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Vorwort 


Der  vorliegende  zweite  Band  des  Werkes  bringt  die  europäischen 
Staaten  und  ihre  Kolonien  zum  Abschluss.  Für  die  meisten  der  darin 
behandelten  Staaten  wird  hier  zum  ersten  Male  eine  wissenschaftliche 
Darstellung  in  deutscher  Sprache  gegeben.  Die  im  ersten  Bande  in  den 
Exkursen  behandelten  Fragen  sind  zur  Erzielung  einer  grösseren  Einheit- 
lichkeit der  Darstellung  in  diesem  Bande  dem  System  eingeordnet  worden. 

Die  Yollmachtsformulare  verdanken  die  Herausgeber  zumeist  den 
zuständigen  deutschen  Konsulaten  und  der  gütigen  Vermittelung  des 
Auswärtigen  Amtes. 

Ein  dritter  Band  soll  die  aussereuropäischen  Staaten,  zunächst  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  behandeln.  Die  Herausgeber  beab- 
sichtigen das  Werk  dadurch  dauernd  brauchbar  zu  erhalten,  dass  sie 
die  durch  Aenderung  der  Gesetzgebung  veraltenden  Theile  durch  neue 
Darstellungen  ersetzen.  Dieser  Band  bringt  dementsprechend  eine  neue 
Bearbeitung  des  englischen  Konkurs-  und  Nachlasswesens.  Das  am 
1.  Januar  1898  in  Kraft  tretende  neue  österreichische  Civilprozessrecht 
und  das  neue  niederländische  Konkursrecht  sollen  folgen. 

Das  Sachregister  ist  auch  zu  diesem  Bande  von  dem  Herrn  Ge- 
heimen Justizrath  Amtsgerichtsrath  Grünewald  in  Metz  und  Herrn 
Dr.  Frommer  in  Berlin  in  dankenswerther  Weise  bearbeitet  worden; 
dem  ersteren  verdanken  die  Herausgeber  auch  die  Uebersetzung  der 
französischen  Manuskripte. 

Möge  dieser  zweite  Band  die  gleiche  Anerkennung  finden,  wie  sie 
dem  ersten  zu  Theil  geworden  ist. 

Berlin,  im  Mai  1897. 

Die  Herausgeber , 


188415 
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Abkürzungen. 
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I.  Theil. 


Civilprozess. 

§ 1* 

1.  Quellen  und  Literatur.1) 

I.  Hauptsächliche  Quellen  des  Civilprozessrechts  sind  die  Gesetze 
vom  2.  April  1834  über  das  Civilverfahren  und  vom  21.  April  1834 
über  die  Gerichtsorganisation,  beide  in  griechischer  und  deutscher1“) 
Sprache  publizirt,  in  Kraft  getreten  mit  dem  25.  Januar  1835;  sowie  die 
späteren,  dieselben  abändernden  und  vervollständigenden  Gesetze,  auf 
die  wir  im  Laufe  der  Darstellung  hinzuweisen  uns  Vorbehalten  (s.  a.  H). 

Daneben  enthält  auch  die  Verfassung  (Art.  87 — 93,  96,  98  u.  s.) 
wichtige  prozessuale  Bestimmungen;  wo  eine  Lücke  in  den  Gesetzen 
existirt,  wird  sie  ausgefüllt  durch  die  Grundsätze  des  römischen  Rechts, 
auf  welche  meist  im  Gesetze  direkt  oder  indirekt  hingewiesen  ist. 

Neben  den  wichtigen  drei  Konsular  Verträgen  (s.  diese  in  §75) 

und  dem  Vertrage  mit  Oesterreich  vom  f 1856  über  die  Mobi- 
° 12.  Juni 

liarnach lassreg ulirung  enthalten  auch  die  von  Griechenland  ge- 
schlossenen Handelsverträge  die  civilprozessuale  Rechtsstellung  der 
Ausländer  beeinflussende  Bestimmungen;  unter  denselben  erwähnen  wir 
die  Verträge: 

mit  den  Amerikanischen  Vereinigten  Staaten  vom  10.  De- 
zember 1837  ;2) 

mit  Belgien  vom  13.  August  1838  und  24.  Mai  1856 ;3) 

mit  Dänemark  vom  18.  Dezember  1843; 

ihit  dem  Deutschen  Reich  vom  — yU.Q1  1884;4 5) 

9.  Juli  ’ ' 

mit  England  vom  1886;*) 

mit  Frankreich  (pro vis.)  vom  8./20.  Februar  1891  ;6) 

mit  Holland  vom  10.  Februar  1843;7) 

J)  Vgl.  Oekonomides,  iy/etpidtov  7coXtruf}g  dixovoptaq,  §§  8 und  li.  v.  Streit, 
Die  neuere  juristische  Literatur  Griechenlands,  im  Juristischen  Literaturblatt  (Berlin, 
Heymann)  No.  87.  Bd.  4 No.  7 S.  125  ff. 

la)  Abgedruckt  in  Maurer,  Das  griechische  Volk  . . . Heidelberg  1835.  Band  III 
S’.  623—832,  u.  S.  304—361. 

2)  Auch  abgedruckt  bei  Martens,  nouveau  recueil  Bd.  15  S.  300. 

3)  Auch  abgedruckt  im  Preuss.  Handelsarchiv  1857  S.  484. 

4)  Auch  abgedruckt  im  Deutschen  Reichs  - Gesetzblatt  1885  S.  23  und  bei  Po- 
sch in  g er,  Die  wirthschaftlichen  Verträge  Deutschlands  Bd.  2 S.  102.  Berlin  1892. 

5)  Auch  abgedruckt  bei  Martens  - Stoerk,  nouveau  recueil  general  Ser.  II 
Bd.  13  S.  518. 

®)  Auch  abgedruckt  bei  Martens-Stoerk,  N.  R.  Ser.  II  Bd.  18  S.  76. 

*)  Auch  abgedruckt  bei  Martens,  N.  R.  1847,  Bd.  5 S.  24. 
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mit  Italien  vom  ^—^är7p  1889 ;*) 

1.  April  ' 

mit  Oesterreich  (provis.)  vom  1887 ;2) 

mit  Persien  vom  15.  Januar  1862; 

mit  Russland  vom  12.  Juni  1850 ;3) 

mit  Schweden  und  Norwegen  vom  15.  Dezember  1852; 

mit  der  Türkei  vom  27.  Mai  1855. 4) 

Alle  Verträge  sind  im  offiziellen  Regierungsblatt  (s.  u.  II),  die 
meisten  (bis  zum  Jahre  1882)  in  der  Gesetzessammlung  von  Rhallis 
(s,  u.  II)  enthalten, 

II.  Literatur.  1.  Ausser  den  kurzen  Bemerkungen  im  II.  Bande 
des  Werkes  von  G.  L.  v.  Maurer  „Das  griechische  Volk  in  öffentlicher, 
kirchlicher  und  privatreehtlicher  Beziehung  etc.“  (1835)  sind  besonders 
erwähnenswerth:  Das  ausgezeichnete,  der  Praxis  als  Wegweiser  dienende 
Handbuch  des  Civilprozesses  von  Oekonomides  (Ohovopidoo,  5 Ey%sipldiov 
rioMuxTjq  AtxovofjLiaQy  in  5.  Aufl.  1890);  das  in  griechischer  Sprache  ver- 
fasste, leider  unvollendete  Lehrbuch  von  Feder  (lief)}  noXtrixyjq  Atxovo- 
piaq,  Hapadcnsziq  1847);  das  für  praktische  Zwecke  bestimmte  Werk  von 
Karat  za  (Kapa  z£ä,  Atxacrzcxyj  [Jpaxztxrj  im  zvjq  floXtz.  Atxovoptaq,  2.  Aufl. 
1884);  endlich  ein  kurzes  Lehrbuch  des  griechischen  Civilprozessrechts 
von  Koffinas  (Eppyvda  Hohr.  Aixov.  1893),  wesentlich  auf  Grund  der 
Vorlesungen  des  Professors  Psaras,  gegenwärtigen  Dozenten  dieses 
Fachs  an  der  Universität  Athen,  ausgearbeitet. 

Die  auf  spezielle  Theile  bezüglichen  grösseren  systematischen  oder 
monographischen  Darstellungen  werden  bei  den  betreffenden  Kapiteln 
genannt  werden. 

2.  Die  Gesetze,  Verordnungen,  Verträge  etc.  sind  unter  dem  be- 
treffenden Datum  sämmtlich  in  der  'Ecprjpep'tq  ztjq  Koßspyfjöecoq , dem 
offiziellen  Publikationsorgan,  enthalten. 

An  Hilfssammelwerken  erwähnen  wir:  'EXXyvtxoc  KcoStxsg  von 
Rhallis  (4.  Aufl.)  und  Aixaoztxoi  Nopm  von  Phlogai’tis  (1885 — 1892, 
4 Hauptbände  nebst  7 Anhangsbänden:  Bd,  I Civilprozess  und  Gerichts- 
organisation; s.  jedoch  auch  die  Zusätze  in  den  Anhangsbänden).  Die 
ältere  Rechtsprechung  enthalten  die  Sammlungen  von  Joannides, 
NopoXoyta  äizoydoziov  Apeiou  Efdyou  und  Eupezrjptov  ^ EXXrjV.  NopoXoyiaq , 
Ileipa,  die  offizielle  EoXXoyy  änocpdaear;  ’Apdoo  Eldyoo ; sehr  praktisch  ein- 
gerichtet ist  das  eben  erschienene,  die  gesammte  civilprozessuale  Judi- 
katur des  Areopags  (1835 — 1890)  zusammenfassende  Werk  von  Balanos 
und  Ginis  (MnaXdvoo  xat  Fxbrj , NopoXoyta  ’Apstou  IJdyoo ),  auf  welches 


9 Auch  abgedruckt  im  Deutschen  Handelsarchiv  1889  S.  389  und  in  der  Gazzetta 
ufficiale  vom  16.  Mai  1889. 

2)  Auch  abgedruckt  bei  Martens-Stoerk,  N.  R.,  Ser.  II  Bd.  13  S.  575. 

3)  Auch  abgedruckt  im  Preuss.  Handelsarchiv  1852  S.  31  und  Journal  de  St.  Peters- 
bourg  vom  21.  Februar  (5.  März)  1851. 

4)  Auch  abgedruckt  im  Preuss.  Handelsarchiv  1856  S.  321. 
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wir  öfters  hinweisen  werden  und  dem  wir  in  der  Kegel  die  Recht- 
sprechung des  Kassationshofs  entnehmen. 

Endlich  seien  noch  zwei  neuere  juristische  Zeitschriften  angeführt, 
die  in  guter  Auswahl  auch  Urtheile  griechischer  Gerichte  mittheilen: 
,’E<p7]/jLep'tg  rvjg  EMrjvixvjQ  xai  rakhxyjg  Nofiohoytag“  von  Balanos;  und 
„9e/jLtg“  von  Angelopoulos. 

§ 2. 

2.  Historische  Einleitung.1) 

I.  Vor  dem  Unabhängigkeitskampfe  wurden  die  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten unter  den  Griechen  von  der  Geistlichkeit  geschlichtet,  indem 
den  Bischöfen  die  Gerichtsbarkeit  über  dieselben  zustand  und  die  heilige 
Synode  in  Konstantinopel  als  Appellhof  diente.  Während  des  Freiheits- 
krieges wurden  wiederholt  Gesetze  über  Gerichtsorganisation  und  Ver- 
fahren erlassen,  welche  aber  wegen  der  Unsicherheit  der  griechischen 
Zustände  nur  unvollkommen  zur  Geltung  gelangen  konnten.  Nach  der 
Errichtung  des  Königreichs  wurden  drei  Gerichte  vorläufig  organisirt 
(in  Nauplia,  Theben,  Missolonghi),  bis  durch  die  zwei  oben  genannten 
vom  bayrischen  Juristen  Georg  v.  Maurer  verfassten  Justizgrund- 
gesetze über  Gerichtsorganisation  und  Civil  verfahren  diesen  unerfreu- 
lichen Zuständen  ein  Ende  gemacht  wurde.  Beide  Gesetze  sind  aus 
der  Kombination  der  Grundsätze  des  französischen  Civilprozesses  mit 
denen  des  gemeinen  deutschen  Civilverfahrens  und  der  bayrischen  Ent- 
würfe von  1825,  1827  und  1831  entstanden  und  waren  gesetzgeberische 
Meisterstücke  jener  Zeit.  Heute  dürften  sie  trotz  der  vielfachen  Er- 
gänzungen und  Verbesserungen  späterer  Gesetze  für  veraltet  gelten. 

H.  Als  materielles  Recht  gilt  im  Reiche  das  Römische,  wie  es  in 
der  Hexabiblos  steht,  sowie  das  lokale  Gewohnheitsrecht  (Verordnung 
vom  23.  Februar  1835).  Von  wichtigeren  neueren  Civilgesetzen  nennen 
wir:  den  'Aanxog  Nopog  vom  29.  Oktober  1856,  enthaltend  meist  allge- 
meine Vorschriften,  vielfach  für  das  internationale  Privatrecht  von  Be- 
deutung; das  Gesetz  vom  17.  August  1861  über  Vormundschaft;  das 
Gesetz  über  die  Form  der  Testamente  (ip7](piopa  dtadyxajv  von  1830); 
Gesetz  vom  11.  August  1836  über  Hypotheken  und  vom  1.  Dezember 
1836  über  Pfandbestellung  etc.  Auch  das  Stempelgesetz  (vom  30.  De- 
zember 1887  mit  Zusätzen  von  1890  und  1892  in  vier  Gesetzen)  enthält 
materielle  Civilrechtssätze. 

Auf  den  ionischen  Inseln  gilt  der  ionische  Kodex  (s.  a.  Gesetz 
vom  22.  Januar  1866). 

III.  Ein  das  gesammte  Civilrecht  umfassender  Entwurf  eines  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  wird  von  einer  gegenwärtig  tagenden  Kommission 
ausgearbeitet.  Sie  soll  wesentlich  das  römische  Recht  kodifiziren. 

*)  Maurer,  op.  eit.  I 95,  139  u.  s.  Mdfiooxa,  loXXoyrj  etc.  III  314  ff.  Geib,  Dar- 
stellung des  Rechtszustands  in  Griechenland,  Heidelb.  1835,  S.  5,  112,  137  ff,  Mocr/o- 
ßdxrj,  Arj/iomov  Aixatov  int  Tovpxoxpartag , Oekonomides  § 10  und  die  geschicht- 
lichen Werke. 
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§ 3. 

3.  Prinzipien  des  Civilprozesses. 

(Oekonomides  §§  64 — 78;  Koffinas  §3.) 

I.  Gegenstand  des  Civilprozesses  können  nur  bestrittene  privat- 
rechtliche  und  zwar  bereits  fällige  Ansprüche  über  erworbene  Rechte 
sein.1)  Auch  Klagen  gegen  den  Fiskus  sind  unter  Beobachtung  be- 
stimmter Formalitäten  eines  vorgängigen  Verfahrens  (s.  u.  §§  21  u.  24)  zu- 
lässig. Wird  ein  Privatrecht  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  des  Staates 
verletzt,  so  ist  ein  Rekurs  bei  den  Gerichten  nur  möglich,  falls  das 
betreffende  Gesetz  gegen  die  Verfassung  verstösst  oder  ausdrücklich 
Entschädigung  des  Verletzten  Vorbehalten  hat.  Was  Gegenstand  eines 
Civilprozesses  ist,  gehört  vor  die  ordentlichen  Civilgerichte,  wie  anderer- 
seits die  Strafsachen  vor  die  Strafgerichte  gehören;  es  können  jedoch 
civilrechtliche  Ansprüche  auf  Schadenersatz  aus  strafbaren  Handlungen 
auch  vor  die  Strafgerichte  unter  bestimmten  Voraussetzungen  (Anhängig- 
keit des  Strafprozesses,  rechtzeitiges  Vorbringen  [Str.P.O.  302],  Möglich- 
keit gleichzeitiger  Verurtheilung  in  beiden  Prozessen  [85],  Anwesenheit 
des  Civilklägers  in  der  Audienz,  verurtheilende  Strafsentenz  [Str.P.O. 
Art.  6])  gebracht  werden.  Ausnahmsweise  kann  eine  Hauptklage  wegen 
Falschheit  oder  Verfälschung  einer  Urkunde  nur  dann  vor  die  Civil- 
gerichte kommen,  wenn  der  Verbrecher  gestorben  oder  die  Kriminal- 
klage verjährt  ist.  C.P.O.  456  (s.  a.  u.  §41).  Was  das  Verhältniss 
der  Civil-  zu  den  Strafgerichten  anbetrifft,  so  ist  zu  bemerken: 

A.  In  der  Regel  ruht  die  Civiisache  bis  zur  Erledigung  des  mit  der- 
selben in  Verbindung  stehenden  Strafverfahrens  (C.P.O.  10),  Umgekehrt 
wird  die  Verhandlung  der  Strafsache  ausgesetzt,  bis  die  Civilgerichte 
über  eine  für  das  Strafverfahren  präjudizielle  Vorfrage  erkannt  haben  (so 
etwa  bei  Bigamie  etc.  A.  II.  288  [1878]). 

B.  Sehr  bestritten2)  ist  die  Frage  des  gegenseitigen  Einflusses  der 
Civil-  auf  die  Strafentscheidungen,  worüber  schwer  zu  vereinigende 
Rechtsregeln  in  der  C.P.O.  (10 — 12)  und  der  St. P.O.  (6 — 12)  enthalten 
sind.  Auf  die  Kontroverse  näher  einzugehen,  verbietet  uns  die  Oeko- 
nomie  des  vorliegenden  W erkes ; für  richtig  halten  wir  die  von  Professor 
Psaras  gegebene  (in  Koffinas  S.  56  ff.)  einfache  Lösung,  wonach  von 
einem  Widerspruch  der  entsprechenden  Bestimmungen  der -C.P.O.  und 
St. P.O.  nicht  die  Rede  sein  kann;  das  Strafgericht  resp.  das  Civilgericht 
darf  eine  vom  kompetenten  Civil-  resp.  Strafgericht  entschiedene  Prä- 
judizialfrage nicht  einer  erneuten  Untersuchung  unterwerfen.  Es  wird 
dazu  erfordert:  dass  die  Präjudizialfrage  (d.  h.  die  für  die  Straf-  und  die 
Civilklage  relevante  Hauptfrage,  von  deren  Beantwortung  die  Ent- 
scheidung beider  abhängt)  von  dem  zum  Erkennen  über  dieselbe  (nicht 


*)  Art.  1,  127  C.P.O. 

a)  Siehe  besonders  Oekonomides  §§  73  ff.,  Feder  §62,  Kostis,  Handbuch  des 
Strafprozesses  § 76.  Der  Kassationshof  hat  eine  konstante  Praxis  nicht. 
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blos  zum  Untersuchen  derselben)  kompetenten  Gerichte  entschieden 
worden  sei.  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  Erkennen  und  Unter- 
suchen. Nicht  steht  entgegen  Art.  12  St.P.O.,  nach  welchem  die  Ent- 
bindung von  der  Anklage  (ist  das  soviel  wie  Freisprechung?  Nein: 
Costis  1.  c.  und  A.  11.  249  [1881])  ebenso  wie  die  Verurtheilung  die 
Verfolgung  privatrechtlicher  Ansprüche  vor  den  Civilgerichten  nicht  aus- 
schliessen. 

II.  Nur  die  ordentlichen  Gerichte  haben  über  Civilstreite  zu  er- 
kennen: Nach  C.P.O.  Art.  14  besteht  die  auch  von  der  Verfassung 
garantirte  Regel,  wonach  Niemand  seinem  ordentlichen  Richter  entzogen, 
kein  eigenes  Gericht,  ausser  bei  Zustimmung  der  Parteien,  für  eine  be- 
stimmte Sache  eingesetzt  werden  darf.  Für  jede  Civilklage  giebt  es 
nur  zwei  Instanzen,  und  es  darf  mit  Umgehung  der  zuständigen  Unter- 
gerichte keine  Klage  an  ein  Berufungsgericht  gebracht  werden  (C.  13). 
Beide  Parteien  haben  mit  geringfügigen  Ausnahmen  (C.  260,  621,  637, 
641,  921,  1022,  1038)  gleiche  Rechte  und  Pflichten  (C.  129,  503  etc.). 

III.  Im  ganzen  griechischen  Civil  verfahren  gilt  in  weitestem  Masse 
die  Verhandlungsmaxime  (C.P.O.  bes.  155,  170);  der  Richter  ist  an 
die  Anträge  der  Parteien  gebunden,  indem  er  ohne  Parteiantrag  weder 
den  Prozess  beginnen,  noch  fortsetzen;  weder,  was  nicht  in  den  Akten 
ist,  berücksichtigen,  noch  über  das  Verlangte  hinaus  verurtheilen  kann. 
Das  Prinzip  wird  jedoch  von  der  Offizialmaxime  in  manchen  Fällen 
durchbrochen  (C.  2,  13,  25,  68  u.  s.  w.),  — so  überall,  wo  die  Wahrung 
der  öffentlichen  Ordnung  es  erheischt  (Wahrung  bestimmter  Form- 
vorschriften, Entmündigungs  - , Ehesachen),  wo  es  sich  um  die  Ge- 
setzesanwendung handelt,3)  in  der  Leitung  der  Verhandlungen  und 
der  Anordnung  der  zur  Aufklärung  der  Verhältnisse  nöthigen  Mass- 
regeln. ' 

IV.  Das  Vorverfahren  ist  stets  schriftlich,  das  Audienz- 
verfahren ist  mündlich  (C.P.O.  132,  173),  jedoch  soll  jeder  Antrag 
der  Partei  schriftlich  gestellt,  über  die  Verhandlung  stets  ein  Protokoll, 
über  das  Erkenntniss  eine  schriftliche  Urkunde  abgefasst  werden.  Auch 
ist  bei  komplizirten,  insbesondere  Rechnungsprozessen  das  ganze  Ver- 
fahren ein  schriftliches  (C.P.O.  611 — 617),  was  jedoch  die  Praxis  in 
seltensten  Fällen  zur  Anwendung  bringt,  wie  sie  andererseits  das  Ver- 
fahren vor  den  Friedens-  und  den  Bezirksgerichten  auf  die  schriftliche 
Form  reduzirt  hat,  indem  die  Parteien  nach  allgemeinem  Brauch  nur 
ihre  Schriftsätze  einreichen,  wobei  pro  forma  ihre  Anwesenheit  kon- 
statirt  wird. 


9 S.  jedoch  Art.  245  §3,  wonach:  Rechtssätze  der  ausländischen  Gesetz- 
gebung sowie  solche,  die  auf  örtlichen  Satzungen  beruhen,  vom  Beweise  nicht  aus- 
geschlossen sind  (s.  a.  A.  IJ.  170  [77],  63  [86]).  Auf  die  Existenz  des  ausländischen 
Gesetzes  kann  man  sich  noch  in  der  ersten  Audienzverhandlung  berufen,  A.  ü.  353 
(1879).  Die  griechischen  Gesetze  zur  Zeit  der  Türkenherrschaft  sind  ausländische,  A.  U. 
86  (1890). 
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V.  Die  mit  diesen  Prinzipien  eng  verbundenen  Grundsätze  der 
Oeffentlichkeit  werden  analog  gehandhabt.  Die  Oeffentlichkeit  ist  die 
Hegel  (G.O.  Art.  92  C.  129,  162)  und  erleidet  nur  in  einigen  Fällen  (Ehe- 
scheidungs-,  Entmündigungssachen  662)  Ausnahmen;  das  Gericht  kann 
bei.  Gefahr  für  die  öffentlichen  Sitten  oder  die  Öffentliche  Ordnung  die, 
Nichtöffentlichkeit  anordnen.  Jedoch  muss  das  Urtheil  stets  öffentlich 
verkündigt  werden.  Die  Berathungen  der  Richter  finden  bei  verschlossenen 
Thüren  statt. 

VI.  Was  endlich  das  Beweisrecht  (s.  a.  u.  §§  26  ff.)  anbelangt, 
so  wirxl  durch  Art.  256  der  C.P.O.  die  freie  Beweiswürdigung  des 
Richters  statuirt  und  jede  gesetzliche  Beweistheorie  ausgeschlossen  (das 
Gesetz  verlangt  nur  „juristische“  Ueberzeugung  A.  /7.  149  [1886]. 
Ausnahmen  s.  u.  § 30,  § 27,  u.  s.).  Die  Eventualmaxime,  die  betreffs 
der  Anträge  der  Parteien  (C.  160)  und  der  Einreden  gilt,  erstreckt 
.sich  auf  das  Beweisrecht  nicht  (s.  u.  §26  III.  C.  251,  beachte  hierbei 
§ 32  u.  s.). 

4.  Die  Gerichte. 

§ 

A.  Gerichtsorganisation  und  Gliederung.  0 

I.  Die  Rechtssicherheit  und  die  Unabhängigkeit  der  Gerichte  von 
der  Verwaltung  ist  in  der  Verfassung  (Art.  28)  garantirt,  besonders 
durch  das  Verbot  jeglicher  Abänderung  in  der  Gerichts  Organisation  ohne 
Betheiligung  der  Gesetzgebungsfaktoren  (V.  Art.  91),  durch  die  Garantien 
für  die  Unabhängigkeit  der  Richter  (Unabsetzbarkeit  V.  Art.  88  etc.), 
durch  Abolition  aller  Ausnahme-Gerichtshöfe. 

So  besteht  denn  auch  nur  für  bestimmte  besonders  geregelte  Fälle  Ver- 
waltungsjurisdiktion,1 2) indem  die  Verfassung  (101)  die  Zuständigkeit  der 
ordentlichen  Civilgerichte  als  Regel  ( A.IJ '.  203  [1883]  s,  a.  240  [1884])  aufstellt. 

In  Griechenland  bestehen  augenblicklich  neben  zahlreichen  Friedens- 
gerichten 22  Bezirksgerichte,  5 Appellhöfe  und  der  in  Athen  residirende 
Kassationshof.  Die  Handelsgerichte  wurden  durch  Gesetz  vom  28.  Mai 
1887  aufgehoben:  Die  handelsrechtlichen  Prozesse  finden  in  besonderem 
summarischem  Verfahren  vor  den  Bezirksgerichten  statt.  Der  Kassa- 
tionshof (aus  13  Richtern  bestehend)  ist  in  zwei  Senate  eingetheilt, 

1)  Philaretos,  Auatmxog  'Opyaviaixbq  1893.  Oekonomides  §§  12  ff.  Maurer 
op.  cit.  II.  §§  374  ff. 

2)  S.  <rf  der  ersten  Nationalversammlung  in  Athen  und  V.  101.  Dazu 

gehören  hauptsächlich  die  Streitigkeiten  betr.  Gebäude-,  Gewerbe-  (Ges.  cc'  von  1866 
und  yxrj'  von  1877),  Stempelsteuer  (Stempelgesetz  Art.  48),  die  indirekten  Steuern 
(Douanenreglement  von  1843  Art.  31,  94,  194  etc.),  die  Aushebung  (Ges.  yd'  von  1877 
und  (ptß  von  1878,  beachte  axy'  von  1882),  die  Demen-  und  Eparchienwahlen.  Jedoch 
bilden  auch  hier  die  höheren  ordentlichen  Gerichte  die  Rechtsmittelinstanz.  Ueber 
Kompetenzkonflikte  (s.  C.  P.  0.  4 — 9 , V.  Art.  101  A.  IJ.  77  [1889])  entscheidet  der 
Kassationshof.  Das  Recht  der  Verwaltungsbehörden  wird  durch  die  kompetenten 
Nomarclien  geltend  gemacht.  (Vgl.  auch  Art.  3 des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  1845. 
Oekonomides  §§  66  ff,  §§  380  ff.) 
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in  deren  jedem  7 Richter  beisitzen.  Iin  Appellhof  urtheilen  5 Richter 
(inkl.  des  Präsidenten),  im  Bezirksgericht  3 Richter  (inkl.  des  Prä- 
sidenten). Neben  denselben  ist  die  Gegenwart  des  Staatsprokurators 
und  Sekretärs  nothwendig.  In  den  Friedensgerichten  artheilt  der  Friedens- 
richter unter  Betheiligung  des  Sekretärs  (G.O.  5,  C.P.O.  489  §2). 

Bei  Besetzung  des  Gerichts  können  neben  den  ordentlichen  Richtern 
(bezahlten,  s.  dar.  Ges.  vom  1.  Oktober  1892)  und  ausserordentlichen 
(G.  0.  6)  Suppleanten  im  Nothfall  auch  Rechtsanwälte  (nach  einer  Anzahl 
von  Dienstj aliren)  zugezogen  werden.  Der  Kassationshol  besteht  jedoch 
nur  aus  ordentlichen  Richtern  (Gesetz  vom  28.  Juli  1877).  Ueberall 
muss  die  Majorität  aus  ordentlichen  Richtern  bestehen. 

II.  Zur  Kompetenz  eines  jeden  Gerichts  gehört  ein  Bezirk  des 
griechischen  Staates.  Die  Friedensgerichte  sind  stets  erstinstanzliche 
Gerichte;  die  Bezirksgerichte  erstinstanzliche  oder  zweitinstanzliche;  die 
Appellhöfe  entscheiden  gewöhnlich  in  zweiter  Instanz  über  Urtheile  der 
Bezirksgerichte.  Der  Kassationshof  hebt  in  der  Regel  die  gegen  die 
Gesetze  verstossenden  Urtheile  der  unteren  Gerichte  auf,  nur  aus- 
nahmsweise richtet  er  in  der  Sache  selbst.  Die  Gerichte  sind  von  ein- 
ander unabhängig  (über  die  Disziplinargewalt  und  das  Disziplinarverfahren 
s.  G.O.  273  ff.);  nur  einzelne  richterliche  Akte  können  von  dem  einen 
Gericht  dem  andern  übertragen  werden.  Bei  Kompetenzkonflikten  und 
in  einigen  andern  Fällen  kann  jedoch  der  Areopag  ganze  Prozesse 
einem  Gericht  übertragen. 

III.  Der  Gerichtspräsident  hat  die  Oberaufsicht  über  die  Thätig- 
keit  seines  Gerichts,  regelt  dieselbe  und  führt  die  Verhandlungen;  er 
publizirt  die  Urtheile,  bestellt  die  Berichterstatter;  er  hat  Disziplinar- 
gewalt über  das  Gerichtspersonal  (G.O.  81  ff.).  Auch  stehen  ihm  be- 
sondere Kompetenzbefugnisse  zu,  indem  er  in  bestimmten  Fällen  zu 
richten,  die  Vollstreckungsklausel  zu  ertheileii  etc.  berufen  ist  (s.  u.  § 43). 

IV.  Der  Staatsprokurator  (G.O.  91 — 117)  ist  Wächter  des  Ge- 
setzes und  hat  besondere  Pflichten  gegenüber  der  Regierung,  er  ist  das 
Bindeglied  zwischen  derselben  und  den  Gerichten;  er  ist  nothwendiges 
Glied  bei  Zusammensetzung  des  Gerichts.  In  gewissen  Fällen  betheiligt 
er  sich  als  Partei  am  Prozess  (so  bei  Ernennung  von  Vormündern 
[Vormundschaftsgesetz  Art.  22  etc.,  s.  a.  C.P.O.  646,  671  u.  s.]).  In 
jeder  Sache  hat  er  das  Recht1)  seine  Ansicht  dem  Gerichte  in  der 
Audienz  mündlich  mitzutheilen,  sowie  im  Interesse  des  Gesetzes,  un- 
abhängig von  den  Parteien,  Kassation  einzulegen  (C.P.O.  815). 

Die  Staatsanwaltschaft  ist  hierarchisch  gegliedert  und  gilt  betreffs 
derselben  der  französische  Grundsatz,  sie  sei  „une  et  indivisible“. 

V.  Dehi  Gerichtssekretär  liegen  neben  der  Führung  des  Proto- 
kolls in  den  Gerichtssitzungen  auch  gewisse  Verwaltungsgeschäfte  ob. 
Er  führt  die  Audienzrolle,  verwaltet  das  ganze  Gerichtsbureau  und  die 
Gerichtskasse  und  ertheilt  Zeugnisse  über  Gerichtsakte. 


*)  In  allen  Fällen,  in  denen  ein  öffentliches  Interesse  vorhanden,  ist  er  dazu  verpflichtet. 
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Neben  den  Rechtsanwälten  (s.  u.)  sind  noch  die  Gerichtsboten 
(G.O.  153 — 165)  und  Notare  zu  nennen;  erstere  (darunter  die  Audienz- 
gerichtsboten) sind  einem  bestimmten  Bezirksgerichte  beigeordnet  und 
haben  bei  allen  in  dem  betreffenden  Bezirke  bestehenden  Gerichten  Zu- 
stellungen von  Prozessschriftstücken  und  Exekutionen  zu  besorgen. 
Letztere,  als  öffentliche  Beamte  niedergesetzt  (166 — 213  s.  a.  Ges.  vom 
23.  Dezember  1892),  haben  sich  bei  gewissen  Verträgen  zu  betheiligen, 
Abschriften  und  exekutorische  Ausfertigungen  der  von  ihnen  bewahrten 
Originalurkunden  zu  geben,  durch  ihr  „gesehen“  (Visa)  Privaturkunden 
mit  sicherem  Datum  zu  versehen,  endlich  die  durch  Gesetz  ihnen  über- 
tragenen Rechtshandlungen  (so  Versteigerungen  etc.)  vorzunehmen. 

VI.  Die  Gerichtssprache  ist  die  griechische:  ist  eine  Partei  oder 
ein  Zeuge  der  griechischen  Sprache  nicht  mächtig,  so  wird  ein  beeideter 
Dolmetscher  zugezogen  (G.P.O.  340  ff.).  Jede  Frage  an  den  Zeugen  ist 
in  der  Ursprache  und  in  der  griechischen  Uebersetzung  zu  Protokoll 
zu  bringen.  Ueber  die  Urkunden  s.  u.  § 33. 

VII.  Die  gewöhnlichen  Sitzungstage  der  Gerichte  werden  ein  für 
alle  Mal  im  Voraus  bestimmt  und  öffentlich  bekannt  gemacht.  Die 
Gerichtsferien  der  Koliegialgerichte  dauern  zwei  Monate  (1./13.  Juli 
bis  1./13.  September  [Gesetz  vom  5.  Juli  1851]),  jedoch  werden  auch 
während  der  Ferien  dringende  Prozesse  (Strafsachen  und  von  dem 
Gericht  1‘ür  dringend  erklärte  Streitfälle)  durch  die  Ferienabtheilung  des 
Gerichts  erledigt. 

Die  Reihenfolge  der  Prozesse  wird  nach  den  verschiedenen  Audienz- 
rollen, in  welche  alle  Prozesse  einzuschreiben  sind,  bestimmt  (G.  0. 
Art.  263  ff.  s.  a.  u.).  Diese  Festsetzung  geschieht  am  Ende  der  Woche  zu 
einer  im  Voraus  zu  bestimmenden  Stunde;  ein  die  anstehenden  Prozesse 
enthaltender  Anschlag  wird  im  Audienzsaale  ausgehängt  (s.  C.  P.  0. 
Art.  570 — 578),  den  Geschäftsgang  in  der  Audienz  regelt  G.O.  Art.  249ff., 
jedoch  hat  die  Gerichtspraxis  denselben  in  manchen  Punkten  vereinfacht 
resp.  auf  dem  Wege  der  Interpretation  im  Detail  ausgebiidet. 

§ 5. 

1.  Anhang.  Rekusation  der  Gerichtspersonen. 

(Art.  36-48  C.P.O.,  Oek.  § 131  ff.,  Bai.  S.  434  ff.) 

Jeder  Richter,1)  Staatsprokurator  und  Gerichtsschreiber  kann  aus 
folgenden  Gründen  sich  seiner  Amtsfunktion  entschlagen  resp.  von  den 
Parteien  abgelehnt  werden:  a)  wenn  er  am  Ausgange  der  Sache  irgend- 
welches Privatinteresse  hat;  b)  wenn  er  zu  der  Partei  in  besonderem 
Freundschafts-  oder  Feindschaft«.-  oder  Abhängigkeitsverhältnisse  steht; 
c)  wenn  er  mit  der  Partei  verwandt  (in  der  Seitenlinie  bis  zum  vierten 
Grade)  oder  verschwägert  (in  der  Seitenlinie  bis  zum  zw  eiten  Grade), 
verheirathet  (auch  wenn  geschieden)  oder  verlobt  ist;  d)  wenn  er  in 

0 Nach  dem  Gesetz  von  1877  (s.  oben  § 4)  ist  die  Rekusation  der  Areopags- 
mitglieder  eingeschränkt. 
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derselben  Sache  als  Zeuge,  Sachverständiger  oder  gerichtlicher  Konsulent 
verwendet  worden,  oder  den  Verdacht  der  Parteilichkeit  (insbesondere 
wegen  angenommener  Geschenke)  erregt  hat;  e)  wenn  er  am  Geschäft, 
woraus  der  Streit  entstanden,  resp.  beim  Erlass  des  Urtheils,  welches 
angefochten  wird,  betheiligt  gewesen  ist.  — Die  Gründe  unter  a und  c 
können  beide  Parteien  vorschützen,  die  übrigen  jedoch  nur  derjenige, 
in  dessen  Interesse  sie  vorgeschrieben  sind. 

Das  Kekusationsgesuch  wird,  falls  es  vom  Richter  selbst  vorgebracht 
wird,  der  Rathskammer  vorgelegt, J)  welche  in  letzter  Instanz  zu  ent- 
scheiden hat. 

Wird  das  Gesuch  von  der  Partei  vorgebracht,  so  soll  es  vor  der 
freiwilligen  Einlassung  in  die  gerichtliche  Handlung  (also  beim  Kläger 
vor  der  Klage,  beim  Beklagten  vor  jeglicher  Einrede)  dem  Gerichts- 
präsidenten schriftlich  vorgelegt  werden,  unter  genauer  Angabe  (A.  77. 
161  [1881])  und  Bescheinigung  der  Gründe.  Das  Gericht  theilt  der  be- 
treffenden Gerichtsperson  das  Gesuch  mit,  welche  sich  von  da  ab  jeder 
richterlichen  Handlung  enthalten  muss,  und  urtheilt  dann  in  deren  Ab- 
wesenheit in  letzter  Instanz  über  das  Gesuch. 

Die  Kosten  trägt  die  ablehnende  Partei.’ 

§ 6- 

2.  Anhang:  Klagen  gegen  richterliche  Beamten. 

(C.  56  ff.  und  Verordn,  vom  8.  Juli  1838.  Oekonomides  § 254;  Balanos  S.  547.) 

Dieses  Institut  bezweckt,  ein  Gegengewicht  für  die  richterliche  Un- 
verant wortlichkeit  zu  schaffen,  dadurch,  dass  die  richterlichen  Beamten 
persönlich  den  durch  ihre  Schuld  entstandenen  Schaden  ersetzen  müssen- 
Alle  richterlichen  Beamten,  Richter,* 2)  Schiedsrichter,  ganze  Gerichte, 
Staatsprokuratoren,  Rechtsanwälte,  Notare,  Gerichtsschreiber  und  Ge- 
richtsboten können  nämlich  verklagt  werden,  falls  sie  bei  einer  Amts- 
handlung (A.  77.  83  [1885])  arglistig  oder  aus  grober  Nachlässigkeit3) 
(die  Richter  insbesondere  wegen  Rechtsverweigerung  C.P.O.  57)  der 
Partei  Schaden  zugefügt  haben,  gleichgiltig,  ob  ein  Rechtsmittel  gegen 
die  nachtheilige  Handlung  zulässig,  und  unbeschadet  der  Beschwerde 
auf  dem  Disziplinarwege.  Die  Klage  verjährt  in  30  Jahren.  Der  Be- 
schädigte hat  erst  von  der  betreffenden  Gerichtsperson  Abhilfe  zu 
suchen;  erlangt  er  nichts,  so  ersucht  er  das  Gericht,  welches  zu  ur~ 
theilen  berufen  ist,4)  um  die  Erlaubniss,  die  Klage  anstellen  zu  dürfen 


b Friedensrichter  beim  Bezirksgericht! 

2)  Auch  als  Richter  thätige  Konsuln;  denn  auch  in  diesem  Falle  haftet  nicht  der 
Staat  für  dieselben  A.  Z7.  372  (1879). 

3)  Auch  manchmal  wegen  leichter  Nachlässigkeit,  falls  die  Nichtigkeit  eines  Aktes 
verschuldet  worden,  und  zwar  in  den  Fällen  C.  135  § 3,  142,  203,  896  u.  s. 

4)  Das  Bezirksgericht,  falls  ein  Gerichtsbote,  Anwalt,  Notar,  Schiedsrichter  oder 
Friedensgerichtsschreiber  verklagt  wird;  sonst  das  zunächst  höhere  Gericht  resp.  das 
vom  Justizministerium  bestimmte  Appellgericht  bei  Klagen  gegen  Mitglieder  des  Kassa- 
tionshofes. 
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(s.  d.  Verordnung).  Wird  ihm  die  Erlaubniss  gegeben,  so  muss  inner- 
halb eines  Monats  (Verordn.  Art.  5)  die  Klage  an  gestellt  werden  und 
wird  dieselbe  im  gewöhnlichen  Verfahren  verhandelt.  Nach  der  Klage- 
zustellung muss  sich  die  Gerichtsperson  jeglicher  Amtshandlung  in 
der  Sache  enthalten.  Vorbehaltlich  der  Disziplinarstrafe  wird  der  Schul- 
dige zum  Schadensersatz  und  zu  den  Kosten  verurtheilt,  falls  die  Klage 
für  begründet  erachtet  wird ; im  entgegengesetzten  Fall  trägt  der  Kläger 
die  Kosten,  ausserdem  wird  ihm  Geldstrafe  auferlegt.  Diese  Gerichts- 
urtheile  sind  nur  durch  das  Rechtsmittel  der  Appellation  anfechtbar, 
nicht  auch  durch  Kassation. 

B.  Zuständigkeit  der  G-erichte.1) 

§ 7. 

I.  Sachliche  Zuständigkeit. 

1.  Die  Friedensgerichte  fungiren  in  Sachen  freiwilliger  Gerichts- 
barkeit, bei  Siegelanlegungen,  in  Familienrathversammlungen,  in  Vor- 
mundschaftssachen (Ernennung  eines  provisorischen  Tutors  etc.)  u.  s.  w. 
(Art.  492).  Als  Vergleichsbeamte  haben  sie  den  Vergleich  der  Parteien 
anzustreben,  stets  in  Sachen,  die  zu  ihrer  eigenen  Kompetenz  gehören 
und  ausserdem,  wenn  die  Parteien  in  nicht  zu  ihrer  Kompetenz  ge- 
hörigen Sachen  zwecks  Vergleichs  vor  ihnen  erschienen  sind  (493). 
In  streitigen  Sachen  entscheiden  sie  in  erster  und  letzter  Instanz  bei 
einem  Objekt  bis  zu  40  Drachmen,  vorbehaltlich  der  Appellation  bis 
zu  300  Drachmen  in  Civil-  und  Handelssachen  (Art.  490  und  Gesetz 
vom  1.  Februar  1838).  Ohne  Unterschied  des  Werthes  urtheilen  sie  in 
besonders  dringenden  Fällen  (Streitigkeiten  zwischen  Vermiethern  und 
Miethern  aus  dem  Miethsvertrage  und  über  das  Miethgeld,  zwischen 
Reisenden  und  Wirthen,  provisorische  Anordnungen  bei  Besitzstreitig- 
keiten oder  bei  Prorogation  der  Parteien). 

2.  Die  Bezirksgerichte  urtheilen  bei  obigen  Sachen  in  zweiter 

Instanz;  sonst  urtheilen  sie  über  alle  Streitsachen,  die  nicht  durch  be- 
sondere Vorschrift  ihnen  entzogen  sind,  und  zwar  in  erster  und  letzter 
Instanz  bei  persönlichen  und  dinglichen  Mobiliarklagen  bis  500  Drachmen, 
in  Handelssachen  bis  800  Drachmen, 2)  endlich  bei  dinglichen  Immobiliar- 
klagen, wenn  der  jährliche  Ertrag  der  betreffenden  Immobilie  nicht 
grösser  ist  als  25  Drachmen  (528).  Auch  in  Sachen  der  nicht  strei- 

tigen Gerichtsbarkeit  sind  sie  öfters  thätig. 

3.  Die  Appellhöfe  sind  in  der  Regel  berufen,  in  zweiter  Instanz 
über  die  appellablen  Urtheile  der  Bezirks-  und  der  ihnen  gleich  geach- 
teten Schiedsgerichte  zu  erkennen  (737). 

4.  Der  Kassationshof  urtheilt  in  seinem  ersten  Senat  über  die 


9 Oekonomides  § 26  ff.,  §154.  Balanos  S.  228  ff. 

3)  Berechnung:  es  ist  zu  berechnen  in  gewöhnlichen  Sachen  Kapital  und  Zinsen 
bis  zur  Klagezusteilung.  in  Handelssachen  nur  Kapital  (C.P.  0.  530;  Ges,  über  Kom- 
petenz der  B.G.  Art.  9). 
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Kassationen  gegen  Urtheile  der  Friedens-,  Bezirks-  und  Appellations- 
gerichte. Die  übrigen  Civilsachen  gehören  samint  den  Strafsachen  zur 
Zuständigkeit  des  zweiten  Senats.  Das  Plenum  urtheilt,  falls  die  Kassa- 
tion im  Interesse  des  Gesetzes  gefordert  wird,  sowie  bei  Widerspruch 
der  Senate  u.  s.  Doch  fungirt  der  Kassationshof  auch  bei  Kompetenzkon- 
flikten und  Kompetenzregelung  und  hat  auch  bestimmte  Disziplinar- 
befugnisse.  Er  kassirt  die  Urtheile,  welche  gegen  das  Civilrecht  oder 
wesentliche  Prozessualbestimmungen  verstossen.  Falls  wegen  falscher 
Gesetzesanwendung  der  Kassation  stattgegeben  wird,  wendet  der  Kassa- 
tionshof selbst  das  Recht  an  (Ges.  PNA'  von  1866  und  MZX'  von  1877). 

§8- 

II.  Oertliche  Zuständigkeit. 

A.  Allgemeiner  Gerichtsstand  des  Inländers  ist  das  Domi- 
zil des  Beklagten, L)  und  beim  Nichtvorhandensein  eines  solchen  zur  Zeit 
der  Klageerhebung  sein  Aufenthaltsort.  Ihren  allgemeinen  Gerichtsstand 
haben-  die  juristischen  Personen  und  Gesellschaften  beim  Gerichte  des 
Ortes  ihrer  Niederlassung  (der  Fiskus  in  der  Hauptstadt!).  Vor  Ver- 
theilung  der  Erbschaft  oder  vor  Aushändigung  derselben  an  die  Erben 
ist  allgemeiner  Gerichtsstand  das  Gericht  der  Eröffnung  der  Sukzession. 
Bei  inländischen  Beamten,  die  im  Auslande  die  Exterritorialität  ge- 
messen, das  Gericht  ihres  Wohnsitzes  vor  ihrer  Sendung,  oder  falls  ein 
solcher  nicht  existirt,  das  Gericht  der  Hauptstadt.  Nothwendigen  Wohn- 
sitz haben  die  Ehefrauen,  nämlich  den  ihres  Ehegatten  (auch  nach  der 
Scheidung  und  im  Wittwenstande),  eheliche  Kinder,  so  lange  sie  keinen 
eigenen  Wohnsitz  erworben,  den  ihres  Vaters  resp.  Vormunds,  un- 
eheliche den  der  Mutter  (auch  nach  dem  Tode  des  Vaters  resp.  der 
Mutter),  die  lebenslänglichen  Beamten  (V.  88.  G.O.  280.  C.  17.  § 1,  22. 
§ 1)  das  Gericht  ihres  Amtssitzes. 

B.  Besondere  Gerichtsstände  sind: 

1.  Das  forum  rei  sitae  für  dingliche  Immobiliarklagen. 

2.  Das  forum  gestae  administrationis  für  fremde  Vermögensverwal- 
tung (bei  Auftrag  des  Gerichts  zur  Verwaltung,  ist  dieses  Gericht  zu- 
ständig) (C.P.O.  19  No.  2,  223,  646,  1039). 

3.  Das  forum  recon ventionis  für  Widerklagen  (C.P.O.  19.  § 3) 
(auch  nachdem  der  Kläger  die  Klage  hat  fallen  lassen). 

4.  Forum  arresti  in  Streitigkeiten  bei  Gelegenheit  des  Personal- 
oder Realarrestes.1 2) 


1)  Siehe  ’Jerr.  N.  a.  91.  Danach  hat  man  nur  ein  Domizil.  Domiziländerung  braucht 
der  Gegenpartei  nicht  mitgetheilt  zu  werden.  A.  II.  226  (1886). 

2)  Bei  Personalarrest  jedoch,  sowie  bei  der  zur  Sicherung  einer  Forderung  er- 
folgten Beschlagnahme  hat  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  die  Beschlagnahmehandlung 
vorgenommen  worden,  nur  dann  über  die  Forderung  zu  entscheiden,  wenn  die  Arrest- 
handlungen gegen  einen  flüchtigen  Schuldner,  der  kein- Domizil  hat,  oder  gegen  Aus- 
länder vorgenommen  worden,  die  im  Inland  verhaftet  oder  deren  Effekten  im  Inland 
mit  Beschlag  belegt  werden  können.  Beide  Fälle  sind  mir  in  Prozessen  zwischen 
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5.  Forum  delicti  für  Ansprüche  aus  strafbaren  Handlungen  (C.P.O. 
22.  § 6,  35). 

6.  Forum  connexitatis  bei  Rechtssachen,  die  in  solchem  Yerhältniss 
zu  einander  stehen,  dass  sie  ohne  Nachtheil  nicht  getrennt  werden 
können,  das  Gericht  der  Hauptsache  (21). 

7.  Forum  continentiae  causarum,  bei  Rechtsidentität  (C.P.O.  22. 
§ 2,  5). 

8.  Forum  contractus;  bei  Civily ertrügen  das  Gericht  des  Ortes,  an 
welchem  nach  ausdrücklicher  Vereinbarung  erfüllt  werden  soll;  bei 
Handelsverträgen  das  Gericht  des  Ortes  des  Vertragsschlusses  oder  der 
V ertragserfüllung. 

Die  Fora  rei  sitae,  connexitatis,  arresti,  gestae  administrationis  bei 
Auftrag  des  Gerichts  sind  ausschliessliche,  die  übrigen  besonderen 
konkurriren  mit  dem  allgemeinen,  wobei  dem  Kläger  das  Wahlrecht 
zusteht  (s.  a.  A . II.  41  [1888]).  Dieses  wird  geltend  gemacht  und  er- 
lischt durch  Eintragung  der  Sache  in  die  Rolle  (forurn  praeventionis). 
Als  forum  prorogatum  gilt  der  an  sich  nicht  begründete  Gerichtsstand, 
dem  sich  der  Beklagte  stillschweigend  oder  ausdrücklich  unterwirft. 
Als  stillschweigende  Unterwerfung  gilt  die  Nichtvorbringung  der  In- 
kompetenzeinrede zur  rechten  Zeit.  Jedoch  gelten  folgende  Beschrän- 
kungen: die  Zuständigkeit  der  Friedensgerichte  kann  über  die  Grenzen 
des  Art.  490  hinaus  nur  ausdrücklich  und  gemäss  Art.  491  prorogirt 
werden.  Ebenso  gilt  die  Regel,  dass  ausser  beim  Kompromiss,  die  ab- 
solute Inkompetenz  (ratione  materiae)  auch  durch  Prorogation  nicht  ge- 
heilt werden  kann  (A.  TI.  36  [1877]  aber  380  [52]  ?). 

C.  Besonderes  gilt  betreffs  der  Gerichtsstände  der  Ausländer1) 
(C.P.O.  26—28,  Oek.  §45): 

d)  Ist  der  Kläger  Inländer,  der  Beklagte  nicht  exterritorialer 
(Art.  26,  jedoch  dingliche  Immobiliarklagen,  Widerklagen  etc.  auch 
gegen  exterritoriale  zulässig)  Ausländer,  so  kann  die  Klage  vor  jedem 
sachlich  zuständigen  inländischen  Gericht  apgestellt  werden,  gleichgiltig, 
ob  der  Anspruch  im  Inland  oder  im  Ausland  entstanden,  ob  er  ding- 
lich oder  persönlich  ist. 

ß)  Sind  beide  Parteien  Ausländer,  so  sind  die  griechischen  Gerichte 
nur  ausnahmsweise  zuständig,  dann  nämlich:  wenn  die  Staatsverträge 
es  zulassen;2)  wenn  sich  der  Ausländer  der  griechischen  Gerichtsbar- 
keit freiwillig  unterwirft;  wenn  er  in  Griechenland  domizilirt  ist  und 


Ausländern  von  Bedeutung;  über  die  von  inländischen  Klägern  verfolgten  Aus- 
länder kann  jedes  griechische  Gericht  erkennen;  für  die  flüchtigen  Inländer,  welche 
kein  Domizil  haben,  gilt  als  Aufenthaltsort  der  Ergreifungsort.  Oekonomides  §36 
Note  5. 

*)  Siehe  a.  u.  §§  67,  76. 

2)  S.  die  in  den  Staatsverträgen  enthaltenen  Bestimmungen,  wonach  die  Ange- 
hörigen des  fremden  Staates  freien  Zutritt  zu  den  Gerichten  haben  zur  Verfolgung  und 
Vertheidigung  ihrer  Rechte,  welche  dahin  zu  deuten,  dass  sie  die  Zuständigkeit  der  grie- 
chischen Gerichte  statuiren.  So  Oekonomides  §45  Anm.  9;  Feder  S.  428. 
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es  sich  um  einen  Handelsprozess  handelt,1)  endlich  beim  Vorhandensein 
des  speziellen  fori  rei  sitae,  identitatis  juris  in  dinglichen  Ansprüchen, 
contractus,  gestae  administrationis,  delicti  und  arresti.  Ob  in  oben- 
genannten Fällen  das  Erforderniss  des  inländischen  Domizils  oder  Auf- 
enthaltsortes stets  hinzutreten  muss  (so  Feder  432),  ist  bestritten. 

"Richtiger  scheint  die  Ansicht,  nach  welcher  das  Erforderniss  des 
Domizils  etc.  nur  bei  Handels-  und  Wecbselsachen  nach  Art.  19,  1 vor- 
handen sein  muss.2) 

f)  Art.  28  § 2 statuirt  endlich  ausdrücklich,  dass  der  Inländer  auch 
wegen  solcher  Verbindlichkeiten  vor  griechischen  Gerichten  belangt 
werden  kann,  welche  derselbe  im  Auslande  gegen  In-  oder  Ausländer 
eingegangen  ist. 

D.  Regulierung  der  Zuständigkeit  (C.P.O.  29 — 35).  Eine  solche 
findet  statt,  wenn  zwei  koordinirte  Gerichte,  bei  denen  dieselbe  oder 
eine  konnexe  Sache  anhängig  ist,  sich  beide  für  kompetent  oder  für 
inkompetent  erklären.  Die  Regulierung  nimmt  der  Kassationshof  auf 
Antrag  einer  Partei  vor.  Der  Kläger  hat  beim  Präsidenten  ein  schrift- 
liches Gesuch  einzubringen,  in  welchem  die  Erlaubniss  erbeten  wird,  zur 
Regulierung  vorladen  zu  dürfen.  Wird  dem  Gesuche  stattgegeben,  so 
ist  das  Zulassungsurtheil  den  saisirten  Gerichten  unverzüglich , der 
Gegenpartei  binnen  15  Tagen  — letzteres  bei  Strafe,  dass  das  Gericht 
des  Beklagten  zuständig  werde  — zuzusteilen. 

E.  Verweisung  von  einem  Gericht  an  ein  anderes3)  kann  in 
bestimmten  Ausnahmefällen  durch  den  Kassationshof  erfolgen,  dann 
nämlich:  1'.  wenn  so  viele  Mitglieder  eines  Gerichtshofs  rekusirt  oder 
durch  Krankheit  verhindert  sind,  dass  der  Rest  die  gesetzliche  Anzahl 
nicht  erreicht;  2.  wenn  die  Verhandlung  an  einem  bestimmten  Orte  der 
öffentlichen  Sicherheit  Gefahr  bringen  könnte.  Im  ersteren  Falle  sind 
die  Parteien  antragsberechtigt,  im  letzteren  Falle  kann  die  Verweisung 
nur  auf  Anordnung  des  Justizministers  durch  den  Generalprokurator 
begehrt  werden.  Die  Parteien  werden  zur  mündlichen  Verhandlung 
über  das  Gesuch  geladen.  Der  Kassationshof  bestimmt,  falls  er  dem 
Gesuche  stattgeben  will,  das  Gericht,  welches  sich  der  Sache  anzunehmen 
hat;  wird  das  Begehren  abgeschlagen,  so  kann  ein  neues  nur  aus  neuen 
Gründen  gestellt  werden. 

5.  Die  Parteien. 

§ 9- 

A.  Prozessfähigkeit. 

(Oek.  § 52  ff.,  Bai.  S.  736  ff.) 

I.  Prozessfähigkeit  ist  prozessuale  Handlungsfähigkeit.  Absolute 
Prozessunfähigkeit  kennt  das  griechische  Recht  nicht.  In  der  Prozess- 

')  Nur  im  Falle  Griechenland  Erfüllungsort?  Ja:  Feder  S.  429.  Nein:  Oeko- 
nomides  § 45  Anm,  11. 

*)  Oekonoroides  1.  c.  beachte  C.  145  § ö. 

3)  C.P.O,  49 — 55,  siehe  auch  Gesetz  vom  8.  Juli  1838  und  das  den  Kassationshof 
betreffende  Gesetz  vom  28.  Juli  1877  (/juCf). 

Lsske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgang.  II 
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fähigkeit  beschränkt  (CLP.  0.  Art.  71)  sind  insbesondere  die  in  der  Hand- 
lungsfähigkeit Beschränkten,1)  somit  die  unter  irgend  einer  Art  von 
Pflegschaft  (Schutzherrschaft)  Stehenden ; so  die  Hauskinder  in  Ansehung 
des  der  väterlichen  Verwaltung  unterstehenden  Vermögens;  die  Ehe- 
frauen bezüglich  der  dos,  die  Gemeinden  und  Wohlthätigkeitsanstalten;  sie 
alle  bedürfen  der  Einwilligung  des  Tutors  oder  Kurators,  resp.  des 
Hausvaters  oder  des  Ehemanns,  resp.  der  Vorgesetzten  Verwaltungs- 
behörde, um  vor  Gericht  handelnd  aufzutreten,  ausser  in  Fällen  drin- 
gender Gefahr.  Endlich  gehören  dahin  die  Fallirten  (s.  a.  u.  § 51). 
Prozessfähigkeit  wie  Prozesslegitimation  kann  in  jeder  Lage  der  Sache 
von  Amtswegen  untersucht  werden. 

II.  Den  Ausländern  sind  nach  "Aar.  N.  a.  13  gleiche  Rechte  wie 
den  Einheimischen  gewährt,  ausser  wo  die  Gesetze  nicht  ausdrückliche, 
durch  Verträge  nicht  aufgehobene,  Ausnahmen  statuiren.  Durch  könig- 
liches Dekret  kann  dem  Zwecks  Naturalisation  angesessenen  Fremden 
auch  vor  derselben  völlige  Gleichstellung  gewährt  werden. 

Besonders  erwähnt  ist  die  Gleichstellung  auch  in  den  zahlreichen 
Staats  vertrügen,  insbesondere  die  Erwerbs-  und  Dispositionsfähigkeit 
(Handelsvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich  Art.  3;  mit  Italien  Art.  1; 
mit  Russland  Art.  11;  mit  Oesterreich  Art.  1;  mit  England  Art.  14  u.  s.  w.). 
Die  civilprozessualen  Vorrechte  der  Inländer  werden  den  Ausländern 
durch  die  in  einige  Verträge  aufgenommene  Klausel  „des  freien  Zu- 
tritts zu  den  Gerichten  zur  Verfolgung  und  Vertheidigung  ihrer  Rechte“ 
gewährleistet  (so  Handelsvertrag  mit  England  Art.  15  § 3,  mit  dem 
Deutschen  Reich  Art.  3;  mit  Italien  Art.  2;  mit  Oesterreich  Art.  1 u.  s.). 
Jedoch  wird  durch  diese  Klausel  nicht  jede  Ausnahmebestimmung  be- 
züglich der  Ausländer  aufgehoben.2) 

§ 10. 

B.  Intervention. 

(Oek.  §52  ff“.,  Bai.  S.  748  ff.,  Art.  231  f,  69,  71  f.,  89  C.P.O.) 

Die  Intervention  ist  eine  freiwillige,  wenn  der  Intervenient  pro- 
prio motu  in  einen  schwebenden  Prozess  sich  einmischt,  oder  eine  noth- 
wendige,  im  Falle  der  Adzitation  oder  Litisdenunziation.  Sie  ist  Haupt- 
intervention, wenn  der  Intervenient  ein  eigenes  rechtliches  Interesse  am 
Gegenstand  eines  schwebenden  Prozesses  nachweist  und  als  Gegner 
beider  Parteien  auttritt,  oder  Nebenintervention,  falls  seine  Interessen 
mit  denen  der  einen  Partei  koliidiren,  d.  h.  wenn  der  schwebende 
Prozess  einen  Einfluss  hat  aul  die  Existenz  eines  Rechts  des  Intervenienten 
oder  die  Entstehung  einer  Verpflichtung  desselben  gegen  eine  der  Par- 
teien. Die  Intervention  ist  in  jeder  Lage  des  Prozesses,3)  die  Haupt- 

*)  ’J<rr.  N.  58,  75,  105.  Minderjährige  (unter  21  Jahren  in  der  Regel),  die  gesetz- 
lich Interdicirten  (C.P.O.  Art.  672  und  Art.  25  St.G.B.),  die  wegen  Blödsinns  oder 
Wahnsinns  Interdicirten  (C.  658),  die  Verschwender  (671)  und  die,  welchen  ein  gericht- 
licher Beistand  zugeordnet  ist  (C.  665.  ’Atrr.  V 121,  135). 

,2)  S.  im  Einzelnen  unten  §§  15,  16. 

3)  A.  77.  116  (1855). 
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Intervention  sogar  in  der  Exekutionsinstanz1)  zulässig;  sie  erfolgt  durch 
Zustellung  eines  Interventionsscliriftsatzes  an  beide  Prozessparteien;2) 
womöglich3)  soll  sie  zusammen  mit  dem  Hauptprozesse  erledigt  werden. 
Die  erzwungene  Intervention  erfolgt: 

а)  In  Folge  der  Adzitation;  diese  ist  statthaft,  ausser  in  den 
Fällen  der  Streitgenossenschaft,  dann,  wenn  der  Adzitirte  als  Gewährs- 
mann der  Rechte  des  Adzitanten  oder  der  Verbindlichkeiten  des  Gegners 
desselben  oder  als  Eigenthümer  der  von  dem  Adzitanten  in  fremden 
Namen  besessenen  Sache  vorgeschoben  wird,  oder  falls  der  Adzitirte 
durch  Haupt-  oder  Nebenintervention  einzutreten  berechtigt  ist,  resp. 
ein  Recht  zur  Opposition  hat.  Die  Adzitation  muss  rechtzeitig,  d.  h. 
in  der  Regel  in  der  ersten  Instanz,  und  zwar  im  Vorverfahren  vorge- 
nommen werden.4) 

ß)  In  Folge  der  Litisdenunziation.  Die  Partei  kann  nämlich 
den  bei  ungünstigem  Prozessausfalle  zur  Schadloshaltung  Verpflichteten 
durch  die  Litisdenunziation  einfach  von  dem  Prozesse  benachrichtigen5) 
mit  der  Wirkung,  dass  derjenige,  dem  denunzirt  wird,  nicht  zur  Inter- 
vention genöthigt  ist,  jedoch  jedes  eventuellen  Klagerechts  wegen  mangel- 
hafter Prozessführung  verlustig  geht.  Die  Unterlassung  der  Litisdenun- 
ziation hat  den  Verlust  des  Anspruchs  auf  Schadloshaltung  im  Falle 
der  Eviktion6)  zur  Folge.  Die  Litisdenunziation  erfolgt  durch  Zustellung 
einer  Abschrift  der  den  Hauptprozess  betreffenden  Schriftsätze  und  muss 

rechtzeitig  geschehen. 7) 

/ 

§ u. 

C.  Streitgenossenschal t. 

(Oek.  § 51,  Bai.  S.  682.) 

Diese  tritt  ein,  falls  Rechtsgemeinschaft  vorliegt,  wenn  ein  Mehre- 
ren gemeinsam  zustehender  Anspruch  oder  mehrere  Ansprüche,  die 
jedoch  demselben  rechtlichen  oder  historischen  Grunde  entstammen, 
im  Streit  sind.8)  Bei  der  Streitgenossenschaft  liegt  ein  prozessuales 
Rechtsverhältniss  vor,  daher  die  Prozess-9)  und  Kosteneinheit.  Sie  ist 
nothwendig,  im  Fall  die  Prozesserledigung  oder  die  Vollstreckung  des 
Urtheils  durch  das  Hinzutreten  der  Streitgenossen  bedingt  ist,  da  sie  in 
der  Regel  nur  ein  Recht  zur  gemeinsamen  Prozessführung,  nicht  eine 

1)  Auch  vor  dem  Kassationshof?  Nein:  A.  77.  9 u.  72  (1880). 

2)  A.  11.  85  (1884). 

3)  A.  77.  28  (1886). 

4)  A.  TI.  308  (1873).  C.P. 0.  Art.  561.  Ausnahme  C.P.O.  Art.  744.  In  zweiter 
Instanz  hei  vorhandenem  Oppositionsrecht  A.  II.  200  (1888).  Die  Folgen  der  erfolg- 
losen Adcitation  regeln  Art.  232,  602  § 1,  604  § 2,  608,  609  C.P.O. 

5)  Art.  73  C.P.O. 

б)  Und  nach  herrschender  Meinung  nur  in  diesem  Falle.  Oekcnomides  §55^. 

7)  Art.  73,  561—562,  540—545  C.P.O.  A.  77 . 418  (1880). 

8)  Beispiele  siehe  bei  Balanos  S.  682. 

9)  Ohne  vorhandene  Streitgenossenschaft  ist  Verbindung  mehrerer  Klagen  unzu- 
lässig. A.  77.  54  (1884),  156  (1890). 
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Verpflichtung  dazu  gewährt1)  und  berechtigt  zur  Litisdenunziation. 
Aus  der  Streitgenossenschaft  folgt  keinesfalls  Gleichheit  des  Urtheils 
(ausser  C.P.O.  Art.  368 — 370  u.  782).  Jeder  Streitgenosse  trägt  allein 
die  Verantwortung  für  die  eigenen  Handlungen;  nur  dass  der  von  einem 
der  Streitgenossen  geleistete  Eid  und  das  in  zweiter  Instanz  auf  Appell 
eines  Streitgenossen  ergangene  Urtheil  auch  den  übrigen  zu  Gute 
kommt,  lieber  die  gegenseitige  Vertretung  der  Streitgenossen  s.  u.  §13. 

§ 12. 

Anhang;  Provokationen. 

(Oek.  § 127  ff.,  Bai.  S.  828  ff,  C.P.O.  Art.  81  ff.) 

Die  Civilprozessordnung  kennt  zwei  Provokationsfälle : nämlich  a)  die 
Provocatio  ex  lege  diffamari,  falls  der  Provokat,  ohne  im  (juristischen, 
A.  TI.  305  [1878])  Besitz  zu  sein,  sich  eines  klagbaren  dinglichen  oder 
persönlichen  Anspruchs  gegen  eine  bestimmte  Person  gerühmt  hat,  und 
b)  die  Provocatio  ex  lege  si  contendat,  falls  Gefahr  vorhanden  ist,  dass 
eine  materielle  Einrede  oder  deren  Wirksamkeit  durch  Zeitablauf  ver- 
loren gehen  kann.  Provokationsberechtigt  ist  die  beschädigte  resp.  in 
Gefahr  befindliche  Person.  In  der  Provokation  wird  dem  Beklagten 
eine  mindestens  dreissigtägige  Frist  zur  Klageerhebung  resp.  zum  Vor- 
bringen der  eventuellen  materiellen  Einreden  gegen  die  Provokation2) 
gewährt.  Verstreicht  dieselbe,  ohne  dass  der  Beklagte  die  Klage  resp. 
Einwendungen  gegen  die  Provokation  erhebt,  so  gilt  die  Klage  als  er- 
loschen, resp.  es  wird  die  Fortdauer  der  Einrede  ausgesprochen.  Be- 
streitet der  Beklagte  das  Provokationsrecht  und  wird  der  Provokation 
trotzdem  stattgegeben,  so  ist  dem  Beklagten  eine  weitere  zehntägige 
Frist  zur  Klageerhebung  gewährt,  nach  deren  fruchtlosem  Ablauf  die 
vorerwähnten  Folgen  eintreten.  Erhebt  der  Beklagte  die  Klage,  so 
wird  ohne  weiteres  Einschreiten  des  Gerichts  der  Provokationsprozess 
beendigt. 

§ 13. 

6.  Beistände  und  Prozessbevollmächtigte  der  Parteien. 

(C.  91—104,  Oek.  § 56  ff,  Bai.  S,  780  ff ) 

I.  Die  Partei  tritt  vor  Gericht  entweder  persönlich  oder  durch  Ver- 
treter auf,  ohne  dass  eine  Verpflichtung  zu  der  einen  oder  der  anderen 
Art  des  Auftretens  oder  eine  Bevorzugung  desselben  existirte.3)  Die 
gesetzlichen  Vertreter  sind  auch  Prozessbevollmächtigte  des  Vertretenen; 
der  Staatsfiskus  wird  durch  den  Finanzminister  vertreten,  die  Deinen 
durch  die  Demarchen,  das  königliche  Vermögen  bildet  eine  selbst- 

*)  A.  77.  4 (1848)  C.P.O.  71. 

2)  A.  11.  177  (1881). 

3)  Beachte  jedoch  Eidesleistung  unten  § 40.  Prozessfähigkeit  und  Postulations- 
fähigkeit (d.  h.  das  Recht  zu  selbstständigen  Anträgen  vor  Gericht)  fallen  fast  ganz 
zusammen. 
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ständige  juristische  Person  (Gesetz  vom  28.  Mai  1887  “über  das  könig- 
liche Haus). 

Neben  den  gesetzlichen  Vertretern  können  als  Bevollmächtigte  auf- 
treten  die  Rechtsanwälte  (s.  u.),  die  Streitgenossen  und  bestimmte  Ver- 
wandte1) der  Partei,  falls  sie  natürlich  selbst  prozessfähig  sind  (C.P.O. 
Art.  91).  In  Handelssachen  jedoch  kann  vor  den  Bezirks-  und  Appell- 
gerichten2) jeder  prozessfähige  Inländer  zum  Bevollmächtigten  ernannt 
werden;  ebenso  in  jeder  Sache  vor  den  Friedensgerichten,  wenn  an  dem 
betreffenden  Friedensgericht  nicht  mehr  als  fünf  Anwälte  fungiren.3) 

II.  Die  Vollmacht  wird  entweder  durch  notarielle  Urkunden  (Art.  93) 
oder  durch  mündliche  in  der  Audienz  vor  Gericht  abgegebene  und  in 
das  Protokoll  aufzunehmende  Erklärung  ertheilt. 4)  Die  im  Auslande 
ortheilte  Vollmacht  jedoch  kann,  wie  die  Praxis  ausnahmslos  annimmt, 
auch  die  am  Ort  der  Ausstellung  zulässige  Form  haben.5)  Es  genügt 
demnach  auch  eine  private  Vollmacht,  vorausgesetzt,  dass  am  Orte  der 
Ertheilung  derselben  eine  öffentliche  Form  nicht  erforderlich  -ist.  Im 
Uebrigen  gelten  die  über  Urkunden  unten  darzulegenden  Prinzipien 
(s.  §33),  so  insbesondere  bezüglich  der  Ur-  und  Abschriften,  der  Ueber- 
setzung  der  in  fremder  Sprache  verfassten  Vollmachten,  sowie  der  Be- 
glaubigung der  Privat -Vollmacht.  Die  schriftliche  Vollmacht  soll  die 
Namen  der  Beauftragenden  und  Beauftragten,  die  Bezeichnung  des  Voll- 
machtgegenfetandes,  sowie  des  Gerichts  bei  dem  die  Sache  verhandelt 
werden  soll,  enthalten;  sie  ist  gehörig  zu  datiren  und  zu  unterzeichnen.6) 

Die  V ollmacht  kann  Generalvollmacht  sein, 7)  also  für  alle  Prozesse 
des  Vollmachtgebers  berechtigen  und  verpflichten,  oder  Th  eil  Vollmacht 
d.  h.  nur  die  Vertretung  für  einen  bestimmten  Prozess  zum  Inhalte 
haben.  In  der  Regel  gewährt  dieselbe  das  Recht,  alle  Haupt-  und  Neben- 
handlungen im  erstinstanzlichen  Prozesse  (Ablegung  von  Geständniss, 
Eideszuschiebung  etc.)  und  die  Exekution  des  Urtheils  zu  betreiben,  sowie 
Appellation  einzulegen.  Der  gesetzliche  Inhalt  kann  jedoch  beschränkt 
werden,  was  nur  durch  die  Vollmacht  selbst,  durch  gerichtliches  Ge- 
ständniss und  deferirten  Eid  bewiesen  werden  kann.  Wird  dieser  Inhalt 


b Verwandte  in  gerader  Linie,  Geschwister  und  Geschwisterehegatten,  ausserdem 
■der  Ehegatte  selbst. 

2)  Verordn,  vom  10.  November  1836  und  Gesetz  vom  27.  Februar  1842. 

3)  Gesetz  vom  22,  Februar  1847. 

4)  Die  in  fremdem  Namen  Bevollmächtigenden  müssen  auch  urkundlich  den  Beweis 
der  sie  dazu  berechtigenden  Eigenschaft  beifügen,  falls  dieselbe  nicht  gerichtskundig 
ist  (Art.  98). 

5)  So  bei  Bai  an  os  A.  TI.  18  (1846),  430  (1852),  213  (1885).  Kontra:  Uekono- 
mides,  gestützt  auf  die  Ausschliesslichkeit  der  Bestimmung  in  C.P.O.  Art.  93.  Jedoch 
beachte  C.P.O.  Art.  386  und  Art.  8 ’A<tt.  No/iog.  Ob  die  Praxis  das  von  ihr  adoptirte 
Prinzip  des  locus  regit  actum  auch  bis  zu  der  Konsequenz  verfolgen  würde,  dass  sie  auch 
telegraphisch  gegebene  Vollmacht  zuliesse,  ist  mehr  denn  zweifelhaft.  Es  würden  in 
diesem  Falle  Zweifel  betreffs  des  Vorbringens  der  Originalurkunde,  sowie  der  Erlangung 
sicheren  Datums  nach  den  unten  behandelten  Grundsätzen  aufgeworfen  werden  künnon. 

6)  Art.  93  C.P.O. 

7)  Art.  96  C.P.O. 
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erweitert,  dann  liegt  Spezialvollmacht  vor;  eine  solche  ist  noth-, 
wendig:1)  zur  Abschliessung  von  Vergleichen,  zum  ausdrücklichen  Ver- 
zicht auf  den  Rechtsstreit  oder  ein  Rechtsmittel  oder  einen  Eid,  sowie 
zur  Ergreifung  der  ausserordentlichen  Rechtsmittel  der  Kassation  und 
der  Wiederaufnahme,  zur  Anstellung  der  Syndikatsklage,  zur  Veräusse- 
rung,  sowie  zu  jeglichem  Empfange  und  der  Herausgabe  von  Geldern,, 
gerichtlichen  Urkunden  und  sonstigen  Effekten.  Die  Spezialvollmacht 
setzt  in  jedem  Falle  (auch  im  Falle  C.P.O.  96  s.  o.)  ausdrückliche  Er- 
wähnung der  betreffenden  Handlungen  voraus. 

Gegenüber  dem  Vollmachtgeber  ist  der  Bevollmächtigte2)  nach  den 
Grundsätzen  des  Auftrags  berechtigt  und  verpflichtet  (s.  u.  V).  Der 
Bevollmächtigte  haftet  jedoch  für  alle  bei  Ausübung  des  Mandats  statt- 
gehabten Versehen. 8) 

Die  Vollmacht  erlischt  mit  dem  Tode  des  Vollmachtgebers  oder 
Bevollmächtigten,  mit  der  Beendigung  des  Rechtsstreits  in  erster  Instanz 
resp.  Erledigung  des  Auftrags  überhaupt,  mit  der  Demission,  Destitution 
oder  Suspension  des  Anwalts  über  drei  Monate  hinaus,  durch  Verzicht 
seitens  des  Bevollmächtigten  oder  Widerruf  seitens  des  Vollmachtgebers.4) 

HI.  Der  Bevollmächtigte  muss  sich  zum  Prozesse  legitimiren ; ö)  da» 
Gericht  kann  dies  auch  von  Amtswegen  in  jeder  Lage  des  Prozesses 
verlangen.  Jedoch  ist  erst  zur  Verhandlung  in  der  Audienz  ausdrück- 
liche Vollmacht  nothw endig;  bei  den  vorbereitenden  Handlungen  (die 
Eintragung  in  die  Audienzrolle  inbegriffen)  wird  die  Existenz  der  Voll- 
macht vermuthet. 8) 

Die  Handlungen  des  falsus  procurator  können  angenommen  oder 
gemissbilligt  werden  (s.  dar.  u.  V.  A.  77.  31  [1885],  72  [1890]  u.  s.). 

IV.  Insinuationsbevollmächtigte.7)  Wohnt  die  Partei  nicht 
am  Gerichtsorte,  so  muss  an  demselben  durch  die  im  Vorverfahren  zu 
wechselnden  Schriftstücke  ein  Insinuaiionsbevollmächtigter  (Zustellungs- 
bevollmächtigter) ernannt  werden,  an  den  die  Zustellungen  zu  erfolgen 
haben  (s.  a.  u.  § 18).  Die  Ernennung  eines  solchen8)  ist  nothwendig, 
sonst  treffen  die  Mehrkosten  den  Säumigen  und  es  erfolgen  in  summa- 
rischen Prozessen  die  Zustellungen  an  den  Gerichtsschreiber.  DerProzess- 


»)  Art.  97  C.P.O. 

2)  Sind  zu  verschiedenen  Zeiten  zwei  Bevollmächtigte  ernannt,  so  hat  der  zweite 

den  Vorzug;  A.  77.  257  (1882).  Sind  mehrere  neben  einander  ernannt,  so  kann  im 
Zweifel  der  eine  für  den  anderen  giltig  handeln  ( A . 77.  9 [1880].  Anders  1.  32.  BasiL 

8.  2).  Pie  Bevollmächtigten  haben  ein  Retentionsrecht  an  den  herauszugebenden  Geldern 
und  Urkunden  bis  zur  Zahlung  ihrer  Auslagen  (C.P.C.  Art.  101).  S.  a.  § 14. 

3)  Art.  99  C.P.O. 

4)  Per  Vollmachtgeber  kann  auch  durch  späteren  Akt  die  Vollmacht  beschränken, 
und  braucht  dann  das  Widerrufs-  (etc.)  Schriftstück  nicht  der  Gegenpartei  zuzustellen, 
damit  die  Zustellung  an  den  früheren  Bevollmächtigten  erfolglos  sei  (A.  TI.  154  [1883]). 

5)  A.  77.  171  (1883) 

6)  Art.  92  C.P.O. 

7)  Oekonomides  § 58.  Balanos  S.  164.  Art.  148  ff.  C.P.O. 

8)  Auch  ein  Nicht-Rechtsanwalt  kann  Insinuations-Bevollmächtigter  sein  etc.  A.  77. 
60  (1884). 
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bevollmächtigte  gilt  auch  als  Insinuationsbevollmächtigter;1)  die  Voll- 
macht des  Letzteren  erlischt  aus  denselben  Gründen  wie  die  des  Prozess- 
bevollmächtigten. 2) 

V.  Missbilligung  oder  Nichtanerkennung.3)  Bei  jeder  Art 
von  Vollmacht  können  die  Handlungen  eines  Bevollmächtigten,  eines  An- 
walts, eines  Gerichtsboten  oder  eines  sonstigen  zur  Zustellung  gerichtlicher 
Akte  Bevollmächtigten  wegen  des  Mangels  einer  Vollmacht  oder  Ueber- 
schreitung  derselben  durch  Missbilligung  resp.  Nichtanerkennung  an- 
gegriffen werden.  Die  Missbilligung  unterbricht  den  Prozess  und  wird 
immer  durch  Klage  geltend  gemacht.  Sie  ist  unstatthaft,  wenn  die 
Partei  die  ohne  Vollmacht  etwa  im  Vorverfahren  s.  o.  III  — vor- 
genommenen Handlungen  anerkannt  hat.4)  Die  Missbilligungsklage 
richtet  sich  gegen  den  falsus  procurator  (auch  gegen  die  Gegenpartei, 
falls  die  gemissbilligte  Handlung  sich  auf  einen  Prozess  bezieht)  und 
wird  beim  Gericht  des  Hauptprozesses  oder,  falls  sie  mit  einem  Prozesse 
nicht  zusammenhängt,  beim  Gerichte  des  allgemeinen  Gerichtsstandes 
des  Beklagten  eingebracht.  Wird  sie  zugelassen,  so  wird  die  gemiss- 
billigte Handlung  annullirt  und  der  Beklagte  zum  Schadensersatz  ver- 
urtheilt.  Anderenfalls  muss  der  Kläger  Kosten  und  Schadensersatz 
tragen. 

§ 14. 

7.  Rechtsanwälte. 5) 

Die  Rechtsanwälte  werden  durch  Kgl.  Verordnung  auf  Grund  eines 
vor  einer  Kommission  abzulegenden  besonderen  Examens  angestellt. 
Ihr  Wirkungskreis  beschränkt  sich  in  Civilsachen  auf  dasjenige  Gericht, 
dem  sie  beigeordnet  sind.6)  Sie  treten  als  Bevollmächtigte  der  Parteien 
auf  und  können  statt  ihrer  jede  Handlung  vor  Gericht  vornehmen  (s.  jed. 
§ 13).  Sie  sind  zur  Annahme  der  vom  Gericht  oder  von  Privaten  ihnen 
aufgetragenen  Vertheidigungen  verpflichtet,',7)  dagegen  berechtigt,  für 
ihre  Mühewaltung  ein  Honorar  zu  verlangen8)  (s.  a.  C.P.O.  Art.  101). 


*)  S Balanos  S.  790  ff.  A.  M.  Oekonomides  §58  Anm.  12. 

2)  Das  definitive  Urtheil  kann  an  den  Zustellungsbevollmächtigten  zugestellt  werden, 
nicht  auch  die  App ellations schrift  gegen  dasselbe  (beachte  Balanos  S.  584). 

3)  Oekonomides  §221.  Balanos  S.  187.  Art.  464ff.  C.P.O. 

4)  A.  17.  72  (1888). 

5)  Oekonomides  § 18.  Balanos  S.  808  ff.  Gerichts-  und  Notariatsordnung 
Art.  31  ff.  und  Verordnung  vom  10.  November  1836,  Gesetz  vom  27.  Februar  1842, 
vom  22.  Februar  1847  (s.  dar.  § 13),  Verordn,  vom  27.  Juli  1836  und  vom  8.  Mai  1835. 

6)  Im  Uebertretungsfalle  nur  Disziplinarstrafe  oder  auch  Nichtigkeit  der  betreffenden 
Handlung?  Bestritten.  (A  TI.  6 (1879)  — dagegen  264  (1888  u.  s.)  S.  auch  § 13. 

7)  Oekonomides  Anm.  16,  was  jedoch  in  der  Praxis  nicht  so  streng  gehand- 
habt  wird. 

8)  Die  durch  Verordnung  vom  8.  Mai  1835  festgesetzten  Taxen  variiren  je  nach 
dem  Grade  des  Gerichts,  sowie  nach  den  einzelnen  Gerichtshandlungen.  In  der  Praxis 
wird  durch  das  Gericht  die  Höhe  der  Rechtsanwaltsgebühren  in  toto  in  jedem  Urtheil 
bestimmt  (s.  u.  § 17).  Die  den  Rechtsanwälten  von  den  Parteien  wirklich  gezahlten 
Honorare  sind  jedoch  w^eit  höher  und  variiren  je  nach  der  Bedeutung  des  Advokaten 
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Verboten  ist  jede  vor  dem  Ende  der  definitiven  Verhandlung  auf  Ver- 
langen des  Anwalts  erfolgte  Honorarleistung  resp.  jedes  derartige 
Honorarversprechen,  sowie  jedes  Uebercinkommen  über  ein  das  taxen- 
mässige  übersteigendes  Honorar.  Die  freiwillige  Honorarzahlung 
jedoch  — auch  wenn  sie  über  die  gesetzliche  Taxe  hinausgeht  — ist 
gütig.  ’) 

Einen  Anwaltszwang  giebt  es  in  Griechenland  nicht.  Ebenso  wenig 
besteht  eine  Rechtsanwaltsorganisation,  oder  eine  Unterscheidung  von 
Avou6s  und  Avocats.  Die  Rechtsanwälte  stehen  unter  der  Disziplinar- 
gewalt der  Gerichte,  des  Gerichtspräsidenten  sowie  der  Staatsprokuratoren, 
welche  dieselbe  unter  Oberaufsicht  des  Justizministeriums  ausüben.  Was 
Beschwerden  gegen  Anwälte' anbetrifft,  so  ist  kompetent  das  Gericht, 
dem  der  Anwalt  beigeordnet  ist.  Der  Bezirksgerichtsprokurator  — bei 
dem  die  Beschwerde  einzulegen  — führt  die  Voruntersuchung,  der 
Staatsprokurator  des  kompetenten  Gerichts  leitet  die  Sache  ein;  die 
Gerichtskammer  hat  in  letzter  Instanz  zu  entscheiden,  nur  ist,  falls  eine 
höhere  Strafe  als  Verweis  auferlegt  wird,  Rekurs  beim  Justizministerium 
zulässig. 2) 

§ 15. 

8.  Annenreclit. 

(C.P.O.  Art.  220 — 224,  Oek.  § 62.) 

Das  Armenrecht  wird  grundsätzlich  nur  Inländern3)  gewährt. 
Zum  Armenrecht  ist  zugelassen,  wer  ein  Zeugniss  der  zuständigen  Ver- 

und  des  Rechtsstreits.  Die  Anwälte  haben  das  oben  (§  18  II.  Note  2)  angeführte 
Retentionsrecht  auch  bis  zur  Bezahlung  der  ihDen  schuldigen  Gebühren  (C.  101  § 2). 

1 ) Ä.  17.  18  (1858). 

9)  G.O.  Art,  293  ff.  — Ueber  die  Syndikatsklage  s.  o.  §6.  Ueber  die  Miss- 
billigung der  Handlungen  angeblicher  Bevollmächtigter  s.  a.  § 13  sub  V. 

3)  Cfr.  Zirkular  des  Justizministeriums  vom  8.  Juli  1837  (Phloga'itis  I.  S.  370): 
„Das  Armenrecht  ist  nur  den  Griechen  zu  gewähren,  für  welche  allein  der  Gesetzgeber 
zu  sorgen  hatte.  Es  würde  widersinnig  sein  und  so  zu  sagen  im  Widerspruch  zu  dem 
Sinn  des  Gesetzes  stehen,  wenn  den  Ausländern,  denen  das  Gesetz  auch  bei  der  Klag- 
erhebung  nicht  gleiche  Rechte  wie  den  Inländern  gewährt  hat,  indem  es  Kaution  von 
ihnen  verlangt,,  derartige  Vorrechte  zu  Theil  würden.“ 

Vergl.  auch  Kalligas,  System  des  röm.  Rechts  I.  § 103  S.  208;  Papparrigo- 
poulos,  Allg.  Lehren  des  Civiireehts  S.  220. 

Das  Armenrecht  müsste  freilich  gleichmässig  wenigstens  denjenigen  Ausländern  ge- 
währt werden,  welche  Unterthanen  solcher  Staaten  sind,  denen  durch  Staatsverträge  freier 
Zutritt  zu  den  Gerichten  gewährt  ist  (s.  o.  § 9),  oder  denen  gar  alle  den  Inländern 
gewährten  Vorrechte  (Handelsvertrag  mit  dem  Deutschen  Reiche  Art.  3:  „Sie  sollen 
freien  Zutritt  zu  den  Gerichten  haben  zur  Verfolgung  ihrer  Rechte;  sie  sollen  in  dieser 
Hinsicht  dieselben  Rechte  und  Befreiungen  wie  die  Inländer  gemessen.“)  zugesichert 
sind  (s.  a.  Vertrag  mit  Oesterreich  Art.  1).  Auch  ist  es  mehr  als  wahrscheinlich,  dass 
in  der  Praxis  diese  mildere  Ansicht  durchgreifen  würde  (ein  Fall  ist  uns  nicht  be- 
kannt), trotzdem  irgendwelche  besondere  Vertragsbestimmungen  bezüglich  des  gegen- 
seitig zu  gewährenden  Armenrechts,  wie  sie  zwischen  anderen  Staaten  für  nothwendig 
erachtet  worden  (z.  B.  Schweiz -Oesterreich;  Frankreich  - Oesterreich ; Deutsches  Reich 
mit  Belgien,  Luxemburg,  Italien,  Frankreich,  Oesterreieh-Ungam,  Niederlande),  nicht 
bestehen.  S.  auch  oben  § 9 II. 
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waltungsbehörde  darüber  vorlegt,  dass  er  die  Prozesskosten  ohne  Be- 
schränkung des  nothdürftigsten  Lebensunterhalts  für  sich  und  seine 
Familie  nicht  tragen  kann,  vor  Gericht  diesen  Umstand  eidlich  erhärtet, 
sowie  die  Nachzahlung  bei  Eintritt  besserer  Vermögensumstände  ver- 
spricht und  durch  ein  von  einem  Anwälte  ausgestelltes  Zeugniss  nach- 
weist, dass  sein  Prozess  nicht  offenbar  muthwillig  ist.  Das  Armenrecht 
wird  vom  Staatsprokurator  (resp.  dem  Friedensrichter)  gewährt;  in  der 
Zulassungsurkunde  wird  auch  ein  Rechtsanwalt,  ein  Notar  und  ein 
Gerichtsbote  bestellt.  Von  der  Zeit  der  Zulassung  sind  zunächst  beide 
Parteien  von  Entrichtung  der  Stempelgebühren  um  die  Hälfte  befreit ; 1) 
unterliegt  jedoch  der  Gegner  der  armen  Partei,  so  ist  von  diesem  die 
übrige  Hälfte  dem  Gerichtssekretär  nachzuzahlen.  — Was  die  übrigen 
Prozesskosten  (Anwaltsgebühren  etc.)  anbetrifft,  so  werden  dieselben  zu- 
nächst nur  vorgemerkt;  die  arme  Partei  wird,  falls  sie  unterliegt,  von 
der  Nachzahlung  der  vorgemerkten  Kosten  so  lange  befreit,  bis  sie  zu 
Vermögen  gekommen  ist.2) 


*)  S.  auch  Steinpelgesetz  Art.  36:  „Die  nach  Art.  220  der  C.P.O.  zum  Armen- 
recht.  zugelassenen  Personen  sind  nur  der  Hälfte  der  gesetzlichen  Gebühren  unter- 
worfen, welche  von  der  Gegenpartei  vorgeschossen  wird,  falls  sie  der  betreibende  Theil 
ist.  Unterliegt  die  arme  Partei,  so  werden  weitere  Gebühren  weder  berechnet,  Doch 
eingetrißben.  Unterliegt  die  Gegenpartei,  so  wird  die  übrige  Hälfte  nach  den  Be- 
stimmungen des  vorigen  Artikels  (nämlich  indem  nach  der  Rechtskraft  der  verurtheüenden 
Sentenz  die  Stempelgebühren  auf  Grund  des  für  die  vorgenommenen  Handlungen  ver- 
brauchten Papieres  berechnet  werden)  eingetrieben.  Die  Schriftstücke,  die  auf  einfachem 
Papiere  zu  einer  Zeit  ausgefertigt  worden,  in  der  die  Armen  durch  die  Gesetze  von  den 
Gebühren  befreit  waren,  sind  zum  Gebrauche  vor  den  Behörden  einer  Stempelgebühr 
nicht  unterworfen.“ 

3)  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Armenrecht  lauten: 

C.P.O. : „Art,  220.  Zum  Armenrecht  ist  nur  derjenige  zuzuiassen,  welcher: 

1)  durch  ein  vom  Eparchen  bescheinigtes  Zeugniss  des  Ortsvorstandes  seines 
Wohnortes  nach  weist,  dass  sein  Vermögen  und  Erwerb  nicht  hinreicht,  um  ohne  Be- 
schränkung des  nothdürftigsten  Lebensunterhaltes  für  sieh  und  seine  Familie  die  Kosten 
des  Prozesses  zu  bestreiten:  welcher  dieses 

2)  auch  noch  vor  Gericht  eidlich  erhärtet  und  sich  zugleich  eidlich  verpflichtet, 
die  Nachzahlung  zu  machen,  sobald  er  in  der  Folge  in  bessere  Vermögensumständc 
kommen  sollte;  und 

3)  durch  ein  von  einem  in  demselben  Bezirke  aDgestellten  Anwälte  unterschriebenes 
Zeugniss  nachweist,  dass  der  Prozess  nicht  offenbar  muthwillig,  nicht  offenbar  ungerecht 
und  grundlos  erscheine. 

Art.  221.  Ueber  die  Zulassung  zum  Arraenrechte  ist  bei  Friedensgerichten  vom 
Friedensrichter,  bei  Handelsgerichten  vom  Präsidenten,  bei  anderen  Kollegialgerichten 
aber  vom  Staatsprokurator  oder  Generalprokurator  eine  eigene  Urkunde  auszustellen. 

In  derselben  Urkunde  soll  vom  Friedensrichter,  Handelsgerichtspräsidenten  oder 
Staats-  oder  Generalprokurator  dem  Armen  als  Xnsinuations-  und  zur  Vertretung  be- 
rechtigter Bevollmächtigter  ein  Anwalt,  und  zwar  in  der  Regel  der  in  Art.  220  No.  3 
erwähnte,  ausserdem  aber  noch  ein  Notar,  sowie  ein  oder  mehrere  Gerichtsboten  von 
Amtswegen  bezeichnet  werden. 

Diese  Anwaltsbezeichnung  gilt  für  die  arme  Partei  als  Vollmacht  nach  den  weiteren 
Bestimmungen  des  Art.  95. 

Art.  222.  Verweigert  einer  der  auf  solche  Weise  bezeichneten  Beamten  der 
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§ 16. 

0.  Kautionen, 

(C.P.O.  Art,  842—848;  Oek.  § 63;  Bai.  S.  422.) 

I.  Die  Kaution  wird  gewöhnlich  auf  Antrag  — so  besonders  im 
Falle  sub  II,  aber  auch  sonst  in  den  Fällen  des  Art.  733,  892,  906, 
1041  C.P.O.  — manchmal  auch  von  Amtswegen1)  durch  das  Gericht 
oder  den  Präsidenten  auferlegt,  — jedenfalls  jedoch  nur  in  den  vom 
Gesetze  ausdrücklich  erwähnten  Fällen. 2)  Sie  ist  von  der  Partei  selbst 
oder  durch  Bürgen  in  baarem  Gelde,  in  hinterlegten  Faustpfändern  oder 
in  Immobilien  beim  Gerichtssekretär  zu  leisten.  Die  Parteien  erscheinen 
zur  Regelung  der  Kaution  (Untersuchung  der  Gültigkeit  und  Hinlänglich- 
keit  derselben)  vor  dem  Gerichtsschreiber;  über  etwaige  Streitpunkte 
entscheidet  summarisch  das  Gericht.  Fällt  die  Kautionsursache  weg, 
so  wird  die  Kaution  auf  Bittschrift  vom  Gerichtsvorstand  der  einen  oder 
der  anderen  Partei  für  verfallen  erklärt,  resp.  es  wird  der  Bürge  zur 
Zustellung  der  Kautionssumme  angehalten. 

II.  Der  ausländische  Kläger,3)  welcher  gegen  einen  inländischen 
Beklagten  eine  Civilklage  (nicht  bei  Handelsklagen!  C.P.O.  Art,  79 
§ 3,  728)  — auch  wenn  auf  Grund  von  Provokation  — erhebt,  hat  dem 
Beklagten  auf  dessen  Verlangen  wegen  der  muthmaasslichen  Schäden 
und  Kosten  Kaution  zu  leisten,  ausgenommen,  wenn  der  Ausländer  in 
Griechenland  hinreichende  Immobilien  besitzt  oder  an  seiner  Forderung 
so  viel  unbestritten  ist,  als  die  Kaution  betragen  müsste.4)  Die  Ver- 


armen Partei  seinen  Dienst,  so  ist  derselbe  mit  Disziplinarstrafe  zu  belegen,  vorbehalt- 
lich der  weiteren  Einschreitungen  auf  dem  Strafwege. 

Art.  223.  Von  der  Zeit  der  Zulassung  ist  sowohl  der  Arme  als  die  Gegenpartei 
frei  von  Entrichtung  der  Gerichtskosten,  Sportel-  und  Stempelgebühren.  Diese  werden 
bloss  vorgemerkt. 

Ferner  haben  die  bezeichneten  Anwälte,  Notare  und  Gerichtsboten,  sowie  die 
Gerichtsschreiber  einstweilen  unentgeltlich  zu  funktioniren,  insbesondere  die  begehrten 
Abschriften  und  Expeditionen  zu  ertheilen,  und  ihre  Gebühren  werden  gleichfalls  vor- 
gemerkt. 

Art.  224.  Im  Endurtheile  ist  auch  bei  Armenprozessen  Über  den  Kostenpunkt 
zu  erkennen.  Dann  sind  auch  die  vorgemerkten  Kosten  zu  liquidiren. 

Wird  der  Gegentheil  in  die  Kosten  verurtheüt,  so  hat  er  sie  sogleich,  die  unter- 
liegende Armenpartei  aber  erst  dann  zu  bezahlen,  wenn  dieselbe  in  der  Folge  zu  Ver- 
mögen gekommen  ist.“ 

x)  So  bei  provisorischem  Vollzug  nach  dem  Ermessen  des  Gerichts,  jedoch  niemals 
bei  unbestrittenen  öffentlichen  oder  gerichtlich  anerkannten  Privaturkunden.  Art.  186 
C.  P.  0. 

3)  Art.  80  C.P.O.  — Die  Kautionen  des  Civürechts  werden  jedoch  dadurch  nicht 
berührt. 

3)  Mit  Ausnahme  der  Angehörigen  derjenigen  Staaten,  mit  denen  freier  Zutritt 
zu  den  Gerichten  (s.  sub  III)  ausbedungen  ist. 

4)  Der  Gesetzestext  lautet: 

C.P.O.:  Art.  78.  Ausländer,  welche  gegen  Inländer  Klage  erheben,  haben  dem 
Beklagten  auf  dessen  Verlangen  wegen  der  muthmaasslichen  Schäden  und  Kosten 
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biudlichkeit  bestellt  auch,  wenn  der  ausländische  Kläger  in  der  Appell- 
instanz zum  Beklagten  wird,  nicht  aber,  wenn  der  ausländische  Kassa- 
tionskläger im  Prozesse  der  Beklagte  ist,* 1)  wie  wohl  überhaupt  nicht 
in  der  Kassationsinstanz.2)  Ob  der  Ausländer,  welcher  gegen  einen 
Zahlungsbefehl  Opposition  erhebt,  Kaution  leisten  muss,  ist  bestritten. 
(Nein:  A.  II.  71  [1884].  Ja:  Oekonomides  1.  c.  Anm.  4.)  Im  Uebrigen 
linden  die  Grundsätze  sub  I Anwendung, 

III.  Das  Gesetz  gründet  somit  — abgesehen  von  Verträgen  — die 
Kautionspflicht  nicht  auf  Reziprozität.  Kalligas  (I.  § 103  S.  207)  und 
Paparrigopoulo s (Allg.  Theil  des  Civilrechts  § 121)  berühren  den 
Einfluss  von  Staats  vertragen  aul  die  Kautionspflicht  überhaupt  nicht: 
ebensowenig  Oekonomides  (S.  195  ff.). 

Die  Praxis  tritt  der  übrigens  wohl  allgemein  adoptirten3)  Ansicht 
bei,  dass  die  Klausel  der  Verträge  „Acces  libre  etc.  devant  les  tribu- 
naux“  nicht  minder  als  die  Klausel  „wonach  alle  Rechte  etc.  gewährt 
werden“  von  der  Kautionsleistung  befreit  (App.  Athen  606  [1890]  in 
Bezug  auf  England;  App.  Athen  1182  [1893]  in  Bezug  auf  Italien).  In 
dieser  Beziehung  kommen  in  Betracht: 

1.  Der  Handels-  und  Schiöfahrts vertrag  mit  Deutschland.  Art.  3 

Abs.  2:  „Les  Grecs  en  Allemagne  et  les  Allemands  en  Grece 

auront  libre  accbs  devant  les  tribunaux  pour  faire  valoir  et  döfendre 
leurs  droits;  ils  jouiront  sous  ce  rapport  des  meines  droits  et  priviRges 
que  les  nationaux  et  pourront  comme  ceux-ci,  dans  toute  action  judi- 
ciaire,  se  servir  des  avocats,  fondds  de  pouvoir  ou  agents  admis  par 
les  lois  du  pays.“ 

„Art.  4.  Les  socidtds  par  actions  et  autres  societes  commerciales, 
industrielles  ou  financiöres  qui  sont  etablies  dans  le  territoire  de  Fune 
des  Hautes  Parties  contractantes  conformement  aux  lois  en  vigueur 
dans  ce  pays,  pourront  exercer  dans  le  territoire  de  Fautre  Partie  tous 
les  droits,  qui  sont  accordäs  aux  societds  analogues  de  FEtat  le  plus 
favorisA“ 

2.  Handelsvertrag  mit  England:  Art,  15  § 3 wie  sub  1 Art.  3. 

Sicherheit  zu  leisten,  und  bis  diese  geleistet  ist,  braucht  der  Inländer  sich  auf  die 
Klage  nicht  einzulassen. 

Das  Urtheil,  welches  die  Kaution  anordnet,  hat  zu  gleicher  Zeit  die  Kautions- 
summe festzusetzen. 

Art.  79.  Die  Kautionsverbindlichkeit  fällt  weg,  wenn: 

1.  der  Ausländer  in  Griechenland  mit  liegenden  Gründen  hinreichend  ange- 
sessen ist, 

2.  an  der  Forderung  des  Ausländers  so  viel  unbestritten  ist,  als  die  Kosten  und 
der  muthmaassliche  Schaden  betragen, 

3.  von  Wechsel-  oder  Handelssachen  die  Rede  ist. 

Dieses  Alles  vorbehaltlich  besonderer  Staatsverträge. 

Art.  80.  Bei  Streitigkeiten  unter  Inländern  können  Kautionen  nur  dann  ge- 
fordert werden,  wenn  es  im  gegenwärtigen  Gesetze  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist.“ 

9 A.  11  31  (1877). 

2)  A.  II.  261  (1874). 

9 Vergl.  v.  Bar,  internationales  Privatrecht,  2.  Aufl.,  Bd.  2 S.  394  Note  24. 
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3.  Vertrag  mit  Oesterreich:  Art.  1.  „Les  sujets  ....  de  chacune 
des  deux  -Hautes  Parties  jouiront  dans  les  territoires  de  l’autre  des  Pri- 
vileges, immunitös,  ou  avantages  quelconques  accord6s  ä la  nation  la 
plus  favorisäe.“ 

4.  Handelsvertrag  mit  Italien:  Art.  2 wie  sub  1 Art.  3. 

5.  Vertrag  mit  Dänemark:  Art.  1 wie  sub  1 Art.  3. 

6.  Handelsvertrag  mit  Belgien  (von  1840  u.  1856)  Klausel  der 
meistbegünstigten  Nation  bes.  betreffs  der  Handeltreibenden. 

7.  Mit  Holland:  Art.  2.  Klausel  der  meistbegünstigten  Nation  für 
die  resp.  Unterthanen, 

8.  Mit  der  Türkei:  Art.  14.  Klausel  der  meistbegünstigten  Nation 
für  die  Unterthanen,  die  Handel  treiben. 

9.  Mit  Persien.  Klausel  der  meistbegünstigten  Nation  unter  Vor- 
aussetzung der  Reziprozität  für  die  Unterthanen  (Art.  4). 

10.  Vertrag  mit  Frankreich  (prov.):  Klausel  der  meistbegünstig- 
ten Nation. 

Die  Verträge  mit  Russland,  mit  Schweden  und  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  drücken  sich  nicht  klar  genug  aus,  so  dass  wohl 
nur  auf  Grund  der  Comitas  Gentium  und  unter  Voraussetzung  der  Rezi- 
prozität Kautionsfreiheit  voraussichtlich  gewährt  werden  würde.  Die 
betreffenden  Verträge  sichern  „denselben  Schutz  betreffs  des  Handels 
zu,  wie  ihn  die  Inländer  gemessen.“ 

§ 17. 

10.  Prozesskosteil. 

(C.P.O.  Art.  208— 219;  Oek.  § 61;  Bai.  S.  489.) 

I.  Die  im  Laufe  des  Prozesses  veranlassten  Kosten  hat  der  be- 
treibende Theil  vorzulegen;  das  Endurtheil  entscheidet  über  die  fast 
ausnahmslos  von  der  unterliegenden  Partei  zu  ersetzenden  Kosten. 
(Kompensationen  bei  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  nahen  Verwandten, 
oder  wenn  beide  Theile  sich  in  Schuld  befinden  oder  die  Partei  theil- 
weise  siegt,  theilweise  unterliegt.)  Werden  mehrere  in  die  Kosten  ver- 
urtheilt,  so  haften  sie  zu  gleichen  Theilen  nach  Köpfen.  Zur  Feststellung 
des  Betrages  hat  jede  Partei  der  anderen  ein  Kosten  verzeichniss  zu- 
sf eilen  zu  lassen.  Ueberschreitungen  der  Taxordnung  werden  durch 
das  Gericht  ermässigt. 

11.  Es  sind  nur  die  nothw endigen  Kosten  zu  ersetzen:  die  Ge- 
bühren1) und  die  Gerichtskosten  im  engeren  Sinne,  also  die  tax- 


*)  Dieselben  sind  dem  Gericht  vorzuschiessen  und  betragen  3 Drachmen  bei  den 
Friedensgerichten,  11  in  den  Bezirksgerichten,  26  in  den  Appellgerichten,  26  im  Areopag. 
Ueber  die  Stempelgebühren,  die,  abgesehen  von  diesen  eben  erwähnten  Entscheidungs- 
und Protokollgebühren,  dadurch  entrichtet  werden,  dass  die  Prozessschriftstücke  auf 
Stempelpapier  geschrieben  werden,  kann  hier  des  Näheren  nicht  gehandelt  werden 
(s.  a.  III).  Die  Höhe  der  Stempelgebühren  hängt  demzufolge  auch  von  der  Menge  des 
für  diese  Schriftstücke  aufgewandten  Stempelpapiers  ab. 
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massigen  Kosten  für  die  Anwälte,1)  die  Post  und  Botenauslagen,  die 
taxmässigen  Reisekosten  und  Entschädigungen  für  die  Zeugen  und  Sach- 
verständigen,3) sowie  der  zur  Beschaffung  der  Beweismittel  erforder- 
liche Aufwand. 

Neben  den  Geldbussen  und  dem  event.  Schadensersatz,  den  in  ge- 
wissen Fällen  der  Unterliegende  zu  tragen  hat  (und  abgesehen  von  den 
über  das  gesetzliche  Maass  hinaus  den  Rechtsanwälten  üblicherweise 
gezahlten  Honoraren)  bewilligt  das  Gericht  in  einfachen  Prozessen  an 
Gerichtskosten  in  engerem  Sinne: 

5 Dr.  in  Friedensrichtersachen, 

20 — 30  Dr.  in  Bezirksgerichtssachen, 

30 — 35  Dr.  in  Appellgerichtssachen 

gegen  50  Dr.  in  Kassationshofsachen.  Es  sind  darin  nicht  einbegriffen 
die  besonderen  Beweis  verfahrenskosten  und  die  Gebühren. 

III.  Die  im  Einzelnen  zu  entrichtenden  Stempeltaxen  können  in 
Kürze  unmöglich  wiedergegeben  werden.  (S.  Stempelgesetz  von  1887 
mit  den  Zusätzen  der  neuesten  Gesetze.  Ausgabe  von  J.  Lamprides, 
1893.)  Zu  bemerken  ist,  dass  jede  Urkunde,  die  vor  einer  griechischen 
Behörde  vorgeb'racht  wird,  der  Stempelsteuer  unterliegt  — auch  wenn 
sie  im  Aus  lande  ausgefertigt  worden  (Stempelgesetz  Art.  6).  Die  Höhe 
des  Stempels  wird  dabei  nach  dem  Werthe  der  in  diesen  Urkunden 
enthaltenen  Uebereinkommen  berechnet,  wenn  es  sich  um  in  Griechen- 
land zu  erfüllende  Verpflichtungen  oder  um  im  Inlande  befindliches 
Mobiliar  oder  Immobiliarvermögen  handelt. 

§ 18. 

11.  Zustellungen. 

(C.P.O.  Art.  138—147.  V.  vom  22.  Nov.  1833  und  vom  19.  Okt.  1838.  Oek.  §90 

Bai.  S.  451.) 

Alle  prozessualen  Schriftsätze3)  sind  der  Partei  in  Person,  falls 
deren  persönliches  Erscheinen  nothwendig  ist,  sonst  der  Partei  oder 

*)  Nur  die  taxmässigen  werden  zurückerstattet  und  sind  dieselben  in  den  im  Text 
angeführten  Kosten  (i.  e.  S.)  einbegriffen.  Nach  der  Taxe  erhalten  in  Bezirksgerirhts- 
Sachen  im  gewöhnlichen  Verfahren  die  Anwälte  (Verordnung  vom  8.  Mai  1835): 

Für  die  erste  Konsultation ....  5 Dr. 

„ jede  spätere 2 „ 

„ die  Hauptschriftsätze  je  / 3 „ 

„ Nebenschriftsätze  je 1 — 2 Dr. 

„ Appellschrift  oder  Kassationsantrag 3 — 5 „ 

„ die  Verhandlung 5 — 10  „ 

In  Friedensrichtersachen  variiren  die  Taxen  zwischen  25  Cts.  und  1 Dr. ; in  Appeli- 
und  Kassationssachen  l1/*  mal  soviel;  in  summarischen  Sachen  l/2nml  so  wenig  als  die 
oben  angeführten.  Beachte  jedoch  über  die  den  Rechtsanwälten  wirklich  gezahlten  Ge- 
bühren o.  § 14. 

*)  S.  Verordn,  v.  25.  März  1835:  Neben  den  Reisekosten  gewöhnlich  2 Dr.  Ent- 
schädigung pro  Tag  für  Arbeiter,  3 Dr.  für  Handwerker,  5 für  alle  übrigen. 

3)  Siehe  jedoch  Ausnahme:  bei  in  Gegenwart  der  Parteien  publizirten  (nicht  de- 
finitiven A.  II.  7 [1889]  — A.  M.  Oekonomides  § 88  Anm.  3)  Urtheilen. 
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dem  Insinuationsbevollmächtigten  derselben  zur  Kenntnissnahme  zuzu- 
stellen.  Die  Zustellung  erfolgt  auf  schriftlichen  Auftrag  der  Partei  hin 
(A.JJ.  286  [1881])  durch  den  kompetenten  Gerichtsboten,  welcher  über 
dieselbe  ein  von  dem  Empfangenden  mitzuunterschreibendes  Zeugniss 
auszustellen  hat,  ad  manum  od.  domum  (an  Hausangehörige  oder  durch 
Anheftung  [Art..  143]). 

Die  Zustellung  an  Personen,  In-  oder  Ausländer,  die  sich  im  Aus- 
lande aufhalten,  *)  sowie  an  im  Inlande  sich  aufhaltende  Exterritoriale 
erfolgt  durch  Zustellung  an  den  Staatsprokurator  des  Gerichts,  bei  dem 
die  Sache  anhängig  ist,  nur  Kontumazialurtheile  müssen  an  den  Minister 
des  Aeusseren  (Gesetz  vom  28.  Mai  1887  AYN9')  zugestellt  werden 
und  sollen  in  diesen  Fällen,  wenn  die  zur  Absendung  erforderlichen 
Auslagen  entrichtet  sind,  schleunigst  weiter  befördert  werden  ohne  dass 
dabei  im  Falle  der  Zustellung  an  den  Staatsprokurator  dessen  Nach- 
lässigkeit der  Partei  zu  Schaden  gereichte.1 2) 

Ebenso  wird  bei  Personen,  deren  Wohnort  unbekannt  ist,  die  Zu- 
stellung an  den  Prokurator  geschehen.  Ueber  Insinuationsbevollmächtigte 
s.  oben  § 13. 

§ 19. 

12.  Civilprozessuale  Nullitäten. 

(C.P.O.  Art.  201—203,  345—348,  409—411,  811  § 1.  Oek.  § 95;  Bai.  S.  25  ff.) 

Im  Civilprozess  treten  die  Nullitäten  auf  Grund  des  Gesetzes  ein, 
und  zwar  in  allen  den  Fällen,  wo  etwas  unterlassen  worden,  was  als 
wesentlich3)  vorgeschrieben  resp.  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  vorzunehmen 
ist  (z.  B.  C.P.O.  Art.  40  § 2,  Art.  63  etc.)  oder  wo  ein  gesetzliches  Ver- 
bot nicht  beachtet  worden  ist.  Seine  eigenen  Handlungen  kann  man 
nur  wegen  vorhandenen  öffentlichen  Interesses  als  nichtig  anfechten 
(C.P.O.  Art.  202  § 2,  Art.  811  § 1). 

Die  civilprozessualen  Nullitäten  treten  nicht  ipso  jure,  sondern  nur 
auf  Grund  richterlichen  Urtheils  ein;  sie  müssen  zur  gehörigen  Zeit 
vorgeschützt  werden  (Art.  202,  345  C.P.O.);  mit  Ausnahme  derjenigen, 
bei  denen  das  öffentliche  Interesse  betheiligt  ist,  weiche  nicht  durch 
die  Nichtausübung  verloren  gehen.  Die  als  nichtig  erklärte  Handlung 


1)  A.  II.  134  (1882),  auch  wenn  dieselben  im  Inlande  domizilirt  sind.  A.  II.  181 
(1887),  69  (1882).  Hat  die  Person  im  Inland  einen  Insinuationsbevollmächtigten,  so 
muss  an  diesen  zugestellt  werden,  A.  II.  214  (1876),  310  (1877),  235  (1887),  159  (1880). 
Die  neueste  Praxis  A.  II.  114  (1892)  u.  53  (1893)  erlaubt,  dass  fakultativ  an  den  Staats- 
prokurator zugestellt  werde  (E^pspig  XII.  358).  Ist  der  Insinuationsbevollmächtigte 
im  Ausland,  so  kann  an  diesen  durch  den  Staatsprokurator  nicht  zugestellt  werden, 
293  (187.7). 

2)  Die  Zustellung  hat  ihre  gesetzlichen  Folgen,  auch  wenn  die  zuzusteilende  Ur- 
kunde nicht  an  den  Destinatär  gelangte.  Jedoch  hat  derselbe  bei  Nachlässigkeit  des 
Staatsprokurators  gegen  diesen  eine  Schadenersatzklage,  A ll.  202  (1872),  363  (1883). 

3)  Wo  nicht  ausdrücklich  vorgeschrieben,  hat  der  Richter  zu  urtheilen.  Die  Nicht- 
beobachtung des  Stempelgesetzes  zieht  gewöhnlich  nur  Strafe  nach  sich.  A.  II.  139 
(1883),  314  (1887). 
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wird  von  Neuem  vorgenommen,  falls  die  Nullität  der  Schuld  eines 
richterlichen  Beamten  üuzuschreiben  ist  und  es  kann  von  der  schul- 
digen Gerichtspersön  Schadensersatz  verlangt  werden.  Die  Regel  utile 
per  inutile  non  vitiatur  gilt  auch  im  griechischen  Prozess.1) 

§ 20. 

13.  Prozessuale  Fristen  und  Termine.2) 

(Oek.  § 91;  Bai.  S.  818.) 

Die  Fristen  sind  gesetzliche,  richterliche  oder  conventionale.  Für 
ihre  Berechnung  gilt  Folgendes:  Die  Monate  sind  Zeitabschnitte  von 
30  Tagen  (Art.  194  § 2 C.P.O.).  Die  Fristen  beginnen  bald  mit  dem 
Eintritt  eines  Ereignisses  (C.P.O.  Art.  174,  891,  967  u.  s.  w.),  in  welchem 
Falle  der  Tag  des  Ereignisses  mitberechnet  wird,  bald,  und  dies  ist  das 
gewöhnlichere,  mit  der  Zustellung  eines  Schriftsatzes;  in  letzterem  Falle 
werden  sie  nicht  von  Stunde  zu  Stunde,  sondern  von  dem  auf  den 
Zustellungstag  folgenden  Tage  berechnet,  endigen  am  letzten  Tage 
Abends  6 Uhr  (ausser  wenn  derselbe  ein  Feiertag  ist)  und  laufen  nur 
zu  Gunsten  desjenigen,  welcher  den  Schriftsatz  zugestellt  hat:  nur  die 
Frist  zum  Erscheinen  vor  dem  Gericht  (Art.  507,  591  etc.)  läuft  gegen 
beide  Parteien.  Stirbt  eine  Partei  während  des  Laufs  einer  Frist,  so 
läuft  eine  neue  Frist  für  die  Erben  vom  Tage  der  Erklärung  über  die 
Annahme  der  Erbschaft  (Art.  194). 

Wohnen  die  Parteien  nicht  am  Gerichtsorte,  so  ist  bei  Berech- 
nung der  Fristen  und  Termine,  in  den  vom  Gesetze  ausdrücklich 
bestimmten  Fällen,  für  je  4 Myriameter3)  ein  weiterer  Tag  hinzuzufügen 
(Art.  195,  96). 

Auch  die  Parteien  sind  berechtigt,  die  vom  Gesetz  oder  Gericht 
bestimmten  Fristen  zu  verlängern;  das  Gericht  jedoch  nur  auf  Antrag 
der  Partei;  die  bewilligte  neue  Frist  beginnt  mit  dem  Zeitpunkte  des 
Ablaufs  der  ersten  Frist.4)  Die  Folgen  der  Fristversäumung  werden 
im  Einzelnen  unten  anzuführen  sein;  sie  bestehen  entweder  in  dem 
Tragen  der  durch  dieselbe  verursachten  Kosten,5)  oder  in  dem  Verlust 
des  Rechts,  die  betreffende  Handlung  vorzunehmen6)  — oder  es  tritt 
poena  confessi  ein.7)  Ueber  die  bei  Ausländern  geltenden  Besonder- 
heiten vgl.  Art.  541  u.  s.  u.  § 24. 


*)  Art.  346  C.P.O.  A.H.  47  (1836). 

а)  193  ff.  Ges.  A TKA ' über  Fristensuspension  auf  bestimmte  Zeit  in  bestimmten 
Gegenden  auf  Grund  königl.  Verordnung. 

3)  Aus  Versehen  steht  in  der  griechischen  Uebersetzung  „je  ©inen  Myriameter“. 
Beide  Ausgaben  haben  dieselbe  Kraft.  Die  Rechtsprechung  folgt  dem  griechischen  Text, 
J.  77.  366  (1878). 

4)  Art.  198  C.P.O. 

5)  Art.  543,  545  C.P.O. 

б)  Art.  752,  791,  792,  816  C.P.O. 

7)  Art.  585  C.P.O. 
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14»  Die  prozessualem  Angriffs-  und  Verth  eidigungsmittel« 

§ 21. 

A.  Allgemeines. 

Das  Verfahren  gliedert  sich  in  Vorverfahren  und  Hauptverfahren. 
Jenes  findet  ausserhalb  der  mündlichen  Verhandlung  statt,  ist  nicht 
öffentlich  und  schriftlich;1 *)  es  bezweckt  den  Streitgegenstand  festzustellen. 
Das  Gericht  betheiligt  sich  an  demselben  nur  durch  seinen  Sekretär  bei 
Eintragung  in  die  Rolle  und  durch  den  Präsidenten  bei  Bestimmung 
des  Verha.ndlungstages.  Erst  im  Hauptverfahren,  welches  mündlich  ist 
und  öffentlich,  erfährt  das  Gericht  den  Gegenstand  des  Rechtsstreits. 

In  einigen  bestimmten  Fällen  haben  auch  dem  Vorverfahren  ge- 
wisse gerichtliche  Handlungen  vorauszugehen.  Es  soll  nämlich  bei 
Strafe  der  Abweisung  der  Klage  a limine: 

a)  in  Friedensrichtersachen, 3)  wenn  Parteien  und  Streitgegenstand 3) 
die  zu  einem  Vergleich  nöthigen  Eigenschaften  besitzen,  stets  vorher 
ein  Vergleichs  versuch  gemacht  werden;4) 

b)  allen  Klagen  gegen  den  Fiskus  und  die  ihm  unterstellten  juristi- 
schen Personen,  sowie  den  Klagen  gegen  richterliche  Beamte  eine 
Aufforderung  zur  Abhilfe  auf  dem  direkten  Beschwerdewege  an  die 
zunächsthöhere  5)  Administrativbehörde  resp.  an  den  richterlichen  Beamten, 
von  dem  man  sich  für  verletzt  erachtet,6)  vorausgehen.  Wenn  im  ersten 
Falle  binnen  6 Wochen,  im  anderen  binnen  8 Tagen  keine  oder  eine 
abschlägige  Entschliessung  erfolgt,  darf  die  Klage  beim  zuständigen 
Gerichte  erhoben  werden.  Ob  die  Aufforderung  die  Verjährung  immer 
unterbricht,  ist  bestritten  (A  ll.  50  [1878],  225  [1887],  189  [1879]). 

§ 22. 

B.  Klage. 

I.  Inhalt.7) 

Die  Klage  enthält  materiell  die  den  Anspruch  begründenden  That- 
sachen  (die  historische  und  juristische  Grundlage  des  Anspruchs,  also 
auch  Aktiv-  und  Passivlegitimation),  die  Rechtsregeln,  worauf  derselbe 
sich  stützt,  und  die  Anträge  des  Klägers.  Die  Anträge  der  Partei,  die  in 
haupt-  und  nebensächliche  zerfallen,  müssen  klar  und  bestimmt  sein. 


J)  Art.  128,  129,  182  C.P.O. 

*)  Früher  auch  in  Bezirksgerichtssachen,  was  durch  Gesetz  vom  28.  Mai  1887 
( AYNH ')  aufgehoben  worden  ist. 

3)  Ausgenommen  summarische  und  dringende,  Inzidentsachen,  sowie  die  Klagen 
(Art.  588,  640,  643).  bei  denen  der  Staatsprokurator  gehört  werden  muss  (Art.  532). 

4)  Art.  531  C.P.O. 

5)  Also  keine  derartige  Aufforderung,  wenn  es  eine  höhere  Behörde,  der  der  Ver- 
letzende unterstellt  ist,  nicht  gieht,  A.IJ.  28,  60  (1890)  u.  s. 

6)  Art.  2 C.P.O.  60. 

^ Oekonomides  §§  80  ff.,  Balanos  S.  1 ff. 
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Formell  muss  die  Klage  alle  wesentlichen  Elemente  des  Prozesses  ent- 
halten: insbesondere  neben  der  genauen  geschichtlichen  .Darlegung  der 
Sache  und  der  Beschreibung  des  Streitgegenstandes,  die  Benennung 
des  Gerichts,  vor  dem  verhandelt  wird,  der  Parteien  durch  Vor-  und 
Zunamen,  auch  Bezeichnung  des  Wohnorts,  Datum  und  Unterschrift 
der  Partei  oder  des  Bevollmächtigten  derselben.  Es  kann  in  derselben 
eine  Frist  zur  Beantwortung  gestellt  sein  und  eventuell  ein  Insinuations- 
bevollmächtigter ernannt  werden.  Ausserdem  soll  der  Klageschrift  bei- 
gefügt werden:  eine  Abschrift  der  erfolglosen  Sühneverhandlung  (§  21), 
sowie  der  Beweisurkunden  des  Klägers;1)  die  Abschriften  der  in  fremder 
Sprache  verfassten  Urkunden  sollen  in  dieser  Sprache  gefertigt  sein.2) 

Mehrere  Klagen  desselben  Klägers  gegen  denselben  Beklagten 
können  in  einer  Klageschrift  verbunden  werden,  falls  sie  vor  dasselbe 
Gericht  gehören,3)  einander  nicht  widersprechen  und  in  derselben  Prozess- 
art geführt  werden  können;  es  ist  dabei  gleichgiltig , ob  die  ver- 
schiedenen Ansprüche  verschiedenen  rechtserzeugenden  Thatsachen  ihren 
Ursprung  verdanken:  nur  dass  in  diesem  Falle  jede  Klage  gesondert 
zu  behandeln  ist.  Das  Gericht  ist,  wenn  die  gleichzeitige  Verhandlung 
zur  Verwirrung  führen  würde,  befugt,  auch  von  Amtswegen  die  Trennung 
zu  verfügen.4) 

n.  Klageerhebung.  Wirkung.5) 

Die  Klageerhebung  geschieht  durch  Zustellung  der  Klage  an  den 
Beklagten.  An  die  Klageerhebung  schliessen  sich  folgende  Wir- 
kungen an:6) 

1.  Unterbrechung  der  Extinktiv-  und  Acquisitivverjährung  — doch 
tritt  diese  Folge  nur  bei  Klageerhebung  vor  dem  kompetenten  Ge- 
richt ein. 

2.  Verbot  aller  Neuerungen  und  Veränderungen  am  Streitgegen- 
stände,7) bei  Verpflichtung  zum  Schadensersatz  im  Falle  der  Zuwider- 
handlung. 

3.  Der  Lauf  der  Verzugszinsen  und  die  Versetzung  des  gutgläubigen 
Besitzers  in  bösen  Glauben. 

Alle  diese  Folgen  fallen  weg,  wenn  die  Klage  als  unzulässig  und 
unbegründet  verworfen,  wenn  sie  vom  Kläger  fallen  gelassen  oder  die 
Instanz  sonst  beendigt  wird  (Art.  157). 

Die  Wirkungen  des  Eintragens  in  die  Audienzrolle  (Prävention, 
Unveränderlichkeit  des  Gerichtsstandes)  haben  wir  bereits  angeführt.8) 

1)  Art.  538  C.P.O. 

2)  Oekonomides  § 99  Anm.  2. 

3)  Art.  536  C.P.O. 

4)  Art.  537,  3 C.P.O. 

5)  Oekonomides  § 100. 

6)  Art.  156  C.P.O. 

7)  Wenn  auch  nicht  Veräusserungsverbot,  Kalligas,  Oblig.R.  S.  408.  A.  77.  218 
(1851),  72  (1880). 

8)  Art.  575  C.P.O. 

Leske  q.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II 
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III.  Aenderung  der  Klage.1) 

Klageänderungen  sind  nur  in  geringem  Maasse  gestattet:  nach  der 
ersten  mündlichen  Verhandlung  wird  eine  Emendation  überhaupt  nicht 
zugelasscn;  bis  zu  dieser  und  in  derselben  können  solche  Emendationen 
vorgenommen,  jedoch  nur  solche  neue  Anträge  gestellt  werden,  die  still- 
schweigend oder  indirekt  in  den  alten  mit  enthalten  sind,  es  sei  denn, 
dass  sie  bloss  subsidiarisch  aufgestellt  werden.  So  darf  der  Kläger 
durch  die  Emendation  nicht  die  Grundlage  oder  den  Klagegegenstand 
verändern.  Der  Beklagte  darf  noch  in  der  Audienz  neue  Einreden  Vor- 
bringen, — und  zwar  bei  Strafe  der  Präklusion,  ausgenommen  diejenigen, 
welche  in  jeder  Prozesslage  geltend  gemacht  werden  können. 

Die  mutatio  libelli  ist  das  Gericht  von  Amtswegen  zu  prüfen  be- 
fugt. Die  in  Folge  event.  Verzögerung  verursachten  Kosten  trägt  der 
Emendirende,  bei  etwaiger  Schuld  eines  Anwalts  kann  über  denselben 
Disziplinarstrafe  verhängt  werden. 

§ 23. 

C.  Die  Verth eidigung. 

(Art.  543-544,  568  C.P.O.;  Oek.  §§101  ff.;  Bai.  S.  165  ff ) 

Die  Verteidigungsschrift  des  Beklagten  soll  enthalten: 

a)  die  Einlassung  desselben  auf  die  Klage; 

b)  die  Einreden  desselben: 

c)  eventuell  die  Widerklage. 

Auf  die  Replik  finden  die  Grundsätze  über  die  Verth  eidigungsschrift 
Anwendung:  nur  dass  eine  Gegenwiderklage  unzulässig  ist. 

I.  Einlassung. 

(Art,  545  — 580  C.P.O.) 

Dieselbe  ist  Bejahung  oder  Verneinung  des  klägerischen  Anspruchs 
und  enthält  keine  neuen  faktischen  Behauptungen.1  Die  Einlassung  be- 
w^irkt  Prorogation,  ausser  wenn  die  Einrede  der  Inkompetenz  rechtzeitig 
vorgeschützt  wird.  Sie  muss  enthalten:  1)  spezielle  Beantwortung  aller 
Hauptmomente  der  historischen  Grundlage  der  Klage;  2)  kategorische, 
direkte  und  ausdrückliche  Erklärung  über  die  Behauptungen  des  Klägers 
bei  poena  confessi  im  Falle  ungehöriger  Antwort.2)  Die  Aeusserung 
des  Nichtwissens  oder  Nichtglaubens  genügt  und  wird  als  Negation 
angesehen. 

Die  Antwort  ist  eine  einfache  oder  eventuelle:  letztere  ist  diejenige, 
welche  mit  dilatorischen  Einreden  zusammen  vorgebracht  wird. 

Besteht  die  Antwort  in  der  Bejahung  des  klägerischen  Anspruchs, 
so  kann  auf  der  Stelle  Befriedigung  verlangt  werden.  Desgleichen  bei 
einem  gehörig  zustandegekommenen  Vergleich;  jedoch  hindern  Ver- 
gleichsverhandlungen nicht  den  Lauf  der  Vorverfahrensfristen. 


Oekonomides  § 110. 
b A.  77.  75  (1885),  305  (1881)  u.  s. 
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II.  Einreden.1) 

Die  Prozesseinreden  sind  verth eidigungsweise  vorgebrachte  faktische 
Behauptungen,  welche  das  behauptete  Recht  des  Klägers  für  immer 
oder  zur  Zeit  auf  heben  oder  die  Einlassung  auf  die  Klage  verschieben ; 
peremtorische  oder  dilatorische  Einreden,  je  nachdem  sie  die  Vernich- 
tung des  klägerischen  Rechts  Torschützen  und  die  Abweisung  der  Klage 
bezwecken,  oder  die  Einlassung  nur  aufschieben  sollen.  Diese  Eintheilung 
ist  von  dem  Gesetze  aufgestellt,  während  die  sonst  gemachten  Unter- 
scheidungen nur  theoretische  Bedeutung  beanspruchen  können.  Für 
beide  Arten  gilt  — neben  dem  für  die  Klage  aufgestellten  dreifachen 
Erfordernisse  bezüglich  des  historischen  Grundes,  des  Rechtsgrundes 
und  des  Gesuchs  (A.II.  160  [1886])  — dass  sie  unabhängig  von  der 
Einlassung  sind,  die  sie  nicht  ersetzen,  mit  der  sie  sogar  in  Widerspruch 
stehen  können:  dass  sie  kumulirt  werden  dürfen,  selbst  wenn  sie  sich 
widersprechen;  dass  sie,  falls  sie  aus  dem  Rechte  eines  Dritten  ab- 
geleitet werden  {A.II.  379  [1880]),  unzulässig  sind  (ausser  bei  dem 
Bürgen),  da  das  Erforderniss  des  Interesses  ermangelt. 

A.  Dilatorische  Einreden  sind: 

1.  Die  forideklina torischen,  nämlich  a)  der  Inkompetenz;  b)  der 
Rechtshängigkeit  oder  Konnexität  der  Sache,  wenn  dieselbe  Sache  oder 
die  Hauptsache  bei  einem  anderen  inländischen  Gerichte  anhängig 
d.  h.  in  die  Rolle  bereits  eingeschrieben  ist.  Beide  hindern  den  Prozess 
und  es  wird  die  Klage  zeitweilig  abgewiesen;  erstere  muss  vor  den 
anderen  Einreden  vorgebracht  werden;  nur  die  Inkompetenz  ratione 
materiae  ist  in  jeder  Lage  des  Prozesses  statthaft.2) 

2.  Die  Einrede  der  Kaution slcistung  der  Ausländer:  bis  zu 
der  Kautionsleistung  braucht  sich  der  inländische  Beklagte  auf  die  Klage 
des  ausländischen  Klägers  nicht  einzulassen  (s.  o.  § 16). 

3.  Die  Einrede  der  nicht  gehörigen  Mittheilung  der  Prozessschriften, 
und  zwar  sämmtlicher  Prozessschriften  und  vor  jeder  Einlassung.  Die 
Mittbeiiung  erfolgt  durch  Zustellung  nach  Art.  140  (bei  minder  wichtigen 
von  Partei  zu  Partei)  oder  durch  Niederlegung  bei  den  Gerichtsschreibern: 
in  jedem  Falle  sind  24  Stunden  vor  der  mündlichen  Verhandlung  die 
betreffenden  Schriften  auf  der  Gerichtsschreiberei  niederzulegen.  Bei 
nicht  gehöriger  Mittheilung  kann  die  Partei  Vertagung  beantragen. 

4.  Die  Einrede  der  Rechtswohlthat  des  Inventars  (Art.  560). 

5.  Die  Einrede  der  Gewährschaft  (Art.  561):  es  hat  nämlich  der 
Beklagte  eine  Frist  von  15  Tagen,  um  Streitgenossen  und  Gewährs- 
männer vom  Prozesse  zu  benachrichtigen.  Die  Frist  wird  verlängert 
nach  Art.  540 — 544.  Den  zugezogenen  Streitgenossen  resp.  Gewährs- 
männern wird  wieder  eine  gleiche  Frist  gewährt,  falls  dieselben  weitere 
Streitgenossen  oder  Gewährsmänner  haben. 


*)  Oekonomides  §§103  ff.  Balanos  S.  414.  Kalligas  I,  § 258  ff. 

2)  3.  auch  A.  //.  77  (1882). 
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6.  Die  Einrede  der  Reehtswohlthaten  der  Theilung  und  Exkussion 
oder  der  noch  nicht  eingetretenen  Fälligkeit  eines  Anspruchs  nach 
Maassgabe  des  Civilrechts. l) 

B.  Die  p er em torischen  Einreden  (Art.  563)  sind  in  der  Regel  vor 
der  Verhandlung  zur  Hauptsache  zu  entscheiden;  zu  denselben  gehören, 
neben  den  aus  dem  Civilrecht  sich  ergebenden  Einreden  des  Vergleichs, 
des  rechtskräftigen  UrtheiJs,  der  Verjährung  etc.  auch  die  Einrede  der 
Nullität2)  nach  Art.  202  ff.  (s.  o.). 

C.  Die  dilatorischen  Einreden  unterscheiden  sich  von  den  perern- 
torischen  folgendermassen : 

a)  sie  werden  vor  der  Einlassung  vorgebracht,  und  zwar  in  der 
vom  Art.  582  vorgeschriebenen  Reihenfolge  ; 

b)  sie  werden  auf  Antrag  der  Partei  getrennt  von  der  Sache  und 
yor  derselben  entschieden; 

c)  sie  bezwecken  (mit  Ausnahme  der  unter  A 1,  6)  nur  zeitweilige 
Verwerfung  der  Klage;  die  peremtorischen  dagegen  die  definitive  Zurück- 
weisung der  Klage. 

III.  Widerklage.3) 

Der  Beklagte  kann  wegen  Rechtsansprüchen,  die  ihm  gegen  den 
Kläger  zustehen,  gleichgültig,  ob  sie  mit  der  Klage  in  Verbindung  stehen 
oder  nicht,  falls  nur  das  Gericht  der  Klage  nicht  ratione  materiae  in- 
kompetent ist  und  die  Klage  nicht  durch  Geständniss  oder  sonst  irgend- 
wie bereits  erledigt  ist,  in  erster  Instanz,  und  zwar  in  der  Vertheidi- 
gungsschrift4)  eine  Widerklage  erheben  (Art.  543,  564).  Bei  mehreren 
Streitgenossen  muss  eine  gemeinsame  Widerklage  gegen  Alle  und  seitens 
Aller  angestrebt  werden. 5)  Nicht  statthaft  ist  die  Widerklage  bei  Besitz- 
streitigkeiten, — bei  Sicherheitsmassregeln  nur  gegen  Kaution,6) 

Die  Widerklage  wird  zusammen  mit  der  Vorklage  erledigt,  sie  kann 


1)  Beachte  H.G.B.  Art.  448  s.  o.  § 3.  Hierher  gehört  auch  die  Fräge,  wenn  vor 
Erlass  des  Urtheils  der  Anspruch  fällig  geworden.  Die  herrschende  Ansicht  (Oek.  § 104 
Note  30,  A.  II.  84  [1888],  164  [1890],  142  [1891],  158  [1891],  App.  Ger.  Athen  567  [1891]) 
halt  die  Klage  aufrecht,  gestützt  auf  das  röm.  Recht  und  den  Art.  159  f.  der  C.P.O., 
contra:  Diobouniotis  (in  Gsjutg.  III.  S.  604),  welcher  sich  auf  Art.  1026  C.P.O.  beruft. 

2)  Ihrer  Natur  nach  ist  dieselbe  eigentlich  dilatorisch,  mit  den  peremtorischen  hat 
sie  gemeinsam,  dass  sie  auch  nach  der  Klageinlassung  zulässig  ist.  Oekonomides 
§ 105  Anm.  103,  § 106  Anm.  2 s.  a.  A.  II.  169  (1880),  72  (1889). 

3)  Oekonomides  §107.  Balanos  S.  160ff. 

4)  In  den  summarischen  Sachen,  soweit  überhaupt  zulässig  (Art.  633,  s.  a.  Art.  728 
C.P.O.  u.  A.  II.  1 [1865]),  auch  durch  die  Schriftsätze.  Ob  gegen  eine  summarische 
Vorklage  eine  Widerklage  statthaft,  die  nach  gewöhnlichem  Verfahren  zu  verhandeln 
ist,  ist  in  der  Theorie  streitig.  Nein:  Psaras  (s.  Koffinas  S.  184  Anm.  C.  633).  Ja: 
Oekonomides  (S.  355  jetzt)  und  die  (allerdings  ältere)  Praxis  (A.  77.  371  [1861]):  die 
Widerklage  als  Inzidenzsache  sei  immer  summarisch  zu  verhandeln. 

5)  In  dieser  Allgemeinheit  bestreitet  den  Satz  Oekonomides  § 107  Anm.  3,  s.  j. 
Feder  S.  377. 

6)  Art»  633  C.P.O. 
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jedoch  auch  zu  besonderer  Verhandlung  verwiesen  werden,  falls  durch 
die  gemeinsame  Verhandlung  die  Spruch  weise  Erledigung  der  Haupt- 
klage sonst  verzögert  werden  würde.1) 

15.  Verfahren  in  erster  Instanz. 

§ 24. 

A.  Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlung. 

(Ock.  § 96 ff.) 

Dieselbe  ist  nach  griechischem  Prozess  im  gewöhnlichen  Verfahren 
vor  den  Bezirksgerichten  stets  erforderlich.  Das  Fehlen  der  Vorbe- 
reitung hat  Nullität  des  Verfahrens  zur  Folge  und  ist  von  Amts  wegen 
zu  berücksichtigen.  Das  Vorverfahren  beginnt  mit  der  Klageerhebung, 
wenn  derselben  ein  vorbereitendes  Verfahren  nicht  vorauszugehen  braucht 
{s.  o.  § 21).  Ist  in  der  Klageschrift  eine  genaue  (über  die  gesetzliche 
hinausreichende)  Frist  zur  Beantwortung  nicht  gegeben,  so  gilt  gesetz- 
lich ein  Zeitraum  von  15  Tagen  nach  der  Zustellung  der  Klageschrift 
als  Einlassungsfrist.  Für  die  Replik  ist  eine  8 tägige  Frist  [gesetzlich 
bestimmt2)  (s.  § 20).  Bei  grösseren  Entfernungen  wird  die  Frist  nach 
Maassgabe  der  Art.  195,  196  C.P.O.  verlängert.  Nach  denselben  Grund- 
sätzen wird  die  Frist  bestimmt,  falls  einem  Fremden  in  Griechenland 
die  Klage  zugestellt  wird.3)  Längere  Termine  stellt  für  die  im  Aus- 
land wohnenden  Beklagten  resp.  Rechtsgenossen  Art.  541  C.P.O.  auf: 
danach  wird  eine  Frist  von  3 Monaten  gewährt,  falls  dieselben  in 
Europa,  in  Aegypten  oder  in  der  Türkei,  eine  Frist  von  6 Monaten, 
falls  sie  in  den  übrigen  Welttheilen  wohnen. 

Nach  Ablauf  der  zur  Verth  ei  digung4)  gewährten  Frist  können,  falls 
eine  Vertheidigung  nicht  erfolgte,  beide  Parteien  die  Sache  auf  die 
Audienzrolle  setzen  lassen;  sonst  muss  die  Replikfrist  erst  verstreichen, 
es  sei  denn,  dass  der  Kläger  auf  eine  Replik  verzichtet. 

Auf  die  Anmeldung5)  der  Partei  hat  der  Sekretär  die  Sache  in  die 
Audienzrolle  unter  Bezeichnung  der  Prozesselemente,6)  der  Stunde  und 
des  Datums  der  Anmeldung  zu  setzen;  8 Tage  nach  dem  Anschlag  des 
Präsidenten  (s.  § 4 VII)  wird  ohne  weitere  Vorladung  die  Sache  ver- 
handelt. Kürzer  sind  die  Vorbereitungsfristen  bei  summarischen  und 
in  anderen  dringenden  Sachen.  Dieselben  werden  auch  in  der  Audienz 
vor  allen  anderen  verhandelt,  selbst  wenn  sie  gar  nicht  durch  Anschlag 
bekannt  gemacht  sind.7) 


*)  A.n . 139  (1883). 

2)  Art.  540  C.P.O. 

*)  Art.  542  C.P.O. 

4)  Art.  565—567  C.P.O. 

5)  Art.  570—576  C.P.O. 

6)  S.  oben  S.  31. 

7)  Art.  578  § 2 C.P.O. 
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§ 25. 

B.  Die  mündliche  Verhandlung. 

(Oek.  § 110  ff.) 

Die  mündliche  Verhandlung  beginnt  mit  Aufruf  der  Sache  in  der 
Audienz.1)  In  der  kontradiktorischen  Verhandlung  verlesen  die  Parteien 
ihre  schriftlichen  Anträge.  Jedoch  besteht  eine  Verpflichtung  zur  münd- 
lichen Klarlegung  der  Begehren  der  Parteien  nicht,  — so  ist  denn  auch 
entgegen  dem  Sinn  des  Gesetzes  das  Verfahren  vor  den  erstinstanz- 
lichen Gerichten  eigentlich  zum  schriftlichen  Verfahren  herabgesunken 
(s.  o.  § 3). 

Der  Staatsprokurator  (s.  § 4 IV)  ist  in  allen  Sachen  berechtigt,  in 
bestimmten  Fällen  verpflichtet,  das  Wort  zu  ergreifen. 

Die  mündliche  Verhandlung  wird  von  dem  Vorsitzenden  eröffnet 
und  geleitet.  Auch  hat  derselbe  für  die  Ordnung  im  Gerichtssaale  zu 
sorgen,  wozu  ihm  auch  die  Straf-  und  Disziplinargewalt  zusteht. 2)  Der 
Vorsitzende  schliesst  die  Verhandlung,  wenn  ihm  die  Sache  gehörig  er- 
örtert erscheint.  — Die  Mitglieder  des  Gerichtshofes  und  der  Staats- 
anwalt sind  befugt,  Fragen  an  die  Parteien  zu  richten,  die  Parteien 
jedoch  erst  nach  vorheriger  Genehmigung  des  Vorsitzenden.  Das  Gericht 
kann  von  Amtswegen  das  persönliche  Erscheinen  der  Parteien  ver- 
fügen und  überhaupt  die  zur  Klärung  der  Sache  ihm  dienlich  er- 
scheinenden Maassregeln  treffen.  Ueber  die  Audienz  wird  ein  ausführ- 
liches Protokoll  vom  Gerichtsschreiber  geführt,  weiches  alle  Haupt- 
punkte der  Verhandlung  enthält.  Die  Protokolle  sind  drei  Tage  nach 
ihrer  Errichtung  vom  Präsidenten  und  dem  Gerichtsschreiber  zu  unter- 
schreiben. 

C.  Das  Be  weis  verfahren.3) 

§ 26. 

a)  Im  Allgemeinen. 

I.  Aut  Grund  der  Beweisanträge  der  Parteien  resp.  auf  Grund  der 
Behauptung  beweisbedürftiger  Thatsachen  wird  von  Amtswegen  durch 
Beweisinterlokut  vom  Gerichtshof  Beweis  angeordnet.  Es  folgt  das 
Stadium  des  Produktionsverfahrens;  die  Beweiswürdigung  seitens  des 
Gerichts  ist  gewöhnlich  im  Endurtheil  enthalten.  Bevor  ein  Beweis- 
interlokut  ergangen,  braucht  die  Partei  ihre  Beweismittel  nicht  vorzu- 
bringen;4) jedoch  bestehen  von  dieser  Regel  mehrere  Ausnahmen,  so 


1)  Erscheint  keine  der  Parteien,  so  wird  die  Sache  aus  der  Audienzrolle  ge- 
strichen. Erscheint  nur  die  eine  Partei,  so  ergeht  Versäumnissurtheil.  Auf  Begehren 
beider  Parteien  muss  die  Sache  vertagt  werden. 

2)  § 130  C.P.O.  In  einigen  Fällen  steht  die  Strafgevralt  dem  ganzen  Gericht  zu. 

3)  Rousopoulos,  in  der  alten  ßdptgV I.  Euthymiou,  Ilepi  äToddgewg  („Ueber 
den  Beweis“)  1889.  Oekonomides  §§164f.  Balanos  S.  169 f.  s.  a.  o.  §3. 

4)  Art.  250  C.P.O. 
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insbesondere  in  den  Fällen  des  antizipirten  Beweises *)  und  des  Beweises 
zum  ewigen  Gedäcktniss,*  2 3)  sowie  überall  da,  wo  das  Gesetz  „das  Be- 
scheinigen“  also  Glaubhaftmachen  einer  Thatsache  verlangt.8) 

II.  Es  ist  bereits  hervorgehoben,  dass  im  griechischen  Prozess  das 
Prinzip  der  freien  Beweistheorie  gilt  (s.  o.  § 3 s.  VI).  Gegenstand  des 
Beweises  können  nur  relevante,  bestrittene  Thatsachen  (s.  jed.  o.  § 3 
III)  sein,  von  deren  Wahrheit  sich  der  Richter  überzeugen  will  (Art.  244 
C.P.O.).  Es  sind  insbesondere  vom  Beweise  ausgeschlossen  (Art.  245) 
Thatsachen,  welche  auf  gerichtlichem  Geständniss  beruhen  oder  gemein- 
oder  gerichtskundig  sind,  sowie  diejenigen,  für  die  eine  Legalpräsumtion 
besteht.  Als  gemeinkundig  wird  dasjenige  bezeichnet  (Art.  246),  was 
vernünftigerweise  nicht  bestritten  werden  kann;  wird  die  Notorietät  be- 
stritten, so  muss'  dieselbe  bewiesen  werden.  Gerichtskundig  ist  das- 
jenige, was  dem  Gerichte  aus  dem  vorliegenden4)  Prozesse  bekannt  ist. 

III.  In  der  Wahl  der  Beweismittel  (Art.  253),  sowie  darin,  ob 
dieselben  einzeln  oder  kumulirt  zu  gebrauchen,  hat  die  Partei  volle 
Freiheit,  wie  andererseits  der  Gegenpartei  der  Gegenbeweis  stets  offen 
steht  (Art.  251).  Vom  Moment  des  Vorbringens  werden  alle  Beweis- 
mittel beiden  Parteien  gemeinsam,5)  so  dass  von  Beiden  die  Resultate 
in  gleicher  Weise  ausgenutzt  werden  können.  In  der  Regel  wird  voll- 
ständiger Beweis,  und  zwar  vollständiger  juristischer  Beweis  gefordert;6) 
es  genügt  aber  blosse  Wahrscheinlichkeit,  wo  dies  vom  Gesetze  aus- 
drücklich gesagt  ist. 7) 

IV.  Was  endlich  die  Beweis  last  anbetrifft,  so  hat  jede  Partei 
diejenigen  Thatsachen  zu  beweisen,  welche  Grundlage  ihres  Begehrens 
sind.8)  Diese  Regel  wird  im  Civilrecht  des  Näheren  ausgeführt,9)  es 
ist  insbesondere  demselben  die  Entscheidung  der  wichtigen  Frage  zu 
überlassen,  welche  Thatsachen  im  Einzelnen  die  Grundlage  eines  An- 
spruchs bilden;  nur  bezüglich  der  Legalpräsumtionen  bestimmt  die  C.P.O., 
dass  dieselben  vom  Beweise  befreit  seien,  dagegen  derjenige  den  Beweis 
zu  führen  habe,  der  eine  der  Legalpräsumtion  widersprechende  That- 
sache behaupte,  natürlich  insoweit  dies  überhaupt  gestattet  ist. 


’)  Art.  250,  159,  538  C.P.O.  Es  sollen  nämlich,  wo  es  sich  um  Schriftenbeweis 
handelt,  Abschriften  der  Beweisurkunden  der  Klage  resp.  der  Verteidigungsschrift  bei- 
gefügt werden. 

2)  Art.  258  C.P.O. 

3)  Art.  255,  258,  295  u.  s.  C.P.O. 

4)  So  Art.  247  C.P.O.  (s.  Rousopoulos  in  der  alten  ,,8£p.tg“  VI.  88  u.  Psaras, 
nach  Koffinas  S.  115).  Freier  denkt  darüber  Oekonomides  S.  548,  gestützt  auf 
Art.  98  C.P.O. 

5)  Die  Zeugen  erst  mit  der  Vernehmung,  Oekonomides  § 122  Anm.  12- 

6)  A.II.  149  (1886). 

7)  Art.  255,  30,  53  u.  s.  C.P.O. 

8)  Art.  248  C.P.O. 

9)  Cit.  s.  bei  Oekonomides  §§  169 — 170. 
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b)  Beweismittel. 

Nach  der  griechischen  Civilprozessordnung,  welche  auch  das  Ge- 
ständniss zu  den  Beweismitteln  rechnet,  giebt  es  derselben  im  Ganzen 
sieben.  Sie  schliessen  sich  gegenseitig  nicht  aus,  auch  ist  eine  gesetz- 
liche Reihenfolge  in  ihrer  Benutzung  nicht  vorgeschrieben  (Art.  253); 
nur  gilt  die  Eideszuschiebung,  verbunden  mit  anderen  Beweismitteln,  als 
eine  bloss  eventuelle.  Von  der  Beweiskraft  wird  bei  einem  jeden  der 
Beweismittel  gehandelt  werden. 

§ 27. 

a)  Geständniss. 

(Art.  264-271  C.P.O.;  Oek.  §§  173 ff.;  Bai.  S.  689 ff.) 

Dasselbe  ist  gerichtliches  oder  aussergerichtliches.  Zu  ersterem 
rechnet  die  C.P.O.  nur  das  vor  dem  kompetenten  Gerichte  in  dieser 
Sache  (s.  a.  Art.  524)  mündlich  oder  schriftlich,  persönlich  oder  durch 
Bevollmächtigte  (Art.  95)  abgegebene  Geständniss.1) 

1.  Zum  wirksamen  Geständniss  ist  erforderlich:  objektiv  ein  der 
Privatdisposition  unterliegender  Streitgegenstand,2)  subjektiv  Dispositions- 
fähigkeit und  wirklicher  Geständnisswille. 3) 

2.  Das  gerichtliche  Geständniss  erzeugt  eine  praesumtio  juris  et 
de  jure  (s.  u.  § 28,  Art.  273  § 2),  falls  es  sich  nur  auf  die  thatsächliche 
Seite  der  Klage  bezieht,  resp.  gleichzeitig  mit  ihm  Einreden  vorgebracht 
werden;  noch  weitgehendere  Folgen  hat  es,  wenn  es  vollständige  An- 
erkennung des  ganzen  klägerischen  Anspruchs  enthält;  in  diesem 
Falle  steht  es  dem  gerichtlichen  Urtheile  gleich  und  kann  dann  auf 
Grund  desselben  sofort  zur  Vollstreckung  geschritten  werden  (Art.  549). 
Das  gerichtliche  Geständniss  ist  unwiderruflich;  es  kann  jedoch  dasselbe 
in  den  beiden  vom  Gesetz  besonders  bezeichn eten  Fällen,4 5)  — nämlich  bei 
faktischem  Irrthum, ö)  sowie  wenn  der  Bevollmächtigte  gegen  den  Willen 
und  die  Anweisung  des  Vollmachtgebers  dasselbe  abgelegt  hat,6)  — 
zurückgenommen  werden. 

Speziell  für  das  gerichtliche  Geständniss  ist  von  grosser  Wichtig- 
keit die  Anwendung  der  Regel  von  der  Untheübarkeit,7)  welche  die 
C.P.O.  (Art.  264  § 2)  aufstellt.  Es  müssen  nämlich  von  dieser  Regel 
Ausnahmen  zugelassen  werden,  selbst  wo  es  sich  um  einen  und  den- 


J)  Auch  stillschweigendes  Geständniss  kennt  die  C.P.O.  (poena  confessi  Art.  505; 
beachte  a.  Art.  273). 

tJ)  Nicht  z.  B.  in  Ehestreitigkeiten  Art.  676,  685. 

3)  Irrthum  schliesst  G.  aus  A.U.  125  (1892). 

4)  Und  nur  in  diesen,  A.  77.  276  (1875). 

5)  Auch  wenn  derselbe  unentschuldbar  war,  A.  TI.  121  (1876),  216  (1881). 

6)  Art.  269  C.P.O.  Dabei  braucht  nicht  das  Verfahren  Art.  464 — 466  C.P.O. 
(u.  § 13)  angewendet  zu  werden,  Oekonomides  § 175.  A.T1.  141  (1876),  41  (1886).  — 
Contra:  A.  11  23  (1879). 

7)  Dem  aussergerichtlichen  Geständniss  gegenüber  steht  der  Richter  viel  freier. 
Rousopoulos  335.  Beachte  ;edoch  C.  415.  Ueber  die  Frage:  Oekonomides  § 176. 


Griechenland. 


4:1 


selben  Anspruch  handelt,  und  zwar  dann,  wenn  selbstständige  Tliat- 
sachen  in  demselben  enthalten  sind,  die  nicht  nur  eine  für  den  be- 
sonderen Fall  nützliche  Einrede,  sondern  ein  selbständiges  Recht  bilden, 
das  selbständig  durch  Klage  hätte  geltend  gemacht  werden  können,1) 
oder  wenn  das  Geständniss  durch  eine  dilatorische  Einrede  beschränkt 
wird  (die  ja  getrennt  von  der  Sache  selbst,  vor  derselben  zu  entscheiden 
ist.  Art.  545).  Auch  ist  zu  beachten,  dass  die  Untheilbarkeit  eingeführt  ist, 
damit  der  Eingestehende  nicht  durch  allzuweitgehende  Beweisaufforde- 
rungen geschädigt  werde,  nicht  etwa  damit  er  auch  Nutzen  davon  habe; 
es  ist  in  Folge  dessen  der  Gegenpartei  zu  gestatten,  sich  gesetzlicher 
Yermuthungen  resp.  des  Gegenbeweises  gegen  einzelne  Angaben  des 
Eingestehenden  zu  bedienen,  oder  sogar  unter  Nichtberücksichtigung 
des  Geständnisses'  auf  andere  Beweismittel  zu  greifen. 2 3) 

3.  Das  aussergerichtliche  Geständniss  hat  für  sich  selbst  keine 
Beweiskraft,  also  muss  zunächst  seine  Existenz  bewiesen  werden.  Seine 
rechtserzeugende  Kraft  ist  verschieden,  je  nachdem  es  in  die  für  den 
betreffenden  Vertrag,  den  es  zum  Inhalte  hat,  nothwendige  Form  ge- 
kleidet ist  oder  nicht;  auch  muss  natürlich  Willensübereinstimmung, 
also  Annahme  Seitens  der  Gegenpartei  vorhanden  sein.y)  Kann  es  in 
Folge  eines  Mangels  Vertragskraft  nicht  besitzen,  so  unterliegt  seine 
Beweiskraft  dem  Ermessen  des  Gerichts.4) 

§ 28. 

ß)  Präsumtionen. 

(Art.  272—276  C.P.O.,  Oek.  § 177,  Bai.  S.  876.) 

Dieselben  werden  vom  Gesetz  in  gesetzliche  und  richterliche  ein- 
getheilt.  Erstere  sind  entweder  praesumtiones  juris  et  de  jure,  die  also 
keinen  Gegenbeweis  zulassen  — und  zu  diesen  rechnet  die  Civilprozess- 
ordnung  neben  dem  gerichtlichen  Geständniss  den  Eid,  das  rechts- 
kräftige Urtheil,  die  Verwirkung  von  Rechten  in  Folge  Versäumniss 
Seitens  der  Partei,  — oder  juris  tantum,  zu  denen  alle  übrigen  gesetz- 
lichen Präsumtionen  des  Prozessrechts  sowie  diejenigen  gehören,  die  im 
materiellen  Rechte  als  solche  angesehen  werden.  Richterliche  Präsum- 
tionen sind  von  dem  Richter  zu  ziehende  Schlussfolgerungen  von  be- 
kannten auf  unbekannte  Thatsachen;5)  sie  sind  nur  zulässig,  wo  Zeugen- 
beweis statthaft  ist6)  und  müssen  bestimmten  und  unter  einander  nicht 
widersprechenden  Inhalt  haben;  ihre  Würdigung  untersteht  dem  richter- 
lichen Ermessen. 

1)  A.n.  77  (1870),  149  (1880),  283  (1881),  261  (1883). 

2)  Streitig  ist,  ob,  wenn  der  Beweisfülirende  zum  Eid  greift,  er  denselben  auf 
einen  Theü  des  Geständnisses  beschränken  darf:  Ja:  Oekonomides  und  die  ältere 
Praxis  A.n.  175  (1858),  238  (1860).  Nein:  A.II.  149  (1880),  283  (1881),  33  (1888), 
33  (1889). 

3)  In  diesem  Falle  bietet  es  vollen  Beweis,  Art.  266.  A.  77.  182  (1886). 

4)  So  insbesondere  bezüglich  des  animus  confitendi  und  des  Geständnissinhalts, 
A.  n.  15  (1873),  beachte  A.  77.  25  (1885). 

b)  A.n.  302  (1877). 

6)  A.n.  257  (1876)  u.  124  (1878).  Bei  Handelssachen:  265  (1881),  161  (1882). 
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§ 29. 

y)  Richterlicher  Augenschein. 

(Art.  277  -290  C.P.O.,  Oek.  § 178,  Bai.  S.  254.) 

Dieses  Beweismittel  besteht  in  der  sinnlichen  Wahrnehmung  der  be- 
weisbedürftigen Thatsache  Seitens  des  Gerichts.  Es  wird  mit  dem  Sach- 
verständigen-Beweis  verbunden,  falls  besondere  Fähigkeiten  zur  Wahr- 
nehmung erforderlich  sind,  die  dem  Richter  abgehen  (Art.  278).  Die 
Beweisführung  kann  in  der  Audienz  oder  ausserhalb  derselben  statt- 
finden.1)  Etwaige  Schwierigkeiten,  die  sich  bei  der  Einnahme  des 
Augenscheins  bieten,  können  auch  mittels  Gewalt  auf  Anordnung  des 
Gerichts  beseitigt  werden;  dabei  ist  das  Gericht2)  befugt,  Geldstrafe  und 
Haft  über  den  zu  Unrecht  Widerstrebenden  zu  verhängen,  resp.  ihm 
den  Ersatz  des  Schadens  aufzuerlegen.  Ueber  den  Augenschein  wird 
ein  genaues  Protokoll  geführt,  welches  für  die  darin  enthaltenen  That- 
sachen  volle  Beweiskraft  besitzt. 

§ 30. 

d)  Sachverständige. 

(Art,  291—299  C.P.O.,  Oek.  §§180,  181,  Bai.  S:  804  ff.) 

Wenn  eine  auf  Regeln  einer  Kunst  oder  Wissenschaft  gestützte 
sinnliche  Wahrnehmung  oder  die  kunstgemässe  Beurtheilung  einer  Sache 
notlrwendig  ist,  so  kann3)  von  Amtswegen4)  oder  auf  Antrag  der  Beweis 
durch  Sachverständige  angeordnet  werden.  Dazu  werden  in  der  Regel 
drei  Sachverständige  von  den  Parteien  vor  dem  Beweisinterlokut  ge- 
wählt, und  von  dem  Gerichte  in  demselben  ernannt.  Der  Sachverstän- 
dige braucht  die  Ernennung  nicht,  anzunehmen,  nur  muss  er,  wenn  er 
einmal  angenommen,5)  die  gestellte  Aufgabe  pflichtgemäss  ausführen.6) 

Ueber  die  Expertise  haben  die  Sachverständigen,  — welche  auf 
Verlangen  der  Partei  wie  die  Zeugen  zu  beeidigen  sind  (Art.  288,  297), 
— ein  schriftliches  Gutachten  abzufassen  und  dasselbe  dem  Richter- 
kommissar einzureichen.  Bei  Meinungsverschiedenheit  entscheidet  die 
Majorität,  und  sollen  die  einzelnen  Meinungen  unter  Erwähnung  der 
Gründe  besonders  angeführt  werden. 

Das  von  drei  Sachverständigen  in  einer  Sache,  deren  Entscheidung 
besondere  Kenntnisse  erfordert,  gehörig  (gemäss  Art.  298)  erstattete 
Gutachten  bindet  das  Gericht  ; beim  Nichtvorhandensein  dieser  Erforder- 
nisse unterliegt  das  Gutachten  der  freien  Würdigung  des  Gerichts.7) 

*).  A.  n.  343  (1874).  Das  Interlokut  ordnet  die  Beischaffung  des  Augenschein- 
objekts an, 

‘9  Nicht  der  Richterkommissar. 

3)  A.H.  79  (1889). 

4)  A.n.  56  (1883). 

5)  Bei  Ersatzverbindlichkeit  A.n.  265  (1880),  249  (1883). 

6)  Auch  können  die  von  Amtswegen  ernannten  Sachverständigen  aus  denselben 
Gründen  wie  die  Zeugen  abgelehnt  werden.  Ueber  den  Ablehnungsantrag  (welcher 
3 Tage  nach  Kenntnissnahme  eingereicht  werden  soll,)  entscheidet  summarisch  in  letzter 
Instanz  das  Gericht. 

7)  A.  n.  292  (1881),  155  (1883),  79  (1890). 
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§ 31. 

e)  Zeugen. 

(Art.  300 — 349  C.P.O.,  Oek.  §182«.,  Bai.  S.  622  ff.) 

Die  Civilprozessordnung  hat  nach  dem  Vorgänge  des  französischen 
Rechts  die  Unbeschränktheit  des  Zengenbeweises  verworfen.  Sie  geht 
zwar  von  dem  Zeugenbeweis  als  Regel  aus, *)  beschränkt  denselben  aber 
ganz  wesentlich.  In  Handelssachen2)  hängt  die  Zulässigkeit  des  Zeugen- 
beweises vom  Ermessen  des  Gerichts  ab.  In  Civilsachen  ist  Zeugen- 
beweis ausgeschlossen,  wenn  der  Streitgegenstand  50  Drachmen  über- 
steigt. Von  dieser  Regel  giebt  es  eine  doppelte  Ausnahme : einmal  wird 
in  gewissen  Fällen  auch  bei  Streitsachen  unter  50  Drachmen  Zeugen- 
beweis nicht  zugelassen,  sodann  giebt  es  Fälle,  in  denen  stets  Zeugen- 
beweis, ohne  Ansehung  des  Werth  es,  statthaft  ist.  Erstere  Ausnahme 
greift  Platz  bei  Beschränkung  des  anfänglich  grösseren  klägerischen 
Begehrens  auf  50  Drachmen,  bei  Einklagung  mehrerer  Forderungen, 
welche  zusammen  die  gesetzliche  Summe  übersteigen,3)  und  wenn  die 
eingeklagte  Summe  Theil  einer  grösseren  Forderung  ist.  Auch  ist 
gegen  den  Inhalt  einer  Urkunde  Zeugenbeweis  niemals  zulässig.4) 

Die  zweite  Ausnahme  betrifft  a)  die  Fälle  der  Unmöglichkeit5) 
schriftlichen  Beweises  — also  wenn  die  Partei  sich  schriftlichen  Beweis 
bei  Konstituirung  des  betrehenden  Aktes  nicht  hat  verschaffen  können, 
resp.  wenn  der  verschaffte  zufällig  verloren  gegangen  ist.  Die  Entschei- 
dung über  die  Unmöglichkeit  unterliegt  dem  — durch  den  Kassations- 
hof unkontrolirbaren  (A.  II,  180  [1887])  — Ermessen  des  Gerichts ; b)  die 
Fälle,  in  denen  ein  Anfang  von  Schriftbeweis  vorliegt  — also  wenn 
eine  in  Beweisform  abgefasste  Urkunde  das  zu  Beweisende  wahrschein- 
lich macht  (Art.  305);  c)  endlich  kann  natürlich  die  Existenz  auslän- 
discher Gesetze  stets  durch  Zeugen  bewiesen  werden.6) 

Es  besteht  che  allgemeine  Pflicht,  Zeugniss  abzulegen;7)  aufZeugniss- 
verweigerung  steht  Strafe  und  kann  der  Verweigernde  in  die  Kosten 

v)  Bestritten  Rousopoulos  a.  a.  0.  S.  124. 

*)  H.G.B.  Art.  41,  49  109;  s.  a.  J./7.  131  (1871),  33  (1888),  29  (1889).  Wenn 
nur  auf  der  einen  Seite  ein  Handelsgeschäft  vorliegt,  ist  Zeugenbeweis  nur  gegen  den- 
jenigen zugelassen,  aul  dessen  Seite  das  Handelsgeschäft  vorliegt  {A.IJ.  254  [1878J, 
s.  a.  110  [1880]). 

а)  Ausser  wenn  sie  kraft  Rechtsnachfolge  verschiedener  Personen  von  einer  Person 
geltend  gemacht  werden  (Art.  303). 

4)  Wenn  die  Gegenpartei  behauptet,  dass  der  Urkunde  eine  verbotene  Causa  zu 
Grunde  liege?  Vgl.:  Widersprechende  Urtheile  des  Kassationshofes  215  (1888),  136 
(1887),  193  (1890). 

5)  Das  Gesetz  Art.  304  präsuinirt  Unmöglichkeit  für  bestimmte  Fälle  (Quasi- 
kontrakte, Quasidelikte  und  Delikte,  wenn  ein  Vertrag  als  erzwungen,  erlistet  etc.  an- 
gefochten  wird  [s.  a.  A.IJ.  87  (1883),  125  (1884)]). 

б)  A.I1.  8 (1865). 

T)  Unter  Vergütung  der  Reise-  etc.  Kosten  (Art.  317.  Verordn,  vom  25.  Marz 
1883).  Der  Unterliegende  trägt  die  Kosten,  jedoch  nur  für  höchstens  drei  Zeugen  für 
eine  Thatsache  (Art.  318). 
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und  Ersatz  dos  Schadens  verurtheilt  werden. J)  Zeugnissunfähig  sind  die- 
jenigen Personen,  welchen  die  Fähigkeit  ungetrübter  Wahrnehmung  der 
zu  beweisenden  Thatsache  abgeht  (Wahnsinnige,  stark  Betrunkene  etc.), 
sowie  die  Geistlichen  in  Ansehung  dessen,  was  sie  in  der  Beichte  ver- 
nommen haben.2)  Diese  Zeugen  werden  von  Amtswegen  verworfen. 
Auf  Antrag  zu  verwerfende  Zeugen3)  sind  1)  die  am  Ausgang  der 
Sache  interessirten  oder  die  für  ihr  Zeugniss  eine  Belohnung  erhalten 
haben;  2)  Ehegatten  und  Verlobte  in  Sachen  ihrer  Ehegatten  resp.  Ver- 
lobten; 3)  die  mit  dem  Beweisführer  in  Verwandtschafts-  oder  Schwäger- 
schafts-4) oder  Abhängigkeitsverhältniss  stehenden  Personen;  4)  die- 
jenigen, welchen  als  ärztlichen  oder  juristischen  Konsulenten  Thatsachen 
anvertraut  sind;  5)  endlich  die  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen 
eines  der  im  Str.G.B.  Art.  22  u.  23  genannten  Vergehen’  verurtheilten 
Personen.5)  Der  Verwerfungsantrag,  unter  Beifügung  des  Beweises  des 
Verwerfungsgrundes6)  soll,  falls  er  nicht  schriftlich  bewiesen  werden 
kann,  nur  vor  der  Vernehmung  statthaft  sein;  das  Gericht  verhandelt 
über  denselben  summarisch.  Antragsberechtigt  ist  nur  diejenige  Partei, 
in  deren  Interesse  der  Verwerfungsgrund  eingeführt  ist.7) 

Der  Zeugenbeweis  kann  nur  auf  Grund  eines  über  seine  Zulässigkeit 
erkennenden  Interlokuts  angetreten  werden.8)  Mindestens  24  Stunden 
vor  dem  Beweistage  sind  Gegenpartei  und  Zeugen  zu  laden,  sowie  dem 
Gegner  die  vorgeladenen  Zeugen  mitzutheilen.9) 

Bei  der  Vernehmung  folgt  der  allgemeinen  Befragung  über  die  Per- 
sonalien die  Beeidigung  in  der  vorgeschriebenen  Form10)  — bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  des  Zeugnisses.11)  — Kinder  unter  14  Jahren  und  Per- 
sonen, gegen  die  wegen  Verbrechens  oder  der  Vergehen  der  Art.  22, 
23  des  Str.G.B.  eine  Untersuchung  eingeleitet  ist,  müssen  unbeeidigt, 
vernommen  werden.  Auch  können  die  Parteien  auf  die  Beeidigung 
verzichten. 

Die  Vernehmung  erfolgt  mündlich,12)  in  Gegenwart  der  erschienenen 


b Art.  313—816  C.P.O. 

3)  Art.  321  C.P.O. 

3)  Art.  324—330  C.P.O. 

4)  In  gerader  Linie  und  in  der  Seitenlinie  bis  zum  vierten  Grade.  Wohl  können 
diese  vernommen  werden,  wenn  es  sieh  um  Familienereignisse  handelt  oder  wenn  zu 
beiden  Parteien  ein  derartiges  Verhältniss  besteht.  C.P.O.  326;  Bai.  S.  654  § 20. 

5)  4.77.  183  (1872),  32  (1883). 

6)  4.77.  214  (1890).  Es  ist  z.  B.  das  Interesse  am  Prozesse  näher  zu  definiren, 
4.77.  72  (1881),  91  (1880)  etc.,  Bai.  S.  653  ff. 

7)  Die  vor  dem  Richterkommissar  beantragte  Verwerfung  ist  vor  dem  Gericht  zu 
wiederholen.  4.77.  90  (1884),  10  (1885). 

«)  Art.  306  C.P.O. 

y)  Art.  310 ff  C.P.O. 

10)  Die  Beeidigung  im  Ausland  kann  nach  den  am  Orte  der  Vernehmung  gebräuch- 
lichen Förmlichkeiten  erfolgen.  4. 77.  268  (1852). 

n)  Art.  335  C.P.O. 

J2)  Zeugen,  die  der  griechischen  Sprache  nicht  mächtig  sind,  werden  mittels  eines 
zu  beeidigenden  Dolmetschers  vernommen.  S.  a.  o.  § 4 VI. 
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Parteien;  nur  bei  Vernehmung  in  der  Audienz  ist  Gegenüberstellung 
der  Zeugen  statthalt.  Das  Zeugniss  soll  sich  auf  jede  Behauptung  im 
Beweisthema1)  erstrecken.  Ueber  die  Vernehmung  ist  ein  Protokoll  auf- 
zunehmen, welches  von  allen  betheiligten  Personen  am  Ende  der  Ver- 
nehmung unterschrieben  wird.2)  Jede  Anfechtung  des  Beweisverfahrens 
wegen  irgend  einer  Unregelmässigkeit  in  demselben  ist  unverzüglich 
vorzubringen3)  (Art.  345  ff.).  Der  Schuldige  hat  die  Kosten  zu  tragen 
resp.  Schadensersatz  zu  leisten. 

Die  Würdigung  des  Zeugenbeweises  unterliegt  dem  — durch  den 
Kassationshof  unkontrolirbaren  (A.  II . 214  [1890])  — Ermessen  des  Ge- 
richts.4) Im  Falle  des  Verlustes  des  Zeugenbeweises  ist  Wiederholung 
desselben  auf  übereinstimmenden  Antrag  beider  Parteien  zuzulassen. 

§ 32. 

0 Ei* 

(Art.  349 — 383  C.P.O.,  Oek.  § 196 ff.,  Bai.  S.  699.) 

Der  Eid  gilt  als  Beweismittel  nur,  wenn  er  vor  Gericht  abgelegt 
wird;  er  ist  von  der  Partei5)  selbst  (Art.  362)  in  dem  für  den  konkreten 
Fall  gemäss  der  gesetzlichen  Form  von  dem  Richter  ab  gefassten  Wort- 
laute zu  schwören,  und  zwar  vor  dem  Gericht,  gewöhnlich  in  öffent- 
licher Sitzung  (Art.  377)  oder  vor  dem  beauftragten  Richterkommissar 
oder  Konsularbeamten.6)  Die  Eidesformel  ist  bei  den  verschiedenen 
Religionen  (beachte  Verf.  Art.  1)  verschieden.  Der  Schwörende  kann  ent- 
weder eigene  Wahrnehmung  von  der  zu  beschwörenden  Thatsache  haben 
(juramentum  veritatis)  oder  durch  Erforschung  mittelbar  Kenntniss  da- 
von erlangen  (j.  scientiae).  Rechtlich  stehen  sich  beide  Arten  gleich. 
Die  Ablegung  des  Eides  liefert  unter  den  Parteien7)  vollen  Beweis, 
gegen  welchen  sogar  der  Gegenbeweis  des  Meineides  — natürlich  unter 
Vorbehalt  strafrechtlichen  Einschreitens  — nicht  zulässig  ist.8) 

Die  Civilprozessordnung  unterscheidet  drei  Arten  von  Eid:  den 
Schiedseid,  den  Notheid  und  den  Schätzungseid. 

- I.  Der  Schiedseid  — dessen  Doppelnatur  (einerseits  Vergleichsart, 

‘)  A.H.  229  u.  252  (1881),  183  u.  266  (1882),  188  (1887)  u.  s. 

'*)  Art.  336—339  C.P.O. 

*)■  Art.  345  ff.  Nichtige  Zeugenaussagen  werden  nach  Ermessen  des  Gerichts  be- 
rücksichtigt, falls  der  Zeuge  nicht  mehr  gehört  werden  kann  (Art.  367). 

4)  Art.  332  C.P.O. 

5)  Bei  Unmündigen  ist  der  Wissenseid  durch  den  gesetzlichen  Vertreter  zu  leisten 
(Ges.  BKB'  vom  15.  Juli  1892),  besonders  geregelt  ist  die  Eidesleistung  juristischer 
Personen  und  Gesellschaften  (Art.  371).  — Eidesunfähig  sind  Personen  unter  14  Jahren 
(Art.  358,  360  und  die  Modifikation  dieser  Artikel  im  Gesetz  vom  10.  Juni  1861);  es 
ist  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  dass  denselben  der  Eid  deferirt  werde  (Art.  359). 

6)  Auch  die  in  christlichen  Ländern  residirenden  Konsuln  können  mit  Eides- 
abnahme beauftragt  werden  (Gesetz  vom  29.  Oktober  1856).  S.  a.  A.U . 30  (1880), 
224  (1883). 

5 Wirkungen  auch  für  Dritte  in  den  Fällen  der  Korreal-  und  Solidarobligation 
(Art.  369  f.). 

8)  Art.  357  C.P.O. 
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also  Vertrag,  andererseits  Beweismittel)  das  Gesetz  selbst  hervorhebt,1) 
ist  hei  jeder  prozessfähigen  Person,  in  jeder  Lage  des  Verfahrens2)  über 
jede  Thatsache,  ausser  wo  die  urkundliche  Form  zur  Solennität  erfor- 
dert wird,3)  statthaft.  Er  ist  ausgeschlossen  in  Eheprozessen  wie  über- 
haupt bei  Rechtsverhältnissen,  bei  denen  ein  Vergleich  unzulässig  ist.4) 
Auch  die  Existenz  eines  ausländischen  Gesetzes  kann  durch  Eid  be- 
wiesen werden.5) 

Das  Gericht  setzt  eine  Nothfrist,  binnen  deren  die  Gegenpartei  sich 
zu  erklären  hat,  ob  sie  den  Eid  annehmen,  ablehnen  oder  zurück- 
schieben wolle.  Die  Versäumung  der  Frist,  die  Verweigerung  des  Eides 
und  die  Nichtleistung  des  angenommenen  Eides  hat  die  Folgen  des  ge- 
richtlichen Geständnisses.  Der  zugeschobene  Eid  kann  zurückgeschoben 
werden,  in  welchem  Falle  analog  die  Grundsätze  von  der  Eideszuschie- 
bung  gelten,  mit  dem  Unterschied,  dass  eine  neue  Zurückschiebung  an 
die  erste  Partei  unstatthaft  ist.  Die  Eideszuschiebung,  als  Vertrags- 
antrag, kann  bis  zur  Erklärung  seitens  der  Gegenpartei  vom  Deferenten 
zurückgenommen  werden;  ein  Widerruf  des  Widerrufs  ist  jedoch  nicht 
zulässig. 6) 

II.  Der  Notheid  wird  als  Erfüllungs-  oder  als  Reinigungseid  auf 
Antrag  oder  von  Amtswegen7)  auferlegt,  wenn  der  Klageanspruch  oder 
die  Einrede  nicht  vollständig  bewiesen,  jedoch  in  hohem  Grade  wahr- 
scheinlich ist. 

III.  Der  Schätzungseid  wird  von  dem  Gerichte  auferlegt,  wenn  der 
Grund  und  das  Dasein  eines  Anspruchs  bewiesen  ist,  jedoch  der  Betrag8) 
desselben  unmöglich  durch  andere  Beweismittel  festgestellt  werden  kann. 
Der  Richter  bestimmt  ein  Maximum,  welches  der  Schwörende  nicht 
übersteigen  darf. 

§ 33. 

tj)  Urkunden. 

(Art.  384-461.  C.P.O.,  Oek.  § 203  ff.,  Bai.  S.  316.) 

1.  Damit  eine  Urkunde  gültig  sei  und  Beweiskraft  besitze,  muss 
sie  in  der  gesetzlichen  Form9)  abgefasst,  gehörig  unterzeichnet,  leser- 


1 ) Art.  349,  350  C.P.O. 

2)  Gleichgültig  ob  andere  Beweismittel  vorliegen  oder  nicht.  Nur  ist  die  mit 
anderen  Beweismitteln  verbundene  Eideszuschiebung  als  eventuelle  zu  betrachten 
(Art.  253  § 3). 

3)  A.  TI.  29  (1890). 

4)  Art.  679,  685,  686  C.P.O. 

5)  A.n.  206  (1854). 

6)  Diesen  Fällen  steht  der  Fall  ungültiger  Eidesleistung  gleich.  .4.77.  26  (1886). 

7)  Die  Auferlegung  hängt  vom  freien  Ermessen  des  Gerichts  ab  (A.  TI.  212  [1875]). 
Er  steht  jedoch^  unter  dem  Schiedseid,  also  muss  ihm  letzterer  vorgezogen  werden,  falls 
er  deferirt  worden  ist.  A.IJ.  106  (1890). 

8)  Es  ist  der  wahre,  nicht  der  Affektions  werth  zu  ermitteln. 

9)  Bei  den  im  Auslande  verfassten  Urkunden  genügt  die  am  Errichtungsort  er- 
forderliche Form  (der  Vorbringende  trägt  bei  Zweifel,  ob  dieselbe  gewahrt  worden  ist, 
die  Beweisinst.  A.  77.  102  [1878]).  Art.  386,  'Ao r.  N.  A.  7,  Wfa.  Atad.  A.  61.  In  nicht 
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lieh,  geheftet  und  unversehrt  sein.  Fehlt  eines  dieser  Erfordernisse  so 
kann  durch  andere  Beweismittel  der  Beweis  zugelassen  werden,  dass 
die  Thatsacbo  wahr  ist,  worüber  die  Urkunde  ausgestellt  ist  (ausser  wo 
urkundliche  Form  wesentlicher  Bestandtheil  eines  Rechtsgeschäfts  ist 
[Art.  111]),  sowie,  dass  sie  in  Folge  Irrthums  oder  Zufalls  in  fehler- 
haften Zustand  gerathen  ist.1).  Sind  nur  Theile  von  Urkunden  fehler- 
haft, so  annullirt  dieser  Umstand  nicht  immer  die  ganze  Urkunde, 
doch  ist  dies  der  Fajl  bei  notariellen  Urkunden.2) 

2.  Die  Urkunden  sind  Urschriften  oder  Abschriften.3)  Die  Ab- 
schrift, sogar  die  beglaubigte,  liefert  nicht  vollen  Beweis.4)  Indessen 
steht  in  bestimmten  Fällen  auch  Abschriften  die  Beweiskraft  von  Ur- 
schriften zu,  unter  der  Voraussetzung  1)  dass  die  Urschrift  verloren  ge- 
gangen ist  und  ihre  frühere  Existenz  feststeht,  2)  dass  sie  durch  Schuld 
der  Gegenpartei  zu  Grunde  gegangen  resp.  wegen  ungerechtfertigter 
Weigerung  derselben  nicht  vorgelegt  werden  kann,  3)  dass  die  Ab- 
schrift alt  und  unverdächtig  ist;  letzteres  ist  dann  der  Fall,  wenn  die 
Abschrift  von  einer  öffentlichen  Behörde  gefertigt  und  beglaubigt,  die 
betreffende  Urschrift  aber  bei  der  betreffenden  Behörde  aufgenommen 
oder  deponirt  ist,  oder  wenn  die  Abschrift  durch  Vergleichung  mit 
der  Urschrift  seitens  eines  Notars,  Gerichtsschreibers  oder  Anwalts  als 
gleichlautende  Urkunde  festgestellt  worden  ist.  Auch  können  unter 
obigen  Voraussetzungen  (1 — 3)  die  Parteien  selbst  Abschriften  als  be- 
weisend gelten  lassen.5) 

3.  Die  Urkunden  sind  öffentliche  oder  private.  Als  öffentliche 
gelten  neben  den  von  einer  kompetenten  Behörde  (auch  einer  auslän- 
dischen, selbst  ohne  Beglaubigung  auf  diplomatischem  Wege  A.  JJ.  170 
[1877]  25  [1879])  gehörig  ausgestellten  Urkunden  auch  Aufzeichnungen 
der  Eltern  über  Geburt  und  Tod  ihrer  Kinder,  in  Ermangelung  öffent- 
licher Urkunden  darüber.  Zur  Gültigkeit  einer  Privaturkunde  ist  die 
Unterschrift  aller  in  derselben  verpflichteten  Personen  erforderlich,  und 
falls  sie  wechselseitige  Versprechen  enthält,6)  auch  die  Ausstellung  so 
vieler  Urschriften  (die  Anzahl  derselben  ist  anzuführen)  als  Personen 
mit  entgegengesetzten  Interessen  vorhanden  sind.7) 

griechischer  Sprache  verfasste  Urkunden,  die  von  der  Partei  (selbst  mit  einer  vom 
Bevollmächtigten  gefertigten  Uebersetzung)  produzirt  werden,  müssen,  falls  Wider- 
spruch erhoben  wird,  von  einem  beeidigten  Translator  übersetzt  werden,  um  vom  Ge- 
richt berücksichtigt  zu  werden.  A.  TI.  217  (1868),  251  (1875),  (s.  a.  o.  § 4.  Beachte 
.auch  die  Konsulasverträge  u.  Theil  IV). 

1)  Art.  388  C.P.O. 

2)  Art.  187  C.P.O. 

3)  Art.  423 ff.  C.P.O. 

4)  Art.  391,  425  C.P.O. 

5)  Art.  426 ff.  C.P.O. 

6)  Brief,  Telegramm  genügt  bei  zweiseitigen  Rechtsgeschäften  nicht.  A II.  324 
<1884),  248  (1884).  Ausnahme  für  Handelssachen  (H.G.B.  Art.  109,  195.  A.  TI.  55  [1885]). 

5 Art.  409,  410  C.P.O.  Es  gelten  jedoch  als  Privaturkunden  auch  die  Handels- 
bücher, Repertorien  der  Rechtsanwälte  etc.,  sowie  Kerb-  und  Spanhölzer  (Art.  408, 
416 ff  C.P.O.). 
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4.  Die  Dispositivkraft  der  Urkunden  ist,  wo  durch  Gesetz  nicht  das 
Gegentheil  bestimmt  ist,  bei  öffentlichen  und  privaten  Urkunden  die- 
selbe. Was  die  Beweiskraft  angeht,  so  liefern  sie  beide,  wenn  sie  gültig 
sind,  vollständigen  Beweis,1)  jedoch  beweisen  die  Privaturkunden  erst 
durch  das  „ Visa“ 2)  des  Notars  ihr  Datum  gegen  Dritte  und  die  öffentlichen 
Urkunden  liefern  nur  in  Ansehung  dessen  Beweis,  was  von  dem  zu- 
ständigen Beamten  als  vor  ihm  geschehen  bezeugt  wird.  Für  alle  Ur- 
kunden gilt,  dass  sie  nur  die  Thatsachen  beweisen,  so  wie  sich  die- 
selben äusserlich  stellen;  sie  liefern  also  vollen  Beweis  des  in  ihnen 
beurkundeten  Vorgangs  oder  der  in  ihnen  enthaltenen  Erklärung3) 
(formelle  Beweiskraft).  Die  Privaturkunden  beweisen  nicht  zu  Gunsten 
ihres  Ausstellers.4)  Es  ist  endlich  zu  bemerken,  dass  öffentliche  Ur- 
kunden exekutorisch  sind5)  und  dass  Gegenbriefe  und  andere  den  urkund- 
lichen Inhalt  modifizirende  Vereinbarungen6)  Dritten  gegenüber  keine 
verbindliche  Kraft  besitzen.7) 

5.  Die  Echtheit  einer  gehörig  ausgestellten  öffentlichen  Urkunde 
wird  vermuthet.8)  Bei  Privaturkunden9)  ist  der  Aussteller  seine 
Unterschrift  anzuerkennen  oder  abzuleugnen  verbunden.  Schweigen 
wird  als  Anerkennung  gedeutet.  Wird  die  Unterschrift  abgeleugnet,  so 
tritt  der  Produzent  den  Echtheitsbeweis  der  Unterschrift  sofort  an.  Die 
Einzelheiten  des  Verfahrens  bestimmt  Art.  440 — 447  C.P.O.  Während 
desselben  ruht  die  ganze  Hauptsache,  ausser  wenn  sich  die  Urkunde 
auf  einen  einzelnen  Streitpunkt  bezieht.10) 

Jede  Urkunde  kann  als  falsch  angefoehten  werden;  eine  Privat- 
urkunde sogar  dann,  wenn  mittels  Schriftenvergleichung  ihre  Echtheit 
bewiesen  wurde.  Das  Verfahren  regelt  Art.  458  ff.  C.P.O.  Dasselbe 
ist  Haupt-  oder  Inzidentverfahren.  Die  Inzidentklage  ist  nur  zulässig, 
wenn  der  Gegner  erklärt,  er  wolle  sich  in  diesem  Prozesse  dieser  Ur- 
kunde bedienen.  Die  Beweislast  liegt  jedenfalls  demjenigen  ob,  der  die 
Falschheit  behauptet.  Die  für  falsch  erklärte  Urkunde  ist  nicht  eher 
zu  vernichten,  als  bis  das  Urtheil  rechtskräftig  geworden  ist. 

*)  Art.  400  C.P.O. 

2)  Notarielle  Feststellung  des  Datums  der  Urkunde  unter  Zuziehung  zweier  Zeugen.. 

3)  Nicht  aber  beweisen  sie  die  Uebereinstimmung  mit  der  inneren  Wahrheit,  also 
die  Richtigkeit  des  Inhalts  der  Erklärung.  Gegen  diese  sogenannte  materielle 
Beweiskraft  ist  daher  Gegenbeweis,  also  z.  B.  die  Einrede  des  Zwanges,  Irrthums, 
Betrugs  zulässig. 

4)  Ausser  falls  sie  von  der  Gegenpartei  produzirt  werden.  Eine  zweite  Ausnahme 
bilden  die  Handelsbücher  etc.  Die  gehörig  geführten  Handelsbücher  liefern  unter  Kauf- 
leuten vollen  Beweis,  gegenüber  Nichtkauf leuten  nur  bezüglich  der  Grösse,  nicht  der 
Existenz  der  Forderung  (Rhallis  I.  § 117). 

5)  Art.  403.  S.  auch  unten  § 44. 

6)  S.  auch  Art.  300  u.  303  C.P.O. 

7)  Art.  404  C.P.O. 

8)  Art.  435  C.  P.  0.  Natürlich  nur  wenn  die  Urkunde  nicht  wegen  Mangels  der 
gesetzlichen  Erfordernisse  angegriffen  wird.  A.  fl.  114  (1885). 

9)  Art,  437 ff.  C.P.O. 

,0)  Art.  450 ff  C.P.O. 
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6.  Betreffs  der  Urkundenedition1)  gilt,  dass  eine  Verbindlichkeit 
dazu  für  die  Partei  gegenüber  der  Gegenpartei  existirt,  falls  diese  er- 
klärt, sich  einer  Urkunde  bedienen  zu  wollen.  Auch  müssen  bei  öffent- 
lichen oder  dazu  bestellten  Personen  deponirte  Urkunden  stets  edirt 
werden.  Jede  Person  ist  zur  Edition  solcher  Urkunden  verpflichtet, 
a)  welche  die  Rechtslage  des  Beweisführers  betreffen,  b)  deren  Vor- 
legung ihr  keinen  Naehtheii  bringt.  Der  Editionskläger  bat  die  Existenz 
der  Urkunde  sowie  die  Editionsverbindlichkeit  zu  beweisen;  über  die 
Editionspflicht  wird  summarisch  verhandelt;  zur  Erzwingung  der  Edition 
kann  Personalhaft  und  Geldbusse  auferlegt  werden. 

Anhang.  Denkmäler.2)  Diese  sind  öffentliche  oder  private.  Letztere 
haben  Beweiskraft  nur,  wenn  sie  mit  Einwilligung  des  Gegners  errichtet 
wurden  oder  ohne  dessen  Widerspruch  bestehen. 

§ 34. 

c)  Das  Beweisinterlokut. 

(Art.  249,  261—263  C.P.O,,  Oek.  §§  172 ff.,  Bai.  8.  169  ff) 

Das  Beweisinterlokut  soll  das  Beweisthema,  die  Beweislast,  die 
Zeit  und  den  Ort3)  der  Beweisführung  bestimmen,  und  wenn  die  Beweis- 
aufnahme ausserhalb  der  mündlichen  Verhandlung  erfolgt,  auch  den 
Richterkommissar  ernennen.  Zum  Beweistermin  müssen  die  Parteien 
geladen  werden,  selbst  bei  dem  von  Amtswegen  angeordneten  Beweise, 
Die  gehörig  geladene,  nicht  erschienene  Partei  verliert  das  Recht,  das 
vorzubringen,  was  sie  sonst  hätte  Vorbringen  können.  Nach  der  Beweis- 
aufnahme schreitet  das  Gericht  zur  Sachverhandlung,4)  und  zwar  un- 
mittelbar nach  derselben,  falls  der  Beweis  in  der  Audienz  erhoben 
wurde;  sonst  wird  erst  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit,  während 
welcher  das  Beweisprotokoll  beim  Gerichtssekretär  ausliegt,5)  zur  Ver- 
handlung geschritten. 


§ 35. 

D.  Bas  Urtheil. 

(Oek.  §85  ff,  Bai.  S.  201  ff,  256  ff ) 

Die  Urtheile  werden  schriftlich  verfasst  und  von  dem  Gerichts- 
präsidenten publizirt,6)  sie  enthalten  die  — bei  Kollegialgerichten  nach 


»)  Art.  429—434  C.P.O. 

2)  Art.  422,  423  C.P.O.,  Oek.  §217,  Rousopoulos  S.  299. 

3)  Die  Praxis  beliebt  eine  Frist  zu  bestimmen,  innerhalb  deren  auf  Betreiben  der 
Partei  der  Beweis  vor  dem  Richterkommissar  zu  führen  ist.  A.  TI.  5 (1886). 

4)  In  der  Praxis  wird  öfters  auch  in  den  einen  Eid  auferlegenden  Beweisinter- 
lokuten die  Folge  der  Leistung  resp.  Nichtleistung  des  Eides  fixirt. 

5)  Art.  290,  299  C.P.O.  A.Xl.  72  (1890). 

6)  Von  der  Publikation  ist  die  Zustellung  zu  unterscheiden.  Erst  mit  letzterer 
laufen  — falls  dieselbe  erforderlich  (Art.  138)  — die  Vollstreckungs-  und  Rechts- 
mittelfristen. - 

Leske  u.  Lgewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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Stimmenmehrheit1)  zu  bildende  — Streitentscheidung.  Jedes  Urtheil 
besteht  aus  dem  vom  Gerichtssekretär  zu  verfassenden  geschichtlichen 
Theile,  dem  Dispositiv  und  den  Entscheidungsgründen. 2)  Ausserdem 
muss  es  die  Namen  der  Parteien  und  ihrer  Stellvertreter  mit  der  An- 
zeige, ob  sie  erschienen  sind  oder  nicht  und  die  Bezeichnung  des  Streit- 
gegenstandes, sowie  die  Anträge  der  Parteien  enthalten. 

Die  Urtheile  sind  definitive,  präparatorische  und  interlokutorische : 
Zu  ersteren3)  rechnet  die  Praxis  diejenigen,  welche  über  den  vom  Kläger 
dem  Gericht  unterbreiteten  Anspruch  erkennen,  ohne  dass  ihnen  ein 
weiteres  Urtheil  folgen  soll.4)  Die  nicht  definitiven  Urtheile  können 
von  dem  nämlichen  Richter  auch  nach  ihrer  Publikation  bis  zum  Er- 
lass des  Endurtheils  zurückgenommen  (Art.  180)5)  und  mit  diesem  ge- 
meinsam durch  die  Rechtsmittel  der  Appellation  und  Kassation  ange- 
griffen werden.6) 

Die  materielle  Rechtskraft  erstreckt  sich  nur  auf  die  im  Urtheil 

* 

erledigten  Hauptanträge  der  Parteien7)  und  schafft  definitive  der  Wahr- 
heit gleichstehende  Entscheidung  in  dieser  Sache  zwischen  diesen  Par- 
teien.8) Nur  inländische  definitive  Urtheile  ziehen  die  Wirkungen  der 
materiellen  Rechtskraft  nach  sich  (über  die  ausländischen  Urtheile  siehe 
§ 47).  Diese  Wirkungen  sind  nach  ihrer  positiven  wie  negativen  Seite 
im  Civilrecht  näher  zu  behandeln. 

Formell  rechtskräftig  ist  jedes  Urtheil,  gegen  welches  die  ordent- 
lichen Rechtsmittel  nicht  zulässig  sind.  So  ist  die  formelle  Rechtskraft 
entweder  eine  ursprüngliche,  nämlich  wenn  das  Urtheil  als  rechts- 
kräftiges, durch  ein  ordentliches  Rechtsmittel  mit  dem  Augenblicke 
seines  Erlasses  nicht  angreifbares  zu  Tage  tritt,9)  oder  eine  nach- 
folgende, nämlich  nach  Ablauf  der  Appellationsfrist,  bei  Acquiesziren 
auf  das  erstinstanzliche  Urtheil,  bei  Peremtion  der  Appellationsinstanz, 
bei  Verzicht  auf  das  zulässige  künftige  oder  bei  Zurücknahme  des  be- 


*)  Art«  177  fl.  Auch  die  Meinung  der  Minderheit  kann  als  solche  in  dem  Urtheil 
Aufnahme  finden. 

2)  Art.  183  C.P.O. 

3)  Uetpa  A'  2727.  Bai.  S.  201  ff. 

4)  Einzelheiten  s.  Oek.  §85  Anm.  4.  Auch  das  Urtheü  über  eine  Inzidentklage 
ist  ein  definitives  (Art.  228  f.). 

5)  Und  zwar  von  Amtswegen  (A.  77.  124  [1888]).  Jedoch  kann  die  Partei  das 
Gericht  darauf  aufmerksam  machen  (A.  TI.  180  [1887]. 

®)  Ausnahme  bei  Beweisinterlokuten  (Art.  180  ff.),  die  auch  für  sich  und  vor  dem 
definitiven  Urtheile  durch  Rechtsmittel  angegriffen  werden  können. 

7)  A.  77.  163  (1880). 

8)  Für  Dritte  hat  das  Urtheil  nur  ausnahmsweise  verbindliche  Kraft  (Art.  511, 
602,  606,  608,  782,  869.  A.l 7.  156  [1887]),  stets  für  den  Sukzessor  (J.77.  65  [1885]); 
ob  auch,  wenn  die  Sukzession  während  des  Prozesses  stattfand,  ist  bestritten,  A.  [J. 
218  (1851),  15  (1864). 

9)  s.  o.  § 5.  Ursprünglich  rechtskräftig  sind  daneben  auch  die  Appellations-  und 
Kassationshofsur  theile  (beachte  C.PO.  Art.  515,  530,  719,  116,  59,  737,  739)  in  den 
meisten  Fällen,  immer  die  (übrigens  vorläufig  vollstreckbaren)  Urtheile  der  Bezirks- 
gerichtspräsidenten und  Richterkommissare  (Arg.  Art.  515  u.  737  C.P.O.). 
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rcits  eingelegten  ordentlichen  Rechtsmittels.  Die  nachfolgende  Rechts- 
kraft bildet  die  Regel.  Die  Rechtskraft  tritt  in  der  Regel  nicht  von 
Rechtswegen  ein;  nur  das  Verstreichen  der  Appellationsfrist  wird  von 
Amtswegen  berücksichtigt. 

§ 36. 

16.  Yersäumnissyerfahrem. 

(Art  503  ff.  C.P.O.,  Oek.  § 113  ff.,  Bai.  S.  479  u.  117  ff.) 

I.  Das  Kontumazialverfahren  (590  ff.)  tritt  ein,  falls  eine  der  Par- 
teien zur  mündlichen  Verhandlung  in  der  Audienz  weder  in  Person  noch 
durch  Stellvertreter  erscheint  oder  an  der  Verhandlung  nicht  theilnimmt. 
Bleibt  der  Kläger  aus,  so  wird  den  Anträgen  des  Beklagten,  selbst 
wenn  er  keine  Verteidigungsschrift  eingereicht  hat,  entsprochen, 
nachdem  er  dieselben  gemäss  Art.  580 — 583  C.P.O.  vor  gebracht  hat. 
Beim  Ausbleiben  des  Beklagten  oder  seiner  Streitgenossen  und  Gewährs- 
männer, muss  das  Gericht  zunächst  von  Amtswegen  prüfen,  ob  die 
Ladung  gehörig  zugestellt  und  die  Fristen  verlaufen  sind.1)  Liegt  hier- 
bei ein  Mangel  vor,  so  ist  der  Kläger  in  die  Kosten  des  Verfahrens  zu 
verurteilen ; bei  regelrechter  Ladung  dagegen  wird  der  Kläger  zur  Ver- 
handlung zugelassen;  nach  den  Anträgen  desselben  wird  die  eventuell 
zugestellte  Verteidigungsschrift  des  Beklagten  vorgelesen,  worauf  der 
Kläger  repliziren  darf.  Dann  ist  den  Anträgen  des  Klägers  stattzugeben, 
und  zwar  auch  ohne  vorgängige  Beweisführung,  falls  dieselben  gehörig 
begründet  erscheinen  und  ihnen  keine  von  Amtswegen  zu  berücksich- 
tigende Einrede  entgegensteht.  Hat  der  Beklagte  im  Vorverfahren 
erwiesene  oder  rechtlich  begründete  Einreden  und  Widerklagen  vor- 
gebracht, so  ergeht  gegen  ihn  kein  verurteilendes  Kontumazialurteil. 
Bleiben  von  mehreren  Beklagten  Einige  weg,  so  können  nur  diese  in 
contumaciam  verurteilt  werden.  Besondere  Vorschriften  enthält  die 
Civilprozessordnung2)  für  die  Fälle  des  Erscheinens  resp.  Nichterschei- 
nens von  Streitgenossen  (gegenseitige  Vertretung),  sowie  für  den  Fall, 
dass  beigeladene  Gewährsmänner  ausgeblieben  sind.  (Verweisung  der 
Gewährschaftsklage  ad  separatum.) 

II.  Opposition  gegen  Kontumazialurtheile:3) 

Gegen  jedes4)  Kontumazialurteil,  sei  es  ein  End-  oder  ein  Zwischen- 
urtheil,  ist  seitens  der  in  contumaciam  verurteilten  Partei  resp.  ihrer 
Universal-  und  Singularsuccessoren  Opposition  zulässig.  Das  Oppositions- 

b Art.  593  C.P.O. 

a)  Art,  508.  602  ff.  C.P.O. 

3)  Art.  235  ff.,  503,  511,  597—600  C.P.O.  Verordnung  vom  8.  September  1836; 
Gesetz  vom  28.  Mai  1887.  Oekonomides  § 227;  Balanos  S.  117;  Livadas,  Uspl 
ävaxon'?)?  (1889). 

4)  Ausnahmen:  bei  schiedsrichterlichen  Urtheilen  (Art,  116),  bei  Urteilen  d.es 
Kassationshofs,  falls  derselbe  nicht  in  der  Sache  erkennt,  bei  Urtheilen  im  Gesuchs- 
gowie  im  schriftlichen  Verfahren  (Art.  646,  617),  endlich  bei  gewissen  Urtheüen  des 
Konkursgerichts. 
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recht  ist  mit  Publikation  des  Kontumazialurtheils  begründet;  die  Oppo- 
sitionsfrist beginnt  jedoch  erst  mit  der  Zustellung  (s.  o.  § 18).  Dieselbe 
beträgt  gewöhnlich  8 Tage,  in  Friedensrichtersachen  5. Tage;  auch  giebt 
es.  ausserdem  verschiedene  Spezial  fristen.  Wohnt  der  Opponent  im  Aus- 
lande, so  beträgt  die  Frist  6 Monate  für  Europa,  sowie  für  die  Türkei  und 
Egypten,  12  Monate  für  die  übrigen  Erdt heile.  Das  Kontumazialurtheil 
wird  in  diesem  Falle  dem  Minister  des  Aeusseren  zugestellt,  welcher  für 
die  Weiterbeförderung  zu  sorgen,  sowie  zwei  Blätter  der  Hauptstadt  zu 
bestimmen  hat,  in  denen  ein  Auszug  auf  Betreiben  der  Partei  je  zweimal 
einzurücken  ist.  Erst  mit  der  letzten  Veröffentlichung  fängt  die  Oppo- 
sitionsfrist an. 

Die  Oppositionsfrist  hat  keine  suspensive  Kraft,  wohl  aber  die  ein- 
gelegte Opposition. *)  Die  Verhandlung  über  die  Opposition  findet  vor 
dem  Gerichte,  welches  das  Kontumazialurtheil  erlassen  hat,  statt.  Wird 
die  Opposition  begründet  gefunden,  so  wird  über  die  Sache  von  Neuem 
verhandelt;  der  Opponent  kann  Alles  Vorbringen,  was  er  versäumt  hat, 
die  Gegenpartei  jedoch  nur  das,  was  durch  das  Kontumazialurtheil 
nicht  verworfen  wurde;  auch  sind  neue,  in  dem  vorigen  Verfahren  nicht 
vorgebrachte  Anträge  derselben  unzulässig.* 2) 

Eine  fernere  Opposition  des  in  contumaciam  verurtheilten  Oppo- 
nenten ist  niemals  statthaft,3)  selbst  wenn  das  zweite  Kontumazial- 
urtheil ungültig  war.4) 


17«  Bechtsmittel. 

(Oek.  §§  226  ff.) 

§ 37. 

A.  Allgemeines. 

Der  griechische  Civilprozess  kennt  zwei  ordentliche  UDd  zwei  ausser- 
ordentliche Kechtsmittel.  Die  ordentlichen  sind  die  Opposition5)  und 
die  Appellation,  die  ausserordentlichen  die  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens und  die  Kassation.  Die  ordentlichen  Kechtsmittel  gehen  den 
ausserordentlichen  vor.  Die  Kechtsmittel  können  demnach  nicht  nach 
Belieben,  aber  auch  nicht  zu  mehreren  gleichzeitig6)  ange wendet  werden.7 8) 


*)  A.  TI.  63  (1868).  Die  Opposition  ist  in  ein  besonderes  vom  Gerichtssekretär  ge- 
haltenes Buch  einzuschreiben.  Beachte  auch  Stempelgesetz  (. AXKE ' von  1887)  Art.  52 
und  Gesetz  vom  29.  Dezember  1889  (A  ß !)  Art.  2.  Ob  auch  bei  vorläufig  vollstreck- 
baren Urtheilen  ist  bestritten  (A.  fl.  75  (1852)  — A.  77.  228  (1863)  und  App.  Athen 
7590  (1863).) 

*)  S.  auch  Art,  507  C.F.O. 

*)  Art.  507  C.P.  0.  u.  Verordnung  vom  18.  September  1836. 

4)  A.  77.  68  (1883),  s.  jedoch  A.  77.  224  (1885),  342  (1887). 

5)  Die  Opposition  des  Dritten  jedoch  ist  natürlicherweise  ausserordentliches  Rechts- 

mittel. Dieselbe  ist  ausgeschlossen.  — was  schon  aus  ihrem  Namen  folgt  — wenn 

bereits  ein  anderes  Rechtsmittel  Anwendung  gefunden.  (S.  dies.  u.  § 38). 

8)  Wob!  aber,  wenn  das  Eine  nur  eventuell  vorgebracht  wird. 

*)  Art.  752,  756.  789,  812,  837  C.P.O. 
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Jedenfalls  sind  sie  gegen  dasselbe  Urtheil  nur  einmal  zulässig  und  nur 
gegen  ein  Urtheil,  welches  nicht  ausdrücklich  oder  stillschweigend  an- 
genommen worden  ist. 

§ 38. 

B.  Opposition. *) 

(Art.  235 ff.  C.P.O.,  Oek.  §§  227—228,  252—253,  Bai.  S.  129.) 

In  soweit  die  Opposition  als  Rechtsmittel  gegen  Kontumazialurtheile 
angewendet  wird,  ist  sie  bereits  oben  des  Näheren  behandelt  worden 
(§  36). 

Die  griechische  C.P.O.  gewährt  jedoch  auch  dritten  am  Prozesse 
nicht  betheiligten  Personen  nach  französischem  Muster  ein  Oppositions- 
recht.* 2 *) Voraussetzungen  desselben  sind  ein  auch  durch  Klage  ver- 
folgbares, rechtlich  geschütztes  Interesse  eines  an  einem  Prozesse  nicht 
betheiligten  Dritten,8)  welches  durch  das  in  diesem  Prozesse  ergangene 
Urtheil  verletzt  worden  ist.4)  Die  Opposition  ist  vor  der  Vollstreckung 
gegen  beide  Parteien  des  Prozesses,  nach  derselben  nur  gegen  den 
Sieger  zu  richten.  Sie  hat  weder  Suspensiv-5)  noch  Devolutiveffekt 
und  kann  als  Haupt-  oder  Inzidentklage  vorgebracht  werden. 

Im  ersteren  Falle  unterliegt  sie  der  gewöhnlichen  Klag  Verjährungs- 
frist (Ausnahmen  jedoch  Art.  681,  685  f.  C.P.O.  u.  H.G-.B.  Art.  457). 
Zuständig  ist  das  Gericht,  welches  das  angefochtene  Urtheil  erlassen 
hat,  im  Inzidentverfahren  das  Gericht  des  Hauptprozesses.6) 

Das  Verfahren  ist,  je  nachdem  es  sich  um  Hauptopposition  oder 
Inzidentopposition  handelt,  das  Verfahren  der  Hauptklage  oder  das  bei 
Inzidentklagen  übliche  summarische  Verfahren. 

Die  Opposition  ist  im  Interesse  des  Dritten  gestattet:  wird  sie  zu- 
gelassen, so  wird  der  Opponent  den  Parteien  gegenüber  in  den  vor  dem 
Urtheile  gewesenen  Zustand  versetzt.  Das  erste  Urtheil  wird  nur,  in- 
soweit es  das  Interesse  des  Opponenten  erheischt,  reformirt,  daher  be- 
hält es  zwischen  den  früheren  Parteien  seine  Kraft.7)  Unterliegt  der 
Opponent,  so  soll  er  zu  Geldbusse  von  50 — 100  Drachmen  und  Schadens- 
ersatz verurtheilt  werden. 


0 Livadas,  Tlepl  ävaxoniji.  1889. 

2)  Art.  89,  238 ff.  C.P.O. 

®)  Welcher  also  nicht  beigeladen,  noch  zugezogen  worden  ist,  und  gegen  welchen 
das  Urtheil  nicht  res  iudicata  bildet.  Beispiele  bei  Balanos  S.  130.  A.  fl.  180  (1854), 
91  (1884h 

4)  Jedes  Urtheil  (auch  des  — jedoch  nur  über  die  Materie  entscheidenden  — 
Kassationshofs)  ist  diesem  Rechtsmittel  unterworfen. 

5)  Wohl  kann  das  Gericht  die  Vollstreckung  bis  2ur  Entscheidung  des  Oppositions- 
prozesses aufschieben. 

®)  Art.  239 ff.,  744  C.P.O.  Ist  dasselbe  von  niederem  Range,  so  ist  Inzident- 
Opposition  nicht  möglich  (Art  240  § 2 C.P.O.) 

7)  Ausser  natürlich  wenn  der  Gegenstand  untheilbar  ist. 
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§ 39. 

C.  Appellation.1) 

(Art.  736  ff.  C.P.O.,  Oek.  § 229  ff.,  Bai.  S.  481' ff.) 

Die  Appellation  ist  gegen  jedes  erstinstanzliche  definitive  Urtheil 
zulässig,  welches  die  Rechtskraft  nicht  beschritten  hat.2)  Die  nicht 
definitiven  Urtheile,  mit  Ausnahme  der  Beweisinterlokute,3)  können  nur 
gemeinschaftlich  mit  dem  Endürtheil  angefochten  werden.4)  Jede  Partei, 
(also  Kläger,  Beklagter,  Intervenient,  event.  der  Staatsprokurator  [Art.  43]), 
die  Bevollmächtigten  und  gesetzlichen  Vertreter,  sowie  Universal-  und 
Singularsukzessoren  derselben5)  können  von  der  Appellation  Gebrauch 
machen.  Streitgenossen,  welche  in  demselben  Urtheil  aus  denselben 
Gründen  verurtheilt  worden,  können,  wenn  einer  von  ihnen  appellirt 
hat,  als  Intervenienten  sich  demselben  anschliessen.  Dritte,  sofern  sie 
ein  rechtliches  Interesse  am  Ausgange  des  Prozesses  hatten,  können  sich 
mit  ihren  Anträgen  an  die  Hauptpartei,  w eiche  appellirt  hat,  anschliessen; 
neue  Anträge  dürfen  sie  jedoch  nur  stellen,  falls  sie  zur  Drittopposition 
berechtigt  waren.6) 

Die  Appellation  ist  gegen  alle  zur  Gegenpartei  im  erstinstanzlichen 
Prozess  gehörigen  Personen  einzulegen,  wenn  das  Urtheil  Allen  gegen- 
über nicht  die  Rechtskraft  beschreiten  soll,  Nothwendig  muss  sie  sich 
gegen  Alle  richten,  wo  es  sich  um  solche  Rechte  handelt,  bei  denen 
ein  partieller  Sieg  nichts  nützen  würde,  so  etwa  bei  unheilbaren  Rechten, 
hei  Vindikation  in  Beschlag  genommener  Sachen.7)  Dritte  können  nur 
zugezogen  werden,  falls  sie  zur  Opposition  berechtigt  sind.8) 

Die  Appellationsfrist9)  läuft  erst  von  der  Zustellung  des  Urtheils 
an  die  Partei  resp.  ihren  Vertreter10)  und,  wenn  die  Partei  gestorben 
ist,  erst  nach  Ablauf  der  für  die  Erben  gesetzten  besonderen  Frist.11) 
Es  kann  jedoch  auch  vor  Beginn  der  Appellationsfrist  gültig  appellirt 
werden.12)  Bei  nicht  zugestelltem  Urtheil  verjährt  das  Appellations- 
recht in  dreissig  Jahren. 1S)  Die  Frist  beträgt  30  Tage,  welche  nach 

1)  Vgl.  Rousopoulos  in  der  alten  ßd/jug  VI. 

2)  S.  o.  § 5.  Die  Inzidentsaehen  folgen,  was  die  Appellabilität  anlangt,  der  Natur 
der  Hauptsache.  (Ausnahmen  Art.  46,  296,  738.  Näheres  O e k,  § 231  Anm.  22).  Beachte 
auch  Gesetz  vom  22.  Februar  1866  Art.  3. 

®)  Hier  hat  die  Partei  grosse  Freiheit,  4.  II.  138  (1888).  — Das  Appellations- 
gericht kann  auch  die  durch  die  Appellation  nicht  angefochtenen  Inzident-  und  Vor- 
bereitunßrsurtheile  des  ersten  Prozesses  untersuchen  (Arg.  Art.  180.  A.  IJ.  411  [1880]  u.  o.). 

4)  Art,  180  ff.,  515,  749  C.P.O. 

5)  Art.  749,  743  C.P.O. 

6)  S.  auch  4.77.  54  (1878). 

7)  A.  77.  116  (1880),  151  (1890). 

8)  Art.  744  C.P.O. 

9)  Art.  752 ff  C.P.O. 

10)  Beachte  C.  95.  4.77.  46  (1885),.  181  (1887),  beim  bedingten  (unter  Eides- 
leistung) Urtheü  erst  mit  der  Eidesleistung.  4. 77.  405  (1880)  u.  s. 

n)  Art.  560  C.P.O. 

,2)  Art.  757  § 2 C.P.O. 

13)  Art.  756  § 2 C.P.O. 
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Maassgabe  der  Art.  195  u.  196  C.P.O.  (s.  o.  § 20)  verlängert  wird. 
Für  die  im  Ausland  befindlichen  Appellanten  gilt  die  weitere  Frist 
des  Art.  541  (s.  o.  § 24).  In  Exekutionsprozessen  ist  die  Appellations- 
frist  eine  zehntägige.  *) 

Die  Appellationsfrist  ruht  während  der  einfachen  oder  verlängerten* 2) 
Oppositionsfrist  bei  Kontumazialurtheilen ; die  während  des  Rühens  ein- 
gelegte Appellation  ist  nichtig, 3)  selbst  wenn  der  Appellant  auf  das  ihm 
zustehende  Oppositionsrecht  verzichtet.4)  Die  Appellationsfrist  läuft 
gegen  Jedermann,  sogar  gegen  Handlungsunfähige,  den  Staat  etc.  Ihre 
Nichtbeachtung  wird  von  Amtswegen  berücksichtigt.5) 

Appellationsgrund  ist  jede  wichtige  Verletzung  des  materiellen  und 
prozessualen  Rechts,  sowie  die  unrichtige  Beurtheilung  des  Prozess- 
thatbestands.  Die  Appellationsgründe  sind  dem  Ermessen  des  Gerichts 
anheimgestellt. 

Die  Appellation  und  sogar  die  Appellationsfrist  haben  suspensive 
Wirkung,  ausgenommen  bei  vorläufig  vollstreckbaren  oder  als  rechts- 
kräftig erlassenen6)  Urtheilen,  in  Handelssachen  und  Besitzstreitig- 
keiten. Die  Suspensivwirkung  beginnt  mit  dem  Moment  der  Appel- 
lationszustellung, wirkt  aber  rückwärts  bis  zur  Urtheilspublikation. 7) 

Die  Appellation  hat  stets  Devolutiveffekt;  das  Gericht  erster 
Instanz  hat  sich  jeder  weiteren  Entscheidung  zu  enthalten,  jedoch  wird 
nur  der  durch  die  Appellation  angefochtene  Theil  des  Prozesses  de- 
volvirt. 8) 

Bezüglich  der  vor  die  zweite  Instanz  zu  bringenden  Anträge  gelten 
folgende  Beschränkungen : eine  Klageänderung9)  ist  unzulässig,  sogar 
von  Amtswegen  zu  verwerfen.  Der  erstinstanzliche  Beklagte  darf  als 
Appellant  nur  solche  neue  Einreden  Vorbringen,  die  in  jeder  Lage  des 
Prozesses  zulässig  sind , 10)  als  Appellationsbeklagter  darf  er  sich  be- 
liebig neuer  Einreden  bedienen.11)  Neue  faktische  Behauptungen  haben 
ausserdem  das  Recht  vorzubringen : 

a)  Dritte,  denen  ein  Oppositionsrecht  zustand  und  die  sich  am 
Appellprozess  betheiligen,  b)  alle  Parteien  bezüglich  der  nach  dem  erst- 
instanzlichen Urtheil  verfallenen  Zinsen  und  anderer  Akzessorien. 12) 


9 Art.  985  C.P.O.,  s.  a.  A.Xl.  96  (1889). 

2)  A.n.  182  (1889). 

3)  Ausnahmen  bilden  natürlich  die  vorläufig  vollstreckbaren  Urtheüe. 

4)  S.  A.I1.  8b  (1875)  1.  7 § 6;  1.  38  (2.  14).  Bas.  41,  1. 

5)  S.  o.  § 35  a.  E.  u.  Art.  751  C.P.O. 

6)  Etwaige  Fehler  in  dieser  Hinsicht  seitens  des  erstinstanzlichen  Gerichts  kann 
das  Appellationsgericht  vor  der  Verhandlung  der  Hauptsache  korrigiren  (Art.  764 — 766). 

7)  Art.  760 ff.  C.P.O. 

. 9 Art.  762 ff.  C.P.O. 

9 Also  Aenderung  des  Klaggegenstands  oder  der  Klaggrundlage.  Beispiele: 
Bai.  S.  518. 

10)  A.n.  126  (1856),  11  (1882). 

n)  Beispiele  s,  Bai.  S.  513 ff.  A.n.  157  (1887),  62  (1888). 

12)  Art.  747  C.P.O. 
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Neue  Beweismittel  sind  unbeschränkt  zulässig;  nur  dürfen  Zeugen 
über  solche  Punkte,  worüber  schon  in  erster  Instanz  Zeugen  vernom- 
men worden  sind,  nicht  zum  Beweise  zugelassen  werden.1) 

Durch  die  Appellation  soll,  ausser  im  Falle  der  Gegenappellation,2 3) 
die  Rechtslage  des  Appellanten  nicht  verschlechtert  werden.8) 

Ueber  die  Gegenappellation  ist  zu  bemerken:4)  sie  ist  akzesso- 
rischer Natur,  kann  sich  also  nur  auf  die  durch  die  Appellation  be- 
rührten Punkte  beziehen  und  hängt  von  der  Appellation  ab,  wie  die 
Widerklage  (s.  d.)  von  der  Klage.5)  Verzicht  auf  Appellation  wird 
auch  als  Verzicht  auf  Gegenappellation  angesehen.6)  Die  Gegenappel- 
lation ist  an  keine  Einlegungsfrist  gebunden;  in  gewöhnlichen  Sachen 
wird  sie  in  der  Verteidigungsschrift  (s.  u.),  in  summarischen  in  den 
schriftlichen  Anträgen  vorgebracht.7) 

Das  Verfahren8)  ist  ordentlich  oder  summarisch  und  bestimmen 
sich  dannach,  analog  der  ersten  Instanz,  die  Förmlichkeiten  desselben. 
Besonders  hervorzuheben  ist,  dass  die  Appellationsschrift  die  Bezeichnung 
des  angefochtenen  Urtheils,  sowie  der  Appellationsgründe9)  enthalten 
muss. 

Vor  der  Appellationsverhandlung  ist  eine  Geldbusse10)  heim  Ge- 
richt zu  hinterlegen,11)  welche,  falls  die  Appellation  für  begründet  be- 
funden wird,  dem  Appellanten  zurückzuerstatten  ist.12 13) 

Von  dieser  Hinterlegung  sind  befreit  die  Staatsprokuratoren  und 
diejenigen,  welche  das  Armenrecht  gemessen. 

Erscheint  der  Appellant  in  der  Audienz  nicht,  so  wird  die  Appel- 
lation stets  verworfen;  erscheint  der  Appellat  nicht,  so  prüft  das  Ge- 
richt von  Amtswegen  den  juristischen  Theil  der  Appellation;  die  be- 
haupteten Thatsachen  werden  als  erwiesen  angesehen. 

In  der  kontradiktorischen  Verhandlung  wird  die  Appellation  ver- 
worfen, falls  sie  nichtig,  unbegründet  oder  unzulässig  ist  und  ist  in 
diesem  Fall  die  Sache  weiter  an  das  erstinstanzliche  Gericht  zu  ver- 
weisen, wenn  ein  Inzidenturtheil  angefochten  war,  die  definitiven  erst- 
instanzlichen Urtheile  beschreiten  die  Rechtskraft.  Wird  der  Appella- 

l)  Art.  746  C.P.O.,  s.  a.AL/7.  135  (1882)  u.  82  (1882). 

*)  Wird  Appellation  und  Gegenappellation  verworfen,  so  kann  das  Urtlieü  nicht 
ex  officio  zu  Gunsten  der  Appellation  reformirt  werden.  A.TI.  2 (1885). 

3)  Art.  779  C.P.O. 

4)  Art.  758,  768  C.P.O, 

5)  Auch  bei  nicht  fristgemässer  und  ungültiger  Appellation  ist  Gegenappellation 
statthaft. 

s)  Art.  758  § 1 C.P.O. 

7)  A.n.  231  (1880),  38  (1877). 

s)  Art.  767  ff.  C.P.O. 

9)  Und  zwar  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  jedoch  können  neue  Gründe  in  den  schrift- 
lichen Anträgen  hinzugefügt  werden. 

10)  5 Dr.  bei  Appellation  friedensrichterlicher,  10  Dr.  bei  Beziiksgericbtsurtbeilen 

(Art.  518). 

,l)  Art.  772  C.P.O. 

13)  Art.  783  C.P.O. 
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tion  stattgegeben,  so  urtkeilt  gewöhnlich  das  Appellationsgericht  auch 
über  die  Sache  selbst;  es  kann  jedoch  auch  das  Urtheil  vernichten, 
und  die  Sache  an  ein  erstinstanzliches  Gericht  zur  weiteren  Verhand- 
lung verweisen.  Wird  das  Urtheil  vernichtet,  so  kann  das  Gericht  an 
die  Entscheidung  der  ganzen  Streitsache  treten,  ja  sogar  nach  dem 
Grundsätze  semel  gravans  semper  gravans,  auch  eine  dem  Appellanten 
nachtheilige  Entscheidung  treffen. ])  Auch  kann  das  Gericht  die  Appel- 
lation verwerfen  und  dem  erstinstanzlichen  Urtheil  neue  Gründe  hin- 
zufügen. 

Das  reformatorische  Urtheil  wirkt  auch  zu  Gunsten  des  aus  dem- 
selben Grunde  wie  der  Appellant  verurtheüten  Streitgenossen,  selbst 
wenn  dieser  nicht  appellirt  hat.* * 3) 

§ 40. 

D.  Wiederaufnahme  des  Verfahrens. 

(Art.  735 ff.  G.P.O.,  Oek.  § 237 ff,  Bai.  S.  442ff) 

Nur  rechtskräftige  definitive  Urtheile  der  Gerichte3)  können  durch 
dieses  ausserordentliche  Rechtsmittel  angefochten  werden.  Wiederauf- 
nahmegründe  sind  die  von  der  C.  P.  0.  ausdrücklich  bezeichneten, 
nämlich: 

1.  Nichtübereinstimmung  des  Urtheils  mit  dem  Begehren  der 
Partei,  sei  es,  dass  über  ein  Begehren  nicht  erkannt,  sei  es,  dass  nicht 
Begehrtes  zugesprochen  worden.4) 

2.  Widerspruch  der  Verfügungen5)  eines  Urtheils  untereinander 
oder  zu  den  Verfügungen  eines  anderen  Urtheils  desselben6)  Gerichts 
in  derselben  Sache  zwischen  denselben  Parteien. 

3.  Nicht  gehörige  Vertretung7)  der  unter  Pflegschaft  stehenden 
Partei  (Minderjährige,  Staat,  Gemeinde  etc.)  oder  der  Umstand,  dass 
der  Staatsprokura tor  gesetzwidrig  nicht  vernommen  worden,  falls  das 
Urtheil  gegen  die  Partei,  in  deren  Interesse  er  auftreten  musste,  aus- 
gefallen ist  (namentlich  also  Art.  588  §§  2 u.  11,  1018  C.P.O.). 

4.  Mangel  in  dem  Beweise,  sei  es,  dass  die  Begründung  eines  Ur- 
theils auf  falschen  Zeugen  oder  Urkunden  beruht  und  die  Falschheit 
gerichtlich  anerkannt  oder  ausgesprochen  ist,  sei  es,  dass  vom  Gegner 
zurtickgehaltene  wichtige  Urkunden  aufgefunden  worden,  falls  die  That- 

*)  A.n . 102  (1881).  S.  näher  Oek.  § 236  Anm.  13. 

^ Art.  782  C.P.O.  Andererseits  darf  der  Streitgenosse  sich  nicht  beim  Urtheile 
beruhigt  und  seine  Beruhigung  zu  erkennen  gegeben  haben. 

3)  Auch  der  Schiedsgerichte;  des  Eassationshofs  jedoch  nur,  wenn  von  dem 
II.  Senat  auf  Verweisung  des  I.  (kassirenden)  Senats  in  der  Sache  selbst  geurtheilt 
wird.  A.U.  58  (1884). 

4)  Kassation  ist  in  diesem  Falle  unstatthaft.  A.n.  1 (1882),  72  (1890). 

5)  Nicht  der  Gründe  zu  den  Verfügungen.  A.  /7.  3 (1875). 

6)  s.  dag.  Art.  785  § 3 C.P.O. 

7)  Oek.  § 240  Anm,  8 will  die  Wiederaufnahme  auch  bei  zwar  gehöriger  Ver- 
tretung, aber  ungenügender  Vert  hei  di  gung  zulassen.  A.  M.  berechtigterweise  der 
Kassationshof  (Bai,  S.  445)  und  Psaras  (Ko ff.  S.  237), 
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sache  der  Zurückbehaltung  schriftlich,  eidlich,  oder  durch  gerichtliches 
Geständnis«  bewiesen  werden  kann. 

Jede  Partei,  deren  Nachfolger  und  Vertreter,1)  sowie  der  Staats- 
prokurator sind  berechtigt,  Wiederaufnahme  zu  beantragen.2) 

Der  Antrag  richtet  sich  nie  gegen  Dritte.  Das  Antragsrecht  be- 
ginnt mit  der  Publikation  des  Urtheils.3) 

Die  vom  Gesetz  gewährte  nach  Maassgabe  der  Art.  195,  196,  541 
C.P.O.  zu  verlängernde  Frist4),  beginnt  mit  Zustellung  des  Urtheils 
(s.  a.  0.  § 39)  — - bei  Minderjährigen  mit  erlangter  Grossjährigkeit  — * 
und  in  den  unter  No.  4 angeführten  Fällen  erst  mit  der  gehörigen 
Konstatirung  des  Beweismangels.  Eine  besondere  Frist  ist  für  Erben, 
Wittwen,  geschiedene  oder  getrennte  Ehegatten  vorgeschrieben.5) 

Die  Wiederaufnahmefrist  ruht  während  der  Opposition«-  und  Appel- 
lationsfrist. 6) 

Ausgeschlossen  ist  die  Wiederaufnahme,  wenn  die  Partei  sich  bei 
dem  Urtheil  beruhigt,  oder  auf  das  Rechtsmittel  verzichtet  hat;  auch 
ist  wiederholte  Einlegung  dieses  Rechtsmittels  nicht  nur  unstatthaft, 
sondern  sogar  mit  Nachtheilen  verbunden.7) 

Die  Wiederaufnahme  erfolgt  auf  Antrag,  sie  hat  weder  devolutive,8) 
noch  suspensive  Wirkung.  Sie  wird  als  Haupt-  oder  als  Neben  verfahren 
eingeleitet  und  gelten  bezüglich  desselben  im  wesentlichen  die  allge- 
meinen Grundsätze.  Die  Verhandlung9)  besteht  aus  zwei  getrennten 
Stadien:  demjenigen  über  die  Zulässigkeit  der  Wiederaufnahme10 ll)  und 
demjenigen  über  die  Sache  selbst.  Wird  die  Wiederaufnahme  verworfen, 
so  fallt  das  zweite  Stadium  weg,  und  es  wird  zugleich  der  Unterliegende 
in  die  Kosten,  Schadensersatz  von  mindestens  200  Drachmen  und  die 
Geldbusse12)  verurtheilt;  wird  ihr  stattgegeben,  so  hebt  das  Gericht 
das  angefochtene  Urtheil  auf  und  versetzt  die  Parteien  in  die  frühere 
Lage,  bevor  es  zur  Sachverhandlung  schreitet.  So  ergehen  zwei  Ur- 
theile,  ausgenommen,  wenn  der  Wiederaufnahme  wegen  zweier  wider- 
sprechender Urtheile  stattgegeben  wdrd;  in  diesem  Falle  wird  mit  Auf- 
hebung des  einen  das  andere  rechtskräftig.  b 

Gegen  das  Sachurtheil  sind  alle  Rechtsmittel,  mit  Ausnahme  des 
vorwürfigen,  zulässig. 


*)  Spezialvollmacht  nothwendig. 

2)  Art.  788  C.P.O. 

3)  Art,  785  § 2;  816  C.P.O. 

4)  Art.  791  ff.  C.P.O. 

6)  Art.  791  al.  5 C.P.O. 

6)  A.II.  32  (1846). 

7)  Art.  789  C.P.O. 

8)  Sie  ist  immer  bei  dem  Gerichte  geltend  zu  machen,  welches  das  angefochtene 
Urtheil  erlassen  hat. 

9)  Art,  795  ff  C.P.O. 

“0  Der  Staatsanwalt  ist  stets  zu  hören  (Art.  804  C.P.O.). 

ll)  Dieselbe  beträgt  100  Dr.;  es  gelten  analog  die  oben  (§  39)  angeführten  Be- 

stimmungen. 
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§ 41. 

E.  Kassation. 

(Art.  805  ff.  C.P.O.;  Oek.  § 244  ff;  Bai.  S.  27  ff ) 

I.  Die  Kassation  bildet  nicht  dritte  Instanz,  sie  bezieht  sich  auf 
die  juristische,  nicht  die  thatsächliche  Seite  des  Rechtsstreits,  da  einer- 
seits die  Beurtheilung  des  faktischen  Thatbestands  dem  Urtheile  des 
Kassationshofs  entzogen  ist,  andererseits  neue  Gründe  und  Anträge,  mit 
Ausnahme  von  solchen,  welche  die  öffentliche  Ordnung  berühren,  bei 
der  Kassation  nicht  vorgebracht  werden  dürfen.  Das  Recht,  die  Kassa- 
tion zu  beantragen,  beginnt  mit  der  Publikation  des  Urtheils  und  ver- 
jährt, falls  das  Urtheil  nicht  zugestellt  worden  ist,  in  30  Jahren.  Die 
Kassationsfrist,  welche  dreissig  Tage  (für  die  Parteien,  nicht  für  den 
Staatsprokurator  beim  Kassationshof,  der  an  keine  Frist  gebunden  ist) 
beträgt  und  wegen  weiter  Entfernung  (s.  o.  §39)  verlängert  wird,  be- 
ginnt mit  der  Zustellung  des  Urtheils,  resp.  des  letzten  Urtheils,  falls 
wegen  Widerspruchs  zweier  Urtheile  die  Kassation  begehrt  wird.  Sie 
ruht  während  der  Oppositions-  und  Appellationsfrist.l 2)  Die  Kassation 
hat,  mit  Ausnahme  des  Falles  einer  für  fälsch  erklärten  Urkunde,  keinen 
Suspensiveffekt. 3) 

II.  Berechtigt  die  Kassation  zu  begehren  ist:  a)  stets  der  Proku- 
rator, im  Interesse  des  Gesetzes  und  ohne  Wirkung  für  die  Partei, 
ausser,  wenn  er  wegen  Amtsüberschreitung  Kassation  eingelegt  hat; 
b)  die.  Partei,  welche  ein  rechtliches  Interesse  nachweisen  kann  und 
beim  Urtheile  sich  nicht  beruhigt  hat,  oder  deren  Stellvertreter,  Spezial- 
bevollmächtiger  oder  Rechtsnachfolger.4)  Dritte  können,  ehe  sie  Oppo- 
sition erhoben  haben,  Kassation  nicht  begehren. 

III.  Jedes  definitive5)  Urtheil  der  Friedens-,  Bezirks-  und  Appell- 
gerichte, welches  die  Rechtskraft  beschritten  hat  — (nicht  rechtskräftige 
nur  wegen  mangelhafter  Gerichtsbesetzung  und  wegen  Amtsüberschrei- 
tung) — kann  durch  Kassation  angefochten  werden.  Kassationsgründe 
sind  die  in  der  C.P.O.6)  ausdrücklich  genannten,  und  zwar: 

1.  bei  friedepsrichterlichen  Urtheüen  nur  mangelhafte  Besetzung 
des  Gerichts  und  sachliche  Inkompetenz;7) 

2.  bei  den  Urtheilen  der  anderen  Gerichte: 

a)  die  Verletzung  civilprozessualer  Rechtssätze:  nichtgehörige  Be- 
setzung des  Gerichts,  dessen  Urtheil  angefochten  wird,8)  Verletzung  der 
Oeffentlichkeits Vorschriften,  Amtsüberschreitung,  Mangel  an  Entschei- 

l)  Beispiele  s.  Balanos  S.  43  ff. 

3)  Art.  816  ff  C.P.O. 

3)  S.  a.  A.IJ.  9 (1885). 

4)  Art.  813—815  C.P.O. 

°)  Beweisinterlokute  nur  wegen  Amtsüberschreitung  oder  wenn  gegen  sie  appellirt 
worden  ist. 

*)  Art.  807  ff,  519  C.P.O. 

7)  A.TL  8 (1858). 

8)  S.  a.  A.n.  185  (1886). 


60  Europa. 

dungsgründen  oder  Dispositiv  im  Urtheile,  Unterlassung  der  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  vorgeschriebenen  Form  des  Verfahrens; 

b)  falsche  Anwendung  eines  Civilgesetzes,  und  zwar  die  ausdrück- 
liche Zuwiderhandlung  gegen  die  klare*  Bestimmung  eines  Gesetzes  oder 
des  Gewohnheitsrechts,  nicht  etwa  allzu  ängstliche  Auslegung  oder  das 
Unterlassen  der  analogen  Interpretation; 

c)  die  Verletzung  der  Rechtskraftgrundsätze  durch  widersprechende, 
bei  verschiedenen  Gerichten  (s.  dagegen  vorigen  Paragraphen)  ergangene 
Urtheile  in  derselben  Sache1)  zwischen  denselben  Parteien.2) 

Für  alle  diese  Gründe  gilt  der  Satz,  dass  Niemand  sich  einen 
Kassationsgrund  selbst  schaffen  kann. 

IV.  Das  Verfahren3)  ist  folgendes:  das  Kassationsgesuch,  wel- 
ches das  angefochtene  Urtheil  bezeichnen  soll  und  welchem  eine  be- 
glaubigte Abschrift  dieses  Urtheils,4)  sowie  der  beim  unteren  Gericht 
gestellten  Anträge5)  beizufügen  sind,  wird  der  Gegenpartei  zugestellt, 
damit  sie  ihre  Gegengründe  vorbringe.  Ein  weiterer  Schriftenwechsel 
findet  nicht  statt;  jedoch  erlaubt  die  Praxis  des  Areopags,6)  dass  auch 
später,  sogar  noch  in  der  Audienz,  neue  Kassationsgründe  hinzugefügt 
werden,7)  die  jedoch  der  Gegenpartei  ebenfalls  zuzustellen  sind.8) 

Der  Gerichtssekretär  meldet  die  Einrückung  in  die  Audienzrolle 
dem  Präsidenten,  "welcher  einen  Berichterstatter  ernennt.  Vor  der 
Audienz  ist  eine  Geldbusse  von  100  Drachmen9)  zu  hinterlegen.  In 
der  Audienz  darf,  nach  dem  Berichte  des  Berichterstatters,  jede  Partei 
nur  je  zweimal  das  Wort  ergreifen;  die  Verhandlung  schliesst  jedes 
Mal  der  Vortrag  des  Staatsprokurators.  Das  Ausbleiben  der  Partei 
ist  für  die  Verhandlung  der  Sache  gleichgültig;  gegen  ein  in  Abwesen- 
heit der  Partei  gesprochenes  Urtheil  ist  Opposition  nicht  gestattet.  Zu- 
erst wird  über  die  Zulässigkeit  der  Kassation,  dann  über  den  Grund 
des  Kassationsgesuchs  verhandelt;  über  beides  ist  jedoch  in  einem  Ur- 
theile zu  erkennen. 

Wird  die  Kassation  verworfen,  so  behält  das  angefochtene  Urtheil 
seine  Kraft.  Wird  ihr  stattgegeben,  so  ist  dem  Kläger  die  Busse  zu- 
rückzuerstatten und  hat  der  Areopag,  wenn  wegen  Inkompetenz  oder 
Amtsüberschreitung  kassirt  worden,  die  Sache  an#  das  kompetente  Ge- 
richt zu  verweisen  resp.  die  weitere  Einmischung  zu  verbieten ; wenn 
wegen  falscher  Anwendung  des  materiellen  Rechts  kassirt  worden,  selbst 
von  Neuem  die  Sache  und  nach  vorheriger  Verhandlung  zu  entschei- 


1)  A.  77.  .17  (1886). 

2)  A.n.  290  (1888). 

3)  Art.  819  ff.  C.P.O. 

4)  A.n.  306  (1877). 

b)  A.n.  134  (1890).  . 

0)  A.  n.  160  (1880),  30  u.  296  (1882). 

7)  A.n.  87  (1848). 

8)  A.n.  308  (1887). 

9)  Verordnung  vom  10.  August  1838. 
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den;  wenn  der  Kassation  wegen  Verletzung  eines  Prozessgesetzes  statt- 
gegeben worden,  die  Sache  an  ein  gleicligeordnetes  Gericht  zu  ver- 
weisen; in  letzterem  Falle  wird  jedoch  bei  einer  zweiten  Kassation 
die  Sache  an  den  zweiten  Senat  zur  Verhandlung  verwiesen,1)  ebenso 
immer  dann,  wenn  in  derselben  Sache  aus  demselben  Grunde  bereits 
kassirt  wurde.  Bei  Kassation  wegen  widersprechender  Urtheile  wird 
das  zweite  Urtheil  kassirt  und  wird  die  exceptio  iudicati  an  ein  kom- 
petentes Gericht  zur  Verhandlung  verwiesen.  Das  Urtheil  des  Areo- 
pags  ist  für  das  Gericht,  an  welches  die  Sache  verwiesen  wird,  nie- 
mals bindend.2)  Bei  demselben  kommt  ohne  weiteres  Vorverfahren  die 
Sache  zur  Verhandlung,  jedoch  darf  vor  demselben  iiber  einen  durch 
ein  nicht  kassirtes  Urtheil  entschiedenen  Punkt3)  nicht  verhandelt 
werden. 

V,  Das  kassirende  Urtheil  versetzt  die  Parteien  in  dieselbe  Lage, 
in  der  sie  vor  dem  kassirten  Akte  sich  befanden  und  wird  jeder  auf 
Grund  des  kassirten  Urtheils  vorgenommene  Akt  nichtig,4)  Die  Ur- 
theile des  Areopags,  welche  nicht  in  der  Sache  selbst,  sondern  nur 
über  die  Kassation  erkennen,  unterliegen  keinem  Rechtsmittel;  gegen 
das  einmal  durch  Kassation  angefochtene  Urtheil  ist  eine  zweite  Kassa- 
tion unzulässig, 

§ 42. 

18.  Unterbrechung  und  Wiederaufnahme,  Aufhebung  und 
Beendigung  der  Instanz. 

(Art.  462  ff.,  475  ff.  C.P.O.,  Oek.  § 219  ff,  § 222  ff,  Bai.  S.  296  ff , 856  ff) 

I.  Die  Unterbrechung  ist  entweder  eine  freiwillige  oder  eine  ge- 
zwungene; Letztere  tritt  ein 

a)  beim  Tode  eines  Insinuationsbevolimäehtigten,  wenn  dieser  nicht 
Anwalt  ist,  jedoch  erst  nach  der  Mittheilung5)  des  Todes  an  die  Gegen- 
partei, und  beim  Tode  oder  der  sonst  erfolgten  Entfernung  vom  Amte 
eines  Anwalts,  der  Insinuationsbevollmächtigter  ist,  auch  ohne  Mit- 
theilung an  die  Gegenpartei; 

b)  bei  jedweder  Veränderung  in  der  Person  der  Partei  oder  ihres 
Vertreters  und  erst  nach  deren  Mittheiiung  an  die  Gegenpartei.  Die 
Vollmacht  erlischt  mit  dem  Tode  des  Vollmachtgebers,  der  Prozess 
wird  aber  erst  durch  die  Mittheilung  des  Todes  an  den  Gegner  unter- 
brochen.6) Die  Konkurseröffnung  bewirkt  keine  Unterbrechung;7) 

*)  S.  a.  Gesetz  vom  29.  Januar  1866  und  vom  28.  Juli  1877. 

2)  A.H.  255  (1877),  114  (1890). 

3)  Hier  bestehen  in  der  Interpretation  gewichtige  Kontroversen.  J.  Balti,  „Ta 
just  dvaipemv“  (Nach  der  Kassation!). 

4)  A.  II.  280  (1887).  S.  a.  Balanos  S,  114  ff 

5)  Es  ist  gleichgültig,  ob  die  Gegenpartei  von  dem  Ereigniss  Kenntniss  erlangt. 
A.ü.  91  (1880).  Die  Angabe  des  Bevollmächtigten,  er  wisse  nicht,  ob  der  von  ihm 
Vertretene  lebe,  ist  wirkungslos.  A.  IT.  209  (1882). 

ö)  A.  17.  88  (1870). 

b A.1T.  149  (1886). 
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c)  bei  Präjudizialklagen,  die  vor  einem  anderen  Gerichte  zu  ver- 
handeln sind,  und  bei  Anständen  in  der  Person  eines  Richters  oder 
eines  Gerichts; 

d)  endlich  bei  Missbilligung  oder  Nichtanerkennung  der  Handlungen 
eines  Bevollmächtigten  wegen  des  Mangels  der  Vollmacht  oder  wegen 
Ueberschreitung  derselben  (s.  dar.  § 13).  Jede  nach  der  Unterbrechung 
vorgenommene  Handlung  ist  nichtig  (und  zwar  zu  Gunsten  desjenigen, 
gegen  den  sie  vorgenommen  wurde. ])  Die  Unterbrechung  wird  nicht 
von  Amtswegen  berücksichtigt.1 2) 

II.  Die  Reassumtion3)  ist  unnöthig  in  den  Fällen  a und  b, 
wenn  die  Sache  spruchreif  ist;  sie  ist  eine  freiwillige  oder  sie  wird  von 
der  Gegenpartei  erzwungen. 

1.  Die  freiwillige  erfolgt  bei  einer  freiwilligen  Unterbrechung  durch 
blosse  Fortsetzung;  bei  einer  gezwungenen  durch  Bestellung  eines  neuen 
Vertreters  und  Mittheilung  desselben  an  den  Gegner;  durch  Erklärung 
des  Erben,  resp.  der  selbständig  gewordenen  Partei,  die  Instanz  fort- 
setzen zu  wollen  (in  dem  Falle  sub  b)  resp.  durch  Mittheilung  der 
Partei  an  den  Gegner,  sie  wolle  die  Instanz  wieder  aufgreifen  (in  den 
Fällen  sub  c und  d)  und  Fortführung  der  Verhandlung  in  der  Haupt- 
sache. 

2.  Bei  der  gezwungenen  Reassumtion  ist  Mitwirkung  des  Gerichts 
nothwendig,  indem  die  Gegenpartei  gegen  den  die  Fortsetzung  des  Pro- 
zesses nicht  betreibenden  Gegner  beim  Gericht  der  Hauptsache  in  summa- 
rischem Verfahren  Klage  erhebt;  erscheint  der  Beklagte  im  Termin  und 
nimmt  er  den  Prozess  wieder  auf,  so  schreitet  das  Gericht  zur  Ver- 
handlung der  Hauptsache;  erscheint  er  nicht,  so  wird  in  contumaciam 
(Einspruch  ist  statthaft)  die  Instanz  für  reassumirt  erklärt. 

3.  Durch  die  Reassumtion  werden  die  Parteien  in  die  Lage 
zurückversetzt,  in  der  sie  im  Momente  der  Unterbrechung  sich  be- 
fanden. 

III.  Die  noch  nicht  beendigte,  selbst  die  unterbrochene  Instanz,  kann 
nicht  verlassen  werden  (etwa-  durch  Beginn  einer  neuen  Instanz).  Ausser 
durch  Endurtheil  (s.  § 35),  durch  Erlöschen  des  Klagerechts,  durch  Kom- 
promiss wird  sie  durch  Vergleich,  durch  Peremtion,  durch  Acquiesziren, 
durch  Abstehen  von  einer  gerichtlichen  Handlung  beendigt. 

1.  Ein  Vergleich  kann  bei  Ansprüchen,  bei  denen  der  Vergleich 
zulässig  ist,  in  jeder  Instanz,  jedoch  nur4)  durch  gerichtliches  Protokoll 
oder  durch  notariellen  Akt  geschlossen  werden.  Er  ist  ohne  weitere 
Förmlichkeit  dann  vollstreckbar. 

2.  Peremtion5)  tritt  ein,  wenn  der  Prozess  in  friedensrichter- 
lichen  Sachen  während  6 Monaten,  in  anderen  während  3 Jahren,  ruhen 

1)  A.1J.  195  (1870). 

2)  A.Lf.  30  (1878). 

3)  Art.  468  ff.  C.P.O 

4)  A.Ü.  205  (1884). 

ft)  Balanos  S.  134  ff. 
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gelassen  wird.  Die  Frist  beginnt  mit  Unterbrechung  der  gerichtlichen 
Handlungen,  läuft  gegen  alle  Parteien,  und  wird  bei  freiwilliger  Unter- 
brechung um  6 Monate  verlängert.  Eine  Verlängerung  wegen  weiter 
Entfernung  greift  nicht  Platz,1 *) 

Die  Peremtion  tritt  nur  in  Friedensrichtersachen  von  Rechtswegen 
ein;  sonst  muss  sie  durch  Inzidentklage  beim  Gericht  der  Hauptsache 
geltend  gemacht  werden.  Berechtigt  dazu  ist  jede  Partei;3)  sie  ist  un- 
zulässig, wenn  irgend  eine  Handlung  vorgenommen  worden,  die  den 
Prozess  fortzusetzen  geeignet  ist.8)  Durch  die  Peremtion  erlischt  die 
ganze  Instanz,4)  das  Recht  selbst  nur,  wenn  es  inzwischen  durch  Ver- 
jährung etc.  erloschen  sein  sollte.  Der  Unterliegende  trägt  die  Kosten. 

3.  Durch  Acquiesziren5)  wird  hinsichtlich  des  Acquieszirenden 
(nicht  auch  der  Streitgenosssen)  die  Instanz  beendigt  oder  es  werden 
einzelne  Prozedurakte  unangreifbar,  auch  ohne  Annahme  seitens  der 
Gegenpartei.  Die  Acquieszirung  muss  aus  freiem  Antriebe  erfolgt, 
klar  und  bestimmt  (wenn  auch  stillschweigend6)  geschehen),  zu  er- 
kennen sein. 

4.  Durch  Abstehen7)  wird  eine  einzelne  gerichtliche  Handlung 
oder  die  ganze  Instanz  beendigt,  wenn  eine  diesbezügliche  Urkunde  der 
Gegenpartei  durch  die  Partei  oder  ihren  Spezialbevollmächtigten  mit- 
getheilt  wird.  Die  Erklärung  kann  auch  mündlich  in  der  Audienz  er- 
folgen.8) Einer  Annahme  seitens  des  Gegners  bedarf  die  Erklärung 
nicht,9)  ausser  wenn  erworbene  Rechte  des  Letzteren  dadurch  verletzt 
oder  wenn  die  Prozesskosten  seitens  des  Abstehenden  nicht  entrichtet 
werden,  und  der  Gegner  nur  unter  dieser  Bedingung  das  Abstehen  ge- 
nehmigt. Durch  Abstehen  geht  das  materielle  Recht  nicht  verloren. 

§ 

19.  Besondere  Arten  des  Verfahrens. 

Von  den  bisher  dargelegten  Grundsätzen  weicht  das  Verfahren  ab: 

1:  vor  den  Friedenfegerichten. 

2,  vor  dem  Bezirksgerichtspräsidenten, 

3.  in  summarischen  Sachen  (insbesondere  Vorsichtsmassregeln,  Be- 


*)  A.n.  187  (1877). 

'*)  A.  n.  301.  (1888), 

3)  A.U.  292  (1884),  Beisp,;»  Balanos  S,  145  ff. 

-)  Also  falls  sie  in  der  Appellinstanz  eintritt,  wird  das  erstinstanzliche  IJrtheü 
rechtskräftig,  auch  wenn  die  Appellfrist  noch  nicht  verstrichen  ist.  Ob  die  Peremtion, 
welche  nach  der  Opposition  gegen  ein  definitives  Urtlieil  eingetreten,  auch  auf  das 
Kontumazialurtheil  Wirkung  hat,  ist  bestritten  (s.  Oek.  1.  c.  Anm.  19.  Nein:  A.n. 
256  [1878]  u,  s.  Ja:  A.n.  275  [1888]  u.  s.). 

5)  Balanos  S.  190  ff. 

6)  A.n.  277  (1882). 

7)  Balanos  S.  731. 

8)  A.IL  350  (1887). 

9)  A.n  161  (1887). 
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Sitzstreitigkeiten,  gerichtliche  Theilung,  Handels-  und  Wechselprozesse, 
Provokationen,  Rekusation  richterlicher  Beamten), 

4.  im  Rechnungsprozess, 

5.  im  Verfahren  auf  Bittschriften, 

A.  Verfahren  vor  den  Friedensgerichten.1) 

Die  Klage  (hier  Ladung)  kann  auch  vom  Friedensrichter  auf 
Wunsch  der  Partei  ausgefertigt  werden ; die  Sache  muss  in  die  Audienz- 
rolle eingetragen  werden;  die  Verhandlung  erfolgt  nach  der  Reihe  der 
Eintragungen,  mindestens  drei  Tage  nach  der  Ladung;  der  Friedens- 
richter kann  diese  Frist  abkürzen.  Jedoch  können  die  Parteien  vor 
den  Richter  auch  ohne  Ladung  erscheinen.  Jede  Partei  reicht  schrift- 
liche Anträge  ein;  der  Friedensrichter  versucht  die  G-egner  zu  ver- 
gleichen, oder  räth  zu  Schiedsrichtern.  Misslingen  diese  Versuche,  so 
beginnt  kontradiktorische  Verhandlung;  gleich  in  der  ersten  Audienz 
hat  der  Beklagte  seine  Einreden  vor  zu  tragen  und  seine  eventuellen 
Streitgenossen  zu  nennen  Da,s  Urtheil  ergeht  gewöhnlich  in  der 
Audienz  am  Tage  der  Verhandlung  selbst.  Ueber  Kassation  dieser  Ur- 
theile  s,  § 41. 

B.  Verfahren  vor  dem  Bezirksgerichtspräsidenten.2) 

Der  Bezirksgerichtspräsident  resp.  der  kommittirte  Richter  ist  be- 
fugt: a)  in  sehr  dringenden  Sachen  provisorische  Massregeln  anzu- 

ordnen,  so  u.  A.  die  Haft  des  Ausländers  oder  des  der  Flucht  ver- 
dächtigen Inländers;  b)  event.  bei  der  Zwangsvollstreckung  entstehende 
Anstände  zu  schlichten;  c)  endlich  bestimmte  andere  ausdrücklich  ihm 
zugewiesene  Streitigkeiten3)  zu  erledigen.  Der  Kläger  reicht  eine  Bitt- 
schrift ein,  der  Präsident  bestimmt  den  Termin;  jedoch  können  die 
Parteien  auch  freiwillig  vor  dein  Präsidenten  erscheinen  oder  es  kann 
der  Präsident  in  ausserordentlichen  Fällen  auch  ohne  Vorladung  der 
Gegenpartei  urtheilen.  Die  Entscheidung  ist  provisorisch  und  ohne 
Wirkung  auf  den  materiellen  Anspruch,  jedoch  unterliegt  sie  ebenso- 
wenig den  Rechtsmitteln  der  Opposition  und  Appellation. 

C,  Summarische  Prozesse.4) 

I.  Als  summarische  Sachen  sind  zu  behandeln: 

1.  Personalklagen,  deren  Betrag  500  Dr.  nicht  übersteigt,  sowie 
solche  ohne  Ansehung  des  Werthes,  die  auf  klaren  unangefochtenen 
Urkunden  beruhen. 

2.  Vorsichtsmassregeln  zur  Abwendung  bevorstehender  Gefahr,  In- 
zidentsachen, Appellationen  gegen  friedensrichterliche  Urtheile,  Streitig- 


Ü Art.  494  ff.  C.  P.  0.  und  Gesetz  vom  20.  Dezember  1892.  Oekonomides. 
§ 154  ff.;  Bai  an  os  S.  353  ff. 

b Art.  634 ff.  C.P.O.  Qek.  § 153;  Bai.  S.  277. 

*)  Art.  621,  844,  877,  1022.  S.  auch  o.  § 17. 

*)  Art.  618  ff.  Oek.  § 116  ff;  Bai.  S.  857  ff. 
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keiten  über  Mieth-  und  Pachtverträge,  soweit  sie  nicht  der  Zuständigkeit 
der  Friedensgerichte  unterliegen,  Besitzstreitigkeiten,  in  denen  es  sich  um 
Erhaltung,  Wiedererlangung  oder  Aufhebung  eines  vom  Gegner  precario 
geübten  Besitzes  handelt. 

3.  Die  vom  Gesetz  (im  Laufe  der  Darstellung  erwähnten)  oder 
vom  Richter  als  dringend  bezeichneten  Prozesse. 

II.  Unterschiede  vom  gewöhnlichen  Verfahren: 

1.  Es  wird  in  der  Klage  eine  (gesetzlich  dreitägige)  Frist  zum  Er- 
scheinen vor  Gericht,  nicht  zu  schriftlicher  Vertheidigung  gewährt;  dem 
Beklagten  ist  es  nicht  verwehrt,  ein  derartiges  Schriftstück  zuzustellen, 
nur  wird  dadurch  der  Lauf  des  Prozesses  nicht  gehindert.  Die  drei- 
tägige Frist  kann  bei  Gefahr  in  Verzug  vom  Gerichtsvorstand  ab- 
gekürzt werden. 

2.  Im  Audienzverfahren  sollen  womöglich  die  Beweise  gleich  er- 
hoben werden,  in  einigen  Fällen  genügt  statt  vollen  Beweises,  blosse 
Glaubhaftmachung,1)  in  inappellablen  Sachen  braucht  ein  ausführliches 
Protokoll  über  das  Zeugen  verhör  nicht  aufgenommen  zu  werden. 

3.  Weitere  Unterschiede  s.  o.  §§  17,  18,  23  III. 

4.  Wird  eine  gewöhnliche  Sache  summarisch  eingeleitet,  so  ist  sie 
zum  gewöhnlichen  Verfahren  zu  verweisen. 

III.  lieber  einzelne  summarische  Prozesse2)  ist  Folgendes  zu  be- 
merken : 

1.  Vorsichtsmassregeln 3)  können  zu  jeder  Zeit,  vor  oder 
während  einer  Instanz  ergriffen  werden;  sie  sollen  zur  Sicherung,  Er- 
haltung oder  Befriedigung  bereits  fälliger  oder  zukünftiger  in  Gefahr 
befindlicher  Forderungen  dienen  und  werden  vom  Gläubiger  beim  Ge- 
richt der  Hauptsache  oder  beim  nächsten  Gericht , Bezirksgerichts- 
präsidenten oder  Friedensrichter  geltend  gemacht.  Das  Recht  ist  durch 
Urkunde  zu  beweisen,  es  genügt  jedoch  in  dringenden  Fällen  blosse 
Bescheinigung.  Vorsichtsmassregeln  sind:  Kautionen,  Beschlagnahme, 
Personalarrest,  Oppositionen,  Siegel anlegungen,  Inventare  und  andere 
vom  Civilrecht  gewähnte.  (Hypothekeninskriptionen,  Verjährungsunter- 
brechung etc.).  Jedoch  dürfen  bei  künftigen  Rechten  solche  Vorsichts- 
massregeln nicht  ergriffen  werden,  die  als  Klageinleitung  betrachtet 
werden  können,  und  ist  der  Antragsteller,  falls  er  nicht  genügendes 
Vermögen  besitzt,  auf  Antrag  des  Gegners  zur  Kautionsstellung  ver- 
pflichtet. 

Es  sollen  nur  solche  Vorsichtsmassregeln  angeordnet  werden,  die 
zur  Beseitigung  der  Gefahr  absolut  nothwendig  sind;  die  Erkenntnisse 
über  dieselben  treten  ausser  Wirkung,  wenn  die  Hauptsache  endgiitig 
erledigt  oder  die  Gefahr  beseitigt  wird.4) 


*)  Art.  45,  630,  883  C.P.O. 

2)  Oek.  § 119;  Bai.  S.  871  ff. 

®)  Art.  626—628,  1025 ff.  C.P.O. 

4)  Art.  627  C.P.O. 

Leske  u,  Loewenpeli»,  Rechtsverfolgung.  II 
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a)  Ueber  die  Kautionen  s.  o.  § 16. 

b)  Die  Beschlagnahme1)  ist  beim  Schuldner  oder  in  den  Händen 
eines  Dritten  zulässig,  so  oft  Gefahr  auf  dem  Verzüge  haftet,  ins- 
besondere, wenn  der  Schuldner  ein  Ausländer,  wenn  Gläubiger  und 
Schuldner  verschiedene  Wohnorte  haben,  sowie  bei  Vindikationen.  Der 
Beschlagnahme  hat  keine  Zustellung  einer  Urkunde  vorauszugehen.  Die 
weitere  Anordnung  der  Beschlagnahme  und  die  Vertheilung  des  Erlöses 
geschieht  nach  Art.  870  f.  u.  936  f.  (s.  a.  u.  § 61  ff.)  C.P.O.2) 

c)  Personalarrest3)  kann  vor  dem  Urtheile  auf  Antrag  von  dem 
Präsidenten  des  Bezirksgerichts  gewährt  werden,  gegen  Sicherheits- 
leistung und  nur  gegenüber  Ausländern,  flüchtigen  oder  der  Flucht 
verdächtigen  Inländern,  ausser  wenn  der  Schuldner  Sicherheit  leistet, 
oder  nachweist,  dass  er  im  Inlande  genügende  Immobilien  oder  eine 
Handelsniederlassung  besitzt. 

d)  Ueber  die  Siegel anlegung  gelten  im  Allgemeinen  die  unten 
(§  72)  betreffs  Sicherung  des  Nachlasses  dargestellten  Grundsätze. 

e)  Ueber  Inventarerrichtung  s.  § 68. 

2.  Besitzstreitigkeiten.4)  Neben  den  aus  dem  materiellen 
(römischen)  Rechte  sich  ergebenden  Prinzipien  gelten  noch  folgende: 

Die  possessorischen  Klagen  (auf  welche  die  vom  Friedensrichter 
ergriffenen  Massregeln 5)  materiell  keinen  Einfluss  haben)  sollen  mit  den 
petitorischen  nicht  kumulirt  werden,  und  zwar  soll  weder  eine  Besitz- 
klage nach  Anstellung  der  petitorischen,  noch  eine  petitorische  vor  Voll- 
zug der  possessorischen  angestrebt  werden. 

Sie  verlieren  ihre  Wirkung,  nachdem  das  rechtskräftige  Endurtheil 
über  petitorische  Klagen  ergangen  ist.  Sie  verjähren,  falls  es  sich  um 
Besitzstörung  oder  Entsetzung  handelt,  binnen  Jahr  und  Tag  nach  der 
Störung  resp.  der  Entsetzung.  Auf  den  näheren  Zusammenhang  zwischen 
der  C.P.O.  und  den  Sätzen  des  römischen  Rechts  kann  hier  nicht  ein- 
gegangen werden. 

3.  Gerichtliche  Theilung.6)  Zuständig . ist  stets  ein  Bezirks- 
gericht. Die  Theilung  erfolgt  nach  den  unter  § 72  bei  dem  speziellen 
Fall  der  Erbschäftstheilung  zu  behandelnden  Grundsätzen. 

4.  Handelsprozesse.7)  Solche  sind  die  aus  Handelsgeschäften8) 

entstehenden,  welche  vor  1887  durch  die  Handelsgerichte  (s.  § 4)  ent- 
schieden wurden;  jetzt  gehören  sie  zur  Kompetenz  der  Bezirksgerichte 
und  werden  von  diesen  in  summarischem  Verfahren  und  zwar  unter 
folgenden  Eigenthümlichkeiten  erledigt:  Die  Frist  zum  Erscheinen  vor 


*)  Art.  1034 ff.  C.P.O. 

®)  Ueber  Immobiliarbeschlag  beim  Dritten  s.  Art.  956  u.  A 77.  227  (1865). 

3)  Art.  1045 ff.  C.P.O. 

4)  Art,  629  ff  C.P.O.  Oek.  § 120  ff;  Bai.  S.  670  ff 

5)  Sog.  possessorium  summariissimum.  Art.  490  C.P.O. 

fi)  Art.  1087 ff  C.P.O.  Kof.  § 100;  Bai.  S.  306. 

7)  Art.  717  ff  1 Gesetz  vom  28.  Mai  1887;  Oek.  § 127  ff;  Bai.  S.  411. 

8)  S.  Ges.  v.  2.  Mai  1835  und  Rhallis,  Handelsrecht  I.  .§  8 ff. 
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Gericht  ist  eine  eintägige;  sie  kann  vom  Kläger  nicht  verlängert,  wohl 
aber,  vom  Präsidenten  abgekürzt  werden.  Die  Sache  wird  sofort  nach 
der  Zustellung  in  eine  besondere  Rolle  eingetragen.  In  Wechsel- 
prozessen und  in  Prozessen  über  Ordrepapiere  sind  nur  Einwen- 
dungen zulässig,  die  von  Amts  wegen  ersetzt  oder  in  der  Audienz 
selbst  bewiesen  werden  können;  die  nicht  liquiden  (das  Gericht  soll 
nur  auf  Antrag  die  Nichtliquidität  berücksichtigen)  werden  zur  be- 
sonderen Verhandlung  verwiesen.  Das  Urtheil  wird  in  Wechsel- 
prozessen sofort,  in  anderen  Handelsprozessen  drei  Tage  nach  Zu- 
stellung vollstreckt.  Die  Appellation  hat  keine  suspensive  Wirkung, 
dagegen  die  Opposition,  nicht  aber  die  Oppositionsfrist.  Bei  Rechnungs- 
streitigkeiten können  die  Parteien  vor  den  Vergleiehsrichter  gewiesen 
werden. *) 

D.  Reehnungsprozess.* 2) 

Die  Verbindlichkeit  zur  Rechnungslegung  wird  nach  Civilrecht  be* 
urtheilt;  sie  kann  auch  mittels  Beschlagnahme  und  Personalarrestes 
nach  Ermessen  des  Gerichts  erzwungen  werden. 

1.  Freiwillige  Rechnungslegung  greift  Platz,  wenn  nur  das 
Rechnungsresuitat  bestritten  ist;  der  Rechnungspflichtige  legt  dem 
Gegner  eine  Rechnung  sammt  den  Beweisurkunden  vor,  jener  antwortet 
in  den  Fristen  des  gewöhnlichen  Verfahrens;3)  darauf  wird  die  Sache 
auf  die  Rolle  gesetzt  und  es  werden  vor  Gericht  nur  die  bestrittenen 
Punkte  verhandelt.  Die  im  Vorverfahren  zugestandenen  Punkte  werden 
durch  den  Präsidenten  für  vollstreckbar  erklärt. 

2.  Erzwungene  Rechnungslegung  findet  statt,  wenn  auch  die 
Verpflichtung  zu  derselben  bestritten  wird.  Der  Berechtigte  erhebt 
Haupt-  oder  Inzidentklage  auf  Rechnungslegung;  das  Gericht  bestimmt 
einen  Kommissar,  Zeit  und  Ort  zur  Rechnungslegung,  sowie  die  Zwangs- 
mittel, für  den  Fall  der  Weigerung  des  Beklagten.  Die  Parteien  err 
scheinen  vor  dem  Kommissar;  die  bestrittenen  Punkte  werden  zur  Ver- 
handlung vor  dem  Gericht  verwiesen.  Der  Rechnungspflichtige,  welcher 
sich  als  Schuldner  erweist,  kann  arrestirt  werden. 

3.  Eventuelle  offenbare  Rechnungsfehler  werden  nach  den 
Grundsätzen  des  Verfahrens  auf  Bittschriften  von  demselben  Gerichte 
berichtigt.  Diese  Korrektur  ist  in  analoger  Weise  bei  allen  Prozessen 
zulässig,  in  denen  ein  derartiger  Fehlei*  entstanden  ist.4) 

S.  Verfahren  auf  Bittschriften.5) 

Jedes  Begehren,  welches  nicht  die  Elemente  einer  Klage  enthält,  ist 
in  Form  einer  Bittschrift  vorzubringen;  die  Bittschrift  wird  nur  auf  Anord- 
nung des  Gerichts  zugestellt,  in  welchem  Falle  das  Verfahren  in  ein  kontra- 

!)  Art.  731  C.P.O.  Ueber  weitere  Eigentümlichkeiten  s.  §§  13,  16, 

2)  Art.  695  ff.  C.P.O.  Oek.  § 134  ff.;  Bai.  S.  617. 

3)  Oder  in  der  Audienz.  A.  17.  10  (1890). 

4)  A.  U.  31  (1888). 

5)  Art.  640 ff.  C.P.O.  Oek.  § 138 ff.;  Bai.  S.  281  ff 
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diktorisches,  summarisches  verwandelt  wird;  der  Antragsteller  ist  zur  Anti- 
zipation des  Beweises  verpflichtet.  Der  Präsident  bestellt  einen  Kom- 
missar, bestimmt  den  Tag  zur  Verhandlung  und  lässt  die  Bittschrift  dem 
Staatsprokurator  zustellen.  Das  Urtheil  ergeht  womöglich  in  derselben 
Audienz;  dasselbe  ist  nur  durch  Appellation  (welche  in  demselben  Ver- 
fahren einzuleiten  ist)  anfechtbar.  Das  Verfahren  auf  Bittschriften 
findet  meist  in  Fällen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Anwendung;  ins- 
besondere wenn  begehrt  wird:  die  Ernennung  des  Tutors  oder  Kurators, 
die  Bestätigung  eines  Familiengutachtens,  die  Interdiktion,  die  Be- 
richtigung eines  Civilstandaktes  oder  eines  Rechnungsfehlers  im  Ur- 
theile,  die  Gütertrennung,  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett,1)  die  Ehe- 
scheidung, die  Vermögensabtretung  (s.  u.  § 50),  die  Adoption.2) 

F.  Anhang:  Beweis  zum  ewigen  Gedäehtniss.3) 

Derselbe  kann  ohne  Beweisinterlokut,  ja  sogar  vor  Beginn  des 
Prozesses  aufgenommen  werden,  wenn  Gefahr  vorliegt,  dass  bei  Ver- 
zögerung der  Beweis  verloren  gehen  oder  erschwert  werden  könnte. 
Das  Gesuch,  in  dem  die  Gefahr  zu  bescheinigen,  ist  an  das  Gericht 
des  Hauptprozesses  und  bei  dringender  Gefahr  an  dasjenige  Gericht, 
welches  am  schnellsten  den  Beweis  erheben  kann,  zu  richten.  Actio 
nata  ist  nicht  erforderlich;  ebenso  wenig  braucht  sich  das  Gesuch 
gegen  eine  bestimmte  Person  zu  richten.4)  Ist  eine  Gegenpartei  vor- 
handen, so  soll  sie  womöglich  zur  Beweisaufnahme  vorgeladen  werden.5 6) 

20.  Exekution.6) 

§M. 

A.  Allgemeines. 

(Oek.  § 255  ff,  Bai.  S.  374  fl.) 

I.  Ausser  den  allgemeinen  Vorschriften  der  Civilprozessordnung 
kommen  in  dieser  Materie  als  Spezialgesetze  in  Betracht : das  Gesetz  be- 
treffend die  durch  die  Nationalbank7)  betriebenen  Zwangsvollstreckungen 
von  1859  (0.ÄV),  sowie  das  Gesetz  für  die  Immobiliarexekution  in  den 
ionischen  Inseln  (vom  8.  Oktober  1868.  1E9')  8)  Den  komplizirten  grie- 
chischen Exekutionsapparat  im  Detail  darzustellen,  würde  zu  weit 
führen;  zudem  steht  eine  Reorganisation  des  ganzen  Exekutionsver- 
fahrens bevor  (es  ist  vom  Minister  Simopoulos  ein  neuer  Entwurf  des 


1)  S.  auch  Gesetz  vom  9.  Juli  1852  über  die  heilige  Synode.  Art.  17. 

2)  'Aar.  N.  88.  A.  n.  109  (1885). 

3)  Art.  257—260  C.P.O.  Oek.  § 166;  Bai.  S.  169. 

4)  So:  Oek.  § 166;  A.  M.  A.H.  331  (1887). 

5)  Ueber  die  einzelnen  Beweismittel  s.  Art.  271,  283,  333,  397  C.P.O. 

6)  Rousopoulos,  Ilapadoasig  7rspl  ixreXiasuig  (herausgegeben  von  Euthy- 
mios  1878).- 

7)  Durch  Ges.  v.  31.  Mai  1882  auch  auf  die  übrigen  privilegirten  und  anerkannten 
Banken  ausgedehnt. 

8)  Jedoch  nur  für  Verbindlichkeiten,  die  vor  der  Einführung  der  C.P.O.  daselbst 
entstanden  sind. 
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Exekutionsverfahrens  der  Kammer  bereits  vorgelegt  worden),  durch 
welchen  das  geltende  System  wesentlich  vereinfacht  werden  soll. 

II.  Voraussetzung  der  Zwangsvollstreckung  ist: 

1.  eine  bestimmte  und  liquide  Forderung, 

2.  ein  exekutorischer  Schuldtitel, 

3.  Zustellung  des  Schuldtitels  vor  der  Vollstreckung. 

a)  Unbestimmte  Forderungen  können  niemals  vollstreckt  werden; 
so  bedarf  das  eine  Kaution  auferlegende  Urtkeil  noch  des  in  Art.  840  ff. 
vorgeschriebenen  Verfahrens  vor  dem  Gerichtssekretär  (s.  § 16),  damit 
es  vollstreckt  werden  könne;  ebenso  bei  Verurtheilungen  zum  Schaden- 
ersatz und  zur  Früchterestitution.1)  Forderungen  die  auf  einen  be- 
stimmten Gegenstand  gehen,  jedoch  nicht  in  Geld  ausgedrückt  sind, 
müssen  in  Geldforderungen  (durch  Sachverständige  und  Eid)  umge- 
wandelt werden,  falls  sie  durch  Personalarrest  oder  Beschlag  ein- 
getrieben werden  sollen.2) 

b)  Exekutorisch  sind : 

a)  Alle  in  exekutorischer  Form  von  inländischen  (über  die  aus- 
ländischen s.  u.  § 47)  Gerichten  erlassenen  rechtskräftigen  Urtheile, 

ß)  Notariatsakte  und  andere  öffentliche  Urkunden,  wenn  sie  vom 
Gericht svorstande  oder  vom  Notar  die  exekutorische  Form  erhalten 

haben. 

y)  Die  schiedsrichterlichen  Erkenntnisse  und  die  nicht  gericht- 
lichen Vergleiche  bedürfen  des  Vollziehungsbefehls;  anders  die  von  Ge- 
richten erlassenen  Schiedsurtheile  und  die  gerichtlichen  Vergleiche  (s.  §48). 

c)  Die  Zustellung  (s.  a.  o.  § 18)  soll  enthalten,  neben  der  event. 
Ernennung  eines  Insinuationsbevoilmächtigten,  insbesondere  eine  Auf- 
forderung zur  Zahlung,  resp.  zum  Vollzüge  des  Inhalts  einer  Urkunde. 
Der  Zahlungsbefehl  bildet  den  Anfang  der  Exekutionsinstanz.  Ueber 
die  Vollzugsfristen  s.  in  §§  43,  45  die  für  bestimmte  Fälle  geltenden 
Besonderheiten;  in  den  übrigen  Fällen  soll  acht  Tage  nach  der  Zu- 
stellung zur  Vollstreckung  geschritten  werden.  Gegen  Kechtsnach- 
folger  kann  erst  acht  Tage  nach  Zustellung  an  den  Sukzessor,  bei 
Cession  der  Forderung  erst  nach  Zustellung  der  Cessionsurkunde,  bei 
Urtkeilen,  welche  anordnen,  dass  Dritte  eine  Handlung  vornehmen 
sollen,  erst  nach  Zustellung  an  den  Dritten  zum  Vollzüge  geschritten 
werden.  In  letzterem  Falle  ist  auch  eine  Bescheinigung  des  Gerichts- 
schreibers, dass  keine  Appellation  oder  Opposition  schwebt,  sowie'  der 
Gegenpartei,  dass  auch  ihr  zugestellt  worden,  nothwendig.3) 

III.  Provisorischer  Vollzug4)  wird  bei  nicht  rechtskräftigen 
Urtheilen  auf  Antrag  der  Partei  gewährt,  und  zwar  bei  Forderungen, 
welche  auf  nicht  bestrittenen  öffentlichen  und  gerichtlich  aner- 
kannten Privaturkunden  beruhen  (ohne  Kaution),  sowie  in  allen  drin- 

b Art.  849—853  C.P.O. 

2)  Art,  855  C.P.O. 

3)  Art.  862 ff.  C.P.O. 

4)  Vgl.  Oekoiiomides  § 257. 
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genden  Angelegenheiten  (nach  Ermessen  des'  Gerichts  mit  oder  ohne 
Kaution),  insbesondere  in  Pensions-  und  Alimentationsklagen.1)  Auch 
vom  Appellationsgericht2)  kann  provisorische  Vollstreckung  angeordnet 
und  die  angeordnete  wieder  eingestellt  werden. 

IV.  Die  Vollstreckung  findet  auf  Betreiben  der  berechtigten  Partei 
statt,  indem  sie  oder  ihr  Bevollmächtigter  auf  das  zu  vollstreckende 
Urtheil  die  Vollmacht  für  den  Gerichtsboten  setzt  und  diesem  zur  Be- 
sorgung übergiebt  oder  den  zuständigen  Friedensrichter  resp.  Bezirks- 
gerichtspräsidenten um  Beauftragung  eines  Gerichtsboten  ersucht.  Die 
Gegenstände  und  die  Art  der  Exekution  sollen  genau  bezeichnet  werden 
(A.  870).  Ueber  jede  Vollstreckungshandlung  wird  ein  Protokoll  auf- 
genommen, die  Parteien  haben  bei  der  Vollstreckung  immer  Zutritt. 

Im  Falle  eines  Widerstandes  kann  bewaffnete  Macht  angerufen 
werden;  die  Exekutionskosten  trägt  der  Schuldner. 

V.  Zuständig  hinsichtlich  der  Exekutionsinstanz  ist  das  Friedens- 
gericht in  Sachen  seiner  Kompetenz,  sonst  das  Bezirksgericht.  Bei 
Gefahr  im  Verzug  kann  jedoch  immer  der  Friedensrichter  oder  der  Be- 
zirksgerichtspräsident provisorische  Massregeln  anordnen.3) 

§ 46. 

B.  Die  einzelnen  Arten  der  Exekution.4) 

I.  Die  Erwirkung  der  Herausgabe  von  Sachen.  Wird  ein 
individuell  bestimmter  Gegenstand  geschuldet,  so  wird  er  dem  Schuldner 
durch  Gewalt  entzogen;  bei  herauszugebenden  Immobilien  wird  der 
Schuldner  aus  dem  Besitze  entsetzt,  der  Gläubiger  in  denselben  immit- 
tirt  und  geschützt.  Bei  unbestimmten  (generisch  bestimmten)  beweg- 
lichen Sachen  hat  der  Gläubiger  die  Wahl,  deren  Ankauf  oder  deren 
Werth  zu  verlangen,  wie  überhaupt  bei  Unmöglichkeit  der  Herausgabe 
in  Natur,  der  Werth  zu  ersetzen  ist.5) 

II.  Die  Erwirkung  der  Vornahme  und  Unterlassung  von 
Handlungen.  Kann  die  Handlung  nur  durch  den  Schuldner  ohne 
Nachtheil  des  Gläubigers  vorgenommen  werden,  so  soll  durch  Geld- 
strafen die  Erzwingung  versucht  und  im  Nothfall  das  Interesse  in  Geld 
eingetrieben  werden ; sonst  wird  die  Handlung  durch  Andere  auf  Kosten 
des  Schuldners  vorgenommen.  Die  Unterlassung  wird  durch  Geldstrafe 
oder  Sicherheitsleistung  erzwungen.6) 

III.  Die  Exekution  wegen  Geldforderungen  erfolgt:7) 


*)  Art.  186  ff.  C.P.O.  Ueber  die  Besonderheiten  der  Exekution  in  Handelsprozessen 
s.  o.  § 43  C.  III.  4. 

2)  Art.  764  ff.  C.P.O. 

3)  Art.  873 ff.  C.P.O. 

4)  Oekonomides  §261ff;  Balanos  S.  384 ff. 

5)  Art.  880  ff  C.P.O. 

6)  Art.  882  ff.  C.P.O. 

7)  Art.  878  C.P.O. 
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1.  durch  Mobiliarbeschlag, 

2.  durch  Immobiliarbeschlag, 

3.  durch  Personalarrest, 

4.  durch  Wartboten. 

Die  Exekutionsmittel  können  kumulirt  werden. 

A.  Mobiliarbeschlag.1) 

a)  In  Mobilien  in  Händen  des  Schuldners:2) 

1.  Das  ganze  bewegliche  Vermögen  des  Schuldners  kann  zur  Be- 
friedigung der  Gläubiger  verwendet  werden.  Ausgenommen  sind  (abge- 
sehen vom  beneficium  competentiae,  welches  event.  noch  weitere  Ver- 
günstigungen gewährt,)  das  zum  Lebensbedarf  des  Schuldners  absolut  Noth- 
wendige  (Kleider,  Betten,  Mundvorrath,  auch  für  die  Familie  für  8 Tage), 
die  zum  Betreiben  einer  Kunst,  eines  Handwerks  etc.  nothwendigen 
Geräthe,  die  Gehälter  und  Pensionen  der  Civil-  und  Militärbeamten. 3) 

2.  Die  Beschlagnahme  bewirkt  die  Entziehung  des  Vermögens  aus 
der  Verfügungsgewalt  des  Schuldners.  Der  Gerichtsbote  nimmt  .in 
Gegenwart  zweier  Zeugen  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  ausreichende 
Sachen  dem  Schuldner  weg  und  übergiebt  dieselben  einem  Sequester, 
welcher  die  Detention  erlangt.  Ein  Pfandrecht  erwirbt  der  Gläubiger 
an  den  gepfändeten  Sachen  nicht.  Die  Beschlagnahme  enthält  nur  ein 
Veräusserungs verbot.  Die  Versteigerung  ist  vorher  bekannt  zu  machen. 
Dieselbe  findet  bei  Sachen  im  Werthe  von  unter  300  Drachmen  8 Tage 
nach  der  Beschlagnahme,  bei  höherem  Werthe  4 Wochen  nach  der- 
selben durch  einen  Friedensrichter  oder  Notar  auf  Betreiben  des  Gläu- 
bigers statt.  Dem  Verderben  ausgesetzte  Sachen  können  auch  früher 
versteigert  werden. 

Besonderes  gilt  in  Ansehung  der  Beschlagnahme  von  Früchten  auf 
dem  Halm.4)  Der  Zuschlag  erfolgt  an  den  Meistbietenden  gegen  Baar- 
zahlung;  die  Gläubiger  können  mitbieten,  der  Schuldner  kann  die 
Reihenfolge  bei  der  Versteigerung  bestimmen. 

Heber  zweite  Versteigerung  s.  Art.  903  ff. 

b)  In  Mobilien  in  Händen  eines  Dritten.5)  Hier  hat  die  Be- 
schlagnahme zwei  Prozesse  zur  Folge:  den  über  die  Gültigkeit  der  Be- 
schlagnahme und  (allerdings  nur  eventuell)  den  über  Anerkennung  der 
Schuld  seitens  des  Dritten. 

1.  Die  Beschlagnahme  kann  sich  auf  das  ganze  Vermögen  des 
Schuldners  erstrecken;  ausgenommen  sind  die  gerichtlich  zuerkannten 
Alimente,  die  Kautionen  der  Beamten,  die  Gehälter  etc.6)  der  Civil-  und 

*)  Oekonomidö3  §264 ff.;  Balanos  S.  554. 

2)  Art.  885  C.P.O. 

d)  Gesetz  vom  19.  März  1884  (APMA').  Ausnahmsweise  kann  auf  */4  dieser  Ein- 
nahmen der  Civil-  und  Müitärbeamten  Beschlag  gelegt  werden,  nämlich  zur  Befriedigung 
von  Forderungen  aus  Unterhaltsverpflichtungen  gegenüber  dem  Ehegatten  und  Ver- 
wandten in  gerader  Linie. 

4)  Art.  915 ff.  C.P.O. 

5)  Art.  919  ff.  C.P.O.  Oek.  § 267  ff;  Bai.  S.  569  ff 

6)  s.  o.  a.  1. 
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Militärbeamten,  die  Forderungen  aus  Wechseln  und  Ordrepapieren  (ausser 
bei  Verlust  der  Urkunde  oder  im  Konkurse  des  Trägers).  Sie  erfolgt 
auf  Grund  einer  Urkunde  oder  in  dringenden  Fällen  auf  blosse  Be- 
scheinigung und  mit  Erlaubniss  des  Bezirksgerichtspräsidenten , .indem 
der  Gläubiger  dem  Dritten  einen  Schriftsatz  zustellt,  welcher  die 
Summe,  wegen  welcher  die  Beschlagnahme  vorgenommen  wird,,  sowie 
event.  die  Urkunden  bezeichnen  soll. 

2.  Binnen  8 Tagen  hat  der  Gläubiger,  bei  Strafe  der  Präklusion, 
gegen  den  Schuldner  die  Klage  bezüglich  der  Gültigkeit  der  Forderung, 
sowie  der  Beschlagnahme  zu  erheben  und  ihm  die  erfolgte  Beschlag- 
nahme zu  melden;  die  Klage  wird  summarisch  verhandelt,  das  Urtheil 
wird  dem  Dritten  zugestellt.  Das  Gericht  ordnet*  falls  Geld  mit  Be- 
schlag belegt  worden,  die  Zahlung  an  den  Gläubiger,  falls  andere  Mo- 
bilien mit  Beschlag  belegt  worden,  die  Versteigerung  derselben  an. 

3.  Seit  Zustellung  der  Klage  auf  Gültigkeit  der  Beschlagnahme  an 
den  Dritten,  wird  dieser  zum  Sequester  und  darf  nicht  an  seinen  Gläu- 
biger leisten:  er  hat  sich  über  die  Schuld  beim  zuständigen  Friedens^ 
richter  oder  Gerichtsschreiber  oder  durch  Zustellung  eines  Schriftsatzes 
an  den  betreibenden  Gläubiger  zu  äussern,.  sowie  event.  andere  Beschlag- 
nahmen anzumelden.  Diese  Mittheilung  kann  der  Gläubiger  durch 
Opposition  anfechten;  das  Gericht  entscheidet  summarisch.  Aeussert  er 
sich  nicht,  so  gilt  die  Schuld  als  anerkannt. 

B.  Immobiliarbeschlag.1)  Auch  das  Immobiliarvermögen  des 
Schuldners,  selbst  das  verhypothezirte,  kann  mit  Beschlag  belegt  wer- 
den. Die  Immobilien  der  Unmündigen  und  Verschwender  werden  erst 
nach  den  Mobilien  zur  Befriedigung  verwendet;  der  Gläubiger  kann  die 
ihm  nicht  verbypothezirten  Güter  nur  dann  veräussern,  wenn  die  seiner 
Hypothek  unterliegenden  nicht  ausreichen.  Die  Exekution  wird  sus- 
pendirt,  falls  der  Schuldner  durch  öffentliche  Urkunde  nachweist,  dass 
der  jährliche  Ertrag  zur  Tilgung  der  Schuld  genügt  und  wenn  er  den- 
selben dem  Gläubiger  cedirt. 

1.  Die  Beschlagnahme  erfolgt  beim  Schuldner  oder  bei  dessen  Ver- 
treter; bei  Hypotheken  kann  sie  auch  beim  dritten  Besitzer  der  ver- 
hypothezirten  Sache  erfolgen.  Der  Gerichtsbote  belegt  im  Beisein 
des  Demarchen  das  Grundstück  mit  Beschlag  und  ernennt  den  Schuld- 
ner oder  einen  Miether  zum  Sequester. 

2.  Die  Versteigerung  erfolgt  bei  Immobilien  im  Werthe  von  unter 
1000  Drachmen  1 Wochen  nach  der  Beschlagnahme,  bei  höherem 
Werthe  8 Wochen  nach  derselben  und  ist  vorher  wiederholt  bekannt  zu 
machen.  Die  Reihenfolge  bei  der  Versteigerung  mehrerer  Grundstücke 
bestimmt  der  Schuldner,  die  Gläubiger  können  mitbieten. 

Ueber  zweite  Versteigerung  s.  Art.  980  C.P.O. 

C.  Kollokation.2)  An  derselben  sind  auch  diejenigen  Gläubiger 


»)  Art.  954 ff.  C.P.O.  Oek.  § 271k;  Bai.  S.  558 ff. 

2)  Art.  936 ff.,  986 ff.  C.P.O.  Oek.  § 275 ff. 
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betheiligt,  welche  die  Beschlagnahme  nicht  betrieben  haben.  Der  die 
Exekution  betreibende  Notar  oder  Friedensrichter  hat,  falls  der  Erlös 
zur  Befriedigung  der  angemeldeten  Forderungen  nicht  ausreicht,  die 
Kollokation  vorzunehmen;  er  fordert  die  Gläubiger  auf,  ihre  Ansprüche 
vorzubringen,  und  entwirft  auf  Grund  derselben  die  Kollokationstabelle. 

I.  Erlös  der  Mobilien;  es  giebt  drei  Gläubigerklassen , deren 
beide  ersten  privilegirt  sind: 

a)  Die  erste  Klasse  umfasst  diejenigen,  welche  in  Bezug  auf  das 
ganze  Vermögen  des  Schuldners  ein  Privileg  haben,  also: 

a)  die  Prozess-  und  Exekutionskosten; 

ß')  die  Begräbnisskosten  des  Schuldners  resp.  die  nothwendigen 
Auslagen  für  dessen  Familie; 

y')  die  Kurkosten  der  letzten  Krankheit; 

d’)  den  Lohn  des  letzten  und  des  laufenden  Jahres  an  die  Die- 
ner etc. ; 

e')  die  Forderungen  der  Brot-,  Fleisch-  etc.  Lieferanten  und  der 
Gastwirthe  für  die  letzten  6 Monate; 

4 ')  die  Lasten  gegenüber  dem  Staat  etc.  für  die  zwei  letzten  Jahre, 
o die  eventuellen  Untersuchungs-  Gerichtskosten,  in  die  der 
Schuldner  durch  ein  Strafgericht  verurtheilt  worden. 

b)  Die  zweite  Klasse  umfasst  die  mit  einem  Spezialprivileg  Ver- 
sehenen; dahin  gehören: 

a)  der  Pfandgläubiger  bezüglich  des  Erlöses  des  Pfandes. 
ß')  derjenige,  welcher  zur  Erhaltung  einer  Sache  Aufwendungen 
gemacht  hat,  bezüglich  dieser  Sache; 

y‘)  der,  welcher  Samen  etc.  geliefert  hat,  bezüglich  des  Erlöses  aus 
den  Früchten; 

d')  die  Miethsforderungen  bezüglich  der  Iilaten  (für  das  letzte  und 
das  laufende  Jahr); 

e')  die  Pachtforderungen  wie  sub  J'; 

4 ')  die  Forderungen  der  Gastwirthe  für  Zehrung  und  Vorschüsse 
wie  sub  J'; 

O die  Auslagen  der  Kommissionäre  und  Spediteure  bezüglich  der 
noch  in  ihren  Händen  befindlichen  Sachen; 

r/)  die  durch  Kaution  gesicherten  Forderungen  bezüglich  der 
Kaution. 

c)  Die  dritte  Klasse  begreift  die  übrigen  Gläubiger. 

d)  Die  Gläubiger  der  ersten  Klasse  rangiren  zuerst,  und  zwar 
nach  der  angeführten  Beihenfolge;  zwischen  den  Gläubigern  der  zweiten 
Klasse  giebt  es  einen  Unterschied  nicht  (mit  Ausnahme  der  unter  ßr 
und  y')  und  haben  dieselben  im  Verhältnis  zur  Befriedigung  der  Gläu- 
biger der  ersten  Klasse  zu  konferiren. 

II.  Erlös  der  Immobilien;  hier  giebt  es  fünf  Klassen: 

a)  die  mit  Generalprivilegien  nach  Ia  Versehenen; 

b)  die  mit  Spezialprivileg  (Ib)  Versehenen; 
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c)  die  eingetragenen  Hypotheken  nach  der  Reihenfolge  der  In- 
skription; 

d)  die  zur  Hypothekeintragung  Berechtigten; 

e)  die  gewöhnlichen  (chirographischen)  Gläubiger; 

f)  die  derselben  Klasse  angehörigen  Forderungen  sind,  falls  sie 
kein  besonderes  Vorrecht  haben,  pro  rata  zu  kolloziren.  Bedingte  und 
eventuelle  Forderungen  sind  nur  bedingt  oder  eventuell  zu  kolloziren, 

III.  Der  vom  Bezirksgerichtspräsidenten  revidirte  Kollokations- 
status, wird,  falls  er  innerhalb  15  Tagen  von  den  Gläubigern  nicht 
durch  Opposition  angefochten  wird,  für  vollstreckbar  erklärt.1) 

Die  Opposition  ist  beim  Exekutionsbeamten  einzulegen,  wird  durch 
einfache  Ladung  vor  die  Audienz  gebracht  und  summarisch  verhandelt; 
sie  richtet  sich  gegen  diejenigen,  deren  Kollokation  angefochten  wird. 
Die  Opposition  hat  suspensive  Wirkung,  denn  bis  zu  ihrer  Erledigung 
kann  die  Vertheilung  nicht  stattfinden. 

D.  Personalarrest.2) 

I.  Der  Personalarrest3)  ist  statthaft  auf  Grund  Privatwillens  (und 
zwar  nur  gegen  den  richterlichen  Bürgen,  wenn  ein  Urtheil  Kaution  ange- 
ordnet hat,  und  den  Pächter)  oder  gesetzlicher  Anordnung  (nämlich  in 
Handelsprozessen;  gegen  ausländische  Schuldner4),  die  kein  genügen- 
des Vermögen  im.  Inland  besitzen  in  Prozessen  mit  Inländern  auf  Grund 
inländischen  verurteilenden  Urtheils;  beim  Stellionat;  gegen  den  De- 
positar und  die  Beamten,  welche  zur  Vorzeigung  oder  Herausgabe  von 
Urkunden  und  sonstigen  Sachen  verpflichtet  sind;  gegen  solche,  die  zur 
Herausgabe  von  Immobilien  verurteilt  sind;  gegen  die  zu  einer  Geld- 
busse verurteilten  Personen).  Nach  Ermessen  des  Gerichts  kann  in 
Rechnungssachen  oder  wegen  ausgesprochener  Schadensersatzverbind- 
lichkeit auf  Personalarrest  erkannt  werden.  Der  Staat  hat  wegen  jeder 
Forderung  das  Recht  auf  Arrest  des  Schuldners  (S.  Ges.  TAIT'  von 
1871  Art.  6). 

Ausser  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  darf  kein  Richter  auf 
Personalarrest  erkennen,  kein  Inländer  (auch  nicht  im  Ausland)  sich 
vertragsmässig -demselben  unterwerfen  (G.P.O.  Art.  1001). 

In  jedem  Falle  darf  kein  Personalarrest  ohne  gerichtliches,  auf  An- 
trag ergehendes  Urtheil  vollzogen  werden  (ausgenommen  den  Fall  des 
Ges.  YA2T').  Nicht  zulässig  ist  er  gegen  Minderjährige  (ausser  bei 


>)  Art.  945 ff.  G.P.O. 

2)  Art.  998  ff  C.P.O.  Momferrafcos  (1888),  Bellini  (1887)  und  Karakalos 
(1893):  Tzepl  npoacuTrix^s  xp  ärgere  wg',  Diobuniotis  in  „Themis“  Bd.  IV  No.  37  ff; 
Oekonomides  § 280ff;  Balanos  S.  842 ff.;  Rousopoulos  § 168  ff. 

3)  In  der  letzten  Zeit  sind  vielfach  Anregungen  zur  Aufhebung  desselben  ge- 
geben worden. 

4)  Durch  die  Vereinbarungen  in  den  internationalen  Verträgen,  wonach  auch  den 
Ausländern  gleiche  Vorrechte  wie  den  Inländern  gewährt  werden  (s.  § 9),  dürften  die 
Grundsätze  über  die  Personalhaft  der  Ausländer  keine  Modifikation  erleiden,  s.  a. 
A.  1J.  119  (1837),  BaL  S.  846.  Beachte  a.  u.  § 78. 


Griechenland. 


75 


Handelsleuten  in  Handelsgeschäften),  gegen  Frauen  (ausser  bei  Handels- 
fräuen),  gegen  Aszendenten  und  den  Ehegatten  des  Klägers,  gegen  die, 
welche  ihr  70.  Lebensjahr  vollendet  haben. 

n.  Die  Verhaftung  geschieht  durch  den  Gerichtsboteu  in  Gegen- 
wart von  Zeugen,  an  jedem  Ort’  und  zu  jeder  Zeit,  ausser  während 
des  Gottesdienstes,  zur  Nachtzeit  in  Privatwohnungen  und  während 
einer  Gerichtssitzung.  Der  Verhaftete  wird  in  das  Gefängniss  geführt; 
dem  Wärter  sind  die  Verpflegungskosten  für  einen  Monat  im  Voraus 
zu  entrichten. 

HI.  Die  Freilassung  findet,  abgesehen  von  dem  Falle  der  Be- 
zahlung der  Schuld,  statt,  wenn- die  Verpflegungskosten  nicht  entrichtet 
werden,  wenn  der  Gläubiger  schriftlich  seine  Zustimmung  giebt,  wenn 
die  Verhaftung  annullirt  wird,  wenn  die  Vermögensabtretung  gestattet 
worden,  jedenfalls  nach  zweijähriger  Verhaftung.  Sie  erfolgt  entweder 
durch  den  Wärter  ohne  besonderes  Vorverfahren,  sonst  auf  Befehl  des 
Bezirksgerichtspräsidenten. 

IV.  Jeder,  der  berechtigt  ist,  selbst  gegen  den  Schuldner  Personal- 
arrest zu  vollziehen,  hat  auch  das  Recht,  den  Gefangenen  zu  rekom- 
mandiren,  d.  h.  Verlängerung  der  Haft  zu  beantragen.  Auf  die  Re- 
kommandation  finden  die  obigen  Grundsätze  entsprechende  Anwendung. 

§ 46. 

C.  Ein  Wendungen. 

(Oek.  § 284,  § 282.) 

I.  Ergiebt  sich  während  der  Zwangsvollstreckung  ein  Anstand,  so 
ist  derselbe  an  den  Bezirksgerichtspräsidenten  oder  mittelst  Opposition 
an  das  zuständige  Gericht  zu  bringen,  welches  summarisch  entscheidet. 
Es  sind  dabei  nur  liquide  Einreden  zulässig,  also  nur  solche,  die  in. 
derselben  Audienz  bewiesen  werden  können.1) 

Die  Appellationsfrist  ist  eine  zehntägige.2) 

n.  Erhebt  der  Schuldner  Einwendungen  gegen  den  durch  Urtheil 
festgestellten  Anspruch  selbst,  so  ist  in  der  Exekution  fortzufahren,  bis 
das  Gericht  selbst  Aufschub  bewilligt. 3)  Die  eventuellen  Anstände  bei 
der  Verhaftung  werden  durch  den  Gerichtspräsidenten  erledigt,  dessen 
Entscheidung  sofort  vollstreckbar  ist.4) 

IH.  Die  mit  Vindikation  verbundene  Opposition  Dritter  (Exeku- 
tionsintervention) ist  dem  Versteigerungskommissar  (resp.  dem  Sequester), 
dem  Gläubiger  und  dem  Schuldner  zuzustellen;  die  Klage  ist  gegen  die 
beiden  Letzteren  zu  richten.5) 

IV.  Die  Gläubiger,  die  sich  später  melden,  können  in  schon  ge- 


b A.  n.  197  (1866).' 

2)  Art.  871  ff.  C.P.O. 

3)  Art.  910  C.P.O. 

4)  Art.  1008  C.P.O. 

5)  Art.  911  ff.  C.P.O. 
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pfändete  Sachen  nicht  neue  Beschlagnahmen  vornehmen  (s.  jed.  o.  § 4:5); 
sie  sind  nur  berechtigt,  sich  anzumelden,  um  bei  der  Vertheilung  be- 
rücksichtigt zu  werden.1) 

§47. 

21.  Die  Exekution  auf  Grund  der  Urtheile  ausländischer  Gerichte.2) 

(C.P.O.  Art.  858  ff.;  Oek.  § 258;  Bai.  S.  382  ff.) 

I.  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  der  Anerkennung  und  der 
Vollstreckung  ausländischer  Urtheile.3) 

Grundsätzlich  werden  in  Griechenland  die  rechtskräftigen  Urtheile 
ausländischer  Gerichte,  sowie  die  öffentlichen  ausländischen  Urkunden 
als  solche  anerkannt.4)  Daraus  folgt,  dass  grundsätzlich  auch  aus 
einem  ausländischen  Urtheile  die  exceptio  rei  iudicatae  zuzulassen  ist. 
Was  aber  von  der  exceptio  rei  iudicatae  gilt,  muss  grundsätzlich  auch 
von  der  exceptio  litis  pendentis  gelten,  da  Voraussetzung  und  Zweck 
beiden  Einreden  gemeinsam  ist. 

Jedoch  hat  sich  in  diesen  Fragen  eine  feststehende  Theorie  oder 
Praxis  noch  nicht  gebildet. 

Oekonomides5)  hält  den  Inländer,  der  gegen  einen  Ausländer  im 
Auslande  geklagt  hat,  nicht  für  behindert,  dieselbe  Klage  nochmals 
vor  dem  inländischen  griechischen  Gerichte  anhängig  zu  machen, 
macht  aber  eine  Ausnahme  für  den  Fall,  dass  beide  Parteien  Ausländer 
sind.6) 

Ebenso  hat  sich  der  Areopag  in  zwei  Entscheidungen7)  dahin  aus- 
gesprochen, dass  die  Urtheile  ausländischer  Gerichte,  wenn  eine  der 
Parteien  ein  Inländer  ist,  nicht  die  Kraft  des  iudicatum  (Art.  859  bis 
861  C.P.O.)  haben  und  dass  infolge  dessen  die  exceptio  litis  pendentis 
nur  zutrifft,  wenn  die  Sache  vor  einem  inländischen  Gerichte  an- 
hängig ist  oder  wenn  beide  Parteien  Ausländer  sind  und  die  Sache 
vor  ein  ausländisches  Gericht  gebracht  worden  ist.8) 

II.  Verschieden  von  der  Frage  nach  der  Anerkennung  der  res 
iudicata  bei  ausländischen  Urtheilen  ist  die  Frage  der  Durchführung 
rechtskräftiger  ausländischer  Urtheile  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung. 

1)  Art.  908  ff.  C.P.O. 

2)  Vgl.  y.  Streit,  Exekution  ausländischer  Urtheile  (ixTetsacs  äModanän'  dnotpa- 
czwv,  bei  Balanos,  : E<py)pspiq  XII.  3),  mehr  de  lege  ferenda.  Rousopoulos  (Aus- 
gabe von  Euthymios)  § 38  ff.;  vgl.  auch  Saripolos  im  Journal  du  droit  intern,  pr. 
1880  S.  173. 

3)  y.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  intern.  Privatrechts,  2.  Aufl.  Bd.  2 § 411. 
v.  Streit  a.  a.  0.  II. 

4)  Appellationsgericht  Athen  579  (1890)  in  Themis,  I.  296.  Oekonomides  §258. 

5)  A.  a.  0.  § 45  Anm.  7 unter  Berufung  auf  Dalioz,  droit  civü  284: — 287. 

e)  A.  a.  0.  § 104:  Anm.  4 in  analoger  Anwendung  des  Art.  859  § 1 C,P.Ö. 

7)  A.  n.  395  (40)  und  177  (1872)  bei  Balanos  S.  420. 

8)  Die  Entscheidungen  sind  unseres  Erachtens  insofern  unrichtig,  als  sie  zwischen 
Anerkennung  und  Vollstreckung  ausländischer  Urtheüe  nicht  unterscheiden  und  als  sie 
der  Unterscheidung  der  Fälle  des  Art.  859  C.P.O.  auf  die  exceptio  rei  iudicatae  und 
litispendentis  ungehörigen  Einfluss  gewähren. 
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Für  die  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  in  Griechenland  bedarf  es 
eines  Vollstreckungsbefehls,* 1)  d.  h.  es  muss  das  ausländische  Urtheil  von 
dem  inländischen  Gericht  für  vollstreckbar  erklärt  werden.2)  Hierbei 
besteht  jedoch  folgende  Unterscheidung; 

1.  Sind  beide  Parteien  Ausländer,  und  zwar  zur  Zeit  der  Voll- 
streckung,3) so  wird  der  Vollstreckungsbefehl  durch  den  Präsidenten 
des  Bezirksgerichts  ohne  materielle  Prüfung  des  Inhalts  des  Urtheüs 
(also  keine  r6  Vision  au  fond)  ertheilt.  Nur  eine  gegen  inländische  Ver- 
botsgesetze verstossende  Vollstreckung  ist  unzulässig.4) 

2.  Ist  eine  der  betheiligten  Parteien  ein  Inländer,  so  wird  das 
Urtheil  durch  das  gesammte  Bezirksgericht  für  vollstreckbar  erklärt 
und  zwar  in  summarischer  Verhandlung  nach  vorheriger  materieller 
Prüfung  des  Inhalts  (also  hier  rävision  au  fond).  In  der  Verhandlung 
sind  auch  neue  Beweise  statthaft,5)  jedoch  beschränkt  sich  das  grie- 
chische Gericht  nur  auf  die  Prüfung  der  thatsäch liehen  Seite,6)  und 
es  kann  sich  darin  über  die  Sache  eine  freie  Ueberzeugung  bilden.7) 

Die  Vollstreckung  wird  nur  dann  versagt,  wenn  das  ausländische 
Urtheil  gegen  inländische  verbietende  Gesetze8)  verstösst  oder  wenn 

*)  Nicht  also,  wenn  die  Urtheile  (oder  die  sonstigen  öffentlichen  ausländischen 
Urkunden)  einfach  als  Beweismittel  gelten  sollen.  A.  II.  175  (1861). 

^ Die  Bestimmungen  der  Civilprozessordnung  über  die  Vollstreckung  ausländischer 
Urtheile  lauten  folgendermassen: 

Art  858.  „Von  ausländischen  Gerichten  erlassene  Urtheile  und  von  ausländischen 
Beamten  abgefasste  öffentliche  Urkunden  können,  wenn  Staatsverträge  nicht  das  Gegen- 
theil  verfügen,  in  Griechenland  nur  dann  exequirt  werden,  wenn  dieselben  von  inländi- 
schen Gerichten  für  exekutorisch  erklärt  worden  sind. 

Art.  859.  Der  Vollziehungsbefehl  ist  im  Falle  des  vorigen  Artikels  zu  ertheilen: 

1.  vom  Präsidenten  des  Bezirksgerichts  des  Exekutionsortes  in  der  in  Art.  119 
und  857  bestimmten  Form,  und  ohne  weitere  Untersuchung  des  Inhalts  des  Urtheils 
oder  der  Urkunde,  wenn  alle  Parteien  Ausländer  sind; 

2.  vom  gesammten  Bezirksgerichte  und  erst  nach  vorgängiger  Untersuchung  des 
Inhalts,  wenn  eine  der  Parteien  ein  Inländer  ist. 

Im  letzten  Falle  sind  sowohl  Vollziehungs-  als  Nichtvollziehungsbefehle  von  sämmt- 
lichen  Richtern  und  dem  Gerichtsschreiber  zu  unterschreiben. 

Art.  860.  Im  Falle  des  Art.  859  No.  2 kann  der  Vollzug  nur  dann  verweigert 
werden,  wenn  Urtheile  gegen  erwiesene  Thatsachen,  oder  wenn  Urtheile  sowohl,  als 
sonstige  öffentliche  Urkunden  gegen  inländische  verbietende  Gesetze  anstossen. 

Art.  861.  Wird  im  Falle  des  vorigen  Artikels  die  Exekution  verweigert,  so  haben 

1.  ausländische  Urtheile  gar  keine  Wirksamkeit  und  die  Sache  muss  von  Neuem 
vor  inländischen  Gerichten  verhandelt  und  entschieden  werden; 

2.  ausländische  öffentliche  Urkunden  gelten,  wenn  sie  von  den  Parteien  unter- 
schrieben worden  sind,  als  Privaturkunden  hinsichtlich  der  Punkte,  welche  den  inländi- 
schen Gesetzen  gemäss  angeordnet  worden  sind.“ 

3)  A.  II.  218  (1871).  Im  Falle  des  Aar.  N.  Art.  13  (s.  o.  § 9)  wird  der  Ausländer 
dem  Inländer  gleichgeachtet.  A.  II.  3 (1871). 

4)  Verf.  Art.  13,  Aar.  N.  Art.  8. 

s)  A.  11.  16  (1853),  219  (1888), 

6)  Also  keine  Prüfung  der  Rechtsregel,  A U . .93  (1866). 

7)  A.  II.  102  (1869). 

8)  So  wenn  z.  B.  auf  Personalhaft  erkannt  ist,  wo  das  griechische  Recht  dies  nicht 
zuiässt.  Rousopouios  §13. 
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erwiesene  Thatsachen*)  gegen  dasselbe  sprechen.  In  letzterer  Be * 
Ziehung  führt  Oekonomides* 2 3 4)  Folgendes  aus: 

„Die  Würdigung  der  thatsächlichen  Seite  des  Prozesses  seitens  des 
ausländischen  Richters  ist  demnach  nicht  unerschütterlich;  die  Partei 
also,  gegen  welche  das  Urtheil  vollstreckt  werden  soll,  kann  die  t hat- 
sächliche Grundlage  derselben  als  unrichtig  angreifen  und  dem  in- 
ländischen Gerichte  dazu  neue  Beweise  vorlegen;  dieses  ist  berechtigt, 
wenn  es  sich  gegentheilige  Ueberzeugung  gebildet,  die  Vollstreckung 
abzuweisen;  aber  auch  peremptorische  Einreden  können  vorgebracht 
werden  (Erfüllung,  Verjährung);  auch  wenn  diese  bewiesen  sind,  wider- 
spricht das  Urtheil  erwiesenen  Thatsachen..'  Mitterm ai er  im  Arch.  L 
Civ,  Praxis  XIV,  3.  84  ff,  A.  77.  4 (1842),  102  (1869).“*) 

Rousopoulos  stimmt  fast  wörtlich  bei  (S.  29  Ausg.  von  Euthyv 
mios)  und  fügt  zu:  „Dieses  greift  nur  bei  Urtheilen  Platz,  nicht  bei 

Vertragsurkunden;  denn  in  gerichtlichen  Handlungen  soll  von  dem  Ge* 
Gericht  die  thatsächliclie  und  juristische  Seite  der  Sache  festgestellt 
werden.“ 

Aus  der  Rechtsprechung  liegen  über  diese  Frage  folgende  Urtheile 
des  A.  II A)  vor: 

16  (1853),  219  (1888),  welche  mit  Oekonomides  übereinstimmen.  Die 
dort  zitirten  Entscheidungen  4 (1842)  und  102  (1869)  führen  aus,  dass  „im 
Art.  860  nicht  unterschieden  werde,  ob  die  dem  Urtheile  widersprechen- 
den Thatsachen  vor  dem  ausländischen  Gerichte  erwiesen  wurden,  oder 
erst  erwiesen  werden  zur  Zeit  der  Erth  eihing  der  Vollstreckung  — dass 
daher  auch  der  Richter  nicht  unterscheiden  dürfe,  zumal  sonst  die  un- 
logische Konsequenz  gezogen  werden  müsste,  dass  bei  Kontumazial- 
urtheilen,  die  doch  ganz  besonders  der  Revision  bedürfen,  die  Voll- 
streckung nicht  durch  das  Vorbringen  von  neuen  Beweisen  gehindert 
werden  könnte“  und  „dass  der  Art.  860  die  Beweismittel,  deren  sich 
das  Gericht  bedienen  will,  um  sich  seine  Meinung  zu  bilden,  weder  be- 
stimmt, noch  beschränkt.“ 

Eine  andere  Entscheidung  des  Areopag,  93  (1866),  sagt:  „Die  An* 
Wendung  der  Rechtsregeln  seitens  des  ausländischen  Gerichts  unterliegt 
nicht  der  r6vision  au  fond.“ 

Endlich  besagt  eine  Entscheidung  132  (1884):  „dass  die  Vollstreckung 
nicht  verweigert  werden  dürfe,  wenn  das  Urtheil  nicht  zu  den  Fällen 
des  Art.  856  gehöre  oder  nicht  gewisse  und  liquide  Forderungen  zum 
Inhalte  habe  (Art.  854).“ 

Letzterem  Urtheile  kann  nicht  beigestimmt  werden.  Art.  860  C.P.O. 
ist  nicht  in  dem  Sinne  limitativ,  dass  es  mit  den  in  Art.  854  ff.  all- 
gemein gesetzten  Regeln  in  Widerspruch  stehen  könnte. 

’)  Gleichgültig,  ob  diese  Thatsachen  vor  dem  ausländischen  .oder  vor  dem  in- 
ländischen Richter  erwiesen  sind.  A.  U.  4 (1842). 

2)  A.  a.  0.  § 258  Anm.  7. 

3)  Auch  bei  Balanos  zu  finden  S.  388. 

4)  Bai.  S.  382 fl. 
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Besondere  Staat sver träge  über  die  Vollstreckung  ausländischer 
Urtheile  hat  Griechenland  nicht  geschlossen  und  es  ergiebt  sich  aus  dem 
Vorstehenden,  dass  die  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  in 
Griechenland  nicht  von  der  Verb  ürgung  der  Reziprozität  ab- 
hängig gemacht  ist. 

III.  Auch  zur  Erwirkung  eines  Arrestes  ist  die  Ertheilung  der 
Vollstreckbarkeitsklausel  nach  obigen  Grundsätzen  nothwendig.  Die 
Literatur  enthält  über  diese  Frage  nichts,  nur  Rousopoulos,  § 33, 
löst  die  Frage  in  gleicher  Weise  für  die  Eintragung  einer  Hypothek; 
dies  ergiebt  sich  übrigens  aus  Art.  14  des  Gesetzes  über  Hypotheken 
vom  11.  August  1836  *)  mit  Bestimmtheit,  indem  dort  gesagt  wird,  dass 
^Urtheile  von  ausländischen  Gerichten  zur  Hypothekeintragung  be- 
rechtigen, wenn  sie  für  vollstreckbar  erklärt  sind.  “ Aus  der  Analogie 
dieses  Falles  und  wohl  auch,  weil  Arrest  Vollstreckungshandlung  ist, 
scheint  die  Lösung  der  Frage  zu  folgen. 

§ 4:8* 

22 . Schiedsrichterliches  Verfahren. 

(C.P.a  Art.  105  ff.  s.  a.  521  ff.,  Oek.  § 156  ff.,  Bai.  S.  288  ff.) 

I.  Erkennende  Schiedsrichter* 

1.  Die  Parteien  sind  berechtigt  die  Entscheidung  einer  Streit- 
sache Schiedsrichtern  zu  übertragen,  wenn  sie  über  dieselbe  freies  Ver- 
fügungsrecht haben  und  die  Sache  ihrer  Natur  nach  auch  einen  Ver- 
gleich zulässt,  also  nicht  in  Ehesachen,  in  Alimenten,  falls  Vergleich 
unzulässig  ist  etc. 

2.  Der  ausländische  oder  inländische  Kläger  ist  in  Handels-  und 
Wechselsachen  bei  Zustellung  der  Klagschrift  berechtigt,  auf  Schieds- 
richter zu  kompromittiren,  somit  ein  Schiedsgericht  zu  erzwingen;  er 
bestimmt  die  Anzahl  der  Schiedsrichter;  jede  Partei  ist  jedoch  be- 
rechtigt eine  gleiche  Anzahl  von  Schiedsrichtern  zu  ernennen.  Für  den 
Fall,  dass  Streitigkeiten  zwischen  Handelsgesellschaftern  entstehen,  gelten 
die  besonderen  Bestimmungen  des  H.G.B.  Art.  51 — 63.* 2) 

3.  Ein  Kompromiss  kann,  ausser  im  Falle  sub  2 oder  bei  Proro- 
gation, nur  durch  schriftlichen  VeHrag  oder  durch  Erklärung  zu 
Protokoll  eingegangen  werden;  in  demselben  sind  die  Schiedsrichter 
und  der  Streitgegenstand  anzugeben.  Unfähig  zum  Schiedsrichteramte 
sind  Frauen  und  in  der  Handlungsfähigkeit  beschränkte  Personen.  Aus- 
länder können  nicht  Schiedsrichter  sein,3)  jedoch  können  sich  Aus- 
länder auf  dieses  Verbot  nicht  berufen.4)  Das  Schiedsrichter  amt  kann 
man  ohne  Angabe  eines  Grundes  ablehnen;  eine  Klage  auf  Schadens- 


J)  Pklogaitis  III.  S.  331. 

2)  AM.  der  A.  IT.  240  (1870),  welcher  diese  Bestimmungen  durch  die  C.P.O. 
für  derogirt  erachtet. 

3)  Art.  112  C.P.O. 

4)  A.  n.  145  (1864). 
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ersatz  gegen  Schiedsrichter  ist,  ausser  bei  Spezialvereinbarung,  nur 
wegen  grober  Nachlässigkeit  gegeben.1) 

4.  Das  Verfahren  richtet  sich  im  Zweifel  nach  den  für  die  Friedens- 
gerichte geltenden  Bestimmungen.  Es  entscheidet  Stimmenmehrheit; 
bei  Stimmengleichheit  erlischt  der  ganze  Schiedsvertrag,  wenn  nicht 
binnen  drei  Tagen  ein  Obmann  gewählt  wird.  Gegen  das  Urtheil  ist 
Appellation  und  das  Rechtsmittel  der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
zulässig. 

5.  Das  Schiedsrichter  amt  erlischt  insbesondere  durch  Tod  eines 
Schiedsrichters,  sowie  durch  Widerruf  der  Vollmacht,  nicht  durch  Tod 
der  Partei,  ausser  wenn  minderjährige  Erben  vorhanden  sind.  Der 
Schiedsspruch  ist  nichtig:  bei  Amtsüberschreitung  der  Schiedsrichter  und 
bei  Unstatthaftigkeit  des  Schieds Vertrages. 

II.  Die  Vergleichschiedsrichter  haben  nur  den  zustandege- 
kommenen Vergleich  niederzuschreiben  und  nebst  den  Parteien  zu  unter- 
zeichnen. 

III.  Die  Vollstreckung  üqs' Schiedsspruchs  kann  (ausser  im  Falle 
ein  ganzes  Gericht  zum  Schiedsrichter  ernannt  worden)  nur  auf  Grund 
eines  von  dem  Bezirksgerichtspräsidenten  zu  ertheilenden  Vollziehungs- 
befehls erfolgen.  Ein  nichtiger  Schiedsspruch  soll  nicht  für  exekutorisch 
erklärt  werden;  gegen  den  Vollziehungsbefehl  ist  Opposition  zulässig; 
dieselbe  wird  beim  Bezirksgericht  verhandelt  und  sind  gegen  dessen 
Erkenntniss  die  gewöhnlichen  Rechtsmittel  statthaft. 

Ueber  die  Vollstreckung  ausländischer  Schiedssprüche  bestehen 
besondere  Grundsätze  nicht.  Es  wird  aber  zu  unterscheiden  sein 
zwischen  einem  Schiedsspruch,  an  dem  die  ausländische  Gerichts- 
gewalt betheiligt  gewesen  ist,  und  einem  solchen,  der  ohne  gerichtliche 
Intervention  zustande  gekommen  ist.2) 

Im  ersteren  Falle  greifen  die  oben  (§  47)  dargestellten  Prinzipien 
über  die  Vollstreckung  gerichtlicher  Urtheile  Platz;  im  letzteren  Falle 
ist  der  Schiedsspruch  als  Vertrag  zu  behandeln.  Die  Vollstreckungs- 
klausel ist,  wenn  zur  Vollstreckung  geschritten  werden  soll,  jedenfalls 
nothwendig. 


II.  TheiL 

Konkursrecht. 

§ 49. 

1.  Quellen  und  Literatur,  Einleitung. 

I.  Die  hauptsächliche  Quelle  des  griechischen  Konkursrechts  ist  das 
Handelsgesetzbuch  vom  19.  April  (1.  Mai)  1835 3)  in  seinem  III.  Buche 
(Art.  437 — 614),  in  der  neuen  Gestalt  die  diesem  durch  das  Gesetz  vom 

b Art.  126  C.P.G. 

a)  Cfr.  Rousopoulos  §46;  Oek.  § 258. 

3)  Eine  deutsche  Uebersetzung  desselben  findet  sich  bei  Borahardt,  die  gelten- 
den Handelsgesetze  des  Erdballs,  Bd.  2,  S.  641.  Berlin  1884. 
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13.  Dezember  1878  gegeben  worden  ist,  und  das  dem  Belgischen  Ge- 
setze von  1883  nachgebildete  Gesetz  vom  6.  Februar  1893  über  den 
präventiven  Zwangs  vergleich.  Daneben  sind  die  im  Zusammenhänge 
stehenden  Bestimmungen  der  Civiiprozesserdnung,  des  Gesetzes  vom 

14.  Mai  1835  über  die  Kompetenz  der  Handelsgerichte  und  vom  28.  Mai 
1887  über  die  Aufhebung  derselben,  endlich  der  sonstigen  das  Konkurs- 
recht berührenden  Gesetze  zu  berücksichtigen,  die  im  Laufe  der  Dar- 
stellung Erwähnung  finden  werden. 

Aus  der  speziellen  Literatur1)  nennen  wir:  Die  Gesammtdar- 
stellung  in  dem  III.  Bande  des  Handelsrechtslehrbuchs  von  G.  Rhallis, 
cEf)jurjvsca  zou  ^Ekhjv,  5 E/mopixou  Atxaioo , 2.  Auü.  1880,  der  das  Werk  von 
Carlo,  del  fallimento  secondo  il  diritto  privato  internazionale,  in  griechi- 
scher Uebersetzung  und  mit  Anmerkungen  versehen  als  Anhang  beige- 
fügt ist.  Neben  diesen  Werken  benutzt  die  Praxis  ausgiebig  die  fran- 
zösische Literatur  und  Jurisprudenz.  Die  konkursrechtlichen  Mono- 
graphieen  sollen  bei  den  betreffenden  Kapiteln  genannt  werden. 

II.  Das  auf  Grund  der  Verordnung  der  ersten  Nationalversamm- 
lung von  Epidaurus  (Konst,  von  1822,  Art.  90,  91)  rezipirte,  schon  vor 
dem  Freiheitskampfe  ins  Neugriechische  übersetzte  französische  H.G.B, 
des  Code  Napoleon  von  1807  galt  im  Königreich  Griechenland  in  der 
offiziellen  Fassung  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1835  fast  unverändert  bis 
1,  Januar  1879,  an  welchem  Tage  das  das  Konkursrecht  umgestaltende 
neue  Gesetz  (WA ZT')  in  Wirksamkeit  trat.  Dasselbe  ist  zum  grössten 
Theile  dem  französischen  Gesetz  vom  28.  Mai  1838  (Loi  sur  les  faillites 
et  banqueroutes)  entnommen,  unter  vielfacher  Benutzung  jedoch  des 
italienischen  Codice  di  Commercio  von  1865. 

In  allerjüngster  Zeit  ist  der  präventive  Zwangsvergleich  nach  bel- 
gischem Muster  eingeführt  worden  (Ges.  vom  6.  Febr.  1893). 

§ 50. 

2.  Grundprinzipien  des  Konkursreclits. 

Rhallis  III.  S.  7 ff.,  353  fl. 

Nur  der  Kaufmann  kann  in  Konkurs  gerathen.2)  Der  Nicht- 
kaufmann unterliegt  der  cessio  bonorum.3)  Wer  Kaufmann  ist,4)  regelt 

*)  Siehe  v.  Streit  im  Juristischen  Literaturblatt  No.  37  S.  127  (1892). 

*)  Art.  437  H.G.B. 

3)  C.P.O.  687—694  und  Gesetz  vom  31.  Mai  1887  (ATZ').  Zu  derselben  ist 
jeder  überschuldete  Schuldner  berechtigt  mit  Ausnahme  1)  der  wegen  Betrugs  Vorbe- 
straften, sowie  derjenigen,  welche  aus  dolus  oder  culpa  lata  in  Ueberschuldnng  ge- 
rathen sind;  2)  aller  zur  Rechnungslegung  Verpflichteten;  3)  der  Ausländer  (s.  jed. 
o.  § 9 und  ’Jöt.  N.  Art.  13  u.  16).  Der  Antrag  des  Schuldners  auf  Cessio  bonorum 
wird  vom  Bezirksgericht  seines  Wohnorts  in  summarischem  Verfahren  erledigt.  Die 

, Vermögensabtretung  kann  erst  nach  vorgängiger  Ladung  der  Gläubiger  ausgesprochen 
werden.  Falls  derselben  stattgegeben  wird,  wird  der  Schuldner  bis  zum  Erwerb  neuen 
Vermögens  von  jeder  weiteren  Verfolgung  der  Gläubiger  befreit.  Das  abgetretene  Ver- 
mögen wird  nach  den  für  Benefizialerben  geltenden  Bestimmungen  verkauft.  Siehe 
Oekonomides  § 152. 

4)  Die  Ausländer  sind  nicht  ausgeschlossen;  beachte  jed.  Ges.  y,  14,  Nov.  1838 

Leske  u.  Lof.wevfbld,  Rechtsverfolgung.  II.  6 
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das  ILG.B.  in  seinem  I.  Abschnitt  (Art.  1-  7),  sowie  das  Gesetz  über 
die  Kompetenz  der  Handelsgerichte  vom  14.  Mai  1835.  Es  gelten 
wesentlich  französische  Bestimmungen  (Code  de  Comm.  von  1807  Art. 
631- — 639).  Konkursgericht  ist  dasjenige  Bezirksgericht,  in  dessen 
Bezirk  sich  die  Haupthandelsniederlassung  des  Kridars  befindet. 

Für  die  Lösung  der  Frage  nach  der  Universalität  oder  Territoria- 
lität des  Konkurses  ist  im  Gesetze  ein  Anhalt  nicht  gegeben.  Die 
Theorie  ist  eher  dem  Universalitätsprinzip  zugeneigt. l)  Die  Praxis 
schwankt,  geleitet  im  einzelnen  Falle  durch  utilitarische  Rücksichten. 
Sie  scheint  jedoch  eher  dem  Territorialitätsprinzip  sich  anschliessen  zu 
wollen.2)  Die  ausländische  Konkurseröffnung  wird  in  Griechenland 
anerkannt,3)  gleichgültig,  ob  es  sich  um  einen  In-  oder  Ausländer  handelt, 
auch  die  ausländischen  Konkursverwalter  haben  das  Repräsentations- 
recht vor  den  einheimischen  Gerichten.  Zur  Vollstreckung  auf 
Grund  des  ausländischen  Urtheils  kann  jedoch  nur  nach  den  dafür 
geltenden  Grundsätzen  der  C.P.O.4)  geschritten  werden.  Entsprechend 
dem  Territorialitätsprinzip  hat  eine  der  jüngsten  Entscheidungen  des 
Appellgerichts  Athen5)  ausgesprochen,  dass  über  den  im  Ausland  in 
Konkurs  gerathenen  Schuldner  auch  im  Inland  der  Konkurs  eröffnet 
werden  könne,  falls  er  in  demselben  V'ermögensobjekte  besitzt,  wt eiche 
Betriebsmittel  eines  in  Griechenland  geführten  besonderen  Geschäfts- 
zweiges sind, 

3.  Materielles  Konkursrecht. 

In  Abweichung  vom  Deutschen  Recht  umfasst  der  Konkurs  nidht 
nur  das  zur  Zeit  der  Eröffnung  vorhandene,  sondern  auch  das  zu- 
künftige Vermögen  des  Schuldners.  Durch  die  Bilanz  und  das  innerhalb 
drei  Tagen  nach  ihrer  Ernennung  von  den  definitiven  Verwaltern  zu  er- 
richtende (Art.  481  ff.)  Inventar  wird  die  aktive  Vermögensmasse  fest- 
gestellt, gesichert  vor  unlauteren  Manipulationen  des  Kridars  durch  die 
Siegelanlegung  (s.  u.  § 58),  die  Verwaltungsentziehung  und  die  übrigen 
durch  das  Gesetz  gebotenen  materiellen  und  formellen  Mittel. 

§ 51- 

A.  Voraussetzungen  und  Wirkungen  der  Konkurseröffnung. 

(Rhallis  III,  S.  16  ff.) 

I.  Voraussetzung  der  Konkurseröffnung  sind:6)  a)  die  Kaufmanns- 
eigenschaft, b)  die  Zahlungseinstellung  des  Schuldners. 

über  die  Handelsschifffahrt,  — Ausländer  können  nicht  über  die  Hälfte  Schiffsmiteigen- 
thümer  sein,  — sowie  den  Ausschluss  der  Fremden  vom  Schiedsrichteramt  C.P.O. 
Art.  112  (auch  in  Handelssachen,  App.  Athen  1.  Nov.  1840). 

*)  Rhallis  S.  358 ff.  Diobouniotis,  Anf.  § 14. 

2)  S.  Mittheilung  v.  Stroit ’s  in  der  Zeitschrift  für  internat.  Privat-  und  Straf- 
recht in.  S.  187  und  aä/ttg  III.  S.  376. 

3)  Und  zwar  als  ausländische  öffentliche  Urkunde.  Ä.  TI.  175  (1861)  und  App. 
Athen  579  (1890)  in  Themis  I.  S.  296. 

4)  S.  o.  § 47.  Ä.  11.  118  (1850),  133,  175  (1861)'. 

5)  S.  o.  Anm.  2 und  Journal  du  Droit  intern,  prive  XX.  234. 

6)  Art.  437  K.O. 
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Ad  a)  Auch  der  Ausländer  kann  hier  in  Konkurs  gerathen,  da 
er  vom  Handel  nicht  ausgeschlossen  ist,1)  ebenso  derjenige,  welcher  aul- 
gehört hat,  Kaufmann  zu  sein,  falls  er  zur  Zeit  als  er  noch  Handel  trieb, 
seine  Zahlungen  eingestellt  hat.  Auch  über  das  Vermögen  eines  ver- 
storbenen Kaufmanns  kann  innerhalb  eines  Jahres  nach  seinem  Tode 
noch  das  Konkursverfahren  eröffnet  werden. 

Ad  b)  Die  Annahme  dieser  Voraussetzung  ist  dem  Ermessen  des 
Gerichts  anheimgestellt,  dessen  Urtheil  nicht  einmal  durch  das  ausser- 
ordentliche Rechtsmittel  der  Revision  anfechtbar  ist.  Insbesondere  ist 
Zahlungseinstellung  vorhanden,  wenn  der  Kaufmann  aufhört,  seinen 
handelsrechtlichen  Verpflichtungen  nachzukommen;  sie  kann  durch  Ur- 
kunde (Protest  etc.),  sowie  durch  Zeugen  bewiesen  werden.2) 

II.  Die  Konkurseröffnung  erfolgt  entweder  von  Amts  wegen  auf 
Einschreiten  des  Gerichts  oder  auf  Antrag  des  Schuldners  oder  eines 
Gläubigers.3)  Jeder  Schuldner  ist  verpflichtet  binnen  drei  Tagen  nach 
der  Zaiilungseinstellung  beim  Sekretär  des  Konkursgerichts  davon  An- 
zeige zu  machen,  zugleich  seine  Handelsbilanz  einzureichen4)  oder  die 
Gründe  anzuführen,  warum  er  daran  verhindert  ist.  Auch  die  aus- 
ländischen Gläubiger  sind  zum  Konkursantrage  berechtigt,  falls  nur 
die  Voraussetzungen  für  eine  Konkurseröffnung  im  Inlande  vorliegen. 
Es  ist  gleichgiltig,  ob  der  Antragsteller  Handelsgläubiger  oder  einfacher 
Civilgläubiger,  ob  die  betreffende  Schuld  eine  gesicherte  oder  eine  be- 
tagte ist. 

IH.  Abgesehen  von  den  Wirkungen  auf  die  politischen5)  und 
bürgerlichen6)  Rechte  des  Kridars  bewirkt  die  Konkurseröffnung7)  den 
Ausschluss  des  Kridars  vom  Handelsgewerbe.8) 

Die  Konkurseröffnung  äussert  ferner  folgende  Wirkungen  auf  das 
Vermögen  des  Kridars: 

a)  Die  Beschlagnahme  des  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Ver- 
mögens des  Schuldners9)  und  die  Entziehung  der  Vermögensverwaltung. 
Jede  Veräusserung  des  Schuldners  sowie  jede  Zahlung  an  ihn  ist  nichtig. 
Ueber  die  Vornahme  civilprozessualer  Rechtsgeschäfte  s.  u.  § 52. 10) 

Doch  ist  derselbe  nicht  schlechthin  geschäftsunfähig;  er  kann 
jegliches,  mit  dem  Konkursvermögen  nicht  zusammenhängende  Rechts- 


'Aar.  N.  3. 

2)  Siehe  auch  App.  Larissa  233  (1888)  in  'Etpyßepfe  von  ßal.  IX.  577. 

3)  Art.  440  K.O. 

4)  Sonst. kann  er  wegen  Bankrutts  verfolgt  werden.  Art.  594  §3  K.O. 

5)  S.  dar.  Art.  13  der  Gemeindeverfassung,  Art.  4,  6 des  GeS.  über  den  Provin- 
zialrath, Art.  4 § y'  u.  5 des  Ges.  über  die  Wahl  der  Abgeordneten  von  1877. 

6)  Er  ist  vom  Familienrath  sowie  von  der  Vormundschaft  ausgeschlossen,  s.  Vor- 
mundschaftsges.  v.  17.  August  1861  Art.  30,  49. 

7)  Rhallis  III.  S.  32  ff. 

8)  Bis  zur  Rehabilitation  (Art.  445,  525,  s.  a.  Art.  526,  548  K.  0.),  ausser  wenn 
ein  Vergleich  stattgefunden  bat. 

9)  Art.  445  K.O. 

10)  Art.  446  K.O. 
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Geschäft  vornehmen,  sowie  die  zur  Erhaltung  seiner  Rechte  nothwen- 
digen  Massregeln  treffen  (Verjährung  unterbrechen  etc.).  In  allen 
Fällen,  wo  seine  Interessen  mit  denen  der  Gläubiger  kollidiren,  kann 
er  gegen  die  Konkursverwalter  gerichtlich  Vorgehen. 

b)  Die  noch  nicht  fälligen  Verpflichtungen  des  Kridars1 2)  werden 
fällig*),  es  hört  der  Masse  gegenüber  jeder  Zinsenlauf  der  nicht  privi- 
legirten  oder  gesicherten  Forderungen  auf.3) 

c.  Jede  Klage,  jede  Zwangsvollstreckung  (beachte  Art.  453)  muss 
sich  gegen  die  Konkursverwalter  richten.4) 

d)  Ueber  die  Anfechtung  s.  u.  § 56. 

IV.  Was  die  Wirkung  der  Eröffnung  auf  das  im  Ausland  befind- 
liche Vermögen  anbetrifft,  s.  das  o.  § 50  Ausgeführte. 

§ 52. 

B.  Konkursverwalter. 

(Rhallis  III,  S.  97  ff.) 

I.  Die  Konkursverwalter  (ein  bis  drei)  werden  vom  Konkurs- 
gericht ernannt,  gewöhnlich  aus  der  Zahl  der  Konkursgläubiger. 5) 
Sie  sind  vorläufige,  im  Eröffnungsurtheil  ernannte,  oder  definitive;  bei 
letzteren  hat  die  Gläubigerversammlung  ein  das  Gericht  nicht  bindendes 
Vorschlagsrecht.  Unfähig  Konkursverwalter  zu  sein  sind  geschäfts- 

unfähige (interdizirte,  fallite  etc.)  Personen  und  des  Kridars  Verwandte 
oder  Verschwägerte  bis  mit  zum  vierten  Grade.  Ausländer  sind  nicht 
ausgeschlossen.  Mehrere  Konkursverwalter  handeln  gemeinsam,  es 

können  jedoch  bestimmte  Funktionen  einem  derselben  an  vertraut  werden. 

Die  zu  Konkursverwaltern  Ernannten  sind  befugt,  das  Amt  auch 
ohne  besondere  Rechtfertigung  auszuschlagen,  sie  müssen  aber  den  dies- 
bezüglichen Antrag  24  Stunden  nach  Zustellung  ihrer  Ernennung  beim 
Konkursgericht  stellen.  Das  Amt  hört  auf:  1)  ipso  iure  durch  Tod, 
Entmündigung  etc.,  2)  durch  Gerichtsakt  von  Amts  wegen  oder  auf 
Antrag  (des  Verwalters  selbst,  eines  Gläubigers,  des  Fallimentskommis- 
sars). Nach  erfolgter  Rechnungslegung  wird  ihnen  angemessene  Ver- 
gütung gewährt. 

Klagen  gegen  die*  Geschäftsführung  der  Konkursverwalter  sind  beim 
Fallimentskommissar  einzureichen,  welcher  binnen  drei  Tagen  ent- 
scheidet; das  Urtheil  ist  vorläufig  vollstreckbar,  es  ist  jedoch  gegen 
dasselbe  Rekurs  beim  Gerichte  statthaft.6^ 


*)  Nicht  auch  der  Mitverpilichteten.  Ist  der  Fallit  Aussteller  eines  Ordrepapiers, 
Akzeptant  eines  Wechsels,  oder  Wechselaussteller  bei  nicht  vorhandenem  Akzept,  so 
müssen  die  Mitverpflichteten  Kaution  stellen  (Art.  447  K.O.). 

2)  Art.  447  K.O. 

3)  Art.  448  K.  0. 

4)  Art.  44G  K.O. 

Art.  461,  463  K.O. 

«)  Art.  467  K.O. 
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II.  Den  Verwaltern  liegt  die  Administration  des  schuldnerischen 
Vermögens  ob.  Sie  sind  verpflichtet  — falls  dies  nicht  bereits  ge- 
schehen ist  — Siegel  anlegen  zu  lassen,  sowie  event.  die  Bilanz  anzu- 
fertigen und  auf  allen  unbeweglichen  Sachen  des  Kridars  Hypothek 
einschreiben  zu  lassen.  Den  Handelsbetrieb  desselben  können  sie  nur 
mit  Zustimmung  des  Gerichts,  sowie  der  gesetzlichen  doppelten  Majorität 
(s.  u.  § 62)  fortführen.  Die  zur  Konkursmasse  gehörigen  beweglichen 
Sachen  werden  den  Verwaltern  übergeben;  das  Geld  ist  bei  einer  öffent- 
lichen Kasse  zu  deponiren.  Die  beweglichen  Sachen  veräussern  sie  vor 
der  Union  (vgl.  unten  § 61)  nur  mit  Zustimmung  des  Fallimentskommis- 
sars und  unter  Ladung  des  Kridars;  nach  der  Union  sind  diese  Förm- 
lichkeiten nicht  nothwendig,  auch  ist  dann  der  Verkauf  einer  Quote 
oder  des  ganzen  Vermögens  in  Bausch  und  Bogen  gestattet.  Ist  vor 
der  Union  auf  Betreiben  der  bevorrechteten  Gläubiger  der  Zwangs- 
verkauf der  Immobilien  nicht  begonnen  worden,  so  können  nur  die 
Verwalter  zu  deren  Verkauf  schreiten;  zum  Verkauf  wird  innerhalb 
8 Tagen  geschritten  und  werden  bei  demselben  die  beim  Verkauf  des 
Immobiliarvermögens  eines  Unmündigen  zu  beobachtenden  Förmlich- 
keiten eingehalten.  Auch  die  Verwalter  können  sich  mit  Angeboten 
betheiligen.1) 

HI.  Der  Kridar  handelt  im  Konkurse  gewöhnlich  indirekt  (s.  a.  o. 
§ 51);  er  ist  nicht  Hauptpartei,  kann  aber  mit  Zustimmung  des  Ge- 
richts bei  den  von  den  Verwaltern  geführten  Prozessen  interveniren. 
Seine  Gegenwart  ist  meist  nicht  nothwendig;  wo  die  Ladung  desselben 
zu  dem  betreffenden  Akte  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  hat  Unter- 
lassung derselben  Nichtigkeit  der  betreffenden  Handlung  zur  Folge.  (So 
z.  B.  bei  Durchsicht  der  Bücher,  Art.  477.)  Die  an  den  Kridar 
adressirten  Briefe  dürfen  die  Verwalter  öffnen,  sind  aber  zur  Geheim- 
haltung verbunden. 

Auf  Vorschlag  der  Konkursverwalter  erkennt  das  Gericht  über  den 
dem  Kridar  und  seiner  Familie  zu  gewährenden  Unterhalt. 

IV.  Die  Gläubiger  werden  nur  in  denjenigen  Prozessen  von  den  Kon- 
kursverwaltern nicht  repräsentirt,  in  denen  es  sich  um  eine  nicht  die 
Gesammtheit  der  Gläubiger  interessirende  Sache  handelt.  Danach  ist 
zu  bestimmen,  wann  die  Opposition  der  Gläubiger  (nach  C.P.O.  Art.  235, 
s.  o.  § 38)  statthaft  ist. 

V.  Gegenüber  Dritten  repräsentiren  die  Konkursverwalter  die  Kon- 
kursmasse. Daher  ist  jede  Zahlung  an  sie  gültig  und  sind  dieselben  be- 
rechtigt, Forderungen  der  Konkursmasse  einzutreiben  und  zu  sichern. 
Einen  Vergleich  können  sie,  ausser  bei  geringfügigen  Sachen,  nur  mit 
Betheiligung  des  Gerichts  und  unter  Zuziehung  des  Kridars  schliessen.2) 


*)  Art.  578  ff.  K.O. 
*)  Art.  489  K.O. 
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§ 53. 

C.  Stellung  der  Gläubiger.1) 

(Rhallis  IV,  S.  214  ff.) 

I.  Die  Gläubiger  handeln  gewöhnlich  gemeinsam  in  den  vom 
Fallimentskommissar  berufenen  und  geleiteten  Versammlungen. 

II.  Besonderes  gilt  bezüglich  der  Gläubiger,  welche  Inhaber  von 
durch  Solidarverpflichtung  mehrerer  in  Konkurs  gerathener  Schuldner 
gesicherten  Papieren  sind:2)  Sie  können  sich  bis  zur  Befriedigung  ihrer 
Forderung  mit  dem  vollen  Nominalwert!) e derselben  an  den  ver- 
schiedenen Konkursen  betheiligen,  selbst  wenn  sie  bei  einem  derselben 
am  Zwangsvergleich  theilgenommen  haben.  Der  Bürge  eines  Kridars 
kann  sich  an  dem  Konkurse  des  Hauptschuldners  für  diejenige  Summe 
betheiligen,  die  er  infolge  der  Bürgschaft  gezahlt  hat,  oder  zu  zahlen 
gehalten  sein  wird. 

III.  Den  ausländischen  Gläubigern  stehen,  auch  wenn  Rezipro- 
zität nicht  gesichert  ist,  dieselben  Rechte  wie  den  einheimischen  zu  und 
sie  haben  dieselben  Pflichten  wie  diese.  Die  infolge  ihrer  Entfernung 
vom  Konkursgericht  geltenden  Besonderheiten  s.  u.  § 61. 

§ 54.' 

D.  Aussonderungsrecht. 

(Rhallis  III,  S.  257  ff.) 

I.  Die  Vindikation  wird  gegen  die  Konkursverwalter  geltend  ge- 
macht. Bei  Ansprüchen  im  Werth e von  unter  600  Drachmen  können 
die  Konkursverwalter  mit  Genehmigung  des  Fallimentskommissars  die 
Vindikationsanträge  annehmen,  und  intervenirt  das  Gericht  nur,  falls 
seitens  des  Verwalters  oder  eines  Konkursgräubigers  Widerspruch  er- 
hoben wird.  Bei  Ansprüchen  von  höherem  Werthe  ist  stets  Genehmi- 
gung des  Konkursgerichts  und  Ladung  des  Kridars  erforderlich. 

II.  Aussonderungsberechtigt  sind : 

1.  Die  nach  Civilrecht  Vindikations-Berechtigten.  Nach  Art.  580  ff. 
unterliegen  der  Vindikation  die  dem  Kridar  zum  Depöt  oder  zum  Verkauf 
auf  Rechnung  des  Absenders  gesendeten  Waaren,  insoweit  sie  in  der 
Konkursmasse  sich  vorfinden,  ohne  (durch  Spezifikation  etc.)  in  das 
Eigenthum  des  Kridars  übergegangen  zu  sein;  ebenso  die  handelsrecht- 
lichen Papiere,  deren  Eigenthum  ihm  nicht  übertragen  worden  ist.  Bank- 
noten werden  gleich  dem  Gelde  behandelt. 

2.  Sind  dem  Kridar  Waaren  zum  Verkauf  zu  gesendet  worden  und 
hat  er  dieselben  verkauft,  so  kann  der  Absender  den  Verkaufspreis 
vincliziren,  falls  er  noch  geschuldet  wird.3)  Ausserdem  unterliegen  in- 


1)  Vgl.  Rhaissis,  Eppr^veca  rwv  KsjpaXaiwv  VI  xal  VII  rou  nept  TtTM/etifrscuc 
v6'UOu.  1890, 

2)  Art.  551  ff.  K.  0. 

3)  Anders  im  franz.  Recht  Art.  575  Code  de  com.  Dort  wird  der  Preis  vindizirt, 
aaeh  wenn  die  zum  Pepöt  übersendete  Waare  mala  fide  vom  Kridar  verkauft  wurde. 
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folge  des  beim  Konkurs  in  bestimmten  Fällen  wegen  Zahlungsunfähig- 
keit des  Käufers  geltenden  Auflösungsgrundes  des  Kaufvertrags* 1)  — 
der  Vindikation  a)  die  dem  Kridar  verkauften,  aber  noch  nicht  be- 
zahlten Waaren,  falls  sie  noch  im  Besitze  des  Verkäufers  sich  befinden; 
b)  die  dem  Kridar  verkauften,  bereits  versendeten,  aber  zur  Zeit  der 
Konkurseröffnung  noch  nicht  in  seinen  Besitz  gelangten  Waaren,  so 
lange  die  Waaren  noch  nicht  abgeliefert  oder  in  einem  öffentlichen 
Waarenlager  zur  Disposition  des  Käufers  deponirt  ist.  Es  tritt  jedoch 
Vindikation  nicht  ein,  wenn  die  Waaren  vor  ihrer  Ankunft  bona  fide 
seitens  des  Kridars  (etwa  auf  Grund  der  Faktura)  verkauft  wurden.  In 
den  Fällen  sub  a und  b ist  dagegen  der  Verkäufer  verpflichtet,  die 
etwaigen  Auslagen  zu  ersetzen,  sowie  zurückzuerstatten,  was  er  etwa 
auf  Rechnung  vom  Kridar  erhalten  hat.2) 

III.  Besonderer  Regelung  unterliegt  das  Vindikationsrecht  der  Ehe- 
frau.3) 

1.  Derselben  werden  die  dotalen  und  ausserdotalen  Immobilien 
zurückerstattet,  welche  sie  zur  Zeit  der  Eheschliessung  besass  oder 
während  der  Ehe  durch  letztwillige  Verfügung  oder  Schenkung  oder 
durch  Tausch  oder  aus  eigenen  Mitteln  erworben  hat,  wenn  in  letzteren 
Fällen  wenigstens  zehn  Tage  vor  der  Zahlungseinstellung  der  Tausch 
oder  der  Ankauf  von  der  Ehefrau  angenommen  worden  ist.  Die 
Dotaleigenschaft  wird  nur  durch  den  Ehevertrag  (derselbe  wird  notariell 
geschlossen,  Stempelges.  Art.  48)  bewiesen.  Der  Beweis,  woher  das 
Geld  stammt,  für  welches  von  der  Ehefrau  Grundstücke  gekauft  worden, 
ist  durch  Urkunden  zu  führen,  sonst  treten  die  Folgen  der  präsumtio 
Muciana  ein.  — Jedenfalls  bleiben  die  von  dem  Ehemann  Dritten  über- 
tragenen dinglichen  Rechte  unberührt.  Hat  der  Ehemann  während  der 
Ehe  Dotalsachen  gültig  verkauft,  so  steht  der  Frau  bezüglich  des  Preises 
nur  eine  Konkursforderung  zu. 

2.  Was  die  Mobilien  anbelangt,4)  so  kann  die  Ehefrau  die  im 
Ehepakt  verzeichneten  oder  die  durch  Schenkung  oder  letztwillige  Ver- 
fügung erworbenen  Sachen,  die  in  ihrem  oder  ihres  Mannes  Besitze 
sich  befinden,  zurückfordern,  falls  ihre  Identität  durch  eine  mit  sicherem 
Datum  versehene  Urkunde  bewiesen  wird. 

3.  Die  gesetzliche  Hypothek  der  Frau  wegen  ihres  Paraphernal- 
gutes ist  ungiltig,  falls  die  Frau  nicht  die  Uebergabe  des  Paraphernal- 
gutes beweist.  Ausserdem  kann  die  Ehefrau,  deren  Ehemann  zur  Zeit 


In  Griechenland,  wo  der  Satz  ,.en  fait  de  meubles  possession  vaut  titre“  nicht  gilt, 
können  in  diesem  Falle  die  betr.  Sachen  dem  Dritten  abvindizirt  werden. 

1)  Es  können  jedoch  die  Konkursverwalter  unter  Zustimmung  des  Falliments- 
kommissars behufs  Aufrechterhaitung  des  Kaufvertrags  den  festgesetzten  Preis  anbieten. 

2)  S.  a.  App.  Athen  1925  (1890)  in  Themis  III.  120  und  1820  (1890)  in  Themis 
II.  74.  Bez.Ger.  Athen  2566  (1891)  in  Balanos,  E<p^/xepis  X.  434. 

3)  Art.  565—571  K.O. 

4)  Die  von  der  Ehefrau  bezahlten  Schulden  des  Mannes  gelten  als  aus  seinen 
Mitteln  bezahlt,  wenn  sie  nicht  das  Gegentheil  nachweist.  Art.  570  K.O. 
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der  Eheschliessung  Kaufmann  war  oder  innerhalb  eines  Jahres  nach 
derselben  Kaufmann  geworden  ist,  im  Konkursfalle  die  im  Ehevertrag 
stipulirten  Vortheile  nicht  einklagen;  ebensowenig  lukriren  jedoch  die 
Gläubiger  des  Ehemanns  die  demselben  im  Ehevertrag  durch  die  Ehe- 
frau zugewendeten  Geschenke. 

4.  Die  oben  genannten  Beschränkungen  gelten  zu  Gunsten  der 
Konkursgläubiger,  können  also  nicht  von  den  hypothekarischen  oder 
den  Pfandgläubigern  geltend  gemacht  werden. 

5.  Die  Rückerstattung  der  Dotalsachen  erfolgt  nicht  nach  dem 
Verfahren  der  Vermögenssonderurig  zwischen  Ehegatten,1)  sondern  nach 
den  gewöhnlichen  Grundsätzen. 


§ 55. 

E.  Prioritätsrechte. 

(Rhallis  IV,  S.  228  ff.) 

Die  am  Konkurs  sich  betheiligenden  Gläubiger  sind  entweder  pri- 
vilegirte,  mit  einem  Prioritätsrecht  ausgestattete  Gläubiger  oder  gewöhn- 
liche Konkursgläubiger. 

Privilegirt  sind  die  Gläubiger,  welche  nach  den  Grundsätzen  des 
Civilprozesses2 3)  (s.  o.  § 45)  ein  Generale  oder  Spezialvorrecüt0)  an  dem 
Vermögen  oder  bestimmten  Vermögensstücken  des  Kridars  haben,  welche 
jedoch  für  den  Ausfall  ihrer  Forderungen  sich  auch  am  Konkurse  be- 
theiligen können  (S.  bes.  u.  das  Prioritätsverfahren  § 60).  Die  besonders 
gesicherten  Forderungen  rinden  ihre  Befriedigung  ausserhalb  des  Kon- 
kurses. Die  bevorrechteten  und  hypothekarischen  Gläubiger  können 
jedoch  zum  Verkauf  der  betr.  Immobilien  nur  schreiten,  wenn  ihre  For- 
derung fällig  geworden  sind. 

§ 56. 

P.  Anfechtungsrecht.4) 

(Rhallis  III,  S.  62  ff) 

I.  Nichtig  sind  die  nach  der  Zahlungseinstellung  oder  in  den 
letzten  zehn  Tagen  vor  diesem  Zeitpunkte  vorgenommenen  Rechts- 
geschäfte :5) 

a)  falls  sie  als  unentgeltliche  das  Vermögen  des  Kridars  ver- 
mindern oder  als  entgeltliche  einen  bedeutenden  Unterschied  zum 
Schaden  des  Kridars  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  aufweisen. 
Jede  Liberalität  (Gelegenheitsgeschenke  ausgenommen)  — auch  Erb- 


*)  S.  Art.  676  C.P.O. 

~)  Im  Konkurse  tritt  jedoch  die  Modifikation  ein,  dass  die  Lohnforderung  der 
Arbeitsleute  des  Kridars  nur  für  den  letzten  Monat  vor  der  Konkurseröffnung  privi- 
legirt ist  (Anders  Art.  940  § 4 C.P.Q.).  Die  Lohnforderungen  der  Handlungsgehülfen 
für  6 Monate  vor  der  Konkurseröffnung  sind  bevorrechtigt  (Art.  558  K.O.). 

3)  Die  mit  einem  Spezialvorrecht  versehenen  sind  den  Absonderungsberechtigten 
des  deutschen  Rechts  nicht  in  allen  Punkten  gleichzustellen. 

4)  Diobouniotis,  rcepl  avaxXrjtrsufg  r&v  Ttprigswv  roo  T:rw%eüffavTog.  1892. 

5)  Art.  449  K.O.  Siehe  darüber  Diobouniotis  in  Themis  II  No.  23. 
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schaftsau sschlagung,  Verzicht  auf  künftige  Zinsen  — gehört  hierher. 
Die  Dosbestellung  bildet  dem  Ehemanne  gegenüber  keine  Schenkung. 
Die  Negotia  cum  donatione  mixta  werden  in  ihrer  Totalität  von  der 
Nichtigkeit  ergriffen ; 

b)  wodurch  eine  noch  nicht  fällige  Forderung  befriedigt  wird  (Con- 
troverse  im  Kontokorrentvertrag!); 

c)  wodurch  eine  fällige  Forderung  anders  als  durch  Geldzahlung 
(resp.  durch  Handelspapiere)  befriedigt  wird; 

d)  welche  einem  Gläubiger  aus  dem  Vermögen  des  Kridars  be- 
sondere  Sicherung  verschaffen.  So  die  vertragsmässige  oder  richter- 
liche Hypothek,  deren  Titel  in  der  kritischen  Zeit  erworben  wird,  so- 
wie die  Pfandbestellung  für  eine  nicht  gleichzeitig  mit  ihr  entstehende 
(also  vor  ihr  entstandene)  Schuld. 

II.  Anfechtbar1)  sind  alle  zwischen  Zahlungseinstellung  und  Kon- 
kurseröffnung vorgenommenen  Rechtsgeschäfte,  die  nicht  nach  Art  449 
K.  0.  nichtig  sind,  unter  der  Voraussetzung  der  von  dem  Anfechten- 
den  zu  beweisenden  Kenntniss  der  Zahlungseinstellung  des  Kridars 
seitens  des  am  Rechtsgeschäfte  Betheiligten  (nicht  rettet  guter  Glaube) : 

a)  falls  durch  das  Rechtsgeschäft  eine  fällige  Schuld  durch  Zahlung 
— auch  mittels  Handelspapiere  * — befriedigt  worden; 

b)  falls  es  sich  um  ein  der  Konkursmasse  schädliches  entgeltliches 
Rechtsgeschäft  handelt. 

Die  Anfechtbarkeit  unterliegt  dem  Ermessen  des  Gerichts.  Der 
Dritte  haftet  für  Rückerstattung  des  Erhaltenen  als  malae  fidei  possessor, 
die  Konkursmasse  als  bonae  fidei  possessor.  Hat  der  Dritte  nach  der 
Konkurseröffnung  geleistet,  so  ist  seine  Forderung  auf  Rückerstattung 
Masseforderung. 

IH.  Besonderes  gilt  bezüglich  der  Eintragung  einer  Hypothek.2) 
Die  gültig  erworbenen  Titel  berechtigen  zur  Eintragung  bis  zum  Zeit- 
punkte der  Konkurseröffnung.  Nach  derselben  ist  jede  Eintragung 
nichtig.  Die  Eintragung  einer  vertragsmässigen  oder  richterlichen 

Hypothek  in  der  verdächtigen  Zeit  (s.  sub  II)  ist  anfechtbar,  wenn  mehr 
als  15  Tage  zwischen  dem  Erwerb  des  Titels  und  der  Eintragung  ver- 
strichen sind. 

Diese  Frist  wird  im  Inlande  entsprechend  der  Entfernung  vom  Er- 
werbs- und  Eintragungsort  verlängert.  Für  den  Fall,  dass  der  Titel  im 
Aus  lande  erworben  worden  ist,  kann  der  Richter  (infolge  seiner  Ent- 
scheidungsgewalt über  die  Anfechtbarkeit)  diesen  Umstand  berück- 
sichtigen (trotzdem  im  Gesetz  eine  ausdrückliche  Bestimmung  nicht  ent- 
halten ist). 

IV.  Sind  nach  der  Zahlungseinstellung  und  vor  der  Konkurs- 
eröffnung Wechsel3)  bezahlt  worden,  so  kann  die  Anfechtungsklage  nur 


r)  Art.  450  K.  0.,  gleichlautend  mit  Art.  447  des  franz.  Gode  de  com. 

*)  Art.  451  K O. 

3)  Art.  452  K.O. 
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gegen  den  Aussteller  erhoben  werden  (bei  Ordrepapieren  gegen  den 
ersten  Indossanten),  falls  dieser  die  Zahlungseinstellung  kannte,  als  er 
den  Wechsel  ausstellte. 

V.  Auch  die  unter  Beteiligung  des  Gerichts  vorgenommenen  Hand- 
lungen (Arrest  etc.)  sind  von  der  Anfechtung  nicht  ausgenommen,  falls 
der  Gläubiger,  zu  dessen  Befriedigung  sie  vorgenommen  wurden,  die 
Zahlungseinstellung  kannte. 

VI.  Die  Anfechtung  wird  von  den  Konkursverwaltern  (nicht  von 
den  einzelnen  Gläubigern  oder  dem  Kridar)  geltend  gemacht,  und  zwar 
auch  gegen  die  Universalsukzessoren,  gegen  die  Singularsukzessoren 
immer  bei  Nichtigkeit  der  anzufechtenden  Handlung,  bei  Anfechtbarkeit 
derselben  jedoch  nur,  falls  auch  der  Sukzessor  zur  Erwerbszeit  die 
Zahlungseinstellung  kannte. 

Die  Anfechtung  unterliegt  der  30jährigen  Verjährung 

VII.  Internationale  Verhältnisse:  Bei  Ermangelung  gesetz- 
licher Regelung,  gelten  die  allgemeinen  Grundsätze  des  internationalen 
Privatrechts.1)  Von  der  Regel,  wonach  über  die  Anfechtung  das  Gesetz 
des  Konkursgerichts  entscheidet,  sind  zwei  Ausnahmen  zu  nennen: 

1)  die  Anfechtung  von  Handlungen  über  dingliche  Immobiliarrechte, 

2)  der  Fall,  in  welchem  bei  der  nach  griechischem  Rechte  anfechtbaren 
Handlung  nach  dem  Gesetze  des  Ortes  an  dem  sie  vorgenommen  wurde, 
Anfechtung  nicht  Platz  greift. 

§ 57. 

G.  Kompenaationsreeht.2) 

Eine  allgemeine  Regelung  des  Kompensationsrechts  enthält  die 
griechische  Konkursordnung  nicht;  nur  bezüglich  der  Anfechtung  be- 
stimmter Kompensationsfälle  finden  sich  nachstehende  besondere  Vor- 
schriften vor: 

1.  Es  folgt  aus  der  Kombination  der  Grundsätze  nach  welchen 
einerseits  nur  liquide  Forderungen  gegeneinander  kompensirt  werden 
können,  andererseits  von  der  Konkursmasse  dem  Gläubiger  nicht  der 
Nominalwerth  seiner  Forderung,  sondern  die  bei  Vertheil ung  sich  er- 
gebende Quote  geschuldet  wfird,  dass  eine  Kompensation  der  infolge 
der  Konkurseröffnung  fällig  gewordenen  Forderungen  nicht  stattfindet, 
es  sei  denn,  dass  die  zu  kompensirenden  Forderungen  korrelat  sind  und 
demselben  Grunde  entstammen. 

2.  Art.  4-49  K.  0.  bestimmt,  dass  jede  zum  Zwecke  der  Zahlung 
nach  der  Zahlungseinstellung  oder  zehn  Tage  vor  derselben  seitens 
des  Schuldners  vorgenommene  Kompensation  für  nicht  fällige  Schulden 
nichtig  ist  — ausgenommen  die  gesetzliche  Kompensation,  wenn  deren 
Voraussetzungen  vor  der  Konkurseröffnung  eingetreten  sind.3) 

*)  von  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts,  2.  Aufl.  II, 
S.  581.  Köhler,  Konkursrecht  S.  643.  Diobouniotis  1.  c.  § 16. 

2)  Diobouniotis,  7tspi  dvaxA^asajc  rutv  npageiov  rou  T:ruj>)rs6aavro£^  § 31  ff. 

®)  Diobouniotis,  1.  c.  § 32.  A.  Z7.  184  (1869). 
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3.  Die  Anmeldung  einer  Forderung  zur  Prüfung  wird  nicht  als 
Verzicht  auf  das  Kompensationsrecht  angesehen.  Das  pactum  de  non 
compensando  ist  statthaft. 

4.  Formelles  Konkursrecht. 

§ 58. 

A.  Eröffhungsverfahren. 

(Rhallis  III,  S.  81  ff.) 

I.  Die  Eröffnung  erfolgt  durch  Urtheil  des  Konkursgerichts  — 
und  zwar  nach  einem  vorgängigen  Verfahren  (falls  ein  Antrag  auf 
Konkurseröffnung  vorliegt),  in  welchem  untersucht  wird,  ob  die  Vor- 
aussetzungen einer  Konkurseröffnung  vorliegen.  Das  Urtheil  wirkt 
gegen  Alle  und  hat  jeder  am  Eröffnungsprozess  nicht  Betheiligte1) 
Recht  auf  Opposition.2)  Zur  Berufung  ist  Jedermann  (der  ein  recht- 
liches Interesse  aufweist)  berechtigt , selbst  wenn  er  bereits  Oppo- 
sition erhoben  hat. 3)  Die  Einspruchsfrist  beträgt  acht  Tage  für 
den  Kridar,  30  Tage  für  die  Glä/ubiger  und  Anfechtungsgegner  und 
beginnt  mit  der  Erfüllung  der  für  die  Bekanntmachung  des  Urtheils 
(Art.  444,  Publikation  in  einer  Zeitung)  vorgeschriebenen  Förmlich- 
keiten. Die  Berufungsfrist  ist  eine  15  tägige  und  läuft  seit  der  Zu- 
stellung.4 5) 

II.  Als  Zeitpunkt  der  Konkurseröffnung  gilt  der  Tag  der  Publi- 
kation des  Urtheils,  welches  vorläufig  vollstreckbar  ist.  In  dem- 
selben wird: 

a)  der  Fallimentskommissar,  sowie  der  vorläufige  Konkursverwalter 
ernannt;  b)  die  Siegelanlegung  angeordnet;  c)  Ort  und  Zeit  für  die 
Gläubigerversammlung,  welche  innerhalb  20  Tagen  zusammentreten  soll, 
bestimmt,  sowie  das  Blatt  genannt,  in  dem  die  Publikationen  erfolgen 
sollen;  d)  eventuell  die  Zeit  der  Zahlungseinstellung  festgestellt;  e)  even- 
tuell werden  besondere  Sicherheitsmassregeln  bezüglich  der  Person  des 
Kridars  angeordnet. 

Wir  bemerken  dazu: 

Ad  a)  Dem  Fallimentskommissar0)  liegt  die  Beaufsichtigung  und 
Führung  des  Konkurses  ob,  worüber  er  dem  Gericht  zu  berichten  hat. 
Gegen  seine  Entscheidungen  ist  nur  in  den  vom  Gesetz  ausdrücklich 
genannten  Fällen  ein  Rechtsmittel  statthaft. 

Ad  b)  Nach  Kenntnissnahme  des  Urtheils  hat  der  Friedensrichter 
die  Siegelanlegung  auszuführen,6)  falls  er  nicht  bereits  Siegel  angelegt 


b S.  a.  App.  Athen  388  (1888),  A.  U.  31  (1889),  Balanos,  ’Epr)tispt<;  VIII.  518. 

2)  Art.  586  K.O. 

3)  Die  Berufung  sol)  sich  auch  gegen  den  Gläubiger  richten,  auf  dessen  Antrag 
das  Urtheil  ergangen  ist,  App.  Nauplia  752  (1886)  und  A.  11.  305  (1883).  A.  M.  A.  TI. 
150  (1887).  S,  Bai.  E.  VI.  406,  III.  464. 

4)  Art.  588  K.O.  A.  II.  139  (1886). 

5)  Art.  454  K.O. 

®)  Art.  456  ff.  K.O. 
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hat,  wozu  er  im  Falle  der  Flucht  des  Schuldners  oder  der  Beiseite- 
schaffung aktiver  Vermögensstücke  befugt  ist.  — 

Die  Siegelanlegung  erfolgt  auf  allen  Sachen  des  Kridars  (aus- 
genommen die  nothwendigen  Kleider  und  Sachen,  sowie,  unter  Zu- 
stimmung des  Kommissars,  die  der  Gefahr  des  Verderbens  oder  einer 
Preisminderung  ausgesetzten  Sachen)1)  und  wird  ein  Bericht  über  die- 
selbe dem  Konkursgerichtspräsidenten  eingesendet,  lieber  eventuelle 
Widersprüche  des  Verwalters  entscheidet  der  Kommissar. 

Ad  c)  S.  o.  § 53. 

Ad  d)  Als  Zeitpunkt  der  Zahlungseinstellung  gilt,  falls  in  dem 
Urtheil  nichts  bestimmt  ist,  der  Zeitpunkt  der  Publikation  desselben, 
(resp.  des  Todes  des  Gemeinschuldners  beim  Konkurse  eines  Ver- 
storbenen). Jedoch  kann  stets  auf  Antrag  der  Betheiligten  oder  von 
Amts  wegen  auch  später  — aber  jedenfalls  vor  Prüfung  der  Forderungen 
— ein  anderer  Zeitpunkt  der  Zahlungseinstellung  festgesetzt  werden.2) 

Ad  e)  Der  Kridar  kann  auf  Anordnung  des  Gerichts  verhaftet 
werden  (selbst  wenn  er  über  70  Jahre  alt  ist),3)  insbesondere,  falls  er 
sich  verborgen  hat  oder  keine  Bilanz  vorlegte.4)  Die  Verhaltung  kann 
durch  einen  zu  Gunsten  des  Kridars  jeder  Zeit  widerruflichen  Freibrief 
suspendirt  werden.5)  Liegt  Verdacht  vregen  Bankrutts  vor,  oder  ist 
gegen  den  Kridar  ein  Haftbefehl  erlassen,  so  kann  ein  Freibrief  nicht 
gewährt  werden.  Ueber  die  Beendigung  der  Haft  s.  a.  u.  § 63. 

IH.  In  der  Bilanz  wird  neben  der  Aktivmasse  auch  eine  vorläufige 
Zusammenstellung  der  Passiva  vorgenommen.  Bereits  vom  Eröffnungs- 
urtheil  an  sind  die  Gläubiger  berechtigt,  sich  beim  Sekretär  des  Ge- 
richts anzumelden,  wobei  sie  den  ihre  Namen  und  Forderungen  ent- 
haltenden Schriftstücken  ihre  Beweisurkunden  beifügen  können.  Der 
Sekretär  verzeichnet  sie  in  einer  Liste.  Auch  sind  die  Gläubiger  (auch 
wenn  sie  nicht  geladen  werden)  berechtigt,  persönlich  oder  durch  Stell- 
vertreter an  der  ersten  Versammlung  behufs  Zusammenstellung  des 
muthmasslichen  Gläubigerkatalogs  theilzunehmen.6) 

Von  der  Ernennung  der  definitiven  Verwalter  an  wird  die  Depo- 
nirung  der  Beweisurkunden  obligatorisch.  Die  Gläubiger  werden  durch 
öffentliche  oder  private  Bekanntmachungen  aufgefordert,  dieselben  binnen 
20  Tagen  einzureichen.7)  Für  die  im  Inlande  WTohnenden  wird  die 
Frist  um  je  einen  Tag  bei  vier  Myriametern  verlängert  Für  die  im 
Auslande  wohnenden  Gläubiger  greift  die  Verlängerung  des  Act.  541 
der  C.P.O.  Platz,8)  ohne  dass  jedoch  (wie  bei  den  inländischen  Art.  503) 


1)  S.  Art.  470—472  K.O. 

2)  Art.  441k  K.O. 

®)  Contra:  Diobouniotis  in  „Themis“  IV  S.  254. 

4)  Art.  442  K.O. 

5)  Art.  474  K.O. 

6)  Art.  461  K.O. 

7)  Die  Frist  kann  vom  Kommissar  verlängert  werden.  Art.  496  K.O. 

ö)  Art.  495  K.O. 
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die  Fortführung  des  Konkurses  irgendwie  gehemmt  würde.  Bei  Ver- 
säumung der  Frist  werden  die  betreffenden  Gläubiger  (selbst  wenn  be- 
kannt) von  den  Vertheilungen  ausgeschlossen. 

Die  definitive  Konstituirung  der  Passivmasse  erfolgt  erst  nach  der 
Prüfung  der  Forderungen. 

§ 59* 

B.  Prüf angsv erfahren. 

(Rhallis  III,  S.  136  ff.) 

Die  Prüfung  findet  in  der  Gläubigerversammlung  unter  Zuziehung 
des  Kridars  und  in  Gegenwart  der  Verwalter  statt.  Jeder  in  der 
Bilanz  notirte  resp.  bereits  geprüfte  Gläubiger  kann  sich  persönlich  oder 
durch  Stellvertreter  daran  betheiligen.1)  Die  Vertretung  durch  einen  An- 
walt ist  weder  geboten,  noch  irgendwie  bevorzugt;  sie  bildet  jedoch  die 
Regel  und  ist  zu  empfehlen.  — Es  wird  jede  Forderung  geprüft,  gleich- 
giltig,  ob  sie  Civil-  oder  Handelsförderung,  ob  sie  besonders  gesichert 
ist2)  oder  nicht.  Die  Prüfung  beginnt  drei  Tage  nach  der  im  vorigen 
Paragraphen  genannten  Frist. 

1.  Ist  kein  Widerspruch  vorhanden,  so  wird  die  Forderung  an- 
genommen. 

2.  Wird  bei  einer  rechtzeitig  angemeldeten  Forderung  Wider- 
spruch erhoben,  so  hat  bei  Handelsförderungen  im  Werthe  von  unter 
1000  Drachmen  der  Kommissar  zu  entscheiden  (Berufung  beim  Gericht  ist 
zulässig).  Bei  Handelsförderungen  über  1000  Drachmen  werden  die  Par- 
teien vor  das  Konkursgericht,  bei  gewöhnlichen  Civilforderungen  vor 
das  kompetente  Bezirksgericht  gewiesen.3)  Sind  bei  Beendigung  des 
Prüfungs Verfahrens  die  bestrittenen  Forderungen  nicht  durch  rechts- 
kräftige Entscheidung  erledigt.»  so  entscheidet  das  Konkursgericht,  ob 
behufs  Erledigung  derselben  die  Zwangsvergieichsversammiung  auf- 
geschoben werden  soll. 

3.  Die  nicht  rechtzeitig  angemeldeten  Gläubiger  sind  befugt, 
auch  später  — bis  zu  der  letzten  Vertheilung  mcl.  — auf  eigene 
Kosten  die  Prüfung  vornehmen  zu  lassen,  indem  sie  gegen  die  Ver- 
theilung Opposition  erheben,  ohne  dass  jedoch  die  angeordneten  Ver- 
theilungen  dadurch  gehemmt  würden;  nur  wird  für  sie  bei  neuen  Ver- 
theilungen eine  vorläufig  in  Anschlag  gebrachte  Summe  zurückbehalten, 
und  haben  die  Oppositionskläger,  falls  sie  gesiegt  haben,  das  Recht, 
die  ihren  Forderungen  entsprechenden  Quoten  aus  früheren  Verthei- 
lungen zu  beanspruchen.4) 

4.  Die  Gläubiger  haben  nach  Prüfung  ihrer  Forderung  (womöglich 
acht  Tage  nach  derselben)  beim  Fallimentskommissar  resp.  dem  beauf- 


*)  Ob  auch  die  Konkursverwalter  derartige  Stellvertretung  übernehmen  dürfen, 
entscheidet  der  Kommissar. 

2)  Vgl.  Rhallis  S.  232. 

3)  Art.  502  K.O. 

4)  Art.  508  K.O.,  gleichlautend  mit  Art.  503  Code  de  com. 
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tragton  oder  ersuchten  Richter  oder  Konsularbeamten  durch  Eid  zu  be- 
kräftigen, dass  ihre  Forderung  wahr  sei.1)  Von  dieser  Vereidigung 
können  jedoch  die  im  Ausland  befindlichen  Gläubiger  vom  Falliments- 
kommissar befreit  werden  (wogegen  Rekurs  zulässig  ist),  in  welchem 
Falle  die  Forderungen  als  gehörig  beglaubigt  gelten. 

§ 60. 

C.  Prioritätsverfuhren. 

(Rhallis  III,  S.  228  ff.) 

Das  Verfahren  richtet  sich  nach  den  entprechenden  Grundsätzen 
des  gewöhnlichen  Verfahrens.2 *)  Ausserdem  enthält  die  Konkursordnung 
folgende  besondere  Bestimmungen  in  Ansehung  der  Pfandgläubiger : 8) 

1.  Die  gültig  durch  Pfand  gesicherten  Gläubiger  werden  nur  vor- 
notirt.  Die  Verwalter  können  unter  Zustimmung  des  Kommissars  das 
Pfand  zu  jeder  Zeit  zu  Gunsten  der  Masse  einlösen.  Wird  das  Pfand 
vom  Gläubiger  zu  einem  die  Forderung  übersteigenden  Preise  verkauft, 
so  gehört  der  eventuelle  Ueberschuss  der  Konkursmasse;  der  eventuelle 
Fehlbetrag  bei  einem  geringeren  Kaufpreise  ist  gewöhnliche  Konkurs- 
forderung. Die  Konkursverwalter  überreichen  dem  Kommissar  eine 
Liste  derjenigen  Gläubiger,  die  ein  Vorrecht  auf  die  Mobilien  bean- 
spruchen und  dieser  kann  bestimmen,  dass  die  ersten  Gelder,  welche 
eingehen,  zur  Befriedigung  dieser  Gläubiger  verwendet  werden. 

2.  In  Ansehung  der  hypothekarischen  Gläubiger:4)  Wird  der  Erlös 
der  Immobilien  vor  dem  der  Mobilien  oder  mit  demselben  zu  gleicher 
Zeit  vertheilt,  so  sind  die  nicht  voll  befriedigten  privilegirten  oder  hypo- 
thekarischen Glänbiger  berechtigt,  den  Rest  ihrer  Forderung  als  Kon- 
kursforderung geltend  zu  machen.  Werden  aus  dem  Erlös  der  Mo- 
bilien vorher  Verth eilungen  vorgenommen,  so  können  die  bevorrechteten 
oder  hypothekarischen  Gläubiger  sich  an  denselben  für  eine  ihrer  ganzen 
Forderung  entsprechende  Quote  betheiligen,  in  welchem  Falle  die  Kon- 
kursgläubiger für  die  dadurch  ihnen  entzogenen  Summen  an  Stelle 
jener  einzureihen  sind.  Entsprechendes5)  gilt,  wenn  die  bevorrechteten 
oder  hypothekarischen  Gläubiger  nur  für  einen  Theil  ihrer  Forderung 
bei  dem  Erlöse  der  Immobilien  notirt  werden. 

3.  Diejenigen  bevorrechteten  oder  hypothekarischen  Gläubiger, 
welche  beim  Erlös  nicht  mit  Erfolg  notirt  worden  sind,  also  Befriedi- 
gung aus  dem  Erlös  nicht  erlangt  haben,  werden  als  einfache  Konkurs- 
gräubiger angesehen. 


J)  Art.  501  K.O. 

2)  Art.  936 — 953  und  986—995  C.P.O.  S.  o.  § 45. 

b Art.  556 ff.  K.O. 

4)  Art,  560 ff.  K.O, 

6)  Art.  563  K.O. 
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§ 61. 

D.  Verth  eil  ungs  verfahren. 

(Union.) 

Kommt  ein  Akkord  (s.  u.  § 62)  nicht  zustande,1)  so  gerathen  die 
Gläubiger  ipso  iure  in  den  Zustand  der  Union.2 *)  Sie  bezweckt  die 
Liquidation  und  Vertheilung  des  Konkursvermögens.  Die  Konkurs- 
verwalter oder  besondere  Liquidatoren  betreiben  die  Liquidation  unter 
Aufsicht  des  Kommissars  und  geben  dem  Gläubigerverbande  darüber 
regelmässige  Rechenschaft.  Nach  Abzug  der  gerichtlichen  und  der 
Konkursverwaltungskosten,  sowie  der  an  den  Kridar  und  seine  Familie 
zu  zahlenden8)  Vepflegungsgelder  und  der  für  die  Priori tätsgläubiger 
nöthigen  Summen,  wird  der  Rest  pro  rata  an  die  Konkursgläubiger 
vertheilt.4 5)  Ueber  die  Vertheilung  gilt  insbesondere  Folgendes: 

1.  Sie  erfolgt  an  die  geprüften  und  vereidigten  Forderungsberech- 
tigten (s.  a.  § 59). 

2.  Bezüglich  der  im  Aus  lande  sich  aufhaltenden  Gläubiger,  denen 
zwar  eine  weitere  Frist  gewährt  ist,  ohne  dass  diese  jedoch  zur  Fort- 
führung des  Konkurses  oder  zur  Vertheilung  abgewartet  würde  (s.  o. 
§ 59),  bestimmt  die  Konkursordnung:  Es  darf  keine  Vertheilung  unter 
den  im  Inland  sich  aufhaltenden  Gläubigern  erfolgen,  ohne  dass  für 
die  in  der  Bilanz  notirten  ausländischen  Forderungen  entsprechende 
Dividenden  zurückbehalten  werden,  wenn  diese  Forderungen  nicht  be- 
reits in  die  Passivmasse  aufgenommen  sind.  Sind  derartige  Forderungen 
in  der  Bilanz  nicht  bestimmt  bezeichnet,  so  entscheidet  der  Kommissar 
— unter  Vorbehalt  des  Seitens  der  Verwalter  beim  Konkursgerichte  ein- 
zulegenden Rekurses  — über  die  zurückzubehaltende  Summe.  Die  für 
die  ausländischen  Forderungen  zurückbehaltenen  Summen  bleiben  in 
der  Staatskasse  resp.  in  der  Kasse  der  National-  oder  der  Jonischen- 
oder  der  Kreditbank  deponirt,  bis  die  Frist  des  Art.  495  verstrichen 
ist,  und  werden,  falls  keine  diesbezüglichen  Anmeldungen  erfolgen, 
unter  die  übrigen  Gläubiger  vertheilt.  Die  Zinsen  gehören  denjenigen, 
zu  deren  Gunsten  die  betreffenden  Summen  zurückbehalten  worden,  wie 
andererseits  dieselben  Gefahr  und  Kosten  zu  tragen  haben.6 *) 

3.  Die  Zahlung  erfolgt  auf  Präsentation  des  Schuldtitels,6)  auf 
welchem  die  Konkursverwalter  die  von  ihnen  bezahlte  oder  angewiesene 
Summe  vermerken.  Ueber  die  anerkannten  Forderungen  wird  ein  Katalog 
geführt. 

4.  Die  Union  hört  auf  nach  der  letzten  Rechenschaftsablegung  über 
die  geführte  Verwaltung. 

9 App.  Athen  1677  (1890)  in  Bai  an  os,  'Eyijfiepis  X.  183. 

9 Art.  537  ff.  K.O.,  gleichlautend  mit  Art.  529  f.  code  comra.,  vgl.  auch  Borchardt 
II.  S.  608. 

8)  Art.  476,  538  K.O. 

4)  Art.  572  K.O. 

5)  Art.  573,  574  K.O. 

®)  Bei  Unmöglichkeit  der  Präsentation  kann  sich  der  Kommissar  mit  dem  Prüfungs- 

protokoll begnügen.  Art.  575  K.O. 
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§ 62. 

E.  Zwangsvergieich. 

(Rhallis  III,  S.  154  ff.) 

I.  Der  Akkord  versuch  ist  obligatorisch;  die  für  sein  Zustande- 
kommen vorgeschri ebenen  Formen  müssen  bei  Strafe  der  Nichtigkeit 
beobachtet  werden. j)  An  demselben  können  sich  nur  die  geprüften  und 
vereidigten  Gläubiger,  sowie  diejenigen  betheiligen,  deren  Forderungen 
vorläufig  angenommen  worden  sind.  Die  privilegirten  Gläubiger  haben 
keine  Stimme:1 2)  ihre  Abstimmung  gilt  als  Verzicht  auf  das  Vorrecht, 
welches  jedoch  bei  nicht  zustandegekommenem  Akkord  wieder  auf  lebt. 
Ebenso  wenig  werden  die  nicht  gehörig  vertretenen  ausländischen 
Gläubiger  berücksichtigt  (s.  jedoch  Art.  507  in  Verbindung  mit  Art.  573 
und  574  K.  0.,  o.  § 61  u.  53). 

I.  Der  Kr i dar  macht  seine  Vergleichsanträge,  die  Konkursverwalter 
tragen  ihren  Bericht  vor.  Ein  Vergleich  kommt  zustande,  falls  eine  3/4 
der  Passivmasse  repräsentirende  Gläubiger -Majorität  bejahend 
stimmt.3) 

Die  Akkordurkunde  muss  in  der  Versammlung  unterschrieben 
werden,  in  welcher  der  Vergleich  zustande  kam.  Der  Akkord  bedarf 
gerichtlicher  Bestätigung;  dieselbe  kann  nicht  vor  Ablauf  von  acht 
Tagen  erfolgen,  während  deren  jeder  vergleichsberechtigte  Gläubiger 
den  zustandegekommenen  Vergleich  (durch  den  Verwaltern  und  dem 
Rridar  zuzustellenden  Einspruch)  anfechten  kann.  Siegt  der  Einspruchs- 
kläger ob,  so  wird  der  ganze  Akkord  annullirt.  Durch  die  gerichtliche 
Bestätigung  wird  der  Akkord  für  alle  Gläubiger  obligatorisch. 

II.  Wirkungen  des  Akkords: 

a)  Mit  der  Rechtskraft  des  den  Vergleich  bestätigenden  Urtheils 
hören  die  Pflichten  der  Verwalter  auf,  und  wird  dem  Falliten  seine  Ver- 
mögensverwaltung zurückgegeöen.  Dabei  ist  zu  unterscheiden  zwischen 
einfachem  Akkord  und  dem  Akkord  auf  Vermögensabtretung.  In  jenem 
wird  von  den  Verwaltern  dem  Kridar  das  Vermögen  unter  gleichzeitiger 
Rechnungslegung  zurückerstattet  und  kann  derselbe,  falls  er  nur  nicht 
des  Bankrutts  bezichtigt  wird,  seinen  Handelsbetrieb  wieder  aufnehmen. 
Jedoch  gehen  diese  Rechte  verloren,  falls  innerhalb  sechs  Monaten  nach 
der  für  die  letzte  Rate  festgesetzten  Frist  die  Gläubiger  die  geschuldeten 
Beträge  nicht  vollständig  erhalten  haben.4) 

Der  Akkordversuch,  welcher  die  Vermögens  abt  re  tu  ng  zum 
Inhalte  hat,  bildet  einen  Mittelbegriff  zwischen  einfachem  Akkord  und 


1)  Haben  sich  alle  Gläubiger  mit  dem  Falliten  verglichen,  so  sind  diese  Förm- 
lichkeiten nicht  nothwendig.  A.  II  72  (1877)  u.  s. 

2)  Ausser  wenn  sie  für  mindestens  die  Hälfte  der  Forderung  auf  das  Vorrecht 
verzichten;  bei  der  Summenbildung  wird  dann  die  Summe  in  Anschlag  gebracht,  auf 
welche  sie  verzichtet  haben. 

*)  Art.  512  K.O. 

4)  Art.  524  u.  525  K.O. 
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Union.1)  In  demselben  wird  unter  Beaufsichtigung  des  Kommissars 
eine  Liquidation  des  Vermögens  durch  eigens  bestellte  Liquidatoren  vor- 
genommen,  nach  welcher  die  Gläubiger  aus  dem  Liquidationserlös  pro 
rata  befriedigt  werden. 

b)  Die  Bestätigung  des  Akkords  lässt  die  auf  die  Immobilien  des 
Kridars  nach  Art.  493  K.  0.  (s.  o.  § 52)  eingeschriebene  Hypothek  be- 
stehen. 

c)  Der  Fallit  wird  von  dem  ihm  erlassenen  Theile  seiner  Schulden 
befreit  — nicht  aber  auch  die  Mitverpflichteten  oder  Bürgen. 

HL  Der  Akkord  wird  bei  Verurfcheilung  des  Kridars  wegen  quali- 
fizirten  Bankrutts  ipso  iure  annidlirt.2)  Auf  Antrag  kann  er  annullirt 
werden,  falls  fraudulose  Angabe  der  Passiva  oder  Beiseiteschaffung 
aktiver  Vermögenssttioke  entdeckt  wird.  In  beiden  Fällen  werden  die 
Vergleichsbürgen  befreit.  Auch  kann  auf  Antrag  der  zum  Zustande- 
kommen erforderlichen  doppelten  Majorität  der  Akkord  vorn  Gerichte 
aufgelöst  werden,  falls  der  Kridar  die  zugesagte  Dividende  nicht  be- 
zahlt, wie  auch  der  einzelne  Gläubiger  in  seinem  persönlichen  Interesse 
in  derartigem  Falle  zur  Anfechtung  berechtigt  ist.  Der  Anfechtungs- 
anspruch verjährt  in  fünf  Jahren  nach  der  Zeit  der  Zahlung  der  letzten 
Rate.  Zu  dem  Annullirungs-  und  dem  Anfechtungsprozess  sind  Konkurs- 
verwalter und  Kridar  zu  laden.  Die  Anfechtung  befreit  nicht  die 
V ergleichsbii  rgen. 

IV.  Bei  Aufhebung  oder  Nichtigkeit  des  Akkords  wird  ein  neuer 
Konkurs  vorgenommen.8)  Die  am  Akkord  betheiligten  Gläubiger  werden, 
falls  sie  nichts  erhalten  haben,  mit  ihrer  ganzen  Forderung  berücksichtigt; ; 
sonst  werden  sie  nur  für  den  Theil  derselben  notirt,  welcher  der  nicht  ge- 
zahlten Summe  der  zugesprochenen  Dividende  entspricht  Die  nach 
Art.  449  K O.  (s.  o.  § 56)  nichtigen  Handlungen  werden  als  nichtig  be- 
handelt, falls  sie  zwischen  der  Bestätigung  des  Akkords  und  der  Auf- 
hebung desselben  vorgenommen  wurden;  die  übrigen  in  dieser  Zeit  vor- 
genommenen Handlungen  können  angefochten  werden,  wenn  sie  den  Ver- 
gleichsbedingungen nicht  gemäss  sind  oder  zur  Benachteiligung  der  Gläu- 
biger vorgenommen  wurden. 

Diese  Grundsätze  greifen  Platz,  falls  ein  neuer  Konkurs  ohne  vor- 
gängige Aufhebung  des  Akkords  stattfinden  sollte. 

§ 63. 

F.  Beendigung  des  Konkurses  und  Behabüit&tion. 

I.  Der  Konkurs  endigt  durch  Akkord  oder  durch  das  Auf  hören 
der  Union.  In  der  zur  Rechnungslegung  nach  der  Liquidation  berufenen 
Versammlung  erklären  sich  die  Gläubiger  darüber,  ob  der  Kridar  ent- 
schuldbar ist;  die  Erklärung  wird  dem  Gericht  unterbreitet,  welches 

9 Art.  526  K.O. 

Art.  527  ff.  K.  0. 

*)  Gemäss  Art.  532  ff.  K.O.  gleichlautend  mit  Art.  522 f.  code  comm. 

Le8ke  n.  Loewenfel»,  Kechtsverfolgtmg.  II  7 
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darüber  zu  entscheiden  hat.  Der  für  entschuldbar  anerkannte  Kridar 
ist  den  Konkursgläubigern  gegenüber  von  der  Personalhaft  befreit.1) 

Nicht  können  die  zur  Kechnungsleguhg  Verpflichteten,  ehe  sie 
Rechnung  gelegt  haben,  sowie  die  wegen  bestimmter  Verbrechen  Ver- 
urteilten für  entschuldbar  erklärt  werden.2) 

II.  Von  der  Beendigung  des  Konkurses  ist  die  Einstellung  des 
Verfahrens  wegen  Insuffizienz  der  Masse  zu  unterscheiden.  Der  Kon- 
kurs wird  wieder  aufgenommeny  sobald  Vermögen  vorhanden  ist.3 *)  Bei 
Einstellung  des  Verfahrens  lebt  das  Recht  der  Gläubiger,  sich  persönlich 
an  das  Vermögen  oder  die  Person  des  Schuldners  zu  halten,  vollständig 
wieder  auf. 

III.  Der  Fallit,  welcher  alle  seine  Schulden  bezahlt  hat,  kann 
seine  Rehabilitation^  bei  demjenigen  Appellgericht,  in  dessen  Bezirk 
der  Konkurs  eröffnet  gewesen  ist-,  beantragen,  unter  Beifügung  der 
rechtfertigenden  Beweisurkunden.  Der  Antrag  wird  zum  Zwecke  even- 
tuellen Widerspruchs  der  Gläubiger  auf  zwei  Monate  öffentlich  aus- 
gehängt. Das  dem  Antrag  stattgebende  Urtheil  wird  publiziri. 

Auch  nach  dem  Tode  kann  Rehabilitation  eines  Falliten  erfolgen; 
ausgeschlossen  sind  diejenigen,  die  nicht  für  entschuldbar  erklärt  werden 
dürfen. 

§ 64. 

5.  Besondere  Arten  des  Konk ui*s Verfahrens, 

I.  Konkurs  der  Kan&elsgesellaeh  alten,5) 

Es  gelten  folgende  Besonderheiten:  Bei  offenen  und  Kommandit- 
gesellschaften ist  jeder  der  offenen  Gesellschafter  berechtigt,  die  Kon- 
kurseröffnung zu  beantragen,6)  und  zwar  auch  nach  der  Auflösung  bis 
zur  Liquidation  der  Gesellschaft.7)  Der  Antrag  muss  Namen  und 
Wohnung  (resp.  Aufenthaltsort)  aller  solidarisch  haftenden  Gesellschafter 
enthalten.  — Der  Konkurs  der  solidarisch  haftenden  Gesellschafter  hat 
nicht  den  Konkurs  der  Gesellschaft  zur  Folge,  wohl  aber  umgekehrt.8) 
Der  Konkurs  über  Gesellschaft  und  Gesellschafter  wird  in  einem  Urtheil 
eröffnet;  die  Konkursverwalter  der  Gesellschaft  dienen  auch  als  solche 
der  Gesellschafter.9)  Ein  Akkord  kann  auch  mit  einem  der  solidarisch 

l)  Art.  544  ff.  K.O.  Der  Ausländer  jedoch,  welcher  inländische  Gläubiger  hat 
und  hier  in  Konkurs  gerathon  ist,  kann  auch  wegen  einer  Konkursforderung  verhaftet 
werden,  falls  er  nicht  genügendes  Vermögen  iro  Inland  besitzt  oder  Bürgen  stellt 
O.P.C.  Art.  999.  Rhallis  III.  S.  218). 

*)  Art,  547  K.O. 

®)  Art.  549  ff.  K.O. 

*)  Vgl.  Rk  tlis  III.  S.  348  ff*.  Anfconopoulos,  flepi  dxoxara<nd<rs(og,  1881. 
Art.  608  ff.  K.O. 

5)  Vgl.  A.  Petritsis,  die  Handelsgesellschaften  (xepl  ißxopixüv  kracptwv.  1886 
bis  1892)  §§  243 — 357. 

App.  Athen  854  (1886). 

App.  Athen  705  (1885),  2382  (1885). 

*)  A.  II.  246  (1884).  App.  Athen  115  (1885). 

»)  A.  IL  246  (1884). 
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haftenden  Gesellschafter  geschlossen  werden  — in  welchem  Falle  die 
Solidarhaft  aufhört  — - aber  die  Dividende  ist  nicht  aus  dem  Vermögen 
der  Gesellschaft  zu  bezahlen.1) 

II.  Im  Konkurse  der  Aktiengesellschaften  richtet  sich  das 
Verfahren  gegen  die  mit  der  Vertretung  der  Gesellschaft  betrauten 
Personen. 

HI.  Ein  besonderes  Nachlass-Konkurs  verfahren  kennt  das  grie- 
chische Recht  nicht.  Ueber  die  Liquidation  der  Erbschaft  eines  in 
Griechenland  versterbenden  Ausländers  s.  u.  § 73. 

§ 65. 

Präventiver  Zwangsvergleich.2) 

(Gesetz  vom  6.  Febr.  1893.) 

Zur  Vermeidung  unnöthiger  Konkurse  ist  neuerdings  das  Institut  des 
präventiven  Zwangsvergleichs  aus  dem  belgischen  Rechte  hertiber- 
genommen  worden.  Er  gewährt  den  Gläubigern  den  Vortheil,  dass  der 
Schuldner,  falls  er  neues  Vermögen  erwirbt,  zur  Entrichtung  des  Restes 
an  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  verbunden  ist  (Art.  25);  dem  Schuldner 
andererseits  ermöglicht  er,  die  nachtheiligen  Konkursfolgen  zu  ver- 
meiden (Art.  33).  Der  präventive  Zwangsvergleich  findet  nur  auf  An- 
trag des  gutgläubigen  in  Unglück  gerathenen  Kaufmanns  (oder  dessen 
Erben  innerhalb  zwei  Monaten  nach  seinem  Tode)  statt;  der  Antrag 
soll  an  das  Bezirksgericht  des  Wohnorts  des  Schuldners  gerichtet 
werden  (s.  dag.  o.  § 50)  und  eine  Vermögensbilanz  unter  genauer  An- 
gabe der  Gläubiger  enthalten.  Die  muthmasslichen  Kosten  werden  im 
Voraus  entrichtet.  Das  Gericht  ernennt  einen  Kommissar,  welcher 
dem  Gericht  über  den  Vermögensstand  zu  berichten  hat,  und  beruft, 
falls  es  dem  Vergleichsantrage  stattgeben  will,  nach  Entgegennahme 
dieses  Berichts  die  Gläubiger  Versammlung  durch  öffentliche  und  private 
Bekanntmachungen.  In  der  Versammlung  — bezüglich  deren  die  ent- 
sprechenden Grundsätze  über  die  Konkurs- Akkordversammlung  gelten  — 
werden  die  Vergleichsanträge  des  Schuldners,  sowie  die  Entgegnungen 
der  Gläubiger  berathen,  und  es  kommt  ein  Vergleich  zustande,  falls 
die  oben  (§  62)  angeführte  Majorität  der  nicht  bestrittenen  resp.  vor- 
läufig für  annehmbar  erklärten  Forderungen  für  denselben  stimmt.  Nur 
durch  Bestätigung  seitens  des  Gerichts  wird  der  Vergleich  obligatorisch 
(Art.  2);  erfolgt  die  Bestätigung  wegen  mangelhaften  Verfahrens  nicht, 
so  ist  ein  neuer  Antrag  zulässig.  Kommt  das  Gericht  zur  Ueber- 
zeugung,  dass  böser  Glaube  vorliegt,  so  kann  es  ohne  Weiteres  den 
Konkurs  eröffnen  (Art.  18),  ohne  dass  dagegen  dem  Schuldner  ein 
Rechtsmittel  zustande.  Gegen  das  den  Vergleich  bestätigende  oder 
verwerfende  Urtheil  kann  unter  besonderen,  die  schnelle  Erledigung  der 
Sache  bezweckenden  Voraussetzungen  Appellation  und  Revision  ein- 


')  K.O.  Art.  539. 

3)  RkaYssis,  'Epßvjv&ta  tou  itepl  ^poXy}7CTuotj  avpßißa<rßOu  rrjg  irrw^e ucsatg  v6poy 
(1893). 
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gelegt  werden  (Art.  21 — 22).  Zur  Opposition  (Art.  20)  sind  nur  die- 

jenigen Gläubiger  berechtigt,  welche  nicht  geladen,  nicht  freiwillig  er- 
schienen, noch  ihre  Forderungen  zur  Prüfung  vorgelegt  haben. 

Der  gerichtlich  bestätigte  Vergleich  kann  aus  denselben  Gründen 
wie  der  konkursrechtliche  (s.  o.  § 62  u.  Art.  27)  angefochten  werden. 

Durch  die  Bestätigung  wird  der  Vergleich  für  alle  vor  demselben 
entstandenen  Forderungen  obligatorisch.  Nicht  sind  mit  inbegriffen : die 
Abgabelorderungen  des  Fiskus  und  der  Demen,  die  durch  Pfand  oder 
Hypothek  gesicherten  Forderungen,  sowie  die  Unterhaltsverpflichtungen 
des  Schuldners  (Art.  23).  Auf  die  bestrittenen  Forderungen  finden  die 
Grundsätze  des  H.G.B.  Art.  574  Anwendung.  Der  Vergleich  befreit 
nicht  die  mit  dem  beneficium  excussionis  nicht  versehenen  Korreal- 
gläubiger (Art.  23). 

Während  des  Verfahrens  ist  jede  Veräusserung  des  Schuldners,  so- 
wie jegliche  ohne  Zustimmung  des  Kommissars  übernommene  Verpflichtung 
des  Schuldners  nichtig  (Art.  6),  auch  gelten  die  oben  geschilderten  (§  56) 
Aniechtungsgrundsätze.  In  Zwischenräumen  von  je  drei  Monaten  hat 
der  Kommissar  über  den  Vermögensstand  des  Schuldners  dem  Gerichte 
zu  berichten,  welches  event.  den  Vergleich  wieder  aufzulösen  oder  zur 
Konkurseröffnung  zu  schreiten  berechtigt  ist  (Art.  28).  Gegen  dieses 
Urtheil  ist  Appellation  (niemals  Opposition)  statthaft. 

Kommt  ein  Vergleich  Zwecks  gänzlicher  oder  teilwreiser  Ver- 
mögensabtretung zustande,  so  wird  die  Liquidation  des  Vermögens 
durch  eigens  bestellte  Liquidatoren  nach  den  Anweisungen  des  Kom- 
missars vorgenommen. 


HI.  Theil. 

Erbschaftsregulier  ung. 

§.  66. 

1.  Allgemeines.  Quellen.  Literatur. 

Das  in  Griechenland  geltende  römische  Recht  findet  auch  auf  dem 
Gebiete  des  materiellen  Erbrechts  volle  Anwendung,  insoweit  es  nicht 
durch  die  neueren  Gesetze  kleine  Modifikationen  erlitten  hat.  Der 
ionische  Kodex,  der  auf  den  ionischen  Inseln  gilt,  ist  fast  in  allen 
Punkten  eine  genaue  Uebersetzung  des  französischen  Code  civil.  Es 
wird  deshalb  bei  Behandlung  des  materiellen  Erbrechts  auf  die  Werke 
über  römisches  und  fransösisches  Erbrecht  hingewiesen,  so  dass  wir 
uns  wesentlich  darauf  zu  beschränken  haben,  die  durch  die  neueren 
Gesetze  eingeführten  Modifikationen  darzustellen  — zumal  eine  ge- 
drängte Darstellung  besonders  der  römischen  Bestimmungen  infolge 
der  Masse  des  historischen  Stoffes  auf  grosse  Schwierigkeiten  stossen 
müsste.  Die  wichtigsten  Abweichungen  des  ionischen  Kodex  vom  fran- 
zösischen Rechte  sind  unten  angeführt. 

An  neueren  Gesetzen  führen  wir  an:  das  ^(piafxa  nspi  AiaQ^üv 
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vom  11.  Febr.  1830,  enthaltend  meist  Formalgrundsätze  über  Errichtung, 
Publikation  etc.,  letztwilliger  Verfügungen,1)  und  den  schon  öfters  ge- 
nannten Woxixbq  N6fwg\  von  Wichtigkeit  ist  auch  das  Strafgesetzbuch, 
welches  die  grade  im  römischen  Erbrecht  vielfach  vorkoram enden  Strafen 
abgeschafft  hat. 

Von  zusammenfassenden  Werken  über  Erbrecht  sind  die  Dar- 
stellungen von  Kalligas,  (3.  Aufl.  1876),  Pap arrigopoulos  (1873) 
und  A.  Krass as  (3.  Aufl.  1886)  erwähn enswerth. 

Zu  beachten  ist  auch  der  Artikel  über  Griechenland  in  F.  Böhm, 
Handbuch  der  interationalen  Nachlassbehandlung,  Augsburg  1885. 

§ 67. 

£•  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

1.  Nach  C.P.O.  Art.  17  No.  5 gilt  als  allgemeiner  Gerichtsstand 
vor  Verth eilung  der  Erbschaft  bei  allen  Streitigkeiten  unter  den  Erben 
oder  bei  Klagen  Dritter,  welche  Ansprüche  an  den  Erblasser  zum 
Gegenstand  haben,  das  Gericht  der  Eröffnung  der  Sukzession,  also  des 
Wohnorts  des  Verstorbenen;  ebenso  bei  Klagen  auf  Erbrecht,  auf  den 
Vollzug  letztwilliger  Verfügungen  oder  auf  den  Erbschaftsbesitz,  jedoeh 
nur,  solange  die  Verlassenschaft  nicht  an  den  Erben  ausgehändigt  ist. 

2.  Der  Vertrag  mit  Russland  (Art.  13)  bestimmt,  dass  Erbschafts- 
streitigkeiten vor  die  Gerichte  des  Ortes  gehören,  wo  die  hereditas 
iacens  sich  befindet;  der  Vertrag  über  Mobiliarnachlasshehandlung  mit 
Oesterreich  statuirt,  dass  die  Erbansprüche  über  das  Mobiliarver- 
mögen  vor  den  Gerichten  des  Staates  zu  erledigen  sind,  dem  der  Ver- 
storbene angehörte.  Nur  Sicherungsmassregeln  zu  ergreifen  sind  die 
inländischen  Behörden  befugt.  Dagegen  sind  die  inländischen  Ge- 
richte für  alle  Klagen  kompetent,  die  nicht  aus  Erbansprücheu  ent- 
standen sind  und  können  somit  auch  die  Befriedigung  der  Gläubiger 
betreiben.  Nach  dem  Konsularvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich  vom 
26.  November  1881  sollen  alle  Ansprüche,  welche  sich  auf  Erbrecht 
und  Nachlasstheilung  beziehen,  durch  die  Gerichtshöfe  oder  zuständigen 
Behörden  des  Landes  des  Verstorbenen  entschieden  werden  und  in  Ge- 
mässheit  der  Gesetze  dieses  Landes  (Art.  XXIII). 

3.  Erbschaftangelegenheiten  unter  Grossjährigen  werden,  ausser 
wenn  Streit  zwischen  den  Parteien  entsteht,  ohne  Zuthun  des  Gerichts 
von  den  Parteien  selbst  erledigt  (C.P.O.  Art.  127  u.  1087),  s.  a.  u.  § 72 

§ 68. 

3.  Erbfolge  im  Allgemeinen. 

Nach  'Aor.  N.  Art.  5 wird  die  Erbfolge  (gleichviel  ob  aus  Testament 
oder  ah  intestato)  nach  dem  Gesetze  des  Staates  geregelt,  dem  der 

l)  Die  Cmlgesetzgebuugskommission  bat  einen  Entwurf  behufs  Vereinfachung  der 
allzu  schwerfälligen  Bestimmungen  des  W^iafxa  ausgearbeitet;  derselbe  ist  neuerdings 
der  Kammer  vorgelegt  worden  und  wurde  einer  Kommission  überwiesen.  Der  von 
dieser  Kammer-Kommission  revidirte  Entwurf  hat  noch  nicht  zur  ersten  Lesung  vor 
die  Kammer  gebracht  werden  können. 
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Erblasser  an  gehört,  ausgenommen  die  Erbfolge  in  in  Griechenland  be- 
legene  Immobilien,  die  dem  griechischen  Rechte  unterliegt,1) 

A.  Erbfähigkeit. 

1.  Die  römischen  Erbunfähigkeitsstrafen  sind  mit  der  Abolition  des 
bürgerlichen  Todes  ( Wyipioua  der  Provis.  Regierung  vom  31.  Oktober 
1862),  sowie  infolge  der  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  und  der 
Verfassung  (Art.  1)  über  Religionsfreiheit  weggefallen. 

2.  Die  Ausländer  sind  in  Bezug  auf  das  Erbrecht  einer  Be- 
schränkung nicht  unterworfen  (Aar.  N.  Art.  13).  Die  Rechtsfähigkeit, 
sowie  die  Handlungsfähigkeit  wird  nach  den  Rechtsgrundsätzen  des 
Staates,  dem  der  Ausländer  angehört,  beurtheilt  N.  Art.  4). 

3.  In  den  verschiedenen  Handelsv  erträgen  (mit  Belgien  Art.5, mit 
Dänemark  Art.  1,  Holland  Art.  2,  Russland  Art.  11  und  13,  Deutsch- 
land vom  9.  Juli  1884  Art.  2,  Italien  von  1889  Art.  1,  England  Art.  15, 
Oesterreich  Art.  1 u.  3)  ist  das  Recht,  jede  Art  von  beweglichem  oder 
unbeweglichem  Vermögen  durch  letzten  Willen  zu  erwerben2)  und 
darüber  zu  verfügen,  sowie  Erbschaften  kraft  Gesetzes  zu  erwerben, 
gegenseitig  zugesprochen  und  die  Gleichstellung  mit  den  Inländern  be- 
züglich aller  Lasten  und  Gebühren  stat-uirt. 

B.  Erwerb  der  Erbschaft.3) 

Derselbe  ist  von  dem  Willen  des  Berechtigten  abhängig,  ausser  bei 
denjenigen,  die  im  Augenblicke  des  Todes  des  Erblassers  in  dessen 
väterlicher  Gewalt  standen,  oder  als  Nachgeborene  in  jener  Gewalt 
gewesen  sein  würden,  bei  Voraussetzung  des  nach  ihrer  Geburt  er- 
folgten Todes.  Jedoch  können  auch  diese  durch  Nichteinmischung  in 
die  Erbschaft  sich  derselben  entschlagen.  Für  Unmündige  wird  die 
Erwerbs-  resp.  Ausschlagserklärung  von  dem  Vormunde  nach  vor- 
gängiger Genehmigung  des  Fatnilienraths.  sowie  des  Gerichts  abgegeben 
(Vorm.  Ges.  Art.  73). 

Für  die  Erklärung  über  den  Erwerb  oder  die  Ausschlagung  der 
Erbschaft  ist  durch  die  Civilprozessordnung  (Art.  560)  den  Erben  eine 
viermonatliche  Frist  gesetzt  (vom  Tage  der  Eröffnung  der  Erbschaft), 
binnen  deren  sie  sich  über  Annahme  oder  Ausschlagung  der  Erbschaft 
zu  erklären  haben.  Ob  diese  Frist  bloss  für  die  nicht  sui  heredes  (s.  o.) 
gesetzt  ist,  oder  auch  für  die  Anderen,  ist  bestritten,  ebenso,  ob  die 
Frist  verlängert  werden  kann.  Richtiger  erscheint,  sich  bei  ersterer 
Frage  für  die  weitere  Interpretation  zu  erklären,  letztere  Frage  da- 
gegen zu  verneinen.4)  Ueber  die  Einrede  aus  dieser  Frist  s.  o.  § 23. 
Die  Annahme-  oder  Ausschlagungserklärung  erfolgt  bei  dem  Seikretar 
des  zuständigen  Bezirksgerichts  (C.P.O.  Art.  1074). 

9 S.  a.  Konsularverfcrag  mit  Deutschland  Art.  23:  „Das  Erbrecht  sowie  die  Thei- 
lung  des  Nachlasses  des  Verstorbenen  richten  sich  nach  den  Gesetzen  seines  Landes“. 

2)  Was  Russland  anbetrifft,  beachte  Art.  13  des  Vertrages  (u.  § 72  II.  3). 

9 Krassas  § 305  ff. 

4)  Vgl.  Krassas  § 318.  Kalligas  § 367. 


Griechenland. 


103 


G.  Inventarrecht.1) 

Binnen  der  3in  vorigen  Paragraph  genannten  Frist  kann  der  Erbe 
erklären,  ob  er  ein  Inventar  errichten2 3)  will.  Hat  er  rechtzeitig  die 
Erklärung  abgegeben,  so  kann  er  auch  nach  Ablauf  der  Frist  das  In- 
ventar errichten.  Der  Benefizialerbe  hat  die  Verwaltung  und  Ver- 
tretung der  Masse  (C.P.O.  Art.  1075);  hat  er  selbst  Ansprüche  gegen 
dieselbe,  so  muss  er  sie  gegen  die  übrigen  Erben  oder  einen  eigens 
zu  ernennenden  Massekurator  geltend  machen.  Zur  Veräusserung  von 
leicht  verderblichen  Gegenständen,  sowie  von  anderen  Nachlasssachen 
in  dringenden  Fällen  und  zur  Zahlung  von  Erbschaftsschulden  ist  der 
Benefizialerbe  nach  Einholung  der  Genehmigung  des  Bezirksgerichts 
berechtigt  — bei  Strafe  des  Verlustes  der  Rechtswohlthat,  falls  er  diese 
Bestimmungen  verletzt.  Der  Benefizialerbe  ist  kautions-  und  rechnungs- 
pflichtig. 

Nach  der  Annahme  der  Erbschaft  unter  dem  Vorbehalte  des  In- 
ventars ist  jede  Hypothekeinschreibung  auf  Immobilien  des  Nachlasses 
zum  Schaden  der  Gläubiger  desselben  unstatthaft  (Hyp.  Ges.  Art.  65) 
Die  vom  Gerichte  angeordnete  Veräusserung  findet  durch  öffentliche 
Zwangsversteigerung  vor  ein  Cm  dazu  bestellten  Notar  statt  und  die  Ver- 
keilung des  Erlöses  erfolgt  nach  den  in  der  Civilprozessordnung  dar- 
gestellten (s.  o.  § 45)  Prinzipien. 

§ 69. 

4.  Intestaterbfolge.8) 

I.  Das  Intestaterbrecht  ist  durch  die  Novelle  118  geregelt  und  be- 
stehen hiernach  in  Griechenland  die  vier  Klassen  des  römischen  Rechts, 
Was  das  eheliche  Güterrecht  anbetrifft,  so  gilt  das  römische  Dotal- 
system.  Diese  Grundsätze  des  römischen  Rechts  sind  an  manchen 
Orten  durch  lokales  Gewohnheitsrecht  modifizirt  worden^4)  Danach  be- 
steht vielfach  ein  — an  manchen  Orten  sogar  auf  bestimmte  Gegen- 
stände spezialisirtes  — Dotationsrecht  der  verheiratheten  Töchter.  Im 
Peloponnes  existirt  vielfach  die  Gewohnheit,  dass  die  männlichen  Des- 
zendenten allein  den  Nachlass  des  Vaters  theilen,  dagegen  zu  Etablirung 
und  Versorgung  der  unverheirateten  Schwestern  verpflichtet  sind;  ebenso 
gilt  an  manchem  Orte,  dass  die  vom  Vater  dotirte  Tochter  ein  Recht 
auf  den  Nachlass  nicht  hat.  Auf  diese  Gewohnheiten  näher  einzugehen 
verbietet  der  Raum. 

H.  Abweichendes  vom  französischen  (und  römischen)  Rechte  statuirt 
bezüglich  der  gesetzlichen  Erbfolge  der  ionische  Kodex  (Art.  629 ff,). 


l)  Krflssas  § 318  ff.  Art.  1075  ff.  C.P.O. 

*)  Diejenigen,  weiche  Siegelanlegung  zu  begehren  berechtigt  sind,  können  gericht- 
liche Inventarisation  (worauf  Art.  1071  ff.  Anwendung  finden)  verlangen.  Das  gericht- 
liche Inventar  errichtet  der  Notar. 

3)  Krassas  § 270  ff. 

4)  Siehe  Maurer,  das  griechische  Volk  I.  S.  13ß. 
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Nach  diesem  sukzediren  nur  männliche  Deszendenten  in  die  Erbschaft 
des  Vaters  und  der  väterlichen  Aszendenten,  und  zwar  nach  Köpfen, 
wenn  sie  alle  proprio  iure  erben,  nach  stirpes,  wenn  auch  nur  einige 
iure  repräsentationis  berufen  sind.  Nur  falls  männliche  Aszendenten 
nicht  vorhanden  sind,  kommen  die  weiblichen  Deszendenten  an  die  Reihe; 
letztere  sind  jedoch  in  jedem  Falle  zu  angemessener  Dotation  berechtigt. 
An  dem  Nachlasse  der  Mutter  und  der  mütterlichen  Deszendenten  sind 
männliche  und  weibliche  Deszendenten  in  gleichem  Masse  betheiligt. 
Nach  den  Deszendenten  kommen  die  Aszendenten,  nach  diesen  die 
Seitenverwandten;  zuletzt  sukzedirt  der  Ehegatte  (Art.  655).  Bezüglich 
des  Ehegüterrechts  ist  der  Ionische  Kodex  wesentlich  dem  französischen 
Rechte  gefolgt. 

III.  Besondere  Vorschriften  über  Erblegitimation  existiren  nicht. 

§ 70. 

5.  Letztwiilige  Dispositionell.1) 

I.  Die  römischen  Grundsätze  haben  durch  das  VfaiafAa  (s.  o.  § 66) 
geringe  Aenderungen  erlitten. 

1.  In  Ansehung  der  Testirfähigkeit  ist  zu  bemerken,  dass  die 
als  Strafe  oder  in  Folge  der  Capitis  deminutio  eintretende  Unfähigkeit 
heute  abolirt  ist.  Ebenso  die  Testirunfähigkeit  der  Fremden. 2)  Ob  der. 
gerichtlich  Entmündigte  seinen  letzten  Willen  in  hellen  Momenten  er- 
klären kann,  ist  trotz  der  absolut  verneinenden  Fassung  des  Art.  124 
des  'Aar.  N.  bestritten. 

2.  Die  Form  der  Testamente  regelt  das  Wfat&jua;  nach  diesem 
giebt  es  öffentliche  (notarielle),  geheime  (beim  Notar  hinterlegte,  vom 
Testator  unterschriebene),  holographische  (die  in  den  Papieren  des 
Testators  vor  gefunden  werden  müssen,  wenn  sie  gelten  sollen)  und  end- 
lich mündliche  für  bestimmte  Fälle  zugelassene  ausserordentliche 
Testamente.  Für  das  im  Ausland  errichtete  Testament  genügt  die 
Beobachtung  der  am  Errichtungsorte  gültigen  Form3)  (’Atrc. N.  A.  7).  Be- 
züglich der  Kodizille,  insbesondere  der  Kodizülarklausel  ist  eine  neuere 
Vorschrift  nicht  ergangen;  ebensowenig  bezüglich  der  Erbeinsetzung  und 
Substitution.  Erbverträge  siiid  ungültig,  mit  Ausnahme  der  rezi- 
proken.4 5) Ueber  Testamentsvollstrecker  schreibt  das  römische 
Recht  nichts  vor:  sie  sind  jedoch  in  Griechenland  bekannt  und  ihr  Amt 
wird  nach  Analogie  der  Auftragsgrundsätze  behandelt.6) 

3.  Die  Publikation  der  Testamente  erfolgt  gerichtlich;  der 
Notar,  bei  dem  ein  Tetament  deponirt  ist,  hat  die  Verpflichtung,  bei 


*)  Krassas  § 154. 

*)  'Ae r.  M Art.  13. 

3)  Ob  das  event.  geforderte  „Auffinden  in  den  Papieren“  nur  Form  ist  (so  Kall. 
§ 209.  A.  n.  129  [1854]),  ist  bestritten. 

3)  Krassas  § 17. 

5)  So  Krassas  § 482  ff. 
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Kenntnissnahme  des  Todes  des  Erblassers  die  Testamentsurkunde  dem 
Bezirksgerichtspräsidenten  einzureichen. x) 

II.  Das  ionische  Recht  (s.  Jon.  Codex  Art.  876)  beruht  wesentlich 
auf  französischer  Grundlage. 

§ 71. 

6*  Pflichttheilsrecht,  Enterbung.l 2 *) 

Hierüber  verweisen  wir  auf  das  römische  und  französische  Recht 
und  bemerken  nur  bezüglich  der  für  das  Notherbrecht  wichtigen  Eman- 
zipationsgrundsätze* dass  durch  die  Ehe  das  Kind  eo  ipso  emanzipirt 
wird,  und  dass  der  leibliche,  ebenso  wie  der  Adoptivvater  vor  dem 
15.  Jahre  sein  Kund  nicht  emanzipiren  kann.8) 

§ 72. 

7.  Das  Verfahren  behufs  Regulierung  des  Nachlasses.4 5) 

I.  Haben  alle  Miterben  freie  Verfügung  über  ihr  Vermögen,  sind 
dieselben  insbesondere  grossjährig,  gegenwärtig,  oder,  wenn  auch  ab- 
wesend, gehörig  vertreten,  so  können  sie  — falls  kein  Streit  entsteht 
— ohne  Zuthun  des  Gerichts  die  Theilung  vornehmen  Eine  gericht- 
liche Theilung  ist  nothwendig,  wenn  eine  Partei  keine  freie  Verfügung 
über  ihr  Vermögen  hat,  insbesondere  minderjährig,  interdizirt,  ab- 
wesend oder  nicht  gehörig  vertreten  ist;  ebenso,  wenn  sich  hie  Parteien 
nicht  verständigen  können  oder  Gläubiger  vorhanden  sind,  die  Oppo- 
sition eingelegt  oder  das  Vermögen  mit  Beschlag  belegt  haben.  Die 
gerichtliche  Theilung  erfolgt  auf  Klage  des  Betheiligten  (bei  mehreren 
Klagen  gilt  als  Kläger,  wer  seine  Klageschrift  durch  den  Gerichtsschreiber 
zuerst  hat  visiren  lassen).  Wird  auf  Theilung  erkannt,  so  sind  in 
demselben  Urtheile  ein  Kommissar  und  Sachverständige  zu  ernennen. 

Jeder  Miterbe  kann  seinen  Antheil  in  natura  verlangen  (ausser  wo 
dieses  unmöglich  ist),  und  von  den  Sachverständigen  sind  dann 
Theile  und  Loose  zu  machen  und  in  Gegenwart  des  Kommissars  zu 
ziehen.  Eine  eventuelle  Versteigerung  erfolgt  nach  den  oben  ange- 
führten Grundsätzen  durch  einen  vom  Gericht  bestellten  Notar. 

H.  Zur  Sicherung  des  Nachlasses  kann  bei  drohender  Gefahr  die 
Siegelanlegung6)  angeordnet  werden.  Sie  erfolgt  von  Amtswegen  bei 
Abwesenheit  und  bei  Minderjährigkeit  der  Interessenten,  oder  wenn  der 
Verstorbene  Staatsgelder  oder  Staatspapiere  in  Händen  hatte,  oder  auf 
Antrag  derjenigen,  die  Rechtsansprüche  auf  einen  Nachlass  haben , ins- 
besondere der  mit  exekutorischen  Urkunden  versehenen  Gläubiger.  Es 
genügt,  da-ss  ein  rechtliches  Interesse  bescheinigt  werde.  Die  Siegel- 


l)  Gerichts-  und  Notariatsordnung  Art.  195;  C.P.O.  Art.  1058. 

8)  Krassas  § 114  ff. 

*)  Krassas  § 153  i.  f.  S.  a.  Gesetz  vom  17.  August  1861  Art.  99. 

4)  Art.  1087  ff.  G.P.O. 

5)  Art.  1049  ff.  C.P.O. 
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anlegung  wird  durch  den  Friedensrichter  vorgenommen,  der  eventuell 
nach  einem  Testament  zu  suchen  hat,  dessen  Existenz  behauptet  wird. 
Von  der  Siegelanlegung  sind  befreit  alle  Gegenstände,  die  zum  Haus- 
gebrauch nothwendig  sind,  oder  deren  Siegelung  ohne  Nachtheil  unmög- 
lich sein  würde.  Ueber  etwaige  Anstände  entscheidet  provisorisch  der 
Friedensrichter;  das  Urtheil  ist  auf  der  Stelle  zu  vollziehen.  Hat  Je- 
mand Ansprüche  auf  die  versiegelten  Gegenstände,  so  kann  er  sie 
mittels  Opposition  geltend  machen. 

Die  Siegelabnahme  erfolgt,  wenn  die  Ursache  weggefallen  ist,  auf 
Antrag  der  zum  Antrag  auf  Siegelung  berechtigten  Personen.  Sind 
alle  Parteien  einig  und  steht  keine  derselben  unter  Pflegschaft, 
so  ist  der  Friedensrichter  über  die  Abnahme  zu  entscheiden  zuständig; 
90119t  muss  darüber  der  Bezirkspräsident  erkennen.  Die  Abnahme  er- 
folgt duroh  den  Friedensrichter  und  über  dieselbe  ist  ein  genaues  Pro- 
tokoll aufzunehmen . Ueber  Anstände  und  Oppositionen  Dritter  gelten 
die  für  die  Siegelanlegung  geschilderten  Grundsätze. 

§ 73. 

8.  Ille  Regulierung  von  Hinterlassenschaften,  der  Ausländer.1) 

I.  Auch  wo  besondere  Staats  vertrage  nicht  existiren,  wird  der 
ausländischen  Konsularbehörde  bei  Regelung  des  Nachlasses  ihrer 
Staatsangehörigen,  besonders  wenn  dieselben  ohne  Hinterlassung  eines 
Testaments  verstorben  sind,  mindestens  ein  Recht  auf  Betheiligung  zu- 
zusprechen sein,  und  es  wird  auch  in  diesem  Sinne  die  Praxis  geübt. 

n.  Zahlreiche  Verträge  sichern  diese  Rechte  der  Konsuln. 

Dahin  gehören  folgende  Verträge: 

1.  Konsularvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich©  vom  26.  No- 
vember 1881  (Art.  XV): 

„Verstirbt  ein  Deutscher  in  Griechenland  oder  ein  Grieche  in 
Deutschland  an  einem  Orte,  an  welchem  ein  Generalkonsul,  Konsul 
oder  Vicekonsul  der  Nation  des  Verstorbenen  seinen  Amtssitz  hat,  oder 
wenigstens  in  der  Nähe  dieses  Ortes,  so  sollen  die  Lokalbehörden  der 
Konsularbehörde  hiervon  unverzüglich  Nachricht  geben. 

In  gleicher  Weise  soll  die  Konsuiarbehörde,  wenn  sie  zuerst  von 
dem  Todesfall  Kenntniss  erhält,  die  Lokalbehörden  mit  Nachricht  ver- 
sehen. 

Die  Konsularbehörde  soll  das  Recht  haben,  von  Amts  wegen  oder 
auf  Antrag  der  betheiligten  Parteien  alle  Effekten,  Mobilien  und  Papiere 
des  Verstorbenen  unter  Siegel  zu  legen,  indem  sie  zuvor  von  dieser 
Amtshandlung  die  zuständige  Lokalbehörde  benachrichtigt,  welche  der- 
selben beiwohnen  und  ebenfalls  ihre  Siegel  anlegen  kann. 

Die  beiderseits  angelegten  Siegel  dürfen  ohne  Mitwirkung  der  Lokal- 
behörde nicht  abgenommen  werden. 

l)  S.  a.  Böhm,  Handbach  der  internationalen  Nachlassbehandlung  1885  S.  163  ff. 
und  Erg&nzungsband  S.  130  ff. 
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Sollte  jedoch  die  Lokalbehörde  auf  eine  von  der  Konsularbehörde 
an  sie  ergangene  Einladung  der  Abnahme  der  beiderseits  angelegten 
Siegel  beizuwohnen  innerhalb  48  Stunden,  vom  Empfange  der  Ein- 
ladung an  gerechnet,  sich  nicht  eingefunden  haben,  so  kann  die  Kon- 
suiarbehörde  allein  zu  der  gedachten  Amtshandlung  schreiten. 

Die  Konsularbehörde  soll  nach  Abnahme  der  Siegel  ein  Verzeichniss 
aller  Habe  und  Effekten  des  Verstorbenen  aufnehmen  und  zwar  in 
Gegenwart  der  Lokalbehörde,  wenn  diese  in  Folge  der  vorerwähnten 
Einladung  jener  Amtshandlung  beigewohnt  hatte. 

Die  Lokalbehörde  soll  den  in  ihrer  Gegenwart  aufgenommenen  Proto*» 
kollen  ihre  Unterschrift  beifügen,  ohne  dass  sie  für  ihre  amtliche  Mit- 
wirkung bei  diesen  Amtshandlungen  Gebühren  irgend  weicher  Art 
beanspruchen  kann,“ 

Art.  XVI.  „Die  zuständigen  Behörden  sollen  die  in  dem  Lande  ge- 
bräuchlichen oder  durch  die  Gesetze  desselben  vorgeschriebenen  Be- 
kanntmachungen bezüglich  der  Eröffnung  des  Nachlasses  und  des  Auf- 
rufs der  Erbesi  oder  Gläubiger  erlassen  und  diese  Bekanntmachungen 
der  Konsularbehörde  mittheiien,  unbeschadet  der  Bekanntmachungen, 
wölche  in  gleicher  Weise  von  dieser  etwa  erlassen  werden. “ 

Art.  XVII.  „Die  Konsularbehörde  kann  alle  beweglichen  Nachlass- 
gegenstände,  welche  dem  Verderben  ausgesetzt  sind,  und  alle  diejenigen, 
deren  Aufbewahrung  in  natura  dem  Nachlass  erhebliche  Kosten  ver- 
ursachen würde,  unter  Beobachtung  der  durch  die  Gesetze  und  Ge- 
bräuche des  Landes  ihres  Amtssitzes  vorgeschriebenen  Formen  öffentlich 
versteigern  lassen.“ 

Art.  XVIII.  „Die  Konsularbehörde  hat  die  inventarisirten  Effekten 
und  AVerthgegenstände,  den  Betrag  der  eingezogen en  Forderungen  und 
erhaltenen  Einkünfte,  sowie  den  Erlös  aus  dem  etwa  stattgehabten 
Verkauf  der  Mobilien  als  ein  Depositum,  welches  den  Landesgesetzen 
unterworfen  bleibt,  bis  zum  Ablaufe  einer  Frist  von  sechs  Monaten,  von 
dem  Tage  der  letzten  Bekanntmachung,  welche  die  Lokalbehörde  hin- 
sichtlich der  Eröffnung  des  Nachlasses  erlassen  hat,  an  gerechnet,  oder, 
falls  von  der  Lokalbehörde  keine  Bekanntmachung  erlassen  worden  ist, 
bis  zum  Ablaufe  einer  Frist  von  acht  Monaten,  von  dem  Todestage  an 
gerechnet,  zu  verwahren. 

Die  Konsularbehörde  soll  jedoch  die  Befugniss  haben,  die  Kosten 
der  letzten  Krankheit  und  der  Beerdigung  des  Verstorbenen,  den  Lohn 
der  Dienstboten,  Miethszins,  Gerichts-  und  Konsulatskosten  und  Kosten 
ähnlicher  Art,  sowie  etwaige  Ausgaben  für  den  Unterhalt  der  Familie 
des  Verstorbenen  aus  dem  Erlös  des  Nachlasses  sofort  vorweg  zu  ent- 
nehmen.“ 

Art.  XIX.  „Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  vorhergehenden 
Artikels  soll  der  Konsul  das  Recht  haben,  hinsichtlich  des  beweglichen 
oder'  unbeweglichen  Nachlasses  des  Verstorbenen  alle  Sicherungsmass- 
regeln  zu  treffen,  welche  er  im  Interesse  der  Erben  für  zweckmässig 
erachtet.  Er  kann  denselben  entweder  persönlich  oder  durch  von  ihm 
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erwählte  ivnd  in  seinem  Namen  handelnde  Vertreter  verwalten,  und  er 
soll  das  Recht  haben,  sich  alle  dem  Verstorbenen  zugehörigen  Werth- 
gegenstände, die  sich  in  öffentlichen  Kassen  oder  bei  Privatpersonen  in 
Verwahrung  befinden  sollten,  ausliefern  zu  lassen. “ 

Art.  XX.  „Wenn  während  der  im  Art.  XVIII  erwähnten  Frist  über 
etwaige  Ansprüche  von  Landesangehörigen  oder  Unterthanen  einer 
dritten  Macht  gegen  den  beweglichen  Theil  des  Nachlasses  Streit  ent- 
stehen sollte,  so  steht  die  Entscheidung  über  diese  Ansprüche,  sofern  sie 
nicht  auf  einem  Erbanspruche  oder  Vermächtniss  beruhen,  ausschliesslich 
den  Landesgerichten  zu 

Falls  der  Bestand  des  Nachlasses  zur  unverkürzten  Bezahlung  der 
Schulden  nicht  ausreichen  sollte,  sollen  die  Gläubiger,  sofern  die  Ge- 
setze des  Landes  dieses  gestatten,  bei  der  zuständigen  Lokalbehörde 
die  Eröffnung  des  Konkurses  beantragen  können.  Nach  erfolgter  Kon- 
kurseröffnung sollen  alle  Schriftstücke,  Effekten  oder  Wertlie  der  Nach- 
lassmasse der  zuständigen  Lokalbehörde  oder  den  Verwaltern  der  Kon- 
kursmasse überliefert  werden,  wobei  die  Konsul arbehörde  mit  der  Wahr- 
nehmung der  Interessen  ihrer  Landesangehörigen  betraut  bleibt/1 

Art.  XXL  „Mit  Ablauf  der  in  Art.  XVIII  festgesetzten  Frist,  soll, 
wenn  keine  Forderung  gegen  den  Nachlass  vor  liegt,  die  Konsularbehörde, 
nachdem  alle  dem  Nachlasse  zur  Last  fallenden  Kosten  und  Rechnungen 
nach  den  im  Lande  geltenden  Tarifen  berichtigt  worden  sind,  endgiltig 
in  den  Besitz  des  Nachlasses  gelangen,  welchen  sie  liquidiren  und  den 
Berechtigten  überweisen  soll,  ohne  dass  sie  anderweit,  als  ihrer  eigenen 
Regierung  Rechnung  abzulegen  hat.“ 

Art.  XXII.  „ln  allen  Fragen,  zu  denen  die  Eröffnung,  die  Ver- 
waltung und  die  Liquidirung  der  Nachlässe  von  Angehörigen  eines  der 
beiden  Länder  in  dem  anderen  Lande  Anlass  geben  können,  vertreten 
die  betreffenden  Generalkonsuln,  Konsuln  und  Vizekonsuln  die  Erben 
von  Rechts  wegen  und  sind  amtlich  als  die  Bevollmächtigten  derselben 
anzuerkennen,  ohne  dass  sie  verpflichtet  wären,  ihren  Auftrag  durch 
eine  besondere  Urkunde  nachzuweisen. 

Sie  sollen  demgemäss  in  Person  oder  durch  Vertreter,  welche  sie 
aus  den  landesgesetzlich  dazu  befugten  Personen  erwählt  haben,  vor 
den  zuständigen  Behörden  auftreten  können,  um  in  jeder  sich  auf  den 
Nachlass  beziehenden  Angelegenheit  die  Interessen  der  Erben  wahr- 
zunehmen, indem  sie  deren  Rechte  geltend  machen  oder  sich  auf  die 
gegen  dieselben  erhobenen  Ansprüche  einlassen. 

Sie  sind  jedoch  verpflichtet,  zur  Kenntniss  der  TestamentsvolL 
Strecker,  wenn  solche  vorhanden  sind,  oder  der  gegenwärtigen  oder 
Vorschrift smässig  vertretenen  Erben  jeden  Anspruch  zu  bringen,  welcher 
bei  ihnen  gegen  die  Nachlassmasse  erhoben  sein  sollte,  damit  die  Voll- 
strecker oder  die  Erben  ihre  etwaigen  Einreden  dagegen  erheben  können. 

Sie  sollen  gleichfalls  die  Vormundschaft  oder  Kuratel  über  ihre 
Landesangehörigen  für  alles  auf  die  Nachlassregelung  Bezügliche  in  Ge- 
mässheit  der  Gesetze  ihres  Landes  einleiten  können. 
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Es  versteht  sich  jedoch  von  selbst,  dass  die  Generalkonsuln,  Kon- 
suln und  Vizekonsulri,  da  sie  als  Bevollmächtigte  ihrer  Landesange- 
hörigen betrachtet  werden,  niemals  wegen  irgend  einer  die  Sukzession 
betreffenden  Angelegenheit  persönlich  gerichtlich  in  Anspruch  genommen 
werden  dürfen.“ 

Art.  XXIII.  (Ist  oben  S.  101  und  102  Note  1 mitgetheilt). 

Art.  XXIV.  „Wenn  ein  Deutscher  in  Griechenland  oder  ein  Grieche 
in  Deutschland  an  einem  Orte  verstirbt,  wo  eine  Konsularbehörde  seiner 
Nation  nicht  vorhanden  ist,  so  hat  die  zuständige  Lokalbehörde  nach 
Massgabe  des  Landesgesetzes  zur  Anlegung  der  Siegel  und  zur  Ver- 
zeichnung des  Nachlasses  zu  schreiten.  Beglaubigte  Abschriften  der 
darüber  auf  genommenen  Verhandlungen  sind  nebst  der  Todesurkunde 
und  den  die  Staatsangehörigkeit  des  Verstorbenen  darthuenden  Schrift- 
stücken binnen  kürzester  Frist  der  dem  Nachlassorte  nächsten  Kon- 
sularbehörde  zu  übersenden. 

Die  zuständige  Lokalbehörde  soll  hinsichtlich  des  Nachlasses  des 
Verstorbenen  alle  durch  die  Landesgesetze  vorgeschriebenen  Mass- 
regeln  treffen,  und  der  Bestand  des  Nachlasses  ist  in  möglichst  kurzer 
Frist  nach  Ablauf  der  im  Art.  XVIII  bestimmten  Frist  den  gedachten 
Konsularbeamten  zu  übermitteln. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  von  dem  Augenblicke  an,  wo  der 
zuständige  Konsularbeamte  erschienen  sein  oder  einen  Vertreter  an  Ort 
und  Stelle  geschickt  haben  sollte,  die  Lokalbehörde,  welche  etwa  ein- 
geschritten ist,  sich  nach  den  in  vorstehenden  Artikeln  enthaltenen  Vor- 
schriften zu  richten  haben  wird.“ 

Art.  XXV.  „Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages  sollen 
in  gleicher  Weise  auf  den  Nachlass  eines  Angehörigen  eines  der  beiden 
Staaten  Anwendung  finden,  der,  ausserhalb  des  Gebiets  des  anderen 
Staates  verstorben,  dort  bewegliches  oder  unbewegliches  Vermögen 
hinterlassen  haben  sollte.“ 

2.  Die  Konsularverträge  mrt  Italien  vom  15. /27.  November 
1880  Art.  11  ff.  und  Frankreich  vom  7.  Januar  1876  Art.  12  ff.  sta- 
tuiren  ähnliche  Grundsätze. 

3.  Vertrag  mit  Bussland  vom  12.  Januar  1850.  Art.  12  giebt 
den  Konsular-  und  diplomatischen  Behörden  das  Hecht,  „im  Falle  des 
Todes  eines  Russen  in  Griechenland  oder  eines  Griechen  in  Russland, 
im  Einverständniss  mit  der  inländischen  zuständigen  Behörde,  die  In- 
ventarisirung  der  Nachlasssachen  vorzunehinen,  die  (Siegel  des  Kon- 
sulats oder  der  Gesandtschaft  zusammen  mit  denen  der  inländischen  Be- 
hörde anzulegen,  indem  auf  diese  Weise  die  zur  Erhaltung  des  Erbschaft 
nöthigen  Massregeln  getroffen  werden  . . . ; ausserdem  für  den  Fall 
des  Todes  eines  der  resp.  Staatsangehörigen  ohne  Hinterlassung  eines 
Testaments,  das  Recht,  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  der  Inter- 
essenten, und  nach  vorheriger  Benachrichtigung  der  inländischen  Be- 
hörden, die  zur  Wahrungder  Rechte  der  Erben  nöthigen  Formalitäten 
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vorzunehmen,  von  dem  Nachlass  Besitz  zu  ergreifen,  und  denselben 
persönlich  oder  durch  Vertreter,  die  sie  auf  ihre  Verantwortung  hin 
ernennen,  zu  verwalten.“ 

Art.  13  statuirt  „für  Streitigkeiten  die  Kompetenz  der  Gerichte 
der  hereditas  iacens“  und  sichert  zu,  dass,  falls  einem  Angehörigen  des 
anderen  Staates  durch  Erbschaft  Immobilien  zufallen  sollten,  die  er  als 
Ausländer  nicht  besitzen  kann,  demselben  eine  Frist  gewährt  werden 
wird,  während  deren  er  sie  veräussern  kann. 

4.  Vertrag  mit  der  Türkei  vom  27.  Mai  1855  Art.  26:  „Im 

Falle  des  Todes  . . . hat  die  Konsularbehörde,  deren  Zuständigkeit  der 
Verstorbene  angehörte,  vom  Nachlass  Besitz  zu  ergr  eifen,  um  denselben 
den  Erben  zuzustellen.“ 

5.  Vertrag  mit  Persien  vom  15.  Januar  1862  Art.  9:  „Im  Falle 
des  Todes  . . . wird  der  Nachlass  dem  Konsul  oder  Agenten  des 
Staates  ausgehändigt.  dem  der  Verstorbene  angehörte,  damit  dieser  ge- 
mäss den  Gesetzen  und  Gewohnheiten  seines  Landes  verfahre.“ 

6.  Handelsvertrag  mit  England  vom  29.  Oktober/10.  November 
1886  Art.  14:  „Für  den  Fall  des  Todes  . . . ohne  Hinterlassung  von 
Testament,  haben  die  Konsuln  den  Nachlass  zu  verwalten,*  insoweit  dies 
mit  den  Gesetzen  beider  Staaten  nicht  im  Widerspruch  steht.“ 

7.  Vertrag  mit  Oesterreich r)  bezüglich  der  Mobiliarnachlass- 
regulierung vom  31.  Mai/12.  Juni  1856  giebt  „den  Justizbehörden  des 
Landes,  dem  der  Verstorbene  an  gehörte,  das  Eeclit  bezüglich  des  be- 
weglichen Nachlasses  in  allen  Streitigkeiten  etc.  betreffend  den  Nach- 
lass zu  erkennen.  Die  Justizbehörden  des  Staates,  in  denen  der  Nach- 
lass sich  befindet,  haben  nur: 

a)  die  von  den  inländischen  Gesetzen  zur  Erhaltung  und  Verwal- 
tung des  Nachlasses  vorgeschriebenen  Massregeln  zu  ergreifen  (Siegel- 
anlegung und  Inventarisation  womöglich  nach  Ladung  der  Konsular- 
behörde zur  Betheiiigung  als  Zeuge); 

b)  alle  Vorsichtsmassregeln  im  Interesse  der  Erben  und  Legatare, 
die  dem  betreffenden  Staate  angehören,  bis  zur  definitiven  Entscheidung 
über  eventuelle  Streitigkeiten  seitens  der  kompetenten  Gerichte  des 
anderen  Staates  zu  treffen; 

c)  über  alle  Streitigkeiten  zu  erkennen,  die  auf  Grund  von 
anderen  als  Erb-  oder  Legataransprüchen,  seitens  inländischer  oder 
fremder  daselbst  wohnhafter  Kläger  erhoben  werden,  und  die  Gläubiger 
zu  befriedigen,  gemäss  den  inländischen  Gesetzen. 

Nach  Befriedigung  derartiger  Ansprüche  . . . soll  der  Rest  des 
Vermögens  den  Konsular-  oder  diplomatischen  Behörden  des  Staates 
ausgehändigt  werden,  dem  der  Verstorbene  angehörte.“ 


*)  Vgl.  Jettei,  Handbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts,  - Wien  und 
Leipzig  189S.  S.  79. 
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§ 74. 

9.  Erbschaftssteuer. 

Die:  Erbschaftssteuer  regelt  das  Stempel gesetz  vom  30.  De- 
zember 1887  (beachte  auch  die  durch  neuere  Gesetze  der  Jahre  1800 
und  1892  erfolgten  Zusätze  und  Modifikationen).  Nach  Art.  27 l)  unter- 
liegen die  den  Werth  von  2000  Drachmen  übersteigenden,  in  Griechen- 
land befindlichen  Vermögen,  welche  laut  letztwilliger  Verfügung  (inkl. 
Schenkung  von  Todeswegen)  oder  ab  intestato  an  Inländer  oder  Aus- 
länder — wenn  diese  durch  Vertrag  nicht  ausgeschlossen  sind  — fallen, 
einer  Stempelsteuer  von  2%  bei  Ehegatten  und  voll-  und  halbbürtigen 
Geschwistern;  von  3°/o  bei  Verwandten  dritten  und  vierten  Grades;  von 
4°/0  bei  Verwandten  fünften  bis  siebenten  Grades;  von  5%  bei  den 
übrigen  Verwandten,  Adoptiveltern  und -Kindern  und  den  verschwägerten 
Personen,  sowie  bei  allen  Fremden.  Sind  diese  Personen  über  60  Jahre 
alt,  so  zahlen  sie  nur  2/3,  sind  sie  über  70  Jahre  alt,  nur  x/2 , sind  sic 
über  80  Jahre  alt  nur  x/3  der  obigen  Stempelgebühr.  Besonderes  gilt, 
wenn  Eigenthum  und  Niessbrauch  getrennt  hihierlassen  werden.  Die 
an  wohlthätige,  vom  Staate  anerkannte  Anstalten  fallenden  Vermögen 
sind  von  der  Steuer  befreit. 

Nach  Art.  43  ff.  besteht  eine  Anzeigepfiicht  der  Steuerpflichtigen, 
und  zwar  sollen  Erben  und  Legatare  (resp.  deren  gesetzliche  Vertreter) 
innerhalb  6 Monaten  nach  dem  Tode  des  Erblassers,  wenn  derselbe  im 
Inland  erfolgte  oder  sie  im  Inland  wohnen,  innerhalb  eines  Jahres  aber, 
wenn  der  Tod  im  Ausland  erfolgte  oder  sie  im  Ausland  sich  aufhalten 
(für  Afrika  etc.  noch  längere  Fristen),  an  den  Finanzkommissar  des 
Bezirksgerichtssitzes  eine  Eingabe  einreichen,  in  welcher  das  zu  fallende 
Vermögen  genau  zu  verzeichnen  und  zu  taxiren,  sowie  die  eventuellen 
Lasten  und  eventuellen  verwandtschaftlichen  Verhältnisse  des  Steuer- 
pflichtigen zu  dem  Erblasser  anzuführen  sind.  Bei  Schenkungen  von 
Todeswegen  ist,  falls  die  betreffenden  Rechte  vor  dem  Tode  des 
Schenkers  auf  den  Beschenkten  übergehen,  die  Stempelsteuer  ebenfalls 
vor  dem  Tod  zu  entrichten  (30 tägige  Anmeldefrist);  sie  wird  jedoch 
zurückerstattet,  falls  der  Beschenkte  vor  dem  Schenker  stirbt. 

Die  Anmeldefrist  kann  auf  Antrag  der  Interessenten  vom  Finanz- 
kommissar verlängert  werden.  Die  für  das  Ausland  geltende  Frist 
wird  auf  6 Monate,  gerechnet  vom  Moment  der  Besitzergreifung,  ver- 
kürzt für  den  Fall,  dass  der  Berechtigte  innerhalb  des  Jahres  (resp. 
zweier  Jahre)  in  Besitz  des  Vermögens  gekommen  ist.  Die  Anmel- 
dung ist  auf  dem  angemeldeten  V ermögenswerthe  entsprechendem 
Stempelpapier  zu  schreiben.  Hat  der  Finanzrath  Einwendungen,  so 
ladet  er  behufs  Regelung  der  Steuersumme  den  Steuerpflichtigen  vor 


*)  Art.  27  findet  auch  bezüglich  des  beweglichen  Vermögens  der  in  der  Türkei 
versterbenden  Griechen  Anwendung  (Konsulargesetz  vom  22.  Dezember  1877  Art.  231 
und  Stempelsteuergesetz  Art.  28). 
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das  kompetente  Bezirksgericht.  Die  Sache  (ebenso  die  eventuell  gegen 
das  Urtheil  eingelegte  Berufung)  wird  summarisch  erledigt. 

Ist  das  zufallende  Vermögensrecht  bestritten,  so  wird  die  Anmel- 
dung auf  gewöhnlichem  Papier  geschrieben  und  wird  die  Steuer  30  Tage 
nach  Erledigung  des  Streites  entrichtet. 

Erfolgt  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  die  Anmehlung  nicht,  so 
hat  der  Finanzkommissar  binnen  einer  Zeit  von  3 Jahren  die  Steuer- 
summe zu  bestimmen,  und  können  dagegen  die  von  der  Entscheidung 
Betroffenen  innerhalb  60  Tagen,  wenn  sie  im  Inlande  wohnen  oder  sich 
aufhalten,  innerhalb  6 Monaten,  wenn  sie  in  Europa,  der  Türkei,  Aegypten, 
Algier  oder  Tunis  oder  in  den  indischen  Besitzungen  Englands  sich  auf- 
halten, innerhalb  eines  Jahres  bei  Aufenthalt  in  den  übrigen  Welttheilen, 
seit  Zustellung  des  Schriftstückes,  Einspruch  erheben,  welcher  summa- 
risch verhandelt  wird;  gegen  dieses  Urtheil  ist  Berufung  zulässig,  je- 
doch erst  nach  Entrichtung  der  erstinstanzlich  zugesprochenen  Summe. 

Endlich  verfällt  nach  Art.  60  der  gegen  die  Bestimmung  des  Art.  43 
Verstossende  einer  Geldstrafe,  welche  der  gesetzlichen  Steuer  gleich- 
kommt. 

IV.  Theil. 

Konsulargerichtsbarkeit. *) 

§ 75. 

1.  Allgemeines. 

Konsularverträge  bestehen  mit  Deutschland  (vom  14./26.  November 
1881),*  2)  mit  Frankreich  (vom  7.  Januar  1876), 3)  mit  Italien  (vom 
15./27.  November  1880). 4)  Daneben  ist  die  Konvention  mit  der  Türkei 
vom  27.  Mai  1855  und  der  Vertrag  mit  Oesterreich  bezüglich  der  Mo- 
biliar-Nachlassregulierung (vom  12.  Juni/31.  Mai  1856)  besonders  zu 
erwähnen.  Auf  die  in  Freundschafts-  und  anderen  Verträgen  enthaltenen 
einschlägigen  Bestimmungen  soll  unten  in  der  Darstellung  hingewiesen 
werden. 

Das  Konsularwesen  regelt  das  Gesetz  vom  21.  Dezember  1877 5) 
(AriV2T),  welches  durch  die  Gesetze  vom  19.  Juli  1885  (. A2JF ),  vom 
28.  Mai  1887  (A0JAr),  vom  8.  Mai  1891  (ATT OE')  besonders  wichtige 
Modifikationen  erlitten  hat. 

§ 76. 

2.  Oertliche  und  sachliche  Zuständigkeit  der  Konsuln. 

I.  Die  griechischen  Konsuln  haben  neben  den  allgemeinen  den 
Handel  und  die  Marine  betreffenden,  sowie  den  sonstigen  Verwaltungs- 

*)  Lit.  S.  Antonopoulos,  JI*pl  rqg  iv  Toupxta  krtpodixio.g.  1880.  Chrysantho- 
poulos,  Zfpogevtxdg  ddyyög,  1872. 

^ Abgedruckt  im  Deutschen  Reichs-Gesetzblatt  1882  No.  16. 

3)  Abgedruckt  bei  Martens,  nouveau  recueü,  Ser.  II  Bd.  4 S.  373. 

4)  Abgedruckt  bei  Martens,  nouveau  recueil,  Ser.  II  Bd.  8 S.  622. 

5)  Dieses  Gesetz  hat  das  Gesetz  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  29.  Okt. 
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pflichten,  auch  insbesondere  als  Standesbeamte  (Aot.  N.  Art.  58,  g. 
Kons.  Ges.  Art.  117  ff.)  und  als  Notare* 1)  zu  fungiren,  und  müssen  sich 
dabei,  wo  nicht  Besonderes  durch  Gesetz  oder  durch  die  Verträge  be- 
stimmt ist,  nach  den  Vorschriften  des  Civilgesetzes  und  der  Gerichts- 
und Notariatsordnung  richten.  Audi  sind  sie  berechtigt,  die  in  ihrem 
Amtsbezirke  von  den  dortigen  Behörden  ausgestellten  Urkunden  zu  le- 
galisiren  (Kons.  Ges.  Art.  119)  und  beglaubigte  Uebersetzungen  der  von 
Beamten  ihres  Landes  ausgegangenen  Urkunden  zu  liefern  (Kons.Vertr. 
mit  Deutschland  Art.  9,  mit  Italien  Art.  10,  s.  a.  Kons.Vertr.  mit 
Frankreich  Art.  11),  auch  beglaubigte  Abschriften  der  von  ihnen  ausge- 
stellten oder  bei  ihnen  deponirten  Urkunden  auszu fertigen.  Ueber  die 

nicht  streitige  Gerichtsbarkeit  s.  u.  § 80. 

II.  Was  die  Zuständigkeit  für  die  streitige  Gerichtsbarkeit  anbe- 
trifft,2)  so  ist  zu  bemerken: 

1.  Die  allgemeine  Regel  bezüglich  der  örtlichen  Zuständigkeit 
(Kons.  Ges.  Art.  77),  wonach  jede  Konsularbehörde  für  den  Bezirk  zu- 
ständig ist,  auf  welchen  sich  auch  die  Zuständigkeit  der  höchsten  am 
betreffenden  Orte  residirenden  Verwaltungsbehörde  erstreckt,  — es  müsste 
denn  sein,  dass  durch  Gesetz  oder  Verordnung  etwas  Anderes  bestimmt 
sei  oder  dass  innerhalb  eines  grösseren  Bezirks  spezielle  Konsular- 
behörden für  Theilbezirke  beständen,  — erleidet  drei  wichtige  Aus- 
nahmen: Das  Konsulargericht  von  Konstantin opel  ist  auch  für  die  Be- 
zirke von  Adrianopel  und  Brussa,  für  Marmara  und  die  Dardanellen  zu- 
ständig; das  Konsulargericht  von  Alexandrien  dehnt  seine  Jurisdiktion 
auf  ganz  Aegypten  aus;  dem  Konsulargericht  von  Smyrna  sind  die 
Bezirke  von  Smyrna,  Aidin,  Mougla  und  Magnesia,  der  Bezirk  (Kazan) 
von  Kydoniae  und  Attalia  und  der  ganze  Bezirk  (Vilaet)  des  Aegaeischen 

1856,  welches  dem  belgischen  Gesetze  nachgebildet  war,  im  Prinzipe  in  sich  aufge- 
nommen, jedoch  vielfach  korrigirt  und  ergänzt  (Motive  Kap.  VII). 

1)  Nach  den  Konsularverträgen  (mit  Deutschland  Art.  9,  mit  F r a n k r e i c h Art.  10, 
mit  Italien  Art.  9)  sind  die  Konsuln  befugt,  letztwillige  Verfügungen  ihrer  Landes- 
angehörigen aufzunehmen,  sowie  solche  notarielle  Rechtsgeschäfte,  die  in  ihrem  Lande 
ausgeführt  werden  sollen  oder  die  lediglich  zwischen  Angehörigen  ihres  Landes  ge- 
schlossen werden  (Beschränkungen  betr.  Rechtsgeschäfte  über  Grundeigenthum),  oder 
überhaupt  die  Rechtsgeschäfte,  bei  denen  die  Mitwirkung  eines  inländischen  Beamten 
nicht  unerlässlich  ist. 

2)  Dieselbe  existirt  in  den  nicht  christlichen  Ländern  und  de  iure  jedenfalls  auch 
in  den  früher  zur  Türkei  gehörigen  Ländern,  die  sich  zu  selbstständigen  Staaten 
herausgebildet  haben  (Rumänien,  Serbien,  s.  Berk  Vertrag  Art.  43),  insoweit  diese 
Staaten  nicht  neuere  Verträge  mit  den  auf  Grund  der  Kapitulationen  (mit  der  Türkei) 
berechtigten  Mächten  geschlossen  haben,  durch  welche  die  für  diese  Staaten  massgeb- 
lichen Türkischen  Kapitulationsbestimmungen  ausdrücklich  aufgehoben  werden.  (Was 
Rumänien  anbetrifft  s.  über  diese  Frage  Desjardins,  im  Journal  du  droit  international 
prive  1893  p.  1019  [II].  v.  Streit,  Affaire  Zappa,  Französische  Ausgabe  bei  Larose, 
Paris  1894.  S.  61  ff.)  Nach  dem  Vertrage  mit  Pers  en  Art.  9 haben  die  Repräsen- 
tanten des  griechischen  Staates  das  Recht,  in  Prozessen  zwischen  Griechen  und  Persern 
zugegen  zu  sein,  und  werden  ohne  deren  Gegenwart  die  betr.  Prozesse  nicht  verhandelt. 
Für  die  Prozesse,  an  denen  Perser  nicht  betheüigt  sind,  gelten  die  Grundsätze  bezüg- 
lich der  meistbegünstigten  Nation,  also  haben  die  griechischen  Konsuln  Jurisdiktion. 

Leske  u.  Loewe  em>,  Rechtsverfolguug.  II.  8 
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Meeres  untergeordnet.  Jedoch  behalten  die  innerhalb  dieser  weiteren  Be- 
zirke, aber  nicht  am  Sitze  der  genannten  Konsulargerichte  bestehenden 
Behörden  ihre  Zuständigkeit,  in  erster  und  letzter  Instanz  bis  600  Drach- 
men zu  urtb  eilen. 

2.  Bezüglich  der  sachlichen  Zuständigkeit: 

a)  Die  Konsularbehörden  sind  bei  allen  Streitigkeiten  zwischen 
Griechen,  oder  zwischen  Griechen  und  Einheimischen  oder  anderen 
Fremden  zu  richten  berufen:  a)  Was  die  Prozesse  zwischen  Einheimi- 
scher! und  Griechen  anbelangt,  so  werden  sie  gemäss  den  Verträgen 
und  nach  dem  jeweilig  geltenden  Gesetzes-  und  Gewohnheitsrecht  ge- 
schlichtet. Nach  Art.  24  § 8 des  Vertrages  mit  der  Türkei  finden  auf 
solche  Prozesse  die  für  die  meist  begünstigte  Nation  geltenden  Vor- 
schriften Anwendung.  Wird  von  einem  Einheimischen  gegen  einen 
Griechen  vor  das  Konsulargericht  eine  Klage  gebracht,  so  ist  dieses 
forum  prorogatum  jedenfalls  begründet.  Vielfach  scheint  gewohnheits- 
rechtlich die  ausschliessliche  Kompetenz  des  Konsulargerichts  in  allen 
Fällen,  in  denen  der  Grieche  Beklagter  ist,  zu  bestehen.  Offiziell  für 
das  ganze  Osmanische  Reich  ist  letzteres  von  der  Türkei  niemals  an- 
erkannt worden.  Die  massgebenden  Kapitulationen  der  meistbegünstig- 
ten Staaten  geben  eine  sichere  Anwort  nicht. *)  ß)  Der  Grundsatz 
forum  rei  actor  sequiturl 2 *)  bestimmt  die  Zuständigkeit  der  griechischen 
Konsularbehörde,  falls  zwischen  Fremden  und  ständig  sich  im  Kon- 
sularbezirk aufhaltenden  Griechen  Streit  entsteht;  es  wird  dann  nach 
griechischem  Gesetze 8)  und  den  unten  zu  behandelnden  Grundsätzen 
verfahren.  Ständiger  Aufenthaltsort  ist  jedoch  nicht  Erforderniss,  wenn 
es  sich  um  ein  während  des  Aufenthalts  des  Beklagten  im  Konsulats- 
bezirke entstandenes  Rechtsverhältniss  handelt,  oder  wenn  der  Vertrag 
Verabredetermassen  dort  erfüllt  werden  soll,  fj  Was  die  Prozesse 
zwischen  Griechen  anbelangt,  so  finden  die  Grundsätze  sub  ß analoge  An- 
wendung, und  besteht  somit  ein  Unterschied  von  O.P.O.  Art.  16  (s.  o. 
§§  1 u.  8). 

b)  Ausgeschlossen  von  der  Kon sularj urisdiktion  sind  dingliche  Im- 
mobiliarklagen4 * *)  und  Ehescheidungen  (Art.  131). 


l)  Beachte  z.  B.  Vertrag  mit  Frankreich  von  1740  Art.  41,  69  und  Vertrag  mit 
Oesterreich  von  1718  Art.  5. 

*)  Der  Kläger  hat  zu  beweisen,  dass  der  Beklagte  vor  das  Konsulargericht  gehört. 
— Letzterer  kann  die  Einrede  der  Inkompetenz  auf  Grund  dessen,  dass  er  nicht  Grieche 
sei,  in  jeder  Lage  des  Prozesses  Vorbringen.  App.  Athen  2016  (1892)  in  Themis 
IV.  43. 

®)  lieber  die  Bedeutung  dieses  Satzes,  ob  derselbe  nämlich  nur  das  prozessuale 
oder  auch  das  materielle  Recht  begreifen  will,  herrscht  Streit.  (S.  die  widersprechenden 
Entscheidungen  des  Athener  Appellgerichts  .565  [1883],  768  [1884],  80  [1887]  und  die 
die  Kontroverse  behandelnden  Aufsätze  von  Pongi  und  Mosekovaki  in  Balanos, 
"E(py]p.tpiq  VI.  478,  VII.  132,  515.) 

4)  Ausser  wenn  die  betreffende.  Klage  ineidenter  in  einer  persönlichen  Klage  vor 

das  Konsulargericht  gebracht  wird.  J.  17.  188  (1892),  s,  a.  den  Aufsatz  des  Vizestaats- 

prokurators H.  Maniaki,  in  Bai,  E.  XII.  266. 
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c)  Die  Generalkonsuln,  Konsuln  und  Vicekonsuln  urtheilen  allein 
und  in  letzter  Instanz  bei  Streitsachen  unter  600  Drachmen;  bei  Streit- 
sachen unter  1500  Drachmen  mit  zwei  Beisitzern  zusammen  in  letzter 
Instanz,  in  erster  Instanz  unter  Vorbehalt  der  Appellation  bei  Streit- 
werth über  1500  Drachmen.  Die  Gegenwart  eines  Sekretärs  ist  er- 
forderlich (Kons.  Ges.  Art.  131). 

3.  Diese  Urtheile,  sowie  die  von  den  Konsularbehörden  aufge- 
nommenen Urkunden  sind  in  Griechenland  und  wo  durch  Landesgesetz 
und  Vertrag  es  zugelassen  ist,  vollstreckbar;  die  Vollstreckungsklausel 
ertheilt  der  Vorstand  der  Konsularbehörde.  Bei  auswärtigen  öffent- 
lichen in  nicht  christlichen  Ländern  ausgegebenen  Urkunden  finden 
dabei  die  Grundsätze  der  Civilprozessordnung  Anwendung  (Art.  126). 

4.  Die  Appellation  gegen  obige  Urtheile  ist  bei  dem  erstinstanz- 
lichen Gerichte  innerhalb  30  Tagen  nach  deren  Verkündigung  einzu-r 
reichen  (Kons.  G.  Art.  177  ff.),  und  zwar  in  zwei  Exemplaren,  deren  eines 
auf  Befehl  der  Konsularbehörde  dem  Appellbeklagter)  zugestellt  und 
deren  anderes  dem  Appelikläger  zurückgestellt  wird.  Erst  einen  Monat 
nach  ersterer  Zustellung,  wird  die  Appellation  beim  Appellgerichte 
in  Athen  summarisch  verhandelt.  Bei  der  Appellation  sind  50  Drachmen 
zu  hinterlegen.  Die  Kassation  kommt  vor  den  Kassationshox  und  kann 
gemäss  den  Gründen  der  G.P.O.  begehrt  werden  (Art.  185). 

§ 77. 

3.  Organe  der  Konsulargerichtsbarkeit* 

I.  Der  Konsulardienst  wird  durch  Generalkonsuln,  Konsuln  erster 
und  zweiter  Klasse  und  Vicekonsuln  besorgt;  auch  können  Konsular- 
agenturen daneben  eingesetzt  werden.1)  Es  giebt  ordentliche  und 
Honorarkonsuln. 

Die  Beisitzer  des  Konsulargerichts  werden  vom  Konsul  für  jeden 
einzelnen  Streitfall  aus  einem,  die  am  Sitze  des  Gerichts  residirenden, 
dazu  geeigneten  Griechen  (zur  Aushilfe  auch  manchmal  Mchtgriechen 
zulässig)  enthaltenden  Kataloge  ausgewält.  Das  Konsulargericht  in 
Konstantinopel  besteht  aus  dem  Präsidenten,  dem  ordentlichen  (besol- 
deten) Beisitzer  und  einem  ausserordentlichen  Beisitzer;  die  Gerichte  von 
Smyrna  und  Alexandrien  aus  zwei  ordentlichen  Beisitzern.  Diese 
Gerichte  erfüllen  die  sonst  den  Konsularbehörden  (durch  Art.  124  s.  u. 
§79)  übertragenen  Pflichten;  ihnen  steht  die  sonst  den  Konsuln  ge- 
währte Jurisdiktionsgewalt  zu.2)  Die  nach  Art.  131  inappellable  Juris- 
diktion am  Sitze  des  Gerichts  übt  der  Gerichtspräsident.  Die  Voll- 
streckung der  Akte  der  Gerichtspräsidenten  gewährt  die  Konsular- 
behörde,3) welche  auch  eine  gewisse  Kontrole  behufs  Vermeidung  von 
Konflikten  zu  iiben  hat.4) 

l)  Art.  1 u.  8 des  Kons.  Ges. 

■*)  Art.  135  Kons.  Ges. 

^ Art.  136.  Kons.  Ges. 

4)  Art.  137  Kons.  Ges. 
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II.  Die  Rekusationsgründe  sind  bedeutend  eingeschränkt x)  (ins- 
besondere unmittelbares  Privatinteresse,  in  der  Seitenlinie  nur  Ver- 
wandtschaft bis  zum  vierten  Grade,  Schwägerschaft  bis  zum  zweiten). 
Klagen  gegen  richterliche  Beamte  gehören  zur  Zuständigkeit  des 
Athener  Appellhofs.2) 

III.  Ueber  die  Gebühren  in  Konsularsachen  bestehen  weitläufige 
Vorschriften:  sie  sind  höher  als  die  im  Inlande  zu  entrichtenden.3) 

§ 78. 

4.  Rechtsverhältnisse  der  Konsuln. 

I.  Die  griechischen  Konsulatsbeamten  sind  den  griechischen  Ge- 
setzen unterworfen,  jedoch,  falls  sie  Ausländer  sind,  nur  in  Ansehung 
ihrer  Dienstverhältnisse;  insbesondere  können  Konsularbeamte,  auch 
wenn  sie  Ausländer  sind,  vor  den  griechischen  Gerichten  für  Zuwider- 
handlungen gegen  des  griechische  Gesetz  belangt  werden.4) 

II.  Auch  wo  Konsularverträge  nicht  bestehen,  ist  in  den  Handel s- 
und  Schifffahrtsverträgen  die  gegenseitige  Unterstützung  der  Konsuln 
bei  Besorgung  ihrer  Amtsgeschäfte  ausbedungen,  und  es  sind  die  nach 
Völkerrechtsgrundsätzen  den  Konsuln  zu  gewährenden  Privilegien  er- 
wähnt: so  auch  bezüglich  Ertheilung  des  Exequatur,  sowie  bezüglich 
eventueller  Vergehungen  der  Konsuln  gegenüber  den  Gesetzen  des  Staates, 
bei  dem  sie  angestellt  sind. 

Insbesondere  ist  in  den  Konsularverträgen  die  Unverletzlichkeit  der 
Konsulats archive,  die  Befreiung  der  Konsuln  von  den  direkten  Steuern, 
ausser  wTenn  sie  Handelstreibende  sind  oder  Grundbesitz  haben,  statuirt; 
diese  Bestimmungen  müssen  auch  infolge  derjenigen  Verträge  (und  fast 
alle  sind  so  gefasst),  welche  für  die  Konsuln  die  Vorrechte  der  meist- 
begünstigten Nation  ausbedingen,  Anwendung  finden.  Exterritorialität 
haben  die  Konsuln  nicht  zu  beanspruchen.5) 

Bezüglich  ihrer  Zeugnisspflicht  gelten  bestimmte  Formalitäten.5) 
Der  Schuldhaft  unterliegen  sie  nur  wegen  Verbindlichkeiten  aus  Handels- 
geschäften, auch  sind  im  Falle  der  Verhaftung  eines  Konsuls  bestimmte 
Formalitäten  zu  beobachten.7) 

§ 79- 

5.  Verfahren. 

I.  Im  Allgemeinen  ist  zu  bemerken,  dass  die  Grundsätze  der  Civil- 
prozessordnung  überall  gelten,  wo  eine  Spezialvorschrift  nicht  existirt.8) 

*)  Art.  127  Kons.  Ges. 

2)  Art.  177  Kons.  Ges. 

3)  Art.  221  ff.  Kons.  Ges. 

4)  Art.  4 Kons. Ges. 

5)  A.  II.  155  (1838). 

6)  Vgl.  Konsularvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich  Art.  III;  mit  Italien  Art.  VI 
mit  Frankreich  Art.  VI. 

7)  Konsularvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich  Art.  II;  mit  Frankreich  Art.  VIII. 

8)  Art.  176  Kons.  Ges. 
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II.  Nur  wenige  wesentliche  Aenderungen  des  gewöhnlichen  Ver- 
fahrens sind  durch  die  Konsulargesetzgebung  eingeführt.  Wir  erwähnen, 
dass  der  Bevollmächtigte  auch  Insinuationsbevollmächtigter  ipso  iure 
ist.1)  Jedes  Begehren  wird  durch  ein  an  die  Konsularbehörde  ein- 
zureichendes Schriftstück  gestellt  oder  mündlich  in  dem  Konsularbureau 
vorgetragen.  Eine  Originalurkunde  darüber  wird,  versehen  mit  dem 
Befehl  des  Konsuls,  an  einem  bestimmten  Tage  zu  erscheinen,  dem  Be- 
klagten zugestellt.2)  Die  Parteien  brauchen  vor  Gericht  nicht  zu  er- 
scheinen, wenn  sie  schriftliche  Amträge  eingereicht  haben,3)  das  Ge- 
richt kann  jedoch  ihr  Erscheinen  anordnen.  Das  Urtheil  ist  womöglich 
sofort  zu  erlassen;  wird  eine  Urkunde  vom  Gegner  vorenthalten,  so 
kann  ohne  Vorverfahren  die  Edition  derselben  beantragt  werden.4)  Wird 
der  Zeugenbeweis  zugelassen,  so  ladet  der  Gerichts-  resp.  Konsular- 
vorstand die  Zeugen5 6)  (Art.  160). 

Das  Kontumazialurtheil  wird  nach  Art.  148  (s.  o.)  zugestellt;  der 
Präsident  kann  die  Einspruchsfrist  bestimmen : dieselbe  muss  mindestens 
acht  Tage  betragend) 

Die  Konsularbehörden  resp.  die  Konsulargerichte  haben  auf  Er- 
suchen oder  Auftrag  der  zuständigen  griechischen  Behörden  die  von 
anderen  griechischen  Gerichten  ergangenen  Urtheile  gemäss  den  Ver- 
trägen und  den  Ortsgewohnheiten  in  nicht  christlichen  Ländern  zu  voll- 
strecken.7) Natürlich  sind  sie  auch  für  die  Vollstreckung  resp.  Er- 
theilung  provisorischer  Vollstreckbarkeit  (Art.  169)  bei  ihren  eigenen 
Urtheilen  zuständig;  ebenso  sind  sie  berechtigt,  Personalhaft  gemäss 
der  Civilprozessordnung  anzuordnen,  jedoch  nur  für  den  Fall,  dass  die 
Gegenpartei  einem  Staate  angehört,  wo  Personalhaft  zulässig  ist. 

III.  Die  Konsularbehörden  urtheilen  als  Schiedsrichter,  wo  ihnen 
durch  Kompromiss  die  Streiterledigung  aufgetragen  wird8)  und  sind 
berechtigt,  bei  Uebereinstimmung  der  Parteien,  Beweise  zu  erheben 
und  Eide  abzunehmen.9)  Sie  dienen  überhaupt  als  Vergleichsbeamte 
und  können  auch  in  christlichen  Ländern  Streitigkeiten  über  den  Lohn 
der  Schiffsleute  auf  griechischen  Handelsschiffen,  sowie  über  die  gegen- 
seitigen Verpflichtungen  von  Besatzung  und  Passagieren  schlichten.10) 


9 Art.  145  ibid. 

<J)  Art.  147  ibid. 

3)  Art,  153  ibid. 

4)  Art.  155  ibid. 

5)  Art,  160  ibid. 

6)  Art.  166  ibid. 

7)  Art.  124,  141  ibid. 

*)  Art.  121  ibid. 

9)  Art.  125  ibid.  S.  a.  App.  Athen,  im  Journal  du  droit  int.  pr.  1893  S.  234. 

10)  Art.  122  ibid.  S.  a.  Verträge  mit  den  Vereinigten  Staaten  Art.  12;  mit  Belgien 
Art.  16;  mit  Russland  Art.  8;  mit  Schweden  und  Norwegen  Art,  17;  mit  der  Türkei 

Art.  24. 
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§ 80. 

6.  Freiwillige  Gerichtsbarkeit. 

1.  Die  Konsuln  sind  als  Notare  auch  in  christlichen  Ländern 
thätig  (s.  o.  § 76);  sie  haben  bei  Havereien  und  Strandungen  ihrer 
Nationalität  angehöriger  Schiffe  die  nöthigen  Massregeln  zu  ergreifen 
(s.  die  Kons.  Verträge). 

IT.  Im  Falle  des  Todes  eines  Griechen  sind  die  Konsuln  ver- 
pflichtet Sicherungsmassregeln  zu  treffen,  soweit  Gewohnheitsrecht  und 
Verträge  dies  zulassen,1)  und  event.  finden  die  oben  § 73  dargestellten 
Grundsätze  reziproke  Anwendung. 

l)  Art.  119  Kons.  Ges. 


Zusatz  zum  I.  Theil  (§  20). 

Art.  195  u.  196  der  C.P.O.  sind  durch  das  Gesetz  vom  19.  Fe- 
bruar 1894  (BI KE 1 ) erheblich  modifizirt  worden.  Danach  lauten 
diese  Artikel  folgend ermassen : 

,,195.  Wenn  ein  Zeuge,  ein  Sachverständiger  oder  eine  Partei  an 
einem  anderen  Orte  wohnt  als  an  dem  des  Gerichts  resp,  der  Gegen- 
partei, so  wird  bei  Berechnung  der  Fristen  (und  zwar  nur  in  den  vom 
Gesetz  ausdrücklich  genannten  Fällen)  ein  Zeitraum  von  15  Tagen, 
falls  er  im  Bezirke  desselben  Bezirksgerichts  wohnt,  ein  Zeitraum  von 
25  Tagen,  wenn  er  in  dem  Bezirke  eines  anderen  Bezirksgerichts,  aber 
innerhalb  desselben  Appellhofbezirks  wohnt,  endlich  ein  Zeitraum  von 
30  Tagen,  falls  er  im  Bezirke  eines  anderen  Appellhofs  wohnt,  hinzu- 
gefügt. 

19(1  Wenn  mehrere  Personen  an  verschiedenen  Orten  wohnen,  so 
regelt  die  weiteste  Entfernung  die  im  vorigen  Artikel  genannte  Frist- 
.Verlängerung .für  alle  Personen  gemeinsam. 

Mangels  eines  Wohnsitzes  wird  die  Berechnung  auf  Grund  des 
Aufenthaltsorts  der  Zeugen,  Sachverständigen  oder  der  Partei  vor- 
genommen  “ 

Durch  dieses  Gesetz  ist  die  Fristverlängerungsberechnung  (s.  o.  § 20) 
erheblich  vereinfacht,  sowie  die  Kontroverse  aus  der  Welt  geschafft 
worden,  ob,  bei  dem  Widerspruch  der  deutschen  und  der  griechischen 
Fassung  der  C.P.O.  in  Art.  195,  der  deutsche  oder  der  griechische  Text 
gelten  soll 
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I.  Theil.1) 

Civiiprozess. 

§ l. 

Quellen  und  Literatur. 

A.  Die  wichtigsten  Quellen  für  das  rumänische  Civilprozessrecht 
sind  folgende: 

1.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  (codice  civil)  vom  4.  Dezember  1864.2) 

2.  Die  Civilprozessordnung  (Procedura  civilä)  vom  11.  September 
1865.2) 

*)  Das  rumänische  Civilrecht,  welches  im  Codice  civil  enthalten  ist,  lehnt  sich  an 
den  Code  Napoleon  an.  Das  rumänische  Civilgesetzbueh  ist  am  1.  Januar  1865  in 
Kraft  getreten;  es  bietet  in  Einzelheiten  zwar  wesentliche  Abänderungen  gegenüber 
dem  französischen  Text  (so  z.  B.  in  Ansehung  der  natürlichen  Kinder,  die  in  Rumänien 
viel  ungünstiger  behandelt  werden  als  in  Frankreich,  und  ihrer  Anerkennung,  die  hier 
sehr  erschwert  ist),  im  Allgemeinen  ist  es  jedoch  eine  ziemlich  getreue  Reproduktion 
des  französischen  Textes*  So  oft  der  rumänische  Gesetzgeber  eine  im  französischen 
Recht  vorhandene  Kontroverse  entschieden  hat,  ist  meist  die  Ansicht  Mar  ca  de ’s 
(Explication  theorique  et  pratique  du  Code  Napoleon  — neueste  Auflage,  die  7.  Paris 
1887  — ) adoptirt  worden. 

Theüweise  ist  das  rumänische  Recht  auch  von  anderen  Gesetzgebungen  beeinflusst 
worden,  so  besonders  bei  der  Lehre  von  den  Hypotheken  und  Privilegien  von  dem  be- 
treffenden belgischen  Spezialgesetz;  an  anderen  Orten  hat  es  auch  aus  dem  neuen 
italienischen  Civilgesetzbueh  geschöpft. 

Die  französische  juristische  Literatur  bildet  die  Hauptquelle  für  Studium,  Ver- 
ständnis und  Auslegung  des  rumänischen  Civilrechts. 

Von  rumänischen  Kommentaren  zum  Civilgesetzbueh  sind  in  erster  Linie  zwei 
zu  nennen:  D.  Alexandres co,  Explicatiünea  Codului  civil,  Jassy  1886  angefangen, 
und  Al.  Gregoriady-Bonaki,  Explieatiunea  Codului  civil,  Folticeni  1876  und  Jassy 
1886  und  1889.  Beide  Arbeiten  sind,  sehr  verdienstvoll,  besonders  die  erstere  berück- 
sichtigt vielfach  das  frühere  Recht,  den  Codul  Callimaki  in  der  Moldau,  der  sich  meist  an 
das  österreichische  bürgerliche  Gesetzbuch  anlehnt,  und  den  Codul  Caragea  in  der 
Walachei,  die  vor  der  Einführung  der  französischen  Gesetzgebung  herrschten,  und 
sogar  noch  ältere  rumänische  Gesetzgebungen.  Beide  Kommentare  sind  noch  unvoll- 
endet, jedoch  wird  die  erstere  von  ihrem  Autor  fortgesetzt;  der  Verfasser  des  letzteren 
ist  inzwischen  leider  gestorben.  Sodann  existirt  noch  ein  vollständiges,  aber  un- 
bedeutendes Werk  in  8 Bänden  von  Constantin  Eraclide,  explicatiune  teoreticä 
si  practica  a codicelui  civil.  Ausserdem  sei  hier  noch  erwähnt  die  Monographie  von 
Grigore  Peucescu  über  die  Obligationen,  ein  vorzügliches  Werk  in  zwei  Bänden, 
das  unter  dem  Titel  „Tratatui  obligatiunilor“  in  Bukarest  in  den  Jahren  1884  und  1891 
erschienen  ist.  Endlich  hat  G.  B.  Petrescu,  Rath  am  Kassationshof  in  Bukarest,  bei 
Goebl  fii,  ebendaselbst,  zwei  Werke  veröffentlicht,  das  eine  über  Testamente  1889,  und 
das  andere  über  Schenkungen  1891.  Beide  sind  im  Wesentlichen  Kompilationen  aus 
der  französischen  Literatur. 

*)  in  Kraft  seit  dem  1.  Dezember  1865. 
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3.  Das  Handelsgesetzbuch  (codice  de  comerciü)  vom  16.  April  1887. 

4.  Das  Gerichtsverfassungsgesetz  vom  1./13.  September  1890, 

- 5.  Das  Gesetz  über  die  Friedensrichter  vom  4./16.  März  1894. 

B.  Literatur. 

1.  Ausgaben  der  Civilprozessordnung  sind  besorgt  von: 

a)  Al.  Blancfort,  Advokat  in  Piatra  N,  unter  dem  Titel: 

Jurispruden^a  Inaltei  Cur^i  de  Casare  si  de  Justine  a Ro- 
mäniei asupra  Codicclui  de  Procedura  civilä.  Jassy  1885. 
Jeder  Artikel  ist  mit  Noten  bezüglich  der  Rechtsprechung  des 
Kassationshofes  versehen. 

b)  Dr.  Adolph  Stern,  Advokat  in  Bukarest,  unter  dem  Titel: 

Codicele  de  procedura  civilä,  anotat  sub  fiecare  articol  cu 
jurispruden^a  romanä.  Bukarest  1886. 

Ebenfalls  in  Noten  die  Rechtsprechung  des  Kassationshofes  und 
der  sonstigen  Instanzen  enthaltend. 

2.  Ausgaben  des  Civilgesetzbuchs  sind  erschienen  von  denselben 
Verfassern  unter  den  Titeln:* 

a)  Al  Blancfort,  Jurispruden(a  Inaltei  Cur^i  de  Casatie  §i  de 
justi^ie  a Romäniei  asupra  Codicelui  de  Procedura  civilä.  Jassy 
1885. 

b)  Dr.  Adolph  Stern,  Codicele  civil  anotat  sub  fiecare  articol  cu 
jurispruden^a  romanä.  Bukarest  1888. 

3.  Systematische  Bearbeitungen  des  Civilprozessrechts  enthalten: 

a)  Sändulescu-Nänoveanu,  Explica^iunea  procedurei  civile. 
2.  Auflage.  Bukarest  1879. 

b)  C.  A.  Sendre,  Curs  de  procedurä  civilä.  Bukarest  1887;  un- 
vollendet. 

c)  G.  Tocilescu,  Curs  de  procedurä  civilä.  Bukarest  1888;  un- 
vollendet. 

Es  sei  hier  bemerkt,  dass  fast  sämmtliche  rumänischen  Codices 
und  Gesetze,  die  im  Laufe  dieser  Abhandlung  citirt  werden,  in  der 
Sammlung  von  B.  Boerescu  abgedruckt  sind,  welche  1873  in  Bukarest 
erschienen  ist  unter  dem  Titel  „Codicile  romäne,  sau  collec^iune  de 
toate  legile  a Romäniei“,  mit  Anhang  „Appendice  la  Codicile  romäne“, 
Bukarest  1875,  und  Annexen,  „Suppliment  la  Codicile  romäne“, 
Bukarest  1882  und  1885.  Die  Handelsgesetzbücher,  das  Civilgesetz- 
buch  (Codice  civil),  die  Civilprozessordnung  (Codice  de  procedurä  civilä 
oder  schlechtweg  Procedurä  civilä)  etc.  enthalten  hier  bei  jedem  Artikel 
Hinweisungen  auf  verwandte  Gesetzesbestimmungen  und  hauptsächlich 
auf  den  entsprechenden  französischen  Text.  Der  neue  Handelskodex, 
Codice  de  comerciü,  von  1887  ist  darin  nicht  erhalten;  er  ist  im  offi- 
ziellen Druck  erst  später,  1891,  in  Bukarest  erschienen.  Ferner  sind 
noch  zu  nennen  die  Gesetzsammlungen  von  C.  Serbesculü,  welche 
in  Galatz  1890  unter  dem  Titel  „Codicii  romäni,  urma(i  de  legile,  regu- 
lamentele  §i  decretele  cele  mal  usuale“,  und  diejenige  von  J.  Ph.  Ghetzu, 
welche  unter  dem  Titel  „Codicele  de  §edintä  al  Romäniei  1892  in 
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Ploiescliti  erschienen  ist.  Beide  reichen  weiter  herauf  in  die  Gegenwart 
und  enthalten  den  neuen  Handelskodex  und  vielfache  nützliche  Angaben 
und  Hinweise;  auch  haben  beide,  besonders  die  von  Ghetzu,  ein 
kleines,  bequemes  Format.  Sie  beginnen  die  bisher  allgemein  gebräuch- 
liche Sammlung  von  Bo  eres  cu  allmählich  zu  verdrängen. 

Im  Uebrigen  ist  die  Literatur,  welche  in  Rumänien  für  den  Civii- 
prozess  zu  Rathe  gezogen  wird,  hauptsächlich  die  französische,  insbe- 
sondere der  Kommentar  des  Genfer  Prozessrechts  von  Bellot,  Loi  sur 
la  proc6dure  civile  du  canton  de  Genöve,  suivie  de  l’expos6  des  motifs; 
4.  Edition.  Paris  — Gen&ve  1877. 

C.  Die  Procedura  civilä,  obwohl  im  Grossen  und  Ganzen  dem  fran- 
zösischen Code  de  procedure  civile  nachgebildet,  hat  in  mehreren  wich- 
tigen Abschnitten  die  französische  Tradition  ganz  bei  Seite  gesetzt,  um 
andere  Vorbilder  nachzuahmen  und  theilweise  eigene  Wege  zu  wandeln. 
So  ist  die  Beweismittellehre  fast  ganz  der  Genfer  Civilprozessordnung 
vom  29.  September  1819  entnommen,  ebenso  das  Kapitel  über  die 
ausserordentliche  Revision  der  Urtheile  und  besonders  die  Lehre  von 
der  Zwangsveräusserung,  namentlich  von  Grundstücken.  In  Folge  dieser 
Vermengung  verschiedener  Rechtsauffassungen  und  verschiedener  Rechts- 
bestimmungen  bietet  das  Civilprozessverfahren  mancherlei  Schwierig- 
keiten, Unklarheiten  und  Widersprüche,  namentlich  in  Betreff  der  Zwangs- 
veräusserung von  Immobilien.  Seit  längerer  Zeit  ist  die  Nothwendigkeit 
einer  einheitlichen  Revision  des  Civilprozessrechts  anerkannt  worden, 
ohne  dass  bis  jetzt  in  dieser  Richtung  etwas  geschehen  wäre. 

I.  Die  Gerichte. 

§ 2. 

A.  Gerichtsverfassung. 

Die  Gerichtsverfassung  Rumäniens  ist  im  Wesentlichen  der  franzö- 
sischen nachgebildet. 

Die  Rechtsprechung  üben  folgende  Behörden1)  aus: 

1.  der  Friedensrichter2)  (judecator  de  pace  oder  judecätor  de 
ocol); 

9 Durch  das  Gesetz  vom  9 März  1879  betreffend  die  Dorf-  und  Bezirksgerichte 
(legea  pentru  judecatoriele  comunale  si  de  ocöle)  wurde  in  jeder  Landgemeinde  em 
Dorfgericht,  judecätorie  comunalä,  geschaffen,  das,  in  patriarchalischer  Weise  organisirfc, 
— der  Bürgermeister,  primär,  mit  zwei  Dorfgeschworenen,  jurat'i,  bildeten  dasselbe  und 
tagten  an  Sonn-  und  Feiertagen  nach  dem  Kirchenausgange  — gewisse,  aut  die  Dorf- 
verhältnisse bezügliche  Befugnisse  hatte.  Die  Grenze  der  Kompetenz  war  im  Allge- 
meinen 50  Franks  (40  Mk.)  mit  Appell  an  den  Bezirksrichter  und  Kassationsrekurs  an 
das  Tribunal.  Diese  Institution  erfüllte  jedoch  so  wenig  die  Hoffnungen,  die  man  auf 
sie  gesetzt  hatte,  dass  man  sie  nunmehr  durch  das  neue  Friedensrichtergesetz,  legea 
pentru  judeeätoriile  de  pace,  vom  4/16  März  1894,  welches  laut  Art.  78  am  1/13  Juni 
1894  in  Kraft  getreten  ist,  gänzlich  abgeschafft  hat.  Alle  Befugnisse  der  Dorfgerichte 
sind  auf  die  Friedensrichter  übergegangen. 

2)  Die  Friedens-  oder  Bezirksgerichte  sind  zum  ersten  Male  durch  das  schon  er- 
wähnte Gesetz  vom  9 März  1879  organisirt  worden.  Es  ist  der  Initiative  des  damaligen 
Justizministers  Eugene  State scu,  eines  der  bedeutendsten  Juristen  des  Landes,  zu 
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2.  daß  Kreisgericht  oder  Landgericht  (tribunal  de  judet-  oder  tri- 
bunal  de  district)  gemeinhin  kurz  Tribunal  genannt; 

3.  die  Appellhöfe  (Curte  de  apel),  welche  in  Bukarest,  Craiova, 
Galatz  und  Jassy  ihren  Sitz  haben. 

4.  der  Kassationshof'  (Inalta  Curte  de  Casa|ie  §i  de  Justine)  in 
Bukarest. 

Grundprinzip  der  rumänischen  Rechtspflege  im  Allgemeinen  ist, 
dass  eine  jede  Sache  in  zwei  Instanzen  verhandelt  werden  kann  — es 
bestehen  in  dieser  Hinsicht  nur  sehr  wenig  Ausnahmen  — , und  dass 
eine  dritte  Instanz  das  Urtheil  'der  zweiten  in  Betreff  der  richtigen 
Auslegung  oder  Anwendung  des  Gesetzes  zu  prüfen  hat.  Diese  Kassa- 
tionsbehörde ist  für  die  geringeren  civilen  Angelegenheiten  (im  Allge- 
meinen im  Werthe  bis  300  francs  — 240  Mark)  das  Distriktstribunal, 
für  die  den  Werth  von  300  fr  cs.  übersteigenden  Civilprozesse  und  alle 
Handelssachen  der  Kassationshof  in  Bukarest. 

§ 3. 

1.  Friedensrichter. 

Der  Friedensrichter  (judecätor  de  pace)  ist  Einzelrichter.  Art.  3 
des  Gesetzes  vom  4./16.  März  1894  bestimmt,  dass  der  Friedensrichter 
im  Prinzip  sein  Amt  allein  mit  seinen  Kanzleibeamten  ohne  Beihülfe 
irgend  eines  richterlichen  Unterbeamten  zu  versehen  hat.  Jedoch  er- 
mächtigt der  letzte  Absatz  desselben  Artikels  den  Justizminister,  auf 
Beschluss  des  Ministerraths,  dem  Friedensrichter  einen  etatsmässigen 
Adjunkten  (ajutor  de  judecätor  de  pace,  adjoint  de  juge  de  paix)  bei- 
zugeben, wo  es  der  Dienst  erheischt.  Es  ist  vorauszusehen,  dass,  wenn 
auch  die  Zahl  der  Friedensgerichte  durch  das  neue  Gesetz  bedeu- 
tend vermehrt  worden  ist  — es  sind  für  das  Gebiet  des  Königreichs 
240  Friedensgerichte  vorgesehen  und  können  erforderlichen  Falls,  auf 
Beschluss  des  Ministerraths,  noch  andere  geschaffen  werden  — doch 
von  dieser  Befugniss  ausgiebiger  Gebrauch  gemacht  werden  wird.  Bis 
jetzt  sind  109  Friedensgerichte  mit  solchen  Adjunkten  versehen  worden, 
darunter  alle  diejenigen,  welche  in  Städten  ihren  Sitz  haben. 

Der  Adjunkt  vertritt  den  Richter,  so  oft  dieser  an  der  Amtsführung 
verhindert  ist,  und  tritt  dann  vollständig  an  dessen  Stelle.  Sonst  ob- 
liegen ihm  die  Leitung  der  Kanzleigeschäfte  und  die  gerichtlichen  Kom- 
missionen (cercetäri  locale,  enquetes  locales,  descentes  sur  les  lieux).1) 

Ist  der  Richter  an  der  Amtsführung  verhindert  und  fungirt  neben 
ihm  kein  ständiger  Adjunkt,  so  vertritt  ihn  für  die  Zeit  dieser  Verhin- 

verdanken.  Das  neue  Gesetz  vom  4/18  März  1894  ist  das  Verdienst  des  gegenwärtigen 
Justizministers  Alexander  Margkiloman.  Dasselbe  adoptirt  ausschliesslich  den 
Ausdruck  Friedensrichter,  judecätor  de  pace,  — weil  der  Richter  in  kontradiktori- 
schen Givilverhandlungen  versuchen  muss,  die  Parteien  zu  versöhnen  — während  unter 
der  Herrschaft  des  früheren  von  1879  sowohl  dieser  Ausdruck  als  auch  die  Bezeichnung 
judicätor  de  ocol  (Bezirksrichter)  im  Gebrauche  war. 

9 Art.  4 des  Friedensrichtergesetzes  vom  4/16  März  1894. 
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derung,  auf  Delegirung  des  Tribunalspräsidenten,  der  Adjunkt  eines  an- 
deren Friedensgerichts,  oder  der  Großer  (Kanzleivorstand)  des  Tribunals, 
oder  dessen  Gehtiife  (ajutor  de  grefa,  adjoint  du  greffier). ]) 

§ 4. 

2.  Tribunal. 

Das  Tribunal  ist  ein  Kollegialgericht,  an  dessen  Spitze  der  Präsi- 
dent (pre§edinte)  steht.  Diesem  liegt  die  Aufsicht  und  Leitung  des 
Tribunals  ob,  sowie  die  Kontrole  und  Inspizirung  aller  Friedensrichter- 
ämter seines  Bezirks.  Das  Tribunal  setzt  sich  aus  dem  Präsidenten, 
zwei  ordentlichen  Richtern  (judecätor!),  von  denen  der  eine  in  erster 
Linie  als  Untersuchungsrichter  (judecätor  de  instruc(ie  oder  jude-instruc- 
tore)  fungirt,  und  einem  Ergänzungsrichter  (judecätor  supleant)  zu- 
sammen. Letzterer  hat  besonders  alle  Kommissionen  ausserhalb  des 
Gerichts  an  Ort  und  Stelle  zu  übernehmen,  ist  aber  im  Uebrigen  den 
Richtern  gleichgestellt,  denen  er  nur  im  Rang  und  Gehalt  nachsteht.* 2) 

In  grösseren  Städten  besteht  das  Gericht  aus  mehreren  Abtbei- 
lungen (sec(iuni,  chambres),  eine  jede  mit  der  gleichen  Besetzung. 
Einer  der  Präsidenten  führt  den  Titel  Prim-Präsident  (prim-pre§edinte, 
premier-prdsident) ; dieser  hat  die  administrative  Leitung  aller  Sektionen 
zu  führen  und  die  Kontrole  der  Friedensnchterämter  seines  Kreises  zu 
üben.  Er  hat  ferner  die  in  einer  Sektion  durch  Krankheit,  Urlaub  etc. 
entstandenen  Lücken  erforderlichen  Falls  durch  Delegirung  eines  durch 
das  Loos  zu  bestimmenden  Richters  einer  anderen  Sektion  zu  ergänzen. 
Ausserdem  vertheilt  er  die  einlaufenden  Sachen  an  die  verschiedenen 
Kammern.  Im  Uebrigen  umfasst  seine  geschäftliche  und  juridische  Lei- 
tung nur  seine  spezielle  Kammer  (seetiune). 

Mehrere  Sektionen  (Kammern)  bestehen  zur  Zeit  in  Bukarest 
Jassy,  Craiova,  Ploieschti,  Galatz  und  Turn-Severin.3) 

Das  Tribunal  tagt,  soweit  thunlich,  in  der  Besetzung  von  drei 
Richtern,  doch  genügen  eventuell  auch  zwei.4)  Fungirt  jedoch  das  Tri- 
bunal als  Kassationsinstanz,  so  müssen  drei  Richter  mitwirken. 5) 


*)  Art.  5 ibidem. 

2)  Dem  Handelsgericht  und  der  Notariatssektion  des  Tribunals  in  Bukarest  sind 
ausserdem  noch  je  zwei  ständige  Richter,  und  dem  Gericht  in  BraYla  ein  Richter  zur 
Bewältigung  der  ausgedehnten  Arbeiten  beigegeben. 

.*)  Die  Friedensrichterämter  und  Appellhöfe  werden  nach  dem  Orte  bezeichnet,  in 
dem  sie  fungiren;  die  Tribunale  dagegen  führen  offiziell  den  althergebrachten  Titel  ihres 
Kreises,  der  sehr  oft  nicht  mit  dem  der  Kreishauptstadt,  in  der  sie  ihren  Sitz  haben, 
zusammenfällt.  So  z.  B.  heisst  das  Tribunal  in  Bukarest:  Tribunalul  Ilfov;  das  in  Ga? 
latz:  Trib.  Covurlui;  das  in  Ploieschti:  Trib.  Prahova;  das  in  Craiova:  Trib.  Doljiu:  das 
in  Folticeni:  Trib.  Suceava  etc. 

4)  Art.  20  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  vom  1/13  September  1890. 

5)  Art.  82  des  Gesetzes  vom  9./21.  März  1879  betreffend  die  Kommunal-  und 
Friedensrichter,  und  Art.  50  des  neuen  Gesetzes  betreffend  die  Friedensgerichte  vom 
4/16  März  1894. 
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3.  Appellhof. 


Die  Appellhöfe  bestehen  aus  je  zwei  Sektionen,  nur  der  Appellhof 
in  Bukarest  hat  deren  drei.  An  jedem  Appellhof  fungirt  ein  Prim- 
Präsident,  und  zwar  führt  diesen  Titel,  wie  bei  den  Tribunalen  mit 
mehreren  Sektionen,  ein  Abtheilungs-  oder  Senatspräsident.  Seine  Be- 
fugnisse sind  analog  denen  des  Prim  - Präsidenten  am  Tribunal,  nur 
dass  sich  seine  Aufsicht  auf  alle  Tribunale  des  Bezirks  des  Appellhofes 
erstreckt. 

Jede  Sektion  (Senat,  chambre)  besteht  aus  dem  Präsidenten  und 
fünf  Käthen  (consilieri). 

Der  Appellhof  entscheidet  ordnungsmässig  in  der  Besetzung  von 
fünf  Richtern,  doch  genügen  vier  und  sogar  drei.1)  Im  letzteren  Falle 
müssen  alle  drei  Richter  gleicher  Meinung  sein,  um  eine  Entscheidung 
fällen  zu  können;2)  anderen  Falls  wird  ein  anderer  Richter  hinzuge- 
zogen,  eventuell  ein  anwesender  Advokat,  und  falls  diese  Ergänzung 
nicht  möglich  ist,  wird  der  Prozess  aufgeschoben.  Im  nächsten  Termin 
wird  dann  die  Zahl  der  Richter,  nöthigen  Falls  durch  Delegirung  von 
einer  anderen  Sektion,  auf  den  Normalstand  gebracht.3) 

§ 6- 

4.  Kassationshof. 

Der  Kassationshof  in  Bukarest  besteht  aus  zwei  Sektionen  (Se- 
naten) mit  je  einem  Präsidenten  und  sieben  Rathen  (consilieri). 

Ausser  den  beiden  Sektionspräsidenten  fungirt  noch  ein  besonderer 
Prim-Präsident,  der  jedoch  keiner  bestimmten  Sektion  vorsteht. 

Er  kann  den  Vorsitz  in  jeder  Sektion  führen  und  soll,  soweit  mög- 
lich, immer  in  den  Sitzungen  der  vereinigten  Senate  präsidiren.4) 

Die  einzelnen  Sektionen  tagen  in  der  Besetzung  von  sieben  Mit- 
gliedern, jedoch  müssen  fünf  von  ihnen  derselben  Meinung  sein,  um 
eine  Entscheidung  fällen  zu  können.5)  Bei  grösserer  Stimmentheilung 
wird  die  Sache  vertagt  und  am  nächsten  Termin  das  Kollegium  um 
drei  aus  der  anderen  Sektion  ausgelooste  Käthe  verstärkt.  Bildet  sich  auch 
dann  keine  genügende  Majorität,  so  wird  die  Sache  vor  die  vereinigten 
Senate  verwiesen  (sec^iunile  unite). 

In  diesem  Falle  muss  das  Kollegium  aus  wenigstens  zwölf  Käthen, 
ausser  dem  Präsidenten  oder  Prim-Präsidenten,  bestehen,  und  es  ist 
die  Zahl  von  acht  Stimmen  zur  Majoritätsbildung  erforderlich.6) 

1)  Art.  31  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  vom  1/13  September  1890,  iegea  pentru 
organisarea  judecätorescä;  das  Verdienst  des  Zustandekommens  gebührt  dem  damaligen 
Justizminister  Theodor  Rosetti. 

2)  Ibidem. 

3)  Art.  33  u.  18  ibid. 

4)  Art.  18  des  Gesetzes  vom  24.  Januar  1861  betreffend  die  Organisation  dos 
Kassationshofes  (Iegea  pentru  infiintarea  Curtei  de  Casatiune  si  de  Justitie). 

5)  Art.  20  desselben  Gesetzes. 

6)  Art.  20 — 22  desselben  Gesetzes. 


Rumänien. 


129 


Zu  bemerken  ist  übrigens,  dass,  während  bei  den  unteren  Instanzen 
die  Majorität  und  Minorität  ihre  Ansicht  und  deren  Begründung  im 
Urtheil  angeben  müssen,  bei  den  Kassationsentscheidungen  dies  nicht 
der  Fall  ist.  Alle  Richter,  die  an  der  Sitzung  tkeilgenommen  haben, 
auch  die  dissentirenden,  unterschreiben  die  Entscheidung  der  Majorität, 
so  dass  diese  sich  nach  aussen  als  Entscheidung  der  Gesammtheit  dar- 
stellt. 

§ 

5.  Staatsanwaltschaft. 

Neben  jedem  Tribunal  mit  mehreren  Sektionen  besteht  eine  Staats- 
anwaltschaft (parchet,  vom  französischen  parquet)  mit  so  viel  Staats- 
anwälten (procuror,  procureur)  als  Sektionen  vorhanden  sind. 

An  ihrer  Spitze  steht  ein  Prim-Procuror,  welcher  die  Geschäfte 
leitet  und  vertheilt.  Dieselbe  Organisation  findet  sich  auch  bei  den 
Appellhöfen  und  beim  Kassationshof,  nur  führt  bei  beiden  Instanzen 
der  Chef  den  Titel  Procuror  - general  (procureur  - general).  Bei  den 
Gerichten,  die  nur  aus  einer  Sektion  bestehen,  fungirt  je  ein  Staats- 
anwalt als  Chef  des  Parquets;  ihm  ist  ein  Substitut  de  procuror  (sub- 
stitut  du  procureur)  als  Stellvertreter  und  Geliülfe  beigegeben. 

Beim  Friedensrichter  fungirt  kein  Vertreter  der  Staatsanwaltschaft; 
jedoch  hat  der  Staatsanwalt  des  Tribunals  das  Recht,  gegen  strafrecht- 
liche Erkenntnisse  des  Friedensgerichts  zu  appelliren.1) 

§ 8. 

6.  Inamovibilität. 

Während  die  Mitglieder  des  Kassationshofes,  Präsidenten  und  Käthe, 
die  der  sogenannten  „magistrature  assise“  angehören,  — nicht  die  Staats- 
anwälte — schon  durch  das  Organisationsgesetz  dieser  Instanz  vom 
24.  Januar  1861  für  unabsetzbar  erklärt  wurden,  sind  die  Mitglieder 
der  Appellhöfe  und  die  Präsidenten  der  Tribunale  erst  seit  dem 
i/13  September  1890 2)  unabsetzbar  und  unversetzbar  (inamovibili). 

Die  übrigen  richterlichen  Beamten  der  Tribunale  und  der  Friedens- 
ämter gemessen  bis  jetzt  diese  Begünstigung  nicht,  ebenso  wenig  die 
gesummte  Staatsanwaltschaft.  Für  die  ersteren  ist  jedoch  eine  weitere 
Reform  im  Sinne  der  Inamovibilität  in  Aussicht  genommen. 

§ 9. 

7.  Notariat. 

In  Rumänien  giebt  es  keine  Notare,  ihre  Befugnisse  werden  von 
den  Tribunalen  ausgeübt.  Das  Gesetz  über  ehe  Authentiüzirung  von 
Urkunden  vom  1/13  September  1886, 3)  theilweise  modificirt  durch  das 


1)  Art,.  25  Ges.  vom  416  März  1894. 

2)  Art.  90  u.  91  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  vom  1/13  September  1890 
^ Legea  pentru  autentificarea  actelor. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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Gesetz  vom  1./13.  Januar  1887, bestätigt  diese  Generalkompetenz 
der  Tribunale,* 2)  überträgt  jedoch  einige  Theile  derselben,  nach  Wahl 
der  Partei,  auch  anderen  Behörden,  nämlich  den  Friedensrichtern,  den 
Polizeiorganen  und  den  nunmehr  abgeschafften  Dorfgerichten,  deren  Be- 
fugnisse in  dieser  Hinsicht  jetzt  von  dem  Dorfbürgermeister  (primarul 
cömunei  rurale)  unter  Assistenz  des  Bürgermeistereikanzlisten,  der  in 
Rumänien  den  Spezialtitel  Notar  führt,  ausgeübt  werden. 

Die  Friedensrichter  können  u.  A.  Mobiliarobiigationen,  jedoch  nur 
zum  Betrage  von  3000  Francs,3)  Prozess  Vollmachten,  die  jedoch  nur 
zum  persönlichen  Vertreten  der  Partei  vor  Gericht  ermächtigen,  und  auf 
Jahrmärkten  geschlossene  Verträge,  gleichviel  welchen  Werthes,  auf- 
nehmen; jedoch  muss  — abgesehen  von  den  Jahrmarks  Verträgen  — 
wenigstens  eine  der  Parteien  in  dem  betreffenden  Gerichtssprengel 
wohnen.4) 

Der  Friedensrichter  legalisirt  ferner  Heirathsverträge  bis  zu  3000 
Francs.  Enthalten  dieselben  Verfügungen  über  Grundstücke  oder  Sachen, 
so  muss  deren  Werth  von  den  Parteien  im  Vertrag  selbst  angegeben 
werden.5) 

Dieselbe  Kompetenz  üben  auch  die  Dorfbürgermeister  mit  dem 
Dorfnotar  aus,  jedoch  nur  bis  zum  Mobiliarbetrage  von  300  Francs.6) 

Die  Polizei chefs7)  oder  Polizeikommissäre  in  Städten,  wo  der- 
artige Organe  existiren,  können  Rechnungen  und  Fakturen  beglaubigen 
und  Prozessvollm achten  quoad  signaturam  legalisiren.8) 

Diese  sämmtiichen  Spezialbefugnisse  sind  nur  zur  Bequemlichkeit 
des  Publikums  eingerichtet  und  bestehen  nur  facultativ  neben  der  gene- 
rellen notariellen  Kompetenz  der  Distriktstribunale. 

Bei  den  Tribunalen  in  Bukarest  und  Jassy  ist  je  eine  Sektion  speziell 
mit  dieser  Art  von  Geschäften  betraut  und  führt  den  Titel  Notariats- 
sektion (sec^iune  de  notariat).  Diesen  Sektionen  sind  auch  die  Zwangs- 
versteigerungen von  Immobilien  zugewiesen,  die  -ebenfalls  nur  durch  die 
Tribunale  geschehen  können. 

Das  rumänische  Gesetz  unterscheidet  zwischen  authentischen 
oder  authentifizirten  Urkunden  (acte  autentice  oder  autentificate, 
actes  authentiques  ou  authentifies)  bei  denen  der  Inhalt  Wort  für  Wort 
von  dem  instrumentirenden  Beamten  vorgelesen  wird  und  die  Partei  ihre 
freie  Zustimmung  zu  dem  Inhalt  derselben  erklären  und  zur  Betäti- 
gung derselben  vor  dem  Beamten  unterzeichnen  muss  — etwa  den  von 

*)  Dieses  Gesetz  verdankt  seine  Entstehung  ebenfalls  dem  schop  erwähnten  Justiz- 
minister Stätescu  (S.  125  Note  2). 

*)  Art.  2 leg.  cit. 

3)  Art.  76  des  Friedensrichtergesetzgs  vom  4;  16  März  1894. 

4)  Art.  3 ibidem, 

8)  Art.  17  ibidem. 

6)  Art.  4 ibidem. 

*)  In  Rumänien  Politai  genannt,  mit  Ausnahme  von  Bukarest  und  Jassy,  wo  der 
Polizeichef  den  Titel  Polizeipräfekt  (prefect  de  politie,  prüfet  de  police)  führt. 

®)  Art.  7 des  Friedensrichtergesetzes  vom  4/16  März  1894. 
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dem  deutschen  Notar  aufgenommenen  Urkunden  entsprechend  — und 
einfacher  Legalisirung  (legalizare,  16galisation)  der  Unterschrift,  wo- 
bei die  Partei  nicht  ihren  Konsens  zum  Inhalt  der  Urkunde  erklärt, 
sondern  nur  die  Echtheit  ihrer  Unterschrift  bestätigt  wird. 

Für  Prozessvollmachten  von  Ausländern  an  rumänische  Advo- 
katen empfiehlt  sich  in  jedem  Falle  eine  authentisch  aufgenommene  Ur- 
kunde, da  für  viele  Prozesshandlungen,  zu  denen  der  Advokat  ermäch- 
tigt sein  muss,  eine  authentische  Vollmacht  (procura  autentica,  procu- 
ration  authentique)  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  so  für  Eideszuschie- 
bung,  Abgabe  von  Erklärungen  etc. 

Im  Auslande  üben  die  Gesandten,  Gesandtschaftssekretäre  und 
Konsuln  die  vollen  Notariatsbefugnisse  der  Tribunale1)  aus. 

B.  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

§ 10. 

1.  Friedensrichter. 

Die  Kompetenz  des  Friedensrichters  (judecätor  de  pace)  oder  der 
Friedensgerichte  (judecätorie  de  pace)  ist  durch  das. neue,  bereits  er- 
wähnte Gesetz  vom  4/16  März  1894,  gegenüber  den  früheren,  durch  das 
Gesetz  vom  1/13  September  1879  bestimmten  Befugnissen,  in  vielen 
Beziehungen  erweitert  worden. 

So  sind  dem  Friedensrichter  in  erster  Linie  alle  Angelegenheiten 
zugewiesen  worden,  die  naeh  dem  früheren  Gesetz  den  nunmehr  abge- 
schafften Dorfgerichten  zufielen.  Sodann,  während  nach  der  bisherigen 
Organisation  der  Friedensrichter  absolut  keine  Kompetenz  in  Immobiliar- 

9 Art.  38  des  Gesetzes  vom  21.  März  1873  über  die  Organisation  des  Ministeriums 
des  Aeusseren  und  Art.  34  des  eit.  Gesetzes  vom  1/13  September  1886. 

Ueber  die  Annahme  und  Ausführung  von  Requisitionsschreiben  (commis- 
sions  rogatoires,  comisiuni  rogatorie),  sowie  Zustellung  von  sonstigen  gericht- 
lichen Schriftstücken  existirt  keine  weitere  positive  Bestimmung  als  der  Art.  3 
des  erwähnten  Gesetzes  über  die  Organisation  des  Ministeriums  des  Aeusseren.  vom 
21.  März  1873.  Dieser  besagt  kurz,  dass  das  genannte  Ministerium  dieselben  empfängt 
und  weiter  leitet  und  für  die  Evidenzhaltung  derselben  zu  sorgen  hat  (Ministeriul 
Afacerüor  Sträine  transmite  actele  judiciare  si  comisiunile  rogatorie,  si  observä  pe 
aceste  din  urmä).  Die  requirirenden  fremden  Gerichte  müssen  im  Ersuchsschreiben 
selbst  den  Wohnort  der  zu  vernehmenden  Zeugen  etc.  etc.  genau  angeben,  damit  das 
Ministerium  die  Sache  durch  das  Justizministerium  an  die  zuständige  Instanz  weiter 
leiten  kann.  Es  besteht  also  im  Prinzip  nur  diplomatischer  Verkehr  mit  den  fremden  Be- 
hörden. Eine  Ausnahme  ist  geschaffen  durch  denVertrag  mit  Russland  vom  12./24.  März 
1894  (Monitor  oücial  No.  38  vom  19/31  März  1894),  wonach  die  längs  der  russisch- 
rumänischen  Grenze  (Pruth  und  Donau)  gelegenen  rumänischen  und  russischen  Tribunale 
und  die  Appellhöfe  von  Jassy,  Galatz  und  Odessa  direkt  mit  einander  korrespondiren 
können.  Eine  jede  Zuschrift  muss  iu  der  Landessprache  der  ersuchenden  Behörde 
mit  Beifügung  einer  französischen  Uebersotzung  erfolgen. 

Da  nach  Art.  29  § 2 des  Stempelgesetzes  vom  31  Juli  1881  die  diplomatische 
Korrespondenz,  und  nach  Art.  29  § 8 ebendaselbst  die  Schriftstücke,  die  in  Folge  von 
commissions  rogatoires  (ein  allgemeiner  Ausdruck,  der  auch  die  einfache  Zustellung 
von  Vorladungen  etc,  umfasst)  von  jedem  Stempel  befreit  sind,  so  unterliegen  dieselben 
nur  der  Zustellungsgebühr  des  Gerichtsvollziehers  (Portärei),  welche  behufs  eventueller 
nachheriger  Begleichung  auf  den  Akten  vermerkt  wird. 
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eigenth  umssachen  hatte,  ist  ihm  hierin  jetzt  ein  nicht  unerheblicher 
Wirkungskreis  eingeräumt  worden.  Art.  8 des  neuen  Gesetzes  weist 
dem  Friedensrichter,  als  erster  Instanz,  alle  Klagen  betreffend  Grund- 
stücke bis  5 Hektare  Land,  oder  1500  Francs  Werth,  sowie  Grundstücke 
mit  Baulichkeit  im  Dorfe,  oder  Grundstücke  jedweder  Art  bis  zur  selben 
Grenze  von  1500  Francs  Werth  in  Stadtgemeinden,  zu.  Die  Ausdehnung 
und  der  Werth  müssen  in  der  Klageschrift  angegeben  werden. 

Sodann  gehören  vor  den  Friedensrichter  alle  Erbklagen,  Erbein- 
weisungen, Theilungen  und  Erbsckaftsabkandlungen  bis  zu  5000  Francs.  *) 
Bei  Verlassenschaft  en  bis  zu  dieser  Höhe  sind  die  Friedensrichter  auch 
V ormnndsch  aftsbehör  de .1  2) 

Die  allgemeine  Grenze  der  Zuständigkeit  der  Friedensrichter  er- 
streckt sich  bis  zu  300  Francs  (inklusive)  Kapital  und  Zinsen,  als  erste 
und  letzte  Instanz,3)  jedoch  mit  Kassationsrekurs  wegen  Gesetzesver- 
letzung oder  exces  de  pouvoir  an  das  Tribunal,4)  und  bis  1500  Francs 
(inklusive)  Kapital  und  Zinsen,  als  erste  Instanz  mit  Appell  an  das  Tri- 
bunal und  Rekurs  an  den  Kassationshof  in  Bukarest.5)  Speziell  be- 
stimmen diese  Ziffern,  nach  der  Höhe  des  jährlichen  Zinses,  die  Kom- 
petenz in  Pacht-  oder  Miethstreitigkeiten.6) 

Der  Friedensrichter  urtheilt  ferner  bis  gu  300  Francs  als  erste  und 
letzte  sachliche  Instanz  (instance  de  fond)  und  als  erste  Instanz  für  jede 
Summe  darüber,  ohne  hier  an  die  Maximalgrenze  von  1500  Francs  ge- 
bunden zu  sein,  über  alle  Klagen  wegen  Beschädigung  durch  Menschen 
oder  Vieh,  an  Aeekern,  Feldern,  Früchten  und  Ernten,7)  wegen  Reinigung 
von  Gräben,  Berieselungskanälen,  Teichen,  Bächen,  Deichen,  wenn  das 
Eigenthumsrecht  nicht  .bestritten  wird,8)  wegen  Besitznahme  oder  Zer- 
störung von  Bäumen,  Hecken,  Zäunen  etc.,9)  wegen  Reparaturen,  die 
das  Gesetz  dem  Miether  auferlegt, 10 *)  und  wegen  Civilentschädigimg  für 
Vergehen  und  Uebertretungen,  wenn  die  Bache  nicht  beim  Strafgericht 
anhängig  gemacht  ist,  und  der  Friedensrichter  die  betreffende  straf- 
gerichtliche Kompetenz  besitzt. u) 

Die  Kompetenz  des  Friedensgerichts,  als  erste  Instanz,  ist  eine 
allgemeine,  ohne  irgend  eine  Werthbeschränkung,  für  alle  Besitzklagen  ;i2) 
jedoch  muss  der  Kläger,  abgesehen  von  dem  Fall  einer  gewaltsamen 
Depossedinmg  oder  Besitzstprung,  beweisen,  dass  er  den  Besitz  wenig- 


1)  Art.  8 Endabsatz  des  genannten  Gesetzes, 

2)  Art.  18  ibidem. 

ä)  Art.  8 ibidem, 

4)  Art.  50  ibidem. 

5)  Art.  8 ibidem. 

6)  Art.  11  ibidem. 

7)  Art.  10  Abs,  1 ibidem. 

8)  Absatz  (alinea)  2 desselben  Art.  10. 

8)  Abs.  8 desselben  Art,  10. 

i0)  Art.  10  al.  4 ibidem. 

u)  Art.  10  al.  5 ibidem. 

l2)  Art.  12  ibidem. 
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stens  ein  Jahr  lang  innegehabt  hat;1)  ferner  für  alle  Klagen  wegen 
Grenzverrückung,2 3)  für  Klagen  wegen  neu  errichteter  Werke  auf 
fljessenden  Wässern,  wegen  Berieselung,  Fabrik-  und  Mühlenbetrieb  etc.,8) 
und  wegen  nachbarlicher  Servituten,4)  jedoch  nur  soweit  es  sich 
nicht  um  das  Eigenthumsrecht  handelt,  ln  diesem  Falle  gehört  die 
Sache  vor  das  Tribunal,  welches,  mit  Ausnahme  der  oben  erwähnter! 
Bestimmungen  des  Art.  8 des  Friedensrichtergesetzes,  allein  für  Immo- 
biliareigenthumsstreitigkeiten  kompetent  ist.5) 

Bemisst  sich  die  Zuständigkeit  nach  dem  Werth  des  Streitobjekts, 
so  richtet  sich  dessen  Bestimmung  nach  der  Angabe  des  Klägers.  In 
Ermangelung  einer  solchen  setzt  ihn  der  Richter  fest,  eventuell  unter 
Zuhülfenahme  von  Sachverständigen.6) 

Die  Widerklagen  oder  Gegenklagen  (actiuni  reconventionale,  actions 
reconventionelles)  sind  denselben  Kompetenzregeln  unterworfen.7) 

Für  Einwohner  von  Landgemeinden  und  von  Städten,  welche  nicht 
Kreishauptstädte  (re§edin|a  de  district)  sind,  ist  der  Friedensrichter  auch 
erste  Instanz  in  Adoptionssachen.8) 

Als  Strafrichter  erkennt  das  Friedensgericht,  als  erste  Instana, 
über  alle  Uebertretungen,  soweit  diese  nicht,  in  Spezialfällen,  ausdrück- 
lich dem  Tribunal  zugewiesen  sind.9)  Wenn  jedoch  weder  die  Geld- 
strafe, noch  die  Rückerstattungen  oder  Civilentschädiguhg  die  Höhe  von 
20  Francs  übersteigt,  ist  der  Appell  ausgeschlossen.10)  Vor  deh  Friedens- 
richter, als  erste  Instanz,  gehören  noch  die  Ehrenbeleidigungen,  die 
leichten  Körperverletzungen,  alle  Körperverletzungen  durch  Fahrlässig- 
keit, die  Zerstörung  fremden  Eigenthums  und  die  Verursachung  von 
Ueberschwemmung  durch  Erhöhung  des  Wasserstandes  bei  Mühlen  und 
sonstigen  Wasseranlagen,11)  sowie  der  einfache,  nicht  qualidcirte  Dieb- 
stahl, wenn  der  Werth  des  gestohlenen  Gutes  nicht  100  Francs  über- 
steigt;12) ferner  der  Diebstahl  von  Hausgeflügel,  auf  welche  Art  immer 
ausgeführt,  sogar  durch  Einbruch,  wenn  der  Werth  desselben  nicht 
100  Francs  übersteigt,13)  sowie  die  Felddiebstähle  bis  zu  derselben 
Werthgrenze,14)  und  schliesslich  der  Waldfrevel,  wenn  der  durch  das 
Waldgesetz  (Codul  silvic  vom  24  Juni  1881  mit  Modifizirung  vom 


I)  Abs.  3 -des  Art.  12. 

а)  Art.  13  al.  1. 

3)  Art.  13  al.  2. 

4)  Art.  13  al.  8. 

5)  Art.  59  Procedura  Civilä. 

б)  Art.  14  des  Friedensrichtergesetzes. 

b Art.  9 Schluss  ibidem. 

8)  Art.  18  ibidem. 

9)  Art.  21  ibidem. 

10)  Art.  21  ibidem,  Schluss. 

II)  Art.  22  al.  1 ibidem. 

12)  Art.  22  al.  2 ibidem. 

!3)  Art.  22  al.  3 ibidem. 

l4)  Art.  22  al.  4 ibidem. 
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L Juni  1892)  bestimmte  Werth  300  Francs  nicht  übersteigt.1)  Jedoch 
kann  der  Friedensrichter,  ausgenommen  bei  Rückfall  und  Delikts- 
konkurrenz, keine  höhere  Strafe  als  sechs  Monate  und  einen  Tag  Ge- 
fängniss  verhängen.2) 

Bei  leichter  Körperverletzung  und  Ehrenbeleidigung  wird  durch  Ver- 
söhnung der  Parteien  die  richterliche  Ahndung  ausgeschlossen  und  die 
A ngelegenheit  niedergeschlagen. 3) 

§ ii- 

2.  Tribunal.  Appellhof.  Kassationshof. 

Das  Tribunal  ist  Kassationsinstanz  für  die  Rechtsstreitigkeiten, 
in  denen  der  Friedensrichter  in  letzter  Instanz  erkennt. 

Das  Urtheil  desselben  kann  nur  wegen  Verletzung  des  Gesetzes, 
Machtübergriff  (exces  de  putere,  excös  de  pouvoir)  und  Inkompetenz 
angefochten  und  kassirt  werden.  Wird  es  kassirt,  so  untersucht  das- 
selbe Tribunal  ohne  Weiteres  die  ganze  Angelegenheit  noch  einmal.4) 

Die  Kassationsbefugniss  der  Tribunale  unterscheidet  sich  von  der 
des  obersten  Gerichtshofes  in  Bukarest  dadurch,  dass  bei  Kassirung 
des  angefochtenen  Urtheils  durch  den  letzteren  die  Sache  zur  noch- 
maligen Untersuchung  (examen  de  fond)  vor  einen  anderen  Appellhof 
verwiesen  wird,  während  die  Tribunale  die  Sache  behalten  und  selbst 
untersuchen.  Der  Kassationshof  in  Bukarest  ist  nur  „instanee  deforme“, 
nicht  „de  fond“.5) 

Das  Tribunal  ist  ferner  Appellgericht  für  die  in  erster  Instanz 
vom  Friedensrichter  gefällten  Entscheidungen.  Es  ist  endlich  erste 
Instanz  für  alle  Angelegenheiten,  die  nicht  durch  Spezialvorschriften 
einer  anderen  Behörde  zugewiesen  sind.  Es  ist  im  Prinzip  für  alle 
Streitfälle  als  Universalinstanz  zuständig;  es  hat  Universalkompetenz, 
jede  andere  Zuständigkeit  bildet  eine  Ausnahme. 

Die  Zuständigkeit  ratione  materiae  vel  personae  bestimmt  sich 
im  Allgemeinen  nach  den  überall  geltenden  Grundsätzen  über:  actor 
sequitur  reum  und  forum  rei  sitae. 

Die  Berufung  (apel,  appel)  gegen  die  erstinstanzlichen  Urtheiie  der 
Tribunale  geht  an  den  Appellhof,  und  der  Kassationsrekurs,  oder  schlecht- 
weg Rekurs,  gegen  die  Appellationserkenntnisse  — auf  derselben  recht- 
lichen Basis  wie  der  Rekurs  an  das  Tribunal  gegen  letztinstanzliche 
Entscheidungen  der  Friedensrichter  — an  den  Kassationshof  in  Bu- 

*)  Art.  22  al.  5 ibidem. 

2)  Art.  23  ibidem. 

3)  Art.  27  ibidem. 

4)  Art.  82  ibidem. 

5)  In  Angelegenheiten,  welche  die  Einschreibung  oder  Streichung  von  Personen 
in  der  Wählerliste  betreffen,  ist  der  Kommunalrath  .erste  Instanz,  das  Tribunal  zweite 
und  der  Kassationshof  in  Bukarest  dritte.  Dieser  ist  hier  instanee  de  fond  und  urtheilt 
als  Oberappellhof;  gegen  die  Entscheidung  des  Tribunals  wird  an  ihn  appellirt,  nicht 
rekumrt.  (Art.  46  des  allgemeinen  Wahlgesetzes,  legea  eloctoralä  generala  vom 
9.  Juni  1884.) 
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karest.  Dorthin  muss  auch  der  Rekurs  (Nichtigkeitsbeschwerde)  gegen 
letztinstanzliche  Entscheidungen  des  Tribunals  gerichtet  werden. 

Die  Appellhöfe  haben  keine  Kassationsbefugniss,  sie  sind  nur 
„instances  de  fond“. 

§ 12. 

C.  Die  Gerichtssprache. 

Die. Geschäftssprache  vor  allen  rumänischen  Behörden,  insbeson- 
dere die  Gerichtssprache,  ist  ausschliesslich  die  rumänische1)  Landes- 
sprache. 

Eine  Ausnahme  besteht  nur  für  die  rumänischen  Konsulargerichte 
im  Orient;  vor  diesen  können  die  Plaidoy ers  auch  in  einer  anderen,  dem 
Konsul  und  den  Beisitzern  geläufigen,  Sprache  gehalten  werden,  falls 
die  Parteien  der  rumänischen  Sprache  nicht,  oder  nicht  genügend 
mächtig  sind.  Doch  muss  auch  in  diesem  Falle  das  Sitzungsprotokoll 
und  das  Urtheil  in  der  rumänischen  Sprache  abgefasst  werden.2)3) 

In  Rumänien  wird  von  den  Gerichten  kein  Schriftstück  angenommen, 
das  in  einer  anderen  Sprache  als  der  rumänischen  abgefasst  ist.4)  Uebri- 
'gens  muss  jedes  von  einer  Privatperson  ausgehende  Gesuch,  das  an 
eine  rumänische  und  besonders  an  eine  richterliche  Behörde  gerichtet 
ist,  mit  einer  rumänischen  Stempelmarke  von  25  bani  (Centimes)  ver- 
sehen sein,  ohne  welche  die  angerufene  Behörde  bei  Strafe  von  100 
Francs  ihm  nicht  Folge  geben  darf.5) 

II.  Die  Parteien. 

§ 13- 

A.  Prozessfähigköit. 

Die  Prozesslähigkeit  erfordert  Grossjährigkeit  und  civile  Selbst 
ständigkeit  (Handlungsfähigkeit).  Minderjährige  müssen  bei  der  Prozess- 
führung durch  ihren  Vormund,  Entmündigte  durch  ihren  Kurator  ver- 
treten werden.  Zur  Führung  von  Prozessen  über  Immobilien  bedürfen 
Minderjährige  der  Ermächtigung  des  Familienraths,6)  ebenso  bei  Erb- 
theilungsklagen,  sogar  wenn  sie  Beklagte  sind.7) 

Die  unter  Herrschaft  des  Dotalrechts  lebende  Ehefrau  bedarf  in 
Prozessen  über  Dotalgüter  des  Beistands,  ihres  Ehemanns;  in  Pro- 

*)  Der  Rumäne  selbst  sagt  romän,  Romania;  das  u ist  dem  Sprachgebrauch  der 
Rumänen  widersprechend. 

2)  Art.  114  des  Konsularreglements  vom  20.  Juni  1880  (abgedruckt  beiBoörescu, 
Codicile  romäne). 

3)  Die  Honorarkonsuln  Rumäniens  dürfen  sich  in  ihrer  Korrespondenz  mit  dem 
Ministerium  und  den  Gesandtschaften  etc.  der  französischen  Sprache  bedienen.  Art.  131 
desselben  Reglements. 

4)  Siehe  jedoch  S.  131  Note  1.  Auch  können  nach  Art.  XI  des  rumänisch-italie- 
nischen Konsularve* träges  vom  5./17.  August  1880  Italiener  ihre  Urtheile  den  rumäni- 
schen Gerichten  in  französischer  Sprache  behufs  Vollstreckung  vorlegen. 

5)  Art.  16  u.  29  al.  4 des  Stempelgesetzes. 

6)  Art.  408  Codice  civile  = Art.  464  Code  Napoleon. 

7)  Art.  409  Cod.  civ.  = Art.  465  C.  Nap. 
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zessen,  welche  die  Dotalrevenüen  betreffen , ist  der  Ehemann  allein 
zur  Prozessführung  legitimirt,  da  diese  ihm  gehören. l) 

Juristische  Personen  werden  im  Prozess  durch  ihre  Organe  ver- 
treten und  unterliegen  keinerlei  Beschränkungen  in  Bezug  auf  die 
Prozessführung. 

Die  Prozessfähigkeit  der  Ausländer  ist  im  Prinzip,  und  abgesehen 
von  den  Bestimmungen  des  betreffenden  Personalstatuts,  dieselbe  wie 
die  der  Einheimischen. 


§ 14. 

B.  Itautaonspfiiciit. 2) 

Ausländer,  welche  nicht  in  Rumänien  ansässig  sind  und  als 
Kläger  auftreten,  müssen  auf  Antrag  des  einheimischen  oder  wenig- 
stens im  Lande  wohnhaften3)  Beklagten  bei  Beginn  des  Prozesses  vor 
der  Verhandlung  zur  Hauptsache  eine  Kaution  für  Prozesskosten  und 
für  Schäden  leisten,  deren  Höhe  das  Gericht  bestimmt.  Die  Kaution  muss 
baar  hinterlegt  werden,  doch  entfällt  sie  gänzlich,  wenn  der  fremde 
Kläger  in  Rumänien  Grundstücke  besitzt,  deren  Werth  diese  Kaution 
genügend  deckt.4)  Ist  der  Beklagte  ein  Fremder  und  der  rumänische 


J)  Art.  1242  Ood.  civ.  = Art.  1549  C.  Nap, 

a)  Vgl.  auch  S ul i otis,  im  Journal  du  droit  internat.  prive  1887,  S.  566,  567. 

3)  In  diesem  Sinne  entschied  der  französische  Kassationshof  am  15.  April  1842, 
abgedruckt  bei  Dalloz,  recueil  pöriodique  de  jurisprudence,  Jahrgang  1842,  I.  S.  196; 
dem  hat  sich  die  Praxis  der  rumänischen  Gerichte  angeschlossen. 

4)  Art.  106,  107  Proc.  civ.  und  Art.  15  Codic.  civ.  Diese  lauten  foigendermassen: 

Art.  106  Proc.  civ.  Ori'-ce  sträin  reclamant  principal  sau  intervenier  care  nu  va 

fi  domicili&t  in  Romania,  va  fi  dator,  dacä  cel  interesat  a cerut  inaintea  ori-carei  alte 
apäräri  asupra  fonduiui,  de  a da  cautiune  pentru  plata  cheltuelilor  si  daunelor-interese 
la  can  ar  putea  fi  condamnat  pentru  on-cö  materiä  afarä  de  cele  comerciale.  (Jeder 
Fremde,  er  sei  Hauptkläger  oder  Intervenient,  ist  verpflichtet,  wenn  der  Interessent 
es  vor  jeder  sachlichen  Verhandlung  des  Prozesses  verlangt,  für  die  Zahlung  der  Kosten 
und  des  Schadensersatzes,  zu  welchen  er  in  jeder  Sache  — ausgenommen  Handels- 
sachen — verurtheilt  werden  könnte,  Kaution  zu  leisten.) 

Art.  107  Proc.  civ.  Seniinta  care  va  ordona  darea  cautiunei,  va  hotärä  surna 
pänäla  concurenta  cäreia  ea  va  trebui  sä  fiä  data.  Reclamantui  care  va  consemna  acesta 
sumä,  sau  care  va  ju&tificä  cä  imobilele  sähe  din  Romania  sunt  indestulatore  pentru 
acoperirea  sumei  mentionate,  va  fi  dispensat  de  a da  cautiune.  (Das  Urtheil,  welches 
die  Kautionsleistung  anordnet,  muss  die  Summe  bestimmen,  bis  zu  deren  Höhe  sie 
geleistet  werden  soll.  Der  Kläger,  welcher  diese  Summe  hinterlegt,  oder  nachweist, 
dass  seine  Grundstücke  in  Rumänien  zur  Deckung  der  betreffenden  Summe  genügen, 
ist  von  der  Kautionsstellung  befreit.) 

Art.  15  Codie.  eiv.  ln  orLce  materie,  afarä  de  cele  comerciale,  sträinul  reclamant, 
care  nu  va  avea  knobile  in  Romania  de  o vaiöre  suficientä  pentru  a asigura  plata  chel- 
tuelilor de  judecatä  si  a daunelor-interese  ce  ar  putea  rezuita  din  proces,  va  fi  ünut 
de  a da  cautiune  pentru  plata  acestora.  (In  allen  Sachen,  ausser  Handelssachen,  ist 
der  fremde  Kläger,  welcher  nicht  in  Rumänien  Grundstücke  von  hinlänglichem  Werthe 
besitzt,  um  die  Zahlung  der  Prozesskosten  und  des  Schadensersatzes,  der  aus  dem 
Prozess  entspringen  könnte,  zu  gewährleisten,  verpflichtet,  für  deren  Zahlung  Kaution 
zu  leisten.) 
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Kläger  obsiegt  in  erster  Instanz  so  kann  dieser  von  dem  fremden  Appel- 
lanten keine  solche  Kaution  mehr  verlangen. !) 

In  Handelssachen  besteht  eine  Verpflichtung  zur  Sicherheits- 
leistung nicht.* 2) 

§ 15. 

G.  Armonrecht. 

Mittellose  Personen  können  vom  Bürgermeister  der  Gemeinde,  in 
welcher  sie  ihren  Wohnsitz  haben,  und  unter  Visiruhg  des  General- 
kasäirers  des  Kreises,  ein  Armuthszeugniss  (certificat  de  paupertate, 
certificat  (Tindigence)  erhalten.3) 

In  diesem  Falle  sind  sie  von  der  Zahlung  der  Stempeltaxen  und 
der  Gebühren  an  den  Gerichtsvollzieher  (Portarel)  befreit.  Alle  son- 
stigen Prozesskosten  werden  jedoch  davon  nicht  berührt.  Falls  die  mit 
dem  Armuthszeugnisse  versehene  Partei  den  Prozess  gewinnt,  wird  der 
Gegner  — ausser  den  anderen  Verurteilungen  — noch  zur  Zahlung 
von  allen  Stempeln  an  den  Staat  und  allen  Gebühren,  die'  in  dem 
Prozess  hätten  erlegt  werden  müssen,  verpflichtet.4) 

Ausländer  können  dieses  Beneficium  mir  dann  anrufen,  Wenn  sie 
in  Rumänien  ansässig  sind:  ausnahmsweise  jedoch  können  Italiener 
und  Belgier  auf  Grund  von  Staatsverträgen  in  ihrer  Heimat  sich  ein 
Armuthszeugniss  ausstellen  lassen,  welches,  wenn  es  von  der  rumäni- 
schen Gesandtschaft  visirt  ist,  auch  iu  Rumänien  wirksam  ist.5) 

*)  Entgeh.  des  ruman.  Kassationshofes  vom  4 September  1872. 

2)  Art.  106  Proc.  civ.  und  Art.  15  Codic.  civ.  .Siehe  S.  136  Note  4. 

3)  Art.  30  des  Stempelgesetzes  vom  1.  Juli  1881, 

4)  Art.  31  ibid.  VgL  auch  Yvernes,  administration  de  la  justice  civile  et  com- 
mereiaie  en  Eürope,  S.  491. 

5)  Art.  VI  der  Konsularkonventiotf  mit  Italien  vom  5/17  August  1880  (Monitor 
ofieial  No.  45/1881)  und  Art.  II  der  Rechtshülfekonvention  (conventiune  pentru  asistenta 
j udiciara)  mit  Belgien  vom  4 März / 20  Februar  1881  (Monitor  ofieial  No.  i05/1881). 

Art.  VI  der  italienischen  Konvention,  welche  in  rumänischer,  italienischer  und 
französischer  Sprache  abgefasst  ist,  lautet  in  deutscher  Uebersetzung:  Die  Rumänen 
iu  Italien  und  die  Italiener  in  Rumänien  werden  sieh  gegenseitig  wie  die  Einheimischen 
der  Wohlthat  des  Armenreehts  erfreuen,  doch  müssen  sie  sich  nach  den  Gesetzen  des 
Landes,  in  dem  das  Armenrecht  nachgesucht  wird,  richten. 

In  jedem  Fall  muss  das  Armuthszeugniss  dem  Fremden,  der  das  Armenrecht 
nachsucht,  von  den  Behörden  seines  gewöhnlichen  Aufenthaltsorts  ausgestellt  werden. 
Wenn  der  Fremde  nicht  im  Lande  wohnt,  wo  das  Gesuch  gestellt  wird,  so  muss  das 
Armuthszeugniss  von  einem  diplomatischen  Vertreter  des  Landes,  wo  dasselbe  vorgelegt 
werden  soll,  bestätigt  und  beglaubigt  werden.  Wenn  der  Fremde  im  Lande  wohnt,  wo 
das  Gesuch  gestellt  wird,  so  können  auch  bei  den  Behörden  des  Staates,  dem  er  an- 
gehört, Erkundigungen  eingezogen  -werden. 

Art.  II  der  Rechtshülfekonvention  mit  Belgien  lautet:  Dans  töus  les  cas,  le  certi- 
ficat d'indigence  doit  etre  dülivre  ä lYtranger  qui  demande  Passistance  par  les  auto- 
rites  de  sa  residence  habituelle.  Si  l’etranger  ne  rüside  pas  dans  le  pays  oü  la  de- 
mande est  formte,  le  certificat  d’indigence  sera  approuve  et  legalise  par  l’agent  diplo- 
matique du  pays  oü  le  certificat  doit  ötre  produit.  Lorsque  Petranger  reside  dans  le 
pays  oü  la  demande  est  forrnee,  des  renseignements  pourront,  en  outre,  ötre  pris 
aupres  des  autorites  de  l’Etat  auquel  il  appartient. 

Nypel’s  Pasinomie  beige.  Bruxelles  1881.  Bd.  16  S.  376. 
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§ 16. 

III.  Bevollmächtigte  der  Parteien.  Advokaten.  Anwälte. 

1.  Art.  94  der  Proc.  civila  bestimmt,  dass  entweder  die  Partei 
selbst,  oder  für  sie  ein  von  ihr  direkt  bevollmächtigter  Advokat  vor 
Gericht  erscheinen  muss,  so  dass,  wenn  ein  Advokat  nicht  von  der 
abwesenden  Partei  selbst  bestellt  ist,  der  Gegner  verlangen  kann,  dass 
das  Gericht  dieselbe  als  abwesend  behandle. 

Die  Prozessvol lmacht  muss  von  einer  Behörde  legalisirt  sein;  Privat- 
vollmachten haben  keine  Gültigkeit. 

2.  Die  Advokaten  bilden  in  jedem  Kreise  eine  besondere,  gesetzlich 
geregelte  Korporation,  das  baroü  (vom  französischen  barreau).  Die  Diszi- 
plinarbehörde ist  der  Aufsichtsrath  oder  Ausschuss  (consiliü  de  disci- 
plina,  conseil  de  discipline)  der  alle  zwei  Jahre  von  den  Advokaten 
aus  ihrer  Mitte  erwählt  wird.  An  der  Spitze  des  Aufrichtsraths  steht 
der  Dekan  (decan,  doyen).1)  Der  Aufsichtsrath  hat  die  Ehre  des  Advokaten- 
standes zu  wahren  und  eventuell  strafend  gegen  die  Mitglieder  des 
baroü  vorzugehen.  Alle  Beschwerden  sind  an  den  Dekan  zu  richten. 

Disziplinarstrafen2)  sind:  Vorwurf  oder  Rüge,  zeitweilige  Aus- 
schliessung, und  vollständige  Löschung  vom  Tableau  der  Advokaten,  d.  h. 
Ausweisung  aus  dem  baroü.  Der  Betroffene  kann  gegen  die  Entscheidung 
des  consiliü  de  disciplina  Berufung  beim  Appellhof  einlegen  und  zwar 
binnen  einer  Frist  von  zehn  Tagen  von  der  Beschlusszustellung  an.3) 
Rekurs  gegen  die  Entscheidung  des  Appellhofs  ist  nicht  zulässig.4) 

3.  Avou6s  giebt  es  nicht. 

4.  Was  insbesondere  die  Vollmachten  der  Ausländer  betrifft, 
so  empfiehlt  es  sich,  die  für  rumänische  Advokaten  auszustellenden 
Prozessvollmachten  durch  einen  Notar  aufnehmen,  nicht  bloss  beglaubigen 
zu  lassen,  da  diese  Form  der  rumänischen  und  französischen  Authen- 
tizität entspricht  und  für  viele  Prozesshandlungen,  wie  für  Vergleiche, 
Eideszuschiebung  oder  Eidesannahme,  Zahlungsentgegennahme  etc.  vom 
rumänischen  Gesetz  ausdrücklich  verlangt  wird.  Die  Vollmacht  ist  bei 
der  rumänischen  Gesandtschaft  oder  dem  rumänischen  Konsulat  zu  über- 
setzen und  die  Legalisirung  der  Unterschrift  des  Notars  ebendaselbst 
zu  beglaubigen.  Die  so  gefertigte  Vollmacht  ist  dem  Ministerium  des 
Aeusseren  in  Bukarest  behufs  Vidimirung  der  Unterschrift  des  Gesandten 
oder  Konsuls  vorzulegen.  Für  die  Legationen  ist  dies  ausdrücklich  vor- 


9 Art.  8 des  Gesetzes  vom  6 Dezember  1864:  über  die  Organisation  des  Advokaten- 
standes (legea  pentru  organizarea  corpului  avocatilor). 

*)  Selbstverständlich  schliessen  dieselben  das  Walten  der  Strafjustiz  nicht  aus. 
Art.  15  ibid. 

3)  Art.  20  ibid. 

4)  Art.  21  ibid.  — Fast  in  allen  bedeutenderen  Städten  finden  sich  Advokaten, 
die  der  deutschen  Sprache  mehr  oder  weniger  mächtig  sind,  deren  Namen  durch  die 
deutsche  Gesandtschaft  in  Bukarest  oder  die  Konsulate  in  Bukarest,  Jassy  und  Galatz 
zu  erfahren  sind. 
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gesehen  (Art.  19  al.  2 des  Reglements  vom  27  Juni  1880);  für  die  Kon- 
sulate nicht  vorgeschrieben,  aber  ratlisam.1) 

Anwaltszwang  existirt  nicht. 

IV.  Das  Verfahren  in  erster  Instanz. 

§ 17- 

A.  Allgemeine  Grundsätze.  Mündliche  Verhandlung. 

Das  Prozessverfahren  ist  in  kontradiktorischen  Sachen  ein  münd- 
liches und  öffentliches. 

Der  Kläger  formulirt  seine  Ansprüche  und  Anträge  schriftlich,  aber 
er  muss  seine  Klage  mündlich  vortragen,  auch  wenn  der  Gegner  im 
Termin  ausbleibt. 

Der  Gerichtsschreiber  (grefier,  vom  franz.  greffier)  nimmt  Noten 
(Protokolle)  über  die  Verhandlungen  auf. 

In  Sachen,  die  ihrem  Wesen  nach  nicht  kontradiktorisch  verhandelt 
werden,  ist  das  Verfahren  ein  schriftliches.  Dies  gilt  namentlich  von 
allen  Anträgen,  über  welche  das  Gericht  direkt  im  Berathungszimmer 
(camera  de  consiliü,  chambre  du  conseil)  entscheidet  und  die  sich  als 
Anordnungen  der  tutelle  judiciaire,  der  sogenannten  jurisdiction  gra- 
cieuse  (nicht  zu  verwechseln  mit  der  jurisdiction  volontaire),  darstellen. 

Dahin  gehören  u.  A.  die  ersten  Stadien  des  Entmündigungsverfahrens, 
die  Vormundschafts-  und  theilweise  die  Hinterlassenschaftssachen,  ge- 
wisse Vorgänge  des  Konkursverfahrens,  Beschlagnahmen  etc.,  also . im 
Wesentlichen  Massnahmen,  die  mehr  administrativer  Natur  sind.  Sobald 
eine  solche  Anordnung  Seitens  einer  anderen  Partei  Widerspruch  findet, 
wird  die  Angelegenheit  in  eine  kontradiktorische  mit  mündlicher  Ver- 
handlung umgewandelt.  Uebrigens  kann  einerseits  auch  in  diesen 
Sachen  der  Antragsteller  sein  Gesuch  dem  Richter  gegenüber  in  der 
chambre  du  conseil  mündlich  erläutern  und  kann  andererseits  der 
Richter  nach  Ermessen  ohne  Weiteres  kontradiktorische  Verhandlung 
verfügen,  zu  der  dann  die  andere  Partei  vorzuladen  ist. 

Termine  in  Civil-  und  Handelssachen  werden  gewöhnlich  nur  auf 
Ansuchen  der  Partei  anberaumt  (Parteibetrieb). 

Die  Vorladungen  werden  beim  Friedensrichter  durch  die  Partei 
selbst  oder  durch  die  Polizei  besorgt  und  kosten  je  10  cts.  Stempel.2) 
Vom  Tribunal  aufwärts  müssen  sie  auf  je  einem  Stempelbogen  von 
2 frcs.  geschrieben  werden 3)  und  werden  nur  von  dem  Portärel  zu- 
gestellt, der  dafür  eine  besondere  Gebühr  zu  beanspruchen  hat.4) 

*)  Pen  Inhalt  der  betreffenden  Vollmacht  wird  am  besten  der  betreffende  rumä- 
nische Advokat  selbst  liefern,  da  sich  derselbe  nach  dem  konkreten  Falle  richtet;  Doch 
ist  zu  beachten,  dass  die  Vollmachten  dem  Advokaten  das  Recht  einräumen  muss, 
Vorladungen  ergehen  zu  lassen  und  entgegenzunehmen. 

2)  Art.  15  al.  6 des  Stempelgesetzes  (legea  timbrului)  vom  1 Juli  1881. 

3)  Art.  29  al.  13  leg.  timbr. 

4)  Und  zwar  in  der  Stadt  je  74  bani  für  jede  Partei,  wozu  für  ausserhalb  zuzu- 
stellende Vorladungen  das  Postporto,  event.  bei  mangelnder  Postverbindung  je  2 frcs. 
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Ist  die  Partei,  welcher  zugestellt  werden  soll,  nicht  anwesend,  so 
muss  über  die  Zustellung  ein  Protokoll  aufgenommen  werden,  welches 
60  baut  Gebühren  kostet. !) 

Die  Zustellung  der  Urtkeile  erfolgt  bei  den  oberen  Instanzen 
und  beim  Tribunal  auf  Betreiben  der  interessirten  Partei  durch  den 
Portärel  (Gerichtsvollzieher , Gerichtsexekutor,  huissier).  Der  Friedens- 
richter muss  selbst  den  Parteien  auf  Verlangen  eine  Urtheilsabschrift 
einhändigen  oder  zustellen  lassen.* 1 2) 

§ 18. 

B.  Einreden. 

Die  Einreden,  welche  die  Gegenpartei  erheben  kann,  sind  zwei- 
facher Art:  sie  können  einmal  eine  sachliche  Verteidigung  (defense  de 
fond,  apärare  de  fond)  bezwecken,  also  sich  gegen  den  Anspruch  selbst 
richten,  so  die  Behauptung  der  Zahlung  oder  Nichtschuld  etc.,  oder 
zweitens  nur  die  Prozedur  oder  Form  bemängeln,  ohne  die  Sache  selbst 
zu  berühren;  dies  sind  die  eigentlich  prozessualischen  Einreden,  im 
französischen  liecht  exceptions,  rumänisch  esceptiuni  genannt. 

Letztere  zerfallen  in  drei  Kategorien,  die  deklinatorischen,  die 
reinen  Formalitätsnullitäten  und  die  dilatorischen  Einreden.  Zu 
den  deklinatorischen  esceptiuni  gehören  die  Einrede  der  Litis- 
pendenz, der  Konnexität  — auf  Grund  deren  das  Gericht  auf  Antrag 
der  Partei  oder  auch  von  Amtswegen  die  Vereinigung  des  gegenwärtigen 
Prozesses  mit  einem  anderen,  sachlich  verknüpften,  anordnet  — und  der 
Inkompetenz.  Diese  letztere  muss  in  limine  litis  geltend  gemacht 
werden*  wenn  sie  ratione  personae  ist;  ist  die  Inkompetenz  ratione 
materiae  oder  loci  rei  sitae,  so  kann  sie  in  jedem  Stadium  des  Prozesses 
gerügt  und  auch  von  Amtswegen  erklärt  werden,  da  die  öffentliche 
Ordnung  dabei  betheiligt  ist.  Die  Proz edurbemän gelungen  (nullites 
de  procedure,  nulit&ti  de  procedura)  z.  B.  unrichtige  Zustellung  oder 
Ausfertigung  der  Vorladung  etc.  müssen  in  limine  litis  vorgebracht 
werden,  widrigenfalls  die  Partei  als  darauf  verzichtend  erachtet  wird. 

Die  Nullität  der  Klageschrift  (wegen  Nichtangabe  des  Namens  oder 
des  Klageobjekts)3)  unterliegt  derselben  Regel,  obwohl  sie  ihrer  Natur 
nach  deklinatorisch  ist. 

Die  einzige  rein  forideklinato rische  Einrede,  welche  das  rumä- 
nische Prozessrecht  kennt,  ist  die  Anrufung  eines  Bürgen  (garant  en  cause, 
garant  in  cauzä),  welcher  neben  der  Partei  streiten  und  im  Falle  des 
Unterliegens  seinerseits  gegenüber  der  Partei  verurtheilt  werden  soll. 
Der  Prozess  wird,  falls  der  Antrag  begründet  erscheint,  aufgeschoben, 
damit  die  den  Bürgen  anrufende  Partei  denselben  als  neue  Partei  in 

22  cts.  für  jeden  Myriamter  hinzukommt.  Art.  24  und  25  des  Reglements  der  Por- 
tarei  vom  28  November  1865  und  31  März  1866  mit  Nachträgen  vom  3 Dezember  1867. 

1)  Axt.  28  des  Reglements  vom  31  März  1866. 

2)  Art-.  43  u.  44  des  Ges.  vom  4/1 6 März  1894. 

2)  Art.  69  Proc.  civ. 
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den  Prozess  einführen  kann.  Es  geschieht  dies  besonders  bei  Immobiliar- 
revindikationen  in  Betreff  des  Verkäufers,  den  der  beklagte  Gruudstück- 
eigenthtimcr  als  eviktionspflichtigen  Bürgen  anruft,  sowie  im  .Allge- 
meinen überall,  wo  der  Beklagte  für  den  Fall  seiner  Verurtheilung 
gegen  einen  Dritten  einen  Kegressanspruch  geltend  machen  kann.1) 

Die  cautio  iudicatum  solvi  wird  von  Manchen  als  besondere  Ein- 
rede angesehen,  von  Anderen  unter  die  dilatorischen  Exzeptionen  ein- 
gereiht. 

C.  Be  weis  verfahren. 

§ W. 

a)  Beweistheorie. 

Die  Beweistheorie  des  rumänischen  Prozesses  ist  im  Allgemeinen 
eine  vollkommen  freie,  an  keinerlei  gesetzliche  Beweisregel  gebundene. 

Die  Eventualmaxime  oder  das  Kumulationsprinzip  existirt  in  der 
Procedura  civilä  nicht.  Um  ehikanösen*  Verzögerungen  vorzubeugen, 
schreibt  Art.  69  derselben  vor,  dass  die  Klageschrift  unter  Anderem  mit 
kurzen  Worten  das  Fundament  und  die  Gründe,  auf  die  sich  die  Klage 
stützt  (mijöcele  pe  cari  se  bazeazä  actiunea),  angeben  muss.  Jedoch 
fehlt  die  Sanktion  der  Nullität. 

§ 20. 

b)  Beweismittel. 

Die  Beweismittel  im  rumänischen  Prozess  sind  dieselben  wie  im 
französischen  Recht  und  im  Allgemeinen  wie  in  den  Gesetzgebungen 
sämmtlicher  Kulturvölker  (Augenschein,  Zeugen,  Sachverständige,  Ur- 
kunden, Eid). 

Ein  Urtheil  über  Zulassung  der  Beweismittel,  analog  etwa  dem 
Beweisinterlokut,  ist  dem  rumänischen  Rechte  fremd.  Sie  werden  durch 
motivirten,  d.  h.  mit  Gründen  versehenen,  einfachen  Beschluss  (jurnal 
oder  inchiere)  angeordnet,  bilden  aber  nicht  den  Gegenstand  eines  Ur- 
theils,  einer  carte  de  judecatä,  sentintä,  hotaräre,  deciziune  etc.  Auch 
ist  gegen  einen  solchen  Beschluss  kein  Rechtsmittel  zulässig.2) 

Die  Zulassung  eines  Beweismittels  muss  zugleich  mit  dem  Appell 
gegen  das  Urtheil  bekämpft  werden. 

Das  Gericht,  das  ein  Beweisverfahren  angeordnet  hat,  kann  von 
seiner  Entscheidung  abgehen,  wenn  genügende  Gründe  dafür  sprechen. 
Nur  bei  Schiedseiden,  die  von  den  Parteien  zugeschoben  oder  zurück- 
geschoben und  vom  Gericht  als  bindend  erklärt  worden  sind,  ist  ein 
Abgehen  von  dem  Beweisbesch] usse  nicht  statthaft.  Dasselbe  gilt  auch 
von  dem  durch  den  Richter  auferlegten  Ueberzeugungseid. 3) 

*)  Art.  111 — 114  Proe.  civ.  Die  ganze  Materie  der  Einreden,  ist  in  den  Art.  108 
bis  114  Proc.  eiv.  behandelt. 

*)  Art,  32,  33  der  Procedura  civila. 

3)  Dieser  Punkt,  der  früher  sehr  bestritten  war,  ist  nunmehr  durch  zwei  Ent- 
scheidungen des  Kassationshofes  in  vereinten  Sektionen  (sectiuni  unite)  vom  3 Februar 
1872  und  8 Mai  1886  festgestellt.  Vgl.  Buletinul  Curtei  de  Casatiune  pro  1872  und  1886. 
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Zu  bemerken  ist,  dass  in  Civilstandsfragen  weder  gerichtliches  Ge- 
ständniss  noch  Schiedseid  statthaft  sind.  Auch  Zeugen  sind  hier  nur  dann 
zulässig,  wenn  vorher  erwiesen  wird,  dass  zur  betreffenden  Zeit  keine 
Civilstandsregister  bestanden  oder  dass  sie  zerstört  worden  sind.  Uebrigens 
ist  der  Zeugenbeweis  im  Allgemeinen  nur  in  Sachen  unter  55  frcs. 
55  cts.  zulässig. J) 

Das  Gestäridniss  ist  im  rumänischen  Prozess  in  erster  Linie 
Beweismittel,  aber  es  dient  auch  im  weiteren  Sinne  zur  Vorbereitung 
der  Entscheidung,  wie  Art.  156  Proc.  civ.  ausdrücklich  sagt.  Es  k"ann 
endlich  auch  Dispositionsakt  der  Partei  sein  und  sogar  eine  Anerkennung 
enthalten  und  ist  deshalb  da  nicht  zulässig,  wo  die  öffentliche  Ordnung 
interessirt  ist,  wie  z.  B.  in  dem  oben  angeführten  Falle  der  Civilstands- 
fragen. 

Das  Recht,  zu  fragen  und  Erklärungen  und  Geständnisse  herbei- 
zuführen, steht  jeder  Partei  und  auch  dem  Richter  zu.  Die  Antworten 
auf  die  Fragen  der  Parteien  werden  in  ein  besonderes  Protokoll  nieder- 
geschrieben und  von  dem  Beamten  und  der  betreffenden  Partei  unter- 
schrieben und  können  also  den  Anfang  eines  schriftlichen  Beweises  bilden.- 
Solche  Antworten,  wie  jedes  gerichtliche  Gestand niss,  beweisen  vollkommen 
gegen  die  aussagende  Partei,  können  aber  nicht  getrennt  oder  getheilt  wer- 
den.* 2) Die  Fragen,  welche  der  Richter  an  die  Partei  stellt,  dienen  selbstver- 
ständlich nicht  zur  Entlockung  eines  Geständnisses,  sondern  zur  Orien- 
tirung  über  unklare  Punkte,  welche  für  die  Entscheidung  von  Wichtig- 
keit sind.  Die  betreffenden  Antworten  werden  vom  Gerichtsschreiber 
notirt,  aber  nicht  in  besonderem  Protokoll,  auch  wrerden  sie  nicht  von 
dem  Befragten  unterschrieben  und  bilden  also  keinesfalls  einen  schrift- 
lichen Beweisanfang. 

§ 21. 

D.  Das  Versäumnis s verfahren. 

I.  Erscheint  im  Verhandlungstermin  die  beklagte  Partei  nicht 
und  sind  die  vom  Kläger  vorgebrachten  Beweise  genügend,,  so  ergeht 
das  Urtheil  ohne  kontradiktorische  Verhandlung  (ä  defaut,  in  lipsä 
oder  in  absen^ä).3)  Gegen  dieses  Urtheil  kann  der  Beklagte  binnen 
einer  bestimmten  Frist  Opposition  (opozitie,  Einspruch)  erheben;  doch 
muss  in  Sachen,  welche  in  erster  Instanz  vom  Tribunal  abgeurtheilt 
werden,  das  Nichterscheinen  im  ersten  Termine  gerechtfertigt  werden.4) 

*)  Art.  1191  Cod.  civ.  sagt  150  lei;  der  korrespondirende  französische  Text  (Art.  1341 
Code  Nap.)  sagt  150  frcs.  Der  Franc  ist  jetzt  auch  in  Rumänien  adoptirt  unter  dem 
Namen  leu  noü.  Der  Art.  1191  wurde  noch  unter  der  Herrschaft  des  alten  Münz- 
systems  der  Piaster,  Para  etc.  redigirt,  wie  der  ganze  Kodex.  Erst  nach  mehr  als 
zwei  Jahren  nach  Inkrafttreten  des  Kodex,  und  zwar  durch  Gesetz  vom  22  April  1867, 
wurde  der  Franc  als  Münzeinheit  angenommen,  und  ergiebt  sich  aus  der  dem  Gesetz 
beigefügten  Umrechnungstabelle  für  150  alte  Lei  oder'  Piaster,  55  frcs.  55  bam  neuer 
Währung. 

2)  Art.  1206  Cod.  civ. 

3)  Art.  150  Proc.  civ. 

4)  Art.  154  aJ.  3 Proc.  civ. 
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Beim  Friedensrichter1)  und  in  Handelssachen2)  hat  die  ausgebliebene 
Partei  das  Recht  der  Opposition  ohne  solche  Rechtfertigung:  Je  m’oppose, 
puisque  je  m’oppose  lautet  die  französische  Rechtsparoemie. 

Eine  schriftliche  Beantwortung  der  Klage  ist  nicht  erforderlich 
und  kann  beim  Ausbleiben  des  Beklagten  nicht  in  Betracht  gezogen 
werden. 

II.  Erscheint  im  Verhandlungstermin  der  Kläger  nicht,  so  wird 
die  Klage  ohne  Weiteres  abgewiesen,3)  jedoch  unter  Vorbehalt  der 
Opposition. 

III.  Sind  mehrere  Beklagte  vorhanden  und  bleiben  im  Ver- 
handlungstermin einer  oder  mehrere,  aber  nicht  alle,  aus,  so  wird  die 
Sache  von  Amts  wegen  vertagt4)  und  es  haben  dann  die  Beklagten  kein 
Oppositionsrecht  mehr. 

Dasselbe  Verfahren  wird  beobachtet  bei  mehreren  Klägern,  von 
denen  einer  oder  mehrere  nicht  erscheinen. 

IV.  Wird  die  Opposition  im  Prinzip  angenommen  — was  beim 
Friedensrichter  und  in  Handelssachen  nicht  erst  erforderlich  ist  — so 
wird  die  ganze  Sache  von  Neuem  verhandelt,  als  ob  das  frühere  Urtheil 
nicht  existirte.  Der  Kläger  erhält  das  Wort,  um  seine  Klage  zu  ent- 
wickeln und  zu  begründen,  es  können  Einreden  aller  Art  vorgebracht, 
Beweise  beigebracht  oder  verlangt  und  Anträge  gestellt  werden.  Je 
nachdem  schliesslich  der  Rechtsstreit  entschieden  wird,  wird  die  Oppo- 
sition ganz  oder  theilweise  angenommen  und  das  frühere  Urtheil  ganz 
oder  theilweise  aufgehoben  (reformirt),  oder  es  wird  die  Opposition  zurück- 
gewiesen und  das  frühere  Urtheil  bestätigt  (confirmirt). 

Erscheint  der  gehörig  geladene  Opponent  im  Termin  nicht,  so  wird 
die  Opposition  ohne  Weiteres  zurückgewiesen  und  das  frühere  Urtheil 
bestätigt;  eine  weitere  Opposition  ist  unzulässig:  Opposition  sur  Oppo- 
sition ne  vaut. 

Die  Frist  zur  Einlegung  der  Opposition  beträgt  beim  Friedens* 
richter  fünf,5)  beim  Tribunal  acht  Tage.6)  Diese  Tage  sind  als  freie 
(jours  libres)  zu  verstehen,  d.  h.  es  werden  in  die  Berechnung  der  Frist 
weder  der  Tag  des  Anfangs,  noch  der  des  Endes  eingerechnet.7)  Diese 
Berechnung  ist  dem  Art.  737  der  Genfer  Civilprozessordnung  entnommen. 
Die  angegebenen  Fristen  laufen  von  dem  Tage,  an  welchem  die  Ab- 


b Art.  84  Ges.  v.  9.  März  1879  und  Art.  54  des  neuen  Gesetzes  v.  4./16.  März  1894. 

b Art.  874  Cod.  de  comerciü. 

3)  Art.  149  Proc.  civ. 

4)  Art.  151  Proc.  civ. 

3)  Art.  84  Ges.  v.  9.  März  1879  und  Art.  54  des  Gesetzes  v.  4./16.  März  1894. 

6)  Art.  54  Proc.  civ. 

7)  Art.  729  Proc.  civ.  Dies  gilt  jedoch  nur  für  Fristen,  die  nach  Tagen  berechnet 
werden;  Fristen,  die  in  Wochen  oder  Monaten  ausgedrückt  sind,  endigen  an  dem  Tage, 
der  dem  Anfangspunkt  entspricht.  Fristen,  die  am  29.,  30.  oder  31.  Tage  eines  Monats 
beginnen,  endigen  am  letzten  Tage  des  Schlussmonats,  wenn  dieser  nicht  so  viele  Tage 
zählt.  Art.  930  Proc.  civ. 
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Schrift  des  Urtheiis  dem  Gegner  zugestellt,  bezw.  in  seinem  Donffzil  de- 
ponirt  worden  ist. 

■ Ist  das  Urtheil  nicht  dem  Appell  unterworfen,  und  war  ausserdem 
die  Partei  bei  der  Zustellung  bezw.  Deponirung  des  Urtheiis  nicht  in 
ihrem  Domizil  gegenwärtig,  also  abwesend,  z.  P>.  verreist,  so  beträgt 
die  Frist  vor  dem  Tribunal  fünfzehn  freie  Tage.1) 

Vor  dem  Friedensrichter  beträgt  die  Oppositionsfrist  fünf  Tage, 
und,  wenn  die  Partei  sich  im  Ausland  befindet,  zehn  Tage.2) 

§ 22. 

V.  Das  Verfahren  in  zweiter  Instanz. 

Gegen  die  Urtheile  der  ersten  Instanz  findet  das  ordentliche  Rechts- 
mittel des  Appells  (Berufung)  statt.3) 

Die  Frist  zur  Einlegung  des  Appells  gegen  Urtheile  des  Friedens- 
richters (carte  de  judecatä)  beträgt  einen  Monat,4)  beginnend  mit  der 
Zustellung  oder  Deponirung  der  Urtheilsäbschrift  (nicht  nur  des  Ex- 
trakts). 

Wenn  die  Partei  jedoch  im  Auslande  sich  befindet,  so  beträgt  die 
Frist  zwei  Monate.5) 

Gegen  das  Urtheil  (sentintä  oder  hotarire)  des  Tribunals  kann 
binnen  einer  Frist  von  zwei  Monaten  Berufung  an  den  Appellhof  ein- 
gelegt werden,6)  jedoch  läuft  diese  Frist  von  verschiedenen  Zeit- 
punkten an,  je  nach  der  Lage  des  Falles. 

Erfolgte  die  Endverhandlung  in  Gegenwart  der  unterliegenden 
Partei,  so  läuft  die  Frist  vom  Tage  der  Urtheilszustellung  an.  War 
das  Urtheil  mittels  Opposition  angefoehten  worden,  ohne  dass  der 
Opponent  im  Termin  erschienen  war,  so  dass  die  Opposition  ä defaut 
(in  lipsa)  zurückgewiesen  und  das  erste  Urtheil  bestätigt  wurde,  so 
läuft  die  Berufungsfrist  vom  Tage  dieses  letzten  Urtheiis  an. 

War  das  erste  Urtheil  opponirbar,  so  muss  jedenfalls  erst  der  Ab- 
lauf der  Oppositionsfrist  ab  gewartet  werden  und  es  beginnt  dann  die 
Berufungsfrist  erst  unmittelbar  nach  dem  Ende  der  Oppositionsfrist  zu 
laufen,  so  zwar,  dass  der  Oppositionsberechtigte,  wenn  er  von  der 
Opposition  keinen  Gebrauch  machen  will,  beide  Fristen  von  acht 
Tagen  und  zwei  Monaten  abwarten  kann,  bevor  er  die  Berufungsschrift 
einreicht.7) 

Diese  Fristenkumulirung  existirt  nicht  beim  Friedensrichter,  wo  im 
gleichen  Falle  die  betreffenden  Fristen  (von  5 'Tagen  und  1 Monat) 


l)  Art.  154  Proc,  civ. 

a)  Art.  54  des  Ges.  vom  4./ 16.  März  1894. 

3)  Ausnahmen  siehe  im  § 10,  S.  131  ff. 

4)  Art.  43  Ges.  vom  4./16.  März  1894. 

5)  Art.  43  Absatz  2 ibidem. 

8)  Art.  318  Proc.  civ. 

7)  Art.  318 — 319  Proc.  civ 


Rumänien, 


145 


gleichzeitig  zu  laufen  anfangen,  und  zwar  von  dem  Tage  der  Zustellung 
der  Urtheilsabsclirift  an  die  Partei.1) 

Die  Appellbeschwerde  (Berufung)  muss  an  den  Vorsitzenden  der 
Appcllinstanz  gerichtet  werden,  also,  je  nach  dem  Fall,  an  den  Prim- 
Präsidenten  des  Appellhofes,  oder  den  Präsidenten  oder  Prim-Präsidenten 
des  Tribunals.  Ihr  muss  eine  vom  Kanzlei vorst and  (grefier)  der  ersten 
Instanz  beglaubigte  Abschrift  des  angefochtenen  Urtheils  beigelegt 
werden. 

Die  Einlegung  des  Appells  hat  Devolutiv-  und  Suspensiveffekt;  sie 
bewirkt,  dass  der  Rechtsstreit  noch  einmal  untersucht  wird. 

Wenn  der  Beklagte  appellirt  und  der  Kläger  im  Termin  nicht  er- 
scheint, so  wird  der  Appell  des  Beklagten  ohne  Weiteres  angenommen, 
das  frühere  ürtheil  reformirt  und  die  Klage  zurückgewiesen,  indem  das 
Ausbleiben  des  Klägers  zu  Gunsten  des  Beklagten  ausgelegt  wird.2) 

Die  devolutive  Wirkung  hat  jedoch  ihre  restriktive  Seite.  Die 
Sache  wird  nur  insoweit  von  der  Appellinstanz  untersucht,  als  dies 
schon  in  der  ersten  Instanz  geschah.  Neue  Parteien  können  in  den 
Rechtsstreit  nicht  ein  treten,  weder  als  Intervenienten,  noch  sonst.3) 

Der  Kläger  kann  keine  neuen  Anträge  stellen,  ausgenommen  den 
der  Kompensation  bei  Widerklage  des  Beklagten;  der  Beklagte  jedoch  — 
dies  ist  eine  Ausnahme  zu  seinen  Gunsten  — kann  jedweden  neuen 
Antrag  zu  seiner  Vertheidigung  stellen.4) 

Auch  können  in  der  zweiten  Instanz  alle  Beweismittel,  Zeugen, 
Urkunden,  Sachverständigenbefunde  etc.  noch  einmal  aufgenommen 
werden,  wenn  dies  dem  Gericht  im  Interesse  der  Wahrheit  oder  der 
Klarheit  geboten  erscheint.5) 

Im  Uebrigen  finden  bezüglich  des  sonstigen  Verfahrens  (Termine, 
Vorladungen,  Opposition  etc.)  in  der  zweiten  Instanz  die  für  die  erste 
Instanz  geltenden  Vorschriften  ebenfalls  Anwendung. 

§ 23. 

YI.  Peremtion.  Rechtskraft. 

I.  Hat  eine  Partei  nach  Einlegung  des  Appells  seit  dem  letzten 
Prozessakt  zwei  Jahre  vergehen  lassen,  ohne  weiter  in  der  Sache  vor- 
zugehen, so  kann  der  Gegner  den  Appell  als  perimirt  erklären  lassen. 
Dies  geschieht  durch  Beschluss  der  Appellinstanz.  Die  Wirkung  dieser 


*)  Dieser  Punkt  war  in.  der  früheren  Jurisprudenz  sehr  streitig;  einerseits  rief  man  den 
Mangel  eines  analogen  Textes  im  Friedensrichtergesetz  an,  andererseits  führte  man  den 
Satz  an:  ubi  eadem  est  legis  ratio,  ibi  eadem  esse  debet  et  legis  dispositio.  Der  Kassa- 
tionshof hatte  am  8.  und  29.  Februar  1889  in  dem  angegebenen  Sinne  entschieden. 
(Buletinul  Curtei  de  Casatiune  pro  1889).  Art.  43  des  neuen  Friedensrieh tergesetzes  von 
1894  hat  dies  nunmehr  zur  gesetzlichen  Bestimmung  erhoben. 

2)  Art.  148  Proe.  civ. 

3)  Art.  S23  Proc.  civ. 

4)  Art,  327  Proe.  civ. 

5)  Art.  257  Proc.  civ. 

Lrske  n.  Loewenfeld,  Iicclttsverfolguug.  II. 
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Peremtion,  einer  kurzen,  eigenartigen  Verjährung  des  eingelegten 
Appells,  ist  die,  dass  das  erstinstanzliche  Urtheil  Rechtskraft  erlangt, 
also  vollstreckbar  wird.  Ebenso  kann  eine  jede  Opposition,  durch  welche 
ein  Urtheil  angefochten  worden  ist,  bei  Unthätigkeit  des  Opponenten, 
nach  Ablauf  derselben  zweijährigen  Frist  auf  Antrag  des  Gegners  als  peri- 
mirt  erklärt  werden.1) 

Eine  blosse  Reklamation  und  ein  blosser  Appell,  die  von  keinem 
Urtheil  gefolgt  sind  und  in  Betreff  derer  kein  prozessualer  Akt  erfolgt 
ist,  sind  eo  ipso  nach  zwei  Jahren  perimirbar.2 *) 

II.  Die  Endurtheile  der  Appellinstanz  sind  definitive  Entscheidungen, 
welche  im  Prinzip  ohne  Weiteres  vollstreckbar  sind.  Zum  Zwecke  der 
Zwangsvollstreckung  müssen  sie  aber  mit  der  Vollstreckungsklausel 
versehen  werden ; dies  geschieht  auf  einfaches  Gesuch  hin,  welchem  eine 
von  der  Gerichtskanzlei  beglaubigte  Urtheilsabschrift  des  Endurtheils 
beigelegt  werden  muss. 

Unter  besonderen  vom  Gesetz  bestimmten  Umständen  können  auch 
Urtheile  der  ersten  Instanz,  die  also  dem  Appell  und  eventuell  der 
Opposition  ausgesetzt  sind,  für  vorläufig  vollstreckbar  erklärt  werden; 
es  muss  dies  jedoch  im  Urtheile  selbst  angegeben  sein. 

Die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  kann  nach  freiem  Ermessen  des 
Richters  gegen  oder  ohne  Sicherheitsleistung  (caulpune,  cautionnement) 
in  folgenden  Fällen  angeordnet  werden: 

1.  wenn  es  sich  um  Anlegung  oder  Abnahme  von  Siegeln  oder 
Inventarisirung  handelt, 

2.  wenn  dringende  Reparaturen  angeordnet  werden, 

3.  wenn  es  sich  um  gewaltsame  Exmission  des  Pächters  oder 
Miethers  handelt,  der  keinen  kontraktlichen  Termin  anrufen 
kann,  oder  dessen  Termin  abgelaufen  ist, 

4.  in  Sachen,  betreffend  Beschlagnahme  oder  Bewachung  der  ge- 
pfändeten Sachen, 

5.  bei  Entscheidungen  über  .Kautionsleistung, 

6.  bei  Ernennung  von  Vormündern,  Kuratoren  und  anderen  Ver- 
waltern, sowie  bei  Rechnungsablage  derselben, 

7.  bei  Streitigkeiten  über  Pensionen  oder  Alimente.8) 

Ausserdem  kann  ein  Urtheil  nach  dem  Ermessen  des  Gerichts, 

gegen  oder  ohne  Sicherheitsleistung4)  für  vorläufig  vollstreckbar  er- 

*)  Art.  257  und  329  Proc.  civ. 

2)  Ueber  die  eigentliche  Bedeutung  des  Begriffs  „Prozessakt“  oder  „prozessualer 
Akt“,  act  de  procedura,  wurde  lange  gestritten.  Der  Kassationshof  hat  nunmehr  in 
vereinigten  Senaten  (sectiuni  unite)  entschieden,  dass  Prozessakt  entweder  eine  ge- 
richtliche Verhandlung  oder  die  Zahlung  der  nöthigen  Vorladungstaxen  an  den  Portarel, 
huissier,  ist,  um  die  Vorladungen,  die  diesem  Beamten  obliegen,  ergehen  zu  lassen, 
d.  h.  die  Partei  muss  Alles  gethaa  haben,  was  an  ihr  lag,  um  die  Sache  zur  Verhand- 
lung zu  bringen.  Vgl.  Kassationsentscheidungen  vom  27.  Januar  1883  und  9.  Sep- 
tember 1888  im  Buletinul  Curtei  de  Casatiune  pro  1883  u.  1888. 

^ Art.  129  Proc.  civ. 

4)  Art.  156  Proc.  civ. 
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klärt  werden,  wenn  es  sich  auf  eine  authentische  Urkunde  oder  ein 
anerkanntes  Versprechen  stützt,  oder  wenn  Gefahr  im  Verzüge  ist. 
Doch  setzt  diese  vorläufige  Vollstreckbarkeit  das  Fehlen,  d.  h.  Nicht- 
erscheinen, der  Gegenpartei  voraus.1) 

YIL  Ausserordentliche  Rechtsmittel. 

§ 

A.  Kassationsrekurs  (Nichtigkeitsbeschwerde). 

Der  Rekurs,  das  gewöhnliche  ausserordentliche  Anfechtungsraittel, 
ist  gegen  jedes  endgiltige,  rechtskräftige  Urtheii  einer  letzten  Sach- 
instanz  (instance  de  fond)  zulässig. 

Die  Frist  zur  Einlegung  dieses  Rechtsmittels  beträgt: 

a)  bei  rechtskräftigen  Urtheilen  letzter  Instanz  der  Friedensrichter 
einen  Monat  für  Civil-  und  Handelssachen,  und  10  Tage  für 
Strafsachen.2) 

b)  bei  rechtskräftigen  Urtheilen  der  Appellhöfe  drei  Monate  und  be- 
ginnt mit  der  Zustellung  der  ürtheilsabschrift. 

Der  Rekurs  gegen  die  Uriheile  der  Friedensrichter  geht  an  das 
Tribunal,  gegen  die  Urtheile  der  Appellhöfe  an  den  Kassationshof  in 
Bukarest.3) 

Der  Beschwerdeschrift  muss  eine  beglaubigte  Abschrift  des  ange- 
fochtenen Uriheils  beigelegt  werden. 

Der  Rekurs  hat  an  sich  keine  suspensive  Wirkung,  ausgenommen, 
wenn  das  angegriffene  Uriheil  Grenz  Veränderung  oder  Niederreissung 
von  Baulichkeiten  angeordnet  hat.4) 

In  allen  sonstigen  Fällen  muss  der  Rekurrent,  wenn  er  den  Auf- 
schub der  Exekution  bis  zur  Entscheidung  über  seine  Rekursbeschwerde 
von  der  Kassationsinstanz  erlangen  will,  dies  in  seiner  Beschwerde- 
schrift beantragen  und  die  ganze  Judikatsumme  nebst  Zinsen,  Gerichts- 
kosten etc.  bei  der  Depositen-  und  Sparkasse6)  hinterlegen  und  die 
Quittung  (recepisa)  seinem  Gesuche  beilegen  oder  sonst  gleichwerthige 
Sicherheit  leisten.6) 

Die  Rekursgründe  sind  bei  Anfechtung  von  Entscheidungen  der 
Appellhöfe  wie  der  letztinstanzlichen  Friedensrichterurtheile  dieselben, 

!)  Jedoch  muss  beim  Friedensrichter  in  Sachen  über  300  fres.  in  jedem  Fall 
Kaution  erlegt  werden  (Art.  48  Ges.  vom  4./16.  März  1894).  Der  Kläger  kann  übrigens 
in  diesen  Fällen  zugleich  mit  der  Klagezustellung  Sicherheitsarrest  verlangen.  S.  u. 
§ 32  S.  160. 

3)  Art.  50  Ges.  v.  4./16.  März  1894. 

*)  Art.  44  des  Ges.  über  den  Kassationshof  vom  24.  Januar  1861  und  Art.  50  des 
Friedensrichtergesetzes. 

4)  Art.  77  des  Gesetzes  über  den  Kassationshof. 

5)  Casa  de  Depunerf  .«i  Consemnatiuni,  ein  staatliches  Institut,  welches  durch 
Gesetz  vom  1.  Dezember  1864-  ins  Leben  gerufen  ist.  Der  Hauptsitz  ist  in  Bukarest, 
aber  alle  Provinzialhauptzahlämter  (Casieria  generalä)  sind  Sukkursalen  und  nehmen 
Zahlungen  an. 

*)  Art.  77  des  Kassationshofgesetzes ; dessen  Bestimmungen  werden  analog  auch 
vom  Tribunal  angewendet. 
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nämlich:  Rechtsverletzung,  Inkompetenz  und  Nichtbeachtung  der  for- 
mellen Vorschriften.1) 

Der  Machtübergriff  (exc&s  de  pouvoir),  den  das  Gesetz  über  die 
Friedensrichter  beim  Rekurs  an  das  Tribunal  besonders  hervorhebt,2) 
fällt  unter  diese  Nichtigkeitsgründe.  Wird  der  Rekurs  für  begründet 
erachtet,  so  wird  das  Ürtheil  kassirt  und  die  Akten  werden  an  einen 
anderen  Appellhof  bezw.  an  ein  anderes  Tribunal  geschickt.  Diese  Be- 
hörde muss  dann  den  Rechtsstreit  als  zweite  sachliche  Instanz  von 
Neuem  entscheiden.  Entscheidet  diese  Instanz  wiederum  im  Sinne  des 
kassirten  IJrtheils,  also  nach  einer  den  Ansichten  des  Kassationshofes 
entgegengesetzten  Auffassung  und  wird  dagegen  wiederum  rekurrirt,  so 
kommt  die  Sache  vor  die  Sec^iunile  unite.  Ist  deren  Entscheidung  der 
ersten,  von  der  Einzelkammer  gefällten,  gleich,  so  wird  der  Prozess 
nochmals  an  eine  andere  Appellinstanz  verwiesen,  und  diese  ist  dann 
an  die  vom  Kassationshof  aufges teilte  rechtliche  Beurtheilung  gebunden. 

Andererseits  aber  muss  der  Kassationshof  die  Sache  dem  Justiz- 
minister  berichten,  damit  dieser  in  der  ersten  Sitzung  des  Parlaments 
einen  Gesetzentwurf  einbringe  zur  authentischen  Interpretation  der  be- 
treffenden Gesetzestexte.3) 

Die  Entscheidung  der  Appellinstanz  gilt  durch  die  Annahme  des 
Rekurses,  also  durch  die  Kassirung,  als  nicht  vorhanden.  Fungirt  das 
Tribunal  als  Kassationsinstanz,  so  behält  es  die  Sache  bei  sich,  und  ent- 
scheidet den  Rechtsstreit  selbst  als  weitere  instance  de  fond. 

Wird  der  Rekurs  als  unbegründet  zurückgewiesen,  so  bewahrt  das 
angefochtene  Urtheil  seine  Vollstreckbarkeit. 

War  auf  Grund  der  Hinterlegung  der  Urtheilssumme  die  Zwangs- 
vollstreckung von  der  Rekursinstanz  eingestellt,  so  ist  nunmehr  die 
Durchführung  der  Exekution  eine  leichtere,  da  die  beizutreibende  Summe 
bereits  flüssig  und  bis  zu  einem  gewissen  Punkte  aus  dem  Vermögen 
des  Schuldners  ausgeschieden  ist. 

Die  Regel,  wonach  der  Rekurs  nicht  ohne  Weiteres  die  Vollstreck- 
barkeit des  angefochtenen  Urtheils  hindert,  erleidet  eine  Ausnahme  bei 
der  Zwangsversteigerung  von  Grundstücken.  Der  Ersteher  (adjude- 
catar),  der  bei  der  zweiten  Ver  st  ei  gern  n gs  tagfährt  (supralicitare,  suren- 
chere)  den  definitiven  Zuschlag  erhalten  hat  und  der  innerhalb  der 
gesetzlichen  vierwöchigen  Frist  den  Kaufpreis,  die  Mutationstaxe  für 
Grundstücksveräusserungen  und  die  dem  Gerichtsvollzieher  (portärel, 
huissier)  zustehenden  Gebühren  hinterlegt  hat,  erhält  vom  Gericht  die 
Eigenthumsurkunde  (ordonanta  de  adjudeeare,  ordonnance  d’adjudica- 
tion).4)  Das  Grundstück  kann  jedoch  erst  dann  übergeben  werden, 
wenn  in  einem  Zeiträume  von  40  Tagen  vom  Datum  dieser  ordonanfa 
de  adjudeeare  an,  die  Versteigerungsformalitäten  und  insbesondere  die 

0 Art.  38  des  Kassationshofgesetzes. 

®)  Art.  82  des  Ges.  v.  9.  März  1879. 

3)  Art.  74  des  Kassationshofgesetzes. 

4)  Art.  551 — 557  Proc.  civ. 
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Ausstellung  dieser  Eigenthumsurkunde  nicht  durch  Rekurs  an  den 
Kassationshof  in  Bukarest  — das  einzige  hiergegen  zulässige  Rechts- 
mittel — angefochten  sind.1) 

Ist  Rekurs  eingelegt  worden,  so  muss  das  Versteigerungsgericht 
erst  den  Erfolg  desselben  abwarten,  welcher  ihm  vom  Kassationshof 
von  Amts  wegen  mitgetheilt  wird. 

Wird  der  Rekurs  zurückgewiesen,  so  versieht  das  Gericht  die 
ordonan^a  de  adjudecare  mit  der  Völlstreckungsklausel  (formula  ese- 
cutoriä).  Wird  der  Rekurs  angenommen,  die  ordonan^a  de  adjudecare 
also  kassirt,  so  muss  dasselbe  Gericht  — forum  rei  sitae  — auf  Antrag 
des  Gläubigers  zu  einer  neuen  Versteigerung  schreiten.2) 

Der  Rekurs  ist  hier  jedoch  nur  zulässig  wegen  Unterlassung  der 
Publikationen,  wegen  Nichtbeobachtung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Termine,  sowie  der  Formen,  die  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  angeordnet 
sind,  wegen  Nichtachtung  der  gesetzlichen  Aufschiebungsgründe  und 
endlich  wegen  Unzuständigkeit  oder  Machtübergriff.3) 

§ 25. 

B.  Revision. 

Das  ausserordentliche  Rechtsmittel  der  Revision,  in  seinen  Grund- 
zügen der  Genfer  Civilprozessordnung  entnommen,  wendet  sich,  ebenso 
wie  der  Rekurs,  gegen  rechtskräftige  Urtheile. 

In  Theorie  und  Praxis  herrscht  lebhafter  Streit  über  die  Frage,  ob 
auch  solche  Urtheile,  welche  durch  Nichtopponiren  und  Nichtappelliren, 
d.  h.  durch  blosse  Nachlässigkeit  der  Partei,  definitiv  und  rechtskräftig 
geworden  sind,  durch  Revisionsbeschwerde  angefochten  werden  können. 
Die  Meinungen  sind  getheilt  und  die  Jurisprudenz  schwankend.  Der 
Kassationshof  hatte  früher  in  negativem  Sinne  entschieden;4)  neuer- 
dings hat  er  die  entgegengesetzte  Meinung  adoptirt.5)  Vor  die  Sec^iu- 
nile  unite  ist  diese  Frage  noch  nicht  gekommen. 

Die  Revision  ist  zulässig  in  folgenden  Fällen: 

1.  wenn  das  Urtkeil  widerstreitende  oder  unklare  und  unver- 
ständliche Bestimmungen  enthält,  welche  die  Vollstreckung  des- 
selben schlechterdings  unmöglich  machen; 

2.  wenn  über  einen  Punkt  entschieden  ist,  dessen  Entscheidung 
von  den  Parteien  nicht  beantragt  war; 

3.  wenn  vom  Gericht  mehr  zugesprochen  ist,  als  beantragt  war; 

4.  wenn  das  Gericht  vergessen  hat,  über  einen  von  den  Parteien 
gestellten  Antrag  zu  entscheiden; 

5.  wenn  das  Prozessobjekt  nicht  mehr  existirt  oder  nicht  mehr 
abgeschätzt  werden  kann; 

) Art.  564  Proc.  civ. 

2)  Art.  563  Proc.  civ. 

Art.  562  Proc.  civ. 

4)  Kassationsentscheidung  vom  13.  März  1873  und  3.  November  1875  im  Buletinul 
Curtei  de  Casatiune,  Jahrgang  1873  u.  1875. 

5)  Kassationsentscheidung  vom  28.  November  1886,  Buletinul  1886. 
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6.  wenn  die  verurtheilte  Partei  beweisen  kann,  dass  sie  die  durch 
das  Urtheil  auferlegten  Verpflichtungen  theiiweise  schon  er- 
füllt hat  und  nunmehr  verlangt,  im  Urtheil  davon  entlastet  zu 
werden; 

7.  wenn  das  Urtheil  Grenzstreitigkeiten  entscheidet  und  die  Grenz- 
zeichen, auf  welche  sich  das  Urtheil  bezieht,  nicht  mehr  vor- 
handen sind  oder  in  ihrer  Richtigkeit  angegriffen  werden; 

8.  wenn  eine  vom  Gericht  angeordnete  Schätzung  zu  begründeten 
Einwendungen  Anlass  bietet.1) 

Die  Revision  kann  ferner  verlangt  werden,  wenn  zwischen  den- 
selben Parteien,  über  denselben  Streitgegenstand  und  über  dieselben 
Beweismittel  und  Rechtsgründe  von  demselben  Tribunal,  Appellhof  etc. 
in  verschiedener  Weise  geurtheilt  worden  ist.2) 

Ausserdem  ist  die  Revision  zulässig  auf  Grund  des  beneficium 
novorum : 

a)  wenn  seit  der  Urtheiisverkündung  Beweismittel  entdeckt  w urden, 
wTeiche  von  der  obsiegenden  Partei  oder  durch  force  majeure 
verborgen  gehalten  waren  und  daher  bei  der  Urtheilsfäliung  nicht 
berücksichtigt  werden  konnten; 

b)  wvenn  die  Urkunden,  auf  welche  sich  das  Urtheil  gründet, 
schon  zur  Zeit  der  Prozessverhandlung  als  falsch  erklärt  w^aren 
oder  späterhin  sich  als  falsch  erwiesen  haben; 

c)  wenn  die  Zeugen,  auf  deren  Aussagen  sich  das  Urtheil  stützt, 
in  der  Folge  des  falschen  Zeugnisses  überwiesen  worden  sind 
oder  die  Partei,  der  ein  Schiedseid  zugeschoben  resp.  auferlegt 
wrar,  des  Meineids  überführt  ist.3) 

Endlich  können  der  Staat,  die  Gemeinden,  die  öffentlichen  An- 
stalten und  die  Minderjährigen  die  Revision  verlangen,  wenn  ihr  Ver- 
treter sie  vor  Gericht  gar  nicht  oder  mit  schuldhafter  Fahrlässigkeit 
tertheidigt  hat.4) 

Hierher  gehört  auch  der  Fall,  wenn  der  Vertreter  die  Interessen 
solcher  Klienten  in  unvollständiger  Weise  verfochten,  d.  h.  nicht  alle 
Rechtsgründe  vorgebracht  hat,  die  zur  Vertheidigung  der  Rechte  der- 
selben hätten  dienen  können.5) 

x)  Art.  288  Proc.  civ. 

2)  Wenn  verschiedene  Tribunale,  Appellhöfe  etc.  in  demselben  Prozess  zwischen 
denselben  Parteien  über  dieselben  thatsächlichen  Verhältnisse  und  dieselben  Rechts- 
gründe verschiedene  Urtheile  gefällt  haben,  so  entsteht  ein  Kompetenzkonflikt.  welcher 
in  folgender  Weise  geregelt  wird.  Tritt  ein  solcher  Konflikt  zwischen  Äppeilhöfen 
oder  zwischen  Appellhof  und  Tribunal  ein,  so  hat  der  Kassationshof  über  die  Kom- 
petenzfrage zu  entscheiden.  Entsteht  der  Konflikt  zwischen  zwei  Tribunalen,  die  dem- 
selben Appellhof  unterstehen,  so  entscheidet  dieser,  anderenfalls  wieder  der  Kassations- 
hol. Art.  36  al.  3 des  Kassationshofgesetzes  vom  24.  Januar  1861. 

Art.  290  Proc.  civ. 

4)  Art.  291  Proc.  civ. 

5)  Art.  291  al.  2 Proc.  civ.  Diese  weitgehende  und  sehr  elastische  Bestimmung 
■wurde  durch  besonderes  Gesetz  vom  13.  April  1885  als  zweiter  Absatz  dem  Art.  291 
als  interpretatio  authentica  hinzugefügt. 
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Die  Revision  wird  wie  eine  gewöhnliche  Klage  bei  dem  Gericht 
eingereicht,  welches  in  letzter  Instanz  das  angefochtene  Urtheil  gefällt 
hat  lind  wird  in  Allem  wie  eine  jede  Klage  behandelt. 

Die  Revision  hat  an  sich  keinen  Suspensiveffekt  und  hindert  grund- 
sätzlich die  Vollstreckung  des  angefochtenen  Urtheils  nicht.  Die  Partei 
kann  jedoch  zugleich  mit  der  Revision  die  Einstellung  der  Zwangs- 
vollstreckung beantragen,  und  das  Revisionsgericht  kann  nach  seinem 
Ermessen  entweder  dem  Revisionskläger,  eine  Kaution  für  die  Einstellung 
der  Exekution  oder  der  Gegenpartei  eine  solche  für  die  Durchführung 
des  angefochtenen  Urtheils  auferlegen.1) 

Die  Frist  zur  Einlegung  der  Revision  beträgt  in  den  oben  ge- 
nannten Fällen  1 — 4 und  8 des  Art.  288  einen  Monat,  in  den  Fällen 
5 — 7 und  beim  beneficium  novorum  (Art.  290)  zwei  Monate,  für  den 
Staat,  die  Gemeinde  etc.  und  Minderjährige  vier  Monate.2) 

Die  Frist  läuft  in  den  Fällen  1 — 8 und  für  die  öffentlichen  An- 
stalten vom  Tage  der  Zustellung  des  Urtheils,  beim  beneficium  novorum 
vom  Tage  der  Entdeckung  dieser  besonderen  die  Sachlage  ändernden 
Umstände,  für  die  Minderjährigen  von  der  Grossjährigkeit  an.3) 

Wird  nur  ein  Punkt  der  Urtheilsbestimmungen  angefochten,  so  hat 
das  Revisionsgericht  (Tribunal,  Appeilhof  etc.)  sich  nur  auf  diesen  zu 
beschränken. 

Wird  die  Revision  angenommen  und  demgemäss  das  angefochtene 
Urtheil  abgeändert,  so  muss  hiervon  auf  demselben  ein  Vormerk  ge- 
macht werden.4) 

Die  Berichtigung  eines  einfachen  Schreibfehlers  hinsichtlich  des 
Namens,  Titels  etc.  der  Parteien,  sowie  eines  einfachen  Rechenfehlers 
erfolgt  ohne  Weiteres  auf  Verlangen  der  Partei  durch  einfache  An- 
merkung am  Rande  des  Urtheils  und  der  Abschrift.5) 

VIII.  Das  Verfahren  in  Handelssachen. 

§ 26. 

A.  Handelsgerichte. 

In  Rumänien  waren  früher  die  Handelsgerichte  von  den  Civil- 
gerichten  streng  unterschieden.  Zw'ar  tagten  dieselben  Gerichtspersonen 
auch  in  Handelssachen,  aber  es  mussten  zur  Sitzung  noch  zwei  Handels- 
beisitser  zugezogen  werden.  Diese  Handelsrichter  waren  in  Jassy, 
Craiova,  Galatz  und  Bukarest  ständige,  von  dem  Handelsstande  auf 
zvrei  Jahre  gewählte  Kaufleute,  welche  richterlichen  Gehalt  bezogen. 
In  den  anderen  Städten  wurden  nach  der  Liste  der  höchstbesteuerten 
Kaufleute  je  zwei  derselben  zu  jeder  Handelssitzung  zugezogen.  Da 
sie  aber  selten  zu  den  Sitzungen  erschienen,  so  litten  die  Interessen 

l)  Art.  295  Proc.  civ. 

*)  Art.  296—297  Proc.  civ. 

Art.  296 — 297  Proc.  civ. 

4)  Art.  302  Proc.  civ. 

5)  Art.  292  Proc.  civ. 
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der  in  Handelssachen  betheiligten  Parteien  ausserordentlich.  Auch  die 
ständigen  Handelsrichter  lieferten  höchst  ungenügende  Resultate.  Dazu 
kam  ein  weiterer  grosser  Uebelstand.  Da  nämlich  für  die  Handels- 
sachen besondere  Gerichte  existirten,  so  mussten  auch  die  unbedeutend- 
sten Prozesssachen  kommerziellen  Charakters  vor  das  Tribunal  gebracht 
werden  und  waren  auch  der  Berufung  an  den  Appellhof  unterworfen. 
Dies  führte  zu  unverhältriissmässigen  Kosten. 

Diesem  Uebel stände  war  zwar  theil weise  durch  die  Bestimmung 
des  Handelsgesetzbuchs  gesteuert  worden  (Art.  883),  wonach  die  Friedens- 
richter auch  für  Handelssachen  bis  1500  fres.  für  zuständig  erklärt 
wurden,  allein  der  Widerstreit  der  verschiedenen  Systeme,  die  auf  diese 
Weise  in  der  ersten  und  zweiten  Iristanz  herrschten,  war  um  so  stören- 
der, als  der  Appellhof  von  Anfang  an  von  der  Institution  der  Handels- 
beisitzer  befreit  war. 

Dies  alles  führte  bei  Gelegenheit  des  schon  mehrfach  erwähnten 
neuen  Gerichtsverfassungsgesetzes  vom  1.  September  1890  zur  Ab- 
schaffung sämmtlicher  Handelsbeisitzer,  sowohl  der  ständigen  wie  der 
ausserordentlichen.  Art.  21  des  genannten  Gesetzes  bestimmt,  dass  die 
Tribunale  ohne  irgend  welche  Aenderung  in  ihrer  Zusammensetzung 
auch  als  Handelsgerichte  fungiren.  Doch  müssen  die  Urtheile  in  Handels- 
sachen eine  besondere,  kennzeichnende  üeberschrift  führen. 

Die  Gerichte  in  Bukarest,  Jassy  und  Craiova  besitzen  je  eine  Sek- 
tion, die  speziell  mit  der  Entscheidung  und  Regelung  von  Handels- 
sachen betraut  ist.  Alle  Gesuche  handelsrechtlicher  Natur  müssen  an 
den  Präsidenten  bezw.  Prim-Präsidenten  des  Gerichts  gerichtet  werden, 
wie  jeder  andere  Antrag. 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Friedensrichter,  den  Appellhof  und 
den  Kassationshof,  nur  muss  im  Gesuch  ausgedrückt  werden,  dass  es 
sich  um  eine  Handelssache  handelt. 

Auch  da,  wo  eine  besondere  Handelssektion  besteht,  werden  die 
Gesuche,  Klagen  etc.  an  den  Prim-Präsidenten  gerichtet,  der  sie  dann 
der  Handeisabtheilung  zuweist. rt 

Das  Gericht,  welches  in  Handelssachen  urtheilt,  verändert  also 
deshalb  seine  Zusammensetzung  nicht,  und  es  kann  eine  Unzuständig- 
keitserklärung  nur  bei  den  wenigen  genannten  Tribunalen  Vorkommen, 
welche  über  eine  besondere  Handelssektion  verfügen,  wenn  die  Sache 
vor  eine  andere  Sektion  gebracht  ist. 

In  Handelssachen  kommen  in  erster  Linie  die  Vorschriften  des 
Handelsgesetzbuchs  zur  Anwendung,  in  Ermangelung  solcher  das  gemeine 
bürgerliche  Recht.2) 

Handelsusancen  sind  vom  Gesetzgeber  nicht  anerkannt  worden, 
dies  mit  gutem  Grunde,  da  der  Handelsstand  in  Rumänien  noch  zu 
wenig  entwickelt  ist,  um  feste  Handelsgebräuche  aufweisen  zu  können. 


*)  Art.  10  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  vom  1.  September  1890. 
*)  Art.  1,  58  u.  881  des  Handelsgesetzbuches. 
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Das  neue  rumänische  Handelsgesetzbuch  (codice  de  -comerciii)  vom 
16.  April  1887  lehnt  sich  im  Allgemeinen  an  den  italienischen  Handels- 
kodex vom  31.  Oktober  1882  und  an  das  deutsche  Handelsgesetzbuch 
vom  5.  Juni  1869  an,  geht  jedoch  mehrfach  seine  eigenen  Wege,  die 
Erfahrungen,  die  sich  in  der  Praxis  seiner  beiden  Vorbilder  ergaben, 
zu  Rathe  ziehend.1) 

Das  frühere  rumänische  Handelsgesetzbuch  war  die  fast  wörtliche 
Uebersetzung  des  französischen  Code  de  commerce.  Da  dieser  veraltet 
und  weit  entfernt  ist,  den  heutigen  Anschauungen  und  Lebensverhält- 
nissen zu  entsprechen  und  da  der  rumänische  Handel  hauptsächlich 
nach  Centraleuropa  gerichtet  ist,  wo  neuere  Handelsgesetzgebungen  in 
Geltung  sind,  so  sah  sich  der  rumänische  Staat  zu  einer  Reform  auf 
diesem  Gebiet  veranlasst. 

Das  Personalitätsprinzip,  nach  welchem  nur  Kaufleute  dem  Handels- 
gericht unterworfen  sind,  ist  aufgehoben  und  statt  dessen  das  Realitäts- 
prinzip angenommen,  wonach  die  Zuständigkeit  des  Handelsgerichts  von 
der  handelsrechtlichen  Natur  der  Streitsache  abhängt.  Eine  jede  Sache 
ist  dem  Handelstribunal  unterworfen,  d.  h.  wird  vom  Tribunal  nach 
den  Regeln  des  Handelsrechts  entschieden,  die  auch  nur  auf  Seite  eines 
der  Kontrahenten  Handelssache  ist.2) 

§ 27. 

B.  Sachliche  und  örtliche  Zuständigkeit  der  Handelsgerichte. 

I.  Vor  die  Handelsgerichte  gehören  insbesondere: 

1 . alle  Streitigkeiten  j ed weder  Partei en , welche  Handelssachen3) 
betreffen; 

2.  alle  Klagen  und  Anträge  (cereri),  die  sich  auf  die  Beschlag- 
legung eines  Schiffes  beziehen,  auch  wenn  die  Beschlagnahme 
auf  Grund  einer  civilrechtlichen  Forderung  verlangt  oder  an- 
geordnet wird; 

3.  alle  Klagen  gegen  Schiffskapitäne,  Handelsvertreter  und  Handels- 
reisende, soweit  sie  sich  auf  Thatsachen  und  Ansprüche  grün- 
den, die  der  Handels-  und  Geschäftstätigkeit  dieser  Personen 
entspringen,  sowie,  in  demselben  Umfang,  die  Klagen  dieser 
gegen  den  Prinzipal; 

4.  die  Streitigkeiten  zwischen  Handlungsbeflissenen,  Handlungs- 
dienern,  Dienstleuten,  Strassenkommissionären,  Arbeitern,  die  auf 
Tages-,  Monats-  und  Jahreslohn  gedungen  sind,  einerseits,  und  dem 
Prinzipal  oder  dem  Chef  einer  Handelsunternehmung  anderer- 

!)  Das  neue  Handelsgesetzbuch  ist  iin  offiziellen  Separatabdruck,  Bukarest  1887, 
erschienen.  Es  existirt  davon  eine  deutsche  Uebersetzung  von  Dr.  v.  Boroschnaj, 
Bukarest  1887,  und  eine  französische  von  Blumenthal,  Paris  1889.  Vollständige  Kom- 
mentare zum  neuen  Handelsgesetzbuch  existiren  zur  Zeit  (1894)  noch  nicht,  doch  sind 
solche  im  Erscheinen  begriffen,  nämlich  von  Gr.  Maniu  in  Bukarest  und  C.  N.  Toneanu 
in  Galatz  herausgegeben;  bis  jetzt  sind  von  jedem  Werk  die  zwei  ersten  Bände  erschienen. 

2)  Art.  4 u.  885  Codice  de  comerciu. 

3)  Art.  3 Cod.  de  com. 
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seits,  sowohl  auf  Erfüllung  der  Leistungen  und  Dienste,  zu 
denen  sich  die  Ersteren  verpflichtet  haben,  als  auf  Zahlung 
des  Lohns  oder  Gehalts,  den  die  Letzteren  zu  zahlen  schul- 
dig sind; 

5.  alle  Klagen  zwischen  Rheder  oder  Kapitän  und  den  Passagieren 
und  umgekehrt; 

6.  die  Klagen  zwischen  Veranstaltern  und  Unternehmern  öffent- 
licher Schauspiele  und  den  Schauspielern,  Künstlern  und  um- 
gekehrt; 

7.  alle  Streitigkeiten,  betreffend  die  Versteigerung  von  Waaren 
und  Produkten,  die  in  einem  öffentlichen  Speicher,  Dock  oder 
Magazin  lagern; 

8.  alle  Konkursstreitigkeiten; 

9.  alle  Streitigkeiten,  wodurch  die  Eigenschaft  Jemandes  als  Kauf- 
mann, sowie  die  Existenz  einer  Handelsgesellschaft  festgestellt 
oder  aberkannt  werden  soll.1) 

H.  Die  örtliche  Zuständigkeit  des  Gerichts  bestimmt  sich  in 
Handelssachen  nach  folgenden  Grundsätzen. 

Alle  Personal-  oder  Mobiliarklagen  können  nach  Wahl  des  Klägers 
(reclamant)  eingereicht  werden: 

1.  bei  demjenigen  Gericht,  bei  welchem  der  Verpflichtete  seine 
Handelsniederlassung  oder  seinen  Wohnsitz  hat; 

2.  bei  dem  Gericht  des  Ortes,  wo  die  streitige  Obligation  ent- 
standen ist  oder  erfüllt  werden  soll: 

3.  bei  dem  Gericht  des  bedungenen  Zahlungsortes; 

4.  wenn  ein  besonderer  Erfüllungsort  bestimmt  ist,  ebendaselbst.2) 

Eine  fremde  oder  einheimische  Handelsfirma  kann  vor  demjenigen 

Gericht  belangt  werden,  in  dessen  Bezirk  ein  Repräsentant  oder  Sukkur- 
salenleiter  derselben  domizilirt.3) 

Verbindlichkeiten  au«  Transportgeschäften  können  vor  das  Gericht 
der  Abgangs-  oder  Ankunftsstation  gebracht  werden.4)  Der  Eisenbahn- 
stationsvorstand gilt  als  vertretungsberechtigt  bei  Klagen  gegen  Eisen- 
bahnverwaltungen.5) 

Die  Klage  wegen  Schiffskollision  kann  bei  dem  Gericht  des  Ortes, 
wo  dieselbe  stattgefunden  hat,  oder  des  ersten  Hafens,  wo  das  Schiff 
anlegt,  oder  des  Bestimmungsortes  angestellt  werden.6) 

§ 28. 

C.  Beweismittel  und  Rechtsmittel  im  Handelsprozess. 

I.  Die  Beweismittel  im  Handelsprozess  sind  im  Allgemeinen  die- 
selben, wie  im  gewöhnlichen  Civilprozess,  doch  existiren  eine  Reihe  von 

1)  Art.  882  Cod.  de  com. 

2)  Art.  889  God.  de  com. 

*)  Art.  890  ibid. 

4)  Art.  891  ibid. 

5)  Art.  891  ibid. 

6)  Art,  892  ibid. 
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besonderen  Bestimmungen,  die  der  Hervorhebung  bedürfen.  So  kann  in 
Handelssachen  der  Richter  keinen  Gnadenter  min  (termin  de  gra(ie, 
terme  de  gräce)  gewähren,  wozu  in  gewissen  Fällen  der  Civilrichter  nach 
Art.  1101  Ood.  civ.  und  Art.  126 — 128  Proc.  civ.  befugt  ist. 

Art.  893  Cod.  de  comerciü  stellt  dieses  Verbot  für  alle  Handels- 
sachen auf  und  Art.  312  hebt  es  noch  einmal  besonders  für  Wechsel- 
sachen hervor. 

Der  Zeugenbeweis  ist  nach  Ermessen  des  Richters  in  allen  Fällen, 
auch  über  die  civile  Werthgrenze  von  55  Frcs.  55  cts.  hinaus,  zu- 
lässig,1) ausgenommen  da,  wo  das  Handelsgesetzbuch  selbst  schrift- 
lichen Beweis  verlangt. 

Akzeptirte  Fakturen  sind  besonders  als  Beweismittel  angeführt, 
ebenso  die  Korrespondenz. 

Das  Telegramm  dient  ebenfalls  als  Beweismittel,  und  zwar  als 
Akt  mit  Privatunterschrift  (Privaturkunde),  wenn  das  Original  (das  bei 
allen  Telegraphenämtern  sorgfältig  aufbewahrt  wird),  die  Unterschrift 
des  Absenders  aufweist.  Ist  die  Unterschrift  von  einem  Anderen  ge- 
fertigt, so  ist  sie  doch  beweisend,  wenn  der  Unterschriebene  das  Tele- 
gramm selbst  aufgegeben  hat. 

Die  Unterschrift  kann  von  einer  zuständigen  Behörde  legalisirt 
werden  und  gilt  dann  die  Depesche  als  authentische  Urkunde.  Datum 
und  Stunde  der  Uebergabe  des  Telegramms  an  den  Adressaten  wird 
durch  den  betreffenden  Vermerk  in  der  Depesche  bestimmt,  doch  ist 
Gegenbeweis  zulässig,2)  ebenso  gegen  die  von  dem  Reglement  der  Tele- 
graphenämter vorgeschriebene  Konstatirung  der  Identität  des  Auf- 
gebers. 

Im  Falle  eines  Irrthums  im  Telegramm  werden  die  gewöhnlichen 
Grundsätze  über  culpa  angewandt;  der  Aufgeber  gilt  als  schuldlos, 
wenn  er  das  Telegramm  gemäss  dem  Telegraphenreglement  kolla- 
tionirt  hat.3) 

Die  Eintragung  in  die  Handelsbücher  durch  die  damit  Beauftragten 
gilt  als  Eintragung  des  Prinzipals.  Die  Register,  welche  jeder  Handel- 
treibende führen  muss,  sind  das  Journal  oder  Hauptbuch  und  das  In- 
ventar-, sowie  eventuell  das  Kopirbuch. 

Diese  müssen  bei  Strafe  vom  Tribunal  beglaubigt  werden,  ehe  sie 
in  Gebrauch  genommen  werden  und  nach  Schluss  des  Jahres  müssen 
sie  ebenfalls  vom  Tribunal  abgeschlossen  werden,  was  durch  einfachen 
Vermerk  geschieht. 

Die  nicht  ordnungsmässig  geführten  und  nicht  beglaubigten  Handels- 
bücher können  vom  Eigenthiimer  nicht  zu  seinen  Gunsten  angerufen 
werden,  beweisen  aber  gegen  ihn.4) 


J)  Art.  46  u.  55  Cod.  com. 

*)  Art.  47  Cod.  com. 

3)  Art.  48  Cod.  de  com. 

4)  Art.  51—52  Cod.  com. 
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Wenn  eine  Partei  sich  auf  die  Han delsbü eher  der  anderen  beruft 
und  diese  sie  nicht  vorlegt,  so  kann  der  Richter  der  ersteren  den  Er- 
gänzungseid auferlegen.  Auch  kann  der  Richter  nach  freier  Ueber- 
zeugung  entscheiden,  ob  er  den  Büchern  eines  Kaufmanns  Glauben  bei- 
messen will  oder  nicht  und  ob  die  Bücher  der  einen  Partei  mehr 
Glauben  verdienen  als  die  anderen.1) 

II.  Die  Rechtsmittel  in  Handelssachen  sind  dieselben,  wie  in 
Civilstreitigkeiten,  doch  sind  alle  Fristen  zur  Einlegung  derselben  wesent- 
lich abgekürzt. 

Die  Frist  zum  ersten  Verhandlungstermin,  welche  in  Civilsachen 
4.0  Tage  beträgt,  ist  in  Handelssachen  auf  20  Tage  herabgesetzt  und 
kann  vom  Gerichtspräsidenten  nach  Belieben  noch  weiter  abgekürzt 
werden.  Für  die  im  Ausland  Wohnenden  beträgt  diese  Frist  40  Tage 
vom  Datum  der  Vorladung  an.2) 

Die  Peremtionsfrist  beträgt  nur  ein  Jahr.3) 

Der  Appell  (Berufung)  gegen  die  erstinstanzlichen  Urtheile  kann 
nur  binnen  einer  Frist  von  30  Tagen  eingelegt  werden,  welche,  wenn 
bei  der  Schlussverhandlung  beide  Parteien  anwesend  waren,  vom  Tage 
der  Urtheilsverkündung,  beim  Ausbleiben  einer  Partei  für  diese  vom 
Tage  der  Zustellung  der  Urtheilsabschrift  an  läuft. 

War  Opposition  (Einspruch)  erhoben,  so  beginnt  die  Berufungsfrist 
vom  Tage  der  Entscheidung  über  die  Opposition,  gleichviel,  ob  der 
Opponent  erschienen  war  oder  nicht.4) 

Die  Rekursfrist  beträgt  40  Tage  und  läuft  in  gleicherweise  wie 
die  Berufungsfrist.5) 

In  Konkurssachen  ist  die  Rekursfrist  auf  20  Tage  reduzirt. 

§ 29. 

IX.  Die  Zwangsvollstreckung. 

I.  Die  Zwangsvollstreckung  findet  aus  rechtskräftigen  oder  für  vor- 
läufig vollstreckbar  erklärten  Urtheilen  statt. 

Die  Rechtskraft  des  Urtheils  tritt-  ein,  sobald  die  zwei  sachlichen 
Instanzen  durchlaufen  sind,  das  Urtheil  also  weder  durch  Einspruch 
noch  durch  ein  ordentliches  Rechtsmittel  anfechtbar  ist  (formelle  Rechts- 
kraft). 

Der  Rechtskraft  fähig  ist  nur  die  im  Tenor  des  Urtheils  aus- 
gesprochene Entscheidung,  das  Dispositivum  (dispozitiv,  vom  franzö- 
sischen dispositif  du  jugement)  (materielle  Rechtskraft).  Die  Urtheils- 
gründe  oder  Motive6)  dienen  nur  zur  Erläuterung  des  Dispositivums. 

1)  Art.  5t  Cod.  com. 

2)  Art.  893  Cod.  com. 

3)  Art.  895  Cod.  com. 

4)  Art.  896  Cod.  com. 

5)  Art.  897  Cod.  com. 

6)  Im  Rumänischen  heissen  sie  motive  oder  considerante , weil  in  den  französi- 
schen Urtheilen  die  einzelnen  Argumente  mit  attendu  que  oder  considerant  que  an- 
fangen. 
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Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  auf  Grund  einer  von  der  Gerichts- 
kanzlei beglaubigten,  vom  Gericht  mit  der  Vollstreck ungsklausei  (for- 
mula  esecutoria)  versehenen  Abschrift  des  Urtheils. 

Nach  Art.  20  des  Gesetzes  über  die  authentischen  Urkunden  vom 
1.  September  1886  können  auch  derartige  Urkunden  (Hypotheken,  Ver- 
käufe etc.)  ohne  Weiteres  mit  der  Vollstreckungsklausel  versehen 
'werden. 

Die  Zwanksvollstreckung  zu  betreiben,  ist  Sache  der  Partei  (Partei- 
betrieb). 

Ist  die  Vollstreckungsklausel  vom  Friedensrichter  ertkeilt,  so  erfolgt 
die  Vollstreckung  durch  die  Administrativ behörde,  nämlich  die  Polizei, 
den  Bürgermeister  oder  den  Subpräfekt.3)  Diese  beziehen  keine  Ge- 
bühren für  ihre  Mühewaltung,  doch  muss  die  Partei  die  nötkigen  Trans- 
portmittel stellen.  Die  Exekution  beginnt  mit  einer  Aufforderung  des 
Schuldners,  die  Summe,  zu  der  er  verurtheilt  ist,  binnen  einer  be- 
stimmten Frist  zu  zahlen.  Zahlt  er  nicht,  so  werden  seine  Habselig- 
keiten, soweit  nöthig,  gepfändet  und  demnächst  versteigert. 

Beim  Tribunal  und  beim  Appellhof  sind  die  Portarels2)  mit  der 
Vollstreckung  der  Urtheile  beauftragt;  sie  müssen  auf  "Verlangen  der 
Partei  alle  Amtshandlungen  vornehmen,  welche  zur  Befriedigung  des 
Gläubigers  führen.  Uebrigens  kann  sich  der  Gläubiger,  auch  wenn  die 
Vollstreckungsklausel  vom  Friedensrichter  ertheilt  ist,  an  den  Porta rel3) 
wenden,  nur  muss  er  dann  die  demselben  zustehenden  Gebühren  und 
die  nöthigen  Stempel  zahlen. 

Diese  Gebühren  sind  durch  Gesetz  vom  26.  November  1865  normirt, 
welches  inzwischen  einige  Aenderungen  erfahren  hat.4) 

II.  Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  entweder  in  das  bewegliche 

')  Art.  77  des  Ges.  vom  9.  März  1879. 

*)  Im  Rumänischen  lautet  der  Plural  Portärei. 

3)  Art.  79  des  Ges.  vom  9.  März  1879. 

4)  Die  hauptsächlichsten  Gebühren  sind  folgende:  Die  Zahlungsaufforderung  (Somma- 
tion)  mit  Androhung  der  Zwangsvollstreckung  wird  auf  einem  Stempel  bogen  von  2 frcs. 
geschrieben  und  erhält  der  Portärei  2 frcs.  22  cts.  Gebühr  für  deren  Zustellung  in  der- 
selben Stadt,  und  je  2 frcs.  22  cts.  für  jeden  Myriameter  Entfernung  ausserhalb  des 
Weichbildes  (Art.  26  des  Gesetzes  vom  26.  November  1865).  Für  die  Pfändung  ge- 
bühren dem  Portärei  ebenfalls  bestimmte  Taxen,  und  wenn  dieselbe  ausserhalb  der 
Stadt  erfolgt,  auch- die  Myriametertaxe.  Der  Verkauf  muss  vom  Gericht  auf  einem 
Stempelbogen  von  10  frcs.  verlangt  werden  und  der  Termin  hierfür  mittels  Publikationen 
und  Affichen  verkündigt  werden.  Vom  Verkauf  der  beweglichen  Sachen  bezieht  der 
Portärei  eine  bestimmte  Taxe,  die  je  nach  der  Höhe  des  Erlöses  27  cts.  bis  9 cts.  per 
100  frcs.  beträgt  (Art.  55  des  Ges.  vom  26.  November  1865).  Bei  der  Exekution  in 
das  unbewegliche  Vermögen  treten  zum  Verkaufsantrag,  der  Sommation,  der  Pfändung 
und  Versteigerung  noch  andere  Amtshandlungen  des  Portärei  hinzu,  als:  genaue  Be- 
schreibung des  zu  verkaufenden  Grundstücks,  -wobei  er  je  2 frcs.  22  cts.  für  je  zwei 
Stunden  oder  erforderlichenfalls  eine  Tagestaxe  von  11  frcs.  10  cts,  beanspruchen  kann 
(Art.  49  1.  c.),  Bei  der  Versteigerung  von  Immobilien  kann  er,  je  nach  der  Höhe  des 
Verkaufspreises  je  18 — 20  cts  per  100  frcs.  beanspruchen  (Art.  66  1.  c.).  Die  Besitz- 
einweisung des  Käufers  giebt  weiteren  Anlass  zu  Gebühren  an  den  Portärei,  sowie  zu  einer 
Stempeltaxe  von  10  frcs.  (Art.  21,  19  des  Stempelgesetzes). 
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oder  in  das  unbewegliche  Vermögen  des  Schuldners.  Sind  die  freien 
Einkünfte  eines  Grundstücks  auf  ein  Jahr  zur  Deckung  der  ganzen 
Schuld  ausreichend,  so  kann  das  Gericht  die  Verfolgung  des  Schuldners 
suspendiren.1) 

Die  Einkünfte  eines  Grundstücks  können  auch  für  mehrere 
Jahre  im  Voraus  mit  Beschlag  belegt  werden,  dies  erfordert  aber  ein 
besonderes  Verfahren.  Der  Antrag  muss  beim  Gericht  gestellt  werden 
und  es  müssen  die  Parteien  vorgeladen  werden. 

Ueber  den  Antrag  wird  mündlich  verhandelt  und  wenn  das  Ge- 
richt den  Antrag  genehmigt,  so  kann  entweder  den  Pächtern,  Miethern  etc. 
auferlegt  werden,  den  Pacht-  oder  Miethszins  bei  der  Casa  de  depuneri 
zu  hinterlegen,  oder  es  wird  ein  Verwalter  (g^rant)  ernannt,  der  die 
Einkünfte  entgegennimmt  und  unter  Hinterlegung  bei  derselben  Kasse 
dem  Gericht  Rechnung  legt. 

Diese  Beschlagnahme  der  zukünftigen  Erträgnisse  eines  Grund- 
stücks kann  sowohl  als  Exequirung  einer  rechtlich  vollstreckbaren 
Forderung  (Urtheil  oder  authentische  Urkunde),  wie  als  provisorische 
Massregel  zur  Sicherung  von  richterlich  noch  nicht  anerkannten  Rechts- 
ansprüchen erfolgen.  Im  letzteren  Falle  muss  aber  der  Gläubiger  zu- 
gleich Klage  erheben,  um  sein  Recht  gerichtlich  zur  Anerkennung  zu 
bringen,  und  ausserdem  für  Schaden  und  Kosten  Kaution  leisten.2) 
Dies  gilt  ohne  Unterschied  für  den  Einheimischen  wie  für  den  Fremden. 

III.  Der  Gläubiger  kann  ferner  die  Forderung  seines  Schuldners 
an  einen  Dritten  mit  Beschlag  belegen.  In  diesem  Falle  bedarf  es 
ebenfalls  der  Bestätigung  der  Beschlagnahme  (poprire,  saisie-amst) 
durch  das  Gericht,  da  kein  Schuldner  anders  als  durch  das  Gericht 
und  in  Gegenwart  oder  wenigstens  auf  Vorladung  aller  Parteien  ge- 
zwungen werden  kann,  einem  Anderen  als  seinem  direkten  Gläubiger 
zu  zahlen.  Der  Schuldnerschuldner  (Drittschuldner)  muss  erklären,  ob 
und  in  welcher  Höhe  er  die  Forderung  anerkennt.  Sein  Nichterscheinen 
wird  als  Anerkenntnis  der  Schuld  angenommen.3) 

Bestreitet  er  die  Schuld,  so  kann  der  beschlaglegende  Gläubiger 
mit  allen  gewöhnlichen  Prozessmitteln  die  Existenz  der  Forderung  nach- 
weisen.4) 

Ist  die  Forderung  nicht  liquide  und  besteht  sie  blos  in  Effekten 
oder  Mobilien,  so  kann  das  Gericht  den  Verkauf  derselben  anordnen.5) 

Auch  hier  ist  zu  unterscheiden,  ob  das  Verfahren  zur  Exequirung 
eines  vollstreckbaren  Schuldtitels  (titlü  esecutoriü)  dient,  oder  ob  die 
Beschlagnahme  nur  zur  Sicherung  eines  Anspruchs  erfolgt  ist.  Letzteren 
Falls  muss  der  Gläubiger  Kaution  leisten  und  sowohl  hier  als  auch 
unter  der  gleichen  Voraussetzung  bei  der  Beschlagnahme  von  Immo- 

h Art.  502  Proc.  civ.  und  Art.  1831  Cod.  civ. 

2)  Art.  480  Proc.  civ. 

3)  Art.  460  Proc,  civ. 

4)  Art.  463  Proc.  civ. 

5)  Art,  465  Proc,  civ. 
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biliareinkünften,  neben  dem  Sequestrirungsstempelbogen  von  10  Frcs., 
auf  dem  der  betreffende  Antrag  geschrieben  werden  soll,  auch  noch 
den  Klagestempel  von  30  Frcs.  erlegen. 

Wird  die  Beschlagnahme  zur  Exekution  eines  titlü  esecutoriü  ver- 
langt, so  fällt  der  Klagestempel  wie  die  Kautionspflicht  fort.1) 

IV.  Gegen  jede  Zwangsvollstreckung  kann  Einspruch  (Oppo- 
sition) erhoben  werden,  und  zwar  sowohl  von  Seiten  des  Schuldners 
als  auch  eines  Dritten,  der  die  gepfändeten  Vermögensstücke  als  sein 
Eigenthum  in  Anspruch  nimmt. 

Eine  derartige  Opposition  erfordert  beim  Tribunal  und  Appellhof 
eine  Stempeltaxe  von  5 Frcs.,  beim  Friedensrichter  1 Frc.,2 3)  wenn  es  sich 
um  Sicherheitsarrest  handelt.8)  Diese  Opposition  wird  im  ersteren  Falle 
vom  Hauptprozess  absorbirt,  während  es  im  letzteren  Falle  zu  einem 
zwar  summarischen,  aber  selbstständigen  kontradiktorischen  Prozess 
kommt,  der  den  gewöhnlichen  Regeln  und  Rechtsmitteln  unterworfen 
ist.  Jedoch  ist  eine  weitere  Opposition  der  nicht  erschienenen  Partei  aus- 
geschlossen. (Opposition  sur  Opposition  ne  vaut.) 

Gegen  Urtheile  der  Tribunale  in  solchen  Sachen  kann  binnen  einem 
Monat  von  der  Urtheilsverkündung  — nicht  Zustellung  — appellirt 
werden.4) 

Ist  das  in  Vollstreckung  begriffene  Urtheil  von  einem  Appellhof 
ergangen,  so  muss  die  Opposition  dorthin  gerichtet  werden.5)  In  diesem 
Falle  erleidet  das  Grundprinzip,  dass  ein  jeder  Rechtsstreit  zwei  sach- 
liche Instanzen  durchlaufen  kann,  eine  Ausnahme. 

Es  ist  also  streng  zu  unterscheiden  zwischen  Pfändung  und  Ver- 
folgung (urmärire,  poursuite)  auf  Grund  vollstreckbarer  Urtheile  oder 
vollstreckbarer  authentischer  Urkunden,  und  der  provisorischen  Pfän- 
dung, welche  zugleich  mit  der  Klage  zur  Sicherung  der  Zwangsvoll- 
streckung aus  dem  künftigen  Urtheil  beantragt  wird. 

Erstere  führt,  unter  Beobachtung  der  prozessualen  Vorschriften, 
direkt  zur  Versteigerung  der  Pfandstücke;  letztere  bleibt  wr ährend  des 
ganzen  Prozesses  unverändert  und  verwandelt  sich  nur  nach  Beendigung 
desselben  beim  Obsiegen  des  Klägers  in  einen  Exekutionsarrest,  der  erst 
dann  unter  dieser  neuen  Form  zum  Verkauf  führt. 

V.  Ausgeschlossen  von  der  Pfändung  (Beschlagnahme,  Arrest- 
legung) sind  die  nöthigsten  Gebrauchsgegenstände,  Handwerkzeuge  oder 
Utensilien  zur  Ausübung  des  Gewerbes  oder  Berufs  des  Schuldners.6 *) 

Nach  Art.  408  Proc.  civ.  können  Alimente  nur  für  Miethe  und 


9 Art.  455  Proc.  civ.  und  Art.  22,  18  in  Verbindung  mit  Art.  20,  2 des  Stempel- 
gesetzes (legea  timbrului  §i  inregisträrei). 

9 Art.  21,  6 und  18,  6 leg.  timbr. 

3)  Art.  18,  15  und  18,  22  1.  timbr. 

4)  Art.  400  Proc.  civ. 

5)  Art.  400  Proc.  civ.  und  Entscheidung  des  ßukarester  Kassationshofs  vom  15.  Sep- 

tember 1873  u.  25.  März  1874,  im  Buletinul  Curtei  de  Casatie,  Jahrgang  1873  u.  1874. 

®)  Art.  406,  407  Proc.  civ. 
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weitere  Alimente  gepfändet  werden  und  Art.  409  ibid.  bestimmt:1)  „Die 
Pensionen,  Nationalbelohnungen,  sowie  die  Gehälter  der  Geistlichen, 
Militärs  und  aller  Beamten,  die  aus  Staats-  oder  anderen  öffent- 
lichen Kassen  gezahlt  werden,  können  weder  ganz  noch  theilweise 
zedirt  werden.  Sie  können  auch  nicht  verfolgt  werden,  als  bis 
zu  einem  Drittel  für  Schulden  an  den  Staat,  für  vom  Gesetz  vor- 
gesehene Strafen,  sowie  für  die  nach  Art.  1730  Cod.  civ.  privilegirten 
Forderungen,  betreffend  die  Zahlung  der  Mitgilt  der  legitimen  Ehefrau, 
sowie  für  die  gesetzlichen  Alimente  an  Weib  und  Kinder.“ 

Immobilien  als  solche  können  nicht  provisorisch  mit  Beschlag  belegt 
werden;  sie  können  nur  unter  gerichtlichen  Sequester  gestellt  werden, 
wenn  sich  zwei  oder  mehrere  Personen  um  das  Eigenthum  oder  den 
Besitz  derselben  streiten.2) 

Das  Gericht  beauftragt  dann  Jemanden  mit  der  Verwaltung  des 
Grundstücks  bis  zur  Entscheidung  des  Prozesses. 

Die  Einkünfte  werden,  wie  bei  der  Beschlagnahme  der  Einkünfte, 
bei  der  Depötskasse  vom  Verwalter  hinterlegt,  der  für  seine  Mühe- 
waltung eine  vom  Gericht  zu  bestimmende  Vergütung  bezieht. 

§ 30. 

X.  Sicherheitsarrest. 

Ausser  den  erwähnten  Fällen  des  Arrestes  der  Einkünfte  eines 
Grundstücks  und  der  Forderung  des  Schuldners,  der  als  exekutiver,  wie 
als  provisorischer  angelegt  werden  kann,  ist  noch  eine  andere  Art 
Sicherheitsarrest  zu  erwähnen,  der  nur  als  provisorische  Beschlagnahme 
zulässig  ist. 

Jeder  Kläger,  dessen  Anspruch  auf  einer  unbestrittenen  Urkunde 
beruht,  fällig  und  liquid  ist,  kann  nach  Art.  613  Proc.  civ.  Beschlag- 
nahme auf  das  bewegliche  — nicht  das  unbewegliche  — Vermögen  des 
Schuldners  bis  zur  Beendigung  des  Prozesses  verlangen.  Das  Tribunal 
ordnet  die  Beschlagnahme  durch  den  Portärel  an  und  bestimmt  die 
Höhe  der  Kaution,  die  der  Kläger  zu  diesem  Behufe  erlegen  muss.3) 

Ebenso  können  bewegliche  Sachen,  um  deren  Eigenthum  gestritten 
wird,  in  der  Hand  des  beklagten  Detentors  sequestrirt  werden.4) 

Ist  die  Forderung  nicht  fällig,  so  kann  das  Tribunal  auf  Antrag 
des  Klägers  dennoch  den  Sicherheitsarrest  auf  das  bewegliche  Vermögen 
des  Schuldners  anordnen: 

1.  wenn  der  Schuldner  durch  sein  Zuthun  die  Sicherheiten,  die 
er  dem  Gläubiger  gegeben  hatte,  vermindert  hat, 

2.  wenn  Gefahr  besteht,  dass  der  Schuldner  sein  Vermögen  ver- 
schleudert oder  verbirgt.5) 

1)  Nach  der  neuen  Redaktion,  die  er  auf  Antrag  des  damaligen  Senators  Peter 
Grädisieanu  durch  Gesetz  vom  1.  März  1881  erhielt. 

2)  Art.  1618  ff.  Cod.  civ. 

3)  Art.  614  Proc.  civ. 

4)  Art.  615  Proc.  civ. 

5)  Art.  616  Proc.  civ. 
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Leistet  der  Schuldner  genügende  Sicherheit,  so  kann  das  Tribunal 
den  Arrest  aufheben. 

Auch  in  Handelssachen  ist  diese  Art  von  Sicherheitsarrest  zulässig”. 
Art.  899  Cod.  com.  gestattet  der  in  Handelssachen  interessirten  Partei,  zu- 
gleich  mit  der  Anstellung  der  Klage  einen  Sicherheitsarrest  auf  das  be- 
wegliche Vermögen  des  Schuldners  und  die  demselben  von  Dritten  ge- 
schuldeten Summen  oder  Effekten  zu  legen.  Wenn  sich  jedoch  die  For- 
derung nicht  auf  einen  Wechsel  oder  ein  an  Order  oder  auf  den  In- 
haber (la  orclin  sau  la  purtätor)  lautendes  protestirtes  Papier  gründet, 
so  muss  Kaution  geleistet  werden. 

Um  die  Aufhebung  dieses  Arrestes  zu  erlangen,  muss  der  Schuldner 
nicht  nur  Kaution  erlegen,  sondern  die  ganze  Summe,  Kapital,  Zinsen 
und  Gerichtskosten  hinterlegen.1) 


§ 31. 

XL  Hie  Vollstreckung  fremder  Urtheile.2) 

In  der  Frage  bezüglich  der  Vollstreckung  der  Urtheile  eines  aus- 
ländischen Gerichts  steht  Rumänien  auf  einem  mittleren  Standpunkte, 
der  heutigen  Tages  von  den  meisten  europäischen  Kontinentalstaaten 
beobachtet  wird. 


9 Art.  900  Cod.  com.  Der  Text  der  beiden  hier  einschlägigen  Artikel  ist  iri 
Uebersetzung  folgender: 

Art.  899:  Die  in  einer  Handelssache  interessirte  Person  kann  gleichzeitig  mit 
der  Einreichung  der  Klage  verlangen,  dass  auf  das  bewegliche  Vermögen  ihres  Schuld- 
ners in  Gemässheit  des  Art.  614  Proc.  civ.  Sicherheitsarrest  gelegt  werde,  nach  den 
weiter  unten  angegebenen  Unterscheidungen.  Sie  kann  ebenso  für  die  in  ihrem  Rechts- 
titel (titlu)  enthaltenen  Summen  und  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  von  Art.  456  ff. 
Proc.  civ.  die  von  einem  Dritten  ihrem  Schuldner  geschuldeten  Summen  oder  Effekten 
verfolgen  und  mit  Beschlag  belegen  (popri,  die  Beschlagnahme  poprire). 

Art.  900:  Der  Arrest  oder  die  Beschlagnahme  kann  nur  unter  Kautionserlegung 
angelegt  werden,  es  sei  denn,  dass  der  Antrag  auf  Arrest  oder  Beschlag  auf  Grund 
eines  Wechsels  (unei  cambii)  oder  eines  sonstigen  Handelspapiers  (efect  comercial)  ge- 
stellt wird,  das  an  Order  oder  auf  den  Inhaber  lautet  und  mangels  Zahlung  pro- 
testirt  ist. 

Das  Gericht  entscheidet  über  den  Sieherheitsarrest  (sequestru  asigurätor,  — hier 
nur  einfach  sequestru  — nicht  Beschlagnahme  poprire)  im  Berathungszimmer  ohne 
vorherige  Vorladung  der  Parteien. 

Der  Sicherheitsarrest  kann  nur  dann  aufgehoben  werden,  wenn  der  Schuldner  die 
Summe,  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  deponiri,  für  welche  der  Arrest  gelegt  ward. 

2)  Literatur:  Petroni,  im  Journal  du  droit  intern,  prive  Bd,  6 1879  S.  351 — 358. 

Piggott,  foreign  judgements,  2 ed.  tom.  1.  London  1884.  S.  495. 

Moreau,  effets  internationaux  des  jugements  en  matiere  eivile.  Paris  1884. 
S.  220,  221. 

Fusinato,  F esecuzione  delle  sentenze  straniere  in  materia  eivile  e commerciale. 
Roma  1884.  S.  41,  42. 

Suliotis,  im  Journal  du  droit  intern,  pr.  1887  S.  568 — 570. 

Constant,  de  Fexecution  des  jugements  6trangers  dans  les  diver3  pays.  1.  ecL 
1883  S.  33;  2.  ed.  1890  S.  181—183. 

T.  G.  Djuvara,  de  l’execution  des  jugements  etrangers  en  Roumanie,  im  Journal 
Leske  u.  Loewenfeld,  Rechts  Verfolgung.  II.  IX 
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Art.  374  Proc.  civ.  bestimmt:  „die  richterlichen  Urtheile,  die  in 
fremdem  Lande  gegeben  worden  sind,  können  in  Rumänien  nur  in  der 
Weise  und  den  Grenzen  vollstreckt  werden,  wie  die  Erkenntnisse  der 
rumänischen  Richter  in  jenem  Lande  vollstreckt  werden  und  nachdem 
sie  von  den  kompetenten  rumänischen  Richtern  für  vollstreckbar  erklärt 
worden  sind.“1) 

Wie  bereits  erwähnt,  können  die  rumänischen  definitiven  Urtheile 
nur  auf  Befehl  des  Gerichts  vollzogen  werden,  welcher  durch  Beisetzung 
der  Vollstreckungsklausel  (formula  esecutoria)  ertheilt  wird.  Diese 
Vollstreckungsklausel  erheischt  eine  äusserliche  Prüfung,  ob  das  Urtheil 
wirklich  ein  endgültiges  ist.  Dieselbe  Prüfung  findet  also  auch  bei 
fremden  Urtheilen  statt.  Ausserdem  begreift  diese  Prüfung  bei  fremden 
Urtheilen  noch  die  Untersuchung,  ob  das  fremde  Gericht  auch  nach 
rumänischem  Recht  ratione  loci  kompetent  (örtlich  zuständig)  war,  da 
die  Kompetenz  d’ordre  public  ist,2)  und  ob  das  Urtheil  nicht  den  in 
Rumänien  geltenden  Grundsätzen  über  öffentliche  Moral  und  gute  Sitten 
widerspricht. 

Der  Antrag  auf  Ertheilung  der  Vollstreckungsklausel  ist  unter  Ueber- 
reichung  einer  mit  der  Bescheinigung  der  Rechtskraft  versehenen  Urtheils- 
ausfertigung  und  einer  Uebersetzung  derselben  in  rumänischer3)  Sprache4) 

d.  dr.  int.  pr.  Bd.  18  (1891)  S.  452 — 459  und  vgl.  auch  Djuvara,  de  la  condition  des 
dtrangers  en  Roumanie,  im  Journal  d.  dr.  int.  pr.  Bd.  19  (1892)  S.  1120  ff. 

Die  beste  Arbeit  ist  die  von  Petroni,  welche,  obwohl  sehr  kurz  gehalten,  im 
Wesentlichen  zutreffend  ist;  aus  ihr  schöpfen  mehr  oder  weniger  alle  späteren  Schrift- 
steller. 

Auf  Petroni  berufen  sich  ferner: 

Francke,  in  der  Zeitschrift  für  deutschen  Civilprozess  Bd.  8 S.  72. 

Wach,  Handbuch  des  deutschen  Civilprozessrechts  Bd.  1 S.  244. 

Brückner,  in  den  Blättern  für  Rechtspflege  in  Thüringen  und  Anhalt,  N.F. 
Bd.  12  S.  301,  302  und  Separatabdruck  S.  29. 

Böhm,  Handbuch  des  Reektshülfeverfahrens.  Erlangen  1886,  S.  189. 

von  Bar,  intemat.  Privatrecht,  2.  Aufl.  Bd.  2 S.  544. 

Köppers,  Zusammenstellung  der  in  den  einzelnen  ausländischen  Staaten  gel- 
tenden Bestimmungen  über  die  Verpflichtung  des  Klägers  zur  Sicherheitsleistung  etc. 
Berlin  1891  S.  86,  87. 

!)  Der  rumänische  Text  dieses  wichtigen  Artikels  lautet  folgendermassen:  Hota- 
ririle  judicatoresci,  date  in  tara  strainä,  nu  se  vor  putea  esecuta  in  Romania,  de  cät 
in  modul  si  limitele,  cum  si  hotärärile  judicätorilor  diu  Romania  se  esecuta  in  acesta 
tarä,  si  dupä  ce  vor  ff  declarate  esecutorie  de  cäträ  judicätoril  competenti  romäm. 

b Entsch.  des  Kassationshofs  in  Bukarest  vom  29.  Oktober  1880,  im  Buletinul 
Curtei  de  Casatie  pro  1880. 

3)  Eine  Ausnahme  besteht  nur  für  italienische  Staatsangehörige;  vgl.  oben 
§ 12  S;  135  Note  4 und  unten  S.  163  und  164  Note  6. 

4)  Unrichtig  Petroni  a.  a.  0.  S.  355,  dass  der  rumänische  Richter:  doit  s’assurer 
de  la  sincerite  de  la  traduction. 

Eine  Verpflichtung  der  Gerichte,  die  Richtigkeit  der  Uebersetzung  zu  prüfen, 
besteht  nirgends.  Die  Uebersetzungen  werden  im  Ministerium  des  Aeusseren  oder  in 
einem  Konsulat  angefertigt,  und  haben  die  Gerichte  keine  Befugniss.  die  Arbeiten 
dieser  Behörden  nachzuprüfen.  Eine  solche  Befugniss  wäre  nur  dann  denkbar,  wenn 
die  Uebersetzung  eine  private  wäre,  — eine  solche  ist  aber  unzulässig,  — oder  wenn 
sie  von  einem  vom  Gericht  ad  hoc  ernannten  Translator  angefertigt  wäre.  Freüieh 


Rumänien 


163 


an  den  Präsidenten,  bezw.  Prim-Präsidenten1)  des  Gerichts,  in  dessen 
Bezirk  der  Schuldner  wohnt  oder  das  in  Beschlag  zu  nehmende  Grund- 
stück sich  befindet,  zu  richten. 

Daraufhin  werden  zu  der  Prüfung  über  die  Exekutionsfähigkeit  des 
fremden  Urtheils  die  Parteien  vorgeladen,  behufs  mündlicher  Verhand- 
lung über  die  hierbei  in  Betracht  kommenden  Punkte.2)  Die  Parteien 
können  sich  hierbei  durch  Advokaten  vertreten  lassen. 

Ausserdem  aber  und  dies  ist  der  Hauptpunkt,  muss  der  fremde  Kläger 
nachweisen,  dass  in  seinem  Staat  auch  die  rumänischen  Urtheile  voll- 
streckt  werden  (Reziprozität).3) 

Da  nun  kein  Staat  mit  der  Vollstreckung  den  Anfang  machen  will, 
so  sind  thatsächlich  die  fremden  Urtheile  in  Rumänien  un vollstreckbar, 
wie  auch  die  rumänischen  Urtheile  im  Auslande  werthlos  sind.4) 

Nur  durch  besondere  Uebereinkunft  kann  daher  die  effektive  Rezi- 
prozität erzielt  werden.  So  hat  Rumänien  mit  Italien  eine  diesbe- 
zügliche Vereinbarung  in  dem  Konsular-  und  Niederlassungs vertrag 
vom  17. /29.  August  1880  getroffen.5) 

Durch  Art.  XI  dieses  Vertrages  wird  die  Reziprozität  in  Betreff 
der  Vollstreckung  der  beiderseitigen  Urtheile  festgesetzt  und  die  Vor- 
ladung der  Parteien  für  die  der  Investirung  des  Urtheils  mit  der  Voll- 
streckungsklausel  vorangehende  formelle  Prüfung  abgeschafft.  Diese 
Prüfung  selbst  aber  ist  beibehalten.6) 


wird  auch  dann  eine  solche  Kontrole  meist  daran  scheitern,  dass  das  Gericht  der 
fremden  Sprache  nicht  mächtig  ist.  Die  Ansicht  von  Petroni  haben  Constant  a.  a.  0. 
S.  182  und  Piggott  a.  a.  0.  S.  495  übernommen. 

Uebrigens  steht  Petroni  in  Betreff  der  Notariatsurkunden  noch  auf  dem  Rechts- 
boden vor  der  Einführung  des  Gesetzes  vom  1./13.  September  1886  über  die  Aut.hen- 
tifizirung  von  Urkunden;  die  Arbeit  ist  also  in  dieser  Beziehung  veraltet. 

b Ungenau  Moreau  a.  a.  0.  S.  22i:  iorsque  lo  tribunal  comprend  plusieurs  sec- 
tions,  la  demande  doit  Ötre  adressee  au  President  de  la  premiere  section  seul  com- 
petent.  Nicht  der  Präsident  der  ersten  Kammer  ist  bei  Gerichten  mit  mehreren  Kammern 
zur  Entgegennahme  des  Antrags  zuständig,  sondern  der  Prim-Präsident,  der  allerdings 
in  der  Regel  den  Vorsitz  in  der  ersten  Kammer  führt. 

-)  Entsch.  des  Kassationshofes  vom  20.  Dezember  1867.  im  Buletinul  pro  1867 

3)  Dasselbe  Urtheii  des  Kassationshofes. 

4)  So  besteht  auch  zwischen  Rumänien  und  dem  Deutschen  Reich  thatsächlich 
keine  Reziprozität  und  es  werden  deshalb  deutsche  Urtheile  in  Rumänien  nicht  voll- 
streckt. 

Vgl.  auch  Centralblatt  für  das  Deutsche  Reich  1876  S.  40.  Vgl,  ferner  die  offi- 
zielle Not'*  des  rumänischen  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  an  die  deutsche 
Gesandtschaft  in  Bukarest  vom  28.  Januar  / 9.  Februar  1882.  mitgetheilt  vonDjuvara, 
im  Journal  du  droit  int.  pr.  Bd.  18  (1891)  S.  453. 

5)  Diese  Konvention  ist  in  Bukarest  am  5./17.  August  1880  unterzeichnet  und 
im  Monitorul  oficiai  No.  45  vom  26.  Februar/ 10.  März  1881  publizirt.  Der  Text  ist 
auch  abgedruckt  bei  Martens,  Nouv.  recueil.  II.  Ser.  VIII.  S.  607  ff. 

6)  Der  Text  dieser  Bestimmung  ist  in  französischer  Sprache  (die  Konvention  ist 
in  rumänischer,  italienischer  und  französischer  Sprache  abgefasst)  folgender: 

„Les  arröts  (sententiae)  en  matiere  civile  et  commerciale  prononces  par  les  tribu- 
naux  de  Tun  des  deux  Etat  contraetants  et  düment  legalises,  auront  dans  le  territoire 
de  l’autre,  lorsqu’ils  auront  acquis  la  force  de  chose  jugee,  ia  möme  force,  que  les 

11* 
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Mit  Oesterreich-Ungarn  ist  kein  Staatsvertrag  in  dieser  Be- 
ziehung abgeschlossen,  aber  eine  Vereinbarung  beider  .Regierungen  vom 

25.  August/ 1.  September  1871  sichert  die  that sächliche  Vollstreckung 
der  beiderseitigen  Urtheile  zu. !)?) 

arrßts  pronöncds  par  les  tribunaux  du  pays.  N6anmoins  les  dits  arröts  ne  pourront 
6tre  exdcutds  et  ne  produiront  leurs  effets  quant  aux  hypotheques,  qu’apres  que  le 
tribunal  competent  du  pays  oü  ils  doivent  recevoir  leur  execution,  les  aura  declare» 
executoires  ä la  suite  d’un  jugement  prononcd  dans  la  forme  sommaire  et  dans  lequel 
il  sera  constate: 

1°  que  l’arröt  a et6  prononce  par  une  autorite  judiciaire  compdtente; 

2°  que  la  citation  des  parties  a 6t, e faite  regulierement; 

3°  que  les  parties  ont  ete  legalement  representces  ou  legalement  declarees  de- 
faillantes ; 

4°  que  l’arr6t  ne  contient  aucune  disposition  contraire  ä l’ordre  public  et  au 
droit  public  de  l’Etat. 

Les  arröts  dont  il  est  parle  ci-dessus  devront  6tre  accompagnes  d’une  traduction 
düment  16galis6e  dans  la  langue  du  pays  ou  ils  devront  recevoir  leur  execution,  ou  en 
frangais. 

La  partie  interess6e,  soit  par  l’entremise  du  tribunal  qui  ä prononcd  l’qrröt, 
pourra  demander  qu’il  lui  soit  donne  force  executoire. 

La  lettre  rogatoire,  qu’on  expediera  a cet  effet,  pourra  6tre  transmise  m6me 
par  la  voie  diplomatique. 

Dans  ce  dernier  cas,  si  la  partie  interessee  ne  nomme  pas  le  procureur  charg6 
de  demander  qu’il  soit  donne  force  executoire  ä 1’arrSt,  le  dit  procureur  sera  nomm6 
d’office  par  le  tribunal  saisi  de  la  demande.  Il  dem  eure  entendu  que  les  frais  de 
proces  devront,  en  tout  cas,  rester  a la  Charge  des  parties  interessees.“ 

Das  im  Art.  32  dieser  Konvention  vorgesehene  Schiedsgericht  zur  Schlichtung 
der  nach  dem  Konsularvertrage  sich  ergebenden  Streitigkeiten  über  Interpretation,  Aus- 
führung desselben  oder  Uebertretung  seiner  Bestimmungen  existirt  bis  jetzt  nicht. 

1)  Der  Text  der  rumänisch-österreichisch-ungarischen  Abmachung  ist  in  deutscher 
Uebersetzung  folgender:  „Der  Unterzeichnete  rumänische  Staatsminister  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  (Kanzler  des  österreichisch-ungarischen  Kaiserthums)  erklärt,  in  Folge 
des  mit  der  Regierung  Sr.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  (der  vereinigten  Flirstenthtimer  Moldau 
und  Walachei)  erzielten  Einverständnisses,  dass  festgestellt  worden  ist,  dass  gemäss 
den  in  den  betreffenden  Ländern  geltenden  Gesetzen,  die  von  den  richterlichen  Be- 
hörden des  einen  Landes  gefällten  Erkenntnisse  und  Entscheidungen  in  Civil-,  Handels-, 
See-  und  Wechselrechtssachen,  welche  rechtskräftig  geworden  sind,  auch  im  anderen 
Lande  vollstreckbar  sind,  unter  der  Bedingung  der  Gegenseitigkeit. 

Die  gegenwärtige  Erklärung  wird  gegen  eine  analoge  Sr.  Excellenz  des  Kanzlers 
des  österreichisch-ungarischen  Reichs  und  Ministers  des  kaiserlichen  Hauses  (des  fürstl. 
rumän.  Ministers  des  Aeussern)  ausgetauscht  werden,  und  deren  Inhalt  wird  ohne  Ver- 
zug den  betreffenden  richterlichen  Behörden  mitgetheilt  werden,  damit  das  erwähnte 
Reziprozitätsprinzip  jedesmal  Anwendung  findet,  wenn  solche  Erkenntnisse  und  Ent- 
scheidungen den  genannten  Behörden  auf  diplomatischem  Wege  durch  den  rumänischen 
Agenten  in  Wien  (diplomatischen  Agenten  und  Generalkonsul  Sr.  k.  k.  Ap.  Majestät 
in  Bukarest)  zugestellt  werden. 

Bukarest,  den  20.  August /'l.  September  1871.  gez.  G.  Costa-Foru. 

Wien,  den  25.  August  1871.  gez.  Beust.“ 

Diese  Abmachung  wurde  in  Rumänien  durch  Circular  des  Justizministers  vom 

26.  August  1871  No.  9691  allen  richterlichen  Behörden  Rumäniens  mitgetheilt  und 
wird  seitdem  stetig  beobachtet. 

2)  Ueber  die  Vollstreckung  österreichischer  Urtheile  in  Rumänien  vergl.: 

Vesque  von  Püttlingen,  Handbuch  des  des  in  Oesterreich-Ungarn  geltenden 

internationalen  Privatrechts,  2.  Aufl.  1878.  S.  470 — 472. 
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Mit  anderen  Staaten  existirt  keinerlei  Abmachung,  so  dass  that- 
ba“.  Urtheile  ^ Rumänien  und  umgekehrt*  nicht  JolTstrS- 

Art  354  3ffpaUCh  Schiedsrichtersprüchen,  die  nach 

§ 32. 

XII.  Prozesskosten. 

I.  Die  Prozesskosten  bestehen  laut  Gesetz:1) 

1.  aus  den  Gerichtskosten; 

2.  aus  den  durch  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen 
Untersuchungen  an  Ort  und  Stelle  erwachsenen  Kosten-  ’ 

3.  aus  den  Auslagen  der  obsiegenden  Partei,  für  Reise,  Wohnung 

XSÄ;  ***  P™  ’"*»  «“ 

L ™fi  d?in  Adyokfeng:ebühren;  die  Erstattung  derselben  wird 
£®fh,  dem  <yesetz  ,aur  dann  zugesprochen,  wenn  zugleich 
Schadensersatz  gewahrt  wird.  Die  Praxis  dehnt  dies  auf  alle 
Verzugszinsen  aus. 

, Id' . Reg®!  1St’  dass  die  unterliegende  Partei  zum  Ersätze  der  von 
der  obsiegenden  Partei  verauslagten  Kosten  verurtheilt  wird  Doch 
hat  das  Gericht  die  Befugniss,  die  Kosten  beliebig  zu  kompensiren 
wenn  jede  Partei  th eil weise  obsiegt.2)  ’ 

werden.“80  U"ter  naheD  Verwandten  die  Kosten  kompensirt 

Note  58.“  CanStei“’  Oesterreichiscbes  Civilprozessrecht  (Lehrbuch).  Bd.  2.  S.  777. 

S.  569  u“  NoteW:“’  °eSterreichisches  Civilprozessreoht  (Kompendium).  Berlin  1885. 
Beauchet,  im  Journal  du  droit  intern  r»r  1885  S 537  5qq  ™ 1 r . . . 

^tbfh\UtPsät;h1aSShAR374  Pr0C-CiV'  ,egiSlatiVe  ReziP™zität  veriangt  dls^Geset“; 
verlangt  that sachliche  Reziprozität,  und  der  Werth  der  Abmachung  mit  rw  l 

Oesteimctosches  Cmlprozessrecht.  3.  Aufl.  1892.  S 521 

16.  No^  eÄ  (XtfÄL1  “ffChea  Justizministeriums  vom 
Strafrecht  Bd  1 S 121?  wl  hs  o’.  Zeltschnft  für  internationales  Privat-  und 

sHHfsaH*  £ “ aasritüs  5 

Vergl.  auch  Böhm ’s  Zeitschrift,  Bd.  1,  S.  238. 

*)  Art.  146  Proc.  civ. 

3)  Art.  144  Proc.  civ. 

*)  Art.  143  Proc.  civ. 
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Die  Gerichtskosten  werden  nicht  von  Fall  zu  Fall,  sondern  nach 
Beendigung  der  Instanz  erhoben. 

Die  Höhe  der  Kosten  richtet  sich  nicht  nach  dem  Werthe  des 
Streitgegenstands,  sondern  nach  der  Verschiedenheit  der  Instanzen  so 
dass  alle  Prozesse,  deren  Gegenstand  über  1500  Francs  beträgt,  den 
hohen  Tribunaltaxen  für  Stempel  und  Portärelgebühren  unterworfen 
sind,  gleichviel,  ob  sie  1501  Francs  oder  Millionen  betreffen. 

III  Zu  den  eigentlichen  Gerichtskosten  gehören: 

1.  die  Stempelkosten;  eine  jede  Klageschrift  für  den  Friedens- 
richter muss  auf  einem  Stempelbogen  von  1 Franc  (leü)  und 
die  den  Parteien  zuzustellenden  Klageabschriften  auf  je  einem 
solchen  von  50  cts  (ban'i)  geschrieben  werden.1) 

Appell  und  Rekurs  an  das  Tribunal  erfordern  einen  Stempel- 
bogen von  je  5 Francs  (lei),  die  Abschriften  für  die  Gegner  je 
50  bani.2) 

Die  beglaubigte  Urtheilsabscbrift,  welche  dem  Appell,  Rekurs 
und  überhaupt  jedem  ergriffenen  Rechtsmittel  beigelegt  werden 
muss,  ist  ebenfalls  auf  einen  Stempelbogen  von  1 Franc  zu 
schreiben. 

Klagen  die  in  erster  Instanz  beim  Tribunal  anhängig  gemacht 
werden,  erfordern  30  Francs  Stempel,3)  ebenso  die  Interven- 
tion und  die  Rückklage  (Widerklage,  cerere  reconventionala, 
demände  röconventionelle).  Die  Abschrifter  erfordern  nui  je 

50  cts  Stempel.  ' - _ 

Die  Appelltaxe  beim  Appelihof  beträgt  120  Francs;  die  Re- 
kurstaxe 220  Francs,  wenn  gegen  das  Urtheil  eines  Appellhots 
rekurrirt  wird,  und  75  lei,  wenn  das  Tribunal  letzte  Sach- 

instanz  war.4) 

1)  Art  16  al.  1 des  Stempelgesetzes  (legea  timbraiuO  vem  l.  Juli  1881;  das- 

__lhp  ist  durch  Nachtragsgesetze  vom  14.  Dezember  1881,  13.  Marz  1884,  19.  März  1884 
und  19  1886  erweitert  worden.  Wir  zitiren  nach  der  offiziellen  Ausgabe,  welche 

alle  diese  Modifikationen  enthält. 

2)  Art,  20  al.  5 u.  6 leg.  timbr. 

*)  E^ge0Besfarmmungenbdes  Stempelgesetzes  mögen  hier  noch  Platz  finden,  die 
fttr  den  Verkehr  zwischen  Rumänien  und  dem  Auslande  von  besonderer  Wichfg- 

keit  sind  bereits  mehrfach  erwähnten  Gesetzes  bestimmt,  dass  jede  im 

muss  bevor  sie  einer  rumänischen  Behörde  vorgelegt  werden  kann. 

SSÄSi  “f ÄÄÄVy-*, 
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Die  Opposition  muss  beim  Friedensrichter  auf  einem  Stempel- 
bogen von  1 Frc.  geschrieben  werden,* 1)  beim  Tribunal  auf  einem 
solchen  von  5 Frcs.,2)  bei  dem  Appellhof  von  35  Frcs.,3)  bei  dem 
Kassationshof  von  225  Frcs.4) 

Der  Revisionsantrag  erfordert  beim  Tribunal,  wie  beim  Appell- 
hof einen  Stempel  von  35  Frcs.5) 

2.  Die  Kosten  für  Vorladungen;  s.  §.  17  S.  139. 

IV.  Besondere  Zeugengebühren  existiren  nicht.  Die  Partei  hat 
liren  Zeugen  — deren  Ladung  aber  durch  das  Gericht  erfolgt  — die 
nöthigen  Transportmittel  etc.  zu  stellen,  oder  wenn  sie  dies  nicht  kann 
oder  will,  so  kann  der  Zeuge  verlangen,  dass  das  Gericht  im  Urtheil  die 
unterliegende  Partei  zu  einer  entsprechenden  Entschädigung  an  ihn  ver- 
urtheile. 

Ebenso  bezieht  auch  der  Richter,  der  sich  mit  dem  Greher,  Sach- 
verständigen etc.  an  Ort  und  Stelle  begiebt,  keine  Diäten.  Die  Partei 
muss  ihnen  die  Transportmittel  stellen,  mit  dem  Risiko,  dass,  wenn  sie 


gungen,  welche  die  Gesellschaften  und  Unternehmer  für  ihre  Operationen  ausgeben, 
müssen  gleichfalls  je  10  bani  Stempel  tragen  (15,  Abs,  4 u.  5). 

Die  Frachtbriefe  und  Konossemente  müssen  eine  Stempelmarke  von  je  50  bani 
Stempel  tragen  (17,  2). 

Die  Unternehmuugs-,  Bau-  und  Lieferungskontrakte,  auch  zwischen  Privatpersonen 
und  öffentlichen  Anstalten,  müssen  auf  einen  Stempelbogen  von  je  2 Francs  geschrieben 
werden,  wenn  der  Vertragsgegenstand  nicht  500  Francs  übersteigt  (18.  7). 

Darüber  hinaus  erheischt  der  Kontrakt  einen  Stempelbogen  von  10  Francs  (21,  3) 
Und  ausserdem  eine  Taxa  de  inregistrare  von  1/2°Jo  (32,  2). 

Der  Protest  von  Wechseln  aller  Art  kostet  5 Francs  Stempel  (20,  al.  22). 

Alle  Obligationen  und  Aktien  der  offenen  Handelsgesellschaften,  Kommandit- 
oder  Aktiengesellschaften,  sowie  jeder  Koupon  derselben,  unterliegen  einer  Steuer  von 

lu/oo.  Die  Taxe  für  die  Koupons  kann  auch  mittels  Abonnements  zwischen  der  Stempel- 
verwaltung und  der  Gesellschaft  gezahlt  werden  und  wird  dann  nach  der  Totalsumme 
der  Koupons  berechnet  (25,  3). 

Alle  Aktien  und  Obligationen  fremder  Gesellschaften  und  Anleihetitres  von 
fremden  Staaten  und  Gemeinden,  die  in  Rumänien  gehandelt  werden,  unterliegen  der- 
selben Taxe  (25,  4). 

Die  Taxe  wird  vor  der  Negoeiirung  bezahlt.  Die  Zahlung  der  Taxe  für  die 
Koupons  geschieht  successive  und  in  Proportion  mit  den  fälligen  Koupons.  Der  Kon- 
travenient muss  eine  Geldstrafe  zahlen,  die  10°/o  des  Werthes  der  gehandelten  Effekten 
beträgt  (Art.  65). 

Die  Wechsel  aller  Art  und  alle  Handelseffekten,  die  in  Rumänien  ausgestellt 
sind,  sowie  diejenigen,  welche  im  Lande  auf  das  Ausland  gezogen  sind,  oder  vice-versa, 
sogar  wenn  sie  nur  im  Lande  gehandelt  werden,  unterliegen  demselben  Stempel  von 
l%o  bei  derselben  Strafe  (Art.  25  al.  5 u.  Art.  65). 

Die  einschlägigen  Gebühren  werden  von  Hundert  zu  Hundert  (per  lj ioü/o)  und 
von  da  von  Tausend  zu  Tausend  berechnet  (Art.  27). 

Wenn  ein  Wechsel  in  mehreren  Exemplaren  gezogen  ist,  so  genügt  es,  dass  das 
für  die  Cirkulation  bestimmte  gestempelt  ist  (Art.  28). 

’)  Art.  18  al.  15  leg.  timbr. 

2)  Art,  20  al.  3 leg.  timbr. 

3)  Art.  21  al.  7 leg.  timbr. 

4)  Art.  22  al.  1 leg.  timbr. 

5)  Art.  21  al.  4 leg.  timbr. 
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den  Prozess  verliert,  sie  diese  Auslagen  umsonst  gemacht  hat,  aber 
dafür  auch  zu  weniger  Kosten  an  den  Gegner  verurtheilt  wird. 

V.  Die  Sachverständigen  werden  gewöhnlich  gleich  von  der  Partei 
entlohnt,  da  diese  sonst  ihr  Gutachten  an  das  Gericht  nicht  abliefern. 
Wird  der  Sachverständige  nicht  direkt  von  der  Partei  bezahlt,  so  kann 
dieser  verlangen,  dass  das  Gericht  im  Urtheil  die  betreffende  oder  die 
unterliegende  Partei  zur  Zahlung  der  vereinbarten  oder  einer  vom  Gericht 
zu  bestimmenden  Summe  verurtheile. 

VI.  Die  Advokatengebühren  richten  sich  nach  dem  Werthe 
der  Streitsache ; feste  Gebühren  existiren  nicht,  dieselben  sind  vielmehr 
der  freien  Vereinbarung  überlassen.  Das  Paimarium  ist  in  Folge  dessen 
vollkommen  statthaft.  Bei  liquiden  Summen,  insbesondere  bei  Wechsel- 
klagen, pflegt  das  Honorar  nach  einem  gewissen  Prozentsätze,  der 
5 bis  20%  der  Streitsumme  und  mehr  beträgt,  bestimmt  zu  werden. 

II.  Theil. 

Konkursrecht.1) 

I.  Materielles  Konkursrecht.2) 

§ 33. 

Einleitung.  Voraussetzungen  und  Wirkungen  der  Konkurseröffnung. 

Moratorium. 

I.  Das  rumänische  Recht  kennt  nur  einen  kaufmännischen  Kon- 
kurs;3) über  das  Vermögen  eines  Nichtkaufmanns  kann  ein  Konkurs 
nicht  eröffnet  werden. 

Ein  Kaufmann  ist  nach  rumänischem  Recht  fallit,  wenn  er  zah- 
lungsunfähig geworden  ist;  in  Folge  dessen  kann  der  Konkurs  über  ihn 
verhängt  werden,  auch  wenn  er  sich  durch  erneuerte  Anlehen  oder 
Wechselgeschäfte  äusserlich  noch  zu  halten  vermag,  und  andererseits 
vermag  eine  im  guten  Glauben  geltend  gemachte  Weigerung,  eine  für 
unbegründet  erachtete  Forderung  zu  bezahlen,  keine  Konkurseröffnung 
herb  eizuführen  .4 5) 

Ueber  das  Vermögen  eines  Kaufmanns,  der  sich  von  den  Ge- 
schäften zurückgezogen  hat,  kann  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  fünf 
Jahren  von  jenem  Zeitpunkte  ab  der  Konkurs  eröffnet  werden;  über 
das  Vermögen  eines  verstorbenen  Kaufmanns  nur  innerhalb  eines  Jahres 
von  seinem  Tode  ab  gerechnet.6) 


*)  Literatur:  Gr.  Maniu,  falimente  si  bancrute,  Bukarest  1889;  eine  knappe,* 
aber  ziemlich,  fleissige  Arbeit.  Siehe  auch  S.  153  Note  1. 

2)  Die  rumänische  Regierung  beabsichtigt  eine  Reform  des  gesammten  Konkurs- 
wesens und  hat  den  Kammern  bereits  einen  Gesetzentwurf  yorgelegt,  der  jedoch  bis 
jetzt  noch  nicht  zur  Lesung  und  Berathung  gelangt  ist. 

3)  Es  behandelt  deshalb  das  Konkursrecht  auch  im  Handelsgesetzbuch ; Art.  695 
bis  880  Cod.  com. 

4)  Art.  718  Cod.  de  com. 

5)  Art.  702  Cod.  de  com. 


Rumänien. 


169 


Der  Zweck  des  Konkursverfahrens  ist  die  Erhaltung  und  Liqui- 
dirang  des  Vermögens  dos  Kridars  und  die  Vertheilung  der  realisirten 
Summen  an  die  Gläubiger.1) 

Fremde  Gläubiger  stehen  den  einheimischen  gleich. 

II.  Die  Eröffnung  des  Konkurses  erfolgt  entweder  auf  Antrag  des 
Kridars,  oder  eines  Handelsgläubigers  (creditor  a carui  creanta  are  o 
eauzä  commercialä)  oder  von  Amts  wegen.2) 

Aszendenten,  Deszendenten  und  Ehegatten  dürfen  den  Konkurs- 
antrag nicht  stellen.3 4) 

III.  Wirkung  der  Konkurseröffnung.  Mit  der  Eröffnung  des  Kon- 
kurses verliert  der  Kridar  das  Verfügungsrecht  über  sein  Vermögen, 
alle  Exekutionen  gegen  ihn  werden  sistirt;*)  der  Zinsenlauf  der  chiro- 
grapharischen Forderungen  gegen  ihn  hört  auf;5)  alle  Geschäfte  und 
Veräusserungen,  die  der  Kridar  nach  dem  Konkursurtheil  vorgenommen 
hat,6)  sind  nichtig,  ebenso  alle  Zahlungen  nicht  fälliger  Schulden,  die 
er  nach  der  vom  Tribunal  festgesetzten  Zahlungseinstellung  geleistet 
hat.7) 

Endlich  kann  der  Miethsvertrag  des  Kridars,  der  auf  mehr  als  ein 
Jahr  noch  zu  laufen  hat,  unter  entsprechender  Entschädigung  des  Ver- 
miethers  aufgelöst  werden.8) 

IV.  Der  in  Zahlungsschwierigkeiten  gerathene  Kaufmann  kann 
unter  dem  Nachweis,  dass  seine  augenblickliche  Zahlungsunfähigkeit 
eine  Folge  ausserordentlicher,  unvorhergesehener  Ereignisse  ist,  sowie 
unter  genügender  Bekräftigung,  eventuell  Bürgschaftsstellung,  dafür, 
dass  die  Aktiva  die  Passiva  übersteigen  und  unter  Niederlegung  seiner 
Bücher  und  einer  Bilanz,  sowie  einer  genauen  Liste  seiner  sämmtlichen 
Gläubiger  mit  Angabe  ihrer  Namen,  ihres  Wohnorts  und  ihrer  Forderungs- 
beträge in  der  Kanzlei  (grefa)  des  Tribunals  ein  Moratorium  nach- 
suchen.9) Das  Moratorium  wird  vom  Tribunal,  wenn  es  dasselbe  nach 
den  Umständen  für  angemessen  erachtet,  bis  auf  die  Dauer  von  sechs 
Monaten  gewährt.10)  Während  dieser  Zeit  kann  gegen  den  Schuldner 
keine  Exekution  angefangen  oder  fortgesetzt  werden,  ausgenommen 
wegen  Verbindlichkeiten,  welche  nach  dem  Moratorium  entstanden  sind, 
sowie  wegen  der  dem  Staate  zustehenden  Steuerforderungen  und  wegen 
solcher  Forderungen,  welche  durch  Hypotheken,  Pfand  oder  sonstige 
Vorzugsrechte  gesichert  sind.11) 

J)  Art.  726  Cod.  de  com. 

b Art.  696  Cod.  de  com. 

3)  Art.  699  Cod.  de  com. 

4)  Art.  712  Cod.  de  com. 

5)  Art.  713  Cod.  de  com. 

®)  Art.  720  Cod.  de  com. 

7)  Art.  720  al.  2 Cod.  de  com. 

8)  Art.  716  Cod.  de  com. 

9)  Art.  840  u.  832  Cod.  de  com. 

10)  Art.  835  Cod.  de  com. 

n)  Art.  837  Cod.  de  com. 
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Durch  das  Urtheil,  welches  das  Moratorium  genehmigt,  werden  die 
Gläubiger  auf  einen  bestimmten  Termin  binnen  15  Tagen  einberufen, 
und  .es  können  auch  Massregeln  zur  Sicherung  der  Aktiva  angeordnet 
werden,  in  welchem  Falle  ein  Richterkommissar  (jude-cömisar)  zur  Aus- 
führung derselben  ernannt  wird.1) 

Zweck  eines  solchen  Moratoriums  ist,  einen  Kaufmann,  der  in 
momentaner  Zahlungsverlegenheit  sich  befindet,  aber  nicht  materiell 
zahlungsunfähig  ist,  vor  der  Schande  des  Konkurses  zu  bewahren. 

Findet  das  Tribunal,  dass  die  Vermögenslage  des  Kaufmanns  nicht 
eine  derart  befriedigende  ist,  oder  stellt  sich  während  des  genehmigten 
Moratoriums  heraus,  dass  der  Betreffende  eine  Schuld  nicht  angegeben 
oder  fingirte  Forderungen  aufgestellt  hat,  so  wird  sofort  von  Amtsw^egen 
der  Konkurs  gegen  ihn  eröffnet.2) 

Auch  nach  Eröffnung  des  Konkurses  kann  ein  Moratorium  verlangt 
und  gewährt  werden.3) 

§ 34. 

Aussonderungs-  und  Absonderungsansprüche. 

I.  Aussonderungsrechte: 

1.  Rechte  des  Verkäufers  im  Konkurse  des  Käufers  (right 
of  stopp  age). 

Waaren,  welche  der  Verkäufer  an  den  Kridar  (Käufer)  abgesendet 
hat  und  welche  von  diesem  noch  nicht  bezahlt  sind,  können  vom 
Verkäufer  zurückgefordert  werden,  wenn  sie  am  Tage  des  Konkurs- 
urtheils  noch  nicht  in  den  Magazinen  des  Kridars  oder  in  einem 
öffentlichen  Speicher  zu  seiner  Disposition  oder  in  einem  anderen  Depot 
oder  Verwahrungsort  (loc  de  deposit  saü  de  paza)  des  mit  dem  Ver- 
kauf für  Rechnung  des  Kridars  beauftragten  Kommissionärs  angekommen 
waren.4) 

Das  Verfolgungsrecht  des  Verkäufers  besteht  also  nicht,  wenn  die 
Waare  vor  der  Konkurseröffnung  in  den  Gewahrsam  des  Käufers 
(Kridars)  gelangt  ist. 

Das  Rückforderungsrecht  (revendicatiunea)  ist  ausgeschlossen,  wenn 
die  Waaren  vor  ihrer  Ankunft  im  guten  Glauben  durch  Girirung  der 
Faktura,  des  Frachtbriefs  oder  Konnossements  weiterverkauft  worden 
sind,  sofern  diese  Papiere  an  Ordre  oder  auf  den  Inhaber  lauten:  das 
Rückforderungsrecht  zessirt  also  gegenüber  dein  gutgläubigen  Er- 
werber. 

Der  Verkäufer,  welcher  die  verkauften  WTaaren  zurückfordert,  muss 
der  Konkursmasse  alle  Auslagen  vergüten,  welche  diese  für  die  Waaren 
aufge wendet  hatte.5) 


x)  Art.  836  Cod.  de  com. 

2)  Art.  839,  840  Cod.  de  com. 

3)  Art.  832  Cod.  de  com. 

4)  Art.  817  Cod.  de  com. 

5)  Art.  817  al.  3 Cod.  de  com. 
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Ist  die  verkaufte  Waare  dem  Kridar  noch  nicht  übergeben  oder  ist 
sie  noch  nicht  an  ihn  oder  an  eine  andere  Person  für  seine  Rechnung 
abgesendet,  so  kann  der  Verkäufer  die  Waare  zurückbehalten.1 2) 

In  jedem  Falle  kann  der  Konkursverwalter  (Sindie,  Syndikus)  mit 
Zustimmung  des  Gläubigerausschusses  und  Ermächtigung  des  Konkurs- 
kommissars  die  Auslieferung  der  verkauften  Waare  gegen  Zahlung  des 
bedungenen  Kaufpreises'  verlangend) 

2.  Rechte  des  Verkaufskommittenten  im  Konkurse  des 
Verkaufskommissionärs. 

Waaren,  welche  dem  Kridar  zum  Verkauf  in  Kommission  auf 
Rechnung  des  Eigenthümers  übergeben  worden  sind,  können  zurück- 
gefordert werden,  wenn  sich  dieselben  am  Tage  der  Verkündung 
des  * Konkurs urtheils  ganz  oder  theilweise  noch  im  Besitze  des 
Kridars  befinden.  Hatte  der  Kridar  diese  Waaren  bereits  veräussert, 
so  kann  an  deren  Stelle  der  Kaufpreis  der  Waaren  gefordert  werden, 
soweit  derselbe  noch  nicht  getilgt  ist,  sei  es  durch  Baarzahlung,  Kom- 
pensation oder  Buchung  im  Kontokorrent.3) 

3.  Rimessen  in  Wechseln  oder  anderen  noch  unbezahlten  Kredit- 
papieren (titluri  de  credit,  neplätite  ancä),  welche  dem  Kridar  mit  dem 
blossen  Aufträge*  sie  einzukassiren  und  den  Werth  auf  Rechnung  zu 
bewahren  (de  a pästra  valörea  lor  in  comptul  seü)  Übermacht  worden 
sind,  oder  welche  nach  Bestimmung  des  Eigenthümers  zur  Deckung  ganz 
bestimmter  Zahlungen  dienen  sollten,  können  zurückgefordert  werden, 
wenn  sie  am  Tage  der  Konkurseröffnung  sich  noch  im  Besitze  des 
Kridars  befinden.4) 

II.  Absonderungsrechte  der  Pfand-  und  Hypothekengläubiger. 

1.  Der  Konkursverwalter  ist  mit  Ermächtigung  des  Konkurs- 
kommissars berechtigt,  verpfändete  Sachen  des  Kridars  gegen  Zahlung 
der  darauf  haftenden  Forderung  einzulösen.  Er  kann  ferner  die  öffent- 
liche Versteigerung  des  Pfandes  beim  Konkurskommissar  beantragen. 
Dieser  Anordnung  kann  der  Pfandgläubiger  nur  widersprechen,  wenn 
er  der  Befriedigung  aus  anderen,  dem  Pfandrecht  nicht  unterworfenen 
Vermögensstücken  entsagt. 

Der  die  Forderung  übersteigende  Erlös  der  Pfandsache  fällt  an 
die  Konkursmasse.  Reicht  der  Erlös  aber  zur  Befriedigung  der  Pfand- 
gläubiger nicht  aus,  so  können  letztere  den  Ausfall  in  der  Konkurs- 
masse iiquidiren.5) 


1)  Art.  818  Cod.  de  com. 

2)  Art.  819  Cod.  de  com. 

^ Art.  816  Cod.  de  com.  Gegenstand  der  Aussonderung  ist  hier  also  die  Kauf- 
gelderforderung des  Kommissionärs  an  den  Britten;  es  handelt  sich  somit  um  eine  Ces- 
sion  der  actio  venditi  des  Kommissionärs ; d§£  Kommittent  kann  Uebereignung  der  zur 
Zeit  der  Konkurseröffnung  noch  ausstehenden  Kaufgeldförderung  verlangen.  — Vergl. 
auch  Köhler,  Konkursrecht,  Stuttgart  1891,  § 35  S.  177,  178. 

4)  Art.  815  Cod.  de  com. 

5)  Art.  785—788  Cod.  de  com. 
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2.  Die  Hypothekengläubiger  erhalten,  wenn  aus  dem  Erlöse  der 
beweglichen  Güter  noch  vor  der  Vertheilung  des  Erlöses  der  Immo- 
bilien Vertheilungen  stattfinden,  aus  diesen  den  auf  den  vollen  Betrag 
ihrer  Forderungen  entfallenden  konkursmässigen  Antheil,  doch  müssen 
sie  sich  dann  bei  der  Vertheilung  des  Erlöses  der  Immobilien  diesen 
Betrag  in  Abzug  bringen. 

Diese  solchergestalt  aus  der  Immobiliarmasse  ausgeschiedenen  Be- 
träge fallen  der  gemeinsamen  Konkursmasse  zu.1) 

§ 35. 

Hechte  der  Ehefrau  im  Konkurse  des  Ehemanns. 

Nach  Art.  793  Cod.  de  comeroiü  erhält  die  Ehefrau  im  Falle  des 
Konkurses  des  Ehemanns  die  Disposition  über  die  Dotal-  und  Para- 
phernalgrundstücke , die  ihr  zur  Zeit  der  Eheschliessung  gehörten, 
zurück  und  zwar  mit  dem  Becht,  auch  von  den  ersteren  die  Einkünfte 
zu  beziehen;  ebenso  die  Disposition  über  diejenigen  Immobilien,  die  sie 
während  der  Ehe  aus  einem  vor  der  Eheschliessung  liegenden  Rechts- 
grunde (diu  cause  juridice  anteriore)  oder  durch  Schenkung,  Erbschaft 
erwarb. 

Die  Ehefrau  behält  ferner  nach  Art.  794  die  Disposition  über  die- 
jenigen Grundstücke,  die  auf  ihren  Namen  mit  Geldern  gekauft  sind, 
welche  aus  dem  Verkauf  von  zur  Zeit  der  Verheirathung  ihr  gehörigen 
Gütern  herrühren,  oder  welche  ihr  in  Folge  früherer  Ansprüche,  sowie 
durch  Schenkung  oder  Erbschaft  zugefallen  sind.  Doch  muss  in  der 
Erwerbsurkunde  ausdrücklich  diese  Anwendung  des  Geldes  erklärt  sein 
und  der  Ursprung  desselben  aus  einem  Inventar  oder  einer  sonstigen 
mit  authentischem  Datum  versehenen  Urkunde  (act)  hervorgehen.2 3) 

In  allen  anderen  Fällen,  gleichviel  unter  welchem  Güterrecht  die 
Frau  sich  verheirathet  hat,  stellt  der  Art.  795  Cod.  com.  die  Prä- 
sumtion auf,  dass  die  von  der  Frau  des  Kridars  erworbenen  Güter 
dem  Manne  gehören  und  mit  seinem  Gelde  bezahlt  sind,  so  dass  also 
diese  Güter  zur  Konkursmasse  gehören.  Doch  ist  der  Ehefrau  der  Be- 
weis des  Gegentheils  gestattet. 

Die  beweglichen  Güter,  sowohl  dotale  wie  paraphernale,  welche 
im  Heirathskontrakt  aufgeführt,  oder  der  Frau  nach  Massgahe  des 
Art.  794  (Schenkung,  Erbschaft,  frühere  Rechtsgründe)  zugefallen  sind, 
werden  von  der  Frau  in  natura  zurückgenommen,  wenn  deren  Identität 
durch  ein  Inventar  oder  eine  andere  mit  authentischem  Datum  ver- 
sehene Urkunde  bewiesen  ist.?) 

Sind  Güter  der  Ehefrau  veräussert  und  mit  dem  Erlöse  andere 
bewegliche  oder  unbewegliche  Sachen  erworben  worden,  so  kann  die 
Frau  auch  in  Bezug  auf  diese  die  ihr  durch  Art.  794  gewährten  Rechte 
ausüben,  unter  derselben  Bedingung,  dass  der  Ursprung  der  Gelder  und 

9 Art.  789 — 792  Cod.  de  com. 

2)  Art.  794  Cod.  de  com. 

3)  Art.  796  Cod.  com. 
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ihre  neue  Verwendung  durch  eine  mit  authentischem  Datum  versehene 
Urkunde  festgestellt  wird. 

Alle  anderen  beweglichen  Sachen,  die  sich  im  Besitze  des  Mannes 
oder  der  Frau  befinden,  unterliegen,  gleichviel  unter  welchem  Güter- 
recht die  Ehe  eingegangen  war,  der  Rechtsvermuthung,  dass  sie  dem 
Ehemanne  gehören,  es  sei  denn,  dass  die  Ehefrau  das  Gegentheil  be- 
weist. 

War  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Verheirathung  Kaufmann,  oder 
wurde  er  erst  im  darauf  folgenden  Jahre  Kaufmann,  so  kann  sich  nach 
Art.  799  Cod.  de  com.  die  gesetzliche  Hypothek  der  Ehefrau  für  ihre 
Mitgift  nicht  auf  die  vom  Ehemanne  während  der  Ehe  erworbenen 
Güter  erstrecken,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  ihm  durch  Schen- 
kung oder  Erbschaft  zugefallen  sind.  Diese  Hypothek  muss  jedoch  in 
das  dazu  bestimmte  Register  eingetragen  sein,  sonst  existirt  sie  recht- 
lich nicht.1) 

Wenn  die  Ehefrau  gegen  ihren  Ehemann  eine  Forderung  hat,  die 
aus  einem  lästigen  Vertrage  herrührt,  oder  wenn  sie  für  ihn  eine  Schuld 
bezahlt  hat,  so  gilt  die  Vermuthung,  dass  diese  Forderung  mit  dem 
Gelde  des  Mannes  geschaffen  und  die  Schuld  aus  dem  Gelde  desselben 
bezahlt  ist,  die  Ehefrau  also  daraufhin  keinen  Anspruch  an  die  Kon- 
kursmasse geltend  machen  kann,  bis  sie  das  Gegentheil  beweist. 

Hat  der  Ehemann  während  der  Ehe  Güter  der  Ehefrau  veräussert, 
so  ist  diese  Konkursgläubigerin  in  Höhe  des  erzielten  Erlöses,  jedoch 
hat  die  Konkursmasse  Regress  gegen  sie  wegen  der  Summen,  welche 
die  Ehefrau  bei  Anfechtung  der  betreffenden  Veräusserungsgeschäfte  als 
Entschädigung  etwa  erzielt.2) 

§ 36. 

Anfechtung.  Kompensation. 

1.  Alle  vor  der  Konkurseröffnung  vorgonommenen  Veräusserungs- 
geschäfte des  Kridars  können  angefochten  werden,  wenn  sie  in  fraudu- 
loser  Absicht  zur  Beeinträchtigung  der  Gläubiger  geschahen.3)  Diese 
Anfechtung  ist  eine  Anwendung  der  allgemeinen  actio  Pauliana,  denn 
nach  Art.  974  Codice  civil  können  die  Gläubiger  in  ihrem  Namen  alle 
Handlungen  anfechten,  welche  ihr  Schuldner  zur  Beeinträchtigung  ihrer 
Rechte  vorgenommen  hat  (acte  viclene). 

2.  Eine  Kompensation  zwischen  Schuld  und  Forderung  desselben 
Gläubigers  gegenüber  dem  Kridar  findet  nicht  statt.  Die  Forderungen 
des  Kridars  einerseits  müssen  voll  eingetrieben  werden  (AH.  761  Cod. 
de  com.)  und  andererseits  werden  die  chirographischen  Forderungen 
der  Gläubiger  ohne  Ausnahme  auf  die  Konkursquote  herabgedrückt.4) 

9 Art.  1754  Codic.  civ. 

2)  Art.  800  Cod.  com.  und  Art.  1255  Cod.  civ. 

3)  Art.  721  Cod.  de  com.  Geber  Fälle,  in  .denen  betrügerische  Absicht  vermuthet 
wird,  vgl.  Art.  722  Cod.  de  com. 

4)  Art.  822  ff.  Cod.  de  com. 
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II.  Formelles  Konkursreclit. 

§ 37. 

Er  öffnungs  verfahren. 

1.  Konkursgericht.  Der  Konkurs  wird  von  demjenigen  Gericht 
erklärt,  in  dessen  Bezirk  sich  die  Haupthandelsniederlassung  des  Kridars 
befindet;  dieses  Gericht  ist  mit  der  ganzen  Abwickelung  des  Konkurses 
betraut.1) 

Befindet  sich  das  Vermögen  des  Kridars  auch  noch  an  einem  anderen 
Orte  (local itate),  so  hat  der  Konkurskommissar  mittels  Requisitions- 
schreibens die  Versiegelung  desselben  zu  beantragen.2) 

2.  Konkursurtheil.  Die  Eröffnung  des  Konkurses  erfolgt  durch 
Urtheil.  Das  Konkursurtheil  ernennt  aus  der  Mitte  des  Tribunals  einen 
Konkursrichter  (Kommissar)  und  bestellt  einen  provisorischen  Konkurs- 
verwalter (Syndikus,  sindic);  es  ordnet  die  Versiegelung  des  Vermögens 
an,  und  beruft  die  Gläubiger  auf  einen  innerhalb  20  Tagen  festzusetzen- 
den Termin  behufs  Wahl  des  definitiven  Syndikus  und  des  Aufsichtsaus- 
schusses (delega^iunea  creditorilor  oder  delega^iunea  de  supraveghiare). , 
Es  bestimmt  ferner  einen  nicht  über  einen  Monat  hinauszusetzenden  Ter- 
min zur  Einreichung  der  Forderungen,  sowie  einen  Termin  innerhalb 
der  darauf  folgenden  zwanzig  Tuge  zur  Prüfung  (verificarea)  der  Forde- 
rungen, und  endlich  befiehlt  es  dem  Kridar  die  Einreichung  einer  Bilanz 
und  die  Vorlegung  seiner  Handelsbücher  binnen  drei  Tagen,  sofern  er 
dies  nicht  schon  vorher  gethan  hat.3) 

Das  Urtheil  wird  im  Gerichtssaal  angeschlagen  und  im  Amtsblatt 
veröffentlicht;4)  der  Name  des  Kridars  wird  in  eine  besondere  Liste 
eingetragen,5)  welche  im  Saale  des  Konkursgerichts  und  im  Börsensaale 
angeheftet  wird.  Der  in  Konkurs  gerathene,  in  die  Liste  eingetragene 
Kaufmann  darf  die  Börse  nicht  mehr  betreten.6) 

Gegen  das  Urtheil,  welches  den  Konkurs  verhängt,  kann  binnen 
acht  Tagen  von  der  Anheftung  im  Gerichtssaal  vom  Kridar  selbst  und 
binnen  fünfzehn  Tagen  von  jedem  anderen  Interessenten  Einspruch 
(Opposition)  erhoben  werden.7)  Die  Appellfrist  beträgt  fünfzehn  Tage.8) 

3.  Der  Tag  der  Zahlungseinstellung  wird  durch  das  Konkurs- 
urtheil oder  durch  ein  späteres  Urtheil  festgesetzt.9)  Auch  diese  Fest- 
setzung ist  der  Anfechtung  (contestatiune)  unterworfen.10) 

l)  Art.  697  Cod.  de  com. 

а)  Art.  704  Cod.  de  com.  Diese  Stelle  deutet  auf  das  Universalitätsprinzip,  dessen 
Durchführung  vorläufig  freilich  noch  an  dem  Mangel  der  Reziprozität  unter  den  ver- 
schiedenen Staaten  scheitert. 

3)  Art.  703  Cod.  de  com. 

4)  Art.  705  Cod.  de  com. 

5)  Art.  710  Cod.  de  com. 

б)  Ibidem. 

7)  Art.  706  Cod.  de  com. 

8)  Art.  896  Cod.  de  com. 

9)  Art.  717  Cod.  de  com. 

lu)  Art.  719  Cod.  de  com. 
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Beim  Mangel  einer  besonderen  gerichtlichen  Bestimmung  gilt  die 
Zahlungseinstellung  als  am  Tage  des  Konkursurtheils  erfolgt;1)  sie 
kann  keinesfalls  mehr  als  drei  Jahre  zurückdatirt  werden.2) 

4.  Organe  des  Konkurses.  Die  Verwaltung,  Liquidation  und 
Vertheilung  der  Konkursmasse  ist  drei  Organen  anvertraut:  dem  Kon- 
kurskommissar, dem  Syndikus  (Verwalter)  und  dem  Gläubigerausschuss. 
Der  Syndikus  ist  der  vollstreckende,  der  Gläubigerausschuss  der  diri- 
girende  Theil  und  der  Richterkommissar  die  unmittelbare  richterliche 
Aufsichtsbehörde. 

Der  definitive  Konkursverwalter  wird  gewöhnlich  nach  einer  von 
der  Handelskammer  alle  zwei  Jahre  aufgestellten  Liste  aus  den  dem 
Konkurse  fernstehenden  Personen3)  gewählt,  soweit  als  möglich  wird 
hier  der  Wunsch  der  Gläubiger  berücksichtigt,  doch  kann  das  Tribunal 
unter  besonderen  Umständen  auch  andere  Personen  ernennen.4) 

a)  Der  Gläubigerausschuss  besteht  aus  drei,  unter  Umständen 
aus  fünf  Personen,  die  aus  ihrer  Mitte  den  Vorsitzenden  wählen.5) 
Nach  der  Angabe  des  Ausschusses  und  unter  Aufsicht  desselben  voll- 
führt der  Verwalter  alle  zur  Sicherung  und  Realisirung  der  Konkurs- 
masse nöthigen  Schritte.  Der  Ausschuss  kann  eventuell  die  Absetzung 
des  Konkursverwalters  beantragen.6) 

b)  Der  Konkursverwalter  (Syndikus)  hat,  wenn  der  Kridar  keine 
Bilanz  vorgelegt  hat,  unter  Aufsicht  des  Konkursrichters  die  Bilanz 
aufzustellen,7)  die  Gläubiger  soweit  sie  aus  den  Büchern  ersichtlich 
sind,  auch  wenn  sie  im  Aus  lande  wohnen,  namentlich  und  schriftlich 
aufzufordern,  ihre  Forderungen  anzumelden  und  ihnen  den  Tag  der 
Prüfung  der  Forderungen  anzuzeigen,  was  durch  rekommandirten  (ein- 
geschriebenen) Brief  an  jeden  einzelnen  Gläubiger  zu  erfolgen  hat.8) 

Er  versilbert  das  Vermögen,  hinterlegt  den  Erlös  in  der  Casa  de 
consemnafäum9)  und  eröffnet  die  gesammte  briefliche  und  telegraphische 
Korrespondenz  des  Kridars.10) 

Die  vor  dem  Konkursurtheü  erhobenen  Klagen  müssen  gegen  den 
Verwalter,11)  bezw.  von  ihm  fortgeführt  werden;12)  doch  kann  das  Ge- 
richt die  gleichzeitige  Vorladung  des  Kridars  anordnen.13) 


b Art.  717  al.  2 Cod.  de  com. 

2)  Art.  717  al.  3 Cod.  de  com. 

3)  Art.  727,  728  Cod.  de  com. 

4)  Art.  732  Cod.  de  com. 

5)  Art.  736,  737  Cod.  de  com. 

6)  Art.  739  Cod.  de  com. 

7)  Art.  758  Cod.  de  com. 

8)  Art.  757  Cod.  de  com. 

9)  Art.  766  Cod.  de  com. 

10)  Art.  762  Cod.  de  com. 
n)  Art.  712  Cod.  de  com. 

12)  Art.  714  Cod.  de  com. 

13)  Art.  712  Cod.  de  com. 
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Der  Konkursverwalter  kann,  nach  Anhörung  des  Gläubigeraus- 
schusses, vom  Konkurskommissar  ermächtigt  werden,  das  Geschäft  des 
Kridars  weiterzuführen.1) 

Endlich  arbeitet  der  Verwalter  auch  den  Plan  zur  Vertheilung  der 
flüssigen  Gelder  unter  die  Gläubiger  aus;  dieser  bedarf  jedoch  der  Ge- 
nehmigung des  Konkurskommissars.2 3) 

c)  Der  Konkursrichter  oder  Konkurskommissar  (jude-^comisar) 
hat  den  Gang  des  Konkurses  zu  leiten  und  zu  beschleunigen.8) 

Er  ordnet  alle  Vorsichtsrnassregeln  zur  Sicherung  der  Masse  an 
und  bestimmt  deren  Verkauf,  sowie  die  Modalitäten  desselben,  liquidirt 
die  Kosten,  kontrolirt  den  Konkursverwalter  und  kann  den  Widerruf 
der  Ernennung  desselben  beim  Gericht  beantragen.4)  Der  Kridar  oder 
die  Gläubiger  haben  ihre  Beschwerden  gegen  den  Konkursverwalter  an 
den  Konkursrichter  zu  richten.5)  Dieser  prüft  ferner  den  Vertheilungs- 
plan und  ordnet  die  Zahlung  an.6)  Er  kann  auch  dem  Kridar  und 
seiner  Familie  Unterstützungen  aus  den  Geldern  der  Masse  gewähren.7) 

§ 38 

Prüfungs-  und  Vertheilung s verfahren. 

1.  Die  Gläubiger  des  Kridars  müssen  die  Eingabe  zur  Anmeldung 
ihrer  Forderungen  nebst  Belegen  innerhalb  der  durch  das  Konkurs- 
urtheil  bestimmten  Frist  auf  der  Kanzlei  (grefa)  des  Konkurstribunals 
niederlegen.  Der  Kanzleivorstand  (grefier)  ertheilt  ihnen  Quittung  und 
fertigt  ein  Verzeichniss  (Tabelle)  der  Gläubiger  an.8)  Sind  auslän- 
dische Gläubiger  bei  dem  Konkurse  betheiligt,  so  kann  der  Konkurs- 
richter die  Frist  für  die  Anmeldung  der  Forderungen  verlängern,  und 
den  Prüfungstermin  hinausschieben;  jedoch  muss  er  dies  allen  Gläubigern 
speziell  mittheilen.9) 

Für  die  Form  der  Anmeldung  schreibt  Art.  773  Cod.  de  com.  vor, 
dass  dieselbe  Vor-  und  Zunamen  oder  Firma,  den  Wohnsitz  des  Gläu- 
bigers, die  geschuldete  Summe,  das  etwa  beanspruchte  Vorzugs-,  Pfand- 
oder Hypothekenrecht  und  den  Titel  oder  Kechtsgrund,  aus  dem  die  For- 
derung entspringt,  angeben  muss. 

Die  Anmeldung  muss  ferner  die  ausdrückliche  Erklärung  enthalten, 
dass  die  Forderung  eine  wirkliche  und  wahrheitsgemässe  ist,  und  muss 
vom  Gläubiger  oder  von  einer  durch  Spezialvollmacht  hierzu  bevoll- 


l)  Art.  763  Cod.  de  com. 

*)  Art.  823  Cod.  de  com. 

3)  Art.  740—745  Cod.  de  com. 

4)  Art.  740  Cod.  de  com. 

5)  Art.  741  Cod.  de  com. 

6)  Art.  822  Cod.  de  com. 

7)  Art.  765  Cod.  de  com. 

®)  Art.  771  Cod.  de  com. 

9)  Art.  772  Cod.  de  com. 
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raächtigten  Person  unterschrieben  sein;  in  diesem  Falle  muss  auch  die 
Vollmacht  die  anzumeldende  Summe  angeben. 

Wohnt  der  Gläubiger  nicht  in  der  Gemeinde,  in  der  das  Tribunal 
seinen  Sitz  hat,  so  muss  die  Anmeldungserklärung  auch  die  Wahl  eines 
bestimmten  Zustellungsdomizils  oder  eines  Zustellungsbevollmächtigten 
in  dieser  Gemeinde  enthalten  (was  durch  Benennung  einer  daselbst  an- 
sässigen Person,  am  besten  des  mit  der  Sache  betrauten  Advokaten  ge- 
schieht), widrigenfalls  alle  späteren  Zustellungen  an  den  Gläubiger  unter 
Anheftung  an  die  Thür  des  Gerichtssaals  beim  Grefier  des  Tribunals 
erfolgen. 

Die  Prüfung  geschieht  durch  Vergleichung  der  angemeldeten  For- 
durungen  und  vorgelegten  Urkunden  mit  den  Büchern  des  Kridars; 
auch  kann  der  Konkursrichter  die  Vorlegung  der  Bücher  des  Gläu- 
bigers oder  dessen  persönliches  Erscheinen  anordnen.1) 

Die  nicht  bestrittenen  Forderungen  bilden  die  Passivmasse  des  Kon- 
kurses, und  es  muss  jede  Forderung  im  Protokoll  und  auf  dem  Schuld- 
titel selbst  vom  Konkursrichter  (jude-comisar)  mit  dem  Betrage,  mit 
dem  sie  zugelassen  wurde,  vermerkt  werden. 

Werden  kaufmännische  Forderungen  bestritten,  so  entscheidet  der 
Konkurskommissar  durch  ein  einziges  Urtheü  am  Schlusstage  des 
Prüfungs Verfahrens  über  alle  diese  bestrittenen  Forderungen,  deren 
Werth  den  Betrag  von  1500  Francs  nicht  übersteigt;  gegen  dieses  Ur- 
theil  findet  Appell  an  das  Tribunal  statt. 

Höhere  Forderungen  gehören  direkt  vor  das  Tribunal,  mit  Appell 
an  den  Appellhof;  ebenso  alle  civilrechtliclien  Ansprüche.2) 

Das  Gericht  kann  die  provisorische  Eintragung  bestrittener  For- 
derungen in  das  Passivum  anordnen. 

Auch  nach  Ablauf  der  Anmeldefrist  können  diejenigen  Gläubiger, 
welche  ihre  Forderungen  noch  nicht  angemeldet  haben,  die  Anmeldung 
bewirken,  so  lange  die  Vertheilung  der  Masse  noch  nicht  beendet  ist; 
jedoch  nicht  mehr  beim  Grefier,  sondern  durch  eine  förmliche  gegen 
den  Syndikus  gerichtete  Klage3)  beim  Tribunal. 

Für  ausländische  Gläubiger  empfiehlt  es  sich,  die  Anmeldung 
der  Forderung  unmittelbar  nach  der  Aufforderung  des  Konkursverwalters 
(Art.  757  Cod.  de  com.)  beim  Grefier  des  Tribunals  einzureichen.  Die 
Anmeldung  muss  in  rumänischer  Sprache  abgefasst  oder  wenigstens 
in  diese  übersetzt  sein,  was  am  geeignetsten  in  den  rumänischen  Konsu- 
laten geschieht.  Auch  sind  dem  Gesuch  25  cts.  beizufügen,  damit  der 
Grefier  den  erforderlichen  Stempel  verwende. 

In  jedem  Falle,  auch  schon  weil  die  Wahl  eines  Zustellungsdomizils 


l)  Art.  744  Cod.  de  com. 

'*)  Art.  775,  776  Cod.  de  com. 

3)  Art.  783  Cod.  de  com.  Biese  erfordert  30  frcs.  Stempeltaxe  und  50  cts.  für  die 
Klageabschrift,  welche  dem  Gegner,  in  diesem  Falle  dem  Konkursverwalter,  zugestellt 
werden  muss,  Stempel-  und  Portarelgebühren  für  die  Vorladungen  etc. 

Leske  u.  Loewenfelo,  Rechtsverfolgung.  II. 
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am  Gerichtsort  vorgeschrieben  ist,  ist  es,  besonders  bei  grösseren  An- 
sprüchen, rathsam,  einen  Advokaten  mit  der  Anmeldung  zu  beauftragen 
und  ihm  die  vom  rumänischen  Konsulat  übersetzten  Titel,  als  Wechsel, 
Bücherauszüge,  Kontokorrente  etc.,  nebst  den  Originalen,  einzuschicken. 

Die  Vollmacht  muss  von  einem  Notar  aufgenommen  und  eben-» 
falls  ins  Rumänische  übersetzt  und  legalisirt  werden. 

Sie  muss  den  Vor-  und  Zunamen,  Firma,  Stand,  Wohnsitz  des 
Gläubigers  und  des  Advokaten,  die  geschuldete  Summe,  Rechtsgrund 
der  Forderung,  Belege,  Angabe  des  etwaigen  Vorzugs-,  Pfand-  oder 
Hypothekenrechts,  sowie  die  Domizilwahl  hei  dem  bevollmächtigten  Ad- 
vokaten enthalten.  Es  ist  auch  gerathen,  noch  hinzuzufügen,  dass  der 
Advokat  berechtigt  sein  soll,  auf  alle  Bestreitungen  vor  allen  Instanzen 
zu  antworten,  eventuell  selbst  andere  unberechtigt  erscheinende  For- 
derungen zu  bestreiten,1)  Vorladungen  ergehen  zu  lassen  und  zu 
empfangen,  die  Vertheilungsquoten  in  Empfang  zu  nehmen  und  zu 
quittiren. 2) 

2.  Sind  alle  Forderungen  geprüft  und  geordnet,  so  beginnt  die 
Vertheilung  der  verfügbaren  baaren  Masse. 

Ist  die  ganze  Aktivmasse  versilbert  und  vertheilt,  so  wird  das 
Konkursverfahren  geschlossen.  Den  Gläubigern  verbleibt  jedoch  ihr 
Recht  in  Betreff  des  ungetilgten  Restes  ihrer  Forderungen.3) 

Weist  der  Kridar  nach,  dass  er  alle  bei  seinem  Konkurse  aner- 
kannten Forderungen  voll  ausbezahlt  hat  (Kapital,  Zinsen  und  Kosten), 
so  kann  er  vom  Tribunal  durch  ein  Urtheil  seine  Streichung  aus  der 
Fallitenliste  verlangen.  Jedoch  sind  die  betrügerischen  Bankrotteure 
von  dieser  Rechtswoklthat  der  Rehabilitation  ausgeschlossen.4) 

Wenn  das  Aktivvermögen  die  Kosten  des  Konkursverfahrens  nicht 
deckt,  so  kann  das  Tribunal  nach  Anhörung  des  Konkursverwalters, 
des  Gläubigerausschusses  und  des  Kridars,  den  Konkurs  schliessen. 5) 

§ 39. 

Zwangsvergleich  (Konkordat.  Akkord)* 

Der  Konkurs  kann  auch  durch  den  in  jedem  Stadium  des  Ver- 
fahrens zulässigen  Abschluss  eines  Zwangsvergleichs  (Konkordat)  be- 
endigt werden. 

Der  Syndikus  soll  auf  den  Abschluss  eines  solchen  hinarbeiten.6) 

Die  Gläubiger,  deren  Forderungen  insgesammt  ein  Viertheil  der 


*)  Dies  jedoch  mit  Vorsicht! 

2)  Die  Anwalts  gebühren  sind  auch  hier  der  freien  Vereinbarung  überlassen  und 
werden  gewöhnlich  nach  einem  gewissen  Prozentsatz  berechnet.  Sie  werden  sich 
niedriger  stellen,  wenn  keine  Bestreitung  (Prozess)  hinziikommt. 

3)  Art.  828  Cod.  de  com. 

4)  Art.  829  Cod.  de  com. 

5)  Art.  880  Cod.  de  com. 

6)  Art.  843  Cod.  de  com. 
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Schuldenmasse  ausmachen,  können  jeder  Zeit  sämmtliche  Gläubiger 
zum  Zwecke  des  Abschlusses  eines  Vergleichs  zusammenberufen.1) 
Der  Kridar  muss  bei  der  Beschlussfassung  persönlich  zugegen  sein, 
falls  der  Konkurskommissar  ihm  nicht  Stellvertretung  gestattet.2)  Wenn 
die  Mehrheit  der  chirographarischen  Gläubiger,3)  deren  Forderungen 
delinitiv  oder  provisorisch  in  das  Passivum  eingetragen  sind,  und  welche 
wenigstens  drei  Viertheile  der  Gesammtsumme  dieser  Forderungen  re- 
präsentiren,  für  das  Konkordat  stimmt,  so  ist  dasselbe  als  Projekt  für 
alle  Gläubiger  bindend.4) 

Die  Hypotheken-,  privilegirten  und  Faustpfandgläubiger  haben  kein 
Stimmrecht;  stimmen  sie  dennoch,  so  gilt  dies  als  Verzicht  auf  ihr 
Vorzugsrecht.5) 

Das  Konkordatprojekt  muss  während  der  Sitzung,  in  welcher  die 
Einigung  zu  Stande  kam,  von  allen  dafür  stimmenden  Gläubigern 
unterschrieben  werden;  es  bedarf  zur  Rechtsgültigkeit  der  Bestätigung 
-des  Tribunals.6) 

Die  nicht  zustimmenden  Gläubiger  können  gegen  das  Konkordat 
binnen  acht  Tagen  Einspruch  erheben;  bei  Zurückweisung  des  Ein- 
spruchs kann  der  böswillige  Opponent,  ausser  zu  den  Kosten,  zu  einer 
G-eldstrafe  von  100—5000  Francs  verurtheilt  werden.7) 

Das  Konkordat  hindert  im  Prinzip  die  strafrechtliche  Verfolgung 
des  Kridars  nicht,8)  aber  das  Tribunal  kann  durch  den  Bestätigungs- 
beschluss (hotaräre  de  omologare),  wenn  der  Kridar  besondere  Rück- 
sicht und  Milde  verdient,  anordnen,  dass  nach  vollständiger  Erfüllung 
der  durch  das  Konkordat  übernommenen  Verpflichtungen  sein  Name 
aus  der  Fallitenliste  gelöscht  werde  und  sogar,  dass  das  Konkursurtheil 
als  aufgehoben  zu  gelten  habe.9) 

Ist  die  Appellfrist  gegen  den  Bestätigungsbeschluss  verstrichen,  so 
Ist  das  Konkordat  rechtskräftig  und  für  alle  Gläubiger,  auch  die  aus- 
ländischen, verbindlich;10)  das  Konkursverfahren  wird  geschlossen.11) 

Das  rechtskräftig  bestätigte  Konkordat  kann  wegen  hinterher  ent- 
deckter betrügerischer  Erhöhung  des  Schuldenstandes  oder  doloser  Ver- 
heimlichung eines  Theils  des  Aktivvermögens  angefochten  und  vom  Tri- 
bunal aufgehoben  werden. 12) 


1)  Art.  844  Cod.  de  com., 

2)  Art.  845  Cod.  de  com. 

*3)  Art.  847  Cod.  de  com. 

4)  Art.  846  Cod.  de  com. 

5)  Art.  847  Cod.  de  com. 

’6)  Art.  848,  849  Cod.  de  com. 

b Art.  849  al.  7 Cod.  de  com. 

8)  Art.  843  Cod.  de  com. 

y)  Art.  852  Cod.  de  com. 

,0)  Art.  853  Cod.  de  com. 

n)  Art.  854  Cod.  de  com. 

42)  Art.  855  Cod.  de  com. 
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§ 40. 

Konkurs  der  offenen  Handelsgesellschaften,  Kommandit- 
und  Aktiengesellschaften. 

Für  das  Konkursverfahren  über  das  Vermögen  solcher  Handels- 
gesellschaften ist  dasjenige  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  die  Ge- 
sellschaft ihren  Sitz  hat.1) 

Der  Konkurs  einer  offenen  Handelsgesellschaft  oder  einer  Kom- 
manditgesellschaft zieht  den  Konkurs  über  das  Vermögen  der  Gesell- 
schafter nach  sich,  und  zwar  hat  das  Gericht  durch  ein  und  dasselbe 
Urtheil  den  Konkurs  über  die  Gesellschaft  und  über  die  Gesellschafter 
zu  eröffnen,  mit  Angabe  von  Vor-  und  Zunamen  der  letzteren  und 
unter  Ernennung  eines  einzigen  Konkurskommissars  und  eines  einzigen 
Konkursverwalters. 2) 

Das  Gesellschaftsvermögen  ist  jedoch  in  Bezug  auf  Inventar,  Ver^- 
waltung  und  Liquidation  von  dem  Privatvermögen  der  Gesellschafter 
sorgfältig  getrennt  zu  halten.3) 

Nur  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  nehmen  an  den  Berathungen 
Thcil,  die  das  Gesellschaftsvermögen  betreffen;  aber  sie  wohnen  mit 
den  Gläubigern  der  einzelnen  Gesellschafter  den  Berathungen  bei,  die 
das  Privatvermögen  jedes  Gesellschafters  angehen.4) 

Umgekehrt  hat  der  Konkurs  über  das  Privatvermögen  eines  oder 
mehrerer  Gesellschafter  nicht  den  Konkurs  der  Gesellschaft  zur  Folge; 
selbst  wenn  alle  persönlich  haftenden  Gesellschafter  einer  offenen  oder 
Kommanditgesellschaft  in  Konkurs  gerathen,  so  zieht  dies  nicht  ohne 
Weiteres  den  Konkurs  der  Gesellschaft  als  solcher  nach  sich,  sofern 
diese  nicht  ihrerseits  ihre  Zahlungen  einstellt.5) 

Im  Konkurse  einer  Aktiengesellschaft  oder  Aktienkommanditgesell- 
schaft figuriren  die  Direktoren,  Verwalter  und  Liquidatoren  als  Reprä- 
sentanten des  Kridars.6) 

Die  Privatgläubiger  eines  Gesellschafters  werden  nicht  in  den 
Schuldenstand  der  falliten  Gesellschaft  aufgenommen,  sie  können  ihre 
Befriedigung  nur  aus  dem  Vermögen  suchen,  welches  dem  Gesellschafter 
nach  Befriedigung  der  Gesellschaftsgläubiger  übrig  bleibt.7) 

Die  an  einer  einzelnen  Geschäftsunternehmung  eines  Kaufmanns 
Betheiligten  (asocia^i  in  participa^iune  al  comerciantului  fallt)  können 
im  Konkurse  des  Letzteren  mit  den  Konkursgläubigem  bis  zur  Höhe  des 
von  ihnen  in  die  Unternehmung  eingelegten  Antheils  konkurriren,  wenn 


i)  Art.  859  Goa.  de  com. 

')  Art.  860  Cod.  de  com. 

3)  Art.  S60  al.  3 Cod.  de  com. 

4)  Art.  860  al,  3 — 4 Cod.  de  com. 

5)  Art.  861  Cod.  de  com. 

6 Art.  862  Cod.  de  com. 

7)  Art.  863  Cod.  de  com.,  jedoch  selbstverständlich  mit  Ausnahme  ihrer  Hypo- 
theken- oder  sonstigen  Vorzugsrechte. 
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sie  beweisen  können,  dass  er  nicht  in  dem  auf  ihren  Antheil  entfallen- 
den Verlust  dieser  Unternehmung  aufgegangen  ist.1) 

Auf  den  Inhaber  lautende  Obligationen  einer  falliten  Gesellschaft 
werden  zum  Emissionskurse,  abzüglich  der  etwa  darauf  bezahlten  Amor- 
tisation, in  den  Passivenstand  auf genommen. 2) 

Der  Verwalter  einer  in  Konkurs  gerathenen  Aktien-  oder  einer 
Kommanditgesellschaft  kann  ermächtigt  werden,  von  den  beschränkt 
haftenden  Gesellschaftern  die  Einzahlung  der  versprochenen,  noch  nicht 
eingezahlten  Kapitalseinlagen  zu  verlangen,  bis  zu  dem  Betrage,  den 
das  Tribunal  für  erforderlich  erachtet.3) 

Geräth  eine  Aktiengesellschaft  in  Konkurs,  ohne  sich  in  Liquida- 
tion zu  befinden,  so  kann  das  Konkordat  (Zwangsvergleich)  die  Foi4> 
führung  oder  Uebertragung  der  gesellschaftlichen  Unternehmung  zum 
Gegenstände  haben,  und  es  muss  in  diesem  Falle  die  Bedingungen  des 
weiteren  Betriebs  genau  feststellen.4) 

Die  Gläubiger  einer  offenen  Handelsgesellschaft  oder  einer  Kom- 
manditgesellschaft können  auch  ein  Konkordat  zu  Gunsten  eines  oder 
mehrerer  persönlich  haftender  Gesellschafter  abschliessen. 

In  diesem  Falle  unterliegt  das  gesammte  Gesellschaftsvermögen  der 
Verwaltung  und  Verfügung  des  Konkursverwalters;  nur  das  Privat- 
vermögen des  oder  der  betreffenden  Gesellschafter  ist  davon  ausge- 
schlossen. Kein  Theil  des  Gesellschaftsvermögens  kann  jedoch  zur 
Zahlung  der  Konkordatsverbindlichkeiten  des  einzelnen  Gesellschafters 
verwendet  werden.5) 

Der  Gesellschafter,  der  ein  besonderes  Konkordat  erzielt  hat,  ist 
von  der  persönlichen  Haftung  gegenüber  den  Gesellschaftsgläubigern 
befreit  Uni  aber  ein  Urtheil  zu  erlangen,  welches  seine  Streichung 
aus  der  Fallitenliste  anbefiehlt,  muss  er  nachweisen,  dass  alle  Schulden 
der  falliten  Gesellschaft  an  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  getilgt  sind.6) 

III.  Theil. 

Erbschaftsregulierung. 

§ 41. 

Zuständigkeit  der  Gerichte.  Erbfolge  im  Allgemeinen. 

I.  Zuständig  für  die  Regulierung  einer  Hinterlassenschaft  ist  das- 
jenige Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Verstorbene  seinen  letzten  Wohn- 
sitz gehabt  hat.  Dieser  Grundsatz  ist  zwar  nirgends  direkt  aus- 
gesprochen, aber  er  ergiebt  sich  aus  der  ganzen  Oekonomie  der  rumä- 
nischen Gesetzgebung. 

J)  Art.  863  al.  2 Cod.  de  com. 

2)  Art.  864  Cod.  de  com. 

3)  Art.  865  Cod.  de  com. 

4)  Art.  866  Cod.  de  com. 

5)  Art.  867  al.  1 — 2 Cod.  de  com. 

6)  Art.  867  al.  4 u.  5 Cod.  de  com. 
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II.  Das  rumänische  Recht  kennt  zwei  Arten  der  Berufung  zur  Erb- 
folge: das  Gesetz  und  das  Testament. 

Die  Berufung  zur  Erbfolge  setzt  Erbfähigkeit  voraus. 

Erbfähig  ist  jede  Person  und  zwar  genügt  die  Existenz  im  Mo- 
ment der  Erbschaftseröffnung.  Das  in  diesem  Zeitpunkt  empfangene 
Kind  (Foetus)  gilt  als  existirend  und  ist,  wenn  es  lebend  zur  Welt 
kommt,  erbfähig;  das  todtgeborene  Kind  ist  nicht  erbfähig.1) 

Die  Erbfähigkeit  der  Fremden  (Ausländer)  unterliegt  keinerlei 
Beschränkung. 

III.  Erbunwürdigkeit  (nedemnitate  de  a succede)  schliesst  von  der 
Erbschaft  aus;  sie  trifft  den  Mörder  des  Erblassers,  denjenigen,  der 
gegen  den  Erblasser  eine  kapitale  Anklage  erhoben  hat,  die  sich  später 
als  verleumderisch  erwiesen  hat,  sowie  denjenigen,  welcher  um  die 
Tödtung  des  Erblassers  wusste,  dies  aber  der  Justizbehörde  nicht  an- 
gezeigt hat.2) 

IV.  Der  Erbschafts erwerb  der  Aszendenten  und  Deszendenten 
vollzieht  sich  ohne  Weiteres  unmittelbar  mit  dem  Tode  des  Erblassers; 
hinsichtlich  ihrer  gilt  der  Satz:  Le  mort  saisit  le  vif.  Alle  anderen 
Erben  müssen  vom  Gericht  die  Erlaubniss  nachsuchen,  die  Erbschaft 
anzu treten  (demander  la  saisine).3) 

In  Konsequenz  dieser  Unterscheidung  muss  der  Aszendent  oder 
Deszendent  (Musserbe),  der  die  Erbschaft  ausschlagen  will,  dies  aus- 
drücklich durch  eine  an  den  Greller  gerichtete  Erklärung  aussprechen4) 
und  ebenso  die  anderen  Erben  ihren  Wunsch,  die  Erbschaft  anzutreten. 
Doch  kann  im  letzteren  Falle  auch  thatsächliche  Immixtion  als  Akzep- 
tation  gelten.5) 

Ehefrauen  bedürfen  zur  Erbantretung  der  Genehmigung  ihres  Ehe- 
manns oder  des  Gerichts;  Minderjährige  und  Entmündigte  derjenigen 
ihrer  gesetzlichen  Vertreter.6) 

Eine  Hereditas  iacens  kennt  das  rumänische  Recht  nicht. 

Was  insbesondere  die  Erwerbfähigkeit  der  Fremden  anlangt,  so 
sind  die  Ausländer  im  Allgemeinen  privatrechtlich  den  Einheimischen 
völlig  gleichgestellt.  Art.  11  Cod.  civ.  bestimmt:  „Die  Fremden 

werden  sich  in  Rumänien  im  Allgemeinen  derselben  Rechte  erfreuen, 
welche  auch  die  Rumänen  gemessen,  ausgenommen  die  Fälle,  wo  das 
Gesetz  anders  bestimmt  haben  wird.“ 


*)  Art.  654  Cod.  civ. 

2)  Art.  655  Cod.  civ. 

3)  Art.  653  Cod.  civ.  Das  Gesuch  muss  auf  Stempelpapier  geschrieben  werden, 
und  zwar  auf  einen  Bogen  von  2 frcs.,  wenn  der  Werth  des  Legats  oder  der  Erb- 
schaft weniger  als  5000  frcs.  beträgt;  auf  einen  solchen  von  5 frcs.,  wenn  der  Werth 
zwischen  5000  und  15000  frcs.  beträgt,  und  auf  einen  solchen  von  10  frcs.,  wenn  der 
Werth  über  15000  frcs.  beträgt.  Art.  17  leg.  timbr.,  hinzugefügt  durch  Gesetz  vom 
19.  März  1886. 

4)  Art.  695  Cod.  civ. 

5)  Alt.  689  Cod.  civ. 

6)  Art.  687  Cod.  civ. 
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Eine  solche  Beschränkung  besteht  aber  in  Erbschaftssachen 
seit  dem  13./25.  Oktober  1879,  wo  die  rumänische  Verfassung  revi- 
dirt  wurde.  Letztere  bestimmt  unter  Art.  7 § 5:  „Nur  die  Rumänen 
oder  die  als  Rumänen  Natur alisirten  können  ländliche  Grundstücke  in 
Rumänien  erwerben  (dobandi,  acqu6rir).  Die  bisher  erworbenen  Rechte 
werden  gewahrt.  Die  gegenwärtig  in  Kraft  befindlichen  internationalen 
Verträge  bleiben  gültig,  mit  allen  in  ihnen  enthaltenen  Klauseln.“1) 

Sind  die  fremden  Erben  Deszendenten,  so  ist  die  Beschränkung 
praktisch  ohne  Bedeutung  weil  sie  nach  Art.  653  Cod.  civ.  der  Er- 
laubnis des  Gerichts  zum  Antritt  der  Erbschaft  nicht  bedürfen.  Sie 
treten  de  facto  die  Erbschaft  an  und  zahlen  dem  Staate  die  Grund- 
steuer weiter  (von  der  Erbschaftssteuer,  welche  die  Staatskasse  ohne 
Befehl  des  Tribunals  nicht  entgegennimmt,2)  sind  sie  befreit)  und  es 
hat  in  der  Regel  Niemand  ein  Interesse,  an  dem  faktischen  Zustande 
zu  rütteln.3) 

Anders  liegt  die  Sache  bei  fremden  Seitenverwandten  und  ins- 
besondere bei  fremden  Testamentserben.  In  beiden  Fällen  bedarf 
der  fremde  Erbe  der  Investitur,  d.  h.  der  Anerkennung  und  Einweisung 
(Immission)  durch  das  rumänische  Gericht. 

Bisher  sind  Erkenntnisse  des  Tribunals  und  des  Appellhofs,  in 
strikter  Auslegung  des  angeführten  Textes,  meist  im  abschlägigen  Sinne 
ergangen,  allein  die  höchste  Instanz,  der  Kassationshof,  hat  sich  noch 
nicht  über  diese  Frage  ausgesprochen.4) 

V.  Die  rechtzeitige  Errichtung  eines  Inventars  über  den  Nach- 
lass, welche  bei  minderjährigen  Erben  unerlässlich  ist,  bewirkt,  dass 
der  Erbe  für  die  Nachlassschulden  nur  bis  zum  Betrage  des  Nachlasses 
haftet  (beneficium  inventarii);  sie  verhindert  also  die  Vermischung 
des  Erbschaftsvermögens  und  des  eigenen  Vermögens  des  Erben.5) 

Der  Erbe,  der  sich  auf  die  Rechtswohlthat  des  Inventars  be- 
rufen will,  muss  beim  Grefier  eine  schriftliche,  dahin  gehende  Er- 


b Vgl.  M.  P.  T.  Missir,  le  droit  de  succession  des  etrangers  aux  immeubles 
ruraux  en  Roumanie.  1886. 

2)  Art.  58  leg.  timbr. 

b Thatsächlich  befinden  sieb  viele  grosse  Güter  in  Rumänien  in  den  Händen  von 
Fremden  durch  direkte  Erbschaft,  weil  die  vornehmen  Familien  des  Landes  oft  Heirathen 
mit  Ausländern  geschlossen  haben;  auf  diese  Weise  sind  deren  Immobilien  zum  Theil 
in  ausländische  Hände  übergegangen. 

4)  Zur  Zeit  schwebt  ein  solcher  Fall  vor  dem  Kassationshof;  ein  französischer 
Unterthan  verlangt  seine  Anerkennung  als  Erbe  und  die  Besitzeinweisung  in  rumänische 
Güter,  die  ihm  von  einer  spanischen  Marquise  testamentarisch  vermacht  sind.  Jedoch 
ist  die  Sache  noch  nicht  entschieden. 

Vergl.  zu  dem  Zappa’schen  Erbfalle  das  Gutachten  der  Berliner  Juristen-Fakultät, 
bei  Böhm,  Zeitschrift  für  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  3 S.  275  ff.,  ferner  Flaisehlen, 
die  Zappa’sche  Angelegenheit  im  Lichte  des  internationalen  Rechts,  bei  Böhm,  Zeit- 
schrift für  internationales  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  3 S.  117  ff;  G.  v.  Streit,  l’affaire 
Zappa.  Paris  1894,  und  von  Martens,  in  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat- 
und  Strafrecht  Bd.  4 S.  329  ff. 

5)  Art.  704,  713  Cod.  civ. 
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klärung  ab  geben,  dass  er  die  Erbschaft  nur  mit  diesem  Vorbehalt  an- 
trete. 

Die  Frist  zur  Aufnahme  des  Inventars  beträgt  drei  Monate  vom 
Tode  des  Erblassers  an.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  hat  der  Benefizial- 
erbe  noch  40  Tage  Ueberlegungsfrist,  um  sich  zu  entscheiden,  ob  er 
die  Erbschaft  annehmen  oder  zurückweisen  soll.1)  Diese  letzte  Frist 
kann  unter  Umständen  vom  Gericht  verlängert  werden.2) 

Während  dieser  Fristen  kann  der  Erbe  als  solcher  nicht  gerichtlich 
belangt  werden  und  kann  er  die  nöthigen  Massregelu  zu  Sicherung  der 
Hinterlassenschaft  treffen.3) 

§ 42. 

Intestaterbfolge. 

Die  rumänische  Erbfolgeordnung  ist  folgende: 

1.  Klasse:  Deszendenten,  gleichviel  welchen  Grades;  sie  erben 
nach  Kopftheilen;  Nachkommen  vorverstorbener  Deszendenten  repräsen- 
tiren  Recht  und.  Theil  ihrer  Erzeuger.4) 

2.  Klasse:  Aszendenten,  und  zwar  schliessen  die  näheren  die 
entfernteren  aus,5)  und  Geschwister;  eine  Hälfte  der  Erbschaft  fällt 
an  die  ersteren,  die  andere  an  die  letzteren.6)  Ist  nur  ein  Aszendent 
vorhanden,  so  erhält  er  ein  Viertheil  der  Erbschaft,  der  Rest  fällt  an 
die  Geschwister,  gleichviel  in  welcher  Zahl  sie  vorhanden  sind.7) 

3.  Klasse:  die  übrigen  Seitenverwandten  nach  Gradesnähe  bis 
einschliesslich  zum  zwölften  Grade,8)  so,  dass  der  nähere  den  ent- 
fernteren ausschliesst.9) 

Das  Repräsentationsrecht  geht  hier  nur  bis  zu  den  Enkeln  der  Ge- 
schwister des  Erblassers.10) 

Diese  Erbfolgeordnung  bildet  die  regelmässige;  ausserdem  be- 
steht noch  eine  unregelmässige.  Dahin  gehört  das  Erbrecht  der 
natürlichen  Kinder  gegenüber  ihrer  Mutter  und  deren  Aszendenten, 
die  sie  wie  eheliche  Kinder  beerben,  und  umgekehrt.11) 

Gegenüber  ihrem  natürlichen  Vater  haben  uneheliche  Kinder 
keine  Ansprüche,  also  auch  kein  Erbrecht  (la  recherche  de  la  paternit6 
est  interdite).12) 

In  Ermangelung  erbberechtigter  Seiten  verwandter  fällt  die  Erb- 


b Art.  706  Cod.  civ. 

2)  Art.  709  Cod.  civ. 

3)  Art.  708  Cod.  civ. 

4)  Alt.  669  Cod.  civ. 

5)  Art.  670  Cod.  civ. 

6)  Art.  671  Cod.  civ. 

7)  Alt.  673  Cod.  civ. 

8)  Art,  676  Cod.  civ. 

9)  Art.  672  Cod.  civ. 

J0)  Art.  666  Cod.  civ. 

u)  Art.  677,  678  Cod.  civ. 

12)  Art,  307  Cod.  civ.  entsprechend  dem  Art.  340  Cod.  Nap. 
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scliaft  an  den  überlebenden  (nicht  geschiedenen)  Ehegatten1)  und 
in  Ermangelung  eines  solchen  an  den  Staat.2) 

Der  Staat  muss  ein  Inventar  aufnehmen  lassen.3) 

Ausser  diesem  die  ganze  Hinterlassenschaft  begreifenden  Erbrecht 
hat  die  Wittwe  als  solche  noch  ein  konkurrirendes  Erbrecht  neben 
allen  Erben,  aber  nur  dann,  wenn  sie  selbst  kein  eigenes  Vermögen 
besitzt. 

Sind  Deszendenten  vorhanden,  so  erhält  die  arme  Wittwe  den 
Niessbrauch  einer  Virilportion,  und  wenn  nur  ein  Deszendent  hinter- 
blieben ist,  den  Niessbrauch  eines  Drittheils  der  Hinterlassenschaft.4 5) 

Neben  Seiten  verwandten  erhält  die  arme  Wittwe  ein  Viertheil 
des  Nachlasses  zum  vollen  Eigenthum.0) 

§ 43. 

Testamente. 

I.  Die  Testirfähigkeit  wird  im  Allgemeinen  bedingt  durch  die 
Fähigkeit,  sich  durch  Verträge  zu  verpflichten;  jedoch  kann  auch  der 
Minderjährige,  welcher  das  sechszehnte  Lebensjahr  zurückgelegt  hat, 
testiren,  aber  nur  über  die  Hälfte  seines  Vermögens6)  und  nicht  zu 
Gunsten  seines  Vormunds.7) 

Zwei  Personen  können  sich  nicht  in  demselben  Testament  gegen- 
seitig oder  beide  eine  dritte  Person  zu  Erben  einsetzen.8) 

II.  Das  Testament  kann  holograph,  mystisch  oder  authen- 
tisch sein. 

Das  holographe  Testament  muss  gänzlich  von  der  Hand  des  Erb- 
lassers geschrieben , datirt  und  unterschrieben  sein. 9)  Es  ist  eine 
Privaturkunde,  deren  Echtheit  bestritten  werden  kann. 

Dasselbe  Testament  kann  mystisch  errichtet  werden;  zu  diesem 
Zwecke  wird  es  in  ein  Kouvert  gelegt,  versiegelt  und  vom  Testator  dem 
Tribunal  mit  der  Erklärung  übergeben,  dass  das  inliegende  Schriftstück 
der  Ausdruck  seines  letzten  Willens  sei.  Das  Tribunal  nimmt  hierüber 
ein  genaues  Protokoll  auf.10) 

Das  authentische  Testament  ist  die  nach  den  gewöhnlichen  Regeln 
der  Authentifizirung  vom  Tribunal  beglaubigte  letztwillige  Verfügung.11) 

III.  Eine  Publikation  der  Testamente  kennt  das  rumänische 


b Art.  679  Cod.  Civ. 

3)  Art.  680  Cod.  civ. 

3)  Art.  684  al.  1 Cod.  civ. 

4)  Art.  684  al.  2 Cod.  civ. 

5)  Art.  684  al.  3 Cod.  civ.  — Das  gewöhnliche  eheliche  Güterrecht  in  Rumänien 
ist  das  dotale,  oder  auch,  jedoch  seltener,  das  paraphernale. 

6)  Art.  807  Cod.  civ.’ 

T)  Art.  809  Cod.  civ. 

8)  Art.  857  Cod.  civ. 

ö)  Art.  859  Cod.  civ. 

10)  Art.  864  Cod.  civ. 

n)  Art.  860  Cod.  civ.,  vgl.  oben  § 9,  S 129. 
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Recht  nicht,  da  alle  authentischen  Urkunden  in  Abschrift  in  der  Ge- 
richtskanzlei verwahrt  werden  und  Jedermann  zugänglich  sind. 

IV.  Ein  Testator  kann  entweder  über  sein  ganzes  Vermögen,  oder 
nur  über  einen  Bruchtheil  desselben  oder  nur  über  einzelne  Vermögens- 
stücke letztwillig  verfügen.1) 

Verträge  über  noch  nicht  angefallene  Erbschaften  sind  ungültig.2) 

Fideikommisse  sind  verboten.3) 

V.  Ein  Testament  kann  entweder  durch  besondere  vom  Tribunal 
beglaubigte  Willenserklärung  oder  durch  ein  neues  Testament  wider- 
rufen werden.  Doch  gelten  im  letzten  Falle  nur  diejenigen  Bestim- 
mungen des  früheren  Testaments  als  widerrufen,  welche  denen  des 
späteren  widersprechen.4) 

VI.  Eine  jede  Testamentsbestimmung  wird  hinfällig,  wenn  der 
bedachte  Erbe  oder  Legatar  vor  dem  Testator  stirbt,5)  ebenso  wenn  die 
vermachte  Sache  nicht  mehr  existirt.6) 

VII.  Die  Institution  der  Testamentsvollstrecker  entspricht  im 
rumänischen  Rechte  genau  dem  französischen  Vorbilde.7) 

Der  Testamentsvollstrecker  muss  vom  Tribunal  die  missio  in  bona 
verlangen,  er  muss  ein  Inventar  errichten,  die  Mobilien  verkaufen, 
wenn  das  baare  Geld  zur  Berichtigung  der  Vermächtnisse  nicht  ausreicht, 
Forderungen,  Schulden  bezahlen  etc. 

Sein  Mandat  kann  die  Dauer  eines  Jahres  nicht  überschreiten  und 
geht  nicht  auf  seinen  Erben  über. 

§44. 

Pflichttheilsrecht. 

I.  Das  rumänische  Recht  kennt  keine  Enterbung. 

Aszendenten  und  Deszendenten  sind  zugleich  Pflichttheils erben 

(eredl  oder  mo§tenitori  rezervatari,  höritiers  r6servataires)  und  können 
unter  keinen  Umständen  übergangen  werden. 

Ein  jedes  dagegen  verstossende  Testament  ist  anfechtbar. 

Ist  einer  oder  der  andere  der  Pflichttheilserben  aus  den  oben  an- 
gegebenen Gründen  erbunwürdig  (§  41 III),  so  müssen  die  Miterben 
dies  vor  Gericht  geltend  machen,  beweisen  und  daraufhin  dessen  Erb- 
theil  verlangen. 

II.  Der  Pflichttheil  umfasst  nur  einen  bestimmten  Theil  des  Ver- 
mögens und  kann  der  Testator  über  den  Rest  frei  verfügen. 

Sind  Kinder  oder  Deszendenten  weiteren  Grades  vorhanden,  so  stellt 
sich  der  disponible  Vermögenstheil  wie  folgt:  bei  einem  Kinde  beträgt 


J)  Art.  887  Cod.  civ. 

2)  Art.  965  Cod.  civ. 

3)  Art.  803  Cod.  civ. 

4)  Art.  920,  921  Cod.  civ. 

5)  Art.  924  Cod.  civ. 

6)  Art.  927  Cod.  civ. 

7)  Art..  910 — 919  Cod.  civ.  und  Art.  1025 — 1034  Cod.  Nap. 
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er  die  Hälfte  des  Vermögens,  bei  zwei  Kindern  ein  Dritttheil,  bei  drei 
und  mehr  Kindern  ein  Viertheil.1) 

Die  Deszendenten  weiterer  Grade  sind  in  dieser  Beziehung  den 
Kindern  gleichgestellt.2) 

Sind  keine  Kinder  oder  sonstige  Deszendenten  da,  aber  die  Eltern 
oder  auch  nur  der  Vater  oder  die  Mutter,  so  kann  der  Testator  eben- 
falls nur  über  die  Hälfte  seines  Vermögens  testiren.3) 

Die  Schenkungen  unterliegen  denselben  Beschränkungen. 

III.  Die  Erbschaftsklagen  behufs  Reduktion  der  Legate  und  Schen- 
kungen, der  Wiederherstellung  und  Vervollständigung  des  Pflichttheils, 
Einrechnung  von  Liberalitäten  etc.  sind  dieselben  wie  im  französischen 
Recht. 

Art.  847  Cod.  civ.  spricht  das  Prinzip  aus,  dass  die  den  Pflichttheil 
überschreitenden  Zuwendungen,  sei  es  unter  Lebenden,  sei  es  von  Todes- 
wegen, auf  diesen  reduzirt  werden  müssen.4) 

§ 45. 

Verfahren  behufs  Regulierung  des  Nachlasses. 

I.  Der  Erbe,  welcher  die  Erbschaft  cum  beneficio  inventarii  an- 
nimmt, muss  die  Liquidirung  derselben  unter  Aufsicht  des  Gerichts  nach 
bestimmten  Formen  vollziehen  und  den  Gläubigern  und  Legataren 
Rechenschaft  ablegen.5) 

Er  kann  die  Mobilien  nur  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen 
Formen6)  und  zwar  durch  öffentliche  Versteigerung7)  verkaufen,  die 
Immobilien  nur  durch  das  zuständige  Tribunal  (forum  rei  sitae).8) 

Sind  Minderjährige  unter  den  Erben,  so  ist  die  gerichtliche  Ver- 
steigerung der  Mobilien  unerlässlich,  falls  der  Verkauf  derselben  ange- 
messen erscheint.9)  Sind  keine  minderjährigen  Erben  vorhanden  und 
übersteigen  die  Nachlassaktiva  vermuthlich  die  Passiva,  so  dass  die 
Erben  vom  beneficium  inventarii  keinen  Gebrauch  machen,  so  können 
die  Erben  sich  direkt  in  die  Erbschaft  theilen. 

Einigen  sie  sich  nicht,  so  können  sie  die  Theilung  durch  das  Ge- 
richt verlangen. 

II.  Den  Aszendenten  und  Deszendenten  liegt  keine  weitere  Vor- 
bedingung für  die  Uebernahme  der  Erbschaft  ob;  die  Seitenverwandten 
und  der  überlebende  Ehegatte  müssen  zunächst  die  schon  erwähnte  In- 
vestitur der  Erbschaft  (sezina,  trimiterea  in  posesiune,  saisine,  envoi 
en  possession,  missio  in  possessionem)  nachsuchen. 

*)  Art.  841  Cod.  civ. 

2)  Art.  842  Cod.  civ. 

3)  Art.  843  Cod.  civ. 

4)  Vgl.  Art.  920  Cod.  Nap. 

5)  Art.  714  Cod.  civ. 

6)  Art.  707  Cod.  civ. 

'O  Art.  716  Cod.  civ. 

8)  Art.  717  Cod.  civ. 

9)  Art.  736  Cod.  civ.  und  677  Proc.  civ. 
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Ausser  der  Verwendung  des  erforderlichen  Steippelbogens  müssen 
hierbei  die  Seitenverwandten,  und  bei  testamentarischer  Succession  auch 
die  Nichtverwandten,  die  als  Erben  oder  Legatare  bedacht  sind,  noch 
die  Zahlung  der  Erbschaftssteuer  nachweisen. 

Diese  beträgt  3°/o  vom  Werthe  des  zugefallenen  Theils  d^r  Erb- 
schaft für  die  Seitenverwandten  bis  zum  vierten  Grade,  6%  für  alle 
übrigen  successionsfähigen  Grade  und  9°/o  für  Nichtverwandte  und  für 
juristische  Personen. J) 

Ehegatten,  Aszendenten  und  Deszendenten  sind  von  dieser  Steuer 
befreit. 

Ist  ein  Inventar  aufgenommen,  so  werden  dessen  Angaben  der 
Werthsberechnung  zu  Grunde  gelegt;  ist  ein  solches  Inventar  aber 
nicht  vorhanden,  so  können  die  Erben  und  Legatare  den  Werth  ihrer 
Zuwendung  frei  angeben;  jedoch  kann  der  Fiskus  die  Richtigkeit  dieser 
Angaben  jederzeit  bestreiten  und  es  entscheidet  dann  das  Tribunal.?) 

Der  Seitenverwandte,  welcher  die  Investitur  oder  Einweisung  nach- 
sucht, muss  dem  Gericht  ferner  seine  Eigenschaft  als  erbberechtigter 
und  erbfähiger  nächster  Verwandter  des  Erblassers  nachweisen. 

Dieser  Beweis  kann  durch  alle  zulässigen  Mittel,  Standesregister- 
auszüge, Zeugnisse,  Zeugen  u.  s.  w.  geführt  werden. 

Erachtet  das  Gericht  den  Nachweis  für  genügend  erbracht,  so  er- 
theilt  es  die  Investitur  und  zwar  durch  Beschluss. 

Tritt  gleichzeitig  oder  hinterher  ein  anderer  Erbprätendent  auf,  so 
ladet  das  Gericht  sämmtliche  Erbprätendenten,  investirte  und  nicht- 
investirte,  zu  einer  kontradiktorischen  Verhandlung  vor,  und  es  entsteht 
ein  regelmässiger  Prozess,  der  dem  gewöhnlichen  Instanzenzug  und 
allen  Rechtsmitteln  unterworfen  ist. 

Besteht  der  obsiegende  Theil  aus  mehreren  Erben,  so  können  sie 
unter  sich  die  Erbschaft  theilen,  wenn  sie  grossjährig  sind. 

Sind  Minderjährige  unter  ihnen  oder  einigen  sie  sich  nicht,  so  müssen 
sie  die  gerichtliche  Theilung  anrufen.  In  diesem  Falle  werden 
alle  Vermögensstücke  inventarisirt  und  taxirt,  die  Mobilien,  soweit  es 
nötliig  erscheint,  verkauft  und  der  Erlös  in  der  Casa  de  Depuneri  hinter- 
legt. Es  wird  ferner  ein  Richter  mit  der  Theilung  beauftragt.  Die 
Immobilien  müssen  von  Sachverständigen  daraufhin  geprüft  werden,  ob 
sie  sich  bequem  und  rationell  in  so  viele  Theile  zerlegen  lassen,  als 
Erben  vorhanden  sind;  anderenfalls  werden  sie  vor  dem  Tribunal 
öffentlich  versteigert* * 3)  und  der  Erlös  wird  wiederum  in  der  Casa  de 
Depuneri  hinterlegt. 


*)  Art.  31  leg.  tirnbr.  Diese  Steuer,  taxa  de  succesiune  oder  de  inregistrare,  ist 
durch  Gesetz  vom  19.  März  1886  eingeführt  worden;  sie  lastet  auf  beweglichem  und 
unbeweglichem  Vermögen  und  trifft  in  derselben  Weise  und  mit  denselben  Ausnahmen 
auch  die  Schenkungen  unter  Lebenden. 

-)  Art.  49  leg.  timbr. 

3)  Art.  736  Cod.  civ. 
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Der  Theilungsricliter  formirt  sodann  die  Theile  (loturf,  vom  franz. 
lots)  und  kann  hierbei  Sachverständige  zu  Rathe  ziehen.1) 

In  öffentlicher  Sitzung  des  Gerichts  werden  sodann  die  einzelnen 
Theile  durch  das  Loos  den  verschiedenen  Erben  zugewiesen.2) 

III.  Meldet  sich  innerhalb  der  Inventarfrist  kein  Erbe  oder  haben 
die  bekannten  Erben  die  Erbschaft  ausgeschlagen,  so  erklärt  das  Ge- 
richt die  Erbschaft  für  vakänt3)  und  ernennt  auf  Antrag  der  interessirten 
Personen  (z.  B.  Gläubiger),  oder  des  Staatsanwalts,  einen  Kurator,  der 
die  Masse  verwaltet  und  liquidirt.4) 

Der  Kurator  vertritt  den  Nachlass  aktiv  und  passiv,  er  ver- 
kauft die  Nachlasssachen,  bezahlt  die  Schulden  und  hinterlegt  den 
Üeberschuss  unter  Rechnungsablage  vor  dem  Tribunal  in  der  Casa  de 
Consemna^iuni  si  Depuneri. 

Eine  Ediktalladung  der  unbekannten  Erben  ist  dem  rumänischen 
Rechte  unbekannt. 

IV.  Ist  einer  oder  der  andere  Erbe  abwesend,  so  kann  auf  Antrag 
der  Miterben,  Verwandten,  Freunde,  Hausgenossen  und  auch  der  Gläu- 
biger5) die  Sicherung  des  Nachlasses  durch  Siegelung  desselben 
erfolgen.  Diese  muss  geschehen,  wenn  kein  muthmasslicher  Erbe  zu- 
gegen ist  oder  kein  direkter  Erbe  bekannt  ist  und  wenn  Minderjährige 
sich  unter  den  Erben  befinden;6)  im  letzteren  Falle  hat  sie  von  Amts- 
wegen zu  erfolgen. 

§ 

Die  Hinterlassenschaften  der  Ausländer. 

Die  rumänischen  Gerichte  m ^en  sich  einer  jeden  Hinterlassen- 
schaft annehmen,  die  ein  in  Rumänien  Verstorbener  hinterlässt,  gleich- 
viel, ob  derselbe  Rumäne  war  oder  nicht.  Die  Gesetze  machen  nicht 
die  geringste  Unterscheidung  in  dieser  Beziehung. 

Die  Gerichte  müssen  also  auch  bei  Hinterlassenschaften  von  Aus- 
ländern, wenn  keine  bekannten  Erben  vorhanden  sind,  sofort  Siegel 
anlegen  und  alle  sonstigen  zur  Sicherung  des  Nachlasses  erforderlichen 
Vorsichtsmassregeln  treffen.  Ebenso  müssen  sie  auf  Verlangen  auch 
die  Erbregulierung  und  Sogar  Theilung  vornehmen,  auch  wenn  einzelne 
oder  alle  Erben  Fremde  sind.  In  Betreff  der  in  Rumänien  belegenen 
Immobilien  hat  dies  in  jedem  Falle  zu  geschehen.7) 

Die  frühere  politische  Stellung  der  Donaufürstenthümer  Moldau  und 
Walachei,  die  das  heutige  Königreich  Rumänien  bilden,  hat  jedoch  auf 
diese  Fragen  einen  Einflus  ausgeübt,  der  zum  Theil  noch  heute  merk- 
bare Spuren  zuriickgeiassen  hat. 

*)  Art.  737  Cod.  civ. 

2)  Art.  743  Cod.  civ. 

3)  Art.  724  Cod.  civ. 

4)  Art,  725,  726  Cod.  civ. 

5)  Art.  731  Cod.  civ.  und  Art.  666  Proc.  civ. 

6)  Art.  730  Cod.  civ.  und  Art.  657  Proc.  civ. 

7)  Art.  2 Cod.  civ. 
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Das  Kap’tularr6gime  wurde  früher  de  facto  auch  auf  die  Donau-* 
fürsten thümer  ausgedehnt  und  so  der  Nachlass  des  Unterthanen  eines 
fremden  Staates  von  dem  Konsul  dieses  Staates  zur  Regulierung  an 
sich  genommen. 

Seit  der  politischen  Regeneration  Rumäniens  rief  diese  Einmischung 
häufig  Widerspruch  hervor,  aber  die  Konsuln  beriefen  sich  bisher  mit 
Erfolg  auf  Präzedenzfälle,  die  Tradition  und  den  Usus,  Ueberdies  vin- 
dizirt  der  Konsular-  und  Niederlassungsvertrag  zwischen  Rumänien  und 
Italien  vom  17.  August  1 880  durch  Art.  XXII  ausdrücklich  dem  Konsul 
die  Hinterlassenschaftsbehandlung  seiner  Landsleute a)  und  dieses  System 

x)  Der  französische  Text  dieser  Bestimmung  (Martens,  nouv.  rec.  II  Ser.  VIII 
S.  607  ff.)  ist  folgender:  „En  cas  de  d4c4s  d’un  sujet  de  l’une  des  parties  contractantes 
sur  le  territoire  de  l’autre,  les  autorit4s  locales  devront  en  donner  avis  immediatement 
au  consul-general,  consul,  vice-consul,  ou  agent  consulaire  dans  la  circonscription  duquel 
le  deces  aura  eu  lieu.  Ceux-ci,  de  leur  cöt4,  devront  donner  le  mSme  avis  aux  auto- 
rites  locales,  lorsqu’ils  en  seront  inform4s  les  premiers. 

Quand  un  Roumain  en  Italie,  ou  un  Italien  en  Roumanie,  sera  mort  sans  avoir 
fait  de  testament  ni  nomme  d’ex4cuteur  testamentaire,  ou  si  les  heritiers,  soit  naturels, 
soit  design4s  par  le  testament,  etaient  mineurs,  incapables  ou  absents,  ou  si  les  ex4- 
cuteurs  testamentaires  nommes  ne  se  trouvaient  pas  dans  le  lieu  oii  s’ouvrira  la  sue- 
cession,  les  consuls-generaux,  consuls  et  vice-cousuls  ou  agents  consulaires  de  la  nation 
du  defunt  auront  le  droit  de  proc6der  successivement  aux  opörations  suivantes: 

1 ° Apposer  les  scelles,  soit  d’office,  soit  a la  demande  des  parties  interessees,  sur 
tous  les  effets,  meubles  et  papiers  du  d6funt,  en  prevenant  de  cette  Operation  Fautorite 
locale  competente,  qui  pourra  y assister  et  apposer  4galement  ses  scelles. 

Ces  scelles,  non  plus  que  ceux  de  F agent  consulaire,  ne  devront  etre  leves,  sans 
que  l’autorit4  locale  assiste  ä cette  Operation, 

Toutefois,  si  apres  un  avertissement  adresse  par  le  consul  ou  vice-consul  a Fauto- 
rite'locale  pour  l’inviter  ä.  assister  ä la  lev4e  des  doubles  scelles,  celle-ci  ne  s’etait  pas 
presentee  dans  un  delai  de  quarante-huit  heures  ä compter  de  la  r4ception  de  l’avis, 
cet  agent  pourra  proceder  seul  ä la  dite  Operation. 

2 ° Former  l’inventaire  de  tous  les  biens  et  effets  du  defunt,  en  presence  de  Fauto- 
rite locale,  si  par  suite  de  la  notification  susindiquee,  eile  avait  cru  devoir  assister  a 
cet  acte. 

L’autorite  locale  apposera  sa  signature  sur  les  proces-verbaux  dresses  en  sa  pr4- 
sence,  sans  que,  pour  son  intervention  d’office  dans  ces  actes,  eile  puisse  exiger  des 
droits  d’aucune  esp&ce. 

3°  Ordonner  la  vente  aux  encheres  publiques  de  tous  les  effets  mobiliers  de  1a. 
succession  qui  pourraient  se  deteriorer  et  de  ceux  d’une  Conservation  diffieile,  comme 
aussi  des  recoltes  et  effets,  pour  la  vente  desquels  ils  se  presentera  des  circonstances 
favorables. 

4°  Deposer  en  lieu  sfir  les  valeurs  et  les  effets  inventaries;  conserver  le  möntant 
des  creances  que  l’on  realisera,  ainsi  que  le  produit  des  rentes  que  Fon  percevra,  dans 
la  maison  consulaire,  ou  les  confier  ä quelque  commer^ant  präsentant  toute  garantie. 
Ces  depöts  devront  avoir  lieu,  dans  Fun  ou  l’aütre  cas,  d’aecord  avec  l’autorite  locale 
qui  aura  assiste  aux  opdrations  anterieures,  si,  par  suite  de  la  convocation  mentionnee 
au  paragraphe  suivant,  des  sujets  du  pays  ou  d’une  Puissance  tierce  se  prösentaient 
comme  intöressds  dans  la  succession  ab  intestat  ou  testamentaire. 

5°  Annoncer  le  deces  et  convoquer,  au  moyen  des  journaux  de  la  localite  et  de 
ceux  du  pays  du  defunt,  si  cela  etait  necessaire.  les  cr^anciers  qui  pourraient  exister 
contre  la  succession  ab  intestat  ou  testamentaire;  afin  qu’ils  puissent  prdsenter  leurs 
titres  respectifs  de  creance,  düment  justifi^s,  dans  le  d41ai  fixe  par  les  lois  de  chacun 
des  deux  pays. 
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ist  durch  die  Meistbegünstigungsklausel  auf  alle  Staaten  ausgedehnt, 
mit  denen  Rumänien  die  beiderseitigen  Konsularbefugnisse  geregelt  hat, 
nämlich  Belgien,1)  die  Schweiz,2)  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
Amerika3)  und  England.4) 

Diese  Verträge  sind  indessen  alle  dem  Erlöschen  nahe  — sie  be- 
stehen nur  Mangels  Kündigung  auf  Grund  der  Verlängerungsklausel  — 

S’il  se  presentait  des  creanciers  contre  la  succession  testamentaire  ou  ab  intestat, 
le  paiement  de  leurs  creances  devrait  s’effectuer  dans  le  d61ai  de  quinze  jours  apres  la 
clöture  de  l’inventaire,  s’il  existait  des  ressources  qui  pussent  ötre  affectöes  ä cet  em- 
pioi,  et,  dans  le  cas  contraire,  aussitöt  que  les  fonds  n^cessaires  auraient  pu  ötre 
r^alises  par  les  moyens  les  plus  convenables:  ou  enfin  dans  le  delai  consenti,  d’un 
commun  accord,  entre  le  consul  et  la  ruajorite  des  interesses. 

Si  les  consuls  respectifs  se  refusaient  au  paiement  de  tout  ou  partie  des  creances,  en 
alleguant  rinsuffisance  des  valeurs  de  la  succession  pour  les  satisfaire,  les  creanciers 
auront  le  droit  de  demander  a l’autorite  comp4tente,  s’ils  le  jugeaient  utile  ä leurs 
interöts,  la  faculte  de  se  constituer  en  etat  d’ union. 

Cette  declaration  obtenue  par  les  voies  legales  6tablies  dans  chacun  des  deux 
pays,  les  consuls  ou  vice-consuls  devront  immediatement  faire  la  remise  ä l’autorite. 
judiciaire  ou  aux  syndics  de  la  faillite,  selon  qu’il  appartiendra,  de  tous  les  documents, 
effets  ou  valeurs  appartenant  ä la  succession  testamentaire  ou  ab  intestat,  les  dits 
agents  demeurant  charges  de  repr6senter  les  heritiers  absents,  les  mineurs  et  les  in- 
capables. 

En  tout  cas  les  consuls-generaux,  consuls  et  vice-consuls  ne  pourront  faire  la 
delivrance  de  la  succession  ou  de  son  produit  aux  li&ritiers  legitimes  ou  ä leurs  man- 
dätaires,  qu’apres  l’expiration  d’un  delai  de  six  mois  ä partir  du  jour  oü  l’avis  du  deces 
aura  ete  publie  dans  les  journaux. 

6°  Administrer  et  liquider  eux-mömes,  ou  par  une  personne  qu’ils  nommeront 
sous  leur  responsabilite,  la  succession  testamentaire  ou  ab  intestat,  sans  que  l’autorite 
locale  ait  ä intervenir  dans  les  dites  operations,  ä moins  que  des  sujets  du  pays  ou 
d’une  tierce  Puissance  n’aient  ä faire  valoir  des  droits  dans  la  succession,  car,  en  ce 
cas,  s’il  survenait  des  difficultes.  provenant  notamment  de  quelque  reclamation  donnant 
lieu  ä contestation , les  consuls-gendraux,  consuls  , vice-consuls  et  agents  consulaires 
n’ayant  aucun  droit  pour  terminer  ou  resoudre  ces  difficultes,  les  tribunaux  du  pays 
devront  en  connaitre,  selon  qu’il  leur  appartient,  d’y  pourvoir  ou  de  les  juger. 

Les  dits  agents  consulaires  agiront  alors  comme  representants  de  la  succession 
testamentaire  ou  ab  intestat,  c’est-ä-dire  que,  conservant  Fadministration  et  le  droit  de 
liquider  definitivement  la  dite  succession,  comme  aussi  celui  d’effectuer  les  ventes 
d’efiets  dans  les  formes  pr6cedemment  annoncees,  ils  veilleront  aux  inter§ts  des  heri- 
tiers  et  auront  la  faculte  de  dßsigner  des  advocats  charges  de  soutenir  leurs  droits 
devant  les  tribunaux.  II  est  bien  entendu  qu’üs  remettront  a ces  tribunaux  tous  les 
papiers  et  documents  propres  ä 4clairer  la  question  soumise  ä leur  jugement. 

Le  jugement  prononce,  les  consuls-g6neraux,  consuls  et  vice-consuls  ou  agents 
consulaires  devront  l’ex6cuter  s’ils  ne  forment  pas  appel,  et  ils  continueront  alors  de 
plein  droit  la  liquidation  qui  aurait  6te  suspendue  jusqu’ä  la  conclusion  du  litige. 

7°  Organiser  s’il  y a lieu,  la  tuteile  ou  curatelle,  conformdment  aux  lois  des  pays 
respectifs. 

*)  Bukarest,  den  31.  Dezember  1880  / 12.  Januar  1881,  veröffentlicht  im  Monitorul 
oficial  No.  1 vom  1./13  Januar  1881  Art,  14. 

®)  Wien,  den  14,  Februar  1880,  Monitorul  oficial  No.  7 vom  11./23,  Januar  1881. 
Art.  8. 

3)  Bukarest,  den  5./17.  Juni  1881,  Monitorul  oficial  No.  49  vom  4./16.  Juni  1881, 
Art,  15. 

4)  Handelskonvention  vom  24.  März  (5.  April)  1880,  Monitorul  oficial  No.  144  vom 
29.  JuniiljL.  Juli  1880,  Art.  7 al.  3. 
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und  nach  diesem  Zeitpunkte  ist  der  rumänische  Richter  nicht  mehr  ge- 
bunden. so  dass  er  die  nationale  Justizhoheit  voll  aufrecht  erhalten 

kann.1)  __  . . . 

Dasselbe  kann  in  Hinsicht  der  Tutel  und  Kuratel  der  Aus- 
länder gesagt  werden.2) 


IV.-  Theil. 

§ ±7. 

Konsulargericlitsbarkeit. 

Die  rumänischen  Konsuln  üben  Gerichtsbarkeit  aus  in  der  Türkei 
und  im  Orient:  der  Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1878  gewährleistet 

ihnen  durch  Art.  50  dieses  Recht. 

ln  den  christlichen  Ländern  gemessen  sie  diese  Vorrechte  nicht, 
doch  sind  sie  überall  Notare  und  Standesbeamte  und  können^  in  letzterer 
Eigenschaft  Eheschliessungen  ihrer  Landsleute  vornehmen.3) 

Die  Civilstandsbefugnisse  können  auch  in  Rumänien  von  allen 
Konsuln  ausgeübt  werden,  deren  nationales  Gesetz  ihnen  eine  solche 
Kompetenz  zuweist.4) 

Eine  streitige  Jurisdiktion  üben  die  fremden  Konsuln  in  Ru- 
mänien schon  seit  langer  Zeit  nicht  mehr  aus. 

Schon  seit  Beginn  der  nationalen  Regeneration  weigerten  sich  die 
rumänischen  Behörden,  die  Urtheile  der  fremden  Konsuln  zu  vollstrecken 
und  Beistand  zur  Erfüllung  richterlicher  Akte  derselben  zu  leisten  und 
seit  der  Unabhängigkeitserklärung  vom  1T./26.  März  1877  ist  die  Ge- 
richtsbarkeit der  fremden  Konsuln  thatsächlich  ausser  Uebung  gesetzt, 
denn  die  Idee  der  nationalen  Justizhoheit,  die  Rumänien  schon  durch 
Art.  7 des  Pariser  Vertrages  vom  18./30.  März  1856  gewährleistet  ist, 
lässt  eine  fremde  Jurisdiktion  im  eigenen  Lande  nicht  zu.0) 

Der  fremde  Konsul  ist  in  Rumänien  heutzutage  fremder  Beamter, 
wie  in  jedem  anderen  christlichen  Staate,  und  er  ist  der  einheimischen 


1)  Auch  die  Handel  sverträge,  die  Rumänien  mit  verschiedenen  Staaten,  wie 
England,  Oesterreich-Üngarn.  Holland,  abgeschlossen  hatte,  sind  sämmtliöh  abgelaufen. 
Vergl.  jetzt  den  zwischen  Rumänien  und  dem  Deutschen  Reich  abgeschlossenen 
Handels-,  Zoll-  und  Schifffahrtsvertrag  vom  21.  Oktober  1893,  Art,  2. 

2)  Ygj  das  Nähere  bei  Fl ai schien,  de  l’initiative  consulaire  en  fait  de  tutelle 
et  de  curatelle,  surtout  en  ce  qui  conceme  la  Roumanie.  Paris, 

3)  Art.  78— 88  des  Konsularreglements  vom  20.  Juni  1880  und  Art.  38  des  Ge- 

setzes über  die  Organisation  des  Ministeriums  des  Aeusseren  vom  21.  März  1873*, 
beide  sind  bei  B.  Boörescu,  Codieile  romäne  abgedruckt.  ....  . 

4)  Val.  Flaisehlen,  des  attributions  des  consuls  en  matiere  de  no tarnt  et  u etat 
civil..  Paris.  Mareseq  aine,  1892.  Vgl.  auch  Djuvara,  im  Journal  d.  droit  mtern.  pr. 

Bd.  19  (1892)  S.  1124,  1125.  . TT  , 

*)  Unzutreffend  ist  daher  die  Angabe  von  Malfatti  di  Monte  iretto,  Hand- 
buch  des  österr. -ungarischen  Konsularwesens  1879  Bd.  1 S.  136,  dass  die  diesbezüglichen 
Konsuln  in  Bukarest,  Jassy,  GalatZ  und  Bralla  noch  die  volle  Jurisdiction  ausuben. 

Auch  B W König,  Handbuch  des  deutschen  Konsularwesens,  4.  Ausg.,  Berlin 
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Civil-  und  Strafjurisdiktion  unterworfen.  Die  persönlichen  Privilegien, 
welche  die  Konsuln  gemäss  den  Kapitulationen  sonst  im  Orient  ge- 
messen, sind  endgültig  abgeschafft. 


1888,  S.  202  Note  3,  giebt  an,  dass  für  die  deutschen  Konsuln  in  Bukarast,  Galatz  und 
Jassy  ein  Jurisdiktionsbezirk  bestimmt  ist,  fügt  aber  hinzu,  dass  in  Rumänien  that- 
sächlich  streitige  Gerichtsbarkeit  von  denselben  nicht  ausgeübt  zu  werden  scheint. 
Vgl.  auch  Brauer,  die  deutschen  Justizgesetze  in  ihrer  Anwendung  auf  die  amt- 
liche Thätigkeit  der  Konsuln  und  diplomatischen  Agenten  und  die  Konsulargerichtsbar- 
keit. Berlin  1879,  S.  127—128. 

Vgl.  ferner  Art.  49  des  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878:  „Von  Seiten  Rumä- 
niens können  Abkommen  getroffen  werden,  um  die  Privilegien  und  Befugnisse  der 
Konsuln  bezüglich  der  Schutzgewäbxung  in  dem  Fürstenthum  zu  regeln.  Die  bestehen- 
den Rechte  sollen  in  Kraft  bleiben,  so  lange  sie  nicht  im  gemeinsamen  Einverständnis s 
zwischen  dem  Fürstenthum  und  den  dazu  berufenen  Betheüigten  abgeändert  werden.“ 
Solche  Abkommen  sind  von  Seiten  Rumäniens  bis  jetzt  zwar  nicht  getroffen,  soweit 
aber  die  Ausübung  der  Konsulargerichtsbarkeit  auf  den  mit  der  Pforte  bestehenden 
Kapitulationen  beruhte,  ist  sie  thatsächlich  ausser  Uebung  gesetzt. 


Leske  u.  Loewenfkld,  Reclitsverfolgung.  II. 
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I.  Theil. 


Civilprozess. 

§ l. 

Quellen  und  Literatur.1) 

I.  Als  Quellen  des  serbischen  Civilprozessrechts  kommen  in  Be- 
tracht : 

1.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  vom  25.  März  (6.  April)  1844, 2)  ein 
unvollständiger  Auszug  des  österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuchs. 

2.  Das  Handelsgesetzbuch  vom  26.  Januar/ 7.  Februar  1860. 3) 

3.  Das  Civilprozessgesetzbuch  vom  20.  Februar  1865  mit  mehreren 
Novellen. 

4:.  Das  Gesetz  über  die  Organisation  der  Gerichtshöfe  erster  In- 
stanz, des  Appellations-  und  Kassationshofes  vom  20.  Februar  1865. 

5.  Das  Gesetz  über  die  Organisation  des  Handelsgerichts  in  Bel- 
grad vom  12.  Dezember  1859. 

6.  Das  Konkursgesetz  vom  17.  März  1861. 

7.  Das  Richtergesetz  vom  9.  Februar  1881. 4 *) 

8.  Das  Gesetz  über  die  Rechtsvertreter  vom  15.  Juni  1865. 

9.  Das  Pflegschaftsgesetz  vom  25.  Oktober  1872. 

10.  Die  Verordnung  des  Justizministers  über  das  Verfahren  in  ausser- 
streitigen  Sachen  vom  13.  u.  23.  Dezember  1872. 

11.  Das  Gebührengesetz  vom  11.  Juni  1884,  modifizirt  durch  Ge- 
setz vom  15.  Mai  1888. 

12.  Die  Staats  Verträge  zwischen  Serbien  und  folgenden  Staaten: 

*)  Cf.  auch  Borchgrave,  Rapport  sur  la  Serbie  (im  Recueil  des  rapports  des 
secretaires  de  legation  de  Belgique  Bd.  IV  S.  113). 

2)  Eine  französische  Uebersetzung  findet  sich  bei  M.  A.  de  Saint- Joseph,  Con- 
cordance entre  les  codes  civils  etrangers  et  le  code  Napoleon.  Paris  1856,  ed.  2, 
Tom.  III.  S.  447—493. 

Die  serbischen  Gesetze  werden  zuerst  im  Amtsblatt  „Srpske  Novine“  publizirt 
und  dann  in  den  jährlichen  vom  Justizministerium  redigirten  Gesetzsammlungen  (sog. 
Zbornici  Zakona)  abgedruckt.  Bis  jetzt  (1894)  sind  48  erschienen. 

^ Dasselbe  schliesst  sich  im  Wesentlichen  an  den  Code  de  commerce  an.  Einige 
Bestimmungen  (im  Wechselrecht)  folgen  österreichischem  Vorbild.  Vgl.  H.  Blodig, 
Handelsgesetzbuch  für  das  Fürstenthum  Serbien.  In  deutscher  Uebersetzung  mit- 
getheilt  und  mit  den  Quellen  desselben  verglichen  in  Haimerl’s  österr.  Vierteljahres- 
schrift für  Rechts-  und  Staatswissenschaft  Bd.  VI  u.  VII,  auch  im  Separatabdruck,  Wien 
1861,  Braumüller.  Vgl.  auch  Borchardt,  Handelsgesetze  Bd.  Fv7"  (Berlin  1886)  S.  778  f. 

4)  Cf.  Annuaires  de  legislation  etrangere  1882  S.  724  und  D emombynes,  Les 

constitutions  Europdennes  I.  S.  735. 
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Europa. 


A.  Oesterreich-Ungarn:1) 

a)  die  Konsularkonvention  vom  24.  April  (6.  Mai)  1881, 

b)  der  Handelsvertrag  vom  28.  Juli  (9.  August)  1892, 

c)  der  Rechtshülfevertrag  vom  24.  April  (6.  Mai)  1881,2)  und 

d)  der  Staats  vertrag  vom  24.  April  (6.  Mai)  1881  wegen  Behand- 
lung der  Verlassenschaften,  Bestellung  von  Vormundschaften  und  Ku- 
ratelen und  wegen  Mittheilung  von  Civilstandsakten. 

B.  Belgien: 

a)  die  Konsularkonvention  vom  5./27.  Januar  1885. 

b)  das  provisorische  Handelsabkommen  vom  28.  Juni  (10.  Juli)  1893. 3 4) 

C.  Griechenland: 

der  Handelsvertrag  vom  17.  (29.)  Juni  1894. 

D.  Grossbritannien: 

der  Handelsvertrag  vom  28.  Juni  (10.  Juli)  1893  J) 

E.  Italien: 

a)  die  provisorische  Konvention  über  die  Regulierung  der  Handels* 
Verhältnisse  vom  8.  Mai  (26.  April)  1879, 

b)  Konsular-  und  Niederlassungsvertrag  vom  9.  November  (28.  Ok- 
tober) 1879. 

F.  Deutsches  Reich: 

a)  die  Konsularkonvention  vom  6.  Januar  1883, 5) 

b)  der  Handels-  und  Zollvertrag  vom  21. /9.  August  1892.6) 

G.  Russland: 

Handels-  und  Schifffahrtsvertrag  vom  15.  (27.)  Oktober  1893. 

H.  Vereinigte  Staaten  von  Nord-Amerika: 

a)  die  Konsularkonvention  vom  2./14.  Oktober  1881, 

b)  der  Handelsvertrag  vom  2./14.  Oktober  1881. 

I.  Frankreich: 

a)  der  Handelsvertrag  vom  23.  Juni  (5.  Juli)  1893, 7) 

b)  die  Deklaration  über  die  Konsularkonvention  Vom  18. /9.  Januar 
1883. 

J)  Vgl.  Jettei,  Handbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts.  Wien, 
Braumtiller,  1893.  S.  87,  97,  154,  164,  206,  215. 

2)  Publizirt  in  Oesterreich  am  27.  Mai  1882  R. G.B1.  No  88,  vgl.  hierüber: 

a)  Strisower,  in  der  Revue  de  droit  intern.  1884  S.  200  ff. 

b)  Allg.  Oesterr.  Gerichtszeitung  1883.  No.  35  S.  137 ; No.  36  S.  141 ; Nö.  37  S.  145. 

c)  Wiener  Juristische  Blätter  1883,  No.  19  S.  219;  No.  20  S.  231. 

^ Vgl.  Deutsches  Handelsarchiv  1893  S.  481.  Der  Abschluss  des  definitiven  Han- 
delsvertrages steht  unmittelbar  bevor. 

4)  Vgl.  Deutsches  Handelsarchiv  1893  S.  780. 

5)  Deutsches  Reichs -Gesetzblatt  1883  S.  62. 

6)  Deutsches  Reichs-Gesetzblatt  1893  S.  269. 

7)  Vgl.  Deutsches  Handelsarchiv  1893  S.  504. 
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K.  Holland: 

der  Handelsvertrag  und  die  Konsularkonvention  vom  5./17.  Ok- 
tober 1881. 

L.  Schweiz: 

a)  die  provisorische  Konvention  über  die  Regulierung  der  Handels* 
Verhältnisse  vom  26.  Juli  (7.  August)  1879,  verlängert  durch  Handels- 
konvention vom  10.  Juni  1880  bis  zur  Abschliessung  eines  definitiven 
Handelsvertrages,  welcher  bis  jetzt  noch  nicht  zu  Stande  gekommen  ist, 

b)  Niederlassungs-  und  Konsularvertrag  vom  16.  Februar  1888. 

13.  Das  Gesetz  über  die  Organisation  des  Ministeriums  des  Aeussern, 
der  diplomatischen  Agenten  und  Konsuln  vom  1./13.  November  1886, 

14.  Die  Verordnung  über  das  Konsularamt  vom  20.  Juli  1882. 

II.  Literatur: 

Der  serbische  Civilprozess  nebst  Konkursordnung,  von  Dr.  Victor 
Leitmaier,  Wien  1885  (Manz). 

Die  Theorie  des  serbischen  Civilprozessrechtes,  von  Andra  Geor- 
gevitch,  2 Theile  (unvollendet),  1891  (serbisch). 

I.  Die  Gerichte. 

Verfassung  und  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

§ 2- 

A.  Gerichtsbehörden. 

Für  Entscheidungen  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  bestehen 
als  Gerichte: 

1.  Gemeindegerichte  (opstinski  sudovi),  bestehend  aus  einem 
Vorsitzenden  (gewöhnlich  der  jeweilige  Gemeindevorstand)  und  zwei 
Richtern  (gewählte  Adjunkten).1) 

2.  Gerichtshöfe  erster  Instanz  (prvostepeni  sudovi),  welche 
in  einer  Besetzung  von  drei  Richtern2)  entscheiden.  Gerichtshöfe 
I.  Instanz  bestehen:  in  Belgrad  zwei,  der  eine  für  die  Stadt  (varoski 
sud)  und  der  andere  für  gewisse  Bezirke  des  Kreises  Podunavlje,  dessen 
Hauptort  Sine derevo  (Semendria)  ist;  weiter,  in  Alexinatz,  Valjevo, 
Vranja,  Zajetschar,  Jagodina,  Knjazevatz,  Kragujevatz,  Kruschevatz, 


])  §§  7,  8 C.P.O. 

2)  Die  Richter  können  nur  durch  Richterspruch  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
des  Richtergesetzes  in  den  in  diesem  Gesetz  vorgesehenen  Fällen  pensionirt  oder  gegen 
ihren  Willen  versetzt  werden,  cf.  Richtergesetz  vom  9.  Februar  1881.  Die  Richter 
der  Gerichte  erster  Instanz  und  die  Präsidenten  dieser  Gerichte  werden  vom  König 
auf  Vorschlag  des  Justizministers  ernannt.  In  geheimer  Sitzung  der  vereinigten 
Senate  des  Appellationsgerichts  bezw.  im  Plenum  des  Kassationsgerichts  werden  von 
beiden  Gerichten  je  zwei  Kandidaten  mittels  Stimmzetteln,  die  nach  Beendigung  der 
Wahl  zu  vernichten  sind,  gewählt.  Ueber  die  Wahl  wird  ein  Protokoll  aufgenommen, 
das  sämmtliche  Mitglieder,  die  bei  der  Wahl  gegenwärtig  waren,  zu  unterschreiben 
haben.  Das  Resultat  der  Wahl  ist  unter  Angabe  des  Stimmenverhältnisses  dem  Justiz- 
minister  anzuzeigen.  Richtergesetz  vom  9.  Februar  1881  Art.  7 ff.  Leitmaier,  serbi- 
scher Civilprozess  S.  16,  17. 
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Lescovatz,  Losniza,  Negotin,  Nisch,  Gornji  Milanovatz,  Pozarevatz, 
Pirot,  Procuplje,  Smederevo,  Tjuprija,  UZitze,  Tschatschak  und  Schabatz. 

3.  Das  Handelsgericht  in  Belgrad,  für  die  Stadt  und  für  ge- 
wisse Bezirke  des  Kreises  Podunavlje.  Es  bestellt  aus  einem  Präsi- 
denten, einem  ständigen  Mitgliede,  sechs  ordentlichen  Mitgliedern  aus 
dem  Handelsstande  und  sechs  Stellvertretern  der  Letzteren.  Zur  Be- 
schlussfassung dieses  Gerichts  ist  die  Anwesenheit  des  Präsidenten,  des 
ständigen  Mitglieds  oder  eines  von  Beiden  und  von  drei  der  gewählten 
ordentlichen  Mitglieder  oder  ihrer  Stellvertreter  erforderlich.  — Mit 
Ausnahme  der  zwei  Gerichtshöfe  erster  Instanz  in  Belgrad,  entscheiden 
alle  andern  auch  als  Handelsgerichte;  in  allen  zur  Kompetenz  des 
Handelsgerichts  gehörigen  Fällen  steht  es  jedem  Streittheile  frei,  je  ein 
richterliches  Mitglied  des  betreffenden  Gerichtshofs  mit  einem  der  in 
der  Stadt  aus  dem  Handelsstande  auf  die  Dauer  eines  Jahres  gewählten 
Vertrauensmänner  zu  vertauschen.  Machen  die  Parteien  von  diesem 
Rechte  keinen  Gebrauch,  so  haben  die  ordentlichen  Mitglieder  des  Ge- 
richtshofs zu  entscheiden. 

4.  Das  Appellationsgericht  in  Belgrad,  welches  die  Gerichts- 
barkeit zweiter  und  letzter  Instanz  ausübt  und  zwar  in  zwei  Se- 
naten von  je  fünf  Richtern. 

5.  Das  Kassationsgericht  in  Belgrad,  welches  seine  Beschlüsse 
in  voller  Rathsvers ammlung  (mindestens  dreizehn  Richter)  oder  in 
Senaten  fasst,  von  denen  jeder  aus  fünf  Richtern  besteht. 

Der  Kassationshof  bildet  nicht  eine  dritte  sachliche  Instanz.  Er  ist 
errichtet,  um  die  richtige  und  einheitliche  Anwendung  der  Gesetze  zu 
überwachen.  Er  entscheidet  nicht  über  die  Sache  selbst  (au  fond),  son- 
dern nur  auf  Beschwerden  über  die  Entscheidungen  der  Gerichte 
erster  Instanz,  des  Handelsgerichts  und  des  Appellationsgerichts. 

Und  ausnahmsweise: 

6.  Die  unter  Mitwirkung  der  Gemeindegerichte  resp,  der  Gerichte 
erster  Instanz  oder  der  Polizeibehörden  gebildeten  Schiedsgerichte. 
Jeder  Streittheil  hat  das  Recht,  einen  oder  höchstens  zwei  Schiedsrichter 
und  einen  Ersatzmann,  Beide  zusammen  den  Obmann  zu  wählen. 

§ 3. 

B.  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

I.  Gemeindegerichte. 

1.  Sachliche  Zuständigkeit. 

Dieselben  entscheiden  die  Rechtsstreitigkeiten: 

a)  über  unbewegliche  Sachen,  deren  Werth  100  dinars  (francs) 
nicht  übersteigt; 

b)  über  Wechselforderungen  bis  einschliesslich  100  dinars; 

c)  über  andere  Objekte  im  Werthe  bis  einschliesslich  200  dinars; 

d)  über  die  im  § 335  biirgerl.  G.B.  erwähnten  Felddienstbarkeiten* 
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Die  Gemeindegerichte  sind  ferner  zuständig: 

«)  zur  Aufnahme  von  Vergleichen,  über  bewegliche  und  unbewegliche 
Sachen  und  Forderungen,  selbst  über  grössere  als  die  sub  a),  b)  und  c) 
bezeichneten  Beträge,  sobald  beide  Streittlieile  vor  Gericht  erscheinen 
und  die  Erklärung  abgeben,  dass  sie  einen  Vergleich  abschliessen 
wollen,  und 

ß)  zur  Bestätigung  der  von  den  Parteien  übereinstimmend  gewählten 
Schiedsrichter,  wenn  es  sich  um  Streitigkeiten  über  die  sub  a)  b)  und  c) 
bezeichneten  Beträge  handelt  und  zur  Bestimmung  der  Frist,  innerhalb 
deren  das  Schiedsgericht  den  Schiedsspruch  abzugeben  hat.1) 

2.  Oertliche  Zuständigkeit  der  Gemeindegerichte, 

Von  mehreren  sachlich  zuständigen  Gemeindegerichten  ist  das  Ge- 
richt derjenigen  Gemeinde  zuständig: 

1.  in  welcher  der  Beklagte  ständig  lebt,  oder  wenn  er  keinen  stän- 
digen Wohnsitz  hat,  sich  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  aufhält,  oder 

2.  in  welcher  sich  der  Streitgegenstand  befindet.2) 

Hat  jedoch  Jemand  in  einer  bestimmten  Gemeinde  eine  vertrags- 
mässige  Verbindlichkeit  zu  erfüllen,  so  kann  die  Klage  entweder  bei 
dem  Gericht  dieser  Gemeinde  (forum  contractus)  oder  in  dem  allge- 
meinen Gerichtsstände  (oben  1)  des  Wohnsitzes  erhoben  werden.3) 

H.  Gerichtshöfe  erster  Instanz. 

1.  Sachliche  Zuständigkeit. 

Diesen  Gerichten  sind  zugewiesen: 

a)  alle  Rechtsstreitigkeiten,  deren  Gegenstand  nicht  schätzbar  ist, 
mit  Ausnahme  der  Prozesse  über  Felddienstbarkeiten; 

b)  Rechtsstreitigkeiten,  deren  Gegenstand  Immobilien  im  Wertlie 
von  mehr  als  100  dinars  sind; 

c)  andere  Rechtsstreitigkeiten,  deren  Objektswerth  200  dinars  über- 
steigt;4) 

d)  alle  Rechtsstreitigkeiten  über  gesetzliche  und  testamentarische 
Erbfolge  ohne  Rücksicht  auf  den  Werth  des  Streitgegenstands;5) 

e)  Rechtsstreitigkeiten,  in  welchen  Richter  und  Beamte  für  den  in 
Ausübung  ihres  Amts  verübten  Schaden  verantwortlich  gemacht  wer- 
den (Syndikatsklagen),  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Schadens;5) 

f)  Rechtsstreitigkeiten  über  Beträge  bis  zu  210  Steuergroschen 
(=  105,25  dinars),  wenn  der  Gläubiger  eine  Gerichts-  oder  Staatskasse 
oder  die  Kasse  der  sog.  Verwaltung  der  Fonds  (Uprava  Fondova) 
ist;6)  und 


b §6  C.P.O. 

*)  §7  C.P.O. 

3)  § 8 C.P.O. 

4)  § 27  lit,  b C.P.O.  und  Novelle  vom  17,  Januar  1876. 

5)  §8  C.P.O. 

6)  § 27  lit.  c C.P.O.  und  Novellen  vom  26.  November  1865  und  14.  Juli  1878. 
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g)  alle  anderen  Prozesse,  für  die  nicht  die  Zuständigkeit  eines 
anderen  Gerichts  oder  einer  anderen  Behörde  begründet  ist.1) 

2.  0 ertliche  Zuständigkeit  der  Gerichte  I.  Instanz. 

In  örtlicher  Beziehung  gilt  als  zuständig  in  der  Regel  das  Ge- 
richt des  Wohnorts  des  Beklagten  (foruni  domicilii)  oder  des 
Orts,  an  dem  der  Beklagte  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  sich  auf- 
hält.2) Kraft  gesetzlicher  Vorschrift  theilen  in  Ansehung  des  Gerichts- 
stands die  Ehegattin  (auch  die  Wittwe)  den  Wohnsitz  des  Ehegatten, 
die  ehelichen,  legitimirten  und  adoptirten  Kinder  den  Wohnsitz  des 
Vaters , auch  wenn  er  schon  gestorben  oder  aus  dem  Lande  ge- 
zogen ist;3)  die  unehelichen  jenen  der  Mutter.4)  Für  Klagen  gegen 
juristische  Personen  ist  das  Gericht  des  Orts  zuständig,  an  dem  sich 
die  Mitglieder  oder  Vertreter  zur  Erledigung  ihrer  Geschäfte  gewöhnlich 
aufhalten.5)  Für  Prozesse  gegen  Personen,  die  im  Auslande  leben, 
und  für  solche,  bezüglich  welcher  ein  dauernder  Aufenthalt  in  Serbien 
nicht  bekannt  ist,  ist,  wenn  sie  kein  unbewegliches  Vermögen  in  Ser- 
bien besitzen,  das  Gericht  des  Klägers  zuständig.6) 

Dazu  kommen  die  exklusiven  Gerichtsstände  und  zwar: 

a)  der  Realgerichtsstand.  Klagen,  welche  ein  dingliches  Recht 
auf  ein  unbewegliches  Gut  zum  Gegenstände  haben,  müssen  bei  dem 
Gericht,  in  dessen  Bezirk  die  betreffende  Immobilie  gelegen  ist,  erhoben 
werden ; 7) 

b)  der  Gerichtsstand  der  Streitgenossenschaft  — das  Ge- 
richt, welchem  der  vom  Kläger  in  der  Klage  zuerst  benannte  Beklagte 
untersteht ; 8) 

c)  der  Gerichtsstand  des  Vertrages.  Für  Klagen  auf  Er- 
füllung oder  Aufhebung  eines  Vertrages  oder  auf  Ersatz  des  aus  einem 
Vertrags  Verhältnisse  entstandenen  Schadens  ist  das  Gericht,  in  dessen 
Bezirk  der  Vertrag  zu  erfüllen  ist,  und  wenn  der  Erfüllungsort  nicht 
bestimmt  ist,  dasjenige  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Vertrag 
abgeschlossen  worden  ist;9) 

d)  der  Gerichtsstand  der  Pflegschaft  und  der  Verwaltung 
fremden  Vermögens.  Für  Prozesse  aus  der  Pflegschaft  oder  der 
Verwaltung  fremden  Vermögens  ist  das  Gericht  zuständig,  in  dessen 
Bezirk  die  Pflegschaft  oder  Verwaltung  geführt  worden  ist,  Ist  die 

l)  § 8 GP.  O. 

®)  §28  C.P.O. 

3)  § 31  al.  1 C.P.O. 

4)  §31  al.  2 C.P.O. 

5)  §§  61,  28  al.  2 C.P.O. 

6)  § 30  C.P.O.  lautet:  ..Sowohl  für  diejenigen,  welche  (sonst)  ausserhalb  des  Vater- 
landes leben,  als  auch  für  diejenigen,  von  welchen  man  in  Serbien  kein  ständiges  Do- 
mizil kennt  und  welche  keine  Immobilien  in  Serbien  besitzen,  ist  dasjenige  Gericht 
kompetent,  das  für  den  Kläger  kompetent  ist.“ 

7)  §36  C.P.O. 

•)  §29  C.P.O. 

*)  §84  C.P.O. 
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Pflegschaft  vom  Gericht  angeordnet  worden,  so  ist  das  Gericht  zu- 
ständig, welches  dieselbe  eingeleitet  hat;1) 

e)  der  Gerichtsstand  der  Erbfolge.  Das  zu  Lebzeiten  des 
Erblassers  für  denselben  zuständig  gewesene  Gericht  ist  auch  zuständig: 

a)  für  alle  die  Erbfolge  betreffenden  Klagen; 

ß)  für  alle  Klagen  eines  Erben  gegen  den  anderen; 

y)  für  alle  Klagen  der  Gläubiger  des  Erblassers; 

d)  für  alle  Klagen,  mit  welchen  die  Erfüllung  eines  letzten  Willens 
verlangt  wird;2) 

f)  der  Gerichtsstand  der  begangenen  unerlaubten  Hand- 
lung (forum  delicti  commissi).  Für  civilrechtliche  Forderungen  aus 
unerlaubten  Handlungen  ist  das  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  die 
Handlung  verübt  worden  ist.  Begründet  die  Tliat  ein  Delikt,  über  welches 
das  Strafgericht  zu  entscheiden  hat,  so  ist  das  zur  Entscheidung  über 
die  Schuldfrage  berufene  Gericht  auch  für  den  Entschädigungsprozess 
zuständig;3) 

g)  der  Gerichtsstand  des  Konkurses.  Mit  dem  Tage  der  Pu- 
blikation des  Konkursedikts  wird  das  Konkursgericht  für  alle  gegen  den 
Kridar  bei  anderen  Gerichten  anhängigen  und  noch  schwebenden  Pro- 
zesse zuständig.4) 

Zuletzt  kommen  einige  elektive  Gerichtsstände  in  Betracht,  als: 
des  Aufenthaltsorts5)  (Ehefrauen  und  Kinder,  die  an  einem  anderen 
Orte  als  dem  Wohnort  ihrer  Ehemänner  und  Eltern  in  Dienst  oder  Ar- 
beit stehen),  der  Widerklage,6)  der  Gerichtsstand  bei  gegenseitigen,  den 
gleichen  Streitgegenstand  betreffenden  Klagen,7)  und  der  bei  mehr- 
fachen Wohnorten  des  Beklagten.8) 

III.  Belgrader  Handelsgericht. 

Zur  Kompetenz  dieses  Handelsgerichts  gehören: 

1.  Die  Entscheidung  aller  Rechtsstreitigkeiten,  welche  sich  auf 
zwischen  Kaufleuten,  Handwerkern  und  Bankiers  in  Handelssachen  ge- 
schlossene Verträge  und  Vergleiche  beziehen. 

2.  Die  Entscheidung  aller  Rechtsstreitigkeiten  Über  Handelsgeschäfte 
ohne  Unterschied  der  Person.9) 

Als  Handelsgeschäfte  sind  anzusehen: 

a)  der  ' Kauf  von  Nahrungsmitteln,  Waaren  und  anderen  beweg- 
lichen Sachen  zum  Zwecke  der  Weiterversäusserung,  mögen  die  Sachen 


b §35  C.P.O. 

2)  § 38  C.P.O. 

3)  §41  C.P.O. 

4)  §48  C.P.O. 

5)  § 31  al.  3 C.P.O. 

6)  §§  40,  342—345  C.P.O. 

7)  § 47  C.P.O. 

8)  §33  C.P.O. 

*)  §§  16,  17,  22  der  Instruktion  für  das  Belgrader  Handelsgericht. 
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in  der  übernommenen  Gestalt  oder  nach  vorhergegangener  Bearbeitung 
oder*  Verarbeitung  veräussert  werden; 

b)  jeder  Vertrag  oder  Vergleich  zwischen  Kaufleuten,  ausser  wenn 
nachgewiesen  wird,  dass  der  Vertrag  oder  Vergleich  nicht  zum  Be- 
triebe des  Handelsgewerbes  gehört; 

c)  alle  Speditionsgeschäfte  zu  Wasser  und  zu  Lande; 

d)  alle  Kommissionsgeschäfte: 

e)  die  Bankiergeschäfte; 

f)  Wechselsachen  (über  100  dinars);  und 

g)  jede  Bauunternehmung. 

3.  Die  Eröffnung  und  Abhandlung  der  Konkurse  über  kaufmänni- 
sches Vermögen.1) 

Dagegen  gehören  hierher  nicht: 

a)  Prozesse  gegen  Grundbesitzer  oder  Weingartenbauer  aus  dem 
Verkauf  der  von  ihnen  durch  Bearbeitung  des  Bodens  erzeugten  Nah- 
rungsstoffe und  Getränke;  und 

ß)  die  Prozesse  gegen  Kaufleute  auf  Bezahlung  von  Nahrungs- 
mitteln, Getränken  oder  anderen  zu  ihrem  Hausbedarfe  angekauften 
Waaren.2) 

IV.  Schiedsgerichte. 

Nach  § 434  C.P.O.  hat  in  folgenden  Fällen  stets  ein  Schiedsge- 
richt zu  entscheiden,  falls  der  Streitgegenstand  den  für  die  Zuständigkeit 
der  Gemeindegerichte  festgesetzten  Werth  überschreitet: 

a)  bei  den  durch  Vieh  verursachten  Feldschäden  ohne  Rücksicht 
auf  die  Höhe  des  Schadens,  auch  wenn  dabei  eine  strafbare  Handlung 
begangen  worden  ist,  über  die  das  Gericht  erster  Instanz  zu  entschei- 
den hat; 

b)  bei  Grenzstreitigkeiten  zwischen  einzelnen  Gemeinden  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Werth  des  Streitgegenstands; 

c)  bei  Schadensersatz  wegen  Auflösung  eines  Bespannungsver- 
trages;3) 

d)  bei  Streitigkeiten  in  Folge  der  Vermengung  von  Herden  oder 
des  Verkennens  einer  Herde;4) 

e)  bei  Streitigkeiten  in  Folge  der  Theilung  des  Gesellschaftsver- 
mögens unter  die  Gesellschafter;  und 

f)  bei  Streitigkeiten  in  Folge  der  Theilung  des  Vermögens  von 
Hausgenossen. 

Ausserdem  kann  durch  Vereinbarung  der  Streittheile  ein  Schieds- 
gericht in  allen  Fällen  bestellt  werden,  in  welchen  ein  ci^ilgerichtliches 
Verfahren  sonst  stattzufinden  hat. 


’)  § 18  ibid. 

2)  § 19  ibid. 

3)  § 434  Z.  3 C.P.O. 

4)  §434  Z.  4 C.P.O. 
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II.  Die  Parteien. 

§ ± 

A.  Prozessfähigkeit.  Streitgenossenschaft.  Intervention. 

1.  Prozessfähigkeit.  Personen,  welche  fällig  sind,  sich  durch 
Rechtsgeschäfte  zu  verpflichten  (handlungs-  und  verpflichtungsfähige 
Personen),  seien  es  In-  oder  Ausländer,  können  selbst  oder  durch  ihre 
Bevollmächtigten  (Vertreter)  Prozesse  führen. 

Handlungsunfähige  und  Abwesende  müssen  einen  Vertreter  haben; 
ist  ein  solcher  nicht  vorhanden,  so  bestellt  das  Gericht  von  Amtswegen 
einen  solchen. *) 

Juristische  Personen  werden  durch  ihre  Repräsentanten  oder  Vor- 
steher, Unmündige  und  Geisteskranke  durch  ihre  Tutoren  resp,  Vor- 
münder (gesetzliche  Vertreter)  vertreten. 

Der  Bevollmächtigte  muss  eine  Vollmacht* 2)  besitzen,  dagegen  be- 
dürfen die  vom  Gericht  oder  einer  anderen  Behörde  bestellten  Vertreter 
der  Regel  nach  einer  solchen  nicht;  bei  entstehendem  Zweifel  sollen  sie 
aber  den  Nachweis  ihrer  Bestellung  liefern. 

Auch  der  Ehemann  bedarf  für  die  Führung  der  Prozesse  seiner 
Ehefrau  deren  Vollmacht;  will  aber  die  Ehefrau  den  Prozess  selbst 
führen,  so  muss  sie  dazu  die  Einwilligung  des  Ehemanns  haben. 
Der  Widerruf  der  Vollmacht  muss  dem  Gericht  angezeigt  werden. 

2.  Streitgenossenschaft;  eine  solche  liegt  vor,  wenn  mehrere 
Personen  gemeinschaftlich  als  Kläger  oder  Beklagte  auftreten  und  die 
Klagerechte  auf  demselben  Klagegrunde,  d.  h.  auf  derselben  rechtser- 
zeugenden Thatsache  oder  demselben  Rechtsverhältnisse  beruhen,  ins- 
besondere, wenn  mehrere  Personen  aus  demselben  Rechtsgrunde  be- 
rechtigt oder  verpflichtet  sind.3)  Im  letzteren  Falle,  sowie  überhaupt 
im  Falle  einer  passiven  Korrealität  hat  der  Kläger  die  Wahl,  die 
Klage  gegen  sämmtliche  Schuldner  oder  nur  gegen  einen  oder  einige 
Schuldner  zu  erheben,  und  im  Falle  der  Theilbarkeit  der  Sache  gegen 
einen  Schuldner  nur  den  auf  ihn  entfallenden  Antheil  einzuklagen.4 5) 

Die  Streitgenossenschaft  ändert  nichts  an  den  Rechten  und  Pflichten 
der  einzelnen  Streitgenossen:  das  Recht  eines  Streitgenossen  gereicht 
dem  anderen  weder  zum  Vortheil  noch  zum  Nachtheil  Jeder  Streit- 
genosse, der  ein  besonderes  Recht  oder  besondere  Beweismittel  hat, 
kann  sein  Recht  selbständig  nachweisen  bezw.  durchführen,6)  Der  Be- 
klagte, welcher  einwendet,  dass  er  nicht  dem  Kläger  allein,  sondern 
auch  anderen  Streitgenossen  desselben,  oder  dass  er  nicht  allein, 
sondern  in  Gemeinschaft  mit  Anderen  verpflichtet  sei,  muss  diese  Be- 


*)  § 77  C.P.O.  und  Gesetz  über  die  Pflegschaften  vom  25.  Oktober  1872. 

2)  §§  78,  79  C.P.O,  vgl.  unten  S.  208. 

3)  § 60  C.P.O. 

4)  § 62  C.P.O. 

5)  §§  64,  74  C.P.O. 
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Häuptling  beweisen.1)  Streitgenossen  müssen  im  Prozess  immer  einen 
Vertreter  haben,  widrigenfalls  der  in  der  Klage  an  erster  Stelle  unter- 
schriebene Kläger  resp.  der  zuerst  genannte  Beklagte,  als  Vertreter 
der  übrigen  angesehen  wird.2)  Das  Geständniss  eines  Streitgenossen 
bindet  die  übrigen  nur  dann,  wenn  der  Geständige  als  Vertreter  der- 
selben angesehen  wird.3) 

Das  Urtheil  wirkt  unmittelbar  gegen  alle  Streitgenossen. 

3.  Intervention. 

a)  Hat  in  einem  zwischen  zwei  Personen  anhängigen  Rechtsstreite 
eine  dritte  Person  ein  rechtliches  Interesse  daran,  dass  die  eine  oder 
andere  Partei  den  Prozess  gewinnt,  so  steht  es  ihr  bis  zur  Beendigung 
des  Rechtsstreits  frei,  in  den  Prozess  als  Streitgenosse  derjenigen 
Partei  einzutreten,  bezüglich  deren  sie  den  Verlust  des  Processes  be- 
fürchtet, oder  mit  Bewilligung  dieser  Partei  den  Prozess  allein  fortzu- 
führen (accessorische  Intervention.)  In  beiden  Fällen  ist  das  Urtheil 
sowohl  gegen  den  Intervenienten  als  auch  gegen  die  Hauptpartei 
wirksam. 4 5) 

b)  Wer  auf  eine  Sache,  um  welche  zwischen  anderen  Personen  ein 
Prozess  geführt  wird,  ein  Recht  zu  haben  behauptet,  das  durch  die 
Prozessführung  gefährdet  werden  könnte,  kann  gegen  die  eine  oder 
die  andere  Partei  wegen  dieser  Sache  Klage  erheben  (Prinzipal- 
intervention). Wenn  die  Prozessparteien  aber  das  Recht  der  Ein- 
mischung des  Dritten  in  den  Rechtsstreit  bestreiten,  so  sind  in  diesem 
von  beiden  Parteien  geführten  Interventionsprozesse  die  Bestreitenden 
Streitgenossen.  Bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  des  Interventions- 
prozesses hat  das  Gericht  den  Hauptprozess  zu  sistiren,  wenn  dies  ohne 
Schaden  für  die  eine  oder  die  andere  Prozesspartei  geschehen  kann  .-*) 

§ &• 

B.  Armenreeht. 

Das  Armenrecht  ist  derjenigen  Partei  zu  gewähren,  welche  von 
dem  zuständigen  Gemeindegericht  ein  Armenattest  beibringt.  Ein  sol- 
ches hat  jedoch  nur  auf  die  Dauer  eines  Jahres  Gültigkeit, 

Ausländern  wird  das  Armenrecht  nur  auf  Grund  eines  etwaigen 
Staats  Vertrages  (Reziprozität)  bewilligt . 

Solche  Bestimmungen  über  das  Armenrecht  der  Ausländer  ent- 
halten : 

1.  Der  abgelaufene  Handelsvertrag  mit  Belgien  vom  5./27.  Januar 
1885;  Art.  VI  bestimmte: 

„Les  Serbes  en  Belgique  et  les  Beiges  en  Serbie  jouiront  du  b6n6- 
fice  de  Uassistance  judiciaire  en  se  conformant.  aux  lois  du  pays 

1)  § 63  C.P.O. 

2)  §74  C.P.O. 

*)  § 184  C.P.O. 

§65  C.P.O. 

5)  §66  C.P.O. 
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dans  lequel  l’assistance  sera  iAclam6e.  N^anmoins  l’6tat  d’indigence  devra, 
en  outre  des  formalitßs  prescrites  par  ces  lois,  etre  £tabli  par  la  pro- 
duction  de  pteces  (161ivr6es  par  les  autorites  compötentes  du  pays  d’ori- 
gine  de  la  partie  et  legalis^es  par  l’agept  diplomatique  °u  consulaire 
de  l’autre  pays,  qui  les  transmettra  ä son  gouvernement.“ 

Der  Abschluss  eines  neuen  Handelsvertrages  steht  bevor. 

2.  Der  Konsular-  und  Niederlassungsvertrag  mit  Italien  vom  9.  No- 
vember (28.  Oktober)  1879,  Art.  XIV : 

„Les  Italiens  en  Serbie  et  les  Serbes  en  Italie  jouiront  reciproque- 
ment  du  b6n6fice  de  l’assistance  judiciaire,  comme  les  natiouaux 
eux-memes,  en  se  conforinant  a la  loi  du  pays  dans  lequel  l’assistance 
sera  räclamee. 

Dans  tous  les  cas,  le  eertificat  d’indigence  doit  etre  delivre  ä 
l’etranger  qui  demande  Fassistance  par  les  autorites  de  sa  residence 
habituelle.  S’il  ne  reside  pas  dans  le  pays  oü  la  demande  est  formte, 
le  eertificat  d’indigence  sera  approuve  et  legalis6  par  l’agent  diploma- 
tique du  pays  oü  le  eertificat  doit  btre  produit. 

Lorsque  l’etranger  reside  dans  le  pays  oü  la  demande  est  formee, 
des  rensaignements  pourront,  en  outre,  etre  pris  aupres  des  autoritös 
de  la  nation  a laquelle  il  appartient. 

Les  Italiens  admis  en  Serbie  et  les  Serbes  admis  en  Italie  au 
ben^fice  de  l’assi*stance  judiciaire  seront  dispenses,  de  plein 
droit,  de  tonte  caution  ou  dopöt  qui,  sous  quelque  denorni- 
nation  que  ce  soit,  peut  §tre  exige  des  etrangers  plaidant  contre 
les  natiouaux  par  la  Ugislation  du  pays  oü  l’action  sera  introduite.“ 

3.  Der  RechtshüUevertrag  mit  Oesterreich-Uugarn *)  vom  24.  April 
(6.  Mai)  1881,  Art.  I (vgl.  unten  § 18  Note  4,  S.  224). 

4.  Der  Handelsvertrag  mit  Deutschland  vom  21./9.  August  1892, 
ArtJI,  Abs.  3 (vgl.  unten  § 18  Note  3,  S.  224)  (Meistbegünstigungsklausel). 

5.  Der  Handelsvertrag  mit  Grossbritannien  vom  28.  Juni  (10.  Juli) 
1893  (vgl.  § 18  Note  6 S.  225.  Meistbegünstigungsklausel). 

§ 6. 

III.  Bevollmächtigte  der  Parteien.  Rechtsanwaltschaft. 

Die  Rechtsanwaltschaft  (Advokatur)  ist  durch  das  Gesetz  über  die 
Rechtsvertreter  vom  15.  Juni  1865  organisirt.2) 

Nach  diesem  Gesetze  können  zu  öffentlichen  Rechtsvertretern  (Ad- 
vokaten) diejenigen  nicht  bestellt  werden,  welche 

1.  nicht  serbische  Untertlianen  sind, 

2.  das  25.  Lebensjahr  nicht  zurückgelegt  haben, 

3.  die  Rechtsstudien  im  In-  oder  Auslande  nicht  mit  gutem  Er- 
folge zurückgelegt  haben, 

4.  nicht  mindestens  zwei  Jahre,  nach  der  Absolvirung  der  Rechts- 


9 Vgl.  über  denselben  Leitmaier,  der  serbische  Civilprozess  1885  S.  197  ff. 
9 Ygl.  Leitmaier,  der  serbische  Civilprozess  S.  47 — 66. 
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falkultät,  bei  einem  Gerichte  erster  oder  höherer  Instanz  oder  bei  einem 
Rechtsvertreter  praktizirt  haben, 

5.  unter  Kuratel  stehen  öder  sich  im  Konkurse  befinden, 

6.  in  Folge  ihrer  Aufführung  und  Lebensweise  die  allgemeine  Ach- 
tung und  das  öffentliche  Vertrauen  nicht  gemessen,  und 

7.  die  Rechtsvertreter-Prüfung  nicht  abgelegt  haben. 

Die  Bestellung  des  Rechtsvertreters  geschieht  mittelst  Dekrets  des 
Justizministers,  und  zwar  für  dasjenige  Gericht  erster  Instanz,  in  dessen 
Bezirk  der  betreffende  Rechtsvertreter  seine  Thätigkeit  ausüben  zu 
wollen  erklärt.  Trotzdem  kann  jeder  Rechtsvertreter  bei  allen  Ge- 
richten thätig  sein. 

Der  Rechtsvertreter  ist  nicht  Staatsbeamter,  er  wird  jedoch  auf 
getreue  Erfüllung  seiner  gesetzlichen  Pflichten  vereidet  und  unterliegt 
in  ähnlicher  Weise  wie  die  Staatsbeamten  den  Disziplinarstrafen.  Zur 
Verhängung  von  Disziplinarstrafen  sind  die  Präsidenten  der  Gerichte 
erster  Instanz,  der  Justizminister  und  das  Disziplinargericht  berufen. 
Das  Disziplinarverfahren  ist  in  demselben  Gesetze  geregelt. 

Die  Vertretung  der  prozessfähigen  Parteien  vor  Gericht  durch 
Anwälte  ist  nicht  gesetzlich  vorgeschrieben,  wie  in  Frankreich.  Die 
Civilprozessordnung  stellt  den  Grundsatz  auf,  dass  den  Parteien  frei 
stehe,  ihre  Angelegenheiten  vor  Gericht  persönlich  zu  führen  oder 
sich  durch  eine  andere  Person  vertreten  zu  lassen;  sie  sind  berechtigt, 
nach  ihrer  Wahl  einen  Vertreter  aus  der  Reihe  der  öffentlichen 
Rechtsvertreter  zu  wählen  oder  andere  Personen  mit  ihrer  Vertretung 
zu  beauftragen.  Doch  muss,  falls  es  sich  um  eine  entgeltliche  Ver- 
tretung handelt  und  sich  am  Gerichtsorte  mehr  als  zwei  Rechtsver- 
treter befinden,  die  Partei  sich  eines  öffentlichen  Rechtsvertreters  be- 
dienen. *) 

Prozessunfähige,  Streitgenossen  (s.  o.  §4),  die  im  Auslande  leben- 
den Personen,  sowie  Fremde,  die  in  Serbien  keinen  ständigen 
Wohnort  haben,  müssen  einen  Rechtsvertreter  am  Orte  des 
Gerichts  haben. *  2) 

Die  Parteien,  welche  einen  Bevollmächtigten  mit  der  Prozessführung 
beauftragen,  müssen  diesen  mit  einer  ordentlichen  schriftlichen  Voll- 
macht3) versehen.  (Ausnahme  für  Blutsverwandte  und  Ehegatten.) 

Jede  schriftliche  Vollmacht  muss  enthalten:  a)  den  Namen,  Vor- 
namen, Stand  und  Aufenthaltsort  des  Mandanten  und  des  Mandatars; 
b)  den  Streitgegenstand;  c)  die  Bevollmächtigung  des  Mandatars  zur 
Führung  des  Prozesses;  d)  Ort  und  Zeit  der  Ausstellung  der  Vollmacht; 
und  e)  die  Unterschrift  des  Vollmachtgebers. 

Die  Echtheit  der  Vollmachtsurkunde  bedarf  der  Bestätigung  von 
Seiten  eines  Gerichts  oder  der  Kreis-  oder  der  Bezirkspolizeibehörde.4) 

h § 7 des  Ges.  vom  15.  Juni  1865. 

5)  §§  77,  75  C.P.O. 

3)  §78  C.P.O. 

4)  §§  79,  80  C.P.O. 
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Die  im  Auslande  ausgefertigte  Vollmachtsurkunde  muss  auch 
vom  ausländischen  Ministerium  des  Aeussern  legalisirt,  und 
dann  vom  serbischen  Ministerium  des  Aeussern  vidimirt  werden. 

Der  Bevollmächtigte  muss  seine  Vollmachtsurkunde  mit  dem  ersten 
Anträge  (Klage  etc.),  welchen  er  für  seinen  Mandanten  stellt,  vor- 
legen.1) Die  Abschrift  und  Privatübersetzung  der  Vollmacht  genügt. 
Aber  auf  Verlangen  der  Gegenpartei  ist  das  Original  der  Vollmachts- 
urkunde vorzulegen,  widrigenfalls  die  Abschrift  und  Uebersetzung  keinen 
Werth  haben.  Eine  auf  telegraphischem  Wege  ertheilte  Vollmacht 
genügt  nicht. 

Es  ist  Aufgabe  der  Advokaten,  Personen,  welche  sich  an  sie  wenden 
und  ihre  Hülfe  in  Anspruch  nehmen,  mündlich  oder  schriftlich  vor  den 
Gerichten  oder  anderen  öffentlichen  Behörden  in  Geschäften,  deren  Be- 
sorgung Gesetzeskenntniss  erheischt,  so  zu  vertreten,  dass  dadurch  die 
zweckentsprechende  Durchführung  dieser  Geschäfte  gesichert  wird.2) 
Es  ist  ferner  jeder  Rechtsvertreter  verpflichtet,  in  Civilprozessen  auch 
die  unentgeltliche  Vertretung  solcher  Personen  zu  übernehmen,  welche 
ein  behördlich  bestätigtes  Armuthszeugniss  erlangt  haben  (§  5).3) 

Der  Rechtsvertreter  darf  mit  seinem  Mandanten  keinen  Vertrag 
über  das  zu  leistende  Honorar  schliessen,  auch  nicht  als  solches  die 
Abtretung  eines  Theils  des  Prozessanspruchs  sich  ausbedingen.  Ein 
solcher  Vertrag  ist  ungültig  und  es  verfällt  der  Rechtsvertreter,  der 
ihn  geschlossen,  einer  Geldstrafe.4)  Der  Rechtsvertreter  darf  weiter 
von  seinem  Mandanten  unter  dem  Titel  der  Entlohnung  keine  Voraus- 
zahlung annehmen,  doch  kann  er  bei  langwierigen  Prozessen  für  die 
bereits  geleisteten  Arbeiten  eine  entsprechende  Vergütung  beanspruchen.5) 
Wenn  sein  Vollmachtgeber  ein  Ausländer  ist,  so  haftet  der  Advokat 
dem  Gerichte  für  alle  Taxen  und  Kosten.  Deshalb  ist  er  berechtigt, 
von  Ausländern  im  Voraus  einen  entsprechenden  Betrag  zur  Deckung 
der  Taxen  zu  verlangen.6) 

Für  die  Leistungen  der  Rechtsvertreter  sind  die  betreffenden  Ge- 
bühren gesetzlich  fixirt.  Bei  Streitigkeiten  über  die  Höhe  der  Gebühren 
pnd  Kosten  entscheidet  das  Gericht  erster  Instanz.7) 

Die  Beschwerden  über  Rechtsvertreter  sind  an  den  Justizminister 
zu  richten. 

§7- 

IV.  Grundsätze  des  Civilprozesses. 

Die  wesentlichen  Grundsätze  des  Civilprozesses  sind: 

A.  Die  Disposition-  und  Verhandlungsmaxime.  Die  Ein- 
leitung, Fortsetzung  und  Wiederaufnahme  des  Prozesses,  überhaupt  die 

9 § 94  Z.  6 C.P.O. 

*)  § 1 des  Ges.  vom  15.  Juni  1865. 

3)  § 26  al.  2 ibid. 

4)  §§  40,  41  ibid. 

5)  § 42  ibid. 

6)  § 43  ibid. 

7)  §§  50,  52  ibid. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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Prozeseführung  unterliegt  der  freien  Entschliessung  der  Parteien.  Kein  Ver- 
fahren ohne  Klage.  Die  Parteien  können  mit  gegenseitigem  Einverständ- 
nis zu  jederzeit  vom  Prozesse  zurücktreten  und  sich  in  jedem  Stadium 
des  Prozesses  vergleichen.1)  Die  Parteien  können  über  ihre  Rechts- 
ansprüche frei  disponiren.  Der  Richter  ist  an  die  Parteidisposition  ge- 
bunden, insoweit  es  sich  nicht  um  das  Verhältnis«  der  Parteien  zum  Ge- 
richt oder  um  den  Gang  des  Prozesses  handelt.  Demgemäss  darf  ins- 
besondere das  Gericht  der  Partei  nicht  mehr  zuerkennen  als  sie  be- 
antragt hat,  und  es  kann  das  Kassationsgericht,  selbst  wenn  es  findet, 
dass  das  untere  Gericht  zum  Nachtheil  der  Partei,  welche  sich  nicht 
beschwert  hat,  das  Gesetz  verletzt  hat,  das  Urtheil  nicht  abändern.2) 

B.  Die  Offizialmaxime.3)  Das  Gericht  kann  von  den  Parteien 
die  Aufklärung  aller  Thatuinstünde  begehren,  welche  es  für  nicht 
aufgeklärt  hält;4)  es  darf  die  Verhandlung  erst  dann  schliessen,  wenn 
die  Sache  spruchreif  geworden  ist.;5)  es  hat  die  Personen,  welche  nach 
dem  Gesetze  unfähig  sind,  als  Zeugen  vernommen  zu  werden,  ex  officio 
von  der  Zeugenschaft  auszuschliessen ; 6)  beim  Zeugen  verhör  an  die 
Zeugen  von  Amtswegen  die  allgemeinen  Glaubwürdigkeitsfragen  zu 
stellen,7)  die  Eidestagsatzung  anzuordnen:8)  es  kann  die  Feststellung 
des  Werths  einer  Sache  durch  Sachverständige  an  ordnen,  wenn  es 
findet,  dass  der  Werth  offenbar  zu  hoch  angegeben  ist;9)  ferner  hat 
das  Appellationsgericht,  wenn  es  die  Verhandlung  oder  die  Beweisauf- 
nahme mangelhaft  findet,  auch  ohne  einen  darauf  abzielenden  Parteien- 
antrag, die  Ergänzung  des  Verfahrens  und  der  Beweisaufnahme  zu  ver- 
fügen.10) In  gleicher  Weise  kann  auch  das  Kassationsgericht  eine  Er- 
gänzung des  Verfahrens  anordnen.11) 

C.  Der  Grundsatz  des  beiderseitigen  Gehörs.  Derselbe  ist 
im  ordentlichen  Verfahren  streng  durchgeführt,  indem  dem  Beklagten 
ausreichend  Gelegenheit  gegeben  ist,  sich  auf  den  Angriff  des  Klägers 
zu  vertheidigen.  Die  Entscheidung  darf  erst  nach  vorausgegangener 
mündlicher  Verhandlung  erfolgen.  — Eine  Ausnahme  von  diesem 
Grundsätze  gilt  im  abgekürzten  Verfahren  insofern , als  in  diesem  der 
Beklagte  nicht  vorher  gehört  wird,  vielmehr  erfolgt  die  Eintreibung  der 
durch  öffentliche  Urkunden  und  Wechsel  liquide  gemachten  Forderungen 
auf  Anordnung  der  Exekutionsbehörde  auf  einseitigen  Parteiantrag  und 


b §§  143,  144  C.P.O. 

2)  §§  304  Z.  3;  325  C.P.O. 
b Vgl.  Leittnaier  a.  a.  0.  S.  67  ff. 
*}  § 164  C.P.O. 

5)  §§  166.  176  C.P.O. 

6)  §210  C.P,0. 
b § 223  C.P.O. 

8)  § 274  C.P.O. 

9)  § 295  C.P.O. 

10)  § 317  C.P.O. 

“)  § 331  C.P.O. 
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ebenso  wird  bei  Pidvattirkunden  der  Zahlungsbefehl  unmittelbar  er- 
lassen. *) 

Der  Bekagte  kann  jedoch  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Ein- 
stellung der  Exekution  verlangen  und  gegen  den  Zahlungsbefehl  Ein- 
wendungen erheben,  auch  die  Echtheit  der  Urkunde  bestreiten.2) 

D.  Die  Eventualmaxime.  Sie  verlangt  das  gleichzeitige  Vor- 
singen aller  in  einem  Prozessstadium  etwa  konkurrirenden  Angriffs- 
oder Vertheidungsmittel  zum  Zwecke  gemeinsamer,  wenn  auch  nur 
eventueller  Erledigung  für  den  Fall  der  Hinfälligkeit  des  prinzipalen 
Vorbringens.  Hierher  gehören  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  wonach 
in  der  Klage  alle  Beweismittel,  von  welchen  der  Kläger  Gebrauch 
machen  will,  enthalten  sein  müssen;  und  wonach  der  Beklagte  in  der 
Klagebeantwortüng  Alles  anzuführen  hat,  was  zu  seiner  Verteidigung 
dienlich  ist  und  insbesondere  alle  seine  Zeugen  namhaft  zu  machen 
und  sämmtliche  Beweismittel  vorzulegen  hat,  welche  seinen  Antrag  auf 
Verwerfung  oder  Aufschiebung  des  Prozesses  begründen  sollen.3)  Ferner 
gehört  hierher  die  Bestimmung,  dass  der  Kläger  bei  der  Streitverhand- 
lung den  Grund  der  Klage  gegen  den  Willen  des  Beklagten  weder 
ändern,  noch  sich  auf  neue  Beweise  berufen  darf.4) 

E.  Der  Grundsatz  der  Unmittelbarkeit  oder  Mündlichkeit. 
Der  Grundsatz  der  Unmittelbarkeit  besteht  darin,  dass  das  erkennende 
Gericht  die  Grundlagen  seiner  Entscheidung  durch  eigene  Wahrnehmung 
gewinnt,  nämlich  aus  dem  unmittelbaren,  mündlichen  Verkehr  mit  den 
Parteien  und  durch  unmittelbare  Benutzung  der  Beweisqu  eilen.  Dieser 
Grundsatz  der  Mündlichkeit  oder  Unmittelbarkeit,  vermöge  dessen 
das  Gericht  auf  Grund  der  unmittelbar  vor  ihm  durchgeführten  Streit- 
verhandlung und  nicht  auf  Grund  von  Verhandlungsprotoköllen  und 
Akten  entscheidet,  ist  im  Verfahren  vor  den  Gerichten,  Schiedsgerichten 
und  Gerichten  erster  Instanz  mit  geringen  Ausnahmen  durchgefiihrt. 

Dagegen  findet  dieser  Grundsatz  im  Verfahren  in  den  Rechts- 
mittelinstanzen keine  Anwendung.  Diese  Instanzen  entscheiden  viel- 
mehr ohne  vorausgegangene  mündliche  Verhandlung  lediglich  auf  Grund 
der  vom  unteren  Gerichte  vorgelegten  Prozessakten.5) 

F.  Der  Grundsatz  der  Oeffentlichkeit.  Er  ist  sowohl  im 
Verfahren  vor  den  Gerichten  erster  Instanz,  wie  in  den  Rechtsmittel- 
instanzen, in  letzteren  bei  der  Kundmachung  des  Urtheils,  durchgeführt. e) 

G.  Die  freie  (materielle)  und  legale  (formelle)  Beweis- 
theorie.7) Für  Gemeindegerichte  und  Schiedsgerichte  gilt  grundsätzlich 
freie  Be  weis  Würdigung,8)  nur  für  den  Zeugenbeweis  gelten  auch  hier 

*)  §§  450,  454,  457  C.P.O, 

*)  §§455,  458,  450  C.P.O. 

3)  §§94  Z.  3;  106,  107  C.P,0. 

4)  § 160  C.P.O. 

5)  §§  20,  317,  325,  446  C.P.O. 

6)  §§  149,  152,  319,  327  C.P.O. 

b Vgl.  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  73  ff. 

8)  § 13  al.  1 C.P.O.  und  Novelle  vom  28.  Juni  1882. 
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die  allgemeinen  Prozessvorsjfchriften,  wonach  das  Gericht  an  bestimmte 
Regeln  gebunden  ist.1) 

Im  Verfahren  vor  den  Gerichten  erster  Instanz  und  den  höheren 
Gerichten  ist  die  freie  Beweiswürdigung  in  mehrfacher  Hinsicht  einge- 
schränkt. Eine  Schuldverschreibung  ist  nur  dann  beweiskräftig,  wenn  sie 
die  gesetzlichen  Erfordernisse  erfüllt;2)  der  Beweis  der  Bezahlung  einer 
ordnungsmässig  verbrieften  Forderung  kann  nur  durch  eine  den  gesetz- 
lichen Erfordernissen  entsprechende  Quittung  geführt  werden.3)  Der 
Gegenbeweis  gegen  den  Inhalt  einer  in  gesetzlicher  Form  errichteten 
Urkunde  kann  durch  Zeugen  nicht  geführt  werden.4)  Schuldforderungen, 
deren  Betrag  200  Dinare  übersteigt,  können  in  der  Regel  nur  durch 
eine  schriftliche  Urkunde  erwiesen  werden.5) 

Y.  Das  Verfahren  vor  den  Gerichten  I.  Instanz. 

§ 8- 

A.  Ordentliches  Verfahren. 

1.  Der  Civilprozess  beginnt  mit  der  Erhebung  der  Klage,  welche 
schriftlich  (in  duplo  etc.)  überreicht,  oder  bei  Gericht  und  zwar  bei 
dem  vom  Gerichtspräsidenten  abgeordneten  Beamten  (Anmelder)  zu 
Protokoll  gegeben  werden  kann.6) 

Die  Klage  muss  enthalten:  den  Namen,  Vornamen,  Aufenthaltsort 
und  die  Beschäftigung  des  Klägers  und  des  Beklagten,  die  Abschrift 
der  Vollmacht  des  etwaigen  Vertreters,  den  Streitgegenstand  und  dessen 
Werth;  den  Klagegrund;  die  zur  Erweisung  des  Klage grunds  dienlichen 
Beweismittel  (insbesondere : die  Abschrift  der  Urkunden,  die  Bezeichnung 
der  Zeugen  und  alles  dessen,  was  diese  bezeugen  sollen;  die  That- 
sachen,  über  welche  der  Eid  deferirt  wird),  und  das  Klagebegehren. 
Letzteres  bildet  den  Schluss  der  Klage  und  muss  sowohl  die  Haupt- 
sache als  auch  die  Nebenansprtiche  enthalten.  In  einer  und  derselben 
Klage  dürfen  nicht  Ansprüche  aus  verschiedenen  Rechtsgründen  oder 
Ansprüche  aus  demselben  Rechtsgrunde,  die  aber  eine  verschiedene  Be- 
weisführung erfordern,  kumulirt  werden. 7) 

Der  oben  bezeichnete  Beamte  (Anmelder)  hat  jede  Klage  zunächst 
einer  Prüfung  zu  unterziehen,  und  je  nach  den  Ergebnissen  dieser 
Prüfung  entweder  die  Verfügung  des  Präsidenten  (welcher  z.  B.  die 
Ergänzung  oder  Verbesserung  der  Klage  anordnet)  oder  die  Entschei- 
dung des  Gerichtshofs  (welcher  die  Klage  z.  B.  wegen  Unzuständigkeit- 
oder  deshalb  zurückweisen  kann,  weil  die  Klage  eine  Leistung  zum 

0 §§  17,  218  C.P.O.  Eine  Ausnahme  macht  ferner  bei  Gemeindegerichten  das 
Beweismittel  des  Kerbholzes;  siehe  darüber  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  111. 

*)  § 191  C.P.O. 

3)  § 194  C.P.O. 

4)  § 233  C P 0 

5)  §§  242,  243  C.P.O.  und  Novelle  vom  8.  März  1881. 

6)  § 93  C.P.O. 

7)  §§  94—98  C.P.O. 
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Gegenstand  hat,  die  durch  das  Gesetz  verboten  oder  polizeilichen  Ver- 
ordnungen zuwider  ist)  einzuholen,  oder  die  Klageschrift  dem  Beklagten 
unter  Festsetzung  einer  bestimmten  Frist  zur  Beantwortung  zuzustellen: 

2.  Die  Beantwortung  der  Klage  kann  innerhalb  der  bestimmten 
Frist  schriftlich  (in  duplo)  überreicht  oder  mündlich  zu  Protokoll  er- 
klärt werden.1)  Der  Beklagte  hat  die  Klage  vollständig  zu  be- 
antworten und  alles  anzuführen,  was  er  zu  seiner  Verthei- 
digung  geltend  machen  will,  insbesondere  die  prozesshindernden2) 
und  prozessaufschiebenden8)  Einreden  entgegenzusetzen , die  Zeugen  zu 
bezeichnen  und  die  Thatsachen,  worüber  sie  aussagen  sollen,  anzu- 
führen, auch  etwaige  Ausschliessungsgründe  gegen  einen  der  Richter 
zu  bezeichnen. 

Ist  von  dem  Beklagten  in  der  Klagebeantwortung  die  prozess- 
hindernde Einrede  der  Unzuständigkeit  erhoben  oder  sonst  auf  Grund 
prozesshindernder  oder  prozessaufschiebender  Einreden  die  Verwerfung 
oder  Aufschiebung  des  Prozesses  beantragt  worden,  so  hat  der  Gerichts- 
anmelder die  Akten  dem  Gericht  vorzulegen,  welches  im  ersteren  Falle 
über  die  Frage  der  Zuständigkeit  mittelst  Dekrets  entscheidet,  im  an- 
deren Falle  den  Antrag  des  Beklagten,  wenn  es  denselben  nicht  sofort 
verwirft,  dem  Kläger  mitzutheilen  hat,  unter  gleichzeitiger  Anberaumung 
einer  Tagsatzung  (Termin)  zur  mündlichen  Verhandlung  und  Entschei- 
dung mit  kurzer  Frist.4) 

Wenn  der  Beklagte  innerhalb  der  bestimmten  Frist  die  Beantwor- 
tung nicht  überreicht  hat,  oder  die  Beantwortung  der  Klage  nach  Ab- 
lauf der  Frist  überreicht,  ohne  die  Verspätung  zu  rechtfertigen,  so  wird 
er  so  angesehen,  als  ob  er  die  Klage  nicht  beantwortet  hätte.5)  In 
diesem  Falle,  sowie  dann,  wenn  die  in  der  Klagebeantwortung  erhobene 
prozesshindernde  oder  prozessaufschiebende  Einrede  endgültig  verworfen 
ist,  ist  Termin  (Tagsatzung)  zur  mündlichen  Verhandlung  des  Rechts- 
streits anzuberaumen.6) 

3.  Der  Gang  d er  Verhandlung  ist  verschieden,  je  nachdem  beide 
Parteien  oder  nur  eine  Partei  oder  keine  Partei  im  Termin  erscheint. 

a)  Erscheinen  beide  Parteien,  so  hat  sie  der  Präsident  zunächst 
aufzufordern,  sich  zu  vergleichen  oder  sich  auf  ein  Schiedsgericht  zu 
einigen,  und  ihnen  hierbei  die  Folgen  der  Prozessfülirung  vorzustellen.7) 
Kommt  ein  Vergleich  zu  Stande,  so  hat  das  Gericht  denselben  zu 
Protokoll  zu  nehmen;  dieser  Vergleich  hat  die  Kraft  eines  vollstreck- 
baren Urtheils.  Kommt  jedoch  ein  Vergleich  nicht  zu  Stande,  so  wird 
zuerst  die  Klage  nebst  allen  Anlagen  und  dann  die  rechtzeitig  über- 


‘)  §§  93,  105  C.P.O. 

а)  § 109  C.P.O. 

3)  § 110  C.P.O. 

4)  §§  106—110,  49,  54  C.P.O. 
•5)  § 111  C.P.O. 

б)  § 112  C.P.O. 

7)  § 157  C.P.O. 
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reichte  Beantworung  Vorgelegen.  Darauf  ertheilt  der  Präsident  den 
Parteien  das  Wort  zur  Ergänzung,  Berichtigung  und  Aufklärung  des 
Sachverhalts.  Jode  Partei  ist  berechtigt,  die  neuen  Anführungen  des 
Prozessgegners  zu  beantworten.  — Der  Präsident  hat  durch  Stellung 
von  Fragen  darauf  hinzuwirken,  dass  alle  zur  Feststellung  des  Sach- 
verhalts dienlichen  Erklärungen  abgegeben  werden.1) 

Hieran  schliesst  sich  die  Beweisaufnahme  durch  Vernehmung  der 
erschienenen  Zeugen  und  Sachverständigen,  und  demnächst  erfolgt,  wenn 
die  Sache  genügend  aufgeklärt  ist,  die  Urtheilsberathung. 2) 

b)  Erscheint  nur  eine  Partei  im  Verhandlungstermin,  so  kommt 
es  darauf  an,  ob  dieselbe  die  Vertagung  des  Termins  beantragt  oder 
falls  dies  nicht  geschieht,  ob  die  nicht  erschienene  Partei  ihr  Ausbleiben 
entschuldigt  hat  oder  nicht.  — Beantragt  die  erschienene  Partei  eine 
andere  Verhandlung,  so  hat  das  Gericht  eine  solche  anzuordnen.3) 

Hat  die  nicht  erschienene  Partei  ihr  Ausbleiben  nicht  gehörig  ent- 
schuldigt und  ist  sie  ordnungsmässig  geladen,  so  wird  in  der  Verhand- 
lung fortgefahren  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Ausbleiben  (wie  sub  a,  — ne- 
gative Litiscontestation)  und  das  Urtheil  ergeht  in  Abwesenheit  der  aus- 
gebliebenen Partei. 

e)  Ist  zur  Verhandlung  keine  Partei  erschienen,  und  hat  auch  kein 
Theil  einen  anderen  Verhandlungstermin  beantragt,  auch  keine  Partei 
bis  dahin  schriftlich  den  Antrag  gestellt,  mit  der  Urtheilsfällung  in 
ihrer  Abwesenheit  vorzugehen,  so  hat  das  Gericht  die  Akten  ins  Archiv 
zu  hinterlegen  und  den  Kläger  zum  Ersätze  der  Gerichtskosten  und  der 
Gebühren  für  die  bei  der  Verhandlung  erschienenen  Zeugen  etc.  zu 


b §§  158,  159,  161.  164  C.P.O. 

2)  § 168  C.P.O. 

3)  Bezüglich  des  Kontumazialverfabreus  enthält  die  serbische  Civilprozess- 
ordnung  folgende  Bestimmungen: 

§ 134.  „Die  Partei,  welche  von  der  Tagsatzung  ausgebliebep  ist,  ohne  vorher  um 
die  Erstreckung  derselben  angesucht  zu  haben,  kann  bjpnen  15  Tagen  nach  Zustellung 
des  in  Erledigung  der  Tagsatzung  erflossenen  Urtheils  entweder  das  Ausbleiben  recht- 
fertigen  oder  gegen  das  Urtheil  die  gesetzlich  zulässigen  Rechtsmittel  ergreifen. 

Sie  kann  jedoch  das  Letztere  nicht  mehr  thun,  wenn  sie  das  Erster«  gethan  hat, 
et  vice  versa.“ 

§ 135.  „Das  Ausbleiben  ist  nur  dann  für  gerechtfertigt  zu  halten,  wenn  die  aus- 
gebliebene Partei  durch  geeignete  Beweismittel,  oder,  im  Falle  solche  nicht  beigebracht 
werden  können,  durch  ihren  Eid  zu  erweisen  vermag,  dass  sie  in  Folge  eines  ohne  ihr 
Verschulden  eingetretenen  Hindernisses  bei  der  Tagfahrt  weder  selbst  erscheinen,  noch 
zu  derselben  einen  Bevollmächtigten  ahordnen  konnte.“ 

§ 136.  „Hält  das  Gericht  das  Ausbleiben  für  unbedingt  gerechtfertigt , so  ordnet 
es  mit  möglichst  kurzer  Frist  eine  andere  Tagfahrt  an.  Wird  jedoch  das  Ausbleiben 
nur  unter  der  Bedingung,  dass  die  ausgebliebene  Partei  den  oben  erwähnten  Eid  ab- 
legt, für  gerechtfertigt  erklärt,  so  hat  es  eine  Tagfahrt  anzuordnen,  wogegen  keine 
Beschwerde  zulässig  ist. 

Wird  dagegen  das  Ausbleiben  nicht  gegründet  befunden,  oder  legt  der  Prozess- 
heil den  Eid,  zu  dem  er  sich  erboten,  nicht  ab,  so  wird  das  bezügliche  Urtheil  für 
vollstreckbar  erklärt.“ 

§ 141.  „Wird  das  Ausbleiben  von  der  Tagsatzung  für  gerechtfertigt  erklärt,  so 
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verurtheilen.1)  Haben  jedoch  beide  Parteien  oder  auch  nur  eine  die 
Anberaumung  eines  neuen  Verhandlungstermins  beantragt,  so  ist  ein 
anderer  Termin  anzusetzen.2 3) 

4.  Das  Verhandlungsprotokoll.  Ueber  die  ganze  Streitver- 
handlung ist  ein  Protokoll  aufzunehmen.  Dasselbe  hat  alles  dasjenige 
zu  enthalten,  was  bei  der  mündlichen  Verhandlung  festgestellt  wurde 
und  prozessentscheidend  ist,  sowie  die  Gerichtsbeschlüsse,  insofern  sie 
nicht  in  besonderen  Akten  Vorkommen,  und  die  Aussagen  der  Zeugen 
und  Sachverständigen.8) 

5.  Beweis  und  Beweismittel.  Der  Regel  nach  bedarf  jede  That- 
sache,  welche  zur  Begründung  eines  Anspruchs  oder  eines  Einvvands 
dienen  soll,  des  Beweises,  sofern  sie  vom  Gegner  bestritten  wird.  Be- 
weislos gebliebene  Anführungen  dürfen  im  Prozesse  nicht  berücksich* 
tigt  werden.  Eine  gesetzliche  Präsumtion  befreit  von  der  Beweislast; 
doch  ist  der  Gegenbeweis  zulässig.4)  Wer  sich  auf  eine  ausländische 
Gesetzesbestimmung  beruft,  muss  das  Bestehen  derselben  eventuell  be- 
weisen. — Im  Aus  lande  ausgestellte  Urkunden  sind  nur  dann  beweis- 
kräftig, wenn  erwiesen  wird,  dass  sie  nach  den  Gesetzen  des  Aus- 
stellungsorts gleichfalls  Beweiskraft  besitzen. 

Als  Beweismittel  sind  zugelassen:  Geständniss,  Urkunden,  Zeugen, 
Sachverständige,  Einnahme  des  richterlichen  Augenscheins,  Eid. 

a)  Nur  das  gerichtliche  Geständniss  liefert  vollständigen  Be- 
weis gegen  denjenigen,  der  es  abgelegt  hat.  Der  Widerruf  dieses  Ge- 
ständnisses ist  nur  zulässig,  wenn  es  erweislich  durch  einen  Irrthum 
über  eine  Thatsache  (nicht  durch  einen  Rechtsirrthum)  veranlasst  war. 5) 

b)  Die  Urkunden  sind  entweder  öffentliche  oder  Privaturkunden. 
Oe  ff  entliehe  Urkunden  sind  diejenigen,  die  von  öffentlichen  Organen 
in  Ausübung  ihrer  Amtswirksamkeit  unter  Beobachtung  der  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Formen  ausgestellt  worden  sind.  Sie  liefern  in  Be^ 
treff  der  Thatsache,  worüber  sie  ausgestellt  sind,  gegen  Jedermann 
vollen  Beweis.  Wer  die  Unechtheit  oder  Gesetzwidrigkeit  einer  öffent- 
lichen Urkunde  behauptet,  hat  sie  zu  beweisen.6)  — Die  Prrvatur- 
kunden,  deren  Echtheit  vom  Prozessgegner  anerkannt  wird,  liefern 
gegen  den  Aussteller  vollen  Bewreis.  Wird  die  Echtheit  der  Privat- 
urkunde vonr  Prozessgegner  bestritten,  so  hat  sie  der  Produzent  zu  be- 
weisen.7) Eine  besondere  Förmlichkeit  gilt  für  Schuldscheine;  sie 
müssen  nämlich  entweder  ganz  vom  Aussteller  eigenhändig  geschrieben 

wird  dadurch  das  bezügliche  Urtheil  mit  seinen  rechtlichen  Folgen  aufgehoben.  Es 
hat  jedoch  die  ausgebliebene  Partei  die  der  Gegenpartei  dadurch  verursachten  Kosten 
unter  allen  Umständen  zu  vergüten  und  auch  die  Gerichtskosten  zu  bezahlen.“ 

*)  § 172  C.P.O. 

3)  § 137  Z.  1 C.P.O. 

3)  §§  167,  169,  170  C.P.O. 

*)  §§  178,  179  C.P.O. 

5)  §§  180—185  C.P.O. 

6)  §§  187,  188  C.P.O. 

7)  § 189  C.P.O. 
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und  unterschrieben,  oder  von  einem  Gerichte  I.  Instanz,  einer  Kreis-  oder 
Bezirkspolizeibehörde,  oder,  falls  sie  auf  einen  Betrag  bis  einschliess- 
lich 200  dinars  lauten,  von  einem  Gemeindegerichte  beglaubigt  sein.1) 

Die  im  Inlande  vorschriftsmässig  geführten  Handelsbücher  liefern 
einen  halben  Beweis  (durch  den  Bucheid2)  ergänzt).  Auch  die  Han- 
delsbücher eines  ausländischen  Kaufmanns  liefern  einen  halben  Be- 
weis, wenn  sie  entsprechend  den  Gesetzen  des  Landes,  dem  der  Kauf- 
mann angehört,  geführt  sind,  und  wenn  dieser  beweist,  dass  in  seiner 
Heimath  auch  den  nach  Vorschrift  des  serbischen  Handelsgesetzes  ge- 
führten Handelsbüchern  serbischer  Kaufleute  die  gleiche  Beweiskraft 
zuerkannt  wird  (Reziprozität).  Bezüglich  der  Beweiskraft  der  in  Oester- 
reich-Ungarn geführten  Hgndelsbücher  besteht  zwischen  Serbien  und 
Oesterreich-Ungarn  zu  Folge  des  Rechtshülfe  Vertrages  vom  24.  April 
(6.  Mai)  1881  vollständige  Reziprozität.3)  Die  Beweiskraft  der  Handels- 
bücher ist  jedoch  gegenüber  Nichtkaufleuten  auf  die  Dauer  eines  Jahres 
vom  Tage  der  Eintragung  des  bezüglichen  Handelsgeschäfts  an  be- 
schränkt. 4) 

c)  Der  Zeugenbeweis  ist  — von  Handelssachen  abgesehen  ~ - 
in  bürgerlichen  Prozessen  neben  und  gegen  Urkunden  unstatthaft,  eben- 
so, wenn  es  gilt,  den.  Abschluss  eines  Vertrages  darzuthun,  dessen 
Gegenstand  an  Geld  oder  Geldwerth  den  Betrag  von  200  dinars  über- 
steigt oder  doch  ursprünglich  überstiegen  hatte.5) 

Die  Beweiskraft  des  Zeugen beweises  beurtheilt  das  Prozessgericht 
nach  seinem  freien  Ermessen  unter  Berücksichtigung  aller  Umstände.6) 

d)  Die  Parteieneide7)  und  Haupteid,  Erfüllungseid,  Schät- 
zungseid, Manifestationseid,  Urkundensupplirungseid  und 
Bucheid.8) 

6.  Das  Urtheil  ist  mit  kurzer  Begründung  zu  Protokoll  zu 
nehmen,  von  den  Richtern  zu  unterschreiben  und  alsdann  in  wieder- 
eröffneter  öffentlicher  Sitzung  vom  Präsidenten  zu  verkünden.  Das 
Gericht  hat  jeder  Partei  eine  Ausfertigung  des  Urtheils  zuzustellen.9) 

§ 9- 

B.  Das  summarische  (abgekürzte)  Verfahren 

auf  Grund  von  Urkunden,  insbesondere  von  Wechseln. 

Dieses  Verfahren  findet  unter  folgenden  Bedingungen  statt: 

l)  § 192  C.P.O.  und  Novelle  vom  17.  Januar  1876. 

а)  § 12  Abs.  1 H.G.B. 

3)  Vgl.  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  263,  265;  und  Jettei,  Handbuch  des  intemat. 
Privat-  und  Strafrechts  S.  154,  155. 

4)  §§  12—14  H.G.B. 

5)  Die  Artikel  1341 — 1348  des  französischen  code  civil  sind  wörtlich  übersetzt 
und  bilden  den  Text  der  §§  242 — 245a  der  serb.  C.P.O. 

б)  §213  C.P.O. 

*)  Der  Eid  ist  ein  subsidiäres,  nur  in  Ermangelung  anderer  Beweise  zulässiges 
Beweismittel. 

*)  §§  261—302,  203,  205  C.P.O.  §§17.  75  H.G.B. 

9)  §§  176,  177  C.P.O. 
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a)  die  Urkunde,  auf  Grund  welcher  der  Anspruch  erhoben  wird, 
muss  eine  Öffentliche  oder  eine  mit  den  gesetzlichen  Erfordernissen 
eines  Schuldscheins  versehene  Privat  urkunde  sein,  oder  der  regel- 
mässig ausgefertigte  Wechsel;1) 

b)  die  festgesetzte  Zahlungs-  resp.  Erfüllungsfrist  der  begehrten 
Leistung  muss  verstrichen  sein; 

c)  der  Werth  einer  beweglichen  oder  unbeweglichen  Sache  muss 
deutlich  und  bestimmt  bezeichnet  sein; 

d)  aus  der  Urkunde  muss  das  Recht  des  Klägers,  resp.  die  Ver- 
pflichtung des  Beklagten  deutlich  hervorgehen; 

e)  bei  einer  gegenseitigen  Verbindlichkeit  muss  der  Kläger  nach 
Inhalt  der  Schuldurkunde  oder  einer  anderen  öffentlichen  Urkunde  seine 
Verbindlichkeit  erfüllt  haben,  während  der  Beklagte  seiner  Verpflichtung 
nicht  nachgekommen  ist;2) 

f)  der  Aussteller  der  Urkunde  darf  nicht  minderjährig,  in  Konkurs 
verfallen,  unter  Kuratel  gestellt,  verschollen  oder  gestorben  sein.3) 

Der  Klage  muss  das  Original  oder  eine  vom  Gerichte  oder  der 
Polizeibehörde  beglaubigte  Abschrift  der  Urkunde  beigelegt  sein.4) 

Der  Beklagte  ist  über  die  Klage  nicht  zu  vernehmen.5) 

Im  Uebrigen  ist  das  Verfahren  verschieden,  je  nachdem  die  For- 
derung auf  Grund  einer  öffentlichen  Urkunde,  eines  Wechsels  oder 
einer  Privaturkunde  erhoben  wird. 

Im  ersten  Falle  hat  das  Gericht  unmittelbar  und  sogleich  die  exe- 
kutive Beitreibung  der  eingeklagten  Forderung  nebst  den  noth wendigen 
Kosten  durch  die  Polizeibehörde  zu  veranlassen.  Die  gesetzliche  Frist 
für  diese  zwangsweise  Beitreibung  beträgt  8 — 20  Tage,  bei  Wechsel- 
forderungen jedoch  längstens  3 Tage.  Hiervon  hat  das  Gericht  beide 
Parteien  mittelst  Dekrets  zu  benachrichtigen,  gegen  welches  der  Be- 
klagte keine  Beschwerde  erheben  kann.  Derselbe  kann  aber  innerhalb 
der  angegebenen  Frist  die  Einstellung  der  Exekution  beantragen,  wenn 
er  sofort  nachzuweisen  vermag:  die  Inkompetenz  des  Gerichts,  die 
ganze  oder  theilweise  Erfüllung  der  Forderung,  die  Existenz  einer  kom- 
pensablen  Gegenforderung,  oder  den  Nichteintritt  der  Erfüllungszeit. 
Erachtet  das  Gericht  auf  Grund  des  vom  Beklagten  vorgelegten  Beweis- 
materials den  Antrag  für  begründet,  so  hat  es  die  Exekution  des  De- 
krets sofort  einzustellen.  Hält  dagegen  das  Gericht  die  vom  Beklagten 
vorgelegten  Beweise  nicht  für  genügend,  so  hat  es  denselben  mit  seinem 
Anträge  abzu weisen. 

Gründet  sich  die  Forderung  auf  eine  Privaturkunde  so  hat  das 
Gericht  dem  Beklagten  längstens  binnen  3 Tagen  mittelst  Dekrets  auf- 
zütragen,  den  Kläger  mit  seiner  Forderung  binnen  einer  Frist  von  8 


‘)  § 451  C.P.O. 

*)  § 449  C.P.O. 

3)  § 452  C.P.O. 

4)  § 453  C.P.O. 

5)  § 450  C.P.O. 
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hiß  15  Tagen  zu  befriedigen,  sofern  er  gegen  dessen  Klagebegehren 
keine,  gesetzlieben  Einwendungen  (wie  oben)  zu  erbeben  vermöge. 

Bringt  der  Beklagte  seine  Einwendungen  vor  und  erachtet  das  Gericht 
sie,  für  begründet,  so  hat  dasselbe  die  Sistirung  der  Exekution  anzuordnen. 
Ist  dagegen  das  gerichtliche  Dekret  rechtskräftig  geworden,  so  ist  mit 
demselben  ebenso  wie  mit  einem  rechtskräftigen  Uribeile  vorzugehen. r) 

§ io. 

VI.  Bechtsmittel. 

Die  C.P.O.  gewährt  als  gewöhnliche  Rechtsmittel  die  Appella- 
tion und  den  Kassationsrekurs. 

A.  Die  Appellation  (Berufung)  ist  nur  gegen  die  Urtheile  der 
Gerichte  I.  Instanz  und  zwar  nur  gegen  solche  Urtheile  zulässig,  welche 

a)  einen  unschätzbaren  Gegenstand  (z.  B.  eine  Dienstbarkeit),  oder  b) 
einen  Gegenstand,  dessen  Wertli  421  dinars  übersteigt  (ohne  Zinsen, 
Prozeeskosten,  Schäden,  ausgenommen  den  Fall,  wenn  diese  Ansprüche 
die  Hauptsache  bilden),  — betreffen  und  welche  nicht  auf  Grund  eines 
unbedingten  Geständnisses  ergangen  sind,  und  nicht  auf  einen  Haupt- 
eid oder  auf  einen  Manifestationseid  lauten.2)  Wird  nicht  der  ganze 
Inhalt  des  Urtheiis,  sondern  werden  nur  einzelne  Punkte  desselben  an- 
gefachten, so  findet  die  Appellation  nur  dann  statt,  wenn  der  Be- 
schwerdegegenstand den  Betrag  von  421  dinars  übersteigt.3) 

Die  Appellation  muss  binnen  einer  Frist  von  15  Tagen  vom  Tage 
der  Zustellung  des  betreffenden  Urtheiis,  mündlich  oder  schriftlich  bei 
dem  Gericht  erster  Instanz  angebracht  werden.  Eine  später  eingelegte 
Appellation  ist  von  Amtswegen  zurückzuweisen. 

Eine  rechtzeitig  eingelegte  Appellation  hemmt  die  Exekution  des 
Urtheiis  (Suspensiveffekt).  Betrifft  jedoch  die  Appellation  nicht  das 
ganze  Urtheil,  so  ist  es  in  Bezug  auf  die  nicht  angegriffenen  Punkte 
sofort  vollstreckbar.4) 

B.  Der  Kassationsrekurs  findet  statt: 

a)  gegen  alle  Dekrete  (Verfügungen,  Beschlüsse)  der  Gerichte  I.  In- 
stanz, insoweit  der  Rekurs  im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen  ist  ; 

b)  gegen  Urtheile  der  Gerichte  I.  Instanz,  welche  einen  Gegen- 
stand betreffen,  dessen  Werth  421  dinars  nicht  übersteigt; 

c)  gegen  alle  Urtheile  des  Appellationsgerichts. 

Im  Uebrigen  (Frist  etc.)  gelten  die  für  die  Appellation  gegebenen 
Vorschriften.5) 

§ U. 

VII«  Verfahren  vor  dem  Appellationsgericlit. 

Ist  die  Appellation  rechtzeitig  bei  dem  Gerichte  I.  Instanz  einge- 
legt worden,  so  hat  dieses  Gericht  die  Prozessakten  nebst  einem  Akten- 

»)  §§  454—460  C.P.O. 

3)  §§  309,  310  C.P.O. 

3)  §313  al.  3 C.P.O. 

4)  §§  311—313  C.P.O. 

5)  §§  319—323  C.P.O. 
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verzeichntes,  einer  beglaubigten  Abschrift  des  angegriffenen  Urtheite  und 
dem  Verhandlungsprotokoll  dem  Appellationsgericht  zur  Entscheidung 
vorzulegen.  Dieser  Gerichtshof  hat  zunächst  von  Amtswegen  seine 
Zuständigkeit  zu  prüfen  und  erst  nach  dem  bejahenden  Ergebnis» 
auf  die  Sache  selbst  einzugehen. *) 

Das  Appellationsgericht,  welches  auf  neu  angeführte  Beweise 
keine  Rücksicht  nehmen  darf,  kann  nun  nach  Einsicht  der  Akten  zu 
folgendem  Resultat  gelangen: 

a)  dass  der  Prozess  seiner  Entscheidung  nicht  unterliegt,  oder,  dass/ 
das  Gericht  I.  Instanz  über  einen  streitigen  Punkt  nicht  entschieden 
hat,  oder  dass  das  Verfahren  an  wesentlichen  Mängeln  leidet.  In  diesen 
Fällen  sind  die  Prozessakten  dem  Gericht  I.  Instanz  zurückzusenden, 
und  ist  ihm  die  Vervollständigung  des  Urtheils  resp.  die  Verbesserung 
des  Verfahrens  aufzutragen; 

b)  dass  das  Ergebniss  der  Verhandlung  nicht  entsprechend  ge- 
würdigt, oder,  dass  gegen  das  materielle  Gesetz  entschieden  worden  ist. 
In  diesen  Fällen  hat  das  Appellationsgericht  das  angegriffene  Urtheil 
abzu ändern  und  in  der  Sache  selbst  zu  entscheiden; 

c)  dass  das  Urtheil  den  Vorschriften  des  materiellen  und  formellen 
Rechts  entspricht.  In  diesem  Falle  bestätigt  der  Appellationshof  die 
erstgerichtliche  Entscheidung . 

Das  Appellationsgericht  fertigt  für  das  betreffende  Gericht  I.  In- 
stanz und  für  jede  Partei  das  Urtheil  aus  und  übersendet  die  Aus- 
fertigungen mit  den  Prozessakten  dem  Gericht  erster  Instanz,  welches 
die  Ausfertigung  des  Urtheite  den  Parteien  aushändigt.* 2) 

§ 1«. 

VIII.  Verfahren  vor  dem  Kassationshof. 

Ist  der  Rekurs  rechtzeitig  eingelegt,  so  hat  das  Gericht  I.  Instanz 
die  Prozessakten  auf  die  für  die  Appellation  vorgeschriebene  Weise 
dem  Kassationsgericht  vorzulegen. 

Das  Kassationsgoricht,  welches  auf  neue  in  dem  Rekurs  angeführte 
Beweise  keine  Rücksicht  nehmen  darf3),  hat  zunächst  zu  prüfen,  ob 
der  Rekurs  rechtzeitig  eingelegt  ist,  und  bejahenden  Falls,  ob  der  Gegen- 
stand seiner  Entscheidung  unterliegt, 

Ist  der  Rekurs  zu  spät  eingelegt,  so  hat  das  Kassationsgericht 
denselben  als  verspätet  zurückzuweisen.  Erachtet  es  sich  zur  Ent- 
scheidung in  der  Sache  für  unzuständig,  so  hat  es  die  Akten  dem  Ge- 
richte I.  Instanz  zurückzusenden. 

Ist  dagegen  der  Rekurs  rechtzeitig  eingelegt,  und  ist  die  Zuständig- 
keit des  Kassationsgerichts  begründet,  so  hat  es  in  der  Sache  selbst  zu 
prüfen,  ob  der  Vorderrichter  nicht  zum  Nacht-heile  des  Rekursklägers 
etwas  unterlassen  habe,  was  er  nach  den  materiellen  oder  formellen 


1)  §§  315—316  C.P.O. 

2)  §§  316—321  C.P.O. 
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Gesetzen  hätte  tliun  sollen,  oder  ob  er  gegen  das  Gesetz  verstossen 
habe.  In  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle  ist  das  Urtheil  des 
unteren  Gerichts  zu  kassiren,  anderen  Falls  aber  für  rechtsgültig  zu 
erklären. l) 

§ 13. 

IX.  Verfahren  vor  den  Geineindegerichten. 

Für  das  Verfahren  vor  den  Gemeindegerichten  gelten  folgende 
Grundsätze : 

Die  Gemeindegerichte  nehmen  Klagen  und  Beschwerden  mündlich 
und  schriftlich,  Verth eidigungen  nur  mündlich  entgegen. 

Die  Parteien  und  Zeugen  sind  öffentlich  zu  vernehmen. 

Das  Gemeindegericht  prüft  den  Werth  der  vorgebrachten  Beweist 
und  entscheidet  hiernach  den  Kechtsstreit  nach  freiem  Ermessen. 

Das  Urtheil  ist  sogleich  mündlich  und  öffentlich  zu  verkünden. 

Das  Gemeindegericht  vollzieht  seine  Urtheile  selbst. 2) 

lieber  Beschwerden  gegen  Urtheile  und  Dekrete  der  Gemeinde- 
gerichte entscheidet  endgültig  der  Präsident  desjenigen  Gerichts  I.  Instanz, 
in  dessen  Bezirk  das  betreffende  Gemeindegericht  gelegen  ist,  oder  der 
von  diesem  delegirte  Richter  beim,  Gerichte  erster  Instanz,  und  über  Be- 
schwerden gegen  Vergleiche  endgültig  das  bezei ebnete  Gericht  I.  Instanz. 

Die  Beschwerdefrist  beträgt  8 Tage  von  der  Verkündung  desürtheils 
oder  Dekrets,  bez.  von  der  Zustellung  der  Vergleichsausfertigung  an. 

§ 14. 

X.  Das  Exefcutions  verfahren.3) 

Die  Exekution  findet  statt: 

1.  aus  Endurtheilen,  welche  die  Rechtskraft  erlangt  haben;4) 

2.  aus  Vergleichen,  welche  vor  den  Civil  geeichten  geschlossen 
sind, 5)  und 

3.  aus  Urtheilen  ordnungsmässig  konsiituirter  Schiedsgerichte.6) 

Die  Ausführung  der  Exekution  steht  in  der  Regel  der  Polizeibe- 
hörde des  Kreises  zu,  in  dem  der  Schuldner  (Execut)  seinen  ständigen 
Wohnsitz  hat.7)  Die  Exekution  liegt  der  Polizeibehörde  nicht  von  Amts- 
wegen ob,  sondern  muss  von  derjenigen  Partei  betrieben  werden,  in 
deren  Interesse  sie  erfolgen  soll.  Zu  diesem  Zwecke  muss  diese  Partei 
das  betreffende  Urtheil  oder  Dekret  dem  Prozessgericht  vorlegen,  damit 
dieses  die  Exekutionsklausel  (Vollstreckungsklausel)  „voll ziehbar“ 
darauf  setze.8) 

‘)  §§  «323—333  C.P.O. 

3)  §§  13,  16,  18,  20  C.P.O.  und  Novelle  vom  28.  Juni  1882.  Näheres  bei  Leit- 
maier a.  a.  0.  S.  161—163  u.  S.  177—179. 

b Vgl.  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  194-219. 

4)  §§  461,  462  C.P.O. 

5)  $§  145,  146  C.P.O. 

«)  §§  436,  444  C.P.O. 

7)  § 463  C.P.O. 

®)  §§  462.  448  C.P.O. 
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Beschwerden  gegen  die  Polizeibehörde  wegen  Verzögerung  der 
Exekution  sind  beim  Minister  des  Innern  anzubringen.1) 

Die  Urtheile  der  Gemeindegerichte  und  die  vor  diesem  geschlossenen 
Vergleiche,,  sowie  die  Urtheile  der  mit  Genehmigung  derselben  gebil- 
deten Schiedsgerichte,  werden  von  den  Gemeindegerichten  unmittelbar 
vollstreckt,  vorausgesetzt,  dass  die  Exekution  nicht  auf  unbewegliche 
Sachen  gerichtet  ist.  Im  letzteren  Falle  hat  sich  das  Gemeindegericht 
schriftlich  an  die  Polizeibehörde  zu  wenden,  welche  die  Exekution  nach 
den  allgemeinen  Vorschriften  zu  vollziehen  hat.2) 

§ 15. 

XI.  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile.3) 

Urtheile  fremder  Staaten  sind  in  Serbien  nicht  vollstreckbar,  es 
sei  denn,  dass  ein  Uebereinkommen  mit  dem  Staate,  dein  der  Exeku- 
tionssucher angehört,  die  gegenseitige  Vollstreckung  gewährleistet  (Re- 
ziprozität). 

Solche  auf  die  Vollstreckung  von  Urtheilen  und  anderen  Exekutions- 
titeln bezügliche  Bestimmungen  enthalten  folgende  von  Serbien  ge- 
schlossene Staatsverträge: 

1.  Der  Rechtshülfevertrag  zwischen  Serbien  und  Oesterreich- 
Ungarn  vom  2P.  Aprü  (6.  Mai)  1881. 4)5)  Derselbe  ist  vollständig  ab- 
gedruckt Bd.  I S.  439  ff.  dieses  Werkes. 

2.  Der  Konsular-  und  Niederlassungsvertrag  zwischen  Serbien  und 
Italien  vom  9.  November  (28.  Oktober)  1879, 6)  welcher  bestimmt: 

Art.  XII.  Les  arröts  en  matiere  civile  et  commerciale,  prononc6s 
par  les  tribunaux  de  Fun  des  deux  Etats  eontractants,  et  düment  16- 
galis6s,.  auront  dans  le  territoire  de  Fautre,  la  meme  force  que  les 
arrets  prononc6s  par  les  tribunaux  du  pays. 

N6anmoins  les  dits  arrets  ne  pourront  etre  ex6cut6s  et  ne  pro- 
duiront  leurs  effets  quant  aux  hypoth6ques,  qu’apres  que  le  tribunal 


*)  § 464  C.P.O. 

3)  § 13  C.P.O. 

3)  Vgl.  G.  Pavlovitch,  im  Journal  du  droit  int.  pr.  1884,  Tom.  11,  S.  153 ff. 
und  M.  Jonyovitch,  im  Bulletin  de  la  societe  de  legislation  comp.,  Tom.  15,  Paris 
1886,  S.  394— 402. 

4)  Auch  abgedruckt  bei  Martens,  nouv.  recueil,  II.  Ser.,  Tom.  8,  S.  360  ff.  und 
bei  Leitmaier  a.  a.  0. 

5)  Üeber  die  Vollstreckung  serbischer  Urtheile  in  Oesterreich  vgl  v,  Canstein, 
Lehrbuch  der  Geschichte  und  Theorie  des  österreichischen  Civilprozessrechtes,  Berlin 
1882,  Bd.  2,  § 103,  S.  779,  und  v.  Canstein,  österreichisches  Civilprözessrecht  (Kom- 
pendium), 2.  Aufl.  1885,  S.  570.  Ullmann,  österreichisches  Civilprözessrecht,  3.  Aufl. 
1892,  S.  521.  Jettei,  Internat.  Privat-  und  Strafrecht,  Wien -Leipzig  1893,  S.  197, 
198.  Vgl.  ferner  Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes  in  Wien  vom  6.  April  1888 
(Gerichtshalle  1889,  S.  152),  mitgetheilt  bei  Böhm,  Zeitschrift  für  internationales  Privat- 
und  Strafrecht,  Bd.  1,  S.  620. 

6)  Abgedruckt  bei  Martens,  nouv.  recueil,  Serie  II,  Bd.  VI,  S.  644 — 654.  Göt- 
tingen 1881. 


2Skj|  Europa. 

compötent  du  pays  oü  ils  doivent  recevoir  leur  exöcutioh,  leg  aura  dö- 
clarös  exöcutoires  a la  suite  d’un  jugement  prononcö  dans  la  forme 
sommaire  et  dans  lequel  il  sera  constatö; 

1°  que  Farröt  a ötö  prononce  par  une  autoritö  judiciaire  cottl- 
pötente ■ 

2°  que  la  citation  des  parties  a ct6  falte  reguliörement; 

3°  <|ue  les  parties  ont  ete  lögalement  reprösentöes  ou  lögalement 
döclaröes  eontumaces; 

4°  que  1‘arret  ne  eontient  aucune  disposition  contraire  ä l’ordre 
public  et  au  droit  public  de  l’Etat. 

Les  arrets  dont  il  est  parlö  ci-dessus  devront  etre  accompagnös 
d’une  traduction  dümefit  legalisöe  dans  la  langue  du  pays  oü  ils  doivent 
recevoir  leur  execution,  ou  en  franqais.“ 

Art.  XIII.  „Les  actes  notariös  lors  möine  qu’ils  auraient  ete  faits 
avant  la  stiptilation  de  la  prösente  convcntion,  auront  röciproqtiement 
dans  les  deux  Etats  la  meme  force  et  valeur  que  s’ils  avaient  6tö  faits 
et  rb^tis  par  les  autoritös  locales  ou  par  les  notaires  de  Fendroit, 
pourvti  que  la  forme . prescrite  potir  les  dits  actes  ait  ete  observöe  et 
que  les  droits  et  taxes  etablies  par  les  lois  des  deux  pays  aient  öte 
payös.  Nöanmoins,  les  actes  notariös  dont  il  est  pari 6 ci-dessus  ne 
pourront  avoir  la  force  exöcutoire,  qtie  la  loi  leur  accorde,  qu’ä  la 
suite  d’un  döcret  de  l’autoritö  judiciaire  competente  de  Fendroit  oü  iis 
devront  recevoir  leur  exöcution:  Ces  actes  devront  ötre  presentös  a 
Fautoritö  judiciaire,  accompagnes  d’une  traduction  düment  lögalisöe  en 
langue  fran^aise  ou  dans  la  langue  du  pays,  oü  ils  devront  recevoir 
leur  execution.“ 

3.  Der  Handels-  und  Zollvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich  vom 
21./9.  August  1892  (Art.  II  Abs.  3): 

„Soweit  die  beiderseitigen  Angehörigen  wegen  Verfolgung  oder  Ver- 
theidigung  ihrer  Rechte  und  Interessen  sich  an  die  Behörden  und  Ge- 
richte des  Landes  zu  wenden  haben,  sollen  sie  gleichfalls  alle  Rechte 
und  Befreiungen  der  Inländer  und  der  Angehörigen  der  meist- 
begünstigten Nation  geniessen.“ 

Auf  Grund  dieser  Meistbegünstigungsklausel  sind  Urtheile  deutscher 
Gerichte  unter  denselben  Bedingungen  wie  die  österreichich- ungarischer 
Gerichte  in  Serbien  vollstreckbar. 

Thatsächlich  sind  bisher  in  Serbien  nur  österreichische  und  unga- 
rische Urtheile  vollstreckt  worden.1)  Uebrigens  enthalten  die  serbischen 
Gesetze  keine  Bestimmungen  über  die  Reziprozität  der  Urtheilsvoll- 
Streckungen. 


l)  Da  es  in  Serbien  nicht  üblich  ist,  die  Entscheidungen  der  Gerichte  zu  ver- 
öffentlichen, so  sind  die  bisher  ergangenen  Urtheile  des  Kassationshofes  über  die  Voll- 
streckung fremder  Urtheile  in  Serbien  nirgends  gedruckt  zur  Kenntniss  gebracht. 
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§ 16. 

XXL  Arrestverfahren. 

Als  Sicherungsmittel  kommen  im  serbischen  Prozess  die  Vormer- 
kung, das  Verbot,  die  Sequestration  und  der  Arrest  in  Betracht.1) 
Voraussetzung  jeder  Sicherstellung  ist,  dass  der  Antragsteller  seinen  An- 
spruch, dessen  Sicherstellung  er  verlangt,  durch  vollkommen  glaub- 
würdige Urkunden,  oder,  in  Fällen,  in  welchen  nach  dem  Gesetze  (d.  h. 
§ 242  C.P.O.  = Art.  1341  des  französischen  Code  civil)  der  Zeugenbe* 
weis  überhaupt  zulässig  ist,  durch  vorgeführte  Zeugen  zu  erweisen  ver- 
mag. 2) 

Was  insbesondere  den  Arrest  anlangt,  so  hat  der  Gläubiger, 
welcher  (abgesehen  von  den  in  der  Konkursordnung  — § 131  — be- 
zeichneten  Fällen)  die  gerichtliche  Arrestirung  seines  Schuldners  er- 
wirken will,  ausser  den  angeführten  allgemeinen  Erfordernissen  nach- 
zuweisen, dass  der  Schuldner  kein  Vermögen  besitzt,  oder  dass  Verdacht 
vorhanden  ist,  dass  derselbe  sich  verborgen  hält  oder  sich  durch  Flucht 
der  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit  zu  entziehen  beabsichtigt.3) 

Erachtet  das  Gericht  das  Arrestgesuch  für  begründet,  so  erlässt  es 
an  den  Schuldner  sofort  eine  Vorladung  ohne  Angabe  des  Grundes. 

Vermag  der  Schuldner  den  Anspruch  des  Arrestsuchers  nicht  voll- 
kommen zu  widerlegen,  oder  kann  er  nicht  den  Nachweis  erbringen, 
dass  er  parates  Vermögen  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  besitze  oder 
kann  er  demselben  nicht  ausreichende  Sicherheit  leisten,  so  wird  gegen 
ihn  der  Haus-  oder  der  gerichtliche  Arrest  angeordnet.4 5) 

Beim  Hausarrest  hat  der  Schuldner  dem  von  der  Polizei  gestellten 
Wachmann  Kost  oder  täglich  0,80  dinars  zu  gewähren.6) 

Bei  gerichtlichem  Arrest  hat  der  Gläubiger  im  Falle  der  Mittel- 
losigkeit des  Schuldners  die  Verpflegungskosten  für  15  Tage  (0,40  dinars 
pro  Tag)  vorauszuzahlen,  widrigenfalls  das  Gericht  den  Schuldner  vom 
Arreste  zu  befreien  hat.6) 

Innerhalb  3 Tagen  nach  Anbringung  des  Arrestgesuchs  hat  der 
Gläubiger,  wenn  dies  nicht  schon  geschehen  ist,  die  Klage  wegen  seiner 
Forderung  zu  erheben.7)  Der  Arrest  soll  die  Absicht  des  Schuldners, 
sich  durch  die  Flucht  der  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit  zu  entziehen, 
vereiteln.  Der  Arrest  .dauert  bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  des 
Hauptprozesses.  8) 


l)  Vgl.  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  182  ff. 

*)  § 377  C.P.O. 

3)  § 411  C.P.O. 

4)  § 412  C.P.O. 

5)  §413  C.P.O. 

6)  §§  416,  419  C.P.O. 

7)  § 413  C.P.O. 

8)  § 417  C.P.O. 
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Kann  das  Urtheil  Mangels  eines  Exekutionsobjekts  nicht  voll- 
streckt werden,  so  ist  der  Schuldner  auf  Antrag  des  Gläubigers  ver- 
pflichtet, den  Manifestationseid  bezüglich  seines  Vermögens  zu  leisten.1) 

§ 17. 

XIII.  Gerichtssprache. 

Die  Gerichtssprache  ist  die  serbische.  Ist  eine  Urkunde  vorzulegen, 
die  in  einer  anderen  als  der  serbischen  Sprache  abgefässt  ist,  so  muss 
ihr  eine  serbische  Uebersetzung  beigefügt  werden. 

Bei  der  Vernehmung  fremdsprachiger  Zeugen  wird  ein  Dolmetscher 
zugezogen. 

§ 18. 

XIV.  Kaution,2) 

Das  Gesetz  vom  5.  März  1851  (Sammlung  VI  S.  10)  bestimmt: 
„Türken  und  andere  fremde  Unterthanen  müssen  der  Klageschrift 
entweder  eine  dem  Klagebegehren  entsprechende  Geldsumme  als  Pfand, 
oder  Bürgschaft  eines  solventen  Inländers  beifügen,  behufs  Ermöglichung 
der  Eintreibung  der  Prozessunkosten  und  Gerichtsgebühren  im  Falle 
des  Prozessverlustes  Seitens  des  Klägers.“ 

Diese  Bestimmung  ist  zwar  durch  keine  spätere  Gesetzgebung  auf- 
gehoben worden,  sie  wird  aber  thatsächlich  in  der  Gerichtspraxis 
nicht  mehr  beachtet. 

Dieselbe  ist  auf  deutsche  Keichsangehörige,3)  Oesterreicher,  Un- 
garn,4) Italiener5)  und  Engländer6)  unzweifelhaft  nicht  anwendbar.7) 

*)  §418  C.P.O.  Ueber  das  Verfahren  vgl.  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  133,  134. 

2)  Vgl.  Pavloviteh,  im  Journal  du  droit  int.  priv.  1884,  Tom.  11,  S.  147,  14  8. 

3)  Art.  II  Abs.  3 des  Handels-  und  Zollvertrages  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Serbien  vom  21./9.  August  1892:  „Soweit  die  beiderseitigen  Angehörigen  wegen 
Verfolgung  oder  Vertheidigung  ihrer  Rechte  und  Interessen  sich  an  die  Behörden  und 
Gerichte  des  Landes  zu  wenden  haben,  sollen  sie  gleichfalls  alle  Rechte  und 
Befreiungen  der  Inländer  und  der  Angehörigen  der  meistbegünstigten 
Nationen  geniessen.“  Auf  Grund  dieser  Bestimmung  geniessen  Deutsche 
in  Serbien  dieselben  Vorrechte  wie  Oesterreicher. 

4)  Art.  I des  Rechtshülfe  Vertrages  zwischen  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  und  dem  Königreich  Serbien  vom  6.  Mai  1881:  „Die  Staatsangehörigen  eines 
jeden  der  hohen  vertragenden  Theile  sind  berechtigt,  vor  den  Gerichten  des  anderen 
vertragenden  Theiles  auch  gegen  Staatsangehörige  dieses  letzteren  ihre  Rechte  zu  ver- 
folgen und  zu  vertheidigen.  Sie  sind  hierbei  von  den  Gerichten  eines  jeden  der  ver- 
tragenden Theile  gleich  den  Inländern  zu  behandeln.  Insofern  die  Civilprozess- 
gesetze  eines  oder  des  anderen  der  vertragenden  Theile  in  Betreff  des  Gerichtsstandes, 
der  Sicherheitsleistung  für  die  Prozesskosten  und  der  Personalhaft  Vor- 
schriften enthalten,  welche  nur  auf  Ausländer  anwendbar  sind,  finden  dieselben  auf 
die  Staatsangehörigen  der  beiden  vertragenden  Theile  keine  Anwendung. 

5)  Art.  VII  des  Konsular-  und  Niederlassungs  Vertrages  zwischen  Serbien  und 
Italien  vom  28.  Oktober  (9.  November)  1879:  „Pour  ötre  admis  ä ester  en  justice  les 
citoyens  des  deux  etats  ne  seront  tenus,  de  part  et  d’autre,  qu’aux  mömes  conditions 

et  formaiites  prescrites  pour  les  nationaux  eux-mömes.“ 

und  Art.  XIV : „Les  Italiens  admis  en  Serbie  et  les  Serbes  admis  en  Italie  au 
benefice  de  l’assistance  judieiaire  seront  dispenses,  de  plein  droit,  de 
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§ 19. 

XV.  Prozesskosten. 

Die  Prozesskosten  begreifen  die  gerichtlichen  und  aussergericht- 
lichen  Kosten.  Die  gerichtlichen  Gebühren1)  bestehen  in: 

1.  Papier-  und  Erledigungstaxe ; diese  beträgt: 

a)  in  den  in  I.  Instanz  verhandelten  Prozessen  bei  einem  Objekt 
bis  400  dinars,  10  dinars;  von  400 — 1000  dinars  20  dinars  und  in  Pro- 
zessen über  1000  dinars  30  dinars;  und  wenn  der  Werth  sich  ziffer- 
massig  nicht  bestimmen  lässt,  20  dinars; 

b)  für  die  Appellation  und  den  Kassationsrekurs  gegen  Urtheile  je 
20  dinars,  gegen  Dekrete  6 dinars. 

2.  Prozesstaxe,  sie  beträgt  3 Prozent  vom  Werthe  des  Streitgegen- 
stands. Ist  der  Werth  der  Streitsache  nicht  bekannt,  so  ist  derselbe 
durch  Sachverständige  zu  ermitteln. 

Von  der  Entrichtung  der  Prozesstaxe  sind  die  Pupillar-  und  Kridar- 
massen  befreit. 

Die  Gebühren  sind  in  der  Regel  im  Voraus  zu  entrichten  und  zwar 
durch  Anklebung  von  Taxenmarken  auf  die  betreffenden  Urkunden 
(Klageschrift  etc.).2) 

Ueber  die  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Gebühren  und  Prosess- 

toute  cautionoudepöt  qui,  sous  quelque  denomination  que  ce  soit,  peilt ötre  exige 
des  etrangers  plaidant  contre  les  nationaux  par  la  legislation  du  pays  oü  F action  sera 
introduite*“ 

6)  Handelsvertrag  zwischen  Serbien  und  Grossbritannien  vom  28.  Juni/ 10.  Juli 
1893.  Art.  1:  . . Die  Angehörigen  . . eines  jeden  der  hohen  Vertragsschliessenden  Theile 
sollen  in  den  Gebieten  des  andern  alle  Rechte,  Vorrechte,  Immunitäten  oder  Vortheile 
gemessen,  die  in  diesen  Gebieten  den  Angehörigen  . . der  meistbegünstigten 
Nation  jetzt  oder  künftig  gewährt  werden  (D.  Handelsarchiv  1893  S.  780). 

7)  Art.  V des  abgelaufenen  Handelsvertrages  zwischen  Serbien  und  Frankreich 
vom  18.  Januar  1883  (abgedruckt  bei  Martens,  recueil  general  de  traites,  Ser.  II, 
Tome  IX,  1884,  S.  690 — 697)  bestimmte:  „II  ne  sera  exigö  des  Serbes  qui  auraient  ä. 
poursuivre  une  action  en  France  pu  des  Frangais  qui  auraient  ä poursuivre  une  action 
en  Serbie,  aucune  caution  ou  depöt,  auxquels  ne  seraient  pas  soumis,  en  France 
les  eitoyens  de  la  nation  la  plus  favorisee,  ni  aucun  droit  auquel  les  nationaux  ne 
seraient  pas  soumis  d’apres  les  lois  du  pays.“  Der  jetzt  in  Kraft  stehende  Handels- 
vertrag mit  Frankreich  vom  5.  Juli  (23.  Juni)  1893  enthält  lediglich  die  Meistbegünsti- 
gungsklausel hinsichtlich  der  Niederlassung,  des  Handels,  und  der  Schifffahrt  (D.  Handels- 
archiv 1893  S.  504). 

Darnach  ist  die  Angabe  Bd.  I S.  549  zu  berichtigen.  Die  Herausgeber. 

Art.  V des  abgelaufenen  Handelsvertrages  zwischen  Serbien  und  Belgien  vom 
5./27.  Januar  1885  (abgedruckt  bei  Martens,  nouveau  recueil,  Ser.  II,  Tome  XI,  1887, 
No.  62  S.  640  f.)  lautete  wie  Art.  V des  französischen  von  1883.  Das  zur  Zeit  geltende 
provisorische  Abkommen  vom  10.  Juli  (28.  Juni)  1893  enthält  lediglich  die  Meist- 
begünstigungsklausel mit  Bezug  auf  Handel  und  Zölle.  Der  Abschluss  eines  definitiven 
Vertrages  steht  bevor. 

1 ) Vgl.  Gebührengesetz  vom  10.  Juni  1884.  Sammlung  40  S.  102.  Vgl.  Näheres 
bei  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  93 ff. 

2)  Die  im  Auslande  errichteten  Urkunden  sind  erst  dann  mit  den  erforderlichen 
Marken  zu  versehen,  wenn  von  denselben  im  Inlande  (Serbien)  Gebrauch  gemacht  wird. 
Art.  16  al.  2 des  Grbührengesetzes. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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kosten  entscheidet  das  Gericht  im  Urtheil  (Dekret).  Hierbei  gilt  der 
Grundsatz,  dass  die  unterliegende  Partei  die  Gebühren  und  Prozess- 
kosten zu  tragen  und  die  dem  obsiegen  don  Gegner  erwachsenen  Kosten 
za  erstatten  hat.  Doch  fallen  unnöthige  Kosten  nach  Bestimmung  des 
Gerichts  derjenigen  Partei  zur  Last,  die  sie  verursacht  hat. 

Beschwerden  wegen  unrichtiger  Erhebung  von  Gebühren  sind  binnen 
30  Tagen,  vom  Tage  der  Zahlung  an,  an  den  Finanz  minister  zu 
richten. 

Die  Rückerstattung  der  gesetzwidrig  erhobenen  Gebühren  erfolgt 
in  Taxenmarken. 

II.  Theil. 

Konkurs  recht.1) 

A.  Das  ordentliche  Konkursverfahren. 

§ 20. 

I.  Voraussetzungen  der  Konkurseröffnung. 

Die  Konkursordnung  unterscheidet  den  gewöhnlichen  und  den 
kaufmännischen  Konkurs. 

‘Der  gewöhnliche  Konkurs  ist  in  folgenden  Fällen  zu  eröffnen:2) 

1.  wenn  der  Schuldner  selbst  dem  Gericht  erklärt,  dass  er  seine 
Gläubiger  nicht  vollständig  befriedigen  könne; 

2.  wenn  ein  Schuldner,  dessen  Ueberschuldung  öffentlich  besprochen 
wird  und  auch  aus  den  bei  Gericht  gegen  ihn  erhobenen  Klagen  oder 
den  auf  seine  Güter  vorgemerkten  Forderungen  hervorgeht,  sich  ver- 
birgt oder  flüchtig  geworden  ist; 

3.  wenn  grossjährige  Erben,  welche  die  Erbschaft  mit  der  Rechts- 
wohlthat  des  In  ventars  angetreten  haben,  oder  wenn  Kuratoren  minder- 
jähriger Erben  die  Eröffnung  des  Konkurses  über  den  Nachlass  bean- 
tragen; 

4.  wenn  ein  oder  mehrere  Gläubiger,  deren  Forderungen  unbe- 
stritten oder  glaubhaft  gemacht  sind,  die  Eröffnung  des  Konkurses  über 
das  Vermögen  des  Schuldners  beantragen,  so  hat  das  Gericht  mit  einer 
15  Tage  nicht  überschreitenden  Frist  einen  Termin  anzuberaumen  und 
zu  demselben  den  Schuldner  mit  dem  Aufträge  vorzuladen,  bis  zum 
Termin  ein  Verzeichniss  seiner  Aktiven  und  Passiven  mit  den  nöthigen 
Beweismitteln  mitzubringen,  widrigenfalls  gegen  ihn  der  Konkurs  er- 
öffnet würde. 

Erscheint  der  Schuldner  in  diesem  Termin  nicht,  oder  kann  er  den 
Nachweis  nicht  führen,  dass  er  cüe  Gläubiger,  welche  die  Eröffnung  des 
Konkurses  gegen  ihn  beantragt  hatten,  befriedigt  oder  sichergestellt 
habe,  oder  dass  er  nach  seinem  Vermögensstande  alle  seine  Gläubiger 

l)  Konkursordnung  vom  17.  März  1861.  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  220 — 262  und 
St.  Maximo witsch,  der  kaufmännische  Konkurs  (in  serb.  Sprache),  abgedruckt  in  der 
5,Porota“  Jahrg.  1882  S.  137, 

*)  § 3 K.O. 


Serbien. 


227 


zu  befriedigen  im  Stande  sei,  so  wird  gegen  ihn  sofort  und  ohne  Rück- 
sicht auf  eine  etwaige  Beschwerde  gegen  den  ihm  in  der  Ladung  er- 
theilten  Auftrag  der  Konkurs  eröffnet.1) 

Wenn  dagegen  der  Schuldner  zwar  sein  Vermögens  verzeichniss  über- 
reicht, sich  jedoch  weigert,  auf  Verlangen  der  Gläubiger  die  Richtigkeit 
desselben  eidlich  zu  bekräftigen,  so  wird  er  so  angesehen,  als  ob  er 
das  Verzeiclmiss  gar  nicht  vorgelegt  hätte. 

Beim  Streit  über  die  vom  Gemeinschuldner  den  Gläubigern  angebotene 
Sicherheit  entscheidet  das  Gericht  nach  Anhörung  beider  Theile,  ob  die 
Sicherheit  genügt  oder  nicht.  Erachtet  das  Gericht  die  Sicherheit  für 
ausreichend,  so  werden  die  Gläubiger  mit  ihren  Forderungen  auf  den 
Weg  der  Klage  verwiesen.  Wird  dagegen  die  Sicherheit  nicht  für  ge- 
nügend erklärt,  so  eröffnet  das  Gericht  sofort  den  Konkurs  über  das 
Vermögen  des  Schuldners.2) 

§ 21. 

II.  Konkurseröffnung. 

Für  die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  ist  dasjenige  Gericht 
(resp.  das  Belgrader  Stadtgericht)  zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Ge- 
meinschuldner  seinen  Wohnsitz  hat,  selbst  wenn  er  im  Bereiche  anderer 
Gerichtshöfe  Güter  besitzt.3) 

Das  den  Konkurs  eröffnende  Gericht  ordnet  die  Sperre,  Inventur 
und  Schätzung  des  KridarvermÖgens  durch  die  Polizeibehörde  an,4)  er- 
nennt eine  aus  einem  Mitgliede  des  Gerichts  und  einem  Schriftführer 
bestehende  Kommission,  welche  die  Anmeldungen  der  Gläubiger  ent- 
gegenzunehmen und  das  ganze  Verfahren  — mit  Ausnahme  der  strei- 
tigen Fälle  — der  Konkursordnung  entsprechend,  durchzuführen  hat;5)  es 
ernennt  gleichzeitig  auch  den  Massevertreter  und  Masseverwalter,6! 

')  § 4 K.O. 

2)  § 5 K.O. 

*)  §2  K.O. 

4)  § 40  K.O. 

5)  § 37  K.  O. 

6)  §36  K.O.  Der  Massevertreter  oder  Massevertheidiger  soll  Gesetze 
und  Gerichtsverfahren  genau  kennen.  Seine  Pflichten  sind: 

a)  Vom  Gericht  das  Verzeichniss  aller  bekannten  Gläubiger  zu  fordern, 

ß)  Vom  Gerichte  zu  Verlangen,  dass  ihm  alle  Handelsbücher  und  andere  etwa  mit 
Beschlag  belegte  Dokumente  des  Kridars  zum  Gebrauche  gegen  Revers  aus- 
gefolgt werden. 

y)  Wie  immer  geartete  Forderungen  des  Kridars  muss  der  Massevertreter  seiner 
Zeit,  sei  es  auf  gütlichem,  sei  es  auf  gerichtlichem  Wege,  einziehen  und  das 
Eingegangene  dem  Gericht  übergeben. 

d)  Die  Konkursmasse  soll  er  gewissenhaft  vertheidigen,  aber  die  einzelnen  Pro- 
zesse nicht  in  die  Länge  ziehen,  noch  die  Masse  mit  unnöthigen  Ausgaben 
belasten. 

s ) In  jedem  einzelnen  zweifelhaften  Falle  soll  er  vom  Kridar  sich  Auskunft  er- 
theilen  lassen,  aber  auch  mögliche  Bemerkungen  eines  Gläubigers  gegen  die 
Forderungen  irgend  eines  anderen  Gläubigers  entgegennehmen  und  solche  zweck- 
entsprechend verwerthen. 
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und  erlässt  ein  Konkursedikt,  dessen  Inhalt  das  Gesetz  genau  vor- 
schreibt.1) Insbesondere  muss  dasselbe  die  Frist  zur  Anmeldung  der 
Forderungen  und  die  Liquidationstagsatzung  (Prüfungstermin)  enthalten. 

Das  Konkursedikt  wird  durch  Aushang  am  Gerichtsgebäude  und 
an  zwei  öffentlichen  Orten  der  Stadt,  sowie  durch  dreimalige,  in 
Zwischenräumen  von  je  8 Tagen  zu  bewirkende  Einrückung  in  die  Amts- 
zeitung (Srpske  Novine)  bekannt  gemacht. 

Die  Bekanntmachung  gilt  für  die  Bewohner  der  Gerichtsstadt  am 
Tage  des  Aushangs  des  Edikts  am  Gerichtsgebäude  und  an  zwei 
Orten  in  der  Stadt,  für  alle  übrigen  Gläubiger,  im  In-  oder  Auslande, 
am  Tage  der  ersten  Einrückung  des  Edikts  in  der  Amtszeitung  als. 
erfolgt. 2) 

§ 22. 

III.  Wirkungen  der  Konkurseröffnung. 

Mit  der  Konkurseröffnung  verliert  der  Kridar  das  Kecht  der  Ver- 
waltung seines  Vermögens.  Das  Verwaltungsrecht  geht  auf  den  Masse- 
verwalter über.3)  Nach  § 128  C.P.O.  fällt  in  die  Konkursmasse  auch 
dasjenige  Vermögen,  das  nach  beendigtem  Konkurse  ermittelt  worden 
ist  und  in  die  Konkursmasse  hätte  fallen  müssen,  und  nach  § 129  C.P.O. 
wird  in  die  Konkursmasse  auch  dasjenige  Vermögen  inferirt,  welches 
dem  Kridar  nach  Beendigung  des  Konkurses  zufallen  würde  oder  welches 
er  selbst  erworben  hat. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  werden  ferner  die  noch  nicht  fälligen  For- 
derungen gegen  den  Kridar  sofort  fällig  und  es  werden  alle  gegen  den- 
selben in  erster  Instanz  anhängigen  Prozesse,  in  welchen  gegen  ihn 
ein  auf  sein  Vermögen  gerichteter  Anspruch  erhoben  wird,  unterbrochen* 
Das  Prozessgericht  hat  die  Prozessakten  unter  Benachrichtigung  des  Klägers 
dem  Konkursgericht  zur  Fortsetzung  des  Verfahrens  einzuseriden.4) 
Von  dieser  Regel  bestehen  jedoch  einige  Ausnahmen.5) 

§ 23. 

IV.  Anfechtung  von  Rechtsgeschäften  des  Kridars.  — Vindikations- 
und Separationsansprüche. 

A.  Alle  nach  der  Bekanntmachung  des  Konkursedikts  von  dem 
Kridar  geschlossenen  Verträge  sind  rechtsunwirksam. 6) 

Geschenke,  welche  der  Kridar  in  den  letzten  11  Tagen  vcf  der 
Konkurseröffnung  gemacht  hat,  sind  den  Gläubigern  gegenüber  unwirk- 


Dagegen  ist  der  Masseverwalter  der  Hüter  und  Administrator  des  gesammten 
beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögens  des  Kridars. 

‘)  §§  21,  22  K.O. 

3)  §22  K.O. 

3)  §24  K.O. 

4)  §§  28  Al.  1 und  29  K.O. 

5)  Vgl.  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  221,  222. 

6)  §25  K.O. 
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«am.  Die  innerhalb  dieser  Zeit  gemachten  Schenkungen  fallen  in  die 
Konkursmasse,  während  die  Geschenknehmer  in  die  fünfte  Klasse  der 
Konkursgläubiger  treten. *) 

Alle  Rechtsgeschäfte  des  Kridars,  welche  beiderseits  zur  betrüge- 
rischen Benachtheiligung  der  Gläubiger  früher  abgeschlossen  sind,  sind 
anfechtbar  nach  dem  § 303  a.bürg.G.B.  (actio  Pauliana). 

B.  Der  Eigenthümer  einer  dem  Kridar  nicht  gehörigen  Sache  kann, 
unabhängig  vom  Konkursverfahren,  verlangen,  dass  dieselbe  aus  der 
Masse  ausgeschieden  werde.  Ebenso  kann  der  Miteigenthümer  einer 
gemeinschaftlichen  nicht  getheilten  Sache  beanspruchen,  dass  der  ihm 
gehörige  Theil  aus  der  Konkursmasse  ausgesondert  werde.1 2) 

C.  Pfandgläubiger  oder  überhaupt  solche  Gläubiger,  deren  Forde- 
rungen nach  der  Konkursordnung  aus  bestimmten  Massegütern  zu  be- 
friedigen sind,  werden  aus  diesen  Gütern  ohne  Rücksicht  auf  die  übrigen 
Konkursgläubiger  befriedigt.  Nur  der  nach  ihrer  Befriedigung  übrig 
bleibende  Erlös  fällt  in  die  Konkursmasse.3) 

§ 24. 

V.  Die  Rechte  der  Ehefrau  im  Konkurse  des  Ehemanns. 

Die  Ehegattin  des  Kridars  kann  diejenigen  beweglichen  Sachen  aus 
4er  Masse  zurückfordern,  von  welchen  sie  nachzuweisen  vermag,  dass 
sie  dieselben  dem  Manne  als  Heirathsgut  in  die  Ehe  gebracht  hat  und 
dass  sie  noch  in  natura  vorhanden  sind.  Hierzu  gehören  auch  die  beim 
Kridar  Vorgefundenen,  seiner  Frau  von  Dritten  ausgestellten  Schuld- 
verschreibungen über  Darlehne,  welche  aus  dem  Heirathsgut  gewährt 
sind.4) 

Die  Absonderung  des  Vermögens  der  Ehefrau  findet  jedoch  nicht 
statt,  soweit  sie  Bürgschaft  übernommen  hat. 5) 

Die  Ehegattin  hat  ferner  gegenüber  den  nicht  hypothezirten  vor- 
ehelichen Gläubigern  ihres  Ehemanns  das  Vorzugsrecht  auf  Zahlung 
ihrer  Mitgiftforderungen.  Gegenüber  den  späteren  Gläubigern  ihres 
Ehegatten  hat  sie  dieses  Recht  nur  dann,  wenn  sie  ihre  Mitgiftforde- 
rung hypthekarisch  sichergestellt  hat.6) 

§ 25. 

VI.  Die  Stellung  ausländischer  Gläubiger.7) 

Ausländer  gemessen  bezüglich  der  Rangordnung  ihrer  Forderungen 
gleiche  Rechte  mit  den  Inländern,  wenn  letzteren  in  dem  Staate,  wel- 

1)  § 26  K.O. 

2)  § 6 Abs.  1 K.O. 

3)  § 7 K.O. 

4)  § 6 Abs.  2 K.O. 

5)  § 784  bürg.G.B. 

6)  § 786  bürg.G.B. 

7)  Vgl.  Lammasch,  in  v.  Holtzendorff,  Handbuch  des  Völkerrechts,  Bd.  3 
3.  442  ff.  “ 
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chem  jene  angehören,  ebenfalls  gleiche  Rechte  mit  den  dortigen  Staats« 
angehörigen  in  Konkursfällen  eingeräumt  sind.  Das  Vorhandensein 
dieser  Voraussetzung  muss  der  Ausländer  im  Zweifel  nachweigten.3)* 2) 

§ 26. 

VIT.  Anmeldung  und  Liquidirung  der  Forderungen. 

A.  Jeder  Gläubiger  muss  seine  Forderung  bis  zu  dem  im  Konkurs- 
edikt bezeichnetcn  Termin  beim  Konkursgericht  anmelden. 

Auch  die  durch  Vorzugsrecht  (Pfand,  Hypothek)  gesicherten  Forde- 
rungen machen  hiervon  keine  Ausnahme. 

Die  Folgen  der  Versäumniss  der  Anmeldung  bestehen  darin,  dass: 
der  Gläubiger  das  Recht  verliert,  aus  der  Konkursmasse  befriedigt  zu 
werden,  wenn  dieselbe  durch  die  angemeldeten  Forderungen  erschöpft 
ist.3)  — Die  im  Edikt  festgesetzte  Anmeldungsfrist  kann  nicht  ver- 
längert werden,  doch  kann  derjenige  Gläubiger,  welcher  nachweislich 
diese  Frist  ohne  sein  Verschulden  versäumt  hat,  bis  zum  Eintritt  der 
Rechtskraft  des  Verth eilungserkenntnisses  der  Klasse,  in  welche  seine 
Forderung  fällt,  eine  erneute  Frist  zur  Anmeldung  seiner  Forderung- 
nachsuchen.  Zur  Entscheidung  über  diesen  Antrag  hat  das  Gericht 
einen  Termin  anzuberaumen,  in  welchem  es  nach  Anhörung  des  Masse- 
vertreters zu  entscheiden  hat,  ob  die  Fristerneuerung  zu  bewilligen  ist 
oder  nicht.  Gegen  die  Entscheidung  stehen  der  Partei,  welche  sich 
dadurch  benachtheiligt  glaubt,  die  Rechtsmittel  des  allgemeinen  Ver- 
fahrens zu.4 *) 

B.  Die  Anmeldungen  erfolgen  in  der  Regel  in  Form  einer  Klage 
und  sind  mit  den  Beweismitteln,  durch  welche  das  Forderungsrecht  dar- 
getban  werden  soll,  nach  den  für  die  Klagen  bestehenden  Vorschriften,, 
zu  versehen.0)  Wer  gegen  den  Kridar  eine  Forderung  hat,  deren  Höhe 
bei  Ablauf  der  Ediktalfrist  noch  nicht  feststeht,  oder  wer  bis  dahin  die 
nöthigen  Beweismittel  für  seine  Forderung  nicht  beizubringen  vermag* 
kann  behufs  nachträglicher  Bestimmung  der  Höhe  seiner  Forderung, 
resp.  zur  Beibringung  der  Beweismittel  eine  Fristverlängerung  nach- 
suchen. 6) 

Jeder  Gläubiger,  welcher  nicht  am  Sitze  des  Konkursgerichts  seinen 

4)  § 20  K.O. 

2)  Art.  I des  Rechtshülfevertrages  zwischen  Serbien  und  Oesterreich-Ungarnr 
„Auch  bei  Geltendmachung  von  Ansprüchen  gegenüber  einer  Konkursmasse  werden  die 
Staatsangehörigen  eines  jeden  der  vertragenden  Theile  vollkommen  gleiche  Rechte  mit 
den  Inl  ändern  gemessen.“  Vgl.  auch  Art.  XVI  und  Jettei  a.  a.  0.  S.  206.  Vgl.  auch 
§ 4 der  Konkursordnung  für  das  Deutsche  Reich  vom  10.  Februar  1877 : „Ausländische 
Gläubiger  stehen  den  inländischen  gleich.“  Doch  kann  die  Staatsgewalt  ein  Retorsions- 
recht festsetzen.  Vgl.  Köhler,  Konkursrecht.  Stuttgart  1891.  § 121  S.  665  tf.  u.  Art.  II 
Abs.  3 des  Handels-  und  Zollvertrages  mit  dem  Deutschen  Reich  vom  21.  (29.)  August 
1892  oben  S.  222. 

3)  §§  54,  57  K.O.  und  Novelle  vom  15.  November  1864. 

4)  §§  54—56  Iv.O. 

5)  §§  30.  31  K.O. 

6j  § 33  K.O. 
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ständigen  Wohnsitz  hat,  hat  gleich  bei  der  Anmeldung  seiner  Forde- 
rung dem  Gerichte  einen  am  Sitze  desselben  wohnhaften  Vertreter  zu 
bezeichnen,  widrigenfalls  das  Gericht  auf  seine  Gefahr  und  Kosten  einen 
solchen  Vertreter  für  ihn  bestellt.1) 

Jede  Anmeldung  wird  vom  Gericht  sogleich  in  ein  Verzeichniss 
eingetragen  und  es  wird  wegen  derselben,  ohne  den  Anmeldungstermin 
äbzuwarten,  ein  Termin  anberaumt,  zu  welchem  der  Gläubiger  und  der 
Masseverw  eter  vorgeladen  werden.  Erklärt  der  Massevertreter  die  For- 
derung für  liquide,  so  wird  dieselbe  im  Verzeichnisse  als  liquide  einge* 
tragen.  Wird  jedoch  die  Liquidität  der  Forderung  vom  Massevertreter 
bestritten,  so  wird  die  Forderung  im  Verzeichnisse  als  streitig  bezeichnet 
und  es  ist  mit  dieser  Anmeldung  wie  mit  einer  anderen  Klage  zu  ver- 
fahren. 

Gegen  die  Urtheile  des  Konkursgerichts  über  die  Liquidität  der 
einzelnen  Forderungen  steht  den  Parteien  in  der  gewöhnlichen  Frist 
und  Weise  das  Rechtsmittel  der  Appellation  zu.2)3) 

§ 27. 

VIII.  Allgemeine  Gläubigertagfahrt  und  Ausgleichsverhandlung. 

Bei  der  allgemeinen  Gläubigertagfahrt  hat  das  Konkursgericht  die 
Protokolle  über  die  Beschreibung  und  Schätzung  des  gesammten  Kridar- 
vermögens  zur  Einsicht  für  die  Gläubiger  bereit  zu  halten.4) 

Den  erschienenen  Gläubigern  werden  dieselben  nebst  allen  Beträgen, 
aus  welchen  der  Stand  des  Kridarvermögens  hervorgeht,  zur  Einsicht 
Vcrgelegt.  Sodann  hat  das  Konkursgericht  den  Gläubigern  eine  Ueber- 
sictxt  über  den  Stahd  der  Masse  und  die  angemeldeten  Forderungen  zu 
geben  und  auf  %inen  Ausgleich  zwischen  ihnen  und  dem  Kridar  hinzu- 
wirken. 

Kommt  in  diesem  Gläubigertermin  oder  in  dem  für  die  Ausgleichs- 
verhandlung später  "änberaumten  Termin  ein  Vergleich  zwischen  den 
Gläubigern  und  dem  Kridar  über  ihre  Befriedigung  aus  der  Konkurs- 
masse, über  die  Bezahlung  des  Massevertreters  und  über  die  Berich- 
tigung der  Gerichtstaxen  zu  Stande,  so  ist  derselbe  zu  Protokoll  fest- 
zustellen und  das  Konkursgericht  hat  allen  Gläubigern,  welche  ihre 
Forderungen  angemeldet  haben,  auch  den  nicht  erschienenen,  oder  ihren 
Vertretern  eine’ Ausfertigung  dieses  Protokolls  zuzustellen. 

Die  Aufhebung  des  Konkurses  in  Folge  Vergleichs  ist  öffentlich 
durch  die  Amtszeitung  bekannt  zu  machen.5) 

Auch  ein  Zwangs  vergleich  ist  zulässig,  wenn  zwei  Drittel  der 
erschienenen  Gläubiger,  deren  Forderungen  zusammen  drei  Viertel  der 
Gesammtsumme  der  Forderungen  aller  Gläubiger  betragen,  dem  Ver- 

‘)  § 34  K.O. 

2)  § 64  K.O. 

3)  Cf.  oben  §§  10,  11. 

4)  § 65  K.O. 

■)'  § 66  Abs.  1 K.O. 
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gleich  zustimmen.  Bei  gleich  ge  tlieilten  Stimmen  giebt  das  Konkurs- 
gericht den  Ausschlag.1) 

Ein  Ausgleich  ist  unzulässig,  wenn  auch  nur  einer  der  erschienenen 
stimmberechtigten  Gläubiger  demselben  in  folgenden  Fällen  widerspricht: 

a)  wenn,  und  solange  der  Kridar  flüchtig  ist; 

b)  wenn  der  Kridar  des  Betruges  oder  überhaupt  einer  strafbaren 
Handlung  aus  Gewinnsucht  beschuldigt  ist,  so  lange  er  sich  nicht  ge- 
rechtfertigt hat; 

c)  wenn  der  Kridar  ein  Kaufmann  ist  und  nicht  mindestens  zwei 
Jahre  vor  der  KonkiirserÖffnung  seine  Firma  bei  Gericht  angemeldet 
hat;  oder  wenn  er  schon  früher  einmal  in  Konkurs  gerathen  war,  und 
seine  Gläubiger  nicht  vollständig  befriedigt  hat;  oder  wenn  er  seine 
Handelsbücher  gar  nicht,  oder  so  unordentlich  geführt  hat,  dass  sie 
keine  Uebersicht  über  seinen  wirklichen  Yermögensstand  gewähren; 

d)  wenn  er  dem  Gerichte  ein  Vermögens  verzeichniss  nicht  vorlegen 
oder  die  Richtigkeit  desselben  nicht  beschwören  will. 

Ueber  das  Vorhandensein  eines  dieser  Fälle  entscheidet  auf  Antrag 
des  widersprechenden  Gläubigers  das  Gericht.2) 

§ 28. 

IX.  Gläubigerausschuss  und  Vertheilungserkenntniss. 

Wenn  bei  der  allgemeinen  Gläubigertagfahrt  ein  Vergleich  nicht 
zu  Stande  kommt,  oder  wenn  die  Vergleichs  Verhandlung  nicht  zu  Ende 
gelangt,  so  hat  das  Konkursgericht  die  Gläubiger  aufzufordern,  aus 
ihrer  Mitte  einen  Ausschuss  von  drei  Mitgliedern  zu  wählen.  Der- 
selbe vertritt  bis  zur  Aufhebung  oder  Beendigung  des  Konkurses  die 
Gesammtheit  aller  Gläubiger,  welche  Ansprüche  angemeidet  haben.3) 

Am  Schluss  des  Verfahrens  setzt  das  Konkursgericht  durch  das 
Vertheilungserkenntniss  die  Rangordnung  fest,  in  welcher  die  Be- 
friedigung der  Gläubiger  zu  erfolgen  hat.4) 

§ 29. 

B.  Der  kaufmännische  Konkurs. 

Die  Vorschriften  der  Konkursordnung  finden  auch  auf  die  Kon- 
kurse der  Kaufl  eute,  der  Fabrikanten  und  der  Handelsgesellschatten 
Anwendung. 5) 

Das  Konkursgericht  (Belgrader  Handelsgericht,  resp.  das  Gericht 
I.  Instanz)  hat  den  Konkurs  zu  eröffnen: 

a)  sobald  es  die  Ueberzeugung  von  der  Zahlungseinstellung  des 
Kautmanns  oder  des  Handelsgeschäfts  gewinnt;6) 


*)  §69  K.O. 

2)  § 69  K.O. 

3)  § 70  ff.  K.O. 

4)  § 100  K.O.  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  249  ff,  251  ff 

5) .§  142  K.O.  Leitmaier  a.  a.  0.  S.  259 ff 

6)  § 144  K.O. 
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b)  auf  Antrag  mehrerer  Gläubiger.1) 

Beim  Gesellschaftskonkurs  wird  über  das  Privatvermögen  der  Ge- 
sellschafter ein  abgesonderter  Konkurs  eröffnet. 

Die  Gesellschaftsgläubiger  können  ihren  im  Gesellschaftskonkurs 
erlittenen  Ausfall  bei  dem  Konkurs  über  das  Privatvermögen  der  Ge- 
sellschafter anmelden.2) 

§ 30. 

C.  Der  Nachlasskonkurs. 

Wenn  es  sich  herausstellt,  dass  eine  Hinterlassenschaft  überschuldet 
äst,  so  übergiebt  der  Richter  für  die  nichtstreitige  Gerichtsbarkeit  die- 
selbe dem  Gerichte  erster  Instanz  zur  Verhandlung  nach  dem  ordent- 
lichen Konkursverfahren  (Art.  50,  108  des  Verf.  für  nicht  streitige  Ge- 
richtsbarkeit.3) 

III.  Theil. 

Erbschaftsregulierung. 4) 

§ 31. 

I.  In  Ermangelung  eines  gütigen,  über  den  ganzen  Nachlass  ver- 
fügenden Testaments  oder  Erbvertrags  fällt  die  Verlassenschaft  ganz 
bezw.  zum  Theil  den  gesetzlichen  Erben  zu. 

Die  Formen  und  Arten  der  Testamente  sind  im  Wesentlichen  die- 
selben wie  im  österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuche.5) 

Im  Auslande  errichtete  Testamente,  gleichviel  ob  von  einem  Serben 
oder  Ausländer,  sind  bezüglich  der  im  Inland  gelegenen  Güter  voll- 
ständig gütig.  (Locus  regit  actum.) 

Testirfähigkeit  wird  den  Personen,  die  volle  15  Jahre  alt,  geistig 
und  körperlich  gesund  sind,  zuerkannt;  gerichtlich  erklärten  Verschwen- 
dern aber  nicht. 

II.  Für  die  gesetzliche  Erbfolge  gelten  folgende  Grundsätze: 
a)  Alles  Erbgut  unterliegt  denselben  Bestimmungen  ohne  Rücksicht  auf 
die  Art  und  Herkunft  desselben;  und  b)  das  männliche  Geschlecht  hat 
ein  Vorrecht. 

Die  Verwandten  des  Erblassers  werden  in  folgenden  einander  aus- 
schliessenden  Klassen  zur  Erbfolge  berufen: 

1.  Die  ehelichen,  legitimirten  und  vollständig  adoptirten  Kinder. 
Die  Söhne  und  deren  Abkömmlinge  schliessen  die  Töchter 
und  deren  Deszendenten  aus.  Die  Abkömmlinge  erben  nach  Stäm- 
men und  nach  demselben  Vorrechte.  In  Ermangelung  von  Söhnen 

‘)  § 145  K.O. 

2)  § 148  K.O. 

®)  Vgl.  auch  Art.  XVI  des  Konsularvertrags  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Serbien  vom  6.  Januar  1883  (R.G.B1.  1883  S.  62). 

4)  a,)  bürgerl.  Gesetzb.  §§  394 — 530;  b)  Vormundschaftsgesetz  vom  25.  Oktob.  1872. 

5)  Vgl.  §§  424 — 475  des  serbischen  bürgerl.  Gesetzbuchs  vom  25.  März  (6.  April) 
1844  und  österr.  Allg.  bürgerl.  Gesetzb.  §§  552  ft. 
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und  deren  Nachkommenschaft  sind  die  Töchter  des  Erblassers,  event. 
ihre  Abkömmlinge,  zur  Erbschaft  berufen. 

2.  Der  Vater  des  Erblassers,  nur  als  solcher  allein.  Dann  kommen 
die  Brüder  des  Verstorbenen  und  deren  Deszendenten,  immer  das  oben 
erwähnte  Vorrecht  befolgend.  Nach  diesen  kommt  die  Mutter  des  Ver- 
storbenen gleichzeitig  mit  seinen  Schwestern  (event.  deren  Abkömm- 
linge, von  denen  die  männlichen  das  oben  bereichnete  Vorrecht  besitzen). 

3.  Der  Gross vater  (väterlicherseits)  des  Verstorbenen;  dann  die 
grossväterlichen  männlichen  Deszendenten  und  nach  ihnen  die  weib~ 
liehen.  Mit  den  Letzteren  (Tanten)  konkurrirt  die  Grossmutter. 

4.  Der  erste  Urgross vater  etc.  (wie  sub  2).  Die  Urgrossmutter 
ist  ausgeschlossen. 

5.  Der  zweite  Urgrossvater  etc.  auch  ohne  zweite  Urgrossmutter. 

6.  Der  dritte  Urgrossvater  etc. 

Darauf  geht  die  Berufung  auf  die  mat  er  ne  Ile  Linie  des  Erb- 
lassers über,  beginnend  vom  Grossvater,  immer  dieselbe  Reihenfolge 
behaltend  wie  in  der  väterlichen  Linie  (s>  3. — *6.). 

7.  Der  überlebende  Ehegatte.  — Der  Wittwe  gebührt  nach  dem 
Tode  des  Mannes  der  Wittwengehalt  während  des  Wittwenstandes,  resp. 
"bis  zu  ihrer  Verehelichung-.  Und  zuletzt 

8.  Der  Staat. 

Die  unehelichen  Kinder,  ob  anerkannt  oder  nicht,  sind  nie  als 
Intestaterben  berufen. 

Hl.  Pflichttheilb  erechtigt  sind  nur  die  Kinder,  d.  h.  Söhne 
(resp.  Töchter). 

Der  Pflichttheil  beträgt  die  Hälfte  der  Intestatportion. 

Nur  aus  bestimmten,  im  bürgerlichen  Gesetzbuche  angegebenen 
Gründen  kann  der  Erblasser  seinen  Kindern  den  Pflichttheil  im  Wege 
testamentarischer  Verfügung  entziehen.  Die  Schmälerung  des  Pflicht- 
theils  der  Söhne  behufs  Ausgleichung  mit  Töchtern  ist  zulässig. 

IV.  Bezüglich  der  Erbfähigkeit  der  Ausländer  verfügt  § 423 
biirgerl.  G.B.: 

„Wann,  wie  und  weiche  fremden  Staatsangehörigen  serbische  Staats- 
angehörige beerben  können,  beruht  auf  den  politischen  Verhältnissen 
(d.  h.  Staatsverträgen)  mit  den  fremden  Staaten,*  «und  nach  diesen  werden 
solche  V erlassen  schäften  behandelte  “4)- 

V.  Für  die  Eibschaftsverhan'dlun^  besteht  bei  jedem  Gerichtshöfe 
erster  Instanz  ein  sogenannter  Richter  für  die  Entscheidung  ausser- 

1 ) Vgl.  Verlassenschaftskonvention  zwischen  Serbien  und  Oesterreich-Ungarn, 
vom  6.  Mai  1881  (Oesterr,  R.G.Bi. 1882  No.  89)  und  Jett  ei,  Handbuch  des  internat.  Privat- 
um! Strafrechts.  1893.  S.  87,  97 ; ferner  Konsularvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Serbien  vom  6.  v Januar  4883  (R.G.B1.  1883  S.  62)  Art,  IX— XXIII  und  Böhm, 
internat.  Nachlassbehandlung.  Augsburg  1881,  S.  166  und  Ergänzungsband  1885,  S.  139 
bis  143.  Vgl.  ferner  Entschliessung  des  Kgl.  bayrischen  Staatsmihisteriums  der  Justiz 
vom  7.  Oktober  1891  über  die  Behandlung  von  Vermssenschaften "der  In  Bayern  ver- 
storbenen Ausländer  und  der  im  Auslande  verstorbenen  Bayern,  mitgetliBilt  in  Böhm’s 
Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und'  Strafrecht  Bd.  2 S.  87. 
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streitiger  Sachen  oder  Vormundschaftsrichter.  Er  trifft  die  nöthigen 
Massregeln  zur  Bildung  der  Verlassenschaftsmasse  und  zwar  nur  in 
solchen  Fällen,  wo  der  Verstorbene  unmündige  oder  unbekannte  Erben 
hinterlassen  hat. 

Die  Hauptmomente  des  Verfahrens  dieses  Richters  sind:  Verord- 
nung der  betreffenden  Gemeindebehörde  zur  Inventarisirung  des  ganzen 
Nachlasses;  die  Bestellung  eines  oder  mehrerer  Masseverwalter;  Be- 
rufung der  Interessenten  zur  Anmeldung  als  Erben  durch  die  Amts- 
zeitung; Eröffnung  der  Testamente  etc. 

Für  die  Entscheidung  von  Rechtsstreitigkeiten  betreffend  die  Erb- 
folge oder  Erbschaftsgüter  ist  dasjenige  Gericht  erster  Instanz  zuständig,, 
in  dessen  Bezirk  der  Wohnort  des  Verstorbenen  war.  Bis  zur  gericht- 
lichen Entscheidung  eines  solchen  Prozesses,  wird  die  Verlassenschafts- 
handlung aufgeschoben. 

Die  Gläubiger  des  Verstorbenen,  sowie  die  Legatare  besitzen  das  Ab- 
sonderungsrecht. 

VI.  Der  Erwerb  einer  Erbschaft  erfolgt  durch  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  erklärte  Ann  ahme.  Die  Annahme  der  Erbschaft  geschieht 
widerruflich  mit  oder  ohne  die  Rechtswohlthat  des  Inventars.  Für 
Minderjährige  und  andere  handlungsunfähige  Personen  kann  man  eine 
Erbschaft  nur  mit  der  Rechtswohlthat  des  Inventars  annehmen. 

VII.  Die  Erbschaftssteuer  wird  von  dem  Werthe  der  ange- 
fallenen Masse  erhoben.  Sie  wechselt  nach  dem  verwandtschaftlichen 
Verhältnisse  des  Empfängers  zum  Erblasser.  Es  haben  zu  bezahlen: 

Die  Verwandten  in  direkter  Linie  im  zweiten  Grade  l°/0. 

Dieselben  Verwandten  vom  zweiten  bis  sechsten  Grad,  sowie  der 
Ehegatte  3°/0. 

Die  Seitenverwandten  bis  zum  sechsten  Grad  6°/0,  und  bis  zum 
neunten  Grad  exklusive  8%. 

Die  anderen  Verwandten  und  nichtverwandte  Empfänger  10%. 

Der  Ausländer  zahlt  die  gleichen  Steuersätze  wie  der  Inländer. 

IV.  Theil. 

Konsulargerichtsbarkeit. x) 

§ 32. 

Die  serbischen  Konsulate  erster  Instanz  üben  die  bürgerliche  Ge- 
richtsbarkeit über  die  in  ihren  Bezirken  wohnenden  oder  sich  aufhalten- 
den serbischen  Angehörigen  in  denjenigen  Ländern  aus,  in  welchen 
die  Ausübung  durch  Staatsvertrag  oder  Herkommen  gestattet  ist.2) 

Als  Organ  der  Konsulargerichtsbarkeit  fungirt  das  Konsulartribunal, 
welches  aus  dem  Konsul  oder  dessen  Stellvertreter  als  Vorsitzenden 


!)  Vgl.  die  Konsularverträge  Serbiens  oben  § 1. 

*)  In  Bulgarien  ganz;  in  der  Türkei  wird  sie  nur  zum  Theil  zugestanden; 
freiwillige  Gerichtsbarkeit  überall. 
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und  aus  zwei  Richtern  besteht,  die  alljährlich  vom  Konsul  aus  der  Zahl 
der  im  Konsularbezirke  wohnenden  Personen  und  vorzugsweise  der 
Serben  gewählt  werden. 

Das  Konsulartribunal  (in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten)  hat  die 
Zuständigkeit  des  Gerichts  erster  Instanz,  und  für  dessen  Verfahren  ist 
das  serbische  Civilprozessgesetzbuch  massgebend. 

Gegen  die  Entscheidungen  des  Konsuiartribunals  finden  auch  die- 
selben Rechtsmittel  statt.  Diesbezüglich  gelten  auch  die  Vorschriften 
des  Civilprozessgesetzbuchs. 

Die  Konsuln  sind  auch  befugt,  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  aus- 
zuliben,  das  Vermögen  von  Minderjährigen  und  anderen  handlungsun- 
fähigen Personen  zu  verwalten  und  zu  sichern. 

Serbische  Generalkonsulate  existiren  in  Sofia,  Budapest,  London, 
Scoplje  (Uscüp),  Salonik,  Monastir,  Prischtina,  Triest;  von  ausländischen 
Staaten  haben  Konsulate  in  Serbien:  Deutschland1)  in  Belgrad, 
Oesterreich-Ungarn2)  und  Frankreich  in  Belgrad  und  Nisch; 
Grossbritannien,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die 
Niederlande  und  Rumänien  in  Belgrad,  die  Türkei  in  Nisch, 
Vranje,  Kragujewatz  und  Uschitza,  Griechenland  in  Nisch. 

!)  Vgl.  auch  Art.  84  und  Art.  37  Abs.  3 des.  Berliner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878 
(R.G.B1.  1878  S.  307)  und  Art.  25  des  Konsularvertrages  zwischen  Serbien  und  dem  Deut- 
schen Reich  vom  6.  Januar  1883  (Ibid.  1883  S.  62).  Die  Konsulargerichtsbarkeit  der 
deutschen  Konsuln  ist  weggefallen. 

2)  Oesterreich-Ungarn  hat  auf  die  ihm  in  Serbien  nach  den  Kapitulationen  zu- 
gestandenen Privilegien  ausdrücklich  verzichtet  (Konsularkonvention  zwischen  Serbien 
und  Oesterreich-Ungarn  vom  6.  Mai  1881  Art.  XIII).  Jettei,  Handbuch  des  intern. 
Privat-  und  Strafrechts  1893  S.  17. 
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I.  Theil.1) 

Civilprozess. 

§ l. 

I.  Einleitung.  Quellen  und  Litteratur. 

Die  gegenwärtig  — seit  dem  8./20.  Februar  1892  — in  Kraft 
stehende  bulgarische  Civil .-Prozessordnung  ist  eine  gründliche  Um- 
arbeitung und  Erweiterung  des  Civiltheils  der  alten  provisorischen 
Prozessordnung  (Vremenni  sftdebni  pravila)  vom  24.  August  a.  St,  1878, 


])  Materielles  Recht. 

In  Bulgarien  gilt  auch  heute  (1894)  noch  zum  grossen  Theile  das  otto manische 
Civilrecht,  und  zwar  bezüglich  des  Sachenrechts  einschliesslich  der  Normen  über 
die  Verjährung,  und  zwar  sowohl  der  erwerbenden  (Usucapiön,  Ersitzung)  als  auch 
der  erlöschenden  Verjährung  (Praeseriptio).  Die  diesbezüglichen  Bestimmungen  des 
oftomanischen  Civükodex  beruhen  überwiegend  auf  türkischem  Gewohnheitsrecht,  be- 
ziehungsweise auf  dem  Scheriat. 

Der  ottomanisehe  Civilkodex,  genanut  Med  sch  eile,  daiirt  vom  9.  März  1869  = 
dem  7.  Zühidsche  1285  nach  mohame dänischer  Zeitrechnung.  Ais  Ergänzung  dieses 
Kodex  ist  das  auch  heute  noch  in  Bulgarien  geltende  Grundgesetz  (Zakon  za  zemite) 
vom  7.  Ramazan  1274  — 11.  März  1858  zu  betrachten.  Dieses  Gesetz  behandelt  die 
Rechtsverhältnisse  bezüglich  der  unbedeckten  (der  Landwirthschaft  dienenden)  Gründe, 
d.  i.  jener  Gründe,  welche  im  Gegensatz  zu  den  sogenannten  Mülks  (volles  Eigenthum) 
Eigenthum  des  Staates  bilden,  von  welchem  die  Unterthanen  und  ihre  gesetzlichen 
Erben  (letztwillige  Verfügung  darüber  ist  unzulässig)  bloss  die  Nutzniessung  haben. 

Was  die  übrigen  Theile  des  materiellen  Civürechts  anbelangt,  so  sind  bisher  fol- 
gende Theile  gesetzlich  normirt:  1)  das  Obligationenrecht  (Gesetz  vom  8.  Dezember 
1892,  — in  Kraft  getreten  am  1.  März  1898,  enthält  668  Paragraphen);  2)  aas  Erb- 
recht (Gesetz  vom  17.  Dezember  1889,  — - in  Kraft  getreten  am  25.  Januar  1890,  — 
enthält  345  Paragraphen) ; 3)  das  Vormundschaftsrecht  (Gesetz  vom  27.  November 
1889,  — in  Kraft  getreten  am  21.  März  1890,  — enthält  153  Paragraphen).  Eine  Er- 
gänzung dieses  Gesetzes  ist  das  Gesetz  über  die  Adoption  und  Legitimirung  un- 
gesetzlicher Kinder  vom  17.  Dezember  1889,  — enthaltend  39  Paragraphen,  — in 
Kraft  getreten  im  Marz  1890. 

Alle  diese  Theile  des  bulgarischen  Civürechts  sind  dem  Code  Napoleon  beziehungs- 
weise dem  italienischen  Civilkodex  entnommen. 

Die  noch  ausstehenden  Theile  des  Civürechts  werden  sukzessiv  ausgearbeitet.  So 
wurde  im  verflossenen  Herbste  der  Deputirtenkammer  (Sobranie)  ein  Gesetzentwurf 
über  das  Eigenthumsrecht  und  dessen  Beschränkung  und  über  die  Ver- 
jährung unterbreitet.  Selbstverständlich  hat  auch  für  diesen  Entwurf  der  einmal  ein- 
geschlagenen Methode  gemäss  der  italienischen  Civilkodex  als  Muster  gedient. 

Bezüglich  des  Eigenthumserwerbs  an  Immobilien  und  der  Hypotheken 
■existiren  zur  Zeit  melirere,  den  provisorischen  Charakter  offenbar  an  sich  tragende 
Gesetze.  Hierher  gehören  das  Notariatsgesetz  vom  Jahre  1885,  Gesetze  aus  den 
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welche  auch  die  Strafprozessordnung  enthielt.  Diese  Prozessordnung- 
wurde  mittelst  Erlasses  des  damaligen  russischen  Generalgouverneurs 
Fürsten  Dondukof-Korsakoff  eingeführt,  und  ist  theil weise,  nämlich 
soweit  sie  die  Kriminal-Prozessordnung  enthält,  auch  heute  noch  in 
Geltung.  Als  erste  unmittelbare  Quelle  der  bulgarischen  Civilprozess- 
ordnung  ist  hiernach  die  obige  provisorische  Prozessordnung  zu  be- 
trachten, während  die  mittelbare  Quelle  die  russische  Civilprozess- 
ordnung  vom  Jahre  1864  mit  ihren  Ergänzungen  bis  zum  Jahre  1877 
ist.  Theilweise  dienten  als  Quellen  zur  neuen  bulgarischen  Civilprozess- 
Ordnung  auch  die  deutsche  Civilprozessordnung  vom  Jahre  1877,  der 
französische  Code  de  procMure  civile,  die  italienische  Civilprozess- 
ordnung  und  das  Genfer  Civilprozessgesetz  (Loi  sur  la  procödure  civile; 
du  Canton  de  Geneve). 

Ergänzt  wurde  die  bulgarische  Civilprozessordnung:  1)  durch  das. 
Gesetz  betreffend  das  Verfahren  in  Civil  Streitigkeiten  vor  den  Friedens- 
richtern (Mirowi  Südii)  vom  25.  Mai  1880;  2)  durch  die  Civilprozess- 
novellen  von  1885  und  1887  und  3)  durch  das  Gesetz  über  das  ver- 
kürzte (Kef6r6)  Civilverfahren  vom  15.  Dezember  1887. !) 


Jahren  1883,  1887  und  1892  (zu  je  1 — 3 Paragraphen),  endlich  die  §§  218 — 220  des 
Obligationenrechts,  d.  h.  des  oben  angeführten  Gesetzes  über  die  Verträge  und  Ver- 
bindlichkeiten. — * Nach  diesen  Gesetzen  kann  das  Eigenthum  an  Immobilien  auf  zweierlei 
Arten  erworben  werden:  mittelst  Privaturkunde  und  mittelst  notarieller  Urkunde.  Bei 
Konkurrenz  wird  aber  der  letzteren  der  Vorzug  gegeben.  Unter  mehreren  gleichartigen 
Urkunden  bezüglich  eines  und  desselben  Immobile  entscheidet  der  faktische  Besitz.  — * 
Das  Hypothengesetz  vom  Jahre  1885  enthält  auch  nur  sehr  wenige,  dem  französischen 
Code  entnommene  Bestimmungen,  im  Ganzen  25  Paragraphen.  Dieses  Gesetz  normirt 
bloss  die  vertragsweise  Hypothek,  für  welche  es  eine  Gültigkeit  auf  10  Jahre 
statuirt.  Der  Vertrag  muss  vor  einem  Notar  geschlossen  werden.  Die  Hypotheken- 
urkunde  ist  beim  Fälligwerden  der  Forderung  sofort  vollstreckbar. 

Kataster  und  Grundbuch  existiren  in  Bulgarien  bisher  nicht.  Die 
Hypotheken  werden  in  ein  besonderes  Buch  (Ipotecna  kniga)  eingeschrieben.  Das  Hypo- 
thekenbuch ist  aber  nicht  öffentlich,  daher  es  selbst  interessirten  Personen,  den 
Eigenthümer  ausgenommen,  nicht  gestattet  ist,  dasselbe  einzusehen. 

Ausser  einem  Kommentar  über  das  Erbrecht,  herausgegeben  in  Sofia  von. 
Dimitr  Tontschew  (in  bulgarischer  Sprache),  sind  keine  kommentirten  Ausgaben  über 
das  bulgarische  Civilrecht  erschienen.  Derselbe  Autor  (Tontschew)  hat  auch  einen  Kom- 
mentar zum  Obligationengesetz  begonnen,  aber  nicht  vollendet. 

Systematische  Bearbeitungen  oder  Monographieen  über  das  bulgarische  Civilrecht 
sind,  abgesehen  von  einzelnen,  in  den  bulgarischen  Fachzeitschriften  veröffentlichten 
Abhandlungen,  bisher  nicht  erschienen.  Ebenso  wenig  existiren  Uebersetzungen  bulga- 
rischer Gesetze. 

*)  Das  Projekt  der  neuen  bulgarischen  Civilprozessordnung  wurde  auf  Grund 
eines  von  dem  früheren  (1888 — 1891)  Justizminister  D.  Tontschew  ausgearbeiteten  Ent- 
wurfs von  einer  aus  Mitgliedern  des  obersten  Kassationshofs  bestehenden  Kommission 
verfasst  und  endgültig  redigirt.  Bei  der  legislativen  Berathung  im  Monat  November 
1891  wurden  nur  einige  Aenderungen  und  Eliminirungen  beschlossen;  so  z.  B.  wurde 
der  Anfforderungsprozess,  welchen  das  Projekt  enthielt,  gestrichen,  mit  dem  Bemerken, 
dass  derselbe  später  umgearbeitet  und  zugleich  mit  Bestimmungen  über  das  Mahn- 
verfahren und  andere  Institutionen  der  Civilprozessordnung  anhangsweise  beigefügt 
werden  solle. 
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Was  die  Literatur  der  bulgarischen  Civilprozessordnung  anbelangt, 
so  kann  dieselbe  ausser  einer  Reihe  von  Abhandlungen  aus  der  Feder 
von  höheren  Richtern  und  Advokaten,  welche  in  der  in  Sofia  erscheinenden 
juristischen  Zeitschrift  „Juridicsesko  Spisanije“  (herausgegeben  von 
G.  Zguref,  A.  Kahleschkof  und  Dr.  M.  St.  Schischmanov,  sämmt- 
lich  Kassationshofräthe)  veröffentlicht  sind,  nichts  Nennenswerthes  auf- 
weisen.  Bis  heute  existirt  nicht  einmal  ein  Handbuch  der  Civilprozess- 
ordnung in  bulgarischer  Sprache.  Indessen  darf,  nachdem  an  der 
Hochschule  in  Sofia  eine  juristischen  Fakultät  geschaffen  ist,  auch  das 
Gedeihen  der  juristischen  Literatur  erwartet  werden, 

§ 2. 

II.  Prinzipien  der  bulgarischen  Civilprozessordnung. 

In  der  bulgarischen  Civilprozessordnung  ist  das  Prinzip  der  Münd- 
lichkeit und  Unmittelbarkeit  ziemlich  konsequent  durchgeführt.  Hierin 
machen  bloss  einige  Bestimmungen a)  insofern  eine  Ausnahme,  als  sie 
schriftliche  Eingaben  obligatorisch  vorschreiben.  Auch  kann  in 
der  Berufungsinstanz  (Appellationsgericht)  beim  Nichterscheinen  der  vor- 
geladenen Parteien  der  Prozess  auch  ohne  dieselben  verhandelt  werden.* 2) 

— Die  Verhandlung  ist  öffentlich  und  wird  vom  Präsidenten  resp, 
Vorsitzenden  geleitet.  Sie  beginnt  mit  dem  Vortrage  des  Referenten, 
worauf  die  Parteien,  zuerst  der  Kläger,  dann  der  Beklagte  ihre  Er- 
klärungen, Argumente  und  Erwiderungen  mündlich  vortragen,  und  zwar 
ohne  formelle  Beschränkung,  bis  zum  Schlüsse  der  Verhand- 
lung. Im  Zusammenhang  hiermit  ist  das  Offizialprinzip  des  Ver- 
fahrens dadurch  gewahrt,  dass  es  einerseits  dem  Gericht3)  anheim 
gestellt  ist,  von  den  Parteien  über  unklare  Angaben  und  Aeusserungen 
Aufklärung,  und  bestimmte  Erklärungen  bezüglich  der  wesentlichen 
Prozessumstände  und  Urkunden  zu  verlangen  (richterliches  Fragerecht), 

— andererseits  aber  dem  Vorsitzenden  das  Recht  ertheilt  ist,  falls  er 
den  Prozessstoff  für  genügend  geklärt  erachtet,  die  mündliche  Verhand- 
lung ohne  Rücksicht  auf  die  Einwendungen  der  Parteien  zu  schliessen 
(materielle  Beschränkung  der  Debatten).4)  Eine  Folge  des  Offizial- 
prinzips sind  auch  die  Bestimmungen,  wonach  der  Vorsitzende  nach 
Massgabe  der  mündlichen  Vorträge  resp,  in  deren  Verlaufe  die  Parteien 
auffordern  kann,  sich  zu  vergleichen,  falls  nämlich  der  Rechtsstreit 
durch  Vergleich  beigelegt  werden  darf,5)  und  ebenso  die  Bestimmung, 
wonach  es  dem  Gericht  zur  Pflicht  gemacht  ist,  nach  Anhörung  der 
Parteien,  wenn  es  wahrnimmt,  dass  für  gewisse  wesentliche  That- 

q Vgl.  z,  B.  §§  191,  498,  499  C.P.O. 

2)  § 682 : „Pie  Abwesenheit  der  Parteien  (in  der  Berufungsinstanz),  wenn  der 
Prozess  vorgetragen  wird,  hindert  die  Fällung  des  Urtheüs,  ohne  dass  die  Parteien 
angehört  worden  sind,  nicht.  Die  Abwesenheit  einer  Partei  macht  die  andere  des 
Rechts,  ihre  mündlichen  Erklärungen  abzugeben,  nicht  verlustig.“ 

3)  § 258  C.P.O. 

4)  § 261  C.P.O. 

5)  § 260  al.  1 C.P.O. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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umstände  keine  Beweise  erbracht  sind,  diese  Wahrnehmung  den  Par- 
teien zu  verkünden  und  dieselben  unter  Vertagung  der  Verhandlung  auf- 
zufordern, bis  zu  dem  neuen  Verhandlungstage  die  fehlenden  Beweise 
zu  liefern.1) 

Die  Oeffentlichkeit  kann  in  gewissen  Fällen2 3)  (Moralitäts-  und  Re- 
ligionsrücksichten, gemeinsames  Uebereinkommen  der  Parteien  und  bei 
Prozessen  zwischen  Eheleuten,  nahen  Verwandten  und  Gesellschaftern) 
auf  Gerichtsbeschluss  ausgeschlossen  werden. 

Getreu  der  Verhandlungsmaxime,  wonach  das  Gericht  nur  auf 
Antrag  der  Parteien  und  nach  deren  Anhörung  prozedirt  und  verhandelt ^) 
und  im  Wesentlichen  an  die  Anträge  der  Parteien  gebunden  ist,  sta- 
tuirt  die  bulgarische  Civilprozessordnung  die  freie  Beweisführung 
unter  Verwerfung  der  Eventualmaxime.4)  Deshalb  bestimmt  § 283 
C.P.O.,  dass  das  Gericht  auf  eigene  Hand  keine  Beweise  oder  Er- 
kundigungen sammelt,  sondern  sein  Urtheil  ausschliesslich  auf  die  von 
den  Parteien  vorgebrachten  Beweise  stützt;  jedoch,  wie  oben  erwähnt, 
dehnt  das  Gesetz  (§  284)  das  obige  Prinzip  den  Erfordernissen  der  münd- 
lichen Verhandlung  gemäss  dahin  aus,  dass  auch  das  Gericht  unter 
Umständen  die  Initiative  zum  Antritt  von  fehlenden  Beweisen  ergreifen 
kann. 

Hinsichtlich  der  Beweislast  stellt  die  bulgarische  Civilprozess- 
ordnung5) das  römische  Prinzip  auf  „asserenti,  non  neganti,  onus  pro- 
bandi incumbit“,  indem  es  dieses  Prinzip  selbsverständlich  auch  auf 
die  Einwendungen  des  Beklagten  ausdehnt.6) 

HI.  Die  Gerichte. 

§ 3. 

A.  Gerichts  Organisation  und  Gliederung.  Gerichtssprache. 

I.  Es  bestehen  zwei  meritorische  Instanzen  und  eine  Kassations- 
instanz. 

1.  Gerichte  erster  Instanz  sind  die  Friedensrichter  und  die  Kreis- 
gerichte (Okru^ni  §udove). 

2.  Appellationsgerichte  sind : für  die  vom  Friedensrichter  in  erster 
Instanz  verhandelten  Prozesse  das  örtlich  zuständige  Kreisgericht;  für 
alle  anderen  durch  die  Kreisgerichte  in  I.  Instanz  verhandelten  Prozesse 
das  örtlich  zuständige  Appellationsgericht  (Appellativen  sud).  In 

l)  § 284  C.P.O. 

3)  §§  248—250  C.P.O. 

3)  §§  4,  11  C.P.O. 

4)  Als  Ausfluss  der  Eventualmaxime,  wenn  auch  mit  dem  Beweisrecht  nicht  eng 
zusammenhängend,  kann  man  die  Bestimmungen  der  §§  523  (s.  u.  § 11),  586,  587 
C.P.O.  (s.  u.  § 4 b)  betrachten,  wonach  die  Einreden  der  Unzuständigkeit,  der  Prozess- 
Unfähigkeit,  der  mangelnden  Prozesskaution  und  das  Verlangen  der  Zuziehung  einer 
dritten  Person  (Intervention)  in  der  resp.  bis  zur  ersten  mündlichen  Verhandlung 
(Tagsatzung)  geltend  zu  machen  sind. 

5)  § 282  C.P.O. 

6)  Bezüglich  der  übrigen  Beweisregeln  s.  u.  § 13. 
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Bulgarien  (einschliesslich  Ost-Rumelicn)  giebt  es  85  Friedensrichter 
(in  drei  Kategorien  getheilt,  I.,  II.  und  III.  Klasse,  nach  der  Zahl  des 
Personals  und  dein  Gehalt),  22  Kreisgerichte  (ebenfalls  in  drei  Kate- 
gorien zerfallend)  und  4 Appellationsgerichte,  nämlich  in  Sofia, 
Philippopel  (Plovdiv),  Trnovo  und  Rustschuk  (Russe).  Sowohl  für 
die  durch  die  Kreisgerichte  als  zweite  Instanz,  wie  für  die  durch  die  Appel- 
lationsgerichte erledigten  Prozesse  ist  der  oberste  Kassationshof  in 
Sofia  höchste  und  letzte  Kassationsinstanz. 

II.  Der  Friedensrichter  verhandelt  allein  und  hat  einen  Sekretär 
(Gerichtsschreiber),  welcher  das  Protokoll  führt,  jedoch  an  der  Urtheüs- 
berathung  nicht  theilnimmt.  Die  Kreisgeriehte,  sowohl  als  I.  wie  auch 
als  II.  Instanz  urtheilen  in  einem  Rathe  von  drei  Richtern.  Den  Vor- 
sitz führt  der  Präsident  resp.  der  Vizepräsident  oder  der  rangälteste 
Richter;  das  Protokoll  führt  der  Gerichtssekretär;  an  der  Berathung 
nimmt  derselbe  nicht  Theil,  Bisher  haben  nur  die  Kreisgerichte  erster 
und  zweiter  Klasse  (Sofia,  Plovdiv,  Trnovo,  Rustschuk,  Varna  und 
Burgas)  dann  Schumen  und  Stara-Zagora  je  einen  Civil-  und  Straf- 
senat, während  der  Personalstatus  der  übrigen  Kreisgeriehte  (1  Präsi- 
dent und  3 Richter)  getrennte  Civil-  und  Strafsenate  unmöglich  macht. 
Die  Appellationsgerichte  — mit  Ausnahme  aus  Trnovo  (welches  ein- 
schliesslich des  Präsidenten  bloss  aus  4 Richtern  besteht)  mit  je  1 Prä- 
sidenten, 1 Vizepräsidenten  und  8 Räthen  besetzt  — urtheilen  auch 
bloss  in  einem  Senat  von  drei  Richtern  (Vorsitzender  und  2 Richter), 
doch  kann  diese  Zahl  bei  wichtigen  Prozessen  vermehrt  werden.  Dies 
geschieht  aber  in  der  Regel  bloss  bei  grösseren  Kriminalprozessen. 
Auch  die  Appellationsgerichte  haben  bloss  je  einen  Civil-  und  Kriminal- 
senat. 

Der  oberste  Kassationshof  besteht  aus  einem  Präsidenten,  2 Vize- 
präsident m und  9 Räthen  (seit  1890)  und  ist  in  zwei  Civilsenate  und 
einen  Kriminalsenat  zu  je  4 Richtern  (einschliesslich  des  Vorsitzenden) 
eingetheilt. !) 

III.  Bei  jedem  Kollegialgericht,  also  auch  bei  dem  obersten  Kassa- 
tionshof existirt  eine  besonders  organisirte  Staatsanwaltschaft  (Pro- 
kurorski  nadzor).  Dieselbe  besteht  aus  einem  Staatsanwalt,  einem  oder 
mehreren  Substituten  und  dem  nöthigen  Kanzleipersonal.  Die  Funktionen 
des  Staatsanwalts  bei  den  Civilsenaten  der  meritorischen  In- 
stanzen beschränken  sich  auf  die  Theilnahme  und  Antragstellung  (za- 
kljuöenije)  in  gewissen  vom  Gesetz* 2)  bestimmten  Civilprozessen;  jedoch 

*)  Demnächst  soü  ein  Zuwachs  von  drei  Kassationsräthen  erfolgen,  damit  jeder 
der  drei  Senate  in  einer  Besetzung  von  fünf  Mitgliedern  verhandeln  könne. 

a)  § 265.  „Die  Procurore  stellen  ihren  Antrag  in  Civilstreitigkeiten  in  folgenden 
Fällen:  1)  in  Prozessen  des  Fiskus  und  der  Pietäts-  und  Wohlthätigkeitsanstalten; 

2)  in  Prozessen  der  Kreisbehörden,  der  städtischen  und  Dorf-Gemeinden  und  der  öffent- 
lichen Anstalten;  3)  in  Prozessen  von  Minderjährigen,  yon  unter  Kuratel  Befindlichen, 
sowie  auch  von  Personen,  deren  Aufenthalt  unbekannt  ist;  4)  bei  Kompetenzfragen 
und  Konflikten;  5)  bei  Einwendungen  gegen  die  Echtheit  von  Urkunden,  sowie  auch 
in  allen  Fällen,  wenn  in  Civilstreitigkeiten  strafrechtlich  zu  verfolgende  Umstände  ent- 

16* 
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hat  der  Staatsanwalt  das  Recht  — nach  seinem  Ermessen  — auch  bei 
anderen  Civilprozessen  seinen  Antrag  zu  stellen.  Ebenso  kann  das  Ge- 
richt in  allen  Fällen  seine  Meinung  nachträglich  in  öffentlicher  Sitzung 
einholon. 

IV.  Die  Gerichtssprache  ist  die  bulgarische.  Hiervon  kann 
bloss  in  den  vom  Gesetz1)  speziell  angeführten  Fällen  eine  Ausnahme 
gemacht  werden,  Eingaben  an  das  Gericht  sind  ohne  Ausnahme  in 
bulgarischer  Sprache  zu  verfassen.2) 

§ 4. 

B.  Zuständigkeit  der  Gerichte, 

I.  Die  Zuständigkeit  der  Friedensrichter  in  Civilstreitigkeiten 
erstreckt  sich  auf  alle  Civil-  und  Handelssachen,  deren  Gegenstand 
(beweglich  oder  unbeweglich)  den  Werth  von  1000  Silberfrancs 
(Lew)  nicht  übersteigt,  und  auf  Besitzstörungsklagen,  sofern  seit 
der  Besitzstörung  nicht  mehr  als  sechs  Monate  abgelaufen  sind.3) 
Die  Parteien  können  jedoch  auch  in  anderen  Fällen  — sofern  eine  Ab- 
weichung von  der  regelmässigen  Kompetenz  statthaft  ist  — die  Zu- 
ständigkeit eines  Gerichts  erster  Instanz  vertragsweise  vereinbaren.4) 
Alle  zur  Kompetenz  des  Friedensrichters  nicht  gehörigen  Civil-  und 
Handelsstreitigkeiten  (besondere  Handelsgerichte  giebt  es  zur 
Zeit  in  Bulgarien  nicht)  sind  dem  Kreisgericht  als  I.  Instanz  zu- 
gewiesen, und  zwar  in  der  Regel  demjenigen  Kreisgericht,  in  dessen  Be- 
zirk der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  hat;  betrifft  jedoch  der  Gegenstand 


deckt  werden;  6)  bei  Ansuchen  wegen  Ausschliessung  von  Richtern;  7)  bei  Gesuchen 
um  Gewährung  des  Armenrechts;  8)  in  Prozessen  wegen  kaufmännischen  Konkurses; 
9)  in  Statusfragen  (Adoption,  Legitimation  u.  s.  w.);  10)  in  Prozessen  wegen  Schadens- 
ersatz gegen  Beamte  (prise  ä partie);  11)  bei  Gesuchen  wegen  Zwangsvollstreckung 
aus  ausländischen  Urtheilen,  und  12)  in  allen  anderen  Fällen,  welche  das  Gesetz  be- 
stimmt. Der  Procuror  kann  jedoch  seinen  Antrag  auch  in  allen  anderen  Prozessen 
stellen,  in  welchen  er  dies  für  erforderlich  hält;  ebenso  kann  auch  das  Gericht  nach 
seinem  Ermessen  den  Procuror  um  Stellung  seines  Antrags  angehen.“ 

*)  Gerichtsorganisations-Gesetze  vom  25.  Mai  1880  (Modifikation  vom  28.  Januar 
1885)  § 161.  „Wenn  die  Prozessparteien  der  bulgarischen  Sprache  nicht  mächtig  sind, 
wird  auf  ihre  Kosten  ein  Dolmetscher  gerufen.  Die  Aufnahme  eines  besonderen  Pro- 
tokolls in  fremder  Sprache  ist  nicht  gestattet;  das  Gericht  kann  jedoch  erlauben,  dass 
einzelne  Worte  oder  Sätze,  wie  sie  von  den  Parteien  gesagt  worden  sind  und  insofern 
sie  für  den  Prozess  selbst  von  besonderer  Wichtigkeit  sind,  in  das  Protokoll  eingetragen 
werden.  Ohne  Dolmetscher  kann  in  fremder  Sprache  nur  dann  verhandelt  werden,  wenn 
sowohl  sämmtliche  Richter  als  auch  die  Parteien  der  fremden  Sprache  mächtig  sind.“ 
§ 162.  „Personen,  welche  nicht  bulgarisch  können,  legen  den  Eid  in  derjenigen 
Sprache  ab,  deren  sie  mächtig  sind. 

§ 163.  „Die  Dolmetscher  können  auf  der  nämlichen  Grundlage  ausgeschlossen 
werden  wie  die  Zeugen  und  Experten.“ 

3)  § 194  O.P.O.  „Die  Eingaben  müssen  in  bulgarischer  Sprache  verfasst  sein; 
die  Unterschrift  kann  auch  in  fremder  Sprache  geschrieben  sein;  jedoch  muss  dieselbe 
auch  in  bulgarischer  Sprache  ausgedrückt  sein.“ 

3)  $ 15  C.P.O. 

«)  §§  172,  173  C.P.O. 
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der  Klage  eine  unbewegliche  Sache,  so  ist  dasjenige  Gericht,  resp.  der- 
jenige Friedensrichter  zuständig,  in  dessen  Bezirk  das  Immobile  liegt.1) 
Die  §§  152,  153,  160,  161,  162,  164,  165,  169  und  1702)  behandeln 
alle  anderen  Fälle,  in  welchen  das  Gesetz  eine  Abweichung  von  der 
gesetzlich  normirten  Kompetenz  nicht  zulässt. 

II.  Das  Kassationsgericht  als  erste  und  letzte  meritorische  In- 
stanz ist  zuständig  für  Klagen  gegen  Mitglieder  des  Kassationsgerichts 
auf  Schadensersatz  (Prise  ä partie),  das  Appellationsgericht  aber 
als  erste  Instanz  in  ebendenselben  Klagen  gegen  Mitglieder  der  Kreis- 
gerichte und  der  Staatsanwaltschaften  bei  den  Kreisgerichten.3) 

IY.  Die  Parteien. 

§ 5. 

Prozessfähigkeit.  Intervention.  Streitgenossenschaft. 

I.  Prozessfähigkeit  hat  jeder,  welcher  sich  nicht  unter  Vor- 
mundschaft oder  Kuratel  (im  weitesten  Sinne  des  Wortes)  befindet.4) 
Solche  Personen  werden  im  Prozess  durch  ihre  Eltern  resp.  Vormünder  oder 
Kuratoren  vertreten.  Für  die  im  Konkurs  befindlichen  Personen  sind 
Prozessvertreter  die  durch  das  Handelsgesetz  (siehe  Theil  II  S.  294 ff.  Kon- 
kursrecht) bestimmten  Personen  (Syndikat).  Die  Prozessfähigkeit  der  ver- 
schiedenen Anstalten,  geistlichen  Behörden,  Korporationen,  Gesellschaften 
und  Handelsgesellschaften  wird  durch  die  bestehenden  Gesetze  und 
Gewohnheiten,  so  wie  auch  durch  Statuten  und  besondere  Verträge 
bestimmt. 


1)  §§  16,  17,  150,  158  C.P.O. 

2)  § 152.  „Das  Domizil  der  Militärpersonen  bildet  deren  Garnison  (beständige 
Bequartierung).  Diese  Regel  betrifft  nicht  solche  Militärpersonen,  welche  bloss  ihre 
Wehrpflicht  erfüllen  oder  welche  kein  selbstständiges  Domizil  haben.“ 

§ 153.  „Die  Ehefrau,  so  lange  sie  vom  Manne  nicht  getrennt  ist,  hat  in  Hinsicht 
der  Kompetenz  das  Domizil  ihres  Mannes.  Die  ehelichen  Kinder  folgen  der  Kompetenz 
des  Vaters,  die  unehelichen  derjenigen  der  Mutter.“ 

§ 160.  „Alle  Klagen,  welche  aus  Hypothekarverträgen  entstehen,  werden  bei  dem 
Gerichte  eingereicht,  in  dessen  Sprengel  das  verpfändete  Immobile  liegt.“ 

§ 161.  „Alle  Arten  von  Erbschaftsklagen  werden  bei  dem  Gericht  angemeldet, 
in  dessen  Bezirk  die  Erbschaft  eröffnet  ist.“ 

§ 162.  „Klagen  wegen  Theilung  der  Erbschaft  werden  bei  dem  Gericht  ange- 
meldet, bei  welchem  die  Theilung  geschehen  ist.“ 

§ 164.  „Klagen  wegen  beweglicher  und  unbeweglicher  Sachen  werden  nach  Wahl 
des  Klägers  entweder  dort,  wo  sich  die  unbewegliche  Sache  befindet,  oder  am  Domizil 
des  Beklagten  angemeldet.“ 

§ 165.  „Klagen  gegen  den  Fiskus  werden  dort  eingereicht,  wo  sich  das  be- 
treffende Fiskalat  oder  die  Vertretung  befindet.“ 

§ 169.  „Für  Klagen  gagen  im  Konkurs  befindliche  Personen  ist  das  Konkurs- 
gericht kompetent.“ 

§ 170.  „Prozesse  zwischen  Ausländern,  oder  zwischen  Ausländern  und  bulgari- 
schen Unterthanen  werden  verhandelt  und  entschieden  nach  den  einheimischen  Ge- 
setzen, soweit  dieselben  durch  die  Kapitulationen  nicht  geändert  sind.“ 

3)  §§  1111—1114;  1116  u.  1124  C.P.O. 

4)  § 12  C.P.O. 
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II.  Die  bulgarische  Civilprozessordnung  behandelt  speziell  zwei 
Arten  der  Intervention,1)  welche  in  die  Kategorie  der  Nebeninter- 
vention gehören,  während  der  eigentliche  Fall  der  Hauptinter- 
vention2) nur  im  Allgemeinen  behandelt  wird.  Die  Civilprozess- 
ordnung unterscheidet  zwischen  der  von  den  Parteien  und  der  von 
oiner  dritten  Person  ausgehenden  Intervention.  In  allen  Fällen  aber 
handelt  es  sich  um  eine  Konnexität  der  Interessen  mit  denen  einer 
der  Parteien.  Bei  diesen  Nebeninterventionen  wird  wieder  ein  Unter- 
schied gemacht  bezüglich  der  Interventionsfrist.  Während  nämlich  der 
Beklagte  den  Antrag  auf  Vorladung  einer  dritten  Person  (des  Inter* 
venienten)  bis  zum  ersten  Verhandlungstage,  der  Kläger  aber  bis  zu 
dem  dem  ersten  Verhandlungstage  folgenden  Tage  stellen,  d.  h.  schrift- 
lich  einreichen  muss,  kann  eine  dritte  Person,  welche  ein  rechtliches 
Interesse  am  Obsiegen  einer  der  Parteien  hat,  ihr  diesbezügliches  Ge- 
such in  jeder  Prozesslage  (bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung)  an- 
melden. 

Bezüglich  der  Hauptintervention,  welche  vorliegt,  wTenn  eine 
dritte  Person  auf  den  Streitgegenstand  einen  von  den  Rechten  der 
Parteien  unabhängigen  Anspruch  erhebt,  bestimmt  das  Gesetz  keine 
Frist  zur  Geltendmachung;  jedoch  hat  die  Gerichtspraxis  auch  hierin 
dem  Intervenienten  das  Recht  zuerkannt,  bis  zur  rechtskräftigen  Ent- 
scheidung des  Prozesses  seinen  Anspruch  geltend  zu  machen. 

HI.  Die  Streitgenossenschaft3)  ist  in  der  bulgarischen  Civil- 
prozess  Ordnung  in  derselben  Weise  geregelt,  wie  in  der  deutschen 
Civilprozessordnung  (vgl.  §§.  56 — 60  der  deutsch.  C.P.O.),  welcher  diese 
Institution  entnommen  ist. 

§ 6- 

V.  Beistände  und  Prozessbeyollmächtigte  der  Parteien. 

I.  Wrenn  die  Parteien  vor  Gericht  nicht  persönlich  erscheinen,  so 
müssen  sie  sich  durch  Advokaten  oder  Advokatengehülfen  oder  sonstige 
Bevollmächtigte  vertreten  lassen. 

Ein  Anwaltszwang  existivt  in  Bulgarien  nicht. 

Die  Arten  der  Vertretung  vor  Gericht  bestimmt  das  Advokaten- 
gesetz vom  16.  Dezember  1888. 4) 

Ausser  den  Advokaten  und  im  beschränkten  Sinne  den  Advokats- 
gehülfen  (advokatski  pomoschtnici)  (siehe  weiter  unten  sub  V)  können 
Prozessbevollmächtigte  sein  nur:  die  Eltern  der  Parteien,  ihre  gross- 

‘)  §§  586—596  C.P.O. 

2)  §§  597,  598  C.P.O. 

3)  §§  243—246  C.P.O. 

4)  Advokatengesetz  § 1.  „Jede  rechtsfähige  Person  kann  ihre  P echte  vor  Ge- 
richt geltend  machen  und  vertheidigen:  a)  persönlich;  b)  durch  eine  oder  mehrere 
Personen,  welche  die  Befugniss  haben,  Vertreter  in  fremden  Angelegenheiten  vor  Ge- 
richt. zu  sein.“ 

§ 2.  „Ausgenommen  den  Fall  des  § 3 können  Vertreter  vor  Gericht  nur  Advo- 
katen sein.“ 
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jährigen  Kinder,  Ehemann,  Blutsverwandte  inkl.  des  4.  Grades 
(römischer,  nicht  kanonischer  Rechnung)  und  Schwäger  bis  zum 
3.  Grade,  sowie  auch  diejenigen  Personen,  welche  mit  einer  der  Par- 
teien  in  Klagegemeinschaft  (Streitgenossenschaft)  stehen,  oder  ihr  Ver- 
mögen oder  ihre  Angelegenheiten  verwalten.1) 

II.  Die  Vollmachten  der  Advokaten,  der  Advokatsgehülfen  und 
auch  der  sonstigen  Prozessbevollmächtigten  können  mündlich  vor 
Gericht  oder  schriftlich  ertheilt  werden.  Die  mündlichen  Voll- 
machten werden  von  der  Partei  bei  allen  Gerichten,  auch  vor  dem 
obersten  Kassationshof,  in  öffentlicher  Sitzung  angemeldet,  und  — bei 
den  Kreisgerichten  in  einem  besonderen  Buche,  — bei  den  Appellations- 
höfen und  beim  Kassationshof  aber  im  Verhandlungsprotokolle,  unter 
Anklebung  eines  Einfrankstempels  vermerkt,  und  haben  je  nach  An- 
gabe der  Partei  entweder  nur  für  diese  eine  Sitzung  oder  bis  zur  Be- 
endigung des  Prozesses  in  der  Instanz  Gültigkeit.2)  Die  schrift- 
liche Vollmacht  bedarf  keiner  Zeugen,  nur  muss  die  Unterschrift  des 
Vollmachtgebers  notariell  beglaubigt  sein.3)  In  der  Regel  werden 
gedruckte  Blanketts,  (wie  man  sie  auch  in  anderen  Staaten  hat) 
benützt,  in  die  nur  der  Name  des  Advokaten  (welcher  auch  meistens 
gedruckt  ist)  und  der  Prozessgegenstand  eingeschrieben  wird.  Im 
Uebrigen  sind  in  solchen  Blanketts  alle  möglichen  Rechte  den  Ad- 
vokaten eingeräumt,  so  dass  die  Bestimmung  des  § 100  der  Novelle 
vom  Jahre  1887, 4)  wonach  bestimmte  Rechte  besonders  genannt  werden 
müssen,  ohne  praktische  Bedeutung  ist.  — Zu  bemerken  ist,  dass  die 
mündliche  Vollmacht  blos  zu  Anträgen  in  der  mündlichen  Verhand- 
lung und  zu  den  aus  diesen  Anträgen  sich  ergebenden  und  bis  zur 
Beendigung  des  Prozesses  in  dieser  Instanz  sich  erstreckenden  Hand- 
lungen berechtigt.  Zur  Einlegung  der  Berufung  oder  zur  Vornahme 
exekutiver  Schritte  muss  der  Bevollmächtigte,  Advokat  etc.  eine  lega- 

1)  § 3 ibid.  „Die  Parteien  können  zur  Führung  ihrer  Civilprozesse  Vollmachten 
ertheüen  ihren.  Eltern,  Blutsverwandten  bis  zum  4,  Grad  inklusive  und  in  der  Sehwäger- 
schaft bis  zum  3.  Grad,  ihren  grossjährigen  Kindern  und  Ehegenossen;  ebenso  den- 
jenigen Personen,  mit  welchen  sie  Streitgenossen  sind  oder  welche  ihre  Güter  und 
Angelegenheiten  verwalten.“ 

2)  Advokatengesetz  § 18.  „Die  Advokaten  fungiren  in  Civilstreitigkeiten  ent- 
weder auf  Grund  einer  mündlichen  oder  einer  schriftlichen  Vollmacht  oder  auf  An- 
suchen der  Parteien  in  Folge  Ernennung  Seitens  des  Gerichts  oder  endlich  auf  Grund 
der  Ernennung  Seitens  des  Gerichtspräsidenten. 

§ 19  ibid.  „Die  Partei  hat  das  Recht,  zu  erklären,  ob  sie  den  Advokaten  für  den 
ganzen  Prozess  bevollmächtigt  oder  nur  für  eine  bestimmte  Handlung.  Sie  kann  auch 
mehrere  Vertreter  bevollmächtigen.“ 

*)  Novelle  vom  Jahre  1887  § 99.  „ . . . Die  schriftlichen  Vollmachten  müssen 

notariell  legalisirt  sein.“ 

4)  Novelle  vom  Jahre  1887  § 100.  „Wenn  dem  Bevollmächtigten  die  Rechte  er- 
theilt werden,  die  Berufungsbeschwerde  oder  Nullitätsbeschwerde  einzureichen,  den 
Prozess  durch  Vergleich  zu  beenden,  Einwendungen  der  Falschheit  anzumelden  oder 
auf  solche  Einwendungen  zu  antworten  und  die  Vollmacht  einem  anderen  zu  über- 
tragen, so  müssen  diese  Rechte  bei  sonstiger  Nichtigkeit  klar  und  bestimmt  in  der 
Vollmacht  ausgedrückt  sein.“ 
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lisirte  Vollmacht  besitzen.  Private,  nicht  legalisirte  Voll- 
machten haben  keine  Gültigkeit.  Telegraphische  Voll- 
machten werden  nur  dann  berücksichtigt,  wenn  in  der  Depesche  auch 
die  ganze  Legalisirungsklausel  in  extenso  angegeben  (telegra- 
phirt)  und  an  der  Aufgabestation  die  Vollmachtsgebühr  — 1 Franc  — 
erlegt  ist.  Der  Beglaubigung  von  Seiten  des  betreffenden  Konsulats 
oder  der  Gesandtschaft  resp.  des  bulgarischen  Ministeriums  des  Aeussern 
bedarf  es  nur  bei  ausländischen  Vollmachten  oder  bei  solchen  Voll- 
machten, welche  fremde  Unterthanen  vor  ihren  resp.  Konsulaten  in 
Bulgarien  ausstellen.  In  jedem  Falle  jedoch  muss  eine  beglaubigte 
bulgarische  Uebersetzung  der  Vollmacht  und  der  verschiedenen  fremd- 
sprachigen Beglaubigungsklauseln  dem  Originale  beigefügt  werden.  Alle 
diese  Beglaubigungen  betreffen  das  Siegel  der  fraglichen  Behörden, 
so  z.  B.  muss  das  Notariatssiegel  einer  in  Berlin  ausgestellten  Vollmacht 
vom  Ministerium  des  Aeusseren  in  Berlin  legalisirt  werden;  hierauf 
wird  das  Siegel  des  Ministeriums  des  Aeusseren  vom  deutschen  General- 
konsulat, das  Siegel  des  letzteren  aber  von  dem  bulgarischen  Ministerium 
des  Aeusseren  legalisirt.  Die  mit  so  vielen  Klauseln  versehene  Voll- 
macht wird  dann  im  bulgarischen  Ministerium  des  Aeussern  (Dragoman- 
abtheilung)  ins  Bulgarische  übersetzt  und  legalisirt.  Auch  kann  die 
Partei  sich  selbst  die  Uebersetzung  besorgen  und  dieselbe  vom  er- 
wähnten Dragomanamte  blos  prüfen  und  legalisiren  lassen.  Ausser 
dem  im  Dragomanamte  des  Ministeriums  des  Aeusseren  funktionirenden 
Translator  existiren  keine  besonderen  beeideten  Translatoren  für  obige 
Vollmachten.1) 

§ 7. 

VJ.  Rechtsanwaltschaft. 

Eine  Advokatenordnung,  wie  sie  die  modernen  Staaten  haben, 
kennt  Bulgarien  nicht.  Das  „Advokatengesetz“  vom  16.  Dezember 
1888  hat  zwar  einige  Ordnung  in  die  bisherigen  patriarchalischen  Zu- 
stände gebracht,  doch  kann  von  einer  Organisation  der  Rechtsanwalt- 
schaft im  wirklichen  Sinne  des  Worts  keine  Rede  sein.  Das  erwähnte 
Advokatengesetz  mit  seiner  theilweisen  Modifikation  vom  Jahre  1890 
hat  nämlich  alle  diejenigen  Personen  als  Advokaten  anerkannt,  welche 
bis  zum  Inslebentreten  des  Gesetzes  (vom  24.  Dezember  a.  St.  1888) 
eine  dreijährige  Advokaturs-  oder  eine  vierjährige  kombinirte 
Advokaturs-  und  Richterpraxis  hatten.  Nun  bestand  aber  vor- 
dem für  die  Advokaten  keine  andere  Qualifikation  als  die,  dass  der 
Advokat  bulgarischer  Unterthan  und  grossjährig  (21  Jahre  alt)  sei,  lesen 
und  schreiben  (bulgarisch)  könne,  und  wegen  keines  schweren  Delikts 
bestraft  sei.  Somit  wurde  neben  den  juristisch  gebildeten  Advokaten, 
auch  die  nicht  vorgebildete  Advokatenmasse  übernommen,  denn  fast 

*)  Vgl.  auch  Kundmachung  des  k.  k.  österreichischen  Generalkonsulats  in  Sofia 
vom  April  1890.  abgedruckt  bei  Böhm,  Zeitschr.  für  internat.  Privat-  und  Strafrecht, 
Bd.  1 S.  534,  535. 
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jeder  Advokat  hatte  seine  drei-  resp.  vierjährige  „Praxis“.  Das  Ge- 
setz wollte  eben  „die  erworbenen  Hechte“  in  offenbar  übertrieben 
liberalem  Masse  schonen.  Ausser  obigem,  den  „Praktikern“  gewährten 
Benefizium  verleiht  § 4 des  Adv.  G.  noch  absolvirten  Juristen,  ge- 
wesenen Ministern,  und  Personen,  welche  bis  zum  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  ununterbrochen  vier  Jahre  als  Richter,  Staatsanwälte  oder 
Staatsanwaltssubstituten  dienten,  Begünstigungen.  Dieselben  können 
auch  fernerhin  ipso  iure,  d.  h.  ohne  Prüfung,  als  Advokaten  anerkannt 
werden.  Die  formelle  Anerkennung  ist  Sache  des  betreffenden  Gerichts- 
hofs (Kreisgericht),  welcher  Dach  Einsichtnahme  der  erforderlichen  Ur- 
kunden dem  Bittsteller  einen  Bescheid  ausfertigt,  der  das  Advokaten- 
diplom vertritt.1)  Jeder  Gerichtshof  hält  eine  laufende  Liste  der  in 
seinem  Bezirk  fungirenden  Advokaten.2)  Bestimmte  Personen  sind  von 
der  Advokatur  ausgeschlossen.3)  Das  Advokatenexamen  können  nur 
solche  Personen  ablegen,  welche  entweder  eine  Mittelschule  (Gym- 
nasium oder  Realschule)  absolvirt  haben,  oder  wenigstens  eine  „drei- 
klassige  Bildung“  besitzen,  und  eine  dreijährige  selbstständige  Advo- 
katurs-  oder  Gehilfenpraxis  haben  (§  4:).  Gegenstand  der  Prüfung  sind 
ausschliesslich  die  in  Bulgarien  geltenden  materiellen  und  prozessualen 
Gesetze,  nach  einem  vom  Justizministerium  ausgearbeiteten  Programm 
(§  4:5).  Letzteres  erstreckt  sich  jedoch  auch  auf  streng  theoretische 

*)  Advokatengesetz  § 9.  „Wer  als  Advokat  aufgenommen  werden  will,  muss 
sein  diesbezügliches  gehörig  instruirtes  Gesuch  an  das  betreffende  (forum  domicüii) 
Kreisgericht  einreichen.“ 

§ 10.  „Das  Kreisgericht  erledigt  solche  Gesuche  in  nicht  öffentlicher  Plenar- 
sitzung und  entscheidet  mit  motivirtem  Beschluss,  ob  es  dem  Bittsteller  die  Advokatur- 
praxis erlaubt  oder  nicht.“ 

§ 11.  ^Gegen  diesen  Gerichtsbeschluss  kann  im  positiven  Falle  vom  Procuror,  im 
negativen  Falle  aber  vom  Bittsteller  binnen  einer  zweiwöchentlichen  Frist,  vom  Tage 
der  Zustellung  gerechnet*  an  das  entsprechende  Appellationsgericht  Beschwerde  ein- 
gelegt wrerden.  Der  Beschluss  des  Appellationsgerichts  ist  endgültig  und  kann  mit 
keinem  Rechtsmittel  mehr  angefochten  werden.“ 

§ 12.  „Der  acceptirte  Advokat  muss  in  öffentlicher  Plenarsitzung  des  Kreisge- 
richts  den  Advokateneid  nach  den  Satzungen  seiner  Religion  ablegen,  worauf  ihm  ein 
entsprechendes  Zeugniss  ausgestellt  und  er  in  die  Liste  der  Advokaten  aufgenommen 
wird,  welchen  letzteren  Umstand  das  Gericht  zur  allgemeinen  Kenntniss  publizirt.“ 

2)  § 8 ibid.  „Die  Advokaten  werden  bei  einem  der  Kreisgerichte  registrirt  und 
wählen  sich  als  Domizil  einen  bestimmten  Ort  aus  dem  Sprengel  dieses  Kreisgerichts.“ 

‘ *)  Vgl.  Advokatengesetz  § 7:  „Advokaten  und  Advokatsgehülfen  können  nicht 

sein:  a)  fremde  Unterthanen;  b)  Personen,  welche  .das  21.  Jahr  (Volljährigkeit  nach 
bulgarischem  Gesetz)  nicht  überschritten  haben;  c)  welche  vermöge  des  Gesetzes  oder 
in  Folge  eines  Urtheils  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  verlustig  geworden 
sind;  d)  welche  zu  einer  Gefängnissstrafe  wegen  falschen  Eides  (Meineid)  und  falscher 
Zeugenaussage  oder  wegen  Vergehen  und  Verbrechen  gegen  die  Moral,  gegen  das  Ver- 
mögen und  Vertrauen  Anderer,  sowie  auch  wegen  Fälschung  von  Dokumenten,  Siegeln, 
Stempeln  etc.,  dann  wegen  betrügerischen  Bankrutts  und  wegen  Amtsverbrechen,  end- 
lich wegen  Vergehen  gegen  die  Advokatur  verurtheilt  worden  sind;  e)  die  in  Konkurs 
gefallenen,  so  lange  ihr  Kredit  nicht  restituirt  ist;  f)  welche  von  der  Ausübung  öffent- 
licher oder  Staatsämter  oder  der  Advokatie  gerichtlich  ausgeschlossen  sind;  g)  welche 
ein  besoldetes  öffentliches  oder  Staatsamt  bekleiden;  h)  welche  aus  der  Liste  der  Ad- 
vokaten oder  Advokatsgehülfen  gestrichen  sind.“ 
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Fragen  aus  dem  Gebiete  des  materiellen  und  formellen  Civil-  und  Straf- 
rechts. Cie  Prüfungskommission  wird  vom  Justizminister  ernannt. 
Es  prüfen  jedesmal  drei  Examinatoren.1) 

Das  bulgarische  Advokatengesetz  (§  6)‘2)  kennt  auch  eine  Art 
„avou6s“,  welche  aber  von  den  gleichnamigen  französischen  durchaus 
verschieden  sind.  Die  bulgarischen  avoußs  heissen  „advokatski  po- 
mostnici“  (Advokatsgehülfen);  sie  sind  jedoch  keine  Gehülfen,  sondern 
ebenso  selbstständige  Advokaten,  wie  die  anderen,  mit  der  Be- 
schränkung, dass  sie  nur  vor  den  Friedensrichtern  und  vor  den 
Kreisgerichten  als  Berufungsinstanz  pläidiren,  und  nicht  Mitglieder 
der  (bisher  nicht  existirenden)  Advokat  enräthe  (Anwaltskammer, 
Sovet  na  advocati)3)  sein  können.  Auch  ihre  Evidenzhaltiing  geschieht 
nicht  beim  Kreisgericht,  sondern  beim  Friedensrichter.  Aus  mehr- 
fachen, meistens  politischen  und  persönlichen  Gründen  konnte  bisher 
kein  einziger  Advokatenrath  zu  stände  kommen.  Somit  übt  in 
Ermangelung  von  solchen  Käthen  das  betreffende  Kreisgericht  das 
Aufsichts-  und  Disziplinarrecht  aus.4)  Es  besteht  ein  ziemlich 
geregeltes  Disziplinarverfahren.5) 


’)  § 42  ibid.  „Der  Justizminister  ernennt  jedes  halbe  Jahr  je  7 Examinatoren 
für  die  Sofiaer,  Ruscuker  und  Philippopeier  Prüfungskommissionen.  Die  letzteren  zwei 
befinden  sich  bei  den  resp.  Appellhöfen,  die  Sofiaer  Prüfungskommission  aber  beim 
Justizministerium.  Von  den  7 Prüfungszensoren  werden  vor  jeder  Prüfung  3 Exami- 
natoren ausgeloost.“ 

*)  § 6.  „Die  Advokaten,  welche  bis  zur  Ausgabe  dieses  Gesetzes  zwei  Jahre  bei 
den  Friedensrichterämtern  praktizirt  haben,  heissen  „Advokatsgehülfen“.  Dieselben 
können  bloss  vor  den  Friedensrichtern  sollizitiren,  bei  den  Kreisgerichten  aber  nur  in 
den  Prozessen,  in  welchen  sie  bei  dem  Friedensrichter,  als  1.  Instanz,  vorgegangen 
sind.  Sie  werden  bei  den  Friedensrichtern  in  ein  Register  eingetragen,  und  können  an  der 
Wahl  für  den  Advokatensenat  nicht  theilnehmen,  auch  nicht  Mitglieder  des  Senats  sein.“ 

s)  Advokaten gesetz  §§  38 — 41.  „Advokatensenate  können  bei  denjenigen  Kreis- 
gerichten gebildet  werden,  wo  wenigstens  7 Advokaten  eingetragen  sind  und  3 von 
ihnen  dies  wünschen.  Die  Senate  werden  jährlich  von  den  Advokaten  des  Gerichts- 
sprengels  mit  Stimmenmehrheit  gewählt  und  bestehen  aus  5 — 7 Mitgliedern,  von  wel- 
chen eines  zum  Präsidenten  gewählt  wird.  Jährlich  einmal  findet  eine  Generalversamm- 
lung der  Advokaten  zur  Entgegennahme  des  Berichts  des  alten  Senats  und  behufs 
Wahl  des  neuen  statt.  Die  Generalversammlung  ist  nur  dann  konstituirt,  wenn  mehr 
als  die  Hälfte  der  Advokaten  anwesend  ist.  Im  entgegengesetzten  Falle  wird  der 
alte  Senat  als  für  noch  ein  Jahr  gewählt  betrachtet.“ 

4)  §§  30 — 32  ibid.  „Unabhängig  von  den  strafrechtlichen  oder  civilrechtlichen 
Folgen  unterliegen  die  Advokaten  auch  dem  Disziplinarverfahren,  wenn  sie  ihre  Pflicht 
verletzen.  Die  Disziplinargewalt  übt  aus : entweder  die  Plenarsitzung  des  Kreisgerichts 
oder  der  Advokatensenat.  Disziplinarstrafen  sind:  1)  Ermahnung;  2)  Rüge;  3)  Strei- 
chung aus  der  Liste  der  Advokaten  für  einen  nicht  längeren  Zeitraum  als  6 Monate. 
Die  Streichung  aus  der  Liste  hat  Gültigkeit  für  das  ganze  Fürstenthum.“ 

5)  §§  33 — 37  ibid.  „Vor  Einleitung  des  Disziplinarverfahrens  muss  unbedingt  die 
Aeusserung  des  Inkulpaten  verlangt  werden,  sowie  auch  der  Antrag  des  Prokurors, 
falls  nicht  der  Advokatensenat  vorgeht.  Acussert  sich  der  Inkulpat  nicht,  so  ent- 
scheidet das  Disziplinargericht  auf  Grund  der  vorhandenen  Daten.  Das  Disziplinar- 
verfahren kann  begonnen  werden  auf  Grund  der  Klage  des  Beschädigten,  des  Antrags 
des  Prokurors  und  auf  Grund  der  unmittelbaren  Einsicht  des  Gerichts  oder  des  Ad- 
vokatensenats. Für  Kriminal  vergehen  werden  die  Advokaten  von  den  ordentlichen  Ge- 
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Bezüglich  des  Honorars  ist  eine  vor  ausgehende  freie  Vereinbarung 
(auch  de  quota  litis)  zulässig  und  üblich.  In  Ermangelung  einer 
solchen  tritt  die  im  Gesetz  bestimmte  Gebühr  in  Kraft.  Streitigkeiten 
bezüglich  des  Honorars  entscheidet  das  Prozessgericht.1)  Die  Advokaten 
können  mehr1,  wie  die  gesetzliche  Taxe  (siehe  weiter  unten  IX.  Pro- 
zess kosten  §10)  bestimmt,  nur  fordern,  wenn  sie  mit  ihrem  Klienten  eine 
entsprechende  Vereinbarung  getroffen  haben.  Beschwerden  gegen  An- 
wälte und  die  sogenannten  Advokatsgehülfen  sind  — in  Ermangelung 
von  Adyokatenräthen  — an  das  kompetente  Kreisgericht  zu  richten. 

§ 8. 

VII.  Armen  re  clit. 

Eine  arme  Partei  kann  durch  Bewilligung  des  Armenrechts  Be- 
freiung von  der  Entrichtung  der  Gerichtskosten  erlangen. 

Das  Gesuch  um  Bewilligung  des  Armenrechts  ist  unter  Ueber- 
reichung  eines  von  der  Gemeindebehörde  auszustellenden  Armuths- 
zeugnisses  bei  demjenigen  Gericht  anzubringen,  vor  welchem  die  arme 
Partei  ihren  Prozess  anhängig  machen  will  oder  anhängig  gemacht  hat. 
Das  Gericht  entscheidet  ohne  mündliche  Verhandlung  nach  Anhörung 
des  Prokurors. 

Das  Armenrecht  wird  für  jeden  Prozess  und  für  jede  Instanz  be- 
sonders verliehen;  es  erlischt,  sobald  die  das  Armenrecht  geniessende 
Partei  wieder  zu  Vermögen  kommt. 

Unwahre  Angaben  sowie  die  Verschweigung  des  Eintritts  besserer 
Vermögens  Verhältnisse  ziehen  strafrechtliche  Ahndung  nach  sich. 

Das  Verfahren  ist  stempelfrei;  bei  Bewilligung  des  Armenrechts 
werden  die  fälligen  Gebühren  und  Stempel  aus  der  Staatskasse  vergütet. 
Das  Armenrecht  befreit  aber  die  arme  Partei  nicht  von  der  Zahlung  der 
Prozesskosten  an  die  Gegenpartei.2) 

richten  bestraft.  Gegen  das  Disziplinarurtheil  des  Kreisgerichts  oder  des  Advokaten- 
senatß  kann  sowohl  vom  disziplinarisch  Verurth eilten,  als  auch  vom  Prokuror  binnen 
zwei  Wochen  von  der  Einhändigung  des  Urtheils  an  das  betreffende  Appellationsgericbt 
appellirt . werden.“ 

b §§  15 — 17  ibid.  „Das  Uebereinkommen  zwischen  dem  Advokaten  und  der 
Partei  bezüglich  des  Honorars  muss  schriftlich  geschlossen  Sein.  In  Ermangelung 
eines  solchenUebereinkommens  bestimmt  die  im  Anhänge  dieses  Paragraphens  befind- 
liche Tabelle  die  Höhe  des  Honorars.  Diese  Tabelle  ist  auch  bei  Verurtheüung  der 
prozessverlierenden  Partei  in  die  Prozesskosten  massgebend.  Der  Klient  kann  die 
Vollmacht  dem  Advokaten  jederzeit  entziehen,  vorerst  muss  er  ihn  jedoch  bezahlen. 
Diesbezügliche  Streitigkeiten  entscheidet  das  Prozessgericht  in  nicht  öffentlicher  Sitzung, 
nachdem  es  vorher  den  Klienten  angehört  hat.  Der  Bescheid  des  Gerichts  wird  auf  der 
Kostenrechnung  (Expensnota)  des  Advokaten  vermerkt.  Eine  so  klausulirte  Expens- 
nota  hat  vollziehende  Kraft.“ 

2)  §§  790—798  C.P.O. 

§ 790  C.P.O. : „Von  Erlegung  der  (Gerichts-)  Kosten  worden  diejenigen  Per- 

sonen befreit,  welche  als  arm  anerkannt  sind,  mit  Ausnahme  der  fremden  Unter- 
thanen. 

Personen,  deren  Armenrecht  anerkannt  ist,  werden  auch  vom  Erlag  des  Kassations- 
deposits befreit.“ 
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Auf  Antrag  wird  der  armen  Partei  vom  Gericht  auch  ein  Advokat 
(Armenanwalt)  zur  kostenlosen  Prozessftihrung  bestellt.1) 

Für  das  Verfahren  vor  den  Friedensrichtern  wird  das  Armenrecht 
nicht  bewilligt,  weil  dieses  Verfahren  kostenlos  erfolgt;  insbesondere 
werden  in  diesem  Verfahren  vor  den  Friedensrichtern  weder  Prozess- 
noch  Kanzleigebühren,  noch  Vorladungstaxen  erhoben;  nur  die  für  Ge- 
suche und  Expeditionen  erforderlichen  Stempel  sind  zu  entrichten.2) 

Ausländer  gemessen  kein  Armenrecht.3) 

§ 9- 

VIII.  Kautionen. 

Ausländische  Kläger  müssen  auf  Verlangen  des  einheimischen 
Beklagten  Sicherheit  leisten  (cautio  pro  expensis),  sowohl  wegen  der 
Prozesskosten  aller  Instanzen,  als  auch  wegen  aller  den  Beklagten 
eventuell  treffenden  Schäden,  ausgenommen,  wenn  der  auslän- 
dische Kläger  in  Bulgarien  ein  Grundstück  besitzt.4)  Die  Höhe 
der  Sicherheit  bestimmt  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen;  die  Bestellung 
der  Sicherheit  erfolgt  durch  Hinterlegung  in  baarem  Gelde  oder  in  Werth- 
papieren; Bürgen  und  Pfänder  sind  nicht  üblich,  aber  nicht  ausgeschlossen, 
zumal  Hypotheken. 

Die  Verpflichtung  zur  Kautionsleistung  besteht  für  alle  Civilprozess- 
sachen;  Reziprozität  wird  nicht  geübt.5 6) 

§ io. 

IX.  Prozesskosten. 

Die  bulgarische  Civilprozessordnung  kennt  vier  Arten  von  Gerichts- 
oder Prozesskosten  im  engeren  Sinne,  d.h.  Gebühren,  nämlich:  l)Stempel- 
2)  Gerichts-,  3)  Kanzleigebühren  und  4)  die  verschiedenen  Admi- 
nistrations-  und  Funktionstaxen. 6)  Hierzu  kommen  dann  die 

1)  § 20  des  Advokatengesetzes. 

2)  § 148  C.P.O. 

3)  § 790  C.P.O.  S.  S.  251  Note  2. 

4)  § 520  C.P.O.  „Der  Beklagte  kann,  ohne  auf  die  Sache  selbst  einzugehen,  Ein- 
wendungen erheben 4)  wenn  der  Kläger  fremder  Unterthan  ist,  und  im 

Fürstenthume  keine  Immobilien  besitzt,  und  sieh  weigert,  eine  Kaution  für  den  Ver- 
lust, welchen  der  Beklagte  haben  könnte,  überhaupt  oder  in  der  anberaumten  Frist 
zu  leisten.“ 

§ 522  al.  II.  „Wenn  eine  Einwendung  aus  Abs.  4 § 520  geltend  zu  machen  ist, 
so  muss  dieselbe  vor  der  Einwendung  der  Inkompetenz  erhoben  werden.“ 

5)  Vgl.  auch  Kundmachung  des  k.  k.  Österreichischen  Generalkonsulats  in  Sofia 
vom  April  1890,  abgedruckt  bei  Böhm,  Zeitschr.  für  intemat.  Privat-  und  Strafrecht, 
Bd.  1,  S.  535. 

6)  §§755 — 779  C.P.O.  „Die  Stempelgebühren  werden  in  Stempelmarken  ge- 
leistet. Die  Prozess-  (Gerichts-)  Gebühren  werden  für  Klagen  und  Appellations- 
beschwerden entrichtet.  Die  Kanzleigebühren  werden  für  Exekutionsbescheide,  Ab- 
schriften von  Urkunden,  Auskünfte  und  andere  ähnliche  Schriftstücke,  sowie  auch  für 
die  Beilegung  des  Stempels  erhoben.  Die  Funktions-  oder  Administrations- 
gebühren sind  diejenigen  Taxen,  welche  die  Parteien  — gemäss  den  betreffenden  Gerichts- 
beschlüssen — für  die  Sachverständigen,  Zeugen  oder  Parteien  oder  für  Publikations- 
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aussergerichtlichen  Prozesskosten  (§§  780 — 785), 2)  welche  die  verur- 
tlieilte  Partei  der  obsiegenden  zu  entrichten  hat. 

Die  Gerichtskosten  werden  theilweise  in  Stempeln  (auf  allen  Ein- 
gaben, Beilagen,  Abschriften  und  Vollziehungsbescheiden),  theilweise  in 
baarem  Gelde  (Klage-  oder  Prozessgebühr,  Kanzleigebühr  für  alle  den 
Parteien  eingehändigten  gerichtlichen  Entscheidungen,  ausgenommen  die 
Kontumazialurtheile,  endlich  die  Taxen  für  Vorladungen,  für  Enqueten, 
Augenschein  etc.)  entrichtet.  Die  Gerichtskosten  werden  gleich  bei 
jeder  einzelnen  Prozesshandlung  erhoben,  so  zwar,  dass  nach  § 29  des 
Stempelgesetzes  vom  15.  Dezember  1890  solchen  Eingaben,  Dokumenten 
u.  dgl.,  welche  nicht  mit  dem  gesetzlichen  (einfachen,  nicht  Akten-) 
Stempel  versehen  sind,  solange  keine  Folge  gegeben  wird,  als  der 
Ueberbringer,  welcher  hiervon  mündlich  in  Kenntniss  gesetzt  wird,  die 
fehlenden  Stempel  nicht  herbeischafft.  Bei  Dokumenten,  welche  dem 
Aktenstempel  unterworfen  sind,  setzt  das  verhandelnde  Gericht  sofort 
die  im  Stempelgesetze  vorgesehene  Strafe  fest.  Eine  Ausnahme  bilden 


oder  Delegirungs-  und  Vorladungskosten  erlegen.  Die  Eingaben  an  alle  Instanzen, 
sowie  auch  an  delegirte  Richter,  ebenso  die  Abschriften  von  Urtheüen,  Bescheiden, 
Auskünften  und  dergl.  und  die  Exekutionsbescheide  müssen  mit  der  entsprechenden 
Stempelmarke  versehen  sein,  widrigenfalls  die  betreffende  Eingabe  oder  der  Akt  einst- 
weilen unberücksichtigt  gelassen  wird.  — Die  Prozessgebühr  beträgt  zwei  Prozent 
vom  Werthe  des  Streitgegenstands,  und  ist  sowohl  bei  Klagen,  als  auch  Widerklagen, 
Klagen  dritter  Personen  (Hauptintervenienten),  und  Appellationsbeschwerden  zu  erheben. 
Bei  Ansprüchen,  deren  Werth  unbestimmt  oder  unbestimmbar  ist,  wird  die  Prozessge- 
bühr gelegentlich  der  Urtheilsfällung  vom  Gerichte  bestimmt  und  beträgt  höchstens 
200  Francs.  Dieselbe  wird  von  der  unterliegenden  Partei  erhoben.  Bei  Appellations- 
schriften ist  die  Prozessgebühr  nur  von  derjenigen  Summe  zu  entrichten,  wegen  welcher 
appellirt  wird.  Die  Prozessgebühr  ist  vom  Kläger  resp.  Appellanten  vorzuschiessen  und 
der  Klage  resp.  Appellschrift  beizulegen;  ausgenommen,  wenn  der  Klagewerth  nicht 
bestimmt  ist.  Die  Klagen  wegen  Prozessgebühren  unterliegen  keiner  Prozessgebühr. 
— Die  Kanzleigebühr  beträgt  1 Franc  für  den  Bogen,  wobei  25  Zeilen  für  eine  Seite 
gerechnet  werden.  Für  die  Beilegung  des  Siegels  wird  eine  separate  Taxe  von  40  Cen- 
times erhoben.  Auch  diese  Gebühren  müssen  im  Voraus  erlegt  werden.  Für  jede 
Vorladung  ist  eine  Gebühr  von  1 Franc  zu  erlegen.  Ebenso  ist  für  Publikation  der 
Vorladung  (wenn  der  Beklagte  unbekannten  Aufenthalts  ist)  oder  des  Kontumazial- 
urtheils  die  entsprechende  lnsertionsgebühr  im  Voraus  zu  erlegen.  Den  delegirten 
Richtern  sind  die  Reisekosten  zu  vergüten,  sowie  auch  Diäten  nach  der  betreffenden 
Rangklasse  zu  zahlen.  Die  den  Zeugen  für  ihren  Zeitverlust  von  den  Parteien  zu 
entrichtende  Gebühr  wird  vom  Gericht  in  der  Höhe  von  1 — 20  Francs  festgesetzt. 
Ausserdem  bekommen  sowohl  die  Zeugen  als  auch  die  Sachverständigen  (deren 
Honorar  vom  Gericht  ohne  Beschränkung  bestimmt  wird),  welche  nach  einem  Orte 
ausserhalb  ihres  Domizils  reisen  müssen,  eine  Reisekostenvergütung  von  40  Centimes 
für  den  Kilometer  resp.  die  Kosten  der  Eisenbahnfahrt  dritter  Klasse. 

9 §§  780 — 785.  „Wird  das  Verfahren  in  Folge  einer  Einwendung  des  Gegners 
oder  ex  officio  eingestellt,  so  muss  der  Kläger  dem  Beklagten  alle  bis  dahin  entstan- 
denen Gerichtskosten  vergüten.  Wenn  jede  Partei  theils  obsiegt,  theils  unterliegt,  so 
bestimmt  das  Gericht,  in  welchem  Verhältniss  beide  die  Prozesskosten  zu  tragen  haben. 
Die  Staatsbehörden  sind  von  der  Zahlung  der  Prozesskosten  an  die  obsiegende  Partei 
nicht  befreit,  doch  muss  der  Beklagte  einer  Staatsbehörde  gegenüber,  welche  im  Pro- 
zesse obsiegt,  alle  Prozess-  und  Advokatenkosten  ebenso  bezahlen,  als  wenn  der  Kläger 
eine  Privatperson  wäre.“ 
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die  durch  die  Post  übermittelten  nicht  genügend  gestempelten  Klage- 
Appellations-  oder  Kassationsschriften  (Nullitätsbeschwerden)  nur  in- 
sofern, als  diese  Eingaben  einstweilen  zwar  ebenfalls  unberücksichtigt 
bleiben,  jedoch  dem  Einreicher  seitens  der  Kanzlei  schriftlich  bekannt 
gegeben  wird,  dass,  falls  er  binnen  zwei  Wochen  den  fehlenden  Stempel 
nicht  beibringt,  seine  Eingabe  so  betrachtet  werden  wird,  als  wenn  sie 
gar  nicht  eingereicht  worden  wäre.  — Bezüglich  der  im  Aus  lande 
ausgestellten  oder  für  das  Ausland  bestimmten  Dokumente  bestimmt 
§ 30  des  Stempelgesetzes,  dass  dieselben  ebenfalls  mit  dem  in  Bulgarien 
gültigen  Stempel  versehen  sein  müssen,  im  ersteren  Falle  nach  deren 
Ankunft  und  Vorlage  in  Bulgarien,  im  letzteren  Falle  bei  deren  Aus- 
stellung. 

Die  Gerichts-  oder  Prozessgebühr  (südebno  mito)  beträgt  — 
ausser  dem  Gesuchs-  und  Beilagestempel  (für  jeden  ersten  Bogen  1 Frc., 
für  die  folgenden  Bogen  50  Cent.  § 9 al.  1 und  8 Abs.  2 d.  Stempelges.) 

— zwei  Prozent  des  Werths  des  Streitgegenstands  und  zwar  in  in- 
ifnitum.  Diese  Prozessgebühr  wird  sowohl  bei  Einreichung  der  Klage- 
schriften (vor  den  Kreis gerichten),  Widerklagen  und  Klagen  auf  Haupt- 
intervention (siehe  oben  IV),  als  auch  von  allen  Appellations- 
beschwerden (also  auch  von  solchen,  welche  gegen  Urtheile  der 
Friedensrichter  — vor  welchen  das  Verfahren  als  solches  unentgelt- 
lich ist  — an  die  Kreisgerichte  eingereicht  werden)  erhoben.1)  Die 
Nullitätsbeschwerden  unterliegen  nicht  dieser  Gebühr.  Dieselben 
müssen  mit  einem  Stempel  von  5 Frcs.  versehen  sein,  und  ausserdem 
muss  der  Nullitätskläger  einen  Betrag  (Kassationsdeposit)  von  20  resp. 
40  Frcs.  erlegen , je  nachdem  das  Urtheil  eines  Ereisgerichts  als  Be- 
rufungsinstanz oder  das  eines  Appellationsgerichts  angegriffen  wird.2) 
Einem  Deposit  von  20  Frcs.  unterliegen  auch  alle  Kassations- 
beschwerden gegen  Bescheide  (soweit  solehe  zulässig  sind  — siehe 
weiter  unten  sub  XIII).3)  Dieses  Kassationsdeposit  (40  oder  20  Frcs.) 
wird  dem  Kassationskläger  (Kassanten)  im  Falle  seiner  Kassations- 
beschwerde Folge  gegeben  wird,  zurückerstattet  (§  714). 

Die  unterliegende  Partei  muss  in  der  Kegel  dem  Gegner  die  ge- 
richtlichen und  aussergerichtlichen  Kosten  erstatten  (§  780).  Die  Aus- 
nahmen hiervon  — abgesehen  vom  Falle  des  Armenrechts  (siehe  oben 
§ 8)  bestimmt  das  Gesetz.4)  Die  Höhe  der  Advokatengebühren 

— in  Ermangelung  eines  Uebereinkommens  — normirt  nach  Prozen- 
tualgrundsätzen (2  bis  10°/o)  der  Anhang  zu  § 15  des  Advokaten - 
gesetz  es,5) 


*)  § 763  C.P.O. 

§714  C.P.O.;  § 7 al, 4 des  Stempelgesetzes, 

3)  §731  C.P.O. 

4)  §§  781—785  C.P.O. 

5)  Anhang  zu  § 15  des  Advokatengesetzes:  Taxen  für  die  Ittühewaltniig  der 
Advokaten  in  Civilprozesseu. 

1.  Für  erfolgreiche  Intex’vention  in  beiden  meritorischen  Instanzen: 
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§ 11. 

X.  Y erfahren  im  Allgemeinen. 

Die  bulgarische  Civilprozessordnung  kennt  dreierlei  Prozess- 
verfahren: 1)  das  Verfahren  vor  den  Friedensrichtern;  2)  das 
Verfahren  vor  den  Kollegialgerichten  und  3)  das  abgekürzte 
Verfahren.  Ueberall  ist  das  Prinzip  der  Mündlichkeit,  Oeffentlichkeit 
und  Unmittelbarkeit  gewahrt.  Von  dem  abgekürzten  Verfahren  ist 
unten  (XIV)  bei  den  „besonderen  Arten  des  Verfahrens“  die  Rede.  Was 
den  Unterschied  zwischen  dem  friedensrichterlichen  (§§  15 — 148  C.P.O.) 
und  dem  gewöhnlichen  (ordentlichen)  Verfahren  anbelangt,  so  ist  derselbe 
der  nämliche,  welcher  zwischen  dem  Bagatellverfahren  und  dem  ordent- 
lichen Verfahren  anderer  Staaten  besteht.  Für  die  vor  den  Friedens- 
richter gehörigen  Angelegenheiten  besteht  ein  kleiner  und  einfacher 
Prozesskodex,  worin  in  gedrängter  Kürze  und  leichter  und  klarer  Re- 
daktion der  allgemeine  Theil  des  Verfahrens  (bis  zur  Exekution)  be- 
handelt wird.  Dafür  ist  zur  Richtschnur  des  Friedensrichters  der  § 47 
C.P.O.  eingeschaltet,  wonach  sich  der  Friedensrichter  in  allen  schwie- 
rigen Fällen  nach  den  für  die  oberen  Gerichte  massgebenden 
Prozessnormen  zu  richten  hat.  Sonst  manifestirt  sich  der  Unter- 
schied zwischen  diesen  beiden  Verfahren  lediglich  in  der  Kürze  der 
Vorladungs-  und  Appellationsfristen  und  im  Wegfall  des  vorbereitenden 
Verfahrens  (keine  schriftliche  Antwort  [Einrede]).  Nach  § 31  der 
C.P.O.1 2 3 4 5 6 7 8 9 10)  ist  der  Friedensrichter  sogar  befugt,  ohne  Vorladung  der 

bis  zu  einem  Klagewerthe  von  1000  fr.  — 10%; 

von  1000 — 5000  fr.,  von  den  ersten  1000  — 100  fr.  von  dem  Reste  8%; 
von  5000 — 25  000  fr.,  von  den  ersten  5000  — 420  fr.,  vom  Reste  6%; 
von  25  000 — 50  000  fr.,  von  den  ersten  25  000  — 1620  fr.,  vom  Reste  4%; 
von  50  000 — 100  000  fr.,  von  den  ersten  50  000  — 2620  fr.,  vom  Reste  2%. 

2.  Bei  nicht  bestimmtem  Klagewerth  setzt  das  Gericht  nach  der  Wichtigkeit 
des  Prozesses  und  der  Mühewaltung  des  Akvokaten  ein  Honorar  von  50  — 1500  fr. 
für  beide  Instanzen  fest. 

3.  Für  ausserprozessualische  Handlungen  ist  das  höchste  Honorar  600  fr. 

4.  Für  eine  Instanz  wird  die  Hälfte  der  obigen  Taxe  berechnet. 

5.  Bei  Einstellung  des  Verfahrens  in  Folge  von  Einwendungen  bekommt  der  Ad- 
vokat den  dritten  Theil  derjenigen  Taxe,  welche  er  bekommen  würde,  wenn  der  Prozess 
meritorisch  entschieden  worden  wäre. 

6.  Bei  Beendigung  des  Prozesses  durch  Vergleich  oder  bei  grundloser  Entziehung 
der  Vollmacht  bekommt  der  Advokat  die  volle  Taxe. 

7.  Bei  grundloser  Weigerung  zu  interveniren  bekommt  der  Advokat  kein  Honorar; 
sind  seine  Gründe  annehmbar,  so  bekommt  er  die  Hälfte  der  Taxe. 

8.  Verliert  der  Advokat  den  Prozess,  so  bekommt  er  nur  die  Hälfte 
der  Taxe. 

9.  Die  prozessverlierende  Partei  hat  dem  Gegner  das.  Honorar  nur  für  einen 
Advokaten  zu  erstatten. 

10.  Für  Intervention  vor  dem  obersten  Kassationshof  erhält  der  Advokat  zwei 
Drittel  derjenigen  Taxe,  welche  für  die  Intervention  in  einer  meri torischen  Instanz  be- 
stimmt ist.* 

b § 31.  „Wenn  beide  Parteien  vor  dem  Friedensrichter  persönlich  erschienen 
sind,  so  kann  derselbe  ihren  Prozess  sofort  in  Verhandlung  nehmen,  ohne  jedoch  die 
bereits  für  diesen  Tag  anberaumten  Prozesse  zu  vertagen.“ 
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Parteien,  wenn  dieselben  vor  ilim  erschienen  sind,  den  Rechtsstreit  so- 
fort  zu  verhandeln. 

A.  Die  Klage,  welche  im  ordentlichen  Verfahren  nur  schriftlich 
erhoben  werden  darf  (§  191),  muss  enthalten:  1)  Die  Benennung  des 

Gerichts,  an  welches  die  Klage  gerichtet  wird ; 2)  Vor-  und  Zunamen* 
Unterthanenschaft,  bürgerliche  Beschäftigung  und  Domizil  der  Parteien ; 
3)  die  Angabe  des  Streitwerths,  sofern  ein  Werth  angegeben  werden 
kann ; 4)  die  Umstände  des  Prozesses  (Klagegrund) ; 5)  die  Beweismittel 
und  Gesetzesstellen,  auf  welche  sich  die  Klage  stützt,  und  falls  Zeugen  an- 
gerufen werden,  deren  Namen  und  Domizil;  6)  den  Klageantrag  (Petitum) 
und  7)  die  Angabe  der  Beilagen.  Letzteres  Erforderniss  ist  bei  Klagen, 
unter  1000  Frcs.  (vor  dem  Friedensrichter)  nicht  obligatorisch.1) 

Klagen  aus  verschiedenen  Rechts  gründen,  wenn  auch  gegen 
einen  und  denselben  Gegner,  können  nicht  kumulirt  werden.2)  Die 
Klage  ist  vom  Kläger  persönlich  oder  von  dessen  Bevollmächtigtem  zu 
unterschreiben.  Kann  der  Kläger  nicht  schreiben  oder  ist  er  hieran  ver- 
hindert, so  kann  die  Klage  von  einer  von  ihm  eigens  dazu  aufgeforderten 
Person  mit  Angabe  dieses  Umstands  unterschrieben  werden. 

Die  Klage  ist  in  bulgarischer  Sprache  (§  194)  und  in  so  vielen 
Exemplaren  einzureichen,  als  die  Zahl  der  Beklagten  beträgt.  Die  Zu- 
stellung der  Klage  an  den  Beklagten  erfolgt  von  Amtswegen  durch 
das  Gericht  (Gerichtsdiener  oder  Requisition  auswärtiger  Behörden), 
Jeder  Beklagte  erhält  ein  vollkommenes  Klageexemplar.3) 

Bei  kleineren  Mängeln  wird  die  Klage  dem  Kläger  zur  Ergänzung 
zurückgestellt;4)  — bei  wesentlichen  Mängeln  (§§  201 — 204) 5)  wird  dem 


*)  Da  in  Bulgarien  alle  Eingaben  auf  ganzen,  nicht  gebrochenen  Bogen  einge- 
reicht werden,  die  Resolutionen  (administrativa)  des  Präsidenten  aber  schräg  links  auf 
die  erste  Seite  des  Bogens  geschrieben  werden,  so  enthalten  die  Eingaben  kein  Ru- 
brum in  österreichischem  Sinne,  und  es  werden  deshalb  die  oben  von  1 — 3 erwähnten 
Daten  nicht  in  fracto  auf  der  Aussenseite  des  Bogens,  sondern  innen  oben  auf  der 
rechten  Seite  bis  zur  Mitte  des  Bogens  geschrieben.  Die  linke  Seite  ist,  wie  oben 
erwähnt,  für  die  administrativen  Resolutionen  und  andere  Kanzleinotizen  (wieviel  Pro- 
zess- und  Kanzleigebühr  entrichtet  worden  ist  u.  s.  w.)  Vorbehalten. 

2)  § 192  C.P.O.  „Klagen,  welche  aus  verschiedenen  Grundlagen  entspringen, 
können  nicht  in  einer  Klageschrift  vereinigt  werden,  wenn  sie  sich  auch  auf  ein  und 
dieselbe  Person  beziehen.  Für  jede  besondere  Klage  muss  eine  besondere  Klageschrift 
eingereicht  werden.“ 

3)  §196  al.  5 C.P.O. 

4)  § 199  C.P.O.  „Die  Klageschrift  wird  zurückgestellt:  1)  wenn  dei*  Beklagte 
nicht  genannt  ist;  2)  wenn  der  im  Namen  des  Klägers  die  Klage  anmeldende  Vertreter 
keine  Vollmacht  beigeschlossen  hat;  3)  wenn  nicht  ersichtlich  ist,  was  der  Kläger 
fordert;  4)  wenn,  abgesehen  von  den  Fällen,  wo  der  Werth  nicht  bestimmbar  ist,  der 
Kläger  keinen  Klagewerth  angiebt;  5)  wenn  die  Klageschrift  beleidigende  Ausdrücke 
enthält.“ 

5)  §§201 — 204  C.P.O.  „Die  Klageschrift  wird  bis  auf  Weiteres  d.  h.  bis  zur  Er- 
gänzung imberücksichtigt  gelassen:  1)  wenn  das  DomizÜ  des  Beklagten  entweder  un- 
deutlich oder  unklar  ausgedrückt  ist  und  der  Kläger  nicht  angiebt,  dass  ihm  dies 
Domizü  unbekannt  ist;  2)  wenn  die  Klageschrift  oder  die  Beilagen  und  Abschriften, 
nicht  genügend  gestempelt  sind;  3)  wenn  bei  der  Klageschrift  sich  die  angegebenen 


Balgarien. 
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Kläger  eine  ein  monatliche  Frist  zur  Ergänzung  der  Klage  gewährt, 
nach  deren  fruchtlosem  Ablauf  der  Prozess  nur  mit  einer  neuen  Klage 
wieder  erneuert  werden  kann. 

B.  Die  Klageerhebung,  welche  mit  der  Einreichung  der  Klage 
beim  zuständigen  Gericht  erfolgt,  begründet  die  Rechtshängigkeit  der 
Streitsache;  diese  bewirkt  die  Unterbrechung  der  Verjährung  und 
das  Recht  auf  die  in  der  Klage  vom  Tage  der  Klageeinreichung  ge- 
forderten Zinsen.1) 

C.  Aenderung  der  Klage.  Emendation.  Die  Klage  kann 
nach  ihrer  Einreichung  im  Wesentlichen  (in  der  Hauptsache)  nicht  mehr 
geändert  werden,  jedoch  kann  der  Kläger  solche  neue  Forderungen 
stellen,  welche  aus  den  in  der  Klage  erhobenen  unmittelbar  folgen; 
ebenso  kann  er  sein  Klagebegehren  her  ab  mindern.2)  Es  wird  nicht 
als  Aenderung  oder  Erhöhung  des  Klagebegehrens  betrachtet:  wenn  der 
Kläger  das  bereits  Angeführte  bestimmter  ausdrückt;  wenn  er  Zinsen 
oder  Akzessorien  hinzufügt  oder  statt  des  ursprünglich  geforderten  Gegen- 
standes wogen  eingetretener  Veränderung  das  Interesse  fordert.3)  Der 
die  Klage  emendirende  Kläger  muss  dies  in  der  nämlichen  Sitzung, 
in  welcher  er  diese  Emendation  vornimmt,  anmelden. 

Der  Beklagte  hat  das  Recht  eine  Widerklage  anzumelden,  ent- 
weder in  seiner  schriftlichen  Beantwortung  der  Klage  (siehe  unten  XI) 
oder  in  der  ersten  (meri torischen)  Verhandlung;  in  letzterem  Falle 
wird  die  Verhandlung  vertagt  und  der  Beklagte  angewiesen,  seine 
Widerklage  binnen  einer  Frist  von  3 bis  7 Tagen  (gehörig  instruirt) 
schriftlich  einzureichen.4)  Voraussetzung  deh  Zulässigkeit  der  Wider- 
klage ist,  dass  dieselbe  aus  gleicher  rechtlicher  Grundlage  wie  die 
Klage  entspringt  oder,  wenn  auch  aus  anderer  Grundlage,  dass  docli 
der  Widerkiageansprueh  mit  dem  Klageanspruch  kompensirt  werden 
kann. 


Beilagen  nicht  befinden;  4 — 5)  wenn  die  gehörige  Anzahl  Abschriften  für  den  Gegner 
oder  die  Prozessgebühr  gar  nicht  oder  nicht  völlig  beigeschlossen  sind,  und  d)  wenn 
das  Domizil  des  Klägers  nicht  angegeben  ist.  — In  den  ersten  5 Fällen  wird  die 
Klageschrift  mittelst  gerichtlicher  Verständigung  dem  Kläger  oder  den  Klägern  zurück- 
gestellt  und  eine  einmonatliche  Frist  zur  Ergänzung  der  Klage  gegeben.  Im  Falle 
der  No.  6 wird  eine  Kundmachung  an  die  Gerichts tafel  geheftet,  womit  der  Kläger 
verständigt  wird,  dass,  wenn  er  im  Verlaufe  eines  Monats  sich  nicht  meldet,  (in  welchem 
letzterem  Falle  ihm  eine  neue  einmonatliche  Frist  ertheilt  wird),  die  Klageschrift  Sammt 
Beilagen  ihm  zurückgestellt  werden  wird,  und  dass  die  Klage  sodann  nur  mit  einer 
neuen  Klageschrift  erneuert  werden  kann.“ 

*)  § 190  C.P.O.  „Die  Einreichung  der  regelrechten  Klage  an  das  kompetente 
Gericht  unterbricht  den  Lauf  der  Verjährung  und  bewirkt  den  Fortlauf  der  geforder- 
ten Zinsen.“ 

'* *)  § 255  C.P.O.  „Der  Kläger  kann  seine  in  der  Klage  erhobenen  Forderungen 
herahmindern,  er  hat  aber  kein  Recht,  dieselben  dem  Wesen  nach  zu  ändern  oder  neue 
Forderungen  anzumeiden,  ausser  wenn  letztere  unmittelbar  aus  den  in  der  Klage  er- 
hobenen entspringen.“ 

3)  § 256  C.P.O. 

4)  §§  262—264  C.P.O. 

Leske  u.  Loewenfsld,  Rcchtsverfolguug.  II. 


17 


258 


Europa. 


D.  Einreden.  Die  bulgarische  Civilprozessordnung kennt  zweierlei 
prozesshindernde  Einreden,  von  denen  die  meisten  dilatorischer,  einige 
(so  z.  B.  § 520  al.  3 und  § 524  al.  3 und  4 C.P.O.)  formell  peremto^ 
rischer  Natur  sind. 

Sie  unterscheidet  nämlich  solche  prozesshindernde  Einreden, 
welche  vor  dem  Eingehen  in  die  Sache  vorgebracht  werden  müssen, x) 
und  solche,  welche  in  jeder  Prozesslage  geltend  gemacht  werden 
können.* 2) 

I.  In  die  erste  Kategorie  gehören: 

1.  Die  Einrede  der  örtlichen  Unzuständigkeit, 

2.  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  und  des  Zusammenhangs  (ex- 
ceptio litis  pendentis  und  connexitatis)  (unrichtig  hierher  ein- 
gereiht, vgl.  § 523  C.P.O.).3) 

3.  die  Einrede  der  mangelnden  Prozessfähigkeit  oder  der  mangeln- 
den gesetzlichen  Vertretung,4) 

4.  die  Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  für  die  Prozesskosten 
(exceptio  eautionis). 

Was  die  Zeit  und  Reihenfolge  der  Geltendmachung  dieser  Einreden 
anlangt,  so  geht  die  Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  für  die  Prozess- 
kosten allen  anderen  Einreden  vor;  beim  Mangel  dieser  Einrede  ist  die 
Einrede  der  Unzuständigkeit  vor  allen  übrigen  zu  erheben.  Alle  diese 
Einreden  müssen  in  der  ersten  mündlichen  Verhandlung  vorgebracht 
werden,5)  mit  Ausnahme  der  exceptio  litis  pendentis  und  connexitatis, 
welche  in  jeder  Prozesslage  erhoben  werden  können  (vgl.  Note  3). 

II.  In  die  zweite  Kategorie  der  Einreden,  welche  -in  jeder  Lage 
des  Prozesses  geltend  gemacht  werden  können,  gehören  (ausser  § 520 


*)  § 520  C.P.O.  „Der  Beklagte  kann,  ohne  auf  die  Sache  selbst  einzugehen,  Ein- 
wendungen erheben:  1)  wenn  für  den  Prozess  ein  anderes  Gericht  oder  eine  andere 
Staatsbehörde  oder  ein  fremdes  Konsulargericht  zuständig  ist;  2)  wenn  beim  nämlichen 
oder  einem  anderen  Gerichte  ein  Prozess  m;t  dem  nämlichen  Gegenstände  und  zwischen 
den  nämlichen  Personen  verhandelt  wird  oder  ein  Prozess,  welcher  mit  der  angemelde- 
ten Klage  in  enger  Verbindung  steht;  3)  wenn  die  Klage  von  einer  Person  erhoben 
ist,  welche  wegen  ihrer  Rechtsunfähigkeit  (Handlungsunfähigkeit)  kein  Recht  hat,  vor 
Gericht  persönlich  eine  Klage  zu  erheben  oder  zu  beantworten;  4)  (vgL  oben  § 9 bei 
Note  4 S.  252  erwähnt).“ 

2)  §524  C.P.O.  „In  jeder  Prozesslage  können  die  Parteien  folgende  Einwen- 
dungen erheben:  1)  wenn  der  Prozess  seinem  Charakter  nach  der  Kompetenz  des 
Kreisgerichts  entzogen  ist;  2)  wenn  der  Prozess  — nach  der  Lage  der  im  Streit 
befindlichen  Immobilien  — zur  Zuständigkeit  eines  anderen  Kreisgerichts  gehört; 

3)  wenn  es  sich  herausstellt,  dass  die  Klage  von  einer  Person  erhoben  ist,  welche  für  sich 
vermöge  ihrer  Rechts-  (Handlungs-)  Unfähigheit  vor  Gericht  weder  Klagen  erheben, 
noch  auf  dieselben  antworten  kann;  4)  wenn  es  sich  herausstellt,  dass  ein  Vertreter 
keine  gesetzliche  Vollmacht  hat  und  weder  nach  Gesetz  noch  nach  Gewohnheiten  Ver- 
treter der  Partei  sein  kann.“ 

3)  § 523  C.P.O.  „Die  Einreden  dürfen  nicht  später  angemeldet  werden,  als  am 
ersten  Verhandlungstage.  Die  Einrede  des  § 520  Abs.  2 kann  in  jeder  Lage  des  Rechts- 
streits angemeldet  werden.“ 

4)  Vgl.  auch  § 521  C.P.O. 

5)  § 522  C.P.O. 
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al.  2 C.P.O.)  die  im  §524  C.P.O.  (vgl.  Note  2,  S.  258)  aufgezählten ; das 
Gericht  hat  diese  Mäogel  auch  von  Amtswegen  zu  berücksichtigen.1) 

III.  Ueber  die  erhobenen  Einreden  entscheidet  das  Gericht  durch 
besonderen  Bescheid.  Gegen  den  Bescheid,  welcher  der  Einrede  Folge 
giebt,  findet  Rekurs  statt;  dagegen  kann  der  Bescheid,  durch  welchen 
die  Einrede  verworfen  wird,  nur  dann  durch  Rekurs  angefochten  werden, 
wenn  er  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  betrifit;  in  allen  anderen 
Fällen  kann  ein  die  Einrede  verwerfender  Bescheid  nur  in  Verbindung 
mit  der  Hauptsache  angefochten  werden.2) 

Die  Rekursfrist  beträgt  sieben  Tage;  bis  zur  Entscheidung  des  Re- 
kurses wird  die  weitere  Verhandlung  des  Prozesses  in  erster  Instanz 
ausgesetzt.3) 

XI.  Verfahren  in  erster  Instanz. 

§ 12. 

A.  Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlung. 

Mündliche  Verhandlung. 

I.  Wie  erwähnt,  findet  im  friedensrichterlichen  Verfahren  keine 
Vorbereitung  zur  mündlichen  Verhandlung  statt.  Im  Gegentheil  erlaubt 
§ 31  der  C.P.O.  dem  Friedensrichter  sofort  zu  verhandeln,  sobald  sich 
bei  ihm  beide  Parteien  auch  ohne  Vorladung  gemeldet  haben. 

Somit  findet  das  eigentliche  vorbereitende  Verfahren  nur  im  ordent- 
lichen Verfahren  statt.  Dasselbe  besteht  in  der  Aufforderung  des  Be- 
klagten (gleichzeitig  mit  der  Vorladung  resp.  in  der  Vorladung  selbst) 
binnen  einer  Frist  von  2 Wochen  bis  1.  Monat  (je  nachdem  der  Be- 
klagte im  Inlande  oder  Auslande  wohnt)  seine  schriftliche  Antwort 
(in  den  nöthigen  Exemplaren)  zu  überreichen.  Die  Nichtbefolgung 
dieser  Aufforderung  hat  jedoch  keine  nachtheiligen  Folgen  für  den  Be- 
klagten in  der  Sache  selbst,  ausser  wenn  er  nicht  zur  Verhandlung 
erscheint  und  dann  in  contumaciam  verurtheilt  wird.4) 

Die  Vorladungsfristen  im  ordentlichen  Verfahren  betragen  1 bis 
4 Monate  (§  229).5)  Bei  unbekanntem  Aufenthalt  des  Beklagten  erfolgt 

*)  § 526.  „Das  Gericht  ist  verpflichtet,  unabhängig  von  den  Einwendungen  der 
Parteien,  den  Prozess  nicht  zu  verhandeln,  sobald  einer  der  in  § 524  erwähnten  Fälle 
vorliegt.“ 

3)  §§  527—529  C.P.O. 

3)  § 530  C.P.O.,  vgl.  auch  § 531  C.P.O.  über  meritorische  Einwendungen. 

4)  §§  238 — 241.  „Zur  Vorbereitung  des  Prozesses  kann  der  Beklagte  eine  schrift- 
liche Antwort  — in  welcher  er  ausdrücklich  erklären  muss,  ob  er  die  Forderung 
des  Klägers  anerkennt  resp.  was  er  dagegen  einzuwenden  hat  und  worauf  er  seine  Er- 
widerung stützt  — einreichen,  binnen  14  Tagen  von  Zustellung  der  Klage,  wenn  er  am 
Orte  des  Gerichts  wohnt,  — binnen  einem  Monat,  wenn  er  ausserhalb  desselben  wohnt. 
— Diese  Antwort  sammt  Beilagen  ist  in  Abschrift  dem  Kläger  mitzutheilen.  — Unter- 
lässt es  der  Beklagte,  eine  schriftliche  Antwort  zu  überreichen,  so  wird  Termin  zur 
Verhandlung  anberaumt.“ 

5)  § 229.  „Erscheinungsfristen  sind  folgende:  1)  ein  Monat,  wenn  der  Beklagte 
in  Bulgarien  wohnt;  2)  zwei  Monate,  wenn  er  ausserhalb  Bulgariens  wohnt  und  sein 
Wohnsitz  bekannt  ist;  3)  vier  Monate,  wenn  der  Aufenthaltsort  des  Beklagten  un- 
bekannt ist.“ 
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die  Vorladung  durch  Publikation  im  Amtsblatt1 *)  (§  225)  (dreimalige 
Einrückung)  (§  227). ^ 

II.  Die  mündliche  Verha  ndlung  beginnt  mit  dem  Vortrage  des 
Referenten.3)  Hierauf  wird  den  Parteien,  zuerst  dem  Kläger  und  dann 
den  Beklagten  so  lange  gestattet,  Anträge  zu  stellen  und  Angriffs- 
und Vertheidigungsmittel  vorzubringen,  bis  der  Vorsitzende  den  Streit- 
fall für  genügend  geklärt  erachtet.  Auch  das  Fragerecht  der  Parteien 
ist  vollkommen  gewahrt.4) 

Werden  neue  (in  den  Schriftsätzen)  nicht  erwähnte  Thatumstände 
oder  Beweismittel  vorgebracht,  so  kann  die  Gegenpartei  die  Vertagung 
der  Verhandlung  beantragen.5) 

Mit  Genehmigung  des  Vorsitzenden  können  auch  die  Richter  (Bei- 
sitzer) aufklärende  Fragen  an  die  Parteien  richten.6)  Bei  komplizirteren 
Fällen  kann  über  die  einzelnen  Forderungen  oder  Gegenstände  ge- 
trennt verhandelt  werden.7)  Theilurtheile  sind  jedoch  nicht  zu- 
lässig. 

In  den  Vorschriften  über  Anbahnung  eines  Vergleichs  zwischen 
den  Parteien  besteht  insofern  ein  Unterschied  zwischen  dem  ordentlichen 
und  dem  summarischen  (friedensrichterlichen)  Verfahren,  als  bei  erste- 
rem  die  Aufforderung  des  Präsidenten  zum  Vergleich  blos  fakultativ  ist, 
d.  h.  nur  ergeht,  wenn  er  einen  solchen  für  möglich  hält,8)  dagegen 
beim  Friedensrichter  obligatorisch  ist.9) 

§ 13. 

B.  Das  Beweisverfahren. 

1.  Ueber  die  Beweisprinzipien  siehe  oben  § 2. 

H.  Beweismittel  sind:  1)  Zeugen,  2)  Enquete  der  nachbar- 
lichen Leute  (Doznanije  örez  ökolni  ljudje),  3)  Urkunden,  4:)  die  soge- 
nannten „Einschnitte“  (Kerbhölzer,  Röbosi),  5)  das  Geständniss, 
6)  Vernehmung  der  Parteien  (jedoch  nicht  in  dem  nämlichen  Sinne 
und  der  nämlichen  Bedeutung  wie  z.  B.  in  dem  österreichischen  Bagateil- 
verfahren  10)  oder  dem  österreichischen  Entwürfe  der  Civilprozessordnung 
vom  Jahre  1881,  §§  413 — 423  — daher  nicht  Anhörung  der  Par- 
teien als  Zeugen  unter  Eid)  und  7)  der  Eid.  Ausser  diesen 
direkten  Beweismitteln  kennt  die  bulgarische  Civilprozessordnung  auch 
eine  indirekte  Beweisführung  auf  Grund  von  Präsumtionen.11)  Der 


*)  $ tt  C.P.O. 

*)  § 227  C.P.O. 

*)  §§  242,  252  C.P.O. 

§§"253.  261  C.P.O. 

5)  §254  C.P.O. 

*)  § 258  C.P.O. 

T)  § 259  C.P.O. 

*)  § 260  C.P.O. 

*)  § 39  C.P.O. 

10)  Vgi.  Ullmann,  das  österr.  Civilprozessrecht.  3.  Aufl.  1892.  § 168  S.  462 — 468. 

u)  §§  430—435  C.P.O.  s.  u. 
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gerichtliche  Augenschein  und  Gutachten  der  Sachverstän- 
digen (§§443 — 472  C.P.O.)  sind  in  dem  Abschnitt  „die  Yerification 
der  Beweise“  (§§  436— 442  — siehe  unten)  behandelt,  können  jedoch 
auch  als  selbstständige  Beweismittel  gelten.1) 

Der  Geltendmachung  jedes  direkten  Beweismittels,  sowie  der 
Verifikation  der  Beweise  muss  ein  richterlicher  Beschluss  (Beweis- 
beschluss) vorangehen.  Die  blosse  Ladung  der  Zeugen  zur  Verhand- 
lung ist  für  das  Gericht  solange  nicht  bindend,  als  ein  Beweis- 
beschluss  nicht  ergangen  ist.2)  Der  Kürze  halber  pflegen  nämlich 
die  Kreisgerichte  Zeugen,  auf  welche  sich  die  Parteien  in  ihrer  Klage 
oder  Einrede  berufen,  vorzuladen,  und  erst  nachträglich  in  der  münd- 
lichen Verhandlung  zu  beschliessen,  nach  Anhörung  beider  Parteien, 
ob  die  Vernehmung  der  Zeugen  erfolgen  soll.  Dies  geschieht  gewöhn- 
lich dann,  wenn  die  Parteien  in  den  erwähnten  Eingaben  die  That- 
sachen  nicht  anführen,  über  welche  sie  die  namhaft  gemachten  Zeugen 
zu  verhören  wünschen.3) 

Ausser  den  Eingangs  erwähnten  Beweisnormen  existiren  keine 
besonderen  formellen  Beweisregeln,  da  das  richterliche  Ermessen 
und  die  freie  Beweiswürdigung  das  leitende  Prinzip  bilden. 

m-  Absolute  Beweiskraft  haben  nur  das  Geständniss  und 
der  Eid  (Haupt-  und  richterlicher  Eid)  rücksichtlich  der  mit  diesen 
Beweismitteln  erhärteten  Thatumstände.4)  Bei  allen  anderen  Beweis- 
mitteln ist  der  richterlichen  Beweiswürdigung  Raum  gelassen.5)  Für 
die  Be  weis  Würdigung  der  Urkunden  und  anderer  schriftlicher  Be- 
weise gilt  insofern  eine  Ausnahme,  als  hierin  das  Gericht  den  behörd- 
lichen Urkunden  in  der  Regel  den  Vorzug  geben  und  ausserdem  die 
Gesetze  und  Gewohnheiten  berücksichtigen  muss,  welche  zur  Zeit 
der  Ausstellung  dieser  Urkunden  in  Kraft  waren.6) 

IV.  Die  einzelnen  Beweisarten. 

1.  Zeugenaussagen.  Niemand  darf  seine  Zeugenschaft  ver- 
weigern. Die  Ausnahmen  hiervon  bestimmen  §§  286 — 287  C.P.O.7) 


>)  §§  450,  472  G.P.O. 

*)  § 293  C.P.O. 

3)  §§  285,  291  C.P.O. 

4)  §§  396  al.  2,  420  al.  1 C.P.O. 

5)  §§  328,  354,  395.  471  C.P.O. 

*)'§§  380,  384  C.P.O. 

h §§  286,  287.  „Niemand  kann  sich  der  Zeugenschaft  ent  schlagen.  Von  dieser 
Regel  sind  ausgenommen  nur:  1)  die  Verwandten  der  Parteien  in  der  aufsteigenden 
und  absteigenden  Linie,  ebenso  Brüder  und  Schwestern  und  2)  Personen,  welche  von 
der  Entscheidung  des  Prozesses  zu  Gunsten  der  einen  oder  anderen  Partei  einen  Vor- 
theil erwarten.  — Es  ist  erlaubt,  das  Zeugniss  zu  verweigern:  1)  bei  Fragen,  deren 
Beantwortung  dem  Zeugen  oder  seinen  Verwandten  aufsteigender  und  absteigender 
Linie  und  seinen  Brüdern  und  Schwestern  einen  unmittelbaren  Vermögensschaden  ver- 
ursachen könnte;  2)  bei  Fragen,  deren  Beantwortung  dem  Zeugen  oder  seinen  zu  1 
genannten  Verwandten  zur  Unehre  gereichen  oder  die  Gefahr  strafrechtlicher  Verfolgung 
verursachen  könnte,  und  3)  bei  Fragen,  welche  der  Zeuge  nicht  beantworten  kann,  ohne 
die  Geheimnisse  seiner  Kunst  oder  seiner  Beschäftigung  (Profession)  zu  entdecken.“ 
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Zur  Zeugenschaft  werden  von  Amtswegen  nicht  zugelassen:  1)  Irr- 
sinnige, 2)  diejenigen  Personen,  welche  vermöge  physischer  und  geistiger. 
Gebrechen  die  zu  beweisenden  Thatsachen  nicht  verstehen  können; 
3)  Kinder  gegen  ihre  Eltern,  4)  Ehegenossen  der  Prozessparteien, 
5)-  Geistliche,  hinsichtlich  des  Beichtgeheimnisses  und  6)  alle,  welchen 
das  Gesetz  das  Recht,  Zeugen  zu  sein,  entzieht  (§  288). 

Personen  unter  16  Jahren,  wie  auch  solche,  welche  in  Folge  straf- 
gerichtlichen Urtheils  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  ver- 
lustig geworden  sind,  können  ohne  Eid  verhört  werden.1)  Auf  An- 
trag der  Gegenpartei  werden  zur  Zeugenschaft  nicht  zugelassen:  1)  Ver- 
wandte, Aszendenten  und  Deszendenten  ohne  Beschränkung  in  der 
Seitenlinie  und  Schwägerschaft  bis  zum  dritten  Grade  (römischer,  nicht 
kanonischer  Rechnung);  bei  gleicher  Verwandtschaft  mit  beiden  Parteien 
kann  der  Zeuge  unbeeidet  vernommen  werden;  2)  Vormünder  und  Mündel, 
3)  Adoptiveltern  und  Adoptirte,  4)  Personen,  welche  sich  im  Streite  mit 
einer  der  Parteien  befinden  oder  welche  von  der  Entscheidung  des  Pro- 
zesses durch  die  sie  anrufende  Partei  einen  Vortheil  erwarten,  und  5)‘  die 
Bevollmächtigten  der  Parteien.2) 

Die  Partei,  welche  sich  auf  Zeugen  beruft,  muss,  ausser  der  Be- 
zeichnung des  Vor-  und  Zunamens,  der  Beschäftigung  und  des  Domizils 
der  Zeugen,  die  Thatsachen  angeben,  über  welche  dieselben  ver- 
nommen werden  sollen.3)  In  Krankheits-  und  ähnlichen  Verhinderungs- 
fällen kann  das  Gericht  die  Vernehmung  des  Zeugen  an  seinem  Domizil 
verfügen.4)  Ebenso  können  Zeugen,  welche  40  Kilom.  oder  noch  weiter 
vom  Gerichtssitze  entfernt  wohnen,  durch  Ersuchen  des  nächsten 
Friedensrichters  oder  des  nächsten  Gerichtshofs  vernommen  werden. 
Die  Zeugeneinvernahme  der  Minister  geschieht  in  deren  Wohnung.5) 

Der  Beschluss  des  Gerichts,  Zeugen  zu  vernehmen,  hindert  jedoch 
nicht  die  Geltendmachung  späterer  Einwendungen  des  Gegners  gegen 
die  Zeugen.6)  Die  Vorladung  der  Zeugen  kann  die  Partei  auch  selbst 
übernehmen  (§  296). 

Jeder  Zeuge  muss  einzeln  und  in  Abwesenheit  der  später  zu  ver- 
hörenden Zeugen  vernommen  werden.7) 

Wenn  beide  Parteien  Zeugen  vorgeschlagen  haben,  so  sind  die 
Zeugen  des  Klägers  zuerst  zu  vernehmen.8) 

Der  Zeuge  ist  vor  seiner  Vernehmung  nach  den  Satzungen 
seiner  Religion  zu  beeiden.9) 


*)  § 289  C.P.O. 

2)  § 291  C.P.O. 

3)  § 291  C.P.O. 

4)  § 294  C.P.O. 

5j  § 298  C.P.O.,  vgl.  auch  §§  802,  304,  305  C.P.O. 

6)  § 295  C.P.O. 

7)  §§  306,  318  C.P.O. 

8)  § 307  C.P.O. 

*)  §§308-310  C.P.O. 
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In  Ermangelung  eines  Priesters  ist  dem  Friedensrichter  ge- 
stattet, der  Partei  ein  schriftliches  Gelöbniss  abzunehmen.1) 

Vom  Eide  sind  befreit:  1)  die  Priester  und  Mönche  aller  Kon- 
fessionen und  2)  Personen,  die  solchen  Glaubensbekenntnissen  an- 
gehören, welche  den  Eid  verbieten.  Die  Letzteren  geben  ein  Ge- 
löbniss ab.2) 

Die  Eidesverweigerung  wird  mit  einer  Strafe  bis  100  die  Zeugen- 
schaftsverweigerung (Nichterscheinen  ohne  Rechtfertigung)  mit  einer 
Strafe  bis  50  Frcs.  bestraft.3)  Gegen  diese  Strafe  ist  der  Rekurs 
binnen  einem  Monat  von  der  Zustellung  des  Bescheides  ab  zulässig.4) 

Sowohl  der  Vorsitzende  und  die  Richter,  als  auch  die  Parteien 
können  an  die  Zeugen  Fragen  stellen,  ja  sogar  die  wiederholte  Ver- 
nehmung derselben  verlangen.5) 

Der  Zeuge  hat  Anspruch  auf  Ersatz  seiner  Auslagen  und  seines 
Zeitverlustes. 

Zeugenaussagen  liefern  keinen  Beweis  über  solche  That- 
sachen,  für  welche  das  Gesetz  schriftliche  Beweise  fordert,  sowie  auch 
gegen  öffentliche  und  Privaturkunden.  Eine  Ausnahme  von  dieser 
Regel  macht  das  Gesetz:  1)  wenn  das  Schriftsück  in  Folge  von  Brand, 
Ueberschwemmung  und  dgl.  zu  Grunde  gegangen  ist,  2)  zum  Beweise 
der  Ersitzung  (usucapio)  bei  unbeweglichen  Gütern,  3)  wenn  die 
Parteien  den  Beweis  der  Simulation  des  in  der  Urkunde  angegebenen 
Rechtsgeschäfts  liefern,  und  4)  wenn  der  Beweis  der  Unechtheit 
(Falschheit  — podlog.)  der  Urkunde  geführt  wird.6)  Ebenso  kann  die 
Erfüllung  von  Verbindlichkeiten,  welche  durch  Urkunden  dokumen tirt 
sind,  nicht  durch  Zeugenaussagen  bewiesen  werden.7) 

2.  Enquete  (Doznanije).  Die  Enquete,  d.  i.  Vernehmung  von 
Lokalinsassen  (in  Wirklichkeit  Nachbarn),  als  Beweismittel  wird  an- 
gewendet in  Streitigkeiten  um  die  Ausdehnung  des  Grundbesitzes, 
wie  auch  in  den  Rechtsstreitigkeiten,  welche  zum  Gegenstände  Ge- 
meindewiesen (Weiden)  und  Holzgerechtigkeiten8)  haben  (§  329). 
Die  Vernehmung  dieser  Nachbarsleute  geschieht  im  Wesentlichen  nach  den 
nämlichen  Regeln  wie  die  der  Zeugen,9)  und  zwar  immer  durch  einen 
vom  Prozessgericht  an  Ort  und  Stelle  delegirten  Richter,10)  jedoch  mit 
Beobachtung  folgender  Ausnahmen:  Die  Anzahl  der  Zeugen  darf  nicht 
kleiner  als  sechs  und  nicht  grösser  als  zwölf  sein.  Falls  sich  die  Par- 


')  § 71  C.P.O. 

*)  § 311  al.  III „Diese  Personen  geben  statt  des  Eides  ein  Gelöbniss  ab, 

dass  sie  die  volle  Wahrheit  nach  reinem  Gewissen  aussagen  werden.“ 

3)  §§  312,  299  C.P.O. 

4)  § 300  C.P.O. 

5)  §§  316,  319  C.P.O. 

6)  §§  325,  326  C.P.O. 

7)  § 327  C.P.O. 

8)  § 329  C.P.O. 

9)  §§346,  353,  355  C.P.O. 

,0)  § 330  C.P.O. 
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teien  über  die  Wahl  der  Zeugen  (Nachbarsleute)  nicht  einigen,1)  loost 
der  delegirte  Richter  aus  dem  von  den  administrativen  Behörden  zu- 
sammengestellten Verzeichniss2)  zwölf,  eventuell  6 Zeugen  aus.  Die 
Parteien  können  sich  auch  dahin  einigen,  dass  ihr  Rechtsstreit  aus- 
schliesslich auf  Grund  der  Aussagen  der  von  ihnen  gewählten  Nach- 
barsleute entschieden  werde.3)  Gegen  das  vom  delegirten  Richter  zu- 
sammengestellte  Verzeichniss  der  Nachbarsleute  können  die  Parteien, 
bei  der  Durchsicht  und  Unterschrift  dieses  Verzeichnisses,  ihre  Ein- 
wendungen und  Bemerkungen  machen,  über  welche  sofort  vom  dele- 
girten Richter  entschieden  wird.4) 

Solche  Einwendungen  hindern  aber  die  Vernehmung  der  Zeugen 
nicht.5)  Jede  Partei  hat  das  Recht  von  den  vom  delegirten  Richter 
ausgeloosten  zwölf  oder  weniger  Zeugen,  ohne  Angabe  des  Grundes, 
höchstens  zwei  auszuscheiden.  In  jedem  Falle  müssen  aber  sechs 
Zeugen  verbleiben.6)  Die  Zeugen  werden  eidlich  vernommen,  sofern 
sie  nicht  mit  Uebereinstimmung  der  beiden  Parteien  vom  Eide  befreit 
werden.7) 

3.  Urkundenbeweis.  In  die  Kategorie  der  schriftlichen  Beweise 
gehören  Schriftstücke  authentischen  und  privaten  Charakters.8)  Jede 
Partei  hat  das  Recht  von  der  Gegenpartei  die  Vorlage  des  Originals 
zu  fordern,  insofern  dasselbe  nicht  vernichtet  ist  oder  nicht  vorgelegt 
werden  kann.9)  Ausser  den  Urkunden,  welche  die  Partei  zum  Beweise 
ihrer  Behauptungen  oder  Einwendungen  vorlegt,  ist  dieselbe,  (ebenso  auch 
dritte,  im  Prozesse  unbetheiligte  Personen)10)  — auf  Verlangen 
des  Gegners  — verpflichtet,  auch  alle  anderen  in  ihrem  Besitze  be- 
findlichen Urkunden,  welche  zur  Bekräftigung  der  streitigen  That- 
sachen  dienen,  vorzulegen,  wenn  der  Gegner  diese  Urkunden  genau 
beschreibt  und  die  Umstände  angiebt,  auf  Grund  deren  er  glaubt,  dass 
sich  die  fraglichen  Urkunden  im  Besitze  der  Gegenpartei  befinden.11) 


l)  § 337  C.P.O. 

*)  §§  332-333,  345  C.P.O. 

3)  §338  C.P.O. 

4)  §§  341—343  C.P.O. 

5)  § 344  C.P.O. 

*)  §§  347,  348  C.P.O. 

*)  § 352  C.P.O. 

*)  § 356  C.P.O. 

9)  § 358  C.P.O. 

,0)  § 369  C.P.O.  „Auf  Verlangen  einer  der  Parteien  müssen  auch  im  Prozesse 
unbetheiligte  Personen  ebenso  wie  der  Gegner  alle  diejenigen  in  ihrem  Besitze  befind- 
lichen Urkunden,  welche  sich  unmittelbar  auf  den  Prozess  beziehen,  im  Original  oder 
in  Abschrift  vorlegen,  mit  Ausnahme  ihrer  Privatkorrespondenz  und  ihrer  Handels- 
bücher, wenn  das  Gesetz  die  Abforderung  dieser  Bücher  nicht  verfügt.  Die  Kor- 
respondenz mit  einer  dritten  Person  kann  von  der  letzteren  nur  dann  gefordert  werden, 
wenn  dieselbe  in  der  fraglichen  Angelegenheit  als  Unterhändler,  Kommissionär  oder 
als  Sensal  bei  Schliessung  des  Kontrakts,  welcher  als  Grundlage  der  Klage  oder  der 
Einwendung  dient,  theilgenommen  hat.“ 

")  §§  360,  361  C.P.O. 
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Im  Weigerungsfälle  kann  das  Gericht,  wenn  es  die  Gründe  der  auf- 
geforderten Partei  für  nicht  überzeugend  erachtet,  die  mit  der  frag- 
lichen Urkunde  zu  beweisenden  Thatsache  für  bewiesen  annehmen.1) 
Der  Editionseid  ist  zulässig.2)  Die  Kosten  bezüglich  der  Vorlage 
von  Urkunden  treffen  die  Partei,  welche  die  Vorlage  verlangt.3)  Eine 
dritte,  ausserhalb  des  Prozesses  stehende  Person  kann  auch  mittels  be- 
sonderer Klage  zur  Vorlegung  der  Urkunde  angehalten  werden.4) 

In  Fällen,  in  denen  aus  verschiedenen  Gründen  die  Urkunde  dem 
Gerichte  nicht  vorgelegt  werden  kann,  wird  ein  Richter  delegirt,  welcher 
die  nöthigen  Stellen  herausehreibt.5) 

Akten  und  Urkunden,  welche  sich  bei  Staatsbehörden  befinden, 
können  nur  auf  Grund  eines  vom  Prozessgericht  ausgestellten  Zeug- 
nisses verlangt  werden.  In  diesen  Fällen  wird  die  betreffende  Ur- 
kunde im  Auszug  mitgetheilt.6) 

In  Betreff  der  Beweiskraft  der  Urkunden  ist  vor  Allem  der  Grund- 
satz aufgestellt,  dass  kein  schriftlicher  Akt,  ohne  geprüft  zu  sein, 
zurückgewiesen  werden  kann.7) 

Authentische  (öffentliche)  Urkunden  begründen  vollen  Beweis 
zwischen  den  Parteien,  deren  Erben  und  Rechtsnachfolgern.8)  — Die 
nämliche  Beweiskraft  haben  auch  Privaturkunden,  wenn  sie  von  der 
Gegenpartei  (oder  vom  Gericht)  als  echt  anerkannt  werden. 

Vertragsurkunden  jedoch  haben  für  dritte  Personen  keine  Be- 
weiskraft.9) — Der  Stempel-  oder  Gebührenmangel  an  einer  Ur- 
kunde benimmt  der  Urkunde  nicht  ihre  Beweiskraft.10) 

Im  Auslande  nach  den  dortigen  Gesetzen  ausgestellte  Urkunden 
werden  als  solche  anerkannt,  wenn  sie  den  bulgarischen  Gesetzen  nicht 
widersprechen.11) 


J)  §562  C.P.O. 

3)  § 363  C.P.O.  „Wenn  die  Gegenpartei  leugnet,  dass  sich  die  Urkunde  in  ihrem 
Besitze  befindet,  so  ist  dieselbe  auf  Vorschlag  des  Gerichts  einen  Eid  dahin  abzulegen 
verpflichtet:  dass  sie  nach  sorgfältigem  Suchen  zur  Ueberzeugung  gekommen  ist,  dass 
sich  die  Urkunde  nicht  in  ihrem  Besitze  befindet,  dass  sie  diese  Urkunde  nicht  mit 
der  Absicht  vernichtet  hat,  um  der  beweisführenden  Partei  die  Möglichkeit  zu  benehmen, 
sich  dieser  Urkunde  zu  bedienen,  und  dass  sie  nicht  weiss,  wo  sich  diese  Urkunde  be- 
findet. Das  Gericht  kann  in  dieser  Eidesformel  dem  Prozesse  entsprechende  Aende- 
rungen  vornehmen.  Wenn  die  Urkunde  von  einer  öffentlichen  Behörde  vorzulegen  ist, 
so  wird  der  Eid  von  dem  Beamten  abgenommen,  welchem  die  Urkunde  zur  Auf- 
bewahrung anvertraut  ward.“ 

3)  § 367  C.P.O. 

4)  § 368  C.P.O. 

ä)  §§  369-371  C.P.O. 

6)  §§  372—375  C.P.O. 

7)  § 376  C.P.O. 

8)  § 378  C.P.O. 

*)  § 379  C.P.O. 

,0)  § 382  C.P.O. 

>*)  § 385  C.P.O. 
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Ueber  die  Beweiskraft  der  Handelsbücber  und  Handelsurkunden 
handeln  die  §§  386— 387.1) 

Bezüglich  des  Datums  der  Ausstellung  der  Urkunden  macht  das 
Gesetz  einen  Unterschied  zwischen  öffentlichen  und  Privaturkunden. 
Bei  ersteren,  falls  sie  nicht  für  falsch  erklärt  werden,  wird  das  Datum 
allgemein  und  Jedermann  gegenüber  für  authentisch  und  erwiesen  be- 
trachtet — bei  letzteren  gilt  diese  Annahme  nur  gegenüber  den  Be- 
theiligten und  deren  Erben  und  Rechtsnachfolgern;  ebenso  können 
andere  Personen,  deren  Interesse  die  Urkunde  berührt,  die  Richtigkeit 
des  Datums  anfechten.2) 

4.  Einschnitte  (Röbosi).  Dieselben  sind  als  Beweismittel  auf  An- 
regung der  Sobranije  (Abgeordnetenhaus)  in  die  Civilprozessordnung 
eingefügt  worden.  Die  „Röbosi“,  ein  recht  primitives  Beweismittel,  be- 
stehen in  Strichaufzeichnungen  mit  Kreide  oder  Messer  und  sind 
üblich  im  Verkehr  der  Greisler  (Bakals)  und  Kaffeesieder  (Kafedzis)  mit 
dem  Landvolke  und  Handwerkern.  Sie  vertreten  gleichsam  das  Schmier- 
buch  des  Kaufmanns.  Beide  Parteien  notiren  sich  soviel  Schnitte, 
als  z.  B.  Tassen  Kaffee  ausgeschenkt  worden  sind.  Daher  erkennt  die 
Civilprozessordnung3)  die  „Röbosi“  nur  dann  als  Beweis  an,  wenn  die 
Einschnitte  der  beiden  Theile  gleich  und  übereinstimmend  sind.  Bei 
Beurtheilung  der  Beweiskraft  der  „Röbosi“  richtet  sich  das  Gericht  nach 
den  Gebräuchen  und  den  für  die  Vorlage  von  Urkunden  geltenden  Regeln.4) 

5.  Geständnis s.  Dasselbe  kann  schriftlich  (in  einer  Eingabe) 
an  das  Gericht  oder  mündlich  erklärt  werden.  Es  hat  volle  Be- 
weiskraft gegen  die  gestehende  Partei,  selbst  wenn  sie  es  vor  einem 
nicht  zuständigen  Richter  abgegeben  hat.5)  Gültig  ist  das  Ge- 
ständnis nur,  wenn  es  von  einer  Person  abgegeben  wird,  welche  eine 
Verbindlichkeit  (Obligation)  übernehmen  kann. 

Die  Fälle,  in  welchen  Vormünder  oder  Kuratoren  (Verwalter)  für 
ihre  Mündel  und  Kuranden  rechtsgültige  Geständnisse  abgeben  können, 
bestimmt  das  materielle  Recht  (Vormundschafts-  und  Kuratelgesetz).6) 


b § 386  C.P.O.  „Bei  Klagen  gegen  Nicht-Kaufleute  werden  die  Handelsbücher 
in  Streitigkeiten  wegen  Lieferung  von  Waaren  und  wegen  Geldanlehen  nur  dann  als 
Beweis  angenommen,  wenn  feststeht,  dass  die  Waare  wirklich  geliefert  oder  das  Geld 
empfangen  worden  ist,  der  Zweifel  oder  Streit  sich  aber  auf  die  Zeit,  die  Quantität, 
Qualität  oder  auf  den  Werth  der  gelieferten  oder  erhaltenen  Waare  oder  auf  die  Zeit 
der  Begleichung  der  für  die  Waare  bedungenen  Zahlung  bezieht.“ 

§ 387  C.P.O.  „Handelsbriefe,  Handelsbücher  von  Detailverkäufern,  Bäckern, 
Greislem  und  anderen  ähnlichen  Personen,  sowie  auch  Rechnungen,  Noten  und  ähn- 
liche Privatschriften  bilden  keinen  Beweis  zu  Gunsten  des  Klägers,  welcher  sie  ge- 
schrieben und  geführt  hat,  wenn  sie  nicht  vom  Schuldner  unterschrieben  sind;  aber 
dieselben  können  als  Beweis  gegen  den  Kläger,  welcher  sie  geführt  und  geschrieben 
hat,  angenommen  werden.“ 

*)  §§  391,  392  C.P.O. 

3)  § 394  C.P.O. 

4)  §§  359—361,  395  C.P.O. 

6)  §§  396,  397  C.P.O. 

6)  §401  C.P.O. 
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Das  Geständniss  kann  nicht  zum  Nachtheil  der  geständigen 
Partei  ge t heilt  werden;  ebenso  kann  es  nicht  widerrufen  werden, 
ausser  im  Falle  eines  Irrthums  (error  in  facto).  Ebenso  wenig  kann  es 
unter  dem  Vorwände  eines  Rechtsirrthums  zurückgenommen  werden.1) 
Ueber  die  Wirkung  des  Geständnisses  einzelner  Streitgenossen  bestimmen 
die  §§  398—399  C.P.O.2) 

6.  Vernehmung  der  Parteien.  Dieselbe  findet  statt  zur  Auf- 
klärung der  Streitumstände  und  kann  angeordnet  werden  von  Amts- 
wegen oder  auf  Antrag  einer  Partei.  Es  können  beide  oder  blos  eine 
Partei  verhört  werden.3)  Eine  besondere  Wirkung  hat  dieses  Quasi- 
beweismittel dann,  wenn  die  einzu vernehmende  Partei  die  Antwort  ver- 
weigert oder  ohne  rechtfertigende  Gründe  nicht  persönlich  erscheint. 
In  diesen  Fällen  kann  das  Gericht  die  betreffenden  Thatsachen  gegen 
die  Partei  als  erwiesen  annehmen.4)  Jede  Partei  wird  in  Gegenwart 
oder  Abwesenheit  der  anderen  über  jede  einzelne  Thatsache  verhört. 
Schriftliche  Erklärungen  sind  nicht  gestattet.5)  Im  Krankheitsfalle 
können  die  Parteien  auch  durch  delegirte  Richter  vernommen  werden.6) 
Dasselbe  kann  geschehen  bei  Parteien,  welche  ausserhalb  des  Gerichts- 
sprengels  wohnen.7)  Die  Partei,  welche  fälschlich  Krankheit  vorschützt, 
wird  mit  einer  Geldbusse  bis  200  Frcs  bestraft.8) 

7.  Eid.  Der  Eid  kann  sein:  1)  Entscheidungseid  (Haupteid), 
welchen  eine  Partei  der  anderen  zu  dem  Zwecke,  die  Entscheidung  des 
Prozesses  davon  abhängig  zu  machen,  zuschiebt,  und  2)  richterlicher 
Eid,  welchen  das  Gericht  selbst  einer  der  Parteien  auferlegt.9) 

Der  Haupteid  kann  in  jeder  Lage  des  Rechtstreits,  selbst  beim 
Vorhandensein  anderer  Beweise  zugeschoben  werden,  sofern  er  sich  auf 
eigene  Handlungen  des  Delaten  bezieht.  Prozesse,  bei  welchen  kein 
Vergleich  möglich  ist,  können  auch  nicht  durch  Eid  (Haupteid)  ent- 
schieden werden.10)  Der  Eid  ist  nicht  statthaft  zum  Beweise  einer 
strafbaren  Handlung,  ferner  nicht  zum  Beweis  eines  Vertrags,  zu 
dessen  Gültigkeit  das  Gesetz  eine  (schriftliche)  Urkunde  verlangt,  end- 
lich auch  nicht  zur  Entkräftung  solcher  Handlungen,  von  welchen 


1)  § 400  C.P.O. 

2)  § 398  C.P.O.  „Das  Geständniss,  welches  einer  der  Streitgenossen  gemacht 
hat,  hat  nur  für  denjenigen,  welcher  es  gemacht  hat,  Wirkung.“ 

§ 399  C.P.O.  „Streitgenossen  können  mit  den  Folgen  des  von  einem  unter  ihnen 
gemachten  Geständnisses  nur  in  dem  Falle  belastet  werden,  wenn  sie  sich  mit  letzterem 
solidarisch  verpflichtet  haben.“ 

3)  § 402  C.P.O. 

4)  § 406  C.P.O. 

5)  §§  404,  405  C.P.O. 

6)  § 407  C.P.O. 

7)  §§  409,  410  C.P.O. 

8)  § 408  C.P.O. 

9)  §411  C.P.O. 

10)  §§  412,414  C.P.O. 
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ein  Staatsbeamter  in  dem  betreffenden  Akte  bezeugt,  dass  dieselben 
vor  ihm  geschehen  sind,1) 

Der  Haupteid  kann  in  der  Kege)  zurückgeschoben  werden,  d.  h., 
wenn  er  sich  auf  eigene  Handlungen  beider  Parteien  bezieht.2)  Die 
Nichtannahme  des  zugeschobenen  oder  zurückgeschobenen  Eides  be- 
wirkt eine  für  den  Weigernden  nachtheilige  Entscheidung  des  Rechts- 
streits. 3)  Die  Partei,  welche  den  Eid  zugeschoben  oder  zurück- 
geschoben hat,  kann  von  dieser  ihrer  Handlung  nicht  mehr  zurück- 
treten, sobald  die  Gegenpartei  die  Annahme  der  Zu-  resp.  Rückschiebung 
erklärt  hat.4)  Die  den  Eid  zu-  oder  zurückschiebende  Partei  kann  jedoch 
dem  Schwurpflichtigen  den  Eid  erlassen.  Der  Eid  gilt  dann  als  abgelegt.5) 

Der  Eid  kann  über  eine  Thatsache,  deren  Gegentheil  das  Gericht 
für  erwiesen  erachtet,  nicht  abgeleistet  werden.6)  Hierher  gehören  auch 
die  Fälle  der  Notorietät,  welche  die  bulgarische  Civilprozessordnung 
nicht  ausdrücklich  erwähnt.  Es  unterliegt  jedoch  keinem  Zweifel,  dass 
die  „Notoriet6  publique“  auch  durch  andere  Beweismittel  nicht  umge- 
stossen  werden  kann. 

Der  abgelegte  Eid  begründet  vollen  Beweis  der  beschworenen 
Thatsache  für  oder  gegen  denjenigen,  welcher  ihn  vorgeschlagen  hat, 
wie  auch  für  oder  gegen  seine  Erben  und  Rechtsnachfolger.7) 

Berufungen  sind  gegen  Urtheile,  welche  auf  Grund  eines  Haupt- 
eides gefällt  werden,  ebenso  zulässig  wie  gegen  andere  Urtheile. 

Der  Eid,  welchen  ein  Solidar gläubiger  dem  Schuldner  zuschiebt, 
befreit  letzteren  nur  von  dem  auf  den  zuschiebenden  Solidargläubiger 
entfallenden  Theile,  während  der  von  einem  Soli  dar  Schuldner  ge- 
leistete Eid  auch  die  übrigen  Mitschuldner  befreit,  vorausgesetzt,  dass 
sich  der  Eid  auf  die  Schuld  und  nicht  auf  die  Solidarität  bezieht.8) 

Nach  Ablegung  des  Eides,  kann  der  Gegner  dessen  Falschheit 
nach  bürgerlichem  Rechte  (im  Civil  verfahren)  nicht  beweisen.9) 

b)  Der  richterliche  Eid  kann  zum  Zwecke  haben,  entweder  bei 
unvollständigem  Beweise  die  Entscheidung  des  Rechtsstreits  herbeizu- 
führen oder  den  Betrag  der  Forderung10)  zu  bestimmen,  welche  dem 
Kläger  zuzusprechen  ist.11) 

*)  § 413  C.P.O. 

2)  § 416  C.P.O. 

3)  § 415  C.P.O. 

4)  § 417  C.P.O. 

5)  § 419  C.P.O. 

6)  §418  C.P.O. 

7)  § 420  al.  1 C.P.O. 

*)  §420  al.  2,  3,  4 C.P.O. 

®)  § 421  C.P.O. 

10)  §425  C.P.O.  „Der  Eid  zur  Bestimmung  des  Werths  des  Klagegegenstands 
kann  vom  Gerichte  dem  Kläger  nur  dann  zuerkannt  werden,  wenn  es  unmöglich  ist, 
auf  andere  Weise  diesen  Werth  zu  bestimmen.  In  einem  solchen  Falle  muss  das 
Gericht  auch  bestimmen,  bis  zu  welcher  Summe  es  dem  Eide  des  Klägers  Glauben 
schenken  wird.“ 

»)  § 422  C.P.O. 
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Voraussetzungen  hierfür  sind : dass  die  Klage  oder  die  Einrede  nicht 
völlig  bewiesen,  auch  nicht  ganz  ohne  Beweise  sei1)  (Commencement 
de  preuve  par  6crit).  Dieser  Eid  ist  nicht  rückschiebbar. 

Die  Ablegung  des  Eides  erfolgt  persönlich  durch  den  Schwur- 
pflichtigen in  Öffentlicher  Sitzung  nach  vorausgegangener  Ermahnung 
Seitens  des  Präsidenten.2)  Ausnahmsweise3)  kann  der  Eid  auch  von 
einem  delegiften  Richter  abgenommen  werden.  Die  ohne  rechtfertigen- 
den Grund  zur  Eidesablegung  nicht  erscheinende  Partei  wird  so  an- 
gesehen, als  ob  sie  den  Eid  verweigerte.4) 

Mittelbarer  Beweis.  Die  bulgarische  Civilprozessordnung  kennt 
zweierlei  Präsumtionen;  1)  solche,  welche  das  Gesetz  konstatirt  (Prae- 
sumtiones  iuris  et  de  iure),5)  und  2)  solche,  welche  das  Gesetz  nicht  konsta- 
tirt. In  die  Kategorie  der  ersteren  gehören  1)  vom  Gesetze  als  simulirt 
erklärte  Urkunden;  2)  die  Fälle,  in  welchen  das  Gesetz  das  Eigen  thums- 
recht oder  die  Befreiung  von  der  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  als 
von  gewissen  Umständen  ausfliessend  betrachtet,  und  3)  die  Kraft  der 
res  iudicata  (§§  430 — 431,  bezüglich  der  res  iudicata  siehe  § 432).6) 
Andere  — einfache  — Präsumtionen  können  nur  in  denjenigen  Fällen 
Platz  greifen,  in  welchen  Zeugenaussagen  statthaft  sind.7) 

9.  Wie  oben  erwähnt,  behandelt  die  bulgarische  Civilprozessordnung 
den  gerichtlichen  Augenschein  und  den  Beweis  durch  Sach- 
verständigen im  Abschnitte  über  die  Beglaubigung  der  Beweise. 

Der  gerichtliche  Augenschein  mit  oder  ohne  Sachverständige 
wird  entweder  von  Amtswegen,  und  zwar  vom  ganzen  Prozessgericht 
(3  Richtern),  oder  von  einem  delegirten  Richter  eingenommen.8)  Nötigen- 
falls werden  Skizzen  oder  Pläne  verfertigt.9)  Die  Partei,  welche  bei 
Gelegenheit  der  Augenscheinsnahme  ihre  etwaigen  Bemerkungen  nicht  ins 
Protokoll  aufnehmen  liess,  hat  kein  Recht,  in  der  nachfolgenden  Öffent- 


*)  § 423  C.P.O. 

*)  §§  426,427  C.P.O. 

*)  § 429  C.P.O. 

4)  §428  C.P.O. 

5)  §§  433 — 434  C.P.O.  „Die  gesetzliche  Präsumtion  befreit  die  Partei,  zu  deren 
Gunsten  dieselbe  existirt,  von  der  Vorbringung  jedes  anderen  Beweises.  — Mit  keinerlei 
Beweisen  wird  die  Widerlegung  der  gesetzlichen  Präsumtionen  erlaubt,  wenn  auf  Grund 
der  letzteren  das  Gesetz  einen  Akt  vernichtet  oder  das  Klagerecht  unterbricht,  ausser 
wenn  das  Gesetz  Einwendungen  gegen  die  Präsumtion  zulässt.“ 

®)  § 432  C.P.O.  „Die  Wirkung,  welche  das  Gesetz  den  in  Rechtskraft  über- 
gegangenen Urtheilen  verleiht,  erstreckt  sich  bloss  auf  den  Gegenstand  des  Urtheils. 
Zum  Vorhandensein  der  res  iudicata  ist  erforderlich:  die  Identität  des  Gegenstands, 
der  juristischen  Grundlage,  und  der  Prozessparteien,  und  dass  der  Prozess  von  den 
Parteien  und  gegen  sie  in  der  nämlichen  Eigenschaft  eingeleitet  wurde.“ 

7)  § 435  C.P.O.  „Die  Beachtung  der  vom  Gesetze  nicht  konstatirten  Präsum- 
tionen wird  dem  Ermessen  des  Gerichts  anheimgestellt,  welches  ausser  den  wich- 
tigen, genauen  und  unter  sich  übereinstimmenden  Präsumtionen  auch  andere  zulassen 
kann,  aber  nur  in  denjenigen  Fällen,  in  Welchen  das  Gesetz  Zeugenaussagen  gestattet.“ 

'«)  §§  443.  444  C.P.O. 

9)  §447  C.P.O. 
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liehen  Sitzung  den  Augenschein  anzugreifen.1)  Die  Kosten  bezahlt  im  Voraus 
die  Antrag  stellende  Partei;  wird  jedoch  der  Augenschein  von  Amts- 
wegen angeordnet,  so  theilen  beide  Parteien  die  Kosten.2) 

10.  Beweis  durch  Sachverständige.  Die  Begutachtung  durch 
Sachverständige  erfolgt  entweder  auf  Antrag  der  Parteien  oder  von 
Amtswegen.3)  Dieselben  werden  — in  Ermangelung  eines  Ueberein- 
kommens  der  Parteien  — vom  Gericht  ernannt.  Ihre  Anzahl  beträgt 
höchstens  drei.4)  Sachverständige  können  ebenso  abgelehnt  werden 
wie  Zeugen.5)  Die  Sachverständigen  werden  ohne  Eid  vernommen. 
Ihr  Gutachten  ist  in  der  Kegel  schriftlich  abzugeben,6)  in  unbedeu- 
tenden Fällen  aber,  oder  falls  die  Sachverständigen  des  Schreibens  un- 
kundig sind,  wird  ihr  Gutachten  zu  Protokoll  gegeben. 

11.  Der  Beweis  der  Echtheit  (die  Verifizirung)  einer  Urkunde 
wird  vom  Gerichte  angeordnet,  wenn  die  Partei,  gegen  welche  die  Ur- 
kunde als  Beweis  dienen  soll,  gegen  die  Echtheit  dieser  Urkunde  ihren 
Zweifel  anmeldet  oder  sie  als  falsch  erklärt.  Eine  Anmeldung  von 
Zweifeln  gegen  öffentliche  oder  amtlich  beglaubigte  (legalisirte)  Urkunden 
wird  nicht  zugelassen.7)  Iiu  Falle  der  Anmeldung  eines  Zweifels 
bezüglich  der  Echtheit  einer  Urkunde  hat  den  Beweis  der  Echtheit 
diejenige  Partei  zu  üefern,  welche  die  Urkunde  vorgelegt  hat,  während 
die  Falschheit  diejenige  Partei  zu  beweisen  hat,  welche  die  Einwendung 
der  Falschheit  geltend  gemacht  hat.8) 

Ueber  den  Text  fremdsprachlicher  Urkunden  siehe  §§  478  bis 
479.9) 

Bezüglich  der  Anmeldung  der  Falschheit  ist  keine  Frist  be- 

*)  §448  C.P.O. 

2)  § 449  C.P.O. 

3)  §451  C.P.O.  „Auf  Verlangen  der  Parteien  oder  nach  eigenem  Ermessen  kann 
das  Gericht  das  Gutachten  der  Sachverständigen  verlangen  für  solche  Gegenstände,  zu 
deren  Untersuchung  oder  Schätzung  besonderes  "Wissen,  technische  oder  ökonomische 
Kenntnisse  erforderlich  sind.“ 

4)  §§  454,  455  C.P.O. 

5)  §§  457—458  C.P.O.  „Einwendungen  gegen  Sachverständige,  welche  mit  Ueber- 
einstimmung  der  Parteien  gewählt  sind,  können  nur  dann  erhoben  werden,  wenn  die 
betreffenden  Gründe  erst  nach  der  Wahl  entstanden  sind.  — Die  Einwendungen  gegen 
Sachverständige,  welche  vom  Gericht  ernannt  werden,  müssen  binnen  drei  Tagen  von 
der  Bekanntgebung  des  Gerichtsbescheides,  oder,  wenn  der  betreffende  Anlass  erst 
später  entstanden  ist,  von  diesem  Anlass  an  gerechnet,  an  gemeldet  werden.  Im  letzteren 
Falle  müssen  die  Einwendungen  bis  zum  Beginn  der  Untersuchung  angemeldet  werden.“ 

6)  §§  461,  462  C.P.C.  — Ueber  die  den  Sachverständigen  aufzulegenden  Geld- 
bussen und  bezüglich  des  Honorars  derselben  vgl.  §§  467 — 470  C.P.O. 

*)  §§  482—482  C.P.O. 

®)  §483  C.P.O. 

^ §§  478 — 479.  „Ist  gleichzeitig  mit  einer  fremdsprachigen  Urkunde  die  bulga- 
rische Uebersetzung  vorgelegt,  so  kann  sich  das  Gericht  mit  der  Uebersetzung  be- 
gnügen, ausser  die  Gegenpartei  wünscht  die  Beglaubigung  der  Uebersetzung.“  — Das 
Gericht  überträgt  die  Verifizirung  der  Uebersetzung  einem  beeideten  Translator  oder 
einem  Experten  oder  übersendet  die  Uebersetzung  mit  dem  Originale  an  das  Gym- 
nasium des  Ortes,  falls  dort  Lehrer  dieser  Sprache  existiren,  oder  es  sendet  die  Ur- 
kunde sammt  Uebersetzung  an  das  Ministeiium  des  Aeusseren. 
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stimmt,  während  der  Zweifel  an  der  Echtheit  einer  Urkunde  in  der 
auf  die  Vorlegung  der  angefochtenen  Urkunde  folgenden  ersten 
Sitzung  (Verhandlung)  anzumelden  ist.1)  Die  Partei,  gegen  deren  Ur- 
kunde der  Zweifel  der  Echtheit  erhoben  wird,  kann  der  Verifikation 
der  Urkunde  Vorbeugen,  indem  sie  die  Urkunde  zurückzieht.2)  Die 
Verifikationsmittel  sind:  1)  Bescheinigung  und  Vergleichung  des  Inhalts 
der  Urkunde  mit  anderen  Urkunden;  2)  Zeugenaussagen  und  3)  Ver- 
gleichung der  Handschrift,  eventuell  mit  Zuhülfenahme  der  Photo- 
graphie.3) Nach  Beendigung  der  Verifikation  erkennt  das  Gericht  — 
je  nach  dem  Resultate  derselben  — die  Urkunde  als  ganz  oder  theil- 
weise  echt  an  oder  es  schliesst  sie  gänzlich  von  den  Beweisen  aus.4) 

Hinsichtlich  der  Einwendung  der  Falschheit  einer  Urkunde  ist 
zu  unterscheiden  der  Fall,  wo  keine  bestimmte  Person  und  der 
Fall,  wo  eine  bestimmte  Person  der  Fälschung  beschuldigt  wird.  Im 
ersten  Falle  geschieht  die  Verifikation  vor  dem  Prozessgericht,  analog 
dem  Verfahren  in  Fällen  der  Erhebung  von  Zweifeln  an  der  Echtheit, 
jedoch  mit  schriftlicher  Vorbereitung.  Das  Recht  der  die  ange- 
fochtene  (für  falsch  erklärte)  Urkunde  besitzenden  Partei  dem  Verifi- 
kationsverfahren durch  Rücknahme  der  Urkunde  vorzubeugen,  ist  auch 
hier  gewahrt.5)  Im  letzteren  Falle  (bei  Benennung  der  Person,  weiche 
die  Fälschung  verübt  hat),  wird  nach  den  Vorschriften  des  Strafver- 
fahrens vorgegangen  und  der  Civilprozess  in  der  Regel  bis  zur  Er- 
ledigung des  Strafprozesses  eingestellt.6) 

Die  Partei,  welche  im  Civilprozess  ohne  Benennung  einer  Person 
grundlos  die  Urkunde  als  falsch  bezeichnet  hat,  wird  mit  einer  Geld- 
strafe bis  zu  300  Francs  bestraft.7) 

§ 14. 

C.  Das  Urtheil. 

I.  Die  bulgarische  Civilprozessordnung  unterscheidet  kontradik- 
torische und  Kontumazialurtheile;  letztere  sind  nur  in  der  ersten  In- 
stanz möglich.  Jedes  Urtheil  hat  zwei  Bestandtheile : die  sogenannte 
Resolution,  welche  nur  das  Rubrum  und  den  Urtheilstenor  enthält,  und 
das  definitive  Urtheil,  welches  den  historischen  Theil  und  die  Begrün- 
dung (Motive)  enthält. 

Die  Resolution  wird  sofort  nach  Schluss  der  Verhandlung  oder  bei 
schwierigen  Sachen  in  der  nächsten  Sitzung  verlesen,8)  während  das 
Urtheil  in  endgültiger  Form  beim  Friedensrichter  binnen  drei,  bei 
Kollegialgerichten  binnen  14  Tagen  abzufassen  ist. 

*)  §§  484.  494  C.P.O. 

2)  § 485  C.P.O. 

s)  § 486  C.P.O. 

4)  § 492  C.P.O. 

5)  §§  495—500  C.P.O. 

6)  §§  502,  503  C.P.O. 

b § 501  C.P.O. 

*)  § 637  C.P.O. 
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Das  Urtheil  wird  vom  Vorsitzenden  und  den  Richtern  unter- 
schrieben.1)2) 

Zu  den  Urth eilen  im  weiteren  Sinne  rechnet  die  bulgarische  Civil- 
prozessordnung  auch  die  in  Inzidentfragen  gefällten  Bescheide  (Inter- 
locutiones). a) 

II.  Man  unterscheidet  ferner  nicht-endgültige  (ne-okon6atelni)  und 
endgültige  (okonöatelni)  Urtheile. 

Endgültig  sind  alle  Urtheile,  weiche  von  einer  meri torischen  zweiten 
Instanz  gefällt  werden,  daher  sämmtliche  Urtheile  der  Äppellationsgerichte 
und  diejenigen  Urtheile  der  Kreisgerichte,  welche  diese  als  Berufungs- 
instanzen in  den  in  erster  Instanz  zur  Zuständigkeit  der  Friedensrichter 
gehörigen  Sachen  erlassen.4) 

Ferner  sind  endgültig  die  von  den  Friedensrichtern  in  Streitig- 
keiten unter  ICO  Francs  gefällten  Urtheile,5)  für  welche  das  zuständige 
Kreisgericht  die  Kassationsinstanz  bildet. 

Alle  endgültigen  Urtheile  sind  vollstreckbar.  Die  nicht  endgültigen 
Urtheile  können  in  gewissen  Fällen  auf  Antrag  der  Partei  vorläufig 
vollstreckt  werden,6)  jedoch  kann  der  Gegner  in  diesem  Falle,  wie 
auch  im  Falle  der  Vollstreckung  endgültiger,  aber  nicht  rechtskräftiger 
Urtheile  die  Vollstreckung  durch  Sicherheitsleistung  ab  wenden.7) 

III.  Man  unterscheidet  formelle  und  materielle  Rechtskraft 
des  Urtheils. 

Formell  rechtskräftig  sind  alle  Urtheile,  welche  durch  ein  ordent- 
liches Rechtsmittel  nicht  anfechtbar  sind;  der  Umstand,  dass  das  Urtheil 

*)  § 643  C.P.O.  Wegen  der  Friedensrichter  vgl.  § 116  C.P.O. 

b § 635  C.P.O.  „Die  Resolution  wird  vom  Vorsitzenden  und  den  Richtern  unter- 
schrieben und  auch  dann  in  öffentlicher  Sitzung  verkündigt,  wenn  der  Prozess  bei  ge- 
schlossenen Thüren  verhandelt  worden  ist.  Sobald  die  Resolution  unterschrieben  ist, 
kann  der  Richter  seine  Meinung  nicht  mehr  ändern.“ 

§640  C.P.O.  „Die  Urtheile  und  Bescheide  in  endgiltiger  Form  verfertigt  ent- 
weder der  Vorsitzende  oder  der.  von  ihm  hierzu  beauftragte  Richter.“ 

3)  § 628  C.P.O. 

*)  § 143  C.P.O. 

5)  § 128  C.P.O. 

6)  § 655  C.P.O.  „Auf  Verlangen  der  Partei  wird  die  vorläufige  Vollstreckung 
des  Urtheils  bewilligt:  1)  wenn  die  zuerkannte  Forderung  sich  auf  eine  authentische 
Urkunde  oder  auf  eine  von  der  Gegenpartei  anerkannte  Privaturkunde  stützt;  2)  bei 
angeordneter  Exmission  oder  wenn  die  TJebergahe  einer  widerrechtlich  besessenen 
Immobilie  zuerkannt  ist;  3)  bei  Urtheilen  in  Prozessen  zwischen  Herr  und  Diener 
wegen  der  zu  leistenden  Arbeit;  4)  wenn  die  Forderung  vom  Gegner  anerkannt  ist 
und  das  Urtheü  sich  auf  dieses  Anerkenntniss  stützt;  5)  wenn  besondere  Umstände  die 
rasche  Vollstreckung  des  Urtheils  erheischen,  damit  der  Kläger  keinen  Schaden  erleide 
oder  die  Vollstreckung  selbst  nicht  unmöglich  werde.“ 

b § 660  C.P.O.  „Die  Sicherheit,  welche  der  Verurtheiiie  leisten  muss,  wenn 
er  die  vorläufige  Vollstreckung  abwenden  will,  besteht  in  baarem  Gelds  oder  in  ge- 
nügende Sicherheit  bietenden  Werth  papieren.“ 

§728  C.P.O.  „Die  Zwangsvollstreckung  von  Urtheilen  in  Civil-  und  Handels- 
prozessen, wenn  die  Nullitätsbeschwerde  eingereicht  ist,  wird  nur  dann  sistirt,  wenn 
der  Exekut  entsprechende  Sicherstellung  leistet.“ 
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mit  der  Nullitätsbeschwerde  angefochten  werden  kann,  steht  der  Rechts- 
kraft nicht  entgegen.  Materiell  erstreckt  sich  die  Rechtskraft  nur  auf 
den  streitigen  Klageanspruch,  soweit  über  denselben  entschieden  ist.1) 

§ 15- 

XII.  Yersäumnissverfahren. 

Zur  Verhandlung  einer  Klage  in  Abwesenheit  des  gehörig  vorge- 
ladenen Beklagten  kann  nur  dann  geschritten  werden,  resp.  die  Folgen 
der  Abwesenheit  einer  oder  beider  Parteien  treten  nur  dann  ein,  wenn 
eine  oder  beide  Parteien  innerhalb  zwei  Stunden  nach  der  in  der  Vor- 
ladung angegebenen  Terminsstunde  nicht  erscheinen.2) 

Unter  dieser  Voraussetzung  gestaltet  sich  das  Kontumazialverfahren 
folgendermassen : 

1.  Beim  Nichterscheinen  des  Beklagten  ergeht  auf  Antrag  des 
Klägers  Kontumazialurtheil,  jedoch  nur  insofern,  als  der  Kläger 
sein  Begehren  beweist. 

Es  gilt  also  nicht  die  Fiktion  des  Zugeständnisses. 

2.  Beim  Ausbleiben  des  Klägers  kann  der  Beklagte  die  Ein- 
stellung des  Prozesses  und  die  Verurtheilung  des  Klägers  in  die 
Prozesskosten  beantragen.  In  diesem  Falle  hat  der  Kläger  das  Recht 
innerhalb  eines  Jahres  (unter  erneuter  Entrichtung  der  Prozess-  und 
Kanzleigebühr)  gegen  den  Einstellungsbeschluss  zu  rekurriren  oder  die 
Klage  zu  erneuern. 

Das  eingestellte  Verfahren  hemmt  nicht  die  Verjährung. 

3.  Beim  Ausbleiben  beider  Parteien  werden  die  Akten  ins  Archiv 
gelegt  und  der  Prozess  kann  nur  auf  Antrag  einer  der  Parteien  wieder 
zur  Verhandlung  gelangen.3)  Eine  Ausnahme  kann  das  Gericht  im  Falle 
der  vis  maior  machen.4)' 

J)  §§  800—803  C.P.O.  „Das  Urtheil  tritt  in  Rechtskraft:  1)  wenn  es  vom  Kreis* 
gericht  erlassen  wurde  und  die  Parteien  in  der  gesetzlichen  Frist  nicht  appellirt  haben, 
und  2)  wenn  es  vom  Appellationsgericht  erlassen  wurde.  — Das  in  Rechtskraft  ge- 
tretene Urtheü  ist  bindend  nicht  nur  für  die  Parteien,  sondern  auch  für  das  Gericht, 
welches  dasselbe  gefällt  hat,  ebenso  auch  für  alle  anderen  Gerichts-  und  öffentlichen. 
Behörden  und  Beamten,  welche  in  keinem  Falle  den  mit  diesem  Urtheile  erledigten 
Prozess  wieder  verhandeln  können.  — Das  in  Rechtskraft  getretene  Urtheü  kann  nur 
in  den  vom  Gesetze  angegebenen  Fällen  abgeändert  werden.  — Das  Urtheil  tritt  in 
Rechtskraft  nur  bezüglich  des  streitigen  Gegenstands,  welcher  von  den  Prozessparteien 
verlangt  und  bestritten  wurde,  und  auf  der  nämlichen  Grundlage.“ 

2)  § 648  C.P.O.  „Wenn  eine  der  Parteien  oder  beide  Parteien  zur  aaberaumten 
Stunde  nicht  erscheinen,  so  kann  der  Prozess  erst  nach  Verhandlung  der  übrigen  vor 
ihm  anberaumten  Prozesse  verhandelt  werden;  sind  keine  anderen  Prozesse  anberaumt, 
so  wird  gewartet,  bis  beide  Parteien  erscheinen,  längstens  aber  zwei  Stunden  nach  der 
in  der  Vorladung  bestimmten  Stunde.  Die  nämliche  zweistündliche  Erstreckung  findet 
statt,  wenn  in  sämmtlichen  für  einen  Tag  anberaumten  Prozessen  keine  der  Parteien 
erscheint.“ 

3)  § 647  C.P.O, 

*)  § 649  C.P.O. 

Leskb  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  I. 
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Das  in  Abwesenheit  des  Beklagten  erlassene  Urtheil  wird  nicht  als 
Yersäuranissurtheil  angesehen: 

1.  wenn  der  Beklagte  in  seiner  schriftlichen  Klagebeantwortung  in 
die  Verhandlung  bei  Abwesenheit  gewilligt  hat; 

2.  wenn  der  Beklagte  vor  der  Verkündigung  des  Urtheils  (der  Re- 
solution) zur  Verhandlung  erscheint; 

3.  wenn  von  mehreren  Beklagten  nur  einige  erscheinen.1) 

Gegen  Kontumazialurtheile  sind  besondere  Rechtsbehelfe  nicht  ge- 
geben, sie  können  nur  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  wie  andere 
Urtheile  angefochten  werden.  Eine  Ausnahme  bilden  nur  die  von  den 
Friedensrichtern  in  Streitigkeiten  unter  100  Francs  erlassenen  Versäum- 
nissurtheile,  gegen  welche  der  Rechtsbehelf  der  restitutio  in  integrum 
einmal  zulässig  ist.2 *) 

§ 16. 

XIII.  Rechtsmittel. 

I.  Der  bulgarische  Civilprozess  kennt  folgende  Rechtsmittel: 

1.  Berufung  (Appellation); 

2.  Rekurs; 

3.  Nullitäts-  oder  Kassationsbeschwerde; 

4.  Revision. 

II.  Die  Berufung  findet  statt  gegen  die  in  erster  Instanz  er- 
lassenen Urtheile,  mit  Ausnahme  der  Urtheile  in  Sachen  unter  100  fr., 
gegen  welche  nur  die  Nullitätsbeschwerde  zulässig  ist.8) 

Die  Berufungsfrist,  welche  von  der  Zustellung  bez.  Verkündigung 
des  Urtheils  ab  läuft,4)  beträgt  bei  Berufung  gegen  die  Urtheile  der 
Friedensrichter  und  gegen  die  im  abgekürzten  Verfahren  ergehenden 
Urtheile  der  Kreisgerichte  zwei  Wochen,  gegen  die  übrigen  Urtheile 
der  Kreisgerichte  einen  Monat.5) 

Neue  Ansprüche  dürfen  in  der  Berufungsinstanz  nicht  erhoben 
werden,  wohl  aber  sind  neue  Vertheidigungsmittel  zulässig. 

Die  Einlegung  der  Berufung  hindert  die  Vollstreckung  des  Urtheils 
(Suspensiveffekt),  ausgenommen  die  Fälle  der  vorläufigen  Vollstreckbar- 
keit. 6) 7) 

l)  §§  650,  651,  653  C.P.O. 

3)  §§  125—127  C.P.O.  „Binnen  zwei  Wochen  von  Zustellung  der  Abschrift  des 
friedensrichterlichen  Kontumazialurtheüs  an  in  Sachen  unter  100  frcs.  kann  der  Be- 
klagte Restitution  beantragen.  — Mit  Annahme  der  Restitution  wird  das  endgültige 
Kontumazialurtheil  als  ungültig  angesehen  und  der  Prozess  in  die  Lage  vor  dem 
Kontumazialurtheil  versetzt.  — Beim  zweiten  Nichterscheinen  des  Beklagten  wird  ein 
zweites  Kontumazialurtheil  gefällt,  gegen  welches  keine  Restitution  zulässig  ist.“ 

*)  §710  C.P.O. 

§ 668  C.P.O. 

5)  §§  128,  667  C.P.O. 

6)  § 655  C.P.O. 

7)  Lieber  die  Frage,  welcho  Ansprüche  als  neue  nicht  angesehen  werden,  vgl. 

§ 666  C.P.O.  Ueber  Unterbrechung  der  Berufungsfrist  vgl.  §§  670 — 672  C.P.O. 
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Die  Berufung  wird  schriftlich  bei  demjenigen  Gericht  eingelegt, 
dessen  Urtheil  angefochten  wird.1) 

Der  Berufungsschrift  ist  eine  Abschrift  des  angefochtenen  Urtheils 
beizufügen . 2) 

Ist  die  Berufungsschrift  nicht  deutlich  verfasst,  so  muss  dieselbe 
vom  Appellanten  mündlich  erläutert  werden.  Die  mündliche  Erklärung 
gilt  dann  als  Grundlage  für  die  mündliche  Verhandlung  in  der  Be- 
fufungsinstanz. 3) 

Gegenstand  der  mündlichen  Verhandlung  vor  dem  Berufungsgericht 
sind  nur  diejenigen  Theile  des  angefochtenen  Urtheils,  gegen  welche 
sich  die  Berufung  richtet.4) 

Der  Gegner  kann  seine  schriftlichen  Erklärungen  gegen  die  Be- 
rufung bis  zum  Verhandlungstermin  einreichen.5) 

Der  Berufung  wird  einstweilen  keine  Folge  gegeben: 

1.  wenn  die  Berufungsschrift  nicht  gehörig  verstempelt  ist, 

2.  wenn  die  Berufungsgebühr  (Prozessgebühr  — 5°/o)  nicht  er- 
legt ist, 

3.  wenn  die  erforderlichen  Abschriften  fehlen.6) 

Bei  Streitgenossen  können  sich  diejenigen  Genossen,  welche  die 
Berufungsschrift  nicht  unterzeichnet  haben,  bis  zur  ersten  mündlichen 
Verhandlung  mittels  Schriftsatzes  der  Berufung  anschliessen.7) 

Das  Verfahren  in  der  Berufungsinstanz  ist  im  Wesentlichen  das 
gleiche  wie  vor  dem  Kreisgericht,  insoweit  nicht  gewisse  Prozesshand- 
lungen auf  die  erste  Instanz  beschränkt  sind.8) 

Das  Berufungsgericht  darf  die  Sache  nicht  in  die  erste  Instanz  zur 
erneuten  Verhandlung  zurückverweisen;  es  darf  also  das  erste  Urtheil 
nicht  aufheben,  sondern  muss  selbst  ein  bestätigendes  oder  abändern- 
des sachliches  Urtheil  fällen.9) 

Die  Parteien  brauchen  vor  dem  Berufungsgericht  nicht  zu  er- 
scheinen.10)11) 

Wird  aus  irgend  einem  Grunde  die  Verhandlung  vertagt,  und  be- 
treibt keine  der  Parteien  innerhalb  3 Jahren  den  Prozess,  so  wird  das 
Berufungsverfahren  als  nichtig  angesehen  und  das  Urtheil  erster  In- 
stanz tritt  in  Kraft. 

*)  §§  130,  663  C.P.O. 

2)  § 665  C.P.O. 

3)  §685  C.P.O. 

4)  § 684  C.P.O. 

5)  § 676  C.P.O. 

6)  § 673  C.P.O. 

7)  § 679  C.P.O. 

8)  Vgl.  oben  § 11  sub  D S.  258. 

9)  §§  683,  686,  687  C.P.O. 

,0)  § 682  C.P.O. 

ll)  Wegen  der  Ausnahmen  beim  Kreisgericht  als  Berufungsgericht  vgl.  § 137  C.P.O. 
^Wenn  beide  Parteien  nicht  erscheinen,  wird  die  Verhandlung  auf  einen  anderen  Termin 
vertagt,  zu  welchem  beide  Parteien  neuerdings  geladen  werden.  Das  Nichterscheinen 
beider  Parteien  auch  im  zweiten  Termin  hindert  die  Verhandlung  des  Prozesses  nicht.“ 

18* 
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Gegen  die  Versäumniss  der  Berufungsfrist  findet  die  Wiederein- 
setzung in  den  vorigen  Stand  statt,  wenn  die  Versäumung  der  Frist 
beruht: 

a)  auf  einem  Verschulden  des  die  Berufungsschrift  befördernden 
Beamten, 

b)  auf  vis  maior, 

c)  auf  fehlerhafter  Berechnung  der  Frist  Seitens  des  Gerichts.1) 

III.  Der  Rekurs  — getrennt  von  der  Berufung  — ist  zulässig 

in  folgenden  Fällen:2) 

1.  bei  Kompetenzkonflikten, 

2.  gegen  Bescheide,  welche  den  im  § 528  C.P.O.  erwähnten  Ein- 
reden Folge  geben, 

3.  gegen  Bescheide,  durch  welche  die  Einrede  der  Unzuständig- 
keit verworfen  wird, 

L gegen  Bescheide,  welche  der  Einrede  der  mangelnden  Sicherheit 
für  die  Prozesskosten  Folge  geben, 

5.  gegen  Bescheide,  welche  dem  Begehren  auf  Theilnahme  Dritter 
am  Rechtsstreit  Folge  geben  oder  dasselbe  verwerfen, 

6.  gegen  Bescheide,  welche  den  Antrag  auf  Ausschliessung  eines 
Richters  zurückweisen, 

7.  wenn  die  Einstellung  des  Verfahrens  bewilligt  oder  nicht  be- 
willigt wird, 

8.  wenn  der  Prozess  wegen  Nichterscheinens  des  Klägers  eingestellt 
wird, 

9.  gegen  Bescheide,  welche  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  gegen  Versäumung  der  Berufungsfrist  gewähren. 

Die  Rekursbeschwerde  wird  (mit  Ausnahme  der  Beschwerde  wegen 
Verschleppung)  beim  Kreisgericht  eingelegt;3)  die  Rekursfrist  beträgt 
zwei  Wochen.4)5)6) 


*)  §§  692— 695  C.P.O. 

3)  §696  C.P.O. 

3)  § 697  C.P.O. 

4)  §698  C.P.O. 

5)  Ueber  Lauf  und  Unterbrechung  der  Rekursfrist  vgl.  §§  670,  671  C.P.O. 

6)  Für  den  Rekurs  im  friedensrichterlichen  Verfahren  gelten  folgende  Bestimmungen: 
§§  182—135  C.P.O.  „Rekurse  — getrennt  von  der  Berufung  — können  gegen  folgende 
Verfügungen  des  Friedensrichters  eingereicht  werden:  1)  wegen  Verzögerung;  2)  wegen 
Nichtannahme  der  Klageschrift;  8)  wegen  Nichtannahme  der  Berufütigsbeschwerde,  und 
4)  gegen  Bescheide  wegen  Sicherstellung  der  Prozesskosten  oder  wegen  vorläufiger  Voll- 
streckung des  Urtheils.  — Der  Rekurs  wird  binnen  7 Tagen  von  Mittheilung  des  Be- 
schlusses an  eingereicht;  nur  der  Rekurs  wegen  Verzögerung  ist  an  keine  Frist  gebunden. 
— Mit  Ausnahme  der  Rekurse  wegen  Verzögerung  oder  Nichtannahme  der  Klage-  oder 
Appellationsschrift,  welche  an  das  Kreisgericht  eingereicht  werden,  werden  die  übrigen 
dem  Friedensrichter  überreicht,  welcher  sie  binnen  7 Tagen  zusammen  mit  seinen 
Aeusserungen  an  das  Kreisgericht  zu  übersenden  hat.  Bei  Verhandlung  dieser  Re- 
kurse im  Kreisgericht  werden  die  Parteien  nicht  vorgeladen,  jedoch  wenn  sie  erscheinen, 
können  sie  ihre  mündlichen  Erklärungen  abgeben.“ 
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Die  Einlegung  des  Rekurses  hat  nur  in  den  ausdrücklich  bestimmten 
Fällen  (z.  B.  bei  Kompetenzeinreden)  aufschiebende  Wirkung.1) 

Der  Gegner  kann  innerhalb  zwei  Wochen  seine  schriftlichen  Gegen- 
erklärungen abgeben.2) 

IV.  Die  Nullitäts-  oder  Kassationsbeschwerde  zerfällt  in  drei 
Arten: 

a)  die  eigentliche  Nullitätsbeschwerde, 

b)  die  Revision  wegen  neuer  Thatumstände, 

c)  die  Revision  Seitens  dritter,  im  Prozess  unbetheiligt  gewesener 
Personen. 

A.  Die  Nullitätsbeschwerde  findet  statt:3) 

1.  wenn  das  Gesetz  verletzt  oder  unrichtig  ausgelegt  worden  ist, 

2.  wenn  solche  wesentliche  Normen  und  Formen  des  Verfahrens 
verletzt  sind,  ohne  deren  Befolgung  dem  richterlichen  Erkennt- 
nis nicht  die  Kraft  eines  Urtheils  beigemessen  werden  kann, 

3.  wenn  die  Grenzen  des  Kompetenzkreises  oder  der  dem  Gericht 
vom  Gesetze  verliehenen  Gewalt  verletzt  sind, 

4.  wenn  in  einem  und  demselben  Urtheil  widersprechende  Ver- 
fügungen enthalten  sind. 

Kassationsgericht  ist  bei  Sachen  unter  100  Francs  das  Kreisgericht, 
in  allen  übrigen  Fällen  der  oberste  Kassationshof. 

B.  Die  Revision  findet  statt:4) 

1.  wenn  neue  Thatsachen  ermittelt  oder  wenn  die  Unechtheit 
einer  Urkunde,  auf  welcher  das  Urtheil  beruht,  entdeckt  wird, 

2.  wenn  das  Urtheil  gegen  einen  Beklagten  ergangen  ist,  der  in 
der  Verhandlung  nicht  erschienen  und  dessen  Vorladung  nicht 
erfolgt  war, 

3.  wenn  zwischen  denselben  Parteien  in  derselben  Eigenschaft  in 
Bezug  auf  denselben  Anspruch  und  au?  demselben  Rechts- 
grunde rechtskräftige  Urtheile  ergangen  find,  welche  einander 
widersprechen. 

D.  Die  Revision  zu  Gunsten  dritter  Personen  findet  statt,  wenn 
durch  das  Urtheil  Rechte  solcher  Personen  verletzt  worden  sind.5) 

Revisionsgericht  ist  für  Urtheile  der  Kreisgerichte  das  Appellations- 
gericht, für  Urtheile  der  Appellationsgerichte  der  oberste  Kassationshof. 

Die  Einlegungsfrist  beträgt  1.  resp.  2 Monate,  je  nachdem  das 
Urtheil  eines  Kreisgerichts  oder  eines  Appellationsgerichts  angefochten 
wird.6)7) 


>)  § 701  C.P.O. 

3)  § 702  C.P.O. 

3)  § 706  C.P.O. 

4)  § 707  C.P.O. 

*)  § 708  C.P.O. 

*)  § 709  C.P.O. 

3)  Die  Kassationsfrist  läuft  vom  Tage  der  Zustellung  des  angefochtenen  Urtheils 
an  gerechnet;  — die  Revisionsfrist  — bei  neuen  Umständen  — vom  Tage,  an  welchem 
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Die  Einlegung  der  Kassationsbeschwerde  hat  nur  dann  aufschie- 
bende Wirkung,  wenn  der  Kassationskläger  Sicherheit  leistet.1) 

In  der  Kassationsbeschwerde  muss  der  Kassationskläger  angeben, 
inwieweit  er  das  Urtheil  für  ungesetzlich  erachtet,  und  aus  welchen. 
Gründen.  Die  Kassationsheschwerde  kann  aber  auch  mündlich  er- 
läutert, bezw.  können  neue  Nichtigkeitsgründe  mündlich  geltend  gemacht 
werden. 

Die  Revisionsbeschwerde  dritter  Personen  muss  die  ausdrückliche 
Angabe  enthalten,  welcher  Theil  des  Urtheils  die  Rechte  des  Revisions- 
klägers verletzt.2) 

Das  Verfahren  vor  dem  Kassationshof  ist  mündlich;  die  Parteien 
werden  zwar  nicht  vorgeladen,  erscheinen  sie  aber,  so  können  sio 
mündliche  Erklärungen  abgeben.3) 

Vor  der  Urtheilsfällung  muss  der  Antrag  des  Prokurors  gehört 
werden.4) 

Die  einmal  verworfene  Nullitätsbeschwerde  kann  nicht  wieder  er- 
neuert werden.5) 

Wird  der  Nullitäts-  oder  Revisionsbeschwerde  Folge  gegeben,  so 
wird  der  Prozess  an  das  nämliche  oder  ein  anderes  Appellations-  bezw. 
Kreisgericht  zur  erneuten  Verhandlung  zurückverwiesen.6)  Hierbei  ist 
das  Instanzgericht  an  die  vom  Kassationshof  gegebene  Gesetzesaus- 
legung gebunden.  Auch  gegen  das  fernere  Appellationsurtheil  ist  die 
Nullitätsbeschwerde  zulässig;  wird  sie  aber  auf  dieselben  Gründe  ge- 
stützt wie  die  erste,  so  wird  sie  in  der  Plenarsitzung  des  Kassations- 
hofes verhandelt  und  die  dann  gegebene  Gesetzesinterpretation  ist  für 
die  Appellationsinstanz  endgültig  bindend. 

Ein  mit  Beachtung  dieser  Vorschrift  gefälltes  Urtheil  ist  auf  der 
nämlichen  Grundlage  nicht  mehr  anfechtbar.7) 

Gegen  endgültige  Beschlüsse  (Bescheide)8)  ist  die  Nullitätsbe- 
schwerde in  folgenden  drei  Fällen  zulässig: 


der  neue  Umstand  dem  Revisionskläger  bekannt  wurde;  bei  Unechtheit  von  Urkunden 
vom  Tage,  an  welchem  das  die  Unechtheit  (Falschheit)  anerkennende  strafgerichtliche 
Urtheü  in  Rechtskraft  getreten  ist;  im  Falle  des  Nichterscheinens  und  der  Nichtvor- 
ladung des  Beklagten  — vom  Tage,  an  welchem  der  Revisionskläger  die  Abschrift  des 
Kontumazialurtheüs  oder  der  die  Vollstreckung  desselben  anzeigenden  Vorladung  erhält, 
wobei  die  frühere  Zustellung  (des  Urtheils  oder  der  Vorladung)  entscheidend  ist;  im 
Falle  widersprechender  Urtheile  — vom  Tage  der  Zustellung  des  letzten  Urtheils  an.  — 
Die  Einlegungsfrist  für  dritte  im  Prozesse  unbetheiligte  Personen  wird  vom  Tage,  an 
welchem  sie  Kenntniss  von  dem  fraglichen  Urtheil  erhalten  haben,  gerechnet.  § 711 
C.P.O. 

>)  § 728  C.P.O. 

2)  §§  712,  713  C.P.O. 

*)  §§  716,  717  C.P.O. 

4)  § 718  C.P.O. 

5)  § 720  C.P.O. 

6)  § 721  C.P.O. 

*)  §§  725 — 727  C.P.O. 

*)  § 704  C.P.O. 
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1.  wenn  durch  Beschluss  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
gegen  die  Versäumung  der  Kassationsfrist  gewählt  ist, 

2.  wenn  durch  Beschluss  die  Nullitätsbeschwerde  zurückgewiesen, 
zurückgegeben  oder  ohne  Folge  gelassen  ist, 

3.  wenn  der  Weg  zum  weiteren  Fortgang  des  Prozesses  gehemmt 
wird.1) 

In  diesen  Fällen  beträgt  die  Einlegungsfrist  zwei  Wochen;2 *)  das 
Verfahren  ist  dasselbe  wie  bei  den  sonstigen  Kassations-  bezw.  Re- 
visionsbeschwerden. 8) 

Behufs  gleichmässiger  Interpretation  und  Anwendung  der  Gesetze 
werden  die  Kassationsurtheile  und  Kassationsbescheide  veröffentlicht.4) 
Diese  Veröffentlichung  besorgt  in  Jahresausgaben  das  Justizministerium. 

§ 17. 

XIV.  Besondere  Arten  des  Verfahrens. 

I.  Sicherung  des  Beweises  (Beweisaufnahme  zum  ewigen  Ge- 
dächtnis). 

Die  Vorschriften  der  bulgarischen  Civilprozessordnung  über  den 
Beweis  zum  ewigen  Gedächtnis  sind  der  deutschen  Civilprozessordnung 
entnommen,  und  es  entsprechen  die  §§  505 — 514  der  bulgarischen  Civil- 
prozessordnung fast  wörtlich  den  §§  447 — 455  der  deutschen  Civil- 
prozessordnung mit  dem  Unterschiede,  dass  die  in  letzterer  dem  Amts- 
gericht zugewiesene  Kompetenz  in  Bulgarien  dem  Friedensrichter  über- 
tragen it. 

Ausserdem  enthält  die  bulgarische  Civilprozessordnung  Bestim- 
mungen über  die  Kosten  der  Beweisaufnahme  zum  ewigen  Gedächt- 
nis.5)  Dieselben  werden  vom  Antragsteller  vorgeschossen. 

II.  Abgekürztes  Verfahren. 

Vor  den  Kreisgerichten  in  erster  Instanz  kann  in  allen  Streitig- 
keiten, mit  Ausnahme  der  Prozesse  des  Fiskus,  auf  Antrag  der  Parteien 
ein  abgekürztes  Verfahren  stattfinden,6)  sofern  das  Gericht  kein  Hinder- 
niss findet. 

Abgesehen  von  dringenden  Fällen,  welche  eine  ungesäumte  Ent- 
scheidung fordern,  und  in  denen  die  Parteien,  wenn  der  Beklagte  am 
Gerichtssitze  wohnt,  noch  am  Tage  des  Eingangs  der  Klage  vorgeiaden 
werden  können,  beträgt  die  Vorladungsfrist  im  abgekürzten  Verfahren 
eine  Woche  bis  zu  einem  Monat.7) 

Die  Parteien  müssen  alle  ihre  Belege  und  Urkunden  spätestens 
einen  Tag  vor  dem  Verhandlungstermin  vorlegen.  Eine  Vertagung  der 


b § 729  C.P.O. 

2)  § 730  C.P.O. 

*)  § 731  C.P.O. 

4)  § 732  C.P.O. 

b § 514  C.P.O. 

6)  §§  269—281  C.P.O. 

b §§  271-273  C.P.O. 
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Verhandlung  ist  nur  ausnahmsweise  zulässig,  wenn  die  Parteien  nach- 
weisen,  dass  ihnen  wegen  Kürze  der  Zeit  die  Beschaffung  der  vorzu- 
legenden Urkunden  nicht  möglich  gewesen  sei.  In  dem  neuen  Ver- 
handlungstermin wird  dann  in  jedem  Falle  verhandelt.1) 

Zeugen  muss  die  Partei  entweder  selbst  stellen  oder  so  zeitig  an- 
melden, dass  ihre  Ladung  zum  Termin  noch  erfolgen  kann.2) 

Widerklagen  sind  gegen  Wechselklagen  und  Klagen  auf  Erfüllung 
von  Obligationen  nicht  zulässig;3)  bei  anderen  Klagen  muss  eine  Wider- 
klage binnen  drei  Tagen  von  Zustellung  der  Klage  ab  schriftlich  ein- 
göreicht werden.4) 

In  verwickelten  Fällen  kann  das  Gericht  von  den  Parteien  schrift- 
liche Aufklärungen  verlangen  oder  auch  von  dem  abgekürzten  Verfahren 
ganz  Abstand  nehmen.5) 

Im  Uebrigen  findet  das  gewöhnliche  Verfahren  entsprechende  An- 
wendung. 6) 

Obligatorisch  ist  das  abgekürzte  Verfahren  in  folgenden  Fällen:7) 

1.  bei  Klagen  auf  Zurückgabe  von  kreditirten  Waaren,  auf  Be- 
zahlung von  Pacht,  Miethe  und  Dienstlohn  und  auf  Leistung 
von  Arbeiten, 

2.  bei  Klagen  wegen  Aufbewahrung  von  Geldern  oder  Sachen, 

3.  bei  Klagen  auf  Erfüllung  oder  Aufhebung  von  Obligationen 
(insbesondere  bei  Wechseln), 

4.  bei  Schadensersatzklagen, 

5.  bei  Streitigkeiten,  welche  aus  Anlass  der  Vollstreckung  eines 
Urtheils  entstehen, 

6.  bei  Streitigkeiten  über  Privilegien. 

ITT.  Einen  besonderen  Urkunden-,  Wechsel-,  Mandats-  oder  Arrest- 
prozess kennt  die  bulgarische  Civilprozessordnung  nicht. 

§ 18. 

XV.  Zwangsvollstreckung. 

I.  Voraussetzung  der  Zwangsvollstreckung  ist  die  Rechtskraft  oder 
vorläufige  Vollstreckbarkeit  des  Urtheils. 

Die  Zwangsvollstreckung  findet  ausser  auf  Grund  von  Urtheilen 
ferner  statt:8) 

1.  aus  Bescheiden  (Beschlüssen),  deren  Vollstreckung  vom  Gericht 
bewilligt  worden  ist, 

2.  aus  gerichtlichen  Vergleichen, 

1)  §§  274—276  C.P.O. 

2)  § 277  C.P.O. 

3)  §270  C.P.O. 

4)  §§  278-280  C.P.O. 

5)  § 279  C.P.O. 

6)  §281  C.P.O. 

*)  § 270  C.P.O. 

8)  §§  818—820  C.P.O. 
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3.  aus  Zwangsvergleichen  (Konkordaten)  im  Konkursverfahren,  in- 
sofern dieselben  die  Kraft  eines  gerichtlichen  Vergleichs  haben, 

4.  aus  Beschlüssen  der  Verwaltungsbehörden,  und  anderer  öffent- 
licher Behörden,  wenn  sie  von  denselben  fiir  vollstreckbar  er- 
klärt sind,  und  wenn  ihre  Vollstreckung  vom  Gesetz  den  ordent- 
lichen Gerichten  übertragen  ist, 

5.  aus  Schiedssprüchen, 

6.  aus  Hypothekenurkunden. 

Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  auf  Grund  eines  Vollstreckungs- 
befehls,  welcher  — abgesehen  von  den  Fällen,  in  denen  er  von  Amts- 
wegen ertheilt  wird  — auf  Antrag  der  Partei  vom  Gericht  ausgefolgt 
wird. 5) 

Der  Vollstreckungsbefehl  wird  vom  Gerichtspräsidenten  bezw.  dem 
Friedensrichter  unter  Beifügung  des  Gerichtssiegels  unterschrieben  und 
vom  Gerichtsschreiber  auf  allen  Blättern  signirt.1  2) 

II.  Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  durch  die  vom  Staat  er- 
nannten Gerichtsvollzieher  und  ihre  Gehülfen. 

Die  Organisation  der  Gerichtsvollzieher  ist  durch  das  Gesetz  vom 
29.  Dezember  1884  No.  299  geregelt. 

Jedem  Kreisgericht  sind  1 Gerichtsvollzieher  und  2 — 6 Gehülfen 
heigeordnet,  die  ihre  besondere  Kanzlei  nebst  Kanzleipersonal  haben. 
Sie  unterstehen  der  Disziplinargewalt  des  Kreisgerichtspräsidenten,  von 
dem  sie  auf  Antrag  der  Prokuroren,  Friedensrichter  oder  Parteien  ihre 
Aufträge  zur  Zwangsvollstreckung  empfangen  und  der  ihre  Dienst- 
führung, sowie  die  gesammte  Zwangsvollstreckung  überwacht. 

Die  Gerichtspräsidenten  sind  verpflichtet  wenigstens  einmal  in  drei 
Monaten  die  Kanzleien  der  Gerichtsvollzieher  entweder  selbst  oder 
durch  den  betreffenden  Friedensrichter  einer  Be vision  zu  unterwerfen.3) 

m.  Was  die  Art  und  Weise  der  Zwangsvollstreckung  an- 
langt, so  richtet  sich  diese  nach  dem  Inhalt  des  zu  vollstreckenden 
Anspruchs. 

A.  Die  Zwangsvollstreckung  wegen  einer  zuerkannten 
Geldforderung  erfolgt  zunächst: 

a)  durch  Zwangsvollstreckung  in  das  bewegliche  Vermögen; 
diese  erfolgt  durch  Pfändung  von  Mobilien  des  Schuldners. 

Die  Zwangsvollstreckung  soll  mit  thunlichster  Schonung  des  Schuld- 
ners erfolgen  und  zunächst  nur  auf  solche  Sachen  gerichtet  werden, 
üeren  Veräusserung  dem  Schuldner  am  wenigsten  lästig  ist.4) 

Der  Gerichtsvollzieher  ist  nach  Empfang  des  Vollstreckungsbefehls 
verpflichtet,  noch  an  demselben,  spätestens  aber  am  nächstfolgenden 


1)  Bei  den  zu  No.  1—3  genannten  Schuldtiteln  wird  der  Vollstreckungsbefehl  vom 
Prozessgericht  I.  Instanz,  bei  den  zu  No.  4 — 6 genannten  von  demjenigen  Gericht  er- 
Iheilt,  in  dessen  Bezirk  die  betreffenden  Schuldtitel  ergangen  sind.  § 820  C.P.O. 

2)  § 822  C.P.O. 

3)  §§  29,  44  des  Gerichtsvollziehergesetzes  vom  29.  Dezember  1884. 

4)  § 829  C.P.O. 
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Tage,  an  den  Schuldner  die  Aufforderung  zu  richten,1)  seine  Schuld 
binnen  einer  bestimmten  Frist  (bis  zu  10  Tagen)  zu  bezahlen,  widrigen- 
falls er  zu  einer  bestimmten  Art  der  Vollstreckung  (Mobiliarpfändung 
etc.)  schreiten  werde.2) 

Gleichzeitig  mit  der  Zustellung  der  Zahlungsaufforderung  kann  die 
Sequestration  von  Mobilien  des  Schuldners,  welche  sich  an  dem  Wohn- 
sitze desselben  befinden,  erfolgen.  Sie  geschieht  in  Gegenwart  des 
Schuldners,  des  Gläubigers  und  der  von  ihnen  geladenen  Zeugen,  ohne 
dass  das  Nichterscheinen  einer  dieser  Personen  die  Sequestration  hin- 
derte.3) 

Der  Werth  jeder  gepfändeten  Sache  wird  vom  Gläubiger  oder  in 
dessen  Abwesenheit  vom  Schuldner  bestimmt;  erfolgt  die  Pfändung  in 
Abwesenheit  beider  Parteien  oder  entsteht  Streit  über  den  Werth,  so 
erfolgt  die  Schätzung  durch  einen  von  den  Parteien  erwählten  oder 
vom  Gerichtsvollzieher  ernannten  Sachverständigen.4) 

Die  Pfändung  bereits  gepfändeter  Sachen  erfolgt  durch  Super- 
pfändung, welche  auf  dem  ersten  Pfändungsprotokoll  vermerkt  wird. 
Die  erste  Pfändung  wird  nicht  früher  aufgehoben,  als  bis  alle  Forde- 
rungen, wegen  welcher  gepfändet  ist,  bezahlt  sind.5)6) 

Die  gepfändeten  Sachen  werden  entweder  einem  Wächter  (Auf- 
seher) zur  Aufbewahrung  übergeben,  welcher  von  den  Parteien  erwählt 
oder  vom  Gerichtsvollzieher  ernannt  wird,  oder  in  besondere  Lokalitäten 
(Pfandlokal)  geschafft. 7) 

Der  Schuldner  kann  verlangen,  dass  bestimmte  Sachen  nicht  ge- 
pfändet werden,  wenn  die  übrigen  Sachen  zur  Deckung  der  Schuld  aus- 
reichen.8) 

Nach  erfolgter  Pfändung  und  Schätzung  wird  binnen  einer  Frist 
von  einer  Woche  bis  zu  sechs  Monaten,  je  nach  der  Bedeutung,  dem 
Werth  und  der  Anzahl  der  Pfandstücke,  zur  öffentlichen  Versteigerung 
geschritten.9)  Gegenstände,  welche  dem.  Verderben  ausgesetzt  sind 
oder  deren  Aufbewahrung  unverhältnissmässig  grosse  Kosten  verur- 
sachen würde,  können  auch  in  kürzeren  Fristen  versteigert  werden.10) 

Die  Versteigerung,  welche  vorher  öffentlich  bekannt  gemacht  wird,11) 


*)  § 21  des  Gerichtsvollziehergesetzes. 

3)  §§831,  832,  979,  980  C.P.O. 

®)  §§  855,  856  C.P.O. 

4)  §§  887,  888  C.P.O. 

5)  § 861  C.P.O. 

®)  Ueber  Form  und  Inhalt  des  Pfändungsprotokolls  vergl.  §§  866,  869 — 872 
C.P.O.  — Ueber  Zuziehung  der  Polizei  beim  Verschluss  der  Wohnung  des  Schuld- 
ners, bei  seiner  Abwesenheit,  oder  Weigerung  der  Oeffnung  von  Räumlichkeiten  vergl. 
§871  C.P.O. 

*)  §§  892,  893  C.P.O. 

8)  § 860  C.P.O. 

®)  §§  903-907  C.P.O. 

,0)  § 908  C.P.O. 

n)  §§  910,911  C.P.O. 
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erfolgt  in  Städten  unter  Zuziehung  eines  Polizeibeamten,  in  Dörfern  im 
Beisein  eines  Gemeinderathsmitglieds.  *) 

Im  ersten  Versteigerungstermin  dürfen  die  Pfandstücke  nicht  unter 
dem  Schätzungspreise  verkauft  werden;  im  zweiten  darf  der  Zuschlag 
ohne  Beschränkung  erfolgen.1 2) 

Die  Uebergabe  der  zugeschlagenen  Sache  an  den  Meistbietenden 
erfolgt  erst  nach  gänzlicher  Bezahlung  des  Kaufpreises;  beträgt  letzterer 
mehr  als  20  Francs,  so  braucht  der  Ersteher  vorläufig  nur  den  vierten 
Theil  desselben  sofort  zu  erlegen  und  den  Rest  erst  am  nächsten  Tage. 
Bei  nicht  rechtzeitiger  Erlegung  des  Kaufpreises  gilt  die  Versteigerung' 
als  nicht  erfolgt.3) 

Durch  die  Pfändung  erlangt  der  Gläubiger  ein  Pfandrecht  an 
der  gepfändeten  Sache,  aber  kein  unbedingt  prioritätisches,  denn  sobald 
in  der  Zwischenzeit  zwischen  der  ersten  Pfändung  und  der  Versteigerung 
sich  noch  andere  Gläubiger  mit  Zwangsvollstreckungsbefehlen  melden 
und  Pfändungen  ausbringen,  so  findet  eine  proportioneile  Vertheiiung 
des  Erlöses  statt.  Dasselbe  gilt  bei  gleichzeitiger  Pfändung  derselben 
Sache  durch  mehrere  Gläubiger.  In  Bulgarien  giebt  also  derzeit  das 
exekutive  Pfandrecht  kein  Privilegium  d.  h.  keine  Priorität. 

Ein  Faustpfandrecht  kommt  gegenüber  dem  Pfändungspfandrecht 
nicht  in  Betracht,  es  sei  denn,  dass  der  Faustpfandgläubiger  vor  dem 
Pfändungsgläubiger  em  sicherstellungs weises  Pfandrecht  erlangt  hat.  Aber 
auch  in  diesem  Falle  erreicht  der  Faustpfandgläubiger  mit  dein  Pfän- 
dungsgläubiger nur  proportionelle  Befriedigung. 4) 

b)  durch  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen. 

Bei  der  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen 
muss  der  Gläubiger  nach  Ablauf  der  in  der  Zahlungsaufforderung  des 
Gerichtsvollziehers  gestellten  Frist,  welche  hier  einen  Monat  beträgt,5) 
schriftlich  die  Fortsetzung  bezw.  Vornahme  der  eigentlichen  Zwangs- 
vollstreckung, insbesondere  die  Beschreibung  des  Grundstücks  bean- 
tragen. Diese  Beschreibung  (Inventar)  muss  die  Angabe  des  Voll- 
streckungsbefehls, eine  genaue  Bezeichnung  des  Grundstücks,  den 
Namen  des  Eigenthümers  nebst  Erwerbstitel  und  den  Hypothekenstand 
enthalten. 6) 

Demnächst  muss  der  Gläubiger  schriftlich  den  Werth  des  Grund- 
stücks dem  Gerichtsvollzieher  anzeigen;  wird  über  den  Werth  zwischen 
Gläubiger  und  Schuldner  kein  Einverständnis  erzielt,  so  wird  das 
Grundstück  durch  Sachverständige  abgeschätzt.7) 


1)  §§  903-907,  913  C.P.O. 

2)  Ueber  die  Einzelheiten  des  Verfahrens  vgl.  §§  941 — 944,  927,  928,  931,  949r 
950  C.P.O. 

2)  §§  937,  938,  941  C.P.O. 

4)  § 864  Abs.  III  C.P.O. 

b)  § 979  C.P.O. 

6)  §§  985,  986  C.P.O. 

*)  §§  996—999  C.P.O. 
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Die  Verwaltung  des  Grundstücks  wird  dem  Schuldner  unter  der 
Verpflichtung  zur  Rechnungslegung  belassen.1) 

Nach  der  Schätzung  erfolgt  die  öffentliche  Versteigerung  des 
Grundstücks  und  zwar  von  der  dritten  öffentlichen  Bekanntmachung2) 
(im  Lokalblatt  bei  einem  Werthe  bis  zu  500  frcs.,  im  Amtsblatt  bei 
einem  Werthe  über  500  frs.)  ab  gerechnet,  nach  2 Wochen  bezw.  1.  Monat, 
je  nachdem  der  Werth  des  Grundstücks  bis  zu  1000  frcs.  oder  mehr 
als  1000  frcs.  beträgt.3) 

Ort  und  Zeit  der  Versteigerung  können  der  Gläubiger  und  der 
Schuldner  nach  freiem  Ermessen  bestimmen.4 5) 

Der  Schuldner  kann  die  Zwangsvollstreckung  abwenden,  wenn  er 
vor  Ablauf  der  ihm  gestellten  einmonatlichen  Zahlungsfrist  dem  Voll- 
streckungsgericht (Kreisgericht)  nachweist,  dass  das  dreijährige  reine 
und  freie  Erträgniss  seines  Grundstücks  zur  Deckung  der  Forderung 
des  Gläubigers  nebst  Zinsen  und  Kosten  hinreicht,  und  wenn  er  die 
Ueberweisung  dieses  Erträgnisses  an  den  Gläubiger  in  Vorschlag 
bringt.  In  diesem  Falle  kann  das  Gericht  die  Zwangsvollstreckung  ein- 
stellen.0) 

Die  Versteigerung  gilt  als  nicht  erfolgt,  wenn: 

1.  sich  kein  Bieter  oder  nur  einer  meldet, 

2.  wenn  Niemand  über  den  Schätzungswerth  bietet, 

3.  wenn  der  Ersteher  den  Rest  des  Kaufgeldes  innerhalb  der  ihm 
gegebenen  Frist  nicht  erlegt. 

In  diesem  Falle  kann  der  Gläubiger  (Exekutionssucher)  das  Grund- 
stück entweder  von  Neuem  versteigern  lassen  oder  für  seine  Rechnung 
behalten,  wobei  er  die  übrigen  Gläubiger  nach  Verhältnis  ihrer  For- 
derungen befriedigen  muss.6) 

Nach  Ablauf  der  Versteigerungsfrist7)  erfolgt  der  Zuschlag  an  den 
Meistbietenden  durch  den  Gerichtsvollzieher. 

>)  §§  1000-1003  C.P.O. 

^ §§  1011,  1012  C.P.O.  — Beschreibung,  Schätzung  und  alle  auf  die  Zwangs- 
vollstreckung und  Versteigerung  bezüglichen  Urkunden  müssen  in  der  Kanzlei  des 
Gerichtsvollziehers  von  der  Bekanntmachung  der  Versteigerung  bis  zum  Beginne  der- 
selben allen  Interessenten  zugänglich  sein. 

*)  §§  1007-1009  C.P.O. 

4)  § 1004  C.P.O. 

5)  §§  1005,  1006,  1045  C.P.O. 

6)  §§  1030,  1036  C.P.O. 

*)  Ueber  die  Einzelheiten  des  Verfahrens  bestimmen  die  §§  1017 — 1027  C.P.O.: 
-„Der  Licitant  muss  am  Licitationsorte  persönlich  oder  durch  einen  mit  besonderer 
Vollmacht  versehenen  Vertreter  erscheinen.  Um  mitbieten  zu  können,  muss  er  als 
Kaution  den  zehnten  Theil  des  Schätzungswerths  erlegen.  Die  Gläubiger  (Antrag- 
steller) brauchen  keine  Kaution  zu  erlegen.  — Bei  der  Licitation  muss  ein  Beamter 
der  Lokalpolizei  anwesend  sein.  Die  Licitation  beginnt  mit  der  Verlesung  des  so- 
genannten Licitationsbogens  und  der  Frage:  wer  giebt  mehr?  — Jedes  Angebot 
wird  nebst  Benennung  des  Bieters  im  Licitationsbogen  eingetragen,  vom  Bieter 
selbst  oder,  auf  seinen  Wunsch,  vom  Gerichtsvollzieher  unterschrieben.  — Nach 
Schluss  der  Licitation  wird  der  Licitationsbogen  vom  Meistbietenden,  vom  Gläubiger 
und  Schuldner,  sowie  vom  Gerichtsvollzieher  unterschrieben.  — Die  Licitation  wird 
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Die  Bestätigung  des  Zuschlags  erfolgt  durch  dasjenige  Gericht, 
welches  die  Vollstreckungsklausel  (Exekutionsbogen)  ertheilt  hat,  und 
zwar  bei  Grundstücken,  deren  Werth  bis  1000  frcs.  geschätzt  ist, 
durch  den  Friedensrichter,  über  1000  frcs.  durch  das  Kreisgericht. 
Gegen  den  Bestätigungsbescheid  findet  Rekurs  statt. 

Die  Versteigerung  ist  ungültig: 

1.  wenn  erwiesen  wird,  dass  das  Grundstück  nicht  dem  Schuldner 
gehört, 

2.  wenn  ein  Bieter  zu  Unrecht  vom  Mitbieten  entfernt  worden  istr 
oder  wenn  der  Gerichtsvollzieher  ein  höchstes  Gebot  zu  Un- 
recht zurückgewiesen  hat, 

3.  wenn  das  Grundstück  von  einer  Person  ersteigert  worden  ist, 
welche  vom  Mitbieten  gesetzlich  ausgeschlossen  ist,  (der 
Schuldner  und  sein  Vormund,  die  mitwirkenden  Amtspersonen, 
§ 931  C.P.O.), 

4.  wenn  die  Versteigerung  vor  Ablauf  der  in  der  Lizitationskund- 
machung angegebenen  Frist  erfolgt  ist.1) 

Im  Falle  No.  1 wird  das  Grundstück  dem  rechtmässigen  Eigen- 
thümer  zurückgegeben  und  dem  Ersteher  das  Recht  ertheilt,  die  von 
ihm  eingezahlte  Summe  vom  Schuldner  oder  von  denjenigen  Gläubi- 
gern, welche  aus  dem  Erlöse  befriedigt  worden  sind,  zurückzufordern.2) 

Einwendungen  gegen  einzelne  Vollstreckungshandlungen  können 
von  der  Beschreibung  (Pfändung)  an  bis  zum  Schlüsse  der  Versteigerung 
von  der  interessirten  Partei  erhoben  werden,  und  zwar  bei  dem  zustän- 
digen Kreisgericht  als  Vollstreckungsgericht. 

Die  Frist  zur  Einreichung  der  Beschwerde  beträgt  von  der  Ver- 


durch  31  Tage  fortgesetzt,  nach  Ablauf  weicher  Frist  das  Grundstück  dem  Meist- 
bietenden zügeschlagen  wird.  Diesen  Zuschlag  vermerkt  der  Gerichtsvollzieher  oder 
sein  Gehülfe  auf  dem  Licitationsbogen.  Am  letzten  Tage  dauert  die  Licitation  bis 
5 Uhr  Nachmittags.  *—  Der  Meistbietende  muss  bis  10  Uhr  Vormittags  des  nächsten 
Tages  den  zehnten  Theil  des  Erstehungspreises,  worin  auch  die  Kaution  eingerechnet 
wird,  einzahlen,  den  Rest  aber,  sammt  der  Uebertragungsgebühr,  binnen  weiteren  zehn 
Tagen.  — Vorab  werden  aus  der  eingezahlten  Summe  die  Staats-,  Departements-  und 
Gemeindesteuern  und  Exekutionskosten  beglichen.  — Wenn  die  Kaufsumme  zur  Deckung 
sämmtlicher  angemeldeten  Forderungen  nicht  hinreicht,  so  kann  der  Ersteher  auf  di© 
ihm  zustehenden  Ansprüche  nur  denjenigen  Theü  der  Kaufsumme  erlangen,  welcher 
ihm  verhältnissmässig  zukommt.  Ausgenommen  hiervon  sind  die  durch  Hypothek  ge- 
sicherten Forderungen.  — Wenn  im  Verlaufe  von  10  Tagen  nach  dem  Zuschlag  jemand 
ein  Mehrgebot  von  5%  macht,  so  wird  die  Licitation  noch  weitere  21  Tage  fort- 
gesetzt, nach  Ablauf  welcher  das  Grundstück  definitiv  dem  Meistbietenden  zugeschlagen 
wird.  — Nach  Einzahlung  des  Kaufpreises  und  nach  Ablauf  der  7 tägigen  Rekursfrist 
tibersendet  der  Gerichtsvollzieher  sämmtliche  Akten  an  das  kompetente  Gericht  (bis 
1000  frcs.  Friedensrichter,  über  1000  frcs.  Kreisgericht)  zur  Durchsicht  und  Bestätigung. 
Das  Gericht  thut  dies  längstens  in  15  Tagen.  — Wird  die  Licitation  bestätigt,  so  über- 
sendet das  Gericht  die  Abschrift  seines  Bescheides  an  den  betreffenden  Notar  odor 
Notarstellvertreter  zur  Ausfolgung  des  Eigenthumsdokuments  an  den  Ersteher.“ 

1)  § 1035  C.P.O. 

2)  § 1036  C.P.O. 
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Steigerung  an  zwei  Wochen;  richtet  sich  die  Einwendung  gegen  den  Akt 
der  Versteigerung  selbst,  sieben  Tage.1) 

Ausserdem  kann  jeder  Dritte,  welcher  an  dem  zu  versteigernden 
Grundstück  oder  an  einem  Theile  desselben  ein  die  Zwangsvollstreckung 
hinderndes  Recht  (Eigenthum  oder  anderes  Recht)  beansprucht,  dieses 
Recht  im  Wege  einer  gegen  den  Schuldner  und  Gläubiger  zu  richten- 
den Klage  geltend  machen  (Exszindirungsklage).2) 

Die  Erhebung  der  Klage  hemmt  die  Zwangsvollstreckung  nicht,  das 
Gericht  kann  aber  die  Einstellung  der  Vollstreckung  gegen  Sicherheits- 
leistung beschlossen. 

Das  Gericht  sendet  den  die  Versteigerung  bestätigenden  Bescheid 
an  den  zuständigen  Notar  zur  Ausfertigung  des  Eigenthumsdokuments 
nn  den  Ersteher.  Mit  der  Aushändigung  dieser  notariellen  Urkunde 
geht  das  Eigenthum  des  Grundstücks  aul  den  Ersteher  über.  Auf 
Grund  dieses  notariellen  Eigenthumsdokuments  und  des  daraufhin  vom 
Gericht  ertheilten  Vollstreckungsbefehls  erfolgt  die  Einweisung  des  Er- 
stehers  in  den  Besitz  des  Grundstücks  durch  den  Gerichtsvollzieher.3) 
Der  Tag  der  Besitzeinweisung  wird  auf  der  Eigenthumsurkunde  ver- 
merkt, und  dieser  Tag  gilt  als  Tag  der  Uebergabe  des  Grundstücks  an 
den  Ersteher.4) 

c)  Die  Zwangsvollstreckung  in  Geldforderungen,  in  Forderungen 
nus  Wechseln  und  anderen  indossablen  Papieren,  sowie  in  sonstige 
Vermögensrechte  des  Schuldners  ist  in  der  bulgarischen  Civilprozess- 
ordnung  analog  den  Bestimmungen  der  deutschen  Civilprozessordnung, 

§§  730 — 732,  736,  738 — 742,  geordnet,  deren  Vorschriften  übernommen 
sind.  Dagegen  sind  die  Normen  über  die  Pfändung  vom  Boden  nicht 
getrennter  Früchte  (sog.  Pfändung  von  Früchten  auf  dem  Halm)  den 
§§  487 — 491,  495  der  Genfer  Civilprozessordnung5)  entnommen.  Bei  - 
der  Zwangsvollstreckung  in  das  Diensteinkommen  eines  Beamten 
theilt  der  Gerichtsvollzieher  den  Vollstreckungsbefehl  derjenigen  Be- 
hörde mit,  von  welcher  das  Einkommen  erhoben  wird,  unter  gleich- 
zeitiger Benachrichtigung,  wann  dem  Schuldner  die  Zahlungsaufforderung 
zugestellt  worden  ist.6) 

Es  unterliegt  aber  nur  ein  bestimmter  Th  eil  des  Gehalts,  je  nach 
der  Höhe  desselben  und  je  nachdem  der  Schuldner  ledig  oder  verheirathet 
ist,  der  Pfändung.7) 

Der  Pfändung  sind  entzogen : 


l)  §§  1052—1057  C.P.O. 

3)  §§  1047 — 1050  C.P.O.  Diese  Klage  ist  bei  Immobilien  ebenso  zulässig,  wie 
bei  Mobilien;  in  Bulgarien  existiren  bis  jetzt  keine  Grundbücher. 

3)  §§  1200—1202  C.P.O. 

4)  §§  1205,  1206  C.P.O. 

5)  Vgl.  den  Kommentar  von  Bellot,  4.  Auflage  1877. 

6)  § 952  C.P.O. 

*)  § 957  C.P.O. 
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1.  die  auf  Gesetz  beruhenden  Pensionen, 

2.  Unterstützungen,  welche  der  Schuldner  für  die  Beerdigung 
seiner  Eltern,  seiner  Ehefrau  oder  Kinder  oder  aus  Anlass  einer 
Feuershrunst  oder  einer  Uebersckwemmung  oder  eines  sonstigen 
Unglücksfalls  erhalten  hat, 

3.  Einkünfte,  welche  der  Schuldner  als  Reisespesen  in  Dienstan- 
gelegenheiten bezogen  hat, 

4.  Alimentenforderungen,  welche  auf  gesetzlicher  Vorschrift  be- 
ruhen. 

B.  Die  Zwangsvollstreckung  wegen  eines  Anspruchs,  welcher  die 
Herausgabe  eines  Gegenstands  zum  Inhalt  hat,  erfolgt  durch  Weg- 
nahme Seitens  des  Gerichtsvollziehers  und  Uebergabe  an  den  Gläubiger. 

0.  Die  Zwangsvollstreckung  zur  Erwirkung  von  Handlungen 
{Leistungen)  des  Schuldners  ist  verschieden,  je  nachdem  die  zu  erzwingende 
Handlung  nur  vom  Schuldner  oder  auch  von  einem  Dritten  vorgenommen 
werden  kann. 

Im  ersten  Falle  erfolgt  der  Zwang  durch  Personalarrest  des  Schuld- 
ners, im  anderen  Falle  kann  der  Gläubiger  auf  seinen  Antrag  er- 
mächtigt werden,  die  Handlung  selbst  auf  Kosten  des  Schuldners  vor- 
zunehmen, wobei  der  Schuldner  zur  Vorausbezahlung  der  erforderlichen 
Kosten  verurtheilt  wird,  unbeschadet  des  Rechts  des  Gläubigers,  eine 
weitere  Zahlung  zu  verlangen,  wenn  die  vorgeschossene  Summe  zur 
Deckung  der  Kosten  nicht  ausreicht.* 2) 

Eine  besondere  Art  der  Zwangsvollstreckung  findet  nach  dem  Vor- 
bild des  Code  de  procedure  civile3)  bei  Ansprüchen  auf  Rechnungs- 
legung statt.  In  diesem  Falle  wird  vom  Gericht  ein  Termin  zur 
Rechnungslegung  vor  einem  Gerichtskommiss arius  angesetzt,  welcher 
üas  weitere  Verfahren  zu  leiten  und  zu  überwachen  hat.  Weigert  sich 
der  Schuldner  Rechnung  zu  legen,  so  kann  er  durch  Personalarrest 
hierzu  angehalten  werden.4) 

Der  Personalarrest  kann  nur  auf  besonderen  Antrag  des  Gläubigers 
durch  Gerichtsbeschluss  angeordnet  werden. 

Dieser  Beschluss  kann  binnen  zwei  Wochen  angefochten  werden,5) 
und  er  tritt  nach  sechs  Monaten  ausser  Kraft.6) 

Der  Personalarrest  ist  bei  Forderungen  des  Aerars  und  bei  An- 
sprüchen unter  100  Francs  unzulässig.7) 


!)  § 958  C.P.O. 

*)  §§  827,  828  C.P.O. 

*)  Vgl.  Art.  526—528,  530,  532—535,  538,  539—542  Code  de  proc.  civ. 

4)  §§  807,  810—815  C.P.O. 

5)  § 1085  C.P.O 

6)  §§  1072—1073,  1082,  1084  C.P.O. 

*)  §§  1072  und  1076,  vgl.  § 1074  C.P.O. 
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§ 19. 

XVI.  Zwangsvollstreckung  aut*  Grund  von  Urtheilen 
ausländischer  Gerichte. a) 

I.  Grundsatz  ist,  dass  nur  die  Urtheile  derjenigen  fremden  Staaten  in 
Bulgarien  vollstreckt  -werden,  welche  Bulgarien  gegenüber  Reziprozität 
üben,  oder  mit  denen  ein  die  Reziprozität  verbürgender  Staats- 
vertrag geschlossen  ist.* 2)  Solche  Verträge  hat  aber  Bulgarien  bisher 
mit  keinem  Staate  geschlossen. 

Für  den  Fall  thatsächlich  bestehender  Reziprozität  sind  folgende 
Grundsätze  massgebend : 

Die  Vollstreckung  eines  ausländischen  Urtheils  kann  nur  auf  Grund 
einer  Entscheidung  des  zuständigen  bulgarischen  Gerichts  erfolgen.3) 

Das  die  Vollstreckung  begehrende  Gesuch  ist  — unabhängig  vom 
der  Prozessart  und  dem  Streitwerthe  — bei  demjenigen  Kreisgericht  ein- 
zureichen, in  dessen  Bezirk  der  Schuldner  seinen  Wohnsitz  hat.4)  Dem 
Gesuche  ist  — ausser  einer  bulgarischen  Uebersetzung  der  ausländischen 
Urkunden,  der  etwaigen  Vollmacht,  der  erforderlichen  (nach  der  Zahl 
der  Beklagten  zu  bemessenden)  Anzahl  von  Abschriften  des  Gesuchs,, 
und  sonstiger  Beilagen  — ■ eine  von  dem  ausländischen  Gericht 
legalisirte  Abschrift  des  zu  vollstreckenden  Urtheils,  versehen 
mit  der  Vollstreckungsklausel  oder  einer  sonstigen  Bescheinigung: 
des  Gerichts,  dass  das  Urtheil  vollstreckbar  ist,  beizufügen. 

Diese  Dokumente  müssen  von  dem  bulgarischen  Ministerium  des 
Aeusseren  beglaubigt  sein.5) 

Der  Beklagte  wird  vom  Gericht  nach  den  allgemeinen  Vorschriften 
vorgeladen. 6) 

*)  Ueber  die  politische  Seite  dieser  Frage  vgl.  A.  G.  Dran  dar,  la  question  des; 
capitulations,  de  leur  suppression  dans  la  principaute  de  Bulgarie.  Paris  1883,  E.  Dentn. 

Eine  gleichnamige  Schrift  ist  auch  in  bulgarischer  Sprache  von  A.  Ljudskanov 
erschienen. 

3)  § 1209  C.P.O. 

Mit  lateinischen  Lettern: 

„Reschfoijata  na  sudebni-te  mesta  na  tschusdi-te  derschäwi  se  ispolnjäwat,  kogatn 
ima  wzaimnost  ili  dogovori  sa  towä. 

Kogäto  w’  sami-te  dogowori  sa  opredeleni  i pravilata  za  ispolnenieto  na  resche- 
nijata,  to  te  se  ispolnjäwat  po  tezi  präwila;  w’  protiwen  slutschaj  ili  w’  slütschaj  na 
wzäjmnost  pazi  se  red-ot,  izlöschen  w’  sljedujuschti-te  tschlenowd.“ 

Deutsche  Uebersetzung: 

„Die  Urtheile  der  Gerichtsstellen  fremder  Staaten  werden  vollzogen,  wenn  hierfür 
Reziprozität  oder  Verträge  bestehen. 

Wenn  in  den  Verträgen  selbst  die  Regeln  der  Urtheil  Vollziehung  bestimmt  sind, 
so  werden  sie  nach  diesen  Regeln  vollzogen;  im  entgegengesetzten  Falle  oder  im  Falle 
von  Reziprozität  wird  der  in  den  folgenden  Paragraphen  normirte  Vorgang  befolgt 
(beobachtet).“ 

*)  § 1210  C.P.O. 

4)  § 1211  C.P.O. 

5)  § 1212  C.P.O. 

6)  § 1213  C.P.O. 
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Das  Gesuch  um  Vollstreckung  eines  ausländischen  Urtheils  wird 
im  abgekürzten  Verfahren  erledigt.1) 

Bei  der  Verhandlung  über  das  Gesuch  findet  eine  meritorische 
Prüfung  der  Sache  nicht  statt,  vielmehr  prüft  das  Gericht  nur,  ob  das 
zu  vollstreckende  Urtheil  keine  Verfügung  enthält,  welche  der  öffent- 
lichen Ordnung  zuwiderläuft,  oder  von  den  Gesetzen  des  Fürsten thums 
verboten  ist.2) 

Der  auf  dieser  Grundlage  erlassene  Gerichtsbescheid  ist  alsdann 
nach  den  allgemeinen  Vorschriften  über  Zwangsvollstreckung  voll- 
streckbar. 3) 

Ausländische  Urtheile,  welche  das  Eigenthumsrecht  oder  andere 
dingliche  '.Rechte  an  unbeweglichen  in  Bulgarien  liegenden  Gütern 
betreffen,  sind  nicht  vollstreckbar.4) 

II.  Was  insbesondere  die  Gegenseitigkeit  (Reziprozität)  anlangt, 
so  ist  dieselbe  in  jedem  einzelnen  Falle  vom  Justizministerium  fest- 
zustellen, da  selbst  die  Nachbarstaaten  nicht  immer  die  bulgarischen 
Urtheile  vollstrecken  und  umgekehrt.5) 

Ein  nicht  vollstreckbares  fremdes  Urtheil  hat  nur  den  Werth  einer 
anfechtbaren  Urkunde,  deren  Beweiskraft  im  einzelnen  Falle  vom  Ge- 
richt wie  die  jeder  anderen  Urkunde  bestimmt  wird;  es  hat  also  jeden- 
falls den  Werth  eines  Beweismittels. 

In  diesem  Sinne  äussert  sich  auch  eine  Entscheidung  des  obersten 
Kassationshofes  vom  24.  und  31.  Januar  1881  No.  1, 6)  welche  bis  zur 
Einführung  der  neuen  bulgarischen  Civilprozessordnung  vom  8./20.  Fe- 
bruar 1892  als  einzige  Norm  in  dieser  Beziehung  galt.  Gegenwärtig 
hat  diese  Entscheidung  nur  noch  einen  supplementären  Werth,  näm- 
lich für  diejenigen  Fälle,  in  denen  mit  dem  betreffenden  Staate 
weder  ein  Vertrag  geschlossen  ist,  noch  thatsächlich  Reziprozität  be- 
steht; dies  ist  freilich  bis  jetzt  gegenüber  allen  ausländischen  Staaten 
der  Fall.7)8) 


§ 1214  C.P.O.  S.  oben  § 17  II.  S.  280. 

2)  § 1215  C.P.O. 

3)  § 1216  C.P.O. 

4)  § 1217  C.P.O. 

5)  Urtheile  deutscher  Gerichte  werden  also  in  Bulgarien  nicht  vollstreckt, 
so  lange  im  Deutschen  Reich  bulgarische  Urtheile  nicht  vollstreckt  werden. 

6)  Abgedruckt  im  Journal  du  droit  intern,  priv.  Bd.  13  1886  S.  570,  571  und  bei 
Köppers,  Zusammenstellung  der  in  einzelnen  ausländischen  Staaten  geltenden  Be- 
stimmungen über  die  Verpflichtung  des  Klägers  zur  Sicherheitsleistung  für  die  Prozess- 
kosten etc,  Berlin  1891,  S.  88,  89. 

7)  Vgl.  auch  Böhm,  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  1 
S.  535,  und  Jettei,  Handbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts.  Wien  und 
Leipzig  1893.  S.  186. 

8)  Ueber  die  Vollstreckung  der  von  Konsulatsgerichten  gefällten  Urtheile  vgl. 
unten  § 33. 

Le8ke  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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§ 20. 

XYJJ.  Schiedsrichterliches  Verfahren. 

I.  Parteien,  welche  über  ihr  Vermögen  frei  zu  verfügen  berechtigt 
sind,  können  ihre  Rechtsstreitigkeiten  durch  Schiedsrichter  entscheiden 
lassen;  auch  können  Parteien  im  Voraus  vereinbaren,  dass  alle  zwischen 
ihnen  etwa  entstehenden  Streitigkeiten  durch  von  ihnen  gewählte  Schieds- 
richter entschieden  werden  sollen.  Ein  solches  Uebereinkommen  (Schieds- 
vertrag)  muss  schriftlich  vor  einem  Notar  errichtet  werden  und  ist  für 
die  Parteien  bindend. 

Auch  bei  Handelsstreitigkeiten  wegen  Rechnungen  kann  unter 
Kaufleuten  bindend  die  Entscheidung  durch  Schiedsrichter  vereinbart 
werden;1)  in  diesem  Falle  kann  auch  das  Gericht  die  Schiedsrichter 
bestellen.2) 

Die  Zahl  der  Schiedsrichter  muss  eine  ungrade  sein.3) 

Der  Entscheidung  durch  Schiedsrichter  sind  entzogen: 

1.  Statusfragen, 

2.  Streitigkeiten  Minderjähriger  und  unter  Kuratel  Stehender, 

3.  Streitigkeiten  des  Aerars,  der  Departements,  der  Stadt-  und 
Dorfgemeinden, 

4z.  Streitigkeiten,  welche  mit  einem  Delikt  im  Zusammenhänge 
stehen,  ausgenommen  die  Fälle,  in  denen  das  Strafgesetz  einen  Ver- 
gleich zulässt  (Ehrenbeleidigung,  leichte  Körperverletzung),  sowie  die 
Prozesse,  welche  im  Anschlüsse  an  ein  strafrechtliches  Verfahren  Schadens- 
ersatzansprüche verfolgen.4)  Setzt  der  Schieds vertrag  keinen  Termin 
zur  Verhandlung  fest,  so  muss  der  Rechtsstreit  innerhalb  drei  Monaten 
zur  Verhandlung  gelangen,  und  innerhalb  dieser  Zeit  darf  ein  anderes 
Gericht  den  Rechtsstreit  nicht  übernehmen,  ausgenommen,  auf  über- 
einstimmenden Antrag  der  Parteien  oder  auf  Antrag  einer  Partei,  wenn 
der  Fall  der  Ausschliessung  oder  Ablehnung  eines  Schiedsrichters  ge- 
geben ist.5) 

Die  Schiedsrichter  können  Zeugen  und  Sachverständige  vernehmen, 
die  Beeidigung  derselben  erfolgt  aber  durch  einen  Priester.6) 

Die  Art  des  Verfahrens  unterliegt,  wenn  die  Parteien  keine  Verein- 
barung darüber  getroffen  haben,  dem  freien  Ermessen  der  Schieds- 
richter,7) welche  in  ihrer  Entscheidung  an  keine  strikten  Regeln  ge- 
bunden sind.8) 

II.  Das  schiedsrichterliche  Verfahren  wird  eingestellt: 


*)  § 1227  C.P.O.  § 40  des  Handelsgesetzes. 

3)  §§  1229—1232  C.P.O. 

3)  § 1226  C.P.O. 

4)  § 1228  C.P.O. 

5)  §§  54,  599,  1233—1235  C.P.O. 

6)  § 1237  C.P.O. 

7)  § 1238  C.P.O. 

8)  § 1241  C.P.O. 
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1.  wenn  beide  Parteien  sich  dahin  einigen, 

2.  wenn  eine  der  Parteien  stirbt  oder  ihre  Handlungs-  oder  Prozess- 
fähigkeit verliert, 

3.  wenn  sich  im  Laufe  des  Verfahrens  der  Verdacht  einer  strafbaren 
Handlung  ergiebt.  deren  Feststellung  auf  die  Entscheidung  des 
Rechtsstreits  von  Einfluss  ist, 

4.  wenn  die  Parteien  die  durch  Ausschliessung  oder  Ablehnung 
wegfallenden  Schiedsrichter  nicht  ergänzen.1) 

IH.  Der  Schiedsspruch  ist  nicht  appellabel,  es  kann  aber  seine 
Aufhebung  beantragt  werden:2) 

1.  wenn  der  Schiedsspruch  nach  Ablauf  der  im  § 1233  C.P.O.) 
vorgesehenen  dreimonatlichen  Frist  gefällt  ist, 

2.  wenn  der  Schiedsvertrag  von  den  Parteien  nicht  unterschrieben, 
oder  überhaupt  nicht  regelrecht  zu  Stande  gekommen  ist, 

3.  wenn  der  Schiedsspruch  in  Bezug  auf  Personen  ergangen  ist, 
welche  an  dem  Schieds vertrage  nicht  betheiligt  sind, 

4.  wenn  der  Schiedsspruch  sich  auf  Ansprüche  erstreckt,  welche 
dem  Schiedsgericht  nicht  unterworfen  waren,  oder  auf  Hand- 
lungen, welche  vom  Gesetz  verboten  sind, 

5.  wenn  der  Schiedsspruch  in  einer  Sache  ergangen  ist,  deren 
Entscheidung  dem  schiedsrichterlichen  Verfahren  entzogen  ist, 

6.  wenn  der  Schiedsspruch  nicht  mit  Gründen  versehen  ist, 

7.  wenn  die  Voraussetzungen  vorliegen,  unter  denen  die  Revision 
(§  707  C.P.O.)  stattfindet. 

Die  Beschwerde  ist  bei  demjenigen  Friedens-  oder  Kreisgericht 
einzureichen,  welches  zuständig  gewesen  wäre,  wenn  der  Prozess  im 
ordentlichen  Verfahren  verhandelt  worden  wäre.3) 

Gegen  den  Bescheid  des  Friedensrichters  bezw.  Kreisgerichts  findet 
Rekurs  an  das  Appellationsgericht,  und  gegen  den  Bescheid  des  letzteren 
die  Nullitätsbeschwerde  statt.4) 

Wird  der  Schiedsspruch  nicht  angefochten,  so  ist  er  binnen  sieben 
Tagen  an  das  entsprechende  Friedens-  oder  Kreisgericht  zu  übersenden 
und  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  zu  vollstrecken.5) 

Ausländische  Schiedssprüche  werden  in  Bulgarien  nicht  voll- 
strekt.6) 

§ 21. 

Anhang:  Dorfgemeinde-  geistliche  und  Mufti- Gerichte. 

I.  Für  Streitigkeiten,  deren  Gegenstand  den  Werth  von  50  Francs 
nicht  übersteigt,  sind  in  den  Dorfgemeinden  die  sogenannten  „Dorf- 

0 § 1239  C.P.O. 

*)  § 1245  C.P.O. 

3)  § 1246  C.P.O. 

4)  § 1247  C.P.O. 

5)  §§  1243-1244  C.P.O. 

6)  Arg.  § 1209  C.P.O.,  welcher  nur  von  ausländischen  Gerichtsstellen  d.  h 
staatlichen  Gerichten  spricht. 
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gemeindegerichte“  kompetent  (Gesetz  über  die  Dorfgemeindegerichte 
vom  18.  Dezember  1887).  Dieselben  bestehen  aus  dem  Gemeindevor- 
steher und  zwei  Beisitzern.  Letztere  werden  nach  der  im  Vorhinein  zu 
bestimmenden  Reihenfolge  aus  den  sechs  Beisitzern,  welche  der  Ge- 
meinderath alljährlich  aus  seiner  Mitte  wählt,  zu  den  Sitzungen  einbe- 
nifen. x) 

Von  der  Zuständigkeit  der  Dorfgemeindegerichte  sind  ausgeschlossen: 
a)  Eigenthumsklagen;  b)  Prozesse  mit  dem  Staatsschätze  oder  mit  Staats- 
behörden; c)  Prozesse  mit  der  Gemeinde,  in  welcher  das  Dorfgemeinde- 
gericht fungirt;  d)  Prozesse  mit  dem  Friedensrichter  oder  mit  dem 
Kreispräfekten  oder  Kreishauptmann.* 2) 

Die  Klage  kann  mündlich  oder  schriftlich  angemeldet  werden.3 

Die  Sitzungen  sind  öffentlich.  Sowohl  vor  Beginn  als  auch  vor 
Schluss  der  Verhandlung  ist  das  Dorfgemeindegericht  verpflichtet,  die 
Parteien  zum  Vergleich  aufzufordern.  Wöchentlich  muss  mindestens 
eine  Gerichtssitzung  abgehalten  werden.4) 

Advokaten  und  Bevollmächtigte  werden  nicht  zugelassen.5) 

Unmündige  und  Geistesschwache  werden  durch  ihre  Vormünder 
vertreten. 

Erscheint  eine  Partei  ohne  entschuldigende  Gründe  nicht,  so  wird 
der  Prozess  in  ihrer  Abwesenheit  verhandelt.6) 

Die  gefällten  Urtheile  werden  in  ein  hierzu  bestimmtes  Buch  ein- 
getragen. 7) 

Die  Urtheilsgebühr  beträgt  bei  Streitigkeiten  unter  20  Frcs.  50  Cen- 
times, für  grössere  Summen  (von  20—50  Frcs.)  1 Franc.8) 

Die  Urtheile  der  Dorfgemeindegerichte  unterliegen  bloss  der  Nulli- 
tätsbeschwerde vor  dem  Friedensrichter  binnen  15  Tagen  vom 
Tage  der  Urtheils Verkündigung  an.9) 

Der  Friedensrichter  untersucht  die  Nullitätsbeschwerde  ohne  Vor- 
ladung der  Parteien.10) 

Ist  keine  Nullitätsbeschwerde  eingereicht,  so  kann  das  Urtheil  so- 
fort vollzogen  werden,  und  zwar  kann  der  Gemeindevorsteher  nur  die 
Exekution  in  bewegliche  Sachen  anordnen.  In  solchen  Fällen  muss 
die  öffentliche  Feilbietung  der  gepfändeten  Sachen  von  Beendigung  der 
Pfändung  an  gerechnet  längstens  binnen  acht  Tagen  stattfinden.11) 

Erscheint  die  Exekution  in  unbewegliches  Gut  nothwendig,  so 


*)  §§  1 — 4 und  7 des  Gesetzes  vom  18.  Dezember  1887* 

*)  § 70  ibid. 

3)  § 14  ibid. 

4)  §§  5 u.  15  ibid. 

5)  § 19  ibid. 

6)  § 20  ibid. 

7)  § 21  ibid. 

®)  § 22  ibid. 

9)  §§  24,  25  ibid. 

lü)  § 26  ibid. 

n)  §§  28—30  ibid. 
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hat  der  Gemeindevorsteher  das  Urtheil  zur  Vollziehung  dem  Friedens- 
richter zu  übersenden,  welcher  sodann  nach  den  allgemeinen  Vorschriften 
der  Zwangsvollstreckung  verfährt.1) 

II.  Der  „heiligen  Synode“  und  den  übrigen  geistlichen  Gerichten 
(griechisch-orientalischer  Konfession)  unterliegen  alle  Angelegenheiten  und 
Streitsachen,  welche  einen  rein  geistlichen  Charakter  haben  und  in  den 
§§  83  und  84  des  Exarchenstatuts  vom  4.  Februar  1883  und  im 
§ 23  des  Anhangs  zu  letzterem  Statut  benannt  sind  (§  1218  C.P.O.). 

Diese  Bestimmungen  umfassen  rein  kirchlich  dogmatische  und  ad- 
ministrative, sowie  auch  streitige  Angelegenheiten  im  Gebiete  der 
Kirchenadministration  und  des  Religionsunterrichts  (d.  i.  des  Unter- 
richts in  der  orthodoxen  Religion)  in  sämmtlichen  Lehranstalten  Bulgariens. 
Hierbei  sei  bemerkt,  dass  § 37  der  bulgarischen  Konstitution  die 
griechisch-orientalische  Religion  als  dominirende  (Staatsreligion)  pro- 
klamirt;  § 39  aber  bestimmt,  dass  die  bulgarische  griechisch-orientalische 
Kirche  mittelst  der  (unter  dem  Vorsitze  des  zu  Konstantinopel  residirenden 
Exarchen  tagenden)  heiligen  Synode  ihre  Einheit  mit  der  ökumeni- 
schen orientalischen  Kirche  (welche  als  Oberhaupt  den  griechi- 
schen Patriarchen  in  Konstantinopel  hat)  aufrecht  erhält.  Streitig- 
keiten über  Verraögensverhältnisse  zwischen  Eheleuten,  Verlobten  u.s.w. 
unterliegen  der  Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte  (§  1219  C.P.O.). 
Derselben  Regel  sind  auch  diejenigen  geistlichen  Gerichte  unterworfen, 
welche  sich  unter  der  Hierarchie  des  Konstantinopeler  Patriarchen  be- 
finden,2) insofern  sie  über  bulgarische  Unterthanen  verhandeln 
(§  1220  C.P.O.).  Das  Nämliche  gilt  auch  von  den  geistlichen  Ge- 
richten der  anderen  Konfessionen  mit  Ausnahme  der  Mohame- 
daner. 3) 

III.  Dem  Muftigericht  unterliegen  bedingungslos  bloss  folgende 
Angelegenheiten  (zwischen  mohamedanischen  Parteien): 

1.  Streitigkeiten  und  Auseinandersetzungen  zwischen  Eltern  und 
Kindern  und  zwischen  Eheleuten,  sowohl  persönliche  als  auch 
vermögensrechtliche. 

2.  Ehescheidungs-  und  Ehenichtigkeitsprozesse,  sowie  auch  Klagen 
auf  Anerkennung  der  gesetzlichen  ehelichen  Geburt. 

3.  Erbschaftsklagen,  gleichviel  ob  es  sich  um  Intestat-  oder  testa- 
mentarische Erbfolge  handelt.4) 

Letztere  Klagen  können,  wenn  alle  Erben  gross  jährig  sind, 
auf  Wunsch  beider  Parteien  dem  betreffenden  Kreisgericht  oder 
Friedensrichter  zur  Verhandlung  überwiesen  werden;  jedoch  kann  dieses 
Verlangen  nur  so  lange  gestellt  werden,  als  der  Mufti  noch  kein  Urtheil 
gefällt  hat.5) 

»)  § 32  ibid. 

2)  Damit  sind  die  Orthodoxen  griechischer  Nationalität  gemeint. 

3)  § 1221  C.P.O. 

4)  § 1222  C.P.O. 

5)  § 1223  C.P.O. 
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Die  Prozessgebühren  sind  die  nämlichen  wie  bei  den  ordentlichen 
Gerichten.  Dieselben  muss  der  Mufti  monatlich  in  die  Staatskasse 
abführen  und  darüber  dem  Kreispräfekten  Rechnung  legen.1) 

Die  Urtheile,  sowohl  der  anderen  geistlichen  Gerichte  als  die  des 
Muftigerichts,  werden  auf  Grund  des  vom  Kreisgerichte  zu  erlassenden 
Befehls  von  den  Gerichtsvollziehern  nach  den  allgemeinen  Regeln  voll- 
streckt. 2) 

II.  Theil. 

Konkursrecht. 

§ 22. 

Einleitung. 

Bulgarien  besitzt  kein  eigenes  Konkursrecht.  Es  gelten  auf  diesem, 
wie  auf  gewissen  anderen  Rechtsgebieten  (z.  B.  dem  Strafrecht,  Han- 
dels- und  Wechselrecht  u,  a.)  noch  die  türkischen  Gesetze.  Mass- 
gebend für  die  Behandlung  der  Konkurse  ist  das  türkische  Handels- 
gesetzbuch, welches  in  seinem  zweiten  Theile  von  Fallimenten  und 
Bankerotten  handelt.  Dasselbe  ist  im  Jahre  1850  eingeführt,  und,  ab- 
gesehen von  verhältnissmässig  geringen  Abweichungen,  eine  Rezeption 
des  französischen  Code  de  commerce  in  der  Gestalt,  die  er  im  Jahre 
1850  hatte.3)  Für  Bulgarien  ist  im  Jahre  1872  von  der  türkischen 
Regierung  eine  authentische  bulgarische  Uebersetzung  des  Handelsgesetz- 
buchs veröffentlicht  worden.4)  Eine  französische  Uebersetzung  des 
türkischen  Handelsgesetzbuchs  ist  abgedruckt  in  dem  Werke  von 
Aristarchi  Bey  (Grögoire),  Legislation  Ottomane  etc.,  publice  par  D. 
Nicolaides,  Konstantinopel  1873,  Bd.  I,  S.  275  ff.5)  Mit  Rücksicht  dar- 
auf, dass  das  türkisch  - bulgarische  Konkursrecht,  wie  bemerkt,  im 
Wesentlichen  eine  Wiederholung  des  französischen  Code  de  commerce6) 
ist,  verweisen  wir  auf  die  Bd.  I,  S.  205  ff.  dieses  Werkes  gegebene  Dar- 
stellung des  französischen  Konkursverfahrens  und  beschränken  uns, 
statt  eine  systematische  Darstellung  zu  geben,  im  Nachstehenden  darauf, 
die  Abweichungen  des  türkisch  - bulgarischen  Konkursrechts  vom  fran- 
zösischen anzuführen.  Wir  setzen  voraus,  dass  der  Leser,  um  die  fol- 
gende Darstellung  zu  benutzen,  den  französischen  Code  de  commerce 
vor  Augen  hat,  und  halten  uns,  um  die  Vergleichung  zu  erleichtern, 
an  die  Legalordnung  des  Code  de  commerce. 

*)  § 1224  C.P.O. 

2)  § 1225  C.P.O. 

3)  Aristarchi  Bey,  Legislation  Ottomane  Bd.  1 S.  275  sagt:  „ee  code  n'est 
qu’uu  extrait  du  code  de  commerce  frauqais  avec  certaines  omissions.“ 

4)  In  der  in  Sofia  erscheinenden  juristischen  Monatsschrift  (Juridicseszko  Spisanije) 
sind  seit  1891  mehrere  Abhandlungen  über  bulgarisch-türkisches  Konkursrecht  erschienen. 

5)  Bas  Konkursrecht  enthalten  die  §§  147 — 315,  S.  301  ff.  S.  auch  unten  Ab- 
schnitt XVIII  Theil  II  d.  W. 

6)  Eine  deutsche  Uebersetzung  des  Code  de  commerce  giebt  Borchardt,  Die 
geltenden  Handelsrechte  des  Erdballs  Bd.  2 S.  530  ff.  Berlin  1884,  Decker. 
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§ 23. 

I.  Vom  Konkursverfahren. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Bestimmung  des  französischen  Rechts,  dass  die  Erklärung  des 
Falliments  eines  verstorbenen  Kaufmanns  nur  binnen  einem  Jahre  nach 
seinem  Ableben  erfolgen  kann  (Art.  437  Abs.  2 und  3 code  fran^ais), 
ist  nicht-  aufgenommen,  Vergl.  Art.  147,  186,  189,  315  Code  ottoman. 

Kapitel  I.  Von  der  Erklärung  des  Falliments  und  deren  Wirkungen. 

1.  Nach  französischem  Recht  ist  die  Zahlungseinstellung  auf  der 
Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  anzuzeigen  (Art.  438  C.  f.).  Nach 
bulgarisch-türkischem  Recht  erfolgt  die  Anzeige  bei  der  „Handelsdepu- 
tation“ am  Wohnort  des  Kridars.  In  Bulgarien,  wo  Handelsdeputationen 
nicht  bestehen,  ist  die  Anzeige  zu  richten  an  den  für  den  Wohnort  des 
Kridars  zuständigen  Gerichtshof  erster  Instanz.1)  Handelsgerichte  be- 
stehen in  Bulgarien  nicht. 

2.  Nach  französischem  Recht  ist  von  dem  das  Falliment  erklären- 
den Erkenntniss  ab,  ebenso  wie  jede  Klage  auch  jede  Zwangsvoll- 
streckung in  Mobilien  wie  in  Immobilien  gegen  den  Konkursverwalter 
zu  betreiben  (Art.  443  C.  f.).  Dies  gilt  nicht  nach  türkisch-bulgarischem 
Recht.  Die  vor  Eröffnung  des  Konkurses  begonnene  Zwangsvollstreckung 
nimmt  hier  ihren  regelmässigen  Lauf  nach  den  Bestimmungen  der  Civil- 
prozessordnung  (Art.  153  C.  o.). 

3.  Nach  französischem  Recht  sind  sowohl  vertragsmässige , wie 
gerichtliche  Hypotheken  und  ferner  antichre tische  wie  sonstige  Pfand- 
rechte, die  aus  früheren  Schuldverträgen  auf  dem  Vermögen  des  Schuld- 
ners ruhen,  null  und  nichtig,  wenn  sie  vom  Kridar  nach  dem  gericht- 
lich festgestellten  Tage  der  Zahlungseinstellung  oder  10  Tage  vor 
diesem  Zeitpunkt  bestellt  worden  sind  (Art.  446  C.  f.).  Diese  Bestim- 
mung ist  vom  türkisch-bulgarischen  Recht  nicht  rezipirt  (Art.  156  C.  o.). 
Im  Uebrigen  gelten  die  Betimmungen  des  französischen  Rechts. 

Kapitel  II.  Von  der  Ernennung  des  Konkurskommissars. 

Es  gilt  französisches  Recht. 

Kapitel  III.  Von  der  Anlegung  der  Siegel  und  den  ersten 
Verfügungen  inbetreff  der  Person  des  Falliten. 

Nach  französischem  Recht  erfolgt,  auf  die  Anzeige  des  Gerichts- 
schreibers des  Handelsgerichts  von  der  erfolgten  Konkurseröffnung  die 
Siegelung  der  Masse  durch  den  Friedensrichter.  Der  Gerichtsschreiber 
hat  auch  wegen  Verhaftung  des  Kridars  der  Staatsanwaltschaft  Anzeige 
zu  erstatten  (Art.  455  ff.  C.  f.).  Nach  türkischem  Recht  übt  die  Funk- 
tion des  Friedensrichters  ein  vom  Handelsgericht  beauftragter  Polizei- 
oder Gerichtsbeamter,  und  die  Funktion  der  Staatsanwaltschaft  das 


h Bulgarische  C.P.O.  §§  166,  169. 
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Handelsgericht  oder  der  Verwalter  aus  (Art.  165  ff.  C.  o.).  In  Bulgarien, 
wo  eine  Staatsanwaltschaft  besteht,  wird  ebenso  wie  in  Frankreich  die 
letztere  thätig.1) 

Kapitel  IV.  Von  der  Ernennung  und  Absetzung  der  provisorischen 

Konkursverwalter. 

1.  Nach  französischem  Recht  darf  kein  Verwandter  oder  Ver- 
schwägerter des  Kridars  bis  zum  vierten  Grade  zum  Konkursverwalter 
ernannt  werden  (Art.  463  C.  f.).  Nach  türkisch  - bulgarischem  Recht 
gilt  dieses  Verbot  ohne  Einschränkung  des  Grades  (Art.  171  C.  o.). 

2.  Nach  französischem  Recht  darf  der  Konkurskommissar,  wenn 
mehrere  Konkursverwalter  ernannt  sind,  einem  oder  mehreren  der  er- 
nannten Verwalter  behufs  getrennter  Vornahme  gewisser  Handlungen 
besondere  Vollmachten  ertheilen  (Art.  465  C.  f.).  Nach  türkisch- 
bulgarischem  Recht  ist  dies  unzulässig.  Sind  mehrere  Verwalter  er- 
nannt, so  können  dieselben  nur  gemeinschaftlich  handeln  (Art.  173 
C.  0.). 

3.  In  Frankreich  ist  der  Konkurskommissar  berechtigt,  auch  von 
Amtswegen  und  ohne  Antrag  eines  Betheiligten  die  Absetzung  des  Ver- 
walters zu  beantragen  (Art.  467  C.  f.).  Ein  solche  Befugniss  steht  ihm 
nach  türkisch-bulgarischem  Recht  nicht  zu  (Art.  175  C.  o.). 

Kapitel  V.  Von  den  Funktionen  der  Konkursverwalter. 

Abschnitt  I:  Allgemeine  Bestimmungen. 

1.  Nach  französischem  Recht  können  dem  Falliten  aus  der  Aktiv- 
masse Alimente  angewiesen  werden,  deren  Höhe  vom  Richterkommissar 
auf  Antrag  des  Verwalters  festgesetzt  wird,  wogegen  im  Streitfall  den 
Betheiligten  Berufung  an  das  Tribunal  zusteht  (Art.  474  C.  1).  Das  tür- 
kisch-bulgarische Recht  gewährt  kein  solches  Rechtsmittel  (Art.  182  C.  o.). 

2.  Die  vom  Konkursverwalter  aufzustellende  Bilanz  wird  in  Frank- 
reich der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  eingereicht  (Art.  473 
C.  f.),  in  Bulgarien,  wo  es  Handelsgerichte  nicht  giebt  und  auch  die 
Einrichtung  der  Gerichtsschreibereien  nicht  besteht,  dem  Gericht  erster 
Instanz  (Art,  182  C.  o.).  Im  Uebrigen  gilt  das  französische  Recht,2) 

Abschnitt  II:  Von  der  Abnahme  der  Siegel  und  der  In- 

ventur. 

In  Frankreich  wird  die  Inventur  im  Beisein  des  Friedensrichters 
aufgenommen  und  bei  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  nieder- 
gelegt (Art,  480  C.  f.).  In  Bulgarien  fällt  die  Mitwirkung  des  Friedens- 
richters fort,  und  die  Niederlegung  der  Inventur  geschieht  beim  Gericht 
erster  Instanz  (Art.  188  C.  o.). 3) 

x)  In  dem  Gesetzbuch  ist  der  Staatsanwaltschaft  eine  solche  Funktion  nicht  über- 
tragen. Thatsäehlich  aber  wird  sie  in  Bulgarien  von  derselben  ausgeübt,  und  insoweit 
nicht  das  türkische,  sondern  das  französische  Gesetzbuch  in  der  Praxis  angewendet. 

J)  Abgesehen  von  unwesentlichen,  nur  redaktionellen  Aenderungen.  Vgl.  Art.  177, 
179,  181  C.  o.  mit  den  entsprechenden  Art.  469,  471,  473  C.  f. 

3)  Die  in  Frankreich  gesetzlich  vorgeschriebene  Thätigkeit  der  Staatsanwaltschaft 
(Art.  482  ff.  C.f.)  wird  in  dem  türkischen  Gesetz  dem  Handelsgericht  resp.  einem 
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Abschnitt  III:  Vom  Verkauf  der  Waaren  und  Mobilien  und 
von  der  Einziehung  der  Forderungen. 

1.  Nach  französischem  Eecht  muss  der  Richterkommissar,  bevor 
er  den  Verwalter  zum  Verkauf  der  zur  Masse  gehörigen  Mobilien  und 
Waaren  ermächtigt,  den  Kridar  anhören  (Art.  486  C.  f.).  Das  türkisch- 
bulgarische Recht  schreibt  eine  vorherige  Anhörung  des  Kridars  in 
diesem  Falle  nicht  vor  (Art.  194  C.o.). 

2.  Nach  französischem  Recht  kaiin  der  unter  1 bezeichnete  Ver- 
kauf von  Mobilien  und  Waaren  aus  freier  Hand,  im  Wege  öffentlicher 
Versteigerung  oder  durch  Vermittelung  von  Maklern,  ausserhalb  dieser 
drei  Wege  aber  auch  durch  sonstige  dazu  berufene  Beamte  bewirkt 
werden  (Art.  486  G.  f.).  Der  letztere  Modus  ist  nach  türkisch-bulgari- 
schem Recht  unzulässig  (Art.  194  C.o.). 

3.  Nach  französischem  Recht  hat  der  Kridar  gegen  den  Abschluss 
von  Vergleichen  ein  Einspruchsrecht  (Art.  487  C.  f.).  Das  türkisch- 
bulgarische Recht  gesteht  dem  Kridar  ein  solches  Recht  nicht  zu 
(Art.  195  C.o.). 

4.  Die  Bestimmungen  des  französischen  Rechts  über  die  Ein- 
zahlung der  eingehenden  Gelder  bei  der  Depositenkasse  und  die  Noth- 
wendigkeit  einer  richterlichen  Anordnung  zur  Auszahlung  derselben  aus 
der  Depositenkasse  sind  nicht  rezipirt  (Art.  489  C.  f.). 

Abschnitt  IV:  Von  den  konservatorisclien  Massregeln. 

Die  zur  Wahrung  der  Rechte  der  Konkursmasse  nach  französischem 
Recht  (Art.  490  C.  f.).  vorgeschriebene  Eintragung  auf  die  dem  Kridar 
gehörigen  Immobilien  ist  nicht  rezipirt. 

Abschnitt  V:  Von  der  Feststellung  der  Forderungen. 

Konkursforderungen  sind  in  Bulgarien,  wie  in  Frankreich,  binnen 
20  Tagen,  nachdem  die  letzte  Insertion  der  Konkurseröffnung  in  den 
Zeitungen  erschienen  ist,  anzumelden  (Art.  492  C.  f.,  Art.  199  C.o.).1) 
Für  die  in  Bulgarien,  aber  nicht  am  Sitz  des  Konkursgerichts  wohnenden 
Gläubiger  verlängert  sich  die  20  tägige  Frist  um  so  viele  Tage,  als 
Tagereisen  zwischen  dem  Wohnort  des  Gläubigers  und  dem  Konkurs- 
gericht liegen.  Ausländische  Gläubiger,  deren  Wohnort  dem  Konkurs- 
gericht bekannt  ist,  haben  zur  Anmeldung  zwei  Monate  Frist;  aus- 
ländische Gläubiger,  deren  Wohnort  dem  Gericht  nicht  bekannt  ist, 
vier  Monate  (vgl.  § 229  der  bulgarischen  Civilprozessordnung). 

Kapitel  VT.  Vom  Akkord  und  von  der  Vereinigung. 

Abschnitt  I:  Von  der  Einberufung  und  der  Versammlung 
der  Gläubiger. 

Beamten  dieses  Gerichts  übertragen,  da  eine  Staatsanwaltschaft  bei  Einführung  des 
Gesetzbuchs  nicht  bestand  (Art.  190  ff.  C.o.).  In  Bulgarien  werden  diese  Funktionen 
im  Widerspruch  mit  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  und  ohne  dass  eine  formelle  Aenderung 
desselben  im  Wege  der  Gesetzgebung  erfolgt  wäre,  im  Anschluss  an  die  Bestimmungen 
des  französischen  Code  de  commerce  von  der  Staatsanwaltschaft  wahrgenommen. 

2)  Die  Anmeldung  erfolgt  nicht  heim  Gerichtsschreiber  des  Handelsgerichts,  wie 
in  Frankreich,  sondern  beim  Gerichtshof  erster  Instanz. 
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Das  türkisch -bulgarische  Recht  (Art.  211  ff.  C.o.)  stimmt  mit  dem 
französischen  (Art.  504  ff.  C.  f.)  wörtlich  überein. 

Abschnitt  II:  Vom  Akkord. 

§ 1.  Von  der  Bildung  des  Akkords. 

Das  türkisch- bulgarische  Recht  (Art.  214  ff.  (3.  o.)  stimmt  mit  dem 
französischen  (Art.  507  ff.  C.  f.)  wörtlich  überein. 

§2.  Von  den  Wirkungen  des  Akkords. 

Auch  hier  gilt  französisches  Recht  ohne  Abweichungen  (Art.  223  ff. 
C,o.  = Art.  516  C.  f.).  *) 

§ 3.  Von  der  Annullirung  oder  der  Aufhebung  des  Akkords. 

Wenn  der  Kridar  die  Bedingungen  des  Akkords  nicht  erfüllt,  so 
kann  die  Aufhebung  desselben  beim  Handelsgericht  gegen  ihn  betrieben 
werden;  sind  Bürgen  vorhanden,  bei  Anwesenheit  oder  nach  gehöriger 
Vorladung  derselben  (Art.  520  C.  f.).  Eine  Vorladung  der  Bürgen  ist 
nach  türkisch-bulgarischem  Recht  nicht  vorgeschrieben  (Art.  227  C.  o.). 

Abschnitt  HI:  Von  der  Konkurs  ein  Stellung  bei  Insuffizienz 
der  Aktivmasse. 

Beide  Rechte  stimmen  bis  auf  unwesentliche,  nur  redaktionelle 
Aenderungen  überein  (Art.  234  ff.  C.  o.  — Art.  527  ff.  C.  f.). 

Abschnitt  IV:  Von  der  Vereinigung  der  Gläubiger. 

Stimmt  mit  dem  französischen  Recht  überein  (Art.  236  ff.  C.  o.  = 
Art.  529  ff.  C.  f.).2) 

Kapitel  VII.  Von  den  verschiedenen  Klassen  der  Gläubiger  und  von 
den  Rechten  derselben  im  Falle  des  Falliments. 

Abschnitt  I:  Von  den  Mitverpflichteten  und  Bürgen. 

Art.  249  ft’.  C.  o.  stimmen  mit  den  Art.  542  ff.  C.  f.  überein. 

Abschnitt  II:  Von  den  mit  Pfand  versehenen  Gläubigern 
und  von  den  Gläubigern  mit  Vorrecht  auf  das  bewegliche 
Vermögen. 

Die  Bezugnahme  auf  die  Art.  549  und  550  C.  f.  und  auf  die  Art.  2101 
und  2102  des  französischen  Code  civil  hat  das  türkisch -bulgarische 
Recht  nicht  aufgenommen.  Im  Uebrigen  stimmen  beide  Rechte  überein 
(vgl.  Art.  253  ff.  C.o.  und  Art.  546  ff.  C.  f.).3) 

Abschnitt  III:  Von  den  Rechten  der  Hypotheken-  und  be- 
vorrechtigten Gläubiger  an  unbeweglichen  Sachen. 

Beide  Rechte  stimmen  überein  (Art.  258  ff.  C.  o.  = Art.  552  ff. 
0-  *-)-4) 

5 Wo  das  französische  Gesetzbuch  von  „Frankreich“  und  „französischen“  Gläu- 
bigem spricht,  sind  in  dem  türkischen  Gesetzbuch  an  deren  Stelle  „die  Türkei“  und 
„türkische“  Gläubiger  getreten. 

3)  Die,  nachdem  die  Türkei  das  französische  Recht  im  Jahre  1850  rezipirt  hatte, 
durch  Gesetz  vom  17.  Juli  1856  in  Frankreich  dem  Art.  541  hinzugefügten  4 Alineas 
über  die  Zulässigkeit  der  Güterabtretung  bei  Nichtkaufleuten  gelten  naturgemäss  in  der 
Türkei  und  in  Bulgarien  nicht. 

In  Frankreich  ist  später  durch  Gesetz  vom  13.  Februar  1872  eine  Aenderung 
des  Art.  550  erfolgt. 

4)  Das  türkische  Gesetzbuch  erläutert  den  Art.  258  noch  durch  Beispiele. 
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Abschnitt  IV:  Von  den  Rechten  der  Ehefrauen. 

Beide  Rechte  stimmen  überein  (Art.  263 ff.  C.  o.  = Art.  557 ff.  C.f.). 

Kapitel  VIII.  Von  der  Vertheilung  unter  die  Gläubiger  und  der 
Liquidation  der  Mobilien. 

Beide  Rechte  stimmen  überein  (Art.  271  ff.  C.  o.  = Art.  565  ff.  C.  f.). 

Kapitel  IX.  Vom  Verkauf  der  Immobilien  des  Falliten. 

Nach  beiden  Rechten  kann  nach  dem  Zuschläge  der  Immobilien 
des  Kridars  noch  binnen  14  Tagen  ein  Mehrgebot  gemacht  werden. 
Nach  französischem  Recht  hat  dasselbe  auf  der  Gcrichtssclireiberei  des 
Handelsgerichts  nach  den  Vorschriften  der  Art.  710  und  711  des  Code 
de  procedure  civile  zu  erfolgen  (Art.  573  C.  f.).  Das  türkisch-bulgarische 
Recht  enthält  keine  derartige  Bestimmung.  Massgebend  sind  die  Be- 
stimmungen der  bulgarischen  Civiiprozessordnung. 

Kapitel  X.  Von  der  Vindikation. 

Beide  Rechte  stimmen  überein  (Art.  280  ff.  C.  o.  = Art.  574  C.  f.). 

Kapitel  XI.  Von  den  Rechtsmitteln  gegen  Erkenntnisse  in  Konkurs- 
sachen. 

Nach  französischem  Recht  beträgt  die  Berufungsfrist  gegen  jedes 
Erkenntniss  in  Konkurssachen  14  Tage  (Art.  582  C.  f.).  Gegen  gewisse, 
im  Gesetz  namentlich  bezeichnete  Entscheidungen  giebt  es  kein  Rechts- 
mittel (Art.  583  C.f.).  Diese  beiden  Vorschriften  sind  nicht  rezipirt.1) 
Im  Uebrigen  stimmen  beide  Rechte  überein  (Art.  286  C.o.  = Art.  580  C.f.), 

§ 24. 

II.  Vom  Bankerott. 

Kapitel  I.  Vom  einfachen  Bankerott. 

Die  Bestimmungen  des  französischen  Rechts  über  die  Anwendung  des 
Code  penal,  die  Zuständigkeit  der  Zuchtpolizeibehörde  und  die  Tragung 
der  Kosten  des  Verfahrens  sind  nicht  rezipirt.  Im  Uebrigen  stimmen 
beide  Rechte  überein  (Art.  288  ff.  C.  o.  ==  Art.  584  ff.  C.  f.}. 

Kapitel  II.  Vom  betrügerischen  Bankerott. 

Beide  Rechte  stimmen  überein  (Art.  292 ff.  C.o.  = Art.  591  ff.  C.f.). 

Kapitel  III.  Von  den  übrigen  Vergehen,  die  bei  Fallimenten  von 
anderen,  als  dem  Falliten,  begangen  worden  sind. 

Beide  Rechte  stimmen  im  Wesentlichen  überein  (Art.  294  ff.  C.o. 
==  Art.  593  ff.  C.  f.). 

Kapitel  IV.  Von  der  Verwaltung  des  Vermögens  im  Falle  des  Bankerotts. 

Beide  Rechte  stimmen  im  Wesentlichen  überein  (Art.  302  ff.  C.  o. 
= Art.  601  ff.  C.f.).2) 

9 Dagegen  gilt  die  Bestimmung,  dass  das,  das  Falliment  erklärende  Erkenntniss 
aufgehoben  wird,  wenn  der  Kridar  nachweisen  kann,  dass  er  sich  nicht  im  Zustande 
der  Zahlungsunfähigkeit  befindet  und  dass  er  die  Leistung  seiner  Zahlungen  fort- 
setzen kann. 

2)  An  Stelle  der  französischen  Behörden:  Zuchtpolizei gericht,  Assisen,  Gerichts- 
schreiber fungiren  die  entsprechenden  bulgarischen  Behörden. 
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§ 25. 

III.  Ton  der  Rehabilitation. 

In  Frankreich  wirken  bei  diesem  Verfahren  mit:  der  General- 
prokurator, beim  Appellhof  der  Staatsprokurator,  und  der  Präsident  des 
Handelsgerichts.  An  Stelle  dieser  Behörden  sind  in  der  Türkei  getreten: 
der  Handeisminister  und  das  Handelsgericht  bezw.  Handelsdeputirte. 
In  Bulgarien,  wo  weder  Handelsgerichte  noch  Handelsdeputirte  vor- 
handen sind,  fungirt  an  Stelle  derselben  der  örtlich  zuständige  Gerichts- 
hof erster  Instanz.  Im  Uebrigen  stimmen  beide  Hechte  überein  (Art.  305  ff. 
C.  o.  — Art.  604  ff.  C.  f.). J) 

III.  Theil. 

Erbschaftsregulierung. 

§ 26. 

1.  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

Zur  Vornahme  aus serprözessu arischer  Handlungen  bei  Ver- 
lassenschaften,  wie  z.  B.  zur  Inventarisirung,  ist  in  der  Regel  der 
Friedensrichter,  in  dessen  Sprengel  die  Erbschaft  eröffnet  ist,  kom- 
petent. Wenn  minderjährige  Erben  vorhanden  oder  einige  der  Erben 
abwesend  sind,  oder  sich  unter  Kuratel  befinden  (§§  118 — 122  des  Vor- 
mundschaftsgesetzes), so  liegt  es  dein  Gemeindevorstand  ob,  die 
nöthigen  Verfügungen  zur  Sicherstellung  des  Nachlasses  (Inventari- 
sirung etc.)  zu  treffen.  Für  vakante  Erbschaften  (hereditas  iacens) 
verfügt  § 234  des  Erbschaftsgesetzes  (vom  17.  Dezember  1889,  ins 
Leben  getreten  am  25.  Januar  1890),  dass  „der  Friedensrichter,  in 
dessen  Sprengel  die  Erbschaft  eröffnet  wurde,  einen  Kurator  zu  ernennen 
hat:  auf  Verlangen  der  interessirten  Parteien,  von  Amtswegen,  oder 
auf  Vorschlag  des  Staatsanwalts.  Die  Ernennung  des  Kurators  wird  im 
Amtsblatt  veröffentlicht.“  Was  die  speziellen  Fälle  der  Sicherstellung 
des  Nachlasses  bei  Annahme  der  Erbschaft  cum  benef.  inv.  anbelangt, 
so  ist  — wie  unten  sub  VI  ersichtlich,  — die  Inventaraufnahme 

9 Ausländer,  die  bei  einem  Konkursverfahren  in  Bulgarien  betheiligt,  sind,  werden 
gut  thun,  sich  in  dem  Verfahren  durch  einen  Anwalt  vertreten  zu  lassen. 

Die  Anmeldung  der  Konkursforderungen  muss  dem  Art.  198  C.o.  (=  Art. 491 
C.  f.)  entsprechen,  d.  h.  es  sind  die  Titel  (Dokumente,  welche  den  Rechtsanspruch  be- 
gründen), welche  angemeldet  werden  sollen,  nebst  einem  Verzeichniss  der  Beträge, 
welche  der  Gläubiger  beansprucht,  dem  Gerichtshof  erster  Instanz  einzureichen.  Die 
Anmeldung  muss  in  bulgarischer  Sprache  geschehen.  Bei  Eröffnung  des  Konkurses 
über  das  Vermögen  von  Ausländern,  weiche  das  Recht. der  Kapitulationen  gemessen, 
gehen  bei  der  Inventarisirung,  der  Sequestration  und  dem  Verkauf  der  Mobilien  die 
zuständigen  Konsularbehörden  mit  den  Landesbehörden  gemeinsam  vor.  Bei  Immobüien 
ist  die  Theilnahme  der  Konsularbehörden  auf  die  einfache  Assistenz  beschränkt.  Da 
über  das  Verfahren  für  ausländische  Kridare  aber  keine  besonderen  Bestimmungen  be- 
stehen, so  kommt  es  häufig  zu  Konflikten  der  Landesbehörden  mit  den  Konsular- 
behördon,  welche  letztere  gewisse  Amtshandlungen  für  sich  ausschliesslich  in  Anspruch 
nehmen. 
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ausgenommen  (welche  Sache  des  Friedensrichters  ist)  für  alle  anderen 
und  ausserprozessualen  Amtshandlungen  bei  allen  Nachlässen,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Werth,  das  Kreisgericht  kompetent. 

Im  Streitfälle  ist  bei  Erbschaften,  deren  Werth  1000  Francs 
nicht  übersteigt,  der  Friedensrichter  zuständig,  in  dessen  Sprengel  die 
Erbschaft  eröffnet  wurde.1) 

Bezüglich  der  Erbschaften,  deren  Werth  1000  Francs  übersteigt, 
verfügen  §§  161  und  162  der  C.P.O.  Folgendes:  § 161.  „Erbschafts- 
klagen, Streitigkeiten  der  Erben  sowohl  unter  sich,  als  auch  gegen  die 
Echtheit  und  Wirklichkeit  der  Testamente,  ebenso  die  Klagen  auf 
Theilung  der  Erbschaft  werden  bei  demjenigen  Gericht  (Gerichtshof) 
angemeldet,  in  dessen  Sprengel  die  Erbschaft  eröffnet  ist.  An  das  näm- 
liche Gericht  sind  auch  Klagen  gegen  eine  vakante  Erbschaft  in  der 
Person  des  Kurators  zu  richten,  wenn  keine  in  den  Besitz  getretenen 
Erben  vorhanden  sind.“  § 162.  „Klagen  auf  Theilung  der  Erb- 
schaft sind  bei  demjenigen  Gerichte  anzumelden,  bei  welchem  die 
Theilung  stattzufinden  hat.“ 

§ 27. 

H.  Erbfolge  im  Allgemeinen. 

Das  bulgarische  Erbrecht,  so  wie  dasselbe  in  dem  angeführten 
Erbschaftsgesetz  zum  Ausdruck  kommt,  ist  im  Wesentlichen  eine  Re- 
zeption des  italienischen  resp.  französischen  Erbrechts,  dessen  System 
es  auch  befolgt;  dasselbe  berücksichtigt  nur  in  sehr  geringem  Masse 
die  Eigenheiten  des  bulgarischen  Volks-  und  Familienlebens,  sowie  die 
Rechtskontinuität  und  die  geschichtliche  Entwickelung  der  Gesetze  und 
Gewohnheiten,  auf  denen  das  Erbrecht  in  Bulgarien  bis  dahin  beruhte. 

A.  Erbfähig  ist  nach  § 4 jede  Person,  welche  nicht  erbunfähig 
ist  oder  nicht  für  unwürdig  zu  erben  erklärt  wurde.  Die  Fälle  der 
Erbunfähigkeit  sind  die  nämlichen,  welche  Art.  725  des  Code  civil  vorsieht 
(derjenige,  der  noch  nicht  empfangen  ist  und  das  Kind,  das  nicht 
lebensfähig  geboren  wird),  mit  Ausnahme  des  bürgerlichen  Todes  (mort 
civile),.  da  die  bulgarischen  Gesetze  die  Institution  des  bürgerlichen  Todes 
nicht  kennen. 

Bezüglich  der  Unwürdigkeitsfälle  kennt  § 6 des  bulgarischen 
Erbgesetzes  ausser  den  zwei  Fällen  des  Art.  727  des  Code  civil  auch  noch 
folgende  zwei  Fälle:  unwürdig  zu  erben  ist  auch  „derjenige,  welcher 
den  Erblasser  zur  Verfassung  oder  Aenderung  des  Testaments  ge- 
zwungen hat,  und  derjenige,  welcher  den  Erblasser  gehindert  hat,  ein 
Testament  zu  machen  oder  das  schon  gemachte  abzuändern,  oder  wel- 
cher das  hernach  gemachte  Testament  vernichtet,  versteckt  oder  ge- 
ändert hat.“ 

Bezüglich  der  Verwandtschaftsgrade  ist  die  römische  Regel  „Tot 
gradus,  quot  generationes“  angenommen,  sowohl  in  der  Haupt-  wie  in 
der  Seitenlinie. 


1 § 15  No.  1 C.P.O.  verbunden  mit  § 161  ibid. 
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B.  Erwerb  der  Erbschaft.  Die  Erbschaft  wird  erworben  aut 
Grund  des  Gesetzes  oder  eines  Testaments.  Die  gesetzliche  Erbfolge 
findet  nur  dann  statt,  wenn  kein  Testament  für  das  ganze  Vermögen  oder 
einer»  Theil  desselben  vorhanden  ist  (§  1).  Das  bulgarische  Erbgesetz 
kennt  also  keine  vertragsmässige  Erbfolge. 

Die  Erbschaft  wird  im  Momente  des  Todes  am  letzten  Domizil 
des  Erblassers  eröffnet  (§  182). 

Sind  mehrere  Personen,  welche  einander  beerben  könnten,  bei 
irgend  einem  Ereignisse  zusammen  umgekommen,  ohne  dass  man  weiss, 
wer  früher  verschieden  ist,  so  wird  im  Zweifel  vermuthet,  dass  alle 
gleichzeitig  gestorben  sind,  und  es  kann  keine  Uebertragung  von 
Hechten  von  einer  Person  auf  die  andere  stattfinden.  Wer  behauptet, 
dass  irgend  eine  der  umgekommenen  Personen  früher  verschieden  ist, 
muss  dies  beweisen  (§  188). 

Erbantritt.  Zur  Antretung  der  Erbschaft  ist  im  Prinzip  keine 
Ue bergab e erforderlich.  § 184  verfügt  diesbezüglich  Folgendes:  „Der 
Besitz  des  erblasserischen  Vermögens  geht  von  Rechtswegen  auf  den 
Erben  über,  ohne  dass  es  hierzu  einer  Einführung  in  den  Besitz  be- 
darf.“ Hier  ist  sowohl  das  bewegliche,  wie  das  unbewegliche  Ver- 
mögen gemeint;  jedoch  gilt  diese  Hegel  nur  in  dem  Falle,  wenn  alle 
Erben  grossjährig  (21  Jahr  alt)  sind,  denn  sobald  sich  unter  den 
Erben  Minderjährige  oder  unter  Kuratel  befindliche  Gross  jährige  oder 
juristische  Personen  befinden,  so  kann  die  Uebernahme  der  Erbschaft 
nur  mittelst  Inventar  erfolgen  (siehe  weiter  unten  C)  (§§  188 — 190). 

Hereditas  iacens.  Sind  die  Erben  unbekannt  oder  haben  die- 
selben der  Erbschaft  entsagt,  so  wird  die  Erbschaft  als  vakant  ange- 
sehen und  zu  ihrer  Bewahrung  und  Verwaltung  ein  Kurator  (vom 
Friedensrichter)  ernannt  (§  238).  Der  Kurator  muss  sofort  ein  genaues 
Inventar  zusammenstellen.  Er  vertritt  und  vertheidigt  die  Erbschaft  vor 
Gericht  und  aussergerichtlich. 

Die  Deliberationsfrist  im  Falle  der  Annahme  der  Erbschaft 
cum  beneficio  inventarii  beträgt  40  Tage  seit  Beendigung  des  Inventars, 
welches  in  der  Hegel  von  der  Eröffnung  der  Erbschaft  gerechnet 
binnen  3 Monaten  zu  verfertigen  ist.  Hat  sich  der  Erbe  binnen  obigen 
40  Tagen  nicht  geäussert,  ob  er  die  Erbschaft  annimmt  oder  ausschlägt, 
so  wird  er  so  betrachtet,  als  hätte  er  die  Erbschaft  direkt  (ohne  In- 
ventar) angenommen  (§  216). 

Die  Entsagung  einer  Erbschaft  wird  niemals  vermuthet.  Die- 
selbe kann  nur  bei  demjenigen  Gericht  erklärt  werden,  in  dessen 
Sprengel  die  Erbschaft  eröffnet  wurde;  sie  wird  in  ein  besonderes  Buch 
eingetragen  (§  199).  Die  Entsagung  hat  die  Annahme  zur  Folge,  als 
hätte  der  entsagende  Erbe  niemals  ein  Recht  auf  die  Erbschaft  gehabt. 
Die  Entsagung  nimmt  ihm  aber  nicht  das  Recht,  die  ihm  gemachten 
Legate  anzunehmen  (§  200). 

Das  Recht  der  Erbentsagung  verjährt  in  20  Jahren  (§  205).  Inner- 
halb dieses  Zeitraums  können  die  Erben,  welche  die  Erbschaft  bereits 
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ausgeschlagen  hatten,  dieselbe,  unbeschadet  der  legal  erworbenen  Hechte 
dritter  Personen,  wieder  annehmen  (§  206). 

Eine  Frist  zur  Entsagung  bestimmt  das  Gericht  in  dem  Falle,  wenn 
der  gesetzliche  oder  testamentarische  Erbe  von  einem  Verlassenschafts- 
gläubiger vor  Gericht  aufgefordert  wird,  sich  zu  äussern,  ob  er  die 
Erbschaft  annimmt  oder  derselben  entsagt.  Wird  in  der  gegebenen 
Frist  vom  Erben  keine  Erklärung  abgegeben,  so  wird  er  so  betrachtet, 
als  hätte  er  die  Erbschaft  ausgeschlagen  (§  207). 

C.  Inventarrecht  (beneficium  inventarii).  Die  Erbschaft  kann 
angenommen  werden : direkt  oder  mittelst  des  Inventars  (§  186).  Die 
Annahme  der  Erbschaft  von  Personen,  welche  sich  unter  Vormundschaft 
befinden,  ist  nur  dann  gültig,  wenn  dieselbe  nach  den  Vorschriften 
des  Vormundschaftsgesetzes  (§  76)  und  mittelst  Inventar  geschehen 
ist  (§  188). 

§ 76  des  Vormundschaftsgesetzes  bestimmt:  „Der  Vormund  kann 

eine  Erbschaft,  welche  zu  Gunsten  seines  Mündels  eröffnet  ist,  ohne  die 
Einwilligung  (Beschluss)  des  Familienraths  nicht  annehmen.  Die  An- 
nahme geschieht  immer  mit  Inventar.“ 

Volljährige,  welche  sich  unter  Kuratel  befinden,  nehmen  die  Erb- 
schaft ebenfalls  mittelst  Inventar  an  und  mit  Einwilligung  des  Kurators 
(§  189).  Juristische  Personen  können  eine  Erbschaft  nur  mit  der,  in 
den  Gesetzen  vorgesehenen,  Genehmigung  annehmen.  Solche  Erbschaft 
wird  mit  Inventar  und  nach  den  Vorschriften  der  betreffenden  Instruk- 
tionen angenommen  (§  190). 

Die  gesetzlichen  Folgen  der  Annahme  der  Erbschaft  cum  beneficio 
inventarii,  so  wie  sie  in  § 222  normirt  sind,  sind  die  nämlichen,  welche 
§ 802  des  Code  civil  enthält  (buchstäblich  übernommen). 

§ 28. 

III.  Die  Intestaterbfolge. 

Zur  Intestaterbfolge  sind  berufen:  1)  die  Deszendenten,  2)  Aszen- 
denten, 3)  Kollateralen,  4)  die  unehelichen  oder  ungesetzlichen  Kinder 
und  die  Eheleute  und  5)  in  Ermangelung  obiger  Erben:  der  Staat  (§  2). 
Bei  Bestimmung  der  Erbfolge  berücksichtigt  das  Gesetz  die  Nähe  der  Ver- 
wandtschaftsgrade und  nicht  den  Vorrang  der  einen  oder  der  anderen 
Linie  oder  die  Abstammung  des  Vermögens.  Die  Ausnahmen  hiervon 
bestimmt  das  Gesetz  (§  3). 

Die  ehelichen  oder  gesetzlichen  Kinder  — worunter  auch  die  legi- 
timirten,  die  adoptirten  Kinder  und  ihre  Nachfolger  zu  verstehen  sind1) 
— erben,  ohne  Unterschied  des  Geschlechts  und  der  Abstammung,  d.  h. 
ohne  Unterschied,  ob  sie  aus  einer  Ehe  oder  aus  verschiedenen  Ehen 

b Ueber  die  Anerkennung  der  ungesetzlichen  Kinder,  über  die  Adoption  und 
Legitimirung  per  subsequens  matrimonium  verfügt  ein  besonderes  Gesetz  vom  17.  De- 
zember 1889,  — welches  fast  buchstäblich  dem  französischen  Code  civil  entnommen  ist. 
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(Stiefgeschwister")  stammen,  in  capita,  wenn  sie  sich  alle  im  ersten 
Grade,  ^um  Erblasser  befinden;  sind  alle  oder  einige  von  ihnen  ge- 
storben, so  tritt  für  ihre  Erben  — iure  repraesentationis  — die  Erb- 
folge in  stirpes  ein.  Die  adoptirten  Kinder  jedoch  beerben  die  Ver- 
wandten ihrer  Adoptiveltern  nicht  (§§  21 — 22). 

Sind  keine  Kinder  oder  Deszendenten  derselben  da,  so  wird  die 
Erbschaft  zwischen  Vater  und  Mutter  getheilt  oder  verbleibt  ganz  dem 
ITeberlebenden  der  Eltern  (§  23). 

Sind  auch  keine  Eltern  vorhanden,  wohl  aber  Aszendenten  der- 
selben und  Geschwister  des  Erblassers,  dann  bekommen  erstere  zwei 
Drittel,  letztere  ein  Drittel  der  Erbschaft  mit  dem  Unterschiede  jedoch, 
dass  die  Stiefgeschwister,  ob  dieselben  nun  allein  oder  mit  anderen 
leiblichen  Geschwistern  zusammen  erben,  bloss  die  Hälfte  des  Theils, 
welcher  auf  die  leiblichen  Geschwister  fällt  oder  fallen  würde,  erhalten: 
die  Deszendenten  der  Geschwister  erben  auch  in  diesem  Falle,  ver- 
möge des  Vertretungsrechts,  in  stirpes  (§  25).  Sind  keine  Geschwister 
des  Erblassers  vorhanden,  sondern  bloss  Aszendenten  seiner  Eltern,  so 
theilen  sich  dieselben  in  die  Erbschaft  ohne  Rücksicht  darauf,  von 
welcher  Linie  das  Vermögen  stammt.  Befinden  sich  jedoch  diese  Aszen- 
denten nicht  in  gleicher  Linie,  dann  erben  von  ihnen  die  allernächsten 
Verwandten  ohne  Rücksicht  auf  die  Linie  (§  24). 

Sind  weder  Deszendenten  noch  Aszendenten  da,  so  erben  die  Ge- 
Geschwister  des  Erblassers  resp.  deren  Deszendenten  in  capita,  je- 
doch mit  dem  nämlichen  Unterschiede,  welcher  im  Falle  besteht,  wenn 
solche  Kollateralen  mit  Aszendenten  konkurriren,  d.  h.  die  Halbge- 
schwister (Stiefgeschwister)  erhalten  bloss  die  Hälfte  des  Theils,  welcher 
auf  die  leiblichen  Geschwister  des  Erblassers  fällt,  jedoch  nur  dann, 
wenn  sie  mit  letzteren  konkurriren  (§  26).  Sind  auch  Geschwister 
oder  Deszendenten  derselben  nicht  vorhanden,  so  erben  die  nächsten 
Anverwandten  des  Erblassers  väterlicher-  oder  mütterlicherseits  ohne 
Unterschied.  Verwandte  über  den  10.  (zehnten)  Grad  können  nicht 
erben  (§  27). 

Ungesetzliche  Kinder  werden  nur  dann  zur  Erbfolge  zugelassen, 
wenn  ihre  Abstammung  anerkannt  oder  im  gesetzlichen  Wege  kundge- 
than  ist.1) 

Wenn  dieselben  mit  ehelichen  Kindern  oder  Deszendenten  derselben 
konkurriren,  so  erhalten  sie  die  Hälfte  des  Theils,  welcher  den  Deszen- 
denten zufällt.  Letztere  aber  haben  das  Recht,  den  Antheil  ihrer  „un- 
gesetzlichen“ Miterben  in  Geld  oder  Liegenschaften  abzulösen  (§§  28 
bis  29). 

Konkurriren  solche  anerkannte  uneheliche  Kinder  mit  Eltern,  anderen 
Aszendenten  oder  dem  Ehegatten  (resp.  der  Ehegattin)  des  Erblassers, 
so  erhalten  sie  zwei  Drittel  der  Erbschaft;  bei  einer  Konkurrenz  mit 


J)  Das  Verfahren  behufs  Anerkennung  unehelicher  Kinder,  sowie  auch  die  Adoption 
regelt  das  Gesetz  vom  17.  Dezember  1889. 


Bulgarien. 


305 


Aszendenten  und  dem  Ehegatten  (der  Ehegattin)  des  Erblassers,  erhalten: 
ein  Drittel  die  Aszendenten,  ein  Viertel  der  Ehegatte  (die  Ehegattin),  und 
den  Rest  die  anerkannten  unehelichen  Kinder  (§  30).  Wenn  weder 
Aszendenten  noch  Deszendenten  noch  ein  Ehegatte  vorhanden  sind,  so 
erhalten  die  anerkannten  Kinder  die  ganze  Erbschaft  (§  32). 

Die  unehelichen  Kinder,  selbst  wenn  sie  anerkannt  sind,  können 
die  Verwandten  des  Vaters  oder  der  Mutter  nicht  beerben,  und  um- 
gekehrt haben  letztere  kein  Erbrecht  in  das  Vermögen  der  unehelich 
Geborenen  (§  34:). 

Der  überlebende  Ehegatte  (resp.  die  überlebende  Ehegattin)  erhält, 
wenn  Kinder  — gleichviel  ob  gesetzliche,  oder  gesetzliche  und  unge- 
setzliche — vorhanden  sind,  zweimal  weniger  als  der  Theil  eines 
jeden  ehelichen  Kindes  ausmacht.  Die  unehelichen  Kinder  kommen  bei 
der  Berechnung  nicht  in  Betracht  (§  38).  Sind  zwar  keine  ehelichen 
Kinder,  jedoch  uneheliche  Kinder  oder  Aszendenten  oder  Geschwister 
des  Erblassers  oder  Deszendenten  der  letzteren  vorhanden,  so  erhält 
der  überlebende  Ehegatte  zwei  Drittel  der  ganzen  Erbschaft. 

Bei  einer  Konkurrenz  mit  ehelichen  Aszendenten  und  unehelichen 
Kindern  erhält  der  Ehegatte  ein  Viertel  der  ganzen  Erbschaft  (§  39). 
Ebenso  erhält  er  zwei  Drittel  der  ganzen  Erbschaft,  wenn  andere  erb- 
berechtigte Verwandten  ausser  den  eben  genannten  vorhanden  sind. 
Sind  jedoch  keine  Erben  bis  zum  sechsten  Grade  vorhanden,  so  erhält 
der  Ehegatte  des  Erblassers  die  ganze  Nachlassenschaft  (§  40).  Im 
Falle  der  Konkurrenz  mit  anderen  Erben  wird  dem  Ehegatten  alles  ein- 
gerechnet, was  er  auf  Grund  des  Heirathskontrakts  und  als  Mitgift  er- 
halten hat  (§  47).  Gerichtlich  — durch  rechtskräftiges  Urtheil  — ge- 
schiedene Ehegatten  haben  keinen  Anspruch  auf  die  Nachlassenschaft 
des  gewesenen  (verstorbenen)  Ehegatten  (§  42). *) 

Wenn  keine  Personen  vorhanden  sind,  welche  nach  den  oben  an- 
gegebenen Regeln  zu  erben  berufen  sind,  so  tritt  die  Erbfolge  des 
Staates  ein  (§  43). 

§ 29. 

IV.  Letztwillige  Dispositionen. 

A.  Das  Gesetz  (§  45)  kennt  zweierlei  letztwillige  Dispositionen: 
Testamente  und  Kodizille  in  der  nämlichen  Bedeutung  und  dem 

*)  Was  das  eheliche  Güterrecht  anbelangt,  so  besteht  diesbezüglich  in  Bul- 
garien bisher  noch  keine  gesetzliche  Bestimmung  und  ist  daher  auf  den  Usus  zu  ver- 
weisen, wonach  die  Gattin  auch  in  der  Ehe  Eigenthtimerin  ihrer  zugebrachten  Mitgift 
und  Allatur  bleibt.  Uebrigens  werden  diese  Fragen  in  den  meisten  Städten  (be- 
sonders in  den  Donaustädten  und  in  den  Städten  Südbulgariens)  mittelst  Heiraths- 
vertrags  geregelt,  zu  dessen  Gültigkeit  ein  notarieller  Akt  erforderlich  ist  (§  32 
des  Notariatsgesetzes).  Vom  Familienrecht  ist  bisher  bloss  das  Vormundschafts-  und 
Kuratelrecht  gesetzlich  geregelt,  während  bezüglich  des  Eherechts  die  geistlichen 
Behörden  und  ihre  kanonischen  Bestimmungen  dominiren;  trotzdem  entscheiden  in 
Steitfällen  über  vermögensrechtliche  Fragen  zwischen  Eheleuten  die  weltlichen  Ge- 
richte (§  1219  G.P.O.);  jedoch  sind  lür  Scheidungsprozesse  bei  Bulgaren  orthodoxer 
Religion  ausschliesslich  die  betreffenden  geistlichen  Gerichte  (Konsistorien)  kompetent. 

Leske  u.  Loewenfbld,  Rechtsverfolgung.  II.  20 
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nämlichen  Sinne  wie  alle  übrigen  europäischen  Gesetzgebungen.  Erb- 
verträge jedoch  sind  ausgeschlossen.  § 46  bestimmt:  „Zwei  oder 
mehrere  Personen  können  in  einer  und  der  nämlichen  Urkunde  weder 
zu  Gunsten  einer  dritten  Person,  noch  für  sich  gegenseitig  testiren.“ 
Ebensowenig  giebt  es  eine  Schenkung  auf  den  Todesfall.1) 

Testirfähig  ist  jede  Person,  welche  vom  Gesetz  nicht  für  hand- 
lungsunfähig erklärt  wird  (§  47).  Insbesondere  sind  testir unfähig: 
1)  Personen  unter  18  Jahren,  2)  Personen,  welche  sich  zur  Zeit  der 
Testamentserrichtung  unter  Kuratel  wegen  Geisteskrankheit  befinden, 
3)  Personen,  welche,  wenn  auch  nicht  unter  Kuratel  befindlich,  dennoch 
bei  der  Testamentserrichtung  nicht  bei  gesundem  Verstände  waren  (§  48). 

Fähig  durch  Testament  bedacht  zu  werden  sind  alle,  welche  nicht 
unfähig  sind  ab  intestato  zu  erben;  jedoch  können  die  Kinder  einer  be- 
stimmten Person,  welche  zur  Zeit  der  Testamentserrichtung  am  Leben 
war,  auch  dann  testamentarisch  erben,  wenn  dieselben  damals  noch 
nicht  konzipirt  waren  (§  49).  Die  Deszendenten  einer  erwerbsunfähigen 
Person  haben  immer  das  Recht,  den  Theil  zu  bekommen,  welcher  jener 
zugefallen  wäre  (§  50).  (Bezüglich  der  übrigen  Details  siehe  die  be- 
treffenden Stellen  des  italienischen  codice  civile,  namentlich  die  §§  766 
bis  773,  welchen  die  §§  51 — 58  des  bulgarischen  Erbschaftsgesetzes 
entsprechen.) 

B.  Testamente  (Kodizille).  Das  Gesetz  kennt  zwei  gewöhnliche 
Arten. des  Testaments:  das  holographische  und  das  notarielle  (§59). 
Das  notarielle  Testament  kann  Öffentlich  oder  geheim  sein.  In  jedem  Falle 
ist  die  Unterschrift  resp.  die  Gegenwart  von  vier  Zeugen  erforderlich 
(§§  62  u.  67).  Es  können  also  nicht  zwei  der  Zeugen  durch  einen 
zweiten  Notar  ersetzt  werden  wie  in  anderen  Staaten. 

Eine  besondere  Art  der  Testamente  sind  die  Militärtestamente 
und  die  Testamente  in  von  der  Pest  oder  anderen  epidemischen  infektiösen 
Krankheiten  heimgesuchten  Gegenden,  mit  welchen  jede  Kommunikation 
unterbrochen  ist,  sowie  auch  die  Testamente  auf  Seeschiffen  und  der- 
gleichen, in  welchen  Fällen  die  Gegenwart  zweier  Zeugen  genügend  ist. 
Bezüglich  der  übrigen  Details  betreffend  Form,  Inhalt  und  Publikation 
der  Testamente  siehe  §§  778—780  u.  782 — 803  des  ital.  cod.  civ.,  welche 
den  §§  63 — 87  des  bulg.  E.G.  entsprechen. 

Ein  Bulgare  kann  im  Auslande  entweder  ein  holographisches  Testa- 
ment, wie  § 60  vorschreibt,  oder  ein  öffentliches  Testament  nach  den 
Gesetzen  und  Formen  des  betreffenden  Landes  machen  (§  88). 

§ 60  verordnet:  „Das  holographische  Testament  muss  durchwegs 
vom  Testator  eigenhändig  geschrieben  und  unterschrieben  sein,  mit  Be- 
nennung des  Tages,  Monats  und  Jahres  der  Errichtung.  Die  Unter- 
schrift des  Testators  muss  am  Ende  des  Testaments  sein.“ 

Kodizille  sind  den  nämlichen  Vorschriften  unterworfen  wie  Testa- 


l)  Im  Gesetze  (§§  306 — 343)  sind  bloss  die  Schenkungen  unter  Lebenden 
vorgesehen. 
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mente.  Es  können  mehrere  Testamente  resp.  Kodizille  nebeneinander 
bestehen,  insofern  sie  einander  nicht  widersprechen.  Sie  bestehen  also 
alle  bezüglich  der  Theile,  welche  einander  nicht  widersprechen  (§  179). 

Das  Testament  kann  ganz  oder  theilweise  widerrufen  oder  ab- 
geändert werden:  entweder  durch  einen  analogen  notariellen  Akt  oder 
in  Gegenwart  von  vier  Zeugen  (§  176).  Ein  ungültiges  Testament  hat 
nicht  die  Wirkung  eines  notariellen  Akts  zur  Abänderung  eines  früheren 
Testaments  (§  177). 

Das  geheime  wie  auch  das  notariell  hinterlegte  holographische  Testa- 
ment kann  zu  jeder  Zeit  zurückgenommen  werden.  Die  Rücknahme 
geschieht  in  Gegenwart  des  Bürgermeisters  und  zweier  Zeugen.  Der 
Bürgermeister  muss  die  Identität  des  Zurücknehmenden  konstatiren. 
Ueber  den  ganzen  Vorgang  wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches 
von  allen  Anwesenden  zu  unterschreiben  ist  (§  181). 

C.  Testamentsvollstrecker.  Der  Erblasser  kann  einen  oder 
mehrere  Testamentsvollstrecker  ernennen  (§  165).  Testamentsvollstrecker 
können  nicht  sein  Personen,  welche  keine  Verträge  schliessen  können 
und  welche  das  21.  Jahr  (Volljährigkeit  nach  bulgarischem  Gesetze) 
noch  nicht  erreicht  haben,  letztere  selbst  dann  nicht,  wenn  sie  hierzu 
«die  Erlaubnis  ihres  Vormunds  oder  Kurators  erhalten  hätten.1)  Ueber 
die  Pflichten  und  Rechte  der  Testamentsvollstrecker  siehe  §§  908 — 911 
des  italienischen  bürgerlichen  Gesetzbuchs,  welchen  die  §§  168 — 171 
des  bulgarischen  Erbschaftsgesetzes  entsprechen. 

§ 30. 

V.  Pflielittheilsrecht. 

Recht  auf  einen  Pflichttheil  im  strengen  Sinne  haben  die  Kinder 
und  deren  Deszendenten,  sowie  auch  die  Aszendenten,  und  zwar  beträgt 
der  Pflichttheil  bei  einem  Kinde  die  Hälfte,  bei  zwei  Kindern  für  jedes 
Kind  je  ein  Drittel  der  Erbschaft;  sind  aber  drei  oder  mehrere  Kinder 
vorhanden,  so  haben  alle  Kinder  zusammen  Anspruch  auf  drei 
Viertel  der  Erbschaft;  somit  kann  der  Erblasser  im  ersten  Falle  (ein 
Kind)  bloss  über  die  Hälfte,  im  zweiten  (zwei  Kinder)  über  ein  Drittel, 
im  letzten  Falle  (drei  oder  mehrere  Kinder)  bloss  über  ein  Viertel 
seines  Vermögens  rechtsgültig  testiren  (§  90).  Sind  weder  Kinder  noch 
Deszendenten  vorhanden,  so  haben  alle  Aszendenten  zusammen 
.auf  ein  Drittel  der  Erbschaft  Anspruch,  folglich  kann  der  Erblasser  in 
einem  solchen  Falle  bloss  über  zwei  Drittel  seines  Vermögens  verfügen 
{§  92  AI.  I).  Der  Pflichttheil  muss  frei  von  allen  Lasten  oder  Bedin- 
gungen sein  (§  93).  Bezüglich  der  übrigen  Details  siehe  §§  809 — 811 
des  italienischen  bürgerl.  Gesetzb.,  welchen  die  §§  94 — 96  des  bulg. 
Erbschaftsgesetzes  entsprechen. 

Im  weiteren  Sinne  haben  Anspruch  auf  einen  Pflichttheil  auch  der 


»)  §§  166,  167  E.G. 
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überlebende  Ehegatte  und  die  gesetzlich  anerkannten  natür^ 
liehen  (ab  origine  ungesetzlichen)  Kinder. 

Der  überlebende  Ehegatte  hat  Anspruch:  1)  auf  einen  zweimal  so 
kleinen  Theil  als  der  Theil  eines  jeden  Kindes,  wenn  gesetzliche  Kinder 
vorhanden  sind,  beträgt,  2)  auf  ein  Fünftel  des  erblasserischen  Ver- 
mögens, wenn  bloss  Aszendenten,  und  3)  auf  ein  Drittel,  wenn  weder 
Deszendenten  noch  Aszendenten  vorhanden  sind.1) 

Die  anerkannten  unehelichen  Kinder  haben  Anspruch  auf  die 
Hälfte  dessen,  was  sie  erhalten  würden,  wenn  sie  eheliche  Kinder 
wären,  jedoch  nur  dann,  wenn  sie  mit  ehelichen  Kindern  oder  deren  Deszen- 
denten konkurriren;  sind  sie  allein,  d.  h.  sind  weder  Deszendenten 
noch  Aszendenten  vorhanden,  so  bekommen  sie  zwei  Drittel  des  Theils,. 
welcher  auf  die  ehelichen  Kinder  fallen  würde.2) 

Der  auf  den  überlebenden  Ehegatten  und  auf  die  ungesetzlichen 
Kinder  entfallende  Theil  vermindert  den  Pflichttheil  der  gesetzlichen 
Deszendenten  oder  der  Aszendenten  nicht;  dieser  Theil  wird  jenem 
Theil  entnommen,  über  welchen  der  Erblasser  frei  verfügen  konnto 
(§  103).  Die  Erben  haben  das  Recht,  die  Rechte  des  überlebenden 
Ehegatten  abzulösen:  durch  lebenslängliche  Nutzniessung  unbeweglichen 
Vermögens  oder  mit  Kapitalien.  Falls  sich  die  Parteien  hierüber  nicht 
einigen  können,  entscheidet  das  Gericht,  unter  Berücksichtigung  aller 
Umstände.3)  Die  testamentarischen  Verfügungen,  welche  den  verfüg- 
baren Theil  übersteigen,  werden  auf  das  Ausmass  des  letzteren  reduzirt.4 5) 
Weitere  Details  siehe  §§  822 — 826  des  ital.  bürgerl.  Gesetzb.,  welchen 
die  §§  107 — 111  des  bulg.  Erschaftsgesetzes  entsprechen. 

Ueber  Enterbung  enthält  das  Gesetz  keine  andere  Verfügung  als 
die,  welche  sich  auf  die  Un Würdigkeit  des  Erben  bezieht.6)  Dem- 
nach kann  der  Erblasser  solche  Erben,  welche  sonst  Anspruch  auf 
Pflichttheil  hätten,  enterben:  1)  wenn  sie  versucht  haben,  ihn  (den  Erb- 
lasser) zu  tödten  oder  Theilnehmer  an  solch  einem  verbrecherischen 
Versuche  waren,  2)  wenn  sie  den  Erblasser  verleumderischer  Weise 
eines,  mit  schwerem  Kerker  zu  bestrafenden  Verbrechens  beschuldigt 
haben,  3)  wenn  sie  den  Erblasser  gezwungen  haben,  ein  Testament  zu 
machen  oder  dasselbe  zu  ändern  und  4)  wenn  sie  den  Erblasser  ge- 
hindert haben,  ein  Testament  zu  machen  oder  dasselbe  abzuändern  oder 
ein  gemachtes  Testament  vernichtet,  versteckt  oder  geändert  haben  (§  6). 
Fraglich  erscheint  nur,  ob  die  Verfügung  des  § 9,  wonach  „die  Un- 
würdigkeit eines  der  Eltern  oder  der  Aszendenten  nicht  verhindert, 
dass  die  Kinder  oder  die  Deszendenten  derselben  direkt  oder  durch 
Vertretung  (iure  repraesentationis)  erben,“  auch  auf  den  Fall  der  Ent- 
erbung Anwendung  zu  finden  hat. 


’)  §§  97—99  E.G. 

2)  §§  100,  101  E.G, 

3)  § 104  E.G. 

4)  § 106  E.G. 

5)  §§6-9  E.G. 
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§ 31. 

TL  Regulierung  der  Erbschaft. 

A.  Hinsichlich  der  Tlieilung  der  Erbschaft  bestimmt  das  Gesetz,1) 
dass  Niemand  gezwungen  werden  kann,  ungetheilt,  d.  i.  in  Gemeinschaft 
zu  verbleiben;  die  Theilung  kann  immer  verlangt  werden,  wenn  auch 
vom  Testator  gegenteilige  Verbote  oder  Bedingungen  gemacht  wurden. 
Bezüglich  der  weiteren  Details  über  die  freiwillige  und  obligate  Thei- 
lung, sowie  auch  über  die  Kollationsregeln  und  die  Auszahlung  der 
Erbschaftsschulden  siehe  §§  984  al.  I,  985 — 987,  988  al.  I,  990 — 998, 
1001 — 1026,  1027 — 1031  des  italienischen  bürgerl,  Gesetzb,  und 
§§  877 — 878  des  französischen  Code  civil  (bulg.  E.  G.  §§  237 — 291). 

Das  Verfahren,  im  Falle  der  Erblasser  minderjährige,  abwesende 
oder  unter  Kuratel  befindliche  Erben  hinterlässt,  bestimmen  die  §§  118 
bis  151  des  Vormundschaftsgesetzes  und  die  §§  1136 — 1144  der  Civil- 
prozessordnung. 

Erbrecht  der  Türken.  Hinsichtlich  des  Erbrechts  bulgarischer 
Unterthanen  mohame dänischer  Religion  verfügt  der  Schlusspara- 
graph (§  344)  des  Erbgesetzes  Folgendes:  „Personen  mohamedanischen 
Glaubens,  wenn  sie  vor  den  Kadis  (türkische  Gerichte)  klagen,  erben 
nach  den  Vorschriften  ihres  geheiligten  Gesetzes  (Scheriat)  und  nach 
den  bisher  gültigen  Gesetznormen.“ 

B.  Die  Sicherstellung  des  Nachlasses  und  Auseinander- 
setzung der  Miterben  regeln  die  Kapitel  V — VII  des  zweiten 
Theils  der  Civilprozessordnung  §§  1152 — 1199.  Die  wesentlich- 
sten Bestimmungen  sind  folgende: 

Die  Versiegelung  des  Nachlasses  kann  verlangen:  1)  jeder, 

welcher  behauptet,  einen  Anspruch  auf  die  Erbschaft  zu  haben  oder 
Theilhaber  an  dem  Erbschaftsvermögen  zu  sein,  2)  jeder  Gläubiger, 
welcher  einen  Vollziehungsbefehl  gegen  den  Erblasser  hat,  3)  falls  der 
überlebende  Ehegatte  oder  alle  Erben  oder  nur  einer  von  ihnen  ab- 
wesend sein  sollte,  so  können  die  Versiegelung  des  Nachlasses  auch 
die  Personen,  welche  mit  dem  Verstorbenen  gelebt  haben,  seine  Diener, 
ebenso  der  Staatsanwalt,  Friedensrichter  und  der  Bürgermeister  .(Ge- 
meindevorstand) fordern.2)  Die  Versiegelung  des  Nachlasses  vollzieht 
der  betreffende  Friedensrichter  oder  sein  Stellvertreter.  Hierüber  ist 
ein  ausführliches  Protokoll  aufzunehmen,  welches  von  allen  Anwesenden 
zu  unterfertigen  ist.3)  Begegnet  der  Friedensrichter  bei  Vornahme  der 
Versiegelung  Hindernissen  oder  Widerstand,  so  kann  er  Brachial- 
gewalt in  Anspruch  nehmen.4)  Insbesondere  hat  er  bei  Vornahme 
der  Versiegelung  zu  untersuchen,  ob  sich  unter  den  Nachlassgegen- 
ständen ein  Testament  befindet.  Findet  er  ein  solches,  sowie  auch 

9 § 237  E.G. 

*)  § 1153  C.P.O. 

3)  §§  1152,  1155  C.P.O. 

4)  § 1160  C.P.O. 
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andere  versiegelte  Dokumente,  so  hat  er  das  Testament  und  die  Doku- 
mente unversehrt  (indem  er  und  die  Anwesenden  sieh  auf  der 
Aussenseite  des  betreffenden  Kouverts  unterschreiben)  an  einem  vor- 
her zu  bestimmenden  Tage  dem  ihm  Vorgesetzten  Gerichtspräsidenten 
zu  übergeben.  Letzterer  nimmt  das  Testament  und  die  etwaigen  an- 
deren versiegelten  Dokumente  in  Empfang;  sofern  er  durch  äussere  An- 
zeichen oder  schriftliche  Beweise  sich  überzeugt,  dass  einzelne  Doku- 
mente dritten  Personen  gehören,  so  ladet  er  letztere  zur,  Ent- 
siegelung  (Eröffnung)  des  Testaments  vor;  stellt  sich  sodann  heraus, 
dass  gewisse  Dokumente  dritten  Personen  gehören,  so  folgt  er  sie  den- 
selben aus;  sind  die  betheiligten  Personen  nicht  erschienen,  so  werden 
die  Dokumente  abermals  versiegelt  und  bis  zu  ihrer  Abforderung  in 
Verwahrung  gehalten.1) 

Einwendungen  gegen  die  Versiegelung  und  die  ganze  diesbezügliche 
Amtshandlung  können  mündlich  zu  Protokoll  gegeben  oder  schriftlich 
eingereicht  werden,  müssen  aber  in  jedem  Falle  motivirt  sein.2) 

Von  dringenden  Fällen  abgesehen,  in  welchen  der  Gerichtshof 
anders  beschliesst,  kann  die  Abnahme  der  Siegel  und  die  Inventa- 
risirung  des  Nachlasses  erst  drei  Tage  nach  dem  Begräbnisse  resp. 
nach  der  Versiegelung  (wenn  letztere  vor  dem  Begräbniss  stattge- 
funden hat)  erfolgen.3)  Sind  minderjährige  Erben  vorhanden,  so  können 
obige  Amtshandlungen  vor  Ernennung  des  Vormunds  nicht  vorgenom- 
men werden.4)  Alle,  die  das  Recht  haben,  die  Versiegelung  zu  fordern, 
können  auch  die  Abnahme  der  Siegel  verlangen,  mit  Ausnahme  der 
Personen,  welche  mit  dem  Verstorbenen  zusammengelebt  haben,  und 
seiner  Diener.5)  Die  Abschätzung  der  Verlassenschaftsgegenstände  er- 
folgt durch  Schätzleute  (1 — 3),  welche  die  interessirten  Parteien  im  ge- 
meinsamen Einverständnisse  erwählen;  in  Ermangelung  eines  solchen 
Einverständnisses  ernennt  die . Schätzleute  der  Friedensrichter. 6)  Die 
Abnahme  der  Siegel  geschieht  successive  laut  Inventar.7)  Entfällt  der 
Grund  zur  Versiegelung  vor  oder  während  der  Siegelabnahme,  so  ge- 
schieht letztere  ohne  Inventarisirung. 8) 

Die  Aufnahme  des  Inventars  können  diejenigen  Personen  for- 
dern, welche  zur  Forderung  der  Siegelabnahme  berechtigt  sind.9) 

Das  Inventar  muss  in  Gegenwart  des  überlebenden  Ehegatten, 
der  präsumtiven  Erben,  der  eventuellen  Testamentsexekutoren  und  aller 
Universalerben,  Legatare  und  Geschenknehmer  aufgenommen  werden.10) 

J)  §§  1156—1159  C.P.O. 

3)  § 1163  C.P.O. 

3)  § 1161  C.P.O. 

4)  §1165  C.P.O. 

5)  § 1166  C.P.O. 

6)  § 1167  C.P.O. 

7)  § 1168  C.P.O. 

8)  § 1170  C.P.O. 

®)  § 1171  C.P.O. 

l0)  § 1172  C.P.O. 
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Die  Yerlassenschaft  eines  Türken  wird  nach  den  nämlichen  Regeln 
vom  betreffenden  Mufti  oder  dessen  Stellvertreter  inventarisirt,  ver- 
siegelt und  entsiegelt.1) 

Will  einer  der  Erben  vor  Annahme  der  Erbschaft  durch  Inventar 
die  Beweglichkeiten  oder  Unbeweglichkeiten  des  Nachlasses  verkaufen, 
so  muss  er  hierzu  die  Bewilligung  von  dem  kompetenten  Gerichtshöfe 
erlangen.  Der  Gerichtshof  lässt  die  Nachlassgegenstände  in  Augenschein 
nehmen  und  von  einem  Schätzmanne  absckätzen  und  veranlasst  — 
nach  Anhörung  des  Antrags  des  Staatsanwalts  — den  Verkauf  des 
Nachlasses  nach  den  Regeln  der  Theilung  des  Nachlasses  und  den 
Vorschriften  der  Civilprozessordnung  über  die  Auktion.2) 

Der  Erlös  der  verkauften  Sachen  wird  nach  den  betreffenden  Vor- 
schriften der  Civilprozessordnung  über  die  Kaufschillingsvertheilung  bei 
beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen  unter  die  Pfand-  resp.  Hypo- 
thekengläubiger entsprechend  vertheilt.3) 

Ein  Erbschaftsgläubiger  oder  eine  andere  interessirte  Person,  welche 
gemäss  § 229  des  Erbschaftsgesetzes,4)  den  Erben  verpflichten  will, 
für  Sicherstellung  des  Nachlasses  Garantie  (Bürgschaft)  zu  leisten, 
muss  denselben  durch  einen  Notar  schriftlich  auffordern,  dies  zu  thun. 
Nach  Erhalt  dieser  Aufforderung  muss  der  Erbe  binnen  einer  Woche 
bei  dem  Gericht,  in  dessen  Sprengel  die  Erbschaft  eröffnet  ist,  nach  den 
Vorschriften  der  Civilprozessordnung  Sicherheit  leisten.5) 

Wenn  sich  die  Erben  über  die  Theilung  der  Erbschaft  nicht  ver- 
ständigen können,  oder  wenn  einzelne  Erben  abwesend  oder  minder- 
jährig sind,  so  wird  die  Theilung  durch  das  Gericht  ausgeführt. 
Das  diesbezügliche  Gesuch  kann  jeder  Interessent  einreichen.  — Für 
Minderjährige,  deren  Interessen  mit  anderen  Miterben  kollidiren,  werden 
besondere  Curatores  ad  actum  ernannt.6)  Zur  Vornahme  der  zur 
Theilung  nöthigen  Massnahmen  delegirt  der  Gerichtshof  einen  seiner 
Räthe  und  entscheidet  auf  Grund  seines  Berichts  die  etwaigen  Streitig- 
keiten unter  den  Erben.7)  Vor  Allem  wird  die  Theilung  in  natura 
versucht,  und,  falls  dies  nicht  möglich  ist,  zur  Lizitation  der  Im- 
mobilien — auch  ohne  vorhergehende  Schätzung  — geschritten,  je 
nachdem  das  Gericht  eine  solche  für  nothwendig  erachtet  oder  nicht. 


b § 1173  C.P.O. 

*)  §§  1174 — 1177  C.P.O. 

*)  §§  1178,  1179  C.P.O. 

4)  § 229  des  Erbschaftsgesetzes  lautet:  „Auf  Verlangen  der  Gläubiger  oder  inter- 
essirten  Personen  ist  der  Erbe  cum  ben.  inv.  verpflichtet,  Sicherheit  zu  leisten:  für 
den  Werth  der  Mobilien  laut  Inventur,  für  den  Ertrag  der  Immobilien  und  für  den 
Werth  des  hypothekfreien  Theils  der  Immobilien.  — Leistet  er  eine  solche  Sicher- 
heit nicht,  so  trifft  das  Gericht  die  nöthigen  Massnahmen  zur  Sicherstellung  der 
Erbschaft.“ 

5)  §§  1180,  1181  C.P.O. 

6)  §§  1184  1185,  C.P.O. 

b § 1186  C.P.O. 
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Die  Lizitation  selbst  geschieht  nach  den  allgemeinen  Vorschriften.  Be- 
züglich der  anderen  Abweichungen  und  Einzelheiten  siehe  Art.  970 
bis  982  des  Code  de  proc6dure  civile,  welchen  die  §§  1187 — 1199  der 
bulgarischen  Civilprozessordnung  entsprechen.  Ausserdem  ist  hinsicht- 
lich der  materiellen  Vorschriften  über  die  Folgen  der  Theilungund 
der  Sicherstellung  der  Theile,  sowie  auch  über  die  Annullirung 
der  Theilung  und  über  die  Theilung,  welche  die  Eltern  oder  andere  Aszen- 
denten zwischen  ihren  Deszendenten  durchführen,  auf  die  §§  1034  bis 
1049  des  italienischen  Civilkodex  zu  verweisen,  welchen  Vorschriften 
die  §§  292 — 305  des  bulgarischen  Erbschaftsgesetzes  entsprechen. 

C.  In  Bezug  auf  die  Regulierung  der  Verlassenschaften  von  Aus- 
ländern enthalten  die  bulgarischen  Gesetze  keine  Bestimmung.  Im 
Sinne  der  Kapitulationen  haben  jedoch  die  Konsulargerichte  der 
betreffenden  Staaten  das  Recht,  die  Verlassenschaften  ihrer  Unterthanen, 
soweit  diese  nur  aus  beweglichem  Vermögen  bestehen,  ausschliesslich 
a'bzuhandein;  sobald  jedoch  die  Verlassenschaft  auch  aus  Immo- 
bilien besteht,  so  muss  unbedingt  — wenigstens  bezüglich  des  un- 
beweglichen Vermögens  — die  Intervention  des  kompetenten  bulgari- 
schen Gerichts  angerufen  werden, 

Was  die  bewegliche  Verlassenschaft  der  Ausländer  anbelangt, 
insbesondere,  wenn  kein  einheimischer  (bulgarischer)  Erbschaftsgläubiger 
interessirt  ist,  so  haben  — nach  bisheriger  Gepflogenheit  — auch  die 
Konsulate  solcher  Staaten,  welche  nicht  die  Rechte  der  Kapitulationen  ge- 
messen, wie  z.  B.  Serbien,  oder  Rumänien,  das  Recht,  die  (bewegliche) 
Verlassenschaft  ohne  Einmischung  der  bulgarischen  Behörden  allein  zu 
regulieren  und  zu  verhandeln.  Dementsprechend  erfolgt  die  Aufnahme 
des  Erbschaftsinventars  und  die  eventuelle  Sperre  des  beweglichen  Nach- 
lasses der  Ausländer  durch  Delegirte  der  betreffenden  Konsulate.  Selbst 
bei  unbeweglichem  Nachlasse  hat  der  betreffende  Konsul  das  unbestrittene 
Recht,  bei  den  von  den  bulgarischen  Behörden  oder  Gerichten  vor- 
genommenen Handlungen  zu  assistiren,  ja  er  muss  sogar  — unter 
sonstiger  Nullität  der  ganzen  Amtshandlung  — hiervon  eigens  ver- 
ständigt werden,  d.  h.  es  muss  ihm  vorher  eine  entsprechende 
Verständigung  zukommen,  selbst  zur  Amtshandlung  zu  erscheinen  oder 
seinen  Delegirten  zu  senden.  Erscheint  jedoch  der  solchermassen  ver- 
ständigte Konsul  oder  sein  Dragoman  nicht,  so  hindert  dieser  Umstand 
die  Vornahme  der  Amtshandlung  nicht.  Das  Nämliche  gilt  auch  von 
Prozessen  zwischen  Unterthanen  der  die  Rechte  der  Kapitulationen 
geniessenden  Staaten  mit  bulgarischen  Unterthanen,  wie  auch  bei  Straf- 
prozessen gegen  solche  fremde  Unterthanen. 

Ausser  den  Kapitulationen  bestehen  keine  besonderen  Staats  vertrage 
über  Verlassenschaftsabhandlungen.  Reziprozität  besteht  mit  Serbien 
und  Rumänien,  aber  auch  nur  von  Fall  zu  Fall. 

Für  den  Erbschaftserwerb  der  Ausländer  bestehen  in 
Bulgarien  gar  keine  Beschränkungen,  auch  bezüglich  des 
Erwerbs  von  Immobilien  nicht.  Fremde  Unterthanen  können  in 
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Bulgarien  gerade  so  wie  Einheimische  unbewegliche  Güter  erwerben 
und  veräussern  und  unter  Erlegung  der  entsprechenden  Erbschaftssteuer 
auch  anstandslos  erben. 


§ 32. 

>11.  Erbschaftssteuer. 

Die  Erbschaftssteuer  regelt  das  Gesetz  vom  14. /26.  Dezember  1890 
„über  die  Gebühren  von  Sachen  (beweglichen  und  unbeweglichen), 
welche  ohne  Entgelt  von  einer  Person  auf  die  andere  über- 
geh en.‘k  .Nach  diesem  Gesetz  muss  jeder,  welcher  ein  Vermögen  erbt, 
geschenkt  bekommt  oder  auf  andere  Weise  ohne  Entgelt  erhält,  diesen 
Erwerb  bei  einer  sonstigen  Strafe  von  10°/0  der  Unterzogenen  Gebühr 
binnen  6 Monaten  dem  betreffenden  Gemeindevorstand  anzeigen  (§  15). 

Die  Gebühr  beträgt: 

a)  V2  %,  wenn  sich  Eheleute  gegenseitig  beerben,  oder  Deszendenten, 
Eltern,  Adoptivkinder  oder  ungesetzliche  Kinder  erben ; 

b)  3°/o,  wenn  Geschwister,  sowohl  volle  als  Halb-  und  Stief- 
geschwister, Geschwisterkinder  und  Aszendenten  in  gerader  Linie, 
mit  Ausnahme  der  Eltern,  erben; 

c)  8°/0,  wenn  andere  Verwandte  der  Seitenlinie  bis  zum  sechsten. 
Grade  einschliesslich  erben;  endlich 

d)  10°/o  in  allen  anderen  Fällen,  also  wenn  Coliateralen  vom  sieben- 
ten Grade  aufwärts  oder  fremde  Personen  erben  (§  3). 

Bei  Bemessung  der  Erbschaftsgebühr  werden  zwar  die  Forde- 
rungen wie  auch  die  streitigen  (litigiösen)  Vermögensgegenstände 
unberücksichtigt  gelassen,  jedoch  wird  in  solchen  Fällen  die  Erhebung 
der  Gebühr  bis  zur  Eintreibung  der  Forderungen  resp.  bis  zu  dem 
Zeitpunkte  aufgeschoben,  wo  dem  Erben  das  Eigen  thumsrecht  des 
streitigen  Vermögens  zuerkannt  wird  (§  7). 

Vom  Werthe  des  Vermögens  werden  in  Abzug  gebracht:  1)  Diener- 
und Arbeiterlöhne,  Miethzinsen,  Arzt-  und  Krankenkosten  für  den  Erb- 
lasser; 2)  Beerdigungskosten;  3)  Staats-  und  Gemeindesteuer;  4)  die 
auf  dem  unbeweglichen  Gut  haftenden  Hypothekar- Schulden;  5)  kauf- 
männische Buchschulden,  wenn  die  Bücher  nach  dem  Handelsgesetze 
geführt  sind,  und  6)  Wechsel-Billets  ä ordre  und  Obligationsschulden 
des  Erblassers  (§  8). 

Erben  zwei  Personen  ein  unbewegliches  Gut  mit  der  Massgabe, 
dass  die  eine  das  nackte  Eigenthum,  die  andere  aber  die  lebenslängliche 
Hutzniessung  erhält,  so  zahlt  erstere  1U°/o,  letztere  3/4°/o  Erbschafts- 
gebühr (§  4).  Hat  der  Erbe  das  60.  Jahr  überschritten,  so  zahlt  er  bloss 
die  Hälfte  der  nach  § 3 entfallenden  Gebühr  (§  5). 

Die  Erbschaftsgebühr  ist  auch,  wenn  Legatare  vorhanden  sind, 
von  den  Erben  einzuheben,  nur  haben  die  Erben  das  Recht,  den  für 
die  Legatare  bezahlten  Gebührentheil  bei  Auszahlung  der  Legate  in  Ab- 
zug zu  bringen  (§  9). 

Wird  nach  Entrichtung  der  Erbschaftsgebühr  das  betreffende  Ver- 
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mögen  einem  Anderen  ganz  oder  th eil  weise  zuerkannt,  so  wird  die 
Erbschaftsgebühr  auf  Grund  des  vindizirenden  Urtheils  zurückerstattet. 
Das  diesbezügliche  Ansuchen  verjährt  in  3 Jahren  vom  Datum  des  ge- 
richtlichen Urtheils  gerechnet  (§§  10 — 11). 

Von  der  Erbschaftsgebühr  sind  befreit:  1)  Sachen,  deren  Werth 
100  Francs  nicht  übersteigt;  2)  Sachen  und  Güter,  welche  dem  Staate* 
wohlthätigen,  wissenschaftlichen  oder  Lehranstalten  oder  Kirchen  und 
Klöstern  testirt  oder  legirt  wurden;  3)  Hausgeräthschaften,  welche  kein 
Einkommen  abgeben  und  nicht  Gegenstand  des  Handels  oder  einer 
Profession  sind,  wenn  diese  Mobilien  auf  gerade  Erben  absteigender 
Linie,  auf  den  überlebenden  Ehegatten  oder  auf  die  Eltern  übergehen 
(§  2);  4)  die  bei  Hochzeiten  und  ähnlichen  Anlässen  üblichen  Geschenke, 
— ausgenommen  unbewegliche  Güter  oder  Kapitalien,  deren  Höh& 
500  Francs  nicht  übersteigt  (§  12). 

Klagen  wegen  Uebertretung  dieses  Gesetzes  unterliegen  einer  zwei- 
jährigen Verjährung  (§  15). 

Die  bei  Vollziehung  dieses  Gesetzes  auftauchenden  Streitigkeiten 
werden  von  den  kompetenten  Gerichten  entschieden  (§  16). J) 

IV.  Theil. 

KonsulargericMsbarkeit. 

§ 33. 

Eine  Konsulargerichtsbarkeit  besitzt  Bulgarien  vorläufig  nicht,  was 
seinen  Grund  hauptsächlich  in  der  internationalen  Stellung  des  Fürsten- 
thums hat.  Die  drei  diplomatischen  Agentschaften  und  Generalkonsulate, 
welche  Bulgarien  gegenwärtig  in  Konstantinopel,  Belgrad  und  Bukarest, 
unterhält,  entbehren  der  internationalen  Anerkennung,  welche  ähnliche 
Missionen  anderer  — souveräner  — Staaten  haben.  Demnach  sind  die 
bulgarischen  Unterthanen  — selbst  bezüglich  geringerer  Civilstreitigkeiten 
unter  sich  — auf  die  ausländischen  ordentlichen  Gerichte  angewiesen. 

Was  die  ausländischen  Staaten  anbelangt,  so  üben  von  ihnen  die- 
jenigen, welche  die  Rechte  der  Kapitulationen  gemessen,  Konsular- 
gerichtsbarkeit in  Bulgarien  aus.  Es  sind  dies:  Russland,  Deutschland, 
Frankreich,  Oesterreich-Ungarn,  England  (Grossbritannien),. 
Italien,  Belgien  und  Griechenland.  Auch  Spanien,  Portugal,  Däne- 
mark und  die  nordamerikanischen  Staaten  haben  diese  Rechte,  jedoch 
bestehen  in  Bulgarien  keine  Konsulate  dieser  Staaten,  höchstens  sind 
in  einigen  Städten  sogenannte  Honorar -Konsulate  eines  dieser  Staaten, 
so  z.  B.  Spaniens,  welche  aber  — ausser  dem  Erscheinen  bei  feierlichen 
Anlässen  — keinerlei  weitere  Funktionen  ausüben. 

Konsulargerichte  der  oben  erwähnten  Grossstaaten,  sowie  auch 
Griechenlands  bestehen  in  Sofia,  Philippopel,  Rustchuk,  Varna  und  von 
einigen  Staaten  auch  in  Bur  gas. 

')  Ein  Kommentar  zum  bulgarischen  Erbschaftsgesetz  wird  herausgegeben  von 
dem  früheren  Justizminister  Dimitr  Tontschew. 
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Die  Kompetenz  dieser  Konsulargerichte  erstreckt  sich  auf  Streitig* 
keiten  der  Unterthanen  der  betreffenden  Staaten  unter  sich  und  mit  Unter- 
thanen  eines  anderen  fremdländischen  (nicht-bulgarischen)  Staates.  Mass- 
gebend für  die  Kompetenz  ist  die  Unterthanschaft  des  Beklagten.  Klagt 
z.  B.  ein  französischer  Unterthan  gegen  einen  deutschen,  so  muss  er 
die  Klage  bei  dem  deutschen  Konsulat  einreichen.  Wie  jedoch  bereits 
an  anderer  Stelle  (cfr.  Erbschaftsregulierung,  Abschnitt  VI  S.  312)  er- 
wähnt wurde,  können  die  Konsul argerichte  nur  in  solchen  Civilstreit- 
sachen  Vorgehen,  deren  Gegenstand  bewegliche  Sachen  sind.  Ebenso 
können  sie  Vorgehen  bei  solchen  Uebertretungen  und  Vergehen  ihrer 
Unterthanen,  welche  nach  bulgarischen  Gesetzen  nicht  von  Amtswegen, 
jedoch  nach  den  Gesetzen  des  betreffenden  Staates  entweder  von  Amts- 
wegen oder  auf  Antrag  zu  verfolgen  sind.  In  jedem  Falle  hat  das  Kon- 
sulargericht seine  Urtheile  gegenüber  seinen  Unterthanen  selbst,  und 
ohne  Inanspruchnahme  der  bulgarischen  Gerichte  zu  vollziehen.  Es 
hat  jedoch  das  Recht,  die  Hülfe  und  Assistenz  der  bulgarischen  admi- 
nistrativen und  Polizeibehörden  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Was  das  Recht  anbelangt,  nach  welchem  diese  Konsulargerichte 
urth eilen,  so  ist  zu  bemerken,  dass  jedes  Konsulargericht  nach  dem 
Rechte  seines  Staates  vorgeht  und  urtheilt.  — Das  Funktions- 
gebiet und  den  Wirkungskreis  eines  jeden  Konsulargerichts  bestimmen 
die  Gesetze  des  betreffenden  Staates. 

Bei  der  Erbschaftsregulierung  (Abschnitt  VI  S.  312)  wurde  erwähnt, 
dass  in  Bulgarien  — durch  Usus  — auch  Konsulate  solcher  Staaten 
Gerichtsbarkeit  in  Civilsachen  über  Mobilien  ausüben,  welche  keiner 
Kapitulationen  theilhaftig  sind,  wie  z.  B.  Rumänien  und  Serbien.  Jedoch 
haben  diese  Staaten  kein  Recht,  die  nämlichen  Begünstigungen  zu  ver- 
langen, welche  die  Rechte  aus  Kapitulationen  geniessenden  Staaten  besitzen. 

Schliesslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  in  allen  Civil-  und  Kriminal- 
prozessen,  bei  denen  Unterthanen  eines  der  die  Rechte  der  Kapitula- 
tionen geniessenden  Staaten  betheiligt  sind,  zu  jeder  Verhandlung  der 
betreffende  Konsul  obligatorisch  einzuladen  ist,  welcher  dann  zur 
Verhandlung  zu  erscheinen  oder  seinen  Dragoman  zu  schicken  befugt 
ist.  Von  diesem  Rechte  machen  jedoch  in  neuester  Zeit  die  wenigsten 
Konsulate  Gebrauch.  — Das  Nichterscheinen  des  regelrecht  verstän- 
digten Konsuls  resp.  dessen  Dragomans  zur  Verhandlung  hindert  die 
Vornahme  der  letzteren  nicht. *)  In  der  Praxis  beschränkt  sich  übrigens 
die  Thätigkeit  des  Dragomans  vor  den  bulgarischen  Gerichten  auf 
blosse  Anwesenheit,  ohne  dass  er  irgend  welche  Erklärungen  ab- 
zugeben oder  Anträge  zu  stellen  pflegt.  Wenn  er  erscheint,  so  wird  ihm 
der  Ehrenplatz  neben  dem  Prokuror  eingeräumt. 

*)  Die  Verständigung  des  betreffenden  Konsuls  ist  nur  bei  den  me ri torischen 
Gerichten  bei  sonstiger  Nichtigkeit  des  Verfahrens  obligatorisch,  während  zu  den  Ver- 
handlungen vor  dem  obersten  Kassationshof  der  Konsul  nicht  einzuladen  ist.  Er  kann 
jedoch  erscheinen. 
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I.  Allgemeines. 

§ 1. 

Einleitung. 

Der  Rechtszustand  in  Montenegro  beruhte  früher  ausschliesslich, 
und  beruht  auch  jetzt  noch  auf  vielen,  namentlich  den  prozessualen 
Rechtsgebieten,  im  wesentlichen  auf  Gewohnheitsrecht.  Die  ersten  ge- 
schriebenen Gesetze  erhielt  Montenegro  in  den  letzten  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts.1)  Es  sind  wenige  Artikel,  fast  ausschliesslich2)  straf- 
rechtlichen Inhalts.3)  Einige  Jahre  später  folgten  diesen  Gesetzen  er- 
gänzende Satzungen,  darunter  das  Gerichtsverfahren  betreffende;4 5)  darauf 
ruhte  die  Gesetzgebung  bis  zur  Mitte  dieses  Jahrhunderts,  wo  das  Gesetz- 
buch Daniels  I.6)  an  Stelle  der  erwähnten  Gesetze  trat.  Neuerdings 
hat  Montenegro  ein  bürgerliches  Gesetzbuch6)  erhalten,  welches, 
mit  Ausschluss  des  Familien-  und  Erbrechts,  das  gesammte  bürgerliche 
Recht  regelt. 

Zur  Orientirung  geben  wir  nachstehend  zunächst  eine  Uebersicht 
der  Quellen  des  geltenden  Rechts  und  ein  Yerzeichniss  der  die  Rechts- 
pflege in  Montenegro  betreffenden  Literatur,  sodann  eine  kurze  Dar- 
legung der  Stellung  der  Ausländer  in  Montenegro  und  der  Anwendbar- 
keit fremden  Rechts  daselbst. 


*)  Durch  Gesetz  des  Yladika  (geistlichen  Herrschers)  Peter  I.  vom  6,  (17.)  August 
1796  in  16  Artikeln,  abgedruckt  in  F.  Lenormand,  Turcs  et  Montenegros.  Paris, 
Didier  & Co.  1866.  S.  359  ff.,  cf.  Frilley  et  Wlahovitj,  Le  Montenegro.  Paris  1876. 
S.  408.  Vergl.  auch  Allgemeines  Gesetzbuch  über  Vermögen  für  das  Fürstenthum 
Montenegro.  In  die  deutsche  Sprache  übertragen  und  mit  einer  Einleitung  versehen 
von  Abalbert  Shek,  Obergerichtsrath  bei  dem  Obergerichte  für  Bosnien  und  die 
Herzegowina  in  Sarajevo.  Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag  1893.  S.  XIII  fl. 

,2)  Ein  Artikel  (15)  betrifft  die  Ausübung  des  Vorkaufsrechts  und  das  Verfahren 
beim  Verkauf  unbeweglicher  Güter. 

®)  Vergl.  den  Text  bei  Lenormand  a.  a.  0.  und  Popovic:  Recht  und  Gericht  in 
Montenegro  S.  23  ff.,  vgl.  auch  Frilley  et  Wlahovitj  S.  402. 

4)  Gesetz  Peter  I.  vom  17.  (29.)  August  1803  in  17  Artikeln.  Dieselben  be- 
treffen Diebstahl,  Zweikampf,  Märkte,  Steuern,  Gerichtsverfahren,  richterlichen  Eid, 
Bestechung  und  Parteilichkeit  der  Richter.  Vergl.  Popovic  S.  24.  Beide  Gesetze 
Peter  I.  zusammen  werden  Gesetzbuch  Peter  I.  (Zakonik)  genannt,  abgedruckt  in  Le- 
normand a.  a.  0.  S.  363 ff.,  vergl.  Shek  S.  XV f.  Shek  a.  a.  0.  giebt  den  Inhalt  der 
Gesetze  Peter  I.  und  Danilo  I.  über  Privatrecht  und  Verfahren  vollständig  wieder. 

5)  Vergl.  über  dasselbe  S.  320. 

6)  Vergl.  S.  320,  323. 
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A.  Rechtsquellon, 

§ 2. 

1.  Gesetzbücher. 

a)  „Gesetzbuch  Daniels  I.,  Fürsten  und  Gebieters  von  Montenegro 
und  der  Brda“,  gegeben  zu  Cettinje  den  25.  April  1855.  ^ 

b)  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  Fürstenthum 
Montenegro,  gegeben  zu  Cettini«  am  25  März  1888,  mit  Gesetzeskraft 
vom  1.  Juli  1888.* 1  2 * 4) 


*)  In  deutscher  Uebersetzung  erschienen  im  Verlage  von  Friedrich  Manz  in  Wien 
1859.  Eine  französische  Uebersetzung  enthält  das  Werk  von  Delarue  (Sekretär 
Daniel  I.),  Le  Montenegro.  Paris  1862.  S.  187 — 165,  sowie  Lenormand  S.  370  ff. 
Das  Gesetzbuch  hat  95  Paragraphen,  a)  §§  1 — 5,  59 — 62,  66,  91,  92  sind  staatsrecht- 
lichen Inhalts  (Grundrechte  der  Montenegriner,  Rechte  des  Fürsten,  der  Priester,  der 
Fremden;  Steuerpflicht);  b)  §§  6 — 15,  64,  65,  73,  74  betreffen  das  Gerichtsverfahren; 
c)  §§  10 — 44,  58 — 63,  77 — 84,  86 — 89,  93 — 95  das  Strafrecht;  die  übrigen  d)  das 
Civilrecht.  Es  behandeln  aa)  Vermögensrecht:  §§  45,  46  (Vorkaufsrecht),  § 90 
(Darlehn);  bb)  Familienrecht:  §§47  (Hausgenossenschaft),  51  (Mitgift),  68 — 50  (Ehe- 
schliessung), 67,  75,  76  (Trennung  der  Ehe),  72  (Ehebruch),  71  (aussereheliche  Schwän- 
gerung); cc)  Erbrecht:  §§  48,  49  (Testirfreiheit) , 50,  52 — 57  (Intestatrecht).  Vergl. 
auch  Gopcevic,  Montenegro  und  die  Montenegriner.  Leipzig  1877.  S.  67 — 74.  Frilley 
und  Wlahovitj  S.  403  und  Shek  S.  XVII. 

2)  Vergl.  Art.  1 des  Publikationsdekrets  vom  25.  März  1888  in  der  französischen 
Ausgabe  (S.  321  Note)  p.  LX1II  und  Shek  S.  1 ff.  Das  Gesetzbuch  enthält  ausser  dem 
Publikationsdekret  6 Theile. 

1.  Th  eil  (Art.  1 — 25):  Einleitende  und  allgemeine  Bestimmungen.  1.  Abschn. 
Von  den  Gesetzen.  2.  Abschn.  Von  den  Rechtssubjekten.  3.  Abschn.  Vom  Vermögen 

und  seinem  Schutze.  4.  Abschn.  Vom  Besitze.  — 2.  Theil  (Art.  26 — 221):  Vom  Eigen- 
thum und  anderen  Arten  der  dinglichen  Rechte.  1.  Abschn.  Vom  Erwerb  des  Eigen- 
thums unbeweglicher  Güter.  2.  Abschn.  Vom  Erwerb  des  Eigenthums  beweglicher 
Sachen.  3.  Abschn.  Vom  Umfang  und  Schutz  des  Eigenthums.  4.  Abschn.  Vom  Mit- 
eigenthum. 5.  Abschn.  Vom  Nachbarrecht.  6.  Abschn.  Von  den  Grundgerechtigkeiten 

(Nachbardienstbarkeiten).  7.  Abschn.  Vom  Niessbrauch.  8.  Abschn.  Vom  Pfände* 
9.  Abschn.  Vom  Pfandrecht  mit  Nutzungsrecht  (Antichrese).  10.  Abschn.  Von  der 
Hypothek.  — 3.  Theil  (Art.  222 — 493):  Vom  Kauf  und  anderen  wichtigeren  Arten  von 
Verträgen.  1.  Abschn.  Vom  Kauf.  2.  Abschn,  Vom  Tausch.  3.  Abschn.  Von  Darlehen. 

4.  Abschn.  Von  der  Gebrauchsleihe.  5.  Abschn.  Von  der  Sachenmietlie.  6.  Absch.  Von 
der  Pacht  insbesondere.  7.  Abschn.  Von  der  Vieh  Verstellung  und  dem  zur  Beackerung 
gegebenen  Vieh.  8.  Abschn.  Von  der  Arbeitsverdingung.  9.  Abschn.  Von  der  ent- 
geltlichen und  unentgeltlichen  Aushülfe.  10.  Abschn.  Von  der  Werkverdingung. 
11.  Abschn.  Von  der  Verfrachtung.  12.  Abschn.  Von  der  Hinterlegung.  13.  Abschn*. 
Von  der  Vollmacht.  14.  Abschn.  Von  der  einfachen  Gesellschaft.  15.  Abschn.  Von 
der  Supona  (Shek  S.  LVI).  16.  Abschn.  Von  der  Sprega  (Shek  S.  LVI).  17.  Abschn.. 
Von  der  Bürgschaft.  18.  Abschn.  Vom  Vergleiche.  19.  Abschn.  Von  Spiel  und  Wette. 
20.  Abschn.  Von  der  Schenkung.  — 4.  Theil  (Art.  494 — 635):  Von  den  Verträgen  im 
Allgemeinen  und  von  anderen  Handlungen  und  Verhältnissen,  aus  denen  Verbindlich- 
keiten entstehen.  1.  Abschn.  Von  der  Entstehung  der  Verträge.  2.  Abschn.  Von  der 
Erfüllung  der  Verträge.  3.  Abschn.  Von  den  Folgen  der  Nichterfüllung  oder  der 
mangelhaften  Erfüllung  der  Verträge.  4.  Abschn.  Von  besonderen  Bestimmungen, 
welche  bei  Abschluss  von  Verträgen  Vorkommen  (Draufgabe,  Reugeld,  Vertragsstrafe, 
Gesammtschuldverhältnisse,  Bedingungen).  5.  Abschn.  Von  Schuld  Verhältnissen,  welche 
aus  unerlaubten  Handlungen  hervorgehen.  6.  Abschn.  Von  Schuldverhältnissen,  welche 
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Das  Gesetzbuch  lehnt  sich  an  keines  der  bestehenden  Gesetzbücher 
an,  es  ist  eine  originale,  den  Verhältnissen  des  Landes  angepasste 
Schöpfung. l) 

Die  Ausdrucksweise  des  Gesetzbuchs  ist  plastisch  und  zugleich 
knapp  und  bestimmt.  Das  Werk  hat,  namentlich  in  den  Kreisen  sla- 
vischer  Juristen,  begeisterte  Anerkennung  gefunden,  und  dürfte  für 
weitere  Kodifikationsbestrebungen  der  slawischen  Völker  eine  werthvolle 
Grundlage,  Antrieb  und  Muster  bilden. 

§ 3. 

2.  Staatsverträge. 

a)  Freundschafts-,  Handels-  und  Schifffahrtsvertrag  mit 
Grossbritannien  vom  21.  Januar  1882. 

Art,  I.  des  Vertrages  bestimmt:  Britische  Unterthanen  werden  in 
Montenegro  und  montenegrinische  Unterthanen  in  Grossbritannien  und 
Irland  dieselbe  Behandlung  gemessen,  wie  die  eigenen  Staatsangehörigen 
oder  die  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nationen  bei  Erwerbung, 


aus  verschiedenen  Ursachen  und  Verhältnissen  entstehen.  7.  Abschn.  Vom  Ueberg&ng 
der  Forderungen.  8.  Abschn.  Von  der  Aufhebung  der  Schuldverhältnisse.  — 5.  Thei.1 
(Art.  636 — 766):  Von  Menschen  und  anderen  Rechtssubjekten.  1.  Abschn.  Von  voll- 
jährigen Personen.  2.  Abschn.  Von  Minderjährigen  und  ihrer  Bevormundung.  3.  Abschn. 
Von  Geisteskranken,  Verschwendern,  sowie  deren  Bevormundung.  4.  Abschn.  Von 
der  Vormundschaft  über  Abwesende,  Verhaftete,  Wittwen,  unangetretene  Erbschaften 
und  von  der  Pflegschaft.  5.  Abschn.  Von  der  Dauer  der  Rechtsfähigkeit  und  von  der 
Todeserklärung.  6.  Abschn.  Von  der  Hausgemeinschaft.  7.  Abschn.  Von  Pieme  und 
Brastvo,  von  Stadt-  und  Dorfgemeinden.  8.  Abschn.  Von  Kirchen,  Klöstern  und  ande- 
ren kirchlichen  Einrichtungen.  9.  Abschn.  Vom  Staate.  10.  Abschn.  Von  den  Körper- 
schaften. 11.  Abschn.  Von  Stiftungen.  — 6.  Th  eil  (Art.  767 — 1031):  Erläuterungen, 
Ergänzungen  und  Begriffsbestimmungen,  Dieser  Theil  enthält  Erläuterungen  zu  den 
vorausgehenden  5 Theilen,  darunter  Bestimmungen  über  die  Anwendbarkeit  fremden 
Rechts  und  die  Vollstreckbarkeit  auswärtiger  Urtheile  (Art.  786-— 800),  und  über  die 
Arten  und  Wirkungen  der  Beweise  in  Civilstreitigkeiten  (Art.  971 — 977). 

Eine  französische  Uebersetzung  des  Gesetzbuchs  ist  im  Aufträge  der  französischen 
Justiz-  und  Kultusminister  1892  erschienen  (Code  General  des  biens  pour  la  principaute  de 
Montenegro  de  1888.  Traduit  par  R.  Dareste  et  A.  Riviere.  Paris,  Imprimerie  nationale, 
1892).  Eine  deutsche  Uebersetzung  des  Gesetzbuches  hat  Shek  geliefert  (vergl.  oben 
S.  1 Note  1).  Eine  Analyse  der  Bestimmungen  des  Gesetzbuchs  giebt  Dickel,  Ueber 
das  neue  bürgerliche  Gesetzbuch  für  Montenegro  S.  55  ff.  Eine  spanische  Uebersetzung 
von  Gustavo  la  Iglesia  ist  in  der  Colecion  de  la  Instituciones  politicas  y juridicas 
de  los  pueblos  modernes  Bd.  X S.  77 — 263,  1893  in  Madrid  bei  Jose  Gongora  y Alvarez 
erschienen. 

Das  Gesetzbuch  ist  verfasst  von  dem  Staatsrath  und  Professor  Dr,  Bogisic 
(jetzigem  Justizminister  in  Montenegro);  es  wird  deshalb  kurz  als  „Codex  Rogisic“ 
bezeichnet.  Daten  über  Person  und  Lebensgang  desselben  giebt  Dickel  a.  a.  0.  S.  9 ff.; 
cf.  auch  Frillev  u.  Wlahovitj  S.  404;  Chiudina,  Storia  del  Mogtenero  Spalato  1882 
S.  172;  Shek  S.XXVIf. 

*)  Interessante  Mittheüungen  über  die  Methode  und  die  Prinzipien  der  Kodifika- 
tion enthält  die  Schrift  von  Bogisic,  A propos  du  code  civil  du  Montenegro.  Quelques 
mots  sur  les  principes  et  la  methode,  adoptes  pour  la  codification.  Lettre  ä un  ami  par 
V.  Bogisic.  Paris  1886;  und  Shek  S.  XXX  ff 

Leske  u.  Lobwenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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Besitz  und  Yeräusserung  von  Immobilien,  Abgaben  von  solchen  und  mit 
Bezug  auf  den  Zutritt  zu  den  Gerichten  und  die  Verfolgung 
und  Vertheidigung  ihrer  Rechte.1) 

b)  Handels-  und  Schifffahrts vertrag  mit  Italien  vom  28. 
(16.)  März  1883. 

Art.  I des  Vertrages  bestimmt:  Die  Angehörigen  einer  jeden  der 
vertragschliessenden  Mächte  werden  im  Gebiet  der  anderen  alle  bürger- 
lichen Rechte  gemessen,  die  den  eigenen  Staatsangehörigen  zu- 
stehon.2)3) 

§ 

3-  Gewohnheitsrecht. 

Das  Gewohnheitsrecht  findet,  da  nur  ein  geringer  Theil  des  Rechts 
schriftlich  fixirt  ist,  ausgedehnte  Anwendung,  sowohl  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren, wie  auf  dem  Gebiet  des  materiellen  Rechts,  auf  letzterem  insbe- 
sondere im  Familien-  und  Erbrecht.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  enthält 
über  das  Gewohnheitsrecht  folgende  Bestimmungen:  Art.  2:  „Bei  Rechts- 
verhältnissen, für  welche  in  diesem  Gesetzbuche  und  seinen  Ergänzungen 
keine  Rechtsbestimmungen  Vorkommen,  ist  nach  den  Rechtsregeln  zu  ver- 
fahren, welche  in  den  guten  Gewohnheiten  leben“  (Art.  779,  778). 
Die  beiden  hier  in  Bezug  genommenen  Artikel  (des  sechsten  Theils)  ent- 
halten folgende  Erläuterungen  und  Ergänzungen  zu  dieser  Vorschrift: 
Art.  779:  Gewohnheitsrechte  im  gesetzlichen  Sinne  sind  diejenigen 
Regeln,  welche  im  Volks-  und  Gerichtsleben  als  Recht  anerkannt  und 
beobachtet  werden,  obwohl  sie  nicht  unter  die  Bestimmungen  der  ge- 
schriebenen Rechte  aufgenommen  sind.  Art.  780:  Muss  das  Gewohn- 
heitsrecht Anwendung  finden,  und  handelt  es  sich  dabei  um  ein  Rechts- 
verhältniss,  für  welches  besondere  Gebräuche  im  Kreise  der  Personen, 
die  derartige  Geschäfte  gewerblich  betreiben  (Kaufleute,  Handwerker 
etc.)  Vorkommen,  dann  muss  man  sich  vorzüglich  an  die  Gebräuche 
dieses  Kreises  halten,  es  sei  denn,  dass  dieselben  mit  dem  Gesetze  oder 
den  guten  Sitten  in  Widerspruch  stehen. 

Das  Gewohnheitsrecht  geht  der  Analogie  voran.4) 


9 Art.  VIII  d.  V.  gewährt  den  beiderseitigen  Staatsangehörigen  allgemein  die 
Rechte  der  meistbegünstigten  Nationen.  Vgl.  den  Vertrag  in  französischer  Ueber- 
etzung  in  Martens’  Recueil  Ser.  II  Bd.  8 (1885)  S.  710 ff. 

2)  Vergl.  den  Wortlaut  des  Vertrages  in  Martens’  Recueil  Ser.  II  Bd.  10  (1883) 
S.  629  ff. 

3)  Die  Handelsverträge  mit  Frankreich  vom  18.  (30.)  Juni  1892  und  mit  Serbien 
vom  1.  (13.)  Mai  1891  (vergl.  Deutsches  Handelsarchiv  1892  S.  419,  1893  S.  161,  und 
Martens’  Recueil  Ser.  II  Bd.  44  S.  67  [1892])  sichern  den  Angehörigen  der  vertrag- 
schliessenden Staaten  gleiche  Behandlung  mit  den  eigenen  Staatsangehörigen  zu,  aber 
nur  mit  Bezug  auf  den  Betrieb  von  Handel  und  Gewerbe,  und  Besteuerung. 

4)  §§  3,  781,  782  b.  G.  Vgl.  Shek  a.  a.  0.  S.  XXXVI  f. 
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§ 5. 

B.  Literatur.1) 

1.  Werke  allgemeinen  Inhalts: 

a)  Recht  und  Gericht  in  Montenegro  von  Georg  Popovic, 
Agram,  Verlag  von  Leopold  Hartmann,  1877,  90  Seiten. 

Diese  kleine  Schrift  giebt  eine  ziemlich  eingehende  Darstellung  der 
politischen  und  der  Rechtsgeschichte  des  Landes  und  eine  Uebersicht 
des  Privatrechts,  des  Strafrechts  und  des  Gerichtsverfahrens  in  Civil- 
wie  in  Strafsachen.2) 

b)  Le  Montenegro  contemporain  par  G.  Frilley  et  Jovan  Wia- 
howitj,  Paris,  C.  Pion  et  Cie.  1876,  504  S.3) 

c)  Storia  del  Montenegro  di  Giacomo  Chiudina,  Spalato,  A. 
Zannoni  1882. 4) 

d)  Turcs  et  Mont6n6grins  par  F.  Lenormant,  Paris,  Librairie 
ucad6mique  Didier  & Cie.  1866  LXXXVH  u.  423  S.5) 

e)  Shek  in  der  Einleitung  zu  seiner  Uebersetzung  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  für  Montenegro  (oben  S.  319  Note  1). 

Aufschluss  über  einzelne  hierher  gehörige  Fragen  geben: 

f)  Paic  und  Scherb,  Cernagora,  Agram  1851. 

g)  Delarue,  Le  Mont6n6gro,  Paris  1862. 

h)  Den  ton,  Montenegro,  London  1877. 

i)  Gopöevic,  Montenegro  und  die  Montenegriner,  Leipzig  1877. 

k)  Schwarz,  Montenegro,  Leipzig  1883. 

2.  Ueber  das  bürgerliche  Gesetzbuch  ist  eine  grosse  Anzahl 
von  Schriften  erschienen,  meist  in  Zeitschriften  verstreut;  ein  Verzeich- 
niss derselben  findet  sich  in  der  Einleitung  zur  französischen  Ausgabe 
des  Gesetzbuchs  S.  LVII — LX  und  bei  Shek  S.  LXXHf.  Hervorzu- 
heben ist:  Karl  Dickel:  „Ueber  das  neue  bürgerliche  Gesetzbuch  für 
Montenegro  und  die  Bedeutung  seiner  Grundsätze  für  die  Kodifikation 
im  Allgemeinen  mit  Bemerkungen  über  den  neuen  Entwurf  eines  deut- 
schen bürgerlichen  Gesetzbuches.  Marburg,  Ehrhardt  1889,  112  S, 
(auch  französisch  von  Brissaud),  sowie  das  Buch  von  Shek. 

3.  Das  Gewohnheitsrecht  betreffen: 

a)  Dr.  Friedrich  S.  Krauss,  Sitte  und  Brauch  der  Südslaven. 
Nach  heimischen  gedruckten  und  ungedruckten  Quellen,  Wien  1885, 
Holder.  XXVI  und  681  S.  Behandelt  eingehend  Hausgemeinschaft, 


!)  Ein  Verzeichniss  der  über  Montenegro  erschienenen  Schriften  hat  Marko 
Dragovic  unter  dem  Titel  „Pokusaj  a bibliografijü  o Crnoj  Gori“  in  serbischer  Sprache 
1892  in  Cottinje  veröffentlicht. 

a)  Das  Werk  ist  indess  mit  Vorsicht  zu  gebrauchen,  da  darin  mehrfach  bereits 
obsolete  gesetzliche  Bestimmungen  noch  als  geltendes  Recht  dargestellt  werden^ 
Vgl.  auch  Dickel  a.  a.  0. 

3)  Die  Rechtspflege  betrifft  das  14.  Kapitel  des  Buches  “De  la  justice  et  des 
juges  etc.“  S.  888 — 404. 

4)  Der  10.  Abschnitt  (Giudicatura  etc.  S.  167 — 175)  behandelt  die  Rechtspflege. 

5)  Einleitung  Abschnitt  V S.  LIV  ff.  handelt  von  der  Rechtspflege. 
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Ehescheidung,  Wittwenrecht,  Verwandtschaft,  Adoption  und  Arroga- 
tion  u.  A.1) 

b)  V.  Bogisic:  Das  Gewohnheitsrecht  der  Südslaven.  Agram  1874 
LXXIV  und  714  S.  (in  serbisch-kroatischer  Sprache). 

c)  Fedor  Demeliö,  Le  droit  coutumier  des  slaves  m6ridionaux 
(PapiAs  les  recherches  de  M.  V.  Bogigic.  Paris,  Ernest  Thorin  1876. 
Dieses  Werk  enthält  einen  Auszug  aus  dem  zu  b)  angeführten  Werke 
von  Bogisic. 

d)  V.  Bogisic,  Sur  la  forme  dite  inokosna  de  la  famille  rurale 
chez  les  Serbes  et  les  Croates.  Paris  1884. 

e)  Medakoviö,  Zakonik  (Gesetzbuch  Peter  I und  Beschreibung 
des  Gerichtsverfahrens).  Seinlin  1850. 

f)  Medakovid,  2ivot  i obiöaji  Crnogoraca  (Leben  und  Sitten  der 
Montenegriner).  Neusatz  1860. 


§ 6. 

C.  Rechtsstellung  der  Ausländer. 

1.  Im  Allgemeinen.  Es  gilt  der  Grundsatz:  Das  Gesetz  ist  für 
alle  gleich. 2)  Ausländer  gemessen  die  gleichen  Rechte,  wie  die  eigenen 
Staatsangehörigen.3)  Eine  Ausnahme  gilt  für  den  Erwerb  von  Grund - 
eigenthum  in  Montenegro.4)  Ausländer  können  Grundeigenthum  nur 
durch  Schenkung  seitens  des  Staatsoberhaupts,  d.  h.  des  Fürsten  er- 
werben.5) Doch  kann  dieser  Grundsatz  nach  den  geltenden  Staats- 


*)  Das  Werk  wird  sehr  ungünstig  beurtheilt.  Vgl.  dazu  die  Kritik  von  Dr.  Jagic 
im  Archiv  für  slavische  Philologie  Bd.  VIII  1885  S.  613 — 632,  und  von  Dr.  Babnik  in. 
der  Laibacher  Zeitschrift  1886  No.  1 — 4. 

2)  Art.  987  b.  G. 

3)  Gesetzbuch  Daniels  § 91.  Jeder  Flüchtling,  sobald  er  unser  freies  Land  be- 
tritt, geniesst  volle  Sicherheit  nach  Gelöbniss  des  heiligen  Peter,  gewesenen  Gebieters 
von  Montenegro,  und  Niemand  darf  ihm  eine  Unbill  zufügen,  so  lange  er  sich  nach 
unserem  Landesgesetzbuche  verhält  und  seine  Handlungen  darnach  einrichtet,  und  er 
geniesst  die  Gerechtsamen  derselben  ebenso,  wie  jeder  unserer  Brüder,  Montenegriner 
und  Brdaner;  lässt  er  sich  aber  etwas  zu  Schulden  kommen,  so  wird  auch  dem  Flücht- 
linge nach  diesem  Gesetzbuche  Recht  gesprochen  werden.  § 92.  Obwohl  in  diesem 
Lande  ausser  der  serbischen  Nationalität  keine  andere  Nationalität  und  ausser  der 
rechtgläubigen  morgenländischen  Kirche  keine  andere  Kirche  besteht,  so  kann  dennoch 
jeder,  der  einer  anderen  Nationalität  und  einer  anderen  Kirche  angehört,  unbehindert 
in  demselben  leben  und  die  Freiheit  und  unsere  vaterländischen  Gerechtsamen  gleich 
einem  jeden  Montenegriner  und  Brdaner  gemessen. 

4)  Art.  63  b.  G.:  „Das  alte  Grundgesetz  von  Montenegro,  nach  dem  nur  ein  Monte- 
negriner Eigenthümer  unbeweglicher  Güter  in  Montenegro  sein  kann,  behält  für  di& 
Zukunft  seine  volle  und  ganze  Wirkung.  Alles,  was  unter  Verletzung  dieses  Gesetzes 
abgeschlossen  wird,  ist  mit  Ausnahme  des  in  Art.  64  vorgesehenen  Falles  nichtig  und 
wirkungslos.“ 

5)  Art.  64  b.  G.:  „Nur  derjenige  Fremde,  dem  das  Staatsoberhaupt  ein  unbeweg- 
liches Gut  in  Montenegro  zum  Geschenk  macht,  kann  Eigenthümer  desselben  sein,  aber 
nur  unter  den  Bedingungen,  die  in  jedem  einzelnen  Falle  durch  den  Schenkungsakt 
festgesetzt  werden. 
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vertragen  auf  italienische  und  britische  Unterthanen  keine  An- 
wendung finden.1) 

2.  Im  Einzelnen  gelten  folgende  Vorschriften: 

Die  Rechtsfähigkeit  einer  Person  richtet  sich  nach  dem  Recht  des 
Orts,  dem  das  streitige  Rechtsverhältniss  angehört. 2) 

Ob  eine  Gesellschaft,  eine  Stiftung,  eine  juristische  Person  zu  Recht 
besteht,  ist  zu  beurtheilen  nach  dem  Gesetz  des  Ortes,  wo  sie  er- 
richtet ist.3) 

Die  Verfügungsfähigkeit  einer  Person  bestimmt  sich  nach  dem 
Recht  ihres  Landes,4)  doch  findet  das  montenegrinische  Recht  Anwendung, 
wenn  es  der  Aufrechterhaltung  eines  Rechtsgeschäfts,  welches  in 
Montenegro  abgeschlossen  ist,  dort  erfüllt  werden  soll  und  in  Monte- 
negro den  Gegenstand  eines  Rechtsstreits  bildet,  günstiger  ist.5) 

Ist  ein  in  Montenegro  wohnender  Ausländer  wegen  jugendlichen 
Alters  oder  aus  anderen  Gründen  ausser  Stande,  seinen  Geschäften  vor- 
zustehen, so  kann  die  montenegrinische  Behörde  ihm  einen  Vormund 
bestellen,  wenn  die  heimische  Behörde  ihm  keinen  solchen  ernannt  hat. 
Auf  die  so  bestellte  Vormundschaft  findet  im  Allgemeinen  das  am  Ort 
der  den  Vormund  ernennenden  Behörde  geltende  Recht  Anwendung; 
bei  Vormundschaften  über  Minderjährige  aber  das  Recht  des  Landes, 
dem  der  Minderjährige  angehört.6) 

§ 7- 

D.  Anwendbarkeit  fremden  Rechts. 

Im  Bereiche  des  Vermögensrechts  findet  im  allgemeinen  auf  monte- 
negrinischem Gebiete  das  montenegrinische  Recht  Anwendung,  und  zwar 
sowohl  auf  Montenegriner,  wie  auf  Ausländer,  welche  in  Montenegro 
wohnen  oder  Prozesse  führen.7) 

Hiervon  bestehen  folgende  Ausnahmen: 


*)  Vergl.  oben  S.  321, 322.  Zwischen  der  angeführten  Bestimmung  im  Art.  63  b.  G, 
und  dem  Inhalt  der  Verträge  mit  Grossbritannien  und  Italien  besteht  ein  Widerspruch, 
der  aber  zu  Gunsten  der  Verträge  zu  entscheiden  sein  dürfte,  da  Montenegro  die  Be- 
stimmungen der  internationalen  Verträge  nicht  einseitig  aufheben  konnte,  übrigens 
auch  nicht  zu  vermuthen  ist,  dass'  der  Fürst  von  Montenegro,  der  das  Gesetzbuch  er- 
lassen und  die  Verträge  abgeschlossen  hat,  durch  die  Bestimmungen  des  Gesetzbuchs 
die  von  ihm  geschlossenen  Verträge  habe  verletzen  wollen.  Immerhin  ist  es  auffallend, 
dass  der  entgegenstehenden  Staatsverträge  im  Art.  63  b.  G.  keine  Erwähnung  geschieht. 
(Vergl.  auch  Art.  953,  777,  6 Abs.  2 b.  G.  und  Dickel  S.  72.)  Shek  (LVI)  erklärt 
die  Bestimmung  des  Art.  63  b.  G.  durch  das  seit  altersher  bestehende  im  engsten  Zu- 

sammenhänge mit  der  Familiengliederung  stehende  Vorkaufsrecht.  Er  erwähnt,  dass 
dieser  Grundsatz  die  Folge  gehabt  hat,  dass  Montenegriner  in  Oesterreich  Immobilien 
nicht  erwerben  dürfen. 

3)  Art.  786  b.  G. 

3)  Art.  787  b.  G. 

4)  Art.  788  Abs.  1 b.  G. 

5)  Art.  788  Abs.  2 b.  G. 

6)  Art.  799  b.  G. 

7)  Art.  5 b.  G. 
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a)  Bezüglich  der  Rechts-  und  Verfügungsfähigkeit  und  der  gesetz- 
lichen Vertretung.1) 

b)  Eigentlium  und  andere  dingliche  Rechte  an  Immobilien  werden 
ausschliesslich  nach  der  lex  rei  sitae  beurtheilt. 2)  Im  Prinzip  findet 
dieser  Grundsatz  auch  auf  Mobilien  Anwendung;  über  Erbschaften  und 
Veräusserungen  aber  entscheidet  das  Gesetz  des  Ortes,  wo  sich  der 
Gegenstand  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses  befand.3)  Auf  die  Er- 
sitzung von  Mobilien  findet  das  Gesetz  des  Ortes  Anwendung,  wo  der 
Gegenstand  sich  in  dem  Augenblicke  befand,  als  die  Ersitzung  begann.4) 

c)  Rechte  und  Verbindlichkeiten  aus  Verträgen  werden  beherrscht 
durch  das  Gesetz  des  Ortes,  welcher  im  Vertrage  bestimmt  ist,  oder 
welchen  die  Parteien  nach  der  Natur  des  Geschäfts  oder  anderen  Um- 
ständen offenbar  im  Auge  gehabt  haben,  oder  im  Augenblicke  des  Ver- 
tr^gsschlusses  im  Auge  gehabt  haben  würden,  wenn  sie  daran  gedacht 
hätten. 5) 

Dieser  Ort  kann  sein:  derjenige,  wo  der  Vertrag  geschlossen  worden 
ist,  oder  derjenige,  wo  er  erfüllt  werden  soll,  oder  der,  wo  der  Prozess 
über  das  Vertragsobjekt  schwebt,  oder  endlich  der,  welcher  nach  den 
Umständen  als  Sitz  des  Rechtsverhältnisses  anzusehen  ist.6)7) 

d)  Schadenersatzverbindlichkeiten  aus  unerlaubten  Handlungen  unter- 
stehen dem  Gesetz  des  Ortes,  wo  die  schädigende  Handlung  begangen 
worden  ist.8) 

e)  Verbindlichkeiten  aus  der  Auslobung,  der  Geschäftsführung  ohne 
Auftrag  und  der  Bereicherung  stehen  unter  dem  Gesetz  des  Ortes,  wo 
die  Thatsache  oder  das  Ereigniss  stattgefunden  hat,  aus  dem  die  Ver- 
pflichtung entspringt.9) 

f)  Die  Form  des  Rechtsgeschäfts  steht  unter  der  Regel : locus  regit 
actum,  doch  kann  das  montenegrinische  Gericht  ein  Rechtsgeschäft  als 
gültig  anerkennen,  wenn  ein  im  Auslande  errichteter  Akt  zwar  nicht 
vollständig  dem  dortigen  Gesetz  über  die  Form,  wohl  aber  dem  monte- 
negrinischen entspricht.10)  Eine  Ausnahme  machen  die  Rechtsgeschäfte 


*)  Vergl.  oben  das  im  § 6 unter  2 Gesagte. 

2)  Art.  790  b.  G. 

3)  Art.  791  b.  G. 

4)  Art.  791  Abs.  3 b.  G. 

5)  Art.  799  Abs.  1 b.  G. 

6)  Art.  792  Abs.  2 b.  G. 

*)  Die  Regel  findet  nur  auf  Obligationen  Anwendung;  dingliche  Rechte,  welche 
aus  Verträgen  entstehen,  unterliegen  dem  Rechte  der  belegenen  Sache.  Art.  792 
Abs.  3 b.  G. 

8)  Art.  793  b.  G.  Besteht  die  Verpflichtung  aber  in  einer  Handlung,  die  nach 
montenegrinischem  Recht  nicht  erzwungen  werden  kaue,  oder  in  einer  Geldstrafe  oder 
einem  Schadensersatz  für  Handlungen,  an  die  das  montenegrinische  Recht  solche  Folgen 
nicht  knüpft,  so  findet  obige  Bestimmung  keine  Anwendung.  Art.  793,  796  Nr.  3 b.  G. 

9)  Art.  794,  586 — 602  b.  G.  Vergl.  auch  Dernburg,  Preussisches  Privatrecht 
Bd.  1 § 28. 

10)  Art,  798  b.  G. 
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über  Immobilien  und  Rechte  an  solchen.  Dieselben  richten  sich  in  der 
Form  nach  der  lex  rei  sitae.1 2) 

Diese  Sätze  (a— f)  bleiben  ausser  Anwendung,  wenn  die  Bestim- 
mungen des  fremden  Rechts  gegen  die  guten  Sitten  verstossen  oder 
eine  in  Montenegro  nicht  geduldete  Einrichtung,  z.  B.  die  Sklaverei,  be- 
günstigen, oder  den  zur  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung 
und  Sicherheit  erlassenen  montenegrinischen  Gesetzen  zuwiderlaufen.  ^ 
Verpflichtet  ist  der  montenegrinische  Richter  zur  Anwendung  des 
ausländischen  Rechts  in  den  vorstehend  bezeichneten  Ausnahmefällen 
aber  nur,  wenn  ein  Staatsvertrag  oder  eine  zwingende  Vorschrift  des 
montenegrinischen  Rechts  dies  ausdrücklich  vorschreibt.3)4)  So  weit 
nach  vorstehenden  Bestimmungen  das  fremde  Recht  anwendbar  ist, 
kann  der  Richter  dasselbe  anwenden,  d.  h.  es  hängt  vom  Ermessen  des 
Richters  ab,  welches  Recht  er  anwenden  will.  So  wenig  eine  solche 
Bestimmung  grundsätzlich  zu  billigen  ist,  so  wird  sie  doch  erklärlich, 
wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  Rechtspflege  von  Laien  geübt  wird, 
denen  die  Fähigkeit,  fremdes  Recht  anzuwenden,  regelmässig  abgehen 
dürfte.  Den  Inhalt  des  fremden  Rechts  hat  die  Partei  zu  beweisen,  die 
sich  darauf  stützt  und  die  behauptet,  dass  es  von  dem  montenegrini- 
schen Recht  abweicht. 

Zu  erwähnen  ist  schliesslich,  dass  in  den  Fällen,  in  denen  Monte- 
negriner im  Auslande  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  ungünstiger 
behandelt  werden,  wie  die  eigenen  Staatsangehörigen  des  betreffenden 
Landes,  Retorsion  geübt  wird.5) 

II.  Civilprozess. 

§ 8. 

A.  Die  Gerichte. 

1.  Organisation. 

Die  Bevölkerung  des  Landes  zerfällt  in  80  Stämme  (Plemeha).6)  Die 
Grenzen  des  Stammgebiets  (Pleme)  sind  genau  bestimmt.7)  An  der 

*)  Art.  799  b.  G, 

2)  Art.  8 b.  G. 

3)  Art.  7 b.  G.:  „Die  montenegrinischen  Richter  sind  selbst  in  den  Fällen,  wo  in 
Gemässheit  des  vorstehenden  Artikels  (Art.  6)  die  fremden  Gesetze  befolgt  werden 
sollen,  nicht  verpflichtet,  dieselben  in  Erwägung  zu  ziehen,  wenn  nicht  ein  internatio- 
naler Vertrag  oder  eine  zwingende  Gesetzesbestimmung  des  montenegrinischen  Rechts 
(Art.  775)  es  ihnen  förmlich  vorschreibt.“  Der  cit.  Art.  775  b.  G.  erläutert  den  Begriff 
von  lex  cogens  im  gemeinrechtlichen  Sinn.  (Vergl.  Wächter,  Pandekten  Bd.  I S.  96.) 

4)  Staatsverträge,  welche  die  Anwendung  ausländischen  Rechts  vorschreiben,  exi- 
stiren  zur  Zeit  nicht;  ebenso  wenig  zwingende  Vorschriften,  welche  dem  montenegrini- 
schen Richter,  abgesehen  von  dem  Vorhandensein  eines  Staatsvertrages,  vorschreiben, 
ausländisches  Recht  anzuwenden.  Den,  übrigens  sorgfältig  erwogenen,  Vorschriften  über 
die  x\nwendungssphäre  fremder  Rechte  fehlt  hiernach  zur  Zeit  das  Anwendungsgebiet, 
und  es  gilt  lediglich  der  an  der  Spitze  dieses  Absatzes  stehende  Grundsatz,  dass  bei 
allen  Streitigkeiten  unterschiedslos  das  montenegrinische  Recht  Anwendung  findet. 

5)  Art.  9 b.  G.  Die  Retorsion  muss  durch  eine,  vom  Justizminister  in  Ueberein- 
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Spitze  jedes  Pleme  steht  ein  Hauptmann  (Kapetan),  der  als  Einzelrichter 
die  Gerichtsbarkeit  im  Pleme  übt. 

Das  Land  ist  in  4 Kreise  (okruzje)  getheilt.  Für  jeden  Kreis  be- 
steht ein  Kollegialgericht  (Kreisgericht).  Dasselbe  ist  mit  je  einem 
Präsidenten,  ein  oder  zwei  Rathen  und  den  erforderlichen  Sekretären 
besetzt.  Sitz  der  Kreisgerichte  sind  die  Städte  Podgorica,  Dulcigno, 
Niksici  und  Andrijevica  (im  Pleme  Vasojevici).  Oberster  Gerichtshof  für 
das  ganze  Land  ist  das  Obergericht  in  Cetinje  (Weliki  Sud).  Dasselbe 
ist  mit  einem  Präsidenten,  vier  Rätlien  und  drei  Sekretären  besetzt. 

Ausserdem  übt  in  jedem  Dorfe  der  Ortsälteste  (kmet)  das  Amt  des 
Friedensrichters. 

2.  Richter  amt. 

Die  Richter  sind  Laien.  Sie  werden  nach  altem  Brauch  von  den 
einzelnen  Stämmen  gewählt  und  vom  Fürsten  bestätigt.1)  Die  Richter 
werden  vereidet,  beziehen  festen  Gehalt2)  und  dürfen  sich  von  ihrem 
Amtssitz  nicht  entfernen.  „Es  ist  ihnen  nicht  gestattet,  ihren  Geschäften 
zu  Hause  nachzugehen  oder  Handel  zu  treiben.“3) 

3.  Zuständigkeit. 

Die  Grenzen  der  Zuständigkeit  der  einzelnen  Gerichte  sind  — von 
einigen  wenigen  gleich  zu  erwähnenden  Bestimmungen  abgesehen  — 
gesetzlich  nicht  fixirt.  In  Civilsachen  kann  bei  dem  Kapetanatsgericht 
ohne  Rücksicht  auf  Art  und  Höhe  des  Streitgegenstands  jeder  Rechts- 
streit anhängig  gemacht  werden.4)  Von  dem  Kapetanatsgericht  geht 
der  Instanzenzug  in  der  Regel  an  das  Kreisgericht,  von  diesem  an  das 
Obergericht,  doch  kann  jeder  Rechtsstreit  direkt  zur  Entscheidung  des 
Fürsten  gebracht  werden.5) 

Stimmung  mit  dem  Staatsrath  erlassene  Verfügung  angeordnet  sein.  Der  Staatsrath 
besteht  zur  Zeit  aus  drei  Mitgliedern  (Gothaer  Hofkalender  für  1893). 

6)  Die  80  Stämme  bilden  10  Nahien,  vergh  Shek  S.  XI  und  Schwarz,  Monte- 
negro, Leipzig  1883,  S.  457.  Ueber  die  früheren  Justizzustände  vergl.  Kraus  S.  57. 
Shek  S.  VI  f.  Ueber  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Rechtspflege  vergl.  Lenor- 
mand  S.  LVIII,  Chiudina  S.  171.  Ausführliche  Angaben  über  die  ökonomischen 
Verhältnisse  des  Landes  finden  sich  bei  Kraus  a.a. 0.,  Schwarz  a.a.O.,  im  Gothaischen 
Hofkalender  und  in  den  § 5 No.  1 — 6 zitirten  Werken.  Ueber  Bratstvo  vergl.  Shek 
S.  LII. 

7)  Shek  S.  LIII. 

*)  Thatsächlich  erfolgt  die  Ernennung  der  Richter  durch  den  Fürsten,  die  Wahl 
ist  eine  Formalität  ohne  Bedeutung  (Dr.  Kostic). 

2)  Nähere  Angaben  machen  Fr illey  und  Wlahovitj  S.  386  u.  354. 

3)  Gesetzbuch  Daniel  I § 13. 

4)  Shek  S.  XII;  abweichende  Angaben  macht  Popovic. 

°)  Der  Fürst  nimmt  persönlich  an  der  Rechtsprechung  und  an  den  Gerichts- 
sitzungen Theü,  diskutirt  und  entscheidet  kleine  und  grosse  Sachen  sowohl  in  den 
Sitzungeii  des  Obergerichts  wie  ausserhalb  derselben,  wo  sich  Gelegenheit  bietet  (vergl. 
Chiudina  S.  171).  Die  Bedeutung  der  Gerichte  wird  hierdurch,  vor  Allem  abemdurch 
den  Umstand  herabgedrückt,  dass  in  allen,  selbst  den  unbedeutendsten  Prozessen  der 
Fürst  in  letzter  Instanz  entscheidet.  Die  Thätigkeit  der  erstinstanzlichen  Gerichte  soll 
sich  thatsächlich  auf  Vorarbeiten  zur  Information  des  Obergerichts  und  auf  Ausführung 
der  Beschlüsse  desselben  beschränken  (Dr.  Kostic)- 
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In  einigen  Punkten  hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch  die  Zuständig- 
keit der  Gerichte  normirt;  das  Kapetanatsgericht,  in  dessen  Sprengel 
der  Minderjährige  seinen  Wohnsitz  hat,  fungirt  als  Obervormundschafts- 
behörde.  In  verwickelteren  Fällen  kann  das  Obergericht  demselben 
auf  sein  Ersuchen  über  die  Behandlung  eines  bestimmten  Falles  Wei- 
sungen ertheilen.  Als  zweite  und  letzte  Instanz  entscheidet  in  Vor- 
mundschaftssachen das  Obergericht. l) 

Zur  Bestellung  des  Vormunds  für  einen  Geisteskranken  ist  das 
Kreisgericht  zuständig,  in  dessen  Sprengel  der  Geisteskranke  wohnt.2) 
Beschwerdeinstanz  ist  das  Obergericht.3) 

Zur  Bestellung  eines  Vormunds  für  Verschollene  und  zum  Aus- 
sprcchen  der  Todeserklärung  ist  das  Kreisgericht  zuständig,  in  dessen 
Sprengel  der  Verschollene  zuletzt  seinen  Wohnsitz  hatte.4) 

4.  Gerichtssprache. 

Die  Gerichtssprache  ist  die  serbische. 

B.  Parteien. 

§ 9- 

1.  Prozessfähigkeit. 

lieber  die  Prozessfähigkeit  bestehen  keine  besonderen  Vorschriften. 
Massgebend  für  dieselbe  ist  daher  die  allgemeine  Handlungs-  und 
Verfügungsfähigkeit  der  Personen.  Ueber  diese  ist  Folgendes  zu  be- 
merken: 

a)  Die  Volljährigkeit  beginnt  mit  dem  21.  Lebensjahre.5)  Nach 
Vollendung  des  18.  Lebensjahres  kann  der  Minderjährige  durch  das  Vor* 
mundschaftsgericht  (Kapetanatsgericht)  für  grossjährig  erklärt  werden.6) 
Ueber  die  Handlungsfähigkeit  und  Vertretung  der  Minderjährigen  be- 
stimmen die  Artikel  640  ff.  b.G.7) 

b)  Ueber  Geisteskranke  und  Verschwender  und  deren  Bevormun- 
dung bestimmen  die  Artikel  653 — 664  b.G. 

c)  Ueber  die  Bevormundung  Abwesender  und  die  Vertreter  der 
liegenden  Erbschaft,  sowie  erbloser  Güter  treffen  Art.  665 — 674  b.G.  Be- 
stimmung. 

d)  Hausgemeinschaft  (Zadruga).8) 

Es  ist  dies  eine  den  südslawischen  Völkern  und  Montenegro  speziell 
eigentümliche  Institution.  Eine  oder  mehrere  Einzelfamilien  leben  zu- 
sammen und  verwalten  und  bewirthschaften  ihr  Gut  gemeinschaftlich, 


1)  Art.  647  b.  G. 

2)  Art.  653  b.  G. 

3)  Art.  661  b.  G. 

4)  Art.  681  ff.  b.  G. 

5)  Vergl.  Dickel  S.  96,  97 

6)  Art.  638  b.  G. 

’)  Vergl.  Art.  686  b.  G. 

«)  Vergl.  Shek  S.  LVIIi. 
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unter  Leitung  eines  meist  von  ihnen  gewählten  Hausvaters.1)  Die 
„Hausgemeinschaft“  ist  vom  Gesetz  für  eine  juristische  Person  erklärt. 
„Sie  ist  selbstständiges  Subjekt  aller  Hausgüter  und  des  Gesammtver- 
mögens.“2)  Hausvermögen  ist  alles,  was  das  Haus  von  Alters  her 
hat,  und  in  der  Regel  alles,  was  die  Familienglieder  durch  ihre  Arbeit 
erwerben.3)  Gesetzlicher  Vertreter  der  Hausgemeinschaft  ist  der  Haus- 
älteste. Er  vertritt  dieselbe  bei  Geschäften  mit  dritten  Personen  und 
vor  Gericht.  Aus  seinen  im  Namen  der  Hausgemeinschaft  vorgenom- 
menen Rechtshandlungen  wird  die  Hausgemeinschaft  berechtigt  und  ver- 
pflichtet.4) So  lange  das  Hausvermögen  ungetheilt  ist,  darf  kein  Mit- 
glied seinen  Antheil  am  Hausvermögen  veräussern. 5)  Dagegen  haben 
die  grossjährigen  Familienmitglieder  freie  Verfügung  über  ihr  Sonder- 
gut (Osobina).  Zum  Sondergut  gehört  namentlich  dasjenige,  was  die 
einzelnen  Familienglieder  durch  Geschenke  unter  Lebenden  oder  durch 
Verfügung  von  Todes  wegen  erwerben.6)  Für  die  von  einem  Haus- 
genossen gemachten  Schulden  haftet  in  der  Regel  nur  der  betreffende 
Hausgenosse;  nur  ausnahmsweise  haftet  die  Hausgemeinschaft.7) 

e)  Eine  Ehefrau  kann,  wenn  das  Gegentheil  nicht  ausgemacht  ist, 
nur  mit  Genehmigung  ihres  Mannes  über  ihr  Sondergut  unter  Lebenden 
verfügen;  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  Gegenstände  von  unbedeuten- 
dem Werthe  handelt,  bezüglich  deren  sie  thun  kann,  was  sie  will.  Wenn  der 
Mann  ohne  Grund  seine  Zustimmung  zu  einem  von  der  Frau  beabsichtigten 
Rechtsgeschäft  verweigert,  oder  wenn  er  längere  Zeit  abwesend  ist,  so  kann 
die  Frau  den  Richter  um  Ergänzung  der  fehlenden  Genehmigung  bitten.  Der 
Richter  muss  seine  Zustimmung  ertheilen,  wenn  einerseits  das  Geschäft 
den  Rechten  und  Interessen  des  Mannes  nicht  entgegenläuft,  und  an- 
dererseits das  Geschäft  für  die  Frau  nothwendig  oder  auch  nur  nütz- 
lich ist.8) 

f)  Gesellschaften.  Erwerbsgesellschaften  wie  andere  erlaubte 
Gesellschaften  erlangen,  wenn  sie  die  gesetzlichen  Bedingungen  erfüllen, 
durch  Verfügung  des  Staatsraths  juristische  Persönlichkeit.9) 

g)  Milde  Stiftungen  erlangen  mit  der  Gründung,  und,  wenn  es 
sich  um  ein  Vermögen  von  mehr  als  1000  Francs  handelt,  nach  er- 
folgter staatlicher  Genehmigung,  die  Rechte  einer  juristischen  Person. 

Ueber  die  Prozessfähigkeit  der  Ausländer  bestehen  keine  be- 
sonderen Vorschriften.  Es  ist  hier  lediglich  auf  das  oben  (S.  324f.)  über 
die  Rechtsstellung  der  Ausländer  Gesagte  zu  verweisen. 

])  Art.  964,  865  b.  G.  Popovic  § 27.  Dickel  S.  98  ff.  Demelic  S.  23  ff 

*)  Vergl.  Art.  686  b.  G. 

3)  Art.  687  b.  G. 

4)  Art.  691  b.  G. 

5)  Art.  695  b.  G. 

6)  Art.  689  b.  G.  Ueber  das,  was  sonst  noch  zum  Sondergut  gehört,  vergl. 
Art.  688 ff  b.G.  und  Dickel  S.  99. 

7)  Die  Fälle  geben  an  Art.  696 — 704  b.  G.  Vergl.  Dickel  S.  101  ff. 

8)  Art,  690  b.  G.  Dickel  S.  100. 

9)  Art.  723  ff  b.  G. 
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§ 10. 

2.  Prozessbevollmächtigte. 

Advokaten  giebt  es  in  Montenegro  nicht.1)  Die  Parteien  können 
sich  vor  Gericht  durch  jede  grossjährige  Person  vertreten  lassen.2)  Das" 
Rechtsverhältniss  zwischen  der  Partei  und  dem  gewählten  Vertreter 
richtet  sich  nach  den  Vorschriften  über  das  Mandat,  welche  in  den 
Artikeln  396 — 417  b.  G.  enthalten  sind.  Dieselben  entsprechen  im  wesent- 
lichen den  Grundsätzen  des  römischen  Rechts.  Hervorzuheben  ist  Fol- 
gendes: Honorar  kann  nur  gefordert  werden,  wenn  es  vereinbart  ist, 

oder,  wenn  der  Mandatar  Vertretungen  gewerbsmässig  übernimmt.3)' 
Die  Höhe  des  Honorars  wird,  wenn  kein  gesetzlicher  oder  usance- 
mässiger  Tarif  besteht,  und  die  Parteien  sich  nicht  einigen  können, 
vom  Richter  nach  den  Umständen  des  Falles  festgesetzt.4)  Der  Man- 
datar haftet,  wenn  er  ein  Honorar  erhält,  für  geringes  Versehen.  Das 
Mandat  darf  nicht  zur  Unzeit  gekündigt  werden,  andereufalls  haftet  der 
Mandatar  dem  Mandanten  für  den  durch  die  unzeitige  Aufkündigung  des 
Mandats  entstandenen  Schaden,  wofern  der  Mandatar  nicht  beweist, 
dass  er  bei  Weiterführung  des  Mandats  durch  besondere  Umstände 
einen  erheblichen  Nachtheil  erlitten  haben  würde.  Die  Vollmacht 
ist,  soweit  das  Gesetz  nicht  iür  bestimmte  besondere  Fälle  Anderes  vor- 
schreibt, an  keine  besondere  Form  gebunden.  Solche  Spezialvorschriften 
bestehen  für  Prozessvollmachten5)  nicht.  Für  die  praktische  Anwen- 
dung können  folgende  Regeln  gegeben  werden:6)  Der  Mandatar  bedarf, 
wenn  seine  Bevollmächtigung  nicht  notorisch  ist,  der  schriftlichen  Voll- 
macht des  Auftraggebers.  Wenn  der  Mandatar  eine  dem  Gericht  be- 
kannte, zuverlässige  Person  ist,  genügt  regelmässig  eine  privatschrift- 
liche, eventuell  auf  telegraphischem  Wege  erth eilte  Vollmacht;  andern- 
falls empfiehlt  es  sich,  die  Unterschrift  des  Auftraggebers  durch  eine 
Urkundsperson  (Notar,  Gericht)  beglaubigen  zu  lassen.  Die  Vollmacht 
muss  so  abgefasst  sein,  dass  ihr  Inhalt  vom  Gericht  geprüft  werden 
kann.  Rathsam  ist  es,  der  Vollmacht  eine  serbische  U eher  Setzung 
derselben  beizufügen.  Doch  wird  auch  eine  in  französischer,  italienischer, 
russischer  oder  deutscher  Sprache  ab  gefasste  Vollmacht  in  der  Regel 


')  Lenormand  p.  LXIX.  Popovic  §118.  Advokaten  würden  in  Montenegro 
kein  Feld  für  ihre  Thätigkeit  finden,  da  es  dort  wenig  Leute  giebt,  die  nicht  im  Stande 
wären,  sich  selbst  vor  Gericht  zu  vertreten  und  zu  plaidiren,  und  da  es  denen,  die 
eine  Vertretung  brauchen,  bei  keiner  Gelegenheit  an  geeigneten  freiwüligen  Verthei- 
digern  mangelt.  Frilley  und  Wlahovitj  S.  398;  vergl.  auch  unten  S.  337,  Note  5. 

2)  Nach  Mittheilungen  des  Herrn  Dr.  Lazar  Kostic  wenden  Ausländer  sich 
zweckmässig  an  den  bei  der  Regierung  in  Cettinje  beglaubigten  diplomatischen  Ver- 
treter ihres  Landes.  Diplomatische  Vertreter  unterhalten  in  Cettinje  folgende  Länder:. 
Frankreich,  Grossbritannien,  Oesterreich-LTngam,  Russland  und  die  Türkei. 

3)  Art.  405  b.  G. 

4)  Art.  405  Abs.  2 b.  G. 

5)  Abgesehen  von  dem  Erforderniss  der  Schriftlichkeit. 

®)  Nach  Mittheilungen  des  Dr.  L.  Kostic  in  Agram. 


332 


Europa. 


ausreichen.  Dass  die  Uebersetzung  von  einem  beeidigten  Translator 
herrühre,  ist  nicht  erforderlich;  eine  Privatübersetzung  genügt. 

Eine  Spezialvollmacht  ist  noth  wendig  für  folgende  Fälle: 

a)  zum  Verkauf  oder  anderer  Veräusserung  von  Immobilien  des 
Auftraggebers; 

b)  für  Verpfändung  und  Belastung  von  Immobilien; 

c)  zur  Verpachtung  von  Immobilien; 

d)  zur  Vornahme  von  Schenkungen  beweglicher  Sachen; 

e)  zur  Aufnahme  von  Darlehen; 

f)  zur  Anstrengung  von  gerichtlichen  Klagen; 

g)  zum  Abschluss  eines  Vergleichs  über  streitige  Rechte,  sowie  zur 
Unterwerfung  unter  ein  Schiedsgericht. 

h)  zum  Erwerb  von  Immobilien  für  den  Auftraggeber  durch  lästigen 
Vertrag.1) 

§ 11- 

3.  Prozesskosten.  Kautionen.  Armenrecht. 

Zur  Deckung  der  Gerichtskosten  diente  früher  die  Globa.  Sie 
wurde  gleichzeitig  mit  dem  Urtheil  bemessen  und  gleich  der  Forderung 
des  Gläubigers  beigetrieben.2)  Wer  den  Prozess  verliert,  hat  auch  die 
Gerichtskosten  zu  tragen. 3)  Zur  Sicherheit  der  Gerichte  für  die  Prozess- 
kosten ist  im  allgemeinen  keine  Kaution  zu  leisten,  weder  von  Monte- 
negrinern, noch  von  Ausländern.  Nur  wenn  auf  Antrag  des  Klägers 
Zeugenvorladungen,4)  Einvernahme  von  Sachverständigen  oder  sonst 
kostspielige  Beweisaufnahmen  erfolgen  sollten,  wird  der  Kläger,  nament- 
lich, wenn  er  Ausländer  ist,  vom  Gericht  zur  Erlegung  einer  Kaution 
angehalten,  deren  Höhe  sich  nach  den  Erfordernissen  des  einzelnen 
Falles  bemisst. 5)  Als  Sicherheit  dürfte  in  allen  Fällen  eine  dem  Ge- 
richt annehmbar  erscheinende  Bürgschaft  genügen.6) 

Ein  Armenrecht  giebt  es  in  Montenegro  nicht,  was  damit  zusammen- 
hängt, dass  die  Rechtspflege,  wie  bemerkt,  im  wesentlichen  unentgelt- 
lich ist. 7)  Doch  kann  es  Vorkommen,  dass  das  Gericht,  wenn  ihm  der 
Anspruch  eines  unbemittelten  Klägers  glaubhaft  erscheint,  den  bemittelten 
Beklagten  dazu  verhält,  die  etwa  nothwendigen  Kosten  für  Zeugenver- 
nehmungen u.  dgl.  m.  vorzuschiessen. 8) 


*)  Vergl.  Art.  400  b.  G. 

*)  Globa  bedeutet  soviel  wie  Geldstrafe.  Vergl.  Gesetzbuch  Daniels  § 62.  Nach 
Mittheilung  des  Dr.  L.  Kostic  zu  Agram  ist  die  Globa,  seitdem  die  Richter  vom  Staate 
besoldet  werden,  aufgehoben. 

“)  Popovic  § 131  S.  84.  Nach  -Mittheilungen  Von  Dr.  Kostic  in  Agram  sind 
die  Prozesskosten  in  Montenegro  so  unbedeutend,  dass-  man  ohne  Uebertreibung  be- 
haupten könne,  die  Rechtsprechung  sei  unentgeltlich.  Nur  bei  Exmissionen  würden 
die  Reisekosten  (putvine)  vergütet.  Es  gebe  kein  papier  timbre,  keine  Stempelgebühr, 
kein  droit  de  greffe. 

4)  Zeugen  erhalten  mindestens  Reisekosten. 

5)  6)  7)  8)  Nach  Mittheilungen  des  Dr.  Kostic. 
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C.  Das  Verfahren. 

§ 12. 

1.  Gang  der  Verhandlung. *) 

Das  Gerichtsverfahren  ist  mündlich  und  summarisch.  Die  Vor- 
schriften darüber  sind  spärlich,  daher  das  Meiste  der  diskretionären  Ge- 
walt des  Richters  anheimgestellt  ist.* 2 *)  Der  Prozess  hat  sich  aus  ur- 
alten Rechtsbrauch  entwickelt.  Dieser  ist  auch  der  Hauptfaktor,  aus 
dem  eine  Darstellung  des  Verfahrens  entnommen  werden  muss.  Leider 
fliessen  die  Quellen  darüber  spärlich.  Das  Volk,  aus  Landbauern  be- 
stehend, ist  kein  Freund  langwieriger  Prozesse,  bei  denen  es  Zeit  ver- 
liert und  die  Feld-  und  Hausarbeit  vernachlässigen  muss.  Darum  ist 
es  Regel,  dass  auch  bei  dem  obersten  Landesgericht  der  Prozess  nicht 
länger  als  einen  Tag  dauert.  Das  Gericht  tagt  immer  öffentlich,  nie 
bei  verschlossenen  Thüren,  „damit  jedermann  wisse,  wie  gerichtet  und 
geurtheilt  werde.“  Das  Ortsgericht  kommt  „am  gewohnten  Orte“  zu- 
sammen, wo  die  Aeltesten  des  Dorfs  oder  der  Pleme  in  öffentlichen 
Angelegenheiten  gewöhnlich  Zusammenkommen  Dieser  Ort  kann  auch 
unter  freiem  Himmel  sein,  wo  dann  die  Richter  auf  dem  Rasen  oder 
auf  Steinen  Platz  nehmen.  Die  Parteien  stellen  sich  vor  die  Richter. 8) 
Wenn  das  Verfahren  eröffnet  ist,  ermahnt  der  Richter  die  Parteien, 
dass  sie  ihr  Anliegen  und  ihre  Gründe  der  Reihe  nach  bündig  und 
klar  Vorbringen.  So  lange  die  eine  Partei  spricht,  darf  sie  weder 
der  Richter,  noch  die  andere  Partei  unterbrechen,  und  mag  die  Expo- 
sition noch  sh  lang  sein.  Nachdem  der  Kläger  die  Klage  vorgebracht 
hat,  wird  er  befragt,  ob  er  noch  Etwas  zu  sagen  habe.  Sagt  er  „Nein“, 
so  wird  dem  Beklagten  das  Wort  gegeben.  Wenn  dieser  mit  der  Einrede 
fertig  ist,  werden  die  Zeugen,  falls  solche  zur  Stelle  sind,  befragt. 
Darauf  wird  der  Kläger  und  der  Beklagte  abermals  aufgefordert,  nach- 
zutragen, wenn  sie  etwas  vorzubringen  vergessen  haben,  und  wenn  die 
Parteien  nichts  mehr  anzuführen  haben,  werden  sie  und  die  Zeugen 
aufgefordert,  sich  ein  wenig  bei  Seite  zu  begeben,  damit  das  Gericht  das 
Urtheil  schöpfen  könne.4) 

Wenn  der  Beklagte  zur  bestimmten  Zeit  vor  Gericht  nicht  erscheint* 
so  wird  der  Perjanik  (Gerichtsbote)  nach  ihm  geschickt.  Unterdessen 
wartet  der  Kläger  auf  ihn  bei  Gericht.  Der  Säumige  hat  den  Gerichts- 
boten, der  nach  ihm  ging,  das  gerichtlich  bestimmte  Wegegeld  (putvina) 
zu  zahlen.  Ueber  Kontumazirung  bestehen  keine  Bestimmungen.5) 


*)  Vergl.  Denton,  Montenegro.  London  1877.  S.  129 ff. 

2)  Der  Erlass  einer  Civilprozessordnung  ist  in  Aussicht  genommen  (Art.  17  b.  G.). 

Vorstehende  Darstellung  ist  wortgetreu  entnommen  aus  Popovic  S.  77 ff.  Vergl. 
dort  die  Belagstellen:  vergl.  auch  Chiudina  S.  167,  Frilley  und  Wlahovitj  S.  394 
und  Shek  a.  a.  0.  S.  VII,  XVI,  XXIV. 

4)  Entnommen  aus  Popovic  § 119. 

5)  Popovic  § 120. 
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§ 13. 

2.  Be  weis  verfahren. 

Die  in  anderen  Ländern  gültigen  Beweismittel:  Augenschein,  Zeugen, 
Sachverständige,  Urkunden  und  Eid  gelten  auch  in  Montenegro.  Zu 
erwähnen  sind  ferner,  als  den  Beweis  ersetzend,  Rechts  vermuthun  gen. 
Gesetzliche  Bestimmungen  hierüber  sind  nur  in  geringer  Zahl  vorhanden. 

a)  Der  Begriff  des  Beweises  ist  vom  Gesetz  wie  folgt  definirt: 
^Beweisen  heisst,  über  das  Dasein  eines  Gegenstands  oder  einer  That- 
sache  Zeugenaussagen  und  Gründe  herbeischaffen,  die  so  überzeugend 
sind,  dass  es  danach  nicht  mehr  möglich  ist,  die  Wahrheit  dessen,  was 
dargethan  werden  soll,  in  Zweifel  zu  ziehen;  das  Ergebniss  dieser  Dar- 
legung heisst  beweisen.“1) 

b)  Die  einzelnen  Beweismittel. 

aa)  Augenschein. 

Ueber  den  Beweis  durch  gerichtlichen  Augenschein  bestehen  keine 
gesetzlichen  Bestimmungen. 2) 

bb)  Zeugen,  Eideshelfer,  Sachverständige. 

Glaubwürdig  ist  ein  Zeuge,  sagt  das  Gesetz,  wenn  er  noch  nie  ge- 
richtlich abgeurtheilt,  bezw.  bestraft  worden  ist.  Ein  Zeuge,  welcher 
gerichtlich  abgeurtheilt  ist,  geniesst  vor  Gericht  kein  Vertrauen.3) 

Der  Beweis  wird  durch  zwei  Zeugen,  im  Nothfalle  durch  einen 
glaubwürdigen  Zeugen  geführt.4) 

Das  montenegrinische  Recht  kennt  Eideshelfer,  wie  das  ältere 
deutsche  Recht.  „Fehlt  es  an  Zeugen,“  bestimmt  § 87  Gesetzbuch 
Daniels,  „so  kann  der  eine  wie  der  andere  Theil  sich  vier  unbe- 
scholtene Eideshelfer  wählen,  und  dann  ist  das  Recht  demjenigen  zu- 
zuerkennen, an  dessen  Seite  sich  mehrere  solche  Eideshelfer  befinden.5) 

Das  Gesetzbuch  Daniels  6)  bestimmt  für  gewisse  Fälle,  dass  das  Orts- 
gericht bezw.  der  Vorsteher  oder  Schiedsrichter  einen  entstandenen 
Schaden  abzuschätzen  habe.  Berichtet  wird7),  dass  das  Obergericht  in 
Cettinje  Sachverständige  vernimmt,  und  dass  dieselben  solchen  Falls  für 
ihre  Mühwaltung  entsprechende  Vergütung  erhalten.  Gesetzliche  Be- 
stimmungen über  Beweis  durch  Sachverständige  sind  im  Uebrigen  nicht 
vorhanden. 

cc)  Urkunden. 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  definirt  die  Urkunden  im  engeren  Sinne 
(isprava,  titre)  wie  folgt: 

*)  Art.  971  b.  G. 

3)  Vergl.  Popovic  S.  81. 

3)  Gesetzbuch  Daniels  § 87. 

4)  Gesetzbuch  Daniels  §§  16,  87. 

5)  Die  Stelle  bezieht  sich  auf  den  Fall  der  Strafverfolgung  wegen  Verleumdung. 
Der  darin  enthaltene  Rechtssatz  ist  aber  nicht  auf  den  Strafprozess  einzuschränken. 
Vergl.  Popovic  S.  81. 

K)  Gesetzbuch  Daniels  §§  42  u.  83. 

*)  Von  Dr.  Lazar  Kostic  in  Agram. 
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Eine  Urkunde  ist  die  schriftliche  Bestätigung  oder,  mit  anderen 
Worten,  die  Erklärung  oder  das  schriftliche  Bekenntniss,  dass  ein  Ge- 
schäft, z.  B.  ein  Mietlis vertrag,  wirklich  zu  Stande  gekommen  ist,  dass 
eine  Handlung,  z.  B.  die  an  einen  Schuldner  gerichtete  Mahnung,  die 
Kündigung  eines  Mi eths Verhältnisses,  vorgenommen  worden  ist,  oder  dass 
irgend  ein  anderes  Ereigniss,  z.  B.  der  Tod  einer  Person,  eingetreten 
ist,  und  zwar  genau  in  der  Art,  an  dem  Orte  und  zu  der  Zeit,  die  in 
der  Urkunde  angeführt  sind.1)  Ist  die  Urkunde  von  der  Hand  des- 

jenigen oder  derjenigen  Personen,  welche  darin  eine  Erklärung  oder 
Versicherung  abgeben,  geschrieben,  oder  wenigstens  unterschrieben,  so 
heisst  Sie  Urschrift  (Matica),  Original.2)  Eine  Urkunde  heisst  beglau- 
bigt (obavjerena,  16galis6),  wenn  das  Gericht  oder  eine  mit  öffentlichem 
Glauben  versehene  Person  schriftlich  in  gesetzlicher  Form  den  wirk- 
lichen Abschluss  eines  Rechtsgeschäfts  oder  die  Echtheit  der  Unter- 
schriften oder  Handzeichen  oder  die  Richtigkeit  der  Abschrift  der  Ur- 
kunde bestätigt.3) 

Für  Verträge  über  den  Erwerb  von  in  Montenegro  gelegenen 
unbeweglichen  Gütern  ist  gesetzlich  eine  bestimmte  Form  vorgeschrieben.4) 
Verträge  über  den  Erwerb  von  Immobilien  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit 
gerichtlicher  Bestätigung.  Der  Vertrag  bedarf  der  Schrifthchkeit 
und  eines  bestimmten,  gesetzlich  vorgeschriebenen  Inhalts.5)  Zuständig 
ist  das  Kreisgericht,  in  dem  die  unbewegliche  Sache  gelegen  ist.  Das 
Gericht  prüft  die  Rechtsbeständigäeit  des  Erwerbsvertrages.6) 

dd)  Eid. 

Wenn  die  Parteien  nicht  genügend  andere  Beweismittel  haben  und 
keiner  nachgeben  wül,  so  trägt  einer  dem  anderen  den  Eid  an,  oder 
das  Gericht  bestimmt,  wer  den  Eid  abzulegen  habe,  wobei  auf  die 
grössere  Glaubwürdigkeit  der  übrigen  Beweise  und  Ausführungen  Rück- 
sicht genommen  wird.  Ist  die  Partei  bestimmt,  die  den  Eid  ablegen 
soll,  so  begeben  sich  zwei  Gerichtspersonen  mit  ihr  in  die  Kirche,  wo 
der  Eid  abgelegt  wird.7) 


*)  Vergl.  972  b.  G. 

3)  Art.  973  b.  G.  In  den  Art.  974,  975  b.  G.  finden  sich  Definitionen  von  „An- 
erkenntnis“ und  „Quittung“. 

4)  Die  Bestimmung  im  Gesetzbuch  Daniels  § 90,  wonach  Darlehnsverträge  schrift- 
lich vor  zwei  Zeugen  abgeschlossen  werden  mussten,  ist  im  b.  G.  nicht  aufrechterhalten. 
Vergl.  Art.  258  ff.,  550  ff,  875  b.  G. 

5)  Art.  27  b.  G. 

6)  Näheres  geben  die  Art.  26 — 34  b.  G.  Nach  § 45  Gesetzbuch  Daniels  musste 
derjenige,  welcher  ein  unbewegliches  Gut  verkaufen  wollte,  vor  drei  Zeugen  eine  Ur- 
kunde darüber  verfassen,  dass  er  dasselbe  dem  Vorkaufsberechtigten  ohne  Erfolg  zum 
Kauf  angeboten  habe. 

7)  Der  Vorgang  ist  dabei  folgender:  Es  wird  vor  die  Eidesableger  das  Evangelium, 
das  Kreuz  und  ein  Heiligenbild  gebracht,  und,  nachdem  diese  Heiligthümer  von  allen 
geküsst  worden  sind,  wird  dem  zu  Beeidenden  das  Kruzifix  in  beide  Hände  gegeben 
und  eine  der  Gerichtspersonen  spricht  ihm  die  Eidesformel  vor,  die  ungefähr  also 
lautet:  „Bei  diesem  lebenspendenden  Kreuze,  welches  Macht  hat  über  Himmel  und  Erde, 
wenn  du  was  immer  von  der  Sache  weisst,  wegen  der  dieser  Mensch  von  dir  den  Eid 


336 


Europa. 


c)  Rechtsvermuthungen. 

Das  Gesetzbuch  unterscheidet  und  definirt  durch  Gegenbeweis 
widerlegbare  und  unwiderlegbare  Rechtsvermuthungen.1) 

§ 

3.  Urtheil. 

Ueber  die  Fällung  des  Urtheils  sowie  die  Form  desselben  enthält 
das  Gesetz  keine  Bestimmungen.  Der  Vorgang  ist  nach  dem  geltenden 
Pierkommen  folgender:  Wenn  die  Richter  die  Sache  besprochen  und 
nach  Gewissen  untersucht  haben,  rufen  sie  die  Streitenden  vor  sich,  und 
einer  der  Richter,  gewöhnlich  der  an  Jahren  älteste,  sagt: 

„Wir  haben  alles  nach  der  Ordnung  untersucht,  wie  es  sich  ver- 
hält, und  haben  Rechtens  befunden,  dass  der  Schuldige  diesem  so  viel 
Namens  der  Entschädigung  zahle  und  so  viel  Namens  der  zemaljska 
globa  (Strafe)“;  oder  im  Falle,  wo  untersucht  wird,  wer  von  beiden 
schuldig  ist,  sagt  einer  der  Richter: 

„Wir  haben  befunden,  dass  dieser  schuldig  ist,  und  dass  er  so 
viel  zahle.“2) 


verlangt,  sage  es  ihm,  schwöre  nicht  falsch;  von  Seite  des  Gerichts  wirst  du  nicht  be- 
helligt werden,  noch  eine  globa  (Strafe)  zu  entrichten  haben;  und  auch  dieser,  dem  du 
das  angethan  hast,  worüber  du  beeidet  wirst,  wird  nichts  mehr  nehmen,  als  was  das 
Gericht  nach  Billigkeit  urtheilen  wird;  schwöre  ja  nicht  falsch,  wenn  du  was  immer 
von  der  Sache  weisst:  So  möge  dir  dein  Geschlecht  aussterben,  so  möge  das  Dach 
deines  Hauses  zur  Erde  fallen,  so  möge  der  menschliche  Aussatz  in  dein  Haus  kommen,, 
so  möge  die  Frucht  deines  Ackers  verderben,  so  möge  dich  das  Ungeziefer  fressen, 
so  mögest  du  am  Wolf  biss  (eine  Art  Geschwür)  erkranken,  damit  die  ganze  Welt  dich 
meide,  so  möge  dir  deine  Frucht  im  Acker  verderben,  die  Frucht  in  der  Erde,  die- 
Frucht  vom  Mensch  und  Vieh!“  Darauf  sagen  alle  dreimal  Amen!  und  küssen  aber- 
mals das  Kruzifix,  das  Evangelium  und  das  Heiligenbild. 

Wenn  aber  die  Parteien  selbst  unter  einander  über  den  Eid  übereingekommeu 
sind,  so  wird  dem  Eidesableger  das  Kruzifix  in  die  Hände  gegeben,  und  er  selbst 
spricht:  Bei  diesem  lebenspendenden  Kreuze  und  so  möge  ich  ihm  abtrünnig  werden, 
und  so  möge  ich  wahnsinnig  auf  das  Kreuz  spucken,  und  möge  ich  wahnsinnig  werden, 
so  möge  mich  Gott  vernichten  und  der  heilige  Johann  und  der  heilige  Basilius,  der 
heilige  Peter  und  alle  Heiligen,  so  möge  ich  wie  ein  Ungläubiger  ein  Kreuz  machen, 
so  möge  mein  Stamm  aussterhen,  so  möge  ich  aussätzig  werden,  so  möge  mein  Haus 
und  Same  verderben,  so  möge  der  Teufel  meine  Seele  holen,  so  möge  mich  der  Donner 
aus  klarem  Himmel  tödten,  so  möge  mich  der  Blitz  streifen,  so  möge  unter  mir  die 
Erde  durchfallen  wie  Sodom,  so  möge  Gott  mich  tödten,  wenn  ich  was  immer  von  der 
Sache,  wegen  der  ich  den  Eid  ablege,  weiss,  und  wie  wahr  ich  geschworen,  also  möge 
mir  helfen  der  starke  Gott,  mir  und  meinem  Hause!  Die  übrigen  sagen  darauf  Amen! 

Sollte  die  andere  Partei  trotz  des  Eides  einen  Zweifel  taben,  so  sagt  sie  bloss: 
die  Sünde  falle  auf  seine  Seele.  Sollte  es  sich  aber  zeigen,  dass  der  Eid  falsch  ab- 
gelegt war,  so  wird  dem  Meineidigen  nichts  mehr  geglaubt,  weder  im  Privatleben, 
noch  vor  Gericht,  und  er  ist  allgemein  verachtet.  Cf.  Popovic  S.  82;  Frilley  und 
Wlahovitj  S.  400f. 

*)  Art.  976,  955  b.  G. 

")  Medakovic  Zakonik,  Gesetzbuch  Peter  L,  1850  erschienen,  S.  11.  Ange- 
führt bei  Popovic  S.  88.  Vergl.  auch  Gesetzbuch  Daniel  § 6:  Die  in  ihren  Sitzungen 
versammelten  und  zur  Rechtsprechung  nach  ihrer  Einsicht  und  nach  ihrem  Ermessen 
berufenen  Richter  haben  die  Angelegenheiten  zu  erwägen,  und  zuvörderst  zu  bedenken* 
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Im  Fall  des  Anerkenntnisses  der  Schuld  erfolgt  daraufhin  die  Ver- 
urtlieilung  des  Schuldner#.  Der  Richter  fragt  den  Schuldner:  „Bist  du 
schuldig?1 **  „Ist  der  Zahlungstermin  vorüber?“  „Ja!“  Das 

Urtheil  lautet  darauf:  „Also  zahle!“1) 

Die  Entscheidungen  der  Kollegialgerichte  erfolgen  nach  Stimmen- 
mehrheit,  '*) 

Das  Urtheil  wird  in  das  Gerichtsprotokoll  eingetragen,  damit  man 
wisse,  wie  und  wann  der  Spruch  gefällt  wurde.3)  Die  Ausfertigung 
erhält  derjenige,  dem  sie  gebührt.4) 

§ 16, 

4,  &eehtsmittel. 

Gegen  die  von  den  Orts-  und  Bezirksgerichten  erlassenen  Ent- 
scheidungen findet  Berufung  an  den  Obersten  Gerichtshof in  Cettinje 

dass  sie  durch  die  Stimme  des  Volkes  und.  den  göttlichen  Willen  als  Richter  und 
Leiter  zur  gerechten  und  gewissenhaften  Rechtsprechung;  eingesetzt  seien,  und  jeder 
Richter  gedenke  seines  Gelöbnisses  und  Eides,  damit  er  sich  nicht  vergehe  oder 
parteiisch  urtheile,  sondern  einem  jeden,  gleichviel  oh  er  hoch-  oder  niedergestellt  sei, 
nach  Gerechtigkeit  Recht  spreche.  Die  Richter  haben  die  Gründe  der  einen,  dann  der 
anderen  Partei  der  Ordnung  nach  zu  vernehmen,  und  darüber  zu  wachen,  dass  der  Anstand 
aufrecht  erhalten  und  jede  Undeutlichkeit  und  Unvollständigkeit  beseitigt  werde,  dass 
einer  dem  anderen  nicht  in’s  Wort  falle  und  seine  Rede  unterbreche,  sondern  dass 
nach  Beendigung  des  einen  der  andere  das  Wort  ergreife  und  dass  beide  ohne  Streit 
und  Lärm  ihre  Auseinandersetzung  vortragen,  damit  jeder  Richter  ihre  Gründe  ver- 
nehme; falls  es  nothwendig  erscheinen  sollte,  auch  Fragen  zu  stellen,  damit  die  eine 
oder  die  andere  Partei  dasjenige  nachträglich  aussage,  was  dieselbe  das  erste  Mal  ent- 
weder nicht  deutlich  auseinandersefczte  oder  zu  sagen  vorgass,  soll  diese  Fragen  bloss 
ein  Richter  stellen  und  nicht  alle,  und  nachdem  beide  Parteien  alle  ihre  Gründe  zur 
Genüge  vorgebracht  haben,  sollen  sie  zurück  treten,  damit  die  Richter  unbehindert  der 
Ordnung  nach  alles  genau  erwägen  und  ihren  Spruch  gerecht  und  dermaassen  fällen, 
dass  Recht  demjenigen  zuerkannt  werde,  dem  es  gebührt.  Entsprechend  Gesetzbuch 
Peters  § 22. 

Vergl.  Medakovic,  Leben  und  Sitten  der  Montenegriner  S.  145,  bei  Popo- 
vic  S,  80. 

*)  Gesetzbuch  Daniels  § 11:  Sind  die  Richter  nicht  einstimmig  über  einen  Gegen- 
stand, sondern  sind  ihre  Meinungen  getheüt,  da  der  eine  so  und  der  andere  anders 
urtheil t,  so  ist  in  einem  solchen  Falle  die  Kraft  der  Gründe  auf  derjenigen  Seite,  für 
welche  die  Mehrheit  der  Richter  stimmt;  die  Richter,  deren  Stimmen  die  Mehrheit 
bilden,  müssen  jedoch  auf  ihr  Gewissen  betheuern,  dass  sie  unparteiisch  und  frei  von 
jeder  Bestechung  den  Spruch  gefällt  und  denselben  als  gerecht  anerkannt  haben.  Ent- 
sprechend Gesetzbuch  Peters  § 27. 

3)  Gesetzbuch  Daniels  § 6. 

4)  Popovic  S.  80.  Gesetzbuch  Daniels  § 6.  Nach  Mittheüuag  von  Dr.  Kostic 
wird  das  Urfheii  in  der  Praxis  zumeist  nur  mündlich  verkündet  und  nur  auf  besonderen 
Antrag  der  Partei  in  Abschrift  zugestellt. 

8),  Das  Verfahren  vor  dem  Senat,  welcher  bis  1879  die  Funktionen  des  Obersten 
Gerichtshofs  ausübte,  schildert  Delarue  (Le  Montenegro.  Paris  1863)  wie  folgt: 

Wenn  es  vorkommt,  was  selten  ist,  dass  eine  der  Parteien  es  nicht  versteht,  sich 
seihst  zu  vertheidigen,  so  tritt  aus  der  Zuhörerschaft  aus  eigenem  Antrieb  einer  hervor, 
um  ihr  aus^uhelfen.  Die  Umstehenden  ergänzen  in  jeder  Sache  die  Verhandlung  durch 
das  Vorbringen  ihrer  eigenen  Wissenschaft:  sie  unterstützen  ihlen  Schützling  und 
feuern  ihn  an,  und  bedrohen  zugleich  den  Gegner  und  strafen  ihn  Lügen.  Wenn  diese 
Lr*kz  u.  Lokwkmfkld,  Rechts  Verfolgung.  II.  22 
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statt;1)  gegen  die  Entscheidungen  des  Obersten  Gerichtshofes  Beschwerde 
an  den  Fürsten.2) 

§ 16. 

5.  Zwangsvollstreckung.3) 

Die  Vorschriften  der  Gesetzbücher  Peters  I.4)  und  Daniels  I.5)  sind 
noch  in  Geltung.6) 

stürmischen  Debatten,  denen  die  Richter  aufmerksam  folgen,  ihren  Höhepunkt  er- 
reichen, dann  pflegt  eines  der  Stammeshäupter  oder  ein  älterer  Mann,  vorzutreten  und 
etwa  wie  folgt  zu  reden:  Ich  kenne  die  Sache  besser  wie  alle  diese  Leute;  irre  ich 
mich,  dann  mögen  sie  mich  berichtigen.  Dann  fängt  der  eifrige  Berichterstatter  damit 
an,  die  Thatumstände  anzuführen,  die  sich  indirekt  auf  den  Prozess  beziehen,  aber 
Jedermann  bekannt  sind;  dann  hält  er  inne  und  fragt  die  Zuhörerschaft:  „Ist  das 
wahr?“  „Ja!  das  ist  wahr“  ist  die  Anwort.  Darauf  geht  der  Redner  auf  den  eigent- 
lichen Streitpunkt  ein.  Geschickt  steigert  er  seine  Behauptungen  und  unterbricht  sich 
jedes  Mal,  um  sich  von  der  Zuhörerschaft  die  Wahrheit  seiner  Ausführungen  aufs 
neue  bestätigen  zu  lassen.  Manchmal  wird  er  durch  Widerspruch  unterbrochen;  dann 
dreht  er  sich  um  zu  den  Richtern  und  bittet  sie,  der  Liebe  zur  Wahrheit  in  seiner 
Person  Achtung  zu  verschaffen.  Da  der  Montenegriner  den  Ruf  eines  gerechten  und 
beredten  Mannes  hoch  schätzt,  so  ist  es  selten,  dass  sich  der  Redner  zu  unwahren 
Vermuthungen  oder  unwahrscheinlichen  Behauptungen  versteigt.  Dadurch  gewinnt  er 
die  Zuhörerschaft  und  die  Richter  gebieten  den  Widersprechenden  Schweigen  (Frilley 
und  Wlahovitj  S.  397 f.;  Lenormand  LXX). 

*)  Eine  Schilderung  des  Gerichtssaales  und  des  Gerichts  siehe  bei  Frilley  und 
Wlahovitj  S.  355,  356  und  Lenormand  LXV1II. 

3)  Gesetzbuch  Daniel  § 64:  Jedem  Montenegriner  und  Brdaner,  der  sich  durch 
auferlegte ->  Geldstrafen  oder  durch  andere  ungerecht  und  gesetzwidrig  gegen  denselben 
gefällte  Urtheilte  gekränkt  fühlt,  bleibt  es  unbenommen,  beim  Obersten  Gerichte  des- 
halb Beschwerde  zu  führen,  und  dieses  Gericht  wird  zu  untersuchen  haben,  ob  nach 
dem  Gesetze  vorgegangen  sei;  fand  ein  gesetzwidriges  Verfahren  statt,  so  sind  diejenigen 
Richter,  welche  ungerecht  und  gesetzwidrig  das  Urtheil  fällten,  vom  Richteramte  aus- 
zuschliessen,  zur  Geldstrafe  und  zum  Verluste  der  obrigkeitlichen  Würde  und  Ehre 
auf  die  im  § 8 vorgeschriebene  Weise  zu  verurtheilen. 

Dr.  Lazar  Kostic  in  Agram  berichtet  über  die  Beschwerde  an  den  Fürsten 
Folgendes:  Der  Veliki  sud  ist  zwar  ein  Appellationsgericht,  aber  durchaus  nicht  die 
höchste  Instanz  in  Montenegro.  Der  höchste  Richter  im  Lande  ist  nicht  nur  prin- 
zipiell, sondern  auch  praktisch  der  Fürst  in  Person.  »Schon  zu  Lebzeiten  Daniels  I. 
(ermordet  im  August  1860  zu  Cattaro)  war  gestattet,  sich  beim  Fürsten  gegen  Urtheile 
des  Senats  (vgl.  Paic  u.  Sch  erb,  Cernagora.  Agram  1851.  S.  145  ff.),  jetzigen  grossen 
Gerichts,  zu  beschweren.  Nikolaus  I.  hat  diesem  Rechte  eine  weite  Ausdehnung  ver- 
liehen, seitdem  er  vor  dem  versammelten  Volke  die  denkwürdigen  Worte  aussprach: 
„Wer  nicht  eines  Groschens  wegen  zu  mir  kommt,  um  sein  Recht  zu  verlangen,  der 
ist  keinen  Groschen  werth“  (vergl.  auch  Den  ton,  Montenegro.  London  1877.  S.  128). 
Die  Urform  der  Ausübung  des  Majestätsrechts  entspricht  ganz  den  Bedürfnissen  des 
Volkes  und  den  Landesverhältnissen  und  hat  sich  bisher  glänzend  bewährt.  Die  un- 
geschwächte strenge  Einhaltung  dieses  Prinzips  dürfte  übrigens  auch  auf  politische 
Erwägungen  zurückzuführen  sein.  Dadurch  wird  am  wirksamsten  im  Bewusstsein  des 
Volkes  die  Ueberzeugung  lebendig  erhalten,  dass  die  Persönlichkeit  des  Fürsten  der 
Ausfluss  alles  Rechts  ist,  und  dass  nur  seine  Person  jede  Rechtsverletzung  gründlich 
zu  heilen  vermag.  Dieses  Hoheitsrecht  scheint  jedoch  der  Fürst  bloss  in  Rechts- 
streitigkeiten der  Montenegriner  unter  sich,  nicht  auch  in  Prozessen  mit  Ausländern 
üben  zu  wollen.  Diesen  Entschluss  hat  er  bei  Gelegenheit  des  viel  besprochenen  Pro- 
zesses des  Woiwoden  Mascho  Vrbjtza  gegen  den  Griechen  Rizos  auf  eine  jeden  Zweifel 
aussehliessende  Weise  unter  Hintansetzung  seiner  persönlichen  Interessen  bethätigi. 
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Darnach  treibt  das  Ortsgericht  den  Ersatz  vom  Schuldner  ein.1) 
Wenn  der  Schuldner  kein  Geld  hat,  um  ungesäumt  zu  zahlen,  so  sendet 
das  Gericht  den  perjanik  (Gerichtsboten),  um  das  Vieh  zu  pfänden; 
hat  er  kein  Vieh,  oder  nicht  genügend,  so  kommt  die  Frucht  an  die 
Reihe;  ist  keine  Frucht  da.  so  werden  die  Waffen  gepfändet  (das  gewöhn- 
liche Pfandobjekt,  weil  es  am  ersten  ausgelöst  wird);  sind  keine  Waffen 
da,  so  kommt  der  Acker  an  die  Reihe.  Der  Schuldner  bekommt  noch 
einen  kurzen  Zahlungstermin,  und  wenn  auch  dieser  fruchtlos  verstreicht, 
so  wird  zur  Lizitation  des  Pfandobjekts  geschritten.2) 

§ 17* 

6.  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile. 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  trifft  hierüber  folgende  Bestimmungen: 

Die  Folgen  und  Wirkungen  eines  von  einem  ausländischen  Gericht 
erlassenen  Urtheils  richten  sich  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  dem 
das  Gericht  angehört,  welches  das  UrtheiL  erlassen  hat,  können  aber 
nie  über  das  hinausgehen,  was  durch  die  montenegrinischen  Gesetze  in 
dieser  Hinsicht  für  die  Urtheile  der  einheimischen  Gerichte  bestimmt  ist. 3 * 5 6) 

Die  Urtheile  ausländischer  Gerichte  haben  keine  Geltung  in  Mon- 
tenegro in  folgenden  Fällen: 

1.  wenn  ein  Montenegriner  verklagt  worddn  und  weder  direkt  noch 
durch  Vermittelung  seiner  Regierung  in  den  Stand  gesetzt  ist,  sich  in 
dem  durch  das  in  Rede  stehende  Urtheil  entschiedenen  Prozesses  wirk- 
sam zu  vertheidigen; 

2.  wenn  das  fremde  Gericht  in  der  Begründung  des  Urtheils  dem 
Grad  der  Berechtigung  der  Montenegriner,  über  ihr  Vermögen  zu  ver- 


Als  nämlich  der  vom  Weliki  sud  auf  Zahlung  von  etwa  40000  Francs  an  den  Griechen 
verurtheilte  Woiwode  an  den  Fürsten  appellirte,  erklärte  dieser,  das  ihm  gerecht 

scheinende  Urtheil  nicht  abändern  zu  können,  wovon  er  nicht  einmal  durch  die  Drohung 
abzubringen  war,  dass  der  in  der  Sache  unterlegene  Woiwode,  welcher  in  der  Ge- 
schichte des  Landes  eine  wichtige  Rolle  gespielt  und  speziell  dem  Fürsten  sehr  schätzens- 
werthe  und  stets  anerkannte  Dienste  geleistet  hatte,  auswandern  werde.  Auch  als 
darauf  der  gekränkte  Würdenträger  mit  Familie  das  Land  demonstrativ  verliess,  ertrug 
der  Fürst  alle  Angriffe  mit  stoischer  Gelassenheit. 

3)  Eine  über  Zwangsvollstreckung,  namentlich  Geldbeitreibung  erlassene  neuere 
Verordnung  erwähnt  Dickel  S.  6 und  Shek  S.  XI. 

*)  Art.  8.  11,  33. 

5)  Art.  42.  69,  83. 

6)  Nach  Mittheiiung  von  Dr.  Kostic.  Vergl.  auch  Popovic  S.  83. 

*)  Art.  42  Gesetzbuch  Daniels. 

2)  Aus  Medakovic,  Zakonik  S.  11 — 13,  und  Medakovic,  Leben  und  Gebräuche 
der  Montenegriner  S*.  125,  145;  bei  Popovic  S.  34.  Nach  Mittheilungen  von  Dr. 
Ko stic  spielen  die  Waffen  als  Exekutionsobjekt  keine  solche  Rolle  mehr,  seitdem  die 
alten  kostbaren  Pistolen,  Gewehre  und  Yatagane  durch  einfache  Hinterlader  und  Re- 
volver ersetzt  sind.  Die  bei  Medakovic  und  Popovic  erwähnte,  für  den  Fall  der 
Zahlungsunfähigkeit  eintretende  persönliche  Ein  Sperrung  des  Schuldners  ist  nach  Mit- 
theilung von  Dr.  Ko  stic  nicht  mehr  üblich;  cf.  Chiudina  S.  168. 

3)  Art.  795  b.  G. 
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fügen,  und  den  sich  daraus  ergebenden  Folgen1)  nicht  Rechnung  ge- 
tragen hat; 

3.  wenn  das  Urtheil  eine  Person  zu  einer  Handlung  verpflichtet, 
zu  welcher  nach  den  montenegrinischen  Gesetzen  niemand  gezwungen 
werden  darf,  oder  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  einer  Geldstrafe  oder 
Entschädigung  ausspricht  für  Handlungen,  an  die  das  montenegrinische 
Gesetz  solche  Folgen  nicht  knüpft.2) 

Das  montenegrinische  Gericht  ist  nicht  verpflichtet,  die  Vollstreck- 
barkeit eines  fremden  Urtheils  lediglich  deshalb  auszusprechen,  weil  es 
das  Vorhandensein  eines  solchen  anerkennt.  Gewährleistet  ist  die 
Vollstreckung  der  Urtheile  eines  fremden  Gerichts  nur  im  Falle  Gegen- 
seitigkeit in  dem  Lande,  dem  das  Gericht  angehört,  Montenegro  gegen- 
über ausgeübt  wird.3) 


§ 18. 

III.  Konkursrecht.4) 

Da  es  in  Montenegro  kein  kodifizirtes  Civilprozessrecht  giebt,  so 
hat  man  noch  weniger  daran  denken  können,  das  Konkursrecht  zu 
regeln.  Da  jedoch  Kaufleute  in  Montenegro  leben,  welche  Handel 
treiben,  auch  Handelsbücher  führen,  so  sind  auch  Konkurse  unvermeid- 
lich und  mehrfach  vorgekommen.  Sie  können  vom  Schuldner  ange- 
meldet, oder  auf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Gläubiger  vom  Gericht 
beschlossen  werden.  Für  die  Reihenfolge  in  der  Befriedigung  der  Gläu- 
biger ist  die  Priorität  der  erlangten  und  verwirklichten  Pfandrechte 
massgebend.  Alle  übrigen  Detailbestimmungen  werden  in  jedem  ein- 
zelnen Fall  von  dem  Gericht  nach  freiem  Ermessen  getroffen.  Als 
Konkursgericht  fungirt  das  Obergericht  (Veliki  Sud)  in  Cettinje.  Der 
Zwangsverkauf  von  Immobilien  und  die  gerichtliche  Feilbietung  von 
Mobilien,  namentlich  Waarenlagern,  wird  vorher  im  Amtsblatt  (Glas 
Crnogorca)  angekündigt.  Die  Vertheilung  des  Kaufschillings  nimmt  das 
Gericht  nach  vorheriger  Feststellung  aller  Ansprüche  vor.  Kollidirt 
eine  früher  eingegangene  nachweisbare  Verbindlichkeit  mit  einem  später 
eingeräumten  und  effektuirten  Pfandrecht,  so  sucht  das  Gericht  aus 


*)  Vergl.  das  oben  (S.  329,  330)  über  die  Hausgemeinschaft  Gesagte. 

,J)  Art.  796  b.  G. 

*)  Art.  797  b.  G.  Besondere  Vorschriften  hierüber  sollen  in  der  zu  erlassenden 
Prozessordnung  gegeben  werden.  Nach  Mittheilung  des  Obergerichtsrath  Dr.  Shek 
in  Sarajewo  hat  im  Jahre  1890  die  montenegrinische  Regierung  dem  k.  k.  Ministerium 
des  Aeusseren  in  Wien  eröffnet,  dass  civilgerichtliche  Erkenntnisse  und  Verfügungen 
der  Gerichte  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie  von  den  Behörden  in  Monte- 
negro nicht  vollstreckt  werden.  In  Folge  dessen  haben  die  betreffenden  Ministerien 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  den  eigenen  Gerichten  nach  dem  Grundsätze 
der  Gegenseitigkeit  vorzugehen  aufgetragen.  Die  betreffenden  Verordnungen  stehen 
heute  noch  in  voller  Kraft.  Vgl.  auch  Jöttel,  Handbuch  des  internat.  Privat-  und 
Strafrechts,  Wien-Leipzig  1893.  S.  194  und  oben  Bd.  I S.  436. 

4)  Nach  Mittheilungen  von  Dr.  L.  Kostic  in  Agram. 
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Gründen  der  Billigkeit  beide  Ansprüche  thunlichst  zu  befriedigen,  so 
dass  jeder  Gläubiger  angehalten  wird,  zu  Gunsten  des  anderen  etwas 
nachzulassen. 


§ 19. 

IY.  Erbschaftsregulierung. l) 

Entsprechend  dem  Institut  der  Hausgemeinschaft2)  kann  in  der- 
selben von  einem  Erbrecht  nur  in  Bezug  auf  das  Sondergut  (peculium)3) 
die  Rede  sein,  in  Bezug  auf  das  Haus  vermögen  nur,  wenn  die  Haus- 
gemeinschaft im  Aussterben  ist.4)  Da  der  werth vollste  Besitz,  ins- 
besondere Grundeigenthum,  regelmässig  der  Hausgemeinschaft  gehört, 
so  hat  das  Erbrecht  verhältnissmässig  geringe  Bedeutung.  Ueber  Erb- 
anfall, Erbentsagung,  Inventarrecht,  Erbeslegitimation  und  Nachlass- 
regulirung bestehen  keine  gesetzlichen  Bestimmungen.5)  Zu  erwähnen 
ist  Folgendes: 

1.  Testirfreiheit.  Testamente. 

Jedermann  kann  über  sein  Vermögen  (Sondergut)  von  Todes  wegen 
frei  verfügen.6)  Ein  Pflichttheil  oder  Notherbenrecht  besteht  nicht.  Die 

*)  Nachstehende  Mittheilungen  über  Erbrecht  und  Nachlass  beziehen  sich  auf 
Montenegriner.  Das  Erbrecht  der  in  den  südlichen  Gegenden  Montenegros,  zumeist  in 
Städten  und  Märkten,  lebenden  muselmännischen  Unterthanen  wird  bezüglich  des 
beweglichen  Vermögens  (Mülk)  — zu  dem  auch  die  auf  der  Haus-  und  Hofstelle 
und  in  den  Gemüse-,  Obst-  und  Weingärten  errichteten  Gebäude  und  Baulichkeiten 
gehören  — durch  die  moslemischen  religiösen  Satzungen,  das  Scheriatsrecht,  ge- 
regelt. Dagegen  vererben  sich  der  Landwirtschaft  dienende  Grundstücke  nur  nach 
den  staatlichen  Gesetzen.  Das  Eigenthum  an  solchen  Grundstücken  geht  ipsa  lege 
auf  die  Erben  über.  Es  kommt  hierbei  das  ottomanische  Recht  zur  Anwendung,  wie 
es  in  den  nach  dem  Berliner  Vertrage  an  Montenegro  gefallenen  Gebieten  damals  in 
Geltung  war.  Letztwillige  Verfügungen  über  solche  Grundstücke  sind  darnach  unzu- 
lässig. Bei  Streitigkeiten  entscheidet  die  staatliche  Behörde.  — Bei  den  Muselmanen 
besteht  das  Institut  der  Hausgemeinschaft  nicht;  es  finden  daher  weder  die  auf  das 
Hausvermögen,  noch  die  auf  das  Sondergut  bezüglichen  Bestimmungen  Anwendung 
(vgl.  auch  § 708  b.  G.).  Eine  testamentarische  Verfügung  ist  nach  Scheriatsrecht  in 
der  Regel  nur  über  ein  Drittel  des  beweglichen  Vermögens  gestattet.  Die  Regulierung 
des  Nachlasses  der  Muselmanen  erfolgt  durch  ihre  geistlichen  Oberen  (Kadi,  Mufti). 
(Nach  Mittheilungen  des  Obergerichtsraths  Shek  in  Sarajewo.) 

2)  VergL  oben  S.  329. 

3)  Sondergut  ist  a)  alles,  was  die  einzelnen  Familienmitglieder  durch  Geschenke 
unter  Lebenden  oder  aus  Verfügungen  von  Todes  wegen  erwerben,  einschliesslich  der 
natürlichen  Vermehrung  dieses  Vermögens  durch  Zinsen  etc.  Sondergut  sind  ferner 
b)  die  Ausstattungsgegenstände,  welche  das  Mädchen  selbst  verfertigt  oder  bei  der 
Heirath  vom  Hause  erhalten  hat,  namentlich  Schmuck,  c)  Ertrag  der  Arbeit  oder 
eines  Gewerbes,  wenn  das  Haus  dem  betreffenden  Mitgliede  das  Recht  dazu  eingeräumt 
hat.  VergL  Art.  688  ff.  b.  G.,  Dickel  S.  99,  Demelic  S.  52,  53. 

4)  Vergl.  Popovic  S.46  und  Shek  S.  XXL 

6)  Nach  Mittheilung  von  Dr.  Kostic  in  Agram. 

6)  Gesetzbuch  Daniels  §48:  Der  Vater  kann  dasjenige,  was  er  selbst  erworben 
hat,  nach  seinem  Belieben  unter  die  Söhne  vertheilen;  sollte  jedoch  der  Vater  einem 
Sohne  mehr  hinterlassen,  als  dem  anderen,  so  ist  ungeachtet  dessen  seine  Verfügung 
unantastbar  aufrecht  zu  erhalten,  indem  jeder  mit  seinem  Vermögen  nach  seinem  Be- 
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Testamente  können  schriftlich  oder  mündlich  errichtet  werden.  Das 
schriftliche  Testament  ist  gültig,  wenn  es  der  Erblasser  eigenhändig  ge- 
schrieben oder  unterschrieben  hat. *)  Die  mündlichen  Testamente  bilden 
die  Regel.  Sie  sind  gültig,  wenn  sie  vor  zwei  Zeugen  errichtet  sind.* l 2) 
Die  Anwesenheit  des  Bedachten  bei  der  Errichtung  des  Testaments  ist 
zur  Gültigkeit  des  Testaments  nicht  erforderlich.3) 

2.  intestaterhrecht. 

In  Ermangelung  eines  Testaments  tritt  die  gesetzliche  Erbfolge 
ein.  Dieselbe  ist  wie  folgt  geordnet: 

I.  a)  Beim  Tode  des  Vaters  gebührt  der  Wittwe  der  lebensläng- 
liche Niessbrauch  am  Nachlass  des  Mannes.4)  Im  Fall  der  Wieder- 
verheirathung  erhält  die  Wittwe  eine  Abfindung,  und  im  Falle  Kinder 
aus  der  Ehe  am  Leben  sind,  zur  Erhaltung  derselben  jährlich  eine  be- 
stimmte Summe. 

b)  Beim  Tode  der  Wittwe  oder  im  Falle  die  Ehefrau  vor  ihrem 
Manne  gestorben  ist,  wird  der  Nachlass  des  Vaters  unter  seine  Söhne 
gleich  getheilt.5) 

c)  Stirbt  ein  Vater  ohne  Hinterlassung  von  Söhnen,  so  erben  die 
Töchter,  wenn  sie  mit  Schwestern  des  Erblassers  konkurriren,  zwei  Dritt- 
theile,  die  Schwestern  des  Erblassers  ein  Dritttheil  des  Nachlasses. 
Sind  keine  Schwestern  am  Leben,  so  erben  die  Töchter  den  ganzen 
Nachlass.6) 

d)  Sind  keine  Kinder  vorhanden,  so  erben  die  nächsten  Anver- 
wandten.7) 

e)  Sind  auch  diese  nicht  vorhanden,  so  fällt  der  Nachlass  an  den 
Fiskus.8) 

II.  Stirbt  eine  Ehefrau,  so  wird  sie  von  ihren  Kindern  beerbt.9) 
Hinterlässt  sie  keine  Kinder,  so  fällt  der  Nachlass  an  ihre  Brüder,  und 


lieben  verfügen  kann.  — §49:  Jedermann  ist  Herr  seines  Vermögens,  und  kann  selbes 
daher  auch  Fremden  mit  Umgehung  seiner  Anverwandten  nach  seinem  Belieben  zu- 
wenden, und  gleichviel,  ob  er  diese  Verfügung  bei  Lebzeiten  oder  in  seinem  Testamente 
traf,  darf  dieselbe  nicht  angetastet  werden.  — Vergl.  Demelic  S.  138. 

l)  Medakovic,  Leben  etc.  S.  52  bei  Popovic  S.  47. 

3)  Der  letzte  Wille  des  Erblassers  wird  als  heilig  betrachtet  und  ohne  Rücksicht 
auf  die  Form  der  Errichtung  nie  umgestossen.  Vergl.  Popovic  S.  47.  „Die  Erben 
erfüllen  immer  gewissenhaft  den  letzten  Willen  ihres-  Vaters,  selbst  wenn  dadurch  das 
gesammte  Sondergut  absorbirt  wird.  Denn,  sagt  das  Volk,  wer  die  Seele  des  Vaters 
nicht  befriedigt,  verliert  die  eigene.“  Demelic  S.  138. 

3)  Popovic  S.  47,  Demelic  S.  141. 

4)  Gesetzbuch  Daniels  § 50. 

5)  Verheirathete,  aber  nicht  ausgestattete  Töchter  haben  aber  Anspruch  auf  Aus- 
stattung. Demelic  S.  138. 

6)  Die  Waffen  fallen  an  die  nächsten  männlichen  Verwandten.  Gesetzbuch 
Daniels  § 54. 

7)  Gesetzbuch  Daniels  § 57. 

8)  Gesetzbuch  Daniels  § 57,  Popovic  S.  49,  Demelic  S.  140. 

9)  Demelic  S.  138. 


Montenegro. 


343 


in  Ermangelung  solcher  an  liire  Schwestern.  Hat  sic  auch  keine 
Schwester,  so  erben  die  nächsten  Anverwandten.1) 

III.  Uneheliche  Kinder  haben  dieselben  Erbrechte,  wie  eheliche.2 3) 
Adoptivkinder  verlieren  ihr  Erbrecht  gegen  ihre  leiblichen  Eltern.8) 

3.  Erbschaftsregulierung. 

Ueber  dieselbe  bestehen  keine  geschriebenen  Gesetze,  sie  erfolgt 
nach  altem  Brauch  und  vernünftigem  Ermessen  der  Richter.  Beschrän- 
kungen der  Ausländer  durch  Erbschaftssteuer,  Abschoss  u.  dergl.  be- 
stehen nicht.4) 

Als  Nachlassbehörde  fungirt  im  Allgemeinen  das  Kapetanatsgericht. 
Das  Verfahren  ist  formlos.  In  verwickelteren  Fällen,  namentlich  bei 
Verlassenschaften  von  Ausländern  wendet  sich  das  Kapetanatsgericht 
aber  um  Weisungen  an  den  Veliki  Sud.  Zweifelhafte  Fragen  werden 
durch  diesen  von  Fall  zu  Fall  gelöst.  Eine  gerichtliche  Nachlass- 
regulierung erfolgt  von  Amtswegen,  wenn  püegebefohlene  Personen  be- 
theiligt sind.  Sind  die  Erben  unbekannt  oder  abwesend,  so  kann  das 
Gericht  von  Amtswegen  oder  auf  Ansuchen  eines  Betheiligten  einen 
Nachlasspfleger  bestellen.5)  Das  Gericht  fungirt  dem  Nachlasspfleger 
gegenüber  als  Obervormundschaftsbehörde.  Es  kann  die  Befugnisse  des 
Pflegers  begrenzen,  ihm  Weisungen  und  zu  Handlungen,  die  die  Grenzen 
der  gewöhnlichen  Verwaltung  überschreiten,  die  erforderliche  Genehmi- 
gung ertheilen.6)7) 

§ 20. 

V.  Konsulargerichtsbarkeit. 

Montenegro  unterhält  keine  Konsulargerichte  im  Auslande,  ebenso- 
wenig üben  ausländische  Staaten  in  Montenegro  Konsulargerichbarkeit  aus. 


1)  Gesetzbuch  Daniels  § 56. 

2)  Demelic  S.  129.  Shel*  S.  XXIII. 

3)  Demelic  S.  127. 

4)  Ueber  die  Beschränkungen  der  Ausländer  beim  Erwerb  von  Grundeigenthum 
vergl.  oben  S.  324.  Nach  Mittheilung  des  Dr.  Kostic  ist  in  einem  Falle,  in  dem  ein 
Ausländer  (türkischer  Unterthan)  in  Montenegro  gestorben  ist,  der  in  baarem  Gelde 
bestehende  Nachlass  ohne  weiteres  der  ottomanischen  Gesandtschaft  ausgefolgt  worden. 

5)  Art.  671  b.  G. 

6)  Art.  674  b.  G. 

7)  Die  in  Aussicht  genommene  Vormundschaftsordnung,  welche  auch  hierüber  Be- 
stimmungen treffen  soll,  ist  zur  Zeit  (Juli  1894)  noch  nicht  erlassen  (nach  Mittheilung 

des  Obergeiichtsraths  Shek). 


Achtzehnter  Abschnitt. 


Türkei. 


Von 

E.  R.  Salem, 

Advokat  in  Salonichi. 


Leske  n.  Loewenfeld,  Rechtsveifolgung.  II. 
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V orbemerkung. 1 ) 

Reclitsquellen.  Literatur.  Inhaltsübersicht. 

I. 

Die  im  türkischen  Reiche  geltenden  Gesetze  zerfallen  in  zwei  Kate- 
gorien, in  die  auf  dem  Koran  und  der  Sunna2)  (Tradition)  beruhen- 
den „religiösen“  (heiligen)  Gesetze,  welche  Scheriat  heissen,  und  in 
die  zum  Unterschiede  von  den  religiösen  als  „bürgerliche“  bezeichneten, 
von  den  Sultanen  erlassenen  Gesetze,  welche  Kanün  genannt  werden.3) 


J)  Ueber  die  Bedeutung  des  islamitischen  Rechts  vgl.  Köhler,  Die  Commenda 
im  islamitischen  Rechte  S.  1 u.  6;  Köhler,  Islam.  Oblig.  u.  Pfandr.  S.  208;  Köhler. 
Ueber  das  vorislamitische  Recht  der  Araber  S.  238;  Köhler,  Moderne  Rechtsfragen 
S.  1.  In  der  letztgenannten  Schrift  sagt  der  Verfasser  S.  1:  „dass  das  islamitische 
Recht  ein  hoch  entwickeltes  Kulturrecht  ist,  und  dass  die  scharfsinnigen,  nur  öfters 
etwas  subtilen,  scholastischen  und  in  das  mikrologische  kasuistische  Detail  sich  ver- 
lierenden Erörterungen  der  islamitischen  Juristen,  insbesondere  cler  Hanefiten,  wahre- 
Goldkörner  enthalten,  muss  jeder  zugestehen,  welcher  sich  einmal  in  die  islamitische 
Jurisprudenz  versenkt  hat.“ 

2)  Vgl.  Sprenger,  Entwicklungsgeschichte  des  musl.  Ges.,  S.  1 f.,  6,  13.  Köhler, 
Zur  Geschichte  der  islam.  Rechtssyst.,  S.  386. 

3)  Zwischen  dem  religiösen  Gesetz  und  den  durch  kaiserliche  Verordnung  ein- 
geführten bürgerlichen  Gesetzen  bestand  und  besteht  ein  bedenklicher  Gegensatz.  Gat- 
teschi,  La  proprietä  (1869),  S.  14  f.,  äussert  sich  darüber  etwa  wie  folgt:  Beim  Studium 
der  türkischen  Gesetzgebung  muss  man  immer  den  fundamentalen  Unterschied  im  Auge 
behalten,  der  zwischen  dem  wahren  und  eigentlichen  Gesetz,  El- Scheriat,  und  den 
kaiserlichen  Verordnungen,  El-Kanün,  besteht.  Die  Moslems  glauben,  dass  es 
für  sie  nur  ein  einziges  und  unabänderliches  Gesetz  giebt,  d.  i.  das  religiöse  Gesetz 
(El-Scheriat),  welches  im  Koran  und  in  der  Sunna,  der  „Tradition“  Mohammeds,  ge- 
schrieben steht,  und  welches  auch  das  bürgerliche  Recht  enthält.  Die  Sultane  können 
deshalb  nicht  die  kleinste  Veränderung  des  religiösen  Gesetzes  vornehmen,  und  sie 
haben  insofern,  streng  genommen,  keine  legislative  Gewalt.  Sie  können  das  Gesetz 
nur  auslegen  und  auch  in  dieser  Hinsicht  sind  sie  nicht  frei,  denn  sie  müssen  zuvor 
das  Gutachten  der  Gesetzeskundigen  — deren  Haupt  der  Scheik  ül  Islam  ist  — ein- 
holen. Dies  ist  der  Grund,  weshalb  das  moslemische  Recht  bis  jetzt  nicht  fort- 
geschritten ist,  und  dass  die  in  letzter  Zeit  gemachten  Fortschrittsversuche  auf  so 
schwere  Hindernisse  gestossen  sind,  so  dass  man  sagen  kann,  dass  die  in  den  kaiser- 
lichen Verordnungen  aufgestellten  neuen  Rechtsgrundsätze  in  die  Gewohnheiten  und 
Ueberzeugungen  der  Nation  nicht  übergegangen  sind.  Die  Reformgesetze  (Hatti  Scherif 
von  1839,  Hatti  Humajum  von  1850)  werden  von  den  strenggläubigen  Moslems  als  eine 
Verletzung  des  Scheriatsgesetzes  betrachtet,  und  die  geistlichen  Gerichte  halten  sich 
in  Folge  dessen  nicht  daran  gebunden.  Aehnlich  steht  es  mit  dem  Handelsrecht.  Die 
hohe  Pforte  hat  den  französischen  Code  de  commerce  eingeführt.  Die  geistlichen  Ge- 
richte ignoriren  denselben  aber,  sie  erkennen  weder  Handelsgesellschaften,  noch  den 
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Das  ottomanische  Handelsrecht,1)  welches  der  französischen  Ge- 
setzgebung nachgebildet  ist,  gehört  zum  Kanun;  das  ottomanische  Civil- 
reeht  dagegen,  welches  im  Wesentlichen  auf  dem  Koran  und  der  Sunna 
beruht,  zum  Scheriat.  Das  moslemische  Recht  hat  im  ersten  und 
zweiten  Jahrhundert  nach  der  Hedschra  durch  die  vier  Imams  Abu 
Hanifa,  Malik,  Schafii  und  Hainbal2)  eine  gewisse  Regelung  und 
Entwicklung  erfahren,  und  die  Lehre  eines  jeden  dieser  Imams  bildet 
so  zu  sagen  einen  Ritus,  der  mit  dem  Namen  seines  Urhebers  bezeich- 
net wird.  In  der  Türkei  ist  der  nach  seinem  Urheber  Hanifa  genannte 
Hanefitische  Ritus  der  herrschende.3)  Wegen  der  in  dieser  Lehre 

Anspruch  auf  Zinsen,  noch  andere  dem  moslemischen  Gesetz  .fremde  Vorschriften  an. 
Die  hohe  Pforte  musste  deshalb,  um  das  Handelsgesetzbuch  und  die  kaiserlichen  Re- 
formgosbtze  zur  praktischen  Anwendung  zu  bringen,  besondere  weltliche  Tribunale  er* 
richten.  Auf  diese  Art  existiren  in  der  Türkei  zwei  verschiedene  Gesetz- 
gebungen und  zwei  verschiedene  Arten  der  Justiz.  Der  wahre  Gesetzgeber 
ist  Mohammed  und  an  seinen  Gesetzen  darf  nichts  geändert  werden.  Seine  Gesetz© 
wirken  durch  den  moralischen  Einfluss,  den  sie  auf  die  moslemische  Bevölkerung 
üben.  Daneben  steht  als  politischer  Gesetzgeber  der  Sultan,  dem  die  Macht  zur  Seite 
steht,  seinen  Verordnungen  Beachtung  zu  verschaffen.  Die  Justiz  wird  von  zweierlei 
Arten  von  Gerichten  geübt,  von  den  geistlichen  Gerichten,  welche  mit  rechts- 
gelehrten Ulemas  besetzt  sind  und  ausschliesslich  das  Scheriatsrecht  anwenden,  und 
den  bürgerlichen  Gerichten,  welche  die  kaiserlichen  Verordnungen  anwenden. 

Aehnlich  Amiaud,  Apercu  des  legislations  civiles,  S.  löl  (1884). 

Diese  Anomalie  hat  in  neuerer  Zeit  dadurch  an  Bedeutung  verloren,  dass  die 
kaiserlichen  Verordnungen  einen  grösseren  Theil  des  Rechts  beherrschen,  und  dem- 
entsprechend die  kaiserlichen  Gerichte  zu  entscheidender  Präponderanz  gelangt  sind. 

*)  Das  ottomanische  Handelsgesetzbuch  ist  eine  Kopie  des  französischen  Handels- 
gesetzbuchs von  1807.  Dasselbe  wurde  im  Jahre  1276  (1850)  verkündet  und  zerfällt 
in  zwei  Bücher.  Das  erste  handelt  von  den  Kaufleuten,  Handelsbüchern,  Handels- 
gesellschaften, Kommissionären  und  dem  Frachtführer  und  enthält  ferner  das  Wechselrecht. 
Das  zweite  Buch  enthält  das  Konkursrecht.  Das  Handelsgesetzbuch  ist  türkisch  ab- 
gedruckt in  Destür,  Sammlung  der  ottomanischen  Gesetze,  Bd.  I S.  375;  franzö- 
sisch in:  Aristarchi  Bey,  Legislation  ottomane,  Bd.  I S.  277,  Feraud-Giraud, 
Jurisdiction  frangaise,  Bd.  I S.  312 f.,  Gatteschi,  Manuale  S.  287  f.,  Testa,  Recueil, 
Bd.  I S.  215  f.;  deutsch  in  Borehardt,  Handelsgesetze  V.  S.  184  f.  (1887.).  1864  ist 
ein  Gesetzbuch  über  den  Seehandel  publizirt  worden.  Vgl  dasselbe  in  deutscher 
Uebersetzung  bei  Borehardt  a.  a.  0.  V.  S 233  f. 

9)  Vgl.  darüber  Köhler.  Zur  Geschichte  der  islamitischen  Rechtssysterae,  in  der 
Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsv.  V.  S.  387  f. 

3)  Die  Verbreitung  des  Islam  genau  festzustellen  bietet  grosse  Schwierigkeiten, 
da  er  noch  immer  zahlreiche  Anhänger  neu  erwirbt.  Im  Ganzen  darf  man  200  Millionen 
Bekenner  des  Islam  annehmen,  die  in  Europa  die  Türkei,  Asien  aber  in  seiner  ganzen 
Ausdehnung  einschliesslich  des  indischen  Archipels  bewohnen,  vielfach,  wie  in  Indien, 
als  Minoritäten  inmitten  brab manischer  oder  in  China,  buddhistischer  Völker.  Auch  in 
Afrika  gewann  sich  der  Islam  weite  Ländergebiete  am  Rothen  und  Indischen  Meere, 
wie  auch  ira  Nordwesten  am  Atlantischen  Ozean  und  er  dringt  von  den  Küsten  noch 
unaufhörlich  ins  Innere,  indem  er  die  Negerbevölkerung  mehr  und  mehr  zu  sich  heran- 
zieht. Meist  gehören  sämmtliche  Bewohner  eines  grösseren  Ländergebietes  derselben 
Sekte  an;  so  folgt  die  Türkei,  wie  alle  Völker  türkisch-tortarischer  Abstammung  im 
weiten  Bereich  Centralasiens,  ferner  der  grösste  Theil  der  Mohammedaner  Indiens 
der  Doktrin  des  Abu  Hanifa.  Schafeiten  hingegen  sind  die  meisten  Bewohner  der 
arabischen  Halbinsel,  auch  Syriens  und  Egyptens,  obgleich  in  diesen  beiden 
Ländern  jetzt  mehrfach  Uebertritte  zum  herrschenden  Hanefitismus  erfolgen;  ferner 
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vorhandenen  vielfachen  Streitfragen,  und  der  Schwierigkeit,  aus  den 
zahlreichen,  verstreuten  Kommentaren  der  Rechtslehrer  sich  über  das, 
was  Rechtens  ist,  zu  informiren,  hat  die  türkische  Regierung  eine  aus 
namhaften  Rechtsgelehrten  zusammengesetzte  Kommission  mit  Abfassung 
eines  Gesetzbuchs  über  das  Vertragsrecht l)  (eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs) beauftragt,  das  auf  dem  heiligen  Rechte  beruhen,  den  Bedürf- 
nissen der  Gegenwart  entsprechen  und  ausreichen  soll,  um  die  täglich 
vqrkommenden  Rechtsfragen  zu  entscheiden.2) 

Es  würde  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen , wollten 
wir  hier  die  Bemühungen  darlegen,  welche  die  Kommission  angewendet 
hat,  um  auf  der  Grundlage  des  heiligen  Rechts  das  Vertragsrecht  fest- 
zustellen, welches  in  der  Gegenwart  eine  so  grosse  und  bedeutsame 
Entwicklung  erfahren  hat,  und  ebensowenig  können  wir  hier  das  Re- 
sultat dieser  Bemühungen  einer  Kritik  unterziehen.  Es  mag  die  Angabe 

sind  die  Somalis,  die  ganze  Ostküste  Afrikas  und  der  Sudan,  wie  auch  die  Inseln 
des  Indischen  Archipels,  schafeitisch.  Zu  denMalekiten  wird  die  Bevölkerung  der 
Berberei,  also  Marocco’s,  Algier’s,  Tunis’  und  Tripolis’,  ferner  Unter-Egyp- 
tens gezählt,  während  die  geringe  Anhängerschaft  des  Hambal  am  unteren  Laufe 
des  Tigris'  und  auf  der  Halbinsel  Bahrein  am  Persischen  Golf  ansässig  ist. 

Unter  den  Mohammedanern  der  deutschen  Schutzgebiete  in  Ostafrika,  ist 
neben  den  Schafeiten  die  Sekte  der  Ibaditen  stark  verbreitet,  der  auch  das  Herrscher- 
haus von  Zanzibar  angehört.  Ueber  das  Ibaditische  Erbrecht  vgl.  unten  S.  418. 
Dio  h an efi tische  Jurisprudenz  ist  im  ottomannis eben  Reiche'  die  für  die  Gerichte 
massgebende  (vgl.  Aristarchi  Bey,  Legislation  ottomane,  Bd.  VI  S *7  Note). 

-1)  Vertragsrecht  bedeutet  hier  das  gesammte  bürgerliche  Recht  mit  Ausschluss 
des  Familien-  und  Erbrechts.  Der  Bericht  der  Kommission  sagt : la  partie  de  la  Science 
sacree  qui  a trait  aux  choses  de  ce  monde  se  divise  en  trois  categories : celle  qui  traite 
du  mariage,  celle  qui  regle  les  transactions  en  general,  enfin  celle  qui  a pour  objet  les 
lois  penales.  La  legislation  de  toutes  les  nations  civilisees  se  ramene  aussi  ä cette 
divigion  en  trois  parties,  dont  celle  quf  regle  les  transactions  prend  le  nom  de  Code 
Civil.  Aristarchi  VI  S.  3. 

2)  In  dem  an  den  Gross-Yezir  erstatteten  Bericht  der  zur  Abfassung  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  niedergesetzten  Kommission  heisst  es : La  jurisprudenee  sacree  ressemble  ä 
une  mer  immense  au  fond  de  laquelle  il  faut  aller  ehercher,  au  prix  des  plus  grands  efforts, 
les  perles  qu’elle  v recele  ....  les  hommes  eompetents  en  matiere  de  droit  saerd 
deviennent  de  plus  en  plus  rares,  au  point  qu’il  est  difficile  de  trouver,  non  seulement 
des  membres  des  tribunaux  Nizamie  en  etat  de  recourir  au  besoin  aux  traites  de 
jurisprudenee  sacree  pour  dissiper  leurs  dout.es,  mais  encore  des  Cadis  en  nombre  süf- 
fisant pour  tous  les  tribunaux  du  Cheri  de  l’Empire.  On  ressentait -donc  depuis  long- 
temps  la  necessite  d’un  ouvrage  traitant  des  transactions  en  general  sur  la  base  du 
droit  sacre,  ne  contenant  que  les  opinions  les  moins  contestees,  les  moins  sujettes  ä 
controverse,  et  redige  d’une  maniere  suffisamment  claire  pour  que  chacun  puisse  faeile- 
meht  Fetudier  et  y conformer  ses  actions  ....  notre  Auguste  Souvcrain  a daigne  or- 
donner  la  redaction  d’un  Code,  base  sur  le  droit  sacre  approprie  aux  besoins 
jde  l’epoque  actuelle  et  süffisant  pour  resoudre  les  questions  qui  sür- 
gissent  j ourneliement  dans  les  transactions dans  la  redaction  du  pre- 

sent code,  nous  ne  sommes  jamais  sortis  des  limites  de  rite  Hanefite  et  les  regles  que 
nous  y avons  insörees  sont,  pour  la  plupart,  actuellement  en  vigueur  au  Fetwn-Hanö 
(Fetwa-Hane  ist  das  Spezialbureau  des  Scheik  ül  Islam,  welches  aus  moslemischen 
Rechtslehrern  zusammengesetzt  ist,  deren  Apat  es  ist,  gelehrte  Entscheidungen  [Fetwas} 
allen  denen  zu  ertheilen,  die  ihnen  Rechtsfragen  zur  Beantwortung  vorlegen).  Aristarchi 
Bey,  VI  S.  6f. 
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genügen,  dass  dieses  glücklich  begonnene  Werk  so  eifrig  gefördert  wird, 
dass  bereits  16  Bücher  desselben  unter  dem  Titel  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  (Medjelei  Alskiam  Adiliß)  fertig  gestellt  und  mit  Gesetzes- 
kraft publizirt  worden  sind.1) 

II. 

Aus  der  Literatur  über  das  türkische  Recht  ist  zu  erwähnen: 

Aristarchi  Bey,  Legislation  ottomane  etc.  7 Bände.  Konstan- 
tinopel 1873 — 1888.  (Corpus  iuris  ottomani.)  Enthält  u.  A.  das  Han- 
delsgesetzbuch (I.  S.  275),  den  Anhang  zum  Handelsgesetzbuch, 
enthaltend  das  Gesetz  über  Organisation  und  Kompetenz  der  Handels- 
gerichte (II.  S.  353 f.),  die  Prozessordnung  für  die  Handelsgerichte 
(II.  S.  374  f.),  das  bürgerliche  Gesetzbuch  (VI.  u.  VII.),  die  Gesetze 
über  das  Grundeigenthum,  darunter  das  Gesetz  vom  7.  Sefer  1287 
(I.  S.  19  f.,  57 f.,  V.  S.  248  f.),  die  Reformgesetze  Hatti-Scherif  (Tan- 
zimat)  vom  3.  November  1839  u.  Hatti-Humajun  vom  18.  Februar  1856 
(II.  S.  7 f-,  14f.),  Gesetze  über  Gerichtsverfassung  (H.  S.  289  f.,  299, 
303,  307,  312)  darunter  den  Zirkularerlass  über  Vollstreckung  türkischer 
Urtheile  gegen  fremde  Unterthanen  (II.  S.  299),  Verträge  der  Türkei 
mit  fremden  Mächten,  insbesondere  Kapitulationen,  Reglements  für 
die  Konsuln  (IV.). 

Testa,  Recueil  des  trait^s  de  la  Porte  Ottomane  avec  les  Puissances 
6trangeres  depuis  le  premier  traite  conclu  en  1536  jusqu’ä  nos  jours. 
8 Bde.  Paris  1864 — 1894. 

L.  J.  D.  Fdraud-Giraud,  De  la  juridiction  franqaise  dans  les 
6chelles  du  Levant  et  de  Barbarie.  2.  Aull.  2 Bde.  Paris  1866. 

de  N6val,  Systeme  legislatif  musulman.  Mariage.  Petersburg  1890. 

Nauphal,  Legislation  musulmane.  Filiation  et  divorce.  Petersburg 
1893. 

D.  Gatteschi,  Manuale  di  diritto  publico  e privato  ottomano. 
Alexandrien  1865. 

Derselbe,  La  proprietä  fondiaria,  le  ipoteche,  ed  i vaquf  secondo 
la  legge  ottomana.  Alexandrien  1869. 

E.  Engelhardt,  La  Turquie  et  le  Tanzimat.  Paris  1882. 


l)  Die  16  Bücher  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  behandeln: 

Buch  I.  Kauf.  — Buch  II.  Miethe.  — Buch  III.  Sicherheitsleistung  (Bürgschaft?. 
— Buch  IV.  Schuldübertragung.  Cession.  — Buch  V.  Pfandvertrag.  — Buch  VI.  Hinter- 
legungsvertrag. — Buch  VII.  Schenkung.  — Buch  VIII.  Widerrechtliche  Besitz- 
ergreifung und  Sachbeschädigung.  — Buch  IX.  Entmündigung.  Nöthigung.  Retrakt- 
recht.  — Buch  X.  Gemeinschaft  und  Gesellschaft.  — Buch  XI.  Auftrag.  — Buch  XII. 
Vergleich.  — Buch  XIII.  Anerkenntniss.  — Buch  XIV.  Die  Klagen.  Titel  I:  Be- 
dingungen und  Wirkungen  der  Klagen  und  der  Vertheidigung  dagegen;  Titel  II:  Ver- 
jährung. — Buch  XV.  Beweis  und  Eid.  Titel  I:  Acht  Kapitel,  vom  Zeugnis s han- 
delnd; Titel  2:  Urkunden  und  Vermuthungen;  Titel  3:  Ueber  das  Verhältniss  der  Be- 
weismittel zu  einander.  Schiedseid.  — Buch  XVI.  Urtheile.  Titel  1:  Richter  und 
Audienzen;  Titel  2:  Urtheile;  Titel  3:  Rechtsmittel  gegen  das  Urtheil;  Titel  4:  Schieds- 
vertrag. 
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G.  Tchacos,  De  la  succession  en  droit  ottoman.  Paris  1893. 

Luciani,  Trait6  des  successionö  musulmans.  Paris  1890. 

Eug.  Clavel,  Droit  musulman  du  Status  personnel  et  des  succes- 
sions.  2 Bde.  Paris  1895. 

Syed  Ameer  Ali,  The  Law  rolating  to  gifts,  tnists,  and  testamen- 
tary  dispositions  among  the  Mahommedans.  According  to  the  Hanafi, 
Maliki,  Shäfei  and  Shiah  Schools.  Calcutta  1885. 

Sawas  Pascha,  Theorie  du  droit  musulman.  Paris  1892. 

S.  F.  G.  Wahl,  Der  Koran  oder  das  Gesetz  der  Moslemen.  Halle 

1828. 

N.  v.  Tornauw,  Das  Moslemische  Recht  aus  den  Quellen  dar- 
gestellt. Leipzig  1855. 

Derselbe,  Das  Erbrecht  nach  den  Verordnungen  des  Islams  in 
der  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  V.  S.  116  f.  (1884.) 

Eherecht,  Familienrecht  und  Erbrecht  der  Mohamedaner 
nach  dem  hanefitischen  Ritus.  Wien  1883.  (Ein  für  die  österreichi- 
schen Gerichte  und  Behörden  auf  amtliche  Veranlassung  in  Gesetzes- 
form zusammen  gestelltes  kurzgefasstes  systematisches  Handbuch.) 

D.  Arslanian,  Das  gesammte  Recht  des  Grundeigenthums  und 
das  Erbrecht  für  alles  Eigenthum  in  der  Türkei.  Wien  1894. 

J.  Köhler,  Zur  Geschichte  der  islamitischen  Rechtssysteme.  Zeit- 
schrift f.  vergl.  Rechtsw.  V.  S.  384  f.  (1884.) 

Derselbe,  Die  Commenda  im  islamitischen  Rechte.  Würzburg  1885. 

Derselbe,  Moderne  Rechtsfragen  bei  islamitischen  Juristen.  Würz- 
burg 1885. 

Derselbe,  Islamitisches  Obligationen-  und  Pfandrecht.  Zeitschr.  f. 
vergl.  Rechtsw.  VI  S.  208  f.  (1886). 

Derselbe,  Das  islamitische  Retr actrecht  (Schaffa)  ebenda  Bd.  VI 
S.  272  f.  (1886). 

Derselbe,  Ueber  das  vorislamitische  Recht  der  Araber  ebenda 
Bd.  VIII  S.  238  f.  (1889). 

Derselbe,  Die  Wirklichkeit  und  Unwirklichkeit  des  islamitischen 
Rechts  ebenda  Bd.  VIH  S.  424  ff.  (1889). 

Derselbe,  Ueber  Islamitisches  Recht  in  „Rechtsvergleichende  Stu- 
dien“. Berlin  1889.  (Erbrecht  S.  98  f.  Testirrecht  S.  121  f.  Prozess- 
recht S.  146  f. 

J.  Goldziher,  Muhammedanisches  Recht  in  Theorie  und  Wirklich- 
keit. Zeitschr.  für  vergl.  Rechtsw.  VIII  S.  406  f.  (1889). 

A.  Sprenger,  Eine  Skizze  der  Entwickelungsgeschichte  des  mus- 
limischen Gesetzes.  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  X S.  1 f.  (1892).1) 

L.  Hirsch,  Der  iiberfliessende  Strom  in  der  Wissenschaft  des  Erb- 
rechtes der  Hanefiten  und  Schafeiten.  Arabischer  Text  vom  Schech 
Abdul  Kadir  Muhammed.  Uebersetzt  und  erläutert.  Leipzig  1891. 


*)  Literatur  der  nicht  hanefitischen  Jurisprudenz  des  Islams  siehe  in  den  ange- 
führten Werken  von  Köhler. 
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Bei  der  nachfolgenden  Darstellung  ist  überall  der  Gesichtspunkt 
massgebend  gewesen,  das  hervorzuheben,  was  für  den  Ausländer  von 
praktischem  Werth  ist,  und  dagegen  die  Partien  zurücktreten  zji  lassen, 
welche  wesentlich  nur  türkische  Unterthanen  interessiren. 

1.  Was  zunächst  den  Civilprozess  anlangt,  so  kam  Folgendes 
in  Betracht: 

Die  ordentlichen  türkischen  Civilgerichte  sind  für  Aus- 
länder zuständig  in  allen  Streitigkeiten  über  Immobilien.  Dieselben 
Gerichte  sind  zuständig  in  Streitigkeiten  der  Ausländer  mit  türkischen 
Unterthanen  in  allen  Bagatellsachen  (unter  1000  Piaster),  die  nicht 
zu  den  Handelssachen  gehören.  Das  Verfahren  richtet  sich  in  diesen 
Fällen  nach  der  türkischen  Civilprozessordnung  von  1879. 

In  allen  Handelssachen,  die  zwischen  Ausländern  und  türki- 
schen Unterthanen  streitig  sind,  und  ferner  in  allen  nichthandelsrecht- 
lichen Streitigkeiten  über  Mobilien  mit  einem  Objekt  von  mehr  als 
1000  Piaster  zwischen  Ausländern  und  türkischen  Unterthanen  entschei- 
den die  gemischten  Handelsgerichte  auf  Grund  der  Prozessord- 
nhng  für  die  Handelsgerichte. 

Es  war  deshalb  sowohl  das  Verfahren  vor  den  Civilgerichten 
nach  der  Civilprozessordnung,  wie  das  Verfahren  vor  den  gemischten 
Handelsgerichten  nach  der  Prozessordnung  für  die  Handelsgerichte  dar- 
zustellen. 

2.  Im  Konkursrecht  sind  vornehmlich  die  für  den  Ausländer 
wichtigen  Fragen  behandelt:  Wirkung  des  im  Auslande  eröffneten  Kon- 
kurses sowohl  auf  das  Eigenthum  der  in  der  Türkei  wohnenden  oder 
sich  aufhaltenden  Ausländer,  wie  gegenüber  türkischen  Unterthanen; 
Konkurs  der  Ausländer,  Stellung  der  ausländischen  Gläubiger  u.  a. 

8.  Im  Erbrecht  gilt  der  Grundsatz,  dass  der  Ausländer  den 
Türken  nicht  beerbe.  Die  Mittheilungen  über  die  Erbfolge  haben 
ausser  für  ottomanische  Unterthanen  aber  auch  noch  für  alle  Staaten,  auf 
deren  Gebiet  Bekenner  des  Islams  wohnen,  wie  Grossbritannien,  Frank- 
reich, Russland,  Oesterreich,  das  Deutsche  Reich  (in  den  Schutzgebieten), 
praktische  Bedeutung.  Von  allgemeinem  Interesse  ist  die  in  diesem 
Theil  behandelte  Regulierung  von  Hinterlassenschaften  der  Aus- 
länder. 

4.  Nach  den  geltenden  Kapitulationen  werden  die  zwischen  Aus- 
ländern derselben  Nationalität  ebenso  wie  die  zwischen  Ausländern  ver- 
schiedener Nationalitäten  entstehenden  Streitigkeiten  von  den  bethei- 
ligten Konsuln  entschieden.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  hat  da- 
her in  der  Türkei  grosse  praktische  Bedeutung. 
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I.  Theil. 

Civilprozess. 

§ 1. 

1.  Einleitung.  Quellen  des  Oiyilprozessreehts. 

A.  Bis  zum  Jahre  1861  bestand  in  der  Türkei  kein  besonderes 
Civilprozessgesetzbuch.  Die  streitigen  Rechtsangelegenheiten  wurden 
vor  den  Kadi  gebracht.  Als  Richter  in  Religions-  und  Civilsachen, 
gewählt  aus  der  Körperschaft,  der  Ulemas  (Doktoren  nach  mos- 
lemischem Gesetz),  urtheiltc  er  über  die  ihm  unterstellten  Streitig- 
keiten nach  dem  moslemischen  Gesetz  „El  Scheriat“.  Das  vom 
Kadi  beobachtete  Verfahren  stützte  sich  auf  die  Grundsätze  des  Reli- 
gionsgesetzes und  war  sehr  einfach.  Der  Kläger  trug  ihm  seinen  An- 
spruch vor,  der  in  einem  Protokoll  niedergeschrieben  wurde,  und  der 
Beklagte  wurde  in  der  Regel  mit  Gewalt  vor  den  Kadi  geführt.  — Er- 
kannte er  seine  Schuld  an,  so  wurde  er  verurtheilt,  leugnete  er  oder 
verweigerte  er  die  Antwort,  so  musste  der  Kläger  seinen  Anspruch 
durch  Zeugen  beweisen  oder  dem  Beklagten  den  Eid  zusehieben.  — 
Daraufhin  erliess  der  Kadi  sein  Urtheil,  das  von  den  Verwaltungs- 
behörden vollstreckt  wurde.  — War  es  nicht  möglich,  den  Beklagten 
vor  den  Kadi  zu  führen,  so  schickte  man  ihm  drei  Ladungen  an  ver- 
schiedenen Tagen,  und  im  Falle  des  Nichterscheinens  ernannte  der 
Richter  für  den  Beklagten  von  Amtswegen  einen  Bevollmächtigten,  vor 
dem  der  Kläger  seinen  Klageanspruch  bewies.  — Die  Handelssachen 
wurden  nicht  vor  den  Kadi  gebracht,  sondern  ohne  jegliche  Prozessform 
von  Kommissionen  abgeurtheilt,  die  bei  der  Zollbehörde  bestellt  waren, 
und  die  sich  aus  ausländischen  und  ottomanniseben  Unterthanen  zu- 
sammensetzten. 

B In  Folge  der  Errichtung  von  Handelsgerichten,  deren  Organi- 
sation im  Anhang  zu  dem  im  April  1860  verkündeten  Handelsgesetz- 
buch geregelt  ist,  wurde  ein  Gesetz  für  das  Verfahren  in  streitigen 
Handelssachen  veröffentlicht.1)2)  Diese  Prozessordnung  für  die  Handels- 
gerichte^3) welche  das  Datum  vom  10  Rebi  ul.  Ähir  1278  (September  1861)4) 
trägt,  behandelt  das  Verfahren  bei  Erhebung  der  Klagen,  die  Zuständig* 

l)  Genannt  „Ossoul  Mnhakiemei  Tidjäret  Nizamnamessi,,. 

*)'  Der  Anhang  zum  Handelsgesetzbuch  ist  in  türkischer  Sprache  in  der 
Sammlung  der  ottomanischen  Gesetze  „Destür“,  Bd.  1 S.  445,  abgedruckt.  Franzö- 
sische Uebersetzungen  sind  veröffentlicht:  in  Aristarchi  Bey  Bd.  2 S.  353;  ferner 
in  Ferau  d-Giraud;  in  Testa,  Recueil,  Bd.  1 S.  286;  in  Gatteschi,  Annuale, 
S.  340. 

Die  Prozessordnung  für  die  Handelsgerichte  ist  in  türkischer  Sprache  abgedruckt 
in  Destür  a.  a.  0.  Bd.  1 S.  780  und  in  französischer  Uebersetzung  in  den  oben  er- 
wähnten Werken  Aristarchi  Bey  Bd.  2 S.  374.  Feraud  - Giran  d Bd.  1 S.  438 
Gatteschi  S.  356,  Testa  Bd.  1 S.  300. 

3)  Wird  im  Folgenden  H.G.O.  citirt. 

4)  Vgl.,  soweit  im  Folgenden  nur  das  türkische  Gesetzesdathm  angegeben  ist, 
Wüstenfcld,  Vergleichungstabellen  der  muham.  und  christl.  Zeitrechnung.  Leipzig  1887. 
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keit  „ratione  personae“,  Ort  und  Fristen  der  Vertagungen,  die  Oeffent- 
lichkeit  und  Gerichtspolizei  in  der  Sitzung,  die  Sachverhandlung,  das 
Versäumnissurtheil  und  den  Einspruch  dagegen,  die  Widerspruchsklage 
eines  Dritten  gegen  die  Pfändung,  die  Berufung  und  des  Wiederaufnahme- 
verfahren (siehe  unten  § 30).  — Dieses  140  Artikel  enthaltende  Gesetzbuch 
ist  sehr  unvollständig.  Bei  verschiedenen  Bestimmungen  verweist  es 
auf  besondere  Kapitel,  welche  die  Fragen  der  Ablehnung  von  Richtern, 
die  Prüfung  von  Urkunden,  die  Verjährung,  das  Beweis-  und  Eidesver- 
fahren behandeln  sollen.  Doch  sind  alle  diese  Kapitel  nicht  vorhanden. 

C.  Nach  Errichtung  der  Civilgerichte,  welche  über  die  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  zwischen  Moslems  und  Nicht-Moslems  zu  entscheiden 
haben,  wurde  bei  denselben  die  Prozessordnung  für  die  Handelsgerichte 
angewendet.  Als  aber  im  Jahre  1879  in  der  Türkei  eine  durch- 
greifende Gerichtsorganisation  stattfand,  bei  der  auch  die  Trennung  der 
Justizgewalt  von  der  Administrativgewalt  erfolgte,  wurde  für  die  Civil- 
sachen  eine  besondere  Civilprozessordnung1)  verkündet.  Diese  ist 
vollständiger  als  die  Prozessordnung  für  die  Handelsgerichte. 

D.  Die  Civilprozessordnung  findet  vor  den  Gerichten  erster  Instanz2) 
Anwendung.  Diese  Gerichte  sind  Civilgerichte.  Aber  auch  die  Handels- 
gerichte3) haben  jene  Prozessordnung  bei  handelsrechtlichen  Streitig- 
keiten zwischen  Ottomanen  anzuwenden.  Handelt  es  sich  aber  um 
Prozesse  zwischen  Ottomanen  und  Ausländern,  so  findet  die  Prozess- 
ordnung für  die  Plandelsgerichte  Anwendung,  da  die-  Civilprozess- 
ordnuug  von  den  ausländischen  Gesandtschaften  bisher  noch  nicht  an- 
erkannt worden  ist.4)5 6) 

§ 2. 

2.  Grundsätze  des  Civilprozesses. 

Das  Civilprozessrecht  der  Türkei  gewährt  den  Parteien  die  vollste 
Freiheit  bei  Vertretung  ihrer  Rechte.  Das  Verfahren  selbst  ist  im 
Allgemeinen  ein  mündliches.  Der  Klageantrag  (ohne  nähere  Be- 
gründung) wird  bei  Gericht  schriftlich  eingereicht.  Alsbald  nach  seiner 
Vorlage  bei  Gericht  erfolgt  die  Vorladung  der  Parteien,  sodann  eine 
mündliche  Sachverhandlung,  wofern  die  in  der  Sitzung  erschienenen 
Parteien  nicht  erklären,  dass  sie  ihre  Angriffs-  und  Vertheidigungsmittel 
in  schriftlicher  Begründung  einreichen  wollen. 

Die  Gerichtssitzungen  sind  öffentlich,  mit  Ausnahme  der  Fälle, 


*)  Genannt  „Ossoul  Muhakiemei  Houkoukie  kanoni“, 

2)  Genannt  „Bedäyet  Mehkemesi“. 

3)  Genannt  Mehkeme-i  Tidjäret. 

4)  Siehe  über  diesen  Punkt:  Engelhardt,  La  Turquie  et  le  Tanzimat,  Paris  1882, 

Bd.  2 S.  331  und  332. 

6)  Die  Civilprozessordnung  (fortan  C.P.O.  citirt)  ist  in  türkischer  Sprache  in  der 
Sammlung  der  ottomanischen  Gesetze  Destür,  Bd.  i S.  251  abgedruckt.  Eine  fran- 
zösische Uebersetzung  derselben  ist  im  Journal  „Annales  j udiciaires“  (Constan- 
tinopel  1881  No.  26  u.  flg.)  veröffentlicht.  Von  diesem  Journal  ist  leider  nur  ein  Jahrgang 
erschienen. 
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in  denen  öffentliches  Aergerniss  oder  sonstige  schwere  Unzuträglich- 
keiten zu  besorgen  sind.  In  solchen  Fällen  kann  das  Gericht  die  Ver- 
handlung der  Sache  bei  verschlossenen  Thüren  bescliliessen. 

Die  0 Öffentlichkeit  der  Sitzungen  wurde  durch  Art.  22  H.G.O. 
cingeftihrt,  und  ist-  ebenso  im  Art.  35  C.P.O.  vorgeschrieben.  Dieser 
Grundsatz  stimmt  mit  dem  ottomanischen  (religiösen)  Gesetz  überein 
und  bildet  ein  Recht,  das  den  Ausländern  durch  das  dem  Gesetze  vom 
7 Sefer  1284  ^ beigefügte  Protokoll  zugesichert  ist. 

3.  Die  Gerichte. 

§ 3. 

A.  Gerichtsorganisation  und  Gliederung. 

Die  Organisation  der  türkischen  Gerichte  ist  nachstehende: 

I.  Gerichte  erster  Instanz. 

Das  Gericht  erster  Instanz* 2)  besteht  aus  einem  Präsidenten  und 
zwei  Mitgliedern.  In  den  Provinzen  erfolgt  die  Ernennung  des  Präsi- 
denten durch  die  Kaiserliche  Regierung.  Die  beiden  übrigen  Mitglieder 
werden  gewählt.  Das  eine  derselben  ist  ein  Moslem,  das  andere  ein 
Nicht-Moslem.  Gerichte  erster  Instanz  befinden  sich  in  den  Haupt- 
orten der  Provinz  (Wiläjet),  und  in  jedem  Liwä  und  Kazä.3) 

Ferner  bestehen  Handelsgerichte,4)  besetzt  mit  einem  Präsi- 
denten, zwei  ständigen  und  zwei  nichtständigen  Richtern.  Der  Präsident 
und  die  ständigen  Mitglieder  werden  von  der  Kaiserlichen  Regierung 
ernannt,  die  nichtständigen,  deren  Amt  nur  ein  Jahr  dauert,  werden 
von  einer  Versammlung  von  Kaufleuten  gewählt.5)  Jeder  dieser  Richter 
hat  berathende  Stimme.  Doch  ist  die  Gegenwart  von  einem  oder 
mehreren  der  nichtständigen  Richter  nicht  unerlässlich.  Das  Gericht 
ist  gehörig  besetzt,  wenn  der  Präsident  und  zwei  Richter  anwesend  sind. 

So  ist  das  Handelsgericht  besetzt,  wenn  Streitigkeiten  aus- 
schliesslich zwischen  Ottomanen  in  Frage  sind. 

Ist  jedoch  beim  Prozess  auch  nur  ein  ausländischer  Staats- 
angehöriger betheiligt,  sei  es  als  Kläger  oder  als  Beklagter,  so  wird 
das  Gericht  mit  dem  Präsidenten  und  zwei  ständigen  Richtern  (oder 
auch  nichtständigen),  ferner  mit  zwei  Richtern  besetzt,  die  von  dem 
Konsulate  des  Staates  ernannt  werden,  zu  dem  der  bei  der  Sache  be- 

*)  Dies  Gesetz  giebt  Ausländem  die  Befugniss,  Liegenschaften  in  der  Türkei 
zu  erwerben  und  zu  besitzen. 

2)  Genannt  „Bedäyet  Mehkemesl“. 

3)  Das  türkische  Reich  ist  in  Wiläjets  oder  Generalgouvernements  eingetheilt. 
Die  Wiläjets  zerfallen  in  Liwäs  oder  Provinzen,  diese  wiederum  in  Kazäs  oder  Distrikte. 
In  jedem  Wiläjet  befindet  ein  Civilgericht,  ebenso  hat  jedes  Liwä  und  Kazä  sein  Civil- 
gericht. 

4)  Genannt  „Mehkeme-i  Tidjäret“. 

5)  Siehe  Anhang  zum  Handelsgesetzbuch  a.  a.  0.  Art.  8 (abgeändert  durch  Ge- 
setz vom  3.  Juli  1893),  10,  13.  Seit  der  Errichtung  von  Handelskammern  erfolgt  die 
Wahl  der  nichtständigen  Mitglieder  durch  diese  Kammern. 
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theiligte  ausländische  Staatsangehörige  gehört.  Diese  letzterwähnten 
beiden  Richter  haben  entscheidende  Stimme. 

Das  Handelsgericht  wird  „gemischtes  Gericht“*)  genannt,  wenn 
cs  mit  ottomanischen  und  ausländischen* 2)  Richtern  besetzt  ist.  Handels- 
gerichte haben  ihren  Sitz  in  den  Kazäs  und  Liwäs. 

n.  Oberlandesgerichte. 

An  den  Hauptorten  der  Provinzen  befinden  sich  Oberlandesgerichte.3) 
Jedes  Obergericht  besteht  aus  einem  Präsidenten,  der  von  der  Kaiser- 
lichen Regierung  ernannt  wird,  und  vier  gewählten  Richtern,  von  denen 
zwei  Moslems  und  zwei  Nicht-Moslems  sind. 

Das  Handelsgericht  im  Wiläjet  versieht  auch  die  Gerichtsbarkeit 
des  Oberlandesgerichts  für  die  von  den  in  den  Kazäs  und  Liwäs  ge- 
legenen Handelsgerichten  erlassenen  Urtheile.  In  Konstantinopel  be- 
steht ein  Handelsoberlandesgericht,  das  über  die  Berufungen  gegen 
Urtheile,  die  in  erster  Instanz  von  den  Handelsgerichten  in  den  Pro- 
vinzial-Hauptorten  (Wiläjet)  erlassen  werden,  entscheidet. 

III.  Kassationshof. 

Derselbe  hat  seinen  Sitz  zu  Konstantinopel  und  theilt  sich  in  zwei 
Kammern,  nämlich  die  für  das  Wiederaufnahmeverfahren4)  und  die 
für  Oivilsachen. 5) 

B.  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

§ 

I.  Sachliche  Zuständigkeit. 

I.  Gericht  erster  Instanz. 

Das  Gericht  erster  Instanz  entscheidet  über  alle  streitigen  Civil- 
rechtssacken  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  den  Personenstand  zum 
Gegenstand  haben,  wie  die  Ehe,  Ehescheidung,  Kindschaft  und  Ver- 

*)  „Mehkeraei  Tidjäret  Muhtelifc  Medjlisi.“ 

*)  Vergl.  über  die  Zusammensetzung  des  gemischten  Gerichts  Salem,  Les  Pran- 
gers devant  les  tribunaux  consulaires  et  nationaux  en  Turquie,  im  Journal  du  Droit 
International  prive,  Jahrgang  1891,  S.  796,  797. 

3)  Genannt  „Mehkemei  Istinef  Hukük  Däiresi*. 

4)  Siehe  unten  § 30. 

5)  Die  bisherige  Darstellung  betrifft  die  ordentlichen  Gerichte.  Es  giebt  in  der 
Türkei  aber  noch  das  „Mehkemei  Scherlat“  (geistliches  Gericht).  Dieses  ist  nur  mit 
einem  Richter  (Kadi)  besetzt,  ln  allen  Kazäs  und  in  den  Liwäs  Übt  der  Kadi  die  Funk- 
tionen des  Präsidenten  des  Tribunals  erster  Instanz.  Das  geistliche  Gericht  entscheidet 
über  alle  Fragen  des  Personenstandes  oder  vielmehr  über  die  Fragen,  welche  die  Ehe. 
Ehescheidung,  Kindschaft,  ferner  Fragen  betreffen,  die  nicht  ira  bürgerlichen  Gesetz- 
buch geregelt«  sind,  und  von  denen  angenommen,  wird,  dass  sie  gleichsam  von  religiösen 
Gesetzen  abhängen.  Das  geistliche  Gericht  verhandelt  und  entscheidet  hierüber,  wenn 
nur  Moslems  betheiligt  sind.  Handelt  es  sich  um. Nicht -Moslems,  so  werden  die 
Streitsachen  derjenigen  geistlichen  Gerichtsbarkeit  2ur  Verhandlung  und  Entscheidung 
überwiesen,  zu  welcher  die  Parteien  gehören.  . Die  Hohe  Pforte  hat  in  einer  gelegent- 
lich der  Verkündung  der  Hati-Hu-majum  von  1856  an  die  ausländischen  Gesandt- 
schaften gerichteten  Denkschrift  über  die  Gerichtsbarkeit  der  geistlichen  Gerichte  er- 
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lassensejiaftcii.  Diese  Fragen  werden  in  der  Türkei  als  auf  religiösen 
Gesetzen  beruhend  angesehen  und  gehören  deshalb  fth;  die  Moslems  vor 
die  geistlichen  Gerichte1)  und  für  die" Nicht-Moslems  vor  die  geistlichen 
Gemei  nde  gericlit  e . 

Das  Gericht  erster  Instanz  entscheidet  in  erster  und  letzter  In- 
stanz (d.  i.  ohne  Berufung)  über  Streitsachen,  deren  Werth  5000 
Piaster  (1150  fres.  oder  920  Mk.)  nicht  übersteigt,  ebenso  über  die- 
jenigen. welche  wiederkehrende  Leistungen  im  Betrage  zu  je  500  Piastern 
(115  fres.  oder  92  Mk.)  zum  Gegenstände  haben;  in  erster  Instanz  (mit 
Berufung)  über  die  Sachen,  deren  Werth  die  genannte  Summe  über- 
steigt, oder  über  wiederkehrende  Leistungen  von  höherem  Betrage,  als 
500  Piaster,  oder  über  Sachen,  deren  Werth  unbestimmt  ist.2) 

Das  Gericht  erster  Instanz  hat  über  Ausländer  nur  in  dem  Falle 
Gerichtsbarkeit,  wenn  es  sich  um  eine  Streitsache  über  das  Eigen- 
thum an  Grundstücken  handelt.  In  dieser  Hinsicht  sind  die  Aus- 
länder unmittelbar  den  ottomanischen  Gerichten  unterworfen  und  werden 
wie  Ottomanen  behandelt.3) 

U eher . j ede  andere  Civilklage,  bei  der  ein  Ausländer  als  Kläger 
oder  Beklagter  betheiligt  ist,  entscheidet  das  Civilgericht,  wenn  der 
Streitwerth  1000  Piaster  (230  fres.  oder  184  Mk.)  nicht  übersteigt. 
Ist  er  höher,  so  gehört  die  Sache  vor  das  gemischte  Handelsgericht.4 5) 

An  den  Orten,  wo  bisher  noch  kein  Handelsgericht  besteht,  fungirt 
das  Gericht  erster  Instanz  als  Handelsgericht,  wobei  es  durch  Richter 
aus  dem  Handelsstande0)  ergänzt  wird. 

Das  Gericht  erster  Instanz  in  den  Liwäs  hat  auch  die  Funktion 
des  Oberlandesgerichts  für  die  in  erster  Instanz  von  dem  Gericht  des 


klärt:  ,, Rechtsstreitigkeiten,  die  nach  religiösen  Gesetzen  zu  beurtkeilen  sind,  gehören, 
wenn  dabei  nur  Moslems  oder  nur  Christen  betheiligt  sind,  vor  das  Gericht  des 
Scheri  für  die  Moslems  und  vor  die  geistlichen  Gerichte  für  die  Christen 
(siehe  Aristarchi  Bey  Bd.  2 S.  30).  Das  Recht  der  Gerichtsbarkeit  der  nicht  mos- 
lemischen Gemeinden  wurde  bestätigt  und  näher  bestimmt  in  einem  ministeriellen 
Rundschreiben,  erlassen  auf  Grund  einer  Kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Januar  1892 
(23  Dschemazi-ul-Ahir  1308).  Dies  Rundschreiben  ist  im  türkischen  Journal  „Hukuk“ 
(das  Recht),  Konstantinopel,  Jahrgang  1891  No.  9,  erschienen. 

9 „Mehkiemei  Scheriat“. 

2)  Gesetz  über  die  Gerichtsorganis&tion  genannt  „Teschekkülät  Mehäkim  Kanüni“. 
Art.  11  ist  in  türkischer  Sprache  abgedruckt  in  der  Sammlung  ottomanischer  Gesetze 
Destür  Bd.  4 S.  235;  in  französischer  Uebersetzung  im  Journal  des  Annales  Judiciaires 
a.  a.  0.  1880  No.  2. 

3)  Siehe  das  Gesetz  vom  7 Sefer  1284  (1807),  das  den  Ausländern  das  Eigenthums- 
recht an  Liegenschaften  in  der  Türkei  einräumt  und  das  beigeheftete  Protokoll  in  der 
Sammlung  von  Aristarchi  Bey  a.  a.  0.  Bd.  1 S.  22.  Siehe  auch  die  Abhandlung 
von  Rougon  unter  dem  Titel  „Du  regime  de  la  propri6t6  immobiliere  et  du  droit  pour 
les  etrangers  d’acqüerir  en  Turquie“,  im  Journal  du  droit  international  prive.“  Jahrr 
gang  1886  S.  57. 

4)  Rundschreiben  an  dio  ausländischen  Gesandtschaften  von  1872,  siehe  bei 
Aristarchi  Bey  a.  a.  0.  Bd.  2 S.  427  und  im  Journal  du  droit  international  priv6. 
Jahrgang  1891  S.  798. 

5)  Siehe  Gerichts  Organisationsgesetz  a.  a.  0.  Art.  10. 
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Kazä  erlassenen  Urtheile,  sofern  es  nicht  der  Berufungskläger  vor- 
zieht, die  Berufung  vor  das  Oberlandesgericht  im  Provinzialhauptort 
(Wiläjet)  zu  bringen. 

Hiervon  kann  jedoch  nur  dann  Gebrauch  gemacht  werden,  wenn 
der  Streitwerth  10000  Piaster  (2300  frcs.  oder  1840  Mk.)  übersteigt. 

2.  Handelsgericht. 

Das  Handelsgericht  verhandelt  und  entscheidet  über  alle  Sachen, 
welche  den  Handel  und  das  Seewesen1)  betreffen,  sowie  in  Kon- 
kursen. 

a)  Es  entscheidet,  ohne  dass  Berufung  gegen  die  Urtheile  statt- 
haft ist,  in  den  Sachen,  deren  Streitwerth  5000  Piaster  (1150  frcs.  oder 
920  Mk.)  oder  500  Piaster  bei  jährlich  wiederkehrenden  Leistungen 
nicht  übersteigt; 

b)  Mit  Zulässigkeit  der  Berufung,  wenn  der  Streitwerth  höher 
oder  unbestimmbar  ist. 

Das  Handelsgericht  an  den  Provinzialhauptorten  hat  auch  über  die 
Berufungen  gegen  die  Urtheile  erster  Instanz  derjenigen  Handelsgerichte 
der  Kazäs  oder  Liwäs,  welche  ihm  untergeordnet  sind,  zu  erkennen;  es 
übt  in  Handelssachen  dieselben  Funktionen  wie  das  civilgerichtliche 
Oberlandesgericht. 

Das  gemischte  Handelsgericht  entscheidet  über  alle  Handelssachen, 
die  zwischen  Ausländern  und  Ottomanen  streitig  sind,  ohne  Rücksicht 
auf  den  Streitwerth;  über  alle  civilrechtlichen  Sachen  zwischen 
Ausländern  und  Ottomanen,  wenn  der  Streitwerth  1000  Piaster 
(230  frcs.  oder  184  Mk.)  übersteigt. 

3.  Oberlandesgericht. 

Die  Oberlandesgerichte,  die  ihren  Sitz  in  den  Provinzialhauptorten 
(Wiläjet)  haben,  entscheiden  über  die  Berufungen,  die  gegen  die  in  erster 
Instanz  von  den  Gerichten  erster  Instanz  der  Liwäs  und  Kazäs  ergan- 
genen Urtheile  eingelegt  werden,  wenn  es  der  Berufungskläger,  wie 
oben  dargelegt,  vorzieht,  seine  Berufung  unmittelbar  an  das  Oberlands- 
gericht zu  bringen.  Das  Oberlandesgericht  hat  das  Urtheil  erster  In- 
stanz entweder  zu  bestätigen  oder  aufzuheben  und  zugleich  die  Sache 
selbst  von  Neuem  zu  prüfen.2) 


0 Für  die  das  Seewesen  betreffenden  Sachen  besteht  eine  besondere  Kammer 
beim  Handelsgericht  zu  Konstantinopel. 

3)  Ueber  die  Berufung  in  Handelssachen  siehe  oben  2.  Unter  Aufhebung  der 
allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Gerichtsverfassung  sind  die  Berufungen  gegen 
die  von  den  gemischten  Handelsgerichten  in  den  Kazäs  oder  Liwäs  und  an  Proviuzial- 
Hauptorten  in  den  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  Ottomanen  und  Ausländern  er- 
lassenen Urtheile  jetzt  unmittelbar  an  das  gemischte  Handelsgericht  zu  Konstantinopel 
verwiesen.  — Die  Sachen,  über  welche  das  letztgenannte  Gericht  in  erster  Instanz  er- 
kennt, sind  weder  der  Berufung  noch  dem  Rekurs  unterworfen;  doch  kann  man  da- 
gegen von  dem  Rechtsmittel  der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  (vgl.  unten  § 30) 
Gebrauch  machen,  welches  bei  dem  nämlichen  Gericht  einzureichen  ist.  Vgl.  Salem, 
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4.  Kassationshof. 

Der  Kassationshof  entscheidet  über  die  Rekurse  gegen  die  Urtheile 
der  Oberlandesgerichte  in  Civil-  und  Handelssachen,  sowie  über  die  von 
den  Civilgerichten  erster  Instanz  und  von  den  Handelsgerichten  in 
letzter  Instanz  ergangenen  Urtheile,  gegen  welche  Berufung  ausge- 
schlossen ist. 

Der  Kassationshof  (Kammer  für  das  Wiederaufnahmeverfahren,  siehe 
unten  § 30)  ist  zuständig  für  die  Entscheidung,  ob  der  Kassationsrekurs  in 
richtiger  Form  und  Frist  eingelegt  ist,  und  ob  er  überhaupt  sachlich  zulässig 
ist.  Er  bestätigt  oder  vernichtet  die  Urtheile,  welche  über  Fragen  der 
Zuständigkeit  oder  Klage  Verjährung  entscheiden,  — Der  Kassationshof 
(Kammer  für  Civilsachen)  bestätigt  das  Urtheil,  wenn  es  dem  Gesetze 
entspricht,  oder  vernichtet  es,  wenn  es  das  Gesetz  verletzt,  und  ver- 
weist die  Sache  an  das  Gericht  erster  Instanz  oder  an  das  Oberlandes- 
gericht, welches  das  Urtheil  erlassen  hat,  oder  an  ein  anderes  Ober- 
landesgericht oder  Gericht  desselben  Grades.* 1) 

§ 5. 

II.  0 ertliche  Zuständigkeit. 

Nach  der  Civilprozessordnung  muss  jede  Klage  bei  dem  Richter 
des  Wohnsitzes  des  Beklagten  erhoben  werden  (forum  domicilii).  Hat 
der  Beklagte  keinen  Wohnsitz,  so  kann  ihn  der  Kläger  nach  seiner 
Wahl  vor  dem  Gericht  seines  vorläufigen  Aufenthaltsorts,  oder  vor 
demjenigen,  in  dessen  Bezirk  der  Vertrag  abgeschlossen  oder  die  Waare 
geliefert  worden  ist  oder  die  Zahlung  erfolgen  soll,  belangen. 

Jede  Regress-Etage,  die  während  eines  schon  anhängigen  Rechts- 
streits erhoben  wird,  gehört  vor  das  Gericht,  das  mit  der  Hauptsache 
befasst  ist. 

Diese  im  Art.  18  der  (civilgerichtJichen)  Civilprozessordnung  ent- 
haltenen Bestimmungen  sind  auch  auf  Handelssachen  anwendbar,  da 
dieses  Gesetzbuch  auch  vor  den  Handelsgerichten  gilt.  Ebenso  ist  in 
Handelssachen  die  Klage  bei  dem  Gericht  des  Wohnsitzes  des  Beklagten 
zu  erheben.  In  Ermangelung  eines  Wohnsitzes  hat  der  Kläger  die  Wahl, 
die  Klage  entweder  beim  Gericht  des  vorläufigen  Aufenthaltsorts  des 
Beklagten  oder  des  Orts,  wo  der  Vertrag  zu  Stande  kam  oder  die 
Zahlung  erfolgen  soll,  zu  erheben.2 3) 

Les  6trangers  devant  les  tribunaux  consulaires,  im  Journal  du  droit  international  prive. 
Jahrgang  1891  S.  1133  Note  1. 

l)  Gegen  die  Urtheile  des  gemischten  Handelsgerichts  ist  kein  Rekurs  an  den 

Kassationshof  zulässig,  weil  die  fremden  Staaten  die  Gerichtsbarkeit  des  Kassations- 
hofes noch  nicht  anerkannt  haben. 

3)  Das  gemischte  Handelsgericht  zu  Konstantinopel,  das  ausschliesslich  die  Prozess- 
ordnung für  die  Handelsgerichte  anwendet,  hat  entschieden,  dass  der  Kläger  nach  seiner 
Wahl  die  Klage  vor  das  Gericht  des  Wohnsitzes  des  Beklagten  oder  das  Gericht  des 
Orts,  wo  der  Vertrag  abgeschlossen,  die  Waare  geliefert  worden  ist,  etc.,  bringen  kann. 
Siehe  Journal  Hukük  a.  a.  0.  1.  Jahrgang  1891  No.  6. 

Lbskb  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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Aus  den  dargelegten  Vorschriften  der  Civilprozessordnung  ergiebt 
sich,  dass  das  Gesetz  die  Immobiliarklagen  nicht  von  den  Personal- 
klagen unterscheidet,  und  dass  der  Kläger  in  jeder  Sache  ohne  Unter- 
schied verpflichtet  ist,  die  Klage  beim  Gericht  des  Wohnsitzes  des 
Beklagten  einzureichen.  Indessen  hat  der  Kassationshof  (Kammer  für 
Wiederaufnahme  des  Verfahrens,  vgl.  unten  § 30)  entschieden,  dass  in 
Liegenschaftssachen  der  Kläger  seine  Klage  vor  dem  Gerichte  der  be- 
legenen  Sache  (forum  rei  sitae)  erheben  kann.1) 

§ 6- 

C.  Gerichtssprache. 

Die  Gerichtssprache  ist  die  türkische.  Den  in  fremder  Sprache 
verfassten  Schriftstücken,  welche  im  Laufe  der  Verhandlung  vorgelegt 
werden,  muss  eine  türkische  Ueber Setzung  beiliegen,  welche  vor- 
schriftsmässig  entweder  notariejl  oder  von  einem  bei  Gericht  zu  diesem 
Behufe  besonders  bestellten  Dolmetscher  zu  beglaubigen  ist. 

Ebenso  finden  die  mündlichen  Verhandlungen  in  türkischer  Sprache 
statt.  Ist  eine  der  erschienenen  Parteien  dieser  Sprache  nicht  mächtig, 
so  zieht  das  Gericht  einen  Dolmetscher  zu,  der  das  Partei  Vorbringen 
übersetzt.  Andererseits  weist  das  Gericht  in  der  Praxis  diejenigen  als 
Bevollmächtigte  zurück , die  sich  nicht  in  türkischer  Sprache  aus- 
zudrücken verstehen.  Jedoch  wird  den  Rechtsanwälten  gestattet,  vor 
dem  gemischten  Handelsgericht  in  französischer  Sprache  vorzu- 
tragen. 2) 

4.  Die  Parteien. 

§ 7. 

A.  Prozessfälligkeit. 

I.  Um  vor  Gericht  auftreten  zu  können,  braucht  man  nicht 
grossjährig  zu  sein,  jedoch  muss  man  zum  Alter  der  Verstandesreife 
gelangt  sein,  d,  h.  Unterscheidungsvermögen  besitzen3).  Das  otto- 
manische  Civilrecht  unterscheidet  nicht  zwischen  Grossjährigkeit  und 
Geschlechtsreife  (Pubertät). 

Jede  Person,  welche  das  15.  Lebensjahr  vollendet  hat,  gilt  von  Rechts- 
wegen für  geschlechtsreif;  aber  tim  grossjährig  und  prozessfähig  zu  sein, 
muss  man  bei  Eingehung  von  Verträgen  eine  Verpflichtung  geringerer 
.Art  von  einer  grösseren  zu  unterscheiden  vermögen.  Folglich  kann 
auch  derjenige,  der  noch  nicht  zum  Alter  der  Pubertät  gelangt  ist,  als 


*)  Entscheidung  vom  24  Kanün  Evel  1306  (24.  Dezember  1890)  im  türkischen 
Journal  Hukük  1.  Jahrgang  No.  7. 

2)  Gesetzlich  gewährleistet  ist  ihnen  dieses  Recht  nicht. 

3)  Art.  1616  des  Bürgerl.  Gesetzbuchs  (Destür  Bd.  3 S.  410.  Aristarchi  Bey 
Bd.  7 S.  442)  lautet  in  der  französischen  Uebersetzung:  II  faut  que  le  demandeur  et 
le  defendeur  soient  capables  de  diseernement.  Les  actions  intentdes  par  le  fou  ou 
l’impuhere  incapable  de  discerner  ne  sont  point  valables.  Mais  leurs  tuteurs  ou  leurs 
curateurs  peuvent,  en  cette  qualite,  les  representer  comme  demandeijrs  ou  comme  de- 
fendeurs. 
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Kläger  oder  Beklagter  vor  Gericht  auftreten,  wenn  er  nur  Unterschbi- 
dungs vermögen  besitzt. 

II.  Die  Minderjährigen,  oder  vielmehr  Diejenigen,  denen  das  Unter- 
‘Scheidungsvermögen  fehlt,  und  die  Entmündigten  handeln  vor  Gericht 
durch  ihre  Tutoren  oder  Kuratoren.1)  Yerheirathete  Frauen  sind  ohne 
Ermächtigung  ihres  Ehemanns  prozessfähig.2) 

Einer  von  mehrere  Erben  kann  vor  Gericht  als  Kläger  oder  Be- 
klagter in  den  Person  alklagen  auftreten,  bei  denen  es  sich  um  den  Nach- 
lass des  Erblassers  handelt.8)  Wenn  es  sich  dagegen  um  eine  dingliche 
Klage,  z.  B.  um  die  Eigenthumsklage  in  Betreff  einer  bestimmten  Sache 
handelt,  so  muss  die  Klage  gegen  denjenigen  Erben  gerichtet  werden, 
der  die  beanspruchte  Sache  im  Besitze  hat.4) 

III.  Bei  den  Klagen,  die  sich  auf  Gegenstände  beziehen,  die,  wie 
ein  Bach  oder  ein  Weideplatz,  den  Bewohnern  einer  Gemeinde  gemein- 
schaftlich gehören,  soll,  falls  diese  Bewohner  nur  hundert  an  der  Zahl 
sind,  jeder  dieser  Bewohner  persönlich  oder  durch  einen  Prozess- 
hevollmächtigten  vor  Gericht  auftreten,  wenn  aber  die  Zahl  der  Be- 
wohner hundert  übersteigt,  so  genügt  es,  wenn  einige  von  ihnen  vor 
Gericht  auftreten.6) 

IV.  Die  offenen  Handelsgesellschaften  handeln  vor  Gericht  unter 
ihrer  Firma  durch  eines  ihrer  Mitglieder,  das  dazu  ermächtigt  ist,  die 
Firma  zu  zeichnen.  Diese  Vorschrift  beruht  auf  den  Grundsätzen  über 
die  Handelsgesellschaften,  und  auf  Art.  26  C.P.O,  (entsprechend  dem 
Art.  20  H.G.O.),  der  bestimmt,  dass  Gesellschaften  während  ihres  Be- 
stehens zu  Händen  des  Geschäftsführers  oder  eines  der  Gesellschafter 
geladen  werden,6) 


J)  Art.  1616  des  B.  Gb. 

2)  Nach  den  Vorschriften  des  internationalen  Rechts  soll  die  Prozessfähigkeit  der 
Parteien  nach  dem  Rechte  ihrer  Staatsangehörigkeit  benrtheilt  werden.  Folglich  kann 
-ein  Ausländer,  der  16  Jahr  alt  und  nach  seinem  Landesrecht  minderjährig  ist,  nicht 
wie  ein  Grossjähriger  vor  Gericht  stehen.  Die  Ehefrau,  deren  Landesgesetz  die  ehe- 
männliche Ermächtigung  erfordert,  kann  ohne  diese  vor  dem  ottomannischen  Gericht 
nicht  handeln;  doch  ist  die  Frage  unseres  Wissens  noch  nicht  von  den  ottomanischen 
Gerichten  entschieden. 

3)  Aus  diesem  Grunde  kann  ein  einzelner  Erbe  den  Schuldner  des  Erblassers  auf 
-die  ganze  Schuldsumme  verklagen.  Das  Gericht  erkennt  auf  Verurtheilung  in  die 
ganze  Schuld,  aber  der  klagende  Erbe  kann  nur  seinen  Theil  in  Empfang  nehmen. 
Ebenso  kann  ein  Nachlassgläubiger  einen  einzelnen  Erben  verklagen  und  wenn  er  diesem 
gegenüber  seinen  Anspruch  beweist,  so  wirkt  dies  gegen  die  übrigen  Erben  und  das 
Urtheil  ergeht  gegen  Alle.  Wenn  der  Kläger  ohne  Beweisführung  ein  verurtheilendes 
Urtheil  erlangt,  weil  der  geladene  Erbe  die  Schuld  anerkannt  oder  weü  er  den  zu- 
geschobenen Eid  verweigert  hat,  so  hat  dasselbe  keine  rechtliche  Wirkung  gegenüber 
den  nicht  geladenen  Erben. 

4)  Ottomanisches  B.Gb.,  Buch  von  den  Klagen  Art.  1642. 

®)  Ottomanisches  B.  Gb.  Art.  1645. 

6)  Das  gemischte  Handelsgericht  zu  Konstantinopel  hat  entschieden,  dass  eine 
offene  Handelsgesellschaft  als  Firma  den  Namen  einer  verstorbenen  Person  tragen  und 
unter  diesem  Namen  vor  Gericht  auftreten  kann.  Siehe  dies  Urtheil  in  der  Revue  pra- 
tique  des  Societes  de  Bruxelles  Jahrg.  1891  S.  315. 
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§ 8. 

B.  Intervention. 

Das  Recht,  in  einem  anhängigen  Rechtsstreit  zu  interveniren,  ist 
im  Art.  117  C.P.O.  anerkannt,  der,  wie  folgt,  lautet:  „Wenn  im  Laufe 
eines  zwischen  zwei  Parteien  anhängigen  Rechtsstreits  ein  Dritter 
mit  der  Behauptung  das  Recht  zu  haben,  in  diesem  Prozess  zu  inter- 
veniren, einen  Antrag  stellt,  und  wenn  er  in  Gegenwart  der  Par- 
teien jenes  Recht  beweist,  so  wird  seine  Intervention  zugelassen.  Die- 
selbe darf  jedoch  das  Verfahren  in  der  Hauptsache,  wenn  es  zum  Ur- 
theil  reif  ist,  nicht  verzögern.“ 

§ 9- 

C.  Streitverkündung. 

Art.  115  C.P.O.  bestimmt,  dass,  wenn  der  Beklagte  bei  Beginn 
des  Rechtsstreits  beweist,  dass  er  einen  Regressanspruch  gegen  eine 
dritte  Person  hat,  und  wenn  er  beantragt,  dass  dieselbe  geladen  werde, 
das  Gericht  diesem  Anträge  stattzugeben  hat,  indem  es  die  Ladung  dieser 
dritten  Person  mit  kurzer  Frist  anordnet.  — Auch  über  diesen  Incident- 
anspruch  wird,  wenn  thunlich,  zugleich  mit  der  Hauptklage  entschieden. 
Ist  dies  nicht  möglich,  so  urtheilt  das  Gericht  zunächst  über  die  Haupt- 
klage und  sodann  über  die  Incidentklage. 

§ io. 

5.  Beistände  und  Prozessbevollmächtigte  der  Parteien. 

I.  Den  Parteien  steht  frei,  vor  Gericht  in  eigener  Person  oder  durch 
einen  Bevollmächtigten  zu  handeln.  Sie  sind  nicht  gehalten,  sich  von 
einem  Rechtsanwalt  vertreten  zu  lassen.  — Früher  konnten  die  Par- 
teien als  Bevollmächtigten  nur  einen  ihrer  Verwandten  oder  Mit- 
betheiligten  oder  einen  Rechtsanwalt  ernennen,  der  die  Ermächti- 
gung zum  Auftreten  vor  Gericht  besitzt,  eine  Ermächtigung,  die 
vom  Justizminister  ertheilt  wird.  — Im  Jahre  1886  wurde  ent- 
schieden,1) dass  es  billiger  und  mit  den  Grundzügen  des  ottomanischen 
Rechts  übereinstimmend  ist,  den  Parteien  freizustellen,  sich  vor  den 
Civil-  und  Handelsgerichten  durch  einen  Bevollmächtigten  ihres  Ver- 
trauens, sei  er  Rechtsanwalt  oder  nicht,  vertreten  zu  lassen. 

n.  Der  Bevollmächtigte,  sei  er  Rechtsanwalt  oder  nicht,  kann 
keinen  gerichtlichen  Akt  vornehmen,  ohne  mit  einer  authentischen 
Vollmacht  versehen  zu  sein.  In  der  Praxis  kann  ein  Notar  in  der 
Türkei  oder  ein  ottomanischer  Konsul  im  Auslande  mittelst  Depesche 
dem  Gericht  das  Vorhandensein  einer  authentischen  Vollmacht  bekannt 
geben.  In  der  Türkei  wird  die  Vollmacht  vom  Notar  beglaubigt.  — 
Ist  sie  im  Auslande  errichtet,  so  muss  sie  mit  der  Beglaubigung 


*)  Siehe  den  Text  dieser  Entscheidung  des  Ministerraths,  bestätigt  durch  Kaiser- 
liche Irade  vom  7.  September  1886,  in  der  Gerichtszeitung,  genannt  Djerldei  Mehäkim 
No.  362. 
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des  türkischen  Konsulats  versehen  sein.  Die  Ausländer  können, 
selbst  in  der  Türkei,  die  Vollmacht  von  ihren  Konsuln  errichten  lassen. 
Die  im  Auslande  oder  von  den  Konsuln  in  französischer  Sprache  aus- 
gestellten Vollmachten  können  dem  Gericht  vorgelegt  werden.  Sind 
sie  in  einer  andern  Sprache  verfasst,  so  sollen  sie  von  einer  türkischen 
oder  französischen  Uebersetzung  begleitet  sein.1) 

Die  Vollmacht  kann  auch  in  der  Sitzung  selbst  vor  dem  Gericht 
zu  Protokoll  erklärt  werden.  — Sie  muss  Namen,  Vornamen  und  Wohn- 
ort der  Parteien,  den  Prozessgegenstand  und  das  Gericht,  das  über 
denselben  erkennen  soll,  enthalten.  — Die  Vollmacht  muss  dem  Be- 
vollmächtigten die  Befugniss  einräumen,  den  Auftraggeber  in  Bezug 
auf  das  ganze  in  Verfolgung  der  Klage  durchzuführende  Verfahren, 
also  auch  im  Falle  des  Einspruchs,  der  Berufung,  der  Wiederaufnahme 
(siehe  unten  § 30)  und  des  Kassationsrekurses  vor  Gericht  zu  vertreten. 
Wenn  die  Vollmacht  diese  Ermächtigung  des  Bevollmächtigten  nicht 
ausdrücklich  enthält,  oder  wenn  sie  nicht  erwähnt,  dass  der  Bevoll- 
mächtigte die  Sache  bis  zur  letzten  Instanz  betreiben  kann,  oder  doch, 
dass  ihm  ganz  allgemein  und  unbedingt  alle  Befugnisse  zustehen,  so 
kann  der  Bevollmächtigte  seinen  Auftraggeber  in  den  Prozessen  be- 
treffend den  Einspruch,  Widerspruch,  die  Berufung  oder  den  Kassa- 
tionsrekurs (C.P.O.  Art.  42)  nicht  vertreten.  Wenn  der  Auftraggeber 
dem  Bevollmächtigten  in  einer  besondern  in  der  Vollmacht  enthaltenen 
Bestimmung  die  Befugniss,  Geständnisse  abzulegen,  nicht  entzogen  hat, 
so  bindet  das  vom  Bevollmächtigten  bei  Gericht  abgelegte  Geständniss 
den  Vollmachtgeber.2) 

Der  Bevollmächtigte  hat  nicht  das  Recht,  Gelder  einzukassiren  oder 
Gegenstände,  die  seinem  Vollmachtgeber  zugesprochen  sind,  in  Empfang 
zu  nehmen,  wenn  ihm  die  Befugniss  hierzu  nicht  ausdrücklich  in  der 
Vollmacht  übertragen  ist.3)  Deshalb  soll  die  Vollmachtsurkunde  all- 
gemein die  dem  Bevollmächtigten  ertheilte  Befugniss  enthalten,  die  zu 
erwirkenden  Urtheile  mittelst  aller  Rechtswege  in  Vollzug  zu  setzen, 
um  jede  dem  Vollmachtgeber  zukommende  Einnahme  einzukassiren. 

Der  Bevollmächtigte  kann  ohne  ausdrückliche  Ermächtigung  in 
Bezug  auf  die  Rechte  des  Vollmachtgebers  keinen  Vergleich  schliessen ; 4) 
er  ist  nicht  ermächtigt,  Eide  zuzuschieben,  wenn  ihm  die  Vollmachts- 
urkunde diese  Ermächtigung  nicht  giebt.5)  Daraus  folgt  die  Nothwendig- 
keit,  in  der  Vollmacht  zu  erwähnen,  dass  der  Bevollmächtigte  zur 
Eideszuschiebung  ermächtigt  ist. 

Endlich  kann  der  Bevollmächtigte  weder  einen  Antrag  auf  Zwangs- 
vollstreckung, noch  eine  Klage  auf  Haftung  gegen  den  Richter  (la  prise 


*)  Rundschreiben  vom  27.  September  1879. 

2)  B.Gb.,  Buch  von  der  Vollmacht  Art.  1518,  C.P.O.  Art.  69. 

3)  B.Gb.  Art.  1519,  Buch  von  der  Vollmacht,  Aristarchi  Bey  a.  a.  0.  Bd.  7 
S.  199. 

4)  Civilgesetzbuch,  Buch  vom  Vergleich  Art.  1542. 

&)  Entscheidung  des  Staatsraths  vom  7 Rebl  'ul  ewwel  1292  (1875). 
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ä partie),  noch  einen  Antrag  auf  Ernennung  von  Schiedsrichtern  stellen, 
ohne  hierzu  in  der  Vollmacht  ermächtigt  zu  sein. 

Im  Allgemeinen  ist  für  den  Fall  der  Ernennung  eines  Bevollmäch- 
tigten, um  im  Konkurse  zu  handeln,  rathsam,  in  der  Vollmacht  als 
Rechte  des  Bevollmächtigten  zu  erwähnen,  im  Prüfungstermine  ver- 
bindliche Erklärungen  abzugeben,  allen  Berathungen  im  Konkursverfahren 
beizuwolmen,  einen  Zwangsvergleich  zu  unterzeichnen,  Einspruch  zu 
erheben  und  bei  einfachem  oder  betrügerischem  Bankerutt  als  Civil- 
partei  aufzutreten,  sowie  die  Dividenden  in  Empfang  zu  nehmen. 

Endlich  ist  der  Bevollmächtigte  an  sich  nicht  ermächtigt,  sich  selbst 
vertreten  zu  lassen,  wenn  ihm  die  Vollmacht  diese  Befugniss  nicht 
überträgt  oder  doch  erwähnt,  dass  der  Bevollmächtigte  ermächtigt  ist, 
zu  handeln,  wie  er  für  gut  findet.1) 

§ u. 

6.  Rechtsanwälte. 

Die  Ausübung  des  Berufs  als  Rechtsanwalt  ist  in  der  Türkei  durch 
eine  Verordnung  über  die  Advokaten,  verkündet  im  Jahr  1875  (16  Zi-1- 
Hidje  1292)  geregelt  worden,  jedoch  nur  für  Konstantinopel.  Erst  im  Jahre 
1879  wurde  sie  auch  für  die  Provinzen  für  anwendbar  erklärt.  Nach 
dieser  Verordnung  kann  Niemand  als  Bevollmächtigter  vor  Gericht 
auftreten,  wenn  er  nicht  ein  Verwandter  oder  Mitbetheiligter  der  strei- 
tigen Partei  ist,  oder  wenn  er  nicht  mit  einer  Ermächtigung  des  Justiz- 
ministers, als  Rechtsanwalt  vor  Gericht  aufzutreten,  versehen  ist.  — 
Die  Ermächtigung  wird  denjenigen  ertheilt,  welche  ihre  Studien  in  der 
Rechtsschule  zu  Konstantinopel  gemacht  haben,  sowie  denen,  die  zur 
Zeit  der  Verkündung  der  Verordnung  ihren  Beruf  schon  ausübten  und 
ihre  Befähigung  durch  eine  Prüfung  nachgewiesen  haben,  die  in  Konstan- 
tinopel vor  einer  besonders  hierzu  niedergesetzten  Kommission  im  Justiz- 
ministerium und  in  den  Provinzen  vor  den  Gerichtsbehörden  stattfindet. 
Die  Bedingungen  dieser  Prüfungen  sind  geregelt  in  einer  neuen  Ver- 
ordnung, verkündet  am  1.  Zi-l-Hidje  1301  (1875). 

Nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnungen  sollen  die  Rechts- 
anwälte ihre  Gebühren  nach  untenstehendem  Tarif  beziehen.2)  In  den 


9 B.G.B.  von  der  Vollmacht  Art.  1466. 

2)  Tarif  der  mit  Ermächtigung  zur  Ausübung  ihres  Berufs  versehenen  Rechts- 
anwälte : 

Bei  den  Gerichten  erster  Instanz  anhängige  Streitsachen.  Piaster 


§ 1.  Für  einen  schriftlich  ertheilten  Rath  (Konsultation)  in  Folge  des  Antrags 

einer  Partei 50 

§ 2.  Für  Abfassung  der  bei  Gericht  einzureichetiden  Klagen  und  der  seitens 
des  Klägers  oder  Beklagten  einzureichenden  ausführlichen  Schriftsätze  (Laiha) 

(für  die  ersten  150  Worte)  30 

und  5 Piaster  mehr  für  jedes  weitere  Hundert  von  Worten. 

§3.  Für  Abfassung  der  an  das  Gericht  gerichteten  Berichte  (muzekkerds),  für 
Anträge  an  die  beauftragten  Richter  oder  andere  vom  Gericht  bezeichnete 
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Sachen,  welche  die  Summe  von  5000  Piastern  übersteigen,  können  sie 
bestimmte  Honorare  vereinbaren,  vorausgesetzt,  dass  dieselben  20  Prozent 
der  Streitsumme  nicht  übersteigen. 

Die  Streitigkeiten  des  Rechtsanwalts  und  seines  Auftraggebers, 
welche  die  Feststellung  von  Gebühren  betreffen,  werden  nach  der  auf- 
geführten Verordnung  vor  das  Gericht  gebracht,  das  über  den  Haupt- 
prozess entschieden  hat,  für  den  die  Gebühren  beansprucht  werden* 
Indessen  ist  es  seit  1886,  wie  schon  erwähnt,  Jedem  freigestellt,  als 
Bevollmächtigter  vor  Gericht  aufzutreten,  ohne  dass  er  eine  Befähigung 
hierzu  nachzuweisen,  und  ohne  dass  er  mit  einer  Ermächtigung  seitens 
des  Justizministers1)  versehen  zu  sein  braucht.  Die  Vorschriften  der 
genannten  Verordnung  haben  dadurch  ihre  Bedeutung  verloren.  *— 
Thatsächlich  geht  die  beständige  Praxis  dahin,  dass  die  Rechtsanwälte 

Piaster 


Beamte,  für  Proteste,  Arreste,  Vergleiche,  Vollmachten  und  sonstige  Akte 

und  Urkunden  dieser  Art  . 20 

§ 4.  Für  Einspruchsklagen  gegen  Versäumnissurtheüe 20 

§ 5.  Für  jede  mündliche  Verhandlung  bei  den  Rechtsstreitigkeiten,  die  der  Be- 
rufung nicht  unterliegen 30 

und  bei  den  berufungsfähigen 50 


§ 6.  Für  die  Verhandlungen  in  einer  Arrestklage  und  in  einem  sonstigen  summa- 
rischen Verfahren,  ebenso  in  den  Fällen  des  „Refere- Verfahrens,*)  ferner  für 
Anträge  auf  Erlass  eines  Yersäumnissurtheils  wird  die  Hälfte  der  in  § 5 
aufgeführten  Gebühr  bezahlt. 

§7.  Für  einen  Gang  zu  Gericht  behufs  Erwirkung  einer  Ladung,  Hinterlegung 


einer  Bürgschaftserklärung  oder  einer  Geldstrafe 15 

§ 8.  Für  Zeitversäumniss  von  je  2 Stunden  bei  Zeugenverhören,  Abgabe  von 
Gutachten  durch  Sachverständige,  Aufstellung  eines  Vermögensverzeich- 
nisses, Vollzug  eines  Urtheils  und  andere  Akte  dieser  Art 20 

(NB.  Die  für  die  mündlichen  Verhandlungen  vor  dem  Gerichte  geschul- 
deten Honorare  werden  besonders  bezahlt). 


§ 9.  Für  die  Abschriften,  die  im  Fall  des  Bedürfnisses  von  den  Rechtsanwälten 
zu  liefern  sind,  wird  ein  Drittel  der  oben  in  § 2 angegebenen  Gebühr  be- 
zahlt. 

Rechtsstreitigkeiten  vor  den  Oberlandesgerichten  und  dem 
Kassationshof. 

§ 10.  Für  Abfassung  eines  Berufungs-,  Kassationsrekurs-,  Wiederaufnahme-Aktes, 
ebenso  für  ausführliche  Schriftsätze  (Laiha)  seitens  des  Klägers  und  Be- 
klagten (für  die  ersten  150  Worte) 50 

§ 11.  Für  jede  mündliche  Verhandlung  vor  dem  Oberlandesgericht  oder  dem  Kassa- 
tionshof   60 

NB.  Erging  das  Urtheil  im  Versäumnissverfahren,  so  sind  nur  zwei 
Drittel  der  angegebenen  Gebühren  zu  zahlen. 

§ 12.  Die  den  Rechtsanwälten  geschuldeten  Gebühren  für  Abfassung  einer  Ein- 
spruchsklage, ebenso  für  die  Ausfertigung  der  Ladung  und  für  sonstige 
Prozesshandlungen  vor  einem  Oberlandesgericht  oder  dem  Kassationshof 
sind  die  nämlichen,  wie  die  für  die  Gerichte  erster  Instanz  festgesetzten, 
welche  in  den  §§  5 u.  7 des  Tarifs  angegeben  sind. 

*)  Summarisches  Verfahren  vor  dem  Gerichtspi  äsidenten  in  Dringlichkeitsfällen  oder  2nr  vor- 
läufigen Entscheidung  von  Schwierigkeiten,  die  sich  bei  der  Zwangsvollstreckung  ergeben. 

')  Diese  Bestimmung  gilt  nicht  vor  den  Zuchtpolizei-  und  Kriminalgerichten.  Die 
vor  diesen  Gerichten  auftretenden  Rechtsanwälte  müssen  immer  mit  der  Erlaubniss 
ihrer  Zulassung  seitens  des  Justizministers  versehen  sein. 
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ihre  Gebühren  und  Honorare  im  Voraus  in  einer  fest  bestimmten  Weise 
mit  den  Klienten  vereinbaren.  In  Ermangelung  einer  solchen  vor- 
gängigen Uebereinkunft  bestimmen  sie  die  Honorare  nach  ihrem  billigen 
Ermessen;  Streitfälle  hierüber  werden  vor  das  Gericht  gebracht,  das 
die  vom  Rechtsanwalt  geleisteten  Dienste  abschätzt.  In  der  Praxis  wird 
immer  der  der  Verordnung  beigefügte  Rechtsanwalts-Tarif  zu  Grunde 
gelegt,  wrenn  auch  eine  gesetzliche  Vorschrift  für  seine  Anwendung 
nicht  besteht. 

Die  Rechtsanwaltsgebühren  fallen,  gleich  den  Prozesskosten,  der 
unterliegenden  Partei  zur  Last,  jedoch  setzt  das  Gericht  im  Urtheil 
diese  Gebühren  fest  und  gewöhnlich  werden  sie  weit  unter  der  Summe 
festgesetzt,  welche  die  Partei  thatsächlich  an  ihren  Rechtsanwalt  be- 
zahlt. 

§ 12. 

7.  Armenrecht. 

In  Bezug  auf  das  Armenrecht  besteht  ein  Rundschreiben  vom  12.  Scha- 
ban  1296  (1879),  bestätigt  durch  kaiserliche  Irade,  nach  welcher  jede 
bedürftige  Person  von  demjenigen  Gericht,  vor  welchem  der  Rechtsstreit 
verhandelt  werden  soll,  die  Befreiung  von  Zahlung  der  Gerichtsgebühren 
erlangen  kann,  wenn  sie  ein  von  drei  glaubwürdigen  Personen  unter- 
zeichnetes  Zeugniss  vorlegt,  das  ihren  Stand  und  ihre  Bedürftigkeit  be- 
stätigt. Auf  einfache  Vorlage  dieses  Zeugnisses  hin  gewährt  das  Gericht 
in  der  Rathskammer  die  geforderte  Befreiung.  Dieselbe  Befreiung  ist 
auf  alle  Gerichtsgebühren,  mit  Ausnahme  der  Stempel-  und  Urtheils- 
gebiihren  anwendbar. 

Den  unentgeltlichen  Beistand  eines  Rechtsanwalts  können  bedürftige 
Parteien  durch  das  Gericht  nicht  erhalten. 

Ueber  die  Frage,  ob  das  Armenrecht  auch  Ausländern  bewilligt 
wird,  besteht  keine  gesetzliche  Vorschrift,  aber  in  der  Praxis  gewähren 
die  Gerichte  bedürftigen  Ausländern  die  Befreiung  von  den  Gebühren 
in  derselben  Form,  wie  sie  den  Ottomanen  zugestanden  wird. 

§ 13. 

8.  Kautionen. 

Bezüglich  der  Klageerhebung  vor  Gericht  werden  in  der  Türkei 
die  Ausländer  ebenso  wie  die  Ottomanen  behandelt.  Folglich 
haben  sie  keine  Sicherheit  für  die  . Zahlung  der  Kosten  und  für 
Schadensersatzansprüche  des  Gegners  zu  leisten.  Eine  Sicherheit  ist 
nur  zu  leisten  für  den  Fall  der  Berufung  und  des  Kassationsrekurses; 
doch  ist  dies  eine  ebenso  den  ottomanischen  Unterthanen  wie 
den  Ausländern  auf  erlegte  Verpflichtung,  und  der  letztere  wird  be- 
handelt wie  der  erstere. 1)2) 

*j  Vgl.  Bd.  1 S.  768,  769. 

3)  Art.  186  der  türkischen  Civilprozessordmmg  vom  Jahre  1879  lautet  in  deut- 
scher Uebersetzung: 
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§ U. 

9.  Prozesskosten. 


Die  für  den  Prozessbetrieb  zu  zahlenden  Gebühren  sind  folgende: 

I.  Jeder  Antrag  und  jede  Vorlage  einer  Urkunde  bei  Gericht  unter- 
liegt einer  Einregistrirungs-Gebühr  von  5 Piastern  (1,15  Frcs.  oder 
0,92  Mark).  Die  von  Ausländern  durch  das  Konsulat  gestellten  An- 
träge sind  von  dieser  Gebühr  befreit. 

II.  Bevor  das  Gericht  überhaupt  thätig  wird,  hat  der  Kläger  ein 
Viertheil  der  Gerichtsgebühren  zu  erlegen. 

Die  Gerichtsgebühren  betragen: 

10  Piast.  in  Gold  für  die  Urtheile  über  Streitobjekte  von  Piast.  500 


» 

60  „ 

100  , 


j?  55 

n n 

55  55 

55  55 


55  55- 

55  55 

55  55 


55  5? 


55 

55 

55 

55 


55 

55 

55 


55  55 

5.  55 

55  55 

55  55 


„ 500—1000 

„ 1000—2000 
„ 2000—3000 
„ 3000—5000 


Für  die  Urtheile  für  Streitobjekte  von  5000  bis  500000  Piaster  be- 
tragen die  Gebühren  zwei  Prozent  und  für  jede  500000  Piaster  über- 
steigende Summe  beträgt  sie  ein  Prozent  mehr. 

Wenn  man  also  z.  B.  eine  Klage  bei  einem  Streitwerth  von 
500000  Piastern  (11500  Frcs.  oder  9200  Mark)  erhebt,  so  betragen  die 
Urtheilsgebühren  2 Prozent  bis  zu  1000  Piaster  (230  Frcs.  oder  181  M.), 
und  der  vorzuschiessende  Betrag  (= *  1 2 3 4 5/i)  57,56  Frcs.  oder  46  Mark. 
Für  die  Klagen  unter  2500  Piaster  ist  die  vorzuschiessende  Gebühr  un- 


veränderlich auf  20  Piaster  festgesetzt. 

III.  Für  jeden  Ladungsakt  beträgt  die  Gebühr  10  Piaster,  für  die 
Zustellung  dieses  Aktes  10  Piaster. 


„Der  Berufungskläger  hat,  für  den  Fall  der  Verwerfung  der  Berufung,  dem  Be- 
rufungsbeklagten für  die  Prozesskosten  der  Instanz,  die  ordnungsmässig  festgestellten 
Reiseauslagen  und  den  sonstigen  Schaden  Sicherheit  zu  leisten  und  zu  diesem  Zwecke 
einen  sicheren  Bürgen  zu  stellen.  Eine  auf  diese  Bürgschaft  bezügliche,  amtlich  be- 
glaubigte Urkunde  ist  dem  Schriftsatz,  durch  welchen  die  Berufung  eingelegt  wird, 
beizufügen.“ 

Art.  106  der  Prozessordnung  für  die  Handelsgerichte  vom  Jahre  1861  lautet  nach 
der  amtlichen  französischen  Uebersetzung: 

L’appel  sera  forme  par  requöte  contenant: 

1.  les  noms,  profession  et  domicile  de  1’appelaut  et  de  rintime; 

2.  la  (Resignation  du  jugement  dont  est  appel,  et  le  tribunal,  qui  Fa  rendu; 

3.  l’objet  de  F appel; 

4.  la  demande  d’assigner  l’intime  de  se  presenter,  en  personne  ou  par  fonde  de 
pouvoir,  devant  la  cour  d’appel  dans  le  delai  prescrit  par  la  loi  les  ajoume- 
ments ; 

5.  la  mention  que,  par  acte  y annex6  et  düment  legalise,  Fappelant  a fourni 
une  caution  solvable  pour  l’ex6eution  du  premier  jugement  et  pour  le 
paiement  des  frais  de  transport  et  autres  depenses  et  dommages  interöts  de 
Fintimd,  en  cas  qu’il  succomberait  en  appel. 

Le  tout  ä peine  de  nullitd  de  la  requöte  sauf  ä Fappelant  de  presenter  une 
nouvelle  conformement  aux  conditions  ci*dessus  prescrites  s?il  se  trouve  encore  dans 
le  delai  de  l’appel. 

Siehe  auch  Bd.  I S.  768. 
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IV.  Für  Zustellung  jedes  Aktes  beträgt  die  Gebühr  10  Piaster. 

V.  Für  jedes  zu  einer  Summe  verurtheilende  Urtheil  beträgt  die 
Gebühr  so  viel,  als  oben  sub  II  angegeben  ist. 

VI.  Für  jedes  Beweisurtheil  oder  Urtheil  in  einer  Sache,  wo  es- 
sich  nicht  um  Verurtheilung  zur  Lieferung  einer  Sache  handelt,  ist  die 
Gebühr  folgende: 

Piaster  20,  wenn  der  Streitwerth  weniger  als  500  Piaster  beträgt, 

„ 50,  „ „ „ zwischen  500—5000  Piaster  beträgt, 

„ 100,  „ „ „ ^ „ 5000-30000  „ 

u.  „ 150,  „ „ „ 30000  Piaster  übersteigt. 

VII.  Für  jedes  Urtheil,  welches  die  Zuständigkeit  betrifft,  wird  eine 
Gebühr  von  25  Piastern  erhoben,  wenn  der  Streitwerth  unter 
5000  Piastern,  und  von  50  Piastern,  wenn  er  über  5000  Piaster  beträgt. 

VIII.  Für  jeden  Einspruchsakt  oder  jede  ohne  Prüfung  des  Grundes 
der  Sache  abgewiesene  Wiederaufnahme  des  Verfahres  werden  die 
oben  sub  VI  festgesetzten  Gebühren  gezahlt.  Wenn  der  Einspruch 
und  die  Wiederaufnahme  geprüft  wurden  und  das  Gericht  eine  Summe 
zuspricht,  welche  nicht  höher  ist  als  die  im  Urtheil,  gegen 
das  Einspruch  erhoben  wurde,  ausgesprochene,  so  werden  die 
sub  VII  aufgeführten  Gebühren  angesetzt.  Für  jede  höhere  Summe 
wird  entsprechend  die  Gebühr  wie  unter  II.  gezahlt. 

Die  im  Rechtsstreit  unterliegende  Partei  hat  dem  Gegner  die  von 
ihm  verauslagten  Gerichtsgebühren  zu  bezahlen.  — Art.  138  der  Civil- 
prozessordnung  bestimmt,  dass  die  unterliegende  Partei  die  Prozess- 
kosten bezahlen  muss.  Unterliegen  der  Kläger  und  Beklagte  theil- 
weise,  so  verordnet  das  Gericht,  dass  die  Kosten  getheilt -werden.1) 

§ 15. 

10.  Die  prozessualen  Angriffs-  und  Yertheidigungsmittel. 

A.  Die  Klage. 

I.  Die  Erhebung  der  Klage  bei  Gericht  muss  mittelst  eines  Schrift- 
satzes erfolgen,  der  auf  Stempelpapier  zu  schreiben  oder  mit  einem 
Stempel  zu  versehen  ist.  Die  Klage  muss  enthalten:  den  Tag,  Monat 
und  das  Jahr,  den  Familien-  und  Vornamen,  den  Stand,  das  Gewerbe 
und  den  Wohnort  des  Klägers  und  des  Beklagten,  ihre  Staatsangehörig- 
keiten, insbesondere  ob  eine  der  Parteien  Ottomane  ist,  und  den  Gegen- 
stand des  Rechtsstreits.  Ferner  ist  die  Klage  mit  der  Unterschrift  und 
dem  Siegel  des  Klägers  zu  versehen. 

Die  Klageschrift  kann  auch  von  einem  Bevollmächtigten  unter- 


*)  Nach  der  Prozessordnung  für  die  Handelsgerichte,  die  für  die  vor  dem  gemischten 
Handelsgericht  verhandelten  Sachen  in  Geltung  ist,  können  die  Prozesskosten  ganz 
oder  theilweise  aufgerechnet  (kompensirt)  werden,  wenn  die  Parteien  gegenseitig  unter- 
liegen in  einzelnen  Hauptpunkten,  oder  wenn  die  Parteien  Ehegatten,  Ascendenten 
oder  Descendenten,  Geschwister  oder  Verschwägerte  in  demselben  Grade  sind  (H.G.O. 
Art.  63  und  Anhang  zum  ottomanischen  Handelsgesetzbuch  Art.  102). 
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zeichnet  werden,  der  aber  mit  einer  authentischen  Vollmacht  versehen 
sein  und  bei  der  Unterzeichnung  derselben  Erwähnung  thun  muss.1) 

In  den  zwischen  Ausländern  und  Ottomanen  anhängigen  Streit- 
sachen, die  vor  die  gemischten  Handelsgerichte  gehören,  bei  denen  die 
Prozessordnung  für  die  Handelsgerichte  gilt,  hat  die  Klageschrill  ausser 
obigen  Angaben  noch  eine  kurze  Darlegung  der  Beweismittel  zu  er- 
halten.2) 

II.  Bis  zu  der  im  Jahre  1879  erfolgten  Trennung  der  Justiz  von 
der  Verwaltung  musste  jede  Klage  in  den  Provinzen  dem  General- 
gouverneur vorgelegt  werden,  der  sie  dem  zuständigen  Gericht  über- 
mittelte. Seit  der  im  Jahr  1879  erfolgten  Verkündung  der  Civilprozess- 
ordnung  werden  die  Klagen  unmittelbar  beim  Gericht  eingereicht.3) 
Dies  gilt  auch  für  die  Ausländer,  die  vor  den  Civilgerichten  in  Liegen- 
schaftssachen auftreten  (vgL  oben  § 4).  Will  der  Ausländer  aber  eine 
Klage  in  einer  Civilsache,  die  1000  Piaster  (vgl.  §§  4,  5)  nicht  über- 
steigt, oder  in  einer  Handels-  oder  Civilsache  beim  gemischten  Handels- 
gericht erheben,  so  hat  er  dieselbe  seinem  zuständigen  Konsul  vor- 
zulegen, der  sie  dem  Gerichtspräsidenten  übersendet.4) 

Die  beim  Konsul  einzureichende  Klageschrift  ist  auf  der  einen 
Seite  zur  Hälfte  in  französischer  Sprache,  oder  in  der  Sprache  des 
Konsuls,  und  auf  der  anderen  Seite  in  türkischer  Sprache  zu  verfassen. 
Das  türkische  Gericht  hält  sich  streng  an  letzteren  Text. 

HI.  Der  Kläger  kann  seiner  Klage  einen  motivirten  schriftlichen 
Antrag  beifügen,  welcher  seine  Angriffs-  und  Beweismittel  enthält.  — 
Abschrift  dieser  motivirten  Anträge  und  Beweisanträge  wird  dem  Be- 
klagten zugestellt,  der  die  Befugniss  hat,  binnen  acht  Tagen  die  Klage- 
beantwortung einzureichen.  Nach  Eingang  derselben  oder  nach  frucht- 
losem Ablauf  dieser  Frist,  werden  die  Parteien  in  die  Sitzung  des  Ge- 
richts ohne  förmliches  Verfahren  geladen.5) 

Im  Hinblick  darauf,  dass  der  Beklagte  die  Befugniss,  nicht  aber 
Pflicht  hat,  motivirte  Anträge  vorzulegen,  und  dass  der  Beklagte 
schriftlich  antworten,  oder  auch  sich  die  Befugniss,  in  der  Sitzung 
zu  antworten,  Vorbehalten  kann,  werden  in  der  Praxis  keine 
motivirten  Anträge  eingereicht.  Man  begnügt  sich,  dem  Beklagten 
Abschrift  der  Klage  mit  Ladung  zum  Erscheinen  in  der  Sitzung  zu- 
zustellen. 

IV.  Ladung  der  Parteien.  Auf  die  beim  Präsidenten  einge- 


1)  C.P.O.  Art.  16. 

2)  H.G.O.  Art.  1. 

3)  C.P.O.  Art.  17. 

4)  Einige  Konsuln  von  konservativer  Richtung  überschicken  die  Klage  mit  einer 
Bemerkung  an  den  Gouverneur,  damit  er  sie  dem  Handelsgericht  übermittle,  indem 
sie  sich  darauf  stützen,  dass  die  Konsuln  beim  Generalgouverneur  beglaubigt  sind  und  mit 
diesem  korrespondiren  müssen.  Dieses  Verfahren  verzögert  nur  die  Sache  um  ein  oder 
zwei  Tage  und  hat  keinen  praktischen  Werth. 

5)  C.P.O.  Art.  20  u.  21. 
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reichte  Klage  verordnet  dieser  die  Ladung  der  Parteien.  Der  Kläger 
hat  sich  auf  der  Kanzlei  des  Gerichts  einzufinden  und  die  vorschrifts- 
mässigen  Gebühren  zu  bezahlen;  unmittelbar  nachdem  dies  geschehen, 
wird  der  Ladungsakt  durch  die  Gerichtskanzlei  ausgefertigt.  Er  ent- 
hält in  Kürze  die  Aufstellungen  der  Klage,  die  Fristen  oder  den  für 
das  Erscheinen  der  Parteien  bei  Gericht  festgesetzten  Termin,  sowie  den 
Namen  des  Gerichtsvollziehers,  der  mit  der  Mittheilung  der  Ladung 
beauftragt  ist.  Der  Ladungsakt  und  die  Abschrift  der  Klage  wird, 
wie  schon  erwähnt,  durch  Vermittlung  des  Gerichtsvollziehers  den  Par- 
teien in  Person  oder  in  ihrer  Wohnung  zugestellt. 

Die  Zustellung  geschieht  an  die  Ottomanischen  Unterthanen  un- 
mittelbar, während  die  den  ausländischen  Unterthanen  zuzustellenden 
Akte  dem  zuständigen  Konsul  übersendet  werden,  der  die  Akte  kosten- 
frei an  seine  Staatsangehörigen  weiter  zustellen  lässt. 

Betrifft  der  Rechtsstreit,  bei  dem  der  Ausländer  betheiligt  ist, 
eine  Liegenschaft,  so  wird  ihm  die  Ladung  unmittelbar  zugestellt, 
denn  in  Liegenschaftssachen  stehen  die  Ausländer  den  Ottomanen  gleich 
und  sind  unmittelbar  der  ottomanischen  Gerichtsbarkeit  unterworfen 
(vgl.  oben  § 4). 

V.  Klageänderung.  Es  besteht  keine  gesetzliche  Vorschrift, 
welche  dem  Kläger  die  Aenderung  der  Klage  gestattet.  Indessen  gilt 
(wie  nach  dem  religiösen  ottomanischem  Recht)  als  bei  Gericht  erhoben 
die  Klage  in  der  Begründung,  wie  sie  bei  der  mündlichen  Verhandlung 
vor  dem  Richter  vorgetragen  wird,  und  man  erkennt  daher  in  der 
Praxis  dem  Kläger  die  Befugniss  zu,  seine  Klage  in  der  Sitzung  zu 
emendiren.  Doch  darf  diese  Emendation  nicht  im  Widerspruch  zu  der 
Klage  stehen;  ist  ein  solcher  vorhanden,  so  wird  letztere  abgewiesen. 

§ 16. 

B.  Die  Vertheidigung. 

I.  Einreden. 

Die  Partei  kann  ihre  Vertheidigungsmittel  mündlich  vortragen. 
Hat  sie  eine  Incidentkiage  zu  erheben  oder  die  Einrede  der  Unzustän- 
digkeit, der  Nichtigkeit  der  Zustellung  oder  eine  Streitverkündung 
wegen  Regressanspruchs  vorzubringen,  so  kann  sie  solches  mündlich  und 
ohne  jede  Förmlichkeit  thun. 

A.  Die  Einrede  der  Unzuständigkeit.  Wenn  der  Beklagte 
die  Zuständigkeit  des  Gerichts  „ratione  personae“  ablehnt,  so  hat  er 
diese  Einrede  vor  jeder  andern  vorzubringen.  Dagegen  kann  er  diese 
Einrede  „ratione  materiae“  in  jedem  Stande  der  Sache  Vorbringen,  und 
das  Gericht  ist  selbst  von  Amtswegen  zur  Prüfung  seiner  Zuständigkeit 
verpflichtet.1)  In  dem  einen,  wie  dem  andern  der  beiden  Fälle  kann 
die  Einrede  der  Unzuständigkeit  mündlich  geltend  gemacht  werden, 


*)  C.P.O.  Art.  48  und  Anhang  zum  H.G.B.  Art.  38  u.  39. 
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und  es  ist  nicht  nothwendig,  einen  schriftlichen  Antrag  zu  stellen.3) 
Ueber  die  Unzuständigkeitseinrede  entscheidet  das  Gericht  in  einem 
berufungsfähigen  Urtheil.* 2)  Abgesehen  von  den  Sachen,  die  vor  dem 
gemischten  Handelsgericht  abgeurtheilt  werden,  kann  der  Sitzung  des 
Gerichts,  das  über  eine  Zuständigkeitsfrage  entscheidet,  der  General- 
prokurator (Oberstaatsanwalt)  oder  ein  Vertreter  desselben  beiwohnen 
und  seine  Anträge  stellen.3) 

Wird  gegen  ein  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  verwerfendes 
Urtheil  Berufung  eingelegt,  so  wird  es  der  Partei  zugestellt,  und  der 
Lauf  des  Rechtsstreits  wird  gehemmt,  bis  das  Oberlandesgericht  darüber 
entschieden  hat.4) 

B.  Die  Einrede  der  Nichtigkeit  der  Ladung.  Dieselbe  muss 
vor  jeder  Einlassung  zur  Hauptsache  geltend  gemacht  werden.  In- 
dess  geht  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  „ratione  personae“  der  Ein- 
rede wegen  Nichtigkeit  der  Ladung  vor.5) 

II.  Widerklage. 

Die  Widerklage  kann  in  der  Sitzung  des  Gerichts,  ohne  dass  Ein- 
reichung eines  Schriftsatzes  nothwendig  ist,  erhoben  werden.6) 

11.  Y erfahren  in  erster  Instanz. 

§ 17- 

A.  Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlung. 

Es  besteht  keine  Verpflichtung  der  Parteien  zum  Sühneversuch  vor 
der  Klageerhebung.  Wenn  die  Parteien  jedoch  in  der  Sitzung  er- 
scheinen, und  es  sich  um  einen  Rechtsstreit  zwischen  Verwandten 
handelt,  oder  wenn  die  erschienenen  Parteien  sich  zum  Vergleiche  bereit 
zeigen,  hat  das  Gericht  die  Pflicht,  den  Parteien  zu  empfehlen,  sich  zu 
versöhnen  oder  die  Sache  einem  Schiedsrichter  zu  unterbreiten.  Lehnt 
die  eine  Partei  ah,  so  verfährt  das  Gericht  weiter.7) 

§ 18. 

B.  Die  mündliche  Verhandlung. 

Auf  die  Zustellung  der  Klageschrift  und  die  Ladung  der  Parteien 
sind  dieselben  gehalten,  in  der  zur  Sachverhandlung  anberaumten  Sitzung 
zu  erscheinen.  In  dieser  Sitzung  verliest  der  Kläger  die  Klage  und  die 
zu  ihrem  Beweise  dienlichen  Urkunden  und  Beläge.  Ebenso  geschieht 


’)  Vgl.  Entscheidung  des  Kassationshofes  vom  6.  Juli  1887;  siehe  über  diese 
Fragen  den  interessanten  Kommentar  zur  ottomanisehen  Civilprozessordnung  in  türki- 
scher Sprache  von  Yorgaki  Bey  und  Chevkiet  Bey.  1.  Bd. 

2)  Art.  178  der  C.P.O.  und  H.'G.O.  Art.  97. 

3)  Geriohtsorganisationsgesetz  a.  a.  0.  Art.  65. 

4)  Siehe  in  Beziehung  auf  die  Berufung  gegen  die  vom  gemischten  Handelsgericht 
zwischen  Ausländern  und  Ottomanen  erlassenen  Urtheile  oben  § 3. 

s)  H.G.O.  Art.  123  in  der  Note.  vgl.  mit  C.P.O.  Art.  114. 

6)  Art.  58  C.P.O. 

7)  Siehe  in  diesem  Sinne  Art.  1826  B.G.B.  und  Art.  60  C.P.O. 


374 


Europa. 


es  seitens  des  Beklagten  bezüglich  der  schriftlichen  Klagebeantwortung, 
wenn  er  eine  solche  eingereicht  hat.  Kläger  und  Beklagter  erwidern 
auf  die  gegenseitigen  Vor-  und  Anträge,  bis  der  Präsident,  falls  er  die 
Sache  für  genügend  aufgeklärt  erachtet,  den  Schluss  der  Verhandlung 
verkündet. 

Legt  im  Laufe  der  Verhandlung  eine  Partei  Beweisstücke  vor,  und 
will  der  Gegner  vor  Abgabe  seiner  Erklärung  über  dieselben  Abschrift 
davon  nehmen,  so  ist  dem  darauf  gestellten  Anträge  stattzugeben  und 
die  Sache  zu  vertagen. 

Nach  verkündetem  Schluss  der  Verhandlung  steht  keiner  Partei 
<las  Wort  mehr  zu;  es  können  dem  Gerichte  nur  noch  einfache  Be- 
merkungen über  das  Ergebniss  der  Verhandlung  schriftlich  überreicht 
werden. a) 

C,  Be  weis  verfahren. 

§ 19. 

a)  Beweistheorie. 

Nach  ottomanischem  Gesetz  muss  der  Richter  seine  Entscheidung 
auf  das  Geständniss,  die  Beweise,  den  Eid  oder  die  Eidesver- 
weigerung stützen. 

Wenn  also  der  Beklagte  den  Anspruch  des  Klägers  zugesteht,  so 
verurtlieilt  ihn  der  Richter.  Leugnet  der  Beklagte  denselben,  so  hat 
der  Kläger  die  Klage  zu  beweisen.  Wird  der  Beweis  nicht  erbracht, 
so  kann  der  Kläger  dem  Gegner  den  Eid  zuschieben.  Leistet  dieser 
den  Eid,  so  wird  die  Klage  abgewiesen,  verweigert  der  Beklagte  die 
Eidesleistung,  so  wird  er  verurtheilt. 

Nach  Art.  75  O.P.O.  giebt  es  drei  Arten  von  Beweismitteln: 
1)  Zeugen,  2)  Urkunden  und  3)  Vermuthungen.  Geständniss  und 
Eid  gelten,  wenn  sie  auch  für  das  Urtheil  in  der  Sache  von  recht- 
licher Bedeutung  sind,  nicht  als  Beweismittel. 

b)  Beweismittel. 

§ 20. 

6)  Zeugen  und  Sachverständige. 

A.  Zeugen. 

I.  Nach  dem  moslemischen  Gesetz,  welches  das  Staatsgrundgesetz 
bildet,  ist  der  Zeugenbeweis  der  bevorzugteste.  Beine  Zulassung  ist  an 
keine -Bedingung  gebunden,  er  ist  unbeschränkt  zulässig  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  der  Streitsumme  und  gegen  vorhandene  schriftliche 
Beweisurkunden. 

Jene  Regel  des  moslemischen  Gesetzes  mochte  zu  einer  Zeit  gut 
sein,  wo  die  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen  über  jedem  Verdacht  stand; 
sie  .wurde  aber  in  dem  Masse  bedenklich,  als  man  Gründe  hatte,  an  der 
Wahrheitsliebe  der  Zeugen  zu  zweifeln. 

Auch  in  den  Kapitulationen,  welche  die  ausländischen  Regierungen 


l)  C.P.O.  Art.  67. 
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von  den  Sultanen  erhielten,  suchte  man  den  Missbrauchen,  die  der 
Zeugenbeweis  nach  sich  . ziehen  kann,  vorzubeugen,  und  vereinbarte, 
dass  jeder  zwischen  ausländischen  und  ottomanischen  Staatsangehörigen 
einzu  gehende  Vertrag  schriftlich  geschlossen  werden  sollte,  um  die 
Ausländer  nicht  durch  die  Möglichkeit  von  Ansprüchen  gegen  sie,  die 
sich  auf  falsches  Zeugniss  stützen,  zu  beunruhigen.1) 

II.  Das  ottomanische  Handelsgesetzbuch,  das  im  Jahre  1860  ver- 
öffentlicht wurde2)  und  wörtlich  dem  französischen  Handelsgesetzbuch 
entlehnt  ist,  giebt  die  Bestimmungen  des  letzteren  Gesetzbuchs  in  Bezug 
auf  den  Beweis  von  Käufen  und  Verkäufen  wieder.  Art.  69  des  otto- 
manischen  Handelsgesetzbuchs  bestimmt,  dass  Käufe  und  Verkäufe  im 
Falle,  wo  das  Handelsgericht  sie  zuzulassen  für  gut  befindet, 
durch  Zeugen  bewiesen  werden  können.  Wie  hieraus  zu  ersehen, 
liebt  diese  Bestimmung  des  ottomanischen  Handelsgesetzbuchs  die  ent- 
.gegenstehende  der  Kapitulationen  auf;  indessen  wird  sie  vom  Handels- 
gericht ohne  jegliche  Verwahrung  seitens  der  Ausländer  dagegen  an- 
gewendet. 

IH.  Im  Jahre  1876  hat  man  das  Buch  des  ottomanischen  Civil- 
gesetzbuchs  veröffentlicht,  das  von  den  Beweisen  und  Eiden  handelt,3) 

D Art.  23  der  Frankreich  bewilligten  Kapitulationen  von  1740  bestimmt:  Die 
französischen  Kaufleute,  Dolmetscher  und  Konsuln  haben  sich  bei  ihren  Kaufgeschäften 
und  sonstigen  gerichtlichen  Geschäften  zum  Kadi  zu  begeben,  oder  sie  lassen  über 
ihre  Verträge  einen  Akt  errichten  und  einregistriren,  damit  bei  künftig 
entstehendem  Rechtsstreit  darüber  auf  den  Akt  und  das  Register  Bezug  genommen 
und  deren  Uebereinstiromung  mit  den  Verträgen  festgestellt  werden  kann;  damit 
bei  Nichtbeobachtung  der  einen  oder  der  anderen  Form,  falls  ein  Rechtsstreit  ent- 
stehen sollte,  die  Vorführung  falscher  Zeugen  vermieden  werde,  sollen  Klagen,  die 
jenen  Vorschriften  widersprechen,  unzulässig  sein. 

Art.  5 des  Freundschafts-  und  Handelsvertrages  zwischen  der  Türkei  und 
Preussen  vom  22.  März  1761  bestimmt  ebenso,  dass  im  -Falle  einos  Rechtsstreits 
.zwischen  Muhamedanern  oder  anderen  Unterthanen  der  Hohen  Pforte  einerseits  und 
Preussen  andererseits  in  Betreff  der  Kaufgeschäfte  und  Gelddarlehne,  wenn  keine  öffent- 
lichen oder  andere  rechtsgiltigen  Urkunden  vorliegen,  Zeugenbeweis  ausgeschlossen  ist. 
Siehe  die  Staatsverträge  bei  Aristarchi  Bey  a.  a.  G.  Bd.  4 S.  169  und  25;  Gatteschi 
a.  a.  0.  S.  31  u.  88. 

Der  preussiseh-türkische  Vertrag  vom  22.  März  1761  (alten  Stils). — ausgedehnt 
auf  das  Deutsche  Reich  durch  den  Handelsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
der  Türkei  vom  26.  August  1890  — ist  abgedruckt  in  der  amtlichen  Ausgabe  der 
Deutschen  Konsular- Verträge,  Berlin  1878  (v.  Decker)  S.  158  und  bei  Poschinger, 

Die  wirthschaftlichen  Verträge  Deutschlands  Bd.  1 S.  184  Art.  V:  „ S’il  arrivait 

quelque  dispufce  entre  les  Mahomdtans  ou  autres  sujets  de  la  Sublime  Porte  et  les 
Prussiens  ou  leurs  sujots,  touchant  les  causes  qui  concernent  la  vente,  l’achat  et  les 
•emprunts  d’argent,  et  qu’il  ne  se  trouve  point  dTnstrumens  ou  autres  documens  valides, 
on  n’6coutera  point  les  temoignages  forc6s.“  Der  Vertrag  ist  in  italienischer  und 
türkischer  Sprache  ausgefertigt. 

2)  Das  Gesetzbuch  ist  ahgedruckt  in  türkischer  Sprache  in  der  Sammlung  der 
ottomanischen  Gesetze  Destür  Bd.  1 S.  375  und  in  französischer  Uebersetzung  bei 
Aristarchi  Bey  Bd.  1 S.  277:  F6raud-Giraud  Bd.  1 S.  312;  Gatteschi  a.  a.  0. 
& 287;  Testa  Bd.  1 S.  215. 

3)  Siehe  das  Gesetzbuch  in  türkischer  Sprache  bei  Destür  a.  a.  0.  Bd.  4 S.  93 
und  in  französischer  Uebersetzung  bei  Aristarchi  Bey  a.  a.  0.  Bd.  7 S.  272. 
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und  in  diesem  Gesetzbuch,  welches  eine  Kodifikation  des  moslemischen 
Rechts  enthält,  wird  der  Zeugenbeweis  behandelt,  ohne  dessen  Zu- 
lassung an  irgend  eine  Bedingung  oder  Beschränkung  bezüglich  der 
Bedeutung  der  Sache  oder  sonstwie  zu  knüpfen.  Der  Justizminister 
hat  indessen  die  Veröffentlichung  dieses  Buchs  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs mit  einem  Rundschreiben  begleitet,  datirt  vom  9.  Zilkade  1293 
(November  1876),  um  darzulegen,  dass,  wenn  auch  dies  Gesetzbuch  den 
Zeugenbeweis  allgemein  zulässt,  man  doch  bei  Handelssachen  annehmen 
muss,  dass  der  Zeugenbeweis  nur  nach  dein  Ermessen  der  Handelsgerichte 
zulässig  ist,  und  dass  es  andererseits  auch  Akte  giebt,  bezüglich  deren 
die  Uebung  schriftlicher  Abfassung  besteht,  wie  die,  welche  den  Ge- 
sellschaftsvertrag, Wechsel,  Unternehmungen  und  ähnliche  Fälle  zum 
Gegenstände  haben,  in  denen  die  Gerichte  schriftlichen  Beweis  fordern 
sollen. 

IV.  Als  im  Jahre  1879  die  Civilprozessordnung  verkündet  wurde, 
hat  man  die  Bedeutung,  welche  das  ottomanische  Gesetz  dem  Zeugen- 
beweis beimisst,  abgeschwächt,  indem  die  C.  P.  0.  vorschreibt:  „dass 
alle  Schuldverbindlichkeiten  und  Verträge,  bei  denen  schriftliche  Ver- 
einbarung üblich  ist,  bei  Klagen,  welche  eine  Gesellschaft,  ein  Unter- 
nehmen oder  ein  Darlehen  zürn  Gegenstände  haben,  durch  Urkunden 
bewiesen  werden  müssen,  sobald  der  Werth  des  Streitgegenstands 
5000  Piaster  (1150  Frcs.  oder  920  Mk.)  übersteigt,  und  dass  jede  Be- 
hauptung, die  einer  Urkunde  entgegengestellt  wird,  wenn  sie  jene  Arten 
von  Klagen  betrifft,  ebenfalls,  sei  es  durch  Urkunden  oder  durch  Ge- 
ständnis oder  durch  Bücher  des  Gegners,  bewiesen  werden  muss,  selbst 
dann,  wenn  bei  dieser  Einrede  der  Streitwerth  weniger  als  5000  Piaster 
beträgt.“ 

Diese  Regel  findet  keine  Anwendung,  vielmehr  ist  der  Zeugen- 
beweis statthaft: 

1.  bei  Schuldverbindlichkeiten,  eingegangen  zwischen  Eheleuten,, 
zwischen  Verwandten  und  Verschwägerten  in  gerader  Linie; 
und  zwischen  Seitenverwandten  bis  zum  dritten  Grade; 

2.  bei  Klagen,  für  die  es  in  Folge  höherer  Gewalt  oder  aus  gesetz- 
lich zulässigen  Gründen  unmöglich  war,  sich  Urkundenbeweis 
zu  beschaffen; 

3.  wenn  der  Gläubiger  die  Urkunde  zufällig  verloren  hat; 

4.  wenn  sich  die  Parteien  in  einem  Dorfe  auf  halten,  wo  Niemand 
eine  Urkunde  abfassen  kann.* 2) 

V.  Aus  den  bisherigen  Darlegungen  ergiebt  sich,  dass  das  otto- 
manische  Handelsgesetzbuch  ebenso  wie  die  Civilprozessordnung  in  er- 
heblicher Weise  das  religiöse  Gesetz  verletzt  haben,  das  den  Zeugen- 
beweis ohne  jeglichen  Unterschied  unbeschränkt  zulässt,  und  dass 
bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Dinge  der  Zeugenbeweis  nur  im 
den  sub  IV  angegebenen  Fällen  statthaft  ist. 


9 Art.  80  C.P.O. 

2)  Art.  82  C.P.O. 
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VI.  Die  Partei,  welche  ihren  Anspruch  in  den,  wie  oben  gezeigt,  zu- 
lässigen Fällen  durch  Zeugen  beweisen  will,  hat  in  der  : "tzung  vor  Allem 
die  Familien-  und  Vornamen  und  den  Wohnort  der  Zeugen  anzugeben, 
ferner  die  Zeit,  bis  zu  der  sie  ihre  Zeugen  vorführen  kann;  endlich 
soll  sie  erklären,  ob  ausser  den  Zeugen,  die  erschienen,  noch  andere 
Zeugen  vorhanden  sind,  und  in  diesem  Falle  auch  die  Familien- 
und  Vornamen  dieser  Zeugen  benennen.  Die  Erklärungen  und  Aeusse- 
rungen  der  Partei,  welche  Zeugen  verhören  lässt,  werden  im  Sitzungs- 
protokoll niedergeschrieben,  und  daraufhin  entscheidet  das  Gericht 
über  die  Zulassung  des  Beweises  und  den  Tag  des  Verhörs.1) 

Die  für  das  Zeugenverhör  zu  bewilligende  Frist  beträgt  2 Wochen, 
wenn  die  Zeugen  am  Sitze  des  Gerichts  wohnen.  Wohnen  sie  in  einer 
andern  Stadt,  so  wird  die  Frist  mit  Rücksicht  auf  die  Entfernungen 
festgesetzt. 2) 

Als  Zeugen  können  die  Parteien  nur  diejenigen  verhören  lassen, 
welche  sie  als  solche  in  der  Sitzung,  in  welcher  ihr  Verhör  beantragt 
wird,  benennen.3)  Der  Art.  1753  B.Gb.  im  „Buch  van  den  Beweisen“  be- 
stimmt ebenfalls,  dass  derjenige,  der  erklärt,  keine  Zeugen  zu  haben,  nicht 
ohne  Weiteres  berechtigt  ist,  solche  noch  später  vorzuführen,  und  dass 
demjenigen,  der  erklärt,  dass  er  keine  anderen  Zeugen  habe,  als  die  be- 
nannten, nicht  gestattet  ist,  nachher  zu  sagen,  dass  er  noch  einen 
anderen  Zeugen  habe.  Die  Ladung  der  Zeugen  geschieht  durch  Partei- 
betrieb, nicht  seitens  des  Gerichts.  Das  Zeugniss  ist  freiwillig  und 
kann  nicht  erzwungen  werden.4) 

VII.  Zeugen  verhör.  Erscheinen  die  Zeugen  in  der  Sitzung,  so 
prüft  das  Gericht  zunächst,  ob  sie  benannt  sind,  bejahenden  Falls  werden 
.sie  vernommen,  und  zwar  getrennt.  Zur  Gültigkeit  der  Aussage  des 
JZeugen  gehört,  dass  er  derselben  zufügt:  „Ich  bezeuge  das,  was  ich 
ausgesagt  habe.“  Giebt  der  Zeuge  diese  Erklärung  nicht,  so  fragt  ihn 
der  Richter:  „Treten  Sie  als  Zeuge  auf?“  Bejaht  dies  der  Zeuge,  so  ist 
sein  Zeugniss  vollständig,  anderenfalls  ist  es  nichtig.5) 

Nach  der  Vernehmung  der  Zeugen  wendet  sich  das  Gericht  an  die 
Partei,  gegen  die  sie  ausgesagt  haben,  und  fragt  dieselbe:  „Was  sagen 
Sie,  haben  die  Zeugen  in  ihrer  Aussage  die  Wahrheit  gesagt  oder 
nicht?“  Wenn  die  Partei  ersteres  bestätigt,  so  wird  das  Zeugniss  zu- 
gelassen; anderenfalls  soll  der  Richter  ein  geheimes  und  ein  öffent- 


*)  Art.  83  C.P.O. 

2)  Art.  84  C.P.O. 

3)  Art.  85  C.P.O. 

4)  Das  Moslemische  Gesetz  verpflichtet  Jeden  zuin  Zeugniss,  gestattet  aber 
keinen  Zwang  dazu.  Die  Hohe  Pforte  hat  diese  Regel  in  Strafsachen  aufgehoben.  Die 
Zeugen  werden  hier  vom  Untersuchungsrichter  geladen,  und  sind  bei  Vermeidung  von 
Strafe  zur  Aussage  verpflichtet.  — Da  also  in  der  Türkei  weder  Zeugniss - 
zwang  besteht,  noch  eine  Ladung  der  Zeugen  von  Amtswegen  erfolgt, 
so  haben  Ersuchen  fremder  Gerichte  um  Zeugenvernehmungen  in  Civil- 
sachen  nur  dann  Erfolg,  wenn  die  Zeugen  freiwillig  erscheinen. 

5)  B.G.B.,  Buch  vom  Beweis,  Art.  1689. 

Lesse  u.  Lobwenfeed,  Rechtsverfolgung.  II. 
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lieh  es  Ermittlungsverfahren  über  die  Ehrbarkeit  der  Zeugen  ein- 
leiten  : 

a)  Das  geheime  Ermittlungsverfahren  verläuft  folgendermassen: 
Das  Gericht  verfasst  ein  Schriftstück,  genannt  „Mestur6“,  mit . dem 
Beisatz  „geheim“.  Darin  sind  die  Namen  der  streitenden  Personen,  der 
Streitgegenstand,  die  Familien-  und  Vornamen,  Stand  und  Wohnort  der 
Zeugen,  endlich  die  Thatsachen,  welche  die  Zeugen  bekunden  sollen, 
angegeben.  Sind  die  Zeugen  Studirende,  so  wendet  sich  das  Gericht 
an  ihre  Lehrer  und  an  das  Personal  ihrer  Schule,  sind  sie  Bedienstete 
eines  Amts  — an  ihre  Genossen,  sind  sie  Kaufleute  — an  die  No- 
tabein des  Handelsstandes,  gehören  sie  nicht  zu  derartigen  Kategorieen, 
so  wendet  man  sicli  an  Vertrauenspersonen,  die  im  Viertel  des  Ortes, 
wo  die  Zeugen  wohnen,  ihre  Wohnung  haben. 

Das  Gericht  kann  sich  im  heimlichen  Ermittlungsverfahren  an 
eine  einzige  Person  wenden,  doch  ist  ihm  im  Allgemeinen  empfohlen, 
sich  mindestens  an  zwei  Personen  zu  wenden.l 2) 

Die  Personen,  an  die  der  „Mestur6“  gerichtet  ist,  öffnen  ihn  und 
schreiben  darauf:  „Die  Zeugen  sind  ehrbar“  oder  „die  Zeugen  sind 
nicht  ehrbar.“  Drückt  sich  die  Antwort  nicht  klar  aus,  so  beweist  sie 
unter  keinen  Umständen  zu  Gunsten  der  Ehrbarkeit  der  Zeugen.  Wird 
z.  B.  gesagt:  „Wir  kennen  die  Zeugen  nicht“,  oder  wird  der  „Mesturd“ 
ohne  Antwort  zurückgeschickt,  so  betrachtet  man  diese  Thatsachen  als 
zu  Ungunsten  der  Ehrbarkeit  der  Zeugen  sprechende. 

Bestätigt  die  Antwort  nicht  die  Ehrbarkeit  der  Zeugen,  so  verwirft 
das  Gericht  das  Zeugniss.  Wenn  ton  den  Personen,  an  die  man  sich 
gewendet  hat,  um  Aufschlüsse  über  die  Ehrbarkeit  zu  bekommen,  die 
Einen  antworten,  der  Zeuge  ist  ehrbar,  und  die  Anderen  das  Gegen- 
theil  bestätigen,  so  entscheidet  die  Meinung  derjenigen,  welche  das 
Zeugniss  entkräften.3) 

Bestätigt  die  Antwort  die  Ehrbarkeit  der  Zeugen,  so  schreitet  das 
Gericht  zum  öffentlichen  Ermittlungsverfahren  über  die  Ehr- 
barkeit. 

b)  Das  öffentliche  Ermittlungsverfahren  findet  in  Gegenwart 
derselben  Personen  statt,  die  sub  a)  für  das  heimliche  angegeben  sind. 
Dieselben  werden  vor  das  Gericht  geladen.  Die  Parteien  sind  dabei 
zugegen,  die  Fragen  und  Antworten  erfolgen  in  demselben  Sinne,  wie 
im  heimlichen  Ermittlungsverfahren. 

VTTT-  Zeugeneid.  Die  Aussage  der  Zeugen  braucht  nicht  unbedingt 
durch  den  Eid  unterstützt  zu  werden.  Wenn  jedoch  die  Partei,  gegen 
welche  die  Zeugen  ausgesagt  haben,  die  Eidesleistung  beantragt,  und 
das  Gericht  dieselbe  für  erforderlich  hält,  so  verlangt  es  vom  Zeugen 
den  Eid.4) 

l)  B.  G-.B.  Art.  1718. 

a)  B.G.B.  Art.  1725,  1721. 

3)  B.G.B.,  Buch  vom  Beweis,  Art.  1725. 

4)  B.G.B.  Art.  1727. 
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IX.  Anzahl  der  Zeugen.  Zur  Gültigkeit  des  Zeugenbeweises 
gehört,  dass  zwei  Männer  oder  ein  Mann  und  zwei  Frauen  die  streitige 
Thatsache  bezeugen.  Der  Zeugenbeweis,  welcher  ausschliesslich  durch 
zwei  Frauen  geführt  wird,  ist  gültig,  wenn  die  zu  beweisende  That- 
sache an  Orten  sich  ereignet  hat,  zu  denen  den  Männern  der  Zutritt 
verboten  ist. 

X.  Persönliche  Eigenschaften  der  Zeugen.  Der  Zeuge  darf 
weder  stumm  noch  blind  sein. !)  Er  muss  grossjährig  und  in  das  Alter 
der  Yefstandesreife  gelangt  sein.  Er  muss  ein  „rechtschaffener“  Mann 
sein.  Nach  Art.  1705  des  B.Gb.  ist  ein  .„rechtschaffener“  Mann  der 
jenige,  dessen  gute  Eigenschaften  seine  schlechten  Leidenschaften  zügeln. 
Folglich  ist  das  Zeugniss  von  Personen  ungültig,  die  gewöhnlich  ein 
ehrloses  Betragen  zeigen,  wie  Tänzer,  Komödianten  und  die  als  Lüg- 
ner bekannten  Leute. 

Der  Zeuge  darf  nicht  von  dem  Gedanken  geleitet  sein,  durch  das 
Zeugniss  einen  Verlust  zu  vermeiden  oder  einen  Gewinn  zu  machen. 
Auf  Grund  dieser  Bestimmung  können  Aszendenten  nicht  zu  Gunsten 
ihrer  Deszendenten  und  umgekehrt,  ebenso  wenig  Ehegatten  gegenseitig 
zu  ihren  Gunsten,  ferner  nicht  derjenige,  welcher  mit  seinen  Existenz- 
mitteln von  einem  Anderen  abhängt,  zu  Gunsten  des  letzteren,  endlich 
auch  nicht  der,  welcher  seine  Dienste  vermiethet  hat,  zu  Gunsten  seines 
Dienstherrn  als  Zeuge  zugelassen  werden.* 2)  Das  sind  jedoch  lediglich 
Beispiele,  die  sich  vervielfältigen  lassen.  Die  Regel  ist  hierbei,  dass  der 
Zeuge  kein  Interesse  an  der  Sache  haben  darf.  — Der  Zeuge  darf  in 
der  Sache  nicht  Kläger  sein,  ebenso  wenig  wird  das  Zeugniss  des  Be- 
vollmächtigten in  der  Sache  seines  Auftraggebers  zugelassen.  3)  Ferner 
darf  der  Zeuge  keine  Feindschaft  gegen  den,  zu  dessen  Ungunsten  er 
Zeugniss  ablegt,  hegen.  Der  Begriff  „Feindschaft“  ist  der  im  Sprach- 
gebrauch übliche.  Zum  Beispiel  lässt  man  das  Zeugniss  einer  Person, 
die  verwundet  worden  war,  gegen  den  Angreifer  nicht  zu,  ebenso  wenig 
das  Zeugniss  der  Erben  eines  Getödteten  gegen  den  Mörder. 

XI.  Religion  der  Zeugen.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  enthält 
keine  Vorschrift  über  die  Religion  der  Zeugen.  Dies  Schweigen  ist 
bedeutsam.  Denn  nach  dem  religiösen  Gesetz  ist  das  Zeugniss  der 
Nicht-Moslems  unter  sich  gültig,  d.  h.  ein  Israelit  kann  gegen 
Christen,  aber  ein  Nicht-Moslem  kann  nicht  gegen  einen  Moslem 
Zeuge  sein.  Das  Zeugniss  eines  Moslems  gegen  den  Christen  ist  statt- 
haft, weil  der  Moslem  an  die  Existenz  der  Religion  des  Christen  und 
an  ihre  Propheten  glaubt,  während  der  Nicht-Moslem  nicht  an  die 
moslemische  Religion  glaubt.  Abgesehen  von  den  Gründen  des  mos- 
lemischen Gesetzes,  ist  so  viel  gewiss,  dass  nach  demselben  der  Nicht- 
Moslem  nicht  gegen  den  Moslem  Zeuge  sein  kann.  Indem  das  ottoma- 


>)  B.G.B.  Art.  tm 

2)  B.G.B.  Avi  1700. 

3)  B.G.B.  Art.  1704. 
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nische  bürgerliche  Gesetzbuch  vollständiges  Stillschweigen  bezüglich  der 
Religion  des  Zeugen  beobachtet,  wollte  es  wenigstens  stillschweigend 
das  Zeugniss  der  Christen  gegen  die  Moslems  zulassen.  — Uebrigens 
besagt  das  im  Februar  1856  verkündete  und  dem  Kongress  zu  Paris 
von  1856  mitgetheilte  Kaiserliche  Reskript  (Hat  Humajum),  ausdrück- 
lich, dass  die  Sitzungen  der  Gerichte  (es  handelt  sich  um  die  ordentlichen 
Gerichte)  öffentlich  sein  sollen,  dass  die  Parteien  persönlich  erscheinen 
und  ihre  Zeugen  vor  führen,  und  dass  deren  Aussagen  unter - 
schiedlos  unter  Eid,  der  nach  der  Religion  eines  jeden  Kultus  ab- 
genommen wird,  aufgenommen  werden  sollen.1)  Diese  Vorschrift  des 
Kaiserlichen  Reskripts  ist  nicht  ein  todter  Buchstabe  geblieben  und 
wird  von  den  ottomanischen  ordentlichen  Gerichten  streng  ange- 
wendet. Dagegen  hält  sich  das  geistliche  Gericht  (Mehkemei  Scheriat) 
an  das  religiöse  Gesetz  und  lässt  das  Zeugniss  der  Christen  gegen  die 
Moslems  nicht  zu.2) 

Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  das  Zeugniss  mit  dem  Anspruch 
der  Klage  übereinstimmen  muss,  es  darf  nicht  über  denselben  hinaus- 
gehen. Die  Zeugen  dürfen  sich  nicht  gegenseitig  widersprechen  in  Bezug 
auf  den  Gegenstand  des  Zeugnisses;  endlich  darf  dasselbe  nicht  offen- 
kundigen Thatsachen  widersprechen. 

XH.  Einwendungen  gegen  die  Zeugen.  Hat  die  Partei,  gegen 
welche  das  Zeugniss  vorgeführt  wird,  Gründe  für  die  Ungültigkeit  des- 
selben vorzubringen,  wie  wir  sie  aufgezählt  haben,  so  kann  sie  dieselben 
vor  wie  nach  dem  Verhör  geltend  machen.  3) 

XHI.  Widerruf  der  Zeugenaussage.  Der  Widerruf  der 
Zeugenaussage  soll  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  bei  dem  Gericht 
erklärt  werden,  vor  dem  die  Aussage  abgegeben  wurde,  oder  vor  einem 
anderen  Gericht.  Wurde  die  Aussage  vor  der  Verkündung  des  Urtheils 
widerrufen,  so  betrachtet  das  Gericht  die  Aussage  als  nichtig  und 
verkündet  sein  Urtheil  nicht.  Ist  es  aber  schon  erlassen,  so  schadet 
der  Widerruf  keineswegs  der  Gültigkeit  des  Urtheils,  und  der  Zeuge 
wird  verurtheilt,  die  Partei  zu  entschädigen,  gegen  welche  er  Zeugniss 
abgelegt  hat.  Dieser  Schadensersatz  hindert,  jedoch  die  strafrechtliche 
Verfolgung  gegen  den  Zeugen  wegen  Abgabe  falschen  Zeugnisses 
nicht. 4) 

B.  Sachverständige. 

Wenn  im  Laufe  des  Rechtsstreits  in  einem  Mobiliar-  oder  Immobi- 
liarrechtsstreit das  Gericht  es  für  erforderlich  hält,  sich  durch  ein  Gut- 


J)  Siehe  den  Text  dieses  Kais.  Reskripts  in  französischer  Uebersetzung  in  der 
Sammlung  von  Aristarchi  Bey  a.  a.  0.  und  bei  Fdraud-Giraud  Bd.  1 S.  275. 

2)  Siehe  hierüber  die.  von  Sir  Travers  Twis  in  seiner  interessanten  Mittheilung 
an  das  „Institut  de  droit  international“  (Session  zu  Oxford)  angeführten  Konsular- 
berichte. Vgl.  Annuaire  de  lTnstitut  de  Droit  International  1881 — 82  p.  140  f. 

3)  B.G.B.  Art.  1724. 

4)  B.G.B.  Art.  1728,  1729  und  1731. 
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achten  über  den  Streitgegenstand  Aufklärung  zu  verschaffen,  oder  wenn 
eine  der  Parteien  es  beantragt,  ernennt  das  Gericht  in  einem  Beschluss 
einen  Richter-Kommissar,  der  das  Sachverständigen-Gutachten  in  Gegen- 
wart der  Parteien  erhebt.  Der  Beschluss  enthält  auch  die  Namen  der 
zu  verhörenden  Sachverständigen,  den  Gegenstand  des  Gutachtens,  den 
Termin  und  Ort,  wo  die  Vernehmung  der  Sachverständigen  statt- 
finden soll. 

Der  das  Sachverständigen-Gutachten  anordnende  Beschluss  wird 
dem  Richter-Kommissar  übergeben,  eine  Abschrift  davon  wird  den  Par- 
teien zugestellt.1)2) 

Nach  der  Abgabe  des  Gutachtens  verfasst  der  Richter-Kommissär 
einen  Bericht,  der  das  Ergeh niss  des  Gutachtens  und  der  Erhebungen 
enthält,  welche  an  Ort  und  Stelle  von  den  Sachverständigen  gemacht 
wurden.  Dieser  Bericht  wird  von  ihm  und  den  Sachverständigen  unter- 
zeichnet. 

§ 21. 

ß)  Urkunden. 

I.  Art.  90  C.P.O.  bestimmt,  dass  der  schriftliche  Beweis  bestehe 
in  den  kaiserlichen  berats  (Urkunden,  Diplomen),  den  Auszügen  aus 
den  Registern  des  Bezirks  und  der  Staatsarchive  (Defter,  Hakani)  und 
den  Urth eilen,  die  frei  von  jeder  Fälschung  oder  Aenderung  in  letzter 
Instanz  von  einem  geistlichen  Gericht  (Mehkemei  Scheriat)  oder  einem 
Civil-  oder  Handelsgericht  ergangen  sind. 

Aus  dieser  Bestimmung  der  Civilprozessordnung  ergiebt  sich,  dass 
zum  schriftlichen  Beweis  nur  der  mittelst  amtlicher  Akte  geführte  ge- 
hört oder  vielmehr  der  durch  Akte,  die  von  den  hierzu  zuständigen 
Behörden  ausgehen,  dass  aber  Akte,  die  von  der  Person  aus- 
gehen, gegen  welche  man  von  ihnen  Gebrauch  macht,  nicht 
zum  schriftlichen  Beweis  gehören.  — Solche  Akte,  welche  von  der  ver- 
pflichteten Person  ausgehen,  werden  als  Akte  betrachtet,  die  ein 
schriftliches  Geständniss  enthalten. 

Das  Geständniss  hat,  wie  schon  erwähnt,  Verurtheilung  zur  Folge, 
aber  um  rechtswirksam  zu  sein,  muss  es  vor  dem  Richter  abgelegt  sein. 
Wurde  es  aussergerichtlich  abgelegt.,  so  muss  es  durch  einen  schrift- 
lichen Akt  bewiesen  werden,  und  der  Zeugenbeweis  ist  über  ein  solches 
Geständniss  nur  zulässig,  wenn  er  über  Tliatsachen  angetreten  wird, 
welche  die  Wahrheit  des  Geständnisses  beweisen.  Die  Civilprozess- 
ordnung  giebt.  in  Betreff  der  Urkunden,  die  ein  Geständniss  enthalten, 
nachstehende  V orschriften : 

1.  Nach  Art.  72  C.P.O.  sind  die  über  Schuldverbindlichkeiten  und 
Verträge  aufgenommenen  Akte  zweifacher  Art,  und  zwar:  a)  Authen- 

9 Das  Gesetz  bestimmt  weder  die  Zahl  der  Sachverständigen  noch  die  Art  ihrer 
Wahl.  — In  der  Praxis  fordert  das  Gericht  die  Parteien  auf,  drei  oder  fünf  Sachver- 
ständige mittelst  Uebereinkunft  zu  wählen.  Können  sie  sich  nicht  einigen,  so  ernennt 
sie  das  Gericht  von  Amtswegen. 

2)  C.P.O.  Art.  63. 
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tische  Akte,  das  sind  diejenigen,  welche  amtlich  errichtet  und  yon 
den  an  den  Orten,  wo  die  Akte  verfasst  sind,  gesetzlich  zuständigen 
Beamten  beglaubigt  sind;  und  b)  Privaturkunden,  das  sind  diejenigen, 
welche  mit  der  Unterschrift  oder  dem  Siegel  der  Unterzeichner  ver- 
sehen sind,  aber  ohne  Beglaubigung  der  zuständigen  Beamten. 

Der  authentische  Akt  liefert  vollen  Glauben  bezüglich  der 
Uebereinkunft,  die  er  enthält,  und  zwar  zwischen  den  Parteien,  ihren 
Erben  und  Rechtsnachfolgern.1)  Die  Gegenscheine  (Contre-lettres), 
welche  zum  Theil  oder  ganz  den  Inhalt  der  authentischen  Akte  ab- 
ändern, äussern  rechtliche  Wirkung  nur  zwischen  den  yertragschliessen- 
den  Parteien.2) 

Die  Privaturkunde,  welche  mit  der  Unterschrift  oder  dem  Siegel 
der  vertragschliessenden  Theile  versehen,  aber  nicht  amtlich  beglaubigt 
ist,  hat  dieselbe  rechtliche  Wirkung,  wie  der  authentische  Akt,  sobald 
sie  von  demjenigen  anerkannt  ist,  dem  man  sie  entgegenhält., 
oder  wenn  sie  gesetzlich  für  echt  anerkannt  ist.3) 

2.  Zu  den  • schriftlichen  Beweisen,  aus  denen  sich  ein  Geständ- 
nis s ergiebt,  gehören  die  Einträge,  die  in  den  Büchern  der  Kaufleute 
stehen,  und  die  ebenfalls  nach  ottomanischem  Recht  als  ein  Geständ- 
niss  begründend  betrachtet  werden.  Art.  1608  B.Gb.  (Buch  über  das 
Anerkenntniss)  bestimmt,  dass  der  Eintrag,  den  ein  Kaufmann  in  sein 
Buch  macht,  zu  Gunsten  eines  Dritten  die  Bedeutung  eines  Ge- 
ständnisses hat.  Nach  diesem  Artikel  hat  der  Eintrag,  der  sich  in  den 
Büchern  eines  Kaufmanns  befindet,  und  der  bezweckt,  den  Gegner 
zu  verpflichten,  keine  Beweiskraft. 

Soweit  es  sich  um  Handelssachen  handelt,  bestimmt  Art.  8 des 
Handelsgesetzbuchs,  dass  die  ordnungsmässig  geführten  Handelsbücher 
als  Beweis  in  den  Streitigkeiten,  die  zwischen  Kaufleuten  ent- 
stehen, zugelassen  sind.4)  Diese  Vorschrift  des  Handelsgesetzbuchs, 
welche  dem  ottomanischen  Recht  derogirt,  soweit  es  die  Zulässigkeit 
des  Beweises  der  Handelsbücher  im  Auge  hat,  wird  vom  Handelsgericht 
angewendet.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  hat  den  Art.  8 des  Handels- 
gesetzbuchs nicht  aufgehoben. 

1)  C.P.O.  Art.  74. 

2)  C.P.O.  Art.  75. 

3)  Man  beantragt  die  Feststellung  der  Echtheit  eines  Schriftstückes,  wenn  derjenige 
dem  man  eine  Privaturkunde  entgegenhält,  die  Echtheit  der  Unterschrift  oder  des 
Siegels,  das  darauf  gedrückt  ist,  bestreitet,  oder  wenn  die  Erben  des  Unterzeichners 
dieses  Aktes  erklären,  diese  Unterschrift  oder  das  Siegel  nicht  zu  kennen  (C.P.O. 
Art.  77  und  78,  siehe  über  Handschriftenvergleichung  weiter  unten  III). 

4)  Ueber  die  Bedeutung  des  Art.  8 H.G.B.  besteht  Streit.  Der  türkische  Text 
bestimmt,  dass  ordnungsmässig  geführte  Handelsbücher  in  Streitigkeiten  zwischen 
Kaufleuten  als  Beweismittel  zuzulassen  sind.  Dagegen  in  terpretiren  F er  au  d-Gi  rau  d, 
Testa  und  der  Rath  im  Justizministerium  Vahan  Fffendi  in  seinem  Kommentar  zum 
Handelsgesetzbuch  den  Art.  8 H.G.B.  im  Anschluss  an  den  Art.  12  eode  de  commerce, 
dem  er  entlehnt  ist,  dahin,  dass  ordnungsmässig  geführte  Handelsbücher  in  Streitig- 
keiten zwischen  Kaufleuten  als  Beweismittel  (nach  Ermessen  des  Gerichts)  zugelassen 
werden  können,  und  nur  über  Handelssachen. 
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XL  Wie  schon  erwähnt,  wird  nach  der  Civilprozessordnung  der 
Schriftenbeweis  geliefert  durch  Urkunden  oder  Einregistrirungen,  die 
bei  einer  öffentlichen  Behörde  geschehen.  Der  Kläger  kann  die  Gewährung 
eiper  Frist  beantragen,  um  sich  diese  Urkunden  oder  Einregistrirungen 
zu  verschaffen,  und  wenn  er  sie  nicht  erlangen  kann,  so  fordert  sie 
das  Gericht  mittelst  eines  an  die  Behörde,  bei  der  sie  sich  befinden,  zu 
richtenden  Schreibens. 

Besteht  der  Schriftenbeweis  in  einer  Urkunde,  die  von  der  Partei 
ausgestellt  ist,  gegen  welche  sie  vorgelegt  wird,  und  ist  sie  keine 
.authentische,  so  ist  derjenige,  dem  man  sie  entgegenhält,  verpflichtet, 
die  Echtheit  seines  Siegels  oder  seiner  Unterschrift  anzuerkennen  oder 
zu  bestreiten.  Thut  er  keines  von  beiden  und  beharrt  er  beim  Schweigen, 
so  wird  Nichtanerkennung  angenommen.  Wird  die  Urkunde  den  Erben 
oder  Rechtsnachfolgern  des  Ausstellers  entgegengehalten,  so  sind  sie 
gehalten,  ihre  Erklärung  des  Anerkenntnisses  oder  Nichtanerkenntnisses 
abzugeben.  Sie  können  einfach  erklären,  dass  sie  die  Echtheit  des 
Siegels  oder  der  Unterschrift  des  Unterzeichners  nicht  kennen. 

Wenn  die  Unterschrift  von  demjenigen,  dem  sie  zugeschrieben  wird, 
bestritten  wird,  so  kann  sich  das  Gericht  ein  Schriftstück  unmittelbar 
vorlegen  lassen  und  die  Schriftenvergleichung,  wenn  nöthig,  durch  Sach- 
verständige anordnen.  Unerlässlich  ist  übrigens  diese  Schriftenver- 
gleichung, wenn  es  sich  darum  handelt,  die  von  den  Erben  oder  Rechts- 
nachfolgern des  Unterzeichners  nicht  anerkannte  Unterschrift  zu  prüfen,1) 

III.  Die  Schriftvergleichung  durch  Sachverständige  geschieht 
folgendermassen : Die  Parteien  wählen  nach  Uebereinkunft  drei  Sach- 
verständige. Kommt  eine  Einigung  hierüber  nicht  zu  Stande,  so  werden 
die  Sachverständigen  vom  Gericht  ernannt.  Dieses  beauftragt  eines 
seiner  Mitglieder  mit  der  Ueberwachung  des  Schriftenvergleichungs- 
Y erfahr ens.  Der  in  dieser  Richtung  ergehende  Beschluss  bezeichnet 
•den  Zustand  des  bestrittenen  Schriftstücks,  die  Namen  der  Sachver- 
ständigen und  die  Art,  auf  welche  diese  ernannt  wurden.2) 

Darauf  bestimmt  der  Richter-Kommissar  den  Termin  und  den  Ort, 
wo  die  Sachverständigen  sich  einfinden  sollen,  um  in  Gegenwart  der 
Parteien  die  Schriften  Vergleichung  vorzunehmen. 

Das  bestrittene  Schriftstück  wird  mit  einer  der  zum  Vergleich 
herbeigeschafften  Schriften , welche  von  den  Parteien  als  echt  an- 
erkannt ist,  verglichen.  Stimmen  die  Parteien  hierin  nicht  überein,  so 
hat  der  Richter  nachstehende  Vergleichungs-Schriftstücke  als  solche 
zuzulassen : 

1.  die  Siegel  oder  Unterschriften,  die  sich  auf  Urkunden  be- 
finden, welche  von  dem,  dessen  Unterschrift  zu  vergleichen 
ist,  vor  einem  Gericht  oder  einem  öffentlichen  Beamten  an- 
erkannt sind, 


b C.P.O.  Art.  97. 

2)  C.P.O.  Art.  97. 
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2.  die  Schriftstücke,  welche  vor  öffentlichen  Beamten  von  dem, 
dessen  Schrift  zu  vergleichen  ist,  errichtet  sind, 

3.  diejenigen  Privaturkunden,  welche  von  demjenigen,  dem  das 
zu  vergleichende  Schriftstück  zugeschrieben  wird,  anerkannt 
sind,  jedoch  nicht  die  von  ihm  in  ihrer  Echtheit  bestrittenen, 
selbst  wenn  sie  durch  Entscheidung  des  Gerichts  als  von  ihm 
herrührend  erklärt  worden  wären.1) 

Fehlen  zur  Vergleichung  geeignete  Schriftstücke,  so  liefert  der  Be- 
klagte ein  solches,  das  ihm  von  den  Sachverständigen  in  die  Feder 
diktirt  wird.2 3) 

Als  Zeugen  können  diejenigen  gehört  werden,  welche  gesehen 
haben,  dass  das  bestrittene  Schriftstück  vom  Aussteller  geschrieben,, 
unterzeichnet  oder  untersiegelt  wurde,  oder  auch  diejenigen,  welche- 
Kenntniss  von  den  Thatsachen  haben,  die  zur  Entdeckung  der  Wahr- 
heit dienen  können.8) 

Wenn  die  bestrittenen  Buchstaben  und  die  Schriften  notorisch  sind,, 
d.  h.  wenn  sie  als  von  ihrem  Urheber  herrührend  allgemein  anerkannt 
sind,  wird  die  Urkunde  als  echt  anerkannt.4) 

Ist  das  Schriftenvergleichungsverfahren  beendet,  so  wird  ein  Bericht 
darüber  erstattet,  ob  die  bestrittenen  Buchstaben  und  die  Schrift  von. 
ihrem  Urheber  herrühren  oder  nicht.  Der  Bericht  wird  von  dem  Richter 
und  den  Sachverständigen  unterzeichnet  und  mit  den  bestrittenen  Schrift- 
stücken dem  Gerichte  übergeben. 

Ist  bewiesen,  dass  die  Urkunde  von  dem,  der  die  Echtheit  be- 
stritten hat,  unterzeichnet  ist,  so  wird  er  zum  Schadensersatz  gegen- 
über der  Gegenpartei  bezüglich  der  durch  das  Schriftenvergleichungs- 
verfahren  entstandenen  Kosten  verurtheilt. 5)  Sodann  werden  auf  Be- 
trieb des  einen  oder  anderen  Theils  die  Parteien  vor  das  Gericht  ge- 
laden, und  auf  den  Inhalt  des  Berichts  und  die  Vorträge  der  Parteien 
hin  erlässt  das  Gericht  sein  Urtheil. 

Dies  Urtheil  wird  naturgemäss  von  der  Schlussfolgerung  des  Be- 
richts beeinflusst.  Nach  den  Bestimmungen  des  ottomänischen  B.Gb. 
(Buch  über  die  Geständnisse  Art.  1610)  können  in  dieser  Hinsicht  nur 
drei  Fälle  in  Betracht  kommen: 

1.  Ist  die  Unterschrift  geleugnet,  ist  aber  offenkundig,  dass  sie 
vom  Urheber  herrührt,  so  wird  das  Bestreiten  nicht  weiter  be- 
achtet. 

2.  Ist  die  Unterschrift  nicht  offenkundig  echt,  aber  hat  die  Schriften- 
vergleichung erwiesen,  dass  dieselbe  vom  Schuldner  herrührt, 
so  wird  er  ebenfalls  verurtheilt. 


J)  C.P.O.  Art.  99. 

3)  C.P.O.  Art,.  102. 

3)  C.P.O.  Art.  103. 
*)  C.P.O.  Art.  101. 

5)  C.P.O.  Art.  105. 
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3.  Besteht  dagegen  ein  Verdacht  wegen  der  Echtheit  der  Unter- 
schrift (was  der  Fall  ist,  wenn  die  Sachverständigen  kein  be- 
stimmtes Gutachten  darüber  abgeben  können),  so  kann  das 
Gericht  auf  Antrag  des  Klägers  dem  Beklagten  den  Eid  darüber 
auferlegen,  dass  die  Urkunde  nicht  von  ihm  herrührt  und  er 
nichts  schuldet. 

Wenn  derjenige,  dem  man  eine  Urkunde  entgegenhält,  sich  nicht 
auf  das  Ableugnen  derselben  beschränkt,  sondern  behauptet,  dass  sie 
gefälscht  ist,  und  die  Prüfung  dieser  Fälschungsfrage  beantragt,  und 
wenn  das  Gericht  der  Ansicht  ist,  dass  dafür  hinreichende  Beweise  und 
Anzeichen  vorliegen,  so  hat  es  die  Sache  vor  das  zuständige  Gericht 
zu  verweisen,  die  Entscheidung  der  Hauptsache  dem  Grunde  nach  aber 
auszusetzen,  vorausgesetzt,  dass  derjenige,  der  den  Antrag  auf  Fest- 
stellung der  Fälschung  stellt,  Sicherheit  für  Zahlung  von  Schadens* 
ersatz  an  den  Gegner  leistet,  falls  er  den  Beweis  der  Fälschung  nicht 
erbringt. x) 

§ 22. 

y)  Vermuthungen. 

Art.  1741  B.Gb.  (Buch  über  die  Beweise)  bestimmt  den  Begriff  der 
Vermuthungen  dahin:  „Die  zuverlässigen  Vermuthungen  eines  ernsten 
Menschen  resultiren  aus  Anzeichen,  welche  eine  der  Gewissheit  nahe 
Ueberzeugung  begründen.“  — Das  Gesetzbuch  führt  zur  Erläuterung 
folgendes  Beispiel  an:  Wenn  man  aus  einem  unbewohnten  Hause  einen 
Menschen  mit  einem  bluttriefenden  Messer  rasch  herauskommen  und 
unruhig  weitergehen  sieht  und  beim  sofortigen  Eintritt  in  das  Haus 
den  Leichnam  einer  frisch  getödteten  Person  findet,  so  wird  man  nicht 
zweifeln,  dass  das  Individuum  der  Mörder  gewesen  ist,  das  aus  dem 
Hause  heraustrat.  Man  wird  in  solchem  Falle  weder  auf  Selbstmord 
noch  auf  einen  sonstigen  freiwilligen  Tod  schliessen. 

§ 23. 

c)  Offenkundigkeit  (Notorietät). 

Art.  1677  B.Gb,  bestimmt:  „Unter  Offenkundigkeit  versteht  man 
die  Aussage  einer  Menge  von  Menschen,  von  denen  man  nicht  an- 
nehmen kann,  dass  sie  sich  verabredet  haben,  zu  lügen.“ 

Im  Allgemeinen  nimmt  man  keine  Rücksicht  auf  die  Mehrheit  der 
Zeugen,  das  heisst,  wenn  die  Zeugen  der  einen  Partei  in  der  Zahl 
diejenige  der  anderen  Partei  übersteigen,  so  giebt  das  keinen  Grund, 
den  Zeugen  der  einen  Parteien  vor  denen  der  anderen  den  Vorzug  zu 
geben.  Die  Zeugen  der  beweispflichtigen  Partei  werden  allein  zu- 
gelassen, ausgenommen,  wenn  sie  etwas  bestätigen  wollen,  was  notorisch 
erdichtet  ist.* 2)3) 

’)  C.P.O.  Art.  56. 

2)  B.Gb.  Art.  1698  u.  1732. 

3)  Z.  B.  A.  hat  von  B.  100  Piaster  gefordert,  von  denen  er  behauptet,  er  habe  sie 
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Beim  Offenkundigkeitsbeweis  besteht  keine  Bestimmung  bezüglich 
4er  Zähl  (1er  Personen,  die  aussagen,  jedoch  müssen,  wie  erwähnt, 
diese  Personen  in  solcher  Zahl  vorhanden  sein,  dass  hierdurch  die 
Wahrscheinlichkeit  ausgeschlossen  wird,  dass  sie  sich  über  die  Abgabe 
eines  falschen  Zeugnisses  geeinigt  haben.1) 

Die  Personen,  welche  die  offenkundige  That  bezeugen,  sind  nicht 
gehalten,  der  Aussage  die  Worte:  „Ich  bezeuge“  beizufügen;  auch  findet 
in  Bezug  auf  ihre  Ehrbarkeit  nicht  das  oben  erwähnte  Verfahren  statt 
(vgl.  oben  § 20). 


§ 24. 
d)  Eid. 

Der  Kläger,  der  seinen  Anspruch  nicht  beweisen  kann,  hat  das 
Recht,  seinem  Gegner  den  Eid  zuzuschieben.  Das  Gericht  soll  den  Kläger 
fragen,  ob  er  von  diesem  Recht  Gebrauch  machen  will.2)  In  diesem 
Falle  ordnet  das  Gericht  an,  dass  der  Eid  geleistet  werde  und  setzt  die 
Sitzung  fest,  in  der  die  Eidesleistung  stattfinden  soll.  Dieselbe  findet 
vor  Gericht  und  in  Gegenwart  der  Gegenpartei  statt.3) 

Wenn  der  Person,  der  der  Eid  zuzugeschoben  wird,  für  das  Nicht- 
erscheinen ein  gesetzlicher  Entschuldigungsgrund  zur  Seite  steht,  z.  B. 
dass  v sie  krank  oder  weiblichen  Geschlechts  ist,  so  dass  die  Leistung 
des  'Eides  ausserhalb  der  Gerichtsstelle  nothwendig  ist,  so  ernennt  das 
Gericht  einen  Delegirten  (Naib),  der  sich  mit  noch  einer  anderen  Person 
in  die  Wohnung  des  Eidespflichtigen  begiebt  und  hier  in  Gegenwart  der 
Gegenpartei  den  Eid  abnimmt.4) 

Da  das  Gesetz  nicht  bestimmt,  ob  der  Delegirte  aus  der  Zahl  der 
Mitglieder  des  Gerichts  oder  ausserhalb  derselben  genommen  werden  soll, 
andererseits  Art.  1744  des  B.Gb.  sagt,  dass  der  Eid  vor  dem  Richter 
oder  seinem  Delegirten  geleistet  werden  soll,  so  stützt  man  sich  in 
der  Praxis  auf  die  angeführte  Gesetzesstelle,  um  das  Gericht  einer 
anderen  Stadt,  in  der  der  Eidespflichtige  sich  befindet,  mit  der  Eides- 
abnahme zu  beauftragen. 5) 

Die  eidespflichtige  Partei  nimmt  den  Koran  in  die  Hand,  wenn  sie 


demselben  am  1.  Januar  1892  zu  Berlin  geliehen.  B.  stellt  dies  vollständig  in  Abrede 
und  beweist  durch  eine  Menge  von  Personen,  d.  h.  mittelst  Offenkundigkeit,  dass  er 
sich  am  1.  Januar  1892  zu  Paris  befand.  A.  darf  in  diesem  Falle  das  in  Berlin 
gegebene  Darlehen  nicht  durch  Zeugen  beweisen,  denn  dieser  Beweis  widerspricht  der 
Offenkundigkeit. 

!)  Nach  der  neuesten  Rechtsprechung  des  Kassationshofes  (1895)  gehören  zum 
Notorietätsbeweis  mehr  als  25  Zeugen. 

2)  C.P.O.  Art.  92. 

*)  C.P.O.  Art.  93. 

4)  C.P.O.  Art.  95. 

5)  Das  Handelsgericht  zu  Salonichi  hat  den  türkischen  Konsul  zu  London  beauf- 
tragt, den  Eid  von  einer  Partei  entgegenzunehmen,  die  sich  in  dieser  Stadt  befand. 
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Moslem  ist,  das  Evangelium,  wenn  sie  Christ  ist,  und  die  Bibel,  wenn 
sie  Israelit  ist,  und  ruft  dabei  die  Gottheit  an.1)2) 

§ 25, 

e)  Persönliches  Erscheinen  der  Parteien  vor  Gericht  zur 
Aufklärung  des  Sach  Verhältnisses. 

Art.  51  C.P.O.  (in  Uebereinstimmung  mit  Art.  32  H.G.O.)  bestimmt, 
dass  das  Gericht  auch  von  Amtswegen  anordnen  kann,  dass  die  Parteien 
persönlich  in  der  Sitzung  vernommen  werden.  Im  Fall  der  Verhinde- 
rung beauftragt  das  Gericht  einen  der  Richter,  sich  in  die  Wohnung 
der  Partei,  die  befragt  werden  soll,  zu  begeben  und  ihre  Erklärung 
in  Gegenwart  des  Gerichtsschreibers  und  zweier  Zeugen  entgegenzu- 
nehmen. — Die  Befragung  der  Parteien  über  Fragstücke  und  Artikel 
wie  sie  in  Frankreich  oder  Italien  geübt  wird,3)  ist  bei  den  ottomani- 
schen  Gerichten  unbekannt.  Auch  bestimmt  das  Gesetz,  weiches  das  Ge- 
richt ermächtigt,  das  persönliche  Erscheinen  der  Parteien  anzuordnen, 
nicht  die  Folgen  des  Nichterscheinens  oder  der  Verweigerung  der  Aus- 
sage seitens  einer  Partei  auf  die  ihr  vom  Gericht  vorgelegten  Fragen.4) 

§ 26. 

D.  Verfahren  in  Rechnungssachen. 

Handelt  es  sich  in  einem  Rechtsstreit  um  Prüfung  von  Rechnungen 
oder  Büchern  oder  um  Verhandlung  über  eine  verwickelte  Sache,  so 

!)  B.Gb.  Art,  1743. 

2)  Bis  zur  Verkündung  der  Civilprozessordnung  verwies  das  Gericht,  wenn  es 
entschied,  dass  eine  Partei  den  Eid  leisten  sollte,  dieselbe  vor  den  Vorstand  der  kirch- 
lichen Gemeinde,  zu  der  sie  gehörte,  z.  B.  die  Griechen  vor  den  Metropoliten,  die  Israe- 
liten vor  den  Rabiner.  Dieser  Gebrauch  ist  jetzt  abgekommen. 

3)  Interrogatoire  sur  faits  et  articles. 

4)  Ueber  die  Behandlung  dieses  Falles  gehen  die  Meinungen  auseinander.  Es  be- 
stehen zwei  Systeme.  Das  erste  überlässt  es  dem  Gericht,  nach  den  Umständen  die 
Folgen  des  Nichterscheinens  der  persönlich  geladenen  Partei  zu  erwägen  und  dem- 
gemäss den  Aufstellungen  ihres  Gegners  einen  gewissen  Glauben  zu  schenken.  Dies 
System  findet  eine  grosse  Stütze  nicht  nur  in  der  Auffassung  angesehener  Schriftsteller, 
welche  die  Civilprozessordnung  kommentirt  haben  (Komm,  in  türkischer  Sprache  von 
Yorgaki  Eff.  und  Chevket  Bey),  sondern  auch  in  der  französischen  Wissenschaft 
und  Rechtsprechung  (Urtheil  des  Appellgerichts  von  Rennes  vom  15.  August  1828 
[Sirey  29.  2.  125  und  Boitard,  Komm,  des  Code  de  proc^dure  civile]).  .Nach  einem 
zweiten  System  soll  die  Partei,  welche  ihr  Erscheinen  verweigert,  durch  Versäumniss- 
urtheü  verurtheüt  werden.  Dieses  System  scheint  den  Vorzug  zu  verdienen,  denn  nach 
einer  ausdrücklichen  Bestimmung  im  Gesetze  können  die  Behauptungen  des  Klägers 
lediglich  in  Folge  der  Thatsache  des  Nichterscheinens  der  anderen  Partei  als  bewiesen 
angesehen  werden,  und  zwar  um  so  mehr,  als  das  Gericht,  indem  es  verfügt,  dass  die 
Partei  persönlich  erscheinen  soll,  nicht  gehalten  ist,  die  Fragen  anzugeben,  welche  es 
der  zum  persönlichen  Erscheinen  geladenen  Partei  vorlegen  will.  Folglich  scheint  es 
.nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Prozessgesetzgebung  das  Richtige,  dass  das  Ge- 
richt, indem  es  die  Befugniss  hat,  die  Partei  zum  persönlichen  Erscheinen  vorzuladen, 
deren  Nichterscheinen  feststellen  und  die  Sache  im  Versäumnissverfahren  ent- 
scheiden kann. 
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ernennt  das  Gericht  eine  Kommission  bestehend  aus  zwei  oder  vier 
Mitgliedern. 

Nach  Prüfung  der  Sache  macht  die  Kommission  thunlichst  einen 
Sühneversuch  zwischen  den  Parteien;  im  Falle  seines  Misslingens  er- 
stattet sie  Bericht.  Ist  dies  geschehen^  sei  es,  dass  die  Mitglieder  der 
Kommission  in  ihrem  Gutachten  'übereinstimmen  oder  verschiedener 
Ansicht  sind,  dann  entscheidet  das  Gericht  über  die  Sache  nach  Ver- 
nehmung der  Parteien  über  ihre  Einwendungen.1)  Das  Gericht  kann 
auch,  um  die  Verhandlung  in  einer  verwickelten  Sache  zu  erleichtern, 
eines  seiner  Mitglieder  beauftragen,  einen  Bericht  über  die  Thatsachen, 
Erklärungen  der  Parteien  und  den  Inhalt  der  vorgeführten  Beweise  zu 
erstatten,  ohne  dass  das  Mitglied  jedoch  irgend  eine  Ansicht  dabei  aus- 
sprechen darf. 

§ 27. 

E.  Das  Urtheil. 

I.  Ueber  die  Fällung  des  Urtheils  enthält  das  ottomanisclie 
bürgerliche  Gesetzbuch  nachfolgende  Vorschriften: 

Art.  1816.  Wenn  die  Parteien  vor  dem  Richter  erscheinen,  lässt 
derselbe  zunächst  den  Kläger  seine  Klage  vortragen.  Hierauf  befragt 
er  den  Beklagten. 

Art.  1817.  Gesteht  der  Beklagte  zu,  so  wird  er  verurtheilt,  leugnet 
er,  so  fordert  der  Richter  den  Kläger  auf,  die  Beweise  zu  liefern. 

Art.  1818.  Der  Richter  verurtheilt  den  Beklagten,  wenn  der  Kläger 
seine  Behauptung  beweist,  andernfalls  lässt  der  Richter  den  Beklagten 
den  ihm  vom  Kläger  zugeschobenen  Eid  ableisten. 

Art.  1819.  Schiebt  der  Kläger  keinen  Eid  zu,  oder  leistet  der  Be- 
klagte den  zugeschobenen  Eid,  so  weist  der  Richter  die  Klage  ab. 

Art.  1820.  Verweigert  der  Beklagte  die  Eidesleistung,  so  ent- 
scheidet der  Richter  über  die  Folgen. 

II.  Es  giebt  zwei  Arten  von  Endurtheilen:  das  kontradiktorische 
und  das  Versäumnissurtheil. 

a)  Kontradiktorisches  Urtheil.  Nach  Schluss  der  Parteivor- 
träge und  der  Verhandlung  verkündet  das  Gericht  sein  Urtheil  ent- 
weder in  derselben  Sitzung  oder  in  einer  nachfolgenden.  Die  Ver- 
kündung desselben  geschieht  durch  den  Präsidenten  in  öffentlicher 
Sitzung. 

b)  Versäumnissurtheil.  Erscheint  eine  der  Parteien  in  der  fest- 
gesetzten Sitzung  nicht,  so  ergeht  auf  Antrag  der  erschienenen  Partei 
ein  Versäumnissurtheil.  Das  Verfahren  ist  verschieden,  je  nachdem 
der  Kläger  oder  der  Beklagte  ausbleibt  (s.  § 28), 

c)  Abgesehen  von  den  Endurtheilen  giebt  es  noch  Urtheile,  die 
im  Laufe  des  Verfahrens  ergehen.  Es  sind  deren  drei  Arten: 
das  vorläufige  Urtheil,  das  vorbereitende  Urtheil  und  das  Beweis- 
urtheil  (Interlokut). 


J)  C.P.O.  Art.  59. 
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d)  Das  vorläufige  Urtheil  (einstweilige  Verfügung  im  Sinne  der 
deutschen  Civilprozessordnung)  ist  dasjenige,  welches  vor  Erlass  des 
Endurtheils  eine  vorläufige  Massnahme  anordnet,  um  Unzukömmlich- 
keiten oder  Gefahren  vorzubeugen,  welchen  die  Parteien  oder  die  im 
Streite  befindlichen  Gegenstände  ausgesetzt  sind,  z.  B.  wenn  das  Ge- 
richt die  vorläufige  Erhaltung  des  gegenwärtigen  Standes  des  Streit- 
gegenstandes oder  dessen  Verkauf  bestimmt,  um  seinen  gänzlichen 
Verlust  zu  verhüten.1) 

ß)  Ein  vorbereitendes  Urtheil  wird  erlassen,  um  die  Ver- 
handlung des  Rechtsstreits  selbst  zu  erleichtern  und  das  Gericht  in 
den  Stand  zu  setzen,  das  Endurtheil  zu  erlassen,  z.  B.  ein  Urtheil, 
das  die  Verweisung  einer  Sache  vor  rechnungsverständige  Richter 
anordnet  oder  Sachverständige  ernennt,  um  den  Streitgegenstand  zu 
prüfen. 2) 

f)  Das  Beweisurtheil  ergeht,  um  die  Weiterverhandlung  und 
Entscheidung  des  Rechtsstreits  zu  erleichtern.  Dasselbe  lässt  zugleich 
die  Art  der  Entscheidung  im  Voraus  vermuthen.  So  verhält  es  sich 
insbesondere  mit  dem  Urtheil,  das  auf  Leistung  eines  Eides  erkennt. 
Denn  es  ist  gewiss,  dass  die  Partei,  der  der  Eid  auferlegt  ist,  im  Falle 
der  Verweigerung  seiner  Leistung  verurtheilt  wird. 

Die  vorläufigen  und  vorbereitenden  Urtheile  sind  vor  Erlass  des 
Endurtheils  nicht  berufungsfähig,  während  die  Berufung  gegen  das 
Beweisurtheil  vor  Erlass  des  Endurtheils  statthaft  ist. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  Urtheil,  welches  das  Gericht  über 
die  Zuständigkeit  und  Verjährung  der  Klage  erlässt.  Diese  Urtheile 
werden  als  Endurtheile  angesehen.  In  diesen  Fällen  hemmt  die  Ein- 
legung der  Berufung  die  Fortsetzung  des  Prozesses. 

III.  Form  der  Urtheile.  Die  Urtheile  enthalten  im  allgemeinen 
die  Angaben  über  Namen,  Stand  und  Wohnort  der  Parteien,  eine  kurze 
Darstellung  des  Sachverhältnisses,  die  Anträge  der  Parteien  und  die  Ur- 
theilsgründe. 

Das  Urtheil  wird  in  ein  besonderes  Buch  eingetragen  und  im  Ori- 
ginal an  die  obsiegende  Partei  herausgegeben,  nachdem  dieselbe  in  der 
Gerichtskanzlei  die  nothwendigen  Gebühren  bezahlt  hat.  Abschrift  des 
Urtheils  wird  durch  Vermittelung  des  zuständigen  Gerichtsvollziehers 
der  verurtheilten  Partei  in  Person  odef  in  ihrer  Wohnung  zugestellt. 
Diese  Zustellung  ist  wesentlich,  denn  kein  Urtheil  kann  vollstreckt 
werden,  bevor  es  zugestellt  ist,  und  die  Fristen  zur  Einlegung  des 
Einspruchs,  der  Berufung  oder  des  Rekurses  laufen  vom  Tage  der  Zu- 
stellung desselben  an. 


b H.G.O.  § 105  mit  Anmerkung  und  C.P.O.  Art.  66  mit  Anmerkung. 

2)  H. G. 0.  Art.  105  u.  Anmerkung  vgl.  mit  C.P.O.  Art.  66  u.  Anmerkung. 
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§ 28. 

12.  Das  Versiiuinnissverfahreh. 

I.  Erscheint  der  Kläger  im  Termin  nicht,  so  kann  der  Beklagte, 
ohne  ein  Verthei digungsmittel  vorzubringen,  ein  Versäumnissurtheil 
dahin  beantragen  und  erlangen,  dass  der  Kläger  vorläufig  mit  seiner 
Klage  abgewiesen  wird.  *) 

Diese  vorläufige  Abweisung  der  Klage  besteht  in  der  Aufhebung 
des  Verfahrens  und  Verurtheilung  des  Klägers  zu  den  Kosten  und  zum 
Ersatz  des  vom  Beklagten  nachzuweisenden  Schadens,  ohne  jedoch  dem 
ausgebliebenen  Kläger  das  Recht  der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
zu  entziehen.* 2) 

II.  Bleibt  dagegen  der  Beklagte  im  Termine  aus,  so  ernennt  das 
Gericht  für  ihn  von  Amtswegen  einen  Vertreter  (Vekil  Mussahar),  der 
beauftragt  ist,  seine  Interessen  zu  wahren.3) 

Das  Gericht  nimmt  in  Gegenwart  dieses  Vertreters  den  Klagevortrag 
und  die  hierfür  angebotenen  Beweise  entgegen  und  erlässt  sodann  sein 
Versäumnissurtheil. 

III.  Weigert  sich  jedoch,  die  bei  Gericht  erschienene  Partei,  zu  ver- 
handeln, so  wird  sie  als  nicht  erschienen  betrachtet  und  das  Gericht 
erlässt  ebenfalls  ein  Versäumnissurtheil  gegen  sie  (C.P.O.Art.  148). 

IV.  Einspruch  gegen  das  Versäumnissurtheil.  Die  ausge- 
bliebene Partei,  welche  durch  Versäumnissurtheil  veruriheilt  wurde, 
kann  dasselbe  im  Wege  des  Einspruchs  anfechten.4) 

Während  der  durch  Versäumnissurtheil  verurtheilte  Beklagte  alles 
Interesse  hat,  sich  des  Rechtsmittels  des  Einspruchs  zu  bedienen,  um 
das  gegen  ihn  erlassene  Versäumnissurtheil  zu  Aufhebung  bringen, 
kann  der  Kläger,  wenn  die  Klage  durch  Versäumnissurtheü  abgewiesen 
wurde,  Einspruch  erheben,  um  seine  Klage  wieder  aufzunehmen  oder 
unmittelbar  eine  neue  Klage  erheben.  In  dem  einen,  wie  in  dem  .anderen 
Fall  hat  das  gegen  den  Kläger  ergangene  Versäumnissurtheil  zur 
Folge,  dass  ihm  die  Kosten  dieses  Urtheils  zur  Last  fallen.5)6) 


*)  C.P.O.  Art.  142. 

2)  G.P.O.  Art.  143. 

3)  Per  von  Amtswegen  bestellte  Vertreter  wird  aus  der  Zahl  der  Rechtsanwälte 
gewählt.  Er  darf  die  Ansprüche  des  Klägers  nicht  anerkennen,  noch  ein  Geständniss 
ablegen.  Vor  dem  gemischten  Handelsgericht,  bei  dem  noch  die  Prozessordnung 
für  die  Handelsgerichte  angewendet  wird,  erlässt  das  Gericht  sein  Versäumnissurtheil 
entsprechend  dem  Anspruch  des  Klägers  auf  Grund  der  vorgelegten  Beweise,  ohne 
dem  Beklagten  von  Amtswegen  einen  Vertreter  seiner  Interessen  zu  ernennen  (H.G.O.. 
Art.  67  u.  68). 

4)  C.P.O.  Art.  151  u.  160. 

6)  C.P.O.  Art.  142. 

6)  Vom  Standpunkt  der  C.P.O.  ist  die  Befugniss  des  durch  Versäumnissurtheil  ab- 
gewiesenen Klägers,  Einspruch  oder  eine  neue  Klage  zu  erheben,  auf  Grund  der  ausdrück- 
lichen Vorschriften  der  C.P.  0.  unzweifelhaft.  Hie  H.  G.  0.  die  vor  dem  gemischten  Handels- 
gericht güt,  schweigt  jedoch  über  diese  Frage,  und  die  Rechtsprechung  hat  sich,  soviel 
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V.  Form  des  Einspruchs.  Der  Einspruch  gegen  das  Versäumniss- 
urtheil  wird  bei  demselben  Gericht  eingelegt,  das  jenes  Urtheil  er- 
lassen hat.  Er  wird  erhoben  mittelst  eines  Schriftsatzes,  der  ausser 
den  Angaben  der  Familien-  und  Vornamen  der  Parteien,  ihres  Standes 
und  Wohnorts  die  Angriffs-  oder  Vertheidigungsmittel  eftthält,  welche 
der  Einspruchskläger  geltend  macht,  um  den  Anspruch  des  Gegners 
und  das  daraufhin  ergangene  Urtheil  zu  beseitigen.  Bei  Einreichung 
des  Schriftsatzes  hat  der  Einspruchskläger  die  tarifmässigen  Gebühren 
an  die  Gerichtskanzlei  zu ? bezahlen,  und  hiernach  erst  wird  der  Ein- 
spruchsakt der  Gegenpartei  mit  der  Ladung  zu  einer  bestimmten  Sitzung 
in  der  über  den  Einspruch  entschieden  werden  soll,  zugestellt.1) 

VI.  Einspruchsfrist.  Der  Einspruch  muss  innerhalb  einer  Frist 
von  31  Tagen,  von  der  Zustellung  des  Versäumnissurtheils  an1  gerechnet, 
erhoben  werden,  ohne  dass  zwischen  demjenigen,  der  nicht  erschienen 
ist,  oder  demjenigen,  der  die  Erklärung  verweigerte,  unterschieden 
wird.2)3) 

VII.  Wirkung  des  Einspruchs.  Der  Einspruch  hemmt  die 
Zwangsvollstreckung  des  Versäumnissurtheils,  sofern  nicht  das  Gericht 
in  seinem  Urtheile  angeordnet  hat,  dass  es  vorläufig  vollstreckbar  sei,4) 

VIII.  Einspruchsverhandlung.  In  dem  zur  Einspruchsverhand- 


bekannt,  noch  nicht  darüber  ausgesprochen.  Indessen  ist  anzunehmen,  dass  das  (in 
Anwendung  der  C.P.  0.)  von  dem  Civjlgerichte  beobachtete  Verfahren  auch  vom  ge- 
mischten Gericht  anzuwenden  ist,  denn  in  Frankreich,  aus  dessen  Gesetzgebung  der 
öttomanische  Gesetzgeber  die  Vorschriften  der  H.  G.O.  entnommen  hat,  folgt  man 
eben  demselben  System  (siehe  hierüber:  Boitard,  Legons  de  Procedure  civile  ßd.  1 
No.  318. 

J)  C.P.O.  Art.  155  u.  156. 

2)  C.P.O.  Art.  153  u.  160. 

3)  Nach  der  H.G.O.,  die  vof  dem  gemischten  Handelsgericht  bei  Rechts  Streitig- 
keiten zwischen  Ausländern  und  Ottomanen  gilt , soll  der  Einspruch  binnen  14  Tagen 
von  der  Zustellung  der  Versäumnissurtheile,  welche  wegen  Verweigerung  der 
Erklärung  ergingen,  an  gerechnet,  erhoben  werden.  Erging  das  Urtheil  wegen- 
Niohterscheinens,  so  kann  der  Einspruch  noch  bis  zur  Zwangsvollstreckung 
erhoben  werden.  Als  voll  streckt  gilt  das  Urtheü,  wenn  der  Verurtheilte  verhaftet 
wurde,  oder  wenn  seine  bewegliche  Habe  gepfändet  und  verkauft  ist,  oder  wenn  ihm 
die  Zwangsvollstreckung  gegen  eine  seiner  Liegenschaften  bekannt  gegeben  ist,  oder 
wenn  die  Kosten  des  Urtheils  bezahlt  sind;  es  genügt,  wenn  irgend  ein  Akt  vorliegt, 
aus  dem  sich  ergiebt,  dass  die  Zwangsvollstreckung  des  Urtheüö  der  im  Versäumniss- 
verfahren  verurtbeüten  Partei  bekannt  ist  (H.G.O.  Art.  77). 

4)  Das  Gericht  erster  Instanz  verordnet  die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  des  Ur- 
theils, wenn  es  sich  auf  eine  authentische  Urkunde,  auf  ein  Anerkenntniss  oder  eine 
Verurtheilung  in  einem  vorgängigen  nicht  berufungsfähigen  Urtheil  stützt.  Auch  kann 
es  im  Falle  der  Dringlichkeit  die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  aussprechen.  In  den 
ersten  drei  Fällen  ist  der  Kläger  zur  Sicherheitsleistung  verpflichtet,  um  das  Urtheü 
zu  vollstrecken,  und  wenn  er  diese  Sicherheit  nicht  leistet,  ist  das  Urtheil  zwar  voll- 
streckbar, jedoch  wird  die  Urtheilssumme  hinterlegt.  — Im  Falle  der  vorläufigen  Voll- 
streckbarkeit wegen  Dringlichkeit  kann  die  Vollstreckung  nur  soweit,  als  der  Gläubiger 
Sicherheit  leistet,  angeordnet  werden.  — Die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  soll  in  eben 
demselben  Urtheile  angeordnet  werden,  sie  kann  nicht  durch  ein  zweites  Urtheil  aus- 
gesprochen werden  (H.G.O.  Art.  60,  61,  62,  C.P.O.  Art.  130,  131). 
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Jung  festgesetzten  Sitzungstermin  prüft  das  Gericht  in  Gegenwart  der 
Parteien,  ob  die  gesetzliche  Frist  und  Form  bei  Erhebung  der  Einspruchs 
beobachtet  wurde.  Ist  dies  der  Fall,  so  wird  der  Einspruch  für  zu- 
lässig erklärt  und  die  Sache  von  Neuem  nach  den  gewöhnlichen  Prozess- 
vorschriften verhandelt.  Das  Gericht  erlässt  ein  das  erste  Urtheil  be- 
stätigendes, aufhebendes  oder  abänderndes  Urtheil.  Die  Kosten  des 
Versäumnissurtheils  fallen  der  ausgebliebenen  Partei  zur  Last.1) 

Wenn  in  der  Einspruchsverhandlung  der  Einspruchskläger  aus- 
bleibt, so  wird  der  Einspruch  verworfen  und  gegen  das  neuerliche  Ver- 
säumnissurtheil  findet  kein  Einspruch  mehr  statt. 

Wenn  dagegen  die  andere  Partei  ausbleibt,  so  ist  das  in  ihrer  Ab- 
wesenheit ergehende  Urtheil  dem  Einspruch  in  den  vorgeschriebenen 
Formen  und  Fristen  unterworfen.2) 

13.  Rechtsmittel. 

§ 29. 

A.  Berufung. 

I.  Die  von  den  „Gerichten  erster  Instanz“  erlassenen  Urtheile 
können,  soweit  dieselben  nicht  endgültige  sind  (vgl.  oben  § 4),  mittelst 
Berufung  angefochten  werden. 

Im  Allgemeinen  findet  die  Berufung  nur  gegen  Endurtheile  statt. 
Indessen  ist  vor  dem  Erlass  des  Endurtheils  Berufung  gegen  die 
Beweisurtheile  (Interlokute  vgl.  oben  § 27  II  C.  y.)  und  die  Urtheile, 
welche  über  die  Zuständigkeit  oder  über  die  Verjährung  der  Klage  ent- 
scheiden, zulässig. 

II.  Berufungsfrist.  Dieselbe  beträgt  regelmässig  61  Tage;  sie 
beträgt  aber  91  Tage,  wenn  der  Berufungskläger  entweder  an  einem 
Orte,  der  15  Tagesmärsche  oder  mehr  vom  Sitze  des  Oberlandesgerichts 
entfernt,  oder  im  Auslande  oder  auf  Inseln  wohnt,  die  von  Dampf- 
booten nicht  regelmässig  besucht  werden.3) 

Die  Berufungsfrist  läuft  für  die  kontradiktorischen  Urtheile  vom 
Tage  ihrer  Zustellung  an  und  für  die  Versäumnissurtheile  vom  Tage 
des  Ablaufs  der  Einspruchsfrist  an.4) 

Art.  185  C.P.O.  bestimmt,  dass  die  Versäumniss  der  Berufungs- 
frist für  alle  Parteien,  welche  Berufung  zu  erheben  berechtigt  sind, 
den  Verlust  der  Berufung  nach  sich  zieht,  und  dass  diejenigen,  die 
durch  die  seitens  der  Rechtsvertreter  versäumte  Berufung  Schaden 
erlitten  haben,  binnen  der  gesetzlichen  Fristen  gegen  die  letzt- 
genannten eine  Klage  in  erster  Instanz  erheben  können.  Daraus  folgt, 
dass  der  Ablauf  der  Berufungsfrist  den  Verlust  des  Berufungsrechts 

')  C.P.O.  Art.  158. 

2)  C.P.O.  Art.  159,  H.G.O.  Art.  84. 

3)  Nach  Art.  100  H.G.O.,  die  vor  dem  gemischten  Handelsgerichte  gilt,  beträgt 
die  Berufungsfrist  120  Tage. 

4)  C.P.O.  Art.  181,  182. 
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selbst  gegenüber  Minderjährigen  nach  sich  zieht,  vorbehaltlich  des  Rück- 
anspruchs derselben  gegen  ihren  Vormund. 

Ist  das  Urtheil  auf  Grund  einer  gefälschten  Urkunde  erlassen,  oder 
wurde  die  Partei  verurtheilt,  weil  sie  versäumte,  ein  die  Sache  ent- 
scheidendes Schriftstück  vorzulegen,  das  vom  Gegner  zurückgehalten 
war,  so  läuft  die  Berufungsfrist  erst  von  dem  Tage  an,  wo  die  Fäl- 
schung von  dem  Gegner  erkannt  oder  richterlich  festgestellt,  oder  das 
zurückgehaltene  Schriftstück  wiedererlangt  war.  In  diesem  letzteren 
Fall  ist  schriftlicher  Beweis  bezüglich  des  Tags  der  Wiedererlangung 
des  Schriftstücks  erforderlich.1) 

Gehemmt  wird  die  Berufungsfrist  durch  den  Tod  der  verurtheilten 
Partei.  Ihr  Lauf  beginnt  erst  wieder  von  der  Zustellung  des  Urtheils 
an  die  Erben  der  verstorbenen  Partei  an  ihrem  Wohnsitze.2) 

III.  Der  Berufungsbeklagte  kann  Anschlussberufung  in  Bezug 
auf  die  Hauptpunkte  des  Urtheils  erster  Instanz,  die  ihm  ungünstig 
sind,  in  jedem  Stadium  der  Sache  einlegen  und  zwar  ungeachtet  des 
Ablaufs  der  Fristen. 

VI.  Form  der  Berufung.  Die  Berufung  wird  mittelst  eines  an 
das  Oberlandesgericht  gerichteten  Ersuchschreibens  (requOte)  erhoben. 
Dasselbe  soll  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  enthalten  den  Famüien- 
und  Vornamen,  Stand  und  Wohnort  des  Berufungsklägers  und  Be- 
rufungsbeklagten, die  Bezeichnung  des  Urtheils,  gegen  das  die  Berufung 
eingelegt  wird,  des  Gerichts,  von  dem  das  Urtheil  erging  und  das  Da- 
tum der  Zustellung  desselben  an  den  Berufungskläger;  ferner  die  Gründe 
der  Berufung,  die  Vorladung  des  Berufungsbeklagten  zum  Erscheinen 
vor  dem  Oberlandesgericht  in  gesetzlicher  Frist,  sei  es  in  Person  oder 
durch  einen  Bevollmächtigten. 

Endlich  ist  durch  einen  beigefügten  und  gesetzlich  beglaubigten 
Akt  darzuthun,  dass  der  Berufungskläger  einen  zahlungsfähigen  Bürgen 
für  die  Gerichtskosten,  die  Reisekosten  des  Berufungsbeklagten  und  für 
den  sonstigen  demselben  etwa  gesetzlich  zuzusprechenden  Schadens- 
ersatz für  den  Fall,  dass  der  Berufungskläger  in  der  Berufung  unterliegt, 
bestellt  hat.3) 


9 C.P.O.  Art.  183. 

2)  C.P.O.  Art.  184. 

3)  Nach  Art.  106  der  beim  gemischten  Handelsgericht  angewendeten  H.G.O.  soll 
der  Berufungskläger  einen  Bürgen  stellen  nicht  nur  für  die  Kosten,  sondern  auch 
für  die  Vollstreckung  des  Urtheils  erster  Instanz.  Es  ist  in  der  That  zu 
bedauern,  dass  die  ausländischen  Gesandten  die  Civilprozessordnung,  welche  voll- 
ständiger ist  als  die  Prozessordnung  für  die  Handelsgerichte,  noch  nicht  anerkannt 
haben.  Um  hier  nur  vom  Art.  106  der  letzteren,  der  von  der  Stellung  eines  Bürgen 
für  die  Vollstreckung  des  Urtheils  erster  Instanz  handelt,  zu  sprechen,  so 
bildet  dieselbe  eine  Bedingung  für  die  Berufung;  wenn  also  die  verurtheilte  Par- 
tei dieselbe  nicht  zu  erfüllen  vermag,  so  bleibt  sie  von  der  Verurtheilung,  die  un- 
gerechtfertigt sein  kann,  betroffen.  Die  Zahlungsfähigkeit  des  Bürgen  wird,  wenn 
er  Kaufmann  ist,  von  der  Handelskammer,  und  wenn  er  Grund eigenthümer  ist,  vom 
Notar  bestätigt.  Die  Unterschrift  des  Bürgen  wird  auch  vom  Notar  beglaubigt. 

Leske  u.  Loewbwfel»,  Rechtsverfolgung.  II.  26 
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Binnen  acht  Tagen  nach  Einlegung  der  Berufung  hat  der  Be- 
rufungskläger einen  Schriftsatz  einzureichen,  der  die  Beschwerden  gegen 
das  Urtheil  erster  Instanz  begründet.  Abschrift  davon,  sowie  von  der 
Berufungsschrift  und  dem  erwähnten  ihm  beigefügten  Bürgschaftsakt 
wird  dem  Berufungsboklagten  durch  die  Kanzlei  des  Berufungsgerichts 
zugestellt.  Gleichzeitig  wird  den  Parteien  eine  Vorladung  zum  Er- 
scheinen in  der  Sitzung  des  Berufungsgerichts  zugestellt.1) 

Der  Berufungsbeklagte  legt  in  der  Sitzung  einen  Schriftsatz  vor, 
in  dem  er  auf  die  Beschwerden  der  Berufung  antwortet.  Solches  ist 
aber  nur  fakultativ,  nicht  obligatorisch.  Der  Berufungsbeklagte  kann 
sich  auch  auf  den  mündlichen  Vortrag  bei  der  Verhandlung  beschränken. 

V.  Wirkung  der  Berufung.  Die  Berufung  hemmt  den  Vollzug 
des  Urtheils  erster  Instanz,  wofern  dasselbe  nicht  die  Klausel  der  vor- 
läufigen Vollstreckbarkeit  enthält.2) 

Hat  das  Gericht  erster  Instanz  die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  in 
einem  Falle  angeordnet,  in  dem  es  nicht  statthaft  war,  so  kann  der 
Berufungskläger  seinen  Gegner  sofort  vor  das  Berufungsgericht  laden 
und  einen  Beschluss  erwirken,  der  die  Vollstreckung  hemmt.  Wurde 
dagegen  die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  in  einem  Falle  nicht  gewährt, 
in  dem  sie  hätte  angeordnet  werden  sollen,  so  kann  auch  der  Be- 
rufungsbeklagte sich  an  den  Gerichtshof  wenden  und  in  der  Sitzung 
beantragen,  dass  das  Urtheil  für  vorläufig  vollstreckbar  erklärt  wird. 3) 

VI.  B er ufungs verfahren.  Das  Verfahren  ist  das  nämliche,  wie 
in  der  ersten  Instanz.  Wenn  eine  der  Parteien  nicht  erscheint,  wird 
ein  Versäumnissurtheil  erlassen,  gegen  welches  nach  den  für  das  Ge- 
richt erster  Instanz  gegebenen  Vorschriften  Einspruch  statthaft  ist. 

In  der  Berufung  darf  kein  neuer  Anspruch  geltend  gemacht  werden, 
wofern  es  sich  nicht  bloss  um  eine  Kompensation  oder  um  ein  Ver- 
theidigungs-  oder  ein  Angriffsmittel  bezüglich  der  ursprünglichen  Klage 
handelt.  Auch  kann  man  in  der  Berufung  Zinsen  oder  sonstige  Neben- 
forderuügen  des  Ursprünglichen  Anspruchs  geltend  machen.4) 

Findet  das  Berufungsgericht,  dass  die  Berufung  zwar  in  gehöriger 
Form  eingelegt,  aber  unbegründet  ist,  so  verwirft  es  die  Berufung  und 
bestätigt  das  erste  Urtheil.  Ist  dagegen  die  Berufung  gerechtfertigt,  so 
wird  das  erste  Urtheil  aufgehoben  und  der  Gerichtshof  entscheidet  über 
die  Sache  von  Neuem.5) 

VII.  Erlöschen  des  Berüfungsverf ahrens  (Peremtion).  Wenn 
der  Berufungskläger  ohne  Entschuldigungsgrund  während  sechs  auf- 
einander folgender  Monate  seine  Berufung  nicht  betreibt,  so  spricht  der 


*)  Der  BeTtif ungskläger  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  er  bei  Vorlage  des  Berufungs- 
ersuchschreibens (requäte  d'appel)  auf  der  Gerichtskanzlei  die  zur  Einregistrirung  des- 
selben und  Zür  Zustellung  erfoiderlichen  Gebühren  bezahlt. 

2)  Siehe  über  die  vorläufige  Zwangsvollstreckung  oben  § 28  Note  6. 

3)  C.P.O.  Art.  191. 

4)  C.P.O.  Art.  192. 

5)  C.P.O.  Art.  196. 


Türkei. 


395 

Gerichtshof  auf  Antrag  des  Berufungsbeklagten  aus,  (lass  die  Berufung 
erloschen  und  das  Urtheil,  gegen  das  dieselbe  eingelegt  wurde,  end- 
gütig  sei.1) 


§ 30. 

B.  Wiederaufnahmeverfahren  (Requete  civile). 

I.  Die  vom  Gericht  erster  Instanz  in  letzter  Instanz  ergangenen 
kontradiktorischen  Urtheile,  ferner  die  vom  Oberlandesgericht  erlassenen, 
sowie  die  von  diesen  Gerichten  ergangenen  Versäumnissurtheile,  gegen 
welche  ein  Einspruch  nicht  mehr  statthaft  ist,  können  mittelst  des 
Kechtsmittels  der  Wiederaufnahme  (requete  civile)  angefochten  werden.2) 

II.  Fristen.  Dieselben  sind  die  nämlichen,  wie  für  die  Berufung.3) 

Für  die  Minderjährigen,  die  bei  dem  Urtheil  nicht  gesetzlich  ver- 
treten waren,  läuft  die  Frist  für  dies  Rechtsmittel  erst  vom  Tage  der 
nach  erreichter  Grossjährigkeit  bewirkten  Zustellung  an.4) 

III.  Form  der  Einlegung.  Die  Einlegung  dieses  Rechtsmittels 
geschieht  durch  ein  an  das  Gericht,  welches  das  Urtheil  erlassen  hat, 
gerichtetes  Ersuchschreiben. 

Beigelegt  werden  fünf  türkische  Pfund  in  Gold  zur  Haftung  für 
Schäden,  die  für  die  Gegenpartei  daraus  erwachsen  könnten,  vorbehalt- 
lich einer  Haftung  für  etwaigen  grösseren  Schaden.5) 

Die  Wiederaufnahme  (requete  civile)  ist  nur  in  den  im  Art.  202 
O.P.O.6)  vorgeschriebenen  Fällen  statthaft,  nämlich; 

1.  wenn  der  Urtheilsspruch  sich  auf  einen  in  der  Klage  nicht  be- 
anspruchten Gegenstand  bezieht; 

2.  wenn  ein  Mehr,  als  mit  der  Klage  beantragt  war,  zuge- 
sprochen ist; 

3.  wenn  unterlassen  wurde,  über  einen  der  Hauptpunkte  der  Klage 
zu  erkennen; 

4.  wenn  unter  denselben  Parteien,  in  der  nämlichen  Parteirolle 
und  über  die  nämlichen  Streitpunkte  von  einem  Gerichte  erster 
Instanz  oder  einem  Oberlandesgerichtshof  zwei  einander  wider- 
sprechende Urtheile  ergingen,  ohne  dass  seit  Erlass  des  ersteren 
eine  Thatsache  entstanden  war,  die  zu  einer  demselben  ent- 
gegenstehenden Entscheidung  Yeranlassung  gab; 


0 In  der  ersten  Instanz  ist  die  Klage  erloschen  (perimirt),  wenn  sie  durch 
sechs  Monate  nicht  weiter  betrieben  wird.  Dieses  Erlöschen  hindert  nicht,  den  An- 
spruch von  Neuem  geltend  zu  machen’.  — Nach  Art.  115  der  H.G.O.,  die  für  das 
gemischte  Verfahren  gilt,  beträgt  die  Erlöschungsfrist  der  Berufung  drei  Jahre  statt 
sechs  Monate. 

2)  C.P.O.  Art.  201. 

*)  C.P.O.  Art.  203  ff. 

4)  C.P.O.  Art.  205,  vgl.  § 10  Art.  202  der  C.P.O. 

5)  C.P.O.  Art.  210. 

6)  Das  Wiederaufnahmeverfehren  gegen  Urtheüe  der  gemischten  Handelsgerichte 
richtet  sich  nach  den  Bestimmungen  der  Artikel  123  ff.  der  H.  G.  0. 

26* 
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5.  wenn  in  ein  und  demselben  Urtheil  (d.  h.  in  der  Entscheidungs- 
formel) widersprechende  Verfügungen  getroffen  sind; 

6.  wenn  die  Gegenpartei  bei  der  Verhandlung  durch  Arglist  die 
richterliche  Entscheidung  beeinflusst  hat; 

7.  wenn  die  dem  Urtheil  zu  Grunde  liegenden  Schriftstücke  seit 
dem  Erlass  des  Urtheils  als  gefälscht  erkannt  oder  erklärt 
worden  sind; 

8.  wenn  nach  Erlass  des  Urtheils  dem  Gericht  die  Sache  selbst 
entscheidende  Schriftstücke  vorgelegt  werden,  welche  die  Gegen- 
partei verborgen  oder  zurückgehalten  hatte;' 

9.  wenn  die  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  vorgeschriebenen 
Prozessformen  verletzt  sind,  sei  es  vor  oder  bei  Erlass  des 
angegriffenen  Urtheils,  vorausgesetzt,  dass  im  Fall  der  Ver- 
letzung vor  ergangenem  Urtheil  die  Nichtigkeit  nicht  durch  das 
Stillschweigen  der  beklagten  Partei  geheilt  war; 

10.  wenn  der  Staat,  die  Bewohner  einer  Stadt  oder  eines  Dorfes, 
öffentliche  Anstalten  oder  Wakfs  und  Minderjährige  verklagt 
wrorden  sind,  und  das  Urtheil  in  Abwesenheit  des  gesetzlichen 
Vertreters,  dessen  Gegenwart  noth wendig  war,  um  die  Inter- 
essen der  Vertretenen  zu  vertheidigen,  erlassen  wTurde. 

IV.  Wirkung  der  eingelegten  Wiederaufnahme.  Die  Ein- 
legung dieses  Rechtsmittels  hemmt  in  keinem  Falle  die  Vollstreckung 
des  angegriffenen  Urtheils.1) 

V.  Verfahren  bei  der  Wiederaufnahme.  Auf  den  in  der 
Wiederaufnahmeschrift  gestellten  Antrag  werden  die  Parteien  vorgeladen. 
Das  Gericht  prüft,  ob  die  Gründe  dieses  Rechtsmittels  gerechtfertigt  sind. 
Im  Verneinungsfall  verurtheilt  es  den  Wiederaufnahmekläger  zu  einer 
Geldstrafe  von  100  bis  500  Piaster  und  verordnet,  dass  dem  Wieder- 
aufnahmebeklagten die  hinterlegten  500  Piaster  als  Sicherheit  für  dessen 
Schadensforderung  herausgegeben  "werden,  vorbehaltlich  des  Anspruchs 
auf  noch  weitere  Entschädigung. 

Wenn  dagegen  die  Wiederaufnahme  begründet  ist,  so  lässt  das  Ge- 
richt dieselbe  zu,  verordnet  die  Rückgabe  der  5 türkischen  Pfund  Goldes 
an  den  Wiederaufnahmekläger,  hemmt  den  Vollzug  des  Urtheils  und 
erlässt  nach  neuerlicher  Prüfung  der  Sache  ein  neues  Urtheil,  welches 
das  erste  Urtheil  dem  Gesetze  gemäss  abändert  oder  auf  hebt.2) 

Das  auf  die  Wiederaufnahme  ergangene  Urtheil  kann  nicht  ein 
zweites  Mal  angegriffen  werden.3) 

§ 31. 

C.  Kassationsrekurs  (Nichtigkeitsbeschwerde). 

I.  Der  Kassationsrekurs  ist  zulässig: 

1.  gegen  kontradiktorische,  vom  Ob'erlandesgericht  erlassene  Ur- 
theile; 

“b  C.P.O.  Art.  211. 

2)  C.P.O.  Art.  214. 

3)  C.P.O.  Art.  216. 


Türkei. 


397 


2.  gegen  die  vom  Oberlandesgericht  erlassenen  Versäumnissurtheile, 
für  welche  die  Frist  zur  Erhebung  des  Einspruchs  abgelaufen 
ist; 

3.  gegen  die  von  den  Gerichten  erster  Instanz  in  letzter  Instanz 
erlassenen  Urtheile; 

4.  gegen  die  von  den  Gerichten  erster  Instanz  in  letzter  Instanz 
erlassenen  Versäumnissurtheile,  für  welche  die  Frist  zur  Ein- 
legung des  Einspruchs  abgelaufen  ist; 

5.  gegen  die  von  den  Gerichten  erster  Instanz  in  erster  Instanz 
erlassenen  Versäumniss-  oder  kontradiktorischen  Urtheile,  die 
aber  in  Folge  der  Versäumung  der  Einspruchs-  und  Berufungs- 
frist endgültig  geworden  sind. 

Der  Kassationsrekurs  ist  nur  gegen  Endurtheile  zulässig.  Wenn 
jedoch  festgestellt  ist,  dass  die  Verzögerung  in  der  Einlegung  des 
Kassationsrekurses  gegen  ein  Beweisurtheil  für  eine  der  Parteien 
einen  unersetzlichen  Nachtheil  verursacht,  so  kann  das  Urtkeil  mittelst 
des  Kassationsrekurses  vor  dem  Endurtheil  angegriffen  werden. 

II.  Form  der  Einlegung  des  Kassationsrekurses.  Das 
Rechtsmittel  des  Kassationsrekurses  wird  mittelst  Ersuchschreibens 
eingelegt.,  das  unmittelbar  beim  Kassationshot  (Kammer  für  Wieder- 
aufnahmen) zu  Konstantinopel,  und  in  der  Provinz  beim  Oberlandesge- 
richt oder  beim  Gericht  erster  Instanz  eingereicht  wird,  um  dem 
Kassationshof  überschickt  zu  werden.  Der  Tag  des  Einregistrirens  des 
Ersuchschreibens  beim  Oberlandesgericht  oder  beim  Gericht  erster  In- 
stanz in  der  Provinz  wird  als  Tag  der  Einlegung  beim  Kassationshof 
bezüglich  der  Einhaltung  der  zur  Einreichung  des  Rechtsmittels  fest- 
gesetzten Frist  betrachtet. 

Der  Kassationsrekurs  muss  enthalten:  Datum  des  Tags,  Monats, 
Jahrs,  Familien-  und  Vornamen,  Stand  und  Wohnort  der  Parteien, 
ferner  die  Angabe  des  Gerichts,  welches  das  angefochtene  Urtheil  er- 
lassen hat,  das  Datum  der  Zustellung  und  die  gesetzlichen  Bestimmungen, 
deren  Verletzung  im  Urtheil  behauptet  wird. 

Dem  Ersuchschreiben  wird  eine  beglaubigte  Abschrift  des  angefoch- 
tenen Urtheils  und  ein  Schriftsatz  beigefügt,  der  in  einzelnen  Artikeln 
die  Beschwerdepunkte  gegen  das  Urtheil  enthält,  ferner  ein  Akt,  der  in 
authentischer  Form  feststellt,  dass  der  Kassationskläger  eine  Sicherheit 
für  Zahlung  der  Gerichtskosten,  Schäden  und  Zinsen  der  Gegenpartei 
für  den  Fall,  dass  der  Kassationskläger  mit  seinem  Rechtsmittel  unter* 
liegt,  geleistet  hat.  Abschrift  aller  dieser  Akte,  Ersuchschreiben,  Schrift- 
sätze und  Akte  der  Sicherheitsleistung  werden  dem  Kassationsbeklagten 
zugestellt  und  zwar  durch  Vermittelung  der  Kanzlei  des  Gerichts* 
hofs  oder  des  Gerichts,  bei  dem  der  Kassationsrekurs  eingereicht 
wurde. 

Der  Kassationsbeklagte  soll  binnen  acht  Tagen  einen  Schriftsatz 
einreichen,  in  dem  er  auf  die  Beschwerdepunkte  des  Kassationsklägers 
antwortet.  Nach  Vorlage  dieses  Schriftsatzes  oder  nach  fruchtlosem 
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Ablauf  der  Frist  hierzu  übersendet  das  Gericht  die  Akten  dem  Kassa- 
tionshof (Kammer  für  Wiederaufnahmen)  zur  Entscheidung. 

III.  Frist  zur  Einlegung  des  Kassationsrekurses.  Die 
Frist  zur  Einlegung  des  Kassationsrekurses  beträgt  90  Tage.  Die  Frist 
läuft  vom  Tage  der  Zustellung  des  Urtheils,  gegen  das  der  Kassations- 
rekurs  gerichtet  ist,  wenn  gegen  dasselbe  der  Kassationsrekurs  unmittel- 
bar statthaft  ist.  Dazu  gehören  die  kontradiktorischen  Urtheile,  die 
vom  Oberlandesgericht  oder  vom  „Gericht  erster  Instanz“  in  letzter  In- 
stanz erlassen  wurden  (vgl.  oben  I Ziff.  2 u.  4). 

War  das  Urtheil  berufungsfähig  und  hat  es  die  Rechtskraft  be- 
schriften wegen  Ablaufs  der  Berufungsfrist,  so  beginnt  die  Frist  zur 
Einlegung  des  Kassationsrekurses  mit  dem  Tage,  an  dem  die  Berufungs- 
frist abgelaufen  ist. 

Falls  die  Partei,  der  das  Recht  zum  Kassationsrekurs  zustehi* 
stirbt,  bevor  die  Frist  hierzu  abgelaufen  ist,  so  wird  nicht  bloss  der 
Lauf  dieser  Frist  gehemmt,  ebenso  wie  bei  der  Berufung,  sondern  es 
beginnt  eine  neue  Frist  von  90  Tagen  mit  der  Zustellung  des  Urtheils 
an  die  Erben.1) 

IV.  Wirkung  des  Kassationsrekurses.  Die  Einlegung  des 
Kassationsrekurses  hemmt  den  Vollzug  des  Urtheils  in  Liegenschafts- 
sachen. Sie  hemmt  denselben  auch  in  Mobiliarsachen,  wenn  der  Kassa- 
tionskläger entweder  eine  Sicherheit  für  den  Vollzug  des  Urtheils  ge- 
leistet hat,  oder  wenn  das  Vermögen  des  Verurtheilten  bereits  ge- 
pfändet ist.2) 

V.  Verfahren  beim  Kassationsrekurs.  Die  Akten,  mittelst 
deren  der  Kassationsrekurs  eingelegt  wird,  werden  an  den  Kassations- 
hof (Kammer  für  requ^tes)  gechickt.  Dieser  Gerichtshof  prüft  ohne 
Vorladung  der  Parteien,  ob  der  Kassationsrekurs  zulässig  (vgl.  oben  § 4 
No.  4)  und  ob  derselbe  in  gesetzlicher  Frist  und  Form  eingelegt  ist. 

Im  bejahenden  Falle  lässt  der  Gerichtshof  den  Rekurs  zu  und  über- 
weist die  Sache  an  seine  Civilkammer  (vgl.  VI). 

Ist  die  Rekurs einlegung  zwar  zulässig  und  innerhalb  gesetzlicher 
Frist  geschehen,  verstösst  sie  aber  gegen  die  vorgeschriebene 
Form,  und  ist  die  Frist  für  den  Kassationsrekurs  noch  nicht 
ab  gelaufen,  so  wird  der  Kassationsrekurskläger  aufgefordert,  die 
Förmlichkeiten  des  Rekurses  zu  vervollständigen.  Ist  aber  die  Frist 
für  den  Rekurs  bereits  abgelaufen,  so  gewährt  man  dem  Rekurskläger 
noch  eine  kurze  Frist  von  15  Tagen,  um  die  vorgeschriebenen  Förm- 
lichkeiten zu  erfüllen.3) 

Die  Kammer  für  Wiederaufnahmen  entscheidet  unmittelbar  über  die 
Zulassung  oder  Abweisung  des  Kassationsrekurses,  wenn  das  angefochtene 
Urtheil  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  oder  die  Verjährung  der  Klage 
betrifft,  oder  wenn  es  sich  um  ein  Beweisurtheil  handelt.  Weist  die 


5)  C.P.O.  Art.  219. 

3)  C.P.P.  Art.  224. 
2)  C.P.O.  Art.  223. 
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Kammer  für  Wiederaufnahmen  den  Rekurs  zurück,  so  ist  gegen  das  an- 
gefochtene  Urtheil  kein  weiterer  Rekurs  statthaft.  Wird  der  Rekurs 
zugelassen,  so  vernichtet  die  genannte  Kammer  das  Urtheil  des  Ge- 
richts oder  Oberlandesgerichts  und  verweist  die  Parteien  vor  das  Gericht 
oder  das  Oberlandesgericht,  von  dem  das  Urtheil  ergangen  war,  zum 
Zwecke  nochmaliger  Verhandlung.1) 

VI.  Kassationsrekurs-Verfahren  im  Falle  der  Verweisung 
vor  die  Civilkammer.  Wenn  die  Kammer  für  Wiederaufnahmen 
die  Akten  über  die  Einlegung  des  Kassationsrekurses  an  die  Civilkammer 
übersendet,  werden  die  Parteien  vor  dieselbe  geladen.  In  der  Sitzung 
entscheidet  der  Gerichtshof  über  die  Sache  nach  Anhörung  beider  Par- 
teien, oder  auch  nur  einer  derselben,  wenn  die  andere  nicht  erscheint 
oder  wenn  beide  Parteien  ausbleiben. 2) 

Die  Aufgabe  des  Kassationshofs  besteht  darin,  das  angefochtene 
Urtheil  zu  prüfen,  es  zu  bestätigen,  wenn  es  dem  Gesetz  entspricht, 
oder  es  im  entgegengesetzten  Falle  zu  vernichten  und  den  Erlass  eines 
neuen  Urtheils  zu  veranlassen.3) 

Die  Gründe  der  Kassation  sind  folgende  vier: 

1.  die  Unzuständigkeit  des  erkennenden  Gerichts; 

2.  die  Verletzung  des  Gesetzes; 

3.  die  Nichtbeobachtung  der  Prozessvorschriften; 

i.  der  Widerspruch  von  zwei  in  derselben  Sache  ergangenen  Ur- 
theilen.4) 

Vernichtet  der  Kassationshof  ein  Urtheil  wegen  Unzuständigkeit 
des  erkennenden  Gerichts,  so  verweist  es  die  Sache  unmittelbar  an 
das  zuständige  Gericht;5)  vernichtet  er  dasselbe  wegen  Verletzung  des 
Gesetzes  oder  des  Prozessverfahrens,  so  verweist  er  die  Sache  an  das 


DieJKammer  für  die  Wiederaufnahmen  (requetes  civiles)  wurde  im  Jahre  1887  ein- 
gerichtet. Der  ottomanische  Gesetzgeber  hat  diese  Einrichtung  zwar  Frankreich  entlehnt, 
ist  jedoch  nicht  ganz  und  gar  dem  System  dieses  Landes  gefolgt,  ln  Frankreich  unter- 
sucht die  Kammer  für  requötes  civiles,  ob  die  geltend  gemachten  Gründe  des  Kassations- 
antrags zulässig  sind  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle  verweist  sie,  ohne  ihre  Entscheidung 
zu  begründen,  die  Sache  vor  die  Civilkammer,  im  anderen  Falle  verwirft  sie  den  Kassa- 
tionsantrag mit  Begründung.  Die  türkische  Kammer  für  requetes  ist  befugt,  endgiltig 
über  die  Zulässigkeit  oder  die  Verwerfung  des  Kassationsrekurses  zu  erkennen,  wenn 
das  angefochtene  Urtheil  ein  Beweisurtheil  ist,  oder  auch  wenn  es  eine  Frage  der  Zu- 
ständigkeit oder  Verjährung  der  Klage  betrifft.  In  allen  übrigen  Fällen  besteht  die 
Aufgabe  des  Kassationshofs  darin,  zu  prüfen,  ob  der  Rekurs  formgerecht  und  in  ge* 
setzlicher  Frist  erhoben  ist.  Wird  beides  bestätigt,  so  verweist  der  Gerichtshof  ohne 
Prüfung,  ob  die  geltend  gemachten  Kassationsgründe  gerechtfertigt  sind  oder  nicht, 
die  Sache  vor  die  Civilkammer.  Solches  ist  die  Vorschrift  des  Gesetzes  vom  7.  Kia- 
nun  Ewwel  1303  (19.  November  1893),  welches  die  Zuständigkeit  der  Kammer  für 
Wiederaufnahmen  bestimmt;  aber  nichts  lässt  ersehen,  dass  man  sich  in  der  Praxis 
von  den  französischen  Vorschriften  beeinflussen  liess,  und  dass  die  Kammer  für  Wieder- 
aufnahmen ihre  Zuständigkeit  erweitert  hat. 

2)  C.P.O.  Art.  229. 

3)  C.P.O.  Art.  231. 

4)  C.P.O.  Art.  232. 

5)  C.P.O.  Art.  243. 
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Gericht,  welches  das  angefochtene  Urtheil  erlassen  hat,  zur  anderweitigen 
Entscheidung. 

Der  Kassationshof  kann  jedoch  mit  Zustimmung  der  Parteien 
die  Sache  auch  an  ein  anderes  Gericht  derselben  Ordnung  ver- 
weisen.1) Wenn  das  Gericht  erster  Instanz  oder  das  Oberlandes- 
gericht, dessen  Urtheil  vernichtet  wurde,  ein  zweites  Urtheil  erlässt, 
das  die  nämliche  Begründung,  wie  das  erste  Urtheil  enthält,  und 
wenn  die  eine  der  Parteien  gegen  das  zweite  Urtheil  Kassationsrekurs 
einlegt,  so  entscheidet  der  Kassationsgerichtshof  in  vereinigten  Kammern 
(Kammer  für  Civil-  und  Kammer  für  Strafsachen). 

Wenn  die  Entscheidung  des  ganzen  Gerichtshofs  (der  vereinigten 
Kammern)  sich  auf  dieselben  Gründe  stützt,  wie  die  erste  Entschei- 
dung der  Civilkammer  des  Kassationshofs,  so  ist  das  Gericht  erster  In- 
stanz oder  das  Oberlandesgericht,  an  das  die  Sache  zurückverwiesen 
wird,  gehalten,  seinem  Urtheil  die  Entscheidung  des  Kassationshofs  zu 
Grunde  zu  legen.2) 

VII.  Rekurs  gegen  die  Entscheidungen  des  Kassations- 
hofs. Gegen  die  Entscheidungen  der  Kammer  für  Wiederaufnahmen 
findet  kein  Rekurs  statt.  Diejenigen  der  Civilkammer  können  nur  in 
folgenden  Fällen  ab  geändert  werden: 

1.  wenn  der  Kassationsbeklagte  nicht  rechtzeitig  seine  Gegen- 
schrift als  Antwort  auf  die  motivirten  Anträge  des  Kassations- 
klägers eingereicht  hat,  oder  wenn  er  aus  irgend  einem  Grunde 
vom  Gerichtshof  nicht  gehört  worden  war; 

2.  wenn  einer  der  motivirten  Anträge  in  dem  Schriftsatz  des 
Kassationsklägers  oder  Kassationsbeklagten,  wiewohl  sich  der- 
selbe auf  einen  Gesetzesartikel  stützte,  in  der  Entscheidung 
ganz  mit  Stillschweigen  übergangen  und  nicht  erwähnt  worden 
war; 

3.  wenn  das  Urtheil  einer  Gesetzesbestimmung  widerspricht,  oder 
einen  Widerspruch  erthält; 

4.  wenn  in  dem  Verfahren  vor  dem  Kassationshof  eine  absicht- 
liche Fälschung  vorlag,  welche  die  Entscheidung  desselben  be- 
einflusst hat.3) 

Ein  solcher  Antrag  muss  beim  Gerichtshof  binnen  einem  Monat 
von  der  Zustellung  der  Entscheidung  an  vorgelegt  werden  und  die 
Gründe  des  Antrags  auf  Abänderung  enthalten. 

Der  Gerichtshof  prüft  (in  der  Rathskammer);4)  ob  die  in  dem  An- 
trag vorgebrachten  Gründe  gerechtfertigt  sind.  In  diesem  Falle  lässt 
er  den  Antrag  zu  und  verordnet  die  Ladung  der  Parteien  in  die  Sitzung 
des  Gerichtshofs.  Wenn  die  Parteien  oder  auch  nur  eine  von  ihnen 


')  C.P.O.  Art.  247. 

a)  C.P.O.  Art.  249. 

3)  C.P.O.  Art.  253. 

4j  d.  i.  die  Kammer  in  nicht  öffentlicher  Sitzung. 
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erscheint,  entscheidet  der  Gerichtshof  nach  Anhörung  der  Parteien,  und 
im  Falle  ihres  Nichterscheinens  nach  Verlesung  der  Urkunden,  und 
ändert  seine  erste  Entscheidung  ab. 

§ 32. 

D.  Drittopposition. 

I.  Drittopposition  ist  ein  Rechtsmittel,  dessen  sich  ein  Dritter 
bedient,  um  ein  ohne  seine  Mitwirkung  ergangenes  Urtheil,  das  seine 
Interessen  schädigt,  anzufechten,  wenn  der  Dritte  nicht  zum  Prozess, 
weder  in  Person  noch  durch  einen  Vertreter,  zugezogen,  und  in  die 
Streitsache  nicht-  eingetreten  war.1) 

Die  Drittopposition  kann  erhoben  werden  gegen  die  Urtheile  der 
Gerichte  erster  Instanz  und  diejenigen  des  Oberlandesgerichts. 

II.  Form  der  Einlegung.  Die  Drittopposition  wird  erhoben  ent- 
weder mittelst  Hauptklage  oder  mittelst  Inzidentantrags: 

a)  Die  Drittopposition  geschieht  mittelst  Hauptklage,  wenn  kein 
-Streit  zwischen  dem  Drittopponenten  und  demjenigen,  der  das  Urtheil 
erlangt  hat,  vorhergegangen  ist.2) 

Die  Drittopposition  mittelst  Hauptklage  erfolgt  mittelst  eines  bei 
dem  Gericht,  welches  das  Urtheil  erlassen  hat,  eingereichten  Antrags* 
Hierauf  werden  die  Parteien  in  gewöhnlicher  Form  geladen. 

b)  Die  Inzidentopposition  ward  während  des  Laufs  des  Ver- 
fahrens gegen  ein  Urtheil  eingelegt,  das  von  einer  der  Parteien,  die 
daraus  zu  Gunsten  ihrer  Behauptung  einen  Nachweis  folgern  will,  er- 
wirkt wurde.3) 

Die  Inzidentopposition  geschieht  mündlich  oder  schriftlich  vor  dem 
Gericht,  das  mit  der  Hauptsache  befasst  ist.  Ist  dasselbe  demjenigen 
Gericht,  welches  das  Urtheil  erlassen  hat,  gegen  das  Inzidentopposition 
eingelegt  wird,  untergeordnet,  so  muss  dieselbe  mittelst  Antrags  bei 
demjenigen  Gericht  erhoben  werden,  welches  das  Urtheil  erlassen  hat, 
gegen  das  die  Drittopposition  gerichtet  ist. 

III.  Wirkung  der  Drittopposition.  Die  Drittopposition  hemmt 
nicht  die  Vollstreckung  des  angefochtenen  Urtheils,  jedoch  kann  das 
Gericht,  vor  dem  die  Opposition  erhoben  ist,  die  Vollstreckung  des  an- 


>)  C.P.O.  Art.  161. 

2)  Die  Civilprozessordnung  führt  in  dieser  Hinsicht  folgendes  Beispiel  an:  Der 
Gläubiger  erlangt  gegen  den  Bürgen  eine  verurtheilende  Entscheidung.  Der  Schuldner 
erhebt  Drittopposition,  um  die  Wiederaufhebung  dieses  Urtheüs  zu  erzielen  mit  der 
Behauptung,  dass  die  Schuld,  in  Bezug  auf  welche  sein  Bürge  verurtheilt  worden  ist, 
schon  getilgt  sei. 

3)  Die  Civilprozessordnung  führt  als  Beispiel  hierfür  den  Fall  an,  dass  der  Kläger 
behauptet,  er  habe  eine  Besitzung  für  Rechnung  der  Gesellschaft  gekauft,  während 
der  Beklagte  ein  Urtheil  vorlegt,  das  in  Folge  eines  Prozesses  erging,  den  er  mit  einer 
dritten  Person  hatte,  welches  erklärt,  dass  jene  Besitzung  dem  Beklagten  allein  ge- 
hört. Der  Kläger,  der  seine  Behauptung  gegenüber  einem  solchen  Urtheil  durchsetzen 
will,  erhebt  Drittopposition  gegen  dies  Urtheil  in  der  Sitzung  und  dieselbe  wird  als 
incidenter  geschehen  bezeichnet. 
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gefochtenen  Urtheils  aussetzen,  wenn  eine  Gefahr  oder  ein  Nachtheil 
durch  Vornahme  der  Vollstreckung  zu  befürchten  ist.1 2) 

Wird  die  Opposition  während  eines  vor  einem  Gericht  schweben- 
den Prozesses  erhoben,  bevor  dieses  sein  Urtheil  erlassen  hat,  so  kann 
das  mit  der  Hauptklage  befasste  Gericht,  wenn  es  solches  für  erfor- 
derlich hält,  das  Verfahren  aussetzen,  bis  das  zuständige  Gericht  über 
die  Drittopposition  entschieden  hat.?) 

IV.  Frist  für  die  Opposition.  Die  Drittopposition  kann,  solange 
das  Urtheil  nicht  vollstreckt  worden  ist,  eingelegt  werden,  und  selbst 
noch  nach  der  Vollstreckung  in  Bezug  auf  die  vom  Urtheil  betroffenen 
Parteien,  jedoch  nur,  wenn  der  Anspruch,  auf  den  sich  der  Drittoppo- 
nent  stützt,  nicht  verjährt  ist.3) 

§ 33. 

14.  Besondere  Arten  des  Verfahrens. 

Das  in  der  Türkei  geltende  Prozessverfahren  ist  im  Allgemeinen 
für  alle  Klagen  dasselbe,  und  es  besteht  kein  besonderes  Verfahren  für 
Klagen,  die  sich  auf  Urkunden  oder  Wechsel  stützen.  Dem  otto- 
manischen  Prozessrecht  ist  auch  die  Beweisaufnahme  zum  ewigen 
Gedächtniss  bezw.  die  Sicherung  des  Beweises  für  eine  künftige  Streit- 
sache fremd. 

Die  einzige  Ausnahme  bildet  das  Arrestverfahren.  Der  Arrest 
kann,  ohne  mündliche  Verhandlung,  in  der  Rathskammer  erlassen  werden. 
Das  Verfahren  ist  nachstehendes. 

1.  Jeder  Gläubiger  kann  auf  Grund  einer  zu  Gunsten  seines  An- 
spruchs bestehenden  Urkunde,  sei  es  einer  Privat-  oder  einer  öffent- 
lichen Urkunde,  den  dinglichen  Arrest  in  die  bewegliche  Habe  und 
die  Liegenschaften  seines  Schuldners,  beantragen.  Der  Anspruch  muss 
fällig,  darf  aber  nicht  bedingt  sein.  Besitzt  der  Gläubiger  keine  Ur- 
kunde zum  Nachweis  seiner  Forderung,  so  kann  das  Gericht  zu  diesem 
Behufe  andere  Beweismittel  zulassen.4) 

2.  Form  des  Arrest antrags.  Der  Arrestkläger  hat  seinen 
Antrag  an  das  Gericht  erster  Instanz5)  des  Wohnsitzes  des  Schuldners 
oder  auch  des  Aufenthaltsorts  der  Person,  bei  der  sich  Vermögen  des 
Schuldners  und  des  Drittbesitzers  befindet,  zu  richten,  ferner  den  Titel 
für  seine  Forderung  und  den  Betrag  derselben  anzugeben,  für  den  die 
Beschlagnahme  angeordnet  werden  soll. 

3.  Arrestbeschluss.  Das  Gericht  prüft  den  Schuldtitel  oder 
den  gelieferten  Nachweis  und  nach  Bestellung  einer  Sicherheit  seitens 
des  Antragstellers,  um  die  Gegenpartei  gegen  Schäden  zu  sichern,  ordnet 

*)  C.P.O.  Art.  168. 

2)  C.P.O.  Art.  163,  161,  165,  167. 

3)  C.P.O.  Art,  166. 

4)  C.P.O.  Art.  271  u.  273. 

5)  Handelt  es  sich  um  eine  Sache,  die  zur  Zuständigkeit  des  Handelsgerichts  ge- 
hört, so  ist  der  Arrestantrag  bei  diesem  Gerichte  zu  stellen. 
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es  den  Arrest  an.  Der  Gläubiger,  der  den  Arrest  erwirkt,  ist  von  der 
Bestellung  einer  Sicherheit  nur  in  (}em  Falle  befreit,  wenn  er  ein  rechts- 
kräftiges Urtheil  für  sich  hat.1) 

Nach  Anordnung  des  Arrestes  wird  Abschrift  des  Antrags  dem 
Schuldner  und  der  Person  zugestellt,  bei  der  sich  die  beschlagnahmten 
Vermögensstücke  befinden.  Diese  Person  muss  binnen  acht  Tagen,  von 
der  Zustellung  des  Arrestes  an,  dem  Gericht  eine  Erklärung  über  die 
in  üirem  Besitz  befindlichen  Gegenstände  abgeben.  Handelt  es  sich  um 
bewegliche  Habe,  deren  Erhaltung  nothwendig  ist,  so  bestellt  das  Ge- 
richt hierfür  eine  geeignete  Person.  — Erstreckt  sich  der  Arrest  auf 
Liegenschaften,  so  wird  der  Arrest  dem  Einregistrirungsbureau  zuge- 
stellt, welches  eine  bezügliche  Eintragung  vornimmt,  damit  die  Liegen- 
schaften nicht  verkauft  werden  können. 

4.  Klage  auf  Gültigkeit  des  Arrestes.  Binnen  acht  Tagen2} 
seit  der  Zustellung  des  Arrestbeschlusses  hat  der  Arrestgläubiger,  bei 
Vermeidung  der  Nichtigkeit  des  Arrestes,  sich  mit  einer  Klage  an  das 
Gericht  des  Wohnsitzes  des  Beklagten  zu  wenden,  um  den  Arrest- 
schuldner vorzuladen,  seinen  Arrestantrag  zu  beweisen  und  um  ein  den 
Arrest  .bestätigendes  Urtheil  zu  erlangen.3)  Abschrift  dieser  Klage 
wird  dem  Schuldner  und  dem  Drittbesitzer  zugestellt.  Auf  die  Klage 
hin  werden  die  Parteien  vor  das  Gericht  geladen  und  das  Verfahren 
nimmt  seinen  regelmässigen  Lauf. 

5.  Vorzugsrecht.  Der  Arrest  begründet  kein  Vorzugsrecht  be- 
züglich der  in  Beschlag  genommenen  Vermögensgegenstände.  Haben 
noch  andere  Gläubiger  Arrest  erwirkt  oder  doch  eine  vom  Gericht 
schon  zugesprochene  Forderung  beschlagnahmt,  so  wird  der  Erlös  dar- 
aus unter  alle  Gläubiger  verhältnissmässig  vertheilt.4) 

6.  Persönlicher  Arrest  des  Schuldners.  Ausser  dem  Arrest 
giebt  es  kein  Verfahren,  das  die  vorläufige  Haft  des  Schuldners  ge- 
stattet. Wird  indessen  eine  Person  verklagt,  die  keinen  Wohnsitz  an 
dem  Gerichtssitze  hat,  so  hat  dieselbe  in  der  ersten  Sitzung  einen 
Wohnsitz  zu  wählen. 

Weigert  sie  sich  dessen  und  hat  das  Gericht  Gründe,  anzunehmen, 
dass  sie  die  Flucht  ergreifen  könnte,  so  fordert  es  eine  persönliche 
Sicherheit,  das  heisst,  eine  Sicherheit  dafür,  dass  der  Beklagte  auf  je- 
weiliges Anfordern  bei  Gericht  erscheint. 

Verweigert  der  Beklagte  die  Leistung  der  Sicherheit,  so  wird  er 
vorläufig  verhaftet,  und  das  Gericht  hat  Tags  darauf  über  die  Sache 
als  dringliche  vor  jeder  anderen  Sache  zu  verhandeln  und  sein  Urtheil 
zu  fällen.5) 

*)  C.P.O.  Art.  272. 

2)  Wohnt  der  Arrestgläubiger  nicht  am  Wohnsitz  des  Beklagten,  so  steht  ihm, 
je  nach  der  Entfernung  seines  Wohnsitzes  von  dem  zuständigen  Gericht,  eine  ent- 
sprechend längere  Frist  offen. 

3)  C.P.O.  Art.  283. 

4)  C.P.O.  Art.  295. 

5)  C.P.O.  Art.  52. 
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15.  Exekution  (Zwangsvollstreckung). 

§ 34. 

A.  Allgemeines. 

Die  Vollstreckung  der  Urtheile  ist  einem  Exekutionsbureau 
übertragen,  das  unter  der  Leitung  des  Gerichts  erster  Instanz  steht. 
In  den  Provinzen  ist  dies  Exekutionsbureau  mit  der  Vollstreckung  aller 
von  den  Gerichten  erster  Instanz,  den  Handelsgerichten  und  Oberlandesge- 
richten, zu  deren  Bezirk  diese  Gerichte  gehören,  erlassenen  Urtheile  betraut. 

Die  Vollstreckung  des  Urtheils  kann  beantragt  werden  bei  dem 
Exekutionsbureau  entweder  des  Orts,  wo  das  Urtheil  erlassen  wurde, 
oder  des  Orts,  wo  sich  die  verurtheilte  Partei  befindet  (Art.  7 des  Zwangs- 
vollstreckungsgesetzes). r) 

Der  Antragsteller  hat  dem  Präsidenten  des  Exekutionsbureaus  das 
Exekutionsgesuch  zu  überreichen  und  darin  das  Urtheil  und  den  Nach- 
weis der  Zustellung  desselben  an  den  Beklagten  zu  bezeichnen  (Art.  22 
des  Zwangsvollstreckungsgesetzes). 

Auf  den  Zwangsvollstreckungsantrag  hin  stellt  das  Exekutions- 
bureau der  verurtheilten  Partei  eine  Aufforderung  zu,  welche  enthält: 
Familien-  und  Vornamen,  Wohnort,  Staatsangehörigkeit  der  Parteien, 
Benennung  des  Urtheils,  um  dessen  Vollstreckung  es  sich  handelt,  Auf- 
forderung an  die  verurtheilte  Partei,  das  Urtheil  zu  erfüllen,  binnen  einer 
Frist  von  acht  Tagen,  wenn  es  sich  um  eine  gewöhnliche  Sache  handelt, 
und  binnen  drei  Tagen  in  dringenden  Sachen  (z.  B.  in  dem  Fall,  dass 
die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  angeordnet  wurde).  In  dieser  Aufforde- 
rung wird  dem  Schuldner  eine  Frist  von  24  Stunden  gewährt,  um  seine 
Einwendungen  geltend  zu  machen,  falls  er  solche  gegen  den  Zwangs- 
vollstreckungsantrag hat.*  2) 

Trägt  das  Urtheil  nur  die  Klausel  der  vorläufigen  Vollstreck- 
barkeit, und  beabsichtigt  die  verurtheilte  Partei  dagegen  Einspruch, 
Berufung  oder  Kassationsrekurs  einzulegen,  so  widerspricht  sie  der 
Zwangsvollstreckung,  indem  sie  eine  Fristgewährung  beantragt,  um 
uachzuweisen,  dass  sie  von  einem  der  genannten  Rechtsmittel  Gebrauch 
gemacht  hat.  Ist  dieser  Nachweis  erbracht,  so  wird  angenommen,  dass 
sie  sich  der  Vollstreckung  des  Urtheils  widersetzt  und  dasselbe  wird 
auf  die  im  Nachstehenden  darzulegende  Weise  vollstreckt.3) 

§ 35. 

B.  Arten  der  Exekution. 

Es  bestehen  zwei  Arten  der  Zwangsvollstreckung: 

1».  die  Pfändung  von  baarem  Geld,  beweglichen  Gegenständen 
und  Liegenschaften  des  Schuldners; 

2.  die  persönliche  Haft. 

*)  Der  Text  dieses  Gesetzes  ist  eingereiht  in  die  ottomanische  Gesetzsammlung 
Destür  Bd.  4 S.  225. 

2)  Zwangsvolistreckungsgesetz  Art.  23. 

3)  Zwangsvollstreckungsgesetz  Art.  25. 
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A.  Die  Pfändung.  Die  Zwangsvollstreckung  ins  unbewegliche 
Vermögen  oder  die  Pfändung  von  baarem  Geld  und  beweglichen  Gegen- 
ständen, die  sich  bei  dem  Schuldner  oder  bei  einem  Dritten,  der  sie  für 
Rechnung  des  Schuldners  inne  hat,  befinden,  wird  vom  Gerichtspräsi- 
denten angeordnet. 

a)  Befinden  sich  baares  Geld  und  bewegliche  Habe,  die  ge- 
pfändet sind,  im  Besitze  des  Schuldners,  so  werden  sie  durch  Agenten 
des  Exekutionsbureaus  an  dem  Orte,  wo  sie  sich  befinden,  bewacht  oder 
an  einen  besonderen  Ort  gebracht. 

Befinden  sich  baares  Geld  oder  bewegliche  Habe  im  Besitze 
eines  Dritten,  so  weist  das  Exekutionsbureau  den  Dritten  an,  diese 
Gegenstände-  zu  verwahren  und  an  Niemanden  herauszugeben.  Der  Dritte 
hat  binnen  24  Stunden  dem  Exekutionsbureau  eine  ins  Einzelne  gehende 
Darlegung  der  Geldsummen,  der  Beschaffenheit  und  des  Werths  der  in 
seiner  Gewalt  befindlichen  Gegenstände  zu  übergeben.  Wenn  erforder- 
lich, nimmt  das  Exekutionsbureau  sofort  Besitz  vom  Baargeld  und  den 
Werthpapieren,  um  sie  zu  bewahren. 

b)  Die  Zwangsvollstreckung  ins  unbewegliche  Vermögen  er- 
folgt durch  einen  seitens  des  Exekutionsbureaus  an  die  zuständige  Be- 
hörde, vor  der  die  Verkäufe  von  Liegenschaften  stattfinden,  hierüber 
zu  machende  Mittheilung,  damit  das  Grundstück  nicht  an  einen  Dritten 
übertragen  werden  könne.  Nachdem  die  Zwangsvollstreckung  beschlossen 
ist,  erlässt  das  Exekutionsbureau  eine  neue  Aufforderung  an  den  Schuld- 
ner, seine  Schuld  binnen  bestimmter  Frist  zu  bezahlen,  widrigenfalls 
zum  Verkauf  der  gepfändeten  Vermögensstücke  geschritten  werden  solle. 

c)  Man  beginnt  mit  dem  Verkauf  der  beweglichen  Habe,  und  dann 
erst  folgt  der  der  Liegenschaften.  Der  Verkauf  geschieht  nach  einer 
öffentlichen  in  den  Zeitungen,  und  zwar  für  die  bewegliche  Habe  drei 
Tage  vorher  und  für  die  Liegenschaften  14  Tage  vorher,  erfolgenden 
Bekanntmachung.  Diese  Bekanntmachungen  enthalten  die  Aufzählung  der 
zum  Verkauf  gelangenden  Gegenstände,  sowie  den  Tag  und  die  Stunde 
der  Versteigerung. ]) 

Für  die  Dauer  der  Versteigerung  ist  keine  bestimmte  Frist  vor- 
geschrieben soweit  sie  die  bewegliche  Habe  betrifft,  bezüglich  der 
Liegenschaften  beträgt  sie  91  Tage.1 2)3) 

d)  Vom  Verkaufserlös  werden  die  Kosten  der  Zwangsvollstreckung 
vorweg  getilgt  und  vom  Reste  wird  der  Gläubiger  befriedigt.  Sind'  mehrere 
Gläubiger  vorhanden,  welche  die  Zwangsvollstreckung  beantragt  haben, 
so  wird  der  Erlös  unter  sie  pro  rata  vertheilt,  wofern  sich  unter  ihnen 
nicht  ein  Gläubiger  mit  Vorzugsrecht  befindet,  in  welchem  Falle  dessen 
Forderung  zuerst  geregelt  wird. 


1)  Zwangsvollstreckungsgesetz  Art.  58,  59,  60. 

2)  Immobiliar-  und  Zwangsvollstreckungsgesetz  Art.  9. 

3)  Dieses  Gesetz  vom  27.  Schäbän  1286  (19.  November  1869)  ist  eingereiht  in  die 
Sammlung  der  ottomanischen  Gesetze  Destür  Bd.  1 S.  288,  in  französischer  Ueber- 
setzung  bei  Aristarchi  Bey  a.  a.  0.  Bd.  1 S.  270. 
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Daraus  folgte  dass  der  Gläubiger,  der  zuerst  die  Zwangsvollstreckung 
erwirkt  hat,  kein  Vorzugsrecht  auf  die  Pfandgegenstände  hat,  doch 
muss  der  Kläger,  der  an  der  Yertheilung  des  Erlöses  Theil  nehmen 
will,  auch  mit  einem  den  Schuldner  verurtheilenden  Urtheil  ver- 
sehen sein. 

e)  Der  Pfändung  sind  nicht  unterworfen: 

1.  der  vom  Präsidenten  des  Gerichts  festzusetzende  Theil  des 
Einkommens  des  Schuldners,  welcher  für  seinen  Unterhalt  un- 
entbehrlich ist; 

2.  die  für  Unterhalt,  Kleidung  und  Wohnung  des  Schuldners  und 
seiner  Familie  unentbehrlichen  Gegenstände; 

3.  die  Maschinen,  Werkzeuge  und  Zubehör,  welche  zur  Ausübung 
seines  Berufs  dienen; 

4.  zwei  Stück  Rindvieh  zur  Feldarbeit*  die  Ackergeräthe,  die  noch 
nicht  eingebrachte  Ernte,  der  Theil  der  Ernte,  der  zur  Fort- 
setzung der  Wirthschaft  für  den  Schuldner  unentbehrlich  ist, 
und  derjenige,  der  seinem  Gesellschafter  zukommt,  falls  er  einen 
solchen  hat,  die  Früchte  jeder  Art,  die  noch  am  Halm  oder  am 
Baum  und  noch  nicht  gepflückt  sind; 

5.  die  Gehälter  der  Beamten  im  Allgemeinen  bis  zu  einem  Vier- 
theil ; 

6.  die  amtliche  Kleidung  der  Civilbeamten,  Richter  und  Militär- 
personen; 

7.  die  dem  Staate  gehörigen  beweglichen  Sachen  und  Liegen- 
schaften. 

Die  hier  aufgezählten  Gegenstände  unterliegen  jedoch  dann  der 
Versteigerung,  wenn  die  Schuld  in  Beziehung  auf  sie  entstanden  ist. 

Ebenso  darf  das  Haus  des  Schuldners  nicht  versteigert  werden, 
wenn  es  in  Beziehung  zu  seiner  Stellung  und  seinem  Beruf  steht.  Wenn 
der  Schuldner  Landwirth  ist,  so  wird  ihm  ein  Theil  des  Ackerlandes 
belassen,  soweit  es  für  die  Bewirthschaftung  nothwendig  ist. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich,  dass  man  entgegen  der  Praxis  der 
vorhergehenden  Zeit,  nach  dem  schon  angeführten  Gesetz  vom  27.  Schabän 
1285  (19.  November  1869)  thatsächlich  die  Liegenschaften  des  Schuld- 
ners zur  Deckung  der  Schulden  verkaufen  kann,  und  es  ist  gleich- 
gültig, zu  welcher  Art  das  unbewegliche  Eigenthum  gehört.  Jedoch 
können  Domanialgüter,  genannt  „Erazi  Miri6“,  und  Liegenschaften, 
welche  „Wakf  Idjaretein“  genannt  werden,  nicht  zur  Tilgung  von 
Schulden  eines  verstorbenen  Schuldners  verkauft  werden.  Die  Erben 
erben  diese  Liegenschaften,  ohne  zur  Zahlung  der  darauf  haftenden 
Schulden  des  Verstorbenen  verbunden  zu  sein.1) 

l)  Ueber  die  verschiedenen  Arten  von  Liegenschaften  in  der  Türkei  siehe  Rou- 
gon,  du  regime  de  la  propriet6  immobilere  et  dn  droit  pour  les  etrangers  d’acquerir 
en  Turquie,  im  Journal  du  droit  intern,  prive  1886  S.  57  u.  527.  — Stirbt  während 
der  Zwangsvollstreckung  der  verurtheilte  Schuldner,  hinterlässt  er  Minderjähige  und 
ist  der  Nachlass  vor  dem  religiösen  Gerichte  „Mehkiemß  Scheriat“  eröffnet,  so  wird 
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B.  Die  Haft.  Die  Haft  kann  nur  angeordnet  werden,  wenn  der 
Schuldner  weder  bewegliche  Habe,  noch  Liegenschaften  besitzt,  die  man 
zur  Tilgung  seiner  Schuld  pfänden  und  verkaufen  kann,  und  wenn 
er,  obwohl  pfändbares  Vermögen  nicht  erkennbar  ist,  Mittel  zur 
Zahlung  seiner  Schuld  besitzt,  diese  Zahlung  jedoch  verweigert,  und 
der  Gläubiger  solches  in  glaubwürdiger  Weise  darthut.  In  diesem  Falle 
verordnet  der  Präsident  des  Exekutionsbureaus  die  Haft  des  Schuldners. 

Sie  wird  gegen  den  Schuldner  angeordnet,  ob  er  türkischer  Staats- 
angehöriger oder  Ausländer  ist. 

Der  Gläubiger  hat  dem  Schuldner  für  Unterhalt  täglich  5 Piaster 
(1,10  Frcs.  oder  88  Pf.)  zu  bezahlen.  Der  Schuldner  darf  nicht  länger 
als  91  Tage  in  Haft  gehalten  werden.  Nach  deren  Ablauf  kann  er 
Jlicht  mehr  verhaftet  werden,  ausser  behufs  Vollstreckung  eines  anderen, 
vorher  gegen  ihn  ergangenen  Urtheils. 

Entdeckt  der  Gläubiger  nach  Ablauf  der  91  tägigen  Haft  Vermögen 
des  Schuldners,  so  kann  er,  wie  Vorher,  dessen  Pfändung  und  Versteige- 
rung betreiben.1) 

C.  Alle  die  Zwangsvollstreekun  g betreffenden  Fragen 
werden  vom  Präsidenten  des  Gerichts,  zu  dem  das  Exekutionsbureau  ge- 
hört, entschieden.  Gegen  dessen  Entscheidungen  besteht  kein  Rechts- 
mittel. Der  Präsident  kann  wegen  seiner  Entscheidung  nur  mit  dem 
Rechtsmittel  der  „prise  ä partie“  haftbar  gemacht  werden.  *) 

D.  Die  gegen  ottomanische  Unterthanen  zu  Gunsten  von  Aus- 
ländern oder  Ottomanen  erlassenen  Urtheile  werden  unmittelbar  vom 
Exekutionsbureau  in  der  oben  entwickelten  Weise  vollstreckt.  Dagegen  darf 
bei  Vollstreckung  der  gegen  ausländische  Unterthanen  zu  Gunsten 
der  Ottomanen  ergangenen  Urtheile  das  Exekutionsbureau  nicht  unmitteL 
bar  handeln,  hat  vielmehr  alle  Zustellungen  durch  Vermittlung  des  Kon- 
sulats des  Landes,  dem  der  verurtheilte  Ausländer  angehört,  zu  bewirken, 
und  ebenso  erfolgen  die  Pfändung  der  beweglichen  Habe  des  Schuldners, 
sowie  seine  Verhaftung  unter  Mitwirkung  des  Konsulats. 

§ 36. 

16.  Die  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile. 

Da  in  der  Türkei  die  Ausländer  für  Streitigkeiten,  die  sie  mit 
ihren  Landsleuten  oder  anderen  Ausländern  haben,  der  Gerichtsbarkeit 
ihrer  Konsuln  unterstehen,  so  ist  die  Frage  der  Vollstreckung  aus- 
ländischer Urtheile  von  drei  Gesichtspunkten  zu  prüfen: 

1.  ob  es  sich  darum  handelt,  gegen  einen  ausländischen 
Unterthan  ein  von  den  Gerichten  des  Staats,  dem  der  Aus- 

der  Lauf  der  Zwangsvollstreckung  gehemmt  und  der  Gläubiger  hat  sich  an  das  Ge- 
richt zu  wenden,  um  seine  Ansprüche  geltend  zu  machen.  Vgl.  Journal  du  droit 
intern,  prive  Jahrg.  1888  S.  191.  De  ia  condition  faite  aux  etrangers  cr6anciers  d’une 
suecession  ottomane. 

’)  Zwangsvollstreckungsgesetz  Art.  32,  35,  36  u.  39. 

2)  Zwangsvollstreckungsgesetz  Art.  13. 
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1 an  der  angehört,  erlassenes  Urtheil  zu  Yollstrecken , z.  B.  ein 
in  Deutschland  ergangenes  Urtheil  in  der  Türkei  gegen  einen 
deutschen  Unterthan  zu  yollstrecken; 

2.  ob  das  zu  vollziehende  Urtheil  in  einem  ausländischen  Staat 
zwar  gegen  einen  Nicht-Ottomanen,  aber  gegen  einen  Nicht- 
angehörigen jenes  Staats  ergangen  ist,  z.  B.  ein  in  Deutsch- 
land gegen  einen  italienischen  Unterthan  erlassenes  Urtheil; 

3.  ob  das  im  Auslande  ergangene  Urtheil  gegen  einen  otto- 
manischen  Unterthan  vollstreckt  werden  soll. 

A.  Das  von  den  Gerichten  des  Staats,  zu  dem  der  ver- 
urtheilte Ausländer  gehört,  erlassene  Urtheil  kann  in  der  Türkei 
unter  Mitwirkung  des  Konsuls  des  betreffenden  Staats  vollstreckt 
werden. 

Die  Konsuln  sind  im  Allgemeinen  ermächtigt,  in  der  Türkei  die 
Akte  und  Urtheile,  welche  von  den  Gerichten  des  Staats,  den  sie  ver- 
treten, ausgehen,  gegenüber  ihren.  Staatsangehörigen  zu  vollstrecken. 

Diese  Vollstreckung  geschieht  unmittelbar  durch  die  Konsuln,  so- 
weit sie  gegen  die  Person  und  bewegliche  Habe  des  Schuldners  ge- 
richtet ist;  handelt  es  sich  um  Zwangsvollstreckung  ins  unbewegliche 
Vermögen,  so  muss  auf  Anordnung  des  Konsuls,  dessen  Gerichtsbarkeit 
der  verurtheilte  Ausländer  unterworfen  ist,  durch  Vermittelung  der 
ottomanischen  Behörden  vorgegangen  werden. 

B.  Das  von  den  Gerichten  eines  fremden  Staats  gegenüber  einem 
Ausländer,  aber  Nicht-Ottomanen,  erlassene  Urtheil  kann  in  der 
Türkei  nur  nach  Erfüllung  der  Förmlichkeiten,  die  durch  die  Gesetze 
des  Staates,  dem  die  verurtheilte  Partei  angehört,  für  die  Vollstreckung 
vorgeschrieben  sind,  voilstreckt  werden.  Demgemäss  muss,  um  in  der 
Türkei  ein  deutsches  gegen  einen  italienischen  Unterthan  ergangenes 
Urtheil  zu  vollstrecken,  das  Verfahren,  genannt  „delibazione“,  das  in 
Italien  für  die  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  besteht,  beobachtet 
werden.  Dies  ist  eine  Folge  der  Geltung  der  Kapitulationen.  Nach 
denselben  sind  die  Ausländer  der  Gerichtsbarkeit  ihrer  Konsuln  für 
Rechtsstreitigkeiten  unterworfen,  welche  sie  unter  einander  haben,  und 
eine  feststehende  Uebung  will,  dass  der  Kläger  seinen  Gegner  vor  dem 
Konsul,  zu  dem  letzterer  gehört,  verfolgt.  Folglich  muss  sich  derjenige,  der 
ein  ausländisches  Urtheil  gegen  einen  italienischen  Unterthan  vollstrecken 
lassen  will,  an  den  Konsul  wenden,  unter  dem  jener  steht,  und  der  ita- 
lienische Konsul  wird  das  Urtheil  nur  nach  Erfüllung  der  durch  die 
italienischen  Gesetze  für  die  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  in 
Italien  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  vollstrecken. 

C.  Anlangend  die  ausländischen,  gegen  einen  ottomanischen 
Unterthan  erlassenen  Urtheile,  so  sind  solche  Urtheile  in  der  Türkei 
nicht  vollstreckbar.  Denn  die  in  Geltung  befindlichen  Prozess- 
ordnungen haben  die  Vollstreckung  der  ausländischen  Urtheile  nicht 
geregelt  und  nach  einem  Schreiben  des  Justizministeriums  an  die  Ge- 
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richtsbehörden  zu  Salonichi  vom  12  Agostos  1301  sind  die  von  den 
ausländischen  Gerichten  ausgehenden  Urtheile  in  der  Türkei  rechts- 
un  wirksam.1) 

§ 37. 

17.  Schiedsrichterliches  Verfahren. 

I.  Das  schiedsgerichtliche  Verfahren  muss  in  der  Türkei  von  zwei 
verschiedenen  Gesichtspunkten  aus  betrachtet  werden: 

a)  das  obligatorische  Schiedsgericht; 

b)  das  freiwillige  Schiedsgericht. 

A.  Das  obligatorische  Schiedsgericht. 

Obligatorisch  ist  das  Schiedsgericht,  wenn  es  sich  um  Rechts- 
streitigkeiten unter  den  Mitgliedern  einer  Handelsgesellschaft  bezüglich 
der  Gesellschaft  handelt. 

Diese  Rechtsstreitigkeiten  müssen  dem  Urtheil  von  Schiedsrichtern 
nach  den  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  (Art.  40  bis  50)  unter- 
worfen werden.2) 

Die  Schiedsrichter  werden  von  den  Gesellschaftern  ernannt,  im 
Falle  der  Nichteinigung  derselben  durch  das  Handelsgericht. 

Die  Parteien  oder  auch  die  Schiedsrichter  und  im  Falle  der  Nieht- 
einigung  das  Handelsgericht  ernennen  einen  Obmann. 

Das  schiedsrichterliche  Urtheil  muss  Entscheidungsgründe  enthalten 
und  ist  berufungsfähig , wenn  die  Parteien  nicht  im  Voraus  auf  Be- 
rufung dagegen  verzichtet  haben.  Art.  50  des  Handelsgesetzbuchs  be- 
stimmt, dass  das  schiedsgerichtliche  Urtheil  ohne  jegliche  Einschränkung 
vollstreckbar  ist  und  auf  Anordnung  des  Handelsministers  in  die 
Register  eingetragen  werden  soll.  Letztere  Bestimmung  ist  durch  Ge- 
wohnheit in  Wegfall  gekommen,  da  der  Handelsminister  keinen  Ein- 
fluss mehr  auf  die  gerichtlichen  Angelegenheiten  hat. 

In  der  Praxis  wird  das  schiedsgerichtliche  Urtheil  dem  ordentlichen 
Gericht  unterbreitet,  welches  dasselbe  nach  Anhörung  der  Parteien 
bestätigt  und  für  vollstreckbar  erklärt. 

Hervorzuheben  ist,  dass  das  ordentliche  Gericht  nicht  die  Be- 
fugniss  hat,  zu  prüfen,  ob  das  Urtheil  der  Schiedsrichter  richtig  oder 
unrichtig  ist.  Es  kann  nur  prüfen,  ob  die  Schiedsrichter  gehörig  er- 
nannt waren,  ob  sie  das  Urtheil  in  der  richtigen  Frist  gefällt,  und 
ihre  Zuständigkeit  nicht  überschritten  haben,  aber  es  kann  nicht  so 
weit  gehen,  zu  erwägen,  ob  das  schiedsrichterliche  Urtheil  gerecht- 
fertigt ist  oder  nicht,  denn  das  hi esse,  über  einen  Rechtsstreit  unter 


*)  Siehe  über  die  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  in  der  Türkei  Salem 
im  Journal  du  droit  intern.  priv4  Jahrg.  1888  S.  603  ff.  unter  dem  Titel  „de  l’execution 
des  jugements  etrangers  en  Turquie*. 

a)  Die  Art.  40  bis  50  sind  identisch  mit  den  Art.  51  bis  61  des  französischen 
H.Gb.  von  1807.  Das  obligatorische  Schiedsgericht  in  Frankreich  ist  durch  das  Gesetz 
vom  17.  Juli  1856  aufgehoben  •worden» 

Leskk  u.  Loewenjfei».  Kechtsverfolgung.  U. 
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Handelsgesellschaftern  erkennen,  den  das  Gesetz  der  Entscheidung  des 
ordentlichen  Gerichts  entziehen  wollte,  um  ihn  ausschliesslich  den 
Schied srichtern  zu  unterbreiten. 

B.  Das  freiwillige  Schiedsgericht. 

Art.  5 der  Civilprozessordnung  bestimmt,  dass  die  von  Schieds- 
richtern, die  seitens  der  Parteien  ernannt  sind,  ergangenen  Entschei- 
dungen dieselbe  rechtliche  Wirkung  wie  Urtheile  haben,  wenn  den 
Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  entsprechend  verfahren  wurde. 
Art.  61  der  Civilprozessordnung  sieht  den  Fall  vor,  dass  die  Par- 
teien vor  dem  ordentlichen  Gericht  erklären,  ihren  Rechtsstreit  einem 
Schiedsgericht  zu  unterbreiten  und  schreibt  die  schriftliche  Abfassung 
des  Kompromisses  vor,  das  von  den  Parteien  unterzeichnet  und  in 
die  Register  der  Protokolle  des  ordentlichen  Gerichts  eingetragen  wird. 
Die  Entscheidung  der  also  ernannten  Schiedsrichter  wird  vom  ordent- 
lichen Gericht  beglaubigt  und  den  Parteien  in  der  Form  eines  Urtheils 
mitgetheilt. 

Art.  61  bestimmt  ferner,  dass  die  im  Kompromiss  vereinbarten  Be- 
dingungen berücksichtigt  werden,  dass  folglich,  wenn  die  Parteien  auf 
Berufung  dagegen  verzichtet  haben,  keine  von  ihnen  das  Recht  hat, 
die  Entscheidung  der  Schiedsrichter  im  Wege  der  Berufung  anzufechten. 

Der  angeführte  Art.  61  spricht  von  den  Schiedsrichtern,  die  vor 
dem  ordentlichen  Gericht  ernannt  werden,  doch  steht  es  den  Parteien 
frei,  ihren  Rechtsstreit  aussergerichtlich  einem  Schiedsgericht  mittelst 
Kompromisses  zu  unterbreiten.  Auch  in  diesem  Falle  hat  das  schieds- 
richterliche Urtheil  rechtliche  Wirkung  gemäss  den  Bedingungen  des 
Kompromisses,  und  nachdem  das  ordentliche  Gericht  dasselbe  für  voll- 
streckbar erklärt  hat. 

II.  Es  ist  nicht  überflüssig,  hier  die  Vorschriften  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  über  die  Schiedssprüche  darzulegen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  kann  man  über  Ansprüche, 
welche  Vermögensrechte  zum  Gegenstand  haben,  einen  Schiedsvertrag 
schliessen. l) 

Die  Entscheidung  der  Schiedsrichter  hat  rechtliche  Wirkung  nur 
unter  den  Parteien,  welche  sie  ernannt  haben.2) 

Rechtsgültig  kann  man  einen  oder  mehrere  Schiedsrichter  ernennen. 
Im  letzteren  Falle  muss  ihr  Urtheil,  um  rechtsgültig  zu  sein,  mit  Ein- 
stimmigkeit erlassen  werden.3)  Nach  dem  Wortlaute  dieser  Bestimmungen 
könnte  man  sagen,  dass  das  mit  Stimmenmehrheit  erlassene  schieds- 
gerichtliche Urtheil  nicht  rechtsgültig  sei,  allein  man  kann  zu  einem 
rechtsgültigen  Ergebniss  gelangen,  wenn  man  von  der  im  Art.  1845 
B.G.B.  eingeräumten  Befugniss  Gebrauch  macht,  welche  bestimmt, 
dass  die  Schiedsrichter,  wenn  sie  von  den  Parteien  hierzu  ermächtigt 


k)  B.Gb.  Art.  184t 

2)  B.Gb.  Art.  1842,  vgl.  H.G.O.  Art.  86  u.  Anm. 

*)  B.Gb.  Art.  1843  u.  1844. 
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sind,  andere  Schiedsrichter  ernennen  können.  Folglich  können  die 
Parteien,  wenn  sie  eine  Theilung  der  Ansichten  der  Schiedsrichter  vor- 
aussehen, entweder  einen  Obmann  ernennen  oder  dessen  Ernennung  den 
Schiedsrichtern  überlassen. 

Setzen  die  Parteien  den  Schiedsrichtern  eine  Frist  Ihr  den  Schieds- 
spruch, so  müssen  diese  den  Schiedsspruch  innerhalb  dieser  Frist  er- 
lassen. 

Jeder  Partei  steht  es  frei,  einen  ernannten  Schiedsrichter  solange 
zu  widerrufen,  als  er  noch  nicht  das  Urtheil  mitgesprochen  hat.  Doch 
ist  dies  Recht  unanwendbar,  wenn  die  Ernennung  der  Schiedsrichter 
vom  ordentlichen  Gericht  gebilligt  worden  war.1) 

Die  Schiedsrichter  können  rechtsgültig  unter  den  Parteien  eine 
Verständigung  ( Vergleich)  herbeiführen,  wenn  ihnen  die  Befugniss  hierzu 
übertragen  worden  ist.2) 

Der  Schiedsspruch  über  die  dem  Schiedsgericht  unterbreiteten  Sachen 
ist  für  bezw.  gegen  die  Parteien  vollstreckbar.3) 

Indessen  muss  derjenige,  der  diesen  Spruch  vollstrecken  will,  sich 
an  das  ordentliche  Gericht  wenden,  um  ein  die  Vollstreckung  an- 
ordnendes Urtheil  zu  erlangen.4) 

§ 38. 

18.  Die  Tollstreckung  ausländischer  Schiedssprüche. 

Weder  die  ottomanische  Civilprozessordnung  noch  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  erwähnen  diese  Art  von  Urtheilen  besonders;  aber  da  diese 
keineswegs  die  Verpflichtung  aussprechen,  dass  die  Schiedsrichter 
in  der  Türkei  ernannt  werden,  so  kann  man  wohl  annehmen,  dass 
die  von  den  im  Aus  lande  freiwillig  ernannten  Schiedsrichtern  er- 
lassenen Schiedssprüche  in  der  Türkei  vollstreckbar  sind  und  zwar  in 
derselben  Weise,  wie  die  Urtheile  der  in  der  Türkei  ernannten  Schieds- 
richter. 

Es  handelt  sich  darum,  eine  von  den  Parteien  getroffene  Verein- 
barung zu  beachten  und  unseres  Erachtens  muss  eine  solche,  wenn  sie 
nichts  Gesetzwidriges  noch  der  öffentlichen  Ordnung  Widersprechendes 
enthält,  berücksichtigt  werden. 


b B.Gb.  Art.  1847. 

2)  B.Gb.  Art.  1850. 

3)  B.Gb.  Art.  1848. 

4)  Nach  Art.  1849  des  B.G.B.  verordnet  der  Richter  die  Vollstreckbarkeit  des 
Schiedsspruchs,  wenn  er  dem  Gesetze  entspricht.  Diese,  im  weiten  Sinne  zu  ver- 
stehende Vorschrift  ist  mit  der  des  Art.  61  der  Civilprozessordnung  nicht  verein- 
bar, da  die  letztere  bestimmt,  dass  der  Schiedsspruch  so  wie  er  erging,  vollstreckt 
werden  soll,  und  dass  die  Parteien,  die  auf  die  Berufung  dagegen  verzichtet  haben, 
sich  dieses  Rechtsmittels  nicht  gegen  den  Schiedsspruch  bedienen  können.  Folglich 
müssen  unseres  Erachtens  die  Bestimmungen  des  Art.  1849  B.G.B.  in  dem  Sinne  aus- 
gelegt werden,  dass  das  ordentliche  Gericht  prüft,  ob  die  Schiedsrichter  vorschrifts- 
mässig  ernannt  wurden,  ob  sie  die  ihnen  gezogenen  Schranken  nicht  überschritten  und 
den  Spruch  in  der  ihnen  gewährte  Frist  abgegeben  haben. 
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Hierbei  ist  Art.  64  der  Civilprozessordnung  anwendbar,  welcher 
besagt,  dass  die  Akte,  welche  sich  auf  Verträge  beziehen,  die  weder 
verboten  sind,  noch  der  öffentlichen  Ordnung  widersprechen  und 
dem  Gesetze  gemäss  sind,  für  die  Unterzeichner  derselben  rechts  wirk- 
sam sind.1) 

Es  ist  kaum  nöthig,  beizufügen,  dass  man  die  Vollstreckung  eines 
von  den  ausländischen  Gerichtsbehörden  erlassenen  Urtheils  nicht  ver- 
wechseln darf  mit  der  Vollstreckung  des  im  Auslande  ergangenen  Schieds- 
spruchs. 

Das  Urtheil  geht  von  Richtern  aus,  deren  Gewalt  an  der  Grenze 
des  Staats,  in  dem  sie  bestellt  sind,  auf  hört,  während  der  Schieds- 
spruch von  Richtern  ausgegangen  ist,  welche  die  Parteien  freiwillig 
gewählt  und  deren  Gewalt  sie  sich  unterworfen  haben,  ohne  dass  der 
Ort,  wo  die  Schiedsrichter  ihre  Befugnisse  ausüben,  Einfluss  auf  ihr 
Urtheil  haben  kann. 


II.  Theil. 

Konkursrecht. 

§ 39. 

1.  Allgemeines. 

Für  das  Konkursrecht  in  der  Türkei  sind  die  Vorschriften  des 
ottomanischen  Handelsgesetzbuchs,  „Buch  von  den  Konkursen  und 
Bankerutten“,  massgebend,  die  dem  französischen  Handelsgesetzbuch 
livre  III  code  de  commerce),  Gesetz  vom  28.  Mai  1838,  entlehnt  sind. 

Da  das  französische  Konkursrecht,  dessen  Bestimmungen  im  otto- 
manischen  Handelsgesetzbuch2)  wiedergegeben  sind,  bereits  seine  Dar- 


*)  Diese  Frage  ist,  unseres  Wissens,  von  den  ottomanischen  Gerichten  noch  nicht 
entschieden  worden.  Dem  Verfasser  ist  nur  ein  einziger  Fall  bekannt,  in  dem  das 
Handelsgericht  von  Salonichi  über  die  Gültigkeit  eines  von  dem  Schiedsgerichts- 
Komitee  der  Triester  Börse  nach  dem  von  den  Parteien  vereinbarten  Kompromiss  er- 
lassenen Schiedsspruch  geurtheüt  hatte.  Die  Partei,  welche  den  Schiedsspruch  erlangt 
hatte,  hatte  beantragt,  dass  das  Handelsgericht  diesen  Schiedsspruch  für  vollstreckbar 
erkläre,  während  die  verurtheüte  Partei  behauptet  hatte,  dass  eine  Vollstreckung  des- 
selben, da  er  im  Auslande  ergangen  sei,  unzulässig  wäre.  Das  gemischte  Handels- 
gericht zu  Salonichi  hat  jedoch  erklärt,  dass  man  das  von  freiwillig  ernannten  Schieds- 
richtern ergangene  Urtheil  nicht  mit  dem  von  ordentlichen  ausländischen  Richtern  er- 
lassenen verwechseln  dürfe,  hat  den  Inhalt  des  Urtheils  geprüft,  und  es,  weil  es  dem 
Gesetz  entsprach,  für  vollstreckbar  erklärt.  (Entscheidung  des  gemischten  Handels- 
gerichts zu  Salonichi  unter  dem  Vorsitz  des  Mustafa  Helmi  Effendi  in  Sachen  Mar- 
purgo  und  Parente  gegen  Abastado.) 

2)  Siehe  das  ottomanische  H.Gb.  in  französischer  Uebersetzung  bei:  Aristarchi 
Bey  Bd.  1 S.  277;  Föraud-Giraud  Bd.  1 S.  312;  Gatteschi  S.  287;  Testa  Bd.  1 
S.  215.  Das  ottomanische  Handelsgesetzbuch  ist  mit  geringen  Abänderungen  eine 
wörtliche  Uebersetzung  des  französischen  Code  de  commerce,  ins  Türkische. 

Art.  290  des  ottomanischen  H.Gb.  (übereinstimmend  mit  Art.  586  des  franz.  H.Gb.) 
bestimmt,  dass  der  Gemeinschuldner  des  einfachen  Bankerutts  schuldig  erklärt  werden 
kann,  wenn  er,  verheirathet  nach  dem  Dotalsystem  oder  nach  Gütertrennung  die  Be- 
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Stellung'  gefunden  hat,1)  so  soll  das  türkische  Konkursrecht  nur  in  den 
Punkten  behandelt  werden,  die  eine  besondere  Darlegung  erfordern. 

§ 40. 

2.  Grundprinzipien  des  Konkurses. 

I.  Die  Frage,  ob  bei  Konkursen  in  der  Türkei  das  Uni  versalitäts- 
(Einheits-)  Prinzip  oder  das  Territorialitäts-  (Mehrheits-)  Prinzip 
herrscht,  ist  sehr  schwer  zu  entscheiden.  Keine  gesetzliche  Vorschrift 
sieht  den  Fall  vor,  und  kein  Staatsvertrag  besteht  über  diesen  Gegenstand 
zwischen  der  Türkei  und  den  ausländischen  Staaten. 

In  der  Regel  lässt  sich  die  türkische  Regierung  von  den  Vorschriften 
des  internationalen  Rechts,  wie  sie  allgemein  von  den  europäischen 
Staaten  angenommen  werden,  beeinflussen.  Aber  damit  hier  ein  Grund- 
satz des  internationalen  Rechts  als  geltend  angenommen 
werden  könne,  muss  erst  bewiesen  werden,  dass  derselbe 
in  den  verschiedenen  Ländern  anerkannt  und  geübt  wird. 
Es  ist  bekannt,  dass  die  grösste  Unsicherheit  in  Wissenschaft  und 
Rechtsprechung  und  in  den  verschiedenen  Gesetzgebungen  über  die 
Frage  herrscht,  ob  das  Prinzip  der  Universalität  oder  der  Territo- 
rialität des  Konkurses  gelten  soll,  und  wenn  auch  die  Anwendung 
des  Systems  der  Universalität  des  Konkurses  vom  Standpunkt  der 
internationalen  Rechtsverfolgung  und  im  Interesse  der  gegenseitigen 
Handelsbeziehungen,  welche  eine  einheitliche  Konkursvertheilung  er- 
strebenswert erscheinen  lassen,  zu  wünschen  ist,  so  liegt  es  doch  bei 
den  erheblichen  Schwierigkeiten,  die  sich  der  praktischen  Durchführung 
dieses  Prinzips  entgegenstellen,  noch  sehr  fern,  dass  das  Universalitäts- 
prinzip von  den  positiven  Gesetzgebungen  der  verschiedenen  Staaten 
anerkannt  wird.2) 


Stimmungen  der  Art.  69  u.  70  des  C.  d.  com.  nicht  beobachtet  hat.  Diese  Art.  69  u.  70  des 
franz.  H.Gb.,  welche  die  Förmlichkeiten  vorschreiben,  die  von  den  verheiratheten  Kauf- 
leuten beobachtet  werden  müssen,  sind  im  ottomanischen  H.Gb.  nicht  wiedergegeben. 
Folglich  bezieht  sich  Art.  290  des  ottom.  H.Gb.  auf  die  Art.  69  u.  70  C.  d.  c.,  die  in 
diesem  Gesetzbuch  nicht  vorhanden,  daher  auch  in  der  Türkei  nicht  anwendbar  sind.  Es 
ist  zu  bedauern,  dass  man  den  französischen  C.  d.  c.  abgeschrieben  hat,  ohne  die  Grund- 
gesetze und  die  Sitten  des  Landes  zu  berücksichtigen.  Es  ist  zu  hoffen,  dass  die 
türkische  Staatsregierung,  die  im  Lande  Reformen  für  eine  gute  Justizverwaltung 
einzuführen  sucht,  auch  in  der  Gesetzgebung  über  die  Konkurse  Aenderungen  vor- 
nehmen wird,  welche  die  gegenwärtige  Entwicklung  des  Handels  übrigens  noth wendig 
macht. 

*)  Vgl.  auch  den  Artikel  Bulgarien  Bd.  II  S.  294  f.  In  Bulgarien  gilt  türkisches 
Konkursrecht.  A.  a.  0.  sind  die  Abweichungen  des  bulgarischen  (türkischen)  Konkurs- 
rechts vom  französischen  im  Einzelnen  angegeben. 

3)  Es  kann  hier  keine  Auseinandersetzung  über  Wissenschaft,  Gesetzgebung  und 
Rechtsprechung  hinsichtlich  dieser  Materie  in  den  verschiedenen  Ländern  gegeben 
werden.  Wir  beschränken  uns  lediglich  darauf,  auf  folgende  Werke  hinzuweisen;  Carle, 
la  dottrina  giuridica  del  fallimento  nel  diritto  privato  internazionale,  Neapel  1872,  über- 
setzt und  annotirt  von  Dubois,  Paris  1875;  Th  all  er,  Failiites  en  droit  compar6  II. 
S.  835  ff.;  Ass  er  und  Ri  vier,  Elements  du  droit  international  prive,  Paris  1884  No.  122 
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Bei  diesem  Stande  der  Sache  ist  noch  hervorzuheben,  dass  in 
der  Türkei,  wo  im  Allgemeinen  das  im  Auslände  erlassene  Urtheil  keine 
vollstreckbare  Wirkung  äussert,  dem  im  Auslände  erklärten  Konkurs 
keine  Bedeutung  gegenüber  einem  ottomanischen  Unter than  zu- 
kommt, dass  ferner  die.  Vollstreckung  der  den  Konkurs  nussprechenden 
Entscheidung  bezüglich  des  Vermögens,  das  der  Schuldner  in  der 
Türkei  besitzt,  nicht  zulässig  ist,  vielmehr  eine  Konkurserklärung  er- 
wirkt werden  muss.  Die  türkischen  Gerichte  werden  hiernach  geneigt 
sein,  sich  eher  dem  Prinzip  der  Territorialität  des  Konkurses  als 
dem  der  Universalität  anzuschli essen.  Eine  Entscheidung  der  Frage 
ist  bisher  nicht  bekannt  geworden. 

II.  Wird  der  Konkurs  im  Auslande  gegen  einen  nicht-oHom  a- 
irischen  IJnterthan  erklärt,  so  ist  die  Vollstreckung  der  den  Konkurs 
aussprechenden  Entscheidung  in  der  Türkei  möglich. 

In  dieser  Hinsicht  sind  noch  folgende  Unterscheidungen  zu  machen: 

a)  Wenn  das  Gericht  eine»  ausländischen  Staats  den 
Konkurs  über  einen  Unterthan  dieses  Staats  erklärt,  z.  B, 
ein  italienisches  Gericht  erklärt  einen  italienischen  Unterthan  in  Kon- 
kurs, so  kann  (las  den  Konkurs  erklärende  Urtheil  in  der  Türkei 
rechtliche  Wirkung  äussern,  und  es  wird  an  der  beweglichen  Habe 
durch  unmittelbares  Eingreifen  des  italienischen  Konsuls  und  an  den 
Liegenschaften  durch  Vermittlung  der  ottomanischen  Behörden  voll- 
streckt. Die  ottomanischen  Behörden,  die  selbst  in  der  Türkei  dem  den 
Konkurs  eröffnenden  Urtheil,  das  vom  Konsul  über  einen  Angehörigen 
seines  Landes  erlassen  wird,  rechtliche  Wirkung  zuerkennen,  hätten 
keinen  Grund  anders  zu  handeln  in  Bezug  aut  däs  den  Konkurs  er- 
öffnende Urtheil,  welches  vom  Gericht  des  ausländischen  Staates  gegen- 
über einem  Angehörigen  dieses  Staates  ergangen  ist. 

Wenn  das  den  Konkurs  eröffnende  Urtheil,  das  in  Bezug  auf  einen 
nicht-ottomanischen  Staatsangehörigen  ergeht,  einen  in  dem 
Staat,  dessen  Gericht  den  Konkurs  erklärt  hat,  ausländischen 
Unterthan  betrifft*  z.  B.  wenn  das  Urtheil  eines  französischen  Gerichts 
einen  italienischen  Staatsangehörigen  in  Konkurs  erklärt  hat,  so  muss 
unseres  Erachtens  das  Urtheil  vorher  von  dem  Gericht  des  Staates, 
zu  dem  der  in  Konkurs  gerathene  Schuldner  gehört,  für  vollstreckbar 
erklärt  werden. 

III.  Bisher  war  von  der  rechtlichen  Wirkung  die  Rede,  die  das 
den  Konkurs  im  Auslande  eröffnende  Uriheil  in  der  Türkei  haben 
kann.  Anlangend  die  Wirkung  des  von  einem  ottomanischen  Gericht 
ergehenden,  den  Konkurs  erklärenden  Urtlieils  im  Auslande,  so  müssen 
wir  uns  darauf  beschränken,  hervorzuheben,  dass  die  Türkei  in  dieser 

und  123;  Lyon-Caen  und  Renault,-  Preois  du.  droit  coimnercial  Bd.  2 S.  296 ff. ; 
WöiSß,  traite  ^lementaire.  de  droit  intern,  prive  S.  961:  siehe  auch  das  Biktionnär  des 
internationalen  Privatrechts  von  Vincent  und  Penand  unter  dem  Worte;  „Faillite“ 
No.  1 bis  35.  Vgl.  ferner  v.  Bar,  Theorie  u.  Praxis  des  internationalen  Privatrechts, 
2.  Auft.  Bd.  2 S. .553  ff.,  595  ff. . und  Köhler,  Koiikursrecht.  Stuttgart  1891  S.  601  ff 
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Richtung  keinen  Staats  vertrag  mit  fremden  Staaten  abgeschlossen  hat, 
und  dass  deshalb  nach  Massgabe  der  in  jedem  einzelnen  ausländi- 
schen Staate  bestehenden  Vorschriften  zu  prüfen  ist,  ob  und  welche 
Wirkung  das  in  der  Türkei  erlassene,  den  Konkurs  eröffnende  Urtheil 
im  Auslande  zu  ausser n vermag. 

§ «. 

3.  Konkurs  des  Nicht-Kaufmanns. 

Das  ottomanische  Handelsgesetzbuch  ist  nur  für  den  Konkurs 
von  Kaufleuten  massgebend.  Nicht-Kaufleute  können  überhaupt 
nicht  in  Konkurs  erklärt  werden.  Gegenwär  tig  wird  der  Nicht -Kauf- 
mann, der  sich  im  Zustande  des  Vermögensverfalls  befindet,  von  den 
Gläubigern  mittelst  des  ordentlichen  Prozessverfahrens  verfolgt.  Die 
Gläubiger  erwirken  verurtheilende  gerichtliche  Entscheidungen  und  die 
Zwangsvollstreckung  in  das  Vermögen  des  Schuldners  auf  die  gewöhn- 
liche Weise  mittelst  des  Exekutions-Bureaus.  Der  Erlös  aus  dem  ver- 
steigerten Vermögen  des  Schuldners  wird  unter  die  Gläubiger  nach 
Verhältnis  der  Grösse  ihrer  Forderungen  vertheilt.  Diese  Art  des  Ver- 
fahrens ist  nicht  darnach  angethan,  die  Interessen  der  Gläubiger  zu 
sichern.  Denn  einerseits  hat  jeder  Gläubiger,  um  am  Vertheilungs- 
verfahren Theil  zu  nehmen,  die  Kosten  einer  Klage  gegen  den  Schuldner 
aufzuwenden,  um  eine  verurtheilende  Entscheidung  zu  erlangen,  anderer- 
seits ist  dem  Schuldner  nicht  die  allgemeine  Verwaltung  seines  Ver- 
mögens entzogen.  Der  Gläubiger,  der  Letzteres  erreichen  will,  kann 
sich  an  das  Civilgericht  wenden,  um  ein  Verbot  der  Vermögensver- 
waltung gegen  den  Schuldner  zu  erwirken.  Art.  999  des  B.  Gb.  (Buch 
vom  Verbot  der  Vermögensverwaltung) x)  bestimmt,  dass  auf  den  Antrag 
des  Gläubigers  das  Gericht  dem  Schuldner  die  Verwaltung  seines  Ver- 
mögens untersagen  und  das  Recht  zur  Anerkennung  von  Schulden  ent- 
ziehen kann,  um  nicht  die  Interessen  seiner  Gläubiger  zu  schädigen. 

Indessen  wurde  in  der  Praxis,  so  viel  bekannt,  von  der  Anwendung 
dieses  Art.  999  bisher  kein  Gebrauch  gemacht,  da  das  Gesetz  weder 


l)  Art.  999  B.Gb.  lautet  in  der  französischen  Uebersetzung: 

Les  creanciers  (masse)  d’un  debiteur  en  deconfiture  (e’est-ä-dire  du  debiteur  dont 
le  passif  6gale  ou  surpasse  l’actif)  peuvent  aussi  s’adresser  au  juge  ä reffet  de  lüi  faire 
interdire  Tadministration  de  ses  biens  et  la  reconnaissance  de  dettes,  s’ils  ont  des  sujets 
de  craindre  que  le  debiteur  ne  dissiraule  ses  biens,  ne  les  fasse  passer  sous  d’autres 
noms,  ou  que  les  biens  ne  viennent  a perir  par  suite  de  la  continuation  de  son  com- 
merce. Une  fois  l’interdiction  prononcee,  le  juge  proc4dera  ä la  vente  des  biens  du 
debiteur  et  en  distribuera  le  prix  entre  les  creanciers. 

II  sera  laisse  au  debiteur  quelques  linges  et  habits.  Neanmoins,  si  le  debiteur 
a un  habit  de  vaJeur  et  quäl  soit  possible  de  lui  en  donner  un  moins  riche,  le  juge 
devra  le  vendre,  et  avec  le  prix  en  provenant,  il  sera  achete  un  habit  plus  ordinaire 
et  le  surplus  sera  verse  ä la  masse.  De  m6me  si  le  debiteur  en  deconfiture  habite 
un  conak  (hötel)  et  qu’une  kabitation  modeste  lui  suffice,  le  conak  sera  vendu,  et  avee 
le  prix  de  la  vente  il  sera  achete  pour  le  debiteur  une  maison  convenant  ä son  etat: 
lo  reste  du  prix  sera  remis  ä la  masse. 
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die  Art  und  Weise  der  Vermögensverwaltung  des  Schuldners,  dem 
solche  fernerhin  untersagt  ist,  noch  das  Verfahren  für  Prüfung  der 
Forderungen  regelt. 

§ 42. 

4.  Konkurs  über  den  Nachlass  eines  Kaufmanns. 

Art.  147  des  ottomanischen  Handelsgesetzbuchs  bestimmt,  dass  jeder 
Kaufmann,  der  seine  Zahlungen  emsteilt,  im  Zustande  des  Konkurses 
ist.  Dieser  Artikel  stimmt  mit  Absatz  1 des  Art,.  437  des  französischen 
Handelsgesetzbuchs  überein.  Der  zweite  und  dritte  Absatz  dieses  Ar- 
tikels, wonach  über  den  Nachlass  eines  Kaufmanns  der  Konkurs 
erklärt  werden  kann,  und  zwar  nur  innerhalb  eines  Jahres  nach  seinem 
Tode,  sind  in  das  ottomanische  Handelsgesetzbuch  nicht  mit  aufgenommen 
worden.  Man  wäre  versucht  zu  glauben,  dass  der  ottomanische  Gesetz- 
geber die  Erklärung  des  Konkurses  über  den  Nachlass  nicht  zulassen 
wollte.  Dies  ist  aber  nicht  richtig.  Denn  die' Art.  186  und  189  des 
ottomanischen  Handelsgesetzbuchs *)  (übereinstimmend  mit  Art.  478  und 
481  des  französischen  Handelsgesetzbuchs)  sprechen  davon,  wie  in  Kon- 
kursen über  den  Nachlass  des  Schuldners  Inventar  und  Bilanz 
aufgestellt  werden  sollen.  Folglich  ergiebt  sich  aus  den  Bestimmungen 
der  Art.  186  und  189  des  ottomanischen  Handelsgesetzbuchs,  dass  der 
Konkurs  über  das  Vermögen  eines  Kaufmanns,  der  seine  Zahlungen 
eingestellt  hatte,  selbst  nach  seinem  Tode  erklärt  werden  kann,  und 
dass  nur  die  Fristbestimmung  von  einem  Jahr,  , die  im  französischen 
Handelsgesetzbuch  hierfür  bestimmt  ist,  in  der  Türkei  uuanwendbar  ist. 

§ 43. 

5.  Konkurs  der  Ausländer. 

Für  den  Konkurs  Ist,  soweit  ottomanische  Unterthanen  in 
Betracht  kommen,  das  ottomanische  Gesetz  massgebend,  während  der 
Konkurs  gegen  einen  ausländischen  Unterthan  von  dem  Konsul 
des  Landes  erklärt  werden  soll,  dem  er  angehört,  und  das  Konkurs- 
verfahren nach  dem  Gesetz  des  Staats  geregelt  wird,  dem  der  Konsul 
angehört.  Dies  Recht  der  Konsuln,  den  Konkurs  ihrer  Unterthanen  zu 
regeln,  leitet  sich  nicht  aus  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  der  Ka- 
pitulationen, sondern  aus  der  Uebung  ab.  Die  türkische  Regierung 
hätte  ohne  Zweifel  die  Gesetzmässigkeit  dieser  Uebung  bestreiten  können, 


l)  Die  Art.  186  u.  189  des  ottomaniseiien  H.Gb.  lauten  folgendermassen: 

Art.  186.  Wenn  ein  Kaufmann  nach  seinem  Tode  in  Konkurs  erklärt  wurde, 
oder  wenn  der  Gemeinschuldner  nach  der  Konkurserklärung  gestorben  ist,  so  können 
seine  Wittwe,  seine  Kinder,  seine  Erben,  falls  sie  nicht  abwesend  sind,  an  seiner  Stelle 
auftreten  oder  sich  vertreten  lassen,  um  bei  der  Herstellung  der  Bilanz,  sowie  bei 
allen  anderen  Massnahmen  des  Konkurses  mitzuwirken. 

Art.  189.  Im  Falle  der  Konkurserklärung  nach  dem  Tode,  wenn  vor  dieser  Er- 
klärung kein  Inventar  errichtet  wurde,  oder  im  Falle  des  Todes  des  Gemeinsehuldners 
vor  Eröffnung  des  Inventars  wird  sofort  hierzu  in  den  Formen  des  vorhergehenden 
Artikels  und  im  Beisein  der  Erben  oder  nach  deren  gehöriger  Ladung  geschritten. 
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allein  sie  hat  im  Gegentheil  sie  in  förmlicher  Weise  bei  der  Verkün- 
dung des  schon  angeführten  Gesetzes  vom  7.  Sefer  1284  (1867),  welches 
den  Ausländern  die  Befugniss  zugestand,  Liegenschaften  in  der  Türkei 
zu  besitzen,1)  bestätigt.  Dies  Gesetz  bestimmt  im  Art.  3,  dass  die 
Konkursverwalter  eines  ausländischen  Unterthanen  sich  an  das  otto- 
manische  Gericht  wenden  können,  um  den  Verkauf  der  dem  Gemein- 
schuldner gehörigen  Liegenschaften  zu  erlangen.  Hierdurch  hat  die 
türkische  Regierung  einerseits  das  Recht  der  Konsuln,  den  Konkurs 
ihrer  Landsleute  zu  erklären  und  zu  regeln,  bestätigt,  andererseits  dem 
vom  Konsul  erklärten  Konkurs  alle  gesetzlichen  Wirkungen  zuerkannt, 
selbst  in  Bezug  auf  die  Liegenschaften  des  Gemeinschuldners,  indem 
sie  dem  Konkursverwalter  das  Recht  gewährt  hat,  die  Liegenschaften 
des  Gemeinschuldners  zu  versteigern  und  den  Erlös  für  die  Aktivmasse 
des  Konkurses  einzuziehen.  Darin  liegt  eine  Anerkennung  des  Grund- 
satzes der  Einheitlichkeit  des  Konkurses. 

§ 44. 

6.  Die  ausländischen  Gläubiger. 

Die  ausländischen  Gläubiger,  welche  eine  Forderung  in  dem  von 
einem  ottomanischen  Gericht  eröffnet© n Konkurs  geltend  zu 
machen  haben,  werden  gleich  den  ottomanischen  Staatsangehörigen 
ohne  jegliche  Beschränkung  hierzu  zugelassen.  Die  ausländischen 
Gläubiger  sind  also  den  inländischen  völlig  gleichgestellt, 

§ 45. 

7.  Konkurs  der  Handelsgesellschaften. 

Die  zwischen  einem  ausländischen  Staatsangehörigen  und  einem 
Ottomanen  bestehende  Handelsgesellschaft  wird  als  otto manische  Ge- 
sellschaft betrachtet,  und  zuständig  für  das  Konkursverfahren  einer 
solchen  Gesellschaft  ist  das  ottomanische  Handelsgericht,  Solches  er- 
giebt  sich  aus  einem  Rundschreiben  des  Justizministers  vom  5.  Kanün-i- 
Sani  1295  (27.  Januar  1878),  wonach  die  offene  Handelsgesellschaft,  die 
zwischen  einem  Ausländer  und  einem  Ottomanen  in  der  Türkei  gebildet 
wird,  die  ottomanische  Staatsangehörigkeit  besitzt.  Folglich  kann  der 
Konkurs  nur  von  dem  ottomanischen  Gericht  eröffnet  werden.  Dieses 
regelt  den  Konkurs  jedoch  nur,  soweit  er  das  Gesellschaftsvermögen 
betrifft.  Handelt  es  sich  aber  darum,  über  das  Privatvermögen  des 
ausländischen  Gesellschafters  den  Konkurs  zu  eröffnen,  so  kann  dies 
nur  durch  das  Konsulat  des  Landes,  dem  er  angehört,  geschehen. 

Setzt  sich  die  Gesellschaft  aus  Angehörigen  verschiedener  aus- 
ländischer Staaten  zusammen,  z.  B.  aus  Belgiern  und  Franzosen,  so  ist 
die  Regel,  dass  die  Gesellschafter  bei  Bildung  der  Gesellschaft  verein- 
baren, dass  sich  dieselbe  der  Gerichtsbarkeit  derjenigen  Konsuln  unter- 


9 Vgl.  oben  S.  359  Note  3. 
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wirft,  dessen  Staat  der  eine  der  Gesellschafter  angehört.  In  Ermangelung 
einer  solchen  Vereinbarung  besteht  die  Praxis,  dass  sich  die  Gesell- 
schaft der  Gerichtsbarkeit  desjenigen  Konsulats  unterwirft,  zu  dem  der 
Gesellschafter  gehört,  dessen  Name  in  der  Firma  zuerst  aufgeführt  ist. 
Das  Konsulat,  zu  dem  die  Gesellschaft  gehört,  erklärt  den  Konkurs 
über  dieselbe.  Handelt  es  sich  aber  darum,  den  Konkurs  über  die 
Person  eines  der  Gesellschafter  zu  erklären,  so  geschieht  dies  nur 
seitens  des  Konsuls  des  Landes,  dem  der  betreffende  Gesellschafter  an- 
gehört. 

Diese  Ausführungen  reichen  hin,  um  darzulegen,  wie  die  Geltung 
der  Kapitulationen  ein  Hinderniss  für  den  regelmässigen  Gang  des  ge- 
richtlichen Verfahrens  in  der  Türkei,  sowie  für  die  Ausübung  der 
Gerichtsbarkeit  bildet,  welche  jeder  Staat  über  die  Personen  haben 
muss,  die  in  seinem  Lande  sich  aufhalten,. 


III.  Theil. 

Erbschaftsregulierung.1) 

§ 48. 

1.  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

I.  Das  Erbrecht  ist  in  der  Türkei  noch  nicht  in  ein  Gesetz  zu- 
sammengefasst. Das  religiöse  Gesetz  (Scheriat)  ist  stets  massgebend, 
und  dementsprechend  werden  die  Hinterlassenschaften  vom  geistlichen 
Gericht  „Mehkiemei  Scheriat44  reguliert  (siehe  hierüber  oben  § 3 Note  5 
und  § 4). 


*)  Die  unter  den  mohammedanischen  Araber-  und  Negerbevölkerungen  der  deut- 
schen Schutzgebiete  in  Ostafrika  neben  der  Schaf  eitischen  geltende  Ibadi  tische 
Doktrin  ist  uns  in  ihren  einzelnen  Rechtsnormen  noch  fast  unbekannt,  und  nur  Prof.Saehau 
hat  neuerdings  auf  Grund  einer  allerdings  nicht  vollständigen  arabischen  Quelle  das  Erbrecht 
der  Ibaditen  einer  ausführlichen  Bearbeitung  unterzogen  (Sachau,  Mohammedanisches 
Erbrecht  nach  der  Lehre  der  Ibaditischen  Araber  von  Zanzibar  und  Ostafrika.  Sitzungs- 
bericht d.  Königl.  Preuss.  Akad.  d.  Wiss.  1894,  VIII).  Ein  Vergleich  des  Ibaditischen  Erb- 
rechts mit  dem  der  Hanefiten  und  Schafeitea  ergiebt  in  den  Grundzügen  nur  unwesentliche 
Unterschiede,  da  die  massgebendsten  Bestimmungen  bereits  im  Koran  (Sure  IV,  die 
Weiber)  getroffen  wurden,  also  göttlichen  Ursprungs  und  daher  unabänderlich  sind,  so  dass 
den  Kommentatoren  und  Rechtslehrern  nur  die  Ausarbeitung  in’s  Einzelne  blieb.  Und  da 
diese  Materie  wesentlich  praktischer  Natur  ist,  entstammen  wohl  die  Abweichungen  der 
verschiedenen  Sekten  von  einander  weniger  Glaubensgegensätzen,  als  der  Geltend- 
machung lokaler  Rechtsgewohnheiten,  die  bei  der  ungeheuren  Ausdehnung  des  Islam 
und  der  Verschiedenartigkeit  der  ihm  zugehörigen  Nationalitäten  nothwendig  bedeut- 
same Unterschiede  ausweisen  müssen.  Demselben  Boden  entspringen  sicherlich  auch 
die  meisten  Ungleichheiten , die  in  einzelnen  Punkten  bei  den  Lehrern  derselben 
Sekte  zu  Tage  treten  und  oft  mit  den  subtilsten  Rechtsgründen  vertheidigt  werden. 

In  Bezug  auf  die  Erbtheile,  die  den  nächsten  Angehörigen  eines  Verstorbenen 
zustehen,  gehen  die  Lehren  der  Hanefiten,  Schafeiten  und  Ibaditen  nicht  auseinander. 
Bei  der  testamentarischen  Bestimmung  ist  es  nach  Ibaditischem  Recht  durchaus 
nicht  erlaubt,  einem  der  Erben  etwas  zu  vermachen,  während  dies  bei  den  anderen 
beiden  Sekten  gestattet  ist,  allerdings  nur  mit  Genehmigung  aller  anderen  Erben,  und 
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II.  Von  dieser  Kegel  bestellen  bezüglich  der  Zuständigkeit  des 
geistlichen  Gerichts  nachstehende  Ausnahmen: 

a)  Ist  der  Erblasser  ein  ausländischer  Unterthan,  so  wird  sein 
in  beweglicher  Habe  bestehender  Nachlass  von  dem  Konsul  der  Nation 
reguliert,  dein  der  Verstorbene  angehörte,  und  das  geistliche  Gericht 
hat  sich  nicht  einzumischen  (vgl.  unten  § 51). 

b)  Ist  der  Erblasser  zwar  ein  ottomanischer  Staatsange- 
höriger, aber  nicht  Moslem,  dann  beschäftigt  sich  das  geistliche 
Gericht  nur  in  dem  Falle  mit  der  Auseinandersetzung  des  Nachlasses, 
wenn  der  Verstorbene  ohne  Hinterlassung  eines  Testaments  gestorben 
ist  und  unter  den  Erben  Streit  besteht.  Hat  dagegen  der  ottomanische 
Staatsangehörige  über  sein  Vermögen  in  einem  Testament  verfügt,  so 
steht  den  Vorständen  der  religiösen  Gemeinschaft,  zu  welcher  der  Ver- 
storbene geholte,  oder  dem  Konsul;  der  bei  dieser  Gemeinschaft  bestellt 
ist,  die  Befughiss  zu,  die  testamentarische  Hinterlassenschaft  zu  regeln. 
Die  Zuständigkeit  der  Gemeinschaft  zur  Auseinandersetzung  des  Nach- 
lasses fällt  jedoch  weg,  wenn  die  Rechtsnachfolger  nicht  dieser  Be- 
hörde unterstehen,  z.  B wenn  sie  einer  anderen  Gemeinschaft  an- 
gehören. Die  Zuständigkeit  der  Gemeinschaftsbehörde  erstreckt  sich 
endlich  nicht  auf  die  Regulierung  des  unbeweglichen  Nachlasses,  da 
Liegenschaften  zu  den  Sachen  zählen,  über  welche  testamentarisch1) 
nicht  verfügt  werden  kann. 


erst  nach  dem  Tode,  des  Erblassers,  während  ihre  Zustimmung  hei  seinen  Lebzeiten  hin- 
fällig ist.  Wesentlich  verschieden  von  den  beiden  anderen  Doktrinen  behandelt  Schaf  ei 
die  Steilung  des  väterlichen  Grossvaters  in  der  Erbschaft.  Wahrend  dieser  hei 
den  Hanefiten  und  Ibaditen  gleich  dem  Vater,  in  dessen  Stelle  er  einrückt,  die  Ge- 
schwister von  der  Erbschaft  ausschliesst,  th eilt  er  nach  Schafei  mit  den  Geschwistern 
des  Erblassers,  doch  so , dass  er  mindestens  ein  Sechstel  der  Erbschaft  erhält.  Sollte 
es  aber  für  ihn  vorteilhafter  sein,  so  kann  er  statt  dessen,  nach  Befriedigung  der 
festen  Ahtheile,  ein  Drittel  des  Ueberrestes  beanspruchen,  oder  auch  mit  den  Ge- 
schwistern theileo. 

Wahrend  bei  den  IlanefiteD  und  Schafeiter  mit  einem  festen  Erbtheil  nur  die- 
jenigen Grossmtitter  bedacht  sind,  die  ihre  Verwandtschaft  mit  dem  Verstorbenen 
entweder  auf  Mannet’,  oder  auf  Weiber  in  gerader  Linie  zurückführen,  sind  bei  den 
Ibaditen  auch  die  Grossmütter  in  wechselnder  Linie  zur  Erbschaft  berufen. 

Die  entfernten  Verwandten  erben  hei  Schafei  in  dem  Verhältniss  der  Erben, 
deren  Stelle  sie  einnehmen,  während  bei  Abu  Hänifa  die  nach  Zahl  der  Zwischen- 
glieder Nächstverwandten  den  Vorzug  haben \ bei  gleicher  Entfernung  vom  Erblasser 
hat  auch  hier  das  Kind  eines  berechtigten  Erben  ein  grösseres  Anrecht,  als  das  Kind 
entfernter  Verwandten.  Die  Indischen  Mohammedaner  des  deutschen  Schutsgebiets 
gehören  zumeist  sohntischen  Sekten  an,  während  Hanefiten  unter  ihnen  uur  schwach 
vertreten  sind.  (Nach  Mittheilungen  von  Herrn  Leo  Hirsch.) 

J)  Vgl.  über  die  Unterscheidung  der  Liegenschaften  und  über  die  Befugniss 
darüber  mittelst  Testaments  zu  verfügen  unten  § 49  u.  52.  Die  Befugniss  der  Vor- 
stände der  religiösen  Gemeinschaften,  die  Hinterlassenschaften  ihrer  Glaubensgenossen, 
welche  tiher  ihr  Vermögen  testamentarisch  verfügt  haben,  zu  ordnen,  ist*  bestimmt 
und  geregelt  in  einem  Rundschreiben  der  Hohen  Pforte  mit  Kaiserlicher  Bestätigung 
vom  22.  Kanün-i-Sani  1306.  Im  Allgemeinen  setzen  die  Nicht  - Moslems  freiwillig 
ihre  Erbschaften  nach  ihrem  religiösen  Ritus  auseinander  und  wenden  sich  selten 
an  das  ottomanische  Gericht.  — Die  Befugnisse  der  Vorstände  der  religiösen  Gemein- 
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§ 4:7. 

2.  Erbfolge  Im  Allgemeinen.  Erbfähigkeit.  Erwerb  der  Erbschaft. 

Haftung  des  Erben.  Erbentsagung. 

Die  Erbschaft  wird  eröffnet  in  Folge  natürlichen  Todes  oder  der 
wegen  langer  Abwesenheit  gerichtlich  ausgesprochenen  Todes-  (Ver- 
schollenheits-)  Erklärung. 

Wenn  man  von  einer  schon  bejahrten  Person,  deren  Tod  man 
vernünftigerweise  vermuthen  kann,  lange  keine  Nachricht  erhalten  hat, 
so  erlässt  der  Richter  auf  Antrag  die  Todeserklärung  über  dieselbe 
und  eröffnet  die  Erbschaft  über  ihren  Nachlass.  Das  Alter,  welches 
man  vernünftigerweise  als  nothwendig  erachtet,  um  den  Tod  eines  Ab- 
wesenden gerichtlich  zu  erklären,  wechselt  nach  den  Kommentatoren 
des  moslemischen  Rechts  zwischen  70  und  120  Jahren;  die  meistbe- 
gründete  Ansicht  geht  jedoch  dahin,  bei  dem  Abwesenden  eine  Lebens- 
dauer anzunehraen,  die  gleich  ist  dem  Lebensalter  des  ältesten  Be- 
wohners seines  Geburtsorts.1) 

A.  Erbfähigkeit. 

Die  Erbfähigkeit  setzt  das  Leben  der  Erben  voraus.  Das  bereits 
empfangene  Kind  wird  als  lebend  angesehen. 

Gründe  der  Erbunfähigkeit  sind: 

a)  Tödtung  des  Erblassers  durch  den  Erben, 

b)  Verschiedenheit  der  Religion, 

c)  Verschiedenheit  der  Staatsangehörigkeit. 2) 

Zu  a.  Anlangend  die  Tödtung  des  Erfassers,  so  wird  nicht 
zwischen  vorsätzlicher  und  fahrlässiger  Tödtung  unterschieden. 
Die  eine  wie  die  andere  macht  den  Erben,  der  sich  einer  solchen 
schuldig  macht,  erbunfähig.  Indessen  gilt  dies  nur,  wenn  die  Tödtung 
nicht  im  Stande  der  Nothwehr  oder  des  Nothstands  begangen  ist.3) 

Zu  b.  Verschiedenheit  der  Religion  begründet  Erbunfähigkeit. 
Auch  der  Moslem  ist  unfähig  den  Nicht-Moslem  zu  beerben  und  um- 
gekehrt. Jedoch  ist  Zugehörigkeit  zu  einer  anderen  Sekte  derselben 
Religion  kein  Grund  zur  Erbunfähigkeit.  So  beerben  sich  die  mos- 
lemischen Sunniten  und  Schiiten  gegenseitig.  Der  Unterschied  unter 
den  Christen,  Römisch-  oder  Griechisch-Katholischen  und  Protestanten 
und  selbst  zwischen  Christen  und  Israeliten  wird  als  ein  Sektenunter- 
schied  betrachtet,  deshalb  beerben  sich  dieselben  gegenseitig. 


schäften,  die  Hinterlassenschaften  ihrer  Glaubensgenossen  im  Wege  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  zu  ordnen,  sind  übrigens  unbestritten. 

J)  Siehe  hierüber  das  interessante  Werk  in  türkischer  Sprache  von  Mahmud 
Bin  Essad  Effendi  S.  115. 

*)  Zu  den  Gründen  der  Erbunfähigkeit  zählt  man  auch  die  Stellung  als  Sklave; 
die  Sklaverei  ist  indess  in  der  Türkei  als  abgeschafft  zu  betrachten. 

3)  Siehe  hierüber  Mahmud  Bin  Essad  Effendi  a.  a.  0.  S.  104;  vgl.  Tornauw, 
Das  moslemische  Recht.  Leipzig  1855  und  franz.  Paris  1860.  S.  286. 
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In  Anwendung  dieser  Regel  des  moslemischen  Rechts  hat  die 
ottomanische  Regierung,  welche  die  erbrechtlichen  Bestimmungen  be- 
züglich der  Domänengüter  (Eräzi  Mirie)  in  ein  Gesetz  vereinigt  hat, 
im  Art.  109  des  Gesetzes  über  das  Grundeigenthum  vorgeschrieben,  dass 
die  Liegenschaft  des  Moslems  im  Wege  der  Erbfolge  nicht  an  dessen 
Eltern  gelangen  darf,  wenn  dieselben  Nicht-Moslems  sind,  ebenso  dass 
die  Liegenschaft  des  Nicht-Moslems  durch  Erbfolge  nicht  auf  seine 
Kinder  und  Eltern,  die  Moslems  sind,  übergehen  kann.1) 

Zu  c.  Verschiedenheit  der  Staatsangehörigkeit.  Die  Vor- 
schrift, dass  Personen  verschiedener  Staatsangehörigkeit  von  dem  Rechte 
der  Erbfolge  ausgeschlossen  sein  sollen,  scheint  aus  der  Erwägung 
hervorgegangen  zu  sein,  dass  zwischen  diesen  Personen  kein  Band  der 
„Treue“  bestehen  könne.  Hieraus  zog  man  den  Schluss,  dass  alle 
Moslems,  ob  sie  nun  dieselbe  Staatsangehörigkeit  besitzen  oder 
nicht,  Mahomed  unterworfen  sind,  und  daher  sich  gegenseitig  beerben, 
während  die  Nicht-Moslems  sich  nicht  gegenseitig  beerben  können, 
wenn  sie  von  verschiedener  Staatsangehörigkeit  sind.2) 

Art.  110  des  Gesetzes  über  das  Grundeigenthum  bestimmt,  dass  „die 
Liegenschaft  des  ottomanischen  Staatsangehörigen  durch 
Erbfolge  nicht  auf  seine  Kinder  und  Eltern,  die  Ausländer 
sind,  übergeht.“3)  Dieser  Artikel  giebt  also  nicht  den  Unterschied 
wieder,  den  wir  zwischen  Moslem  und  Nicht-Moslem  erwähnt  haben. 
Nach  diesem  Gesetz  kann  der  ausländische  Staatsangehörige, 
ob  er  Moslem  ist  oder  nicht,  Liegenschaften,  die  ein  ottomanischer 
Staatsangehöriger  hinterlassen  hat,  nicht  erben.  Während  also  nach 
dem  religiösen  Gesetz  ein  Moslem,  der  ausländischer  Unter- 
than  ist,  Vermögen  seines  Verwandten,  der  Moslem  und  ottomani- 
scher Staatsangehöriger  ist,  erben  kann,  gewährt  das  Gesetz 
über  Grundeigenthum  das  Recht  dem  ausländischen  Staats- 
angehörigen nicht,  auch  wenn  er  Moslem  ist.4) 


*)  Siehe  hierüber:  Aristarchi  Bey  a.  a.  0.  Bd.  1 S.  150.  — Art.  109  des  oben 
angeführten  Gesetzes  bezeichnet  als  Erben  die  Kinder  und  Eltern.  Denn  zur  Zeit 
der  Verkündung  dieses  Gesetzes  war  das  Erbrecht  an  Liegenschaften  auf  diese  Klasse 
von  Erben  beschränkt.  Dies  Erbrecht  wurde,  wie  unten  gezeigt  wird  (§  49),  später 
auf  die  Seitenlinie  ausgedehnt. 

2)  Diese  Vorschrift  des  moslemischen  Hechts  ist  ebenfalls  in  dem  interessanten 
Werke  von  Tornauw  über  das  moslemische  Recht  S.  255  dargelegt.  „Die  Ungläubigen,“ 
sagt  Tornauw,  „beerben  sich  gegenseitig  nur,  wenn  sie  in  demselben  Lande 
leben.  Von  den  Moslems  dagegen  beerben  die  Einen  die  Anderen,  ohne 
dass  es  darauf  ankommt,  ob  sie  Angehörige  desselben  Staates  sind  oder 
nicht.“  Daraus  kann  man  schliessen,  dass  nach  dem  religiösen  Gesetz  der  Unter- 
schied der  Staatsangehörigkeit  zwischen  dem  Erben  und  dem  Erblasser  eine  Erbunfähig- 
keit für  Nicht-Moslems  begründet. 

*)  Siehe  die  folgende  Anmerkung. 

4)  Solches  erklärt  sich  nur  aus  dem  Umstande,  dass  zur  Zeit  der  Verkündung 
des  Grundeigenthumsgesetzes  (April  1858)  die  Ausländer  noch  nicht  zum  Besitz  von 
Liegenschaften  in  der  Türkei  zugelassen  waren,  und  dass  daher  die  türkische  Staats- 
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Um  diese  Frage  erschöpfend  darzulegen,  erübrigt  noch  auszuführen, 
ob  zwei  Ausländer  verschiedener  Staatsangehörigkeit  sich 
gegenseitig  beerben  können.  So  weit  bewegliche  Habe  in  Betracht 
kommt,  hat  diese  Frage  keine  Bedeutung,  da  der  Nachlass  insoweit 
von  dem  Konsul  der  Nation  des  Verstorbenen  nach  den  Gesetzen  seines 
Landes  geregelt  wird.  Es  handelt  sich  hier  lediglich  um  den  Fall,  dass 
der  Ausländer  Grundvermögen  hinterlassen  hat,  und  dass  seine 
Erben,  die  keine  Ottomanen  sind,  eine  andere  Staatsangehörigkeit 
besitzen,  als  der  Erblasser  gehabt  hat.  Nach  dem  religiösen  Gesetz 
wären  die  Erben  erbunfähig,  aber  der  Staatsrath  hat  entschieden, 
dass  diese  Vorschrift  des  religiösen  Gesetzes  nicht  angwendet  werden 

regieruug  dem  Moslem,  der  ausländischer  Staatsangehöriger  ist,  kein  Erb- 
recht auf  die  Liegenschaften  aus  der  einzigen  Erwägung,  dass  er  Moslem  wäre,  ge- 
währen konnte.  Aus  demselben  Grunde  beschäftigt  sieh  Art.  110  des  Grundeigen- 
thumsgesetzes nur  mit  dem  Erbrecht  d&r  Ausländer  in  Bezug  auf  Liegenschaften, 
die  von  Ottomanen  hinterlassen  werden,  und  sieht  den  Fall  des  Erbrechts  der 
ottomanischen  Staatsangehörigen  auf  das  von  ausländischen  Staatsange- 
hörigen Unterlassene  Grundvermögen  nicht  vor,  denn  diese  letzteren  waren  damals 
vom  Besitz  von  Liegenschaften  in  der  Türkei  ausgeschlossen.  Es  konnte  also  von  dem 
durch  sie  Unterlassenen  Grundvermögen  keine.  Rede  sein. 

Seitdem  hat  die  ottomanische  Regierung  das  Gesetz  erlassen,  das  den  Ausländern 
das  Recht,  Liegenschaften  in  der  Türkei  zu  besitzen,  gewährt,  und  der  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  bei  der  Hohen  Pforte  hatte  geglaubt,  dass  dies  Gesetz 
zur  Folge  habe,  die  Erbunfähigkeit  wegen  Verschiedenheit  der  Staatsangehörigkeit  zu 
beseitigen.  Jedoch  hat  der  Staatsrath,  der  mit  dieser  Frage  befasst  wurde,  ent- 
schieden, dass  die  ottomanische  Regierung,  indem,  sie  den  Ausländern  das  Recht 
zum  Besitz  von  Liegenschaften  in  der  Türkei  gewährte,  ihnen  nicht  die  Befugniss  der 
Erbfolge  in  das  Grundvermögen  des  ottomanischenStaatsan  gehörigen  eingeräumt 
hat,  und  dass  mau  den  Grundsatz  berücksichtigen  muss,  wonach  der  Ausländer  weder 
die  bewegliche  Habe  noch  Liegenschaften,  die  von  den  Verwandten,  die  ottoma- 
nische Staatsangehörige  sind,  Unterlassen  sind,  erben  kann.  Daraus  kann  man 
schlossen,  dass  gegenwärtig  feststeht,  dass  die  Thatsache  der  ausländischen  Staats- 
angehörigkeit eine  Erbunfähigkeit  bezüglich  der  von  einem  ottomanischen  Staats- 
angehörigen hinterlassenen  Güter  begründet,  und  zwar  sowohl  nach  der  Grundregel 
des  religiösen  Gesetzes  als  auch  nach  der  oben  angeführten  Entscheidung  des  Staatsraths. 

Diese  Entscheidung  des  Staatsraths  beschäftigt  sich  nur  mit  dem  Rechte  des 
Ausländers,  Vermögen  eines  ottomanischen  Staatsangehörigen  zu  erben.  Sie 
hat  den  Fall  nicht  vorgesehen,  dass  Ottomanen  zur  Erbfolge  in  das  von  einem 
ausländischen  Staatsangehörigen  hinterlassene  Vermögen  berufen  sind. 
Nach  der  Vorschrift  des  oben  erwähnten  religiösen  Gesetzes  können  die  Ottomanen 
Vermögen  von  Ausländern  nicht  erben.  Allem  nach  einer  vom  Staatsrath  auf- 
gestellten  Regel  kann  der  ottomanische  Staatsangehörige  das  von  seinen  Ver- 
wandten, die  ausländische  Staatsangehörige  sind,  Unterlassene  Vermögen 
erben.  Diese  Entscheidung  des  Staatsraths  wurde  bisher,  soviel  bekannt,  durch  den 
Druck  nicht  veröffentlicht. 

Vgl.  die  Entscheidung  des  Staatsraths  vom  24,  Temmüz  1291,  abgedruckt  in  der 
Sammlung  der  türkischen  Gesetze  „Destür“  Bd.  V S.  417.  Vgl.  auch  eine  andere 
Entscheidung  des  Staatsraths  gleichen  Inhalts  vom  26.  Majis  1808;  der  Fall  betraf 
die  Nationalität  einer  an  einen  Fremden  verh  eiratbeten.  ottomanischen  Frau  und  die 
von  ihr  hinterlassenen  Güter.  Der  türkische  Text  der  Entscheidung  ist  abgedruckt 
in  No.  430  der  türkischen  Gerichtszeitung  genannt  Djeridei  Me  hak  im“.  Eine  fran- 
zösische Uebersetzung  jener  Entscheidung  findet  sich  im  Journal  du  droit  international 
prive  1888  S.  4SI. 
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darf,  und  dass  die  Ausländer  sich  gegenseitig  beerben  können, 
selbst  wenn  sie  von  verschiedener  Staatsangehörigkeit  sind.1) 

B.  Erwerb  der  Erbschaft. 

Der  Erbe  erwirbt  das  Vermögen,  das  der  Verstorbene  hinterlassen 
hat,  ohne  dass  er  ein  Inventar  zu  errichten  oder  sich  die  Erbschaft  zu- 
sprechen zu  lassen  braucht.  Die  Erben  haben  jedoch  die  Lasten  des 
Nachlasses  zu  tragen,  die  Beerdigungskosten,  Schulden  und  Vermächt- 
nisse zu  bezahlen  und  erst  nach  Deckung  dieser  Lasten  können  sie 
das  hinterlassene  Vermögen  unter  sich  theilen. 

Der  Erwerb  der  Erbschaft  erfolgt  von  Rechtswegen  im  Augenblick 
des  Todes  ohne  Erfüllung  irgend  welcher  Förmlichkeiten.  Diese  Regel  er- 
leidet eine  Ausnahme  bezüglich  der  Liegenschaften.  Der  Erbe  kann  that- 
sächlich  von  den  vom  Erblasser  iiiriterlassenen  Liegenschaften  Besitz 
ergreifen,  aber,  um  als  Eigenthümer  anerkannt  zu  sein,  hat  er  sich  den 
auf  seinen  Namen  lautenden  Eigenthumstitel  zu  verschaffen,  den  die 
Behörde  besonders  ausstellt,  nachdem  der  Erbe  die  Eigenthumsverände- 
rungs-Gebiibren  bezahlt  hat. 

Der  Eigenthumstitel  wird  dem  Erben  durch  die  genannte  Behörde 
ausgefolgt,  nachdem  seine  Erbqualität  entweder  mittelst  eines  vor  Zeugen 
errichteten  Aktes  oder  eines  Notorietätsaktes  festgestellt  ist. 

C.  Haftung  des  Erben. 

Nach  moslemischem  Recht  setzt  der  Erbe  die  Person  des  Erb- 
lassers nicht  fort.  Er  ist  niemals  für  die  Erfüllung  der  Schuld  Verbind- 
lichkeiten des  Erblassers  über  das  von  diesem  letzteren  hinterlassene 
Vermögen  hinaus  verhaftet.  Die  Annahme  der  Erbschaft,  ohne  Errich- 
tung eines  Inventars,  giebt  keinen  Grund  zur  Haftung  für  die  Schulden 
über  die  Kräfte  des  Naclilasses. 

Allgemein  lassen  jedoch  die  Erben,  um  Streitigkeiten  zu  vermeiden, 
durch  Vermittlung  des  Gerichts  auf  das  Vermögen  des  Erblassers  Siegel 
anlegen  und  ein  Inventar  errichten,  damit  sie  in  jedem  Stande  der 
Sache  den  Aktivbestand  des  Nachlasses  beweisen  können.2) 

Es  giebt  auch  Liegenschaften,  welche  für  die  Schulden  des  Ver- 


x)  Siehe  hierüber  die  Abhandlung  im  Journal  du  droit  international  prive,  Jahrg. 
1887  S.  283  ff.:  de  la  devolution  par  succession  des  biens  immeubles  situes  en  Turquie  et 
appartenant  ä des  etrangers. 

2)  Von  Amtswegen  werden  die  Siegel  angelegt  und  das  Inventar  errichtet,  wenn 
sich  unter  den  Erben  Minderjährige  oder  Abwesende  befinden  (Art.  1 des  Gesetzes 
über  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Waisen,  Sammlung  der  ottomanischen  Ge- 
setze Best  ür  Bd.  1 S.  276).  Handelt  es  sich  um  den  Nachlass  eines  Nicht-Moslems, 
so  legt  das  geistliche  Gericht  die  Siegel,  auch  wenn  Minderjährige  betheiligt  sind, 
in  dem  Falle  nicht  an,  wenn  die  Minderjährigen  bereits  einen  Vormund  haben,  aus- 
genommen, wenn  von  dritter  Seite  Ansprüche  an  den  Nachlass  erhoben  werden. 
Kaiser!  Reskript  vom  13.  Zilkade  1292  (12.  Dezember  1875)  in  der  Sammlung  der  otto- 
manischen  Gesetze  Bd.  3 S.  8 und  Schreiben  des  Staatsraths  an  die  Behörde  des 
Scherlat  zu  Konstantinopel  vom  6.  Januar  1893,  in  türkischer  Sprache  im  Journal 
Hukük  2.  Jahrg.  S.  30L 
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storbenen  nicht  halten.  Es  sind  das  die  zur  Klasse  der  Domänengüter, 
genannt  Eräzie  Mirie,  gehörigen  und  die  Güter  Wakf  Idjaretein  (über 
die  verschiedenen  Arten  von  Liegenschaften  siehe  unten  § 49).  Die 
zur  Beerbung  berufenen  Personen  erben  sie,  ohne  für  die  Schulden  auf- 
kommen  zu  müssen. 

Aus  diesen  Darlegungen  folgt,  dass  der  Erbe  nicht  verpflichtet  ist, 
ein  Inventar  über  das  Vermögen  des  Nachlasses  zu  errichten,  noch  zu 
erklären,  ob  er  die  Erbschaft  annimmt  oder  ablehnt.  Der  Erbe  haftet 
für  die  Nachlassschulden  nur  bis  zum  Betrage  des  vom  Erblasser  hinter- 
lassenen  Aktivvermögens. 

D.  Erbentsagung  (Ausschlagung  der  Erbschaft). 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  dass  der  Erbe  im  Allgemeinen 
kein  Interesse  daran  hat,  eine  Erklärung  über  Verzicht  auf  die  Erb- 
schaft oder  über  deren  Annahme  abzugeben.  Denn,  selbst  wenn  er  die 
Erbschaft  annimmt;  haftet  er  für  die  Schulden  des  Erblassers  nicht  weiter 
als  der  Aktivbestand  reicht;  jedoch  gestattet  das  ottömanische  Recht, 
auf  die  Erbschaft  zu  verzichten,  um  Streitigkeiten  über  den  Nachlass 
des  Erblassers  zu  verhüten,  oder  um  die  übrigen  Miterben  zu  be- 
günstigen. Eine  Verzichterklärung  muss  in  vorschriftsmässiger  Weise 
vor  dem  geistlichen  Gericht  geschehen. 

3.  Intestaterbfolge. 

§ 48. 

A.  Beweglicher  Nachlass, 

A.  Die  Intestaterbfolge  ist  verschieden  je  nach  der  Art  des  hinter- 
lassenen  Vermögens. 

Die  Intestaterbfolge  in  die  bewegliche  Hinterlassenschaft  des  Erb- 
lassers ist  im  geistlichen  Gesetz  geregelt.  Die  nach  dem  moslemischen 
Gesetz  massgebenden  Bestimmungen  sind  in  Kürze  folgende. 

Die  zur  Erbschaft  Berufenen  theilen  sich  in  zwei  Klassen.  Die  eine 
Klasse  hat  Anspruch  nur  auf  einen  fest  bestimmten  Th  eil  von  dem 
Vermögen  des  Erblassers,  die  andere  erhält  den  ganzen  übrigen  Nach- 
lass nach  Berichtigung  der  erst  erwähnten  bestimmten  Erbtheile  an  die 
Berechtigten.1) 

Es  bestehen  sechs  Arten  von  bestimmten  Erbtheilen:  die  Hälfte, 
das  Viertel,  das  Achtel,  das  Drittel,  zwei  Drittel  und  das  Zehntel. 

Auf  einen  bestimmten  Erbtheil  des  Nachlasses  haben  folgende 
Personen  Anspruch. 

I.  In  der  absteigenden  Linie: 

a)  Die  einzige  Tochter,  welche  keinen  Bruder  hat,  erhält 
die  Hälfte  des  Nachlasses. 

b)  Mehrere  Töchter  erhalten,  wenn  sie  keinen  Bruder  haben, 
zwei  Drittel  des  Nachlasses,  den  sie  unter  sich  theilen. 

*)  Hirsch  S.  2 7 f.,  39  f,  und  ihm  folgend  Sachau  S.  9 f.,  21  f.  nennen  die  Erben 
mit  fest  bestimmtem  Antheil  „Ersterben4,  die  andern  Erben  „Re  st  erben.“ 
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Haben  die  Töchter  einen  oder  mehrere  Brüder,  so  verlieren  sie 
den  Erbanspruch  auf  einen  festen  Antheil,  und  nehmen  mit  ihrem  Bruder 
die  Eigenschaft  von  sogenannten  „Universalerben“  an.  In  diesem  Falle 
wird  der  Nachlass  unter  sie  derart  vertheilt,  dass  einem  männlichen 
Erben  ebenso  viel  zufällt,  als  zwei  weiblichen  Erben. 

c)  Die  einzige  Enkelin,  welche  von  einem  vorverstorbenen  Sohne 
stammt,  erhält  die  Hälfte  der  Erbschaft,  wenn  der  Erblasser  weder 
Söhne,  noch  Töchter,  noch  Enkelsöhne  hinterlassen  hat. 

d)  Sind  zwei  oder  mehrere  Enkelinnen  unter  der  vorstehend 
(lit.  c)  erwähnten  Voraussetzung  vorhanden,  so  erhalten  sie  zwei 
Drittel  der  Erbschaft,  welche  sie  unter  sich  th eilen. 

e)  Enkelinnen,  welche  von  einem  vorverstorbenen  Sohne  stammen, 
erhalten,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Zahl,  ein  Sechstel  der  Erbschaft, 
wenn  der  Erblasser  eine  einzige  Tochter  hinterlässt.  Hinterlässt 
er  mehrere  Töchter,  so  erhalten  die  Enkelinnen  keinen  TheiL 

Haben  die  Enkelinnen  in  dem  vorstehenden  Falle  Brüder,  so  ver- 
lieren sie  die  Eigenschaft  von  Erben  mit  Anspruch  auf  bestimmten 
Antheil.  Sie  haben  dann  mit  ihrem  Bruder  die  Eigenschaft  von  „Uni- 
versalerben“, und  bei  der  Theilung  erhält  der  männliche  Erbe  den  dop- 
pelten Theil  von  dem,  den  der  weibliche  erhält. 

H.  Inder  aufsteigenden  Linie  erhalten  folgende  Personen  einen 
fest  bestimmten  Erbtheil: 

a)  Der  Vater  bekommt  ein  Sechstel  des  Nachlasses,  wenn  der 
Erblasser  Söhne  oder  Enkel,  die  von  Söhnen  stammen,  u.  s.  f.  hinter- 
lässt. Sind  solche  nicht  vorhanden,  so  hat  der  Vater  die  Eigenschaft 
eines  „Universalerben“. 

b)  Der  väterliche  Grossvater  erhält,  wenn  der  Vater  nicht 
mehr  vorhanden  ist,  ein  Sechstel  des  Nachlasses,  gerade  wie  der  Vater. 

c)  Die  Mutter  hat  Anspruch  auf  ein  Sechstel  des  Nachlasses, 
wenn  der  Erblasser  einen  Sohn  oder  mehrere  Söhne  oder  Töchter  oder 
Enkelinnen,  die  von  Söhnen  stammen,  hinterlässt.  Ebenso  erhält  sie 
das  Sechstel,  wenn  der  Erblasser,  ohne  erbberechtigte  Deszendenten  zu 
hinterlassen,  mehr  als  einen  Bruder  oder  eine  Schwester  hinterlässt. 
In  allen  übrigen  Fällen  bekommt  sie  ein  Drittel  des  ganzen  Nach- 
lasses. —-Von  dieser  letzteren  Vorschrift  besteht  eine  Ausnahme,  wenn 
der  Erblasser  einen  Ehegatten  und  seinen  Vater  hinterlässt.  In  diesem 
Falle  empfängt  die  Mutter  das  Drittel  nicht  von  dem  ganzen  Nachlass, 
sondern  von  dem  Reste,  der  verbleibt  nach  Vorwegnahme  des  Antheils, 
der  dem  überlebenden  Ehegatten  zukommt.  Wenn  z.  B,  eine  Ver- 
storbene ihren  Ehemann,  ihren  Vater  und  ihre  Mutter  zurücklässt,  so 
erhält  der  Ehemann  die  Hälfte,  vom  Rest  nimmt  die  Mutter  das 
Drittel,  und  das  hiernach  noch  Verbleibende  gehört  dem  Vater. 

d)  Die  Grossmutter  von  väterlicher  oder  mütterlicher  Seite 
erhält  ein  Sechstel  des  Nachlasses,  wenn  der  Erblasser  weder  Vater 
noch  Mutter  hinterlässt.  Sind  die  beiden  Grossmütter  noch  am  Leben, 
so  theilen  sie  das  Sechstel  unter  sich.  Die  mütterliche  Grossmutter 

Leske  u.  Loewenfeld  Rechtsverfolgung:.  II.  28 
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erhält  das  Sechstel  auch,  wenn  der  Erblasser  keine  Mutter,  aber  einen 
Vater  hinterlassen  hat. 

III.  In  der  Seitenlinie  haben  folgende  Personen  Anspruch  auf 
fest  bestimmten  Erbtheil: 

a)  Der  (einzige)  Halbbruder  von  mütterlicher  Seite  (ebenso  die 
Halbschwester)  erhält  ein  Sechstel  des  Nachlasses,  wenn  der  Erblasser 
weder  Söhne,  noch  Töchter,  noch  Enkel  oder  Enkelinnen,  die  von 
Söhnen  stammen,  noch  Vater,  noch  Grossvater  hinterlässt.  Sind  mehrere 
solcher  Brüder  vorhanden,  so  bekommen  sie  ein  Drittel  und  theilen 
es  zu  gleichen  Theilen  unter  sich.  In  diesem  Falle  ist  die  Regel,  dass 
der  Mann  ebenso  viel  erhält,  als  zwei  Frauen,  nicht  anwendbar. 

b)  Die  einzige  leibliche  Schwester  erhält  die  Hälfte  des- 
Nachlasses,  wenn  der  Erblasser  weder  Söhne,  noch  Töchter,  noch  Enkel 
oder  Enkelinnen,  die  von  Söhnen  stammen,  noch  Vater,  noch  Gross- 
vater hinterlässt.  Mehrere  leibliche  Schwestern  erhalten  zusammen 
zwei  Drittel,  die  sie  unter  sich  theilen. 

Trifft  eine  leibliche  Schwester  mit  einem  Bruder  zusammen,  so 
erbt  sie  als  „Universalerbin“  und  theilt  mit  dem  Bruder,  wobei  dem 
Mann  ebenso  viel  als  zwei  Frauen  zukommt;  hat  der  Erblasser  weder 
Vater,  noch  Söhne  hinterlassen,  wohl  aber  eine  Tochter  oder  eine  vom 
Sohne  stammende  Enkelin,  so  haben  die  leiblichen  Schwestern  die  Eigen- 
schaft von  „Universalerben“. 

c)  Die  einzige  Halbschwester  von  väterlicher  Seite  erhält 
die  Hälfte  des  Nachlasses,  wenn  der  Erblasser  weder  Vater,  noch 
Kinder,  noch  Enkel,  noch  auch  Brüder  oder  vollbürtige  Schwestern 
hinterlässt. 

Sind  mehrere  Halbschwestern  von  väterlicher  Seite  vor- 
handen, so  kommen  ihnen  zwei  Drittel  zu,  welche  sie  unter  sich 
theilen.  Die  Halbschwestern  väterlicherseits  bekommen  ein  Sechstel, 
wenn  der  Erblasser  eine  einzige  vollbürtige  Schwester  hinterlassen  hat. 

Trifft  in  diesem  Falle  die  halbbürtige  Schwester  väterlicherseits 
mit  einem  halbbürtigen  Bruder  väterlicherseits  zusammen,  so  gilt  die- 
selbe Regel,  wie  für  den  Fall,  wo  die  vollbürtige  Schwester  mit  dem 
vollbürtigen  Bruder  zusammentrifft  (siehe  oben  IH  lit.  b). 

IV.  Weiter  haben  folgende  Personen  Anspruch  auf  einen  bestimmten 
Erbtheil : 

a)  Der  überlebende  Ehemann  . erhält  die  Hälfte  des  Nachlasses, 
wenn  die  -verstorbene  Ehegattin  keine  Kinder  oder  Enkel,  die  von 
Söhnen  stammen,  und  ein  Viertel,  wenn  sie  solche  Erben  hinterlässt.. 

b)  Die  überlebende  Ehefrau  bekommt  ein  Viertel  des  Nachlasses, 
wenn  der  verstorbene  Ehemann  keine  Kinder  oder  Enkel,  die  von 
Söhnen  stammen,  und  ein  Achtel,  wenn  er  solche  Erben  hinterlässt. 

Sind  mehrere  überlebende  Ehefrauen,  vorhanden,  so  theilen  sie  das 
Viertel  oder  Achtel  unter  sich  zu  gleichen  Theilen. 

Bisher  war  von  Erben  die  Rede,  welche  Anspruch  auf  einen  be- 
stimmten Erbtheil  haben,  und  die  man  „Theil-Erben“  nennt.  Nun  soll 
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von  den  sogenannten  „Universal-Erben“  gesprochen  werden,  welche 
die  Gesammtheit  des  Nachlasses  empfangen  nach  Abzug  der  Ansprüche 
der  Theil-Erben. 

B.  „Universal-Erben“  sind: 

1.  Die  Söhne  des  Erblassers  und  ihre  männlichen  Deszendenten. 
Der  nähere  schliesst  den  entfernteren  aus.  Ein  Repräsentationsrecht 
besteht  nach  moslemischem  Recht  nicht.  Die  Enkel  des  Erblassers 
werden  durch  den  überlebenden  Sohn  ausgeschlossen.  Die  Töchter,  die 
mit  Söhnen  Zusammentreffen,  erhalten  die  Hälfte  von  dem,  was  dem 
männlichen  Theil  zukommt  (vgl.  oben  S.  424  No.  I). 

2.  Sind  männliche  Deszendenten  nicht  vorhanden,  so  kommen  die 
männlichen  Aszendenten  an  die  Reihe,  wie  Vater,  Gross vater  etc.  Der 
nähere  schliesst  den  entfernteren  aus. 

3.  Fehlen  auch  männliche  Aszendenten,  so  folgen  die  leiblichen 
Brüder.  Mit  ihnen  treffen  die  leiblichen  Schwestern  zusammen,  welchen 
die  Hälfte  von  dem,  was  dem  Bruder  zukommt,  zufällt  (siehe  oben  III 
lit.  b). 

4.  In  Ermangelung  von  leiblichen  Brüdern  folgen  die  halbbürti- 
gen Brüder  väterlicherseits. 

5.  Fehlen  direkte  Erben  in  dez  Seitenlinie,  so  folgen  die  Deszen- 
denten der  Seitenverwandten,  und  zwar  sind  die  Deszendenten  des  leib- 
lichen Bruders  in  erster  Linie  berufen,  und  in  ihrer  Ermangelung  ge- 
langen die  Deszendenten  der  halbbürtigen  Brüder  väterlicherseits  zur 
Erbfolge. 

Sind  auch  keine  Erben  in  der  Seitenlinie  vorhanden,  so  folgen  die 
leiblichen  Oheime  der  väterlichen  Linie  des  Erblassers  und  in  ihrer  Er- 
mangelung die  halbbürtigen  Oheime  väterlicherseits  von  derselben  Linie 
und  endlich  ihre  männlichen  Deszendenten. 

Das  ist  kurz  zusammengefasst1)  die  Erbfolgeordnung  in  der  Türkei, 
soweit  sie  den  beweglichen  Nachlass  betrifft. 

x)  Die  Erbfolgeordnung  ist,  wie  man  aus  obiger  Darstellung  sieht,  eine  sehr 
komplizirte;  nach  Ansicht  der  moslemischen  Rechtsgelehrten  ist  die  Kenntniss  des 
Erbrechts  an  Werth  der  „Hälfte  aller  Wissenschaft“  gleichzustellen.  Dies  Gebiet  be- 
darf demnach  einer  genauen  und  gründlichen  Prüfung,  die  über  den  Rahmen  dieser 
Abhandlung  hinausgehen  würde.  Zu  verweisen  ist  in  dieser  Hinsicht  auf  das  Werk 
Tornauw’s  über  das  moslemische  Recht  S.  253  ff.;  ferner  auf  Gatteschi,  Diritto 
Ottomano  S.  421  ff.,  Hirsch,  Wissenschaft  des  Erbrechts  S.  27 fi„  und  die  Abhandlung 
über  die  Erbfolge  in  der  Türkei  von  Mahmud  bin  Essad.  Die  Vorschriften  Maho- 
med’s  über  die  Erbfolgeordnung  finden  sich  im  Koran,  4.  Kapitel  vers  8,  12,  13,  14, 
15  u.  175. 

Ueberdies  kann  der  Leser  das  in  Paris  erschienene,  sehr  vollständige  Werk  von 
Luciani,-  Sous-Chef  beim  Generalgouvernement  von  Algerien,  Sur  la  succession  en 
Droit  Musulman,  zu  Rathe  ziehen.  Hierin  findet  er  jede  wtinschenswerthe  Erläuterung 
über  das  Recht  der  Erben  mit  bestimmtem  Erbstheils^nspruch  und  über  das  Recht  der 
Universalerben,  wie  ich  beide  im  Text  kurz  angeführt  habe,  ferner  über  das  Anwachsungs- 
recht zu  Gunsten  der  Erben  mit  festem  Erbtheilsanspruch  und  endlich  über  das  Erb- 
recht der  Cognaten  in  Ermangelung  von  erbberechtigten  Agnaten.  Zu  vergleichen 
ist  ferner  Eug,  Clavel,  Droit  musulman  du  Status  personel  et  des  successions.  Paris 
1895.  2 Bde. 
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§ 49. 

B.  Unbeweglicher  Nachlass. 

Tn  der  Türkei  siebt  es  verschiedene  Arten  von  Liegenschaften.1) 
Die  Erbfolge  ist  bei  jeder  Art  derselben  eine  andere.  Wir  wollen  uns 
darauf  beschränken,  die  Liegenschaften  aufzuftihren,  welche  im  Privat- 
besitz stehen  und  Gegenstand  einer  Erbfolge  sein  können. 

A Domanialgüter,  genannt  „Eräzi  Mine  . 

Das  Eigenthum  daran  steht  dem  Staate  zu,  der  dem  Privaten  nur 
ein  Nutzungsrecht  daran  gewährt.  Im  Allgemeinen  gehören  die  zum 
Ackerbau  und  zur  Viehweide  dienenden  Ländereien  dazu  Neben  den 
Domanialgütern  giebt  es  auch  Güter,  genannt  „Mevkufe* , die  ursprüng- 
lich Domanialgüter  waren,  später  aber  von  den  Sultanen  oder  mit 
ihrer  Ermächtigung  in  „Wakf“  umgewandelt  wurden.  Diese  Umwand- 
lung hatte  nur  zum  Zweck,  das  Öffentliche  Einkommen  aus  diesen 
Gütern,  d.  h.  die  Zehnten,  oder  anderen  Einkünfte  irgend  einer  frommen 

BeStiZUMge™m  an  diesen  Gütern  „Eräzi  Mirie  und  Mevküfe“ 
gehört  wie  schon  erwähnt,  dem  Staate,  und  der  Private  hat  nur  das 
Nutzungsrecht  daran.  Bis  zum  Jahre  1867  konnte  dies  «echt  nur  an 
die  Kinder  des  Erblassers  beiderlei  Geschlechts  vererbt  werden  u 
in  deren  Ermangelung  an  den  Vater,  und  wenn  ein  solcher  nicht  vor- 
handen war  an  che  Mutter.  Wenn  Erben  in  diesen  Graden  fehlten,  fiel 

die  Länderei  an  den  Staat  zurück,  der  das  Nutzungsrecht  daran  gegen 
einen  durch  Sachverständige  festzusetzenden  Preis  an  andere  Verwandte 
des  Erblassers  nach  der  vom  Gesetz  über  das  Grundeigenthum  Art.  54, 

55,  59  bestimmten  Ordnung  überliess. 

Nach  dem  Gesetz  vom  17.  Muharrem  1284  (21.  Mai  18b7)  hat  die 
Regierung  des  Sultans  in  der  Absicht,  die  Verträge  über ^das  Grund- 
eigentum die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  und  des  Handels,  folg- 
lich auch  den  Reichthum  und  das  Gedeihen  des  Landes  zu  fordern  u 
zu  erleichtern,  das  Erbfolgerecht  in  Bezug  auf  diese  Domanialgüter  nach 
folgender^Ordnung  g^hrt^  deg  ^ odef  anderell  Ge. 

schlechte  ^zu^glem  _^el  deg’  Erblassers  des  einen  oder  anderen  Ge- 
schlecM^zu  gleichen  Jheüen^  ^ Mutter  des  Erblassers  zu  gleichen 

^^LGrad:  Die  leiblichen  Brüder  und  Halbbrüder  väterlicherseits  zu 
gieichenjheüejie  ^ SchwesterI1  und  die  halbbürtigen  Schwestern 
.väterlicherseits  zu  gleichen  Theilen, 


.)  Vgl.  Arslanian,  Recht  des  Grundeigentums,  Wien  1894,  und  Jovanovid, 
Die  ottomaDische  Agrargesetzgebung,  in  Böhm  s Zeitschr.  Bd.  4 S.  552  C. 
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6.  Grad:  Die  Halbbrüder  mütterlicherseits, 

7.  Grad:  Die  Halbschwestern  mütterlicherseits, 

8.  Grad:  Der  überlebende  Ehegatte, 

Der  nähere  Grad  schliesst  den  entfernteren  aus.  Jedoch  ist  in  der 
Linie  der  Deszendenten  das  Bepräsentationsrecht  in  der  Art  zugelassen, 
dass,  wenn  der  Erblasser  einen  Sohn  und  Kinder  eines  verstorbenen 
Sohnes  hinterlässt,  das  vom  Erblasser  besessene  Landgut  im  Wege  des 
Erbgangs  zur  einen  Hälfte  auf  seinen  Sohn  und  zur  anderen  auf  die 
Kinder  seines  verstorbenen  Sohnes  übergeht. 

Nach  Art.  2 des  erwähnten  Gesetzes  vom  21.  Mai  1867  hat  der 
überlebende  Ehegatte  einen  Anspruch  auf  einen  Theil  des  Erbtheils  an 
den  Ländereien,  die  auf  die  Erben  vom  3.  Grade  an  (Erbfolge  der 
Eltern)  bis  zum  7.  Grade  (Erbfolge  der  Halbschwestern  mütterlicher- 
seits) übergehen.1) 

B.  Liegenschaften  Wakf. 

Die  Wakf  - Liegenschaften  werden  „Mussakafat“  genannt,  wenn 
auf  ihnen  Gebäude  errichtet  sind,  oder  „Mustagelat“,  wenn  sich  solche 
nicht  darauf  befinden,  sie  aber  einen  Ertrag  oder  eine  Rente  liefern 
und  mit  „Idjaretein“  (d.  h.  mit  Doppelpachtzins)  besessen  werden.  Sie 
unterliegen  der  Erbfolge  nach  dem  Gesetz  vom  7.  Sefer  1284  (1867), 
welches  an  demselben  Tage  verkündet  wurde  wie  das  Gesetz,  das  den 
Ausländern  das  Recht  zum  Besitz  von  Liegenschaften  in  der  Türkei 
gewährt. 2) 


*)  Siehe  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1867  bei  Aristarchi  Bey  a.  a.  0.  Bd.  1 S.  255. 
Man  wird  wahrnehmen,  dass  dies  Gesetz  mehr  von  den  in  den  europäischen  Ländern 
geltenden  Erb  folge*  Vorschriften,  als  von  uen  moslemischen  Gesetzesbestimmgen  be- 
einflusst ist.  Während  nach  den  letzteren  der  Sohn  immer  das  Doppelte  von  dem  er- 
hält, was  der  Tochter  gewährt  wird,  giebt  das  obige  Gesetz  der  Tochter  dieselben 
Rechte  wie  den  Söhnen.  Das  neue  Gesetz  lässt  auch  die  Repräsentation  zu,  welche 
das  moslemische  Gesetz  ausschliesst. 

2)  Vor  Darstellung  der  Bestimmungen  über  die  Erbfolge  ist  noch  hervorzuheben,  dass 
die  Liegenschaften  Wakf,  die  mit  Doppelpachtzins  besessen  werden,  diese  Bezeichnung 
folgendem  Umstande  verdanken.  Alle  diese  Liegenschaften,  die  in  der  Türkei  zahlreich 
sind,  gehörten  frommen  Stiftungen  und  wurden  unmittelbar  von  den  Kuratoren  der- 
selben, welche  diese  Grundstücke  in  Pacht  gaben,  verwaltet.  Später  hat  man,  um  die- 
selben veräusserlich  oder  vererblich  zu  machen,  das  Mittel  erdacht,  die  Nutzung  daran 
an  Private  mittelst  eines  doppelten  Pachtzinses  abzutreten.  Der  eine,  der  in  einem 
fest  bestimmten  Betrage  besteht,  war  im  Zeitpunkt  der  Uebertragung  des  Nutzungs- 
rechts, der  andere,  von  geringerer  Bedeutung,  jährlich  zu  bezahlen.  Auf  diese  Weise 
vermied  man  von  einem  Verkauf  einer  einer  frommen  Stiftung  gehörigen  Liegenschaft 
zu  sprechen,  und  um  derselben  die  ihr  gegebene  Bestimmung  zu  bewahren,  hat  man 
die  Liegenschaft  als  Eigenthum  der  frommen  Stiftung  aufrecht  erhalten  und  die  bei 
der  Uebertragung  der  Nutzung  bezahlte  Summe,  ebenso  den  jährlich  zu  bezahlenden 
Grundzins  Pachtzinse  genannt.  Mithin  bleibt  die  Liegenschaft  Eigenthum  der  frommen 
Stiftung,  und  der,  welcher  die  festbestimmte  Summe  und  den  jährlichen  Grundzins  zahlt 
hat  nur  das  Nutzungsrecht  am  Grundstück. 

Der  Besitzer  des  Nutzungsrechts  konnte  es  während  seines  Lebens  an  eine  dritte 
Person  übertragen  und  nach  seinem  Tode  ging  dies  Recht  auf  seine  Kinder  beiderlei 
Geschlechts  zu  gleichen  Th  eilen  über. 
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Durch  das  schon  oben  erwähnte  Gesetz  vom  7.  Sefer  1284  (1867) 
wurde  das  Erbrecht  bezüglich  der  Nutzung  an  Wakf-Gütern  folgender- 
massen  ausgedehnt: 

1.,  2.  und  3.  Grad:  Dieselben  Erben  wie  bei  den  Domanialgütern, 

4.  Grad:  Die  leiblichen  Geschwister, 

5.  Grad:  Die  Halbgeschwister  von  väterlicher  Seite, 

6.  Grad:  Die  Halbgeschwister  von  mütterlicher  Seite, 

7.  Grad:  Der  überlebende  Ehegatte. 

Das  Repräsentationsrecht  besteht  in  der  absteigenden  Linie  ebenso 
wie  für  die  Domanialgüter,  und  der  überlebende  Ehegatte  erhält  einen 
Erbtheil,  wenn  er  mit  Erben  des  3.  bis  6.  Grades  zusammer trifft.1) 

C.  Liegenschaften  Mukatta. 

Es  giebt  Wakf- Ländereien,  die  mittelst  eines  Pauschalpachtzinses 
unter  dem  Namen  „Mukatta“  übertragen  werden.  Der  Berechtigte 
übernimmt  die  Verrichtung,  an  “ die  Verwaltung  des  Wakf  oder  für 
dieselbe  an  den  Staat  einen  jährlichen  Grundzins  dafür  zu  bezahlen, 
dass  ihm  die  Befugniss  dafür  gewählt  wird,  auf  dem  Grund  und  Boden 
Gebäude  zu  errichten,  die  als  freies  Eigenthum  „Mülk“  betrachtet 
werden.  Das  Erbfolgerecht  bei  diesen  Arten  von  Liegenschaften  ist 
in  denselben  Gesetzen,  welche  von  dem  Eigenthum  „Mülk“  handeln, 
geregelt. 

D.  Liegenschaften  Mülk. 

Darunter  versteht  man  in  der  Türkei  das  freie  Eigenthum..  Es 
umfasst  Ländereien  oder  sonstige  Liegenschaften,  die  vom  Staate  in 
keiner  Hinsicht  abhängen,  auch  in  keiner  rechtlichen  Beziehung  zu 
einer  frommen  Stiftung  stehen,  sondern  im  vollen  und  freien  Eigenthum 
von  Privaten  sich  befinden. 

Die  Liegenschaften  dieser  Art  sind  bezüglich  der  Erbfolge  den  Vor- 
schriften des  religiösen  Gesetzes  unterworfen,  das  keinen  Unterschied 
zwischen  den  Liegenschaften  Mülk  und  der  beweglichen  Habe  des  Erb- 
lassers macht  (siehe  oben  § 48). 

§ 50. 

4.  Letztwillige  Dispositionen. 

A.  Testirfähigkeit. 

Um  über  sein  Vermögen  durch  Testament  zu  verfügen,  muss  man 
handlungsfähig  sein,  d.  h.  grossjährig  und  im  Besitz  des  Unterscheidungs- 
vermögens. Verschiedenheit  der  Staatsangehörigkeit  und  Religion  be- 
gründet keine  Testirunfähigkeit.  ~ 

b Siehe  das  Gesetz  über  die  Erbfolge  in  die  Liegenschaften  Wakf  vom  7.  Sefer 
1284  in  der  Sammlung  von  Aristarchi  Bey  Bd.  1 S.  261.  Nur  ist  noch  zu  bemerken, 
dass,  damit  die  Liegenschaften  Wakf  die  Ausdehnung  des  Erbrechts  gemessen,  welche 
im  Gesetz  vom  7.  Sefer  1284  gewährt  ist,  der  Eigenthtimer  solches  bei  der  Behörde 
zu  beantragen  und  eine  Gebühr  von  8 Prozent  vom  Preise  der  Liegenschaft  Wakf 
zu  zahlen  hat.  Nur  in  diesem  Falle  gilt  für  die  Erbfolge  vorstehendes  Gesetz,  sonst 
geht  die  Liegenschaft  im  Wege  des  Erbgangs  nur  auf  die  Kinder  über,  und  in  Ermange- 
lung solcher  gehört  es  zu  den  heimgefallenen  Gütern. 
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B.  Form. 

Eine  besondere  Form  für  die  Errichtung  eines  Testaments  ist  nicht 
Yorgeschrieben.  Nach  dem  moslemischen  Gesetz  kann  das  Testa- 
ment durch  Zeugen  bewiesen  werden,  aber  die  Regierung  des  Sultans, 
welche  sich  mit  Feststellung  der  Form  für  die  von  den  nicht -mos- 
lemischen Staatsangehörigen  errichteten  Testamente  zu  beschäftigen 
hatte,  hat,  soweit  insbesondere  Liegenschaften  in  Betracht  kommen, 
vorgeschrieben,  dass  das  Testament  in  Gegenwart  glaubwürdiger  Zeugen 
errichtet  und  vom  Patriarchen,  Metropolitan,  Bischof  oder  ihren  Ver- 
tretern beglaubigt  werden  muss,  um  bei  den  Obrigkeiten  für  gültig  an- 
gesehen zu  werden.  Der  Staatsrath  hat  überdies  entschieden,  dass 
das  von  Moslems  errichtete  und  von  dem  Eathe  der  Alten  des  Dorfs 
oder  Orts-Viertels  beglaubigte  Testament  anerkannt  werden  muss,  wenn 
es  frei  von  Verdacht  ist.1) 

In  Anwendung  dieses  Grundsatzes  wurde  entschieden,  dass  die 
Testamente  der  ausländischen  Staatsangehörigen  in  Bezug  auf 
Liegenschaften  ebenfalls  gültig  sind,  wrenn  sie  durch  den  Konsul  er- 
richtet und  einregistrirt  sind.  Die  Förmlichkeiten  der  Beglaubigung, 
welche  von  den  ottomanischen  Behörden  gefordert  werden,  haben  keinen 
anderen  Zweck,  als  die  Authentizität  des  Willens  des  Testators  zu 
sichern,  und  diese  Authentizität  wird  durch  die  Errichtung  und  Beglau- 
bigung seitens  des  Konsuls  erlangt.2) 

C.  Erbfähiges  Vermögen. 

Die  Befugniss,  testamentarisch  zu  verfügen,  ist  auf  bewegliches 
Vermögen  und  Liegenschaften,  die  zur  Klasse  des  freien  Eigenthums 
gehören,  beschränkt.  Bezüglich  der  Liegenschaften.  Eräzi  Mirie  und 
Wakf  ist  testamentarische  Verfügung  unzulässig  (vgl.  oben  § 49),  denn 
an  ihnen  hat  der  Berechtigte  nur  ein  Nutzungsrecht. 

D.  Publikation  des  Testaments. 

*•  Für  die  Eröffnung  und  Bekanntgabe  des  Testaments  besteht  keine 
besondere  Förmlichkeit. 

E.  Testaments-Exekutor. 

Hat  der  Testator  in  seinem  Testament  einen  Testaments-Exekutor 
bestellt,  so  hat  derselbe  die  Ausführung  des  letzten  Willens  des  Erb- 
lassers zu  überwachen.  Hat  der  Testator  unterlassen,  einen  Testaments- 
Exekutor  zu  bezeichnen,  so  ernennt  der  Richter  einen  solchen. 

F.  Verfügbarer  Theil. 

Der  Testator  kann  über  ein  Drittel  seines  nach  Deckung  der  Schul- 
den und  Beerdigungskosten  übrig  bleibenden  Vermögens  verfügen,  jedoch 
nur,  wenn  die  Verfügung  zu  Gunsten  eines  Fremden  (Nichterben)  erfolgt; 
es  kann  also  kein  Erbe  zum  Nachtheil  seiner  Miterben  begünstigt  werden. 


9 'Siehe  diese  Entscheidung  vom  7.  Mart.  1294  in  der  Gesetzessammlung  Destür 
Bd.  4 S.  353. 

3)  Rundschreiben  des  Justizministers  an  die  Gerichtsbehörden  vom  12.  Sefer  1298 
in  der  Gerichtszeitung  genannt  „Djeride  Mehäkim“. 
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Hintorlässt  der  Testator  einem  seiner  Erben  ein  Vermächtnis,  so  ist  das- 
selbe nur  mit  Genehmigung  aller  Erben  gültig.  Ebenso  ist  es  nicht  zu- 
lässig, einen  der  Erben  vollständig  zu  enterben.1) 

5.  Regulierung  von  Hinterlassenschaften  der  Ausländer. 

§ 51. 

A.  Beweglicher  Nachlass. 

I.  Die  Kapitulationen  sichern  den  ausländischen  Konsuln,  die  im 
ottomanischen  Reiche  sich  aufhalten,  das  Recht  zu,  Besitz  vom  Ver- 
mögen ihrer  Staatsangehörigen  zu  ergreifen. 

Art.  6 des  Freundschafts-  und  Handelsvertrags  zwischen  Preussen 
und  der  Hohen  Pforte  vom  22.  März  1761  lautet  dahin:  „.  . . Lorsque 
quelque  Prussien  ou  quelqu’un  de  ceux  qui  leurs  sont  assujettis  viendra 
ä mourir  dans  les  Etats  de  la  Sublime  Porte,  leurs  biens,  qui  resteront 
aprös  leur  mort,  seront  mis  entre  les  mains  des  Ministres  ou  Consuls 
Prussiens  pour  6tre  restitu^s  ä leurs  h6ritiers,  et  s’il  ne  se  trouvoit 
aucun  Ministre  ou  Consul,  ils  seront  delivr^s  ä leurs  compatriotes  et 
ils  ne  seront  pas  molest6s  par  les  Juges  et  Officiers  de  la  Sublime 
Porte  Ottomane.  Si  cependant  il  ne  se  trouvoit  aucun  sujet  Prussien 
ä Pendroit  oü  le  defunt  est  venu  ä mourir,  on  fera  un  Inventaire  de 
ses  biens  qui  sera  scellö  du  sceau  du  Juge  de  ce  lieu,  et  les  biens 
seront  remis  et  consign^s  sans  difficult6  ä celui  que  le  Ministre  de 
Prusse  enverra  pour  les  prendre,  et  on  ne  demandera  pas  le  droit 
appel6  Resmikismet  . . ,“2 3 *) 

Art.  22  der  französischen  Kapitulationen  von  1740  bestimmt: 
„Wenn  ein  Franzose  stirbt,  so  werden  sein  Vermögen  und  seine  Werth- 
papiere, ohne  dass  sich  Jemand  einmischen  darf,  seinen  Testaments- 
Exekutoren  übergeben.  Stirbt  er  ohne  Testament,  so  wird  sein  Ver- 
mögen an  seine  Landsleute  durch  Vermittlung  seines  Konsuls  ausge- 
händigt, ohne  dass  die  Beamten  des  Fiskus  wregen  des  Heimfallsrechts 
„beitulmaldgy  und  eassamt“  oder  sonst  die  Behandlung  der  Sache  stören 
dürfen.“  Die  Bestimmungen  dieser  Verträge  finden  sich  mehr  oder  minder 
wörtlich  in  den  Kapitulationen  der  übrigen  Mächte8)  wieder.  Eine  jede  der- 
selben geniesst  überdies  das  Recht,  wie  die  meistbegünstigte  Nation  behan- 
delt zu  werden,  und  daraus  folgt,  dass  alle  ausländischen  Konsuln  in 
der  Türkei  berechtigt  sind,  unmittelbar  Massnahmen  zur  Erhaltung  der 
Hinterlassenschaft  ihrer  Landsleute  ohne  Einmischung  der  örtlichen  Be- 
hörde zu  treffen.  Die  Anlegung  der  Siegel,  der  sofortige  Verkauf  von 
Nachlassgegenständen,  der,  um  einer  Verschlechterung  derselben  oder 

J)  Siehe  Mahmud  bin  Essad  S.  122;  Tornauw,  Moslemisches  Recht  S.  187. 

2)  Die  Bestimmungen  dieses  Vertrags  sind  durch  den  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  der  Türkei  abgeschlossenen  Freundschafts-,  Handels-  und  Schifffahrtsvertrag 
vom  26.  August  1890  (Art.  24)  (R.G.B1.  1891  S.  117)  aufrecht  erhalten  und  auf  das 
Deutsche  Reich  ausgedehnt  worden. 

3)  Bezüglich  Oesterreich -Ungarns  vergl.  Jettei,  Handbuch  des  internationalen 

Privat-  und  Strafrechts  § 25  S.  88  ff. 
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einer  sonstigen  Gefahr  vorzubeugen,  erforderlich  ist,  wird  vom  Konsul 
angeordnet.  Ebenso  besorgt  er  die  Beitreibung  der  ausstehenden  Forde- 
rungen und  die  Auseinandersetzung  aller  Interessen  des  Verstorbenen, 
indem  er  einen  Administrator  oder  Liquidator  ernennt,  wenn  er  es 
wegen  Abwesenheit  der  Erben  für  nothwendig  erachtet;  kurz  er  ergreift 
alle  Massregeln  zur  Erhaltung  und  Verwaltung  des  Nachlasses,  soweit 
sie  erforderlich  sind,  um  die  Interessen  der  Erben  zu  wahren  ohne 
jegliche  Beschränkung  und  ohne  die  Mitwirkung  der  örtlichen  Behörden 
zu  beantragen. 

Ist  an  dem  Orte,  wo  der  ausländische  Staatsangehörige  starb,  kein 
Konsul,  so  nehmen  die  ottomanischen  Behörden  den  Nachlass  in  Besitz 
und  übergeben  ihn  der  dem  Nachlassorte  nächsten  Konsularbehörde. 

Selbstverständlich  bezieht  sich  das  den  Konsuln  zur  Verwahrung 
und  Auseinandersetzung  der  Hinterlassenschaft  gewährte  Recht  auch 
auf  den  Fall,  dass  der  Verstorbene  über  sein  Vermögen  letztwillig 
verfügt  hat. 

H.  Dieses  Recht  der  Konsuln  erleidet  auch  in  dem  Falle  keine 
Beschränkung,  wenn  Streitigkeiten  der  Erben  über  die  Auseinandersetzung 
der  Erbschaft  entstehen.  Den  Konsuln  steht  eine  Gerichtsbarkeit  zu. 
Sie  haben  auch  die  Befugniss,  die  Hinterlassenschaft  des  Verstorbenen 
in  Besitz  zu  nehmen,  um  sie  an  die  Erben  auszuhändigen.  Daraus 
folgt,  dass  jeder  unter  den  letzteren  über  die  Theilung  und  Auseinander- 
setzung entstehende  Rechtsstreit  nicht  vor  die  ottomanischen  Behörden, 
sondern  vor  den  Konsul  gebracht  werden  muss,  zu  dem  der  Verstorbene 
gehört  hat. 

Ebenso1)  sind  die  erwähnten  Befugnisse  des  Konsuls  in  Bezug  auf 
die  Hinterlassenschaft  seines  Landsmanns  für  den  Fall  nicht  beschränkt, 
dass  in  dem  Lande  Gläubiger  vorhanden  sind,  welche  Ansprüche  gegen 
den  Nachlass  geltend  zu  machen  haben,  selbst  wenn  der  Verstorbene 
im  Zustande  des  Vermögens  Verfalls  gestorben  ist. 

Allerdings  sehen  die  Kapitulationen  in  der  Türkei  diesen  Fall  nicht 
vor,  allein  Uebung  und  Herkommen  haben  immer  die  den  Ausländern 
gewährten  Vorzugsrechte  bestimmt  und  nach  und  nach  ausgedehnt,  und 
hiernach  duldet  und  anerkennt  die  Hohe  Pforte  das  Recht  der  Konsuln, 
die  Hinterlassenschaften  ihrer  verstorbenen  Landsleute  auch  im  Falle 
des  Vermögensverfalls  auseinanderzusetzen  und  unter  die  Gläubiger  zu 
vertheilen. 

Sich  stützend  auf  dieses  Recht,  haben  in  analoger  Weise  die  aus- 
ländischen Gesandtschaften  für  ihre  Konsuln  auch  das  Recht  in  An- 
spruch genommen  und  erhalten,  die  Konkurse  ihrer  Staatsangehörigen 
zu  regulieren. 

III.  Der  einzige  Anspruch,  den  die  ottomanische  Behörde  in  dem 
Falle,  wo  im  Lande  Gläubiger  des  vom  Konsul  zu  ordnenden  Nach- 


*)  Vgl.  De  Clercq  und  de  Vailat,  Guide  pratique  des  Consulats.  Paris  1880. 
Bd.  2 S.  409;  Lehr,  Manuel  des  agents  diplomatiques  efc  copsulaires  N.  704. 
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lasses  vorhanden  sind,  erhebt,  ist,  dass,  falls  zwischen  dem  Gläubiger, 
der  ottomanischer  Staatsangehöriger  ist,  und  der  Verwaltung  der  Hinter- 
lassenschaft ein  Rechtsstreit  entsteht,  derselbe  vor  das  ottomanische 
gemischte  Handelsgericht  gebracht  werden  muss,  welches  für  den  ver- 
storbenen Schuldner,  wenn  er  noch  lebte,  zuständig  gewesen  wäre. 

fV.  Jeder  Konsul  verfährt  nach  den  Gesetzen  seines  Staates.  Alle 
ausländischen  Regierungen  zuerkennen  ihren  Konsuln  das  Recht  der  Ver- 
wahrung und  Auseinandersetzung  des  Nachlasses  ihrer  verstorbenen 
Landsleute  innerhalb  des  Konsularbezirks.  Beschränkungen  in 
der  Ausübung  dieses  Rechts  der  Konsuln  bestehen  nur  nach  Massgabe 
der  mit  der  Regierung  ihres  Landes  abgeschlossenen  Staatsverträge 
oder  nach  den  maassgebenden  Gesetzen  oder  dem  Herkommen.1) 

Hiernach  also  gewähren  die  Kapitulationen  und  das  Herkommen, 
die  im  ottomanischen  Reiche  herrschen,  den  Konsuln  die  weitgehend- 
sten Befugnisse  bezüglich  der  Verwahrung,  Verwaltung  und  Ausein- 
andersetzung der  Hinterlassenschaften  ihrer  Landsleute,  und  die  Kon- 
suln üben  diese  Befugnisse  nach  den  Bestimmungen  der  Gesetze  ihres 
Staates  aus.  Daraus  folgt,  dass  in  der  Türkei  das  nationale  Gesetz 
des  verstorbenen  Ausländers  seine  bewegliche  Verlassenschaft  be- 
herrscht. 

§ 52. 

B.  Unbeweglicher  Nachlass. 

Indem  die  türkische  Regierung  den  Ausländern  das  Recht  gewährt, 
Liegenschaften  in  der  Türkei  zu  besitzen,  halt  sie  daran  fest,  dass  der 
Grundsatz,  wonach  alle  Rechte  an  Liegenschaften  nach  türkischem  Landes- 
recht zu  beurtlieilen  sind,  streng  beachtet  werde,  und  als  Folge  dieses 
Grundsatzes  bestimmt  Art.  4 des  Gesetzes  vom  7.  Sefer  1284,  welches  den 
Ausländern  das  Recht  zum  Besitze  von  Liegenschaften  in  der  Türkei 
einräumt:  „Der  ausländische  Staatsangehörige  ist  befugt,  mittelst  Schen- 
kung oder  Testament  über  diejenigen  Liegenschaften  zu  verfügen,  für 
welche  jene  Form  der  Verfügung  gesetzlich  zulässig  ist.  Bezüglich  der 
Liegenschaften,  über  welche  er  nicht  verfügt  hat,  oder  worüber  die 
Verfügung  mittelst  Schenkung  oder  Testament  gesetzlich  unstatthaft 
ist,  regelt  sich  die  Erbfolge  nach  dem  ottomanischen  Gesetz.“2 3) 

l)  Mit  Frankreich:  Rundschreiben  vom  22.  Juli  1858,  De  Clercq  und  Vallat 
a.  a.  0.  Bd.  2 S.  859;  Lehr  a.  a.  0.  N.  691. 

Mit  Belgien:  Konsulatsgesetz  vom  81  .Dezember  1851  Art.  13,  und  ministerielles 
Rundschreiben  vom  16.  Juni  1886,  siehe  belgische  Konsular-Reglements  Bd.  2 S.  208. 

Mit  Italien:  Konsulargesetz  vom  Januar  1866  Art.  25,  und  Konsular-Reglements 
Art.  104  ff. 

Mit  Spanien:  Derecho  Consular  d’Espagna  par  Eduard o Todo  e Guell  S.  77  ff. 

3)  Aus  dem  Texte  dieses  Artikels  könnte  man  schliessen,  dass  sich  die  Zuständigkeit 
des  ottomanischen  Gerichts  zur  Regelung  der  Erbfolge  in  die  von  einem  ausländischen 
Staatsangehörigen  hinterlassen en  Liegenschaften  nur  auf  den  Fall  beschränkt,  wo  der  aus- 
ländische Staatsangehörige  nicht  testamentarisch  über  sein  Vermögen  verfügt  hat,  oder 
wenn  es  sich  um  Liegenschaften  handelt,  über  welche  durch  Testament  zu  verfügen 
unzulässig  ist.  Indessen  ist  . eine  solche  Folgerung  nicht  begründet.  Man  kann  darüber 
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Die  Immobiliar-Hintcrlassenschaft  des  ausländischen  Staatsange- 
hörigen wird  nach  diesem  Gesetz,  ob  sie  sich  auf  Testament  stützt 
oder  nicht,  von  den  ottomanischen  Behörden  geregelt  und  aus- 
einandergesetzt. Das  Gesetz  vom  7.  Sefer  1284  bestimmt,  dass  die  aus- 
ländischen Eigenthümer  von  Liegenschaften  in  Bezug  auf  letztere  den 
ottomanischen  Staatsangehörigen  gleichstehen,  und  diese  Gleichstellung 
bewirkt  für  sie  die  Verpflichtung,  allen  Vorschriften  zu  entsprechen, 
nach  denen  die  Nutzniessung,  der  Uebergang,  die  Veräusserung  und 
Hypothekarbestellung  des  Eigenthums  zu  beurtheilen  ist,  und  verpflichtet 
sie,  sich  für  alle  Fragen,  welche  das  Grund eigenthum  betreffen, 
und  für  alle  dinglichen  Klagen,  gleich  den  ottomanischen  Staats- 
angehörigen, den  ottomanischen  Gerichten  zu  unterwerfen.  Die 
Befugnisse  der  Konsuln,  das  Nachlassvermögen  ihrer  Lands- 
leute auseinanderzusetzen,  ist  also  auf  den  Mobiliar-Nachlass 
beschränkt  und  wird  nicht  auf  den  Immobiliar-Nachlass  aus- 
gedehnt; derselbe  wird  vielmehr  von  den  ottomanischen  Be* 
hörden  geordnet. 

§ 53. 

6.  Erbschaftssteuer. 

Die  in  der  Türkei  zu  bezahlenden  Erbschaftsgebühren  sind  ver- 
schieden, je  nachdem  das  Nachlassvermögen  aus  beweglichen  oder  un- 
beweglichen Sachen  besteht,  und  bezüglich  der  letzteren  je  nach  der 
Klasse,  zu  der  sie  gehören. 

A.  Nachlass  von  beweglicher  Habe. 

Die  Erbschaftssteuer  beträgt  bezüglich  der  hinterlassenen  beweg- 
lichen Gegenstände  2x/2  Prozent.  Doch  wird  diese  Gebühr  nur  in  dem 
einzigen  Falle  erhoben,  wenn  das  geistliche  Gericht  in  den  im  Gesetz 
vorgesehenen  Fällen  (d.  h.  wenn  der  Erblasser  ott omanischer  Staats- 
angehöriger ist,  ohne  Testament  verstarb,  und  wenn  Minderjährige  oder 
Abwesende  vorhanden  sind  oder  wenn  ein  Rechtsstreit  entsteht)  ein 
Inventar  über  das  Nachlass  vermögen  errichtet  hat. 

B.  Nachlass  von  Liegenschaften. 

Die  Erbschaftsgebühr  muss  bezahlt  sein,  damit  der  Erbe  als  Eigen- 
thümer der  Liegenschaft  angesehen  werden  kann.  Diese  Gebühr  wechselt 
nach  der  Klasse,  zu  der  die.  Liegenschaften  gehören.  Für  die  Liegen- 
schaften „Mülk“  beträgt  die  Gebühr  x/2  Prozent,  für  die  Domanialgüter 
5 Prozent.  Was  die  Liegenschaften  „Wakf“  betrifft,  so  beträgt  die 

streiten,  ob  die  testamentarische  Erbfolge  des  ausländischen  Staatsangehörigen,  soweit 
Liegenschaften  in  Betracht  kommen,  über  welche  testamentarisch  zu  verfügen  das  Ge- 
setz gestattet,  nach  dem  nationalen  Gesetz  des  Verstorbenen  oder  nach  dem  türkischen 
Gesetz  zu  beurtheilen  ist,  und  in  diese  Frage  kann  man  die  Fähigkeit  des  Testators 
zur  Verfügung  über  die  disponible  Quote  etc.  mitbegreifen.  Allein  diese  Erwägung 
betrifft  die  Frage,  nach  welchem  Gesetz  die  Erbfolge  beurtheilt  werden  soll,  berührt 
dagegen  nicht  die  Frage  der  Zuständigkeit,  um  die  es  sich  hier  handelt. 
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Erbschaftssteuer,  wenn  die  Erbschaft  auf  die  Kinder  des  Erblasser  über- 
geht, V2  Prozent,  geht  sie  über  auf  Enkel:  3 Prozent,  auf  die  Eltern: 
4 Prozent,  und  auf  sonstige  Erben:  5 Prozent. 

Bei  den  Liegenschaften  „Mukätta“  werden  erhoben:  l1^  Prozent 
für  die  Gebäude  und  5 Prozent  für  den  Grund  und  Boden. 

Die  Ausländer  sind  der  Zahlung  einer  Nachlassgebühr  nur,  soweit 
Liegenschaften  in  Betracht  kommen,  unterworfen,  da  der  Mobiliar- 
Nachlass  von  den  Konsuln  ihres  Landes  geordnet  wird. 

IV.  Theil. 

Konsulargerichtsbarkeit. *  *) 

1.  0 ertliche  und  sachliche  Zuständigkeit. 

§ 54. 

A.  Die  Gerichtsbarkeit  der  ottomanischen  Konsuln  im  Auslande. 

I.  Der  ottomanische  Gesetzgeber  hat  den  Konsuln  im  Auslande 
keine  streitige  Gerichtsbarkeit  über  ottomanische  Staatsangehörige  ein- 
geräumt. In  der  That  überträgt  keine  Bestimmung  des  organischen 
Reglements  über  die  ottomanischen  Konsulate2)  den  Konsuln  eine  Ge- 
richtsbarkeit und  das  Reglement  enthält  demgemäss  auch  keine  Vor- 
schriften über  das  dabei  zu  beobachtende  Verfahren,  Art.  75  der  In- 
struktionen, die  der  Minister  für  auswärtige  Angelegenheiten  an  die  otto- 
manischen  Konsuln  im  Auslande3)  erliess,  ermächtigt  jedoch  den  Konsul, 
als  Schiedsrichter  über  Streitigkeiten  zu  entscheiden,  welche  ottomanische 
Staatsangehörige  unter  sich  oder  mit  Ausländern  haben,  wenn  die  strei- 
tigen Parteien  ein  Kompromiss  schliessen  und  unterzeichnen,  nach  dem 
sie  auf  jedes  Rechtsmittel  dagegen,  insbesondere  auf  die  Berufung,  vor 
den  örtlichen  Gerichten  und  Behörden  Verzicht  leisten. 

n.  Den  ottomanischen  Konsuln  steht  die  Befugniss  zu,  das  Amt 
des  Notars  und  Standesbeamten  in  Bezug  auf  ottomanische  Staats- 
angehörige auszuüben.  Auch  nehmen  sie  die  Testamente  derselben 
entgegen  und  beurkunden  sie.  Im  Falle  des  Todes  eines  Ottomanen 
hat  sich  der  Konsul  jeglicher  Einwirkung  auf  den  Nachlass  zu  ent- 
halten, wenn  die  Erben  anwesend  oder  vertreten  sind,  oder  wenn  ein 
Testaments-Exekutor  vorhanden  ist.  Sind  minderjährige  Erben  vqr- 
handen,  so  ernennt  der  ottomanische  Konsul,  falls  die  Gesetze  des 
Landes,  wo  er  sich  auf  hält,  es  gestatten,  einen  Vormund  oder  er  nimmt 
das  Vermögen  der  Minderjährigen  unter  seine  Verwaltung.  Sind  die 
Erben  abwesend,  so  errichtet  der  Konsul  allein  oder  nach  Einvernehmen 
mit  den  Behörden  das  Inventar  über  das  Nachlassvermögen  und  nimmt 

*)  F.  y.  Martens,  Das  Konsularwesen  und  die  Konsularjurisdiktion  im  Orient. 
Berlin  1874. 

*)  Siebe  den  türkischen  Text  dieses  Reglements  iiU  Anhang  (Zeil)  der  Sammlung 
der  ottomanischen  Gesetze  Destür  B.  2 S.  192. 

*)  Siehe  diese  Instruktionen  in  dem  bei  Note  2 aufgeführten  Anhang  zur  Gesetzes- 
sammlung. 
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Besitz  davon.  Der  Konsul  bewahrt  den  Theil  desselben,  dessen  Ver- 
werthung  gegen  das  Interesse  der  Betheiligten  wäre  und  verkauft  das 
Uebrige.  Das  verwahrte  Vermögen  wird  den  Erben  ausgeantwortet,  und 
wenn  sich  dieselben  binnen  einem  Jahre  nicht  melden,  setzt  der  Konsul 
den  Minister  für  auswärtige  Angelegenheiten  davon  in  Kenntniss  und 
verfährt  nach  dessen  Anweisungen.1) 

§ 55. 

B.  Gerichtsbarkeit  der  ausländischen  Konsuln  in  der  Türkei. 

I.  Die  im  ottomanischen  Reiche  noch  in  Geltung  befindlichen  Ka- 
pitulationen bestimmen,  dass  die  Streitigkeiten,  welche  zwischen  den 
ausländischen  Unterthanen  derselben  Nationalität  entstehen,  von  dem 
Konsul  ihres  Landes  nach  deren  Gebräuchen  und  Gewohnheiten  ent- 
schieden werden.2) 

J)  Siehe  die  oben  aufgeführte  Instruktion  des  Ministers  für  auswärtige  Angelegen- 
heiten Art.  64  bis  68,  81,  86,  93  ff.  Anhang  der  Sammlung  der  ottomanischen  Gesetze 
Bd.  4 S.  47  ff. 

2)  Französische  Kapitulationen  von  1740  Art.  26.  Staatsvertrag  zwischen  Preussen 
und  der  Türkei  vom  22.  März  1761  Art.  5.  Es  sind  hier  nur  diese  Kapitulationen  mit 
Frankreich  und  Preussen  bezw.  dem  Deutschen  Reich  angeführt,  jedoch  ist  zu  be- 
merken, dass  alle  übrigen  Mächte  dieselben  Vorzugsrechte  in  ihren  Staatsverträgen 
erlangt  haben.  Uebrigens  hat  jede  vereinbart,  auf  dem  gleichen  Fusse  behandelt  zu 
werden,  wie  die  meistbegünstigste  Nation,  so  dass  die  Stellung  der  ausländischen  Kon- 
suln in  der  Türkei  für  alle  die  gleiche  ist. 

Der  Art.  V des  preussisch-türkischen  Vertrags  vom  22.  März  1761  lautet  folgender- 
massen: 

„S’il  arrivait  quelque  dispute  entre  les  Prussiens  et  leurs  sujets  le  Ministre  ou 
les  Consuls  Prussiens  decideront  l’affaire  d’apres  leurs  lois  et  tant  que  les  Prussiens 
ne  demandent  pas  eux-m£mes  ä ötre  juges  par  la  Justice  Ottomanne,  les  Juges  et 
Gouverneurs  de  la  Sublime  Porte  ne  pourront  s’ingerer  par  force  ä vouloir  les  juger. 
Les  Consuls  qui  r6sideront  dans  le  Territoire  Ottoman  ne  seront  pas  mis  aux  arrets, 
■et  tous  les  proces  qu’ils  auront  se  decideront  dans  la  r^sidence  Imperiale  par  le 
secours  de  leurs  Ministres.  Leurs  maisons  seront  exemptes  de  scelle,  de  recherche  et  de 
visite,  et  s’il  s’elevait  quelque  proces  entre  les  sujets  de  la  Sublime  Porte  et  ceux  de 
la  Prusse,  on  procedera  dans  les  Tribunaux  Ottomans  avec  assistance  de  leurs  Mi- 
nistres, Consuls  ou  Vice-Consuls  et  aussi  par  celui  des  Dragomans,  et  si  quelque 
Mahometan  ou  autre  sujet  de  la  Sublime  Porte  forcait  quelques  sujets  Prussiens  ä 
comparaitre  devant  le  Tribunal  dans  un  temps  oü  aucun  de  leurs  Drogomans  ou  Pro- 
cureurs  ne^  serait  present,  ils  ne  seront  point  oblig6s  de  repondre;  et  si  des  proces 
des  Consuls  ou  Dragomans  surpassent  la  valeur  de  quatre  mille  aspres,  ils  seront 
examines  dans  la  r^sidence  de  l’Empire  Ottoman.  S’il  arrivait  quelque  dispute 
entre  les  Mahom6tans  ou  autres  sujets  de  la  Sublime  Porte  et  les  Prus- 
siens ou  leurs  sujets,  touchant  les  causes  qui  concernent  la  vente, 
Fachat  et  les  emprunts  d’argent,  et  qu’il  ne  se  trouve  point  d’Instru- 
ments  ou  autres  documents  valides,  on  n’ecoutera  point  les  temoignages 
forces;  et  s’il  arrive  quelque  dispute  au  moment  du  depart  de  quelque  vaisseau 
Prussien,  eile  sera  d6cid6e  sans  delai  par  le  secours  du  Consul  ou  du  Dragoman,  et  le 
vaisseau  ne  sera  point  arröte  ni  retarde  dans  son  depart  sans  raison;  et  si  quelque 
Prussien  endette  ou  coupable  prenait  la  fuita,  un  autre  Prussien  qui  n’est  pas  coupable 
du  delit  ne  sera  pas  saisi  ni  moleste,  et  si  en  quelque  endroit  oü  demeure  un  Prussien 
ou  trouve  le  corps  de  quelque  homme  tue,  le  Prussien  ne  sera  pas  moleste  paf  la 
recherche  appellee  prezzo  di  sangue  si  l’on  ne  peut  le  convaincre  legalement  qu’il  est 
coupable.“ 
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IT.  Bezüglich  der  Streitigkeiten  zwischen  zwei  Ausländern  ver- 
schiedener Nationalität  bestimmen  die  Kapitulationen,  dass  dieselben 
von  ihren  Gesandten  und  Konsuln  entschieden  werden  sollen,  und  dass 
sich  die  ottomanischen  Behörden  nur  in  dem  Falle  in  diese  Angelegen- 
heiten mischen  können,  wenn  die  beiden  streitigen  Parteien  sich  freiwillig 
an  sie  wenden  (franz.  Kapit.  von  1740  Art.  52).  Da  sich  die  Kapitu- 
lationen darauf  beschränken,  vorzuschreiben,  dass  die  ottomanischen 
Gerichte  sich  nicht  in  die  Angelegenheiten  zwischen  den  Ausländern 
verschiedener  Nationalität  mischen,  ohne  sich  mit  dem  dabei  zu  beob- 
achtenden Verfahren  zu  beschäftigen,  so  befolgte  man  früher  die  Praxis, 
diese  Angelegenheiten  gemischten  Kommissionen  zu  unterbreiten,  die 
aus  drei  Mitgliedern  bestanden,  von  denen  zwei  vom  Konsulate  des  Be- 
klagten und  eines  vom  Konsulat  des  Klägers  gewählt  wurde.  Dieser 
Gebrauch  ist  weggefallen,  und  gegenwärtig  ist  im  Allgemeinen  Regel, 
dass  der  Kläger  seine  Klage  bei  dem  Konsul,  vor  den  der  Beklagte 
gehört,  anbringt.  Daraus  kann  man  folgern,  dass  die  verschiedenen  im 
ottomanischen  Reiche  befindlichen  Konsuln  in  civil-  und  han- 
delsrechtlichen Rechtsstreitigkeiten  eine  Gerichtsbarkeit  über 
ihre  Staatsangehörigen  ausüben,  welche  diese  mit  ihren  Lands- 
leuten oder  mit  anderen  Ausländern,  wenn  diese  Letzteren  Kläger 
sind,  haben. x) 

III.  Nicht  unter  die  Konsulargerichtsbarkeit  fallen  die  Rechtsstreitig- 
keiten, welche  das  Grundeigenthum  zum  Gegenstand  haben,  wenn  sie 
zwischen  zwei  Ausländern  derselben  oder  verschiedener  Staatsangehörig- 
keit entstehen.  Denn  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  7.  Sefer 
1284,  welche  den  Ausländern  den  Besitz  von  Liegenschaften  in  der 
Türkei  gestatten,  sagen  ausdrücklich,  dass  die  Ausländer  auf  dem  Ge- 
biete des  Immobiliarrechts  den  ottomanischen  Gesetzen  unterworfen 
sind  und  ebenso  wie  die  Ottomanen  unmittelbar  von  den  ottomanischen 
Gerichten  Recht  zu  nehmen  haben. 

§ 56. 

2.  Verfahren  vor  dem  Konsulargericht. 

Jede  ausländische  Regierung,  welche  eine  Konsulargerichtsbarkei 
in  der  Türkei  ausübt,  hat  das  Verfahren  festzustellen,  welches  von  den 
Konsuln  und  Konsulargerichten  bei  Aburtheilung  der  vor  sie  gebrachten 
Rechtsstreitigkeiten  zu  beachten  ist. 

Um  hiervon  ein  Bild  zu  geben,  müsste  man  die  verschiedenen 
Konsulargesetze  darstellen,  was  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinaus- 
ginge. Wir  beschränken  uns  zunächst  auf  einen  Ueberblick  des  von  den 
Konsulargerichten  Belgiens,  Frankreichs,  Hollands  und  Italiens  einge- 


*)  Ueber  das  Nähere  bezüglich  der  Einrichtung  der  erwähnten  gemischten  Kom- 
missionen und  der  Zuständigkeit  der  Konsuln  siehe  Salem,  Les  etrangers  devant  les 
tribunaux  consulaires  et  nationaux  en  Turquie,  im  Journal  du  droit  international  privd 
Jahrgang  1891  S.  413  u.  425. 
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lialtenen  (in  verschiedenen  Punkten  ähnlichen)  Verfahrens,  welches  mit 
einigen  Abänderungen  seine  Quelle  im  Edikt  vom  Juni  1778  über  die 
Gerichtsbarkeit  der  französischen  Konsuln  hat. 

A.  Form  der  Klageerhebung. 

Die  Erhebung  der  Klage  erfolgt  mittelst  eines  vom  Kläger  persön- 
lich oder  durch  seinen  Bevollmächtigten  beim  Konsul  einzureichenden 
Schriftsatzes.  Doch  kann  die  Klageerhebung  auch  auf  der  Kanzlei  des 
Konsulats  mündlich  zu  Protokoll  erklärt  werden.1) 

^ Der  Schriftsatz  muss  den  Vor-  und  Familiennamen,  Beruf  und 
Wohnort  des  Klägers,  den  Gegenstand  der  Klage  und  in  Kürze  die 
Angabe  der  Beweismittel  enthalten.2) 

Handelt  es  sich  um  eine  Klage  zwischen  Ausländern  verschiedener 
Nationalität,  so  ist  die  Regel,  dass  der  Kläger  den  Schriftsatz  an  den 
Konsul  seines  Landes  richtet,  der  ihn  dem  Konsul,  zu  dem  der  Be- 
klagte gehört,  übersendet.  Diese  Art  der  Uebermittlung  beruht  auf  einer 
ständigen  Uebung  und  wurde  durch  eine  besondere  Bestimmung  im  eng- 
lischen Konsulargesetz  bestätigt.3)  Sie  ist  nicht  bei  Vermeidung  der 
Nichtigkeit  vorgeschrieben ; denn  die  verschiedenen  Konsulargesetze  be- 
sagen hierüber  nichts.  - — Auch  der  Appellationsgerichtshof  von  Aix 
hat  durch  Urtheil  vom  10.  Juni  18644)  entschieden,  dass  die  Klage 
eines  ausländischen  Staatsangehörigen  gegen  einen  Fran- 
zosen unmittelbar  vor  dem  französischen  Konsulat  erhoben  werden  kann. 

B.  Ladung  der  Parteien. 

Nach  Vorlage  der  Klage  verordnet  der  Konsul,  dass  die  Parteien 
vor  ihm  oder  vor  dem  Konsulargericht5)  an  dem  Orte,  dem  Tage  und 


b Französisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art.  9 (s.  Bd.  I S.  532);  siehe  Feraud- 
Giraud,  traitd  de  la  Jurisdiction  fran^aise  dans  les  Eehelles  du  Levant.  Paris  1866. 
Bd.  2 S.  278.  — Holländisches  Gesetz  vom  25.  Juli  1871,  das  die  Konsulargerichts- 
barkeit regelt,  Art.  48  (s.  Bd.  I S.  504);  Konsular-Reglements  der  Niederlande  von 
Zila  Kenedite  a la  Haye  S.  21;  belgisches  Gesetz  vom  31.  Dezember  1851  über 
die  Konsuln  und  die  Konsulargerichtsbarkeit  Art.  37;  belgische  Konsular-Reglements, 
veröffentlicht  durch  den  Minister  für  auswärtige  Angelegenheiten  in  Brüssel  Bd.  1 S.  8 
(s.  oben  Bd.  I S.  533);  italienisches  Gesetz  vom  28.  Januar  1866  Art.  80  u.  81  (s„ 
oben  Bd.  I S.  598  ff.). 

s)  Holländisches  Gesetz  vom  25.  Juli  1871  Art.  48;  belgisches  Gesetz  vom 
31.  Dezember  1851  Art.  37;  italienisches  Gesetz  vom  28.  Januar  1866  Art.  80.  Be- 
züglich Frankreichs  findet  im  Hinblick  darauf,  dass  das  Spezialgesetz  vom  Juni  1778 
keine  Bestimmung  darüber  enthält,  der  Code  de  Procedure  civilo  Anwendung. 

3)  Order  in  Council  von  1873  Art.  11. 

4)  Fdraud-Giraud  a.  a.  0.  Bd.  2 S.  279. 

5)  Die  Konsuln  entscheiden  entweder  allein  oder  sie  berufen  das  Konsulargericht, 
welches  aus  dem  Konsul  und  zwei  Richtern  als  Beisitzern  besteht,  die  aus  den  Notabein 
des  betreffenden  Staates  gewählt  werden,  je  nachdem  die  Sache  von  grösserer  oder 
geringerer  Bedeutung  ist.  Z.  B.  entscheiden  die  holländischen  Konsuln  allein,  wenn 
die  Klage  75  holländische  Gulden  nicht  übersteigt  (Gesetz  vom  25.  Juli  1871  Art.  31). 
Die  belgischen  Konsuln  entscheiden  allein  über  Klagen,  deren  Streitwerth  100  Franken 
nicht  übersteigt  (Gesetz  vom  31.  Dezember  1851  Art.  34).  Die  Konsuln  von  Italien 
urtheilen  allein  über  Streitigkeiten,  deren  Betrag  500  Franken  nicht  übersteigt  (Konsular- 
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zu  der  Stunde  erscheinen  sollen,  die  er  je  nach  der  Entfernung  der 
Orte  und  nach  den  Umständen  für  gut  befindet.  Die  Konsuln  können 
in  dringlichen  Sachen  das  sofortige  Erscheinen  der  Parteien  anordnen.1) 

Die  Klage  und  die  Verfügung  der  Konsuln,  welche  den  Tag  des 
Erscheinens  festsetzt,  und  die  etwa  vorhandenen  Beweisstücke  werden 
dem  Beklagten  zugestellt.  Sind  die  letzteren  weitläufig,  so  können  sie 
in  der  Kanzlei  niedergelegt  werden,  wo  der  Beklagten  davon  Kenntniss 
nehmen  kann.2) 

C.  Das  Erscheinen  der  Parteien. 

In  der  zur  Sachverhandlung  bestimmten  Sitzung  erscheinen  die 
Parteien  in  Person  oder  ein  Bevollmächtigter  für  sie.  Im  Falle  der 
Verhinderung  können  die  Parteien  auch  dem  Gericht  einen  Schriftsatz 
einsenden,  der  von  ihnen  unterzeichnet  ist  und  ihre  Angriffs-  und  Ver- 
theidigungsmittel  enthält. 3) 

In  allen  Fällen  kann  das  Gericht  das  persönliche  Erscheinen  der 
Parteien  anordnen.4) 

D.  Ernennung  von  Sachverständigen. 

Handelt  es  sich  um  Ernennung  von  Sachverständigen,  so  ernennt 
der  Konsul  oder  das  Konsulargericht  dieselben;  dieselben  erstatten  nach 
Ableistung  des  Eides  in  Gegenwart  der  gehörig  dazu  geladenen  Parteien 
ihr  Gutachten  und  errichten  darüber  ein  Protokoll,  das  in  der  Kanzlei  des 
Konsulats  hinterlegt  wird.5)  Das  Gutachten  der  Sachverständigen  wird 
den  Parteien  nicht  zugestellt,  aber  sie  können  auf  ihren  Antrag  davon 

gesetz  vom  28.  Januar  1866  Art.  77).  Die  deutschen  Konsuln  Üben  allein  die  Befug- 
nisse des  Amtsgerichts  aus,  und  das  Konsulargericht  entscheidet  über  die  der  Zu- 
ständigkeit der  Landgerichte  in  I.  Instanz  unterworfenen  Sachen  (Gesetz  vom  10.  Juli 
1879  Art.  12).  Die  französischen  Konsuln  urtheilen  gar  nicht  allein,  sondern  immer 
mit  zwei  Beisitzern,  d.  h.  die  Gerichtsbarkeit  wird  vom  Konsulargericht  ausgeübt. 

*)  Französisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art.  10;  italienisches  Gesetz  vom  25.  Januar 
1866  Art.  82;  belgisches  Gesetz  vom  31.  Dezember  1851  Art.  38;  holländisches  Gesetz 
vom  25.  Juli  1871  Art.  49.  Der  letztgenannte  Artikel  bestimmt  jedoch,  dass  vor- 
behaltlich des  Falls  der  Dringlichkeit,  eine  Frist  von  zwei  Tagen  zwischen  dem  Tage 
des  Erscheinens  und  dem  der  Zustellung  der  Ladung  frei  bleiben  muss. 

2)  Französisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art.  11  u.  15;  belgisches  Gesetz  vom  31.  De- 
zember 1851  Art.  39;  holländisches  Gesetz  vom  25.  Juli  1871  Art.  51. 

3)  Französisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art.  14,  15;  holländisches  Gesetz  vom 
25.  Juli  1871  Art.  54:  belgisches  Gesetz  vom  31.  Dezember  1851  Art.  42.  Der  letzt- 
erwähnte Artikel  giebt  die  Befugniss,  Schriftsätze  einzusenden,  ohne  dass  ein  Hinde- 
rungsgrund für  das  Erscheinen  besteht;  italienisches  Gesetz  vom  28.  Januar  1866 
Art.  86.  Dieser  Artikel  gestattet  nur  das  Erscheinen  in  Person  oder  durch  einen  Be- 
vollmächtigten. Es  erklärt  also  die  Einsendung  von  Schriftsätzen  für  unstatthaft. 

4)  Französisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art.  17;  belgisches  Gesetz  vom  31.  De- 
zember 1851  Art.  42;  holländisches  Gesetz  vom  25.  Juli  1871  Art.  58;  italienisches 
Gesetz  vom  28.  Januar  1866  Art.  87  u.  88. 

5)  Französisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art.  19.  Dieser  Artikel  fordert,  dass  die 
Sachverständigen  Franzosen  sind;  belgisches  Gesetz  vom  31.  Dezember  1851  Art.  46; 
italienisches  Gesetz  vom  28.  Januar  1866  Art.  95  u.  99;  holländisches  Gesetz  vom 
25.  Juli  1871  Art.  60.  Der  letztgenannte  Artikel  bestimmt,  dass  es  ein  oder  drei 
Sachverständige  sein  sollen. 
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Abschrift  nehmen  und  ihre  Einwendungen  beim  Gericht,  welches  das 
Urtheil  zu  erlassen  hat,  geltend  machen.  Hält  das  Gericht  die  im  Gut- 
achten enthaltenen  Darlegungen  nicht  für  genügend,  so  kann  es  eine 
neuerliche  Prüfung  durch  Sachverständige  anordnen.1) 

E.  Zeugenbewei8. 

Sind  die  von  den  Parteien  vorgebrachten  Thatsachen  in  den  Fällen, 
wo  Zeugenbeweis  zulässig  ist,  bestritten,  so  verordnet  das  Gericht  auf 
den  Antrag  der  einen  der  Parteien,  dass  die  Zeugen  vorgeladen  werden. 
Die  Zeugen,  die  der  Nationalität  des  Konsuls  oder  des  Gerichts,  das 
die  Ladung  verordnet,  angehören,  müssen  bei  Vermeidung  einer  Geld- 
strafe und  selbst  der  Haft  erscheinen  und  aussagen.  Die  Zeugen,  die 
einer  ausländischen  Nationalität  oder  der  ottomanischen  angehören, 
werden  durch  Vermittlung  der  zuständigen  Behörden  geladen.2)  In 
der  Praxis  halten  die  ausländischen  Konsuln  selbst  ihre  Staatsange- 
hörigen zum  Erscheinen  vor  den  übrigen  Konsulargerichten,  zu  denen 
sie  als  Zeugen  geladen  sind,  an,  und  diesem  Recht  der  Gegenseitigkeit 
ist  es  zu  verdanken,  dass  das  Erscheinen  von  ausländischen  Zeugen 
als  gesichert,  betrachtet  werden  kann.  Wenn  es  sich  jedoch  darum 
handelt,  ottomanische  Zeugen  vor  Gericht  zu  laden,  so  beschränken 
sich  die  ottomanischen  Behörden  darauf,  die  Ladung  dem  ottomanischen 
Staatsangehörigen,  der  als  Zeuge  geladen  ist,  mitzutheilen , aber  sie 
unternehmen  nichts,  um  ihn  2mm  Erscheinen  zu  zwingen  — Diese  Hal- 
tung der  ottomanischen  Behörden  erklärt  sich  durch  dies  Thatsache, 
dass  nach  dem  ottomanischen  Gesetz  die  Zeugen  auch’  vor  den  otto- 
manischen  Gerichten  (vgl.  oben  § 20)  nicht  verpflichtet  sind,  in  Civil- 
sachen  zu  erscheinen  und  auszusagen.  — Die  Zeugen  müssen  vor  Ab- 
gabe ihrer  Aussage  den  Eid  dahin  leisten,  dass  sie  die  ganze  Wahrheit, 
und  nichts,  als  die  Wahrheit  sagen  werden.3) 

F.  Anwendung  der  allgemeinen  Prozessgesetze  des  Staats,  dem  der 

Konsul  angehört. 

Bisher  haben  wir  in  Kürze  die  bei  den  verschiedenen  Konsulaten 
geltenden  Prozess-Instruktionen  bis  zum  Erlass  des  Urtheils  dargelegt. 


v)  Holländisches  Gesetz  vom  25.  Juli  1871  Art.  61  u.  62 ; belgisches  Gesetz  vom 
31.  Dezember  1851  Art.  47,  48;  französisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art.  20.  Wenn 
auch  der  letztgenannte  Artikel  nicht  von  der  dem  Gericht  zustehenden  Befugniss, 
eine  neuerliche  Prüfung  durch  Sachverständige  anzuordnen,  spricht,  so  kann  dem  Ge- 
richt doch  das  Recht  dazu  nicht  bestritten  werden. 

*)  Französisches  Edikt  a.  a.  0.  Art.  21,  22,  24;  belgisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  49, 
50,  51,  53;  holländisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art,  63,  64,  65,  66;  italienisches  Gesetz  a.  a,  0. 
Art.  95,  96. 

®)  Belgisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  52;  holländisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  67; 
italienisches  Gesetz  a.  a,  0.  Art,  97 ; das  französische  Edikt  enthält  nichts  über  die 
Eidesleistung,  aber  unseres  Erachtens  ist  das  gemeine  Prozessrecht  anzuwenden,  und 
nach  Art.  252  des  Code  de  Proeedure  civile  hat  der  Zeuge  den  Eid  zu  leisten.  Das 
belgische  Konsulargesetz  (Art,  52)  und  das  italienische  (x\rt.  97)  sehen  den  Fall  vor, 
dass  der  religiöse  Glaube  des  Zeugen  die  Eidesleistung  durch  Anrufung  Gottes  nicht 
Leske  u.  Loewf.nfeld,  Rechtsverfolgung.  H.  29 
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Soweit  in  dem  Konsular-Prozessverfahren  eine  Vorschrift  fehlt,  ist  das 
allgemeine  Prozessgesetz  des  betheiligten  Staates  anzuwenden,  ausge- 
nommen wenn  diese  Anwendung  unmöglich  ist.  In  diesem  Falle  muss 
in  den  Akten  dieser  Unmöglichkeit  Erwähnung  gethan  werden.  *) 

G.  Das  UrtheiL 

Nach  der  Verhandlung  der  Sache  erlässt  der  Konsul  oder  das 
Konsulargericht  ein  kontradiktorisches  Urtheil,  das  je  nach  der  Wichtig- 
keit der  Streitsache  und  den  Bestimmungen  der  Konsulargesetze  be- 

rufungsfähig  ist  oder  nicht.  . . , , . 

So  z.  B.  entscheidet  das  französische  Konsulargencht  m letzter 
Instanz  Uber  die  Rechtsstreitigkeiten,  deren  Werth  1500  Franken  nicht 
übersteigt2)  — Das  belgische  Konsulargencht  entscheidet  mit  Zulässig- 
keit der  Berafüng  über  alle  den  Werth  von  100  Franken  übersteigenden 
Rechtsstreitigkeiten. 8)  - Das  ni  e der  1 ändis  c e Ko"sul"g*^^ 
scheidet  in  letzter  Instanz,  wenn  der  Streitwerth  der  Klage  600  Guide 
nicht  übersteigt.4)  - Das  italienische  Konsulargericht  imtheilt  eben- 
falls in  letzter  Instanz  über  die  Rechtsstreitigkeiten,  deren  Werth 
1500  Franken  nicht  übersteigt.6) 

H Vorläufige  Vollstreckbarkeit  des  Urtheils. 

Für  vorläufig  vollstreckbar  können  die  Konsulargeriehts-Urtheile 
ungeachtet  der  Zulässigkeit  des  Einspruchs  oder  der  Berufung,  erklärt 
werden,  wenn  es  sich  handelt  um  Ansprüche  aus  Wechseln,  Ordrepapieren, 
Be-  und  Abrechnungen  oder  sonstige,  auf  öffentlichen  Urkunden  beruhende 
oder  anerkannte  Schuldverbindlichkeiten.6) 

Handelt  es  sieh  um  einen  mündlich  abgeschlossenen  \ ertrag  oder 
nicht  abgeschlossene  Kontokurrente,  so  kann  die  vorläufige  Vollstreck- 
barkeit angeordnet  werden,  jedoch  gegen  Sicherheitsleistung.  ) 

gestattet  ln  diesem  Falle  wird  der  Zeuge  vernommen  und  in  dem  darüber  auf- 
benommenen  Protokoll  wird  der  Grund  der  Nichtleistung  des  erwähnt 

>)  Vgl.  belgisches  Gesetz  a.  a.  O.  Art.  16;  holländisches  Gesetz  a.  a.  O.  Art  19 
italienisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  106;  bezüglich  Frankreichs  siehe:  Fdraud-Giraud 

a'  *■  % F4raud2GGaud  a.  a.  0.  Bd.  2 S.  304;  Lehr,  Manuel  des  Agents  Consulaires 
No  782 

*}  Gesetz  vom  31.  Dezember  1851  Art.  26. 

4)  Gesetz  vom  21.  Juli  1871  Art.  43. 

B)  Gesetz  vom  Januar  1886  Art.  105.  n . . in7  Dieser 

e Belgisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  59;  italienisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  107  Dieser 
Artikel  ermächtigt  jedoch  das  Konsulargericht,  eine  Sicherheitsleistung  zu  verlangen 
holländisches  Gesetz  a.  a.  0.  Dieser  Artikel  überlässt  es  nicht de® ^ E™es6e"  d“ 
Gerichts,  die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  anzuordnen,  sondern  verpachtet. ^“"’ische 
überlässt  es  seinem  Ermessen,  eine  Sicherheit  zu  fordern l oder ' nicht  Du L^5818“ 
Edikt  a a 0 Art,  30  hat  dieselben  Bestimmungen,  wie  das  holländische  Gesetz,  ohne 
fedoch  zu  verfangen,  dass  die  schriftliche  Sehuldverbindficbkeit  -thentisch  nnd  am 
erkannt  sei.  und  ohne  dem  Gericht  die  Befngmss  zu  erthe.len,  dm  Sicherheit  zu 

verlangeu^is^  Gegete  a a 0.  Art.  60;  italienisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  107;  hol- 
ländisches Gesetz  a.  a.  0.  Art.  72;  französisches  Edikt  Art.  ol. 
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Obwohl  es  nach  den  (in  Note  6)  angeführten  Bestimmungen  der 
Konsulargesetze  dem  Konsulargericht  gestattet  ist,  in  Wechselsachen  etc. 
das  Urtheil  für  vorläufig  vollstreckbar  zu  erklären,  und  zwar  ohne 
Sicherheitsleistung,  so  gewährt  man  in  der  Praxis  doch  die  vor- 
läufige Vollstreckbarkeit  ohne  Sicherheitsleistung  nicht,  wenn  der  ob- 
siegende Kläger  im  Verhältniss  zu  dem  Gericht,  das  das  Urtheil  er- 
lässt, ein  ausländischer  Staatsangehöriger  ist. 

L Versäumnissurtheil. 

a)  Bleibt  die  eine  oder  andere  Partei  in  der  zur  Verhandlung  der 
Sache  anberaumten  Sitzung  aus,  so  entscheidet  der  Konsul  oder 
das  Konsulargericht  nach  Lage  der  Sache  durch  Versäumnissurtheil, 
gegen  welches  Einspruch  zulässig  ist.  Dieser  wird  durch  Schriftsatz 
erhoben. J) 

b)  Die  Einspruchsfristen  richten  sich  nach  der  Konsulargesetzgebung 
eines  jeden  Staates. 

Für  das  französische  Konsulargericht  beträgt  die  Frist  drei 
Tage  von  der  an  die  Partei  oder  ihren  Bevollmächtigten  geschehenen 
Zustellung  des  Urtheils  an  gerechnet.  Ist  jedoch  die  verurtheilte  Partei 
abwesend  und  hat  sie  keinen  sie  vertretenden  Bevollmächtigten,  so  läuft 
die  Einspruchsfrist  gegen  sie  erst  von  dem  Tage  an,  wo  sie  Kenntniss 
von  der  Verurtheilung  erlangt  hat  (Edikt  vom  Juni  1778  Art.  28). 

Für  das  belgische  Konsulargericht  wird  die  Einspruchsfrist 
vom  Konsul  je  nach  den  Entfernungen,  den  Oertlichkeiten  und  den  Um- 
ständen festgesetzt,  jedoch  beträgt  sie  nicht  weniger  als  acht  Tage 
(Ges.  vom  31.  Dezember  1851  Art.  57). 

Für  das  italienische  Konsulargericht  beträgt  die  Einspruchs- 
frist drei  Tage  von  der  Zustellung  des  Urtheils  an  gerechnet.  Befindet 
sich  die  verurtheilte  Partei  nicht  am  Orte  des  Konsulats,  so  bestimmt 
das  Versäumnissurtheil  die  Einspruchsfrist  (Ges.  vom  28.  Januar  1866 
Art.  103). 

Für  das  holländische  Konsulargericht  beträgt  die  Einspruchs- 
frist drei  Wochen  von  der  Zustellung  des  Urtheils  an  die  verurtheilte 
Partei  in  Person;  fand  eine  Zustellung  nicht  statt,  so  ist  der  Einspruch 
so  lange  zulässig,  als  das  Urtheil  noch  nicht  vollzogen  wurde  (Ges.  v. 
25.  Juli  1871  Art.  57). 

c)  Für  den  Einspruch  gilt  dasselbe  Verfahren  wie  für  Erhebung 


*)  Französisches  Edikt  a.  a.  0.  Art.  28;  belgisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  57;  italie- 
nisches Gesetz  a.  a.  0.  Art.  103 ; holländisches  Gesetz  a.  a.  0.  Art.  57.  Dieser  letztere 
Artikel  bestimmt,  dass  der  durch  Versäumnissurtheil  verurtheilte  Beklagte  Einspruch 
erheben  hann.  Hiernach  würde  also  dem  bei  der  Verhandlung  ausgebliebenen  Kläger 
dieses  Rechtsmittel  nicht  zustehen.  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  nach  dem  nieder- 
i ländischen  Prozessrecht  wider  das  gegen  den  Kläger  ergangene  Versäumnissurtheil 
! ein  Einspruch  nicht  statthaft  ist,  denn  der  Kläger  kann,  wenn  er  die  Kosten  des  Ver- 
i säumnissurtheils  bezahlt  hat,  die  Klage  von  Neuem  erheben  (niederländische  Civil- 
i Prozessordnung  Art.  75,  vgL  das  in  der  Türkei  zu  beobachtende  Givilprozessverfahren 
j Theil  1). 
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der  Klage.  Der  Konsul  verordnet  die  Ladung  der  Parteien  und  in  der 
anberaumten  Sitzung  entscheidet  das  Gericht  von  Neuem. 

K.  Berufung. 

a)  Die  Berufung  gegen  Urtheile  der  Konsulargerichte  muss,  soweit 
sie  zulässig  ist,  in  den  Formen  eingelegt  werden,  welche  durch  die 
Prozessgesetze  des  Konsulargerichts,  das  über  die  Sache  entscheidet, 
vorgeschrieben  sind,  wofern  das  Konsulargesetz  nicht  anders  bestimmt. 

b)  Gegen  die  Urtheile  der  französischen  Konsulargerichte  kann 
die  Berufung  mittelst  Schriftsatzes  erhoben  werden,  der  bei  dem  fran- 
zösischen Konsulat  oder  auch  unmittelbar  bei  dem  Appellationsgericht 
zu  Aix  eingereicht  wird.  Aber  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle 
muss  die  Berufung  in  der  Frist  und  in  den  Formen  erhoben  werden, 
wrelche  der  französische  Code  de  Proc6dure  civile  vorschreibt.1) 

c)  Die  Berufung  gegen  ein  Urtheil  des  italienischen  Konsular- 
gerichts muss  bei  dem  Appellationsgericht  zu  Ancona,  und  in  folgender 
Weise  eingelegt  werden. 

Die  Partei,  welche  Berufung  einlegen  will,  hat  die  Berufungs- 
erklärung in  der  Kanzlei  des  Konsulats,  welches  das  Urtheil  erlassen 
hat,  binnen  10  Tagen  von  der  Verkündung  des  Urtheils  an  ahzugeben, 
wenn  dieselbe  in  Gegenwart  der  Parteien  oder  ihrer  Vertreter  erfolgte, 
anderenfalls  binnen  10  Tagen  von  der  Zustellung  des  Urtheils  an  ge- 
rechnet. Diese  Berufungserklärung  hat  eine  Wohnsitzerwählung  bei 
dem  Appellationsgericht  zu  enthalten;  in  Ermangelung  einer  solchen 
können  die  Zustellungen  an  den  Berufungskläger  bei  der  Staatsanwalt- 
schaft (Procureur)  des  Appellationsgerichts  erfolgen.  Die  Berufungs- 
erklärung wird  durch  Vermittlung  der  Kanzlei  des  Konsulats,  bei  dem 
sie  eingereicht  wurde,  dem  Berufungsbeklagten  binnen  acht  Tagen  zu- 
gestellt. Nach  dieser  Erklärung  hat  der  Berufungskläger  die  Berufung  vor 
dem  Appellationsgericht  binnen  einer  Frist  von  vier  Monaten  einzuleiten. 
Der  Berufungsbeklagte  kann  solches  selbst  vor  Ablauf  dieser  Frist  be- 
wirken (Ges.  v.  28.  Januar  1866  Art.  106). 

d)  Die  Berufung  gegen  das  belgische  Konsularurtheil  geht  an 
den  Appellationsgerichtshof  zu  Brüssel  (Ges.  vom  31.  Dezember  1851 
Art.  30).  Die  Berufungserklärung  geschieht  beim  Konsulat  des  Orts, 
wo  das  Urtheil  verkündet  worden  ist  und  binnen  zehn  Tagen  von  der 
Zustellung  des  Urtheils  an.  Sie  muss  Erwählung  eines  Wohnsitzes  beim 
Gerichtshof  enthalten,  widrigenfalls  die  an  den  Berufungskläger  zu 
machenden  Zustellungen  an  den  Generalprokurator  beim  Appellhof  ge- 
schehen können.  Die  Berufungserklärung  wird  an  den  Generalproku- 
rator am  Appellationsgericht  überschickt  und  Abschrift  davon  dem  Be- 
rufungsbeklagten zugestellt. 2) 


*)  Art.  456  u.  443;  vgl.  Feraud-Giraud  a.  a.  0.  Bd.  2 S.  311  u.  327. 

*)  Gesetz  vom  31.  Dezember  1851  Art,  65,  67,  68,  abgeändert  durch  das  Gesetz 
vom  25.  Juni  1883,  belgisches  Konsular-Reglement  Bd.  1 S.  44. 
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e)  Die  Berufung  gegen  die  Urtheile  des  niederländischen  Kon- 
sulargerichts geht  an  das  Appel lationsgericht  zu  Konstantinopcl,  welches 
aus  dem  bei  der  Hohen  Pforte  beglaubigten  Gesandten  und  zwei  Bei- 
sitzern besteht.  — Der  Berufungskläger  hat  binnen  zehn  Tagen  nach 
Zustellung  des  Urtheils  die  Berufungserklärung  .in  der  Kanzlei  des  Kon- 
sulats abzugeben.  Diese  Erklärung  hat  Wohnsitzerwählung  am  Ort  des 
Appellationsgerichts  zu  enthalten,  widrigenfalls  die  Zustellungen  an  den 
Chef  der  Gesandtschaft  zu  Konstantinopel  geschehen.  Binnen  einer 
Frist  von  einem  Monat  nach  der  Berufungserklärung  wird  dieselbe  dem 
Berufungsbeklagten  zugestellt.  Dieser  giebt  dem  Berufskläger  den  von 
ihm  am  Orte  des  Appellationsgerichts  erwählten  Wohnsitz  bekannt, 
widrigenfalls  die  an  den  Berufungsbeklagten  zu  machenden  Zustellungen 
ebenfalls  an  den  Chef  der  Gesandtschaft  zu  Konstantinopel  erfolgen. 
Binnen  einem  Monat  von  der  durch  den  Berufungsbeklagten  geschehenen 
Bekanntgabe  der  Wohnsitzerwählung,  oder  wenn  solche  nicht  statt- 
gefunden hat,  nach  Ablauf  der  einmonatlichen  Frist  hat  der  Berufungs- 
kläger seine  Berufung  durch  Vorlegung  eines  Schriftsatzes  an  den  Chef 
der  Gesandtschaft  zu  Konstantinopel  zu  betreiben.  Im  Schriftsätze 
werden  die  Parteien  zum  Erscheinen  vor  dem  Appellationsgericht  ge- 
laden nach  den  für  die  Gerichte  erster  Instanz  geltenden  Prozess- 
bestimmungen. *) 

3.  Insbesondere  das  Verfahren  vor  den  Konsulargeiichten  des 
Deutschen  Reichs,  Oesterreichs  und  Englands. 

§ 57. 

A.  Deutsches  Reich. 

Für  das  von  den  deutschen  Konsuln  bei  Ausübung  ihrer  Gerichts- 
barkeit beobachtete  Verfahren  ist  das  Reichsgesetz  vom  10.  Juli  1879 
(Deutsches  Reichsgesetzblatt  1879  S.  197)  massgebend.* 2)  Darnach  ist 
der  Konsul  für  die  durch  das  deutsche  Gerichtsverfassungsgesetz  und 
die  Konkursordnung  den  Amtsgerichten  zugewiesenen  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten, und  das  Konsulargericht  (bestehend  aus  dem  Konsul 
als  Vorsitzendem  und  zwei  Beisitzern)  für  die  den  Schöffengerichten  und 
den  Landgerichten  in  erster  Instanz  zugewiesenen  Sachen  zuständig 
(§  12,  6 a.  a.  0.).  In  den  zur  Zuständigkeit  des  Konsuls  gehörenden 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  finden,  sofern  der  Werth  des  Streit- 
gegenstands die  Summe  von  300  Mark  nicht  übersteigt,  Rechtsmittel 
nicht  statt.  Im  Uebrigen  ist  in  den  vor  dem  Konsul  oder  dem  Konsular- 
gericht verhandelten  bürgerlichen  Rechtsstfeitigkeiten,  sowie  in  Konkurs- 
sachen zur  Verhandlung  und  Entscheidung  über  die  Rechtsmittel  der 
Beschwerde  und  der  Berufung  das  Reichsgericht  zuständig  (§  18  a.  a.  0.). 


9 Gesetz  vom  25.  Juli  1871  Art.  76  ff. 

2)  Siehe  König,  Handbuch  des  deutschen  Konsularwesens.  4.  Aüfl.  Berlin  1888. 
Eine  franz.  Uebersetzung  des  genannten  Reichsgesetzes  findet  sich  in  dem  „Annuaire  de 
i Legislation  etrangere“,  Jahrgang  1879  S.  80. 
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Das  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  vor  dem  Kon- 
sul, sowie  vor  dem  Konsulargericht  regelt  sich  nach  den  Bestimmungen 
der  Civilprozessordnung  über  das  Verfahren  vor  den  Amtsgerichten  mit 
der  Massgabe,  dass  auch  die  Vorschriften  der  §§  313  bis  319  C.P.O. 
über  das  vorbereitende  Verfahren  in  Rechnungssachen,  Auseinander- 
setzungen und  ähnlichen  Prozessen  Anwendung  finden  (§  15  a.  a.  0.). 

Das  Rechtsmittel  der  Berufung  wird  bei  dem  Konsul  eingelegt. 
Die  Einlegung  erfolgt  durch  Einreichung  der  Berufungsschrift.  Da 
das  Konsulargesetz  über  die  Form  und  Frist  der  Berufung  keine  be- 
sondere Bestimmung  enthält,  so  sind  hierfür  die  §§  477  und  479  C.P.O. 
massgebend.  Auf  die  Einlegung  findet  die  Vorschrift  des  § 74  Abs.  1 
C.P.O.,  welche  erfordert,  dass  sich  die  Parteien  durch  einen  bei  dem 
Prozessgericht  zugelassenen  Rechtsanwalt  als  Bevollmächtigten  ver- 
treten lassen  müssen,  keine  Anwendung. 

Der  Konsul  hat  eine  Abschrift  der  Berufungsschrift  der  Gegenpartei 
von  Amtswegen  zustellen  zu  lassen  und  die  Prozessakten  dem  Berufungs- 
gericht zu  übersenden. 

Das  letztere  hat  den  Termin  zur  mündlichen  Verhandlung  von 
Amtswegen  zu  bestimmen  und  den  Parteien  bekannt  zu  machen  (§  20 
a.  a,  0.).  In  Betreff  des  bürgerlichen  Rechts  haben  die  Konsuln  die 
deutschen  Reichsgesetze,  das  preussische  Allgemeine  Landrecht  und  die 
das  bürgerliche  Recht  betreffenden  allgemeinen  Gesetze  derjenigen  preussi- 
schen  Landestheile,  in  welchen  das  Allgemeine  Landrecht  Gesetzeskraft 
hat,  anzuwenden.  In  Handelssachen  kommt  zunächst  das  in  dem  Kon- 
sulargerichtsbezirke geltende  Handelsgewohnheitsrecht  zur  Anwendung 
(§  3 a.  a.  0.). 

§ 58. 

B.  Oesterreich- Ungarn. 

Das  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  vor  den  Konsuln 
Oesterreich-Ungarns  bei  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  im  ottomanischen 
Reich  ist  in  der  Kaiserlichen  Verordnung  vom  29.  Januar  1855  mit 
Ausführungs- Erlass  der  Minister  für  auswärtige  Angelegenheiten  und 
Justiz  vom  31.  März  1855  geregelt.1)  Nach  den  Bestimmungen  der 
letzteren  ist  für  das  Verfahren  im  Allgemeinen  die  westgalizische  Ge- 
richtsordnung vom  19.  Dezember  1796  massgebend  mit  nachstehenden 
Beschränkungen.2)  Auf  jede  beim  Konsulat  eingereichte  Klage,  mit 
Ausnahme  der  Wechselklagen,  für  die  ein  besonderes  Verfahren  in  der 
Verordnung  vom  25.  Januar  1850  vorgeschrieben  ist,  verfügt  der  Konsul 
das  Erscheinen  der  Parteien  in  einer  Sitzung,  in  der  er  versucht,  die 
Parteien  zu  versöhnen  oder  sie  zu  bestimmen,  den  Streit  einem  Schieds- 
spruch zu  unterwerfen.  Ist  dieser  Versuch  fruchtlos  oder  erscheint 
eine  der  Parteien  nicht  in  der  Sitzung,  so  greift  auf  Antrag  das  regel- 


l)  Siehe  den  Text  dieser  Verordnung  in  italienischer  Sprache  im  Werke  von 
Sonzogno,  sonstige  Literatur  oben  Bd.  I S.  415. 

4 Vgl.  Jettei  a.-a.  0.  S.  133. 
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massige  schriftliche  Verfahren  je  nach  dem  Fall  und  den  Erfordernissen 
der  allgemeinen  Prozessordnung  Platz  (V.O.  a.  a.  0.  Art.  17).  In  diesem 
Fall  ist  esüebung,1)  dass  der  Konsul  nach  Auswechslung  der  Prozess- 
akten, anstatt  ein  Urtheil  zu  erlassen,  eine  Kommission,  gewöhnlich  aus 
drei  Mitgliedern  bestehend,  die  aus  den  Notabein  des  Staats,  dem  er  ange- 
hört, gewählt  werden,  beruft,  und  für  die  Parteien  eine  Sitzung  zum  Er- 
scheinen vor  dieser  Kommission  anberaum .t?  Vor  dieser  Kommission  wer- 
den die  Prozessschriften  verlesen,  die  Parteien  mit  ihren  Vorträgen  und  An- 
trägen gehört  und  sodann  von  ihr  das  Urtheil  erlassen.  Dasselbe  bedarf 
noch  der  Bestätigung  seitens  des  Konsuls,  der  dieselbe  nur  dann  verwei- 
gert, wenn  er  findet,  dass  die  Kommission  nicht  in  gesetzlicher  Weise 
zusammengesetzt  war , dass  sie  prozesswidrig  verfahren , oder  dass 
ihre  Entscheidung  unverständlich  ist,  oder  dass  eines  der  Mitglieder 
der  Kommission  Beziehungen  zu  einer  der  streitigen  Parteien  hatte, 
welche  vermuthen  lassen,  dass  er  beim  Erlass  des  Urtheils  nicht  un- 
befangen war.  Wird  das  Urtheil  nicht  bestätigt,  so  werden  die 
Parteien  von  Neuem  zur  Entscheidung  der  Sache  vor  die  Kommission 
verwiesen;  wird  das  Urtheil  bestätigt,  so  wird  es  den  Parteien  zu- 
gestellt. 

Die  Berufungen  gegen  die  endgültigen  Urtheüe  der  Konsuln  in 
Wechselsachen  müssen  binnen  drei  Tagen,  und  bei  allen  anderen 
Sachen  binnen  vierzehn  Tagen  eingelegt  werden.  Die  Berufung 
wird  beim  Konsulat  ein  gereicht,  weiches  das  Urtheil  erlassen  hat  und 
die  Sache  nach  Zustellung  des  Urtheils  an  den  Gegner  und  nach  etwaigem 
Empfange  der  Gegenerklärung  desselben  an  das  zuständige  Appellations- 
gericht sendet.  Dieses  ist  für  die  in  der  Türkei  erlassenen  Urtheüe 
das  Appellationsgericht  zu  Triest.2) 

§ 59. 

C.  Grossbritannien. 

Das  Prozessverfahren  vor  den  britischen  Konsuln  ist  geregelt 
durch  die  Verordnung  vom  Dezember  1873.  Nach  den  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  soll  die  Klage,  mit  der  das  Verfahren  eingeleitet 
wird,  ein  gedrängte,  in  nummerirten  Sätzen  zu  gebende  Darstellung 
der  verschiedenen  Thatsachen  enthalten,  auf  denen  der  Anspruch  be- 
ruht, ohne  Bechtsausftihrung  oder  Darlegung  der  zur  Unterstützung  der 
Klage  zu  führenden  Zeugenbeweise  (V.O.  a.  a.  0.  Art.  122).  Die  zum 

l)  Diese  Uebung  scheint  verschwinden  zu  wollen.  Das  österreichische  Konsulat 
zu  Salonichi  hat  einen  Prozess  im  schriftlichen  Verfahren  entschieden,  ohne  eine  Kom- 
mission zu  berufen,  und  das  Appellationsgericht  zu  Triest  hat  dies  Urtheil  des  Konsuls 
bestätigt,  indem  cs  bemerkte,  dass  die  Berufung  der  Kommission  nicht  unbedingt  nöthig 
sei,  und  zwar  um  so  weniger,  als  dieselbe  in  erster  Instanz  nicht  beantragt  war 
(Sache  der  Kredit- Anstalt  gegen  Tiano). 

,J)  Nach  dem  österr.  Gesetz  vom  30.  August  1891  und  dem  ungarischen  G.  A, 
XXXI,  1891  ist  für  sämmtliche  österreichisch-ungarische  Konsulargerichte  als  zweite 
und  dritte  Instanz  ein  gemeinsames  Konsularobergericht  in  Konstantinopel  in  Aussicht 
genommen.  Ygl.  Jettei  a.  a.  0.  S.  128,  129. 
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Beweis  der  Klage  erforderlichen  Urkunden  werden  entweder  mit  ihren 
wesentlichen  Stellen  in  die  Klage  selbst  aufgenominen,  oder  der  Klage 
beigefügt. 

Nach  Einreichung  der  Klage  verordnet  der  Konsul  deren  Zustellung 
an.  die  beklagte  Partei  und  bestimmt  ihr  zur  Beantwortung  eine  Frist, 
gewöhnlich  von  acht  Tagen  (V.O.  Art.  126). 

Hat  dei*  Beklagte  eine  rechtliche  Einrede  gegen  die  Klage  geltend 
zu  machen,  so  wird,  wenn  die  Einrede  begründet  ist,  die  Klage  abge- 
wiesen. Der  Beklagte  hat  diese  Einrede  in  einem  dem  Konsul  ein- 
zureichenden Akte  (genannt  Motions-paper)  auszuführen,  in  welchem 
er  in  Kürze  die  rechtlichen  Gesichtspunkte  darstellt  und  die  Abweisung 
der  Klage  beantragt,  ohne  eine  Antwort  auf  die  der  Klage  zu  Grunde 
liegenden  Thatsachen  zu  geben  (Y.O.  a.  a.  0.  Art.  158). 

Auf  diesen  Akt  („Motions-paper“)  hin  werden  die  Parteien  vor  den 
Gerichtshof  geladen. !)  Nach  Anhörung  der  Parteien  lässt  der  Gerichtshol 
die  „Motion“  entweder  zu  und  weist  die  Klage  ab,  oder  verwirft  die 
„Motion“,  und  im  letzteren  Fall  wird  der  Beklagte  angehalten,  die  Klage 
materiell  zu  beantworten  (V.O.  Art.  158).  In  der  Klagebeantwortung 
hat  der  Beklagte  die  der  Klage  zu  Grunde  liegenden  Thatsachen  ent- 
weder zu  bestreiten  oder  anzuorkennen.  Bezüglich  des  Beweises 
wird  in  der  oben  dargelegten  Weise  verfahren.  Die  Klagebeantwortung 
darf  Rechtsausführungen  nicht  enthalten. 

Nach  Vorlage  der  Klagebeantwortung,  oder  falls  eine  solche  in  der 
bestimmten  Frist  nicht  eingereicht  wird,  nach  Ablauf  der  Frist,  haben 
die  Parteien  auf  Antrag  des  betreibenden  Theils-  vor  dem  (Gerichtshof 
zu  erscheinen,  um  über  die  Streitsache  zu  verhandeln  (V.  0.  a.  a.  0. 
Art.  135). 

Die  vom  Konsulargerichtshof  in  der  Provinz  ergangenen  Urtheile 
sind  bezüglich  der  Rechtsstreitigkeiten,  welche  50  Pfund  Sterling  über- 
steigen, vor  dem  obersten  Gerichtshof  zu  Konstantinopel  berufungs- 
fähig (V.O.  a.  a.  0.  Art.  240). 

Die  Berufung  wird  mittelst  eines  beim  Gerichtshof  erster  Instanz 
einzureichenden  Antrags  erhoben,  der  darauf  geht,  die  Berufung  zuzu- 
lassen. Die  Zulassung  wird  vom  Konsulargerichtshof  gewährt,  wenn 
der  Antrag  binnen  sechs  Monaten,  und  vom  obersten  Gerichtshof,  wenn 
der  Antrag  binnen  12  Monaten  vom  Tage  des  Urtheils  an  gerechnet, 
gestellt  wurde,  Nach  Ablauf  dieser  Fristen  ist  der  Antrag  auf  Be- 
rufung unzulässig  (V.O.  Art.  241).  Binnen  vierzehn  Tagen  nach  Ein- 
reichung des  Antrags  auf  Zulassung  der  Berufung  hat  der  Berufungs- 
kläger eine  Sicherheit  für  die  Berufungskosten  zu  erlegen,  welche 
100  Pfund  Sterling  nicht  übersteigt. 

Die  Einlegung  der  Berufung  hemmt  an  sich  die  Vollstreckung  des 


!)  In  der  Provinz  setzt  sich  derselbe  aus  dem  Konsul  und  zwei  Beisitzern  zu- 
sammen, in  Konstantinopel  wird  derselbe  von  einem  besonderen  Richter  oder  seinem 
Ergänzungsrichter  geleitet. 
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Urtheils  nicht,  wofern  der  Konsul  nicht  nach  den  obwaltenden  Umständen 
befindet,  dass  dieselbe  nicht  statthaben  soll  (Y.O.  Art.  242). 

Die  Berufungsschrift  wird  dem  Berufungsbeklagten  zugestellt,  der 
seine  Antwort  binnen  einer  Frist  von  vierzehn  Tagen  einreichen  muss. 

Reicht  derselbe  vorher  keine  Gegenerklärung  ein,  so  kann  er  dieselbe 
in  Bezug  auf  den  Grund  der  Sache  noch  in  der  vom  Gerichtshof  anbe- 
raumten Sitzung  überreichen;  doch  darf  er  hier  keine  Einrede  dahin- 
gehend Vorbringen,  dass  die  Berufung  nicht  rechtzeitig  eingereicht  sei. 
Diese  Einrede  muss  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  in  der  Berufungs- 
beantwortung vorgebracht  werden  (V.O.  Art.  248). 

Reicht  der  Berufungsbeklagte  innerhalb  der  Frist  von  14  Tagen 
die  Gegenerklärung  ein,  dann  übersendet  der  Gerichtshof  erster  Instanz 
die  Prozessakten,  Berufung  und  Antwort,  an  den  obersten  Gerichtshof. 
Wurde  keine  Berufungsantwort  eingereicht,  dann  übermittelt  der  Gerichts- 
hof demselben  nur  die  übrigen  Aktenstücke.  Nach  ihrem  Empfang 
verfügt  der  oberste  Gerichtshof  die  Ladung  der  Parteien  zur  Sach- 
verhandlung. 

Die  vor  dem.  obersten.  Gerichtshof  zu  Konstantinopel  in  erster  In- 
stanz verhandelten  und  entschiedenen  Streitsachen  sind  nur  berufungs- 
fähig, wenn  es  sich  um  einen  Prozess  handelt,  dessen  Streitwerth 
500  Pfund  Sterling  übersteigt.  Die  Berufung  geht  in  diesem  Fall  an 
den  Geheimen  Rath  der  Königin  (Privy  Council)1)  zu  London.  Die  Zu- 
lassung zur  Berufung  muss  beim  obersten  Gerichtshof  bihnen  15  Tagen 
vom  Tage  des  Urtheils  an  beantragt  werden,  und  binnen  einem  Monat 
muss  die  Sicherheit,  welche  500  Pfund  Sterl.  nicht  übersteigen  soll, 
geleistet  werden  (V.O.  Art.  257). 2) 

§ 60. 

4.  Vollstreckung  der  Konsulargerichtsurtheile. 

I.  Bei  der  Vollstreckung  der  konsulargerichtlichen  Urtheile  ist  die 
Pfändung  der  beweglichen  Habe  und  die  Haft  des  Schuldners  von 
der  Zwangsvollstreckung  in  die  Liegenschaften  des  Schuldners  zu  unter- 
scheiden. Die  Pfändung  der  beweglichen  Habe  wird  durch  den  Konsul 
der  Nation  des  Schuldners  nach  den  im  Staate  des  Konsuls,  der  das 
Urtheil  erlassen  hat,  geltenden  Prozess  Vorschriften  bewirkt.  In  gleicher 
Weise  kann  das  Urtheil  durch  Haft  vollstreckt  werden,  wenn  solches 
nach  den  Gesetzen  des  Staats,  zu  dem  der  Verurtheilte  gehört,  zulässig  ist. 

H.  Die  verschiedenen  Konsulargesetze  schreiben  vor,  dass  die  Ent- 
scheidungen der  Konsulargerichte  nach  den  in  ihrem  Heimathlande 
geltenden  Vorschriften  vollstreckt  werden,  und  dass  die  Konsulargerichte 


l)  Vgl.  darüber  oben  Band  I S.  395  Note  3. 

*)  Um  das  vom  englischen  Gerichtshof  beobachtete  Prozessverfahren  genauer  kennen 
zu  lernen,  ist  zu  verweisen  auf  das  Konsular-Reglement  vom  Dezember  1873  und  die 
Rechtsprechung  von  1873  bis  1875,  deren  Ergebnisse  im  Annuaire  de  legislation  etran- 
gdre  veröffentlicht  sind.  Vgl.  auch  Glas son,  „Histoire  de  droit  et  des  institutions  de 
l’Angleterre“,  Paris,  Bd.  6 S.  594 ff. 
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in  den  Fällen,  in  welchen  sie  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes  dazu 
befugt  sind,  die  Haft  anordnen  können.  ?)  Demnach  ist  der  Ausländer  in 
Bezug  auf  seine  Person  und  seine  bewegliche  Habe  nach  den  in  seinem 
Lande  geltenden  Vorschriften  zu  beurtli eilen  und  in  diesen  Richtungen  der 
Gerichtsbarkeit  seines  eigenen  Konsuls  unterworfen;  und  dementsprechend 
wird  die  Vollstreckung  des  Konsularurtheils,  soweit  dieselbe  gegen  die 
bewegliche  Habe  und  Person  des  Schuldners  gerichtet  ist,  durch  die 
Vermittlung  des  Konsuls  nach  den  Gesetzen  seines  Staats  ausgeführt. 

IH.  Besitzt  der  verurtheilte  Schuldner  Liegenschaften  in  der 
Türkei  und  handelt  es  sich  bei  der  Vollstreckung  des  Urtheils  darum, 
dieselben  zu  versteigern,  so  muss  sich  der  Gläubiger  an  die  ottomani- 
schen  Behörden  wenden,  denn  die  ottomanische  Staatsbehörde  gestattet 
nicht,  dass  die  ausländischen  Gerichte  einen  Akt  der  Zwangsvollstreckung 
in  die  Liegenschaften  vollziehen. 

Das  Recht  des  ausländischen  Gläubigers,  sich  behufs  Verkaufs 
der  Liegenschaften,  die  ein  gleichfalls  ausländischer  Staatsangehöriger 
besitzt,  an  die  ottomanischen  Behörden  zu  wenden,  ist  durch  die  Be- 
stimmungen des  Art.  3 des  Gesetzes  vom  7.  Sefer  1284  gesichert,  das 
den  Ausländern  das  Recht  gewährt,  Liegenschaften  in  der  Türkei  zu 
besitzen.  Dieser  Artikel  bestimmt,  dass,  wenn  ein  Ausländer  gegen 
einen  anderen  Ausländer  ein  Konsularurtheil  erlangt  hat,  und  wenn  in 
Vollzug  desselben  zum  Verkauf  der  Liegenschaften,  die  dem  verur- 
teilten ausländischen  Staatsangehörigen  gehören,  geschritten 
werden  soll,  der  Gläubiger  sich  an  die  ottomanischen  Gerichte  zu 
wenden  hat,  um  den  Verkauf  dieser  Liegenschaften  zu  beantragen.  Die 
Zwangsvollstreckung  geschieht,  nachdem  die  ottomanischen  Gerichte 
festgestellt  haben,  ob  die  Liegenschaften  zu  der  Kategorie  derjenigen 
gehören,  welche  für  die  Befriedigung < von  Schulden  ver- 
äussert  werden  können.2) 

Aus  den  Bestimmungen  dieses  Artikels  ersieht  man,  dass  die  otto- 
manischen  Behörden  durchaus  nicht  die  Richtigkeit  oder  Gesetzmässig- 
keit des  Konsularurtheils  prüfen,  sondern  nur  untersuchen,  ob  die  Liegen- 
schaft, welche  der  Schuldner  besitzt  und  deren  Verkauf  er  beantragt, 
zur  Deckung  der  Schulden  des  Schuldners  verkauft  werden  kann 
oder  nicht.3) 

*)  Siehe  in  dieser  Hinsicht:  Französisches  Edikt  vom  Juni  1778  Art.  35,  36; 
holländisches  Gesetz  über  die  Konsulate  vom  25.  Juli  1871  Art.  69,  70;  italienisches 
Gesetz  vom  28.  Januar  1866  Art.  111,  112;  belgisches  Gesetz  über  die  Konsulate  vom 
31.  Dezember  1851  Art.  55,  56;  englische  Verordnung  von  1873  Art.  186  ff.  Die  Kon- 
sulargesetze, welche  keine  besonderen  Vorschriften  über  die  Vollstreckung  der  Urtheile 
enthalten,  nehmen  Bezug  auf  das  allgemeine  Prozessverfahren  ihres  Staates,  folglich  sind 
die  in  den  Landesgesetzen  enthaltenen  Bestimmungen  so  lange  anzuwenden,  als  die 
Gesetze  oder  Uebungen  des  Landes  nicht  entgegenstehen. 

-)  Siehe  über  den  Text  dieses  Gesetzes  Aristarchi  Bey  a.  a.  0.  Bd.  1 S.  21 
und  Salem,  de  l'execution  des  jugements  etrangers  en  Turquie  im  Journal  du  Droit 
Internat,  prive  Jahrgang  1888  S.  609  Anmerkung. 

3)  Siehe  über  die  Liegenschaften,  welche  zur  Deckung  der  Schulden  veräusserlich 
sind,  oben  § 35. 
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Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich,  dass  man  sich  an  die  otto- 
manischen  Behörden  wenden  und  von  denselben  die  Veräusserung  der 
Liegenschaften  des  Schuldners  im  Vollzug  des  Konsularurtheils  erwirken 
kann.  Zur  Zeit  der  Verkündung  des  Gesetzes  vom  7.  Sefer  1284,  das 
den  Ausländern  das  Hecht,  Liegenschaften  in  der  Türkei  zu  besitzen,  ein- 
räumt, musste  die  Veräusserung  der  Liegenschaften  des  Schuldners  vom 
Gericht  angeordnet  werden,  während  diese  Anordnung  jetzt  vom 
„Exekutions-Bureau“  auszugehen  hat. 

Nach  einem  Rundschreiben  des  Justizministers  vom  7.  Schäbän 
1305  ist  das  Verfahren,  betreffend  die  Versteigerung  der  Liegen- 
schaften des  Schuldners  auf  Grund  eines  Konsularurtheils  in 
nachstehender  Weise  geregelt: 

Der  Gläubiger,  der  das  Konsularurtheil  erlangt  hat,  hat  bei  dem 
Präsidenten  des  Gerichts  erster  Instanz  des  Orts,  wo  das  Konsulat,  das 
das  Urtheil  erlassen  hat,  seinen  Sitz  hat,  die  Veräusserung  der  Liegen- 
schaft zu  beantragen. 

Dieser  Antrag  muss  eine  Bestätigung  des  Konsulats  enthalten,  dass 
das  Urtheil,  dessen  Vollstreckung  man  beantragt,  vollstreckbar  ist. 

Auf  den  Antrag  mit  Bestätigungsvermerk  hin  verordnet  der  Prä- 
sident des  ottomanischen  Civilgerichts  den  Verkauf  der  Liegenschaft 
des  Schuldners  in  denselben  Formen,  als  wenn  es  sich  um  die  Voll- 
streckung eines  von  den  ottomanischen  Gerichten  gegen  einen  Otto- 
manen erlassenen  Urtheils  handelt.1) 

§ 61. 

5.  Freiwillige  Gerichtsbarkeit  der  Konsuln. 

Vorstehende  Ausführungen  zeigen,  dass  die  ausländischen  Konsuln 
in  der  Türkei  ausgedehnte  Befugnisse  auf  dem  Gebiete  der  streitigen 
Rechtspflege  besitzen.  Mit  noch  mehr  Grund  haben  sie  bezüglich  ihrer 
Staatsangehörigen  die  weitesten  Befugnisse  auf  dem  Gebiete  der  frei- 
willigen (nicht  streitigen)  Gerichtsbarkeit.  Sie  üben  das  Amt  eines 
Standesbeamten  bezüglich  ihrer  Staatsangehörigen  aus,  ebenso  das  des 
Notars  in  Bezug  auf  die  Verlautbarung  und  Beglaubigung  der  Urkunden, 
bei  denen  ihre  Staatsangehörigen  betheiligt  sind,  oder  die  in  ihren 
Ländern  rechtliche  Wirkung  äussern  sollen.  Es  können  bei  ihnen 
Hinterlegungen  geschehen,  sie  nehmen  die  Testamente  ihrer  Staats- 
angehörigen auf,  sie  leiten  die  Vormundschaft  über  Minderjährige  ein  — 
Alles  nach  den  Vorschriften,  welche  ihre  Landesgesetze  über  diese 
Materie  enthalten.  Ebenso  haben  die  Konsuln  die  Befugniss,  die  Ver- 
lassenschaften  ihrer  Staatsangehörigen,  soweit  sie  die  bewegliche  Habe 
betreffen,  zu  verwahren  und  zu  regeln  (siehe  hierüber  oben  § 51). 


*)  Vgl.  hierüber  Salem,  De  la  vente  des  biens  immeubles  en  Turquie  et  apparte- 
nant  ä des  etrangers  en  vertu  de  jugement  consulaire,  im  Journal  du  Droit  Interna- 
tional priv4,  Jahrgang  1889  S.  790. 


Neunzehnter  Abschnitt. 


Schweden. 

Von 

Dr.  W.  Uppström, 

Richter  in  Stockholm. 
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I.  Theil.* 1 * * * S.) 

Givilprozess. 

§ 1. 

1.  Quellen.  Literatur.  Geschichtliches. 

I.  a)  Als  Quelle  für  das  schwedische  Prozessverfahren  und  die 
Gerichtsorganisation  kommt  in  Betracht:  Das  Gesetzbuch  des  Schwedi- 
schen Reichs,  genehmigt  und  angenommen  auf  dem  Reichstage  im  Jahre 

*)  Materielles  Recht.  Das  schwedische  Civilrecht  ist  enthalten  in  dem  „Gesetz- 
buch des  schwedischen  Reiches“  von  1734.  Dieses  Gesetzbuch  beruht  auf  alten  schwe- 
dischen Paxtikularrechten,  Gesetzen  und  Gewohnheiten,  welche  bereits  im  14.  und 
15.  Jahrhundert  als  schwedisches  „Landrecht“  und  „Stadtrecht“  kodifizirt  worden  sind. 
Es  beruht  auf  germanischer  Rechtsanschauung  und  zeichnet  sich  durch  ausdrucksvollen, 
kernigen  Stil,  Präzision  und  Klarheit  aus ; eigentümliche  Bestimmungen  trifft  es  auf  dem 
Gebiet  des  Familien-  und  Eigenthumsrechts.  Vgl.  ferner  die  Gesetze  vom  19.  Mai  1845 
über  Erbtheüungen;  vom  8.  November  1872  über  das  Recht  grossjähriger  Personen  weib- 
lichen Geschlechts  zur  Eheschliessung  und  zum  Abschluss  von  Ehepakten;  vom  10.  August 
1877  über  das  literarische  Eigenthum;  vom  31.  Oktober  1873  und  15.  Oktober  1880 
über  zulässige  Civilehen  etc.;  vom  16.  Juni  1875  über  Eintragung  von  Hypotheken  und 
Eigenthumsrechten  an  Immobilien;  vom  22.  April  1881  über  die  20jährige  Verjährung; 
die  Notariatsordnung  vom  6.  Oktober  1882;  sowie  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1895  über 
das  unbewegliche  Vermögen  und  vom  28.  Juni  1895  über  die  Gesellschaften. 

Es  giebt  zwei  alte  deutsche  Uebersetzungen  des  Gesetzbuchs  des  schwedischen 
Reichs,  nämlich: 

a)  eine  ohne  Titel  und  unvollständig,  wahrscheinlich  von  J.  Wilde,  Stock- 
holm 1755; 

b)  die  für  Schwedisch-Pommem  bestimmte  Gesetzesausgabe  von  1807,  enthaltend: 

I.  Band:  „Des  Schwedischen  Reichs  Gesetz,  genehmigt  und  angenommen 
auf  dem  Reichstage  im  Jahre  1734,  Stockholm  1807.“ 

H.  Band:  „Sammlung  worin  unter  des  allgemeinen  Gesetzes  Abschnitte, 
Kapitel  und  Paragraphe  solche  zu  Nachgelebung  jetzt  geltende  Verfassungen 
und  Verordnungen  aufgenommen  sind,  welche  entweder  das  Gesetz  selbst  an 
verschiedenen  Stellen  ändern  und  erklären  oder  andere  Gegenstände  betreffen, 
so  mit  ihnen  einen  näheren  Zusammenhang  haben,  verfasst  und  heraus- 
gegeben auf  Sr.  Königl.  Majestät  gnädigen  Befehl  im  Jahre  1807.  Stock- 
holm 1807.“ 

Diese  Uebersetzung  wurde  von  einer  amtlichen  Kommission,  deren  Mitglied  der 
Greifswalder  Professor  G.  Schildener  war,  besorgt. 

Beide  Uebersetzungen  sind  jetzt  veraltet  und  für  praktische  Juristen  ziemlich 
werthlos. 

Eine  französische  Uebersetzung  des  schwedischen  Gesetzbuchs  nach  dem  System 
des  Code  Napoleon  findet  sich  bei  St.  Joseph,  Goncordance,  2.  Aufl.  Bd.  III 

S.  494  ff.  Paris  1856. 

Vgl.  ferner:  Maurer,  Ueberblick  über  die  Geschichte  der  nordgermanischen 
Rechtsquellen,  in  Holtzendorff,  Encyklopädie  der  Rechtswissenschaft  in  System. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II.  30 
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1734,  vom  König  bestätigt  am  23.  Januar  1736  (Sveriges  Rikes  Lag), 
Abschnitt  vom  Prozess  (Rättegängsbalk),  nebst  ergänzenden  Gesetzen  und 
Königl.  Verordnungen.1) 

b)  Literatur:  G.  Broom6e,  Allmänna  Civilprocessen,  Lund  1882; 
derselbe  in  Nordisk  Retsencyklopaedi  B.  IV,  Kjöbenhavn  1879 — 1880. 

Schrewelius,  Lärobok  i Sveriges  allmänna  nu  gällande  Civil- 
process,  Lund  1853. 

Backman,  Handbok  i Tviste,  Utsöknings  och  Rättegängsmal,  Stock- 
holm 1883. 

Lindblad,  Läran  om  bevisning  inför  Rätta,  Upsala  1842. 
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II.  Geschichtliche  Vorbemerkung.  Nachdem  durch  den  Einfluss 
kanonischer  und  gemeinrechtlicher,  auf  eine  zweckmässige,  feste  Form- 
gestaltung hinzielender  Prozessgrundsätze  der  altschwedische,  in  so 
vielen  Theilen  noch  unklare  Prozessbau,  sowie  die  spezifisch  mittel- 
alterlichen Einrichtungen  zerbröckelt  waren,  hat  seit  dem  Anfänge  des 
XVII.  Jahrhunderts  während  einer  beständigen  noch  später  fortgesetzten 
Tilgung  und  Umbildung  der  Präklusionsregeln  und  Vereinfachung  der 
Formen  der  neuschwedische  Prozess  sich  zu  dem  durch  das  oben  er- 
wähnte Gesetzbuch  von  1734  bezeichneten,  mit  unwesentlichen  Modi- 
fikationen beibehaltenen  Standpunkte  entwickelt.  Aus  den  einfachsten 
Elementen  zusammengesetzt,  erscheint  der  jetzige  schwedische  Prozess 
im  Vergleich  mit  den  massgebenden  europäischen  Prozesssystemen  als 
eine  altertümliche  Ueberlieferung  mit  starker  volkstümlicher  Färbung. 
Seine  durch  die  Macht  der  Umstände  bedingte  Formlosigkeit  ist  in  An- 
betracht der  komplizirten  Rechtsverhältnisse  der  Gegenwart  eine  selt- 
same, aber  nichtsdestoweniger  von  dem  innersten  Wesen  des  Typus 
untrennbare  Eigenheit. 

§ 2. 

2.  Prinzipien  des  Civilprozesses. 

Das  erstinstanzliche  Verfahren1)  ist  in  der  Regel  mündlich-proto- 
kollarisch und  öffentlich.  In  zweiter  und  dritter  Instanz  ist  das  Ver- 
fahren fast  rein  schriftlich  und  nicht  öffentlich.  Es  besteht  kein  An- 
waltszwang. Die  Parteien  erscheinen  persönlich  oder  durch  einen 
Bevollmächtigten  vertreten.  Vorbereitende  Schriftsätze  werden  nicht 
gewechselt.  Die  Verhandlungsweise  ist  schlicht  und  formlos.  Von 
Eventualprinzip  und  Präklusion  ist  kaum  die  Rede.  Die  wenigen,  eine 
bestimmte  Ordnung  der  Verhandlung  bezielenden  Gesetzvorschriften 
erscheinen  in  ihrer  thatsächlichen  Gestaltung  als  unzweckmässig  und 
ungenügend.  Sie  sind  deshalb  auch  erfolglos  und  unwirksam  geblieben. 
Nova  werden  reichlich  zugelassen;  Vertagungen2)  müssen  regelmässig 
viele  Male  bewilligt  werden,  anfangs  meistens  unter  Androhung  einer 
Geldstrafe,  später  mit  der  Bestimmung,  dass  ohne  Rücksicht  auf  die  Ver- 
säumnis oder  das  Ausbleiben  der  Parteien,  in  der  Sache  erkannt  werde. 
Alles  was  zur  Aufklärung  der  Sache  gehört,  die  Darstellung  des  Sach- 
verhalts, Anträge,  Begründung,  Rechtsausführungen,  soll  nach  der 
unbestrittenen  Auffassung  des  Gesetzes,  unter  der  Leitung  des  Vorsitzen- 
den mündlich  oder  durch  zu  verlesende3)  Schriftsätze,  Urkunden  und  der- 
gleichen vorgebracht  und  nebst  den  Beweiserhebungen  ins  Protokoll 
eingetragen  werden.  Von  dem  richterlichen  Prozessleitungs-  und  Frage- 
recht muss  ein  sehr  umfassender  und  ausgedehnter  Gebrauch  gemacht 
werden.  Thatsächlich  ist  der  Richter  genöthigt,  für  die  Ermittelung 

9 Rättegängs-Balk  = Rgs.-B.  Kap.  14,  16,  17. 

2)  Rechtsmittel:  Beschwerde  an  das  Vorgesetzte  Gericht,  wodurch  das  Verfahren 
nicht  gehemmt  wird. 

3)  Die  Verlesung  wird  oft  fingirt. 
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der  Wahrheit  ex  nobili  officio,  doch  ohne  Verrückung  oder  Unter- 
drückung der  Parteirechte  zu  wirken.  Am  treffendsten  scheint  die  vor- 
herrschende Verhandlungsart  in  der  ersten  Instanz  als  eine  die  Partei- 
rechte nicht  beeinträchtigende  Untersuchungsmethode  bezeichnet  werden 
zu  können.  In  zweiter  und  dritter  Instanz  ist  eine  nackte  Verhand- 
lungsmethode zur  Alleinherrschaft  gekommen.  Die  Beweiserhebungen 
in  erster  Instanz  finden  in  der  Regel  vor  dem  erkennenden  Gerichte 
statt.  Sie  können  einem  anderen  Gerichte,  niemals  aber  einem  beauf- 
tragten oder  ersuchten  Richter,  überlassen  werden. 

Die  Protokollirungsarbeit  in  derselben  Instanz  ist  während,  sowie 
nach  der  Verhandlung  eine  sehr  umfassende.  Die  Protokollsurkunde, 
die  auch  als  Grundlage  für  die  oberinstanzliche  Behandlung  und  Beur- 
theilung  der  Sache  zu  dienen  hat,  wird  gewöhnlich  erst  nach  beendigter 
Sitzung  an  der  Hand  schriftlicher  Aufzeichnungen  des  Richters  bezw. 
eines  zu  seiner  Ausbildung  bei  ihm  beschäftigten  Juristen  oder  der- 
gleichen angefertigt.  Nur  ausnahmsweise  wird  das  Protokoll  (d.  h.  diese 
Aufzeichnungen)  behufs  Genehmigung  während  der  Sitzung  vorgelesen. 
Nach  beendigter  Verhandlung  ist  das  Urtheil,  durch  Verlesung  oder 
Mittheilung  des  wesentlichen  Inhalts,  sofort  zu  verkündigen  oder  — wie 
es  meistens  geschieht  — es  wird  den  Parteien  eröffnet,  wann  die  Urtheils- 
verkündigung  erfolgen  soll.  Die  Berathung,  Abstimmung  und  Urtheils- 
verkündung  findet  also  gewöhnlich  in  einer  besonderen  Sitzung  statt. 
Abweichende  Meinungen  (doch  nicht  die  der  Laienbeisitzer  [„Ernann- 
ten“], siehe  § 3)  werden  zu  Protokoll  aufgenommen.  Vom  Protokoll 
nebst  dem  Erkenntniss  muss  der  Kläger  auf  seine  Kosten  eine  Abschrift 
erwirken.  Für  den  Beklagten  wird  ein  Exemplar  auf  Verlangen  aus- 
gefertigt. 

Ueber  die  Einlegung  der  Rechtsmittel  sind  die  Parteien  zu  belehren. 

3.  Die  Gerichte. 

§3. 

A.  Organisation.  Gerichtssprache. 

I.  Die  ordentlichen  Gerichte  erster  Instanz  sind  in  den 
Städten  die  Rathhaus-Gerichte1 2)  (Rädstufvurätter,  Stadsrätter),  auf 
dem  flachen  Lande  die  Hundertschafts-Gerichte  (Häradsrätter,  Landt- 
domstolar).  2) 

Das  Rathhaus -Gericht3)  (als  städtische  Verwaltungsbehörde: 
Magistrat)  besteht  in  der  Regel  aus  einem  rechtsgelehrten  Vorsitzenden 

1)  Zwei  von  den  unbedeutendsten  Städten  in  Schweden  sind  dem  nächsten  Land- 
(Härads-)  Gericht  zugetheilt. 

2)  In  der  amtlichen,  für  Pommern  bestimmten  deutschen  Gesetz-Uebersetzung 
von  1807  „Amtsgerichte“  genannt.  „Landgericht“  heisst  in  derselben  Uebersetzung 
die  damalige  im  Jahre  1849  eingegangene  zweite  Instanz  auf  dem  Lande,  schwedisch 
Lagmans-rätt.  Siehe  Schildener,  Guta-Lagh,  Greifswald  1818,  p.  XXII. 

3)  Rgs.-B.  Kap.  6.  Das  Rathhaus-Gericht  — früher  der  städtische  Rath  — war 
bis*  1849  städtisches  Obergericht.  Das  alte  Untergericht,  Känmersgericht,  ist  ein- 
gegangen. 


Schweden. 


461 

(dem  Bürgermeister)  und  2- — 3 meistens  rechtsgelehrten  Beisitzern  (Räd- 
män,  Rathmannen,  Rathsherren).  In  einigen  kleinen  Städten  sind  die 
Beisitzer  oder  einzelne  derselben  Laien,  d.  h.  Bürger,  die  als  ständige 
besoldete  Richter1),  also  Beamte,  angestellt  werden,  und  als  solche 
gleiches  Stimmrecht  wie  die  gelehrten  Richter  haben.  In  den  grösseren 
Städten  sind  die  Rathhaus-Gerichte  in  mehrere  Kammern,  die.  in  einer 
Besetzung  von  3 — 4 Mitgliedern  erkennen,  eingetheilt. 

Der  Gerichtssprengel  des  Rathhaus -Gerichts  ist  das  städtische  Ge- 
biet, d.  h.  die  Stadt  nebst  den  dazu  gehörigen,  innerhalb  des  Weich- 
bildes liegenden  Grundstücken,  Aeckern,  Waldungen,  Wiesen  u.  s.  w. 
Die  Sitzungen  der  Rathhaus-Gerichte  werden  ein  oder  mehrere  Male 
wöchentlich  abgehalten. 

Die  Untergerichte  auf  dem  Lande,2)  die  Hundertschafts-  oder 
Härads-Gerichte,  die  noch  einige  ökonomische  Angelegenheiten  des  Be- 
zirks handhaben,  bestehen  aus  einem  rechtsgelehrten  Richter,  als  Vor- 
sitzenden, Häradshöfding  (Hundertschafts-Häuptling),  auch  Landtdomare 
(etwa  Landrichter),  oder  Domhafvande  (Gerichtsherr)  genannt,  nebst 
einem  Ausschüsse  (Nämnd)  von  12  für  bestimmte  Zeit  gewählten  (er- 
nannten) Mitgliedern  des  Bezirks,  von  denen  wenigstens  73)  an  jeder 
Sitzung  theilnehmen  müssen. 

Die  „Ernannten“  der  Hundertschafts-Gerichte  urtheilen,  wie  die  Bei- 
sitzer der  Stadtgerichte  und  die  jetzigen  deutschen  Schöffen,  sowohl 
über  die  That-  als  über  die  Rechtsfrage,  unterscheiden  sich  aber  von 
den  letzterwähnten  dadurch,  dass  sie  kein  individuelles,  sondern  nur  ein 
kollektives  Stimmrecht  haben.  Ihre  Meinung  erlangt  jedoch  unter  der 
Bedingung,  dass  sie  alle  einig  sind,  gegen  die  des  Vorsitzenden  Geltung, 
ein  Fall,  der  nur  ganz  ausnahmsweise  vorgekommen  ist.4)  Sonst  ist  das 
Votum  des  Vorsitzenden  entscheidend.  Vor  der  Beschlussfassung  hat  der 
Richter  die  Ergebnisse  der  Verhandlungen  in  gedrängter  Darstellung 
zusammenzufassen  und  die  Laien  über  die  in  Betracht  kommenden 
rechtlichen  Gesichtspunkte  zu  belehren.  Da  bei  der  Berathung  das 
Erkenntniss  gewöhnlich  in  der  schriftlichen  Ausfertigung  bereits  fertig 
vorliegt,  wird  nicht  viel  Zeit  auf  die  Berathung  verwendet. 

Der  Gerichtssprengel  des  Hundertschafts-Gerichts  besteht  aus  einem 
oder  mehreren  Hundertschaften  (Hundari,  Härad,  Tings-lag)  bezw.  einem 
Theile  einer  grösseren.  Gewöhnlich  ist  der  Richter  (Häradshöfding) 

*)  Die  städtischen  Richter  werden  von  den  Städten  besoldet;  die  Etats  werden  vom 
König  nach  dem  Vorschlag  der  betreffenden  Stadt  festgestellt.  Die  Bürgermeister,  in 
Stockholm  auch  die  Rathsherren,  werden  vom  König  unter  drei  von  den  Wahlberech- 
tigten der  Stadt  präsentirten  Kandidaten  ernannt.  Die  Rathsherren  werden  in  den 
übrigen  Städten  gewählt.  Die  ordnungsmässig  stattgefundene  Wahl  ist  von  der  Pro- 
vinzialregierung zu  bestätigen. 

*)  Rgs.-B.  Kap.  1 §§  1,  3,  Kap.  2;  Verordnung  vom  17.  Mai  1872. 

3)  Bei  gewissen  Besichtigungen  zwei  bis  sechs. 

4)  Der  Einfluss  der  Ernannten  ist,  mit  Ausnahme  von  Schätzungsfragen,  kein  er- 
heblicher. Ihr  selbstständiges  Vorgehen  hat  gewöhnlich  nicht  den  glücklichsten  Er- 
folg gehabt. 
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Gerichtsherr  in  zwei  oder  mehreren  Gerichtssprengeln  ^ in  denen  er 
bezw.  ein  von  dem  Vorgesetzten  Hofgericht  jedesmal  bestellter  Hülfs- 
richter,  in  bestimmter  Ordnung  Gerichtssitzungen  (Hundertschafts Ver- 
sammlungen, Ting),  die  längere  oder  kürzere  Zeit  dauern,  zu  halten  hat. 

Ordentliche  Gerichtssitzungen  (lagtima  ting)  sollten  nach  dem  Ge- 
setz Duche  in  jedem  Gerichtssprengel  dreimal  jährlich  innerhalb  bestimm- 
ter Zeitabschnitte  (im  Winter,  Sommer  und  Herbst)  gehalten  werden. 
An  manchen  Orten  wurden  sie  später  auf  zwei  beschränkt.  Zur 
Zeit  sind  die  Ting  oft  in  mehrere  Perioden  (allgemeine  Zusammen- 
künfte) getheilt.  In  Folge  dessen  werden  ordentliche  Gerichtssitzungen 
5 bis  10  mal  jährlich  in  jedem  solchen  Gerichtssprengel  gehalten. 
Unter  gewissen  Voraussetzungen  können  auch  ausserordentliche  Sitzungen 
(urtima  ting)  stattfinden.* 2)  Bei  jeder  ordentlichen  Hundertschaftsver- 
sammlung  tagt  das  Gericht  so  viele  Tage  oder  Wochen,  bis  alle  aus- 
gesetzten und  neuen  streitigen  und  nichtstreitigen  Sachen  erledigt,  sind. 
Die  Erkenntnisse  werden  entweder,  allerdings  selten,  sofort,  oder  meistens 
einige  Wochen  oder  Monate  später,  bei  einer  besonderen,  bezw.  der 
nächsten  ordentlichen  Sitzung  (Zusammenkunft)  verkündet. 

H.  Die  Gerichte  zweiter  Instanz3)  sind  die  Hof-Gerichte 
(Svea  Hof-Gericht  in  Stockholm,  Göta  Hof-Gericht  in  Jönköping 
und  das  Hof-Gericht  über  Skäne  und  Blekinge  in  Christianstad),  die  in 
mehrere  Kammern  eingetheilt  sind,  welche  in  der  Besetzung  von  5 Mit- 
gliedern (Hofgerichtsräthen  und  Assessoren)  oder  4,  wenn  wenigstens  3 
einverstanden  sind,  entscheiden. 

Die  Hof-Gerichte  erkennen  als  Berufungs-  und  Beschwerde-Gerichte, 
und  sind  ausserdem  in  gewissen  Sachen  fora  privilegiata  für  (in-  und 
ausländische)  Adlige.  Auch  in  einigen  anderen  privilegirten  Sachen 
entscheiden  sie  in  erster  Instanz,  und  zwar  Svea  Hof- Gericht  über 
Klagen  gegen  die  Reichsbank  und  die  Reichsschulden- Verwaltung. 

in.  In  dritter  Instanz  erkennt  der  oberste  Gerichtshof 
des  Königs4)  in  Stockholm,  bestehend  aus  16  sog.  Justizräthen,  die 
in  zwei  Abtheilungen,  jede  in  der  Besetzung  von  7 (bezw.  6,  5,  höch- 
stens 8)  Mitgliedern,  in  geringfügigen  Sachen  sogar  von  4,  wenn  alle 
einverstanden  sind,  urtheiien.  Der  König  hat  in  dem  obersten  Gerichts- 
höfe zwei  Stimmen,  wenn  Er  persönlich  den  Vorträgen  und  der  Be- 
schlussfassung beizuwohnen  geruht.  In  der  Regel  wird  von  diesem 
Recht  kein  Gebrauch  gemacht.  Will  eine  Abtheilung  in  einer  Rechts- 
frage von  früheren  Entscheidungen  des  Gerichtshofes  abweichen,  so  wird 
die  Sache  in  der  Regel  vor  das  Plenum  der  vereinigten  Abtheilungen 


J)  Die  gesammten  Gerichtssprengel  eines  Landrichters  bilden  einen  Kreis  (Domsaga), 
deren  es  in  Schweden  117  giebt.  Die  Mittelgrösse  des  Kreises:  83200  Einwohner. 

2)  Ueber  Verhaftete  wird  auch  in  besonderen  Sitzungen  (oft  im  Gerichtssaal  des 
Gefängnisses)  erkannt. 

3)  Rgs.-B.  Kap.  8. 

4)  Regierungsform  §§17 — 26;  siehe  Upp ström;  Sveriges  Grundlagar,  Stockholm 
1895.  3.  Auf!.;  Rgs.-B.  Kap.  30. 
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verwiesen  und  die  Entscheidung  in  ein  besonderes  Denkbuch  eingetragen. 
Neben  dem  obersten  Gerichtshof  besteht  ein  besonderes  Kollegium,  die 
sog.  Untere  Justiz-Revision,  bestehend  aus  11  oder  mehreren  aus 
dem  Richterstand  genommenen  Berichterstattern  (Revisionssekretären), 
welche  die  Sachen  vorbereiten  und  dem  Gerichtshöfe  vortragen. 

IV.  Besondere  Gerichte  sind  a)  die  Grundstücks- Ausein- 
ander setzungs-Gerichte  (Egodelnings-,  Egoskilnads-rätter),  in  der 
Regel  aus  dem  Landrichter  als  Vorsitzenden  und  3 besonders  erwählten 
sachverständigen  Laien  als  Beisitzern  zusammengesetzt,  b)  die  Militär- 
gerichte, c)  das  Kamm ergeri cht  (Rechnungshol),  d)  die  Consistoria 
ecclesiastiea,  e)  die  Grenz-Zoll-Gerichte,  1)  die  Polizeigerichte 
{in  Stockholm  und  Göteborg,  aus  einem  Einzelrichter  bestehend),  und 
g)  die  in  einigen  Städten  eingerichteten  Polizei kammern.1) 

V.  Die  Gerichtssprache  ist  die  schwedische.2)  Dolmetscher 
können  von  den  Parteien  oder  Gerichten  zugezogen  werden.  Eingaben 
in  fremden  Sprachen  müssen  in  der  Regel  übersetzt  werden. 
Die  Uebersetzung  ist  vom  Notarius  publicus  zu  bestätigen. 

§ 4. 

Zuständigkeit  der  Gerichte.3) 

I.  Sachliche  Zuständigkeit.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  ein- 
zelnen Gerichte  in  jeder  Instanz  ist,  von  den  oben  erwähnten  Ausnahmen 
abgesehen,  in  der  Regel  eine  gleiche.  Doch  sind  die  Rathhaus-Gerichte 
in  Wechsel-  und  Seerechtssachen  ausschliesslich  zuständig,  und  zwar  in 
Dispachesachen  nur  die  in  den  Städten,  wo  Dispacheure  angestellt  sind 
(Stockholm,  Göteborg,  Malmö,  Hernösand).  In  Streitigkeiten  betreffend 
fremde  Waarenmarken,  sowie  in  Patentstreitigkeiten,  die  sich  nicht 
auf  Verfolgung  unerlaubter  Nachahmung  beziehen,  ist  das  Ratlihaus- 
Gericht  in  Stockholm  ausschliesslich  zuständig. 

II.  Oertliche  Zuständigkeit,  Gerichtsstände.  In  Klagen  wegen 
Forderungen4)  und  anderer  persönlicher  Ansprüche,  einschliesslich  Ge- 
währleistung in  Folge  eines  Verkaufs,  ist  das  Gericht  des  Wohnsitzes 
des  Beklagten  zuständig.  Als  Wohnsitz  gilt  der  Ort,  wo  jemand  in  die 
staatliche  Steuerrolle  eingetragen  ist.  Schwedische  Unterthanen,  die  keinen 
festen  Wohnsitz  im  Lande  haben,  werden  verklagt,  wo  sie  angetroffen 
werden,  und  wenn  sie  sich  im  Auslande  aufhalten,  wo  sie  ihren  letzten 
Wohnsitz  hatten. 

Ausländer,  ohne  Wohnsitz  in  Schweden,  werden  verklagt  bei 


*)  Siehe  Up p ström,  Domstolarnas  inrättning,  Kap.  4 Om  Jurisdiktionen  i polismäl, 
Stockholm  1884. 

2)  Für  die  Finnen  und  Lappen  in  Norrland  werden  besondere  Dolmetscher  zu- 
gezogen. 

3)  Rgs.-B.  Kap.  10;  Kap.  15  § 12. 

4)  Ueber  das  Exekutionsverfahren  bei  Ansprüchen  wegen  der  auf  Schuldscheine 
und  dgl.  Urkunden  gestützten  Forderungen  siehe  unten  § 18. 
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dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk-  sie  angetroffen  werden.  Für  Klagen 
auf  Erfüllung  einer  von  einem  Ausländer  in  Schweden  eingegange- 
ner Verpflichtung  oder  Bezahlung  einer  von  ihm  während  seines  Auf- 
enthalts in  Schweden  eingegangenen  Schuld  gilt  in  der  Regel  als  zu- 
ständig entweder  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  er  Vermögen  hat,  oder 
das  forum  contractus,  oder  das  Gericht  des  Orts,  wo  die  Schuld  ent- 
standen ist  (Gesetz  vom  20.  März  1891).  In  Ansehung  der  Dänen 
gilt  eine  besondere  Konvention  vom  25.  April  1861. 

Die  bei  städtischen  Jahrmärkten  zwischen  Käufer  und  Verkäufer 
entstehenden  Streitigkeiten  gehören  vor  das  Stadtgericht,  wenn  sie  sofort 
anhängig  gemacht  werden  oder  wenn  der  Beklagte  später  — doch  ehe 
er  in  der  Sache  vor  ein  anderes  Gericht  vorgeladen  ist  — wieder 
nach  der  Stadt  kommt. 

Erbschafts-  und  Testamentsklagen,  sowie  Streitigkeiten  wegen 
Forderungen  an  einen  Verstorbenen  werden  vor  dem  Gericht,  bei  welchem 
dieser  seinen  persönlichen  Gerichtsstand  hatte,  oder  an  dem  Orte,  wo 
er  angestellt  war,  erhoben. 

Für  Klagen  gegen  den  Vormund  ist  entweder  das  Gericht  seines 
Wohnsitzes  oder  das  die  Aufsicht  über  die  Vormundschaft  ausübende 
Gericht  zuständig. 

Der  Gerichtsstand  des  Verwalters  wird  durch  den  Ort,  wo  die 
Verwaltung  geführt  wird,  bestimmt. 

Handelsgesellschaften,  bezw.  die  Mitglieder  derselben,  werden, 
wenn  kein  besonderer  Gerichtsstand  begründet  ist,  an  dem  Orte,  wo 
die  Gesellschaft  ihren  Bitz  hat,  verklagt;  Sparkassen,  wo  der  Sitz  der 
Direktion  ist  (Gesetz  vom  29.  Juli  1892,  § 6),  und  Aktien-Gesell- 
schaften  an  dem  in  der  Gesellschafts-Ordnung  als  Sitz  des  Verwaltungs- 
raths bestimmten  Orte  (Kgl.  Verordn,  vom  6.  Oktober  1848,  § 12,  und  Ge- 
setz über  die  Aktien-Gesellschaften  vom  28.  Juni  1895).  Das  zuständige 
Gericht  für  Privatbanken,  welche  Banknoten  ausgeben,  ist  das  Rath- 
haus-Gericht  in  der  Stadt,  wo  das  Hauptbetriebslokal  der  Bank  ist. 

Mehrere  Personen,  die  ihren  persönlichen  Gerichtsstand  bei  ver- 
schiedenen Gerichten  haben,  können  als  Streitgenossen  bei  dem  Ge- 
richt, in  dessen  Bezirk  der  am  meisten  Betheiligte  seinen  Wohnsitz  hat, 
verklagt  werden.  Bei  Klagen  gegen  mehrere  Schuldner1)  kann  ein 
jeder  in  seinem  persönlichen  Gerichtsstand  belangt  werden,  oder  es 
erfolgt  die  Ladung  sämmtlicher  Betheiligter  vor  das  Gericht  eines  der- 
selben nach  der  Wahl  des  Klägers. 

Für  Entschädigungsansprüche  aus  einem  Delikt  ist  das  Ge- 
richt zuständig,  bei  dem  die  öffentliche  Klage  wegen  des  Delikts  erhoben 
ist.  2)  Für  Klagen  wegen  Ansprüchen  aus  einem  ausserehelichen  Bei- 


1)  Die  Auslegung  .des  Gesetzes  ist  nicht  ganz  unstreitig. 

2)  Solche  Ansprüche  -werden  in  der  Regel  als  Nebenfragen  zu  der  Strafsache  be- 
handelt. Der  allgemeine  Gerichtsstand  in  Strafsachen  ist  bei  demjenigen  Gericht  be- 
gründet, in  dessen  Bezirk  die  strafbare  Handlung  begangen  ist. 
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schlaf  ist  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Beischlaf  stattgefunden  hatT 
zuständig. 

Der  Gerichtsstand  in  Ehe-  und  Yerlöbnisssachen  wird  nach 
dem  Wohnorte  des  Unschuldigen,  oder  nach  dem  letzten  Wohnsitz  des 
Entwichenen,  bezw.  nach  dem  Orte  des  Ehebruchs  u.  s.  w.  bestimmt. 

Streitigkeiten  wegen  Eigenthums,  Besitzes  oder  Niessbrauchs 
an  einem  Grundstück,  sowie  Grenzstreitigkeiten  und  dergleichen 
dingliche  Klagen  gehören  vor  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das  Grund- 
stück (bezw.  das  Hauptgut)  liegt  (forum  rei  sitae). 

Für  Klagen  eines  Prozessbevollmächtigten  wegen  Auslagen 
und  Gebühren  ist  das  Gericht  zuständig,  welches  auf  Antrag  dieses 
Bevollmächtigten  zuletzt  in  der  Sache  erkannt  hat. 

Ueber  sonstige  Ansprüche,  die  aus  einer  Hauptsache  herfliessen, 
wie  Schadenersatz,  Prozesskosten  und  dergleichen,  worüber  eine 
besondere  Klage  Vorbehalten  ist,  wird  vom  Gerichte  des  Hauptprozesses 
erkannt. 

Bei  dem  Gerichte  der  Klage  kann  Widerklage  erhoben  werden, 
wenn  beide  Klagen  Zusammenhang  (Konnexität)  mit  einander  haben. 

Vereinbarung  über  den  Gerichtsstand  ist,  mit  Ausnahme  der  See- 
rechtssachen,1) nur  mit  Erlaubniss  des  Königs  statthaft.  Unseres  Wissens 
ist  von  diesem  Bewilligungsrecht  niemals  Gebrauch  gemacht  worden. 

§ 5. 

4.  Die  Parteien. 

A.  Prozessfähigkeit. 

Die.  Fähigkeit  einer  Partei  vor  Gericht  zu  stehen,  d.  h.  die  Fähig- 
keit, vor  Gericht  prozessualische  Handlungen  vorzunehmen,  bestimmt 
sich  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Bechts.  Pro- 
zessfähigkeit kommt  sonach  jeder  Person  zu,  welche  civilrechtlich  hand- 
lungs-  und  verpflichtungsfähig  ist.  Unfähig  sind  in  der  Regel  Unmün- 
dige und  Ehefrauen.  Jene  werden  durch  den  Vormund,  diese  durch 
den  Ehemann  vertreten.  Jedoch  kann  die  Frau  Scheidung  von  Tisch 
und  Bett,  Ehetrennung  oder  Aufhebung  der  Gütergemeinschaft  bean- 
tragen, sowie  betreffs  ihres  dem  Verwaltungsrecht  des  Mannes  ent- 
zogenen Privatvermögens  selbständig  klagen.2)  Als  prozessfähig  gilt 
auch  die  Handelsfrau.3) 

B.  Intervention. 4)  Streitgenossenschaft. 

Haupt-  sowie  Nebenintervention  kann  in  jeder  Lage  des  Rechts- 
streits bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  statt  finden  und  ist  nicht  be- 

1)  Seegesetz  vom  12.  Juni  1891,  § 324. 

2)  Giftermäls-Balk  im  Gesetzbuch  von  1734  Kap.  9 § 1.  Königl.  Verordn,  vom 
11.  Dezember  1874.  Erkenntnisse  des  obersten  Gerichtshofs  vom  23.  November  1887, 
24.  September  1889. 

3)  G ewerbeverordn,  vom  18.  Juni  1864,  § 4. 

4)  Rgs.-B.  Kap.  18. 


dingt  durch  eine  Vorladung,  die  nur  bei  der  Hauptintervention1)  auf  An- 
trag, in  den  oberen  Instanzen  auch  von  Amtswegen,  vorgeschrieben  wird. 
Die  Vorladung  erfolgt  vor  das  erstinstanzliche  Gericht.  In  den  oberen 
Instanzen  ruht  die  Sache  bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  über  die 
Hauptintervention. 

Ueber  die  Streitgenossenschaft  enthält  die  schwedische  Gesetz- 
gebung keine  allgemeinen  Vorschriften.2) 

§ 6- 

5.  Prozessbevolliuäehtigte.  Anwälte.3) 

Es  besteht  kein  autorisirter  Anwaltsstand  und  auch  kein  Anwalts- 
zwang. Die  Anwälte  können  jedoch  die  Genehmigung  des  Gerichts 
zur  Ausübung  der  Praxis  nachsuchen.  Als  Prozessbevollmächtigte  werden 
sowohl  Rechtsgelehrte4)  als  Laien  ohne  Unterschied  zugelassen.  Voll- 
macht ist  in  allen  streitigen  Sachen  nötliig.  Sie  muss  vom  Auftraggeber 
unterzeichnet  und  mit  einem  Abdruck  seines  Siegels5)  versehen  oder, 
wenn  der  Auttraggeber  nicht  schreiben  kann,  von  zwei  glaubwürdigen 
Zeugen  bestätigt  sein.  Ein  Ausländer  thut  gut,  seine  Unterschrift 
amtlich  bestätigen  zu  lassen.6) 

Telegraphische  Prozessvollmacht  gilt,  nur  unter  gewissen  Bedin- 
gungen, wenn  sie  von  einer  Telegraphen-  oder  Eisenbahnstation  des 
schwedischen  Staates  abgesandt  und  die  Namensunterschrift  des  Auftrag- 
gebers von  ihm  selbst  oder  einem  Zeugen  vor  dem  betreffenden  Stations- 
beamten bestätigt  worden  ist.7) 

Ueber  Anwaltsgebühren  siehe  § 8 C S.  469. 

§ 7. 

6.  Armenrecht.  Kautionspflicht. 

A.  Armenrecht. 8) 

Die  einheimischen  Armen,  d.  h.  mittellose  Personen,  welche  durch 
ein  amtliches  Attest  ihre  Mittellosigkeit  nachwreisen,  sind  von  Stempel  - 
und  Gerichtsgebühren  — Behändigungskosten  ausgenommen  — sowie 
von  Appell-  und  Revisionsabgaben,  Hinterlegungs-  und  Sicherstellungs- 
püicht  bei  Einlegung  von  Rechtsmitteln  und  dergleichen  befreit.  Die 
vom  Gericht  genehmigten  Anwälte  sind  verpflichtet,  Armen  unentgelt- 
lich vor  dem  Gericht  Beistand  zu  leisten. 


J)  Rgs.-B.  Kap.  18  .§  2. 

*)  Einzelne  Bestimmungen  siehe  unter:  Gerichtsstände,  Klage,  Klage- 
häufung, Einreden,  s.  o.  § 4 und  u.  § 9. 

3)  Rgs.-B.  Kap.  15. 

4)  Solche  giebt  es  an  allen  Orten  von  einiger  Bedeutung. 

5)  Nicht  indispensabel,  nach  mehreren  Präjudikaten,  siehe  Upp ström,  Sveriges 
Rikes  Lag,  Rgs.-B.  Kap.  15  § 4 Anmerkungen. 

6)  Betreffend  Uebersetzung  und  Bescheinigung  siehe  Gerichtssprache  §3  V. 

7)  Gesetz  vom  13.  Juli  1887. 

8)  Königl.  Verordn,  über  die  Expeditionsgebühren  vom  7.  Dezember  1883,  § 14. 
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Gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Gewährung  des  Armenrechts 
an  Ausländer  existiren  nicht;  ihre  Zulassung  zum  Armenrecht  unter- 
liegt jedoch  keinem  Bedenken.1) 

B.  Kaution. 

In  erster  Instanz  ist  der  schwedische  Bürger  von  jeder  Sicherstellung 
frei.  Von  ausländischen  Klägern  kann  der  Beklagte,  wenn  er  schwe- 
discher Bürger  ist,  mit  Ausnahme  der  im  § 1 des  Gesetzes  vom  19.  No- 
vember 1886  bezeichneten  Fälle,-)  im  ersten  Termin,  in  welchem  jener 
erscheint,  Sicherstellung  wegen  der  Kosten  und  etwaiger  Entschädigung 
verlangen.  In  Ermangelung  einer  Vereinbarung  darüber  wird  der  Betrag 
und  die  Art  der  Sicherstellung  vom  Gericht  unter  Androhung  der  Löschung 
der  Sache  bestimmt.  Durch  Staatsvertrag  vom  7.  Juli  1887  sind  dänische 
Staatsangehörige  von  dieser  Verpflichtung  befreit.8)  Ueber  Sicher- 
stellung bei  Einlegung  von  Rechtsmitteln  siehe  § 12. 

')  In  einem  vor  dem  König!.  Landgericht  I in  Berlin  verhandelten  Prozesse 
[0.  573/89  C.  K.  2 (U.  931/90  C.  S.  IV)]  hat  die  Königl.  Schwedisch-Norwegische  Ge- 
sandtschaft unter  dem  23.  Juli  1890  folgende  Auskunft  ertheilt: 

„Die  Königlich  Schwedisch-Norwegische  Gesandtschaft  bestätigt  hierdurch,  dass 
ein  in  Schweden  vor  Gericht  klagender  Ausländer  in  Betreff  sämmtlicher  dem 
Staate  oder  dessen  Beamten  zufallenden  Gerichtskosten  den  Inländern  vollständig 
gleichgestellt,  also  auch  wie  diese,  unter  Umständen,  wie  zum  Beispiel  durch 
amtlichen  Nachweis  der  Mittellosigkeit,  davon  befreit  ist.“ 

*)  Vgl.  Gesetz  betr.  die  Verpflichtung  der  Ausländer  in  Klagen  gegen 
schwedische  Bürger  bei  schwedischen  Gerichten  Bürgschaft  für  Kosten 
und  Schäden  zu  stellen,  vom  i9.  November  1886.  Dasselbe  lautet: 

„§  1.  Wenn  ein  Ausländer,  sei  es,  dass  er  in  Schweden  wohnt  oder  nicht,  gegen 
einen  Schweden  klagen  will,  so  liegt  es  dem  Kläger  ob,  auf  Antrag  des  Beklagten 
diesem  eine  schriftliche  Bürgschaft  von  zwei  zahlungsfähigen  in  Schweden  wohnhaften 
schwedischen  Leuten  zu  leisten,  welche  Einer  für  Beide  und  Beide  für  Einen  wie  für 
eigene  Schuld  für  Kosten  und  Schäden  bürgen,  die  der  Kläger  durch  rechtskräftiges 
Urtbeil  in  der  Sache  dem  Beklagten  zu  zahlen  schuldig  erkannt  werden  kann,  oder 
andere  Sicherheit  dafür  zu  stellen.  Dieser  Antrag  darf  nicht  später  gestellt  werden, 
als  im  ersten  Termin,  in  welchem  der  Beklagte  erscheint,  und  es  darf  eine  solche 
Bürgschaft  oder  Sicherheit  auch  nicht  gefordert  werden,  wenn  die  Klage  des  Aus- 
länders nur  eine  Widerklage  ist  oder  auf  Wechsel  gegründet  ist  oder  in  Folge  einer 
gerichtlich  erlassenen  Ediktalladung  erhoben  ist. 

§ 2.  Wenn  der  im  § 1 erwähnte  Antrag  gestellt  ist,  so  wird  dem  Kläger  bei 
Strafe  der  Löschung  der  Sache  aufgegeben,  binnen  einer  bestimmten  Zeit  solche  Bürg- 
schaft, wi.e  oben  erwähnt,  oder  andere  Sicherheit  in  dem  Betrage  und  in  derjenigen 
Beschaffenheit  zu  steilen,  welche  vom  Beklagten  als  genügend  anerkannt  oder  vom 
Gericht  bestimmt  wird. 

§ 3.  Das  hier  Gesagte  findet  keine  Anwendung  auf  Bürger  eines  fremden  Staates, 
in  welchem  schwedische  Unterthanen  vertragsmässig  nicht  verpflichtet  sind,  bei 
Klagen  solche  Sicherheit,  wie  oben  erwähnt,  zu  stellen.“ 

3)  Dieser  Vertrag  lautet: 

„Seine  Majestät  der  König  von  Schweden  und  Norwegen  und  Seine  Majestät  der 
König  von  Dänemark  haben  die  Endesunterzeichneten  folgende  Uebereinkunft  zu 
schliessen  beauftragt: 

Ein  schwedischer  Unterthan,  welcher  bei  einem  dänischen  Gericht  gegen  einen 
dänischen  Unterthan  klagen  will,  ist  nicht  verpflichtet,  Bürgschaft  oder  andere  Sicher- 
heit für  Kosten  und  Schäden,  die  er  dem  Beklagten  zu  entrichten  verurtheilt  werden 
kann,  zu  stellen. 
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§ 8- 

7.  Prozesskosten. 

A.  Prozesskosten.  *) 

Ueber  den  Kostenpunkt  wird  neben  der  Hauptsache  erkannt.  Bei 
den  Untergerichten  kann  jedoch  eine  besondere  Klage  darüber  Vorbe- 
halten werden.  Die  Parteien  müssen  den  Betrag  ihrer  Kosten  recht- 
zeitig, bei  den  Untergerichten  vor  dem  Schluss  der  Verhandlungen, 
angeben.  Ist  die  Sache  so  dunkel  und  zweifelhaft,  dass  gegründete 
Ursachen  zum  Prozesse  vorhanden  waren,  oder  ist  der  obsiegenden 
Partei  ein  richterlicher  Eid  auferlegt,  so  findet  keine  Kostenerstattungs- 
pflicht statt.  Wenn  die  Parteien  wechselweise  obsiegen  und  unterliegen 
oder  wenn  die  im  Untergericht  gewinnende  Partei  beim  Obergericht 
unterliegt,  sind  die  Kosten  zu  kompensiren. 

B.  Gerichtskosten.2) 

Die  Vorladungsresolution  kostet  an  Stempel  und  Gebühren 
2 Kronen. 

Die  Zustellungsbeaaiftragten  bekommen  ein  Jeder  für  jede 
Behändigung  50  Oere  nebst  den  etwa  nöthigen  Reisekosten. 

Protokoll  und  Urtheil  (gewöhnlich  im  Zusammenhang  ausge- 
fertigt) bei  den  Untergerichten  kosten  an  Stempel  und  Gebühren 
für  den  ersten  Bogen  3 Kronen,  für  jeden  folgenden  2 Kronen. 

Die  Urtheile  der  Hofgerichte  werden  mit  einem  Stempel  von 
10  Kronen  für  den  ersten  Bogen  und  2 Kronen  für  jeden  folgenden 
versehen. 

Der  Bescheid  über  das  Revisionsgesuch  sowie  über  Erfüllung 
der  vorgeschriebenen  Prästanda  und  die  Protokolle  des  Hofgerichts 


So  lange  diese  Bestimmung  in  Geltung  ist,  soll  ebenso  ein  dänischer  Unterthan 
von  der  nach  dem  Gesetz  vom  19.  November  1886  den  Ausländem  obliegenden  Ver- 
pflichtung in  Klagen  vor  schwedischen  Gerichten  Bürgschaft  oder  andere  Sicherheit 
für  Kosten  und  Schäden  zu  stellen  befreit  und  folglich  in  dieser  Hinsicht  zu  keinen 
anderen  Verpflichtungen  als  den  einem  schwedischen  Unterthan  obliegenden  ver- 
bunden sein. 

Diese  Uebereinkunft  soll  am  1.  September  1887  in  Kraft  treten  und  bis  zum  Ab- 
lauf eines  Jahres  von  dem  Tage,  an  welchem  eines  der  Reiche  dieselbe  gekündigt  hat, 
gültig  bleiben. 

Zur  Bestätigung  dessen  haben  die  Endesunterzeichneten  diese  Deklaration  unter- 
schrieben und  mit  ihrem  Siegel  versehen,  welches  geschah  in  Kopenhagen  in  zwei 
Exemplaren  den  7.  Juli  1887. 

Sr.  Majestät  des  Königs  von  Schweden  und  Norwegen  ausserordentlicher  Gesandter 
und  bevollmächtigter  Minister 
Lave  Beck-Friis, 

Sr.  Majestät  des  Königs  von  Dänemark  Minister  des  Auswärtigen 
0.  D.  Rosenöhn-Lehn.“ 

*)  Rgs.-B.  Kap.  21. 

2)  Verordnung  über  die  Expeditionsgebühren  vom  7.  Dezember  1883;  Verordn, 
über  die  Stempelabgaben  vom  9.  August  1894. 
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für  die  revisionssuchende  Partei  werden  bezahlt  mit  4 Kronen  an  Stempel 
für  den  ersten  Bogen,  2 Kronen  für  jeden  folgenden;  für  Protokolle,  welche 
auf  fakultatives  Begehren  ausgegeben  werden,  sind  bei  den  Hofgerichten 
die  Kosten  noch  geringer. 

Die  Urtheile  der  dritten  Instanz  werden  für  den  Revisionskläger 
mit  einem  Stempel  zu  20  Kronen  für  den  ersten  Bogen,  5 Kronen  für  jeden 
folgenden  Bogen  versehen.  Dem  Revisionsbeklagten  wird  auf  Verlangen 
ein  Exemplar  des  Urtheils  (nach  dem  Massstab  der  Kosten  für  Protokolle, 
deren  Auslösung  hier  in  der  Regel  nicht  obligatorisch  ist)  gegen  Stempel 
und  Gebühren,  zusammen  4 Kronen  für  den  ersten  Bogen  und  2,50  für 
jeden  folgenden,  ausgehändigt 

Andere  gerichtliche  Abgaben  für  das  Verfahren  werden  nicht  er- 
hoben. 

C.  Anwaltsgebühren. 

Ueber  die  Honorare  und  Entschädigungen  der  Rechtsanwälte  giebt 
es  keine  gesetzlichen  Bestimmungen.  Sie  werden  durch  Vereinbarung 
oder  gerichtlich  festgesetzt.  Letzteren  Falls  werden  sie  in  Stockholm 
usuell  nach  etwa  folgenden  Normen  berechnet.1) 

Bei  Eintreibung  von  Forderungen  auf  Grund  klarer  Schuldscheine 
und  dergleichen  im  Wege  des  Exekutiv-Verfahrens  (siehe  u.  § 13  B) 
beträgt  das  Honorar  5 — 6 Prozent  der  einzutreibenden  Summe. 

In  streitigen  Sachen,  die  grössere  Werthe  betreffen,  wird  unter 
der  Voraussetzung,  dass  die  Sache  gewonnen  wird,  derselbe  Prozentsatz 
von  dem  nach  Vollstreckung  des  Urtheils  für  den  Gläubiger  erlangten 
Betrag,  bezw.  von  dem  Werthe  des  zuerkannten  Streitgegenstands 
berechnet.  Bei  einem  geringeren  Streitgegenstände  stellt  sich  der  Pro- 
zentsatz höher  (etwa  10  Prozent).  Für  den  Fall  des  Unterliegens  wird 
ein  geringerer  Betrag  als  Minimalsatz  festgestellt.  Ausser  dem  Honorar, 
welches  hauptsächlich  als  Vergütung  für  Information,  Geschäftsbetrieb, 
Schriftsätze  und  dergleichen' zu  betrachten  ist,  wird  für  jeden  Termin 
bei  den  Untergerichten  an  dem  Ort,  wo  der  Anwalt  wohnt,  eine  Summe 
von  15 — 25  Kronen  bezahlt.  Für  das  Erscheinen  bei  Gerichten  an 
anderen  Orten  werden  50—100  Kronen  an  Tagegeldern  nebst  Fuhrkosten 
gefordert.  — In  zweiter  Instanz  wird,  wenn  anderes  nicht  vereinbart 
ist,  ein  Pauschquantum  von  50  Kronen,  in  dritter  Instanz  von  100  Kronen 
nebst  etwaigen  Gebühren  für  Schriftsätze  berechnet. 

In  der  Provinz  stellen  sich  die  Sätze  niedriger. 

§ 9- 

8.  Das  Verfahren  im  Allgemeinen. 

A.  Die  Klage.2)  Die  Klageerhebung,  die  durch  keinen  voraus- 
gehenden Sühneversuch  bedingt  ist,  erfolgt  durch  Behändigung  einer 
schriftlichen  Vorladung,  wodurch  Beklagter  richterlicherseits  zum  Er- 


l)  Nach  Mittheilung  des  Herrn  Rechtsanwalts  E.  Uddenberg,  Stockholm. 
3)  Rgs.-B.  Kap.  11. 
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scheinen  an  einem  bestimmten  Termin  geladen  wird. ])  Die  Vorladungs- 
frist beträgt  bei  den  Land-Gerichten  11,  bei  den  Stadt-Gerichten  8 Tage 
nach  der  Behändigung,  wenn  der  Beklagte  innerhalb  des  Gerichts- 
bezirks wohnt.  Sonst  sind  längere  Ladungsfristen  vorgeschrieben;  — 
für  Personen,  die  sich  im  Auslande  auf  halten,  beträgt  die  Ladungs- 
frist 6 Monate.  In  Wechselsachen  kann  Beklagter  zum  sofortigen  Er- 
scheinen vorgeladen  werden. 

Die  Zustellung,  die  vom  Kläger  durch  (zwei)  gerichtlich  bestellte 
und  beeidigte  oder  andere  unverwerf liehe  Zustellungsbeauftragte  be- 
sorgt werden  soll,  geschieht  in  der  Regel  durch  Behändigung  der  Vor- 
ladungsurkunde in  Person,  worüber  von  den  Zustellungsbeauftragten 
ein  Zeugniss  behufs  Vorlegung  beim  Gericht  an  gefertigt  wird.  Die 
Verlesung  der  Vorladungsurkunde  bei  der  Zustellung  ist  fakultativ. 

Wenn  der  Beklagte  nicht  angetroffen  wird,  so  erfolgt  unter  gewissen 
Bedingungen  die  Behändigung  durch  Anschlag  an  seiner  Hausthür  oder 
durch  Bekanntmachung  in  der  Amts-Zeitung. 

Die  Wirkung  der  Einreichung  der  Klage  ist  die  Rechtshängig- 
keit der  Sache.  Durch  die  Behändigung  der  Vorladung  wird  der  Kläger 
eventuell  kostenerstattungspflichtig. 

Klagehäufung  in  subjektivem  Sinn  ist  nach  dem  Gesetz  zulässig. 
Objektive  Klagehäufung  wirkt  keine  Nichtigkeit. 

B.  Ueber  Aenderung  und  Emendirung  der  Klage  enthält  das- 
Gesetz  keine  Vorschriften.  Ergänzungen  und  Berichtigungen  werden 
in  der  Praxis  zugelassen.  Eine  die  Identität  des  Anspruchs  beseitigende 
Aenderung  des  Klagegrundes  ist  jedoch  als  unstatthaft  anzusehen. 

C.  Einreden* 2)  sind,  wenn  möglich,  sogleich  im  Anfänge  des 
Prozesses  auf  einmal  vorzubringen.  Die  gesetzliche  Androhung  von 
Geldstrafen  wegen  vorsätzlicher  Zurückhaltung  derselben  ist  ohne  Er- 
folg geblieben.  Prozesshindernde  Einreden  sind  nur  die  der  Unzu- 
ständigkeit des  Gerichts  (nicht  die  der  Unzulässigkeit  des  Rechts- 
weges) und  die  der  Streitgenossenschaft  (exceptio  plurium  citando- 
rum).  Gegen  Entscheidungen  über  die  prozesshindernden  Einreden  findet 
sofortige  Beschwerde  an  das  Vorgesetzte  Hof-Gericht  statt.  Die  Zu- 
ständigkeit des  Gerichts  wird  von  Amtswegen  geprüft.  An  Entschei- 
dungen über  die  Ausschliessung  oder  Ablehnung  eines  Richters  nimmt 
dieser  selbst  Theil.3) 


l)  Gewöhnlich  wird  vom  Kläger  ein  Vorladungsgesuch,  worin  die  Klage  und  der 
Gegner  bezeichnet  werden,  beim  Gericht  bezw.  Richter  eingereicht  und  richterlicher- 
seits  mit  Resolution  versehen.  Seltener  wird  die  ganze  Vorladungsurkunde  von  dem 
Richter,  bezw.  einem  Beauftragten  auf  mündlichen  Antrag,  ausserhalb  der  Sitzung  aus- 
gefertigt. 

*)  Rgs.-B.  Kap.  16. 

3)  Rgs.-B.  Kap.  13  § 1.  Erkenntniss  des  obersten  Gerichtshofs  vom  3.  April  1876,. 
vom  26.  Mai  1891. 
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§ 10. 

9.  Verfahren  in  erster  Instanz. 

A,  Dio  Parteien -Verhandlung.1) 

Die  einzige  Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlung  ist  die 
Klage,  welche,  oft  von  Personen  niedriger  Bildungsstufe  verfasst,  in 
den  meisten  Fällen  weder  leicht  verständlich  ist,  noch  einigermassen 
genügende  Begründung  enthält.  Es  wird  deshalb  Aufgabe  des- 
Richters,  nachdem  die  Sache  gemäss  der  (in  einer  am  Anfang  der 
Hundertschaftsversammlung,  der  allgemeinen  Zusammenkunft,  oder  der 
Sitzung  des  .Rathhausgerichts  angeschlagenen  Liste2)  bestimmten)  Reihen- 
folge aufgerufen  worden  ist  und  die  Parteien  erschienen  sind,  bei  oder 
nach  der  fast  immer  durch  den  Richter  stattfindenden  Verlesung  der 
Klage  durch  umständliches  Fragen  den  Kernpunkt  der  Sache  zu  er- 
forschen und  die  Parteien  zu  der  erforderlichen  Auskunftsertheilung 
zu  bewegen.  Die  etwaigen  Schriftsätze,  auf  welche  die  Parteien  sich 
beziehen,  sind  gewöhnlich  von  gleicher  Art  wie  die  Klage.  Erscheinen 
lür  beide  Theile  geschulte  Rechtsanwälte,  so  wird  der  Verlauf  ein- 
facher. Weil  aber  der  Kläger  von  den  gegnerischen  Einreden,  Gründen 
und  Beweisstücken  gewöhnlich  gar  keine  Vorkenntniss  hat,  schleppt 
sich  die  Sache  meistens  mühsam  und  langsam  vorwärts  und  sie  ist 
oft  bei  der  Antretung  des  gewöhnlichen  Beweises,  d.  h.  des  Zeugen- 
beweises, der  nur  durch  Benennung  der  Zeugen  geschehen  kann  und 
sehr  oft  schon  bei  der  ersten  Verhandlung  erfolgt,  wenig  geklärt. 
Behufs  weiterer  Informirung  bezw.  Beantwortung  der  gegnerischen 
Ausführungen  finden  in  der  Regel  viele  Vertagungen  statt,  bis  die  Sache 
spruchreif  erscheint  oder  die  Auskunftsquellen  versiegen.  — In  Rech- 
nungssachen kann  eine  Abrechnung  vor  einem  oder  mehreren  Beauf- 
tragten angeordnet  werden.3) 

B.  Das  Be  weis  verfahren.4) 

1.  Beweislast.  Beweistheorie.  Beweisregeln. 

Das  Gesetz  folgt  der  römisch-kanonischen  Regel  „actori  incumbit 
probatio“ ; — „der  Kläger  hat  seine  Klage  gesetzlich  zu  beweisen  oder 
der  Beklagte  ist  frei“.  Auch  die  vom  Beklagten  zu  seiner  Verthei digung 
vorgeschützten  Thatsachen  sind  durch  Beweise  zu  bestätigen.  Nach  dem 
Wortlaut  des  Gesetzes  gilt  auch  die  gesetzliche  (formelle)  Beweistheorie 
insofern,  als  die  übereinstimmende  Aussage  zweier  klassischer  Zeugen 
den  vollen  Beweis  einer  behaupteten  Thatsache  liefert.  Ein  Zeuge 
oder  Indizien  sollen  nur  den  halben  Beweis  liefern.  In  diesem  Falle 
ist  es  vorgeschrieben,  dass  dem  unbescholtenen  Beklagten  der  Reinigungs- 
eid auferlegt  werde.  Die  Eidesleistung  liefert  in  dem  Rechtsstreit  den 

h Rgs.-B.  Kap.  14. 

2)  Königl.  Erlass  vom  6.  Oktober  1882. 

3)  Rgs.-B.  Kap.  24  § 2. 

4)  Rgs.-B.  Kap.  17. 
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vollen  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  beschworenen  Thatsache,  sowie 
die  Nichtleistung  des  Eides  für  das  Gegentheil.  Von  den  wesentlich- 
sten Misslichkeiten  der  legalen  Beweistheorie  hat  die  Gerichtspraxis 
sich  jedoch  allmählich  freigemacht.  Besonders  wird  auch  Indizien  volle 
Beweiskraft  beigelegt.  Yerwerlungs-  oder  Verdachtsgründe  werden  da- 
gegen in  ziemlich  umfangreichem  Masse  zugelassen.  Eine  angeblich 
auf  freie  Beweiswürdigung  gegründete,  von  häufigem  Verkennen  ihres 
Wesens  zeugende  Gesetzvorlage  von  1889  ist  gescheitert. 

2.  Beweismittel. 

a)  Der  Zeugenbeweis  ist  in  allen  Sachen  zulässig.  Die  Zeugen 
werden,  mit  seltenen  Ausnahmen,  vor  dem  erkennenden  Gericht  in  der 
gewöhnlichen  Gerichtssitzung  beeidigt  und  vernommen.  Vor  der  Be- 
eidigung werden  die  Zeugen  sowie  die  Parteien  befragt,  ob  Verdachts- 
gründe vorliegen.  Auch  nachträglich  können  solche  geltend  gemacht 
werden.  Die  Zeugenvernehmung  wird  vom  Richter  (V orsitzenden)  be- 
wirkt. Von  den  Parteien  beantragte  Fragen  werden  vom  Richter  vor- 
gelegt, wenn  sie  zulässig  erscheinen.  Die  Aussagen  werden  sofort 
aufgeschrieben  und  vom  Richter  mündlich  wiederholt.  Der  vernommene 
Zeuge  wird  angehalten,  zu  erklären,  ob  seine  Aussage  richtig  aufgefasst 
ist.  Die  Zeugengebühren  werden  von  der  das  Erscheinen  des  Zeugen 
veranlassenden  Partei  erstattet,  vorbehaltlich  einer  Wiedererstattung 
seitens  der  unterliegenden  Partei. 

b)  Sachverständige  können  eidlich  vernommen  werden,  wie 
Zeugen,  oder  ein  schriftliches  Gutachten  abgeben.  Ueber  dieses  Beweis- 
mitteF  enthält  das  Gesetz  keine  Vorschriften. 

c)  Der  Eid  ist  entweder  ein  richterlicher  oderein  „angebote- 
ner“. Als  richterlicher  Eid  ist  hauptsächlich  der  Reinigungseid 
.zu  erwähnen.  Der  Ergänzungseid  ist  nur  ausnahmsweise  vorge- 
schrieben.1) Er  kommt  ausserdem  in  der  Praxis,  obwohl  vom  Obersten 
Gerichtshof  nicht  recht  geduldet,  hin  und  wieder  vor.  Der  richter- 
liche Eid  wird  durch  Endurtheil,  gegen  welches  sofortige  Berufung2) 
stattfindet,  auferlegt.  Dem  Schwurpflichtigen  ist  eine  gewisse  Bedenk- 
zeit zu  gestatten.  Er  kann  behufs  Ermahnung  und  religiöser  Unter- 
weisung seinem  Seelensorger  überwiesen  werden.  Die  Eidesleistung 
kann  erst  nach  dem  Eintritt  der  Rechtskraft  des  Eidesurtheils  statt- 
finden. Die  speziellen  Folgen  einer  Eidesleistung,  bezw.  der  Nicht- 
leistung des  Eides,  werden  erst  nachträglich  in  einem  besonderen  durch 
die  gewöhnlichen  Rechtsmittel  anfechtbaren  Urtheil  festgestellt. 

Eine  Eideszuschiebung  im  Sinne  der  deutschen  Civilprozessordnung 
ist  dem  schwedischen  Prozessrecht  unbekannt.  Ueber  den  angebotenen 
Eid  findet  sich  im  Gesetz  folgende  Bestimmung:  „Mit  Eid  kann  man 


9 Ärfda-B.  Kap.  5 § 1;  Königl.  Verordn,  vom  4.  Mai  1855,  § 16,  über  die  Beeidi- 
gung von  Handelsbüchern;  vergl.  „Bemerkungen“  bei  Rgs.-B.  Kap.  17  § 84. 
v)  Siehe  die  „Bemerkungen“  in  der  vorigen  Note. 
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antworten,  aber  nicht  klagen.  Bietet  eine  Partei  der  anderen  den  Eid  an 
und  nimmt  diese  die  Eidesleistung  an,  so  muss  sie  ihre  Aussage  mit  Eid 
erhärten,  sie  sei  Kläger  oder  Beklagter.“  Nach  der  Praxis  kann  auch 
«ine  Partei  sich  selbst  zur  Eidesleistung  erbieten.  Dem  Gegner  steht 
«s  in  beiden  Fällen  frei,  den  Antrag  anzunehmen  oder  abzulehnen. 

d)  Ueber  den  Urkundenbeweis  enthält  das  Gesetz  nichts  erheb- 
liches. In  Streitigkeiten  zwischen  Kaufleuten  können  ordnungsmässig 
geführte  Handelsbücher,  wenn  sie  eidlich  bekräftigt  werden l)  oder  ihre 
Glaubwürdigkeit  durch  andere  Gründe  bestätigt  wird,  den  vollen  Beweis 
ihres  Inhalts  liefern. 

e)  Das  Beweismittel  des  Augenscheins  und  der  Ortsbesichti- 
gung kommt  in  Streitigkeiten  wegen  Eigenthums  und  anderer  Rechte 
an  Grundstücken,  Wässern  u.  s.  w.  häufig  vor  und  ist  sehr  ausgebildet. 

Zu  den  Beweismitteln  wird  schliesslich  gezählt: 

f)  Gerichtliches  Geständniss,2)  welches  nach  dem  Gesetz 
■dem  Zeugnisse  zweier  klassischer  Zeugen  gleich  zu  erachten  ist.  Das 
Geständniss  verliert  seine  Wirkung  durch  Widerruf,  wenn  nachgewiesen 
wird,  dass  es  der  Wahrheit  nicht  entspricht  oder  durch  Irrthum  ver- 
anlasst worden  ist.  Ueber  qualifizirtes  Geständniss  sowie  über  No* 
torietät  enthält  das  Gesetz  keine  Bestimmungen. 

3..  Beweisaufnahme.  Beweisbeschluss. 

Wie  aus  dem  oben  Gesagten  erhellt,  gilt  der  Grundsatz  der  Beweis- 
verbindung. Die  Beweiserhebung  findet  ohne  Beweisinterlokut  statt 
Ein  Beweisbeschluss  kommt  nur  dann  vor,  wenn  der  Führung  eines  Be- 
weises widersprochen  wird.  Die  Beweise  können  sofort  bezw.  in  einem 
folgenden  Termin  geführt  werden.  Zeugen  und  Sachverständige  können 
die  Parteien  entweder  selbst  mitbringen  oder  vorladen  lassen.  Wenn 
der  etwa  erforderliche  Gegenbeweis  nicht  sogleich  vorgebracht  werden 
kann,  wird  die  Sache  vertagt.  Neue  Beweise,  bezw.  Gegenbeweise, 
können  im  Laufe  der  Verhandlungen  jederzeit  angetreten  und  aufge- 
nommen werden,  bis  die  Sache  genügend  aufgeklärt  erscheint  und 
weitere  Vertagung  als  Missbrauch  der  Parteirechte  erachtet  werden 
muss. 

C.  Berathung  und  Abstimmung.3) 

Wenn  die  Sache  spruchreif  ist,  erfolgt  bei  ausgeschlossener  Oefient- 
lichkeit  und  unter  Amtsverschwiegenheit  die  Berathung  nebst  der  Ab- 
stimmung. In  den  Kollegialgerichten  richtet  sich  bei  der  Abstimmung 
die  Reihenfolge  nach  dem  Dienstalter.  Wenn  ein  Berichterstatter  er- 
nannt ist,  stimmt  jedoch  dieser  zuerst.  Der  Vorsitzende,  unter  dessen 
Leitung  die  Berathung  und  Abstimmung  erfolgen,  giebt  seine  Stimme 
zuletzt  ab.  Die  Abstimmung  über  Präjudizialfragen  geht  der  über  dio 

l)  König!  Verordn,  vom  4,  Mai  1855,  § 16. 

a)  Rgs.-B.  Kap.  17  § 36. 

3)  Rgs.-B.  Kap.  23. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 


3t 


Europa. 


Hauptsache  voraus.  Der  ih  einer  Prozess-  oder  Präjudizialfrage  in  der 
Minderheit  gebliebene  darf  die  Abstimmung  über  die  Hauptsache  nicht 
verweigern.1)  Bei  der  Abstimmung  wird  jeder  Klagepunkt  in  seiner 
Gesammtheit  beurtheilt.  Heber  die  Elemente  der  Entscheidung  wird 
nicht  getrennt  abgestimmt;  also  nicht  besonders  Über  That-  und  Rechts- 
fragen, über  das  Ergebniss  der  Beweisaufnahme,  oder  über  Rechts- 
fragen, wie  Verjährung  u.  dergl.  Die  Entscheidung  erfolgt  nach  der 
Stimmenmehrheit“.2)  Bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme  des  Vor- 
sitzenden den  Ausschlag.  Bilden  sich  mehr  als  zwei  Meinungen,  so 
bleibt  es  in  bürgerlichen  Rechtssachen  bei  der  Meinung  der  Meisten, 
welche  auf  einen  Grund  sich  stützen,  obwohl  mehrere  Meinungen  aus 
verschiedenen  Gründen»)  vorhanden  sind.“  — Ueber  das  Ergebniss  der 
Abstimmung  entscheidet  nöthigenfalls  das  Gericht.  Die  Abstimmung 
wird  in  das  Audienzprotokoll  aufgenommen  und  also  bei  dem  Unter- 
gerichten den  Parteien  ohne  besonderen  Antrag  mitgetheilt.  Bei.  den 
Obergerichten  steht  die  Durchsicht  des  Protokolls,  bezw.  die  Ertheilung 
einer  Abschrift  desselben,  einem  Jeden  zu. 


D.  Urtheil. 
a)  Arten.  Inhalt. 

Der  schwedische  Ausdruck  für  Endurtheil  ist  D o m oder  ütslag.  Vor- 
hergehende Entscheidungen  heissen  gewöhnlich  Beslut  (Beschluss),  mit- 
unter auch  Utslag.  Diese  Prozess  Verfügungen  sinü  vor  dem  Endurtheile 
nicht  anfechtbar.  Entscheidungen  Uber  prozesshindernde  Einreden  wer- 
den gewöhnlich  Utslag  genannt  und  sind  sofort  durch  Beschwerde 
anfechtbar.  Bedingte  EMurtheile,  sowie  Zwischenurtheile  sind  dem 
schwedischen  Rechte  fremd.  Man  hütet  sich  vor  antizipirter  Entschei- 
dung über  Angriffs-  und  Vertheidigungsmittel  u.  s.  w.  Die  Beschlüsse 
über  einen  Zwischenstreit  mit  einem  Dritten,  über  die  Editionspflieht 
u.  s.  w.  sind  nicht  besonders  anfechtbar.  Das  Urtheil,  welches  auch 
von  solchen  Richtern  gefällt  werden  kann,  welche  der  dem  Urtheile  zu 
Grunde  liegenden  Verhandlung  nicht  beigewohnt  haben,  soll  die  Bezeich- 
nung der  Sache  nebst  den  wesentlichen  Umständen  (Thatbestand),  sowie 
die  wesentlichen  Entscheidungsgründe  enthalten.  Das  Gesetz,  worauf  der 
Urtheüsspruch  beruht,  ist  ebenfalls  zu  erwähnen.  Auf  ausländische 
Gesetze  darf  der  Richter  im  Urtheil  nicht  Bezug  nehmen,  noch  fremde 
Sprachen  gebrauchen.  Die  Ausfertigung  des  Urtheils,  welches  gewöhn- 
lich nur  Entscheidungsgrunde  und  Urtheilsformel,  seltener  auch  ein  sog 
Recit  (gedrängte  Darstellung  des  Sach-  und  Streitstandes)  enthalt,  is 


i)  Bedenkfrist  kann  verlangt  werden,  gesetzlich  auf  4 Tage,  was  n1^  strenge 
eingehalten  wird.  Vor  der  Verkündigung  des  Urtheils  ist  es  erlaubt,  die  Mein  ö 
ändern. 

*)  Betr.  d.  Hunderts chaftsgerichte  siehe  § 2.  v 

3)  Die  Folge  dieser  gänzlich  veralteten  Bestimmung  ist  eme  vollständige  Hon 
fusion  der  Mehr-  und  Minderzahlbegriffe.  Die  gesetzliche  Stimmenmehrheit  kann  bis- 
weilen aus  einer  oder  zwei  Stimmen  gegen  alle  übrigen  (5-6)  bestehen. 
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vom  Vorsitzenden,  bezw.  von  einem  Gerichtsbeamten  zu  unterzeichnen 
Ueber  die  Verkündung  des  Urtheils  siehe  § 2. 

b)  Rechtskraft. 

Wenn  die  Nothfrist  zur  Einlegung  des  Rechtsmittels  abgelaufen  ist, 
ist  das  Urtheil  als  rechtskräftig  anzusehen  und  kann  ohne  jede  Bedin- 
gung vollstreckt  werden.  Nach  der  allgemeinen  Ansicht  erlangen  die 
Gründe  des  Urtheils  nicht  Rechtskraft.  Besondere  Vorschriften  über 
diesen  Gegenstand  fehlen  im  Gesetz. 

§ 11. 

10.  Versäumnissverfahren.1) 

I.  Wenn  beide  Parteien  im  ersten  Termin  ausbleiben.  wird  die 
Sache  gestrichen. 

II.  Bleibt  der  Kläger  aus,  erscheint  aber  der  Beklagte,  so  wird 
dem  Kläger  eine  unbedeutende  Geldstrafe  nebst  der  Wiedererstattung 
der  gegnerischen  Kosten  auferlegt,  sofern  er  nicht  binnen  gesetzlich 
vorgeschriebener  Zeit  nachweist,  dass  er  vom  Gesetz  anerkannte  Hin- 
dernisse, ohne  dem  Gericht  rechtzeitig  davon  Anzeige  machen  zu  können, 
gehabt  hat.  Wenn  der  Kläger  nicht  binnen  der  vorgeschriebenen  Zeit 
durch  neue  Klageerhebung  die  Sache  verfolgt,  ist  das  Klagerecht  verloren. 

III.  Wenn  der  Kläger  im  ersten  Termin  erscheint,  der  Beklagte 
aber  ohne  gesetzliehen  Grund  ausbleibt  und  die  rechtzeitige  Behän- 
digung  der  Vorladung  erwiesen  wird,  so  soll  in  der  Sache  erkannt 
werden,  so  wie  die  Wahrheit  ermittelt  werden  kann,  vorbehaltlich  des 
Rechts  für  den  Beklagten  in  der  gewöhnlichen  Frist  Berufung  einzulegen 
oder  binnen  gewisser  Zeit  nach  der  Behändigung  des  Urtheils2)  den  Geg- 
ner dei*  „Wiedergewinnung“  wegen  torzuladen  (=  Einspruch  erheben). 

§ 12. 

11*  Rechtsmittel. 

A.  Berufung.3) 

Das  ordentliche  Rechtsmittel  gegen  die  Endurtheile  der  Unterge- 
richte ist  die  Berufung  (schwed.  Vad,  Wette).  Ausserdem  können 
Nichtigkeitsklagen  durch  Beschwerde  bei  dem  Vorgesetzten  Hofgericht 
erhöben  werden.  Die  Einlegung  der  Berufung  erfolgt  bei  dem  Unter- 
gefleht  oder  einem  beauftragten  Mitglied  desselben  binnen  einer  Woche 
nach  der  Verkündung  des  Urtheils  durch  Entrichten  einer  Abgabe  (Wett- 
summe), von  1,50  Kronen4)  bei  den  Landgerichten,  und  von  2,50  Kronen  bei 
den  Stadtgerichten.  Ueber  die  von  den  Parteien  weiter  zu  beobachtenden 
Massregeln  wird  dem  Appellanten  vom  Richter  schriftlicher  Bescheid 
ertheilt.  Der  Gegner  hat  sich  selbst  beim  Richter  danach  zu  erkun- 

l)  Rgs.-B.  Kap.  12. 

*)  30  Tage  in  der  Stadt,  auf  dem  Lande  zum  nächsten  „Ting“. 

*)  Rgs.-B.  Kap.  25—27. 

4)  1 Krone  = Mk.  1,12. 
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digen.  Die  Nothfrist  für  die  weitere  Verfolgung  der  Sache  in  der 
Appellinstanz  beträgt  je  nach  der  Entfernung  vom  Sitze  des  Hofgerichts 
30 — 90  Tage,  in  Wechsel-  und  Seerechtssachen  die  Hälfte.  Will  der 
Appellant  die  Sache  in  der  Berufungs-Instanz  nicht  verfolgen,  so  hat 
er  den  Gegner  davon  binnen  der  Hälfte  der  Nothfrist  zu  benachrichtigen; 
bei  Gefahr,  dass  er  die  Kosten  des  Gegners,  wenn  dieser  rechtzeitig 
vor  dem  Hofgericht  erscheint,  wiedererstatten  muss. 

An  dem  zur  Verfolgung  der  Sache  in  der  Berufungs-Instanz1)  be- 
stimmten Tage  hat  der  Berufungskläger  im  Büreau  des  Hofgerichts 
persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  eine  Berufungsschrift 
(Libell)  in  zwei  Exemplaren  einzureichen,  nebst  einem  von  zwei  zahlungs- 
fähigen inländischen  Personen  unter  solidarischer  Verantwortlichkeit 
ausgefertigten  Bürgschaftsschein2)  wegen  der  Kosten  und  der  Entschä- 
digung, die  dem  Berufungskläger  auferlegt  werden  können.  Enthält 
die  Berufungsschrift  keine  genügende  Rechtfertigung  der  Berufung,  so 
kann  das  Versäumte  später  nachgeholt  werden.  An  dem  oben  erwähn- 
ten Tage  muss  auch  der  Gegner,  bei  Gefahr  in  der  Berufungs-Instanz 
nicht  gehört  zu  werden,  persönlich,  oder  durch  einen  Bevollmächtigten 
vertreten,  erscheinen,  um  die  Berufungsschrift  zu  empfangen.  Nach 
einer  Woche  (bei  Gerichtsferien  später)  wird  die  Sache  nach  voraus- 
gegangenem Anschlag  an  der  Gerichtsthür  auf  gerufen,  damit  der  Be- 
rufungsbeklagte persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  seine 
Gegenanträge  (Gensvar)  in  duplo  abgebe.  Bei  dieser  Gelegenheit  müssen 
auch  die  Einreden  gegen  die  klägerische  Kaution  bei  Präklusionsgefahr 
mündlich  oder  schriftlich  angemeldet  werden.  Eine  Aussetzung  der 
Sache  behufs  Stellung  der  Gegenanträge  ist  zulässig. 

Nachdem  der  Schriftwechsel  beendigt  ist,  werden  die  Sachen  durch 
das  Loos  unter  die  vier  jüngsten  Mitglieder  jeder  Kammer  zur-  Bericht- 
erstattung vertheilt.  Ein  von  dem  Referenten  verfasster  schriftlicher 
„Bericht“3)  wird  den  Parteien  zur  Durchsicht  und  Unterschrift  über- 
geben. Beim  Unterzeichnen  desselben'  können  die  Parteien  münd- 
liche Verhöre,  deren  ursprüngliche  Bedeutung  jedoch  jetzt  ziemlich 
geschmälert  ist,  zwecks  weiterer  Begründung,  Beweiserhebungen  und 
dergleichen  beantragen.  Mit  der  Beweisaufnahme,  insofern  sie  in  Ver- 
nehmung von  Zeugen  besteht,  wird  gewöhnlich  ein  Unter gericht  beauf- 
tragt. Die  spruchreifen  Sachen  werden  von  dem  Berichterstatter  in 
nichtöffentlicher  Sitzung  vorgetragen  und  nach  erfolgter  Verlesung  (bezw. 
Durchlesung)  der  Akten  und  Berathung,  wenn  möglich,  sofort  erledigt. 


*)  Das  Verfahren  in  den  bei  den  Hofgerichten  zu  verhandelnden  erstinstanzlichen 
Sachen  ist  mit  wenigen  Ausnahmen  ein  gleiches  wie  in  den  Berufungssachen. 

*)  Statt  der  Bürgschaftsstellung  kann  baares  Geld,  Silber  oder  Gold  deponirt 
werden. 

*)  Der  Bericht  enthält  eine  in  zusammenhängender  Form  abgefasste,  gedrängte 
Darstellung  der  Streitpunkte  nebst  dem  Spruch  des  Unter-Gerichts.  In  Konkurs-, 
Wechsel-  und  Seerechtssachen,  die  als  Eilsachen  behandelt  werden,  ist  schriftlicher 
Bericht  nicht  erforderlich. 
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Erscheint  eine  genauere  Kenntnissnahme  der  Akten  den  Richtern  wün- 
schenswerth,  so  findet  Abstimmung  und  Beschlussfassung  in  einer  fol- 
genden Sitzung  statt.  Das  Erkenn tniss  wird  mit  Präsidialunterschrift 
an  einem  vorher  bekannt  gemachten  Tage  in  duplo  ausgegeben.  An- 
schlussberulung  findet  nicht  statt.  Reformatio  in  peius  ist  unzulässig. 

B.  Beschwerde. 

Die  Nothfrist  in  Beschwerdesachen  beträgt  nur  die  Hälfte  der  Be- 
rufungsfrist. Der  Beschwerdeführer  hat  spätestens  vor  dem  Ablauf  der 
Nothfrist  schriftliche  Anträge  an  das  Vorgesetzte  Hofgericht  einzureichen. 
Persönliches  Erscheinen  oder  Bestellung  eines  Bevollmächtigten  ist  nur 
dann  nöthig,  wenn  der  Kläger  nicht  selbst  den  Schriftsatz  unterzeichnet 
hat.  Wird  die  Anhörung  des  Gegners  für  nöthig  erachtet,  so  bestimmt 
das  Hofgericht  nach  dem  Yortrage  des  Sekretärs  oder  eines  Fiskals, 
dass  ihm  die  Akten  mitzutheilen  sind,  sowie  die  Zeit  für  die  Einreichung 
seiner  Erklärung.  Nach  ihrer  Einlieferung  oder  nach  dem  Ablaufe  der 
dafür  festgesetzten  bezw.  verlängerten  Frist,  werden  auch  diese  Sachen 
wie  die  Beruiungssachen,  vertheilt,  vorgetragen  und  erledigt.  Schrift- 
licher Bericht  wird  jedoch  in  Beschwerdesachen  nicht  ausgegeben. 

C.  Revision.1) 

Das  Rechtsmittel  gegen  die  Endurtheile  der  Hofgerichte,  die  Revi- 
sion, die  ursprünglich  nur  auf  eine  Durchsicht  der  Akten  (examen 
actorum  prioris  instantiae)  berechnet  war,  ist  ihrem  Wesen  nach  nichts 
anderes  als  ein  Oberappell.  Sowohl  die  That-  als  die  Rechtsfragen 
unterliegen  der  Prüfung  des  drittinstanzlichen  Richters.  Neue  Beweise2) 
sollten  eigentlich  nur  in  Restitutionsfällen  zugelassen  werden,  eine  Vor- 
schrift, die  jetzt  nicht  mehr  beobachtet  wrird. 

Die  Revision  muss  spätestens  am  20.  Tage  nach  der  Urtheilsaus- 
fertigung  des  Hofgerichts  schriftlich  nebst  Entrichtung  einer  Abgabe 
(Revisionsschilling)  von  100  Kronen  beim  Hofgericht  angemeldet  werden 
(Revisionsgesuch).  Die  Abgabe  fällt,  wenn  das  Urtheil  des  Hofgerichts  be- 
stätigt wird,  der  Staatskasse  zu;  anderenfalls  wird  sie  dem  Revisionskläger 
auf  Antrag  zurückerstattet.  Weniger  Bemittelte  werden  unter  gewissen 
Bedingungen  von  dieser  Abgabe  befreit.  Nach  Anhörung  des  Gegners 
schreibt  das  Hofgericht  die  weiter  zu  beobachtenden  Massregeln  vor. 

Die  Nothfrist  für  die  Verfolgung  der  Sache  beim  obersten  Gerichts- 
höfe beträgt  je  nach  der  Entfernung  60—90  Tage,  in  Wechsel-  und 
Seerechtssachen  die  Hälfte. 

Der  Revisionskläger  muss  vor  dem  Ablauf  der  Nothfrist  oder,  wenn 
er  ausserhalb  des  Landes  wohnt,  binnen  sechs  Monaten  das  dem  Gegner 
durch  das  angefochtene  Urtheil  Zuerkannte  bei  der  Provinzialregierung 
oder  einem  zuverlässigen  Bürgen  hinterlegen.  Unter  gewissen  Bedin- 


b Rgs.-B.  Kap.  30. 

*)  Für  Konkurssachen  siehe  § 21  H A.  S.  495. 
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gungen  genügt  auch  Pfandbestellung  oder  Bürgschaft.1)  Für  Kosten 
und&Schadenersatz  wird  binnen  derselben  Zeit  eine  besondere  Kaution 
gestellt.  Ausserdem  ist  die  gesetzliche  Stempelabgabe  zu  entrichten 
für  die  Protokolle  des  Hofgerichts,  welche  nebst  den  Akten  an  die  untere 
Revision  geschickt  werden,  wenn  rechtzeitig,  nachgewiesen  wird,  dass 
obenerwähnte  Vorschriften  (die  sog.  Prästanda)  ordnungsmässig  er- 
füllt sind. 

Das  Verfahren  in  dritter  Instanz  bietet  keine  erheblichen  Abweichun- 
gen von  dem  zweitinstanzlichen.  Auf  die  Anträge  des  Revisionsklägers 
(die  Deduktion),  die  spätestens  an  dem  zur  Verfolgung  der  Sache  be- 
stimmten Tage  im  Büreau  der  unteren  Revision  eingereicht  werden 
müssen,  hat  der  Gegner  binnen  22  Tagen  seine  Gegenanträge  (Kontra- 
deduktion) abzugeben. 

Nach  Beendigung  des  Schriftwechsels  wird  von  einem  Revisions- 
sekretär, dem  die  Sache  durch  das  Loos  zugetheilt  worden  ist,  ein  Bericht, 
wie  im  Holgericht,  angefertigt.  Mündliche  Verhöre,  Beweiserhebungen 
(bestrittene  Zeugenvernehmungen  nur  mit  Erlaubniss  des  obersten  Ge- 
richtshofes) und  dergleichen  können  vor  der  unteren  Revision  (Zeugen- 
vernehmungen in  gewissen  Fällen  auch  bei  einem  Untergericht)  statt- 
finden. Nachdem  die  Vorbereitungen  zum  Abschluss  gelangt  sind,  trägt 
der  berichterstattende  Revisionssekretär  die  Sache  erst  in  der  unteren 
Revision  in  Gegenwart  von  (regelmässig  und  mindestens)  zwei  Kollegen 
vor,  worauf  von  den  betheiligten  Revisionssekretären  unter  Beobachtung 
der  gewöhnlichen  Abstimmungsregeln  ein  Gutachten  abgegeben  wird. 
Schliesslich  wird  die  Sache  in  nichtöffentlicher  Sitzung  voip  Bericht- 
erstatter vor  dem  Gerichtshof  vorgetragen.  Die  Berathung  und  Ab- 
stimmung der  erkennenden  Richter  erfolgt  in  der  Regel  sofort  nach 
der  Verlesung  der  Schriftsätze.  Weitere  Ueberlegungsfrist  kann  Vor- 
behalten werden.  Ueber  die  Verhandlung  im  Plenum  siehe  § 3 HI. 
Von  dem  Urtheile  wird  obligatorisch  nur  ein  Exemplar  für  den  Revisions- 
kläger ausgefertigt.  Die  Ausfertigung  wird  unter  dem  Siegel  des 
Königs  von  dem  Vortragenden  Revisionssekretär  unterzeichnet. 

D.  In  Nullitäts-  und  gewissen  Präliminarfragen,  sowie  in  Fragen 
der  nichtstreitigen  Rechtspflege  u.  s.  w.  kann  auch  in  dritter  Instanz 
das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  stattfinden.  Durch  die  Nullitätsklage 
wird  die  Vollstreckbarkeit  des  angefochtenen  Urtheils  nicht  gehemmt, 
sofern  nicht  anders  von  dem  Beschwerdegericht  verfügt  wird.  Hinter- 
legungs-  und  Sicherstellungspflicht  liegt  dem  Beschwerdeführer  in  dritter 

Instanz  ob.  . 

E.  Die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  sowie  die  Wiederein- 
setzung in  den  vorigen  Stand  wegen  Versäumnis  der  Nothfristen2 *) 

1)  Wenn  diese  Vorschriften  befolgt  sind,  kann  das  angefochtene  Urtheil  nicht 
zwangsweise  vollstreckt  werden.  Das  Hinterlegte  kann  von  der  obsiegenden  Partei 

gegen  Pfand  oder  Kaution  erhoben  werden. 

2)  Rgs.-B.  Kap.  31.  — In  Berufungssachen  können  die  Hofgerichte  bei  unver- 

schuldeten Versäumungen  in  gewissen  Fällen  die  Wiedereinsetzung  bewilligen. 
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kann  in  gewissen  Fällen  aus  triftigen  Gründen,  oder  wenn  neue  That- 
sachen  oder  Beweise  beigebracht  werden,  vom  obersten  Gerichtshof 
bewilligt  werden.  Durch  den  Antrag  auf  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens wird  die  Vollstreckbarkeit  des  Urtheils  nicht  gehemmt.  Hinter- 
legungs-  und  Sicherstellungspflicht  findet  statt  wie  in  Beschwerde- 
sachen (D). 

§ 13. 

12.  Besondere  Arten  des  Verfahrens. 

A.  Beweisaufnahme  zum  ewigen  Gedächtniss. l) 

Die  sachliche  Voraussetzung  dieses  nach  dem  schwedischen  Gesetz 
~auf  Zeugenvernehmung  beschränkten  Verfahrens  ist  das  Interesse  der 
.Sicherung  des  Beweises  wegen  hohen  Alters,  Krankheit  oder  bevor- 
stehender Entfernung  des  Zeugen  und  dergleichen,  die  formelle,  dass 
bezüglich  des  Gegenstands  der  Beweisaufnahme  wider  „den  anderen“, 
d.  h.  eine  interessirte  Gegenpartei  keine  Klage  erhoben  ist.  Die  Beweis- 
aufnahme, welche  an  kein  bestimmtes  Gericht  gebunden  ist  und  meistens 
behufs  Sicherung  des  Beweises  über  ein  Testament  vorkommt,  erfolgt 
nach  den  allgemeinen  Vorschriften  des  Zeugenbeweises.  Das  Recht  des 
eventuellen  Gegners  in  einem  etwa  künftigen  Rechtsstreit  seine  Ver- 
werfungsgründe und  Erinnerungen  gegen  die  Zeugen  und  deren  Aussage 
vorzubringen,  bleibt  Vorbehalten.  Der  Antrag  erfolgt  meistens  münd- 
lich in  Anwesenheit  der  Zeugen,  deren  Herbeischaffung  der  Bewaisführer 
gewöhnlich  selbst  besorgt.  Bezüglich  der  bei  diesem  Verfahren  gegen 
einen  etwa  vorgeladenen  Zeugen  zulässigen  Zwangsmittel  enthält  das 
Gesetz  keine  Bestimmungen.  Sie  sind  jedoch  nicht  als  ganz  ausge- 
schlossen zu  betrachten.  Der  Richter  hat  sich  über  möglicherweise 
gegen  die  Zeugen  geltend  zu  machende  Verwerfungsgründe  genau  zu 
erkundigen  und  alles,  was  zur  Erläuterung  der  Sache  dienen  kann,  zu 
erforschen. 

B.  Urkunden-,  Mandats-  und  Wechselprozess. 

A.  Der  schwedische  Civilproze^s  kennt  keine,  weder  dem  Urkunden- 
prozess im  Sinne  der  deutschen  Civilprozessordnung,  noch  dem  Mandats- 
prozess entsprechenden  Verfahrens  arten. 

Bei  Ansprüchen  wegen  Forderungen,  welche  auf  Schuldscheine, 
Hypothekenbriefe  oder  andere  schriftliche  Urkunden  gestützt  sind,  kann 
jedoch  der  Gläubiger  statt  des  ordentlichen  Gerichtsverfahrens  ein 
theils  dem  Mahnverfahren,  theils  dem  Urkundenprozess  analoges  Exe- 
kutiv-Verfahren (Lagsökning) 2)  durch  schriftlichen  Antrag  beim  Ober- 
exekutor einleiten.  Oberexekutor  ist  in  Stockholm  das  königliche  Ober- 
statthalteramt, in  den  übrigen  Städten  der  Magistrat,  bezw.  ein  Mitglied 
desselben,  und  auf  dem  Lande  die  königl.  Provinzialregierung.  Für  dieses 
Verfahren  gelten  hauptsächlich  folgende  Vorschriften.  Wenn  das  Gesuch 


9 Rgs.-B.  Kap.  17  § 23. 

*)  Utsökningslag  d.  10.  August  1877,  §§  12 — Ä6. 
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des  Antragstellers  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  entspricht,  wird  der 
Gegner  durch  eine  dem  Antragsteller  obliegende  Behändigung  des  Ge*^ 
suche  nebst  Beilagen  und  der  Resolution  des  Oberexekutors  (urkund- 
lich oder  in  beglaubigter  Abschrift)  aufgefordert,  sich  innerhalb  Vorge- 
setzter Frist  zu  erklären.  Die  vom  Gesetz  besonders  berücksichtigten 
Einreden  sind  die  des  Zwanges  oder  Verleitens  (Irrthum,  Betrug)  und  die- 
des  Leugnens  der  Namensunterschrift.  Andere  Einreden  müssen  durch 
schriftliche  Beweise  bestätigt  werden.  Wird,  die  Sache  als  streitig  er- 
achtet, so  werden  die  Parteien  dahin  verständigt,  dass  die  Klage  beim 
zuständigen  Gericht  zu  erheben  sei.  Wenn  der  Anspruch  begründet- 
erscheint oder  der  Schuldner  die  Frist  versäumt,  wird  er  verpflichtet, 
die  Schuld  nebst  den  Kosten  des  Verfahrens  zur  Vermeidung  der  Pfän- 
dung zu  bezahlen,  oder  es  wird  die  Subhastation  des  hypothezirten 
Grundstücks  angeordnet.  Bei  Abweisung  des  Antrags  kann  eventuell. 
Arrest  oder  ein  Beiseitebringungsverbot1)  verhängt  werden.  Gegen  die 
Verfügung  (Utslag)  des  Oberexekutors  findet  Beschwerde  an  das  Vor- 
gesetzte Hofgericht  statt.  Wenn  der  Schuldner  seine  Verpflichtung 
nicht  anerkannt  hat,  steht  es  ihm  frei,  sofern  nicht  die  Forderung  auf 
eine  Hypothek  gegründet  ist,  binnen  sechs  Monaten  nach  eingetretener 
Rechtskraft  der  Entscheidung  des  Oberexekutors,  bezw.  des  hofgericht- 
lichen Erkenntnisses,  gegen  welches  kein  Rechtsmittel  stättfindet,  den 
Rechtsstreit  im  Wege  des  ordentlichen  Verfahrens  durch  Klage  („Wieder- 
gewinnungsklage“) beim  zuständigen  Gericht  anhängig  zu  machen.  Die 
Verfügung  des  Oberexekutors  ist  durch  Pfändung  vollstreckbar,  insofern 
nicht  der  Schuldner  Bürgschaft  oder  Pfand  für  die  ihm  auferlegte  Lei- 
stung nebst  Schadenersatz  für  die  Verzögerung  stellt.  Die  Subhastation 
eines  hypothezirten  Grundstücks  findet  jedoch  nicht  statt,  ehe  die  Ver- 
fügung rechtskräftig  geworden  ist. 

B.  Wechselprozess.2)  Das  zuständige  Gericht  in  Wechselsachen 
ist  das  Rathhausgericht  der  Stadt,  in  welcher  der  Beklagte  seinen 
Wohnsitz  hat,  bezw.  angetroffen  wird.  Wenn  der  Wechselschuldner  auf 
dem  Lande  wohnt,  bezw.  angetroffen  wird,  hat  er  in  Wechselsachen 
seinen  Gerichtsstand  beim  Rathhausgericht  der  nächsten  Stadt.  Der 
Wechselgläubiger  kann  jeden  von  mehreren  Wechselschuldnern  wegen  der 
ganzen  Forderung  verklagen.  Die  Vorladung  erfolgt  auf  Verlangen  zu 
demselben  Tage,  an  dem  sie  beantragt  worden  ist,  wenn  das  Gericht 
Sitzung  hat  und  der  Beklagte  „so  bei  der  Hand  ist“,  dass  er  erscheinen 
kann.  Nur  wechselrechtliche  oder  auf  das  Verhältnis  des  Beklagten 
zum  Kläger  gegründete  Einreden  sind  zulässig.  Ausländisches  Wechsel- 
recht und  Herkommen  müssen  auf  Verlangen  des  Gegners  nachgewiesen 
werden.  Wild  die  Sache  vertagt,  so  kann  das  Gericht  auf  den  klägeri- 
schen  Antrag  erforderlichenfalls  dem  Beklagten  Geldhinterlegung  bezw. 
Bestellung  von  Pfand  oder  Bürgschaft  vorschreiben,  sowie,  wenn  dies 


*)  Uts.-L.  § 148. 

2)  Einfiihnmgsverordnung  zum  Wechselgesetz  vom  7.  Mai  1880,  § 5. 
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nicht  geleistet  wird,  ihm  die  Veränderung  des  Aufenthaltsorts  bei  Ver- 
meidung der  Haft  verbieten.  Das  Erkenntniss  ist  ohne  Rücksicht  auf 
die  Einlegung  eines  Rechtsmittels  sofort  vollstreckbar,  gegen  den  Tras- 
santen oder  Indossanten  eines  inländischen  protestirten  Wechsels  jedoch 
nicht  vor  drei  Tagen  nach  erweislicher  Zahlungsaufforderung.  Wenn 
der  Obsiegende  vor  eingetretener  Rechtskraft  des  Urtheils  das  ihm  Zu* 
erkannte  erheben  will,  muss  er  dafür  Pfand  oder  Bürgschaft  stellen. 
Betreffend  Rechtsmittel  und  oberinstanzliches  Verfahren  siehe  § 12. 

C.  Arrestprozess.1) 

Die  nach  dem  schwedischen  Recht  zur  Verhütung  der  Entziehung 
des  Exekutionsobjekts  oder  sonstiger  Hintertreibung  der  Zwangsvoll- 
streckung zulässigen  Sicherheitsmassregeln  sind:  dinglicher  Arrest 

(Qvarstad),  Veräusserungs-  oder  Beiseitebringungsverbot  und  Verbot 
des  Aufenthaltswechsels  (Reseförbud,  Reiseverbot).  Der  Arrest  bezieht 
sich  auf  bewegliches  Vermögen,  Vermögensrechte  oder  eine  bestimmte 
bewegliche  Sache,  das  Veräusserungs-  oder  Beiseitebringungsverbot 
auch  auf  Immobilien,  während  das  Reiseverbot  voraussetzt,  dass  der 
Schuldner  kein  hinreichendes  Vermögen  am  Ort  seines  Aufenthalts 
hinterlässt.  Die  zuständige  Behörde  ist  der  Oberexekutor.  Der  Antrag 
nebst  einer  Bürgschafts-  oder  Pfandbestellung  wegen  der  dem  Schuldner 
drohenden  Nachtheile  ist  schriftlich  einzureichen  und  glaubhaft  zu 
machen.  Das  Verfahren  richtet  sich  nach  den  im  vorhergehenden  Ab- 
schnitte (B)  erwähnten  Regeln.  Der  Oberexekutor  ist  befugt,  die  nach- 
gesuchten Massregeln  sofort  interimistisch  zu  verhängen.  Der  Antrag- 
steller muss  binnen  30  Tagen,  beim  Reiseverbot  innerhalb  14  Tagen 
nach  der  endgültigen  Verfügung,  die  Klage  beim  zuständigen  Gericht 
erheben,  oder  seine  Forderung  beim  Oberexekutor  anhängig  machen 
und  in  vorgeschriebener  Ordnung  verfolgen,  bei  Gefahr,  dass  die  An- 
ordnung rückgängig  gemacht  wird.  Die  verfügten  Massregeln  verlieren 
die  Wirkung,  wenn  der  Schuldner  Pfand  oder  Bürgschaft  stellt. 

§ 14. 

13.  Zwangsvollstreckung.2) 

A.  Voraussetzungen. 

Die  Zwangsvollstreckung  findet  statt  aus  inländischen  vollstreck- 
baren Endurtheilen3)  der  Gerichte,  Entscheidungen  des  Oberexekutors, 
Vergleichen  und  Schiedssprüchen  (siehe  § 16).  Rechtskraft  der  Urtheile 
bezw.  der  Entscheidungen  ist  in  der  Regel  für  die  Zulässigkeit  der  Voll- 
ziehung erforderlich.  Von  nicht  rechtskräftigen  Erkenntnissen  etc.  sind 
die,  welche  1)  auf  Zahlung  eines  bestimmten  Geldbetrages,  inkl.  Leistung4) 


*)  Üts.-L.  §§  145—161. 

*)  Uts.-L.  §§  37—144. 

3)  Dass  Eidesurtheile  ausgenommen  sind,  folgt  aus  § 10  B 2c  S.  472. 

4)  Begründung  zu  §§  39 — 44  v.  Uts.-L. 
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niner  bestimmten  Menge  vertretbarer  Sachen,  2)  auf  die  Herausgabe  einer 
bestimmten  beweglichen  Sache  sich  beziehen,  unter  gewissen  Bedingungen 
vollstreckbar,  und  zwar  in  dem  unter  1 erwähnten  Falle,  wenn  der 
Unterliegende  nicht  durch  Bestellung  von  Pfand  oder  Bürgschaft  für 
die  dereinstige  Erfüllung  des  rechtskräftig  gewordenen  Urtheils  und  für 
den  Ersatz  alles  desjenigen,  was  in  Folge  des  Unterbleibens  der  vor- 
läufigen Vollstreckung  dem  Gläubiger  abgeht,  die  Exekution  abwendet, 
in  dem  Falle  unter  2,  wenn  der  Obsiegende  solche  Sicherheit  für  die 
Rückgabe  der  streitigen  Sache  im  Falle  der  Aufhebung  oder  Ab- 
änderung des  Urtheils  leistet. 

Andere  vollstreckbare  Schuldtitel  sind:  die  auf  das  Protokoll 
über  eine  öffentliche  Versteigerung  von  beweglichen  Sachen  gegründeten 
Forderungen,  wenn  der  Schuldner  bei  der  Pfändung  ohne  Einspruch 
die  Schuld  anerkannt  hat,  sowie  Steuern,  öffentliche  Abgaben  u.  dergl. 
betreffende. x) 

B.  Organe.* 2) 

Die  Vollziehungsbehörden  sind  in  den  Städten  der  Stadtvoigt,  auf 
dem  Lande  der  Kronenvoigt  bezw.  ein  von  der  Provinzialregierung  als 
Unterexekutor  bestellter  Subalternbeamter  (der  Lehnsmann,  „Länsman“) 
oder  ein  „Anderer“,  dem  der  Kronenvoigt  auf  sein  eigenes  Risiko  die 
Vollziehung  in  gewissen  Fällen,  jedoch  mit  beschränkter  Kompetenz 
hinsichtlich  der  Vertheilung  u.  s.  w.  überlassen  kann.  Beschwerde  über 
das  Verfahren  der  Vollstreckungsbehörde  wird  beim  Oberexekutor  ein- 
gelegt. Die  höheren  Beschwerdeinstanzen  sind  die  Hofgerichte  und  der 
oberste  Gerichtshof. 

C.  Arten  und  Mittel.3) 

Die  Vollziehung  geschieht  durch  Pfändung  bezw.  Wegnahme  und 
Uebergabe  bestimmter  oder  vertretbarer  beweglicher  Sachen.  Durch  die 
Pfändung  erlangt  der  Gläubiger  ein  nach  der  Rangordnung  des  bürger- 
lichen Rechts4)  bemessenes  Vorrecht  auf  Befriedigung  aus  den  ge- 
pfändeten Geldern  bezw.  der  bei  der  Versteigerung  erreichten  Kauf- 
summe, welche  unter  Abzug  der  Exekutionskosten5)  auszuzahlen  bezw. 
zu  vertheilen  sind. 

Ueber  den  Verkauf  unbeweglicher  Sachen  sowie  das  darauf  fol- 
gende Vertheüungsverfahren  gelten  besondere  Vorschriften. 

D.  Einwendungen. 

Durch  den  Widerspruch  eines  Dritten,  welcher  ein  Eigenthums- 
recht an  den  im  Besitze  des  Schuldners  befindlichen  beweglichen  Sachen 
behauptet,  wird  die  Vollstreckung  nicht  gehemmt.  Bei  Glaubhaft- 

J)  Uts.-L.  § 55,  Einf.-G.  § 14. 

2)  Uts.-L.  §§  2—6. 

3)  Uts.-L.  §§  54  ff. 

4)  Handel s-Balk  Kap.  17. 

5)  Siehe  unten  E;  Uts.-L.  § 164. 
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machung  seines  Rechts  wird  der  Intervenient  angewiesen,  binnen  drei 
Monaten  bei  dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das  Pfandstück  sich  be- 
findet, sowohl  gegen  den  Gläubiger  als  den  Schuldner  die  Klage  zu 
erheben.1) 

E.  Exekutionskosten. 2) 

Die  Kosten  des  Vollstreckungsverfahrens  fallen  dem  Schuldner  zur 
Last  und  sind  zugleich  mit  dem  zu  vollstreckenden  Hauptanspruch 
beizutreiben.  Auf  Verlangen  des  Exekutors  müssen  sie  vom  Gläubiger 
vorgeschossen  werden. 

Die  Exekutionskosten3)  betragen 

a)  bei  Mobilien:  für  -die  Pfändung  2 Kronen  nebst  etwa  er- 
forderlichen Reisekosten,  für  die  Versteigerung  2 Kronen  nebst  Reise- 
kosten. 

b)  bei  Immobilien:  für  die  Pfändung  wTie  bei  a;  für  die  Ver- 
steigerung auf  dem  Lande  ausser  den  Reisekosten  l1^  Prozent  vom 
Kaufpreis  des  Pfandobjekts  bis  zu  1500  Kronen,  darüber  hinaus  bis  zu 
7500  Kronen  1 Prozent,  von  7500  bis  zu  15000  Kronen  3/4  Prozent  und 
darüber  hinausgehend  J/2  Prozent,  jedoch  nicht  über  500  Kronen. 

Für  die  Städte  gelten  bezüglich  der  Versteigerung  von  Immobilien 
besondere  Vorschriften  (in  Stockholm  für  einen  Kaufpreis  von  100000 
Kronen  ]/5  Prozent,  für  das  darüber  hinausgehende  1/i0  Prozent). 

§ 15. 

14.  Die  Vollstreckung  ausländischer  UrtheiJe. 

Die  schwedischen  Gesetze  enthalten  keine  Bestimmungen  über 
die  Vollstreckung  von  Urtheilen  ausländischer  Gerichte.  Thatsäch- 
lich  werden  fremde  Urtheile  in  Schweden  nicht  vollstreckt.4) 
Eine  Ausnahme  machen  nur  die  Urtheile  dänischer  Gerichte,  gemäss 
einer  zwischen  Schweden  und  Dänemark  abgeschlossenen  Konvention 
vom  25.  April  1861. 5)6) 

>)  Uts.-L.  § 69. 

*)  Uts.-L.  §§  162-165. 

*)  Königl.  Verordn,  vom  12.  Juli  1878.  — Königl.  Erlass  vom  10.  Oktober  1890. 

4)  Vgl.  auch  d’Olivecrona,  im  Journal  du  droit  intern,  priv6,  1880,  Bd.  7 S.  83. 
Ferner  Urtheü  des  deutschen  Reichsgerichts  vom  29.  Januar  1883  in  Entscheidungen 
in  Civilsachen  Bd.  8 No.  115  S.  385,  390,  Seuffert's  Archiv  Bd.  39  No.  69,  und  die 
dort  angeführte  Literatur,  sowie  die  allgemeine  Verfügung  des  Preussischen  Jüstiz- 
ministers  vom  10.  Mai  1878,  J.M.B1.  S.  82. 

5)  Auf  Grund  dieses  Staatsvertrags  ist  folgende  kgl.  Verordnung  vom  15.  Juni 
1861  ergangen: 

§ 1.  Urtheile  und  Erkenntnisse,  welche  von  einem  Gericht  innerhalb  des  König- 
reichs Dänemark  mitgetheilt  werden,  sollen,  soweit  sie  etwas  Anderes  als  Strafe  fest- 
setzen, in  Schweden  durch  Pfändung  auf  die  unten  angegebene  Art  vollzogen  werden. 
— Dänischen  Urtheilen  gleichgeachtet  werden  die  vor  Vergleichskommissionen  - oder 
Gerichten  im  Königreich  Dänemark  abgeschlossene  Vergleiche,  sowie  die  daselbst 
entweder  vom  Amtmann  oder  Oberpräsidenten  in  Kopenhagen  ergangenen  Entschei- 
dungen, welche  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  von  Unterhalt  an  die  geschiedene 
oder  verlassene  Ehefrau  oder  zur  Gewährung  von  Unterhalt  und  Erziehung  ehelicher 
oder  unehelicher  Kinder  aussprechen. 
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§ 2.  Die  Urkunde,  auf  Grund  welcher  die  Pfändung  beantragt  wird,  muss  mit 
einem  Zeugniss  des  dänischen  Amtmanns  oder  Oberpräsidenten  von  Kopenhagen  ver- 
sehen sein,  welches  bestätigt,  dass  die  Urkunde  in  solcher  Form  ausgefertigt  ist,  welche 
gemäss  dem  dänischen  Gesetz  zur  Vollstreckung  erforderlich  ist;  ferner:  bezüglich  der 
Pfändung  auf  Grund  gerichtlichen  Erkenntnisses,  dass  dasselbe  von  dem  dänischen  Ge- 
richt ausgefertigt  sei;  bezüglich  der  Pfändung  auf  Grund  eines  Vergleichs,  dass  der 
Vergleich  vor  einer  dänischen  Vergleichskommisson  oder  dem  Gericht  abgeschlossen 
sei ; und  bezüglich  der  Pfändung  auf  Grund  einer  durch  einen  dänischen  Amtmann  oder 
den  Oberpräsidenten  in  Kopenhagen  mitgetheilten  Entscheidung,  dass  dieselbe  nach- 
dänischem  Gesetz  Pfändung  zur  Folge  habe. 

§ 3.  Auf  Urtheile  oder  Erkenntnisse,  erlassen  vom  dänischen  obersten  Gerichts- 
hof oder  durch  den  dänischen  Amtmann  oder  Oberpräsidenten  in  Kopenhagen,  ist  eine 
Pfändung  sogleich  zu  bewilligen  und  zu  vollziehen.  Ist  die  Entscheidung  durch  ein 
anderes  Gericht  als  den  Obersten  Gerichtshof  ausgefertigt,  so  dar!  die  Pfändung  nicht- 
geschehen,  bevor  3 Monate  von  dem  Tage,  wo  das  Urtheil  oder  Erkenntniss  dem  Schuld- 
ner kundgethan  wurde,  verflossen  sind.  Kann  dieser  dann  nicht  darthun,  dass  er  Klage- 
in höherer  Instanz  wegen  Aenderung  dieses  Urtheils  oder  Erkenntnisses  erhoben,  so' 
soll  die  Pfändung  vor  sich  gehen.  Weist  er  später  nach,  dass  er  innerhalb  oder  nach 
Ablauf  der  angegebenen  Zeit  solche  Klage  erhoben  hat,  so  soll  die  Pfändung  unter- 
bleiben, und  soweit  sie  bewerkstelligt  ist,  bestehen  bleiben,  bis  die  Sache  in  der  höheren 
Instanz  abgeurtheilt  ist.  Unterliegt  derjenige,  welcher  Pfändung  beantragt  hatte,  so- 
wird  das  Gepfändete  zurückgegeben.  Gewinnt  er  und  ist  das  Urtheil  nicht  vom  Ober- 
sten Gerichtshof  ausgefertigt,  so  bleibt  die  Pfändung  ferner  bestehen,  bis  drei  Monate 
von  dem  Tage,  da  das  obergerichtliche  Urtheil  dem  Schuldner  zugestellt  wurde,  ver- 
flossen sind.  Vermag  dieser  dann  nicht  nachzu weisen , dass  er  die  Sache  vor  den. 
Obersten  Gerichtshof  gebracht  hat,  so  soll  die  Pfändung  ohne  Verzug  ihren  Verlauf 
nehmen,  sofern  der  Antragsteller  das  obergerichtliche  Urtheil  mit  dem  im  § 2 erwähnten 
Zeugniss  vorlegt. 

§4.  Auf  Grund  eines  Vergleichs  soll,  soweit  der  Schuldner  nicht  nachwei st,  dass- 
er  bei  einem  dänischen  Gericht  die  Klage  wegen  Aufhebung  des  Vergleichs  erhoben- 
hat, die  Pfändung  sofort  geschehen.  Doch  soll  der  Verkauf  des  gepfändeten  Gutes, 
oder,  sofern  dasselbe  gemäss  dem  Vergleich  dem  Kläger  hätte  ausgehändigt  werden 
müssen,  das  Ausliefem  desselben,  ohne  des  Schuldners  Zustimmung,  nicht  eher  be- 
werkstelligt werden,  als  bis  drei  Monate  verflossen  sind  von  der  Zeit,  da  die  Pfändung 
stattfand.  Ist  Pfändung  vorgenommen,  aber  weist  der  Schuldner  nach,  dass  er  inner- 
halb besagter  Zeit  solche  Klage  erhoben,  so  bleibt  die  Pfändung  bestehen  und  es- 
wird  weiter  in  Uebereinstimmung  mit  dem,  was  im  § 3 von  der  Pfändung  auf  Urtheil 
gesagt  ist,  verfahren.  Die  Klage  auf  Aufhebung  des  Vergleichs  soll  ohne  die  besagte- 
Wirkung  bleiben,  wenn  sie  als  später  erhoben  befunden  wird,  wie  drei  Monate,  nach- 
dem die  Pfändung  stattfand. 

§ 5.  Die  in  Dänemark  erfolgte  Zustellung  der  Urtheile  oder  Erkenntnisse,  deren 
Vollstreckung  in  Schweden  nachgesucht  wird,  muss  bestätigt  werden  durch  die  Zu- 
stellungsbeauftragten des  Orts,  und  deren  vorerwähnte  Eigenschaft  durch  den  zustän- 
digen Richter,  in  Kopenhagen  durch  den  Justizsekretär  des  Ober-Landes-,  sowie  Hof- 
und  Stadtgerichts.  Geschieht  die  Zustellung  in  Schweden,  so  muss  das  Urtheil  durch 
einen  Stadt-  oder  Kronenbediensteten  mit  Zeugen  oder  durch  zwei  Ernannte  dem- 
jenigen, auf  welchen  das  Urtheil  lautet,  zugestellt  werden. 

§6.  Sind  ein  Jahr  und  sechs  Wochen  verflossen  seit  dem  Tage,  an  welchem 
das  Urtheil  oder  Erkenntniss  verkündigt  wurde,  so  soll  auf  Grund  desselben,  soweit 
es  sich  um  Erlegung  von  Geldern  handelt,  Pfändung  nicht  stattfinden,  wenn  nicht  das. 
Urtheil  oder  Erkenntniss  durch  einen  neuen  Beschluss  in  exekutive  Kraft  gesetzt  ist. 
— Dasselbe  gilt  vom  Vergleich  mit  der  Massgabe,  dass,  wenn  ein  bestimmter  Tag  für 
die  Vollziehung  des  Vergleichs  festgesetzt  ist,  die  Frist  von  diesem  Tage  ab  gerech- 
net wird. 

Sind  in  derselben  Vergleichsurkunde  besondere  Tage  für  - besondere  Leistungen 
bestimmt,  so  wird  die  Frist  von  einem  jeden  derselben  gerechnet.  Das  in  diesem  Para- 
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§.  16. 

15.  Schiedsrichterliches  Verfahren.1) 

Dieses  Verfahren  beruht  auf  einem  schriftlichen  Schiedsvertrag 
oder  besonderen  gesetzlichen  Vorschriften  (Seegesetz  vom  12.  Juni  1891, 
§§23,  24,  28,  45,  68,  81,  110,  111,  113—115,  122,  125,  127—129, 
159 — 161,  164,  170,  331).  Der  Schiedsvertrag  ist  insoweit  wirksam, 
als  die  Parteien  berechtigt  sind,  über  den  Gegenstand  des  Streits  nach 
bürgerlichem  Recht  einen  Vergleich  zu  schliessen,  insbesondere  kann 
or  auch  die  Entscheidung  über  Entschädigung  wegen  eines  Delikts  zum 
Gegenstand  haben.  Ist  die  Sache  schon  rechtshängig,  so  wird  der 
Vertrag  ungültig,  wenn  das  gerichtliche  Verfahren  nicht  eingestellt  wird. 
In  Ermangelung  anderer  Bestimmungen  im  Schiedsvertrage  wird  von 
jeder  Partei  ein  Schiedsrichter  ernannt.  Diese  zwei  berufen  einen 
dritten.  Die  betreibende  Partei  hat  den  ihrerseits  ernannten  Schieds- 
richter dem  Gegner  schriftlich  zu  bezeichnen.  Nach  fruchtlosem  Ablauf 

graphen  Festgesetzte  gilt  jedoch  nicht  in  Bezug  auf  den  durch  den  dänischen  Amt- 
mann oder  den  Oberpräsidenten  in  Kopenhagen  gefassten  Beschluss. 

§ 7.  Ist  das  Eigen thum  des  Schuldners  in  öffentliche  Vertheüungsbehandlung 
in  Dänemark  genommen,  so  verfällt  das  durch  diese  Verordnung  zugestandene  Recht 
zur  Pfändung. 

§ 8.  Bezüglich  der  Befugniss,  die  Vollstreckung  einer  Urkunde  der  oben  erwähn- 
ten Beschaffenheit  nachzusuchen,  sowie  bezüglich  der  mit  der  Vollstreckung  verbundenen 
Kosten  gilt,  was  für  solche  Fälle  hinsichtlich  schwedischer  Urtheile  vorgeschrieben  ist. 

§ 9.  Eine  Klage  gegen  einen  dänischen  Unterthan  wird  vor  einem  schwedischen 
Gericht  nur  dann  zugelassen,  wenn  das  Gericht  zuständig  wäre,  falls  der  Verklagte 
Schwede  wäre;  doch  kann  der  dänische  Unterthan,  welcher  sich  einige  Zeit  in  Schwe- 
den aufgehalten  hat,  während  dieses  seines  Aufenthalts  daselbst  wegen  Schulden  oder 
-anderer  Verbindlichkeiten  da  verklagt  werden,  wo  er  sich  zur  Zeit  befindet. 

§ 10.  Will  Jemand  auf  Grund  einer  Urkunde  in  Dänemark  Pfändung  beantragen, 
.so  soll  das  Oberstatthalteramt  oder  die  Provinzialregierung , welche  darum  angegangen 
werden,  den  Umständen  nach  ein  Zeugniss  ausstellen  darüber,  dass  die  Urkunde  in  der 
für  die  Exekution  erforderlichen  Form  ausgestollt  ist  und  dass  die  Entscheidung  nach 
schwedischem  Recht  die  Eigenschaft  unbedingter  Vollstreckbarkeit  besitzt.  Dasselbe 
gilt  für  die  Sportel  gebühren  und  die  Stempelpapierabgaben  bei  öffentlichen  Urkunden. 

§ 11.  Vorstehende  Vorschriften  bleiben  bestehen  vom  ersten  künftigen  Juli  und 
bis  ein  Jahr  verflossen  ist  von  dem  Tage,  da  die  schwedische  oder  dänische  Regierung 
•der  anderen  ihre  Absicht,  dieselbe  aufzuheben,  mitgetheüt  hat.“ 

6)  Eine  König!  Verordnung  vom  20.  Januar  1863  bestimmt  Folgendes : Sucht 
Jemand  auf  Grund  eines  Urtheils  oder  Erkenntnisses  schwedischer  Behörden  Voll- 
streckung durch  Pfändung  von  Eigenthum,  welches  sich  in  einem  Staat  befindet,  dessen 
Gesetz  solche  Vollstreckung  zulässt;  und  ist  seit  Erlass  des  Urtheils  oder  Erkennt- 
nisses die  Zeit  verflossen,  nach  deren  Verlauf  gemäss  dem  Gesetz  des  fremden  Staats 
die  Entscheidung  nicht  vollstreckt  werden  darf,  sofern  sie  nicht  durch  eine  neue  Ent- 
scheidung wieder  in  exekutive  Kraft  versetzt  wird,  so  soll  solche  neue  Entscheidung 
beim  Oberstatthai teramt  oder  der  Provinzialregierung  beantragt  werden,  und  es  soll 
•dann  dem  Schuldner,  nachdem  ihm  Gelegenheit  gegeben  ist,  sich  über  den  Antrag  zu 
ixussern,  soweit  er  dagegen  nicht  solche  Einreden  vor bringt,  dass  Rechtshülfe  zur  Voll- 
streckung des  Urtheils  oder  Erkenntnisses  nach  schwedischem  Gesetz  nicht  bewilligt 
werden  kann,  aufs  Neue  aufgegeben  werden,  dasselbe,  wozu  er  durch  die  erste  Ent- 
scheidung verurtkeilt  ist,  zu  leisten. 

*)  Gesetz  betr.  Schiedsmänner  von  28.  Oktober  1887;  Uts.-L.  § 46. 
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von  14  Tagen  wird  der  gegnerische  Schiedsrichter,  wenn  anderes  im 
Schieds vertrage  nicht  vorgesehen  ist,  auf  Antrag  der  betreibenden  Par- 
tei vom  Oberexekutor  ernannt,  oder  es  steht  derselben  Partei  frei* 
ihre  Klage  beim  zuständigen  Gericht  zu  erheben.  Wenn  die  beiden 
von  den  Parteien  berufenen  Schiedsrichter  sich  über  den  dritten  nicht 
einigen  können,  so  kann  die  Ernennung  desselben  beim  Oberexekutor 
beantragt  werden.  Hinsichtlich  der  Schiedsrichter  gelten  besondere 
Ablehnungsgründe.  Der  Schiedsspruch  ist  schriftlich  abzufassen  und  zu 
unterschreiben.  Er  kann  nur  aus  Nichtigkeitsgründen  beim  zuständigen 
Gericht  angefochten  werden.  Die  Zwangsvollstreckung  aus  einem  auf 
Schiedsvertrag  gegründeten  Schiedsspruch  findet  nach  vorgängiger  Prü- 
fung ihrer  Zulässigkeit  seitens  des  Oberexekutors  statt. 

II.  Theil. 

Konkursrecht. 

§.  17. 

1.  Quellen.  Literatur.  Geschichtliches, 

I.  Quellen.  Konkurslag  (Konkursgesetz)  vom  18.  September  1862- 

Kongl.  Förordning  om  boskilnad  och  undanskiftande  af  egendom 
i makars  bo  (Auseinandersetzung  der  Gütergemeinschaft  und  Aussonde- 
rung  von  Eigenthum  eines  Ehegatten  betreffend)  vom  18.  Sept.  1862. 

Kongl.  Förordning,  huru  gäld  vid  dödsfäll  betalas  skall  och  om 
urarfvagörelse  sä  ock  angäende  undanskiftande  af  egendom  i iöd 
makes  bo  (Schuldzahlung  bei  Sterbefällen,  Verzichtleistung  auf  die  Erb- 
schaft, sowie  Eigenthums- Aussonderung  im  Sterbehaus  betreffend)  vom 
18.  September  1862. 

Kongl.  Förordning  innefattande  särskilda  föreskrifter  angäende 
lagfart  och  inteckning  af  jernväg  sä  ock  i fräga  om  förvaltning  af 
jernväg  under  konkurs  (Eintragung  von  Eigenthums-  und  Hypotheken- 
rechten  an  Eisenbahnen,  sowie  Verwaltung  derselben  beim  Konkurs  be- 
treffend) vom  15.  Oktober  1880. 

Lag  angäende  enskild  sedelutgifvande  banks,  bankaktiebolags  och 
sparbanks  konkurs  (Gesetz  betreffend  Konkurs  der  Privatbanken,  welche 
Banknoten  ausgeben,  Bankaktiengesellschaften  und  Sparbanken)  vom 
7.  Juni  1889. 

H.  Literatur.  Konkurs  Boskilnads  och  Urarfva  Lagarne  med 
Motiver  samt  Högsta  Domstolens  och  Statsrädets  Protokoller,  Stock- 
holm 1863. 

Weser-Westring,  Konkurslagen  jämte  dithörande  författningar 
med  anmärkningar  etc.  VH.  Auflage.  Stockholm  1893. 

Up p ström,  Sveriges  Rikes  Lag,  S.  499,  532,  536,  926  ff. 

Bergstrand,  Processen  i Konkurs  boskilnads  och  urarfva  mäl*. 
in  Nordisk  Retsencyklopaedi,  B.  IV.  Kjöbenhavn  1879 — 80. 

Broomße,  Gust.  Studier  i Konkursrätt.  Lund  1880. 
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Landtmansson,  Om  Konkursbo,  Upsala  1866. 

Martin,  Ackord  i Konkurs,  Upsala  1880. 

Derselbe,  Huru  skall  förhällas  med  den  egendom,  som  en  gäl- 
denär,  hvilken  blifvit  i sitt  hemland  försatt  i konkurs,  eger  inom  annat 
land,  Stockholm  1881.  Forhandlinger  paa  det  IV.  Nordiske  Juristmöde, 
Kjöbenhavn  1881,  Beil.  V und  S.  71—112. 

Nor  düng,  Föreläsningar  om  boskilnad  och  om  behandling  af 
död  mans  bo,  III.  Aufl.  Upsala  1892. 

Derselbe,  Om  Konkursbos  rätt  vid  köp  eller  leveransaftal,  upp- 
gjordt  af  gäldenären.  Siehe  Naumann,  Tidskrift  för  lagstiftning,  lags- 
kipning  och  förvaltning,  Jahrg.  1875,  S.  657  ff. 

Olivecrona,  Bidrag  tili  den  Svenska  Konkurslagstiftningens  historia,, 
siehe  Upsala  Universitäts  Ärsskrift  1862. 

Rydin,  Om  Konkursförbrytelser,  Upsala  1888. 

Sandberg,  Om  bolags  Konkurs,  Lund  1893. 

Winroth,  Om  arfvingarnes  ansvarighet  för  arflätarens  förbindelser, 
Upsala  1879. 

III.  Geschichtliches.  Die  ältesten  Bestimmungen  konkursrecht- 
licher  Natur  in  den  schwedischen  Rechtsquellen  beziehen  sich  auf  eine 
Klage  im  Wege  des  ordentlichen  Prozesses,  welche  auf  die  Uebergabe 
des  verschuldeten  Vermögens  zunächst  an  die  Vigilanten  Gläubiger  zur 
Vertheilung  nach  dem  Massstabe  ihrer  Forderungen  mit  subsidiärer 
Arbeitshaft  bei  mangelnder  Zahlung  gerichtet  ist.  Nebenbei  findet  man 
auch  Spuren  von  Vorschriften  über  Akkord,  Stundung  und  Vorzugs- 
rechte. In  der  Mitte  des  XIV.  Jahrhunderts  machte  sich  schon  das 
Römisch-rechtliche  beneficium  cessionis  bonorum  geltend,  welches  be- 
zweckt, den  ehrenhaften,  seine  Güter  freiwillig  abtretenden  Schuldner 
von  der  Arbeitshaft  zu  befreien.  Gegen  Ende  des  XVII.  Jahrhunderts 
werden  die  diesbezüglichen  Grundsätze  eingehender  bearbeitet  und  mit 
Bestimmungen  über  Ediktalladung  und  Inventaraufnahme  verbunden. 
Durch  das  Gesetzbuch  von  1734  wurden  nur  die  Vorschriften  über  die 
persönliche  Haftung  des  Schuldners,  das  beneficium  cessionis  und  die 
Rangordnung  der  privilegirten  Forderungen  näher  geregelt.  Dagegen 
fehlte  es  beinahe  gänzlich  an  prozessualen  Bestimmungen.  Diese  wur- 
den in  der  zweiten  Hälfte  des  XVIH.  Jahrhunderts  Gegenstand  der 
gesetzgeberischen  Thätigkeit.  Das  erste  vollständigere  Konkursgesetz 
stammt  aus  dem  Jahre  1818.  Ein  revidirtes  Konkursgesetz  folgte  1830. 
Die  zu  einer  unerträglichen  Verschleppung  des  Verfahrens  führenden 
Bestimmungen  dieser  Gesetze  über  die  Anmeldungsfristen  und  Termine 
sowie  über  die  richterliche  Prüfung  der  bestrittenen  Forderungen  und 
die  Ordnung  sämmtlicher  Vorrechte  nebst  der  Unzulänglichkeit  der 
auf  Verhütung  groben  Geschäftsunfugs  abzielenden  Strafbestimmungen, 
veranlassten  eine  unter  Berücksichtigung  des  Code  de  Commerce, 
sowie  der  Preussischen  Konkursordnung  von  1855  in  den  fünfziger 
Jahren  durch  eine  Kommission  vorgenommene  Ausarbeitung  üieuer 
Gesetzentwürfe,  durch  welche  ein  schnelleres  Liquidationsverfahren 
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durch  Konkursverwalter,  Gerichtskommissar  und  Gläubigerverwaltung 
mit  gerichtlicher  bezw.  richterlicher  Intervention  in  gewissen  vom  Ge- 
setz vorgesehenen  Fällen,  die  Möglichkeit  der  Rettung  der  ökono- 
mischen Lage  des  Gemeinschuldners  und  die  Wiederherstellung  seiner 
Erwerbsthätigkeit  durch  Akkord  bezweckt  wurden.  Nach  einigen  Miss- 
geschicken wurden  die  neuen  Gesetzentwürfe  von  den  Reichsständen 
1860  angenommen  und  zwei  Jahre  später  promulgirt. *) 

§.  18. 

2.  Grundprinzipien  des  Konkursrechts. 

Die  Eröffnung  des  Konkurses,  welcher  als  eine  Generalzwangsvoll- 
streckung in  das  Vermögen  des  zahlungsunfähigen  Schuldners  zum 
Zwecke  einer  dem  Rechte  entsprechenden  Befriedigung  der  Gläubiger 
zu  betrachten  ist,  erfolgt  nur  auf  Antrag  des  Gemeinschuldners  oder 
eines  Gläubigers.  Sie  setzt  die  Zahlungsunfähigkeit  oder  die  Entfer- 
nung des  Gemeinschuldners  voraus  und  erfolgt  auf  Anordnung  des- 
jenigen Gerichts,  bei  welchem  der  Schuldner  seinen  allgemeinen  per- 
sönlichen Gerichtsstand  hat 

Das  Konkursverfahren  findet  sowohl  auf  Kaufleute,  wie  auf  Nicht- 
kaufleute Anwendung.  Ausser  einem  etwa  nöthigen  präparatorischen 
Verfahren  besteht  das  Konkursverfahren  aus  dem  Eröffnungsverfahren, 
der  Konstituirung  der  Aktiv-  und  Passivmasse,  dem  Prüfungs-  und  Prio- 
ritätsverfahren und  dem  Realisations-  und  Vertheilungsverfahren.  Das 
Gesetz  enthält  weder  Bestimmungen  bezüglich  des  im  Auslande  befind- 
lichen Vermögens  des  Kridars,  noch  über  das  in  Schweden  befindliche 
Vermögen  eines  ausländischen  Schuldners  oder  den  Partikularkonkurs 
eines  solchen.  Der  Inhaber  eines  Faustpfands  oder  eingetragenen 
Hypothekenrechts,  sowie  der  nur  eine  Aufrechnung  beanspruchende 
Gläubiger  ist  nicht  verpflichtet,  seine  Forderung  im  Konkurse  anzu- 
melden. Der  Ueberschüss  des  Erlöses  aus  dem  Pfand-  oder  Hypotheken- 
objekt ist  an  die  Konkursmasse  abzüiiefern. 

3.  Materielles  Konkursrecht. 

§ 19- 

A.  Konstituirung  der  Aktivmasse. 

I.  Voraussetzungen  der  Konkurseröffnung.  Konkursantrag. 

Das  Konkursverfahren  wird  (vgl.  oben  § 18)  nur  auf  Antrag 
-des  Gemeinschuldners  oder  eines  Gläubigers  eröffnet.  Dem  Gemein- 

*)  Das  Konkursgesetz  von  1862  ist  keine  glückliche  gesetzgeberische  Leistung 
Es  mangelt  ihm  die  Grundlage  fester  wissenschaftlicher  Prinzipien  und  zugleich  leidet 
es  einerseits  an  einer  Ueberfülle  von  ins  Einzelne  gehenden  kasuistischen  Vorschriften, 
andererseits  an  Lücken  und  Unklarheiten.  Die  Reihenfolge  der  Vorschriften  ist  nach 
der  Zeitfolge  der  Verhandlungen  im  Konkurs  geordnet.  Die  Ausdrucksweise  leidet  an 
schleppender  Breite.  Der  werthvollste  — obgleich  in  der  Praxis  nicht  immer  glück- 
lich verwerthete  — Gewinn  aus  dem  fremden  Recht  ist  die  Einrichtung  des  richter- 
lichen Kommissars, 
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Schuldner  ist  keine  Angabe  eines  Grundes  für  seinen  Antrag  vorge- 
schrieben.1) Die  Voraussetzungen  des  Konkursantrages  seitens  der 
Gläubiger2)  sind:  1)  die  Flucht  des  Gemeinsehuldners  wegen  Schul- 
den, 2)  seine  Reise  nach  dem  Auslande  nebst  der  Muthmassung  seines 
Wegbleibens,  um  den  Ansprüchen  der  Gläubiger  zu  entgehen;  3)  die 
Zahlungsunfähigkeit  des  Gemeinschuldners  bezw.  die  Gefahr  mangelnder 
Befriedigung.  Die  Fälle,  in  welchen  eine  solche  Unfähigkeit  oder  Gefahr 
anzunehmen  ist,  sind  im  Gesetze  kasuistisch  angegeben.  Es  gehören 
hierzu  die  über  eine  Woche  dauernde  Zahlungseinstellung  eines  Kauf- 
manns, betrügerische  Beiseiteschaffung  oder  Entziehung  von  Vermögens- 
stücken zur  Benachtheiligung  der  Gläubiger  u.  s.  w.  Fällige  Schulden 
sind  besonders  berücksichtigt» 

II.  Wirkung  der  Konkurseröffnung. 

Wie  überhaupt  die  zum  materiellen  Konkursrecht  gehörenden  Vor- 
schriften sind  die  über  die  Rechtswirkungen  der  Konkurseröffnung  un- 
genügend. Aus  den  Bestimmungen  im  § 13  .des  Konkursgesetzes 
folgt  indessen,  dass  keine  Zwangsvollstreckung  in  das  unprivilegirte 
bewegliche  Vermögen  des  Gemeinschuldners  weiter  stattfinden  darf, 
und  dass  eine  schon  begonnene,  aber  nicht  durch  Versteigerung  er- 
ledigte Zwangsvollstreckung  in  solches  Vermögen  sistirt  wird.  An 
dem  innerhalb  eines  Monats  vor  der  Konkurseröffnung  gepfändeten 
beweglichen  oder  unbeweglichen  Eigenthum  wird  kein  Vorrecht  be- 
gründet.3) Der  Verkauf  eines  gepfändeten  Grundstücks,  Schiffes  oder  der 
Güter  in  einem  Schiffe  wird  durch  die  Konkurseröffnung  nicht  gehemmt» 
Vorbehalten  sind  auch  die  Rechte  der  Faustpfand  gläubiger,  sowie  die 
der  Inhaber  von  Hypotheken  an  Grundeigenthum.  Ob  und  inwieweit 
der  Konkurs  sich  auf  das  im  Ausland  befindliche  Vermögen  des  Kridars 
erstreckt,  ist  bei  dem  oben  erwähnten  Mangel  an  Vorschriften,  deren 
es  auch  in  den  Staatsverträgen  mangelt,  unbestimmt.  Selbstverständ- 
lich wird  auf  eine  gutwillige  Ausanwortung  solchen  Vermögens  hin- 
gewirkt.  Ein  im  Ausland  eröffnetes  Konkursverfahren  hindert  nach 
allgemeiner  Ansicht  nicht  die  Zwangsvollstreckung  schwedischer  und 
dänischer  Urtheile  in  das  inländische  Vermögen  des  Schuldners;  jedoch 
sind  dänische  Urtheile,  wenn  in  Dänemark  das  Konkursverfahren  gegen 
einen  Gemeinschuldner  eröffnet  wird,  in  sein  hiesiges  Vermögen  nicht 
vollstreckbar  und  umgekehrt.4)  Ob  über  das  persönliche  Vermögen 
eines  Ausländers  Konkurs  in  Schweden  eröffnet  werden  kann,  ist 
fraglich, 

An  die  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  dienende  Aktivmasse  fällt 
das  gesammte  Vermögen  (Nutzungsrechte  einbegriffen,  das  literarische 

9 Konk.-Ges.  § 6 Abschn.  1,  § 7 Abschn.  1. 

2)  Konk.-Ges.  §§  2—5. 

3)  Handelsbalk  Kap.  17  § 8,  § 9 Abschn.  6. 

4)  Kßnigl.  Verordn,  vom  15.  Juni  1861,  § 7;  Konvention  vom  25.  April  1861,  § 1 
der  Dänischen  Abfassung. 

Leske  a.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II.  32 
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Eigenthumsrecht  aber  ausgeschlossen),  welches  dem  Gemeinschuldner 
zur  Zeit  der  Einreichung  seines  Konkursgesuchs,  oder,  wenn  der  Kon- 
kurs auf  Antrag  eines  Gläubigers  zu  Stande  gekommen  ist,  zur  Zeit 
der  Ausfertigung  der  Ediktalladung  gehört,  und  welches  während  des 
Konkurses  dem  Gemeinschuldner  zufällt,  insoweit  es  zur  Vollstreckung 
verwendet  werden  kann,  endlich  auch  dasjenige  Vermögen,  welches 
durch  eine  (gegen  die  vor  der  Eröffnung  des  Konkurses  vom  Gemein- 
schuldner vorgenommenen,  den  Gläubigern  nachtheiligen  Rechtsgeschäfte 
gerichtete)  Anfechtungsklage  revindizirt  werden  kann.1)  Aus  dem  nach 
Abzug  der  Besoldung  eines  Stellvertreters  oder  der  Verlagskosten  ver- 
bleibenden Lohn  bezw.  Arbeitsverdienst  des  Gemeinschuldners  werden 
zuerst  die  zu  seinem  und  seiner  Familie  Unterhalt  nöthigen  Mittel  an- 
gewiesen. 

Die  nur  im  thatsächlichen  Besitze  des  Kridars  sich  befindenden, 
ihm  nicht  gehörigen  Gegenstände  gehören  nicht  zur  Konkursmasse.  Die 
Herausga!>e  der  an  den  Gemeinschuldner  verkauften,  aber  nicht  be- 
zahlten und  vor  der  Konkurseröffnung  noch  nicht  übergebenen  Waaren 
kann  die  Konkursmasse  nur  gegen  Zahlung  beanspruchen.  Pacht-  und 
Miethsrechte  werden  durch  den  Konkurs  gegenseitig  kündbar.2) 

Wenn  der  Gemeinschuldner  nicht  schon  vor  der  Konkurseröffnung 
das  Inventar  eingereicht  hat,  verfügt  das  Gericht  bezw.  der  Richter 
die  Inventaraufnahme,  sowie  etwaige  Anlegung  der  Siegel  oder  der- 
gleichen Massregeln  durch  einen  oder  mehrere  Beauftragte,  welche  ge- 
wöhnlich auch  zu  interimistischen  Verwaltungsagenten  mit  beschränkter 
Kompetenz  bestimmt  werden.3)  Der  sogenannte  General-  oder  offene 
Arrest  ist  in  dem  schwedischen  Recht  nicht  erwähnt.  Der  Gemein- 
schuldner ist  verpflichtet,  seine  Vermögensmasse,  Gläubiger  untf  Schuld- 
ner genau  anzugeben,  alle  'erforderliche  Auskunft  zu  ertheilen,  sowie 
das  Inventar  unter  Eidespflicht  zu  unterzeichnen  und  bei  Gefahr  der 
Haft  zu  beeidigen.4)  Die  Eidesleistung,  die  auch  von  der  Ehefrau  und 
den  Kindern  des  Gemeinschuidners,  sowie  von  seiner  Dienerschaft  und 
anderen,  welche  von  seinen  Vermögens  Verhältnissen  Kenntniss  haben, 
gefordert  werden  kann,  findet  in  der  Regel  statt  bei  dem  ungefähr  drei 
Wochen  nach  der  Konkurseröffnung  abzuhaltenden,  sogenannten  „ersten 
Verhör“,  wozu  die  umwohnenden  Gläubiger  einberufen  werden  und  wobei 
einstweilige  Konkursverwalter  von  Gläubigern  gewählt  bezw.  vom  Gericht 
oder  Richter  ernannt  werden.  Das  Vermögen  des  Gemeinschuidners 
nebst  allen  Forderungen  und  nicht  besonders  ausgenomraenen  Rechten 
hat  er  den  Agenten  bezw.  den  einstweiligen  oder  den  auf  dem  Proklama- 
tage  erwählten  definitiven  Konkursverwaltern  oder  den  Gläubigern  zu 


*)  Konk.-Ges.  §§  35 — 37 ; Ges.  über  das  literarische  Eigenthum  vom  10.  August 
1877.  § 22.  Erkenntnisse  des  obersten  Gerichtshofes  vom  22.  Februar  1889  und 
4.  Februar  1891. 

2)  Erkenntnisse  des  obersten  Gerichtshofs  vom  17.  Dezember  1868,  26.  Mai  1886. 

3)  Vergl.  die  unklaren  Bestimmungen  des  § 9. 

4)  Konk.-Ges.  §§  19,  21. 
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überliefern. J)  Bis  dahin  ist  er  gewissen  Beschränkungen  des  Auf- 
enthaltsorts unterworfen.* 2)  Aus  dem  oben  Gesagten  folgt,  dass  der 
Gemeinschuldner  das  Recht,  sein  zu  der  Konkursmasse  gehöriges  Ver- 
mögen zu  verwalten  und  über  dasselbe  zu  verfügen,  verliert.  Seine 
Rechtshandlungen  werden  den  Gläubigern  gegenüber  nichtig.3)  Das 
Verwaltung^-  und  Verfügungsrecht  geht  auf  die  Gläubiger  und  die 
Konkurs  Verwaltung  über.  Anhängige  Reehtsstreitigkeiten  können  nur 
von  der  Masse  oder  ihren  Vertretern  aufgenommen  werden.4) 

III.  Stellung  der  Konkursverwalter  und  der  Gläubiger.5) 

Die  Konkursverwalter,  welche  als  Mandatarien  der  Gläubiger  zu 
betrachten  sind,  und  für  die  Geschäftsführung,  wenn  sie  nicht  getheilt 
ist-,  pro  parte  rata  haften,  haben  die  Interessen  der  Gläubiger,  wie  ihre 
eigenen,  wahrzunehmen,  die  Forderungen  einzutreiben  und  die  Abwicke- 
lung des  Konkurses  vorzubereiten,  sowie  die  nöthigsten  Schritte  zur  Ver- 
werthung  des  Schuld  Vermögens  zu  thun.  Die  regelmässige  Verwaltung 
und  Verwerthung  geschieht  unter  der  Aufsicht  des  Gerichtskommissars 
nach  Berathung  mit  den  Konkursgräubigern  bez.  nach  ihrem  Beschluss.  In 
gewissen  Fällen  muss  die  Ansicht  bez.  die  Zustimmung  des  Gemeinschuld- 
ners eingeholt  werden.  Die  Rechte  der  Gläubiger  werden  in  den  öffent- 
lich bekannt  zu  machenden  Gläubiger-Versammlungen  nach  dem  Mass- 
stabe  ihrer  Forderungen  ausgeübt.  Entscheidend  ist  die  Forderungs- 
Majorität,  welche  gleichzeitig  mindestens  ein  Viertel  der  Abstimmenden 
vertritt.  Wenn  keine  gesetzliche  Majorität  zu  Stande  kommen  kann, 
wird  das  Gutachten  des  Gerichtskommissars  eingefordert;  die  Meinung, 
welcher  dieser  sich  anschliesst,  erlangt  Geltung. 

Die  Berufung  der  Gläubigerversammlung  geschieht  durch  die  Ver- 
walter nach  Berathung  mit  dem  Gerichtskommissar.  Die  Gläubiger 
sowie  der  Gemeinschuldner,  können  solche  Berufung  beim  Gerichts- 
kommissar beantragen.  Bei  Abweisung  entscheidet  auf  Antrag  das 
Konkursgericht.  Gegen  die  Beschlüsse  der  Gläubigerversammlung  findet 
aus  formellen  Gründen  Beschwerde  an  das  Gericht  statt.  Erinnerungen 
gegen  die  Verwaltung  werden  auf  Antrag  des  richterlichen  Kommissars 
vom  Gericht  geprüft.  — Dass  ausländische  Gläubiger  den  inlän- 
dischen gleich  stehen,  ist  trotz  des  Stillschweigens  des  Ge- 
setzes unzweifelhaft. 

Die  Verwalter  haben  Anspruch  auf  Erstattung  angemessener  baarer 
Auslagen  und  auf  Vergütung  für  die  Geschäftsführung.  Die  Festsetzung 
der  Vergütung  geschieht  durch  die  Gläubigerversammlung.  Streitig- 
keiten werden  vom  Gericht  geprüft.  Die  Vergütung  des  Gerichts- 
kommissars wird  durch  das  Gericht  nach  dem  Vorschlag  der  Gläubiger 
festgestellt. 

v)  Konk.-Ges.  §§  25—28,  39—40,  43. 

a)  Konk.-Ges.  § 19 — 24. 

3)  Ausdrückliche  Bestimmungen  fehlen. 

4)  Erkenntnisse  des  obersten  Gerichtshofs  vom  18.  Oktober  1883,  30.  April  18S8. 

ß)  Konk.-Ges.  §§  39 — 68. 
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§ 20. 

B.  Aus-  und  Absonderungs-,  Kompensations-  und  Anfechtungsrecht. 

I.  Dem  Gemeinschuldner  unstreitig  nicht  gehörige  Gegenstände 
sind  durch  die  Verwalter1)  dem  rechtmässigen  Eigenthümer  auszufolgen. 
Derartige  streitige  Ansprüche,  welche  von  der  Gläubigerversammlung 
nicht  anerkannt  werden,  sind  im  Wege  der  Klage  geltend  zu  machen. 

Die  Ehefrau,2)  welcher  ein  Geschäftsführer,  wenn  sie  keinen  Ein- 
spruch dagegen  erhebt,  beigeordnet  wird,  hat  die  Ansprüche  auf  Ersatz 
ihrer  „verwandelten“,  d.  h.  in  specie  nicht  mehr  vorhandenen  Mobilien 
und  Gelder  als  eine  Konkursforderung  anzumelden.  Um  ihr  Recht  so- 
wohl darauf,  als  auf  ihr  noch  rückständiges  Privateigenthum  und  ihren 
Antheil  am  gemeinschaftlichen  Vermögen  behaupten  zu  können,  hat  sie 
die  Auseinandersetzung  der  Gütergemeinschaft  spätestens  auf  dem  Pro- 
klamatage  zu  beantragen.  Den  Gläubigern  gegenüber  kann  sie  keine 
Entschädigung  für  veräusserte  Grundstücke,  bez.  was  sonst  zum  unbe- 
weglichen Vermögen  gehört,  beanspruchen.  Keiner  von  den  Ehegatten 
kann  Ersatz  verlangen  für  Zahlungen,  welche  aus  dem  gemeinschaft- 
lichen Vermögen  für  die  Schulden  des  Anderen  gemacht  worden  sind. 

II.  Gläubiger,  welchen  an  beweglichem  Gut  ein  Faustpfandrecht 
oder  kraft  stattgefundener  Pfändung  an  solchem  Gut  ein  Vorrecht  zu- 
steht, können  aus  diesen  Gegenständen  besondere  Befriedigung  ver- 
langen. Bei  mangelnder  Einlösung  seitens  der  Masse  kann  der  bevor- 
zugte Gläubiger  die  Versteigerung  des  Gegenstands  veranstalten,  ist 
aber  verpflichtet,  die  Verwalter  einen  Monat  voraus  davon  zu  benach- 
richtigen und  über  den  Erlös  Rechnung  abzulegen.  Sonst  erfolgt  die 
Realisation  durch  die  Verwalter  oder  durch  den  Exekutor.3) 

Den  Faustpfand  gläubigem  stehen  gleich  Vermiether,  Verpächter, 
Handwerker  und  Vorschuss  gebende  Kommissionsverkäufer.4 5)  Schiffs- 
gläubiger gemessen  abgesonderte  Befriedigung  gemäss  besonderer  Vor- 
schriften. ö) 

III.  Soweit  ein  Gläubiger  für  seine  Forderung  nur  eine  Aufrech- 
nung beansprucht,  braucht  er  diese  Forderung  im  Konkursverfahren 
nicht  geltend  zu  machen,  ist  aber  verpflichtet,  auf  Antrag  eidlich  zu 
erhärten,  dass  er  die  Forderung,  ehe  der  Konkursantrag  ihm  bekannt 
wurde,  in  gutem  Glauben  erworben  hat,,  sowie  dass  sie  keine  betrü- 
gerische sei.6) 

IV.  Gegenüber  den  vor  der  Konkurseröffnung  vom  Gemeinschuld- 
ner vorgenommenen  Rechtshandlungen  steht  den  Konkursgläubigern  in 


b Konk.-Ges.  § 46. 

2)  Königl.  Verordnung  vom  18.  September  1862. über  Auseinandersetzung  der  Güter- 
gemeinschaft etc.  7,  8;  Konk.-Ges.  § 140. 

3)  Konk.-Ges.  § 54. 

4)  Handels-Balk  Kap.  17  §§  3—6. 

5)  Exekutions-Ges.  vom  10.  August  1877,  § 89  Abschn.  2. 

6)  Konk.-Ges.  §§  91,  82. 
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den  ira  § 36  des  Konkursgesetzes  angegebenen  Fällen  das  Anfechtungs- 
recht zu,  und  zwar  unterliegen  der  Anfechtung: 

1.  unentgeltliche  und  diesen  gleichgestellte  Verfügungen  über  Eigen- 
thum von  solchem  Werth,  dass  den  Gläubigern  ein  erheblicher 
Schaden  dadurch  entstanden  ist,  sofern  nicht  längere  Zeit  als  drei 
Monate  zwischen  der  Hingabe  und  der  Eröffnung  des  Konkurses, 
oder  in  Bezug  auf  unbewegliches  Gut,  zwischen  dem  Anträge 
auf  Einschreibung  in’s  Grundbuch  und  der  Eröffnung  des  Kon- 
kurses verflossen  ist; 

2.  die  während  der  letzten  30  Tage  vor  der  Eröffnung  des  Kon- 
kurses gemachten  Zahlungen  von  a)  nicht  vor  diesem  Zeitpunkt 
fälligen  Schulden,  sowie  b)  von  fälligen  Schulden  mit  ausser- 
ordentlichen Zahlungsmitteln ; 

3.  die  während  derselben  Zeit  in  der  dem  anderen  Theile  muth- 
masslich  bekannten  Absicht,  die  Gläubiger  zu  benachtheiligen, 
abgeschlossenen  V erträge : 

4.  das  während  derselben  Zeit  bestellte  Pfand  für  Schulden,  bei 
deren  Entstehung  solche  Siclierheit  nicht  bedungen  war,  und 

5.  die  während  derselben  Zeit  stattgefundene  Pfändung  und  Ver- 
äusserung  von  beweglichem  Gut. 

Das  Anfechtungsrecht,  welches  in  einem  Monat  nach  dem  zur 
Anmeldung  der  Forderungen  bestimmten  Proklamatage  verjährt,  wird 
von  den  Konkursverwaltern  oder  der  Gläubigerversammlung  bez.  einem 
einzelnen  Gläubiger,  von  diesem  mit  der  Verpflichtung,  die  Konkurs- 
verwalter vor  dem  Komparitionstage  davon  zu  benachrichtigen,  aus- 
geübt. 

§ 21. 

4.  Formelles  Konkursrecht. 

I.  Eröffhungsverfahren. 1) 

Dass  auf  den  von  einem  mündigen  und  geistesgesunden  Gemein- 
schuldner bei  dem  zuständigen  Gericht,  bez.  Richter  auf  dem  Lande, 
gestellten  Antrag  das  Konkursverfahren  ohne  weitere  Formalitäten 
zu  eröffnen  ist,  folgt  aus  dem  oben  (S.  486)  Gesagten.  Ueber  den 
Antrag  eines  Gläubigers  ist  der  Gemeinschuldner,  in  der  Stadt  vom 
Gericht,  auf  dem  Lande  vom  Richter,  schleunigst  zu  hören.  Kann  die 
Ladung  weder  ihm  noch  seinem  Bevollmächtigten  zugestellt  werden, 
so  muss,  insofern  sein  Aufenthaltsort  nicht  ermittelt  werden  kann  und 
zugleich  anzunehmen  ist,  dass  er  sich  verborgen  hält,  flüchtig  geworden 
ist  oder  sich  ausser  Landes  begeben  hat,  eine  neue  Vorladung  dreimal 
in  die  Amts-Zeitung  eingerückt  werden.  In  diesem  Falle  wird  die  Er- 
scheinungsfrist auf  höchstens  zwei  Monate  nach  der  letzten  Bekannt- 
machung bestimmt  und  das  bekannte  Vermögen  des  Gemeinschuldners 
unter  sichere  Aufsicht  gestellt. 


l)  Konk.-Ges.  §§  6—11,  14—18. 
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Bei  Einwilligung  des  Gemeinschuldners  wird  denn  Antrag  vom 
Richter,  bez.  in  der  Stadt  vom  Gericht,  stattgegeben.  Giebt  der  Ge- 
rneinschuldner keine  Erklärung  ab,  oder  bestreitet  er  die  Voraussetzungen 
der  Konkurseröffnung,  so  hat  das  Gericht  die  Frage  zu  prüfen.  Gewinnt 
der  Antrag  die  Zustimmung  des  Gerichts,  so  ist  der  Konkurs  als  an 
dem  Tage,  an  welchem  der  Eröffnungsantrag  eingereicht  worden  ist, 
eröffnet  oder  „an  ge  fangen“  anzusehen.  Die  Gläubiger  werden  durch 
Ediktalladung  aufgefordert  — spätestens  vor  zwölf  Uhr1)  an  einem 
bestimmten  Tage  nach  zwei,  höchstens  vier  Monaten  seit  dem  Tage 
des  Eröffnungsbeschlusses  — ihre  Forderungen  beim  Gericht,  bez.  auf 
dem  Lande  beim  Richter  durch  zweifache  Einlage  anzumelden.  Die 
Ladung  wird  durch  Anschlag  an  der  Gerichtsthür  und  durch  Kund- 
machung in  der  Amts-  und  den  Orts-Zeitungen  veröffentlicht.  Inlän- 
dische Gläubiger  werden  besonders  benachrichtigt.  Gegen  die  Ent- 
scheidung des  Gerichts  findet  sofortige  Beschwerde  an  das  Vorgesetzte 
Hofgericht  statt.  Die  Vollziehung  des  Erkenntnisses  wird  dadurch  nicht 
gehemmt. 

H.  Konstituirung  der  Passivmasse. 

A.  Prüflings-  und  Prioritätsverfahren. 

Im  Inventar  sind  die  Schulden  zu  verzeichnen.  Spätestens  auf  dem 
Proklamatage  haben  die  Gläubiger  ihre  Forderungen  nebst  Angabe  des 
zu  beanspruchenden  Vorrechts  anzumelden.  Die  Beweisstücke  sind  ur- 
kundlich oder  in  beglaubigten  Abschriften  beizufügen.  Die  Angabe  eines 
bestimmten  Betrages  ist  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  unbedingt  erfor- 
derlich. Die  Beweisstücke  können  auch  nachträglich  bei  der  unten  er- 
wähnten Zusammenkunft  vor  dem  Gerichtskommissar  vorgelegt  werden. 
Sämmtliche  angemeldete  Forderungen,  wrelche  auf  Antrag  zu  beeidigen 
sind  (vgl.  oben  S.  492  III),  werden  auf  dem  Proklamatage  zur  Behand- 
lung vorgenommen  und  einzeln  erörtert,  ohne  Rücksicht  auf  das  Aus- 
bleiben des  Gläubigers  oder  des  Gemeinschuldners.  Die  Forderung  so- 
wie das  beanspruchte  Vorrecht  gilt  als  festgestellt,  soweit  kein  Wider- 
spruch erhoben  wird. 

Will  ein  Gläubiger  oder  Konkursverwalter  Einwendungen  gegen 
eine  Forderung  oder  das  beanspruchte  Vorrecht  erheben,  so  wird  eine 
bestimmte  Zeit  festgesetzt,  binnen  welcher  schriftliche  Anträge  an  das 
Gericht  bez.  den  Richter  einzureichen  sind,  sowie  eine  Zusammenkunft 
vor  dem  Gerichtskommissar,  welcher  ein  Verzeichniss  der  Forderungen 
mit  Angabe  des  behaupteten  Vorrechts  zur  Einsicht  der  Gläubiger  zu 
besorgen  hat,  anberaumt.  Bei  dieser  Zusammenkunft  sind  schriftliche 
Gegenanträge  zu  stellen  und  werden  die  Parteien  angehalten,  sich  zu 
einigen.  Die  nicht  beigelegten  Streitigkeiten  werden  an  das  Konkurs- 
gericht zu  schleuniger  Beurtheiiung  verwiesen,  wobei  eine  weitere  Be- 
gründung der  gestellten  Anträge  nur,  wenn  dies  bei  obenerwähnter  Zu- 

J)  Darauf  wird  nicht  streng  gehalten,  ln  der  Regel  fängt  die  Verhandlung  um 
12  Uhr  an. 
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sammenkunft  Vorbehalten,  bezw.  vom  Gericht  für  nöthig  erachtet  wird, 
stattfindet.  Was  im  Prüfungs terniin  anerkannt  wird  oder  unangefochten 
bleibt,  kann  nachträglich  nicht  angefochten  werden. 

Gegen  das  Urtheil  des  Konkursgerichts  findet  Berufung  statt.  Neue 
Beweise  sind  in  Konkurssachen  in  der  Berufungsinstanz,  wo  sie  als 
schleunige  Sachen  behandelt  werden,  nur  dann  zulässig,  wenn  der  Be- 
rufungskläger gerichtlicherseits  verhindert  worden  war,  sie  vorher  zu 
führen,  oder  das  angefochtene  Urtheil  auf  andere  Gründe  als  die  von 
den  Parteien  vorgebrachten  gestützt  ist. 

Gläubiger,  welche  nach  dem  Proklamatage  Forderungen  anmelden, 
tragen  die  Kosten  eines  besonderen  Prüfungstermins.  Wenn  ein  Ver- 
theilungsplan schon  zur  Vorlegung  für  die  Gläubiger  bekannt  gemacht 
worden  ist,  so  sind  die  nachträglich  angemeldeten  Gläubiger  auf  den 
etwa  verbleibenden  Rest,  jedoch  mit  Vorzugsrecht,  angewiesen.  Die 
unterlassene  Meldung  hat  nicht  den  Verlust  des  Forderungsrechts 
zur  Folge. 

B.  Vertheilungsverfahren.1) 

Nach  der  Abhaltung  des  allgemeinen  Prüfungstermins  erfolgt,  so  oft 
ein  geeigneter  Bestand  (das  Gesetz  erwähnt  vorschlagsweise  5 Proz.)  vor- 
handen ist,  eine  Vertheilung  an  die  Konkursgläubiger.  Der  Vertheilungs- 
plan wird  von  den  Konkursverwaltern  nach  Berathung  mit  dem  Gerichts- 
kommissar, welcher  bei  Meinungsverschiedenheit  das  Entscheidungsrecht 
ausübt,  aufgesetzt.  Der  Plan  ist  der  Gläubigerversammlung  vorzulegen. 
Gläubiger,  welche  gegen  den  Plan  bei  dieser  Gelegenheit  Einspruch 
erhoben  oder  der  Versammlung  nicht  beigewohnt  haben,  können  binnen 
einem  Monat  die  gerichtliche  Prüfung  des  Verth eilungsplans  beantragen. 
Abschlagsverth eilung  geschieht  gegen  Bürgschaft,  wenn  der  Vertheilungs- 
plan nicht  von  sämmtlichen  Gläubigern  genehmigt,  bez.  der  Klagetermin 
abgelaufen  oder  das  gerichtliche  Erkenntniss  rechtskräftig  geworden  ist. 
Die  Antheile  noch  nicht  festgestellter  Forderungen  werden  reservirt. 
Die  Schlussvertheilung  erfolgt  nach  den  für  die  Abschlagsvertheilung 
bestimmten  Gründen,  sobald  die  Verwerthung  der  Masse  beendigt  ist. 

§ 22. 

5.  Beendigung  des  Konkurses,2)  Vergleich,  Akkord.3) 

I.  Bei  der  Schlussvertheilung  ist  die  Schlussrechnung  den  Gläubi- 
gern vorzulegen.  Die  Klage  gegen  die  Rechenschaft  steht  den  Gläubi- 
gern sowie  dem  Gemeinschuldner  binnen  einer  Frist  von  drei  Monaten 
zu.  Der  Konkurs  ist  mit  dem  Ablaufe  des  für  die  Schlussvertheilung  be- 
stimmten Tages  als  beendigt  anzusehen.  Dem  Gemeinschuldner  ist  auf 
Antrag  ein  Zeugniss  darüber  von  dem  Konkursverwalter  zu  ertheilen. 
Bei  Verweigerung  eines  solchen  entscheidet  das  Gericht.  Nach  der  in 
dieser  Ordnung  stattgefundenen  Aufhebung  des  Konkurses  können  die 

9 Konk.-Ges.  §§  114—125. 

2)  Konk.-Ges.  §§  124—126. 

3)  Konk.-Ges.  §§  94—113. 
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nicht  befriedigten  Konkursgläubiger  ihre  rückständigen  Forderungen 
gegen  den  Schuldner  unbeschränkt  geltend  machen. 

II.  Ohne  stattgefundene  Verwerthung  und  Yertheilung  durch  die 
Verwaltung  kann  der  Konkurs  auch  beendigt  werden  durch  Vertrag 
(—  Vergleich)  nach  dem  Proklamatag  oder  durch  ALkord  (Zwangs ver- 
gleich), wovon  ein  schriftlicher  Vorschlag  spätestens  am  Proklamatag  vom 
Gemeinschuldner  eingereicht  werden  muss. 

Der  von  den  Konkursgläubigern  durch  Abstimmung  nach  Massgabe 
des  Konkursgesetzes  angenommene  Vorschlag  des  Zwangsvergleichs1) 
wird  vom  Gericht  nach  Anhörung  der  Parteien  geprüft.  Der  Zwangs- 
vergleich ist  unzulässig,  wenn  der  Beschluss  der  Gläubiger  nicht  gesetz- 
mässig  zu  Stande  gekommen  war,  — wenn  der  Schuldner  wegen  Be- 
trugs oder  TJnehrlichkeit  gegen  die  Gläubiger  verurtheilt  bez.  angeklagt 
oder  verdächtigt  ist,  — wenn  der  Zwangsvergleich  nicht  allen  nicht- 
bevorrechtigten  Gläubigern  gleiche  Rechte  gewährt,  — wenn  alle  be- 
betheiligten  Gläubiger  nicht  mindestens  50  Prozent  ihrer  Forderungs- 
beträge, spätestens  ein  Jahr  nach  der  gerichtlichen  Feststellung  des 
Akkordes  zahlbar,  erhalten,  soweit  sie  nicht  in  etwas  Anderes  aus- 
drücklich eingewilligt  haben,  — oder  wenn  der  Zwangsvergleich 
den  Gläubigern  offenbar  nachtheilig  ist.  Wenn  in  Folge  eines  Ver- 
trags oder  Zwangsvergleichs  die  Masse  dem  Gemeinschuldner  zurück- 
zuerstatten ist,  haben  die  Konkursverwalter  sofort  dem  Schuldner 
Rechnung  über  die  Verwaltung  abzulegen.  Die  Klagefrist  beträgt-  auch 
in  diesem  Falle  drei  Monate.  Wenn  nachträglich  entdeckt  wird,  dass 
der  Gemeinschuldner  sich  des  betrüglichen  oder  unehrlichen  Bankerutts 
schuldig  gemacht  hat,  oder  dass  er  bei  Abschluss  des  Akkords  gewisse 
Gläubiger  heimlich  bevorzugt  hat,  so  verfällt  der  durch  den  Zwangs- 
vergleich begründete  Erlass. 

III.  Konkurskosten.  Bei  Abweisung  des  Konkurseröffnungs- 
Antrages  fallen  die  Kosten  dem  Antragsteller  zur  Last.  Im  Falle  der 
Konkurseröffnung  gehören  die  Gerichtskosten  zu  den  Massekosten. 
Mit  der  ordnungsmässigen  Anmeldung  einer  Konkursforderung  sind 
keine  Gerichtskosten  verbunden. 

Die  gerichtlichen  Konkurskosten  einschliesslich  der  Entgeltung  für 
etwaige  Reisen  des  Richters  auf  dem  Lande,  gerichtliche  Bekannt- 
machungen und  dergl.  können  auf  etwa  100  Kronen  berechnet  werden. 
Die  Verwaltungskosten  betragen  in  der  Regel  1 — 2 Prozent  vom  Werthe 
des  unbeweglichen  Eigenthums  und  6 — 10  Prozent  vom  Werthe  der  Mobi^ 
lien,  ausschliesslich  der  Kosten  für  Bekanntmachungen,  etwaige  Reisen 
der  Konkursverwalter  u.  s.  w. 

§ 23. 

6,  Besondere  Arten  des  Konkursverfahrens. 

I.  Für  Konkurse  von  Privatbanken,  welche  Banknoten  ausgeben,  und 
von  Bankaktiengesellschaften  und  Sparbanken  gelten  theilweise  besondere 


b Konk.-Ges.  §§  95  fi’. 
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Vorschriften.  Zur  Betheiligung  an  der  Verwaltung  neben  dem  Gerichts- 
kommissar und  den  nach  den  Regeln  des  Konkursgesetzes  erwählten 
Verwaltern  ernennt  der  Chef  des  königl.  Finanzdepartements,  bez.  bei 
Sparbanken  die  Provinzialregierung,  einen  Sachwalter,  welcher  theils 
-dieselben  Befugnisse  wie  der  Gerichtskommissar  ausübt,  theils  eine 
überwachende  und  kontrolirende  Stellung  gegenüber  der  regelmässigen 
Konkursverwaltung  einnimmt. *) 

Wenn  über  eine  dem  allgemeinen  Verkehr  eröffnete  Eisenbahn 
Konkurs  eröffnet  wird , so  hat  das  Gericht  bez.  der  Richter  einen 
•oder  mehrere  Sachwalter  zu  ernennen,  bis  die  definitiven  Konkursver- 
walter von  den  Gläubigern  erwählt  worden  sind.  In  Bezug  auf  die 
Veräusserung  der  Bahn  gelten  strengere  Bestimmungen.2) 

II.  Nachlasskonkurs.3)  Wenn  der  überlebende  Ehegatte  bez. 
ein  Erbe  die  Befreiung  von  der  Haftung  für  die  Schulden  des  Erb- 
lassers erlangen  will,  hat  er  binnen  einem  Monat  nach  dem  recht- 
zeitigen4) Abschluss  der  Inventaraufnahme  oder,  wenn  neue  Schulden 
nachträglich  bekannt  werden,  binnen  derselben  Zeit,  nachdem  er  von 
solchen  Schulden  Kenntniss  erhalten,  die  Nachlassenschaft  bei  dem  Ge- 
richt, wo  der  Erblasser  zur  Zeit  des  Todes  seinen  allgemeinen  persön- 
lichen Gerichtsstand  hatte,  zum  Konkurs  abzutreten.  Andere  Erben, 
bez.  der  überlebende  Gatte,  können  die  Erbschaft  spätestens  auf  dem 
Proklainatag  gegen  Bürgschaft  antreten. 

Unentschuldbare  Versäumniss  der  Inventaraufnahme , sowie  unbe- 
fugte Massnahmen  mit  dem  Vermögensbestand  zieht  die  Haftung  für 
die  Schulden  nach  sich.  Erben,  welche  von  der  Theilnahme  an  der 
Nachlassenschaft  ausgeschlossen  sind  und  weder  der  Inventaraufnahme 
beigewohnt  haben,  noch  dazu  verpflichtet  waren,  auch  mit  den  An- 
gelegenheiten des  Nachlasses  sich  nicht  befasst  haben,  noch  davon 
irgend  einen  Vorth  eil  genossen  haben,  sind  von  der  Haftung  frei.  Bei 
dem  Nachlasskonkurs  finden  die  allgemeinen  Vorschriften  des  Konkurs- 
gesetzes in  der  Regel  Anwendung. 

III.  Theil. 

Erbschaftsregulierung.5) 

§ 24. 

1.  Zuständigkeit  der  Gerichte.  Erbfolge  im  Allgemeinen. 

I.  Zuständig  in  Erbschafts-  und  Testamentsangelegenheiten  ist  das 
allgemeine  Untergericht,  für  Adlige  und  diesen  Gleichstehende  das  Hof- 
gericht, in  dessen  Bezirk  der  Erblasser  seinen  Wohnsitz  oder  Dienst  gehabt 

!)  Gesetz  vom  7.  Juni  1889. 

2)  Königl.  Verordnung  vom  15.  Oktober  1880,  §§  19 — 22. 

3)  Königl.  Verordnung  vom  18.  September  1862  betreffend  Schuldzahlung  bei 
Sterbefällen  etc. 

4)  Vergl.  unten  § 27  Nachlassverfahren. 

5)  Vgl.  auch  Böhm,  Handbuch  der  internat.  Nachlassbehandlung,  2.  Aull.,  1895, 
S.  401  ff.  und  die  dort  angegebene  Literatur 
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hat.1)  Das  zuständige  Gericht,  bei  welchem  die  Sterbefälle  der  In- 
länder 2)  von  der  Priesterschaft  angemeldet  und  Testamente  aufgewiesen 
werden,  überwacht  die  rechtzeitige  Einreichung  des  Inventars  und  be- 
stellt auf  Antrag  oder  bei  Veranlassung  des  Inventars  Kuratoren  zur 
Wahrung  der  Interessen  Abwesender  oder  des  Nachlasses. 3)  Es  beruft 
und  beaufsichtigt  die  Vormünder.  Ausserhalb  dieser  Grenzen  erstreckt 
sich,  mit  Ausnahme  gewisser  Städte,  der  Offizialbetrieb  der  Gerichte 
nicht  auf  Nachlassangelegenheiten. 

II.  Da  das  schwedische  Erbrecht  gänzlich  von  der  Blutsverwandt- 
schaft abhängt,  erfolgt  der  Erwerb  der  Erbschaft  ipso  iure  nach  dem 
Tode  des  Erblassers  ohne  besondere  Antretung.  Erbfähig  ist  jeder 
der  überlebenden  Erben  (sofern  er  nicht  wegen  groben  Verbrechens  aus- 
dem  Lande  entwichen  ist  oder  den  Erblasser  absichtlich  getödtet  hat), 
sowie  das  vom  Erblasser  erzeugte  Kind,  welches  nach  seinem  Tode 
lebendig  geboren  wird.  Die  römische  Universalsuccession  hat  nur- in 
Bezug  auf  die  Haftung  für  die  Schulden  theilweise  eingewirkt.4) 

§ 25. 

2.  Intestaterbfolge.5) 

I.  Die  Vertheilung  des  Nachlassvermögens  unterliegt  ohne  Rück- 
sicht  auf  seine  Art  oder  Herkunft  denselben  Bestimmungen.  Weder 
männliches  Geschlecht  noch  Erstgeburt  gewähren  irgend  welche  Vor- 
rechte. Vollbürtige  Verwandte  sehliessen  die  halbbürtigen  nicht  aus; 
sie  können  jedoch,  wenn  beide  gleichzeitig  zur  Erbschaft  berufen  sind, 
in  der  Regel  nur  den  Theil  beanspruchen,  wozu  der  gemeinsame  Stamm- 
Vater  bezw.  die  gemeinsame  Mutter  berechtigt  war.  Die  Leibeserben 
sind  (unabhängig  von  etwaigen  Enterbungsvorschriften  des  Erblassers) 
pfhehttheilsberechtigt  zur  Hälfte  des  gesetzlichen  Erbtheils  und  sie 
haben  ausserdem  bei  Minderjährigkeit,  geistiger  oder  körperlicher  Krank- 
heit Anspruch  auf  Alimentation.  Anerkannte  uneheliche  Kinder  können 
unter  gewissen  Bedingungen  neben  den  ehelichen  die  gemeinsame  Mutter 
beerben,  jedoch  ohne  Beeinträchtigung  des  P flieh  ttheils  der  Leibeserben. 
Eine  Enterbung  ist  nur  in  gewissen  Fällen  der  Eheschliessung  ohne 
Einwilligung  der  Eltern  oder  des  rechtmässigen  „Brautvaters“  (Sponsor) 
zulässig. 6) 


b Rgs.-B.  Kap.  10  § 6;  Kap.  8 § 2. 

b Sterbefälle  der  Ausländer  sind  unter  Angabe  ihrer  in  Schweden  befindlichen 
Erben,  ihrer  Eltern,  ihres  Gewerbes,  ihrer  Heimath  und  ihrer  Vermögensverhältnisse, 
soweit  sie  bekannt  sind,  bei  dem  Königl.  statistischen  Centralbureau  zu  melden.  KönigL 
Verordnung  betr.  die  Kirchenregister  vom  6.  August  1894  § 38. 

3)  Arfda-Balk  Kap.  9 §§  2 fl*,  nebst  dazu  gehörenden  Verordnungen. 

4)  Siehe  § 23  und  § 27  Nachlasskonkurs  und  Nachlassverfahren,  wo  die  Rechts- 
wohlthat  des  Inventars  und  der  Erbschaftsverzicht  erwähnt  sind. 

5)  Arfda-Balk  Kap.  1 — 8. 

6)  Wenn  ein  unmündiges  Mädchen  gegen  den  Willen  ihres  Vaters  oder  ihrer 
Mutter  heirathet,  so  ist  der  Vater  bezw.  die  Mutter  berechtigt,  sie  zu  enterben.  Das- 
selbe gilt,  wenn  der  Sohn  oder  die  verwittwete  Tochter,  welche  kein  eigenes  Haus- 
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Die  Erbklassen  sind  theils  nach  Linien  (Parentelen),  theils  nach 
Graden  bestimmt.  Eintrittsrecht  greift  Platz  in  den  zwei  ersten  Paren- 
telen, die  mit. den  drei  ersten  Erbklassen  zusammenfallen.  In  Bezug 
auf  die  übrigen  Erbklassen  macht  sich  als  Hauptregel  der  Gradual- 
grundsatz,  nur  durch  den  Parentelgrundsatz  modifizirt,  geltend.  Die 
Regeln  über  die  Berechnung  der  Grade  stimmen  mit  denen  der  römi- 
schen Komputation  überein.  Der  nähere  Grad  schliesst  den  entfernteren 
aus.  Seitenverwandte  gehen  Aszendenten  gleichen  Grades  vor.  Von 
Seitenverwandten  desselben  Grades  sind  die  von  einem  näheren  Zweig 
(Parentel)  vor  den  anderen  berufen.  Wenn  Aszendenten  bezw.  Seiten- 
verwandte, sowohl  väterlicher-  als  mütterlicherseits,  gleichzeitig  berufen 
sind,  nimmt  jede  Linie  oder  Seite  die  Hälfte.  Innerhalb  jeder  Linie 
geschieht  die  Erbtheilung  nach  Zweigen  (Hauptzweigen),  wenn  solche 
vorhanden  sind,  innerhalb  der  Zweige  nach  Unterzweigen  und  zwischen 
Individuen  desselben  Unterzweiges  nach  Kopftheilen. 

Nach  der  gesetzlichen  Erbfolgeordnung  sind  also  zur  Erbschaft  be- 
rufen: 1)  Leibeserben  (Busen)  nach  Stämmen  — Parentel  des  Erblassers 
mit  Eintrittsrecht  für  Nachkommen  von  Verstorbenen:  2)  und  3)  Eltern^ 
und  neben  dem  überlebenden  Elterntheil,  bezw.  nach  den  Eltern,  wenn 
beide  gestorben  sind,  Geschwister  und  ihre  Abkömmlinge  — 
Parentel  der  Eltern  mit  Eintrittsrecht  wie  bei  1;  4)  Grosseltern: 
5)  Geschwister  der  Eltern;  6)  Urgrosseltern ; 7)  V ettern  und  Basen ; 
8)  Geschwister  der  Grosseltern;  9)  Voreltern  des  vierten  Grades  u.  s.  w. 

In  Ermangelung  von  Erben  hat  der  Staat  Anspruch  auf  den  Nach- 
lass. x) 

II.  Eheliches  Güterrecht.2)  Zwischen  Ehegatten  besteht,  wenn 
vor  der  Abschliessung  der  Ehe  anderes  nicht  unter  Beobachtung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  verabredet  ist,  Gütergemeinschaft  zu  gleichen 
Theilen  des  Gesammtvermögens,  wovon  jedoch  die  von  dem  einen  der 
Ehegatten  ererbten  oder  vor  der  Ehe  erworbenen  Grundstücke  auf  dem 
Lande,  nebst  einigen  anderen  Eigenthumsobjekten,  ausgeschlossen  sind. 
Aus  dem  Nachlass  bekommt  der  überlebende  Gatte  von  dem  nach  der 
gesetzlichen  Schuldenregulierung  erübrigten  Rückbestand  sein  Privat- 
vermögen und  seinen  Antheil  am  gemeinschaftlichen  Vermögen  nebst 
dem  Besttheil,  und  ausserdem  die  Wittwe,  wenn  sie  von  dem  verstorbe- 
nen Mann  keine  Kinder  hat,  die  Morgengabe. :i) 

wesen  haben,  aus  Verachtung  und  Unehrerbietigkeit  oder  eine  Person  von  schlechtem 
Ruf  gegen  den  Willen  ihrer  Eltern  beirathen.  Wenn  ein  Mädchen  nach  dem  Tode 
der  Eltern  wider  den  Willen  des  rechtmässigen  „Brautvaters“  (Verlöber,  Sponsor,  De- 
sponsator),  dessen  Erbin  sie  ist,  heirathet,  so  ist  derselbe  berechtigt,  sie  zu  enterben. 
Giftermäls  Balk  Kap.  6.  Königl.  Verordn,  vom  8.  Nov.  1872. 

9 Dana-arf.  Ärfda-Balk  Kap.  15  §§  1,  2. 

2)  Giftermäls-Balk  Kap.  8 — 11.  Olivecrona,  Makars  Giftorätt  i bo,  6.  Aufl. 
Upsala  1882. 

3)  Vgl.  auch  Uppström,  „Sveriges  Rikes  Lag“  Giftermäls  Balk  Kap.  8 S.  11 
über  Ehepakten;  Kap.  9 § 1 S.  12  über  das  Verwaltungsrecht  des  Ehemanns;  und 
Kap.  10  und  11  S.  13 — 16  über  das  eheliche  Güterrecht. 
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§ 26. 

3.  Letztwillige  Dispositionen.* 1) 

Testamente  können  mündlich  oder  schriftlich  gemacht  werden.  War 
der  Testator  bis  zu  seinem  Tode  ausser  Stande  Zeugen  beizuziehen,  so 
genügt  für  die  Rechtsgültigkeit  der  Verfügung  seine  eigenhändige 
Namensunterschrift.  Sonst  müssen  zwei  un verwerfliche  Zeugen  bestä- 
tigen, dass  der  Testator  bei  gesundem  und  vollem  Verstand  und  aus 
freiem  Willen  das  Testament  gemacht  hat.  Die  volle  Testirfähigkeit 
fällt  mit  der  Mündigkeit  zusammen.  Ueber  das  durch  eigene  Arbeit 
Erworbene  kann  auch  der  Minderjährige,  der  15  Jahre  vollendet  hat, 
durch  Testament  verfügen.  Testirfähig  ist  auch  die  Ehefrau. 

Für  Kodizille  gelten  dieselben  Bestimmungen.  Beim  Widerruf  des 
Testaments  sind  die  oben  angegebenen  Formalitäten  nicht  unbedingt 
nöthig. 2) 

Von  zwei  oder  mehreren  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  ein- 
gerichteten, aber  unvereinbaren  Testamenten  ist  das  jüngste  als  das 
gültige  anzusehen.  Die  Einsetzung  eines  Testamentsvollstreckers  fällt 
in  Ermangelung  besonderer  Vorschriften  unter  die  allgemeinen  Bestim- 
mungen. Das  Vermachte  wird  von  des  Testators  Antheil  am  Ver- 
mögen genommen.  Wenn  die  Verfügung  das  Pflichttheil  der  Leibes- 
erben beeinträchtigt,  ist  sie  nach  dem  Gesetze  zu  berichtigen,  bleibt 
•aber  im  Uebrigen  gültig. 

Der  Testamentarius  hat  bei  Gefahr  der  Unwirksamkeit  des  Testa- 
ments, in  der  Stadt  innerhalb  sechs  Monaten,  nachdem  er  von  dem 
Tode  des  Testators  und  dem  Testament  Kenntniss  erhielt,  und  auf  dem 

In  ganz  Schweden  gelten  gesetzlich  dieselben  Bestimmungen  d.  h.  überall  Güter- 
gem  ein schaft.  Yon  der  Gütergemeinschaft  ausgenommen  sind  kraft  Gesetzes  länd- 
liche Immobilien  innerhalb  des  schwedischen  Staats,  die  ein  Ehegatte  geerbt  oder  vor 
der  Eheschliessung  erworben  hat.  Zu  den  Immobilien  zählen  auch  gewisse  Renten 
.(Frälseräntor).  Im  Uebrigen  fällt  unter  diese  Bestimmung  nur  das  Eigenthumsrecht, 
nicht  auch  der  Niessbrauch  von  Immobilien. 

Dem  Ehemann  gebührt  gesetzlich  das  Verwaltungsrecht.  Hiervon  ausge- 
nommen ist: 

1.  Vermögen  der  Ehefrau,  welches  durch  Ehepakt  dem  Verwaltungsrecht  des 
Ehemanns  entzogen  ist, 

2.  Vermögen,  welches  durch  „Gabe  oder  Testament“  der  Ehefrau  unter  der 
Bedingung  zugewendet  ist,  dass  der  Ertrag  der  Frau  allein  zufallen,  und  bei 
dem  zugleich  vorgeschrieben  ist,  dass  dieses  Vermögen  dem  Verwaltungsrecht 
des  Mannes  entzogen  sein  soll. 

Ein  Ehepakt  (förord)  kann  geschlossen  werden  zur  Regelung  des  Güterrechts 
und  der  Verwaltungsrechte  des  Ehemanns.  Um  gültig  zu  sein,  muss  er  vor  der  Ehe- 
schliessung schriftlich  und  vor  zwei  Zeugen  errichtet,  und  falls  beide  oder  auch  nur 
einer  der  Ehegatten  Ausländer  ist,  binnen  sechs  Monaten  nach  der  Niederlassung  der 
Ehegatten  in  Schweden  dem  Gericht,  bei  dem  der  Ehemann  seinen  allgemeinen  Ge- 
richtsstand hat  (Domizil,  Niederlassungsort),  vorgewiesen  werden.  Für  schwedische 
Eheleute  gelten  andere  Fristen. 

Ü Ärfda-Balk  Kap.  16 — 18.  Olive crona,  Testamentsrätten,  Upsala  1880. 

2)  Erkenntnisse  des  obersten  Gerichtshofs  vom  3.  August  1880,  10.  März  1891. 
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Lande  nicht  später  als  bei  der  Hundertschafts  Versammlung,  welche, 
nachdem  sechs  Monate  vom  obengenannten  Zeitpunkt  verflossen  sind, 
zuerst  gehalten  wird,  vor  dem  zuständigen  Gericht  das  Testament  vor- 
zuweisen, oder,  wenn  er  es  nicht  in  Händen  hat,  Anmeldung  davon  zu 
machen.  Das  Testament  ist  vom  eingesetzten  Erben  durch  beglaubigte 
Abschrift  den  nächsten  Erben  zu  behändigen.  Die  Klagefrist  der  Erben 
beträgt  ein  Jahr  nach  der  Behändigung. 

Ueber  Erbverträge  enthält  das  Gesetz  keine  Bestimmungen. 

§ 27. 

4.  Nachlass  verfahr  eil.1) 

Die  Nachlassregulierung,  einschliesslich  der  Erbtheilung,  ist  auf 
dem  Lande,  sowie  in  den  meisten  Städten,  wenn  kein  Nachlasskonkurs 
(s.  § 23)  entsteht,  eine  Privatangelegenheit  des  überlebenden  Gatten 
und  der  Erben,  welche  verpflichtet  sind,  unter  Zuziehung  zweier  zu- 
verlässiger Leute,  und  zwar  wenn  nicht  vom  Gericht  längere  Zeit  zu- 
gestanden wird,  binnen  drei  Monaten  nach  dem  Sterbefall  ein  Inventar, 
welches  in  der  Stadt  innerhalb  eines  Monats  und  auf  dem  Lande  bei 
der  nächsten  ordentlichen  Hundertschaftsversammlung  eingereicht  wer- 
den muss,  aufzunehmen.  Bezüglich  der  richterlichen  Massregeln  siehe 
§ 23. 

Versäumniss  der  Inventaraufnahme  bewirkt  tlieils  Haftung  für  die 
Schulden,  theils  Vermögensnachtheile  und  Geldstrafe.  In  diesem  Falle 
soll  der  Pachter  betreffs  des  beweglichen  Vermögens  Arrest,  betreffs 
des  unbeweglichen  ein  Veräusserungs-  oder  Beiseitebringungsverbot  aus- 
sprechen.2) Von  diesen  Vorschriften  hat  jetzt  nur  die  von  der  Haf- 
tung für  die  Schulden  praktische  Bedeutung. 

Statt  anderer  Massregeln  befiehlt  das  Gericht,  wenn  das  Inven- 
tar nicht  rechtzeitig  eingereicht  wird , den  Hinterbliebenen  bei  Strafe 
einer  gewissen  Geldsumme  binnen  festgesetzter  Zeit  das  Inventar  ein- 
zuliefern. 

In  einigen  Städten,  unter  anderen  in' Stockholm  und  Göteborg,  werden 
vom  Magistrat  zwei  oder  mehrere  Mitglieder  desselben,  oder  auch 
andere  zuverlässige  Leute  zur  Aufnahme  des  Inventars  und  zur  Erb- 
theilung abgeordnet.  In  diesem  Falle  ist  meistens  eine  Abgabe  von 
höchstens  l1/2  Prozent  des  Bruttoertrages  an  die  Stadtkasse  bez.  an  den 
Magistrat  oder  die  Beauftragten  zu  entrichten. 

Sonst  werden  zur  Vornahme  der  Erbtheilung  ehrliche  und  glaub- 
würdige Leute  von  den  Erben  berufen.  Bei  Versäumniss  oder  Ueinig- 
keit  in  dieser  Hinsicht  setzt  das  Gericht  auf  Antrag  Zeit  und  Ort  zur 
Theilung  fest  und  bestimmt  dabei  in  der  Regel  „gute  Männer“,  in 
deren  Gegenwart  die  Erbtheilung  stattzufinden  hat  Die  Theilung  ge- 
schieht in  der  Regel  durch  Loosung,  insofern  nicht  alle  Erben  (ein- 
schliesslich der  Wittwe)  mündig  sind  und  etwras  anderes  vereinbaren.  Die 


b Ärfda-Balk  Kap.  9,  11—14. 

2)  Einführungs-Verordnung  zum  Exekutionsgesetz  vom  10.  August  1877,  § 15. 
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Erbtheilungsurkunde  ist  von  den  Beteiligten,  bez.  deren  Bevollmäcl*- 
tigten,  sowie  von  den  „guten  Männern“  zu  unterschreiben.  Die  Erben 
und  die  Wittwe  können  auch  schriftlich  verabreden,  in  ungeteilter 
Nacblassensehaft  zusammen  zu  leben. 

§ 28. 

5.  Erbrecht  der  Ausländer. 

W ar  der  Erblasser  schwedischer  Staatsangehöriger,  so  gilt  in  Bezug 
auf  das  Erbrecht  seiner  ausländischen  Erben  der  Grundsatz  der  Gegen- 
seitigkeit,1) bez.  entscheiden  die  Staats  Verträge.2)  Der  ausländische  Erbe 
muss  jedoch  binnen  einem  Jahr  nach  dem  Sterbefall  des  inländischen  Erb- 
lassers seinen  Anspruch  unter  Nachweisung  seines  Erbrechts  anmelden. 
Von  Erben  aus  solchen  Staaten,  wo  schwedische  Untertanen  vom  Erb- 
recht ausgeschlossen  sind,  werden  nur  die  Leibeserben  zugelassen,  und 
zwar  unter  der  Bedingung,  dass  sie  sich  hier  niederlassen  und  Bürg- 
schaft dafür  binnen  einem  Jahr  stellen.  Die  Abzugsgelder  und  Heim- 
fallsrechte sind  durch  königl.  Verordnungen,  Erlasse  oder  Staatsverträge, 
welche  gegenseitiges  Erbrecht  voraussetzen  oder  ausdrücklich  feststellen 
(das  letztere  siehe  in  den  unten  erwähnten  Verträgen  mit  Bayern, 
Belgien,  Italien,  Portugal,  Spanien),  bezüglich  der  meisten  europäi- 
schen Staaten  aufgehoben.3) 

War  der  Erblasser  Bürger  eines  fremden  Staates,  mit  dem  Schweden 

0 Ärfda-Balk  Kap.  15  §§  1 — 7.  Krüger,  Hufvuddragen  af  Utländingars  rätts- 
förhällande  i Sverige.  in  Naumann,  Zeitschrift  1875  S.  735  ff. 

2)  Siehe  die  Verträge  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  3.  April 
1783  Art.  VI;  Italien,  14.  Juni  1862  Art.  XIII  (Sv.Förf.  S.  No.  54);  Liberia,  1.  Sep- 
tember 1863  Art,  III  (Sv.Förf.  S.  1864  No.  48);  Mexico,  29.  Juli  1885  Art.  XVI  (Sv. 
Förf.  S.  1886  No.  57);  Portugal,  Handelstraktat  29.  Juli  1641,  § 13;  Russland,  9.  April 
1889  Art.  XIV  (Sv.  Förf.  S.  No.  45).  Bei  Rechtsstreitigkeiten  über  das  Erbrecht  der 
Bürger  eines  Landes,  in  Bezug  auf  welches  kein  königl.  Erlass  ergangen  ist,  haben  die 
Gerichte  Auskunft  beim  Minister  des  Auswärtigen  einzuholen.  Königl.  Brief  vom  19.  De- 
zember 1757. 

3)  Verträge  mit  a)  Deutschen  Staaten:  Baden,  Deklaration  26.  März  1855 
(Königl.  Erlass  16.  Mai  1855.  Sv.  Förf.  S.  No.  52);  Bayern,  Deklaration  28.  März  1845 
(Königl.  Erlass  28.  November  1845,  Sv.  Förf.  S.  No.  43);  Bremen,  Deklaration  vom 
17.  Februar  1845;  Hessen-Darm stadt,  Mecklenburg-S-cbwerin  (Kanzlei-Erlass 

1.  Juni  1820);  Hamburg,  Deklaration  17.  Februar  1845;  Lübeck,  Deklaration  5.  Mai. 
1855  (Königl.  Erlass  13.  September  1855,  Sv.  Förf.  S.  No.  82);  Mecklenburg- 
Strelitz,  16. — 20.  April  1819  (Kanzlei-Erlass  2.  September  1819);  Preussen,  Kanzlei- 
Erlass  6.  September  1826  (Sv.  Förf.  S.  No.  45);  Königreich  Sachsen,  Konvention 
27.  November  1847;  Saehsen-Coburg-Gotha,  Deklaration  2.  November  1862  (Königl. 
Erlass  30.  Dezember  1862,  Sv.  Förf.  S.  No.  64);  Württemberg.,  Deklaration  vom 
22.  Juli  1829  (Königl.  Erlass  17.  Oktober  1829,  Sv.  Förf.  S.  No.  42). 

b)  Ausserdeutschen  Staaten:  Belgien,  Deklaration  2.  August  1838;  Dänemark, 
Kieler-Friedens-Traktat  10.  Dezember  1809  Art.  VIII,  Handels-  und  Schiffahrts-Traktat 

2.  November  1826,  besonderer  Artikel;  Frankreich,  Königl.  Verordnung  7.  Dezember 
181-4;  Griechenland,  Handels-  und  Schiffahrts-Traktat  27.  Oktober  1852  Art.  XII  (Sv. 
Förf.  S.  1853  No.  69);  Grossbritannien  und  Irland,  in  den  Theilen,  wo  Common  law 
gilt,  nur  betr.  „personal  property“,  Handels-  und  Schiffahrts-Traktat  18.  März  1826 
Art.  XI  (Kanzlei-Erlass  22.  Dezember  1827,  Sv.  Förf.  S.  1826  No.  40,  1828  Ba.  S.  242); 
Niederlande,  Deklaration  26.  November  182.6  (Sv.  Förf.  S.  1828  No.  74).;  Pörtu- 
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keine  vertraglichen  Abmachungen1)  über  die  Nachlassbehandlung  ge- 
getrofien  hat,  so  kommen  die  allgemeinen  völkerrechtlichen  Grundsätze 
zur  Anwendung.  In  Rechtsstreitigkeiten  über  das  in  Schweden  nach- 
gelassene Vermögen  eines  Ausländers  sind  nach  einem  Erkenntnisse 
des  obersten  Gerichtshofes  vom  30.  Oktober  1888  die  schwedischen  Ge- 
richte zuständig.  Durch  die  Konvention  mit  Russland  vom  9.  April 
1889  wird  bezüglich  der  verschiedenen  Vermögensarten  der  Unter- 
schied gemacht,  dass  in  Bezug  auf  Immobilien  die  lex  loci2)  zur 
Anwendung  kommt,  sowie  der  Grundsatz,  dass  das  forurn  rei  sitae 
das  zuständige  Gericht  bestimmt,  Ansprüche  auf  das  bewegliche  Ver- 
mögen aber  nach  den  Gesetzen  und  von  den  Behörden  des  Landes 
des  Erblassers  beurtheilt  werden,  insofern  von  keinem  Bürger  des- 
jenigen Staates,  in  dessen  Gebiet  das  Vermögen  sich  befindet,  recht- 
liche Ansprüche  darauf  geltend  gemacht  werden. 

Wenn  der  Unterthan  eines  fremden  Staates  bei  Lebzeiten  eine 
königl.  Erlaubniss,3)  Grundei  ge  nthum  zu  besitzen,  erwirkt  hat,  steht 
seinen  ausländischen  Erben  auch  in  Bezug  auf  solches  Eigenthum  un- 
beschränktes Erbrecht  zu.  Sie  müssen  jedoch  eine  neue  Besitzerlaubniss 
auswirken4)  und  ihr  Recht  bei  dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das 
Grundstück  liegt,  eintragen  lassen. 


§ 29. 

6.  Erbschaftsklagen. 

I.  Besonders  erwähnt  ist  die  Klage  zum  Zwecke  einer  Ausgleichung 
der  Erbtheile,5)  wenn  nach  erfolgter  Theilung  „jemand  seinen  Theil 

gal,  Brasilien  und  Algarvien,  Kanzlei-Erlass  25.  November  1819,  Portugal,  Kon- 
vention 17.  Dezember  1863  Art.  I (Sv.  Förf.  S.  1864  No.  44);  Russland,  Deklaration 
■27.  Februar  1827  (Sv.  Förf.  S.  1828  No.  74);  Schweiz,  Deklaration  4.  Dezember  1842; 
Spanien,  Konvention  27.  Juni  1892  Sv.Förf.S.  1893  No.  85;  Oesterreich-Ungarn, 
Note  28.  Juli  1819  (Kanzlei-Erlass  2.  September  1819). 

*)  Derartige  Bestimmungen  siehe  betr.  Frankreich.  Königl.  Verordn.  7.  De- 
zember 1752;  Russland,  Vertrag  9.  April  1889  Art.  I — II;  Italien,  Vertrag  14.  Juni 
1862  Art.  XIII. 

2)  Anderer  Ansicht  das  Erkenntniss  des  obersten  Gerichtshofs  vom  16.  Jan.  1863. 

3)  Bei  der  Ertheilung  einer  solchen  Erlaubniss,  die  für  Norweger  nicht  erforderlich 
Ist,  wird  vorgeschrieben,  dass  der  fremde  Eigenthüiner  einen  im  Orte  wohnhaften 
schwedischen  Unterthan  als  Bevollmächtigten  zu  bestellen  hat,  dem  es  obliegt,  Namens 
•des  Eigenthümers,  wenn  dieser  sich  nicht  im  Lande  aufhält,  in  den  das  Grundstück 
•betreffenden  Angelegenheiten,  Ladungen  und  Zustellungen  zu  empfangen,  sowie  bei 
den  Gerichten  und  anderen  Behörden  ihn  zu  vertreten.  Bei  der  Eintragung  des  Eigen- 
thumsrechts muss  der  Eigenthüiner  von  dem  Namen  und  Wohnort  des  Bevollmächtigten, 
sowie  nachträglich  von  etwaigen  Veränderungen  in  dieser  Hinsicht,  dem  Gerichte  An- 
zeige zu  machen,  bei  Gefahr,  dass  sonst  vorkommenden  Falls  ein  Bevollmächtigter 
gerichtlieherseits  bestellt  wird. 

4)  In  dem  Freundschafts-.  Handels-  und  Schiffahrts-Traktat  mit  Mexico  vom 
■29.  Juli  1885,  Art.  XVI,  ist  für  die  bestmögliche  Veräusserung  eines  solchen  Grund- 
stücks dem  nicht  besitzberechtigten  fremden  Erben  eine  Frist  von  drei  Jahren,  von 
dem  Zeitpunkt  gerechnet,  von  dem  er  über  das  Eigenthum  zu  verfügen  berechtigt  war, 
vorgeschrieben. 

5)  Ärfda-Balk  Kap.  13.  Rättegängs-Balk  Kap.  10  § 3. 
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schlechter  findet“,  oder  des  Ersatzes  für  etwas,  was  nach  der  Erbthei- 
lung  durch  Eviktion  verloren  gegangen  ist.  Der  Antrag  auf  Ausglei- 
chung ist  auf  dem  Lande  binnen  einem  Jahr,  in  der  Stadt  binnen 
drei  Monaten  nach  der  stattgefundenen  Erbtheilung  zu  stellen.  Der 
Richter  ernennt  zwei  „gute  Männer“,  um  die  Theile  zu  übersehen  und 
auszu gleichen,  jedoch  so,  dass  Jeder  sein  Haupterb theil  behält  und  nicht 
yon  neuem  getheilt  wird.  Sind  die  Erben  mit  der  Ausgleichung  nicht 
zufrieden,  so  steht  es  ihnen  frei,  die  Entscheidung  des  Gerichts  nachzu- 
suchen. 

Sonst  ist  keine  Klagefrist  festgesetzt.  Eine  von  sämmtlichen  Erben 
genehmigte  oder  sonst  vereinbarte  Erbtheilung  kann,  mit  oben  erwähn^ 
ten  Beschränkungen,  nicht  rückgängig  gemacht  werden. 

§ 30. 

7.  Erbschaftssteuer, 

Durch  gewisse  Bestimmungen  der  Verordnung  über  die  Stempel- 
abgabe vom  9,  August  1894  ist  in  Schweden  eine  Art  Erbschaftssteuer 
eingeführt  worden.  Freilich  kommt  .der  Name  Erbschaftssteuer  im  Texte 
des  neuen  Gesetzes  nicht  vor.  Aber  sowohl  aus  der  Begründung 
der  Regierungsvorlage,  als  aus  den  Verhandlungen  der  Kammer  und 
den  endgültigen  Bestimmungen  der  Verordnung  ist  ersichtlich,  dass 
in  Wahrheit  eine  Erbschaftsbesteuerung  beabsichtigt  ist.  Nach  den 
früheren  Stempelverordnungen  wurde  das  nach  dem  Erblasser  aufge- 
nommene Inventar  mit  einem  Stempel  von  0,5 — 0,6  Prozent  des  Netto- 
vermögens des  Erblassers  belegt,  soweit  dieses  — nach  Abrechnung 
des  zur  Hälfte  dieses  Vermögens  angeschlagenen  Güterrechts  nebst 
Morgenabgabe  für  die  Wittwe  und  Besttheil  des  nachlebenden  Ehe- 
gatten — 1000  Kronen  betrug.  Diese  Abgabe  war  'also  eine  nach  dem 
Sterbefall  zu  entrichtende  Besteuerung  des  Vermögens  des  Erblassers. 
Durch  die  neue  Gesetzgebung  wird  diese  Steuer  in  eine  Abgabe  von 
dem  jedem  gesetzlichen  oder  im  Testament  eingesetzten  Erben  zufallen- 
den Antheil  des  Nettonachlasses  verwandelt.  Weil  aber  in  dem  bürger- 
lichen Gesetz  Bestimmungen  fehlen,  binnen  welcher  Zeit  die  Erbtheilung 
stattfinden  soll,  und  ausserdem  diese  Theilung  in  der  Regel  eine  Staat- 
licherseits  nicht  kontrollirte  Privatangelegenheit  der  Erben  ist,  die  auch 
ohne  ihr  Verschulden  durch  Testamentsstreitigkeiten  u.  s.  w.  verzögert 
werden  kann,  und  hierbei  in  nächster  Zeit  keine  Aenderung  voraus- 
zusehen war,  so  wurde  es  am  zweckmässigsten  erachtet,  auch  die  neue 
Steuer  bei  der  gerichtlichen  Einregistrirung  des  Inventars  durch  eine 
Gesammt-Stempelabgabe  von  den  zu  berechnenden,  in  Geldwerth  ge- 
schätzten Antheilen  der  Erben  vom  Nachlass  zu  erheben. 

Wird  bei  der  Einreichung  des  Inventars  ein  ordnungsmässiges 
Erbtheilungsinstrument  urkundlich  oder  in  beglaubigter  Abschrift  vor- 
gelegt, so  ist  dies  unter  gewissen  Bedingungen  (siehe  dieselben  unten 
S.  506  No.  16)  der  Berechnung  des  Stempels  zu  Grunde  zu  legen.  x) 


l)  Königl.  Verordnung  vom  5.  September  1890  über  Stempelabgaben  §8. 
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Abgesehen  von  den  zu  den  Vorschriften  über  die  sogenannte  Erb- 
schaftssteuer nur  uneigentlich  zu  rechnenden  Bestimmungen  über  die 
Bterapelabgaben  für  Schenkungsbriefe  (donatio  inter  vivos),  Morgen- 
gaben und  Ehepakte,  sowie  für  die  ins  Hypothekenbuch  einzutragenden 
Fideikommissbriefe  und  letzt  willigen  Verfügungen  über  Immobilien  gelten 
folgende  Normen: 

1.  Befreit  von  der  Steuer  sind: 

a)  Die  den  Werth  von  400  Kronen  nicht  erreichenden  Antheile, 
welche  a)  zufolge  Erbrechts  oder  Testaments  einem  Leibeserben  oder 
ß)  zufolge  Testaments  dem  hinterlassenen  Ehegatten  oder  „dem  Ab- 
kömmling eines  (noch  lebenden)  Leibeserben“  zukommen; 

b)  alle  anderen,  den  Werth  von  200  Kronen  nicht  erreichenden 
Antheile  (§  8 Anfang). 

2.  Der  Antheil  des  überlebenden  Ehegatten  des  Erblassers  am  ge- 
meinschaftlichen Vermögen  nebst  dem  sogenannten  Besttheil  (am  un- 
geteilten Ehevermögen)  und  bei  einer  Wittwe  nebst  einer  etwaigen 
Morgengabe  ist  auf  die  Hälfte  des  Nettovermögens  zu  berechnen  und 
diese  Hälfte  ist  stempelfrei  (§  8 alin.  c).  *) 

3.  Bei  der  Berechnung  des  Stempels  wird  nur  das  in  das  Inventar 
aufgenommene,  oder  das  diesem  urkundlich  oder  in  beglaubigter  Abschrift 
beigefügte,  oder  vor  der  Einregistrirung  gerichtlich  vorgewiesene 
Testament  berücksichtigt;  wird  das  Testament  aber  erst  nach  erfolgter 
Einregistrirung  des  Inventars  vorgewiesen  und  ist  es  bei  der  Berechnung 
des  Inventarstempels  nicht  berücksichtigt  und  in  Folge  dessen  der 
Stempel  zu  niedrig  berechnet,  so  hat  der  Testamentserbe  die  Abgabe  für 
einen  dem  Unterschied  entsprechenden,  dem  Vorweisungs-Protokolle  beizu- 
legenden Zuschlagsstempel  zu  entrichten.  Schliesslich  hat  der  Testaments- 
erbe, der  von  einem  nicht  vorgewiesenen  Testament  Gebrauch  machen 
will,  unter  den  obengenannten  Voraussetzungen,  sobald  die  Zeit  für  die 
Vorweisung  des  Testaments  ab  gelaufen  und  das  Testament  „vom  Erben“ 
durch  Unterschrift  oder  auf  andere  Weise  anerkannt  worden  ist,  binnen 
einem  Monat  nach  dem  letzterwähnten  Zeitpunkt  das  Testament  mit 
einem  Zuschlagstempel  von  obengesagtem  Betrage  bei  Strafe  des  Dop- 
pelten, jedoch  nicht  unter  25  Kronen  zu  versehen,  sowie  den  Stempel 
bei  einer  Geldstrafe  von  5 Kronen  zu  kassiren  (§  7,  § 8 und  § 54  alinea  6. 
7,  § 55). 

4.  Als  der  einem  Erben  zukommende  Antheil  des  Nachlasses  wird 
betrachtet,  was  nach  dem  Gesetz  oder  einem  solchen  Testament,  welches 
nach  den  in  der  Stempelverordnung  gegebenen  Vorschriften  bei  der  Be- 
rechnung des  Inventarstempels  berücksichtigt  worden  ist,  sein  Antheil 
ist  (§  8 alinea  d). 

5.  Bei  der  Berechnung  des  Nettonachlasses  werden  nicht  gerechnet: 
unter  die  Aktiva  der  Werth  eines  Immobiliar-Fideikommisses,  sowie 
unter  die  Passiva  die  Grundschuiden  eines  solchen  Fideikommisses. 


l)  Das  Privatvermögen  des  Ueberlebenden  wird  nicht  berechnet. 
Leske  u.  Loewexfeld,  Rechts  Verfolgung.  II. 
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Dagegen  werden  unter  die  Aktiva  des  Nachlasses  gerechnet:  die  einem 
anderen  als  dem  Fideikommissar  zukommenden  Nutzungs-  und  Ertrags- 
rechte von  solchem  Fideikommissgut,  sowie  solche  Beträge,  welche  der 
Fideikommissar  der  Fideikommissurkunde  gemäss  einem  Anderen  aus- 
zuzahlen  verpflichtet  ist  (§  8 alinea  a). 

6.  Von  der  Aktivmasse  kann  mit  Erlaubniss  der  Regierung  aus- 
genommen werden  der  Werth  einer  geschieh tlicüen,  wissenschaftlichen 
oder  Kunstsammlung,  welche,  ohne  Ersatz  oder  Vergütung  an  einen 
von  den  Hinterbliebenen,  einem  Fideikommissbriefe  oder  Testamente 
gemäss,  als  solche  erhalten  werden  soll  (§  8 alinea  b). 

7.  Wenn  es  nach  dem  Inventar  noch  andere  als  die  daselbst  an- 
gegebenen Erben  giebt,  deren  Anzahl  aber  unbekannt  ist,  so  wird  die 
Stempelabgabe  für  die  Gesammtantheile  solcher  Erben  so  berechnet, 
als  ob  diese  Antheile  nur  einem  dieser  Erben  zugefallen  wären  (§  8 
alinea  f). 

8.  Ist  das  Inventar  beim  Rathhausgericht  einzuregistiren,  so  wird 
ein  den  regelmässigen  Gebühren  entsprechender  Betrag  vom  Stempel 
abgezogen  (und  zwar  auch,  wenn  nach  den  geltenden  Statuten  solche 
Gebühren  nicht  gefordert  werden  können).  § 8 alinea  g. 

9.  Der  Werth  des  Immobiliar-Eigenthums  darf  nicht  unter  dem 
Steuereinschätzungswerth  des  vergangenen  Jahres  berechnet  werden 
(§  10). 

10.  Aktien,  Obligationen  und  dergleichen  Werthpapiere  dürfen  nicht 
unter  dem  nach  Zeugniss  sachverständiger  Personen  zur  Zeit  der  „Nach- 
lassenschaftsaufzeichnung“ (Inventaraufnahme)  allgemein  geltenden  Werth 
berechnet  werden  (§  15). 

11.  Hat  der  Erblasser  an  mehreren  Orten  Eigenthum  hinterlassen, 
worüber  besondere  Inventare  errichtet  worden  sind,  so  ist  der  Stempel 
nach  dem  Gesammtbetrage  des  jedem  Erben  zukommenden  Antheils  des 
Netto  Vermögens  zu  berechnen  und  unter  Einreichung  der  verschiede- 
nen Inventare  beim  Gericht  des  Wohnsitzes  des  Verstorbenen  zu  ent- 
richten (§  14). 

12.  Für  das  im  Inventar  zu  keinem  bestimmten  Geldwerth  auf- 
genommene Eigenthum  ist  der  Stempelberechnungswerth  nach  Zeugniss 
glaubwürdiger  Personen  oder  nach  dem  Ermessen  des  Richters  zu  be- 
stimmen (§  17  a). 

13.  Auf  ähnliche  Weise  ist  der  jährliche  Werth  der  Nutzungs- 
und dergleichen  Rechte  (Fideikommiss  ausgenommen,  § 18)  zu  be- 
stimmen, wenn  solcher  Werth  im  Inventar  nicht  angegeben  ist  {§  17  c). 

14.  Für  die  Berechnung  des  Stempels  ist  der  jährliche  Werth 
solcher  Rechte  mit  5 Prozent  nach  besonderen  Vorschriften  und  Ta- 
bellen zu  kapitalisiren  (§  17  b,  d,  c). 

15.  Das  fldeikommissarische  Recht  wird  hinsichtlich  der  Stempel- 
berechnung als  Eigenthumsrecht  betrachtet  (§  18). 

16.  Das  bei  der  Einreichung  des  Inventars  vorgelegte  Erbtheilungs- 
instrument  ist  für  die  Stempelberechnung  massgebend,  wenn  dadurch 
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mit  Angabe  des  Betrages  des  jedem  gesetzlichen  oder  Testamentserben  zu- 
kommenden Antkeils  sämmtliche  Aktiven,  mit  Ausnahme  vom  Immobiliar- 
tideikouimiss,  vertheilt  werden,  sofern  der  Gesammtnettobetrag  nicht  zu 
einem  geringeren  Werth  aufgenommen  ist,  als  er  im  Inventar  veran- 
schlagt ist  oder  nach  der  Bestimmung  im  § 15  des  Gesetzes  (s.  oben 
unter  10)  festgestellt  werden  kann  (§  8 alinea  e). 

17.  Für  das  Immobiliar-Fideikommiss  ist  bei  jeder  Eintragung  des 
Fideikommissbriefes  in  das  Grundbuch  die  Stempelabgabe  zu  entrichten 
mit:  a)  0,60  Prozent  des  Einschätzungswerthes  und  b)  mit  einem  Zu- 
schlagsbetrag, welcher  gemäss  den  für  die  Berechnung  des  Inventar- 
stempels geltenden  Vorschriften  von  dem  ebenerwähnten  Werth  zu  be- 
rechnen Ist,  und  zwar  nach  Abzug  der  auf  das  Fideikommiss  einge- 
tragenen Hypotheken,  sowie  der  vom  neuen  Fideikommissar  auszu- 
zahlenden Beträge  und  der  einem  anderen  als  dem  Fideikommissar 
zukommenden  Nutzungs-  und  dergleichen  Rechte. 

18.  Die  für  das  Inventar  aus  der  Hinterlassenschaft  zu  entrichtende 
Stempelabgabe  ist  auf  die  Erben  so  zu  vertheilen,  dass  ein  jeder  soviel 
davon  bestreitet,  als  verhältnissmässig  auf  seinen  Antheil  entfällt  (§  9 
alinea  3). 

19.  Ist  der  Beamte,  welcher  von  Amtswegen  das  Inventar  in  Em- 
pfang zu  nehmen  hat,  auch  Stempelverkäufer,  so  müssen  die  erforder- 
lichen Stempel  bei  ihm  gekauft  werden.  Der  Käufer  kann  eine  unent- 
geltliche Quittung  verlangen,  wenn  er  zwei  gleichlautende  Reversale 
mit  Bezeichnung  des  Betrages  und  der  Urkunde  einreicht  (§  34  alinea  3, 4). 

20.  Restitution.  Wenn  das  bei  der  Berechnung  berücksichtigte 
Testament  durch  richterliches  Erkenntniss  gänzlich  oder  theilweise  auf- 
gehoben wird,  so  ist  das  zuviel  Entrichtete  in  der  für  die  Restitution 
der  staatlichen  Steuern  bestimmten  Ordnung  unentgeltlich  zurückzuzahlen. 
Dasselbe  gilt,  wenn  nach  der  Einregistrirung  des  Inventars  neue  Schulden 
sich  offenbaren.  In  diesem  Falle  muss  jedoch  der  Anspruch  auf  Wieder- 
erstattung binnen  zwei  Jahren  nach  der  Einregistirung  angemeldet 
werden  (§  25). x) 

l)  Die  Stempelabgabe  beträgt: 

A.  Für  einen  Antheil,  welcher  kraft  Erbrechts  oder  Testaments  einem  Leibes- 
erben oder  kraft  Testaments  dem  überlebenden  Ehegatten  oder  dem  Abkömmling  eines 
Leibeserben  zukommt: 

Für  jede  volle  100  Kronen 

— Kr.  50  Öre  vom  Antheil,  welcher  sich  auf  400  Kr.  beläuft,  aber  nicht  auf  2000  Kr. 
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IV.  Theil. 

KonsulargericMsbarkeit. 

§ 31. 

Die  Gerichtsbarkeit  der  schwedisch-norwegischen  Konsularbeamten 
ist  nur  in  der  Türkei  sowie  in  gewissen  aussereuropäischen  Ländern 


B.  Für  einen  Antheil,  welcher  kraft  Erbrechts  oder  Testaments  dem  Vater, 
der  Mutter,  dem  Bruder  (Halbbruder),  der  Schwester  (Halbschwester)  oder  dem  Abkömm- 
ling des  Bruders  (Halbbruders)  oder  dem  Abkömmling  der  Schwester  (Halbschwester) 
zukommt: 


Für  jede  volle  100  Kronen 

— Kr.  50  Öre  vom  Antheil,  welcher  sich  auf  200  Kr.  beläuft,  aber  nicht  auf  500  Kr. 
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kommt,  welcher  zu  dem  Verstorbenen  in  entfernterer  Verwandtschaft  steht,  als  oben 


gesagt  ist,  sowie  für.  einen  Antheil,  welcher  kraft  eines  zu  Gunsten  eines  anderen  als 
des  nachlebenden  Ehegatten  errichteten  Testaments  demjenigen  zukommt,  welcher  mit 
dem  Verstorbenen  nicht  verwandt  gewesen  ist,  und  für  einen  Antheil,  welcher  in  Er- 
mangelung von  Erben  dem  Staate  anheimfällt: 

Für  jede  volle  100  Kronen 

— Kr.  50  Öre  vom  Antheil,  welcher  sich  auf  200  Kr.  beläuft,  aber  nicht  auf  500  Kr. 
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gemäss  besonderer  Verträge1)  anerkannt.  In  Bezug  auf  bürgerliche 
Klagen  ist  sie  in  der  Regel  auf  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  schwedisch- 
norwegischen Unterthanen  beschränkt. 

Von  vorläufigen  Verfügungen  in  Streitigkeiten  zwischen  Schiffern 
und  Schiffsleuten  auf  schwedischen  und  norwegischen  Schiffen  abge- 
sehen, ist  in  dieser  Hinsicht  hier  nur  weiter  zu  erwähnen,  dass  in  China 
Rechtsstreitigkeiten  zwischen  einem  schwedischen  oder  norwegischen 
Bürger  und  dem  Unterthan  eines  dritten  Staates,  ohne  Einmischen  der 
chinesischen  Behörden,  gemäss  den  mit  dem  betreffenden  Staat  be- 
stehenden Traktaten  behandelt  werden.  Im  Gebiete  des  Kongostaates 
sind,  bis  die  dortige  Gerichtsorganisation  geordnet  wird,  die  schwedisch- 
norwegischen Konsuln  berechtigt,  Konsulargerichte  zu  organisiren  und 
die  Gerichtsbarkeit  über  Person  und  Eigenthum  schwedischer  und  nor- 
wegischer Unterthanen  auszuüben. 

Es  fehlen  bis  jetzt  allgemeine  Bestimmungen  über  die  Ausübung 
der  Konsulargerichtsbarkeit  und  die  dabei  zu  befolgende  Prozedur. 

Nach  der  Königlichen  Verordnung  über  das  Konsulatwesen  vom 
4.  November  1886,  § 57,  haben  die  schwedisch-norwegischen  Konsuln  bei 
Sterbefällen  schwedischer  und  norwegischer  Unterthanen,  in  Abwesen- 
heit anderer  gesetzlicher  Vertreter  oder  mangels  Mittheilungen  der  Be- 
treffenden, gewisse  Massregeln  zur  Wahrung  der  Rechte  der  Erben  zu 
treffen,  und  zwar,  wenn  die  Ortsstatuten  es  erlauben,  die  Inventar- 
aufnahme zu  veranstalten,  den  Nachlass  flüssig  zu  machen  und  den 
Ertrag  an  die  in  der  Verordnung  bezeichneten  Behörden  zu  übermitteln. 


2 Kr.  75  Öre  vom  Antheil,  welcher  sich  auf  4500  Kr.  beläuft,  aber  nicht  auf  5000  Kr. 
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und  darüber  hinaus. 

b Mit  der  Türkei,  10.  Januar  1737,  5.  März  1862;  Tripolis,  15.  April  1741, 
2.  Oktober  1802;  Marokko,  14.  Mai  1763;  China,  20.  März  1847  (Svensk  Författ- 
nings-Samling  No.  43);  Japan,  11.  November  1868  CSv.  Förf.  Saml.  1871  No.  23);  Siam, 
18.  Mai  1868  ©v.  Jörf.  Saml,  1869  No.  74);  Persien,  17.  November  1857  (Sv.  Förf. 
Saml.  1859  No.  67);  Kongo-Staat,  10.  Februar  1885  (Sv. Förf.  Saml.  No.  35). 


Zwanzigster  Abschnitt. 
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Einleitung. *) 

Finland2)  war  bis  1809  ein  Theil  des  Königreichs  Schweden  und 
stand  demzufolge  unter  schwedischem  Recht.  Da  bei  der  Vereinigung 
mit  Russland  die  „Grundgesetze  des  Landes  sammt  den  Privilegien  und 
Rechten,  welche  ein  jeder  Stand  im  Grossfürstenthum  für  sich  und  alle 
seine  Einwohner  insgemein  gemäss  der  Konstitution  genossen“  vom 
Kaiser  Alexander  I.  „bestätigt  und  befestigt“3)  wurden,  so  blieb  das 
schwedische  Recht  in  Geltung,  und  das  Civil-  und  Prozessrecht  Fin- 

*)  Diese  Darstellung  über  Finland  ist  mit  Benutzung  eines  Manuskripts  des 
Professors  Freiherrn  R.  A.  Wrede  in  Heisingfors  verfasst  worden. 

a)  Privatrecht.  Es  gilt  das  Gesetzbuch  des  schwedischen  Reichs  von  1734 
nebst  zahlreichen  Novellen,  von  denen  die  bedeutendsten,  seit  der  Trennung  Finlands  von 
Schweden  erlassenen  hier  erwähnt  werden  mögen:  Gesetz  vom  29.  März  1858  enthaltend 
das  Wechselrecht;  vom  31.  Oktober  1864  betreffend  die  Geschäftsfähigkeit  unverheiratheter 
Personen  weiblichen  Geschlechts;  vom  24.  November  1864  betreffend  Aktiengesellschaften; 
von  demselben  Tage  betreffend  Kommanditgesellschaften;  vom  12.Pezemberl864  betreffend 
die  Expropriation  von  Grundstücken;  vom  19.  Dezember  1864  betreffend  Vormundschaft; 
vom  30.  Januar  1865  enthaltend  das  Gesinderecht;  vom  9.  November  1868  enthaltend  das 
Konkursrecht;  von  demselben  Tag  betreffend:  Bezahlung  von  Schulden  eines  Verstor- 
benen und  Nachlasskonkurs;  Präskription;  Immobiliarhypciheken;  Rangordnung  der  Gläu- 
biger im  Konkurs;  vom  4.  November  1872  enthaltend  Aufhebung  des  Eheverbots  für  Ge- 
schwisterkinder; vom  24.  Februar  1873  betreffend  die  Bürgschaft;  vom  9.  Juni  1873  enthal- 
tend das  Seerecht;  vom  30.  März  1876  enthaltend  das  Patentrecht;  vom  27.  Juni  1878 
betreffend  das  Retraktrecht  der  Erben  und  Nachbarn;  von  demselben  Tag  betreffend  das 
•eheliche  Güter-  und  Schuldenrecht;  vom  31.  März  1879  enthaltend  das  Gewerberecht 
'(u.  A.  Dienstmiethe) ; vom  15.  März  1880  betreffend  das  Autorrecht  der  Verfasser  und 
Künstler;  vom  18.  September  1882  betreffend  Aufhebung  des  Eheverbots  für  Ver- 
schwägerte, vom  6.  Juni  1883  betreffend  das  erbliche  Nutzungsrecht  der  Inhaber  von 
Landgütern,  welche  der  Krone  gehören  (kronohemman) ; vom  10.  Mai  1886  betreffend 
Bankbetrieb  von  Aktiengesellschaften;  vom  3.  September  1886  enthaltend  das  Forst- 
recht; vom  11.  Februar  1889  betreffend  Schutz  von  Waarenmarken ; vom  15.  April  1889 
enthaltend  das  eheliche  Güter-  und  Schuldenrecht;  vom  30.  September  1892  betreffend 
Warrants;  vom  10.  November  1892  betreffend  Pacht  von  Landgütern.  In  jüngster  Zeit 
sind  vom  Landtage  angenommen  worden:  ein  Gesetz,  enthaltend  das  Recht  der  Exe- 
kution und  das  exekutivische  Verfahren  in  Schuldsachen,  dessen  Einführungsgesetz 
verschiedene  Normen  des  Obligationenrechts  enthält;  und  ferner  Gesetze  betreffend 
das  Recht  der  Aktiengesellschaften  und  betreffend  Handelsregister,  Firma  und  Prokura. 

3)  Versicherung  an  die  sämmtliehen  Enrwohner  Finlands,  gegeben  am  27.  (15.)  März 
1809;  siehe  Mechelin,  Das  Staatsrecht  des  Grossfürsten thums  Finnland  in  Mar- 
quardsen’s  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts.  Freiburg  i.  B.  1889. 
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lands  ist,  ähnlich  wie  in  Schweden,  hauptsächlich  im  Gesetzbuch  des 
schwedischen  Reichs  vom  Jahre  1734  enthalten.  Die  neuere  Gesetzgebung 
in  den  beiden  Ländern  hat  sich  ebenfalls  vorzugsweise,  obgleich  nicht 
immer,  in  derselben  Richtung  entwickelt.  Was  im  Abschnitt  über 
Schweden  dargelegt  worden  ist,  aber  hier  nicht  näher  be- 
rührt wird,  ist  daher  als  für  beide  Länder  gleichmässig  gel- 
tend zu  erachten,  und  der  Artikel  „Schweden-4  somit  bei  der 
folgenden  Darstellung  fortdauernd  zu  Rathe  zu  ziehen. 

I.  Theil. 

Civilprozess.1) 

§ l. 

1.  Literatur. 

Zu  der  im  Abschnitt  „Schweden“  erwähnten  Literatur  kommt  noch, 
hinzu : 

Sveriges  Rikes  lag,  med  tillägg,  förändringar  och  förklaringar,  gäl- 
lande  i Storfurstendömet  Finland,  hrsg.  v.  K.  W.  Sulin  (das  Gesetz- 
buch nebst  den  Novellen)2). 

Tidskrift,  utgifven  af  Juridiska  Föreningen  i Finland  1865 — 1895 
(Zeitschrift  des  Vereins  finländischer  Juristen,  in  welcher  u.  A.  eine  Aus- 
wahl von  Gerichtsentscheidungen  publizirt  wird). 

Wrede:  Om  kvittning,  Helsingfors  1883. 

Derselbe;  Processinvändningarna,  Helsingfors  1884. 

Derselbe:  Grunddragen  af  bevisrätten,  Helsingfors  1893. 

Serlachius:  Atervinning  tili  konkursbo,  Helsingfors. 

Mecheiin3 4 5):  Das  Staatsrecht  des  Grossfürstenthums  Finland.  (Mar- 
quardsen’s  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  Freiburg  i.  B.  1889,  Bd.  4r 
2.  Halbband,  1.  Abth.). 

Bergh:  Juridisk  Handbok,  Helsingfors  1883. 

§ 2. 

2.  Prinzipien  des  Civilprozesses. 

Vertagungen  werden  oftmals  zugelassen,  jedoch  wird  der  Regel  nach 
schon  bei  der  ersten  Vertagung  bestimmt,  dass  im  nächsten  Termin  ohne 
Rücksicht  auf  das  Ausbleiben  des  Beklagten  in  der  Sache  erkannt  werden 
wird,4)  sowie  auch  Vertagung  zur  Beschaffung  von  Beweismaterial  öfters 
nur  mit  Präkiusionsbestimmung  zugelassen  wird.  Was  bei  der  münd- 
lichen Verhandlung  aufgezeichnet  wird,  soll,  wenn  die  Parteien  es  ver- 
langen oder  das  Gericht  es  nöthig  findet,  verlesen  werden.5)  Aussagen 


9 Vgl.  Civilprozessgesetze  vom  27.  April  1868  und  24.  Februar  1873. 

2)  Eine  neue  Auflage  ist  im  Jahre  1894  erschienen. 

3)  Gerichtsverfassung  S.  275  f.  Justizverwaltung  S.  338  f.  Rechtsquellen  S.  249  fF. 

4)  Kaiserl.  Brief  vom  25.  Mai  1871. 

5)  Rättegangs-Balken  Kap.  14  § 6. 
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der  Zeugen  soll  der  Richter  genau  aufschreiben  lassen  und  danach  in 
Gegenwart  der  Parteien  laut  vorlesen,  damit  die  Zeugen  erklären 
können,  ob  ihre  Worte  und  deren  Sinn  richtig  aufgefasst  worden  sind; 
diese  Erklärung  soll  in  das  Protokoll  eingetragen  werden.1) 

Die  Berathung,  Abstimmung  und  Urtheilsverkündung  findet  in 
erster  Instanz  gewöhnlich  unmittelbar  nach  beendigter  Verhandlung 
statt.  Auf  dem  Lande  pflegt  das  Gericht  in  grösseren  Sachen  das 
Urtheil  an  einem  späteren  Tage  während  derselben  Gerichtssitzung 
(ting,  Ding)  zu  verkünden;  die  Stadtgerichte  nehmen  oft  eine  zwei  bis 
vier  Wochen  lange  Bedenkzeit. 

3.  Die  Gerichte. 

§ 3. 

A.  Organisation,  Gerichtssprache. 

I.  Die  Zahl  der  Laienbeisitzer  der  Untergerichte2)  auf  dem 
Lande  (Häradsgerichte)  beträgt  wenigstens  7,  höchstens  12.  Ihre  Er- 
nennung erfolgt  durch  das  Gericht  selbst,  das  von  drei  durch  die  Wahl- 
berechtigten der  zum  Gerichtssprengel  gehörigen  Kommunen  Vorgeschla- 
genen einen  zu  der  erledigten  Stelle  auf  drei  Jahre  bestimmt.3)  Das 
Häradsgericht  ist  mit  dem  Vorsitzenden  und  fünf  Beisitzern  vollzählig.4) 
Bei  der  Berathung  des  Richters  mit  den  Beisitzern  ist  das  Urtheil 
noch  nicht  schriftlich  abgefasst.  Als  genaue  Kenner  der  Ortsverhält- 
nisse  sind  die  Beisitzer  dem  Richter  von  bedeutendem  Nutzen,  wie  auch 
ihre  Theilnahme  an  der  Rechtspflege  dieser  Volkstümlichkeit  sichert 
und  eine  Garantie  gegen  Missbräuche  darbietet.  Die  Bedeutung  dieser 
alterthümlichen  Gerichtsorganisation  ist  daher  nicht  zu  unterschätzen. 

Der  Amtsbezirk  eines  Richters  (domsaga)5)  besteht  aus  mehreren 
Gerichtssprengeln  (tingslag),  in  denen  die  ordentlichen  Gerichtssitzungen 
(lagtima  ting)  zweimal  jährlich,  im  Winter  und  Herbst,  — ausnahmsweise 
nur  eine  Sitzung  jährlich  — abgehalten  werden.  Diese  Sitzungen  sind 
nicht  in  Perioden  getheüt,  sondern  es  sitzt  das  Gericht  täglich,  bis 
sämmtliche  Sachen  entweder  endgültig  oder  durch  Vertagung  zur 
nächsten  Sitzung  erledigt  worden  sind. 

oH.  Gerichte  zweiter  Instanz  giebt  es  drei:  die  Hofgerichte 
in  Abo,  Wasa  (Nikolaistad)  und  Wiborg,  Ihre  Funktion  als  fora  privile- 
giata  des  Adels  ist  seit  1868  aufgehoben.  Ebenso  ist  das  Hofgericht 
in  Abo  nicht  mehr  forum  privilegiatum  der  Staatsbank  (Finlands  Bank). 

IH.  In  dritter  Instanz  erkennt  das  Justizdepartement  des  Kaiser- 
lichen Senats  in  Helsingfors,  bestehend5)  aus  wenigstens  10  Sena- 

b Rättegängs-Balken  Kap.  17  § 28. 

2)  Bas  Kämnärsgericht  (kämnärsrätten),  das  alte  städtische  Untergericht,  sowie 
das  Lagmansgericht  (lagmansrätten)  sind  im  Jahre  1868  eingegangen. 

3)  Verordnung  25.  Januar  1886. 

4)  Verordnung  27.  April  1868. 

5)  Die  Anzahl  der  Amtsbezirke  in  Finnland  ist  62.  Die  Anzahl  der  Einwohner  in 
jedem  Bezirke  ist  durchschnittlich  39000. 

ß)  Verordnung  13.  September  1892. 
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toren.  Die  Revisionssachen  werden  von  den  Sekretären  (referendarie- 
und  protokollssekreterare)  des  Departements  vorgetragen.  Das  Departe- 
ment übt  seine  richterliche  Funktion  gewöhnlich  in  zwei  „Divisionen“ 
aus.  Jede  Division  ist  in  der  Besetzung  von  fünf  Mitgliedern,  in  Streit- 
sachen mit  vier  Mitgliedern,  falls  drei  einig  sind,  beschlussfähig.  Ein 
der  „Nedre  Revision“  entsprechendes  Institut  fehlt.  Plenarsitzungen 
für  Streitsachen  sind  nicht  vorgeschrieben.  Ein  „Denkbuch44  fehlt  eben- 
falls. 

IV.  Besondere  Gerichte.  „Egodelningsrätten“  (das  Bodenthei- 
lungsgericht)  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  zwei  Beisitzern* 
Auch  der  erstere  sollte  gleich  den  letzteren  von  den  Grundeigenthümern 
der  Gemeinde  gewählt  werden;  weil  aber  die  Wahlberechtigten  von 
diesem  Recht  in  der  Regel  keinen  Gebrauch  machen,  wird  gewöhnlich 
der  Richter  am  Ort  vom  Hofgericht  zum  Vorsitzenden  ernannt.  Eine 
Provinz  oder  „län“,  nämlich  die  Provinz  Wiborg,  welche  bis  zum 
Jahre  1812  russische  Provinz  war,  hat  ein  ständiges  solches  Gericht, 
bestehend  aus  dem  vom  Kaiser-Grossfürsten  ernannten  Vorsitzenden 
und  dem  Provinzialfeldmesser  (Länelandtmätaren)  sowie  zwei  von  den 
Grundeigenthümern  gewählten  Beisitzern. 

Grenzzollgerichte  und  Einzelrichter  in  Polizeisacheu 
fehlen. 

Die  Rechtsprechung  in  Civilsachen  steht  nur  den  obengenannten 
ordentlichen  Gerichten  zu.  Von  der  Kompetenz  der  Provinzialverwal- 
tungsbehörden  folgt  unten  S.  529  Näheres. 

V.  Gerichtssprachen  sind  schwedisch  und  finnisch. 

Die  Gerichte  erster  Instanz  sind  verpflichtet,  ihre  Urtheile  und 
sonstige  Ausfertigungen  in  derjenigen  Sprache  — schwedisch  oder  fin- 
nisch — abzufassen,  welche  die  Protokollsprache  bei  den  kommunalen 
Verhandlungen  des  Ortes  bildet,  sofern  nicht  die  Partei,  welche  die 
Sache  anhängig  gemacht  hat,  die  Anwendung  der  andern  Sprache  ver- 
langt. In  jeder  Sache  sollen  die  Urtheile  der  höheren  Instanzen  in 
derselben  Sprache,  wie  in  der  ersten  Instanz,  ausgegeben  werden.1) 
Eingaben  in  fremden  Sprachen  werden  nicht  angenommen;  sonstige 
Urkunden  müssen  übersetzt,  und  eventuell,  wenn  das  Gericht  es  for- 
dert, von  einem  beeidigten  Translator  beglaubigt  werden.  Eine  Aus- 
nahme gilt  für  Eingaben  und  sonstige  Dokumente  in  russischer 
Sprache,  die  angenommen  werden  und  deren  Uebersetzung  von  Gerichts- 
wegen besorgt  wird.2) 

§ 4. 

B.  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

I.  Sachliche  Zuständigkeit.  In  Streitsachen,  welche  nach  dem 
Seerecht  abzuurtheilen  sind,  sind  sowohl  die  Härads-  als  die  Rathhaus- 
Gerichte  sachlich  zuständig;  jedoch  gehören  Havarei-  und  Assekuranz- 


9 Verordnung  29.  Dezember  1883. 

2)  Verordnung  3.  Dezember  1866. 
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Sachen  ausschliesslich  zur  Zuständigkeit  der  Rathhausgerichte.1)  Das 
Rathhausgericht  in  der  Hauptstadt  Helsingfors  ist  das  allein  zuständige 
Gericht  in  Streitigkeiten  betreffend  ausländische  Waarenmarken.2)  Aus- 
nahmebestimmungen über  die  sachliche  Zuständigkeit  in  Patentsachen 
fehlen. 

H.  Oertliche  Zuständigkeit.  Gerichtsstände.  Als  Wohnsitz 
des  Beklagten  gilt  nicht  immer  der  Ort,  wo  er  in  die  staatliche  Steuer- 
rolle (mantalslängd)  eingetragen  worden  ist.  Sein  Forum  wegen  per- 
sönlicher Ansprüche  wird  durch  seinen  thatsächlichen  Wohnsitz  be- 
stimmt. — Ausländer  werden  wegen  persönlicher  Ansprüche  verklagt 
bei  dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  sie  sich  aufhalten.3)  Anderweitige 
Bestimmungen  über  das  Forum  der  Ausländer  in  solchen  Streitsachen 
fehlen. 

Die  bei  städtischen  Jahrmärkten  oder  sonst  in  der  Stadt  zwischen 
Käufer  und  Verkäufer  entstehenden  Streitigkeiten  gehören  vor  das 
Stadtgericht,  wenn  sie  sofort  anhängig  gemacht  werden  oder  Beklagter 
später,  doch  ehe  er  in  der  Sache  vor  ein  anderes  Gericht  vorgeladen 
worden  ist,  wieder  zur  Stadt  kommt.  Dasselbe  gilt  betreffs  der  Schul- 
den, die  ein  Fremder  wegen  seiner  Nahrung,  Wohnung  oder  ähnlicher 
Bedürfnisse  in  der  Stadt  gemacht  hat.4) 

Eine  Klage  gegen  den  Vormund  wegen  seiner  Verwaltung  kann 
anhängig  gemacht  werden,  nach  Wahl  des  Klägers,  entweder  wo  der- 
jenige, dessen  Hinterlassenschaft  die  Vormundschaft  betrifft,  wohnhaft 
war  und  die  Vormundschaft  vom  Vormund  übernommen  wurde,  oder 
im  Forum  domicilii  des  Vormunds.5) 

Privatbanken  werden  bei  dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  die 
Direktion  ihren  Sitz  hat,  verklagt,  oder  auch,  wenn  die  Klage  aus  einem 
Geschäft  entspringt,  welches  bei  einer  Bankfiliale  geschlossen  wrorden 
ist,  beim  Gericht  des  Orts,  wo  die  Filiale  sich  befindet. 6) 

Forum  der  Staatsbank  (Finlands  Bank)  ist  das  Rathhausgericht 
in  Helsingfors.7) 

Mehrere  Schuldner,  welche  sich  nicht  solidarisch  verpflichtet 
haben,  können,  falls  Streit  betreffs  der  Richtigkeit  der  Schuld  oder  des 
Antheils  eines  jeden  entsteht,  sämmtlich  bei  dem  Forum  domicilii  eines 
von  ihnen  belangt  werden,  der  Solidarschuldner  aber  nur  in  seinem 
Forum  domicilii.8) 

Bei  Streit  wegen  eines  Verlöbnisses,  dessen  Erfüllung  oder  Tren- 
nung verlangt  wird,  ist  das  Forum  domicilii  der  weiblichen  Partei  im 


*)  Seegesetz  9.  Juni  1873  § 23h 

2)  Verordnung  11.  Februar  1889  § 13. 

®)  Rättegängs-Balken  Kap.  10  § K 

4)  Rättegängs-Balken  Kap.  10  § 5. 

5)  Rättegängs-Balken  Kap.  10  § 4. 

6)  Verordnung  10.  Mai  1886  § 15. 

7)  Reglement  vom  19.  Februar  1895  § 14. 

8)  Rättegängs-Balken  Kap.  10  § 6. 
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Allgemeinen  zuständig,  jedoch  ist  diese  berechtigt,  die  Sache  entweder 
dort,  oder  wo  der  Mann  zu  finden  ist,  anhängig  zu  machen.1) 

Klagen  wegen  Beischlafs  unter  Eheversprechen  sollen,  falls  der 
Mann  den  Klagegrund  verneint,  bei  demjenigen  Gericht,  in  dessen 
Bezirk  der  Beischlaf  stattgefunden  hat,  anhängig  gemacht  werden.2) 

In  Ehetrennungssachen  wegen  böswilligen  Yerlassens  wird  Be- 
klagter vor  das  Gericht  geladen,  in  dessen  Bezirk  die  klagende  Partei 
wohnhaft  ist;  kennt  man  den  Aufenthaltsort  des  bez.  der  Entwichenen 
nicht,  so  ist  das  letzte  Forum  domicilii  der  genannten  Partei  zu- 
ständig. 3) 

Wenn  das  Honorar  des  Prozessbevollmächtigten  nicht  ver- 
tragsmässig  festgestellt  worden  ist,  soll  dasselbe  von  dem  Gericht  be- 
stimmt werden,  welches  zuletzt  in  der  Sache  erkannt  hat.4) 

Bei  Streit  um  Aufhebung  eines  Patentrechts  ist  das  Gericht  des 
Wohnsitzes  des  Patentinhabers  oder,  falls  dieser  ausserhalb  des  Landes 
wohnhaft  ist,  das  des  Wohnsitzes  seines  Bevollmächtigten  zuständig, 
Klagen  betreffs  unbefugter  Ausnutzung  einer  patentirten  Erfindung  sind 
am  Forum  domicilii  des  Beklagten  anhängig  zu  machen.5) 

Ein  besonderes  Recht,  in  Seerechtssachen  durch  Vereinbarung 
den  Gerichtsstand  zu  ändern,  giebt  es  nicht.  Verschiedene  Ausnahmen 
von  den  Regeln  über  das  Forum  enthält  das  Seerecht  (Seegesetz  vom 
11.  Juni  1873  §§  236,  237,  242,  245  und  Verordnung  v,  11.  November 
1889).  Betreffs  der  privaten  Eisenbahnen  siehe  Verordnung  v.  15.  April 
1889  § 31. 

Der  Gerichtsstand  bestimmt  sich  nach  der  Lage  der  thatsächlichen 
Verhältnisse  zur  Zeit  der  ersten  Gerichtsverhandlung  in  der  Sache.6) 

§ 

4.  Die  Parteien. 

Partei-  und  Prozessfähigkeit. 

Die  Ehefrau  kann  klagen  und  beklagt  werden,  wenn  der  Rechts- 
streit Vermögen  betrifft,  welches  unter  ihrer  Verwaltung  steht,7)  Ist 
sie  Handelsfrau,  oder  hat  sie  das  Recht,  ihr  Grundeigenthum  selbst  zu 
verwalten,  so  kann  sie  Schulden  kontrahiren  und  wegen  solcher  be- 
langt werden, 8) 

Hat  der  Unmündige  das  Alter  erreicht,  in  welchem  er  beurtheilcn 
kann,  dass  sein  Vormund  sein  Eigenthum  nicht  gut  verwaltet,  so  darf 
er  gegen  den  Vormund  Klage  erheben.9)  Nach  erreichtem  fünfzehnten 

1)  Rättegängs-Balken  Kap.  10  § 8. 

2)  Rättegängs-Balken  Kap.  10  § 9. 

*)  Rättegangs-Balken  Kap.  10  § 10.  Giftermäls-Balken  Kap.  13  § 4. 

4)  Rättegängs-Balken  Kap.  15  § 12. 

5)  Verordnung  30.  März  1876  §§  14  u.  15.  • 

6)  Rättegängs-Balken  Kap.  10  § 13. 

7)  Was  darunter  zu  verstehen  ist,  siehe  Gesetz  vom  15,  April  1889. 

8)  Gesetz  vom  15.  April  1889  Kap.  2 §§  3,  5 u.  6. 

9)  Verordnung  vom  19.  Dezember  1864  § 7. 
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Lebensjahr  ist  der  Unmündige  prozessfähig  in  Ansehung  dessen,  was 
er  selbst  erwirbt.1) 

§ 6- 

5.  Prozessbevollmächtigte.  Anwälte. 

Berufsmässige  Rechtsanwälte  sollen  nach  dem  Gesetz  die  Geneh- 
migung des  Gerichts,  yor  dem  sie  auftreten,  nachsuchen.2)  Diese 
Vorschrift  ist  jedoch  beinahe  vollständig  ausser  Uebung  gekommen. 
Bestimmungen  darüber,  ob  Prozess  Vollmachten  telegraphisch  ertheilt 
werden  können,  fehlen,  es  kann  jedoch  als  sicher  angenommen  werden, 
dass  eine  solche  Vollmacht  als  nicht  gesetzgemäss  behandelt  wird. 

§ 7- 

6.  Armenrecht.  Kaution. 

o 

A.  In  den  Städten  Helsingfors,  Wiborg  und  Abo  steht  ein  von 
der  Stadt  besoldeter  Jurist  den  Armen  als  Rathgeber  und  Anwalt  gegen 
eine  geringe  Abgabe,  die  äusserst  selten  erhoben  wird,  zu  Diensten. 

B.  Ausländer  sind  nicht  in  weiterem  Masse  als  Einhei- 
mische zur  Kautionsleistung  verpflichtet.3) 

§ 8- 

7.  Prozesskosten. 

A.  Allgemeines. 

Ueber  den  Kostenpunkt  muss  im  Zusammenhänge  mit  der  Haupt- 
sache erkannt  werden;  können  die  Kosten  nicht  gleich  angegeben  wer- 
den, so  kann  eine  besondere  Klage  darüber  Vorbehalten  werden.  Wenn 
die  im  Untergericht  obsiegende  Partei  im  Obergericht  unterliegt,  so 
sind  die  Kosten  zu  kompensiren,  falls  nicht  das  Obergericht  aus  beson- 
deren Gründen  anders  entscheidet.  Wird  das  Urtheil  des  Hofgerichts 
vom  Senat  bestätigt,  so  muss  die  unterliegende  Partei  nach  Ermessen 
des  Gerichts  der  Gegenpartei  die  Kosten  ersetzen. 

B.  Gerichtskosten.4) 

Die  Vorladungsresolution  kostet  an  Stempel  und  Gebühren 
2 mark  50  penni.5)  Der  Zustellungsbeauftragte  erhält  für  jede 
Behändigung  60  penni  nebst  Ersatz  für  etwa  nöthige  Reisekosten. 

Protokoll  und  Urtheil  (gewöhnlich  im  Zusammenhang  ausge- 
fertigt) kosten  bei  den  Unter gerichten  an  Stempel  und  Gebühren  für 
den  ersten  Bogen  1 mark  50  penni  und  für  jeden  folgenden  2 mark. 

Für  die  Urtheile  der  Hofgerichte  betragen  Stempelabgaben  und 
Gebühren  10  mark  für  den  ersten  Bogen  und  5 mark  für  jeden  folgen- 

l)  Ärfda-Balken  Kap.  19  § 1.  Verordnung  vom  31.  Oktober  1864  § 1. 

3)  Rättegangs-Balken  Kap.  15  § 2.  Verordnung  vom  24.  Februar  1873. 

3)  Vgl.  auch  Art.  2 des  deutsch-russischen  Handelsvertrags  vom  10.  Februar  / 29.  Fe- 
bruar 1894  (R.G.B1.  S.  154)  und  oben  Bd.  1 S.  743,  768,  993. 

4)  Verordnung  vom  15.  Januar  1883  betr.  Gebühren  und  vom  14.  Dezember  1894 
betr.  Stempelabgaben. 

5)  Der  Mark  = 100  penni  = 80  Pfennige. 

Leske  u.  Lobwbkfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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den.  Für  den  Bescheid  über  das  Revisionsgesuch  sowie  über  Er- 
füllung der  vorgeschriebenen  Praestanda  und  für  die  Protokolle  des 
Hofgerichts,  welche  die  revisionssuchende  Partei  zu  erwirken  hat, 
sind  zu  zahlen  7 mark  für  den  ersten,  und  4 mark  für  jeden  folgenden 
Bogen. 

Die  Stempelabgaben  für  die  Urtheile  der  dritten  Instanz  be- 
tragen 4 mark  per  Bogen.  Hierzu  kommen  aber  noch  andere  Abgaben, 
deren  Betrag  vom  Worth  der  Streitsache  abängt. ')  Diese  Abgaben 
sihd  meistens  von  der  obsiegenden  -Partei  zu  entrichten.  Ausserdem 
müssen  schriftliche  Vollmachten  und  Eingaben,  sowie  auch  Urkunden, 
z.  B.  Schuldscheine,  Wechsel,  Kaufbriefe,  Fakturen,  Mietkontrakte, 
Ehepakten,  Testamente  u.  dergL  wenn  sie  dem  Gericht  vorgelegt  werden, 
mit  Stempelmarken  belegt  werden.  Wenn  durch  mündliche  Vorladung 
anhängig  gemachte  Sachen  beim  Häradsgericht  zur  Eintragung  in  die 
Liste  (siehe  Schweden  § 10  Abth.  9 A S.  471)  angemeldet  werden,  so 
ist  ebenfalls  eine  Meine  Abgabe,  50  penni,  zu  entrichten. 

C.  Anwalt8gebühren. 

Die  Honorare  der  Rechtsanwälte,  über  deren  Betrag  es  keine  ge- 
setzlichen Bestimmungen  giebt,  werden  durch  Vereinbarung  oder,  fallsreine 
Vereinbarung  nicht  getroffen  worden  ist  oder  wird,  auf  Antrag  gericht- 
lich festgesetzt.  Bestimmte  Normen  für  die  Berechnung  der  Honorare 
fehlen.  Als  meist  gebräuchlich  ist  anzunehmen,  dass  dem  Anwalt  zu 
zahlen  ist,  ausser  Ersatz  aller  Gerichts-  und  sonstigen  Kosten,  15  bis 
25  mark  für  jede  gerichtliche  Verhandlung  in  der  Sache,  die  der  An- 
walt wahrzunehmen  hat,  ein  gleicher  Betrag  für  jede  vom  Anwalt 
verfasste  Schrift,  50—400  mark  per  Tag  nebst  Reisekosten  für  Reisen; 
doch  werden  bei  bedeutenderen  Sachen  und  bei  Sachen,  die  grössere 
Werthe  betreffen,  diese  Beträge  öfters  überschritten.  Nicht  selten  sind 
Uebereinkommen,  wobei  dem  Anwalt  im  Falle  eines  glücklichen  Aus- 
gangs der  Streitsache  ein  gewisser  Prozentsatz  des  zu  gewinnenden  Be- 
trags zugesichert  wird,  anderen  Falls  aber  nur  Ersatz  der  Kosten. 

§ 9- 

8.  Pas  Verfahren  im  Allgemeinen. 

A.  Die  Klage. 

In  allen  Streitigkeiten,  die  Grundbesitz  oder  Häuser  betreffen,  ist 
schriftliche  Vorladung  (stämning)  vorgeschrieben.  Sonst  ist  mündliche 
Vorladung,  die  in  Schweden  aufgehoben  ist,  in  Finland  aber  noch  be- 
steht, zulässig.2)  Doch  ist  bei  den  Stadtgerichten  schriftliche  Vorladung 
Regel.  Die  Vorladungsurkunde  soll  enthalten:  die  Parteien,  die  Streit- 
sache, Zeit  nebst  Ort,  wann  und  wo  der  Beklagte  vor  Gericht  zu  er- 
scheinen hat,  sowie  dass  die  Sache  vorgenommen  und  entschieden 

J)  Siehe  Staatskalender  (Finlands  statskalender)  über  „Kartasigillata-recognitions-. 
faltig-  och  arbetshus-  samt  krigsmanshusafgifter“. 

3)  Rättegangs-BaJken  Kap.  11  § 2. 
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werden  soll,  auch  wenn  der  Beklagte  sich  nicht  einfindet.1)  Die  münd- 
liche Vorladung  hat  den  gleichen  Inhalt. 

Die  Behändigung  der  schriftlichen  Vorladung  geschieht  gewöhn- 
lich in  der  Stadt  durch  zwei  Stadtdiener,  auf  dem  Lande  durch  einen 
Beisitzer  des  Häradsgerichts  (nämndeflian)  mit  einem  Zeugen , kann 
jedoch  auch  von  zwei  anderen  unverwerflichen  Männern  oder  von  einem, 
der  ein  Recipisse  bekommt,  bewerkstelligt  werden.  Mündliche  Vorladung 
kann  in  der  Stadt  nur  von  den  Stadtdienern,  auf  dem  Lande  nur  von 
einem  Beisitzer  des  Häradsgerichts  oder  dem  Länsman  (Lehensmann  = 
administrativer  Unterbeamter),  begleitet  von  einem  un  verwert  liehen,  im 
Gerichtsbezirke  wohnhaften  Zeugen,  vollzogen  werden.2)  Zustellung 
durch  Bekanntmachung  in  der  legalen  Zeitung  (Finlands  allmänna  tid- 
ning;  Suomalainen  wiralinen  lehti)  ist  nur  in  Ausnahmsfällen  für  be- 
sondere Streitsachen  erlaubt. 

Durch  die  Behändigung  der  Vorladung  wird  Rechtshängigkeit 
der  Sache  begründet  und  der  Kläger  eventuell  kostenerstattungspflichtig. 

Objektive  Klagen  häufungist  zulässig. 

B.  Aenderung  und  Emendirung  der  Klage. 

Die  Klage  darf  nicht  über  den  Umfang  der  Vorladung  ausgedehnt 
werden.  Diese  Vorschrift  wird  jedoch  in  der  Praxis  gewöhnlich  nur 
auf  Antrag  der  Gegenpartei,  nicht  ex  officio,  beachtet. 

C.  Einreden. 

Eine  sofortige  Beschwerde  über  Entscheidungen  betreffend  die  Ein- 
reden der  Unzuständigkeit  des  Gerichts  und  der  Streitgenossenschaft  ist 
in  Wechsel-,  Seerechts-  und  Konkurssachen  nicht  zulässig.3) 

§ io. 

ff.  Verfahren  in  erster  Instanz. 

A.  Die  Parteienverhandlung. 

Unter  energischer  Prozessleitung  des  Richters,  wie  sie  das  Gesetz 
voraussetzt,  entwickelt  sich  der  Prozess  sicher  und,  wenn  die  Sache 
nicht  allzu  umfangreich  oder  verwickelt  ist,  auch  ziemlich  schnell.  Da  die 
Gerichtsverhandlungen  in  der  ersten  Instanz,  wie  es  sich  aus  dem  Vor- 
hergehenden ergiebt,  öffentlich  und  wesentlich  mündlich  sind,  und  da 
die  Parteien,  wenigstens  diejenigen  niedrigen  Standes,  meistens  sich 
unmittelbar  an  den  Verhandlungen  betheiligen  und  die  Parteien  ver- 
hältnissmässig  billig  zu  ihrem  Recht  gelangen,  so  ist  das  Verfahren 
volkstkümlich  und  beliebt.  Auch  ist  die  Gerichtsverfassung  auf  be- 
stehender Grundlage  entwickelungsfähig,  wie  aus  neueren  Reformvor- 
schlägen zu  entnehmen  ist. 

1)  Rättegängs-Balken  Kap.  11  § 1. 

2)  Rättegängs-Balken  Kap.  11  § 7. 

3)  Wechselgesetz  vom  29.  März  1858  § 85;  Seegesetz  vom  9.  Juni  1873  § 238; 
Konkursgesetz  vom  9.  November  i868  §§  23  u.  118. 
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B.  Das  Be  weis  verfahren. 

a)  Der  Zeugenbeweis.1)  Folgende  Personen  werden  als  Zeugen 
nicht  zugelassen: 

a)  Wer  zu  der  Strafe  des  Verlustes  der  Ehrenrechte  („des  bürger- 
lichen Zutrauens“)  verurtheilt  worden  ist,  oder  eines  Verbrechens, 
dem  diese  Strafe  folgt,  derzeit  angeklagt  ist;2) 

ß)  wer  mit  einer  der  Parteien  zur  Zeit  einen  Rechtsstreit  hat  und 
wer  offenbarer  Feind  irgend  einer  der  Parteien  ist; 

f)  Wahn-  und  Blödsinnige  und  Personen  unter  15  Jahren; 

8)  Unbekannte  und  Fremde,  bis  deren  Leumund  erwiesen  ist; 

e)  Nichtchristen  und  diejenigen,  welche  ihrem  Glauben  nach  vom 
Zeugeneid  eine  falsche  oder  schädliche  Meinung  hegen; 

C)  Gesinde  und  andere  Hausleute  während  der  Dienstzeit,  wobei 
jedoch  Prozesse  zwischen  der  Dienstherrschaft  und  den  Dienst- 
boten ausgenommen  sind; 

rj)  nahe  Verwandte  und  Verschwägerte,  wobei  Verlobung  der  Ehe 
gleichgestellt  ist; 

8)  der  an  der  Streitsache  Betheiligte  und  dessen  Verwandte  und 
wer  selbst  und  wessen  Verwandte  vom  Rechtsstreit  Nutzen 
oder  Schaden  erwarten  können; 

{)  der  Anwalt  in  Betreff  vertraulicher  Mittheilungen,  die  ihm  vom 
Vertretenen  während  des  Prozesses  gemacht, worden  sind; 

x)  Priester  in  Betreff  des  Beichtgeheimnisses. 

Diese  Disqualifikationsgründe  mit  Ausnahme  der  unter  a und  8 ge- 
nannten fallen  weg,  falls  die  Parteien  auf  ihr  Recht,  sie  geltend  zu 
machen,  ausdrücklich  verzichten  und  das  Gericht  solches  für  zulässig 
erachtet.3) 

Von  den  Zeugen  geltend  zu  machende  Entschuldigungsgründe  sind 
dem  Gesetze  fremd. 

b)  Richterlicher  Eid.  Der  richterliche  Eid  ist  entweder  Reini- 
gungseid (värjemälsed)  oder  Ergänzungseid  (Yyllnadsed).  Der  Reinigungs- 
eid wird  durch  Urtheil,  gegen  welches  sofortige  Berufung  stattfindet, 
auferlegt.  Der  Ergänzungseid  kommt  hauptsächlich  in  Strafsachen 
(vorzugsweise  Diebstahl)  vor  als  Mittel,  den  Schaden  zu  beweisen. 

c)  Urkundenbeweis.  Ueber  Urkundenbeweis  sagt  das  Gesetz: 
„Legt,  jemand  schriftliche  Beweise  vor,  um  seine  Klage  damit  zu  er- 
härten, so  prüfe  der  Richter  genau  ihre  Beschaffenheit  und  Richtigkeit, 
sowie  auch  welche  Beweiskraft  und  Wirkung  sie  in  der  Sache  haben.“4) 
Somit  ist  die  Beweiskraft  von  Urkunden  dem  Ermessen  der  Gerichte 
anheimgestellt. 


l)  Rättegängs-Balken  Kap.  17  § 7. 

3)  Strafges.  v.  19.  Dez.  1889  Kap.  2 § 14. 

3)  Rättegängs-Balken  Kap.  17  § 14. 

4)  Rättegängs-Balken  Kap.  17  § 1. 
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Ueber  den  Beweis  durch  Handelsbücher  enthält  eine  Verordnung 
vom  3.  März  1868  besondere  Bestimmungen.  In  Folge  dessen  kann  in 
Prozessen  wegen  Forderungen  für  Waaren,  die  auf  Borg  genommen 
sind,  der  Kläger,  welcher  städtischer  Kaufmann  (Apotheker  und  Buch- 
händler ausdrücklich  inbegriffen)  oder  städtischer  Industrieller  ist,  sich 
gegen  einen  nicht  geschäftstreibenden  Beklagten  auf  sein  Handelsbuch 
berufen,  und  soll,  falls  das  Buch  gemäss  den  Vorschriften  der  Ver- 
ordnung geführt  worden  ist  und  der  Schuldner  Rechnung  über  die 
Waaren  im  Verlaufe  des  der  Kreditirung  nächstfolgenden  Kalender- 
jahrs erhalten  hat  oder  ein  Prozess  gegen  ihn  während  dieser  Zeit  an- 
hängig gemacht  worden  ist,  der  Beklagte  den  Reinigungseid  leisten, 
wenn  er  es  nicht  vorzieht,  den  Eid  dem  Kläger  oder  dem,  der  das  Buch 
geführt  hat,  zuzuschieben,  oder  wenn  nicht  das  Gericht  Ursache  findet, 
die  Eidesleistung  dem  Kläger  oder  Buchführer  aufzuerlegen.  Hat  der 
Schuldner  binnen  sechs  Monaten  nach  Empfang  der  Rechnung  nicht 
Einspruch  gegen  dieselbe  erhoben,  so  gilt  sie  als  voller  Beweis,  gegen 
welchen  jedoch  Gegenbeweis  zuzulassen  ist.  In  Prozessen  zwischen 
städtischen  Kaufleuten  und  Industriellen,  deren  Bücher  ordnungsmässig 
geführt  worden  sind,  prüft  das  Gericht,  welche  von  den  Parteien  die 
Richtigkeit  ihrer  Bücher  eidlich  erhärten  soll. 

d)  Das  Gericht  kann  aus  zureichenden  Gründen,  auch  ohne  Antrag, 
eine  Besichtigung  durch  Sachverständige  anordnen  oder  selbst  zur 
Besichtigung  schreiten.  In  Streitsachen,  die  unbewegliches  Eigen thum 
betreffen,  kann  das  Gericht  dabei  an  Ort  und  Stelle  auf  Grund  des 
Ergebnisses  der  Besichtigung  das  Urtheil  fällen.  Dieses  Urtheil  ist  durch 
die  gewöhnlichen  Rechtsmittel  anfechtbar.1) 

C.  Berathung  und  Abstimmung. 

In  den  Häradsgerichten  hat  der  Vorsitzende  vor  der  Abstimmung 
die  Sache  den  Nämndemän  darzustellen  und  sie  über  die  in  Betracht 
kommenden  rechtlichen  Gesichtspunkte  zu  belehren.  Sind  alle  Beisitzer 
derselben  Ansicht,  so  wird  ihr  Votum  zum  Urtheil  erhoben;  anderenfalls 
entscheidet  der  Vorsitzende. 

Die  Bestimmung,  wonach  ein  Mitglied  sich  eine  viertägige  Bedenk- 
zeit ausbitten  kann,  ist  zwar  in  den  unteren  Gerichten  ausser  Uebung 
gekommen,  weil,  wie  oben  schon  gesagt,  in  weitläufigeren  oder  schwie- 
rigeren Fällen  die  Entscheidung  oft  auf  längere  Zeit  vertagt  wird,  um 
allen  Mitgliedern  des  Gerichts,  bez.  dem  Vorsitzenden  im  Häradsgerichte, 
Gelegenheit  zu  geben,  die  Akten  genauer  durchzusehen;  aber  in  den 
oberen  Gerichten  wird  diese  Vorschrift  genau  eingehalten. 

Der  den  Parteien  zu  ertheilende  Auszug  aus  dem  Protokoll  enthält 
nicht  die  einzelnen  Vota  der  Mitglieder,  sondern,  falls  verschiedene 
Meinungen  geäussert  wTorden  sind,  nur  eine  Bemerkung  des  Inhalts, 
dass  Abstimmung  erfolgt  ist;  jedoch  wird  gewöhnlich  auf  Verlangen 
auch  ein  vollständiger  Protokollauszug  über  die  Abstimmung  ausgefer- 


*)  Jorda-Balken  Kap.  14. 
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jtigt.  In  Betreff  endgültig  entschiedener  Streitsachen  ist  das  Recht, 
einen  solchen  Auszug  aus  dem  Protokoll  zu  erhalten,  ausdrücklich  im 
Gesetz  ausgesprochen.  Ueberhaupt  steht  bei  den  Gerichten  die  Durch- 
sicht der  Protokolle,  bez.  das  Recht,  amtlich  bestätigte  Auszüge  aus 
denselben  zu  erhalten,  im  Allgemeinen  einem  Jeden  zu.1) 

D.  Urtheil. 

I.  Ueber  die  Anfechtbarkeit  von  Urth eilen  bezüglich  prozesshindern- 
der Einreden  siehe  oben  § 9 C.  S.  523. 

II.  Das  Urtheil2)  wird  immer  vom  Vorsitzenden  unterzeichnet. 
Beschlüsse  werden  jedoch  bei  denjenigen  Stadtgerichten,  bei  welchen 
der  Vorsitzende  nicht  selbst  die  Ausfertigung  der  Protokolle  besorgt., 
öfters  nur  vom  Protokollführenden  (Notarius)  amtlich  unterschrieben. 

III.  Rechtskraft.  Dieselbe  Wirkung  wie  der  Ablauf  der  Noth- 
frist  hat  auch  die  Erklärung  der  Parteien,  dass  sie  sich  dem  Urtheil 
unterwerfen.  Das  rechtskräftige  Urtheil  bewirkt,  dass  das  Rechtsver- 
hältnis, welches  Gegenstand  des  Urtheils  ist,  als  endgültig  festgestellt 
zu  erachten  ist  und  dass  der  Anspruch,  welcher  durch  das  Urtheil  ent- 
schieden worden  ist,  nicht  wieder  erhoben  werden  darf. 

§ ii. 

10.  Versäumnissverfahren. 

Kontumazialentscheidungen,  gegen  welche  Berufung  nicht  eingelegt 
worden  ist,  sind  vollstreckbar,  obwohl  der  Beklagte  Wiedergewinnungs- 
klage erhoben  hat,  jedoch  mit  Ausnahme  solcher  Fälle,  in  Jenen  die 
Wiedergewinnung  durch  die  Vollstreckung  unnütz  würde.3) 

§ 12. 

11.  Rechtsmittel. 

A.  Berufung. 

Die  Wettsumme  beträgt,  sowohl  bei  den  Land-  als  bei  den  Stadt- 
gerichten, 5 mark  76  penni.  Die  Nothfrist  für  die  Verfolgung  der  Sache 
in  der  Appellinstanz  beträgt,  je  nach  der  Entfernung  vom  Sitze  des 
Hofgerichts,  30  bis  60  Tage,  in  Wechsel-  und  Seerechtssachen  15  bis 
30  Tage.4)  Alle  Eingaben  nebst  Beilagen,  ausser  den  Protokollen  und 
dem  Urtheil  des  Untergerichts,  sind  in  duplo  einzureichen. 

Beim  Appell  ist  keine  Bürgschaft  erforderlich.  Erscheint  eine  Partei 


*)  Verordnung  vom  18.  Juni  1891  §§  8,  9.  u.  10. 

2)  Die  Vorschrift  des  Gesetzes  in  Rättegängs  Balken  Eap.  24  § 3,  gemäss  welcher 
der  Richter  im  Urtheil  ,sich  auf  ausländische  Gesetze  nicht  berufen  darf,  bezieht  sich 
darauf,  dass.  der  Richter  in  Fällen,  wo  die  einheimischen  Gesetze  massgebend  sind, 
sich  nach  diesen  zu  richten  hat;  was  das  Gesetz  wohl  nur  deshalb  ausdrücklich  aus- 
gesprochen nat,  um  der  Gefahr  des  Eindringens  römischrechtlicher  Grundsätze  in  das 
einheimische  Recht  vorzubeugen. 

3)  Rättegängs-Balken  Kap.  12  §§  3 u.  4. 

4)  Im  Amtsbezirk  Lappmarken  beträgt  die  Frist  immer  00  Tage. 
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nicht,  so  ist  ihr,  ausser  in  Konkurssachen,  eine  Frist  für  den  Beweis 
eines  gesetzlichen  Hindernisses  bewilligt. 

Die  Berichterstattungspflicht  ist  nicht  auf  die  vier  jüngsten  Mit- 
glieder beschränkt.1 *)  Erscheint  nach  erfolgter  Verlesung  der  Akten 
eine  genauere  Kenntnissnahme  derselben  den  Richtern  nöthig,  so  werden 
sie  jedem  derselben  der  Reihe  nach  auf  höchstens  vier  Tage  £ur  Durchsicht 
übergeben.  Reformatio  in  peius  kann  insofern  Vorkommen,  als,  falls,  wie 
öfters  geschieht,  der  Berufungskläger  die  Aufhebung  des  Urtheils  der 
ersten  Instanz  und  eine  neue  Prüfung  der  Sache  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange (d.  h.  nicht  Annulirung  des  Verfahrens,  sondern  nur  Aufhebung 
des  Urtheils)  erwirkt  hat,  das  neue  Urtheil  eine  für  ihn  noch  ungünsti- 
gere Entscheidung  treffen  kann. 

B.  Beschwerde. 

Die  Nothfrist  in  Beschwerdesachen  beträgt  30  bez.  15  Tage.-)  Per- 
sönliches Erscheinen  oder  Bestellung  eines  bevollmächtigten  Vertreters 
in  der  Beschwerdeinstanz  (Hofgericht)  ist  unter  allen  Umständen  erfor- 
derlich. Wird  es  für  nöthig  erachtet,  dass  dem  Gegner  Gelegenheit 
gegeben  werde,  sich  in  Folge  der  Beschwerde  zu  erklären,  was  immer 
der  Fall  ist,  wenn  das  Hofgericht  das  Urtheil  der  ersten  Instanz  auf- 
heben  oder  ändern  will,  so  hat  der  Beschwerdeführer-  die  Akten  mit 
der  beigefügten  Kommunikationsresolution  des  Hofgerichts  dem  Gegner 
schleunigst  zu  übermitteln  und  den  Nachweis  der  erfolgten  Mittheilung 
dem  Hofgericht  einzureichen. 

Findet  Jemand  sein  Recht  beeinträchtigt  durch  ein  Urtheil  in  einem 
Prozesse,  in  welchem  er  nicht  vorgeladen  und  mangels  Vorladung  nicht 
erschienen  war,  so  kann  er  binnen  Nacht  und  Jahr,  nachdem  er  von 
dem  Urtheil  Kenntniss  erhielt,  durch  Beschwerde  bei  dem  Hofgericht 
Abhülfe  suchen.3) 

C.  Revision. 

Neue  Beweise  sind  in  Revisionssachen  nur  dann  zugelassen,  wenn 
sie  nicht  rechtzeitig  gefunden  worden  sind,  oder  wenn  sie  aus  anderen 
Gründen  nicht  früher  bei  der  Hand  sein  konnten.4) 

Der  Revisionskläger  muss  spätestens  am  21.  Tage  vor  12  Uhr, 
(wobei  der  Tag,  an  dem  das  Urtheil  des  Hofgerichts  ausgefertigt  wurde, 
nicht  mitgerechnet  wird)5),  beim  Hofgericht  schriftlich  den  Antrag  ein- 
reichen, die  Sache  der  Prüfung  des  Kaisers  (===  der  dritten  Instanz)  zu 
unterstellen.  Die  hierbei  zugleich  zu  entrichtende  Abgabe  (revisions- 


’)  Schriftliche  Berichte  werden,  ausser  in  Konkurs-Wechsel-  und  Seerechtssachen, 

auch  in  einigen  anderen  Sachen,  hauptsächlich  solchen,  die  städtische  Miethe  und  Woh- 
nung, sowie  Trennung  ehelicher  Gütergemeinschaft  betreifen,  nicht  erstattet. 

3)  Im  Amtsbezirk  Lappmarken  beträgt  die  Frist  immer  60  Tage. 

3)  Rättegängs-Balken  Kap.  25  § 22. 

4)  Rättegängs-Balken  Kap.  30  § 11. 

5)  Die  Urtheile  des  Hofgerichts  erhalten  das  Datum  des  Tages,  an  dem  sie  aus- 
gefertigt werden. 
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skilling)  beträgt  192  mark.  Falls  das  Urthe.il  des  Hofgerichts  geändert 
wird,  erhält  der  Revisionskläger  diese  Abgabe  zurück;  in  allen  an- 
deren Fällen,  so  wenn  die  Parteien  sich  vergleichen,  oder  die  Sache 
nicht  weiter  gesetzgemäss  verfolgt  wird,  oder  wenn  das  Urtheil  be- 
stätigt wird,  fällt  die  Gebühr  dem  Hofgcricht  zu. 

Eine  Kaution  ist  in  Revisioussachen  nicht  erforderlich.1) 

Yor  Ablauf  der  Nothfrist,  die  60  Tage  nach  Ausfertigung  des  hof- 
gerichtlichen Urtheils  beträgt,2)  werden  die  Akten  an  das  Justiz- 
departement des  Senats  eingesandt. 

Das  Aenderungsgesuch  (Deduktion,  von  dem  beim  Hofgericht  ein- 
zureichenden Revisionsgesuch  zu  unterscheiden)  ist  spätestens  vor  12  Uhr 
desjenigen  Tages,  an  welchem  die  Nothfrist  abläuft,  vom  Revisions- 
kläger oder  seinem  bevollmächtigten  Vertreter  einzureichen.  Dabei 
muss  auch  das  Urtheil  des  Hofgerichts  nebst  dem  Protokoll  über  das 
Revisionsgesuch  beigefügt  werden.  Die  Frist  für  Einreichung  der  Gegen- 
anträge (Kontradeduktion)  beträgt  14  Tage  vom  Ablauf  der  obigen 
Frist  an.  Nur  die  beiderseitigen  Anträge,  nicht  auch  die  übrigen  Schrift- 
stücke, sind  in  duplo  einzureichen.  Eine  Nothfrist  für  den  Nicht- 
erschienenen  fehlt. 

Ein  der  schwedischen  unteren  Justizrevision  entsprechendes  In- 
stitut ist  in  Finland  nicht  eingerichtet.  Der  die  Sache  im  Justiz- 
departement Vortragende  Unterbeamte  (referendarie-  oder  protokolls- 
sekreterare) hat  einen  schriftlichen  Bericht  abzufassen,  welcher  von  den 
Parteien  bezw.  ihren  Vertretern  zu  unterschreiben  ist. 

Auch  kann  mündliches  Verhör  erwirkt  werden.  Solches  Verhör 

findet  dann  vor  zwei  dieser  Unterbeamten  statt. 

Das  Urtheil  der  obersten  Instanz  wird  von  den  Mitgliedern  des 
Senats,  welche  die  Sache  entschieden  haben,  unterschrieben,  und  im 
Namen  des  Kaisers  unter  dem  Siegel  des  Senats  ausgefertigt. 3) 

Bei  Beschwerde  in  der  dritten  Instanz  liegt  dem  Kläger  keine 
Hinterlegungs-  oder  Sicherstellungspflicht  ob.  Zu  bemerken  ist  noch, 
dass  gegen  Urtheile  des  Hofgerichts,  durch  welche  Entscheidungen  der 
unteren  Instanzen  aufgehoben  und  Sachen  zu  fortgesetzter  Verhandlung 
an  die  Untergerichte  verwiesen  werden,  sowie  auch  gegen  Urtheile 
über  Einreden,  die  durch  besondere  Beschwerde  dem  Hofgericht  unter- 
stellt worden  sind,  kein  Rechtsmittel  bei  der  höheren  Instanz  gegeben  ist. 

D.  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  und  Wiedereinsetzung  in  den 

vorigen  Stand. 

Beide  Rechtsbehelfe  können  nur  vom  obersten  Gerichtshof  im 
Namen  des  Kaisers  wegen  Versäumniss  der  Nothfristen  bewilligt  werden. 

*)  Ueber  Vollstreckung  der  Urtheile  des  Hofgerichts  siehe  unten  S.  530  Note  3. 

m/)  Einzig  Itir  den  Amtsbezirk  Lappmarken  120  Tage. 

3)  Das  Urtheil  wird  beiden  Parteien  ausgefertigt  und  mit  dem  Datum  des  Tages 
versehen,  an  dem  der  Senat  die  Sache  entschieden  hat;  ausgegeben  wird  das  Urtheil 
oft  erst  einige  Wochen  später. 
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Bevor  das  Gesuch  um  Wiedereinsetzung  vorgetragen  wird,  muss  das 
frühere  Urtheil  erfüllt,  sowie  auch  Kaution  für  Kosten  und  Schaden- 
ersatz gestellt  worden  sein.  Dann  wird  der  Gegner  über  das  Gesuch 
gehört  und  die  Sache  geprüft. 

Ist  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  bewilligt  worden,  so  wird  die 
Sache  an  dasjenige  Gericht  verwiesen,  das  zuletzt  darin  erkannt  hat. 
Bei  der  Vornahme  der  Sache  muss  der  Kläger  ebenfalls  das  frühere 
Urtheil  erfüllen  und  Kaution  stellen,  sowie  eine  eidliche  Versicherung 
ablegen,  dass  er  die  neuen  Gründe  nicht  früher  gekannt  oder  auch  nicht 
gewusst  hat,  dass  sie  von  solcher  Bedeutung  seien,  und  dass  er  nicht 
in  böswilliger  Absicht  den  Gegner  in  seinem  Rechte  aulhalten  und  ihm 
schaden  wolle.  Nach  Vernehmung  des  Gegners  und  Prüfung  der  Gründe 
hat  der  Gerichtshof  alsdann  die  Befugniss,  das  frühere  Urtheil  zu 
ändern.  Gegen  das  neue  Urtheil  können  die  gewöhnlichen  Rechtsmittel 
angewandt  werden. 

§ 13. 

12.  Besondere  Arten  des  Verfahrens. 

A.  Beweisaufnahme  zum  ewigen  Gedächtniss. 

Auch  Urkunden,  besonders  Testamente,  werden  öfters  in  das  Pro- 
tokoll des  Gerichts  zum  ewigen  Gedächtniss  eingetragen. 

B.  Urkunden-,  Mandats-  und  Weehselprozess. 

Das  Exekutivverfahren  in  Schuldsachen  findet  ausschliesslich  bei 
der  Provinzialregierung  (dem  Gouverneur)  in  jeder  Provinz  (län)  statt. 

Eine  schriftliche  Bestätigung  der  Einreden  ist  nicht  erforderlich. 

Arrest  findet  nur  auf  ausdrücklichen  Antrag  statt,  worüber  Näheres 
unten  S.  530,  sub  C.  Wiedergewinnungsklage  nach  beendigtem  Exekutions- 
verfahren kennt  das  Gesetz  nur  in  gewissen  Fällen.1)  Die  Verfügung 
des  Gouverneurs  ist,  wenn  der  Werth  der  Streitsache  nicht  300  Daler 
= 576  mark  übersteigt,  vollstreckbar  gegen  Sicherstellung  für  die 
Summe  nebst  Kosten  und  Schadenersatz.  Das  Gesagte  gilt  nicht  für 
Kontumazialverfügungen,  die  ohne  Rücksicht  auf  den  Werth  vollstreckt 
werden  können.  Gegen  die  Entscheidungen  der  Hofgerichte  in  Exe- 
kutionssachen findet  Revision  statt. 

Wenn  die  Entscheidung  sich  auf  ein  Inhaber-  oder  Ordrepapier 
oder  einen  Wechsel  gründet,  wird  in  der  Verfügung  des  Gouverneurs  be- 
stimmt, dass  der  Schuldner,  falls  er  nicht  Sicherheit  stellt,  in  Schuld- 
haft genommen  wird. 

Wechselprozess.2)  Das  Nichterscheinen  des  Beklagten  hindert 
nicht  die  Vornahme  und  Erledigung  der  Wechselsacke.  Bei  Vertagung 
der  Sache  kann  das  Gericht  Sicherstellung  bei  Haftgefahr  anordnen. 
Als  Vollstreckungsmittel  wird  Schuldhaft  auch  vor  Realexekution  und 
ungeachtet  der  Einlegung  eines  Rechtsmittels  angewendet.  Wechsel 
können  auch  beim  Gouverneur  eingeklagt  werden. 

9 Utsöknings-Balken  Kap.  4 §§  3 u.  6.  Rättegängs-Balken  Kap.  8 § 2. 

2)  Wechselgesetz  vom  29.  März  1858. 
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C.  Arrestprozess. 

Als  Sicherheitsmassregel,  welche  vor  dem  Prozess  oder  auch  wäh- 
rend desselben  angewendet  werden  kann,  ist  ausser  dinglichem  Arrest, 
Veräusserungs-  oder  Beiseitebringungsverbot  (förbud  mot  förskingring) 
und  Verbot  gegen  Aufenthaltswechsel  noch  die  präventive  Schuldhaft 
zu  nennen.  Diese  kann  bei  der  Provinzialregierung  erwirkt  werden, 
wenn  Gefahr  vorliegt,  dass  der  Schuldner  entweiche  oder  sein  Eigen- 
thum verberge.1)  Kann  der  Schuldner  Sicherheit  stellen,  oder  hat  er 
zureichendes  Vermögen  im  Lande,  so  darf  Schuldhaft  in  der  Regel 
nicht  angeordnet  werden. 

Das  Gesetz  scheint  vTorauszusetzen,  dass  der  Arrest  auch  Immobilien 
betreffen  kann.2)  Ob  Bürgschaft  (bezw.  Pfandbestellung)  nöthig  ist, 
entscheidet  betreffenden  Falls  der  Oberexekutor.  Die  Klage  ist  sofort 
zu  erheben. 

§11 

13.  Zwangsvollstreckung.3) 

A.  Voraussetzungen.- 

Vollstreckung  setzt  Rechtskraft  voraus. 

Ausnahmsweise  sind  nicht  rechtskräftige  Urtheile  vollstreckbar: 
a)  gegen  Sicherstellung  und  unter  der  Bedingung,  dass  das  Rechts- 

})  Utsöknings-Balken  Kap.  8.  Das  Institut  der  Schuldhaft  wird  durch  die  neuen 
Exekutionsgesetze  (s.  Anm.  3)  aufgehoben. 

®)  Utsöknings-Balken  Kap.  8 § 6.  Jorda-Balken  Kap.  10  § 2. 

®)  Durch  die  vom  Landtag  im  Jahre  1894  angenommenen,  noch  nicht  sanktionirten 
Exekutionsgesetze,  deren  detaillirte  Bestimmungen  betreffend  das  Exekutionsverfahren 
hier  nicht  Platz  finden  können,  wird  über  die  Voraussetzungen  der  Zwangsvoll- 
streckung und  die  Organe  des  Exekutionswesens  Folgendes  bestimmt: 

A.  Ueber  die  Zwangsvollstreckung  nicht  rechtskräftiger  Urtheile: 

Die  Vollstreckung  eines  nicht  rechtskräftigen  Urtheils  kann  im  Allgemeinen  vom 

Oberexekutor  beschlossen  werden,  falls  der  Exekutionssuchende  ■ Sicherheit  leistet 
für  den  eventuellen  Schaden  der  Gegenpartei  und  falls  das  Rechtsmittel  dadurch  nicht 
unnütz  wird.  Von  der  Vollstreckung  durch  den  Unterexekutor  gilt  Folgendes: 
Wenn  jemand  zur  Zahlung  von  Geld  oder  anderen  Fungibilien  verurtheilt  ist,  so  ist 
das  Urtbeil,  falls  er  nicht  Sicherheit  leistet,  vollstreckbar;  jedoch  darf  sein  Gut,  wenn 
es  ohne  Gefahr  der  Verschlechterung  liegen  bleiben  kann,  ohne  seine  Einwilligung 
nicht  verkauft  werden,  ehe  das  Urtheil  rechtskräftig  geworden  ist.  (Solche  Urtheile 
der  Hofgerichte  sind  jedoch  immer  vollstreckbar ; doch  darf  das  Immobiliareigenthum 
des  Schuldners  nicht  verkauft  werden,  ehe  das  Urtheil  rechtskräftig  geworden  ist.) 
Ein  Urtheil,  welches  speziell  bestimmte  Mobilien  betrifft,  ist  vollstreckbar,  falls  der 
Exekutionssuchende  Sicherheit  leistet  für  die  Rückgabe,  anderenfalls  wird  nur  Se- 
questration bewilligt.  Ein  Urtheil,  durch  welches  das  Gericht  Sequestration  oder  ein 
Veräusserungsverbot  beschlossen  hat,  ist  immer  vollstreckbar,  so  auch  Urtheile  in  ge- 
wissen die  Gesindemiethe  betreffenden  Sachen.  (In  Konkurs-  und  Wechselsachen  gelten 
die  einschlägigen  Spezialbestimmungen.)  Urtheile,  durch  welche  solche,  die  fremden 
Boden  bebaut  oder  fromde  Häuser  bewohnt  haben,  zur  Räumung  verpflichtet  werden,  sind 
vollstreckbar,  wenn  der  Exekutionssucher  Sicherheit  leistet  für  den  eventuellen  Schaden 
der  Gegenpartei. 

B.  U eher  die  Organe  des  Exekutionswesens  bestimmt  das  Gesetz,  dass  in  den 
Städten  — sofern  nicht  der  Kaiser  und  Grossfürst  für  die  kleineren  ein  anderes  beschliessen 
wird  — die  Funktionen  des  Oberexekutors  auf  den  „Magistrat“  übertragen  weiden. 
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mittel  dadurch  nicht  unnütz  wird,  Urtheile  der  unteren  Gerichts- 
höfe in  Seerechtssachen  und  Urtheile  der  Hofgerichte;* 1) 

b)  nur  gegen  Sicherstellung:  Urtheile,  wodurch  derjenige,  der  frem- 
den Boden  bebaut  (Pächter  oder  Prekarist)  oder  wodurch  in 
der  Stadt  der  Miether  einer  Wohnung  das  Grundstück  bezw. 
die  Wohnung  zu  räumen  verpflichtet  wrorden  ist;2) 

c)  ohne  Sicherstellung:  Urtheile  in  einigen  Streitsachen  betreffend 
Dienstmiethe  und,  in  besonderen  Fällen,  Entscheidungen  auf 
Grund  von  Inhaber-  und  Ordrepapieren;3 4) 

Bezüglich  der  Entscheidungen  des  Oberexekutors  und. in  Wechsel- 
sachen siehe  oben  S.  529.  Ueber  das  Recht  der  Konkursgläubiger,  vor 
rechtskräftigem  Urtheile  Austheilung  zu  erlangen,  siehe  § 21  B II  S.  546. 

Die  Vollstreckbarkeit  der  Urtheile  der  unteren  Gerichtshöfe  wird 
nicht  durch  Klage  wegen  fehlerhaften  Verfahrens  aufgehoben,  jedoch 
muss  der  Gläubiger,  der  das  Gut  vom  Exekutor  in  Empfang  nehmen 
will,  Sicherheit  steilen. 

B.  Organe. 

Die  allgemeine  und  eigentliche  Vollziehungsbehörde  ist  die  Provinzial- 
regierung, d.  h.  der  Gouverneur  (Kejsarens  Befallningshafvande),*)  welcher 
hierbei  sich  der  Magistrate  in  den  Städten  und  der  Kronvögte  auf  dem 
Lande  bedient.  Daneben  sind  die  Magistrate  und*  Kronvögte  ohne  Auf- 
trag des  Gouverneurs  befugt,  rechtskräftige  Urtheile,  welche  bestimmte 
Geldsummen  oder  bestimmte  Mobilien  betreffen,  sowie  auch  Urtheile  in 
Wechselsachen,  obwohl  sie  noch  nicht  rechtskräftig  geworden  sind,  zu 
vollziehen.  Gewöhnlich  wird  dann  die  eigentliche  Exekution  von  Unter- 
beamten auf  „Ordre“  und  unter  unmittelbarer  Verantwortung  der  Ma- 
gistrate und  Kronvögte  vollzogen.  Diese  Unterbeamten  sind  die  Stadt- 
vögte und  Länsmän. 

C.  Arten  und  Mittel. 

Die  Vollziehung  geschieht  bei  Mobilien  in  der  Art,  dass,  nachdem 
die  Resolution  des  Gouverneurs  erwirkt  worden  ist  bezw.  sofort,  das 
Urtheil  dem  betreffenden  Beamten  bei  dem  Magistrat  oder  dem  Kron- 
vogt  eingehändigt  wird,  von  welcher  Behörde  es  darauf,  mit  Exekutions- 


C.  Zur  Vollstreckung  rechtskräftiger  Urtheile  ist  im  Allgemeinen  der 
Unterexekutor  so  wie  bisher  kompetent.  Der  Vollstreckungsbefehl  des  Oberexekutor  muss 
jedoch  in  gewissen  Fällen  erwirkt  werden,  so  z.  B.,  falls  Beklagter  verurtheilt  worden 
ist,  etwas  zu  thun  oder  zu  unterlassen. 

D.  Das  Exekutivverfahren  in  Schuldsachen  wird  derart  verändert,  dass  der 
Magistrat,  wenn  er  die  Funktionen  eines  Oberexekutors  übernommen  hat,  auch  Forum 
competens  im  Exekutivprozess  sein  wird. 

1)  Utsöknings-Balken  Kap.  3 § 5.  Verordnung  vom  27.  April  1868. 

2)  Verordnung  vom  20.  Juni  1864  und  15.  März  1892. 

3)  Verordnung  vom  19.  Mai  1756,  22.  Februar  1770  und  28.  Juni  1798. 

4)  Finland  hat  8 Provinzen  (län).  In  jeder  dieser  Provinzen  ist  oberste  Ver- 
waltungsbehörde der  Gouverneur,  bezw.  in  Abwesenheit  des  Gouverneurs  das  Gouver- 
neursamt (Guvemörsembetet). 
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ordre  versehen,  dem  Stadtvogt  bezw.  „Länsman“  übergeben  wird.  Vor 
Ablauf  der  bestimmten  Frist  (höchstens  14  Tage  in  der  Stadt  und  auf 
dem  Lande  drei  Monate)  hat  der  Stadtvogt  bezw.  Länsman,  begleitet 
von  einem  Zeugen,  entweder  dem  Schuldner  die  im  Urtheile  bestimmten 
Sachen  wegzunehmen  und  sie  dem  Magistrat  bezw.  Kronvogt  zu  über- 
geben, wo  sie  der  Gläubiger  in  Empfang  nehmen  kann,  bezw.  dem 
Gläubiger  unmittelbar  zuzustellen,  oder  auch,  falls  das  Urtheil  auf  eine 
Geldsumme  lautet,  dem  Werthe  entsprechende  Mobilien  (in  erster  Reihe 
Geld  oder  Gold  und  Silber,  zuletzt  aber  die  Sachen,  welche  dem  Schuld- 
ner am  meisten  nöthig  sind,  wie  z.  B.  Gewerbegeräthe)  zu  verzeichnen 
und  abzuschätzen.  Diese  Sachen  kann  der  Gläubiger,  falls  der  Schuld- 
ner mit  der  Werthschätzung  einverstanden  ist,  an  zahlungsstatt  in 
Empfang  nehmen,  oder  aber  der  Gläubiger  kann  Pfändung  fordern,  in 
welchem  Falle  die  Exekutionsobjekte  dem  Besitz  des  Schuldners  ent- 
nommen werden.  Der  Gläubiger  erwirbt  durch  die  Pfändung,  falls 
nicht  Konkurs  binnen  bestimmter  Frist  (gewöhnlich  30  Tage)  erfolgt, 
ein  gesetzlich  bestimmtes  Vorzugsrecht  zur  Befriedigung  aus  dem  ge- 
pfändeten Eigenthum. ])  Die  Realisation  besorgt  die  Exekutionsbehörde 
durch  öffentliche  Versteigerung.  Ueber  die  Exekution  in  Immobiliar- 
vermögen, welches,  falls  nicht  die  Forderung  hypothekarisch  eingetragen 
worden  ist,  nur  in  dem  Falle  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  benutzt 
werden  darf,  wo  Mobiliarvermögen  fehlt,  s.  Verordnung  vom  23.  Juli 
1868  und  Hypothekenverordnung  vom  9.  November  1868. 

Die  Exekution  in  das  Vermögen  eines  Beamten  ergreift  zuletzt 
den  Gehalt;  davon  ist  nur  die  Hälfte  Exekutionsobjekt.  Diese  Hälfte 
wird  auf  Antrag  bei  der  Behörde,  welche  über  den  Gehalt  zu  ver- 
fügen hat,  dem  Gläubiger  ausgezahlt.  Hierbei  muss  nachgewiesen 
werden , dass  anderweitige  Mittel  zur  Befriedigung  des  Gläubigers 
fehlen.2) 

Falls  bei  der  Exekution  eines  rechtskräftigen  Urtheils  erwiesen 
wird,  dass  dem  Schuldner  Mittel  zur  Befriedigung  fehlen,  kann  der  Gläubi- 
ger bei  dem  Gouverneur  die  Verurtheilung  des  Schuldners,  seine  Schuld 
durch  Arbeit  abzutragen,  oder  Schuldhaft  erwirken.  Befreit  sind  jedoch 
Bürge,  Erbe,  Ehefrau  (nicht  die  Handelsfrau),  sowie,  von  der  Arbeit, 
aber  nicht  von  der  Schuldhaft,  öffentliche  und  gewisse  andere  Beamte 
und  Angestellte.  Die  längste  Dauer  der  Haft  bezw.  Arbeit  beträgt 
drei  Jahre.  Der  Schuldner,  der  sein  Konkursgesuch  einreicht,  ist  sofort, 
nachdem  er  das  Inventar  beeidigt  und  sein  Vermögen  den  „Guten  Männern“ 
(siehe  § 19  A IH  S.  538)  abgetreten  hat,  freizulassen,  und  das  Konkurs- 
gericht hat  im  Endurtheile  zu  bestimmen,  ob  er  für  die  betreffende  Forde- 
rung bezw.  für  Forderungen,  die.  vor  dem  Konkurse  entstanden  sind, 
zu  Arbeit  oder  Haft  verpflichtet  ist.  Da  ein  Schuldner,  dem  Betrug, 


9 Utsöknings-Balken  Kap.  5.  Prioritätsverordnung  vom  9.  November  1868.  Ueber 
die  Exekution  betreffs  Privateisenbahnen  s.  Verordnung  vom  15.  April  1889. 

9 Geändert  durch  das  neue  Exekutionsgesetz. 
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unredliches  oder  widerspenstiges  Verfahren  oder  Nachlässigkeit  nicht 
nachgewiesen  werden  kann,  von  solcher  Verpflichtung  zu  befreien  ist, 
kommt  das  in  Rede  stehende  Recht  des  Gläubigers  selten  zur  An- 
wendung. 


D.  Freigebung  fremder  Sachen. 

„Jede  Exekution  soll  geschehen  ohne  dem  Rechte  nahe  zu  treten, 
das  ein  Anderer  an  das  Gut  des  Schuldners  hat.“1)  In  Folge  dessen 
sollen  fremde  Sachen,  die  sich  beim  Schuldner  befinden,  von  der  Exe- 
kution ausgenommen,  werden.2)  Entsteht  Streit  darüber,  ob  eine  Sache 
dem  Schuldner  gehört  oder  nicht,  so  hat  der  in  seinem  Rechte  Ver- 
letzte, falls  nicht  die  vollziehende  Behörde  seinem  Anspruch  Folge 
leistet,  hei  dem  Gouverneur  oder  bei  dem  Gericht  ein  Verbot  gegen 
den  Fortgang  der  Exekution  und  Prüfung  seines  Anspruchs  zu  erwirken. 

Ein  solcher  Anspruch  wird  dann  vom  Gouverneur  in  gewöhnlicher 
Ordnung  behandelt  bezw.  als  streitig  an  das  zuständige  Untergericht 
verwiesen. 

E.  Exekutionskosten. 

1.  Die  Exekutionskosten  betragen  auf  dem  Lande: 

a)  Bei  Mobilien:  für  jede  Amtshandlung  8 mark.  Uebersteigt  die 
Entfernung  vom  Wohnsitz  des  Exekutionsbeamten  30  Kilometer,  so 
kommen  für  je  10  Kilometer  2 mark  hinzu. 

b)  Bei  Exekution  in  Immobilien  beträgt  die  Abgabe  an  die  die 
Versteigerung  besorgenden  Beamten,  je  nach  der  Grösse  der  Versteige- 
rungssumme, 15  bis  50  mark,  wozu  noch  die  Kosten  für  die  Anschaffung 
nöthiger  Dokumente,  für  Bekanntmachungen  und  das  Protokoll  über 
die  Versteigerung,  sowie  die  Reisekosten  und  Tagegelder  des  Kronvogts 
treten. 

2.  In  der  Stadt3)  ist  bei  Exekution  zu  zahlen: 

a)  Bei  beweglichem  Eigenthum  2 mark,  falls  die  Amtshandlung 
weniger  als  einen  Tag  in  Anspruch  nimmt;  währt  sie  aber  einen  ganzen 
Tag  oder  länger,  8 mark  für  den  Tag.  Hierzu  kommen  noch  Versteige- 
rungskosten mit  1 bis  3°/o  vom  Wertbe  nebst  Kosten  für  Bekannt- 
machungen der  Versteigerung  u.  dergl. 

b)  Wird  Grundbesitz  versteigert,  so  ist  an  Provision  bis  1 1 /2  °/o 
von  dem  bei  der  Versteigerung  erzielten  Erlöse  zu  erlegen,  Bekannt- 
machungen u.  dergl.  sind  ausserdem  zu  bezahlen. 

Die  Abgabe  für  den  Exekutionsbefehl  beträgt  1 mark.  In  allen 
Fällen  ist  ausserdem  die  Ueberführung  des  sequestrirten  Eigenthums  zum 
Orte  der  Versteigerung  besonders  zu  begleichen.4) 


b Utsöknings-Balken  Kap.  5 § 9, 

2)  Utsöknings-Balken  Kap.  7 § 1. 

3)  Verschieden  in  verschiedenen  Städten. 

4)  Verordnung  vom  15.  Januar  1883  u.  a. 
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§ 15. 

14.  Vollstreckung  ausländischer  Urthelle. 

Ausländische  Urtheile  werden  in  Finland  nicht  voil- 
streckt  (S.  o.  Bd.  1 S.  827). 

§ 16. 

15.  Schiedsrichterliches  Verfahren.  Vergleich.1) 

I.  Für  den  Schieds vertrag  ist  schriftliche  Form  nicht  vorgeschrieben  i 
Besondere  Bestimmungen  über  den  Vertrag  enthalten  das  Seerecht  und 
die  Vorschriften  über  Flössung.2) 

Das  Prozessrecht  bestimmt  hauptsächlich,  dass,  wenn  vereinbart 
worden  ist,  eine  Streitsache  von  Schiedsrichtern  entscheiden  zu  lassen 
und  mit  ihrer  Entscheidung  sich  zu  begnügen,  diese  Entscheidung  end- 
gültig und  vollstreckbar  ist.  Wenn  eine  Sache  durch  Vorladung  rechts- 
hängig geworden  ist,  so  gelten  für  den  nachher  geschlossenen  Schieds- 
vertrag  die  Regeln  über  Vergleiche  während  des  Prozesses. 

II.  Ein  Vergleich  ist  jederzeit  wählend  des  Prozesses  zulässig. 
Eine  besondere  Form  ist  nicht  vorgeschrieben. 

Wird  ein  Vergleich  geschlossen,  nachdem  die  Sache  rechtshängig 
geworden  ist,  so  ist  er  bei  Strafe  dem  Gericht  anzuzeigen.  Diese  Vor- 
schrift ist  jedoch  ausser  IJebung  gekommen,  indem  das  Ausbleiben  der 
Parteien  an  dem  zur  Gerichtsverhandlung  bestimmten  Termin  der  all- 
gemeinen Praxis  nach  nur  die  Löschung  der  Sache  zur  Folge  hat.  Die 
Parteien  haben  das  Recht,  den  Vergleich  vom  Gericht  bestätigen  zu 
lassen,  und  das  bestätigende  Urtheil  ist  vollstreckbar.  Entsteht  später- 
hin Streit  darüber,  wie  ein  vom  Gericht  bestätigter  Vergleich  auszulegen 
sei,  oder  behauptet  eine  Partei,  dass  sie  zum  Vergleiche  betrügerischer- 
weise verleitet  worden  sei.  so  kommt  die  Entscheidung  hierüber  dem 
Gericht  zu,  das  den  Vergleich  bestätigt  hat. 

Ohne  ausdrückliche  Genehmigung  des  Vertretenen  darf  ein  Be- 
vollmächtigter nicht  Vergleiche  schliessen. 3) 

II.  Theil. 

Konkursreclit. 

§ 17. 

1.  Quellen. 

Als  hauptsächlichste  Quellen  sind  zu  nennen: 

Eonkursstadga  för  Storfurstendömet  Finland  (Konkursgesetz)  vom 
9.  November  1868. 

Förordning  om  gälds  betalning  vid  dödsfall  samt  om  urarfvagörelse 
och  undanskiftande  af  egendom  i död  makes  bo  (Nachlasskonkurs)  vom 
9.  November  1868. 

9 Utsöknings-Balken  Kap.  4 §§  14,  15;  Rättegängs-Balken  Kap.  20. 

2)  Seegesetz  vom  9.  Juni  1873  § 243;  Lootsen-  und  Baakenverordnung  vom  9.  Mai 
1870;  Verordnung  vom  24.  März  1873  §§  9,  10. 

3)  Rättegängs-Balken  Kap.  15  § 7. 


Finland. 


535 

Forordning  om  borgenärers  rätt  och  företrädo  för  hvarandra  tili 
betalning  ur  egendom,  som  blifvit  tili  konkurs  afträdd,  (Vorzugsrechte) 
vom  9.  November  1868. 

Sjölag  för  Storfurstendömet  Finland  (Seegesetz)  vom  9.  Juni  1873 
nebst  Forordning,  innefattande  ändring  af  särskilda  stadganden  i sjö- 
lagen,  (Aenderungen  im  Seegesetz)  vom  11.  November  1889,  § 12. 

Lag  om  makars  egendoms-  och  gäldsförhällanden  (eheliches  Güter- 
und Schuldenrecht)  vom  15.  April  1889. 

Lag  angäende>  lagfart  och  inteckning  af  enskild  jernväg  för  allmän 
samfärdsel  (private  Eisenbahnen)  vom  15.  April  1889. 

Forordning  angäende  bankrörelse,  som  af  bc-lag  idkas,  (Bankbetrieb) 
vom  10.  Mai  1886. 

§ 18. 

2.  Grundprinzipien  des  Konkursrechts. 

Konkursvoraussetzung  ist  nicht  nur  Zahlungsunfähigkeit,  sondern 
auch,  unter  gewissen  Bedingungen,  Zahlungsunterlassung  des  Schuldners. 

Der  Inhaber  eine 20  eingetragenen  Hypothekenrechts  ist  im  Allge- 
meinen gleich  anderen  Gläubigem  verpflichtet,  seine  Forderung  im 
Konkurse  anzumelden. ]) 

3.  Materielles  Konkursrecht. 

§ 19. 

A.  Konstituirung  der  Aktivmasse. 

I.  Voraussetzungen  der  Konkurseröffnung.  Konkursantrag. 

Auf  Antrag  eines  Gläubigers,  der  eine  klare  und  fällige  Forde- 
rung hat,  kann  Konkurs  verhängt  werden,  wenn 

a)  der  Schuldner  entwichen  ist  oder  sich  versteckt  hält  und  weder 
einen  Bevollmächtigten,  der  für  ihn  zu  zahlen  bereit  wäre,  gestellt, 
noch,  nach  Prüfung  des  Gerichts,  hinreichendes  Vermögen  hinter- 
lassen hat  und  nach  Vorladung  nicht  erscheint.* 2) 

Weiter  kann,  bei  klarer  und  unstreitiger  Forderung,  Konkurs 
beantragt  werden 

b)  falls  Exekution  wegen  anderer  Forderungen  beantragt  worden 
und  Zahlungsunfähigkeit  zu  befürchten  ist; 

c)  falls  der  Schuldner  zum  Nachtheil  seiner  Gläubiger  sich  seines 
Eigenthums  entäussert  oder  es  bei  Seite  schafft; 

d)  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  bei  Exekution; 

e)  falls  ein  Geschäftstreibender  unterlassen  hat,  eine  unstreitige 
und  fällige  Schuld  binnen  acht  Tagen  nach  beweislicher  Auf- 
forderung zu  zahlen; 


*)  Ausnahmen  siehe:  Konkursgesetz  § 31;  Verordnung  betr.  private  Eisenbahnen 
vom  15.  April  1889  § 36.  Durch  die  neuen  Exekutionsgesetze  wird  das  Pfandrecht  der 
Hypothekengläubiger  vom  Konkurse  unabhängig. 

2)  Konk.G.  § 5. 
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f)  falls  der  Schuldner  sich  in  Schuldhaft  befindet; 

g)  bei  Trennung  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  wegen  Ueber- 
schuldung. l) 

Kann  der  Schuldner,  über  den  Antrag  vernommen,  nicht  sogleich 
beweisen,  dass  er  den  Antragsteller  befriedigen  kann,  oder  stellt  er 
nicht  Sicherheit,  so  ist  der  Konkurs  über  ihn  zu  verhängen.  Lässt  er 
die  Vorladung  des  Gerichts  unbeachtet,  so  hat  das  Gericht  zu  ent- 
scheiden, ob  Gründe  vorhanden  sind,  dem  Anträge  des  Gläubigers  nach- 
zukommen. J) 

II.  Wirkung  der  Konkurseröffnung. 

Nach  der  Konkurseröffnung  darf  keine  Zwangsvollstreckung  in 
das  Vermögen  des  Schuldners  geschehen.  Eine  schon  begonnene,  aber 
nicht  durch  Versteigerung  erledigte  Vollstreckung  wird  sistirt.2)  Ein 
Ausnahmsrecht  kommt  dem  Faustpfandgläubiger  und  den  ihm  gleich- 
gestellten, privilegirten  Gläubigern  zu.3)  Ist  aber  der  Termin  für  die 
exekutive  Versteigerung  eines  Grundstücks  (nicht  wie  in  Schweden 
eines  Schiffes  oder  der  Güter  in  einem  Schiffe)  veröffentlicht,  so  soll 
die  Versteigerung  dennoch  stattfinden,2) 

Bei  dem  Gouverneur  im  Wege  des  Exekutionsverfahrens  geltend 
gemachte,  jedoch  von  dieser  Behörde  noch  nicht  erledigte  Ansprüche 
sind,  auf  Meldung  vom  Konkurse,  an  das  Konkursgericht  zu  verweisen, 
falls  der  Gläubiger  nicht  sich  jeden  Anspruchs  auf  die  Masse  begiebt. 
Ist  die  Sache  vom  Gouverneur  schon  entschieden  und  dem  Schuldner 
Zahlung  auferlegt  worden,  so  kann  das  gewöhnliche  Rechtsmittel  gegen 
diese  Entscheidung  (Beschwerde  an  das  Hofgericht)  zur  Anwendung 
kommen,  und  der  Gläubiger  hat  inzwischen  seinen  Anspruch  im  Kon- 
kurse gesetzgemäss  anzumelden,  wobei  jedoch  das  Konkursgericht  im 
Konkursurtheil  an  die  endgültige  Entscheidung  in  dem  besonderen  Ver- 
fahren gebunden  ist.4) 

Prozesse,  die  bei  einem  anderen  Gericht  als  dem  Konkursgericht 
gegen  den  Schuldner  anhängig  geworden  sind,  gehen  ihren  Gang, 
nur  haben  dabei  die  Verwalter  der  Masse  (gode  män,  sysslomän)  den 
Schuldner  zu  vertreten;  es  hat  aber  der  betreffende  Gläubiger  auch  in 
diesem  Falle  sich  im  Konkurse  gesetzgemäss  zu  melden,  und  ist  die  Ent- 
scheidung dem  Konkursurtheil  eventuell  zu  Grunde  zu  legen.5) 

Der  Konkurs  erstreckt  sich  auch  auf  das  im  Auslande  befind- 
liche Vermögen  des  Kridars,  soweit  dasselbe  der  Konkursverwaltung 
erreichbar  ist.  Ein  im  Auslande  verhängtes  Konkursverfahren  hin- 
dert nicht  die  Realisation  in  Finland  geltend  gemachter  Rechte.  Auch 


1)  Konk.G.  § 6. 

2)  Konk.G.  § 10. 

3)  Konk.  G.  § 76. 

4)  Konk.  G.  § 11. 

5)  Konk.  G.  § 12. 
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gegen  einen  Ausländer  kann  persönlicher  Konkurs  in  Finland  er* 
öffnet  werden. 

Als  Eröffnungstermin  des  Konkurses  gilt  der  Tag,  an  dem  das  Ge- 
such des  Schuldners  bezw.  Gläubigers  eingereicht  worden  ist.1) 

Zur  Befriedigung  der  Gläubiger  dient  das  Vermögen  des  Schuld- 
ners, welches  ihm  zur  Zeit,  als  der  Schuldner  sein  Konkursgesuch  ein- 
gereicht oder  das  Gericht  auf  Antrag  eines  Gläubigers  den  Konkurs 
eröffnet  hat,  gehörte,  sowie  auch  das,  welches  dem  Schuldner  während 
des  Konkurses  zufällt  und  laut  Gesetz  Exekutionsobjekt  ist  (Konkurs- 
masse).2) 

Von  dem  Schuldner  vor  Eröffnung  des  Konkurses  vorgenommene 
Rechtsgeschäfte  sind  unter  gewissen  Voraussetzungen  anfechtbar,  und 
fällt  das,  was  hierdurch  gewonnen  werden  kann,  ebenfalls  der  Masse 
zu  (siehe  § 20).  Vom  Gehalt  des  Schuldners  während  des  Konkurses 
fällt  nach  Abzug  dessen,  was  dem  Stellvertreter  zukommt,  die  Hälfte 
an  die  Masse,  jedoch  soll  jedenfalls  dem  Schuldner  so  viel  verbleiben, 
als  zu  seinem  nothdürftigen  Unterhalt  und  demjenigen  seiner  Familie 
nöthig  ist.3) 

Ueber  die  Einwirkung  des  Konkurses  auf  Pacht-  und  Miethsver- 
träge  enthält  das  Gesetz  keine  Bestimmungen. 

Hat  ein  Verkäufer  Zahlung  nicht  erhalten,  und  ist  die  Waare 
nicht,  bevor  der  Schuldner  sein  Konkursgesuch  beim  Gericht  einge- 
reicht oder  das  Gericht  auf  Antrag  eines  Gläubigers  den  Konkurs  ver- 
hängt hat,  dem  Schuldner,  noch  für  dessen  Rechnung  einem  Anderen 
übergeben  worden,  so  ist  der  Verkäufer  nicht  verpflichtet,  die  Waaren 
zu  liefern,  wenn  er  nicht  Zahlung  erhält.  Ist  die  Waare  nach  be- 
sagtem Zeitpunkt  der  Konkursverwaltung  übergeben  oder  sonst  für 
Rechnung  des  Schuldners  von  einem  Anderen  empfangen  worden,  so 
sollen  die  Gläubiger  Zahlung  leisten,  wenn  sie  die  Waare  behalten 
wollen.4)  Hat  der  Verkäufer  dem  Schuldner  ein  die  Waaren  betreffen- 
des Konnossement  zukommen  lassen  und  demnächst,  weil  über  den 
Schuldner  Konkurs  verhängt  worden  ist  oder  weil  der  Schuldner  Akzept 
oder  Zahlung  eines  auf  ihn  befugter  Weise  gezogenen  Wechsels  auf  den 
Preis  den  Waare  verweigert  hat,  ein  neues  Konossement  einem  Andern 
zugestellt,  so  ist  der  Inhaber  des  späteren  Konnossements  berechtigt, 
die  Waare  zu  empfangen;  jedoch  geniesst,  falls  das  erste  Konnossement 
inzwischen  einem  gutgläubigen  Dritten  übergeben  worden  ist,  dieser 
das  Vorrecht  vor  dem  Inhaber  des  späteren  Konnossements.5) 


1)  Konk.G.  § 9. 

2)  Konk.G.  §45.  Ueber  literarisches  und  artistisches  Eigenthum  s.  Verordnung 
vom  15.  März  1880  § 30. 

3)  Konk.  G.  § 45. 

*)  Konk.G.  § 49. 

5)  Seegesetz  vom  9.  Juni  1873  § 119.  Betreffs  der  Auslegung  obiger  Bestimmungen 
und  besonders  des  Ausdrucks  „einem  Andern  für  Rechnung  des  Käufers“ 
(Schiffer?)  ist  die  Gerichtspraxis  höchst  unsicher* 

Le8kb  u.  Loewenfeld,  ßechtsverfoIgUQg.  II. 
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Ausser  dem  Schuldner,  dessen  Ehefrau,  Kindern  und  Dienstboten 
können  auch  Andere,  welche  Eigenthum  des  Schuldners  unter  ihrer 
Verwaltung  gehabt  haben,  zur  Beeidigung  des  Inventars  angehalten 
werden.  *) 

Ueber  das  erste  Verhör  s.  § 21  S.  541.l  2) 

III.  Stellung  der  Konkursverwalter  und  der  Gläubiger,3) 

Die  vor  dem  Proklamatage  (s.  § 21  B.  S.  542)  lungirenden  Konkurs- 
verwalter (go  de  man)  haben  hauptsächlich  die  Aufgabe,  die  Masse  zur 
Vertheilung  vorzubereiten,  die  am  Proklamatage  gewählten  (sysslo-* 
man)  die  Masse  flüssig  zu  machen  und  die  Vertheilung  zu  bewerk- 
stelligen. 

Haben  Mehrere  die  Verwaltung  ungetheilt,  so  ist  ein  jeder  be- 
rechtigt, Gelder  in  Empfang  zu  nehmen  und  sonstige  Massregeln  vor^ 
zunehmen,  die  zur  gehörigen  Klarstellung  der  Masse  erforderlich  sind, 
aber  sie  dürfen  nur  gemeinsam  Verträge  schliessen,  durch  welche  der 
Masse  ein  Recht  entfremdet  oder  eine  neue  Verpflichtung  aüferlegt  wird. 
Gleichermassen  haften  sie  für  die  ganze  Verwaltung;  doch  ist  der  Eine 
nicht  verpflichtet,  Verluste  zu  ersetzen,  die  von  dem  Anderen  ver- 
schuldet sind,  falls  jener  sie  nicht  hätte  ab  wenden  können. 

Wollen  die  Verwalter  die  Verwaltung  unter  sich  theilen,  so  hat 
bei  den  „gode  män“  das  Gericht,  bei  den  „sysslomän“  die  Gläubiger- 
versaramlung  darüber  zu  entscheiden  und  die  Grenzen  der  Verwaltungs- 
gebiete zu  bestimmen.4) 

Einen  Gerichtskommissar  kennt  das  Gesetz  nicht.  Doch  kann  das 
Gericht  ausnahmsweise  den  „gode  män“  einen  Verwalter  oder  Kon- 
trolleur zur  Seite  stellen.5) 

Bei  Beschlüssen  der  Gläubiger  entscheidet  die  Forderungsmehrheit. 6) 
Ausnahmsweise,  z.  B.  beim  Akkord,  ist  Einstimmigkeit,  zuweilen  auch 
Genehmigung  des  Schuldners  nöthig.7) 

§ 20, 

B.  Aus-  und  Absondorungs-,  Kompensations-  und  Anfechtungsrecht. 

I.8)  Sind  Sachen,  die  dem  Schuldner  zum  Verkauf  oder  anderweitig 
anvertraut  worden  sind,  verkauft,  und  ist  der  Kaufpreis  ganz  oder  theih 

l)  Konk.  G.  §§  17  u.  18. 

3)  lieber  Inventaraufnahme  und  präliminäre  Massregeln  s.  Konk.G.  §§  2,  3 u.  4. 
Betreffs  der  Verpflichtung  des  Schuldners,  den  Gläubigern  Beihülfe  zu  leisten,  und 
seiner  Eidespflicht  s.  Konk.G.  §§  3,  15,  18,  82,  87  u.  A.  Von  den  Beschränkungen, 
denen  der  Schuldner  hinsichtlich  des  Aufenthalts  unterworfen  ist,  handeln  §§  37 — 41 
Konk.  G. 

3)  Konk.G.  §§  50-84. 

4)  Konk.G.  § 70. 

5)  Konk.G.  § 52. 

6)  Konk.G.  § 69. 

*')  KonkiG.  § 71. 

Ueber  Gegenstände,  die  dein  Schuldner  nicht  gehören,  s.  Konk.G.  §§  54  u.  55* 
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weise  nach  Eröffnung  des  Konkurses  in  die  Masse  eingezahlt  worden, 
oder  haftet  der  Käufer  noch  für  den  Kaufpreis,  so  hat  der  frühere  Eigen- 
thümer,  der  gesetzlichen  Ansprüche  unbeschadet,  ein  gleiches  Recht 
an  dem  Kaufpreis,  als  er  an  den  Sachen  gehabt  hätte,  falls  sie  vor- 
handen gewesen  wären.1) 

Der  Ehefrau  wird  nicht  ein  Geschäftsfülirer  von  Amtswegen  bei- 
geordnet. 

Nur  das  der  Ehefrau  allein  gehörende  unbewegliche  und  solches 
bewegliche  Vermögen,  welches  der  Verwaltung  des  Mannes  nicht  unter- 
liegt, ist  ohne  Weiteres  von  der  Masse  auszuscheiden.2)  Ueber  das 
Recht  der  Ehefrau,  eine  gesetzwidrige  Veräusserung  ihr  gehörigen  Im- 
mobiliareigeüthums  anzufechten  s.  § 25.  II.  S.  549. 

II.  :;)  Eine  bestimmte  Benachrichtigungsfrist  bei  Realisation  von 
Faustpfand  und  dem  Gleichgestellten  durch  den  Gläubiger  ist  nicht  vor- 
gcschrieben. 

III.  Der  Eid,  welchen  der  Aufrechnung  beanspruchende  Gläubiger 
auf  Antrag  abzulegen  hat,  ist  der  gewöhnliche  Gläubigereid  (s.  § 21 
B.  I.  S.  542).'*  *) 

IV.  Der  Anfechtung  unterliegen  nach  § 46  des  Konkursgesetzes 
folgende,  vom  Gemeinschuldner  vorgenommene  Rechtsgeschäfte: 

a)  Alles,  was  der  Schuldner  durch  Betrug  oder  unredliche  Ver- 
schenkung,  Verpfändung  oder  anderweitige  Verschleuderung,  welche 
nach  § 86  und  § 87  Morn,  b des  Konkursgesetzes  strafbar  ist,  zum 
Schaden  seiner  Gläubiger  veräussert  hat,  fällt  ohne  Erlös  der  Masse  zu. 

b)  Hat  der  Schuldner  durch  Schenkung  Eigenthum  von  solchem 
Werthe  veräussert,  dass  den  Gläubigern  dadurch  merklicher  Schaden 
geschehen  ist,  und  sind  bei  der  Eröffnung  des  Konkurses  nicht  mehr  als 
30  Tage  verflossen,  seitdem  eine  solche  Schenkung  an  beweglichem 
Eigenthum  vorgenommen  worden  oder  ein  öffentliches  Aufgebot  (lag- 
fart)  einer  Schenkung  an  unbeweglichem  Eigenthum  nachgesucht  worden 
ist,  so  kann  die  Schenkung  rückgängig  gemacht  werden.  Dasselbe  gilt 
für  andere  Rechtsgeschäfte,  die  im  Wesentlichen  die  Eigenschalt  einer 
Schenkung  haben  oder  die  Absicht  einer  Benaclitheiligung  der  Gläubiger 
erkennen  lassen.  Hierbei  muss  jedoch  die  Masse  die  auf  das  Eigen- 
thum verwendeten  nothwendigen  Kosten  ersetzen,  sowie  auch,  falls  eine 
Gegenleistung  vorliegt,  diese  oder  deren  Werth  erstatten. 

c)  Hat  der  Schuldner  während  der  letzten  30  Tage  vor  Eröffnung 
des  Konkurses  ein  Rechtsgeschäft  abgeschlossen,  wodurch  er  den 
Gläubigern  zum  Nachtheil  eine  Verpflichtung  übernommen  hat  unter 
solchen  Umständen,  dass  der  daran  Betheiligte  Ursache  gehabt  hat, 


*)  Konk.G.  § 55.  Ist  der  Kaufpreis  vor  der  Konkurseröffnung  eingezahlt,  so  ist 
der  Gläubiger  den  übrigen  nicht  vorbereebtigten  Gläubigern  gleichgestellt. 

8)  Gesetz  vom  15.  April  1889  Kap.  4 § 6. 

■*)  Konk.G.  § 76. 

*)  Konk.G.  § 33. 
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bei  ihm  eine  unredliche  Absicht  anzunehmen,  so  geht  auch  ein  solches 
Geschäft  zurück. 

d)  Hat  der  Schuldner  während  der  letzten  30  Tage  vor  Eröffnung 
des  Konkurses  eine  Schuld  bezahlt,  die  nicht  vor  Eröffnung  des  Kon- 
kurses fällig  war,  so  ist  die  Zahlung  rückgängig  zu  machen.  Bezüg- 
lich eines  Wechsels,  der  auf  den  Schuldner  gezogen  ist,  kann  ein  An- 
spruch, dass  eine  geschehene  Zahlung  rückgängig  werde,  nur  gegen 
denjenigen  geltend  gemacht  werden,  „für  dessen  Rechnung“  der  Wechsel 
gezogen  ist,  oder,  wenn  dieser  der  Schuldner  selbst  ist,  gegen  den 
ersten  Empfänger. 

e)  Hat  der  Schuldner  während  der  letzten  30  Tage  vor  dem  Kon- 
kurse ein  Pfand  bestellt  für  eine  Forderung,  welche  nicht  vor  Eröff- 
nung des  Konkurses  fällig  wurde  und  bei  deren  Entstehung  eine  solche 
Sicherheit  nicht  bedungen  worden  war,  so  ist  die  Pfandbestellung  wir- 
kungslos. 

f)  Ist  während  letztgenannter  Zeit  unbewegliches  oder  bewegliches 
Vermögen  im  Wege  der  Exekution  gepfändet  worden,  welches  für  die 
betreffende  Schuld  nicht  als  Pfand  haftete,  so  wird  die  Pfändung  aufge- 
hoben, oder  es  ist,  falls  das  Pfandstück  mittlerweile  verkauft  worden 
ist,  die  Kaufsumme,  soweit  sie  noch  bei  dem  Gerichtsvollzieher  sich 
befindet,  der  Konkursmasse  einzuzahlen. 

g)  Ist  ein  Vermögensstück,  in  Bezug  auf  welches  den  Gläubigern 
ein  Anfechtungsrecht  zusteht,  unter  solchen  Umständen  in  den  Besitz 
eines  Dritten  übergegangen,  dass  der  Besitzer  berechtigt  gefunden  wird, 
das  Vermögenstück  zu  behalten,  oder  ist  ein  solches  Vermögensobjekt 
anderweitig  so  veräussert  oder  zerstört  worden,  dass  es  nicht  wieder- 
erstattet werden  kann,  so  soll  die  Masse  für  dessen  Verlust  Ersatz 
nach  dem  Werthe  desselben  von  demjenigen  erhalten,  der  das  Gut  vom 
Schuldner  empfangen  hatte. 

h)  Hat  Jemand,  dessen  Erbe  der  Schuldner  ist,  durch  Testament 
oder  Schenkung  den  Schuldner  gesetzwidrig  benachtheiligt,  so  sind  die 
Gläubiger,  falls  die  Klagefrist  noch  nicht  abgelaufen  ist,  anstatt  des 
Schuldners  klageberechtigt,  und  fällt  das,  was  durch  solche  Klage  ge- 
wonnen wird,  an  die  Konkursmasse. 

Das  Anfechtungsrecht  nach  a bis  g erlischt,  wenn  nicht  eine  gericht- 
liche Vorladung  binnen  einem  Monat  nach  dem  Proklamatage  erwirkt 
und  der  Gegenpartei  eingehändigt  wird.  Ist  unbewegliches  Eigenthum, 
dessen  sich  der  Schuldner  entäussert  hat,  vor  dem  Proklamatag  zum 
Aufgebot  (lagfart)  nicht  gemeldet  worden,  so  läuft  die  Frist  vom  An- 
meldungstage. Will  ein  einzelner  Gläubiger  eine  Anfechtungsklage  er- 
heben, so  hat  er  die  Konkursverwalter  vor  der  gerichtlichen  Verhand- 
lung davon  zu  benachrichtigen,  widrigenfalls  sein  Anspruch  vom  Gericht 
nicht  zu  beachten  ist.1) 

Derjenige,  gegen  den  eine  Wiedergewinnungsklage  vor  dem  Pro- 


l)  Konk.G.  § 47. 
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klamatage  angestrengt  worden  ist,  hat,  falls  er  sich  zu  einer  Gegen- 
forderung bei  einem  ungünstigen  Ausgang  des  Prozesses  berechtigt  hält, 
diese  Forderung  als  eventuelle  am  Proklamatage  anzumelden.1) 

§ 21. 

4.  Formelles  Konkursrecht. 

A.  Eröflhungsverfahren. 

Hält  das  Gericht  keine  Sitzung  ah,  so  kann  das  Konkursgesuch 
bei  dem  Vorsitzenden  des  Gerichts  bezw.  einem  dazu  bestellten  Beamten 
eingereicht  werden.2) 

Erachtet  das  Gericht  bezw.  der  Vorsitzende  das  Gesuch  für  nicht 
gesetzmässig,  so  ist  dies  auf  die  Eingabe  schriftlich  zu  verfügen  und 
diese  zurückzugeben.3)  Wird  der  Antrag  angenommen,  so  ist,  beim 
Konkursgesuch  des  Schuldners,  ein  Gerichtstermin  zu  bestimmen  zum 
Verhör  der  Gläubiger.  Hat  dagegen  ein  Gläubiger  Konkursantrag 
gestellt,  so  ist  zuvörderst  der  Schuldner  darüber  zu  hören.  Ist  letzterer 
entwichen  oder  hält  er  sich  versteckt,  so  dass  die  Vorladung  ihm  nicht 
zugestellt  werden  kann,  so  kann  unter  gewissen  Veraussetzungen  (s.  § 19 
A.  I S.  535)  eine  Vorladung  durch  die  offizielle  Zeitung  mit  einem,  höchstens 
zwei  Monaten  Frist  stattfinden.  Erscheint  der  Schuldner  dennoch  nicht, 
oder  erscheint  er,  kann  aber  die  Gründe  des  Antragstellers  nicht  wider- 
legen, oder  stimmt  er  dem  Antrag  zu,  so  hat  das  Gericht  den  Konkurs 
über  ihn  zu  verhängen,  worauf  Termin  zum  Verhör  der  übrigen  Gläu- 
biger anzusetzen  ist.4) 

Zu  dem  Verhör,  welches  vor  Gericht  binnen  zwei  bis  drei  Wochen 
zu  halten  ist,  werden  die  zunächst  wohnenden  Gläubiger,  vorzugsweise 
solche,  welche  grosse,  nicht  vorberechtigte  Forderungen  haben,  vorge- 
laden; auch  ist  „allmänne  äklagaren“  (der  öffentliche  Kläger)  vom 
Termin  zu  benachrichtigen,  damit  er  bereit  sei,  geeigneten  Falls  Straf- 
anträge zu  stellen.  Zugleich  hat  der  Schuldner  zu  erscheinen,  um  das 
Inventar,  das  womöglich  dann  schon  aufgenommen  sein  muss,  zu  be- 
eidigen. Ist  die  Inventarisirung  nicht  beendet,  so  wird  die  Eidesleistung 
vertagt.5)  Inzwischen  haben  die  erschienenen  Gläubiger  vor  dem  Ge- 
richt Konkursverwalter  (Gode  män)  zu  ernennen,  einen  oder  mehrere, 
die  das  Gericht  darauf  im  Amte  bestätigt  (s.  § 19  III  S.  538).  Zu  diesem 
Amte  ist  auch  der  Schuldner  wählbar.6)  Hauptsächlich  ist  als  Zweck 
des  Verhörs  zu  erachten,  die  Konkursmasse  der  Verwaltung  der  Gläu- 
biger zu  überliefern. 

Nach  Beendigung  des  Verhörs  hat  das  Gericht  die  Ediktalladung 
zu  beschliessen,  durch  welche-  sämmtliche  Gläubiger  aufgefordert  werden, 

x)  Kouk.G.  § 48. 

3)  Konk.  G.  § 1. 

3)  Konk.G.  § 8. 

4)  Konk.G.  §§  5 u.  6. 

5)  Konk.G.  §§  13,  15-18. 

6)  Konk.G.  §§  51  u.  52. 


i^2  Europa.  __ 

an  einem  bestimmten  Tage  (nach  zwei  bis  vier,  höchstens  sechs  Mo- 
naten) bei  den  Rathhausgerichten  vor  12  Uhr  Mittags  und  bei  den 
Häradsgerichten  vor  7 Uhr  Abends1)  vor  Gericht  zu  erscheinen  und 
ihre  Forderungen  in  der  Ordnung  anzumelden  und  nachzuweisen,  wie  s 
das  Konkursgesetz  vorschreibt,  bei  Gefahr,  das  Recht  zur  Befne  gung 
aus  der  Masse  zu  verlieren.  2)  Diese  Vorladung  wird  an  der  Gerichts- 
thür angeschlagen  und  dreimal  in  der  offiziellen  Zeitung  publizirt,  und 
ein  Exemplar  davon  soll  ausserdem  jedem  inländischen  Gläubiger  - 
sonders  zugestellt  werden.  Auf  diese  letztere  Vorschriftkannsich 
jedoch  ein  Gläubiger,  der  den  Termin  versäumt,  nicht  berufen  nur  e 
Inhaber  einer  hypothekarisch  eingetragenen  Forderung  ist  in  seinem 
Recht,  insofern  es  das  Grundstück  betrifft,  geschützt,  falls  er  die  Vor- 
ladung nicht  erhalten  hat.9) 

B.  Konstituirung  der  Passivmasse. 

I.  Prüfungs-  und  Prioritätsverfahren. 

1 An  dem  in  der  Ediktalladung  bestimmten  Proklamatermin  (m- 
ställelsedagen)  sollen  die  Gläubiger,  persönlich  oder  durch  ^Näch- 
tigte Vertreter,  sich  einfinden  und  ihre  Forderungen  dem  Gericht  an 
melden  und  beeidigen,  sowie  nach  Bedarf  beweisen.  Kaan . der f Betrag 
der  Forderung  nicht  genau  angegeben  werden,  so  ist .allenfalls  ein 
Maximalbetrag  anzumelden.  Beanspruchte  Vorrechte  sind  ausdruckhch 
anzusreben  Die  Meldung  muss  schriftlich  geschehen;  eine  Ausnahme  g 
”,  Sei tl  des  Schreibens  „«kundig,  Pen»«.«.  Z»£f  £ 

Urkunden,  auf  welche  der  Gläubiger  seine  Forderung  stutzt  emgre  cht 
werden  Alle  Schriftstücke  sind  in  duplo  einzureichen.  Di®  Gläubiger 
können  jedoch  auch  vor  dem  Proklamatage  ihre  Anmeldung  nebst  Bei- 
(“befden,  Gericht  einreiebc«  «1er  dem  Gericht  durch  dm  Pc  t 
einse.de«,  in  welchem  Pulle  ihr  Srscheme«  nur  nothig  ist, ^ falls 
Einwendungen  gegen  ihre  Forderungen  zu  befurchten  haben.  ) 

Genau  ist  darauf  zu  achten,  dass  alle  Eingaben  nebst  Behagen 
gesetzgemäss  mit  Stempelmarken  bele^^smd,  weil  ae  s^nanic^ 
vom  Gericht  entgegengenommen  werden  dürfen  und  die  I ^ 

Konkurse  nicht  berücksichtigt  wird.  Das  Duplikatexemplar  ist  vo 

S"Tt  »Är  hut  eidlich  * erhärten,  „dnss  er  die  Forde«! : im 

ssrrrifÄi  s**.  - 

nicht  im  Saal  befinden,  nicht  mehr  Zutritt  erhalten. 

? Konk  G.  § 31.  S.  jedoch  § 21  Hypothokenverordnung  vom  9.  November  1868 
(Inhaber-  und  Orderpapiere). 

»)  VerordLng  betr.  Stempelsteuer  vom  14.  Dezember  1894. 
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Anfang  des  Konkurses  entstanden  ist,  ohne  Hinterlist  und  Betrug.“1) 
Beeidigt  Einer,  dem  solches  dem  Gesetz  gemäss  zukommt,  z.  B.  ein 
Vormund,  die  Forderung  eines  Anderen,  so  wird  der  Eid  darnach  ent- 
sprechend formulirt.2)  Dieser  Eid  kann  auch  vor  oder  nach  dem  Pro- 
klamatage,  bei  demselben  oder  einem  anderen  Gericht,  geleistet  werden. 
Gläubiger  im  Auslande  können  den  Eid  ablegen  bei  demjenigen  Gericht 
oder  der  Behörde,  welche  nach  dem  Gesetz  des  Landes,  wo  sie  sich 
aufhalten,  tür  die  Eidesabnahme  zuständig  ist.  Der  Beweis  über  die 
Eidesleistung  muss  jedoch  spätestens  bei  dem  „letzten  Aufruf“  (s.  S.  544) 
eingereicht  werden.3)  Der  Eid  ist  im  Allgemeinen  obligatorisch.  Aus- 
nahmen von  der  Eidespflicht  kommen  jedoch  vor.4) 

Ein  gesetzliches  Hinderniss,  den  Eid  abzulegen,  muss  spätestens 
beim  letzten  Aufrufe  angemeldet  und  bewiesen  werden.5)  Der  Eid 
hindert  nicht  die  freie  Prüfung  der  Forderung,  falls  sie  streitig  wird.6) 

Unterlässt  ein  Gläubiger  seine  Forderung  gehörig  anzu- 
melden und  zu  beeidigen,  oder  den  Beweis  über  den  abgeleg- 
ten Eid  rechtzeitig  einzureichen,  so  hat  er  alles  Recht  zur 
Befriedigung  aus  der  Konkursmasse  verloren,7)  ausser  in  fol- 
genden Fällen: 

a)  wenn  er  am  Proklamatage  ein  gesetzliches  Hinderniss  gehabt 
hat  und  solches  dem  Gericht  nicht  hat  melden  können,  kann 
er  die  Forderung  noch  bei  dem  Aufruf  anmelden;8) 

b)  unter  gewissen  Voraussetzungen  der  Hypothekargläubiger,  der 
keine  Ladung  zum  Proklamatermin  erhalten  hat;9) 

c)  der  Faustpfandgläubiger  betreffs  des  Pfandes;10) 

d)  der  Gläubiger,  der  nur  Aufrechnung  beansprucht;11) 

e)  in  gewissen  Fällen  der  Anfechtungsgegner; 12) 

f)  betreffs  der  Forderungen  an  eine  Bank  s.  Verordn,  v.  10.  Mai 
1886  §§  13  u.  14; 13 14) 

g)  betreffs  der  hypothekarisch  eingetragenen  Forderangen  an  eine 
private  Eisenbahn  s.  Verordn,  v.  15.  April  1889  § 36. 

Nichtfällige  Forderungen  sind  ebenfalls  im  Konkurse  anzumelden 
und  können  auch  zur  Aufrechnung  geltend  gemacht  werden.1'1) 

*)  Konk.  G.  § 25. 

2)  Konk.  G.  § 25. 

*)  Konk.  G.  §§  26  u.  29. 

4)  Konk.  G.  § 25. 

5)  Konk.  G.  § 27. 

®)  Konk.  G.  § 97. 

b Konk.  G.  § 29. 

8)  Konk.G.  § 30. 

9)  Konk.G.  §31.  S.  jedoch  §21  Hypothekenverordnung  vom  9.  November  1868 

(Inhaber-  und  Orderpapiere). 

,0)  Konk.G.  § 32. 

M)  Konk.G.  § 33. 

13)  Konk.  G.  § 48. 

13)  Konk.G.  § 110. 

14)  Konk.G.  § 34. 
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Nach  beendigter  Verhandlung  am  Proklamatage  haben  die  Gläu- 
biger ausserhalb  des  Gerichts  neue  Verwalter  (sysslomän)  zu  wählen 
und  die  Wahl  dem  Gericht  zu  melden,  welches  ihre  Vollmacht  ausfer- 
tigt. Zu  diesem  Amte  können  auch  die  früheren  Verwalter  (gode  män), 
oder  der  Schuldner,  ernannt  werden.1) 

Die  Abschriften  der  Schriftstücke  — das  Konkursgesuch,  wie  das 
Inventar  und  überhaupt  alle  Schriften  im  Konkurse  sind  in  duplo  ein- 
zureichen2) — werden  zu  einer  Doppelakte  vereinigt,  welche  von  den 
Konkursverwaltern  den  Gläubigern  auf  Begehren  vorzulegen  ist  und 
aus  der  die  Gläubiger  Stoff  zur  Prüfung  angemeldeter  Forderungen 
u.  A.  einholen  können.  Auch  der  Schuldner  kann  Einspruch  gegen 
angemeldete  Forderungen  erheben.3) 

Nach  dem  Proklamatage  erfolgen  hei  den  Rathhausgerichten  zwei 
Aufrufe  (upprop),  der  erste  drei,  und  der  zweite  fünf  Wochen  nach 
dem  Proklamatage.  Auf  dem  Lande  wird  nur  ein  Aufruf,  vier  Wochen 
nach  dem  Proklamatage,  abgehalten.  Auch  kann  auf  dem  Lande  der 
Konkurs  ohne  Aufruf  beendigt  werden.  Vertagung  der  Aufrufe  wird 
aus  zureichenden  Gründen  bewilligt.  Diese  Aufrufe  bezwecken,  den 
Betheiligten  Gelegenheit  zu  geben,  die  Anmeldungen  zu  prüfen  und 
Einwendungen  zu  erheben,  sowie  erforderlichenfalls  noch  nöthige  Be- 
weise zu  erbringen.4) 

Das  Urtheil  soll  binnen  zwei  Monaten  nach  dem  letzten  Aufruf 
erlassen  werden.5)  Darin  sollen  Forderungen,  welche  nicht  bestritten 
worden  sind,  als^nerkannt  behandelt  werden.  Der  Gläubigereid  ver- 
hindert, wie  schon  gesagt,  nicht  die  freie  Prüfung  der  Forderung.  Ver- 
säumnis gehöriger  Anmeldung  und  Beeidigung  wird  ohne  Antrag  be- 
achtet. Vorzugsrechte  werden  ohne  Antrag,  welcher  bei  der  Anmel- 
dung zu  geschehen  hat,  nicht  bewilligt.  Dagegen  sind  auch  unbestrit- 
tene Ansprüche  auf  Vorrecht  vom  Gericht  zu  prüfen.  Die  Verwerfung 
einer  Forderung  kommt  allen  Gläubigern  zu  Gute.6 7)  Ist  eine  Forde- 
rung streitig  geworden  und,  wie  auf  Antrag  geschehen  kann,  zum  be- 
sonderen Prozesse  verwiesen,  oder  ist  betreffs  einer  Forderung  sonst 
ein  besonderer  Prozess  anhängig  (s.  oben  19  II  S.  536),  so  wird  die  Forde- 
rung eventuell  zur  Zahlung  festgestellt.  ^ Das  Urtheil  hat  die  Rangfolge 
der  Forderungen  anzugeben. 

Das  Rechtsmittel  gegen  das  Endurtheil  im  Konkurse  ist  die  Wette 
(Berufung),8)  gegen  sonstige  Entscheidungen  Beschwerde  an  das 
Hofgericht.9) 

>)  Konk.G.  § 62. 

2)  Konk.G.  § 114. 

3)  Konk.  G.  § 97. 

4)  Konk.G.  § 35. 

6)  Konk.G.  §94. 

6)  Konk.G.  § 97. 

7)  Konk.G.  § 96. 

8)  Konk.G.  § 98. 

Konk.G.  § 84  u.  113. 
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Neue  Beweise  dürfen  in  höherer  Instanz  nicht  vorgebracht  werden, 
wenn  nicht  das  Gericht  findet,  dass  der  Antrag  des  Gläubigers  auf 
Vertagung  wegen  Beweiserbringung  ohne  Grund  nicht  bewilligt  worden 
oder  dass  die  ihm  gegebene  Frist  unzureichend  gewesen  ist.  Sind  im 
Urtheil  Gründe  aufgeführt,  die  nicht  in  den  gewechselten  Schriften  ent* 
halten  sind,  so  dürfen  sie  durch  neue  Beweisstücke  widerlegt  werden.1) 

Gewinnt  ein  Gläubiger  durch  Berufung  Aenderung  des  Konkurs- 
urtheils,  so  gereicht  solches  nicht  den  anderen  Gläubigern  zum  Vortheil.2) 

Alle  interimistischen  Verfügungen  des  Gerichts  bezw.  des  Vor- 
sitzenden in  Konkurssachen  sollen  befolgt  werden,  bis  eine  höhere  In- 
stanz Anderes  bestimmt.  Die  einzige  Ausnahme  bildet  der  Beschluss 
bezüglich  des  Honorars  der  Konkursverwalter;  hier  ist,  falls  der  Be- 
schluss des  unteren  Gerichts  der  höheren  Instanz  unterworfen  wird,  die 
Entscheidung  des  Hofgerichts  abzuwarten.3) 

2.  Vorzugsrechte4)  bei  Befriedigung  aus  der  Konkursmasse  oder  einem 
Theile  derselben  kommen  in  verhaltnissmässig  ausgedehntem  Masse  vor. 
Hauptsächlich  geniessen  folgende  Forderungen  in  unterstehender  Bang- 
folge solches  Vorzugsrecht: 

a)  Zuerst  Faustpfandgläubiger  in  Ansehung  des  Pfandes  und  Hand- 
werker in  Ansehung  der  ihnen  zur  Bearbeitung  übergebenen  Stoffe  und 
Sachen. 

b)  Beerdigungs-  und  Inventarisirungskosten,  Armensteuer,  ärztliches 
Honorar  und  dergl.;  dem  gleichgestellt  ist  der  Lohn  der  Dienstboten 
und  anderer  Bediensteter  für  das  letzte  und  das  laufende  Jahr. 

c)  Forderungen  des  Vermiethers  für  Miethe  und  Kost  während 
kürzerer  Zeit  in  Ansehung  der  in  die  Miethswohnung  eingebrachten 
Sachen. 

d)  Gewisse  öffentliche  Abgaben  vom  Grundeigenthum,  die  den 
Grundeigenthümern  zu  entrichtenden  Abgaben  für  ein  auf  fremdem 
Boden  erbautes  Haus , Pachtzins  und  der  dem  Pächter  auf  erlegte 
Schadenersatz,  für  welche  Forderungen  das  Grundeigenthum,  bezw. 
Haus,  oder  Mobiliar  des  Pächters  haftet.  Das  Vorzugsrecht  für  die  Ab- 
gaben und  den  Pachtzins  gilt  jedoch  hauptsächlich  nur  für  drei  Jahre. 
Das  Hecht  des  Fiskus  geht  dem  Kechte  Einzelner  vor. 

e)  Die  übrigen  staatlichen  und  kommunalen  Steuern  des  letzten 
und  des  laufenden  Jahres. 

f)  Die  Gläubiger,  welche  Exekution  erlangt  haben.  Siehe  § 14  C 
S.  582. 

g)  Der  Käufer  eines  Grundstücks  hat  bis  zum  Ende  der  Aufgebots- 
zeit (laga  stand)  ein  Vorzugsrecht  für  den  Kaufpreis  auf  Befriedigung 
aus  dem  Grundstück.  Lässt  er  seine  Forderung  hypothekarisch  ein- 
tragen, so  geniesst  er  jenes  Hecht  auch  weiterhin. 

*)  Konk.G.  § 99. 

2)  Konk.  G.  § 100. 

3)  Konk.G.  § 113. 

4)  Handels-Balken  Kap.  17 ; Verordnung  betr.  Vorzugsrechte  ?om  9.  Nov.  1868  u.  A. 
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h)  Die  übrigen  hypothekarisch  eingetragenen  Forderungen;  Forde- 
rungen gegen  Vormünder  bezw.  Eltern  auf  Mündelgelder;  die  Forde- 
rungen einer  Ehefrau  gegen  den  ihr  in  gewissen  Fällen  vom  Gerichte  be- 
stellten Eigenthumsverwalter;  die  Forderungen  aus  Verwaltung  öffent- 
lichen Eigenthums  (Staats-,  Gemeinde-,  Kirchengut  und  dergl.)  und 
Forderungen  von  Privatpersonen  gegen  Beamte  wegen  der  Gelder,  die 
diese  von  Amtswegen  erhoben  haben.  Für  alle  diese  Forderungen,  mit 
Ausnahme  der  hypothekarisch  eingetragenen,  haftet  das  ganze  Vermögen 
des  Schuldners.  Von  zwei  hypothekarischen  Forderungen  hat  die  an 
einem  früheren  Tage  eingetragene  bezw.  diejenige,  deren  Eintragung 
ap  einem  früheren  Tage  beantragt  wurde,  den  Vorrang.  Auch  im 
Uebrigen  bestimmt  sich  der  Vorrang  der  Forderungen  nach  dem  Alter, 
und  zwar  so,  dass  der  Beginn  der  Verwaltung  entscheidet.  In  Folge 
dessen  steht  eine  jüngere  Hypothekarforderung  einer  Forderung  aus 
einer  älteren  Verwaltung  bezw.  Vormundschaft  nach,  ausgenommen 
jedoch  den  Fall,  dass  die  Forderung  schon  eingetragen  wrar,  als  der 
Verwalter  bezw.  Vormund  das  Gut  erwarb.  Bei  Forderungen  aus  der- 
selben Verwaltung  hat  der  Fiskus  das  Vorrecht.  Hat  der  Fiskus  hypo- 
thekarische Sicherheit,  so  gelten  besondere  Bestimmungen. 

Die  Hypothek,  welche  bei  oder  nach  der  Eröffnung  des  Kon- 
kurses eingeschrieben  worden  ist,  bewirkt  kein  Prioritätsrecht.  Wird 
der  Konkurs  eröffnet,  nachdem  eine  Hypothek  nachgesucht  oder  binnen 
dreissig  Tagen,  nachdem  eine  solche  bewilligt  worden  ist,  so  hängt  es 
von  besonderen  Bestimmungen  ab,  ob  ihr  ein  Vorzugsrecht  zukommt 
oder  nicht. 

i)  Ansprüche  gegen  ein  Lagerhaus,  des  Deponenten  auf  Schaden- 
ersatz und  des  Warrantinhabers  auf  den  Kaufpreis  der  vom  Lager- 
haus verkauften  Waare.1 2) 

Wenn  das  bewegliche  Vermögen  des  Schuldners  zur  Befriedigung 
der  das  ganze  Vermögen  erfassenden  Vorzugsrechte  ausreicht,  so  soll 
das  unbewegliche  Vermögen  dazu  nicht  verwendet  werden. 

Die  Forderung  auf  Zinsen  ist  der  Hauptforderung  gleichzustellen, 
jedoch  nur  für  die  letzten  drei  Jahre,  wenn  der  Gläubiger  nicht  nach- 
weisen  kann,  dass  er  die  Zinsen  nicht  früher  hat  eintreiben  können. 

Besondere  Bestimmungen  über  Prioritätsrecht  gelten  im  Seerecht, 
sowie  für  gewisse  hypothekarisch  eingetragene  Darlehne  an  Industrielle 
(förlagslän).3) 

II.  Vertheilungsverfahren. 

Die  bevorzugten  Gläubiger  sind  berechtigt,  vor  dem  Urtheil  gegen 
Sicherstellung  Zahlung  zu  fordern.4)  Nach  gefälltem  Urtheil  können 
alle  Gläubiger,  deren  Forderungen  nicht  verworfen  worden  sind,  Aus- 
theilung  beanspruchen,  jedoch,  falls  das  Urtheil  angefochten  wird, 

!)  Verordnung  vom  30.  September  1893. 

2)  Verordnung  vom  11.  November  1889  § 12  u.  A. 

3)  Handels-Balken  Kap.  17  § 7 (siehe  Näheres  in  der  Ausgabe  von  Sulin). 

4)  Konk.G.  §§  75,  77  u.  78. 
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nur,  wenn  nicht  die  Beteiligten  anders  beschlossen,  gegen  Sicher- 
stellung.1) Die  Anteile  für  verworfene,  aber  noch  streitige  Forde- 
rungen werden  reservirt.2) 

Nach  dem  Urteil  soll  eine  Gläubigerversammlung  abgehalten 
werden,  zu  welcher  der  Schuldner  zu  laden  ist.  Bei  dieser  Versamm- 
lung sollen  die  Verwalter,  soweit  möglich,  Rechnung  ablegen  und 
einen  schriftlichen  Vertheilungsplan  vorlegen.3)  Nachher  folgen  weitere 
Rechnungsabschlüsse  und  Dividenden austheilungen,  so  oft  ein  geeigneter 
Bestand  sich  vorfindet,  und  jedenfalls,  sobald  wenigstens  eine  fünfpro- 
zentige Dividende  ausgetheilt  werden  kann.  Endgültige  Abrechnung 
muss  binnen  zwei  Monaten,  nachdem  das  letzte  Hinderniss  beseitigt 
worden  ist,  stattfinden.4) 

§ 22. 

5.  Beendigung  des  Konkurses.  Vergleich  (Akkord). 

I.  Drei  Monate  nach  der  endgültigen  Abrechnung  erlischt  die 
Klage  gegen  die  Rechnungsablegung. 5)  Diese  Klage  wirkt,  wenn  sie 
von  einem  Gläubiger  angestellt  wird,  nicht  zum  Vorth  eil  der  anderen 
Gläubiger;  was  der  Schuldner  durch  solche  Klage  gewinnt,  fällt  der 
Konkursmasse  zu.6) 

Was  der  Schuldner  nach  dem  Konkurse  erbt  oder  erwirbt,  kann 
zum  Gegenstand  der  Exekution  gemacht  werden  für  Forderungen,  die 
ihre  volle  Befriedigung  im  Konkurse  nicht  gefunden  haben,  sowie  für 
Forderungen,  die  darin  nicht  angemeldet  oder  aus  formellen  Gründen 
abgewiesen  worden  sind;  doch  geniesst  der  redliche  Schuldner  ein  bene- 
ficium  competentiae.7) 

II.  Das  Konkursgesuch  des  Schuldners  kann  mit  Bewilligung 
sämmtlicher  beim  ersten  Verhör  erschienener  Gläubiger  zurückgenommen 
werden,  bevor  das  Gericht  Ediktailadung  beschlossen  hat.8)  Kommen 
späterhin  die  Gläubiger  unter  sich  und  mit  dem  Schuldner  überein, 
dass  der  Konkurs  ohne  Urtheil  beendigt  werde,  so  ist  solches  zulässig, 
nur  müssen  sämmtliche  Gläubiger,  die  am  Proklamatage  oder,  in  oben 
schon  näher  genannter  Art,  später  sich  als  Gläubiger  erwiesen  haben, 
damit  einverstanden  sein.9)  Der  Vergleich  ist  schriftlich  abzufassen 
und  von  sämmtlichen  Parteien  zu  unterzeichnen,  worauf  er  vom  Ge- 
richt festzustellen  ist.10) 

Einen  Zwangsakkord  kennt  somit  das  Gesetz  nicht;  wohl  aber 
wirkt  ein  Vergleich,  durch  welchen  dem  Schuldner  Erlass  bewilligt 

~ i)  Koiik.G.  § 102. 

*)  Konk.G.  § 103. 

3)  Konk.G.  § 101. 

4)  Konk.G.  § 105. 

5)  Konk.  G.  §107. 

6)  Konk.G.  § 108. 

7)  Konk.G.  § 85. 

«)  Konk.  G.  § 21. 

9)  Konk.G.  § 71. 

10)  Konk.G.  § 93. 
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worden  ist,  auch  gegen  solche  Gläubiger,  die  ihre  Forderungen  nicht 
angemeldet  haben,  mit  Ausnahme  der  Faustpfands-  und  Hypotheken- 
gläubiger. ’) 

III.  Konkurskosten.  Alle  Kosten  für  Inventarisirung,  Verwal- 
tung und  Realisirung  der  Konkursmasse,  für  die  Zusammenkünfte  der 
Gläubiger,  sowie  allgemeine  Gerichtskosten  fallen  der  Masse  zur  Last. 
Der  Betrag  dieser  Kosten,  wozu  auch  das  Honorar  der  Verwalter  zu 
zählen  ist,  ist  sehr  verschieden.  Jeder  einzelne  Gläubiger  trägt  selbst 
die  Kosten  der  Anmeldung  und  dergl.  Gerichtskosten  werden  für  die 
Meldung  nicht  erhoben,  jedoch  müssen,  wie  schon  oben  gesagt,  die 
Schriftstücke  mit  Stempelmarken  versehen  sein. 

§ 23. 

6.  Besondere  Arten  des  Konkursverfahrens. 

I.  Falls  eine  Bank,  welche  berechtigt  gewesen  ist,  Obligationen 
auszugeben,  in  Konkurs  geräth  oder  sonst  aufgelöst  wird,  soll  der  Senat 
einen  Sachwalter  ernennen,  der  zu  überwachen  hat,  dass  die  Reali- 
sation schleunigst  vor  sich  gehe  und  die  Obligationen  eingelöst  werden. 
Der  Senat  hat  die  Inhaber  solcher  Obligationen  mittels  allgemeiner 
Bekanntmachung  aufzufordern,  bei  Verlust  des  Zahlungsrechts  ihre 
Obligationen  in  besonderer,  für  solche  Fälle  geltender  Ordnung  anzu- 
melden.2) 

Die  auf  eine  private  Eisenbahn  hypothekarisch  eingetragenen 
Forderungen  brauchen  im  Konkurs  nicht  angemeldet  zu  werden.3)  Auch 
sonst  gelten  für  einen  derartigen  Konkurs  besondere  Bestimmungen. 

II.  Nachlasskonkurs.4)  Die  Frist  ist  auf  30  Tage  bestimmt. 
Erben,  welche  durch  Testament  vom  Antheil  an  der  Nachlassenschaft 
ausgeschlossen  oder  bei  der  Inventaraufnahme  nicht  „am  Orte“  ge- 
wesen sind,  noch  mit  dem  Nachlasse  sich  befasst  oder  davon  Vortheil 
genossen  haben,  sind  von  .jeder  Haftung  frei. 

HI.5)  Als  Mittel,  um  unbekannte  Gläubiger  zu  zwingen,  mit  ihren 
Ansprüchen  hervorzutreten,  kann  in  gewissen,  im  Gesetz  aufgezählten 
Fällen  Ediktalladung  erwirkt  werden.  Diese  Fälle  sind:  Todesfall, 

Trennung  einer  Ehe,  Auflösung  einer  Gesellschaft  und  die  Verfügung* 
wodurch  eine  mündige  Person  unter  Vormundschaft  gestellt  wird.  Zu- 
ständig ist  dasjenige  Gericht,  bei  dem  der  Erblasser  u.  s.  w.  seinen 
persönlichen  Gerichtsstand  hatte.  Bei  Todesfällen  beträgt  die  Frist 
dreissig  Tage  nach  der  gesetzmässig  bewerkstelligten  Inventaraufnahme, 
in  den  übrigen  Fällen  ist  kein  Termin  vorgeschrieben.  Alle  bekannten 
Gläubiger  und  der  Betrag  ihrer  Forderungen  sind  anzugeben.  Durch 
die  Vorladung  werden  alle  Gläubiger  aufgefordert,  an  einem  be- 

0 Konk.G.  § 85. 

3)  Verordnung  v.  10.  Mai  1886  §§  13  u.  14. 

3)  Verordnung  v.  15.  April  1889  § 36. 

4)  Verordnung  betr.  Nachlasskonkurs  vom  9.  November  1868. 

5)  Verordnung  betr.  u.  a.  Proklama  vom  9.  November  1868  §§  7 ff. 
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stimmten  Tage  nach  Ablauf  eines  Jahres,  vor  12  Uhr  Vormittags  in 
der  Stadt,  vor  7 Uhr  Abends  auf  dem  Lande,  ihre  Forderungen  beim 
Gericht  anzumelden.  Gläubiger,  die  an  diesem  Termin  oder  früher 
sich  nicht  gemeldet  haben,  haben  ihren  Anspruch  an  den  Erblasser, 
den  Entmündigten  bezw.  anderen  Schuldner  verloren,  falls  nicht  er- 
wiesen werden  kann,  dass  der  Schuldner  bezw.  der  Vormund  spätestens 
am  Proklamatermin  von  dem  Anspruch  des  Gläubigers  Kenntniss  er- 
halten hat.  Diese  Unkenntniss  muss  auf  Antrag  eidlich  erhärtet  werden, 

III.  Theil. 

Erbschaftsregulierung. 

§ 24. 

1.  Zuständigkeit  der  Gerichte.  Erbfolge  im  Allgemeinen. 

I.  Die  Bestimmungen  über  das  forum  privilegiatum  des  Adels  sind  auf- 
gehoben (über  Inventuraufnahme  der  Nachlassenschaft  s.  § 27,  4:  S.  550). 

II.  Nicht  nur  vorsätzliche  Tödtung  des  Erblassers,  sondern  auch  seine 
Tödtung  durch  grobe  Fahrlässigkeit  bewirkt  in  einigen  Fällen  Verlust 
des  Erbrechts.1)  Auch  sonst  kommen  einige  Ausnahmen  von  den  all- 
gemeinen Erbfolgebestimmungen  vor. 

§ 25. 

2.  Intestaterbfolge. 

I. 2)  Die  Erben  sind  zu  einem  Pflichttheil  berechtigt,  der  auf  dem 
Lande  alles  ererbte  Grundeigenthum  und  in  der  Stadt  fünf  Sechstel 
des  ganzen  Vermögens  für  Leibeserben,  bezw.  die  Hälfte  des  ererbten 
Grundeigenthums  umfasst. 

Uneheliche  Kinder  beerben  ihre  Mutter;  wenn  eheliche  Kinder  da 
sind,  ist  der  Antheil  dieser  um  die  Hälfte  grösser  als  derjenige  der 
unehelichen.3) 

II.  Eheliches  Güterrecht.4)  Die  Morgengabe  besteht  nur  noch 
für  Ehen,  welche  vor  dem  1.  Januar  1879  geschlossen  worden  sind. 

Ohne  die  ausdrückliche  Zustimmung  der  Ehefrau  ist  der  Mann  im 
Allgemeinen  nicht  befugt,  unbewegliches  Eigenthum,  das  nicht  sein 
Einzelgut  ist,  zu  veräussern  oder  zu  verpfänden.  Die  Ehefrau  hat  die 
Befugniss,  ein  solches  Kechtsgeschäft  binnen  Nacht  und  Jahr  nach  der 
Kenntnissnahme  anzufechten. 

Die  Ehefrau  hat  das  Recht,  aus  besonderen  Gründen,  hauptsäch- 
lich wenn  der  Mann  ein  Verschwender  ist,  die  Trennung  der  ehelichen 
Gütergemeinschaft  zu  bewirken.  Ueber  einen  solchen  Antrag  sind  auch 


*)  Ärfda-Balken  Kap.  6 u.  7. 

2)  Ueber  ein  Vorrecht  der  Kinder  männliches  Geschlechts  s.  Ärfda-Balken  Kap.  12 
§§  4,  5 und  6. 

3)  Verordnung  vom  27.  Juni  1878. 

4)  Gesetz  vom  15.  April  1889. 
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die  Gläubiger  zu  vernehmen,  zu  welchem  Zwecke  Ediktalladung  er- 
geht. Nachdem  die  Entscheidung  des  Gerichts  zu  Gunsten  des  Antrags 
ausgefallen  ist,  ist  das  Vermögen  zu  theilen.  Was  der  Ehefrau  zuge- 
theilt  wird,  darüber  steht  ihr  freie  Verfügung  zu;  auch  haftet  sie  dar* * 
nach  nicht  mehr  mit  ihrem  Vermögen  für  Schulden,  die  vom  Manne 
während  der  Ehe  gemacht  worden  sind,  es  sei  denn,  dass  sie  sich 
gleich  dem  Manne  zur  Zahlung  verpflichtet  hätte,  oder  dass  die  Schuld 
sonst  dem  Gesetz  gemäss  als  ihre  Schuld  anzusehen  wäre.  Aufhebung 
der  Trennung  steht  den  Ehegatten  zu;  doch  muss  solches  Ueberein- 
kommen,  um  volle  gesetzliche  Wirkung  zu  haben,  beim  Gericht  einge- 
tragen und  vom  Gericht  bekannt  gemacht  worden  sein. 

§ 26. 

3.  Letztwillige  Dispositionen. 

Die  letztwillige  Verfügung  muss,  falls  der  Testator  bis  zu  seinem 
Tode  ausser  Stande  gewesen  ist,  Zeugen  beizuziehen,  von  ihm  eigen- 
händig geschrieben  und  unterschrieben  sein.  Der  Erbe  hat  binnen 
sechs  Monaten,  nachdem  er  von  dem  Tode  des  Testators  und  dem 
Testament  Kenntniss  erhalten,  das  Testament  dem  Richter  aufzuweisen 
bezw.  Meldung  davon  zu  machen.  Befindet  sich  der  Testamentserbe 
im  Auslande,  so  ist  die  Frist  Nacht  und  Jahr.  Wenn  der  Aufenthalts- 
ort des  Testamentserben  unbekannt  ist,  ist  die  Erbschaft  sicherzustellen ; 
jedoch  können  die  Erben  in  diesem  Falle  das  Eigen thum  gegen  Sicher- 
heit in  Empfang  nehmen.  Meldet  der  im  Testament  Bedachte  sich 
nicht  binnen  zwanzig  Jahren,  so  hat  er  sein  Recht  verloren,  falls  er 
kein  gesetzliches  Hinderniss  nachweisen  kann.1) 

Die  Klagefrist  der  Erben  beträgt  Nacht  und  Jahr  nach  der  Behän- 
digung  des  Testaments. 

§ 27. 

4.  Nachlassverfahren. 

In  allen  Städten  werden  vom  Rathhausgericht  zwei  Mitglieder  des- 
selben (bezw.  andere  zuverlässige  Leute)  zur  Aufnahme  des  Inventars 
und  zur  Erbtheilung  bestimmt.  Bei  Sterbefällen  von  Personen  adligen 
und  des  Priesterstandes,  zu  welchen  letzteren  auch  Universitäts-  und 
Schullehrer  zählen,  haben  die  Hinterbliebenen  jedoch  das  Recht,  die 
Inventaraufnahme  und  die  Erbschaftstheilung,  ähnlich  wie  es  auf  dem 
Lande  geschieht,  ohne  Mitbetheiligung  des  Gerichts  zu  besorgen. 

§ 28. 

5.  Erbrecht  der  Ausländer.2) 

Betreffs  der  Mobiliarhinterlassenschaft  von  Finländern,  welche  in 
Russland,  und  von  Russen,  welche  in  Finland  sterben,  gelten  die  Ge- 
setze und  richten  die  Gerichte  des  Heimathlandes.3) 


*)  Ärfda-Balken  Kap.  15  §§  4,  5. 

*)  Ueber  Abschaffung  der  Abzugsgelder  (ius  detractus)  siehe  Uebereinkommen 
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Ausnahmebestimmungen  für  den  Fall,  dass  ein  Ausländer  die  Er- 
laubnisö,  Grundeigenthum  zu  besitzen,  erwirkt  hat,  kommen  im  Gesetz 
nicht  vor.1) 


§ 29. 

6.  Erbschaftssteuer» 

Die  hauptsächlichen  Abgaben  für  die  Inventaraufnahme  sind: 

a)  Armensteuer  1/s  Prozent  der  Aktiva; 

b)  Stempelsteuer,  steigend  von  0,1  Prozent  vom  Nettobeträge, 
wenn  dieser  500  Mark  ausmacht,  bis  0,75  Prozent  bei  einem 
Betrage  von  200000  Mark  oder  mehr.  Hinterlässt  Erblasser 
keinen  überlebenden  Ehegatten,  wohl  aber  Deszendenten,  so  er- 
höht sich  diese  Abgabe  um  hundert,  und  im  Falle  Erblasser 
nur  von  Eltern,  Geschwistern  oder  deren  Deszendenten  überlebt 
wird,  um  weitere  zweihundert  Prozent.  Fehlen  auch  diese 
näheren  Verwandten,  so  steigt  die  Abgabe  abermals  um  zwei- 
hundert Prozent. 2) 

c)  Justizabgabe:  0,25  Prozent  vom  Nettobeträge;  Hinterlassen- 
schaften der  niederen  Gesellschaftsklassen  sind  hiervon  be- 
freit. 

d)  Abgabe  an  die  Stadtkassen  für  Hinterlassenschaften  in  Städten 
(Adelige  und  Mitglieder  des  geistlichen  Standes  ausgenommen) 
1 Prozent  des  Nettobetrages. 


mit  folgenden  Ländern:  Baden,  13.  Juni  1825;  Belgien,  2./14.  Februar  1846;  Braun- 
schweig-Lüneburg,  3.  Juni  1866;  Dänemark,  vom  10.  September  1827;  Frank- 
reich, 16.  Mai  1825;  Grossbritannien,  22.  November  1824;  Hamburg,  22.  April 
1861;  Hessen,  10.  September  1827.  27.  April  1843;  Lübeck,  22.  April  1861;  Meck- 
lenburg-Schwerin, 17.  Januar  1825;  Niederlande,  14.  Januar  1835;  Norwegen, 
23.  April  1827;  Oesterreich-Ungarn,  17.  Januar  1825;  Oldenburg,  25.  August 
1828;  Portugal,  13./15.  Mai  1844;  Preussen,  13.  Juni  1825;  Reuss-Schleiz, 
19.  November  1832;  Sachsen,  3.  Juni  1861;  Sachsen-Altenburg,  19.  November 
1832:  Sachsen-Coburg-G otha,  30.  März  1863;  Sachsen-Meiningen,  14.  Januar 
1835;  Schwarzburg-Rudolstadt,  9.  Mai  1842;  Sardinien,  14.  September  1829, 
21.  August  1841,  19.  September  1856;  Schweden-Norwegen,  23.  April  1827, 
14.  September  1829;  Spanien,  10.  September  1827;  Walde ck,  16.  Januar  1843. 

Konventionen  hinsichtlich  der  Regulierung  von  Hinterlassenschaften  sind  ge- 
schlossen mit  Deutschland,  31.  Oktober  (12.  November)  1874  [Deutsches  Reichs- 
gesetzblatt 1875  S.  136  ff.] ; Frankreich,  20.  März  (1.  April)  1874;  Italien,  16. 
(28.)  April  1875;  Sachsen,  11.  (23.)  April  1864;  Schweden-Norwegen,  9.  April 
1889;  Spanien,  14./26,  Juni  1876. 

3)  Verordnung  vom  6.  November  1843. 

9 Ueber  das  Recht  der  Ausländer  Grundbesitz  in  Finland  zu  erwerben  s.  Ver- 
ordnung vom  25.  Februar  1851  und  11.  März  1879.  Auf  Russen  bezieht  sich  die 
Verordnung  vom  16.  Februar  1891. 

a)  Stempelgesetz  vom  14.  Dezember  1894. 
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Für  Erbschaftstheilungen,  welchen  Abgeordnete  des  Rathbaus- 
gerichts beiwohnen,  ist  eine  Abgabe  von  0,5  Prozent  vom  Netto- 
beträge zu  erlegen. 

IV.  Theil. 

Konsulargerichtsbarkeit. 

§ 30. 

Die  Interessen  der  Finländer  werden  von  den  Vertretern  des 
russischen  Reichs  im  Auslande  wahrgenommen,  unter  Berücksichtigung 
der  Gesetzgebung  Finlands. 


Einundzwanzigster  Abschnitt. 


Russland. 

Von 

Dr.  J.  Engelmann, 

Professor  an  der  Universität  in  Dorpat  (Jurjew), 
unter  Mitwirkung  von  Professor  Dr.  C.  Erdmann  in  Dorpat 
und  Advokat  Y.  Hausbrandt  in  Warschau. 


Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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Privatrecht.  ^ 

IX.  Bd.  des  R.  G.B.,  enthaltend  das  Ständerecht  = Ständerecht. 

XI.  Bd.  Th.  2 des  R.G.B.,  enthaltend:  H.O.,  H.P.O.,  K.St.  u.  a. 


C.P.O.  = 


G. O.  = 

H. O.  = 
H.P.O.  = 

K.St.  = 
K.E.  = 
R.  G.B.  = 
Str.G.B.  = 
Vollst.G.S.  = 
X.  1 = 

IX  = 
XI.  2 = 


I.  Theil. 

Civilprozess.1) 

§ l. 

Quellen  und  Literatur. 

I.  Quellen  und  Kassationsentscheidungen. 

A.  Quellen. 

1.  Gerichtsordnungen  Kaiser  Alexander  II.  vom  20.  November 
1861  (Sudebnyje  ustavy  Imperatora  Alexandra  II.).  Ausgabe  von  1892 
mit  Ergänzung  von  1893.  Sie  enthalten: 

1.  Die  Gerichtsordnung  (Uczresdenije  sudebnych  ustanovleni) 
betreffend  Organisation  und  Dienst  der  Gerichte,  der  Prokuratur,  der  Ge- 
richtsvollzieher, der  Advokaten,  Notare,  vereidigten  Uebersetzer  und  Photo- 
graphen, nebst  besonderen  Bestimmungen  für  den  Kaukasus,  Polen  und  die 

9 Materielles  Recht.  Das  älteste  russische  Recht  ist  Gewohnheitsrecht,  in 
Blutrache  und  Bussensystem  den  germanischen  Volksrechten  ähnlich.  Am  Anfang  des 
XI.  Jahrhunderts  zum  ersten  Mal  kodifizirt,  wurde  es  besonders  in  Westrussland  weiter 
ausgestaltet  und  im  XVI.  Jahrhundert  unter  vielfachem  Einfluss  des  Magdeburger 
Rechts,  des  römischen  und  polnischen  Rechts  als  Litauisches  Statut  kodifizirt.  Die 
privatrechtlichen  Bestimmungen  desselben  galten  in  den  litauischen,  weiss-  und  klein- 
russischen Gouvernements  bis  1842,  wo  sie,  weil  man  das  Litauische  Statut  für  pol- 
nisches Recht  hielt,  aufgehoben  und  durch  das  lückenhafte  und  unentwickelte  russische 
Privatrecht  ersetzt  wurden. 

Im  moskauischen  Grossfürstenthum  (Ostrussland)  blieb  das  Privatrecht  mit  Aus- 
nahme des  Rechts  an  Landgütern  verhältnissmässig  unentwickelt.  Für  die  selbst- 
ständige Entwickelung  eines  Gewohnheitsrechts  war  hier  kein  Raum,  und  wo  sich  ein 
solches,  wie  in  Nowgorod  und  Pleskau  entwickelt  hatte,  wurde  es  bei  der  Unterwerfung 
unter  Moskau  vernichtet. 

Bei  der  Kodifikation  im  Jahre  1649  (Ulosenije)  wurde  nur  das  Ukasenrecht 
berücksichtigt  und  durch  Bestimmungen  des  byzantinischen  und  kanonischen  Rechts 
und  des  Litauischen  Statuts  ergänzt,  das  Gewohnheitsrecht  völlig  ausser  Acht  gelassen. 
Die  Reformen  Peters  des  Grossen  griffen  tief  in  das  Rechtsleben  ein,  das  Familienrecht, 
mit  Ausnahme  der  Ehescheidung,  und  die  Testamente  wurden  der  Jurisdiktion  der  geist- 
lichen Gerichte  entzogen,  das  Recht  an  Landgütern  und  das  Erbrecht  wurden  abge- 
ändert. Zu  einer  Kodifikation,  die  dieses  neue  Recht  in  umfassender  Weise  ausge- 
staltet hätte,  kam  es  trotz  vielfacher  Versuche  während  des  XVIII.  und  im  ersten 
Viertel  des  XIX.  Jahrhunderts  nicht.  Zehn  Kommissionen  hatten  im  Laufe  der  Zeit 
vergeblich  getagt,  die  zehnte  unter  Speranski’s  Leitung.  Erst  die  elfte,  offiziell  als 
„II.  Abtheilung  der  kaiserlichen  Kanzlei“  bezeichnet,  brachte  eine  chronologische  Samm- 
lung der  Gesetze,  vom  Gesetzbuch  von  1649  an,  zu  Stande.  Aus  diesem  Material  sollte, 
unter  prinzipiellem  Ausschluss  des  Gewohnheitsrechts,  eine  Zusammenstellung  (Swod) 
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baltischen  Provinzen.  Art.  1 — 605.  Ferner  folgende  Beilagen:  Sonder- 
bestimmungen für  Archangel,  das  Land  der  (Ionischen  Kosaken,  die 
neun  westlichen  Provinzen,  Orenburg  und  Astrachan;  Bestimmungen 
über  die  Eidesformel,  die  Gehaltssätze,  die  Gebührentaxe  für  Gerichts- 
vollzieher, die  Gebührentaxe  für  vereidigte  Rechtsanwälte,  die  Gebühren- 
des geltenden  Ukasenrechts  angefertigt  werden.  Im  Jahre  1832  erschien  das  Reichs  - 
gesetzbuch  in  XV  Bänden.  Der  I.  Theil  des  X.  Bandes  enthält  das  Privatrecht. 
(Eine  französische  Uebersetz’ung  desselben  nach  der  Ausgabe  von  1842  giebt 
St.  Joseph,  Concordance,  Bd.  III,  S.  278—415.  Paris  1856.)  Von  Zeit  zu  Zeit 
(1842,  1857,  1887)  erschienen  neue  Ausgaben  desselben  mit  Abänderung  und  Ergänzung 
zahlreicher  Artikel  und  dadurch  verursachter  vermehrter  Artikelzahl.  Die  Artikel  sind 
durch  Zitate  aus  dem  Gesetzbuch  von  1649  oder  späteren  Gesetzen,  oft  durch  ganze 
Reihen  von  Zitaten  belegt.  Vergleicht  man  jedoch  diese  scheinbar  auf  historischer 
Grundlage  erwachsenen  Artikel  mit  dem  Inhalt  der  unter  dem  Text  angegebenen  Quellen, 
so  überzeugt  man  sich  sehr  oft,  dass  sie  sich  nicht  decken.  Eingehende  Forschungen 
(Vinaver,  Zur  Frage  nach  den  Quellen  des  X.  Bandes  des  Reichsgesetzhuchs.  Journal 
des  Justizministeriums,  Oktober  1895  [russisch])  haben  ergeben,  dass  zahlreiche  Artikel 
sehr  verschiedenartigen  europäischen  Gesetzbüchern  (Code  Napoleon;  Preussisches  All- 
gemeines Landrecht;  Oesterreichisches  Allgemeines  bürgerliches  Gesetzbuch,  I.  Theil, 
Wien  1786;  Ostgalizisches  bürgerliches  Gesetzbuch,  Wien  1797;  Westgalizisches  bürger- 
liches Gesetzbuch)  entlehnt  und  zwischen  die  dem  Gesetzbuch  von  1649  oder  einzelnen 
Ukasen  entnommenen  Artikel  einfach  eingeschoben  sind,  unter  Berufung  auf  russische 
Quellen.  Da  eine  ausgleichende  systematische  Ueberarbeitung  nicht  stattfand  und  bei 
der  Entlehnung  dazu  noch  Verstümmelungen  vorkamen  (durch  Verstümmelung  einer 
Institutionenstelle  ist  die  Vermischung  der  Begriffe  Vertrag  und  Obligation  dem  russi- 
schen Gesetzbuch  eingeimpft  worden;  Vinaver,  1.  c.,  S.  17  u.  18),  so  hat  eine  solche 
Zusammenstellung  eine  Einheitlichkeit  der  Rechtsauffassung  und  des  Systems  nicht  be- 
wirken können.  Das  russische  Privatrecht  unterscheidet  sich  von  anderen  daher  weniger 
durch  Eigenart  der  Rechtsauffassung,  als  durch  Lückenhaftigkeit  und  Inkonsequenz  und 
durch  Abwesenheit  fest  ausgeprägter  Reehtsbegriffe.  Bei  den  Versuchen,  aus  einem 
Institut  logische  Schlüsse  zu  ziehen,  stösst  man  auf  Widersprüche  und  wird  vom  Gesetz 
im  Stich  gelassen.  Der  Senat  als  oberster  Gerichtshof  hat,  besonders  seit  der  Errich- 
tung der  Kassationsdepartements  und  mit  besonderem  Glück  seit  1875,  in  anzuer- 
kennendster  Weise  sich  bestrebt,  Logik,  Konsequenz  und  feste  Rechtsbegriffe  in  der 
Praxis  einzubürgem,  doch  können  dadurch  die  Mängel  und  Lücken  des  Gesetzbuchs 
nicht  beseitigt  werden.  Die  seit  15  Jahren  tagende  Kommission  zur  Redaktion  des 
Privatrechts  steht  also  nicht  vor  dieser,  sondern  vor  der  viel  grösseren  Aufgabe  der 
Schaffung  eines  Privatrechts. 

Eigenthümlichkeiten  bietet  das  russische  Recht  auf  dem  Gebiet  des  Erbrechts 
(den  Vorzug  der  Männer  vor  den  Frauen,  ähnlich  wie  im  serbischen  und  türkischen 
Recht,  den  Unterschied  zwischen  ererbtem  und  wohlerworbenem  Gut),  ferner  im  ehe- 
lichen Güterrecht,  in  der  Behandlung  der  Ausländer.  Näheres  über  diese  Fragen  vgl. 
unten  S.  734,  über  Volljährigkeit  S.  741,  Testamente  S.  743,  die  Stellung  der  Unehe- 
lichen S.  729,  736,  die  Legitimirung  derselben  S.  736  Note  6,  die  Adoption  S.  737  Note  2. 

Im  Familienrecht  gelten  besondere  Bestimmungen  über  die  Mischehen  mit 
Personen,  die  der  russischen  Kirche  angehören. 

Im  Sachenrecht  ist  das  Fehlen  einer  Hypothekenordnung  bemerkenswerth. 

Im  Obligationenrecht  ist  auf  die  Vermischung  der  Begriffe  Vertrag  und  Obli- 
gation hinzuweisen.  Für  viele  Verträge  ist  die  schriftliche  Form  vorgeschrieben 
und  in  der  Praxis  herrscht  die  Neigung,  die  Forderung  der  Schriftlichkeit  auszudehnen. 
Das  pactum  de  contrahendo  berechtigt  immer  nur  auf  das  Interesse,  nicht  auf  den 
Vollzug  zu  klagen. 

Zur  Charakteristik  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen  diene  vor  Allem 
der  Satz,  dass  es  echtes  Privatrecht  ist,  nicht  bloss  für,  sondern  auch  durch  Privat- 
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taxe  für  Gerichtsvollzieher  in  Polen;  das  Gesetz  über  die  Führung  der 
Verzeichnisse  von  Personen,  die  zur  Bekleidung  von  Friedensrichter- 
posten in  den  baltischen  Provinzen  geeignet  sind;  die  Taxe  für  die 
Gerichtsvollzieher  der  Friedensrichtersessionen  in  den  baltischen  Pro- 
vinzen u.  a. 


personen  gebildet,  und  fast  ausschliesslich  auf  dem  Wege  des  Gewohnheitsrechts  entstanden. 
Seinem  Inhalt  nach  gehört  es  zu  der  grossen  Rechtsfamilie  Westeuropas,  in  welcher 
eine  Verschmelzung  germanischen  Stammes-  und  Partikularrechts  mit  römischem  Recht 
stattfand.  Dabei  prävalirt  in  Liv-  und  Estland  mehr  das  erstere,  in  Kurland  mehr  das 
letztere. 

Schon  hieraus  erklärt  sich,  dass  das  Privatrecht  der  Ostseeprovinzen  mit  dem 
des  eigentlichen  Russlands  weder  formell  noch  materiell  eine  Aehnlichkeit  oder  eine 
Verbindung  hatte.  Auf  dem  Gebiet  des  eigentlichen  Privatrechts  hat  sich  dasselbe, 
der  dispositiven  und  gewohnheitsrechtlichen  Natur  wahren  Privatsrechts  entsprechend, 
auch  noch  jetzt  vor  jeder  Beeinflussung  durch  das  russische  Recht  zu  wahren  ver- 
standen. Auch  auf  dem  Gebiet  des  Civilprozesses  hat  erst  die  Reorganisation  von 
1889  die  bisherige  Entwicklung  unterbrochen  und  den  russischen  Civilprozess  mit  einer 
Reihe  von  — häufig  willkürlich  herausgegriffenen  — Abänderungen  an  die  Stelle  der 
früheren  Normen  gesetzt. 

Das  eigentliche  Privatrecht  findet  sich  in  der  Kodifikation  von  1864  („Pro- 
vinzialrecht der  Ostseegouvernements,  zusammengesellt  auf  Befehl 
des  Kaisers  Alexander  II.,  Theil  III“)  gesammelt.  Es  liegt  hier  eine  wahre 
Kodifikation  vor,  wie  schon  die  unter  jedem  Artikel  zitirten  Quellen  (römisches 
Recht,  deutsches  Recht  und  einheimische  Satzungen)  bezeugen.  Ja,  es  wäre  bisweilen, 
insbesondere  um  die  allzu  grosse  Mannigfaltigkeit  der  einzelnen  Statutenrechte  jeder 
Provinz  sowie  der  Städte  Riga  und  Reval  zu  verringern,  wünschenswerth  gewesen, 
dass  die  Hand  der  Gesetzgebung  mehr  eingegriffen  hätte,  als  sie  es  gethan  hat.  Natür- 
lich ist  die  Kodifikation  aber  immer  eine  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  veranstaltete, 
und  daher  mit  Kraft  und  Rang  der  authentischen  Interpretation  des  Rechts  versehene. 
Es  geht  somit  der  Wortlaut  der  Kodifikation  den  bisherigen  Quellen,  auch  den  direkt 
zitirten  vor,  wenn  — was  nicht  selten  der  Fall  ist  — ein  Widerspruch  zwischen  beiden 
hervortritt. 

Die  Kodifikation  hat  in  ihrer  Treue  gegen  die  wesentlichen  Normen  des  älteren 
Rechts  und  in  ihrer  Ausführlichkeit  grosse  Vorzüge.  Ihre  Mängel  bestehen  hauptsäch- 
lich in  der  allzu  grossen  Breite  mancher  Partien,  welche  fast  an  die  Behandlungsart 
des  Lehrbuchs  streift.  Die  Kodifikation  geht  bisweilen  mehr  schildernd  und  referirend 
als  dekretirend  vor.  Damit  zusammen  hängt  die  Thatsache,  dass  sie  nicht  immer  wirk- 
liches Recht  (allgemein  verbindliche  Normen),  sondern  bisweilen  — insbesondere  im 
Vormundschaftsrecht  — blosse  Instruktionen  und  Rathschläge  (leges  imperfectae)  ent- 
hält. Doch  treten  diese  Mängel  gegenüber  der  Thatsache  zurück,  dass  sie  das  an- 
gewöhnte und  lieb  gewordene  Recht  selbst,  nicht  blosses  Ukasenrecht  wiedergiebt. 

Aus  dem  Handelsrecht  finden  sich  nur  zerstreute  Bestimmungen,  insbesondere 
die  Lehre  von  den  Handelsgesellschaften  und  Handelsgeschäften  betreffend. 

Eine  wirkliche  Weiterentwicklung  des  in  der  Kodifikation  von  1864  geborgenen 
Rechtsstoffs  fand  bis  1889  durch  die  Rechtssprechung  der  baltischen  Obergerichte  statt. 
Seit  der  Aufhebung,  resp.  Russifikation  derselben,  hat  die  mangelhafte  Kenntniss  des 
— ausdrücklich  anerkannten  — baltischen  Privatrechts  Seitens  der  russischen  Gerichte 
die  Weiterentwicklung  ins  Stocken  gebracht.  (Vgl.  auch  Th.  v.  Bunge,  Die  russische 
Gesetzgebung  in  den  baltischen  Provinzen  auf  dem  Gebiet  des  Privatrechts,  im  Archiv 
für  bürgerliches  Recht  Bd.  9,  S.  1 f.). 

Literatur.  Was  die  den  westeuropäischen  Juristen  zugänglichen  Darstellungen 
des  russischen  Privatrechts  betrifft,  so  sind  zu  erwähnen: 

E.  Lehr,  Elements  de  droit  civil  russe  (Russie,  Pologne,  Provinces  Baltiques), 
Bd.  I.  Droit  des  personnes  et  droit  de  famille;  droits  reels  successions  ab  intest.  Paris 
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2.  Die  Civilproze ss Ordnung  (Ustav  grasdanskavo  sudoproi'svod- 
stva)  nebst  besonderen  Bestimmungen  für  den  Kaukasus,  Polen  und 
die  baltischen  Provinzen  Art.  1—2097.  Die  Beilagen  enthalten:  Sonder- 
bestimmungen für  Arcbangel,  mehrere  Formulare  und  die  Gesetze  über 
das  Verfahren  in  Grenzstreitigkeiten  und  in  Konkurssachen  für  die 
baltischen  Provinzen. 


1877.  578  S.  Bd.  II.  Successions  testamentaires.  Droit  des  obligations.  Modes  de  con- 
statation  et  de  preuve  de  droits.  Propriete  intellectuelle.  ibid.  1890.  509  S. 

Der  Verfasser  giebt  eine  parallele  Darstellung  des  russischen,  polnischen  und 
baltischen  Privatrechts,  die  Rechtssätze  möglichst  mit  den  Worten  des  Gesetzes  wieder- 
eebend.  (Vgl.  in  Beziehung  auf  die  Darstellung  des  baltischen  Rechts  im  I.  Band 
die  Rezension  von  Prof.  C.  Erdmann  in  der  „Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft,  her- 
ausgegeben von  der  Juristenfakultät  der  Universität  Dorpat  Bd.  VII,  2,  o.  118  1 •) 

° Dr.  C.  E.  Leuthold,  Russische  Rechtskunde.  Systematische  Darstellung  des  in 
Russland  geltenden  Privat-,  Handels-  und  Strafrechts,  sowie  des  Prozesses.  Leipzig 
1889.  376  S.  8°  (giebt  Auszüge  aus  den  betreffenden  Gesetzbüchern).  (Vgl.  darüber 
die  Rezension  von  Prof.  Engelmann  in  der  [Dorpater]  Zeitschrift  für  Rechtswissen- 
schaft Bd.  X,  H.  1,  S.  45 — 67.) 

Französische  Uebersetzungen  des  russischen  Civilrechts  (Bd.  X,  Art.  1 

bis  2024  des  Swod)  geben:  „ 

Foucher,  Code  civil  de  l’Empire  de  Russie  traduit  sur  les  editions  officielles 

. . et  precedee  d’un  aperqu  historique  sur  la  legislation  de  la  Russie  . . . Rennes  et 

pans  • 

St.  Joseph  Concordance,  Bd.  III,  p.  278-415.  Paris  1856.  Vgl.  auch  Digeste 
de  l’Empire  de  Russie.  Paris  1835. 

Für  Handels-  und  Wechselrecht  vergleiche: 

v Zwingmann,  Russisches  Handelsgesetzbuch  (die  Handelsordnung  des  russi- 
sehen  Reichs  nach  der  Ausgabe  yon  1887  aus  dem  XI.  Band  des  Kodex  der  Reichs- 

gesetze  übersetzt).  Riga  1889.  . , aqao\ 

F.  v.  Schultz,  Das  Handelsgesetzbuch  des  russischen  Reichs  (Ausgabe  von  184^), 

übersetzt.  Riga-Leipzig  1851.  , , • , , 

M.  Nachmann,  Russische  Wechselordnung  nach  der  Ausgabe  des  Sswod  sakonow 

vom  Jahre  1857  nebst  deren  Ergänzungen  . . . Petersburg  1879. 

Die  Stellung  der  Ausländer  in  Russland  behandeln: 

Russische  Gesetze  Ausländer  betreffend.  Deutsch  von  Philippi.  Berlin  1841. 
Witte,  Die  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  in  Russland.  Dorpat  181/. 

De  la  position  legale  des  etrangers  en  Russie.  Extrait  du  corps  des  lois.  Peters- 

bUrg  Han'dtmann,  Bestimmungen  und  Vorschriften  für  die  dauernd  oder  zeitweilig 
in  Russland  sich  aulhaltenden  Angehörigen  fremder  Staaten.  Riga  u.  Leipzig  18SW. 
Vergleiche  ferner: 

Geschichtliche  Einleitung  in  das  corpus  juris  des  russischen  Reichs.  Uebersetzung 

aus  dem  Russischen.  Riga  u.  Dorpat  1833.  . , iQ77  ofM_9io 

Sur  la  legislation  civile  russe,  im  Journal  du  droit  intern,  pnve  1877,  p.  M 2 . 

Amiaud,  Aperqu  des  legislations  civiles,  p.  130 f.  Paris  1884.  . 

Zeras,  Etudes  historiques  sur  la  legislation  russe  ancienne  et  moderne.  Paris  18b^. 
J.  Engelmann,  Die  Verjährung  nach  russischem  Privatrecht.  Dorpat  18b/. 

A.  Sokolow,  Der  Kaufkontrakt  nach  russischem  Recht.  Dorpat  1853. 

Turner,  Slavisches  Familienrecht.  Strassburg  1874. 

C.  Steinbach,  Die  allgemeine  gesetzliche  Erbfolgeordnung  der  Blutsverwandten 
nach  dem  russischen  Reichsrecht.  Dorpat  1850. 

Vgl.  auch  Annuaires  de  legislation  etrangere  seit  1873. 
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3.  Die  Notariatsordnung  Art.  1 — 377.  Fünf  Beilagen  enthalten 
Spezialregeln,  Formulare  und  die  Gebührentaxe. 

4.  Die  Strafprozessordnung. 

5.  Die  Regeln  über  die  Organisation  der  Justiz  und  das  gericht- 
liche Verfahren  in  den  Gebieten,  in  denen  das  Gesetz  über  die  Land- 
hauptleute eingeführt  worden  ist  (zitirt:  Regeln). 


Die  Gesetze  werden  (seit  1863)  in  der  Sammlung  der  Gesetze 
und  Verordnungen  der  Regierung  (Sobranije  usakoneni  i raspora- 
seni  pravitelstva)  abgedruckt  und  dadurch  publizirt.  Mit  jedem  Jahr 
beginnt  eine  neue  Numerirung. 

Die  Gesetze  werden  ausserdem  abgedruckt  in  der  „Vollständigen 
Gesetzsammlung  des  russischen  Reichs“  (Polnoje  Sobranije  Sa- 
konow  Rossiskoi  Imperii),  welche  von  der  Kodifikationsabtheilung  des 
Reichsraths  herausgegeben  wird.  Der  Abdruck  in  dieser  Sammlung  ist 
nicht  Publikationsmittel.  Die  Gesetze  eines  jeden  Jahres  bilden  einen 
Band,  oft  aus  mehreren  Theilen  bestehend.  Die  Numerirung  beginnt  nach 
längeren  Zeitabschnitten  von  Neuem.  Die  erste  Sammlung  mit  fort- 
laufenden Nummern  enthält  die  Gesetze  vom  Jahre  1649  bis  zum  Tode 
Alexander  I.  Die  zweite  Sammlung  die  Gesetze  Nikolaus  I.  und 
Alexander  II.  Die  dritte  Sammlung  beginnt  mit  den  Gesetzen 
Alexander  III. 

Für  das  Königreich  Polen  sind  die  Gesetze  enthalten  im  Dzien- 
nik  Praw,  Amtsblatt  des  Königreichs  Polen  von  1816  bis  1871.  Seit 
1871  werden  die  Gesetze  in  russischer  Sprache  vom  Senat  in  Petersburg 
in  der  Sobranije  usakoneni  u.  s.  w.  (siehe  oben)  publizirt  und  dann  in 
die  „Vollständige  Gesetzsammlung“  aufgenommen. 

Als  Privatausgabe  erscheint  eine  Sammlung  der  seit  1871  für  Polen 
erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen  in  russischer  und  polnischer 
Sprache,  unter  dem  Titel  „Zbior  Praw“,  herausgegeben  von  der  „Biblio- 
thek der  Rechtswissenschaft“  in  Warschau. 

Bei  der  Einführung  der  russischen  Gerichtsordnungen  in  den  drei 
baltischen  Provinzen1)  wurde  im  Aufträge  des  Justizministeriums 
von  A.  Gassmann  und  A.  Baron  Nolcken  herausgegeben: 

Polosenije  preobrasovanija  sudebnoi  casti  i krestjanskich  prisutst- 
vennych  mest  v pribaltiskich  gubernijach  i pravila  privedenija  v deistvije 
s soobrasenijami.  St.  Petersburg  1889.  2 Bde. 

Diese  Ausgabe  erschien  in  deutscher  Uebersetzung  mit  Geneh- 
migung des  Justizministers,  herausgegeben  von  Baron  A.  Nolcken 
unter  dem  Titel: 

Die  Literatur  des  baltischen  Privatrechts  ist  deutsch.  Das  Hauptwerk  bildet: 

Carl  Erdmann,  System  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen  Liv-,  Est-  und  Kur- 
land. 4 Bde.  Riga  1889  — 1894.  (I.  Allgemeiner  Theil.  Familienrocht.  II.  Sachen- 
recht. III.  Erbrecht.  IV.  Obligationenrecht.) 

9 Vgl.  für  das  frühere  Verfahren:  v.  Bunge,  Geschichte  des  Gerichtswesens  und 
Gerichtsverfahrens  in  Liv-,  Est-  und  Kurland.  Reval  1874. 
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Die  Verordnungen  über  die  Reorganisation  des  Gerichtswesens  und 
der  .Bauernbehörden  in  den  baltischen  Gouvernements  und  die  Regeln 
betreffend  die  Ausführung  der  erwähnten  Verordnung,  mit  Motiven. 
Bd.  I:  Die  Verordnung  über  die  Reorganisation  des  Justizwesens. 

Bd.  II:  1.  Verordnung  über  die  Reorganisation  der  Bauernbehörden. 
2.  Einführungsverordnung.  3.  Notariatsordnung.  4.  Verordnung  über 
das  Konkursverfahren.  Dorpat  und  Riga,  Schnakenburg’s  Verlag,  1889.  8°. 

Vgl.  auch  A.  Gassmann,  Gesetze  über  Gerichtsverfahren  und 
Geschäftsführung,  welche  auf  Grund  der  Allerhöchst  am  11.  Oktober 
1868,  28.  Mai  1880  und  3.  Juni  1886  bestätigten  Reichsrathsgutachten 
in  den  gegenwärtigen  Gerichtsbehörden  der  baltischen  Gouvernements 
Gültigkeit  haben.  Mitau  1886. 

Von  den  Gerichtsordnungen  sind  zwei  deutsche  Uebersetzun- 
gen1)  erschienen,  beide  auf  Anordnung  des  Justizministeriums: 

1.  Die  Gerichtsordnungen  vom  20.  November  1864  (übersetzt  von 
Hackel).  St.  Petersburg  1868.  (Eine  Uebersetzung  der  1.  Ausgabe 
der  Prozessordnung.) 

2.  Die  Gerichtsordnungen  vom  20.  November  1864  und  die  in  Er- 
gänzung derselben  erlassenen  allgemeinen  Gesetzesbestimmungen.  St. 
Petersburg  1882.  Uebersetzung  der  2.  Ausgabe  von  1876  enthaltend: 
I. — III.  Die  Gesetze  über  Einführung  der  Friedensgerichte  in  den  balti- 
schen Provinzen  vom  28.  Mai  1880  (NB.  diese  Gesetze  sind  nie  in  Kraft 
getreten).  IV.  u.  V.  Die  Organisation  der  Gerichtsbehörden.  VI.  Die 
Civilprozessordnung.  VII.  Die  Kriminalprozessordnung.  VIII.  Das  Frie- 
densrichter-Strafgesetz. 

Die  Gerichtsordnungen  von  1864  sind  mit  (unvollständigen  Aus- 
zügen aus)  den  Motiven  herausgegeben  von  der  Reichskanzlei  unter 
dem  Titel:  Ssudebnyje  ustavy  s isloshenijem  rassushdeni  na  koich  oni 
osnowany.  Bd.  I — IV.  St.  Petersburg  1866. 

Zu  erwähnen  sind  noch: 

Die  Friedensrichter-Gesetze  nach  dem  Kodex  der  Reichsgesetze 
übersetzt  von  Max  v.  Oettingen  und  Victor  Zwingmann.  Riga 
1880  u.  1881.  Heft  1.  Die  Verfassung  der  Friedensrichter-Institutionen. 
Heft  2.  Civilprozessordnung.  Heft  3.  Strafprozessordnung.  Heft  4.  Ein- 
führungsgesetz für  die  Ostseeprovinzen  (von  1880)  und  Sachregister. 

Max  und  Heinr.  Loudon,  Sammlung  der  in  den  Ostseeprovinzen 
geltenden  Bestimmungen  des  Civilprozesses.  Nach  der  russischen  Aus- 
gabe übersetzt  und  vervollständigt.  3.  Theil  des  Provinzialrechts  der 
Ostseegouvernements  aus  den  Verordnungen  über  die  Reorganisation 
des  Justizwesens  und  der  Bauernbehörden  in  den  baltischen  Gouverne- 
ments übersetzt.  Riga  1890. 

*)  Die  Gerichtsordnungen  sind  auch  ins  Lettische  und  Estnische  übersetzt 
worden.  Als  aber  unter  Kaiser  Alexander  III.  auf  Veranlassung  des  Justizministers 
Manassein  bestimmt  wurde,  dass  die  deutsche  Sprache,  ebenso  wie  das  Lettische  und 
Estnische  vor  Gericht  als  Verhandlungssprache  nicht  zugelassen  seien,  wurden  diese 
Ausgaben  aus  dem  Verkehr  gezogen. 
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J.  de  Kapnist,  Code  d ’ Organisation  judiciaire  de  l’Empire  de 
Russie  de  1864  (6d.  de  1883  avec  le  Supplement  de  1890)  traduit  et 
annote  Paris  1893. ]) 

2.  Gesetz  über  die  Organisation  der  Gerichte  alter  Ordnung 
und  das  Verfahren.  (Reichsgesetzgebung.  Bd.  XVI.  Th.  2.  Aus- 
gabe von  1892  nebst  Fortsetzung  von  1893.) 

Die  Gerichtsordnung  Kaiser  Alexander  II.  gilt  mit  geringen  Aus- 
nahmen im  europäischen  Russland,  einschliesslich  der  baltischen  Pro- 
vinzen und  des  Königreichs  Polen,  und  im  Kaukasus.  In  Sibirien  be- 
stehen Gerichte  alter  Ordnung;  in  Astrachan,  Orenburg,  Archangel  und 
einigen  Kreisen  von  Wologda  ist  die  Institution  der  Friedensrichter  ein- 
geführt worden,  im  Uebrigen  sind  hier  — mit  einigen  Aenderungen  — 
die  alten  Kollegial gerichte  bei  ihrer  früheren  Organisation  und  dem 
alten  Prozess  belassen  worden.  Diese  reorganisirten  Gerichte  alter 
Formation  sind  später  im  Steppen-Generalgouvernement  und  in  Turkestan 
neu  eingeführt  worden. 

Das  Gesetz  über  die  Organisation  der  Gerichte  etc.  enthält  3 Theile: 

1.  Organisation  der  örtlichen  Gerichte  früherer  Ordnung  (Art.  1 — 817). 

2.  Gesetz  über  das  Verfahren  in  streitigen  Sachen  (Art.  1 — 852).  3.  Ge- 
setz über  das  Verfahren  in  unstreitigen  Sachen  (Art.  1 — 463). 

3.  Die  Organisation  und  das  Verfahren  der  Kommerzgerichte  ist 
enthalten  im  Reichsgesetzbuch  Bd.  XI.  Th.  2.  Ausgabe  von  1893: 
Handelsprozessordnung  Art.  1 — 643  nebst  Formularen. 

Dieser  Band  enthält:  1.  Kreditordnung  (Organisation  der  Kredit- 
anstalten). 2.  Wechselordnung.  3.  Handelsgesetz.  4.  Prozessordnung 
tür  Handelssachen.  5.  Konsularstatut.  6.  Gewerbeordnung. 

4.  Die  Organisation  und  das  Verfahren  der  geistlichen  Gerichte 
wird  geregelt:  für  die  russische  Kirche  durch  das  Reglement  des 
Allerheiligsten  Synod,  erlassen  von  Peter  dem  Grossen  1720,  und 
das  Statut  der  geistlichen  Konsistorien  vom  27.  März  1841.  Die  neueste 
Ausgabe  vom  9.  April  1883  enthält  vielfache  Modifikationen  des  ur- 
sprünglichen Textes. 

Für  die  Evangelisch- lutherische  Kirche  besteht  die  Kirchen- 
ordnung vom  28.  Dezember  1832  (neueste  Ausgabe  unter  dem  Titel: 
Gesetz  für  die  evangelisch-lutherische  Kirche  in  Russland.  St.  Peters- 
burg 1881.  Alphabetisches  Realregister  von  Hesselbladt.  Moskau 
1892). 

Für  die  Römisch-katholische  und  Armenisch-katholische 
Kirche  gilt  ein  Gesetz  von  1893,  enthalten  in  der  Beilage  zur  Fort- 
setzung des  Reichsgesetzbuchs  von  1893.  Bd.  XI.  Th.  1.  Statuten  der 
fremden  Konfessionen  (russisch). 

5.  Die  Organisation  und  das  Verfahren  der  Wolostgericlite  ist  ent- 
halten in  der  Bauerordnung  vom  19.  Februar  1861  (R.G.B.  Bd.  IX. 

b Ygl.  auch  Bulletin  de  la  Societe  de  legisl.  comp.  1876  p.  506-  519  und  1878 
p.  422 — 435  (Organisation  des  justices  de  paix). 
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Besondere  Beilage.  Ausgabe  von  1882)  und  in  einigen  weiter  unten 
(S.  581)  zu  erwähnenden  Gesetzen. 

B.  Kassationsentscheidungen. 

Nach  der  Civilprozessordnung  von  1864  sollen  alle  Kassations- 
entscheidungen durch  den  Druck  veröffentlicht  werden.  Die  Entschei- 
dungen eines  Jahres  bilden  einen  Band  mit  besonderer  Numerirung. 
Citirt:  K.E.  1871,  1 u.  s.  w.  Die  Publikation  gab  also  ein  vollständiges 
Bild  der  wirklichen  Praxis  des  Senats.  Seit  1877  werden  nur  solche 
Entscheidungen  gedruckt,  die  in  der  Plenarversammlung  des  Kassations- 
departements gefällt  worden  sind  und  eine  Interpretation  eines  Gesetzes 
enthalten.  Sie  werden  nach  Auswahl  veröffentlicht  und  erscheinen 
unter  dem  Titel: 

Entscheidungen  des  Civil -Kassationsdepartements  des  dirigirenden 
Senats  (Reszenija  Grazdanskavo  Kassazionnavo  Departamenta  Pravitel- 
stvujuszöavo  Senata).  Jedes  Jahr  erscheint  ein  Band  mit  besonderer 
Numerirung. 

Von  Privatpersonen  sind  systematisch  nach  Materien  gesonderte 
Sammlungen  dieser  Entscheidungen  herausgegeben  worden;1)  die  beste 
Sammlung  ist  von 

Dumaszevski,  Sistematiceski  svod  reszeni  Kass.  depart.  Senata 
s podlinnym  textom  reszeni  i isvlecennymi  is  nich  tesissami.  T.  I. 
Grasdanskoje  pravo  Isd.  3.  St.  Petersburg  1877.  T.  II.  Grasdankoje 
sudopro’isvodstvo.  Isd.  2.  St.  Petersburg  1874.  (Entscheidungen  von 
1866 — 1872.  Ein  Ergänzungsband  enthält  die  Entscheidungen  von 
1873 — 1880.)  (Systematische  Sammlung  der  Entscheidungen  des  Civil- 
Kassationsdepartements  des  Senats  mit  dem  Texte  der  Entscheidungen 
und  den  ihnen  entnommenen  Thesen.  Bd.  I.  Privatrecht.  Bd.  II.  Civil- 
prozess.) 

Diese  Sammlung  ist  die  einzige,  wo  der  Text  der  Entscheidungen 
angeführt  wird,  alle  anderen  begnügen  sich  mit  Anführung  von  Thesen, 
die  den  Entscheidungen  entnommen  sind.  Die  wichtigeren  sind  fol- 
gende: für  das  Jahr  1875  von  Gosliev.  St.  Petersburg  1877  u.  1878. 
2Bde.;  für  das  Jahr  1876  von  A.  Knieriem  und  E.  Kowalewski. 
2 Bde.  St.  Petersburg  1878;  für  das  Jahr  1877  von  Borowikowski 
und  Gerhard.  2 Bde.  St.  Petersburg  1879;  für  das  Jahr  1878  von 
Povorinski  und  Schaikewitsch.  2 Bde.  St.  Petersburg  1880;  für 
die  Jahre  1879  und  1880  von  denselben.  2 Bde.  St.  Petersburg  1881. 

Alle  diese  erschienen  unter  dem  Titel:  Sistematiceski  sbornik  re- 
szeni Grazdanskavo  Kass.  Dep.  Senata. 

Ein  Hülfsmittel  bietet: 

Moskalski,  Alphabetisches  Register  der  Fragen  des  (russischen) 
Privatrechts  und  Civilprozesses,  die  vom  Civildepartement  des  Senats 

x)  In  den  Entscheidungen  finden  sich  zahlreiche  Widersprüche,  doch  hat  sich  seit 
1875  allmählich  eine  etwas  konstantere  Praxis  herausgebildet. 
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entschieden  sind  in  den  Jahren  1866-  1876.  2.  Auflage  1879.  (Alfa- 
vitny  ukasatel  voprossov  gra&danskavo  prava  i ssudoproi’svodstva  ras- 
reszennych  Grazd.  Kass.  Dep.  Senata.) 

II.  Literatur. 

Kronid  Malyszev,  Kurs  grasdanskavo  sudopro'isvodstva.  3 Bde. 
St.  Petersburg  1874 — 1879.  (Kursus  des  Civilprozesses  in  vergleichen- 
der Darstellung,  mit  historischen  Einleitungen.) 

Holm steen,  Uöebnik  ruskavo  grasdanskavo  sudopro’isvodstva. 
2.  Aufl.  391  S.  St.  Petersburg  1894.  (Lehrbuch  des  russischen  Civil- 
prozesses.) 

Annenkov,  Opyt  kommentaria  k ustavu  grasdanskavo  sudo- 
proisvodstva.  Isd.  2.  6 Bde.  St.  Petersburg  1887  — 1888.  (Versuch 

eines  Kommentars  zur  Civilprozessordnung.)  Umfassender,  aber  sehr  breit 
gehaltener  Kommentar.  Sach-  und  Artikelregister  fehlen.  Da  einzelne 
Artikel  des  Zusammenhangs  wegen  ausser  der  Reihe  behandelt  werden 
mussten,  sind  diese  nur  schwer  aufzufinden. 

Andere  Kommentare  begnügen  sich  damit,  zu  den  einzelnen  Ar- 
tikeln der  Civilprozessordnung  Auszüge  aus  den  sie  erläuternden  Kassa- 
tionsentscheidungen des  Senats  anzuführen;  die  besten  sind: 

Borovikovski,  Ustav  grazdanskavo  sudopro'isvodstva  s rasjasne- 
nijami.  St.  Petersburg  1894.  (Civilprozessordnung  mit  Erläuterungen 
aus  den  Kassationsentscheidungen.) 

Roszkovski,  Ustav  grazdanskavo  sudopro’isvodstva  s kommen- 
tariani  i rasjasnenijami.  Isd.  3.  St.  Petersburg  1892.  (Civilprozessordnung 
mit  Kommentar  und  Erläuterungen  aus  den  Kassationsentscheidungen.) 

Sagorovski,  Ocerki  grasdanskavo  sudopro'isvodstva  v novych 
administrativno-sudebnych  i sudebnych  ucresdenijach.  (Abriss  des  Civil- 
prozesses in  den  neuen  administrativ-gerichtlichen  und  richterlichen  In- 
stitutionen.) Odessa  1892. 

Savadski,  Ponuditelnoje  ispolnenije  i uproszcennoje  sudopro'isvod- 
stvo.  Novyje  sakony  i primecanija  k nim.  (Die  Zwangsexekution 
und  das  vereinfachte  Verfahren.)  Die  neuen  Gesetze  mit  sehr  instruk- 
tiven Bemerkungen.  Moskau  1892.  110  S.  8°. 

Th.  v.  Bunge,  Der  baltische  Civilprozess  nach  der  Justizreform 
vom  Jahre  1889.  I.  II.  Reval  1890, 1891.  (Verfahren  in  der  II.  Instanz.) 

Dr.  C.  E.  Leuthold,  Russische  Rechtskunde.  Systematische  Dar- 
stellung des  in  Russland  geltenden  Privat-,  Handels-  und  Strafrechts, 
sowie  des  Prozesses.  Leipzig  1889.  Vgl.  dazu  die  Kritik  von  Engel- 
mann in  der  Dorpater  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  X.,  1.  De- 
zember 1889. 

V.  Kupffer,  Die  Gesetze  über  den  Civilprozess  vor  den  Friedens- 
richtern in  den  Ostseeprovinzen.  Dorpat  1882.  187  S.  8°. 

E.  Lehr,  La  nouvelle  Organisation  judiciaire  de  la  Russie  d’apres 
l’oukase  du  26  nov.  1864.  Paris  1875. 

J.  Hasselbladt,  Die  Justizreform  in  Russland.  St.  Petersburg  1876. 
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Ad.  Ossipow,  Die  Thätigkeit  der  Staatsanwaltschaft  im  russi- 
schen Civil  verfahren.  Dorpat  1868. 

Zeitschriften. 

Shurnal  ministerstva  Justizii  (Zeitschrift  des  Justizministeriums). 
12  Hefte  jährlich.  St.  Petersburg  1859— 1868.  Neue  Folge  1894  ff. 

Shurnal  grasdanskavo  i torgovavo  prava  (Zeitschrift  für  Privat- 
und  Handelsrecht).  4 Hefte  jährlich,  herausgegeben  von  Knieriem 
und  Tulir.  St.  Petersburg  1871  u.  1872. 

Shurnal  grasdanskavo  i ugolovnavo  prava  (Zeitschrift  für  Privat- 
und  Strafrecht).  12  Hefte  jährlich.  St.  Petersburg  1873 — 1893.  Ver- 
wandelte sich  in  das 

Shurnal  juridiczeskavo  obszczestva  (Zeitschrift  der  juristischen  Ge- 
sellschaft). 12  Hefte  jährlich.  St.  Petersburg  1894  ff. 

Sudebny  vestnik  (Gerichtsbote).  Tägliche  Zeitung  1866  — 1876. 
St.  Petersburg.  Zuerst  vom  Justizministerium  herausgegeben,  ging  die 
Zeitung  1868  in  Privathände  über,  verwandelte  sich  in  ein  politisches 
Blatt  und  wurde  unterdrückt. 

Juridiczeski  Vestnik  (Juristischer  Bote).  12  Hefte  jährlich,  Moskau 
1867 — 1892.  Organ  der  Moskauer  juristischen  Gesellschaft.  (Wurde 
im  Jahre  1893  unter  die  Censur  gestellt  und  ging  ein). 

§ 2. 

Geschichtliche  Einleitung. 

Im  alten  russischen  Prozess,  enthalten  im  X.  Kapitel  des  Ulosenije 
von  1649,  beherrschte  die  Verhandlungsmaxime  alle  Prozesse  aus 
Forderungssachen  von  Privatpersonen.  In  Sachen,  die  Grundeigen- 
thum und  das  Interesse  der  Krone  betrafen,  herrschte  das  Unter- 
suchungsprinzip. Justiz  und  Verwaltung  waren  in  der  Hand  eines  und 
desselben  Administrativbeamten.  Unter  Peter  I.  wurde  bestimmt,  dass 
der  von  ihm  in  russischer  und  deutscher  Sprache  publizirte,  nach 
schwedisch-deutschem  Muster  (offenbar  von  einem  deutschen  Juristen) 
verfasste  ,, Kriegs-Prozess“  als  Hülfsrecht  auch  bei  Civilprozessen  benutzt 
werden  sollte.  Dadurch  wurde  in  allen  Civilstreitigkeiten  das  Unter- 
suchungprinzip das  herrschende.  Der  1724  von  Peter  gemachte  Versuch, 
die  Verhandlungsmaxime  wieder  einzuführen,  blieb  resultatlos.  Katha- 
rina II.  organisirte  die  Gerichte  (drei  Instanzen,  abgesehen  vom  Senat) 
getrennt  von  den  Administrativbehörden.  Allein  in  gewissen  Fällen 
hatten  Gouverneure  und  Minister  ihr  Gutachten  zu  geben  und  so  blieb 
die  Beeinflussung  der  Justiz  durch  die  Verwaltung  bestehen.  1832  bei 
der  Abfassung  des  Beichsgesetzbuches  wurde  der  Civilprozess  im  zweiten 
Theil  des  X.  Bandes  kodifizirt.  Das  Verfahren  war  geheim,  schriftlich 
und  vom  Untersuchungsprinzip  beherrscht,  sehr  komplizirt  und  schlep- 
pend. Die  Ausführung  der  Urtheile  lag'  in  den  Händen  der  Polizei. 
Schon  unter  Nikolaus  I.  wurde  an  der  Verbesserung  gearbeitet,  jedoch 
zogen  sich  die  Arbeiten  in  die  Länge.  Unter  Kaiser  Alexander  II. 
wurde,  sofort  nach  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  die  Justizreform 


Russland. 


569 

in  Angriff  genommen.  Im  Jahre  1862  wurden  die  Grundsätze  publi- 
zirt,  nach  denen  die  Gerichtsordnungen  ausgearbeitet  werden  sollten. 
Am  20.  November  1864:  wurden  die  neuen  Gerichtsordnungen  bestätigt. 
— Die  Civilprozessordnung  ist  wesentlich  nach  dem  französischen  Code 
de  procödure  civile  gearbeitet,  doch  hat  man  dabei  immer  nur  den  Text 
des  Gesetzes  vor  Augen  gehabt,  ohne  auf  die  jurisprudence,  die  Gerichts- 
praxis einzugehen,  woraus  sich  manche  Mängel  erklären. 

Das  Einführungsgesetz  wurde  am  19.  Oktober  1865  erlassen.  Die 
Einführung  begann  im  Juli  1866  in  Petersburg  und  Moskau  und  den 
zu  diesen  Appellhöfen  gehörigen  Bezirken.  Dann  folgten  die  übrigen 
Theile  des  Reiches,  so  dass  die  Gerichtsordnungen  jetzt  (1896)  im 
ganzen  Kaiserthum  eingeführt  sind,  mit  Ausnahme  von  Sibi- 
rien, Mittelasien,  Turkestan  und  den  Gouvernements  Archan- 
gel,  Orenburg  und  Astrachan.  Mit  gewissen  Modifikationen  wurden 
die  Gerichtsordnungen  eingeführt:  im  Kaukasus  durch  Gesetze  vom 
22.  November  1866  und  9.  Dezember  1867,  in  den  neun  westlichen 
Provinzen:  Witebsk,  Wilna,  Kowno,  Grodno,  Minsk,  Mohilew,  Kiew, 
Wolhynien,  Podolien,  durch  Gesetz  vom  23.  Juni  1871,  im  Königreich 
Polen  durch  Gesetz  vom  19.  Februar  1875,  in  den  drei  baltischen 
Provinzen  unter  Alexander  III.  durch  Gesetz  vom  9.  Juli  1889. 

Im  Jahre  1876  wurden  die  ein  einheitliches  Ganze  bildenden  Gerichts- 
ordnungen von  einander  getrennt  und  verschiedenen  Bänden  des  Reichs- 
gesetzbuchs einverleibt:  das  Gesetz  über  die  Gerichtsorganisation  dem 
II.  Band  (Verfassung  der  Gouvernementsbehörden),  die  Civilprozess- 
ordnung dem  X.  Band  (Privatreeht)  und  die  Kriminalprozessordnung 
dem  XV.  Band.  Alexander  III.  befahl,  die  Gerichtsordnungen  seines 
Vaters  in  ihrer  Einheitlichkeit  wiederherzustellen.  Sie  bilden  jetzt  unter 
dem  Titel  „Gerichtsordnungen  Kaiser  Alexander  EL“  den  XVI.  Band 
des  Reichsgesetzbuchs.  Die  Gerichtsordnungen  sind  durch  zahlreiche 
spätere  Gesetze  ergänzt  und  zum  Theil  abgeändert  worden.  Diese  Ge- 
setze im  Einzelnen  anzuführen,  ist  entbehrlich,  weil  in  Russland  neu 
erlassene  Gesetze,  bald  nach  ihrem  Erlass,  in  die  betreffenden  Theile 
des  Gesetzbuchs  so  eingeschoben  werden,  dass  der  Text  der  durch  sie 
abgeänderten,  ergänzten  und  ersetzten  Artikel  in  den  von  Zeit  zu  Zeit 
erschienenen  Fortsetzungen  des  Reichsgesetzbuchs  in  der  erfolgten  Mo- 
difizirung  abgedruckt  wird  und  bei  neuen  Ausgaben  an  die  Stelle  der 
ursprünglichen  Artikel  tritt,  so  dass  die  von  Zeit  zu  Zeit  erscheinenden 
neuen  Ausgaben  der  Gesetzbücher  alle  neuen  Gesetze  in  sich  schliessen. 
Diese  beständige  in  Fluss  befindliche  Kodifikation  trägt  freilich  ein  sehr 
äusserliches  Gepräge. 

Die  einschneidendste  Abänderung  der  Gerichtsordnungen  erfolgte 
durch  das  Gesetz  vom  12.  Juli  (a.  St.)  1889  über  die  Ersetzung  der 
Friedensrichter  in  den  grossrussischen  Gouvernements  jenseits  des  Dnepr 
und  des  Peipus  durch  die  Landhauptleute,  d.  h.  durch  Uebertragung 
des  Friedensrichteramts  auf  Administrativbeamte,  die  ausschliesslich  dem 
Adel  entnommen  werden. 


Leske  n.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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Die  neueste  Ausgabe  der  „Gerichtsordnungen  Alexander  DL“  er- 
schien im  Jahre  1892  und  enthält  alle  bis  zum  31.  Januar  1892  er- 
folgten Abänderungen  und  Ergänzungen.1) 


§ 3. 

Prinzipien  des  Civilprozesses. 

C.P.O.  1—13.  Regeln  1—4. 

I.  Gegenstand  der  Verhandlung  auf  dem  Wege  des  Civilpro- 
zesses können  nur  fällige,  bestrittene,  privatrechtliche  Ansprüche  über 
erworbene  Rechte  sein  (Rechtsstreit  C.P.O.  Art.  1).  Nur  in  den  bal- 
tischen Provinzen  (Livland,  Estland,  Kurland)  gehören  zu  den  Rechts- 
streitigkeiten auch  die  Ansprüche  auf  Anerkennung  eines  Rechts  (Art.  1801). 
Auch  Klagen  gegen  den  Fiskus  (kasnä)  sind  zulässig  (siehe  § 7 S.  590). 
Dagegen  unterliegen  den  Gerichten  nicht  Administrativsachen,  d.  h.  Forde- 
rungen von  Administrativbehörden  und  Administrativbeamten,  denen  das 
Gesetz  den  Charakter  unstreitiger,  keine  Einwendungen  im  kontradik- 
torischen Verfahren  zulassender  Forderungen  zuschreibt.  Solche  For- 
derungen können  nicht  vor  den  Gerichten,  sondern  nur  vor  den  Ver- 
waltungsbehörden angefochten  werden.2) 

Welche  Angelegenheiten  diesen  Charakter  tragen,  ist  in  den  Ge- 
setzen nirgends  erschöpfend  aufgezählt.  Es  gehören  dahin3)  alle  Sachen 
betreffend:  1)  den  Personen-  und  Familienstand;  2)  die  Ableistung  der 
Wehrpflicht;  3)  den  Militär-  und  Civildienst;  4)  die  Expropriation  von 
Privateigenthum  im  Interesse  des  Staats;  5)  die  Ablösung  des  Bauer- 
landes auf  Grund  des  Gesetzes  von  1861  über  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft; 6)  die  Beitreibung  von  Staats-,  Landschafts-  und  Gemeindesteuern, 
Zöllen’  Gebühren  und  Strafgeldern  aller  Art;  7)  polizeiliche  Anordnungen 
aller  Art  wie:  Konzessionirung  von  Fabriken,  Apotheken,  Buchhand- 
lungen, Druckereien,  lithographischen,  photographischen  u.  s.  w.  Anstalten, 
Genehmigung  von  Bauten  u.  dergl.;  8)  Massregeln  zur  Sicherstellung 
der  Volksverpflegung,  Volksgesundheit,  Volksbildung,  ferner  betreffend 
Presse,  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  u.  dergl.  In  allen  diesen 
und  ähnlichen  Fällen  ist  der  Schutz  der  etwa  verletzten  Rechte  von 
Privatpersonen  nur  auf  dem  Wege  administrativer  Beschwerde  zulässig. 

Wo  hingegen  durch  Nachlässigkeit,  Mangel  an  Umsicht  oder  Säumig- 
keit eines  Beamten  einer  Privatperson  Schaden  und  Nachtheil  zugefügt 
worden  ist,  da  kann  der  Ersatzanspruch  auf  gerichtlichem  Wege  erhoben 
werden  (Art.  1316  ff.).4) 

II.  Verhältniss  des  Civilprozesses  zum  Straf-  und  zum 
kir chenrechtlichen.  Prozess. 


1)  Im  Jahre  1894  wurde  vom  Justizminister  Murawiew  eine  Kommission  zur 
Revision  der  Gerichtsordnungen  berufen  und  beauftragt,  alle  dem  Wesen  derselben 
widersprechenden  Bestimmungen  zu  beseitigen. 

2)  C.P.O.  1 Anm.  1.  _ KO 

3)  Annenkow,  I.  S.  12-25;  Malyschew,  1.  S.  28-32;  Holmsteen,  S.  49-53. 

4)  Klagen  gegen  Justizbeamte  dürfen  nur  nach  vorläufiger  Genehmigung  der  kppeli- 
höfe  resp.  des  Senats  erhoben  werden  (Art.  1331  ff.). 
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Ueber  civilrechtliche  Ansprüche  entscheidet  das  Civilgerieht, 
über  strafrechtliche  das  Strafgericht,  über  kirchenrechtliche  das 
geistliche  Gericht.  Das  Verhältniss  zwischen  diesen  Gerichten  wird  durch 
folgende  Grundsätze  geregelt : 1)  Der  civilrechtliche  Anspruch,  der  sich 
auf  eine  strafrechtlich  oder  kirchenrechtlich  (Gültigkeit  oder  Ungültig- 
keit der  Ehe,  eheliche  Geburt,  Ehescheidung)  zu  beurtheilende  That- 
sache  stützt,  kann  erst  nach  Beurtheilung  derselben  durch  die  Straf- 
bezw.  Kirchenbehörde  angebracht  und,  wenn  jener  Umstand  erst 
während  des  bereits  anhängigen  Civilprozesses  hervortrat,  durchgeführt 
werden.  2)  Die  Entscheidung  des  kirchlichen  oder  Strafgerichts  über  das 
Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  der  Thatsache  ist  für  das  Civil- 
gericht  bindend.1)  Hat  jedoch  das  Strafgericht  aus  irgend  einem  Grunde 
über  diese  Thatsache  nicht  geurtheilt  (z.  B.  der  der  Fälschung  Ange- 
klagte ist  freigesprochen  worden,  ohne  Entscheidung,  ob  die  Urkunde 
als  gefälscht  anzusehen  sei),  so  beurtheilt  das  Civilgerieht  sie  selbst- 
ständig. Ebenso  wenn  bei  anhängigem  Civilprozess  die  Behauptung  der 
Fälschung  einer  Urkunde  ohne  Hinweis  auf  einen  Thäter  aufgestellt 
wird  (s.  u.  S.  645)  oder  das  Strafgericht  in  Folge  Nichtermittelung  des 
Verdächtigen  oder  Geisteskrankheit  des  Angeklagten  das  Verfahren  nicht 
begonnen  oder  eingestellt  hat.  3)  Wird  nach  Entscheidung  des  Civil- 
anspruchs  das  Strafverfahren  in  Folge  Entdeckung  oder  Gesundung  des 
Beschuldigten  eingeleitet,  so  ist  das  Strafgericht  an  den  Spruch  des 
Civilgerichts  über  die  Thatsache  gebunden;2)  nicht  aber  wenn  das  Straf- 
verfahren nur  suspendirt  worden  war. 3)  In  beiden  Fällen  hat  das  Civil- 
gericht  über  das  Vorhandensein  reehtsbegründender  Thatsachen  geurtheilt, 
wozu  es  kompetent  war,  und  nach  der  allgemeinen  Kegel  ist  sowohl  das 
Civil-  als  auch  das  Strafgericht  jedes  an  die  Entscheidung  des  anderen 
über  Rechtsthatsachen  gebunden. 4 5)  Die  Folge  einander  widersprechender 
Entscheidungen  von  Civil-  und  Strafgerichten  ist  die  Zulässigkeit  eines 
Gesuches  um  Revision. 

Wo  der  Civilkläger  den  Strafantrag  vertritt  (bei  Antragsverbrechen), 
kann  er  auch  vor  dem  Strafgericht  seinen  Anspruch  auf  Schaden- 
ersatz geltend  machen.  Ebenso  ist  der  Geschädigte,  wenn  der  Straf- 
antrag von  der  Prokuratur  erhoben  wird,  berechtigt,  als  Civilpartei 
seinen  Anspruch  auf  Schadenersatz  vor  dem  Strafgericht  zu  erheben, 
jedoch  unter  der  Voraussetzung,  dass  er  den  Anspruch  vor  Eröffnung 
der  Verhandlung  im  Strafverfahren  anmeldet,  rechtzeitig  vorbringt  und 
vertritt6)  und  der  Angeklagte  verurtheilt  oder  in  Folge  Verjährung,  Ver- 
gleichs unter  Vorbehalt  des  Schadenersatzes,  Amnestie  oder  anderer 
gesetzlicher  Ursachen6)  von  gerichtlicher  Verfolgung  bloss  befreit  wird. 


C.P.O.  Art.  5,  6,  563,  1338. 

3)  C.P.O.  Art.  565. 

3)  C.P.O.  Art.  6;  Str.P.O.  Art.  29. 

4)  Ebenda  u.  Str.P.O.  Art.  27,  29,  30,  31. 

5)  Str.P.O.  Art.  6,  7. 

6)  Str.P.O.  Art.  16,  17,  771. 
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Wird  er  freigesprochen  oder  die  Untersuchung  vor  der  gerichtlichen 
Verhandlung  niedergeschlagen,  so  kann  der  Anspruch  überhaupt  nur 
vor  dem  Civilgericht  erhoben  werden.1) 

III.  Der  Civilr echtsstreit  kann  nur  vom  ordentlichen 
Richter  oder  dem  gewählten  Schiedsrichter  entschieden  werden. 
Für  die  Entscheidung  jeder  Sache,  mit  Ausnahme  der  Bagatellsachen 
(nicht  über  30  Rubel  an  Werth),  bestehen  zwei  Instanzen.  Die  dritte 
Instanz  ist  nur  Kassationsinstanz  zur  Entscheidung  der  Frage  über 
Verstösse  gegen  das  Gesetz  und  der  Zulässigkeit  der  Revision  rechts- 
kräftiger Urtheile. 

IV.  Die  Parteien  haben  mit  einzelnen  Ausnahmen  (im  Kontu- 
mazial-  und  vereinfachten  Verfahren)  gleichen  Anspruch  auf  Gehör 
und  gleiche  Rechte.2)3) 

V.  Im  Civilprozess  gilt  die  Verhandlungsmaxime  mit  Ausnahme 
der  Fälle,  in  denen  es  sich  um  den  Familienstand,  Standes-  und  über- 
haupt öffentliche  Rechte,  die  Grenzen  der  Gerichtsbarkeit  und  die  An- 
wendung der  Gesetze  handelt;  hier  tritt  die  Offizialmaxime  ein.  Ab- 
gesehen hiervon,  ist  der  Richter  an  die  Anträge  der  Parteien  gebunden, 
er  darf  den  Prozess  ohne  Antrag  der  Parteien  weder  beginnen,  noch  fort- 
setzen,4) weder,  was  nicht  vorgebracht  wurde,  berücksichtigen,  noch 
über  die  Anträge  hinaus  erkennen.5) 

Im  Besonderen  gilt  der  Grundsatz  iura  novit  curia:  das  für  den 
Fall  massgebende  Recht  muss  der  Richter  anwenden,  unabhängig  davon,, 
ob  die  Partei  sich  darauf  berufen  hat  oder  nicht.  Nur  aut  das  örtliche 
Gewohnheitsrecht  muss  sich  die  Partei  direkt  berufen,  eventuell  die 
Existenz  nachweisen,  worüber  jedoch  Regeln  nicht  bestehen.  Aut 
fremdes  Recht,  unter  dessen  Geltung  die  rechtsbegründende  Thatsache 
entstanden  ist,  muss  die  Partei  sich  ausdrücklich  berufen  und  die  Gel- 
tung und  Tragweite  desselben  begründen,  wenn  auch  das  Gericht  ver- 
pflichtet ist,  sich  selbst  davon  Kenntniss  zu  verschaffen  und  direkt 
oder  durch  das  Ministerium  des  Auswärtigen  Auskunft  darüber  einholen 
zu  lassen.6) 

x)  Str.P.O.  Art.  18. 

2)  C.P.O.  Art.  13. 

3)  Diese  Gleichberechtigung  vor  Gericht  geniesst  Jeder,  der  sich  auf  russischem 
Territorium  befindet,  er  sei  Inländer  oder  Ausländer.  Bei  dieser  prinzipiellen  Gleich- 
stellung darf  eine  Beschränkung  zu  Ungunsten  eines  Ausländers  nie  präsumirt  werden, 
im  Gegentheil,  zu  präsumiren  ist  stets  die  Gleichberechtigung  und  eine  Ungleichheit 
greift  nur  da  Platz,  wo  sie  ausdrücklich  im  Gesetz  bestimmt  ist.  Die  C.P.O.  spricht 
nur  zweimal  von  Ausländern,  indem  sie  das  eine  Mal  bestimmt,  dass  Ausländer  nicht 
vereidete  Rechtsanwälte  werden  dürfen  (§  15),  das  andere: Mal  im  Art.  571  P.  5 (Kaution), 
wo  sie  eine  wirkliche  tief  einschneidende  Beschränkung  der  Ausländer  statuirt  (vgl.  unten 
§ 17  S.  612).  Aber  diese  ausdrücklich  gemachten  Ausnahmen  bekräftigen  die  allge- 
meine Regel  der  sonstigen  Gleichberechtigung  äller  Rechtsuchenden,  einschliesslich 
der  Ausländer. 

4)  C.P.O.  367. 

5)  C.P.O.  Art.  4. 

6)  C.P.O.  707—709.  Auswärtigen  Gerichten  ertheilt  auf  im  diplomati- 
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YI.  Das  Prinzip  der  Mündlichkeit  im  Sinne  der  Unmittelbarkeit 
und  Abkürzung  des  Prozessverfahrens  ist  in  den  Prozessordnungen 
nicht  konsequent  durchgeführt.  Es  sind  nicht  nur  Ausnahmen  gestattet, 
sondern  es  ist  vielfach  aufgegeben. 

Im  Verfahren  vor  den  Friedensgerichten  beherrscht  das  Prinzip 
der  Mündlichkeit  und  Unmittelbarkeit  die  gesammte  Verhandlung. 

Im  Verfahren  vor  den  allgemeinen  Gerichten  ist  das  Verfahren 
zur  Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlung  schriftlich  und  bei  der 
Urtheilsfällung  hat  das  Gericht  das  Urtheil  auf  das  zu  gründen,  was 
schriftlich  oder  mündlich  ‘vorgebracht  ist  (Art.  339).  Die  Praxis 
hält  die  Mündlichkeit  des  Verfahrens  aufrecht. 

Beim  Verfahren  in  der  II.  Instanz  ist  die  Nothwendigkeit  der  münd- 
lichen Verhandlung  und  das  Erscheinen  der  Parteien  aufgegeben,  doch 
kann  eine  mündliche  Verhandlung  stattfinden  und  das  mündlich  Vor- 
gebrachte muss  berücksichtigt  werden. 

Das  Verfahren  vor  dem  Kassationssenat  wird  vom  Prinzip  der 
Schriftlichkeit  beherrscht:  Was  nur  mündlich  vorgebracht  ist,  wird 
nicht  berücksichtigt. 

Das  Prinzip  der  Mündlichkeit  schliesst  selbstverständlich  nicht  aus, 
dass  alle  erheblichen  Verfügungen  des  Gerichts  schriftlich  ausgefertigt 
werden,  dass  bei  den  allgemeinen  Gerichten  Klage,  Sonderbeschwerde, 
Einspruch,  Appellation,  Gesuche  um  Aufhebung  eines  Urtheils  und  gewisse 
Anträge  schriftlich  angebracht  werden  müssen1)  und  dass  über  jede  Ver- 
handlung ein  Protokoll  aufgenommen  wird,2)  in  welchem  die  Vornahme 
gewisser  Verhandlungen  vermerkt  werden  muss,  widrigenfalls  sie  als 
verletzt  anzusehen  sind.  Wenn  Jemand  sich  auf  Verletzung  anderer 
Bestimmungen  oder  auf  Beeinträchtigung  seiner  Rechte  durch  münd- 
liche Anordnungen  des  Richters  berufen  will,  muss  er  deren  Vermerk 
im  Protokoll  beantragen.  Die  Praxis  des  Senats  in  diesen  Fragen  ist 
schwankend. 

VII.  Die  Oeffentlichkeit  der  Verhandlung  ist  die  Regel,  die  Be- 
rathung  der  Richter  und  die  Urtheilsfällung  findet  dagegen  stets  geheim 
statt,  ebenso  die  Verhandlung  über  Rekusation  eines  Richters.  Die  Oeffent- 
lichkeit der  Verhandlung  kann  ausgeschlossen  werden,  falls  die  Verhand- 
lung für  Religion,  Sittlichkeit  oder  öffentliche  Ordnung  nachtheilig  wirken 
könnte;  ebenso  wenn  die  Parteien  den  Ausschluss  der  Oeffentlichkeit 
nachsuchen  und  das  Gericht  dem  zustimmt.3) 

sehen  Wege  gestelltes  Ersuchen  Auskunft  über  Bestimmungen  des  russi- 
schen Rechts  das  kaiserliche  Justizministerium  in  St.  Petersburg.  Russische 
Uebersetzungen  fremdsprachiger  Urkunden  beglaubigt  auf  Ersuchen  von  Gerichts- 
behörden das  Ministerium  des  Auswärtigen  (R.  G.B.  I Ausg.  v.  1892  Art.  778,  808  f.). 

b Telegraphisch  können  nur  solche  Anträge  gestellt  werden,  die  auch  münd- 
lich zulässig  wären.  Es  geht  das  hervor  aus  verschiedenen  Kassationsentscheidungen, 
die  telegraphische  Gesuche  um  Verschiebung  eines  Termins  (1870,  575;  1892,  95),  um 
Inhibirung  der  Exekution  (1887,  83)  für  zulässig,  jedoch  Appellation  durch  Telegramm 
für  unzulässig  erklären  (1892,  95). 

2)  Org.  d.  Ger.  Art.  164. 

3)  C.P.O.  68,  324,  261,  693. 
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Das  Urtheil  wird  stets  öffentlich  verkündigt. 

Nach  den  Regeln  über  die  Organisation  der  Landhauptleute  ist  bei 
den  Verhandlungen  vor  denselben  die  Anwesenheit  von  Unmündigen 
und  Schülern  nicht  gestattet;  bei  den  Verhandlungen  der  Gouverne- 
mentssessionen ist  die  Oeffentlichkeit  ausgeschlossen.1) 

VIII.  Das  Gericht  fällt  das  Urtheil  mit  Rücksicht  auf  den  ge- 
sammten  Inhalt  der  Verhandlungen  nach  freier  Beweiswürdigung; 
über  deren  Gründe  hat  es  sich  jedoch  Rechenschaft  zu  geben  und  die- 
selben im  Urtheil  anzuführen.2)  An  feste,  gesetzlich  vorgeschriebene 
Beweisregeln  ist  das  Gericht  nur  gebunden,  wo  die  Civilprozessordnung 
besondere  Vorschriften  ertheilt.3) 

Die  Eventualmaxime  ist  nicht  anerkannt,  nur  die  dilatorischen 
Einreden  müssen  alle  zugleich  vorgebracht  werden.  Das  Vorbringen  von 
Beweismitteln  ist  bis  zum  Schluss  der  Verhandlung  zulässig. 

KAPITEL  I. 

Die  Gerichte. 

§ *. 

Abtheilung  I.  Gerichtsorganisation. 

Gerichtsorganisationsgesetz  Art.  1 — 136.  Regeln  1.  1 — 42. 

I.  Unabhängigkeit  und  Qualifikation  der  Richter. 

Die  Gerichtsordnungen  Kaiser  Alexander  II.  haben  das  Prinzip  der 
Unabhängigkeit  der  Richter  zum  Schutze  der  Rechtssicherheit  aufgestellt. 
Demgemäss  bestimmen  dieselben: 

1.  Ein  Urtheil  kann  nur  von  einem  Richter  gefällt  werden  — also 
Aufhebung  der  Kabinetsjustiz  und  Trennung  der  Justiz  von  der  Ver- 
waltung, wobei  freilich  der  Begriff  der  Administrativsachen  sehr  weit 
gefasst  wurde  (s.  oben  § 3 I.  S.  570). 

2.  Ein  Richter  kann  nur  „durch  Urtheil  und  Recht“  zur  Verant- 
wortung gezogen  werden  — also  Unabsetzbarkeit  der  Richter. 

3.  Ein  Richter  kann  nur  mit  seiner  Zustimmung  auf  einen  anderen, 
selbst  höheren  Posten  versetzt  werden. 

4.  Zum  Richter  kann  nur  ernannt  werden  ein  russischer  Unter- 
than,  der  das  Alter  von  25  Jahren  überschritten  hat,  im  Vollbesitz  der 
bürgerlichen  Rechte  und  von  untadelhafter  Führung  ist  (eine  Verurtei- 
lung zu  mehr  als  einem  Jahr  Gefängniss  macht  zum  Richteramt  unfähig), 
und  der  die  theorische  und  praktische  Ausbildung  als  Jurist,  letztere  durch 
fünfjährigen  Dienst  im  Justizfach,  erhalten  hat.  Ausnahmsweise  genügt 
praktische  Ausbildung  allein.  Letztere  Bestimmung,  die  nur  bei  Ein- 
führung der  Justizreform  ihre  Berechtigung  hatte,  ist  auch  für  die 
Folgezeit  aufrecht  erhalten  worden. 


b Regeln  2,  135. 

3)  C.P.O.  411,  437,  533. 

3)  S.  u.  § 27. 
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Vom  gewählten  Friedenrichter,  der  als  Einzelrichter  entscheidet, 
auch  keinen  Sekretär,  geschweige  denn  einen  rechtsgelehrten  zur  Seite 
hat,  wird  keine  juristische  Bildung  verlangt,  sondern  Gymnasial- 
bildung und  ein  gewisses  Vermögen  (Grundbesitz).1) 

Die  Wahl  verleiht  das  Amt  auf  drei  Jahre.  Ueberall,  wo,  wie  im 
Kaukasus,  in  den  neun  westlichen  Gouvernements,  im  Königreich  Polen, 
in  Archangel,  Astrachan,  Orenburg,  in  Livland,  Kurland  und  Estland, 
der  Friedensrichter  vom  Justizminister  ernannt  wird,  muss  er  die  Quali- 
fikation für  das  Justizamt  besitzen.2) 

II.  Gliederung  der  Gerichte. 

Die  Gerichte  sind  allgemeine  Gerichte  oder  besondere  Gerichte. 

Die  allgemeinen  Gerichte  üben  die  Gerichtsbarkeit  in  allen  ihnen 
nicht  ausdrücklich  entzogenen  Sachen  über  Jedermann  aus.  Es  sind: 
Friedensgerichte  (resp.  Landhauptleute,  Stadtrichter,  Kreisglieder  des 
Bezirksgerichts),  Bezirksgerichte,  Appellhöfe  (im  Russischen  „Gerichts- 
höfe“ schlechtweg  genannt)  und  das  Kassationsdepartement  des  dirigi- 
renden  Senats. 

Die  besonderen  Gerichte:  Kommerz-,  geistliche  und  Wolostgerichte, 
bestehen  auf  Grund  besonderer  Gesetze,  haben  ihre  besonderen  Prozess- 
ordnungen, wenden  jedes  ein  besonderes  Recht  an  und  sind  daher  von 
den  allgemeinen  Gerichten  völlig  getrennt.  Die  zweite  Instanz  für  die 
Kommerzgerichte  ist  das  IV.  (alte)  Departement  des  Senats,  für  die 
Bauerngerichte  sind  es  die  Kreis-  und  Gouvernementssessionen. 


*)  Engelmann,  Staatsrecht  des  Kaiserthums  Russland.  §§  111 — 113.  S.  158  bis 
160,  162  u.  163. 

3)  Die  Justizreform  im  Kaukasus  (1867)  und  in  den  neun  westlichen  Provinzen  (1871) 
beschränkte  die  Unabsetzbarkeit  der  vom  Justiminister  eingesetzten  Friedens- 
richter (Engelmann,  Staatsrecht  des  Kaiserthums  Russland.  Leipzig  1889.  S.  214,  224. 
Kaukasus:  Ger.Org.  Art.  438,  440,  441,  454.  Archangel:  ib.  Beilage  zu  Art.  12  P.  2 
u.  5.  Westliche  Provinzen  Astrachan  u.  Orenburg:  Beüage  zu  Art.  40)  und  die  Justiz- 
reform in  Polen  (1875)  und  in  den  baltischen  Provinzen  (9.  Juli  1889)  hob  sie  gänzlich 
auf  (Ger.Org.  Art.  511,  560 — 563,  582).  Das  Gesetz  über  die  Landhauptleute  vom  12.  Juli 
1889  (III.  volle  Ges.Samml.  No.  6196)  beseitigte  ausserdem  für  das  Land  im  Gegen- 
satz zu  den  Städten  die  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung,  indem  es  das 
Richteramt  den  vom  Minister  des  Inneren  ausschliesslich  aus  dem  im  Kreise  ange- 
sessenen Adel  zu  ernennenden  Administrationsbeamten,  den  Landhauptleuten,  übertrug. 
Muss  wegen  Mangel  an  Kandidaten  des  grundangesessenen  örtlichen  Adels  ein  Nicht- 
angesessener ernannt  werden,  so  wird  von  ihm  ein  höherer  Büdungsgrad  verlangt.  Nur 
ausnahmsweise  können  Nichtadlige  ernannt  werden,  so  in  den  Gouvernements  Astra- 
chan, Wätka,  Olonetz,  Perm,  die  keinen  Adel  besitzen.  In  den  Städten  ist  die  Trennung 
der  Justiz  von  der  Verwaltung  aufrecht  erhalten  worden,  aber  der  vom  Justizminister 
zu  ernennende  Stadtrichter  (mit  Qualifikation  zum  Justizamt)  kann  ebenso  wie  der 
Landhauptmann  auf  administrativem  Wege  versetzt  und  entlassen  werden  (Reichsgesetz- 
buch, Ausgabe  von  1892,  Bd.  IX.  Besondere  Beilage  Fortsetzung  von  1890  III 1 Art.  6 
bis  10  Bd.  XVI,  V.  1 — 11).  Disziplinarstrafen  unterliegen  die  Stadtrichter  dagegen 
nur  „nach  Urtheü  und  Recht“. 

Die  Gerichtsordnungen  enthalten  keine  Bestimmung  über  die  Konfession  der 
Richter.  Juden  werden  jedoch  nicht  zu  Richtern  ernannt. 
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1.  Allgemeine  Gerichte. 

Die  allgemeinen  Gerichte  zerfallen  in  zwei  von  einander  völlig  ge- 
trennte Gruppen  von  je  zwei  Instanzen,  die  auf  demselben  Gebiete 
dasselbe  Recht  anzuwenden  haben,  — eine  eigenthümliche  Trennung  der 
Justiz  in  minderwerthigen  Sachen  von  der  Justiz  in  Sachen  höheren 
Streitwerthes.  Die  einzige  Verbindung  zwischen  beiden  Gruppen  besteht 
in  gemeinsamer  Unterordnung  unter  die  Aufsicht  des  Justizministers 
und  des  Senats.  Nur  in  Transkaukasien  findet  eine  solche  Trennung 
der  Justiz  nicht  statt,  ebenso  wenig  da,  wo  noch  die  alten  Gerichte 
bestehen. 

a)  Die  Friedensgerichte. 

Jeder  Kreis  (ujesd)  bildet  einen  Friedensgerichtsbezirk  (mirovoi 
okrug).1)  Jeder  Bezirk  zerfällt  in  zwei  bis  sieben  Distrikte.  In  jedem 
Distrikt  bildet  ein  Distriktsfriedensrichter  (uczastkovy  mirowoi  sudja) 
die  erste  Instanz  in  Civil-  und  Strafsachen.  Ausserdem  bestehen  Er- 
gänzungs-  (dobavoczny  m.  s.)  und  Ehrenfriedensrichter  (poczotny  m.  s.). 
Die  Ehrenfriedensrichter  konkurriren  mit  den  Distriktsfriedensrichtern; 
sie  haben  die  Entscheidung  solcher  Sachen,  in  denen  sich  beide  Par- 
teien an  sie  wenden. 

Die  zweite  Instanz  bildet  die  Friedensrichterversammlung 
(mirovoi  sjesd).  Sie  ist  keine  ständige  Behörde,  sondern  tritt  zu  ge- 
wissen Terminen  zusammen,  da  sie  aus  sämmtlichen  (Distrikts-,  Er- 
gänzungs-  und  Ehren-)  Friedensrichtern  des  Kreises  oder  der  Stadt  be- 
steht. In  grösseren  Städten  schliessen  sich  die  Termine  ohne  Intervalle  an 
einander,  so  dass  die  Friedensrichterversammlung  beständig  tagt.  Sie  kann 
sich  in  Abtheilungen  konstituiren ; drei  Richter  sind  beschlussfähig;  die 
Glieder  wechseln  der  Reihe  nach.  Die  gewählten  Friedensrichter  wählen 
ihren  Präsidenten  aus  ihrer  Mitte.  In  den  neun  westlichen  Gouvernements, 
in  Astrachan,  in  Orenburg,  in  Stawropol,  in  den  Gebieten  des  Kuban, 
des  schwarzen  Meeres  und  des  Terek  werden  die  Präsidenten  vom  Justiz- 
minister aus  den  Friedensrichtern  ernannt.  In  Archangel,  wo  es  keine 
Ehrenfriedensrichter  giebt  und  die  Distrikts-  und  Ergänzungsfriedens- 
richter vom  Justizminister  ernannt  werden,  bildet  der  dortige  Gerichts- 
hof erster  Instanz  die  Appellationsinstanz  für  die  Friedensrichter.  In 
Polen  und  den  baltischen  Provinzen  wird  ein  besonderer  Präsident 
der  Friedensrichterversammlung  ernannt,  der  nicht  Friedensrichter  ist, 
sondern  nur  die  allgemeine  Leitung,  und  in  den  baltischen  Provinzen 
auch  die  Entscheidung  in  Hypothekensachen  hat. 

b)  Landhauptleute,  Stadtrichter,  Kreisglieder  der  Bezirksgerichte. 

Im  eigentlichen  Grossrussland,  wo  die  Landschaftsversammlungen 
nach  dem  Gesetz  vom  1.  Januar  1864  eine  umfassende  Selbstverwaltung 
ausübten,  hatten  diese  die  Wahl  der  Friedensrichter:  alle  drei  Jahre  konnte 
durch  Neuwahl  das  gesammte  Personal  erneuert  werden.  In  den  Mo- 

*)  Nur  in  Witebsk  und  Mohilew  bilden  je  zwei  Kreise  den  Bezirk  eines  Friedens- 
gerichts und  in  Polen  zerfällt  jedes  Gouvernement  in  zwei  Bezirke. 
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tiven  der  Gerichtsordnungen  war  dieses  Recht  direkt  als  eine  Kontrolle 
der  „Gesellschaft“  über  die  Friedensrichter  bezeichnet  worden.  In  diesen 
Gouvernements,  dem  Sitze  des  grossrussischen  Stammes,  ist  das  Friedens- 
richterinstitut mit  geringen,  gleich  zu  erwähnenden  Ausnahmen  be- 
seitigt und  auf  dem  Lande  durch  Administrativbeamte  des  Ministers 
des  Inneren,  in  den  Städten  durch  Richter  ersetzt,  die  vom  Justiz- 
minister abhängen.  Gewählte  Friedensrichter  gieht  es  jetzt  nur  noch 
in  einigen  grösseren  Städten  und  im  Gebiete  der  donischen  Kosaken.1) 

Die  Friedensrichter  blieben  ferner  überall  bestehen,  wo  sie  vom 
Justizminister  ernannt  werden  (s.  oben  S.  575). 

In  den  grossrussischen  Gouvernements  wurden  sie  ersetzt:  a)  für 
geringere  Sachen  auf  dem  Lande  durch  die  Landhauptleute,  in 
den  Städten,  mit  Ausnahme  der  ganz  kleinen,  die  in  dieser  Beziehung 
dem  Lande  gleichgestellt  werden,  durch  die  Stadtrichter,2)  und 
b)  für  wichtigere  Sachen  in  Stadt  und  Land  des  ganzen  Kreises 
durch  die  Kreisglieder  der  Bezirksgerichte.3)4) 

Die  zweite  Instanz  für  die  von  den  Landhauptleuten  und  Stadt- 
richtern entschiedenen  Sachen  bilden  die  Kreis  versammlungen  (Ujesdny 
sjesd),  welche  unter  dem  Vorsitze  des  Kreismarschalls  (wo  es  keine 
Adelsversammlungen  und  Kreismarschälle  gieht,  eines  besonderen  Prä- 
sidenten) tagen  und  deren  Mitglieder  das  Kreisglied  des  Bezirksgerichts 

*)  Die  Einrichtung  der  Wahl  der  Friedensrichter  besteht  noch:  1)  in  neun  Städten 
(St.  Petersburg,  Moskau,  Nischnij  Nowgorod,  Kasan,  Saratow,  Odessa,  Kischinew,  Samara, 
Charkow)  und  deren  nächster  Umgebung'für  diese  Städte  werden  die  Friedensrichter  von 
den  Stadtverordnetenversammlungen  (Duma)  gewählt;  2)  im  Gebiete  der  donischen 
Kosaken,  wo  sie  durch  eine  besondere  Delegation  gewählt  werden.  Im  Jahre  1894  gab 
es  143  Friedensrichter  nach  Wahl  und  17  Friedensrichterversammlungen. 

2)  Im  Jahre  1894  gab  es  deren  878. 

3)  Im  Jahre  1894  gab  es  348. 

4)  Die  Friedensrichter  sind  in  folgenden  Gouvernements  durch  die  Landhaupt- 
leute und  Stadtrichter  (Gesetz  vom  12.  Juli  1889)  ersetzt:  Gouvernements: 
Astrachan  (ausgenommen  die  Stadt  Astrachan),  Bessarabien  (ausgenommen  die  Stadt 
Kischenew),  Wologda  (Kreise  Wologda,  Wels,  Griazow,  Kadnikov,  Totma),  Woronez, 
Wiatka,  Ekaterinoslaw,  Kasan  (ausgenommen  die  Stadt  Kasan),  Kaluga  Kostroma, 
Kursk,  Moskau  (ausgenommen  die  Stadt  Moskau),  Nischni  Nowgorod  (ausgenommen  die 
Stadt  Nischni  Nowgorod),  Nowogorod,  Oloneck,  Orenburg,  Pensa,  Perm,  Poltawa,  Pskow, 
Räsan,  Samara,  St.  Petersburg  (ausgenommen  die  Stadt  St.  Petersburg  und  der  Kreis 
St.  Petersburg),  Saratow  (ausgenommen  die  Stadt  Saratow),  Simbirsk,  Smolensk,  Sta- 
wropol,  Taurien,  Tambow,  Twer,  Ufa,  Charkow  (ausgenommen  die  Stadt  Charkow), 
Cherson,  Tchernigow,  Jaroslaw. 

Gewählte  Friedensrichter  fungiren  in  den  Städten:  St.  Petersburg  (Stadt  und 
Kreis),  Moskau,  Kasan,  Kischenew,  Nischnij  Nowgorod,  Odessa,  Samara,  Charkow,  Sa- 
ratow und  in  dem  Don-Gebiet. 

Vom  Justizminister  ernannte  Friedensrichter  fungiren  in  neun  West-Gouverne- 
ments  (Kowno,  Wilna,  Grodnow,  Minsk,  Witebsk,  Mohilew,  Wolynien,  Kiew,  Podolien), 
in  drei  Ostseegouvernements  (Estland,  Livland,  Kurland),  in  Archangelsk,  in  der  Stadt 
Astrachan,  im  Kaukasus,  Turkestan,  Semipalatinsk  und  Siemirietschinsk.  In  diesen 
Gouvernements  bestehen  119  Friedensrichterversammlungen. 

In  Polen  werden  die  Friedensrichter  (in  den  Städten)  vom  Justizminister  er- 
nannt und  die  Gemeinderichter  sowie  auch  die  Assessoren  der  Gemeindegerichte 
(Lawnik)  gewählt. 
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and  die  Ehren friedensrichter,  Stadtrichter  und  Landhauptleute  sind.  Die 
Ehrenfriedensrichter  und  Landhauptleute  nehmen  an  den  Kreisversamm- 
lungen  nach  vereinbarter  Reihenfolge  Theil. 

Die  zweite  Instanz  für  die  Kreisglieder  der  Bezirksgerichte  bilden 
diese  letzteren,  wobei  sie  nach  den  Bestimmungen  für  die  Friedens- 
richterversammlungen zu  verfahren  haben. 

Die  Kassationsinstanz  in  Sachen,  die  von  den  Kreisversammlungen 
entschieden  sind,  bildet  die  Gouvernementssession.  Dieselbe  tagt 
unter  Vorsitz  des  Gouverneurs  und  besteht  aus  dem  Gouvernements-Adels- 
marschall, dem  Vizegouverneur,  dem  Prokureur  des  Bezirksgerichts  oder 
Gerichts  älterer  Formation  und  zwei  beständigen  (aus  dem  örtlichen 
Adel  nach  Wahl  des  Gouverneurs  und  Gouvernements-Adelsmarschalls 
auf  Vorstellung  des  Ministers  des  Inneren  durch  den  Kaiser  ernannten) 
Gliedern;  in  Civilsachen,  die  in  der  Kreisversammlung  entschieden 
sind,  tagen  sie  unter  dem  Vorsitz  des  Präsidenten  des  örtlichen  Bezirks- 
gerichts oder  des  Gerichts  alter  Formation.  Der  Prokureur  nimmt  in 
Justizsachen  nicht  Theil  an  der  Entscheidung,  hat  aber  in  jeder  Sache 
sein  Gutachten  abzugeben. 

Bemerkt  der  Justizminister,  in  Folge  erhaltener  Kunde,  im  Ver- 
fahren oder  der  Entscheidung  einer  Gouvernementssession  eine  offen- 
bare Abweichung  vom  wahren  Sinn  des  Gesetzes,  so  bringt  er,  nach 
Verhandlung  mit  dem  Minister  des  Inneren,  die  Sache  an  die  vereinigte 
Session  des  ersten  und  Civil-Kassationsdepartements  zur  Feststellung  der 
richtigen  gleichmässigen  Anwendung  des  Gesetzes  und  Wiederherstellung 
der  verletzten  Ordnung.1) 

c)  Bezirksgerichte,  Appellhöfe  und  Senat. 

Die  Bezirksgerichte  (Okrusnoi  sud)  sind  meist  für  je  ein  Gouverne- 
ment errichtet.  Hin  und  wieder  befinden  sich  zwei  in  einem  Gouvernement. 
Sie  bestehen  aus  einer  bis  acht,  meist  aus  zwei  bis  drei  Abtheilungen. 
Im  europäischen  Russland,  in  Polen  und  im  Kaukasus  sind  87  Bezirks- 
gerichte. Nach  europäischen  Begriffen  haben  sie  ungeheure  Bezirke. 

Die  zweite  Instanz  bilden  die  Appellhöfe  (Sudebnaja  Palata),  zehn 
an  der  Zahl:  in  Petersburg,  Moskau,  Kasan,  Saratow,  Charkow,  Odessa, 
Kiew,  Wilna,  Warschau  und  Tiflis.  Sie  bestehen  aus  je  zwei  Departe- 
ments für  Civil-  und  je  einem  für  Strafsachen.  In  Petersburg  und 
Warschau  bestehen  sie  aus  je  drei  Departements  für  Civilsachen  (in  Peters- 
burg eines  für  die  baltischen  Provinzen)  und  zwei  für  Strafsachen. 

Das  Civil-Kassationsdepartement  des  Senats  ist  Kassationsinstanz 
für  Appellhöfe,  Friedensrichterversammlungen  und  Gouvernements- 
sessionen. 

d)  Gerichte  alter  Ordnung. 

Die  Gerichte  alter  Formation  sind: 

Die  Gerichtshöfe  für  Civil-  und  Strafsachen  (Palata  grasdanskavo 


x)  R.G.B.  IX.  Besondere  Beüage  III1.  Art.  130  Anm.  (Fortsetzung  von  1890). 
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i ugolovnavo  suda)  in  Astrachan,  Orenburg  und  Archangel.  Sie  ver- 
handeln in  erster  Instanz  alle  Sachen,  welche  die  Kompetenz  der 
Friedensrichter  überschreiten,  alle  Grenzvermessungssachen  und  die  Kor- 
roboration  von  Urkunden.  In  Archangel  bildet  der  Gerichtshof  die 
zweite  Instanz  der  Friedensgerichte,  während  in  Astrachan  und  Oren- 
burg Friedensrichterversammlungen  bestehen. 

In  Sibirien  bestehen  vier  Gouvernementsgerichte  als  zweite  Instanz 
in  Tobolsk,  Tomsk,  Irkutzk  und  Jeniseisk;  und  in  den  Bezirken  (Okrüga 
= Kreisen  der  Gouvernements)  und  den  selbstständigen  Gebieten  (Obiasti) 
in  Jakutsk,  Tschita,  Blagowescensk,  Chabarovka  und  Wladiwostok  Be- 
zirksgerichte (okrusny  sud)  als  Gerichte  erster  Instanz.  Die  dritte 
Instanz  bilden  die  alten  Departements  des  Senats.  Diese  Gerichte  ver- 
fahren nach  der  alten  Prozessordnung. 

In  Turkestan  und  im  Steppen-Generalgouvernement  (dem  ehemaligen 
Gebiet  der  Kirghisen) x)  bestehen  Friedensrichter,  wie  im  Kaukasus,  und 
Gebietsgerichte  (Oblastny  sud)  als  Appellationsinstanz  für  die  Friedens- 
richter und  als  erste  Instanz  in  wichtigeren  Sachen,  für  welche  letzteren 
die  alten  Departements  des  Senats  die  zweite  Instanz  bilden. 

Die  Friedensrichter  verfahren  nach  der  neuen  Prozessordnung  mit 
gewissen  Modifikationen;  die  Gebietsgerichte  nach  der  alten  Prozess- 
ordnung, jedoch  bei  Appellationen  gegen  Urtheile  der  Friedensrichter 
nach  der  neuen  Prozessordnung.  Da  bei  solch  einem  künstlichen 
Wechsel  in  der  Form  des  Verfahrens  Verstösse  gegen  das  Gesetz  fast 
unvermeidlich  sind,  so  ist  dagegen  ein  höchst  einfaches  Auskunftsmittel 
ergriffen  worden:  Kassationsgesuche  sind  nicht  zulässig,  sondern  nur 
Revisionsgesuche  nach  der  neuen  Prozessordnung.  Diese  gehen  an  die 
alten  Senatsdepartements.  Bei  Aufhebung  des  Urtheils  geht  die  Sache 
an  dasselbe  Gericht  zur  Fällung  eines  neuen  Urtheils.  Exekution  er- 
folgt nach  der  alten  Prozessordnung. 

Die  Friedensrichter  und  Gebietsgerichte  entscheiden  1)  alle  Streitig- 
keiten, in  denen  Nichteingeborene  (d.  h.  Russen  und  überhaupt  Europäer) 
Kläger  oder  Beklagte  sind,  2)  dieselben  Streitigkeiten  zwischen  Ein- 
geborenen (d.  h.  Asiaten)  verschiedener  Stämme,  die  eigene  Gerichte 
haben,  3)  Klagen  aus  Urkunden,  die  nach  russischem  Recht  abge- 
fasst sind. 

Die  Streitigkeiten  der  Eingeborenen  desselben  Stamms  unter  ein- 
ander (tusemzy)  werden  von  ihren  Stammesgerichten  entschieden.  Aehn- 
liche  Gerichte  bestehen  bei  den  Eingeborenen  (inordzy)  in  Astrachan, 
Stewropol  und  Sibirien. 

2.  Besondere  Gerichte. 

Die  besonderen  Gerichte  sind: 

a)  Die  Kommerzgerichte 

in  Petersburg,  Moskau,  Archangel  und  Odessa  für  diese  Städte  und 
ihren  Kreis,  in  Taganrog  für  das  Gebiet  der  ehemaligen  Stadthaupt- 


l)  Engelmann,  Staatsrecht  des  Kaiserthums  Russland.  S.  205  u.  209. 
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mannschaft  Taganrog  (die  Städte  Mariupol,  Nachitschewan,  Rostow  und 
Berdänsk  und  deren  nächste  Umgebung),  in  Kertsch  für  alle  Städte  der 
Halbinsel  Krim,  in  Kischenew  für  alle  Städte  Bessarabiens. 

Die  Kommerzgerichte  bestehen  aus  Juristen  (Präsident,  Vizepräsi- 
dent und  ein  oder  mehrere  Käthe)  und  Kaufleuten  (Käthe);  die  Käthe 
aus  den  Kaufleuten  werden  sämmtlich  von  den  Kaufmannschaften  der 
betreffenden  Städte  gewählt;  die  Präsidenten,  Vizepräsidenten  und  juri- 
stischen Räthe  werden  in  Petersburg,  Moskau  und  Odessa  gleichfalls 
von  der  Kaufmannschaft  aus  dem  Kreise  der  Juristen  gewählt,  in  an- 
deren Kommerzgerichten  werden  nur  die  Präsidenten  von  der  Kauf- 
mannschaft gewählt,  die  Vizepräsidenten  und  juristischen  Räthe,  in 
Archangel  auch  der  Präsident,  vom  Justizminister  ernannt.1) 

Die  von  der  Regierung  ernannten  Mitglieder  haben  ihr  Amt  auf  un- 
bestimmte Zeit,  sind  aber  nicht  „unabsetzbar“;  die  von  der  Kaufmann- 
schaft erwählten  erhalten  das  Amt  auf  vier  bis  sechs  Jahre.  An  der  Wahl 
nehmen  in  Petersburg,  Moskau  und  Archangel  auch  die  ausländischen 
Kaufleute  Theil,  in  Archangel  sind  diese  auch  wählbar.  In  Petersburg, 
Moskau  und  Archangel  werden  die  Räthe  aus  der  Kaufmannschaft  auf 
drei  Jahre,  in  den  übrigen  Städten  auf  zwei  Jahre  gewählt.  Bei  der 
Wahl  dieser  Richter  werden  zugleich  auch  „Kandidaten“  für  die  Stell- 
vertretung gewählt.2) 

Wo  keine  Kommerzgerichte  bestehen,  d.  h.  in  der  weitaus  über- 
wiegenden Anzahl  der  Städte,  werden  die  Streitigkeiten  in  Handels- 
sachen von  den  Friedens-  oder  Stadtrichtern,  den  Kreisgliedern  der 
Bezirksgerichte  oder  den  Bezirksgerichten  nach  der  allgemeinen  Prozess- 
ordnung verhandelt  und  entschieden.3) 

b)  Die  geistlichen  Gerichte  (Duchovny  sud). 

In  der  russisch-rechtgläubigen  Kirche  bildet  die  erste  Instanz 
das  Konsistorium  der  Eparchie,  dessen  Urtheile  der  Bestätigung  des 
Bischofs  unterliegen,  der  befugt  ist,  die  Sache  auch  gegen  die  einstimmige 
Meinung  des  Konsistoriums  zu  entscheiden.4)  Die  zweite  und  letzte 
Instanz  bildet  der  Heiligste  Synod. 

In  der  römisch-katholischen  Kirche  Russlands  bildet  die 
erste  Instanz  der  Eparchialbischof  und  sein  Konsistorium,  die  zweite 
der  Erzbischof-Metropolit  und  sein  Konsistorium,  und  wo  dieses  in  erster 
Instanz  geurtheilt  hat,  ein  vorher  vom  Papst  bezeichnetes  benachbartes 
Konsistorium.5).  Wenn  die  Urtheile  verschieden  sind,  sowie  im  Falle 


l)  H.P.O.  Art.  1,  2.  7—14,  17—19,  21. 

a)  H.P.O.  Art.  1,  2,  7—14,  17—19,  21. 

3)  C.P.O.  28. 

4)  Statut  der  geistlichen  Konsistorien.  St.  Petersburg  1883.  Art.  328 — 330,  334. 

5)  An  die  zweite  Instanz  gehen  Ehesachen  ex  officio,  ohne  Appellation  und  Be- 
schwerde. Sind  die  Urtheile  gleichlautend  und  wird  keine  Unzufriedenheit  verlautbart, 
so  ist  das  Urtheil  allendlich. 
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einer  Appellation,  Beschwerde  oder  eines  Protestes,  so  geht  die  Sache 
zur  Entscheidung  an  die  Römische  Kurie.1) 

Für  die  armenischen  Katholiken  ist  erste  Instanz  in  Ehesachen 
die  geistliche  Verwaltung  in  Tiflis,  die  zweite  der  Bischof  von  Tiraspol 
und  sein  Konsistorium.2) 

In  der  evangelisch-lutherischen  Kirche  Russlands  bilden  die 
Gerichte  erster  Instanz  die  Provinzialkonsistorien,  die  zweite  Instanz  das 
Generalkonsistorium . 

In  der  evangelisch-reformirten  Kirche  in  den  westlichen  Gou- 
vernements ist  erste  Instanz  das  Wilnasche  evangelisch-reformirte  Kolle- 
gium; in  den  übrigen  Theilen  des  Reichs  sind  es  die  evangelisch-luthe- 
rischen Konsistorien,  in  denen  die  reformirten  Sessionen  in  der  Weise  ge- 
bildet werden,  dass  an  Stelle  der  evangelisch-lutherischen  geistlichen 
Räthe  ein  oder  zwei  reformirte  Prediger  treten.3) 

Beschwerden  über  das  Generalkonsistorium  werden  an  den  Senat 
(IV.  Departement)  gerichtet.  In  Ehescheidungssachen  geht  an  den 
Senat  nur  die  Nichtigkeitsbeschwerde,  da  über  die  Scheidung  der  Ehe 
das  Generalkonsistorium  allendlich  entscheidet.  Die  Konsistorien  der 
„Kirche  evangelisch-augsburgischer  Konfession“  und  der  evangelisch- 
reformirten  Kirche  des  Königreichs  Polen  in  Warschau  entscheiden 
Ehesachen  allendlich  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  16.  März  1836 
(Dziennik  Praw.  T.  XVIII.  S.  56)  nach  den  Bestimmungen  des  fran- 
zösischen Code  de  procedure  civile?.4) 

o)  Die  Wolostgerichte. 

Die  Wolostgerichte  sind  in  den  verschiedenen  Landestheilen  wie 
Grossrussland,  westliche  Provinzen,  Polen,  baltische  Provinzen,  Kau- 
kasus, Sibirien  verschieden  organisirt,  überall  werden  sie  durch  Wahl 
der  Wolostgemeinden  besetzt.5) 

Die  Wolostgerichte  sind  Standesgerichte  und  zuständig  nur  zur 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  Bauern. 

In  Polen  wurden  die  Wolostgerichte  gelegentlich  der  Agrarreform 
durch  Gesetz  vom  19.  Februar  186T  organisirt.  Seit  dem  1.  Juli  1876 
heissen  sie  Gemeindegerichte  und  sind  keine  Bauerngerichte,  sondern  all- 
gemeine Gerichte  für  Personen  aller  Stände.  Friedensrichter  fungiren 
nur  in  den  Städten. 

In  den  baltischen  Provinzen  bildet  die  zweite  Instanz  das  Ober- 
bauerngericht, bestehend  unter  Vorsitz  eines  rechts  gelehrten  Präsidenten 
aus  sämmtlichen  Vorsitzenden  der  Gemeindegerichte  eines  Bezirks;  die 
Kassations-  und  Aufsichtsinstanz  ist  die  Friedensrichterversammlung. 


x)  Gesetz  für  die  Verwaltung  der  Römisch-katholischen  Kirche.  (R.G.B.  XI.  1. 

Fortsetzung  von  1893.)  Beilage  zu  Art.  11,  Art.  50. 

3)  ib.  Art.  234. 

3)  Kirchenordnung  Art.  790 — 796  (R.G.B.  XI.  1). 

4)  R.G.B.  Bd.  XI.  1.  Fortsetzung  von  1893.  Art.  51  der  Beilage  zu  Art.  134. 

5)  Engelmann,  Staatsrecht  des  Kaiserthums  Russland.  S.  123,  224,  229  u.  230 
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HI.  Geschäftsführung. 

1.  Geschäftsführung  des  Gerichts:  Wirkungskreis,  Besetzung, 
Vertretung,  Gerichtssprache,  Zeit  und  Ort,  Ordnung  der 

Sitzung. 

Der  Wirkungskreis  des  Senats  erstreckt  sich  auf  das  ganze  Kaiser- 
thum und  das  Königreich  Polen;  der  eines  Appellhofes  auf  mehrere  (bis 
11)  Gouvernements;  der  Wirkungskreis  eines  Bezirksgerichts  auf  ein 
Gouvernement,  hin  und  wieder  nur  auf  einen  Theil  eines  Gouverne- 
ments; der  der  Kommerzgerichte  auf  eine  Stadt  und  deren  Kreis,  hin 
und  wieder  auf  mehrere,  zuweilen  auf  alle  Städte  eines  ganzen  Gou- 
vernements; der  der  Gouvernementssessionen  und  der  Gerichte  alter 
Ordnung  auf  je  ein  Gouvernement  resp.  einen  Kreis;  der  der  Friedens- 
richterversammlungen und  der  Kreisglieder  der  Bezirksgerichte  auf  einen 
Kreis;  der  der  Friedensrichter  und  Landhauptleute  auf  einen  Distrikt 
eines  Kreises;  der  der  Stadtrichter  auf  eine  Stadt. 

Der  Friedensrichter,  Stadtrichter,  Landhauptmann  und  das 
Kreisglied  des  Bezirksgerichts  verhandeln  und  entscheiden  als 
Einzelrichter,  ohne  Betheiligung  eines  Sekretärs. 

In  sämmtlichen  Kollegialgerichten  ist  die  Anwesenheit  dreier  Richter 
und  des  Sekretärs  zur  Verhandlung  und  Urtheilsfällung  genügend.  Nur 
in  Plenarsitzungen  des  Kassationsdepartements  ist  die  Anwesenheit 
von  wenigstens  7 Mitgliedern  erforderlich.1) 

Die  Verfügungen  und  Urtheile  werden  mit  einfacher  Majorität  ge- 
fällt, mit  2 gegen  1,  und  3 gegen  2 Stimmen.2) 

Bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme  des  Präsidenten  den  Aus- 
schlag.3) Die  Abstimmung  beginnt  beim  jüngsten  Mitgliede,  der  Präsi- 
dent giebt  zuletzt  seine  Stimme  ab. 

Ein  Richter  kann  nur  von  einem  Richter  vertreten  werden,  der 
Friedensrichter  vom  Ergänzungsfriedensrichter  oder  vom  Ehrenfriedens- 
richter; ein  Mitglied  des  Bezirksgerichts  vom  Ehrenfriedensrichter;  ein 
Mitglied  eines  Appelhofes  auch  durch  ein  Mitglied  eines  Bezirksgerichts; 
der  Stadtrichter  vom  Gerichtsamtskandidaten,  der  jedoch  in  diesem  Falle 
als  Richter  vereidigt  wird.  Der  Landhauptmann  wird  von  den  bei  der 
Kreisversammlung  befindlichen  Kandidaten  für  dieses  Amt  vertreten. 

Zur  Vertretung  der  Beisitzer  des  Kommerzgerichts  aus  dem  Kauf- 
mannsstande werden  zugleich  mit  den  Beisitzern  auch  deren  Stellver- 
treter gewählt,  ebenso  bei  den  Wolostgerichten. 

Senatoren  können  nur  von  Senatoren  vertreten  werden. 

Jedem  Gericht  ist  (vgl.  oben  S.  576  ff.)  ein  bestimmter  Bezirk  zuge- 

1)  G.O.  Art.  56,  140.  H.O.  1329.  Bauer-Ordn.  93  P.  1. 

2)  Ist  das  Kollegium  zahlreich  und  spalten  sich  die  Meinungen,  so  dass  sich  nicht 
zwei,  sondern  mehrere  Ansichten  gegenüberstehen,  dann  werden  die  Anhänger  der 
Minoritäten  aufgefordert,  zu  erklären,  welche  der  beiden  von  den  grössten  Minoritäten 
vertretenen  Ansichten  sie  für  die  gerechtere  halten.  Entsprechend  ihrer  Erklärung 
wird  ihre  Stimme  der  einen  oder  anderen  dieser  Ansichten  zugezählt.  C.P.O.  Art.  699. 

3)  C.P.O.  Art.  698. 
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wiesen,  in  dem  es  die  Gerichtsgewalt  auszuüben  hat.  Wird  durch  eine 
Kassationsentscheidung  ein  Urtheil  aufgehoben,  so  wird  die  Sache  zur 
nochmaligen  Entscheidung  in  der  Regel  vor  ein  anderes  Gericht  ver- 
wiesen. Wird  von  Seiten  eines  Appellhofes  oder  des  Senats  eine 
Schadensersatzklage  gegen  einen  Justizbeamten  genehmigt,  so  wird  zu- 
gleich das  Gericht  bezeichnet,  vor  dem  die  Klage  zu  erheben  ist. 

Die  Gerichtssprache  ist  die  russische,  nur  in  den  Volks-  (Stammes-) 
und  Wolostgerichten  Asiens  inkl.  des  Kaukasus  und  in  den  Wolost- 
gerichten  der  baltischen  Provinzen  wird  in  den  örtlichen  Idiomen  ver- 
handelt (wozu  jedoch  nicht  die  deutsche  Sprache  gerechnet  wird). 
Versteht  Jemand  nicht  russisch,  so  wird  ein  (meist  schlecht  bezahlter 
und  daher  völlig  ungenügender  )vereidigter  Uebersetzer  zugezogen.  Das 
Protokoll  wird  stets  in  russischer  Sprache  geführt.1) 

Die  Sitzungen  der  Friedensrichter,  Stadtrichter,  der  Kreisglieder 
des  Bezirksgerichts  werden  mit  Ausnahme  der  Feiertage  täglich  abge- 
halten, ebenso  die  der  Landhauptleute,  abgesehen  von  den  Tagen,  an 
denen  sie  in  Administrativgeschäften  abwesend  sind. 

Die  Landhauptleute  nehmen  schriftliche  und  mündliche  Gesuche 
überall  entgegen  und  verhandeln  die  Civilsachen  in  ihrem  Amtslokal, 
sowie  an  bestimmten  Wochentagen  in  den  einzelnen  Gemeinden.  Wo 
nöthig,  verhandeln  sie  an  Ort  und  Stelle,  zu  welchem  Zweck  die  Be- 
theiligten rechtzeitig  vorgeladen  werden.2) 

Die  Friedensrichter-,  Kreis-  und  Gouvernements  Versammlungen 
halten  Gerichtssitzungen  (Juridiken),  deren  Tage  für  das  ganze  Jahr 
vorher  bestimmt  sind.  Die  Bezirksgerichte,  Appellhöfe  und  der  Senat 
sitzen  während  des  ganzen  Jahres.  Die  Sitzungstage  der  einzelnen  Ab- 
theilungen (gewöhnlich  zwei  in  der  Woche)  werden  bekannt  gemacht. 
Ebenso  bei  den  Kommerzgerichten. 

Gerichtsferien  haben  nur  die  Bezirksgerichte,  Appellhöfe  und  der 
Senat  während  der  drei  Sommermonate,  jeder  einzelne  Richter  jedoch 
nur  durch  sechs  Wochen,  so  dass  die  Gerichtssitzungen  in  verminderter 
Zahl  auch  während  der  Ferien  abgehalten  werden. 

Die  in  den  einzelnen  Sitzungen  zu  verhandelnden  Prozesse  werden 
vorher  bekannt  gemacht,  jedoch  hängt  die  Reihenfolge  der  Verhand- 
lungen vom  Präsidenten  ab,  so  dass  die  Parteien  und  die  Zeugen  von 
Eröffnung  der  Sitzung  an  den  ganzen  Tag  anwesend  sein  müssen,  da  sie 
nicht  wissen,  wann  sie  aufgerufen  werden,  und  eine  auch  nur  augen- 
blickliche Abwesenheit  als  Terminversäumniss  angesehen  wird.  Bei  den 
Bezirksgerichten,  Handelsgerichten,  Appellhöfen  und  im  Senat  wird  in 
der  Praxis  eine  bestimmte  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden  Sachen 
beobachtet. 


In  der  G.O.  befindet  sich  nur  eine  Bestimmung  hierüber  für  die  baltischen 
Provinzen.  Art.  557. 


2)  R.  G.B.  IX.  Besondere  Beilage  III1.  Art.  54. 
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2.  Geschäftsführung  der  einzelnen  Beamten. 

a)  Der  Präsident  des  Gerichts  oder  der  Vorsitzende  der  Abtei- 
lung hat  die  Oberaufsicht  über  die  Thätigkeit  des  Gerichts;  er  regelt 
dieselbe,  er  leitet  die  Verhandlungen  und  verkündet  das  Urtheil  oder 
die  Verfügung.1) 

In  bestimmten  Fällen  kann  er  vorläufige  Beschlagnahme  und 
Sicherstellungen  verfügen  (§  17).  Er  lässt  das  Vollstreckungsmandat 
ausfertigen  und  designirt  den  mit  der  Vollstreckung  beauftragten  Ge- 
richtsvollzieher (S.  681).  Er  sorgt  für  Aufrechterhaltung  der  Ordnung 
während  der  mündlichen  Verhandlung  und  ergreift  zur  Verhütung  oder 
Unterdrückung  von  Störungen  die  geeigneten  Massnahmen.  Alle  An- 
wesenden haben  sich  seinen  Anordnungen  zu  fügen.  Wegen  Störungen 
kann  er  unbetheiligte  Anwesende  sofort  entfernen,  ja  bis  zu  24  Stunden 
in  Haft  abführen  lassen.  Bei  allgemeinen  Störungen  kann  er  bei  Er- 
folglosigkeit seiner  Ermahnungen  den  Saal  räumen  lassen.  Er  ist  be- 
rechtigt, die  Hülfe  der  Polizei  und  des  Militärs  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Bei  der  Sache  Betheiligte  oder  deren  Vertreter  hat  er  bei  ähnlichen 
Verstössen,  oder  falls  sie  sich  beleidigende  Aeusserungen  gegen  den 
Gegner  erlauben,  oder  nicht  zur  Sache  gehörige  difiamirende  Thatsachen 
über  sie  mittheilen,  zunächst  zu  verwarnen  und  kann  ihnen  dann  das 
Wort  entziehen  und  sie  aus  dem  Sitzungssaal  entfernen  lassen. 

b)  Der  Prokureur.  In  den  allgemeinen  Kollegialgerichten  ist  der 
Prokureur  berechtigt,  bei  der  Verhandlung  zugegen  zu  sein.  Seine  An- 
wesenheit und  sein  mündliches  Gutachten  ist  nothwendig:  in  allen 
Sachen,  bei  denen  der  Fiskus,  die  Kirche,  die  Landschaftsinstitutionen, 
Stadt-  und  Landgemeinden,  Eisenbahnverwaltungen,  Minderjährige  oder 
Unmündige,  Taubstumme,  Geisteskranke,  Abwesende  (in  den  baltischen 
Provinzen  auch  Wohltliätigkeitsanstalten  und  Verschwender)2)  betheiligt 
sind,  ebenso  in  Ehesachen,  bei  Schadensersatzklagen  gegen  Beamte,  in 
allen  Fragen  betreffend  das  Armenrecht,  die  Gerichtsbarkeit  und  Zu- 
ständigkeit des  Gerichts,  in  Fragen  der  Rekusation  eines  Richters  und 
wo  in  einer  Civilsache  ein  Umstand  strafrechtlichen  Charakters  hervor- 
tritt. In  den  Kreis-  und  Gouvernementsversammlungen  hat  der  Pro- 
kureur stets  anwesend  zu  sein,  in  ersteren  giebt  er  sein  Gutachten  wie 
im  Gerichtsverfahren,  in  letzteren  in  allen  Sachen  ab.3)  In  Kassations- 
sachen hat  er  stets  der  Verhandlung  beizuwohnen  und  nach  Schluss  der 
Verhandlung  sein  Gutachten  abzugeben. 

Der  Prokureur  hat  stets  als  Vertreter  des  Gesetzes  zu  sprechen. 
Nur  in  Ehesachen  ist  er  verpflichtet,  die  abwesende  oder  verstorbene 
Hauptpartei  zu  vertreten  und  hat  in  Folge  dessen  das  Recht,  Appel- 
lation und  Kassation  einzulegen.4) 

J)  G.O.  154-159. 

2)  C.P.O.  1815. 

3)  R.G.B.  XVI,  V,  123,  136. 

4)  Ossipow,  Die  Thätigkeit  der  Staatsanwaltschaft  im  russischen  Civilverfahren. 
Dorpat  1868. 
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Die  Prokuratur  vermittelt  die  Beziehungen  zwischen  der  Admini- 
stration und  den  Gerichten,  ebenso  die  Beziehungen  zwischen  Civil-  und 
Strafgerichten. 

Sie  ist  hierarchisch  organisirt,  aber  in  der  Abgabe  seines  Gut- 
achtens soll  der  Prokureur  selbstständig  sein. 

c)  Der  Gerichtssekretär  (wo  Abtheilungen  sind,  einer  für  jede 
Abtheilung)  hat  das  Protokoll  der  Gerichtssitzung  zu  führen,  er  führt  die 
Audienzrolle  und  ist  Chef  der  Gerichtskanzlei;  ein  Sekretärgehülfe 
hat  die  allgemeine  Registratur  des  Gerichts,  einer  das  Archiv,  einer 
die  Kasse  unter  sich. 

d)  Die  Gerichtsvollzieher  (sudebny  pristav)  haben  die  Ladungen 
der  Parteien  zu  besorgen  und  die  Exekution  der  Urtheile,  sowie  die 
Ausführung  der  Sicherheitsbestellung,  die  Aufnahme  des  Inventars  zur 
Sicherung  von  Nachlassenschaften  und  die  öffentlichen  Versteigerungen 
vorzunehmen  (vgl.  auch  S.  681). 

Ausser  den  Gerichtsvollziehern,  welche  in  den  ihnen  übertragenen 
Handlungen  selbstständig  verfahren,  bestehen  noch  Gerichtsboten  (su- 
debny rassylny)  für  alle  Zustellungen. 

Bei  dem  grossen  Umfange  der  Bezirke  haben  die  Bezirksgerichte 
nicht  nur  am  Orte  ihres  Sitzes  mehrere  Gerichtsvollzieher,  sondern  auch 
in  den  Kreisen  wenigstens  je  einen. 

Den  Gerichtsvollziehern  eines  Appellhofbezirks  ist  es  gestattet,  sich 
korporativ  mit  solidarischer  Haftung  zu  organisiren.  Diese  Organisation 
ist  jedoch  nirgends  auch  nur  versucht  worden. 

Die  Gerichtsvollzieher  haben  bei  ihrer  Anstellung  zur  Sicherstel- 
lung für  zugefügten  Schaden  600  Rubel  beim  Gericht  zu  deponiren. 

e)  Die  Gerichtsamtskandidaten.  Zur  Vorbereitung  für  Richter- 
posten können  junge  Leute,  die  das  Rechtsstudium  absolvirt  haben, 
vom  Justizminister,  von  dem  Gerichtspräsidenten  und  beim  Senat  vom 
Oberprokureur  zur  Beschäftigung  in  den  Gerichtskanzleien  zugelassen 
werden.  In  Ermangelung  von  Rechtsanwälten  kann  ihnen  die  Ver- 
tretung der  Parteien,  die  das  Armenrecht  geniessen,  übertragen  werden. 

f)  Die  Notare  sind  zwar  Justizbeamte,  üben  aber  keine  Funktionen 
bei  den  Gerichten  aus,  sie  haben  die  Abfassung  und  Beglaubigung  aller 
Art  Urkunden  nach  der  Notariatsordnung  zu  bssorgen.  Bei  den  Bezirks- 
gerichten bestehen  Obernotare,  welchen  die  Korroborirung  des  Erwerbs 
der  Rechte  an  Immobilien  und  die  Verwaltung  des  Notariatsarchivs 
übertragen  ist.  Der  Obernotar  gilt  als  Mitglied  des  Bezirksgerichts.  So- 
wohl er  wie  die  Notare  stehen  unter  Aufsicht  des  Bezirksgerichts.  In 
den  baltischen  Provinzen,  wo  eine  Hypothekenordnung  besteht,  sind  für 
die  Führung  der  Hypothekenbücher  bei  den  Friedensrichterversamm- 
lungen  Hypothekenabtheilungen  errichtet.  Unter  Oberaufsicht  des  Prä- 
sidenten führt  der  Sekretär  die  Hypothekenbücher  und  ist  berechtigt, 
als  Notar  alle  auf  Immobilien  bezüglichen  Urkunden  abzufassen  oder  zu 
beglaubigen. 


Leske  u.  Loewenfeld,  Kechtsverfolgung.  II. 
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Die  Notare  dürfen  kein  anderes  Amt  bekleiden  und  keine  Advo- 
katengeschäfte betreiben. 

§ 5. 

IV.  Rekusation  der  Richter. 

C.P.O.  195-199,  667-680  Regeln  18. 

Jeder  Richter,  Prokureur  und  Sekretär  kann  sich  aus  bestimmten  ge- 
setzlichen (in  Note  1 angeführten)  Gründen  der  Behandlung  einer  Sache  ent- 
halten, sowie  von  den  Parteien  rekusirt  werden.1) 

Das  Rekusationsgesuch  muss  spätestens  in  der  zur  Verhandlung 
der  Sache  angesetzten  Sitzung  vorgebracht  werden,  es  sei  denn,  dass 
der  Grund  erst  später  entstand.2)  Es  wird  schriftlich  eingereicht  oder 
mündlich  zu  Protokoll  gegeben,  doch  müssen  die  Gründe  angeführt  und 
sofort  bewiesen  werden.  Der  Friedensrichter  entscheidet  selbst  über 
seine  Rekusation  und  übergiebt,  falls  er  sie  für  begründet  erachtet,  die 
Verhandlung  des  Prozesses  seinem  Stellvertreter;  ebenso  wenn  die  Partei 
mit  der  Ablehnung  ihres  Rekusationsgesuches  unzufrieden  ist,  doch 
hat  er  die  Frage  über  die  Rekusation  der  Friedensrichterversammlung 
zur  prinzipiellen  Entscheidung  für  spätere  Fälle  vorzulegen. 

Vom  Landhauptmann,  dem  Stadtrichter,  den  Gliedern  der  Kreis- 
und  Gouvernementsversammlung  ist  nur  gesagt,  dass  sie  sich  selbst 
rekusiren  müssen.  Die  Rekusation  gegen  Mitglieder  der  Friedensrichter- 
versammlung muss  vor  Eröffnung  der  Verhandlung  beim  Präsidenten  vor- 
gebracht werden.  In  Kollegialgerichten  wird  das  Gesuch  dem  betreffen- 
den Richter  mitgetheilt,  von  ihm  beantwortet  und  vom  Kollegium  ohne 
seine  Theilnahme  endgültig  darüber  entschieden.  Gegen  die  Ablehnung  der 
Rekusation  durch  das  Bezirksgericht  oder  den  Appellhof  ist  eine  Beschwerde 
im  Laufe  dreier  Tage  mit  Suspensiveffekt  zulässig.3)  Die  Ablehnung  einer 
Rekusation  durch  die  Friedensrichterversammlung  kann  nur  zugleich 
mit  dem  ganzen  Urtheil  durch  ein  Kassationsgesuch  angefochten  werden. 

Ueber  die  Rekusation  der  Sekretäre  entscheidet  das  Gericht. 

Der  Prokureur  muss  sich  beim  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Re- 
kusationsgründe  selbst  rekusiren,  thut  er  es  nicht,  so  hat  das  Gericht 
seinem  Vorgesesetzten  darüber  Mittheilung  zu  machen.4) 

§ 6- 

V.  Klagen  gegen  richterliche  Beamte. 

C.P.O.  1331—1336. 

Wie  gegen  alle  Beamten,  durch  deren  Nachlässigkeit,  mangelnde 
Umsicht  oder  Säumigkeit  Jemand  Schaden  oder  Verlust  zugefügt  wor- 

b C.P.  0. 195,  667,  668.  1)  Falls  er  selbst,  seine  Ehefrau,  seine  Verwandten  in  direkter 
Linie,  in  den  Seitenlinien  der  ersten  vier  Grade,  Verschwägerte  der  ersten  drei  Grade 
oder  seine  Adoptivkinder  bei  der  Sache  betheiligt  sind;  2)  falls  er  Vormund  einer  der 
Parteien  ist;  3)  falls  er  die  Geschäfte  einer  der  Parteien  führt  oder  eine  der  Parteien 

seine  Geschäfte  führt;  4)  falls  er  oder  seine  Frau,  die  nächsten  gesetzlichen  Erben  einer 
der  Parteien  sind,  oder  5)  mit  einer  der  Parteien  einen  Prozess  führen. 

3)  ib.  196,  669. 

3)  ib.  672—676. 

4)  ib.  679,  680. 
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den  ist,  so  kann  auch  gegen  Gerichtsbeamte,  durch  deren  ungerecht- 
fertigte oder  parteiische  Handlungen  ein  Schaden  erwachsen  ist,  auf 
Ersatz  desselben  geklagt  werden. 

Bei  Administrativbeamten  muss  die  Klage  im  Laufe  von  sechs 
Monaten  (vom  Tage  der  Eröffnung,  dass  die  beschwerende  Massregel  er- 
griffen worden,  oder  falls  eine  solche  Eröffnung  nicht  erfolgte,  vom 
Tage  der  Ausführung  derselben)  erhoben  werden,  und  zwar  gegen  Be- 
amte der  neun  unteren  Klassen  beim  Bezirksgericht,  der  achten  bis 
fünften  Klasse  beim  Appellhof,  der  höheren  Klassen  beim  Kassations- 
departement des  Senats.  Bei  dem  betreffenden  Gericht  wird  eine  be- 
sondere Kommission  gebildet,  aus  einer  gleichen  Zahl  richterlicher  und 
Administrativbeamten.  Im  Senat  werden  die  Sachen  verhandelt  in  ge- 
meinsamer Sitzung  des  ersten  und  des  Civil-Kassationsdepartements. 

Die  Klage  wird  dem  Beklagten  zugefertigt  zur  Beantwortung 
binnen  bestimmter  Frist.  Nach  Eingang  der  Antwort  oder  Ablauf  der 
Frist  findet  Verhandlung  vor  der  Kommission  statt,  die  das  Urtheil 
fällt.1) 

Bei  Klagen  auf  Schadenersatz  gegen  Richter,  Prokureure  und  alle 
Justizbeamten  muss  zunächst  eine  Zulassung  der  Klage  nachgesucht 
werden.  Gegen  Einzelrichter,  Mitglieder  und  den  Prokureur  des  Bezirks- 
gerichts und  andere  Justizbeamte  ist  der  Antrag  beim  Appellhof,  gegen  den 
Prokureur  und  Glieder  höherer  Gerichte  bei  der  vereinigten  Session  des 
ersten  und  der  Kassationsdepartements  zu  stellen.  Nachdem  das  Ge- 
richt die  formelle  Zulässigkeit  des  Gesuchs  geprüft  hat,  fordert  es  den 
Beklagten  mit  bestimmter  Frist  zur  Erklärung  auf;  nach  Empfang  der 
Antwort  oder  Ablauf  der  Frist  wird  über  die  Zulassung  der  Klage  in 
geheimer  Sitzung  entschieden.  Wird  die  Klage  für  zulässig  befunden, 
so  wird  zugleich  das  Bezirksgericht  bezeichnet,  bei  dem  die  Klage  im 
Wege  des  ordentlichen  Civilprocesses  anzubringen  ist.2) 

AbtheiJung  II.  Zuständigkeit  der  Gerichte.3) 

C.P.O.  29-39,  202-228.  Regeln  20,  21. 

§ 

I.  Sachliche  Zuständigkeit. 

1.  Zuständigkeit  der  Einzelrichter. 

A.  Die  Friedensrichter  fungiren  in  Sachen  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit bei  Sicherung  von  Nachlässen  und  Fürsorge  für  Er- 
nennung von  Vormündern  und  Kuratoren  durch  Anträge  bei  der  Vormund- 
schaftsbehörde und  dergleichen,  sie  haben  ferner,  wo  keine  Notare  am 
Orte  sind,  die  Beglaubigung  von  Unterschriften  und  Urkunden  vorzu- 
nehmen. In  allen  streitigen  Sachen,  die  ihrer  Gerichtsbarkeit  unter- 
liegen, haben  sie  den  Vergleich  zwischen  den  Parteien  anzustreben.4) 

1)  C.P.O.  Art.  1316—13301-6. 

2)  C.P.O.  Art.  1331 — 1336.  Gerichtsvollzieher  Art.  953,  1206,  1207, 

3)  Die  Bestimmungen  über  Rechtshülfe  siehe  unter  „Polen“  S.  762. 

4)  Vgl.  die  in  der  Anm.  zu  Art.  9 der  Gerichtsordnung  angeführten  Gesetze. 
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Im  streitigen  Verfahren  entscheiden  sie  endgültig  Sachen  bis 
80  Rubel,  ferner  in  erster  Instanz: 

1.  Sachen  bis  500  Rubel  an  Werth,  ausgenommen  a)  dingliche 
Rechte  an  Immobilien;  b)  Sachen  der  Krone,  wobei  jedoch  Sachen  wegen 
Feldbeschädigungen,  Sachen  der  Eisenbahnverwaltungen  und  Wechsel- 
forderungen der  Reichsbank  bis  500  Rubel  ihrer  Entscheidung  unter- 
liegen; 

2.  alle  Sachen  des  Besitzschutzes,  sofern  seit  Verletzung  oder 
Verlust  des  Besitzes  noch  nicht  sechs  Monate  verflossen  sind; 

3.  Servitutstreitigkeiten,  falls  seit  der  Verletzung  noch  nicht  ein 
Jahr  verflossen  ist; 

4.  alle  Sachen  wegen  Beleidigungen  und  Ehrenkränkungen; 

5.  sind  sie  zuständig  für  die  Sicherung  des  Beweises;1) 

6.  in  Livland,  Estland  und  Kurland  sind  sie  zuständig  für 
Sicherstellungsmassregeln  hinsichtlich  des  Klageobjekts  vor  Beginn  des 
Prozesses.2) 

Der  Friedensrichter  ist  nicht  zuständig: 

1.  Falls  die  Widerklage  an  Werth  500  Rubel  übersteigt  und  von 
der  Klage  untrennbar  ist; 

2.  in  Streitigkeiten  über  Privilegien  auf  Erfindungen; 

3.  in  Grenzvermessungssachen; 

4.  in  Sachen,  die  vor  die  Wolostgerichte  gehören,  es  sei  denn, 
dass  beide  Parteien  sich  an  ihn  wenden.3) 

B.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Landliaiiptleiite  und  Stadtricliter 
ist  beschränkter.  Sie  entscheiden  endgültig  Streitigkeiten  bis  30  Rubel 
und  in  erster  Instanz: 

1.  über  Beleidigungen  und  Ehrenkränkungen; 

2.  Klagen  aus  der  Pacht  oder  über  Beschädigung  ländlicher  Grund- 
stücke, und  aus  der  Dienstmiethe  ländlicher  Arbeiter  bis  zu  einem 
Streitwerth  von  500  Rubel  und  aus  sonstigen  persönlichen  Forderungen 
bis  zu  300  Rubel. 

3.  In  Sachen  der  Krone  sind  sie  nur  zuständig,  wo  es  sich  um 
Besitzschutz  handelt,  und  für  Klagen  wegen  Beschädigung  ländlicher 
Grundstücke  bis  zu  500  Rubel. 

4.  Sie  sind  nicht  zuständig  in  Servitutenstreitigkeiten,  in  Schaden- 
klagen, wo  der  Betrag  sich  nicht  von  vornherein  angeben  lässt,  in 
Klagen  gegen  Personen,  deren  Aufenthalt  unbekannt  ist,  oder  die  sich 
im  Auslande  befinden,  in  Sachen,  wo  bei  mehreren  Beklagten  einige 
der  Gerichtsbarkeit  der  Stadtrichter  oder  Friedensrichter  unterstellt 
sind. 4) 

C.  Die  Kreisglieder  der  Bezirksgerichte  sind  zuständig  in  allen 

J)  C.P.O.  29,  821-8. 

2)  C.P.O.  1806  P.  4. 

3)  C.P.O.  31. 

4)  R.G.B.  XVI.  V,  II,  20,  21. 
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Sachen,  die  zur  Gerichtsbarkeit  der  Friedensrichter  gehören  und  die 
Kompetenz  der  Landhauptleute  und  Stadtrichter  überschreiten,  sowie 
in  allen  Sachen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit:  Sicherung  des  Nach- 
lasses u.  s.  w.1)2) 

2.  Zuständigkeit  der  besonderen  Gerichte. 

а)  Geistliche  Gerichte.  Diese  sind  zuständig  für  die  Klagen 
auf  Nichtigkeitserklärung  einer  Ehe  und  auf  Ehescheidung.3) 

Die  vermögensrechtlichen  Folgen  der  Nichtigkeitserklärung  oder 
Scheidung  einer  Ehe  werden  vom  bürgerlichen  Gericht  (Bezirksgericht) 
entschieden.4 5) 

ß)  Kommerzgerichte  entscheiden  in  den  Städten  und  Bezirken, 
für  welche  sie  errichtet  sind,  die  Handelssachen,  einschliesslich  der  For- 
derungen aus  Wechseln  über  500  Rubel  (unter  500  Rubel  entscheiden 
Friedensrichter  resp.  Stadtrichter). ,F>) 

Wo  keine  Kommerzgerichte  bestehen,  sind  für  Handels-  und  Wechsel- 
sachen je  nach  dem  Werthe  Einzelrichter  oder  Bezirksgerichte  zuständig, 
wobei  nicht  nach  dem  Handelsprozess,6)  sondern  nach  der  allgemeinen 
Prozessordnung  verfahren  wird. 

y)  Wolostgerichte  (Zeitweilige  Regeln  vom  12.  Juli  1889). 

Für  die  russischen  Wolostgerichte  hat,  soweit  es  sich  um  Kläger 
nicht  bäuerlichen  Standes  handelte,  niemals  die  Regel  gegolten  actor 
sequitur  forum  rei.  Es  sind  stets  _ Standesgerichte  gewesen  für  die 
Streitigkeiten  der  Bauern  untereinander.  Jeder  Nichtbauer  belangt  den 
Bauer  beim  allgemeinen  Gericht.  Erst  das  obige  Gesetz  hat  bestimmt, 
dass  die  Handwerker,  Kleinbürger  und  Händler,  welche  in  den  Dörfern 
oder  auf  dem  Lande  leben,  gleichfalls  der  Gerichtsbarkeit  der  Wolost- 
gerichte unterliegen.7) 

1)  R.G.B.  I,  29. 

2)  In  zweiter  Instanz  entscheiden:  1.  über  Appellationen  gegen  Urtheile  der 
Friedensrichter  und  über  Kassationsgesuche  gegen  endgültige  Urtheile  derselben  die 
Friedensrichterversammlungen.  Kassationsgesuche  gegen  deren  Entscheidungen 
gehen  an  das  Civil  * Kassationsdepartement  des  Senats  (C.  P.  0.  Art.  162, 
185,  186). 

2.  Ueber  Appellations-  und  Kassationsgesuche  gegen  Urtheile  der  Landhauptleute 
und  Stadtrichter  entscheiden  die  Kreisversammlungen  (Ujesdny  sjesd). 

Kassationsgesuche  gegen  deren  Entscheidungen  werden  an  die  Gouvernements- 
behörden (Gubernskoje  prissutstvije)  gerichtet  (R.G.B.  XVI,  V,  Art.  111,  129).  Vgl.  im 
Uebrigen  S.  655  f. 

3)  Statut  der  geistlichen  Konsistorien  (der  russischen  Kirche),  Ausgabe  von  1883 
Art.  149.  Kirchenordnung  der  evangelisch-lutherischen  Kirche  in  Russland  Art.  444 
P.  9,  460  P.  1 und  461  P.  1.  Gesetz  über  die  Verwaltung  der  römisch-katholischen 
und  armenisch-katholischen  Kirche  Art.  34,  50,  234. 

4)  C.P.O.  Art.  1337,  1338. 

5)  Handels-P.O.  Art.  43 — 45. 

б)  C.P.O.  28. 

7)  Dagegen  waren  in  den  baltischen  Provinzen  die  Bauern-Gemeindegerichte  keine 
Standesgerichte,  sondern  zuständig  in  allen  Sachen  der  Bauern,  unabhängig  vom  Stande 
der  Kläger.  Seit  der  Justizreform  sind  auch  sie.  Standesgerichte  geworden. 
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Die  Wolostgeri chte  sind  zuständig  in  Streitigkeiten  von  Bauern 
untereinander,  und  mit  Personen  anderer  Stände,  falls  diese  als  Kläger 
bei  ihnen  Klage  erheben.  Sie  entscheiden: 

1.  Streitigkeiten  bis  zum  Werthe  von  300  Rubel,  doch  niemals 
über  Grundeigenthum  oder  Besitzrechte  auf  Grund  notariell  beglau- 
bigter oder  korroborirter  Urkunden; 

2.  Streitigkeiten  der  Bauern  über  den  Besitz  von  Parzellen  des 
Bauerlandes,  ohne  Beschränkung  auf  einen  bestimmten  Werth; 

3.  Erbschaftssachen  und  Erbtheilungen  bäuerlichen  Nachlasses, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Stand  der  Erben;  besteht  der  Nachlass  aus 
bäuerlichem  (Gemeinde-)  Lande,  so  entscheiden  sie  ohne  Beschränkung 
auf  einen  bestimmten  Streitwerth,  besteht  er  aus  Vermögensobjekten, 
die  nicht  zum  Bauerlande  gehören,  so  sind  sie  bis  zum  Werthe  von 
500  Rubel  zuständig. 

In  den  Gouvernements,  wo  die  Landhauptleute  nicht  eingeführt 
sind,  sind  die  Wolostgerichte  nur  für  Sachen  bis  zu  100  Rubel  und  für 
Streitigkeiten  über  Bauerland  und  Naclilasssachen  auch  nur  bis  zu 
100  Rubel,  und  nur  soweit  es  sich  um  bäuerliches  Eigenthum  handelt, 
zuständig. ]) 

In  den  baltischen  Provinzen  entscheiden  die  Wolostgerichte  über 
Klagen  bis  zum  Betrage  von  100  Rubel  und  über  Besitzschutz  und 
Servituten  schütz,  aber  nur  zwischen  den  Mitgliedern  der  Bauergemeinde,  es 
sei  denn,  dass  Personen  anderer  Stände  sich  freiwillig  ihrer  Gerichtsbarkeit 
unterwerfen.  Niemals  unterliegen  den  Wolostgerichten  Sachenrechte  an 
Immobilien,  Klagen  gegen  Gemeinden  und  gegen  Gemeindebeamte. 

3.  Zuständigkeit  der  Bezirksgerichte. 

Ihnen  unterliegen  alle  Sachen,  welche  den  Einzelrichtern  oder  be- 
sonderen Gerichten  nicht  zugewiesen  sind,  also  auch  die  Sachen  wegen 
Nichtigkeitserklärung  und  Scheidung  von  Ehen  der  Raskolniken.*  2) 

§ 8- 

II.  O ertliche  Zuständigkeit. 

1.  Der  allgemeine  Gerichtsstand  wird  bestimmt  durch  das 
Domizil  des  Beklagten.3) 

Juristische  Personen  und  Gesellschaften  haben  ihr  Domizil  am  Ort, 
wo  die  Verwaltung  oder  Firma  sich  befindet.  Ist  mit  einem  Agenten, 
einer  Eisenbahnstation  u.  s.  w.  kontrahirt  worden,  so  entscheidet  deren 
Domizil  (C.P.O.  35,  220,  222,  H.P.O.  164).  Der  Fiskus  wird  belangt  am 
Ort,  wo  die  Behörde  sich  befindet,  mit  der  kontrahirt  ist  oder  die  das  strei- 
tige Objekt  verwaltet  (1284, 1305).  Die  Zuständigkeit  für  den  Konkurs  be- 
stimmt sich  nach  dem  Ort  der  Konkursverwaltung  (21,  223,  H.P.O.  509), 
die  Zuständigkeit  für  die  Nachlassregulierung  nach  dem  Orte,  wo  die  Erb- 

')  Gesetz  vom  19.  Februar  1861. 

2)  C.P.O.  Art.  202. 

a)  C.P.O.  Art.  203,  1339,  H.P.O.  160. 
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Schaft  eröffnet  wurde  (215).  Handlungsunfähige  Personen  haben  ihren 
Gerichtsstand  am  Domizil  ihrer  Eltern  oder  Vormünder.  Personen,  die 
im  Auslande  sich  befinden,  oder  deren  Wohn-  und  Aufenthaltsort  unbe- 
kannt ist,  sowie  Verstorbene  können  belangt  werden  am  Orte  des 
letzten  Domizils  (210).  Hat  Jemand  mehrere  Domizile,  so  kann  er 
beim  Gericht  eines  jeden  belangt  werden,  haben  mehrere  in  derselben 
Sache  Beklagte  verschiedene  Domizile,  so  können  alle  bei  einem  der 
mehreren  zuständigen  Gerichte  belangt  werden  (205).  In  Ehesachen, 
wo  der  Beklagte  gestorben  ist,  wird  der  Gerichtsstand  durch  das  Domizil 
des  Klägers  bestimmt  (1339). 

Hat  Jemand  keinen  Wohnsitz,  oder  ist  derselbe  dem  Kläger  unbe- 
kannt, so  kann  er  beim  Gericht  seines  Aufenthaltsorts  (mit  Aus- 
nahme vorübergehenden  Aufenthalts  auf  der  Reise)  belangt  werden. 
Doch  ist  er  berechtigt,  seinen  Wohnort  nachzuweisen  und  zu  verlangen, 
dass  die  Klage  dort  erhoben  werde.1)  Ausgenommen  sind  nur  dring- 
liche Fälle,  wo  Gefahr  im  Verzüge  ist,  oder  wo  die  Schuld  am  Aufent- 
haltsorte und  auf  der  Reise  kontrahirt  wurde,  oder  wo  der  zeitweilige 
Aufenthaltsort  auch  der  Erfüllungsort  ist.2) 

2.  Besondere  Gerichtsstände  sind: 

1)  Das  forum  rei  sitae  für  dingliche  Immobiliarklagen  und  für  alle  Erb- 
schaftssachen. 3)  Das  forum  rei  sitae  geht  allen  anderen  Gerichtsständen 
vor,  auch  wo  der  Eigenthüm er  Ausländer  ist  und  im  Auslande  sein 
Domizil  hat.  Nur  bei  einer  dinglichen  Klage,  die  auf  eine  Gesammtheit 
von  Immobilien  und  Mobilien  geht, -hat  der  Kläger  die  Wahl  zwischen 
dem  forum  rei  sitae  und  dem  forum  domicilii.4)  Ist  Domizil  und  Auf- 
enthaltsort unbekannt,  dann  kann  jede  Klage  gegen  den  Eigenthümer 
einer  Sache  bei  dem  forum  rei  sitae  anhängig  gemacht  werden.5) 

2)  Forum  solutionis,  Erfüllungsort,  geht  allen  anderen  vor,  wenn 
dieser  Gerichtsstand  von  den  Kontrahenten  stipulirt  worden  ist,  oder 
die  Erfüllung  nur  an  diesem  Orte  stattfinden  konnte;  anderenfalls  steht 
es  dem  Gerichtsstand  des  Domizils  und  Aufenthaltsorts  nach.6) 

3)  Das  forum  contractus,  der  Abschliessung  des  Vertrages,  wenn 
der  Beklagte  im  Auslande  ist  oder  sein  Domizil  oder  sein  Aufenthalts- 
ort unbekannt  sind,  und  er  keine  Grundstücke  besitzt  oder  dem  Kläger 
solches  unbekannt  ist  und  am  Ort  der  Erfüllung  nicht  geklagt  werden 
kann  (210). 

4)  Der  Ort,  wo  eine  Handlung  begangen  wurde,  für  alle  Klagen 
auf  Ersatz  des  durch  diese  Handlung  verursachten  Schadens  (217,  1288, 
1317). 

5)  Forum  connexitatis  und  forum  reconventionis  für  alle  Sachen, 

C.P.O.  32,  206,  207,  H.P.O.  160. 

2)  ib.  208. 

3)  Befinden  sich  Theile  der  Erbschaft  in  verschiedenen  Bezirken,  so  unterliegt 
Alles  der  Entscheidung  des  Gerichts,  wo  die  Sache  zuerst  anhängig  gemacht  wurde. 

*)'  C.P.O.  219.  Annenkow,  II.  Aufl.  I.  S.  166—170. 

5)  ib.  212—215. 

6)  ib.  208,  209. 
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die  im  inneren  Zusammenhänge  mit  einer  bereits  anhängigen  stehen, 
und  für  Widerklagen,  die  im  russischen  Prozess  auf  breitester  Basis 
zulässig  sind  und  die  Folge  haben  können,  dass  die  ursprüngliche  Klage, 
falls  sie  in  untrennbarem  Zusammenhänge  mit  der  Widerklage  steht,  bei 
einem  anderen  Gericht,  für  das  die  Widerklage  ihrem  Werthe  nach  zu- 
ständig ist,  anhängig  gemacht  werden  muss  (38,  39,  226,  340 — 342). 

Dasselbe  forum  besteht  für  die  Nachklage:  Klagen  auf  Ersatz  von 
Gerichtskosten  und  Schadenersatz  gegen  den  Bevollmächtigten  können 
anhängig  gemacht  werden  bei  dem  Gericht,  das  die  Sache,  aus  der  sie 
erwuchsen,  erledigt  hat  (896,  898,  899). 

6)  Forum  conventionis  et  prorogationis,  wenn  die  Parteien  sich  über 
ein  Gericht  erster  Instanz  geeinigt  haben.  Bauern  können  statt  des 
Wolostgerichtes  sich  an  den  Friedensrichter  oder  den  Landhauptmann 
wenden,  also  an  ein  Gericht  anderer  Art.  Dieses  forum  geht  allen  vor 
mit  Ausnahme  des  forum  rei  sitae  (227,  228). 

Die  Bestimmungen  über  den  Gerichtsstand  gelten  ebenso  für  Aus- 
länder wie  für  Inländer,  soweit  das  Vermögen  sich  innerhalb  der 
Grenzen  des  Beiches  befindet  und  in  den  Konsularverträgen  über  Rege- 
lung des  Nachlasses  keine  anderen  Bestimmungen  getroffen  sind.  Ueber 
Immobilien,  die  ausserhalb  der  Grenzen  des  Reichs  belegen 
sind,  urtheilen  russische  Gerichte  nie,  auch  wenn  diese  Immobilien 
russischen  Unterthanen  gehören.  Dagegen  ist  das  russische  Gericht  im 
Allgemeinen  zuständig  in  allen  anderen  Klagesachen  der  Ausländer, 
sowohl  untereinander  als  gegen  russische  Unterthanen,  einerlei  wo  und 
nach  welchem  Recht  kontrahirt  worden  ist.1)  Ausgenommen  sind  nur 
die  Personen,  die  das  Recht  der  Exterritorialität  gemessen.2) 

§ 9. 

III.  Kompetenzstreit  und  Kompetenzkonflikt. 

C.P.O.  40—43,  229-255.  Regeln  10—16. 

Die  Anwendung  der  Regeln  über  den  Gerichtsstand  liegt  zunächst 
dem  Kläger  ob.  Er  wählt  aus  mehreren  gleichartigen  Gerichtsständen 
einen,3)  oder  wählt  zwischen  mehreren  zulässigen  Gerichtsständen.4) 

9 C.P.O.  224:  Die  Prozesse  der  Ausländer,  die  sich  in  Russland  befinden,  sowohl 
unter  einander  als  mit  russischen  Unterthanen,  unterliegen  der  Gerichtsbarkeit  der 
russischen  Gerichte  nach  den  allgemeinen  Gesetzen  über  die  Zuständigkeit. 

2)  Russische  Unterthanen,  die  gegen  exterritoriale  Personen  Geldforderungen  haben, 
können  die  Vermittelung  des  Ministeriums  des  Auswärtigen  anrufen.  C.P.O.  225. 
Ausgenommen  von  den  Bestimmungen  des  Art.  224  sind  die  Klagen  gegen  Personen, 
die  zu  auswärtigen  Gesandtschaften  gehören.  Russische  Unterthanen,  die  gegen  solche 
Personen  Geldforderungen  haben,  können  sich  an  das  Ministerium  des  Auswärtigen 
wenden,  welches  verpflichtet  ist,  auf  Befriedigung  derselben  zu  bestehen.  Personen, 
die  zur  Bedienung  der  Botschafter,  Gesandten  und  anderer  diplomatischer  Agenten  ge- 
hören, unterliegen  der  Gerichtsbarkeit  der  (russischen)  Gerichte  nach  den  allgemeinen 
Gesetzen  über  den  Gerichtsstand,  aber  die  Ladung  vor  Gericht  wird  ihnen,  wenn  ihr 
Domizil  bekannt  ist,  durch  das  Ministerium  des  Auswärtigen  zugestellt.  Gesetz  vom 
19.  Februar  1868  No.  45503  Art.  2. 

3)  z.  B.  wo  Jemand  mehrere  Domizile  hat  oder  mehrere  Grundstücke  besitzt. 

4)  Oder  der  Kläger  wählt  zwischen  dem  Gericht  am  Wohnsitz  des  Agenten  des 
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Der  Beklagte  kann  verlangen,  dass  der  Kläger,  falls  er  beim  Ge- 
richt des  letzten  Domizils,  des  Aufenthaltsorts,  der  Abschliessung  des 
Vertrages  oder  des  Erfüllungsorts  geklagt  hat,  an  das  Gericht  des 
Domizils  verwiesen  werde.1) 

Jedes  Gericht  entscheidet  selbst  über  seine  Zuständigkeit;  gegen  die 
Entscheidung  ist  stets  Beschwerde  beim  Obergericht  und  gegen  dessen 
Entscheidung  Beschwerde  beim  Senat  zulässig.2) 

Kompetenzkonflikte  (positive  und  negative)  zwischen  Gerichten  ent- 
scheidet die  höhere  Instanz,  und  zwischen  Gerichten  verschiedener  Appell- 
hofsbezirke der  Appellhof,  in  dessen  Bezirk  die  Sache  zuerst  anhängig 
war. 3) 

Kompetenzkonflikte  zwischen  Stadtrichtern,  Landhauptleuten  und 
Kreisversammlungen  einerseits  und  Bezirksgerichten  andererseits  können 
nur  von  den  Gouvernementssessionen  erhoben  werden.  Sie  werden  in 
einer  dreigliedrigen  Kommission  des  Appellhofs,  zu  der  der  Gouverneur 
hinzugezogen  wird,  entschieden.4) 

Bei  Kompetenzkonflikten  zwischen  Gerichten  und  Administrativ- 
behörden dürfen  letztere,  wenn  erstere  sich  für  kompetent  erklärt 
haben,  in  der  Sache  nicht  verfahren,  können  aber  durch  den  Prokureur 
dem  Gericht  mittheilen,  dass  sie  sich  für  kompetent  halten.  Der  Kon- 
flikt wird  durch  eine  gemischte  Kommission  von  Mitgliedern  des  Appell- 
hofs und  von  Administrativbeamten  endgültig  entschieden.  Entstand 
der  Kompetenzkonflikt  im  Appellhof,  so  entscheidet  die  vereinigte  Session 
des  ersten  und  der  Kassationsdepartements.5) 

Handelt  es  sich  um  Geistliche  Gerichte  der  russischen  Kirche,  so 
wird  im  Senat  der  Oberprokureur  des  Synod  hinzugezogen. 

Falls  der  Beklagte  nach  Beginn  des  Prozesses  sein  Domizil  ändert, 
so  bleibt  das  ohne  Einfluss  auf  den  Gerichtsstand  der  Sache.  Ergiebt 
es  sich  während  des  Verfahrens,  dass  dem  Gericht  die  sachliche  Kom- 
petenz (vedomstvo)  mangelt,  so  kann  dies  in  jedem  Stadium  des  Pro- 
zesses geltend  gemacht  werden,  und  ist  Kassationsgrund.  Das  ganze 
Verfahren  und  das  Urtheil  eines  sachlich  nicht  zuständigen  Gerichts  ist 
nichtig.  Das  Gericht  muss  ex  officio  die  Pegeln  der  sachlichen  Zu- 
ständigkeit berücksichtigen.6) 

Im  Falle  eines  Kompetenzkonflikts  kann  die  Partei  bei  einem  der 


örtlichen  Komptoirs  und  dem  Gericht  am  Sitz  der  Hauptverwaltung,  bei  Eisenbahnen 
zwischen  den  Stationen  der  Absendung,  der  Bestimmung  und  der,  wo  der  Schaden 
zugeftigt  wurde,  zwischen  dem  Domizil  des  Schädigers  und  dem  Ort  der  Schädigung, 
zwischen  dem  Gerichtsstand  des  Domizils  und  dem  Ort  der  belegenen  Sache,  wo  die 
Klage  auf  Immobilien  und  Mobilien  geht.  C.P.O.  205. 

b ib.  207. 

3)  ib.  229,  232,  233,  587. 

3)  ib.  40,  43,  179,  230—234. 

4)  ib.  236 2. 

5)  ib.  237—244. 

6)  ib.  186  P.  3,  584  P.  1,  793  P.  3. 
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Gerichte  den  Antrag  auf  Bezeichnung  des  kompetenten  Gerichts  stellen, 
der;  der  oberen  Instanz  zur  Entscheidung  vorzulegen  ist.1) 

CAPITEL  II. 

Die  Parteien. 

§ io. 

I.  Prozessfähigkeit.  Unterbrechung  und  Aussetzung  des  Verfahrens. 

C.P.O.  15—27. 

I.  Nach  der  russischen  Civilprozessordnung  ist  jeder  Mensch  prozess- 
fähig, soweit  er  handlungsfähig  ist.  In  Folge  dessen  sind  Personen, 
die  zum  Verlust  aller  Standesrechte  verurtheilt  sind,  prozessunfähig.2)3) 
In  der  Prozessfähigkeit  beschränkt  sind: 

1.  Bevormundete  (Unmündige  und  Minderjährige,  Geisteskranke, 
Taubstumme,  Blinde).4 5)6)  Minderjährige  von  17  bis  20  Jahren,  die  ihr 
Vermögen  unter  Aufsicht  eines  Kurators  selbst  verwalten,  müssen  in 
Folge  dessen  auch  für  berechtigt  gelten,  Prozesse  zu  führen.  Entmün- 
digte Verschwender  müssen  der  Vormundschaftsbehörde  Anzeige  von 
der  Prozessführung  machen  und  bedürfen  zur  Bestellung  eines  Bevoll- 
mächtigten, zu  Vergleichen,  Anerkenntnissen  und  sowohl  zur  Erhebung 
einer  Klage  wegen  Urkundenfälschung,  wie  auch  zur  Einlassung  auf 
eine  solche  der  Genehmigung  dieser  Behörde.6) 

2.  Insolvente  Schuldner.  Ihr  Klagerecht  geht  auf  die  Konkurs- 
verwaltung über,  der  es  jedoch  freisteht,  ihnen  die  Führung  einzelner 
Prozesse  zu  überlassen. 7) 

Jeder  ist  berechtigt,  seinen  Prozess  selbst  oder  durch  Bevollmächtigte 


J)  C.P.O.  43. 

2)  ib.  17,  18. 

3)  Im  Grunde  jedoch  nur,  weil  durch  das  Urtheil  ihr  Vermögen  auf  ihre  Erben 
oder  im  Falle  der  Konfiskation  auf  den  Staat  tibergegangen  ist.  Sind  sie  aus  der 
Zwangsarbeit  entlassen  und  Ansiedler  geworden  und  haben  sie  als  solche  Eigenthum 
erworben  oder  Verträge  abgeschlossen,  so  sind  sie  wieder  prozessfähig,  obwohl  jener 
Verlust  der  Rechte  lebenslänglich  ist. 

4)  Für  die  Bevormundeten  handeln  ihre  Vormünder,  für  Kinder  die  Eltern  als 
natürliche  Vormünder,  falls  sie  nicht  als  Vormünder  bestellt  sind. 

Nach  dem  Recht  der  baltischen  Provinzen  sind  Minderjährige,  die  mit 
Einwilligung  ihrer  Eltern  oder  Vormünder  selbstständig  leben,  auch  prozessfähig  und 
können  unter  bestimmten  Voraussetzungen  vom  Gericht  die  venia  aetatis  erhalten 
(Privatrecht  der  Ostseeprovinzen  Livland,  Kurland  und  Estland  Art.  270,  271).  Unter 
Vormundschaft  Stehende  erhalten  bei  einem  Rechtsstreit  mit  ihrem  Vormund  einen  Vor- 
mund ad  hoc  (kriegerischer  Vormund)  (ib.  363).  Nach  russischem  Recht  hat  die  Frau 
unbeschränkte  Prozessfähigkeit.  Nach  baltischem  Recht  nur  die  unverheirathete,  die 
Handelsfrau  und  die  Ehefrau  in  Prozessen  um  ihr  Sondergut.  Soweit  ihr  Vermögen 
nicht  Sondergut  ist,  wird  sie  vom  Mann  ipso  iure  vertreten.  Nach  russischem  Recht 
kann  der  Mann  sie  nur  kraft  einer  Vollmacht  vertreten. 

5)  C.P.O.  19. 

6)  ib.  20. 

7)  ib.  21,  22. 
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zu  führen,1)  Anwaltszwang  besteht  nicht.  Juristische  Personen  und 
Gesellschaften2)  prozessiren  durch  ihren  Vorstand  oder  Bevollmächtigte. 
Der  Fiskus  (kasnä),  das  Kaiserhaus  und  die  einzelnen  Glieder  desselben 
werden  durch  die  Behörden  und  Beamten  vertreten,  denen  die  Verwaltung 
der  Angelegenheiten,  auf  die  sich  die  Streitsache  bezieht,  übertragen  ist. 

Die  Prozessfähigkeit,  die  legitim atio  ad  causam  und  die  Prozess- 
vollmacht muss  von  Amtswegen  geprüft  werden.  Eine  solche  Prüfung 
ist  in  jeder  Lage  der  Sache  zulässig. 

Ausländer  haben  dasselbe  Recht  wie  Inländer,  mit  der  einzigen 
Ausnahme,  dass  einem  Ausländer  gegenüber,  der  weder  im  Staatsdienst 
steht,  noch  in  Russland  Grundeigenthum  besitzt,  der  beklagte  Inländer 
sich  auf  die  Klage  nicht  einzulassen  braucht,  bevor  jener  die  Prozess- 
kosten sichergestellt  hat.3) 

II.  Im  Laufe  eines  Prozesses  können  auf  Seiten  der  Parteien  Verände- 
rungen eintreten,  die  von  Einfluss  auf  den  Gang  des  Processes  sind. 
Der  Tod,  die  Verurtheilung  zum  Verlust  aller  Standesrechte  und  der 
Verlust  der  Prozessfähigkeit  der  Partei  oder  ihres  Vertreters  bewirkt 
Stillstand  des  Prozesses,  bis  der  Rechtsnachfolger  resp.  neue  Vertreter 
denselben  wieder  aufnimmt.4)  Die  Gegenpartei  kann  durch  neue  La- 
dung oder  Antrag  auf  Ernennung  eines  Nachlass-  oder  Prozesskura- 
tors die  Wiederaufnahme  des  Prozesses  beschleunigen. 5)  Im  Stadium 
der  Exekution  ruht  das  Verfahren  bis  zur  Ernennung  eines  Vormunds 
oder  bis  zur  Bestätigung  der  Erben,  es  wäre  denn,  dass  das  Gericht 
auf  Antrag  des  Betreibenden  die  Fortsetzung  der  Exekution  anordnet. 
War  jedoch  bereits  der  Termin  zur  öffentlichen  Versteigerung  von  Ver- 
mögensobjekten anberaumt,  so  wird  diese  nicht  inhibirt.6)  Falls  bei 
Lebzeiten  eines  zur  Zahlung  oder  Leistung  verurtheilten  Schuldners  die 
Ausführung  des  Urtheils  noch  nicht  begonnen  hatte,  so  kann  sie  nach 
seinem  Tode  erst  erfolgen,  nachdem  dem  ernannten  Vormunde  oder  den 
bestätigten  Erben  eine  bezügliche  Anzeige  gemacht  worden  ist. 

§ ii- 

II.  Intervention. 

C.P.  0.  31,  51,  80,  662 — 66,  795.  Regeln  85 — 87. 

Die  russische  Civilprozessordnung  berührt  das  materielle  Prozess- 
recht und  die  grundlegenden  prozessualen  Rechtsbegriffe  nur  selten. 
Sie  begnügt  sich  meist  mit  rein  formellen  Vorschriften  und  überlässt 
das  materielle  Recht  zu  finden  dem  Ermessen  des  Richters,  der  hierbei 
von  dem  höchst  unentwickelten  russischen  Privatrecht  völlig  im  Stiche 


b G.O.  Art.  386.  C.P.O.  14,  16. 

2)  Auch  ausländische.  Vgl.  für  Deutschland  Art.  4 Handelsvertrag  vom  10.  Fe- 
bruar / 29.  Januar  1894.  S.  o.  Bd.  I S.  749,  750. 

3)  C.P.O.  571,  5.  S.  u.  S.  612  ff. 

4)  C.P.O.  681,  751,  752.  Vgl.  auch  § 21  S.  618  und  § 14  S.  601. 

5)  ib.  687. 

6)  ib.  959.  960  (Wiederholung  von  752)  Regeln  106,  116. 
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gelassen  wird.  Die  Folge  sind  willkürliche,  einander  widersprechende 
Entscheidungen. 

Der  russischen  Civilprozessordnung  ist  das  Institut  der  Intervention 
bekannt,  ebenso  ist  der  Unterschied  zwischen  Haupt-  und  Nebeninter- 
vention, wenn  auch  nicht  erwähnt,  so  doch  der  Sache  nach  vorhanden, 
da  bei  der  ersteren  der  Intervenient  gegen  beide  Parteien  auftritt, 
bei  der  zweiten  eine  der  Parteien  unterstützt,  weil  sein  Interesse  den 
Sieg  dieser  Partei  erheischt. x) 

Die  Civilprozessordnung  giebt  folgende  Regeln: 

1.  Für  Eintritt  eines  Dritten  in  einen  Prozess.  Der  Eintritt  ist 
in  jedem  Stadium  des  Prozesses  zulässig,  also  auch  in  der  Exekution 
und  im  Kassations verfahren. 

Der  Nebenintervenient  reicht  ein  einfaches  Gesuch  mit  zwei 
Abschriften  ein,  die  den  Parteien  zugefertigt  werden.  Die  Entschei- 
dung des  Gerichts  kann  durch  sofortige  Beschwerde  angefochten  werden.* 2) 
Der  Hauptintervenient  reicht  eine  förmliche  Klage  (mit  Klagegebühr) 
ein  und  der  anhängige  Prozess  wird  inhibirt,  bis  der  neue  gegen  beide 
Parteien  als  Streitgenossen  entschieden  ist.3) 

2.  Für  Hinzuziehung  eines  Dritten  zu  einem  Prozess.  Wäh- 
rend bei  dem  Eintritt  eines  Dritten  in  einen  Prozess  noch  davon  die 
Rede  ist,  dass  er  ein  Interesse  oder  ein  selbstständiges  Recht  zu  ver- 
treten habe,  wird  hier  einfach  gesagt:  der  Beklagte,  der  einen  Dritten 
zur  Theilnahme  am  Prozess  heranziehen  will,  muss  das  bezügliche  Gesuch 
zum  Termin,  zu  dem  er  geladen  ist,  also  bei  Beginn  des  Vorbereitungs- 
stadiums, der  Kläger  mit  der  Replik  auf  die  Klagebeantwortung  an- 
bringen. Im  Streitfall  entscheidet  das  Gericht  über  die  Zulässigkeit 
der  Ladung.  Die  Adzitation  ist  ohne  Zwang.  Giebt  der  Zitirte  der 
Ladung  keine  Folge,  so  kann  der  Zitirende  um  Sicherstellung  seines 
Regresses  nachsuchen.  Die  Kosten  der  Zitation  trägt  er,  kann  aber  seiner 
Zeit  bei  Geltendmachung  seiner  Regressforderung  auf  Ersatz  derselben 
dringen. 4) 

Wie  man  sieht,  macht  die  russische  Civilprozessordnung  keinen 
Unterschied  zwischen  den  verschiedenen  Fällen  der  Adzitation,  weist  nicht 
darauf  hin,  wann  sie  berechtigt  ist  und  giebt  dem  Richter  ebensowenig 
Anhalt  für  die  Entscheidung  der  verschiedenen  an  ihn  herantretenden 
Fragen,  wie  das  russische  Privatrecht.5) 


h C.P.O.  665  und  663. 

2)  ib.  662—664. 

3)  ib.  665,  666. 

4)  ib.  653-661. 

5)  Im  baltischen  Privatrecht  dagegen  wird  nicht  nur  zwischen  litis  denunciatio 
und  nominatio  auctoris  unterschieden,  sondern  es  sind  auch  die  Folgen  der  Geltend- 
machung und  Unterlassung  festgestellt.  Vgl.  Bunge,  Der  baltische  Civilprozess,  I. 
S.  229  ff.  Liv-,  Kur-  und  Estländisches  Privatrecht  Art.  3224 — 3227,  3243,  899,  3783. 
C.P.O.  1836—1839. 
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§ 12. 

III.  Streitgenossenschaft. 

Die  Streitgenossenschaft  ist  der  russischen  Civilprozessordnung  be- 
kannt,1) doch  fehlt  es  an  genauen  Bestimmungen.  Aus  der  Art  und 
Weise,  wie  sie  gelegentlich  erwähnt  wird,2)  sowie  aus  dem  Verbot, 
Ansprüche  aus  verschiedenen  Klagegründen,  wenn  sie  auch  gegen  einen 
und  denselben  Beklagten  gerichtet  sind,  in  einer  Klageschrift  zusammen 
vorzubringen,3)  kann  man  schliessen,  dass  das  russische  Recht  die  von 
der  Theorie  geforderten,  und  in  allen  Prozessordnungen  anerkannten 
Bedingungen  der  Gemeinsamkeit  des  Gegenstandes,  des  Klagebegehrens, 
und  des  Klagegrundes,  der  Gleichartigkeit  der  Ansprüche  und  der  Ver- 
handlung nach  gleicher  Prozessart  als  selbstverständlich  voraussetzt; 
die  Praxis  ist  dementsprechend. 

Die  Streitgenossenschaft  begründet  Prozess-  und  Kosteneinheit: 
Der  Richter,  der  für  die  Klage  gegen  einen  der  beklagten  Streitgenossen 
zuständig  ist,  wird  es  durch  die  Erhebung  der  Klage  auch  gegenüber 
den  anderen  Streitgenossen.4)  Die  Streitgenossenschaft  berechtigt  zur 
Streitverkündigung. 

Streitgenossen  stehen  dem  Gegner  als  eine  Partei  gegenüber,  doch 
hängt  es  von  ihnen  ab,  ob  sie  gemeinsam  oder  einzeln  verhandeln 
wollen. 5)  Im  letzteren  Falle  verantwortet  jeder  nur  die  eigenen  Hand- 
lungen. Daher  bindet  auch  das  Geständniss  eines  einzelnen  Streit- 
genossen nur  ihn.6)7) 

Versäumen  von  mehreren  Streitgenossen  einzelne  die  gerichtliche 
Verhandlung,  so  gilt  das  Urtheil  nicht  als  Versäumnissurtheil  (Prozess- 
einheit), ausgenommen  gegen  die,  deren  Wohnort  vom  Kläger  nicht 
angegeben  war.8) 

Haben  nur  einzelne  von  getrennt  verhandelnden  Streitgenossen  Appel- 
lation eingelegt,  so  ist  die  Frist  auch  für  die  Uebrigen  gewahrt  und 
es  steht  denselben  das  Recht  zu,  sich  der  Prozessführung  in  zweiter 
Instanz  selbst  nach  Ablauf  der  Appellationsfrist  anzuschliessen. 9) 


l)  C.P.O.  15,  113  (482),  218,  263,  724,  766. 

*)  ib.  273  P.  3. 

3)  ib.  258,  ein  Verbot,  welches  übrigens  in  der  Praxis  meist  nicht  beobachtet  wird. 

4)  ib.  33,  218. 

5)  ib.  15. 

6)  ib.  113,  482.  Regeln  75. 

7)  Immerhin  stellt  die  C.P.O.  den  Satz  auf  (Art.  114,  483):  „Streitgenossen  unter- 
liegen den  Folgen  des  Geständnisses  eines  Einzelnen  im  Falle  sie  sich  zu  solidarischer 
Haftung  verpflichtet  haben.“  Gegen  die  Folgen  dieses  in  seiner  Allgemeinheit  höchst 
bedenklichen  Satzes  werden  die  Streitgenossen  sich  aber  offenbar  durch  sofortigen 
Protest  schützen  können  (Bunge,  Der  baltische  Civilprozess,  I.  S.  220  u.  Anm.  23). 
Ferner  wird  dieser  Satz,  seinem  Wortlaut  entsprechend,  nur  Anwendung  finden  dürfen, 
wo  die  solidarische  Haftung  freiwillig  übernommen,  nicht  wo  sie  in  gesetzlichen  Vor- 
schriften (z.  B.  bei  Klagen  aus  Delikten)  begründet  ist. 

8)  C.P.O.  724. 

9)  ib.  766. 
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Haben  sie  sicli  nicht  angeschlossen,  so  kommt  ihnen  die  in  zweiter 
Instanz  erfolgte  andere  Entscheidung  nicht  zu  Statten.1) 

§ 13. 

IV.  Provokation  zum  Prozess. 

Die  russische  Civilprozessordnung  kennt,  abgesehen  von  der  Ediktal- 
ladung  von  Erben,  sowie  im  Konkursverfahren  keine  Provokation  zum 
Prozess. 2) 

§ 14:- 

V.  Beistände  und  Prozessbevolhnäclitigte. 

1.  Fähigkeit  zum  Auftreten  vor  Gericht. 

C.P.  0.  14,  16,  44 — 50,  245 — 255.  Regeln  Art.  5,  Beilage  6 — 9. 

Jeder  ist  berechtigt,  seine  Sache  vor  Gericht  selbst  zu  führen,  oder 
sich  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  zu  lassen  (§  10);  nur  der 
Eid  kann  weder  durch  einen  Vertreter  beantragt  noch  geleistet  werden. 

Es  besteht  kein  Anwaltszwang. 

Als  Beistände  erscheinen  die  Nebenintervenienten.  Als  Vertreter 
können  thätig  sein: 

1.  die  gesetzlichen  Vertreter  (§  10) ; 

2.  Rechtsanwälte  (§  15) ; 

3.  Streitgenossen,  Geschäftsführer,  Verwalter,  Eltern,  Ehegatten  und 
Kinder  der  Parteien,  soweit  letztere  prozessfähig  sind; 

4.  Vor  dem  Friedensrichter  wird  jeder  als  Vertreter  zugelassen,  der 
die  zur  Erlangung  der  Privatanwaltschaft  (§  15)  erforderliche  Qualifikation 
besitzt,  jedoch  nur  für  drei  Prozesse  im  Laufe  eines  Jahres  in  einem 
und  demselben  Friedensgerichtsbezirk.3) 

Für  das  Verfahren  vor  den  Landhauptleuten  und  Stadtrichtern 
sind  befugt  Vertreter  zu  sein: 

a)  Streitgenossen,  Verwalter,  Wirtschaltsbeamte  und  Aufseher  aller 
Art,  Ehegatten,  Verwandte,  Stiefsöhne  und  Pflegekinder;4) 

b)  vereidigte  Rechtsanwälte; 


’)  In  den  baltischen  Provinzen  ist  die  Stellung  der  Streitgenossen  zu  einander 
durch  das  örtliche  Privatrecht  in  ähnlicher  Weise  wie  in  den  meisten  modernen  Gesetz- 
gebungen geregelt.  Bunge,  Der  baltische  Civilprozess,  I.  S.  218  ff. 

2)  Im  bisherigen  baltischen  Prozess  bestanden  die  Provocatio  ex  lege  si  con- 
tendat  und  die  Provocatio  ex  lege  diffamari.  An  Stelle  der  letzteren  war  in  der  Praxis 
des  Rigaschen  Raths  eine  (der  C.P.  0.  des  Deutschen  Reichs  nachgebildete)  Fest- 
stellungsklage getreten.  Bei  der  Justizreform  in  den  baltischen  Provinzen  ist  die 
erstere  als  überflüssig  beseitigt,  die  Feststellungsklage  aber  als  Sonderinstitut  für  die 
baltischen  Provinzen  in  die  C.P.O.  aufgenommen  worden  (C.P. 0.  1801).  Sie  ist  zu- 
lässig überall  da,  wo  der  Kläger  „ein  rechtliches  Interesse  an  der  Feststellung  des 
Vorhandenseins  oder  Nichtvorhandenseins  eines  Rechtsverhältnisses  hat“. 

3)  G.O.  Art.  416,  18. 

4)  Reichsgesetzb.  Bd.  XVI.  Regeln  über  das  Verfahren  vor  den  Landhauptleuten 
Art.  5. 
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c)  Personen,  die  von  der  Kreissession  die  Konzession  als  Privat- 
anwälte mit  Genehmigung  des  Ministers  des  Innern  und  der  Justiz 
(Allerhöchster  Befehl  vom  Jahre  1890)  erhalten  haben. !) 2) 

2.  Die  Prozessvollmacht. 

Die  Vollmacht  wird  mündlich  oder  schriftlich  ertheilt.  Mündlich 
durch  mündliche  oder  schriftliche  Erklärung  vor  dem  Gericht,  schriftlich 


5 A.  a.  0.  Beilage  zu  Art.  5. 

3)  Der  Gesetzgeber  zählt  die  Umstände  detaillirt  auf,  die  zur  Vertretung  vor 
Gericht  unfähig  machen,  und  zwar,  bei  seiner  Vorliebe  für  kasuistische  Bestimmungen, 
zuerst  in  der  G.  0.  Art.  355  in  Bezug  auf  vereidigte  Rechtsanwälte,  dann  in  der 
C.P.O.  Art.  45  für  den  Prozess  vor  dem  Friedensgericht,  im  Art.  246  für  den  Pro- 
zess in  den  allgemeinen  Gerichten,  endlich  in  den  Regeln  für  das  Verfahren  vor  den 
Landhauptleuten  und  Stadtrichtern  (Art.  18).  Jede  dieser  Bestimmungen  differirt  von 
der  anderen. 

Gemeinsam  ist  diesen  Artikeln  die  Bestimmung  über  Unfähigkeit  in  Folge  a)  Ver- 
lust oder  Beschränkung  staatsbürgerlicher  Rechte  oder  des  Rechts,  Bevollmächtigter 
zu  sein  durch  Gerichtsurtheil.  Dem  steht  gleich  der  Fall,  wo  Jemand  wegen  eines 
solchen  Verbrechens  in  Untersuchung  befindlich  ist,  oder  in  Anklage  versetzt  nicht 
freigesprochen  worden  ist,  d.  h.  wo  die  Verhandlung  wegen  Begnadigung,  Verjährung 
und  dergleichen  ohne  freisprechendes  Urtheil  beendet  worden  ist;  b)  der  Ausschliessung 
aus  dem  Staatsdienste,  aus  dem  geistlichen  Stande  wegen  Laster,  aus  der  Adels- 
korporation, aus  der  Gemeinde;  c)  der  Insolvenz. 

Für  vereidigte  Rechtsanwälte  ist  ausserdem  bestimmt,  dass  solche  nicht 
sein  können:  Personen,  die  das  25.  Jahr  nicht  erreicht  haben  und  Ausländer. 

Für  Privatanwälte  und  Bevollmächtigte  wird  Volljährigkeit  verlangt  und  ausser- 
dem werden  als  unfähig  bezeichnet  a)  Personen,  die  durch  Urtheil  eines  geistlichen  Ge- 
richts aus  der  Kirche  gestossen  (d.  h.  mit  dem  Kirchenbann  belegt)  sind.  Das  Gesetz 
spricht  ganz  allgemein  von  „Kirche“,  meint  aber  offenbar  die  russische  Kirche;  b)  Kloster- 
geistliche, ausgenommen  im  Aufträge  ihrer  Oberen  oder  als  Vertreter  ihres  Klosters; 
c)  Weltgeistliche,  ausgenommen  als  Vertreter  ihrer  Kirchen  und  geistlichen  Anstalten 
oder  ihrer  Frauen,  Kinder  und  Pfleglinge;  d)  volljährige  Schüler  und  Studenten,  aus- 
genommen als  Vertreter  ihrer  Eltern  oder  Geschwister. 

Für  Bevollmächtigte  bestimmt  das  Gesetzbuch,  dass  als  solche  nicht  auftreten 
können:  a)  Analphabeten  vor  den  allgemeinen  Gerichten;  vor  dem  Friedensgericht  und 
den  Landhauptleuten  u.  s.  w.  können  sie  also  als  Bevollmächtigte  auftreten;  b)  Richter 
und  Prokureure  bei  dem  Gericht,  wo  sie  dienen,  bei  allen  anderen  Gerichten  können 
sie  ihre  oben  bezeichneten  Verwandten  vertreten;  c)  Friedensrichter  und  der  Prokureurs- 
gehülfe  des  Friedensrichterplenums  im  Bezirk  dieses  Gerichts;  d)  bei  den  Landhaupt- 
leuten und  Stadtrichtern  Personen,  denen  nach  Vereinbarung  zwischen  dem  Minister 
des  Inneren  und  dem  Justizminister  das  Recht  der  Praxis  entzogen  ist. 

Für  Bevollmächtigte  vor  Landhauptleuten,  Stadtrichtern  u.  s.  w.  enthält  das  Gesetz 
eine  Erweiterung  des  Kreises  der  als  Vertreter  zuzulassenden  Verwandten  und  Wirth- 
schaftsbeamten  und  lässt  die  Beschränkung  der  sonstigen  Bevollmächtigten  auf  nur 
drei  Prozesse  im  Jahre  fallen. 

Ausländer  können  nicht  vereidete  Rechtsanwälte  sein,  wie  das  Gesetz  ausdrück- 
lich bestimmt.  In  das  Gesetz  über  die  Privatanwälte  ist  diese  Bestimmung  nicht  auf- 
genommen. Eine  solche  direkte  Weglassung  einer  Bestimmung,  die  der  Gesetzgeber 
bei  Abfassung  des  Gesetzes  über  Privatanwälte  direkt  im  Auge  haben  musste,  weist 
darauf  hin,  dass  er  den  Ausländer  in  dieser  Beziehung  nicht  beschränken  wollte.  In 
der  Praxis  werden  Fälle,  wo  Ausländer  zur  Privatanwaltschaft  zugelassen  werden,  wohl 
kaum  Vorkommen.  Ebenso  müssten  Ausländer  als  Bevollmächtigte  vor  den  Friedens- 
gerichten nach  G.  0.  406  (s.  oben  S.  598,  4)  zugelassen  werden.  Ohne  Weiteres  können 
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im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter  mit  beglaubigter  Unterschrift. 
Die  Beglaubigung  kann  erfolgen  durch  einen  Notar,  Friedensrichter, 
Ehrenfriedensrichter,  die  Polizei  oder  den  Gemeindevorstand.1)  Münd- 
liche Vollmacht  kann  ertheilt  werden  zum  Verfahren  vor  dem  Friedens- 
gericht an  Bevollmächtigte  aller  Art;  zum  Verfahren  vor  den  allge- 
meinen Gerichten  nur  an  vereidigte  Rechtsanwälte,  während  alle 
anderen  Personen  einer  schriftlichen  Vollmacht  bedürfen.2) 

Die  schriftliche  Vollmacht  muss  gesetzlich  vollzogen  sein,  d.  h.  no- 
tariell oder  im  Notlifalle  beim  Friedensrichter.  Nur  für  vereidigte 
Rechtsanwälte  genügt  eine  einfache  schriftliche  Vollmacht  mit  beglau- 
bigter Unterschrift.3) 

Im  Auslande  werden  Vollmachten  entsprechend  dem  örtlichen 
Rechte  errichtet;  russische  Unterthanen  können  Vollmachten  auch  beim 
russischen  Konsul  errichten,  die  Vollmachten  von  Nichtrussen  müssen 
vom  russischen  Konsul  und  in  beiden  Fällen  die  Unterschrift  des  Kon- 
suls vom  Ministerium  des  Auswärtigen  beglaubigt  werden.  Die  in  der 
Geschäftssprache  eines  anderen  Landes  errichtete  Vollmacht  muss  von 
einer  Uebersetzung  ins  Russische  begleitet  sein;  dieselbe  muss  im  Aus- 
lande von  einem  russischen  Konsul  und  in  Russland  von  einem  Notar, 
einem  vereidigten  Uebersetzer  eines  Gerichts  oder  von  einem  vereidig- 
ten Rechtsanwalt  als  dem  Original  entsprechend  beglaubigt  sein.  Wer 
die  Uebersetzung  angefertigt  hat,  ist  gleichgültig. 

Ohne  Vollmacht  kann  auch  ein  vereidigter  Rechtsanwalt 
keine  für  seinen  Klienten  rechtswirksamen  Akte  vornehmen. 
Alles  so  vorgenommene  gilt  als  null  und  nichtig  und  kann  auch  nach 
der  herrschenden  formalistischen  Praxis  durch  Ratihabirung  nicht  wirk- 
sam gemacht  werden.4) 

Die  Vollmacht  kann  unbeschränkt  für  die  Führung  des  ganzen 
Prozesses  oder  beschränkt  nur  zur  Vornahme  bestimmter  Handlungen 
ertheilt  werden.5)  Die  unbeschränkte  Vollmacht  schliesst  im  Prozess 
vor  dem  Friedensrichter  das  Recht  zum  Abschluss  eines  Vergleichs  ipso 


Ausländer  als  Bevollmächtigte  auftreten  in  ihrer  Eigenschaft  als  Ehegatten,  Verwandte, 
Geschäftsführer,  Wirthschaftsbeamte,  Streitgenossen  u.  dergl. 
x)  C.P.O.  46,  47. 

2)  G.O.  390.  C.P.O.  247,  248. 

3)  Telegraphische  Vollmacht  wird  von  den  Gerichten  acceptirt,  wenn  das  Tele- 
gramm von  einer  offiziellen  Persönlichkeit  ausgeht  und  die  Identität  der  Person  vom 
Chef  der  Telegraphenstation  beglaubigt  ist  (z.  B.  ein  Notar  telegraphirt  dem  Gericht, 
dass  er  soeben  eine  Vollmacht  des  und  des  Inhalts  vollzogen  habe).  Für  den  inter- 
nationalen Verkehr  erwähnt  jedoch  die  russische  Telegraphenordnung  nicht  der  be- 
glaubigten Depeschen. 

4)  Dem  vereidigten  Rechtsanwalt,  aber  auch  nur  ihm,  steht  das  Recht  zu,  auch 
wenn  ihm  das  Recht  der  Uebertragung  der  Vollmacht  nicht  ausdrücklich  verliehen  ist, 
im  Behinderungsfalle  durch  Erklärung  vor  Gericht  die  Vertretung  der  Sache  zeitweüig 
einem  anderen  vereidigten  Rechtsanwalt  zu  übertragen. 

5)  G.O.  391.  Die  C.P.O.  erwähnt  nur  dieses  Unterschiedes.  Das  baltische  Privat- 
recht unterscheidet  (Art.  4371)  zwischen:  Universalvollmacht  für  sämmtliche  Geschäfte, 
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jure  in  sich.1)  Vor  den  „allgemeinen  Gerichten“  muss  dies  Recht  dem 
Bevollmächtigten  ausdrücklich  in  der  Vollmacht  eingeräumt  sein.  Das 
Recht:  Appellation  und  ein  Gesuch  um  Aufhebung  eines  Urtheils  (Kassa- 
tion, Restitution)  einzureichen,  Fälschung  einer  Urkunde  zu  behaupten 
oder  sich  im  Falle  einer  solchen  in  den  Streit  einzulassen,  Schieds- 
richter zu  wählen,  die  Vollmacht  zu  übertragen,  beim  Gericht  für 
Rechnung  des  Klienten  eingezahlte  Gelder  zu  empfangen,  mit  Ausnahme 
zu  erstattender  Kosten,  die  Syndikatsklage  anzustellen,  kann  nur  durch 
Spezialvollmacht  verliehen  werden,  die  in  der  Generalvollmacht  auf- 
genommen sein  kann.2)3)  Ueberhaupt  sind  in  der  Praxis  detaillirte  Voll- 
machten üblich.  Die  Vollmacht  zur  Zustellung  der  Klageschrift  an  das 
Gericht  kann  am  Schluss  der  Klageschrift  vom  Kläger  ertheilt  werden.4) 

Die  Annahme  einer  Vollmacht  hängt  vom  freien  Willen  des  Rechts- 
anwalts, von  seiner  Vereinbarung  mit  dem  Vollmachtgeber  ab.  Aus 
dieser  Vereinbarung  ist  der  Bevollmächtigte  berechtigt  und  verpflichtet 
und  haftet  für  vorkommende  Versehen.  Die  Vollmacht  muss  ex  officio 
geprüft,  die  Prüfung  kann  in  jeder  Rechtslage  vorgenommen  und  ein 
Mangel  der  Vollmacht  auch  vom  Gegner  gerügt  werden.  Was  direkt 
gegen  eine  ausdrückliche  Bestimmung  der  Vollmacht  vom  Bevollmächtigten 
vorgenommen  und  vom  Gericht  zugelassen  ist,  kann  von  der  Partei  als 
nichtig  angefochten  worden.  Dagegen  hat  der  Vollmachtgeber  im  Falle 
von  Versehen,  Versäumnissen,  selbst  dolosen  Handelns  seines  Bevoll- 
mächtigten nur  die  Klage  auf  Ersatz  des  Schadens  gegen  den  Bevoll- 
mächtigten. Ueber  die  Folgen  der  Vornahme  von  Handlungen  ohne 
Vollmacht  äussert  sich  die  russische  Civilprozessordnung  nicht.5) 

Die  Vollmacht  erlischt  durch  den  Tod  des  Vollmachtgebers  oder 
des  Bevollmächtigten,  durch  Ausführung  des  Auftrags,  durch  Widerruf 
seitens  des  Vollmachtgebers  und  durch  Verzicht  des  Bevollmächtigten. 

Im  Falle  des  Todes  der  Partei6)  wird  das  Verfahren  suspendirt,  bis 
die  Erben  des  Vertretenen  in  den  Prozess  eingetreten  sind,  was  der 
Gegner  durch  Ladung  beschleunigen  kann;  beim  Tode  des  Vertreters 
ruht  das  Verfahren,  bis  von  der  Partei  oder  im  Nothfalle  vom  Gericht 
ein  neuer  Bevollmächtigter  ernannt  ist.7)  Im  Falle  des  Widerrufs  muss 

Generalvollmacht  für  eine  gewisse  Gattung  von  Geschäften  und  Spezialvollmacht  für  ein 
bestimmtes  Geschäft.  Das  russische  Privatrecht  enthält  nichts  über  die  Arten  der 
Vollmacht,  was  natürlich  nicht  hindert,  dass  in  der  Praxis  alle  drei  Arten  Vorkommen 
können. 

J)  C.P.O.  48. 

2)  ib.  250. 

3)  In  den  baltischen  Provinzen  wird  ausserdem  noch  Spezialvollmacht  verlangt 
für  Zugeständnisse,  für  den  Antrag  auf  Entscheidung  durch  den  Eid  und  das  Eingehen 
auf  solchen  Antrag. 

4)  C.P.O.  259,  266,  2. 

5)  Nach  baltischem  Recht  sind  Handlungen  eines  Nichtbevollmächtigten  nichtig, 
können  aber  von  der  Partei  ratihabirt  werden.  Privatrecht  Liv-,  Est-  und  Kurlands 
Art.  3113.  Bunge,  a.  a.  0.  I.  S.  276. 

6)  Vgl.  auch  oben  § 10  S.  595  und  § 21  S.  618. 

7)  C.P.O.  255. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolguug.  II. 
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der  Vollmachtgeber  für  rechtzeitige  Vertretung  sorgen  und  kann  keinen 
Aufschub  verlangen. 

Ein  Verzicht  des  Bevollmächtigten  ist  so  rechtzeitig  anzuzeigen,  dass 
rechtzeitig  die  Neubestellung  erfolgen  kann,  wobei  der  Präsident  des 
Gerichts  die  Frist  bestimmt,  innerhalb  deren  der  Bevollmächtigte  ver- 
pflichtet ist,  die  Sache  zu  vertreten;  doch  kann  der  Präsident  unter 
Umständen  ihn  sofort  seiner  Verpflichtung  für  enthoben  erklären  und 
vorläufig  die  Sache  einem  anderen  vereidigten  Rechtsanwalt  übertragen.* 2) 

Ein  solcher  Bevollmächtigter  legitimirt  sich  durch  den  schriftlichen 
Auftrag  des  Präsidenten.  Beamte,  welche  Behörden  vertreten,  legiti- 
miren  sich  durch  den  schriftlichen  Auftrag  derselben3)  oder  durch 
Nachweis  ihrer  Eigenschaft  als  Vertreter  einer  juristischen  Person,  der 
Konkursverwalter  durch  die  Verfügung  des  Gerichts  über  Konstituirung 
der  Konkursverwaltung , der  Vormund  durch  das  Dekret  über  Ernen- 
nung eines  Vormunds;  der  vertretungsberechtigte  Mitinhaber  einer 
offenen  Handelsgesellschaft  durch  den  Gesellschaftsvertrag,4)  der  Ver- 
treter einer  Aktien-  und  anderer  Gesellschaften  durch  eine  Vollmacht 
des  Vorstands,5)  der  Testamentsexekutor  durch  das  gerichtlich  be- 
stätigte Testament.6) 

§ 15. 

3.  Rechtsanwälte. 

Gerichtsorganisationsgesetz  353—406,  1 — 19. 

Erst  die  russische  Civilprozessordnung  von  1864  hat  in  Russland 
eine  Rechtsanwaltschaft  geschaffen.  Sie  suchte  die  „vereidigten 
Rechtsanwälte“  durch  Verleihung  einer  korporativen  Organisation 
und  gesteigerte  Anforderungen  an  ihre  Qualifikation  auf  eine  hohe  Stufe 
zu  stellen.  Für  die  erste  Zeit,  so  lange  die  Zahl  der  vereidigten  Rechts- 
anwälte nicht  genügend  gross  sei,  gestattete  sie  eine  nur  wenig  be- 
schränkte Vertretung  durch  private  Bevollmächtigte,  bestimmte  jedoch, 
dass  für  jedes  Gericht  durch  Gesetz  die  Minimalzahl  der  für  dasselbe 
erforderlichen  vereidigten  Rechtsanwälte  festgesetzt  werden  und  dass 
nach  Erreichung  dieser  Zahl  nur  vereidigte  Rechtsanwälte  als  Vertreter 
vor  Gericht  aufzutreten  berechtigt  sein  sollten.7) 

Da  die  Zahl  der  vereidigten  Rechtsanwälte  sich  nur  sehr  langsam 
vermehrte,8)  so  war  die  Beschäftigung  mit  der  Vertretung  vor  Ge- 


b C.P.O.  50,  251.  Regeln  41.  G.O.  399. 

2)  ib.  49,  252-254. 

8)  ib.  1285. 

4)  ib.  26. 

5)  ib.  27. 

6)  ib.  24,  25. 

7)  Die  Befugniss  der  Parteien,  Verwandte,  Geschäftsführer  und  Streitgenossen 
zur  Vertretung  vor  Gericht  zu  bevollmächtigen,  sollte  daneben  bestehen  bleiben. 

8J  Am  hinderlichsten  wrar  die  Forderung  fünfjähriger  praktischer  Thätigkeit  im 
Justizfach. 


Russland. 


603 


rieht  so  gut  wie  freigegeben.  Während  nun  die  tüchtigen  Kräfte 
zur  Erlangung  der  Advokatur  den  beschwerlichen  Weg  durch  das 
Noviziat  als  Rechtsanwaltsgehülfen  einschlugen,  wurden  die  Gerichte 
überschwemmt  durch  Winkeladvokaten  schlimmster  Art,  und  sehr 
bald  überzeugte  sich  die  Regierung,  dass  die  fast  uneingeschränkte 
Freigebung  der  Vertretung  vor  Gericht  ein  Fehler  gewesen  war  und  zu 
beseitigen  sei. x) 

Am  25.  Mai  1874*  2)  wurde  ein  Gesetz  erlassen,  durch  welches  eine 
neue  Kategorie  von  Anwälten  geschaffen  wurde,  die  Privatanwälte, 
die  sich  von  den  Rechtsanwälten  dadurch  unterscheiden,  dass  an  ihre 
juristische  Ausbildung  geringere  Anforderungen  gestellt  werden. 

Es  bestehen  also  jetzt  zwei  Kategorieen  von  Anwälten:  1)  die  ver- 
eidigten Rechtsanwälte  (Prissäshnyje  poverennyje)  und  deren  Ge- 
hülfen  (Pomosczniki  prissäshnych  poverennych),  und  2)  die  Privat- 
anwälte (Czastnyje  poverennyje).  Beide  Kategorieen  sind  von  einander 
unabhängig  organisirt;  einen  Unterschied  wie  in  Frankreich  zwischen 
avoue  und  avocat  giebt  es  nicht. 

A.  Vereidigte  Rechtsanwälte. 

Vereidigter  Rechtsanwalt  kann  werden,  wer  die  Qalifikation  zum 
Richteramt  besitzt,3)  wobei  der  fünfjährige  Dienst  im  Justizfach  durch 
eine  ebensolange  Praxis  als  Gehülfe  eines  vereidigten  Rechtsanwalts 
ersetzt  werden  kann.  Die  Rechtsanwaltschaft  gilt  als  Amt  im  Justizdienst 
und  ist  daher  unvereinbar  mit  einem  anderen  Amte  im  Staats-  oder  Selbst- 
verwaltungsdienst. 4) 5) 

Die  Konzessionirung  der  vereidigten  Rechtsanwälte  steht  dem 
Rathe  (Kammer)  der  vereidigten  Rechtsanwälte  zu,  der  von 
den  vereidigten  Rechtsanwälten  eines  Appellhofsbezirks  jährlich  gewählt 
wird.6) 


b Der  Regierung  bot  sieb  wie  von  selbst  ein  sehr  einfaches  und  zweckent- 
sprechendes Mittel  in  der  Organisirung  der  Anwaltsgehülfen.  Bald  nach  Ein- 
führung der  Justizreform  hatten  die  jungen  Juristen,  die  sich  der  Anwaltslaufbahn 
widmen  wollten  und  als  Gehülfen  der  vereidigten  Rechtsanwälte  eingetreten  waren, 
mit  Genehmigung  der  Räthe  der  vereidigten  Rechtsanwälte  sich  eine  korporative  Or- 
ganisation nach  dem  Vorbilde  der  für  die  vereidigten  Rechtsanwälte  gesetzlich  fest- 
gestellten gegeben.  Diese  wurde  vom  Publikum  sympathisch  aufgenommen,  die  Re- 
gierung verstand  es  jedoch  nicht,  diese  selbstständige  Organisation  zur  Beseitigung 
jenes  Uebels  auszunutzen.  Im  Justizwesen  gewann  eine  büreaukratische  Richtung  die 
Oberhand,  welche  an  Stelle  gesetzlicher  Organisation  das  Ermessen  der  Behörden  und 
Beamten  setzte.  Anstatt  die  Organisation  der  Anwaltsgehülfen  entsprechend  aus- 
zugestalten, suchte  man  auch  die  selbstständige  Organisation  der  vereidigten  Rechts- 
anwälte zu  beschränken,  und  im  Jahre  1874  wurde  die  Organisation  weiterer  Korpo- 
rationen der  vereidigten  Rechtsanwälte  suspendirt. 

2)  Vollständige  Gesetzsamml.  No.  53573.  G.O.  406,  1 — 19. 

3)  Oben  § 4 S.  574,  4. 

4)  Ausgenommen  sind  unbesoldete  Ehren-  und  Hofämter. 

5)  Auch  die  Vereinigung  der  Anwaltschaft  mit  dem  Notariat  ist  unbedingt  aus- 
geschlossen. 

6)  Bei  Bezirksgerichten,  die  sich  nicht  am  Sitz  des  Appellhofs  befinden,  können, 
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Ausser  den  gesetzlichen  Erfordernissen  zieht  der  „Rath“  noch  in 
Betracht,  was  ihm  über  die  sittliche  Führung  des  Petenten  bekannt  ge- 
worden ist  und  ertheilt  oder  verweigert  die  Konzession.1) 

Jeder  vereidigte  Rechtsanwalt  wählt  seinen  Sitz  bei  einem  be- 
stimmten Gericht.  Nach  Ertheilung  der  Konzession  verfügt  das  Gericht 
die  Vereidigung.  Die  Konzessionirung  verleiht  das  Recht  zur  Ver- 
tretung von  Parteien  vor  allen  Gerichten  innerhalb  des  Appellhofsbezirks, 
sowie  das  fernere  Recht,  die  in  den  unteren  Instanzen  vertretenen 
Sachen  auch  vor  dem  Senat  in  Petersburg  zu  betreiben. 

Der  Rath  der  vereidigten  Rechtsanwälte 2)  hat  die  Disziplinar- 
gewalt über  die  vereidigten  Rechtsanwälte  bis  zur  Konzessionsentziehung 
und  Versetzung  in  Anklagezustand.  Gegen  Entscheidungen  des  Rathes 
der  vereidigten  Rechtsanwälte  ist  Beschwerde  mit  zweiwöchentlicher 
Frist  an  den  Appellhof  zulässig,  der  endgültig  entscheidet.  Gegen  er- 
th eilte  Verwarnungen  und  Verweise  ist  keine  Beschwerde  gegeben.  Die 
Kontrolle  von  Seiten  des  Rathes  ist  eine  sehr  eingehende  und  sehr 
strenge.  Ausserdem  stehen  die  vereidigten  Rechtsanwälte  unter  der 
Disziplin  der  Gerichte,  resp.  des  Gerichtspräsidenten.  Privatpersonen 
können  einen  vereidigten  Rechtsanwalt  bei  den  Gerichten  oder  beim  Rathe 
belangen.3)  Wo  kein  Rath  der  vereidigten  Rechtsanwälte  besteht, 
stehen  dessen  Funktionen  dem  örtlichen  Bezirksgericht  zu  (Art.  378). 

Der  Jurist,  der  sich  der  Anwaltslaufbahn  widmen  will,  wird  ent- 
weder Auskultant  (Gerichtsamtskandidat)4)  oder  Gehülfe  eines  vereidigten 
Rechtsanwalts.  Diesen  Charakter  erhält  er  jedoch  — wenigstens  in 
Bezirken,  wo  Räthe  der  vereidigten  Rechtsanwälte  bestehen  — nur  auf 
ein  Zeugnis  des  Rathes  der  Gehülfen  der  vereidigten  Rechtsanwälte  des 
betreffenden  Appellhofsbezirkes. 5) 


wenn  am  Orte  wenigstens  zehn  vereidigte  Rechtsanwälte  vorhanden  sind,  Abtheilungen 
des  Raths  gebildet  werden,  denen  die  gleichen  Befugnisse  zustehen. 

b Für  die  baltischen  Provinzen  bedarf  es  zur  Erlangung  der  Befugniss  zur 
Praxis  noch  der  Zustimmung  des  Justizministers.  Ebenso  im  ganzen  Reiche  für  die 
Ertheilung  der  Konzession  an  Nichtchristen. 

3)  Im  Jahre  1874  wurde  durch  Allerhöchsten  Befehl  vom  5.  Dezember  (G.O.  357 
Anm.)  die  Bildung  neuer  Räthe  vereidigter  Rechtsanwälte  bis  auf  Weiteres  suspendirt, 
und  dabei  ist  es  bis  heute  (1896)  geblieben.  Im  Jahre  1889  wurde  durch  Allerhöchsten 
Befehl  vom  11.  Oktober,  d.  h.  kurz  vor  Einführung  der  Justizreform  in  den  baltischen 
Provinzen,  die  Bildung  neuer  Abtheilungen  der  bestehenden  Räthe  der  vereidigten 
Rechtsanwälte  gleichfalls  bis  auf  Weiteres  suspendirt  (G.O.  366  Anm.).  Bis  1874  hatten 
sich  nur  drei  Räthe  vereidigter  Rechtsanwälte  gebildet:  in  St.  Petersburg,  zu  dessen 
Appellhofsbezirk  die  Gouvernements:  Petersburg,  Olonetz,  Nowgorod,  Pskow,  Witebsk, 
Kurland,  Livland,  Estland  gehören,  in  Moskau  (Gouvernements:  Moskau,  Wladimir. 
Wologda,  Jaroslaw,  Kostroma,  Nischni-Nowgorod,  Räsan,  Tula,  Kaluga,  Smolensk)  und 
in  Charkow  (Gouvernements:  Charkow,  Poltawa,  Orel,  Woronesch,  Kursk,  das  Gebiet 
der  donischen  Kosaken,  Theile  von  Tambow,  Jekatarinoslaw  und  Taurien). 

3)  G.O.  353—378. 

4)  S.  oben  S.  585. 

5)  Wie  erwähnt,  haben  die  Gehülfen  der  vereidigten  Rechtsanwälte  sich  selbst 
als  Korporation  organisirt.  Diese  Organisation  hat  sich,  obwohl  nicht  gesetzlich  an- 
erkannt, bis  heute  erhalten  — eine  in  Russland  seltene  Erscheinung. 
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Die  Gehülfen  sind  entweder  wirklich  solche  und  arbeiten  dann  im 
Aufträge  und  für  die  vereidigten  Rechtsanwälte,  oder  sie  sind  es  nur 
nominell  und  treiben  dann  Advokatengeschäfte  für  eigene  Rechnung.1) 
Seit  dem  Jahre  1874  bedürfen  sie  aber,  um  vor  Gericht  als  Vertreter 
fremder  Interessen  auftreten  zu  können,  der  Konzessionirung  als  Privat- 
anwälte. 2) 

Sie  stehen  unter  der  Disziplin  des  Rathes  der  Gehülfen  der  ver- 
eidigten Rechtsanwälte,  des  Rathes  der  vereidigten  Rechtsanwälte,  der 
Gerichte  und  als  Privatanwälte  unter  der  Disziplin  des  Justizministers. 

B.  Privatanwälte. 

Vom  Privatanwalt3)  wird  eine  ähnliche  Qualifikation  wie  für  die  ver- 
eidigten Rechtsanwälte  mit  Ausnahme  der  juristischen  Bildung  verlangt. 
Ausserdem  ist  noch  ausdrücklich  bestimmt,  dass  Frauen  nicht  Privat- 
anwälte sein  können.  Die  Konzession  wird  auf  Grund  einer  Prüfung 
beim  Gericht  ertheilt.  Von  dieser  Prüfung  ist  befreit,  wer  ein  Diplom 
über  Erlangung  eines  juristischen  Grades  beibringt,  oder  ein  Zeugniss 
über  die  besondere  Prüfung  bei  einem  gleichen  oder  höheren  Gericht, 
wie  das  ist,  zu  dem  er  die  Zulassung  nachsucht.  Die  Konzession  wird 
nur  für  das  einzelne  Gericht,  von  den  Appellhöfen,  den  Bezirksgerichten 
und  Friedensrichterversammlungen  ertheilt.  Die  Konzession  für  letztere 
berechtigt  auch  zur  Praxis  vor  den  betreffenden  Friedensrichtern.  Für 
die  Konzession  wird  jährlich  eine  Gebühr  entrichtet,  bei  den  allge- 
meinen Gerichten  von  75  Rubel,  bei  den  Friedensgerichten  von  40  Rubel. 
Wer  bei  mehreren  Gerichten  fungiren  wjll,  muss  bei  jedem  eine  Kon- 
zession nachsuchen.4)  Das  Gericht  berücksichtigt  alles,  was  ihm  über  die 
Persönlichkeit  des  Petenten  bekannt  ist  und  ertheilt  oder  verweigert  die 
Konzession.  Gegen  die  Entscheidung  ist  Beschwerde,  sowie  Protest  von 
Seiten  des  Prokureurs  beim  Appellhof  und  wo  dieser  über  die  Kon- 
zession zu  entscheiden  hat,  beim  Senat  in  zweiwöchentlicher  Frist  zu- 
lässig. Dem  Gericht  steht  die  Disziplin  wie  über  vereidigte  Rechts- 
anwälte zu,  nur,  dass  gegen  Privatanwälte  das  Disziplinarverfahren 
auch  von  der  Prokuratur  beantragt  werden  kann. 

Der  Justizminister  hat  über  Zulassung  von  Nichtchristen  zu  ent- 
scheiden und  besitzt  die  Befugniss  jedem  Privatanwalt  seine  Konzession 
zu  entziehen,  „wenn  derselbe  nach  den  dem  Minister  zugekommenen 
unzweifelhaften  Nachrichten,  eine  anstössige,  der  Stellung  eines  An- 
walts nicht  entsprechende  Handlungsweise  offenbart“  (G.O.  406,  15).  Von 
der  Zulässigkeit  einer  Beschwerde  ist  in  diesem  Falle  nicht  die  Rede. 

Die  Konzessionen  zur  Praxis  vor  Landhauptleuten,  Stadtrichtern 
und  Kreisgliedern  des  Bezirksgerichts  werden  nach  dem  Gesetz  von  den 


J)  Das  letztere  ist  die  Regel,  obwohl  es  vom  Gesetzgeber  nicht  beabsichtigt  war. 

2)  G.O.  406,  17. 

3)  G.O.  407,  1-19. 

4)  Die  Konzession  berechtigt  auch  zur  Betreibung  der  begonnenen  Sache  in  der 
höheren  Instanz  und  beim  Senat. 
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Kreissessionen  ertheilt,1)  die  auch  die  Disziplin  ausüben.  Beschwerden 
gehen  an  die  Gouvernementssession.  Die  weitere  Aufsicht  über  diese 
I Ti  vatan  walte  wird  gemeinsam  vom  Justizminister  und  dem  Minister 
des  Innern  ausgeübt.2)3) 

C.  Rechte  und  Pflichten  der  Rechtsanwälte. 

Die  Rechtsanwälte  beider  Kategorieen  haben: 

a)  das  ausschliessliche  Recht  der  Vertretung  fremder  Sachen  vor 
den  „allgemeinen  Gerichten“,  jedoch  mit  den  oben  S.  598  erwähnten 
Ausnahmen; 

b)  das  Recht  auf  ein  Honorar,  dessen  Betrag  durch  eine  schrift- 
liche Uebereinkunft  festzustellen  ist,  und  das  mangels  Uebereinkunft 
im  Streitfälle  nach  der  Taxe  bemessen  wird.4 5)  Nach  dieser  Taxe 
werden  stets  die  dem  Sieger  zu  ersetzenden  Kosten  für  die  Führung  des 
Prozesses  bemessen.  Bei  den  Friedensgerichten0)  wird  im  Streitfälle  das 
Honorar  und  der  Ersatz  desselben  nach  Ermessen  des  Gerichts  be- 
stimmt. 

Die  Uebernahme  der  Vertretung  einer  Sache  durch  den  Rechts- 
anwalt ist  im  Prinzip  frei  und  hängt  von  der  Uebereinkunft  zwischen 
ihm  und  der  Partei  ab.  Hiervon  giebt  es  nur  zwei  Ausnahmen,  jedoch 
nur  für  vereidigte  Rechtsanwälte,  nicht  für  Privatanwälte: 

1.  Wo  Räthe  der  vereidigten  Rechtsanwälte  bestehen,  kann  jeder 
sich  an  den  Rath  wenden  und  um  Zuweisung  eines  Anwalts  bitten. 
Der  Rath  ist  gesetzlich  nur  verpflichtet,  Vertreter  für  solche  Gerichte 
anzuweisen,  bei  denen  die  Minimalzahl  der  vereidigten  Rechtsanwälte 
festgestellt  ist  (was  noch  nirgends  geschehen  ist),  jedoch  erfolgt  die  Zu- 
weisung stets,  wenn  auch  unter  bestimmten  Bedingungen.6) 

2.  Die  vereidigten  Rechtsanwälte  sind  verpflichtet,  Armensachen, 
die  ihnen  vom  Rathe  oder  vom  Gerichtspräsidenten  zugewiesen  werden, 
unentgeltlich  zu  führen.7) 

Eine  Ablehnung  ist  in  beiden  Fällen  nur  aus  triftigen  Gründen 
zulässig. 8) 


*)  Jedoch  wurde  1890  diese  Bestimmung  noch  vor  Einführung  des  Gesetzes  zum 
Theil  suspendirt  und  verfügt,  die  Konzessionirung  könne  bis  auf  Weiteres  nur  mit 
Genehmigung  der  Minister  des  Inneren  und  der  Justiz  ertheilt  werden. 

2)  Gesetz  vom  29.  Dezember  1889.  Regeln  über  Privatanwälte  1 — 6.  Beilage  zu 
Art.  5 der  Regeln  über  das  Verfahren  vor  den  Landhauptleuten. 

3)  Der  Zweck,  den  die  Regierung  bei  Erlass  des  Gesetzes  über  Privatanwälte  im 
Auge  hatte,  die  Beseitigung  der  Winkeladvokatur,  ist  nicht  völlig  erreicht  worden, 
da  diese  es  verstehen,  als  „Geschäftsführer“  oder  (minimale)  Theilhaber  am  Prozess 
aufzutreten. 

4)  G.  0.  395,  396  und  Beilage  VII  zur  Anm.  des  Art.  396,  die  die  Taxe  enthält. 
Für  das  Detail  verweisen  wir  auf  die  S.  607  abgedruckte  Taxe. 

5)  Vgl.  im  Uebrigen  § 18  No.  5 S.  615. 

6)  Siehe  Taxe. 

7)  G.O.  367  P.  4,  394. 

8)  Eine  besonders  grosse  Last  für  die  vereidigten  Rechtsanwälte  ist  die  Pflicht, 
die  im  Strafverfahren  Angeklagten,  die  ihnen  vom  Gericht  zugewiesen  werden,  zu  ver- 
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Der  Rechtsanwalt  ist  verpflichtet,  die  Interessen  seines  Auftrag- 
gebers zu  wahren.  Er  darf  weder  dessen  mit  Klage  zu  verfolgenden 
Ansprüche  kaufen,  noch  sonst  erwerben.  Solche  Abmachungen  sind 
ungültig  und  unterwerfen  ihn  einer  Ahndung  durch  den  Rath.1) 

Er  darf  weder  beide  Parteien  gleichzeitig  vertreten,  noch  von  einer 
zur  anderen  übergehen.2)  Er  darf  nicht  in  Vertretung  eines  Fremden 
einen  Prozess  gegen  seine  eigene  Ehefrau  oder  seine  Verwandten  bis 
zum  vierten  Grade  übernehmen.3)  Er  ist  verpflichtet,  Geheimnisse 
seiner  Auftraggeber  auch  nach  Beendigung  der  Sache  zu  wahren.4) 

Für  verursachten  Schaden  kann  er  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
civilrechtlich,  für  Dolus  kriminell  belangt  werden.  Doch  bleiben  die  durch 
seine  Schuld  verursachten,  seinem  Auftraggeber  ungünstigen  Urtheile 
bestehen,  es  sei  denn,  dass  seine  Handlungen  annullirt  werden.  Auf 
Ersatz  des  Schadens  kann  er  bei  demselben  Gericht  belangt  werden, 
wo  der  Prozess  stattfand,  durch  dessen  nachlässige  Führung  er  den 
Schaden  verursacht  hat. 

D.  Zeitweilige  Taxe  für  vereidigte  Rechtsanwälte. 


(Beilage  VII  zur  Anm.  des  Art.  396  des  Gesetzes  über  die  Gerichtsorganisation.) 
1.  Für  die  Vertretung  einer  Sache  in  zwei  Instanzen  beträgt  das  Honorar: 
Bei  einem  Werth  von 


l 500  bis 

2000  Rbl. 

. . 10%, 

2000  „ 

5000  „ 

für  die 

ersten 

2000  Rbl. 

200  Rbl.,  für  die  übrigen  8°/o, 

5000  „ 

25000  „ 

fl  fl 

fl 

5000  „ 

140  „ „ „ 

* 4°/o, 

25000  „ 

50000  „ 

fl  fl 

fl 

25000  „ 

1240  „ „ „ 

,,  2°/0, 

50000  „ 

75000  „ 

fl  fl 

50000  „ s 

1740  „ „ „ 

„ l°/o, 

über  75000  „ 

fl  fl 

fl 

75000  „ 

1990  „ „ „ 

„ V»  %.5) 

2.  Ermässigt  der  Kläger  seine  Forderung,  so  wird  das  Honorar  nach  der  er- 
mässigten  Summe  berechnet. 

3.  In  Sachen,  die  einer  Werthbestimmung  überhaupt  oder  noch  nicht  unterliegen, 
bestimmt  das  Gericht  das  Honorar,  entsprechend  der  Bedeutung  und  Wichtigkeit  der 
Sache  für  die  Partei,  ihren  Mitteln,  der  Zeit  und  Arbeit,  welche  der  Vertreter  auf- 
gewandt hat,  im  Betrage  von  50  bis  1200  Rbl. 

4.  In  Sachen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  wird  das  Honorar  vom  Gericht  be- 
stimmt unter  Berücksichtigung  der  Komplizirtheit  der  Sache,  und  zwar  bis  zum  Be- 
trage von  600  Rbl. 

5.  In  Sachen  im  Werthe  bis  500  Rbl.,  die  in  den  allgemeinen  Gerichten  ver- 
handelt werden,  bestimmt  das  Gericht  das  Honorar  bis  zum  Betrage  von  50  Rbl. 

6.  Von  dem  in  obigen  Artikeln  angesetzten  Honorar  erhält  der  vereidigte  Rechts- 
anwalt für  das  Verfahren  in  erster  Instanz  2/3,  für  das  Verfahren  in  zweiter  Instanz  ljz, 


theidigen.  Für  diese  Verth eidigung  erhalten  sie  übrigens  am  Ende  des  Jahres  eine 
Entschädigung  aus  einer  Summe,  die  durch  prozentuale  Steuer  von  den  taxmässigen 
Einnahmen  der  vereidigten  Rechtsanwälte  des  ganzen  Reichs  gebildet  wird.  Der  Justiz-, 
minister  vertheilt  diese  Summe  unter  die  Appellhöfe,  und  die  Räthe  oder  Gerichte 
weisen  dem  Einzelnen  seinen  Antheil  zu.  G.O.  393,  vgl.  Taxe. 

*)  G.O.  400. 

2)  G.O.  402. 

3)  G.O.  401. 

4)  G.  0.  403. 

5)  Beim  Verfahren  nach  dem  vereinfachten  Prozess  wird  Vs  dieser  Sätze  zugebilligt. 
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7.  Für  die  Führung  einer  Sache  im  schiedsrichterlichen  Verfahren  erhält  er 
so  viel,  wie  in  der  ersten  Instanz. 

8.  Für  die  Führung  einer  Kassationssache  im  Senat  erhält  er  den  vierten  Theil 
des  im  Punkt  1 angesetzten  Honorars. 

9.  Im  Fall  der  Prozess  auf  Grund  einer  Einrede  (C.P.O.  Art.  571 — 576)  einge- 
stellt wird,  hat  der  vereidigte  Rechtsanwalt,  der  die  Einrede  vorgebracht  hat,  Anspruch 
auf  74  des  Honorars  für  Durchführung  der  Sache  in  der  ersten  oder  zweiten  Instanz, 
je  nachdem,  wo  die  Einrede  vorgebracht  wurde. 

10.  Im  Fall  der  Zurücknahme  der  Vollmacht  (Art.  251)  ohne  genügenden  Grund, 
ebenso  im  Fall  eines  Vergleichs  hat  der  vereidigte  Rechtsanwalt  das  Recht  zu  ver- 
langen, dass  das  Gericht  ihm  das  volle  Honorar  zuspreche,  und  zwar,  wenn  die  Sache 
von  ihm  bereits  in  die  zweite  Instanz  gebracht  worden  ist,  für  zwei  Instanzen,  wenn 
sie  von  ihm  nur  in  einer  geführt  war,  für  eine  Instanz  (oben  Art.  1 — 6). !) 

11.  Wenn  der  vereidigte  Rechtsanwalt  durch  schwere  Krankheit  oder  in  Folge 
einer  von  ihm  nicht  abhängigen  Nöthigung  zur  Abreise  oder  aus  anderer  berücksichti- 
genswerthen  Ursache  gezwungen  ist,  von  der  Führung  der  Sache  vor  Beendigung 
derselben  zurückzutreten,  so  kann  er  gerichtlich  nur  die  Hälfte  des  im  Art.  10  be- 
zeichneten  Honorars  verlangen.  Tritt  er  ohne  berücksichtigenswerthe  Gründe  vor  Be- 
endigung einer  Sache  von  der  Führung  derselben  zurück,  so  hat  er  keinen  Anspruch 
auf  Honorar. 

12.  Der  Rechtsanwalt  des  Klägers  hat,  falls  er  den  Prozess  verliert,  nur  den 
Anspruch  auf  den  vierten  Theil  des  Honorars,  welches  ihm  auf  Grund  obiger  Be- 
stimmungen zukommen  würde,  falls  er  den  Prozess  gewonnen  hätte ; und  dies  Honorar 
kann  nicht  höher  sein  als  200  Rbl.  für  die  erste,  und  100  Rbl.  für  die  zweite  Instanz, 
wie  gross  auch  der  Werth  des  Streitgegenstandes  sein  möge. 

18.  Wenn  dem  Kläger  nicht  die  ganze  Forderung  zuerkannt  oder  der  Beklagte 
nicht  von  der  ganzen  Summe  der  Forderung  befreit  worden  ist,  so  wird  das  Honorar 
des  Anwalts  vom  Gericht  bestimmt:  für  die  dem  Kläger  nicht  zuerkannte  oder  dem 
Beklagten  nicht  aberkannte  Summe  nach  Art.  1,  für  die  übrigen  Theile  des  Prozesses 
(nach  Art.  12  u.  14  dieser  Beilage)  im  Betrage  von  74  oder  73  des  Honorars,  das  für 
den  Gewinn  der  Sache  bestimmt  ist. 

14.  Der  Anwalt  des  Beklagten  hat  im  Fall  des  Verlustes  des  Prozesses  nur  An- 
spruch auf  den  dritten  Theil  des  Honorars,  welches  ihm  auf  Grund  obiger  Bestimmungen 
zukäme,  falls  er  den  Prozess  gewonnen  hätte. 

15.  Die  verlierende  Partei  wird,  auch  wenn  der  Gegner  mehrere  Anwälte  gehabt 
hat,  nicht  zum  Ersatz  höheren  Honorars,  als  für  einenAnwalt  angesetzt  ist,  verurtheilt. 

16.  In  den  im  Art.  404  der  Gerichtsorganisation  angeführten  Fällen  (Termin- 
versäumniss  und  andere  Fälle  von  Nachlässigkeit,  die  Anspruch  auf  Schadenersatz  be- 
gründen) verliert  der  Anwalt  jedes  Recht  auf  Honorar. 

17.  Von  der  Summe,  die  dem  vereidigten  Rechtsanwalt  nach  dieser  Taxe  zusteht, 
müssen  10%  in  das  im  Art.  398  der  Gerichtsorganisation  erwähnte  Kapital  gezahlt 
werden. 

18.  Der  Rath  der  vereidigten  Rechtsanwälte  hat  das  Recht,  zu  verlangen,  dass 
die  Partei,  die,  ohne  das  Armenrecht  zu  gemessen,  sich  an  den  Rath  um  Zuweisung 
eines  Rechtsanwalts  (Art.  392)  wendet,  das  in  den  Art.  12  oder  14  dieser  Beilage  be- 
stimmte Honorar  für  die  verlangte  Prozessführung  einzahle  oder  sicherstelle  und  ebenso 
eine  Summe  für  die  Gerichtsgebühren  und  sonstige  Kosten  einzahle.  So  lange  das 
nicht  geschehen  ist,  ist  der  Rath  nicht  verpflichtet,  einen  Anwalt  zu  ernennen. 

Diese  Taxe  wurde  zunächst  für  vereidigte  Rechtsanwälte  erlassen, 
dann  aber  durch  das  Gesetz  über  Privatanwälte  auf  diese  ausgedehnt 
(G.O.  406,  16). 


7 Auch  bei  den  in  den  Art.  7 u.  8 erwähnten  Sachen  haben  die  vereidigten 
Rechtsanwälte  in  den  im  Art.  10  angeführten  Fällen  Anspruch  auf  volles  Honorar. 
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§ 16- 

TI.  Armenrecht. 

C.P.O.  200,  7 U.  8,  880—889.  Regeln  139. 

Das  Gesetz  spricht  jedem,  der  die  Hilfe  des  Civilrichters  anruft 
und  nicht  im  Stande  ist,  die  Gerichtskosten  zu  bezahlen,  das  Recht  auf 
Stundung  bezw.  Erlass  und  in  gewissen  Fällen  auf  Vorschuss  der  Ge- 
richtskosten zu,  ohne  eine  Ausnahme  zu  Ungunsten  der  Ausländer  zu 
machen.  Es  muss  daher  den  Ausländern  der  Anspruch  auf  das  Armen- 
recht zuerkannt  werden  und  derselbe  wird  ihnen  in  der  Praxis,  und 
zwar  ohne  Rücksicht  auf  Reziprozität,  zuerkannt.1) 

Im  Verfahren  vor  dem  Friedensgericht  kann  das  Gesuch  beim 
Beginn  des  Prozesses  angebracht  werden;  über  die  Gewährung  ent- 
scheidet das  Gericht  inappellabel.2) 

Im  Verfahren  vor  den  „allgemeinen  Gerichten“  muss  das  Ge- 
such vor  der  Eröffnung  des  Verfahrens  angebracht  werden,  unter  Bei- 
bringung eines  schriftlichen  Zeugnisses  seitens  der  Gemeinde-,  Standes- 
oder Dienstobrigkeit.3)4 * *) 

Dieses  Zeugniss  muss  genaue  Angaben  über  Vermögens-  und  Fa- 
milienstand und  nicht  etwa  bloss  die  Bescheinigung  enthalten,  dass  An- 
tragsteller arm  und  die  Gebühren  zu  zahlen  nicht  im  Stande  sei.  Das 
Zeugniss  soll  die  thatsächliche  Grundlage  für  die  Entscheidung  des 
Gerichts  bilden.  Ohne  ein  solches  Zeugniss  wird  das  Gesuch  nicht  an- 
genommen. 

1)  Trotzdem  ist  in  der  Litteratur  eine  Stimme'  (Annenkow,  2.  Aufl.  IV.  S.  577) 
laut  geworden,  die  das  Gegentheil  behauptet.  Dagegen  vertritt  Malyszew,  2.  Aufl. 
I.  S.  183,  gestützt  auf  Gesetz  und  Logik,  den  Anspruch  der  Ausländer  auf  das  Armen- 
recht und  ihm  folgt  die  Praxis. 

2)  C.P.O.  200 7 : „Unvermögende  Personen  werden  von  der  Klagebühr  (l°/o  vom 

Werth  und  10  Kop.  vom  Bogen  des  Gesuches,  Art.  2002u-3)  und  der  Abgabe  befreit, 
wenn  der  Friedensrichter  ihre  Zahlungsunfähigkeit  zur  Entrichtung  derselben  anerkennt. 
Ueber  die  Befreiung  von  der  Zahlung  der  Gebühr  und  Abgabe  und  über  die  Ablehnung 
eines  solchen  Gesuchs  trifft  der  Friedensrichter  eine  besondere  Verfügung  in  jeder 
Sache  und  in  Bezug  auf  jede  Person,  die  darum  nachgesucht  hat.  Beschwerden  über 
solche  Verfügungen  sind  nicht  zulässig.“ 

In  den  Regeln  für  das  Verfahren  vor  den  Landhauptleuten  ist  einfach  gesagt: 

Art.  189.  Von  der  Zahlung  der  Gerichtskosten  sind  ausgenommen  Personen,  die 
vom  Landhauptmann  oder  Stadtrichter  als  unfähig,  dieselben  zu  zahlen,  anerkannt 
worden  sind. 

3)  Für  Bauern  der  Gemeindeälteste,  für  Kleinbürger  der  Aelteste,  für  Stadt- 
bewohner das  Stadthaupt,  für  Edelleute  der  Kreismarschall,  für  Beamte  der  Vorgesetzte, 
für  Personen,  die  nicht  in  diese  Kategorieen  fallen,  also  eventuell  für  Ausländer  der 
örtliche  Distriktsfriedensrichter  resp.  Stadtrichter  oder  Landhauptmann. 

4)  Personen,  die  in  Deutschland  domiliziren,  müssen,  um  das  Armenrecht  zu  er- 

langen, ein  Armuthszeugniss  der  nach  dem  Heimathsrecht  zur  Ertheilung  solcher  Zeug- 
nisse befugten  Behörde  oder  Amtsperson,  beglaubigt  von  dem  russischen  Konsul  und 
dem  russischen  Ministerium  des  Auswärtigen,  vorweisen.  Doch  ist  eine  Bestimmung 
hierüber  in  der  Civilprozessordnung  nicht  enthalten.  Für  das  Verfahren  vor  dem  Friedens- 
richter, vor  dem  die  meisten  Armensachen  Vorkommen  werden,  sind  solche  Zeugnisse 

nicht  erforderlich;  hier  wird  der  Ausländer  wie  jeder  Einheimische  seine  Armuth  durch 

Zeugenaussagen  erweisen  können. 
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Das  Gericht  hat  sich  von  der  wirklichen  Armutli  des  Antragstellers 
zu,  überzeugen  und  entscheidet  nach  Anhörung  des  Prokureurs  defini- 
tiv und  inappellabel.  Das  Bezirksgericht  ertheilt  dann  auf  Grund  seiner 
Entscheidung  ein  Zeugniss,  dass  dem  Petenten  das  Armenrecht  zustehe 
und  auf  dieses  Zeugniss  hin  muss  es  ihm  bei  jedem  Gericht  gewährt 
werden.  Gesuch,  Verfahren  und  Zeugniss  sind  kostenfrei.1) 

Der  Friedensrichter  entscheidet  über  das  Armenrecht  in  der  ein- 
zelnen bei  ihm  verhandelten  Sache.2) 

Die  Zuerkennung  des  Armenrechts  befreit  zunächst  von  der  Leistung 
aller  Gerichts-  und  Prozessgebühren,3)  welche  jedoch  vorgemerkt 
werden.  Die  in  den  Art.  857 — 865  aufgeführten  unvermeidlichen  Aus- 
lagen für  Fahrten  u.  s.  w.  werden  der  Partei  vom  Fiskus  vor  ge- 
schossen.4) 

Geräth  eine  Partei  während  eines  Prozesses  in  Armuth,  so  kann  sie 
das  Armenrecht  durch  besondere  Eingabe  erlangen.5) 

Der  Prokureur  hat  darüber  zu  wachen,  dass  niemand  das  Armen- 
recht unbefugter  Weise  geniesse.  Erweisen  sich  die  Angaben  des 
Armen  als  unwahr,  so  wird  er  für  falsche  Aussage  vor  Gericht  be- 
straft und  muss  sofort  alle  gestundeten  Kosten  bezahlen. 

Die  Zuweisung  der  Armensache  an  einen  vereidigten  Rechtsanwalt 
erfolgt  auf  Gesuch  des  Armen  durch  den  Rath  oder  das  Gericht.  Die 
gestundeten  Gebühren  und  die  Vorschüsse  der  Krone,  sowie  die  Rechts- 
anwaltskosten für  die  Führung  der  Sache  werden  vom  Gegner,  der  in  die 
Kosten  verurtheilt  worden  ist,  beigetrieben,  falls  der  Arme  den  Prozess 
gewinnt.  Verliert  der  Arme  den  Prozess,  so  werden,  falls  er  zahlungs- 
fähig wird,  die  Kosten  von  ihm  beigetrieben.  Ebenso  ist  er  im  Falle 
des  Unterliegens  zum  Ersatz  der  Kosten  des  Gegners  verpflichtet. 

§ 17. 

VII.  Kautionen  (Arrest).6) 

C.P.O.  125—128,  590-652,  3. 

Der  russische  Civilprozess  unterscheidet  die  vom  Beklagten  zu  ge- 
währende Sicherstellung  der  Klageforderung  (entsprechend  dem  Arrest 
der  deutschen  Civilprozessordnung)  und  die  vom  Kläger  dem  Beklagten 
zu  leistende  Sicherstellung  für  die  Prozesskosten. 

b C.P.O.  880—889.  Kass.-Entsch.  1869,  981. 

2)  Ein  Zeugniss  über  das  Armenrecht,  das  von  jedem  anderen  Gericht  respektirt 
werden  muss,  kann  nur  von  einem  Bezirksgericht  ausgestellt  werden.  Kass.-Entsch. 
1867,  36. 

3)  Vgl.  wegen  der  Kautionspflicht  § 17  S.  613. 

4)  Die  Praxis  des  Senats  hat  diesen  Satz  auf  alle  Fälle,  wo  ähnliche  Auslagen 
(z.  B.  zu  Gunsten  von  Gerichtsvollziehern)  Vorkommen,  ausgedehnt.  Annenkow, 
2.  Aufl.  IY.  S.  577. 

5)  Nach  Malyszew  (2.  Aufl.  I.  S.  131)  und  Holmsteen  (2.  Aufl.  S.  128)  bei  dem 
Gericht  der  Instanz,  nach  Annenkow  (2.  Aufl.  IV.  S.  581)  beim  Gericht  ihres  Wohn- 
sitzes. 

6)  Annenkow,  2.  Aufl.  III.  § 3 S.  128 — 166  und  die  S.  128  angeführten  Literatur- 
nachweise. Malyszew,  2.  Aufl.  I.  S.  331  — 334.  Holmsteen,  2.  Aufl.  S.  258— 269. 
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I.  Kaution  wird  nur  auf  Antrag  des  Klägers  dem  Beklagten  auf- 
erlegt und  zwar  entweder  beim  Beginn  des  Prozesses,  oder  während 
eines  solchen.  Beim  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter  hängt  die 
Auferlegung  einer  Kaution  von  dem  Ermessen  des  Richters  ab,  „doch 
darf  er  die  Sicherstellung  nicht  verweigern,  wenn  eine  in  gesetzlicher 
Ordnung  beglaubigte  Obligation  oder  ein  schriftlicher  Kontrakt  über 
Dienstmiethe  zur  Feldarbeit  vorliegt“,  oder  wo  ein  nicht  im  Bezirk 
Ansässiger  Appellation  einlegt.1) 

Vor  den  allgemeinen  Gerichten  ist  eine  solche  Sicherstellung 
nur  zulässig,  wo  der  Anspruch  auf  eine  bestimmte  Summe  geht  „und 
der  Kläger  nachweisen  kann,  dass  er  sonst  der  Möglichkeit  beraubt 
werden  könnte,  Befriedigung  zu  erlangen.“  Die  Entscheidung  hat  das 
Gericht,  doch  kann  es  bei  Wechseln  oder  Forderungen  aus  notariell 
oder  gerichtlich  beglaubigten  Urkunden  die  Bestellung  der  Kaution 
nicht  verweigern.2)3) 

Die  Verfügung  über  Bestellung  der  Kaution  wird  vom  Gericht,  wo 
Gefahr  im  Verzüge  ist,  vom  Präsidenten  erlassen.  Gegen  die  Ver- 
fügung ist  Beschwerde  zulässig,  die  jedoch  die  Ausführung  nicht  hindert. 
Werden  die  Gründe  für  Bestellung  der  Kaution  hinfällig,  so  kann  sie 
auf  Antrag  aufgehoben  werden.  Die  Beschwerde  gegen  diese  Verfügung 
hindert  die  Ausführung  derselben.4)  Gewinnt  der  Beklagte  den  Prozess, 
so  kann  er  Ersatz  der  durch  die  Kaution  verursachten  Einbusse  fordern.5) 

Kautionsmittel  sind:  gerichtliches  Pfand  resp.  Einzahlung  einer 
Geldsumme,  Arrestanlegung  an  Mobilien,.  Veräusserungsverbot  eines 
Immobiles  (in  den  baltischen  Provinzen  Vermerk  im  Hypotheken- 
buche), Bürgschaft,  schriftliche  Verpflichtung  des  Schuldners  den 
Wohn-  oder  Aufenthaltsort  nicht  zu  verlassen.  Wo  nicht  durch  die 
Streitsache  selbst  das  Objekt  und  die  Art  der  Sicherstellung  indizirt  ist, 
entscheidet  das  Gericht  darüber.  Die  Civilprozessordnung  enthält 
detaillirte  Regeln  über  das  Bestellungsverfahren,  zum  Theil  Wieder- 
holung gewisser  Bestimmungen  über  die  Zwangsvollstreckung.6)7) 


*)  C.P.O.  125—128.  Regeln  81. 

2)  C.P.O.  590-595. 

3)  Ausser  der  allgemeinen  Regel  werden  im  Gesetz  noch  einzelne  Fälle  erwähnt, 
wo  der  Anspruch  auf  Bestellung  einer  Kaution  zulässig  sei:  Art.  652,  nach  der  Urtheils- 
fällung  gegen  den  Bürgen;  659,  gegen  den  Adzitirten,  der  sich  weigert  am  Prozess 
Theil  zu  nehmen;  686,  bei  Suspendirung  des  Verfahrens;  581,  wenn  die  beim  zeit- 
weiligen Aufenthaltsort  des  Beklagten  angebrachte  Klage  kraft  der  Einrede,  sie  sei 
beim  forum  domicilii  anzubringen,  abgewiesen  wird;  788,  im  Falle  der  vorläufigen  Aus- 
führung eines  nicht  rechtskräftigen  Urtheils. 

4)  C.P.O.  596—600. 

5)  ib.  601. 

6)  ib.  602—652,  3. 

7)  In  den  baltischen  Provinzen  ist  nach  dem  örtlichen  Privatrecht  die  Sicher- 
stellung der  Klageforderung  nicht  nur  während  des  Prozesses,  sondern  auch  vor  der  Klage- 
erhebung, bevor  die  Forderung  fällig  ist,  zulässig,  wenn  der  Schuldner  sich  verbirgt, 
sein  Vermögen  veräussert  oder  aus  dem  gemietheten  Hause  sein  Mobiliar  entfernt.  Der 
Antrag  wird  beim  örtlichen  Gericht  gestellt  und  muss  sofort  bewiesen  werden.  In 
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Bei  den  Prozessen  gegen  den  Fiskus  kann  Kautionsstellung  seitens 
desselben  nicht  verlangt  werden.  Wird  jedoch  gegen  den  Fiskus  auf 
Herausgabe  eines  Grundstücks  geklagt,  so  kann  ein  Veräusserungsver- 
bot  erlassen  werden. J) 

II.  In  Beziehung  auf  Kautionsstellung  für  die  Prozesskosten 
enthält  die  russische  Civilprozessordnung  eine  Bestimmung,  die  den 
Ausländer  als  Kläger  ungünstiger  stellt,  als  den  Inländer,  während 
sonst  die  Civilprozessordnung,  wie  erwähnt,  die  volle  Gleichstellung 
durchführt. 

Nach  Art.  571  P.  5 ist  der  von  einem  Ausländer  Beklagte* 1 2)  be- 
rechtigt, bevor  er  sich  auf  die  Klage  einlässt,  zu  verlangen,  dass  Kläger 
für  den  eventuellen  Ersatz  der  Prozesskosten  und  etwaiger  Einbusse 
Kaution  leiste.3)  Die  Kaution  wird  also  nicht  ex  officio,  nicht  im 


dringenden  Fällen  entscheidet  das  Gericht  oder  der  Präsident  sofort,  ohne  den  Be- 
klagten vorzuladen,  der  eine  nochmalige  Verhandlung  verlangen  kann.  Das  Gericht, 
das  dem  Antrag  des  Klägers  nachgiebt,  kann  von  ihm  wiederum  Sicherstellung  ver- 
langen und  ihm  eine  Frist  zur  Erhebung  der  Klage  stellen,  bei  deren  unbenutzter 
Verstreichung  die  Kaution  aufgehoben  wird  (1823 — 1835).  Ueber  das  Verfahren  beim 
Vermerk  in  Hypothekenbücher  siehe  Art.  1831 — 1834.  Sucht  der  Kläger  im  Laufe  von 
zwei  Wochen  nicht  um  Ausführung  der  Verfügung  über  Bestellung  der  Kaution  nach, 
so  verliert  sie  ihre  Kraft  (1829). 

1)  C.P.O.  1291. 

2)  Im  Gesetz  steht  einfach:  „Der  Beklagte“  also  geniesst  dieses  Recht  nach  der 
Civilprozessordnung,  ebenso  wie  nach  der  deutschen  und  nach  der  französischen  Civil- 
prozessordnung, jeder  Beklagte,  einerlei  ob  er  Inländer  oder  Ausländer  ist.  Die  Be- 
hauptung Annenkow’s  (III.  S.  63),  dass  diese  Einrede  nur  einem  Beklagten  zustehe, 
der  russischer  Unterthan  sei,  ist  völlig  unbegründet.  Denn  wenn  auch  aus  den 
Motiven  zur  Civilprozessordnung  hervorgeht,  dass  die  Verfasser  den  Schutz  der 
russischen  Unterthanen  im  Auge  gehabt  haben,  so  gehören  doch  die  in  Russland  an- 
sässigen Ausländer  als  zeitweilige  Unterthanen  in  dieselbe  Kategorie.  Das  Gesetz  er- 
klärt selbst,  dass  sie  den  angereisten  Ausländern  nicht  gleichstehen,  sondern  von  der 
Kaution  befreit  sind.  Um  so  mehr  muss  man  ihnen  das  Recht  zugestehen,  sich  gegen 
Klagen  zu  schützen.  Jedenfalls  enthält  das  Gesetz  keine  Beschränkung.  Man  kann 
ein  Gesetz  wohl  aus  den  Motiven  erläutern,  aber  man  darf  aus  den  Motiven  nichts  in 
dasselbe  hineintragen,  was  in  demselben  nicht  enthalten  ist.  Die  Stellung  der  Praxis 
zu  dieser  Frage  lässt  sich  nicht  feststellen. 

3)  Holmsteen  meint  (S.  259),  dass,  nachdem  der  Ausländer  Kaution  bestellt 
habe,  er  nun  seinerseits  berechtigt  sei,  gleichfalls  Sicherstellung  seiner  eventuellen  Ein- 
busse zu  verlangen.  Diese  Behauptung  beruht  auf  einer  missverständlichen  Auffassung 
des  Art.  578,  der  freilich  recht  unglücklich  redigirt  ist.  Zur  besseren  Beurtheilung 
setzen  wir  den  Text  der  betreffenden  Artikel  her: 

„Art.  571.  Der  Beklagte  kann,  ohne  sich  auf  die  Sache  einzulassen,  Einreden  vor- 
schützen:   

5.  wenn  ein  Ausländer,  der  weder  im  russischen  Staatsdienste  steht,  noch  in 
Russland  ein  Grundstück  besitzt,  keine  Sicherstellung  der  Prozesskosten  und 
der  Einbussen  leistet,  die  dem  Beklagten  erwachsen  können. 

Art.  577.  Auf  Einreden  wegen  mangelnder  Sicherstellung  der  Gerichtskosten  und 
Einbussen  (571  P.  5)  seitens  eines  Ausländers  bestimmt  das  Gericht,  je  nach  Beschaffen- 
heit der  Klage,  annähernd  den  Betrag  dieser  Sicherstellung. 

Art.  578.  Zur  Ausführung  der  Verfügung  des  Gerichts  auf  die  im  Art.  577  er- 
wähnte Einrede  kann  der  Kläger  um  Ergreifung  von  Massnahmen  zur  Sicherstellung 
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Interesse  des  Gerichts  oder  des  Staats  verlangt,  sondern  nur  der 
Beklagte  ist  befugt,  sie  in  seinem  Interesse  zu  verlangen.  Sie  darf 
jedoch  nicht  verlangt  werden:  a)  von  einem  Ausländer,  der  im  russischen 
Staatsdienste  steht  oder  in  Russland  ein  Grundstück  besitzt:  b)  bei 
Klagen  aus  dem  internationalen  Transport  von  Sendungen  per  Eisen- 
bahn. !) 

Die  zu  leistende  Kaution  erstreckt  sich  ausschliesslich  auf  die 
Kosten,  die  dem  Beklagten  erwachsen  können  (Stempelpapier,  Zitations- 
gebühren, Kosten  für  die  Vertretung  nach  der  Taxe)  und  die  Einbusse, 
die  er  etwa  durch  die  unberechtigte  Klageerhebung  erleiden  könnte; 
ihre  Höhe  wird  vom  Gericht  annäherungsweise  bestimmt.* 2 3) 

Es  mag  noch  hinzugefügt  werden,  dass  der  Kläger  gegen  den  Aus- 
länder als  Beklagten  keinerlei  Vorrechte  hat,  wie  der  Senat  ausdrück- 
lich konstatirt  hat.3)4) 

Während  die  deutsche  Civilprozessordnung  die  Kautionspflicht  des 
Ausländers  aufhebt,  wenn  ihm  das  Armenrecht  zugesprochen  worden 
ist,  lässt  die  russische  Civilprozessordnung  in  Folge  ihrer  Ausdrucks- 
weise eine  solche  Ausnahme  nicht  zu  und  macht  so  das  Armen- 
recht des  Ausländers  meist  illusorisch.  Diese  Bestimmung  ist 
um  so  härter,  als  die  Kaution  sogar  bei  unstreitigen  Forderungen 
verlangt  werden  kann. 

Durch  den  Handelsvertrag  zwischen  Russland  und  Deutschland 

vom  29.  Januar  / 10.  Februar  1894,  ratifizirt  zu  Petersburg  am  5.  März, 


der  Gerichtskosten  und  Einbussen  nach  den  Bestimmungen  über  die  Sicherstellung  von 
Klagen  bitten.“ 

Der  Kläger,  von  dem  im  Art.  578  gesprochen  wird,  ist  nicht  der  Ausländer,  der 
ursprüngliche  Kläger,  sondern  der  Beklagte,  der  Antragsteller,  der  die  Kaution  ver- 
langt. Das  geht  zweifellos  aus  den  Eingangsworten  des  Art.  578  hervor.  Nach  Annen  - 
kow  (III.  S.  63)  hat  der  Art.  578  die  Bedeutung,  dass  der  ursprüngliche  Kläger  (der 
Ausländer)  das  Gericht  ersuchen  kann,  statt  einer  Geldkaution,  eine  Sicherstellung 
durch  Bürgschaft  und  Arresthinterlegung  auf  sein  mobiles  oder  immobiles  Vermögen 
ersetzen  zu  dürfen,  wobei  Annenkow  übersehen  hat,  dass  der  Ausländer,  der  ein 
Immobile  besitzt,  überhaupt  von  der  Verpflichtung,  in  solchem  Falle  Kaution  zu  leisten, 
befreit  ist.  Damit  fällt  auch  seine  Interpretation.  — Vgl.  auch  S.  626  Note  2. 
b C.P.O.  571  P.  5 u.  Anm. 

2)  ib.  577,  578. 

3)  Diese  von  einem  A usländer  als  Kläger  dem  Beklagten  zu  leistende  Kaution 
ist  erst  von  der  Prozessordnung  von  1864  eingeführt  worden,  wie  in  den  Motiven  gesagt 
ist,  weil  in  allen  Prozessordnungen  sich  solche  Bestimmungen  befänden,  wodurch  russische 
Unterthanen  gegenüber  den  Einheimischen  benachtheiligt  seien;  früher  hat  sie  nicht 
bestanden.  Im  Prozess  vor  dem  Kommerzgericht  kommt  sie  daher  nicht 
vor.  Dagegen  in  allen  Sachen,  die  nach  der  Civilprozessordnung  verhandelt  werden, 
also  auch  in  Wechsel-  und  Handelssachen,  nicht  nur  im  ordentlichen  Verfahren,  son- 
dern auch  im  verkürzten  und  also  auch  im  vereinfachten  Verfahren,  nicht  aber  im 
Urkundenprozess  vor  Landhauptleuten,  Stadtrichtern  u.  s.  w.,  soweit  hier  der  Zahlungs- 
befehl erlassen  wird,  ohne  den  Beklagten  erst  zu  hören. 

4)  Kass.-Entsch.  1866,  22. 
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publizirt  und  in  Kraft  getreten1)  am  8./20.  März  1894, 2)  der  den  deut- 
schen Reichsangehörigen  in  Russland  die  gleichen  Rechte,  wie  den 
russischen  Unterthanen  zuspricht,  muss  die  Bestimmung  des  Art.  571 
P.  5 als  gegen  Reichsdeutsche  und  Angehörige  der  meistbegünstigten 
Nationen  nicht  mehr  anwendbar  angesehen  werden.3)  Sie  behält  ihre 
Kraft  gegen  alle  übrigen  Ausländer. 

§ 18. 

YIU.  Prozesskosten. 

C.P.O.  839-890,  200,  1-10.  Regeln  252-254. 

Die  Prozesskosten  setzen  sich  folgend ermassen  zusammen: 

1.  Stempelgebühr:  80  Kopeken  vom  Bogen  aller  Eingaben  und 
deren  Kopien  und  Beilagen,  sowie  aller  vom  Gericht  auf  Wunsch  der 
Parteien  ausgefertigten  Schriftstücke  (siehe  Stempelsteuergesetz).4) 

Das  Verfahren  vor  den  Friedensrichtern  und  den  sie  ersetzenden 
Landhauptleuten  und  Stadtrichtern  ist  von  der  Stempelgebühr  befreit,5) 
doch  wird  eine  Gebühr  von  10  Kopeken  vom  Bogen  erhoben,  und 
ebensoviel  von  der  mündlich  vorgebrachten  Klage.6) 

2.  Gerichts-  (Klage-)  gebühr  (von  Klage,  Widerklage,  Gesuch 
des  Intervenienten,  Einspruch  gegen  Kontumazialurtheil,  Appellation) 
vor  den  allgemeinen  Gerichten  1/2%  vom  Werthe  des  Klageobjekts, 
vor  dem  Friedensrichter  u.  s.  w.  1 °/o- 7)  Von  Klagen,  die  der  Schätzung 
nicht  unterliegen,  wird  eine  Gebühr  von  1 — 50  Rubel  (bei  Friedens- 
richtern bis  5 Rubel)  erhoben.8) 

Die  Gebühr  wird  der  Eingabe  beigelegt;  ist  der  Werth  nicht  oder 
nicht  sofort  abschätzbar,  so  ist  die  Gebühr  nicht  als  Vorschuss  einzu- 
zahlen, sondern  wird  im  Urtheil  festgestellt  und  von  dem  Unterlegenen 
beigetrieben. 9) 

Für  Erlegung  der  Stempel-  und  Gerichtsgebühren  bestehen  Marken,10) 

l)  Sammlung  der  Gesetze  und  Regierungsverordnungen  No.  31  vom  8.  März  1894, 
Art.  241. 

‘b  Art.  2,  Alinea  3 lautet  im  französischen  Original : Ils  (les  ressortissans  de 
chacune  de  parties  contractantes)  auront  le  droit,  en  se  conformant  aux  lois  du  pays, 
d’ester  en  justice  devant  les  tribunaux,  soit  pour  intenter  une  action  soit  pour  s’y  de- 
fendre,  et,  ä cet  egard,  ils  jouiront  de  tous  les  droits  et  immunites  des  nationaux,  et, 
comme  ceux-ci,  ils  auront  la  faculte  de  se  servir,  dans  toute  cause,  des  avocats,  avoues 
et  agents  de  toutes  classes  autorises  par  les  lois  du  pays. 

3)  Vgl.  auch  Band  I S.  743,  768,  993.  Am  18.  Februar  / 2.  März  1895  gleicher 
Handelsvertrag  mit  Dänemark. 

4)  C.P.O.  844-847. 

5)  ib.  200. 

6)  ib.  200,  3.  Regeln  138. 

7)  Im  Streitfälle  wird  bei  letzteren  (C.P.O.  55,  56)  der  Werth  durch  Abschätzung 
Sachverständiger,  in  ersteren  die  Gebühr  vom  höheren  Satz  erhoben  und  der  definitive 
Werth  im  Urtheil  festgestellt  (272  u.  274.  Spezialregeln  273). 

8)  C.P.O.  200,  2,  848,  849.  Regeln  über  das  Verfahren  138.  Regeln  über  die 
Organisation  40. 

9)  C.P.O.  852. 

10)  ib.  853,  1—8. 
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doch  kann  sie  auch  durch  Einzahlung  in  die  Rentei,  im  Aus  lande  beim 
russischen  Konsul  oder  der  Gesandtschaft,  gegen  Quittung  erfolgen.  In 
Marken  wird  nur  der  Betrag  bis  25  Rubel  erlegt,  sonst  in  haar.  Ge- 
suche um  Kostenerstattung  sind  von  der  Gerichts-  (Klage-)  gebühr  befreit.1) 

3.  Die  Kanzleigebühr  für  Ausfertigungen  beträgt  bei  den  allge- 
meinen Gerichten  40  Kopeken  vom  Bogen  und  20  Kopeken  für  Bei- 
drückung  des  Gerichtssiegels.2) 

4.  Für  bestimmte  Handlungen  bestehen  nachstehende  Gebühren: 
für  Publikation  in  der  Senatszeitung,  einer  Ladung  oder  eines  Kontu- 
mazialurteils 6 Rubel,  eines  öffentlichen  Verkaufs  u.  a.  3 Rubel,  der 
Erlassung  oder  Aufhebung  eines  Veräusserungsverbots  1 Rubel  50  Ko- 
peken. Post-  und  Botenauslagen,  Reisekosten  betragen  10  Kopeken  pro 
Werst,  die  Entschädigung  für  Zeugen  25  Kopeken  bis  3 Rubel,  für 
Sachverständige  25  Kopeken  bis  25  Rubel,  die  Reisekosten,  Diäten  und 
Quartiergelder  für  Richter  bei  Beweisaufnahmen,  der  Gerichtsvollzieher 
für  Ladung,  Kautionsbestellung  und  Exekution,  sowie  für  Gerichtsboten 
sind  durch  eine  besondere  Taxe  normirt;  die  Vergütung  an  den  Geist- 
lichen für  Abnahme  des  Eides  beträgt  1 Rubel  von  jeder  Sache. 

Die  Kosten  hat  der  betreibende  Theil  zu  tragen  und  sofort  einzu- 
zahlen. Wo  das  Gericht  nach  seinem  Ermessen  eine  Handlung  vor- 
schreibt, tragen  beide  Parteien  die  Kosten  zu  gleichen  Theilen.  Bevor 
die  Zahlung  erfolgt  ist,  wird  die  Handlung  nicht  vorgenommen. 

5.  Die  Kosten  für  die  Führung  der  Sache  (Anwaltskosten).  Sie 
bestimmen  sich  für  die  Partei  durch  schriftliche  Vereinbarung  mit 
Bevollmächtigten,  und,  wenn  keine  solche  vorliegt,  im  Streitfälle  nach 
der  Taxe.  Beim  Ersatz  durch  den  Gegner  entscheidet  stets 
die  Taxe,3)  im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter  das  Ermessen  des 
Richters,  ebenso  beim  Landhauptmann  und  dem  Stadtrichter,  wobei  je- 
doch das  Maximum  auf  25  Rubel  fixirt  ist.4). 

Ersatz  der  nothwendigen  Kosten  wird  auf  Antrag  gewährt  resp. 
der  Unterliegende  zum  Kostenersatz  an  den  Sieger  verurtheilt.  Ausge- 
nommen sind  bestimmte  Fälle,  wo  ein  Ersatz  ausgeschlossen  ist.5) 

Kompensation  tritt  ein,  wenn  jede  Partei  theilweise  siegt,  theilweise 
unterliegt.6)  Sind  mehrere  betheiligt,  so  bestimmt  das  Gericht  die 
Antheile. 

5 ib.  853. 

2)  ib.  854. 

3)  S.  § 15.  Anwälte. 

4)  Regeln  89.  Vgl.  auch  § 15. 

5)  z.  B.  C.P.O.  688,  bei  Suspendirung  des  Verfahrens,  weil  eine  Formalität  nicht 
erfüllt  worden;  448,  die  Kosten  der  Aufforderung  Dritter  zur  Herausgabe  von  Urkunden; 
723,  Kosten  des  Versäumnissverfahrens,  wenn  auch  das  Versäumnissurtheil  aufge- 
hoben wird. 

6)  Da  beim  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter  (Art.  133)  nur  gesagt  ist,  der 
Friedensrichter  verurtheilt  auf  Antrag  die  unterliegende  Partei  zum  Ersatz  der  Kosten, 
und  von  Kompensation  nicht  die  Rede  ist,  so  halten  manche  Friedensrichter  sich  nicht 
für  berechtigt,  die  Kompensation  auszusprechen.  Mit  Rücksicht  auf  Art.  80  scheint 
diese  Praxis  unberechtigt. 
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Die  Beitreibung  der  Anwaltsgebühren  geschieht  nicht  ex  officio, 
nur  wo  das  Gericht  der  Partei  im  Armenrecht  einen  Vertreter  bestellt 
hat,  werden  die  taxmässigen  Kosten  für  die  Führung  der  Sache  ex 
officio  beigetrieben.  Das  Gericht  verfügt  Ersatz  der  Anwaltskosten  nur 
auf  Antrag. 

Befreit  von  den  Gerichtskosten  ist  der  Fiskus,  die  Anstalten  und 
Verwaltungen,  denen  die  Rechte  des  Fiskus  verliehen  sind,  geistliche 
Anstalten  u.  a.  m.,  doch  tragen  sie  die  Kosten  im  engeren  Sinne  (oben 
P.  4),  sind  verpflichtet  dem  Sieger  alle  Kosten  zu  ersetzen  und  haben 
als  Sieger  Anspruch  auf  Ersatz  der  (nicht  gehabten)  nothwendigen  tax- 
mässigen Kosten.1) 

Beim  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter  sind  befreit  von  den 
Gerichtskosten  (Gerichtsgebühr  und  vom  Bogen  der  Eingaben  oben 
P.  1 u.  2):  a)  alle  Sachen,  die  vor  dem  Ehrenfriedensrichter  ver- 

handelt werden,  b)  alle  Sachen  im  Werthe  bis  10  Rubel,  c)  Forderungen 
aus  Delikten,  die  zugleich  mit  der  Strafsache  verhandelt  werden.  Die 
eingezahlten  Gebühren  der  betreffenden  Instanz  werden  zurückgezahlt, 
wenn  die  Parteien  sich  vor  der  Urtheilsfällung  vergleichen,  oder  wenn 
der  Kläger  vor  der  Verhandlung  und  innerhalb  Monatsfrist  seine  Klage 
zurücknimmt. 2) 

§ 19. 

IX.  Zustellungen. 

C.P.O.  61—66,  275-283,  309-311.  Regeln  35—40. 

Die  Zustellung  der  Ladung  ergeht  infolge  der  Klage  auf  Anord- 
nung des  Richters,  resp.  Präsidenten,  an  die  Partei  oder  an  Hausange- 
hörige, Nachbarn,  Gemeindevorstand,  Ortspolizei,  in  letzteren  Fällen 
zugleich  mit  Anheftung  einer  Kopie  am  Gemeinde-  oder  Polizeilokal.  Der 
Ladungszettel  wird  in  zwei  Exemplaren  ausgefertigt  und  durch  Gerichts- 
vollzieher oder  Gerichtsboten,  vor  dem  Friedensrichter  auch  durch  Po- 
lizei oder  Gemeindevorstand  dem  Vorzuladenden  übergeben.  Im  fremden 
Gerichtsbezirk  geschieht  dies  durch  Requisition  des  örtlichen  Gerichts, 
im  Auslande  durch  Vermittelung  des  Ministeriums  des  Auswärtigen.3) 
Auf  dem  zweiten  Exemplar  des  zuzustellenden  Schriftstückes  wird  der 
Empfang  seitens  der  Partei  bescheinigt  oder  die  Weigerung  der  Beschei- 
nigung vermerkt.4)  Beide  Parteien  müssen  von  der  Ladung  an  ihr  (In- 
sinuations-)  Domizil  am  Gerichtsorte  nehmen  und  bei  Gericht  anzeigen. 
Alle  weiteren  Zustellungen  werden  in  derselben  Weise  dahin  gerichtet. 
Ist  die  Anzeige  des  Insinuationsdomizils  unterlassen,  so  werden  alle  Zu- 
stellungen in  der  Gerichtskanzlei  niedergelegt  und  gelten  als  am  Datum 
der  Niederlegung  insinuirt.5)  Die  Ladung  von  Personen,  deren  Adresse 


J)  C.P.O.  868—873. 

2)  ib.  200,  4—6. 

s)  ib.  58,  62—65,  275,  277,  281-283. 

4)  ib.  66,  284. 

6)  ib.  309 — 311.  Ausnahmen  siehe  beim  Versäumnissurtheil. 
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unbekannt  ist,  sowie  die  Zustellung  von  Kontumazialurtheilen  erfolgt 
durch  Publikation  in  der  Senatszeitung.1) 

§ 20. 

X.  Fristen  und  Termine. 

C.P.O.  816-838,  61-67.  Regeln  17,  35—40. 

Zur  Bezeichnung  von  Frist  und  Termin  braucht  das  russische 
Recht  ein  und  dasselbe  Wort:  srok. 

Die  Fristen  sind  gesetzliche,  richterliche  und  vereinbarte.  Sie 
werden  nach  Monaten,  Wochen  und  Tagen  berechnet.  Die  nach  Mo- 
naten berechnete  Frist  läuft  mit  demselben  Tage  des  letzten  Monats 
ab;  hat  der  Monat  kein  solches  Datum,  mit  dem  letzten  Tage  dieses 
Monats.2 3)  Die  nach  WTochen  berechnete  Frist  läuft  mit  demselben  Tage 
der  letzten  Woche  ab.8)  Wird  die  Frist  nach  Tagen  berechnet,  so  wird 
der  Tag,  an  dem  sie  beginnt,  nicht  mitgerechnet.  Läuft  die  Frist  an 
einem  Feiertage  ab,  so  gilt  der  erste  auf  den  oder  die  Feiertage 
folgende  Sitzungstag  als  Ende  der  Frist  (822). 

Die  Frist  läuft  um  12  Uhr  nachts  des  letzten  Tages  ab.  Ist  eine 
Handlung  vor  Gericht  vorzunehmen,  so  muss  sie  vor  3 Uhr  nach- 
mittags des  letzten  Tages  stattlinden,  dauert  die  Sitzung  länger,  vor 
Schluss  derselben.4)  Wird  ein  Gesuch  durch  die  Post  übersandt,  so 
gilt  die  Frist  als  gewahrt,  wenn  das  Gesuch  zum  Termin  am  Gerichts- 
ort auf  der  Post  eintraf  (828). 

Wird  das  Verfahren  unterbrochen,  so  gilt  der  Lauf  der  Fristen 
als  unterbrochen,  von  dem  Ereigniss  an,  welches  die  Suspendirung  ver- 
ursachte.5) Bei  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  bestimmt  das  Gericht, 
ob  die  vorher  abgelaufene  Zeit  bei  der  Berechnung  der  Frist  einzu- 
rechnen ist  oder  nicht  (831). 

Wohnen  die  Parteien  nicht  am  Gerichtsort,  so  tritt  zur  gerichtlichen 
Frist  noch  eine  Werstfrist  von  je  50  Werst  per  Tag,  bei  Eisenbahnen 
von  250  Werst  per  Tag.6) 

Eine  Verlängerung  der  Frist  ist  gestattet,  jedoch  nur  einmal: 
a)'im  Falle  einer  Vereinbarung  der  Parteien;  b)  im  Falle  der  Unmög- 
lichkeit, die  Handlung  innerhalb  der  Frist  auszuführen.7) 

Unzulässig  ist  die  Verlängerung  a)  bei  gesetzlichen  Fristen  zur 
Einreichung  von  Beschwerden  und  Appellationen  (bei  diesen  kann  je- 
doch Restitution  eintreten);  b)  nach  Ablauf  der  Frist,  es  sei  denn,  dass 

1)  Siehe  S.  628. 

2)  Beispiel:  Eine  dreimonatliche  Frist  vom  15.  November  endet  mit  Ablaul  des 
15.  Februar,  dieselbe  Frist  vom  30.  November  endet  am  28.  Februar. 

3)  Beginnt  sie  z.  B.  an  einem  Mittwoch,  so  läuft  sie  mit  Ablauf  des  Mittwoch 
der  letzten  Woche  ab. 

4)  C.P.O.  721. 

5)  ib.  829,  830,  753,  754  (Appellation). 

6)  ib.  300  bei  der  Monatsfrist  für  Ladungen  im  Inlande;  728  und  734  bei  Ein- 
spruch und  Appellation  gegen  Versäumnis surth eile;  760  bei  der  Frist  zur  Beantwortung 
der  Appellation. 

7)  ib.  832. 

-Leske  u.  Loewenfeld,  Kechtsverfolgung.  II. 
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der  die  Frist  festsetzende  Akt  fehlerhaft  insinuirt  worden. l)  Krankheit 
ist  keine  Entschuldigung  bei  Versäumniss  von  Fristen.2 3) 

Restitution  abgelaufener  Fristen  wird  vom  Gericht  ertheilt,  wenn 
der  Ablauf  durch  Beamte  verschuldet  oder  als  Folge  unvorherzusehender 
Umstände  ohne  Schuld  der  Betheiligten  erfolgte.*) 

Im  Falle  eines  Krieges  erhält  der  Behinderte  eine  Frist  zur  Er- 
wählung eines  Bevollmächtigten  (685). 

Im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter,  im  verkürzten  und  verein- 
fachten Verfahren,  sowie  im  Verfahren  vor  den  Kommerzgerichten  wird 
bei  der  Ladung  Termin  anberaumt. 

Durch  Versäumniss  verliert  die  Partei  das  Recht,  gewisse  Hand- 
lungen vorzunehmen.  Ist  die  Versäumniss  durch  den  Richter  oder 
die  Kanzlei  verschuldet,  so  wird  eine  neue  Frist  oder  ein  neuer  Termin 
gewährt. 

Zeugen  und  Sachverständige  werden  für  Versäumniss  von  Ter- 
minen gestraft,  im  Verfahren  vor  den  Kommerzgerichten  auch  die 
Parteien. 

§ 21. 

XI.  Aufhebung  und  Stillstand  des  Verfahrens. 

C.P.O.  581—692,  77-79.  Regeln  43,  44. 

Ein  Stillstand  im  Verfahren  tritt  ein: 

1.  auf  Vereinbarung  der  Parteien,  wobei  eine  Erklärung,  wer  die 
bisherigen  Kosten  trage,  bei  Verlust  des  Anspruchs  auf  Ersatz  uner- 
lässlich ist;4) 

2.  in  Folge  Ausbleibens  beider  Parteien  im  Termine  zur  mündlichen 
Verhandlung,  es  sei  denn,  dass  sie  beantragt  haben,  die  Sache  in  ihrer 
Abwesenheit  zu  entscheiden;5) 

3.  in  Folge  Todes,  Geisteskrankheit,  Verlust  aller  Standesrechte, 
oder  der  Prozessfähigkeit  (z.  B.  im  Falle  des  Konkurses,  der  Entmün- 
digung) einer  der  Parteien  oder  ihrer  Vertreter.6) 

T.  in  Folge  der  Einleitung  eines  Strafverfahrens,  dessen  Entschei- 
dung für  die  Entscheidung  der  Civilsache  präjudicirlich  ist.7) 

Der  Stillstand  hat  die  Unterbrechung  des  Laufes  aller  Fristen  zur 
Folge. 8) 

Das  Verfahren  wird  wieder  aufgenommen  auf  Antrag  beider  Par- 
teien oder  durch  Antrag  einer  Partei  auf  Ladung  des  Gegners,  oder  im 


b C.PO.  833. 

2)  ib.  834. 

3)  ib.  835-838. 

4)  ib.  681,  682.  77.  Regeln  43. 

5)  ib.  718. 

6)  ib.  ebenda  n.  255,  1840.  S.  oben  S.  595. 

7)  ib.  8,  564,  1338.  S.  o.  § 3 II.  S.  571. 

8)  S.  o.  § 20.  Der  Stillstand  (priostanovlenije)  bindert  aber  weder  die  Abgabe 
des  Gutachtens  des  Prokureurs,  noch  die  Fällung  der  Entscheidung,  wenn  die  münd- 
liche Verhandlung  schon  geschlossen  ist  (Art.  6.  682). 
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angeführten  Falle  2,  beim  Antrag  auf  Ansetzung  eines  neuen  Ter- 
mins; im  Falle  4:  erfolgt  die  Aufnahme  nach  Beseitigung  des  Hinder- 
nisses. ]) 

Der  Stillstand  (priostanovlenije,  in  der  deutschen  Uebersetzung:  Aus- 
setzung) hat,  wenn  das  Verfahren  im  Laufe  dreier  Jahre  nicht  wieder 
aufgenommen  wird,  zur  Folge,  dass  das  Verfahren  als  nichtig  betrachtet 
wird.  Doch  hindert  das  nicht  den  Kläger,  seinen  Anspruch  durch  eine 
neue  Klage  wieder  geltend  zu  machen,  falls  die  Verjährungsfrist  unter- 
dess  nicht  abgelaufen  ist,  denn  das  Verfahren,  welches  seiner  Zeit  den 
Lauf  der  Verjährung  unterbrach,  verliert  diese  Wirkung  durch  seine 
Vernichtung.1 2)  Immerhin  kann  die  Partei  im  neuen  Prozess  sich  auf 
die  in  das  Protokoll  des  früheren  Verfahrens  eingetragenen  Geständ- 
nisse der  Gegenpartei,  und  die  Aussagen  inzwischen  verstorbener  Zeugen 
berufen. 3) 

Der  frühere  Prozess  ist  also  in  dieser  Beziehung  nicht  annullirt. 

Endlich  muss  der  Richter  von  Amtswegen  das  Verfahren  einstellen: 

1.  wenn  er  zur  Entscheidung  sachlich  nicht  kompetent  ist;4) 

2.  in  Folge  des  Einwendens  der  Inkompetenz,  der  Identität  oder 
Konnexität  mit  einem  bereits  anhängigen  Prozess;5) 

3.  wenn  der  Kläger  nicht  erscheint,  speziell  auch  in  dem  Falle, 
wo  er  beantragt  hatte,  die  Sache  in  seiner  Abwesenheit  zu  erledigen, 
das  Gericht  aber  diesen  Antrag  abgelehnt  hatte.6)  Der  Beklagte  ist 
jedoch  berechtigt,  auf  Fällung  einer  Entscheidung  anzutragen,  die  auf 
Aufhebung  des  Verfahrens  und  Verurtheilung  des  Klägers  in  die  Kosten 
lauten  kann.  Auch  hier  ist  durch  die  Einstellung  des  Verfahrens, 
obwohl  der  Ausdruck  Vernichtung  nicht  gebraucht  ist,  die  Unterbrechung 
der  Klage  Verjährung  beseitigt.7) 

KAPITEL  III. 

Das  Verfahren. 

Abtheilung  I.  Klage  und  Vertheidigung. 

§ 22. 

I.  Im  Allgemeinen. 

Das  ordentliche  Verfahren  vor  den  „allgemeinen  Gerichten“  gliedert 
sich  in  ein  schriftliches  Verfahren  der  Vorbereitung  und  in  die  münd- 


1)  C.P.O.  687,  688. 

2)  ib.  689,  690,  692. 

3)  ib.  691. 

4)  ib.  79,  vgl.  584. 

5)  S.  Einreden  S.  625.  C.P.O.  571,  69.  Regeln  45. 

6)  C.P.O.  718,  719,  1. 

7)  ib.  718,  2.  In  den  baltischen  Provinzen  ist  eine  nachträgliche  Beseitigung 
der  einmal  stattgehabten  Unterbrechung  des  Laufs  der  Verjährung  nicht  zulässig. 
C.P.O.  1841. 
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liehe  Verhandlung  vor  Gericht.1 2)  Das  Vorverfahren-)  bezweckt,  den 
Streitgegenstand  festzustellen  und  den  im  Hauptverfahren  zu  behandeln- 
den Stoff  und  besonders  die  Beweismittel  zusammenzubringen.  Uebrigens 
stellt  der  Prozess  auch  hier  unter  Leitung  des  Gerichts,  wenn  auch 
gewöhnlich  nur  der  Präsident  thätig  wird.3)  Die  vorbereitenden  Schritten 
werden  beim  Gericht  eingereicht  und  von  demselben  dem  Gegner  zu- 
gestellt.4 5) 

Die  Parteien  haben  das  Dispositionsrecht  über  den  materiellen  In- 
halt des  Prozesses,  der  Richter  ist  an  das  Parteivorbringen  gebunden,  er 
hat  die  Beurtheilung  und  die  Prozessleitung:  ihm  liegt  ob  die  Entgegen- 
nahme der  Anträge,  die  Anordnung  der  Zustellung,  die  Aufforderung 
zur  Aeusserung  unter  dem  Zwange  bestimmter  Nachtheile  im  Falle  des 
Ausbleibens,  endlich  die  Ansetzung  der  Verhandlung.  Die  materielle 
Prozessleitung  äussert  sich  in  provisorischen  Verfügungen  zur  Sicherung 
der  Parteienrechte  und  in  der  fortlaufenden  Prüfung  der  Parteihand- 
lungen. In  der  mündlichen  Verhandlung  hat  der  Richter  ein  Frage- 
recht,  wenn  die  Parteien  sich  unklar  oder  unbestimmt  ausdrücken, ö)  er 
kann  verfügen,  dass  über  die  Klageansprüche  getrennt  verhandelt 
werde6)  und  hat  die  Parteien  zum  Vergleiche  geneigt  zu  machen.7) 
Der  Präsident  leitet  die  Verhandlungen  und  schliesst  sie,  wobei  er  darauf 
achtet,  dass  die  Parteien  gleich  oft  zu  Worte  kommen. 

§ 23. 

II.  Die  Klage. 

C.P.O.  51—57,  252—276.  Regeln  31—34. 

1.  Inhalt. 

Die  Bestimmung  der  Civilprozessordnung  über  den  Inhalt  der  Klage 
ist  rein  formalistisch.  Die  Klageschrift  muss  enthalten:  1)  die  Bezeich- 
nung des  Gerichts,  2)  die  Vor-  und  Vaters-,  Familien-  oder  Beinamen, 
den  Stand  des  Klägers  und  des  Beklagten  und  ihren  Wohnort.  3)  die 
Angabe  des  Werths,  4)  die  Darstellung  des  Thatbestands,  5)  den  Hin- 
weis auf  die  Beweise  und  die  Gesetze,  auf  welche  die  Klage  sich  gründet, 
6)  das  Petitum.8) 

J)  Im  verkürzten  Prozess  findet  das  Vorverfahren  nur  ausnahmsweise  statt, 
im  vereinfachten  Prozess  und  vor  dem  Friedensrichter  fällt  es  ganz  weg. 

2)  Bei  Klagen  auf  Schadenersatz  gegen  Richter  und  Prokureure  muss  eine  vor- 
läufige Genehmigung  zur  Erhebung  der  Klage  nachgesucht  werden.  Siehe  oben  S.  587. 

3)  C.P.O.  265. 

4)  Von  dem  Recht  der  vereidigten  Rechtsanwälte,  diese  Schriften  einander  direkt 
zu  überreichen,  wird  kaum  Gebrauch  gemacht. 

5)  C.P.O.  Art.  335. 

6)  336. 

7)  70,  71,  387.  Dem  Friedensrichter  ist  ausdrücklich  vorgeschrieben,  er  solle  nur 
dann  zur  Urtheilsfällung  schreiten,  wenn  ihm  die  Herbeiführung  eines  Vergleichs  nicht 
gelingt. 

8)  Art.  257,  54.  Regeln  32.  Unterschrift  und  Datum  sind  im  Gesetz  nicht  auf- 
geführt, aber  selbstverständlich  erforderlich.  Der  Ausländer  muss  die  Klageschrift  in 
russischer  Sprache  einreichen,  darf  sie  aber  in  seiner  Muttersprache  unterzeichnen,  doch 
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Die  Vereinigung  mehrerer  Klagen  in  einer  Klageschrift  ist  im  Ge- 
setz1) verboten,  wird  in  der  Praxis  aber  vielfach  zugelassen.2 3)  Unbe- 
dingt unzulässig  ist  die  Kumulation,  falls  durch  dieselbe  die  sachliche 
Zuständigkeit  verletzt  wird,  sowie  im  Falle  nicht  alle  Klageansprüche 
in  derselben  Prozessart  verhandelt  werden  können.8) 

Zugleich  mit  der  Klageschrift  sind  als  Beilagen  einzureichen:  1)  die 
Originalurkunden,  auf  welche  die  Klage  sich  gründet,  oder  Abschriften 
oder  Auszüge  aus  denselben;  eventuell  ist  anzugeben,  dass  und  warum 
sie  noch  nicht  zu  beschaffen  waren,  2)  Uebersetzungen  der  in  fremden 
Sprachen  abgefassten  Urkunden,  3)  wenn  ein  Bevollmächtigter  die  Klage 
einreicht,  die  Vollmacht,  falls  selbige  nicht  mündlich  ertheilt  wurde, 
4)  die  Gerichts-  (Klage-)  Gebühren  und  das  Ladungsgeld,  5)  Abschriften 
der  Klageschrift  und  sämmtlicher  Beilagen  (beglaubigt  vom  Kläger),  ent- 
sprechend der  Zahl  der  Beklagten.4)5) 

Die  Klageschrift  wird  beim  Gericht  eingereicht  oder  durch  die  Post 
übersendet.  Die  Klageschrift  wird  mittelst  besonderer  schriftlicher  Ver- 
fügung zurückgegeben:6)7)  1)  wenn  nicht  angegeben  ist,  von  wem  oder 
gegen  wen  geklagt  wird,  2)  wenn  bei  Einreichung  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten oder  Zustellung  durch  Boten  die  Vollmacht  fehlt,  3)  wenn  sie 
kein  Petitum  enthält,  4)  wenn  der  Werth  nicht  angegeben  ist,  mit  Aus- 
nahme, wo  Schätzung  unmöglich,  5)  wenn  sie  beleidigende  Ausdrücke 
enthält,8)  6)  wenn  das  Gericht  nicht  die  sachliche  Kompetenz  besitzt, 
7)  wenn  der  Kläger  nicht  prozessfähig  ist.9) 

In  gewissen  Fällen  endlich,  wo  es  sich  um  Klagen  gegen  Eisen- 
bahnverwaltungen handelt,  verlangt  das  Gesetz,  dass  der  Kläger  vor 
der  Klageerhebung  sich  mit  seiner  Forderung  an  die  betreffende  Ver- 
waltung wende  und  die  Klage  erst  erhebe,  wenn  die  Befriedigung  seiner 
Forderung  ganz  oder  theilweise  abgelehnt  worden  ist.10) 


muss  seine  Unterschrift  übersetzt  und  diese  Uebersetzung  durch  eine  amtliche  oder 
dem  Gericht  bekannte  Person  beglaubigt  sein.  261. 

*)  C.P.O.  Art.  258. 

2)  Dieses  Verbot  ist  jedoch  eine  lex  imperfecta  und  in  der  C.P.O.  weisen  andere 
Artikel  darauf  hin , dass  auch  der  Gesetzgeber  eine  solche  Vereinigung  unter  Um- 
ständen für  zulässig  erachtet  (C.P.O.  386),  sogar  bei  subjektiver  Kumulation  (C.P.O. 
15).  Die  Praxis  war  sehr  schwankend,  doch  scheint  sie  sich  der  Zulassung  zuzu- 
neigen. 

3)  Annenkow,  I.  S.  267—275. 

4)  C.P.O.  263,  264,  57.  Regeln  34. 

5)  C.P.O.  259. 

6)  Werden  diese  Mängel  nicht  sofort  bemerkt,  so  wird  das  Verfahren  ex  officio 
eingestellt,  sobald  das  Gericht  darauf  aufmerksam  wird.  Der  Beklagte  ist  seinerseits 
berechtigt,  in  seiner  Beantwortung  der  Klage  darauf  anzutragen,  doch  befreit  ihn  das 
nicht  von  der  Einlassung  (C.P.O.  579). 

7)  266,  267,  53.  Regeln  31. 

8)  Im  Russischen  ist  ein  Ausdruck  gebraucht,  der  eigentlich  Vorwürfe  bedeutet. 
Dadurch  erhält  dieser  Punkt  einen  unklaren  Charakter. 

9)  C.P.O.  584. 

10)  Allg.  Statut  der  russ.  Eisenbahnen.  Art.  121 — 124. 
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In  anderen  Fällen,  wo  die  Klageschrift  den  gesetzlichen  Anforde- 
rungen nicht  entspricht,  wird  sie  nicht  zurückgegeben,  sondern  vor- 
läufig aufbewahrt  unter  der  Bedingung,  dass  der  Kläger  im  Laufe  von 
sieben  Tagen  die  Mängel  ergänze;1)  nämlich:  1)  wenn  der  Wohnort  des 
Beklagten  gar  nicht  oder  nicht  genau  angegeben  ist,  ohne  die  Erklärung, 
er  sei  unbekannt,  2)  wenn  Stempelmarken  fehlen,  3)  wenn  die  ange- 
gebenen Beilagen  fehlen,  4)  wenn  die  Kopien  nicht  in  gesetzlicher  Zahl 
beigefügt  sind,  5)  wenn  die  Gerichts-  (Klage-)  Gebühr  und  die  Ladungs- 
gelder fehlen,  6)  wenn  der  Wohnsitz  des  Klägers  nicht  angegeben  ist. 

Werden  diese  Mängel  vom  Kläger  in  7 tägiger  Frist,  eventuell  mit 
Hinzufügung  der  Werstfrist,  nicht  ergänzt,  so  wird  die  Klageschrift, 
wie  oben,  zurückgegeben 2)  und  gilt  als  nicht  eingereicht.3) 

Da  durch  die  Rückgabe  einer  Klageschrift  die  Erhebung  der  Klage 
verhindert  wird,  wenigstens  an  dem  betreffenden  Tage,  so  ist  gegen 
diese  Verfügung  eine  Beschwerde  im  Laufe  von  14  Tagen  an  den  Ge- 
richtshof zulässig. 4) 

2.  Klageerhebung  und  ihre  Wirkung. 

Die  Klageerhebung  erfolgt  durch  die  Annahme  der  Klage  seitens 
des  Gerichts.  Dadurch  wird. 

1 . der  Gerichtsstand  für  diese  Sache  begründet,  eventuell  auch  für 
die  Widerklage,  es  sei  denn,  dass  Exceptionen  geltend  gemacht  werden. 

2.  der  Lauf  der  Verjährungsfrist  unterbrochen.5) 

3.  die  Sache  rechtshängig:  der  Kläger  ist  an  seine  Klage  gebunden 
und  kann  sie  nicht  mehr  ändern.6) 

4.  Vom  Tage  der  Klageerhebung  beginnen  die  Verzugszinsen  zu 
laufen. 

5.  Dagegen  wird  der  beklagte  gutgläubige  Besitzer  erst  durch  die 
Insinuation  der  Klage  in  bösen  Glauben  versetzt.7) 

Alle  diese  Folgen  fallen  weg,  wenn  die  Klage  zurückgegeben,  zurück- 
gezogen, das  Verfahren  eingestellt  (384)  oder  annullirt  wird. 

3.  Aenderung  der  Klage. 

C.P.O.  331-334,  747. 

Eine  Wirkung  der  Klageerhebung  ist  die  Feststellung  des  Inhalts 
der  Klage.  Der  Kläger  darf  die  Klage  nicht  mehr  ändern.  Er  kann 
seine  Forderung  herabsetzen,  aber  nicht  erhöhen.  Gestattet  ist  nur, 
und  zwar  auch  in  der  mündlichen  Verhandlung  und,  wenn  sie  wieder- 
holte Sitzungen  beansprucht,  nicht  bloss  in  der  ersten,  sondern  auch  in 

>)  C.P.O.  269. 

2)  Ist  die  Adresse  des  Klägers  nicht  bekannt,  so  wird  die  Verfügung  über  Rück- 
gabe bloss  im  Parteienzimmer  ausgehängt. 

3)  270. 

4)  268. 

5)  Vgl.  übrigens  § 21. 

6)  Vgl.  unten  S.  623  Note  1. 

7)  Russisches  Privatrecht  Swod  Bd.  X Th.  1 Art.  626. 
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den  folgenden,  Präzisirung  der  Forderung,  Zuschlag  von  Zinsen  und 
Zuwachs,  im  Falle  der  Veräusserung  oder  des  Untergangs  einer  Sache 
Forderung  des  Werths.  Solche  „Aenderungen“  müssen  in  derselben 
Sitzung,  in  der  sie  mündlich  vorgebracht  worden  sind,  schriftlich  ein- 
gereicht werden.1)2) 

J)  Leider  sind,  wie  das  in  der  russischen  C.P.O.  nicht  selten  vorkommt,  die  be- 
treffenden Artikel  so  unklar  redigirt,  dass  sie  zu  vielen  Zweifeln  Anlass  geben  und 
direkte  Widersprüche  in  sich  schliessen: 

Art.  332  bestimmt:  „Der  Kläger  kann  seine  in  der  Klageschrift  angegebenen  Forde- 
rungen herabsetzen,  ist  aber  nicht  berechtigt,  sie  zu  erhöhen,  ihrem  Wesen  nach  zu 
ändern,  oder  neue  Forderungen  zu  erheben,  es  sei  denn,  dass  sie  unmittelbar  aus  den 
in  der  Klageschrift  angegebenen  hervorgehen. 

333.  Als  Erhöhung  oder  Aenderung  der  Forderungen  ihrem  Wesen  na,ch  wird 
es  nicht  angesehen,  wenn  der  Kläger  dieselben  bestimmter  ausdrückt,  wenn  er  zu  ihnen 
Zinsen  und  Zuwachs  hinzufügt,  oder  im  Falle  der  Veräusserung  oder  des  Verlustes  der 
den  Gegenstand  der  Forderung  bildenden  Sache,  vom  Beklagten  den  Ersatz  des  Werthes 
fordert  (vgl.  Art.  747). 

334.  Ein  Kläger,  welcher  seine  Forderungen  ändert,  muss  solches  beim  Gericht 
schriftlich  in  der  Sitzung  anmelden.“ 

Die  zweite  Hälfte  des  Art.  332  steht  in  direktem  Widerspruch  mit  der  ersten: 
sie  gestattet  die  Klägeänderung,  die  die  erste  verbietet.  Man  wird  also  diese  zweite 
Hälfte  so  interpretiren  müssen,  als  spreche  sie  von  Ausnahmen  wie  Art.  333,  die  ohnehin 
schon  recht  weit  gehen  und  genau  genommen,  gleichfalls  positive  Klageänderungen  zu- 
lassen. Ganz  sonderbar  nimmt  sich  Art.  334  aus,  der  angiebt,  in  welcher  Form  die 
verbotenen  Aenderungen  anzubringen  seien.  Es  liegt  hier  ein  in  der  russischen  Gesetz- 
gebung oft  vorkommender  Fall  vor,  dass  ein  Terminus  technicus  inkonsequenter  Weise 
nicht  als  solcher  gebraucht  wird,  sondern  in  anderem  Sinne.  Der  Gesetzgeber  hat  die 
Aenderung  der  Klage  unbedingt  verboten  („Der  Kläger  hat  nicht  das  Recht“);  er  giebt 
dann  an,  welche  Emendationen  nicht  als  Aenderung  anzusehen  seien.  Anstatt  nun  zu 
sagen,  solche  Präzisirung  muss  schriftlich  angemeldet  werden,  sagt  er,  indem  ihm  zum 
Bewusstsein  gekommen  ist,  dass  er  wirkliche  Aenderungen  zugelassen  hat:  wer  seine 
Forderungen  ändert  (und  meint:  wie  das  im  vorhergehenden  Artikel  angegeben  ist) 
u.  s.  w.  Der  Senat  entscheidet  (1875,  540)  ebenso,  doch  aus  anderen  Motiven.  Ver- 
schieden entscheiden  die  Streitfrage  Holmsteen,  Lehrbuch  des  russ.  Civilprozesses, 
2.  Aufl.  S.  158,  159;  Annenkow,  Kommentar,  2.  Aufl.  I.  S.  405 — 417;  Malyschew, 
Kursus  des  Civilprozesses,  2.  Aufl.  I.  S.  380. 

Auch  in  der  Praxis  zeigt  sich  eine  grosse  Verwirrung.  So  hat  der  Petersburger 
Appellhof  (Gerichtsbote  [russ.]  1876  No.  222)  erklärt,  dass  der  Kläger,  der  in  der  Klage  ein 
Gut  als  Eigenthum  beanspruchte,  berechtigt  sei,  seine  Klage  dahin  zu  ändern,  dass  er 
den  lebenslänglichen  Niessbrauch  verlange,  da  hierin  eine  Aenderung  der  Klage  liege, 
was  gestattet  sei.  Der  Senat  hat  (1868,  596)  für  zulässig  erachtet,  die  Klage  aus  einem 
Kontrakt  auf  Zahlung  des  Reugeldes,  in  die  Forderung  der  Erfüllung  des  Kontrakts  zu 
ändern.  Dagegen  hat  er  entschieden  (1878,  136),  dass,  wenn  die  Klage  auf  Herausgabe 
des  Werths  einer  Sache  gerichtet  sei,  die  Aenderung  der  Klage  in  die  Forderung  der 
Herausgabe  der  Sache  nicht  zulässig  sei.  Mit  Recht  hat  der  Senat  entschieden  (1877, 
67),  dass  der  Ersatz  der  Einnahmen  für  die  Zeit  während  des  Prozesses  hinzugefügt 
werden  könne.  Ebenso,  dass,  wenn  die  den  Klageanspruch  begründende  Urkunde  in 
der  Klage  irrthümlicher  Weise  als  Depositalschein  bezeichnet  worden,  trotzdem  die 
Forderung  aus  einem  Schuldschein  geltend  gemacht  werden  könne. 

2)  Es  fragt  sich,  was  für  Folgen  hat  die  Unterlassung  der  schriftlichen  Einreichung 
der'  mündlich  vorgebrachten  zulässigen  Emendation?  Eine  Sanktion  fehlt  im  Gesetz. 
Annenkow  meint,  die  Emendation  müsse  trotzdem  vom  Gericht  berücksichtigt  werden, 
jedenfalls  müsse  eine  Protokollirung  der  schriftlichen  Einreichung,  die  oft  in  derselben 
Sitzung  nicht  möglich  sein  werde,  gleichwerthig  sein.  Der  Senat  hat  entschieden 
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§ 24. 

III.  Die  Vertheidigung. 

C.P.O.  69,  571—589.  Regeln  45.  46. 

1.  Allgemeines. 

Der  Beklagte  muss  sich  auf  die  erhobene  Klage  einlassen  durch 
Anerkennung  oder  Vertheidigung.  Auf  die  Anerkennung  kann  eventuell 
sofort  das  Urtheil  und  die  Exekution  folgen.  In  der  Vertheidigung 
kann  er 

1 . die  Klagebehauptungen  leugnen  und  dadurch  den  Kläger  zwingen, 
sie  zu  beweisen,  und  zugleich  auf  Umstände  hinweisen,  durch  welche 
die  Klage  widerlegt  wird  — Einlassung, 

2.  auf  Umstände  hinweisen,  durch  welche  die  Klage  beseitigt  wird, 
selbst  wenn  sie  begründet  wäre  — Einreden, 

3.  eine  Widerklage  erheben  und  seinerseits  Verurtheilung  des 
Klägers  verlangen. 

2.  Einlassung. 

Die  Einlassung  wird  als  Antwort  (otvet)  bezeichnet.  Sie  muss  die 
positive  Erklärung  enthalten,  ob  „der  Beklagte  die  Ansprüche  des  Klägers 
und  die  Thatsachen,  auf  welche  sie  gegründet  sind,  anerkenne  oder  be- 
streite.“1) Eine  Sanktion  ist  aber  an  diese  Bestimmung  nicht  geknüpft. 

„In  der  Antwort  müssen  die  Thatsachen,  auf  welche  er  seinen 
Streit  gründet,  angeführt  und  der  Streit  durch  Beweismittel  bekräftigt 
werden.“2) 

Alles  dieses  soll  schon  in  den  vorbereitenden  Schriftsätzen  vorge- 
bracht werden,  aber  auch  hier  ist  keine  Sanktion  an  diese  Vorschrift 
geknüpft  und  es  können  solche  Umstände  bis  zum  Schluss  der  Ver- 
handlung vorgebracht  werden, 3)  was  dann  zur  Folge  haben  kann,  dass 
auf  Antrag  des  Gegners  eine  Vertagung  der  Sitzung  und  eine  neue 
Frist  gewährt  werden.4) 

Die  Einlassung  bewirkt  (soweit  es  sich  nicht  um  die  sachliche 
Kompetenz  handelt),  falls  die  mangelnde  Kompetenz  nicht  geltend  ge- 
macht ist,  Prorogation. 

3.  Einreden. 

Einreden  sind  selbstständige  Behauptungen  des  Beklagten,  welche 
dazu  dienen  sollen,  die  Behauptungen  des  Klägers  zu  entkräften.  Man 
unterscheidet  dilatorische  und  peremtorische,  und  bei  beiden,  je 
nachdem  die  Einrede  auf  die  Sache  selbst  eingeht  oder  nur  die  prozes- 
sualischen Formen  und  Voraussetzungen  betrifft: 

(1875,  82),  dass  der  Beklagte,  wenn  er  den  Mangel  der  schriftlichen  Eingabe  nicht  sofort 
gerügt  habe,  sich  später  auf  diesen  Mangel  als  einen  Kassationsgrund  nicht  berufen 
könne. 

*)  313.  314. 

*)  315. 

3)  C.P.O.  163,  589. 

4)  331. 
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1.  dilatorische  Einreden,  welche  die  Einlassung  hindern  und  gegen 
die  Klageform  gerichtet  sind, 

2.  dilatorische  Einreden,  welche  das  Klagerecht  selbst  betreffen. 

3.  peremtorische  Einreden,  welche  gänzliche  Zurückweisung  der 
Klage  bezwecken  und  gleichwohl  die  Einlassung  hindern  (exceptio  rei 
iudicatae,  Vergleich), 

4.  eigentlich  peremtorische  Einreden.1) 


J)  Die  russische  C.P.O.  behandelt  die  Einreden  in  den  Art.  511— 589  im  Kapitel 
vom  „Verfahren  in  Nebenfragen“,  auf  gleicher  Linie  mit  der  Sicherstellung  der  Klage, 
der  Intervention,  der  Rekusation  der  Richter  und  der  Suspendirung  des  Verfahrens, 
unter  dem  Titel  Otvody  i vosrasenija.  Otvod  ist  von  jeher  als  technischer  Ausdruck 
für  Einrede  gebraucht  worden,  es  heisst  wörtlich:  Abführung,  Ablenkung.  Vosrasenije 
heisst  Antwort,  Erwiderung,  Einwand  und  wird  ausserdem  in  der  C.P.O.  zur  Bezeich- 
nung der  Replik  gebraucht.  Ohne  Rücksicht  auf  die  innere  Bedeutung  der  Einreden 
für  den  ganzen  Prozess  bestimmt  die  Prozessordnung  ihre  Stellung  im  System  nach 
dem  Umstande,  dass  eine  beschränkte  Zahl  derselben  in  einem  besonderen  Verfahren 
vor  der  Einlassung  behandelt  werden  kann,  und  dass  dieses  Verfahren  ebenso  genannt 
wird  wie  das  Verfahren  in  Nebensachen.  Ebenso  auffallend  ist  die  obige  Bezeichnung: 
die  Einreden  werden  danach  mit  Einwänden  und  Erwiderungen  zusammengeworfen  und 
die  Folge  davon  ist  Unklarheit  und  Streit  über  den  Unterschied  zwischen  otvod  und 
vosrasenije.  Wir  können  hier  auf  diesen  Streit  nicht  weiter  eingehen  (siehe  Annen  - 
kow,  III.  S.  33 — 127,  wo  auch  die  Literatur  angegeben;  Holmsteen,  S.  253  258) 
und  bemerken  nur,  dass  unter  vosrasenije  verstanden  werden  können:  1)  alle  Ein- 
wände, 2)  die  ganze  sachliche  Erwiderung,  3)  die  Replik  des  Klägers.  Unter  otvody 
werden  verstanden  die  Einreden  und  diejenigen  Prozesshindernisse,  die  der  Richter  ex 
officio  berücksichtigen  muss.  Was  die  C.P.O.  unter  Erwiderungen  oder  Einwänden 
vosrasenije  versteht,  ist  also  weiter  als  das,  was  sie  unter  Einrede  (otvod)  versteht. 
Sie  spricht  sich  über  keinen  dieser  Begriffe  aus,  sie  giebt  auch  nicht  ausdrücklich  eine 
Eintheilung  der  Einreden  in  dilatorische  und  peremtorische.  Sie  bestimmt  einfach,  dass 
folgende  (6)  Einreden  vor  der  Einlassung  vorgebracht  werden  können  (571  und  572): 
(Art.  571)  1)  die  Einrede  der  Inkompetenz  des  Gerichts,  2)  der  Identität  oder  Konnexität 
mit  einer  bereits  anhängigen  Sache,  3)  der  Anspruch  des  Klägers  beziehe  sich  auf  eine 
andere  Person,  4)  der  mangelnden  Prozessfähigkeit  des  Klägers,  5)  der  mangelnden 
Kaution  für  Prozesskosten  seitens  eines  in  Russland  nicht  angesessenen  und  nicht  im 
Staatsdienste  stehenden  Ausländers  (siehe  oben  Kautionen  § 17),  6)  der  mangelnden 
Vollmacht  des  Bevollmächtigten  (572). 

Ebenso  sagt  die  Prozessordnung:  (Art.  576)  Während  des  ganzen  Prozesses  können 
geltend  gemacht  werden  die  Einreden:  1)  der  bereits  anhängigen  Sache,  falls  der  Be- 
klagte erst  später  davon  Kunde  erhielt,  2)  der  Prozessunfähigkeit  des  Klägers,  3)  der 
mangelnden  Vollmacht  des  Bevollmächtigten.  Die  letztere  Einrede  kann  auch  vom 
Kläger  erhoben  werden  gegen  den  Bevollmächtigten  des  Beklagten  (C.  P.  0.  572). 
Nach  baltischem  Privatrecht  darf  der  Beklagte  ausser  diesen  Einreden,  die  im  örtlichen 
Privatrecht  gewährten  Einreden  auf  Grund  des  Deliberationsrechts  und  des  beneficium 
inventarii  (Privatrecht  Art.  2633  u.  2634,  2651 — 2655),  sowie  die  nach  Art.  1768  und 
1769,  2686  ihm  zustehenden  vor  der  Einlassung  vorschützen. 

Ferner  sagt  die  Prozessordnung:  (Art.  584)  Das  Gericht  ist  verpflichtet  unabhängig 
von  den  Einreden  der  Parteien  die  Sache  nicht  zur  Verhandlung  anzunehmen:  1)  wenn 
sie  nach  ihrer  sachlichen  Kompetenz  der  Verhandlung  vor  Bezirksgerichten  entzogen 
ist,  2)  wenn  sie  nach  dem  forum  rei  sitae  eines  Immobile  einem  anderen  Bezirks- 
gericht unterliegt, , 3)  wenn  der  Kläger  prozessunfähig  ist,  4)  wenn  der  Bevollmächtigte 
keine  Vollmacht  hat.  — Hier  wird  unter  Einrede  das  Vorbringen  einer  Einrede  ver- 
standen. Otvod  heisst  ja  Ablehnung.  Solcher  Wechsel  in  der  Bedeutung  technischer 
Ausdrücke  kommt  oft  in  der  russ.  C.P.O.  vor. 
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Ueberblicken  wir  nun  die  Bestimmungen  der  russischen  Civilprozess- 
ordnung  über  die  Einreden,1)  so  sehen  wir,  dass  sie  unter  Einreden 
(otvody)  nur  bestimmte  dilatorische  Einreden  versteht  (571,  572),  dass 
sie  alle  anderen,  also  einige  dilatorische  (570)  und  alle  peremtorischen 
(589)  in  die  Einlassung  verweist  und  als  Einwendungen  (vosrasenija) 
bezeichnet.  Da  die  Civilprozesssordnung  die  peremtorischen  Einreden 
wie  jede  andere  Beantwortung  der  Klage  auffasst,  so  erklärt  sich  auch 
die  Bestimmung1)  über  die  Einlassung,  dass  der  Beklagte  die  That- 
umstände,  auf  die  er  seine  Verteidigung  stützt,  anführen  und  mit  Be- 
weisen bekräftigen  müsse. 

Bei  den  dilatorischen  Einreden  bestimmt  die  Prozessordnung,  dass 
diejenigen,  welche  das  Klagerecht  selbst,  die  Prozessfähigkeit,  und  die 
sachliche  Zuständigkeit  betreffen,  jeder  Zeit  geltend  gemacht  werden 
können  und  vom  Gericht  ex  officio  berücksichtigt  werden  müssen. 

Von  den  Einreden2)  ist  die  der  Inkompetenz  des  Gerichts  vor  allen 
anderen  vorzubringen,  die  übrigen,  sofern  sie  nicht  während  des  ganzen 
Prozesses  vorgebracht  werden  dürfen,  sind  bei  Gefahr  des  Verlustes 
gleichzeitig  in  der  ersten  schriftlichen  Antwort  oder,  wenn 


Endlich  sagt  die  C.P.O.:  (Art.  579)  Die  Küge  wegen  Verletzung  der  Formalien 
in  der  Klageschrift  (also  exceptio  obscuri  libelli)  befreit  den  Beklagten  nicht  von  der 
Einlassung.  (Art.  589)  Der  Beklagte,  der  behauptet:  dass  das  Klagerecht  der  Person, 
die  die  Klage  erhebe,  gar  nicht  zustehe,  dass  es  vor  Erhebung  der  Klage  durch  Er- 
füllung der  betreffenden  Obligation,  durch  richterliches  Erkenntniss,  durch  Vergleich, 
durch  Verjährung  erloschen  sei,  hat  nicht  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  diese  Ein- 
wendungen (vosrasenija)  vor  der  Einlassung  und  getrennt  von  derselben  verhandelt 
werden. 

Im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter  werden  nur  die  vier  ersten  Einreden 
des  Art.  571,  als  vor  der  Einlassung  einzubringen,  angeführt.  Die  Einrede  der  sach- 
lichen Inkompetenz  kann  in  jeder  Lage  geltend  gemacht  werden  und  muss  vom  Friedens- 
richter ex  officio  berücksichtigt  werden  (C.P.O.  69  u.  79.  Vgl.  Regeln  f.  d.  Verfahren 
d.  Landhauptleute  45). 

Die  Einrede  der  mangelnden  Sicherstellung  der  Prozesskosten  gegen  einen 
Kläger,  der  Ausländer  ist,  wird  gar  nicht  erwähnt.  Da  ein  Privilegium  odiosum  strikt 
interpretirt  werden  muss,  so  muss  die  Weglassung  dieser  Einrede  im  Art  69,  der  sonst 
den  Art.  571  reproduzirt,  als  Aufhebung  dieser  Einrede  für  das  friedensrichterliche 
Verfahren  aufgefasst  werden.  Unter  dem  Einfluss  eines  engen  Nationalismus  sprechen 
sich  die  Kommentare  dafür  aus,  dass  es  auch  im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter 
gelte  (siehe  Annenkow  und  die  von  ihm  citirten  Schriftsteller  VI.  S.  109).  In  der 
Klausel,  dass,  wo  die  Bestimmungen  in  der  Friedensrichter-Prozessordnung  nicht  aus- 
reichen, der  Friedensrichter  die  Bestimmungen  der  allgemeinen  Prozessordnung  anzu- 
wenden hat,  ist  die  Handhabe  dazu  geboten  (C.P.O.  80).  Im  Verfahren  vor  den  Land- 
hauptleuten u.  s.  w.  ist  diese  Einrede  gegen  einen  Ausländer  nicht  erwähnt  und  muss 
daher  als  in  diesem  Verfahren  nicht  zulässig  betrachtet  werden,  da  in  den  Regeln 
Art.  1 die  Artikel  der  C.P.O.  angegeben  sind,  welche  die  Landhauptleute  ausäer  ihren 
Regeln  anzuwenden  haben  (es  sind  die  Art.  1 — 28,  also  ist  571  P.  5 nicht  anzuwenden). 
Es  ist  dies  wohl  als  Bestätigung  unserer  Ansicht  anzusehen,  dass  auch  die  Friedens- 
richter ihn  nicht  anzuwenden  haben. 

b Vgl.  S.  625  Note  1. 

2)  Bei  der  Vorbringung  müssen  die  Einreden  sofort  bewiesen  werden,  d.  h.  also 
liquide  sein. 
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kein  Schriftwechsel  stattfand,  in  der  ersten  mündlichen  Vorhand- 
lung  vorzubringen. J)2)  UdUU 

E-ni1°(ICn  fe^renn^  von  (^er  Einlassung  vorgebracht  worden, 
so  wird  Uber  sie  besonders  verhandelt  und  sie  werden  durch  eine  be- 
sondere  Verfügung  erledigt.  Sind  sie  zusammen  mit  der  Einlassung 
vorgebracht  worden,  so  kann  auf  Antrag  der  Parteien  oder  nach  den 
Umstanden  getrennt  oder  zugleich  mit  der  Entscheidung  der  Hauptsache 
über  sie  verhandelt  und  entschieden  werden.«)  P 

l AGeg6n  ,AWehn™g.  einer  Einrede  ist  Beschwerde  nur  zugleich  mit 
der  Appellation  zulässig,  gegen  Zulassung  sofortige  Beschwerde  in  zwei- 

J„]^,ent  'cher  Enst  gestattet.  Nur  bei  Ablehnung  der  Beschwerde  man- 
? nder  Kompetenz  ist  gleichfalls  Beschwerde,  getrennt  von  der  Appel- 
ation,  in  7 tägiger  Frist  zulässig.  Vom  Gericht  hängt  es  ab  dieser 
letzteren  Beschwerde  Suspensiveffekt  zu  verleihen.  *)«) 

oderDwieZb!fHpng  ®iner,  f^®  b®Wirkt’  falls  nicht  Remedur  eintritt 
oder,  wie  bei  der  mangelnden  Kaution  des  Ausländers,  der  Mangel  nicht 

m bestimmter  Fnst  beseitigt  wird,  Abweisung  der  Klage  und  °hat  zur 

Fow’t^f  dlfflbe  als  Sar  nicht  angebracht  betrachtet  wird.  Diese 
olge  tritt  nicht  ein  bei  der  Einrede  der  Inkompetenz  auf  Grund  des 
forum  des  beständigen  Wohnsitzes.**) 

4.  Widerklage. 

C.P.O.  340—343. 

Die  Civilprozessordnung  enthält  über  die  Widerklage  nur  folgende 

des  Beklagen  : .Dle . W'derkla§'e  darf  später  als  in  der  Antwort 

werd^f1  RpTv  deKm.<ier  ®rSte]n  mündlicheH  Verhandlung  vorgebracht 
selbe  aiif  Ritt  orbnn8^ng  .m  der  mündlichen  Verhandlung  wird  die- 
dem  BeW^te  emer wPartei  oder  Ermessen  des  Gerichts  ausgesetzt  und 
dem  Beklagten  eine  Frist  von  drei  bis  sieben  Tagen  gegeben  die  Wider- 
klage schriftlich  einzureichen.  g S ’ uie  wiuer 

Bie  Widerklage  ist  nach  der  russischen  Civilprozessordnung  nicht  nur 

bei  der  apodMsch^Form  ' ‘der 1 Bes^mmu^is?  dif 

„ \ ,le  konne°  alJer  auch  im  Eingang  der  Einlassungsschrift  in  der  angegebenen 

f0igt  ihE»  die  sachliche  Klagebeant^ortung 

Fall  dass  die  dihlriiP v'  ,, ^ Peremtorischa  Einreden  eventualiter  für  den 
’ o ® i“e  dlIatorischen  Einreden  abgewiesen  würden 
) l.P.O.  585. 

4)  C.P.O.  586—588. 

richtest  Verfü^ert“  ^ ^ dieJ Beschwerde  gegen  solche  prozessleitende 

das  iAS?,  ß‘eBitte  des  Beklagten,  um  Ueberweisung  der  Sache  an 

nur  erfüllt  TlIsbdSieasdl?r  W^ns‘tz  befindliche  Gericht  (207;  s.  oben  § 8 II),  wird 
erfordert  W™  r ut  ihrer  Beschaffenheit  nach  unverzügliche  Entscheidung 
Sunde  Ver?fct  ist  U^r“S  d*>r  Sache  an  ein  anderes  Gericht  aus  diesem 
3 Monaten  dif  Fl!’  so  ™d  dle  KlaSe  als  erhoben  angesehen,  falls  der  Kläger  binnen 
geschnft  bei  dem  betreffenden  Gericht  einreicht“  (C.P.P.  580 — 583). 
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wenn  die  Ansprüche  konnex  sind,  sondern  auch  in  anderen  Fällen  zulässig. 
Bedingungen  für  die  Zulässigkeit  sind,  dass  sie  eine  selbstständige  Forderung 
des  Beklagten  gegen  den  Kläger  geltend  mache,  vor  Schluss  des  Verfahrens 
bei  demselben  Gericht  eingebracht  werde1)  und  dass  dieses  Gericht  die 
sachliche  Kompetenz  habe.2 3)  In  Folge  dessen  hat  der  Friedensrichter, 
Landhauptmann  u.  s.  w.,  wenn  die  Widerklage  nicht  untrennbar  mit  der 
Klage  verbunden  ist  und  seiner  sachlichen  Kompetenz  nicht  unterliegt, 
sie  abzuweisen;  wenn  sie  aber  mit  der  Klage  untrennbar  verbunden 
ist,  die  weitere  Verhandlung  einzustellen  und  dem  Kläger  zu  überlassen, 
seine  Klage  beim  Bezirksgericht  anzustellen,  welches  auch  ihm  eigent- 
lich nicht  kompetirende  Klagen  annehmen  muss  und  annehmen  kann, 
da  die  umfassendere  Kompetenz  die  geringere  in  sich  schliesst.  Darüber, 
ob  die  beiden  Sachen  gemeinsam  oder  getrennt  verhandelt  und  ent- 
schieden werden,  entscheidet  das  Gericht.8) 

Abtheil ung  II.  Verfahren  in  erster  Instanz. 

§ 25. 

I.  Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlung. 

C.P.O.  309-323. 

Die  Erhebung  der  Klage  erfolgt  durch  Einreichung  der  Klage- 
schrift beim  Gericht.  Die  Klageschrift  wird  vom  Präsidenten  auf  die 
gesetzlichen  Anforderungen  geprüft  (§  23).  Ist  allen  Formalien  Genüge 
geschehen,  so  wird  die  Ladung  des  Beklagten  verfügt.  Die  Ladung  er- 
folgt, falls  das  Domizil  oder  der  Aufenthaltsort  des  Beklagten  bekannt  ist, 
durch  Zustellung  (§19)  eines  Ladungszettels,  dessen  Inhalt  und  Form 
im  Gesetz  genau  bestimmt  sind;4)5)  falls  Domizil  oder  Aufenthaltsort  un- 
bekannt ist,  durch  dreimalige  Publikation  des  Ladungszettels  in  der 
Senatszeitung  und  in  zwei  in  Russland  in  deutscher  und  französischer 
Sprache  erscheinenden  Zeitungen;  ausserdem  nach  Ermessen  des  Klägers 
und  ohne  Anspruch  auf  Ersatz  in  anderen  Zeitungen. 6)  Hat  der  Kläger 
darauf  hingewiesen,  dass  der  Beklagte  in  Russland  ein  Grundstück  be- 
sitzt, so  wird  ausserdem  dahin  ein  Ladungszettel  gesandt.7) 

Die  Frist  zum  Erscheinen  ist:8) 

a)  bei  der  Ladung  durch  Zustellung  für  die  in  Russland  Befind- 
lichen eine  einmonatliche  mit  Hinzufügung  der  Werstfrist;  für  die  im 


*)  Kass.Entsch.  des  Senats  1871,  445. 

-)  S.  o.  § 7 I a.  C.P.O.  39. 

3)  C.P.O.  236. 

4)  276,  277-292,  306. 

5)  Verstösse  gegen  diese  Bestimmungen  ziehen  Nichtigkeit  nach  sich.  Eines  Ein- 
gehens auf  das  Detail  bedarf  es  nicht,  da  für  die  Beobachtung  der  Formalien  der 
Richter  resp.  der  zuständige  Beamte  verantwortlich  ist;  die  Partei  verantwortet  nur 
die  Richtigkeit  der  Bezeichnung  der  Partei  und' der  Adresse.  Für  Fehler  bei  der  Ladung 
können  vom  Schuldigen  die  Kosten  verlangt  werden  (304). 

6)  293,  294-297. 

7)  294. 

8)  299,  300,  301. 
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Auslande  Befindlichen  eine  viermonatliche  — gerechnet  vom  Tage  der 
Zustellung; 

b)  bei  der  öffentlichen  Ladung  eine  sechsmonatliche,  gerechnet 
vom  Tage  der  letzten  Publikation  in  der  Senatszeitung. 

Bei  mehreren  zu  Ladenden  mit  verschiedenen  Fristen,  erhalten  alle 
die  längste  Frist. !)  Der  Zweck  der  Ladung  ist,  abgesehen  davon,  dass 
im  Laufe  dieser  Frist  beide  Parteien  dem  Gericht  ihr  Domizil  am  Ge- 
richtsort anzugeben  haben,  je  nach  der  Form  der  Ladung  ein  ver- 
schiedener: bei  der  Ladung  durch  Zustellung,  wo  mit  dem  Ladungs- 
zettel die  Kopien  der  Klageschrift  und  deren  Beilagen,  also  eventuell 
schon  schriftliche  Beweismittel  des  Klägers  übergeben  werden,  schrift- 
liche Beantwortung  der  Klage  durch  Einreichung  der  „Antwort“  (otvet);* 2 3) 
bei  der  Ladung  durch  Publikation,  das  Erscheinen  des  Klägers  zur  Ent- 
gegennahme der  Kopie  der  Klageschrift,  wobei  er  eine  besondere  Frist 
zur  Einreichung  der  Antwort  erhalten  kann. 

Auf  die  „Antwort“  des  Beklagten,  die  dem  Kläger  vom  Gericht 
zugestellt  wird,  kann  in  14  tägiger  Frist  eine  Replik  (vosrasenie)  des 
Klägers  und  auf  diese  gleichfalls  in  14  tägiger  Frist  die  Duplik") 
(oprovershenije)  des  Beklagten  erfolgen. 

Jede  Partei  kann  auf  die  ihr  zustehende  Frist  verzichten  und  so- 
fortige Ansetzung  eines  Termins  zur  mündlichen  Verhandlung4)  be- 
antragen. 5) 

Sind  dilatorische  Einreden  vorgebracht  worden  (§  24,  II),  und  wird 
über  dieselben  getrennt  verhandelt,  so  geschieht  das  in  einer  besonders 
anzusetzenden  mündlichen  Verhandlung  (czastnoje  proisvodstvo,  Sonder- 
oder Nebenverfahren).6)  Wird  eine  Widerklage  (§  24,  III)  eingebracht, 
so  ist  sie  wie  eine  Klage  zu  behandeln.7) 


9 303. 

2)  313.  Ueber  den  Inhalt  der  Antwort  siehe  § 24. 

3)  Für  Inhalt  und  Zustellung  dieser  Satzschriften  gilt  das  für  Klage  und  Antwort 
Gesagte  (§§  23  u.  24)  (319). 

4)  Es  könnte  also  auch  ein  ordentliches  Verfahren  ohne  jeden  vorbereitenden 
Schriftenwechsel,  ja  ohne  jede  schriftliche  Klagebeantwortung  stattfinden.  Ob  das  vom 
Gesetzgeber  beabsichtigt  ist,  ist  fraglich,  da  im  verkürzten  Verfahren,  wo  regelmässig 
kein  Schriftenwechsel  stattfindet,  das  Gericht,  wenn  in  der  mündlichen  Verhandlung 
die  Sache  sich  als  verwickelt  erweist,  den  Parteien  einen  einmaligen  Schriftenwechsel 
aufgeben  kann,  wobei  auf  die  Art.  317 — 320,  also  auch  auf  die  Möglichkeit  der  Ver- 
säumniss  dieser  Fristen  hingewiesen  wird. 

5)  320.  Ebenso  falls  der  Gegner  den  Einreichungstermin  versäumt. 

6)  566 — 570. 

7)  Zulässig  ist  sie  in  der  schriftlichen  Antwort  des  Beklagten,  oder,  wenn  eine 
solche  nicht  erfolgte,  in  der  ersten  mündlichen  Verhandlung  (§  24  III).  Die  Praxis 
lässt  sie  überhaupt  beim  ersten  Auftreten  des  Beklagten,  also  auch  beim  Einspruch 
gegen  ein  Versäumnissurtheil  zu  (Kass.Entsch.  des  Senats  1870,  No.  1286,  No.  1890). 
Obwohl  im  Gesetz  (Art.  340)  gesagt  ist:  „Der  Beklagte  hat  das  Recht,  die  Wider- 
klage einzubringen,  nicht  später  als  in  der  ersten  Antwort,  oder,  wenn  keine  solche 
erfolgte,  in  der  ersten  Sitzung  in  der  Sache,“  also  eine  spätere  Anbringung,  nachdem 
er  bereits  thätig  geworden,  verbietet,  so  geht  die  Praxis  noch  weiter  und  hält  die 
Annahme  der  verspätet  eingereichten  Widerklage  nur  dann  für  unzulässig  und  für 
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Die  Ansetzung  des  Termins  zur  mündlichen  Verhandlung  wird  auf 
Antrag  einer  Partei  vom  Präsidenten  verfügt,  die  Sache  in  das  Re- 
gister eingetragen  und  die  Parteien  werden  geladen.1) 

§ 26. 

II.  Mündliche  Verhandlung. 

C.P.O.  324-339,  68-74.  Regeln  41—49. 

Sofort  nach  Einreichung  der  Klage  überträgt  der  Präsident  die  Leitung 
der  betreffenden  Sache  einem  Gerichtsmitgliede  als  Referenten. 2)  Dieser 
tritt  aber,  da  alle  Verfügungen  vom  Präsidenten  erlassen  werden,  erst 
in  Thätigkeit,  wenn  die  Vorbereitung  geschlossen  und  der  Termin  an- 
gesetzt ist.  Nach  Eröffnung  der  Sitzung  und  Aufruf  der  Parteien  hat 
er  die  Verhandlung  mit  einem  Referat  über  das  Aktenmaterial  zu  be- 
ginnen,3) woran  sich  die  mündlichen  Verhandlungen  der  Parteien 
schliessen.  Das  Referat  des  Richters  kann  mündlich  oder  schriftlich 
sein,  den  Parteien  ist  es  aber  nicht  gestattet,  ihre  Anträge  und  Aus- 
führungen abzulesen.  Die  Parteien  sollen  ihre  Ansprüche,  die  That- 
umstände,  auf  die  sie  sie  stützen,  ihre  Beweise  und  Rechtsausführungen 
mündlich  Vorbringen.  Da  die  Richter  aber  bei  der  Urtheilsfällung  alles 
berücksichtigen  müssen,  was  mündlich  oder  schriftlich  vorgebracht 
worden  ist,  so  schadet  ein  Weglassen  eines  oder  des  anderen  Punktes 
nicht,  sofern  derselbe  in  den  Schriftsätzen  enthalten  ist.  Die  Parteien 
können  in  der  mündlichen  Verhandlung  nicht  nur  neue  Gründe  und 
Rechtsausführungen,  sondern  auch  neue  Thatsachen  und  Beweismittel, 
auf  die  in  den  Schriftsätzen  nicht  hingewiesen  ist,  Vorbringen.  Im 
letzteren  Fall  kann  der  Gegner  um  Vertagung  bitten.4) 

Der  Präsident  leitet  die  Verhandlung,5)  er  und  die  Gerichtsmit- 
glieder haben  ein  Fragerecht.  Der  Präsident  kann  die  Verhandlung 
über  die  einzelnen  Ansprüche  getrennt  vornehmen  lassen  und  hat  die 
Parteien  zum  Vergleich  geneigt  zu  machen.  Wenn  er  findet,  dass  die 
Sache  genügend  verhandelt  ist  und  die  Parteien  gleich  oft  gesprochen 
haben,  so  schliesst  er  die  Verhandlung.6) 

Nach  der  Verhandlung  hat  in  gewissen  Sachen  der  Prokureur  sein 


einen  Kassationsgrund,  wenn  der  Gegner  dies  sofort  gerügt  hatte  (Kass.Entsch.  1869, 
1180).  Da  die  Widerklage  wie  eine  Klage  beurtheilt  werden  soll,  so  wird  der  ursprüng- 
liche Kläger  das  Recht  haben  müssen,  auf  die  Duplik  des  Beklagten  in  der  Hauptsache, 
wo  jener  seine  Replik  gegen  die  Antwort  auf  die  Widerklage  vorgebracht  hat,  seiner- 
seits eine  Duplik  folgen  zu  lassen  (Holmsteen  327). 

*)  279,  280.  Die  C.P.O.  spricht  nur  von  der  Ladung  des  Gegners  in  der  Vor- 
aussetzung, dass  der  Antrag  mündlich  stattfand  und  mündlich  genehmigt  wurde.  Ein 
solcher  Antrag  ist  aber  auch  schriftlich  zulässig,  ja  kann  durch  die  Post  eingesandt 
werden,  dann  sind  beide  Parteien  zu  laden. 

2)  271. 

3)  323. 

4)  330,  331. 

5)  Ueber  die  Disziplinargewalt  des  Präsidenten  siehe  oben  S.  584.  C.P.O.  343 
bis  347. 

6)  335—338. 
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Gutachten  abzugeben,  >)  welches  ins  Protokoll  aufgenommen  werden 

dnzulasSn  a^dteT“  ^ °lme  jedoch  sich  in  Polemik 

TWnif  ’ ,auf*e  etwaigen  Fehler  in  der  vom  Prokureur  gegebenen 
Darstellung  der  Thatumstände  hinweisen *  2) 

Eine  mündhehe  Verhandlung  findet 'nicht  nur  am  Schluss  jedes 
Zwischenverfahrens  über  Nebensachen,  wie  Werth  des  Streitgegenstandes 
Rekusation  der  Richter,  Sicherstellung  der  Klagen,  Intervention  und 
Adzitation,  die  getrennt  vorgebrachten  Einreden  sondern  anrli  ho' 

S reit  über  Zulässigkeit  eines  Beweismittels  statt’  und  wird  dann  stets 
durch  eine  Sonderyerfügung3 4)  beendet.  nn  8tets 

§ 27. 

III.  Be  weis  v erfahren. 

A.  Allgemeines. 

C.P.O.  81,  82.  366—369.  Regel  51. 

. Die  Tatsachen,  auf  welche  die  Parteien  sich  berufen  müssen  he 
wiesen  werden.  Keines  Beweises  bedürfen  notorische  Thatsachen  Die 

w.*,  w«  * Sä  iÄSÄSl 

iJBT  »”***  W.  S-  6»,  zulMg,  ,.]«  in  L 

sie  hatDnur  di^Best'11611  kenn^' dle  russisehe  Civilprozessordnung  nicht 
hehlloho  Th  i ®estlmrailng>  dass  das  Gericht  berechtigt  ist  falls  er 
ebliche  Thatsachen  nicht  bewiesen  werden,  die  Parteien  darauf  auf 

™ren.-)Then  Und  ”6ineFriSt  zur  Klarstellung  dieser  Thatsachen 

srhonS;,die  Keweflast  betrifft’  80  si"d  die  Bestimmungen  der  russi 

en  Civilprozessordnung  sehr  unvollständig.  Sie  erledigt  diese  schwierige 


’)  Siehe  oben  S.  584. 
2)  347. 


ZWtrlei  Art  S!e  WCTde“  «f  ein- 

keit  eine  Handlung  im  Laufe  der  geZ^enXst  “ £°lge  der  Unm0£Iich- 

wegen  Nachlässigkeit  eines  Beamten  u derg^  oder  auf  GfS  ^est,ltut’°.“  einer  Frfst 
Verhandlung.  In  diesem  Palle  w.va  a g'L  Grund  kontradiktorischer 

zugestellt  und  zugleich  der  Termin  bestfmmt  zu  d einSebrachte  Ant™g  dem  Gegner 
hat.  In  diesem  Termin  wird  dTe  Fra'e”“  edi't  e?J  "“t  A“  «“bringen 
Entscheidung,  durch  welche  ein  8ondl.„r  , , erschienen  oder  nicht.  Die 
(Zwischenbescheid,  czastnoje  ^ h?St  S»^erfüg„ng 

weite  haben  sie  kann  Pin  n n V’  k n jedoch  eine  sehr  verschiedene  IW- 
eines  Urthei'ls  haben  ^ Drekret  Sem’  aber  auch  faktisch  die  Bedeutung 

4)  363. 

die,  die  iLergYtalntLBTdTtonlS * *dne  jf*  S"“8"  ,™llkommen  frei-  ■*>  benutzen 

Ist  ein  Beweismittel  aber  eiZL  ™ V , ?emts  Torgebrachten  wieder  zurückziehen, 

werden,  seihst  we“  benutzt 
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Materie  durch  zwei  Sätze  (Art.  366):  „Der  Kläger  muss  seinen  An- 
spruch beweisen.  Der  Beklagte,  der  gegen  die  Forderungen  des  Klägers 
Einwendungen  erhebt,  muss  seinerseits  seine  Einwendungen  beweisen.“1) 

Die  Beweiswiirdigung  ist  eine  logisch  konkrete.  Der  Richter  ist 
im  Allgemeinen  an  keine  Beweistheorie  gebunden,  er  entscheidet  über 
den  geführten  Beweis  und  dessen  Erheblichkeit  nach  seiner,  übrigens 
eingehend  zu  motivirenden  Ueberzeugung.  Er  darf  kein  Beweismittel 
zurückweisen,  er  muss  ausführlich  darlegen,  warum  er  dem  einen  den 
Vorzug  vor  dem  anderen  gegeben  hat  und  aus  welchen  Gründen  er  den 
Beweis  für  geführt  erachtet.2)3) 

Die  allgemeine  Regel  über  die  freie  Beweis  Würdigung  hat  jedoch 
eine  wesentliche  Einschränkung  erfahren  durch  die  Bestimmung  der 
Civilprozessordnung  (Art.  409),  dass  „die  Zeugenaussagen  nur  als  Be- 
weis für  diejenigen  Thatsachen  anerkannt  werden  können,  für  welche 
im  Gesetz  keine  schriftliche  Beglaubigung  verlangt  wird.“4) 


9 Mit  diesen  beiden  an  und  für  sich  ganz  richtigen,  aber  abstrakten  Sätzen  ist  freilich 
sehr  wenig  gesagt.  In  einigermassen  günstigerer  Stellung  befinden  sich  die  baltischen 
Juristen,  weil  in  dem  entwickelten  baltischen  Privatrecht  viele  Bestimmungen  materiell 
prozessualischen  Inhalts  über  Klagen,  Beweispflicht,  Präsumtionen  sich  finden,  während 
den  russischen  Juristen  das  lückenhafte  russische  Privatrecht  auf  Schritt  und  Tritt  im 
Stiche  lässt.  In  der  Praxis  herrscht  grosse  Verwirrung.  Erst  seit  dem  Jahre  1875, 
wo  die  ersten  Juristen  der  jüngeren  Generation  Oberprokureure  im  Senat  wurden,  bahnte 
sich  im  Senat  eine  rationellere  Praxis  an.  In  den  Untergerichten  ist  sie  immer  noch 
sehr  schwankend. 

‘b  411,  437,  533,  711  P.  2. 

3)  Bedenklich,  weil  die  Willkür  befördernd,  ist  der  in  Bezug  auf  die  Friedens- 
richter gebrauchte  Satz,  dass  sie  „die  Bedeutung  und  Kraft  der  Beweismittel  nach 
Gewissensüberzeugung  bestimmen“  (129).  Im  Gesetz  über  die  Landhauptleute 
u.  s.  w.  (Regeln  86)  findet  sich  dieser  Ausdruck  nicht,  sondern  es  ist  derselbe  Ausdruck 
wie  im  allgemeinen  Verfahren  gebraucht. 

4)  Es  giebt  ja  in  allen  Gesetzgebungen  Bestimmungen,  dass  gewisse  Rechts- 
geschäfte. entweder  wegen  der  grossen  Bedeutung,  welche  sie  für  das  wirtschaftliche 
Leben  haben,  wie  die  Uebertragung  des  Eigenthums  an  liegenden  Gründen,  oder  wegen 
ihrer  Natur,  wie  der  Wechsel,  nur  schriftlich  vollzogen  werden  können.  Wenn  nun 
das  russische  Privatrecht  eine  unzweideutige  Bestimmung  darüber  enthielte,  welche 
Rechtsgeschäfte  ausser  diesen  nur  schriftlich  vollzogen  werden  könnten,  so  wäre  gegen 
jene  Bestimmung  nichts  weiter  zu  sagen,  als  dass  sie  die  freie  Bewegung  vielleicht 
etwas  zu  sehr  einschränke.  Da  aber  eine  solche  allgemeine  Bestimmmung  im  russi- 
schen Privatrecht  fehlt,  während  Art.  409  sie  vorauszusetzen  scheint,  so  hat  dieser 
Artikel  eine  grosse  Verwirrung  angerichtet  und  vielen  Schaden  angestiftet.  Das 
russische  Privatrecht  ist  voll  formalistischer  Bestimmungen,  der  alte  Prozess  war  vom 
Formalismus  beherrscht,  und  die  Praxis  pflegte  denselben  als  bestes  Vehikel  der  Will- 
kür. Die  Praktiker,  die  im  Jahre  1866  die  neue  Prozessordnung  ins  Leben  eintühren 
sollten,  besonders  die  Senatoren,  die  über  die  Interpretation  der  Gesetze  und  die  Nulli- 
täten entscheiden  sollten,  standen  mehr  oder  weniger  auf  dem  formalistischen  Stand- 
punkt. Der  Art.  409  schien  eine  Bestimmung  über  die  Rechtsgeschäfte,  die  nur  schrift- 
lich vollzogen  werden  konnten,  zu  verlangen.  Man  suchte  und  fand  die  Bestimmung, 
dass  ein  Darlehen  in  Geld  nur  schriftlich  abgeschlossen  werden  konnte  und  nur  in 
diesem  Falle  klagbar  sei.  Bei  der  Abwesenheit  gründlicher  juristischer  Bildung  — 
Pandekten,  als  ein  heute  geltendes  römisches  Recht  wurden,  ausser  in  Dorpat,  an  keiner 
russischen  Universität  gelesen  — wandte  man  die  Bestimmung  über  das  Darlehen  auf 
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Ganz  besonders  ungünstig  ist  die  Lage  des  Klägers  bei  Forde- 
rungen auf  Ersatz  zugelügten  Schadens,  weil  hier  von  ihm  der  positive 
Beweis  des  erlittenen  Schadens  gefordert  wird.  Der  Kläger  kann  nicht 
den  Schaden  in  einer  bestimmten  Summe  abschätzen  und  diese  Summe 
fordern,  wobei  es  Sache  des  Beklagten  wäre,  nachzuweisen,  dass  der 
Schaden  ein  geringerer  wäre,  sondern  der  Kläger  muss  beweisen,  dass 
sein  Schaden  eben  in  jener  Summe  seinen  Ausdruck  findet. 

In  vollem  Umfange  gilt  die  freie  Beweiswürdigung  nur  nach  bal- 
tischem Recht,  wo  (abgesehen  von  der  Uebertragung  der  Eigenthums- 
und  der  Sachenrechte  an  liegenden  Gründen,  von  Wechseln,  und  von 
Grenzstreitigkeiten,  die  nach  Karten  entschieden  werden)  der  Beweis 
einer  Thatsache  auf  jede  Weise,  also  auch  durch  Zeugen,  geführt 
werden  kann.* 1) 

Die  Beweisaufnahme  geschieht  in  der  Regel  vor  dem  Prozess- 
gericht; sie  kann  aber  auch  vor  einem  anderen  geschehen  (wenn  z.  B. 
viele  Zeugen  in  dessen  Bezirk  wohnen)  oder  durch  ein  delegirtes  Ge- 
richtsmitglied,2) was  bei  Augenscheineinnahmen  in  der  Praxis  die  Regel 
ist;  ebenso  bei  Prüfung  umfangreicher  Akten  und  bei  der  Ermittelung 
durch  Vernehmung  der  Nachbarn.3) 

Die  Beweisaufnahme  wird  in  der  Civilprozessordnung  als  Prüfung 
der  Beweismittel  bezeichnet  (poverka  dokasatelstv) ; als  Hauptmittel 


jede  Geldforderung  an,  die  Jemand  aus  irgend  einem  Grunde  geltend  machte.  Der 
Senat  hat  in  zahlreichen  Kassationsentscheidungen  es  ausgesprochen,  dass  die  Existenz 
einer  Schuld  und  im  besonderen  auch  einer  Schuld  aus  dem  Verkauf  beweglicher  Sachen 
(auf  Kredit)  nicht  durch  Zeugen  bewiesen  werden  könne  (Borowikowski,  unter  Art.  409; 
Dumaschewski,  II.  S.  291 — 294;  Roschkowski,  unter  Art.  409;  Annenkow,  II. 
S.  101 — 137).  Dieser  Artikel  hat  unzählige  Kassationsentscheidungen  widersprechend- 
ster Art  hervorgerufen.  Die  Widersprüche  mehrten  sich,  bis  endlich  von  1875  an  eine 
rationellere  Praxis  die  Oberhand  gewann,  und  jetzt  jene  Bestimmung  über  die  Unzu- 
lässigkeit der  Kontrahirung  eines  Darlehens  durch  mündlichen  Vertrag  strikt  inter- 
pretirt  wird,  und  bei  Geldforderungen  aus  anderen  Verträgen  Zeugen  als  zulässig  an- 
gesehen wessen,  soweit  nicht  direkt  besondere  Bestimmungen  des  Privatrechts  ent- 
gegenstehen. Immerhin  ist  aber  in  vielen  Fällen  der  Beweis  an  schriftliche  Urkunden 
geknüpft,  so  dass  der  Richter  in  diesen  Fällen  an  eine  formelle  Beweistheorie  ge- 
bunden ist. 

1)  Ygl.  z.  B.  Privatrecht  Art.  819—866,  2952,  2993—2994,  3532,  3572,  3605,  3850 
und  dazu  Nolcken  und  Gassmann,  Verordnungen.  Dorpat-Riga  1889.  I.  S.  56  ff. 

2)  Durch  Delegation  eines  Gerichtsmitgliedes  findet  das  Zeugenverhör  statt:  1)  wenn 
Zeugen,  welche  mehr  als  25  Werst  vom  Gerichtsorte  entfernt  wohnen,  darum  nach- 
suchen, an  ihrem  Wohnort  vernommen  zu  werden;  2)  wenn  Zeugen  wegen  Gebrech- 
lichkeit, Krankheit,  Abhaltung  im  Dienste  oder  aus  anderen  Ursachen  nicht  vor  Gericht 
erscheinen  können;  3)  wenn  die  Umstände  ein  Verhör  an  Ort  und  Stelle  erfordern; 

4)  wenn  eine  grosse  Anzahl  Zeugen  an  einem  anderen  als  dem  Gerichtsort  wohnt; 

5)  wenn  Beamte,  die  im  Art.  88  der  C.P.O.  bezeichnet  sind  (Minister,  Staatssekretäre, 
Mitglieder  des  Reichsraths,  Generalgouverneure,  Korps-  und  Divisionskommandeure, 
Generaladjutanten,  Gouverneure  u.  dergl.),  innerhalb  dreier  Tage  nach  Empfang  der 
Ladung  den  Präsidenten  des  Gerichts  ersuchen,  sie  in  ihrer  Wohnung  zu  vernehmen. 
Ueber  das  Verfahren  des  Verhörenden  ist  im  Laufe  dreier  Tage  Beschwerde  zulässig 
(386,  389). 

3)  369,  479,  499—506,  507—509. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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wrnlrn  Vornahme  des  richterlichen  Augenscheins  und  Sachverständige 
bezeichnet;  fiir  Prüfung  des  Inhalts  und  der  Echtheit  der  Urkunden 
sind  ausführliche  Regeln  gegeben. 

Die  Prüfung  findet  auf  Antrag  der  Parteien  oder  nach  Ermessen 
des  Gerichts  statt,  doch  ist  dasselbe  nur  dann  befugt,  eine  solche  an- 
zuordnen, wenn  ein  Beweismittel  vom  Gegner  angefochten  ist.  Die 
Beweisaufnahme  wird  stets,  nachdem  die  Parteien  sich  geäussert,  durch 
eine  Verfügung  des  Gerichts  (etwa  dem  „Beweisbeschluss“  der  deutschen 
Civilprozessordnung  entsprechend)  angeordnet,  in  welcher  der  Termin 
und  der  Gegenstand  der  Beweisaufnahme  bezeichnet  ist.  Die  Parteien, 
Zeugen,  Sachverständigen  werden  zum  Termin  geladen.  Wird  die  Prü- 
fung nicht  in  der  Gerichtssitzung,  sondern  vor  einer  Delegation  vor- 
genommen, so  sind  die  Parteien  ebenfalls  berechtigt,  an  derselben  Theil 
zu  nehmen,  doch  hindert  ihr  Ausbleiben  die  Vornahme  der  Prüfung 
nicht,  falls  ihre  Gegenwart  nicht  nothwendig  ist,  um  die  Echtheit  und 
Identität  der  Gegenstände  festzustellen.1) 

B.  Beweismittel. 

Die  russische  Civilprozessordnung  zählt  fünf  (eigentlich  nur  vier) 
Beweismittel  auf:  Zeugen;  Nachbarn,  Urkunden,  Geständnis,  Eid,  und 
rechnet  den  Augenschein  und  die  Sachverständigen  zu  , .Mitteln  der 
Beweisaufnahme“.  Der  Senat  hat  aber  in  zahlreichen  Kassationsent- 
scheidungen erklärt,  dass  beide  selbstständige  Beweismittel  seien.  Es 
bestehen  also  sieben  (eigentlich  sechs)  Beweismittel. 

§ 28. 

I.  Geständniss. 

C.P.O.  479—484.  112—114.  Regeln  74-76. 

Die  russische  Bezeichnung  prisnanije  bedeutet  Anerkennung.  Das 
Geständniss  kann  ein  gerichtliches  und  ein  aussergerichtliches  sein; 
die  Civilprozessordnung  spricht  nur  vom  gerichtlichen.  Gerichtliches 
Geständniss  ist  nur  das  vor  dem  kompetenten  Gericht  in  dieser  Sache 
persönlich  oder  durch  (Spezial-)  Bevollmächtigte  schriftlich  oder  münd- 
lieh  abgelegte  Geständniss.  Ist  es  mündlich  abgelegt,  so  muss  es 
auf  Antrag  des  Gegners  im  Protokoll  verzeichnet  werden.  In  Folge 
der  Dispositionsbefugniss  der  Partei  gilt  in  allen  Sachen,  wo  dieselbe 
nicht  ausdrücklich  beschränkt  ist,  wie  in  Ehesachen,  im  Konkurs,  m 
Sachen  Minderjähriger,  die  zugestandene  Thatsaclie  als  erwiesen.  Diese 
Wirkung  des  Geständnisses  kann  durch  Widerruf  nur  aufgehoben  werden 
wenn  es  nicht  eine  persönliche  Handlung  zum  Gegenstand  hatte  und 
wenn  es  durch  einen  Irrthum  veranlasst  wurde.2) 

Schweigen  oder  Ausbleiben  der  Partei  wird  nicht  als  Zu- 
geständniss  angesehen. 


499 5Qß 

2)  Ueber  die  Wirkung  eines  Geständnisses  auf  Streitgenossen  siehe  oben  § 12. 
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Das  Schweigen  der  Civilprozessordnung  über  das  aussergerichtliche 
Gestandmss  darf  nicht  so  ausgelegt  werden,  als  habe  es  keine  Beweis- 
kraft, im  Gegentheil,  es  ist  als  Beweismittel  zulässig.1)  Ist  es  schrift- 
lich ausgesprochen,  so  erscheint  es  in  der  Form  einer  schriftlichen 
Aufzeichnung;  ist  es  mündlich  geäussert,  so  erscheint  es  als  Aussage 
von  Zeugen  Uber  Aeusserungen  der  Partei.  Jedenfalls  muss  der  Richter 
es  berücksichtigen. 

§ 39. 

2.  Der  Eid. 

C.P.O.  485—498,  115-118. 

Die  Civilprozessordnung  zeigt  ein  entschiedenes  Misstrauen  gegen 
den  Eid , ein  Misstrauen,  das  sich  schon  im  XVII.  Jahrhundert  zeigte 
und  seitdem  nur  zugenommen  hat.  Jetzt  findet  der  Eid  häufigere  An- 
wendung nur  noch  im  Verfahren  vor  den  Kommerzgerichten.  Nach  der 
Civilprozessordnung  darf  der  Richter  den  Parteien  den  Eid  weder  auf 
erlegen,  noch  auch  nur  vorschlagen.  Der  Eid  ist  nur  zulässig  wenn 
die  Parteien  Übereinkommen,  die  Sache  durch  einen  Eid  zu  entscheiden 
Der  Antrag  muss  schriftlich  gestellt,  von  beiden  Parteien  selbst  (nicht 
von  Bevollmächtigten),  unterschrieben  sein  und  die  Bezeichnung  der 
durch  den  Eid  zu  bekräftigenden  Thatsachen  und  den  Termin  der  Eides- 
leistung enthalten.  Der  Wortlaut  des  Eides  muss  dem  Gesuch  bei- 
gegeben  sein.  Nachdem  das  Gericht  die  Parteien  ermahnt  hat  sich 
ohne  Eid  zu  vergleichen,  trifft  es  die  Verfügung,  indem  es  den  Termin 
der  Eidesleistung  festsetzt.  Die  Eidesleistung  findet  in  der  Kirche  der 
betreffenden  Konfession  in  Gegenwart  eines  Delegirten  des  Gerichts  statt. 

Stirbt^  der  Betreffende  vor  der  Eidesleistung,  so  gilt  der  ganze  An- 
trag als  hinfällig  und  die  Sache  wird  nach  den  vorgestellten  Beweis- 
mitteln entschiden.  Leistet  er  den  Eid  im  Termin  nicht  so  ist  er 
sachfällig. 

Der  Eid  ist  nicht  zulässig  in  Sachen,  wo  der  Vergleich  ausge- 
schlossen ist,  und  ausserdem  in  Sachen  betreffend  das  Eigenthumsrecht 
an  Immobilien,  zur  Widerlegung  des  klaren  Sinns  von  Urkunden  in 
Sachen  von  Vereinen,  Gesellschaften  und  Kompagnieen.  Der  Eid’ gilt 
als  Beweis,  und  das  eidlich  Erwiesene  darf  nicht  widerlegt  werden. 

§ 30. 

3.  Zeugen. 

C.P.O.  83  104,  370 — 411,  Regeln  53 — 70. 

Die  russische  Civilprozessordnung  hat,  der  französischen  folgend 
die  Zulässigkeit  des  Zeugenbeweises,  wie  wir  sahen,  beschränkt.  Diese 
Beschränkung  wurde  in  der  Praxis  in  der  ersten  Zeit  bis  zum  Wider- 
sinn getrieben,  bis  allmählich  eine  rationellere  Praxis  sich  Bahn  brach,2) 


_ Käss.  Entsch  1868,  371  und  viele  andere,  obwohl  sich  auch  einige  wider- 
sprechende  finden.  Die  Mangelhaftigkeit  der  Bestimmungen  über  das  Geständnis  be- 
leitet  der  Interpretation  viele  Schwierigkeiten.  Annenkow,  II.  S.  280— 315 
) Siehe  oben  Beweiswürdigung  S.  632  Note  4. 
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die  die  Beschränkung  nur  in  den  Fällen  aufrecht  erhält,  wo  das  Privat- 
recht ausdrücklich  eine  schriftliche  Urkunde  verlangt,  wobei  die  Praxis 
auch  hier  für  Nebenumstände  den  Zeugenbeweis  zulässt.  Aber  auch 
da,  wo  zum  Beweise  einer  Thatsache  im  Gesetz  Urkunden  verlangt 
werden,  wird  der  Beweis  durch  Zeugen  zugelassen:1) 

1 . beim  Depositum,  falls  in  Folge  eines  Unglücksfalls  eine  Urkunde 
nicht  errichtet  werden  konnte; 

2.  falls  eine  Urkunde  in  Folge  eines  Unglückfalls  vernichtet  worden 
ist,  wenn  Existenz  und  Inhalt,  abgesehen  von  Zeugenaussagen,  auch 
anderweitig  bewiesen  werden  können; 

3.  im  Fall  des  Erwerbs  eines  Rechts  auf  ein  Grundstück  durch 
Verjährung. 

Dagegen  kann  der  Inhalt  in  gehöriger  Form  errichteter  oder  be- 
glaubigter Urkunden  durch  Zeugen  nicht  umgestossen  werden,  es  handele 
sich  denn  um  Fälschung.2) 

Die  Zeugnisspflicht  ist  eine  allgemeine.  Die  Leistung  kann  durch 
zweimalige  Geldbusse  (von  50  Kop.  bis  25  Rbl.)  erzwungen  werden, 
falls  der  Zeuge  bis  25  Werst  vom  Gerichtsort  wohnt.  Damit  hat  der 
Zwang  ein  Ende,  weder  einer  dritten  Ladung,  noch  weniger  der  Haft 
erwähnt  die  Civilprozessordnung. 3)  Ebenso  wenig  kennt  die  Civil- 
prozessordnung  Strafen  zur  Erzwingung  der  Eidesleistung  oder  der  Aus- 
sage, falls  sie  vom  Zeugen  verweigert  wird.  Zeugen,  die  weiter  als 
25  Werst  vom  Gerichtsort  wohnen,  können  verlangen,  an  ihrem  Wohn- 
ort verhört  zu  werden.4) 

Zeugnissunfähig  sind:  1)  Geisteskranke,  Personen,  welche  sich 
weder  schriftlich  noch  mündlich  auszudrücken  im  Stande  sind;  2)  die, 
welchen  die  Fähigkeit  der  Wahrnehmung  fehlt;  3)  Kinder  gegen  ihre 
Eltern;  4)  die  Ehegatten  der  Parteien;  5)  Personen,  die  zum  Verlust 
aller  Standesrechte  verurtheilt,  und  solche,  welchen  durch  Urtheil  das 
Recht,  Zeuge  zu  sein,  entzogen  ist;  6)  Geistliche  in  Bezug  auf  das,  was 
ihnen  in  der  Beichte  anvertraut  worden  ist.5) 

Aussagen  dürfen  verweigern:  1)  Aszendenten,  Deszendenten  und 
Geschwister  der  Parteien,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  Standesrechte 
handele;  2)  Personen,  welche  einen  Vortheil  aus  der  Entscheidung  der 
Sache  zu  erwarten  haben.6) 

Vom  Gegner  können  rekusirt  werden:  1)  Alle  Aszendenten,  Kolla- 
teralen  der  ersten  drei,  Verschwägerte  der  ersten  zwei  Grade  derjeni- 
gen Partei,  die  sich  auf  sie  beruft,  mit  Ausnahme  bei  Standesrechten; 
2)  der  Vormund  der  Partei,  welche  sich  auf  ihn  beruft,  und  deren 
Mündel ; 3)  die  Adoptiveltern  und  Adoptivkinder  der  Partei,  welche  sich 

b 409. 

2)  410. 

3)  383,  384. 

4)  382. 

5)  371. 

6)  370. 
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auf  sie  beruft;  4)  Personen,  welche  mit  einer  der  Parteien  in  einen 
Rechtsstreit  verwickelt  sind,  und  solche,  die  von  der  Entscheidung  der 
Sache  zu  Gunsten  der  Partei,  welche  sich  auf  sie  beruft,  einen  Vortheil 
zu  erwarten  haben;  5)  Bevollmächtigte,  auf  die  ihre  Vollmachtgeber 
sich  berufen.1) 

Die  Antretung  des  Zeugenbeweises  geschieht  durch  die  Benennung 
der  Zeugen  (Stand,  Name,  Wohnsitz)  und  die  Bezeichnung  der  That- 
sachen,  worüber  sie  vernommen  werden  sollen.  Der  Gegner  kann  seine 
Einreden  gegen  die  Vernehmung  der  bezeichneten  Zeugen  Vorbringen. 
Das  Gericht  erlässt  eine  Verfügung  über  die  Vornahme  des  Vorhörs, 
wobei  es  den  Termin  festsetzt.  Die  Zeugen  werden  durch  Zustellung 
{§  19)  geladen,  wobei  die  Thatsachen,  worüber  sie  vernommen  werden 
sollen,  mitzuth eilen  sind.  Hat  der  Gegner  Einreden  bis  dahin  unter- 
lassen, so  kann  er  sie  noch  bis  zur  Vereidigung  Vorbringen.  Nachher 
sind  sie  unzulässig.2)  Im  Falle  schwerer  Krankheit,  oder  falls  er  ver- 
reisen will,  kann  der  Zeuge  eventuell  vernommen  werden,  bevor  der 
Gegner  sich  über  seine  Zulässigkeit  geäussert  hat.  Wird  dann  nach- 
träglich die  Einrede  gegen  die  Zulässigkeit  des  Zeugen  für  begründet 
erachtet,  so  fällt  seine  Aussage  fort,3)  wie  bei  der  Vernehmung  in 
perpetuam  rei  memoriam. 

Das  Zeugenverhör  findet  in  der  Gerichtssitzung  oder  bei  Delegation 
vor  dem  delegirten  Richter  statt.  Die  Parteien  haben  das  Recht,  zu- 
gegen zu  sein  und  Fragen  zu  stellen.  Wo  nöthig,  kann  das  Verhör 
wiederholt  werden.4) 

Die  Zeugen  werden  zuerst  über  ihre  Personalien  befragt,  um  fest- 
zustellen, ob  Hindernisse  für  ihre  Beeidigung  u.  s.  w.  vorliegen,  dann 
werden  sie  gemeinsam,  jedoch  jeder  nach  dem  Ritus  seiner  Konfession 
vereidigt.  Sind  bei  Personen  „fremder“  Konfessionen  keine  Geistlichen 
ihrer  Konfession  gegenwärtig,  so  werden  sie  vom  Präsidenten  vereidigt. 
Der  Einzelrichter  hat  diese  Befugniss  nicht.5) 

Unvereidigt  werden  vernommen:  1)  Kinder  von  7 bis  14  Jahren 
(Art.  372);  2)  Personen,  die  von  den  Parteien  vom  Eide  befreit  werden 
(395);  3)  Welt-  und  Klostergeistliche  aller  christlichen  Konfessionen; 
4)  Personen,  die  Konfessionen  und  Sekten  angehören,  welche  den  Eid 
verwerfen. 

Die  Bestimmungen  über  das  Verhör  selbst  sind  dieselben  wie  in 
anderen  Prozessordnungen.  Bei  Personen,  die  der  russischen  Sprache 
nicht  mächtig  sind,  wird  ein  vereidigter  Uebersetzer  zugezogen;  die 
Aussagen  werden  in  beiden  Sprachen  niedergeschrieben  (405). 

Der  Anspruch  auf  Entschädigung  muss  seitens  des  Zeugen  am 


0 373. 

2)  374—376.  Beim  Friedensrichter,  wenn  die  Zeugen  unvereidigt  vernommen  werden 
bis  zum  Verhör,  87. 

3)  377,  378. 

*)  385,  387,  390. 

5)  394,  395. 
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Tage  der  Vernehmung  angebracht  werden.  Die  Entschädigung  wird 
vom  Präsidenten  oder  dem  Delegirten  inappellabel  bestimmt  und  sofort 
von  der  betreffenden  Partei  beigetrieben. 

§.31. 

4.  Befragung  der  Nachbarn. 

C.P.O.  411—437. 

Dieses  Beweismittel  unterscheidet  sich  von  dem  der  Zeugen  nur 
dadurch,  dass  die  zu  verhörenden  Personen  nicht  persönlich  bezeichnet, 
sondern  durch  ein  besonderes  Verfahren  ermittelt  werden.  Die  er- 
mittelten Personen  werden  wie  Zeugen  vereidigt  und  verhört.  Dieses 
Beweismittel  ist  zulässig  bei  Streitigkeiten  über  die  Ausdehnung,  die 
Oertlichkeit  oder  die  Dauer  des  Besitzes. 

Das  Verfahren  der  Auswahl  wird  von  einem  Delegirten  des  Ge- 
richts geleitet,  die  Parteien  haben  ein  Rekusationsrecht.  Die  Bestim- 
mungen über  das  formelle  Verfahren  der  Ermittelung,  die  von  Amts- 
wegen geführt  werden  muss,  sind  enthalten  in  den  Art.  412 — 417  der 
(Zivilprozessordnung.  > 

§ 32. 

5.  Gutachten  Sachverständiger. 

C.P.O.  515—533,  112—124.  Regeln  77—79. 

Wenn  es  sich  um  einen  Gegenstand  handelt,  dessen  Beurtheilung 
oder  Schätzung  besondere  wissenschaftliche,  technische  oder  wirthscliaft- 
liche  Kenntnisse  erfordert,  so  kann  das  Gericht  auf  Antrag  oder  nach 
eigenem  Ermessen  ein  Gutachten  Sachverständiger  einholen  (Art.  515). 
Die  Sachverständigen  werden  von  den  Parteien,  oder,  falls  keine  Eini- 
gung zu  Stande  kommt,  vom  Richter  in  der  Zahl  von  dreien  ernannt, 
doch  ist  in  geringfügigen  Sachen  und  vor  dem  Friedensrichter  auch 
Ernennung  nur  eines  Sachverständigen  zulässig.1) 

Die  Uebernahme  des  Gutachtens  hängt  vom  freien  Willen  des  Sach- 
verständigen ab.  Personen  jedoch,  bei  denen  ihrem  Berufe,  ihrem  Ge- 
werbe oder  ihrer  Beschäftigung  nach  besondere  Kenntnisse  voraus- 
gesetzt werden  können,  dürfen  die  Uebernahme  des  Gutachtens  nur 
aus  solchen  Gründen  wie  Zeugen  ablehnen.2)  Die  Sachverständigen 
können  wie  Zeugen  rekusirt  werden,  jedoch  nur  die  vom  Gericht  er- 
nannten, und  nur  im  Laufe  dreier  Tage,  es  sei  denn,  dass  der  Reku- 
sationsgrund  erst  später  entstanden  ist. 

Das  Gutachten  muss  in  der  Regel  schriftlich  erstattet  werden, 
doch  ist  auch,  besonders  im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter,  ein 
mündliches  Gutachten  zulässig.  Wo  nöthig,  kann  vom  Sachverstän- 
digen ein  Ergänzungsgutachten  oder  ein  anderes  Gutachten  von  anderen 
Sachverständigen  erfordert  werden.3)  In  der  gerichtlichen  Schlussver- 


*)  516—519,  123. 

2)  520. 

3)  526. 
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handlung  wird  das  Gutachten  verlesen  und  dem  Sachverständigen  können 
Fragen  vorgelegt  werden. 

Was  die  Beweiskraft  des  Sachverständigengutachtens  betrifft,  so 
ist  „das  Gericht  nicht  verpflichtet,  sich  einem  Gutachten  von  Sachver- 
ständigen zu  unterwerfen,  wenn  es  mit  glaubwürdigen  Thatsachen  nicht 
übereinstimmt.“* 2  3) 

Sachverständige  unterliegen  im  Falle  unentschuldigten  Ausbleibens 
oder  Nichteinlieferung  des  Gutachtens  einer  Geldbusse  von  50  Kop.  bis 
25  Rbl.  Sie  haben  das  Recht,  für  ihre  Mühe,  Geschäftsversäumnisse 
und  Auslagen  Ersatz  zu  verlangen,  der  bei  Einreichung  des  Gutachtens 
angemeldet  werden  muss  und  vom  Gericht  inappellabel  bestimmt  wird. 4J) 

Die  Entschädigung  der  Sachverständigen  wird  zunächst  vom  An- 
tragsteller, wo  das  Gericht  das  Gutachten  angeordnet  hat,  von  beiden 
Parteien  beigetrieben.3) 

§ 33. 

6.  Augenschein. 

C.P.O.  507-514,  119—124.  Regeln  77-79. 

Die  Civilprozessordnung  bezeichnet  den  richterlichen  Augenschein 
als  osmotr  na  meste,  d.  h.  Besichtigung  an  Ort  und  Stelle.  Die  Vor- 
nahme desselben  erfolgt  auf  Antrag  einer  Partei  oder  nach  Ermessen 
des  Gerichts,  stets  durch  eine  Delegation  unter  Theilnahme  der  Par- 
teien. Das  Protokoll  über  dieselbe  wird  in  der  Sitzung  verlesen,  und 
die  Richtigkeit  dessen,  was  durch  das  Protokoll  festgestellt  worden  ist, 
kann  von  den  Parteien  und  den  Zeugen  nur  bestritten  werden,  falls 
sie  ihre  abweichende  Auffassung  im  Protokoll  haben  vormerken  lassen. 
Abgesehen  von  diesem  Fall,  wird  dem  Protokoll  volle  Beweiskraft  zu- 
geschrieben, wenn  auch  die  Erheblichkeit  des  Inhalts  der  Beurtheilung 
des  Richters  unterliegt. 

§ 34. 

7.  Schriftliche  Beweismittel. 

C.P.O.  438—484,  534—565,  105-111.  Regeln  69—73. 
a)  Arten. 

„Als  schriftliche  Beweismittel  gelten  nicht  nur  die  im  Privatrecht 
behandelten  gerichtlichen  (krepost-)  notariellen  und  Privaturkunden, 
sondern  auch  schriftliche  Aufzeichnungen  aller  Art“  (Art.  438;  vgl.  105). 

Man  unterscheidet  also: 

a)  Urkunden  (akt,  auch  formalny  akt)  d.  i.  eine  zur  Beurkundung 
der  Errichtung  eines  Rechtsgeschäfts  abgefasste  schriftliche  Aufzeich- 
nung, die  daher  einen  ensprechenden  Inhalt  und  eine  entsprechende 
vorgeschriebene  Form  haben  muss. 

b)  Schriftstücke  (bumagi  ==  Papiere)  verschiedenster  Art,  die 


*)  533. 

2)  529-531. 

3)  532. 
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Hinweise  auf  Errichtung,  Bestehen  und  Endigung  von  Rechtsgeschäften 
enthalten. 

* Die  Urkunden  sind: 

1.  Gerichtliche  (krepost)  Urkunden  über  Sachenrechte  an  Im- 
mobilien ; 

2.  Oeffentliche  Urkunden,  die  von  den  kompetenten  Behörden 
ausgehen ; 

3.  Notarielle  Urkunden,  und  zwar  a)  solche,  die  von  Notaren 
errichtet,  d.  h.  von  ihnen  entworfen  oder  von  ihnen  approbirt  worden 
sind,  b)  solche,  bei  denen  sie  nur  die  Unterschrift  beglaubigt  haben. 

Die  unter  1 — 3 angeführten  Urkunden  entsprechen  den  öffentlichen 
Urkunden  anderer  Rechtssysteme  und  des  baltischen  Rechts.  Diesen  Ur- 
kunden gleichwerthig  sind  „die  in  auswärtigen  Staaten  nach  dortigem 
Recht  errichteten  und  von  einem  Gesandten  oder  Konsul  beglaubigten 
(öffentlichen)  Urkunden,  so  lange  ihre  Unechtheit  nicht  bewiesen  ist.“1) 

4.  Privaturkunden  (domaszny  akt,  häusliche  Urkunde)  sind  die 
zum  Zweck  eines  Rechtsgeschäfts  ohne  Hinzuziehung  einer  Amtsperson 
errichteten  Urkunden.  Werden  auf  einer  solchen  Urkunde  nachträglich 
Unterschriften  vom  Notar  oder  dem  Friedensrichter,  der  Polizei  u.  s.  w. 
beglaubigt,  so  wird  dadurch  der  Charakter  der  Privaturkunde  nicht 
geändert. 

Bei  den  Urkunden  ist  zu  unterscheiden  die  Urschrift  (podlinnik, 
Original)  von  der  Abschrift  (kopija). 

Die  Beweiskraft  besitzt  zunächst  die  Urschrift,  doch  steht  ihr  nach 
russischem  Recht,  wenn  die  Urschrift  vernichtet  ist  oder  nicht  beschafft 
werden  kann,  die  beglaubigte  Abschrift  vollkommen  gleich.  Ausge- 
nommen sind  hier  nur  die  Fälle,  wo  ausdrücklich  die  Vorweisung  der 
Urschrift  im  Gesetz  verlangt  wird.2) 

!)  464,  465. 

2)  C.P.  0.  Art.  441:  Die  Partei  kann  die  Vorweisung  einer  Urkunde  in  der  Ur- 
schrift verlangen,  es  sei  denn,  dass  nachgewiesen  werde,  dass  die  Urschrift  vernichtet 
worden  oder  dass  es  schlechterdings  unmöglich  sei,  dieselbe  herbeizuschaffen. 

C.P.O.  Art.  463:  Eine  gehörig  beglaubigte  Abschrift  einer  Urkunde  dient  zur  Be- 
wahrheitung ihres  Inhalts,  wenn  keine  Zweifel  über  ihre  Richtigkeit  erhoben  werden, 
und  wird  anstatt  der  Urschrift  angenommen,  mit  Ausnahme  derjenigen  Fälle,  wo  das 
Gesetz  ausdrücklich  die  Vorlage  der  Urschrift  verlangt. 

Notariats  Ordnung  121:  Ein  Auszug  aus  dem  notariellen  Aktenbuch  ist  von  gleicher 
Beweiskraft  wie  die  Urschrift  selbst,  mit  Ausnahme  derjenigen  Fälle,  wo  vom  Gesetz 
ausdrücklich  die  Vorlage  der  Urschrift  verlangt  wird. 

Der  in  der  Notariats  Ordnung  121  und  im  Art.  463  der  C.P.O.  enthaltene  Zusatz 
„mit  Ausnhme  der  Fälle,  wo  das  Gesetz  ausdrücklich  die  Vorlage  der  Urschrift  ver- 
langt“ hat  keine  bestimmten  Gesetze  im  Auge,  sondern  ist  nur  eine  allgemeine  Klausel 
für  den  Fall,  dass  solche  Bestimmungen  vorhanden  sein  sollten.  Der  Senat  hat  in 
seiner  Entscheidung  (1868,  581)  erklärt,  diese  Ausnahme  beziehe  sich  besonders  auf 
Privaturkunden,  die  nirgend  verschrieben  seien  und  deren  Echtheit  durch  Augen- 
schein geprüft  werden  müsste.  Eine  ausdrückliche  Ausnahme  von  der  bisher  im  russi- 
schen Recht  anerkannten  Gleichwerthigkeit  der  Urschrift  und  der  beglaubigten  Ab- 
schrift ist  erst  durch  das  Gesetz  vom  3.  Juni  1891  über  das  vereinfachte  Verfahren 
(C.P.O.  365,  4)  eingeführt  worden.  Siehe  darüber  unten  S.  667. 
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Jede  Partei  hat  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  die  Urkunden  des 
Gegners  in  der  Gerichtskanzlei  zu  ihrer  Einsicht  offen  stehen.1) 

b)  Beweiskraft. 

Die  Beweiskraft  der  Urkunde  ist  bedingt  durch  ihre  Echtheit, 
d.  h.  die  Gewissheit,  dass  sie  von  dem  angegebenen  Aussteller  her- 
rühre, und  ihre  Unverfälschtheit , d.  h.  die  Gewissheit,  dass  ihr  Inhalt 
nicht  verändert  worden  sei.2) 

Die  Echtheit  öffentlicher  Urkunden  wird  präsumirt,  bis  die  Fäl- 
schung bewiesen  ist.  Die  Echtheit  von  Privaturkunden  wird  nicht  prä- 
sumirt, sondern  muss  im  Streitfälle  bewiesen  werden.  Der  Inhalt  öffent- 
licher Urkunden  ist  bindend  für  den  Richter.  Die  öffentliche  Urkunde 
hat  den  Vorrang  vor  den  Privaturkunden  und  anderen  Schriftstücken, 
welche  nur  in  Betracht  kommen,  soweit  sie  der  öffentlichen  Urkunde 
nicht  widersprechen.  Privaturkunden,  die  vom  Produkten  als  echt  an- 
erkannt werden,  haben  für  die  Kontrahenten,  ihre  Erben  und  Rechts- 
nehmer gleiche  Beweiskraft,  wie  die  öffentlichen.  Abgesehen  hiervon 
wird  die  Beweiskraft  der  Privaturkunden  und  Schriftstücke  vom  Richter 
festgestellt.3)  Der  Inhalt  in  gehöriger  Ordnung  abgefasster  Urkunden  kann 
nicht  durch  Zeugenaussagen  widerlegt  werden.4)  Ausser  diesen  allge- 
meinen Bestimmungen  enthält  die  Civilprozessordnung  noch  eine  Reihe 
besonderer. 

Eine  öffentliche  Urkunde,  die  in  Folge  von  Formmängeln  als  solche 
nicht  anerkannt  wird,  hat  die  Beweiskraft  einer  Privaturkunde  (460). 

Ein  Verstoss  gegen  die  Stempel  gebühren  ist  nie  von  Einfluss  auf 
die  Gültigkeit  der  Urkunde,  sondern  verpflichtet  nur  zur  Zahlung  der 
gesetzlichen  Geldstrafe  (461,  462). 

Handelsbücher  sind  in  Sachen  wider  Nichthandeltreibende  nur 
dann  als  Beweismittel  zulässig,  wenn  die  Lieferung  der  Waaren  oder  die 
Geldschuld  bereits  anderweitig  feststeht,  und  es  sich  nur  darum  handelt, 
die  Zeit,  die  Quantität,  die  Qualität  und  den  Preis  der  Waare  und  den  Be- 
trag der  Summe  festzustellen;  sie  haben  Beweiskraft  nur  im  Laufe  eines 
Jahres  (466,  467). 

Handelsbücher  haben  keine  Beweiskraft,  wenn  in  denselben  neu- 
eingeheftete Blätter  oder  Rasuren  sich  finden,  oder  Ungenauigkeiten  zu 
Gunsten  des  Kaufmanns;  wenn  auf  sie  hin  bereits  einmal  geklagt  und 
dem  Kläger  bewiesen  worden,  er  habe  die  eingeklagte  Zahlung  erhalten; 
wenn  der  Kaufmann  gerichtlich  für  einen  böswilligen  Bankerotteur  oder 
der  Ehrenrechte  verlustig  erklärt  worden  ist. 

Die  Handelsbücher  besitzen  stets  Beweiskraft  gegen  den,  der  sie 
geführt  hat  (469). 

b 439,  440. 

2)  In  der  russischen  C.  P.O.  wird  dieser  Unterschied  nicht  ausdrücklich  gemacht 
und  beide  Erfordernisse  werden  durch  das  Wort  Echtheit  (podlinnost)  bezeichnet 
(457,  458). 

3)  457—459. 

4)  106,  410  vgl.  unten  S.  643  f. 
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Die  Bücher  der  Detail-  und  Kleinhändler,  Gewerbtreibender  u.  s.  w- 
gelten  als  Beweismittel  nur,  wenn  über  den  Empfang  der  Waaren  darin 
quittirt  worden  ist  (470). 

Die  von  den  Lieferanten  geführten,  beim  Empfänger  befindlichen 
Bücher  liefern  Beweis,  wenn  der  Empfänger  im  Laufe  von  sieben  Tagen 
nicht  Protest  erhob  (471). 

Rechnungen,  Notizen,  Aufzeichnungen  aller  Art  haben  Beweiskraft 
gegen  den,  der  sie  geschrieben;  zu  seinen  Gunsten  nur,  wenn  der 
Schuldner  sie  unterzeichnet  hat  (472). 

Eine  Quittung  auf  einer  Rechnung  oder  Urkunde  liefert  vollen  Be- 
weis gegen  den  Aussteller  der  Rechnung  u.  s.  w.  — eine  besondere 
Quittung  nur,  wenn  angegeben  ist,  wofür  die  Zahlung  geleistet  wurde 
(473—475). 

Bei  öffentlichen  Urkunden  gilt  das  Datum  als  feststehend,  auch 
Dritten  gegenüber,  bei  Privaturkunden  nur  denen  gegenüber,  die  an 
der  Abfassung  betheiligt  sind,  sowie  gegenüber  deren  Erben  und  Rechts- 
nehmern (476,  477). 

c)  Editionspflicht. 

Jede  Partei  ist  auf  Verlangen  des  Gegners  zur  Edition  (Vor- 
legung) von  Urkunden  verpflichtet,  deren  dieser  sich  zum  Beweise  seine^ 
Rechts  bedienen  will,  wenn  er  die  verlangte  Urkunde  umständlich  be- 
zeichnet und  die  Gründe  angiebt,  aus  denen  er  vermuthet,  dass  die 
Urkunde  sich  bei  dem  Gegner  befinde.1) 

Weigert  die  Partei  die  Edition,  ohne  den  Besitz  der  Urkunde  in 
Abrede  zu  stellen,  so  kann  das  Gericht  die  Tliatumstände,  zu  deren 
Beweis  die  Urkunde  dienen  sollte,  als  bewiesen  erachten.2) 

Dritte  sind  in  derselben  Weise  verpflichtet,  bei  ihnen  befindliche, 
die  Sache  unmittelbar  betreffende  Urkunden  in  der  Urschrift  oder  in 
Abschrift  vorzulegen,  mit  Ausnahme  ihrer  Privatkorrespondenz  und  ihrer 
Handelsbücher.  Die  Vorlage  von  Privatkorrespondenz  kann  nur  von 
solchen  verlangt  werden,  die  als  Kommis,  Kommissionäre,  Makler  oder 
Vermittler  beim  Abschluss  des  Geschäfts,  welches  Ursache  zum  Prozess 
gab,  betheiligt  waren. 3)  Die  Vorlage  von  Handelsbüchern  kann  nur 
bei  Erbstreitigkeiten  und  bei  Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsver- 
trage verlangt  werden.4)  Der  Antrag  der  Partei  auf  Edition  wird  dem 
zur  Vorlegung  Verpflichteten  zugefertigt  unter  Angabe  der  Frist,  in 

b 442,  443. 

2)  441.  Dies  ist  eine  der  Ausnahmen,  wo  unter  besonderen  Umständen  eine  Prä- 
sumtion eintritt,  die  sich  auf  das  Schweigen  des  Gegners  stützt.  Ein  anderer  Fall  tritt 
ein  bei  dem  Nichterscheinen  zur  Eidesleistung  (§  29). 

3)  445.  Die  Redaktion  dieses  Artikels  giebt  zu  vielen  Zweifeln  Anlass.  Der 
Artikel  muss  nach  den  Art.  237 — 239  der  Handefsprozessordnung  (Ausgabe  von  1893) 
ausgelegt  werden,  aus  denen  einzelne  Sätze  in  ihn  aufgenommen  worden  sind,  ohne 
mit  dem  übrigen  Text  in  Einklang  gebracht  worden  zu  sein.  Vgl.  Annenkow,  Kom- 
mentar II.  S.  176-184. 

4)  Handelsprozessordnung  Art.  237 — 239.  C.P.  0.  449. 
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welcher  die  Vorlegung  geschehen  muss.  Die  Kosten  dieses  Verfahrens 
trägt  der  Antragsteller  ohne  Anspruch  auf  Ersatz.1) 

Zur  Erlangung  der  Edition  von  Urkunden  von  Behörden  erhält  die 
Partei  eine  Bescheinigung  vom  Gericht,  dass  die  Urschrift  oder  be- 
stimmte Auskünfte  zur  Entscheidung  der  Sache  zu  einem  bestimmten 
Termin  nothwendig  seien.  Die  Behörden  sind  verpflichtet,  solche  Aus- 
künfte und  Kopien  zu  ertlieilen  und  solche  Originalurkunden  und  Akten 
direkt  dem  Gericht  zu  übersenden.2) 

d)  Beweisaufnahme. 

Die  Beweisaufnahme  (Prüfung)  hei  schriftlichen  Beweismitteln  ge- 
schieht durch  Schriftvergleichung,  Vergleichung  des  Inhalts  von  Schrift- 
stücken und  Rechnungen  mit  den  Originalbüchern,  wobei  Sachverstän- 
dige hinzugezogen  werden  können.  Die  Vergleichung  von  Uebersetzungen 
mit  dem  in  fremder  Sprache  geschriebenen  Original  geschieht  durch 
vereidete  Uebersetzer,  Lehrer  von  Gymnasien  und  Universitäten  oder 
Beamte  des  Ministeriums  des  Auswärtigen  nach  den  allgemeinen  Regeln 
der  Beweisaufnahme.3) 

e)  Die  Bestreitung  der  Echtheit  von  Urkunden. 

Die  Echtheit  öffentlicher  Urkunden  kann,  da  sie  als  echt  präsumirt 
werden,  nur  durch  Behauptung  der  Fälschung  bestritten  werden. 
Dieses  Vorbringen  verpflichtet  den  Antragsteller  zum  Beweise.4) 

Die  Echtheit  der  Privaturkunden  kann  sowohl  durch  Behauptung 
der  Fälschung,  als  auch  durch  Erhebung  eines  Zweifels  an  der  Echt- 
heit angefochten  werden.  In  Folge  der  Erhebung  eines  Zweifels  an 
der  Echtheit  ist  der  Produzent  zum  Beweise  derselben  verpflichtet.5)6) 

' i)  446  — 448. 

2)  C.P.O.  452:  Zur  Einforderung  einer  Urkunde  in  der  Urschrift  oder  von  Aus- 
künften, welche  in  Urkunden  oder  Akten  eines  Gerichts,  einer  Behörde  oder  eines 
Beamten  enthalten  sind,  wird  der  Partei  auf  ihre  Bitte  ein  Zeugniss  darüber  ausge- 
stellt, dass  die  Urschrift  der  Urkunde  oder  jene  Auskünfte  unumgänglich  und  zu  welchem 
Zweck  namentlich  nothwendig  sind. 

453:  Alle  Gerichte,  Behörden  und  Beamte  sind  verpflichtet,  die  verlangten  Aus- 
künfte und  Abschriften  der  ein  solches  Zeugniss  vorweisenden  Partei,  wenn  sie  münd- 
lich darum  bittet,  unverzüglich  auszureichen,  wenn  sie  schriftlich  darum  einkommt,  die- 
selben ihr  zuzusenden.  Uebrigens  müssen  auf  ein  schriftliches  Gesuch  solche  Aus- 
künfte und  Abschriften  auch  ohne  Zeugniss  ausgereicht  werden. 

454:  Bei  Gerichten,  Behörden  und  Beamten  befindliche  Urschriften  von  Urkunden 
und  Akten  werden  dem  Bittsteller  nicht  ausgehändigt,  sondern,  nach  Vorzeigung  des, 
Zeugnisses,  unmittelbar  an  das  Gericht  gesandt,  vor  welchem  die  Sache  verhandelt 
wird.  Bücher  und  Urkunden  in  laufenden  Sachen  werden  nicht  in  der  Urschrift  versandt, 
sondern  in  Abschrift. 

455:  Kann  die  Ausreichung  nicht  zu  dem  bestimmten  Termin  erfolgen,  so  muss 
der  Partei  darüber  eine  Bescheinigung  ertheilt  werden,  zu  welchem  Termin  das  erst 
erfolgen  kann.  Auf  Grund  solcher  Bescheinigung  bewilligt  das  Gericht  der  Partei  eine 
angemessene  Fristverlängerung. 

3)  534—540,  450,  451. 

4)  542,  543,  109. 

5)  541. 

6)  Die  russische  C.P.O.  enthält  die  Bestimmung,  dass  die  Echtheit  von  Urkunden 
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Das  Verfahren  zur  Entscheidung  des  Streits  über  die  Echtheit  einer 
Urkunde  ist  ein  verschiedenes,  je  nachdem  die  Echtheit  bezweifelt  oder 
die  Fälschung  behauptet  wird.1) 

Die  Erhebung  des  Zweifels  an  der  Echtheit  einer  Urkunde  ist 
spätestens  in  der  ersten  Sitzung  nach  Vorweisung  derselben  (also  der 
Urschrift)  zulässig.  Wenn  der  Produzent  die  Urkunde  aufrecht  erhält, 
so  findet  eine  Prüfung  der  Echtheit  durch  Augenschein,  Schriftver- 
gleichung, Befragung  von  Zeugen  oder  Sachverständigen  statt.  Nach 
beendigter  Beweisaufnahme  und  mündlicher  Verhandlung  der  Parteien 
entscheidet  das  Gericht,  indem  es  die  Urkunde  für  echt  erklärt  oder 
aus  der  Zahl  der  Beweismittel  streicht.2) 

Die  Behauptung  der  Fälschung  einer  Urkunde  kann  in  jeder 
Lage  des  Prozesses  vorgebracht  werden,  entweder  mündlich  zu  Pro- 
tokoll oder  schriftlich.  Erklärt  der  Gegner  binnen  zwei  Wochen  nicht, 
dass  er  die  Urkunde  aufrecht  erhalte,  so  fällt  sie  weg.  Hält  er  sie 
aufrecht,  so  hat  der  Produkt  binnen  sieben  Tagen  den  Beweis  der 
Fälschung  anzutreten,  sodann  der  Produzent  in  gleicher  Frist  seine 
Erwiderung  einzureichen,  worauf  eine  eingehende  Prüfung  (547 — 554) 
erfolgen  kann.  Nach  mündlicher  Verhandlung  und  Gutachten  des  Pro- 
kureurs  entscheidet  das  Gericht,  ob  die  Urkunde  echt  oder  gefälscht  sei. 

Erweist  sich  die  Behauptung  der  Fälschung  als  unbegründet  oder 
lässt  der  Antragsteller  die  7 tägige  Frist  verstreichen,  ohne  den  Beweis 
der  Fälschung  anzutreten,  so  wird  er  zu  einer  Geldstrafe  von  10  bis 
300  Rubel  verurtlieilt.  Bei  Forderungen  über  3000  Rubel  kann  die 
Geldstrafe  bis  zu  10%  der  streitigen  Summe  erhöht  werden,  falls  das 
Gericht  die  Behauptung  der  Fälschung  für  frivol  erklärt.3) 

Hat  jemand  direkt  eine  bestimmte  Person  als  Fälscher  bezeichnet, 


die  von  dem  Aussteller  unterschrieben  sind  (d.  h.  nach  der  Auffassung  der  Praxis, 
jedes  Schriftstück,  das  den  Namen  des  angeblichen  Ausstellers  als  Unterschrift  trägt), 
von  diesem  nur  durch  die  Behauptung  der  Fälschung  angegriffen  werden  kann  (542. 
108).  Hierdurch  kann  jeder  gezwungen  werden,  gegen  ein  beliebiges  Schriftstück,  auf 
welches  von  einem  Anderen  sein  Name  gesetzt  worden  ist,  den  Beweis  der  Fälschung 
führen  zu  müssen  und  Zeit  und  eventuell  auch  Kosten  zu  opfern  in  einer  Sache,  die 
ihn  nichts  angeht. 

Durch  diese  Bestimmung  setzt  die  C.P.  O.  sich  mit  sich  selbst  in  Widerspruch. 
Wie  wir  oben  sahen,  bestimmt  Art.  458,  dass  Privaturkunden,  die  vom  Aussteller  als  echt 
anerkannt  worden  sind,  für  diesen  die  gleiche  Beweiskraft  wie  öffentliche  Urkunden 
haben.  Hieraus  folgt  logisch,  dass  Privaturkunden,  die  nicht  vom  Aussteller  anerkannt 
worden  sind,  den  öffentlichen  Urkunden  an  Beweiskraft  nicht  gleichstehen,  dass  für  sie 
keine  Präsumtion  der  Echtheit  gilt  und  dass  sie  also  durch  Zweifel  an  ihrer  Echtheit 
angestritten  werden  können.  Dieser  logischen  Schlussfolgerung  widerspricht  der  Art.  542, 
der  eine  unberechtigte  Präsumtion  schafft. 

*)  Uebrigens  ist  nach  der  Praxis  das  Civilgericht  nur  dann  verpflichtet,  ein 
solches  Verfahren  zuzulassen,  wenn  die  Entscheidung  der  Frage  über  die  Echtheit  der 
Urkunde  von  Einfluss  auf  die  Entscheidung  der  Hauptsache  sein  kann.  Kass. Ensch. 
1867,  No.  272  bei  Erhebung  von  Zweifeln;  1867  No.  467  bei  Behauptung  der  Fälschung. 

2)  545—554,  107. 

3)  555-562. 
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so  wird  die  weitere  Verhandlung  der  Civilsache,  soweit  deren  Ent- 
scheidung von  der  Echtheit  der  betreffenden  Urkunde  abhängt,  inhibirt, 
und  die  erhobene  Klage  auf  Fälschung  oder  die  ermittelten  Anzeichen 
werden  dem  Prokureur  mitgetheilt,  damit  er  die  Entscheidung  der  Frage 
durch  das  Strafgericht  veranlasse.  Die  Entscheidung  des  Strafgerichts 
über  Fälschung  der  Urkunde  ist  präjudizierlich.  Hat  das  Strafgericht 
sich  über  die  Echtheit  oder  Unechtheit  der  Urkunde  nicht  ausgesprochen, 
weil  die  Sache  wegen  Verjährung,  Tod  und  dergl.  niedergeschlagen 
wurde  — , so  hat  das  Civilgericht  die  Frage  wieder  aufzunehmen  und 
zu  entscheiden.1) 

Der  Friedensrichter  entscheidet  über  die  Echtheit  oder  Unechtheit 
einer  Urkunde,  wenn  Zweifel  an  ihrer  Echtheit  vorgebracht  worden 
sind,  ist  aber  nicht  befugt,  über  die  Echtheit  oder  Unechtheit  zu  ent- 
scheiden, falls  eine  Urkunde  mit  der  Behauptung  der  Fälschung  ange- 
griffen wird.  Wenn  in  solch  einem  Falle  der  Produzent  die  Urkunde 
aufrecht  erhält,  so  hat  der  Richter  dem  Gegner  die  Tragweite  seiner 
Behauptung  auseinanderzusetzen;  besteht  derselbe  auf  seiner  Behaup- 
tung und  ist  die  angefochtene  Urkunde  wesentlich  für  die  Entscheidung 
der  Sache,  so  übergiebt  der  Friedensrichter  die  Akten  dem  Prokureur, 
der  je  nach  der  Sachlage,  entweder  eine  Kriminaluntersuchung  einleitet, 
oder  bei  der  Civilabtheilung  des  örtlichen  Bezirksgerichts  die  Entschei- 
dung über  Echtheit  oder  Unechtheit  der  Urkunde  in  einem  Sonder- 
verfahren beantragt.2) 

Den  Landhauptleuten  und  Stadtrichtern  ist  in  diesen  Sachen 
eine  weitergehende  Kompetenz  zugestanden.  Sie  sind  befugt,  auch  im 
Falle  eine  Urkunde  als  gefälscht  angegriffen  worden,  die  Prüfung  der 
Echtheit  vorzunehmen  und  die  Urkunde  für  echt  zu  erklären.  Sie  sind 
jedoch  nicht  befugt,  die  Unechtheit  einer  Urkunde  auszusprechen.  Halten 
sie  jedoch  die  Urkunde  für  zweifelhaft,  so  wird  das  Verfahren  auf  einen 
Monat  suspendirt,  damit  der  Produkt  die  Entscheidung  über  die  Echt- 
heit der  Urkunde  beim  örtlichen  Bezirksgericht  beantragen  könne.  Ver- 
streicht der  Monat  ohne  Anhängigmachung  der  Sache,  so  wird  das 
Verfahren  fortgesetzt,  wobei  die  als  zweifelhaft  angesehene  Urkunde 
aus  der  Zahl  der  Beweismittel  ausgeschlossen  und  die  Sache  auf  Grund 
sonstiger  Beweismittel  entschieden  werden  muss.3) 

§ 35. 

C.  Sicherung  des  Beweises. 

Die  Sicherstellung  des  Beweises  kann  sowohl  vor  wie  nach  Beginn 
eines  Prozesses  stattfinden.  Im  ersten  Falle  wird  die  Beweisaufnahme 
bei  dem  Friedensrichter,  in  dessen  Bezirk  sie  stattfinden  soll,  im  zweiten 
Falle  dagegen  regelmässig  beim  örtlichen  Friedensrichter,  aber  nur  in 


563-565. 

2)  C.P.O.  110,  111.  Annenkow,  IV.  S.  92-97. 

3)  Regeln  71,  72. 
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dringenden  Fällen  beantragt.1)  In  solchen  Fällen  kann  dies  Verfahren 
sogar  ohne  Ladung  des  Gegners  stattfinden,2)  sonst  werden  die  allge- 
meinen Regeln  über  die  Beweisaufnahme  beobachtet.3)  Doch  ist  eine 
Beweisaufnahme  zulässig,  wenn  auch  der  zukünftige  Gegner  noch  nicht 
bezeichnet  werden  kann.4)  Durch  die  Beweisaufnahme  ist  das  zu- 
künftige Gericht  in  der  Zulassung  und  Beurtheilung  des  Beweismittels 
nicht  gebunden. 5)  Diese  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  Land- 
hauptleute und  Stadtrichter.  Der  Landhauptmann  kann  die  Sicherung 
der  Beweismittel,  d.  h.  die  Beweisaufnahme,  auch  der  Polizei  über- 
tragen. 6) 

IV.  Das  Urtheil. 

§ 36. 

A.  Das  Urtheil  im  Allgemeinen. 

C.P.O.  129-144,  693-717.  Regeln  88  — 94. 

Jede  mündliche  Verhandlung  zwischen  den  Parteien  wird  durch 
eine  Entscheidung  des  Gerichts  geschlossen. 

1.  Arten  der  Urtheile. 

Die  russische  Civilprozessordnung  unterscheidet  zwischen  der  Ent- 
scheidung der  Hauptsache  und  der  Entscheidung  über  Sonderanträge, 
die  von  den  Parteien  gestellt  werden  und  die  Entscheidung  der  Haupt- 
sache vorbereiten.  Die  ersten  heissen  Urtlieile  (reszenija,  Entscheidungen), 
die  zweiten  Sonderverfügungen  (czastnyja  opredelenija).7) 

Bei  den  Urtheilen  unterscheidet  man  die  nach  Parteiverhandlung 
gefällten  von  den  Versäumnissurtheilen  (saocznoe  reszenije,  in  Abwesen- 
heit [der  einen  Partei]  gefälltes  Urtheil). 

Ferner  unterscheidet  man: 

a)  Endgültige  Urtheile  (okonczatelnoje  reszenije,  eigentlich  End- 
urtheile),  die  inappellabel  sind,  mit  der  Publikation  die  Rechtskraft  be- 
schreiten und  nur  noch  durch  Kassations-  oder  Restitutionsgesuch  an- 
gegriffen werden  können.  Solche  sind:  a)  Urtheile  der  Friedensrichter 
in  Sachen  bis  zum  Werth  von  30  Rbl.,  ß)  Urtheile  der  Gerichte  zweiter 
Instanz. 

Alle  übrigen  Urtheile  sind: 

b)  Appellable  Urtheile  (neokonczatelnoje  reszenije,  nicht  endgül- 
tige Urtheile),  d.  h.  Urtheile  der  ersten  Instanz,  die  der  Appellation  unter- 


b C.P.O.  82, 1-4;  369,  1. 

2)  82,  5. 

3)  82,  6. 

4)  82,  7. 

5)  82,  8. 

6)  Regeln  20;  20,  1;  51,  1. 

7)  Die  russische  C.P.O.  weicht  hiervon  ihrem' Vorbilde,  der  französischen  C.P.O., 
ab,  indem  sie  diesen  Begriff  der  Sonderverfügung  dem  alten  Prozess  entnahm  und  da- 
durch viel  Verwirrung  hervorgerufen  hat,  da  diese  Unterscheidung  zwischen  den  Arten 
der  Entscheidungen  den  weiteren  Unterschied  in  der  Art  der  Anfechtung  der  ver- 
schiedenen Entscheidungen  zur  Folge  gehabt  hat.  Hierüber  vgl.  unten  S.  654. 
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liegen  und  die  Rechtskraft  erst  nach  Ablauf  der  Appellationsfrist  be- 
schreiten. 

Endlich  unterscheidet  die  russische  Civilprozessordnung,  wenn  auch 
nicht  ausdrücklich,  so  doch  der  Sache  nach,  Urtheile,  die  die  Sache 
genau  im  Einzelnen  entscheiden  und  daher  materiell  ohne  weiteres  voll- 
streckbar sind,  und  Urtheile,  in  denen  nur  die  prinzipielle  Anerkennung 
eines  Rechts  ausgesprochen  ist,  die  genaue  Feststellung  aber  einem 
weiteren  Verfahren  überlassen  bleibt.  Das  im  Prinzip  zugesprochene 
Recht  kann  demnächst  entweder  im  Wege  der  gewöhnlichen  Klage  oder 
im  Wege  eines  Exekutions-  (Ausführungs-)  Verfahrens  geltend  gemacht 
werden.1) 

2.  Fällung  und  Inhalt  des  Urtheils. 

Nach  der  mündlichen  Verhandlung  ziehen  sich  die  Richter  zurück 
zur  Urtheilsfällung.  Der  Urtheilsfällung  geht  vorher  die  Formulirung 
der  zu  entscheidenden  Fragen,  die  den  Anträgen  und  Einwendungen 
der  Parteien  zu  entnehmen  sind.  Die  Thatfrage  soll,  wo  möglich,  von 
der  Rechtsfrage  getrennt  werden.  Nach  stattgehabter  Diskussion  wird 
die  Entscheidung  durch  Abstimmung  mit  einfacher  Majorität  gefällt.2) 
Die  festgestellte  Entscheidung.  Resolution  genannt,  wird  sofort  nieder- 
geschrieben, von  allen  betheiligten  Richtern  unterzeichnet  und  vom  Prä- 
sidenten in  der  wieder  eröffneten  Sitzung  verlesen.3)  Nach  der  Ver- 
lesung können  die  Richter  ihren  Spruch  nicht  mehr  abändern.4)  Die 
Urtheilsfällung  darf  nur  in  schwierigen  Sachen  bis  zur  nächsten  Sitzung 
verschoben  werden.5)  Die  Resolution6)  muss  enthalten:  das  Datum, 
die  Bezeichnung  des  Gerichts  und  der  Parteien,  eventuell  das  Gutachten 
des  Prokureurs  und  den  wesentlichen  Inhalt  der  Entscheidung.7)  Bei 
der  Verlesung  der  sogenannten  Resolution  (d.  i.  des  Urtlieilstenors)  wird 
zugleich  der  Tag  der  Publikation  des  ausführlichen  Urtheils  angegeben, 
die  spätestens  innerhalb  zwei  Wochen  erfolgen  muss.  Von  diesem  Datum 
an  gilt  das  Urtheil  als  publizirt,  ohne  Rücksicht  ob  die  Parteien  zur 
Einsichtnahme  erschienen  sind,  Abschriften  oder  Auszüge  genommen 
haben  oder  nicht,  ja  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  ausführliche  Ur- 
theil an  diesem  Tage  wirklich  ausgefertigt  war  oder  nicht. 8)  Dieses  Ur- 
theil wird  von  einem  Gerichtsmitgliede,  dem  Referenten,  ausgearbeitet.9) 
Das  Urtheil  muss  ausser  dem  in  der  sogenannten  Resolution  angegebenen 

-1)  Siehe  unten  S.  651. 

2)  Siehe  oben  S.  582. 

3)  693-698. 

4)  700.  Etwaige  Separatvota  müssen  sie  sofort  anmelden  und  vor  der  Unter- 
zeichnung des  motivirten  Urtheils  einreichen.  703. 

5)  702. 

6)  701. 

7)  Ueber  Mängel  in  der  Praxis  bei  der  Urtheilsfällung  siehe:  Engelmann,  Die 
Zwangsvollstreckung  auswärtiger  richterlicher  Urtheile  in  Russland.  Dorpat  1884. 
S.  29—32. 

8)  704,  714 — 717.  Ausnahmen:  Art.  725,  1292. 

9)  710. 
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Inhalt  enthalten:  die  Forderungen  der  Parteien,  die  Entscheidungsgründe, 
die  Angabe,  ob  es  vorläufig  vollstreckbar  ist  oder  nicht,  und  ob  die 
Kosten  einer  Partei  aufzuerlegen  oder  unter  beide  zu  vertheilen  sind.1)2) 

Der  Sonderbescheid  muss  enthalten:  die  Bezeichnung  der  Sache, 
in  der  er  erfolgte,  die  Entscheidungsgründe  und  die  Resolution  des 
Gerichts.3)  Sonst  gelten  dieselben  Bestimmungen  wie  beim  Urtheil. 

Inhalt  des  Urtheils.  Seinem  Inhalt  nach  muss  das  Urtheil  eine 
Entscheidung  über  die  von  den  Parteien  vorgebrachten  Ansprüche  sein; 
das  Gericht  darf  weder  über  Gegenstände  erkennen,  über  die  keine 
Ansprüche  vorliegen,  noch  mehr  zuerkennen,  als  von  den  Parteien  ge- 
fordert wird,  noch  von  Amtswegen  die  Verjährung  geltend  machen.4) 
Das  Gericht  muss  sein  Urtheil  auf  das  gründen,  was  von  den  Parteien 
schriftlich  oder  mündlich  vorgebracht  worden  ist.5)  Speziell  darf  es 
kein  Schriftstück  ohne  eingehende  Beurtheilung  lassen  und  muss  ein- 
gehend motiviren,  warum  es  einer  Zeugenaussage  vor  einer  anderen 
den  Vorzug  gegeben  hat.  6) 

3.  Die  Rechtskraft. 

Rechtskräftig  werden  nur  Urtheile,  nicht  Sonderbescheide.  Die 
letzteren  können  nach  Umständen  jeder  Zeit  vom  Gericht  selbst  auf- 
gehoben und  abgeändert  werden,  das  Gericht  ist  also  durch  sie  nicht 
gebunden.7) 

Die  endgültigen  Urtheile  werden  rechtskräftig  durch  Publika- 
tion des  ausführlichen  Urtheils  (beim  Friedensrichter  durch  die  erste 
Verkündigung),  alle  übrigen  durch  Ablauf  der  Appellationsfrist.8)  Ein 
rechtskräftiges  Urtheil  kann  nur  auf  dem  Restitutions-  oder  Kassations- 
wege aufgehoben  werden  und  ist  (formell)  verbindlich  nicht  nur  für  die 
Parteien  und  das  betreffende  Gericht,  sondern  für  alle  Gerichte,  Be- 
hörden und  Beamte  des  Reichs.9)  Es  hat  jedoch  (materielle)  Rechts- 
kraft nur  für  den  bestimmten  Streitgegenstand,  der  von  denselben  Par- 
teien aus  demselben  Grunde  beansprucht  oder  bestritten  wird.10) 

§ 37. 

B.  Versäumnissurtheil. 

C.P.O.  718-735,  145—155,1.  Regeln  95-99. 

Ein  Versäumnissurtheil  ist  nach  den  Bestimmungen  der  Civilprozess- 
ordnung  ein  Urtheil  eines  Gerichts  erster  Instanz,  das  nicht  nur  wie 

711. 

2)  Ueber  das  Versäumnissurtheil  und  das  sogenannte  Exekutivverfahren  siehe  § 37 
u.  § 48  S.  669. 

3)  712. 

4)  706,  131,  132. 

5)  339. 

6)  367,  711,  456. 

7)  135,  139,  891. 

8)  Siehe  oben  S.  647. 

9)  893,  894. 

10)  895. 
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jedes  andere  durch  Appellation,  sondern  auch  (vor  Einlegung  dieser) 
durch  Einspruch  (otsyv)  angegriffen  werden  kann.  Es  ist  nur  zulässig 
gegen  einen  Beklagten,  der  zum  Verhandlungstermin  nicht  erschienen 
ist,  also  gegen  einen  Kläger  nur,  wenn  er  zugleich  Beklagter  ist,  d.  h. 
wenn  gegen  ihn  die  Widerklage  erhoben  worden  ist.  Es  wird  also 
auch  nur  auf  Antrag  eines  Klägers  gefällt. 

Die  obenbezeichneten  Artikel  handeln  jedoch  nicht  bloss  vom  Ver- 
säumnissurtheil  im  technischen  Sinne,  sondern  auch  vom  Versäumniss- 
verfahren  in  den  Fällen,  wo  der  Kläger  ausbleibt  oder  wo  er  beim 
Ausbleiben  des  Beklagten  kein  Versäumnissurtheil  beantragt.  Die  Civil- 
prozessordnung  entwickelt  hier  eine  grosse  Kasuistik,  die  in  folgende 
Sätze  zusammengefasst  werden  kann: 

Die  Versäumniss  einer  Frist  hat  zur  Folge,  dass  die  vor  Ablauf 
derselben  zu  vollziehende  Handlung  nicht  mehr  rechtsgültig  vorge- 
nommen werden  kann,  vielmehr  präkludirt  ist,  es  sei  denn,  dass  Resti- 
tution ertheilt  werde.1) 

Ist  ein  Termin  zur  Verhandlung  angesetzt,  so  können  beide  Par- 
teien und  jede  einzeln,  das  Gericht  ersuchen,  die  Sache  in  ihrer  Ab- 
wesenheit zu  entscheiden  und  ihnen  das  Urtheil  durch  Zustellung  an 
ihrem  wirklichen  Wohnort  zu  eröffnen.  Geht  das  Gericht  darauf  ein, 
so  ist  das  Urtheil  ein  ordentliches  und  kein  Versäumnissurtheil,2) 
einerlei,  ob  niemand  oder  nur  einer  erschien  und  ob  dieser  der  Kläger 
oder  der  Beklagte  war.  Geht  das  Gericht  nicht  auf  jenen  Antrag  ein 
und  verlangt  die  Gegenwart  der  Parteien,  so  hat  ‘das  Ausbleiben  der- 
selben oder  einer  dieselben  Folgen,  als  wären  sie  einfach  ausgeblieben, 
ohne  ein  solches  Gesuch  einzureichen.3) 

Die  Versäumniss  eines  Verhandlungstermins  kann  zunächst  zur 
Folge  haben,  dass  der  Gegner  weiter  verfährt  und  Beweisaufnahme 
u.  s.  w.  beantragt.  Die  in  solchem  Falle  gefällten  Sonderbescheide 
haben  niemals  den  Charakter  von  Versäumnissbescheiden,  d.  h.  können  nie 
durch  einen  Einspruch  aufgehoben  werden.4)  Der  Gegner  des  Aus- 
gebliebenen ist  aber  auch  berechtigt,  auf  Entscheidung  der  Sache  an- 
zutragen. Trägt  der  Beklagte  darauf  an,  so  wird  ein  Urtheil  (kein 
Versäumnissurtheil  im  technischen  Sinne)  gefällt,  welches  auf  Aufhebung 
des  Verfahrens  und  Verurtheilung  des  Klägers  in  die  Kosten  geht.5) 

Trägt  der  Kläger  darauf  an,  so  wird  ein  Versäumnissurtheil  gefällt, 
in  welchem  ihm  das  zugesprochen  wird,  was  er  bewiesen  hat.6) 

Die  Präsumtion  eines  Zugeständnisses  findet  nicht  statt. 
Sind  von  mehreren  Beklagten  einige  nicht  erschienen,  so  gilt  das  nach 
Verhandlung  gefällte  Urtheil  auch  für  diese  als  ein  gewöhnliches  Ur- 


J)  Siehe  oben:  Fristen  § 20  S.  618. 

2)  718,  2 (Kläger);  719  (Beklagter). 

3)  719,  1;  718,  2.  Vgl.  oben  § 21  S.  619. 

4)  718,  2;  720. 

5)  718.  2.  Vgl.  weiteres  Detail  §§  18,  20  S.  614,  617. 

6)  722. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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thcil;  Versäumnissurtheil  ist  es  nur  für  diejenigen  ausgebliebenen  Be- 
klagten, deren  Wohnort  dem  Gericht  gar  nicht  angegeben  war,1)  die 
also  überhaupt  nicht  durch  Zustellung  geladen  waren. 

Das  Versäumnissurtheil  wird  dem  Beklagten,  falls  er  seinen  juristi- 
schen Wohnsitz  nicht  beim  Gericht  angegeben  (Domizil  am  Gerichtsort 
erwählt)  hat,  an  seinen  „beständigen  Wohnort“  übersandt;  ist  aber  sein 
Wohnort  unbekannt  und  von  vornherein  nicht  bekannt  gewesen,  so  wird 
das  Urtheil  in  kurzer  Form  der  Resolution  (im  Tenor)  in  den  Zeitungen 
publizirt. 2) 

Den  Einspruch  (otsyv)  gegen  das  Versäumnissurtheil  kann  der 
Beklagte  im  ordentlichen  Verfahren  in  Monatsfrist,  beim  verkürzten  in 
zweiwöchentlicher  Frist,  gerechnet  vom  Tage,  wo  er  das  Urtheil  oder 
das  Exekutionsmandat  erhielt  (je  nach  dem,  was  früher  erfolgte),  dem 
Gericht  einreichen.3)  Der  Einspruch  muss  enthalten:  die  Bitte,  das 
Versäumnissurtheil  für  unwirksam  zu  erachten,  und  zugleich  eine  Ant- 
wort auf  die  Klage  oder  den  Hinweis  auf  diese,  wenn  sie  schon  einge- 
reicht war.  Das  Einspruchsgesuch  muss  den  Anforderungen,  die  an 
eine  Appellationsschrift  gestellt  werden,  entsprechen,  sonst  wird  es 
zurückgegeben  oder  bleibt  sieben  Tage  bis  zur  Ergänzung  liegen.4) 
Gegen  Nichtannahme  des  Einspruchs  ist  sofortige  Beschwerde,  gegen 
die  Annahme  ist  Beschwerde  von  Seiten  des  Gegners  nur  in  der  Appel- 
lationsschrift zulässig. 5) 

War  das  Versäumnissurtheil  mit  der  Klausel  der  vorläufigen  Exe- 
kution versehen,  so  kann  der  Beklagte  um  Aussetzung  der  Exekution 
nachsuchen,  worüber  in  drei  Tagen  vom  Gericht  entschieden  werden 
muss;  in  dringenden  Fällen  kann  die  Aussetzung  der  Exekution  vom 
Präsidenten  angeordnet  werden,6)  wobei  wiederum  Sicherstellung  der 
Ansprüche  des  Klägers  zulässig  ist. 

Auf  den  Einspruch  hin  wird  ein  neuer  Verhandlungstermin  ange- 
setzt und  durch  das  hier  gefällte  Urtheil  wird  das  Versäumnissurtheil 
ausser  Kraft  gesetzt.  Bleibt  der  Beklagte  zum  zweiten  Mal  aus,  so 
wird  wieder  ein  Versäumnissurtheil  gefällt,  gegen  welches  kein  Ein- 
spruch, sondern  nur  noch  Appellation  zulässig  ist.7) 

Wie  das  Versäumnissurtheil  nur  gegen  den  Beklagten  gefällt  werden 
kann,  so  kann  auch  nur  der  Beklagte  den  Einspruch  erheben.  Der 
Kläger,  der  mit  einem  Versäumnissurtheil  unzufrieden  ist,  was  sehr 
leicht  Vorkommen  kann,  da  ihm  nur  zugesprochen  wird,  was  er  be- 
wiesen hat,  kann  es  nur  durch  Appellation  angreifen.8) 

Ein  Versäumnissurtheil  wird,  wie  jedes  im  ordentlichen  Verfahren 

!)  724.  Vgl.  unten  S.  664. 

2)  725,  726. 

3)  728,  729. 

4)  719,  719,1,  755,  756,  siehe  unter  Appellation  unten  S.  655  f. 

5)  730. 

6)  732,  732,  1. 

7)  730, 1,  731,  733. 

®)  473. 
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erlassene  Urtheil,  nur  auf  Bitte  des  Klägers  exekutirt.  Hat  der  Kläger 
im  Laufe  dreier  Jahre  nicht  Exekution  beantragt,  so  verliert  das  Ver- 
säumnissurtheil  jede  Kraft,  das  ganze  Verfahren  gilt  als  hinfällig  und 
die  unterbrochene  Verjährung  nachträglich  als  nicht  unterbrochen.1)2) 

Beim  Friedensrichter  ist  das  Verfahren  dasselbe,3)  nur  kann  die 
Verhandlung  des  Antrags  auf  Erlass  eines  Versämnissurtheils  vertagt 
werden,  falls  der  Friedensrichter  auf  irgend  eine  Weise  erfahren  hat, 
dass  die  Partei  in  Folge  unabwendbarer  Hindernisse  nicht  erschienen 
oder  die  Ladung  nicht  rechtzeitig  erhalten  hat.4) 

Die  Bestimmungen  für  das  Verfahren  vor  den  Landhauptleuten 
und  Stadtrichtern  sind  kürzer  gefasst  und  unterscheiden  sich  wesent- 
lich dadurch,  dass  beim  Einspruch  das  Ausbleiben  des  Beklagten  ent- 
schuldigt sein  muss,  und  der  Richter  den  Einspruch  nur  zulässt,  wenn 
er  die  Entschuldigungsgründe  gelten  lässt.5) 

Wenn  bei  einer  Klage  gegen  einen  Arbeiter  auf  dem  Lande 
aus  einem  schriftlichen  Kontrakt  das  zu  Gunsten  des  Klägers  lautende 
Versäumnissurtheil  in  Folge  des  Einspruchs  aufgehoben  wird,  so  hat  der 
Kläger,  wenn  er  zur  Verhandlung  nicht  erschienen  war,  das  Appellations- 
recht auch  in  dem  Falle,  wo  sonst  der  Summe  nach  Appellation  aus- 
geschlossen ist.  Diese  Regel  gilt  auch  im  friedensrichterlichen  Ver- 
fahren. 6) 

Das  Versäumnissverfahren  vor  den  Landhauptleuten  und  Stadt- 
richtern ist  auch  dadurch  beschränkt,  dass  sie  nicht  zuständig  sind  bei 
Klagen  gegen  Personen,  deren  Aufenthaltsort  unbekannt  ist.7) 

§ 38. 

C.  Urtheile,  die  eine  bloss  prinzipielle  Entscheidung  in  Sachen 
um  Ersatz  von  Schaden,  Kosten  und  Einnahmen  enthalten. 

C.P.O.  896-923. 

Die  Artikel  896  ff.  finden  sich  in  der  russischen  Civilprozessordnung 
im  Abschnitt  über  die  Exekution  der  Urtheile  und  tragen  die  Ueber- 
schrift:  „Ausführungs verfahren  bei  Berechnung  von  Schaden,  Einnahmen 
und  Kosten“.  Es  handelt  sich  aber  in  diesen  Artikeln  nicht  um  Aus- 
führung des  Urtheils,  sondern  um  Präzisirung  desselben,  um  festzu- 
stellen, was  beigetrieben  werden  soll. 

Ist  ein  Anspruch  sowohl  seinem  Grunde,  als  seinem  Betrage  nach 
streitig  (Ersatz  von  Schaden,  Rückerstattung  von  Einnahmen  oder  Ge- 
richtskosten, Rechnungslegung)  und  „findet  das  Gericht  es  nicht  mög- 
lich, bei  der  Entscheidung  sofort  die  Summe  des  Zuerkannten  festzu- 

9 735. 

2)  Nach  baltischem  Privatrecht  tritt  diese  Folge  nicht  ein.  Art.  1841. 

3)  Die  Art.  145—146,  148 — 155  sind  ein  fast  wörtlicher  Abdruck  der  Art.  718 
bis  734. 

4)  Art.  147. 

5)  Regeln  96. 

6)  Regeln  99.  C.P.O.  155,  1. 

7)  Siehe  oben  § 7 S.  587. 
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stellen“,  so  kann  der  Sieger  entweder  seine  Forderung  durch  eine  neue 
Kla  ge  (Gerichtskosten  im  Laufe  von  sechs  Monaten  vom  Tage  der 
Rechtskraft  des  Urtheils,  921),  oder  auf  dem  Wege  des  „Ausführungs- 
(Rechnungs-)  Verfahrens“  bei  demselben  Gericht  geltend  machen.  Im 
letzteren  Fall  muss  er  den  Antrag  im  Laufe  dreier  Monate  (um  Gerichts- 
kosten in  14  Tagen)  vom  Tage  der  Rechtskraft  des  Urtheils  an  stellen. J) 
„Auf  dieses  Verfahren  werden  die  Bestimmungen  über  das  ordentliche  Ver- 
fahren angewandt“,* 2)  jedoch  mit  folgenden  Ausnahmen:  Der  Antrag 
muss  eine  Berechnung  der  geforderten  Summe  enthalten,  ausgenommen, 
wo  Rechnungslegung  gefordert  wird.  Bei  Ersatzforderung  von  Schaden 
kann  nur  solcher  gefordert  werden,  der  im  Laufe  des  ersten  Verfahrens 
angemeldet  worden  ist.3)  Der  Beklagte  erhält  zur  Beantwortung  eine 
Frist  von  14  Tagen,4)  und  in  Sachen  wegen  Rückerstattung  von  Ein- 
nahmen und  Rechnungslegung  von  drei  Monaten.5)  Nach  Einlaufen  der 
Antwort  oder  Ablauf  der  Frist  wird  ein  Rechnungsverfahren  vor  einem 
Gerichtsmitglied  angesetzt,6)  nach  dessen  Beendigung  eine  mündliche  Ver- 
handlung vor  dem  Gericht  über  das  behandelte  Material  stattfindet; 
Vertagung  zur  Beschaffung  neuer  Beweismittel  ist  nicht  gestattet.  Ein 
Ausbleiben  des  Beklagten  hindert  die  Entscheidung  nicht.  Sie  erhält 
dadurch  auch  nicht  den  Charakter  eines  Versäumnissurtheils,  es  sei 
denn,  dass  der  Beklagte  nachweist,  er  habe  die  Ladung  nicht  erhalten. 
In  diesem  Falle  erfolgt  eine  neue  Verhandlung.7) 

Der  Beklagte,  der  dieses  Verfahren  vermeiden  will,  kann  vor  dem- 
selben die  Summe,  die  er  zur  Befriedigung  des  Klägers  genügend  er- 
achtet, beim  Gericht  einzahlen  oder  sicherstellen.  Besteht  der  Kläger 
trotzdem  auf  der  Verhandlung  und  wird  ihm  schliesslich  vom  Gericht 
nicht  mehr  zuerkannt  als  Beklagter  eingezahlt  oder  sichergestellt  hat, 
so  wird  Kläger  in  die  Kosten  dieses  Verfahrens  verurtheilt. 8) 

Ist  der  auf  Rechnungslegung  Beklagte  überhaupt  nicht  erschienen, 
so  stellt  der  Kläger  eine  annähernde  Berechnung  auf.  Das  Gericht 
entscheidet  nach  seinem  Ermessen  und  kann  auf  Antrag  sofortige  Exe- 
kution verfügen,  deren  Ausführung  der  Beklagte  nur  hindern  kann, 
wenn  er  im  Laufe  eines  Monats  vom  Tage  der  Zustellung  des  Exe- 
kutionsmandats, die  geforderte  Abrechnung  oder  Rechenschaft  einreicht 
und  um  neue  Verhandlung  bittet.  In  diesem  Fall  wird  das  in  seiner 
Abwesenheit  gefällte  Urtheil  hinfällig,  es  kann  aber  dem  Kläger  jetzt 
auch  mehr  zuerkannt  werden,  als  er  ursprünglich  gefordert  hat.9) 

In  Sachen  um  Ersatz  der  Gerichtskosten  muss  der  Kläger  eine 

*)  896,  899. 

2)  897. 

3)  900,  902. 

4)  901. 

' 5)  903. 

6)  904—906. 

7)  907-909. 

8)  912,  913. 

*)  911,  914,  915. 
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genaue  Rechnung  einreichen,  mit  Belägen  aus  den  Akten.  In  dem  Ur- 
tlieil,  das  auf  Grund  eines  solchen  „Ausführungs Verfahrens“  erlassen 
wird,  muss  zugleich  definitiv  über  die  Kosten  desselben  entschieden 
werden. *)  Eine  Appellation  gegen  ein  solches  Urtheil  ist  binnen  Monats- 
frist gestattet.1 2) 

§ 39. 

Abtheilung  III.  Das  verkürzte  Verfahren. 

C.P.O.  74,  348-365. 

Das  verkürzte  Verfahren  ist  kein  ausserordentliches  oder  summa- 
risches Verfahren.  Es  unterscheidet  sich  vom  ordentlichen  nur  dadurch, 
dass  auf  die  Klage  die  Parteien  zu  einem  mit  kurzer  Frist  anberaumten 
Termin  geladen  werden  (sieben  Tage  bis  ein  Monat,  in  dringenden  Fällen 
kürzer),3)  und  dass  die  schriftliche  Vorbereitung  wegfällt.4)  Die 
Fristen  sind  kürzer  bemessen  und  eine  Vertagung  wird  schwerer  ge- 
währt.5) Die  wichtigste  Bestimmung  enthält  Art.  365  C.P.O.:  „Ueberall, 
wo  keine  besonderen  Bestimmungen  vorhanden  sind,  gelten  die  Regeln 
des  ordentlichen  Verfahrens.“6) 

Im  verkürzten  Verfahren  müssen  verhandelt  werden:  Art.  349. 
1)  Forderungen  auf  Bezahlung  kreditirter  Waare  und  aus  Sach-  und 
Dienstmiethe ; 2)  Forderungen  aus  dem  Depositum;  3)  Klagen  auf  Er- 
füllung von  Verträgen  und  Verbindlichkeiten;  4)  Forderungen  auf 
Ersatz  zugefügten  Schadens  und  in  Folge  widerrechtlichen  Besitzes, 
wenn  damit  nicht  verbunden  sind  Streitigkeiten  über  Eigenthum  von 
Immobilien;  5)  Streitigkeiten,  die  aus  der  Exekutioh  der  Urtheile  ent- 
stehen; 6)  Streitigkeiten  über  Privilegien;  7)  Handelssachen  da,  wo 
keine  Kommerzgerichte  bestehen;  8)  in  den  baltischen  Provinzen 
Klagen  auf  Alimente.  (C.P.O.  1816). 

Im  verkürzten  Verfahren  können  nicht  verhandelt  werden:  1)  Sachen 
des  Fiskus  und  diesen  gleichgestellte ; 2)  Schadenersatzklagen  gegen 
Beamte  und  Richter.7) 

Abtheilung  IV.  Rechtsmittel. 

§ 40. 

1.  Allgemeines. 

Die  Rechtsmittel  werden  in  der  russischen  Civilprozessordnung  unter 
dem  Titel:  „Anfechtung  des  Urtheils“  behandelt.  In  diesem  Abschnitt 

1)  917,  920,  922. 

2)  923. 

3)  350-352. 

4)  Unter  Umständen  jedoch  kann  den  Parteien  nachträglich  doch  noch  ein  Schriften- 
wechsel auferlegt  werden.  362. 

5)  356,  357. 

6)  Die  Vorschrift,  dass  die  Parteien  verpflichtet  sind,  alle  Urkunden  sofort  ein- 
zureichen, unterscheidet  sich  nur  im  Wortlaut  von  der  des  ordentlichen  Verfahrens, 
eine  Präklusion  ist  an  dieselbe  nicht  geknüpft. 

7)  Von  den  19  Artikeln  (C.P.O.  74,  348 — 365)  sind  7 aufgehoben  (an  Stelle  dieser 
Artikel  ist  das  „Vereinfachte  Verfahren“  getreten;  siehe  weiter  unten  § 47  S.  666)  und 
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bezeichnet  jedoch  die  Civilprozessordnung  nur  die  Appellation  und  das 
„Gesuch  um  Aufhebung  des  Urtheils“  als  „Rechtsmittel“, ])  behan- 
delt darin  aber  auch  die  Sonderbeschwerde,  die  ausserdem  in  vielen 
Bestimmungen  über  das  Verfahren  vorkommt.  Unter  der  Bezeichnung 
„Aufhebung  des  Urtheils“  werden  verschiedene  Rechtsmittel  zu- 
sammengefasst: „Kassation“,  „Wiederaufnahme  des  Verfahrens“, 
„Gesuch  eines  Dritten,  am  Prozess  bisher  Unbetheiligten“. 
Durch  die  erstere  wird  das  Urtheil  wegen  formeller,  durch  die  zweite 
wegen  materieller  Mängel  angegriffen.  Durch  das  Gesuch  eines  Dritten, 
am  Prozess  bisher  Unbetheiligten,  sollen  Rechte  desselben  geschützt  werden, 
die  durch  das  Urtheil  verletzt  worden  sind.  Wir  haben  also  fünf  Rechts- 
mittel: die  Appellation  gegen  Urtheile  erster  Instanz,  die  Sonder- 
beschwerde gegen  Sonderbescheide,  die  Kassation  gegen  endgültige 
Urtheile  aus  formellen  Gründen,  die  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens gegen  rechtskräftige  Urtheile  aus  materiellen  Gründen,  das 
Gesuch  eines  Dritten,  am  Prozess  bisher  Unbetheiligten  um 
Aufhebung  des  Urtheils,  weil  seine  Rechte  verletzt  seien,  obwohl  er 
an  dem  Prozess  nicht  Theil  genommen  habe.  Hierzu  kommt  als  ein 
sechstes  Rechtsmittel  der  Einspruch  gegen  Versäumnissurtheile,  ein 
vor  der  Appellation  zulässiges  Rechtsmittel.* 2) 

Von  den  Rechtsmitteln  haben  die  fünf  ersten  Devolutiveffekt,  das 
sechste  nicht.  Die  Appellation,  der  Einspruch  und  die  Sonderbeschwerde 
wegen  Inkompetenz  des  Richters  und  gegen  Aufhebung  einer  Sicher- 
stellung und,  seit  dem  Gesetze  vom  8.  Juni  1893, 3)  die  Kassation  in 
Sachen  des  Fiskus,  in  Landvermessungssachen,  in  Sachen  unehelicher 
Geburt  und  in  Ehesachen  der  Raskolniken  haben  Suspensiveffekt,  die 
anderen  nicht.4)  Von  diesen  sechs  Rechtsmitteln  sind  die  Appellation 
und  die  Kassation  die  wichtigsten  zur  Regelung  der  Praxis  und  zum 
Schutz  der  Parteienrechte. 

Ueber  die  Anwendung  der  Rechtsmittel  disponiren  die  Parteien. 
Die  Parteien  können  das  Mittel  nur  im  eigenen  Interesse  gegen  Ent- 
scheidungen, die  ihre  Rechte  verletzen,  anwenden  und  nur  auf  solche 
gründen.5)  Der  Prokureur  ist  zur  Ergreifung  eines  Rechtsmittels  nur 
befugt,  wo  er  dazu  im  Gesetz  ausdrücklich  bevollmächtigt  ist.6)  Das 
Verfahren  ist  fast  vollständig  schriftlich;7)  die  Gegenwart  der  Parteien 
bei  der  Verhandlung  und  ihre  Theilnahme  ist  zulässig,  aber  ihre  Ab- 


die  übrigen  elf  enthalten  das  oben  Angegebene  und  die  Bestimmung,  dass  alle  Sachen 
im  verkürzten  Verfahren  verhandelt  werden  können,  wenn  die  Parteien  darüber  einig 
sind  und  das  Gericht  kein  Hinderniss  findet, 
b 792. 

2)  Siehe  S.  650. 

3)  Siehe  unten  Kassation  § 43  S.  659. 

4)  787.  Siehe  unten  S.  660. 

5)  Kass.Entsch.  1872,  705. 

6)  Siehe  oben  S.  584. 

7)  Siehe  oben  § 3 S.  573. 


Russland.  655 

Wesenheit  hindert  weder  den  Vortrag  der  Sache,  noch  die  Entscheidung 
und  hat  keinen  Einfluss  auf  den  Charakter  der  letzteren.1) 

§ 4:1- 

2.  Appellation. 

C.P.O.  11,  12,  743-782,  162-184.  Regeln  111—128. 

a)  Zulässigkeit  und  Wirkung. 

Appellation  kann  gegen  jedes  nicht  endgültige  Urtheil  (§  36,  1) 
eingelegt  werden,  auch  gegen  Urtheile,  die  einen  Anspruch  nur  im 
Prinzip  entscheiden,  und  gegen  Versäumnissurtheile.2)3)  Gegen  die 
Entscheidung  im  vereinfachten  Verfahren  und  im  Urkundenprozess4) 
ist  keine  Appellation  zulässig,  ebenso  wenig  gegen  Sonderbescheide, 
welcher  Art  sie  auch  seien.5) 

Die  Appellation  muss  innerhalb  der  definitiven  Frist  von  einem 
Monat  gegen  Urtheile  der  Friedensrichter,  Landhauptleute,  Stadtrichter, 
Kreisglieder  des  Bezirksgerichts  und  im  verkürzten  Verfahren,  von  vier 
Monaten  gegen  Urtheile  der  Bezirksgerichte  im  ordentlichen  Verfahren 
eingelegt  werden,  gerechnet  bei  Urth eilen  der  Friedensrichter  u.  s.  w. 
von  der  Verkündung  der  Resolution,  der  Bezirksgerichte  von  der  Publi- 
kation des  ausführlichen  Urtheils.6) 

*)  770.  Seit  dem  Gesetz  vom  17.  Januar  1878  nicht  mehr;  vgl.  § 44  S.  664. 
Wiederaufnahme  des  Verfahrens. 

2)  Bei  letzteren  kann  sie  nach  Zurückweisung  des  Einspruchs  ergriffen  werden, 

vorher  ergriffen,  schliesst  sie  den  Einspruch  aus.  , 

3)  743,  733,  734,  923,  154—155, 1. 

4)  Siehe  unten  §§  48  u.  49  S.  669. 

5)  Die  Frage,  ob  auf  die  Appellation  und  überhaupt  auf  die  Einlegung  eines  Rechts- 
mittels rechtsgültig  verzichtet  werden  könne,  ist  in  der  C.P.O.  nicht  berührt.  Vom 
Wesen  des  Privatrechts  und  speziell  der  prozessualen  Rechte,  deren  Verwirklichung  vom 
Ermessen  des  Berechtigten  abhängt,  ausgehend,  müsste  diese  Frage  auch  nach  der 
C.P.O.  bejaht  werden.  Doch  wäre  zu  unterscheiden  zwischen  dem  Verzicht  in  ab- 
stracto und  dem  in  concreto.  Der  erste  erscheint  unzulässig,  weil  es  ein  Verzicht  ist, 
dessen  Tragweite  gar  nicht  übersehen  werden  kann,  der  zweite  dagegen  muss  als  zu- 
lässig anerkannt  werden.  Der  Senat  hat,  ohne  diesen  Unterschied  ausdrücklich  zu 
machen,  stets  die  Ansicht  vertreten,  dass  niemand  auf  sein  Recht,  zu  klagen,  rechts- 
verbindlich verzichten  könne,  sowie  dass  eine  allgemeine  Abmachung,  zukünftige  Streitig- 
keiten durch  ein  Schiedsgericht  zu  erledigen,  nicht  bindend  sei.  Dagegen  ist  der  Schieds- 
vertrag  in  concreto  verbindlich  und  hindert  die  Klageerhebung  (siehe  unten  § 50  S.  672). 
Bei  dem  Vorherrschen  der  formalistischen  Auffassung  des  Rechts  in  den  russischen 
Gerichten,  nach  der  eigentlich  nur  der  Satz,  der  durch  einen  Gesetzesartikel  belegt  werden 
kann,  anerkannt  wird,  erkennt  die  Praxis  die  Rechtsverbindlichkeit  eines  Verzichts  auf 
ein  bestimmtes  Rechtsmittel  nicht  an,  selbst  da  nicht,  wo  der  Gegner  ihn  ausspricht, 
um  die  sofortige  Exekution  zu  ermöglichen.  Begründet  wird  dies  damit,  im  Gesetz 
bestehe  keine  Vorschrift  darüber,  also  gebe  es  einen  solchen  Verzicht  gar  nicht.  Der 
Senat  hat  einmal  (Kass.Entsch.  1871,  232)  in  diesem  Sinne  entschieden:  obwohl  der 
Vertreter  verzichtet  habe,  habe  die  Partei  das  Recht,  zu  appelliren.  Ein  anderes  Mal 
hat  er  den  Verzicht  anerkannt  (Kass.Entsch.  1876,  290),  allein  seine  Entscheidung 
derart  verklausulirt,  dass  aus  derselben  ein  auf  andere  Fälle  anwendbarer  Schluss  un- 
zulässig und  vielmehr  der  Satz  von  der  Unverbindlichkeit  eines  Verzichts,  als  auch 
vom  Senat  anerkannt  erscheint. 

6)  162,  748,  749.  Regeln  111.  Vgl.  S.  589  Note  2. 
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Die  Einlegung  der  Appellation  bringt  die  Sache  zur  Entscheidung 
des  Obergerichts  und  hindert  die  Rechtskraft  des  Urtheils  erster  Instanz, 
so  weit  es  angefochten  ist;  die  nicht  angefochtenen  Theile  des  Urtheils 
dagegen  können  die  Rechtskraft  beschreiten  und  auch  ausgeführt  werden, 
so  weit  eine  theilweise  Ausführung  des  Urtheils  der  Natur  der  Sache 
nach  möglich  ist.  Der  Gegner  kann  auch  in  der  Antwort  auf  die 
Appellationsschrift  seinerseits  appelliren,  und,  wenn  eine  Partei  aus 
mehreren  Personen  besteht,  so  kann  jeder  Betheiligter  im  Laufe  der 
dem  Appellaten  gewährten  Antwortsfrist  sich  der  Appellation  desselben 
anschliessen. !)  Die  Appellation  hindert  die  Vollstreckung  des  Urtheils, 
falls  nicht  vorläufige  Vollstreckbarkeit  verfügt  worden  ist.* 2)3) 

b)  Verfahren. 

Das  Verfahren  ist  im  Allgemeinen  dasselbe  wie  in  der  ersten  Instanz. 

Das  Appellationsgesuch  wird  dem  Unterrichter  übergeben;  in  dem- 
selben muss  angegeben  sein:  ob  das  ganze  Urtheil  oder  nur  ein  Theil 
angefochten  wird,  welchen  Thatsachen  oder  Gesetzen  das  Urtheil  wider- 
spreche, das  Petitum,  der  Wohnort  des  Appellanten;  im  Uebrigen  muss 
es  den  Formalien  eines  Klagegesuchs  entsprechen.  Das  Gesuch  wird 
zurückgegeben,  wenn  die  Frist  versäumt  oder  der  Vertreter  nicht 
bevollmächtigt  ist,  wogegen  Beschwerde  in  einwöchiger  Frist  zulässig 
ist.  Das  Gesuch  wird  beanstandet,  wenn  das  Stempelgesetz  nicht 
beachtet,  Gerichtsgebühren  oder  Abschriften  in  gesetzlicher  Anzahl  nicht 
beigelegt  sind.  Ergänzung  ist  zulässig  bis  zum  Ablauf  der  Appella- 
tionsfrist, eventuell  in  7 tägiger  Frist.4)  Nach  Annahme  des  Gesuchs 
wird  die  Abschrift  dem  Gegner  zugestellt,  der  in  einmonatlicher  und 
etwa  hinzukommender  Werstfrist  seine  Antwort  dem  Appellhof  einzu- 
senden hat;  doch  wird  die  Antwort  auch  bis  zum  Tage  der  Gerichts- 
verhandlung entgegengenommen,  nur  kann  dann  Appellant  um  Ver- 
tagung bitten.5)  Die  Appellationsklage  mit  den  Akten  wird  dem  Ober- 
gericht eingesandt. 6) 

Restitution  der  Frist  kann  der  Unterrichter  ertheilen  beim  Ver- 
fahren gelegentlich  der  Einreichung.7) 


!)  760,  761,  764,  766. 

2)  Siehe  unten  S.  680. 

3)  Hat  bei  mehreren  Theilnehmern  nur  einer  appellirt,  ohne  dass  sich  die  anderen 
angeschlossen  haben,  so  kann  das  Urtheil  für  diese  rechtskräftig  werden,  selbst  wenn 
es  zu  Gunsten  jenes  aufgehoben  und  durch  ein  ihm  günstiges  ersetzt  wird,  ihre  Rechte 
mögen  noch  so  gleichartig  sind.  Nur  wo  es  sich  um  einen  ungeteilten  Gegenstand 
(Erbschaft)  oder  um  Ansprüche  handelt,  deren  Träger  durch  solidarische  Verantwort- 
lichkeit mit  einander  verbunden  sind,  nützt  die  Entscheidung  des  einen  auch  den  an- 
deren, selbst  wenn  sie  sich  seiner  Appellation  nicht  angeschlossen  hatten  (Kass.Entsch. 
1867,  136;  1870,  562). 

4)  744,  745,  746,  755—757,  163,  164. 

5)  Freilich  soll  in  der  Praxis  eine  solche  Vertagung  häufig  auch  nicht  gewährt 
werden. 

ß)  758—762,  165,  170. 

7)  778-782,  Vgl.  § 20  S.  617. 
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Die  Parteien  müssen  am  Gerichtsort  ihr  Domizil  nehmen,  sonst 
wird  alles  an  sie  Gerichtete  in  der  Kanzlei  deponirt.1)  Nach  Empfang  der 
Antwort  oder  Ablauf  der  Frist  beraumt  der  Präsident  (ohne  besonderen 
Antrag)  den  Verhandlungstermin  an,  zu  dem  die  Parteien  geladen  werden. 
Die  Verhandlung  ist  wie  in  erster  Instanz,2)  nur  dass  das  Nicht- 
erscheinen einer  oder  beider  Parteien  keinen  Einfluss  auf  den  Fortgang 
der  Sache  hat,  keinen  Stillstand  hervorruft.3)4)  Klageänderung  ist  ver- 
boten, d.  h.  sie  ist  unter  denselben  Voraussetzungen  zulässig,  wie  in 
der  ersten  Instanz.5)  Neue  Beweismittel  sind  zulässig,  so  dass  dem 
Obergericht  ein  ganz  anderes  Material  zur  Entscheidung  vorliegen  kann.6) 

Innerhalb  der  durch  die  Anträge  der  Parteien  bestimmten  Grenzen 
findet  der  Rechtsstreit  vor  dem  Appellationsgericht  statt.  Das  ange- 
fochtene  Urtheil  bildet  den  Ausgangspunkt  der  Verhandlung  und  das 
Gericht  geht  nur  auf  die  Verhandlung  der  Th  eile  ein,  die  von  der  einen 
oder  anderen  Seite  angefochten  sind.7)  Die  Fällung  des  Urtheils  ge- 
schieht wie  in  der  ersten  Instanz,  nur  muss  im  Urtheil  direkt  ausge- 
sprochen sein,  ob  das  Urtheil  des  Unterrichters  ganz  oder  theilweise 
aufgehoben  oder  bestätigt  wird.  Im  Falle  der  Aufhebung  des  Urtheils 
muss  auch  entschieden  werden,  wem  die  Kosten  des  Verfahrens  in 
erster  Instanz  aufzu erlegen  sind.8)9)  Zur  Ausführung  wird  das  Ur- 
theil dem  Unterrichter  zugesandt.10) 

§ 42. 

3.  Sonderbeschwerde.11)  ‘ 

C.P.O.  783—791,  166—169.  Regeln  115. 

Die  Sonderbeschwerde  kann  getrennt  von  der  Appellation  und  vor 
derselben  eingelegt  werden  in  den  Fällen,  wo  sie  durch  besondere  ge- 
setzliche Vorschrift  für  zulässig  erklärt  ist:12)  1)  Im  Fall  eines  Kompe- 
tenzstreits und  Kompetenzkonflikts  (232,  239);  2)  im  Fall  der  Nicht- 


9 763. 

2)  777,  171. 

3)  767—771,  172—184. 

4)  Hat  Appellant,  weil  ihm  die  schriftliche  Antwort  des  Appellaten  erst  im  Ter- 
min selbst  zugestellt  wurde,  eine  Vertagung  verlangt,  so  wird  nichts  dagegen  einzu- 
wenden sein,  dass  er  eine  schriftliche  Erwiderung  dagegen  einreicht.  Die  Praxis  ist 
jedoch  schwankend. 

5)  747. 

6)  Kass.Entsch.  1867,  244;  1868,  122,  719:  1869,  12,  287.  363,  510,  948,  999; 
1870,  1120  und  viele  andere. 

7)  772,  773. 

8)  774—776. 

9)  Das  Appellationsgericht  muss  die  Sache  positiv  entscheiden,  wie  unvollständig 
das  Verfahren  in  erster  Instanz  auch  gewesen  sein  möge,  und  hat  nicht  das  Recht,  die 
Sache  zur  Verhandlung  und  Urtheilsfällung  an  das  Untergericht  zurückzusenden  (772). 

10)  775. 

u)  Annenkow,  IV,  S.  382 — 408;  Malyszew,  II,  S.  258 — 272;  Holmsteen, 
S.  303-305,  570. 

12)  783.  Hier  sind  jedoch  nicht  alle  hierhergehörigen  Artikel  angeführt,  es  fehlen 
232,  268. 
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annahme  eines  Gesuchs  (Klage  268,  Einspruch  730,  Appellation  757, 
Verweigerung  der  Restitution  der  Appellationsfrist  780);  3)  im  Fall 
der  Ablehnung  der  Perhorreszirung  eines  Richters  (in  3 tägiger  Frist, 
673—676);  4)  wegen  Zulassung  einer  verzögerlichen  Einrede  (571,586); 
5)  wegen  Ablehnung  der  Einrede  der  Inkompetenz  (7  tägige  Frist,  587, 
588);  6)  gegen  den  Sonderbescheid  über  Sicherstellung  eines  Anspruchs 

(596)  und  gegen  Aufhebung  einer  Sicherstellung  mit  Suspensivkraft 

(597) ;  7)  wegen  Zulassung  oder  Abweisung  der  Adzitation  (664). !) 

Eine  Beschwerde  über  Verzögerung  der  Justiz  kann  jeder  Zeit 

direkt  beim  Obergericht  angebracht,  die  Beschwerde  über  Rückgabe 
einer  Beschwerde  auch  direkt  beim  Obergericht  eingereicht  werden.* 2) 

Die  Beschwerde  gegen  Sonderbescheide  des  Gerichts  oder  des  Prä- 
sidenten3) geht  an  das  Obergericht,  wird  aber  beim  Untergericht  ein- 
gereicht, und  zwar  in  2 wöchentlicher  Frist  vom  Tage  der  Eröffnung 
oder  der  Kenntniss.4)  Wenn  sie  die  Parteienrechte  des  Gegners  be- 
trifft, muss  eine  Kopie5)  beigelegt  werden,  die  dem  Gegner  zugestellt 
wird;  der  Gegner  hat  seine  Antwort  in  zweiwöchentlicher  Frist  einzu- 
reichen, worauf  sie  nebst  der  Klage  und,  wo  nöthig,  Aeusserung  des 
Gerichts  dem  Oberrichter  übersandt  wird.  Die  Entscheidung  des  Ober- 
richters wird  nach  allgemeinen  Grundsätzen  gefällt,  publizirt  und  dem 
Untergericht  zugesandt.6) 

Im  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter,  den  Landhauptleuten, 
Stadtrichtern  u.s.  w.  sind  Sonderbeschwerden,  getrennt  von  der  Appel- 
lation, nur  zulässig  wegen  Rückgabe  eines  Gesuchs,  wegen  Verfügung 
über  Sicherstellung  der  Klage  und  vorläufiger  Ausführung  eines  Ur- 
theils,  und  zwar  in  7 tägiger  Frist.7) 

Sonderbeschwerden  gegen  Verfügungen  des  Appellhofs  sind  zu- 
lässig wie  im  Verfahren  in  erster  Instanz  und  werden  an  den  Senat 
gerichtet  und  von  demselben  entschieden. 


b Ausserdem  hat  der  Senat  entschieden  (1872,  542,  558),  dass  das  Verbot,  Be- 
schwerde getrennt  von  der  Appellation  anzubringen,  sich  nur  auf  die  Fälle  beziehen 
könne,  wo  noch  eine  Appellation  möglich  sei;  wo  aber  durch  einen  Sonderbescheid  das 
Verfahren  abgeschnitten  werde,  da  müsse  eine  Sonderbeschwerde  gegen  solche  Ent- 
scheidung zulässig  sein  (z.  B.  Aufhebung  des  Verfahrens).  Hier  hat  der  Senat  die  Zu- 
lässigkeit der  Beschwerde  ausgedehnt.  In  einem  anderen  Fall  hat  er  in  beschränken- 
dem Sinne  entschieden.  Das  Gesetz  sagt:  „in  gewissen  Fälle  ist  eine  Sonderbeschwerde 
getrennt  von  der  Appellation  zulässig“,  also  sollte  man  schliessen,  um  so  mehr  ist  sie 
zugleich  mit  der  Appellation  zulässig  und  kann,  Avenn  sie  nicht  getrennt  eingereicht 
wurde,  bei  der  Appellation  vorgebracht  werden.  Der  Senat  hat  jedoch  entschieden, 
dass  in  solchem  Fall  die  Beschwerde  versessen  sei  (Kass.Entsch.  1872,  803;  1876,  182; 

1880,  20,  283;  1882,  23,  101). 

3)  784,  785,  166.  Regeln  115. 

3)  Kass.Entsch.  1876,  396. 

4)  784,  785.  786. 

5)  Kopie  des  Bescheides,  gegen  den  die  Beschwerde  gerichtet  ist,  wird  nach  Ent- 
scheidung des  Senats  nicht  verlangt. 

6)  788—791. 

7)  Einreichung  und  Verfahren  wie  oben.  166 — 169.  Regeln  115. 
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§ 43. 

4.  Kassation.1) 

C.P.O.  792,  793,  796—804,  808-815,  189—194.  Regeln  129-137. 
a)  Zulässigkeit. 

Nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  ist  Kassation  nur  zulässig  gegen 
endgültige  Urtheile,  d.  h.  gegen  solche,  wider  die  keine  Appellation 
mehr  möglich  ist.  Ueberall  ist  nur  von  Urtheilen,  nicht  von  Sonder- 
bescheiden die  Rede.  Allein  es  giebt  auch  Sonderbescheide,  auf  die 
keine  Appellation  mehr  folgt  und  die  den  weiteren  Fortgang  der  Sache 
abschneiden;  gegen  solche  ist  nach  Entscheidung  des  Senats  gleichfalls 
Kassation  zulässig.2) 

Die  Kassation  ist  zulässig:3)  1)  im  Fall  offenbarer  Verletzung  des 
direkten  Sinnes  des  Gesetzes  oder  unrichtiger  Auslegung  desselben; 

2)  im  Fall  der  Verletzung  wesentlicher  Formen  des  Verfahrens,  deren 
Nichtbeobachtung  dem  Urtheil  die  Kraft  eines  Richterspruches  raubt; 

3)  im  Fall  der  Verletzung  der  Normen  über  die  sachliche  Zuständigkeit. 

Die  Kassation  der  endgültigen  Urtheile  der  Friedensrichter  (in 
Sachen  bis  30  Rbl.  an  Werth)  geht  an  die  Friedensrichterversammlung, 
gegen  solche  Urtheile  der  Landhauptleute  und  Stadtrichter  an  die 
Kreissession,  gegen  Urtheile  der  Kreissession  an  die  Gouvernements- 
session, gegen  Urtheile  der  Bezirksgerichte,  wo  sie  in  zweiter 
Instanz  über  Urtheile  ihrer  Kreisglieder  gesprochen  haben,  sowie  gegen 
Urtheile  der  Friedensrichterversammlungen  und  der  Appellhöfe 
an  den  Senat.4) 

Da  die  Kassation  nur  aus  den  oben  angeführten  Gründen  zulässig 
ist,  so  beschränkt  sich  das  Gericht  auf  die  Prüfung  der  Frage,  ob  bei 
der  Verhandlung  oder  Entscheidung  des  Rechtsstreits  ein  Verstoss  gegen 
Rechtsvorschriften  stattgefunden  hat  oder  nicht.  Das  Gesuch  um  Kas- 
sation muss  daher  den  Nachweis  führen,  dass  ein  solcher  Verstoss  statt- 
gefunden habe,5)  dass  ein  Rechtssatz  falsch  interpretirt  worden,  dass 
die  für  diesen  Fall  geltende  Norm  nicht  oder  nicht  richtig  oder  eine 
nicht  hingehörige  Norm  angewandt  worden  sei.  Handelt  es  sich  um 
Verstösse  gegen  Formen  des  Verfahrens,  so  genügt  es  bei  Verstössen, 
die  in  der  Civilprozessordnung  als  Kassationsgrund  bezeichnet  sind,  den 
Verstoss  zu  konstatiren,  bei  allen  anderen  muss  der  Nachweis  geführt 
werden,  dass  sie  von  Einfluss  auf  das  Urtheil  gewesen  sein  konnten. 

*)  Annenkow.  IV,  S.  408—425;  Holmsteen,  S.  292 — 303,  366 — 370;  Maly- 
szew.  II,  S.  273—334. 

2)  Die  Auffassung  des  Senats  über  die  Zulässigkeit  der  Kassation  gegen  solche 
Sonderbescheide  ist  eine  sehr  schwankende  gewesen.  Seit  dem  Anfang  der  siebziger 
Jahre  ist  durch  Entscheidungen  des  Senats  festgestellt,  dass  Kassation  eingelegt  werden 
kann  nicht  nur  gegen  Urtheile,  sondern  auch  gegen  Sonderbescheide,  wenn  diese  eine 
Sache  endgültig  beendigen  (Kass.Entsch.  1872,  1137;  1874,  87  und  zahlreiche  andere, 
vgl.  bei  Dumaschewski  und  Borowikowski). 

3)  793.  186. 

*)  Siehe  oben  § 4 S.  576. 

5)  798. 
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Die  Einlegung  der  Kassation  ist  nur  zulässig  gegen  Urtheile  der 
Friedensrichter,  Landhauptleute,  Stadtrichter,  Kreisglieder  des  Bezirks- 
gerichts innerhalb  eines  Monats  vom  Tage  der  Verkündigung  der 
Resolution;  gegen  Urtheile  der  Friedensrichterversammlung  resp.  des 
Bezirksgerichts  innerhalb  zweier  Monate;  gegen  Urtheile  der  Appell- 
höfe im  Laufe  von  vier  Monaten  vom  Tage  der  Publikation  des  aus- 
führlichen Urtheils.1) 

b)  Verfahren. 

Die  Einreichung  des  Kassationsgesuchs  findet  in  derselben  Weise 
statt  wie  bei  der  Appellation,  nur  dass  die  Gerichtsgebühren  fortfallen, 
jedoch  ein  Succumbenzgeld  erlegt  wird,  und  zwar  bei  Gesuchen  gegen 
Urtheile  der  Friedensrichterversammlungen  im  Betrage  von  10  Rbl., 
bei  Gesuchen  gegen  Urtheile  der  Appellhöfe  von  100  Rbl.,  welches  ver- 
fällt, falls  das  Gesuch  abgewiesen  wird.2) 

Das  Kassationsgesuch  wird,  wie  das  Appellationsgesuch,  bei  dem 
Unterrichter  eingereicht,  der  über  die  Beobachtung  der  Formalien  wacht, 
und  die  Kopie  dem  Gegner  zufertigt,  dessen  Antwort  oder  Kassations- 
gesuch direkt  dem  Senat  eingereicht  werden  kann.  Wie  erwähnt,  hat 
die  Einreichung  des  Kassationsgesuchs  nach  den  Grundsätzen  der  Civil- 
prozessordnung  von  1864  keine  Suspensivkraft.  Im  Jahre  1893  wurde 
durch  Gesetz  vom  8.  Juni3)  bestimmt: 

1.  dass  in  Sachen  unehelicher  Geburt,  Scheidung  oder  Ungültig- 
keit der  Ehen  von  Raskolniken,4)  in  Landvermessungssachen  und  in 
Sachen  des  Fiskus  die  Urtheile  der  Appellhöfe  erst  rechtskräftig  werden 
nach  Ablauf  der  4 monatlichen  Kassationsfrist,  und  dass  in  diesen 
Sachen  der  Einlegung  der  Kassation  Suspensivkraft  beigelegt  werde; 

2.  dass  in  anderen  Fällen  der  Appellhof  auf  Antrag  des  Kassanten, 
wenn  die  sofortige  Ausführung  des  Urtheils  Veränderungen  an  dem 
Vermögensobjekt  herbeiführen  würde,  die  gar  nicht  oder  nur  schwer 
wieder  beseitigt  werden  könnten,  die  Suspendirung  der  Ausführung  des 
Urtheils  verfügen  könne; 

3.  dass  eine  solche  Suspendirung  unzulässig  sei,  a)  wenn  der  Appell- 
hof ein  Urtheil  des  Bezirksgerichts  bestätigt  habe,  bei  welchem  dieses 
die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  verfügt  habe,  — b)  wenn  die  überein- 
stimmenden Urtheile  beider  Instanzen  ganz  oder  theilweise  dem  Kläger 
Forderungen  zugesprochen  hätten,  die  ihm  bereits  im  vereinfachten  Ver- 
fahren zuerkannt  worden  seien; 

1)  Die  Anschliessung  der  Betheiligten  an  ein  bereits  eingereichtes  Kassations- 
gesuch wird  in  der  Praxis  nicht  gestattet,  weil  das  Gesetz  die  Zulässigkeit  nicht  direkt 
ausgesprochen  hat.  Jeder  muss  also  ein  eigenes  Gesuch  einreichen  und  das  Succum- 
benzgeld bezahlen.  Das  Recht,  Kassation  einzulegen,  geht  weder  durch  Verzicht,  noch 
durch  Vertrag  verloren  (vgl.  Appellation  oben  S.  655  Note  5). 

2)  Siehe  oben  § 18  S.  614. 

3)  C.P.O.  Fortsetzung  von  1893.  Art.  814,  1—6;  1295,  1. 

4)  Es  sind  das  die  einzigen  Ehescheidungssachen,  in  denen  bürgerliche  Gerichte 
zuständig  sind. 
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4.  dass  der  in  zweiter  Instanz  verurtheilte  Beklagte  (auch  vor  der 
Einlegung  der  Kassation,  bei  solchen  Urtheilen,  auf  die  die  oben- 
angeführten Bestimmungen  keine  Anwendung  finden,  wo  also  die  Ur- 
theile  sofort  rechtskräftig  würden)  darum  nachsuchen  könne: 

a)  dass  auf  das  dem  Kläger  zu  übergebende  Immobile  ein  Ver- 
äusserungs-  und  Deteriorirungsverbot  gelegt,  ihm  verboten  würde,  Ver- 
träge über  dieses  Immobile  anders  als  mit  der  Klausel  abzuschliessen, 
dass  im  Fall  der  Aberkennung  des  Immobiles  der  Vertrag  hinfällig  werde; 

b)  dass,  wo  in  Folge  des  angefochtenen  Urtheils  Mobilien  dem 
Kassaten  übergeben  würden,  Kaution  geleistet  werden  müsse,  oder  dass, 
falls  diese  Mobilien  einen  künstlerischen  oder  Affektionswerth  hätten, 
dieselben  als  Depositum  zu  übergeben  seien; 

c)  dass,  falls  der  Kläger  keine  Sicherheit  leiste,  die  beigetriebene 
Summe  bis  zur  Entscheidung  der  Kassationsklage  in  der  Rentei  oder 
einer  Kreditanstalt  deponirt  werde; 

d)  dass  der  Verkauf  eines  zum  öffentlichen  Ausbot  gestellten  Im- 
mobiles oder  von  Mobilien  mit  besonderem  künstlerischen  oder  Affektions- 
werth verschoben  werde. 

Diese  letzteren  Massregeln  können  auch  vom  Präsidenten  des  Ge- 
richts, bei  dem  der  Verkauf  stattfinden  soll,  verfügt  werden.  Der  An- 
trag unter  c kann  an  den  Gerichtsvollzieher  gerichtet  werden.  Der 
Kläger  hat  jedoch  ein  Vorzugsrecht  auf  diese  deponirten  Summen,  gegen- 
über anderen  Gläubigern  des  Beklagten,  deren  Forderungen  erst  nach 
der  Deponirung  gegen  diese  Summen  geltend  gefnacht  worden  sind. 
Ebenso  hat  der  Beklagte,  im  Fall  er  im  Kassationsverfahren  siegt,  ein 
Vorzugsrecht  vor  anderen  Gläubigern  des  Klägers  auf  die  zu  seinen 
Gunsten  bestellte  Kautionssumme. 

Das  Verfahren  im  Senat  wird  ganz  von  der  Schriftlichkeit  be- 
herrscht; es  wird  bei  der  Entscheidung  nur  das  berücksichtigt,  was 
sich  in  den  Akten  vorfindet.  Die  Parteien  werden  zu  den  Sitzungen 
nicht  geladen,  sie  können  aber  erscheinen,  jedoch  ist,  was  sie  mündlich 
Vorbringen,  ganz  ohne  Bedeutung  und  wird,  wenn  es  nicht  in  ihrer 
Kassationsklage  oder  in  den  nachträglichen  Ergänzungen,  die  ohne 
Weiteres  entgegengenommen  werden,  enthalten  ist,  gar  nicht  berück- 
sichtigt.1) Der  Schwerpunkt  des  Verfahrens  liegt  in  der  mehr  oder 
weniger  sorgfältigen  Durcharbeitung  der  Akten,  zuerst  durch  die  Pro- 
kuratur  und  sodann  durch  den  Vortragenden  Senator.  Daher  kommt 
es  hauptsächlich  auf  Vollständigkeit  der  Akten  an.  Die  mündliche  Ver- 
handlung der  Parteien  vor  Gericht  hat  im  Senate,  abgesehen  von  einigen 
causes  celebres,  von  Anfang  an  nur  geringe  Bedeutung  gehabt  und  auch 
diese  mit  dem  Anschwellen  der  Zahl  der  Sachen  fast  völlig  eingebüsst. 

Pro  forma  sind  die  Sitzungen  öffentlich,  aber  das  Erscheinen  der 
Parteien  und  etwaige  Aeusserungen  derselben  sind  zwecklos  und  ziehen 
nur  einen  Zeitverlust  nach  sich,  der  bei  der  ungeheuren  Ueberlastung 


»)  Kass.  Entsch.  1868,  795. 
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der  Senatoren  (Entscheidung  von  30  bis  70  Sachen  in  einer  Sitzung 
ist*  nichts  Seltenes)  sehr  ins  Gewicht  fällt. 

Ueber  alle  im  Senat  eingelaufenen  Kassationsgesuche  wird  zunächst  in 
einer  Administrativsitzung  referirt:  hier  werden  die  schon  äusser- 
lich  den  Voraussetzungen  eines  Kassationsgesuches  nicht  entsprechen- 
den Gesuche  durch  einfache  Verfügung  beseitigt.  Die  übrigen  werden, 
wenn  sie  voraussichtlich  einfacher  Natur  sind,  den  Abtheilungen,  wenn 
eine  Interpretation  eines  Gesetzes  erforderlich  zu  sein  scheint,  der  Plenar- 
sitzung des  Civil-Kassationsdepartements  zugewiesen.  Uebrigens  kann 
jeder  Senator  bei  der  Verhandlung  durch  seinen  Antrag  die  Sache  aus 
der  Abtheilung  an  die  Plenarsitzung  bringen.1) 

Die  Verhandlung  der  einzelnen  Sache  in  einer  bestimmten  Sitzung 
wird  vom  Vorsitzenden  angeordnet.  Nach  Aufruf  der  Sache  wird  die 
Prüfung  eröffnet  durch  die  (bei  Verhandlung  in  der  Plenarsitzung  des 
Departements  fast  immer  gedruckt  vorliegende)  Relation  des  Refe- 
renten. Die  Verletzung  der  Parteienrechte  wird  als  Kassationsgrund 
nur  berücksichtigt,  wenn  sie  rechtzeitig  von  der  Partei  geltend  ge- 
macht worden  ist;  Verstösse  gegen  das  Gesetz  müssen  von  Amts- 
wegen berücksichtigt  werden,  die  Parteien  mögen  darauf  hingewiesen 
haben  oder  nicht.  Sind  die  Parteien  erschienen  und  haben  sie  sich  zum 
Worte  gemeldet,  so  folgt  auf  die  Relation  ihre  Aeusserung,  nach  derselben 
das  Gutachten  des  Oberprokureur s.  Die  Urtheilsfällung  und  Ver- 
kündigung erfolgt  nach  der  allgemeinen  Ordnung.  Die  meisten  Urtheile 
werden  in  der  Form  der  „Resolution“  ausgefertigt.  Nur  wo  das  Kol- 
legium es  für  nöthig  erachtet,  wird  ein  ausführliches  Urtheil  ausge- 
arbeitet, und  nur  wo  die  Entscheidung  des  Senats  eine  Interpretation 
eines  Gesetzes  enthält,  wird  sie  durch  den  Druck  veröffentlicht.2) 

Der  französischen  Auffassung  der  Kassation  entsprechend,  hat  der 
Senat  nur  zu  prüfen,  ob  ein  Kassationsgrund  vorliegt  und  entweder 
die  Klage  abzuweisen,  oder  das  angefochtene  Urtheil  aufzuheben.  Ist  das 
letztere  geschehen,  so  bezeichnet  der  Senat  zugleich  das  Gericht  zweiter 
Instanz,  welches  an  Stelle  des  aufgehobenen  Urtheils  ein  neues  zu 
fällen  hat.3)  Natürlich  findet  dies  nur  in  den  Fällen  statt,  wo  eben 
ein  neues  Urtheil  erforderlich  ist.  Ist  das  ganze  Verfahren  als  unge- 
setzlich aufgehoben,  so  bedarf  es  einer  solchen  Bezeichnung  nicht,  hier 
kann  eben,  wo  nöthig,  ein  neues  Verfahren  von  den  Betheiligten  be- 
gonnen werden.4) 

x)  802,  1—3. 

2)  802 — 804,  815.  In  der  ersten  Zeit  bis  zum  Jahre  1877  wurden  alle  Entschei- 
dungen des  Senats  ausführlich  motivirt  und  durch  den  Druck  veröffentlicht.  Diese  Ent- 
scheidungen geben  also  ein  vollständiges  Bild  der  Praxis  des  Senats,  wie  sie  wirklich  war, 
mit  allen  Fehlern  und  Widersprüchen.  Seit  1877,  wo  die  zu  veröffentlichenden  Ent- 
scheidungen ausgewählt  werden,  erhalten  wir  nur  ein  Bild  der  Praxis,  wie  sie  sein  sollte. 

3)  809. 

4)  Ebenso  sollte  es  sein,  wenn  eine  einfache  prozesshindernde  Verfügung  aufge- 
hoben ist,  es  könnte  dann  das  unterbrochene  Verfahren  bei  demselben  Gericht  fort- 
gesetzt werden,  auch  hier  aber  bezeichnet  der  Senat  ein  anderes  Gericht. 
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Die  Kassationsentscheidungen  des  Senats  werden,  abgesehen  von 
der  Verkündigung  der  Kesolution  — falls  Publikum  erschienen  war  — 
und  der  Veröffentlichung  wichtigerer  Entscheidungen  durch  den 
Druck,  Niemandem  in  ausführlicher  Form  publizirt  oder  gar  durch  Zu- 
stellung mitgetheilt.  Viele  erfahren  von  der  Abweisung  nur  dadurch, 
dass  sie  nie  etwas  von  ihrer  Sache  zu  hören  bekommen.  Natürlich  kann 
jeder,  der  da  will,  in  der  Kanzlei  des  Senats  oder  des  Appellhofs,  an 
den  die  Sache  zurückgewiesen  ist,  Auskunft  erhalten. 

c)  Wirkung  der  Kassation. 

Kraft  der  Aufhebung  des  Urtheils  fallen  die  Folgen  desselben  fort: 
die  Ausführung  des  kassirten  Urtheils  wird  sofort  unterbrochen,  aber 
es  wird  das  auf  Grund  desselben  Geleistete  noch  nicht  zurückbeige- 
trieben, das  tritt  erst  ein,  wenn  das  neue  Urtheil  zu  Gunsten  des  Kas- 
santen  gefällt  ist.  Bis  dahin  kann  auf  Antrag  des  Kassanten  das  neue 
Gericht  (oder  das  forum  rei  sitae)  Sicherstellung  der  bereits  beige- 
triebenen Summe  verfügen.1) 

Zum  neuen  Verfahren  werden  dem  bezeichneten  Gericht  zweiter 
Instanz  die  Akten  mit  einem  Ukas  des  Senats  zugefertigt. 

Ist  das  Urtheil  bloss  wegen  unrichtiger  Interpretation  eines  Gesetzes 
aufgehoben,  so  werden  die  Parteien  von  dem  Gericht,  dem  die  neue 
Urtheilsfällung  übertragen  ist,  zur  mündlichen  Verhandlung  geladen. 
Da  diese  nach  allgemeinen  Grundsätzen  stattfindet,  so  können  sie  natür- 
lich nicht  gehindert  werden,  neue  Thatsachen  und  neue  Beweismittel 
vorzubringen,  ein  beschränkendes  Verbot  besteht  nicht. 

Wird  das  Urtheil  aufgehoben,  weil  ein  Verstoss  im  Verfahren  statt- 
gefunden hatte,  so  wird  das  Verfahren  bis  zu  der  betreffenden  Hand- 
lung aufgehoben  und  muss  von  da  an  fortgesetzt  werden.2)  Der  In- 
halt der  Akten  bleibt  bestehen,  so  weit  derselbe  nicht  durch  die  Kas- 
sationsentscheidung direkt  aufgehoben  ist.  Auf  Grund  dieser  Akten 
und  des  durch  die  neue  Verhandlung  hinzugekommenen  Materials  fällt 
das  neue  Gericht  das  neue  Urtheil,  ohne  in  eine  Beurtheilung  des 
früheren  einzugehen,  es  hat  so  zu  verfahren,  als  ob  dieses  gar  nicht 
vorhanden  gewesen  wäre.3) 

Bei  der  neuen  Entscheidung  der  Sache  hat  das  Gericht  sich  der 
Interpretation  des  Senats  zu  fügen  „und  Kassationsgesuche  gegen  Ur- 
theile,  die  auf  dieser  Grundlage  ergangen  sind“,  werden  in  keinem  Falle 
angenommen.4)5) 

812. 

2)  810. 

3)  811,  812. 

4)  813. 

5)  Dieser  letztere  Satz  besagt  gar  nichts,  oder,  was  dasselbe  ist,  er  besagt  nur 
(vgl.  oben  S.  659),  dass  unbegründete  Gesuche  zurückgewiesen  werden.  „Angenommen“ 
muss  jedes  Gesuch  werden,  das  den  Formalien  entspricht,  und  wenn  im  neuen  Ver- 
fahren und  im  neuen  Urtheil,  obwohl  das  Gericht  sich  der  Interpretation  des  Senats 
fügte,  neue  Verstösse  gegen  das  Gesetz  vorgekommen  sind,  so  wird  eben  auch  das 
neue  Urtheil  aufgehoben  werden  müssen.  Der  Interpretation  des  Senats  muss  sich 


Europa. 


604 

§ 44. 

5.  Wiederaufnahme  des  Verfahrens.1) 

C.P.O.  794,  796,  797,2,  798,  805,  806. 

Die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  ist  ein  Rechtsmittel  gegen 
rechtskräftige,  formell  nicht  mehr  anfechtbare  Urtheile  erster  oder  zweiter 
Instanz  und  hat  die  Aufhebung  des  Urtheils  und  Ersetzung  durch  ein 
anderes  zum  Zweck. 

Zulässig  ist  sie  im  Fall  der  Entdeckung  neuer  Thatsachen  oder 
der  Hinfälligkeit  solcher,  auf  welche  das  Urtheil  gegründet  ist.2)  Die 
neue  Thatsache  muss  von  wesentlichem  Einfluss  auf  das  Urtheil  und 
zur  Zeit  der  Urtheilsfällung  vorhanden,  aber  nicht  bekannt  gewesen 
sein.  Das  Gesetz  spricht  nur  von  neuen  Thatsachen  und  der  Fälschung 
von  Urkunden,  aber  die  Praxis  wendet  diesen  Satz  mit  vollem  Recht 
überhaupt  auf  die  Hinfälligkeit  jedes  Beweismittels  an,  also  z.  B.  auf 
den  Fall,  wo  der  Meineid  der  Partei  oder  eines  wichtigen  Zeugen  und 
dergleichen  erwiesen  ist.  Ausserdem  steht  aber  dieses  Rechtsmittel  dem 
verurtheilten  Beklagten  zu,  dessen  Adresse  der  Kläger  nicht  aufgegeben 
hatte  und  der  in  Folge  dessen  zur  Verhandlung  nicht  erschienen  war,  d.  h. 
also  dem  in  der  zweiten  Instanz  in  Abwesenheit  Verurtheilten,  wenn  seine 
Abwesenheit  dadurch  hervorgerufen  sein  konnte,  dass  er  nicht  geladen 
war.  Diese  letztere  Bestimmung  ist  erst  durch  Gesetz  vom  17.  Januar 
1878  eingeführt  worden,  weil  die  Erfahrung  gelehrt  hatte,  dass  die  Be- 
stimmung der  Civilprozessordnung  das  Ausbleiben  der  Parteien  in  der 
zweiten  Instanz  habe  gar  keinen  Einfluss  auf  den  Charakter  des  Ur- 
theils, missbraucht  werde.  Thatsächlich  kann  also  der  Satz,  dass  es 
in  zweiter  Instanz  keine  Veräumnissurtheile  gebe,  nicht  mehr  aufrecht- 
erhalten werden.  Bei  der  Einreichung  eines  solchen  Gesuchs  kann 
das  Gericht  zweiter  Instanz  auf  Antrag  die  Ausführung  des  angefochte- 
nen Urtheils  inhibieren.3) 

Dem  Gesuch  um  Wiederaufnahme  der  Verhandlung  wird  nur  statt- 
gegeben, wenn  durch  die  neuen  Thatsachen  oder  die  Hinfälligkeit  der 
Beweismittel  das  Wesen  der  Entscheidung  wirklich  verändert  wird; 
ebenso  müssen  die  Einwendungen  des  in  Abwesenheit  Verurtheilten 
wirklich  geeignet  sein,  das  Wesen  der  Entscheidung  abzuändern.4) 

Die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  ist  nur  zulässig  vor  Ablauf 
der  zehnjährigen  Verjährungsfrist,  vom  Tage  der  Publikation  des 
anzufechtenden  Urtheils  gerechnet.5)  Vom  Tage  der  Entdeckung  des 

das  Gericht  fügen,  aber  es  ist  nicht  nothwendig,  dass  das  neue  Urtheil  materiell 
ein  anderes  sei  als  das  aufgehobene.  Das  neue  Gericht  kann  eben  durch  andere  Auf- 
fassung der  Thatsachen,  durch  andere  Motivirung,  durch  die  in  dem  neuen  Ver- 
fahren vorgebrachten  neuen  Thatsachen  und  Beweismittel  zu  demselben  Resultat  wie 
das  frühere  Gericht  kommen. 

b Annenkow,  IV,  S.  425—432;  Holmsteen,  S.  276;  Malyszew,  II,  S.  335 — 346. 

2)  794. 

3)  C.P.O.  Fortsetzung  von  1893.  814,  6;  139  Anm.,  184,  191. 

4)  805. 

5)  806. 
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neuen  Umstands  oder  vom  Tage,  wo  das  Urtheil  über  Fälschung  eines 
Beweismittels  oder  wegen  Meineids  in  Kraft  tritt,  oder  wo  dem  in  Ab- 
wesenheit Yerurtheilten  das  Urtheil  oder  die  Aufforderung,  es  zu  erfüllen, 
zugestellt  wurde,1)  läuft  die  prozessuale  Frist  zur  Einreichung  des  Ge- 
suchs. Gegen  Urtheile  der  Friedensrichter  ist  die  Frist  eine  ein- 
monatliche, gegen  Urtheile  der  Friedensrichterversammlung  eine  zwei- 
monatliche, gegen  Urtheile  der  Bezirksgerichte  und  Appellhöfe  eine  vier- 
monatliche. 

Die  Formalien  des  Verfahrens  sind  dieselben  wie  bei  der  Kassation. 
Das  Gesuch  wird  bei  dem  Gericht  eingereicht,  dessen  Urtheil  einer 
nochmaligen  Verhandlung  unterzogen  werden  soll;  es  unterliegt  der 
Entscheidung  des  Senats,  der  über  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
entscheidet.2)  Handelt  es  sich  um  ein  Urtheil  erster  Instanz,  so  wird 
ein  Gesuch  um  Zulassung  einer  ausserordentlichen  Appellation  beim 
Appellhof  eingereicht,  der  die  Appellation  zulassen  kann,3)  worauf  das 
gewöhnliche  Appellationsverfahren  folgt. 

§ 45. 

6.  Gesuch  eines  am  Prozess  bisher  unbetheiligten  Dritten. 

Dieses  Gesuch  (es  soll  der  französischen  tierce  Opposition  ent- 
sprechen) eines  an  der  Sache  bisher  unbetheiligten  Dritten  wird  im 
Gesetz  nur  gelegentlich  erwähnt.4 5)  Es  „steht  demjenigen  zu,  dessen 
Rechte  durch  das  Urtheil  verletzt  worden  sind“.  Im  Gesuch  muss  aus- 
drücklich angegeben  sein,  welcher  Th  eil  des  Urtheils  die  Rechte  des  An- 
tragstellers verletze  und  worauf  er  antrage.  Die  Frist  zur  Einreichung 
läuft  vom  Tage,  wo  dem  Dritten  das  Urtheil  bekannt  wurde.  Die  For- 
malien und  das  Verfahren  sind  dieselben  wie  bei  der  Kassation. 

Ueber  dieses  nicht  unwichtige  Rechtsmittel  wird  theoretisch  viel  ge- 
stritten, besonders  darüber,  wer  es  benutzen  könne.6) 

§ 46. 

Abtheilung  V.  Abweichungen  vom  ordentlichen  Verfahren  in  Sachen 

des  Fiskus. 

C.P.O.  1282—1315.  Regeln  140. 

Diese  Sachen  werden  im  Gesetz  „Sachen  der  fiskalischen  Verwal- 
tung“ genannt  und  umfassen  die  Angelegenheiten,  bei  denen  der  Fis- 
kus, die  Apanagen,  die  Hofverwaltungen  (der  kaiserlichen  Familie) 
und  andere  Staatsanstalten,  Verwaltungen  und  Verwaltungszweige,  sowie 
Klöster,  Kirchen,  Bischofssitze  und  christliche  und  muhammedanische 
geistliche  Anstalten  betheiligt  sind.  Seit  1890  geniessen  dieselben  Rechte 


1)  796-797. 

2)  801. 

3)  750. 

4)  792,  795,  797  P.  3,  799. 

5)  Hier  kann  auf  diesen  Streit  nicht  eingegangen  werden.  Vgl.  darüber  Annen- 
kow,  IV,  S.  432 — 440;  Malyszew,  II,  S.  346 — 355;  Holmsteen,  S.  276 — 277. 

Lbske  u.  Loewenpeld,  Rechtsyerfolgung.  II.  43 
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die  Landschaftsinstitutionell  und  seit  1892  die  Städte;1)  ebenso  Lehr- 
anstalten und  Wohlthätigkeitsanstalten,  wenn  ihnen  die  Rechte  von 
Staatsanstalten  verliehen  sind. 

ln  allen  Prozessen  der  erwähnten  Institutionen  haben  die  Proku- 
reure2) ein  Gutachten  abzugeben,3)  auch  sind  diese  Institutionen  be- 
freit von  der  Kautionspflicht,4)  gegen  sie  ergangene  Urtheile  werden 
in  besonderer  Weise  publizirt  und  beschreiten  die  Rechtskraft  erst 
nach  Ablauf  der  Kassationsfrist;  die  eingelegte  Kassation  hat  Suspensiv- 
effekt. 5) 

Ausserdem  bestehen  folgende  Abweichungen:  Bei  Verträgen  mit 
dem  Fiskus  ist  der  Rechtsweg  ausgeschlossen,  so  lange  der  Vertrag 
(meist  Lieferung)  nicht  ausgeführt  ist,  doch  kann  der  Kontrahent  seine 
Beschwerde  an  die  Vorgesetzte  Behörde  richten.6)  Erst  nachdem  die 
Leistung  vollführt  und  die  Abrechnung  ertheilt  ist,  ist  der  Rechtsweg 
zulässig.7)  Auch  hier  kann  übrigens  der,  der  sich  verletzt  erachtet, 
bei  der  Vorgesetzten  Behörde  Beschwerde  führen,  wodurch  aber  der 
Rechtsweg  ausgeschlossen  wird.8)  Diese  Bestimmungen  beziehen  sich 
jedoch  nicht  auf  Pachtkontrakte,  bei  denen  der  Rechtsweg  stets,  auch 
während  des  Laufes  des  Kontrakts,  zulässig  ist.9)  In  allen  Sachen  des 
Fiskus  haben  die  Prokureure  das  Recht,  Kassation  einzulegen.10)  Die 
Rechtsmittel  können  ausser  von  der  betreffenden  Behörde  auch  vom 
Ressortminister  eingelegt  werden.11) 

Abtheilung  VI.  Besondere  Arten  des  Verfahrens. 

§ 47. 

1.  Das  vereinfachte  Verfahren. 

C.P.O.  365,  1-24. 

Dieses  durch  Gesetz  vom  3.  Juni  1891  eingeführte  Verfahren  soll, 
wie  der  Urkundenprozess  der  deutschen  Civilprozessordnung,  dem,  der 
seinen  Anspruch  durch  Urkunden  beweisen  kann,  die  Möglichkeit  geben, 
auf  schleunigem  Wege  eine  Entscheidung  zwecks  Beitreibung  seiner 
Forderung  zu  erlangen. 

Im  vereinfachten  Verfahren  können  uur  geltend  gemacht  werden 
folgende  Ansprüche,  und  zwar  nur,  wenn  die  sämmtlichen  zur  Begrün- 
dung des  Anspruchs  erforderlichen  Thatsachen  durch  Urkunden  be- 
wiesen werden  können:  1)  Ansprüche  auf  Zahlung  einer  bestimm- 


b C.P.O.  1232. 

2)  Vgl.  oben  S.  584. 

3)  C.P.O.  1290. 

4)  Siehe  oben  S.  612.  C.P.O.  1291. 

5)  Siehe  oben  S.  660. 

6)  1301. 

7)  1302. 

8)  1304. 

9)  1307.  1308. 

10)  1294. 

n)  1295. 
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teil  Summe  aus  Wechseln,  Pfandverschreibungen,  Leihbriefen  und  über- 
haupt schriflichen  Obligationen,  sowie  aus  einem  Mieths-  oder  Pacht- 
kontrakte über  Immobilien,  falls  die  Erfüllung  in  der  Urkunde  selbst 
nicht  abhängig  gemacht  ist  von  einer  Bedingung,  deren  Eintritt  erst 
vom  Kläger  zu  beweisen  ist.  — 2)  Ansprüche  auf  Räumung  eines 
Grundstücks  nach  Ablauf  der  Pacht-  oder  Miethfrist. 

Die  Geltendmachung  einer  Klage  in  diesem  Verfahren  ist  unzu- 
lässig: a)  falls  der  Beklagte  sich  im  Auslande  befindet  oder  sein  Wohn- 
ort unbekannt  ist;  b)  falls  der  Anspruch  gegen  mehrere  Beklagte  ge- 
richtet ist,  die  sich  in  Bezirken  verschiedener  Bezirksgerichte  resp. 
Friedensrichter,  Landhauptleute,  Stadtrichter  befinden;  c)  falls  seit  dem 
Verfalltage,  bei  unbefristeten  Obligationen  seit  dem  Ausstellungstage, 
mehr  als  fünf  Jahre,  oder  seit  dem  Ablauf  der  Pacht  oder  Miethe  mehr 
als  ein  Jahr  verflossen  ist;  d)  gegen  die  Erben  des  Schuldners.1) 

Die  Klage  kann  nur  erhoben  werden  beim  Forum  des  Wohn-  oder 
Aufenthaltsorts;  im  letzteren  Fall  ist  die  Einrede  der  Inkompetenz  (der 
sogenannten  Ueberführung  der  Sache  an  das  Gericht  des  Wohnorts) 
ausgeschlossen. 2) 3). 

Das  Verfahren  findet  vor  einem  Einzelrichter  statt,  einem  Friedens- 
richter, einem  Mitgliede  des  Bezirksgerichts  oder  in  den  Kreisen,  wo  solche 
bestehen,  dem  Kreisgliede  des  Bezirksgerichts.4 5)  Die  Klage  wird  schrift- 
lich, wie  im  ordentlichen  Verfahren,  eingereicht6)  und  muss  die  Angabe 
enthalten,  dass  im  vereinfachten  Verfahren  geklagt  wird.  Als  Beweis- 
mittel sind  nur  zulässig:  Urkunden,  welche  in  der  Urschrift  beigefügt 
werden  müssen,  und  ausserdem  nur  noch  ein  in  diesem  Verfahren  ge- 
machtes Zugeständniss.6)  Der  Beklagte  wird  zu  einem  möglichst  kurz 
bemessenen  Termin  (jedoch  nicht  kürzer  als  24  Stunden  ausser  der 
Werstfrist)  geladen.  Nur  wo  Gefahr  im  Verzüge  ist  und  der  Beklagte 
im  Gerichtsort  selbst  wohnt,  kann  er  auf  den  Tag  der  Behändigung  der 
Ladung  und  zu  einer  bestimmten  Stunde  geladen  werden.  Im  Ladungs- 
zettel muss  angegeben  sein,  dass  er  im  vereinfachten  Verfahren  ge- 
laden werde,  widrigenfalls  der  Beklagte  eine  Verschiebung  der  Ver- 
handlung beantragen  kann.7)  Bei  der  Verhandlung  muss  der  Be- 
klagte alle  seine  Einreden  und  Einwände  zusammen,  schriftlich  oder 
mündlich  mit  den  gehörigen  schriftlichen  Beweisen,  Vorbringen  oder 
einsenden.  Falls  er  Urkunden  vorbringt,  die  der  Widerlegung  bedürfen, 
kann  der  Kläger  Vertagung  der  Sitzung  verlangen,  sonst  ist  Ver- 
schiebung der  Verhandlung  nur  nach  Uebereinkunft  der  Parteien  zulässig. 

!)  365,  1,  2. 

3)  365,  3. 

3)  Diese  Bestimmung  ist  sehr  ungünstig  für  den  Kläger,  der  also  nicht  berechtigt 
ist,  zu  klagen,  weder  beim  Gericht  des  Erfüllungsortes,  noch,  z.  B.  bei  Pfandverschrei- 
bungen, beim  forum  rei  sitae. 

4)  365,  6. 

5)  257—263.  Siehe  oben  S.  620  ff. 

6)  365.  4,  10—12. 

7)  365,  7,  8. 
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Wird  die  Echtheit  einer  für  die  Entscheidung  wesentlichen  Urkunde 
angegriffen,  tritt  ein  für  die  Entscheidung  präjudizirlicher  Kriminal- 
umstand  hervor,  stirbt  eine  der  Parteien  oder  ihr  Vertreter  oder  wird 
er  prozessunfähig,  so  wird  das  Verfahren  eingestellt  und  dem  Bezirks- 
gericht zur  Verhandlung  im  ordentlichen  Verfahren  übergeben.1)  Das- 
selbe kann  aul  Uebereinkunft  der  Parteien  jeder  Zeit  geschehen.  Ausser- 
dem kann  der  Kläger  in  jeder  Sachlage  zum  ordentlichen  Verfahren 
übergehen,  der  Beklagte  nur,  wenn  die  Klage  sich  auf  eine  Privat- 
urkunde, mit  Ausnahme  des  Wechsels,  gründet,  sowie,  wenn  seit  dem 
Verfall  der  Urkunde  mehr  als  ein  Jahr  verflossen  ist,  und  wenn  er 
zugleich  nachweisen  kann,  dass  für  die  Entscheidung  der  Sache  Beweis- 
mittel wesentlich  sind,  die  im  vereinfachten  Verfahren  nicht  zugelassen 
werden.  Ein  Gutachten  des  Prokureurs  kommt  nicht  vor.  Intervention,. 
Adzitation,  Aufforderung  von  Seiten  des  Gerichts  gewisse  Umstände 
zu  beweisen,  sind  unzulässig.2)  Das  Verfahren  muss  in  einer 
Sitzung  erledigt  werden;  es  macht  keinen  Unterschied,  ob  die  Par- 
teien erschienen  sind  oder  nicht.3) 

Das  Urtheil  gilt  als  publizirt  am  Tage  der  Verkündigung  der  Re- 
solution und  muss  in  drei.  Tagen  ausgefertigt  sein.  Erfolgt  ein  dem 
Kläger  günstiges  Urtheil,  so  muss  unmittelbar  nach  Verlesung  der  Re- 
solution der  Vollstreckungsbefehl  ausgefolgt  oder  übersandt  werden.4) 

Sonderbeschwerden  sind  nur  zulässig:  wegen  Nichtannahme 
der  Klage  oder  einer  Beschwerde,  wegen  Einstellung,  Vertagung  oder 
Aufhebung  des  Verfahrens,  sowie  gegen  die  Verfügung  über  Sicher- 
stellung der  Forderung,  und  zwar  in  7 tägiger  Frist. 5) 

Gegen  die  Entscheidung  ist  weder  Appellation  noch  Kas- 
sation zulässig.6)7) 


b 365,  14. 

2)  365,  13. 

3)  365,  9,  11,  16. 

4)  365,  15—18. 

5)  365,  19. 

6)  365,  20. 

7)  Diese  Bestimmung  ebenso  wie  jene,  ein  in  Abwesenheit  des  Beklagten  ge- 
fälltes Urtheil  sei  kein  Versäumnissurtheil  (das  Einspruch  zulässt),  sind  jedoch  nur 
Schein.  In  Wirklichkeit  hat  die  Entscheidung  nicht  die  Kraft  eines  Urtheils,  wie  die 
nachfolgenden  Bestimmungen  zeigen. 

Jede  der  Parteien  hat  das  Recht,  in  Monatsfrist  die  nochmalige  Verhandlung  der 
Sache  im  ordentlichen  Verfahren  zu  beantragen,  wobei  die  Gerichtsgebühren  auf  die 
Hälfte  verringert  werden  (ebenso  im  Fall  der  Appellation).  Wenn  der  Beklagte  in 
seiner  Abwesenheit  verurtheilt  worden  ist,  so  hat  er,  falls  er  die  monatliche  Frist  ver- 
säumte, das  Recht,  im  Laufe  eines  Jahres  um  nochmalige  Verhandlung  der  Sache  im 
ordentlichen  Verfahren,  und  wenn  das  Urtheil  ausgeführt  ist,  um  Rückzahlung  der  ge- 
zahlten Summen,  bezw.  wenn  es  noch  nicht  ausgpführt  ist,  um  Inhibirung  der  Bei- 
treibung, nach  den  Regeln  des  Verfahrens  zur  Sicherstellung  von  Forderungen,  nach- 
zusuchen. Die  Sistirung  der  Beitreibung  kann  sofort  durch  den  Präsidenten  verfügt 
werden.  Dieser  Antrag  wird  in  den  ersten  drei  Monaten,  falls  das  Urtheils  noch  nicht 
ausgeführt  ist,  bei  demselben  Gericht,  später  nach  den  allgemeinen  Regeln  der  Zu- 
ständigkeit angebracht  (365,  22). 
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Die  Vollstreckung  des  Urtheils  findet  nach  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen statt.  Falls  der  Beklagte  jedoch  die  Ladung  zum  verein- 
fachten Verfahren  nicht  erhalten  hat  und  daher  nicht  erschienen  ist, 
so  darf  die  Versteigerung  in  Beschlag  genommener  Sachen  nicht  vor 
Ablauf  von  zwei  Wochen,  von  der  Zustellung  der  Anzeige  der  Voll- 
streckung an  den  Verurtheilten,  erfolgen,  und  beigetriebenes  Geld  darf 
vor  Ablauf  dieser  Frist  nur  gegen  Sicherstellung  dem  Gläubiger  aus- 
geliefert werden. 

Ersatz  der  Kosten  wird  beim  vereinfachten  Verfahren  dem 
Kläger  nur  im  Betrage  des  fünften  Theiles  derselben  zugesprochen.1) 

§ ±8. 

2.  Der  Urkundenprozess. 

Regeln  141 — 160. 

Im  Russischen  wird  dieses,  durch  das  Gesetz  vom  29.  Dezember 
1889  eingeführte,  Verfahren  bezeichnet  als  „Zwangsvollstreckung  aus 
Urkunden“. 

Dieses  Verfahren  ist  eigens  für  die  Landhauptleute  und  Stadt- 
richter erlassen  worden  und  kann  daher  nur  Anwendung  finden  auf 
Forderungen  bis  zum  Betrage  von  300  Rbl.  und  in  einigen  Fällen  bis 
500  Rbl.2)  Die  Bestimmungen  sind  meist  denen  des  vereinfachten 
Verfahrens  konform,  es  genügt  daher,  die  Abweichungen  anzugeben. 

Es  kann  nur  geklagt  werden  auf  Grund  öffentlicher  Urkunden 
(gerichtlicher  [krepost]  und  notarieller,  also  nicht  auf  Grund  von 
Wechseln,  da  notarielle  Wechsel  kaum  Vorkommen).  Es  kann  geklagt 
werden:  nur  auf  Zahlung  einer  bestimmten  Summe,  Rückgabe  einer  Sache, 
Räumung  eines  Immobiles,  wo  die  Fälligkeit  der  Forderung  durch 
Zeitablauf  bestimmt  wird  und  aus  der  Urkunde  selbst  sofort  ersichtlich 
ist.3)  Ist  in  der  Urkunde  für  die  Versäumniss  der  Zahlung  eine  Straf- 
zahlung stipulirt,  so  kann  auf  diese  in  diesem  Verfahren  nicht  geklagt 
werden,  wohl  aber  auf  die  im  russischen  Privatrecht  bei  Geldforde- 
rungen gesetzlich  vorgeschriebene  Strafzahlung.4) 

9 Untersucht  man  diese  Bestimmungen,  so  tritt  vor  Allem  hervor,  dass  das 
Verfahren  zu  sehr  verklausulirt  ist,  um  den  Zweck,  zu  dem  es  erlassen  wurde,  zu  er- 
reichen: es  kann  unter  Umständen  länger  dauern  als  das  ordentliche,  und  das,  was 
durch  dieses  Verfahren  erlangt  werden  kann,  ist  eben  kein  Urtheil,  sondern  eine  vor- 
läufige Verfügung,  die  noch  rascher,  als  sie  erlangt  ist,  umgestossen  werden  kann.  In 
der  Praxis,  greift  man  zu  diesem  Verfahren,  wo  es  sich  darum  handelt,  rasch  bei  der 
Hand  zu  sein. 

2)  Regeln  142.  Siehe  § 7.  Ueber  Helmsteen ’s  abweichende  Meinung  siehe 
ebenda. 

3)  Regeln  141. 

4)  Auch  der  Erbe  und  Rechtsnachfolger  des  Klägers  muss  sich  als  solcher  durch 
eine  öffentliche  Urkunde  ausweisen.  Der  Bürge,  der  den  Schuldner,  für  den  er  ge- 
zahlt hat,  verklagt,  muss  sich  durch  einen  gerichtlichen  Vermerk  aui  der  Urkunde  als 
klageberechtigt  legitimiren  (Regeln  144).  Der  Erbe  und  Rechtsnachfolger  des  Schuld- 
ners kann  nur  belangt  werden,  wenn  er  als  solcher  auf  der  Urkunde  gerichtlich  oder 
notariell  bezeichnet  ist,  der  Bürge  nur,  wenn  er  als  solcher  in  der  Urkunde,  und  zwar 


670  Europa. 

Die  Bestimmung  über  die  örtliche  Zuständigkeit  ist  nicht  so 
eng  gefasst  wie  im  .vereinfachten  Verfahren.  Ausser  dem  Forum  des 
Wohn-  und  Aufenthaltsorts  können  Mieth-  und  Pachtkontrakte  beim  forum 
rei  sitae  und  sonstige  Forderungen  beim  Forum  des  Erfüllungsorts  ein- 
geklagt werden.1) 

Der  wesentlichste  Unterschied  gegenüber  dem  vereinfachten  Ver- 
fahren besteht  darin,  dass  der  Beklagte  nicht  erst  geladen  wird,  sondern 
der  Richter  sich  selbst  von  der  Rechtsbeständigkeit  der  Urkunde,  sowie 
davon,  dass  sie  nicht  verjährt  sei,  zu  überzeugen  hat;  dann  verfügt  er  durch 
Aufschrift  auf  die  Urkunde  die  Exekution.  Weist  er  die  Klage  ab,  als 
in  diesem  Verfahren  nicht  zulässig,  worüber  eine  schriftliche  Verfügung 
auszureichen  ist,  so  werden  dem  Kläger  die  Gerichtsgebühren  (1%  vom 
Werth)  zurückgegeben.2) 

Von  Kosten  werden  in  diesem  Verfahren  nur  die  eigentlichen 
Gerichtskosten  zuerkannt,  für  die  Führung  der  Sache  nichts.3) 

Gegen  die  Ablehnung  der  Beitreibung  in  diesem  Verfahren  ist  weder 
Appellation  noch  Beschwerde  zulässig,  sondern  der  Kläger  hat  das 
Recht,  seine  Klage  im  ordentlichen  (verkürzten)  Verfahren  geltend  zu 
machen. 4) 

Ist  dagegen  eine  theilweise  Beitreibung  verfügt  worden,  so  kann 
der  Kläger  die  bewilligte  Summe  beitreiben  lassen  und  zugleich  wegen 
Ablehnung  des  übrigen  Theils  eine  Beschwerde  in  7 tägiger  Frist  ein- 
reichen, die  in  der  Kreissession  sofort  verhandelt  und  entschieden 
werden,  muss.5) 

Unmittelbar  nach  der  Entscheidung  der  Sache  wird  dem  Beklagten, 
falls  Beitreibung  verfügt  worden  ist,  der  Zahlungsbefehl  zugestellt.  Er 
hat  ein  Beschwerderecht  innerhalb  sieben  Tagen:  1)  wenn  der  Kläger 
nicht  das  Recht  hatte,  in  diesem  Verfahren  zu  klagen;  2)  wenn  er  nicht 
der  rechte  Beklagte  ist;  3)  wegen  Verletzung  der  Zuständigkeit;  4)  wenn 
er  gegen  die  Berechnung  der  beizutreibenden  Summe  Einwendungen  er- 
hebt; 5)  wenn  die  Forderung  noch  nicht  fällig  ist.6) 

Der  Kläger  braucht  sich  dieses  Verfahrens  nicht  zu  bedienen,  son- 
dern kann  im  ordentlichen  Verfahren  klagen,  thut  er  das  aber,  so 
werden  ihm,  wie  bemerkt,  Kosten  für  die  Führung  nicht  zuerkannt. 
Ist  er  in  diesem  Verfahren  ab  gewiesen  worden,  so  werden  ihm,  falls, 
er  im  ordentlichen  Verfahren  klagt,  die  Kosten  für  die  Führung  nach 
der  Summe  berechnet,  mit  welcher  er  in  diesem  Verfahren  abgewiesen 
worden  war.7) 

für  einen  bestimmten  Termin  bezeichnet  ist  und  die  Urkunde  in  Monatsfrist  vom  Tage 
der  Fälligkeit  eingeklagt  ist  (Regeln  145). 

*)  Regeln  148. 

2)  Regeln  149,  150. 

3)  Regeln  159. 

4)  Regeln  158. 

5)  Regeln  155  P.  2. 

6)  Regeln  155  P.  1,  156,  157. 

7)  Regeln  160. 
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Die  Exekution  findet  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  statt, 
nur  dass  dem  Beklagten  mit  dem  Zahlungsbefehl  eine  Kopie  der  Ur- 
kunde, auf  die  hin  er  erlassen  ist,  zugestellt  werden  muss.1) 

Ganz  wie  bei  dem  vereinfachten  Verfahren,  jedoch  in  6 monatlicher 
Frist  vom  Tage  der  Zustellung  des  Zahlungsbefehls,  hat  der  Beklagte 
das  Recht,  je  nach  den  Umständen  auf  Aufhebung  des  Zahlungsbefehls 
und  Abweisung  des  Klägers,  oder  auf  Rückzahlung  des  Gezahlten  nebst 
Kosten,  im  ordentlichen  Verfahren  zu  klagen,  wobei  er  von  der  Zahlung 
der  Gerichtsgebühr  völlig  befreit  wird.  Die  erste  Klage  wird  bei  dem- 
selben Richter,  die  zweite  innerhalb  der  ersten  drei  Monate  bei  dem- 
selben Richter,  innerhalb  der  letzten  beim  Forum  des  Beklagten  (des 
ursprünglichen  Klägers)  angebracht.2) 

§ 49. 

3.  Das  Vergleichsverfahren. 

C.P.O.  1357—1366. 

Die  Fähigkeit,  einen  Vergleich  abzuschliessen , wird  nach  dem 
Privatrecht  beurtheilt  und  nach  den  Bestimmungen  über  die  Prozess- 
fähigkeit. Nach  dem  Wortlaut  der  Civilprozessordnung  ist  der  Ver- 
gleich in  allen  Sachen  zulässig,  doch  müssen  als  selbstverständlich 
ausgenommen  betrachtet  werden  alle  Sachen,  wo  es  sich  um  ein  öffent- 
liches Interesse  handelt,  wie  Standesrechte,  eheliche  Geburt,  überhaupt 
Sachen,  wo  die  Parteien  über  das  betreffende  Recht;  nicht  verfügen 
können.3)  Ausdrücklich  ausgeschlossen  ist  der  Vergleich  in  Sachen 
des  Fiskus,  inklusive  der  Kirchen  aller  Konfessionen.4) 

Der  Vergleich  ist  zulässig  vor  dem  Beginn  des  Rechtsstreits  zur 
Verhinderung  desselben,5)  während  desselben  und  nach  demselben, 
selbst  wenn  das  Urtheil  rechtskräftig  geworden  ist.  Ein  solches  wird 
durch  den  Vergleich  ebenso  ausser  Kraft  gesetzt  wie  jede  andere  Rechts- 
basis.6) 

Der  Vergleich  wird  abgeschlossen:  nach  russischem  Privatrecht 
durch  formlosen  schriftlichen  Vertrag,  ohne  dass  irgend  eine  Beglaubi- 
gung erforderlich  wäre;  nach  der  Civilprozessordnung:  a)  durch  solchen 
Vertrag,  der  aber  vom  Notar  oder  Friedensrichter  beglaubigt  sein  muss; 

b)  durch  ein  von  beiden  Parteien  unterzei chnetes  Vergleichsgesuch; 

c)  durch  Eintragung  des  mündlich  abgeschlossenen  Vergleichs  in  das 
Gerichtsprotoll.7)  In  dem  ersten  und  letzten  Fall  ist  damit  die  Sache 
erledigt  und  das  Gericht  hat  durch  Sonderbescheid  das  Verfahren  ein- 


x)  Regeln  151. 

2)  Regeln  152,  153. 

3)  Vgl.  über  das  Recht  Bevollmächtigter  Vergleiche  abzuschliessen  § 14  S.  600. 

4)  1289.  Also  zulässig  in  Sachen  der  Landschaften,  Gemeinden  etc. 

5)  589.  Kass.Entsch.  1881,  27.  Annenkow.  VI,  S.  225. 

6)  Kass.Entsch.  1870,  16;  1875,  530. 

7)  1359. 
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zustellen.  Im  zweiten  Fall  müssen  die  Parteien  vor  Gericht1)  ihr  Gesuch 
ausdrücklich  bestätigen,  sonst  wird  es  unberücksichtigt  gelassen.2) 

Das  Vergleichsinstrument  wird  bei  dem  Gericht  eingereicht,  bei 
dem  die  Sache  gerade  verhandelt  wird;  das  Gericht  hat  es  zu  berück- 
sichtigen, selbst  wenn  es  zur  Entscheidung  nicht  zuständig  wäre,  falls 
nur  der  Sonderbescheid  über  Abweisung  der  Sache  noch  nicht  erlassen 
ist.3)  Der  Vergleich  ist  nicht  vollstreckbar.4) 

Kommt  der  Vergleich  nicht  zu  Stande,  so  sind  die  Parteien  an  die 
beim  Vergleichsversuche  gemachten  Zugeständnisse  nicht  mehr  gebunden.5) 

§ 50. 

4.  Das  schiedsrichterliche  Verfahren.6) 

C.P.O.  1367—1400. 

Das  Schiedsgericht  beruht  auf  der  Selbständigkeit  des  Einzelnen 
bei  Ordnung  seiner  privatrechtlichen  Verhältnisse:  die  Parteien  wählen 

')  Wie  dargelegt  (vgl.  § 54  S.  685,  wo  nach  C.P.O.  952  die  Polizei  berechtigt 
ist,  die  Bescheinigung  des  Gläubigers  über  Empfang  der  beigetriebenen  Summe  zu 

beglaubigen  und  diese  Beglaubigung  die  sofortige  Inhibirung  der  Exekution  zur 
Folge  hat)  kann,  wo  Notar  oder  Friedensrichter  nicht  zur  Stelle  sind,  eine  Unterschrift 
von  der  Polizei  beglaubigt  werden;  das  müsste  hier  um  so  mehr  gelten,  als  das  Privat- 
recht zur  Gültigkeit  des  Vergleichs  gar  keine  Beglaubigung  verlangt;  der  Senat  hält 
sich  jedoch  hier  an  den  Wortlaut  der  C.P.O.  und  bestimmt:  ein  solches  Vergleichs- 
instrument muss  erst  durch  die  mündliche  Erklärung  der  Parteien  vor  Gericht  aner- 
kannt werden,  sonst  verliere  es  seine  Bedeutung  (Kass.Entsch.  1873,  473). 

3)  Wie  das  Gericht  sie  übrigens  zur  Fortsetzung  des  Streits  zwingen  will,  ist 
nicht  ersichtlich.  Die  unredliche  Partei  erhält  freilich  die  Möglichkeit,  den  Vergleich 
anzufechten.  Dem  gegenüber  hat  der  Senat  anerkannt,  dass  Vergleiche  nach  russi- 
schem Privatrecht  formlos  und  ohne  Beglaubigung  abgeschlossen  ihre  Gültigkeit  be- 
halten (Kass.Entsch.  1875,  678),  sie  hätten  die  Bedeutung  von  Beweismitteln  (Kass.- 
Entsch. 1876,  475). 

3)  Kass.Entsch.  1881,  27. 

4)  In  thesi  bestimmt  die  C.P.O.,  dass  dem  Vergleiche  in  jeder  Weise  Vorschub 
geleistet  werden  solle  und  jeder  Richter,  besonders  aber  der  Friedensrichter  einen  Ver- 
gleich anstreben  solle,  jedoch  legt  der  herrschende  Formalismus  dem  Vergleich  Hinder- 
nisse in  den  Weg.  Das  Gesetz  erklärt:  Der  sicher  beglaubigte  Vergleich  habe  „die- 
selbe Kraft  wie  ein  rechtskräftiges  Urtheil“  (1364).  Hieraus  sollte  man  doch  schliessen 
dürfen,  dass  im  Fall  der  Nichtausführung  der  Berechtigte  die  Ausfertigung  eines  Voll- 
streckungsbefehls verlangen  könnte.  Doch  Literatur  und  Praxis  erklären  solches  für 
undenkbar;  auf  Grund  eines  Vergleichs  könne  immer  nur  ein  ordentlicher  Prozess  an- 
gestrengt werden  (Annenkow,  VI,  S.  228;  Kass.Entsch.  1870,  709;  1872,  697;  1875, 
95).  Ja,  als  in  einer  Vergleichsurkunde  die  Parteien  stipulirt  hatten,  im  Fall  der 
Nichtausführung  sollte  der  Berechtigte  befugt  sein,  einen  Vollstreckungsbefehl  zu  ver- 
langen, um  den  Vergleich  zwangsweise  auszuführen,  erklärte  der  Senat  eine  solche 
Bestimmung  für  unzulässig  (Kass.Entsch.  1869,  604;  1874,  649)  und  solcher  Bevor- 
mundung und  Beschränkung  der  freien  Verfügung  über  Privatrechte  stimmte  man  in 
der  Literatur  bei. 

Die  C.P.O.  schliesst  die  Bestimmungen  über  den  Vergleich  mit  den  Worten: 
eine  durch  einen  Vergleich  erledigte  Sache  ist  für  immer  beendet  und  kann  nicht  mehr 
wieder  aufgenommen  werden  (1266).  Thatsächlich  hängt  aber  der  Berechtigte  insofern 
ganz  vom  guten  Willen  des  Gegners  ab,  als  er  keine  anderen  Zwangsmittel  hat  als 
einen  neuen  Prozess. 

5)  1365. 

6)  Treteiski  sud  bedeutet:  das  Gericht  des  Dritten,  dem  von  den  Parteien  die 
Sache  vorgelegt  wird. 
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selbst  ihre  Richter  und  bestimmen  die  Grundsätze,  nach  denen  ihr 
Streit  entschieden  werden  soll,  insonderheit  das  Verfahren.1) 

Das  Schiedsgericht  ist  zulässig  in  allen  Sachen,  ausgenommen: 
1)  Standesrechte;  2)  Sachen  Bevormundeter;  3)  des  Fiskus,  der  Land- 
schaften und  Gemeinden ; 4)  Sachen  mit  kriminellem  Charakter  (wiederum 
ausgenommen  solche,  wo  Vergleich  zulässig,  und  Schadensklagen  aus 
Delikten  nach  Entscheidung  der  Strafsache);  5)  Sachen,  Immobilien  be- 
treffend und  Personen,  deren  Rechte  auf  den  Erwerb  von  Immobilien 
(aus  politischen  Gründen)  beschränkt  sind.2) 

Das  Schiedsgericht  wird  konstituirt  durch  einen  schriftlichen 
Vertrag,  unterzeichnet  von  den  Parteien  und  Schiedsrichtern  und  be- 
glaubigt von  einem  Notar  oder  Friedensrichter.  Der  Vertrag  muss  die 
Namen  der  Betheiligten,  die  Bezeichnung  des  Streitgegenstands,  die 
Bedingungen  des  Schiedsgerichts,  Kautelen  u.  s.  w.  enthalten.  Ist  keine 
Frist  bestimmt,  so  gilt  die  4 monatliche.3)  Eine  Aenderung  im  Be- 
stände des  Schiedsgerichts  ist  nur  zulässig:  a)  nach  Uebereinkunft; 
b)  im  Fall  während  der  Verhandlung  zwischen  einem  Schiedsrichter 
und  einer  Partei  Schwägerschaft  ersten  oder  zweiten  Grades,  oder  ein 
Prozess  entstanden  ist.4) 

Die  Konstituirung  wird  dem  Gericht,  das  in  der  Sache  zuständig 
ist,  notifizirt  und  hat  die  Wirkung,  dass  der  Kläger  bis  zum  Ablauf 
der  Frist  nicht  klagen  kann, 5)  und  dass  in  der  bereits  anhängigen  Sache 
das  Verfahren  bis  dahin  eingestellt  wird,  doch  bleiben,  die  Kautionen, 
falls  im  Vertrage  nicht  anders  bestimmt  worden,  bestehen.  Die  Par- 
teien übergeben  ohne  weitere  Formalitäten  den  Schiedsrichtern  alle 
nöthigen  Urkunden,  Mittheilungen  und  Erklärungen.  Im  Fall  der  Ver- 
zögerung setzt  das  Schiedsgericht  einen  Präklusivtermin.6)  Das  Schieds- 
gericht ist  befugt,  wie  ein  Gericht  von  Behörden  und  Privaten  die 
nöthigen  Urkunden  und  Auskünfte  zu  verlangen.7) 

Wird  das  Urtheil  innerhalb  der  bestimmten  Frist  nicht  gefällt  und 
erfolgt  keine  Verlängerung  der  Frist  durch  die  Parteien,  so  gilt  das 
Schiedsgericht  als  nicht  zu  Stande  gekommen.  Dasselbe  tritt  ein,  falls 
ein  Schiedsrichter  durch  Tod  oder  sonst  ausscheidet  und  eine  Einigung 
über  eine  Neuwahl  nicht  erzielt  wird.8) 

Das  Urtheil  wird  „nach  Gewissen“  gefällt  und  ist  inappellabel.9) 
Es  wird  den  Parteien  eröffnet;  erscheinen  sie  nicht,  so  gilt  der  letzte 
Tag  der  Frist  als  Tag  der  Eröffnung.  In  7 tägiger  Frist  wird  es  dem 


J)  1371,  1378. 

2)  1368. 

3)  1369,  1372. 

4)  1376,  1377. 

5)  1373. 

6)  1379—1382. 

7)  1383,  452—455. 

8)  1384-1386. 

9)  1387,  1393. 
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örtlichen,  in  der  Sache  kompetenten  Richter  übergeben,  von  dem  der 
Exekutionsbefehl  ausgefertigt  wird.1) 

Ein  Schiedsspruch  kann  nur  im  Fall  der  Nichtigkeit  angegriffen 
werden,  und  zwar  nur  aus  folgenden  Gründen : wenn  der  Schiedsspruch 
nach  Ablauf  der  Frist  gefällt,  wenn  bei  der  Entscheidung  eine  Bedin- 
gung des  Schiedsvertrages  verletzt  worden  ist,  wenn  der  ganze  Schieds- 
vertrag  hinfällig  ist,  weil  eine  der  betheiligten  Personen  ihn  nicht  unter- 
zeichnet hatte.2)  Ueberflüssiger  Weise  ist  noch  hinzugefügt,  dass  der 
Schiedsspruch  nicht  verbindlich  sei:  für  Dritte,  in  Sachen  deren  Ent- 
scheidung den  Schiedsrichtern  gar  nicht  übertragen  war,  in  Sachen  in 
denen  Schiedssprüche  unzulässig  sind.3)  Die  Beschwerde  um  Auf- 
hebung des  Schiedsspruchs4)  wird  in  einmonatlicher  (nebst  Werst-) 
Frist  eingereicht  bei  dem  Gericht,  dem  das  Urtheil  zur  Ausfertigung 
des  Vollstreckungsbefehls  übergeben  worden  ist.5)6)7) 

Ausländische  Schiedssprüche  sind  in  Russland  nicht  voll- 
streckbar. Es  kann  aber  auf  Grund  derselben  im  ordentlichen  (nicht 
im  vereinfachten)  Verfahren  geklagt  werden. 

§ 51. 

Abtheilung  VII.  Verfahren  vor  den  Kommerzgerichten. 

Literatur:  Malyszew,  Kursus  des  Civilprozesses.  III.  St.  Peters- 
burg 1879.  S.  201 — 304  (russisch). 

Praxis  des  St.  Petersburger  Kommerzgerichts.  Acht  Bände  (russ.), 
St.  Petersburg  1872 — 1882,  herausgegeben  (6  Bände)  von  N.  Tulir  und 
(zwei)  von  K.  Martens. 

N.  Tuhr,  Anleitung  zur  Führung  der  Sachen  in  der  Wechsel- Abthei- 
lung des  St.  Petersburger  Kommerzgerichts.  St.  Petersburg  1874  (russ.). 

Nossenko,  Sammlung  der  Entscheidungen  des  Senats  in  Kommerz- 
saclien.  Bd.  I — V für  die  Jahre  1878 — 1882  (russisch). 

Die  Handelsprozessordnung,  kommentirt  aus  den  Senatsentschei- 
dungen von  Nossenko.  Moskau  1894  (russisch). 

Die  Handelsprozessordnung  wurde  am  14.  März  1832 8)  erlassen, 
ist  also  älter  als  die  Civilprozessordnung  und  ein  in  sich  abgeschlossenes 

b 1392,  1394,  1395. 

а)  1396. 

3)  1397. 

4)  1396. 

5)  1398,  1399. 

б)  Der  Senat  hat  Schiedsverträge  kassirt,  wo  die  Parteien  den  in  gleicher  Zahl 
gewählten  Schiedsrichtern  übertragen  hatten,  den  Dritten  zu  wählen,  denn  im  Gesetz 
stehe,  die  Parteien  müssen  die  Schiedsrichter  in  ungrader  Zahl  wählen  (Kass.Entsch. 
1874,  326). 

7)  Hinzugefügt  ist  die  fiskalische  Bestimmung  (1394,  1):  Der  Richter  müsse  vigi- 
liren,  dass  nicht  zur  Umgehung  der  Steuer  ein  Eigenthumsübergang  an  Im- 
mobilien ausgesprochen  werde,  eine  überflüssige  Bestimmung,  da  der  Uebergang 
des  Eigenthums  in  den  Registern  eingetragen  werden  muss,  wobei  die  Steuer  er- 
hoben wird. 

8)  Vollst.  Ges  Samml.  No.  5360. 
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Gesetz,  aus  dem  einige  Bestimmungen  (über  Kaufmannsbücher,  Edition 
von  Urkunden  u.  a.)  in  die  Civilprozessordnung  übergegangen  sind. l) 
In  neuerer  Zeit  sind  Bestimmungen  der  Civilprozessordnung  an  die  Stelle 
abweichender  Bestimmungen  der  Handelsprozessordnung  getreten,  so  die 
Bestimmungen  über:  das  Verfahren  bei  Bestreitung  der  Echtheit  von 
Urkunden,2)  das  Vergleichs-  und  schiedsrichterliche  Verfahren,3)  die 
Intervention4)  und  die  Exekution. 

Die  Normen  der  Handelsprozessordnung  stimmen  mit  den  Bestim- 
mungen der  Civilprozessordnung  meist  überein,  nur  sind  sie  einfacher 
und  kürzer  formulirt  und  vermeiden  die  Kasuistik.  So  finden  sich  in 
der  Handelsprozessordnung  dieselben  Grundsätze  wie  in  der  Civilprozess- 
ordnung über  den  Gerichtsstand  des  Wohnorts  und  Aufenthaltsorts,5) 
über  die  Stellung  der  Parteien,6)  die  Klage  und  die  Vertheidigung,7) 
den  Beweis  und  die  Beweismittel,  die  Beweislast,  Beweiswürdigung, 8) 
das  Fragerecht  der  Richter,9)  Urtheile  und  Sonderbescheide,  Sonder- 
beschwerde und  Appellation.10) 

Im  Folgenden  werden  daher  nur  diejenigen  Bestimmungen  der 
Handelsprozessordnung  dargelegt,  die  von  den  Grundsätzen  der  Civil- 
prozessordnung abweichen.11) 

Vertreter  der  Parteien  können  sein:  1)  vereidigte  Anwälte  (Prissä- 
shnyje  sträpczije).  Sie  erhalten  ihre  Konzession  vom  Kommerzgericht, 
stehen  unter  dessen  Disziplin  und  können  ohne  weiteres  Verfahren  durch 
einfache  motivirte  Protokollverfügung  aus  der  Liste  gestrichen  werden. 
Ausserdem  können  als  Vertreter  vor  Gericht  erscheinen:  2)  Kaufleute, 
3)  Buchhalter,  Kassirer  und  überhaupt  Kommis  der  Parteien,  P)  Beamte 
als  Vertreter  von  juristischen  Personen.12) 

Das  Verfahren  ist  entweder  mündlich  oder  schriftlich.  Das  münd- 
liche ist  die  Regel,  jedoch  kann  auf  Antrag  des  Klägers  oder  nach 
Ermessen  des  Gerichts  schriftliches  Verfahren  stattfinden,  auf  Antrag 
des  Beklagten  nur,  wenn  er  beachtenswerthe  Gründe  dafür  vorbringt. 13) 
Das  mündliche  Verfahren  ist  ein  Verfahren  zu  Protokoll,  wobei  die  Par- 
teien ihr  mündliches  Vorbringen  kurz  formulirt  überreichen  können.14)15) 

*)  Siehe  oben  § 34  S.  639. 

2)  H.P.O.  252. 

3)  ib.  208. 

4)  Urtheil  des  St.  Petersb.  Komm.-G.  vom  8.  März  1876.  Siche  Praxis  Bd.  VI, 
No.  121. 

5)  H.P.O.  50. 

6)  ib.  47. 

7)  ib.  315—324. 

8)  ib.  226. 

9)  ib.  204,  205,  325,  329. 

10)  Siehe  unten  S.  678  f. 

n)  Die  Organisation  der  Komm.-Ger.  siehe  oben  § 4 II.  2 a.  S.  579.  Die  Zuständig- 
keit § 7 S.  589. 

12)  H.P.O.  34-39. 

13)  ib.  83,  84. 

14)  ib.  85—87. 

15)  Die  Praxis  fasst  diese  Bestimmung  so  auf,  dass  auch  im  mündlichen  Verfahren 
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Sowohl  im  mündlichen  wie  im  schriftlichen  Verfahren  werden  die  Pro- 
kolle  und  Akten  so  geführt,  dass  sie  den  gesammten  Inhalt  des  Vor- 
bringens der  Parteien,  sowie  Alles,  worauf  das  Urtheil  zu  basiren  ist, 
enthalten.1) 

Es  werden  in  der  Woche  besondere  Sitzungstage  für  das  mündliche 
und  besondere  für  das  schriftliche  Verfahren  anberaumt.  Ausserdem 
können  für  Sachen,  wo  Gefahr  im  Verzüge  ist,  vom  Präsidenten  ausser- 
ordentliche Sitzungen,  sogar  auf  Feiertage  berufen  werden.2)  Die 
Kanzlei  muss  alle  Tage  zugänglich  sein,  um  in  solchen  Sachen  Klagen 
entgegennehmen  zu  können.3)  Nicht  nur  Urtheile,  sondern  auch  alle  Ver- 
fügungen können  nur  vom  Kollegium  getroffen  werden,  der  Präsident 
allein  darf  solche  nicht  erlassen;  zur  Beschlussfassung  ist  die  Anwesen- 
heit von  wenigstens  drei  Mitgliedern  ausser  dem  Vorsitzenden  erforder- 
lich.4) Die  Beschlüsse  können  einstimmig  oder  von  einer  Majorität 
gefasst  werden.5)  Sind  die  Meinungen  getheilt  und  keine  Majorität 
zu  erzielen,  so  wird  die  Diskussion  fortgesetzt  oder  die  Sache  auf  eine 
andere  Sitzung  verschoben,  zu  der  weitere  Mitglieder  aus  der  Zahl  der 
Stellvertreter6)  hinzugezogen  werden.7) 

Die  mündliche  oder  schriftliche  Klage  wird  beim  Sekretär  ange- 
bracht, die  erstere  sofort  zu  Protokoll  genommen.  Die  Klage  wird 
sodann  in  der  nächsten  Sitzung  dem  Gericht  vorgelegt,  das  entweder 
die  Abweisung  mangels  Zuständigkeit  oder  Ladung  des  Beklagten  mit 
möglichst  kurz  bemessener  Frist  verfügt.8)  Ist  Gefahr  im  Verzüge,  so 
wird  die  Ladung  in  Form  eines  Befehls  zu  erscheinen,  ausgefertigt. 9) 
Die  Ladung  erfolgt  durch  Zustellung,  wobei  ausser  dem  gewöhnlichen 
Inhalt10)  stets  auch  die  Stunde  des  Erscheinens  anzugeben  ist.11)  Die 
Ladung  muss  am  selben  Tage  vom  Gerichtsvollzieher  ausgefertigt  und 
durch  einen  vereidigten  Boten  zugestellt  werden.12) 

Kläger  und  Beklagter  sind  verpflichtet  zum  Termin  zu  erscheinen 
oder  ihr  Nichterscheinen  zu  rechtfertigen.  Für  Terminsversäumniss 
ohne  stichhaltigen  Grund  wird  eine  Geldstrafe  von  15 — 150  Rbl.  er- 
hoben.13) Es  kann  eine  zweite  und  dritte  Ladung,  aber  je  nach  der  Sach- 

ein Schriftenwechsel,  je  nach  der  Sachlage,  entweder  vor  oder  nach  der  Beweisauf- 
nahme statthaft  ist. 

J)  H.P.O.  91,  92,  112,  120—125. 

2)  ib.  56-58,  64,  65. 

3)  ib.  66,  67. 

4)  ib.  75,  357. 

6)  ib.  363,  364. 

6)  Siehe  oben  § 4 S.  582. 

7)  H.P.O.  365,  366.  Trotzdem  wird  im  Art.  362  von  einem  Ueberge wicht  der 
Stimme  des  Präsidenten  im  Fall  völliger  Stimmengleichheit  gesprochen. 

8)  H.P.O.  93-99. 

9)  ib.  103. 

10)  Siehe  oben  § 19  S.  616  u.  § 25  S.  628. 

11)  H.P.O.  100.  101. 

12)  ib.  102,  166—175. 

13)  ib.  176-179,  181,  185,  186. 
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läge,  namentlich  falls  ein  Aufschub  den  Kläger  benachteiligen  könnte, 
auch  sofortige  Entscheidung  auf  Grund  der  vom  Kläger  vorgebrachten 
Beweise  erfolgen.1) 

Erscheint  der  Kläger  ohne  stichhaltigen  Grund  nicht,  so  wird  der 
Beklagte  von  der  Instanz  absolvirt,  es  sei  denn,  dass  der  Kläger  stich- 
haltige Gründe  des  Nichterscheinens  vorbringe.2) 

Sind  die  Parteien  erschienen,  so  haben  sie  ihr  Domizil  in  der  Stadt 
anzugeben  und  dürfen  die  Stadt  nicht  ohne  Erlaubniss  des  Ge- 
richts verlassen.  Der  Kläger  erhält  diese  Erlaubniss,  falls  er  sich 
durch  einen  vereidigten  Anwalt  vertreten  lässt,  der  Beklagte  nur,  wenn 
er  für  die  Forderung  Kaution  stellt.  Abgesehen  davon,  ist  der  Kläger 
berechtigt,  Kaution  dafür  zu  verlangen,  dass  der  Beklagte  die  Stadt 
nicht  verlassen  werde,  eventuell  zu  verlangen,  dass  ihm  das  Verlassen 
durch  die  Polizei  verboten  werde.3) 

Die  Handelsprozessordnung  kennt  nur  zwei  Einreden,  die  vor 
der  Einlassung  vorzubringen  sind:  mangelnder  Zuständigkeit  und 
der  Ablehnung  eines  Richters.4)  Alle  übrigen  Einwendungen  sind  zu- 
gleich mit  der  Einlassung  vorzubringen. 

Bei  der  Protokollirung  der  Verhandlungen  haben  die  Richter  dar- 
über zu  wachen,  dass  die  Aeusserungen  und  Erklärungen  von  Analpha- 
beten und  in  Gerichtssachen  Unkundigen  so  protokollirt  werden,  wie  sie 
gemeint  sind,  damit  nicht  aus  Unkenntniss  Dinge  hineinkommen,  deren 
Tragweite  sie  gar  nicht  ermessen  können.5) 

Wie  erwähnt,  sind  die  Bestimmungen  über  den  Beweis  und  die 
Beweismittel  ihrem  Wesen  nach  dieselben  wie  in  der  Civilprozess- 
ordnung.6)  Es  bestehen  nur  wenige  Abweichungen:  Als  Geständniss 
wird  auch  das  vor  einem  anderen  Gericht  in  einer  anderen  Sache  ab- 
gelegte betrachtet.7)  Dagegen  ist  ausdrücklich  erklärt,  dass  das  Ge- 
ständniss eines  Streitgenossen  keine  Beweiskraft  gegen  die  übrigen 
habe.8)  Bei  verweigerter  Edition  von  Urkunden  wird  der  wahrschein- 
lich gemachte  Inhalt  derselben  nicht  einfach  präsumirt,  wie  in  der 
Civilprozessordnung,  sondern  muss  vom  Gegner  eidlich  erhärtet  werden.9) 

Beim  Zeugenverhör  werden  die  den  Zeugen  vorzulegenden  Fragen 
vom  Gericht  formulirt  und  das  Verhör  von  einem  Gerichtsmitgliede 
in  Gegenwart  der  Parteien  vorgenommen.10) 

b H.P.O.  180,  181,  182. 

2)  ib.  185. 

3)  ib.  187,  189. 

4)  ib.  191,  193-202. 

5)  ib.  206. 

6)  H.P.O.  Allg.  Best.  225  — 228.  Geständniss  229  — 233.  Urkunden  234 — 255. 
Handelsbücher  257 — 267.  Bücher  und  Schlusszettel  der  Börsenmakler  268-271.  Bücher 
der  Kleinhändler  272 — 276.  Rechnungen  und  Quittungen  277 — 282.  Zeugen  283 — 299. 
Augenschein  331 — 335.  Sachverständige  336 — 351. 

7)  ib.  233. 

8)  ib.  232. 

9)  ib.  251. 

10)  ib.  286. 
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Wesentlich  abweichend  sind  die  Bestimmungen  über  den  Eid.  Die 
Handelsprozessordnung  kennt  ausser  dem  nach  freiwilliger  Ueberein- 
kunft  der  Parteien  zu  leistenden  Scliiedseide !)  noch  einen  vom  Richter 
aufzuerlegenden  Eid,  falls  der  vorgebrachte  Beweis  nicht  über- 
zeugend ist.  Er  erscheint  1)  als  Ergänzungseid  dem  Kläger,  2)  als 
Reinigungseid  dem  Beklagten  auf  erlegt.  Wird  der  Eid  geleistet,  so 
ist  dadurch  die  Sache  gewonnen,  wird  er  nicht  geleistet,  so  wird  der, 
dem  er  auferlegt  war,  sachfällig.* 2)  Ausserdem  kann  3)  ein  Schätzungs- 
eid auferlegt  werden,  wenn  die  Sache  im  Prinzip  entschieden  ist  und 
andere  Beweismittel  fehlen,  um  die  Quantität  des  Zuerkannten  oder  die 
Summe  des  zu  ersetzenden  Schadens  festzustellen,  wobei  das  Gericht 
vorher  das  Maximum  und  Minimum  festzustellen  hat.3)  Der  Eid  kann 
nur  persönlich  geleistet  werden.4)  Erben  können  jedoch  zur  eidlichen 
Bekräftigung  zugelassen  werden,  dass  sie  keine  Kenntniss  davon  hatten, 
dass  der  Erblasser  eine  bestimmte  Handlung  vorgenommen  habe,  sowie 
zur  eidlichen  Bestätigung  der  Richtigkeit  seiner  Bücher.5) 

Die  Bestimmungen  über  die  Verhandlung  und  den  Schriftwechsel 
(zwei  Eingaben  von  jeder  Seite  in  Fristen  von  höchstens  sieben  Tagen) 
haben  die  möglichst  rasche  Erledigung  der  Sache  zum  Zweck.  Auch 
im  schriftlichen6)  Verfahren  hat  das  Gericht  das  Recht,  die  Parteien 
selbst  vorzubescheiden  und  ihre  persönlichen  Erklärungen  zu  Protokoll 
zu  nehmen.7) 

Bei  der  Entscheidung  der  Sache  stützt  das  Gericht  sich  auf  die 
Gesetze,  die  Handelsusancen  und  die  Gerichtspraxis.8) 

Die  Entscheidungen  sind  ebenso  wie  in  der  Civilprozessordnung, 
entweder  Sonderbescheide  oder  Urtheile.9)  An  die  ersteren  ist  das 
Gericht  nicht  gebunden  und  kann  sie  abändern,  wenn  die  Sachlage 
sich  geändert  hat.10) 

Rechtsmittel  zur  Anfechtung  der  Entscheidung  sind:  die  Sonder- 
beschwerde und  die  Appellation.  Den  Einspruch  gegen  Versäumniss- 
urtheile  kennt  die  Handelsprozessordnung  nicht,  Versäumnissurtheile 
können  auch  nur  durch  Appellation  angegriffen  werden. 

Die  Sonderbeschwerde  ist  in  der  Regel  mit  der  Appellation  zu 
verbinden,11)  getrennt  von  der  Appellation  ist  sie  nur  zulässig:  1)  wegen 
Justizverweigerung,  2)  wegen  Abweisung  der  obenerwähnten  Einreden, 


b H.P.O.  300-301. 

2)  ib.  302—305,  251. 

3)  ib.  306. 

4)  ib.  307,  311—314. 

5)  ib.  309,  310. 

6)  ib.  315-328. 

7)  ib.  329. 

8)  ib.  352. 

a)  ib.  353. 

10)  ib.  368. 

11)  ib.  387. 
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3)  wegen  Zulassung  eines  unzulässigen  Beweismittels. x)  In  diesen 
Fällen  hat  die  Einlegung  der  Sonderbeschwerde  Suspensivkraft.  Sie 
muss  im  Laufe  von  acht  Tagen  eingereicht  werden  und  wird  mit  einem 
Bericht  des  Gerichts  dem  vierten  Departement  des  Senats  zur  Ent- 
scheidung vorgelegt.*  2) 

Die  Appellation  ist  nur  zulässig  in  Sachen  von  höherem  Werth. 
Inappellabel  sind  die  Urtheile  der  Kommerzgerichte  in  den  Residenzen 
in  Sachen  im  Werthe  bis  3000  Rbl.,  in  den  übrigen  Städten  bis  1500  Rbl. 
Die  Urtheile  in  diesen  Sachen  werden  sofort  rechtskräftig  und  voll- 
streckbar. Die  übrigen  Urtheile  können  durch  Appellation  in  zwei- 
monatlicher und  in  Fracht-,  Wechsel-  und  Konkurssachen  in  einmonat- 
licher Frist  angefochten  werden.3)  Jedoch  muss,  um  die  Vollstreckung 
aufzuhalten,  die  Appellation  in  8 tägiger  und  in  Fracht-,  Wechsel-  und 
Konkurssachen  in  3 tägiger  Frist  angemeldet  werden.4)  Auf  Antrag 
des  Klägers  kann  das  Gericht  indess  die  Vollstreckung  verfügen, 
wenn  Kläger  durch  Pfand  oder  Bürgschaft  Kaution  leistet.5) 

Die  Appellation  wird  beim  Kommerzgericht  eingereicht  und  bei 
schriftlichem  Verfahren  mit  den  Originalakten,  bei  mündlichem  mit  Pro- 
tokollauszügen dem  vierten  Departement  des  Senats  zur  Entscheidung 
in  zweiter  Instanz  übersandt.6)  Gegen  die  Entscheidung  des  vierten 
Departements  ist  ein  Gesuch  an  Seine  Kaiserliche  Majestät  zulässig,  in 
Folge  dessen  die  Sache  an  die  allgemeine  Versammlung  des  Senats 
zur  endgültigen  Entscheidung  gebracht  werden  kann.7), 

Stempelgebühren  werden  nach  allgemeinen  Grundsätzen  ent- 
richtet, Klagegebühren  nur  beim  schriftlichen  Verfahren.  Bei  der 
Appellation  wird  ein  Sukkumbenzgeld  von  60  Rbl.  eingezahlt,  das  even- 
tuell zurückgezahlt  wird.  Ausserdem  wird  für  jede  unbegründete  Klage 
und  eben  solchen  Streit  5 Kop.  vom  Rubel  zu  Gunsten  des  Fiskus, 
sowie  für  Beitreibung  von  Wechseln  4 Kop.  vom  Rubel  erhoben;  und 
für  unbegründete  Appellation  10  Kop.  vom  Rubel  als  Strafgeld  zu 
Gunsten  der  Richter  erhoben.8)  Dieses  Geld  wird  bei  Einlegung  der 
Appellation  eingezahlt  und  eventuell  zurückgegeben.  Arme  geben  die 
schriftliche  Erklärung  ab,  dass  sie  nicht  im  Stande  sind,  zu  zahlen. 

Die  Vollstreckung  der  Urtheile  findet  nach  den  Regeln  der  Civil- 
prozessordnung  statt. 9) 

Die  Wechselsachen,  soweit  es  sich  um  unstreitige  Wechsel- 

b H.P.O.  388,  389. 

2)  ib.  390—392. 

3)  ib.  391,  395. 

4)  ib.  53,  393,  396. 

5)  ib.  397—402. 

6)  ib.  403,  404.  Das  Verfahren  im  Senat  ist  geregelt  durch  die  Bestimmungen 
des  revidirten  alten  Prozesses:  Gesetze  über  den  Civilprozess  (R. G.B.  XVI.  Th.  2) 
Ausg.  1892  Art.  314,  331,  339—349. 

7)  ib.  350—353. 

8)  ib.  406 — 409.  Nossenko,  Kommentar. 

9)  ib.  385. 
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forderungen  handelt,  werden  auf  Antrag  des  Klägers  nach  dem  verein- 
fachten Verfahren  behandelt. !)  Sonst  werden  unstreitige  Wechselsachen 
nach  der  Handelsprozessordnung  verhandelt. 

In  Petersburg  besteht  eine  besondere  Abtheilung  für  Verhandlung 

von  Wechselsachen.* 2) 

In  Archangel  gehören  alle  Wechselsachen,  auch  die  unter  500  Rbl. 
an  Werth,  zur  Kompetenz  des  Kommerzgerichts. 

KAPITEL  IV. 

Exekution. 

C.P.O.  891—1222,  156—161.  Regeln  103—110. 

§ 52. 

I.  Voraussetzungen. 

C.P.O.  891—895. 

Die  Exekution  eines  Urtheils  ist  nur  zulässig  auf  Grund  eines  Voll- 
streckungsbefehls (ispolnitelny  list,  wörtlich:  Vollstreckungsbogen),  welcher 
auf  Grund  eines  Urtheils  erlassen  wird.  Auch  im  vereinfachten  Ver- 
fahren und  im  Urkundenprozess  basirt  der  Vollstreckungsbefehl  auf  der 
richterlichen  Verfügung,  nicht  auf  der  Urkunde.  Im  ordentlichen 
und  verkürzten  Verfahren  wird  der  Vollstreckungsbefehl  auf  beson- 
deres Gesuch,  entweder,  nachdem  das  Urtheil  die  Rechtskraft  durch 
Ablauf  der  Appellations-  und  in  gewissen  Fällen  auch  der  Kassations- 
frist beschritten  hat,  oder  falls  das  Gericht  die  vorläufige  Voll- 
streckbarkeit verfügt  hat,  sofort  nach  der  Fällung  ausgereicht.3) 

Im  vereinfachten  Verfahren  und  im  Urkundenprozess  wird  der 
Vollstreckungsbefehl,  wenn  der  Kläger  darum  in  der  Klage  nachgesucht 
hat,  sofort  nach  Verkündung  der  Resolution  ausgereicht  oder  dem 
Kläger  zugeschickt.4) 

Die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  des  ganzen  oder  eines  Theils 
des  Urtheils  kann  ausgesprochen  werden: 

1.  wenn  das  Urtheil  auf  einer  öffentlichen  Urkunde  beruht  oder 
auf  einer  Privaturkunde,  die  vom  Beklagten  anerkannt  worden  ist; 

2.  wenn  das  Urtheil  lautet  a)  auf  Räumung  oder  Uebergabe  einer 
gemietheten  oder  gepachteten  Sache  wegen  Ablauf  der  Frist,  oder  Rück- 
gabe einer  widerrechtlich  besessenen  Sache;  b)  auf  Entlassung  eines 
Dienstboten ; 

3.  wo  die  Verzögerung  der  Ausführung  des  Urtheils  eine  bedeutende 
Einbusse  für  den  Kläger  oder  die  Unmöglichkeit  der  Ausführung  des 
Urtheils  nach  sich  ziehen  könnte;5) 


b H.P.O.  82  Anm. 

2)  ib.  44  Anm. 

3)  924,  925,  926. 

4)  Siehe  oben  S.  668,  670. 

5)  736,  737,  739. 
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^„trh,?la?dcre"  Gründen  a)  bei  Versäumnissurtheilen,  b)  bei 
4n  icien  i ^heilen,  insoweit  dadurch  ein  Versäumnissurtheil,  bei 
dem  vorläufige  Ausführung  gestattet  war,  bestätigt  worden  ist  B 

Das  Gericht  entscheidet,  ob  die  vorläufige  Vollstreckung  gegen 

ff  °hne  "0lf,e  zulässig  sei;  nur  in  dem  unter  3 angegebenen 
falle  ist  stets  eine  Sicherstellung  erforderlich,  die  auch  durch  Hinter- 
legung der  beigetriebenen  Summen  oder  einen  Aufschub  der  Ver- 
steigerung erreicht  werden  kann.2) 

de«  i?rräUflgC  V0,1!S-reC^Ung  i8t  unzulässig.  Kalls  durch  Ausführung 
des  Urtheils  eine  nicht  in  Geld  abschätzbare  Benachteiligung  des  Be- 
klagten erfolgen  würde.8)  s 

, ,.  -?er  Vollstreckungsbefehl  wird  in  vorgeschriebener  Form  ausge- 
fertigt und  vom  Präsidenten  unterschrieben.  Er  wird  gewöhnlich  in 
einem  Exemplar  ausgefertigt,  kann  aber,  wo  es  sich  um  mehrere  Gläu- 
° .i  °r  mel“'erc  Objekte  handelt,  auch  in  mehreren  ausgefertigt 
wer  en.  ) m Falle  des  Verlustes  kann  ein  neuer  ausgefertigt  werden 
aber  nur  auf  Verfügung  des  Gerichts  und  nach  Anhörung  des  Schuld- 
ners,  ialls  er  zum  angesetzten  Termin  erscheint.5) 

Die  Vollstreckung  eines  Sonderbescheides«)  (z.  B.  über  Sicher- 
heitsbestellung  [Kaution])  geschieht  auf  einen  schriftlichen  Befehl  fprikas) 
des  Präsidenten,  der  in  derselben  Weise  ausgeführt  wird.7) 

II.  Organe. 

r ,ir)ie,Urt!'>ftÜe  der  Friedensrichter,  der  Landhauptleute  und  der  Kreis- 
glieder  der  Bezirksgerichte  werden  durch  Gerichtsvollzieher  ausgeführt 
enn  solche  bei  diesen  Gerichten  angestellt  sind,  sonst  durch  die  Po- 
lzei  und  Gememdealteste.  Für  Ausführung  von  Urtheilen  der  Friedens- 
nchterversammlungen,  der  Kreissessionen  und  Bezirksgerichte  bestehen 
besondere  Gerichtsvollzieher; 8)  für  jeden  einzelnen  Fall  wird  der  Ge- 

I°mi ?räSi  w1«"  d6sjenigen  Gerichts  ernannt,  in  dessen 
öS  p d l,V°  l e.CikUng  stattfillden  soll. 9)  Der  Gerichtsvollzieher  hat 
herirhJ  dh  n Ub6r  u 6ginn  UDd  BeendiSung  der  Vollstreckung  zu 
S v ; nbenS0  Wf  Uber  gewährte  Fristen.  ><>)  Alle  Beschwerden  über 
sem  Verfahren  werden  an  das  Gericht  gerichtet,  in  dessen  Bezirk  die 
o lstreckung  stattfindet. 1!)  Beschwerden  über  falsche  Auslegung  des 

’)  737,  l,  2. 
a)  738. 

3)  740. 

4)  927—931. 

5)  932. 

. A®*?  soI»her  vertritt  den  Arrest  befehl  und  die  einstweiligen  Verfügungen 

der  deutschen  Civilprozessordnung,  vgl.  oben  S.  610  ° ^ 

7)  599. 

8)  Siehe  oben  S.  585. 

9)  937,  938. 

10)  940.  Vgl.  S.  685  Note  3. 
n)  962. 
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Urteils  gehen  an  das  Gericht,  welches  das  Urtheil  fällte,  das  sie  wie 
Sonderbeschwerden  zu  erledigen  hat.1) 

§ 53. 

III.  Arten  und  Mittel  der  Vollstreckung. 

C.P.O.  963—1222. 

1.  Uebergabe  der  zugesprochenen  Sache  in  natura. 

Wird  die  Sache  nicht  freiwillig  übergeben,  so  wird  sie  dem  Ver- 
urteilten zwangsweise  abgenominen.  Ist  sie  nicht  mehr  vorhanden,  so 
wird  der  Werth  der  Sache  beigetrieben.2) 

2.  Ausführung  bestimmter  Handlungen. 

Führt  der  Schuldner  die  Handlungen,  zu  denen  er  verurteilt  worden 
ist,  nicht  in  der  vom  Gericht  im  Urtheil  bestimmten  Zeit  aus,  so  kann 
der  Gläubiger  beim  Gericht  um  die  Genehmigung  nachsuchen,  die  be- 
treffenden Handlungen  (Arbeiten)  für  Rechnung  des  Schuldners  aus- 
führen und  den  Betrag  von  ihm  beitreiben  zu  dürfen.3) 

3.  Beitreibung  durch  Verkauf  beweglicher  Sachen. 

C.P.O.  963—1083. 

Die  dem  Schuldner  gehörigen  Mobilien  werden  mit  Beschlag  belegt 
und  über  die  in  seinem  Gewahrsam  befindlichen  wird  ein  Inventar  auf- 
genommen; die  Sachen  werden  besiegelt;  mit  der  Inventur  ist  gewöhn- 
lich eine  Taxation  verbunden;  sie  werden  dann  einer  zuverlässigen 
Person  als  Depositum  übergeben.4) 

Von  der  Beschlagnahme  sind  ausgenommen:  Die  (je  nach  der 
Jahreszeit)  nötige  Kleidung,  Wäsche  und  das  Geschirr  für  den  täglichen 
Gebrauch  für  den  Schuldner  und  seine  Familie,  Betten,  sowie  Lebens- 
mittel und  Holz  für  einen  Monat , Heiligenbilder  ohne  wertvollen 
Schmuck,  Familien-  und  andere  Papiere  mit  Ausnahme  von  Wert- 
papieren; bei  Beamten  die  Dienstkleidung;  das  Zubehör  von  Immo- 
bilien ; Pferde,  Equipagen  und  Geschirre  einer  Poststation,  die  zum  ver- 
tragsgemässen  Betriebe  der  Posthalterei  notwendig  sind.5) 

Nur  wenn  keine  anderen  Mobilien  vorhanden  sind,  können  folgende 
mit  Beschlag  belegt  werden:  Ackergeräte  und  Maschinen  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebes,  Arbeits-  und  Hausvieh,  Saaten  und  das 
zum  Unterhalt  der  Arbeiter  und  des  Viehs  bis  zur  neuen  Ernte  nötige 
Getreide,  Bücher,  Instrumente  und  Werkzeuge  für  die  Arbeit  des 
Schuldners.6) 

Literarische  Erzeugnisse,  Originale  und  Uebersetzungen,  im  Manu- 
skript oder  Druck,  die  der  Autor  nicht  dem  Verkehr  übergeben  hatte 


b 964—967. 

2)  1209—1213. 

3)  934. 

4)  963-1020. 

5)  978. 

6)  974. 
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und  nicht  übergeben  will,  können  nicht  mit  Beschlag  belegt  werden.1) 

Der  Verkauf  findet,  je  nach  dem  Werth,  nach  kürzerer  oder 
längerer  Frist  durch  Versteigerung  unter  dem  Hammer  statt.  Die 
Prozessordnung  enthält  hierüber  eine  Menge  kasuistischer  Bestimmun- 
gen.2 3)8) 

Werthpapiere  werden  zum  St.  Petersburger  Tageskurse  über- 
nommen oder  an  der  Petersburger  Börse  verkauft.4)  Werthpapiere 
und  Sachen,  die  sich  bei  dritten  Personen,  bei  Kreditanstalten,  Ge- 
richten und  anderen  Behörden  befinden,  werden  in  der  Weise  mit  Be- 
schlag belegt,  dass  den  betreffenden  Personen  und  Anstalten  der  Be- 
schlag mitgetheilt  wird,  wodurch  sie  verpflichtet  werden,  diese  Sachen 
nicht  dem  bisherigen  Eigenthümer,  sondern  dem  Gerichtsvollzieher  aus- 
zuliefern.5) 

Um  zu  verhindern,  dass  diese  Sachen  vor  Beginn  der  Bei- 
treibung bei  Seite  geschafft  werden,  kann  der  Gläubiger  sofort  nach 
Empfang  des  Vollstreckungsbefehls  von  sich  aus  die  Gerichts-  oder 
Administrationsbehörden  ersuchen,  auf  Grund  des  Vollstreckungsbefehls 
seine  Forderung  aus  den  Kapitalien  und  den  Zinsen  zu  befriedigen.6) 

4.  Beitreibung  durch  Abzüge  vom  Gehalt,  der  Pension  u.  dergl. 

C.P.O.  1084—1093. 

Mit  Beschlag  kann  belegt  werden,  durch  den  unmittelbaren  Vor- 
gesetzten des  Beamten,  das  Gehalt  und  alle  Ergänzungszahlungen,  unter 
welchem  Titel  er  sie  auch  erhalte:  Quartiergeld,  Tischgeld,  Arrende, 
Pension,  einmalige  Geldbelohnung.7)  Keiner  Beschlagnahme  unter- 
liegen: Pensionen  für  Wunden,  Beerdigungsgelder  und  Unterstützungen 
in  Nothfällen,  Gelder  zu  Dienstreisen.8)  Der  Abzug,  der  vom  Gehalt 
eines  Beamten  gemacht  werden  kann,  geht  vom  vierten  Theil  bis  zur 
Hälfte,  je  nachdem  das  Gehalt  unter  500  oder  über  1000  Rbl.  beträgt 
und  der  Beamte  verheirathet  ist,  Kinder  hat  oder  allein  steht.9) 

5.  Beitreibung  aus  Immobilien. 

C.P.O.  1094—1191. 

Vom  Gericht  wird  auf  das  Grundstück  ein  Veräusserungs-  und  De- 
teriorirungsverbot  gelegt  durch  Publikation  in  der  Senatszeitung.  Für 


!)  1041. 

2)  1021—1070. 

3)  Die  C.P.O.  findet  es  für  nöthig,  zu  erklären,  dass  derjenige,  der  Erzeug- 
nisse der  Kunst  oder  Literatur  durch  Versteigerung  erwirbt,  deswegen  noch 
nicht  das  literarische  oder  künstlerische  Eigenthum  an  diesen  Erzeugnissen  erworben 
habe  (1040). 

4)  1071—1077. 

5)  Nöthigenfalls  werden  die  Werthpapiere,  die  keine  Inhaberpapiere  sind,  vom 
Gericht  mit  dem  Vermerk  der  Zession  versehen  (1078 — 1083). 

6)  1080. 

7)  1085. 

8)  1087. 

9)  1086. 
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den  Schuldner  (Eigentümer)  tritt  das  Verbot  in  Kraft  mit  dem  Tage  der 
Zustellung  der  Aufforderung  zu  zahlen.  Bis  zum  Tage  der  öffentlichen 
Versteigerung  kann  er  jedoch  das  Grundstück  zum  Zweck  der  Befriedi- 
gung des  Gläubigers  aus  freier  Hand  verkaufen.1) 

Die  Inventur  und  Taxation  findet  erst  nach  Ablauf  einer  zwei- 
monatlichen Frist  statt.  Die  öffentliche  Versteigerung  findet,  je  nach  dem 
Werth,  nach  Ablauf  kürzerer  oder  längerer  Fristen,  in  festen  für  jedes 
Gouvernement  alle  drei  Jahre  zu  bestimmenden  Terminen  statt.2)  Das 
Grundstück  bleibt  im  Besitz  des  Schuldners,  der  jedoch  zur  Rechnungs- 
legung über  die  Verwaltung  verpflichtet  ist.  Wenn  jedoch  auf  Grund 
einer  Pfandverschreibung  geklagt  wird,  so  hat  der  Pfandgläubiger  das 
Recht,  sofort  in  den  Besitz  gewiesen  zu  werden  und  bezieht  die  Einnahmen 
des  Guts  an  Stelle  der  Zinsen  für  seine  Pfandforderung.3) 

Für  die  baltischen  Provinzen,  wo  eine  Hypothekenordnung  be- 
steht, enthält  das  Gesetz  ein  besonderes  Verfahren.4) 

6.  Verbot,  den  Wohnort  zu  verlassen. 

C.P.O.  1222,  1-10. 

An  Stelle  der  vorläufigen  Haft,  der  ein  Schuldner  unter  bestimmten 
Umständen  unterworfen  werden  konnte,  ist  durch  Gesetz  vom  9.  März 
1879  bestimmt  worden,  dass  dem  Schuldner,  der  sich  weigert,  Mittel 
zur  Befriedigung  seiner  Gläubiger  anzugeben,  oder  dessen  Vermögen 
zur  Deckung  der  Schulden  unzureichend  ist,  das  Verlassen  seines  Wohn- 
orts untersagt  werden  kann.5)  Zugleich  hat  der  Gläubiger  mit  oder 
ohne  ein  solches  Verbot  das  Recht,  den  Schuldner  vor  Gericht  laden 
zu  lassen,  wo  ihm  die  Frage  vorgelegt  wird,  ob  er  Mittel  zur  Befrie- 
digung seines  Gläubigers  ausfindig  gemacht  habe;  hierüber  wird  ein 
Protokoll  aufgenommen.  Solche  Ladung  kann  wiederholt  werden,  bis 
die  Schulden  getilgt  sind.6)  Der  am  Gerichtsort  wohnende  Schuldner 
muss  persönlich  erscheinen,  die  übrigen  müssen  zum  Termin  ein  Pro- 
tokoll des  nächsten  Friedensrichters  einsenden,  dass  sie  bei  ihm  er- 
schienen seien  und  die  bezeichneten  Erklärungen  abgegeben  haben.  Im 
Falle  der  Versäumniss  wird  der  Schuldner  zwangsweise  vor  das  Be- 
zirksgericht oder  den  Friedensrichter  sistirt. 7)  Das  Verbot,  die 
Stadt  zu  verlassen,  wird  hinfällig:  1)  falls  der  Gläubiger  den 

Schuldner  innerhalb  zweier  Monate  nicht  laden  lässt;  2)  nach  der  Ab- 
fassung des  Protokolls  über  die  Erklärung  des  Schuldners;  3)  falls  der 
Schuldner  seine  Schulden  bezahlt.8) 


b 1095-1098. 

2)  1101—1191. 

3)  1128—1131. 

4)  1845—1892. 

5)  1222,  1,  2. 

6)  1222,  4—6. 

7)  1222,  7—10. 

8)  1222,  3. 
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§ 54. 

IV.  Verfahren  der  Exekution. 

C.P.O.  924—967. 

Die  Wahl  der  anzuwendenden  Exekutionsmittel  hat  der  Kläger;  es 
können  auch  mehrere  zugleich  angewandt  werden. *)  Der  Gerichts- 
vollzieher beginnt  die  Beitreibung  durch  Zustellung  einer  Zahlungs- 
aufforderung an  den  Schuldner,  der  eine  Abschrift  des  Vollstreckungs- 
befehls, beim  vereinfachten  Verfahren  des  Urtheils,  beim  Urkunden- 
prozess der  Urkunde  beigefügt  sein  muss.*  2)  In  der  Aufforderung 
muss  eine  bestimmte  Frist  angegeben  sein,  unter  der  gleichzeitigen 
Verwarnung,  dass  nach  deren  Ablauf  Zwangsvollstreckung  durch  ein 
{vom  Gläubiger  zu  bezeichnendes)  Mittel  eintreten  werde.3)  Das  Ver- 
fahren muss  sofort  beginnen  und  kann  inhibirt  und  eingestellt  werden 
nur:  nach  schriftlicher  Zustimmung  des  Gläubigers,  auf  Anordnung  des 
Gerichts,  oder  falls  der  Schuldner  eine  von  der  Polizei,  einem  Notar 
oder  Friedensrichter  beglaubigte  Quittung  des  Gläubigers  beibringt, 
dass  er  das  ihm  gerichtlich  Zugesprochene  erhalten  habe. 

Das  Gesetz  spricht  von  bestimmten  Fristen  bei  der  Zwangsvoll- 
streckung nur  in  folgenden  Fällen: 

a)  Der  Friedensrichter  hat  das  Recht  aa)  in  den  Sachen,  die 
er  endgültig  entscheidet,  im  Urtheil  einen  Termin  zur  freiwilligen 
Ausführung  zu  bestimmen  (135),  bb)  falls  der  Schulder , keine  flüssigen 
Mittel  zur  Bezahlung  besitzt,  ihm  Fristen  zu  Theilzahlungen  zu  ge- 
währen, die  jedoch  sämmtlich  verfallen,  wenn  auch  nur  eine  nicht  ein- 
gehalten wird  (136,  137).  Dieses  Recht  fällt  übrigens  fort,  wo  auf  Grund 
von  Wechseln  im  vereinfachten  Verfahren  geklagt  wird  (80,  1). 

b)  Der  Richter,  der  den  Schuldner  zur  Ausführung  einer  Handlung 
oder  Leistung  einer  Arbeit  verurtheilt,  hat  eine  Frist  zu  bestimmen, 
innerhalb  der  diese  Arbeit  zu  leisten  ist  (934). 

c)  Bei  der  Beitreibung  aus  Immobilien  erhält  der  Schuldner  eine 
zweimonatliche  Frist  zur  freiwilligen  Ausführung  des  Urtheils,  gerechnet 
vom  Tage  der  Zahlungsaufforderung  (1095). 

Der  Gerichtsvollzieher  ergreift  alle  Massregeln  kraft  seines  Amtes, 
doch  ist  der  Gläubiger  berechtigt,  Anträge  zu  stellen  und  im  Falle  der  Ab- 
lehnung einen  schriftlichen  Vermerk  im  Protokoll  und  eine  Abschrift  davon 
zu  verlangen,  um  Beschwerde  zu  führen.  Dasselbe  Recht  hat  der  Schuldner. 
Beide  sind  berechtigt,  bei  allen  Handlungen  zugegen  zu  sein  und  Zeugen 
mitzubringen,  deren  Abwesenheit  jedoch  das  Verfahren  nicht  hindert.4) 
Bei  Einwendungen  des  Schuldners  oder  Dritter  gegen  Beschlag- 


9 935,  936. 

2)  942. 

3)  Wer  diese  Frist  festsetzt,  ist  im  Gesetz  nicht  gesagt,  offenbar  wird  sie 
nur  bestimmt  durch  die  Unmöglichkeit,  die  Beitreibung  früher  vorzunehmen,  denn 
Fristen  zu  gewähren  ist  dem  Gerichtsvollzieher  unbedingt  verboten  (952). 

4)  937,  948,  949,  951. 
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nähme  gewisser  Gegenstände  ist  der  Gerichtsvollzieher  nicht  berechtigt 
die  Beschlagnahme  von  Sachen,  die  sich  im  Besitze  des  Schuldners  befinden, 
zu  unterlassen,  es  sei  denn,  dass  die  ganze  beizutreibende  Summe  ein- 
gezahlt werde  oder  der  Gläubiger  zustimme.  Die  Dritten  haben  ihr 
Recht  durch  eine  Klage  bei  dem  Gericht,  wo  die  Beschlagnahme  statt- 
findet, geltend  zu  machen.  Der  öffentliche  Verkauf  solcher  Sachen  wird 
nur  durch  eine  Verfügung  des  Gerichts  gehindert.1) 

Wenn  nach  der  Beschlagnahme  von  Immobilien  der  Schuldner 
nachweist,  dass  die  Schuld  aus  den  zweijährigen  Einnahmen  gedeckt 
werden  kann,  so  darf  das  Gut  nicht  versteigert  werden.  Das  Gesuch 
wird  bei  dem  Gericht  eingereicht,  wo  der  Verkauf  stattfinden  soll  und 
wird  bewilligt,  wenn  der  Schuldner  auf  Verlangen  des  Gläubigers  die 
Zahlungen  für  ein  halbes  Jahr  voraus  durch  Bürgschaft  oder  andere 
Kaution  sicherstellt.  Bei  Ausbleiben  der  Zahlung  kann  der  Gläubiger 
entweder  den  Verkauf  des  Gutes  oder  Zahlung  aus  der  Kautionssumme 
verlangen  und  ausserdem  10  Prozent  Strafgeld  für  die  nicht  rechtzeitig 
gezahlte  Summe.2) 

Nach  dem  Verkauf  wird  die  Reklamation  eines  Dritten  nur  berück- 
sichtigt, wenn  er  eine  Beschlagnahme  zu  seinen  Gunsten  erwirkt.  Wird 
nur  ein  Tlieil  reklamirt,  so  hindert  das  den  Verkauf  des  Uebrigen 
nicht. 3) 

Beschwerden  über  Unregelmässigkeiten  bei  der  Beschlagnahme 
und  Publikation  über  den  Verkauf  müssen  in  zweiwöchentlicher  Frist 
eingereicht  werden,4)  Beschwerden  über  Unregelmässigkeiten  beim 
öffentlichen  Verkauf  in  siebentägiger  Frist.  Diese  Beschwerde  hindert 
die  Uebertragung  des  Eigenthums. 

Wird  der  Antheil  eines  Miteigentümers  beschlagnahmt,  so 
erstreckt  sich  die  Inventur  auf  das  ganze  Grundstück,  verkauft  wird  aber 
nur  der  eine  ideelle  Antheil,  es  sei  denn,  dass  die  Miteigenthümer 
den  Verkauf  des  Ganzen  beantragen.  Ein  Streit  über  die  Grösse  des 

Antheils  hindert  nicht  den  Verkauf,  wohl  aber  die  Auszahlung  der 
Summe  und  zwar  bis  zur  Entscheidung.  An  diesem  Prozess  können 
die  Gläubiger  theilnehmen.5) 

Bei  gleichzeitiger  Beitreibung  zu  Gunsten  mehrerer  Gläubiger 
vertheilt  der  Gerichtsvollzieher  die  beigetriebenen  Summen  unter  die 
Gläubiger. 6) 

Ist  das  Vermögen  nicht  genügend  zur  Deckung  der  Forderungen, 
so  stellt  der  Gerichtsvollzieher  die  Summen  dem  Bezirksgericht  zu. 
Dieses  deckt  daraus  die  Kosten  des  Verfahrens  und  befriedigt  die 
etwaigen  Pfandgläubiger.  Die  übrigen  Gläubiger  haben  sich  über  die 

b 1091—1093,  1197. 

2)  1192—1196. 

3)  1198—1201. 

4)  1202—1204. 

5)  1188—1191. 

6)  955. 
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Vertheilung  der  Summe  innerhalb  einer  sechswöchentlichen  Frist  zu 
einigen.  Kommt  eine  Einigung  nicht  zu  Stande,  so  entscheidet  das 
Gericht  auf  Grund  eines  besonderen  Rechnungsverfahrens,  an  dem  nur 
die  Gläubiger  theilnehmen,  die  innerhalb  der  sechswöchentlichen  Frist 
ihre  Yollstreckungsbogen  eingereicht  haben.  Jedoch  hat  natürlich  Jeder 
das  Recht,  weitere  Befriedigung  aus  etwaigem  anderen  Yermögen  des 
Schuldners  zu  suchen,  oder  Konkurs  zu  beantragen.1) 

Die  Kosten  des  Verfahrens2)  werden  stets  vom  Schuldner  getragen 
und  vom  Gerichtsvollzieher  ausser  der  Schuldsumme  beigetrieben.  Ist 
die  Beitreibung  beendet  und  Alles  bezahlt,  so  ertheilt  der  Gerichtsvoll- 
zieher dem  Schuldner  eine  Quittung,  vermerkt  die  Bezahlung  auf  dem 
Yollstreckungsbogen  und  reicht  letzteren  dem  Gericht  ein.3) 

§ 55. 

Y.  Vollstreckung  finländischer  und  auswärtiger  Urtheile. 

1.  Vollstreckung  von  Urtheilen  der  Gerichte  des  Grossfürstenthums 

Finland  im  Kaiserthum. 

C.P.O.  1267—1272. 

Behufs  Vollstreckung  im  Kaiserthum  muss  das  Urtheil  eines  f in- 
ländischen Gerichts  in  einer  vom  urtheilenden  Gericht  beglaubigten, 
mit  der  Yollstreckungsklausel  versehenen  und  vom  Staatssekretariat 


b 956,  1214  -1222. 

2)  Nach  der  Taxe  fiir  Gerichtsvollzieher  erhalten  dieselben: 

Für  Zustellungen  25  Kop.  bis  1 Rbl.,  je  nachdem  der  Werth  der  Klage  bis 
2000  Rbl.  beträgt  oder  5000  Rbl.  übersteigt; 

für  Inventur  und  Taxation  von  Mobilien  im  Werthe  bis  500  Rbl.  l°/o,  für 
jede  weitere  100  Rbl.  %%,  von  5000  Rbl.  an  für  jede  weiteren  1000  Rbl. : 2 Rbl.,  von 
25000  Rbl.  an  für  jede  weiteren  1000  Rbl.:  1 Rbl.; 

für  blosse  Verifizirung  einer  vorhandenen  Inventur  etwa  den  vierten  Theil; 
für  Inventur  ohne  Taxation  nach  der  Zahl  der  Sachen  bis  zu  50  Gegenständen 
ä 5 Kop.,  bis  100  a 4 Kop.,  über  100  ä 3 Kop.; 

für  Befreiunng  vom  Arrest  je  3,  2 und  1 Kop.  von  dem  einzelnen  Gegen- 
stand. Bei  gleichartigen  Gegenständen  für  Zählen  1 Kop.  für  je  10,  für  Wiegen  3 Kop. 
für  10  Pud; 

für  Inventur  von  Immobilien  im  Werthe  bis  500  Rbl.:  2 Rbl.  50  Kop.,  bis 
2000  Rbl. : 6 Rbl.,  für  je  weitere  1000  Rbl.:  1 Rbl.,  über  5000  Rbl.  für  jede  weiteren 
1000  Rbl.:  50  Kop.; 

für  Uebergabe  oder  Transport  von  Sachen  im  Werthe  bis  500  Rbl.  und 
bis  5000  Rbl.:  25 — 75  Kop.,  für  je  weitere  5000  Rbl.:  1 Rbl.; 

für  die  Korrespondenz  mit  den  Behörden  betreffend  die  Steuerrückstände  bei 
Immobilien  im  Werthe  von  500  Rbl.:  50  Kop.,  über  5000  Rbl.:  2 Rbl.; 

für  Versteigerung  von  Gegenständen  im  Werthe  bis  25  Rbl.:  25  Kop.,  bis 
500  Rbl. : 3 Rbl.,  von  der  höheren  Summe  7*%  dazu; 

für  Arretirung  eines  Schuldners  und  Ablieferung  zur  Haft  4 Rbl.; 
für  Ablieferung  von  Sachen  nach  Verzeichniss  20  Kop.  vom  Bogen; 
für  Vermerke  auf  Urkunden  10  Kop.; 
für  Siegelbeidrückung  je  5 Kop.; 
für  Einweisung  in  den  Besitz  2 Rbl. 

Ausserdem  Fahrgelder  und  Tagegelder,  wo  Fahrten  nöthig  werden  (C.  P.  0.  858,  864). 

3)  957,  958,  1020. 
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des  Grossfürstenthums  Finland  in  Petersburg  beglaubigten  Abschrift  nebst 
russischer  Uebersetzung  und  Kopieen  und  mit  einem  Gesuche  um  Voll- 
streckung dem  Bezirksgericht  des  Vollstreckungsortes  eingereicht  wer- 
den. Das  Gericht  ladet  den  Verurth eilten  und  verfährt  im  verkürzten 
Verfahren.  Es  hat  jedoch  „auf  das  Wesen  der  vom  Gerichte  des 
Grossfürstenthums  entschiedenen  Sache  nicht  einzugehen,  sondern  nur 
zu  prüfen,  ob  in  dem  vorliegenden  Urtheil  nicht  Anordnungen  ge- 
troffen sind,  die  der  öffentlichen  Ordnung  zuwiderlaufen  oder  nach  den 
Gesetzen  des  Kaiserthums  unzulässig  sind.“1)  Es  fällt  schliesslich  ein 
Urtheil,  das  nach  den  allgemeinen  Regeln  vollstreckt  wird. 

2.  Die  Vollstreckung  auswärtiger  richterlicher  Urtheile  in  Russland. 

C.P.O.  1273-1281. 

Der  Hauptartikel  hierüber  ist  folgender: 

Art.  1273.  „Urtheile  von  Gerichten  auswärtiger  Staaten  werden  auf 
Grund  der  Regeln  der  hierüber  vereinbarten  Traktate  und  Verträge 
vollstreckt.  In  den  Fällen,  wo  in  diesen  die  Regeln  selbst  für  die  Aus- 
führung nicht  festgestellt  sind,  wird  das  in  den  folgenden  Artikeln  (1274: 
bis  1281) 2)  festgestellte  Verfahren  beobachtet.“ 

Nach  diesem  Artikel  werden  richterliche  Urtheile  fremder  Staaten 
in  Russland  nicht  vollstreckt,  es  sei  denn  solches  in  Verträgen  be- 
stimmt. Für  den  Fall,  dass  hierbei  das  Verfahren  selbst  nicht  festge- 
stellt sein  sollte,  kommen  die  Artikel  1274: — 1281  der  Civilprozessord- 
nung  in  Anwendung.  Da  nun  Russland  bisher  keinen  Vertrag 


!)  348—351,  353,  356,  357,  360-362,  365. 

2)  Der  Wortlaut  dieser  Artikel,  die  eventuell  in  Kraft  treten  würden,  falls  Russ- 
land eine  Konvention  über  die  Vollstreckung  auswärtiger  Urtheile  abschlösse,  ist 
folgender: 

1274.  Gerichtliche  Urtheile  auswärtiger  Staaten  werden  im  Kaiserthum  nur  dann 
vollstreckt,  wenn  solches  durch  eine  Verfügung  eines  Gerichts  des  Kaiserthums  ge- 
gestattet  worden  ist. 

1275.  Gesuche  um  Vollstreckung  auswärtiger  Urtheile  werden  dem  Bezirksgericht 
des  Vollstreckungsorts  eingereicht. 

1276.  Dem  Gesuch  muss  beigefügt  sein:  1)  eine  vom  Gericht  der  Fällung  (d.  i. 
dem  Gericht,  welches  das  Urtheil  erlassen  hat)  beglaubigte  Abschrift  des  Urtheils  mit 
Vollstreckungsklausel,  vidimirt  vom  russischen  Konsulat  oder  von  einer  Gesandtschaft 
und  beglaubigt  vom  russischen  Ministerium  des  Auswärtigen;  2)  eine  Uebersetzung 
des  Urtheils  ins  Russische;  3)  Abschriften  dieser  Papiere. 

1277.  Die  Ladung  des  Beklagten  erfolgt  in  allgemeiner  Grundlage  (d.  h.  nach 
den  allgemeinen  Regeln). 

1278.  Die  Verhandlung  erfolgt  im  abgekürzten  Verfahren  (348—365). 

1279.  Bei  Verhandlung  dieser  Sachen  haben  die  Gerichte  auf  das  Wesen  des 
Rechtsstreits,  der  bereits  vom  auswärtigen  Gericht  entschieden  ist,  nicht  einzugehen, 
sondern  nur  festzustellen,  ob  das  vorliegende  Urtheil  nicht  etwa  Anordnungen  enthält, 
welche  der  öffentlichen  Ordnung  zuwiderlaufen  odejr  nach  den  Reichsgesetzen  unzu- 
lässig sind. 

1280.  Die  Vollstreckung  geschieht  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen. 

1281.  Gerichtliche  Urtheile  auswärtiger  Staaten  werden  nicht  vollstreckt  und 
haben  gar  keine  Wirksamkeit  im  Reiche,  wenn  sie  Streitsachen  über  Eigenthum  an 
Immobilien,  die  in  Russland  belegen  sind,  betreffen. 
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abgeschlossen  hat,  in  dem  die  Vollstreckung  auswärtiger 
richterlicher  Urtheile  anerkannt  wäre,  so  können  jene  Ar- 
tikel überhaupt  keine  Anwendung  finden.1)2) 

II.  Theil. 

Konkursreclit.3) 

A.  Das  Konkursrecht  in  Livland,  Estland  und  Kurland. 

Von  Professor  Dr.  C.  Erdmann. 

§ 56. 

I.  Quellen  und  Literatur. 

Das  Konkursrecht  des  russischen  Kaiserthums  (mit  Ausnahme  von 
Finland  und  Polen)  findet  sich  in  nachstehenden  Quellen: 

Handelsprozessordnung  (Bd.  XI,  Thl.  II  des  Reichsgesetzbuchs).  Aus- 
gabe von  1893.  Abschnitt  III,  Art.  477 — 643. 

x)  Ungeachtet  des  entgegenstehenden  Wortlauts  des  Gesetzes  hatte  sich  in  der 
Literatur  die  Ansicht  festgesetzt,  dass  nach  der  russischen  C.P.  0.  jedes  Urtheil  eines 
auswärtigen  Richters  im  Interesse  des  internationalen  Verkehrs  ohne  Weiteres  voll- 
streckt  werde,  so  sehr,  dass  der  Senat  durch  Kassationsentscheidung  vom  17.  Oktober 
1873  No.  1711  dieselbe  Ansicht  äusserte,  nachdem  das  Odessaer  Bezirksgericht  und 
der  Odessaer  Appellhof  die  Vollstreckung  abgelehnt  hatten.  Als  nun  aber  das  Mos- 
kauer Bezirksgericht  nach  Anleitung  jener  Kassationsentscheidung  verfuhr,  wurde  die 
Unrichtigkeit  dieser  Interpretation  vom  Moskauer  Appellhof  konstatirt  und  sodann 
auch  vom  Senat  die  Nichtvollstreckbarkeit  auswärtiger  richterlicher 
Urtheile  ausführlich  aus  dem  Gesetz  und  seinen  Motiven  deduzirt. 

Eine  ausführliche  Darlegung  der  ganzen  Frage  giebt  Engelmann,  Die  Zwangs- 
vollstreckung auswärtiger  richterlicher  Urtheile  in  Russland.  Leipzig  1884.  Dasselbe 
russisch.  St.  Petersburg  1884.  Französische  Ausgabe  im  Journal  du  droit  international 
prive  par  Ed.  Clunet.  1884.  III — IV.  p.  113 — 140.  Eine  andere  Auffassung  sucht 
festzuhalten  Professor  Martens  in  seinem  „Völkerrecht“,  Berlin  1886,  II,  S.  353  Note  1, 
ebenso  in  der  II.  russischen  Ausgabe,  St.  Petersburg  1884,  II,  S.  353  Note  1,  wo  er 
jedoch  indirekt  zugiebt,  dass  die  Praxis  der  russischen  Gerichte  seiner  Ansicht  nicht  folge. 
S.  auch  o.  Bd.  I S.  825  ff. 

2)  Ein  ausländisches  Urtheil  ist  in  Russland  kaum  von  irgend  welchem  Werth. 
Es  ist  nicht  als  eine  Urkunde  anzusehen,  auf  Grund  welcher  im  vereinfachten  Verfahren 
geklagt  oder  eine  dem  deutschen  Arrest  oder  der  deutschen  einstweiligen  Verfügung 
entsprechende  Verfügung  erlangt  werden  könnte.  Es  bildet  nicht  die  Unterlage  für  ein 
Vollstreckungsurtheil.  Es  kann  nur  etwa,  falls  es  auf  einem  Zugeständniss  beruht,  als 
Beweismittel  für  ein  aussergerichtliches  Geständniss  einer  Prozesspartei  von  Werth  sein. 

3)  Zur  Geschichte  des  Konkursrechts  und  des  Konkursprozesses  sei  hier  nur 
hervorgehoben,  dass  das  älteste  russische  Rechtsbuch,  die  Prawda  (XI.  Jahrhundert), 
der  damaligen  Zeit  entsprechende  Bestimmungen  über  das  Konkursrecht  enthält,  dass 
jedoch  im  moskauischen  Grossfürstenthum  und  Zarthum,  wo  überhaupt  die  Regierung 
sich  um  Privatrecht  und  Justiz  nur  in  sehr  einseitiger  Weise  kümmerte,  nämlich  nur 
so  weit  das  Interesse  des  Fiskus  in  Frage  kam,  sich  keine  Fortentwickelung  der  Be- 
stimmungen über  den  Konkurs  bemerken  lässt.  Seit  Peter  des  Grossen  Reformen 
machte  sich  das  Bedürfniss  nach  einem  festen  Konkursrecht  immer  mehr  fühlbar  und 
durch  den  Präsidenten  des  Kommerzkollegiums  Baron  Mengden  wurde  unter  der 
Kaiserin  Anna  ein  Gesetzentwurf  ausgearbeitet  und  am  15.  Dezember  1740  von  der 
Regentin  Anna  zum  Gesetz  erhoben  (Szerszenewicz,  S.  54 — 62). 

Als  mit  dem  Sturze  des  Kaisers  Ivan  und  der  Regentin  A n n a die  hervorragend- 
sten Staatsmänner  nach  Sibirien  verschickt  wurden,  sollte  das  Andenken  an  die  Re- 
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Civilprozessordnung  (Bd.  XVI,  Th.  I des  Reichsgesetzbuchs).  Aus- 
gabe von  1892.  Beilage  III  zu  Art.  1400,  1—67. 

Für  die  Ostseeprovinzen  tritt  hierzu: 

Beilage  zu  Art.  1899  der  Civilprozessordnung  (Reichsgesetzbueh 
Bd.  XVI,  Th.  I.  Ausg.  1892).  i) 

Provinzialrecht  der  Ostseegouvernements,  Th.  III  (in  einzelnen,  das 
Konkursrecht  berührenden  Bestimmungen). 

Was  die  Literatur  betrifft,  so  ist  hervorzuheben: 

Szerszenevicz,  Uczenije  o nesostojatelnosti.  Kasan  1890.  446  S. 
8°.  (Die  Lehre  von  der  Zahlungsunfähigkeit.) 

Holm  st  een,  Istoriczeski  oczerk  ruskavo  konkursnavo  prozessa. 
St.  Petersburg  1889.  (Historischer  Abriss  des  russischen  Konkursver- 
fahrens). 

In  den  Ostseeprovinzen  hat  sich  wegen  der  Neuheit  der  erst  1889 
daselbst  eingeführten  Konkursordnung  eine  umfassendere  Literatur  noch 
nicht  auszubilden  vermocht.  Zu  nennen  wäre  nur: 


gierung  Kaiser  Ivan’s  aus  dem  Gedächtniss  der  Menschen  getilgt  werden.  Alle  in 
seinem  Namen  ausgefertigten  Erlasse  wurden  eingefordert  und  im  Senatsarchiv  ver- 
siegelt. So  verschwand  auch  die  neue,  für  Russland  so  nöthige  Konkursordnung.  Der 
Mangel  einer  Konkursordnung  machte  sich  immer  fühlbarer.  Erst  im  Jahre  1800  am 
10.  Dezember  (Szerszenewicz,  S.  63 — 68)  wurde  eine  Bankerottordnung  erlassen. 
Als  im  Jahre  1832  hei  Abfassung  des  Reichsgesetzbuchs  die  Konkursordnung  einer 
Neubearbeitung  unterzogen  wurde,  geschah  das  jedoch  nur  für  einen  Theil,  den  Handels- 
konkurs, und  zwar  sollte  dieser  nur  für  „Kaufleute“  Geltung  haben.  Dieser  Theil  war 
in  Folge  dessen  auf  den  Konkurs  von  Personen  anderer  Stände  unanwendbar.  Die 
übrigen  Artikel,  die  allein  auf  Konkurse  von  Personen  anderer  Stände  nach  der  da- 
maligen Auffassung  Anwendung  finden  konnten,  bildeten  ein  blosses  Bruchstück,  eine 
künstliche  Ruine,  dazu  wurden  sie  in  völlig  ungenügender  Weise  in  die  Bestimmungen 
über  das  Prozessverfahren  eingeschoben.  Sie  erwiesen  sich  auch  als  völlig  ungenügend. 
Bei  der  Abfassung  der  Civilprozessordnung  wurde  der  Konkurs  wohl  erwähnt,  aber  es 
wurden  keine  Regeln  über  denselben  gegeben.  Erst  nach  der  Einführung  derselben 
wurden  am  1.  Juli  1868  zeitweilige  Regeln  über  den  Konkurs  erlassen,  durch  welche 
das  Konkursverfahren  in  Handelssachen  bei  den  Kommerzgerichten  mit  einzelnen  Mo- 
difikationen für  die  Konkurssachen  bei  den  neuen  Gerichten  eingeführt  wurde.  Bei 
diesen  zeitweiligen  Regeln  ist  es,  abgesehen  von  einzelnen  Ergänzungen,  im  Wesent- 
lichen bis  heute  geblieben. 

In  den  Ostseeprovinzen  galt  bis  zum  Jahre  1889  im  Allgemeinen  der  ge- 
meinrechtliche Konkursprozess  und  nur  in  Bezug  auf  die  Aussonderung  und  die  Klassi- 
fikation der  Gläubiger  hatten  sich  in  den  einzelnen  Ortsrechten  Livlands,  Estlands, 
Kurlands,  Rigas  und  Revals  besondere  statutarrechtliche  Normen  Bahn  gebrochen. 
Durch  das  Gesetz  vom  9.  Juli  1889  wurde  im  Allgemeinen  die  russische  Konkurs- 
ordnung daselbst  eingeführt,  wobei  jedoch  die  besonderen  Bestimmungen  des  örtlichen 
Privatrechts  und  einzelne  durch  die  abweichenden  Rechtsverhältnisse  bedingte  Modi- 
fikationen kraft  besonderer  Vorschriften  erhalten  resp.  geregelt  wurden.  Insbesondere 
wurde  für  Immobilien  eine  besondere  Behandlung  und  ein  besonderer  Spezialkonkurs 
eingeführt,  welcher  erst  nach  Befriedigung  der  Hypothengläubiger  des  Grundstücks  den 
etwaigen  Ueberschuss  des  Meistbotschillings  desselben  in  die  allgemeine  Konkursmasse 
fliessen  lässt. 

!)  In  der  Ausgabe  der  Verordnung  über  die  Justizreorganisation  in  den  Ostsee- 
provinzen sind  diese  Artikel  in  die  H.P.O.  eingefügt. 
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Y.  Kupffer,  Kommentar  zur  baltischen  Konkursordnung  in  den 
„Dorpater  juristischen  Studien“,  Bd.  II,  S.  69  ff. 

A.  Reusner,  Die  rechtliche  Stellung  des  vereidigten  Kurators  und 
der  Konkurs  Verwaltung  nach  den  Konkursgesetzen  von  1889.  Eben- 
daselbst S.  235  ff. 

C.  Erdmann,  System  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen.  Riga, 
N.  Kymmel,  1889.  Bd.  IY,  S.  81  ff. 

§ 57. 

II.  Die  Grundprinzipien  des  Konkursrechts.1) 

Das  gegenwärtige  Konkursrecht  Russlands  und  der  Ostseeprovinzen 
beruht  auf  dem  Prinzip  der  freien  Disposition  der  Gläubiger  über 
die  Konkursmasse.  Die  von  der  Gläubigerversammlung  gewählte 
Konkursverwaltung  hat  in  Yerwaltungsangelegenheiten  unumschränktes 
Yerfügungsrecht  und  nur  in  der  Gläubigerversammlung  ihre  Aufsichts- 
und Oberinstanz.  Auch  in  Prozesssachen  bildet  die  Konkursverwaltung 
eine  Behörde  und  als  solche  die  Unterinstanz2)  des  Bezirksgerichts, 
welches  gegenwärtig  überall,  wo  es  an  einem  Kommerzgericht  fehlt, 
als  regelmässiges  Konkursgericht  fungirt.3) 

In  Bezug  auf  die  Ausdehnung  der  Befugnisse  der  Konkursver- 
waltung  gilt  in  formeller  Beziehung  der  Grundsatz  der  Universalität, 
indem  die  Verwaltung  auch  alles  dasjenige  Vermögen  in  den  Bereich 
ihrer  Kompetenz  zieht,  welches  nicht  im  Gebiet  ihres  Gerichtsbezirks 
liegt.4 5 * *)8) 

Die  sonstigen  grundlegenden  Normen  des  russischen  Konkursrechts 


1)  Da  in  Folge  der  Ergänzung  der  russischen  Konkursordnung  durch  die  auf  den 
Konkurs  sich  beziehenden  Normen  des  baltischen  Privatrechts,  die  für  Liv-,  Est-  und 
Kurland  bearbeitete  Redaktion  der  Konkursordnung  ein  weit  vollständigeres  Bild  des 
Konkursrechts  und  Konkursverfahrens  bietet  als  die  in  den  russischen  Gouvernements 
geltende,  so  geben  wir  nachstehend  zunächst  eine  Darstellung  des  in  Liv-,  Est-  und 
Kurland  geltenden  Konkursrechts,  in  einem  folgenden  Paragraphen  (§  65  S.  702)  die 
Abweichungen  nach  russischem  Recht. 

2)  Art.  531  der  Handelskonkursordnung. 

3)  Art.  2 oder  Beilage  VI  zu  Art.  1400  der  C.P.O.  (Bd.  XVI,  Th.  I.  Beilage  III 
zu  Art.  1400  Anm.). 

4)  Handelskonkursordnung  Art.  523  u.  552. 

5)  Auch  für  Immobilien  besteht  an  sich  keine  Ausnahme,  wenn  auch  die  Rechte 
der  Hypothekengläubiger  dadurch  nicht  leiden  sollen. 

Was  jedoch  das  materielle  Recht  betrifft,  so  sind  nach  russischem  Reichsrecht 
Immobilien  stets  nach  demRechte  ihrer  Belegenheit  zu  beurtheilen,  auch 
wenn  sie  Theil  einer  Konkursmasse  sind  (Reichsrathsgutachten  vom  3.  April  1840  § 10). 
In  den  Ostseeprovinzen  findet  in  dieser  Beziehung  ein  Gegensatz  zwischen  Liv- 
land einerseits  und  Estland  und  Kurland  andererseits  statt.  Während  das  erstere 
gleich  dem  russischen  Recht  das  Prinzip  der  Territorialität  vertritt,  erkennen  die  letzte- 
ren die  Universalität  des  Konkursrechts  an  und  beurtheilen  daher  auch  die  Immobilien 
nicht  nach  dem  Rechte  der  Belegenheit  der  Sache,  sondern  nach  dem  Rechte  des  Do- 

mizils des  Konkursschuldners  (Einl.  zum  Provinzialrecht  der  Ostseeprovinzen  Bd.  III, 

Art.  IV,  V,  IX). 
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werden  bei  Gelegenheit  der  einzelnen  einschlägigen  Rechtsverhältnisse1) 
herrvorgehoben  werden. 


III.  Das  materielle  Konkursrecht. 

§ »8. 

1.  Voraussetzungen  der  Konkurseröffnung. 

I.  Die  Insolvenz  des  Schuldners.  Wie  überall,  so  bildet  auch 
hier  die  Insolvenz  des  Schuldners  die  wesentliche  Voraussetzung  des 
Konkurses.  Nur  findet  insofern  eine  besondere  Normirung  der  In- 
solvenz statt,  als  zur  Feststellung  derselben  nicht  bloss  ein  Ueber- 
steigen  der  Passiva  im  Vergleich  zu  den  Activa  vorausgesetzt,  sondern 
auch  der  Mangel  an  Baargeld  zur  Deckung  grösserer  Schulden  im 
Fälligkeitstermin  verlangt  wird.  2)  Als  grössere  Schulden  gelten  dabei 
alle  die  Summe  von  1500  Rbl.  übersteigende  Posten.  Als  Arten  der 
Insolvenz  werden  die  unglückliche  (unverschuldete) , die  fahrlässige 
und  die  böswillige  bezeichnet,3)  wobei  nur  die  beiden  letzteren  als 
eigentlicher  Bankerott  gelten  und  besonders  nachtheilige  Folgen  für 
die  Person  des  Gemeinschuldners  nach  sich  ziehen  (Haft  und  Verlust 
der  Handelsberechtigung). 

II.  Der  Konkursantrag.  Derselbe  muss  in  der  Regel  von  Gläu- 
bigern gestellt  werden,  welche  sich  dann  auf  das  Geständniss  der  In- 
solvenz seitens  des  Schuldners  oder  auf  den  faktischen  Erweis  derselben 
bei  Gelegenheit  der  Beitreibung  einer  Forderung  zu  stützen  haben.4) 
Doch  kann  der  formelle  Antrag  auch  durch  eine  Selbstanzeige  des 
Schuldners  ersetzt  werden,  vorausgesetzt,  dass  vorher  eine  Schuldbei- 
treibung stattfand,  welche  seine  Insolvenz  aufdeckte.5)  In  beiden 
Fällen  stellt  das  Konkursgericht  vor  Fällung  des  Konkursdekrets  eine 
Untersuchung  über  die  Sachlage  an,  nimmt  ein  Verzeichniss  des  Ver- 
mögens auf  und  verpflichtet  den  Schuldner  durch  einen  Revers,  kein 
Vermögen  bei  Seite  zu  schaffen  und  den  Ort  nicht  ohne  Genehmigung 
des  Gerichts  zu  verlassen.6)  Sodann  erfolgt  die  Fällung  des  Konkurs- 
dekrets. 

§ 59. 

2.  Die  Wirkung  der  Konkurseröffnung. 

Mit  der  Konkurseröffnung  ist  für  den  Fall  der  Insolvenz  eines 
Kaufmanns  regelmässig  die  Inhaftnahme  des  letzteren  verbunden, 
während  der  Nichtkaufmann  nur  im  Fall  der  Verletzung  der  (am  Schluss 


*)  Vgl.  unten  S.  696  f. 

2)  Handelskonkursordnung  Art.  479. 

3)  Handelsprozessordnung  Art.  480  ff. 

4)  Ebendas.  Art.  503. 

5)  Ebendas.  Art.  498,  500  und  Reichsgesetzbuch  XVI;  Beilage  III  zu  Art.  1400 
der  C.P.O.  P.  21. 

6)  Beilage  VI  zu  Art.  1400  der  C.P.O.  P.  21  (Reichsgesetzbuch  XVI,  1,  Beilage  III 
zu  Art.  1400  Anm.). 
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des  § 58)  erwähnten  Reversverpflichtung  dieser  vorläufigen  Haft  unter- 
liegt. i) 

Durch  das  Konkursdekret  verliert  der  Geimeinschuldner  das  Recht 
der  Disposition  über  sein  Vermögen,  welches  Recht  auf  die  Konkurs- 
gräubiger übergeht.* 2)  Die  vor  Beantragung  des  Konkurses  getroffenen 
Verfügungen  sind  ein  Jahr  lang  (gerechnet  von  der  Eröffnung  des 
Konkurses)  anfechtbar,  wenn  sie  absichtlich  zur  Benachtheiligung  der 
Gläubiger  geschehen  sind  und  der  aus  denselben  Vortheilziehende  um 
diese  Absicht  gewusst  hat,  sowie,  wenn  es  sich  um  unentgeltliche  Dis- 
positionen des  letzten  Jahres  vor  der  Konkurseröffnung  handelt.3) 
Während  hierin  somit  im  Allgemeinen  eine  Rezeption  der  gemeinrecht- 
lichen actio  Pauliana  vorliegt,  geht  die  weitere  Bestimmung,  dass  alle 
Veräusserungen  an  Ehegatten,  Aszendenten  und  Deszendenten  und  alle 
Dispositionen  des  Gemeinschuldners  während  der  letzten  zehn  Tage  vor 
der  Konkursbeantragung  in  jedem  Falle  anfechtbar  sind,  über  den 
Inhalt  der  römisch-rechtlichen  Norm  hinaus.  Noch  nicht  fällige  Schuld- 
forderungen werden,  unter  Berechnung  der  fehlenden  Zwischenzinsen, 
als  fällige  angesehen  und  beigetrieben.4) 

Eine  fernere  Wirkung  des  Konkursdekrets  besteht  in  der  darauf 
folgenden  Erlassung  des  Konkurspro klams,  durch  welches  die 
eingetretene  Insolvenz  bekannt  gemacht  wird,  woraus  dann  ipso  iure 
die  Verpflichtung  der  Gläubiger  und  Schuldner  des  Kridars  zur  An- 
meldung ihrer  Ansprüche  binnen  vier  Monaten,  gerechnet  von  der 
letzten  Publikation  in  der  Senatszeitung,  folgt.5)  Befreit  von  dieser 
Meldungspflicht  sind  in  den  Ostseeprovinzen  die  Aussonderungsbe- 
rechtigten,6) die  Absonderungsberechtigten,  die  Gläubiger  der 
Konkursmasse  selbst  und  die  Kompensationsansprüche. 

Sodann  erfolgt  die  Ernennung  des  vorläufigen  Kurators,  meist 
aus  der  Zahl  der  vereidigten  Rechtsanwälte  des  betreffenden  Orts,  sowie 
die  Konvokation  der  am  Ort  anwesenden  Gläubiger  zur  Bildung  der 
Konkursverwaltung,  welche  stattfinden  kann,  wenn  der  der  Summe 
nach  grössere  Theil  der  buchmässigen  Gläubiger  in  Person  oder  Voll- 
macht erschienen  ist.7)8) 


*)  Handelskonkursordnung  Art.  503.  Beilage  VI  zu  Art.  1400  P.  29  (Reichsgesetz- 
buch XVI,  1,  Beilage  III  zu  Art.  1400  Anm.). 

2)  In  den  Ostseeprovinzen  wird  schon  vor  der  Beantragung  des  Konkurses  die 
Disposition  des  Schuldners  eine  seitens  der  Konkursgläubiger  anfechtbare  (Gesetz  über 
die  Ausdehnung  auf  die  Ostseeprovinzen  [Beilage  zu  Art.  1899  der  C.P.  O.]  Art.  5 u.  6). 

3)  Ebendas.  Art.  7 u.  8. 

4)  Handelskonkursordnung  Art.  505. 

5)  Ebendas.  Art.  509  u.  Beilage  III  zu  Art.  1400  (Reichsgesetzbuch  XVI,  1). 

6)  Welche  jedoch,  wenn  sie  nicht  grundbuchmässige  Forderungen  haben,  binnen 
der  erwähnten  vier  Monate  die  Klage  auf  Aussonderung  anstellen  müssen. 

7)  Handelskonkursordnung  Art.  515  u.  524. 

8)  Schon  aus  diesem  letzteren  Grunde  ist  den  ausländischen  Gläubigern  die 
Bestellung  eines  Bevollmächtigten  dringend  anzurathen,  wie  denn  überhaupt 
bei  einem  Verfahren,  welches  den  Schwerpunkt  der  Disposition  in  die  Hände  der  Gläu- 


Europa. 


694 

Besondere  Normen  über  das  im  Ausland  befindliche  Ver- 
mögen des  Kridars  werden  in  den  Gesetzen  nicht  erwähnt.  Auch  an 
Staatsverträgen  fehlt  es  in  dieser  Beziehung.  Aus  dem  in  Russland 
geltenden  Grundsatz  der  Anwendung  des  ius  rei  sitae  geht  hervor, 
dass  ausländische  Immobilien  des  Schuldners  jedenfalls  dem  be- 
treffenden Recht  ihrer  Belegenheit  unterstehen.  Aber  auch  in  Bezug 
auf  sonstige  Habe  desselben  wird  eine  Reklamation  derselben  durch 
die  Konkursverwaltung  nur  da  möglich  sein,  wo  überhaupt  auswärtige 
Behörden  die  Verfügungen  russischer  Gerichte  anerkennen.1) 

§ 60. 

3.  Die  Stellung  der  Konkurs  Verwaltung. 

I.  Der  vereidigte  Kurator.  Für  die  Zwischenzeiten,  ehe  die 
sämmtlichen  Konkursgläubiger  sich  gemeldet  und  konstituirt  haben,  er- 
nennt das  Konkursgericht  einen  provisorischen  Güterpfleger,  den  soge- 
nannten vereidigten  Kurator.2)  Derselbe  gilt  als  Vertreter  der  Gläu- 
biger, weshalb  denn  auch  die  schon  ermittelten  Gläubiger  ein  Vor- 
schlagsrecht für  diese  Stellung  besitzen.  Seine  Thätigkeit  besteht  vor 
Allem  in  der  Feststellung  und  Aufnahme  der  Konkursmasse,3)  der  An- 
fertigung einer  vorläufigen  Bruttoabrechnung  und  der  vorläufigen  Ver- 
waltung der  Masse.4)  Als  Honorar  erhält  er  bei  einer  Konkursmasse 
bis  90000  Rbl.  1%  derselben,  bei  einer  diese  Summe  übersteigenden 
Masse  1%  von  90000  Rbl.  und  1/2  % von  dem  Ueberschuss.5)  Seine 
Thätigkeit  endigt  mit  dem  Eintritt  der  definitiven  Konkursverwaltung. 

II.  Die  definitive  Konkursverwaltung.  Dieselbe  besteht  aus 
einem  Kollegium  von  wenigstens  drei  Personen,  von  welchen  eine  als 
Präsident  fungirt.  Alle  werden  von  der  Gläubigerversammlung  gewählt.7) 
Die  Konkursverwaltung  gilt  als  eigene  Behörde  und  als  erste  Instanz 
des  Bezirksgerichts,  wobei  sie  sogar  überall  ausser  in  den  Ostsee- 
provinzen das  Recht  der  ersten  Entscheidung  über  die  angemeldeten 
Forderungen  und  deren  Gültigkeit  besitzt.6) 

1.  Was  zuerst  das  Verhältniss  der  Konkursverwaltung  zur 
Masse  betrifft,  so  übt  sie  das  Recht  eines  Verwalters  aus  und  ist 
daher  zu  allen  die  Substanz  der  Masse  nicht  verändernden  Dispositionen 
berechtigt.  Zu  Veräusserungen  bedarf  sie  regelmässig  der  Genehmigung 
der  Gläubigerversammlung.8)  Jedoch  kann  sie  der  Absonderung  unter- 

biger  legt,  eine  Betheiligung  der  letzteren  an  der  Verwaltung  in  deren  direktestem 
Interesse  liegt. 

!)  Es  hängt  dies  in  Ermanglung  von  Verträgen  von  den  Gesetzen  des  betheiligten 
auswärtigen  Staats  ab. 

а)  Art.  10  der  Beilage  III  zu  Art.  1400  (Reichsgesetzbuch  XVI,  1. 

3)  Art.  7 ebendas,  und  Art.  510  u.  519  der  Handelskonkursordnung. 

4)  Art.  521  der  Handelskonkursordnung. 

5)  Ebendas.  Art.  639  u.  640. 

б)  Ebendas.  Art.  526  ff. 

7)  Ebendas.  Art.  531. 

8)  Ebendas.  Art.  552  und  Verordn,  vom  9.  Juli  1889,  Art.  24  der  Beilage  VII  zu 
Art.  16. 
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liegende  Objekte  verkaufen  und  vertlieilen,  ferner  dein  Verderb  ausge- 
setzte Sachen  veräussern  und  laufende  Abgaben  von  Immobilien  be- 
richtigen, sobald  sie  den  Konsens  des  Konkursgerichts  erlangt  hat,  auch 
ohne  die  Gläubigerversammlung  zu  fragen. l)  Die  Massen-  und  Kon- 
kurskosten berichtigt  sie  direkt  von  sich  aus. 

2.  Die  Konkursverwaltung  vertritt  nicht  den  Gemeinschuld- 
ner. Sie  ist  aber  in  den  Ostseeprovinzen  hinsichtlich  der  vom  Gemein- 
schuldner früher  übernommenen  und  noch  nicht  erfüllten  kontrakt- 
lichen Verpflichtungen  genöthigt,  sich  auf  Antrag  des  Mitkontrahenten 
binnen  bestimmter  Frist  darüber  zu  erklären,  ob  sie  die  Verbindlich- 
keiten anerkennen  und  erfüllen  will.  Erklärt  sie  sich  zur  Erfüllung 
bereit,  so  gilt  ihre  Verpflichtung  als  Masseschuld,  lehnt  sie  dieselbe  ab, 
so  kann  der  Mitkontrahent  das  seinerseits  schon  Geleistete  aus  der 
Masse  herausnehmen,  wenn  es  noch  in  natura  vorhanden  ist.2 *) 

3.  Die  Konkursverwaltung  güt  als  Mandatarina)  der  Konkurs- 
gläubiger, beziehentlich  als  Vertreterin  der  Forderungsberechtigen  aus 
den  ordnungsmässig  angemeldeten  Forderungen.  Daher  hat  sie  die  ihr  von 
der  Gläubigerversammlung  ertheilten  Instruktionen  zu  beobachten,  die 
speziellen  Aufträge  derselben  zu  erfüllen,  insoweit  sie  ihr  nicht  unge- 
setzlich erscheinen  und  als  diligens  pater  familias  die  Interessen  der 
Gläubiger  wahrzunehmen.  Jeder  Gläubiger  hat  ein  Aufsichtsrecht  und 
eine  Beschwerdebefugniss  gegenüber  ihren  Handlungen.4)  Die  Hand- 
lungen der  Konkursvertretung  verpflichten  sowohl  die  Gläubiger  als 
die  Masse,  sobald  sie  innerhalb  der  gesetzlichen  Kompetenzbefugnisse 
der  ersteren  vorgenommen  worden  sind.5) 

4.  Zu  dritten  Personen  tritt  die  Konkurs  Verwaltung  nur  inso- 
fern in  Beziehung,  als  dieselben  einen  Anspruch  gegen  die  Masse  be- 
sitzen oder  Schuldner  derselben  sind.  Im  ersteren  Falle  sind  es  nur  die 
Aussonderungs-  und  Absonderungsberechtigten,  sowie  die  Kompensirenden 
(vgl.  hierüber  unten  § 61  S.  6961),  die  hier  in  Frage  kommen,  im  letzteren 
einerseits  alle  Schuldner  des  Kridars,  andererseits  die  durch  anfecht- 
bare einseitige  und  zweiseitige  Kechtsgeschäfte  unbillig  begünstigten  Per- 
sonen. Den  direkten  Schuldnern  des  Kridars  gegenüber  ist  die  Ver- 
waltung zur  Beitreibung  gleich  einem  sonstigen  Mandatar  verpflichtet. 
Bei  Rückgängigmachung  der  ungültigen  und  anfechtbaren  Rechtsge- 
schäfte unterscheidet  das  Gesetz  in  den  Ostseeprovinzen  die  Ver- 
äusserungen  des  Kridars  nach  erfolgtem  Antrag  auf  Insolvenzerklärung 
als  nichtige,  wobei  jedoch  die  Nichtigkeit  nur  den  Konkursgläubigern, 
nicht  dem  Kridar  gegenüber  besteht, 6)  von  den  schon  vorher  zur 


9 Handelskonkursordnung  Art.  523. 

2)  Art.  11  der  Beilage  VII  zu  Art.  162  der  Verordn,  vom  9.  Juli  1889. 

9 Art.  552  der  Handelskonkursordnung. 

4)  Ebendas.  Art.  537. 

5)  Art.  25  der  Beilage  VII  zu  Art.  162  der  Verordn,  vom  9.  Juli  1889. 

6)  Ebendas.  Art.  6. 
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Schädigung  der  Gläubiger  abgeschlossenen  Rechtsgeschäften,  welche  an- 
fechtbare sind.1) 

Und  zwar  tritt  diese  Anfechtbarkeit,  welche  zu  ihrer  Durchführung 
eines  gerichtlichen  Urtheils  bedarf,  in  den  bereits  oben  (§  59)  erwähnten 
Fällen  ein. 

Die  einzelnen  Gläubiger  werden  bis  zur  endgültigen  Lokation  ihrer 
Forderungen  in  ihren  Rechten  einander  gleichgestellt,  wobei  jedoch  her- 
vorgehoben werden  muss,  dass  die  Stimmenmajorität  in  der  Gläubigerver- 
sammlung nicht  nach  Köpfen,  sondern  nach  der  Höhe  der  Forderungs- 
summe berechnet  werden  muss.2) 

Eine  Unterscheidung  zwischen  inländischen  und  auslän- 
dischen Kreditoren  wird  durch  die  Gesetze  nicht  gemacht. 

§ 61. 

4.  Aussonderung,  Absonderung,  Kompensation  und  Anfechtung. 

I.  Aussonderung.  Unter  der  Aussonderung  versteht  man  die 
Ausscheidung  der  nicht  zur  Konkursmasse  gehörigen  Gegenstände  aus 
derselben.  Aussonderungsberechtigt  sind  daher  diejenigen  Personen, 
welche  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  die  Gegenstände  erheben  können, 
sei  es  als  Eigenthümer  (die  sog.  Yindikanten,  wohin  auch  die  Ehefrau 
und  Kinder  des  Kridars  gehören,  falls  sie  separirtes  Eigenthum  haben) 
oder  dinglich  Berechtigte,  sei  es  als  persönlich  Forderungsberechtigte  (De- 
ponenten, Leihende  u.  s.  w.).  Diese  Personen  sind  nach  der  neuen  Ver- 
ordnung genöthigt,  ihre  diesbezüglichen  Ansprüche  während  der  allge- 
meinen Proklamfrist  und  zwar  beim  Konkursgericht  in  Form  einer 
Klage  gegen  die  Konkursverwaltung  geltend  zu  machen. 3)  Als  Gegen- 
stände der  Aussonderung  erscheinen  dabei  nicht  bloss  körperliche  Sachen, 
sondern  auch  Rechte,  wie  das  Erbpachtrecht,  das  dingliche  Miethrecht,4) 
wohl  auch  Forderungen  (etwa  solche,  deren  Einziehung  dem  Kridar 
als  Mandatar  oder  Zessionär  ühertragen  war). 

II.  Absonderung.  Während  bei  der  Aussonderung  die  durch 
dieselbe  betroffenen  Gegenstände  ganz  aus  der  Konkursmasse  ausschei- 
den,  geschieht  dies  bei  der  Absonderung  nur  insofern,  als  die  der- 
selben unterliegenden  Sachen  der  besonderen  Befriedigung  gewisser  be- 
rechtigter Gläubiger  dienen  sollen,  so  dass  der  bei  dem  Verkauf  er- 
zielte Ueberschuss  wieder  der  Konkursmasse  zu  Gute  kommt.  Aus 
diesem  Grunde  übt  die  Konkursverwaltung  ein  Aufsichtsrecht  über 
diesen  Verkauf  aus,  ja  kann  selbst  die  Initiative  zu  demselben  er- 
greifen.5) Der  Verkauf  muss  in  diesem  Fall  stets  ein  öffentlicher 
sein.  Da  die  absonderungsberechtigten  Gläubiger  an  dem  Konkurse 


b Ebendas.  Art.  7. 

2)  Handelskonkursordnung  Art.  526. 

3)  Art.  15  der  Beilage  VII  zu  Art.  162  der  Verordn,  vom  9.  Juli  1889. 

4)  Ebendas.  Art.  20  u.  21  und  Motive  dazu  S.  233. 

5)  Art.  24  der  Beilage  VII  zu  Art.  162  der  Verordn,  vom  9.  Juli  1889. 
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sonst  nicht  theilnehmen,  auch  nicht  meldungspflichtig  sind,  so  tragen 
sie  auch  nichts  zu  den  Masselasten  bei. 

Absonderungs  berechtigte  sind  im  weiteren  russischen  Reich 
nur  die  Faustpfandgläubiger, ])  in  den  Ostseeprovinzen  ausserdem 
alle  Inhaber  grundbuchmässiger  Pfandrechte  an  Immobilien,  alle  zur  Pfän- 
dung oder  Retention  gewisser  Effekten  Berechtigten,  die  Kommissionäre, 
Spediteure,  Frachtführer,  und  die  Berger  von  Schiff  und  Waare  hin- 
sichtlich der  in  ihren  Händen  befindlichen  Objekte  und  endlich  die 
Gläubiger  und  Legatare  einer  dem  Kridar  vor  oder  nach  der  Konkurs- 
eröffnung zugefallenen  Erbschaft.* 2)  Beim  Faustpfand,  der  Pfändung 
und  Retention  wird  regelmässig  die  bereits  eingetretene  Retention  der 
Sache  durch  den  Berechtigten  vorausgesetzt  und  nur  für  den  Ver- 
pächter gegenüber  den  Früchten  des  Pachtguts  und  den  Vermiether 
gegenüber  den  invectis  und  illatis  des  Miethers  besteht  eine  Ausnahme,3) 
indem  hier  zur  Absonderung  ein  besonderer  Gewahrsam  der  Berech- 
tigten nicht  erforderlich  ist. 

HI.  Kompensation.  Das  Recht  zur  Kompensation  steht  Jedem, 
der  zugleich  Gläubiger  und  Schuldner  des  Kridars  ist,  zu;  das  allge- 
meine russische  Reichsrecht  kennt  allerdings  keine  eigene  Norm 
hinsichtlich  derselben.  Wohl  aber  giebt  es  auch  hier  wiederum  Spezial- 
bestimmungen  für  die  Ostseeprovinzen,  nach  welchen  selbst  be- 
dingte und  noch  nicht  fällige  Forderungen  — jedoch  unter  Abzug  des 
sonst  entstehenden  Zinsengewinnes  (des  Interusuriums)  — kompensations- 
berechtigt sind  und  ebenso  auch  die  Besitzer  nicht  auf  Geld  gerich- 
teter Ansprüche  diese  Befugniss  austiben  können.4)  Forderungen,  welche 
erst  nach  der  Beantragung  der  Insolvenzerklärung  auf  dem  Wege 
freiwilliger  Zession  erworben  sind,  gewähren  kein  Recht  auf  Kom- 
pensation.5) Hinsichtlich  des  zu  kompensirenden  Betrages  sind  die 
Gläubiger  von  der  Verpflichtung  zur  Anmeldung  im  Konkurse  befreit.6) 

IV.  Anfechtung.  Alle  Forderungen,  welche  weder  von  der  Kon- 
kursverwaltung noch  von  einem  Gläubiger  in  der  Gläubigerversammlung 
angefochten  werden,  gelten  als  unbestritten.  Andernfalls  unterliegen 
sie  der  Beweispflicht  des  Anmeldenden  und  nur  solche  Ansprüche, 
welche  sich  auf  öffentliche  Dokumente,  auf  gültige  Wechsel,  auf 
rechtskräftige  Urtheile  und  auf  ordnungsmäsig  geführte  Han- 
delsbücher (deren  Auszüge  in  beglaubigter  Form  vorliegen  müssen), 
stützen,  haben  in  den  Ostseeprovinzen  die  Präsumtion  der  Rich- 
tigkeit für  sich  und  müssen  besonders  widerlegt  werden,  um  aus  dem  Ver- 
fahren auszuscheiden.7)  Doch  haben  auch  die  nicht  anerkannten  For- 


*)  Handelskonkursordnung  Art.  572—575. 

2)  Art.  22  der  Beilage  VII  zu  Art.  162  der  Verordn,  vom  9.  Juli  1889. 

3)  Ebendas.  Art.  28. 

4)  Ebendas.  Art.  16. 

5)  Provinzialrecht  der  Ostseeprovinzen  Bd.  III  Art.  3461  P.  1. 

6)  Art.  14  der  Beilage  VII  zu  Art.  162  der  Verordn,  vom  9.  Juli  1889* 

7)  Ebendas.  Art.  31. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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derungen,  wenn  nur  rechtzeitig  Appellation  wegen  ihrer  Zurückweisung 
angemeldet  wurde , das  Stimmrecht  in  der  Gläubigerversammlung. ]) 
Die  Entscheidung  über  die  Forderungen  und  ihre  Lokation  hat  nach 
allgemeinem  russischen  Reichsrecht  in  erster  Instanz  die  Gläu- 
bigerversammlung,2)  in  den  Ostseeprovinzen  das  Bezirksgericht.3) 
Die  Frist  der  Klaganstellung  beim  letzteren  ist  eine  dreimonatliche,  ge- 
rechnet vom  Tage  der  über  die  Zulassung  der  Forderung  votirenden 
Gläubigerversammlung.  Rechtsmittel  gegen  Entscheidungen  des  Be- 
zirksgerichts werden  auf  allgemeiner  civilprozessualischer  Grundlage 
ergriffen  und  verhandelt. 

§ 62. 

Y.  Das  formelle  Konkursrecht. 

1.  Das  Eröffnungsverfahren. 

Wie  bereits  oben  (§  58)  erwähnt,  beginnt  das  Konkursverfahren  ent- 
weder auf  Anzeige  des  Schuldners  oder  auf  Antrag  eines  oder  mehrerer 
Gläubiger.4)  Hierauf  untersucht  das  Gericht,  nachdem  es  die  Bethei- 
ligten vernommen  hat,  ob  die  vom  Gesetz  erforderten  Indizien  der  In- 
solvenz vorhanden  sind,  nimmt  im  Bejahungsfall  dem  Schuldner  den 
Revers  über  Verbleiben  am  Ort  ab  und  verfügt  eine  Inventur  seiner 
Mobilien  und  Immobilien.5)  Sodann  wird  durch  ein  Gerichtsmitglied 
eine  Generalabrechnung  der  Aktiva  und  Passiva  zusammengestellt  und 
dann  erst  das  eigentliche  Konkursdekret  gefällt  und  die  Insolvenz 
ausgesprochen. 

Nur  im  Falle  eigenen  Geständnisses  des  Schuldners  oder  seiner 
Flucht  kann  das  Dekret  schon  vor  Inventur  und  Generalabrechnung 
über  sein  Vermögen  gefällt  werden.6)  Eine  Personalhaft  des  Schuld- 
ners findet  nur  gegenüber  dem  kaufmännischen  Schuldner  oder  im 
Falle  der  Verletzung  seiner  Reversverpflichtung  statt.7)  Mit  der  Fäl- 
lung des  Konkursurtheils  wird  auch  die  in  den  Senatszeitungen  und  der 
örtlichen  Gouvernementszeitung  zu  inserirende  Publikation  der  Insol- 
venz verbunden,  womit  für  alle  Konkursgläubiger  ipso  iure  die  Verpflich- 
tung beginnt,  binnen  vier  Monaten  von  der  letzten  Insertion  ab  sich 
beim  Konkursgericht  zu  melden  und  womit  zugleich  die  Verpflichtung 
aller  Gerichte  des  Reichs  entsteht,  auf  in  ihrem  Bezirk  vorhandenes 
Vermögen  des  Schuldners  Beschlag  zu  legen.8)  Von  der  obligatori- 
schen Anmeldung  zum  Konkurse  sind  in  den  Ostseeprovinzen  die 


*)  Ebendas.  Art.  34. 

3)  Art.  18  der  Beilage  zu  Art.  1400  der  C.P.O.  (Reichsgesetzbuch  XVI,  1,  Bei- 
lage III  zu  Art.  1400  Anm.)  u.  Art.  784  ff.  der  letzteren. 

3)  Art.  31  f.  der  Beilage  YII  zu  Art.  162  der  Verordn,  vom  9.  Juli  1889. 

4)  Art.  21  der  Beilage  VI  zu  Art.  1400  der  C.P.O.  (Reichsgesetzbuch  XVI,  1, 
Beüage  III  zu  Art.  1400  Anm.). 

5)  Ebendas.  Art.  7 u.  23. 

6)  Ebendas.  Art.  25  u.  26. 

7)  Ebendas.  Art.  29. 

8)  Ebendas.  Art.  8.  Handelskonkursordnung  Art.  508. 
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Aussonderungsberechtigten  (§  61 1),  die  Absonderungsberechtigten  (§  61 II), 
die  Massegläubiger  und  die  Besitzer  bloss  zur  Kompensation  gestellter 
Forderungen  befreit. !) 

Die  Gläubiger  müssen  in  Person  oder  durch  Bevollmäch- 
tigte vertreten  sein  und  nur  bei  Forderungen  unter  600  Rbln.  wird 
Uebersendung  der  Forderungsanmeldung  per  Post  gestattet.  Die  Anmel- 
dung hat  schriftlich,  ohne  Stempelmarke  und  sonstige  formelle  Erforder- 
nisse, aber  unter  Anschluss  der  erforderlichen  Urkunden,  wozu  bei  Handels- 
förderungen ein  beglaubigter  Auszug  aus  den  Handelsbüchern  gehört,  zu 
erfolgen.1 2)  Bereits  laufende  Vollstreckungsmandate  werden  in  ihrer  Durch- 
führung durch  den  Konkurs  nicht  aufgehalten,  müssen  aber  den  Be- 
trag der  beigetriebenen  Summen,  insoweit  er  nicht  den  Aus-  und  Ab- 
sonderungsberechtigten zufällt,  in  die  Konkursmasse  fliessen  lassen.3) 

Sodann  erfolgt  die  Ernennung  des  provisorischen  Kurators, 
bei  welcher  (vgl.  oben  S.  694)  die  bereits  bekannten  Gläubiger  ein  Vor- 
schlagsrecht haben.  Die  letzteren  werden  ausserdem  zurTheilnahme  an  der 
Inventur  und  Schätzung  des  Vermögens  eingeladen,  welche  durch  den 
Kurator  und  Gerichtsvollstrecker  vorgenommen  wird  und  wobei  das 
Gericht  von  dem  Schuldner  einen  Revers  darüber  verlangt,  dass  er  kein 
Vermögen  verheimlicht  habe.4) 

Die  Bildung  der  definitiven  Konkursverwaltung  findet  statt, 
sobald  der  der  Summe  nach  grössere  Theil  der  Gläubiger  in  Person 
oder  durch  Vertreter  erschienen  ist.  Gewählt  wercfen  zwei  bis  drei 
Kuratoren,  welche  nicht  Gläubiger  zu  sein  brauchen,  und  von  denen 
einer  zum  Präsidenten  der  Verwaltung  ernannt  wird.5) 

Die  Bildung  der  Verwaltung  wird  publizirt.  Bei  geringfügiger 
Zahl  der  Gläubiger  (weniger  als  drei)  wird  keine  Konkursverwaltung 
gebildet,  sondern  die  Verwaltung  durch  den  provisorischen  Kurator 
fortgesetzt.6)  Die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  führt  das  Konkurs- 
gericht. 

2.  Die  Konstituirung  der  Passivmasse. 

I.  Das  Prüfungsverfahren.  Die  Prüfung  der  angemeldeten 
Forderungen  erfolgt  durch  die  allgemeine  Gläubigerversammlung,  welche 
nach  allgemeinem  russischen  Reichsrecht  auch  die  Befugniss  hat, 
in  erster  Instanz  ein  Urtheil  über  deren  Zulässigkeit  zu  fällen.7)  In 
den  Ostseeprovinzen  wird  dies  Urtheil  dem  Konkursgericht  über- 
tragen, wobei  jedoch  (vgl.  oben  S.  697)  gegenüber  solchen  Gläubigern, 
welche  auf  Vollstreckungsmandate,  laufende  Wechsel,  beglaubigte  Do- 


1)  Beilage  zu  Art.  162  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1889  Art.  14. 

2)  Handelskonkursordnung  Art.  511  ff. 

3)  Art.  12  der  Beilage  VI  zu  Art.  1400  der  C.P.O.  (Reicbsgesetzbucb  XVI,  1, 
Beilage  Iil  zu  Art.  1400  Anm.). 

4)  Ebendas.  Art.  7,  10  ff. 

5)  Ebendas.  Art.  2. 

6)  Ebendas.  Art.  15. 

7)  Handelskonkursordnung  Art.  581  P.  1 u.  8. 
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kumente  oder  ordnungsmässig  geführte  Handelsbücher  sich  stützen,  eine 
besondere  Anfechtung  seitens  der  Gläubigerversammlung  erforderlich  ist, 
während  alle  anderen  Gläubiger  ihrerseits  eine  Klage  auf  Anerkennung 
ihrer  Forderungen  bei  dem  Konkursgericht  einreichen  müssen. !)  Nach 
demselben  Prinzip  vertheilt  sich  auch  die  Beweislast  zu  Gunsten  oder  zu 
Lasten  der  angemeldeten  Forderung.  Von  der  Gläubigerversammlung 
anerkannte  Forderungen  können  übrigens  auch  in  den  Ostseepro- 
vinzen später  nicht  mehr  angefochten  werden.1 2) 

II.  Das  Prioritätsverfahren.  Die  Konkursverwaltung  ist  ver- 
pflichtet, einen  Plan  der  Befriedigung  der  einzelnen  Gläubiger  mit  einer 
allgemeinen  Abrechnung  zu  verbinden. 

Dieser  Vertheilungsplan  muss  die  Forderungen  in  zwei  Klassen 
loziren,  von  welchen  die  zweite  erst  nach  voller  Befriedigung  der  ersten 
zur  Perzeption  kommt.3)  In  die  erste  Klasse  gehören  in  den  Ost- 
seeprovinzen: 1)  Begräbnisskosten ; 2)  Kur-  und  Pflegekosten  des 

verstorbenen  Schuldners  für  das  letzte  Jahr  vor  seinem  Tod;  3)  der 
Dienstlohn  und  Arbeitslohn  des  letzten  Jahres  vor  der  Konkurseröffnung; 
4)  die  Steuerrückstände  der  letzten  drei  Jahre,  sowie  die  Rückstände 
etwaiger  Reallasten  während  derselben  Zeit;  5)  Pachtrückstände  des 
letzten  Jahres  vor  der  Konkurseröffnung;  6)  Lebensmittelschulden  der 
letzten  vier  Monate;  7)  die  Courtage  der  Börsenmakler  während  des 
letzten  Jahres;  8)  die  Morgengabe  des  rigischen  Stadtrechts  zu  Gunsten 
der  kinderlosen  Wittwen  (im  Betrage  von  240  Thal  er  Alb.  für  die 
Wittwen  aus  der  Kaufmannsgilde;  von  180  Tlialer  Alb.  für  die  Wittwen 
aus  der  Gewerkergilde) ; 9)  Forderungen  der  Pupillen,  der  Kinder  und 
der  Ehefrau,  des  Kridars  wegen  ihres  in  die  Verwaltung  des  ersteren 
gelangten  nicht  mehr  in  natura  vorhandenen  Vermögens,  während  in 
natura  Vorhandenes  einfach  aussonderungsberechtigt  ist.  Nur  in  den 
Gebieten  der  sog.  Gütergemeinschaft  (livländisches  Stadtrecht  und 
zum  Theil  estländisches  Stadtrecht)  hat  die  Ehefrau  diesen  Anspruch 
nicht.4) 

Die  zweite  Klasse  umfasst  alle  anderen  angemeldeten  Forderungen 
und  zwar  so,  dass  die  Zinsen  mit  dem  Kapital  lozirt  werden,  wobei  je- 
doch während  des  Konkurses  keine  Zinsen  laufen.  Kosten  werden  nicht 
zuerkannt  und  Forderungen  auf  Geldstrafen  kommen  erst  nach  Bezah- 
lung aller  anderen  Schuldner  an  die  Reihe.5) 

III.  Das  Vertheilungsverfahren.  Zur  Konkursmasse,  aus  wel- 
cher die  Befriedigung  der  Gläubiger  zu  erfolgen  hat,  gehört  alles  Ver- 
mögen des  Schuldners  zur  Zeit  der  Konkurseröffnung,  das  überhaupt 
veräussert  werden  kann,  alles  während  des  Konkurses  erworbene  Ver- 
mögen desselben,  und  alles  durch  Aufhebung  illoyaler  Verfügungen  des 

1)  Beilage  zu  Art.  162  der  Verordn,  vom  9.  Juli  1889  Art.  30. 

2)  Ebendas.  Art.  32. 

3)  Handelskonkursodnung  Art.  586  ff. 

4)  Beüage  zu  Art.  162  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1889  Art.  27  ff. 

5)  Ebendas.  Art.  36. 
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Schuldners  zurückgewonnene  Vermögen.1)  Aus  dieser  werden  die 
Gläubiger  in  der  (unter  Nr.  II)  erwähnten  Reihenfolge  befriedigt,  so 
dass  zuerst  die  Forderungen  der  ersten  Klasse  und  zwar  in  der  da- 
selbst angegebenen  Reihenfolge  zur  Befriedigung  gelangen.  Innerhalb 
der  ersten  Klasse  genannte  Gläubiger  werden,  falls  die  Masse  nicht 
zur  Befriedigung  Aller  reicht,  pro  rata  entsprechend  der  Höhe  ihrer 
Ansprüche  befriedigt.2)  Sodann  kommen  die  Forderungen  der  zweiten 
Klasse  daran,  wobei  dieselben  in  Raten  von  je  10  Prozent  ihrer  Höhe, 
je  nach  Massgabe  des  eingeflossenen  Konkurmassenkapitals  zur  Befrie- 
digung gelangen.3)  Noch  nicht  fällige  Forderungen  unterliegen  dabei 
dem  Abzug  des  Interusuriums  und  bedingte  Forderungen  haben  nur  einen 
Anspruch  auf  Asservirung  ihres  Kapitals  bis  es  sich  entscheidet,  ob  die 
Bedingung  erfüllt  wird,  oder  unerfüllt  bleibt.4) 

§ 63. 

3.  Die  Beendigung  des  Konkurses. 

Abgesehen  von  der  sofort  zu  erörternden  normalen  Beendigung  des 
Konkurses  durch  Vertheiluug  der  Masse  kann  der  Konkurs  auch  durch 
Vergleich  der  Gläubiger  zu  seinem  Ende  gelangen.  Schon  sofort 
nach  Ablauf  der  viermonatlichen  Meldungsfrist  kann  nämlich  der 
Schuldner  den  Gläubigern  zweiter  Klasse  einen  Vergleich  anbieten, 
welcher  als  angenommen  gilt,  wenn  zwei  Drittel  dieser  Gläubiger  mit 
drei  Vierteln  der  Forderungssumme  dieser  Klasse  in  ihn  gewilligt  haben 
und  das  Gericht  den  Vergleich  bestätigt.5)  Doch  darf  das  Gericht  bei 
Verdacht  eines  böswilligen  Bankrotts,  ferner  bei  Nichteinwilligung  irgend 
welcher  der  genannten  Gläubiger  in  eine  vorgeschlagene  Einräumung 
von  Vergünstigungen  an  bestimmte  Gläubiger,  sowie  im  Falle  der  Ein- 
wirkung von  dolus  auf  den  Vergleich  den  letzteren  nicht  bestätigen.6) 
Gläubiger  der  ersten  Klasse  werden  durch  den  Vergleich  nicht  tan- 
girt.7) 

Kommt  es  zu  keinem  Vergleich,  so  endigt  der  Konkurs  erst  nach 
vollständiger  Vertheilung  der  Masse  unter  die  angemeldeten  Gläu- 
biger nach  der  (S.  700)  angegebenen  Reihenfolge.  Doch  ist  es  gestattet, 
um  eine  nutzlose  Fortsetzung  der  Konkurs  Verwaltung  zu  vermeiden, 
etwaige  noch  nachgebliebene,  nicht  beigetriebene  Forderungen  des  Kridars 
einem  Bevollmächtigten  zu  übergeben,  der  nach  einem  Schnurbuch  und 
einer  schriftlichen  Instruktion  die  noch  etwa  eingehenden  Beträge  zu 
vertheilen  hat.8) 

*)  Ebendas.  Art.  18  u.  Art.  973  der  C.P.  0. 

2)  Beilage  zu  Art.  162  Art.  27  ff.  u.  36. 

3)  Ebendas.  Art.  27  u.  31. 

4)  Ebendas.  Art.  35,  39  u.  40. 

5)  Handelskonkursordnung  Art.  634  ff.  Beilage  zu  Art.  162  der  Verordn,  vom 
9.  Juli  1889  Art.  43  ff. 

6)  Beilage  zu  Art.  162  Art.  45. 

7)  Ebendas.  Art.  46. 

8)  Handelskonkursordnung  Art.  619. 
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Zum  Schluss  muss  die  Gläubigerversammlung  ihr  Gutachten  über 
die  Beschaffenheit  der  Insolvenz  abgeben.  Erkennt  sie  dieselbe  als  eine 
unverschuldete  an.  so  ist  Haftbefreiung  des  etwa  inhaftirten  Schuld- 
ners, Wiedereinsetzung  in  alle  seine  politischen  und  Gewerberechte  und 
eventuell  Ueberlassung  eines  Theils  der  Konkursmasse  an  ihn  und  seine 
Familie  die  Folge  des  Urtheils.1)  Doch  haftet  auch  der  unverschuldete 
Insolvente  mit  seinem  späteren  Neuerwerb  den  nicht  befriedigten  Kon- 
kursgläubigern, in  gleicher  Linie  wie  seinen  anderen  Kreditoren,  wobei 
ihm  jedoch  in  diesem  Fall  in  den  0 sts'eeprovinzen  ein  beneficium 
competentiae  zusteht.2)  Bei  fahrlässiger  Insolvenz  (sog.  einfachem 
Bankrott)  kann  der  kaufmännische  Kridar  auf  1 — 2 Jahre  der  Haft 
unterworfen  werden,  auch  ohne  besonderen  Antrag  der  Gläubiger,  der 
nicht  kaufmännische  nur  auf  Kosten  der  letzteren  und  nur  auf  beson- 
deren Antrag  derselben.3)  Bei  böswilligem  Bankrott  wird  der  Kri- 
dar dem  Krimin  algericht  übergeben  und  ist  mit  allen  seinen  Theil- 
nehmern  zu  bestrafen,  das  etwa  durch  Betrug  entfremdete  Vermögen 
aber  ist  der  Konkursmasse  zurückzuerstatten.4) 

Die  Schlussverfügungen  der  Gläubigerversammlung  werden  vom 
Gericht  bestätigt  und  publizirt.  Die  Entscheidungen  des  Konkurs- 
gerichts unterliegen  sowohl  der  Beschwerde  als  der  Appellation  auf  all- 
gemeiner civilprozessualischer  Grundlage,  letzterer  während  einmonat- 
licher Frist.5) 

Besondere  Bestimmungen  über  den  Konkurs  von  Handelsgesell- 
schaften und  Nachlass enschaften  sind  in  der  Konkursordnung 
nicht  enthalten. 

§ 65. 

B.  Abweichende  Bestimmungen  im  Konkursverfahren 
nach  russischem  Recht. 

Von  Professor  Dr.  J.  Engelmann. 

Das  Konkursrecht,  wie  es  vorstehend  (§§  56 — 64)  für  die  baltischen 
Provinzen  dargestellt  ist,  gilt  im  russischen  Kaiserthum.  Jedoch  bestehen 
in  den  Gouvernements,  wo  das  russische  Privat-  und  Handelsrecht  gilt, 
d.  h.  in  allen  Gouvernements  des  Kaiserthums  mit  Ausnahme  der  Ost- 
seeprovinzen, gegenüber  der  obigen  Darstellung  gewisse  im  Folgenden 
angegebene  Abweichungen. 

Für  die  bezeichn eten  Gouvernements  des  Kaiserthums  fällt  die 


b Handelskonkursordnung  Art.  621. 

2)  Provinzialrecht  der  Ostseegouvernements  Thl.  JII  Art.  3525  u.  3526.  Beilage  zu 
Art.  162  der  Verordn,  vom  9.  Juli  1889  Art.  42. 

3)  Handelskonkursordnung  Art.  622.  Beilage  VI  zu  Art.  1400  der  C.P.O.  Art.  2 
u.  29  (Reichsgesetzbuch  XVI,  1,  Beilage  III  zu  Art.  1400  Anm.). 

4)  Handelskonkurs  Ordnung  Art.  624.  Art.  7 der  Beilage  zu  Art.  1400  der  C.P.O. 

5)  Art.  8,  18  u.  19  der  Beilage  zu  Art.  1400  der  C.P.O. 
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B eschlagnalime  auf  Immobilien  durch  Vermerk  in  den  Hypo- 
thek enb  üch  er  n und  Alles,  was  damit  im  Zusammenhang  steht,  fort, 
und  wird  durch  ein  sehr  unvollkommenes  Verfahren  ersetzt,  indem  in 
der  Senatszeitung  ein  Veräusserungs-  und  Deteriorirungsverbot  des  mit 
Beschlag  zu  belegenden  Grundstücks  publicirt  wird.  Ferner  sind  die 
Bestimmungen  des  russischen  Rechts  über  das  materielle  Konkurs- 
recht lückenhaft.  Es  fehlen  genaue  Bestimmungen  über  Aussonderung 
und  Absonderung,  und  die  über  Kompensation  und  Anfechtung  sind 
weniger  durchgebildet.  Die  Kompensation  ist  nach  der  russischen 
Handelsprozessordnung  unbedingt  zulässig,  wo  Schuld  und  Forderung 
sich  in  einer  Hand  finden,1)  doch  ist  eine  Zession  der  Forderungen 
zwischen  Gläubigern  und  Schuldnern  des  Kridars  unzulässig.2) 

Was  das  formelle  Konkursrecht  betrifft,  so  sind  zunächst  die 
Anmeldungsfristen  für  die  Gläubiger  verschieden,  je  nach  dem  Gericht, 
bei  welchem  der  Konkurs  geführt  wird. 

Für  die  Konkurse  bei  den  Kommerzgerichten  sind  die  Fristen 
je  nach  der  Entfernung  des  Wohnorts  der  Gläubiger  vom  Gerichtsort 
bestimmt:  für  die  am  Gerichtsort  wohnenden  Gläubiger  zwei  Wochen, 
für  die  ausserhalb  des  Gerichtsorts,  aber  im  Reiche  lebenden  vier  Monate, 
für  die  im  Auslande  befindlichen  ein  Jahr,  gerechnet  vom  Tage  der 
letzten  Publikation  in  den  Zeitungen.  Für  die  Konkurse  in  Handels- 
und in  Nichthandelssachen  bei  den  Bezirksgerichten  besteht  die 
oben  erwähnte  einheitliche  Anmeldungspfficht  von  vier  Monaten,  ge- 
rechnet von  der  letzten  Publikation  in  der  Senatszeitung.  In  den  Ge- 
bieten, wo  die  Justizreform  noch  nicht  eingeführt  ist,  und  wo  die 
Konkurse  noch  bei  der  Gouvernementsregierung  geführt  werden, 
wird  von  dieser,  nach  Bedürfniss  des  einzelnen  Falles,  eine  besondere 
Frist,  jedoch  nicht  über  neun  Monate  bestimmt.3) 

Bei  der  Prüfung  der  angemeldeten  Forderungen  werden  dieselben 
in  drei  Arten  (rody)  getheilt. 4) 

Zur  ersten  Art  werden  gezählt5)  „unbestrittene  Forderungen,  die 
auf  augenscheinlich  unbestreitbaren  Urkunden  beruhen“. 

Dahin  gehören: 

1.  „Formell  gültige  Wechsel,  deren  Ausstellung  für  Geld,  Waaren 
oder  begründete  Forderungen  aus  den  Büchern  des  Schuldners  ersicht- 
lich ist.“  6)7) 


b H.P.O.  587. 

2)  H.P.O.  586. 

3)  Reichsgesetzbuch  Bd.  XVI.  Alte  Prozessordnung  Art.  678. 

4)  H.P.O.  580  ff. 

5)  H.P.O.  581.  Sz  erszene wicz,  S.  370  ff. 

6)  Das  heisst:  im  Falle  des  Konkurses  muss  bei  jedem  Wechsel  bewiesen  werden, 
dass  die  Valuta  wirklich  vorhanden  gewesen,  sonst  wird  die  Valuta,  die  nach  russi- 
schem Wechselrecht  als  wesentlicher  Bestandtheil  des  Wechsels  gilt,  als  nicht  vor- 
handen präsumirt  und  der  Wechsel  verliert  seine  Kraft. 

7)  Beim  Handelskonkurse  ist  ein  solcher  Beweis  aus  den  Handelsbüchern  möglich, 
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2.  „Schulden  für  ein  erworbenes  Grundstück,  falls  aus  den  Obli- 
gationen hervorgeht,  dass  die  Zahlung  ratenweise  erfolgen  sollte  und  der 
Verkäufer  sie  noch  nicht  erhalten  hat.“1)  Ferner  berechtigen 

3.  „Gesetzlich  vollzogene  Leihbriefe,  Verträge  und  Obligationen, 
falls  die  gezahlten  oder  erhaltenen  Summen,  Handgelder,  Kosten  und 
Gewinnantheile  aus  den  Büchern  ersichtlich  sind“,  zur  Befriedigung 
in  der  ersten  Klasse.2)  Ebenso 

4.  Schulden,  die  in  den  ordnungsmässig  geführten  Kontorbüchern 
verzeichnet  sind. 

5.  „Kapitalien  Unmündiger,  welche  vom  Kridar  zur  Verwendung 
in  seinen  Sachen  oder  im  Handel  genommen  sind,  wenn  dies  aus  den 
unter  No.  1,  3 und  4 bezeichneten  Urkunden  bewiesen  wird.“3) 

6.  Steuerrückstände  aller  Art,  aber  nicht  Forderungen  des  Fiskus 
aus  Verträgen. 

7.  Kirchengelder,  die  vom  Kridar  in  seinen  Angelegenheiten  ver- 
ausgabt und  nach  den  Büchern  der  Kirche  von  ihm  zu  fordern  sind. 

8.  Fiskalische  und  Privatforderungen,  die  gerichtlich  zuerkannt 
sind. 4) 

Der  zweiten  Art  werden  zugezählt: 

1.  Wechsel,  welche  die  Wechselkraft  überhaupt  nicht  gehabt  oder 
verloren  haben. 

2.  Wechsel,  welche  die  Wechselkraft  zwar  nicht  verloren  haben, 
bei  denen  jedoch  aus  den  Büchern  und  Akten  keine  klaren  Beweise  vor- 
liegen, dass  sie  für  Waaren,  Geld,  Vermögensstücke  oder  auf  Grund 
früherer  Abrechnung  in  Handelssachen  ausgestellt  sind. 

3.  Leihbriefe,  Verträge  und  Obligationen,  die  zwar  ordnungs- 
mässig vollzogen  sind,  bei  denen  jedoch  aus  ihrem  Gegenstände  oder 
Inhalt  der  Verdacht  begründet  ist,  dass  sie  zur  Belastung  der  Masse 
mit  unberechtigten  Forderungen  vollzogen  seien.5) 


dagegen  gerathen  beim  Nichthandelskonkurse  die  Gläubiger  durch  die  Präsumtion  in 
eine  ungemein  schwierige  Lage. 

Mit  Recht  bemerkt  Szerszenewicz  (a.  a.  0.  S.  371),  dass  hier  die  Unhaltbar- 
keit der  von  den  meisten  neuem  Wechselordnungen  aufgegebenen  Valutabestimmung 
deutlich  hervortrete. 

b Eine  solche  Forderung  gehört,  auch  falls  die  Zahlung  nicht  ratenweise,  sondern 
erst  in  einem  späteren  Termin  auf  einmal  erfolgen  sollte,  ebenfalls  in  die  erste  Klasse 
(ebenda). 

2)  Nur  dieser  letzte  Zusatz  beseitigt  die  schädliche  Wirkung  des  vorhergehenden 
Satzes,  der  sonst  den  Gläubiger  durch  Auferlegung  eines  häufig  unmöglichen  Beweises 
schädigen  müsste  (Szerszenewicz,  ebenda). 

3)  Diese  Bestimmung  könnte  zur  Folge  habep.  dass,  wenn  der  Kridar  in  seinen 
Büchern  nicht  vermerkt  hat,  er  habe  die  Kapitalien  Unmündiger  verwandt,  diese  letzte- 
ren mit  ihren  Forderunpen  gar  nicht  in  die  erste  Klasse  gelangen  (Szerszenewicz, 
a.  a.  0.  S.  371). 

4)  H.P.O.  581. 

5)  H.P.O.  582. 
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Zur  dritten  Art  der  Schulden  gehören  die,  „die  sich  auf  ungül- 
tige Urkunden  stützen“.  Hierher  werden  gezählt: 

1.  Alle  Forderungen,  welche  verjährt  sind. 

2.  Alle  Forderungen  aus  Urkunden,  die  nicht  ordnungsmässig  voll- 
zogen sind. l) 

Die  Anmeldungen  der  Forderungen  der  zweiten  und  dritten  Art 
werden  mit  der  Aufschrift,  dass  und  aus  welchem  Grunde  sie  nicht 
akzeptirt  worden  seien,  zurückgegeben ; diese  Forderungen  können  als- 
dann nur  durch  eine  Klage  beim  Konkursgericht  in  siebentägiger  Frist 
geltend  gemacht  werden.  Dieses  bestätigt  entweder  die  Verfügung  der 
Konkursverwaltung,  oder  anerkennt  die  Forderung,  welche  dann  unter 
die  Forderungen  erster  Art  aufgenommen  werden  muss.2) 

Nach  Beendigung  der  Prüfung  hat  die  Konkursverwaltung  einen 
Vertheilungsplan  zu  entwerfen,  bei  dem  die  auf  ungültigen  Urkunden 
beruhenden  Forderungen  ausgeschlossen,  die  übrigen  aber  in  vier  Klassen 
eingetheilt  werden:  1)  Forderungen,  die  voll  befriedigt  werden  müssen; 
2)  Forderungen,  die  im  Konkurse  zu  befriedigen  sind;  3)  zweifelhafte 
Forderungen,  über  die  noch  vor  Gericht  verhandelt  wird;  4)  Forde- 
rungen, die  nur  zu  befriedigen  sind,  falls  nach  Befriedigung  der  drei 
ersten  Klassen  noch  ein  Best  übrig  bleibt.3)4) 

Zur  ersten  Klasse  gehören:5) 

1)  Kirchengelder  (s.  oben  S.  704);  2)  Steuern!  ckstäpde;  3)  Pfand- 
forderungen; 4)  Kapitalien  Unmündiger,  die  der  Kridar  kraft  elter- 
licher Gewalt  oder  als  Vormund  verwaltet  und  in  seinem  Geschäft  an- 
gelegt hat;  5)  Lohn  der  Dienstboten  und  Arbeiter  für  die  letzten  sechs 
Monate;6)  6)  Forderungen  der  Lieferanten  von  Lebensmitteln  für  die 
vier  letzten  Monate;  7)  Forderungen  der  Haus-  und  Gastwirthe  für 
Wohnung  und  Tisch;  8)  Forderungen  der  Bauarbeiter;  9)  See-  und 
Landfrachten;  10)  Forderungen  der  Börsenmakler  und  Börsen arbeiter 
für  ein  Jahr;  11)  Konkurskosten. 

9 Diese  weder  im  Recht  Liv-,  Est-  und  Kurlands,  noch  in  anderen  modernen 
Konkursordnungen  vorkommende  zweckwidrige  und  völlig  unnütze  Eintheilung  in  „Arten“ 
ruft  in  der  Praxis  nur  Verwirrung  und  Streitigkeiten  hervor  (vergl.  auch  Szerszene- 
wicz,  a.  a.  0.  S.  373). 

2)  H.P.O.  594. 

3)  H.P.O.  598. 

4)  Der  Eintheilung  in  Arten  (rody)  lag  der  Begriff  der  Unbestreitbarkeit  oder 
der  grösseren  oder  geringeren  Bestreitbarkeit  der  Forderungen  zu  Grunde;  der  soeben 
erwähnten  Eintheilung  in  Klassen  (rasrädy)  liegt  der  Begriff  des  Vorzugs  bei  der  Be- 
friedigung zu  Grunde.  Wir  erwähnten  oben,  dass  das  russische  Recht  eine  Aus- 
sondernng  und  Absonderung  beim  Konkursverfahren  nicht  kennt.  Was  nach  dem  Recht 
Liv-,  Est-  und  Kurlands  und  anderer  Konkursordnungen  dadurch  erreicht  wird,  soll  durch 
Bestimmungen  gelegentlich  der  Eintheilung  der  Forderungen  in  Klassen  bewirkt  werden. 
Freilich  wird  der  Zweck  nur  sehr  unvollkommen  erreicht,  wie  aus  dem  Folgenden 
hervorgeht. 

5)  H.P.O.  599. 

6)  Weiter  zurückgehende  Lohnforderungen  derselben  werden  in  der  zweiten  Klasse 
(im  Konkurs)  befriedigt. 
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Diese  Forderungen  sollen  sämmtlich  von  der  Konkursverwaltung 
ans  den  vorhandenen  Mitteln  voll  befriedigt  werden,  wenn  dazu  jedoch 
die  Masse  nicht  ausreicht,  so  werden  zuerst  die  Kirchengelder  ausge- 
zahlt, die  übrigen  im  Konkurse  pro  rata  befriedigt.1)2 3). 

Sind  die  Forderungen  der  ersten  Klasse  voll  befriedigt,  dann  wird 
die  übrige  Summe  der  Masse  unter  die  der  zweiten  Klasse  angehören- 
den Gläubiger  vertheilt,  falls  sie  nicht  voll  befriedigt  werden  können. 

Zur  zweiten  Klasse  werden  gezählt:  alle  Forderungen  Privater 
und  des  Fiskus,  die  als  unstreitig  von  der  Konkursverwaltung  oder  dem 
Gericht  anerkannt  worden  sind.**) 

Zur  dritten  Klasse  gehören  die  von  der  Konkursverwaltung  als 
streitig  zurückgewiesenen  Forderungen,  doch  müssen  diese  im  Ver- 
theilungsplan gleich  den  unbestrittenen,  für  den  Fall  der  Anerkennung 
durch  gerichtliches  Urtheil,  berücksichtigt  werden.  Werden  die  Forde- 
rungen vom  Gericht  zurückgewiesen,  so  wird  durch  die  zu  ihrer  Be- 
friedigung bereitgehaltene  Summe  der  Antheil  der  übrigen  erhöht.4) 

Zur  vierten  Klasse  gehören:5) 

1.  Forderungen,  die  in  der  gesetzlichen  Frist  nicht  angemeldet 
worden  sind. 

2.  Forderungen  aus  Leihbriefen,  die  beim  Notar  (zur  Fixirung  des 


1)  H.P.O.  600. 

2)  Der  hier  angegebene  Fall  wird  jedenfalls  Vorkommen,  wird  sich  aber  nicht 
einfach  nach  der  oben  gegebenen  Regel  lösen  lassen.  Wer  wird  den  Pfandgläubiger 
zwingen,  sich  eine  Befriedigung  im  Konkurse  gefallen  zu  lassen?  Er  wird  einfach  auf 
dem  Verkauf  des  Pfandobjekts  bestehen  und  sich  aus  demselben  bezahlt  machen  (auch 
ist  das  an  einer  anderen  Stelle  der  Konkursordnung  direkt  gesagt).  Ebenso  wenig 
wird  der  Fiskus  sich  eine  Verkürzung  der  Steuerrückstände  im  Konkurse  gefallen 
lassen.  Niemand  wird  im  Stande  sein,  ihn  zu  hindern,  die  Steuerrückstände  im  admi- 
nistrativen Wege  beizutreiben.  Endlich,  wer  wird  die  Leitung  eines  Konkurses  über- 
nehmen, wenn  die  Kosten  nicht  gedeckt  werden?  In  der  Praxis  werden  sie  eben  stets 
aus  den  vorhandenen  Mitteln  bezahlt,  und  zwar  mit  Recht  — in  erster  Linie,  weil  sonst 
das  Verfahren  nicht  vorwärts  ginge.  Die  Vergütung  an  den  N hlasskurator  und  die 
Mitglieder  des  Konkursgerichts  dagegen  können  wirklich  unter  die  Schulden  erster 
Klasse  fallen. 

Ausserdem  treten  sofort  Unklarheiten  und  Widersprüche  hervor:  Die  erwähnten 
Forderungen  sollen  von  der  Konkursverwaltung  aus  den  ersten  einlaufenden  Geldern 
befriedigt  werden  — in  welcher  Frist?  Das  Gesetz  erwähnt  keine  Frist,  es  wird 
jedenfalls  die  Anmeldungsfrist  der  Gläubiger  abgewartet  werden  müssen.  Nach  dem 
Gesetz  geschieht  die  Auszahlung  durch  die  Konkursverwaltung,  unabhängig  von 
irgend  welchen  Beschlüssen  der  Generalversammlung.  Doch  kann  sich  dies  in  vollem 
Umfang  nur  auf  die  Kirchengelder  beziehen,  da  die  übrigen  Forderungen  erster  Klasse 
eventuell  auch  nur  pro  rata  befriedigt  werden  können.  Ob  das  der  Fall  sein  muss, 
wird  sich  aber  oft  erst  nach  Feststellung  der  Aktiva,  die  in  der  Generalversammlung 
erfolgt,  ermessen  lassen.  In  solchem  Falle  würde  die  Konkursverwaltung  vor  der 
Generalversammlung  nichts  auszahlen,  ja  nicht  einmal  die  laufenden  Kosten  des  Kon- 
kurses bezahlen  dürfen  — eine  ganz  unmögliche  Lage. 

3)  H.P.O.  601. 

4)  H.P.O.  602. 

5)  H.P.O.  603. 
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Datums)  in  der  gesetzlichen  Frist  nicht  zur  Beglaubigung  vorgewiesen 
sind,  oder  nach  dem  Verfalltage  nicht  in  dreimonatlicher  Frist  zur 
Beitreibung  eingeklagt  oder  wegen  Nichtzahlung  protestirt  worden 
sind. !) 

3.  Forderungen  aus  Verträgen,  die  im  Laufe  eines  Jahres  nach 
Verfall  nicht  gerichtlich  geltend  gemacht  worden  sind. 

4.  Forderungen  aus  „Privaturkunden,  ausgefertigt  ohne  Stempel- 
marken.“ 

Was  sonstige  Abweichungen  betrifft,  so  ist  zu  bemerken,  dass  im 
Gegensatz  zu  den  in  Liv-Est-Kurland  geltenden  Bestimmungen,  nach 
russischem  Recht  an  der  Generalversammlung  nur  Gläubiger  theil- 
nehmen  dürfen,  deren  Forderungen  von  der  Konkursverwaltung  aner- 
kannt worden  sind.* 2) 

Ferner  wird  nach  russischem  Recht  der  Schuldner,  wenn  seine 
Zahlungsunfähigkeit  für  „unverschuldet“  erklärt  worden  ist,  von  jeder 
weiteren  Verantwortlichkeit  für  seine  früheren  Schulden  befreit,  selbst 
wenn  er  später  Vermögen  erwirbt.3)  Der  einfache  Bankrotteur,  dessen 
Zahlungsunfähigkeit  für  eine  leichtsinnig  herbeigeführte  erklärt  wor- 
den ist,  bleibt  seinen  Gläubigern  nach  wie  vor  verpflichtet,  und 
wenn  er  später  zu  Vermögen  gelangt,  so  haben  die  Konkursgläubiger 
ein  Vorrecht  vor  anderen  Gläubigern  auf  Befriedigung  aus  diesem 
Gute.4) 

Bei  den  Bestimmungen  über  den  Vergleich  fehlt  die  Bestim- 
mung, dass  am  Beschluss  über  den  Vergleich  nur  die  Gläubiger  der 
zweiten  Klasse  Theil  zu  nehmen  haben,  eine  Bestimmung,  die  ihren 
Grund  darin  hat,  dass  die  Gläubiger  erster  Klasse,  da  sie  stets  voll  be- 
friedigt werden,  sehr  geneigt  sein  werden,  auf  Kosten  Anderer  einen 
Vergleich  zu  schliessen.  Ebenso  fehlt  die  Bestimmung,  dass  das  Ge- 
richt einen  Vergleich  nicht  bestätigen  darf,  wenn:  a)  Anzeigen  bös- 
willigen Bankrotts  vorhanden  sind,  b)  einigen  Gläubigern  Vorrechte  zu- 
gestanden sind,  und  dieses  Zugeständniss  nicht  einstimmig  erfolgte, 
c)  wenn  der  Kridar  zur  Herbeiführung  des  Vergleichs  verwerfliche 
Mittel  oder  Täuschung  anwandte,  und  dass  diejenigen,  die  durch  Zwang 
und  Betrug  veranlasst  wurden  zuzustimmen,  die  Aufhebung  des  Ver- 
gleichs ihnen  gegenüber  verlangen  können. 


b Hier  werden  an  und  für  sich  gültige  Forderungen  wegen  blosser  Formfehler 
ihrer  Wirkung  beraubt. 

2)  Diese  Bestimmung  ist  in  Beziehung  auf  die  Gläubiger,  die  gegen  Abweisung 
durch  die  Konkursverwaltung  beim  Konkursgericht  geklagt  haben,  deren  Sache  noch 
nicht  entschieden  ist  und  die  möglicher  Weise  vom  Gericht  als  vollberechtigt  aner- 
kannt werden  und  daher,  so  lange  das  Gericht  nicht  gegen  sie  entschieden  hat,  als 
Gläubiger  betrachtet  werden  müssen,  ungerecht  (H.P.O.  609). 

3)  H.P.O.  621. 

4)  H.P.O.  623. 
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III.  Theil. 

Erbschaftsregulierung. 

A.  Die  Erbschaftsregulierung  nach  dem  Recht  der  Ostsee- 
provinzen Liv-,  Est-  und  Kurland. 

Von  Professor  Dr.  C.  Erdmann. 

Quellen  der  Darstellung.  1.  Provinzialrecht  der  Ostsee- 
gouvernements, Bd.  III  in  offizieller  deutscher  Uebersetzung.  St. 
Petersburg  1864. 

2.  Verordnung  über  Reorganisation  des  Gerichtswesens 
in  den  baltischen  Gouvernements  von  1889.  In  offizieller  deut- 
scher Uebersetzung  von  A.  v.  Nolcken.  Dorpat-Riga  bei  Schnakenburg 
1889  (gegenwärtig  auch  Theil  der  Civilprozessordnung  des  russischen 
Reichs  Bd.  V.,  Abth.  3,  Art.  1799  ff.). 

3.  Erdmann.  System  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen  Bd.  III. 
Riga  bei  N.  Kymmel  1889. 

§ 65. 

1.  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

Das  normale  Nachlassgericht  ebensowohl  in  Russland  wie  in  den 
Ostseeprovinzen  ist  gegenwärtig  das  Bezirksgericht,1)  wobei  jedoch 
geringfügige  Nachlassenschaften  hier  ebenso  wie  im  eigentlichen  Russ- 
land der  Judikatur  des  Friedensgerichts  unterstellt  sind  und  Erbschaften 
der  Bauern,  solange  sich  kein  eigentlicher  Rechtsstreit  unter  den  Inter- 
essenten entwickelt,  der  Judikatur  desjenigen  Gemeindegerichts  unter- 
liegen, in  dessen  Bezirk  sich  der  Nachlass  des  Verstorbenen  befindet.2) 

Und  zwar  ist  dasjenige  Bezirksgericht  das  kompetente,  in  dessen 
Bezirk  der  Erblasser  sein  letztes  Domizil  genommen®  hatte.  Es  muss 
ein  wahres  Domizil  und  nicht  bloss  ein  vorübergehender  Aufenthaltsort 
vorliegen. 3) 

Während  so  für  die  definitive  Behandlung  der  Nachlassangelegen- 
heiten regelmässig  das  Bezirksgericht  zuständig  ist,  steht  die  proviso- 
rische Sicherstellung  des  Nachlasses,  dessen  Versiegelung  und  Ent- 
siegelung,  Schätzung  und  Inventur  unter  der  Leitung  desjenigen  Distrikts- 
friedensrichters, in  dessen  Distrikt  der  Nachlass  sich  befindet.  Doch 
können  die  interessirten  Personen  sich  statt  seiner  auch  an  einen  der 
in  der  Nähe  lebenden  Ehrenfriedensrichter  wenden.4)  Falls  schon  in 
diesem  Stadium  der  Sache  die  Einsetzung  einer  Nachlasskuratel  erfor- 


9 Verordnung  über  Reorganisation  des  Gerichtswesens  in  den  Ostseeprovinzen  vom 

9.  Juli  1889  Art.  274.  — C.P.O.  Art.  1801. 

3)  Verordnung  über  Reorganisation  der  Bauerbehörden  vom  9.  Juli  1889  Art.  233. 

3)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Einleitung  Art.  XXXIV  und  Art.  3066  ff. 

4)  Verordnung  über  Reorganisation  des  Gerichtswesens  vom  9.  Juli  1889  Art.  234  ff. 
(C.P.O.  Art.  1971  ff). 
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derlich  scheint,  so  verfügt  der  Friedensrichter  oder  Ehrenfriedensrichter 
eine  solche  und  überlässt  dann  die  Ernennung  und  Beaufsichtigung  des 
Kurators  der  Vormundschaftsbehörde.1) 

Was  die  Nachlassenschaften  der  Ausländer  betrifft,  so  muss 
schon  an  dieser  Stelle  der  Staatsverträge  gedacht  werden,  welche 
das  russische  Reich  mit  Italien  (Konvention  vom  16./28.  April  1875), 
dem  Deutschen  Reich  (Konvention  vom  31.  Oktober/12.  November 
1874),  mit  Frankreich  (Konvention  vom  10.  März/1.  April  1870)  und 
Spanien  (1879)  abgeschlossen  hat.  Nach  diesen  soll  über  den  be- 
weglichen Nachlass  (wohin  auch  alle  Forderungsrechte  gehören)  eines 
Angehörigen  der  gedachten  Staaten  nicht  das  Recht  des  Domizils,  sondern 
das  Recht  der  Unterthanenschaft  entscheiden  und  nicht  das  Ge- 
richt des  Wohnorts,  sondern  das  Konsulat,  resp.  Gericht  seines  Heimath- 
staats  die  Beurtheilung  haben.2)  Nur  wenn  der  Erbprätendent  Unter- 
than  Russlands  ist,  unterliegt  die  Entscheidung  über  sein  Erbrecht  auch 
den  russischen  Gerichten.3) 

§ 66- 

2.  Die  Erbfolge  im  Allgemeinen. 

Das  Erbrecht  der  Ostseeprovinzen  hat  gegenwärtig  zu  seiner  allge- 
meinen Grundlage  das  römisch-rechtliche  Prinzip  der  Universalsukzession 
und  der  hereditas  iacens  als  juristischer  Person  angenommen,  wenn 
sich  auch  im  Einzelnen  mannichfache  Abweichungen  von  demselben  er- 
halten haben.4)  An  dieser  Stelle  können  natürlich  nur  die  Hauptpunkte 
Erwähnung  finden. 

I.  Die  Erbfähigkeit.  Die  eigentliche  Erbunfähigkeit  im 
Gegensatz  zu  der  Erbunwürdigkeit  (welche  nicht  bloss  die  Berufung 
ungültig  macht,  sondern  auch  die  bereits  erworbene  Erbschaft  wieder 
entreisst)  ist  nach  dem  Rechte  der  Ostseeprovinzen  nur  vorhanden: 

1.  bei  den  zur  Todeszeit  des  Erblassers  noch  nicht  existenten 
physischen  Personen  oder  den  zu  dieser  Zeit  schon  Verstorbenen. 
Embryonen  können  eingesetzt  werden,  wenn  sie  zur  Todeszeit  schon 
konzipirt  waren,  desgleichen  juristische  Personen,  wenn  sie  zur  Be- 
rufungszeit existiren.5) 

2.  bei  den  zu  schwerer  Zwangsarbeit  oder  zur  Ansiedelung  Ver- 
urteilten.6) 

Juristische  Personen  jeder  Art,  auch  Stiftungen  und  die  hereditas 
iacens  selbst,  sind  erbfähig.  Im  Uebrigen  muss  aber  die  Erbfähigkeit 
nich  bloss  zur  Berufungszeit,  sondern  auch  zur  Zeit  der  Testamentserrich- 


9 Ebendas.  Art.  272  u.  273  (C.P.O.  Art.  2009  u.  2010). 

2)  Vgl.  die  angeführten  Konventionen  Art.  10  und  S.  748  f. 

3)  S.  die  Konventionen  Art.  10. 

4)  Erdmann,  System  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen  Bd.  III,  S.  5 ff. 

5)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  1695.  Erdmann,  a.  a.  0.  S.  12. 

6)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  1696. 
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tung  vorhanden  sein,  wovon  nur  das  in  den  estländischen  Städten  gel- 
tende liibische  Recht  eine  Ausnahme  macht.1) 

Neben  der  absoluten  Erbunfähigkeit  kommt  in  den  Ostseeprovinzen, 
verbunden  mit  der  Erbunwürdigkeit,  eine  relative  Erbunfäbigkeit 
gegenüber  bestimmten  Nachlassenschaften  vor,  bei  welcher  sowohl  die 
Berufung  zur  Erbschaft,  als  auch  der  schon  gemachte  Erbschaftserwerb 
wegfallen.2)  Und  zwar  fällt  jeder  erbrechtliche  Vortheil  fort  für  Per- 
sonen, die  den  Erblasser  getödtet,  durch  Zwang  beeinflusst,  seine  Rechts- 
fähigkeit bestritten  oder  ohne  sein  Wissen  über  seinen  Nachlass  bei 
seinen  Lebzeiten  paktirt  haben;  ferner  für  den  Ehegatten  im  Falle 
einer  wisssentlich  nichtigen  Ehe  und  für  die  Ehebrecherin.  Der  testa- 
mentarische Nachlass  geht  ausserdem  auch  demjenigen  verloren,  welcher 
das  Testament  anficht,  eine  testamentarische  Vormundschaft  oder  den 
testamentarischen  Auftrag  der  Besorgung  des  Begräbnisses  ablehnt, 
oder  binnen  Jahresfrist  testamentarische  Auflagen  nicht  erfüllt.3)  Ferner 
geht  das  Recht  auf  Universalsukzession  (nicht  aber  auf  ein  etwaiges 
Legat)  in  einer  Reihe  von  Fällen  verloren,  wo  Jemand  sich  seiner  Fa- 
milie durch  sein  sittliches  Verhalten  unwürdig  gemacht  hat.4)  End- 
lich führt  das  Gesetz  an-  dieser  Stelle  das  Recht  einiger  Wohlthätigkeits- 
anstalten  an,  an  Stelle  der  Blutsverwandten  in  den  ganzen  Nachlass 
oder  einen  Theil  des  Nachlasses  ihrer  Pfleglinge  ein  zu  treten.5) 

II.  Der  Erwerb  der  Erbschaft.  Zum  Erwerbe  einer  Erbschaft 
gehört  hier  als  erste  und  wichtigste  Voraussetzung  der  Erb  an  fall, 
d.  h.  die  rechtsgültige  Berufung.  Das  Provinzialrecht  der  Ostseepro- 
vinzen unterscheidet  drei  Arten  der  Berufung,  die  Intest aterbfolge, 
die  testamentarische  Berufung  und  den  Erbeinsetzungsvertrag,6) 
wobei  in  Kurland  — in  konsequenter  Durchführung  des  Prinzips  der 
Universalsukzession  — eine  Konkurrenz  des  testamentarischen  Erb- 
rechts mit  der  Intestaterbfolge  nicht  gestattet  wird,  während  in  Liv- 
land und  Estland  in  Erhaltung  alter  deutschrechtlicher  Anschauungen 
die  testamentarische  Berufung  sich  auf  die  im  Testament  genannten 
Vermögenstücke  und  Vermögensbeträge  beschränkt.7) 

Nach  dem  Erbanfall  findet  nun  auch  hier  der  eigentliche  Erwerb 
der  Erbschaft  erst  durch  den  Erbschafts  an  tritt  statt.  Und  zwar  muss 
jeder  Erbe,  auch  der  vertragsmässige,  die  Erbschaft  antreten,  um  sie 
erwerben  zu  können.8)  Präsumirt  wird  eine  Antretung  nur  für  solche 
Personen,  welche  mit  dem  Erblasser  in  Familiengemeinschaft  in  seinem 
Hause  bis  zu  seinem  Tode  gelebt  haben  und  binnen  Jahr  und  Tag 


b Ebendas.  Art.  1697. 

2)  Erdmann,  a.  a.  0.  S.  501  ff. 

3)  Provinzialrecht  Bd.  III  Art.  2848  ff. 

4)  Ebendas.  Art.  2856  ff. 

5)  Ebendas.  Art.  2869  u.  2770. 

6)  Ebendas.  Art.  1700. 

b Ebendas.  Art.  1701.  Erdmann,  a.  a.  0.  S.  17  ff. 

8)  Ebendas.  Art.  2622.  Erdmann,  a.  a.  0.  S.  413. 
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(d.  h.  1 Jahr  6 Wochen  3 Tage)  in  Liv-  und  Estland,  binnen  eines 
Jahrs  in  Kurland,  im  Besitz  des  Nachlasses  bleiben. A)  Alle  übrigen 
Personen  müssen  innerhalb  derselben  Frist  ausdrücklich  ihre  An- 
tretungsabsicht erklären,  widrigenfalls  sie  als  Ausschlagende  ange- 
sehen werden.  Für  alle  Erbprätendenten  verkürzt  sich  diese  Frist  im 
Fall  der  Erlassung  eines  Nachlassproklams.* 2) 

Bis  zur  Antretung  der  Erbschaft  gilt  dieselbe  als  hereditas  ia- 
cens  mit  juristischer  Persönlichkeit.3)  Das  Vorhandensein  eines  Nach- 
lasskurators ist  für  dieselbe  nicht  erforderlich  und  tritt  regelmässig 
erst  auf  Antrag  der  Erbprätendenten  ein.  Von  sich  aus  kann  das 
Nachlassgericht  nur  bei  Unbekanntschaft,  Abwesenheit,  Wegfall,  Minder- 
jährigkeit der  Erben  oder  Insolvenz  des  Nachlasses  zur  Anordnung 
einer  Kuratel  oder  zur  Einmischung  in  den  Nachlass  schreiten.4) 

Als  Deliberationsfrist  für  den  Erben  gilt,  abgesehen  von  einem 
Nachlassproklam,  die  schon  erwähnte  Frist  von  Jahr  und  Tag  in  Liv- 
und  Estland,  von  einem  Jahr  in  Kurland,  wobei  jedoch  auf  Verlangen 
von  Gläubigern,  Legataren  oder  Erbschaftssubstituten  vom  Richter  eine 
ausdrückliche  neunmonatliche  Ueberlegungsfrist  gestellt  werden  kann.5) 

Ausser  der  schon  erwähnten  Präsumtion  der  Ausschlagung  der 
Erbschaft  bei  Versäumniss  der  gesetzlichen  oder  richterlichen  Erklä- 
rungsfrist kann  eine  ausdrückliche  Ausschlagung  solange  stattfinden, 
als  nicht  eine  ausdrückliche  oder  präsumirte  Antretung  stattgefunden 
hat.  Doch  gehört  zur  Ausschlagung  die  Kenntniss  des  Delationsgrundes, 
so  dass  Ausschlagung  der  Intestaterbfolge  noch  nicht  Ausschlagung 
einer  dem  Erben  unbekannten  testamentarischen  Berufung  bedeutet.6) 
Auch  Legate  müssen  nach  dem  Rechte  der  Ostseeprovinzen  ausge- 
schlagen werden,  wobei  jedoch  auch  hier  in  der  Nichtmeldung  binnen 
der  Verjährungszeit  oder  während  der  Proklamfrist  eine  Ausschlagung 
zu  sehen  ist.7)  Auch  dem  Erben  des  Legatars  steht  die  Ausschlagung 
des  Legats  zu,  so  lange  dasselbe  nicht  vom  Legatar  ausdrücklich  an- 
genommen war.8) 

III.  D as  Beneficium  inventarii  hat  in  den  Ostseeprovinzen  in  seiner 
gemeinrechtlichen  Form  Anerkennung  gefunden,  setzt  jedoch  seinen  Vorbe- 
halt bei  der  Antretung  voraus,  lässt  dann  den  Erben  für  Erbschaftsschul- 
den nur  bis  zum  Betrage  der  Erbschaft  haften  und  hält  die  beiden  Ver- 
mögensmassen des  Erben  und  der  Erbschaft  getrennt,  bis  die  letztere 
vollständig  reguliert  ist.  Als  Inventar  gilt  dabei  das  vom  Erblasser 
aufgenommene.  Im  Ermangelungsfalle  hat  der  Erbe  in  Kurland  binnen 

*)  Ebendas.  Art.  2627  u.  2631. 

2)  Ebendas.  Art.  2619  ff.  u.  2634  ff. 

3)  Ebendas.  Art.  713,  1691. 

4)  Ebendas.  Art.  2589  und  Regeln  zum  Civilprozess  von  1889  Art.  64  (C.P.O. 
Art.  2009). 

5)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2634. 

6)  Ebendas.  Art.  2779  ff. 

7 ) Ebendas.  Art.  2815  ff. 

8)  Ebendas.  Art.  2200. 
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eines  Jahres,  in  Liv-  und  Estland  binnen  zwei  Monaten  eine  gericht- 
liche Inventarisirung  nachzusuchen.1)  In  Liv-  und  Estland  kann 
er  ausserdem  selbst  dann,  wenn  er  den  rechtzeitigen  Vorbehalt  ver- 
säumt hat,  durch  Einreichung  eines  nachträglich  beeidigten  Verzeich- 
nisses, der  sog.  Spezifikation,  unter  gleichzeitiger  Herausgabe  des  Nach- 
lasses, sich  von  der  Haftung  ex  propriis  befreien.2 3) 

Auch  das  beneficium  separationis  bonorum,  durch  welches  die 
Gläubiger  des  Nachlasses  sich  vor  einer  Vermischung  desselben  mit 
dem  Vermögen  des  überschuldeten  Erben  schützen  können,  ist  hier  re- 
zipirt. ,H) 

§ 67. 

3.  Die  Intestaterbfolge. 

Wie  die  meisten  dem  germanischen  Recht  entstammenden  Partiku- 
larrechte hat  auch  das  Recht  der  Ostseeprovinzen  neben  den  Blutsver- 
wandten die  Ehegatten  mit  ihren  Ansprüchen  an  den  Nachlass  der  ver- 
storbenen Gatten  in  erster  Linie  berücksichtigt.  Und  zwar  gehen  deren 
Erbrechte  mit  den  Rechten  der  Blutsverwandten  parallel,  einerlei  wie 
nahe  oder  wie  fern  die  gerade  erbberechtigten  Blutsverwandten  dem 
Erblasser  stehen. 

I.  Die  Rechte  der  Wittwe  und  des  Wittwers.  Die  An- 
sprüche der  Ehegatten  haben  darin  auch  hier  einen  eigenthümlichcn 
Charakter,  dass  sie  zum  Theil  Entschädigungen  für  das  während  der 
Ehe  verringerte  Vermögen  enthalten  und  so  nicht  bloss  erbrechtlicher 
Natur  sind.  Die  einzelnen  Ortsstatuten  der  Ostseeprovinzen  differiren 

nur  ihrem  verschiedenen  historischen  Ursprung  entsprechend  — in 

dem  Mass,  welches  die  Höhe  der  Gattenansprüche  normirt,  sowie  in 
der  Art  der  Behandlung  der  beiden  Vermögenskomplexe  des  noch  leben- 
den und  des  verstorbenen  Ehegatten.  Zwar  ist  — mit  Ausnahme  des 
auf  ein  besonderes  schwedisches  Privilegium  zurückzuführenden  Rechts 
der  Inländischen  Landgeistlichkeit  — keines  der  baltischen  Statutar- 
rechte  bis  zu  einer  wirklichen  materiellen  Gütergemeinschaft  vorge- 
drungen.  Aber  in  den  selbständigen  Stadtrechten,  besonders  in  dem 
der  inländischen  Städte  hat  sich  für  den  Todesfall  doch  eine  Art 
von  Massenvermischung  herausgebildet,  welche  nur  in  wenigen  Punkten 
daran  erinnert,  dass  sie  ursprünglich  nur  der  Berechnung  halber  ein- 
drang.4) Die  Landrechte  haben  dagegen  das  System  der  Gütertren- 
nung behalten  und  erkennen  nur  am  wirklichen  Nachlass  Rechte  des 
überlebenden  Gatten  an.5) 

Durch  alle  Statutarrechte  der  Ostseeprovinzen  zieht  sich  der 
Gegensatz  zwischen  der  unbeerbten  und  der  beerbten  Wittwe, 
welcher  dann  später  auch  auf  den  Wittwer  ausgedehnt  worden  ist. 

!)  Ebendas.  Art.  2649  ff. 

2)  Ebendas.  Art.  2656. 

3)  Ebendas.  Ari.  2658  ff. 

4)  Erdmann,  System  des  Privatrechts  der  Ostseeprovinzen  Bd.  III,  S.  70  ft. 

5)  Erdmann,  a.  a.  0.  S.  80  ff. 
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Und  zwar  versteht  man  unter  der  unbeerbten  Wittwe  überall,  ausser 
nach  estländischem  Landrecht,  die  ohne  Kinder  Hinterbleibende.  Nur 
im  estländischen  Landrecht  hat  sich  die  historisch  richtigere  aber  für 
die  gegenwärtige  Entwickelung  nicht  ganz  angemessene  Auffassung  der 
unbeerbten  Wittwe  als  einer  solchen,  die  in  der  Ehe  kein  Kind  geboren 
hat,  erhalten. 

Was  nun  die  einzelnen  Statutarrechte  betrifft,  so  restituiren  die 
Landrechte  (welchen  in  Kurland  auch  die  Städte  unterworfen  sind) 
der  unbeerbten  Wittwe  ihre  Illaten  und  ihr  Sondergut,  lassen  sie 
ein  Jahr  (in  Kur-  und  Estland  Jahr  und  Tag)  in  der  Nachlass  Verwal- 
tung und  Nutzniessung  und  gewähren  ihr  bei  der  Theilung  in  Livland 
bloss  die  Mobilien  (die  sog.  fahrende  Habe)  des  Mannes,  in  Estland 
ausserdem  die  Hälfte  der  ausstehenden  Schuldforderungen,  in  Kurland 
sogar  die  Hälfte  des  ganzen  Nachlasses.  Die  beerbte  Wittwe  bleibt 
mit  ihren  Kindern  im  ungetheilten  Besitz  des  Nachlasses  als  Verwal- 
terin und  Nutzniesserin  rund  wird  in  Livland  und  Estland  nur  im  Fall 
der  Wiederverheirathung,  in  Kurland  auch  bei  Grossjährigkeit  eines 
Kindes  zur  Theilung  gezwungen.  Bei  der  Theilung  erhält  sie  in  Liv- 
und  Estland  ausser  dem  eigenen  Vermögen  Kindestheil  (d.  h.  Sohnes- 
theil)  an  Immobilien  und  ausstehenden  Forderungen,1)  sowie  die 
fahrende  Habe,  in  Kurland  ein  Wahlrecht2)  zwischen  ihren  Illaten  oder 
einem  Tochtertheil  der  Gesammtmasse  oder  dem  Genuss  der  doppelten 
Zinsen  der  Illaten,  das  Letztere  offenbar  ein  Rest  der  alten  Morgen- 
gabe, welche  in  dem  duplum  der  Mitgabe  bestanden  hatte.3)  Hierzu 
tritt  in  Kurland  noch  Kindestheil  an  Vieh  und  Hausgeräth  und  ein 
Zehntel  des  baaren  Geldes. 

Das  livländische  Stadtrecht  lässt  auch  für  die  unbeerbte 
Wittwe  scheinbar  Massenvermischung  eintreten,  indem  es  ihr  die 
Hälfte  der  Gesammtmasse  zuwendet.  Allein  ausserdem  gewährt  es  ihr 
als  sog.  Morgengabe  des  rigischen  Rechts  2 JO  Thal  er  Albertus  (—  312 
Rbl.  S.),  wenn  sie  der  grossen  oder  Kaufmannsgilde,  und  160  Thaler 
Alb.  (=  208  Rbl.  S.),  wenn  sie  der  kleinen  oder  Handwerkergilde  ange- 
hört, als  ein  Voraus,  offenbar  als  Vertretung  ihres  Eingebrachten,  wie 
schon  der  Name  „Morgengabe“  andeutet.4)  Die  beerbte  Wittwe 
setzt  mit  ihren  Kindern  das  Güterverhältniss  bis  zur  Theilung  fort  und 
theilt  sich  freiwillig  oder  im  Fall  der  Wiederverheirathung  aus  dem 
Gesammtgut  mit  ihren  Kindern  in  der  Weise,  dass  sie  bei  Vorhanden- 
sein nur  ein.cs  Kinder  die  Hälfte,  sonst  ein  Drittel  des  Gesammtguts 
behält.5)  Es  konkurrirt  hier  ein  Erbrecht  jedes  Kindes  am  Nachlass 
des  Vaters  mit  einem  Abfindungsrecht  gegenüber  der  Mutter. 

Im  estländischen  Stadtrecht  hat  sich  die  Massentrennung  kon- 

J)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  1722  ff. 

2)  Ebendas.  Art.  1776  ff. 

3)  Erdmann,  System  Bd.  II,  § 70. 

4)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  1819.  Erdmann,  a.  a.  0.  IV,  S.  66. 

5)  Ebendas.  Art.  1830  ff. 

Lskee  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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sequenter  erhalten.  Hier  muss  die  unbeerbte  Wittwe  sich  sofort  mit 
Erben  und  Gläubigern  auseinandersetzen,  erhält  dabei  ausser  Sonder- 
gut und  Eingebrachtem  (auch  der  Entschädigung  für  dessen  konsumirte 
Stücke)  die  Hälfte  des  Mannesnachlasses.1)  Auch  die  beerbte 
Wittwe,  welche  bis  zur  Theilung  mit  den  Kindern  im  Nachlass  des 
Mannes  sitzen  bleibt,  braucht  nicht  auf  Massenvermischung  sich  einzu- 
lassen, wenn  sie  dies  nicht  selbst  will.  Und  auch  im  letzteren  Fall 
theilt  sie  mit  den  Kindern  nach  Köpfen  nur  das  Mannesgut,  indem  sie 
selbst  die  Hälfte  ihres  eigenen  Vermögens  den  Kindern  als  Erbabfindung 
aus  demselben  überlässt.  Bei  Massentrennung  erhält  sie  Kindestheil 
am  Mannesgut.2) 

Die  Stellung  des  Wittwers  hätte  eigentlich  in  allen  Statutarrechten 
der  Ostseeprovinzen  eine  andere  sein  müssen  als  die  der  Wittwe,  weil 
er  keineswegs  dieselben  Entschädigungansprüche  für  sich  hätte  an- 
führen können,  wie  diese.3)  Allein  die  aus  dem  römischen  Recht  her- 
übergenommene Annahme  einer  Reziprozität  der  Ehegattenrechte  hat 
irriger  Weise  die  Rechte  des  Wittwers  vielfach  denen  der  Wittwe  an- 
genähert. So  erhält  er  nach  livländis ehern  Landrecht,  welches 
sonst  dieser  Reziprozitätsidee  widerstand,  doch  die  fahrende  Habe,  einer- 
lei, ob  er  beerbt  oder  unbeerbt  war,  nach  es  tlän  dis  ehern  Landrecht 
sogar  alle  die  Rechte,  welche  die  beerbte  Wittwe  dort  vor  und  bei 
der  Theilung  ausübt.4)  Auch  in  Kurland  ist  dies  letztere  der  Fall; 
nur  hat  er  nicht  das  eigenthüm liehe  Wahlrecht  der  beerbten  Wittwe, 
sondern  bloss  den  Anspruch  auf  Kindestheil.5)  Nach  livländischem 
Stadtrecht  erhält  er  keine  Morgengabe,  muss  aber  trotzdem  aus  dem 
Gesammtgut  theilen. 6)  Auch  für  den  beerbten  Wittwer  ist  dies  der 
Fall,  nur  kann  er  gegenüber  einem  Kinde  zwei  Drittel,  gegenüber 
mehreren  Kindern  die  Hälfte  des  Gesammtguts  für  sich  behalten.  Im 
estländischen  Stadtrecht  endlich  erhält  der  unbeerbte  Wittwer  bei 
der  Theilung  neben  seinem  eignen  Gut  die  Hälfte  des  Frauenvermögens, 
der  beerbte  je  nach  Wahl  Kindestheil  am  Frauengut  oder  daneben  die 
Hälfte  seines  eignen  Vermögens.7) 

Die  Bauerverordnungen  haben  für  die  Rechtsverhältnisse  der  Bauern 
einige  Abweichungen  geschaffen,  in  Bezug  auf  welche  auf  die  lokalen 
Bauerngesetze  zu  verweisen  ist.8) 

II.  Die  Intestaterbfolge  der  Blutsverwandten.  Im  Prinzip 
hat  sich  hier,  namentlich  seit  der  Kodifikation  von  1864,  die  Erbfolge- 
ordnung des  römischen  Rechts  mit  ihrem  Dreiklassensystem  eingebür- 

1)  Ebendas.  Art.  1838  ff. 

2)  Ebendas.  Art.  1857  ff. 

3)  Erdmann,  a.  a.  0.  III,  S.  44  ff. 

4)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  1751  ff.  u.  1760  ff. 

5)  Ebendas.  Art.  1788  ff. 

6)  Ebendas.  Art.  1819  u.  1830  ff. 

7)  Ebendas.  Art.  1835  ff. 

8)  Livland.  Bauerverordnung  von  1869  § 983  ff.,  Estland.  Bauerverordnung  von  1856 
§ 1067  ff.,  Kurland.  Bauerverordnung  von  1869  § 106  ff. 
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gert.  Doch  haben  sich  auch  eine  Reihe  von  Abweichungen  als  Reste 
des  altgermanischen  Erbrechts  erhalten.  Es  gilt  successio  ordinum  und 
graduum,  sowie  Akkreszenzrecht.  Es  sind  für  die  einzelnen  Statutar- 
rechte  nachstehende  wesentlichere  Modifikationen  auch  hier  zu  erwähnen. 

1.  Nach  li vländischem  Landrecht  wird  ein  Unterschied 
zwischen  ererbten  Landgütern  und  sonstigem  Vermögen  gemacht.  Wäh- 
rend das  letztere  nach  römischem  System  sich  vererbt,  wird  bei 
ersterem  das  Prinzip  der  Kinder  ab  theilung  massgebend,  und  gelten 
insbesondere  abgetheilte  Töchter  und  Schwestern  den  unabgetheilten 
Schwestern  und  den  Söhnen  gegenüber  als  nachstehend.1)  Auch  er- 
halten an  diesem  Gut  Söhne  einen  doppelten  Antheil  gegenüber  Töch- 
tern.2) Endlich  ist  hier  auf  das  Herrschen  des  alten  Fallrechts  in 
der  zweiten  und  dritten  Klasse  hinzuweisen,  wonach  Landgüter  im 
Zweifel  an  diejenige  Linie  zurückgehen  sollen,  von  welcher  sie  her- 
stammen.3) 

2.  Nach  estländischem  Landrecht  ist  in  der  zweiten  Klasse 
auf  die  Konservirung  des  alten  germanischen  Schoossfalls,  der  Be- 
vorzugung der  Aszendenten  vor  den  Geschwistern,  zu  verweisen.4)  Das 
Fallrecht  gilt  auch  hier,  doch  nur  in  der  zweiten  und  dritten  Klasse.5) 

3.  In  Kurland  ist  für  die  Angehörigen  des  Indigenatsadels  die 
starke  Bevorzugung  der  Söhne  vor  den  Töchtern  gegenüber  dem  väter- 
lichen Nachlass  hervorzuheben,  wonach  jeder  der  ersteren  eine  dreimal' 
so  grosse  Erbportion  erhält  als  eine  Tochter.  In  der'  zweiten  Klasse 
erhalten  die  Aszendenten  zusammen  die  eine  Hälfte  des  Nachlasses,  die 
Geschwister  und  Geschwisterkinder  die  andere.6) 

4.  In  den  Stadtrechten  Livlands,  Estlands  und  Narwas 
hat  die  etwa  erfolgte  Abtheilung  von  Kindern  die  Folge,  zwei  ver- 
schiedene Gruppen  von  Erben  zu  schaffen,  indem  sowohl  die  unabge- 
theilten als  auch  die  abgetheilten  Kinder  sich  zuerst  unter  einander 
beerben  ehe  die  andere  Gruppe  darankommt.  Die  Eltern  gehören  dabei 
zu  der  ersten  Gruppe.7)  Ausserdem  existirt  im  estländischen  Stadt- 
recht und  in  Narwa  insofern  ein  Rest  des  alten  germanischen  Parentel- 
systems, als  hier  die  Eltern  den  Geschwistern  und  die  Deszendenten 
dieser  Eltern  den  Grosseltern  und  deren  anderweitigen  Deszendenten 
Vorgehen.8)  Besonders  streng  wird  die  Vererbung  nach  Parentelen  in 
Narwa  durchgeführt.9) 

Die  Legitimation  zur  Intestaterbfolge  muss  beim  Nachlassrichter 
erwiesen  werden,  wozu  Extrakte  aus  den  Kirchenbüchern  und  Bescheini- 

b Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  1901.  Erdmann,  a.  a.  0.  III,  S.  121  ff. 

2)  Ebendas.  Art.  1897. 

3)  Ebendas.  Art.  1915  ff. 

4)  Ebendas.  Art.  1921. 

5)  Ebendas.  Art.  1924  ff. 

6)  Ebendas.  Art.  1928  u.  1933. 

7)  Ebendas.  Art.  1947.0“. 

8)  Ebendas.  Art.  1942  ff. 

9)  Ebendas.  Art.  1955  ff. 
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gungen  der  Friedensrichter  und  Ehrenfriedensrichter  erforderlich  sind. 
Die  neuen  Gerichte  suchen,  obgleich  die  Gesetzgebung  solches  nicht 
verlangt,  gern  zur  Erlassung  eines  Nachlassproklams  zu  veranlassen, 
um  sich  von  der  etwaigen  Verantwortung  zu  befreien. 

§ 68. 

4.  Die  letztwilligen  Dispositionen. 

I.  Die  Testirfähigkeit.  Dieselbe  ist  aus  praktischen  Gründen 
allen  denjenigen,  welche  ihren  Willen  nicht  verständlich  auszudrücken 
vermögen,  sowie  den  Geisteskranken  entzogen.1)  Ausserdem  können 
Minderjährige  (in  Kurland  ausser  Libau  Personen  unter  zwanzig 
Jahren)  in  Livland  und  nach  estländischem  Landrecht,  Ehefrauen  ohne 
Konsens  ihrer  Ehemänner  und  gerichtlich  erklärte  Verschwender 
(ausser  in  Reval)  kein  Testament  errichten.2) 

II.  Die  Arten  der  letztwilligen  Dispositionen.  Da  in  Kur- 
land überhaupt  die  römische  Testamentslehre  Eingang  gefunden  hat, 
so  werden  daselbst  auch  die  Requisite  der  Testamente  und  der  Gegen- 
satz zwischen  Testament  und  Kodizill  auf  dieser  Grundlage  behandelt.3) 
Insbesondere  gilt  hier  die  Erbeinsetzung  als  nothwendiges  Erforderniss 
des  ersteren  und  wird  die  Regel:  nemo  pro  parte  testatus,  pro  parte 
intestatus  decedere  potest  voll  anerkannt.  Dagegen  bedarf  in  Liv-  und 
Estland  das  Testament  weder  einer  Erbeinsetzung,  noch  braucht  es 
sich  auf  das  ganze  Vermögen  des  Testators  zu  erstrecken.4)  Auch 
kann  eine  Erbeinsetzung  auf  bestimmte  Sachen,  statt  auf  Erbquoten 
hier  stattfinden,  so  dass  sich  jeder  Unterschied  zwischen  Erbfolge  und 
Legat  und  damit  zwischen  Testament  und  Kodizill  daselbst  verwischt. 5) 
Alle  Bedingungen,  auch  Resolutivbedingungen  können  in  den  Ostsee- 
provinzen der  Erbeinsetzung  beigefügt  werden  und  von  den  Substitutions- 
arten des  römischen  Rechts  ist  nur  die  Vulgarsubstitution  bekannt.6) 

Was  die  Formen  des  Testaments  betrifft,  so  lehnen  sich  Kurland 
und  das  estländische  Stadtrecht  an  die  des  römischen  Rechts  an,  wäh- 
rend das  liv-  und  estländische  Landrecht  das  Testament  so  gut  wie 
aller  Form  entkleidet  und  nur  auf  die  Authentizität  desselben  Gewicht 
legt.7)  Das  livländische  Stadtrecht  kennt  ausser  dem  testamentum 
pestis  tempore  conditum  nur  öffentliche  Testamente,8)  welche  übrigens 
jetzt  überall  beim  Notar,  statt,  wie  früher,  vor  Gericht  errichtet  werden.9) 

Neben  den  Testamenten  und  Kodizillen  kennt  das  Provinzialrecht 


Ebendas.  Art.  1982  u.  1988. 

2)  Ebendas.  Art.  1989,  1991  u.  1992. 

3)  Ebendas.  Art.  1982. 

4)  Ebendas.  Art.  1982,  a.  E.,  2164. 

5)  Ebendas.  Art.  2135. 

6)  Ebendas.  Art.  2358,  2136  ff. 

7)  Ebendas.  Art.  2024  u.  2061  ff. 

8)  Ebendas.  Art.  2045. 

9)  Verordnung  über  Reorganisation  vom  9.  Juli  1889,  XVI,.  1 ff. 
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der  Ostseeprovinzen  auch  Erbverträge,  jedoch  nicht  als  letztwillige 
Verfügungen,  sondern  als  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden. !)  Dieselben 
sind  daher  den  Rechtsnormen  über  Verträge  unterworfen  und  folgen 
überhaupt  den  Grundsätzen  des  allgemeinen  deutschen  Privatrechts. 
Sie  bedürfen  einer  Erbantretung,  zerfallen  in  verschiedene  Unterarten, 
von  welchen  die  Einkind schaft* 2)  (die  vertragsmässige  Gleichstellung 
von  Kindern  zweier  Ehen  derselben  Person)  und  die  Gesammthand- 
stiftung  oder  die  Erbverbrüderung  (der  Vertrag  zweier  Familienlinien 
über  eine  agnatische  Vererbung  ihrer  ererbten  Landgüter)  besonders 
behandelt  werden.3) 

Publizirt  müssen  alle  Testamente  werden,  wenn  der  Testator 
solches  nicht  ausdrücklich  verboten  hat.  Als  Publikationsinstanz  gilt 
dabei  das  kompetente  Nachlassgericht.4)  Eine  besondere  Rechtskraft, 
d.  h.  die  Unanfechtbarkeit  erwirbt  dasselbe  in  Liv-  und  Estland  mit 
Ablauf  von  Jahr  und  Tag  (1  Jahr  6 Wochen  3 Tage),  in  Kurland  erst 
mit  Ablauf  der  allgemeinen  (dort  5 jährigen)  Verjährungsfrist,  es  sei 
denn,  dass  ein  abkürzendes  Proklam  auf  Bitte  der  Interessenten  er- 
lassen worden  ist,  in  welchem  Fall  das  Gericht  das  Testament  schon 
nach  Ablauf  desselben  für  rechtskräftig  erklären  kann.5) 

In  Bezug  auf  den  Widerruf  des  Testaments  gelten  allgemein  die 
römisch-rechtlichen  Grundsätze. 6) 

Die  Ernennung  von  Testamentsexekutoren  ist  bei  allen  etwas 
inhaltreicheren  Testamenten  und  grösseren  Vermögenskomplexen  üblich, 
wenn  auch  keineswegs  nothwendig.  Dieselben  gelten  als  Beauftragte 
des  Erblassers,  bedürfen  nur  nach  estländischem  Landrecht  der  gericht- 
lichen Bestätigung  und  haben  die  Aufgabe  der  Regulierung  des  Nach- 
lasses zu  erfüllen.7) 

§ 69. 

5.  Das  Pflichttlieilsreclit  und  die  Enterbung. 

1.  Nur  das  kurländische  Recht  kennt  den  Begriff  der  Notli- 
erben  im  römisch-rechtlichen  Sinn,  gewährt  aber  den  letzteren,  falls 
sie  vom  Erblasser  ohne  Grund  übergangen  oder  enterbt  worden  sind, 
bloss  einen  Anspruch  auf  den  Pflichttheil.8)  Zu  diesen  Personen 
werden  die  Deszendenten,  die  Aszendenten  und  die  vollbürtigen  Ge 
schwister,  die  letzteren  jedoch  nur,  wenn  ihnen  eine  persona  turpis 
vorgezogen  worden  ist,  gezählt  und  sämmtlich  mit  einem  Pflichttheils- 
anspruch  von  Vb  resp.  V2  ihres  Intestaterb theils  ausgestattet,  je  nachdem 


b Provinz ialrecht  Bd.  III,  Art.  2481  ff. 

2)  Ebendas.  Art.  2515  ff. 

3)  Ebendas.  Art.  2501  ff.  Erdmann,  a.  a.  0.  III,  S.  381  ff. 

4)  Regeln  vom  9.  Juli  1889  § 219  ff.  (C.P.O.  Art.  1956  ff. 

5)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2452. 

6)  Ebendas.  Art.  2799  ff. 

7)  Erdmann,  a.  a.  0.  III,  S.  329  ff. 

8)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2005  ff. 
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vier  oder  mehr  als  vier  Miterben  mit  dem  Berechtigten  konkurriren. J) 
Inr  Uebrigen  gelten  hier  die  römischen  Normen  über  die  legitim a. 

2.  In  Liv-  und  Estland  findet  ein  Schutz  der  nächsten  Familien- 
genossen vor  der  Willkür  des  Erblassers  nur  hinsichtlich  des  sogenannten 
Erbguts  statt.  Als  Erbgut  gilt  in  Livland  bloss  das  ererbte  Immo- 
bil, in  Estland  alles  ererbte  Kapitalvermögen  und  das  ererbte  Immo- 
bil in  seinem  ein  für  allmal  geschätzten  Kapitalwerth.  Dasselbe  soll 
den  nächsten  gesetzlichen  Erben  durch  Verfügungen  auf  den  Todesfall 
nicht  entzogen  werden  und  kann  daher  im  Kontraventionsfall  von  den 
letzteren  reklamirt  werden,* 2)  ohne  dass  direkt  die  anderen  Theile  der 
letztwilligen  Verfügung  leiden.  Auch  in  Kurland  hat  sich  in  den 
sogenannten  Stammgütern  ein  Schutz  ererbter  Landgüter  insofern 
erhalten,  als  die  Erben  der  zwei  ersten  Verwandtenklassen  in  ihrem 
Erbrecht  auf  dieselben  geschützt  werden.3) 

3.  Von  sonstigen  Fällen  des  gesetzlichen  Schutzes  bestimmter  Erben 
sind  hier  nur  noch  die  überlebenden  Ehegatten  anzuführen,  welche 
meist  (in  Kurland  ist  es  nach  der  Fassung  des  Gesetzes  zweifelhaft) 
in  ihren  gesetzlichen  Ansprüchen  an  den  Nachlass  nicht  durch  Ver- 
fügungen gekränkt  werden  sollen.4)  Ausserdem  sind  es  die  sogenannten 
Vorkinder  beim  Einkindschaftsvertrag,  deren  einmal  vertragsmässig 
fixirte  Erbansprüche  vor  einseitigen  Aenderungen  geschützt  werden. 

1.  Eine  Enterbung  der  berechtigten  Notherben  kann  trotzdem  statt- 
finden, aber  nur  aus  bestimmten  gesetzlichen  Gründen.  Dieselben  sind 
der  Novelle  115  entnommen,5)  sind  jedoch  nicht  auf  Ehegatten  und  nicht 
auf  die  vertragsmässig  geschützten  Vorkinder  auszudehnen.  Dagegen 
sind  sie  bei  Erbgütern  und  Stammgütern  zulässig,6)  bei  Ehegatten 
treten  an  ihre  Stelle  die  gesetzlichen  Scheidungsgründe.7) 

§ 70. 

G.  Das  Verfahren  bei  Regulierung  der  Erbschaft. 

Durch  die  Reorganisation  der  Gerichte  der  Ostseeprovinzen  im  Jahre 
1889  ist  auch  in  Beziehung  auf  das  Regulierungsverfahren  bei  Erb- 
schaften eine  wesentliche  Veränderung  hervorgerufen  worden.8) 

. I.  Die  Sicherstellung  des  Nachlasses.  Für  die  Sicherstellung 
des  Nachlasses  sowohl  im  Fall  unmittelbaren  Einschreitens  des  Ge- 
richts (s.  oben  S.  710),  als  im  Fall  eines  Antrags  der  Interessenten  ist 


J)  Ebendas.  Art.  2007. 

2)  Erdmann,  a.  a.  0.  II,  § 119  ff. 

3)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2012. 

4)  Ebendas.  Art.  2022.  Erdmann,  a.  a.  0.  III,  S.  49  ff,  u.  63  ff. 

5)  Ebendas.  Art.  2014  ff. 

6)  Erdmann,  a.  a.  0.  II,  §§  119,  192  u.  III,  § 226. 

7)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2123. 

8)  Vgl.  hierzu  die  Verordnung  vom  9.  Juli  1889,  in  deutscher  offizieller  Ueber- 
setzung  erschienen,  von  A.  Gassmann  und  A.  Baron  Nolcken,  1889  bei  Schnaken- 
burg, Dorpat  u.  Riga  (C.P.O.  Art.  1971  ff.). 
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nicht  das  Bezirksgericht,  sondern  der  Friedensrichter  oder  einer  der 
Ehrenfriedensrichter  des  Bezirks,  in  welchem  der  Nachlass  belegen  ist, 
zuständig.  Gläubiger  können  jedoch  um  eine  solche  nur  nachsuchen, 
wenn  ihre  Forderung  ihnen  schon  gerichtlich  zuerkannt  ist  und  auch 
dann  nur  bis  zum  Betrage  derselben.1)  Die  Massregeln  zur  Sicher- 
stellung sind  Versiegelung,  Inventur  und  Schätzung  und  Deponirung 
des  Nachlasses  resp.  der  Nachlasseffekten.  Die  Versiegelung  erfolgt 
durch  den  Gerichtsvollzieher  mit  zwei  Zeugen,  wobei  die  in  der  Woh- 
nung des  Verstorbenen  Lebenden  einen  Revers  unterschreiben  müssen, 
dass  sie  nichts  bei  Seite  geschafft  haben.2)  Gegenstände  des  täglichen 
Gebrauchs  der  Wohnenden  und  Gegenstände,  die  aus  natürlichen  Gründen 
nicht  versiegelt  werden  können,  sind  von  derselben  ausgeschlossen. 
Die  Interessenten  können  bei  der  Versiegelung  zugegen  sein.3)  Auch 
die  Entsiegelung  erfolgt  im  Aufträge  des  Friedensrichters  durch  den 
Gerichtsvollzieher. 4) 

Die  Inventur  und  Schätzung  findet  auf  Grundlage  der  Normen 
über  Inventur  und  Schätzung  im  Exekutionsverfahren  statt.5) 

Eine  Deponirung  von  Nachlasseffekten  auf  Anordnung  des 
Gerichts  findet  nur  dann  statt,  wenn  kein  Nachlasskurator  ernannt  oder 
kein  Testamentsexekutor  vorhanden  ist.6)  Die  Bestellung  der  Nach- 
lasskuratel erfolgt  durch  den  Friedensrichter,  welcher  jedoch  die 
Ernennung  und  Beaufsichtigung  der  Person  des  Kurators  dem  kom- 
petenten Waisengericht  überlässt.7) 

II.  Das  Verfahren  der  Erbtheilung.  Die  einzelnen  örtlichen 
Statuten  enthalten  insbesondere  über  die  Art  der  Theilung  von  Land- 
gütern und  von  Immobilien  überhaupt  detaillirte  und  vielfach  von  ein- 
ander abweichende  Vorschriften,  in  Bezug  auf  welche  auf  das  Gesetz- 
buch zu  verweisen  ist.8).  Die  neuen  Justizgesetze  ändern  daran  nur 
soviel,  dass  sie  stets  das  Gericht  als  die  kompetente  Erbtheilungsinstanz 
hinstellen  und  die  etwa  zur  Schätzung  von  Immobilien  nothwendige, 
von  der  Provinzialabgabe  vorgesehene  Versteigerung  derselben  stets 
vor  Gericht  Vorgehen  lassen.9) 

III.  Die  Regulierung  von  Nachlassenschaften  der  Aus- 
länder. Im  Allgemeinen  fehlt  es  sowohl  nach  dem  Recht  der  Ostsee- 
provinzen als  nach  dem  russischen  Reichsrecht  an  Bestimmungen  über 
den  Nachlass  von  in  Russland  verstorbenen  Ausländern.  Es  muss  daher 
angenommen  werden,  dass,  wenn  die  Erblasser  ihr  wirkliches  Domizil 


*)  Verordnung  über  Reorganisation  von  1889  Art.  235  (C.P.O.  Art.  1971). 

2)  Ebendas.  Art.  238  ff.  (C.P.O.  Art.  1975  ff.). 

3)  Ebendas.  Art.  235  u.  240  (C.P.O.  Art.  1972  u.  1977). 

4)  Ebendas.  Art.  251  ff.  (C.P.O.  Art.  1988  ff). 

5)  Ebendas.  Art.  257  ff  (C.P.O.  Art.  1994  ff.). 

6)  Ebendas.  Art.  260  ff.  (C.P.O.  Art.  1997). 

7)  Ebendas.  Art.  272  ff.  (C.  P.  0.  Art.  2009). 

8)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2685 — 2762. 

9)  Ebendas.  Art.  2703  ff.  Verordnung  über  Reorganis.  von  1889  Art.  287  u.  291. 
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in  Russland  hatten,  Verfahren  und  materielles  Recht  der  Erbschaft 
nach  dem  Recht  ihres  Domizils  zu  behandeln  ist,  wobei  nur  in  Livland 
Immobilien  eine  Ausnahme  machen  können,  weil  dieselben  stets  dem 
ius  rei  sitae  unterliegen.1) 

Nur  hinsichtlich  von  vier  Staaten  ist  bereits  oben  (S.  709)  her- 
vorgehoben worden,  dass  durch  besondere  Staatsverträge  hier  das  Recht 
der  Unterthanenschaft  an  die  Stelle  des  Rechts  des  Domizils  gesetzt 
worden  ist,  und  dass  daher  hier  die  Konsuln  des  Staats  das  Recht 
haben,  den  Mobiliar-  und  Kapitalnachlass  des  Verstorbenen  zu  rekla- 
miren  und  an  die  Gerichte  ihres  Landes  zu  bringen.2)  Es  sind  dies 
das  Deutsche  Reich,  Frankreich,  Italien  und  Spanien.  Eine  Rezi- 
prozität hinsichtlich  der  Behandlung  von  Nachlassenschaften  anderer 
Staatsangehöriger  ist  weder  in  den  Gesetzen  noch  in  der  Praxis  bemerk- 
bar geworden. 

Endlich  muss  an  dieser  Stelle  auf  das  Gesetz  vom  1L  März  1887  (vgl. 
Gouvernementszeitung  von  1887  Patent  No.  3)  hingewiesen  werden,  kraft 
dessen  der  Erwerb  von  Immobilien  dem  Ausländer  auf  dem  Lande 
gar  nicht  und  in  den  Städten  nur  in  denjenigen  Gouvernements,  welche 
nicht  den  Charakter  unmittelbarer  Grenzgouvernements  haben,  gestattet 
ist.  Fällt  einem  Ausländer  durch  Erbrecht  ein  Grundstück  in  den  Ost- 
seeprovinzen an,  so  muss  er  unter  der  Kommination  öffentlicher  Ver- 
steigerung binnen  sechs  Monaten  nach  Antretung  der  Erbschaft  das 
Grundstück  an  einen  Erwerbsfähigen  verkaufen  oder  sonst  veräussern.3) 

§ 71- 

7.  Die  Erb  schaftsklage. 

Die  gemeinrechtliche  hereditatis  petitio  ist  in  den  Ostseeprovinzen 
völlig  rezipirt.  Und  zwar  muss  dieselbe  in  Livland,  Estland  und  den 
kurländischen  Städten  Mitau,  Bauske  und  Friedrichstadt  binnen  Jahr 
und  Tag  von  Kenntniss  des  Berechtigten  über  sein  Erbrecht  und  dessen 
Anfall,  im  übrigen  Kurland  binnen  fünf  Jahren  von  Eröffnung  der  Erb- 
schaft angestellt  werden,  wenn  nicht  durch  ein  Proklam  die  Frist  ab- 
gekürzt ist.4)  Die  Voraussetzungen,  der  Gegenstand  und  die  Wirkung 
der  Klage  sind  die  gemeinrechtlichen. 

Eine  provisorische  Regulierung  des  Besitzes  der  Erbschaft  findet 
nach  dem  Provinzialrecht  eigentlich  nur  bei  Vorweis  eines  äusserlich 
fehlerfreien  Testaments  zu  Gunsten  der  in  demselben  Eingesetzten 
statt.5)  Doch  hat  die  Praxis  der  Gerichte  auch  dem  Intestaterben 
auf  Grund  vorläufiger  Bescheinigung  seines  Erbrechts  die  Besitzantretung, 
sowie  auch  die  Eintragung  der  gerichtlichen  Resolution  in  die  Grund- 


*)  Provinzialrecht  III.  Einl.  Art.  XXXIV. 

a)  Vgl.  unten  S.  739  u.  749. 

3)  Provinzialrecht  Bd.  III,  Art.  2641. 

4)  Ebendas.  Art.  2619  u.  2620.  Erdmann,  System  III.  S.  444  ff. 

5)  Ebendas.  Art.  2480. 
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bücher  gewährt1)  und  die  neuen  Regeln  haben  eine  derartige  Bestäti- 
gung und  Grundbuchseintragung  ganz  allgemein  zugelassen.2) 

Auch  die  Legatsklage  oder  Klage  auf  Herausgabe  einzelner  ver- 
machter Effekten  folgt  hier  den  Vorschriften  des  römischen  Rechts.3) 

§ 72. 

8.  Die  Erbschaftssteuer. 

Von  den  alten  gemeinrechtlichen  Steuerabzügen  bei  Erbschaften, 
dem  Abschoss  und  der  Nachsteuer  ist  in  den  Ostseeprovinzen  nichts 
bekannt. 

Dagegen  hat  auch  hier  das  Gesetz  über  Erbschafts- und  Schen- 
kungssteuer vom  15.  Juni  1882  Eingang  gefunden.  Nach  demselben 
muss  von  allen  Erbtheilen  und  wohl  auch  Legaten,  sobald  die  einzelne 
Zuwendung  1000  Rbl.  S.  übersteigt,  eine  Steuer  von  1 bis  8%  des  Werths 
der  ersteren  erhoben  werden,  je  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft 
zwischen  Erben  und  Erblasser.  Deszendenten  und  Ehegatten  zahlen 
1%,  Aszendenten,  Geschwister  und  Geschwisterkinder  4 o/0,  anderweitige 
Verwandte  6 o/0 , fremde  Personen  8 %.4)  Personen,  denen  bloss  der 
Niessbrauch  einer  Sache,  nicht  deren  Eigenthum  zufällt,  zahlen  nur  die 
Hälfte  der  ihnen  sonst  zufallenden  Steuer.5)  Eingezahlt  werden  muss 
die  Steuer  vor  der  gerichtlichen  Bestätigung  der  Erbrechte.6)  Normirt 
wird  dieselbe  auf  Eingabe  der  Interessenten  durch  das  Nachlassgericht, 
wobei  jedoch  Nachforderungen  der  Steuerbehörde  selten  ausbleiben.  Be- 
freit von  der  Steuer  sind  Mobilien,  welche  keine  eigenen  Revenuen 
tragen,  ferner  Vermögensobjekte  unter  1000  Rbl.  Werth,  Bauerländereien, 
Gaben  an  den  Fiskus  und  an  Wohlthätigkeitsanstalten,7)  sowie  durch 
neueres  Gesetz8)  die  ländlichen  Immobilien,  wenn  sie  auf  den  Ehegatten, 
leibliche  Deszendenten,  Adoptivkinder  und  Schwiegerkinder  übergehen. 
Im  Uebrigen  sind  bei  Berechnung  der  Steuer  von  dem  Werth  des  be- 
steuerten Nachlasses  eine  Reihe  privilegirter  Forderungen  abzuziehen,  so 
dass  nur  der  davon  übrigbleibende  Rest  des  Vermögens  besteuert  wird.9) 
Hierher  gehört  der  Dienstbotenlohn  und  Arbeitslohn,  die  Krankheits- 
und Begräbnisskosten  des  Erblassers,  die  laufende  und  die  bis  zum 
Tage  der  Erbschaftseröffnung  rückständige  Steuer,  die  Schulden  an  die 
Kreditanstalten  und  an  die  Pfand  gläubiger,  wobei  jetzt  dieselben  direkt 
von  dem  Werth  ihrer  Pfand-  und  Sicherheitsobjekte  abzuziehen  sind,10) 
Welchselschulden  und  anderweitige  Schulden  des  Erblassers,  welche 

*)  Erdmann,  System  111,  S.  446. 

2)  Verordnung  über  Reorganis.  von  1889  Art.  282  ff.  (C.P.O.  Art.  2019  ff.). 

3)  Erdmann,  a.  a.  O.  III,  S.  447  ff. 

4)  Verordnung  vom  15.  Juli  1882  § 3. 

5)  Ebendas.  § 4. 

6)  Ebendas.  § 13  ff.  u.  Senatsukas  vom  7.  Juli  1882  No.  9526. 

7)  Ebendas.  § 2. 

8)  Verordnung  vom  15.  April  1895  No.  63  P.  1. 

9)  Verordnung  vom  15.  Juni  1882  § 11. 

10)  Verordnung  vom  15.  April  1895  No.  63  P.  2. 
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jedoch,  wenn  der  Erbe  der  Gläubiger  ist,  nur  dann  berechnet  werden, 
wenn  sie  spätestens  drei  Monate  vor  Eröffnung  der  Erbschaft  beglaubigt 
wurden,  endlich  durch  ordnungsmässige  Handelsbücher  bewiesene  Forde- 
rungen. Von  ausstehenden  Forderungen  des  Nachlasses  braucht  die 
Steuer  erst  bezahlt  zu  werden,  wenn  die  Forderungen  einfliessen. x)  Da 
aber  zur  Sicherung  der  Steuer  Arrestm assregeln  auf  die  Forderungs- 
urkunde getroffen  werden,  so  ziehen  viele  Steuerpflichtige  vor,  um  nicht 
die  Kursfähigkeit  des  Dokuments  zu  beeinträchtigen,  die  Steuer  sofort 
zu  bezahlen. 

Was  das  Verfahren  bei  Berichtigung  der  Erbschaftssteuer  betrifft, 
so  ist  eine  besondere  Erbschaftsanzeige  von  den  Erben  dem  Nachlass- 
gericht zu  erstatten,  und  zwar  im  Falle  eines  besonderen  Gesuchs  um 
Bestätigung  der  Erbrechte  zugleich  mit  Einreichung  des  Gesuchs  an 
das  Bezirksgericht,  wenn  aber  keine  solche  Bestätigung  nachgesucht 
wird,  beim  örtlichen1 2)  Friedensrichter  binnen  drei  Monaten  vom  Tage 
des  Besitzantritts  der  Erbschaft.3)  Die  Gerichte  bestimmen  dann  den 
Betrag  der  Steuer  und  theilen  ihre  Verfügung  mittelst  Abschrift  mit.4) 
Eine  Beschwerde  über  dieselbe  kann  nach  allgemeinen  civilprozessua- 
lischen  Grundsätzen  binnen  14  tägiger  Frist  eingereicht  werden, 5)  eine 
Frist,  welche  von  den  Kameralhöfen  meist  versäumt  wird,  dieselben 
aber  nicht  hindert,  noch  nach  längerer  Frist  Nachforderungen  zu  er- 
heben. Diese  letzteren  können  dann  aber  von  den  Betroffenen  mittelst 
rechtzeitiger  (d.  h.  binnen  zwei  Wochen  eingereichter)  Vorstellung  an 
den  Kameralhof  wieder  an  das  Gericht  gebracht  werden.6)  Uebrigens 
hat  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  der  Kameralhof  nur  gegenüber 
Entscheidungen  der  Friedensgerichte,  nicht  gegenüber  rechtskräftigen 
Verfügungen  der  Bezirksgerichte  das  Recht,  die  Sache  nochmals  den 
letzteren  vorzulegen. 7) 

Erbschaften  von  Ausländern  unterliegen  der  Steuer  nur  dann, 
wenn  der  bezügliche  ausländische  Staat  seinerseits  auch  die  Nachlassen- 
schäften  russischer  Unterthanen  besteuert.8) 

Für  Legate  zahlt  der  direkte  Erbe  die  Steuer,  kann  aber  seiner- 
seits den  Legataren  wieder  einen  entsprechenden  Abzug  machen.9) 

Im  Einzelnen  sind  hinsichtlich  der  Anwendung  dieser  Steuer  auf 
verschiedene  den  Ostseeprovinzen  eigenthümliche  Rechtsverhältnisse  noch 
manche  Fragen  streitig.10) 


1)  Verordnung  vom  17.  Juni  1882  § 6. 

2)  D.  h.  dem  Friedensrichter,  in  dessen  Bezirk  der  Nachlass  liegt. 

3)  Zeitweilige  Regeln  über  Erhebung  der  Erbschaftssteuer  vom  7.  Juli  1882  § 4. 

4)  Ebendas.  § 7. 

5)  C.P.O.  § 785. 

6)  Zeitweilige  Regeln  über  die  Erbschaftssteuer  vom  7.  Juli  1882  § 8. 

7)  Ebendas.  § 9. 

8)  Verordnung  vom  15.  Juni  1882  § 20. 

9)  Ebendas.  § 12. 

10)  Erdmann,  a.  a.  0.  III,  § 277  a.  E. 
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B.  Die  Erbschaftsregulierung  nach  russischem  Recht. 

Von  Professor  Dr.  J.  Engelmann. 

§ 73. 

Quellen  und  Literatur. 

Die  Quellen  sind  enthalten  in  den  Art.  1401 — 1423  der  C.P.  0.  und 
in  den  Art.  1001—1295  des  Privatrechts  (Bd.  X Th.  1 des  Reichsgesetz- 
buchs). 

Aus  der  Literatur  sind  hervorzuheben : 

1.  Pobedonoszew,  Kurs  grasdanskavo  prava.  II.  Prava  se- 
in eistvennyja,  nasledstvennyja  u saveszczatelnyja  (Kursus  des  Privat- 
rechts. II.  Th.  Familien-,  Erb-  und  Testamentsrecht).  St.  Petersburg 
1894.  3.  Aufl. 

2.  Szerszenewicz,  Uczebnik  ruskavo  grasdanskavo  prava  (Lehr- 
buch des  russischen  Privatrechts).  Kasan  1894.  605  S.  8°. 

3.  Steinbach,  Die  allgemeine  gesetzliche  Erbfolgeordnung  der 
Blutsverwandten  nach  russischem  Reichsrecht.  Dorpat  1850.  74  S.  8°. 

4.  Nikolski,  Ob  osnovnych  momentack  nasledovanija  (Ueber  die 
Grundsätze  des  Erbrechts).  Moskau  1871. 

5.  Demczenko,  Suszcznost  nasledstva  i prisvanije  k nasledovaniju 
(Das  Wesen  der  Erbschaft  und  die  Berufung  zur  Erbfolge).  Kiew  1877. 

6.  Orszanski,  Issledovanija  po  ruskomu  pravu  semeinomu  i na- 
sledstvennomu  (Untersuchungen  auf  dem  Gebiete  des  russischen  Fami- 
lien- und  Erbrechts  [Das  Erbrecht  der  Frauen  und  die  gerichtliche  Be- 
stätigung des  Erbrechts,  S.  346 —498]).  St.  Petersburg  1877.  498  S.  8°. 

7.  Kawelin,  K.,  Oczerk  juridiczeskich  otnoszeni  vosnikajuszczich 

is  nasledovanija  imuszczestva  (Abriss  der  Rechtsverhältnisse  aus  der 
Vermögens  Vererbung).  St.  Petersburg  1885.  130  S. 

8.  Obyczny  porädok  nasledovanija  u krestjan  (Die  Erbfolge  nach 
dem  Gewohnheitsrecht  der  Bauern.  Zur  Frage  über  die  Stellung  des 
Gewohnheitsrechts  beim  zukünftigen  Gesetzbuch).  St.  Petersburg  1888. 
331  S.  8o. 

9.  L.  Casso,  Prejemstvo  naslednika  v obäsatelstvach  nasledoda- 
telä  (Die  Sukzession  des  Erben  in  die  Verbindlichkeiten  des  Erblassers). 
Dorpat  1895.  299  S.  8o.Q 

10.  Berthold,  Ochranitelnoje  sudoproisvodstvo  (Das  Verfahren  in 

unstreitigen  Rechtssachen).  Moskau  1881.  256  S.  8o. 

11.  ErnestLehr,  Eldments  de  droit  civil  russe  (Russie,  Pologne, 
Provinces  Baltiques).  II.  vol.  Paris  1890.  8o. 


9 Der  Verfasser  giebt  eine  Darstellung  der  Verantwortlichkeit  der  Erben  nach 
dem  römischen  Recht  (S.  1 — 78),  nach  den  leges  barbarorum,  dem  Sachsenspiegel, 
schildert  die  Modifikationen  durch  Eindringen  der  Grundsätze  des  römischen  Rechts, 
die  Spuren  der  römischen  Auffassung  in  den  neueren  Kodifikationen,  das  Recht  der 
Ostseeprovinzen  Russlands  und  das  französische  Recht  (S.  59 — 201).  Den  letzten  Theil 
bildet  das  russische  Recht  (S.  202—299). 
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12.  Gesetzes-Bestimmungen  und  -Erläuterungen  hinsichtlich  der 
Steuer  für  unentgeltlichen  Vermügenserwerb.  Reval  1883.  28  S.  8°. 

§ 74. 

I.  Die  Erbfolge  im  Allgemeinen. 

1.  Die  leitenden  Grundsätze.1) 

Das  russische  Recht  stellt  an  die  Spitze  der  Bestimmungen  über 
das  Erbrecht  den  Begriff  der  Universalsukzession  und  der  he- 
reditas  iacens.2)  Daher  tritt  der  Erbe  die  Erbschaft  als  etwas 
Ganzes  an  und  die  gerichtliche  Bestätigung  erfolgt,  wo  sie  erforderlich 
ist,  für  die  ganze  Erbschaft,  nicht  für  die  einzelnen  Theile,3)  auch  dann, 
wenn  nicht  eine,  sondern  mehrere  Personen  neben  einander  berufen 
sind.  Jeder  ist  Erbe,  d.  h.  hat  eventuell  den  Anspruch  auf  das  Ganze; 
sie  theilen,  weil  sie  mit  Gleichberechtigten  konkurriren.  Daher  ver- 
grössert  sich  der  Antheil  des  Einzelnen,  wenn  einer  der  Miterben  weg- 
fällt ipso  iure,  was  bei  dem  nur  zu  einem  fest  bestimmten  Theile  Be- 
rufenen, z.  B.  dem  Ehegatten,  nicht  stattfindet.4)  Das  russische  Recht 
kennt  den  Satz  nemo  pro  parte  testatus  pro  parte  intestatus  decedere 
potest  nicht,  lässt  vielmehr  beide  Berufungsarten  neben  einander 
zu  und  verlangt  daher  auch  nicht,  dass  ein  Testament  die  Ein- 
setzung eines  Erben  enthalte. 

Wo  der  Nachlass  aus  Theilen  besteht,  von  denen  jeder  ein  Ganzes 
bildet,  das  einer  besonderen  Bestimmung  unterliegt  und  nach  besonderem 
Recht  vererbt  wird,  da  findet  Partikularsukzession  statt:  z.  B.  wo  ein 
Vermögen  aus  einem  Fideikommiss,  einem  Majorat,  Erbgütern  väter- 
licher und  mütterlicher  Seite,  wohlerworbenem  Gut,  beweglichen  Sachen, 
Kapitalien  und  „Arrenden“  besteht,  da  giebt  es  im  Grunde  verschiedene 
Vermögen,  von  denen  jedes  selbstständig  vererbt  wird,  obwohl  sie,  wo 
ein  direkter  Erbe  vorhanden  ist,  alle  an  ihn  fallen.  Der  Charakter  der 
Partikularsukzession  wird  besonders  scharf  hervortreten,  wo  entferntere 
Verwandte  berufen  werden. 

Auch  durch  Testament  kann  sowohl  Universalsukzession  als  Par- 
tikularsukzession bestimmt  werden.  Bei  gleichzeitiger  Vererbung  nach 
testamentarischer  und  gesetzlicher  Berufung  wird  die  Berufung  durch 
das  Gesetz  bestimmt  bei  solchen  Vermögentheilen  (oder  eigentlich 
selbstständigen  Vermögen),  wo  a)  die  testamentarische  Verfügung  aus- 
geschlossen ist,  wie  beim  Fideikommiss,  Majorat  (in  den  westlichen 
Gouvernements)  und  ererbtem  Vermögen5)  oder  b)  auf  bestimmte  Fälle 
beschränkt,  wie  bei  ererbtem  Vermögen,  „Arrenden“,6)  oder  c)  wo 


!)  Ueber  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  bei  der  Erbschaftsregulierung  siehe  oben 
§§  7,  8 S.  587  ff. 

2)  X.  1.  1104. 

3)  C.P.O.  1408. 

4)  Vgl.  auch  Demczenko,  Das  Wesen  der  Erbschaft,  S.  8 — 13. 

5)  R.G.B.  X.  1.  1068,  1069.  1110  P.  1. 

6)  X.  1.  1068,  1070. 
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über  wohlerworbene  Güter,  Mobilien  und  Kapitalien  gar  nicht  oder  nur 
theilweise  testirt  worden  ist,1)  oder  d)  ausnahmsweise  nicht  testirt 
werden  konnte,2)  oder  e)  das  Testament  nicht  rechtzeitig  geltend  gemacht 
wurde.3)  Völlig  unbeschränkt  ist  der  Erblasser  in  der  testamentari- 
schen Verfügung  über  wohlerworbenes  Gut.  Mobilien  und  speziell 
Kapitalien  gelten  stets  als  wohlerworben,  selbst  wenn  sie  durch  Ver- 
kauf ererbten  Guts  gebildet  sind.4) 

2.  Der  Anfall  der  Erbschaft. 

Der  Anfall  oder,  wie  der  Ausdruck  wörtlich  lautet,  die  „Eröffnung 
der  Erbschaft“  findet  statt: 

1.  durch  den  natürlichen  Tod; 

2.  durch  den  bürgerlichen  Tod.  Als  bürgerlich  todt  werden  im 
russischen  Recht  betrachtet  nicht  nur  die  im  Strafgesetz  ausdrück- 
lich als  „politisch  todt“  Bezeichneten, 5)  sondern  alle  zum  Verlust 
„aller  Standesrechte“  Verurtheilten  vom  Tage  der  Urtheilsverkündi- 
gung  an;6) 

3.  durch  Eintritt  eines  Rechtgläubigen  oder  Römisch-katholischen 
in’s  Kloster,  indem  seine  Immobilien,  falls  er  über  sie  vor  dem  Eintritt 
in’s  Kloster  nicht  verfügt  hat,  an  seine  gesetzlichen  Erben  fallen.7) 
Doch  liegt  hier  kein  eigentlicher  Anfall  der  Erbschaft  vor,  da  der  in’s 
Kloster  Tretende  seine  Kapitalien  und  Mobilien  behalten  darf8)  und 
seine  Schulden,  soweit  sie  nicht  etwa  an  den  Immobilien  'haften,  nicht 
ohne  Weiteres  auf  den  übergehen,  der  seine  Immobilien  erhalten  hat.9)10) 

4.  durch  gerichtliche  Verschollenheitserklärung.11) 


X.  1.  1110  P.  2 u.  3,  1029. 

2)  X.  1.  1067. 

3)  X.  1.  1065,  1066. 

4)  X.  1.  398. 

5)  Str.G.B.  Art.  71. 

6)  Str.G.B.  22—28.  R.G.B.  X.  1.  1222. 

7)  X.  1.  1223. 

8)  R.G.B.  IX.  334—364. 

9)  Demczenko,  Das  Wesen  der  Erbschaft,  S.  32  und  die  dort  zitirten  Schriften. 

10)  Aehnliche  Bestimmungen  gelten  für  römische  Katholiken  (R.G.B.  IX. 
438 — 443).  Die  Klostergeistlichen  beider  Konfessionen  haben  nicht  das  Recht,  zu 
testiren,  und  ihr  Nachlass  fällt  ihrem  Kloster  zu.  Nur  das  „Aussteuer“-Kapital  der 
römisch-katholischen  Nonnen  fällt  nach  ihrem  Tode  an  ihre  Erben.  Die  Klostergeist- 
lichen der  armenisch-gregorianischen  Kirche  müssen  gleichfalls  vor  ihrem  Ein- 
tritt in’s  Kloster  über  ihre  Immobilien  verfügen,  aber  sie  dürfen  Immobilien  zu  Gunsten 
des  Klosters  kaufen,  sie  können  Immobilien  erben,  die  sie  im  Laufe  von  sechs  Monaten 
verkaufen  müssen  und  sie  haben  das  Recht  über  ihre  Kapitalien  zu  testiren;  nur  wenn 
sie  kein  Testament  hinterlassen,  fällt  der  Nachlass  an’s  Kloster  (IX.  475).  Hier  findet 
also  durch  Eintritt  in’s  Kloster  jedenfalls  kein  Erbanfall  statt. 

n)  Im  russischen  Privatrecht  ist  dieses  übrigens  nicht  direkt  ausgesprochen,  ob- 
wohl es  aus  den  Bestimmungen  gefolgert  werden  muss.  Auch  in  der  Civilprozess- 
ordnung  wird  es  nur  indirekt  ausgesprochen  (R.G.B.  IX.  8.  X.  1.  54,  1243,  1244, 
1246.  C.P.O.  1451,  1452,  1455—1458.  Kass.Entsch.  1875,  845;  1887,  19;  1892,  97. 
Demczenko,  S.  35 — 38). 
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3.  Die  Erbfälligkeit. 

A.  Allgemeine  Regel. 

Erbfähig  ist  nach  russischem  Recht  jeder  Mensch,  ohne  Unterschied 
des  Standes,  der  Nationalität,  Religion,  Staatsangehörigkeit  und  des 
Gesundheitszustandes;1)  selbst  die  Güter,  die  Jemand  nicht  erwerben 
und  besitzen  darf,  kann  er  erben,  wenn  auch  unter  der  Bedingung  der 
Veräusserung. 

Erbfähig  sind  ausser  physischen  Personen  auch  juristische,  da  sie 
Rechtssubjekte  sind.2)  Voraussetzung  der  Erbfähigkeit  der  einzelnen 
Person  ist,  dass  sie  zur  Zeit  des  Anfalls  der  Erbschaft  1)  gelebt  habe,3) 
wobei  Kinder,  die  bereits  konzipirt  sind,  als  lebend  angesehen  werden,4) 
und  2)  rechtsfähig  gewesen  sei;  nicht  aber,  dass  sie,  bei  testamentari- 
scher Erbfolge,  schon  zur  Zeit  der  Abfassung  des  Testaments  erbfähig 
gewesen  sei.5) 

B.  Beschränkungen  der  Erbfähigkeit. 

a)  Geschichtliche  Einleitung. 

Wie  bemerkt,  erklärt  das  geltende  Recht,  dass  weder  Stand  noch 
Nationalität,  noch  Religion,  noch  Staatsangehörigkeit  von  Einfluss  sein 
sollen  auf  die  Erbfähigkeit.  Ganz  anders  war  es  im  moskauischen 
Zarthum,  dort  waren  sie  von  wesentlichem  Einfluss  auf  die  Rechts- 
fähigkeit, da  eigentlich  nur  der  Russe,  d.  h.  der  Rechtgläubige,  voll- 
berechtigt war.  Seit  den  Reformen  Peter’s  des  Grossen  begann  eine 
Bewegung,  welche  die  wirtschaftliche  Gleichberechtigung  aller  Menschen 
anstrebte.  Sehr  allmählich  vorschreitend  gegen  vielfache  Versuche  der 
Reaktion,  schien  diese  Bewegung  unter  der  humanen  Regierung  Alexan- 
der II.,  als  im  Jahre  1860  das  Gesetz,  das  den  Ausländern  den  Erwerb 
ländlichen  Grundeigentums  verbot,  aufgehoben  und  am  19.  Februar 
1861  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  den  Einfluss  der  Standesrechte 
auf  das  Recht,  Landgüter  zu  erwerben,  beseitigte,  ihr  Ziel  erreicht  zu 
haben.  Doch  die  Regierung  Alexander  III.  brachte  für  den  ganzen 
Westen  des  Reichs  eine  tiefgreifende  Reaktion.  Im  Jahre  1865  war 
den  Polen  verboten  worden,  im  Westgebiet  Landgüter  anders  als  kraft 
gesetzlichen  Erbrechts  zu  erwerben.  Unter  der  Regierung  Alexander  III. 
wurde  der  Begriff  „Pole“  umgesetzt  in  den  Begriff  „Nichtrusse“  und 
endlich  verfügt,  dass  nur  solche  Personen  Landgüter  käuflich  erwerben 
dürften,  die  dazu  eine  schriftliche  Erlaubniss  der  Administration  hätten, 
und  dass  die  Ertheilung  solcher  Erlaubnissscheine  vom  Ermessen  der 
Gouverneure  und  Generalgouverneure  abhinge.6)  Den  Juden,  welche 


!)  R.G.B.  X.  1.  1106.  IX.  1003,  1008,  1009. 

2)  X.  1.  698. 

3)  Kass. Entsch.  1869,  72;  1871,  271,  274;  1873,  201;  1876,  445;  1882,  63. 

4)  X.  1.  1106. 

5)  Kass. Entsch.  1869,  72. 

6)  R.G.B.  X.  1.  698  Anm.  3 u.  4. 
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die  Regierung  bisher  bestrebt  gewesen  war  dem  Ackerbau  zuzuführen, 
war  1861  verboten  worden,  im  Westgebiet  ländliches  Grundeigenthum 
zu  erwerben.  Da  sie  dort  die  einzigen  Kapitalisten  waren,  so  hatte 
das  zur  Folge,  dass  sie  die  Landgüter  in  Pfand  nahmen  und  von  den 
nominellen  Eigenthümern  Vollmachten  zur  Verwaltung  und  zum  even- 
tuellen Verkauf  erhielten.  Um  dies  unmöglich  zu  machen,  wurde  am 
3.  Mai  1882 x)  durch  eine  „zeitweilige“  Massregel  den  Juden  verboten, 
sich  neu  ausserhalb  der  Städte  anzusiedeln  und  die  Vollziehung  von 
Pfand-  und  Pachtkonktrakten  und  die  Beglaubigung  von  Vollmachten 
zur  Verwaltung  von  Gütern  zu  Gunsten  von  Juden  inhibirt  und  alle 
Verträge,  die  zur  Umgehung  dieser  Bestimmung  abgeschlossen  würden, 
im  Voraus  für  nichtig  erklärt.  Das  konnte  bei  den  bestehenden  Ver- 
hältnissen nur  die  Folge  haben,  dass  die  Pfand-  und  Pachtkontrakte 
mit  untergeschobenen  Personen  abgeschlossen  und  an  solche  die  Voll- 
machten ertheilt  wurden.  Mit  geringen  Ausnahmen,  wo  Deutsche  oder 
Letten  als  Pächter  oder  Bevollmächtigte  auftreten,  sind  es  im  ganzen 
Westgebiet  nur  Juden,  die  Güter  pachten  oder  in  Pfand  nehmen.  Im 
Jahre  1887  wurde  durch  besonderen  Ukas  vom  1L.  Mai  1887 2)  Aus- 
ländern der  Erwerb  und  die  Pacht  ländlicher  Grundstücke  im  West- 
gebiet verboten  und  bald  darauf  auch  solchen,  die  in  den  russischen 
Unterthanenverband  traten,  mit  Ausnahme  jedoch  der  Rechtgläubigen. 3) 

b)  Geltendes  Recht. 

Fassen  wir  die  Reste  der  älteren  und  die  neu  eingeführten  Be- 
schränkungen der  Rechtsfähigkeit  in  ihrem  Einfluss  auf  die  Beschrän- 
kung der  Erbfähigkeit  zusammen,  so  ergiebt  sich  Folgendes: 

1.  Adlige  Landgüter,  d.  h.  Güter,  bei  denen  das  Bauernland 
von  den  ehemaligen  Leibeigenen  noch  nicht  zu  eigen  erworben  ist, 
dürfen  nur  von  Edelleuten  besessen  werden.  Dieser  Satz  besagt  aber 
nicht,  dass  Nichtadlige  solche  Güter  nicht  erben  oder  erwerben  dürfen, 
sondern  nur,  dass  in  diesem  Fall  die  Güter  in  die  Verwaltung  der 
adligen  Vormundschaftsbehörde  genommen,  das  Bauernland  sofort  abge- 
löst wird,  worauf  das  Gut,  als  seines  bisherigen  Charakters  entkleidet, 
dem  Erben  oder  Erwerber  übergeben  wird.4) 

2.  Personen  polnischer  Nationalität,  so  weit  sie  nicht  der 
rechtgläubigen  Kirche  angehören,  dürfen  in  den  neun  westlichen  Gou- 
vernements (Witebsk,  Wilna,  Kowno,  Grodno,  Minsk,  Mohilew,  Kiew, 
Wolhynien,  Podolien)  keine  Landgüter  und  keine  Pfandrechte  auf  solche 
anders  als  durch  gesetzliche  Erbfolge  erwerben.5)  Das  ererbte  Gut 
dürfen  sie  besitzen  und  ihren  gesetzlichen  Erben  hinterlassen.  Dem 
gesetzlichen  Erbrecht  konforme  Testamente  und  Schenkungen  sind  nicht 


x)  Dritte  Vollst.  G.S.  No.  834. 

3)  Ebenda  No.  4286. 

3)  Vgl.  über  die  Rechte  der  Ausländer  in  Russland  Genaueres  im  Anhang. 

4)  R.G.B.  IX.  330  Anm.  u.  Beilage.  X.  1.  1105,  1108,  1304,  1308. 

5)  X.  1.  698  Anm.  2 u.  Beilage. 
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verboten.1)  Testamentarisch  zufallende  Güter  müssen  verkauft  werden. 
Auch  Ehegatten  dürfen  Güter  zu  lebenslänglicher  Nutzniessung  nicht 
vermacht  werden.2) 

3.  Ausländern  ist  in  Liv-  und  Kurland,  Polen,  acht  westlichen 
Gouvernements  (Witebsk,  Wilna,  Kowno,  Grodno,  Minsk,  Kiew,  Wolhy- 
nien, Podolien)  und  Bessarabien  der  Erwerb  ausserhalb  der  Städte  be- 
legener  Immobilien,  zu  welchem  Rechte  und  auf  welcher  gesetzlichen 
Grundlage  es  auch  sei,  verboten  und  alle  dahin  zielenden  Verträge 
werden  für  nichtig  erklärt.  Die  einzige  Ausnahme  bildet  die  Vererbung 
an  Deszendenten  und  Ehegatten,  falls  diese  vor  dem  14.  April  1887 
bereits  nach  Russland  übergesiedelt  waren.  In  allen  anderen  Fällen 
der  Erbfolge  sind  die  Erben  verpflichtet,  das  Grundstück  im  Laufe  dreier 
Jahre  an  russische  Unterthanen  (siehe  oben  2)  zu  verkaufen,  widrigen- 
falls es  sequestrirt  und  öffentlich  versteigert  wird.3) 

4.  In  Wolhynien,  wo  ausländischen  Einwanderern,  auch 
wenn  sie  in  den  russischen  Unterthanenverband  getreten  sind,  durch 
Allerhöchsten  Ukas  vom  14.  März  1892  jede  Niederlassung  ausserhalb 
der  Städte  verboten  ist,  dürfen  sie  seitdem  Immobilien  ausserhalb  der 
Städte  zu  Eigen  und  zu  Besitz  oder  Nutzung  nur  durch  gesetzliche 
Erbfolge  erwerben.  Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  auf  Ausländer,, 
welche  der  rechtgläubigen  Konfession  angehören.4) 

5.  Im  Kaukasus,  wo  durch  Gesetz  vom  3.  Juni  1892  Auslän- 
dern und  Juden  der  Erwerb  und  die  Ausbeute  von  Napht a-Lände- 
reien  nur  mit  Genehmigung  der  Minister  der  Reichsdomänen,  des  Inneren, 
der  Finanzen  und  des  Oberchefs  der  Civilverwaltung  des  Kaukasus  ge- 
stattet ist,  können  solche  Ländereien  ohne  Weiteres  durch  gesetzliche 
(Intestat-)  Erbfolge  von  ihnen  erworben  werden.5) 

6.  Juden  dürfen  Immobilien  in  den  Gouvernements,  wo  ihnen  der 
Wohnsitz  nicht  gestattet  ist,  nicht  besitzen;  falls  ihnen  solche  durch 
Erbschaft  zufallen,  müssen  sie  innerhalb  sechs  Wochen  verkauft  wer- 
den.6)7) 

7.  Nichtchristen  müssen  Heiligenbilder  oder  ähnliche,  nach 
Anschauung  der  russischen  Kirche  geheiligte  Gegenstände,  die  ihnen 
als  Erbschaft  zufallen,  innerhalb  sechs  Wochen  Rechtgläubigen  über- 


9 Kass.Entsch.  1883,  98;  1886,  50,  55;  1891,  42,  50. 

2)  X.  1.  698  Anm.  5.  Allerhöchst  best.  Verordnung  des  Ministerkomite  vom 
2.  Februar  1891. 

3)  R.  G.B.  IX.  1003  Anm.  2,  Beilage  in  der  Fortsetzung  von  1893. 

4)  R.  G.  B.  IX.  1003  Anm.  7 (nach  der  Fortsetzung  von  1893). 

5)  IV.  1005  Anm.  und  960  Anm.  2 (Fortsetzung  von  1893). 

6)  R.G.B.  IX.  960. 

7)  Seit  dem  14.  März  1882  dürfen  sie  auch  in  den  Gouvernements  ihres  bestän- 
digen Wohnsitzes  nicht  mehr  sich  auf  dem  Lande  ansiedeln,  daselbst  weder  Immobilien 
erwerben,  pachten,  verwalten,  in  Pfand  nehmen,  noch  auch  erben  und  doch  sind  sie  die 
Einzigen,  die  ausser  den  Banken  ländliche  Immobilien  beleihen,  und  fast  die  Einzigen, 
die  sie  zu  pachten  die  Mittel  haben  und  faktisch  pachten. 
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geben,  widrigenfalls  sie  ihnen  weggenommen  und  der  geistlichen  Obrig- 
keit übergeben  werden.1) 

C.  Unfähigkeit  zur  Erbfolge. 

a)  Absolute  Unfähigkeit. 

Erbunfähig  sind: 

1.  Verstorbene,  d.  h.  Personen,  die  im  Moment  des  Erbanfalls,  also 
des  Todes  des  Erblassers  nicht  mehr  lebten;2) 

2.  bürgerlich  Todte,  d.  h.  Personen,  die  zum  Verlust  aller  Standes- 
rechte verurtheilt  sind.3)  Ihr  Vermögen  fällt  an  ihre  gesetzlichen 
Erben,  an  die  auch  nach  dem  Repräsentationsrecht  Alles  das  gelangt, 
was  ihnen  nach  ihrer  Verurtheilung  etwa  durch  Erbschaft  zufallen 
könnte.4)  Uebrigens  werden  die  zum  Verlust  aller  Standesrechte  Ver- 
urtheilten  nicht  überhaupt  rechts-  und  erbunfähig,  sie  verlieren  bloss 
ihr  bisheriges  Vermögen  und  das  Erbrecht  aus  den  bisherigen  Verhält- 
nissen.5) Wenn  sie  aus  dem  Gefängniss  oder  der  Zwangsarbeit  ent- 
lassen sind  und  angesiedelt  werden,  so  erhalten  sie  ihr  etwaiges  Geld 
und  können  die  bisherige  Ehe  fortsetzen  oder  eine  neue  schliessen, 
haben  in  solchem  Falle  ein  Erbrecht  nach  dem  Tode  ihres  Ehegatten 
und/ vererben,  was  sie  erworben  haben,  an  ihre  Ehegatten  und  Kinder, 
die  ihnen  gefolgt  oder  aus  der  neuen  Ehe  geboren  sind.6)  Ebenso 
können  sie  aus  einem  Testament  etwas  erben,  in  welchem  ihnen  als 
Strafgefangenen  oder  Ansiedlern  etwas  vermacht  ist.  Dagegen  würden 
Erbeinsetzungen  und  Vermächtnisse,  durch  die  ihnen  nach  ihrem  frühe- 
ren Stand  etwas  hinterlassen  ist,  als  umwirksam  wegfallen,  da  sie  als 
solche  Personen  nicht  mehr  existiren.  Erbunfähig  sind  ferner 

3.  Klostergeistliche  der  russischen  und  römisch-katholischen  Kirche, 
als  Leute,  die  dieser  Welt  entsagt  haben.  Doch  ist  es  gestattet,  ihnen 
Vermächtnisse7)  zu  hinterlassen,  falls  diese  nur  nicht  in  Immobilien 
bestehen.  Dagegen  sind  Klostergeistliche  der  armenisch-gregorianischen 
Kirche  erbfähig,  nur  müssen  sie  ihnen  zufallende  Immobilien  innerhalb 
sechs  Monaten  veräussern. 8)  Erbunfähig  sind 

4.  uneheliche  Kinder.  Sie  haben  nach  russischem  Recht  weder 
einen  Anspruch  auf  Alimentation  seitens  des  Vaters,  noch  ein 
Erbrecht,  auch  kein  Erbrecht  am  Vermögen  der  Mutter.9)  Das 
russische  Recht  spricht  ihnen  jedes  Recht  ab.  Die  durch  Allerhöchste  Re- 

x)  X.  1.  1188—1190. 

2)  X.  1.  1128.  Kass.Entsch.  1871,  274;  1873,  201;  1876,  445. 

3)  X.  1.  1067  P.  4,  1107. 

4)  Str.G.B.  28. 

5)  Auch  ihr  bisheriges  Vermögen  verlieren  sie  nicht  vollständig,  so  können  sie 
Geld  mitnehmen,  das  die  Gefängnissverwaltung  für  sie  aufbewahrt  resp.  nach  ihrem 
Wunsch  verwendet. 

6)  Statut  über  die  Verschickten.  R.  G.B.  XIV.  Art.  427 — 484. 

7)  Besonders  Heiligenbilder,  kirchliche  Geräthschaften  und  Bücher  geistlichen  und 
wissenschaftlichen  Inhalts  (X.  1.  1025  Anm.,  1067  P.  3). 

8)  IX.  475. 

9)  X.  1.  136. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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skripte  legitimirten  unehelich  geborenen  Kinder  haben  alle  Erbrechte 
ehelich  geborener.1)  Ebenso,  seit  1891,  die  durch  nachfolgende  Ehe  ihrer 
Eltern  legitimirten.2)  Die  in  einer  putativen  Ehe  erzeugten  Kinder 
können  durch  kaiserliche  Gnade  die  Rechte  ehelicher  Kinder  erhalten, 
allein  sie  erlangen  dadurch  nur  Erbrechte  auf  das  Vermögen  ihrer 
Eltern,  nicht  auch  der  Verwandten  derselben.3) 

b)  Relative  Unfähigkeit. 

Relative  Unfähigkeit  zur  Erbfolge  besteht  da,  wo  ein  Ausschliessungs- 
grund gegen  den  Erben  geltend  gemacht  werden  kann.  Das  russische 
Recht  kennt  nur  einen  solchen  Fall:  Kinder,  und  zwar  nicht  nur 
minderjährige,  sondern  auch  volljährige,  die  gegen  den  Willen  ihrer 
Eltern  eine  Ehe  geschlossen  haben,  können  auf  Antrag  der  Eltern 
zu  einer  Gefängnissstrafe  von  vier  bis  acht  Monaten  und  zum  Verlust 
des  Erbrechts  verurtheilt  werden.  Doch  können  die  Eltern  ihnen  das 
Erbrecht  wieder  ganz  oder  theilweise  ertheilen.4)5) 

D.  Repräsentionsrecht. 

Der  Ausdruck  Repräsentationsrecht  ist  in’s  russische  Recht 
aufgenommen,  doch  soll  damit  nur  ausgesprochen  werden,  dass  bei  der 
Berufung  zur  Erbschaft  stets  die  ganze  Linie,  sei  es  nun  der  Deszen- 
denten oder  der  Kollateralen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Gradnähe  be- 
rufen wird,  so  dass  der  dem  Grad  nach  fernere  nur  dann  nicht  berufen 
wird,  wenn  der  ihm  vorangehende  Aszendent  noch  lebt,  sowie  dass  bei 
mehreren  Berufenen  nach  Stämmen  getheilt  wird.6)7)  Auffallend  ist 
es,  dass  das  Gesetz  bestimmt:8)  Aszendenten  haben  kein  Repräsenta- 
tionsrecht. Es  hängt  das  mit  dem  dem  russischen  Recht  eigenthüm- 
lichen  Ausschluss  der  Aszendenten  von  der  Erbfolge  zusammen.9) 

9 X.  I.  144,  1119. 

2)  X.  1.  141,  1.  Vgl.  S.  736  Note  6. 

3)  X.  1.  133,  137,  666. 

4)  Str.G.B.  1566. 

5)  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  hauptsächlich  auf  das  ererbte  Vermögen,  von  dem 
die  Eltern,  abgesehen  von  diesem  Grunde,  ihre  Kinder  nicht  ausschliessen  dürfen.  Aus 
wohlerworbenem  Vermögen  können  Kinder  durch  einfache  Uebergehung  ausgeschlossen 
werden. 

6)  X.  1.  1123,  1125,  1126. 

7)  Keinesweges  wollte  das  russische  Recht  mit  der  Aufnahme  dieses  Ausdrucks 
die  längst  von  einer  gesunden  Doktrin  verworfene,  unberechtigte  Folgerung  und  Fiktion 
aufnehmen,  der  Deszendent  beerbe  nicht  den  Erblasser,  sondern  seinen  bereits  früher 
verstorbenen  Aszendenten,  könne  also  nur  dann  das  Repräsentationrecht  gemessen, 
wenn  er  diesen  beerbt  habe,  zugleich  hafte  er  für  dessen  Schulden  u.  dergl.  Es  er- 
giebt  sich  dies  daraus,  dass  Kinder  nicht  verpflichtet  sind,  Schulden  ihrer  Eltern  zu 
bezahlen,  wenn  sie  von  ihnen  nichts  geerbt  haben  (Art.  1262,  Kass.Entsch.  1870,  1114-, 
1879,  392,  342).  Auch  entschied  der  Senat  vollkommen  richtig,  dass  der  nach  Re- 
präsentationsrecht Erbende  nicht  den  verstorbenen  Aszendenten,  sondern  direkt  den 
Erblasser  beerbe  (Kass.Entsch.  1879,  342,  392.  Siehe  Pobedonoszew,  III.  S.  290r 
291,  295,  393—397). 

8)  X.  1.  1124. 

9)  Vgl.  unten  S.  734. 
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4.  Der  Erwerb  der  Erbschaft. 

A.  Im  Allgemeinen. 

Durch  den  Erbanfall  erfolgt  die  Berufung  zur  Erbschaft  (russisch 
die  „Eröffnung  der  Erbschaft“).  Das  russische  Recht  kennt  zwei  Arten 
der  Berufung:  durch  Gesetz  (ab  intestato)  und  durch  Testament,  und 
zwar  kann  die  Berufung1)  auch  gleichzeitig  nach  beiden  Arten  er- 
folgen. 

Das  Recht  auf  die  Erbschaft  steht  dem  Erben  vom  Moment  des 
Todes  des  Erblassers  zu.2)3)  Der  Erbe  ist  berechtigt,  die  Erbschaft 
anzutreten  oder  auszuschlagen.  Wird  jedoch  durch  die  Entsagung  ein 
Dritter  geschädigt,  so  kann  dieser  sie  als  ungültig  anfechten,  soweit 
sein  Interesse  verletzt  ist.4) 

Die  Erben  haben  jedoch  nur  das  Recht,  die  Erbschaft  unbedingt 
anzutreten  oder  abzulehnen.  Sie  haben  nicht  das  Recht  der  bedingten 
Antretung,  um  sich  während  einer  Deliberationsfrist  mit  dem  Stande 
des  Nachlasses  bekannt  zu  machen,5)  dieses  Recht  haben  nur  Kauf- 
leute nach  Handelsrecht.6)  Das  russische  Recht  kennt  ferner 
das  beneficium  inventarii  nicht.  Haben  die  Erben  den  Nachlass 
einmal  mit  oder  ohne  Inventar  angetreten,  sich  als  Erben  gerirt,  so 
können  sie  auch  nicht  mehr  entsagen,  sondern  haften  für  die  Schulden 
des  Erblassers  auch  mit  ihrem  eigenen  Vermögen.7)  Nur  gegenüber 
Forderungen  ohne  Frist  oder  nach  Sicht  in  so  und  so  viel  Tagen,  die 
erst  nach  dem  Tode  des  Erblassers  präsentirt  wurden,  haften  sie  nur 
mit  dem  Ererbten.8)9) 

B.  Der  Antritt  der  Erbschaft. 

Eine  ausdrückliche  Erklärung,  dass  die  Erbschaft  angetreten  werde, 
ist  nicht  erforderlich,  es  genügt,  dass  der  Erbe  sich  als  solcher  gerire 
und  weder  eine  Erklärung  erlasse,  dass  er  die  Schulden  des  Erblassers 

b Siehe  oben  S.  724. 

2)  X.  1.  1254. 

3)  Daher  ist  der  Erbe  berechtigt,  die  angefallene  Erbschaft,  ohne  sie  wirklich  an- 
zutreten, zu  zediren  (Kass.Entsch.  1868,  552;  1872,  794;  1875,  848;  1878,  343),  wäh- 
rend die  Zession,  Veräusserung  und  Verpfändung  einer  noch  nicht  angefallenen  Erb- 
schaft ungültig  ist  (X.  1.  710),  anders  in  Kleinrussland,  wo  solches  nach  dem 
Litauischen  Statut  zulässig  ist  (X.  1.  1256,  710  Anm.  X.  1.  1255). 

4)  X.  1.  1547.  Kass.Entsch.  1884,  50. 

5)  Kass.Entsch.  1867,  384;  1878,  243. 

6)  Kass.Entsch.  1870,  244. 

7)  X.  1.  1259. 

8)  X.  1.  1259  Anm.  Diese  ungerechtfertigte  Bestimmung  scheint  durch  einen 
Redaktionsfehler  entstanden  zu  sein.  Eine  sehr  eingehende  und  sorgfältige  mit  grosser 
Sachkenntniss  geschriebene  Erörterung  über  den  Art.  1259  bietet  die  S.  723  ange- 
führte Abhandlung  von  L.  Casso,  Die  Sukzession  des  Erben  in  die  Verbindlichkeiten 
des  Erblassers.  Dorpat  1895. 

9)  Da  die  Eltern  nicht  Erben  sind,  so  haften  sie  auch  nicht  für  die  Schulden  der 
Kinder,  sondern  nur  mit  dem  Vermögen,  welches  ihnen  als  „Geschenk“  oder  zur  lebens- 
länglichen Nutzniessung  zugefallen  ist  (X.  1.  1261,  1141,  1142.  Kass.Entsch.  1873, 
436,  758;  1875,  821;  1876,  274). 
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nicht  zahlen  werde,  noch  die  Einnahmen  aus  dem  Nachlasse  aufbewahre, 
solidem  für  sich  verwende.1)2) 

C.  Die  Entsagung. 

Der  zur  Erbschaft  Berufene,  der  nach  Art.  1261  eine  Erklärung 
erlässt,  dass  er  die  Schulden  des  Nachlasses  nicht  zahlen  werde  und 
die  Einnahmen  aus  demselben  aufbewahrt,  d.  h.  den  Nachlass  so  ver- 
waltet, dass  er  Rechenschaft  ablegen  kann  und  also  die  Erbschaft  nicht 
angetreten  hat,  hat  damit  derselben  noch  nicht  entsagt  — er  kann  sie 
immer  noch  antreten : Die  Entsagung  seitens  eines  solchen  Erben  ge- 
schieht einzig  durch  ausdrückliche  Erklärung  vor  dem  zustän- 
digen Gericht.3)  Diejenigen  zur  Erbschaft  Berufenen,  die  nicht  im 
faktischen  Besitz  der  Erbschaft  sich  befinden,  sondern  ihn  erst  erwerben 


!)  X.  1.  1261. 

a)  Hieraus  sieht  man.  dass  auf  die  Frage,  wodurch,  d.  h.  durch  welche  Handlung 
und  in  welchem  Moment,  die  Erbschaft  erworben  werde,  das  russische  Recht  keine 
direkte  Antwort  gieht.  Das  Gesetz  sagt  nur,  wer  sich  als  Erbe  gerirt,  gilt  als  Erbe, 
und  zwar  wird  gewöhnlich  angenommen,  der  Tag  des  Anfalls  sei  auch  der  Tag  des 
Antritts  der  Erbschaft.  Das  Gesetz  äussert  sich  nicht  darüber,  ob  man  nicht  auch 
durch  andere  Handlungen  eine  Erbschaft  rechtsverbindlich  antreten  könne.  Bei  dem 
eigenthümlichen  Charakter  der  Bestimmungen  des  russischen  Gesetzes  hat  jeder  Erbe 
ein  berechtigtes  Interesse,  den  Zeitpunkt  des  Antritts  unbestimmt  zu  lassen,  um  nicht 
in’s  Unglück  zu  gerathen.  Die  Härte  des  Gesetzes,  die  das  beneficium  inventarii  und 
jede  Deliberationsfrist  dem  Erben  verweigert,  einigermassen  zu  mildern,  hat  der  Senat, 
so  weit  es  in  seiner  Macht  stand,  sich  redlich  Mühe  gegeben.  So  entschied  er  im 
Jahre  1869  (Kass.Entsch.  No.  1266.  Dieselbe  Anschauung  hat  der  Senat  jetzt  wieder 
in  einer  Entsch.  von  1893  No.  88  geäussert):  Die  gerichtliche  Erklärung,  dass  Jemand 
Erbe  sei,  bewirke  nur  eine  praesumtio  iuris  darüber,  dass  er  auch  die  Erbschaft  ange- 
treten habe,  wobei  der  Gegenbeweis  zulässig  sei,  dass  er  die  Erbschaft  thatsächlich  gar 
nicht  angetreten  habe.  Nach  dieser  Entscheidung  erscheint  die  Besitzergreifung  als 
einziges  Mittel  des  Erbschaftsantritts.  Im  Jahre  1873  (K.E.  No.  695,  1887,  86)  ent- 
schied jedoch  der  Senat,  dass  die  Anerkennung  des  Erben,  der  seinen  Willen,  die  Erb- 
schaft anzutreten,  erklärt  habe,  den  Beweis  des  Antritts  in  sich  schliesse.  Es  könne 
also  der  Antritt  der  Erbschaft  durch  Erklärung  ohne  Besitzergreifung  stattfinden. 
Leider  hat  der  Senat  die  in  diesen  Entscheidungen  bewiesene  Umsicht  bei  der  Ent- 
scheidung der  wichtigen  Frage  über  Antritt  der  Erbschaft  nicht  immer  walten  lassen. 
Meist  sieht  er  den  Besitz  und  die  Verwendung  der  Einnahmen  zu  eigenem  Nutzen  als 
Merkmal  des  Antritts  der  Erbschaft  an  (K.E.  1888,  71  u.  a.);  und  z.  B.  die  Führung 
eines  Prozesses  über  Rechte  und  Pflichten  des  Erben  (K.E.  1875,  927),  die  Fortsetzung 
einer  Publikation  des  Vaters,  obwohl  die  Erklärung  abgegeben  wurde,  er  entsage  der 
Erbschaft  (K.E.  1868,  552),  die  Erfüllung  einer  Verpflichtung  (K.E.  1867,  384),  end- 
lich jede  Anordnung  in  Bezug  auf  den  Nachlass  (1869,  501),  während  doch  in  allen 
diesen  Fällen  ein  solcher  Schluss  nicht  unbedingt  geboten,  sondern  der  berufene  Erbe, 
der  keine  Erklärung  über  den  Antritt  gegeben  hatte,  alle  diese  Handlungen  als  fak- 
tischer Verwalter  der  hereditas  iacens  ausführen  musste  und  konnte. 

Dagegen  sieht  der  Senat  nicht  als  Antritt  der  Erbschaft  an:  wo  Jemand  sogar  in 
einer  offiziellen  Urkunde  erklärt  hat,  dass  er  der  Erbe  sei  (1871,  819,  843,  871),  da  er 
dadurch  keine  Rechte  erwerbe;  wo  der  Vormund  vom  Gerichtsvollzieher  Sachen  der 
Minderjährigen  entgegennimmt,  wenn  er  nur  in  gesetzlicher  Weise  entsagt  (1888,  71); 
ferner  in  der  nicht  rechtzeitigen  Anzeige,  dass  man  den  Nachlass,  den  man  ausschlagen 
wolle,  in  Händen  habe,  wenn  nur  keine  Aneignung  stattgefunden  habe  (1870,  1583). 

3)  X.  1.  1265  P.  1,  1266. 
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müssten,  können  dadurch  entsagen,  dass  sie  sich  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Frist  zum  Antritt  der  Erbschaft  nicht  melden.1)  Die  Nicht- 
betheiligung eines  gesetzlichen  Erben  am  Prozess  seiner  Miterben  gegen 
den  Testamentserben  gilt  nicht  als  Entsagung.2)  Eine  Frist,  innerhalb 
deren  die  ausdrückliche  Erklärung  der  Entsagung  stattfinden  müsste, 
besteht  nicht.3)  Eine  Entsagung  ist  jedoch  ausgeschlossen,  nachdem 
einmal  die  Erbschaft  angetreten  ist.4)  Die  blosse  Erklärung  der  Ent- 
sagung genügt  nicht,  wenn  der  zur  Erbschaft  Berufene  im  Besitz  bleibt 
oder  später  den  Besitz  erlangt,  die  faktische  Antretung  überwiegt  jene 
Erklärung.5)  Das  blosse  Schweigen  des  zur  Erbschaft  Berufenen  hindert 
seinen  Erben  nicht,  die  Erbschaft  nach  dessen  Tode  anzutreten.8) 

Die  Entsagung  bezieht  sich  stets  auf  eine  bereits  angefallene  Erb- 
schaft. Die  Entsagung  einer  zukünftigen  Erbschaft  ist  im  Allgemeinen 
nicht  bindend.7)8) 

Die  Entsagung  hat  zur  Folge,  dass  der  Entsagende  nicht  ver- 
pflichtet ist,  die  Schulden  des  Erblassers  zu  bezahlen.9)  Eine  weitere 
Folge  ist,  dass  seine  Deszendenten  und  überhaupt  die  dem  Grad  nach 
nächsten  derselben  Linie,  eventuell  die  nächste  Linie,  berufen  werden.10) 

§ 75. 

II.  Die  gesetzliche  oder  Intestaterbfolge. 

1.  Die  allgemeine  Regel. 

Nach  der  gesetzlichen  (Intestat-)  Erbfolge  werden  sämmtliche  Bluts- 
verwandten des  Erblassers,  d.  h.  alle  von  einem  gemeinsamen  Stamm- 
vater, sowohl  in  männlicher  als  in  weiblicher  Linie  Abstammenden,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Gradnähe  berufen,  so  dass  der  dem  Grad  nach  fernere 
nur  dann  ausgeschlossen  ist,  wenn  der  ihm  vorangehende  Aszendent 
noch  lebt. n)  Allein  diese  die  gesammte  Blutsverwandtschaft  umfassende 
Berufung  ist  nur  in  thesi  vorhanden  und  wird  in  wesentlichen  Theilen 
durch  Spezialbestimmungen  durchbrochen.12) 

b X.  1.  1265  P.  2. 

2)  X.  1.  1267. 

3)  K.E.  1880,  17. 

4)  K.E.  1872,  776:  1876,  447:  1877,  24;  1878,  243;  1880,  17. 

5)  K.E.  1868,  552. 

6)  K.E.  1874,  115. 

7)  K.E.  1876,  280. 

8)  Das  russische  Recht  erwähnt  nur  zweier  Fälle  der  Entsagung  einer  zukünftigen 
Erbschaft:  bei  der  Aussteuer  und  bei  der  Abtheilung  erbberechtigter  Blutsverwandten 
(siehe  unten  S.  748). 

9)  X.  1.  1268. 

10)  Pobedonos’zpvV,  II.  S.  322  ff. 

n)  X.  1.  1111. 

12)  Die  im  Text  angezogenen  Spezialbestimmungen  sind  den  alten  vor  Peter  dem 
Grossen  geltenden  Bestimmungen  entnommen,  die  aus  den  damaligen  sozialen  und 
wirthschaftlichen  Verhältnissen  entsprangen.  Den  gegenwärtigen  Verhältnissen  ent- 
sprechen sie  um  so  weniger,  als  mit  der  Befreiung  der  Erb-  und  Dienstgüter  von  der 
Dienstlast  die  Beschränkungen,  welche  den  Zweck  hatten,  diese  Güter  so  rasch  als 
möglich  wieder  dem  Staat  zur  Disposition  zu  stellen,  jetzt,  wo  alle  Unterthanen  per- 
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2.  Die  Beschränkungen  der  Erbfolge. 

* Eine  Beschränkung  besteht  darin,  dass  bei  der  Vererbung  in  den 
Seitenlinien  die  Herkunft  des  Guts  als  entscheidend  betrachtet  wird. 
Das  Erbgut  vererbt  sich  nur  im  Geschlecht  dessen,  der  es  erwarb 
und  als  Erbgut  vererbt  hat.  Die  Blutsverwandten,  die  von  Vorfahren  ab- 
stammen, die  dieses  Gut  nicht  besessen  haben,  sind  nach  der  Praxis  von 
der  Erbfolge  ausgeschlossen.  Die  vom  Vater  ererbten  Erbgüter 
gehen  nur  an  das  Geschlecht  des  Vaters  und  an  diejenigen  Linien,  von 
denen  das  Gut  an  ihn  kam;  alle  anderen  sind1)  nach  der  Praxis  von 
der  Erbfolge  in  diese  Güter  ausgeschlossen.  Die  von  der  Mutter  her- 
stammenden Erbgüter  gehen  an  das  Geschlecht  der  Mutter  unter  der- 
selben Beschränkung.2) 

Eine  weitere  Beschränkung  besteht  darin,  dass  das  wohlerworbene 
Vermögen  im  Geschlecht  des  Vaters  vererbt3)  und  die  Praxis  diese 
Kegel  so  auffasst,  dass  es  nur  im  Geschlecht  des  Vaters  vererbe.4) 
Durch  diese  Beschränkungen  werden  sehr  oft  nahestehende  Blutsver- 
wandte zu  Gunsten  entfernter  und  ganze  Linien  ausgeschlossen,  selbst 
wenn  (nach  der  beschränkenden  Auffassung)  bevorzugte  Verwandte 
nicht  am  Leben  sind.  Das  Vermögen  fällt  solchenfalls  als  erbloses 
Gut  an  den  Fiskus,  auch  wenn  verhältnissmässig  nahe  Verwandte  vor- 
handen sind.5) 

3.  Ausschluss  der  Aszendenten. 

Die  Beschränkungen  des  Erbrechts  werden  weiter  dadurch  ver- 
mehrt, dass  das  Gesetzbuch  (in  Folge  Aufrechterhaltung  missverstande- 
ner und  veralteter  Bestimmungen)  den  Aszendenten  überhaupt  jedes 
Erbrecht  abspricht.6)  Nur  zu  Gunsten  der  Eltern  werden  zwei  Aus- 
nahmen7) gemacht:  1)  Wenn  Kinder  ohne  Descendenten  sterben,  so 
erhalten  die  Eltern  die  lebenslängliche  Nutzniessung  des  hinterlassenen 
Vermögens.8)  2)  Das  Vermögen,  das  von  den  Eltern  herrührt,  kehrt  zu 
ihnen  zurück,  wie  ein  Geschenk.9)10)11) 

sönlich  dienstpflichtig  sind,  keinen  Sinn  mehr  haben.  Ihre  Härte  ist  um  so  grösser, 
als  sie  auf  alle  Immobilien,  auch  die  städtischen  und  in  Landschaften,  die  nie  ein 
Dienstrecht  gekannt  hatten,  Anwendung  finden. 

b Trotz  Art.  1111, 

2)  X.  1.  1138.  Pobedonos’zew,  II.  Ausg.  II.  S.  295 — 330,  205 — 272.  Dem- 
czenko,  S.  49 — 75,  besonders  71 — 75. 

3)  X.  1.  1138. 

4)  Begründet  wird  dies  damit,  dass  zum  Schluss  dieses  Artikels  gesagt  ist,  „mit 
Ausnahme  des  im  Art.  1140  bezeichneten  Falles“.  Diese  ganze  den  Art.  1111  be- 
schränkende Auffassung  der  Praxis  halten  wir  für  unberechtigt.  Doch  kann  an  dieser 
Stelle  auf  eine  Widerlegung  nicht  weiter  eingegangen  werden. 

5)  Demczenko,  S.  73. 

6)  Hier  haben  wir  es  wenigstens  mit  einer  direkt  im  Gesetz  ausgesprochenen 
Beschränkung  zu  thun,  die  jedenfalls  geltendes  Gesetz  ist  (X.  1.  1141 — 1147). 

7)  X.  1.  1141. 

8)  Zu  dieser  Beschränkung  hat  der  Senat  noch  die  weitere  gefügt,  dass  hier  nur 
vom  Wohlerworbenen  die  Rede  sein  könne,  das  Ererbte  sofort  an  die  entfernteren  Erb- 
berechtigten falle  (K.E.  1872,  16). 

9)  X.  1.  1142. 
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4.  Die  Klassen  der  zur  Erbfolge  Berufenen. 

Mit  der  angegebenen  Beschränkung  werden  die  Blutsverwandten 
nach  Linien  berufen: 

In  der  ersten  Klasse  die  Linien  der  Deszendenten;* 1) 

in  der  zweiten  Klasse  die  erste  von  den  Eltern  ausgehende  Linie 
der  Kollateralen ; 

in  der  dritten  Klasse  die  zweite  von  den  Grosseltern  ausgehende 
Linie  der  Kollateralen; 

in  der  vierten  Klasse  die  dritte  von  den  Grosseltern  ausgehende 
Linie  der  Kollateralen; 

in  der  fünften  und  den  folgenden  Klassen  die  vierte,  fünfte  und  die 
folgenden  Linien  der  Kollateralen. 

Innerhalb  der  Linien  werden  die  Verwandten  nach  Graden  be- 
rufen,2 3) die  Verwandten  gleichen  Grades  gemeinsam,  mit  Berücksichti- 
gung des  Repräsentationsrechts. 8)  Die  Theilung  geht  stets  nach  Stämmen, 
und  nur  bei  Kindern,  wenn  alle  am  Leben  sind,  scheinbar  nach  Köpfen.4) 
Die  Weiber  sind  im  Vergleich  mit  Männern  im  Erbrecht  benachtheiligt: 
in  der  Linie  der  Deszendenten  erhalten  sie  eine  bestimmte  Quote 
(jede  Tochter  l/u  der  Immobilien  und  1/8  der  Mobilien), 5)  in  den  Seiten- 
linien werden  sie  von  Brüdern  ganz  ausgeschlossen;6)  nur  wo  bei  einer 
grossen  Anzahl  Töchter  die  Antheile  der  Söhne  kleiner  sein  würden 
als  die  der  Töchter,  wo  also  der  „bestimmte  Antheil“  deil  Töchtern  zum 
Vortheil  gereichen  würde,  wird  das  ganze  Vermögen  unter  alle  Kinder 
gleich  getheilt.7)  Erbt  eine  Erbtochter  nach  Repräsentationsrecht  an 
Stelle  ihres  Vaters,  so  kann  sie  (einmal  zufällig)  mehr  erben,  als  ihre 
männlichen  Miterben.8)9) 


10)  Die  letzten  Worte  sollen  offenbar  diese  Ausnahme  begründen,  doch  ist  diese 
Begründung  kaum  stichhaltig,  denn  im  russischen  Recht  besteht  gar  nicht  die  Regel, 
dass  bei  kinderlosem  Tode  des  Beschenkten  die  Schenkung  an  den  Schenkgeber 
zurückfalle. 

n)  Zu  welchen  Sonderbarkeiten  diese  Leugnung  eines  Erbrechts  der  Aszendenten 
führt,  zeigt  folgende  an  sich  richtige  Entscheidung  des  Senats:  Der  Vater  kann  das 
„Erbgut“,  das  sein  kinderlos  verstorbener  Sohn  hinterlässt,  nicht  erben;  hat  es  aber 
sein  Bruder  geerbt  und  stirbt  kinderlos,  so  erbt  es  der  Bruder,  d.  h.  der  Vater  des 
vorherigen  Erblassers!!  (K.E.  1876,  573). 

1)  Wenn  solche  nicht  vorhanden  sind,  fallen,  wie  wir  gesehen  haben,  gewisse 
Theile  des  Nachlasses  an  die  Eltern  (X.  1.  1121). 

2)  X.  1.  1122. 

3)  X.  1.  1123. 

4J  X.  1.  1125,  1128. 

5)  X.  1.  1130. 

6)  Siehe  unten  S.  736. 

7)  X.  1.  1126. 

8)  X,  1.  1131. 

9)  Beispiel:  Es  hat  Jemand  drei  Söhne  und  zwei  Töchter  gehabt,  ein  Sohn  ist 
mit  Hinterlassung  einer  Tochter  gestorben  und  eine  Tochter  mit  Hinterlassung  eines 
Sohnes  und  einer  Tochter.  Die  eine  Tochter  erhält  1/u  der  Immobilien  und  x/8  der 
Mobilien,  die  Kinder  der  zweiten  erhalten  dasselbe  und  theilen  in  der  Weise,  dass  die 
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Sind  keine  Söhne  vorhanden,  so  erben  die  Töchter,  da  ihr  „gesetz- 
licher Antheil“  (ukasnaja  czast)  ein  wahres  Erbrecht  ist,  und  theilen 
nach  denselben  Grundsätzen  nach  Stämmen  mit  Kepräsentationsrecht.1) 

Sind  keine  Deszendenten  vorhanden,  so  geht  der  Nachlass,  soweit 
er  aus  Erbgut  besteht,  sofort  an  die  Kollateralen;2)  soweit  er  von  den 
Eltern  stammt,  zurück  in  deren  Eigenthum;  soweit  er  vom  Erblasser 
selbst  erworben  ist  (alle  Kapitalien  und  überhaupt  Mobilien  gelten  als 
erworben),  in  die  Nutzniessung  der  Eltern  und  dann  an  die  Erben  des 
Kindes  mit  den  oben  angefürten  Beschränkungen. 

Die  zweite  Klasse  bildet  die  erste  Seitenlinie,  d.  h.  die  Geschwister 
mit  ihrer  Deszendenz;  und  zwar:  in  vollem  Umfang  die  vollbürtigen, 
die  dann  das  vom  Vater  stammende  und  vom  Erblasser  selbst  erworbene 
Vermögen  mit  den  Consanguinei  und  das  mütterliche  mit  den  Uterini 
theilen.  In  den  Seitenlinien  schliessen  die  Brüder  und  ihre  Deszendenz 
die  Schwestern  und  deren  Deszendenz  völlig  aus.  Sind  weder  Brüder 
noch  deren  Deszendenz  vorhanden,  so  erben  die  Schwestern  in  derselben 
Weise.3)  Sind  weder  vollbürtige  Geschwister  noch  deren  Deszendenten 
vorhanden,  so  geht  das  erworbene  Vermögen,  ganz  abgesehen  von  seiner 
Herkunft,4)  an  die  Consanguinei  und  Uterini,  die  es  wie  Vollbürtige 
theilen,  d.  h.  es  geht  zuerst  an  die  Brüder,  und,  wenn  keine  da  sind, 
an  solche  Schwestern.  Das  ererbte  Vermögen  vererbt  sich  jedoch  stets 
nach  seiner  Herkunft.5) 

Sind  Erben  der  zweiten  Klasse  nicht  vorhanden,  so  folgt  die  dritte, 
dann  die  vierte  u.  s.  w.,  nur  dass  hier  von  einer  Ausdehnung  des  Erb- 
rechts der  Consanguinei  und  Uterini  nicht  die  Kede  ist. 

Uneheliche  Kinder  christlicher  Eltern,  mit  Ausnahme  der  im  Ehe- 
bruch erzeugten,  können  legitimirt  werden  durch  nachfolgende  Ehe  ihrer 
Eltern  und  erhalten  dadurch  alle  Hechte,  also  auch  alle  Erbrechte  ehe- 
licher Kinder.6 * * * * *) 

Tochter  Vu  und  V 8 und  der  Sohn  das  Uebrige  erhält,  die  zwei  Söhne  und  die  Erb- 
tochter des  dritten  theilen  den  übrigen  Nachlass,  d.  h.  12 ju  und  6/s  zu  gleichen  Theilen. 

b X.  1.  1132. 

2)  Man  könnte  fragen,  wie  kann  der  Sohn  Erbgut  besitzen,  das  nicht  von  den 
Eltern  stammt?  Es  kann  ihm  nach  russischen  Recht  1)  von  einem  entfernten  Ver- 
wandten vermacht  sein  (siehe  unten  S.  742),  2)  er  kann  es  von  einem  der  Eltern,  der 
bereits  verstorben  ist,  ererbt  haben. 

3)  K.E.  1887,  106. 

4)  Wo  z.  B.  Kapitalien  durch  den  Verkauf  von  Erbgütern  gebildet  worden  sind. 

5)  Doch  wird  dies  (mit  Unrecht)  von  der  Praxis  als  eine  Ausnahme  betrachtet, 
die  strikt  zu  interpretiren  sei,  so  dass,  wenn  die  halbbürtigen  Geschwister  selbst  nicht 
mehr  am  Leben  sind,  ihrer  Deszendenz  für  diese  ausgedehntere  Erbfolge  im  erworbenen 
Vermögen  das  Repräsentationsrecht  nicht  zustehe  (X.  1.  1140  u.  Anm.  K.E.  1868, 
25;  1874,  739;  1880,  289;  1881,  30;  1887,  106;  1892,3). 

6)  X.  1.  144,  1—3  (Fortsetzung  von  1891).  Bis  zur  Regierung  des  Kaisers  Niko- 

laus kamen  Legitimirungen  unehelicher  Kinder  durch  kaiserlichen  Ukas  vor.  Kaiser 

Nikolaus  verbot,  solche  Gesuche  weiter  zu  berücksichtigen.  In  dem  am  6.  Februar 

1850  erlassenen  Gesetz,  über  Gültigkeit  und  Gesetzmässigkeit  der  Ehen,  wurden  Ge- 

suche der  Civilgerichte  an  Kaiserliche  Majestät,  um  Zuerkennung  der  Rechte  ehe- 

licher Geburt  an  Kinder  aus  Putativehen,  gestattet.  Kaiser  Alexander  II.  gestattete 
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Kindern  aus  einer  Putativehe  können  durch  kaiserliche  Gnade 
die  Rechte  ehelicher  Kinder  verliehen  werden;  sie  erlangen  dadurch 
das  Erbrecht  am  Vermögen  ihrer  Eltern,  nicht  aber  der  Verwandten 
derselben. !) 

Adoptivkinder  beerben  den  Adoptivvater  oder  die  Adoptivmutter 
oder  beide,  je  nachdem  von  wem  sie  adoptirt  sind,  jedoch  nur  im  wohl- 
erworbenen Vermögen;  auf  das  ererbte  haben  sie  keinen  Erbanspruch, 
ebenso  wenig  auf  das  Vermögen  der  Verwandten  ihrer  Adoptiveltern, 
es  sei  denn,  dass  sie  zu  den  Blutsverwandten,  ehelichen  oder  legiti- 
mirten,  gehören.  „Wenn  ein  Adoptivvater  keinen  leiblichen  Sohn  hinter- 
lässt, sondern  nur  Töchter,  so  theilt  der  Adoptivsohn  mit  diesen  zu 
gleichen  Theilen.“2) 

5.  Der  gesetzliche  Antheil  der  Ehegatten. 

Der  überlebende  Ehegatte  hat  kein  Erbrecht  am  Vermögen  des 
verstorbenen,  sondern  erhält  einen  „gesetzlichen  Antheil“  (ukasnaja 
czast),  1/7  aus  den  Immobilien  und  2/4  aus  den  Mobilien.  Dieser  ge- 
setzliche Antheil  ist  aus  dem  ererbten  Vermögen  unentziehbar.  Aus 
dem  erworbenen  kann  er  durch  einfache  Uebergehung  im  Testament 
entzogen  werden.  Hat  der  Erblasser  nur  über  einen  Theil  seines  er- 
worbenen Vermögens  verfügt,  so  erhält  der  überlebende  Ehegatte  nur 
aus  dem  Uebrigen  seinen  gesetzlichen  Antheil.3) 

Da  der  überlebende  Ehegatte  kein  Erbrecht  hat,  so  akkreszirt  ihm 
nichts,  sogar  dann  nicht,  wenn  gar  keine  Erben  vorhanden  sind  und 
der  Nachlass  als  erbloses  Gut  an  den  Fiskus  fällt.4) 

Während  Kindern  nicht  das  Recht  zusteht,  eine  Auskehrung  ihres 
Erbtheils  bei  Lebzeiten  der  Eltern  zu  verlangen , ist  verwittweten 
Schwiegerkindern  ein  solcher  Anspruch  zugestanden.  Falls  nämlich  der 
verstorbene  Ehegatte  kein  Grundeigenthum  besass,  jedoch  vor  seinem 
Vater  starb,  von  dem  er  Immobilien  hätte  erben  können,  so  hat  der 
hinterbliebene  Gatte  einen  Anspruch  auf  den  „gesetzlichen  Theil“  aus 


wieder  Gesuche  um  Legitimirung  Unehelicher,  falls  deren  Eltern  nachträglich  die  Ehe 
geschlossen  hatten.  Am  12.  März  1891  (Samml.  d.  Gesetze  u.  Verordn.  No.  352,  III, 
I — 4)  wurde  das  jetzt  geltende  Gesetz,  über  Legitimirung  unehelicher  Kinder  christ- 
licher Eltern  durch  nachfolgende  Ehe  der  Eltern,  erlassen. 

!)  X.  1.  135,  137,  144,  4. 

2)  X.  1.  156,  1—3  (Fortsetzung  von  1891).  Die  Adoption  ist  in  dem  Gesetz  vom 
12.  März  1891  (Samml.  d.  Ges.  u.  Verordn.  No.  352,  IV)  neu  geregelt.  Adoptiren  kann 
man  Jeden,  nur  nicht  eigene  uneheliche  Kinder,  für  die  die  Legitimation  eingeführt 
ist  (Entscheidung  der  Allg.  Vers,  des  I.  u.  des  Kass.Dep.  1893  No.  23).  Adoptiren 
kann  nur  Jemand,  der  keine  leiblichen  Kinder  hat  (X.  1.  145,  Fortsetzung  von  1891). 
Das  im  Text  angeführte  Gesetz  hat  also  offenbar  nach  der  Adoption  geborene  leibliche 
Töchter  im  Auge.  Ebenso  gut  kann  es  aber  auch  nachgeborene  Söhne  und  Töchter 
geben.  Dann  würde  der  Adoptivsohn  einen  gleichen  Antheil  wie  der  leibliche,  und  die 
leiblichen  Töchter  würden  geringere  Antheile  erhalten. 

3)  X.  1.  1148. 

4)  Dagegen  haften  die  Ehegatten  pro  rata  des  gesetzlichen  Antheils  für  etwaige 
Schulden  des  Verstorbenen  (siehe  oben  S.  731). 
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dem  Tlieil  der  Immobilien,  die  dem  Verstorbenen  im  Moment  seines 
Todes  hätten  zufallen  können.1) 

Nur  in  dem  Fall,  wo  ein  Edelmann  mit  kaiserlicher  Genehmigung 
den  Namen  seiner  Frau  in  Folge  Erlöschens  ihres  Geschlechts  annimmt, 
steht  ihm  als  Ehegatten  ein  wirkliches  gesetzliches  Erbrecht  an  dem 
ererbten  väterlichen  Vermögen  seiner  kinderlos  verstorbenen  Frau  zu.2) 

Das  Recht,  die  Auskehrung  des  gesetzlichen  Antheils  zu  verlangen, 
steht  dem  verwittweten  Ehegatten  während  seines  ganzen  Lebens  zu  und 
geht  weder  durch  Eintritt  in  eine  neue  Ehe,  noch  durch  Ablauf  einer 
Verjährungsfrist  verloren.  Es  ist  ein  persönliches  Recht,  das  nicht  auf 
den  Erben  übertragen  werden  kann;  ist  es  daher  bei  Lebzeiten  nicht 
geltend  gemacht  und  der  Anspruch  nicht  erhoben,  so  geht  es  nicht 
auf  die  Erben  des  Berechtigten  über.3)4) 

6.  Besondere  Erbfolgeordnungen,  insbesondere  der  Ausländer. 

Besondere  Erbfolgeordnungen  bestehen: 

a)  für  Fideikommisse5)  — nach  dem  Erstgeburtsrecht  mit  Vorzug 
der  männlichen  Linie  vor  der  weiblichen;6) 


x)  X.  1.  1151,  1153.  Diese  Bestimmung  beruht  übrigens  auf  dem  Missverständniss 
eines  älteren  Gesetzes.  Vgl.  Dr.  S.  Horowitz,  Das  Ausscheiden  des  Wittwentheils 
aus  dem  Vermögen  des  Schwiegervaters  bei  dessen  Lebzeiten.  (Dorpater)  Zeitschrift 
für  Rechtswissenschaft  IX.  1.  Dorpat  1886.  S.  59  - 89. 

2)  X.  1.  1160. 

3)  X.  1.  1152. 

4)  Das  Güterrecht  (1er  Ehegatten.  Das  russische  Recht  geht  von  der  voll- 
ständigen Selbstständigkeit  und  Unabhängigkeit  der  Ehegatten  in  Bezug  auf  das  Ver- 
mögen aus.  Die  Ehe  soll  prinzipiell  keinen  Einfluss  auf  das  Verfügungungsrecht  der 
Ehegatten  über  ihr  Vermögen  haben  (X.  1.  109).  Auch  das  während  der  Ehe  Er- 
worbene gehört  ausschliesslich  dem,  der  es  erwarb  und  Jeder  verfügt  selbstständig  und 
unabhängig  vom  Anderen  über  sein  Vermögen  (X.  1.  114,  115).  Speziell  die  Aussteuer 
gehört  ausschliesslich  der  Frau  (X.  1.  110).  Ehegatten  können  mit  einander  Verträge 
abschliessen  (X.  1.  116).  Im  Prinzip  haftet  keiner  für  die  Schulden  des  anderen,  mit 
Ausnahme  folgender  Fälle: 

1.  Bei  Beitreibungen  von  einem  Ehegatten  wird  die  ganze  häusliche  Einrichtung 
der  gemeinsamen  Wohnung  als  dem  Schuldner  gehörig  angesehen,  mit  Ausnahme  der 
Wäsche  und  Kleider  des  anderen  Ehegatten  und  derjenigen  Sachen,  die  dieser  als  sein 
Eigenthum  nachweisen  kann  (X.  1.  112.  C.P.  0.  976). 

2.  Im  Falle  des  Konkurses  eines  Ehegatten  gilt  die  Hälfte  der  gesammten  Haus- 
einrichtung, ganz  abgesehen  von  der  wirklichen  Herkunft  derselben,  als  dem  anderen 
Ehegatten  gehörend.  Vermögensobjekte,  die  dem  anderen  Ehegatten  vom  Kridar  im 
Laufe  der  letzten  zehn  Jahre  unentgeltlieh  zugekommen  sind,  können  von  den  Gläu- 
bigern reklamirt  werden.  Bei  Vermögensobjekten,  die  im  Laufe  derselben  Zeit  ent- 
geltlich erworben  sind,  muss  der  Ehegatte  beweisen,  dass  er  sie  aus  eigenen  Mitteln 
erworben  hat  (Handelskonkursordnung  558,  554). 

Endlich  ist  der  Mann  verpflichtet,  seiner  Ehefrau  die  Lebensnothdurft  und  Nah- 
rung, entsprechend  seinen  Mitteln,  zu  gewähren  (X.  1.  106). 

5)  Russisch:  sapovednoje  imenije  d.  h.  mit  Verbot  (der  Veräusserung,  Theilung 
und  Verpfändung)  belegtes  Gut. 

6)  X.  1.  1192—1213. 
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b)  für  Majorate1)  in  den  westlichen  Gouvernements  — nach  dem 
Erstgeburtsrecht  mit  Ausschluss  der  weiblichen  Linie;2) 

c)  für  einige  andere  Fälle  von  geringem  Interesse;3) 

d)  für  Ausländer.  Von  diesen  handelt  Art.  1218  (X.  1).  Im  Ein- 
gang verweist  dieser  Artikel  auf  die  Bestimmungen  des  Stände- 
rechts;4) dann  bestimmt  er:  „Die  Erbfolge  nach  Ausländern, 
in  deren  Billete  (russischer)  unkündbarer  in  das  Staatsschuld- 
buch eingetragener  Anleihen  und  der  (russischen)  Rente,  wird, 
wenn  kein  Testament  vorhanden  ist,  durch  sein  Heimathsrecht 
bestimmt.“5)  Die  Bestimmungen,  auf  die  der  erste  Theil  dieses 
Artikels  hinweist,  sind  bereits  erörtert  worden.6)  Die  Spezial- 
bestimmung der  Vererbung  gewisser  Staatspapiere  nach  dem 
Heimathsrecht  des  Erblassers  war  die  erste  Ausnahme  aus  dem 
früher  für  den  ganzen  Nachlass  geltenden  Territorialprinzip, 
nach  dem  der  ganze  Nachlass  eines  Ausländers,  soweit  er  in 
Russland  belegen  war,  von  russischen  Gerichten  nach  russi- 
schem Recht  geregelt  wurde.  — In  der  am  11./23.  April  1864 
zwischen  Russland  und  Sachsen  vereinbarten  Nachlassdeklara- 
tion7) wurde  zuerst  „für  die  Unterthanen  des  Königreichs  Polen“ 
in  Sachsen  und  die  sächsischen  Unterthanen  im  Königreich  Polen 
die  Regelung  des  Mobiliarnachlasses  nach  dem  Heimathsrecht 
des  Erblassers  stipulirt.  Im  Jahre  1874  am  20.  MäTz  / 1.  April8) 
wurde  mit  Frankreich  die  erste  ausführliche  Nachlasskonven- 
tion abgeschlossen,  die  dieses  Prinzip  für  das  ganze  Reich 
feststellte  und  genau  regelte.  Die  Nachlasskonventionen  mit 
dem  Deutschen  Reich  vom  26.  November  / 8.  Dezember  1874, 9) 
Italien  vom  16./28.  April  1875, 10)  Spanien  vom  14./26.  Juni 
1876 ll)  stimmen  wörtlich  mit  der  ersteren  überein;  die  mit 
Schweden  und  Norwegen  vom  21.  März  / 9.  März  1889 12)  hat 
noch  weitere  Detail-Bestimmungen. 

Nach  diesen  Nachlasskonventionen  vererbt  der  Nachlass  eines  Aus- 
länders in  Russland  nach  folgenden  Regeln: 

1.  Die  in  Russland  belegenen  Immobilien  vererben  nach  dem 
örtlichen  Recht. 

9 So  werden  in  den  ehemals  polnischen  Provinzen  an  Russen  nach  besonderem 
Recht  verliehene  Güter  genannt. 

2)  X.  1.  1214—1217. 

3)  X.  1.  1185—1191,  1219  u.  1220. 

4)  Siehe  Anhang. 

5)  Kreditordnung  II.  66;  III.  49  (Reichsgesetzbuch  Bd.  XI.  1). 

6)  Siehe  oben  S.  728. 

7)  II.  Vollst.  G.S.  No.  41058. 

8)  ib.  No.  53870. 

9)  ib.  No.  54550.  Vgl.  Böhm,  internationale  Nachlassbehandlung,  2.  Aufl.  1895, 
S.  378  ff. 

lu)  ib.  No.  55355. 

n)  ib.  No.  56473. 

12)  III.  Vollst.  G.S.  No.  6007. 
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2.  Der  in  Russland  befindliche  Mobiliarnachlass  eines  Ange- 
hörigen der  erwähnten  Staaten  vererbt  nach  dem  Heimathsrecht  des 
Erblassers,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  nur  zeitweilig  sich  in  Russ- 
land aufhielt  oder  beständig  daselbst  lebte,  ja  selbst  falls  seine  Erben 
sämmtlich  sich  in  Russland  befinden  und  gar  nicht  die  Absicht  haben, 
in  ihre  Heimatli  zurückzukehren. 

3.  Erheben  Unterthanen  des  Staates,  in  dem  sich  der  Nachlass  be- 
findet, innerhalb  der  zur  Anmeldung  von  Forderungen  angesetzten 
sechs-  oder  achtmonatlichen  Frist  beim  örtlichen  Gericht  Erbansprüche, 
so  wird  über  diese  entschieden;  eventuell  werden  die  betheiligten  Unter- 
thanen aus  dem  Nachlass  befriedigt  und  derselbe  dann  erst  den  aus- 
wärtigen Erben  ausgeliefert.1) 

4.  Für  die  Angehörigen  solcher  Staaten,  welche  keine  Nachlass- 
konventionen oder  nur  Spezialkonventionen  abgeschlossen  haben,  wie  z.  B. 
England  über  den  Nachlass  von  Seeleuten,  gilt  als  allgemeine  Regel 
nach  wie  vor  das  Territorialprinzip  mit  den  oben  erwähnten  allge- 
meinen und  den  etwa  noch  sonst  stipulirten  speziellen  Ausnahmen.2) 

§ 76. 

III.  Letztwillige  Verfügungen. 

1.  Begriff  des  Testaments. 

Testament  ist  die  Verfügung  eines  Erblassers  über  sein  Vermögen 
auf  den  Todesfall.3)  Da  aber  (vgl.  oben  S.  724)  die  gleichzeitige  Be- 
rufung nach  Testament  und  gesetzlichem  Erbrecht  zulässig  ist,  so  wird 
die  etwa  fehlende  Erbeinsetzung  durch  die  Berufung  nach  Gesetz  er- 
setzt und  jede  letztwillige  Verfügung,  auch  wenn  sie  nur  Ernennung 
eines  Vormunds  und  dergl.  enthält,  wird  als  Testament  betrachtet.  Das 
Testament  ist  ein  einseitiger  Willensakt,  der  bis  zum  letzten  Augenblick 
einseitig  zurückgenommen  oder  abgeändert  und  ergänzt  werden  kann,4) 
daher  kann  in  einem  solchen  immer  nur  eine  Person  ihren  Willen 
ausdrücken.5)  Hierin  liegt  ein  indirektes  Verbot  der  Erbverträge. 

2.  Testirfähigkeit. 

Die  Errichtung  eines  Testaments  setzt  im  Testator  voraus:  Hand- 
lungsfähigkeit6) und  den  Willen,  ein  Testament  zu  errichten.7)  Daher 
sind  unfähig  ein  Testament  zu  errichten: 

1.  Geisteskranke,  mit  Ausnahme  der  Fälle,  in  denen  das  Testament 
in  einem  lucidum  intervallum  errichtet  ist;8) 

x)  Art.  10  der  oben  zitirten  Nachlasskonventionen. 

2)  Frankreich  hat  1893  noch  eine  besondere  Konvention  mit  Russland  abge- 
schlossen über  die  Auslieferung  des  Nachlasses  von  Matrosen. 

3)  X.  1.  1010. 

4)  X.  1.  1030.  Zwei  Testamente  können  also  nach  russischem  Recht  zu  einander 
in  einem  ähnlichen  Verhältniss  stehen,  wie  Testament  und  Kodizill  nach  anderen  Rechten, 
sie  heissen  aber  beide  Testament. 

5)  X.  1.  1032. 

6)  X.  1.  1018. 

7)  X.  1.  1010.  1016. 

8)  X.  1.  1017  P.  1. 
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2.  Un unterrichtete  Taubstumme,  weil  sie  nicht  im  Stande  sind, 
ihrem  Willen  Ausdruck  zu  verleihen  und  wie  Unmündige  unter  Vor- 
mundschaft stehen;1) 

3.  Unmündige  und  Minderjährige;2) 

4.  Klostergeistliche  der  russischen  und  römisch-katholischen  Kirche 
mit  Ausnahme  der  geistlichen  Würdenträger.  Die  vor  der  Einkleidung 
und  auch  die  noch  während  des  Noviziats  errichteten  Testamente  sind 
gültig3)  und  treten  durch  die  Einkleidung  in  Kraft. 

5.  Zum  Verlust  aller  Standesrechte  Verurtheilte  sind  testirunfähig 
vom  Tage  der  Urtheilseröffnung  an.4)  Dagegen  sind  Gefangene  bis  zur 
Eröffnung  eines  solchen  Urtheils  testirf ähig. 5) 6) 

6.  Ungültig  sind  die  Testamente  der  Selbstmörder,  jedoch  nicht 
absolut,  sondern  unter  gewissen  Voraussetzungen.7) 

Personen,  die  nur  aus  bestimmten  Gründen  in  der  Verfügung  über 
ihr  Vermögen  beschränkt  sind,  wie  Verschwender,8)  Kridare, 9)  sind 
testirfähig. 

b X.  1.  381,  1018. 

2)  X.  1.  1019  P.  1.  Mit  vollendetem  21.  Lebensjahre  tritt  die  Grossjährigkeit  ein. 

3)  X.  1.  1223,  1025,  1187,  vgl.  S.  729. 

4)  X.  1.  1019  P.  2. 

5)  X.  1.  1020. 

6)  Da  der  Verlust  aller  Standesrechte  die  Folge  haben  soll  (Str.G.B.  28),  dass 
„das  Vermögen  des  Yerurtheilten  an  seine  gesetzlichen  Erben  übergeht,  genau  ebenso, 
wie  es  in  Folge  seines  natürlichen  Todes  übergehen  würde“,  so  kann  der  obige  Satz 
logisch  nur  bedeuten:  dass  ein  nach  der  Eröffnung  des  Urtheils  verfasstes  Testament 
ungültig  sei,  dagegen  das  vorher  errichtete  durch  die  Verurtheilung,  ebenso  wie  durch 
den  natürlichen  Tod,  in  Kraft  trete.  (Hiermit  stimmen  alle  Schriftsteller  überein,  die 
sich  über  die  Sache  geäussert  haben-  D.  Meyer,  Russ.  Privatrecht,  II.  S.  592,  I.  Aufl., 
St.  Petersburg  1861;  Kavelin,  1.  c.,  S.  21,  22;  Pobedonoszew,  II.  1889,  S.  551; 
Szerszenewicz,  1.  c.,  539 — 540;  und  Andere.)  Trotzdem  hat  der  Senat  seit  dem 
Jahre  1876  den  Satz  aufgestellt,  dass  durch  die  Verurtheilung  zum  Verlust  allei 
Standesrechte  nur  die  Berufung  zur  gesetzlichen  (Intestat-)  Erbfolge  stattfinde  und  das 
Testament,  das  der  in  Haft  Befindliche  nach  Art.  1020  gesetzlich  errichten  dürfe,  nach- 
träglich für  nichtig  erklärt  werde,  und  die  Gerichte  folgen  seinem  Beispiel.  Diese 
Auffassung  des  Senats  beruht  auf  einer  unzulässigen  Interpretation  des  im  Art.  28  des 
Str.G.B.  (siehe  oben  S.  729)  gebrauchten  Ausdrucks  „gesetzliche  Erben“.  Aus  dem  Zu- 
sammenhang geht  hervor,  dass  dieser  Ausdruck  nicht  als  Terminus  technicus  für  Intestat- 
■erben  gebraucht  ist,  sonst  wäre  ja  die  Erbfolge  nicht  „genau  so,  wie  beim  natürlichen 
Tode“,  sondern  dass,  wie  im  russischen  Recht  oft  geschieht,  der  Ausdruck  „gesetzlich“ 
überflüssiger  Weise  gebraucht  ist,  um  die  ungesetzlichen  Erben  auszuschliessen.  Die  testa- 
mentarischen Erben  sind  eben  auch  gesetzliche  Erben,  wenn  sie  auch  keine  Intestaterben 
sind.  Die  Interpretation  des  Senats  widerspricht  nicht  nur  dem  Wortlaut  des  Art.  28 
des  Str.G.B.,  sondern  macht  auch  die  Anwendbarkeit  des  Art.  1020  des  Privatrechts 
völlig  illusorisch.  Noch  im  Jahre  1867  hat  der  Senat  diese  Bestimmungen  richtig 
interpretirt  (Pobedonoszev,  1.  c.,  II.  S.  545).  Erst  seit  1876  hat  der  Senat  sich  jener 
unhaltbaren  Auffassung  zugewandt  und  dadurch  die  Gerichtspraxis  in  direkten  Wider- 
spruch mit  dem  positiven  Gesetz  gebracht.  K.E.  von  1876,  536;  1878,  92. 

7)  X.  1.  1016,  1017  P.  1.  Str.G.B.  1472.  Ueber  den  Widerspruch  zwischen  dem 
Privat-  und  dem  Strafrecht  in  diesem  Fall  siehe  Szerszenewicz,  Lehrbuch  d.  russ. 
Privatrechts,  S.  537,  538. 

8)  K.E.  1876,  389. 

9)  X.  1.  1021. 
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Die  Fähigkeit  zu  erben  braucht  auch  bei  der  testamentarischen 
Erbfolge  nur  im  Moment  des  Anfalls  der  Erbschaft  vorhanden  zu  sein, 
nicht  schon  zur  Zeit  der  Errichtung  des  Testaments  (oben  S.  726). 

3.  Inhalt  des  Testaments. 

Ueber  das  wohlerworbene  Gut  kann  der  Testator  absolut  frei 
verfügen,  ohne  gebunden  zu  sein,  seinen  Kindern  oder  seinem  Gatten 
ein  Pflichttheil  zu  hinterlassen.  *) 

Das  ererbte  Vermögen  geht  nach  gesetzlicher  Erbfolge  auf  seine 
Kinder  über  und  durch  testamentarische  Verfügung  kann  weder  dieses 
Erbrecht,  noch  der  gesetzliche  Antheil  des  Ehegatten  aus  demselben 
beschränkt  oder  durch  Legate  belastet  werden.  Hat  der  Erblasser  jedoch 
keine  Deszendenten,  sondern  nur  Seitenverwandte,  so  kann  er  das  er- 
erbte Gut  1)  einem  Mitglied  des  berechtigten  Geschlechts,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Nähe  der  Linie  und  des  Grades,* 2)  und  2)  seinem  überlebenden 
Ehegatten  die  lebenslängliche  Nutzniessung  an  demselben  vermachen.3) 
Beide  Vermächtnisse  können  jedoch  nur  durch  notarielles  Testament, 
oder  durch  holographisches  Privattestament,  das  bei  Lebzeiten  beim 
Petersburger  Pupillenrath  deponirt  worden  ist,  errichtet  werden. 

Der  Erblasser  wohlerworbenen  Vermögens  kann  in  seinem  Testa- 
ment seinem  Erben  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  jeder  Art, 
speziell  Auszahlung  von  Legaten  oder  Renten,  auferlegen,  immer  je- 
doch nur  für  dessen  Lebzeiten;  darüber  hinaus  sind  solche  Beschrän- 
kungen nicht  gültig.4)5)  In  der  freien  Vererbung  und  Verfügung  auf 
den  Todesfall  darf  der  Erbe  nicht  beschränkt  werden.6)  Der  Testator 
darf  daher  seinem  Erben  keinen  weiteren  Erben  substituiren.  Die 
Substitution  ist  nach  russischem  Recht  nur  zulässig  für  den  Fall, 
dass  der  an  erster  Stelle  eingesetzte  Erbe  vor  dem  Erblasser  sterben 
sollte.7)  Jedoch  ist  die  Verfügung  zulässig,  dass  einer  Person  das 
Eigenthum  an  der  Sache,  einer  anderen  die  lebenslängliche  Nutz- 
niessung derselben  vermacht  wird,  so  dass  der  Erbe  erst  nach  dem 
Tode  des  Nutzniessers  in  den  Besitz  tritt.8) 


')  X.  1.  1067. 

2)  X.  1.  1068.  Das  Wesentliche  dieser  Bestimmung  besteht  offenbar  in  der  Ge- 
stattung der  Bevorzugung  eines  entfernteren  Verwandten  vor  den  näheren;  der  Senat 
hat  ausserdem  darin  die  wohl  gar  nicht  beabsichtigte  Bestimmung  gefunden,  dass  in 
diesem  Falle  das  Vermögen  nur  Einem  nicht  mehreren  vermacht  werden  dürfe.  K.E. 
1879,  16;  1880,  1;  1884,  108;  1891,  82.  Vgl.  oben  S.  734. 

3)  X.  1.  1070. 

4)  X.  1.  1086. 

5)  Die  Legatare,  die  ihrer  Natur  nach  keine  Erben,  sondern  einfach  Forderungs- 
berechtigte aus  dem  Testament  sind,  werden,  wo  es  sich  um  die  Verantwortung  für 
die  Schulden  des  Erblassers  handelt,  von  der  Praxis  unberechtigter  Weise  wie  Erben 
behandelt  und  zur  Haftung  neben  den  Erben  herangezogen  (K.E.  1874,  596;  1879,  294.. 
Vgl.  Szerszenewicz,  S.  596  —599). 

6)  X.  1.  1011  Anm. 

7)  K.E.  1882.  83. 

8)  X.  1.  1011.  K.E.  1870,  981. 
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Widergesetzliche  Bestimmungen  sind  ungültig;  die  übrigen  Bestim- 
mungen des  Testaments  bleiben  solchenfalls  in  Kraft,1)  es  sei  denn, 
dass  sie  in  unlöslichem  Zusammenhang  mit  jenen  stehen.2) 

4.  Form  und  Arten  der  Testamente. 

Die  Form  ist  die  schriftliche,  die  mündliche  Form  ist  unzu- 
lässig.3) Man  unterscheidet  das  ordentliche  Testament  vom  ausser- 
ordentlichen und  bei  den  ersteren  öffentliche  und  private  Testamente. 

I.  Oeffentliche  oder  notarielle  Testamente  werden  durch  die  Notare 
errichtet  nach  den  Regeln  der  Notariatsordnung;4)  oder  (in  den  Gou- 
vernements, wo  die  Notariatsordnung  nicht  eingeführt  ist)  durch  den 
Testator  errichtet  und  von  den  Gerichten  bestätigt.5)  Als  Urschrift 
gilt  der  in  das  Urkundenbuch  (Aktovaja  kniga)  eingetragene  Text.  Die 
vom  Notar  beglaubigte  Abschrift  (vypis)  steht  der  Urschrift  gleich  und 
muss  dem  Testator  in  Gegenwart  der  drei  Testamentszeugen  übergeben 
werden. 6) 

Privattestamente  können  in  jeder  Sprache  geschrieben  werden,7) 
auf  einfachem  Papier  jeder  Art,  jedoch  auf  ganzen  Bogen.8)  Sie  sind 
entweder  holographische,  oder  bloss  vom  Testator  Unterzeichnete,  oder 
endlich  im  Namen  des  Testators  von  einem  Beauftragten  (Rukopriklad- 
czik)  unterzeichnet. 

Das  öffentliche  Testament  muss  von  drei,9)  das  holographische 
wenigstens  von  zwei, 10)  das  von  einem  Schreiber  geschriebene  und  vom 
Testator  Unterzeichnete  von  drei11)  Zeugen  und  dem  Schreiber  unterzeich- 
net sein.12)  Das  von  einem  Beauftragten  im  Namen  des  Testators  Unter- 
zeichnete Testament  (wegen  Krankheit  oder  Unkunde  des  Schreibens)13) 
muss  von  drei  Zeugen  (ausser  dem  Schreiber  und  Unterzeichner)  unter- 
schrieben sein. 14)  Die  Unterschrift  der  Zeugen  muss  auf  dem  Testament 
selbst  sich  befinden,  nicht  auf  dem  Umschlag.15)  Der  Inhalt  des  Testa- 
ments braucht  den  Zeugen  nicht  mitgetheilt  zu  sein.  Ihre  Unterschrift 


b X.  1.  1029. 

2)  K.E.  1878,  235. 

3)  X.  1.  1023. 

4)  Notariatsordnung  83 — 114. 

5)  X.  1.  1013  Beilage.  Solche  Testamente  heissen  Krepost-Testamente;  bei  diesen 
wird  die  beglaubigte  Urschrift  dem  Testator  ausgeliefert. 

6)  X.  1.  1039,  1040. 

7)  X.  1.  1046  Anm.  1 u.  2. 

8)  X.  1.  1045. 

9)  X.  1.  1037. 

10)  X.  1.  1051. 

n)  X.  1.  1048.  Wenn  einer  der  Zeugen  der  Beichtvater  des  Testators  ist,  so  ge- 
nügen zwei. 

12)  X.  1.  1048.  Die  Unterschrift  des  Schreibers  kann  auch  später  bei  der  Be- 
stätigung des  Testaments  eingeholt  werden. 

13)  X.  1.  1048. 

14)  X.  1.  1053. 

15)  X.  1.  1056. 
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bezeugt  nur  die  Identität  und  den  handlungsfähigen  Zustand  des  Tes- 
tators. J) 

Testa  in  entszeugen  können  nicht  sein,  abgesehen  von  Personen, 
die  überhaupt  nicht  Zeugen  in  Civilsachen  sein  können: 

a)  Personen,  zu  deren  Gunsten  das  Testament  errichtet  ist; 

b)  Verwandte  der  vier  ersten  Grade  und  Verschwägerte  der  drei 
ersten  Grade  dieser  Personen,  jedoch  nur,  falls  das  Testament 
nicht  ganz  oder  theilweise  zu  Gunsten  der  gesetzlichen  Erben 
errichtet  wird; 

c)  die  im  Testament  ernannten  Testamentsvollstrecker  und  Vor- 
münder; 

d)  Personen,  die  selbst  nicht  testiren  können,  mit  Ausnahme  von 
Klostergeistlichen.1  2) 

II.  Die  ausserordentlichen  (privilegirten)  Testamente  sind: 

1.  Die  militärischen  Testamente.  Wenn  russische  Truppen  sich  im 
Auslande  befinden,  können  Testamente  bei  den  Feldkanzleien  errichtet 
werden ; 3) 

2.  Zur  See  auf  Kriegsschiffen  errichtete  Testamente  werden  vom 
V orgesetzten  beglaubigt ; 4) - 

3.  Im  Auslande  können  russische  Unterthanen  nach  dem  dortigen 
Recht  öffentliche  Testamente  errichten  oder  ihre  Privattestamente  bei 
russischen  Konsuln  oder  Gesandtschaften  beglaubigen  lassen.5) 

Diese  ausserordentlichen  Testamente  haben  den  Charakter  öffent- 
licher Testamente. 

Die  öffentlichen  Testamente  und  die  Privattestamente,  welche  beim 
Pupillenrath  oder  in  der  Verwaltung  der  Philanthropischen  Gesellschaft6) 
oder  bei  Notaren  aufbewahrt  werden,  haben  die  Präsumtion  der  Echt- 
heit für  sich  und  können  nur  durch  die  Behauptung  der  Fälschung- 
angegriffen  werden.7) 

5.  Aufhebung  und  Abänderung  der  Testamente. 

Jedes  Testament  kann  vom  Testator  jederzeit  ergänzt,  abgeändert 
und  aufgehoben  werden,  jedoch  nur  in  derselben  Weise,  wie  es  errichtet 
worden  ist.  Die  Aufhebung  kann  durch  eine  besondere  Urkunde  oder 
durch  Errichtung  eines  neues  Testaments,  selbst  ohne  Aufhebungs- 
klausel, erfolgen.  Das  dem  Datum  nach  jüngste  Testament  ersetzt  alle 
früheren  gleicher  Art.  Das  Privattestament  wird  auch  durch  ein  öffent- 


1)  X.  1.  1050. 

2)  X.  1.  1038,  1054. 

3)  X.  1.  1071. 

4)  X.  1.  1072.  Die  auf  Kauffahrteischiffen  errichteten  Testamente  sind  einfache 
Privattestamente. 

5)  X.  1.  1077,  1078. 

6)  Der  Pupillenrath  hat  die  Verwaltung  der  hauptsächlich  vom  Kaiserhaus  ge- 
stifteten Wohlthätigkeitsanstalten,  die  Verwaltung  der  Philanthropischen  Gesellschaft 
die  Verwaltung  einer  Anzahl  Privat-Stiftungen. 

7)  X.  1.  1032,  1.  Vgl  oben  Civilprozess  § 34  S.  639  f. 
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liches  aufgehoben,  jedoch  nicht  umgekehrt.  Das  öffentliche  Testament 
kann  durch  eine  schriftliche,  an  diejenige  Behörde,  bei  der  es  er- 
richtet wurde,  gerichtete  Erklärung  aufgehoben  werden.  Durch  die  Auf- 
hebung des  der  Zeit  nach  jüngsten  Testaments  tritt  das  etwa  vorhandene 
vorletzte,  durch  die  Aufhebung  des  öffentlichen  das  etwa  vorhandene 
Privattestament  wieder  in  Kraft.1)  Die  verschiedenen  nach  einander 
errichteten  Testamente  können  einander  ergänzen,  oder  auch  theilweise 
abändern  oder  ersetzen,  und  daher  auch  neben  einander  bestehen,  falls 
das  spätere  keine  Aufhebungsklausel  enthält  und  auch  inhaltlich  die 
früheren  nicht  ausschliesst  oder  ganz  oder  theilweise  abändert. 

6.  Gerichtliche  Bestätigung  des  Testaments. 

Jedes  Testament,  sowohl  das  öffentliche  wie  das  private,  muss, 
nachdem  es  unabänderlich  geworden  ist,  wenn  es  in  Kraft  treten  soll, 
gerichtlich  bestätigt  werden.'2)  Zu  diesem  Zweck  wird  das  Testament 
entweder  hei  dem  Gericht,  wo  der  Anfall  der  Erbschaft  stattfand,  oder  wo 
das  Grundstück,  über  das  verfügt  ist,  sich  befindet,  ein  gereicht. 3)  Notare, 
Institute  und  Privatpersonen,  denen  Testamente  zur  Aufbewahrung  über- 
geben sind,  haben  nach  der  Anordnung  des  Testators  zu  verfahren, 
eventuell  das  Testament  von  sich  aus  dem  zuständigen  Gericht  einzu- 
senden, ebenso  diejenigen,  die  das  Testament  unter  den  Papieren  des 
Verstorbenen  finden.  Das  Gericht  soll  zur  Prüfung  des1  Testaments 
schreiten,  selbst  wenn  kein  Antrag  eines  Betheiligten  vorliegt.4) 

Für  die  Einreichung  des  Testaments  ist  eine  einjährige  und  für 
Personen,  die  sich  im  Ausland  befinden,  eine  zweijährige  Frist  festge- 
setzt, gerechnet  vom  Todestage  des  Testators;  durch  Versäumniss  dieser 
Frist  verliert  das  Testament  seine  Kraft.5) 

Weist  der  Testamentserbe  jedoch  nach,  dass  ihm  das  Vorhanden- 
sein des  Testaments  unbekannt  geblieben  war,  oder  entschuldigt  die 
Versäumniss  der  Frist  durch  andere  gesetzlich  zulässige  Gründe,  so 
kann  das  Testament  im  Laufe  der  allgemeinen,  zehnjährigen  Ver- 
jährungsfrist produzirt  werden.6) 

Notarielle  und  privilegirte  Testamente,  da  sie  die  Präsumtion  der 
Echtheit  und  Gesetzmässigkeit  des  Inhalts  für  sich  haben,  werden  ohne 
Weiteres  bestätigt.  Bei  Privattestamenten  muss  die  Beobachtung  der 
gesetzlichen  Formalien  geprüft,  und  es  müssen  die  Testamentszeugen 
(unvereidigt)  vernommen  werden,7)  doch  soll  das  Testament,  auch  wenn 
alle  Zeugen  gestorben  sind  und  daher  eine  Befragung  unmöglich  ist, 
bestätigt  werden.  Auf  die  Prüfung  der  Gesetzmässigkeit  des  Inhalts  hat 


1)  X.  1.  1030,  1031. 

2)  D.  h.  es  soll  gerichtlich  konstatirt  werden,  dass  es  gehörig  errichtet  worden  ist. 

3)  X.  1.  1060. 

4)  X.  1.  1061,  1062,  1060,  1,  2. 

5)  X.  1.  1063,  1065. 

6)  X.  1.  1066,  1303. 

7)  X.  1.  1052,  1066,  3,  4,  5. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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das  Gericht  von  Amtswegen  nur  soweit  einzugehen,  als  es  sich  um  die 
Testirlähigkoit  und  Erbfähigkeit  handelt  und  die  mangelnde  Berechtigung 
des  Testators  oder  des  Erben  ohne  Weiteres  aus  dem  Wortlaut  ersicht- 
lich ist.1)  Die  Verfügung  des  Gerichts  über  Bestätigung  des  Testaments 
wird  in  der  Senatszeitung  publizirt.2) 

Die  Bestätigung  des  Testaments  ist  nur  eine  Konstatirung  der 
äusseren  Rechtmässigkeit  und  präjudizirt  in  keiner  Weise  der  späteren 
Anfechtung  durch  etwa  berechtigte  Personen.3)  Wird  während  des 
Schutzverfahrens  das  Testament  beim  Gericht  angefochten,  so  wird 
die  Bestätigung  bis  zur  Entscheidung  des  Rechtsstreits  ausgesetzt.4) 

Verweigert  das  Bezirksgericht  im  Schutzverfahren5)  die  Bestätigung 
des  Testaments,  so  ist  eine  Sonderbeschwerde  im  selben  Verfahren  an 
den  Appellhof  zulässig6)  und  gegen  dessen  Bescheid  ein  Kassations- 
gesuch. 7) 8) 

§ 77. 

IV.  Verfahren  bei  der  Erbschaftsregulierung. 

1.  Besitz  und  Sicherung  des  Nachlasses. 

Die  Sicherung  der  Erbschaft  steht  dem  Friedensrichter  zu,  in  dessen 
Bezirk  die  Erbschaft  belegen  ist,  Privatpersonen  können  sich  auch  an 
einen  Ehrenfriedensrichter  wenden.9) 

Ebenso  wenig  wie  die  Mitwirkung  des  Gerichts  beim  Antritt  und 
dem  Erwerb  der  Erbschaft  in  jedem  Fall  noth wendig  ist,  ebenso  wenig 
ist  die  Ergreifung  von  Sicherungsmassregeln  unbedingt  geboten.  Anlass 
solcher  können  sein:  Anträge  von  Privatversonen,  Mittheilungen  der 
Polizei,10)  Aufforderung  von  Seiten  des  Prokureurs  (falls  ein  Arrestant 
gestorben  ist),  Aufforderung  von  Seiten  der  Vorgesetzten  eines  Beamten.11) 
In  jedem  einzelnen  Fall  entscheidet  der  Friedensrichter,  ob  ein  Grund 
zur  Ergreifung  von  Sicherungsmassregeln  vorliegt.12)  Wegen  Ablehnung 
solcher  Massregeln  ist  Beschwerde  an  die  Friedensrichterversammlung 
und  Kassationsgesuch  an  den  Senat  zulässig.13) 

Die  Ergreifung  von  Sicherungsmassregeln  ist  geboten:  1)  falls  alle 

>)  X.  1.  1066,  2,  3. 

2)  X.  1.  1066,  8. 

3)  X.  1.  1066,  11. 

4)  X.  1.  1066,  13. 

5)  Russ.:  Ochranitelnoe  ssudoproisvodstvo,  wörtlich  schützendes  Gerichtsverfahren, 
gewöhnlich  ochr.  proisv.  Schutzverfahren,  wird  in  der  C.P.O.  das  Verfahren  in  un- 
streitigen Rechtssachen  genannt. 

6)  X.  1.  1066,  9,  10. 

7)  K.E.  1884,  103. 

8)  Die  Verweigerung  der  Bestätigung  im  Schutzverfahren  hindert  nicht  die  Er- 
hebung der  Erbschaftsklage  auf  Grund  des  Testaments  (X.  1.  1066,  11). 

9)  C.P.O.  1401,  1402. 

10)  Dieselbe  ist  übrigens  nicht  verpflichtet,  besondere  Nachforschungen  anzustellen 
(K.E.  1868,  1292). 

11)  C.P.O.  1402. 

12j  K.E.  1868,  602;  1873,  1157. 

13)  K.E.  1873,  1157;  1874,  268;  1884,  65. 
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oder  einige  Erben  nicht  anwesend  sind;  2)  falls  der  Nachlass  unter 
vormundschaftliche  Verwaltung  kommen  muss.1) 

Sind  die  Erben  anwesend  und  im  faktischen  Besitz,  so  kann  der- 
jenige, der  etwa  bessere  Rechte  zu  haben  glaubt,  dieselben  nur  auf  dem 
Wege  des  Civilprozesses  geltend  machen. 

Sind  wegen  Abwesenheit  aller  oder  einiger  Erben  Sicherungsmass- 
regeln  ergriffen  worden,  so  können  die  Erben  nur  auf  dem  Wege  des 
Schutzverfahrens  in  den  Besitz  der  Erbschaft  gelangen.2)  Zu  dem 
Zweck  müssen  sie  sich  legitimiren,  entweder  durch  Vorweisung  des 
Testaments,  oder  durch  den  Nachweis  ihres  gesetzlichen  Erbanspruchs.3) 

Wird  der  Erbstreit  erhoben  zu  einer  Zeit,  wo  noch  niemand  in  den 
Besitz  gelangt  war,  so  wird  der  Nachlass  der  Vormundschaftsbehörde 
zur  Verwaltung  übergeben.4)  In  allen  anderen  Fällen  bleibt  der  Be- 
sitzer bis  zur  Entscheidung  des  Streits  im  Besitz. 

Die  Sic herungsm assregeln  bestehen  in  der  Aufnahme  eines 
Inventars  durch  einen  Gerichtsvollzieher  und  in  der  Ladung  der  Erben 
durch  die  Senatszeitung.5)  Eine  Ladung  der  Erben  findet,  abgesehen 
von  den  oben  erwähnten  Fällen,  auch  dann  statt,  wenn  zum  Nachlass 
ein  in  die  Staatsbank  eingezahltes  Kapital  gehört  oder  Sachen,  die  in 
den  St.  Peterburger  oder  Moskauer  Leihkassen  verpfändet  sind.6) 

Diejenigen  Erben,  die  sich  im  Laufe  einer  sechsmonatlichen  Frist, 
gerechnet  vom  Tag  der  dritten  Publikation  der  Ladung  in  der  Senats- 
zeitung, melden,  können  verlangen,  vom  Gericht  (je  nach  dem  Werth 
vom  Friedensrichter  oder  vom  Bezirksgericht) , nach  Ablauf  dieser 
Frist  durch  Verfügung  im  Schutzverfahren  in  den  Besitz  der  Erbschaft 
gesetzt  zu  werden.  Die  nach  Ablauf  der  sechsmonatlichen  Frist  sich 
Meldenden  müssen  ihre  Rechte  im  Wege  des  Civilprozesses  geltend 
machen.7)  Meldet  sich  im  Lauf  der  sechs  Monate  Niemand,  so  wird 
der  Nachlass  definitiv  der  Verwaltung  der  Vormundschaftsbehörde  unter- 
stellt und  kann  von  derselben  nur  auf  dem  Wege  des  Civilprozesses 
reklamirt  werden.8) 

b X.  1.  1226. 

2)  K.E.  1877,  310, 

3)  Das  wichtigste  Legitimationsmittel  sind  die  Trau-  und  Taufscheine  und 
die  von  den  Geistlichen  der  verschiedenen  christlichen  Konfessionen  und  nichtchrist- 
lichen Religionen  geführten  Matrikbücher,  denen  sie  entnommen  sind.  Sind  solche 
nicht  vorhanden,  so  können  sie  ersetzt  werden  durch  die  sonstigen  von  Geistlichen 
geführten  Bücher,  wie  Verzeichnisse  der  Aufgebotenen,  Beichtverzeichnisse,  sowie 
durch  andere  öffentliche  Urkunden,  aus  denen  der  Familienstand  der  betreffenden  Per- 
sonen hervorgeht  (Adels-  und  Bürgerbücher,  Revisionslisten,  Dienstlisten)  und  in  denen 
die  Ehefrau  und  Kinder  stets  mit  verzeichnet  werden.  Endlich  ist  die  Befragung  von 
Zeugen  zulässig,  sowohl  der  Geistlichen,  die  die  Taufe  oder  Trauung  vollzogen  haben, 
wie  der  Pathen  und  Trauzeugen  (X.  1.  34—36.  IX.  1053,  1062,  1072,  1878,  1079, 
1086.  K.E.  1870,  965;  1871,  709;  1872,  666;  1877,  56;  1879,  320). 

4)  X.  1.  1066,  14. 

5)  C.P.O.  1403. 

6)  X.  1.  1239. 

7)  X.  1.  1241. 

8)  X.  1.  1166. 
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2.  Die  Erbtheilung. 

An  der  Erbtheilung  nehmen  Tlieil  alle  zur  Erbschaft  Berufenen, 
mit  Ausnahme  derer,  die  bereits  bei  Lebzeiten  der  Eltern  abgetheilt 
resp.  ausgesteuert  sind  und  weiteren  Ansprüchen  entsagt  haben.1)  Wer 
im  wohlerworbenen  Vermögen  abgetheilt  worden  ist,  verliert  nicht  den 
Anspruch  auf  das  ererbte  und  umgekehrt.2)  Wer  abgetheilt  worden  ist, 
ohne  weiteren  Ansprüchen  entsagt  zu  haben,  ist  berechtigt,  sich  an  der 
Erbtheilung  zu  betheiligen,  doch  wird  das  bereits  Erhaltene  ihm  ange- 
rechnet. 3) 

Die  Erbtheilung  ist  zunächst  Sache  der  im  Besitz  befindlichen  oder 
vom  Gericht  in  Besitz  gesetzten  Erben.4)  Kommt  eine  Vereinbarung 
nicht  zu  Stande  und  wird  beim  Gericht  gerichtliche  Theilung  beantragt, 
so  wird  den  Erben  vom  Tage  des  Gesuchs  an  noch  eine  zweijährige 
Frist  zu  gütlicher  Vereinbarung  gelassen.  Kommt  die  Vereinbarung 
nicht  zu  Stande,  so  wird  das  Vermögen  unter  vormundschaftliche  Ver- 
waltung des  betreffenden  Waisengerichts  genommen  und  vom  Betrag 
des  Vermögens  werden  6°/0  als  Strafgeld  erhoben.  Dieses  Strafgeld 
wird  vom  Antheil  derer  erhoben,  „die  am  Streit  schuld  waren“.5) 

Die  gerichtliche  Erbtheilung  findet,  wo  das  Vermögen  weniger  als 
500  Bbl.  beträgt,  vor  dem  Friedensrichter,  wo  es  über  500  Rbl.  beträgt  oder 
zu  demselben  Immobilien  gehören,  vor  einem  delegirten  Mitgliede  des 
Bezirksgerichts  statt.6)  Der  Richter  lässt  von  den  Erben  Vertrauens- 
personen zur  Inventur  und  Taxation  des  Vermögens  wählen.7)  Kommt 
die  Wahl  nicht  zu  Stande,  so  kann  der  Richter  sie  ernennen  oder  die 
Erbtheilung  einem  Notar  übertragen.8)  Der  Richter  muss  auf  eine 
Vereinbarung  hinarbeiten.  Kommt  keine  Vereinbarung  zu  Stande,  so 
entscheidet  der  Richter.  In  diesem  Fall  haben  die  Betheiligten  das 
Recht,  im  Laufe  eines  Jahres  Umtheilung  zu  verlangen.9) 

Gegen  die  Verfügungen  des  Richters  im  Theilungsverfahren  sind 
Sonderbeschwerden  an  den  Appellhof  und  Kassationsgesuche  an 
den  Senat  zulässig.10) 

3.  Sicherung  des  Nachlasses  eines  Ausländers. 

Sind  die  Erben  Inländer,  so  kann  die  Erbschaft  von  ihnen  nach 
russischem  resp.  provinziellem  Recht  mit  und  ohne  Sicherung  in  Besitz 
genommen  und  mit  und  ohne  gerichtliche  Bestätigung  erworben  werden. 


*)  X.  1.  997,  1002.  1004. 

2)  X.  1.  998. 

3)  X.  1.  997,  1003. 

4)  X.  1.  1315.  C.P.O.  1408. 

5)  X.  1.  1317.  1318. 

6)  C.P.O.  1409. 

5 C.P.O.  1410.  1413. 

8)  C.P.O.  1412.  1414,  1415. 

9)  C.P.O.  1420.  X.  1.  1332,  1335. 

10)  C.P.O.  1421. 
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Ist  ein  Inländer  nur  theilweiser  Erbe,  so  wird  nach  Auskehrurig  seines 
Antheils  der  übrige  Nachlass  dem  betreffenden  Konsul  ausgeliefert. 

Sind  die  Erben  Ausländer,  so  erhalten  die  Bestimmungen  über 
die  Theilnahme  der  Konsuln  in  den  oben  (S.  739)  erwähnten  Verträgen 
Russlands  mit  Frankreich,  Deutschland,  Italien,  Spanien,  Schwe- 
den-Norwegen ihre  eigentliche  Bedeutung. 

Nach  diesen  Verträgen  werden  beim  Tode  eines  Ausländers,  einerlei 
ob  er  im  Inland  ansässig  war  oder  sich  nur  auf  der  Reise  befand,  die- 
selben Sicherungsm assregeln  ergriffen,  wie  beim  Nachlass  von  Inländern.1) 
Doch  muss  vom  erfolgten  Tode  sofort  der  Konsul  benachrichtigt  werden, 
damit  er  gemeinsam  mit  der  örtlichen  Behörde  das  Inventar  aufnehme 
und  sein  Siegel  anlege. 2)  Erfährt  der  Konsul  früher  vom  Tode  des 
Landsmanns,  so  hat  er  die  betreffende  örtliche  Behörde , also  den 
Friedensrichter,  zu  benachrichtigen.  In  der  Regel  soll  die  Versiegelung 
und  Inventur  gemeinsam  von  dem  Konsul  und  der  Behörde  vorgenommen 
werden,  gebieten  jedoch  die  Umstände  sofortige  Sicherung,  so  kann 
jede  dieser  Autoritäten  allein  die  Massregeln  ergreifen.  Falls  eine  ge- 
meinsame Handlung  beabsichtigt  war,  so  braucht  nicht  über  48  Stunden 
gewartet  zu  werden.3)  Die  örtlichen  Autoritäten  sind  verpflichtet,  die 
nöthigen  Erbladungen  zu  erlassen,  die  auch  von  Seiten  des  Konsuls 
erlassen  werden  können.4)  Nach  Beendigung  der  Inventur  kann  der 
Konsul  die  Auslieferung  des  gesammten  beweglichen  Nachlasses  ver- 
langen und  Versteigerung  der  dem  Verderb  unterliegenden  oder  un- 
verhältnissmässige  Kosten  verursachenden  Gegenstände  vornehmen.5) 
Nach  Deckung  der  Kosten  ist  das  Ganze  als  depositum  iudiciale  bis 
zum  Ablauf  von  sechs  Monaten  nach  der  ergangenen  Erbladung,  oder 
von  acht  Monaten  nach  dem  Anfall  der  Erbschaft  aufzubewahren.6) 

Der  Konsul  ist  ermächtigt,  den  Nachlass,  sowohl  Mobilien  wie  Im- 
mobilien, zu  verwalten.7)  Klagen  gegen  den  Nachlass,  „soweit  sie 
sich  nicht  auf  das  Erbrecht  erstrecken“,  werden  vor  dem  örtlichen  Ge- 
richt entschieden.  Kommt  es  zum  Konkurs,  so  muss  der  Nachlass  dem 
betreffenden  Konkursgericht  ausgeantwortet  werden.8)  Macht  vor  Ab- 
lauf der  oben  erwähnten  Fristen  ein  Inländer  Erbansprüche  geltend, 
so  werden  diese  vom  russischen  Gericht  entschieden.9)  Nach  Ablauf 
dieser  Fristen  liquidirt  der  Konsul  die  Erbschaft,  worüber  er  nur  seinem 
Staat  Rechenschaft  schuldig  ist.10)  Ansprüche  an  den  Mobiliarnachlass, 

1)  Art.  1. 

2)  Die  Konsuln  sind  kraft  ihres  Amts  Vertreter  der  Erben  und  befugt,  in  deren 
Namen  persönlich  oder  durch  Stellvertreter  zu  handeln  (Art.  9). 

3)  Art.  2,  11. 

4)  Art.  3. 

5)  Art.  4. 

6)  Art.  5. 

7)  Art.  6. 

8)  Art.  7. 

9)  Art.  10. 

10)  Art.  8. 
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die  jetzt  erst  erhoben  werden,  können  nur  beim  kompetenten  Nachlass- 
gericht der  Heimath  des  Verstorbenen  angebracht  werden. 

§ 78. 

V.  Die  Erbschaftsklage. 

Die  Erbschaftsklage  geht  auf  die  Herausgabe  der  ganzen  Erbschaft 
oder  eines  Theils  derselben,  je  nachdem  dem  Kläger  ein  besseres 
Erbrecht  als  dem  Besitzer  oder  ein  gleiches  neben  ihm  zusteht. 
Sie  ist  gerichtet  gegen  jeden,  der  im  faktischen  Besitz  der  Erb- 
schaft ist,  also  auch  gegen  den  Fiskus  oder  die  Institutionen,  die  den 
Nachlass  als  erbloses  Gut  beanspruchen.  Das  russische  Recht  erwähnt 
ausdrücklich  nur  die  Erbschaftsklage  des  Testamentserben  gegen  den  ge- 
setzlichen Erben.1)  Die  Praxis  gesteht  diese  Klage  auch  den  gesetzlichen 
Erben  gegen  den  Testamentserben  und  den  gesetzlichen  Erben  gegen 
einander  zu,2)  speziell  denen,  die  die  sechsmonatliche  Frist  versäumt 
und  die  Einweisung  in  den  Besitz  nicht  erlangt  haben.3) 

Die  Erbschaftsklage  verjährt  in  zehn  Jahren.  Die  Erbschafts- 
klage auf  Herausgabe  eines  Fideikommissguts  verjährt  überhaupt 
nicht. 

Wo  die  Erbschaftklage  gegen  ein  Testament  gerichtet  ist,  muss 
sie  im  Laufe  zweier  Jahre,  gerechnet  von  der  letzten  Publikation  über 
Bestätigung  des  Testaments,  erhoben  werden,  widrigenfalls  sie  verjährt 
ist.  Für  Minderjährige  läuft  die  zweijährige  Frist  zur  Anfechtung  ihnen 
ungünstiger  Testamente  vom  Tage  erlangter  Volljährigkeit.4)  Die 
Klage  auf  Testamentsfälschung  wird  jedoch  nur  durch  die  allgemeine 
zehnjährige  Verjährungsfrist  ausgeschlossen.5) 

IV.  Theil. 

Konsulargerichtslbarkeit. 

Quellen  und  Literatur. 

F.  v.  Martens,  Völkerrecht.  Das  internationale  Recht  der  civili- 
sirten  Nationen.  Deutsche  Ausgabe  von  C.  Bergbohm.  II.  Bd.  Berlin 
1886.  (Die  russische  Ausgabe  ist  1888  in  II.  Aufl.  erschienen  und  er- 
scheint jetzt  in  III.  Aufl.). 

F.  v.  Martens,  Das  Konsularwesen  und  die  Konsularjurisdiktion 
im  Orient,  übersetzt  von  Sk  er  st.  Berlin  1874.  594  S.  8<>. 

A.  P.  Weiner,  Konsuly  v christianskich  gossudarstvach  Evropy 
u.  s.  w.  (Die  Konsuln  in  den  christlichen  Staaten  Europas  und  den  Nord- 
amerikanischen Freistaaten).  St.  Petersburg  1894.  248  S.  8<>. 


9 X.  1.  1066,  1:  1300. 

2)  K.E.  1875,  519;  1878.  60;  1880.  101;  1881,  116. 

3)  K.E.  1879,  113. 

4)  X.  1.  1066. 

5)  K.E.  1893,  11 
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Konsular-Statut  (Ustav  Konsulski).  R.G.B.  XI.  2.  Ausg.  von  1893. 
(Ein  neuer  Abdruck  des  alten  Konsular-Status.  Die  darin  enthaltene 
Aufzählung  der  von  Russland  abgeschlossenen  Handels-,  Schiffahrts-, 
Erbschafts-  und  Konsular-Yerträge  und  -Konventionen  ist  durchaus  un- 
vollständig.) 

Iwanowski,  Recueil  des  trait6s  en  vigueur  conclus  par  la  Russie 
avec  les  puissances  6trang6res.  T.  I.  p.  1.  Trait6s  relatifs  aux  interets 
de  rindustrie.  912  S.  8o.  T.  I.  p.  2.  Conventions  consulaires  et  con- 
ventions  relatives  aux  successions.  166  S.  8<>.  Odessa  1890 — 1891. 

Die  I.  Abtli.  enthält  Verträge  etc.  in  alphabetischer  Ordnung  nach 
den  Staaten,  darunter  Handesverträge  und  Deklarationen  über  die  Rechte 
der  Aktiengesellschaften. 

Die  II.  Abth.  enthält  neun  Konsular-  und  sieben  Nachlass-Kon- 
ventionen. 

Die  Verträge  sind  im  französischen  Original  und  russischer  Ueber- 
setzung  veröffentlicht.  Der  jüngste  ist  von  1889. 0 

§ 79- 

1.  Allgemeines. 

In  den  christlichen  Staaten  üben  die  russischen  Konsuln  keinerlei 
Gerichtsbarkeit  aus.  Doch  haben  sie  als  Vermittler  und  Schiedsrichter 
zwischen  ihren  Landsleuten  auf  deren  Antrag  zu  fungiren,'  besonders 
in  Streitigkeiten  zwischen  Schiffern  und  der  Mannschaft.2)  Sie  haben 
für  die  Angehörigen  des  Staates,  den  sie  vertreten,  als  Notare  zu  fun- 
giren, Testamente  zu  beglaubigen  und  aufzubewahren,  Urkunden  und 
Unterschriften  zu  beglaubigen,  Atteste,  deren  sie  bedürfen,  auszustellen 
(Identitätsnachweise,  Beglaubigung  der  im  Ausland  nach  dortigem  Recht 


*)  Seit  1889  sind  von  Russland  nachstehende  hier  interessirende  Verträge  abge- 
schlossen worden:  1891.  8./20.  November.  Deklaration  zwischen  Frankreich  und  Russ- 
land über  gewisse  Zahlungen  an  Seeleute  und  Auslieferung  des  Nachlasses  solcher 
(III.  Vollst.  G.S.  No.  8049). 

1893.  5./17.  Juni.  Ergänzende  Artikel  zur  Handelskonvention  zwischen  Russland 
und  Frankreich  (Samml.  d.  G.  u.  V.  1893  No.  882). 

1893.  15.  Oktober  (a.  St.).  Handelsvertrag  zwischen  Russland  und  Serbien  (ib. 
1894  No.  429). 

1894.  29,  Januar  / 10.  Februar.  Handelsvertrag  zwischen  Russland  und  dem  Deut- 
schen Reich  (ib.  1894  No.  241). 

1894.  6./18.  Mai.  Handelskonvention  zwischen  Russland  und  Oesterreich-Ungarn 
(ib.  No.  729). 

1894.  12.  März  (a.  St.).  Konvention  zwischen  Russland  und  Rumänien  über  den 
direkten  Verkehr  zwischen  den  Gerichten  der  Grenzgebiete  in  Civil-  und  Strafsachen 
(ib.  No.  956). 

1895.  18.  Februar  / 2.  März.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Russland 
und  Dänemark  (ib.  1895  No.  382). 

Uebrigens  ist  der  Wortlaut  des  Gesetzes  sehr  allgemein  und  unbestimmt.  Kon- 
sular-Statut (R.G.B.  XI.  Th.  2)  Art.  2,  69-81,  99—106.  Prof.  F.  v.  Martens  be- 
zeichnet das  russische  Konsular-Statut  als  ganz  besonders  unzureichend  und  dem  jetzigen 
Bedürfniss  gar  nicht  entsprechend  (Völkerrecht  II.  S.  80). 

2)  Konsular-Statut  Art.  16—18,  80,  107. 
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vollzogenen  Urkunden  u.  dergl.)  und  in  jeder  Weise  für  den  Schutz  der 
Hechte  derselben  zu  sorgen,  besonders  für  den  Nachlass.1)  Sie  sind 
kraft  ihres  Amts  Vormünder  der  im  Ausland  zurückgebliebenen  Minder- 
jährigen. Durch  die  Gesandtschaften  und  die  Konsuln  werden  im  Auslande 
lebenden  russischen  Unterthanen  gerichtliche  Vorladungen  vor  russische 
Gerichte  zugestellt.  Für  die  von  ihnen  vollzogenen  Beglaubigungen, 
ausgestellten  Atteste,  Pässe  erheben  sie  Gebühren.2) 

In  Persien,  der  Türkei,  China,  Japan  und  Korea  üben  die  Kon- 
suln und  Gesandten  Russlands  eine  wirkliche  Jurisdiktion  über  die 
dort  anwesenden  russischen  Unterthanen  aus. 

2.  In  Persien. 

Die  Organisation  der  russischen  Konsulargerichte  ist  nur  für  Per- 
sien einigermassen  ausführlich  festgestellt.3)  Die  erste  Instanz  bilden 
die  Konsulargerichte  und  das  Gesandtschaftsgericht  erster  Instanz,  in 
den  ersteren  präsidiren  die  Konsuln,  im  letzteren  der  älteste  Drago- 
man;  Beisitzer  dieser  Gerichte  sind  von  den  handeltreibenden  russi- 
schen Unterthanen4)  gewählte  Aelteste;  in  Sachen  unter  30  Rbl.  ent- 
scheidet der  Konsul  als  Einzelrichter.  Dem  Konsulargericht  unterliegen 
die  Sachen  der  in  seinem  Bezirk  lebenden  russischen  Unterthanen,  dem 
Gesandtschaftsgericht  die  Sachen  der  ausserhalb  der  Konsularbezirke 
lebenden.5)  Das  Gericht  zweiter  Instanz  besteht  aus  dem  Ersten 
Sekretär  der  Gesandtschaft,  der  zugleich  erster  Generalkonsul  in  Persien 
ist,  und  Beisitzern,  die  vom  Gesandten  aus  den  in  Teheran  lebenden 
russischen  Unterthanen  ernannt  werden.6)  Die  dritte  Instanz  bildet 
das  IV.  Departement  des  Senats.  Die  Klage  ist  schriftlich,  das  Ver- 
fahren kurz  und  ganz  formlos.7)  Die  Beobachtung  der  Civilprozess- 
ordnung  ist  nicht  vorgeschrieben.  Das  Urtheil  wird  nach  dem  gelten- 
den Gewohnheitsrecht  gefällt,  und  nur  wo  dasselbe  nicht  ausreicht,  nach 
russischen  Gesetzen.8)  Die  Urtheile  werden  russisch  ausgefertigt,  falls 
Beisitzer  und  Parteien  russisch  verstehen,  sonst  in  beiden  Sprachen.9) 

Appellation  gegen  Urtheile  erster  Instanz  ist  zulässig  in  Sachen, 
die  150  Rbl.,  und  gegen  Urtheile  zweiter  Instanz,  die  600  Rbl.  über- 
steigen.10) Die  Appellation  hindert  die  Ausführung  des  Urtheils  nicht, 
doch  wird  die  beigetriebene  Summe  bis  zur  Entscheidung  der  Appel- 

b Siehe  oben  § 77  S.  749. 

2)  K.St.  108  — 111  nebst  Taxe. 

3)  ib.  148 — 177.  Diese  Organisation  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  21.  Januar  1829 
(II.  Vollst.  G.S.  No.  2606). 

4)  Meist  sind  es  Armenier,  Tataren,  Turkomanen,  Perser  aus  Transkaukasien  und. 
Angehörige  anderer  asiatischer  Stämme. 

5)  K.St.  147—149,  152. 

6)  ib.  150. 

7)  ib.  155—157,  161. 

8)  ib.  158. 

9)  ib.  163. 

10)  ib.  164. 
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lationssache  beim  Gericht  aufbewahrt. A)  Der  Appellant  muss  dem 
Gegner  den  Ersatz  für  Verzögerung  mit  5%  von  der  streitigen  Summe 
sicherstellen.  Bei  der  Versendung  der  Akten  an  den  Senat  wird  die 
ganze  beim  Gericht  deponirte  Summe  mitgesandt  und  in  die  Reichsbank 
zur  Verzinsung  eingezahlt.  Sind  die  beigetriebenen  Sachen  Waaren, 
öo  werden  sie  versteigert  und  die  Summe  nach  Petersburg  gesandt.* 2) 
Streitigkeiten  zwischen  russischen  Unterthanen  und  denen  anderer  aus- 
wärtiger Mächte  werden  vom  Richter  des  Beklagten  entschieden,3) 
Streitigkeiten  zwischen  russischen  Unterthanen  und  Persern  vom  persi- 
schen Richter  in  Gegenwart  des  russischen  Konsuls  oder  Dragomans. 
Appellationen  gegen  solche  Urtheile  an  russische  Gerichte  sind  ausge- 
schlossen. Es  ist  dem  Gesandten  gestattet,  mit  der  persischen  Regie- 
rung die  Errichtung  gemischter  Tribunale  zu  vereinbaren.4)  Ob  solche 
gemischte  Tribunale  zu  Stande  gekommen  sind,  darüber  fehlt  jeder 
Nachweis. 

3.  In  der  Türkei.5) 

Zur  Entscheidung  der  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  den  „in  der 
Türkei  handeltreibenden  russischen  Unterthanen  werden  vom  russischen 
Botschafter  in  Konstantinopel  Kommissionen  errichtet,  welche  unter 
seiner  direkten  Aufsicht  stehen“.6)  Sie  entscheiden  endgültig  Streitig- 
keiten im  Werth  bis  1000  Piaster.7)  Bei  einem  höheren  Betrag  ist  Appel- 
lation an  das  IV.  Departement  des  Senats  zulässig.  Der  Appellant  hat 
die  Summe,  zu  der  er  verurtheilt  worden  ist,  sicherzustellen.8)  Appella- 
tion ist  in  7 tägiger  Frist  anzumelden  und  die  Appellationsschrift  in  6 monat- 
licher Frist  beim  iudex  a quo  einzureichen.9)  An  der  Verhandlung  im 
Senat  nimmt  der  Direktor  des  Asiatischen  Departements  des  Ministeriums 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  mit  Stimmrecht  Tlieil.10) 

4.  In  China  und  Japan. 

Die  Konsuln  haben  die  Jurisdiktion  über  die  russischen  Unter- 
thanen. Civilstreitigkeiten  zwischen  russischen  Unterthanen  einerseits  und 
Chinesen  oder  Japanern  andererseits  werden  entschieden  nach  Verein- 
barung zwischen  dem  russischen  Konsul  und  den  chinesischen  oder 
japanischen  Autoritäten.11)12) 

b ib.  167. 

2)  ib.  168—170. 

3)  ib.  171,  172. 

4)  ib.  173-175. 

5)  Vgl.  auch  oben  S.  436  f. 

6)  K.St.  179. 

7)  ib.  180. 

8)  ib.  181.  182. 

9)  ib.  184—188. 

lü)  ib.  189. 

n)  ib.  191,  193. 

12)  Zu  diesen  dürftigen  Bestimmungen  über  die  Gerichtsbarkeit  der  russischen 
Konsuln  in  der  Türkei,  China  und  Japan  bemerkt  Prof.  F.  v.  Martens  (Völkerrecht 
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5.  In  Korea. 

Die  Jurisdiktion  über  die  russischen  Unterthanen  in  Korea  und  über 
ihr  Eigenthum  haben  die  russischen  Konsularagenten  oder  die  dazu  be^ 
vollmächtigten  Beamten. *)  Bei  Streitigkeiten  zwischen  russischen  Unter- 
thanen einerseits  und  Koreanern  oder  der  Koreanischen  Regierung 
andererseits,  auch  bei  Beschlagnahme  wegen  Verletzung  der  Handels- 
und Zollbestimmungen,  entscheidet  sich  die  Zuständigkeit  nach  dem 
Forum  des  Beklagten.* 2)  Der  Vertreter  des  Landes,  dem  die  Gegen- 
partei angehört,  wird  zugezogen,  kann  Zeugen  laden,  vernehmen  und 
gegen  die  Art  des  Verfahrens  und  die  Entscheidung  protestiren.  Haus- 
suchungen in  der  Wohnung  oder  auf  dem  Schiffe  eines  russischen 
Unterthanen  können  nur  durch  den  russischen  Konsul  vorgenommen 
werden.3) 

II.  S.  96):  Dergleichen  Kommissionen,  von  denen  das  Konsular-Statut  redet,  existiren 
in  Wirklichkeit  gar  nicht,  anstatt  derselben  sind,  wie  in  Persien,  Konsulargerichte  ein- 
geführt worden,  nur  dass  der  Konsul  als  Einzelrichter  ausschliesslich  Streitigkeiten 
zwischen  Schiffern  und  Matrosen  entscheiden  kann. 

*)  K.  St.  194.  Diese  Bestimmungen  wurden  erlassen  am  23.  November  1888. 

III.  Vollst.  G.S.  No,  5572. 

2)  K.St.  199,  200. 

3)  ib.  202. 
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§ i- 

Einleitung. 

Quellen.  Geschichtliches.  Literatur. 

In  den  Jahren  1808  bis  1810  wurden  im  damaligen  Fürstentlium 
Warschau  die  französischen  Gesetzbücher  (les  codes  Napoleon)  einge- 
führt. Einige  Vorschriften  dieser  Gesetzbücher,  wie  z.  B.  die  Güter- 
gemeinschaft zwischen  Eheleuten,  die  Gültigkeit  stillschweigender  (ge- 
heimer) Hypotheken  und  Anderes  erwies  sich  als  ungeeignet.  Mit  Rück- 
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sicht  hierauf  traten  Aenderungen  in  der  Gesetzgebung  ein.  Im  Jahre 
1818  wurde  ein  neues  Hypothekengesetz  eingeführt,  welches  grössten- 
tlieils  die  Grundsätze  der  damaligen  preussischen  Hypothek  aufnahm. 
Im  Jahre  1825  wurde  anstatt  des  I.  Buchs  des  französischen  code  civil 
das  I.  Buch  eines  „polnischen  Civilkodex“  eingeführt.  Dieses  Gesetz 
ist  indess  im  Wesentlichen  eine  verbesserte  Ausgabe  des  französischen 
code  civil,  enthält  aber  über  die  Vermögensverhältnisse  zwischen 
Eheleuten  von  dem  französischen  Recht  völlig  abweichende  Vor- 
schriften. Im  Jahre  1825  wurde  auch  ein  Gesetz  über  Privilegien 
(Pfand-  und  Vorzugsrechte)  erlassen,  durch  welches  das  18.  Kapitel  des 
III.  Buchs  des  code  civil  (Des  priviiges  et  hypotheques)  endgültig  be- 
seitigt wurde.  Im  Jahre  1836  kam  ein  Ehegesetz  heraus,  durch 
welches  Ehescheidungsprozesse  den  geistlichen  Behörden  überwiesen 
und  Vorschriften  erlassen  wurden,  welche  die  Eingehung  und  Trennung 
der  Ehen  auf  die  Grundsätze  des  religiösen  Bekenntnisses,  dem 
die  Eheleute  angehören,  stützen.  Im  Jahre  1864  wurden  durch  die 
bekannte  Gesetzgebung  Alexanders  II.  den  Bauern  die  Grundstücke, 
welche  bisher  mit  der  Verpflichtung  zur  Leistung  von  Feldarbeiten  in 
ihrem  Besitz  gewesen  waren,  zu  vollem  Eigenthum  überlassen.  Gleich- 
zeitig wurden  zur  Erhaltung  des  Bauernstandes  Vorschriften  getroffen, 
welche  die  Möglichkeit  der  Veräusserung  und  Theilung  solcher  Grund- 
stücke einschränkten.  Im  Jahre  1876  wurde  der  russische  Civil- 
prozess  eingeführt,  sowie  eine  neue  Organisation  der  Gerichte,  ähnlich 
der  Gerichts  Organisation  im  Kaiserreich  mit  einigen  Aenderungen.  In 
Folge  dessen  haben  in  den  zehn  Gouvernements  des  Königreichs  Polen 
verbindliche  Kraft:  a)  für  den  Civilproz ess  die  russische  Civilprozess- 
ordnung  Kaiser  Alexanders  II.,  von  1864,  mit  einigen  Aenderungen; 
b)  für  Konkursrecht  und  Erbrecht  der  französische  code  civil  und 
code  de  commerce,  ebenfalls  mit  einigen  Aenderungen.  Da  keine  amt- 
liche Üebersetzung  dieser  Gesetzbücher  existirt, . so  verpflichten  die 
französischen  Texte. 

Literatur.  0 

Aus  der  Literatur  in  polnischer  Sprache  sind  zu  erwähnen: 

J.  K.  Wolowski,  Kurs  Kod.  Cywilnego  (Kursus  des  Cmlrechts). 
Warszawa  1868. 

J.  Wale ws ki,  Kodeks  Cywilny  Polski  t(Das  polnische  Civilrecht). 
Warszawa  1872. 

A.  Okolski,  Zasady  Prawa  Cywilnego  (Grundsätze  des  Civilrechts). 
Warszawa  1885.  (Enthält  in  den  Noten  die  Benennung  sämmtlicher 
Monographien.) 


b Für  Erbrecht  und  Konkursrecht  ist  die  französische  und  deutsche  Literatur 
über  diese  Theile  des  französischen  Rechts  zu  Rathe  zu  ziehen,  also  die  Werke  von: 
Zachariae,  Marcade,  P.  Pont,  Demolombe,  Laurent,  Sirey,  Dalloz  u.  A. 
(vgl.  Genaueres  Bd.  I S.  529  f.  u.  591  f.).  Für  den  Civilprozess  kommen  die  Werke  in 
Betracht,  die  diesen  Gegenstand  in  der  russischen  Literatur  behandeln  (vgl.  oben  S.  567). 
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W.  Dutkiewicz,  Prawo  Hypoteczne  (Hypotliekenrecht).  War- 
szawa 1850. 

W.  Holewinski,  0 stosunkach  maj^tkowych  pomi^dzy  malzon- 
kami  (Eheliches  Güterrecht).  St.  Petersburg  1861. 

W.  Holewinski,  0 Zobowiq,zaniach  podlug  Kodeksu  Napoleona 
(Das  Obligationenrecht  nach  dem  code  Napol6on).  Warszawa  1872. 

F.  Jezioranski,  Prawo  o przywilej ach  i Hypotekach  z roku  1825 
(Das  Privilegien-  und  Hypothekenrecht  von  1825).  Warszawa  1882. 

W.  Nowakowski,  Ustawa  Post^powania  Cywilnego  (Die  Civil- 
prozessordnung).  Warszawa  1879. 

S.  Belza,  0 upadlosciach  i Bankructwach  (Konkurs  und  Bankrott). 
Warszawa  1892. 

Z eitschriften. 

Themis  Polska  (Polnische  Themis)  1828 — 1830. 

Biblioteka  Warszawska  (Warschauer  Bibliothek). 

Przegl^d  S^dowy  (Gerichtliche  Rundschau)  1869 — 1875). 

Gazeta  S^dowa  Warszawska  (Warschauer  Gerichtszeitung). 

Erkenntniss-Samml  ungen. 

P.  Kapuscinski,  Jurysprudeneja  Senatu  (Rechtsprechung  des 
Senats)  1812 — 1867.  Warszawa  1869. 

Roczniki  S^dow^e  (Jahrbücher  der  Gerichte)  1870 — 1876. 

J.  Karpinski,  Jurysprudeneja  Izby  S^dowej  Warszawskiej,  Wyroki 
Senatu,  Pytania  Prawne  (Rechtsprechung  der  Warschauer  Gerichte,  Ur- 
theile  des  Senats,  Rechtsfragen). 

D.  Skurzalski,  Jurysprudeneja  Cy wilna  (Rechtsprechung  in  Civil- 
sachen)  1812 — 1895.  Warszawa  1895. 

I.  Theil. 

Civilprozess. 

§ 2. 

1.  Die  Gerichte. 

In  den  zehn  polnischen  Gouvernements:  Warschau,  Petrikau,  Kalisz, 
Plock,  Lomza,  Suwalki,  Siedlce,  Lublin,  Radom  und  Kielce  gebührt 
die  richterliche  Gewalt: 

a)  den  Friedensrichtern  und  Gemeindegerichten; 

b)  den  Friedensrichterversammlungen  (zweite  Instanz  für  die  Frie- 
densrichter und  Gemeindegerichte); 

c)  den  Bezirksgerichten  (in  jedem  Gouvernement  ein  Bezirksgericht) 
und  dem  Warschauer  Handelsgericht  (für  die  Stadt  und  das 
Gouvernement  Warschau); 

d)  dem  Warschauer  Appellhof  (zweite  Instanz  für  die  Bezirks- 
gerichte und  das  Warschauer  Handelsgericht); 

e)  dem  Senat  in  St.  Petersburg  in  der  Eigenschaft  eines  Kassa- 
tionshofs. 


758 


Europa. 

Die  Gerichtssprache  ist  die  russische.  Ueber  die  Prinzipien  des 
Civilprozesses,  die  Geschäftsführung,  Rekusation  der  Richter,  Klagen 
gegen  richterliche  Beamte  siehe  Russland  oben  §§  3,  5,  6. 

§ 3. 

2.  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

Der  Gerichtsbarkeit  der  Friedensrichter  (in  den  Städten)  und 
der  Gemeindegerichte  (in  den  Dörfern)  unterliegen: 

1.  Klagen  aus  persönlichen  Verbindlichkeiten  und  Verträgen  und 
über  bewegliches  Vermögen  im  Werth  von  nicht  mehr  als  300  Rbl. 

2.  Schadensersatzklagen,  wenn  der  Betrag  derselben  300  Rbl.  nicht 
übersteigt,  oder  zur  Zeit  der  Klageerhebung  nicht  genau  bestimmt 
werden  kann. 

3.  Klagen  über  Wiederherstellung  eines  gestörten  Besitzes,  wenn 
von  der  Zeit  der  Störung  an  nicht  mehr  als  sechs  Monate  verflossen  sind. 

4.  Klagen  betreffend  Nutzungsrechte  am  fremden  Grundeigenthum 
(Servituten),  welche  im  zweiten  Buch  des  Civilgesetzbuchs  (code  civil) 
behandelt  sind,  wenn  von  der  Zeit  der  Verletzung  eines  solchen  Rechts 
an  nicht  mehr  als  ein  Jahr,  verflossen  ist. 

5.  Anträge  auf  Sicherung  des  Beweises. 

Ausserdem  unterliegen  der  Jurisdiktion  der  Gemeindegerichte 
Prozesse  in  Erbschaftsangelegenheiten  und  in  den  daraus  entspringenden 
Vermögenstheilungen  unter  Dorfbewohnern: 

a)  wenn  das  Erbschaftsvermögen  aus  Antheilen  an  Grund  und 
Boden  besteht,  welche  den  Betheiligten  auf  Grund  der  Ukase 
von  1864  als  Eigenthum  zugefallen  sind; 

b)  wenn  das  Vermögen  aus  Antheilen  an  Gründen  besteht,  die 
den  Dorfbewohnern  auf  Grund  der  erwähnten  Ukase  als  Eigen- 
thum zugefallen  sind,  und  ausserdem  aus  Antheilen,  die  unab- 
hängig von  diesen  Ukasen  erworben  sind,  und  wenn  dieser 
letztere  Bestandtheil  nicht  mehr  als  eine  Hufe  umfasst  und 
darauf  keine  andern  Gebäude  sich  befinden,  als  die  in  einer 
gewöhnlichen  Wirthschaft  unentbehrlichen,  der  Werth  der  be- 
weglichen Güter  aber  1500  Rbl.  nicht  erreicht. 

Der  Gerichtsbarkeit  der  Friedensrichter  und  der  Gemeindegerichte 
unterliegen  nicht: 

1.  Klagen  um  Eigenthumsrechte,  ebenso  um  die  Rechte  der  Em- 
phyteusis,  der  unablösbaren  Pacht,  der  Erbpacht,  um  das  Recht  auf  die 
Oberfläche  und  alles,  was  im  Innern  der  Erde  sich  befindet,  ferner  auf 
Dienstbarkeiten,  Servituten,  Pfand-  und  jegliches  Realrecht  auf  Immobilien. 

2.  Klagen,  welche  das  Interesse  der  Fiskalverwaltungen  (auch 
Kirchen  und  Wohltliätigkeits-Institutionen)  .berühren,  mit  Ausnahme  von 
Klagen  um  Restitution  eines  verletzten  Besitzes. 

3.  Streitigkeiten  um  Privilegien  und  Erfindungen. 

Der  Kompetenz  des  Warschauer  Handelsgerichts  (für  Stadt  und 
Gouvernement  Warschau)  unterliegen:  1)  alle  Streitigkeiten,  welche  sich 


Russland  (Polen). 


759 


auf  Verpflichtungen  und  Vereinbarungen  unter  Handeltreibenden,  Fa- 
brikanten, Kaufleuten  und  Wechslern  beziehen;  2)  Streitigkeiten  zwischen 
allen  Personen,  welche  sich  auf  Handelsgeschäfte  beziehen. 

Vor  die  Bezirksgerichte  gehören  alle  Klagen,  welche  der  Ge- 
richtsbarkeit der  Friedensrichter  und  Gemeindegerichte  entzogen  sind, 
also  auch  die  Sachen  wegen  Scheidung  von  Ehen  der  Juden. 

§ i- 

3.  Hypothekenbehörden. 

In  jeder  Gouvernementsstadt  befindet  sich  bei  dem  Bezirksgericht 
ein  Hypothekenarchiv ; hier  liegen  die  Hypothekenbücher  der  Häuser  und 
Landgüter.  Der  Hypothekenschreiber  und  zwei  Mitglieder  des  Bezirks- 
gerichts bilden  die  Hypothekenbehörde.  Das  Warschauer  Appellations- 
gericht (Izba  S^dowa-Palata)  ist  die  zweite  Instanz  für  diese  Behörden. 

Für  kleinere  Güter  und  Häuser  in  den  Kreisstädten  (Powiat.  Ujezd) 
befinden  sich  Hypothekenbehörden  in  den  Kreisstädten  (Hypoteka  Po- 
wiatowa).  Die  zweite  Instanz  ist  hier  das  Bezirksgericht,  die  dritte 
das  Warschauer  Appellationsgericht.1) 

§ 5. 

4.  Anwälte. 

In  Polen  besteht  kein  Rath  der  vereidigten  Anwälte;  die  Rechte 
und  Pflichten  des  Raths  stehen  den  Bezirksgerichten  zu;  im  Uebrigen 
vergleiche,  was  die  Anwaltschaft  betrifft,  Russland  oben  § 15  S.  602  f. 

§ 6- 

5.  Das  Verfahren. 

Der  Civilprozess  wird  mit  einigen  Modifikationen  nach  den  Vor- 
schriften der  Civilprozessordnung  geführt,  welche  im  russischen  Reich 
in  Kraft  ist.2)  Die  wichtigsten  dieser  Modifikationen  sind:3) 

1.  Die  gesetzliche  Fähigkeit,  seine  Sache  vor  Gericht  zu  ver- 
treten, bestimmt  sich  nach  den  Vorschriften  des  materiellen  Civilrechts, 
welches  in  Polen  verpflichtet,  in  Folge  dessen  hat  eine  verli eirat hete 
Frau  nicht  das  Recht,  ohne  Einwilligung  ihres  Gatten  vor  Gericht  zu 
stehen.  Der  Fiskus,  die  Städte,  die  Kirchen  aller  christlichen  Kon- 
fessionen, sowie  auch  alle  Wohlthätigkeitsanstalten  werden  durch  eine 
spezielle  Behörde  (Prokuratorja  w Krölestwie  Polskiem)  vertreten. 

2.  Der  vorgeladene  Erbe  kann  die  Vertagung  des  Prozesses 
verlangen  für  den  nach  Civilrecht  (Art.  795  code  civil)  ihm  zustehenden 
Zeitraum  zur  Aufstellung  des  Inventars  und  zur  Deliberation  über  An- 
nahme oder  Ablehnung  der  Erbschaft. 

3.  Die  Friedensrichter  und  Gemeindegerichte  entscheiden  in 
letzter  Instanz  Sachen  über  Summen,  die  30  Rbl.  nicht  übersteigen. 

b Erkenntniss  des  St.  Petersburger  Kass.Hofs  Civil-Abth.  No.  31,  1882. 

2)  Siehe  Russland  oben  S.  559  f. 

3)  Art.  1483—1597  C.P.O. 
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In  diesen  Sachen  entscheiden  die  Friedensrichterversammlungen  als 
Kassationshof. 

4.  Prozesse  wegen  hypothekarisch  gesicherter  Verpflich- 
tungen werden  von  demjenigen  Bezirksgericht  entschieden,  in  dessen 
Bereich  der  Grundbesitz  liegt,  welcher  als  Sicherheit  dient. 

5.  Die  Sicherstellung  des  Klageanspruchs  geschieht:  durch 
Arrestanlcgung  auf  bewegliches  Vermögen,  Bürgschaft,  Verbot  des  Ver- 
kaufs des  unbeweglichen,  nicht  hypothezirten  Vermögens  oder  Ein- 
schreibung einer  Protestation  in  das  Hypothekenbuch. 

6.  Bei  Anwendung  der  Vorschriften  der  russischen  Civilprozess- 
ordnung  über  den  Beweis  werden  auch  die  Beweis  Vorschriften  ange- 
wendet, welche  in  den  Artikeln  1320,  1321,  1328,  1331,  1332,  1337,  1338, 
1339,  1340,  1349,  1350 — 1356  des  französischen  code  civil  enthalten 
sind.  Demgemäss  werden  die  Vorschriften  des  code  civil  über  Ratifi- 
kation, Vermuthungen  (Pr6somption)  und  Geständniss  angewendet,  nicht 
dagegen  die  Vorschriften  des  code  civil  über  den  Eid.  In  Folge  dessen 
ist  der  Eid  ein  gerichtliches  Beweismittel  nur  in  den  Fällen,  wo  beide 
Parteien  freiwillig  erklären,  dass  sie  mit  dieser  Art  von  Beweisführung 
einverstanden  sind.  Beweis  durch  Zeugenverhör  kann  in  all  den  Fällen 
angewendet  werden,  für  welche  nach  den  Vorschriften  des  materiellen 
Civilrechts  nicht  schriftliche  Beweise  verlangt  werden,  aber  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  der  in  Frage  stehenden  Summe.  In  Folge 
dessen  können  folgende  Verträge,  Rechtsverhältnisse  und  Begebenheiten 
nicht  durch  Zeugen aussagen  bewiesen  werden:  ein  Testament 
(Art.  969  code  civil),  die  Schenkung  (Art.  931  code  civil),  der  Ehever- 
trag (Art.  207  Civ.  Ges.  1825),  der  Verkaufskontrakt  eines  unbeweg- 
lichen Guts  und  Beschränkungen  des  Eigenthumsrechts  (Art.  241  Nota- 
riatsgesetz), Gesellschafts  Verträge  (Art.  1834  code  civil),  Faustpfand 
(Art.  2074  c.  c.),  Vollmacht  (Art.  1984  c.  c.),  der  Eintritt  in  die  Rechte 
des  Gläubigers  (Subrogation  Art.  1250  c.  c.),  die  Anrechnung  der  Zah- 
lungen (Art.  1253—1256  c.  c.),  der  Darlehnsvertrag  (Art.  1895),  der 
Betrag  der  vertragsmässigen  Zinsen  (Art.  1907  c.  c.),  der  Vergleich 
(Art.  2044  c.  c.),  die  Thatsache  der  Zahlung  bei  allen  diesen  Verträgen, 
sowie  allen  anderen,  wo  der  Vertrag  schriftlich  abgeschlossen  war 
(„lettres  passent  tömoins“).1) 

7.  Verträge,  welche  im  Auslande  nach  fremden  Gesetzen  ge- 
schlossen sind,  werden  nach  diesen  Gesetzen  beurtheilt  und  verlieren 
nicht  ihre  Kraft  nach  Ablauf  der  Verjährungsfrist  (Art.  2262 — 2264, 
2271 — 2281  code  civil),  wenn  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  in  welchem 
sie  zu  Stande  gekommen,  eine  längere  Verjährungsfrist  angeordnet  ist. 

8.  In  Handelsprozessen  (Art.  631  — 641  code  de  commerce) 
werden  unter  anderen  folgende  Vorschriften. beobachtet:  von  Auslän  dern 
wird  keine  Sicherstellung  der  Prozesskosten  (Cautio  iudicatum  solvi) 
verlangt  (Gesetz  vom  19.  Februar  1875  C.P.O.  Art.  1634).  Es  hängt 


‘)  Erkenntniss  des  Kass.Hofs  Civil- Abth.  No.  12  u.  13,  1884. 
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von  dem  Willen  des  Klägers  ab,  ob  er  den  Prozess  führen  will:  a)  vor 
dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Yorgeladene  seinen  Wohnsitz  hat, 
oder  b)  vor  dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das  Verkaufs  versprechen 
gemacht  oder  die  Waare  geliefert  wurde,  oder  endlich  c)  vor  dem  Ge- 
richt, in  dessen  Bezirk  die  Zahlung  oder  die  Erfüllung  der  Verpflich- 
tungen erfolgen  soll.  In  diesen  Sachen  kann  das  Gericht  die  Parteien 
vorladen,  um  sie  persönlich  im  Sitzungssaal  oder  im  Berathungssaal 
zu  verhören.  Zur  Prüfung  der  Rechnungen,  Dokumente  und  Register 
kann  das  Gericht  Vermittler  bezeichnen. 

9.  Bei  der  Exekution  in  das  Vermögen  eines  der  Ehegatten 
kommen  die  Vorschriften  des  polnischen  materiellen  Civilrechts  in  An- 
wendung. 

Hierzu  ist  Folgendes  zu  bemerken : Im  Königreich  Polen  wurde  im 
Jahre  1825  die  gesetzliche  Gütergemeinschaft  des  französischen  Civil- 
gesetzbuchs  aufgehoben  und  die  Gütertrennung  eingeführt.1)  Die  Ver- 
mögensverhältnisse zwischen  Eheleuten,  soweit  sie  durch  Verträge  nicht 
regulirt  sind,  unterliegen  darnach  folgenden  Vorschriften.  Der  Mann 
verwaltet  während  der  Dauer  der  Ehe  das  Vermögen  seiner  Frau,  und 
ihm,  der  verpflichtet  ist,  die  Lasten  der  Ehe  zu  tragen,  kommt  die 
Nutzniessung  des  Vermögens  seiner  Frau  zu.  Das,  was  die  Frau  durch 
Mühsamkeit  oder  Arbeit  erwirbt,  gehört  dem  Ehemann.  Was  dagegen 
die  Ehefrau  mit  Genehmigung  ihres  Mannes  durch  einen  besonderen 
Handel,  durch  Gewerbe,  Kunst,  Profession  oder  ihr  Talent  erwirbt,  wird 
ihr  ausschliessliches  Eigenthum. 

10.  Bei  der  Beitreibung  aus  mit  Hypotheken  belastetem 
Grundbesitz  muss  die  Aufforderung  zur  Beitreibung  abschriftlich  in  das 
Hypothekenbuch  eingetragen  werden.  Die  Hypothekengläubiger  haben 
das  Recht,  binnen  zwei  Wochen  nach  der  Schätzung  des  Grundbesitzes 
gegen  dieselbe  Einwendungen  zu  erheben. 

Die  öffentliche  Versteigerung  von  Grundstücken,  die  kraft  des 
Ukas  von  1864  in  den  Besitz  von  Bauern  übergingen,  und  von  solchen 
Immobilien,  die  eine  Hufe  (wloka  = 16,79616  Hektar)  nicht  übersteigen 
und  nicht  höher  als  500  Rbl.  taxirt  sind,  wird,  auch  wenn  sie  ein 
Hypothekenbuch  im  Hypothekenamt  des  Kreises  (powiat.  ujesd)  haben, 
in  der  Friedensrichterversammlung  oder  vor  dem  Gemeindegericht  voll- 
zogen; öffentliche  Versteigerungen  von  allen  anderen  Immobilien  gehen 
vor  dem  zuständigen  Bezirksgericht  vor  sich.  Versteigerungen  von 
Hüttenwerken  finden  nur  im  Warschauer  Bezirksgericht  statt. 

In  Folge  der  Versteigerung  des  hypothecirten  Grundbesitzes  wird 
derselbe  von  all  den  ihn  belastenden  Schulden  frei  erklärt.  Die  Summe, 
welche  aus  dem  Verkauf  eines  solchen  Grundbesitzes  erlangt  wird,  wird 
von  dem  Bezirksgericht  unter  die  Gläubiger  nach  Vorschrift  der  Hypo- 
thekenordnung vertheilt.  Im  Fall  die  erste  und  die  zweite  Versteige- 


b Art.  192 — 206  Civil-Gesetzbuch  1825. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Kechtsverfolgung.  II. 
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rung  nicht  zum  Abschluss  kommen  (Art.  1175  C.P.O.),  müssen  die 
Gläubiger  entweder  das  zur  Versteigerung  stehende  Grundstück  laut 
Schätzung  als  Eigenthum  an  sich  nehmen,  oder  die  Vollstreckung  gegen 
ein  anderes  Grundstück  des  Schuldners  richten.  Dieses  Prinzip  der 
russischen  Civilprozessordnung  gilt  auch  für  den  hypothecirten  Grund- 
besitz in  Polen,  jedoch  wird  die  Intabulation  des  Gläubigers,  welcher  die 
Versteigerung  betrieb,  nicht  gestrichen  (d.  h.  das  Grundstück  wird 
nicht  entlastet),  und  der  Besitz  kann  in  der  Folgezeit,  aber  nur  auf 
Verlangen  eines  anderen  Gläubigers,  wieder  versteigert  werden. 

11.  In  den  polnischen  Gouvernements  wurde  die  persönliche 

Haft  des  Schuldners  als  Beitreibungsmittel  nach  folgenden  Grund- 
sätzen1) beibehalten:  Bei  Unmündigen,  bei  mehr  als  70  jährigen, 

bei  schwangeren  Frauen,  oder  Eltern,  deren  unmündige  Kinder  ohne 
Unterhaltsmittel  bleiben  würden,  bei  Offizieren  und  Soldaten  im  aktiven 
Dienst  darf  die  Schuldhaft  nicht  angewendet  werden.  Die  Haft  kann 
ebenfalls  nicht  stattfinden,  wenn  die  Schuld  nicht  100  Kbl.  beträgt,  und 
kann  nicht  sechs  Monate  übersteigen  für  eine  Schuld  von  100 — 2000  Rbl., 
ein  Jahr  für  2000 — 10000  Rbl.,  zwei  Jahre  für  10000 — 30000  Rbl.,  drei 
Jahre  für  30000 — 60000  Rbl.,  vier  Jahre  für  60000 — 100000  Rbl.  und 
fünf  Jahre  für  eine  Schuld,  welche  100000  Rbl.  übersteigt. 

Der  Gläubiger,  welcher  vom  Gericht  einen  Beschluss  erwirkt  hat, 
welcher  die  Verhaftung  des  Schuldners  anordnet,  muss  dessen  Voll- 
ziehung binnen  sechs  Monaten  verlangen ; wenn  er  den  Schuldner 
bereits  verhaftet  hat,  darf  er  zu  keinem  anderem  Beitreibungsmittel 
greifen.  Mit  Ablauf  der  Zeit,  auf  welche  der  Schuldner  verhaftet 
wurde,  wird  derselbe  von  der  Schuld  ledig,  für  welche  er  ver- 
haftet wurde.  Ausserdem  werden,  was  Civilprozesse  betrifft  (nicht 
kommerzielle),  die  Vorschriften  der  Artikel  2059 — 2062  und  2066  des 
französischen  (Zivilgesetzbuchs  (code  civil)  über  die  persönliche  Haft 
angewendet.2) 

12.  Zur  Einreichung  einer  Appellationsbeschwerde  gegen  die 
Entscheidung  der  Hypothekenbehörde  ist  eine  dreimonatliche  Frist 
verordnet.  Für  eine  Person,  gegen  welche  eine  gesetzliche  oder  ge- 
richtliche Hypothek  intabulirt  wird,  wird  diese  Frist  von  dem  Tage  der 
Einhändigung  der  Entscheidung  an  gerechnet.3) 

§ 

6.  Rechtshülfe  zur  Erledigung  von  Requisitionsschreiben. 

Die  Vorschrift  im  Art.  281  der  russischen  Civilprozessordnung  be- 
treffs der  Zusendung  des  Ladungszettels  an  Personen,  die  im  Ausland 
wohnen,  sowie  die  Erledigung  von  Ersuchen  ausländischer  Behörden 


!)  Anhang  zum  Art.  1400  C.P.O. 

3)  Alle  diese  beschränkenden  Vorschriften  der  Civilprozessordnung  über  die  per- 
sönliche Haft  bleiben  ausser  Anwendung,  wenn  das  Gericht  die  Verhaftung  der  Person 
des  Falliten  (Art.  455  code  de  commerce)  anordnet. 

3)  Verordnung  des  Statthalters  (Namiestnik)  vom  22.  Januar  1822. 
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durch  russische  Gerichtshöfe  unter  Vermittlung  des  Ministeriums  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  wurden,  was  Polen  betrifft,  durch  eine 
Konvention  modifizirt,  welche  mit  Deutschland  am  23.  Januar  (4.  Fe- 
bruar) 1879  eingegangen  wurde,1)  und  durch  eine  mit  Oesterreich  am 
21.  März  (2.  April)  1884  eingegangene  Konvention  über  den  unmittel- 
baren Verkehr  zwischen  den  Justizbehörden  des  Gerichtsbezirks  War- 
schau mit  einigen  Gerichten  von  Deutschland  und  Oesterreich.  Diesen 
Vorschriften  gemäss  dient  das  Recht  unmittelbaren  Verkehrs:  dem  War- 
schauer Appellhof,  den  Bezirksgerichten  von  Warschau,  Kalisch,  Kielce, 
Lomza,  Lublin,  Petrikau,  Plock,  Radom,  Suwalki  und  Siedlce,  den 
Friedensrichterversammlungen  in  diesen  Gouvernements,  dem  Warschauer 
Handelsgericht,  den  Präsidenten  dieser  Gerichte,  dem  Staatsanwalt  des 
Warschauer  Appellhofs  und  den  Staatsanwälten  der  erwähnten  Bezirks- 
gerichte. Von  preussischer  Seite  den  Oberlandesgerichten  in  Königs- 
berg, Marienwerder,  Stettin,  Posen,  Breslau,  dem  Kammergericht  in 
Berlin,  den  Landgerichten  in  Allenstein,  Bartenstein,  Braunsberg,  Inster- 
burg, Königsberg,  Lyk,  Tilsit,  Danzig,  Elbing,  Graudenz,  Könitz,  Thorn, 
dem  Landgericht  I.  und  II.  in  Berlin,  den  Landgerichten  in  Kottbus, 
Frankfurt  a.  0.,  Guben,  Landsberg,  Potsdam,  Prenzlau,  Neuruppin, 
Köslin,  Greifswald,  Stargard,  Stettin,  Strelitz,  Bromberg,  Gnesen,  Lissa, 
Meseritz,  Ostrowo,  Posen,  Schneidemühl,  Beuthen,  Breslau,  Brieg,  Glatz, 
Gleiwitz,  Glogau,  Görlitz,  Hirschberg,  Liegnitz,  Neisse,  Oels,'  Oppeln, 
Ratibor  und  Schweidnitz.  Von  Seiten  Oesterreichs  den  Oberlandes- 
gerichten in  Lemberg  und  Krakau,  den  Landesgerichten  in  Lemberg, 
Krakau,  Czernowitz,  den  Kreisgerichten  in  Przemysl,  Zloczow,  Sambor, 
Tarnopol,  Stanislawow,  Kolomya,  Tarnow,  Rzeszow,  Neu-Sandec,  Wado- 
witz,  den  Bezirksgerichten,  welche  obigen  Gerichten  untergeordnet  sind, 
den  Präsidenten  dieser  Gerichte,  den  Staatsanwälten  der  Oberlandes- 
gerichte in  Lemberg  und  Krakau  und  den  Staatsanwälten  obiger  Ge- 
richte erster  Instanz.  Im  Bereich  der  Civilprozedur  sind  diese  Gerichte 
verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Gerichte  des  Nachbarlandes  folgende 
Akte  zu  erledigen:  Uebergabe  von  Requisitionsschreiben  (la  transmission 
des  citations),  Vorladungsmandate  (mandats  de  comparition),  Requisi- 
tionen der  Gerichtsvollzieher  (des  exploits),  Benachrichtigungen  und 
Requisitionen  sowie  andere  Prozedurakte  (sommations  et  autres  actes 
de  procödure),  Zeugenvernehmungen  mit  oder  ohne  Vereidigung.2) 

Art.  4,  in  beiden  Verträgen  identisch,  erklärt,  dass  die  hohen  ver- 
tragenden Theile  sich  verbindlich  machen,  die  von  den  Gerichten  und 
den  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Abkommens  zum  unmittelbaren  Ge- 
schäftsverkehr befugten  Beamten  ausgegangenen  Requisitionen  (les  r6- 
quisitions  ou  commissions),  insoweit  als  nicht  die  Gesetze  des  Landes, 
in  welchem  die  nachgesuchte  Handlung  vorgenommen  werden  soll,  ent- 

b Identisch  mit  dem  in  der  Pr.  Ges.Samml.  1879  S.  138 — 143  abgegedruckten 
Abkommen.  Vgl.  auch  J.M.V.  vom  20.  Mai  1887  J.M.B1.  1887  S.  139  No.  35. 

2)  Der  Vertrag  zwischen  Russland  und  Oesterreich  erwähnt  noch  die  Vernehmung 
Sachverständiger  und  die  Eidesabnahme  von  den  Parteien. 
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gegenstehen,  zur  Ausführung  bringen  zu  lassen.  Was  die  Sprache  be- 
trifft, so  schreiben  die  österreichischen  und  deutschen  Behörden  an  die 
Behörden  des  Gerichtsbezirks  Warschau  in  deutscher  Sprache,  aber 
letztere  schreiben  an  die  Behörden  von  Preussen  und  Oesterreich  in 
russischer  Sprache.1) 


II.  Theil. 

Konkursverfahren. 

In  Polen  wurde  im  Jahre  1810  der  französische  code  de  com- 
merce eingeführt,  aber  die  späteren  Modifikationen  dieses  Gesetzes, 
welche  in  Frankreich  im  Jahre  1838  veröffentlicht  wurden,  verpflichten 
in  Polen  nicht.  Demzufolge  verpflichten  hier  in  Fragen,  welche  Kon- 
kursrecht und  Konkursverfahren  betreffen,  die  Artikel  437 — 614  in- 
klusive des  französischen  Handelsgesetzbuchs  in  der  Fassung  des  Jahres 
1807.2) 

§ 8- 

1.  Konkurseröffnung. 

Ein  Konkursverfahren  giebt  es  nur  gegen  Kaufleute  bezw.  Handels- 
gesellschaften und  nur  wegen  Nichtbezahlung  von  Handelsschulden.3) 
Der  Konkurs  wird  vom  Warschauer  Handelsgericht  (wenn  der  Schuld- 
ner im  Gouvernement  Warschau  wohnt)  oder  von  einem  Bezirksgericht 


x)  Rechtsliiilfe  in  Russland.  Russland  hat  mit  den  drei  Nachbarstaaten  Deutsch- 
land (S.  763),  Oesterreich  (S.  763)  und  Rumänien  Verträge  über  gegenseitige  Rechts- 
hülfe der  Gerichte  in  den  Grenzprovinzen  abgeschlossen.  Die  Konvention  mit  Rumä- 
nien vom  12./24.  März  1894  (S.  d.  G.  u.  V.  1894  No.  956)  stimmt  fast  wörtlich  mit 
der  österreichischen  überein.  Berechtigt  zu  direktem  Verkehr  zwecks  Rechtshülfe  sind 
in  Russland:  Der  Appellhof  zu  Odessa,  die  Bezirksgerichte  zu  Odessa,  Cherson, 
Kischenew  und  Kameniec-Podolsk,  deren  Präsidenten  und  Prokur  eure;  das  Han- 
delsgericht von  Kischenew;  die  Friedensrichterversammlungen  von  Odessa, 
Kischenew  und  Ismailivo,  die  Kreisglieder  der  Bezirksgerichte  von  Odessa  und  Ki- 
schenew; in  Rumänien:  Die  Appel l.höfe  von  Jassy  und  Galatz;  die  Distrikts- 
gerichte von  Doroboün,  Botosani,  Falcin,  Tuto va.  Covurluiu  und  Tulcia,  die  General- 
Prokureure  der  Appellhöfe  und  die  Prokuratur  der  Distriksgerichte  (Art.  2). 

Die  direkte  Inanspruchnahme  der  Rechtshülfe  in  Civilsachen  erstreckt  sich  auf: 
Insinuation  von  Vorladungen  (citations,  mandats  de  comparition),  Anzeigen  der  Gerichts- 
vollzieher (exploits),  gerichtliche  Eröffnungen  (notications)  und  Aufforderungen  (som- 
mations)  und  andere  gerichtliche  Erlasse;  Zeugenvernehmung  mit  und  ohne  Eid,  Be- 
fragung Sachverständiger,  Eidesleistung  der  Parteien  (Art.  3).  (Art.  4 wie  oben  S.  763.) 

Alle  Schreiben  werden  in  der  Staatssprache  unter  Beifügung  einer  französischen 
Uebersetzung  frankirt  übersandt  (Art.  5 u.  8). 

In  Sachen,  wo  der  direkte  Verkehr  inopportun  sein  könnte,  kann  die  Verhand- 
lung auf  diplomatischem  Wege  geführt  werden  (Art.  6). 

Jeder  Staat  trägt  die  Kosten  der  von  seinen  Beamten  vorgenommenen  Hand- 
lungen (Art.  7). 

3)  Deutsche  Uebersetzung  herausgegeben  von  Johann  Cramer  (Koblenz  und 
Leipzig,  Karl  Baedeker.  „Les  cinq  codes“)  u.  Loersch.  Vgl.  Bd.  I S.  591  und  Bor- 
chardt,  Handelsgesetze  des  Erdballs,  Bd.  II  S.  530  f.  Berlin  1884. 

3)  Erkenntniss  des  St.  Petersburger  Kass.Hofs,  21.  Oktober  1895  (Gazeta  Sqdowa 
1895  S.  761). 
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(wenn  der  Schuldner  in  anderen  Gouvernements  seinen  Wohnort  hat) 
eröffnet.  Durch  das  Eröffnungsurtheil  setzt  das  Gericht  den  Zeit- 
punkt fest,  in  welchem  die  Zahlungseinstellung  erfolgt  ist.  Der  Schuld- 
ner verliert  von  der  Fallimentserklärung  an  die  Verwaltung  seines  Ver- 
mögens. Nichtig  sind  folgende,  seit  dem  Tag  der  Zahlungseinstellung 
und  zehn  Tage  vorher  vom  Schuldner  vorgenommenen  Akte:  unentgelt- 
liche Vermögenszuwendungen,  Zahlung  nicht  fälliger  Schulden,  Be- 
stellung von  Hypotheken.1) 

Alle  anderen  Zahlungen  und  Rechtsakte  können  für  nichtig  erklärt 
werden,  wenn  sie  betrügerisch,  zum  Nachtheil  der  Gläubiger  vorge- 
nommen sind.  Nicht  fällige  Schulden  des  Falliten  werden  durch  das 
Falliment  fällig.  Ein  Gläubiger,  der  auch  Schuldner  des  Falliten  ist, 
kann  seine  Schuld  mit  der  Forderung  nicht  kompensiren,  wenn  am 
Tag  der  Eröffnung  beide  gegenseitige  Forderungen  nicht  liquide  waren.2) 
Durch  das  Eröffnungsurtheil  werden  aus  den  Mitgliedern  des  Gerichts 
ein  Konkurskommissar  und  ein  oder  mehrere  Konkursverwalter  (Kura- 
toren) ernannt.  Das  Gericht  verordnet  entweder  die  Verhaftung  der 
Person  des  Falliten  und  Inhaftbehaltung  in  dem  Schuldarresthaus  oder 
die  Bewachung  desselben  durch  die  Polizei. 

Der  Konkurskommissar  versammelt  binnen  einer  Frist  von  14  oder 
28  Tagen  die  vermutlichen  Gläubiger,  um  sie  über  die  Ernennung  der 
Syndiken  berathen  zu  lassen.  Das  Gericht  ernennt  diese  Syndiken. 

§ 9- 

2.  Anmeldung  der  Forderungen. 

Nach  Ernennung  der  Syndiken  werden  die  Gläubiger  aufgefordert, 
binnen  40  Tagen  ihre  Forderungen  anzumelden.  Die  Anmeldung  ge- 
schieht hei  den  Syndiken  oder  auf  der  Gerichtsschreiberei.  Die  Prüfung 
der  Forderungen  soll  binnen  15  Tagen  nach  Ablauf  der  40  tägigen  Frist 
ihren  Anfang  nehmen. 3)  Die  Prüfung  findet  in  einer  kontradiktorischen 
Verhandlung  zwischen  den  Gläubigern  und  den  Syndiken  in  Gegenwart 
des  Konkurskommissars  statt.  Wird  die  Forderung  bestritten,  so  wird 
sie  an  das  Gericht  gewiesen. 

Jeder  Gläubiger  ist  binnen  acht  Tagen  nach  der  Verifikation  seiner 
Forderung  gehalten,  in  die  Hände  des  Kommissars  zu  bekräftigen,  dass 
seine  Angabe  über  die  besagte  Forderung  aufrichtig  und  wahrhaft  sei.4) 
Nach  Ablauf  der  zur  Verifikation  der  Forderungen  festgesetzten  Fristen 
nehmen  die  Syndiken  ein  Protokoll  auf,  welches  die  Namen  der  nicht 
erschienenen  Gläubiger  enthält.  Das  Gericht  setzt  eine  neue  Frist  von 
vier  Wochen  (wenn  keine  ausländischen  Gläubiger  betheiligt  sind)  oder 
von  vier  Monaten  (wenn  ausländische  Gläubiger  vorhanden  sind)  zur 
Verifikation  fest.5)  Wenn  die  Ausgebliebenen  binnen  der  durch  das 

Art.  443,  444,  446  code  de  commerce  1807. 

2)  Erkenntniss  des  St.  Petersburger  Kass.Hofs  Civil- Abth.  No.  14,  1888. 

3)  Art.  503  code  de  commerce,  Redaktion  1807. 

4)  Seit  1876  ohne  Eid. 

5)  Art.  299  C.P.O. 
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Urtheil  festgesetzten  Frist  nicht  erscheinen,  so  werden  ihre  Forderungen 
bei  der  Vertheilung  nicht  berücksichtigt. 

§ 10. 

3.  Konkordat. 

Binnen  drei  Tagen  nach  Ablauf  der  den  bekannten  Gläubigern  zur 
Verifikation  vorgeschriebenen  Frist  werden  die  Gläubiger,  deren  Forde- 
rungen anerkannt  sind,  zusamnienberufen.  Der  Fallit  hat  sich  zu  der  Ver- 
handlung persönlich  zu  stellen.  Wenn  die  Untersuchung  der  Akte,  der 
Bücher  und  Papiere  des  Falliten  einige  Vermuthung  eines  strafbaren  Bank- 
rotts begründet,  so  kann  kein  Vergleich  zwischen  dem  Falliten  und  den 
Gläubigern  geschlossen  werden.  Der  Vergleich  kann  nicht  anders  zu 
Stande  kommen,  als  durch  die  Mitwirkung  der  Mehrzahl  der  Gläubiger, 
welche  zugleich  zusammen  drei  Viert  heile  der  Gesammtsumme  aller 
zugelassenen  Forderungen  ausmachen.  Die  Hypothekengläubiger,  sowie 
diejenigen,  welche  mit  einem  Faustpfand  versehen  sind,  haben  bei  den 
auf  das  Konkordat  bezüglichen  Berathungen  keine  Stimme.  Der  ange- 
nommene Vergleich  bedarf  der  Bestätigung  des  Gerichts.  Die  Be- 
stätigung macht  ihn  für  alle  in  der  Bilanz  eingetragenen  und  benach- 
richtigten Gläubiger  verbindlich.1) 

§ u. 

4.  Vereinigung  der  Gläubiger  und  Liquidation. 

Wenn  ein  Vergleich  nicht  zu  Stande  gekommen  ist,  sowie  in  den 
Fällen,  in  denen  das  Gesetz  die  Möglichkeit  eines  solchen  ausschliesst, 
tritt  die  „Vereinigung  der  Gläubiger“  ein.  Die  Gläubiger  ernennen 
einen  oder  mehrere  definitive  Syndiken,  welche  die  Gesammtheit  der 
Gläubiger  repräsentiren,  den  Verkauf  der  Immobilien,  der  Waaren  und 
der  Mobilien  des  Falliten  betreiben  und  die  Liquidation  seiner  Forde- 
rungen und  Schulden  besorgen,  und  zwar  unter  Aufsicht  des  Kommis- 
sars. Der  Kommissar  erstattet  dem  Gericht  Vortrag  über  die  Lage  der 
Sache  und  das  Gericht  erkennt,  ob  der  Fallit  Entschuldigung  verdiene 
oder  nicht.  Im  letzten  Fall  wird  der  Fallit  als  des  Bankrotts  verdäch- 
tig angesehen  und  von  Rechtswegen  vor  den  Staatsanwalt  verwiesen.2) 

Die  Syndiken  legen  dem  Kommissar  das  Verzeichniss  der  Gläubiger 
vor,  welche  ein  Privilegium  zu  haben  behaupten,  und  der  Kommissar 
ertheilt  die  Ermächtigung,  diese  Gläubiger  aus  den  ersten  eingegangenen 
Geldern  zu  befriedigen.  Sind  Gläubiger  vorhanden,  welche  das  Privi- 
legium bestreiten,  so  entscheidet  das  Gericht.3) 

§ 12. 

5.  Pfandgläubiger  und  privilegirte  Gläubiger. 

Das  Gesetz  kennt  folgende  Privilegien: 

I.  Auf  Immobilien:  a)  des  Fiskus  und  der  Feuerkassen  für  die 

Erkenntniss  des  St.  Petersburger  Kass.Hofs  Civil-Senat  No.  21,  1894. 

2)  Art.  531  code  de  commerce,  Redaktion  1807. 

3)  Art.  533  code  de  commerce,  Redaktion  1807. 
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Abgaben  des  letzten  Jahres  und  für  zwei  verflossene  Jahre;  b)  Lohn 
der  Dienstboten  für  ein  Jahr;  c)  die  Hypothekengläubiger  (Art.  41  des 
Hypothekengesetzes  von  1818). 

II.  Auf  gewisse  Mobilien:  a)  des  Fiskus;  b)  die  Ansprüche  auf 
Mietli-  und  Pachtgelder  für  das  laufende  Jahr  und  zwei  verflossene; 
e)  jede  Forderung  mit  Bezug  auf  das  für  dieselbe  gegebene  Faustpfand, 
welches  der  Gläubiger  in  Händen  hat;  d)  der  Handwerker  für  die  Ar- 
beit und  im  Allgemeinen  für  die  auf  die  Erhaltung  der  Sache  ver- 
wendeten Kosten;1)  e)  wegen  des  Kaufpreises  unbezahlter  Mobiliar- 
effekten;2) f)  wegen  der  Lieferungen  eines  Gastwirths  auf  Effekten 
der  Reisenden;  g)  wegen  der  Frachtkosten  und  der  damit  verbundenen 
Nebenkosten;  li)  wegen  der  Forderungen,  welche  durch  die  von  öffent- 
lichen Beamten  begangenen  Gesetzesverletzungen  entstehen,  an  der  von 
denselben  gestellten  Kaution  (Art.  7 des  Gesetzes  über  Privilegien  von 
1825). 

III.  Auf  Mobilien  und  Immobilien.  Privilegirt  sind  a)  vor  allen 
Hypotheken  und  vor  allen  Privilegien  die  Beerdigungskosten;  b)  vor 
den  übrigen  Privilegien  gemessen  ein  Vorzugsrecht  auf  gewisse  Mo- 
bilien, die  sich  im  Besitze  des  Gläubigers  nicht  befinden,  aber  nach 
den  Pfandrechten : die  Gerichtskosten,  die  Kosten  der  letzten  Krankheit, 
der  Lohn  der  Dienstboten  für  das  verflossene  und  das  laufende  Jahr, 
das  was  an  Lebensbedürfnissen  dem  Schuldner  und  dessen  Familie  ge- 
liefert worden  ist  in  den  letzten  sechs  Monaten;  c)  die  Abgaben  für 
das  laufende  und  verflossene  Jahr;  d)  die  Forderungen  der  Minder- 
jährigen und  Interdizirten  an  dem  Vermögen  ihres  Vormunds;  e)  die 
Forderungen  der  Ehefrau  an  dem  Vermögen  ihres  Mannes;  f)  der  Fis- 
kus, die  Kirchen,  öffentliche  Anstalten,  Stadtkassen  für  Abgaben,  sowie 
auch  für  Forderungen  an  den  Gütern  der  zur  Rechnungsablage  ver- 
pflichteten Einnehmer  und  Verwalter  (Art.  9 des  Gesetzes  von  1825 
über  Privilegien). 

§ 13. 

6.  Die  Hypothekargläubiger. 

Geht  der  Verkauf  der  Mobilien  dem  der  Immobilien  vorher,  so  kon- 
kurriren  die  Hypothekargläubiger  bei  der  Vertheilung  nach  Verhältnis 
ihrer  ganzen  Forderungen.  Nach  dem  Verkauf  der  Imin obilien  und 
nach  Erlassung  des  Kollokationsurtheils  unter  den  Hypothekargläubigern, 
erhalten  diejenigen  der  letzteren,  welche  für  ihre  ganze  Forderung  auf 
den  Kaufpreis  der  Immobilien  nützlich  kollozirt  werden,  dasjenige,  was 
ihnen  als  Hypothekargläubigern  im  Kollokationsurtheil  zuerkannt  worden 
ist,  nur  nach  Abzug  der  Summen,  welche  sie  aus  der  Chirographenmasse 
erhalten  haben.  Die  auf  solche  Art  in  Abzug  gebrachten  Summen 


x)  Ueber  das  Privilegium  des  Kommissionärs  siehe  Näheres  Art.  91—95  code  de 
commerce. 

2)  Im  Handelsverkehr  besteht  hier  nur  die  Vindication.  Erkenntniss  des  St.  Peters- 
burger Kass.Hofs  Civil-Abth.  No.  42,  1884. 
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fliessen  zur  Chirographenmasse  zurück.  Die  Hypothekargläubiger,  welche 
nicht  nützlich  kollozirt  werden,  worden  als  blosse  Chirographengläubiger 
angesehen. !) 

Laut  des  Hypothekengesetzes  vom  1818  giebt  es  keine  geheimen 
(stillschweigenden)  Hypotheken  mehr.  Jeder  Hypothekengläubiger 
erhält  bei  der  Theilung  des  Erlöses  die  Zinsen  für  das  laufende  und 
für  zwei  verflossene  Jahre.* 2)  Er  erhält  auch  ohne  Beschränkung  der 
Zeit  die  Zinsen  aus  der  Zeit  vor  der  Intabulation,  wenn  dieselben  in 
der  Intabulation  erwähnt  sind.3)  Die  Hypothek  ist  ein  dingliches  Recht 
auf  Immobilien;  nach  dem  französischen  Civilrecht4)  sind  unbeweglich 
vermöge  ihrer  Bestimmung  alle  Sachen,  welche  der  Eigenthümer  eines 
Grundstücks  zum  Dienst  und  zur  Benutzung  dieses  Grundstücks  auf 
dasselbe  gebracht  hat. 

Die  Frage,  wem  die  Entschädigung  gehört,  welche  im  Fall  einer 
Feuersbrunst  ausgezahlt  wird,  den  Hypothekargläubigern  oder  der  Kon- 
kursmasse, ist  noch  streitig.5) 

§ W. 

7.  Die  Rechte  der  Ehefrau  des  Falliten. 

Die  französische  Gütergemeinschaft  ist  in  Polen  aufgehoben  und 
das  Prinzip  der  Gütertrennung  eingeführt.  Die  Ehefrau  des  Falliten 
nimmt  Alles,  was  sie  dem  Mann  eingebracht  hat,  zurück;  sie  hat 
wegen  dieses  ihres  eingebrachten  Guts  das  Vorrecht  (Privilegium)  vor 
den  Nicht  - Hypothekargläubigern , 6)  muss  aber  den  Beweis  liefern, 
dass  der  Mann  wirklich  ihr  Vermögen  erhalten  hat.  Nach  welchen 
Rechten  auch  der  Ehevertrag  geschlossen  sein  mag,  so  gilt  die  gesetz- 
liche Vermuthung,  dass  die  von  der  Frau  des  Falliten  erworbenen 
Güter  dem  Ehemann  gehören,  dass  sie  mit  dessen  Geld  bezahlt  worden 
sind,  und  dass  sie  zur  Masse  seines  Aktivvermögens  geschlagen  werden 
müssen;  vorbehaltlich  des  Rechts  der  Frau,  den  Beweis  des  Gegentheils 
zu  liefern. 7)  Alle  Mobilien,  welche  zur  Einrichtung  der  Zimmer  dienen, 
Mobiliareffekten,  Diamanten,  Gemälde,  Gold-  und  Silbergeschirre  und 
andere  zum  Gebrauche  des  Mannes  sowohl  als  der  Frau  bestimmte 
Gegenstände  fallen  den  Gläubigern  anheim,  ohne  dass  die  Frau  etwas 
Anderes  davon  erhält,  als  die  zu  ihrem  Gebrauch  nöthige  Kleidung  und 
Leinwand.  Gleichwohl  kann  die  Frau  den  Schmuck,  die  Diamanten 
und  das  Gold-  und  Silbergeschirr  zurücknehmen,  wovon  sie  durch  ein 


b Art.  539 — 543  code  de  commerce  1807. 

2)  Art.  70  Hypothekenordnung  1818. 

3)  Erkenntniss  des  St.  Petersburger  Kass.Hofs  Civil- Abth.  No.  86,  1890. 

4)  Art.  524  code  civil. 

5)  Die  Warschauer  Gerichts-Zeitung  zirtirt  zwei  verschiedene  Anschauungen  des 
Warschauer  Appellationsgerichts  (Jahrgang  1895  S.  425;  Jahrgang  1889  S.  442).  Im 
Kassationshof  ist  diese  Frage  noch  nicht  entschieden  worden. 

6)  Art.  9 des  Gesetzes  1825  über  Privilegien,  siehe  auch  Erkenntnisse  des  War- 
schauer Appellationsgerichts  bei  Karpinski,  Jurysprudencja  No.  1055. 

7)  Art.  547  code  de  commerce,  Redaction  1807. 
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gesetzmässig  gefertigtes,  den  Urkunden  beigeheftetes  Verzeichnis  oder 
durch  gute  und  treue  Inventarien  nachweisen  kann,  dass  dieselben  ihr 
in  dem  Ehevertrag  geschenkt  worden  oder  ihr,  jedoch  bloss  durch  Erb- 
schaft, zugefallen  sind.1) 

§ 15- 

8.  Die  Vindikation. 

Die  Vindikation  findet  nur  statt,  so  lange  die  abgesendeten  Waaren 
noch  auf  dem  Wege  sind  und  bevor  sie  in  die  Waarenlager  des  Fal- 
liten oder  in  die  Waarenlager  des  Kommissionärs  gebracht  worden  sind, 
welcher  beauftragt  ist,  sie  für  Rechnung  des  Falliten  zu  verkaufen. 
Sie  können  nicht  vindizirt  werden,  wenn  sie  vor  ihrer  Ankunft  ohne 
Betrug  auf  Fakturen,  Konossemente  oder  Frachtbriefe  verkauft  worden 
sind.  Der  Vindikant  ist  gehalten,  die  Masse  für  Vorschuss  und  Kosten 
schadlos  zu  halten.  Die  Vindikation  findet  nur  dann  statt,  wenn  die 
Ballen,  Fässer  oder  Umschläge  nicht  geöffnet,  die  Verschnürung  und 
Merkzeichen  nicht  weggenommen  oder  verändert  worden  sind  und  die 
Waaren  weder  eine  Veränderung  noch  eine  Umgestaltung  erlitten 
haben.  Der  Preis  der  Waaren,  welche  bei  dem  Falliten  als  Depositum 
oder  zum  Verkauf  für  Rechnung  des  Uebersenders  niedergelegt  worden 
sind,  kann  vindizirt  werden,  wenn  er  bezahlt  oder  zwischen  dem  Fal- 
liten und  dem  Käufer  in  laufende  Rechnung  gestellt  worden  ist.  Die 
Rimessen,  welche  noch  nicht  fällig,  oder  zwar  fällig,  aber  noch  nicht 
bezahlt  sind,  können  vindizirt  werden,  wenn  sie  nur  zur  Einkassirung 
gegeben  waren.  Die  Vindikation  der  Rimessen  findet  aber  nicht  statt, 
wenn  der  Eigenthümer  zur  Zeit  der  Remittirung  Schuldner  des  Falliten 
war.2)  Entsteht  Streit,  so  entscheidet  das  Gericht  nach  Anhörung  des 
Kommissars. 

§ 16. 

9.  Kosten. 

Die  Kosten  des  Konkursverfahrens  sind  für  den  sich  meldenden 
Gläubiger  sehr  geringe.  Das  Verfahren  ist  stempelfrei.3)  Wenn  die 
Forderung  bestritten  wird,  ist  kein  Klagegeld  zu  zahlen.4)  Lässt  sich 
der  Gläubiger  durch  einen  Advokaten  vertreten,  so  fallen  ihm  die 
Kosten  der  Vertreters  zur  Last.  Die  Entschädigung  der  Kuratoren  und 
Syndiken  wird  mit  Rücksicht  auf  die  Lokalverhältnisse  und  die  Be- 
schaffenheit des  Falliments  von  dem  Gericht  zuerkannt.5)  Sind  die 
Kuratoren  und  Syndiken  aus  der  Zahl  der  Gläubiger  gewählt,  so  er- 
halten sie  keine  Entschädigung.  Nach  der  Praxis  des  Warschauer 
Handelsgerichts  muss  der  Gläubiger,  auf  dessen  Antrag  der  Konkurs 


x)  Art.  554  code  de  commerce,  Redaktion  1807. 

2)  Art.  583 — 584  code  de  commerce,  Redaktion  1807. 

3)  Art.  47  Stempelgesetz. 

4)  Erkenntniss  des  St.  Petersburger  Kass.Hofs  Civil-Abth.  No.  112,  1889. 

°)  Reskript  der  ehemaligen  Justizkommission  vom  25.  Januar  (6.  Februar)  1861. 
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eröffnet  wird,  einen  Vorschuss  im  Betrage  von  50 — 100  Rbl.  einzahlen. 
Dieser  Vorschuss  wird  ihm  aus  den  ersten  Geldern  der  Masse  zurück- 
gezahlt. 

III.  Theil. 

Nachlass  wesen. 

§ 17. 

1.  Erbfolge. 

In  Polen  verpflichten,  was  Erbschaften  und  Testamente  betrifft,  die 
Vorschriften  des  französischen  Civilgesetzbuchs,  also  die  Artikel  718 
'bis  1100  inklusive  des  code  civil.  Für  die  gesetzliche  Erbfolge 
gelten  folgende  Grundsätze: 

1.  Alles  Erbgut  unterliegt  denselben  Bestimmungen,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Art  oder  Herkunft  desselben. 

2.  Weder  das  männliche  Geschlecht  noch  die  Erstgeburt  gewähren 
irgend  welche  Vorrechte. 

3.  Die  Berechnung  der  Grade  der  Verwandtschaft  geschieht  nach 
den  Regeln  des  römischen,'  nicht  nach  denen  des  kanonischen  Rechts.1) 

4.  Nicht  erbfähig  sind  a)  derjenige,  der  am  Tage  des  Todes 
des  Erblassers  noch  nicht  empfangen  ist,  b)  das  Kind,  welches  nicht 
lebensfähig  geboren  ist,  c)  derjenige,  welcher  bürgerlich  todt,  d.  i.  zum 
Verlust  aller  Standesrechte  verurtlieilt  ist.2)  Ausländer  sind  erbfähig, 
müssen  aber  in  manchen  Fällen  (siehe  S.  727  u.  „Anhang“)  geerbte 
Grundstücke  verkaufen  (Gesetz  vom  14.  März  1887). 

Für  die  Erbfolge  sind  folgende  vier  Klassen  der  Erben  aufgestellt. 
Jede  Klasse  schliesst  die  folgende  aus. 

I.  Klasse.  Die  ehelichen  Nachkommen  und  die  an  Kindesstatt 
Adoptirten.  Dieselben  erben  nach  Kopftlieilen  und  nach  Stämmen,  und 
die  Nachkommen  von  Verstorbenen  treten  an  deren  Stelle  (Repr6senta- 
tion).3) 

II.  Klasse.  Die  Eltern  und  Geschwister  und  deren  Nachkommen. 
Jeder  Elterntheil  erhält  ein  Viertheil.  Ist  dagegen  nur  der  Vater  oder 
die  Mutter  unter  den  Ueberl ebenden,  so  wächst  das  Viertheil  des  Ver- 
storbenen dem  Antheil  der  Geschwister  zu.  Die  vollbürtigen  Geschwister 
schliessen  die  halbbürtigen  nicht  aus,  sie  erhalten  aber  doppelte  An- 
theile.  Die  Nachkommen  der  verstorbenen  Geschwister  treten  an  deren 
Stelle  (Representation).4) 

Giebt  es  keine  Erben  der  I.  oder  der  II.  Klasse,  so  wird  der  Nach- 
lass in  zwei  Theile  zwischen  der  väterlichen  und  mütterlichen  Linie 
getheilt.  In  jeder  Linie  erben  die  folgenden  Klassen. 


b Art.  737  code  civil. 

2)  Art.  725  code  civil.  Art.  28  des  Strafgesetzbuchs. 

3)  Art.  745,  740  code  civil. 

4)  Art.  748,  749,  742  code  civil. 
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III.  Kl  asse.  Die  Aszendenten.  In  jeder  Linie  theilen  im  Grad  die 
nächsten  den  Nachlass  unter  sich  mit  Ausschluss  der  entfernteren.1) 

IV.  Klasse.  Die  Verwandten  der  Seitenlinien  bis  zum  zwölften 
Grad.  In  jeder  Linie  schliesst  im  Grad  der  Nächste  den  Entfernteren 
aus.  2)  Ein  Anfall  von  der  einen  Linie  an  die  andere  geschieht  nur 
dann,  wenn  sich  in  der  einen  von  den  beiden  Linien  weder  ein  Aszendent 
noch  ein  Seitenverwandter  befindet. 

Rechte  des  überlebenden  Ehegatten,  wenn  erbfähige 
Verwandten  vorhanden  sind. 

Im  Jahre  1825  wurde  in  Polen  die  Gütergemeinschaft  zwischen 
Eheleuten  aufgehoben,  welche  durch  den  französischen  Code  civil 
bestimmt  worden  war,  und  das  Prinzip  der  Gütertrennung  einge- 
führt; in  Folge  dessen  sind  die  Rechte  des  überlebenden  Ehegatten  am 
Vermögen  des  Verstorbenen  folgenden  Vorschriften  unterworfen  (wenn 
die  Eheleute  durch  den  Ehevertrag  nicht  anders  bestimmt  haben): 
Dem  überlebenden  Ehegatten  kommt  nach  dem  verstorbenen  ein  Erb- 
-tlieil  zu,  gleich  dem,  das  auf  jedes  Kind  fällt,  indem  man  den  Hinter- 
bliebenen bei  der  Theilung  gleich  einem  Kind  rechnet  und  ihm  die 
Wahl  zwischen  den  Theilen  lässt.  Dieser  Antheil  dient  ihm  nur  zu 
lebenslänglicher  Nutzniessung. 3)  Im  Fall  keine  Kinder  da  sind  und 
sich  Verwandte  des  Verstorbenen  bis  zum  vierten  Grad  inklusive  vor- 
finden, erhält  der  Unterbliebene  Ehegatte  den  vierten  Theil  der  Hinter- 
lassenschaft als  Eigenthum.  Sind  aber  auch  Verwandte  dieses  Grades 
nicht  vorhanden,  so  fällt  dem  Hinterbliebenen  die  Hälfte  des  Vermögens 
als  Eigenthum  zu.4)  Die  ganze  Hinterlassenschaft  des  Verstorbenen  geht 
auf  den  Hinterbliebenen  nur  dann  über,  wenn  keine  Verwandten  in 
erbfähigem  Grad  und  keine  unehelichen  Kinder  vorhanden  sind  (vgl. 
Art.  767  code  civil). 

Wenn  die  Eheleute  in  ihrem  Ehevertrag  die  Gütergemeinschaft 
vereinbart  haben,  so  wird  nach  dem  Tod  des  einen  Ehegatten  der 
Hinterbliebene  Eigenthümer  der  Hälfte  des  der  Gütergemeinschaft  unter- 
liegenden am  Tag  des  Ablebens  vorhandenen  Vermögens.  Wenn  die 
Eheleute  die  Gütergemeinschaft  vereinbart  haben  und  die  Frau  ihren 
Gatten  überlebt,  so  hat  sie  die  Wahl,  die  Gemeinschaft  anzunehmen 
oder  ihr  zu  entsagen.  Im  Fall  der  Annahme  werden  die  beider- 
seitigen Schulden  von  der  allgemeinen  Summe,  des  der  Gütergemein- 
schaft unterliegenden  Vermögens  abgezogen  und  die  Nettomasse  wird 
in  zwei  gleiche  Hälften  getheilt.  Im  Fall  der  Entsagung  erhält  die 
Ehegattin  ihr  Vermögen  zurück,  kann  aber  nicht  von  den  Rechten  Ge- 
brauch machen,  welche  das  Gesetz  dem  überlebenden  Ehegatten  ver- 


b Art.  746,  747  code  civil. 

2)  Art.  750-755  code  civil. 

3)  Art.  232  Civil-Ges.B.  1825. 

4)  Art.  233  Civil-Ges.B.  1825. 
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leiht,  im  Fall  kein  Vertrag  in  diesem  Sinn  eingegangen  wurde.1)  Alle 
diese  Erben  treten  von  Rechtswegen  sofort  in  alle  aktiven  und  passiven 
Vermögensverhältnisse  des  Erblassers  ein  (La  saisine).2) 

Ausser  diesen  ordentlichen  Erben  kennt  das  Gesetz  noch  eine 
ausserordentliche  Erbfolge;  solche  ausserordentliche  Erben  erwerben 
nicht  von  Rechtswegen  das  Eigenthum  am  Nachlass,  sondern  bedürfen 
der  gerichtlichen  Einweisung  in  den  Besitz  der  Erbschaft.  Ausser- 
ordentliche Erben  sind: 

a)  Die  anerkannten  unehelichen  Kinder.  Sie  erhalten:  ein 
Drittheil  dessen,  was  sie  als  eheliche  Kinder  geerbt  hätten,  wenn 
sie  neben  ehelichen  Nachkommen  zur  Erbschaft  berufen  worden  wären; 
die  Hälfte  der  Hinterlassenschaft,  wenn  sie  neben  Aszendenten  oder 
Geschwistern  und  deren  Nachkommen  erben;  zwei  Drittheile  des 
Nachlasses,  wenn  andere  Seitenverwandten  die  Miterben  sind;  das 
Ganze,  wenn  keine  erbfähigen  Verwandten  bis  zum  zwölften  Grad  vor- 
handen sind.3)4 5) 

b)  Der  überlebende  Ehegatte6)  erhält  den  ganzen  Nachlass, 
wenn  weder  erbfähige  Verwandte  noch  uneheliche  Kinder  vorhanden  sind, 

c)  Der  Staat.  Wenn  weder  erbfähige  Verwandte,  noch  unehe- 
liche Kinder,  noch  ein  überlebender  Ehegatte  vorhanden  sind,  fällt  der 
Nachlass  an  den  Staat.6) 

Für  die  testamentarische  Erbfolge  gelten  folgende  Grundsätze: 

1.  Fideikommissarische  Substitutionen  sind  nur  zulässig: 
a)  bei  Zuwendungen  eines  Elterntheils  an  ein  Kind  zu  Gunsten  der 
Kinder  desselben,  b)  bei  Zuwendungen  eines  Geschwisters  an  ein  Ge- 
schwister zu  Gunsten  der  Kinder  desselben. 

2.  Die  Verfügungsfreiheit  des  Testators  ist  beschränkt  durch 
den  Pflichttheilsanspruch  der  gesetzlichen  Erben.  Der  Pflichttheil 
beträgt  Dreiviertel  des  Nachlasses,  wenn  der  Erblasser  drei  oder 
mehr  Kinder  hinterlassen  hat;  zwei  Drittel,  wenn  er  zwei  Kinder 
hinterlassen  hat;  die  Hälfte,  wenn  nur  ein  Kind  oder  zwar  keine 
Kinder,  aber  Aszendenten  in  beiden  Linien  hinterblieben  sind;  ein 
Viertel,  wenn  Aszendenten  nur  in  der  einen  Linie  vorhanden  sind.7) 
Einem  Ehegatten  ist  bei  Lebzeiten  oder  durch  Testament  nur  so  viel 
zu  verschenken  erlaubt,  dass  der  dem  anderen  Ehegatten  zukommende 
Theil  nicht  mehr  als  um  eine  Hälfte  vermindert  werde. 8) 


b Art,  230  Civil-Ges.B.  1825. 

2)  Art.  724  code  civil;  die  Frau  auch;  siehe  Erkenntn.  d.  Kass. Hofes  No.  108,  1880. 

3)  Art.  757  code  civil. 

4)  Die  im  Ehebruch  oder  in  Blutschande  erzeugten  Kinder  haben  nur  das 
Recht  auf  den  Unterhalt;  hat  der  Vater  oder  die  Mutter  ein  solches  Kind  ein 
Handwerk  erlernen  lassen,  so  kann  es  keinen  weiteren  Anspruch  erheben  (Art.  764 
code  civil). 

5)  Art.  767  code  civil. 

6)  Art.  768  code  civü. 

7)  Art.  913—915  code  civil. 

8)  Art.  235  Civil-Ges.B.  1825. 
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In  allen  übrigen  Fällen  kann  der  Erblasser  über  den  ganzen 
Nachlass  verfügen.  Doch  können  Ehegatten  zweiter  Ehe,  welche  Kinder 
aus  erster  Ehe  haben,  dem  zweiten  Ehegatten  nicht  mehr  als  dem 
geringst  bedachten  Kinde  und  keinesfalls  mehr  als  ein  Viertel  ihres 
Nachlasses  zuwenden. 

Ein  Viertel  des  Nachlasses  eines  römisch-katholischen  Pfarrers1) 
gehört  der  Kirche. 

Das  Testament  kann  in  dreierlei  Form  errichtet  werden: 

1.  Das  eigenhändige  Testament,  ganz  von  der  Hand  des  Erb- 
lassers geschrieben,  datirt  und  unterzeichnet.2) 

2.  Das  öffentliche  Testament  von  einem  Notar  in  den  Formen 
einer  öffentlichen  Urkunde  in  Gegenwart  von  vier  Zeugen,  oder  von 
zwei  Notaren  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  errichtet. 

3.  Das  geheime  Testament,  lediglich  vom  Testator  unterzeichnet. 
Das  Schriftstück  muss  von  dem  Notar  verschlossen,  versiegelt  und  über- 
schrieben werden. 

Wer  durch  Testament  zum  Universalerben  eingesetzt  ist,  tritt  von 
Rechtswegen  in  die  Verlassenschatt  ein.  es  sei  denn,  dass  pflichttheil- 
berechtigte  Erben  vorhanden  wären.  In  diesem  Fall  hat  er  von  den 
letzteren  die  Auslieferung  des  Vermächtnisses  zu  begehren.  Sind  keine 
pflichttheilberechtigten  Erben  vorhanden,  dann  tritt  der  Erbe,  wenn  das 
Testament  ein  öffentliches  ist,  ohne  Weiteres  kraft  des  Testaments  in 
den  Besitz  der  Erbschaft.  Ist  das  Testament  kein  öffentliches,  dann 
bedarf  es  erst  noch  einer  Besitzeinweisung  durch  den  Gerichtspräsi- 
denten.3) 

Die  Vermäclitnissnehmer  zu  aliquoten  Theilen,  sowie  die  Vermächt- 
nissnehmer,  denen  einzelne  Nachlassgegenstände  vermacht  sind,  erwerben 
nicht  von  Rechtswegen  das  Eigenthum  und  den  Besitz  an  demselben; 
sie  haben  vielmehr  die  Auslieferung  der  Vermächtnisse  von  den  pflicht- 
theilsberechtigten  Erben,  oder  in  Ermangelung  solcher  von  den  testa- 
mentarischen Universalerben,  oder  wenn  auch  solche  nicht  vorhanden 
sind,  von  den  anderen  durch  das  Gesetz  zur  Erbschaft  berufenen  Per- 
sonen zu  verlangen.4) 

Jeder  Erbe,  dem  eine  Erbschaft  angefallen  ist,  kann  entweder  die- 
selbe bedingungslos  annehmen,  oder  sie  endgültig  ausschlagen,  oder  sie 
unter  dem  Vorbehalt  des  Inventars  annehmen. 

Die  Erbschaft  gilt  als  angenommen,  wenn  der  Erbberechtigte  sich  in 
einer  öffentlichen  oder  Privaturkunde  als  Erbe  bezeichnet  hat,  oder 
wenn  er  eine  Handlung  vorgenommen  hat,  zu  welcher  er  bloss  als  Erbe 


A)  Ukas  vom  25.  Dezember  (6.  Januar)  1823/4.  Erklärung  im  Erkenntniss  des 
St.  Petersburger  Kass.Hofs  Civil- Abth.  No.  103,  1891. 

2)  Art.  970  code  civil. 

3)  Art.  1008  code  civil. 

4)  Art.  1010  code  civil. 
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berechtigt  war,  oder  wenn  ein  rechtskräftiges  Urtheil  wider  ihn  vor- 
handen ist,  welches  ihn  in  der  Eigenschaft  eines  Erben  ohne  Vorbehalt 
verurtheilt. J) 


Laut  Gesetz  vom  11.  Juni  1891  über  Veräusserung  und  Theilung 
der  Bauerngüter  (die  die  Bauern  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Ukase  vom 
19.  Februar  [2.  März]  1864  zu  Eigen thum  erhalten  haben)  in  den  polnischen 
Gouvernements  ist  es  nicht  gestattet,  solche  Güter  zu  parzelliren  in  Theile, 
welche  weniger  als  sechs  Morgen  (Morgen  = Vso  einer  Hufe)  haben, 
und  solche  Grundstücke  an  Juden  oder  dem  Bauernstände  nicht  an- 
gehörige  Personen  abzutreten,  zu  verpfänden  oder  zu  verpachten.  Wenn 
das  Bauerngrundstück  durch  Erbschaft,  Testament  oder  Schenkung  an 
eine  Person  übergeht,  welche  kein  Recht  hat,  solche  Grundstücke  zu 
besitzen,  so  soll  dieselbe  binnen  einem  Jahre  den  Besitz  an  eine  Person 
verkaufen,  die  ein  Recht  hat,  denselben  zu  erwerben.  Im  Fall  diese 
Bedingung  nicht  erfüllt  wird,  wird  das  Grundstück  öffentlicher  Versteige- 
rung (auf  Befehl  des  Gemeindegerichts)  unterzogen  und  die  durch  den 
Verkauf  erlangte  Summe  dem  Besitzer  ausgezahlt.* 2) 

§ 18. 

2.  Erbschaftssteuer. 

Seit  dem  1./13.  Juli  1884  verpflichtet  in  Polen  das  russische  Ge- 
setz vom  15.  Juni  1882  über  den  unentgeltlichen  Uebergang  des  Ver- 
mögens.3) 

§ 19- 

3.  Nachlassregulierung.4) 

1.  Gehören  zur  Erbschaft  Immobilien,  welche  ein  Hypotheken- 
buch haben,  oder  ein  hypothezirtes  Kapital,  so  verkündigt  die  zu- 
ständige Hypothekenbehörde,  auf  Verlangen  der  betheiligten  Personenr 
öffentlich  die  „Eröffnung  der  Erbschaft“,  indem  sie  den  Erben  oder  den 
Gläubigern  des  Verstorbenen  einen  Termin  von  sechs  Monaten  festsetzt. 
In  anderen  Fällen  werden  solche  Veröffentlichungen  vom  Friedens- 
richter oder  Gemeindegericht  aus  bewirkt,  je  nach  dem  Bezirk,  in 
dem  die  Erbschaft  eröffnet  worden  ist. 

2.  Die  Anlegung  der  Siegel  an  die  Hinterlassenschaft  wird  vom 
Exekutor  oder  dem  Gemeindevorsteher  auf  Befehl  des  Friedensrichters 
oder  des  Gemeinderichters  vollzogen,  je  nachdem  der  Besitz,  welcher  ver- 
siegelt werden  soll,  sich  an  einem  Ort  befindet,  welcher  der  Kompetenz 
des  Friedensrichters  oder  des  Gemeinderichters  unterliegt.  Das  Geld 
und  die  Werthpapiere  werden  in  den  Staatskassen  oder  in  der  Reichs- 


*)  Art.  800  code  civil. 

*)  Aehnliche  Vorschriften  betr.  Ausländer  siehe  im  „Anhang“. 

3)  Siehe  Russland  S.  721  § 72. 

4)  Art.  1682 — 1774  C.P.O. 
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bank  deponirt  (Art.  82,  83  der  Vorschriften  vom  11.  März  1889.  Art.  502 
der  Org.  der  Gerichte). 

3.  Die  Abnahme  der  Siegel  und  Aufnahme  des  Inventars 
wird  vom  Exekutor  oder  vom  Notar  vollzogen,  einem  Befehl  des  Friedens- 
oder Gemeinderichters  zufolge. 

Wenn  sich  unter  den  Erben  Minorenne  befinden,  so  kann  die  Ab- 
nahme der  Siegel  und  die  Aufnahme  des  Inventars  nicht  stattfinden, 
ehe  nach  den  Vorschriften  des  Civilkodex  über  den  Familienrath  eine 
Vormundschaft  eingeleitet  ist. 

4.  Eine  Abschrift  des  Inventars  wird  von  Amtswegen  der  Fiskal- 
kammer (Kazennaja  Palata)  zugeschickt.  Die  Kammer  berechnet  die 
Erbschaftssteuer.  Ueber  diese  Berechnung  kann  vor  dem  Bezirksgericht 
prozessirt  werden.  Die  Frist  beträgt  zwei  Wochen  vom  Tage  der  Ein- 
händigung an  (Art.  8 des  Gesetzes  vom  15.  Juni  1882  No.  477). 

5.  Die  Entscheidung  über  ein  Gesuch  um  Theilung  einer  Erb- 
schaft, die  500  Rbl.  übersteigt  oder  in  deren  Masse  sich  Immobiliar- 
besitz befindet,  unterliegt  der  Kompetenz  des  Bezirksgerichts;  die  Ent- 
scheidung über  ein  Gesuch  um  Theilung  einer  Erbschaft,  die  500  Rbl. 
nicht  übersteigt,  gehört  zur  Kompetenz  des  Friedens-  oder  Gemeinde- 
richters, je  nach  dem  Kreise,  in  welchem  sich  die  Hinterlassenschaft 
befindet.  Ein  Gesuch  um  Theilung  eines  Bauernnachlasses  (siehe  Civil- 
prozess:  Zuständigkeit  der  Gerichte)  unterliegt  dem  Gemeindegerichte. 

6.  Im  Kreisgericht  wird  die  Theilung  nach  den  Vorschriften  der 
Artikel  815 — 892  des  französischen  Code  civil  durchgeführt.  Die  Ge- 
meindegerichte und  Friedensrichter  führen  eine  solche  Theilung,  ohne  die 
Parteien  an  einen  Notar  zu  verweisen. 

7.  Die  Verfügung  über  die  Einweisung  der  Universalerben  in  den 
Besitz  (Art.  1008  c.  c.)  geht  von  dem  Präsidenten  des  Kreisgerichts, 
dem  Friedens-  oder  Gemeinderichter  aus,  laut  der  obigen  Grund- 
sätze über  die  Kompetenz  in  Erbangelegenheiten  (No.  5).  Die  Eröff- 
nung des  holographischen  (eigenhändigen)  und  mystischen  (geheimen) 
Testaments  wird  immer  von  dem  Präsidenten  des  Bezirksgerichts  voll- 
zogen. 

8.  Der  Erbe,  welcher  der  Hinterlassenschaft  entsagt  (Art.  784  c.  c.), 
oder  dieselbe  bedingungsweise  annimmt  (Art.  793  c.  c.),  oder  die  Er- 
laubnis zum  Verkauf  des  zur  Erbschaft  gehörigen  Besitzes  erhalten 
will,  und  der  Ehegatte,  welcher  der  Gütergemeinschaft  entsagt,  die  in 
dem  Ehevertrag  vereinbart  wurde,  müssen  davon  das  Bezirksgericht, 
den  Friedens-  oder  Gemeinderichter  in  Kenntniss  setzen  nach  den  obigen 
Grundsätzen  über  Kompetenz  der  Gerichte  in  Erbschaftsangelegenheiten 
(siehe  oben  No.  5). 

9.  Um  die  Eintragung  der  Erben  im  Hypothekenbuch  zu  bewirken, 
müssen  die  Erben  1)  eine  Bescheinigung  der  Fiskalkammer  (Kazennaja 
Palata),  dass  die  Erbschaftssteuer  bezahlt  ist,  2)  die  nöthigen  Legiti- 
mationsurkunden vorlegen.  Lässt  sich  ein  Erbe  vertreten,  so  muss 
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er  dem  Vertreter  eine  spezielle,  in  den  Formen  einer  öffentlichen  Ur- 
kunde ausgefertigte  Vollmacht1)  ertheilen. 

10.  Den  Befehl  zur  Auszahlung  des  in  der  Staaktsasse  deponirten 
Geldes  giebt  der  Friedensrichter  oder  das  Gemeindegericht  laut  der 
obigen  Grundsätze  über  Kompetenz  in  Erbangelegenheiten. 2)  Be- 
schwerden über  Anordnungen  des  Friedensrichters  oder  des  Gemeinde- 
gerichts werden  binnen  siebentägiger  Frist  bei  .der  Friedensrichterver- 
sammlung angebracht.3) 


§ 20. 

4.  Erbrecht  der  Ausländer. 

Was  die  Hinterlassenschaft  von  Ausländern  betrifft,  so  stehen  die 
geltenden  Staatsverträge  über  die  Regulierung  der  Erbschaften  der 
Ausländer  mit  dem  Prinzip  des  Artikel  3 des  Code  civil,  (nach  wel- 
chem Immobilien,  auch  wenn  sie  Ausländern  gehören,  der  lex  rei 
sitae  unterliegen)  nicht  im  Widerspruch.  Es  sind  folgende  dies- 
bezügliche Verträge  in  Kraft:  1)  Mit  Frankreich,  unterzeichnet  am 
20.  März  (1.  April)  1874  (vervollständigt  durch  die  Deklaration  vom 
8./20.  November  1891);  2)  mit  Deutschland,  vom  31.  Oktober  / 12.  No- 
vember 1874;  3)  mit  Italien,  vom  16. /18.  April  1875;  4)  mit  Spanien, 
vom  14./26.  Juni  1876;  5)  mit  Schweden  und  Norwegen,  vom  28.  März 
bezw.  19.  April  1889;  6)  mit  England,  vom  9.  August  1880  und  vom 
31.  Dezember  / 12.  Januar  1858/59;  7)  mit  Oesterreich,  vom  2./14.  Sep- 
tember 1860;  8)  mit  der  Schweiz,  vom  14./26.  Dezember  1872. 4) 

Laut  Gesetz  vom  14.  März  1887  ist  es  Ausländern  nicht  erlaubt, 
im  Zarthum  Polen  Immobilien  zu  erwerben,  zu  pachten  oder  zu  ver- 
walten, die  ausser  dem  Bereich  der  Städte  liegen.  Erben  in  gerader 
Linie , der  Seitenlinie  sowie  Eheleuten  ist  die  Sukzession  in  einen 
Immobiliarbesitz  nach  einem  ausländischen  Unterthanen  gestattet,  wenn 
der  Erbe  vor  dem  14.  März  1887  im  Zarthum  Polen  oder  im  rus- 
sischen Kaiserreich  ansässig  wurde.  In  allen  übrigen  Fällen  der  ge- 
setzlichen Erbfolge  oder  im  Fall  einer  testamentarischen  Erbschaft 
ist  der  ausländische  Unterthan  verpflichtet,  binnen  drei  Jahren,  seit 
dem  Antritt  seiner  Rechte  am  Grundstück,  dasselbe  einem  russischen 
Unterthanen  zu  verkaufen.  Im  Fall  er  binnen  drei  Jahren  diese  Be- 
dingung nicht  erfüllt,  wird  der  Grundbesitz  auf  Befehl  der  Gouverne- 
mentsbehörde sequestirt  und  öffentlich  versteigert;  die  durch  Versteige- 
rung erlöste  Summe  wird  nach  Abzug  der  Versteigerungs-  und  Seque- 
strationskosten dem  Erben  ausgezahlt.5) 

')  Art.  2 Hypothekenordnung  1818. 

*)  Art.  27  der  Vorschriften  über  die  Deposita  vom  11.  März  1889. 

3)  Art.  166  C.P.O. 

4)  Nähere  Einzelheiten  siehe  Russland  § 77  u.  S.  749. 

5)  Genaueres  vgl.  oben  S.  728  und  unten  im  Anhang. 
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Anhang. 

Die  Rechte  der  Ausländer  in  Russland. 

Von  Professor  Dr.  J.  Engelmann  in  Dorpat. 

Im  Moskowischen  Zarthum  konnte  ein  Ausländer  wohl  geduldet, 
ja  sogar  privilegirt,  aber  niemals  einem  Russen,  d.  h.  einem  Recht- 
gläubigen, gleichgestellt  und  gleichberechtigt  sein.  Seit  der  Zeit  Peters 
des  Grossen  zeigt  sich  bei  der  Regierung  im  Allgemeinen,  bei  vielfachen 
Schwankungen  im  Besonderen,  das  Bestreben,  im  Interesse  der  Ver- 
breitung der  Kultur  Ausländer  nach  Russland  zu  ziehen  und  zu  dem 
Zweck  ihnen  gleiche  Rechte  wie  den  Inländern  zuzuerkennen.1)  Seit 
der  Zeit  Katharinas  II.  werden  die  Rechte  der  Ausländer  durch  Handels- 
verträge gesichert.2)  Nachdem  im  Jahre  1860  durch  Gesetz  vom  7.  Juni 
1860 3)  den  Ausländern  das  Recht  des  Erwerbs  von  Grundeigenthum 
auch  ausserhalb  der  Städte  verliehen  und  dieses  Recht  durch  die  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft  eine  bedeutende  Ausdehnung  erhalten  hatte 
(da  nach  Ablösung  des  Bauerlandes  auch  die  ehemals  adligen  Landgüter 
von  Jedermann,  also  auch  von  Ausländern,  erworben  werden  konnten), 
schien  die  wirthschaftliche  Gleichberechtigung  der  Ausländer  mit  den 
Inländern  in  Russland  ebenso  durchgeführt,  wie  im  übrigen -Europa. 
Allein  unter  der  Regierung  Kaiser  Alexander  III.  wurden  wiederum 
Beschränkungen  in  Beziehung  auf  den  Grundbesitz  eingeführt.4) 

Nach  dem  geltenden  Rechte  werden  als  Ausländer  betrachtet, 
alle  in  Russland  befindlichen  Angehörigen  fremder  Staaten,  so  lange 
sie  nicht  in  den  russischen  Unterthanenverband  aufgenommen  sind.5)6) 

Zunächst  haben  Ausländer  aller  Nationen,  mit  Ausnahme  der  Juden, 
das  Recht,  das  russische  Territorium  zu  betreten  und  sich  daselbst  auf- 
zuhalten, falls  sie  mit  gehörigen,  von  russischen  Konsuln  und  Gesandt- 
schaften visirten  Pässen  oder  Wanderbüchern  versehen  sind.7)8) 

Ö Vollst.  G.S.  No.  3318  Art.  23,  25. 

2)  Der  erste  Vertrag  ist  am  3i.  Dezember  1786  mit  Frankreich  abgeschlossen 
(Vollst. G.S.  No.  16489).  Auf  diesen  folgt  eine  lange  Reihe  von  Verträgen  bis  herab 
zu  den  neuesten  mit  Frankreich,  Deutschland  und  Dänemark  1894  u.  1895  (s.  oben 
S.  751  Note  1). 

3)  Vollst. G.S.  No.  35880  Art.  3 u.  5. 

4)  Vgl,  oben  S.  727. 

5)  R.G.B.  IX.  990. 

6)  Bis  in  die  neuesto  Zeit  wurde  bei  den  in  Russland  lebenden  Ausländern  unbe- 
achtet gelassen,  ob  sie  in  dem  Lande  ihrer  früheren  Angehörigkeit  noch  heimaths- 
berechtigt  seien  oder  nicht.  In  neuester  Zeit  wird  jedoch  der  Nachweis  der  Heimaths- 
berechtigung,  d.  h.  ein  Pass,  verlangt. 

7)  R.G.R.  IX.  991—993. 

8)  Ein  solcher  Pass  berechtigt  jedoch  nur  zum  Aufenthalt  während  der  Dauer  von 
sechs  Monaten,  wenn  er  auch  auf  längere  oder  unbestimmte  Zeit  ausgestellt  ist.  Nach 
Ablauf  dieser  sechs  Monate  muss  der  Ausländer  sich  einen  Pass  von  der  örtlichen 
Gouvernementsbehörde  ausstellen  lassen,  der  auf  ein  Jahr  ausgestellt  wird  (Pass-Ordn. 
292 — 295,  301).  Doch  hat  dies  nur  den  Zweck  einer  Passsteuererhebung,  und  ein  Pass, 
auf  dem  vermerkt  ist,  dass  auf  seiner  Grundlage  ein  russischer  Pass  ausgestellt  worden 
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Ausser  den  Juden  ist  es  Derwischen1)  und  Jesuiten2)  verboten 
nach  Russland  zu  kommen.  Nur  mit  Genehmigung  Kaiserlicher  Majestät 
dürfen  Bischöfe  der  orientalischen  ausländischen  Kirchen,  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Synod  Geistliche  dieser  Kirchen  nach  Russland  kommen.3) 
Mit  Genehmigung  der  Generalgouverneure  von  Orenburg  und  Turkestan 
kann  mittelasiatischen  Juden  die  Uebersiedlung  nach  Russland  gestattet 
werden,4)  und  mit  Genehmigung  des  Ministers  des  Inneren  können  den 
Vertretern  bekannter  europäischer  jüdischer  Firmen,  sowie  jüdischen 
Fabrikanten,  Aerzten  und  Rabbinern  Pässe  zur  Reise  und  zum  Aufenthalt 
in  Russland  ertheilt  werden.5) 

Die  Konsuln  und  Gesandten  haben  ausser  den  erwähnten  das  visa 
allen  Personen  zu  versagen:  1)  denen  das  Betreten  des  Reichs  ver- 
boten ist;  2)  die  sie  für  unzuverlässig  halten;  3)  Zigeunern,  Leier- 
männern, Hausirern  mit  Apothekerwaaren  und  Gipsfiguren:  4)  „rumä- 
nischen Juden,  die  keine  Subsistenzmittel  besitzen“.6) 

Die  Ausländer,  die  sich  auf  russischem  Territorium  aufhalten,  werden 
als  „zeitweilige  Unterthanen“  bezeichnet  und  das  Gesetz  spricht  vom 
„Stande  der  Ausländer“.  Die  zeitweilige  Unterthanenschaft  unterscheidet 
sich  von  der  beständigen  dadurch,  dass  sie  nur.  faktisch,  nicht  rechtlich 
besteht  und  beliebig  aufgehoben  werden  kann,  sowohl  seitens  des  zeit- 
weiligen Unterthanen,  indem  er  das  Reich  nach  eigenem  Ermessen  ver- 
lässt, als  auch  von  Seiten  des  Staats,  indem  er  den  zeitweiligen  Unter- 
than  ausweist.  Nur  für  den  Fall,  wo  der  Ausländer  in  Russland  Grund- 
eigenthum besitzt,  bleibt  auch  beim  Verlassen  des  Reichs  ein  Rechts- 
verhältnis bestehen:  mit  seinem  Grundeigenthum  bleibt  er  im  Unter- 
thanenverhältniss. 

Als  zeitweilige  Unterthanen  unterliegen  die  Ausländer  den  russischen 
Gesetzen  und  geniessen  den  Schutz  derselben. 7)  Sie  sind  befugt,  gleich 
den  beständigen  Unterthanen  Gewerbe  und  Handel  zu  betreiben,  in 
die  Gilden  und  die  Zünfte  zu  treten,  in  die  letzteren  jedoch  nur  zeit- 
weilig — übrigens  gilt  der  Eintritt  in  die  Gilde  auch  immer  nur  für 
ein  Jahr.8)9) 

ist,  kann  wiederholt,  bis  zum  Ablauf  seiner  Frist,  benutzt  werden,  wobei  das  erste  visa 
gültig  bleibt  und  keiner  Erneuerung  bedarf.  Ist  ein  Ausländer  mit  einem  russischen 
Pass  ins  Ausland  gereist,  so  bedarf  er,  selbst  wenn  er  im  russischen  Staatsdienste  steht, 
zur  Rückkehr  eines  Heimathspasses,  da  der  russische  Pass  nur  für  die  Hinausreise  gilt 
(Pass-Ordn.  von  1893  Art.  264).  Ausländer,  die  aus  Ortschaften  kommen,  wo  keine 
russischen  Konsulate  und  Gesandtschaften  sind,  müssen  Pässe  von  den  örtlichen  Gou- 
verneuren oder  Oberlandeschefs  vorweisen  (ib.  268)  und  sofort  russische  Pässe  nehmen. 

b IX.  994. 

3)  Pass-O.  264,  266. 

3)  Pass-O.  270-275. 

4)  R.G.B.  IX.  992  Anm. 

5)  R.G.B.  XIV.  Pass-O.  289—291. 

6)  Pass-O.  264. 

7)  IX.  995. 

8)  IX.  1001,  1002. 

9)  Zwecks  Eintritt  in  die  Zunft  muss  der  Ausländer  seine  Befähigung  durch  ins 
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Ausländer  sind  berechtigt,  Eigent  hum  zu  erwerben,  sowohl  be- 
wegliches als  unbewegliches,  letzteres  nicht  nur  in  Städten,  sondern  auch 
auf  dem  Lande,  Bergwerke,  Fabriken  und  aller  Art  wirthschaftlicher  Be- 
triebe einzurichten  und  zu  betreiben.1) 

Ausländern,  die  Gelehrte,  Künstler,  handeltreibende  Kapitalisten, 
Besitzer  bedeutender  Fabriken  sind,  kann  auf  Vorstellung  des  Ministers 
des  Inneren  durch  kaiserlichen  Ukas  das  persönliche  Ehrenbürgerrecht 
verliehen  werden.2)  Nach  zehn  Jahren  können  sie  für  sich  oder  ihre 
Kinder  (je  nachdem,  wer  in  den  russischen  Unterthanenverband  tritt) 
um  Ertheilung  des  erblichen  Ehrenbürgerrechts  bitten.3) 

Ausländische  Edelleute  sind  in  Russland  ihrem  Stande  nach  von 
der  Körperstrafe  befreit.4)5) 

Bis  zum  Jahre  1890  hatten  Ausländer  das  Recht,  in  den  russischen 
Militärdienst  zu  treten.  Seit  diesem  Jahre  haben  Ausländer  weder  das 
Recht  in  den  Militär-  noch  in  den  Civildienst  zu  treten.6)  Ausnahms- 
weise können  Gelehrte,  Lehrer,  Künstler  und  Techniker  in  den  Civil- 
dienst im  Ressort  des  Ministeriums  der  Volksaufklärung,  im  Berg-,  Münz- 
und  Salz-Fach  oder  als  Aerzte  und  Pharmazeuten  in  den  Staatsdienst 
treten,7)  falls  die  Chefs  es  für  nöthig  erachten. 

Seit  der  Justizreorganisation  von  1864,  der  Landschaftsordnung 
von  1864  und  der  Städteordnung  von  1870  sind  Ausländer,  die  Im- 
mobilien besitzen,  nicht  mehr  berechtigt,  an  der  örtlichen  Selbstver- 
waltung Theil  zu  nehmen,  da  die  erste  Bedingung  des  aktiven  und 
passiven  Wahlrechts  die  Unterthanenschaft  ist.8) 


Russische  übersetzte  und  gehörig  beglaubigte,  von  fremden  Regierungen  ausgestellte 
„Patente“  oder  durch  Atteste  technischer  Schulen  aller  Art,  technischer  Gesellschaften 
oder  Zünfte  nachweisen.  Zur  Aufnahme  eines  Ausländers  in  eine  Zunft  ist  die  Ein- 
willigung des  Kameralhofs  erforderlich  (R.  G.B.  XI.  2.  Ausgabe  von  1893.  Gewerbe- 
ordnung Art.  373,  377,  380). 

9 IX.  1003.  Die  Beschränkungen  in  Bezug  auf  Erwerb  und  Besitz  ländlichen 
Grundeigenthums  siehe  S.  727  f. 

2)  IX.  999. 

3)  IX.  1000. 

4)  IX.  996. 

5)  Ebenso  sind  von  der  (übrigens  nur  noch  in  den  Fällen  der  Art.  952  [lügenhafte 
Aussagen  eines  Vagabunden  über  seinen  Stand]  und  Art.  1377  [hartnäckige  Faulheit, 
Ungezogenheit,  Unbotmässigkeit  und  Umhertreiben  von  minderjährigen  Handwerker- 
lehrlingen und  Gesellen  falls  die  Mittel  der  Hauszucht  nicht  ausreichen]  statthaften) 
Körperstrafe  befreit  Ausländer,  die  im  Staatsdienst  stehen,  Ehrenbürger,  Kaufleute, 
Geistliche  und  Kirchendiener,  und  zwar  mit  ihren  Familien  (Str.G.B.  Beilage  I zu 
Art.  30  P.  3,  6)  10,  11,  12-  4^  l,  4).  Persönlich  befreit  sind  Alle,  die  mittlere  und  höhere 
Lehranstalten  sowie  solche  für  Ackerbau  und  Handwerk  besucht  haben  (ib.  P.  5 ff.). 

6)  IX.  997.  Fortsetzung  von  1890. 

7)  R.G.B.  III.  Art.  47 — 51  u.  58,  ergänzt  durch  Fortsetzung  von  1890  in  Bezug 
auf  Art.  50. 

8)  Eine  Ausnahme  bildet  das  Recht  der  Kaufleute,  die  Ausländer  sind,  zur  Theil- 
mahme  an  den  Wahlen  zum  Kommerzgericht  in  St.  Petersburg  und  Archangel  und 
noch  mehr  das  passive  Wahlrecht  derselben  zum  Kommerzgericht  in  Archangel  (siehe 
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Die  Aufnahme  von  Ausländern  in  den  russischen  Unter- 
thanenverband ist  geregelt  durch  Gesetz  vom  10.  Februar  1864.  *) 
Bis  dahin  hatte  jeder  Ausländer,  mit  Ausnahme  der  Juden,  Derwische 
und  Jesuiten,  das  Recht  in  den  Unterthanen verband  einzutreten:  die 
Aufnahme  fand  statt  auf  ein  Gesuch  an  eine  beliebige  Gouvernements- 
behörde durch  Ableistung  des  Eides.  Ebenso  hatte  bis  dahin  jeder  in 
den  Unterthanenverband  getretene  das  Recht  des  Austritts  aus  dem- 
selben. Beide  Rechte  sind  durch  das  erwähnte  Gesetz  aufgehoben. 
Nach  dem  Gesetz  von  1864  sind  von  der  Aufnahme  ausgeschlossen: 
Juden,  Derwische,  Jesuiten* 1 2)  und  Ehefrauen  ohne  ihre  Ehemänner.3) 

Die  Aufnahme  hängt  vom  Ermessen  des  Ministers  des  Inneren  ab, 
der  sie  ohne  Weiteres  versagen  kann.4)  Der  Aufnahme  muss  die 
Uebersiedlung  nach  Russland  und  ein  fünfjähriger  Aufenthalt 
daselbst  vorausgehen.5)  Diese  fünfjährige  Frist  wird  berechnet  von  dem 
Tage  an,  wo  der  Ausländer,  nach  Anmeldung  seiner  Absicht,  in  den 
Unterthanenverband  zu  treten,  unter  Bescheinigung  seiner  bisherigen 
Lebensstellung  im  Staat  seiner  Angehörigkeit  und  Erklärung  über  die- 
selbe in  Russland,  eine  Bescheinigung  über  die  erfolgte  Anmeldung  vom 
örtlichen  Gouverneur  erhalten  hat.6)  Die  fünfjährige  Frist  kann  vom 
Minister  des  Inneren  verkürzt  werden  für  solche  Ausländer,  welche 
Russland  besondere  Dienste  geleistet  haben  oder  durch  ihre  Kenntnisse, 
Fähigkeiten  oder  ihr  grosses  Kapital  Nutzen  bringen  können.7) 

Eine  Ausnahme  von  der  Regel,  dass  die  Aufnahme  in  den  russischen 
Unterthanenverband  vom  Ermessen  des  Ministers  des  Inneren  abhängt, 
findet  nur  in  folgenden  Fällen  statt: 

1.  Kinder  von  Ausländern,  die  in  russischen  Lehranstalten  er- 
zogen sind,  dadurch  das  Recht  zum  Eintritt  in  den  Staatsdienst  er- 
worben haben  und  in  den  Staatsdienst  getreten  sind,  gelten  ipso  iure 
als  russische  Unterthanen.8)9) 

2.  Kinder  von  Ausländern,  die  in  russischen  Lehranstalten  er- 
zogen sind,  haben  das  Recht,  im  Laufe  eines  Jahres  nach  erlangter 


§ 4 II.  2 a S.  579  f.  Organisation  der  Kommerzgerichte).  Die  Kommerzgerichte  sind  eben 
Gerichte  alter  Formation  vor  1864. 

Ausländer  unterliegen  der  Besteuerung  von  den  in  Russland  ausgeübten  Ge- 
werben und  dem  daselbst  befindlichen  Vermögen,  aber  keinen  persönlichen  Steuern 
oder  Leistungen. 

1 ) Vollst. G.S.  No.  40588  = R.G.B.  IX.  1010-1031. 

2)  Siehe  oben  S.  777. 

3)  IX.  1014. 

4)  ib.  1020. 

5)  ib.  1010. 

6)  ib.  1011. 

7)  ib.  1016. 

8)  ib.  998.  Vgl.  Engelmann,  Das  Staatsrecht  des  Kaiserthums  Russland  (in 
Marquardsen’s  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts)  S.  136  Anm.  2. 

9)  Freilich  werden  sie  in  neuerer  Zeit  eben  vor  Eintritt  in  den  russischen  Unter- 
thanenverband nicht  in  den  Staatsdienst  aufgenommen,  so  dass  diese  Bestimmung  nicht 
zur  Anwendung  kommt  und  daher  mit  der  folgenden  zusammenfällt. 
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Volljährigkeit  den  Unterthaneneid  zu  leisten,1)  d.  h.  in  den  russischen 
Unterthanenverband  aufgenommen  zu  werden. 

3.  Frauen,  auch  Jüdinnen,2)  die  durch  die  Eingehung  einer  Ehe 
mit  einem  Ausländer  aus  dem  russischen  Unterthanenverband  getreten 
sind,  haben  nach  Auflösung  der  Ehe  das  Recht,  in  den  russischen 
Unterthanenverband  zurückzutreten.  Dazu  genügt  die  Rückkehr  und 
der  Nachweis  der  Auflösung  der  Ehe.  Als  Beweis  des  Wiedereintritts 
dient  die  Bescheinigung  des  Gouverneurs,  dass  er  die  erwähnte  Be- 
scheinigung erhalten  habe.3) 

Kinder  solcher  Frauen,  sowie  vor  der  Naturalisation  ihrer 
Eltern  geborene  Kinder  haben  nach  erlangter  Volljährigkeit  das  Recht, 
den  Unterthaneneid  zu  leisten.4) 

Nach  Ablauf  der  fünfjährigen  Frist  hat  der  Petent  unter  Bescheini- 
gung der  oben  erwähnten  Bedingungen  sowie  seiner  tadellosen  Führung5) 
sein  Gesuch  um  Aufnahme  in  den  Unterthanenverband  dem  Minister  des 
Inneren  einzureichen.  Der  Eintritt  in  den  Unterthanenverband  geschieht 
durch  Ableistung  des  Unterthaneneides. 6) 

Im  Staatsdienst  stehende  Ausländer  können  von  ihren  Vor- 
gesetzten in  den  Unterthanenverband  aufgenommen  werden.7) 

Für  Ostsibirien  und  Turkestan  haben  die  örtlichen  General- 
gouverneure das  Recht  der  Aufnahme  in  den  Unterthanenverband.8) 

Die  Aufnahme  vereinfachende  Spezialregeln  bestehen  für  die  Auf- 
nahme von  Arbeitern  und  von  Bulgaren  in  Südrussland  und  im  Kau- 
kasus. 9) 

Durch  die  Naturalisation  erlangt  der  Ausländer  alle  Rechte  eines 
Einheimischen;10)  eine  Ausnahme  besteht  im  Gouvernement  Wolhynien, 
wo  nach  einem  Gesetze  Kaiser  Alexanders  III.  nur  der  Uebertritt  zur 
russischen  Kirche  ihm  volle  Rechtsgleichheit  gewährt.11)  Abgesehen 
von  dieser  Ausnahmsbestimmung  wird  im  russischen  Recht 
ein  Unterschied  zwischen  geborenen  und  naturalisirten 
Unterthanen  nicht  gemacht.  Dem  in  die  Unterthanenschaft  Auf- 
genommenen wird  im  Laufe  zweier  Jahre  Abgabenfreiheit  gewährt.12) 

Der  Unterthanenverband  wird  gelöst  durch  Eintritt  einer  Unter- 

b IX.  1023. 

2)  ib.  993  u.  Anm. 

3)  ib.  1026. 

4)  ib.  993,  1024,  1027. 

5)  Der  Nachweis  der  Ableistung  der  Wehrpflicht  wird  nur  verlangt,  wenn  Russ- 
land mit  dem  betreffenden  Staat  im  Kartellverhältniss  steht  (ib.  1019).  Eine  Erklärung 
oder  der  Nachweis,  dass  Petent  sein  bisheriges  Unterthanenverhältniss  aufgebe,  wird 
nicht  verlangt. 

6)  IX.  1022. 

7)  ib.  1025. 

8)  ib.  1017  Anm.  u.  1020  Anm.  Fortsetzung  von  1890. 

9)  ib.  1029. 

10)  ib)  1030. 

u)  Vgl.  S.  727  f. 

12)  R.G.B.  IV.  Steuerordnung  415. 
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thanin  in  eine  Ehe  mit  einem  Ausländer1)  oder  durch  Entlassung  aus 
demselben  kraft  Kaiserlichen  Gnadenakts.2)  Das  willkürliche  Verlassen 
des  Vaterlandes  und  der  unbefugte  Eintritt  in  fremde  Unterthanenschaft 
ist  unter  Strafe  gestellt.3) 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Rechte  der  Ausländer 

in  Russland. 

(Jesetz  Uber  die  Rechte  der  Ausländer  in  Russland  (R.  G.B.  IX.  [Ausgabe 
von  1876].  Ständerecht  Buch  I,  Tit.  VI,  Kap.  II  Art.  995—1009  nebst  Fortsetzungen 
von  1890,  1891,  1893. 

995.  Dio  Ausländer  unterliegen,  falls  sie  sich  in  Russland  aufhalten,  sowohl  per- 
sönlich als  auch  ihrem  Vermögen  nach,  der  Wirkung  der  russischen  Gesetze  und  ge- 
messen deren  gesammten  Schutz. 

Anm.  (nach  der  Fortsetzung  von  1890.)  Den  Ausländern  ist  es  nicht  gestattet, 
in  den  Staatsdienst  zu  treten,  weder  in  den  Militär-  noch  Civildienst.  Ausnahmen  von 
dieser  Regel  für  einzelne  Arten  des  Civildienstes  sind  im  Statut  für  den  Civildienst 
angegeben. 

996.  Ausländische  Edelleute  werden  im  Fall  eines  Verbrechens  der  Körperstrafe 
nicht  unterzogen. 

997  (nach  der  Fortsetzung  von  1890)  wiederholt  wörtlich  die  Anm.  zum  Art.  995. 

998.  Kinder  von  Ausländern,  die  in  Russland  geboren  und  in  den  Staatsdienst 
getreten  sind,  werden  den  geborenen  Unterthanen  gleichgeachtet. 4) 

999.  Ausländische  Gelehrte,  Künstler,  Handeltreibende,  Kapitalisten  und  Eigen- 
tümer bedeutender  Manufakturen  und  Fabriken  können  persönlich  dem  Ehrenbürger- 
stande zugezählt  werden,  wenn  in  Berücksichtigung  des  von  ihnen  zu  erwartenden 
Nutzens  das  Ministerium  darum  nachsucht. 

1000.  (Wer  auf  Grund  des  Art.  999  das  persönliche  Ehrenbürgerrecht  erhalten 
hat,  kann  nach  zehn  Jahren  für  sich  oder  auch  nur  für  seine  Kinder  um  das  erbliche 
nachsuchen,  jedoch  nur,  nachdem  der  Betreffende  in  den  Unterthanenverband  ge- 
treten ist.) 

1001.  Den  Ausländern  ist  es  gestattet,  sowohl  Kaufmanns-  oder  Gilden-  als  auch 
Gewerbescheine  zu  lösen  und  alle  damit  verbundenen  Rechte  gleich  den  geborenen 
Unterthanen  des  Reichs  zu  gemessen. 

Anm.  1:  Den  nach  Russland  aus  dem  Auslande  kommenden  ausländischen  Juden, 
die  durch  ihre  Stellung  in  der  Gesellschaft  und  durch  ihre  umfasssenden  Handels- 
umsätze bekannt  sind,  ist  es  gestattet,  auf  Grund  besonderer,  für  jeden  einzelnen  Fall 
von  den  Ministern  des  Innern,  der  auswärtigen  Angelegenheiten  und  der  Finanzen  zu 
ertheilenden  Erlaubniss  im  Reiche  Handel  zu  treiben  und  Bankkomptoire  auf  Handels- 
scheine erster  Gilde  zu  eröffnen.  Speziell  diesen  Juden  ist  auch  die  Errichtung  von 
Fabriken,  der  Erwerb  und  die  Pacht  von  unbesiedelten  Landgütern  mit  Beobachtung 
der  im  Ständerecht  enthaltenen  Regeln  gestattet.  Ebenso  können  solchen  Juden,  die 
zeitweilig  zum  Ankauf  und  zur  Ausfuhr  russischer  Erzeugnisse  in  das  Reich  kommen, 
Handelsscheine  erster  Gilde  ausgereicht  werden  nach  Uebereinkunft  der  Ministerien  des 
Auswärtigen,  des  Inneren  und  der  Finanzen.  Ausländischen  Juden  besonders  Kommis- 
sionären bedeutender  auswärtiger  Handelshäuser  ist  es  erlaubt,  in  Russland  die  bekannten 
Fabrik-  und  Handelsorte  zu  besuchen  auf  Grund  der  Vorschriften  der  Passordnung. 

Anm.  2.  Im  Jahre  1842  ist  durch  eine  Allerhöchst  bestätigte  Verordnung  des 
Ministerkomites  bestimmt  worden:  Den  in  Handelssachen  aus  Mittelasien  auf  der  Oren- 


1 ) Vgl.  oben  S.  781  No.  3. 

2)  R.G.B.  I.  Organisation  der  Ministerien.  Art.  1352  Anm.  1. 

3)  Str.G.B.  Art.  325. 

4)  Dieser  Artikel  ist  offenbar  aufzuheben  vergessen  worden;  vgl.  S.  779  u.  780. 
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burgschen  Linie  kommenden  Juden  ist  es  gestattet,  ihre  Angelegenheiten  ebenso  wie 
die  Khivinzen  (Khiwa)  und  Bucharen  zu  betreiben,  jedoch  mit  der  Bedingung,  dass 
bei  der  Reise  aus  Oronburg  in  die  inneren  Gouvernements  in  Bezug  auf  sie  die  allge- 
meinen Regeln  über  die  Juden  zu  beobachten  sind.  Juden,  gebürtig  aus  den  an  Turke- 
stan  grenzenden  mittelasiatischen  Staaten,  unterliegen  in  Bezug  auf  Erwerb  von  Lände- 
reien und  überhaupt  Immobilien  den  allgemeinen  Gesetzen  über  Erwerb  von  Immobilien 
durch  ausländische  Juden. 

Anm.  3.  Von  allen  Ausländern,  die  nach  Russland  kommen  zum  Eintritt  „in  die 
Handelsklassen“  (d.  i.  um  Handel  zu  treiben)  ohne  Eintritt  in  den  Unterthanenverband, 
oder  überhaupt  und  mit  Eintritt  in  den  Unterthanenverband,  wird  vor  Auslieferung 
des  betreffenden  Scheins  die  Vorweisung  einer  Bescheinigung  eines  auswärtigen  Kon- 
sistoriums oder  einer  anderen  höheren  geistlichen  Obrigkeit  darüber  verlangt,  dass  der 
Angereiste  und  seine  Familie  Christen  seien.  Dies  bezieht  sich  auch  auf  die  aus  dem 
Königreich  Polen  und  dem  Grossfürstenthum  Finland  Anreisenden,  die  sich  zu  den 
Handelsklassen  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  anschreiben  lassen  wollen.  Die 
Ausländer,  die  bereits  in  die  Handelsklassen  eingeschrieben  sind,  jedoch  eintraten,  bevor 
den  ausländischen  Juden  die  Ansiedlung  in  Russland  verboten  wurde,  müssen  bei  Er- 
neuerung ihrer  Handelsscheine  ebenfalls  eine  Bescheinigung  einer  ausländischen  oder 
russischen  geistlichen  Verwaltung  beibringen,  dass  sie  und  ihre  Familie  Christen  seien. 
Die  in  dieser  Anmerkung  festgestellten  Regeln  beziehen  sich  nicht  auf  die  nach  Russ- 
land kommenden  Asiaten,  welche  in  den  Gouvernements,  wo  den  Juden  der  beständige 
Aufenthalt  nicht  gestattet  ist,  in  die  Gilden  treten  können. 

1002.  Den  Ausländern  ist  es  erlaubt,  in  die  Zünfte  einzutreten  nach  den  Regeln 
der  Handwerksordnung. 

1003.  Ausländer  können  sowohl  durch  Kauf,  als  auch  durch  Erbschaft,  Testa- 
ment, Schenkung,  Zuweisung  seitens  des  Fiskus  u.  s.  w.  jeder  Art  bewegliche  und  unbe- 
wegliche Güter  erwerben  nach  den  im  Privatrecht  festgesetzten  Regeln,  mit  Ausnahme 
nur  derjenigen  Güter,  welche  nach  den  bestehenden  Gesetzen  nur  zum  russischen  Erb- 
adel Gehörige  und  Ausländer,  die  die  Rechte  derselben  erhalten  haben,  besitzen  dürfen. 

Anm.  1 bestimmt,  dass  in  Bessarabien  alle  Ausländer  Güter  besitzen  dürfen, 
welche  bis  zum  10.  November  1847  solche  daselbst  besessen  haben. 

Anm.  2 enthält  als  Beilage  das  Gesetz  von  14.  März  1887  No.  4286: 

Besondere  Regeln,  betreffend  den  Erwerb  von  Immobilien  zu  Eigenthum  und  zu 
befristetem  Besitz  und  Nutzung  durch  Ausländer  in  einigen  Gouvernements  des  west- 
lichen Theils  von  Russland. 

1.  In  Livland,  Kurland,  im  Königreich  Polen,  in  den  Gouvernements  Witebsk, 
Wilna,  Kowno,  Grodno,  Minsk,  Kiew,  Wolhynien,  Podolien  und  in  Bessarabien  können 
ausländische  Unterthanen  fortan  ausserhalb  der  Hafen-  und  anderer  städtischer  An- 
siedlungen (ausser  den  in  Anm.  1 angegebenen  Fällen)  Immobilien  weder  zu  Eigen- 
thum, noch  zu  Besitz  und  Nutzung  getrennt  vom  Eigenthum,  überhaupt  noch  im  Be- 
sonderen (zu  Besitz)  aus  dem  Vertrage  der  Pacht  und  Arrende  erwerben,  auf  welche 
Art  und  auf  welcher  durch  die  allgemeinen  oder  örtlichen  Gesetze  zugelassenen  Grund- 
lage es  auch  sei. 

Anm.  1.  Im  Zarthum  Polen  ist  es  den  ausländischen  Unterthanen  auch  verboten, 
ausserhalb  der  städtischen  Ansiedlungen  belegene  Immobilien  zu  verwalten  in  Eigen- 
schaft von  Bevollmächtigten  oder  Verwaltern  (Disponenten). 

Anm.  2.  Die  im  Art.  1 dieser  Beilage  festgesetzte  Beschränkung  der  Rechte  der 
Ausländer  in  Bezug  auf  Besitz  und  Ausnutzung  ausserhalb  der  Hafen-  und  anderer 
städtischer  Ansiedlungen  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Fälle  der  Miethe  von  Häusern 
und  Quartieren  zu  zeitweiliger  Benutzung  und  zu  persönlichem  Bewohnen. 

2.  In  den  im  Art.  1 bezeichneten  Gouvernements  können  Ausländer  ihr  Vorrecht 
zur  Befriedigung  ihrer  Schuldforderungen  sicherstellen  durch  Annahme  eines  Immo- 
biles als  Pfand,  aber  ähnliche  Sicherstellungen  und  die  Beitreibung  von  Schuldforde- 
rungen kann  für  die  Ausländer  nicht  die  Folge  haben,  weder  dass  sie  solch  eine  Sache 
zu  Eigen  erwerben,  noch  dass  sie  in  thatsächlichen  Besitz  oder  Nutzniessung  derselben 
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treton  (C.P.O.  1063,  1064,  1129,  1171,  1173,  1175,  1209.  Polnisches  Privatrecht  2071, 
2072,  2085 — 2091.  Baltisches  Privatrecht  1336,  1412,  1457).  *) 

3.  In  Bozug  auf  die  Erbfolge  der  Ausländer  in  Immobilien,  die  ausserhalb  der 
Halen-  und  anderer  städtischer  Ansiedlungen  belegen  sind,  bestehen  in  den  im  Art.  1 
diesor  Beilage  angeführten  Gegenden  die  folgenden  Beschränkungen: 

1)  Die  gesetzliche  Erbfolge  in  der  direkten  Linie  der  Deszendenten  und  zwischen 
Ehegatten  in  das  Vermögen,  das  ein  Ausländer  hinterlässt,  wird  gestattet  in  bestehen- 
der Grundlage,* 2)  falls  der  Erbe  vor  dem  14.  März  1887  nach  Russland  übergesiedelt  ist. 

2)  In  allen  übrigen  Fällen  der  gesetzlichen  Erbfolge  und  ebenso  im  Fall  der 
testamentarischen  Erbfolge  ist  der  ausländische  Gnterthan  verpflichtet,  im  Laufe  dreier 
Jahre,  von  der  Zeit  des  Erwerbs  der  Rechte  auf  das  Gut,  dasselbe  einem  russischen 
Unterthan  zu  verkaufen. 

3)  Bei  Nichtbeobachtung  der  im  Punkt  2 dieses  Artikels  festgesetzten  Regel  wird 
das  Gut  auf  Anordnung  der  Gouvernementsobrigkeit  in  vormundschaftliche  Verwaltung 
genommen  und  öffentlich  in  der  betreffenden  Gouvernementsregierung  versteigert  und 
die  erlöste  Summe  nach  Abzug  der  Kosten  der  Verwaltung  und  Versteigerung  dem 
Erben  übergeben. 

4)  Die  Wirkung  der  beschränkenden  in  den  Punkten  2 und  3 angegebenen  Be- 
stimmungen erstreckt  sich  auf  die  Fälle  des  Erwerbs  von  Grundeigenthum  durch  Aus- 
länder auf  Grund  von  Urkunden,  die  vor  Publikation  der  Regeln  dieser  Beilage  er- 
richtet sind,  falls  die  obenerwähnten  Personen  noch  nicht  in  thatsächlichen  Besitz  ge- 
treten waren. 

5)  Die  in  festgesetzter  Ordnung  auf  bestimmte  Fristen  abgeschlossenen  Verträge 
und  Urkunden,  auf  deren  Grundlage  ausländische  Unterthanen,  in  den  im  Art.  1 ange- 
gebenen Gegenden  bis  zur  Publikation  des  Ukases  vom  14.  März  1887,  das  Besitz- 
oder Nutzungsrecht  eines  Immobiles  ausserhalb  der  Hafen-  und  anderer  städtischer 
Ansiedlungen  erworben  haben,  kann  nach  Ablauf  der  in  ihnen  bestimmten  Fristen 
weder  erneuert  noch  verlängert  werden,  mit  Ausnahme  der  in  der  Anm.  2 des  Art.  1 
dieser  Beilage  angegebenen  Fälle. 

6)  Die  Kraft  und  Wirkung  der  Bestimmungen  der  vorhergehenden  Artikel  er- 
streckt sich  gleicher  Weise  auf  Gesellschaften,  Handels-  und  Gewerbe-Kompagnieen 
und  -Gesellschaften,  gebildet  auf  Grund  ausländischer  Gesetze,  wenn  sie  auch  die  Ge- 
nehmigung, in  Russland  thätig  zu  sein,  erlangt  haben. 

7)  Jeder  Art  Abmachungen,  die  in  Verletzung  oder  Umgehung  der  Regeln  dieser 
Beilage  getroffen  worden  sind,  werden  für  ungültig  erklärt. 

8)  Falls  die  in  dem  vorhergehenden  (7)  Artikel  erwähnte  Abmachung  von  der 
örtlichen  Oberverwaltung  oder  von  der  Gouvernementsobrigkeit  entdeckt  wird,  so  soll 
nach  Einforderung  der  nöthigen  Auskünfte,  welche  die  Gerichte  und  sonstigen  Behörden 
und  Beamten  verpflichtet  sind  sofort  zu  ertheilen,  der  betreffende  Generalgouverneur 
oder  Gouverneur  durch  Vermittlung  besonders  dazu  bevollmächtigter  Amtspersonen 
(im  Zarthum  Polen  durch  die  Prokuratoria,  in  Livland  und  Kurland  durch  die  Proku- 
reure des  örtlichen  Bezirksgerichts)  vor  dem  zuständigen  Gericht  die  Klage  auf  Auf- 
hebung der  zu  Stande  gekommenen  Abmachung  oder  der  errichteten  Urkunde  erheben. 
Diese  Sachen  werden  wie  fiskalische  Sachen  verhandelt. 

Anm.  3.  In  Turkestan  ist  der  Erwerb  von  Ländereien  und  Immobilien  über- 
haupt Personen,  die  nicht  zum  russischen  Unterthanenverbande,  und  gleichfalls  Allen, 
mit  Ausnahme  der  Eingeborenen,  die  nicht  zu  christlichen  Konfessionen  gehören,  ver- 
boten. Dieses  Verbot  erstreckt  sich  nicht  auf  Eingeborene  der  Turkestan  benachbarten 
mittelasiatischen  Staaten. 

Anm.  4.  Den  nach  Russland  (d.  h.  Sibirien)  kommenden  Koreanern  und  anderen 
über  die  chinesische  und  koreanischen  Grenze  Einwandernden  ist  es  verboten,  sich  in 
den  Gebieten  an  der  Grenze  Chinas  und  Koreas  anzusiedeln. 


*)  Die  angeführten  Artikel  haben  also  für  Ausländer  keine  Geltung. 

2)  D.  h.  nach  allgemeinen  Grundsätzen. 
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Anm.  5.  In  Bezug  auf  die  Organisation  der  ausländischen  Ansiedler,  die  sich  in 
den  Gouvernements  Kiew,  Wolhynien  und  Podolien  angesiedelt  haben,  sind  Regeln  er- 
lassen, die  in  der  Beilage  zu  dieser  Anmerkung  enthalten  sind. !) 

Beilage  zu  Anm.  5 des  Art.  1003: 

Regeln  für  Uebersiedler,  die  nicht  in  den  russischen  Unterthanenverband  ge- 
treten sind: 

Art.  12.  Uebersiedler,  die  nicht  in  den  russischen  Unterthanenverband  getreten 
sind  und  sich  ausserhalb  von  Städten,  Hakelwerken  und  Flecken  auf  eigenen  oder  ge- 
pachteten Ländern  angesiedelt  haben,  werden  zur  Ableistung  der  Prästanden  den  ihrer 
Ansiedlung  benachbarten  Wolostgemeinden  zugezählt,  ohne  dass  sie  eines  Aufnahme- 
beschlusses der  Wolostgemeinde- Versammlung  bedürfen.  Sie  unterliegen  der  Wolost- 
^erwaltung  auch  in  polizeilicher  Hinsicht.* 2) 

Anmerkung.  Der  Wirkung  dieses  Artikels  (12)  unterliegen  nicht  ausländische 
Edelleute,  Ausländer,  die  in  den  russischen  Staatsdienst  getreten  sind,  die  den  Ehren- 
bürgern zugezählten  und  die  den  Gilden  zugeschriebenen. 

Art.  13.  Die  im  Art.  12  dieser  Beilage  bezeichneten  Ansiedler  haben  alle  Staats-, 
Landschafts-  und  Gemeinde-Prästanden  nach  denselben  Grundsätzen  wie  die  den  Wolost- 
gemeinden zugeschriebenen  Bauern  zu  leisten. 

Art.  14.  Für  die  rechtzeitigen  Leistungen  haften  sie  mit  ihrer  ganzen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Habe. 

Art.  15.  Ausländer,  die  keinen  beständigen  Wohnort  ausserhalb  der  Städte, 
Hakelwerke  und  Flecken  besitzen  und  auf  Ländereien  von  Personen  leben,  die  der 
Wolostgemeinde- Verwaltung  unterworfen  sind,  sind  mit  ihren  Familien  der  Autorität 
dieser  Verwaltungen  unterworfen,  ebenso  wie  die  auf  Grund  von  Art.  12  angesiedelten, 
jedoch  nur  in  polizeilicher  Beziehung. 

Art.  16.  Im  Fall  diese  Verwaltung  in  polizeilicher  Beziehung  in  Folge  der  nach 
den  angegebenen  Grundsätzen  der  Wolostgemeinde  zugezählten  Leute  Schwierigkeiten 
verursacht,  so  kann  die  Gemeindeversammlung  die  erforderliche  Zahl  Beisitzer  zur 
Unterstützung  des  Wolost- Aeltermanns  in  den  ihm  auferlegten  polizeilichen  und  An- 
ordnungssachen wählen. 

Anmerkung.  Die  Beisitzer  können  aus  der  Zahl  der  auf  Grund  von  Art.  4 und  7 
dieser  Beilage  zur  Wolostgemeinde  zugeschriebenen  (d.  h.  Ausländer)  gewählt  werden. 

Art.  17.  Der  Generalgouverneur  ist  berechtigt,  die  zur  Ausführung  dieser  Ver- 
ordnung nöthige  Instruktion  zu  erlassen  und  über  etwaige  Zweifel  und  Beschwerden  zu 
entscheiden,  mit  Ausnahme  solcher,  die  ihrem  Wesen  nach  der  Allerhöchsten  Ent- 
scheidung oder  der  gerichtlichen  Verhandlung  unterliegen. 

Anm.  6.  Personen,  die  nicht  zum  russischen  Unterthanenverband  gehören,  ist  der 
Erwerb  von  Ländereien  im  Amur-  und  Seegebiet  verboten. 

Anm.  7.  Allen  ausländischen  Uebersiedlern,  auch  solchen,  die  in  den  russischen 
Unterthanenverband  getreten  sind,  ist  verboten:  1)  fortan  sich  innerhalb  der  Grenzen 
des  Gouvernements  Wolhynien  ausserhalb  städtischer  Ansiedlungen  niederzulassen,  und 
2)  in  zukünftiger  Zeit  im  erwähnten  Gouvernement,  auf  welche  Art  es  auch  sei,  ausser 
der  gesetzlichen  Erbfolge,  das  Eigenthumsrecht  an  Immobilien,  die  ausserhalb  städti- 
scher Ansiedlungen  belegen  sind,  und  auch  das  Recht  des  Besitzes  oder  der  Nutzung 
solcher  Güter  zu  erwerben.  Diejenigen  obenerwähnten  Personen,  welche  bis  zum  Tag 
der  Publikation  des  Ukases  vom  14.  März  1892  sich  im  Gouvernement  Wolhynien 
bereits  niedergelassen  haben,  behalten  das  Recht  auf  den  Besitz  und  die  Nutzung  der 
Landstücke,  die  sie  zu  Eigen  erworben  oder  auf  gesetzlicher  Grundlage  arrendirt  haben 
und  die  von  ihnen,  welche  der  rechtgläubigen  Konfession  angehören,  auch  das  Recht 
des  Erwerbs  zu  Eigen  und  zum  Besitz  und  zur  Nutzung  von  Immobilien  ausserhalb 


*)  Die  Regeln,  welche  sich  auf  ausländische  Ansiedler  beziehen,  die  in  den  LTnter- 
thanenverband  getreten,  also  nicht  mehr  Ausländer  sind,  übergehen  wir. 

2)  Ueber  die  Bedeutung  der  Wolostgemeine  und  den  Unterschied  von  der  Dorf- 
gemeine siehe  Engelmann,  Staatsrecht  des  Kaiserthums  Russland.  Freiburg  i.  Breisgau 
1889,  S.  122. 
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städtischer  Ansiedlungen.  Aller  Art  Abmachungen,  geschlossen  zur  Verletzung  oder 
Umgehung  des  in  dieser  Anmerkung  enthaltenen  Verbots,  werden  für  ungültig  erklärt. 
Falls  die  erwähnte  Abmachung  von  der  örtlichen  Gouvernementsobrigkeit  entdeckt 
wird,  so  soll  nach  Einziehung  der  nöthigen  Auskünfte,  welche  die  Gerichte  und  son- 
stigen Behörden  und  Beamten  verpflichtet  sind  sofort  zu  ertheilen,  der  Gouverneur 
eine  ihm  untergebene  Amtsperson  zur  Erhebung  der  Klage  beim  örtlichen  Bezirks- 
gericht auf  Vernichtung  der  Abmachung  oder  der  errichteten  Urkunde  bevollmächtigen. 
Diese  Sachen  werden  wie  fiskalische  verhandelt.  Dem  Wolhynischen  Gouverneur  is 
übertragen,  diejenigen  Personen,  die  sich  gegen  das  in  dieser  Anmerkung  enthaltene 
Verbot,  nach  Publikation  des  Ukases  vom  14.  März  1892,  ausserhalb  der  städtischen 
Ansiedlungen  niedergelassen  haben,  auf  administrativem  Wege  an  ihren  beständigen 
Wohnort  zu  verweisen. 

Anm.  8.  Dem  Generalgouverneur  von  Kiew,  Wolhynien,  Podolien  ist  es  über- 
lassen, Ausländern,  die  sich  in  dem  ihm  untergebenen  Gebiet  niedergelassen  haben 
kostenfrei  Emigrationszeugnisse  zu  ertheilen,  ohne  jedesmal  die  Allerhöchste  Genehmi- 
gung dazu  nachzusuchen. 

1004.  Ausländer,  ausser  den  Juden,  können  auf  Grund  von  Vollmachten  der 
Eigenthümer  besiedelter  Güter  solche  Güter  mit  dem  Recht  eines  Beauftragten  ver- 
walten. Sie  können  auch  sowohl  besiedelte  als  unbesiedelte  Immobilien  pachten  und 
in  Arrende  haben,  in  Possess  und  überhaupt  auf  Grund  aller  Art  durch  die  Gesetze 
nicht  verbotener  Obligationen,  nur  mit  Beobachtung  der  Bedingungen  und  Beschrän- 
kungen, welche  für  die  angeborenen  Unterthanen  des  Reiches  festgesetzt  sind.  Vgl. 
jedoch  1003  Anm.  5. 

1005.  Ausländern,  die  einen  Kaufmanns-  oder  Gildenschein  genommen  haben, 
ist  es  erlaubt,  auf  die  Rechte  hin,  die  überhaupt  Kaufleuten  der  beiden  Gilden  zuge- 
standen sind,  Fabriken  und  (Hütten-  und  andere)  Werke  anzulegen,  ohne  in  den  Unter- 
thanenverband  einzutreten. 

Anmerkung.  Ausländern  und  ausländischen  Gesellschaften,  wenn  sie  auch  die 
Genehmigung  erhalten  haben,  in  Russland  thätig  zu  sein,  und  gleicherweise  russischen 
Aktiengesellschaften,  deren  Aktien  auf  den  Inhaber  lauten,  ist  hinfür  der  Erwerb  zu 
Nutzung  oder  zu  Eigenthum,  mit  Ausnahme  der  Fälle  gesetzlicher  Erbfolge,  von 
Niiplitaliindereien,  und  auch  das  Aufsuchen  und  die  Erlangung  von  (Land-)  Anweisungen 
zur  Naphtaausbeute  im  Kaukasus,  nicht  anders  als  mit  besonderer  jedesmaliger  Ge- 
nehmigung des  Ministers  der  Reichsdomänen,  nach  Vereinbarung  mit  den  Ministern 
des  Inneren  und  der  Finanzen  und  mit  dem  Chef  der  Civilverwaltung  im  Kaukasus, 
mit  Beobachtung  der  in  der  Anm.  2 des  Art.  960  (Fortsetzung  von  1893)  enthaltenen 
Regeln  (Gesetz  vom  3.  Juni  1892)  gestattet. 

960  Anm.  2.  In  Beziehung  auf  die  Beschäftigung  der  Juden  mit  der  Naphta- 
industrie  sind  zeitweilig  folgende  Regeln  bestimmt:  1)  Juden,  welche  das  Recht  des 
Wohnorts  ausserhalb  der  Grenze  ihrer  allgemeinen  Ansässigkeit  haben,  wird  hinfür 
der  Erwerb  zu  Nutzung  oder  zu  Eigenthum,  mit  Ausnahme  der  Fälle  gesetzlicher 
Erbfolge,  von  Naphtaländereien,  und  auch  das  Aufsuchen  und  die  Erlangung  von  (Land-) 
Anweisungen  zur  Naphthaausbeute  im  Kaukasus,  nicht  anders  als  mit  besonderer 
jedesmaliger  Genehmigung  des  Ministers  der  Reichsdomänen,  nach  Vereinbarung  mit 
den  Ministern  des  Inneren  und  der  Finanzen  und  mit  dem  Chef  der  Civilverwaltung 
im  Kaukasus,  mit  Beobachtung  der  in  der  Anm.  2 des  Art.  960  (Fortsetzung  von  1893) 
enthaltenen  Regeln  (Gesetz  vom  3.  Juni  1892)  gestattet.  2)  Juden,  die  im  Punkt  1 
dieser  Anmerkung  erwähnt  sind,  wird  verboten  die  Verwaltung  von  Naphtaländereien 
im  Kaukasus  auf  unbeschränkte  Vollmachten  hin.  Die  Wirkung  dieser  Regel  erstreckt 
sich  nicht  auf  die  Vollmachten,  welche  vor  der  Publikation  der  Regeln  vom  3.  Juni 
1892  (Samml.  d.  Ges.  u.  Verordn.  No.  781)  ertheilt  sind.  3)  Aller  Art  Abmachungen, 
welche  in  Verletzung  oder  zur  Umgehung  dieser  Regeln  getroffen  sind,  werden  für 
ungültig  erklärt.  4)  Das  Verzeichniss  der  Ländereien,  auf  welche  die  Regeln  vom 
3.  Juni  1892  anzuwenden  sind,  wird  vom  Minister  der  Reichsdomänen  nach  Verein- 
barung mit  den  Ministern  des  Inneren  der  Finanzen  und  mit  dem  Chef  der  Civilver- 
waltung im  Kaukasus,  mit  Beobachtung  der  in  der  Anm.  2 des  Art.  960  (Fortsetzung 
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von  1893)  enthaltenen  Regeln  (Gesetz  vom  3.  Juni  1892)  und  dem  dirigirenden  Senat 
zur  Publikation  unterlegt. 

1006.  Wohnungen  und  Magazine  der  Ausländer  und  alle  dazu  gehörigen  Lände- 
reien stehen  unter  dem  Schutz  der  allgemeinen  Gesetze.  Zur  Haussuchung  bei  ihnen 
und  zur  Durchsicht  ihrer  Handelsbücher  kann  nicht  anders  geschritten  werden  als  auf 
Grund  der  Regeln,  welche  vorgeschrieben  sind  für  russische  Unterthanen,  die  zu  der- 
selben Berufsklasse  wie  sie  gehören. 

1007.  Ausländer  können  aller  Art  Verträge,  Obligationen  und  Vereinbarungen 
in  den  oben  in  den  Art.  995 — 1006  angegebenen  Grenzen  abschliessen.  sowohl  unter 
einander,  als  auch  mit  russischen  Unterthanen;  aber  um  diesen  Urkunden  die  gehörige 
Kraft  in  Russland  zu  sichern,  müssen  sie  bei  denselben  sowohl  in  Inhalt,  als  auch  in 
der  Form,  alle  durch  die  russischen  Gesetze  vorgeschriebenen  Regeln  beobachten.  Vgl. 
1003  Anm.  2. 

1008.  Die  in  Russland  lebenden  Ausländer  können  frei  testiren  über  ihr  Ver- 
mögen zu  Gunsten  eben  solcher  Ausländer  sowrie  russischer  Unterthanen.  Vgl.  1003 
Anm.  2. 

1009.  Die  Erbfolge  der  Ausländer  (1003)  in  Vermögen,  das  in  Russland  hinter- 
lassen ist,  wird  durch  die  allgemeinen  Regeln  bestimmt,  die  für  die  angeborenen  Unter- 
thanen gelten,  nur  mit  der  Abänderung,  dass  zur  Geltendmachung  der  Ansprüche  auf 
eine  in  Russland  hinterbliebene  Erbschaft  für  Ausländer,  die  sowohl  in  europäischen 
Staaten,  als  auch  in  entfernteren  Theilen  der  Erde  sich  aufhalten,  eine  zweijährige 
Frist  bestimmt  ist,  gerechnet  vom  Anfall  (Eröffnung)  der  Erbschaft.  Vgl.  1003  Anm.  2. 
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I.  Theil.1) 

Civilprozess. 

§ l. 

1.  Quellen  und  Literatur. 

In  den  Gesetzbüchern  Christians  V.  für  Dänemark  vom  15.  April 
1683  und  für  Norwegen  vom  15.  April  1687  findet  sich  im  ersten  Buche 

Die  Grundlage  des  geltenden  dänischen  und  norwegischen  Civilrechts  bilden 
die  Gesetzbücher  Christians  V.,  die  wieder  grössten  Theüs  dem  älteren,  namentlich 
dänischen  Recht  entlehnt  sind,  doch  sind  sowohl  die  Gesetzbücher  selbst  als  ihre 
Quellen  in  nicht  geringem  Grade  von  fremdem  Recht  — darunter  auch  dem  römischen 
— beeinflusst.  Eine  neue  Kodifikation  des  Civilrechts  hat  nicht  stattgefunden,  in 
neuerer  Zeit  sind  aber  mehrere  einzelne  Materien  durch  ausführliche  Gesetze  normirt 
worden,  wobei  gewöhnlich  fremde  Gesetze  als  Muster  benutzt  sind.  So  die  dänische 
Erb  Verordnung  vom  21.  Mai  1845,  das  norwegische  Erbgesetz  vom  31.  Juli  1854;  das 
dänische  Gesetz  vom  29.  Dezember  1857,  wonach  unverheirathete  Frauen  ebenso  wie 
Männer  mit  dem  25.  Jahre  vollmündig  (volljährig),  mit  dem  18.  Jahre  mündig  d.  h. 
mit  Beistand  eines  Kurators  geschäftsfähig  sind.  Das  norwegische  Gesetz  vom  27.  März 
1869  lässt  die  Volljährigkeit  (für  Männer  wie  für  Frauen)  schon  mit  dem  21.  Jahre 
eintreten.  Vgl.  ferner  das  ausführliche  norwegische  Gesetz  über  die  vermögensrecht- 
liche Stellung  der  Ehegatten  vom  29.  Juni  1888;  das  dänische  Gesetz  vom  12.  April 
1892  und  das  norwegische  Gesetz  vom  6.  Juli  1892  über  Unterhaltung  unehelicher 
Kinder  u.  a.;  die  dänischen  Gesetze  vom  29.  Dezember  1857,  23.  Februar  1866  und 
21.  Februar  1868  und  das  norwegische  Gesetz  vom  12.  Mai  1894  über  Autorrecht; 
das  dänische  und  das  norwegische  Wechselgesetz,  beide  vom  7.  Mai  1880  und  ganz 
gleichlautend  (ins  Holländische  übersetzt  von  J.  M.  Asser  [Gravenhage  1880],  ins 
Englische  von  A.  Kirsebom  [London  1881],  ins  Deutsche  von  Chr.  Beissel  [Kopen- 
hagen und  Leipzig  1881]).  Das  dänische  Seegesetz  vom  1.  April  1892  ist  fast 
überall  mit  dem  norwegischen  vom  20.  Juli  1893  wörtlich  übereinstimmend  (eine  eng- 
lische Uebersetzung  findet  sich  in  The  Law  Magazine  and  Review,  eine  französische 
von  Beauchet  in  La  collection  des  principaux  Codes  dtrangers).  Das . norwegische  Ge- 
setz vom  26.  Mai  1884  und  das  dänische  Gesetz  vom  11.  April  1890  über  Waaren- 
2 eichen;  das  norwegische  Gesetz  vom  16.  Juni  1885  und  das  dänische  Gesetz  vom 
13.  April  1894  über  Patente;  das  dänische  Gesetz  vom  1.  März  1889  und  das  nor- 
wegische Gesetz  vom  17.  Mai  1890  über  Handelsregister,  Firma  und  Prokura 
das  norwegische  Gesetz  vom  27.  Mai  1887  über  Begrenzung  des  Eigenthumsrechts  in 
Nachbar  Verhältnissen. 

Eine  Darstellung  des  dänischen  und  des  norwegischen  Civilrechts  in  der  Ord- 
nung des  französischen  code  civil  findet  sich  in  französischer  Sprache  bei  St.  Joseph, 
Concordance,  2.  Aufl.  (Dänemark,  Band  II,  S.  134 — 169  von  Staatsrath  M.  deStenfeid 
— Norwegen,  Band  III  S.  1—20  von  M.  Roeder). 

Vergleiche  ferner: 

Regis  Christiani  Quinti  jus  Danicum  latine  redditum  ab  H.  Weghorst.  Hafniae 
1698.  Königs  Christians  des  Fünften  Dänsches  Gesetz.  Aus  dem  Dänischen  ins 
Teutsche  übersetzet.  Durch  H.  W(eghorst).  Copenhagen  1699. 
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eine  Kodifikation  des  Prozessrechts,  die  zwar  durch  kein  späteres  all- 

N.  Falck,  Das  jütische  Lov,  aus  dem  Dänischen  übersetzt  von  Blasius  Ecken- 
berger. Mit  einer  hochdeutschen  Uebersetzung.  Altona  1819. 

Brandt,  Leqons  sur  l’histoire  du  droit  norvegien.  1880. 

R.  Dareste,  Les  anciennes  lois  du  Dänemark.  1881.  — Les  anciennes  lois 
d’Islande.  1881.  — Les  anciennes  lois  de  la  Norvege.  1881.  (Erschienen  im  Journal 
des  savants  1881.) 

Amiaud,  Apercu  de  l’etat  actuel  des  legislations  civiles  . . . Paris  1884.  S.  54  u.119. 

Die  wichtigeren  dänischen  und  norwegischen  Gesetze  seit  1872  sind,  meist  ent- 
weder in  wörtlicher  Uebersetzung  oder  im  Auszuge  oder  einem  Resume  in  französi- 
scher Sprache  wiedergegeben  in  den  Annuaires  de  legislation  etrangöre  (von 
der  Societd  de  legislation  comparee  herausgegeben,  seit  1873  fortlaufend.  Bis  jetzt 
24  Bände). 

Vergleiche  auch 

Goos  und  Hansen,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Dänemark  in  Marquard- 
sen,  Handbuch,  Bd.  IV,  Halbband  2,  Abth.  3 (Rechtsstellung  der  Ausländer  S.  14  f.,  das 
Reichsgericht  S.  51  f.,  Organisation  der  Gerichte  S.  71  f.,  Richter  S.  73  f.,  129  f.,  Island 
S.  154,  Grönland  S.  160,  Westindische  Kolonien  S.  162  f.). 

Aschehoug,  Das  Staatsrecht  der  vereinigten  Königreiche  Schweden  und  Nor- 
wegen in  Marquardsen’s  Handbuch,  Bd.1V,  Halbband  2,  Abth.  2 (Gesetzgebung  S.  145 f., 
Gerichte  S.  189  f.). 

L.  Stein,  Die  Geschichte  des  dänischen  Civilprozesses  und  das  heutige  Ver- 
fahren. Kiel  1841. 

Beauchet,  Etüde  sur  les  principes  d’ Organisation  judiciaire  et  de  competence 
en  Dänemark  et  en  Norvege  (Bulletin  de  la  societe  de  legisl.  comp,  1884,  S.  128). 

Den  Grund  für  die  neuere  dänische  und  norwegische  Rechtswissenschaft  hat 
A.  S.  Oersted  gelegt,  namentlich  durch  sein  Hauptwerk:  Handbuch  der  dänischen  und 
norwegischen  Rechtskunde  (6  Bände.  Kopenhagen  1822—1835)  (dän.).  Die  spätere  Lite- 
ratur ist  ziemlich  reich;  im  Folgenden  werden  nur  die  neuesten  Werke  in  den  verschie- 
denen Materien  des  Civilrechts  genannt: 

A.  W.  Scheel,  Das  Personenrecht,  2.  Au§g.  Kopenhagen  1876  (dän.). 

A.  W.  Scheel,  Allgemeiner  Theil  des  Privatrechts,  I.  und  II.  Kopenhagen  1865 
und  1866  (dän.). 

L.  M.  B.  Aubert,  Die  norwegischen  Rechtsquellen,  I.  Kristiania  1877  (dän.). 

E.  Hertzberg,  Die  nordischen  Rechtsquellen,  Kopenhagen  1890,  in  der  nordi- 
schen Rechtsencyklopädie  I (dän.). 

P.  J/Collett,  Das  norwegische  Familienrecht,  5.  Ausg.  durch  E.  Hagerup- 
Bull.  Kristiania  1885  (dän.). 

J.  H.  Deuntzer,  Das  dänische  Familienrecht,  3.  Ausg.  Kopenhagen  1892  (dän.). 

Fr.  Hallager,  Das  norwegische  Erbrecht.  2.  Ausg.  durch  F.  Hagerup.  Kri- 
stiania 1885  (dän.). 

J.  H.  Deuntzer,  Das  dänische  Erbrecht.  Kopenhagen  1892  (dän.). 

J.  H.  Deuntzer,  Das  nordische  Familien-  und  Erbrecht,  Kopenhagen  1878,  in 
der  nordischen  Rechtsencyklopädie  II  (dän.). 

A.  Aagesen,  Einleitung  zum  dänischen  Vermögensrecht.  Kopenhagen  1881  (dän.). 

Fr.  Hallager,  Allgemeiner  Theil  des  norwegischen  Obligationenrechts,  von 
L.  M.  B.  Aubert  bearbeitet.  Kristiania  1887  (dän.). 

L.  M.  B.  Aubert,  Spezieller  Theil  des  norwegischen  Obligationenrechts,  I— III. 
Kristiania  1890 — 1895  (dän.). 

J.  Lassen,  Allgemeiner  Theil  des  Obligationenrechts.  Kopenhagen  1892  (dän.). 

J.  Lassen,  Spezieller  Theil  des  Obligationenrechts,  I.  3.  Ausg.  Kopenhagen 
1889  (dän.). 

E.  W.  Gram  und  H.  H.  Vogt,  Das  nordische  Obligationenrecht,  Kopenhagen 
1888,  in  der  nordischen  Rechtsencyklopädie  II  (dän.). 

A.  C.  Ewaldsen,  Erklärung  des  Wechseigesetzes.  Kopenhagen  1881  (dän.). 
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gemeines  Gesetz  aufgehoben  ist, !)  aber  doch  sowohl  in  den  Einzelheiten 
als  in  den  Prinzipien  durch  eine  Menge  neuerer  Gesetze  und  durch  die 
ganze  Rechtsentwickelung  so  grosse  Veränderungen  erlitten  hat,  dass 
nur  ein  sehr  geringer  Theil  davon  noch  Gültigkeit  hat.  Das  geltende 
Prozessrecht  ist  wesentlich  durch  die  Praxis  der  Gerichtshöfe  im  vorigen 
Jahrhundert  ausgebildet  und  stützt  sich  auf  viele  vereinzelte,  ältere 
oder  jüngere  Gesetze. 

Die  Gesetzbücher  Christians  V.  liegen  in  vielen  Ausgaben2)  vor, 
von  denen  jedoch  keine  offiziell  ist.  Die  neueste  Ausgabe  des  däni- 
schen Gesetzbuchs  ist  im  Jahre  1891  von  V.  A.  S ech  er  heraus- 
gegeben; die  letzte  Ausgabe  des  norwegischen  Gesetzbuchs  erschien 
im  Jahre  1852  und  ist  von  Fr.  Brandt  herausgegeben. 

Bis  zur  neueren  Zeit  gab  es  keine  autorisirte  oder  offizielle  Samm- 
lung der  dänischen  oder  norwegischen  Gesetze;  sie  finden 
sich  in  privatim  herausgegebenen  Sammlungen,  von  welchen  die  ge- 
wöhnlich benutzte  die  von  J.  H.  Schou  begonnene  ist;  sie  fängt  mit 
dem  Jahre  1670  an,  wird  noch  immer  fortgesetzt  und  enthält  bis  zum 
Jahre  1814:,  wo  die  Trennung  Norwegens  von  Dänemark  stattfand,  so- 
wohl die  norwegischen  als  die  dänischen  Gesetze.  In  Norwegen  wird 

L.  M.  B.  Aubert,  Das  nordische  Wechselrecht.  Kopenhagen  1882  (dän.). 

C.  Torp,  Von  der  Genossenschaft.  Kopenhagen  1893  (dän.). 

Fr.  Brandt,  Das  norwegische  Dingsrecht.  2.  Aufl.  Kristiania  1878  (dän.). 

H.  Matzen,  Das  dänische  Dingsrecht.  2.  Aufl.  Kopenhagen  1884  (dän.). 

G.  Torp,  Das  dänische  Dingsrecht.  Kopenhagen  1892  (dän.). 

F.  Hagerup,  Das  norwegische  Pfandrecht.  Kristiania  1889  (dän.). 

F.  Hagerup,  Von  Kauf  und  Verkauf.  2.  Ausg.  Kristiania  1884  (dän.). 

H.  Matzen  und  N.  Lassen,  Das  nordische  Dingsrecht,  Kopenhagen  1880,  in 
der  nordischen  Rechtsencyklopädie  II  (dän.). 

V.  Bentzon,  Das  dänische  Seerecht,  I.  Kopenhagen  1895  (dän.). 

Alle  genannten  Werke  sind,  wie  bemerkt,  in  dänischer  Sprache  abgefasst,  Ueber- 
setzungen  in  fremde  Sprachen  liegen  nicht  vor.  Viele  juristische  Abhandlungen  finden 
sich  in  der  dänischen  Wochenschrift  für  Rechtswesen  und  in  der  norwegischen  Rechts- 
zeitung (s.  S.  794)  und  ferner  in  der  nordischen  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft,  seit 
dem  Jahre  1888  vom  Vorstände  der  Stang’schen  Stiftung  in  Kristiania  heraus- 
gegeben. 

’)  Nach  dem  dänischen  Grundgesetz  vom  5.  Juni  1849  § 79  und  dem  revidirten 
Grundgesetz  vom  28.  Juli  1866  § 74  soll  die  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  so  bald 
und  so  weit  als  möglich  in  die  ganze  Rechtspflege  eingeführt  ^werden.  Zur  Erfüllung 
dieses  Gebots  hat  man  mehrmals  dem  Reichstag  Gesetzentwürfe  vorgelegt,  und  zur 
Zeit  tagt  eine  von  der  Regierung  im  Jahre  1892  berufene  Kommission  zur  Aus- 
arbeitung eines  Entwurfs  einer  Civil-  und  Strafprozessordnung  mit  An- 
lehnung an  die  früheren  Entwürfe. 

Auch  in  Norwegen,  wo  bereits  eine  moderne  Strafprozessordnung  (vom  1.  Juli 
1887)  eingeführt  ist,  ist  eine  neue  Civilprozessordnung,  die  voraussichtlich  auf 
den  Grundsätzen  der  Mündlichkeit  und  Unmittelbarkeit  beruhen  wird,  in  Vorbereitung. 

2)  Das  dänische  Gesetzbuch  ist  in’s  Deutsche  übersetzt  von  H.  Weghorst 
(1699)  (s.  o.),  in’s  Englische  (London  1756)  und  in’s  Lateinische  von  Weghorst 
(s.  o.)  (1698  und  1715)  und  von  P.  A.  Höj  eisen  (1710).  Das  norwegische  Gesetzbuch  ist 
in’s  Isländische  übersetzt  (1779). 

Das  dänische  Gesetzbuch  wird  zitirt  als  D.  L.  (—  Danske  Lov),  das  norwegische 
als  N.  L.  (—  Norske  Lov). 
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am  meisten  benutzt  die  allgemeine  norwegische  Gesetzsammlung  yon 

0.  Mejl ander,  welche  die  Gesetze  vom  Jahre  1660  ab  enthält  und 
noch  fortgesetzt  wird.  Seit  1871  in  Dänemark,  seit  1877  in  Norwegen 
und  seit  1878  auf  Island  erscheinen  die  Gesetze  in  einem  von  der  Re- 
gierung herausgegebenen  Gesetzblatt1)  (Lovtidende). 

ZurKenntniss  der  Entscheidungen  der  Gerichte  dienen  mehrere 
private  Präjudikatensammlungen,  besonders  die  dänische  Höchste-Gerichts- 
Zeituttg  (seit  dem  Jahre  1857),  die  dänische  Wochenschrift  für  Rechts- 
wesen (seit  dem  Jahre  1867)  und  die  norwegische  Rechtszeitung  (seit 
dem  Jahre  1836). 

Insoweit  Bestimmungen  civilprozessualen  Inhalts  in  den  mit  frem- 
den Staaten  abgeschlossenen  Staats  Verträgen  Vorkommen,  enthalten 
sie,  nur  das,  was  ohnedies  geltendes  Recht  in  Dänemark  oder  Norwegen 
ist;  insbesondere  statuiren  sie  den  hier  allgemein  anerkannten  Grund- 
satz, dass  dem  Ausländer  die  Rechts  Verfolgung  ganz  wie  dem  Inländer 
offen  steht.2)3) 

Yon  der  neueren  dänischen  und  norwegischen  Civilprozess-Literatur 
sollen  hier  nur  die  systematischen  Handbücher  genannt  werden  von: 

J.  Nellemann,  Das  dänische  Civilprozessverfahren  (4.  Ausgabe 
1892)  (dän.); 

A.  Sehweigaard,  Der  norwegische  Prozess  (1.  Bd.,  5.  Ausg.  1891, 
2.  Bd.,  4.  Ausg.  1893,  3.  Bd.,  2.  Ausg.  1885)  (dän.); 

F.  Hagerup,  Vorlesungen  über  den  norwegischen  Civilprozess, 

1.  Bd.  1895  (dän.).4) 

*)  Dän.  Gesetz  vom  25.  Juni  1870,  Gesetze  vom  24.  August  1877  und  vom 
18.  September  1881  für  Island,  norweg.  Gesetz  vom  1.  April  1876.  Die  isländischen 
Gesetze  finden  sich  nicht  nur  im  isländischen  Gesetzblatt,  sondern  auch  — ebenso 
wie  die  Gesetze  für  die  dänisch-westindischen  Inseln  — in  der  Beüage  des 
dänischen  Gesetzblattes. 

2)  So  z.  B.  der  dänische  Vertrag  mit  Grossbritaunien  vom  11.  Juli  1670  Art.  24, 
mit  Brasilien  vom  26.  April  1828  Art.  8,  mit  der  Schweiz  vom  10.  Februar  1875 
Art.  11,  mit  der  internationalen  Oongo-Gesellsehaft  vom  23.  Februar  1885  Art.  3,  mit 
Russland  vom  2.  März  1895  Art.  2. 

3)  In  der  Instruktion  für  den  Prokanzler  der  Universität  zu  Kopenhagen  vom 
9.  Juni  1786  § 20  finden  sich  die  Voraussetzungen  des  ius  respondendi  der  juristi- 
schen Fakultät  (und  übrigens  aller  Fakultäten)  ausgesprochen.  Die  Instruktion  geht 
davon  aus,  dass  die  Fakultät  befugt  ist,  Antworten  auf  juristische  Fragen  zu  ertheilen. 
Die  Fakultät  spricht  sich  in  dem  Responsum  als  öffentliche  sachkundige  Autorität  aus. 
Für  die  inländischen  Gerichte  hat  das  Responsum  keine  besondere  Bedeutung  — ebenso- 
wenig, wie  die  Erklärung  des  Justizministeriums  über  eine  Rechtsfrage;  für  auslän- 
dische Gerichte  wird  das  Responsum  aber  ein  Beweismittel  in  Fragen  über  den  In- 
halt des  dänischen  Rechts  bilden,  gegen  das  ein  Gegenbeweis  zuzulassen  sein  wird. 
Solche  Responsa  über  dänisches  Recht  zum  Gebrauch  im  Auslande  werden  Privaten 
gegen  eine  geringe  Gebühr  gegeben;  die  Fakultät  ist  aber  nicht  dazu  verpflichtet.  Auch 
das  dänische  Justizministerium  pflegt  dergleiche  Responsä  abzugeben,  doch  nur  wenn 
es  sich  darum  handelt,  die  Existenz  allgemein  bekannter  und  unzweifelhafter  Rechts- 
regeln zu  attestiren;  s.  Nellemann,  Ordinäres  Prozessverfahren,  S.  330  Note.  Re- 
sponsa zum  Gebrauch  bei  dänischen  Gerichten  ertheilt  die  Fakultät  jetzt  nicht  mehr. 

In  Norwegen  giebt  es  keine  Regeln  über  diese  Materie. 

A)  Diese  Werke  werden  im  Folgenden  nur  mit  den  Namen  ihrer  Verfasser  zitirt. 
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Eine  kurzgefasste  Bearbeitung  des  dänischen  und  norwegischen 
Prozesses  von  J.  Ipsen  findet  sich  im  4.  Bande  (1879 — 1880)  der  nor- 
dischen Rechtsencyklopädie.  (Nach  dem  Vorwort  des  Verfassers  er- 
scheint vorläufig  nicht  mehr.) 

Die  übrigen  Werke  (doch  nur  die  neuesten)  werden  im  Nachfol- 
genden bei  den  einschlägigen  Materien  angeführt  werden. 

§ 2. 

2.  Partei-  und  Prozessfähigkeit.  Organisation  der  Gerichte.  Richter. 

Gerichtsschreiber.  Gerichtszeugen.  Anwälte. 

A.  Partei-  und  Prozessfähigkeit.1)  Jeder2)  ist  fähig  im  Prozess 
Partei  zu  sein,  der  fähig  ist,  Subjekt  von  Rechten  und  Verbindlich- 
keiten zu  sein.3) 

Das  materielle  bürgerliche  Recht  giebt  die  Norm  für  die  Prozess- 
fähigkeit. Sowohl  Kläger  als  Beklagter  müssen  daher  in  der  Regel 
vollmündig  sein.4)  Für  unmündige  (darunter  auch  entmündigte)  Per- 
sonen tritt  der  Vormund  auf;  Personen  zwischen  18  und  25  Jahren 
müssen  in  Gemeinschaft  mit  ihrem  Kurator  auftreten ; die  Ehefrau  wird 
durch  den  Ehemann  vertreten.  Personen,  welche  in  Bezug  auf  ge- 
wisse Rechtsgeschäfte  ausnahmsweise  verpflichtungsfähig  sind,  gemessen 
eine  entsprechende  partielle  Prozessfähigkeit,5)  so  Ehefrauen  und  Per- 
sonen, die  18  Jahre  alt  sind,  wenn  der  Streitgegenstand  selbsterworbenes 
Gut  oder  Dienstlohn  ist. 

Die  Parteifähigkeit  und  die  Prozessfähigkeit  richtet  sich  nach  der  lex 
domicilii.6)  Die  Gerichte  weisen  von  Amtswegen  den  Prozess  ab,  wenn 
die  Prozessfähigkeit  fehlt.7) 

B.  In  den  Hauptstädten  Kopenhagen  und  Kristiania  bildet  als 
Regel  ein  Kollegialgericht  die  erste  Instanz  und  das  Höchste  Gericht 
die  zweite  und  letzte  Instanz.  Ausserhalb  der  Hauptstädte  giebt  es 

9 Vgl.  auch  die  Mittheilungen  über  Dänemark  in  der  Zeitschrift  für  intern. 
Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  1 S.  104  ff. 

а)  Ueber  die  Prozessfähigkeit  der  juristischen  Personen,  insonderheit  der 
Aktiengesellschaften,  bestehen  weder  gesetzliche  Bestimmungen  noch  Staatsverträge. 
Dass  jede  juristische  Person  prozessfähig  ist,  wird  in  der  Praxis  nie  bezweifelt  und  in 
der  Theorie  nirgends  erörtert,  ja  kaum  erwähnt.  Prozesse,  an  denen  Aktiengesell- 
schaften als  Kläger  oder  Beklagte  betheiligt  sind,  sind  häufig.  Ausländer  und  aus- 
ländische juristische  Personen  (darunter  Aktiengesellschaften)  sind,  wie  überall  im 
dänisch-norwegischen  Prozessrecht,  den  Inländern  und  den  inländischen  juristischen 
Personen  gleichgestellt.  Es  kommt  nur  darauf  an,  dass  sie  nach  der  lex  domicilii 
prozessfähig  sind. 

3)  Nellemann,  Allgern.  Theil  des  Civüprozesses  (3.  Ausg.  1887)  § 46;  Hage- 
rup,  S.  175. 

4)  Vergl.  S.  860  Note  4 und  S.  791  Note  1. 

5)  Wenigstens  wenn  sie  als  Kläger  auftreten,  vergl.  Nellemann,  Allgern.  Theil 
§ 50;  Schweigaard,  I.  S.  216  und  Praxis;  a.  M.  Hagerup,  S.  178.  In  Dänemark 
auch  wenn  sie  als  Beklagte  auftreten,  vergl.  Nellemann,  Allgern.  Theil  §50;  in 
Norwegen  scheint  man  dies  nicht  anzuerkennen,  vergl.  Hagerup,  S.  178. 

б)  Neuere  Praxis. 

7)  Nellemann,  Allgern.  Theil  § 50;  Hagerup,  S.  179. 
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dagegen  gewöhnlich  drei  Instanzen,  nämlich  ein  mit  einem  Einzelrichter 
besetztes  Untergericht,  ein  aus  einem  Richterkollegium  bestehendes  Ober- 
gericht als  zweite  Instanz  und  das  Höchste  Gericht  als  letzte  Instanz. 

Im  Einzelnen  ist  Folgendes  zu  bemerken: 

I.  a)  Das  ordentliche  Gericht  erster  Instanz1)  ist  in  Kopenhagen 
das  Hof-  und  Stadtgericht  (Hof-  og  Stadsret),  in  Kristiania  das 
Stadtgericht  (Byret). 

Das  Hof-  und  Stadtgericht  in  Kopenhagen,  das  zugleich  als  Ober- 
gericht für  einen  Theil  des  Landes  ausserhalb  Kopenhagens  fungirt, 
besteht  aus  19  Mitgliedern  (1  Justitiarius  und  18  Assessoren)  und  ent- 
scheidet in  der  Besetzung  von  5 Mitgliedern.2)  Das  Stadtgericht  in 
Kristiania3)  besteht  aus  12  Mitgliedern  (1  Justitiarius  und  11  Asses- 
soren) und  entscheidet  in  der  Besetzung  von  3 Mitgliedern;  in  gering- 
fügigen Sachen  entscheidet  jedoch  nur  ein  Richter  und  in  gewissen  Rechts- 
streitigkeiten, die  sich  auf  eine  unbewegliche  Sache  beziehen  (Aasteds- 
sager),  ein  Richter  mit  4 Schöffen  (Meddomsmänd).  In  Seesachen  ent- 
scheidet ein  Mitglied  des  Stadtgerichts  mit  2 Schöffen.4) 

In  Kopenhagen  sind  Sachen,  die  sich  auf  Geldforderungen  unter 
200  Kronen  beziehen,  einer  besonderen  Abtheilung  des  Hof-  und  Stadt- 
gerichts, der  Schuldenkommission  (Göldskommissionen),  zugewiesen  und 
werden  von  einem  Einzelrichter  entschieden,  wenn  die  Forderung 
40  Kronen  nicht  übersteigt.5)  Gewisse  Sachen  gehören  vor  eine  andere 
mit  einem  Einzelrichter  besetzte  Abtheilung  des  Hof-  und  Stadtgerichts, 
das  Gastgericht  (Gästeretten).6)  Für  See-  und  Handelssachen  ist  in 
Kopenhagen  das  See-  und  Handelsgericht7)  zuständig;  es  besteht  aus 
einem  rechtskundigen  Vorsitzenden  und  einer  Anzahl  von  see-  oder 
handelskundigen  Männern,  von  welchen  gewöhnlich  4 als  Schöffen  in 
jeder  Sache  mitwirken. 8) 

b)  In  den  Kaufstädten  (Städte,  die  nicht  Hauptstädte  sind)  ist 
in  Dänemark  und  Norwegen  das  Stadtding  (Bything)  erste  Instanz;  der 
Richter  wird  Stadtvogt  (Byfoged)  genannt. 

Auf  dem  Lande  in  Dänemark9)  ist  das  Gericht  erster  Instanz  das 
Herredsding  oder  Birke  ding;  der  Richter  wird  Herredsvogt  oder 
Birkerichter  genannt.  Auf  dem  Lande  in  Nonvegen  ist  der  „Sorenskriver“ 

1)  Ueber  die  Gerichte  erster  Instanz  vergl.  Nellemann,  Allgem.  Theil  § 13; 
Schweigaard,  §§14  und  15;  Hagerup,  §§  28 — 32  und  §35. 

2)  Dan.  Verordnung  vom  15.  Juni  1771,  Gesetz  vom  1.  April  1888. 

3)  Norweg.  Gesetz  vom  17.  März  1866. 

4)  Norweg.  Seegesetz  vom  20.  Juli  1893  § 312. 

5)  Dän.  Verordnung  vom  6.  August  1824,  Gesetz  vom  1.  April  1888. 

6)  Vergl.  darüber  unten  § 16  1 S.  821. 

7)  Dän.  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  und  vom  13.  April  1894,  Verordnung  vom 
19.  Juli  1872  und  8.  Mai  1894. 

8)  Private  Polizeisachen  sind  in  Kopenhagen  zwei' Abtheilungen  des  Kriminal-  und 
Polizeigerichts  zugewiesen  und  werden  von  fünf  Richtern  entschieden.  Dän.  Verord- 
nung vom  28.  Februar  1845,  Gesetz  vom  24.  Mai  1879. 

9)  Auf  den  Färöern  wird  der  Richter  Sorenskriver  genannt,  und  auf  Island  werden 
die  Richter  ausserhalb  Reykjavigs  Sysselmänner  und  ihre  Bezirke  Syssel  genannt. 
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Richter  erster  Instanz;1)  sein  Bezirk  ist  in  mehrere  Dingkreise  (Thing- 
lag) getheilt. 

Auf  dem  Lande  und  in  den  Kaufstädten  Norwegens  entscheidet  in 
gewissen  Rechtsstreitigkeiten,  die  sich  auf  eine  unbewegliche  Sache  be- 
ziehen (Aastedssager),  der  ordentliche  Richter  unter  Mitwirkung  von 

4 Schöffen.2) 

Besondere  Gerichte  ausserhalb  der  Hauptstädte  sind  für  See- 
sachen die  Seegerichte,  die  aus  dem  ordentlichen  Richter  als  Vorsitzen- 
den und  zwei  seekundigen  Männern  bestehen.3)  In  den  norwegischen  Kauf- 
städten giebt  es  Handwerksgerichte,4)  welche  aus  dem  ordentlichen 
Richter  und  zwei  Handwerkern  als  Beisitzern  bestehen;  sie  entscheiden 
Streitigkeiten  zwischen  Handwerksmeistern  und  ihren  Arbeitern  hin- 
sichtlich des  Arbeitsverhältnisses.  Besondere  Gerichte  finden  sich  ferner 
an  den  grossen  norwegischen  Fischfangplätzen.5)6 7) 

II.  Zweite  Instanz  ausserhalb  der  Hauptstädte  bilden  die  Ober- 
gerichte. 

In  Dänemarli'1)  giebt  es  deren  zwei,8)  das  eine  für  Seeland  und 
Fünen  mit  den  umliegenden  Inseln  hat  seinen  Sitz  in  Kopenhagen  und 
ist  mit  dem  Hof-  und  Stadtgericht  vereinigt;9)  das  andere  für  Jütland 
hat  seinen  Sitz  in  Wiborg  und  besteht  aus  9 Mitgliedern  (1  Justitia- 
rius  und  8 Assessoren).  Das  Gericht  entscheidet  in  der  Besetzung  von 

5 Richtern. 

In  Norwegen l0)  giebt  es  drei  Obergerichte  („Stiftsobergerichte“): 
in  Kristiania,  Bergen  und  Drontheim;  ein  jedes  besteht  aus  3 Mit- 
gliedern (1  Justitiarius  und  2' Assessoren),  die  regelmässig  alle  drei 
in  jeder  Sache  fungiren. 

III.  Letzte  Instanz  ist  das  Höchste  Gericht11)  in  Kopenhagen  und 
in  Kristiania.  Das  dänische  Höchste  Gericht  besteht  aus  1 Justitiarius  und 


l)  Ausnahmsweise  ist  der  Sorenskriver  zugleich  Richter  in  einer  Stadt  an  den 
Grenzen  des  Landbezirks. 

*)  N.  L.  1 — 7—1,  vergl.  Schweigaard,  §18;  Hagerup,  §30. 

3)  Norweg.  Gesetz  yom  28.  August  1854  § 23  und  vom  24.  März  1860  § 123,  See- 
gesetz vom  20.  Juli  1893  § 312,  Dän.  Gesetz  von  12.  April  1892. 

4)  Norweg.  Gesetz  vom  15.  Juni  1881. 

5)  Norweg.  Gesetze  vom  24.  September  1851,  23.  Mai  1857  und  1.  Juli  1880  § 18. 

6)  Ueber  die  richterliche  Zuständigkeit  der  norwegischen  Vergleichskommissionen 
s.  unten  § 3 S.  802. 

7)  Dän.  Verordnung  vom  25.  Januar  1805,  vergl.  Nellemann,  Allgem.  Theil  § 18. 

8)  Ausserdem  befindet  sich  ein  Obergericht  auf  Island  und  ein  Obergericht  auf 
den  dänisch  - westindischen  Inseln,  Verordnungen  vom  11.  Juli  1800  und 
25.  Mai  1804. 

9)  S.  oben  S.  796. 

10)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  11.  August  1797  § 7,  norweg.  Gesetze  vom 
16.  Juli  1845, 4.  Juni  1866  und  31.  Mai  1890,  vergl.  Schweigaard,  § 26;  Hagerup,  § 32. 

n)  Dän.-norweg.  Instruktion  vom  7.  Dezember  1771,  norweg.  Grundgesetz  vom 
4.  November  1814  § 88,  norweg.  Gesetze  vom  12.  September  1818  und  15.  Juli  1839, 
vergl.  Nellemann,  Allgem.  Theil  § 19;  Schweigaard,  §27. 
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12  Assessoren,1)  das  norwegische  aus  1 Justitiarius  und  8 Assessoren 
sowie  einigen  ausserordentlichen  Assessoren.2)  In  Dänemark  sollen 
wenigstens  9,  in  Norwegen  wenigstens  7 Mitglieder  in  jeder  Sache  ent- 
scheiden. 

C.  Die  Richter  können  nur  durch  Richterspruch  abgesetzt  und 
nicht  gegen  ihren  Willen  versetzt  werden.  Zur  Zeit  gilt  jedoch  dieser 
Grundsatz3)  in  Dänemark  nicht  für  die  Richter  erster  Instanz  ausser- 
halb Kopenhagens,  und  ausserdem  kann  die  Regierung  in  Dänemark 
alle  Richter,  die  65  Jahre  alt  sind,  verabschieden,  jedoch  mit  Belassung 
ihres  vollen  Gehalts. 

D.  Das  Schreibwerk4)  der  Kollegialgerichte  wird  durch  besondere 
Beamte  („Justizsekretär“;  am  Stadtgericht  in  Kristiania  „Byskriver“) 
besorgt.5)  In  Drontheim,  Kristiansand  und  Bergen  ist  je  ein  besonderer 
Gerichtsschreiber  (Byskriver)  ain  Stadtgericht  angestellt,  sonst  aber  sind 
die  Einzelrichter  fast  überall  zugleich  Gerichtsschreiber. 

E.  ln  den  Sitzungen  der  Gerichte,  die  mit  einem  Einzelrichter  be- 
setzt sind,  (nicht  aber  der  Kollegialgerichte)  sollen  Gerichtszeugen6) 
anwesend  sein.7)  In  Dänemark  giebt  es  ständige,  besoldete,  von  den 
kommunalen  Behörden  angestellte  Gerichtszeugen,  von  welchen  zwei 
jeder  Gerichtssitzung  beiwohnen  sollen.8)  In  Nonuegen  ist  die  Funktion 
als  Gerichtszeuge  — wie  früher  in  Dänemark  — ein  unentgeltliches, 
den  Bewohnern  des  Gerichtsbezirks  obliegendes  Ehrenamt,  und  an  jedem 
Dinge  müssen  vier  (in  gewissen  Fällen  nur  zwei)  Gerichtszeugen  zu- 
gegen sein.9)  Die  Gerichtssitzungen  sind  öffentlich. 

F.  Einen  Anwaltszwang  giebt  es  weder  in  Dänemark  noch  in 
Norwegen.  Jede  Partei10)  kann  ihre  Sache  selbst  durchführen.  Will 
sie  sich  aber  eines  Bevollmächtigten  bedienen,  so  steht  ihr 
keine  freie  Wahl  zu,11)  denn  wer  sich  nicht  durch  seinen  Vor- 
mund oder  einen  Verwandten  oder  eine  in  seinem  Dienste 


*)  Ausserdem  aus  einigen  ausserordentlichen  Assessoren,  die  aber  in  neuerer  Zeit 
sehr  selten  fungiren. 

2)  Zur  Zeit  sind,  um  die  Reste  zu  erledigen,  fünf  sogenannte  „feste,  extraordinäre 
Assessoren“  für  eine  gewisse  Reihe  von  Jahren  angestellt,  vergl.  Hagerup,  § 35. 

3)  Dän.  Grundgesetz  vom  5.  Juni  1849  § 78,  revidirtes  Grundgesetz  vom  28.  Juli 
1866  § 73,  norweg.  Grundgesetz  vom  4.  November  1814  § 22. 

4)  Nellemann,  Allgem.  Theil  §§  29 — 31;  Schweigaard,  §§  36 — 38;  Hagerup, 
§§  39  und  40. 

5)  Die  Justizsekretärstellen  an  den  norwegischen  Obergerichten  sollen  nach  dem 
Rücktritt  der  jetzigen  Inhaber  eingehen,  s.  Gesetz  vom  31.  Mai  1890  § 6.  Dieses  ist 
schon  in  Bergen  und  Kristiania  geschehen,  wo  jetzt  ein  Assessor  des  Obergerichts  das 
Schreibwerk  besorgt. 

6)  Nellemann,  Allgem.  Theil  §§32  u.  33;  Schweigaard,  § 17;  Hagerup,  §41. 

7)  In  Kopenhagen  werden  Gerichtszeugen  nicht  zugezogen,  selbst  wenn  nur  ein 
Richter  fungirt,  wie  z.  B.  im  Gastgericht. 

8)  Dän.  Verordn,  vom  9.  Juni  1847. 

9)  Norweg.  Gesetz  vom  28.  August  1854. 

10)  Ausländer  wie  Inländer. 

n)  Nellemann,  Allgem.  Theil  §58;  Schweigaard,  §40;  Hagerup,  §53. 
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stehende  Person  vertreten  lässt,  muss  einen  Anwalt  (Sag- 
förer)  wählen.1)  Bei  dem  norwegischen  Höchsten  Gericht  hat  die 
Partei  sogar  nur  die  Wahl,  entweder  selbst  zu  erscheinen  oder  sich 
durch  einen  Anwalt  vertreten  zu  lassen.2)  Auf  der  anderen  Seite  ist 
die  Wahl  des  Vertreters  in  einigen  Fällen  ganz  frei,3)  und  in  gewissen 
Fällen  ist  es  sogar  verboten,  sich  eines  Anwalts  zu  bedienen.4) 

Die  Rechtsanwaltschaft5)  ist  freigegeben;  wer  die  in  den  Ge- 
setzen vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt,  muss  auf  seinen  Antrag 
durch  die  Justizverwaltung  zur  Rechtsanwaltschaft  zugelassen  werden. 
Die  Bedingungen  sind  verschieden,  je  nachdem  der  Bewerber  als  An- 
walt bei  den  Gerichten  erster  Instanz  oder  den  Obergerichten  oder 
dem  Höchsten  Gericht  zugelassen  werden  will.  Die  Zulassung  erfolgt 
entweder  bei  allen  Gerichten  erster  Instanz  (in  Dänemark  Kopen- 
hagen ausgenommen),  oder  bei  allen  Obergerichten  und  allen  Gerich- 
ten erster  Instanz,  oder  beim  Höchsten  Gericht  und  allen  anderen  Ge- 
richten. 6) 

Das  Honorar  der  Anwälte  ist  durch  keine  gesetzliche  Taxe  ge- 
regelt, nur  dürfen  sie  nicht  „arme  Leute  oder  Andere“  mit  „übergrossen 
Honoraransprüchen  aussaugen“.7)  Eine  gesetzliche  Anwaltsorganisation 
giebt  es  nicht;  die  Rechtsanwälte  stehen,  was  die  Prozessführung  be- 
trifft, unter  der  Disziplinargewalt  der  Gerichte. 

Der  Anwalt  braucht  nach  feststehender  Praxis8)  im  Prozesse  seine 
Bevollmächtigung  durch  eine  Vollmacht  nicht  nachzuweisen,  so  lange 
nicht  vom  Gegner  behauptet  wird,  dass  er  keine  Vollmacht  hat.  Die 
Vollmacht  ist  nicht  stempelpflichtig.9) 

§ 3. 

3.  Sühneversuch. 

In  Dänemark  und  Norwegen  ist  durch  die  dänisch -norwegische 
Verordnung  vom  10.  Juli  1795  und  die  norwegische  Verordnung  vom 


!)  D.  und  N.  L.  1—9—14. 

9)  Norweg.  Gesetz  vom  12.  September  1818  § 8. 

3)  So  in  privaten  Polizeisachen  in  Dänemark,  vergl.  De  untrer,  Der  extraordinäre 
Civüprozess  (2.  Ausg.  1894)  (dän.)  S.  82.  So  auch  auf  Island,  weil  es  dort  fast  keine 
Anwälte  giebt. 

4)  So  in  privaten  Polizeisachen  und  Seesachen  in  Norwegen,  doch  kann  das  Ge- 
richt in  einzelnen  Fällen  die  Vertretung  durch  einen  Anwalt  gestatten,  vergl.  Schwei- 
gaard,  § 42. 

5)  Nellemann,  Allgem.  Theil  §§  55 — 60;  Schweigaard,  §§  43  und  44;  Ha- 
gerup,  § 53. 

6)  Dän.  Gesetz  vom  26.  Mai  1868,  norweg.  Gesetz  vom  12.  August  1848  und  vom 
28.  September  1857. 

7)  D.  und  N.  L.  1—9—10. 

8)  Z.  B.  Urtheile  in  der  dän.  Wochenschrift  f.  Rechtswissenschaft  1867  S.  364,  in 
der  norweg.  Rechtszeitung  für  1871  S.  334  und  für  1888  S.  375. 

®)  Ueber  die  Gerichte,  denen  das  Konkursverfahren,  die  Erbtheilung,  die  Zwangs- 
vollstreckung u.  a.  zugewiesen  sind,  s.  unten  S.  843  f.,  862  f.,  836  f. 
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20.  Januar  1797  der  obligatorische  Sühneversuch1)  eingeführt. 
Danach  muss,  ehe  eine  Civilstreitigkeit  vor  das  Gericht  gebracht  werden 
kann,  ein  Sühneversuch  der  Parteien  stattfinden.  Die  Klage  wird  von 
Amtswegen  abgewiesen,  w^enn  im  Prozesse  nicht  nachgewiesen  wird, 
dass  der  erwähnten  Vorschrift  Folge  geleistet  ist.2)  Es  ist  sogar  vor- 
geschrieben, dass  kein  Zeugenbeweis,  der  in  einem  Prozesse  benutzt 
werden  soll,  aufgenommen  werden  darf,  ehe  der  Sülmeversuch  statt- 
gefunden hat,3)  und  in  Norwegen  gilt  dies  auch  für  Erstattung  von  Gut- 
achten Sachverständiger,  die  man  in  einem  Prozesse  zu  verwenden  be- 
absichtigt.4) 

Die  erwähnte  Regel  gilt  natürlich  nicht,  insoweit  ihre  Erfüllung 
unmöglich  ist,  z.  B.  wenn  der  Beklagte  im  Auslande  wohnt,5)  (vergl. 
unten  S.  804,  842)  und  ausserdem  hat  sie  verschiedene  Ausnahmen.  So  ist 
der  Sühneversuch  nicht  erforderlich  in  Sachen,  die  von  Beamten  wegen 
ehrverletzender  Beschuldigungen  betrieben  werden,6)  ferner  in  Dänemark 
in  Wechselsachen7)  und  nach  der  Praxis  in  Prozessen,  die  von  höheren 
Behörden  oder  gegen  dieselben  betrieben  werden;  in  Norwegen  in  Sachen 
gegen  Beamte  wegen  Schädigung  durch  eine  Amtshandlung,  in  Sachen 
wegen  Aufhebung  oder  Nichtigkeitserklärung  eines  Patentes  und  bei 
Widerklagen.8) 

Der  Sühneversuch  soll  regelmässig  vor  den  Vergleichskommis- 
sionen stattfinden.  In  jedem  Vergleichsbezirke  — der  von  dem  Ge- 
richtsbezirke verschieden  ist  — fungirt  eine  Vergleichskommission,  die 
in  Dänemark  aus  zwrei  von  den  kommunalen  Behörden  ernannten 
Männern  besteht,9)  Kopenhagen  ausgenommen,  wo  ein  Mitglied  des 
Magistrats,  ein  Assessor  des  Hof-  und  Stadtgerichts  und  ein  Bürger- 
repräsentant die  Kommission  bilden.10)  In  Norwegen  werden  zwei  Ver- 
gleichskommissare von  den  Einwohnern  des  Bezirks  erwählt;11)  in  den 
Landbezirken  besteht  die  Kommission  in  gewissen  Fällen  (Aastedsmöder) 

*)  Vergl.  Schweigaard,  §§  6 — 13;  Deuntzer,  Vom  Stihneversuch  in  civilen 
Sachen  (2.  Ausg.  1888);  Hagerup,  §§  17—21. 

2)  Dän.-norweg.  Vorordnung  vom  10.  Juli  1795  § 49,  norweg.  Gesetz  vom 
20.  Juli  1824  § 37. 

3)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  20.  Januar  1797,  norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli 
1824  § 34. 

4)  Schweigaard,  § 122;  Hagerup,  S.  84. 

5)  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  § 28,  vergl.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 42. 
Dass  der  Kläger  im  Auslande  wohnt,  befreit  nicht  von  dem  Stihneversuch. 

6)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  § 24,  norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli 
1824  § 30. 

7)  Dän.  Gesetz  vom  28.  Mai  1880. 

8)  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  §§  28  und  29,  norweg.  Patentgesetz  vom 
16.  Juni  1885  § 28.  Andere  Ausnahmen  in  norweg.  Gesetz  vom  11.  Februar  1860  § 3 
und  vom  15.  April  1882  § 29  (38). 

9)  Dän.  Gesetz  vom  4.  März  1857. 

10)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  §§  2 — 5,  dän.  Reskript  vom 
14.  August  1801  § 10,  Kopenhagener  Kommunalgesetz  vom  4.  März  1857  § 9. 

11)  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  §§  3 und  4,  vom  8.  September  1842  § 1, 
vom  14.  Mai  1872  § 1 und  vom  9.  Mai  1891. 
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aus  drei  Mitgliedern.1)  Die  Vergleichskommissare  beziehen  keine  Be- 
soldung, aber  ausserhalb  Kopenhagens  gewisse  (übrigens  unbedeutende) 
Sporteln. 

Ausnahmsweise  erfolgt  der  Sühneversuch  nicht  durch  die  Vergleichs- 
kommissare,  sondern  durch  das  Gericht  selbst;  so  in  privaten  Polizei- 
sachen, Gastgerichts-  und  Seesachen,2)  in  Noricegen  auch  in  Wechsel- 
sachen.3) 

Der  Sühneversuch  soll  regelmässig  durch  diejenige  Kommission 
vorgenommen  werden,  in  deren  Bezirk  der  Beklagte  wohnt,  gleichgültig 
wo  der  Prcfzess  angestrengt  werden  soll.4)  Nur  ausnahmsweise  ist  der 
Gerichtsstand  für  den  Sühneversuch  massgebend,  z.  B.  in  Dänemark  in 
gewissen  Erbstreitigkeiten,5)  in  Norwegen  in  Streitigkeiten,  die  sich  auf 
unbewegliche  Sachen  beziehen.6) 

Der  Kläger  erhebt  seine  mündliche  oder  schriftliche  Klage  bei  der 
Kommission,  worauf  die  Parteien  mit  kurzer  Frist  geladen  werden,  in 
einem  bestimmten  Termin  vor  der  Kommission  zu  erscheinen  und  zwar 
persönlich.7)  Sind  sie  daran  verhindert  oder  wohnen  sie  entfernt,  so 
dürfen  sie  sich  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen,  der  jedoch 
im  ersteren  Falle  kein  Anwralt  sein  darf.8)  Damit  die  Parteien  mit  der 
grössten  Offenheit  vor  den  Vergleichskommissaren  auftreten  können,  ist 
die  Oeffentlichkeit  ausgeschlossen;  und  es  ist  verboten,  überden 
Inhalt  der  Verhandlungen  Zeugen  zu  vernehmen  oder  darüber  Atteste 
oder  Abschriften  zu  ertheilen;9)  doch  kann  in  Norwegen  jede  Partei  eine 
Abschrift  ihrer  eigenen  Vergleichs  Vorschläge  erhalten,10)  was  damit  zu- 
sammenhängt, dass  in  Norwegen  diejenige  Partei,  welche  zum  Abschluss 
eines  billigen  Vergleichs  nicht  geneigt  gewesen  ist,  in  die  Prozesskosten 
verurtheilt  werden  kann. 

Erscheint  der  Kläger  im  Sühnetermin  nicht,  so  fällt  seine  Klage 
weg;11)  bringt  er  dennoch  seine  Sache  vor  das  Gericht,  so  wird  sie 

J)  Norweg.  Gesetz  vom  17.  Juni  1880  § 3. 

2)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  §§  9 — 11,  norweg.  Gesetz  vom 

20.  Juli  1824  §§  23  und  24,  vergl.  Gesetz  vom  24.  März  1860  § 130.  Ueber  viele 

andere  norwegische  spezielle  Ausnahmen  s.  Hagerup  S.  90—91. 

3)  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  § 24. 

4)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  § 35,  norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli 
1824  § 39. 

ß)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  §§  55,  85  und  86. 

6)  Norweg.  Gesetz  vom  20,  Juli  1824  § 40.  Vergl.  auch  das  dän.  Firmagesetz 

vom  1.  März  1889  § 34,  und  das  norweg.  Firmagesetz  vom  17.  Mai  1890  § 34. 

7)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  § 38,  Reskript  vom  11.  Oktober  1799, 
norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  § 50,  und  vom  4.  Juni  1892  § 20. 

8)  Dän.-norweg.  Verordnungen  vom  10.  Juli  1795  § 38,  und  vom  30.  Oktober  1798, 
norweg.  Gesetz  vom  20,  Juli  1824  §§  50,  51  und  62. 

9)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  §§  40  und  41,  norweg.  Gesetz  vom 
20.  Juli  1824  §§  22  und  79. 

10)  Norweg.  Gesetz  vom  8.  September  1842  § 6. 

n)  Der  erscheinende  Beklagte  kann  in  diesem  Falle  Ersatz  für  Zeitverlust  fordern. 
In  Norwegen  kann  die  Vergleichskommission  ihm  diesen  Ersatz  zusprechen,  s.  Gesetz 
vom  8.  Mai  1869  § 4;  in  Dänemark  nicht,  vergl.  Verordnung  vom  6.  April  1827. 
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von  Amtswegen  abgewiesen.1)  Erscheint  der  Beklagte  nicht,  so  wird 
die  Sache  dem  Gericht  zugewiesen,  und  wenn  er  nicht  im  Prozesse 
nachweist,  dass  er  am  Erscheinen  verhindert  gewesen  ist,  so.  wird  er 
in  die  Prozesskosten  erster  Instanz,  und  in  Dänemark  ausserdem  in 
eine  Busse  verurtheilt,  gleichgültig  ob  er  den  Prozess  gewinnt  oder 
verliert.2)  Erscheint  eine  Partei  ohne  hinlänglichen  Grund  nicht  per- 
sönlich, sondern  durch  einen  Bevollmächtigten,  so  wird  sie,  wenn  der  vor  der 
Kommission  gehörig  erschienene  Gegner  dies  im  Prozesse  geltend  macht, 
in  die  Prozesskosten  und  in  Dänemark  zugleich  in  eine  Busse  verur- 
theilt, selbst  wenn  die  nicht  erschienene  Partei  den  Prozess  gewinnt.3) 

In  Norwegen  ist  ein  neuer  Sühneversuch  nothwendig,  wenn  der 
Streit  nicht  innerhalb  Jahr  und  Tag  (=  1 Jahr  und  6 Wochen)  vor 
das  Gericht  gebracht  wird.4)  In  Dänemark  gilt  diese  Bestimmung 
nicht.5) 

Ein  vor  den  Vergleichskommissaren  abgeschlossener  Vergleich  ist 
ebenso  wie  ein  Urtheil  vollstreckbar.6) 

Einwendungen  der  Parteien  gegen  einen  abgeschlossenen  Vergleich 
müssen  auf  dieselbe  Weise  wie  Einwendungen  gegen  einen  Kontrakt 
geltend  gemacht  werden,  doch  besteht  in  Norwegen 7)  die  besondere  Be- 
stimmung, dass  wer  den  Vergleich  wegen  des  Mangels  der  zur  Gültig- 
keit eines  Kontrakts  nothwendigen  Voraussetzungen  anfechten  will, 
seine  Klage  beim  Obergericht  erheben  muss.  Mängel,  welche  das 
Verfahren  der  Vergleichskommissare  betreffen,  müssen  in  Norwegen8) 
vom  Kläger  beim  Höchsten  Gericht  (in  kleinen  Sachen  beim  Ober- 
gericht) geltend  gemacht  werden;  in  Dänemark 9)  gilt  dies  nur  in  einem 
einzelnen  Fall. 

In  Noncegen  hat  die  Vergleichskommission  auch  eine  gewisse 
richterliche  Gewalt.10)  Wenn  das  geforderte  Kapital  (ohne  Zinsen) 
500  Kronen  nicht  übersteigt,  und  der  Beklagte  entweder  nicht  erscheint 
oder  seine  Verpflichtung  zwar  anerkennt,  aber  doch  keinen  Vergleich 
eingehen  will,  so  soll  die  Kommission  auf  Verlangen  des  Klägers  ein 
Erkenntniss  erlassen.  Wenn  der  Beklagte  die  Gültigkeit  eines  wegen 
der  Forderung  verhängten  Arrestes  oder  Verbotes  bestreitet,  oder  wenn 

‘)  S,  oben  S.  800. 

*)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  § 39.  dän.  Verordnung  vom 
11.  August  1819  § 1,  norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  § 54,  vergl.  §§  62  und  57. 

3)  Dän.  Verordnung  vom  30.  Oktober  1798  und  vom  11.  August  1819  § 1,  norweg. 
Gesetz  vom  20.  Juli  1824  § 62. 

4)  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  §.  .38. 

5)  Vergl.  z.  B.  ein  Urtlieü  in  der  Wochenschrift  für  Kechtswesen  für  1871  S.  618. 
wo  der  Sühneversuch  9!/a  Jahre  alt  war. 

6)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  § 43,  norweg.  Gesetz  vom 
20.  Juli  1824  § 68.  Auch  die  vor  einem  Gericht  abgeschlossenen  Vergleiche  sind  voll- 
streckbar s.  unten  § 20,  III  S.  830. 

7)  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  § 74. 

8)  Norweg.  Gesetz  v.om  20.  Juli  1824  § 72. 

y)  Dän.  Verordnung  vom  30.  Oktober  1798. 

10)  Vergl.  Hagerup  S.  125  — 127. 
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er  Gegenforderungen,  die  bestritten  werden  oder  500  Kronen  übersteigen 
und  nicht  nur  zur  Kompensation  dienen  sollen,  geltend  macht,  hat 
die  Vergleichskommission  keine  richterliche  Zuständigkeit.1)  In  den 
Landbezirken  kann  ferner  die  Kommission  auf  Verlangen  der  einen  oder 
beider  Parteien  gewisse  Streitigkeiten,  die  sich  auf  unbewegliche  Sachen 
beziehen,  durch  Erkemitniss  entscheiden,  wenn  sie  nicht  besonders 
wichtig  oder  nicht  verwickelt  sind.2)  Das  Erkenntniss  einer  Vergleichs- 
kommission kann  zur  näheren  Prüfung  vor  das  Gericht  erster  Instanz 
gebracht  werden.3)  Endlich  sollen  die  norwegischen  Vergleichskom- 
missionen auf  Gesuch  beider  Parteien  einen  Schiedsspruch  erlassen, 
wenn  das  geforderte  Kapital  500  Kronen  nicht  übersteigt  und  kein  be- 
sonderes Beweisverfahren  nothwendig  ist.4) 

§ 4. 

4.  Oertliche  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

I.  Der  allgemeine  Gerichtsstand5)  einer  Person  ist  bei  dem  Ge- 
richt, in  dessen  Bezirk  sie  ihren  Wohnsitz  und  in  dessen  Ermangelung 
ihren  Aufenthaltsort  hat.6)  Personen,  die  einer  dänischen  Gesandt- 
schaft im  Aus  lande  angehören  und  keinen Wohnsitz  inDänemark  haben, 
können  beim  Hof-  und  Stadtgericht  in  Kopenhagen  belangt  werden.7) 

II.  Besondere  Gerichtsstände8)  sind: 

1.  Das  forum  rei  sitae  für  dingliche  Immobiliarklagen.9) 

2.  Das  forum  reconventionis  für  Widerklagen.10) 

3.  Das  forum  gestae  administrationis  für  Klagen  wegen  Ver- 
waltung von  öffentlichem  Vermögen.11) 

4.  Das  forum  delicti  für  private  Ansprüche  aus  strafbaren  Hand- 
lungen auf  Busse  und  in  Verbindung  damit  auf  Schadensersatz.12) 

5.  Der  Gerichtsstand  des  Ortes,  an  welchem  ein  Vertrag  erfüllt 
werden  soll  (forum  contractus),  doch  nur,  wenn  der  Beklagte  zur 
Zeit  der  Ladung  an  diesem  Ort  anwesend  ist.13) 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  8.  Mai  1869  und  vom  29.  Mai  1879. 

2)  Norweg.  Gesetz  vom  17.  Juni  1880. 

3)  Norweg.  Gesetz  vom  8.  Mai  1869  § 11  und  vom  17.  Juni  1880  § 13. 

4)  Norweg;  Gesetz  vom  8.  Mai  1869  § 3. 

5)  Nellemann,  Allgemeiner  Theil  §§61  und  62;  Schweigaard,  §45;  Ha- 
gerup,  § 33. 

6)  D.  und  N.  L.  1—2—4. 

7)  Dän.  Verordnung  vom  30.  Mai  1827. 

8)  Nellemann,  Allgemeiner  Theil  §63;  Schweigaard,  §§46  und  47;  Ha- 
gerup,  § 33. 

9)  D.L.  1-2-18,  N.L.  1—2  -15. 

10)  D.  L.  1—2—23,  N.  L.  1—2—20. 

n)  D.L.  1-2-21,  N.L.  1—2-18. 

12)  D.L.  1 — 2 — 19,  N.  L.  1 — 2-16.  In  Nortcegen  unterliegen  alle  Strafsachen  dem 
Strafprozess,  Hagerup,  S.  137,  und  die  norwegische  Praxis  wendet  N.  L.  1 — 2 — 16 
an,  selbst  wenn  die  Handlung  nicht  strafbar  ist.  In  Norwegen  gilt  demgemäss  das 
forum  delicti  für  Ansprüche  auf  Schadensersatz;  während  es  in  Dänemark  nur  gilt, 
wenn  der  Kläger  Bestrafung  und  in  Verbindung  damit  Schadensersatz  beantragt  hat. 

13)  D.  L.  1-2-19,  N.  L.  1 2—16. 


804 


Europa. 


6.  Der  Gerichtsstand  der  Niederlassung.  Wer  in  Kopen- 
hagen zum  Betriebe  einer  Handlung  eine  Betriebsstelle  hat,  kann  (beim 
See-  und  Handelsgerichte)  in  Kopenhagen  mit  allen  Klagen  belangt 
werden,  die  sich  auf  seinen  Handelsbetrieb  beziehen.1)  Für  eine  zum 
Handelsregister  angemeldete  Firma,  die  eine  Handlung,  eine  Fabrik, 
ein  Bergwerk  oder  dergl.  betreibt,  ist  der  Gerichtsstand  durch  den  Ort 
ihres  Komtoirs  bestimmt.2 3) 

7.  Der  Gerichtsstand  in  Mortifikationssachen.8) 

8.  Das  forum  hereditatis  in  Dänemark.4) 

9.  Durch  Vereinbarung  können  die  Parteien  sich  einem  besonderen 
Gerichtsstände  (doch  nur  in  erster  Instanz)  unterwerfen.5)  Der  Aus- 
länder, der  im  Inlande  eine  Waarenmarke  registriren  lässt,  soll  sich 
in  Streitigkeiten,  die  sich  auf  die  Waarenmarke  beziehen,  in  Dänemark 
dem  See-  und  Handelsgericht  in  Kopenhagen,  und  in  Norwegen  dem 
Stadtgericht  in  Kristiania  unterwerfen.6) 

10.  Im  Allgemeinen  giebt  es  kein  besonderes  forum  arresti.  In 
Dänemark  kann  jedoch  ein  Personal-  oder  Bealarrest,  wenn  der  Schuldner 
Ausländer  ist,  bei  dem  Gericht  verfolgt  werden,  in  dessen  Bezirk  der 
Arrest  anzulegen  ist.7)  „Ausländer“  bedeutet  aber  hier  nicht  „fremder 
Staatsbürger“,  sondern  darunter  ist  Jeder  zu  verstehen,  der  im  Aus- 
lande wohnt,  er  sei  Fremder  oder  Däne.  In  Nonuegen  kann  ein  Arrest 
bei  dem  Gericht  des  Arrestortes  verfolgt  werden,  wenn  der  Schuldner 
wegen  Schulden  entwichen  ist,8)  und  wenn  der  Arrest  in  Schiff  und 
Ladung  wegen  einer  Forderung,  für  welche  Schiff  und  Ladung  haften, 
angelegt  ist.9) 

Die  erwähnten  Gerichtsstände  gelten  sowohl  für  Ausländer  als  für 
Inländer,  und  wer  ausserhalb  Dänemarks  oder  Norwegens  wohnt,  kann 
also,  wenn  kein  besonderer  Gerichtsstand  anwendbar  ist,  bei  keinem 
dänischen  oder  norwegischen  Gerichte  belangt  werden;  nur  für  schwe- 
dische Beklagte  gilt  in  Dänemark  eine  spezielle  Ausnahme.10) 


*)  Dän.  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  § 20. 

2)  Dän.  Gesetz  vom  1.  März  1889  § 34,  norweg.  Gesetz  vom  3.  Juni  1874  § 0 
vergl.  norweg.  Patentgesetz  vom  16.  Juni  1885  § 28. 

3)  Dän.  Verordnung  vom  7.  Februar  1823,  norweg.  Gesetz  vom  6.  März  1869. 

4)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  §§  55  und  84. 

5)  D.  L.  1—2—20,  N.  L.  1—2—17. 

6)  Norweg.  Gesetz  vom  26.  Mai  1884  § 15,  dän.  Gesetz  vom  11.  April  1890  § 14 
vergl.  auch  dän.  Gesetz  vom  30.  März  1894  § 18  über  Lagerscheine  (Oplagsbeviser)  und 
Garantiescheine  im  Freihafen  zu  Kopenhagen. 

7)  Dän.  Plakat  von  30.  November  1821.  Vgl.  § 25. 

8)  Norweg.  Gesetz  vom  3.  Juni  1874  § 2. 

9)  Norweg.  Seegesetz  vom  20.  Juli  1893  § 315. 

10)  Dän.  Gesetz  von  19.  Februar  1861  § 6:  . . Hält  ein  schwedischer  Unter- 

than  sich  in  Dänemark  längere  Zeit  als  8 Wochen  auf,  so  kann  er  während  dieses  Auf- 
enthalts wegen  Schulden  oder  anderer  Verpflichtungen  in  dem  Gerichtsbezirk  belangt 
werden,  wo  er  sich  befindet.“ 
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§ 5. 

5.  Allgemeine  Grundsätze  des  Verfahrens. 

Nach  den  Gesetzbüchern  Christians  V.  war  der  Civilprozess  nicht 
wesentlich  verschieden  vom  Strafprozess.  Das  Verfahren  war  in  beiden 
Fällen  eine  Mischung  von  Schriftlichkeit  und  Mündlichkeit  und  der 
Richter  hatte  die  Pflicht,  für  die  gebührende  Aufklärung  der  Sache 
Sorge  zu  tragen.  Nach  und  nach  hat  jedoch  der  Civilprozess  durch 
eine  Praxis,  die  in  vielen  Gesetzen  anerkannt  oder  vorausgesetzt  ist, 
einen  ganz  anderen  Charakter  angenommen.1 *) 

Das  Verfahren  ist  vollständig  schriftlich,  und  das  Gericht  kann 
daher  nur  beachten,  was  ihm  schriftlich  vorgelegt  wird  oder  in  das 
Gerichtsprotokoll  aufgenommen  ist,  es  seien  Anträge,  thatsächliche  An- 
gaben oder  Beweise.  Nur  bei  den  Höchsten  Gerichten  findet  ein  münd- 
liches Verfahren  statt  (s.  unten  § 19)  und  beim  See-  und  Handelsgericht 
in  Kopenhagen  ist  die  Schlussverhandlung  mündlich  (s.  unten  § 16). 

Es  gilt  ferner  die  Verhandlungsmaxime.  Das  Gericht  kann 
einer  Partei  nur  zusprechen,  was  sie  beantragt  hat,  es  darf  keine 
anderen  Thatsachen  als  die  von  den  Parteien  angeführten  beachten,  e$ 
muss,  was  nicht  bestritten  ist,  als  wahr  annehmen  und  darf  die  Wahr- 
heit bestrittener  Behauptungen  nur  mit  Benutzung  der  von  den  Parteien 
vorgebrachten  Beweismittel  prüfen.  ‘*)  Beweisthema,  Beweislast  und  Be- 
weismittel hat  jede  Partei  selbst  zu  beurtheilen;  ein  interloku torischer 
Beweisbeschluss  ergeht  nicht.  Das  Gericht  darf  den  Parteien  keinen 
Beistand  zur  Betreibung  des  Prozesses  leisten,  doch  soll  es,  wenn  eine 
Partei  ohne  Anwalt  erscheint,  dafür  sorgen,  dass  ihre  Anträge  und 
thatsächlichen  Angaben  in  sachgemässer  Form  und  Ordnung  in  das 
Gerichtsprotokoll  aufgenommen  werden,3)  und  bei  Vernehmung  von 
Zeugen  eine  gewisse  Thätigkeit  zur  Aufklärung  der  Sache  entwickeln.4) 
Ein  Fragerecht  steht  dem  Gericht  nicht  zu,  doch  muss  es  bei  Ver- 
nehmung von  Zeugen  und  dergl.  durch  Fragen  sich  versichern,  dass 
der  Eid  nicht  missverständlich  abgelegt  wird. 

Das  Verfahren  wird  ferner  von  der  Eventualmaxime  beherrscht; 
jede  Partei  soll  jedes  Mal,  wenn  sie  das  WTort  hat.  sich  vollständig 
aussprechen,  und  was  sie  nicht  geltend  gemacht  hat,  kann  ohne  die 
Genehmigung  des  Gegners  nicht  nachträglich  vorgebracht  werden. 
Doch  gilt  dieses  nicht  von  Anträgen,  Angaben  und  Behauptungen, 
deren  Existenz  erst  später  begründet  ist,  oder  die  bisher  der  Partei 
unbekannt  waren,  oder  die  erst  durch  das  spätere  Vorbringen  des 
Gegners  veranlasst  sind.  Ausserdem  giebt  es  einige  „privilegirte44  Ein- 
reden, die  das  Gericht  von  Amtswegen  beachten  muss,  wenn  sie  aus 


b Nellemann,  §§  1 und  18;  Schweigaard,  §§  3,  51,  67  und  68;  Hagerup, 
§ 80  ff. 

a)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  8,  März  1799,  Einleitung  (Prämissen). 

3)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  3.  Juni  1796  § 15. 

4)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  3.  Juni  1796  § 13. 

Leere  u.  Lobwenfel»,  Rechtsverfolgung.  II. 
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den  Prozessakten  ersichtlich  sind,  und  die  daher  in  jedem  Stadium  des 
Verfahrens  geltend  gemacht  werden  können,  z.  B.  die  Einrede,  dass  eine 
Schuld  aus  dem  Hazardspiel  herrührt.1)  In  der  jetzigen  Praxis  scheint 
übrigens  die  Eventualmaxime  nicht  streng  gehandhabt  zu  werden.2) 

Für  den  Beweis  gilt  die  Eventualmaxime  nicht,  Beweismittel  können 
vielmehr,  so  lange  wie  die  Sache  noch  schwebt,  vorgebracht  werden. 

Für  die  Erörterung  der  Rechts  Sätze  bleibt  die  Verhandlungs- 
Und  Eventualmaxime  ausser  Betracht;  das  Gericht  wendet  das  Recht 
von  Amtswegen  an.  Soweit  es  sich  nicht  um  Anwendung  zwingenden, 
sondern  deklaratorischen,  ergänzenden  Rechts  handelt,  sind  die  Par- 
teien berechtigt,  auf  die  Anwendung  einer  solchen  Rechtsregel  zu  ver- 
zichten. Spezielle  und  partikuläre  Gesetze,  Gewohnheitsrecht  und  der- 
gleichen kann  und  soll  das  Gericht  anwenden,  wenn  sie  ihm  bekannt 
sind,  auch  wenn  die  Parteien  sich  nicht  darauf  berufen  haben.3) 

§ 6- 

6.  Die  Ladung. 

Die  Ladung4)  ist  der  erste  prozessualische  Schritt,  nachdem  die 
Sache  von  der  Vergleichskommission  dem  Gerichte  zugewiesen  ist.  Die 
Ladung  vor  ein  Gericht  erster  Instanz,  die  Gerichte  in  Kopenhagen 
ausgenommen,  kann  vom  Kläger  selbst  ausgehen.5)  Die  Ladung  vor 
andere  Gerichte  soll  dagegen  im  Namen  und  mit  der  Unterschrift  des 
Gerichts  geschehen,6)  doch  ist  dieses  insoweit  nur  eine  Formalität,  als 
der  Kläger  auch  in  diesem  Falle  die  Ladung  abfassen  muss  und  das 
Gericht  keine  Verantwortlichkeit  für  ihre  Richtigkeit  trägt.  Der  Gegner 
kann  in  den  Fällen,  wo  die  Ladung  vom  Kläger  selbst  ausgehen  kann, 
darauf  verzichten,  in  anderen  Fällen  aber  nicht.7) 

Die  Ladung  muss  die  Namen  der  Parteien,  das  Gericht,  den  Termin 
u.  s.  w.  angeben,  braucht  aber  von  dem  streitigen  Sachverhältnisse  nur 
so  viel  zu  erwähnen,  dass  für  den  Beklagten  ersichtlich  ist.  aus  welchem 
Grunde  er  geladen  wird;  auch  eine  Mittheilung  des  Sachantrages  ist 
unnöthig. 8) 

Die  Mittheilung  (Verkündung)  der  Ladung  kann  nur  durch  die 
öffentlich  angestellten  vereideten  „Ladungsmänner“  oder  einen  Notarius 


*)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  6.  Oktober  1753. 

2)  Wenigstens  wenn  es  sich  nicht  um  blosse  Formalitätseinreden  handelt. 

®)  In  vielen  Fällen  gelten  grössere  oder  geringere  Abweichungen  von  den  er- 
wähnten allgemeinen  Grundsätzen;  darüber  siehe  unten  § 16  das  extraordinäre  Ver- 
fahren. 

4)  Nellemann,  §§2—16;  Schweigaard,  §§51 — 66;  Hagerup,  §§75—77 
und  87. 

5)  D.  und  N.  L.  1 — 4 — 3 und  4,  dän.-norweg.  Verordnung  vom  3.  Juni  1796  § 17. 

6)  D.  L.  1 — 4 — 22,  dän.  Reglement  vom  15.  Juni  1771  § 24,  dän.  Verordnung 
vom  25.  Januar  1805  §22,  norweg.  Verordnung  vom  11.  August  1797  §22,  norweg. 
Gesetz  vom  12.  September  1818  § 5. 

*)  D.  und  N.  L.  1-4-1. 

8)  D.  und  N.  L.  1-4-5. 
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publicus  geschehen,1)  und  muss  entweder  an  den  Beklagten  selbst  oder  an 
Personen,  die  demselben  Hausstande  oder  Betriebe  angehören,  erfolgen.2) 
Regelmässig  soll  diese  Zustellung  am  Wohnsitze  des  Beklagten  oder, 
wenn  er  einen  solchen  nicht  hat,  an  seinem  Aufenthaltsorte  stattfinden, 
doch  ist  in  Norwegen  sein  ständiger  Arbeitsort  und  in  Dänemark  sein 
Bureau,  seine  Werkstätte  oder  eine  andere  feste  Betriebsstelle  und  für 
Schiffer  und  Seeleute  das  Schiff,  dem  sie  angehören,  dem  W ohnsitze  in 
dieser  Beziehung  gleichgestellt.  Ausserdem  ist  in  Norwegen  immer  UDd 
in  Dänemark  in  gewissen  Fällen  die  Zustellung  an  einem  anderen 
Orte  gültig,  wenn  sie  an  den  Beklagten  persönlich  erfolgt.3)  Ist  der 
Wohnsitz  oder  der  Aufenthaltsort  des  Beklagten  unbekannt,  oder  sollen 
unbekannte  Personen  geladen  werden,  so  geschieht  die  Ladung  öffent- 
lich, namentlich  durch  Bekanntmachung  in  den  Zeitungen.4) 

Die  Ladungsfrist  beträgt  in  Dänemark  eine  Woche,  wenn  der  Be- 
klagte im  Bezirk  des  Gerichts  wohnt,  vor  welches  er  geladen  wird; 
14  Tage,  wenn  er  anderswo  im  Reiche  wohnt.  Für  Personen,  die  im 
Auslande  oder  auf  Island,  den  Färöern,  den  dänisch-westindischen 
Inseln  oder  in  Grönland  wohnen,  wird  die  Frist  in  jedem  einzelnen  Fall 
vom  Richter  oder  dem.  Vorsitzenden  des  Kollegialgerichts  bestimmt.5) 
In  Norwegen  beträgt  die  Ladungsfrist  in  der  Regel  eine  Woche,  10  Tage, 
2 Wochen  und  3 Wochen,  je  nachdem  der  Beklagte  in  der  Stadt  oder 
In  dem  „Thinglag“  oder  in  der  Sorenschreiberei  oder  in  dem  Amte 
wohnt,  wo  die  Gerichtssitzung,  zu  welcher  er  geladen  wird,  stattfinden 
soll.  Wohnt  er  anderswo,  aber  im  Reiche,  so  beträgt  die  Frist  vier 
Wochen.  Für  Personen,  die  ausserhalb  Norwegens  im  nördlichen  Europa 
(einschliesslich  Deutschland  und  Frankreich)  wohnen,  beträgt  die 
Frist  2 Monate  und  sonst  je  nach  der  Entfernung  3 oder  G Monate.6) 

Die  erwähnten  Bestimmungen  gelten  für  Ladungen  vor  Gerichte 
aller  Instanzen,  doch  darf  die  Frist  einer  Ladung  vor  das  norwegische 
Höchste  Gericht  nie  kürzer  als  2 Wochen  sein.7)  Im  extraordinären 
Verfahren  gelten  gewöhnlich  besondere  ku^ze  Ladungsfristen  (s.  unten 
§ 16)- 8) 

Dass  die  Ladung  oder  deren  „Verkündung“  fehlerhaft  ist,  oder  dass 


!)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  3.  Juni  1796  §§  18  ff.,  dän.  Reglement  vom 
22.  März  1814  § 133,  norweg.  Reglement  vom  13.  September  1830  § 70,  norweg.  Gesetz 
vom  4.  Juni  1892  §§  1 — 3.  In  Norwegen  kann  eine  Mittheilung  gegen  Empfangschein 
von  Anwalt  zu  Anwalt  oder  von  einer  öffentlichen  Behörde  zur  anderen  an  die  Stelle 
der  Verkündung  treten,  vergl.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 11. 

а)  Dän.  Gesetz  vom  11.  April  1890  § 3,  norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 5. 

3)  Dän.  Gesetz  vom  11.  April  1890  § 8,  norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 4. 

4)  Dän.  Gesetz  vom  11.  April  1890  § 3,  norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  §§  9 u.  10 

5)  Dän.  Gesetz  vom  11.  April  1890  § 1. 

б)  Norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  §§  12 — 15. 

7)  Norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 19. 

8)  Vergl.  auch  über  eine  Verlängerung  der  Ladungsfrist,  wenn  gegen  Erkennt- 
nisse der  dänischen  Theilungsgerichte  appellirt  wird,  das  dän.  Plakat  vom  20.  Januar 
1841,  Gesetz  für  Island  vom  2.  Oktober  1895. 
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die  Ladungsfrist  nicht  gewahrt  ist,  muss  vom  Beklagten  gerügt  werden; 
nur  wenn  der  Beklagte  nicht  erscheint,  wird  dieser  Mangel  von  Amts- 
wegen beachtet. 

§ 

7.  Gang  des  Verfahrens.1) 

In  dem  in  der  Ladung  angegebenen  Termin  soll  der  Kläger  vor 
Gericht  erscheinen  und  die  Sache  durch  Vorlegung  der  Ladung  an- 
hängig machen.2)  ferner  soll  er  einen  Sachantrag  stellen  und 
begründen  (die  Sache  deduziren).  Enthält  die  Ladung  das  Sachver- 
hältniss  in  der  nöthigen  Ausführlichkeit,  so  kann  der  Vortrag  sich  auf 
die  Stellung  des  Antrags  mit  Verweisung  auf  den  Inhalt  der  Ladung 
beschränken,  sonst  aber  muss  die  Sachdarstellung  durch  Ueberreichung 
eines  Schriftsatzes  oder  durch  Erklärung  zum  Gerichtsprotokoll  (s.  unten 
S.  809  Note  2)  erfolgen.  „Deduzirt“  der  Kläger  die  Sache  nicht  gleich,  so 
wird  die  Klage  abgewiesen,  sowohl  wenn  der  Beklagte  nicht  erscheint, 
als  wenn  er  erscheint  und  die  Versäumung  rügt,  und  im  letzteren  Falle 
wird  ihm  auf  sein  Gesuch  ausserdem  eine- Entschädigung  für  seine  ver- 
gebliche Mühe  („Kost  og  Täring“)  durch  Erkenntniss  des  Gerichts  zu- 
gesprochen.3) Dem  Kläger  ist  um  Aussetzung  der  Stellung  und  Be- 
gründung seines  Sachantrags  zu  bitten  nur  gestattet,  wenn  er  nach- 
weist, dass  er  die  einleitenden  Schritte  gethan  habe,  um  einen  Zeugen- 
beweis oder  dergl.  zu  beschaffen.4) 

Der  Beklagte  ist  nicht  verpflichtet,  sogleich  zu  antworten,  selbst 
wenn  der  Kläger  nichts  vorbringt  als  die  dem  Beklagten  schon  bekann- 
ten Schriftstücke;  er  kann  vielmehr  immer  eine  Aussetzung  der  Ver- 
handlung verlangen  und  muss  erst  in  dem  anberaumten  neuen  Termin 
seine  schriftliche  Klagebeantwortung  vorlegen.  Der  Kläger  kann  dann 
seinerseits  Aussetzung  verlangen,  um  dem  Beklagten  zu  erwidern,  wor- 
auf wieder  der  Beklagte  Aussetzung  beantragen  kann  u.  s.  w.  Eine 
gesetzliche  Grenze  für  die  Diskussion  giebt  es  nicht.  Jede  Partei  hat 
das  Recht,  Aussetzung  zu  verlangen,  so  oft  die  andere  Partei  etwas 
Neues  vorbringt,  um  sich  damit  bekannt  zu  machen  und  eventuell 
darauf  zu  antworten.  Ferner  hat  jede  Partei  das  Recht,  Aussetzung 
zu  beantragen,  um  die  nöthigen  Beweise  zu  beschaffen.5)  In  Dänemark 
ist  die  Aussetzung  schon  dann  gestattet,  wenn  die  Parteien  darüber 
einig  sind,6)  in  Norwegen  muss  immer  ein  dazu  genügender  Grund  an- 
geführt werden.7)  Zeigt  es  sich,  dass  eine  Aussetzung  ohne  Verschul- 


!)  Kellemann,  §§  20 — 35;  Schweigaard,  §§  51,  67— 69;  Hagerup,  § 75. 

а)  D.  und  N.L.  1—4—4. 

3)  Dän.-norweg.  Verordnung  ?om  3.  Juni  1796  § 5. 

4)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  3.  Juni  1796  § 6. 

5)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  3.  Juni  1796  ■§§  7—9,  dän.  Verordnung  vom 
16.  Januar  1828,  norweg.  Gesetz  vom  *4.  Juni  1892  §§  22 — 25. 

б)  Eine  Beschränkung,  wenn  Anwälte  auftreten,  enthalten  dän.  Verordnung  vom 
3.  Juni  1796  § 7 und  vom  16.  Januar  1828  § 4. 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  § 22. 
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den  der  Partei  zur  Erklärung  auf  neues  Vorbringen  etc,  nickt  hinreicht, 
so  kann  eine  neue  Aussetzung  bewilligt  werden. 

Das  geschilderte  Verfahren  wird  um  so  langwieriger,  als  die  meisten 
ordentlichen  Gerichte  nur  einmal  in  der  Woche  (oder  auf  dem  Lande 
in  Noruegen  noch  seltener)  Sitzungen  abhalten,  jede  Aussetzung  also 
mindestens  eine  Woche  beträgt.  Es  sind  auch  oft  unnöthige  Aus- 
setzungen nicht  zu  vermeiden,  weil  häufig  erst  nach  Beendigung  der 
Sache  ersichtlich  wird,  dass  die  Aussetzung  wirklich  grundlos  war. 
Stellt  sich  dies  heraus,  so  muss  die  betreffende  Partei  die  dadurch  ver- 
ursachten Kosten  tragen,  und  das  Gericht  kann  gegen  sie  oder  ihren 
Vertreter  eine  Prozessstrafe  (Busse)  im  Urtheil  festsetzen.1) 

Regelmässig  soll  jede  Prozesserklärung  m einem  Schriftsatz  vor- 
gelegt werden.2 3)8) 

Wenn  die  Verhandlung  der  Sache  beendigt  ist,  so  wird  sie  von 
der  einen  oder  von  beiden  Parteien  „eingelassen“  (d.  h.  Entscheidung 
beantragt)4)  und  vom  Gericht  zur  Entscheidung  „aufgenommen“.5) 
Jede  Partei  kann  fordern.,  dass  die  Verhandlung  sich  vorläufig  .allein 
auf  Prüfung  der  Förmlichkeiten  beschränke,  so  dass  die  Formalitäts- 
fragen durch  Erkenntniss  des  Gerichts  entschieden  werden  und  die 
materielle  Verhandlung  wegfällt,  wenn  die  Sache  ab  instantia  abgewiesen 
wird.  Auch  kann  eine  Partei,  wenn  der  Gegner  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend damit  einverstanden  ist,  die  Verhandlung  der  Sache  und 
damit  zugleich  die  Entscheidung  des  Gerichts  zunächst  auf  eine  oder 
mehrere  Formalitätsfragen  unter  Vorbehalt  anderer  formeller  und  mate- 
rieller Einwendungen  beschränken.  Dagegen  steht6)  den  Parteien,  selbst 
wenn  sie  darüber  einig  sind,  kein  Trennungsrecht  hinsichtlich  des  mate- 
riellen Prozessstoffs  zu,  sie  können  nicht  beanspruchen,  dass  eine 
gerichtliche  Entscheidung  über  eine  einzelne  materielle  Frage  mit  Vor- 
behalt anderer  gefällt  werde. 

Nach  „Aufnahme“  der  Sache  zur  Entscheidung  können  die  Parteien7) 
durch  Vereinbarung  das  Verfahren  reassumiren8)  und  weiter  fortsetzen, 

*)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  3.  Juni  1796  § 10,  norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni 
1892  § 26. 

*)  Anwälte  können  ihre  Erklärungen  nur  zum  Gerichtsprotokoll  diktiren, 
wenn  sie,  ohne  Aussetzuug,  sogleich  ihre  Antwort  abgeben  wollen,  und  selbst  dann 
darf  das  Diktat  nur  eine  Viertelstunde  dauern.  Dagegen  ist  es  der  Partei,  die  persön- 
lich erscheint,  ohne  solche  Beschränkung  gestattet,  statt  einen  Schriftsatz  vorzulegen, 
ihre  Erklärungen  zum  Protokoll  zu  diktiren. 

3)  Dän.- norweg.  Verordnung  vom  3.  Juni  1796  § 15;  vgl.  Nellemann,  §19; 
Schweigaard,  § 67;  Hagerup,  § 34. 

4)  Der  dänische  juristisch-technische  Ausdruck  ist  „indlade“,  wohl  eine  Ueber- 
setzung  oder  Verdrehung  des  deutschen  Wortes  „einladen“. 

5)  Nellemann,  §§  154 — 157;  Schweigaard,  §.69;  Hagerup,  § 91. 

6)  Dies  ist  die  allgemeine  Meinung.  In  der  Theorie  vergl..N.ellemann,  §§  26 
und  29;  Schweigaard,  §§  68  und  69;  Hagerup,  S.  301.  In  der  Praxis  scheint  die 
Frage  nicht  entschieden  zu  sein. 

7)  Nellemann,  § 156;  Schweigaard,  § 69;  Hagerup,  § 91. 

8)  „Reassumiren“  bedeutet,  dass  man  das  Prozessverfahren  wieder  aufnimmt,  so 
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so  lange  das  Urtheil  nicht  erlassen  ist.  In  Dänemark  kann  die  Reas- 
sumirung  selbst  nach  Erlass  des  Urtheils  auf  einseitiges  Gesuch  einer 
Partei  erfolgen,  wenn  sie  nicht  rechtzeitig  erschienen  ist,  sich  aber  vor 
Schluss  der  Sitzung  eingefunden  hat,1)  und  ferner  auf  Grund  einer 
Bewilligung  des  Gerichts,  die  namentlich  im  Falle  unverschuldeten  Aus- 
bleibens ertheilt  wird. 

Das  Gericht  soll  innerhalb  6 Wochen  nach  Aufnahme  der  Sache 
das  Urtheil  erlassen:  für  Kollegialgerichte  kann  die  Frist  bis  zu 
12  Wochen  erstreckt  werden2 3).  Die  Verletzung  dieser  Vorschrift  können 
die  Parteien  in  der  Berufungsinstanz  geltend  machen,  und  der  oder  die 
betheiligten  Richter  werden  dann  zu  einer  Busse  verurtheilt. 

Die  Urtheile  sollen  mit  Gründen  (Prämissen)  versehen  sein8)  und 
eine  endgültige  Entscheidung  des  Rechtsstreits  enthalten;  doch  kann  die 
Entscheidung  von  einem  nachträglich  zu  erfordernden  Gutachten  von 
Sachverständigen  oder  einem  nachfolgenden  Parteieid  abhängig  gemacht 
werden.4)  Die  Urtheile  werden  öffentlich  in  einer  Gerichtssitzung  ver- 
lesen. 

§ 8- 

8.  Yersäumnissverfahren.5) 

I.  Erscheint  der  Kläger  in  dem  in  der  Ladung  angegebenen  Ter- 
min nicht,  so  wird  der  Prozess  nicht  verhandelt,  und  dem  Beklagten, 
wenn  er  erschienen  ist,  auf  sein  Gesuch  eine  Entschädigung  für  seine 
vergebliche  Mühe  durch  Erkenntniss  des  Gerichts  zugesprochen.6) 

II.  Erscheint  der  Beklagte  nicht  im  Termin,  so  kann  der  Kläger 
die  Sache  „einlasscn“.  Das  Gericht  soll  dann  prüfen,  ob  der  Beklagte 
richtig  geladen  ist,  und  wenn  dies  der  Fall  ist,  „nach  den  vorgelegten 
Briefen  und  Beweisen“  urtheilen;7)  d.  h.  die  thatsächlichen  Behauptungen 
des  Klägers  werden  als  bewiesen  betrachtet,  insofern  sie  nicht  durch 
seine  eigenen  Urkunden  und  dergl.  widerlegt  werden,  und  das  Urtheil 
wird  seinem  Anträge  gemäss  erlassen,  insoweit  dieser  nach  seiner  Dar- 
stellung der  Thatsachen  faktisch  und  rechtlich  begründet  ist. 

In  Norwegen  soll  das  Gericht  das  Verfahren  von  Amtswegen  aus- 
setzen und  eine  neue  Ladung  anordnen,  wenn  angenommen  werden 


dass  die  Parteien  weiter  prozessiren.  Auf  Antrag  hebt  das  Gericht  selbst  die  Ein- 
lassung (und  in  den  genannten  Fällen  das  Urtheil)  auf  und  gestattet  Fortsetzung  der 
Prozessverhandlung. 

Die  Wirkung  der  Reassumirung  ist  wohl  ungefähr  dieselbe  wie  bei  der  Wieder- 
einsetzung der  deutschen  C.P.O..  die  Voraussetzungen  sind  aber  verschieden. 

*)  Dän*  Verordnung  vom  16.  Januar  1828  § 12. 

5)  D.  und  N.L.  1 — 5 — 8,  dän.-norweg.  Verordnung  vom  3.  Juni  1796  § 23. 

3)  D.  und  N.L.  1-5—13. 

4)  D.  und  N.L.  1—5—12,  13  und  14. 

5)  Nellemann,  §§  A3 — 47 ; Schweigaard,  §§  72  und  73;  Hagerup,  §§  89 

und  90. 

6)  D.  und  N.L.  1-4—32. 

7)  D.  und  N.L.  1 — 4-4-30,  dän,-norweg.  Verordnung  vom  3.  Juni  1796  § 2. 
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muss,  dass  der  Beklagte  rechtzeitige  Nachricht  von  der  Ladung  nicht 
erhalten  hat.1) 

III.  Bleibt  der  Kläger  in  einem  späteren  Termin  aus  und  hat 
er  seinen  Antrag  nicht  gestellt  und  begründet,  so  gilt  dasselbe,  als 
wenn  er  im  ersten  Termin  nicht  erscheint. 

Bleibt  der  Kläger  aus,  nachdem  er  seinen  Antrag  gestellt  und  be- 
gründet hat,  so  kann  der  Beklagte  die  Sache  „einlassen“,2)  und  es  wird 
dann  auf  Grundlage  des  von  beiden  Parteien  Vorgebrachten  geurtheilt, 
so  dass  auch  die  vom  Beklagten  im  letzten  Termin  behaupteten  neuen 
Thatsachen  oder  Einreden  berücksichtigt  werden  müssen,  wenn  sie  nicht 
durch  die  Eventualmaxime  ausgeschlossen  sind,  und  als  richtig  be- 
trachtet werden,  weil  sie  vom  Kläger  nicht  bestritten  sind.  In  Däne- 
mark wird  angenommen,  dass  im  erwähnten  Falle  der  Beklagte  auch 
die  Aufhebung  des  Verfahrens  beantragen  kann,  und  dass  solche  Auf- 
hebung ebenfalls  erfolgt,  wenn  der  Beklagte  zwar  erscheint  aber 
schweigt.3)  In  Norwegen  nimmt  man  an,  dass  weder  der  Antrag  noch 
das  Ausbleiben  des  Beklagten  die  Aufhebung  des  Verfahrens  be- 
wirken kann.4)  Nur  wenn  der  Beklagte  sogleich  die  ganze  Forderung, 
des  Klägers  erfüllen  will,  kann  er  sowohl  nach  norwegischem  als 
nach  dänischem  Recht  die  Aufhebung  des  Prozesses  beantragen. 5) 

Bleibt  der  Beklagte  aus,  nachdem  er  sich  in  der  Sache  geäussert 
hat,  so  muss  das  von  ihm  schon  Vorgebrachte  berücksichtigt  werden. 

IV.  Bleiben  beide  Parteien  aus,  nachdem  der  Kläger  seinen 
Sachantrag  gestellt  und  begründet  hat,  so  wird  in  Dänemark  das  Ver- 
fahren gleich  aufgehoben,6)  in  Norwegen  wird  aber  die  Sache  alsdann 
zur  Entscheidung  aufgenommen.7) 

Uebrigens  wird  das  Verfahren  in  jedem  Stadium  auf  einseitiges 
Gesuch  des  Klägers  aufgehoben.8) 

9.  Beweisverfallreu. 

§ 9. 

A.  Beweistheorie.  Beweislast.  Geständniss.9) 

Im  dänischen  und  norwegischen  Civilprozess  ist  der  Grundsatz 
der  freien  Beweiswürdigung  anerkannt,  doch  giebt  es  auch  eine 
Reihe  gesetzlicher  Beweisregeln,  die  das  Gericht  binden.  In  der  Regel 


*)  Norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 16. 

2)  Vergl.  Verordnung  für  Island  vom  15.  August  1832  § 14. 

3)  Nellemann  S.  837. 

4)  Schweigaard  S.  326,  Hagerup  S.  365. 

5)  D.  und  N.L.  1-5—11. 

6)  Dän.  Verordnung  vom  16.  Januar  1828  § 9. 

7)  Schweigaard  I.  S.  333;  Hagerup  S.  362. 

®)  So  Nellemann  S.  836  und  die  dänische,  und,  wie  es  scheint,  die  norwe- 
gische Praxis.  Theüweise  anderer  Meinung  Schweigaard  I.  S.  334  und  Hagerup 
S.  338. 

ö)  Nellemann,  §§  66—74;  Schweigaard,  §§  76—79;  Hagerup,  §§  94 — 100. 
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ist  kein  Beweis  ausgeschlossen,  und  Beweis  kann  sowohl  durch  Indizien 
als  direkt  geführt  werden. *)  Allgemeine  Bestimmungen  über  die  Beweis- 
last giebt  es  nicht. 

Das  Geständniss1 2)  einer  Partei  liefert  hinlänglichen  Beweis  und 
ist  unwiderruflich,  wenn  es  von  der  Partei  gerichtlich  und  gegen  ihr 
Interesse  abgegeben  ist.3)  Im  Civilprozess  wirkt  aber  kraft  der  Ver- 
handlungsmaxime das  Geständniss  einer  Thatsache  meistens  als  eine 
dispositive  Erklärung  über  den  Sachverhalt  (Dispositionsakt),  wodurch 
eben  die  betreffende  Thatsache  unbestritten  und  deshalb  jeder  Beweis 
dafür  überflüssig  wird.  Als  Beweis  kann  das  gerichtliche  Geständniss 
durch  Gegenbeweis  widerlegt  werden;  als  dispositive  Erklärung  wirkt 
es  nicht,  wenn  die  für  die  Gültigkeit  einer  solchen  Disposition  noth- 
wendigen  Bedingungen  fehlen. 

Ob  oder  welche  Bedeutung  einem  aussergerichtlichen  Geständniss 
beizulegen  ist,  hängt  von  den  näheren  Umständen  ab. 

B.  Beweismittel. 

§ 10. 

a.  Zeugen.4) 

1.  Fähigkeit.  Nur  Personen,  die  15  Jahre  alt  sind,  können  als 
Zeugen  vernommen  werden.-5)  Ausserdem  können  in  Dänemark  nur 
Christen  und  Juden  Zeugen  sein,  weil  nur  auf  sie  die  gesetzlichen  Eides- 
formeln6) passen.  In  Norwegen  soll,  wer  aus  religiösen  oder  ähnlichen 
Gründen  den  Eid  nicht  leisten  kann  oder  will,  eine  Betheuerung  auf 
Ehre  und  Gewissen  abgeben,  die  dem  Eide  rechtlich  gleichgestellt  ist.7) 

2.  Unglaubwürdige  Zeugen  sind: 

a)  Personen,  die  zu  Ungunsten  einer  Person  aussagen,  gegen  welche 
sie  offenbare  Feindschaft  hegen;8) 

b)  Personen,  welche  ein  eigenes  Interesse  am  Ausgange  des  Pro- 
zesses haben  und  zu  eigenen  Gunsten  aussagen; 

c)  Ehegatten,  Verwandte  in  der  geraden  Linie,  Geschwister  und 
eben  so  nahe  Verschwägerte,  wenn  sie  zu  Gunsten  des  Ehegatten  u.  s.w. 
aussagen;  ferner  Dienstleute,  wenn  sie  zu  Gunsten  ihrer  Herrschaft 
aussagen.9)  Jedoch  sind  alle  diese  Personen  glaubwürdig,  „wenn  kein 
anderer  Zeuge  zu  haben  ist“,  d.  h.  wenn  es  nach  den  gewöhnlichen  Ver- 

1 ) Nellemann,  §§  127 — 129;  Schweigaard,  §§  131  und  132;  Hagerup  S.  370 
und  379. 

*)  Nellemann,  §§  75— 80;  Schweigaard,  § 81;  Hagerup,  § 103. 

3)  D.  und  N.L.  1—15—1  und  2. 

4)  Nellemann,  §§ 81— 110;  Schweigaard,  §§  90— 110;  Hagerup,  §§  107- 115. 

b)  P.L.  1—13—18;  N.L.  1—13-19. 

6)  Dän.  Verordnung  vom  25.  Juni  1842;  dän.  Gesetz  vom  13.  April  1864.  Die 
mährischen  Brüder  geben  eine  Versicherung  statt  des  Eides  ab;  Plakat  vom  23.  Dezbr. 
1771  § 2. 

7)  Norweg.  Gesetz  vom  10.  Mai  1893. 

8)  D.L.  1—13—15,  N.L.  1—13—16. 

9)  D.L.  1-13—16,  N.L.  1-13-17. 
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hältnissen  des  Lebens  nicht  erwartet  werden  kann,  dass  man  sich  im 
Voraus  mit  einem  Zeugenbeweise  versieht. 

d)  Mitschuldige  einer  Gesetzesübertretung  bei  hieraus  hergeleiteten 
Ansprüchen.  ’) 

e)  Mörder,  Diebe,  Betrüger  und  dergl.  Verbrecher.* 2) 

Der  Gegner  kann  in  der  Regel  nicht  verhindern,  dass  die  genannten 
Personen  als  Zeugen  vernommen  werden,  sondern  nur  gegen  die  Beweis- 
kraft ihrer  Aussagen  protestiren,  und  die  Zeugen  selbst  können  in  der 
Regel  das  Zeugniss  nicht  verweigern,  doch  sind  die  unter  litt,  c erwähn- 
ten Personen  in  den  Fällen  dazu  berechtigt,  wo  ihr  Zeugniss,  wenn  es 
zu  Gunsten  einer  ihnen  nahestehenden  Person  ausfällt,  keine  Glaub- 
würdigkeit hat.3)  Von  Ehegatten  ist  speziell  vorgeschrieben,  dass  sie 
nicht  als  Zeugen  gegen  einander  geladen  werden  dürfen  in  Sachen,  in 
welchen  sie  beide  „implizirt“  sind  oder  welche  Bussen  betreffen,  die  aus 
der  Gütergemeinschaft  bezahlt  werden  sollen,4) 

3.  Es  ist  Priestern  verboten,  Zeugniss  darüber  abzulegen,  was 
ihnen  in  der  Beichte  anvertraut  ist,  es  sei  denn,  dass  einem  Unglück 
oder  Verrath  dadurch  vorgebeugt  werden  könnte.5)  Anwälte  dürfen 
nicht  aussagen,  was  sie  durch  Vertrauen  einer  Partei  in  Civilsachen 
erfahren  haben.6)  X^ie  Beamten  an  der  königl.  Entbindungsanstalt  zu 
Kopenhagen  dürfen  über  die  daselbst  stattgefundenen  Entbindungen 
kein  Zeugniss  ablegen.7) 

4.  Die  übereinstimmenden  Aussagen  zweier  einwandsfreien  Zeugen 
liefern  vollen  Beweis.8)  Die  Grenze  zwischen  den  glaubwürdigen  und 
den  unglaubwürdigen  Zeugen  ist  aber  vom  Gesetze  nicht  immer  ganz 
scharf  gezogen,  und  wo  dies  nicht  geschehen,  ist  durch  die  Praxis  eine 
Zwischenklasse  aufgestellt,  deren  Zeugniss  zwar  nicht  vollständige,  aber 
doch  eine  grössere  oder  geringere  Glaubwürdigkeit  hat.  Die  Aussagen 
solcher  Zeugen  können,  wenn  deren  mehr  als  zwei  sind,  für  sich,  oder 
in  Verbindung  mit  anderen  Umständen  vollen  Beweis  liefern.  Aus- 
sagen ganz  unglaubwürdiger  Zeugen  können  übrigens  als  Indizien 
dienen. 

5.  Niemand  ist  verpflichtet,  anderswo  sein  Zeugniss  abzulegen 
als  vor  einem  Gericht  erster  Instanz,  in  dessen  Bezirk  er  wohnt.9) 


>)  D.L.  1—13-17,  N.L.  1-13-18. 

2)  D.L.  1—13—19,  N.L.  1-13-20. 

3)  Dies  wird  in  Norwegen  nicht  angenommen,  und  überhaupt  haben  die  im  Texte 
angeführten  Bestimmungen  in  Norwegen  fast  nur  theoretische  Gültigkeit,  während  in 
der  Praxis  im  Ganzen  eine  freie  Beurtheilung  der  Glaubwürdigkeit  aller  Zeugen  statt- 
findet. 

4)  Dän.-norweg.  Plakat  vom  16.  September  1778. 

b)  D.L.  2-5-20,  N.L.  2-5-19. 

6)  Dän.-norweg.  Plakat  vom  19.  Juli  1793. 

7)  Reskripte  vom  13.  März  1750  und  vom  6.  Januar  1764. 

8)  D.  und  N.L.  1-13-1. 

9)  D,  und  N.L.  1-13-2. 
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Auf  Entschädigung  für  Zeitversäumniss  oder  Erstattung  von  Reisekosten 
und  dergl.  hat  der  Zeuge  keinen  Anspruch. 

Der  Zeuge  wird  nach  denselben  Regeln  geladen  wie  eine  Partei.1) 
Bleibt  er  ohne  genügende  Entschuldigung  aus,  so  verfällt  er  in  eine 
Busse2)  (Ealsmaal);  andere  Strafen  oder  zwangsweise  Vorführung  können 
nicht  angewandt  werden.  Zur  Zeugenvernehmung  muss  auch  der  Gegner 
geladen  werden,3)  falls  dies  nicht  unausführbar  ist;  und  ebenso  sind 
zu  laden  früher  abgehörte  Zeugen,  wenn  ihre  Aussagen  widerlegt 
werden  sollen,4)  in  Noneegen  aber  nur,  wenn  ihre  Inhabilität  oder 
die  strafbare  Unrichtigkeit  ihrer  Aussagen  nachgewiesen  werden  soll.5) 

Der  Beweisführer  soll  seine  Fragen  an  den  Zeugen  schriftlich 
dem  Gericht  vorlegen,  wenn  er  durch  einen  Anwalt  vertreten  ist,  er 
kann  sie  aber  zum  Gerichtsprotokoll  diktiren,  wenn  er  persönlich  er- 
scheint.6) Bleibt  der  Beweisführer  aus,  so  können  die  Zeugen  nicht 
vernommen  werden,  wenn  sie  nicht  auch  vom  erscheinenden  Gegner 
geladen  sind.  Die  durch  die  Aussage  eines  Zeugen  veranlassten  weite- 
ren Fragen  des  Beweisfübrers  oder  seines  Gegners  werden  in  das 
Gerichtsprotokoll  aufgenommen,  wo  auch  alle  Aussagen  der  Zeugen  ver- 
zeichnet werden.  Die  Parteien  dürfen  den  Zeugen  nicht  direkt  be- 
fragen, vielmehr  werden  alle  Fragen  vom  Gericht  an  den  Zeugen  ge- 
richtet, und  der  Richter  soll  sich  versichern,  dass  der  Zeuge  jede  Frage 
wirklich  versteht.  Die  Beeidigung  des  Zeugen  erfolgt  in  Dänemark 
nach  der  Vernehmung7),  in  Norwegen  dagegen  regelmässig  vor  der 
Vernehmung8);  die  Parteien  können  aber  auf  die  Beeidigung  ver- 
zichten. 

Für  Zeugenvernehmung  über  mündliche  Injurien  gilt  in  Dänemark 
eine  besondere  Verjährung.9)  Die  Zeugen  können  nach  Ablauf  der  Frist 
nicht  vernommen  werden.10) 

§ 11. 

b)  Sachverständige. 

Für  den  Sachverständigenbeweis11)  weichen  schon  nach  den  Gesetz- 
büchern Christians  V.  die  Vorschriften  in  Dänemark  und  in  Norwegen 


*)  D.  und  N.L.  1-4-1. 

3)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  3.  März  1741  und  vom  1.  Mai  1782. 

3)  D.  und  N.L.  1-4—1. 

4)  D.L.  1-13-12  und  13. 

5)  Norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 41. 

6)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  3.  Juni  1796  §§  12  und  13. 

*)  Dän.  Verordnung  vom  10.  April  1833. 

8)  Norwegische  Praxis. 

9)  D.L.  1 — 13—21  und  22.  Die  entsprechenden  Bestimmungen  in  N.L.  1—13—22 
und  23  sind  aufgehoben. 

10)  Die  Injurie  verjährt  nicht,  und  wenn  die  Zeugen  vor  Ablauf  der  Frist  ver- 
nommen sind,  können  ihre  Aussagen  auch  nach  Ablauf  der  Frist  als  Beweis  benutzt 
werden. 

“)  Nellemann,  §§'111— 119;  Schweigaard,  §§119-130;  Hager up,  §§116— 122. 
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etwas  von  einander  ab.  Der  Hauptunterschied1)  beruht  darauf,  dass 
das  Gutachten  in  Dänemark  von  den  Sachverständigen  allein  abgegeben 
wird,  in  Norwegen  dagegen  ist  das  Gutachten  das  Ergebniss  der  ver- 
einigten Wirksamkeit  des  Richters  und  der  Sachverständigen. 

Wer  in  Dänemark  einen  Sachverständigen  beweis  wünscht,  muss 
seinen  Gegner  vor  ein  Gericht  laden,  um  die  Sachverständigen  vom 
Gericht  ernennen  zu  lassen.2)  Das  Gericht  ist  gewöhnlich  das  Gericht 
erster  Instanz  des  Bezirks,  in  welchem  die  Erstattung  des  Gutachtens 
•stattfinden  soll.  Wenn  dieses  Gericht  dasselbe  ist,  vor  welchem  der 
Prozess  schwebt,  bedarf  es  keiner  formellen  Ladung,  anderenfalls  müssen 
die  gewöhnlichen  Ladungsregeln  beobachtet  werden.  In  dem  festgesetzten 
Termin  ernennt  der  Richter  zwei  Sachverständige,  welche  dann  die 
Parteien  auffordern,'  sich  zu  einer  bestimmten  Zeit  einzufinden,  um  bei 
der  Besichtigung  der  betreffenden  Gegenstände  zugegen  zu  sein.  Die 
Sachverständigen  verfassen  dann  ein  schriftliches  Gutachten,  theilen 
den  Parteien  mit,  in  welcher  Gerichtssitzung  es  vorgelegt  wird,  und 
beeidigen  es  alsdann  vor  Gericht,  nachdem  sie  die  eventuellen  Fragen 
der  Parteien  beantwortet  haben.  Die  Sachverständigen  haben  auf  an- 
gemessene Vergütung  für  ihre  Arbeit  Anspruch  und  können  durch 
Zwangsbussen  gezwungen  werden,  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  das 
Gutachten  zu  erstatten. 

Der  Einspruch,  dass  die  Sachverständigen  nicht  richtig  vorgegangen 
sind,  z.  B.  den  richtigen  Gegenstand  nicht  besichtigt  haben,  kann  vor 
dem  ernennenden  Gericht  geltend  gemacht  werden;3)  dieses  kann  nöthigen- 
falls  den  Sachverständigen  auflegen,  ein  anderes  Gutachten  zu  erstatten. 
Meint  dagegen  eine  Partei,  dass  das  Gutachten  selbst  unrichtig  ist,  so 
kann  sie  es  nur  durch  ein  Ob  er  gut  achten,  das  von  vier  vom  Ge- 
richt ernannten  Sachverständigen  erstattet  wird,  anfechten.  Das  Ober- 
gutachten hebt  eventuell  das  Gutachten  auf,  ebenso  wie  ein  Urtheil 
höherer  Instanz  das  Urtheil  der  untergeordneten  Instanz  aufhebt.  Eine 
Frist,  innerhalb  welcher  das  Obergutachten  nachgesucht  werden  muss, 
ist  nicht  vorgeschrieben,  und  es  giebt  überhaupt  nur  wenige  allgemeine 
Bestimmungen  auf  diesem  Gebiete. 

In  Norwegen  muss  die  Partei,  welche  ein  Gutachten  wünscht,  ihren 
Gegner  vor  das  Gericht  laden,  in  dessen  Bezirk  die  streitigen  Gegen- 
stände besichtigt  werden  sollen.  Die  Gerichtssitzung  wird  gewöhnlich 
zu  besonderer  Zeit  und  häufig  an  besonderer  Stelle  abgehalten,  und  der 
Richter  versieht  die  Ladung  mit  dem  nöthigen  Vermerke  darüber.  Die 
Ladung  wird  nach  den  allgemeinen  Regeln  dem  Gegner  verkündet,  und 
die  Sachverständigen  werden  vor  der  Sitzung  auf  ein  Gesuch  der 
Parteien  vom  Richter  ernannt,  doch  darf,  um  dem  Gegner  Gelegenheit 

*)  In  Norwegen  wurden  früher  die  Sachverständigen  vom  Vogte  (nicht  wie  in 
Dänemark  vom  Richter)  ernannt,  nach  dem  Gesetz  vom  21.  Juli  1894  § 3 sollen  de 
vom  Sorenschreiber  ernannt  werden. 

2)  D.L.  1-4-1. 

*)  D.  L.  1—6—2. 
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zu  geben,  sich  darüber  zu  äussern,  diese  Ernennung  nicht  vor  Ablauf 
der  Hälfte  der  Ladungsfrist  geschehen.1)  In  der  Regel  werden  vier2) 
Sachverständige  ernannt,  sie  haben  auf  Vergütung  Anspruch  und 
verfallen  in  eine  Busse,  wenn  sie  ohne  hinlängliche  Entschuldigung  das 
Gutachten  verweigern. 

In  der  erwähnten  Gerichtssitzung  nimmt  der  Richter  in  Ver- 
bindung mit  den  Sachverständigen  das  Geschäft  vor;  doch  ist 
die  Thätigkeit  des  Richters  ira  Wesentlichen  darauf  beschränkt,  das 
formelle  Verfahren  zu  leiten  und  das  Gutachten  schriftlich  abzufassen. 
Eine  spezielle  Beeidigung  des  Gutachtens  findet  nicht  statt,  da  die  Sach- 
verständigen im  Voraus  vereidet  werden.  Der  Einspruch,  dass  das 
Gutachten  formell  fehlerhaft  ist,  muss  durch  Einlegung  der  Berufung 
bei  der  höheren  Instanz  geltend  gemacht  werden.  Die  vermeintliche 
Unrichtigkeit  des  Gutachtens  selbst  kann  nur  durch  ein  Obergut- 
achten  von  acht  Sachverständigen  bewiesen  werden.  Zum  Ober- 
gutachten muss  gewöhlich  innerhalb  drei  Monaten  geladen  werden.3) 
Die  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  übrigens  in  dieser  Materie  in  Nor- 
wegen fast  ebenso  spärlich  wie  in  Dänemark. 

§ 12, 

c)  Urkunden.4) 

Oeffentliche  Urkunden,  welche  die  für  solche  Urkunden  vorge- 
schriebene oder  übliche  Form  aufweisen,  sind  so  lange  als  echt  zu  be- 
handeln, bis  ihre  Unechtheit  festgestellt  ist.  Dies  gilt  auch  von  aus- 
ländischen öffentlichen  Urkunden,  wenigstens,  wenn  die  Kompetenz 
des  Urhebers  von  einer  inländischen  Behörde  attestirt  ist. 

Der  Beweis  der  Echtheit  einer  Urkunde  kann  durch  Beglaubigung 
Seitens  eines  Notarius  publicus  im  Voraus  gesichert  werden.  In  Kopen- 
hagen ist  der  Notarius  ein  besonderer  Beamter,  sonst  aber  sind  fast 
überall  die  Notariatsgeschäfte  dem  Schreiber  des  Gerichts  erster  Instanz 
(der  gewöhnlich  auch  Richter  an  diesem  Gericht  ist)  zugewiesen.  Die 
Beglaubigung  geschieht  in  Dänemark  vom  Notarius  unter  Zuziehung 
von  zwei  Zeugen;5)  in  Norwegen  wird  nur  ein  Zeuge  zugezogen. 

Für  Privaturkunden  gilt  die  wichtige  Regel,  dass  wenn  eine 
Partei  eine  angeblich  vom  Gegner  unterschriebene  Urkunde  vorlegt, 
deren  Echtheit  aber  von  diesem  bestritten  wird,  das  Gericht  dem  an- 
geblichen Unterzeichner  den  Eid  auf  erlegen  soll,  selbst  wenn  der  Be- 
weisführer keinen  Grund  für  die  Wahrheit  seiner  Behauptung  anführen 
kann.6)  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Gegner  zwar  die  Unterschrift  als 
richtig  anerkennt,  aber  behauptet,  dass  der  Inhalt  der  Urkunde  später 
verfälscht  ist. 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  28.  August  1854  § 20. 

2)  N.  L.  1 — 16,  Reskript  vom  20.  September  1799. 

Norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 39. 

4)  Nellemann,  §§119—126;  Schweigaard,  §§111— 117;  Hagerup,  §§123—125. 

5)  Dän.  Instruct.  vom  28.  August  1829. 

6)  D.  und  N.  L.  5-1—6. 
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Autorisirten  und  ordentlich  geführten  Handelsbüchern  kommt 
eine  besondere  Beweiskraft  zu.1)  Die  Kaufleute  sollen  innerhalb  ge- 
wisser Fristen  mit  ihren  Kunden  Abrechnung  halten,  und  wenn  dies 
beobachtet  ist  und  der  Schuldner  seine  Verpflichtung  nicht  gemäss  dem 
Inhalt  der  Handelsbücher  anerkennen  will,  so  soll  der  Richter  ihm 
den  Erd  auferlegen.  Ist  der  Schuldner  gestorben  oder  aus  ähnlichen 
Gründen  ausser  Stande,  vereidigt  zu  werden,  so  kann  es  nach  Be- 
schaffenheit der  Umstände  dem  Kaufmann  oder  der  Person,  die  seine 
Bücher  geführt  hat,  gestattet  werden,  den  Eid  zu  leisten. 

In  den  erwähnten  Fällen  ist  der  Eid  wie  jeder  Verneinungseid 
(s.  unten  § 13)  ein  beneficium  für  den  Beweispflichtigen  und  findet  daher 
nicht  statt,  wenn  dieser  vollen  Beweis  für  die  betreffende  Thatsache 
führen  kann. 

§ 13. 
d)  Eid. 

Der  Parteieid2)  dient  nur  in  den  Fällen  als  Beweismittel,  wo 
die  Gesetze  oder  deren  Analogie  es  gestatten,  und  nur  nach  Auferlegung 
durch  das  Gericht.3)  In  Dänemark  können  jedoch  die  Parteien  durch 
Vergleich  vor  einer  Vergleichskommission  oder  einem  Gericht4)  die 
Leistung  eines  Eides  festsetzen  oder  durch  Vereinbarung  bewirken, 
dass  ein  streitiger  Punkt  im  Urtheil  zur  Erledigung  durch  Parteieid 
bestimmt  wird;  in  Norwegen  ist  dies  nicht  statthaft.5) 

Gegenstand  des  Eides  können  nur  Thatsachen  sein,  die  der  be- 
treffenden Partei  persönlich  bekannt  sind,  doch  wendet  man  in  der 
Praxis  bisweilen  ein  iuramentum  ignorantiae  an.  Der  Parteieid  wird 
Verneinungseid  genannt,  wenn  sein  Gegenstand  eine  Thatsache  betrifft, 
für  welche  die  Beweislast  dem  Schwörenden  nicht  obliegt,  und  Behaup- 
tungseid, wenn  der  Schwörende  die  Beweislast  hat. 

Ein  Verneinungseid  kann  auferlegt  werden,  wenn  „sichere  Ver- 
muthung“  für  die  Wahrheit  der  behaupteten  Thatsache,  z.  B.  durch 
die  Aussage  eines  Zeugen  vorliegt,6)  und  ferner  kraft  spezieller  Vor- 
schriften in  einzelnen  Fällen,  selbst  wenn  kein  Grund  für  die  Annahme 
der  Wahrheit  der  zu  beschwörenden  Thatsache  vorliegt.  Dazu  gehören 
folgende  Fälle;  wenn  die  Echtheit  einer  Urkunde  oder  die  Richtigkeit 
eines  Handelsbuchs  verneint  wird  (s.  oben  § 12);  wenn  der  Mann,  der 
von  einer  Frau  als  Vater  ihres  unehelichen  Kindes  bezeichnet  wird, 
die  Paternität  bestreitet;7)  ferner  wenn  die  Abgabe  gewisser  Ehe- 


*)  D.  L.  5-14—47,  48  und  49,  N.  L.  5—18-47,  48  und  49,  dän.  Verordnung  vom 
1.  Juni  1832. 

-)  Nellemann,  §§  134 — 152;  Schweigaard,  §§  82  — 89;  Hagerup,  §§  104 — 106. 

3)  D.  und  N.  L.  1 — 14 — 4. 

4)  Dän.  Reglement  vom  22.  März  1814  § 10,  dän.  Plakat  vom  28.  Mai  1825. 
ö)  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  § 66. 

6)  D.  und  N.  L.  1—14—6. 

7)  D.  und  N.L.  6-13—5. 
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gelübde1)  oder  die  Existenz  eines  wucherischen  Darlehns2)  verneint 
wird.  Wer  mit  einem  Kridar  (vor  dem  Konkurse)  ein  Rechtsgeschäft 
abgeschlossen  hat,  muss  eidlich  bekräftigen,  dass  keine  Betrügerei  dabei 
vorgefallen  ist,  und  wenn  das  Rechtsgeschäft  zwischen  dem  Kridar  und 
gewissen  ihm  nahestehenden  Personen  abgeschlossen  war,  so  muss  so- 
wohl der  Kridar  als  sein  Mitkontrahent  beeidigen,  dass  das  Rechts- 
geschäft nicht  zu  einer  Zeit,  wo  der  Kridar  schon  insolvent  war,  oder 
mit  Kenntniss  seiner  Insolvenz  abgeschlossen  worden  ist.3)  In  Nor- 
wegen ist  übrigens  jeder  Konkursgläubiger  verpflichtet,  die 
Richtigkeit  seiner  Forderung  und,  dass  sie  ohne  Betrug  er- 
langt sei,  durch  einen  Eid  zu  bekräftigen.4) 

Der  Behauptungseid  ist  nur  in  bestimmten  Fällen  anwendbar. 
So  kann  die  Grösse  eines  vorsätzlich  oder  unachtsam  zugefügten  Schadens 
durch  den  Eid  des  Beschädigten  festgestellt  werden,5)  auch  kann  ein 
Behauptungseid  zur  Bekräftigung  der  Echtheit  einer  Urkunde  oder  der 
Richtigkeit  eines  Handelsbuchs  auferlegt  werden,  ^wenn  der  oben  er- 
wähnte Yerneinungseid  in  casu  nicht  geleistet  werden  kann.  In  Dänemark 
ist  es  dem  Gläubiger,  der  seine  Schuld  an  die  Konkursmasse  mit  seiner 
Forderung  kompensiren  will,  gestattet,  seine  Angaben  über  den  Zeit- 
punkt seines  Erwerbs  der  Forderung  zu  beeidigen.6)  Auch  kann  in 
Dänemark  der  Behauptungseid  in  allen  Fällen  auferlegt  werden,  wo  die 
Leistung  eines  Verneinungseides  unmöglich  ist,  weil  der  Schwurpflichtige 
sich  früher  eines  Meineids  schuldig  gemacht  hat.7) 

Ein  besonderer  Parteieid  ist  der  Eid,  den  der  Richter  in  gewissen 
Ehescheidungssachen  und  in  Sachen  wegen  des  Erwerbs  des  Vermögens 
verschollener  Personen  dem  Kläger  zur  Betheuerung  der  Richtigkeit 
seiner  Angaben  auf  erlegen  kann.8)  Dieser  Eid  wird  vor  dem  Urtheil 
geleistet,  der  eigentliche  Parteieid  aber  erst  nach  dem  Urtheil,  welches 
deshalb  alternativ  die  Entscheidung  sowohl  für  den  Fall  der  Leistung 
wie  der  Nichtleistung  des  Eides  enthält. 

Die  Ablegung  des  Parteieides  erfolgt,  nach  gehöriger  Ladung  des 
Gegners  vor  das  Gericht  erster  Instanz,  in  dessen  Bezirk  der  Eides- 
pflichtige wohnt.  Der  Gegner  kann  fordern,  dass  der  Eid  nicht  inner- 
halb dreier  Monate  seit  der  Verkündung  des  Urtheils  geleistet  wird, 
damit  ihm  Zeit  für  die  Entschliessung  bleibe,  ob  er  Berufung  einlegen 
wolle.9) 


v)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  5.  März  1784. 

3)  Dän.-norweg.  Verordnung  vcm  14.  Mai  1754. 

3)  D.L.  5-14  -46,  N.L.  5-18—44. 

4)  Norweg.  Konkursgesetz  vom  6.  Juni  1863  § .94. 

5)  D.  und  N.L.  5—2-  88,  dän.-norweg.  Plakat  vom  28.  März  1800. 

6)  Dän.  Konkursgesetz  vom  25.  März  1872  § 15. 

*)  Dän.  Verordnung  vom  15.  April  1840  § 14. 

8)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  29.  Mai  1750,  dän.  Verordnung  vom  11.  Sep- 
tember 1839  §§  10  und  16,  norweg.  Gesetz  vom  12.  Oktober  1857  § 7. 

9)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  5.  November  1723  und  14-  September  1792. 
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§ w. 

10.  Prozesskosten. !)  Kaution. 

I.  Durch  die  Praxis  hat  sich  die  Regel  ausgebildet,  dass  eine  Partei 
nicht  schon  deshalb,  weil  sie  den  Prozess  verliert,  die  Kosten  zahlen 
muss,  sondern  nur,  wenn  sie  sich  eines  Missbrauchs  des  Prozess- 
instituts schuldig  gemacht  hat,  namentlich,  wenn  die  Partei  ohne  ge- 
nügenden Grund  den  Prozess  begonnen  oder  den  Gegner  genöthigt  hat, 
den  Prozess  zu  betreiben,  oder  wenn  ihr  Verhalten  im  Prozess  lügenhaft 
oder  zurückhaltend  gewesen  ist,  oder  dergl.  Sonst  werden  die  Prozess- 
kosten in  der  Regel  gegen  einander  aufgehoben,  d.  h.  jede  Partei  muss 
ihre  eigenen  Kosten  tragen.  Dieser  Grundsatz  gilt  gewöhnlich  auch 
dann,  wenn  der  Streitpunkt  eine  reine  Rechtsfrage  betraf  und  diese  nur 
einigermassen  zweifelhaft  war.  Wird  eine  Sache  wegen  eines  Form- 
fehlers abgewiesen,  so  hat  der  Beklagte  in  der  Regel  Anspruch  auf 
Entschädigung  für  „vergebliche  Mühe“  (Kost  og  Täringi.  Dass  selbst 
der  Sieger  im  Prozess  die  Kosten  zahlen  muss,  wenn  er  die  Sülmevor- 
schriften  nicht  beobachtet,  ist  bereits  oben  (S.  800  f.)  erwähnt. 

Wenn  die  Prozesskosten  einer  Partei  auferlegt  werden,  so  findet 
in  der  Regel  keine  vollständige  Vergütung  der  wirklichen  Kosten  statt, 
sondern  es  wird  ein  runder  Betrag  nach  Schätzung  des  Gerichts  im 
Urtheile  genannt,  der  der  obsiegenden  Partei  von  der  unterliegenden 
zu  erstatten  ist.  In  Dänemark  verurtheilt  man  jedoch  in  gewissen 
Fällen  den  Unterliegenden  in  „schadenslose“  Kosten  z.  B.  in  Wechsel- 
sachen. 

Die  Prozesskosten  bestehen  im  Wesentlichen  aus  Gerichtsgebühren 
und  Stempelsteuer* 2 3)  (die  übrigens  recht  mässig  sind),  wozu  gewöhnlich 
noch  das  Honorar  des  Anwalts  kommt. 

Für  unpassende  Prozessführung  oder  Streitsucht  oder  Verzögerung 
des  Verfahrens  durch  unnöthige  Aussetzungen  oder  dergl.  kann  das 
Gericht  im  Urtheil  eine  Strafe  (Busse)  verhängen. 8)  Bei  Ungebühr  in 
der  Sitzung  kann  das  Gericht  sofort  eine  Ordnungsstrafe  (Busse)  fest- 
setzen4) und  die  betreffende  Person  aus  dem  Sitzungssaal  entfernen 
lassen. 

H.  In  Dänemark  und  Norwegen  besteht  keine  Kautionspflicht; 
der  klagende  Ausländer  hat  ebensowenig  wie  der  Inländer, 
und  ohne  Rücksicht  auf  Reziprozität,  die  Pflicht,  für  even- 
tuelle Prozesskosten  oder  dergl.  dem  Gegner  oder  dem  Ge- 
richt Kaution  zu  leisten.5) 

')  Nellemann,  §§  177 — 182. 

2)  Dän.  Reglement  vom  22.  März  1814,  dän.  Stempelgesetz  vom  19.  Februar  1861, 
norweg.  Gesetz  vom  13.  September  1830  und  vom  9.  August  1839. 

3)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  23.  Dezember  1735  und  vom  3.  Juni  1796  §§  10, 
11  und  39,  dän.  Verordnung  vom  11.  August  1819  und  vom  16.  Januar  1828  § 14, 
norweg.  Gesetz  vom  12.  September  1818  §§  12  und  13. 

4)  D.  und  N.L.  1—12. 

5)  Dän.  Konvention  mit  Italion  vom  25.  Miirz  1883  Art.  3:  „Italiener,  die  in 
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Der  Rechtsanwalt,  der  beim  Höchsten  Gericht  einen  Ausländer 
freiwillig  vertritt,  haftet  in  Norwegen  für  die  Prozesskosten  und  Prozess- 
bussen,1) und  gleiches  scheint  auch  in  Dänemark  zu  gelten.2 3) 

§ 15. 

11.  Armenrecht. 

Einer  Partei  kann  das  Armenrecht,  welches  Befreiung  von  allen 
Kosten  gewährt,  durch  administrative  Bewilligung  gewährt  werden, 
wenn  sie  a)  einen  annehmlichen  Grund  hat,  den  Prozess  zu  betreiben, 
b)  während  des  obligatorischen  Sühneversuchs  nicht  abgeneigt  gewesen 
ist,  einen  billigen  Vergleich  zu  schliessen,  und  c)  wenn  sie  ihre  Armuth 
nachweist.8)  Das  Honorar  des  für  die  arme  Partei  bestellten  Anwalts 
wird  vom  Fiskus  entrichtet,  wenn  die  Kosten  dem  Gegner  nicht  auf- 
erlegt werden.  Ausländern  wird  das  Armenrecht  unter  den- 
selben Bedingungen  wie  Inländern  gewährt.4 * * *)  Die  erwähnte 
Befreiung  von  allen  Prozesskosten  kann  übrigens  auch  inländischen 
Beamten  ohne  Rücksicht  auf  Armuth  in  Prozessen  gewährt  werden, 
die  durch  ihre  amtliche  Stellung  veranlasst  sind. 

§ 16, 

12.  Das  extraordinäre  Verfahren. 

Für  eine  Reihe  von  Sachen  gelten  von  den  allgemeinen  civil- 
prozessualischen  Regeln  abweichende  Vorschriften,  die  meistens  eine 
schnellere  und  leichtere  Entscheidung  der  Sache  bezwecken. 

Dänemark,  und  Dänen,  die  in  Italien  Bewilligung  des  Armenrechts  erhalten  haben,  sind 
zugleich  von  jeder  Sicherheitsleistung  oder  Deponirung  irgend  einer  Art  befreit,  die 
nicht  gleichfalls  von  einem  Kläger,  der  Unterthan  des  Landes  ist,  nach  der  Gesetz- 
gebung des  Landes,  wo  der  Prozess  angestrengt  wird,  gefordert  wird.“  Dän.  Konven- 
tion mit  Schweden  vom  7.  Juli  1887  befreit  Dänen  in  Schweden  und  Schweden  in 
Dänemark  von  der  Kautionspflicht.  Die  Bestimmungen  dieser  Konventionen  sind  nach 
dänischem  Rechte  insofern  überflüssig,  als  sie  nur  das  ohnedies  geltende  Recht  wieder- 
geben. Vgl.  auch  Zeitschrift  für  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  1 S.  104. 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  12.  September  1818  § 19:  „Jeder  Advokat  (beim  Höch- 
sten Gericht)  . . . haftet  für  alle  Kosten  und  Bussen  in  den  Prozessen  für  Ausländer, 
deren  Führung  er  freiwillig  unternommen  hat,  und  es  ist  seine  eigene  Sache  sich  Er- 
satz für  dieselben  zu  sichern.“  Vergl.  Schweigaard,  § 41. 

a)  Dän.-norweg.  Instruct  vom  7.  Dezember  1771  § 31:  „Insbesondere  sollen  die 
Advokaten,  wenn  sie  für  einen  Ausländer  einen  Prozess  führen,  sich  mit  genauer 
Kaution  eines  zahlungsfähigen  Mannes  im  Lande  versehen,  welcher  die  beim  Höchsten 
Gericht  auferlegten  Kosten  und  Bussen  entrichten  kann,  wenn  Zwangsvollstreckung 
des  Urtheüs  des  Höchsten  Gerichts  beantragt  wird.“ 

3)  Dän.  Verordnung  vom  23.  März  1827,  dän.  Gesetz  vom  24.  Mai  1879. 

4)  Dän.  Justizministerialschreiben  (No.  125)  vom  17.  Juni  1876:  „Ein  Amtmann 

hat  gefragt,  ob  Ausländern  derselbe  Zutritt  wie  den  Einwohnern  des  Landes  zur 

Bewilligung  des  Armenrechts  in  Reehtsstreitigkeiten  zusteht,  die  von  vertragsmässigen 

Verhältnissen  mit  dänischen  Unterthanen  herrühren.  Diese  Frage  muss  nach  der  Mei- 
nung des  Ministeriums  bejahend  beantwortet  werden.“  Dän.  Konvention  mit  Italien 
vom  25.  März  1883  Art.  1 : „Italiener  in  Dänemark  und  Dänen  in  Italien  haben  Zutritt 

zur  Bewilligung  des  Armenrechts,  welches  ihnen  nach  denselben  Regeln  und  in  den- 
selben Formen,  die  für  eigene  Unterthanen  gelten,  mitgetheilt  werden  soll.“  Ueber  Nor- 
wegen vergl.  auch  oben  Bd.  2 S.  467  Anm.  1. 
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1.  Das  „Gastgerichts verfahren.“1)  Dieses  Verfahren  kann 
stattfinden,  wenn  der  Kläger  oder  der  Beklagte  „Gast“  ist,  d.  h.  nicht 
in  dem  Bezirke  wohnt,  wo  der  Prozess  betrieben  werden  soll,  aber 
doch  beim  Beginn  des  Prozesses  daselbst  sich  befindet.  Auch  durch  die 
Vereinbarung  der  Parteien  kann  das  Gastgerichtsverfahren  gewählt 
werden,  und  endlich  ist  dasselbe  in  mehreren  einzelnen  Fällen  vor- 
geschrieben, z.  B.  in  Dänemark  in  See-  und  Handelssachen  ausserhalb 
Kopenhagens,2)  in  Noneegen  in  Seesachen3)  und  in  Wechselsachen  vergl, 
unten  S.  823. 

Das  Verfahren  bezweckt  eine  schleunige  Entscheidung.  Besonders 
ist  zu  bemerken,  dass  der  obligatorische  Sühneversuch  vom  Gericht 
selbst  vorgenommen  wird,4)  dass  die  Ladungsfrist  sehr  kurz  ist,5)  und 
dass  die  Gerichtssitzung  als  „Extragericht“,  d.  h.  zu  besonderer  Zeit 
und  an  besonderer  Stelle  abgehalten  werden  kann. 

2.  Das  Verfahren  beim  See-  und  Handelsgericht  in  Kopen- 
hagen.6) Für  See-  und  Handelssachen  in  Kopenhagen  gilt  ein  be- 
sonderes Verfahren,7)  dessen  wesentlichste  Eigenthümlichkeit  darin  be- 
steht, dass  die  Parteien  zuerst  ihre  Behauptungen  und  Anträge  durch 
einen  Schriftwechsel  fixiren,  und  dass  dann  ein  mündliches  Schlussver- 
fahren stattfindet,  das  jedoch  an  die  schriftliche  Grundlage  gebunden 
ist.  Alle  Beweise  müssen  schriftlich  vorgelegt  werden,  und  überhaupt 
gelten  im  Wesentlichen  die  allgemeinen  Beweisregeln,  doch  soll  auf 
Gesuch  einer  Partei  das  Gericht  durch  in terloku torisches  Erkenntniss 
entscheiden,  wer  die  Beweislast  hat,  und  ob  eine  bestrittene  Thatsache 
für  die  Entscheidung  der  Sache  von  Erheblichkeit  ist.  Der  Sühnever- 
such erfolgt  vor  einer  aus  zwei  Mitgliedern  des  Gerichts  bestehenden 
Vergleichskommission,  vor  welcher  die  Parteien  nicht  persönlich  zu  er- 
scheinen brauchen  und  sich  sogar  durch  Anwälte  vertreten  lassen 
können.  Die  Schnelligkeit  des  Verfahrens  wird  dadurch  gefördert,  dass 
die  Aussetzungen  kurz  sein  sollen,  und  besonders  dadurch,  dass  jede  Partei 
vor  der  Gerichtssitzung  ihrem  Gegner  alles,  was  sie  vorlegen  wrill,  in  Ab- 
schrift mittheilen  soll.  Durch  Vereinbarung  der  Parteien  können  See- 
und  Handelssachen  vor  das  ordentliche  Gericht  gebracht  werden;  in 
diesem  Falle  ist  das  Verfahren  das  gewöhnliche. 

3.  Das  Verfahren  in  privaten  Polizeisachen.8)  Zu  den 
privaten  Polizeisachen  gehören  unter  anderem  Streitigkeiten  zwischen 


*)  Deuntzer,  Extraordinärer  Civiiprozess  (2.  Ausg.  1894)  §§  1 — 3;  Schwei- 
gaard,  §§  147 — 150:  J.  Bergh  in  der  Nord.  Zeitschrift  f.  Rechtswissenschaft  II  (sämmt- 
lieh  dänisch). 

2)  Dän.  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  § 61  und  vom  12.  April  1892  §§  t und  6. 

3)  Norweg.  Gesetz  vom  24.  März  1860. 

4)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  §§  9 und  27,  norweg.  Gesetz  vom 
20.  Juli  1824  §24. 

ö)  Dän.  Gesetz  vom  11.  April  1890  § 1,  norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 21. 

6)  Deuntzer,  Extraord.  Civiiprozess  §§4—14. 

7)  Dän.  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  und  vom  13.  April  1894. 

8)  Deuntzer,  Extraord.  Civiiprozess  §§  15—17:  Schweigaard,  §§  176  — 179. 

Lj;skk  u.  Loeweskeld,  Rechts  Verfolgung,  li.  53 
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Dienstherrschaft  und  Gesinde, ])  zwischen  Meistern  und  Lehrlingen  oder 
dergl.2)  und,  besonders  in  Dänemark,  eine  Menge  anderer  Streitigkeiten, 
meistens  solche,  in  welchen  die  Parteien  gewöhnlich  den  niedrigen 
Volksklassen  angehören,  und  die  nur  selten  von  grösserer  Bedeutung 
sind,  z.  B.  mündliche  Injurien,3)  Sachen  wegen  ausserehelicher  Pater- 
nität und  Alimentationspflicht.4) 

In  privaten  Polizeisachen  ist  es  die  Pflicht  des  Richters  für  die 
Aulklärung  der  Sache  Sorge  zu  tragen,5)  sowohl  durch  Hinwirkung 
auf  die  Abgabe  deutlicher  und  wahrhafter  Erklärungen  Seitens  der 
Parteien  als  durch  Herbeischaffung  der  nöthigen  Beweise.  Erscheint 
es  zur  Aufklärung  der  Sache  nothwendig,  so  müssen  die  Parteien  per- 
sönlich erscheinen,  und  wenn  eine  Partei  dieses  unterlässt,  so  können 
die  Angaben  des  Gegners  als  bewiesen  betrachtet  werden.  In  Norwegen 
ist  es  in  der  Regel  nicht  gestattet,  sich  durch  einen  Anwalt 
vertreten  zu  lassen,6)  dagegen  ist  es  in  Dänemark  erlaubt.7)  Jede 
Partei  kann  auf  die  Aufidärungswirksamkeit  des  Richters  verzichten, 
und  wer  sich  durch  einen  Anwalt  vertreten  lässt,  wird  als  verzichtend 
betrachtet.  Der  Sühneversuch  wird  vom  Richter  vorgenommen;8)  die 
Ladungsfrist  ist  sehr  kurz.9)  Die  Gerichtssitzung  kann  als  Extrage- 
richt10) abgehalten  werden. 

L Das  Bagatell  verfahren. n)  In  Streitigkeiten  wegen  Geldfor- 
derungen, die  in  Dänemark  bis  zu  200  Kronen,  in  Nonvegen  bis  zu 
120  Kronen  betragen,  gilt  der  Grundsatz,12)  dass  der  Richter  den  Par- 
teien im  Prozessbetriebe  beistehen  soll,  sofern  sie  nicht  selbst  darauf 
verzichten. 13) 

x)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  § 26,  dän.  Gesetz  vom  10.  Mai 
1854,  norweg.  Gesetz  vom  13.  September  1830  § 190  und  vom  15.  Juli  1839  § 76. 

*)  Dän.  Gesetz  vom  29.  Dezember  1857  § 84  und  vom  30.  März  1889.  In  den 
norwegischen  Kaufstädten  sind  diese  Streitigkeiten  den  Handwerksgerichten  zugewieseu, 
wo  das  Verfahren  im  Wesentlichen  mit  dem  Verfahren  in  privaten  Polizeisachen  über- 
einstimmt, vergl.  Gesetz  vom  15.  Juni  1881. 

3)  Dän.  Plakat  vom  20.  Oktober  1819. 

4)  Dän.  Plakat  vom  28.  Mai  1825,  norweg.  Gesetz  vom  6.  Juli  1892  § 24. 

5)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  S.  März  1799. 

6)  Schweigaard,  §42,  vergl.  norweg.  Gesetz  vom  17.  März  1866  §43. 

7)  Dän.  Gesetz  vom  14.  Juni  1850. 

8)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  10.  Juli  1795  §§  10,  11,  26  und  28,  norweg. 
Gesetz  vom  20.  Juli  1824  § 23. 

9)  Dän.  Gesetz  vom  11.  April  1890  § 1,  norweg.  Gesetz  4.  Juni  1892  § 21. 

10)  „Extragericht“  bedeutet  sowohl  Sitzung  zu  besonderer  Zeit  als  an  besonderer 
Stelle,  d.  h.  es  braucht  der  wöchentliche  „Dingstag“  nicht  abgewartet  und  das  ge- 
wöhnliche Gerichtslokal  nicht  benutzt  zu  werden.  Für  die  Beschleunigung  des  Ver- 
fahrens ist  es  von  grösster  Bedeutung,  dass  an  jedem  Tage  oder  sogar  mehrmals  am 
selben  Tage  in  einer  und  derselben  Sache  Sitzungen  abgehalten  werden  können.  Extra- 
sitzungen finden  nur  auf  Antrag  der  Partei  (des  Klägers)  statt. 

n)  Deuntzer,  Extraord.  Civilprozess  §§  18  und  19. 

12)  Dän.  Verordnung  vom  6.  August  1824,  norweg.  Gesetz  vom  14.  Juni  1879. 
Bei  den  Gerichten  erster  Instanz  auf  Island  herrscht  die  Instruktionsmaxime  in  allen 
Sachen,  Verordnung  vom  15.  August  1832. 

13)  Der  Richter  soll  Rath  geben  und  helfen  und  die  Intention  des  Gesetzgebers. 
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5.  Das  Wechselverfahren.1)  In  Wechselsachen  findet  eine 
eigentümliche  Beschränkung  der  materiellen  Einwendungen  statt.2)  Der 
Beklagte  kann  — ohne  Genehmigung  des  Klägers  — nur  solche  Ein- 
wände geltend  machen,  die  sich  auf  die  Form  oder  den  Inhalt  des 
Wechsels  oder  den  Wechselzug  oder  dergl.  beziehen,  oder  darauf,  dass 
er  minderjährig,  oder  dass  die  Unterschrift  oder  der  Inhalt  des  Wechsels 
falsch  ist.  Andere  materielle  Einwendungen  muss  er  sich  ausdrücklich 
Vorbehalten,  und  kann  sie  dann  später  in  einem  von  ihm  angestrengten 
Prozesse  geltend  machen  und  Schadensersatz  fordern.  Widerklagen  sind 
in  der  Regel  unzulässig;  auch  kann  der  Beklagte  gewöhnlich  keine 
längere  Aussetzung  als  8 Tage  erhalten.  In  Dänemark  ist  kein  Sühne- 
versuch notwendig;  in  Norwegen , wo  Wechselsachen  als  Gastgerichts- 
sachen (mit  der  erwähnten  Beschränkung  der  materiellen  Einwände 
oben  S.  821)  behandelt  werden,  wird  der  Sühneversuch  vom  Gericht 
vorgenommen.  In  Norwegen  ist  die  Berufung  direkt  beim  Höchsten  Ge- 
richt einzulegen,  wenn  die  erforderliche  summa  appellabilis  vorliegt. 

Ein  sehr  ähnliches  Verfahren  kann  in  Dänemark  stattfinden,  wenn 
es  in  einem  Schuldscheine  stipulirt  ist.3) 

6.  Das  Verfahren  in  Ehescheidungssachen.4)  Das  Gericht 
soll  sich  von  Amtswegen  vergewissern,  dass  der  angeführte  Scheidungs- 
grund wirklich  existirt;  die  Verhandlungsmaxime  ist  daher  insoweit  aus- 
geschlossen. Hiermit  stehen  einige  andere  Eigentümlichkeiten  in  Ver- 
bindung, namentlich  die,  dass  die  Ehescheidung  nicht  ausgesprochen 
werden  kann,  wenn  der  Beklagte  sich  nicht  in  der  Sache  geäussert  hat, 
und  d&r  Kläger  muss  desshalb,  wenn  der  Beklagte  nicht  erscheint, 
Sorge  tragen,  dass  ihm  ein  Verteidiger  bestellt  wird. 

7.  Für  gewisse  Streitigkeiten,  die  sich  auf  eine  unbewegliche 
S^che  beziehen  (Odels-  und  Aastedssachen),  gelten  einige  eigentümliche 
Regeln.5) 

§ 17. 

13.  Berufung.6) 

Im  dänischen  und  norwegischen  Civilprozess  giebt  es  nur  ein  Rechtst 
mittel  gegen  richterliche  Akte,  nämlich  die  Berufung  (Appel,  Paaanke) 
an  das  höhere  Gericht,  und  diese  Berufung  tr^gt  immer  dieselbe  Form, 
sei  es,  dass  sich  der  Anfechtungsgrund  auf  formelles  oder  auf  mate- 
rielles Recht  bezieht,  sei  es,  dass  dln  Endurtheil  oder  ein  Zwischen- 

ist, dass  den  Parteien  so  geholfen  werden  soll,  dass  sie,  selbst  wenn  sie  vollkommen 
rechtsunkundig  sind,  den  Prozess  ohne  Benutzung  eines  Anwalts  betreiben  können. 

*)  Deuntzer,  Extraord.  Civilprozess  §§  20  und  21;  Schweigaard,§  150a,  No.  3. 

2)  Dän.  Gesetz  vom  28.  Mai  1880,  norweg.  Gesetz  vom  17.  J uni  1880,  Gesetz 
für  Island  vom  13.  Januar  1882. 

3)  Dän.  Verordnung  vom  25.  Januar  1828  vergl.  Deuntzer,  Extraord.  Civü- 
prozess  § 22. 

4)  Deuntzer,  Extraord.  Civilprozess  § 23;  Schweigaard,  § 151. 

5)  Schweigaard,  §§  152-155;  Deuntzer.  Extraord.  Civilprozess  § 24. 

6)  Deuntzer,  Ueber  Appell  in  civilen  Sachen  (2.  Ausg.  Kopenhagen  1890,  dän.), 
B.  Getz,  Ueber  Berufung  an  ein  höheres  Gericht  (Kristiania  1884,  dän.). 
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urtheil  angefochlen  wird.  Wiederaufnahme  einer  Sache  bei  demselben 
Gericht,  das  einmal  über  sie  entschieden  hat,  ist  nicht  zulässig,  es  sei 
denn,  dass  das  frühere  Verfahren  vom  höheren  Gericht  annullirt 
worden  ist. 

Gegenstand1)  der  Berufung  sind  nicht  nur  eigentliche  Urtheile 
und  Entscheidungen,  sondern  überhaupt  die  ganze  Behandlung  einer 
Sache  von  Seiten  eines  Gerichts,  was  besonders  von  Bedeutung  ist  beim 
Vollstreckungsverfahren  des  Vogts,  beim  Konkurs-  und  Vertheilungs- 
verfahren u.  a.  (s.  unten  Sv  829  f.,  843  f.,  862  f.),  welche  eine  Menge 
von  Handlungen  umfassen,  die  ihrer  Natur  nach  zunächst  als  admini- 
strative aufzufassen  wären. 

Die  Berufung  braucht  nicht  eine  Beschwerde  über  einen  richter- 
lichen Akt  zu  enthalten,  sondern  kann  im  Gegentheil  auf  die  Bestäti- 
gung desselben  beim  höheren  Gericht  abzielen.  So  kann  z.  B.  die  Be- 
rufung zu  dem  Zweck  eingelegt  werden,  um  baldmöglichst  die  streitige 
Frage  zur  Entscheidung  der  höchsten  Instanz  zu  bringen,  oder  um  einem 
verjährten  Urtheil  neue  Vollstreckbarkeit  zu  verleihen.  Gewöhnlich  trägt 
allerdings  die  Berufung  den  Charakter  einer  Beschwerde,  indem  der 
Berufungskläger  die  Abänderung  eines  vermeintlich  unrichtigen  Urtheils 
oder  Erkenntnisses,  oder  die  gänzliche  oder  theilweise  Aufhebung  des 
gerichtlichen  Verfahrens  wegen  Verletzung  einer  das  Verfahren  be- 
treffenden Vorschrift  begehrt,  oder  — was  allerdings  seltener  ist  — die 
Bestrafung  des  Richters  oder  Schadensersatz  von  dem  Richter  verlangt. 
Diese  verschiedenen  Zwecke  können  kumulativ  oder  alternativ  vereint 
wTerden.  Bei  der  Berufungsklage  muss  der  Grund,  warum  Berufung 
eingelegt  wird,  ausdrücklich  angegeben  sein. 

Die  Berufung  hat  nach  den  Gesetzbüchern  Christians  V.  den  Cha- 
rakter einer  Klage  über  den  Richter,  da  sie  eine  Entscheidung  darüber 
bezweckt,  ob  er  die  Sache  richtig  behandelt  hat.  Bei  der  Berufung 
müssen  daher  der  Richter  oder  die  Richter  vor  Gericht  geladen  wt  erden, 
die  den  angefochtenen  Akt  vorgenommen  haben.2)  Diese  Regel  muss 
noch  in  Dänemark  ein  geh  alten  werden,  so  dass  ihre  Nichtbeachtung  die 
Abweisung  der  Klage  nach  sich  zieht,  während  sie  in  Norwegen 3)  gegen- 
wärtig nur  da  Geltung  hat,  wto  die  Berufung  von  wirklichem  Interesse 
für  den  Richter  ist,  weil  ein  Klagantrag  wider  ihn  gestellt  wird,  oder 
weil  das  angefochtene  Urtheil  ihm  eine  Verantwortung  auferlegt  hat. 
Ausser  dem  Richter  der  unteren  Instanz  muss  natürlich  auch  der 
Gegner  vorgeladen  werden,  dem  gegenüber  der  Berufungskläger  das 
Urtheil  abgeändert  haben  will.4) 

Mit  dem  besprochenen  Charakter  der  Berufung  steht  es  in  Verbindung, 
dass  in  der  übergeordneten  Instanz  nichts,  vorgebracht  werden  kann, 


l)  Vergl.  Getz,  Berufung  §5;  Deuntzer,  Appell,  Einleitung. 

*)  D.  und  N.  L.  1 - 2 — 3. 

3)  Norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 41. 

4)  Deuntzer,  Appell  § 10;  Getz,  Berufung  §§  12—14. 


Dänemark  und  Norwegen. 


825 


was  nicht  bereits  in  der  unteren  Instanz  vorgebracht  worden  ist.1) 
Dieser  Grundsatz  ist  jedoch  gegenwärtig,  was  die  Beweisaufnahme  be- 
trifft, thatsächlich  so  gut  wie  aufgehoben,  denn  in  der  Praxis  wird 
jetzt  von  der  Justizverwaltung 2)  gegen  Erlegung  von  Gebühren  immer  die 
Vorlegung  neuer  Beweise  bewilligt,  ohne  dass  es  nöthig  ist,  sich  auf 
einen  besonderen  Grund  zu  berufen.  Auch  ohne  Bewilligung  können 
neue  Beweise  in  verschiedenen  Fällen  vorgebracht  werden,  so  nament- 
lich, wenn  der  Berufungskläger  eidlich  bekräftigt,  dass  er  nicht  früher 
das  Beweismittel  gekannt  habe  oder  habe  erlangen  können,3)  und  ferner 
bei  der  Appellation  gegen  Vollstreckungsakte  des  Vogts  oder  im  Auk- 
tionsverfahren (S.  829  f.),  weil  das  Verfahren  erster  Instanz  in  diesen 
Fällen  nicht  dieselbe  hinreichende  Gelegenheit  bietet,  alles  vorzubringen 
wie  ein  gewöhnlicher  Prozess.4)  Auch  ist  eine  Bewilligung  nicht  er- 
forderlich, wenn  der  Gegner  den  Antritt  und  die  Führung  der  neuen 
Beweise  zulässt,  und  solches  wird  angenommen,  wenn  er  erscheint,  ohne 
Widerspruch  zu  erheben. 

Neue  Thatsachen,  Klagegründe  oder  Einreden  können  bei 
der  Berufung  vorgebracht  werden,  wenn  es  der  Partei  unmöglich  war, 
sie  früher  vorzubringen;  ferner  sowohl  bei  Appellation  gegen  Voll- 
streckungs-  und  Auktionsakte,  wie  bei  Einwilligung  des  Gegners;  auch 
können  die  sogenannten  privilegirten  Einreden  stets  vorgebracht  werden.5) 
Von  diesen  Fällen  abgesehen,  ist  zum  Vorbringen  von  neuen  That* 
Sachen  eine  Bewilligung  notkwendig,  und  sie  wird  nur  ertheilt,  wenn 
besondere  Gründe  dafür  sprechen. 

In  der  höheren  Instanz  kann  über  kein  Rechtsverhältnis  — ohne 
besondere  dazu  ertheilte  Bewilligung  — entschieden  werden,  welches 
nicht  der  unteren  Instanz  zur  Entscheidung  unterbreitet  war,  was  aus 
der  Unabänderlichkeit  des  Instanzenzuges6)  folgt.  Es  kann  ferner  bei 
dem  Obergericht  kein  Antrag  gestellt  werden,  der  wreiter  geht,  als  der 
bei  der  Unterinstanz  gestellte.  Dazu  gilt  noch  der  Grundsatz,  dass  ein 
Urtheil  nur  zu  Gunsten  dessen  abgeändert  werden  darf,  der  Berufung 
eingelegt  hat;  sofern  also  beide  Parteien  eine  Abänderung  des  Urtheiis 
wünschen,  müssen  beide  appelliren. 

§ 18. 

A.  Allgemeine  Bedingungen  der  Berufung. 

Wer  eine  richterliche  Handlung  im  Wege  der  Berufung  anfechten 
will,  kann  es  in  der  Regel  sogleich  thun,  jedoch  gilt  hierbei  eine  wieh- 

')  Deuntzer,  Appell  § 11;  Getz,  Berufung  § 10. 

а)  In  Dänemark  von  dem  Justizministerium,  in  Norwegen  von  dem  Amtmann. 
Beim  norwegischen  Höchsten  Gericht  von  diesem  Gericht  selbst,  Gesetz  vom  12.  Sep* 
tember  1818  § 15. 

5)  D.  L.  1 — 13 — 27,  N.  L.  1— 13-23. 

4)  Einige  spezielle  Fälle  finden  sich  im  dän.  Gesetz  vom  14.  Juni  1850  §4  und 
im  norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 28. 

5)  Ein  spezieller  Fall  im  norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 28. 

б)  D.  und  N.  L.  1-2—8. 
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tige  Ausnahme-  Interlokutorische  Entscheidungen,  die  während 
des  Hauptstreits  erlassen  werden,  dürfen  nicht  früher  ausgefertigt  werden, 
als  das  Endurtheil  gefällt  ist, und  da  jede  angefochtene  Entscheidung 
beim  Appellationshofe  in  schriftlicher  Ausfertigung  yorgelegt  werden 
muss,  so  folgt  daraus,  dass  gegen  Z wisch enurtheile  erst  dann 
appellirt  werden  kann,  wenn  der  Hauptstreit  beendigt  ist. 
Biese.  Bestimmung,  deren  Umfang  übrigens  nicht  genau  feststeht,* 2)  soll 
die  Verzögerung  des  Hauptverfahrens  durch  seine  Suspension  bis  zur 
Entscheidung  des  Zwischenstreits  in  der  Berufungsinstanz  verhindern. 

Die  Berufung  muss  binnen  einer  bestimmten  Frist  nach  Erlass  des 
Urtheils  eingelegt  werden.3)  Diese  Frist  beträgt  bei  der  Berufung  an 
ein  Obergericht  in  Dänemark  vier  Monate,  in  Norwegen  drei  Monate, 
und  bei  der  Berufung  an  das  Höchste  Gericht  sechs  Monate.4)  In 
einigen  Fällen  sind  die  Benifnngsfristen  kürzer,  so  bei  Appellation  im 
Konkurs-  und  Verth  eilungsverfahren,5)  und  in  Dänemark  bei  Appella- 
tion in  privaten  Polizeisachen,6)  in  Seerechts-  und  Gastrechtssachen 
und  bei  Auspfändungen.7)8)  Für  die  Berufung  zum  Zweck  der  Be- 
stätigung einer  Entscheidung  gilt  keine  Berufungsfrist.9) 

Wenn  die  Berufungsfrist  unbenutzt  verstrichen  ist,  kann  die 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  (Opreisning)  bewilligt  werden; 
sie  wird  von  der  Justizverwaltung10)  ertheilt,  aber  nur,  wenn  besondere 
Umstände  dafür  sprechen,  und  in  Norwegen  nie  und  in  Dänemark  gew  öhn- 
lich nicht  nach  Ablauf  von  3 Jahren  seit  Erlass  des  Urtheils.11)  In 
einigen  Fällen  ist  die  Wiedereinsetzung  gänzlich  ausgeschlossen,12)  und 
in  anderen  sind  die  Bedingungen  ihrer  Ertheilung  strenger.13)  Eine 
Wiedereinsetzungsbewilligung  wird  ungültig,  wenn  sie  nicht  baldmöglichst, 
in  Dänemark  innerhalb  4 Wochen,14)  benutzt  wird. 

In  Norwegen  wird  eine  Wiedereinsetzungsbewilligung  für  nicht 
nothw endig  gehalten,  wrenn  die  Parteien  über  das  Stattfinden  der  Be- 
rufung einverstanden  sind,  und  die  Frist  für  die  Ertheilung  der  Be- 
willigung nicht  verstrichen  ist;  in  Dänemark  aber  wird  eine  Wieder- 


*)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  17.  Mai  1690. 

*)  Deuntzer,  Appell  §4;  Getz,  Berufung  §15. 

з)  Deuntzer,  Appell  §§  5—8;  Getz,  Berufung  § 18. 

*)  Dän,  Gesetz  vom  11.  April  1890  § 7,  norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 35. 

*)  Dän.  Konkursgesetz  vorn  25.  März  1872  § 141,  dän.  Skiftegesetz  vom  SO.  No- 
vember 1874  § 88,  norweg.  Konkursgesetz  vom  6.  Juni  1863  § 131. 

«)  Vergl.  oben  § 16  No.  3 S.  821  f. 

?)  Eine  besondere  Art  der  Pfändung  vergl.  unten  § 20  S.  830  V. 

•)  Dän.  Verordnung  vom  15.  Januar  1817,  dän.  Gesetz  vom  19.  Februar  1861 
§ 53,  dän.  Gesetz  vom  29.  März  1873  § 11.  Für  Norwegen  einige  spezielle  Fälle  bei 
Getz,  Berufung  S.  152—153. 

*)  D,  L.  1-6—16,  N.  L.  1-6-14. 

w)  Ueber  Dänemark  s.  oben  S.  825  Note  2;  in  Norwegen  mit  könfgl.  Bewilligung. 

n)  Dan.  Gesetz  vom  11.  April  1890  § 8,  norweg.  Gesetz  vom  4.  Jtini  1892,  § 40. 

,2)  Norweg.  Konkursgesetz  vom  6.  Juni  1863  § 134. 

13)  Dän.  Gesetz  vom  11.  April  1890  § 8. 

и)  Dän.  Plakat  vom  2.  Juni  1819. 
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einsetzungsbewilligung  trotz  Einverständnisses  der  Parteien  für  noth- 
wendig  erachtet. 

In  Rechtsstreitigkeiten  über  vermögensrechtliche  Ansprüche,  worunter 
in  Dänemark  auch  Geldstrafen1)  fallen,  ist  die  Zulässigkeit  der  Be- 
rufung durch  einen  gewissen  Werth  des  Sachgegenstandes  bedingt/2) 
Für  die  Obergerichte  beträgt  die  Berufungssumme  in  Dänemark  20 
Kronen,  in  Norwegen  32  Kronen,3)  beim  Höchsten  Gericht  in  Dänemark 
gewöhnlich  200  Kronen,  in  Nom  egen  gewöhnlich  1000  Kronen.4)  Bei 
Rechtsstreitigkeiten  über  persönliche  Angelegenheiten5)  findet  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Wertli  des  Sachgegenstandes  Berufung  statt,6 7)  doch  giebt 
es  in  Dänemark  für  die  Berufung  an  das  Höchste  Gericht  eine  gewisse 
Begrenzung ; *)  diese  findet  aber  in  Civilsachen  nur  selten  Anwendung. 
Eine  Bewilligung  zur  Einlegung  der  Berufung  ohne  Rücksicht  auf  den 
Werth  des  Sachgegenstandes  kann,  wenn  besondere  Umstände  dafür 
sprechen,  ertheilt  werden.8 9) 

Die  Parteien  können  sowohl  vor  als  nach  der  Urtheilsfällung  rechts- 
wirksam vereinbaren,  dass  Berufung  ausgeschlossen  sein  soll. 

§ 19. 

B.  Das  Verfahren  beim  Obergericht  und  Höchsten  Gericht. 

Bei  den  Obergerichten  findet  im  Grossen  und  Ganzen  dasselbe 
schriftliche  Verfahren  wie  bei  den  Unterinstanzen  statt,  doch  finden 
die  extraordinären  Prozessarten  keine  Anwendung.  Betreffs  des  Be- 
klagten, der  vor  dem  Obergericht  nicht  erscheint,  wird  angenommen, 
dass  er  an  dem  Verfahren  vor  dem  Untergericht  und  dessen  Entschei- 
dung festhalten  wolle. 

Das  dänische  und  das  norwegische  Höchste  Gericht*)  halten 
jährlich  mehrere  Sitzungen  ab.  Die  Klage  an  das  Höchste  Gericht 
muss  eingelegt  werden,  in  Norwegen  mindestens  4 Wochen  vor  der 
Sitzung,  zu  welcher  die  Sache  eingebracht  wird,  und  in  Dänemark 

J)  In  Norwegen  werden  alle  Geldstrafsachen  als  Strafsachen  nach  dem  Straf* 
prozessgesetz  behandelt,  und  für  diese  Sachen  gilt  dort  keine  Appelsumme. 

2)  Deuntzer,  Appell  §§  2 und  3,  Getz,  Berufung  § 7. 

3)  Dän.  Verordnung  vom  25.  Januar  1805  § 18,  norweg.  Verordnung  vom 
11.  August  1797  § 17. 

4)  Dän.  Verordnung  vom  6.  September  1805,  norweg.  Gesetz  vom  2t.  Jnui 
1886  § 1. 

b)  D.  h.  Sachen,  die  die  persönliche  Stellung  einer  Partei  oder  ihren  und 
guten  Namen  betreffen. 

6)  D.  L.  1-6-18,  N.  L.  1—6—16. 

7)  Dän.  Plakat  vom  23.  Mai  1840. 

8)  Norweg.  Gesetz  vom  21.  Juni  1886  § 1. 

9)  Die  wichtigsten  Bestimmungen  über  das  Verfahren  vor  den  Höchsten  Gerichten 
finden  sich  in  der  dan.-norweg.  Instruct.  vom  7.  Dezember  1771,  im  dänisch-norwe- 
gischen Patent  vom  10.  November  1774,  norweg.  Gesetz  vom  12.  September  1818,  vom 
15.  Juli  1839,  vom  8.  September  1842,  vom  11.  April  1863  und  vom  30.  Mai  1891.  Ord- 
nung und  Verfahren  bei  den  Höchsten  Gerichten  sind  im  Wesentlichen  uralt  und 
stammen  von  den  alten  dänischen  „Herrentagen“,  wo  König  und  Reichsrath  die  Sachen 
entschieden.  S.  übrigens  Deuntzer,  Appell  § 17  und  Getz,  Berufung  §§  31  und  32. 
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mindestens  6 Wochen  vor  der  ersten  ordentlichen  Sitzung;1)  eine  Be- 
stimmung, die  ein  Ueberrest  aus  der  Zeit  ist,  wo  das  Höchste  Gericht 
nur  einmal  jährlich  abgehalten  wurde.  Von  den  angeführten  Regeln 
giebt  es  jedoch  verschiedene  Ausnahmen,  uud  auf  Grund  einer  Be- 
willigung (Anticipationsbewilligung)  kann  von  der  Regel  abgewichen 
werden.  Die  Klage  muss  überdies  in  gehöriger  Zeit  dem  Gegner  zu- 
gestellt werden,  dieser  wird  aber  nicht  zu  einem  bestimmten  Tage  vor- 
geladen, sondern  zu  dem  Termin,  wo  die  Sache  der  Ordnung  nach  zur 
Verhandlung  kommt. 

Das  Verfahren  vor  dem  Höchsten  Gericht  ist  in  Uebereinstimmung 
mit  den  oben  besprochenen  Regeln  an  das  Verfahren  in  den  voran- 
gehenden Instanzen  gebunden,  und  alle  Beweise  müssen  in  schriftlicher 
Form  vorgebracht  werden.  Aber  das  Verfahren  ist  doch  im  Prinzip 
rein  mündlich,  indem  die  Akten  und  die  Beweise  nicht  dem  Gericht 
zur  eigenen  Durchsicht  übergeben  werden,  sondern  nur  insoweit  zur 
Kenntniss  des  Gerichts  kommen,  als  sie  durch  einen  Gerichtssekretär 
verlesen  oder  von  den  Parteien  mündlich  geltend  gemacht  werden. 
Sollen  neue  Beweise,  Thatsachen  oder  Einreden  vorgebracht  werden, 
so  müssen  sie  im  Voraus  dem  Gegner  mitgetheilt  sein.2) 

Die  Darstellung  der  Parteien  erfolgt  ohne  Schriftwechsel  durch 
freien  mündlichen  Vortrag.  In  wichtigeren  Sachen  pflegen  die  Anwälte 
einen  gedruckten  Schriftsatz,  der  die  wichtigsten  Theüe  der  Prozessakten 
auszugsweise  enthält,  unter  die  Mitglieder  des  Gerichtshofes  vertheilen 
zu  lassen.3) 

In  Verbindung  mit  dem  erwähnten  Charakter  des  Prozesses  steht 
es,  dass,  wenn  der  Beklagte  nicht  erscheint,  die  Sache  nicht  mündlich, 
sondern  durch  Wechsel  von  Schriftsätzen  behandelt  wird,4)  denn  nur 
dadurch  kann  der  Beklagte  davor  gesichert  werden,  dass  der  Gegner 
es  unterlässt,  die  vom  Beklagten  in  den  untergeordneten  Instanzen  vor- 
gebrachten  Beweise,  Thatsachen  u.  dergl.  im  Höchsten  Gericht  vorzu- 
führen. Auch  in  anderen  Fällen  kann  ein  schriftliches  Verfahren  auf 
Beschluss  des  Gerichtshofes  stattfinden,5)  namentlich  um  die  Behandlung 
der  Sachen  zu  beschleunigen.6) 

Die  Urtheile  der  Höchsten  Gerichte  waren  früher  nicht  mit  Gründen 


*)  Diese  beginnt  den  ersten  Donnerstag  im  März.  Die  Sitzungen  des  norwe- 
gischen Höchsten  Gerichts  beginnen  den  ersten  Dienstag  nach  Neujahr  und  den 

ersten  Dienstag  im  September. 

3)  Dän.  Plakat  vom  12.  Mai  1784,  norweg.  Gesetz  vom  12.  September  1818  § 15. 

3)  Norweg.  Gesetz  vom  15.  Juli  1839. 

4)  Reskript  vom  7.  Aprü  1784. 

5)  Wie  bemerkt,  sieht  das  Gericht  die  Akten  nicht.  Wenn  beide  Parteien  er- 
scheinen, achtet  natürlich  jede  Partei  darauf,  dass  alle  ihr  günstigen  Umstände  vor- 
gebracht werden.  Wenn  aber  nur  eine  Partei  erscheint,  könnte  sie  Umstände,  die  in 
den  Akten  stehen,  verschweigen  oder  erdichtete  Umstände  bringen.  Darum  soll  in 
diesem  Fall  schriftliches  Verfahren  stattfinden,  damit  das  Gericht  Einsicht  der  Akten 
erhält. 

6)  Norweg.  Gesetz  vom  30.  Mai  1891. 
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versehen.  Jetzt  ist  aber  in  Dänemark  dem  Höchsten  Gericht  die  Pflicht  auf- 
erlegt,1) Urtheilsgründe  zu  geben,  entweder  durch  schriftliche  Abfassung 
oder  durch  öffentliche  Abstimmung  der  Richter  (Votirung);2)  bis  jetzt 
ist  die  erstbenannte  Form  ausschliesslich  benutzt  worden*  In  Norwegen 
soll  die  Votirung  öffentlich  stattfinden,  und  eine  kurzgefasste  gemein- 
same Begründung  in  den  schriftlich  behandelten  Sachen  abgegeben 
werden.3) 

§ 20. 

14.  Exekution.  (Zwangsvollstreckung).4 5) 

L Ist  der  Schuldner  zur  Vornahme  einer  Handlung  verur- 
theilt,  so  wird  im  Urtheil  eine  Geldstrafe  festgesetzt,  durch  welche  er 
zur  Vornahme  der  Handlung  gezwungen  wird.6)  Besteht  die  Handlung 
in  der  Herausgabe  eines  Grundstücks  oder  einer  beweglichen  Sache, 
und  ist  die  betreffende  Sache  im  Besitz  des  verurtheilten  Schuldners, 
so  kann  das  Urtheil  unmittelbar  dadurch  vollstreckt  werden,  dass  die 
Sache  mit  Hülfe  der  Staatsgewalt  dem  Schuldner  weggenommen  und 
dem  Gläubiger  übergeben  wird. 

Geht  das  Urtheil  auf  Unterlassung  einer  Handlung,6)  so 
zieht  jede  Zuwiderhandlung  Schadensersatz,  und  in  Dänemark  zugleich 
Geldstrafe  nach  sich,  doch  müssen  diese  Folgen  in  einem  neuen  Prozess 
geltend  gemacht  werden* 

n.  Wenn  dem  verurtheilten  Schuldner  Zahlung  von  Geld 
(darunter  Geldstrafe)  auferlegt  ist,  so  wird  das  Urtheil  in  das  beweg- 
liche oder  unbewegliche  Vermögen  des  Schuldners  vollstreckt;  die 
Zwangsvollstreckung  zerfällt  gewöhnlich  in  zwei  Abschnitte:  die 
Pfändung  (Udläg,  Exekution),  wodurch  Gegenstände  von  genügendem 
Werth  aus  dem  Vermögen  des  Verurtheilten  zur  Befriedigung  des 
Gläubigers  rechtlich  Vorbehalten  (mit  Beschlag  belegt)  werden,  und  die 
Versteigerung  (Auktion),  wodurch  diese  Gegenstände  verkauft  werden 
und  dem  Gläubiger  aus  dem  Erlöse  Befriedigung  gewährt  wird. 

Sowohl  Pfändung  als  Versteigerung  sind  selbstständige  judizielle 
Akte,  die  von  einem  Gerichtsbeamten  als  solchem  vorgenommen  werden 
und  nur  mittelst  Berufung  aufgehoben  werden  können.  Die  Pfändung 
wird  — wie  Vollziehungen,  Arrest  und  einstweilige  Verfügungen  — 
in  Dänemark  ausserhalb  Kopenhagens  vom  Vogte  vorgenommen,  welches 

J)  Dän.  Gesetz  vom  8.  März  1856. 

5)  Jeder  Richter  spricht  also  öffentlich  seine  Auffassung  aus.  Man  erfahrt  auf 
diese  Weise  die  Gründe  jedes  einzelnen  Richters,  aber  eigentlich  nicht  die  Gründe 
des  Gerichts. 

3)  Norweg.  Gesetz  vom  11.  Aprü  1863  und  vom  30.  Mai  1891  § 6. 

4)  Nellemann,  Exekution  (3.  Ausg.  1896);  Schweigaard,  §§  180 — 206.  Für 
Island  sind  die  Bestimmungen  über  Zwangsvollstreckung,  die  im  Wesentlichen  mit 
dem  dänischen  Recht  übereinstimmen,  durch  ein  Gesetz  vom  1.  November  1887  ko- 
difizirt. 

5)  D.  und  N.  L.  1 — 5 — 15,  dän.  Verordnung  vom  6.  April  1842,  vergl.  Nellemann 
§ 164. 

6)  Dän.  Verordnung  vom  6.  April  1842  §§  8 und  9. 
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Amt  vom  Unterrichter  bekleidet  wird,  während  es  in  Kopenhagen  einen 
besonderen  Beamten  giebt,  welcher  der  Vogt  des  Königs  genannt  wird. 
In  Nonregan  wird  die  Pfändung  in  den  Landbezirken  durch  die  Lens- 
männer,1)  in  den  Städten  aber  durch  den  gewöhnlichen  Unterrichter 
vorgenormnen.  Bei  der  Pfändung  sind  zwei  Gerichtszeugen  zuzu- 
ziehen.2) 

Die  Berufung  gegen  eine  Pfändung  erfolgt  in  Kopenhagen  und 
Kristiania  an  das  Hof-  und  Stadtgericht  bezw.  an  das  Stadtgericht,3) 
und  von  diesen  an  das  Höchste  Gericht;  ausserhalb  der  Hauptstädte 
an  die  Obergerichte4)  und  von  dort  an  das  Höchste  Gericht. 

III.  Nicht  nur  Urtheile  und  die  vor  den  Vergleichskommissionen 
abgeschlossenen  Vergleiche  können  vollstreckt  werden,  sondern  in 
Dänemark  jeder  vor  einem  Gericht  abgeschlossene  Vergleich5)  und  in 
Norwegen  jeder  vor  einem  eigentlichen  Gerichtshof  oder  einem  Ver- 
th eilungsgericht  (aber  nicht  vor  einem  Vogtgericht  oder  Auktions- 
gericht) abgeschlossene  Vergleich.6) 

IV.  Eine  Pfändung  ohne  vorhergehendes  Urtheil  oder  -vorher- 
gehenden Vergleich  ist  in  Dänemark  zulässig,  wenn  sich  der  Schuldner  in 
einem  Hypothekenschuldbriefe  (der  ein  Pfandrecht  an  einem  Grundstück 
einräumt)  der  Exekution  unterworfen  hat,  jedoch  kann  hier  nur  Pfän- 
dung in  das  verpfändete  Grundstück,  nicht  in  das  übrige  Vermögen  des 
Schuldners  erfolgen.7)  In  Norwegen  kann  in  solchen  Fällen  sogar 
die  Pfändung  unterbleiben  und  alsbald  die  Versteigerung  ohne  vorher- 
gehende Rechtsverfolgung  abgehalten  werden;  in  einigen  besonderen 
Fällen  kann  dies  sogar  ohne  Vereinbarung  geschehen.8) 

V.  Eine  besondere  Art  der  Pfändung,  die  keine  vorangehende 
Rechtsverfolgung  voraussetzt  und  in  gewissen  Beziehungen  anderen 
Regeln  folgt  als  den  für  die  gewöhnliche  Pfändung  geltenden,  ist  die 
sogenannte  Auspfändung9)  (Udpantning),  die  ohne  besondere  Verein- 
barung bei  einer  grossen  Menge  von  Forderungen  statthalt  ist,  deren 
Grösse  und  Richtigkeit  gewöhnlich  ausser  Zweifel  sein  werden,  z.  B. 
bei  Steuern  und  öffentlichen  Abgaben,  bei  den  von  der  Obrigkeit  fest- 
gesetzten Alimentenbeiträgen  u.  a.  Sowohl  unbewegliche  als  beweg- 
liche Sachen  sind  dieser  Auspfändung  unterworfen.10) 

l)  Norweg.  Gesetz  vom  21.  Juli  1894  § 3. 

9)  Dän.  Verordnung  vom  9.  Juni  1847  § 13,  vorweg.  Gesetz  vom  28.  August 
1854  § 10. 

3)  Dän.  Verordnung  vom  15.  Juni  1771  §§  12  und  13,  norweg.  Gesetz  vom 
17.  März  1866  §§  1 und  9. 

b Ueber  verschiedene  Ausnahmen  in  Norwegen  s.  Getz,  Berufung  S.  24. 

b)  Dän.  Plakat  vom  21.  Januar  1820. 

6)  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  § 82. 

7)  Dän.  Gesetz  vom  29.  März  1873  § 15. 

8)  Norweg.  Gesetz  vom  23.  April  1892  § 45  und  vom  28.  Juni  1887  § 18  (Nor- 
wegens Bank  und  die  Hypothekenbank),  vom  6.  Juli  1887  § 12,  vom  15.  September 
1851  § 1 und  anderweit. 

9)  Nelle  mann,  Exokution  §§  25 — 27;  Schweigaard,  § 182. 

10)  Die  Auspfändungsbestimmungen  sind  in  Dänemark  enthalten  im  Gesetz  vom 
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VI.  Wenn  Jemand  in  einem  Hause,  ohne  dazu  ein  Recht  zu  haben, 
wohnen  bleibt,  und  speziell,  wenn  der  Miether  nach  vorausgegangener 
gesetzmässiger  Kündigung  aus  dem  Miethshause  nicht  auszieht,  so  kann 
der  Hauseigenthtimer  ihn  ohne  vorheriges  Urtheil  durch  den  Vogt  des 
Besitzes  entsetzen  lassen.1)  Biese  Bestimmung  wird  in  Dänemark 
auf  alle  Arten  von  Grundstücken  angewendet,  in  Norwegen  aber  wird 
es  für  zweifelhaft  angesehen,  ob  sie  für  Grundstücke  auf  dem  Lande, 
die  nicht  Inliegerorte2 3)  sind,  Geltung  hat.8)  Es  ist  übrigens  anzu- 
nehmen, dass  von  diesem  Recht  zur  Entsetzung  nur  dann  Gebrauch 
gemacht  werden  kann,  wenn  das  Recht  des  Eigenthümers  klar  ist. 

Der  Pfandhaber  an  einem  Grundstück  kann  ohne  vorhergehende 
Klage  sich  in  das  Grundstück  durch  den  Vogt  einsetzen  lassen,  wenn 
Zinsen  oder  Abträge  nicht  rechtzeitig  gezahlt  werden;  er  darf  dann 
das  Grundstück  auf  Kosten  des  Schuldners  verwalten  und  nutzen.4) 

Endlich  wird  in  Dänemark  angenommen,  dass  Einsetzung  in  be- 
wegliche Sachen,  deren  Identität  ausser  Zweifel  steht,  durch  den  Vogt 
stattfinden  kann. 

§ 21. 

A,  Anfang  and  Dauer  der  Vollstreckbarkeit.5) 

Urtheile  können  gewöhnlich  nicht  sogleich  nach  ihrem  Erlass  voll- 
streckt werden,  sondern  erst,  wenn  sie  dem  Verurtheilten  zugestellt 
sind,  und  eine  bestimmte  Frist  danach  verstrichen  ist.  Diese  Frist, 
die  in  jedem  einzelnen  Falle  im  Urtheile  angegeben  wird,  ist,  wenn  das 
Urtheil  auf  Geldzahlung  gerichtet  ist,  gesetzlich  für  die  Urtheile  der 
Unter-  und  Obergerichte  auf  15  Tage  festgesetzt.6)  In  gewissen  Fällen, 
namentlich  in  Gastrechts-  und  Polizeisachen,  beträgt  die  Voll  streckungs- 
frist nur  3 Tage.7)  Die  vom  Höchsten  Gericht  erlassenen  Urtheile,  die 
zur  Geldzahlung  verpflichten,  können  ohne  vorhergehende  Zustellung 
und  ohne  Vollstreckungsfrist  vollstreekt  werden.  Dies  steht  damit  in 
Verbindung,  dass  die  Vollstreckungsfrist  den  Zweck  hat,  dem  Verur- 
theilten Zeit  zu  geben  zur  Ueberlegung,  ob  er  Berufung  einlegen  wolle; 
übrigens  gilt  die  Vollstreckungsfrist  bei  den  Urtheilen  der  Unter-  und 


29.  März  1873  und  im  Gesetz  für  die  Färöer  vom  3Ü. 'März  1894;  in  Norwegen  finden 
sie  sich  in  einer  grossen  Menge  spezieller  Gesetze.  Für  Island  Gesetz  vom  16.  De- 
zember 1885. 

*)  D.L.  6—14 — 7,  N.L.  6—14—6;  vergl.  Nellemann,  Exekution  §23;  Schwei- 
gaard,  § 206. 

*)  Inliegerort  bedeutet  in  Norwegen  ein  kleines  Baus  auf  dem  Lande  mit  einem 
Grundstück,  zu  einem  grösseren  Besitz  gehörig,  und  vom  Eigenthümer  vermiethet. 
Der  Miether  heisst  „Indligger“. 

3)  Norweg.  Gesetz  vom  24.  September  1851  § 16  ff. 

4)  D.  und  N.L.  5—7—8. 

&)  Nellemann,  Exekution  §5;  Nellemann,  § 164;  Schweigaard,  § 184;  Hage- 
rup,  § 134  (sämmtl.  dän.). 

6)  Dän.  Gesetz  vom  11.  April  1890  § 6,  norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 31. 

’)  D.L.  1—24-17,  N.L.  1—22—19,  dän.  Verordnung  vom  22.  October  1701  § 4, 

dän*  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  § 47* 
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Obergerichte,  selbst  wenn  sie  in  concreto  inappellabel  sind,  wie  auch 
der  Ablauf  der  Vollstreckungsfrist  und  sogar  das  Vornehmen  der  Voll- 
streckung die  Berufung  nicht  ausschliesst. 

Was  Urtheilo  anderen  Inhalts  betrilft,  so  namentlich  solche,  die 
die  Vornahme  einer  Handlung  gebieten,  so  stellt  das  Urtheil  in  jedem 
einzelnen  Falle  eine  angemessene  Frist  nach  der  Zustellung  des  Urtheils 
zur  Vollstreckung  fest.  Auch  die  Urtheile  des  Höchsten  Gerichts  diesen 
Inhalts  setzen  eine  solche  Frist  fest,  die  mit  der  Zustellung  des  Urtheils 
beginnt. 

Zur  Vollstreckung  von  Vergleichen  ist  weder  die  Zustellung  noch 
eine  Vollstreckungsfrist  erforderlich. 

Die  meisten  Urtheile,  nämlich  alle  diejenigen,  welche  auf  Geldzahlung 
(jedoch  nicht  auf  Zahlung  von  Geldstrafen)  gerichtet  sind,  bewahren  nur 
innerhalb  begrenzter  Zeit  ihre  Vollstreckungskraft,1)  und  zwar  in 
Dänemark  Jahr  und  Tag  (1  Jahr  und  6 Wochen)  nach  ihrem  Erlass,2) 
in  Norwegen  3 Jahre  nach  dem  Erlass.3)  Dasselbe  gilt  von  vollstreck- 
baren Vergleichen  des  erwähnten  Inhalts,  nur  wird  die  Frist  nicht  vom 
Abschluss  des  Vergleichs,  sondern  von  dessen  Verfallzeit  an  gerechnet.4) 

Ein  Urtheil  kann  die  verlorene  Vollstreckungskraft  wieder  gewinnen, 
entweder  dadurch,  dass  beim  höheren  Gericht  behufs  Bestätigung  ap- 
pellirt  wird  oder,  wenn  es  ein  Urtheil  des  Höchsten  Gerichts  ist,  durch 
seine  Einbringung  vor  dieses  Gericht,  oder  durch  Erhebung  einer  neuen 
Klage  in  erster  Instanz.5) 

Die  Vollstreckungskraft  der  Urtheile  ist  suspendirt,  so  lange  die 
Berufung  schwebt  oder  zulässig  ist.6)  Doch  können  alle  Urtheile  in 
Wechselsachen  und  alle  anderen  auf  Grund  von  Urkunden  ergangenen 
und  beim  Höchsten  Gericht  angefochtenen  Urtheile  ohne  Rücksicht  auf 
die  eingelegte  Berufung  vollstreckt  werden,  sofern  während  des  Rechts- 
streits kein  Widerspruch  gegen  die  Richtigkeit  der  Forderung  erhoben 
ist.7)  Weiter  können  in  Norwegen  Urtheile,  deren  Vollstreckung  nicht 
durch  „Absetzung“  (vergl.  unten)  gesichert  werden  kann,  auf  Antrag 
gegen  Sicherstellung  ohne  Rücksicht  auf  Berufung  für  vollstreckbar  er- 
klärt werden,8)  während  dies  in  Dänemark  nur  in  einigen  speziellen 
Fällen  geschehen  kann.9) 

„Absetzung“  (dänisch  Afsätning,  worunter  eine  vorläufige  Pfän- 


x)  Nellemann,  Exekution  § 8;  Schweigaard,  § 186. 

2)  Dän.  Verordnung  vom  17.  Mai  1690. 

3)  Norweg.  Gesetz  vom  22.  Juni  1863. 

4)  Dän.  Plakat  vom  13.  August  1798,  norweg.  Gesetz  vom  20,  Juli  1824  § 71. 

5)  Dän. -norweg.  Verordnung  vom  18.  März  1796,  norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli 
1824  § 71. 

6)  D.L.  1—24-54,  N.L.  1—22—56;  vgl.  Nellemann,  Exekution  §§  6 und  7; 
Schweigaard,  § 185. 

7)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  13.  Januar  1792,  dän  Wechselprozessgesetz  vom 
28.  Mai  1880  § 7,  norweg.  Weehselprozessgesetz  vom  17,  Juni  1880  § 8. 

8)  Norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 82. 

®)  Dän.  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  § 46. 
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düng  zu  verstehen  ist,  der  später  eine  endgültige  Pfändung  nachfolgen 
muss,  um  zur  Versteigerung  zu  führen,  ähnlich  wie  beim  Arrest  nach 
der  deutschen  C.P.O.)  kann  in  Norwegen  im  Falle  eingelegter  Berufung 
bei  jedem  Urtheil,  das  auf  Geldzahlung  lautet,  stattfinden,1)  in  Däne- 
mark aber  nur,  wenn  das  Urtheil  in  einer  Wechselsache  gefällt  ist,  oder 
auf  Grund  von  anderen  Urkunden  ergangen  und  beim  Höchsten  Gericht  an* 
gefochten  ist,  und  während  des  Verfahrens  Widerspruch  gegen  die  Richtig- 
keit der  Forderung  erhoben  worden  ist,2)  „Absetzung“  kann  ferner, 
obgleich  das  Urtheil  nicht  angefochten  ist,  in  einigen  speziellen  Fällen 
stattfinden.3) 

§ 22. 

B.  Ausführung  der  Vollstreckung. 

I.  Die  Vollstreckung  soll  am  Wohnsitz  des  Schuldners  beginnen,4) 
es  sei  denn,  dass  er  im  Auslande  wohnt.  Auch  finden  in  gewissen 
Fällen  Ausnahmen  statt;  so  kann  der  Gläubiger,  wenn  ein  Grundstück 
verpfändet  ist,  mit  der  Vollstreckung  auf  diesem  beginnen,  solchenfalls 
darf  er  aber  die  Pfändung  nicht  auf  andere  Sachen  ausdehnen.5)  Nicht- 
einhaltung der  erwähnten  Regel  hat  die  Folge,  dass  die  Pfändung  auf 
Antrag  des  Schuldners  im  Wege  der  Berufung  aufgehoben  werden  kann. 

Die  Pfändung  erfolgt6)  dadurch,  dass  vom  Vermögen  des  Schuld- 
ners so  viel  aufgezeichnet  und  taxirt  wird,  als  zur  Deckung  der  Forde- 
rung nebst  Kosten  erforderlich  erscheint,  und  dass  der  Vogt  diese  Ver- 
mögensstücke für  gepfändet  erklärt. 

Der  Regel  nach  hat  der  Schuldner  das  Recht,  diejenigen  Sachen 
zu  bezeichnen,  welche  er  gepfändet  zu  sehen  wünscht,7)  doch  darf  er 
ohne  No  th  wendigkeit  nicht  solche  Sachen  an  weisen,  deren  Aufbewah- 
rung oder  Veräusserung  besonders  schwierig  ist.  Ist  er  bei  der  Pfän- 
dung nicht  gegenwärtig,  oder  weigert  er  sich,  Sachen  anzuweisen,  so 
kann  der  Gläubiger  die  Pfandstücke  wählen,  jedoch  innerhalb  gewisser 
Beschränkungen.  So  unterliegen  z.  B.  das  nothwendige  Werkzeug  und 
die  Materialien  eines  Gewerbetreibenden  so  lange  nicht  der  Pfändung, 
als  noch  anderes  bewegliches  Vermögen  vorhanden  ist.8) 

l)  Norweg.  Gesetz  vom  4.  Juni  1892  § 32. 

*)  Däu.-norweg.  Verordnung  vom  13.  Januar  1792,  dän.  Wechselprozessgesetz  vom 
28.  Mai  1880  § 7. 

3)  D.L.  1—24—22,  N.L.  1—22-24. 

4)  D.L.  1—24—17.  N.L.  1—22—19;  vergl.  Nellemann,  Exekution  § 10;  Schwei- 
gaard,  § 188. 

5)  Wenn  das  Grundstück  nicht  ausreichenden  Werth  hat,  um  den  Gläubiger  zu 
decken,  so  wird  derselbe  naturgemäss  verlangen,  dass  die  Pfändung  auf  andere  Sachen 
ausgedehnt  werde.  Will  er  dies,  so  muss  er  mit  der  Vollstreckung  am  Wohnorte 
des  Schuldners  beginnen  (D.L.  1—24— 17,  N.L.  1 — 22 — 19);  er  braucht  aber  nicht  am 
Wohnort  mit  der  Pfändung  zu  beginnen,  wenn  er  sich  nur  an  sein  Pfand  halten  will. 

6)  Nellemann,  Exekution  §§  13—17;  Schweigaard,  § 200. 

7)  So  hat  sich  das  Verfahren  durch  die  Praxis  entwickelt,  während  die  Gesetz- 
bücher Christians  V.  und  mehrere  andere  Gesetze  die  entgegengesetzte  Regel  enthalten. 

8)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  15.  Dezember  1797;  vergl.  D.L.  1—24  — 23,  N.L. 
1—22—25,  dän.  Verordnung  vom  24»  Mai  1845. 
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Gewisse  Sachen  sind  positiver  Bestimmung  zufolge  entweder  un- 
bedingt oder  auf  Antrag  des  Schuldners  der  Pfändung  nicht  unter- 
worfen,1) wie  das  Diensteinkommen,2)  die  Pensionen  und  dergi.  der 
Beamten,  der  Arbeits-  und  Dienstlohn,  in  Dänemark  so  lange  er  nicht 
fällig  ist,  in  Nonvegen  sogar  bis  12  Wochen  nach  der  Fälligkeit,3)  in 
Norwegen  auch  Früchte  auf  dem  Halm.4)  Ferner  sind  ausgenommen  die 
nothwendigen  Kleidungsstücke,  Betten  und  dergi.  des  Schuldners  und 
seiner  Familie  nebst  den  zum  Lebensbedarf  gehörigen  Gegenständen,5) 
in  Dänemark  bis  auf  einen  Werthbetrag  von  60  Kronen  oder;  20  Kronen, 
je  nachdem  der  Schuldner  Familienversorger  ist  oder  nicht.  In  Nor- 
wegen erstreckt  sich  die  Befreiung  des  Schuldners  sogar  bis  auf  einen 
Betrag  von  200  Kronen,  er  sei  Familienversorger  oder  nicht,  und  dehnt 
sich  auf  die  für  ihn  und  seine  Familie  auf  4 Wochen  erforderlichen 
Nahrungs-  und  Feuerungsmittel,  sowie  auf  die  zum  Unterhalt  für  ihn 
und  seine  Familie  nothwendigen  Hausthiere  und  dergi.  aus.  Uebrigens 
gelten  viele  der  gedachten  Ausnahmen  nicht,  wenn  der  betreffende 
Gegenstand  dem  Gläubiger  für  seine  Forderung  besonders  verpfändet  war, 
oder  wenn  die  Pfändung  für  Steuern  oder  andere  öffentliche  Abgaben 
oder  für  Entschädigüngsforderungen  oder  zur  Erfüllung  einer  Alimenten- 
Verpflichtung  erfolgt. 

Der  Schuldner  ist  in  Dänemark  anzugeben  verpflichtet,  welche  Ver- 
mögensstücke er  besitzt,  und  wo  sie  zu  finden  sind,  und  kann  im 
Weigerungsfälle  durch  Haft,  die  jedoch  6 Monate  nicht  übersteigen 
darf,  dazu  gezwungen  werden.6)  Die  hierdurch  erwachsenen  Kosten 
werden  von  der  Staatskasse  vorbehaltlich  des  Regresses  gegen  den 
Schuldner  verauslagt. 

H.  Einreden,  die  während  des  Vollstreckungs  verfahre  ns  vom  Schuld- 
ner oder  von  einem  Dritten  vorgebracht  werden,  unterliegen  der  Ent- 
scheidung des  Vogtes.7)  Das  Verfahren  vor  diesem  ist  schriftlich  und 
geht  gewöhnlich  durch  Erklärungen  zum  Protokoll  des  Vogtes  vor 
sich,  da  wegen  des  Charakters  und  des  Zweckes  des  Verfahrens  in  der 
Regel  ohne  Einverständniss  beider  Parteien  kein  Ausstand  bewilligt 
werden  kann  weder  zum  Zweck  der  Erwiderung  noch  zur  Beibringung 
von  Beweis.  Die  Entscheidung  des  Vogtes  kann  deshalb  leicht  auf 
nicht  ausreichendem  Material  aufgebaut  sein,  und  hiemit  steht  die  oben 
(S.  825)  erwähnte  Zulassung  des  Vorführens  neuer  Einreden  u.  s.  w.  bei 


1)  Nellemann,  Exekution  § 12;  Schweigaard,  § 195. 

2)  Dän.  Plakat  vom  27.  Juni  1781  und  vom  7.  Januar  1784,  norweg.  Gesetz  vom 
29.  März  1890  § 1. 

3)  Dän.  Konkursgesetz  vom  25.  März  1872  § 161 norweg.  Gesetz  vom  29.  März. 
1890  § 1. 

4)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  März  1890  § 1. 

ä)  Dän.  Konkursgesetz  vom  25.  März  1872  § 160,  norweg.  Gesetz  vom  29.  März. 
1890  § 2. 

e)  Dän.  Konkursgesetz  vom  25.  März  1872  § 167. 

7)  Nellemann,  Exekution  § 16;  Schweigaard,  § 202. 
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clor  Berufung  in  Verbindung.  Der  Vogt  kann  nur  entscheiden,  ob  er  das 
Verfahren  — ohne  oder  gegen  Sicherheitsleistung  — fördern  oder  nicht 
fördern  will,  im  übrigen  kann  er  die  Sache  nicht  erledigen.  Er  kann 
nur  entscheiden,  was  er  selbst  thun  will ; dies  wird  so  streng  einge- 
halten, dass  der  Vogt  keiner  Partei  die  durch  das  Vollstreckungs ver- 
fahren entstehenden  Kosten  auflegen  noch  Geldstrafe  für  ungeziemen- 
des Verhalten  vor  dem  Vogtgericht  verhängen  kann. 

III.  Die  Pfändung  gewährt  ein  sowohl  dem  Schuldner  als  seinen 
Gläubigern  gegenüber  gesichertes  dingliches  Recht1)  zur  Erhaltung 
der  Befriedigung  aus  dem  gepfändeten  Vermögen,  doch  ist  in  ge- 
wissen Fällen  „Dinglesung“  (Verlautbarung)2)  der  Pfändung  erforderlich. 
Ferner  berechtigt  die  Pfändung  zur  Versteigerung,  und  diese  Wirkung: 
kann  nur  durch  Appellation  gegen  das  Pfändungs verfahren3)  suspendirt 
werden. 

Die  Anwendung  von  Schuldhaft  (Zwangshaft)  zur  Beitreibung 
von  Forderungen  ist  weggefallen,4 5)  doch  kann  sie  in  Dänemark,  wenn 
auf  Leistung  einer  Handlung  unter  Androhung  von  Geldstrafe  erkannt 
und  die  Geldstrafe  nicht  beizutreiben  ist,  angeordnet  werden  bis  zur 
Leistung  der  Handlung,  doch  nicht  über  3 Jahre.6)  Der  Gläubiger  muss 
während  der  Haft  Unterhai  tu  ngs-  und  Bewachungskosten  erlegen  und 
kann  diese  Kosten  vom  Schuldner  nicht  erstattet  verlangen.  Ferner  ist 
zu  bemerken,  dass  die  Zahlung  von  Alimentenbeiträgen  für  unehe- 
liche Kinder,  die  Ehefrau  und  eheliche-  Kinder  in  Dänenark  durch 
Gefängniss  bei  Wasser  und  Brod6)  und  in  Norwegen  durch  Zwangs- 
arbeit (nicht  über  3 Monate)7)  erzwungen  werden  kann,  und  dass  an 
Stelle  von  Geldstrafen,  und  in  Norwegen  zugleich  an  Stelle  gewisser 
nicht  beizutreibender  Zollabgaben  Haftstrafe  tritt.8) 


l)  Nellemann,  Exekution  § 18;  Schweigaard,  § 197;  C.  Torp,  Dän.  Dings- 
recht  (1892)  § 35. 

а)  Dinglesung  (Thingläsning  oder  Thinglysning)  bedeutet,  dass  ein  Dokument  auf 
Antrag  der  interessirten  Person  vom  Gerichtsschreiber  in  öffentlicher  Gerichtssitzung 
verlesen  wird.  Eine  solche  Verlesung  ist  in  vielen  Fällen  nothwendig,  namentlich  um  ein 
dingliches  Recht  über  unbewegliches  Gut  zu  begründen  oder  zu  sichern.  Nach  der 
Dinglesung  wird  das  Dokument  protokollirt. 

3)  Wird  nur  gegen  das  Urtheil  appellirt,  nicht  aber  gegen  das  stattgefundene 
Pfändimgsverfahren,  so  wird  die  Auktion  nicht  suspendirt. 

4)  Dän.  Konkursgesetz  vom  25.  März  1872  § 162,  norweg.  Gesetz  vom  3.  Juni 
1874  § 1. 

5)  Dän.  Verordnung  vom  6.  April  1842  § 4,  dän.  Konkursgesetz  vom  25.  März  1872 
§ 162,  dän.  Vorordnung  vom  17.  Februar  1847. 

б)  Dän.  Verordnung  vom  16.  November  1836,  dän.  Konkursgesetz  vom  25.  März 
1872  § 163. 

7)  Norweg.  Gesetz  vom  6.  Juli  1892  § 10,  dass.  D.  § 1. 

8)  Dän.  Strafgesetz  vom  10.  Februar  1866  § 30,  dän.  Gesetz  vom  16.  Februar  1866, 
norweg.  Kriminalgesetz  vom  20.  August  1842  II.  § 26,  norweg.  Gesetz  vom  20.  Septbr. 
1845  § 161. 
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C.  Zwangsversteigerung. 

Die  Zwangsversteigerung J)  (Zwangsauktion)  ist,  wie  (S.  829  § 20  II) 
bemerkt,  ein  judizieller  Akt,  der  von  einem  Gerichtsbeamten  vorgenornmen 
wird.*  2)  In  Kopenhagen  und  Kristiania  giebt  es  einen  besonderen  Auktions- 
verwalter, gegen  dessen  Entscheidungen  in  Kopenhagen  Berufung  an  das 
Höchste  Gericht,  und  in  Kristiania  an  das  Stadtgericht,  und  von  diesem 
an  das  Höchste  Gericht  stattfindet.  Ausserhalb  der  Hauptstädte  ist  das 
Amt  des  Auktions Verwalters  fast  überall  mit  dem  des  Unterrichters  ver- 
bunden, und  es  gilt  die  gewöhnliche  Instanzenfolge  (Obergericht  — 
Höchstes  Gericht).  Wenn  Auktionsgericht  (ausserhalb  Kopenhagens) 
abgehalten  wird,  so  sind  zwei  Gerichtszeugen  zuzuziehen.3)  Die  Kom- 
petenz des  Auktionsgerichts  hat  dieselbe  Begrenzung  wie  die  (S.  835) 
erwähnte  des  Vogts,  so  dass  es  nur  bestimmen  kann,  ob  Auktion  statt- 
finden soll  oder  nicht,  oder  was  es  selbst  vornehmen  will.4) 

Regelmässige  Voraussetzung  der  Zwangsversteigerung  ist  eine  vor- 
gängige Pfändung,  doch  kann  ein  Faustpfandgläubiger  nach  voraus- 
gegangener Warnung  des  Schuldners  zur  Versteigerung  ohne  vorher- 
gehende Pfändung  (und  ohne  Urtheil  oder  Vergleich)  schreiten.5)  In 
Norwegen  braucht,  wie  (S.  830  IV)  bemerkt,  ein  Unterpfandgläubiger  an 
unbeweglichem  Vermögen  keine  Pfändung  vorausgehen  zu  lassen,  wenn 
dies  in  dem  Hypothekenbriefe  vereinbart  ist,  und  in  gewissen  anderen 
Fällen,  doch  ist  dem  Schuldner  im  ersten  Fall  durch  Einberufung  zur 
Vergleichskommission  und  im  letzteren  Fall  durch  das  Kundmachungs- 
blatt die  Auktion  bekannt  zu  machen.6) 

In  Dänemark  ist  derjenige,  der  eine  Pfändung  vorgenommen  hat, 
nicht  verpflichtet,  eine  bestimmte  Zeit  zu  warten,  bis  er  zur  Versteige- 
rung schreitet,  in  Norwegen  aber  darf  diese  nicht  vor  Ablauf  von  sechs 
Monaten  nach  der  Pfändung,  wenn  der  Gegenstand  ein  Grundstück  au 


*)  Nellemann,  Die  Lehre  von  der  Auktion  (Kopenhagen  1894);  Schweigaard, 
§§  207—226  (beide  dän.). 

2)  In  Dänemark  soll  übrigens  (mit  wenigen  Ausnahmen  z.  B.  Gesetz  vom  11.  März 
1892  über  freiwillige  Fischauktionen)  jede  Versteigerung,  auch  jede  ganz  freiwillige,  vom 
zuständigen  Gerichtsbeamten  vorgenommen  werden,  während  dies  in  Norwegen  nur  Lei 
Zwangsauktionen  und  gewissen  anderen  Versteigerungen  nothwendig  ist,  vergl.  norwog* 
Gesetz  vom  9.  März  1869  und  vom  4.  April  1891. 

3)  Dän.  Verordnung  vom  9.  Juni  1847  § 13,  norweg.  Gesetz  vom  13.  September 
1830  §§  94  und  190. 

4)  Vergl.  oben  S.  835,  wo  die  Zuständigkeit  des  Vogts  angegeben  ist*  Das 
Auktionsgericht  kann  die  Vornahme  oder  Unterlassung  aller  Handlungen  beschliesscn, 
die  es  selbst  ausführen  kann,  während  es  nicht  bestimmen  kann,  dass  Andere  etwas 
thun  oder  unterlassen  sollen. 

5)  D.  und  N.  L.  5—7—2  und  3,  dän.  Konkursgesetz  vom  25.  März  1872  § 155, 
norweg.  Gesetz  vom  12.  Oktober  1857  § 2,  isländ.  Gesetz  über  Pfandrechte  vom 
4.  November  1887. 

6)  Norweg.  Gesetz  vom  19.  Juni  1882. 
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dem  Lande  ist,  und  zwei  Monaten,  wenn  es  ein  Grundstück  in  einer 
Stadt  ist,  stattfinden.1) 

Die  dänischen  Regeln  über  Zwangsversteigerung  sind  übrigens  von 
den  norwegischen  ziemlich  verschieden.  In  Dänemark  hat  man  den 
Gedanken  durchzuführen  gesucht,2)  dass  die  Zwangsauktion  für  alle 
an  dem  Auktionsgegenstand  Interessirten  vorgenommen  wird, 
während  sie  in  Norwegen  — wie  früher  in  Dänemark  — zunächst  nur 
für  den  Antragsteller  vorgenommen  wird. 

Wer  in  Dänemark  Zwangsauktion  eines  Grundstücks  wünscht, 
hat  einen  dahingehenden  Antrag  beim  Auktionsverwalter  einzureichen, 
und  diesem  Antrag  einen  Entwurf  der  Auktionsbedingungen  und  das 
Ersuchen  beizufügen,  den  Schuldner  und  jeden  anderen,  dessen  Rechts- 
lage durch  den  Verkauf  berührt  werden  kann,  z.  B.  Pfandgläubiger 
oder  Niessbraucher,  zu  einer  Sitzung  behufs  Feststellung  der  Auktions- 
bedingungen einzuberufen.3)  Wenn  die  Einberufung  zu  dieser  Sitzung 
auf  Ersuchen  eines  Pfandhabers4)  stattgefunden  hat,  so  können  andere 
Pfandgläubiger  oder  Pfandhaber  nicht  die  Zwangsversteigerung  des 
Grundstücks  begehren,  so  lange  das  vom  ersten  Pfandhaber  eingeleitete 
Zwangsverfahren  schwebt. 5) 

In  der  erwähnten  Sitzung  werden  die  vorgeschlagenen  Bedingungen 
vereinbart,  wenn  kein  Einspruch  dagegen  erhoben  wird.  Es  bestehen 
jedoch  verschiedene  Regeln  über  den  Inhalt  der  Auktionsbedingungen, 
so  z.  B.  über  die  dem  Käufer  einzuräumende  Zahlungsfrist,6)  die 
Sicherheitsleistung7)  und  dergleichen,  welche  ein  zu  ungünstiges  Er- 
gebnis verhindern  sollen.  Der  Auktionsverwalter  hat  von  Amtswegen 
darauf  zu  achten,  dass  den  gesetzlich  bestimmten  Bedingungen  ohne 
ausdrückliche  Genehmigung  Seitens  aller  Interessenten  nicht  zuwider- 
gehandelt werde,  und  dass  die  vereinbarten  Bedingungen  nicht  in  Wider- 
spruch mit  den  Rechten  nicht  erschienener  vorberechtigter  Pfandgläubiger 
stehen.8)  Entsteht  Streit  rücksichtlich  der  Bedingungen,  so  hat  der 
Auktionsverwalter  einen  Vergleichsversuch  anzustellen,  und  wenn  dieser 
erfolglos  bleibt,  die  Frage  durch  seine  Entscheidung  zu  erledigen.9) 

Sobald  die  Auktionsbedingungen  festgesetzt  sind,  steht  es  dem  An- 
tragsteller nicht  mehr  frei,  das  Auktionsverfahren  wieder  einzustellen, 
sondern  jeder  Pfändungsgläubiger  oder  Pfandhaber,  dessen  Forderung 
fällig  ist,  kann  die  Fortsetzung  des  Verfahrens  fordern.10)  Der  Auktions- 

b Norweg.  Gesetz  vom  14.  Juli  1827  und  4.  Juni  1892  § 34. 

2)  Gesetz  vom  9.  April  1891. 

3)  Dän.  Gesetz  vom  9.  April  1891  § 20. 

4)  „Pfandhaber“  sind  Gläubiger,  die  durch  den  Vogt  Pfändung  und  dadurch  ein 
dingliches  Recht  zur  Befriedigung  aus  den  gepfändeten  Sachen  erlangt  haben. 

5)  Dän.  Gesetz  vom  9.  April  1891  § 20. 

6)  Dän.  Gesetz  vom  9.  April  1891  § 22. 

7)  Dän.  Gesetz  vom  9.  April  1891  § 24. 

8)  Dän.  Gesetz  vom  9.  April  1891  § 27. 

9)  Dän.  Gesetz  vom  9.  April  1891  § 27. 

10)  Dän.  Gesetz  vem  9.  April  1891  § 30. 

Leske  u.  Loewenfei.d,  Rechtsverfolguug.  JI. 


54 


888  Europa. 

Verwalter  hat  von  Amtswegen  die  Auktionen  mittels  Bekanntmachungen 
in  den  Zeitungen  mit  einer  Warnungsfrist  von  mindestens  14  Tagen  anzu- 
beraumen.1) Mehr  als  eine  Auktion  ist  nicht  erforderlich,  doch  kann  der 
Schuldner  und  jeder  andere  Interessent,  der  nach  dem  Gebot  auf  der 
ersten  Auktion  keine  oder  nur  unvollständige  Deckung  erhalten  würde, 
sofort  eine  zweite  Auktion  beantragen.  Mehr  als  zwei  Auktionen  können 
nur  mit  Genehmigung  aller  Interessenten  stattfinden.2) 

In  Norwegen  lindet  keine  Zusammenberufung  zu  einer  vorbereitenden 
Sitzung  statt.  Der  Antragsteller  beantragt  sofort  Vornahme  der  Auk- 
tion, die  von  dem  Auktionsverwalter  anberaumt  und  durch  Bekannt- 
machung in  dem  Kundmachungsblatt  (mindestens  14  Tage  vorher)  und 
auf  andere  Weise  zu  allgemeiner  Kenntniss  gebracht  wird.3)  Die  Auk- 
tionsbedingungen werden  vom  Antragsteller  entworfen;  er  ist  hierbei 
aber  durch  verschiedene  den  dänischen  analoge  Bestimmungen  gebunden, 
namentlich  in  Ansehung  der  Zahlungsfrist  für  das  Kaufgeld.4)  Der 
Gläubiger  kann  nur  die  Bedingungen  festsetzen,  die  ihn  selbst  und  den 
Gegenstand  als  ein  Ganzes  betreff en,  während  diejenigen,  welche  die 
Rechte  Anderer  angehen,  von  diesen  selbst  festzusetzen  sind,  z.  B.  die 
Zahlungstermine  für  das  den  anderen  Pfandgläubigern  Zufallende.5) 
Einsprüche  gegen  die  Bedingungen  sind  auf  der  Auktion  selbst  zu  er- 
heben und  werden  durch  die  Entscheidung  des  Auktionsgerichts  erledigt. 
Der  Antragsteller  kann  zu  jeder  Zeit  die  Auktions Verfolgung  einstellen 
oder  das  geschehene  Auktionsgebot  verwerfen,  selbst  wenn  es  seine 
Forderung  vollständig  decken  würde.  Nur  wenn  er  wegen  mangelnder 
Sicherheit  des  Gebots  den  Zuschlag  verweigert  und  es  sich  später  her- 
ausstellt, dass  seine  Annahme  unbegründet  war,  und  wenn  ferner  das 
Grundstück  in  einer  neuen  Auktion  ein  niedrigeres  Meistgebot  erzielt, 
muss  er  Ersatz  zahlen.  Dieser  Anspruch  muss  jedoch  mittels  besonderer 
Klage  verfolgt  werden.6)  Gelangt  der  Antragsteller  durch  das  statt- 
gefundene Auktionsgebot  nur  theilweise  zur  Befriedigung,  so  können  die 
anderen  an  dem  Pfandstück  Interessirten  nicht  verhindern,  dass  der 
Zuschlag  ertheilt  wird,  es  sei  denn,  dass  sie  den  Antragsteller  be- 
friedigen. 

Die  Auktion  schliesst  in  Dänemark  und  Norwegen  gewöhnlich  damit, 
dass  dem  Meistbietenden  der  Zuschlags  ertheilt  wird,  worauf  dieser  vom 
Auktionsgericht  einen  Kaufbrief  erhält,  sobald  er  die  festgesetzten 
Auktionsbedingungen  erfüllt  hat.  Die  dinglichen  Rechte  (Hypotheken,  Ser- 
vituten, Nutzungsrechte  u.  s.  wr.),  die  durch  das  Meistgebot  nicht  ge- 
deckt vTerden,  erlöschen.  In  Dänemark  können  sie  ohne  Weiteres  in 

1)  Däu.  Gesetz  vom  9.  April  1891  § 31. 

2)  Diin.  Gesetz  vom  9.  April  1891  § 36. 

3)  Norweg.  Gesetz  vom  14.  Mai  1886,  vom  6.  Mai  1854  §§  1 und  2,  und  30.  August 
1842  § 1. 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  30.  August  1842  §§  6 und  8. 

5)  Norweg.  Gesetz  vom  30.  August  1842  § 7, 

6)  Norweg.  Gesetz  vom  30.  August  1842  § 9. 
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dem  Grund-  und  Hypothekenbuch  gelöscht  werden;  in  Norwegen  aber 
wird  zur  Löschung  entweder  ein  Mortifikationsurtheil  oder  Bestätigung 
des  Auktionsverlährens  durch  ein  endgültiges  Urtheil  erfordert,  oder 
es  müssen  drei  Jahre  seit  der  Auktion  verstrichen  sein.1) 

DasKaufgeld  wird  in  der  Regel  direkt  vom  Käufer  an  die  ver- 
schiedenen Berechtigten  ausbezahlt.  In  Dänemark  aber  kann,  wenn 
dieser  Punkt  streitig  ist,  in  den  Auktionsbedingungen  festgesetzt  werden, 
dass  der  zu  zahlende  Betrag  bei  dem  Auktionsverwalter  zu  erlegen  ist. 
welcher  dann  einen  Yerth eilungsplan  entwirft  und  die  Berechtigten  zu 
einem  Termine  einberuft.  Hier  wird  dann  der  Streit  sammt  den  gegen 
den  Entwurf  etwa  erhobenen  Einreden  nach  vorausgegangenem  Ver- 
gleichsversuch durch  Entscheidung  erledigt.2) 

Bei  der  Zwangsversteigerung  beweglicher  Sachen  ist  das  Ver- 
fahren einfacher;  weder  in  Dänemark  noch  in  Norwegen  wird  eine 
vorbereitende  Sitzung  zur  Festsetzung  der  Bedingungen  abgehalten.3) 

§ 24. 

15.  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile. 

Ausländische  Urtheile  und  Vergleiche  können  in  Dänemark  und 
Norwegen  nicht  direkt  voll  streckt  werden.  Nur  schwedische  Urtheile 
werden  in  Dänemark  (und  umgekehrt)  auf  Grund  einer  mit  Schweden 
abgeschlossenen  Konvention  vom  25.  April  1861  vollstreckt.4) 

Dagegen  ist  es  sowohl  in  der  Theorie  als  in  der  Praxis  die  allge- 
meine Meinung,  dass  die  Vollstreckung  eines  ausländischen  Urtheils5) 
in  Dänemark  dadurch  herboigeführt  werden  kann,  dass  auf  Grund  des  aus- 


*)  Norweg.  Gesetz  vom  19.  August  1845  und  vom  6.  März  1869. 

2)  Dän,  Gesetz  vom  9.  April  1891  §§  28  und  41. 

3)  Dän.  Gesetz  vom  9.  April  1891  §§  4 — 19. 

4)  Konvention  vom  25.  April  1861  § 1:  „Urtheile  und  Beschlüsse  der  schwedischen 
Gerichte  können,  insofern  sie  etwas  auderes  als  Strafe  enthalten,  im  Königreiche  Däne- 
mark durch  Exekution  in  bewegliche  oder  unbewegliche  Güter  vollstreckt  werdeD.“ 
Vergl.  oben  Band  2 S.  483  ff. 

5)  Dän.  Justizministerialschreiben  vom  29.  November  1854:  „ ...  es  kann  nicht 
bezweifelt  werden,  dass  eiu  im  Auslande  von  einem  unzweifelhaft  kompetenten  Gerichte 
gefälltes  Urtheil  hier  im  Lande  durch  Belangung  zur  Erfüllung  des  Urtheils  geltend 
gemacht  werden  kann,  und  dass  dann  dieses  Urtheil  unter  der  genannten  Bedingung 
ohne  Weiteres  zu  Grunde  gelegt  werden  will.“ 

Dän.  Justizministerialschreiben  vom  24.  Juli  1863:  .,  . . . Das  Ministerium 
kann  sich  nicht  mit  Entschiedenheit  darüber  aussprechen,  nimmt  aber  nach  den  vor- 
liegenden Präjudikaten  an,  dass  man,  wenn  kein  Einspruch  gegen  die  Kompetenz  des 
fremden  Gerichts  oder  die  formelle  Gültigkeit  des  Urtheils  erhoben  wird,  die  im  Aus- 
lande  stattgefundene  Entscheidung  des  Rechtsverhältnisses  auch  hier  im  Lande  als 
endgültig  betrachten  wird.“ 

Vergl.  Nellemann,  Exekution  § 4;  Getz  in  den  Verhandlungen  des  7.  Nordi- 
schen Juristentages  (1890)  S.  89;  Hagerup,  S.  72,  Urtheil  des  norweg.  Höchsten 
Gerichts  in  der  norweg.  Rechtszeitung  1849  S.  113,  dän.  Obergericlitsurtheil  in  Jur. 
Wochenschrift  f.  1855  S.  413  und  f.  1860  S.  142  und  Urtheil  des  See-  uüd  Handels- 
gerichts in  Kopenhagen  vom  12.  März  1868.  Vergl.  auch  oben  Band  I S:  821  und 
Anm.  5. 
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ländischen  Urtheils,  dessen  Rechtskraft  anerkannt  wird,  vor  dem  inländi- 
schen Gericht  nach  stattgefundenem  Sühnev ersuch  gegen  den  Schuldner 
eine  Klage  erhoben  wird.  Den  Grund  dieser  Klage  bildet  also  das 
ausländische  Judikat,  und  es  findet  hierbei  eine  sachliche  Nach- 
prüfung (rövision  au  fond)  nicht  statt.  Nur  darf  der  ausländische 
Richter  seine  Kompetenz  nicht  weiter  ausgedehnt  haben,  als  die  in- 
ländischen Prozessgesetze  solche  festsetzen;  es  muss  also  das  aus- 
ländische Gericht  nach  inländischem  Prozessrecht  zuständig  gewesen 
sein,  und  das  ausländische  Urtheil  darf  nicht  gegen  inländische  Ver- 
botsgesetze verstossen. 

§ 25. 

16,  Arrest  und  einstweilige  Verfügungen.1)  Schiedsrichterliches 

Verfahren. 

Die  ziemlich  strengen  Arrestbedingungen  in  den  Gesetzbüchern 
Christians  V.2)  sind  durch  die  Praxis,  die  in  mehreren  Gesetzen  voraus- 
gesetzt wird,  fast  gänzlich  beseitigt;  nur  die  eine  Bedingung  ist  übrig 
geblieben,  dass  die  Forderung,  deren  Sicherung  durch  Arrest  begehrt 
wird,  fällig  sein  muss.  Ferner  wird  in  der  Praxis  gefordert,  dass  die 
Richtigkeit  der  Forderung  einigermassen  glaubhaft3)  gemacht  ist;  aber 
dass  sie  urkundlich  bescheinigt  sei,  ist  nicht  erforderlich  und  ebenso 
wenig,  dass  der  Arrestgläubiger  einen  besonderen  Arrestgrund  nach- 
weisen  kann,  weshalb  er  Sicherung  durch  Arrest  erstrebt.  Der  Schutz 
gegen  Arreste  wegen  unbegründeter  Ansprüche  besteht  wesentlich  darin, 
dass  der  Antragsteller  zum  Schadensersatz  verpflichtet  ist,  wenn  der 
Arrest  nachträglich  für  unrechtmässig  befunden  wird,  und  in  der  Sicher- 
heit, die  er  für  diese  Verpflichtung  stellen  muss.4)  Wenn  der  Arrest 
wegen  Wechselforderungen  angeordnet  wird,  so  kann  nach  dänischem 
Recht  keine  Sicherheit  verlangt  werden,  wenn  nicht  der  Schuldner 
während  des  Arrestverfahrens  eine  der  im  Wechselverfahren  zulässigen 
Einwendungen  erhebt.5) 

Der  Arrest  kann  immer  dadurch  abgewendet  werden,  dass  der 
Schuldner  Sicherheit  für  den  Anspruch  leistet,6)  woraus  folgt,  dass  der 
Arrest  wegen  einer  Forderung,  die  schon  durch  hinreichende  Sicherheit 
geschützt  ist,  nicht  angeordnet  werden  kann. 

Der  Arrest  wird  vom  Vogtgerichte  angeordnet,7)  im  Wesentlichen 
ganz  hach  denselben  Regeln  wie  die  Pfändung.  Der  Arrest  hat  die 
Wirkung,  dass  der  Schuldner  die  arrestirten  Sachen  nicht  versetzen, 


*)  Deuntzer,  Ueber  Arrest  und  Verbot  in  civilen  Sachen  (Kopenh.  1888); 
Schweigaard,  §§  227 — 243  (beide  dän.). 

2)  D.  L.  1—21-8  und  9,  N.  L.  1—19-8  und  9. 

3)  In  Norwegen  scheint  man  in  dieser  Beziehung  etwas  mehr  als  in  Dänemark 
su  fordern. 

4)  IX  L.  1-21-4,  N.  L.  1 - 19—4. 

5)  Dän.  Gesetz  vom  28.  Mai  1880  § 9. 

6)  D.  L.  1-21-7,  N.  L.  1-19—7. 

7)  D.  L.  1 — 21 — 1,  N.  L.  1 — 19—1,  norweg.  Gesetz  vom  21.  Juli  1894  § 3. 
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verpfänden  oder  veräussern  darf,  wenn  nicht  der  Gläubiger  vorher  be- 
friedigt ist.  Die  Zuwiderhandlung  gegen  dieses  Verbot  ist  strafbar1) 
und  hat  auch  die  Ungültigkeit  der  vorgenommenen  Disposition  zur 
Folge.  Der  Arrest  schützt  jedoch  nur  gegen  freiwillige  Dispositionen 
des  Schuldners,2)  hindert  aber  die  anderen  Gläubiger  nicht,  Pfändungen 
der  arrestirten  Sachen  vorzunehmen.  Der  Arrest  wird  unwirksam, 
wenn  der  Schuldner  fallirt. 

Die  Zulässigkeit  des  persönlichen  Sicherheitsarrestes  ist  eng 
begrenzt.  Nach  dänischem  Recht3)  kann  er  Inländern  gegenüber  ver- 
hängt werden,  wenn  sie  im  Begriff  sind,  das  Land  für  immer  oder  für  eine 
unbestimmte  Zeit  zu  verlassen;  gegenAusländer  (vgl.  S.  804 u.  842)  findet 
der  persönliche  Sicherheitsarrest  nur  wegen  solcher  Forderungen  statt, 
wegen  welcher  sie  — - ohne  Rücksicht  auf  den  Arrestgerichtsstand  im  Plakat 
vom  30.  November  1821  — in  Dänemark  verklagt  werden  können.  Aehn- 
liche  Regeln  gelten  im  nonvegischen  Recht.4)  In  Dänemark  ist  ausser- 
dem persönlicher  Arrest  in  den  Fällen  zulässig,  wo  eine  Verpflichtung 
zur  Leistung  einer  Handlung  vorliegt,5)  und  wo  desshalb  nach  Erlass 
des  Urtheils  Zwangshaft  anzuwenden  wäre.  Uebrigens  gilt  als  allge- 
meine Bedingung  für  den  persönlichen  Arrest,  dass  er  nicht  angeordnet 
werden  kann,  so  lange  sich  hinreichendes  arrestirbares  Vermögen  vor- 
findet. In  Dänemark  wird  gefordert,  dass  die  Forderung  100  Kronen 
übersteige,  auch  ist  die  Dauer  des  Arrestes  begrenzt.6)  Der  Gläubiger, 
welcher  seinen  Schuldner  verhaften  lässt,  muss  Unterhaltungs-  und 
Bewachungskosten  für  ihn  zahlen  und  kann  für  diese  Kosten  keinen 
Ersatz  vom  Schuldner  verlangen;  die  Schulden  werden  durch  den 
Arrest  nicht  getilgt.  Der  persönliche  Arrest  wird  aufgehoben,  wenn 
der  Arrestgläubiger  Pfändung  ausbringen  kann,  und  wenn  über  das 
Vermögen  des  Schuldners  Konkurs  eröffnet  wird.7) 

Wenn  ein  dinglicher  oder  persönlicher  Arrest  angelegt  ist,  soll  der 
Arrestgläubiger  ihn  ohne  Aufschub  justifiziren,8)  indem  er  bald- 
möglichst den  Schuldner  zum  Vergleichs  versuch  vorladet,  insoweit  ein 
solcher  nothwendig  ist,  und  darauf  baldthunlichst  Klage  erhebt.  Eine 
Versäumniss  in  dieser  Beziehung  bewirkt,  dass  der  Arrest  ohne  Weiteres 
hinfällig  wird,  doch  kann  der  Schuldner  auf  Justifikation  verzichten. 
Das  Verfahren  bezweckt  die  Bestätigung  des  Arrestes  als  eines  gesetz- 
massig  nachgesuchten  und  in  Verbindung  damit  die  Erlangung  eines 
Endurtheils  für  den  Anspruch,  wegen  dessen  der  Arrest  angelbgt  ist. 

*)  Dän.  Strafgesetz  vom  10.  Februar  1866  § 253,  N.  L.  1 — 19 — 14. 

2)  Der  Arrest  ist  zu  dinglesen,  vgl.  oben  S.  835  Note  2,  dän.-norweg.  Plakat  vom 
18.  Januar  1788,  dän.  Verordnung  vom  27.  November  1839. 

3)  Dän.  Konkursgesetz  vom  25.  März  1872  § 164. 

4)  Norweg.  Gesetz  vom  3.  Juni  1874  § 2. 

5)  Dän.  Konkursgesetz  vom  25.  Mär?  1872  § 163. 

6)  Dän.  Verordnung  vom  17.  Februar  1847. 

7)  Dän.  Konkursgesetz  vom  25.  März  1872  § 165,  norweg.  Gesetz  vom  3.  Juni 
1874  § 3. 

8)  D.  L.  1—21—20,  N.  L.  1—19—20. 
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Die  Verfolgung  muss  bei  dem  Gericht,  welches  für  die  Hauptsache  zu- 
ständig ist,  stattfinden,  woraus  folgt,  dass  ein  Arrest  gewöhnlich 
unzulässig  ist,  wenn  der  Schuldner  ein  Ausländer  ist,1a)  weil  die 
Justifikation  dann  unmöglich  wird,  wenn  nicht  für  die  Hauptsache  ein 
besonderer  Gerichtsstand  begründet  ist,  z.  B.  das  forum  contractus. 
Dies  gilt  auch  in  Norwegen ; !)  in  Dänemark  aber  ist  vorgeschrieben,* 2) 
dass  im  Falle  ein  Arrest  in  das  Vermögen  oder  in  die  Person  eines 
Ausländers  vollzogen  ist,  die  Justifikation,  wenn  kein  anderes  inlän- 
disches Gericht  zuständig  ist,  bei  dem  Gericht  verfolgt  werden  kann, 
in  dessen  Bezirk  der  Arrest  angelegt  ist.  Dazu  kann  der  Inhaber  des 
arrestirten Vermögens  als  Vertreter  des  Ausländers  vorgeladen  werden, 
wenn  der  letztere  sich  nicht  selbst  im  Reiche  befindet  oder  daselbst 
einen  Bevollmächtigten  bestellt  hat.  Endlich  schliesst  der  Konkurs  über 
das  Vermögen  des  Ausländers  die  Justifikation  und  die  darauf  folgende 
Pfändung  des  arrestirten  Vermögens  nicht  aus.  Diese  Regeln  werden 
in  der  Praxis  in  ziemlich  weitem  Umfange  in  Fällen  angewendet,  wo 
Ausländer  bei  in  Dänemark  wohnenden  Personen  ein  Guthaben  in 
Geld  haben,  in  der  Art,  dass  der  (inländische  oder  ausländische)  Gläu- 
biger des  Ausländers  bei  diesen  Inländern  in  das  Guthaben  Arrest 
ausbringt  und  diesen  Arrest  nach  Ladung  der  Drittschuldner  verfolgt. 

Während  der  Justifikation  kann  der  Schuldner  nicht  nur  gegen 
die  Richtigkeit  der  Forderung,  sondern  auch  gegen  die  Formalien  des 
Arrestes  Widerspruch  erheben,  obgleich  dadurch  das  Verfahren  des 
Vogtes  der  Beurtheilung  eines  Gerichtes  erster  Instanz  unterworfen 
wird.  Der  Schuldner  kann  auch,  ohne  den  Erfolg  der  Justifikation  ab- 
zuwarten, gegen  den  Arrest  appelliren. 

Wird  der  Arrest  für  unrechtmässig  befunden,  so  hat  der  Arrest- 
sucher dem  Schuldner  den  „erlittenen  Spott  und  Schaden“  zu  ersetzen.3) 

Mit  dem  „Verbot“  (Forbud  = einstweilige  Verfügung)  ist  ebenso 
zu  verfahren  wie  mit  dem  Arrest,4)  doch  wird  in  der  Praxis  gefordert, 
dass  der  Antragsteller  glaubhaft  macht,  weshalb  er  befürchtet,  dass  der 
Gegner  die  sein  Recht  beeinträchtigende  Handlung  unternehmen  werde, 
deren  Verbot  in  Frage  steht.  Die  Uebertretung  eines  durch  den  Vogt 
verhängten  Verbots  zieht  in  Norwegen  Strafe  und  Ersatzpflicht  nach 
sich,  w~enn  das  Verbot  gesetzmässig  befunden  wird;5)  in  Dänemark  aber 
hat  die  Uebertretung  des  Verbots  Schadensersatzpflicht  und  Geld- 
strafe zur  Folge,  die  als  eine  private  Polizeisache  geltend  gemacht 
werden  kann,  selbst  wenn  die  Gesetzmässigkeit  des  Verbots  noch  nicht 
konstatirt  ist.6) 


la)  Vgl.  auch  S.  804  Note  7. 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  3.  Juni  1874. 

3)  Dän.  Plakat  vom  80.  November  1821. 

3)  D.  L.  1-21—21,  N.  L.  1—19—21. 

4)  D.  L.  1-21—22,  N.  L.  1—19—22. 

5)  N.  L.  1—19-17. 

6)  Dän.  Verordnung  vom  6.  April  1842  § 8. 
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Schiedsrichterliches  Verfahren.  In  Norwegen  gilt  eine  allge- 
meine Regel1)  über  die  Gültigkeit  von  Schiedsverträgen  und  daneben 
bestehen  einige  vereinzelte  Bestimmungen  darüber.2 3)  In  Dänemark  sind 
zwar  keine  Gesetzesregeln  vorhanden,  die  Gültigkeit  des  genannten  Ver- 
trages ist  aber  immer  anerkannt  gewesen.  Die  Regeln  im  Einzelnen 
für  das  Verfahren  u.  s.  w.  müssen  aus  der  Natur  des  Rechtsverhältnisses 
abgeleitet  werden.8)  Aus  einem  Schiedssprüche  findet  die  Zwangs- 
vollstreckung nicht  statt,  weder  aus  einem  inländischen  noch  aus 
einem  ausländischen. 

II.  Theil. 

Konkursrecht. 

§ 26. 

1.  Einleitung. 

Das  geltende  Konkursrecht4)  beruht  in  Norwegen  auf  dem  Konkurs- 
gesetz vom  6.  Juni  1863,  das  grösstentheils  der  preussischen  Konkurs- 
ordnung vom  8.  Mai  1855  nachgebildet  ist,  und  in  Dänemark 5)  auf  dem 
Konkursgesetz  vom  25.  März  18726)  dessen  Vorbild  die  norwegische 
Konkursordnung  gewesen  ist,  das  aber  zum  Theil  auch  anderen  Gesetz- 
gebungen gefolgt  ist,  z.  B.  dem  Vorbilde  der  österreichischen  Konkurs- 
ordnung vom  25.  Dezember  1868  in  der  Materie  vom  Zwangs  vergleich. 

Zuständig  für  das  Konkursverfahren  sind  die  Theilungsgerichte 
(Skifter etter).  In  Kopenhagen  besteht  das  Theilungsgericht  aus  drei 
Assessoren  des  Obergerichts7)  und  wird  Skiftekommission8)  genannt, 
doch  findet  das  Verfahren,  wenn  der  Schuldner  Kaufmann,  Fabrikant 
oder  Schiffsrheder  ist,  beim  See-  und  Handelsgericht  statt.9)  In  Kristiania 
und  Stavanger  besteht  ein  besonderes  Theilungsgericht,10)  sonst  aber  ist 
sowohl  in  Norwegen  als  in  Dänemark  fast  überall  das  Theilungsgericht 
mit  dem  gewöhnlichen  Untergericht  verbunden. 

b N.  L.  1 — 6—1:  „Wenn  die  Parteien  ihre  Streitigkeit  guten  Männern  (Danne- 
mänd)  übergeben,  entweder  mit  oder  ohne  Obmann,  denn  was  sie  sagen  oder  ent- 
scheiden, so  weit  ihre  Vollmacht  ihnen  gestattet,  das  steht  fest  und  kann  von  keinem 
Gericht  umgestossen  werden,  doch  dem  Könige  seine  Sache  Vorbehalten.“ 

*J)  Die  wichtigste  ist  die  Regel  im  Gesetz  vom  8.  Mai  1869  § 3,  vergl.  oben  § 3 
des  Textes  am  Schlüsse. 

3)  Nellemann  Allgem.  Th.  § 8;  Hagerup,  S.  111 — 118. 

4)  J.  H.  Deuntzer,  das  dänische  Skifterecht,  Kopenhagen  1885;  Schwei- 
gaar d III  (beide  dän.). 

5)  Für  die  Färöer:  Anordnung  vom  13.  Februar  1873,  für  Island:  Gesetz  vom 
12.  April  1878  § 90  und  vom  13.  April  1894. 

6)  Das  dänische  und  das  norwegische  Konkursgesetz  werden  im  Folgenden,  als 
Dän.  K.G.  und  Norweg.  K.G.  zitirt. 

7)  Dän.  Gesetz  vom  23.  Januar  1862. 

8)  Der  vollständige  Titel  ist:  Die  Skiftekommission  des  kgl.  Landesober-  sammt 
Hof-  und  Stadtgerichts. 

9)  Dän.  K.  G.  § 149. 

lü)  Norweg.  Gesetz  vom  17.  März  1866  § 16  und  vom  22.  Mai  1869,  norweg. 
Reskript  vom  14.  Dezember  1889,  vgl.  Hagerup  S.  148. 
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Für  das  Konkursverfahren  ist  dasjenige  Gericht  örtlich  zuständig, 
in  dessen  Bezirk  der  Schuldner  seinen  Wohnsitz  hat,  er  sei  Inländer 
oder  Ausländer.  Wohnt  der  Schuldner  im  Auslande,  so  kann  weder 
ein  ganzes  noch  ein  partielles  Konkursverfahren  stattfinden.  Ein  aus- 
ländischer Konkurs  wird  als  solcher  auch  in  Dänemark  und  Norwegen 
anerkannt,  doch  macht  das  dänische  Recht1)  hierin  die  wichtige  Ein- 
schränkung, dass  der  (in-  oder  ausländische)  Gläubiger  trotz  des  aus- 
ländischen Konkurses  die  in  Dänemark  befindlichen  Güter  des  aus- 
ländischen Schuldners  mit  Arrest  belegen  und  nach  erfolgter  Justifi- 
kation  Zwangsvollstreckung  in  die  arrestirten  Güter  erlangen  kann. 

Das  Theilungsgericht  hat  eine  doppelte  Funktion.  Es  hat  eine 
leitende  und  beaufsichtigende  Thätigkeit  bei  der  Verwaltung  der 
Konkursmasse  zu  entfalten,  und  ferner  die  während  des  Verfahrens 
entstehenden  Rechtsstreitigkeiten  zu  entscheiden;  alle  Handlungen  und 
Beschlüsse  des  Theilungsgerichts  sind  aber,  sowohl  wenn  sie  admini- 
strativer als  wenn  sie  judizieller  Natur  sind,  als  richterliche  Akte  an- 
zusehen und  können  als  solche  nur  durch  Berufung,  oder  unter  gewissen 
Umständen  vom  Theilungsgerichte  selbst  abgeändert  werden.2)  Für 
die  Theilungsgerichte  in  Kopenhagen  und  Kristiania  ist  das  Höchste 
Gericht  Berufungsinstanz,  sonst  aber  bilden  die  Obergerichte  die  zweite 
und  das  Höchste  Gericht  die  dritte  Instanz. 

Das  Theilungsgericht  soll  jeden  streitigen  Anspruch  entscheiden, 
der  gegen  die  Konkursmasse  erhoben  wird,  und  eventuell  für  seine  Er- 
füllung Sorge  tragen,  soweit  die  Mittel  der  Konkursmasse  es  gestatten. 
In  Norwegen  gilt  jedoch  diese  Regel  nur  für  die  eigentlichen  Konkurs- 
gläubiger, denn  die  Massegläubiger  und  Separatisten  und  die  angeb- 
lichen Eigenthümer  in  der  Konkursmasse  befindlicher  Sachen  können 
ihre  Rechte  gegen  die  Konkursmasse  ganz  auf  dieselbe  Weise  wie 
gegen  einen  anderen  Schuldner  betreiben.  In  Dänemark  sind  dagegen 
auch  die  genannten  Personen  genöthigt,  sich  der  Entscheidung  des 
Theilungsgerichts  zu  unterwerfen,3)  doch  können  sie  in  den  Fällen,  in 
denen  hierzu  kein  vorhergehendes  Urtheil  nothwendig  ist,  die  gewöhn- 
liche Verfolgung  durch  Exekution  und  Auktion  eintreten  lassen. 

Die  Ansprüche  der  Konkursmasse  gehören  nicht  zur  Kompetenz 
des  Theilungsgerichts,  sondern  müssen  auf  gewöhnliche  Weise  verfolgt 
werden. 

Das  Verfahren  vor  den  Theilungsgerichten  folgt  im  Wesentlichen 
den  allgemeinen  Prozessregeln;  das  Gericht  soll  einen  Sühneversuch 
vornehmen.4)  Die  judizielle  Autorität  des  Theilungsgerichts  ist  — ebenso 
wie  die  des  Vogtes  und  des  Auktionsgerichts  — eigenthümlich  be- 
schränkt, so  dass  es  nur  bestimmen  kann,  wie  mit  den  Mitteln  der 


*)  Dän.  Plakat  vom  30.  November  1821  s.  oben  S.  842. 
a)  Norweg.  K.G.  § 131. 

3)  Dän.  K.G.  § 7t  Urtheü  des  dän.  Höchsten  Gerichts  vom  18.  Februar  1890. 

4)  Norweg.  Gesetz  vom  20.  Juli  1824  § 26,  norweg.  K.  G.  § 54,  dän.  K.G.  § 88. 
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Konkursmasse  verfahren  werden  soll,  Niemandem  aber  die  Pflicht  auf- 
erlegen kann,  etwas  zu  bezahlen  oder  auszuführen.  In  Norwegen  sind 
diese  Beschränkungen  modifizirt  oder  weggefallen,  namentlich  kann 
hier  das  Theilungsgericht  eine  Partei  in  die  Prozesskosten  verur- 
thcilen,1) 

§ 27. 

2.  Die  Konkurseröffnung. 

Der  Konkurs  ist  in  folgenden  Fällen  zu  eröffnen:2) 

1.  wenn  der  Schuldner  selbst  die  Eröffnung  beantragt;3) 

2.  wenn  die  Eröffnung  des  Konkurses  von  einem  Gläubiger  bean- 
tragt wird,  der  eine  fällige,  durch  kein  genügendes  Pfand  gesicherte  For- 
derung hat  und  der  die  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners  nachweist.4) 
Ist  oder  war  der  Schuldner  im  letzten  Jahre  Kaufmann,  Fabrikant, 
Schiffsrheder  oder  (in  Norwegen)  Bergwerksbesitzer,  so  genügt  es,  dass 
er  in  Zahlungsstockung  gerathen,  oder  dass  er  innerhalb  einer  gewissen 
kurzen  Frist  eine  auf  bestimmte  solenne  Weise  abgeforderte  fällige 
Schuld,  die  zugestanden  oder  bewiesen  ist,  nicht  bezahlt  hat;5) 

3.  wenn  der  Schuldner  Schulden  halber  entweicht  und  ein 
Gläubiger  im  Interesse  der  Hechts  Verfolgung  die  Konkurseröffnung  be- 
antragt.6) 

Wird  die  Konkurseröffnung  von  einem  Gläubiger  beantragt,  so  hat 
das  Theilungsgericht  einen  Termin  mit  möglichst  kurzer  Frist  anzu- 
beraumen und  zu  diesem  den  Schuldner  vorzuladen.  Nachdem  die  Par- 
teien sich  geäussert  haben  oder,  im  Falle  der  Schuldner  nicht  erscheint, 
auf  Grundlage  der  thatsächlichen  Behauptungen  des  Gläubigers,  ent- 
scheidet dann  das  Gericht,  ob  die  Eröffnung  des  Konkurses  und  even- 
tuell gegen  oder  ohne  Sicherheitsleistung  Seitens  des  Gläubigers  statt- 
finden soll  oder  nicht.7)  Wird  die  Konkurseröffnung  beschlossen,  so 
gilt  sie  in  Dänemark  als  von  dem  Augenblicke  an  eingetreten,  wo  der 
Schuldner  oder  der  Gläubiger  seinen  Antrag  bei  dem  Theilungsgericht 
eingereicht  hat.8)  In  Nomvegen  gilt  dies  nur  in  dem  Falle,  wenn  der 
Schuldner  die  Konkurseröffnung  beantragt  hat,  andernfalls  gilt  als  Zeit- 
punkt der  Konkurseröffnung  der  Moment  der  Entscheidung  des  Thei- 
lungsgerichts,9 10)  jedoch  werden  die  Fristen  bei  der  Anfechtung  von 
Rechtsgeschäften  auch  in  Norwegen  von  dem  Eingang  des  Konkurs- 
antrags des  Gläubigers  an  gerechnet,30) 


2)  Norweg.  K.G.  § 130,  vgl.  Hagerup  S.  297. 

2)  Deuntzer,  Skiftereckt  §§  9 — 16;  Sckweigaard,  §§  60 — 265, 

3)  Dän.  K.G.  § 40,  norweg.  K.G.  § 1. 

4)  Dän.  K.G.  § 42,  norweg.  K.G.  § 3. 

5)  Dän.  K.G.  §§  43  und  44,  norweg.  K.G.  §§  4 und  5. 

®)  Dän.  K.G.  § 41,  norweg.  K.G.  § 2. 

7)  Dän.  K.G.  § 48,  norweg.  K.G.  §§  8 — 10. 

8)  Dän.  K.G.  § 50,  dän.  Gesetz  vom  15.  April  1887  § 2. 

9)  Norweg.  K.G.  § 12. 

10)  Norweg.  K.G.  § 42  ff. 


84:6 


Europa. 


Die  Entscheidung  des  Theilungsgerichts  — sei  es  Eröffnung  oder 
Nichteröffnuüg  des  Konkurses  — unterliegt  sofortiger  Berufung  und 
zwar  direkt  beim  Höchsten  Gericht.1)  Die  Berufung  gegen  die  Eröff- 
nung des  Konkurses  schiebt  das  Konkursverfahren  nicht  auf.2) 

§ 28. 

3.  Rechts  Wirkungen  des  Konkurses.  Absonderung.  Aussonderung. 

Kompensation.  Anfechtung.3) 

I.  Der  Konkurs  umfasst  nicht  nur  das  ganze  zur  Zeit  der  Eröff- 
nung vorhandene  Vermögen  des  Schuldners,  sondern  auch  sein  künf- 
tiges Vermögen,  insofern  dieses  nicht  durch  seine  persönliche  Thätig- 
keit  erworben  wird,  und  nach  norwegischem  Rechte  ausserdem 
nicht  zum  Lebensbedarf  des  Schuldners  oder  seiner  Familie  nothwendig 
ist.4)  Das  der  Exekution  nicht  unterworfene  Vermögen  ist  vom  Kon- 
kurs ausgeschlossen.5)  Auch  die  im  Auslande  befindlichen  Sachen 
des  Kridars  gehören  zur  Konkursmasse,  und  umgekehrt  können  beweg- 
liche oder  unbewegliche  Sachen,  die  sich  im  Inlande  befinden,  in  die 
ausländische  Konkursmasse  gezogen  werden. 6) 

II.  Mit  der  Eröffnung  des  Konkurses  verliert  der  Schuldner  die 
Befugniss,  über  die  Konkursmasse  zu  verfügen;7)  hat  er  aber 
dennoch  mit  einem  in  gutem  Glauben  befindlichen  Dritten  nach  Eröff- 
nung des  Konkurses  ein  Rechtsgeschäft  abgeschlossen,  so  kann  nach 
dänischem  Recht8)  die  Konkursmasse  die  Ungültigkeit  des  Rechts- 
geschäfts nur  dann  geltend  machen,  wenn  die  Bekanntmachung  des 
Konkurses  in  den  Zeitungen  erfolgt  ist,  und  wenn,  falls  das  Rechts- 
geschäft ein  unbewegliches  Gut  betrifft,  ausserdem  vor  dem  Abschlüsse 
des  Rechtsgeschäfts  „Dinglesung“  des  Konkurses  stattgefünden  hat. 

III.  Ausser  den  Eigenthümern  einer  in  der  Konkursmasse  befind* 
liehen  Sache  stehen  auch  die  Separatisten  und  Massegläubiger 
ausserhalb  des  Konkurses.  Zu  den  Separatisten  gehören  die  Faust- 
pfandgläubiger und  diejenigen,  welche  vor  dem  Konkurs  durch  Pfän- 
dung oder  Absetzung  (vgl.  oben  S.  832  f.)  ein  Befriedigungsrecht  erworben 
haben;  in  Norwegen 9)  auch  die  Hypothekengläubiger, 10)  welche  in  Däne- 
mark als  Konkursgläubiger  anzusehen  sind,  wenn  sie  nicht  innerhalb 


J)  Dän.  K.G.  § 140,  norweg.  K.  G.  § 131. 

2)  Dän.  K.G.  § 50,  norweg.  K.  G.  § 11. 

3)  Deuntzer,  Skifterecht  §§  17  ff.;  Schweigaard,  Anhang  III  (beide  dän.). 

4)  Dän.  K.G.  §§  1 und  5,  norweg.  K.G.  § 37. 

5)  Dän.  K.G.  § 1,  norweg.  Gesetz  vom  29.  März  1890  § 7. 

6)  Eine  Ausnahme  kann  kraft  des  dän.  Plakats  vom  30.  November  1821  eintreten; 
vergl.  oben  S.  841,  842  und  Urtheü  des  Höchsten  Gerichts  vom  14.  Februar  1887. 

7)  Norweg.  K.G.  § 12. 

8)  Dän.  K.G.  § 2. 

9)  Norweg.  K.G.  § 116. 

10)  D.  h.  Unterpfandgläubiger  an  unbeweglichem  Vermögen.  Ueber  Unterpfand- 
gläubiger an  beweglichem  Vermögen  s.  unten  S.  848  bei  Note  7. 
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eines  Monats  nach  der  Konkurseröffnung  erklären,  dass  sie  sich  nur 
an  ihr  Pfand  halten  wollen.1) 

IV.  Die  Konkursgläubiger  müssen  ihre  Forderungen  bei  dem  Ver- 
theilungsgerichv  anmelden;  selbst  wenn  sie  vor  Eröffnung  des  Konkurses 
ein  Urtheil  (oder  einen  vollstreckbaren  Vergleich;  erlangt  haben,  so 
können  sie,  nachdem  der  Konkurs  eröffnet  ist,  keine  Pfändung  weiter 
betreiben,  und  ein  vor  dem  Konkurs  verhängter  Arrest  wird  hinfällig.2 3) 
Jeder  Anspruch  kann  von  der  Konkursmasse  (nicht  vom  Konkurs- 
gläubiger) in  eine  Geldforderung  verwandelt  werden,  und  jede  Forde- 
rung ist  in  dem  Sinne  als  fällig  zu  betrachten,  dass  die  Masse  berech- 
tigt ist,  sie  gegen  Kürzung  von  Zwischenzinsen  als  fällig  zu  behandeln. :1) 
Die  Gläubiger  sind  berechtigt,  ihre  Schuld  an  die  Masse  mit  ihrer  For- 
derung zu  kompensiren,  wenn  die  Forderung  vor  dem  Konkurse  er- 
worben ist.4)  Wenn  bei  einem  zweiseitigen  Vertrage  eine  Leistung 
erst  nach  der  Eröffnung  des  Konkurses  an  die  Konkursmasse  gelangt, 
so  kann  sie  zurückgefordert  werden,  falls  nicht  die  Masse  die  volle 
Gegenleistung  entrichten  will.5) 

V.  In  Dänemark  kann  jede  Rechtshandlung,  sogar  die  haare 
Zahlung  fälliger  Schulden,  von  der  Masse  angefoehten6)  werden,  wenn 
sie  zu  einer  Zeit  erfolgt  ist,  wo  der  Konkurs  schwebte,  und,  wenn 
dem  Mitkontrahenten  dies  bekannt  war.7)  Jedoch  kann  der  Eigen- 
tümer eines  fälligen  Wechsels  nicht  zur  Rückgabe  der  empfangenen 
Zahlung  verpflichtet  werden;  der  Betrag  kann  aber  vom  letzten  Wechsel- 
schuldner kondizirt  werden,  sofern  dieser  im  schlechten  Glauben  wrar, 
als  er  den  Wechsel  ausfertigte  oder  indossirte. 8) 

In  Norwegen  giebt  es  eine  solche  allgemeine  Regel  nicht,  dagegen 
finden  sich  sowohl  in  Norwegen  als  in  Dänemark  Bestimmungen  über 
Anfechtung  gewisser  besonders  verdächtiger  Rechtshandlungen. 
So  kann  die  Zahlung  einer  nicht  fälligen  Schuld  o.der  Zahlung  mit  nicht 
gewöhnlichen  Zahlungsmitteln  oder  die  Gewährung  eines  Pfandes  für 
ältere  Forderungen  angefoehten  werden,  wenn  die  Rechtshandlungen  in 
den  letzten  8 Wochen  vor  der  Konkurseröffnung  (nach  norwegischem 
Rechte  .beträgt  diese  Frist  für  Zahlung  und  Sicherstellung  nicht  fälliger 
Schulden  4 Wochen)  erfolgt  sind,  und  ferner  kann  eine  Pfändung,  die 
auf  Grund  eines  in  den  gedachten  8 Wochen  erworbenen  Urtheils  oder 
Vergleichs  bewirkt  ist,  angefoehten  werden;  doch  kann  der  Anfechtungs- 
gegner nach  dänischem  Recht  die  Anfechtung  ab  wenden,  wenn  er  seinen 

*)  Dän.  Gesetz  vom  9.  April  1891  § 47. 

2)  Dän.  KG.  § 10.  Vgl.  oben  S.  841  bei  Note  7. 

3)  Dän.  K.  G.  § 14,  norweg.  K.  G.  § 102. 

4)  Dän.  K.G.  § 15,  norweg.  K.G.  § 119. 

•)  Dän.  K.  G.  § 4,  norweg.  K.  G.  § 40. 

6)  Ueber  Anfechtung  vergl.  B.  Getz  in  der  norweg.  Rechtszeitung  f.  1878  u.  1881: 
N ellemann,  Beiträge  zur  Erläuterung  des  vierten  Kapitels  des  Konkursgesetzes  (Kopen- 
hagen 1879);  Deuntzer,  Skifterecht  §§  38 — 47  (sämmtl.  dän.). 

7)  Dän.  K.G.  § 24. 

8)  Dän.  K.G.  § 25. 
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guten  Glauben  beweist.1)  Die  Zahlung  einer  nicht  fälligen  Weehs ei- 
se hu  ld  kann  nach  norwegischen  Recht  nicht  vom  Wechseleigner, 
sondern  nur  vom  letzten  Wechselschuldner  kondizirt  werden.2) 

Besondere  Bestimmungen  sind  gegeben  für  die  Anfechtung  von 
Schenkungen3)  und  von  Yeräusserungen  an  nahestehende  Personen; 
diesen  gegenüber  können  solche  Rechtsgeschäfte  ohne  Rücksicht  auf 
die  Zeit  ihrer  Vornahme  oder  den  guten  Glauben  des  Mitkontrahenten 
angefochten  werden,  wenn  der  Schuldner  zur  Zeit  der  Yeräusserung 
zahl  ungsunf ähig  war. 4) 

Die  Anfechtungsklagen  sind  binnen  einer  bestimmten  kurzen  Frist 
zu  erheben.5) 

YI.  Unter  den  Konkursgläubigern  haben  einige  ein  Recht  auf 
bevorrechtete  Befriedigung.  Zu  diesen  sogenannten  persönlich  privi- 
legirten  Forderungen6)  zählen  besonders  öffentliche  Steuern  und  Abgaben, 
die  Miethzinsforderung  für  ein  Jahr  und  der  Lohn  des  Gesindes  und 
anderer  dienender  Personen  für  ein  Jahr.  In  Dänemark  gehen  die  per- 
sönlich privilegirten  Gläubiger  auch  Unterpfandgläubigern  an  beweg- 
lichem (nicht  aber  an  unbeweglichem)  Vermögen  vor;7)  in  Norwegen 
aber,  wo  ein  Unterpfand  dieser  Art  nur  ausnahmsweise  bestellt  werden 
kann,  gilt  dies  nicht. 

VII.  Ausländische  Gläubiger  sind  den  inländischen  gleich- 
gestellt. 

4.  Verwaltung  der  Konkursmasse.  Verwalter.  Gläubigerausschuss. 

Gläubigerversammlung. 8) 

§ 29. 

I.  Die  Konkursmasse  wird  in  der  Regel  von  den  durch  die  Gläu- 
biger gewählten  Organen  verwaltet.  Bis  zu  dieser  Wahl  verwaltet  das 
Vertheilungsgericht  die  Masse,  es  kann  aber  als  einstweiligen  Ver- 
walter9) einen  geschäftskundigen  Mann  bestellen,  der  als  der  Bevoll- 
mächtigte des  Vertheilungsgerichts  anzusehen  ist,  und  eine  solche  Be- 
stellung soll,  wenn  der  Schuldner  Kaufmann,  Fabrikant,  Schiffsrheder 
oder  in  Norwegen  Bergwerksbesitzer  ist  oder  in  dem  letzten  Jahr  ge- 
wesen ist,  in  jedem  Falle  stattfinden.10).  Die  Gläubiger  werden  bald- 
möglichst zu  einer,  gewöhnlich  binnen  3 Wochen  anzuberaumenden 
Sitzung  einberufen,  um  den  ordentlichen  Verwalter  zu  wählen.  In 
Dänemark  ist  hiermit  die  Verwaltungsfrage  endgültig  erledigt,  in  Nor- 
wegen aber  unterscheidet  man  ein  vorläufiges  und  ein  endgültiges  Kon- 

1)  Dän.  K.G.  §§  20—23,  norweg.  K.G.  §§  44-47. 

2)  Norweg.  K.G.  § 44. 

3)  Dän.  K.  G.  §§  35  und  36,  norweg.  K.  G.  §§  42  und  43. 

4)  Dän.  K.  G.  § 28,  norweg.  K.  G.  § 43. 

5)  Dän.  K.G.  § 30,  norweg.  K.G.  § 49. 

6)  Dän.  K.G.  § 33,  N.L.  5—13—55. 

7)  Dän.  K.G.  §§  37  und  39. 

8)  Deuntzer,  Skifterecht  §§  48  ff.;  Schweigaard,  §§  279  ff. 

9)  Dän.  K.G.  § 53,  norweg.  K.G.  § 14. 

lu)  Dän.  K.G.  § 58,  norweg.  K.G.  § 112. 
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kursverfahren.  Bei  Eröffnung  des  endgültigen  Verfahrens  wird  eine  neue 
Wahl  des  Verwalters  vorgenommen,  dessen  Stellung  übrigens  dieselbe 
ist  wie  die  des  früheren. 

In  der  erwähnten  Sitzung  wählen  die  Gläubiger  einen  Verwalter, 
der  Kurator  heisst;  in  Norwegen  trägt  er  diesen  Namen  erst  in  dem 
endgültigen  Verfahren,  während  er  sonst  als  „einstweiliger  Verwalter“ 
bezeichnet  wird.  Bei  der  Wahl  hat  jeder  Gläubiger  eine  Stimme  ohne 
Rücksicht  auf  die  Grösse  seiner  Forderung,  und  derjenige,  auf  welchen 
über  die  Hälfte  der  abgegebenen  Stimmen  fällt,  wird  als  gewählt  ange- 
sehen, doch  kann  in  Dänemark  das  Vertheilungsgericht  die  Wahl  ver- 
werfen.1) Demnächst  wird  ein  Gläubigerausschuss  gewählt,  welcher 
aus  3 (in  Norxvegen  2 oder  3)  Männern  besteht;  doch  ist  dieser  Aus- 
schuss nicht  erforderlich,  wenn  mehrere  Kuratoren  bestellt  werden.2) 

Die  Gläubiger  können  beschliessen,  dass  kein  Kurator  (einstweiliger 
Verwalter)  zu  bestellen  ist,  doch  kann  in  Norwegen , wenn  der  Gemein- 
schuldner Kaufmann,  Fabrikant,  Schiffsrheder  oder  Bergwerksbesitzer  ist, 
hiervon  nicht  abgesehen  werden.3)  Soll  ein  Kurator  bestellt  werden, 
ist  aber  keine  gültige  Wahl  zu  erlangen,  so  wird  er  vom  Vertheilungs- 
gericht ernannt.4) 

Der  einstweilige  Verwalter  und  der  Kurator  haben  Anspruch  auf 
Honorar,  während  der  Gläubigerausschuss  keine  Vergütung  erhält.5) 

H.  Der  Kurator  (und  ebenso  der  einstweilige  Verwalter)  hat  für 
die  Abwickelung  der  Masse  Sorge  zu  tragen,  aber  seine  Kompetenz  ist 
in  dieser  Beziehung  insoweit  begrenzt,  als  er  nur  die  gewöhnlichen  und 
laufenden  Geschäfte  vornehmen  darf,  während  er  ausserordentliche 
Massregeln  nur  mit  Genehmigung  des  Gläubigerausschusses  oder  des 
Vertheilungsgerichts  oder  einer  Gläubigerversammlung  unternehmen 
darf.6)  Der  Gläubigerausschuss  übt  die  Kontrolle  über  die  Verwaltung 
des  Kurators  aus.7) 

Die  oberste  Leitung  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  der  Masse  ruht 
bei  der  Gläubigerversammlung.  Die  Gläubigerversammlungen  können 
jedoch  nichts  beschliessen,  was  den  Rechten  einzelner  Gläubiger  oder 
der  Absicht  des  Konkursverfahrens  widerstreitet.  Bis  die  Anmeldungs- 
frist für  die  Gläubiger  verstrichen  ist,  oder  nach  norwegischem  Recht 
bis  die  Forderungen  geprüft  sind,  kann  das  Vertheilungsgericht  die 
Ausführung  der  Beschlüsse  der  Gläubigerversammlung  untersagen. 8) 
Zur  Gültigkeit  eines  Beschlusses  der  Gläubigerversammlung  wird  ge- 
wöhnlich eine  Majorität  erfordert,  die  sowohl  nach  Zahl  als  nach  Be- 
trag mehr  als  die  Hälfte  sämmtlicher  bekannter  (oder  in  Norwegen  an- 

1 ) Dän.  K.G.  § 16,  norweg.  K.G.  §§  21  und  79. 

2)  Dän.  K.G.  § 68,  norweg.  K.G.  §§  22,  23  und  80. 

3)  Norweg.  K.G.  § 112  vergl.  § 113. 

4)  Dän.  K.  G.  § 66,  norweg.  K.  G.  § 21. 

5)  Dän.  K.  G.  § 69,  norweg.  K.  G.  § 26. 

6)  Dän.  K.G.  §§  72,  74  und  75,  norweg.  K.G.  §§  25,  27,  80  und  81. 

7)  Dän.  K.G.  §§  68  und  77,  norweg.  K.G.  § 25. 

8)  Dän.  K.  G.  § 64,  norweg.  K.  G.  § 85. 
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erkannter)  Forderungen  ausmaclit. l)  GläuKgerversammlungen  sind  ins- 
besondere erforderlich  zur  Prüfung  der  Forderungen,  zur  Gewährung 
von  Unterhalt  an  den  Gemeinschuldner  und  zur  Behandlung  des  Zwangs- 
vergleichs Vorschlags;  sonst  finden  sie  nur  statt,  wenn  auf  Antrag  eines 
Interessenten  oder  des  Verwalters  oder  des  Gläubigerausschusses  oder 
nach  dem  Ermessen  des  Verth  ei  lungsgerichts  ein  Grund  dazu  vorliegt.2) 

Die  Stellung  des  Verth  eilungsgerichts  während  des  Konkursver- 
fahrens ergiebt  sich  aus  dem  Obenerwähnten,  wobei  noch  hinzuzufügen 
ist,  dass  es  die  Kontrolle  über  den  Kurator  führen,3)  die  Gläubiger- 
Versammlungen  anberaumen  und  leiten  und  die  Verth eilung  der  Masse 
an  die  Gläubiger  vornehmen  soll. 

Wenn  nach  Massgabe  der  angeführten  Bestimmungen  kein  beson- 
derer Verwalter  der  Masse  bestellt  wird,  was  in  der  Praxis  ziemlich 
häufig  vorkommt,  verwaltet  das  Theilungsgericht  die  Masse,  doch 
kann  in  Dänemark  und  soll  in  Norwegen  zur  Beihülfe  ein  „Inkassaior“4) 
angenommen  werden.  In  diesem  Falle  ist  ein  Gläubigeraiisschuss  nicht 
erforderlich,  und  in  den  Fällen,  in  denen  der  Kurator  sonst  dessen 
Genehmigung  einzuholen  hat,  eine  Gläubigerversammlung  einzuberufen.5) 

§ 30. 

5.  Einberufung  der  Gläubiger.  Prüflings  verfahren.  Yertheiluugs- 

verfahren.6) 

Das  Konkursverfahren  beginnt  damit,  dass  die  Masse  in  Gewahr- 
sam genommen,  aufgezeichnet  und  iaxirt  wird,7)  dass  eine  die  Ver- 
waltung der  Masse  organisirende  Gläubigerversammlung  einberufen  und 
der  Konkurs  bekannt  gemacht  wird.  Letzteres  geschieht  durch  Be- 
kanntmachung in  den  Zeitungen  und  durch  „Dinglesung“.8)  Den  be- 
kannten innerhalb  oder  ausserhalb  des  Reichs  sich  aufhaltenden  Gläu- 
bigern’ oder  deren  bekannten  am  Gerichtsort  domizilirten  Vertretern 
werden  die  Eröffnung  des  Konkurses  und  die  ersten  Schritte  des  Ver- 
fahrens durch  Zustellung  bekannt  gemacht;  die  Unterlassung  hat  aller- 
dings irgend  welche  rechtlichen  Wirkungen  nicht.9)  Gleichzeitig  mit  der 
Bekanntmachung  des  Konkurses  oder  spätestens  drei  (in  Norwegen  zwei) 
Wochen  nach  der  Eröffnung  des  Verfahrens  sind  die  Gläubiger  durch 
öffentliche  Bekanntmachung  zur  Anmeldung  ihrer  Forderungen 
binnen  einer  gewissen  Frist  und  zum  Erscheinen  im  Prüfungstermin 


*)  Dän.  K.G.  § 64,  norweg.  K.G.  § 85. 

2)  Dän.  K.G.  § 65,  norweg.  K.G.  § 85. 

3)  Dän.  K.G.  § 77,  norweg.  K.G.  § 25. 

4)  „Inkassator“  ist  der  dänische  Ausdruck.  Derselbe  findet  sich  häufig  in  der 

Gesetzessprache.  Des  Inkassators  wesentlichstes  Geschäft  besteht  in  der  Einziehung 
von  Aussenständen. 

5)  Dän.  K.G.  §§  66  und  80,  nonveg.  K.G.  §§  112 — 114. 

6)  Deuntzer,  Skifterecht  § 56;  Schweigaard,  §§  269 — 271. 

7)  Dän.  K.G.  § 51,  norweg.  K.G.  § 13. 

8)  Dän.  K.G.  § 52,  norweg.  K.G.  §§  15  und  17;  oben  S.  835  Note  2. 

9)  Dän.  K.G.  § 55,  norwreg.  K.G.  § 18, 
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aufzuforderu.'1)  Die  Anmeldungsfrist  soll  mindestens  sechs  Wochen  und 
höchstens  vier  (in  Norwegen  drei)  Monate  betragen,  und  der  Termin 
zur  Prüfung  der  Forderungen  darf  nicht  später  als  sechs  (in  Norwegen 
vier)  Wochen  nach  dem  Ablauf  der  Anmeldungsfrist  anberaumt  werden.2) 
Die  Anmeldungen  sollen  schriftlich  eingereicht  werden  unter  Beifügung 
der  Urkunden  (im  Original  oder  in  Abschrift),  auf  denen  die  Forderung 
beruht. 3) 

Ueber  die  angemeldeten  Forderungen  fertigt  der  Verwalter  der 
Masse  ein  Verzeichniss  an,  welches  ,er  mit  Bemerkungen  über  den  Rang 
jeder  einzelnen  Forderung,  d.  h.  die  Reihenfolge,  in  der  sie  befriedigt 
werden  sollen,  versieht.  Dieses  Verzeichniss  liegt  einige  Zeit  vor  der 
zur  Prüfung  bestimmten  Gläubigerversamralung  zur  Einsicht  aus.4)  In 
dieser  werden  die  Forderungen  einzeln  durchgegangen:  diejenigen,  gegen 
welche  kein  Einspruch  erhoben  wird,  können  später  nicht  mehr  be- 
stritten werden.  Wird  gegen  eine  Forderung  von  Seiten  des  Verwalters 
oder  eines  Gläubigers  oder  des  Gemeinschuldners  Widerspruch  erhoben, 
so  entscheidet  hierüber  das  Konkursgericht  nach  Anhörung  der  Par- 
teien. 5) 

Diejenigen  Gläubiger,  welche  sich  nicht  innerhalb  der  festgesetzten 
Frist  melden,  verlieren  deshalb  nicht  ihre  Rechte,  können  aber,  wenn 
sie  sich  später  melden,  die  schon  stattgefundenen  Abschlagsvertheilungen 
an  die  anderen  Gläubiger  nicht  rückgängig  machen,  wogegen  sie  bei 
der  nächsten  Abschlags vertheilung,  insoweit  Mittel  dazu  vorhanden  sind, 
zunächst  soviel  erhalten,  als  sie  bei  den  stattgefundenen  Abschlagsver- 
theilungen hätten  bekommen  können.6) 

In  jedem  Falle  behalten  die  Gläubiger,  mögen  sie  sich  melden  oder 
nicht,  soweit  sie  nicht  völlig  befriedigt  werden,  ihren  Anspruch  gegen 
den  Gemeinschuldner,  wenn  nicht  ein  Zwangsvergleich  stattfindet.7) 

Zur  Information  für  die  Gläubiger,  namentlich  beim  Vorschlag 
eines  Zwangs  Vergleichs,  hat  der  Verwalter  eine  Bilanz  über  die  Masse 
anzufertigen  und  gleichzeitig  an  das  Vertheilungsgericht  über  die  Ur- 
sachen des  Konkurses,  sowie  darüber,  ob  Grund  zu  krimineller  Unter- 
suchung gegen  den  Gemeinschuldner  vorliegt,8)  Bericht  zu  erstatten. 

Dem  Gemeinschuldner  liegt  die  Verpflichtung  ob,  gleich  nach  der 
Eröffnung  des  Konkurses  eine  genaue  Aufzeichnung  aller  seiner  Aktiven 
und  Passiven  einzureichen9)  und  während  des  ganzen  Verfahrens  alle 
nothwendigen  Erläuterungen  zu  geben.  Erfüllt  er  diese  Pflichten  nicht, 


x)  Dän.  K.G.  § 84,  norweg.  K.G-.  § 50. 

2)  Dän.  K.G.  § 85,  norweg.  K.G.  § 51. 

3)  Dän.  K.G.  § 84,  norweg.  K.G.  § 50. 

4)  Dän.  K.  G.  § 87,  norweg.  K.  G.  § 53. 

5)  Dän.  K.  G.  §§  88,  89  und  93,  norweg.  K.  G.  §§  54,  55,  89  und  90. 

6)  Dän.  K.G.  §§  91,  92  und  128,  norweg.  K.G.  §§  59  und  99. 

7)  Dän.  K.G.  § 135,  norweg.  K.G.  § 106. 

8)  Dän.  K.G.  § 79,  norweg.  K.G.  §§  32  und  88. 

9)  Dän.  K.G.  § 47,  norweg.  K.G.  § 7. 
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oder  verlässt  er  ohne  Genehmigung  des  Konkursgerichts  den  Gerichts- 
bezirk, so  kann  das  Konkursgericht  seine  Verhaftung  beschliessen. 
In  Dänemark  wird  er  dann  in  „einfaches  Gefängniss“  gesetzt,  doch 
nicht  länger  als  sechs  Monate,  wobei  die  Kosten  wie  Kriminalkosten 
behandelt  werden;1)  in  Norwegen  ist  die  Haft  als  Schuldhaft  anzusehen 
ohne  andere  Begrenzung  ihrer  Dauer  als  diejenige,  die  aus  dem  Konkurs- 
verfahren sich  ergiebt.2)  Andererseits  können  von  den  Gläubigern  in 
einer  Gläubigerversammlung  dem  Gemeinschuldner  Alimente  gewährt 
werden. 3) 

§ 31. 

t>.  Beendigung  des  Konkursverfahrens.  Yertheilung.  Zwangs- 
vergleich.4) 

I.  Ist  die  Masse  zur  Deckung  der  Kosten  des  Verfahrens  unzu- 
länglich, so  wird  das  Verfahren  eingestellt,  und  die  Kosten,  die  nicht 
aus  der  Masse  gedeckt  werden  können,  müssen  von  dem  Antragsteller 
erstattet  werden.5) 

Der  Schuldner  kann  die  Auslieferung  der  Masse  beantragen,  wenn 
die  Anmeldungsfrist  verstrichen  ist  und  er  die  Zustimmung  aller 
Gläubiger,  welche  Forderungen  angemeldet  haben,  beibringt  oder  ihre 
Befriedigung  nach  weist. 6) 

II.  In  normaler  Weise  erreicht  das  Konkursverfahren  sein  Ende 
durch  Erschöpfung  des  Massebestandes  mittels  Vertheilung  an  die 
Gläubiger.  Die  bevorrechtigten  Gläubiger  werden  befriedigt,  sobald 
hierzu  hinreichende  Mittel  vorhanden  sind.7)  Eine  Vertheilung  an  die 
übrigen  Konkursgläubiger  erfolgt  jedes  Mal,  wenn  Mittel  zur  Zahlung 
von  zehn  (in  Norwegen  fünf)  Prozent  disponibel  sind,  so  dass  also  eine 
Reihe  Abschlagsvertheilungen  stattfinden  kann.8)  Insoweit  eine  Forde- 
rung streitig  ist,  wird  ein  entsprechender  Betrag  für  sie  hinterlegt.9) 
Der  Verwalter  hat  zu  berichten,  so  oft  hinlängliche  Mittel  bereit  sind; 
das  Verth eilungsgericht  entwirft  einen  Vertheilungsplan,  der  zur  Ein- 
sicht 14  Tage  lang  niedergelegt  wird,  und  dies  wird  öffentlich  bekannt 
gemacht.  Unter  Berücksichtigung  etwaiger  Einwendungen  verfasst  dann 
das  Vertheilungsgericht  den  endgültigen  Vertheilungsplan  und  legt  diesen 
in  einer  Gläubigerversammlung  vor.  Von  diesem  Zeitpunkt  ab  kann 
der  Verth  eilungsplan  nur  durch  Berufung  angefochten  werden.10)  Eine 


1)  Dän.  K.G.  §§  81  und  82. 

2)  Norweg.  K.G.  § 84,  norweg.  Gesetz  vom  3.  Juni  1874  § 5. 

3)  Dän.  K.  G.  § 83,  norweg.  K.  G.  §§  36  und  37. 

4)  Deuntzer,  Skifterecht  §§  57 — 61. 

5)  Dän.  K.G.  § 97  norweg.  K.G.  § 20. 

6)  Dän.  K.  G.  § 98,  norweg.  K.  G.  § 77. 

7)  Dän.  K.G.  § 124,  norweg.  K.G.  § 95. 

8)  Dän.  K.G.  § 124,  norweg.  K.G.  § 96. 

9)  Dän.  K.G.  § 125,  norweg.  K.G.  § 96. 

10)  Dän.  K.G.  § 126,  norweg.  K.G.  § 97. 
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Vertheilung  erfolgt  erst,  wenn  die  Berufungsfrist  verstrichen  ist,  ohne 
dass  Berufung  eingelegt  ist, !)  Ist  die  ganze  M&sse  vertheilt,  so  schliesst 
das  Verfahren  und  dies  wird  öffentlich  kundgemacht.* 2)  Sollte  sich 
späterhin  Vermögen  finden,  das  in  die  Masse  hätte  einbezogen  werden 
müssen,  so  wird  eine  Nachvertheilung  vorgenommen.3) 

III.  Ein  Zwangsvergleich  kann  geschlossen  werden,  wenn  der 
Gemeinschuldner  dies  beantragt  und  wenn  er  sich,  falls  er  Kaufmann,  Fa- 
brikant, Schiffsrheder  oder  (in  Norwegen)  Bergwerksbesitzer  ist,  nicht  etwa 
einer  unordentlichen  Buchführung  oder  ähnlicher  Unregelmässigkeiten 
schuldig  gemacht  hat.  Insbesondere  darf  er  in  Dänemark  sich  nicht 
einer  Verletzung  der  diesen  Personen  obliegenden  Pflicht  schuldig  ge* 
macht  haben,  sich  fallit  erklären  zu  lassen,  wenn  die  jährliche  Bilanz 
seit  drei  Jahren  einen  stetigen  Kückgang  aufweist,  und  zwar  so,  dass 
das  Defizit  bis  zu  30  Prozent  der  Aktivmasse  herangewachsen  ist.4)  Ist 
der  Gemeinschuldner  schon  früher  in  Konkurs  gewesen,  so  muss  er  in 
Dänemark  auch  noch  beweisen,  dass  er  seinen  Gläubigern  mindestens 
75  Prozent  gezahlt  hat,  und  in  Noneegen  entweder  nachw eisen,  dass 
der  neue  Konkurs  ohne  sein  Verschulden  eingetreten  ist,  oder  Zahlung 
von  mindestens  60  Prozent  aubieten. 5) 

Wenn  der  Gemeinschuldner  einen  Zwangs  vergleich  abschliessen  will, 
so  muss  er  innerhalb  der  Anmeldungsfrist  beim  Vertheilungsgericht  einen 
schriftlichen  Vergleichsvorschlag  einreichen.  Nur  ausnahmsweise 
kann  ein  solcher  später  gemacht  werden.6)  Der  Akkord  Vorschlag  wird 
zur  Einsicht  vorgelegt  und  dies  öffentlich  bekannt  gemacht.  Die  Be* 
rathung  hierüber  erfolgt  im  Prüfungstermin,  nachdem  die  Prüfung  der 
Forderungen  stattgefunden  hat.  An  der  Abstimmung  nehmen  nur  die 
einfachen  (nicht  privilegirten)  Konkursgläubiger  Theil.7)  Zur  Annahme 
des  Vergleichs  Vorschlags  ist  eine  qualifizirte  Majorität  erforderlich.8) 


»)  Dän.  K.G.  §§  127  und  129,  norweg.  K.G.  §§  98  und  100. 

2)  Dän.  K.G.  § 133,  norweg.  K.G.  § 105. 

3)  Dän.  K.G.  § 134,  norweg.  K.G,  § 107. 

4)  Dän.  K.  G.  § 46. 

5)  Dän.  K.G.  § 101,  norweg.  K.G.  § 73,  norweg.  Gesetz  vom  3.  Juni  1874  § C. 

6)  Dän.  K.G.  §§  102  und  103,  norweg.  K.G.  §§  61  und  73. 

7)  Dän.  K.G.  §§  105 — 107,  norweg.  K.G.  §§  64  und  74. 

8)  Dän.  K.G.  §108:  „Zur  Annahme  des  Vergleichsvorschlags  ist  in  jedem  Falle  die 
Erfüllung  der  folgenden  zwei  Bedingungen  erforderlich:  1)  Mindestens  */; 3 der  anwesen- 
den stimmberechtigten  Gläubiger  müssen  sich  für  die  Annahme  erklären,  2)  der  Betrag 
der  Forderungen,  deren  Besitzer  den  Vorschlag  annehmen,  muss  wenigstens  s/.i  des  Be- 
trags aller  Forderungen  ausmachen,  die  bei  der  Abstimmung  in  Betracht  kommen. 
Bietet  der  Vorschlag  den  einfachen  persönlichen  Gläubigern  nicht  mindestens  50  Prozent, 
so  ist  überdies  erforderlich,  dass  mindestens  3/i  der  anwesenden  stimmberechtigten 
Gläubiger  sich  dafür  erklären.“ 

Norweg.  K.G.  §65:  „Der  Vergleichsvorschlag  ist  als  angenommen  zu  betrachten, 
wenn  1)  sämmtliche  anwesenden  stimmberechtigten  Gläubiger  für  seine  Annahme  stimmen, 
und  die  anerkannten  Forderungen  dieser  Gläubiger  mindestens  2/a  des  Betrags  der  an- 
gemeldeten Stimmrecht  gebenden  Forderungen  ausmachen,  oder  wenn  21  der  Vorschlag 
von  SU  der  anwesenden  Gläubiger  gebilligt  wird,  und  die  anerkannten  Forderungen 

Leske  u.  Loewekfeuj,  Rcchtsverfolguug.  II.  55 
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Ist  der  Vergleichs  Vorschlag  genehmigt,  so  wird  eine  neue  Gläubiger- 
Versammlung  anberaumt,  in  welcher  die  Gläubiger  zur  Erhebung  etwaiger 
Einwendungen  gegen  den  Zwangsvergleich  aufgefordert  werden.1)  In 
der  neuen  Gläubigerversammlung  entscheidet  das  Vertheilungsgericht, 
ob  der  Zwangsvergleich  zu  bestätigen  ist  oder  nicht.  Die  Bestätigung 
muss  verweigert  werden,  wenn  der  Vergleich  nicht  allen  Gläubigern, 
die  gleichstehen  sollen,  gleiches  Recht  gewährt.2)  In  Nora  egen  erfolgt 
die  Verwerfung  des  Vergleichsvorschlags,  wenn  das  Vertheilungsgericht 
findet,  dass  die  Rechte  derjenigen  Gläubiger,  die  nicht  eingewilligt 
haben,  nicht  genügend  gewahrt  sind,8)  in  Dänemark  dagegen  nur,  wenn 
bestimmten  Gesetzesregeln4)  zuwidergehandelt  ist,  insbesondere  der,  dass 
privilegirte  und  prioritätische  Gläubiger  nicht  zu  einem  Nachlass  oder 
Aufschub  gezwungen  werden  können. 

Ein  bestätigter  Zwangsvergleich  bindet  alle  einfachen  Konkurs- 
gläubiger, selbst  diejenigen,  die  sich  während  des  Konkursverfahrens 
nicht  gemeldet  haben , und  befreit  den  Schuldner  von  dem  Theil 
seiner  Schuld,  den  er  nicht  beim  Vergleich  übernommen  hat.5)  In 
Dänemark  hat  der  Zwangsvergleich  dieselbe  Wirkung  wie  ein  ge- 
richtlich geschlossener  Vergleich,6)  woraus  namentlich  folgt,  dass  er 
vollstreckbar  ist.  Der  Gemeinschuldner  verliert  jeden  durch  den  Ver- 
gleich erworbenen  Vortheil  (ohne  von  seinen  Verpflichtungen  nach  In- 
halt des  Vergleichs  befreit  zu  werden),  wenn  sich  binnen  drei  Jahren 
herausstellt,  dass  sein  Fallissement  betrüglich  war,  oder  dass  er  ge- 
heime Verabredungen  mit  einzelnen  Gläubigern  getroffen  hatte.7) 

Ein  bestätigter  Zwangsvergleich  ist  in  Noruegen  inappellabel;8)  in 
Dänemark  kann  er  angefochten  werden,  wenn  er  die  Gesetzesbestim- 
mungen der  §§  117  und  118  des  Konkursgesetzes9)  verletzt.10)  Die  Ver- 

dieser  Gläubiger  3/±  des  Betrags  der  angemeldeten,  Stimmrecht  gebenden  Forderungen 
ausmachen.“ 

.*>  Dän.  K.G.  § 117,  norweg.  K.G.  § 67. 

3)  Dän.  K.G.  § 111,  norweg.  K.G.  § 70. 

3)  Norweg.  K.G.  §§  68  u.  70.  Die  Verwerfung  kann  erfolgen,  wenn  das  Gericht 
findet,  dass  die  Vergleichsbedingungen  füi*  die  Gläubiger  nicht  so  günstig  sind,  wie 
man  den  vorliegenden  Umständen  nach  billiger  Weise  erwarten  könnte. 

4)  Dän.  K.G.  §§  111-115. 

5)  Dän.  K.G.  § 120,  norweg.  K.G.  § 69. 

6)  Dän.  K.G.  § 119. 

7)  Dän.  K.G.  § 128,  norweg.  K.G.  § 76. 

®)  Norweg.  K.G.  § 181. 

9)  Dän.  K-G.  § 117.  „Vor  der  Bestätigung  soll  das  Theilungsgericht  so  bald  wie 
möglich,  nachdem  die  Abstimmung  stattgefunden  hat,  durch  die  Zeitungen  diejenigen, 
die  gegen  den  Zwangsvergleich  Einspruch  erheben  wollen,  auffordern,  einen  schrift- 
lichen Protest,  spätestens  vier  Tage  vor  der  zur  Bestätigung  oder  Verweigerung  des 
Zwangsvergleichs  anberaumten  Gläubigerversammlüng  (die  nicht  später  als  14  Tage 
nach  der  Abstimmung  stattfinden  darf)  einzureichen.“ 

§ 118.  „Die  Bestätigung  des  Zwangsvergleichs  soll,  selbst  wenn  kein  Einspruch 
erhoben  wird,  durch  begründetes  Erkenntniss  verweigert  werden:  1)  wenn  die  allge- 
meinen Bedingungen  für  den  Zwangsvergleich  nicht  vorliegen,  oder  wenn  die  vorge- 
schriebenen Regeln  in  Bezug  auf  das  Verfahren  bei  der  Vergleichsverhandlung  nicht 
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werfung  eines  angenommenen  Vergleichs  Vorschlags  von  Seiten  des  Ver- 
theilungsgerichts kann  von  einer  bestimmten  Mehrzahl  der  Gläubiger 
und  in  Dänemark  auch  vom  Gemeinschuldner  angefochten  Werden.1) 

III.  Theil. 

Erbschaftsregulierung. 

§ 32. 

1.  Erbfolge  im  Allgemeinen.2) 

I.  Die  gesetzlichen  Erben  sind  Verwandte  und  der  Ehegatte.3) 

Die  Verwandtenerbfolge  beruht  auf  demselben  Parentelsystem 
wie  die  Kegeln  im  österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuch  vom  Jahre 
1811.  Zunächst  erben  die  Abkömmlinge  des  Verstorbenen  mit  Reprä- 
sentationsrecht.  Sind  keine  Abkömmlinge  da,  so  fällt  die  Erbschaft  an 
die  Eltern  zu  gleichen  Theilen;  ist  .einer  von  diesen  gestorben,  so  geht 
dessen  Erbschaftstheil  auf  seine  Abkömmlinge  (die  Geschwister  des  Erb- 
lassers und  deren  Abkömmlinge  mit  Repräsentationsrecht)  über;  sind 
keine  solchen  Abkömmlinge  da,  so  fällt  die  ganze  Erbschaft  an  den 
Ueberlebenden  der  Eltern  des  Verstorbenen.  Sind  weder  Abkömmlinge 
des  Verstorbenen  (erste  Erbklasse)  noch  Eltern  oder  Geschwister  oder 
deren  Abkömmlinge  (zweite  Erbklasse)  da,  so  fällt  die  Erbschaft  an  die 
Grosseltern  des  Verstorbenen  und  die  Abkömmlinge  derselben  (dritte 
Erbklasse),  demnächst  an  seine  Urgrosseltern  und  deren  Abkömmlinge 
(vierte  Erbklasse)  und  endlich  an  seine  Ururgrosseltern  und  deren  Ab- 
kömmlinge (fünfte  Erbklasse).  In  jeder  von  diesen  Klassen  werden 
dieselben  näheren  Regeln  befolgt  wie  in  der  ersten  und  zweiten  Erb- 
klasse.4) Uneheliche  Kinder  beerben  gewöhnlich  den  Vater  und 
dessen  Verwandte  nicht,  wogegen  sie  die  Mutter  und  die  mütterlichen 
Verwandten  zu  gleichen  Rechten  mit  ehelichen  Kindern  beerben.5) 


befolgt  sind,  oder  wenn  andere  in  diesem  Gesetz  vorgeschriebeno  Regeln,  die  den 
Gläubigern  Kenntniss  vom  Zustand  der  Masse  zu  geben  bezwecken,  in  irgend  einem 
wesentlichen  Punkt  übertreten  oder  bei  Seite  gesetzt  sind;  2)  wenn  der  Vergleich 
etwas  enthält,  was  gegen  die  Bestimmungen  der  §§  111 — 115  dieses  Gesetzes  streitet 
oder  sonst  gesetzwidrig  ist.  Dagegen  steht  dem  Theilungsgericht  keine  Prüfung  der 
Billigkeit  oder  Zweckmässigkeit  des  Inhalts  des  Zwangs  Vergleichs  zu,  und  ebenso  wenig 
sind  derartige  Einsprüche  seitens  eines  Gläubigers  zu  beachten.“ 

10)  Dän.  K.G.  § 139. 

b Dän.  K.G.  § 138,  norweg.  KG.  § 132. 

2)  Deuntzer,  Das  dänische  Erbrecht,  Kopenhagen  1892;  Fr.  Hallager,  Das 
norwegische  Erbrecht,  2.  Ausg.,  bei  F.  Hagerup,  Kristiania  1885  (beide  dän.). 

3)  Die  erbrechtlichen  Regeln  in  den  Gesetzbüchern  Christians  V.  sind  jetzt  durch 
neuere  Gesetze,  namentlich  die  dänische  Verordnung  vom  21.  Mai  1845  und  das 
norwegische  Gesetz  vom  31.  Juli  1854,  fast  gänzlich  ersetzt. 

4)  Dän.  Verordnung  vom  21.  Mai  1845  §§  1 — 8,  norweg.  Gesetz  vom  30.  Juli 
1854  §§  1,  2,  7 — 9,  19—27.  In  Norwegen  gilt  ausserhalb  der  geraden  Linie  und  der 
ersten  Seitenlinie  die  Grenze  des  siebenten  Mannes  (nach  römischer  Berechnung). 

5)  D.L.  5 — 2—70  bis  73,  norweg.  Gesetz  vom  30.  Juli  1854  §§  3 — 6,  norweg. 
Gesetz  vom  27.  Juni  1892. 
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Was  die  Erbschaft  der  Ehegatten  anlangt,  so  ist  Folgendes 
zu  bemerken:  1)  Wenn  der  Verstorbene  Abkömmlinge  hin  torlassen 

hat,  erbt  in  Norwegen  der  Ehegatte  nicht,1)  wogegen  er  in  Dänemark 
einen  in  eigentümlicher  Weise  bestimmten  Theil  erhält,2)  nämlich  so 
viel  als  ein  Sohn  erhalten  würde,  wenn  er  den  doppelten  Theil  im  Ver- 
hältnis zu  demjenigen  der  Schwester  erbte  (Brudertheil), 3)  doch  nicht 
mehr  als  ein  Viertel  der  Erbschaft  nach  Abzug  dessen,  was  durch  letzt- 
willige Verfügung  verschenkt  ist. 

Hat  zwischen  den  Ehegatten  Gütergemeinschaft  bestanden  (was  in 
Dänemark  und  Norwegen  regelmässig  der  Fall  ist),  so  hat  der  nach- 
lebende  Gatte  Anspruch  auf  Verbleiben  in  ungetrennter  Güter- 
gemeinschaft.4) Die  Eigenthümlichkeit  besteht  theils  darin,  dass  eine 
Erbschaftstheilung  bis  auf  Weiteres  nicht  stattfindet,  theils  darin,  dass 
die  ganze  Vermögensmasse  im  Besitze  des  überlebenden  Ehegatten  und 
dessen  Verfügungsrecht  (nicht  bloss  Niessbrauch)  unterworfen  bleibt,  so 
dass  die  Erben  des  Erstgestorbenen,  so  lange  dies  Verhältniss  dauert, 
keinen  Anspruch  auf  die  Masse  erheben  können,  und,  wenn  das  Ver- 
hältniss aufhört,  ihre  Erbschaft  nach  dem  Zustand  der  Masse  berechnet 
bekommen,  wie  diese  durch  die  Verwaltung  des  überlebenden  Ehegatten 
verbessert  oder  verschlechtert  worden  ist.  Auf  dieses  Verbleiben  in 
ungetrennter  Gütergemeinschaft  hat  der  Wittwer  ein  gesetzliches  Recht, 
solange  er  ledig  bleibt  und  unter  der  Voraussetzung,  dass  keine  andern 
Erben  als  die  gemeinschaftlichen  Kinder  vorhanden  sind.  Dagegen  muss 
die  Wittwe,  die  in  der  Gütergemeinschaft  mit  den  gemeinschaftlichen 
Kindern  verbleiben  will,  einen  besonderen  Titel  dazu  haben,  der  ent* 
weder  eine  Erlaubniss  von  Seiten  der  Obrigkeit  (welche  in  Dänemark 
nur  gegeben  wird,  sofern  die  Kinder  noch  nicht  18  Jahre  alt  sind,  in 
Norwegen , sofern  sie  jünger  als  25  Jahre  sind)  oder  (in  Dänemark)  eine 
testamentarische  Verfügung  des  Mannes  sein  kann,  durch  die  er  der 
Wittwe  dasselbe  Reeht  auf  Fortsetzung  der  Gütergemeinschaft  gewährt, 
das  er  selbst  haben  würde. 

Sind  die  Erbefi  die  Stiefkinder  des  nachlebenden  Gatten,  so  ist  so- 
wohl für  den  Wittwer  als  für  die  Wittwe  die  Erlaubniss  der  Obrigkeit5) 
zum  Verbleiben  in  der  Gütergemeinschaft  erforderlich,  und  diese  Er- 
laubniss kann  nur  ertheilt  werden,  insoweit  die  Kinder  noch  nicht 
18  Jahre  alt  sind.  In  Norwegen  ist  im  Falle  des  Verbleibens  in  der 
Gütergemeinschaft  mit  Stiefkindern  ein  Status  über  den  Bestand  des 
Vermögens  beim  Tode  des  verstorbenen  Ehegatten  aufzunehmen,  und 

')  Norweg.  Gesetz  vom  31.  Juli  1854  § 8. 

3)  Dän.  Verordnung  vom  21.  Mai  1845  § 15. 

3)  Gemäss  dem  älteren  Recht  bekam  ein  Mann  immer  den  doppelten  Erb  theil 
im  Vergleich  zu  demjenigen  einer  Frau,  dies  ist  aber  in  Dänemark  durch  Verordnung 
vom  21.  Mai  1845  eingeschränkt  und  später  durch  Gesetz  vom  29.  Dezember  1857  auf- 
gehoben und  in  Norwegen  durch  Gesetz  vom  31.  Juli  1854  § 8 aufgehoben. 

4)  Dän.  Verordnung  vom  21.  Mai  1845  § 18,  nonveg.  Gesetz  vom  30.  Juli  1851. 

5)  In  Dänemark  in  Kopenhagen  der  Magistrat  und  sonst  das  Theilungsgericht; 
in  Norwegen  der  Amtmann. 
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von  den  Vormündern  der  Kinder  über  die  Verwaltung  des  Vermögens 
von  Seiten  des  nachlebenden  Gatten  eine  allgemeine  Aufsicht  zu 
führen.  In  den  anderen  Fällen  der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft 
wird  keine  Aufsicht  über  die  Vermögensverwaltung  des  nachlebenden 
Ehegatten  geführt,  so  wenig  wie  dieser  den  Erben  gegenüber  die  Pflicht 
zur  Rechenschaftsablage  hat  !) 

2)  Hat  der  verstorbene  Ehegatte  keine  Abkömmlinge  hinterlassen, 
so  ist  ein  Verbleiben  in  der  Gütergemeinschaft  nicht  zulässig.  Der 
Ehegatte  erbt  in  diesem  Falle  einen  Drittheil  des  Nachlasses. 

3)  Hat  der  verstorbene  Ehegatte  gar  keine  erbberechtigten 
Verwandten  hinterlassen,  so  erbt  der  Ehegatte  den  ganzen  Nachlass.* 2) 

H.  Um  eine  letztwillige  Verfügung  errichten  zu  können,  ist 
erforderlich,  dass  der  Testator  18  Jahre  alt  und  nicht  unter  Vormund- 
schaft gestellt  ist,  doch  können  die  von  nicht  achtzehnjährigen  oder 
unter  Vormundschaft  gestellten  Personen  errichteten  Verfügungen  Gül- 
tigkeit durch  königliche  Konfirmation  erlangen.3) 

Derjenige,  der  keine  Abkömmlinge  hinterlässt,  kann  durch  Testa- 
ment sein  ganzes  Vermögen  verschenken,  während  derjenige,  der  solche 
hinterlässt,  durch  Testament  nur  über  einen  Theil  seines  Vermögens 
verfügen  kann,  nämlich  in  Dänemark  über  ein  Drittel,  in  Norwegen 
über  ein  Viertel4)  seines  Vermögens,  doch  kommt  in  gewissen  Fällen 
dem  Testator  ein  weitergehendes  Testirrecht  zu.5)  In  Dänemark  ist 
auch  der  Ehegatte  Zwangserbe,  da  ihm  sein  Pfliehttheil  nicht  entzogen 
werden  kann,  wenn  Abkömmlinge  da  sind,  und  ihm,  wenn  Abkömmlinge 
nicht  vorhanden  sind,  ein  Drittel  des  Nachlasses  Vorbehalten  ist.6) 

IH.  Letztwillige  Verfügungen  sind  schriftlich  zu  errichten  unp 
vom  Testator  anzuerkennen,  und  zwar  entweder  in  Gegenwart  von 
zwei  besonders  zugezogenen  Zeugen  oder  vor  dem  Notarius  publicus  7 8) 
Mündlich  können  Testamente  nur  errichtet  werden,  wenn  Gefahr  ira 
Verzüge  ist.3) 

IV.  Ausländer  haben  dieselbe  Erbfähigkeit  wie  Inländer,  doch 


*)  Auch  sonst  finden  in  diesen  Fällen  weder  Sicherheits-  noch  Aufsiehtsmass- 
regeln  statt. 

2)  Dän.  Verordnung  vom  21.  Mai  1845  §§  15 — 17,  norweg.  Gesetz  vom  31.  Juli 
1854  § 28. 

3)  Dän.  Verordnung  vom  21,  Mai  1845  §§  21  u,  22,  norweg.  Gesetz  vom  31.  Juli 
1854  §§  31,  32  und  38. 

4)  Dän.  Gesetz  vom  29.  Dezember  1857,  norweg.  Gesetz  vom  31.  Juli  1854  § 33. 

5)  Dän.  Verordnung  vom  22.  November  1837  und  vom  21.  Mai  1854  §§26—28, 
norweg.  Gesetz  vom  31.  Juli  1854  §§  36  und  37. 

6)  Dän.  Verordnung  vom  21.  Mai  1845  § 24,  norweg.  Gesetz  vom  31.  Juli  1854 
§§50  und  51,  Hat  Gütergemeinschaft  bestanden,  so  nimmt  der  überlebende  Ehegatte 
immer  (ausser  seinem  Erbe)  die  Hälfte  des  gemeinschaftlichen  Vermögens  als  sein 
Eigenthum. 

?)  Letztere  Form  ist  die  praktisch  zweckmässigere.  Dän.  Verordnung  vom  21.  Mai 
1845  § 24,  norweg.  Gesetz  vom  31.  Juli  1854  §§  50  und  51. 

8)  Dän.  Verordnung  vom  21.  Mai  1845  § 25,  norweg.  Gesetz  vom  31.  Juli  1854 
§§  52  und  53. 
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kann  in  Norivegcn  der  König  mittels  allgemeiner  Verordnung  die  Ein- 
wohner solcher  fremden  Staaten  vom  Erbrecht  in  Norwegen  aus- 
schliessen,  in  denen  Norwegen'  nicht  dieselben  Erbrechte  wie  die  eigenen 
Einwohner  des  Landes  haben.1) 

V.  Sowohl  gesetzliche  Erben  als  testamentarische  Erben  und  Lega- 
tare erwerben  die  Erbschaft  ipso  iure  ohne  irgend  welche  besondere  An- 
tretung,2) aber  sie  können  sie  ausschlagen,  und  es  kann  Niemandem 
gegen  oder  ohne  seinen  ausdrücklich  erklärten  Willen  eine 
Haftbarkeit  für  die  Schulden  oder  eine  sonstige  Verpflich- 
tung aus  der  Erbschaft  auferlegt  werden. 

VI.  Die  Erbschaftssteuer3)  beträgt  in  Dänemark  ein  Prozent 
von  Erbschaften,  die  dem  Ehegatten,  Abkömmlingen  oder  Eltern  zu- 
fallen;4) vier  Prozent  von  Erbschaften,  die  Geschwistern  oder  Ab- 
kömmlingen derselben  zufallen,  und  sieben  Prozent  von  Erbschaften, 
die  ferneren  Verwandten  oder  Nichtverwandten  zufallen.5)  In  Norwegen 
beträgt  die  Erbschaftssteuer  sechs  Prozent  von  Erbschaften,  die  den  Ge- 
schwistern des  Erblassers  oder  Abkömmlingen  derselben,  und  acht  Prozent 
von  Erbschaften,  die  ferneren  Verwandten  oder  Nichtverwandten  zufallen.6) 

Hierbei  ist  es  gleichgültig,  ob  es  sich  um  eine  Erbschaft  oder  um 
ein  Vermächtniss  (Legat)  handelt,  ob  ab  intestato  oder  ex  testamento 
geerbt  wird.  Die  Steuer  ist  nur  zu  zahlen,  wenn  die  Erbschaft  im 
Inlande  angefallen  ist;7)  dagegen  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  die 
Erben  im  Inlande  wohnen  oder  Theile  des  Nachlasses  sich  dort  befinden.8) 

Weiter  hat  Christian  V.  das  sogenannte  Sechstel-  und  Zehntelgeld  (zu- 
sammen 25  Prozent)  von  allen  Erbschaften,  die  aus  dem  Reiche  ausgeführt 
werden,  verordnet;9)  diese  Abgabe  ist  aber  durch  eine  Menge  von  Staats- 
verträgen9a)  jetzt  fast  ganz  weggefallen  und  soll  übrigens  in  Norwegen 
überhaupt  nur  geleistet  werden,  wenn  die  Erbschaft  Unterthanen  eines 
Landes  zufällt,  in  dem  Norweger  eine  solche  Abgabe  zahlen  müssen.10) 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  31.  Juli  1854  § 66.  Vgl.  auch  Allgem.  Verf.  des  Preuss. 
Justizministers  vom  8.  Februar  1848  die  Ausfertigung  der  Todtenscheine  der  in  Preussen 
verstorbenen  schwedischen  und  norwegischen  Unterthanen  betreffend  (Preuss.  Justiz- 

ministerialblatt S.  66). 

3)  Dän.  Verordnung  v.  11.  Sept.  1839  § 1,  norweg.  Gesetz  v.  31.  Juli  1854  § 76. 

®)  Hallager,  norweg.  Erbrecht  §37;  Amdrup,  die  dän.  Erbschaftssteuer  (1873); 

Deuntzer,  Skifterecht  § 68  (sämmtl.  dän.). 

4)  Grosseltern  dagegen  zahlen  sieben  Prozent,  siehe  Urtheil  des  dän.  Höchsten 

Gerichts  vom  8.  April  1872. 

6)  Dän.-norweg.  Verordnung  v.  12.  Sept.  1792,  dän.  Gesetz  v.  19.  Februar  1861. 

6)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  12.  September  1792,  norweg.  Kundmachung 
vom  15.  Juni  1882  und  vom  8.  Mai  1892. 

*)  d.  h.  wenn  Erblasser  seinen  letzten  Wohnsitz  in  Dänemark  hatte. 

8)  Dän.  Kanzleischreiben  vom  1.  December  1827,  dän.  J.ustizministerialschreiben 
vom  31.  Mai  1856  und  vom  24.  November  1859,  norweg.  Schreiben  vom  24.  Mai  1855. 

9)  D.  und  N.  L.  5—2—77  bis  79. 

9a)  Vgl.  Uebereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  ujid  Dänemark  über  die 
Aufhebung  des  Abschosses  und  Abfahrtsgeldes  vom  5.  Februar  1891  (Deutsches  Reichs- 
gesetzblatt S.  346.) 

1J)  Norweg.  kgl.  Kundmachung  vom  15.  Mai  1819. 
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Die  Abgabe,  die  früher  unter  dem  Namen  „Forlovspenge“  von  den 
aus  dem  Gerichtsbezirke  herausgehenden  Erbschaften  zu  erlegen  war,1) 
i§t  weggefallen.3) 

VII.  In  Dänemark  sind  Testamente  mit  zwei  Kronen  Stempel  zu 
versteuern,  wenn  das  Vermögen,  worüber  verfügt  wird,  nicht  8000  Kronen 
übersteigt,  sonst  aber  mit  8 Kronen  Stempel;  die  Verletzung  dieser 
Kegel  hat  aber  nur  zur  Folge,  dass  doppelte  Stempelgebühren  zu  er- 
legen sind.3)  Wenn  das  Testament  in  Kraft  tritt,  so  ist  ausserdem  eine 
Stempelabgabe  von  2/3  Prozent  des  Werthes*  über  den  durch  das  Testa- 
ment verfügt  ist,  zu  entrichten,  jedoch  unter  Kürzung  desjenigen,  was 
dem  Bedachten  ab  intestato  zugefallen  wäre.4) 

§ 33. 

2.  Das  eheliche  Güterrecht. 

Mit  der  Eingehung  der  Ehe  tritt  ipso  iure  vollständige  Güter- 
gemeinschaft zwischen  den  Ehegatten  ein;  alle- Hechte  werden  ge- 
meinschaftlich, und  das  gemeinschaftliche  Vermögen  der  beiden  Ehe- 
gatten haftet  für  alle  — vor  oder  nach  der  Ehe  — gültig  eingegangenen 
Schulden.5) 

Das  gemeinschaftliche  Vermögen  wird  vom  Manne6)  verwaltet, 
doch  hat  die  Frau  das  ausschliessliche  Verfügungsrecht  über  alles,  was 
sie  durch  eigene  selbständige  Thätigkeit  erwirbt  oder  nachweislich  aus 
Mitteln  angeschafft  hat,  die  sie  durch  ihre  Thätigkeit  erworben7)  hat. 
Während  ihrer  Lebenszeit  kann  dieser  Erwerb  für  die  von  ihrem  Manne 
eingegangenen  Schulden  ohne  ihre  Genehmigung  nicht  in  Anspruch  ge- 
nommen wrerden.8)  In  Norwegen  gilt  das  Verfügungsrecht  des  Mannes 
über  das  gemeinschaftliche  Vermögen,  mit  der  Einschränkung,  dass 
er  ohne  Genehmigung  der  Frau  nicht  mehr  als  Vi0  des  gemeinsamen 
Vermögens  verschenken,  noch  ein  von  ihr  in  die  Gütergemeinschaft 
eingebrachtes  Grundstück  auf  dem  Lande9)  verschenken,  veräussern, 
verpfänden  oder  .vermiethen,  oder  sich  oder  der  Frau  ein  Alten«* 
theil  gegen  Zahlung  aus  dem  gemeinschaftlichen  Vermögen  bedingen, 
noch  endlich  den  der  Frau  zustehenden  Altentheil  aufgeben  darf.10) 

*)  D.  L.  5—2—75,  N.  L.  5-2-76. 

3)  Dän.  Gesetz  vom  19.  Februar  1861,  norweg.  Gesetz  von  1.  Juli  1816  § 3. 

3)  Dän.  Stempelgesetz  vom  19.  Februar  1861  § 24. 

4)  Dän.  Stempelgesetz  vom  19.  Februar  1861  § 25 

6!  D.  und  N.  L.  5—2—14  und  19. 

6)  D.  L.  1 — 23—10  und  5 — 1 — 13,  dän.  Verordnung  vom  21.  Mai  1845  § 12, 
norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  § 14. 

7)  Wenn  z.  B.  die  Frau  als  Schauspielerin  Geld  verdient,  dafür  einen  Gegen- 
stand anschafit,  diesen  Gegenstand  verkauft  und  für  den  Erlös  einen  anderen  Gegen- 
stand erwirbt,  so  hat  sie  auch  über  diesen  das  ausschliessliche  Verfügungsrecht.  Ihr 
liegt  aber  die  Beweislast  auf.'' 

®)  Dan.  Gesetz  vom  7.  Mai  1880,  norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  § 31  und 
vom  29.  Juni  1894  vergl.  Herrn.  Scheel,  das  eheliche  Güterrecht,  Kristiania  1892  (dän.). 

9)  D.  i.  jedes  Grundstück  ausserhalb  der  Städte. 

10)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  § 14. 
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Klage  auf  Anfechtung  solcher  Rechtsgeschäfte  muss  binnen  einem  Jahr 
nach  der  Vollziehung  des  Rechtsgeschäfts  erhoben  werden.1) 

Die  persönliche  Haftung  für  die  gemeinsamen  Schulden  liegt  in 
der  Regel  allein  dem  Manne  ob,  was  namentlich  die  Bedeutung  hat, 
dass  die  Frau,  wenn  die  Gütergemeinschaft  z.  B.  durch  Trennung  der 
Ehe  oder  Tod  des  Mannes  aufhört,  nicht  für  diejenigen  Schulden  haftet, 
die  nicht  aus  dem  gemeinschaftlichen  Vermögen  gedeckt  werden  können, 
ausser  wenn  die  Frau  durch  Verbleiben  in  ungetrennter  Gütergemeinschaft 
oder  in,  anderer  Weise  die  Haftung  übernommen  hat.  Doch  wird  an- 
genommen,2) dass  die  volle  persönliche  Haftung  der  Ehefrau  für  die 
Schulden,  die  sie  vor  der  Ehe  eingegangen  hatte,  fortdauert,  trotzdem 
der  Ehemann  auch  für  diese  persönlich  haftet.  Ferner  ist  die  Frau  für 
den  Schaden,  den  sie  während  der  Ehe  zufügt,  verantwortlich.3)  In  Nor - 
liegen  gilt  die  Ehefrau  als  mündig4 5)  und  kann  Verpflichtungen 
übernehmen;  diese  können  aber  nicht  ohne  Weiteres  gegen  das  Ge- 
sammtgut  geltend  gemacht  werden.6) 

Sonder  gut  kann  in  Dänemark  durch  königlich  konfirmirten  Ehe- 
vertrag gestiftet  werden,  welcher  in  Folge  eines  in  der  Konfirmation 
enthaltenen  Befehls  bei  dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  die  Ehegatten 
wohnen,  und  zugleich  bei  dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  die  zu  dem 
Sondergute  gehörigen  Grundstücke  belegen  sind,  zu  dinglesen6)  ist. 
Ein  nicht  konfirmirter  Ehevertrag  ist  zwar  für  die  Ehegatten  selbst 
und  ihre  Erben  bindend,  hat  aber  ihren  Gläubigern  und  anderen  Dritten 
gegenüber  keine  Wirkung.  Ist  der  Ehevertrag  zwar  konfirmirt,  aber 
seine  Dinglesung  versäumt,  so  gilt  er  Dritten  gegenüber  nicht, 
jedenfalls  nicht,  wenn  ihnen  der  Ehevertrag  nicht  bekannt  war.7)  Die 
Konfirmation  kann  ertheilt  werden,  auch  wenn  der  Ehevertrag  erst 
nach  Eingehung  der  Ehe  errichtet  wird,  sie  wird  aber  dann  nur  unter 
Vorbehalt  der  Rechte  derjenigen  Gläubiger  ertheüt,  deren  Ansprüche 
älter  als  die  Konfirmation  sind. 

In  Norwegen  ist  der  Ehevertrag  der  Ehegatten  auch  ohne  Konfir- 
mation vollkommen  gültig.  Eheverträge  sind  schriftlich  und  mit  der 
Unterschrift  der  Parteien  zu  errichten  und  nach  vorgängiger  langsamer 
und  deutlicher  Vorlesung  von  ihnen  in  Gegenwart  von  mindestens  zwei 
zugezogenen  Zeugen  anzuerkennem8)  Eheverträge  sind  bei  dem  Gericht, 
in  dessen  Bezirk  die  Ehegatten  wohnen,  zu  dinglesen,  und  es  ist  in 

*).  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  § 15. 

а)  Urtheü  des  dän.  Höchsten  Gerichts  vom  2.  Juni  1869. 

®)  Urtheil  des  dän.  Höchsten  Gerichts  vom  25.  Oktober  1894. 

4)  Vollmündig  ist,  wer  sich  selbst  verpflichten  kann  (25  Jahre),  mündig  (oder 
mündig  mit  Kurator),  wer  sich  in  Gemeinschaft  mit  einem  Kurator  verpflichten 
kann  (18  Jahre).  Vgl.  auch  oben  S.  791  Note  1. 

5)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  §§  11  und  14. 

б)  Vgl.  oben  S.  835  Note  2. 

7)  Urtheile  des  dän.  Höchsten  Gerichts  vom  29.  April  1856,  20.  Februar  1879 
und  25.  Januar  1884. 

8)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  § 2. 
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dem  gewöhnlichen  Kundmachungsblatt  bekannt  zu  machen,  dass  der 
Ehevertrag  eingegangen  ist.  Bis  die  Dinglesung  und  Bekanntmachung 
stattgefunden  hat,  ist  der  Ehevertrag  nur  für  die  Ehegatten  selbst  und 
ihre  Erben  verbindlich.1)  Ehe  Verträge  sind  ferner  bei  dem  Gericht,  in 
dessen  Bezirk  die  zum  Sondergut  gehörigen  Grundstücke  belegen  sind, 
zu  dinglesen.  Nichtbeachtung  dieser  Vorschrift  bewirkt,  dass,  wenn 
ein  Ehegatte  ein  ihm  nicht  gehöriges  Grundstück  an  einen  in  gutem 
Glauben  befindlichen  Dritten  verkauft,  vermiethet,  verschenkt  oder  ver- 
pfändet, oder  wenn  einer  der  Gläubiger  des  gedachten  Ehegatten  oder 
des  Sammtguts  in  das  Grundstück  eine  Pfändung  vornehmen  lässt,  der 
Kaufbrief,  Miethvertrag,  Pfandbrief  oder  die  Pfändung  rechtskräftig 
wird,  wenn  die  Dinglesung  des  Rechtsgeschäfts  früher,  als  die  des  Ehe- 
vertrages  erfolgt.2)  Die  Ehegatten  sind  nicht  gehindert,  die  Errichtung 
des  Ehevertrags  nach  Eingehung  der  Ehe  vorzunehmen;  wenn  der  Ver- 
trag sich  aber  nicht  darauf  beschränkt,  das  einem  Gatten  später  durch 
Erbschaft  oder  Schenkung  zufallende  Vermögen  als  Sondergut  zu  be- 
stellen,3) so  muss  eine  Bilanz  beigelegt  werden,  die  erweist,  dass  der 
für  die  Schulden  haftende  Gatte  durch  den  Ehevertrag  nicht  zahlungs- 
unfähig wird,4)  und  die  schon  vorhandenen  Gläubiger  können,  nachdem 
sie  vergebens  Befriedigung  bei  ihrem  Schuldner  gesucht  haben,  sich  an 
das  dem  nicht  für  die  Schulden  haftenden  Gatten  zugeth eilte  Vermögen 
halten,  wenn  nicht  bewiesen  wird,  dass  der  Schuldner  durch  den  Ehe- 
vertrag nicht  zahlungsunfähig  geworden  ist.5)  Ehev ertrage,  die  einen 

vor  der  Ehe  eingegangenen  Ehevertrag  abändern  oder  aufheben,  sind 
x>hne  königliche  Konfirmation  nicht  gültig.6) 

In  Dänemark  gilt  die  Ehefrau  als  unmündig  ohne  Unterschied, 
ob  Gütergemeinschaft  oder  Sondergutsrecht  zwischen  den  Ehegatten 
besteht;  auch  im  letzteren  Falle  wird  ihr  Sondergut  vom  Ehemann  als 
Vormund  verwaltet.  In  der  neuesten  Zeit  werden  aber  bei  der  Kon- 
firmation der  Eheverträge  oft  Bestimmungen  getroffen,  welche  darauf 
abzielen,  dass  die  Ehefrau  allein  oder  in  Verbindung  mit  einem  Vor- 
mund die  Verfügungsgewalt  über  ihr  Sondergut  haben  soll.  In  Nor - 
tvegen  dagegen  hat  die  Ehefrau  dieselbe  Mündigkeit  wie  die  unver- 
heirathete  Frau,7 8)  doch  ist  ihre  Bürgschaft,  „schadenslose448)  Uebertra- 
gung  einer  Forderung,  Indossament  und  überhaupt  jede  Disposition, 
durch  welche  die  Ehefrau  die  Haftung  für  die  Schulden  des  Ehemannes 
oder  des  Sammtguts  übernimmt,  für  sie  unverbindlich  wie  die  Sicher- 

*)  Norweg.  Gesetz  vom  2a.  Juni  1888  § 4. 

3)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  § 9. 

3)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  § 8. 

4)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  § 6. 

5)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  § 7. 

6)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  § 5. 

7)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  § 11. 

8)  Wer  eine  Forderung  überträgt,  steht  nur  dafür  ein,  dass  sie  existirt.  Ist  die 
Uebertragung  aber  schadenslos,  so  haftet  der  Zedent  auch  für  die  Sicherheit  der 
Forderung  und  muss  daher  zahlen,  wenn  der  Schuldner  nicht  zahlen  kann. 


862  Europa. 

heitsleistung  zu  Gunsten  des  Ehemanns  oder  des  Sammtguts  oder  der 
Erlass  einer  Sicherheit  am  Vermögen  des  Mannes  oder  an  dem  Ge- 
sammtgut,  wenn  solches  nicht  mit  Genehmigung  der  Obervor- 
mundschaft1) geschieht.2)  Jeder  Ehegatte  verwaltet  sein  Vermögen 
selbst. 3) 

§ 34. 

3.  0 öffentliche  und  private  Erbschaftsvertheilung. 

Jeder  Nachlass  ist  in  Behandlung  des  Vertheilungsgerichts4)  (Skifte- 
ret)  zu  nehmen  (öffentliche  Erbschaftsvertheilung),  wenn  die  Voraus- 
setzungen für  die  Verwaltung  des  Nachlasses  durch  die  Erben  — sei 
es  Intestat-,  sei  es  Testamentserben5)  — (private  Erbschaftsvertheilung) 
oder  für  eine  Fortsetzung  der  ungetrennten  Gütergemeinschaft  nicht 
vorhanden  sind. 

Damit  eine  private  Erbschaftsvertheilung  stattfinden  kann, 
ist  erforderlich,  dass  alle  Erben  mündig  sind,  doch  ist  hier  Voll- 
jährigkeit (in  Norwegen  21,  in  Dänemark  25  Jahre)  nicht  nothwendig, 
sondern  es  genügt,  wenn  die  Erben  mindestens  18  Jahre  alt  sind  und 
die  Genehmigung  ihrer  Kuratoren  haben.6)  Bei  geringfügigen  Nach- 
lässen (deren  Aktiven  400  Kronen  nicht  übersteigen)  kann  private 
Erbschaftsvertheilung  stattfinden,  auch  wenn  Personen  unter  18  Jahren 
als  Erben  daran  betheiligt  sind.7)  Ferner  müssen  alle  Erben  persön- 
lich anwesend  oder  durch  Bevollmächtigte  vertreten  sein,  worunter 
in  Dänemark  nur  Anwesenheit  im  Reiche,  in  Nonvegen  aber  Anwesen- 
heit in  dem  Gerichtsbezirke,  in  dem  die  Vertheilung  vorzunehmen  ist, 
verstanden  wird.8)  Endlich  müssen  alle  Erben  mit  dem  Antrag  auf 
private  Erbschaftsvertheilung  einverstanden  sein.9)  Ein  einziger  Erbe 
ist  also  im  Stande,  ein  öffentliches  Verth eilungs verfahren  zu  erzwingen, 
wogegen  Gläubiger  oder  Legatare  private  Vertheilung  nicht  verhindern 
können.10)  In  einigen  Fällen,  in  denen  die  erwähnten  Voraussetzungen 
für  private  Erbschaftsvertheilung  nicht  vorhanden  sind,  kann  diese 
jedoch  unter  einer  gewissen  Aufsicht  von  Seiten  des  Theilungsgerichts 
stattfinden. n) 


*)  In  jedem  Gerichtskreis  in  Norwegen  giebt  es  zwei  von  den  kommunalen  Be- 
hörden gewählte  Obervormünder,  die  u.  a.  Aufsicht  über  die  Vormünder  üben  sollen. 

2)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  § 13. 

3)  Norweg.  Gesetz  vom  29.  Juni  1888  § 19. 

4)  Ueber  die  Theilungsgerichte  s.  oben  § 26,  doch  ist  das  See-  und  Handels- 
gericht in  Kopenhagen  nur  für  Konkursverfahren,  nicht  aber  für  Nachlassbehandlung 
zuständig 

5)  Dan. -norweg.  Verordnung  vom  8.  April  1768. 

6)  D.  und  N.L.  5 — 2 — 1 und  16,  dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 5. 

7)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  §.10,  norweg.  Gesetz  vom  27.  März 
1869;  vergl.  einige  andere  Ausnahmen  im  dän.  Skiftegesetz  §§  5,  b und  75. 

8)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 5,  c,  N.L.  5 — 2 — 16. 

9)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  §§  4 und  8,  N.L.  5 — 2—16. 

10)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 4. 

n)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 75,  norweg.  Gesetz  vom  27.  März  1869. 
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Andererseits  ist  zü  bemerken,  dass  in  Dänemark  der  Erblasser  die 
Privatvertkeilung  ausschliessen  kann,  nämlich  durch  testamentarische 
Auflage  öffentlicher  Vertheilung  oder  durch  testamentarische  Einsetzung 
von  executores  testamenti1),  eine  Bestimmung,  die  bei  grösseren 
Erbschaften  üblich  ist.  Die  Exekutoren  müssen  eine  königliche  Bewil- 
ligung nachsuchen,2)  und  verwalten  dann  die  Masse  nach  denselben 
Regeln,  wie  das  Theilungsgerickt,  wie  auch  ihre  Behandlung  der  Masse 
als  eine  öffentliche  anzusehen  ist.  Ihre  Handlungen  sind  jedoch  nicht 
judiziell  und  können  daher  nicht  durch  Berufung,  sondern  nur  im 
ordentlichen  Verfahren  erster  Instanz,  angefochten  werden;  sie  können 
auch  die  etwa  entstehenden  Rechtsstreitigkeiten  nicht  entscheiden,  son- 
dern müssen  sie  dem  Tkeilungsgericht  zuweisen.3)  Ausländer  können 
nicht  executores  testamenti  sein.4)  In  Norwegen  steht  die  er- 
wähnte Befugniss  dem  Erblasser  nicht  zu,  und  die  genannte  Bewilligung 
kann  nicht  gegeben  werden.  Mitunter  kommt  wohl  die  testamentarische 
Einsetzung  von  Testamentsexekutoren  vor,  sie  können  aber  nur  eine 
gewisse  Aufsicht  bei  der  Erbtheilung  ausüben.5)6) 

Wenn  die  Erben  den  Nachlass  zur  privaten  Erbschafts  vertheilung 
übernehmen,  werden  sie  dadurch  zur  unbedingten  Zahlung  der  Schulden 
des  Verstorbenen  verpflichtet.  Sie  können  w^okl  eine  präklusive  Ein- 
berufung der  Gläubiger  vornehmen,  aber  ein  beneficium  inventarii 
giebt  es  nicht. 

Grundsatz7 8)  ist,  dass  die  Erben  nur  pro  rata  haften,  nämlich 
in  Verkältniss  zu  ihrem  Erbrecht,  und  für  die  Annahme  einer  subsi- 
diären solidarischen  Haftung  giebt  es  keinen  Anhaltspunkt.  Von  diesem 
Grundsatz  giebt  es  aber  sehr  umfassende  Ausnahmen,  insofern  die 
Erben  in  solidum  haften,  wenn  der  Schuldbrief  des  Verstorbenen  die 
Erben  alle  für  einen  und  einen  für  alle  verbindet,  eine  Klausel,  die  in 
Dänemark  sich  deshalb  in  den  meisten  Schuldbriefen,  namentlich  in 
fast  allen  Pfandschuldbriefen  findet.  Ferner  haften  die  Erben  solida- 
risch, wenn  der  Nachlass  dem  Staate,  der  Kirche  oder  dergl.  Geld 
schuldig  ist,  und  die  Erben  den  Nachlass,  bevor  solche  Schulden  bezahlt 
sind,  theilen,  und  wenn  ein  Gläubiger  vor  der  Theilung  des  Nachlasses 
Zahlung  fordert.  Legataren  gegenüber  haften  die  Erben  nach  nor- 
wegischem Recht  wie  Gläubigern  gegenüber;  in  Dänemark  wird  an- 
genommen, dass  sie  nicht  ultra  vires  hereditatis  haften. 

Wenn  nicht  gleich  nach  dem  Todesfälle  oder  binnen  einer  kurzen 

1)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 6. 

2)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 83. 

3)  Dän.  Verordnung  vom  29.  April  1785. 

4)  Dän.  Justizministerialschreiben  vom  22.  Mai  1895  (Nr.  137). 

5)  Schweigaard,  § 299. 

6)  Eine  Art  von  Kontrolö,  dass  der  Nachlass  richtig  dem  Testament  gemäss  ver- 
theilt wird. 

7)  D.L.  5—2 — 83,  N.L.  5 — 2 — 84,  dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 53; 
vergl.  § 81. 

8)  Norweg.  Gesetz  vom  31.  Juli  1854  § 46. 
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Frist,  dem  Vertheilungsgericht  glaubhaft  gemacht  wird,1)  dass  private 
Erbschaftstheilung  oder  Verbleiben  in  ungetrennter  Gütergemeinschaft 
zulässig  ist  und  beantragt  wird,  so  eröffnet  das  Vertheilungsgericht, 
in  dessen  Bezirk  der  Verstorbene  wohnte,2)  von  Amtswegen  das 
öffentliche  Vertheilungs verfahren  über  den  Nachlass.3)  Die  Befolgung 
dieser  Regel  wird  dadurch  gesichert,  dass  jeder  Todesfall  bei  Strafe 
dem  Vertheilungsgericht  zu  melden  ist,  und  dass  der  Leichnam  des 
Verstorbenen  nicht  bestattet  werden  darf,  ehe  nicht  ein  Attest  über 
die  Anmeldung  dem  Priester  vorgewiesen  ist.4)  Die  Regel  gilt  für  Alle, 
die  im  Lande  einen  festen  Wohnsitz  haben,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
sie  fremde  Staatsbürger  sind  oder  nicht.5)  Umgekehrt  befasst  sich 
das  Vertheilungsgericht  nicht  mit  den  Nachlässen  solcher  Personen,  die 
im  Auslande  ihren  Wohnsitz  hatten,  selbst  wenn  sie  norwegische 
oder  dänische  Staatsbürger  waren,  doch  kann  das  Justizministerium  in 
Dänemark  einen  solchen  Nachlass  einem  inländischen  Vertheilungsgericht 
zur  Behandlung  überweisen,  insoweit  er  nicht  im  Auslande  in  Behand- 
lung genommen  wird.6) 

Das  öffentliche  Vertheilungsverfahren  ist  in  vielen  Fällen 
ganz  summarisch,  indem  der  Nachlass,  wenn  er  nicht  höher  als  zur 
Deckung  der  Begräbnisskosten  ausreichend  veranschlagt  wird,  dem- 
jenigen, der  die  Begräbnisskosten  bezahlen  will,  ausgehändigt  wird  als 
Aequi valent  für  seine  Kosten.7)  Von  diesen  Fällen  abgesehen  besteht 
die  erste  Aufgabe  des  Vertheilungsgerichts  in  der  Besitzergreifung,  Auf- 
zeichnung und  Taxirung  des  Nachlasses.  Es  hat  ferner  eine  Nach- 
forschung nach  den  Erben  und  Legataren  anzustellen  und  ihnen  Nach- 
richt vom  Todesfall  zu  ertheilen,  sowie  für  Bestellung  von  Vormündern 
für  die  Unmündigen  und  Abwesenden  Sorge  zu  tragen.8) 


*)  Als  hinlänglicher  Beweis  dafür,  dass  die  Bedingungen  der  privaten  Erbschafts- 
vertheilung  vorliegen,  darunter,  dass  die  Antragsteller  die  wirklichen  und  einzigen 
Erben  sind,  wird  ihre  eigene  Erklärung  über  die  Verwandtschafts-  und  Gattenverhält- 
nisse und  über  die  Anzahl  der  Erben  angesehen,  doch  kann  das  Vertheilungsgericht 
vollständigere  Auskünfte  und  Beweise  fordern;  vergl.  dän.  Skiftegesetz  vom  30.  Novbr. 
1874  § 71.  Diese  Praxis  hat  sich  gut  bewährt.  In  Dänemark  — nicht  aber  in  Nor- 
wegen — wird  jedoch,  wenn  eine  nicht  notariell  attestirte  letztwillige  Verfügung  vor- 
gelegt ist,  gefordert,  dass  die  Testamentszeugen  vorgeführt  werden. 

*)  Dän.-norweg.  Verordnung  vom  23.  Juni  1793. 

*)  Die  dänisch-norwegischen  Staatsverträge  mit  England  vom  11.  Juli  1670 
§ 15;  mit  Frankreich  vom  23.  August  1742,  § 40;  mit  Russland  vom  19.  Oktober 
1792,  § 34;  ebenso  die  dänischen  Staatsverträge  mit  Siam  vom  3.  Februar  1860  § 15, 
und  mit  Venezuela  vom  10.  August  1863  § 21,  schliessen  die  dänischen  Thei- 
lungsgerichte  aus. 

4)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  §§  1—3,  dän.-norweg.  Verordnung 
vom  12.  September  1792  § 8. 

5)  Ausgenommen  sind  englische  Unterthanen  gemäss  dem  Staatsvertrag  mit  Gross- 
britannien vom  11.  Juli  1670  Art.  15.  Vgl.  auch  Note  3. 

6)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 87. 

7)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 10. 

8)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  §§  12—16,  N.L.  5—2—1,  4 und  10. 
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In  Bezug  auf  das  weitere  Verfahren  besteht  ein  wesentlicher  Unter- 
schied, je  nachdem  die  Erben  die  Haftung  für  die  Schulden  übernehmen 
oder  nicht,  was  damit  zusammenhängt,  dass  sie  im  ersten  Falle  die- 
selbe unbedingte  Haftung  für  die  Schulden  übernehmen,  wie  wenn  sie 
eine  Privattheilung  vornehmen,  während  sie,  wenn  sie  die  Schulden 
nicht  übernehmen,  für  diese  nicht  über  die  Mittel  des  Nachlasses  hinaus 
haften.  *)  Damit  die  Schulden  als  übernommen  betrachtet  werden  können, 
müssen  sämmtliche  Erben  erklären,  die  Haftung  für  sie  üoernehmen 
zu  wollen.  In  Dänemark  richtet  das  Vertheilungsgericht  an  dier  Erben 
eine  dahin  gehende  Frage,* 2)  während  es  in  Noricegen  ihnen  selbsV  über- 
lassen ist,  eine  solche  Erklärung  abzugeben.  Für  die  Unmündigen  und 
Abwesenden  kann  der  Vormund  die  Schulden  anerkennen,  aber  das 
Vertheilungsgericht  kann  sich  der  Anerkennung  widersetzen,  wenn  es 
findet,  dass  diese  dem  Wohl  der  Unmündigen  oder  Abwesenden  wider- 
streitet. 3) 

§ 35. 

4.  Die  Nachlassbehandlung, 

A.  Verfahren  bei  einem  Nachlasse,  dessen  Schulden  von  den  Erben 
nicht  übernommen  sind. 

Das  Verfahren4)  muss,  dar  hier  keine  für  die  Schulden  haftende 
Person  vorhanden  ist,  in  erster  Linie  das  Interesse  der  Gläubiger 
wahrnehmen,  und  es  hat  deshalb  einen  konkursähnlichen  Charakter. 
Aehnlich  wie  im  Konkursverfahren  sind  die  Gläubiger  von  individueller 
Verfolgung  ihrer  Ansprüche  ausgeschlossen  und  darauf  angewiesen,  sich 
zu  der  Vermögensmasse  zu  melden,  aus  der  sie  nach  Massgabe  der 
Konkursordnung  befriedigt  werden.  Die  Gläubiger  sind  (wenn  der 
Nachlass  nicht  ganz  unbedeutend  ist)5)  durch  die  Zeitungen  mit 
einer  dreimonatlichen  Frist  zu  laden,  doch  beträgt  die  Frist  sechs 
Monate  in  Dänemark , wenn  anzunehmen  ist,  dass  der  Verstorbene 
Schuldenverpflichtungen  ausserhalb  Europas  oder  auf  Island  oder  den 
Färöern  gehabt  hat6),  und  in  Nomvegen , wenn  der  Verstorbene  in  um- 
fassendem Geschäftsverkehr  als  Kaufmann,  Fabrikbesitzer,  Rechtsanwalt 
oder  dergl.  gestanden  hat,  und  besonders,  wenn  anzunehmen  ist,  dass 
er  Gläubiger  ausserhalb  des  Reiches  hat.7)  Die  Forderungen,  die  nicht 
bis  zum  Ablauf  der  Ladungsfrist  angemeldet  sind,  werden  präkludirt, 
doch  behalten  die  Gläubiger,  die  Pfand  oder  Bürgen  haben,  ihr  Recht, 


*)  Bän.-norweg.  Verordnung  vom  8=  April  1768. 

2)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 18. 

3)  Dän  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 16 

4)  Ausführliche  Regeln  im  dän  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874,  Kap.  3, 
wogegen  in  Norwegen  nur  vereinzelte  Bestimmungen  existiren. 

5)  Dän  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 20,  dän.-norweg.  Verordnung  vom 
26.  Oktober  1792. 

6)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  §§  21  und  22. 

7)  Norweg.  Gesetz  vom  28.  August  1851. 
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sich  an  diese  zu  halten.1)  Das  Verfahren  mit  Bezug  auf  die  Befriedi- 
gung der  Gläubiger,  Schlussrechnung,  Schlusstermin  und  Schlussver- 
theilung  ist  in  Dänemark  im  Wesentlichen  dasselbe  wie  beim  Konkurs- 
verfahren,2) in  Nonvegen  aber  ist  es  nicht  nothwendig,  diese  Regeln  zu 
befolgen. 

Findet  sich,  nachdem  die  Gläubiger  vollständig  befriedigt  sind, 
noch  Vermögen  im  Nachlasse  vor,  so  fällt  es  an  die  Erben  und  Lega- 
tare. In  Nonvegen  wird  angenommen,  dass  jeder  Erbe  Versteigerung 
aller  zum  Nachlass  gehörigen  Sachen  fordern  kann,  so  dass  alle  Erb- 
theile  in  baarem  Geld  entrichtet  werden. 

In  Dänemark  kann  jeder  Erbe  Entrichtung  seines  Erbtheils  in 
Nachlasssachen  nach  Schätzung  verlangen,  jedoch  nicht  in  Grundstücken.3) 
Der  überlebende  Ehegatte  kann  sogar  bezüglich  aller  im  Nachlasse  be- 
findlichen Sachen  Ausfolgung.  in  natura  gegen  Abfindung  der  Erben 
nach  . der  Taxe  verlangen.4)  In  Nonvegen  gilt  dies  jedenfalls,  wenn  mit 
den  Abkömmlingen  des  verstorbenen  Ehegatten  getheilt  wird.5) 

Das  Vertheilungsgericht  verwaltet  mit  dem  nothwendigen  Bei- 
stand6) die  Nachlassmasse  auf  Kosten  des  Nachlasses.7)  In  Däne- 
mark haben  die  Gläubiger  bei  Beschlüssen  über  Behandlung  des  Nach- 
lasses Stimmrecht,  so  lange,  bis  sie  befriedigt  sind  oder  ihre  Be- 
friedigung gesichert  ist;  erst  dann  kommt  den  Erben  Stimmrecht 
zu;8)  in  Nonvegen  wird  angenommen,  dass  nur  die  Erben  stimm- 
berechtigt sind.  Wenn  alle  Stimmberechtigten  über  einen  Beschluss 
einig  sind,  ist  dieser  vom  Vertheilungsgericht  auszuführen,  sofern  er 
nicht  dem  Interesse  der  unmündigen  Erben  oder  (so  lange  die  An- 
meldungsfrist läuft)  der  nicht  angemeldeten  Gläubiger  widerspricht  oder 
die  Rechte  Jemandes  beeinträchtigt.  Sind  nicht  alle  Stimmberechtigten 
einig,  so  fasst  das  Vertheilungsgericht,  ohne  an  die  Meinung  der  Mehr- 
zahl gebunden  zu  sein,  seinen  Beschluss.9) 

Entstehende  Rechtsstreitigkeiten  werden  vom  Verth eilungsgericht 
entschieden,  im  Grossen  und  Ganzen  nach  denselben  Regeln  wie  beim 
Konkursverfahren. 10) 

Es  ist  übrigens  den  Gläubigern  gestattet,  Behandlung  der  hier  er- 
örterten Nachlässe,  wenn  diese  überschuldet  sind,  gemäss  denselben 
Regeln  wie  im  Konkursverfahren  zu  beantragen,  was  für  die  Gläu- 


*)  Dän.  Skiftegesetz  vom  80.  November  1874  § 22. 

2)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  §§  43,  44  und  5 c. 

3)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 47. 

Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 60. 

5)  Norweg.  Gesetz  vom  30.  Juli  1851  § 12. 

6)  Das  Konkursgericht  bestellt  dazu  eine  geeigpete  Persönlichkeit,  häufig  einen 
Anwalt,  doch  ist  dies  nicht  nothwendig. 

7)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 30 — 33,  dän.-norweg.  Plakat  vom 
30.  Oktober  1767,  vom  24.  Mai  1782  und  anderweit. 

8)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 19. 

9)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  §§  24 — 26. 

10)  Norweg.  Gesetz  vom  24.  April  1869. 
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biger  den  Vorth  eil  hat,  dass  dann  die  konkursrechtlichen  Bestimmungen 
über  die  Verwaltung  der  Masse  und  die  Anfechtung  von  Rechtsgeschäften 
Anwendung  finden.1) 

B.  Verfahren  bei  einem  Nachlasse,  dessen  Schulden  von  den  Erben 

übernommen  sind. 

Die  öffentliche  Behandlung  eines  solchen  Nachlasses  bezweckt  nicht 
die  Sicherung  der  Gläubiger,  sondern  soll  zunächst  eine  Hülfe  für  die 
Erben  zur  Abwickelung  ihrer  gegenseitigen  Verhältnisse  sein,  und  inso- 
weit die  Erben  unmündig  oder  abwesend  sind,  besonders  zur  Wahr- 
nehmung ihrer  Interessen  dienen.  Der  Nachlass  wird  vom  Vertheilungs- 
gericht mit  dem  nöthigen  Beistand  verwaltet,  und  dabei  sind  Ent- 
schliessungen  der  Erben  zu  befolgen,  wenn  die  Erben  einig  sind.  Doch  kann 
das  Gericht  die  Genehmigung  der  Erklärung  eines  Vormunds  verweigern, 
wenn  dieselbe  dem'Jnteresse  des  Unmündigen  widersprechend  erscheint. 
Sind  die  Erben  uneinig,  so  entscheidet  das  Gericht,  ohne  durch  die 
Meinung  der  Mehrzahl  gebunden  zu  sein. 2)  Die  Gläubiger  können  durch 
präklusives  Proklama  einberufen  werden,  aber  es  ist  dies  nicht  noth- 
wendig,  wenn  nicht  ein  Erbe  es  beantragt  oder  das  Gericht  es  durch 
das  Interesse  eines  unmündigen  oder  abwesenden  Erben  geboten  er- 
achtet.3) Die  Nachlassmasse  darf  in  Dänemark  nicht  früher  unter  die 
Erben  getheilt  werden,  als  bis  die  angemeldeten  Gläubiger  befriedigt 
oder  mit  der  Theilung  einverstanden  sind;4)  ob  dies  auch  in  Norwegen 
gilt,  ist  zweifelhaft.  In  Dänemark  bestimmt  das  Gesetz5)  ausdrücklich, 
dass  die  Gläubiger  ohne  Rücksicht  auf  das  Vertheilungsverfahren  die 
Erben  verklagen  und  demnächst  oder  auf  Grund  eines  gegen  den  Ver- 
storbenen erlangten  Urtheils  oder  Vergleichs  Pfändung  des  Nachlasses 
bewirken  können;  dies  gilt  jedoch  kaum  in  Norwegen.  Bezüglich  der 
Ausfolgung  des  Nachlasses  an  die  Erben  gelten  dieselben  Regeln  wie 
bei  Nachlässen,  deren  Schulden  nicht  von  den  Erben  übernommen  sind. 

Bei  gewissen  Nachlässen  ist  übrigens  von  vornherein  eine  für  die 
Schulden  haftende  Person  vorhanden,  so  dass  keine  Anfrage  bezüglich 
der  Uebernahme  der  Schulden  zu  erfolgen  braucht,  nämlich,  wenn  ein 
überlebender  Ehegatte  vorhanden  ist,  der  schon  vor  Eröffnung  des  Ver- 
theilungsverfahrens für  die  Schulden  verantwortlich  war.  Solche  Fälle 
liegen  gewöhnlich  vor,  wenn  der  Ehemann  nach  dem  Tode  der  Ehefrau 
den  Nachlass  mit  ihren  Erben  theilt,  oder  wenn  der  Wittwer  oder  die 
Wittwe,  die  in  ungetrennter  Gütergemeinschaft  gesessen  haben  und  da- 
durch für  die  Schulden  verantwortlich  geworden  sind,  mit  dem  Erben 
des  anderen  Ehegatten  den  Nachlass  theilen.  Solche  Erbechaftsver- 
theilungen  gehen  gewöhnlich  in  einer  für  den  überlebenden  Ehegatten 


*)  Dän.  K.  G.  vom  25.  März  1872  § 145,  norweg.  K.  G.  vom  6.  Juni  1863  § 109. 

2)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 51. 

3)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 52. 

4)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  § 52. 

5)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  §§  54  und  55. 
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sehr  schonenden  Weise  vor  sich,  und  zwar  ohne  dessen  Verfügungs- 
recht über  die  Masse  zu  stören,  ohne  Aufzeichnung  und  Taxirung, 
wesentlich  gemäss  dessen  eigener  Aufstellung  über  die  Aktiven  und  Pas- 
siven, und  die  Erben  werden  solchenfalls  durch  die  Empfangnahme 
ihres  Erbtheils  für  die  Schulden  nicht  haftbar.1) 

Aehnlich  ist  die  öffentliche  Theilung  des  Sammtgu.tes  der 
Ehegatten  im  Falle  der  Ehescheidung  oder  der  Trennung  von  Tisch 
und  Bett.2)  Die  Ehegatten  können  das  Sammtgut  privatim  unter  sich 
theilen,  aber  jeder  von  ihnen  kann  öffentliches  Verfahren  beantragen, 
und  dieses  soll  stattfinden,  wenn  der  eine  von  ihnen  entmündigt  oder 
abwesend  ist.  Gewöhnlich  haftet  der  Ehemann  allein  und  persönlich 
für  die  Schulden  des  Sammtguts,  und  dieses  Verhältniss  wird  weder 
durch  die  Vermögenstheilung  noch  dadurch,  dass  die  Ehefrau  ihren 
Antheil  von  dem  Gesammtgut  empfängt,  verändert.  Beide  Ehegatten 
können  Ausfolgung  nach  erfolgter  Taxirung  verlangen,  und  jeder  hat 
den  Anspruch,  die  von  ihm  selbst  in  die  Gesammtgutsmasse  einge- 
brachten  Sachen  ausgefolgt  zu  erhalten.  Die  Theilung  soll  keine 
Unterbrechung  des  Verfügungsrechts  des  Ehemannes  verursachen,  doch 
kann  Inventarisirung  und  Taxirung  gefordert  werden.  Die  Rechtsver- 
folgung  der  Gläubiger  wird  durch  die  Theilung  nicht  beeinflusst. 

IV.  TheiL 

Konsulargerichtsbarkeit. 

§ 36. 

Die  dänischen  Konsulate  werden  von  Konsuln  und  Vizekonsuln  ver- 
waltet. An  den  wichtigsten  Handelsplätzen  sollen  nach  und  nach 
Berufskonsuln  (consules  missi),  die  ein  festes  Gehalt  beziehen,  dänische 
Staatsbürger  und  geschäftskundige  Männer  mit  zulänglicher  Kenntniss 
der  Seerechtsgesetzgebung  sind,  bestellt  werden,  während  an  anderen 
Plätzen  gewählte  Konsuln  oder  Vizekonsuln,  die  fremde  Unterthanen 
sein  können,  bestellt  werden.3) 

In  Betreff  der  Gerichtsbarkeit  der  dänischen  Konsuln  ist  zu  be- 
merken, dass  sie  befugt  sind,  nach  vorgängigem  Sühneversuch  durch 
Erkenntnisse  Streitigkeiten  über  das  Dienstverhältniss  zwischen  däni- 
schen Schiffern  und  ihrer  Mannschaft  und  überhaupt  zwischen  dänischen 
Seefahrenden  zu  erledigen;4)  solche  Erkenntnisse  sind  aber  nur  als  vor- 
läufige Entscheidungen  zu  betrachten  und  schliessen  die  Parteien  nicht 
von  Geltendmachung  ihrer  Rechte  bei  den  gewöhnlichen  Gerichten  aus. 
Ferner  können  die  Konsuln  gewisse  Notariatsgeschäfte  vornehmen, 

*)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  Kap.  5,  norweg.  Gesetz  vom  30.  Juli 
1851  §§  11 — 13. 

2)  Dän.  Skiftegesetz  vom  30.  November  1874  Kap.  6. 

3)  Dän.  Gesetz  vom  14.  April  1893. 

*)  Dän.  Verordnung  vom  4.  August  1824  §§  4 und  6,  Instruktion  vom  15.  De- 
zember 1893  §§  17  und  35,  Seegesetz  vom  1.  April  1892  §§  100  und  104. 
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namentlich  die  Echtheit  von  „Verträgen  und  gegenseitigen  Verbindlich- 
keiten“ (nicht  aber  von  Testamenten)  attestiren, A)  und  ferner  sind  sie 
berechtigt  und  verpflichtet,  wenn  Gefahr  im  Verzüge  ist,  die  noth- 
wendigen  Massregeln  zur  Sicherung  und  Aufbewahrung  der  Nachlässe 
verstorbener  dänischer  Unterthanen  zu  ergreifen,*  2)  in  welcher  Beziehung 
ihnen  übrigens  nach  einzelnen  Staatsv ertragen3)  weitergehende  Befug- 
nisse zustehen.  Zur  Vornahme  von  Eheschliessungen  sind  die  Konsuln 
an  und  für  sich  nicht  berechtigt,  aber  das  dänische  Auswärtige  Ministe- 
rium kann  an  den  Plätzen,  wo  es  für  nöthig  angesehen  wird,  die  Kon- 
suln dazu  bevollmächtigen,  insoweit  die  eine  oder  beide  Parteien  dä- 
nische Unterthanen  sind.4 5) 

Die  erwähnten  Regeln  gelten  auch  für  solche  Länder,  wo  Dänen 
nach  Herkommen  oder  auf  Grund  von  Staatsverträgen6)  das  Recht  der 
Exterritorialität  gemessen,  aber  überdies  kann  das  dänische  Auswärtige 
Ministerium  für  solche  Länder  den  Konsuln  eine  umfassende  Gerichts- 
barkeit und  Obrigkeitsgewalt  übertragen.6)  In  Civilstreitig- 
k eiten  gegen  Dänen  wird  der  Konsul  dann  Richter  in  der  ersten  In- 
stanz, und  seine  Entscheidung  kann  bei  dem  Landesobergericht  sowie 
dem  Hof-  und  Stadtgericht  in  Kopenhagen  nach  den  gewöhnlichen 
Berufungsregeln  angefochten  werden,  wobei  es  den  Parteien  erlaubt 
ist,  im  Verfahren  neue  Thatsachen  und  Beweise  vorzuführen.  Der 
Konsul  hat  einen  Sühneversuch  zwischen  den  Parteien  vorzunehmen, 
und  die  vor  ihm  abgeschlossenen  Vergleiche  können  ebenso  wie  seine 
Entscheidungen  in  seinem  Bezirk  von  ihm  selbst,  in  Dänemark,  wie 
Untergerichtsurtheile  vollstreckt  werden.  Der  Konsul  kann  ferner  das 
Vogts -Vertheilungs-  und  Auktionsverfahren  vornehmen  und  als  Notar 
fungiren. 

Ausserhalb  der  Länder,  in  denen  die  Konsuln  Exterritoriaütäts- 
recht  besitzen,  haben  sie  gewöhnlich  keinen  Anspruch,  auf  Befreiung 
von  den  gewöhnlichen  Gesetzen  und  der  Gerichtsbarkeit  des  Landes, 
a,ber  nach  völkerrechtlichem  Herkommen  sind  ihnen  doch  — und  nament- 
lich den  Berufskonsuln  — einige  Vorrechte  vor  anderen  Fremden  ge- 
währt. Die  von  Dänemark  abgeschlossenen  Staats  vertrage7)  beschränken 

*)  Dän.  Verordnung  vom  4.  August  1824  § 9,  Instruktion  vom  15.  Dezember 
1893  § 15. 

*)  Dän.  Verordnung  vom  4.  August  1824  § 11,  Instruktion  vom  15.  Dezember  1893 
§§  20  und  40,  Seegesetz  vom  1.  April  1892  § 46. 

3)  Vergl.  Staatsvertrag  mit  England  vom  11.  Juli  1670  § 15,  mit  Russland  vom 
8./19.  Oktober  1782  § 34,  mit  Frankreich  vom  23.  August  1842  § 40,  mit  Venezuela 
vom  19.  Dezember  1862  § 21. 

4)  Dän.  Gesetz  vom  19.  Februar  1892.  Zur  Zeit  ist  die  erwähnte  Ermächtigung 
den  Konsuln  in  China,  Japan  nnd  Siam  ertheilt. 

5)  Staatsvertrag  mit  Tripolis  vom  22.  Januar  1752,  mit  Marokko  vom  18.  Juni 
1753,  mit  der  Türkei  und  Vasal-Ländern  (Tunis  ausgenommen)  vom  14.  Oktober  1756, 
mit  Persien  vom  30.  November  1857,  mit  Siam  vom  21.  Mai  1858,  mit  China  vom 
13.  Juli  1863,  mit  Japan  vom  12.  Januar  1867. 

6)  Dän.  Gesetz  vom  15.  Februar  1895  mit  Instruktion  vom  1.  September  1895. 

7)  Vergl.  Staatsvertrag  mit  Nordamerika  vom  26,  April  1826  § 8»  mit  Brasilien 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II.  5ß, 
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sich  darauf,  den  dänischen  Konsuln  dieselben  Privilegien  zu  gewähren, 
die  den  Konsuln  der  meistbegünstigten  Länder  eingeräumt  werden. 
Dieselben  Regeln  gelten  in  Dänemark  in  Bezug  auf  die  hier  angestellten 
Konsuln. J)- 

Norwegen  hat  ein  gemeinsames  Konsulatswesen  mit  Schweden,* 2) 
und  in  Folge  von  Staatsverträgen  haben  die  Konsuln  Gerichtsbarkeit  in 
der  Türkei,  in  China,  Japan,  Siam  und  im  Kongostaate.  Uebrigens 
gelten  bezüglich  ihrer  ungefähr  dieselben  Regeln  wie  bezüglich  der  dä- 
nischen Konsuln,  nur  dass  sie  in  keinem  Fall  zur  Vornahme  von  Ehe- 
schliessungen befugt  sind. 

Anhang. 

Die  überseeischen  Besitzungen  Dänemarks. 

Für  die  Färöer  ist  die  geltende  Rechtsgrundlage  das  norwegische 
Gesetzbuch3)  Christians  V.  Von  den  späteren  norwegischen  und  dänischen 
Gesetzen  sind  viele  auf  den  Inseln  anwendbar,  und  nach  dem  dänischen 
Grundgesetz  vom  5.  Juni  1849  gelten  alle  dänischen  Gesetze  ohne 
Weiteres  auf  den  Inseln,  insofern  sie  nicht  ausdrücklich  anderes  bestimmen. 
Einige  spezielle  in  den  lokalen  Verhältnissen  gegründete  Bestimmungen 
ausgenommen,  ist  das  färöische  Recht  im  Ganzen  das  dänische.4) 

Auf  Island  gelten  noch  das  Jonsbuch  vom  Jahre  1280  und  einige 
noch  ältere  Gesetze,  doch  hat  das  Jonsbuch  jetzt  nur  geringe  praktische 
Bedeutung.  Viele  spätere  norwegische  und  dänische  Gesetze  sind  auf 
Island  in  Kraft  gesetzt,  und  das  isländische  Recht  ist  dadurch,  insoweit 
die#eigenthümlichen  Verhältnisse  es  gestattet  haben,  im  Wesentlichen 
mit  dem  dänischen  (norwegischen)  übereinstimmend  geworden.  Nach- 
dem Island  eine  Verfassung  erhalten  hat,5)  sind  mehrere  wichtige  und 
umfassende  Gesetze  gegeben,  die  aber  fast  gänzlich  dem  dänischen 
Recht  entlehnt  sind.6) 

vom  26.  April  1828  § 7,  mit  Griechenland  vom  28.  Dezember  1846  § 15,  mit  den  Nieder- 
landen vom  6.  Januar  1856  § 15,  mit  Italien  vom  1.  Mai  1864  § 11,  mit  Oesterreich 
vom  14.  März  1887  § 5. 

J)  Dän.  Plakat  vom  25.  September  1834. 

3)  Vergl.  H.  Blomberg,  Das  nordische  Verwaltungsrecht  S.  383 — 389  (schwe- 
disch), und  oben  S.  508  f. 

3)  Reskript  vom  12.  Mai  1688. 

4)  Vgl.  auch  oben  S.  796  Note  9 (Richter);  807,  865  (Ladungsfristen  für  auf  den 
Färöern  wohnende  Personen);  830  Note  10  (Auspfändung  auf  Grund  privilegirter  For- 
derungen); 843  Note  5 (Konkursgesetz). 

5)  Gesetz  vom  5.  Januar  1874. 

6)  Vgl.  auclf'Oben  S.  791  Note  1 (Literatur) ; 793  Note  2 (Uebersetzung  des  nor- 
wegischen Gesetzbuchs);  794  Note  1 (Publikation  der  Gesetze);  796  Note  9 (Richter); 
797  Note  8 (Obergericht) ; 799  Note  3 (Vertretung)';  807,  865  (Ladungsfristen  für  auf 
Island  wohnende  Personen);  807  Note  8 (Ladungsfristen  im  extraordinären  Verfahren); 
811  Note  2 (Einlassung  im  extraordinären  Verfahren);  822  Note  12  (Instruktionsmaxime); 
823  Note  2 (Wechselverfahren);  829  Note  4 (Zwangsvollstreckung) ; 830  Note  10  (Aus- 
pfändung für  privilegirte  Forderungen) ; 836  Note  5 (Versteigerung  ohne  vorhergehende 
Pfändung);  843  Note  5 (Konkursgesetze). 
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Die  dänisch -westindischen  Inseln  sind  dem  dänischen  Recht  unter- 
worfen,1) doch  gelten  die  dänischen  Gesetze  dort  nicht  ohne  Weiteres, 
sondern  müssen  durch  besondere  Gesetze  für  anwendbar  erklärt  werden, 
und  viele  neuere  dänische  Gesetze  sind  noch  nicht  auf  diesen  Inseln 
eingeführt. 2) 

In  Grönland  sind  die  Europäer  und  die  im  Dienste  der  Missions- 
oder Handelsetablissements  stehenden  Eingeborenen  dem  dänischen  Recht 
unterworfen.  Für  die  übrigen  Eingeborenen  gilt  Billigkeit  und  Gewohn- 
heitsrecht, und  ihre  Rechtsstreitigkeiten  werden  von  der  Administration, 
wenn  zweckmässig,  unter  Zuziehung  einiger  rechtschaffener  Grönländer, 
entschieden. 3) 


*)  Anordnung  vom  31.  März  1755. 

2)  Vgl.  auch  S.  791  Notel  (Literatur);  794  Note  1 (Publikation  der  Gesetze); 
797  Note  8 (Obergericht);  807  (Ladungsfristen). 

3)  Vgl.  oben  S.  791  Note  1 (Literatur);  807  (Ladungsfristen). 
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A.  Das  englische  Konkursrecht1) 

(seit  der  Bankruptcy  Act  1890,  unter  besonderer  Berücksichtigung 
ausländischer  Forderungen). 

Das  heutige  englische  Konkursrecht2)3)4)5)  beruht  auf  den  Bankruptcy 
Acts  1883  und  18906)  und  auf  den  Rules  von  1886  und  1890. 7) 

§ 1. 

1.  Voraussetzungen  des  Eonkur santrags  (Bankruptcy  Petition.  Act  of 

bankruptcy). 

Jeder  Konkursantrag  setzt  voraus,  dass  der  Schuldner  einen  Bankerottakt 
(act  of  bankruptcy)  begangen  hat.  Zufolge  B.  A.  83  s.  4 in  Verbindung 
mit  B.  A.  90  s.  1 begeht  der  Schuldner  eine  act  of  bankruptcy: 

1.  wenn  er  in  England  oder  sonstwo,  zum  Vortheile  seiner  Gläubiger 
generell,  eine  Uebertragung  seines  Vermögens  an  trustees  vornimmt; 

2.  wenn  er  in  England  oder  sonstwo  eine  betrügerische  Uebertragung 
seines  Vermögens  oder  eines  Theils  desselben  vornimmt; 

3.  wenn  er  in  England  oder  sonstwo  eine  Uebertragung  seines  Vermögens 
oder  eines  'JJieils  desselben  oder  eine  Belastung  desselben  vornimmt,  welche 
als  eine  betrügerische  Bevorzugung  ungültig  sein  würde,  falls  der  Kon- 
kurs eröffnet  wäre; 

4.  wenn  er,  um  seine  Gläubiger  um  ihre  Forderungen  zu  bringen,  oder 
doch,  um  dieselben  hinzuhalten,  England  verlässt,  oder  ausserhalb  Englands 
verbleibt,  oder  sein  Wohnhaus  verlässt,  oder  sich  sonst  absentirt,  oder  end- 
lich anfängt,  sich  in  seinem  Hause  gegen  die  Aussen  weit  abzuschliessen ; 


*)  Wir  geben  mit  Rücksicht  auf  die  inzwischen  eingetretenen  Aenderungen  der 
Gesetzgebung  im  Folgenden  eine  neue  Darstellung  des  englischen  Konkurs-  und  Nach- 
lasswesens. Die  Herausgeber. 

*)  Ausserhalb  des  Bereichs  dieser  Darstellung  verbleibt  die  Darstellung  des  Konkurs- 
verfahrens über  das  Vermögen  von  Korporationen  und  Assoziationen,  welche  in 
Gemässheit  der  Companies  Act  1862  registrirt  sind.  Die  B.  A.  83  s.  123  bestimmt 
ausdrücklich,  dass  gegen  Korporationen  und  Assoziationen  der  gedachten  Art  keine 
receiving  Order  erlassen  werden  soll.  (Vgl.  das  Nähere  betreffend  den  Konkurs  über 
diese  Assoziationen  bei  Bindley,  on  Partnership,  1893,  p.  638  ff.) 

3)  Die  B.  A.  83  wie  die  B.  A.  90  finden  Anwendung  auf  nicht-inkorporirte 
Companies  und  auf  partnerships. 

4)  Ueber  Konkurs  im  Allgemeinen  ist  zu  vergleichen  Williams’  Bankruptcy 
Practice,  6.  Auflage,  1894.  Weitere  Literatur  vgl.  Bd.  I S.  666  Note  1. 

5)  Von  dem.  allgemeinen  Satz,  wonach  der  Konkurs  über  das  Vermögen  einer 
jeden  Person  eröffnet  werden  kann,  welche  fähig  ist,  Rechtsgeschäfte  abzuschliessen, 
giebt  es  insofern  eine  wichtige  Ausnahme,  als  — abgesehen  von  dem  Falle,  wo  eine 
Ehefrau  ein  Geschäft  getrennt  von  ihrem  Ehemann  betreibt  — über  ihr  Vermögen 
kein  Konkurs  stattfinden  kann  (conf.  Snell’s  Principles  of  Equity,  1894,  p.  378). 

6)  Zitirt  B.  A.  83  bezw.  B.  A.  90. 

7)  Beide  Acts  finden  auf  Schottland  und  Irland  nur  insoweit  Anwendung,  als 
die  Acts  dies  ausdrücklich  bestimmen. 
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5.  wenn  im  Zwangsvollstreckungswege  eine  Mobiliarpfändung  bei  ihm 
stattfand,  und  der  Vollstreckungsbeamte  entweder  zum  Pfandverkaufe  ge- 
schritten ist  oder  die  Pfandgegenstände  21  Tage  im  Gewahrsam  gehabt  hat;1) 

6.  wenn  der  Schuldner  beim  Gericht  eine  Erklärung  einreicht,  wonach  er 
nicht  im  Stande  ist,  seine  Schulden  zu  bezahlen,  oder  wenn  er  gegen  sich 
selbst  einen  Konkursantrag  stellt: 

7.  wenn  ein  Gläubiger,  welcher  für  irgend  einen  Betrag  gegen  den  Schuld- 
ner ein  Endurtheil  erwirkte,  ohpe  dass  gerichtsseitig  die  Zwangsvollstreckung 
eingestellt  ist,  dem  Schuldner  — in  England,  oder  mit  gerichtlicher  Erlaubniss 
ausserhalb  Englands  — eine  der  vorgeschriebenen  Form  entsprechende  Kon- 
kursandrohung vorschriftsmässig  zustellt,  mit  der  die  Folgen  der  Nicht- 
beachtung angebenden  Aufforderung,  die  Urtheilssumme  zu  zahlen,  sicherzu- 
stellen oder  sich  darüber  zu  vergleichen,  — und  der  Schuldner  binnen  sieben 
Tagen  nach  der  Zustellung2)  tveder  der  Aufforderung  nachkommt,  noch  dem 
Gericht  nachweist,  dass  ihm  eine  mindestens  gleich  hohe  Gegenforderung  zu- 
kommt, welche  er  vor  dem  Urtheil  nicht  geltend  machen  konnte;3) 

8.  wenn  der  Schuldner  irgend  einen  seiner  Gläubiger  benachrichtigt,  dass- 
er  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  oder  im  Begriff  steht,  dieselben  ein- 
zustellen. 

§ 2. 

Weitere  Voraussetzungen  des  Konkursantrags.  Gesicherte  Gläubiger 
(Secured  creditors).  Eidliche  Erklärung.  Kostenvorschuss. 

Die  weiteren  Voraussetzungen  des  Konkursantrags  giebt  die  B.  A.  83  s.  6, 
wie  folgt,  an: 

Ein  Gläubiger  ist  nicht  berechtigt,  gegen  seinen  Schuldner  einen  Konkurs- 
antrag einzureichen,  es  sei  denn: 

1.  dass  die  Forderung  des  betreibenden  Gläubigers  oder  die  Summe  der 
Forderungen  der  betreibenden  Gläubiger  £ 50  beträgt; 

2.  dass  die  Forderung  liquide  und  entweder  sofort  oder  zu  einer  be- 
stimmten, zukünftigen  Zeit  zahlbar  ist; 

3.  dass  die  act  of  bankruptcy,  auf  welche  der  Antrag  sich  gründet,  inner- 
halb der  letzten  drei  Monate  vor  der  Einreichung  des  Antrags  begangen 
wurde ; 

4.  dass  der  Schuldner  in  England  domizilirt  ist  oder  doch  innerhalb  % 
des  letzten  Jahres  vor  der  Einreichung  des  Antrags  in  England  gewöhnlich 
w’ohnte,  ein  Wohnhaus  oder  Geschäftslokal  besass. 

Ein  gesicherter  Gläubiger4)  hat  im  Konkursantrag  entweder  zu  er- 
klären, dass  er  für  den  Fall  der  Konkurseröffnung  auf  seine  Sicherheit  zu 


*)  Erfolgt  von  dritter  Seite  Einspruch  gegen  die  Pfändung,  so  wird  in  die  21  tägige 
Frist  derjenige  Zeitraum  nicht  eingerechnet,  welcher  zwischen  dem  Einspruch  und  der 
Pfandentlassung  bezw.  der  endgültigen  Entscheidung  über  den  Einspruch  liegt. 

2)  Bezw.  im  Fall  einer  ausserhalb  Englands  erfolgenden  Zustellung  binnen  der 
gerichtsseitig  gesetzten  Frist. 

3)  Als  Gläubiger,  welcher  ein  Endurtheil  erwirkte,  gilt  jede  Person,  welche  je- 
weilige berechtigt  ist,  ein  Endurtheil  zu  vollstrecken. 

4)  Secured  creditor,  d.  h.  eine  Person,  welche  als  Sicherheit  für  ihre  Forderung 
gegen  den  Schuldner  an  dem  Vermögen  desselben  oder  an  einem  Theil  dieses  Ver- 
mögens eine  mortgage,  Charge  oder  lien  — ein  Pfand-  oder  Retentionsrecht  besitzt. 
B.  A.  83  s.  168. 


England, 
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Gunsten  der  Gläubigerschaft  verzichtet,  oder  er  hat  in  dein  Antrag  den  Werth 
seiner  Sicherheit  anzugeben.  Letzterenfalls  kann  er  für  seine  „weitergehende“ 
Forderung  den  Konkurs  betreiben. 

Jeder  Konkursantrag  ist  durch  eine  schriftliche,  eidliche  Erklärung 
zu  unterstützen,  welche  nicht  bloss  von  dem  betreibenden  Gläubiger  selbst, 
sondern  auch  von  einer  anderen  Person  abgegeben  werden  kann,  welche  mit 
dem  Thatbestande  vertraut  ist. 

Der  betreibende  Gläubiger  hat  ferner,  ausser  den  sofort  zu  zahlenden 
Gerichtskosten  im  Betrage  von  £ 5,  weitere  £ 5 zu  deponiren,  sowie 
die  jeweilig  gerichtsseitig  aufgegebenen  weiteren  Beträge;  überhaupt  trägt  er 
alle  Kosten,  welche  bis  zur  receiving  order  entstehen,  vorbehaltlich  späterer 
Erstattung  aus  der  Masse  nach  vorgängiger  Berichtigung  einiger  anderer  Kosten. 

§ 9. 

2.  Konkursgeriehte.  Zuständigkeit.  Einreichung  des  Konkursantrags. 

Konkursgerichte  (B.A.  83  s.  92  ff.)  sind,: 

1.  der  Iligh  Court  of  Justice  für  den  sogenannten  London  Bankruptcy 
District  d.  h.  für  die  City  of  London,  deren  Vororte  und  für  die  Bezirke  von 
zehn  zur  Metropole  gehörigen  Grafschaftsgerichten;  im  Uebrigen 

2.  die  County  Courts. 

Im  High  Court  sind  die  Konkurssachen  der  Queen’s  Beuch  Abtheilung 
zugewiesen;  sie  werden  von  einem  Judge  dieser  Abtheilung  und  von  einer 
Reihe  von  Bankruptcy  Registrars  erledigt.  Die  Berufung  gegen  Entschei- 
dungen des  High  Court  geht  an  den  Court  of  Appeal;  eine  weitere  Be- 
rufung ist  mit  besonderer  Erlaubniss  an  das  House  of  Lords  zulässig.  Gegen 
die  Entscheidungen  des  County  Court  kann  Berufung  beim  Divisional  Court 
und,  mit  besonderer  Erlaubniss,  weitere  Berufung  beim  Court  of  Appeal  ein- 
gelegt werden. 

Der  Konkursantrag  soll  beim  High  Court  eingereicht  werden: 

1.  wenn  der  Schuldner  im  London  Bankruptcy  District  währenddes 
grösseren  Theils  der  der  Einreichung  voraufgehenden  6 Monate  — oder  doch 
während  dieser  Zeit  länger  als  im  Bezirke  eines  County  Court  — wohnte  oder 
ein  Geschäft  betrieb; 

2.  falls  er  nicht  in  England  wohnt; 

3.  falls  der  betreibende  Gläubiger  seinen  Wohnort  nicht  festzustellen 
vermag. 

Anderenfalls  ist  der  Konkursantrag  bei  dem  County  Court  einzureichen, 
in  dessen  Bezirk  der  Schuldner  die  längste  Zeit  während  der  gedachten  6 Mo- 
nate wohnte  oder  ein  Geschäft  betrieb. 

Das  Gericht  prüft  den  Konkursantrag,  der,  sobald  er  einmal  eingereicht  ist, 
nur  noch  mit  gerichtlicher  Erlaubniss  zurückgezogen  werden  kann. 
Es  wird  ein  Verhandlungstermin  anberaumt,  und  der  betreibende  Gläubiger 
erhält  2 beglaubigte  Abschriften  seines  Antrags,  von  denen  er  eine  seinem 
Schuldner  in  Person  zuzustellen  hat,  es  sei  denn,  dass  eine  Ersatzzustellung 
gestattet  wird. 

§ 4. 

3.  Vorläufige  Schutzmassregeln,  Verhaftung.  Beschlagnahme. 

Bereits  in  der  Zeit  zwischen  der  Einreichung  des  Konkursantrags  und 
dem  Erlass  der  receiving  order  kann  das  Gericht,  falls  die  Sicherheit  der 
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Masse  es  erfordert,  den  Official  Receiver  zum  interimistischen  Sequester 
bestellen  und  ihm  aufgeben,  von  dem  schuldnerischen  Vermögen  sofort  Besitz 
zu  ergreifen.  Die  Einreichung  des  Konkursantrags  genügt  ferner,  um  die  Ein- 
stellung eines  gegen  den  Schuldner  gerichteten  Verfahrens  zu  erwirken. 

Das  Gericht  kann  endlich  den  Schuldner  verhaften  und  die  in  seinem 
Besitz  befindlichen  Sachen  mit  Beschlag  belegen  lassen: 

1.  falls  nach  Erlass  der  Konkursandrohung  oder  nach  Einreichung  des 
Konkursantrags  das  Gericht  Grund  zu  der  Annahme  hat,  dass  der  Schuldner 
sich  heimlich  entfernt  hat  oder  sich  heimlich  entfernen  will,  um  das  Kon- 
kursverfahren zu  vermeiden,  zu  verzögern  oder  zu  erschweren; 

2.  falls  nach  Einreichung  des  Konkursantrags  das  Gericht  Grund  zur  An- 
nahme hat,  dass  der  Schuldner  im  Begriff  steht,  Sachen  auf  die  Seite  zu 
bringen,  um  deren  Inbesitznahme  seitens  des  Official  Receiver  oder  Trustee 
zu  verhindern  oder  zu  verzögern,  — oder  dass  der  Schuldner  Sachen,  welche 
im  Konkurse  den  Gläubigern  von  Nutzen  sein  können,  verheimlicht  hat  oder 
Im  Begriff  steht,  dieselben  zu  verheimlichen  oder  zu  zerstören; 

3.  falls  der  Schuldner,  nach  der  Zustellung  des  Konkursantrags  oder  nach 
Erlass  der  receiving  Order,  ohne  Erlaubniss  des  Official  Receiver  oder  Trustee, 
in  seinem  Besitz  befindliche  Sachen  im  Werthe  über  £ 5 entfernt. 

Eine  Verhaftung  auf  eine  Konkursandrohung  hin  ist  indessen  nur  unter 
der  Voraussetzung  gültig,  dass  die  Konkursandrohung  spätestens  bei  der  Ver- 
haftung zugestellt  wird. 

§ 5. 

4.  Verhandlung  über  den  Konkursantrag.  Receiving  Order. 

Im  Verhandlungstermin  über  den  Konkursantrag  hat  der  betreffende 
Gläubiger  seine  Forderung,  die  act  of  bankruptcy  und  die  Zustellung  der  Kon- 
kursantrags nachzuweisen.  Werden  diese  Nachweise  geführt,  so  kann  das  Ge- 
richt eine  sequestrirende  Verfügung  (receiving  order)  erlassen;  anderen- 
falls, sowie  in  Fällen,  wo  der  Schuldner  triftige  Gründe  nachweist,  welche  den 
Erlass  einer  receiving  order  unzulässig  erscheinen  lassen,  kann  das  Gericht 
den  Konkursantrag  abweisen.1) 

Eine  receiving  order  ergeht  sofort,  wenn  der  Schuldner  selbst  den 
Konkursantrag  gegen  sich  einreicht.  Auch  ein  solcher  Antrag  kann  nur 
mit  gerichtlicher  Erlaubniss  wieder  zurückgezogen  werden. 

Das  Gericht  kann  ferner  eine  receiving  order  erlassen,  statt  dem  An- 
trag eines  Urtheilsgläubigers  auf  Abführung  seines  Schuldners  zur  Schuld- 
haft stattzugeben.  Solchenfalls  wird  angenommen,  dass  der  Schuldner  zur 
Zeit  des  Erlasses  der  receiving  order  eine  act  of  bankruptcy  beging. 

Die  receiving  order,  welche  dem  Schuldner  zugestellt  und  in  der  London 


*)  Eine  Abweisung  des  Konkursantrags  oder  doch  eine  Einstellung  des  Konkurses 
kann  insbesondere  dann  erfolgen,  falls  die  act  of  bankruptcy  in  der  Nichtbeachtung  einer 
Konkursandrohung  besteht  und  eine  gegen  das  Urtheil  eingelegte  Berufung  schwebt.  Er- 
scheint der  Schuldner  und  bestreitet  er,  dass  dem  Gläubiger  eine  Forderung  in  ausrei- 
chender Höhe  zusteht,  so  kann  das  Gericht,  statt  den  Konkursantrag  abzuweisen,  eine 
Einstellung  des  Konkursverfahrens  bis  zur  Entscheidung  über  die  Streitfrage  unter 
eventueller  Aufgabe  einer  Sicherheitsleistung  für  Forderung  und  Prozesskosten  ver- 
fügen. Die  Einstellung  hindert  nicht  den  Erlass  einer  receiving  order  auf  Grund 
des  Antrags  eines  anderen  Gläubigers;  solchenfalls  ist  der  Antrag  des  ersten  Gläubi- 
gers abzuweisen. 
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Gazette  und  in  einer  Lokalzeitung  öffentlich  bekannt  gemacht  wird,  ist  eine 
den  Schutz  der  Masse  bezweckende,  gerichtliche  Verfügung,  weiche  den  Official 
Receiver  zum  Sequester  des  schuldnerischen  Vermögens  bestellt.  Ihre  Wir- 
kung ist  die,  dass  im  Konkurse  nachweisbare  Forderungen  von  da  ab  nur 
noch  konkursmässig  gegen  Person  und  Vermögen  des  Schuldners  geltend  ge- 
macht werden  dürfen,  und  dass  ein  Verfahren  nicht  mehr  ohne  konkurs- 
gerichtliche  Erlaubniss  begonnen  werden  kann.  Gesicherte  Gläubiger  (s.  o. 
§ 2 Note  4)  können  jedoch  ungeachtet  der  receiving  order  genau  wie  sonst  über 
ihre  Sicherheiten  disponiren. 

§ 6. 

5.  Official  Receivers.  Statement  of  afihirs.  Public  Examination. 

Die  Official  Receivers  sind  dem  Board  of  Trade  unterstellte  Beamte,  welches 
dieselben  ernennt  und  entlässt;  gleichzeitig  sind  sie  jedoch  Beamte  derjenigen 
Gerichte,  welchen  sie  zugewiesen  sind.  Ihre  Pflichten  beziehen  sich  sowohl 
auf  die  Person,  als  auch  auf  das  Vermögen  des  Schuldners.  Bezüglich  der 
Masse  sollen  sie  thunlichst  die  Gläubiger  um  ihre  Wünsche  befragen.  Soweit 
das  Board  of  Trade  nicht  abweichende  Instruktionen  ertheilt,  dürfen  sie  nur 
die  zum  Schutz  der  Masse  oder  zur  Realisirung  verderblicher  Sachen  noth- 
wendigen  Unkosten  verursachen.  Sie  haben  dem  Board  of  Trade  Rechnung 
abzulegen,  alle  Gelder  an  dasselbe  abzuführen  und  mit  Sicherheiten  nach  den 
Instruktionen  desselben  zu  verfahren.  Ihre  Gebühren  und  Auslagen  sind 
Massekosten.  Nach  der  Eröffnung  des  Konkurses  haben  sie  die  Befugnisse 
eines  Trustee,  bis  ein  solcher  bestellt  ist.  In  Fällen,  wo  die  Natur  des  schuld- 
nerischen Vermögens  oder  Geschäfts  oder  das  allgemeine  Gläubigerinteresse 
es  erheischt,  kann  der  Official  Receiver  auf  Gläubigerantrag  bis  zur  Bestellung 
eines  Trustee  einen  speziellen  Geschäftsführer  (special  manager)  ernennon, 
welcher  dem  Board  of  Trade  Sicherheit  zu  bestellen  hat  und  dessen  Remune- 
ration die  Gläubiger  fixiren  können. 

Sofern  nicht  das  Gericht  die  Fristen  verlängert,  hat  der  Schuldner  binnen 
drei  bezw.  sieben  Tagen  nach  Erlass  der  receiving  order  — je  nachdem  letz- 
tere auf  seinen  eigenen  Antrag  oder  auf  Antrag  eines  Gläubigers  erlassen  ist,  — 
dem  Official  Receiver  eine  beschworene  Uebersicht  über  seine  finan- 
zielle Lage  (statement  of  affairs)  vorzulegen.  Versäumt  der  Schuldner  die 
rechtzeitige  Vorlegung  ohne  triftige  Ursache,  so  kann  das  Gericht  auf  Antrag 
— z.  B.  eines  Gläubigers  — den  Konkurs  eröffnen.  Jeder,  der  sich  schrift- 
lich als  Gläubiger  bekennt,  ist  berechtigt,  zu  jeder  angemessenen  Zeit  persön- 
lich oder  durch  seinen  Vertreter  das  statement  einzusehen  und  Abschriften 
davon  zu  nehmen.  Ein  summarischer  Auszug  liegt  zudem  der  Benachrichti- 
gung von  der  Einberufung  der  ersten  Gläubigerversammlung  an. 

Thunlichst  bald  nach  Ablauf  der  für  die  Vorlegung  des  statement  ge- 
setzten Frist  setzt  das  Gericht  eine  öffentliche  Sitzung  zur  eidlichen  Ver- 
nehmung des  Schuldners  über  sein  Gebahren,  seinen  Geschäftsbetrieb  und 
seine  Vermögens  Verhältnisse  an.1)  In  dieser  Sitzung  kann  jeder  Gläubiger, 
der  seinen  Forderungsnachweis  einreichte,  oder  sein  schriftlich  zu  bestellender 
Bevollmächtigter  dem  Schuldner  bezüglich  seiner  Vermögensverhältnisse  und 
der  Ursachen  seiner  Zahlungsunfähigkeit  direkt  Fragen  vorlegen.  Das  Ver- 


b Das  Gericht  ist  befugt,  diese  Vernehmung  von  einem  Zeitpunkte  auf  den  an- 
dern zu  vertagen. 
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nehulungsprotokoll  kann  ferner  von  jedem  Gläubiger  zu  jeder  angemessenen 
Zeit  eingesehen  werden.  Sobald  das  Gericht  die  Untersuchung  der  Verhält- 
nisse des  Schuldners  für  ausreichend  erachtet,  wird  die  Vernehmung  durch 
gerichtlichen  Bescheid  geschlossen;  doch  darf  dieser  Bescheid  erst  nach  der 
ersten  Gläubigerversammlung  erlassen  werden. 

§ 7. 

6.  Meetings  of  Creditors.  Stimmberechtigung.  Vollmachten. 

Vorbehaltlich  gerichtsseitig  gestatteter  Ausnahmen  soll  binnen  14  Tagen 
nach  Erlass  der  reeeiving  order  die  erste  Gläubigerversammlung  abge- 
halten werden,  um  zu  beschliessen,  wie  mit  dem  schuldnerischen  Vermögen 
verfahren  werden  soll,  insbesondere,  ob  ein  Vergleichsvorschlag  anzunehmen 
oder  der  Konkurs  zu  eröffnen  ist.  Zeit  und  Ort  werden  mindestens  sieben 
Tage  zuvor  vom  Official  Receiver  in  der  London  Gazette  und  in  einer  Lokal- 
zeitung bekannt  gemacht;  ausserdem  hat  derselbe,  sobald  thunlicli,  jedem  im 
statement  benannten  Gläubiger  eine  besondere  Benachrichtigung  zugehen  zu 
lassen. 

Gläubigerversammlungen  können  jeder  Zeit  vom  Official  Receiver  oder 
vom  Trustee  einberufen  werden;  es  muss  geschehen  auf  gerichtliche  Anordnung, 
sowie  auf  schriftlichen  Antrag  von  Gläubigern,  welche  V4  des  Gesammtbetrags 
der  Forderungen  repräsentiren.  Die  B.  A.  90  s.  18  fügt  hinzu,  dass  ein  Gläu- 
biger, welcher  die  Kosten  der  Einberufung  deponirt,  in  Gemeinschaft  mit  anderen 
Gläubigern,  welche  mit  ihm  zusammen  l/6  des  Gesammtbetrags  der  Forderungen 
darstellen,  den  Official  Receiver  oder  Trustee  jeder  Zeit  zur  Einberufung  einer 
Gläubigerversammlung  auffordern  kann;  letztere  ist  solchenfalls  binnen  14  Tagen 
einzuberufen;  das  Depositum  Avird  aus  der  Masse  erstattet,  falls  Gläubiger  oder 
Gericht  dies  anordnen.  Mit  Ausnahme  der  ersten  werden  Gläubigerversamm- 
lungen  in  der  Weise  einberufen,  dass  jedem  Gläubiger  eine  Benachrichtigung 
betreffend  Ort  und  Zeit  zugesandt  wird. 

Stimmberechtigt  sind  nur  Gläubiger,  wTelche  eine  im  Konkurse  an- 
meldbare  Forderung  nachgewiesen  und  den  Nachweis  vor  der  für  die  Versamm- 
lung festgesetzten  Zeit  eingereicht  haben.  Auf  Grund  nicht-liquider,  bedingter 
oder  dem  Werthe  nach  nicht  festgestellter  Forderungen  kann  nicht  gestimmt 
werden.1) 

Ein  gesicherter  Gläubiger,  weicherauf  seine  Sicherheit  nicht  verzichtet, 
hat  zwecks  Betheiligung  an  der  Abstimmung  im  Forderungsnachweise  die  De- 
tails, das  Datum  und  den  Werth  seiner  Sicherheit  anzugeben.  Stimmberech- 
tigt ist  derselbe  nur  für  den  „weitergehenden“  Betrag  seiner  Forderung. 
Stimmt  er  auf  Grund  seiner  ganzen  Forderung,  so  verzichtet  er  damit  auf 
seine  Sicherheit,  es  sei  denn,  dass  das  Gericht  zu  der  Ansicht  gelangt,  dass 
die  Schätzung  der  Sicherheit  in  Folge  von  Unachtsamkeit  unterblieben  ist. 
Auf  Grund  einer  Forderung  aus  einem  noch  nicht  fälligen  Wechsel  oder  auf 
Grund  einer  durch  einen  solchen  Wechsel  gesicherten  Forderung  kann  ein  Gläu- 
biger nur  dann  stimmen,  falls  er  die  Haftung  aller  vor  dem  Schuldner 

l)  Vorbehaltlich  der  Herbeiführung  gerichtlicher  Entscheidung  kann  der  Vor- 
sitzende der  Versammlung  für  die  Zwecke  der  Abstimmung  einen  Forderungsnachweis 
zulassen  oder  abweisen;  in  Zweifelsfällen  vermerkt  er  auf  den  zum  Nachweise  bei- 
gebrachten Urkunden,  dass  Einwendungen  erhoben  sind;  letzterenfalls  ist  der  betref- 
fende Gläubiger  stimmberechtigt,  seine  Stimme  wird  jedoch  ungültig,  falls  die  Ein- 
wendungen aufrecht  erhalten  werden. 
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h aftenden  Wechsel  verpflichteten  als  Sicherheit  behandelt,  deren 
Werth  schätzt  und  für  die  Betheiligung  an  der  Abstimmung  kürzt. 
Binnen  28  Tagen,  nachdem  auf  Grund  eines,  den  Werth  einer  Sicherheit  ab- 
schätzenden und  berücksichtigenden  Forderungsnachweises  gestimmt  wurde, 
kann  der  Official  Receiver  oder  Trustee  verlangen,  dass  gegen  Zahlung  des 
vom  Gläubiger  selbst  geschätzten  Werthes  unter  Hinzurechnung  von  20 % auf 
die  Sicherheit  zu  Gunsten  der  Konkursmasse  verzichtet  wird.  Der  Gläubiger 
kann  jedoch  vor  der  Aufforderung  zum  Verzicht  seine  Schätzung  berichtigen: 
solchenfalls  fallen  aber,  wenn  der  Verzicht  gefordert  wird,  die  20°/o  weg. 

Die  Stimmberechtigung  kann  entweder  persönlich  oder  durch  einen  Be- 
vollmächtigten ausgeübt  werden.  Formulare  zur  Vollmacht  (proxy)1)  gehen 
den  Gläubigern  mit  der  Benachrichtigung  von  der  Einberufung  der  Versammlung 
zu;  jede  Vollmacht  muss  der  vorgeschriebenen  Form  entsprechen,  und  nur  der 
Vollmachtgeber  selbst  oder  ein  ordentlicher  Angestellter  desselben  darf  das 
Formular  ausfüllen  (B.  A.  90  s.  22).  Dem  Official  Receiver  kann  sowohl  eine 
generelle  Vollmacht  (general  proxy),  wie  eine  spezielle  Vollmacht  (special  proxy) 
ertheilt  werden.  Abgesehen  hiervon  kann  der  Gläubiger  eine  general  proxy 
nur  seinem  ordentlichen  Angestellten,  eine  special  proxy  dagegen  jeder  belie- 
bigen Person  ertheiien.  Eine  proxy  ist  nur  dann  verwendbar,  wenn  sie  vor 
der  Zeit  der  Versammlung  eingereicht  wurde. 

Abgesehen  von  der  Wahl  des  Vorsitzenden,  von  dem  Nachweise  von  For- 
derungen und  von  der  Vertagung  der  Versammln ng,  kann  eine  Gläubigerver- 
sammlung nur  dann  thätig  werden,  wenn  mindestens  drei  Gläubiger  oder  doch 
alle  Gläubiger  anwesend  oder  vertreten  sind.  Ueber  die  Verhandlungen  der 
Versammlung  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen. 

§ 8. 

7.  Anmeldung  von  Forderungen.  Bedingte  Forderungen.  Zinsen. 

Gesicherte  Forderungen.  Forderungsnachweis.  Eidliche  Erklärungen. 

Prüfung  der  angemeldeten  Forderungen. 

A.  Die  B.  A.  83  s.  37  bestimmt,  dass,  vorbehaltlich  der  sogleich  zu  erwäh- 
nenden Ausnahmen,  alle  gegenwärtigen  oder  zukünftigen,  bedingten  oder  un- 
bedingten Forderungen  angemeldet  werden  können,  welche  zur  Zeit  des  Er- 
lasses der  receiving  order  gegen  den  Schuldner  bestanden  oder  auf  Grund 
einer  vor  der  receiving  Order  eingegangenen  Verpflichtung  vor  der  Discharge- 
erklärung entstehen. 

Nicht  angemeldet  werden  können: 

1.  Forderungen,  welche  die  Natur  nicht  liquider  Schadensansprüche  haben 
und  nicht  auf  Vertrag,  Versprechen  oder  Nichterfüllung  eines  trust  beruhen 
(z.  B.  Schadensersatzansprüche  aus  Delikten); 

2.  Forderungen,  welche  der  Schuldner  nach  der  Zeit  kontrahirte,  wo  dem 
Gläubiger  bekannt  wurde,  dass  der  Schuldner  eine  in  die  letzten  drei  Monate 
vor  der  Einreichung  des  Konkursantrags  fallende  act  of  bankruptcy  beging. 

B.  Eine  Forderung,  welche  (z.  B.  weil  sie  bedingt  ist)  keinen  bestimmten 
Werth  hat,  wird  vom  Trustee  geschätzt.  Fühlt  der  Gläubiger  sich  durch  die 
Schätzung  beschwert,  oder  fühlen  andere  Personen  sich  benachtheiligt,  so  kann 
die  gerichtliche  Entscheidung  herbeigeführt  werden.  Hält  das  Gericht  eine 
Schätzung  für  unmöglich,  so  kann  die  Forderung  nicht  angemeldet  werden. 


9 Vgl.  Bd.  I,  S.  989. 
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Anderenfalls  ordnet  das  Gericht  eine  Schätzung  an;  die  Schätzungssumme 
stellt  den  anmeldbaren  Betrag  dar. 

Bei  periodisch  fälligen  Forderungen  kann,  falls  die  receiving  order  zwischen 
den  Fälligkeitsterminen  erging,  ein  verhältnissmässiger  Theil  der  Forderung 
bis  zum  Datum  der  receiving  order  angemeldet  werden. 

Forderungen,  welche  noch  nicht  fällig  waren,  als  der  Schuldner  eine  act 
of  bankruptcy  beging,  sind  anmeldbar,  als  wären  sie  fällig.  Die  Dividende  ver- 
kürzt sich  jedoch  um  5%  Zinsen. 

C.  Hinsichtlich  der  anmeldbaren  Zinsen  ist  zwischen  vereinbarten  und 
nicht  vereinbarten  zu  unterscheiden. 

1.  Schliesst  eine  angemeldete  Forderung  Zinsen  ein,  so  wird  bei  der  Di- 
videndenvertheilung  der  Zinsfuss  nicht  höher  als  5 % angenommen.  Der 
weitere  Zinsanspruch  kann  jedoch  geltend  gemacht  werden,  nachdem  alle  nach- 
gewiesenen Forderungen  vollbezahlt  sind. 

2.  B.  A.  90  s.  23.  Sind  keine  Zinsen  vereinbart  und  wurden  die  an- 
meldbaren Forderungen  vor  der  receiving  order  fällig,  so  kann  der  Gläubiger 
4 o/o  Zinsen  bis  zur  receiving  order  anmelden  und  zwar: 

a)  falls  eine  Schuldurkunde  vorliegt,  w'elche  einen  bestimmten  Fälligkeits- 
termin fixirt,  von  diesem  Termin  ab,  anderenfalls 

b)  von  der  Zeit  ab,  wo  eine  schriftliche  Mahnung  mit  der  Benachrichti- 
gung erging,  dass  Zinsen  gefordert  werden  würden. 

3.  Zinsen  (4  %)  für  die  Zeit  nach  der  receiving  order  werden  nur  ge- 
zahlt, wenn  ein  Ueber schuss  vorhanden  ist. 

D.  Ein  gesicherter  Gläubiger,  welcher  seine  Sicherheit  realisirte,  kann  nach 
Abzug  des  erzielten  Nettobetrages  seine  etwaige  Restforderung  anmelden.  Ver- 
zichtet er  auf  seine  Sicherheit  zu  Gunsten  der  Konkursmasse,  so  ist  seine 
ganze  Forderung  anmeldbar.  Hat  er  endlich  seine  Sicherheit  weder  realisirt, 
noch  darauf  verzichtet,  so  hat  er  in  der  Forderungsanmeldung  seine  Sicherheit 
zu  schätzen  und  deren  Details  anzugeben.  Vorher  erhält  er  keine  Dividende, 
und  nachher  nur  auf  die  Differenz  zwischen  dem  Betrage  seiner  Forderung 
und  dem  von  ihm  geschätzten  Werthe  seiner  Sicherheit.  Gegen  Zahlung  dieses 
letzteren  Werthes  kann  der  Trustee  jeder  Zeit  die  Sicherheit  einlösen.  Er- 
achtet derselbe  die  Schätzung  des  Gläubigers  für  unrichtig,  so  darf  er  den 
Verkauf  der  Sicherheit  fordern;  das  Nähere  hat  er  mit  dem  Gläubiger  zu  ver- 
einbaren, eventuell  wird  es  vom  Gericht  bestimmt;  im  Auktionsfalle  dürfen 
Gläubiger  wie  Trustee  mitbieten.  Andererseits  kann  der  Gläubiger  jeder  Zeit 
den  Trustee  schriftlich  zur  Entscheidung  darüber  auffordern,  ob  er  die  Sicher- 
heit einlösen  oder  verkaufen  lassen  will.  Zeigt  der  Trustee  alsdann  nicht 
binnen  6 Monaten  dem  Gläubiger  an,  dass  er  die  Einlösung  oder  den  Verkauf 
wünscht,  so  kann  er  diese  Befugniss  nicht  mehr  geltend  machen.  Die  von 
dem  Schuldner  auf  den  Trustee  übergegangenen  Rechte  an  der  Sicherheit  gehen 
damit  auf  den  Gläubiger  über,  "welcher  die  Differenz  zwischen  dem  Betrage 
seiner  Forderung  und  dem  von  ihm  geschätzten  "Werthe  seiner  Sicherheit  im 
Konkurse  anmelden  kann.  Abgesehen  von  dem  über  Einlösung  und  Verkauf  Be- 
merkten soll  der  Gläubiger  nie  mehr  als  100  % und  die  konkursrechtlichen 
Zinsen  erhalten.  Der  Gläubiger  kann  auf  eigene  Kosten  seine  Schätzung  be- 
richtigen, falls  er  nachweist,  dass  die  Schätzung  im  guten  Glauben  auf  Grund 
eines  irrigen  Anschlags  erfolgte,  oder  dass  der  Werth  der  Sicherheit  gestiegen 
oder  gefallen  ist.  Er  hat  alsdann  sofort  zurückzuzahlen,  was  er  zuviel  an  Divi- 
denden erhielt,  bezw.  erhält  er  eine  nachträgliche  Dividende  aus  den  vorhandenen 
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Geldern,  ohne  dass  jedoch  eine  vor  der  Berichtigung  deklarirte  Dividende  be- 
rührt wird.  Realisirt  der  Gläubiger  seine  Sicherheit  nach  der  Schätzung,  oder 
wird  dieselbe  auf  Verlangen  des  Trustee  realisirt,  so  gilt  der  erzielte  Netto- 
betrag als  der  berichtigte  Schätzungswerth.  Nichtbeachtung  dieser  Vorschriften 
hat  für  den  Gläubiger  Verlust  des  Anspruchs  auf  Dividende  zur  Folge. 

E.  Jeder  Gläubiger  soll  seine  Forderung  möglichst  bald  nach  Erlass  der 
receiving  Order  nachweisen.  Der  Nachweis  hat  durch  eine  die  Forderung  be- 
stätigende, schriftliche  eidliche  Erklärung  zu  erfolgen,  welche  beim  Official 
Receiver  oder  Trustee  einzureichen  oder  frankirt  durch  die  Post  einzusen- 
den ist.  Die  eidliche  Erklärung  kann  entweder  von  dem  Gläubiger  selbst 
oder  von  einem  Bevollmächtigten  desselben  abgegeben  werden;  letzterenfalls 
sind  darin  Vollmacht  und  Mittel  der  Kenntniss  anzuführen.  Die  eidliche 
Erklärung  hat  eine  Rechnungsaufstellung  mit  den  Details  der  Forderung 
zu  enthalten  und  die  Beläge  für  dieselbe  zu  spezifiziren.  Die  Vorlegung  der 
letzteren  kann  jeder  Zeit  gefordert  werden.  Die  eidliche  Erklärung  hat  ferner 
anzuführen,  ob  der  Gläubiger  ein  gesicherter  Gläubiger  ist  oder  nicht.  Kassa- 
diskont bis  zu  5o/0  braucht  nicht  gekürzt  zu  werden;  sonstiger  Handelsdiskont 
ist  zu  kürzen.  Die  Kosten  des  Forderungsnachweises  fallen  in  der  Regel  dem 
Gläubiger  selbst  zur  Last.  Die  Forderungsnachweise  anderer  Gläubiger  darf 
der  Gläubiger  einsehen,  sobald  er  seinen  eigenen  Forderungsnachweis  einge- 
reicht hat.  Uebrigens  haben  Official  Receiver  oder  Trustee  zu  Folge  B.A.  90 
s.  16  einem  Gläubiger  auf  dessen  Antrag  und  Kosten  (3  d.  für  je  72  Worte, 
und  Porti)  eine  Liste  der  Gläubiger  und  ihrer  Forderungen  durch  die  Post  ein- 
zusenden. 

Jede  Anmeldung  wird  vom  Official  Receiver  oder  Trustee  geprüft  und 
schriftlich  — entweder  ganz  oder  zum  Theil  — zugelassen  oder  verworfen, 
oder  endlich  es  werden  schriftlich  weitere  Beweise  eingefordert.  Die  Gründe 
der  Verwerfung  sind  dem  Gläubiger  schriftlich  mitzutheilen.  Auf  Antrag  des 
Official  Receiver  oder  Trustee  kann  ferner  das  Gericht,  nachdem  der  Gläubiger 
benachrichtigt  ist,  eine  ungehöriger  Weise  zugelassene  Forderung  noch  nach- 
träglich verwerfen  oder  reduziren.  Leber  den  Bescheid  des  Official  Receiver 
oder  Trustee  kann  der  Gläubiger  binnen  21  Tagen  die  gerichtliche  Entschei- 
dung herbeiführen.  Das  Gericht  kann  endlich  auch  auf  Antrag  eines  anderen 
Gläubigers,  und  im  Falle  eines  Vergleichs  auch  auf  Antrag  des  Schuldners 
selbst  eine  Forderung  verwerfen  oder  reduziren. 

§ 9. 

8.  Beitreibung  von  Forderungen  ohne  Anmeldung  im  Konkurse. 

Gesicherte  Gläubiger.  Vermiether.  Verpächter.  Kompensation. 

Zwangsvollstreckungsgläubiger. 

Nicht  in  den  Konkurs  einzutreten  brauchen: 

1.  Gesicherte  Gläubiger  (s.  o.  § 2 Note  4).  Sie  werden  durch  die  re- 
ceiving Order  nicht  berührt. 

2.  Personen,  welche  Hausmiethe  oder  Pachtzins  zu  fordern  haben.  Sie 
können  jeder  Zeit  — nach,  wie  vor  Beginn  des  Konkurses  — die  Mobilien  des 
Schuldners  pfänden  und  verkaufen.  Nach  Beginn  des  Konkurses  ist  dies  je- 
doch nur  wegen  des  sechsmonatlichen  Zinses  zulässig,  welcher  vor  der  Kon- 
kurseröffnung fällig  wurde;  die  etwaige  weitergehende  Forderung  kann  nur  im 
Konkurse  angemeldet  werden.  Der  Konkurseröffnung  steht  hier  die  gericht- 
liche Verfügung  gleich,  welche  einen  Nachlasskonkurs  oder  die  gerichtliche 
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Regulierung  des  Vermögens  eines  Schuldners  anordnet,  dessen  Schulden  £50 
nicht  übersteigen. 

3.  Personen,  welche  auf  Grund  von  B.A.  83  s.  38  kompensiren  können. 
Fand  zwischen  dem  Schuldner,  gegen  den  die  receiving  Order  erging,  und 
einer  anderen,  als  Konkursgläuhiger  auftretenden  Person  ein  gegenseitiges 
Kreditiren  statt,  oder  lagen  gegenseitige  Forderungen  vor  oder  bestanden  sonst 
gegenseitige  Geschäftsbeziehungen,  so  soll  festgestellt  werden,  was  der  Eine 
dem  Anderen  aus  den  gegenseitigen  Geschäftsbeziehungen  schuldet.  Es  hat 
Aufrechnung  zu  erfolgen  und  nur  die  Differenz  soll  angemeldet  bezw.  gezahlt 
werden.  Dem  Schuldner  gegenüber  kann  jedoch  eine  Aufrechnung  nicht  von 
einer  Person  gefordert  werden,  welche  zur  Zeit,  als  sie  kreditirte,  Kenntniss 
davon  hatte,  dass  der  Schuldner  eine  act  of  bankruptcy  beging,  falls  letztere 
in  die  letzten  3 Monate  vor  der  Einreichung  des  Konkursantrages  fällt,  auf 
welchen  die  receiving  order  erlassen  wurde. 

4.  Zwangsvollstreckungsgläubiger  unter  den  nachstehenden  Vor- 
aussetzungen (B.A.  83  s.  45,  B.A.  90  s.  11,  12,  B.A.  83  s.  46  ss.  3): 

a)  Hat  ein  Gläubiger  gegen  die  Mobilien  oder  Immobilien  seines  Schuldners 
die  Zwangsvollstreckung  eingeleitet,  oder  eine  Forderung  desselben  gepfändet, 
so  darf  er  den  dadurch  erlangten  Vortheil  der  Konkursmasse  des  Schuldners 
gegenüber  nur  dann  behalten,  wenn  er  die  Vollstreckung  oder  Pfändung  vor  der 
receiving  order  und  vor  Kenntniss  von  der  Einreichung  eines  Konkurs- 
antrages oder  von  der  Begehung  einer  in  die  letzten  3 Monate  vor  der  Ein- 
reichung des  Konkursantrages  fallenden  act  of  bankruptcy  vollendete.  Die 
Mobiliarzwangsvollstreckung  vollendet  sich  mit  der  Beschlagnahme  und  dem 
Verkaufe,  die  Forderungspfändung  durch  den  Empfang  des  Betrages  der  ge- 
pfändeten Forderung,  die  Immobiliarvollstreckung  durch  die  Beschlagnahme 
bezw.  Bestellung  eines  Sequesters. 

b)  Sind  Mobilien  eines  Schuldners  im  Vollstreckungswege  gepfändet,  und  wird 
vor  dem  Verkaufe  oder  vor  der  Vollendung  der  Vollstreckung  durch  Empfang 
oder  Beitreibung  des  vollen  zur  Erhebung  kommenden  Betrages  dem  Voll- 
streckungsbeamten eine  Benachrichtigung  darüber  zugestellt,  dass  gegen  den 
Schuldner  eine  receiving  order  erlassen  ist,  so  hat  der  Vollstreckungsbeamte 
auf  Ersuchen  die  Mobilien  oder  Gelder,  welche  er  beschlagnahmte  oder  abschläg- 
lich  erhielt,  an  die  Konkursmasse  abzuführen.  Die  Exekutionskosten  lasten 
jedoch  als  erste  Last  darauf  und  zu  ihrer  Begleichung  kann  Seitens  der  Kon- 
kursmasse zum  Verkaufe  geschritten  werden. 

c)  Sind  zufolge  einer  Vollstreckung  wegen  einer  £ 20  übersteigenden 
Urtheilsschuld  Mobilien  eines  Schuldners  verkauft,  oder  ist  zur  Abwendung 
des  Verkaufs  Geld  gezahlt,  so  hat  der  Vollstreckungsbeamte,  nach  Abzug 
der  Vollstreckungskosten,  den  Resterlös  14  Tage  einzubebalfcen.  Wird  ihm 
innerhalb  dieser  Frist  eine  Benachrichtigung  daliin  zugestellt,  dass  ein 
Konkursantrag  eingereicht  wurde,  und  wird  auf  Grund  desselben  oder  auf 
Grund  eines  anderen,  dem  Vollstreckungsbeamten  bekannten  Konkursantrages 
eine  receiving  order  erlassen,  so  hat  letzterer  den  Resterlös  an  die  Konkurs- 
masse abzuführen,  welche  denselben  dem  Vollstreckungsgläubiger  gegenüber 
einbehalten  darf. 

d)  Hat  eine  Vollstreckung  in  Mobilien  eines  Schuldners  stattgefunden,  und 
hat  der  Vollstreckungsbeamte  von  einer  oder  mehreren  anderen  Vollstreckungen 
Kenntniss,  so  darf  das  Gericht  einen  Antrag  auf  Verstattung  eines  Verkaufs 
unter  der  Hand  nicht  eher  in  Erwägung  ziehen,  bis  die  vorgeschriebene  Be- 
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nachrichtigung  an  die  anderen  Vollstreckungsgläubiger  ergangen  ist.  Letztere 
können  bei  der  Verhandlung  über  den  Antrag  gehört  werden. 

e)  Eine  durch  Beschlagnahme  und  Verkauf  von  Mobilien  eines  Schuldners 
•erfolgte  Vollstreckung  ist  nicht  schon  deshalb  ungültig,  weil  darin  eine  act  of 
bankruptcy  zu  erblicken  ist,  vielmehr  erwerben  Personen,  welche  Mobilien  im 
guten  Glauben  vom  Vollstreckungsbeamten  käuflich  erstehen,  der  Konkursmasse 
gegenüber  stets  einen  guten  Rechtstitel. 

§ io. 

9.  Vergleich  (Composition).  Gerichtliche  Bestätigung.  Ablehnung, 
Wirkung,  Erfüllung  des  Vergleichs.  Deeds  of  Arrangement. 

1.  Einen  Vergleichsvorschlag  (B.  A.  90,  s.  3;  B.  A.  83,  s.  19)  hat  der 
Schuldner  in  der  Regel  binnen  4 Tagen  nach  der  Einreichung  seines  statement  of 
nffairs  in  schriftlicher  Form  beim  Official  Receiver  einzugeben.  Letzterer  theilt 
den  Vorschlag  abschriftlich  jedem  Gläubiger  mit  und  hält  vor  Schluss  der  öffent- 
lichen Vernehmung  des  Schuldners  eine  Gläubigerversammlung  ab.  Zur  An- 
nahme Seitens  der  Gläubiger  bedarf  der  Vorschlag  der  Zustimmung  einer 
Majorität  der  Gläubiger,  welche  ihre  Forderungen  nachgewiesen  haben,  voraus- 
gesetzt, dass  diese  Majorität  % des  Werthes  der  nachgewiesenen  Forderungen 
repräsentirt.  Ein  Gläubiger  kann  hier  sein  Stimmrecht  durch  ein  in  vorge- 
schriebener Form  abgefasstes  Schreiben  an  den  Official  Receiver  ausüben;  das 
Schreiben  muss  jedoch  spätestens  am  Tage  vor  der  Gläubigerversammlung 
eingehen. 

2.  Schuldner,  wie  Official  Receiver  können  auf  gerichtliche  Bestätigung 
des  von  den  Gläubigern  acceptirten  Vorschlags  antragen.  Das  Gericht  beraumt 
sodann  — nach  Schluss  der  öffentlichen  Vernehmung  des  Schuldners  — einen 
Termin  an,  welcher  jedem  Gläubiger  mitgetheilt  wird,  der  seine  Forderung 
nach  wies.  Im  Termine  kann  jeder  Gläubiger,  welcher  seine  Forderung  nach- 
gewiesen hat,  Einwendungen  Vorbringen. 

3.  Das  Gesetz  stellt  eine  Reihe  von  Fällen  auf,  in  welchen  das  Gericht  den 
Bestätigungsantrag  ablehnen  muss.  Des  weiteren  giebt  es  bestimmte  Fälle,1) 
wo  eine  Bestätigung  nur  erfolgen  darf,  wenn  der  Vergleich  allen  nachweis- 
baren, ungesicherten  Forderungen  eine  angemessene  Sicherheit  für  °/o 
bietet.  Abgesehen  hiervon  überlässt  das  Gesetz  die  Bestätigung  dem  richter- 
lichen Ermessen. 

4.  Der  gerichtlich  bestätigte  Vergleich  bindet  alle  Gläubiger,  welchen  im 
Konkurse  nachweisbare  Forderungen  gegen  den  Schuldner  zustehen.  Nicht 
berührt  werden  indessen  Urtheilsforderungen  wegen  Verführung,  unehelicher 
Vaterschaft  und  Ehebruchs,  es  sei  denn,  dass  das  Gericht  diese  Forderungen 
ausdrücklich  einschliesst.  Durch  die  Annahme  des  Vergleichs  seitens  eines 
Gläubigers  werden  Personen,  welche  im  Falle  der  Konkurseröffnung  durch  die 
Discharge  des  Konkursschuldners  nicht  liberirt  werden  würden,  von  ihren 
Verbindlichkeiten  nicht  liberirt.  Endlich  wird  der  Schuldner,  trotz  der  ge- 
richtlichen Bestätigung  des  Vergleichs,  nicht  von  einer  Forderung  liberirt,  von 
welcher  er  nicht  durch  Discharge  liberirt  werden  würde,  — es  sei  denn  dass 
der  betreffende  Gläubiger  dem  Vergleiche  beitritt. 

5.  Die  Erfüllung  des  Vergleichs  kann  Seitens  des  Gerichts  auf  Antrag 
eines  Interessenten  erzwungen  werden.  Bleibt  eine  Vergleichsrate  rückständig, 
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oder  wird  dem  Gericht  nachgewiesen,  dass  die  Durchführung  des  Vergleichs  eine- 
Ungerechtigkeit  oder  eine  ungebührliche  Verzögerung  für  die  Gläubiger  oder 
den  Schuldner  bedeuten  würde,  oder  dass  die  gerichtliche  Bestätigung  durch 
Betrug  erwirkt  wurde,  so  kann  das  Gericht  auf  Antrag  (z.  B.  eines  Gläubigers), 
den  Vergleich  kassiren  und  den  Konkurs  eröffnen.  Solchenfalls  darf  im  Kon- 
kurse jede  Forderung  nachgewiesen  werden,  welche  vor  der  Konkurseröffnung 
kontrahirt  wurde  und  sonst  nachweisbar  ist. 

Es  mag  bereits  hier  Erwähnung  finden,  dass  auch  nach  der  Konkurseröffnung 
seitens  der  Gläubiger  jeder  Zeit  ein  Vergleichsvorschlag  angenommen  werden 
kann.  Ueber  die  zur  Annahme  erforderliche  Majorität,  über  Verfahren  und  Kon- 
sequenzen gilt  dasselbe,  wie  in  dem  Falle,  wo  der  Vorschlag  vor  der  Konkurs- 
eröffnung eingereicht  wird.  Wird  der  angenommene  Vergleich  gerichtlich  be- 
stätigt, so  anullirt  das  Gericht  den  Konkurs  und  überträgt  die  Konkursmasse 
an  den  Schuldner  oder  an  die  sonst  vom  Gericht  bestellte  Person.  Der  be- 
stätigte Vergleich  kann  aus  denselben  Gründen,  wie  vor  der  Konkurseröffnung 
gerichtlich  kassirt  werden,  in  welchem  Falle  der  Konkurs  wieder  eröffnet  wird. 
Das  in  der  Zwischenzeit  Geschehene  bleibt  jedoch  unberührt,  und  alle  sonst 
nachweisbaren,  vor  der  Wiedereröffnung  kontrahirten  Forderungen  können  im 
Konkurse  nachgewiesen  werden  (B.  A.  83,  s.  28 ; B.  A.  90  s.  6). 

6.  Durch  ein  besonderes  Gesetz  (Deeds  of  Arrangement  Act  1887)  sind  die- 
Vergleiche  geregelt,  welche  man  zur  Vermeidung  der  receiving  Order  mit  den 
Gläubigern  zu  schliessen  pflegt.  Es  wird  eine  förmliche  Urkunde  (deedof 
arrangement)  Seitens  des  bedrängten  Schuldners  vollzogen  (z.  B.  eine  Cessio 
bonorum  an  einen  trustee),  und  sodann  jeder  einzelne  Gläubiger  aufgefordert,, 
eine  Beitrittserklärung  (assent)  zu  zeichnen.  Durch  Vollziehung  dieser  Er- 
klärung unterwirft  sich  der  Gläubiger  den  Stipulationen  der  deed  und  ver- 
zichtet auf  jede  anderweite  Geltendmachung  seiner  Forderung.  Wünscht  ein 
Gläubiger  der  deed  nicht  beizutreten,  so  ist  zu  beachten,  dass  die  Vermögens- 
verhältnisse eines  Schuldners  betreffende  deeds  of  arrangements , welche  zu 
Gunsten  seiner  Gläubiger  generell  errichtet  sind,  binnen  1 Tagen  nach  der 
ersten  Vollziehung  zu  registriren  sind.  Die  gehörige  Registrirung  macht  in- 
dessen den  Vergleich  noch  nicht  unanfechtbar;  derselbe  wird  vielmehr  hinfällig, 
falls  innerhalb  3 Monaten  der  Konkursantrag  eingereicht  wird.  Unterbleibt 
letzteres,  so  ist  der  Vergleich  nicht  mehr  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Der 
Gläubiger,  welcher  nicht  beitreten  will,  kann  sich  alsdann  nur  an  das  nicht, 
zedirte  Vermögen  seines  Schuldners  halten1). 

§ ii. 

10.  Konkurs  er  Öffbung  (Adjudication).  Beginn  des  Konkurses.  Wirkung 

der  Konkurseröffnung. 

1.  Ist  eine  receiving  Order  erlassen,  und  besehliesst  entweder  die  erste 
Gläubigerversammlung  die  Eröffnung  des  Konkurses,  oder  fasst  dieselbe  keinen 
Beschluss,  oder  findet  eine  Gläubigerversammlung  nicht  statt,  oder  wird 
binnen  14  Tagen  oder  binnen  der  gerichtsseitig  gewährten  weiteren  Frist  nach 
Schluss  der  öffentlichen  Vernehmung  des  Schuldners  ein  Vergleichsvorschlag 
nicht  angenommen  oder  nicht  bestätigt,  so  eröffnet  das  Gericht  den  Konkurs. 


*)  Es  bedarf  kaum  der^Erwähnung,  dass  derartige  deeds  vielfach  mala  fide  errichtet 
werden,  wo  eine  receiving  order  gar  nicht  zu  befürchten  steht. 
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Auf  Antrag  dos  Schuldners  kann  die  Konkurseröffnung  bereits  bei  Erlass 
der  receiving  Order  und  jeder  Zeit  später  erfolgen. 

Der  Konkurs  kann  ferner  auf  Antrag  des  Official  Receiver  oder  eines 
Gläubigers  eröffnet  werden,  falls  nach  Erlass  der  receMng  Order  die  erste 
Gläubigerversammlung  nicht  beschlussfähig  ist,  oder  der  Schuldner  sich  heim- 
lich entfernt  hat  oder  keinen  Vergleich  vorschlägt. 

Die  Konkurseröffnung,  welche  vom  Tage  der  gerichtlichen  Verfügung  da- 
tirt,  wird  in  der  London  Gazette  und  in  einem  Lokalblatt  öffentlich  bekannt 
gemacht. 

2.  Die  Konkurseröffnung  fällt  nicht  mit  dem  Beginn  des  Konkurses  zu- 
sammen; letzterer  wird  vielmehr  zur ückdatirt,  und  zwar  auf  den  Zeitpunkt,  wo 
diejenige  act  of  bankruptcy  begangen  wurde,  auf  Grund  welcher  die  receiving 
order  erging,  oder  falls  der  Schuldner  nachweislich  mehrere  acts  of  bankruptcy 
beging,  auf  den  Zeitpunkt,  in  welchem  während  der  letzten  8 Monate  vor  der 
Einreichung  des  Konkursantrages  die  erste  act  of  bankruptcy  begangen  wurde. 
Konkursantrag,  receiving  Order  und  Konkurseröffnung  werden  jedoch  noch  nicht 
dadurch  ungültig,  dass  vor  der  Entstehung  der  Forderung  des  betreibenden 
Gläubigers  eine  act  of  bankruptcy  liegt.  Für  den  Fall,  dass  das  Gericht,  statt 
^einem  Antrag  auf  Abführung  zur  Schuldhaft  stattzugeben,  eine  receiving  order 
erlässt,  datirt  (zu  Folge  B.  A.  90,  s.  20)  der  Konkurs  von  der  Zeit  der  receiving 
order,  oder  falls  der  Schuldner  nachweislich  zuvor  acts  of  bankruptcy  beging, 
von  dGr  ersten  act  of  bankruptcy,  welche  er  in  den  letzten  drei  Monaten  vor 
der  receiving  order  beging. 

3.  Die  Wirkung  der  Konkurseröffnung  besteht  darin,  dass  das  Ver- 
mögen des  Schuldners  auf  einen  Trustee  übergeht  und  unter  die  Gläubiger 
vertheilbar  wird.  Die  Konkursmasse  geht  von  Trustee  auf  Trustee  (einschliess- 
lich Official  Receiver,  falls  letzterer  Trustee  ist)  über  und  gehört  (dem  nackten 
Rechte  nach,  nicht  etwa  auch  benefiziarisch)  dem  jeweiligen  Trustee  während 
der  Dauer  seines  Amts,  ohne  dass  irgend  welche  besonderen  Uebertragungsakte 
vorgenommen  werden  müssten.1)  Der  Trustee  setzt  sich,  so  bald  wie  möglich, 
in  den  Besitz  der  Mobilien;  zu  diesem  Ende  und  zwecks  Behauptung  des 
Besitzes  hat  er  die  Befugnisse  eines  vom  High  Court  bestellten  Sequesters 
und  auf  Verlangen  steht  ihm  der  gerichtliche  Zwang  zur  Verfügung.  Ver- 
mögensstücke, welche  durch  Umschreibung  übergehen,  kann  er  umschreiben 
lassen;  Ansprüche  gelten  als  an  ihn  zedirt.  Bei  Vermeidung  der  auf  Miss- 
achtung des  Gerichts  stehenden  Strafen  sind  an  ihn  alle  Gelder  und  Sicher- 
heiten auszuliefern,  welche  sich  im  Verfügungsbereich  Dritter  befinden  und 
dem  Schuldner  oder  Trustee  gegenüber  nicht  retinirt  werden  dürfen.  Ver- 
mögensstücke des  Schuldners,  mögen  dieselben  sich  in  seinem  Besitz  oder  im 
Besitz  Dritter  befinden,  können  auf  richterlichen  Befehl  beschlagnahmt  werden; 
zu  diesem  Ende  können  Haus  und  Behälter  des  Schuldners  aüfgebrochon 
werden;  das  Gericht  kann  selbst  andere  Häuser  durchsuchen  lassen. 

§ 12. 

11.  Trustee  (Konkursverwalter).  Sicherheitsleistung.  Bestallung. 

Absetzung.  Verwaltung.  Aufsicht.  Entlastung  (Discharge). 

1.  Haben  die  Gläubiger  Konkurseröffnung  beschlossen  oder  ist  letztere  er- 
folgt, so  können  dieselben  entweder  selbst  eine  geeignete  Person  — Gläubiger 


l)  Anders  das  deutsche  Recht  R.K.O.  § 5. 
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oder  nicht  — zum  Trustee  bestellen  oder  die  Bestellung  dem  Gläubigerausschuss 
überlassen.  Die  bestellte  Person  hat  dem  Board  of  Trade  Sicherheit  zu  leisten 
und  erhält  von  dieser  Behörde  eine  Bescheinigung  über  die  Bestellung.  Letztere 
wirkt  vom  Datum  der  Bescheingung.  Ueber  Einwendungen  des  Board  of 
Trade  gegen  die  Bestellung  kann  die  gerichtliche  Entscheidung  herbeigeführt 
werden.  Unfähig,  bestellt  zu  werden,  ist  zufolge  B.  A.  90  s.  4 eine  Person* 
welche  wegen  schlechter  Aufführung  oder  Pflichtvernachlässigung  in  einem 
anderen  Konkurs  als  Trustee  entlassen  wurde. 

Falls  die  Gläubiger  nicht  binnen  vier  Wochen  nach  der  Konkurseröffnung* 
bezw.  falls  dann  ein  Vergleichs  vor  schlag  schwebt,  nicht  binnen  sieben  Tagen 
nach  der  Nichtannahme  oder  Nichtbestätigung  desselben,  einen  Trustee  bestellen, 
so  wird  ein  solcher  vom  Board  of  Trade  bestellt,  vorbehaltlich  der  Befugniss 
der  Gläubiger,  jeder  Zeit  eine  andere  Person  zu  substituiren. 

2.  Seitens  des  Official  Receiver  ist  eine  Gläubigerversammlung  zwecks  Be- 
stellung eines  Trustee  einzuberufen,  wenn  nach  Abhaltung  der  ersten  Gläubiger- 
versammlung der  Konkurs  eröffnet  wird  und  nicht  bereits  vor  der  Eröffnung 
ein  Trustee  bestellt  ist. 

Das  Gesetz  gestattet  den  Gläubigern,  mehrere  — sei  es  gleichzeitig 
thätige,  sei  es  sukzessive  aufeinander  folgende  — Trustees  zu  bestellen. 

3.  Der  Trustee  kann  durch  Beschluss  der  Gläubiger  abgesetzt  werden, 
und  tritt  ab,  wenn  eine  receiving  order  gegen  ihn  ergeht.  In  bestimmten  Fällen 
(vergleiche  jetzt  auch  B.  A.  90  s.  19)  kann  das  Handelsamt  den  Trustee  ent- 
lassen, vorbehaltlich  der  Befugniss  der  Gläubiger,  die  gerichtliche  Entscheidung 
darüber  herbeizuführen. 

Im  Vakanzfalle  können  die  Gläubiger  eine  andere  Person  zum  Trustee- 
bestellen und  auf  Antrag  eines  Gläubigers  hat  der  Official  Receiver  zu  diesem 
Ende  eine  Gläubigerversammlung  einzuberufen.  Bestellen  die  Gläubiger  nicht 
binnen  drei  Wochen  nach  Eintritt  der  Vakanz  eine  andere  Person,  so  bestellt 
das  Handelsamt  einen  Trustee,  an  dessen  Stelle  die  Gläubiger  indessen  eine 
andere  Person  substituiren  können.  Während  der  Vakanz  fungirt  der  Official 
Receiver  als  Trustee. 

4.  Der  Trustee  prozessirt  unter  der  Bezeichnung  „The  Trustee  of 
the  property  of  A.  B.  a bankrupt“;  unter  diesem  Titel  ist  er  befugt,  Ver- 
mögensstücke jeder  Art  zu  besitzen,  ihn  selbst  und  seine  Amtsnachfolger 
bindende  Verpflichtungen  einzugehen  und  die  sonstigen  Amtshandlungen  vor- 
zunehmen. 

Seine  Remuneration  wird,  soweit  deren  Festsetzung  nicht  dem  Gläubiger- 
ausschuss überlassen  ist,  durch  Beschluss  der  Gläubigerversammlung  bestimmt. 
Die  Festsetzung  geschieht  in  Prozenten,  und  zwar  zur  einen  Hälfte  von  dem  Be- 
trage, den  der  Trustee  realisirte  (B.  A.  90  s.  15),  nach  Abzug  der  an  gesicherte 
Gläubiger  aus  dem  Erlöse  ihrer  Sicherheiten  gezahlten  Summen,  und  zur  an- 
deren Hälfte  von  dem  im  Dividendenwege  vertheilten  Betrage.  Der  Beschluss 
soll  zum  Ausdruck  bringen,  welche  Unkosten  die  Remuneration  deckt;  für 
derartig  gedeckte  Unkosten  haften  weder  Masse  noch  Gläubiger.  In  Fällen, 
wo  der  vierte  Th  eil  der  Gläubiger  — der  Zahl  oder  dem  Werth  nach  — 
dem  Beschluss  nicht  zustimmt,  bestimmt  das  Handelsamt  die  Höhe  der  Re- 
muneration. Ein  ohne  Remuneration  thätiger  Trustee  erhält  die  von  den  Gläu- 
bigern mit  Genehmigung  des  Handelsamts  zugebilligten  Unkosten  aus  der 
Masse  erstattet. 

Die  vereinnahmten  Gelder  sind  Seitens  des  Trustee  in  ein  Konto  des 


Handelsamts  bei  der  Bank  of  England  einzuza'nlen,  sofern  nicht  das  Handels- 
amt auf  Antrag  des  Gläubigersausschüsses  gestattet,  dass  der  Trustee  ein  auf 
den  Namen  der  Masse  lautendes  Konto  bei  einer  Lokalbank  eröffnet.  Ueber- 
steigt  das  Konto  des  Handelsamts  den  augenblicklichen  Bedarf,  so  wird  der 
Ueberschuss  durch  Vermittlung  des  Schatzamts  zinstragend  angelegt.  Der 
Trustee  hat  gehörige  Bücher  zu  führen,  welche  von  den  Konkursgläubigern 
eingesehen  werden  können.  Mindestens  zweimal  jährlich  hat  er  dem  Handels- 
amt eine  Aufstellung  über  Einnahmen  und  Ausgaben  vorzulegen;  letzteres  ver- 
anlasst eine  Revision,  welche  jeder  Gläubiger  einsehen  kann.  Ausserdem  hat 
der  Trustee  mindestens  einmal  jährlich  dem  Handolsamt  einen  Bericht  über 
das  Verfahren  zu  unterbreiten.  Jeder  Gläubiger  kann  endlich  zufolge  der 
B.  A.  90  s.  17  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Gläubigern,  welche  mit  ihm  1/e  der 
Gläubiger  repräsentiren , den  Trustee  oder  Official  Receiver  jeder  Zeit  auf- 
fordern, eine  Abrechnung  bis  dato  oinzusenden,  vorausgesetzt,  dass  zur  Deckung 
der  Kosten  ein  genügender  Betrag  deponirt.  wird,  welcher  später  aus  der  Masse 
erstattet  wird,  falls  Gläubiger  oder  Gericht  dies  anordnen. 

5.  Die  Beaufsichtigung  des  Trustee  ist  Sache  des  Handelsamts,  welches 
insbesondere  auf  die  Beschwerde  eines  Gläubigers  hin  eine  Untersuchung  ein- 
zuleiten  hat.  Ein  Gläubiger,  welcher  sich  durch  einen  Bescheid  des  Trustee 
beschwert  fühlt,  kann  zudem  auf  gerichtliche  Entscheidung  antragen.  Der 
Trustee  kann  das  Gericht  um  Direktiven  bitten  und  hat  die  Beschlüsse  der 
Gläubigerversammlung  und  des  Gläubigerausschusses  zu  beachten.  Wider- 
sprechen sich  dieselben,  so  gebührt  den  ersteren  der  Vorzug.  Abgesehen  hier- 
von verfährt  der  Trustee  nach  seinem  eigenen  Ermessen , soweit  er  nicht  bei  der 
Realisirung  der  Masse  die  Erlaubniss  des  Gläubigerausschusses  einholen  muss. 

6.  Seine  Entlastung,  gegen  deren  Ertheilung  jeder  Gläubiger  Einwendungen 
Vorbringen  kann,  erhält  der  Trustee  vom  Handelsamt;  Im  Fall  die  Discharge 
verweigert  wird,  kann  jeder  Gläubiger  beim  Gericht  beantragen,  dass  der 
Trustee  mit  den  Folgen  seiner  pflichtwidrigen  Handlungen  oder  Unterlassungen 
belastet  wird.  Wird  Betrug  oder  Unterdrückung  oder  Verheimlichung  einer 
wesentlichen  Thatsache  nachgewiesen,  so  kann  die  Discharge  widerrufen  werden. 
Die  Amtsthätigkeit  des  Trustee  erlischt  spätestens  mit  seiner  Discharge;  an 
seine  Stelle  tritt  alsdann  der  Official  Receiver. 

§ 13. 

12.  Gläubigerausschuss  (Committee  of  Inspection). 

Zwecks  Ueberwachung  der  Regulierung  der  Masse  Seitens  des  Trustee 
können  die  stimmberechtigten  Gläubiger  in  der  ersten  oder  in  einer  späteren 
Gläubigerversammlung  einen  Gläubigerauschuss  bestellen,  welcher  mindestens 
drei  und  höchstens  fünf  Mitglieder  zählen  darf.  Zu  Mitgliedern  können  Gläu- 
biger oder  Generalbevollmächtigte  derselben  bestellt  werden;  ein  Gläubiger 
kann  jedoch  erst  thätig  werden,  nachdem  seine  Forderung  nachgewiesen  ist. 
Die  Absetzung  eines  Mitgliedes  kann  durch  Beschluss  der  Gläubiger  Versamm- 
lung erfolgen.  In  Ermangelung  eines  Gläubigerausschusses  stehen  dessen  Be- 
fugnisse dem  Handelsamt  zu. 

§ 14. 

13.  Konkursmasse.  Belastete  Vermögensstücke  (onerous  property). 

Bei  der  Frage  nach  den  Vermögensstücken,  welche  auf  den  Trustee  über- 
gehen, unterscheidet  man  zwischen  Vermögensstücken,  welche  dem  Schuldner 
gehören,  und  anderen  Vermögensstücken. 
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I.  Zufolge  B.  A.  83  s.  4 umfasst  das  unter  die  Gläubiger  yertheilbare 
Vermögen  des  Schuldners: 

1.  Vermögensstücke,  welche  dem  Schuldner  beim  Beginn  des  Konkurses 
gehören,  oder  vor  seiner  Discharge  von  ihm  erworben  werden,  oder  an  ihn 
fallen. 

2.  Das  Kecht,  über  „Vermögensstücke“  alle  diejenigen  Befugnisse  aus- 
zuüben, welche  der  Schuldner  beim  Beginn  des  Konkurses  oder  vor  seiner  Dis- 
charge zu  seinem  eigenen  Vortheil  hätte  ausüben  können,  ausgenommen  die 
Berechtigung,  den  Nachfolger  in  ein  Kirchenamt  zu  präsentiren. 

Unter  „Vermögensstücken“  sollen  nach  s.  168  der  B.  A.  83  verstanden 
werden:  „Geld,  Mobilien,  Forderungen,  Immobilien  und  jede  Art  von  Ver- 
mögen, sei  es  Immobiliar-  oder  Mobiliarvermögen,  in  England  oder  sonstwo  be- 
legen; auch  Ansprüche  aus  bonds,  Servituten,  und  jede  Art  von  Berechtigung, 
Kecht  und  Nutzen,  gegenwärtig  oder  zukünftig,  fest  zustehend  oder  bedingt, 
entstehend  aus  dem  oben  definirten  Vermögen  oder  incidenter  damit  ver- 
bunden.“ 

II.  Zu  dem  unter  die  Gläubiger  vertheilbaren  Vermögen  des  Schuldners 
gehören  nicht: 

1.  Vermögensstticke,  welche  der  Schuldner  nur  dem  nackten  Recht  nach 
— als  trustee  — besitzt,  während  die  benefiziarische  Berechtigung  Anderen 
zusteht. 

2.  Die  Ger äth schäften  seines  Gewerbes,  die  nothwendige  Kleidung  und 
Betten  für  ihn  selbst,  seine  Frau  und  Kinder,  bis  zum  Gesammtwerth  von  £ 20. 

III.  Besteht  ein  Vermögensstück  in  einer  mit  lästigen  Verpflichtungen 
belasteten  Immobilie,  oder  in  einem  Gesellschaftsantheil,  oder  in  einer  keinen 
Gewinn  bringenden  Forderung,  oder  in  einem  anderen  Vermögensstück,  welches 
nicht  oder  doch  nicht  leicht  verkäuflich  ist  (weil  dessen  Inhaber  verpflichtet  ist, 
eine  lästige  Handlung  vorzunehmen,  insbesondere  eine  Geldsumme  zu  zahlen)  so 
kann  der  Trustee,  obwohl  er  versucht  hat,  das  Vermögensstück  zu  verkaufen, 
oder  Besitz  davon  ergriff,  oder  mit  Bezug  darauf  andere  Eigenthumshandlungen 
vornahm,  jeder  Zeit  binnen  12  Monaten  nach  der  ersten  Bestellung  eines 
Trustee  in  schriftlicher  Form  auf  das  Vermögens  stück  Verzicht  leisten. 
Für  den  Fall,  dass  das  Vermögensstück  nicht  binnen  Monatsfrist  nach  der 
gedachten  Bestellung  zur  Kenntniss  des  Trustee  gelangt  ist,  beginnt  die 
zwölfmonatliche  Frist  von  seiner  ersten  Kenntniss  zu  laufen.  Die  Frist 
kann  ferner  gerichtsseitig  verlängert  werden.  Die  Wirkung  des  Verzichts  be- 
steht darin,  dass  am  Tage  der  Verzichtsleistung  alle  Rechte  und  Verbindlich- 
keiten des  Konkursschuldners  mit  Bezug  auf  das  Vermögensstück  erlöschen, 
und  dass  der  Trustee  von  dem  Tage  ab,  wo  das  Vermögensstück  auf  ihn  über- 
ging, von  jeder  persönlichen  Haftung  wegen  desselben  liberirt  wird.  Die  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  Dritter  bleiben  unberührt,  soweit  sie  nicht  zwecks  Libe- 
rirung des  Trustee,  des  Konkursschuldners  und  seines  Vermögens  in  Mitleiden- 
schaft gezogen  werden  müssen.  Das  Recht,  zu  verzichten,  geht  verloren,  wenn 
ein  an  dem  Vermögensstück  Interessirter  den  Trustee  schriftlich  zur  Erklärung 
auffordert,  und  der  Trustee  binnen  28  Tagen  oder  der  gerichtsseitig  gewährten, 
weiteren  Frist  nach  Eingang  der  Aufforderung  ‘ sich  nicht  erklärt  oder  sich 
weigert,  zu  verzichten.  Steht  ein  Vertrag  in  Frage,  so  hat  er  denselben  damit 
übernommen.  Auf  Antrag  einer  Person,  welche  dem  Trustee  gegenüber  aus 
einem  mit  dem  Konkursschuldner  geschlossenen  Vertrage  berechtigt  oder  ver- 
pflichtet ist,  kann  ferner  das  Gericht  — unter  eventueller  Zuerkennung  oder 
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Verurtheilung  in  eine  Schadensersatzsumme  wegen  Nichterfüllung  — den  Ver- 
trag für  aufgelöst  erklären;  die  zuerkannte  Summe  ist  im  Konkurse  anmeldbar. 
Endlich  kann  das  Gericht  auf  Antrag  einer  Person,  welche  auf  ein  Vermögens- 
•stück,  auf  welches  der  Trustee  verzichtete,  Anspruch  erhebt  oder  bezüglich 
desselben  unter  einer  nicht  erloschenen  Verbindlichkeit  steht,  eine  Ueber- 
tragung  oder  Auslieferung  des  Vermögensstücks  an  den  Antragsteller  ver- 
fügen, falls  er  darauf  Anspruch  hat  oder  billiger  Weise  als  Entschädigung  für 
seine  Verbindlichkeit  die  Auslieferung  verlangen  kann.  Durch  die  Verzicht- 
leistung des  Trustee  Verletzte  sind  berechtigt,  ihre  Schadensforderungen  im 
Konkurse  anzumelden. 

§ 15. 

14,  Gültigkeit  der  in  die  Zeit  des  Konkurses  fallenden  Rechtsgeschäfte. 

Wenn  auch  der  Rechtstitel  des  Trustee  erst  mit  seiner  Bestellung  ent- 
steht, so  gilt  derselbe  doch  als  rechtswirksam  vom  Beginn  des  Konkurses  an. 
Es  giebt  indessen  eine  Anzahl  von  Rechtsgeschäften,  welche  gültig  sind,  ob- 
wohl sie  in  die  Zeit  des  Konkurses  fallen.  Vorbehaltlich  der  Bestimmungen 
über  Zwangsvollstreckungen , Vermögensübertragungen  und  Bevorzugungen, 
werden  im  Konkursfalle  nämlich  nicht  ungültig; 

1.  Zahlungen  des  Konkursschuldners  an  seine  Gläubiger; 

2.  Zahlungen  oder  Leistungen  an  den  Konkursschuldner; 

8.  Uebertragungen,  welche  derselbe  aus  rechtlich  ausreichender  causa 
vornahm ; 

4.  Rechtsgeschäfte  desselben  aus  rechtlich  ausreichender  causa;  voraus- 
gesetzt, dass  die  nachstehenden  beiden  Bedingungen  erfüllt  sind: 

a)  Die  Zahlung,  Leistung,  Uebertragung,  oder  das  Rechtsgeschäft  müssen 
vor  der  rr'^eiving  order  geschehen  sein; 

b)  Bei  der  Vornahme  der  Zahlung  u.  s.  w.  darf  der  Dritte  nicht  gewusst 
haben,  dass  der  Konkursschuldner  vorher  eine  Act  of  bankruptcy  beging,  auf 
welche  zur  Zeit  der  Einreichung  des  der  receiving  order  zu  Grunde  liegenden 
Konkursantrags  ein  Konkursantrag  hätte  gegründet  werden  können. 

§ 16. 

15.  Reputed  ownership. 

Ausser  den  Vermögensstücken  des  Konkursschuldners  gehen  auf  den 
Trustee  über  alle  Mobilien,  welche  sich  mit  Erlaubniss  ihres  wirklichen  Eigen- 
thümers  beim  Beginne  des  Konkurses  im  Besitze  oder  Verfügungsbereiche  des 
Konkursschuldners  in  seinem  Handels-  oder  sonstigen  Geschäfte  unter  solchen 
Verhältnissen  befinden,  dass  der  Konkursschuldner  für  den  Eigenthümer  der- 
selben gehalten  wird.  Abgesehen  von  fälligen  oder  fällig  werdenden  Forde- 
rungen, welche  dem  Konkursschuldner  im  Betriebe  seines  Handels-  oder  son- 
stigen Geschäfts  zustehen,  fallen  Forderungen  nicht  darunter. 

§ 17. 

18.  Vermögensübertragungen  oder  Versprechen,  Vermögen  zu  über- 
tragen, welche  der  Konkursmasse  gegenüber  ungültig  werden.  Bevor- 
zugung von  Gläubigern. 

I.  Jede  Vermögensübertragung,  welche  weder 

1.  vor  einer  die  causa  derselben  bildenden  Eheschliessung  erfolgte,  noch 
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2.  zu  Gunsten  eines  gutgläubigen,  aus  rechtlich  ausreichender  causa  er- 
werbenden Empfängers  geschah,  noch  endlich 

3.  zu  Gunsten  der  Frau  oder  der  Kinder  des  Uebertragenden  aus  Ver- 
mögensstücken vorgenoinmen  wurde,  welche  an  den  Uebertragenden  nach  der 
Eheschliessung  als  Ehemann  gelangten, 

wird  der  Konkursmasse  gegenüber  ungültig,  falls  binnen  2 Jahren  nach  der 
Uebertragung  über  das  Vermögen  des  Uebertragenden  der  Konkurs  eröffnet  wird. 

Geschieht  letzteres  später,  jedoch  binnen  10  Jahren  nach  der  Uebertragung, 
so  gilt  das  Gleiche,  es  sei  denn,  dass  der  Erwerber  nachweist,  dass  der  Ueber- 
tragende  zur  Zeit  der  Uebertragung  ohne  Inanspruchnahme  der  übertragenen 
Vermögensstücke  seine  sämmtlichen  Schulden  zu  zahlen  vermochte,  und  dass 
die  Rechte,  welche  der  Uebertragende  an  den  übertragenen  Gegenständen  be- 
sass,  mit  der  Vollziehung  der  Uebertragungsurkunde  auf  den  Erwerber  über- 
gingen. 

Jedes  auf  Eheschliessung  als  causa  sich  gründende  Versprechen,  zukünftig 
zu  Gunsten  seiner  Frau  oder  Kinder  Vermögensstücke  zu  übertragen,  an  denen 
der  Promittent  zur  Zeit  seiner  Eheschliessung  keine  Rechte  besass,  und  welche 
ihm  nicht  bloss  als  Ehemann  zustehen,  wird  der  Konkursmasse  gegenüber 
ungültig,  falls  vor  der  thatsächlichen  Uebertragung  über  das  Vermögen  des 
Promittenten  der  Konkurs  eröffnet  wird. 

Obschon  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  nicht  ungültig,  kann  eine 
ohne  rechtlich  ausreichende  causa  vorgenoinmene  Vermögensübertragung  zu 
Folge  von  18  Eliz.  c.  5 ungültig  sein,  falls  die  Absicht  vorlag,  die  Gläubiger 
um  ihre  Forderungen  zu  bringen. 

II.  Alle  Vermögensübertragungen  und  Vermögensbelastungen,  jede  Zahlung- 
und  Eingehung  einer  Verbindlichkeit,  jedes  gerichtliche  Verfahren  Seitens  oder 
gegen  eine  Person,  welche  unfähig  ist,  ihre  Schulden  bei  Fälligkeit  aus  eigenem 
Uelde  zu  zahlen,  gilt  als  betrügerisch  und  ist  der  Konkursmasse  gegenüber 
ungültig,  falls  die  Uebertragung  u.  s.  w.  zu  Gunsten  eines  Gläubigers  in  der 
Absicht,  ihn  vor  den  anderen  Gläubigern  zu  bevorzugen,  vorgenommen  und 
über  das  Vermögen  des  Uebertragenden  u.  s.  w.  der  Konkurs  auf  Grund  eines 
Konkursantrages  eröffnet  wird,  welcher  binnen  3 Monaten  nach  der  Ueber- 
tragung u.  s.  w.  eingereicht  wurde.  Die  Rechte  der  Rechtsnachfolger  eines 
Gläubigers  des  Konkursschuldners  bleiben  jedoch  unberührt,  falls  dieselben  die 
Vermögensstücke  in  gutem  Glauben  aus  rechtlich  ausreichender  causa  erworben 
haben. 

§ 18. 

17.  Privilegirte  Forderungen. 

Bei  der  Vertheilung  der  Konkursmasse  -werden  zu  Folge  der  Prefereniial 
Payments  in  Bankruptcy  Act  1888  nachstehende  Forderungen  vor  allen  anderen 
Forderungen  bezahlt: 

1.  Alle  lokalen  Steuern,  welche  der  Schuldner  zur  Zeit  des  Erlasses  der 
receiving  order  schuldete,  vorausgesetzt,  dass  sie  in  den  der  receiving  order 
voraufgehenden  12  Monaten  fällig  wurden.  Ferner  alle  angesetzten  Abgaben, 
Grund-,  Vermögens-  oder  Einkommensteuern,  welche  bis  zu  dem  der  receiving 
order  voraufgehenden  5.  April  zu  Lasten  deS  Schuldners  angesetzt  wurden; 
sie  dürfen  jedoch  im  Ganzen  nicht  die  Ansetzung  für  1 Jahr  übersteigen. 

2.  Alle  Gehalts-  oder  Lohnansprüche  eines  Geschäftsangestellten 
oder  Dienstboten  wegen  ihrer  dem  Schuldner  geleisteten  Dienste  während 
4 Monaten  vor  der  receiving  order  bis  zum  Maximalbetrage  von  £ 50. 
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8.  Alle  Lohnansprüche  von  Arbeitern  wegen  der  während  der  letzten 
2 Monate  vor  der  receiving  order  geleisteten  Dienste  bis  zum  Maximalbetrage 
von  £ 25. 

Die  sub  1 bis  8 gedachten  Forderungen  haben  unter  sich  gleichen  Rang; 
reicht  die  Masse  nicht  aus,  so  verkürzen  dieselben  sich  gleichmässig  unter 
einander.  Vorbehaltlich  der  für  die  Kosten  der  Regulierung  u.  s.  w.  noth- 
wendiger  Weise  einzubehaltenden  Summen,  soll  die  Zahlung  der  gedachten 
Forderungen,  soweit  die  Masse  reicht,  sofort  erfolgen.  Sind  ferner  während 
der  letzten  8 Monate  vor  der  receiving  order  Mobilien  des  Schuldners  wegen 
rückständiger  Pacht  oder  Hausmiethe  gepfändet,  so  lasten  die  gedachten  pri- 
vilegirten  Forderungen  als  erste  Last  auf  den  Pfandobjekten  und  auf  dem 
Verkaufserlöse;  mit  der  Berichtigung  einer  solchen  Forderung  erwirbt  der 
Pfandgläubiger  das  Privileg  derselben.1) 

§ 18. 

18.  Zurüekstehende  Forderungen. 

Die  Married  Women’s  Property  Act  1882  s.  3 und  die  Partnership  Act 
1890  s.  3 haben  nachstehenden  Forderungen  eine  ungünstige  Stellung  im 
Konkurse  zugewiesen. 

1.  Falls  eine  Ehefrau  ihrem  Ehemanne  Sonder  gut  leiht  oder  anvertraut 
und  der  Konkurs  über  das  Vermögen  des  Ehemanns  eröffnet  wird,  soll  das 
Sondergut  als  Bestandtheil  der  Aktiven  des  Ehemanns  behandelt  werden.  Die 
Ehefrau  kann  allerdings  eine  bezügliche  Forderung  im  Konkurse  anmelden,  sie 
steht  aber  mit  dieser  Forderung  hinter  allen  anderen  auf  rechtlich  ausreichen- 
der causa  beruhenden  Forderungen  zurück. 

2.  Wird  einer  Person,  welche  ein  Geschäft  betreibt  oder  betreiben  will, 
ein  Dar  lehn  mit  der  Vereinbarung  gegeben,  dass  der  Darlehnsgeber  Zinsen  in 
einer  mit  dem  Geschäftsgewinn  variirenden  Höhe  oder  einen  Theil  dieses  Ge- 
schäft sge  winnes  erhalten  soll;  oder  verkauft  Jemand  die  Kundschaft  eines 
Geschäfts  gegen  einen  AntLeil  an  dem  Gewinn  aus  demselben;  und  wird 
über  das  Vermögen  des  Darlehnsnehmers  bezw.  Käufers  der  Konkurs  eröffnet, 
oder  schliessen  sie  einen  Vergleich,  welcher  den  Gläubigern  weniger  als  100% 
gewährt,  oder  endlich  versterben  sie  insolvent,  — so  kann  der  Darlehnsgeber 
sein  Darlehn  und  der  Verkäufer  seinen  Gewinnantheil  nicht  eher  fordern,  bis 
die  übrigen  Gläubiger  befriedigt  sind,  deren  Forderungen  sich  auf  eine  recht- 
lich als  ausreichend  anerkannte  causa  in  Geld  oder  Geldeswerth  gründen. 

§ 20. 

19.  Dividenden.  Zeitpunkt  der  Vertheilung.  Deklarirung.  Schluss- 

vertheilung. 

1.  Eine  Deklarirung  und  Vertheilung  von  Dividenden  unter  die  nach- 
gewiesenen Forderungen  hat  der  Trustee  mit  angemessener  Beschleunigung 

9 Die  B.  A.  88  s.  41  bestimmt  noch,  dass  in  Fällen,  wo  zur  Zeit  der  Einreichung 
des  Konkursan träges  der  Schuldner  einen  Lehrling  hat,  der  Lehrvertrag  mit  der 
Konkurseröffnung  erlöschen  soll,  falls  Schuldner  oder  Lehrling  dem  Trustee  eine  dahin- 
gehende, schriftliche  Benachrichtigung  zustellen.  War  Lehrgeld  gezahlt,  so  kann  der 
Trustee  auf  Antrag  des  Lehrlings  an  letzteren  eine  angemessene  Summe  aus  der  Konkurs- 
masse zurückzahlen;  erscheint  die  vom  Trustee  festgesetzte  Summe  nicht  angemessen, 
so  kann  die  gerichtliche  Entscheidung  herbeigeführt  werden.  Uebrigens  kann  der 
Trustee  auf  Antrag  des  Lehrlings  auch  eine  andere  Person  als  Lehrherrn  sub- 
stituiren. 
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vorzunehmen,  und  zwar  durch  Einbehaltung  derjenigen  Summen,  welche 
für  die  Kosten  der  Konkursregulirung  erforderlich  sind.  Wenn  der  Trustee 
dem  Gläubigerausschuss  nicht  etwa  hinreichende  Gründe  für  ein  weiteres  Hin- 
ausschieben nachweist,  so  soll  die  erste  Dividende  — falls  dieselbe  überhaupt 
zur  Vertheilung  kommt  — binnen  4 Monaten  nach  dem  Schlüsse  der  ersten 
Gläubigerversammlung  deklarirt  und  vertheilt  werden.  Die  Zwischenräume 
zwischen  der  ersten  und  den  etwaigen  weiteren  Dividenden  sollen  6 Monate 
nur  dann  übersteigen,  falls  hinreichende  Gründe  für  ein  weiteres  Hinausschieben 
vorliegen. 

2.  Bevor  eine  Dividende  deklarirt  wird,  macht  der  Trustee  seine  Absicht, 
eine  Dividende  zu  deklariren,  in  der  London  Gazette  bekannt,  und  lässt  jedem 
im  Statement  of  affairs  verzeichneten  Gläubiger,  welcher  seine  Forderung  nicht 
nachwies,  eine  angemessene  Benachrichtigung  zugeken.  Nach  erfolgter  Deklari- 
rung  wird  jedem  Gläubiger,  welcher  seine  Forderung  nachwies,  eine  Benach- 
richtigung über  Betrag,  Zahlungszeit  und  Zahlungsort  der  Dividende  und  über 
die  Details  der  Masse  zugestellt.  Bei  Berechnung  und  Vertheilung  einer  Divi- 
dende hat  der  Trustee  anmeldbare  Forderungen  von  Gläubigern  zu  berücksich- 
tigen, welche  soweit  entfernt  wohnen,  dass  dieselben  unter  gewöhnlichen  Ver- 
hältnissen zum  Nachweise  ihrer  Forderungen  nicht  genügend  Zeit  gehabt  haben; 
ferner  anmeldbare  Forderungen,  welche  bestritten  sind,,  und  endlich  die  für  die 
Konkursregulierung  nothwendigen  Summen.  Abgesehen  hiervon  sind  alle  vor- 
handenen Gelder  im  Dividenden w ege  zu  vertheilen.  Ein  Gläubiger,  welcher 
seine  Forderung  erst  nach  der  Deklarirung  nachweist,  erhält  die  auf  ihn  ent- 
fallende Dividende  aus  dem  jeweilig  vorhandenen  Baarbestande,  bevor  eine 
weitere  Dividende  zur  Vertheilung  kommt;  er  kann  jedoch  nicht  die  Verthei- 
lung der  vor  dem  Nachweise  seiner  Forderung  deklarirten  Dividende  stören. 

3.  Die  Schlussdividende  wird  deklarirt,  sobald  der  Trustee  die  gesammte 
Masse  oder  doch  soviel  realisirt  hat,  als  nach  seiner  Ansicht  und  nach  der 
Auffassung  des  Gläubigerausschusses  ohne  unnöthige  Verlängerung  seines  Amtes 
realisirt  werden  kann.  Vorher  werden  diejenigen  Gläubiger,  welche  Forderungen 
anmeldeten,  aber  nicht  nachwiesen,  davon  benachrichtigt,  dass  falls  der  Nach- 
weis nicht  binnen  einer  bestimmten  Frist  erbracht  wird,  ohne  Rücksicht  auf 
ihre  Forderungen  zur  Vertheilung  der  Schlussdividende  geschritten  werden 
wird.  Die  Frist  kann  auf  Antrag  eines  solchen  Gläubigers  gerichtsseitig  ver- 
längert werden;  wird  dieselbe  versäumt,  so  wird  ohne  Berücksichtigung  der 
gedachten  Forderungen  mit  der  Schlussvertkeilung  verfahren. 

Der  Trustee  kann  nicht  auf  Zahlung  einer  Dividende  verklagt  werden;  das 
Gericht  kann  ihm  aber  auf  Antrag  Zahlung  der  Dividende  nebst  Zinsen  und 
Kosten  aufgeben.  Dividenden,  welche  über  6 Monate  nicht  eingefordert  werden, 
zahlt  der  Trustee  bei  der  Bank  of  England  in  das  Konto  des  Plandelsamts  ein; 
Ansprüche  sind  alsdann  beim  Handelsamt  geltend  zu  machen,  über  dessen  Be- 
scheid gerichtliche  Entscheidung  herbeigeführt  werden  kann. 

§ 21. 

20.  Konkursschuldner.  Verhaftung.  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung. 

Bestrafung.  Remuneration. 

1.  Es  wurde  bereits  oben  (S.  880)  erwähnt,  dass  das  Gericht  den 
Gemeinschuldner  in  gewissen  Fällen  verhaften  darf.  Dies  gilt  insbesondere 
auch  für  den  Fall,  wo  derselbe  ohne  triftigen  Grund  einer  gerichtsseitig  ver- 
fügten Vernehmung  nicht  beiwohnt.  Nach  einer  derartigen  Verhaftung  ge- 
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machte  Zahlungen  oder  sonstige  Leistungen  bilden  keine  Ausnahme  von  den 
oben  gedachten  Vorschriften  über  betrügerische  Bevorzugungen.  Nach  Erlass 
der  receiving  order  pflegt  das  Gericht  auf  Antrag  der  Postbehörde  aufzugebei\, 
alle  an  den  Schuldner  adressirten  Briefe  an  den  Official  Receiver  oder  Trustee 
abzuliefern.  Das  Gericht  kann  ferner  nach  Erlass  der  receiving  order  den 
Schuldner  und  dessen  Ehefrau  laden,  überhaupt  jede  Person,  welche  im  Ver- 
dacht steht,  ihm  gehörige  Vermögensstücke  zu  besitzen  oder  ihm  etwas  zu 
schulden,  oder  welche  nach  Ansicht  des  Gerichts  über  ihn  selbst,  seine  Ge- 
schäfte und  sein  Vermögen  Aufschluss  zu  geben  vermag.  Allen  diesen  Personen 
kann  die  Vorlegung  von  Urkunden  aufgegeben  werden;  die  Vernehmung  selbst 
erfolgt  nöthigenfalls  auch  im  Auslande. 

2.  Der  Schuldner  soll,  bei  Vermeidung  der  auf  Missachtung  des  Gerichts 
stehenden  Strafen,  in  jeder  Weise  bei  der  Feststellung  und  Realisirung  seines 
Vermögens  behilflich  sein;  die  Verwaltung  desselben  darf  ihm  der  Trustee  aber 
nur  dann  überlassen,  falls  der  Gläubigerausschuss  seine  Genehmigung  dazu 
ertheilt  hat. 

8.  Die  Vorschriften  über  die  Bestrafung  wegen  betrügerischen  Konkurses 
und  wegen  heimlicher  Entfernung  unter  Mitnahme  von  Vermögensstücken  sind 
in  der  Debtors  Act  1869  s.  11,  12,  18  enthalten.  Die  B.  A.  88  verweist  auf 
diese  Vorschriften  und  bestimmt,  dass  sie  auch  auf  Nichtkaufleute  und  auch 
dann  zur  Anwendung  kommen  sollen,  wenn  der  Konkursantrag  vom  Schuldner 
selbst  eingereicht  wurde.  Die  Strafverfolgung  kann  vom  Konkursgericht  an- 
geordnet werden,  in  welchem  Falle  der  Director  of  Public  Prosecutions  ver- 
pflichtet ist,  das  Strafverfahren  zu  betreiben.  Vergleich  oder  Discharge  machen 
die  Strafverfolgung  nicht  unzulässig.1)  Zu  beachten  ist  die  Bestimmung  der 
B.  A.  83,  wonach  sich  ein  Schuldner,  über  dessen  Vermögen  der  Konkurs  er- 
öffnet wurde,  kriminell  strafbar  macht,  wenn  er  sich  einen  Kredit  in  Höhe  von 
20  £ oder  mehr  verschafft,  ohne  seinen  Gläubiger  davon  zu  benachrichtigen, 
dass  ihm  noch  keine  Discharge  ertheilt  wurde.2) 

4.  Mit  Erlaubniss  des  Gläubigerausschusses  und  vorbehaltlich  einer  Reduzi- 
rung  Seitens  des  Gerichts  darf  der  Trustee  dem  Schuldner,  zu  seiner  und 
seiner  Familie  Unterhalt,  sowie  als  Remuneration  für  die  von  ihm  bei  der 
Liquidation  geleisteten  Dienste,  eine  Unterstützung  aus  der  Masse  bewilligen. 
Der  etwa  nach  Berichtigung  der  Kosten,  Forderungen  und  Zinsen  verbleibende 
Ueberschuss  der  Masse  gebührt  dem  Schuldner. 

§ 22. 

21.  Annullirung  der  Konkurs  er  öffiiung. 

Die  Konkurseröffnung  kann  auf  Antrag  einer  interessirten  Person  ge- 
richtsseitig annullirt  werden,  falls  nach  Ansicht  des  Gerichts  der  Konkurs 
nicht  hätte  eröffnet  werden  sollen,  sowie  falls  nachgewiesen  wird,  dass  die 

*)  Ausländischen  Gläubigem  wird  die  Strafverfolgung  dadurch  erschwert,  dass 
der  Ankläger  in  der  Regel  den  Strafantrag  persönlich  zu  stellen  hat.  Dass  die  Kosten 
der  Strafverfolgung  in  den  meisten  Fällen  vom  Ankläger  selbst  zu  tragen  sind,  ist  eine 
Schwierigkeit,  welche  jeder  Ankläger  in  England  in  den  Kauf  nehmen  muss. 

3)  Ein  Schuldner,  über  dessen  Vermögen  der  Konkurs  eröffnet  wurde,  ist  unfähig, 
im  Parlament  zu  sitzen,  das  Amt  eines  Friedensrichters  und  Kommunalämter  zu  be- 
kleiden. Diese  Unfähigkeit  erlischt  jedoch  mit  der  Annullirung  der  Konkurseröffnung, 
unter  Umständen  mit  der  Discharge  und  zu  Folge  der  B.  A.  90  s.  9 jedenfalls  nach 
Ablauf  von  5 Jahren  nach  der  Discharge. 
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Schulden  voll  bezahlt  worden  sind.  Die  Annullirung,  welche  sofort  in  der 
London  Gazette  und  in  einer  Lokalzeitung  veröffentlicht  wird,  macht  die  zuvor 
vQin  Official  Receiver,  Trustee  u.  s.  w.  vorgenommenen  Handlungen  nicht  un- 
gültig; die  Masse  geht  jedoch  auf  die  etwa  vom  Gericht  bestellte  Person  und 
in  deren  Ermangelung  auf  den  Schuldner  selbst  über.  Bestrittene  Forderungen 
gelten  als  voll  bezahlt,  wenn  der  Schuldner  für  die  Erfüllung  des  demnächstigen 
Urtheils  Bürgen  stellt;  die  Forderungen  nicht  aufzufindender  oder  nicht  zu 
identifizirender  Gläubiger  gelten  mit  der  gerichtlichen  Deponirung  der  Forde- 
rungsbeträge als  voll  berichtigt. 

§ 28. 

22.  Dis  Charge. 

Von  der  Annullirung  der  Konkurseröffnung  zu  scheiden  ist  die  Di  sch  arge, 
um  welche  der  Schuldner  jeder  Zeit  nach  der  Konkurseröffnung  beim  Gerichte 
einkommen  kann.  Letzteres  beraumt  — nicht  vor  Schluss  der  öffentlichen 
Vernehmung  des  Schuldners  — einen  öffentlichen  Termin  zur  Verhandlung 
über  den  Antrag  an.  Von  diesem  Termine,  der  öffentlich  bekannt  gemacht 
wird,  geht  jedem  Gläubiger,  welcher  seine  Forderung  nachwies,  mindestens 
14  Tage  zuvor  eine  besondere.  Benachrichtigung  zu.  Im  Verhandlungstermin 
nimmt  das  Gericht  den  Bericht  des  Official  Receiver  entgegen  und  hört  jeden 
Gläubiger,  welcher  Anträge  zu  stellen  hat.  Das  Gericht  kann: 

a)  die  Discharge  verweigern, 

b)  absolute  Discharge  ertheilen, 

c)  die  Discharge  für  eine  bestimmte  Zeit  suspendiren. 

d)  an  die  Discharge  Bedingungen  bezüglich  des  später  zu  erwerbenden 
Vermögens  knüpfen, 

e)  die  Anordnungen  c und  d kombiniren. 

In  bestimmten  Fällen  (bei  strafbaren  Handlungen)  soll  das  Gericht  in  Er- 
mangelung spezieller  eine  Abweichung  rechtfertigender  Gründe  die  Discharge 
verweigern. 

Werden  gewisse  im  Gesetz1)  näher  bestimmte  Thatsachen  nachgewiesen,  so 
muss  das  Gericht  entweder: 

a)  die  Discharge  verweigern,  oder 

b)  dieselbe  auf  mindestens  zwei  Jahre  suspendiren,  oder 

c)  dieselbe  bis  zur  Zahlung  von  mindestens  50%  suspendiren,  oder 
endlich 

d)  die  Discharge  davon  abhängig  machen,  dass  ein  aus  später  zu  er- 
werbendem Vermögen  zu  erfüllendes  Urtheil  auf  Zahlung  eines 
weiteren  Theils  der  Konkursforderungen  gegen  den  Schuldner  ergeht. 
Dieses  Urtheil  ergeht  zu  Gunsten  des  Trustee  oder  Official  Receiver: 
es  ist  jedoch  erst  vollstreckbar,  nachdem  nachgewiesen  ist,  dass  später 
seitens  des  Schuldners  verwendbares  Vermögen  erworben  wurde.2) 

Die  Wirkung  der  Discharge  ist,  dass  der  Schuldner  von  allen  im 
Konkurse  nachweisbaren  Forderungen  liberirt  wird.  Eine  Ausnahme  hiervon 
machen  nur  folgende  Forderungen: 


*)  A.  B.  90  s.  8 Ziffer  3 a— e. 

a)  Das  Gericht  kann  übrigens  die  Verfügung  ändern,  falls  der  Schuldner  nach 
Ablauf  von  zwei  Jahren  den  Beweis  erbringt,  das3  die  Erfüllung  der  Verfügung  un- 
wahrscheinlich ist. 
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1.  gewisse  Forderungen,  welche  nur  mit  schriftlicher  Einwilligung  des 
Schatzamts  erlöschen. 

2.  Forderungen  oder  Verpflichtungen,  welche  zu  Folge  von  Betrug  oder 
betrügerischer  Nichterfüllung  eines  trust  entstanden,  falls  der  Schuldner  sich 
an  dem  Betrüge  bezw.  der  Nichterfüllung  betheiligte;  sowie  Forderungen  oder 
Verpflichtungen,  deren  Stundung  er  durch  einen  Betrug  erlangte,  an  welchem 
er  betheiligt  war;  endlich 

3.  zufolge  B.  A.  90  s.  10,  sofern  das  Gericht  nicht  ausdrücklich  die  Libe- 
rirung  verfügt,  Verbindlichkeiten  wegen  Verführung,  unehelicher  Vaterschaft 
und  Ehebruchs. 

Trotz  der  Discharge  hat  der  Schuldner  auf  Verlangen  dem  Trustee  bei 
der  Realisirung  und  Vertheilung  der  Masse  behülflick  zu  sein,  bei  Vermeidung 
der  auf  Missachtung  des  Gerichts  stehenden  Strafen.  Das  Gericht  kann  auch 
die  Discharge  widerrufen,  jedoch  unbeschadet  der  Gültigkeit  der  in  der  Zwischen- 
zeit vom  Schuldner  vorgenommenen  Transaktionen. 

§ 24. 

23.  Summarisches  Verfahren. 

Das  bisher  geschilderte  Verfahren  ist  das  „ordentliche“  Konkursverfahren. 
Daneben  besteht  ein  summarisches  Verfahren  für  den  Fall,  dass  der  Werth 
der  Masse  £ 300  nicht  übersteigt. 

Bie  B.  A.  83  s.  122  ordnet  ferner  den  Fall,  dass  die  gesammte  Schul- 
denlast eines  Urtheilsschuldners  £50  nicht  übersteigt.  Statt  Raten- 
zahlungen aufzugeben,  kann  das  Grafschaftsgericht  im  letzteren  Falle  eine  ge- 
richtliche Regulierung  des  Vermögens  veranlassen. 

Beide  Prozeduren  haben  für  das  Ausland  wenig  praktische  Bedeutung.1)2) 

B.  Die  Naciilassregulierimg  in  England. 

§ 25. 

Vorbemerkung. 

Der  Begriff  einer  Universaisuccession  in  einen  Nachlass  ist 
dem  englischen  Recht  vollständig  fremd.  Es  folgt  hieraus,  dass  dem 
englischen  Recht  alle  diejenigen  römisch-rechtlichen  Begriffe  unbekannt  sind, 
welche  eine  Universalsuccesion  voraussetzen.  Es  giebt  daher  in  England  keine 
Erben,  Erbschaften,  Testamente,  Kodizille,  Legate  im  römisch-rechtlichen  Sinne. 
Die  Anwendung  dieser  Ausdrücke  auf  englisch-rechtliche  Verhältnisse  sollte 
nach  Möglichkeit  vermieden  werden. 

Wie  überhaupt  im  englichen  Recht  zwischen  Immobilien  und  Mobilien  scharf 
geschieden  wird,  so  ist  auch  zwischen  der  Nachfolge  in  den  Immobiliarnach- 
lass und  der  Nachfolge  in  den  Mobiliarnachlass  streng  zu  scheiden.  Eine 
weitere  Eintheilung  ergiebt  sich  daraus,  dass  letztwillige  Verfügungen 
entweder  vorliegen  oder  fehlen  können. 

0 Die  Vorschriften  über  den  Nachlasskonkurs  vgl.  unten  S.  916. 

2)  Die  internationalen  Prinzipien  des  englischen  Konkursrechts  finden  sich  aus- 
führlich dargestellt  bei  Westlake,  Private  International  Law,  1890,  dritte  Ausgabe. 
Eine  Prüfung  der  Westlake’schen  Ausführungen  dürfte  zu  der  Ueberzeugung  führen, 
dass  England  den  Verfügungen  ausländischer  Gerichte  in  Konkurssachen  eine 
weitgehende  Beachtung  schenkt  und  daher  Anspruch  auf  Berücksichtigung  hat,  falls 
deutscher  Seits  in  Erwägung  gezogen  werden  sollte,  zu  Gunsten  welcher  Staaten  vom 
Abs.  2 des  § 207  derR.K.O.  Gebrauch  zu  machen  ist. 
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§ 26. 

A.  Die  Nachfolge  in  den  Immobiliarnachlass. 

I.  Beim  Vorhandensein  letztwilliger  Verfügungen. 

(Freehold  estates.  Leasehold  estates.  NewWillsAet.  Verfügungen 
zu  Gunsten  juristischer  Personen.  Verfügungsfähigkeit  der  Ehe- 
frauen. Geisteskranke.  Executor.) 

A.  Allo  di  alr  echte  an  Immobilien  stehen  in  England  seit  der  normannischen 
Eroberung  nur  dem  Souverän  zu;  im  Uebrigen  giebt  es  nur  feuda,  welche 
nach  ihrer  Qualität,  wie  folgt,  eingeteilt  werden: 

1.  Freehold  estates. 

a)  estates  of  inheritance. 

a)  estate  in  fee  simple,  d.  h.  das  lehnsrechtliche  Rechtsverhältniss  an 
einer  Immobilie,  welches  aus  einer  Beleihung  zu  Gunsten  des  ersten 
Erwerbers  und  seiner  Lineal-  und  Seiten  verwandten  beiderlei  Ge- 
schlechts entsteht. 

ß ) estate  in  fee  tail.  Dieses  Rechtsverhältniss  ergiebt  sich,  wenn 
ausser  dem  ersten  Erwerber  nur  seine  Linealverwandten  oder  nur 
gewisse  Linealverwandten  beliehen  sind. 

b)  estate  for  life  only,  das  Resultat  einer  auf  Lebenszeit  beschränkten 
Beleihung. 

2.  Chattels  real  oder  leasehold  estates. 

a)  estate  for  years  z.  B.  auf  3,  7,  14,  21,  99,  999  Jahre. 

b)  estate  at  will,  das  Resultat  einer  prekrären  Beleihung. 

c)  estate  by  sufferance,  welche  dadurch  entsteht,  dass  nach  Ablauf  der 
Zeit  der  Beleihung  der  Besitz  fortgesetzt  wird.1) 

B.  Für  am  oder  nach  dem  1.  Januar  1838  errichtete,  letztwillige  Verfügungen 
ist  die  sogen.  New  Wills  Act  massgebend.  Darnach  kann  eine  jede  Person* 
welche  das  21.  Lebensjahr  vollendet  hat  und  nicht  eine  Ehefrau  ist,  letztwillig 
über  alle  Immobiliarberechtigungen  verfügen,  welche  ihr  beim  Tode  zustehen, 
und  welche  in  Ermangelung  solcher  Verfügung  and  den  „heir“  fallen  würden.2) 

9 Aus  den  Ausdrücken  Beleihung,  feudum  u.  s.  w.  darf  man  nicht  folgern,  dass 
noch  Leistungen  gefordert  werden  können,  wie  sie  im  Mittelalter  der  Vasall  seinem 
Lehnsherrn  schuldete.  Die  moderne  Gegenleistung  für  die  Beleihung  ist  in  der  Regel 
lediglich  eine  Geldzahlung  (rent).  Nur  die  eigenartigen  lehnsrechtlichen  Beziehungen 
zum  Lande  selbst  bestehen  heute  noch  in  England;  das  persönliche  Verhältniss  zwischen 
Lehnsherrn  und  Vasallen  ist  längst  dahin  geschwunden. 

Die  letztwillige  Uebertragung  oder  Neuschaffung  von  Immobiliarberechtigungen 
der  gedachten  Art,  conveyance  by  devise  genannt,  wird  gewöhnlich  nicht  in  Ver- 
bindung mit  dem  sonstigen  Nachlassrecht,  sondern  als  ein  besonderer  Fall  der  Im- 
mobiliarübertragung überhaupt  zur  Darstellung  gebracht. 

Es  bedarf  im  Hinblick  auf  die  lehnsrechtliche  Natur  dieser  Immobiliarberechti- 
gungen kaum  der  Erwähnung,  dass  hinsichtlich  der  freehold  estates  eine  conveyance 
by  devise  erst  nach  und  nach  als  zulässig  anerkannt  worden  ist.  Leasehold  estates, 
welche  in  lehnsrechtlicher  Beziehung  von  geringerer  Bedeutung  waren,  konnten  dagegen 
seit  Alters  her  letztwillig  übertragen  werden. 

2)  Das  Gesetz  dehnt  dies  ausdrücklich  auf  die  estate  pur  autre  vie  aus,  d.  h.  auf 
eine  estate  for  life  only,  falls  das  Leben  das  Leben  eines  „Dritten“  ist.  Dagegen 
kann  der  Inhaber  einer  estate  in  fee  tail  über  dieselbe  nicht  letztwillig  verfügen;  seine 
estate  fällt  nach  seinen  Tode  an  diejenige  Person,  welcher  die  estate  für  diesen 
Fall  in  der  die  estate  konstituirenden  Urkunde  (settlement)  gegeben  ist.  Wohl  aber 
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C.  Es  ist  zulässig,  zu  Gunsten  juristischer  Personen  über  Immobilien 
zu  verfügen,  vorbehaltlich  jedoch  der  sogen.  Statutes  of  Mortmain,  wonach  juri- 
stische Personen  der  Erlaubniss  der  Krone  bedürfen,  um  Immobilien  be- 
sitzen zu  können,  und  vorbehaltlich  ferner  des  Verbots  letzwilliger  Verfügungen 
über  Immobilien  zu  Gunsten  wohlthätiger  Zwecke,  ein  Verbot,  von 
welchem  es  nur  wenige  Ausnahmen  giebt. 

D.  Ehefrauen  können  nur  insoweit  über  Immobilien  verfügen,  als  sie  vor 
Inkrafttreten  der  New  Wills  Act  dazu  befugt  waren,  d.  h.  insoweit  es  sich  um 
ihr  Sondergut  handelt  oder  ein  Fall  vorliegt,  wo  ihnen  ausdrücklich  eine  da- 
hin gehende  Befugniss  gegeben  wurde.  Die  Married  Women’s  Property  Acts 
haben  den  Umkreis  des  Sonderguts  erweitert  und  damit  die  Fälle  vermehrt, 
in  welchen  eine  Ehefrau  über  Immobilien  letzwillig  verfügen  kann. 

E.  Nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  bleiben  Geisteskranke  und 
andere  an  persönlicher  Unfähigkeit  leidende  Personen  von  der  Testaments- 
errichtung ausgeschlossen. 

F.  Während  eine  letztwillig  hin.terlassene  freehold  estate  direkt  an  den  Be- 
dachten (devisee)  fällt,  geht  eine  letztwillig  vermachte  leasehold  estate  — genau 
wie  eigentliche  Mobilien  — zunächst  auf  den  letztwillig  ernannten  bezw.  nach- 
lassgerichtlich bestellten  Mobiliarnachlassrepräsentanten  (executor  bezw.  ad- 
ministrator)  über.  Dieser  hat  — ebenso  wie  bei  eigentlichen  Mobilien  — erst 
einzuwilligen,  bevor  der  devisee  die  ihm  vermachte  leasehold  estate  bean- 
spruchen kann.  Eine  ausschliesslich  über  freehold  estate  verfügende,  letzt- 
willige Verordnung  bedarf  nicht  der  nachlassgerichtlichen  Anerkennung.  Im 
Hinblick  auf  diesen  Gegensatz  zwischen  freehold  estates  einerseits  und  leasehold 
estates  und  eigentlichen  Mobilien  andererseits  pflegt  man  die  freehold  estates, 
die  real  estate  und  die  leasehold  estates  und  eigentlichen  Mobilien  die  per- 
sonal estate  zu  nennen. 

G.  Ueber  die  Errichtung  und  den  Widerruf  letztwilliger  Verfügungen* 1)  ist 
an  dieser  Stelle  nör  zu  erwähnen,  dass  über  englische  freehold  estates  nur 
in  der  vom  englischen  Recht  vorgeschriebenen  Form  letztwillig  verfügt  werden 
kann,  während  bei  der  letztwilligen  Verfügung  über  englische  leasehold  estates 
die  Beachtung  derjenigen  Vorschriften  ausreicht,  deren  Beachtung  erforderlich 
istv  damit  eine  letztwillige  Verfügung  über  eigentliche  Mobilien  formelle  Gül- 
tigkeit besitzt.  Hinsichtlich  ausländischer  Immobilien  entscheidet  vom  eng- 
lischen Rechtsstandpunkte  aus  die  lex  rei  sitae. 

§ 27. 

II.  In  Ermangelung  letztwilliger  Verfügungen. 

(Leasehold  estates,  pur  autre  vie,  in  fee  tail,  in  fee  simple,  freehold.) 

1.  Leasehold  estates  fallen  in  Ermangelung  letztwilliger  Verfügungen  an 
den  nachlassgerichtlich  bestellten  Mobiliarnachlassrepräsentanten  (administrator). 

2.  Im  Falle  einer  estate  pur  autre  vie  ist  zu  unterscheiden,  ob  die  estate 
dem  Verstorbenen  und  seinen  heirs  verliehen  war,  oder  ob  die  heirs  in  der  Ver- 
leihungsurkunde nicht  erwähnt  wurden.  Ersteren  Falls  ist  der  heir  als  sogen, 
special  occupant  successionsberechtigt;  letzteren  Falls  fällt  die  estate  an  den 
Mobiliarnachlassrepräsentanten.2) 

kann  der  gedachte  Inhaber  in  moderner  Zeit  die  estate  in  fee  tail  aufheben;  dies  kann 
aber  nicht  durch  letztwillige  Verfügung  geschehen. 

l)  S.  o.  B.  I S.  903. 

3)  Vgl.  Williams,  Principles  of  the  Law  of  Real  Property  1885,  S.  26. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II.  5g 
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3.  Der  Sukzessor  in  eine  estate  in  fee  tail  ergiebt  sich  aus  der  jedes- 
maligen Urkunde,  welche  die  estate  konstituirte. 

4.  Der  Intestatsukzessor  in  eine  estate  in  fee  simple  führt  im  englischen 
Recht  die  Bezeichnung  „heir“.  0 

Welche  Person  im  einzelnen  Falle  „heir“  ist,  wird  an  der  Hand  der  nach- 
stehenden sieben  Regeln  festgestellt: 

Erste  Regel.  In  jedem  Falle  muss  die  Abstammung  von  demjenigen 
hergeleitet  werden,  welcher  die  estate  zuletzt  auf  andere  Weise  als  auf  Grund 
von  Abstammung  erwarb  (sogen,  purchaser). 

Zweite  Regel.  Zunächst  fällt  die  estate  linienweise  an  die  Nachkommen 
des  purchaser  in  infinitum. 

Dritte  Regel,  Die  Kinder  des  purchaser  gehen  ihren  eigenen  Nach- 
kommen vor.  Unter  den  Kindern  wird  das  männliche  Geschlecht  dem  weib- 
lichen vorgezogen.  Unter  den  männlichen  Kindern  hat  das  älteste  den  Vor- 
rang. Mehrere  weibliche  Kinder  sukzediren  jedoch  zusammen. 

Vierte  Regel.  Die  Nachkommen  der  Kinder  des  purchaser  repräsen- 
tiren  ihre  Eltern  in  infinitum.  Kinder  desselben  parens  sind  unter  sich  stets 
der  dritten  Regel  unterworfen. 

Fünfte.  Regel.  In  Ermangelung  von  Nachkommen  des  purchaser  fällt 
die  estate  an  den  dann  in  der  zu  bevorzugenden  Linie  (conf.  Regel  6)  leben- 
den nächsten  Linealvorfahren,  vorausgesetzt,  dass  Nachkommen  eines  näheren 
verstorbenen  Vorfahren  in  dieser  Linie  nicht  existiren. 

Sechste  Regel.  Unter  den  Linealvorfahren  des  purchaser  wird  stets 
die  väterliche  Linie  (sei  es  des  purchaser  oder  eines  männlichen  oder  weib- 
lichen Vorfahren)  der  mütterlichen  vorgezogen. 

Siebente  Regel.  Falls  ein  Vorfahr,  an  welchen,  falls  zur  Zeit  des 
Todes  des  purchaser  am  Leben,  die  estate  zu  Folge  der  fünften  Regel  fallen 
würde,  vor  dem  purchaser  mit  Hinterlassung  von  Nachkommen  verstarb,  re- 
präsentiren  diese  Nachkommen  den  Vorfahren  in  infinitum.  Die  Sukzession 
ist  dieselbe,  wie  bei  Nachkommen  des  purchaser;  vollbürtige  Verwandte  des 
purchaser  gehen  jedoch  den  halbbürtigen  vor. 

Fehlt  ein  heir,  so  fällt  die  estate  an  den  ursprünglichen  Verleiher  der- 
selben. 

Ausser  Missgeburten  sind  uneheliche  Kinder  unfähig,  heirs  zu  sein. 
Stirbt  ein  uneheliches  Kind  mit  Hinterlassung  einer  estate  in  fee  simple,  so 
liegt  in  Ermangelung  von  letztwilligen  Verfügungen  und  von  Nachkommen  ein 
Fall  vor,  wo  der  heir  fehlt.  Das  englische  Recht  lässt  selbst  eine 
legitimatio  per  subsequens  matrimonium  nicht  zu. 

Soweit  es  sich  nicht  um  Herleitung  der  Abstammung  mit  Bezug  auf  eine 
estate  handelt,  welche  vor  dem  12.  Mai  1870  anwuchs,  stehen  Ausländer  den 
Inländern  gleich. 

Einer  nachlassgerichtlichen  Bestätigung  bedarf  der  heir  nicht. 

Die  Intestatsukzession  in  eine  englische  freehold  estate  bestimmt  sich 
nach  englischem  Recht  ohne  Rücksicht  auf  das  letzte  Domizil  des  Ver- 
storbenen. Das  Gleiche  gilt  von  der  Intestatnachfolge  in  eine  englische  leasehold 
estate,  welche  überhaupt,  abgesehen  von  dem  ohen  (S.  901)  bezüglich  letzt- 
williger Verfügungen  Bemerkten,  im  internationalen  Verkehr  als  real 


J)  Heres,  d.  h.  der  Universalsukzessor  des  römischen  Rechts,  und  „heir“  sind  mit- 
hin total  verschiedene  Begriffe. 
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estate  behandelt  wird,  obwohl  sie  für  das  englische  Recht  selbst  zur  personal 
«state  gehört.  Bezüglich  ausländischer  Immobilien  entscheidet  nach  eng- 
lischer Rechtsauffassung  die  lex  rei  sitae.1) 

B.  Die  Nachfolge  in  den  Mobiliarnachlass. 

I.  Beim  Vorhandensein  letztwilliger  Verfügungen. 

§ 28. 

1.  Pflichttheil.  Testament.  Kodizill.  Form.  Testirfähigkeit.  Widerruf.  Massgebendes  Recht. 

A.  Eine  letztwillige  Verfügung  über  Mobilien  war  in  England  seit  unvor- 
denklichen Zeiten  zulässig,  und  ist  noch  heute  durch  keine  Pflichtheils- 
berechtigungen beschränkt. 

B.  Für  die  Errichtung  von  am  oder  nach  dein  1.  Januar  1888  errichteten 
letztwilligen  Verfügungen  gilt  Folgendes.  Keine  letztwillige  Verfügung,  mag 
darin  übor  Immobilien  oder  Mobilien  oder  über  Beides  disponirt  werden,  ist 
gültig,  es  sei  denn,  dass  sie  schriftlich  errichtet  und  an  ihrem  Fusse  oder 
Ende  von  dem  Testator  oder  in  seiner  Gegenwart  und  auf  seine  Weisung  von 
einer  anderen  Person  gezeichnet  ist.  Die  Unterschrift  mu  ferner  von  ihm 
in  Gegenwart  von  mindestens  zwei  Zeugen  vollzogen  oder  anerkannt  sein: 
diese  Zeugen  müssen  endlich  zur  selben  Zeit  anwesend  sein  und  in  Gegenwart 
des  Testators  die  Verfügung  attestiren  und  unterschreiben.2) 

Abgesehen  von  den  letztwilligen  Verfügungen  der  Soldaten  und  Seeleute 
kennt  das  englische  Recht  nur  schriftliche  letztwillige  Verfügungen,  und  zwar 
ist  die  Urkunde  stets  eine  Privaturkunde.  Die  Urkunde  kann  allerdings  einer 
Behörde  zur  Aufbewahrung  übergeben  werden;  es  geschieht  dies  indessen  sehr 
selten;  in  der  Regel  verbleibt  die  Urkunde  im  Gewahrsam  des  Testators  oder 
seines  Anwalts,  welcher  die  Urkunde  aufgesetzt  hat.3) 

So  gut  wie  unbekannt  ist  ein  gemeinschaftliches  Errichten  letzt- 
williger Verfügungen. 

Während  man  früher  eine  letztwillige  Verfügung,  welche  keinen  executor 
d.  h.  Mobiliarnachlassrepräsentanten  ernannte,  als  ein  codi  eil  bezeichnete,  im 

1)  Nicht  berücksichtigt  sind  im  Vorstehenden  die  sogen,  copyhold  estates.  In 
London  selbst  soll  eine  solche  estate  noch  in  Islington  bestehen;  in  der  Provinz  kom- 
men sie  vereinzelt  vor.  Diese  estates  werden  immer  seltener;  sie  werden  gegen  Geld- 
entschädigung in  eine  estate  der  oben  gedachten  Arten  umgewandelt. 

Ueberhaupt  lehrt  die  Praxis,  dass  das  englische  Immobiliarnachlassrecht  für  den 
Ausländer  von  verschwindender  Bedeutung  ist,  jedenfalls  was  die  Nachfolge  in  free- 
hold estates  betrifft.  Von  praktischer  Bedeutung  ist  für  den  Ausländer  für  die  Regel 
nur  das  Mobiliarnachlassrecht. 

2)  Die  Attestationsklausel  lautet  gewöhnlich  wie  folgt : 

Signed  by  the  testator  (testatrix),  in  the  joint  presence  A.  B, 

of  us,  who  thereupon  signed  our  names  in  his  (her)  and  (Unterschrift  des 

each  other’s  presence.  Testators.) 

(Unterschriften  und  Adressen  beider  Zeugen). 

Die  Fähigkeit,  als  Zeuge  zu  fungiren,  geht  nicht  dadurch  verloren,  dass  der 
Zeuge  interessirt  ist;  wohl  aber  ist  eine  Zuwendung  an  den  attestirenden  Zeugen  oder 
an  dessen  Ehegatten  ungültig. 

3)  Englische  Notare  als  solche  spielen  weder  bei  der  Errichtung  letztwilliger  Ver- 
fügungen, noch  bei  der  Regulierung  des  Nachlasses  eine  Rolle,  wenn  man  davon  ab- 
sieht, dass  eine  Uebersetzung  einer  in  fremder  Sprache  aufgesetzten  letztwilligen  Ver- 
fügung von  einem  englischen  Notar  anzufertigen  oder  genauer  als  richtig  zu  be- 
stätigen ist. 
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Gegensatz  zu  dem  last  will  der  letztwilligen  Verfügung,  welche  eine  derartige 
Ernennung  enthielt,  versteht  man  heute  unter  codicil  jede  zur  Ergänzung  oder 
Abänderung  einer  letztwilligen  Verfügung  errichtete  lßtztwillige  Disposition. 
Für  die  Errichtung  eines  codicil  gilt  nichts  Besonderes,  vielmehr  genau  dasselbe, 
was  oben  generell  über  Errichtung  letztwilliger  Verfügungen  bemerkt  wurde. 

C.  Hinsichtlich  der  Testirfähigkeit  ist  im  Allgemeinen  Folgendes  zu 
sagen.  Ein  Ausländer  kann  seit  der  Naturalization  Act  1870  über  Mobilien 
(und  Immobilien)  ebenso  verfügen,  wie  ein  Inländer.  Dies  gilt  indessen  nur  für 
nach  der  gedachten  Act  errichtete,  letztwillige  Verfügungen.1)2) 

Eine  Person,  welche  das  21.  Lebensjahr  nicht  vollendet  hat,, 
kann  keine  letztwillige  Verfügung  errichten.3) 

Sehr  komplizirt  ist  die  Lehre  von  der  Testirfähigkeit  der  Ehefrauen.4) 
Die  Fälle,  wo  eine  Ehefrau  testiren  kann,  sind  jedoch  heute  häufiger,  als  die 
Fälle,  wo  ihr  diese  Befugniss  fehlt.5) 

D.  Die  Lehre  vom  Widerruf  letztwilliger  Verfügungen  lässt  sich  kurz 
in  folgenden  Sätzen  zusammenfassen: 

1.  Eine  letztwillige  Verfügung  wird  durch  Eheschliessung  widerrufen. 

2.  Dieselbe  kann  ferner  widerrufen  werden  durch  die  Errichtung  einer 
neuen  letztwilligen  Verfügung. 

8.  Ein  Widerruf  kann  auch  dadurch  erfolgen,  dass  die  letztwillige  Verfügung' 
vom  Testator  oder  in  seiner  Gegenwart  und  auf  seine  Weisung  von  einer 
anderen  Person  animo  revocandi  zerstört  wird. 

4.  Nach  der  Errichtung  vorgenommene  Aenderungen  sind  wirkungslos,  falls 
der  ursprüngliche  Sinn  noch  zu  entziffern  ist,  es  sei  denn,  dass  die  für  die 
Errichtung  letztwilliger  Verfügungen  vorgeschriebenen  Formalitäten  beachtet 
werden.  Es  genügt  jedoch,  dass  gegenüber  oder  in  der  Nähe  der  geänderten 

*)  Williams,  Executors  and  Administrators,  1893,  Theil  I Buch  II  Kap.  I fügt 
■hier  folgendes-  hinzu:  „Die  Form  des  „will“  wird  dadurch  nicht  berührt;  die  Act  er- 
möglicht es  nicht  einem  Ausländer,  einen  „will“  zu  errichten,  der  nicht  dem  Recht  seines 
eigenen  Landes  entspricht:  wird  der  „will“  von  ihm  im  Auslande  den  englischen  Form- 
vorschriften entsprechend  errichtet,  so  ist  der  „will“  ungültig.“  Siehe  jedoch  Seite  905. 

2)  Die  Testirfähigkeit  des  englischen  Souverains  wurde  bereits  unter  Richard  IL 
(1377 — 1399)  anerkannt.  Am  Schlüsse  des  letzten  Jahrhunderts  wurde  gesetzlich  ge- 
nauer festgestellt,  über  welche  Mobilien  der  Souverain  letztwillig  verfügen  darf.  Die 
letztwillige  Verfügung  muss  schriftlich  und  unter  dem  Handzeichen  des  Souverains 
errichtet  werden.  Es  besteht  kein  Gericht,  welches  kompetent  ist,  die  letztwillige 
Verfügung  des  Souverains  nachlassgerichtlich  anzuerkennen. 

3)  Ueber  Taube,  Stumme,  Blinde,  Schreibensunkundige  cf.  Williams 
eod.  Abt.  I.  Ebendaselbst  über  letztwillige  Verfügungen  Geisteskranker  (idiots, 
lunatics)  und  insbesondere  über  lucida  intervalla. 

Im  Theil  I Buch  II  Kap.  I Abt.  II  handelt  Williams  ausführlich  von  der  Unfähig- 
keit Mangels  der  Freiheit  oder  des  freien  Willens,  rund  in  Abt.  III  von  der  Unfähig- 
keit zu  Folge  krimineller  Handlungen. 

4)  Williams  eod.  Abt.  II  am  Schlüsse. 

5)  Ausländer,  welche  zu  einem  englischen  Testator  in  einem  verwandtschaftlichen 
Verhältnisse  stehen,  welches  ihnen  nach  kontinentalen  Rechten  Notherbenrechte  geben 
würde,  sind  geneigt,  falls  der  Testator  sie  unberücksichtigt  lässt,  nach  Analogie  des 
römischen  Rechts  einen  Fall  der  Geisteskrankheit  zu  vermüthen  oder  nach  anderen 
Anfechtungsgrttnden  zu  suchen.  In  der  Regel  fällt  das  angebliche  Beweismaterial  bei 
genauerer  Prüfung  in  nichts  zusammen,  ganz  abgesehen  davon,  dass  Anfechtungs- 
prozesse nicht  unerhebliche  Kosten  verursachen  und  daher  wohl  nur  da  einen  praktischen 
Werth  haben,  wo  es  sich  um  grössere  Nachlässe  handelt. 
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Stelle  oder  am  Fusse  oder  Ende  eines  auf  der  letztwilligen  Verfügung  ge* 
schriebenen,  auf  die  Aenderung  verweisenden  Vermerks  die  Unterschriften  des 
Testators  und  der  Zeugen  vollzogen  werden. 

5.  Eine  einmal  widerrufene  letztwillige  Verfügung  lebt  nur  dadurch  wieder 
nuf,  dass  die  Originalverfügung  wieder  errichtet,  oder  ein  die  Wiederbelebungs- 
absicht dokumentirendes  Kodizill  gehörig  aufgesetzt  wird. 

E.  In  der  Regel  entscheidet  das  Recht  des  letzten  Domizils,  ob  eine 
letztwillige  Verfügung  gültig  ist.  Für  letztwillige  Verfügungen  von  Personen, 
welche  nach  dem  6.  August  1861  verstorben  sind,  gilt  jedoch  der  wichtige  Satz, 
dass  ein  späterer  Domizilwechsel  die  letztwillige  Verfügung  weder  „widerruft“, 
noch  ungültig  macht.1)  Es  muss  sonach,  vorbehaltlich  der  sofort  zu  gedenkenden 
Ausnahmen,  eine  letztwillige  Verfügung,  um  gültig  zu  sein,  entweder  dem 
Recht  am  letzten  Domizil  oder  dem  Recht  an  dem  Domizil  zur  Zeit  der  Er- 
richtung entsprechen. 

Die  soeben  vorbehaltenen  Ausnahmen  sind  folgende: 

1.  Jede  von  einem  britischen  Staatsangehörigen  im  Vereinigten  Königreich 
errichtete,  letztwillige  Verfügung  gilt  — ohne  Rücksicht  auf  sein  Domizil  zur 
Zeit  der  Errichtung  oder  zur  Zeit  seines  Todes  — hinsichtlich  von  Mobilien 
als  gehörig  errichtet,  falls  die  von  dem  am  Errichtungsorte  geltenden  Rechte 
vorgeschriebenen  Formalitäten  beachtet  sind. 

2.  Jede  von  einem  britischen  Staatsangehörigen  ausserhalb  des  Vereinigten 
Königreichs  errichtete  letztwillige  Verfügung  gilt  — ohne  Rücksicht  auf  sein 
Domizil  zur  Zeit  der  Errichtung  oder  zur  Zeit  des  Todes  — hinsichtlich  von 
Mobilien  für  die  nachlassgerichtliche  Behandlung  im  Vereinigten  Königreich 
als  gehörig  errichtet,  falls  die  Formalitäten  des  Rechts  am  Errichtungsorte  oder 
die  Formalitäten  des  Rechts  an  dem  Orte,  wo  der  Testator  zur  Zeit  der  Er- 
richtung domilizirt  war,  oder  endlich  die  Formalitäten  des  zur  Zeit  der  Er- 
richtung am  britischen  Ursprungsdomizil  des  Testators  geltenden  Rechts  be- 
achtet worden  sind. 

Beide  Ausnahmen  gelten  nur  für  letztwillige  Verfügungen  von  Personen, 
welche  nach  dem  6.  August  1861  verstorben  sind,  solchenfalls  gelten  sie  auch 
für  naturalisirte  britische  Staatsangehörige. 

§ 29. 

2.  Executor.  Legatee  (residuary,  universal).  Trustee.  Probate. 

Es  ist  die  Regel,  in  der  letztwilligen  Verfügung  einen  oder  mehrere  Mobi- 
liarnachlassrepräsentanten — executors  — zu  ernennen,  welche  mit 
dem  Tode  des  Testators  — nicht  etwa  erst  mit  der  nachlassgerichtlichen  Aner- 
kennung — in  den  Mobiliarnachlass  sukzediren.  Von  den  Repräsentanten  zu 
scheiden  sind  die  legatees,  d.  h.  die  in  der  letztwilligen  Verfügung  benefiziarisch 
bedachten  Personen.  Es  ist  möglich,  dass  ein  executor  gleichzeitig  legatee 
ist,  nothwendig  ist  dies  indessen  nicht.  Werden  zunächst  spezielle  Zuwen- 
dungen (particular  legacies)  gemacht  und  der  verbleibende  Nachlass  (residuum) 
alsdann  einer  bestimmten  Person  hinterlassen,  so  nennt  man  letztere  den  re- 
siduary legatee.  Unter  universal  legatee  versteht  man  denjenigen,  welchem 
■der  gesammte  Nachlass  benefiziarisch  hinterlassen  ist.  Die  legatees  sukzediren 
nicht  mit  dem  Tode  des  Testators;  der  Nachlass  geht  vielmehr  zunächst  auf 

l)  So  Westlake  eod.  S.  101  ff.  Eine  andere  Meinung  beschränkt  diesen  Satz 
wohl  mit  Recht  auf  Verfügungen  britischer  Staatsangehöriger.  Vgl.  Inhülsen,  in 
■der  Zeitschr.  f.  intern.  Privat-  und  Strafrecht,  Band  6,  S.  138. 
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den  executor  Über;  erst  nachdem  letzterer  der  legacy  seine  Zustimmung  er- 
thoilt  hat,  haben  die  legatees  Anspruch  auf  die  ihnen  hinterlassenen  Vermögens* 
stücke.  Wenn  endlich  in  englischen  letztwilligen  Verfügungen  häufig  trustees 
ernannt  werden,  so  liegt  darin  keine  Eigenthümlichkeit  einer  letztwilligen 
Verfügung.  Trustees  werden  ebenso  auch  in  anderen  Urkunden  ernannt,  z.  B. 
ist  es  üblich,  dass  Schuldner,  welche  sich  mit  ihren  Gläubigern  zu  vergleichen 
wünschen,  einen  trustee  ernennen  und  diesem  ihr  Vermögen  übertragen,  damit 
derselbe  es  unter  die  Gläubiger  vertheile1).  Trusts  und  trustees  sind  Begriffe, 
welche  den  kontinentalen  Rechten  fremd  sind,  da  letztere  auf  dem  justinianischen 
römischen  Recht  beruhen  und  daher  nicht  mehr  eine  Periode  durchzumachen 
haften,  wo  neben  dem  ius  civile  ein  ius  praetorium  galt.  Das  englische  Recht 
hat  noch  heute  nicht  den  Gegensatz  zwischen  law  und  equity  überwunden, 
und  zu  den  Schöpfungen  der  letzteren  gehören  auch  die  Begriffe  trusts  und 
trustees.  Deutsche  Aequivalente  für  diese  Worte  giebt  es  nicht;  es  ist  ferner 
nicht  möglich,  in  wenigen  Worten  diese  Begriffe  genau  zu  definiren;  für  den 
praktischen  Gebrauch  genügt  indessen  die  Bemerkung,  dass  es  sich  hier  um 
den  Unterschied  zwischen  hudum  ius  und  beneficium  handelt.  Der  trustee  ist 
eine  Person,  welchem  ein  nudum  ius  mit  der  Auflage  (trust)  zusteht,  das  bene- 
ficium dieses  ius  einer  anderen  Person  zukommen  zu  lassen,  z.  B.  ein  Testator 
hinterlässt  ein  Vermögensstück  dem  A mit  der  Auflage,  die  Revenuen  an  die 
verheirathete  Tochter  des  Testators  und  nach  ihrem  Tode  an  die  Kinder  der- 
selben zu  zahlen,  und  das  Vermögensstück  selbst  den  Kindern  nach  erreichter 
Volljährigkeit  auszuliefern.  Trustees  werden  in  englischen,  letztwilligen  Ver- 
fügungen insbesondere  dann  ernannt,  wenn  der  Testator  minderjährigen  Per- 
sonen Zuwendungen  machen  will.  Der  Grund  ist  darin  zu  finden,  dass  die 
Auszahlung  einer  legacy  an  den  Vater  des  minderjährigen  legatee  den  executor 
nicht  liberirt.2) 

Es  ist  bereits  bemerkt  worden,  dass  der  executor  Sofort  mit  dem  Tode  des 
Testators  sukZedirt.  Er  kann  daher  sogleich  nach  dem  Ableben  des  Testators 
thätig  werden,  ohne  dass  er  zu  diesem  Ende  der  nachlassgerichtlichen  An- 
erkennung bedarf.  Wenn  trotzdem  jeder  executor  sich  beeilt,  seine  nachlass- 
gerichtliche Anerkennung  herbeizuführen,  so  hat  das  unter  Anderem  seinen  Grund 
darin,  dass  in  England  eine  letztwillige  Verfügung  und  damit  die  Ernennung 
eines  exeutor  nur  bei  der  Probate,  Divorce  and  Admiralty  Division  des 
High  Court  of  Justice  — sei  es  in  der  Hauptregistratur,  sei  es  in  einer  der 
Pistrictsregistraturen  — zur  gerichtlichen  Anerkennung  gebracht  werden  kann. 

1)  Vgl.  auch  Inhülsen,  die  Gründe  für  und  gegen  Einführung  eines  Public 
Trustee  in  England  im  Archiv  für  öffentl.  Recht,  Bd.  XI,  S.  263  f. 

2)  Der  englische  Executor  und  der  deutsche  Testamentsvollstrecker,  der  eng- 
lische legatee  und  der  deutsche  Legatar  sind  nicht  dieselben  Begriffe.  Der  deutsche 
Testamentsvollstrecker  — - ein  seit  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  kontroverser  Be* 
griff  — funktionirt  neben  den  Erben  oder  Universalnachlassrepräsentantcn,  während  der 
executor  oder  Mobiliarnachlassrepräsentant  nur  mit  legatees  zu  schaffen  hat.  Legatee 
ist  jeder  benefiziarisch  Bedachte,-  Legatare  dagegen  nur  diejenigen  letztwillig  Bedachten, 
welche  nicht  zu  Erben  eingesetzt  sind.  Wie  im  älteren  römischen  Recht  ist  das 
Mass  der  legacies  in  England  unbeschränkt;  eine  Beschränkung  nach  Art  der  Lex 
Falcidia  ist  auch  nicht  nöthig,  da  ein  executor  nicht  über  den  Nachlass  hinaus  haftet, 
eine  Ablehnung  seines  Amtes  daher  mit  Rücksicht  auf  seine  eigene  Sicherheit  kaum 
zu  befürchten  steht.  Hinzuzufögen  ist  allerdings,  dass  die  Fmance  Act  1894  die 
Stellung  eines,  executor  bedeutend  weniger  angenehm  gestaltet  hat,  und  dass  die  Lex 
Falcidia  gerade  durch  eine  neue  Erbschaftssteuer  veranlasst  wurde. 
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Andere  englische  Gerichte  lassen  sich  auf  die  Prüfung  des  Rechtstitels  der 
executors  nicht  ein,  sondern  verlangen  Vorlegung  des  probate  d.  h.  einer 
Urkunde,  worin  die  gedachte  Probate  Division  die  letztwillige  Verfügung  und 
damit  die  Ernennung  des  executor  anerkannt  hat.  Solange  daher  der  executor 
probate  nicht  erwirkt  hat,  kann  er  bei  anderen  englischen  Gerichten  eine  Klage 
in  der  Regel  nicht  durchführen. 

Hinzutritt  die  Bestimmung  der  Revenue  Act  1884  s.  11,  wonach  zum 
Nachweise  des  Rechts  auf  Rückforderung  oder  Empfangnahme  von  im  Ver- 
einigten Königreich  belegenen  Mobiliarnachlassstücken  eine  Urkunde  vorzulegen 
ist,  worin  ein  Gericht  des  Vereinigten  Königreichs  den  Nachlassrepräsentanten 
anerkannt  bezw.  bestellt  hat. 

Von  dieser  allgemeinen  Bestimmung  giebt  es  jedoch  eine  wichtige  Aus- 
nahme. In  Fällen,  wo  eine  Lebensversicherungspolize  in  Frage  steht, 
welche  bei  irgend  einer  Versicherungsgesellschaft  seitens  einer  Person  erwirkt 
ist,  die  ausserhalb  des  Vereinigten  Königreichs  domizilirt  verstirbt,  ist  die  Vor- 
legung einer  gerichtlichen  JJrkunde  der  gedachten  Art  zum  Nachweise  des 
Rechts  auf  Empfangnahme  der  auf  Grund  der  Polize  zu  zahlenden  Gelder  nicht 
erforderlich  (Revenue  Act,  1889  s.  19). 

Des  Weiteren  ist  zu  beachten,  dass  eine  Person,  welche  sich  in  den  Be- 
sitz eines  Mobiliarnachlasses  setzt  oder  denselben  regulirt,  ohne  binnen  sechs 
Monaten  nach  dem  Tode  des  Verstorbenen  oder  binnen  zwei  Monaten  nach 
Beendigung  eines  über  vier  Monate  nach  dem  Tode  dauernden  Nachlassstreits 
die  gerichtliche  Anerkennung  bezw.  Bestellung  zum  Nachlassrepräsentanten  zu 
erwirken,  die  doppelte  Nachlasssteuer  zu  zahlen  hat. 

Durch  Verzögerung  des  Antrags  auf  nachlassgerichtliche  Anerkennung 
setzt  sich  endlich  der  executor  der  Gefahr  aus,  dass  er  von  derjenigen  Person 
belangt  wird,  welche  subsidiär  berechtigt  ist,  sich  zum  Repräsentanten  be- 
stellen zu  lassen. 

Es  hat  mithin  der  executor  alle  Ursache,  möglichst  schnell  probate  zu 
erwirken.1) 

§ 30. 

3.  Ausländische  letztwillige  Verfügungen.  Anerkennung.  Verfahren.  Wirkung. 

Aufgabe  des  Executor. 

A.  Sieht  man  von  der  oben  gedachten  s.  19  der  Revenue  Act  1889  ab,  so 
sind  ausländische  letztwillige  Verfügungen  beim  englischen  Nachlassgericht 
in  allen  Fällen  zur  Anerkennung  zu  bringen,  wo  zum  Nachlasse  in  England 
belegene  Mobiliarnachlassstücke  gehören.  Z.  B.  der  Testator  hinterlässt  For- 


*)  Westlake,  Private  International  Law,  1890,  § 74  bemerkt,  dass  in  Fällen, 
wo  ausländische,  letztwillige  Verfügungen  nicht  ausdrücklich  executors  ernennen,  dem 
eingesetzten  heres  als  executor  to  the  tenour  probate  zu  gewähren  ist,  d.  h.  als  dem 
„stillschweigend“  ernannten  executor.  Dies  ist  ohne  Zweifel  richtig,  da  sowohl  der 
executor,  wie  der  heres  vom  Testator  ernannte  Nachlassrepräsentanten  sind.  Bei  der 
internationalen  Nachlassregelung  wirken  indessen  nicht  bloss  Juristen  mit,  und  die- 
jenigen, welche  mitwirken,  sind  in  der  Regel*  nur  mit  ihrem  eigenen  Rechte  ver- 
traut. Daher  kommt  es,  dass  der  deutsche  Testamentsvollstrecker  in  der  dem  Nachlass- 
gericht eingereichten  Uebersetzung  als  „executor“  figurirt  und  vom  englischen  Gericht 
als  ausdrücklich  ernannter  executor  anerkannt  wird.  Es  ist  dies  offenbar  grundfalsch, 
wenn  auch  vom  praktischen  Gesichtspunkte  aus  selten  etwas  dagegen  einzuwenden  ist, 
vorausgesetzt,  dass  die  Amtsdauer  des  Testamentsvollstreckers  nicht  eine  limitirte  ist, 
wie  dies  z.  B.  nach  dem  Code  civil  und  einigen  deutschen  Statu tarrechten  der  Fall  ist. 
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derungen,  welche  in  England  geltend  zu  machen  sind,  oder  Antheüe  an  eng- 
lischen Handelsgesellschaften  u.  s.  w. 

Dem  englischen  Anwalt  sind  die  letztwilligen  Verfügungen  einzusenden, 
und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  man  dieselben  in  Deutschland  Testament, 
Intestatkodizill  oder  sonstwie  bezeichnen  würde.  Es  sind  ferner  sämmtliche 
letztwilligen  Verfügungen  einzusenden,  nicht  etwa  bloss  diejenigen,  worin  über 
die  englischen  Mobiliarnachlassstücke  disponirt  wird.  Die  englische  U eber- 
setz ung  kann  nur  von  einem  englischen  Notar  angefertigt  werden,  und  sind 
daher  in  Deutschland  angefertigte  Uebersetzungen  zwecklos.1)  Wo  die  letzt- 
willigen  Verfügungen  nicht  urschriftlich  übersandt  werden  können,  ist  eine  ge- 
richtliche Ausfertigung  einzusenden.  Notarielle  Ausfertigungen  werden 
in  der  Regel  bemängelt.  Eine  Legalisirung  der  gerichtlichen  Ausfertigung 
ist  für  die  Regel  überflüssig. 

Der  englische  Anwalt  prüft  zunächst,  ob  eine  Person  vorhanden  ist,  welche 
Anspruch  auf  Anerkennung  als  executor  hat.2 3) 

Da  der  englische  Notar  Testamentsvollstrecker  mit  executor  übersetzt, 
und  in  Ermangelung  eines  Testamentsvollstreckers8)  der  heres  als  executor 
according  to  the  tenour  zu  behandeln  ist,  wird  im  Falle  eines  deutschen  Testa- 
ments immer  eine  Person  vorhanden  sein,  welche  Anspruch  auf  Anerkennung 
als  executor  hat. 

Um  seine  nachlassgerichtliche  Anerkennung  zu  erwirken,  hat  der  executor 
zwei  schriftliche,  eidliche  Erklärungen  (den  oath  for  executor  und  das  Inland 
Revenue  affidavit)  abzugeben,  welche  ihm  vom  englischen  Anwalt  in  der  dem 
gegebenen  Falle  entsprechenden  Form  eingesandt  werden.  Bürgen  hat  ein 
executor  nicht  zu  bestellen,  da  er  vom  Testator  selbst  benannt  ist.4 * * *) 


1)  Vor  Kurzem  hat  allerdings  das  englische  'Nachlassgericht  eine  von  einem  bri- 
tischen Konsul  gefertigte  Uehersetzung  akzeptirt. 

2)  Westlake,  § 65  ff.,  geht  von  dem  Falle  aus,  dass  das  ausländische  Gericht- 
des  letzten  Domizils  bereits  einen  Repräsentanten  anerkannt  bezw.  bestellt  hat,  und 
bemerkt,  dass  das  englische  Nachlassgericht  diese  Anerkennung  oder  Bestellung  adop- 
tiren  würde.  Dies  ist  richtig,  es  fragt  sich  aber,  ob  ein  solcher  Fall  in  Deutschland 
je  Vorkommen  kann.  Die  badischen  Theilungsbeamten  und  die  bayerischen  Verlassen- 
schaftskommissare dürften  schwerlich  als  derartige  Repräsentanten  aufzufassen  sein. 
Das  Anwendungsgebiet  des  gedachten  Westlake’schen  Satzes  beschränkt  sich  wohl 
auf  diejenigen  Staaten,  in  welchen  Nachlassgerichte  Funktionen  haben,  die  denen  des 
englischen  Nachlassgerichts  analog  sind,  d.  h.  auf  englisch  Kolonieen. 

3)  Zufolge  Westlake  § 74. 

4)  Bekanntlich  gieht  es  deutsche  Bundesstaaten,  in  welchen  eine  schriftliche,  eid- 
liche Erklärung  in  der  vom  englischen  Recht  geforderten  Form  nur  in  Ausnahmsfällen 
zu  beschaffen  ist.  Befindet  sich  der  executor  in  einem  dieser  deutschen  Bundesstaaten, 
so  sollte  derselbe  eine  von  seinem  englischen  Anwalt  dem  fraglichen  Falle  entsprechend 

aufzusetzende  Vollmacht  vollziehen,  worin  er  eine  in  England  wohnhafte  Vertrauens- 
person ermächtigt,  sich  vom  englischen  Nachlasssgericht  zum  Repräsentanten  bestellen 
zu  lassen.  Solchenfalls  hat  der  Bevollmächtigte  die  eidlichen  Erklärungen  abzugeben; 
letzterer  wird  indessen  nicht  als  executor  anerkannt,  sondern  nur  zum  administrator 
with  the  will  annexed  bestellt,  und  hat  daher  zwei  in  England  ansässige  Bürgen  zu 
bestellen.  Als  executor  kann  nur  eine  vom  Testator  selbst  benannte  Person  anerkannt 
werden;  wird  daher  — wie  dies  z.  B.  in  Hamburg  vorkommt  — im  Testamente  der 

Name  des  Testamentsvollstreckers  offen  gelassen  und  nach  dem  Tode  des  Testa- 

tors die  Person  bestimmt,  welche  Testamentsvollstrecker  sein  soll,  so  kann  diese 

Person  in  England  nur  zum  administrator  bestellt  werden,  und  hat  mithin  zwei  in 
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B.  Was  die  im  Auslande  oft  überschätzte  Wirkung  der  nachlassgericht- 
lichen Anerkennung  anbetrifft,  so  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  die  An- 
erkennung nur  für  die  in  England  belegenen  Mobiliarnachlassstücke  gilt, 
wenn  auch  in  Fällen,  wo  sich  das  letzte  Domizil  in  England  befand,  englischer 
Seits  erwartet  wird,  dass  die  Anerkennung  im  Auslande  adoptirt  werden  wird.1) 
Des  Weiteren  ist  zu  beachten,  dass  eine  nachlassgerichtliche  Anerkennung,  so 
lange  sie  ein  Akt  der  nicht  streitigen  Gerichtsbarkeit  ist,  widerrufen  werden 
kann.  Tritt  z.  B.  ein  Dritter  mit  einer  anderen  letztwilligen  Verfügung  hervor 
und  behauptet,  die  anerkannte  letz  willige  Verfügung  sei  gefälscht  oder  wider- 
rufen worden,  so  findet  vor  der  Probate  Division  (in  der  Regel  vor  einem 
Richter  und  zwölf  Geschworenen)  ein  Nachlassprozess  statt,  welcher  gewöhnlich 
mit  einer  prohibitorischen  Verfügung  beginnt,  die  dem  anerkannten  executor 
untersagt,  über  den  Nachlass  zu  verfügen. 

C.  Die  Thätigkeit  des  nachlassgerichtlich  anerkannten  executor  besteht 
im  Allgemeinen  darin,  dass  er  zunächst  die  Nachlassschulden  und  sodann  die 
legacies  zu  zahlen  und  zu  diesen  Zwecken  den  Nachlass  zu  realisiren  hat.  Dabei 
gilt  der  bereits  gelegentlich  erwähnte  Satz,  dass  der  executor  nur  bis  zum 
Betrage  des  Nachlasses  haftet.  Soweit  der  Testator  über  den  Nachlass  nicht 
verfügt  hat,  ist  derselbe  an  die  nächsten  Verwandten  des  Testators  auszu- 
zahlen; der  executor  darf  heute  das  nach  Berichtigung  der  Schulden  und  le- 
gacies Verbleibende  nur  dann  für  sich  behalten,  wenn  aus  der  letztwilligen 
Verfügung  dies  als  gewollt  hervorgeht.  Wer  im  gegebenen  Falle  die  nächsten 
Verwandten  sind,  bestimmt  sich  nach  dem  Recht  des  letzten  Domizils.  Für 
den  Fall,  dass  das  englische  Recht  massgebend  sein  sollte,  ist  auf  das  unten 
S.  913  Gesagte  zu  verweisen.  Klagen  wegen  Nachlassschulden,  aus  Ansprüchen 
der  nächsten  Verwandten  oder  wegen  legacies  gehören  vor  die  Chancery 
Division  des  High  Court  of  Justice;  die  Probate  Division  ist  für  derartige 
Klagen  nicht  kompetent.  Im  Laufe  solcher  Prozesse  kommt  es  auch  heute 
noch  vor,  dass  der  Nachlass  bei  der  Chancery  Division  eingezahlt  und  gericht- 
lich regulirt  wird.'2) 

Hat  der  Verstorbene  niemals  in  England  gelebt  und  sind  legacies  an  in 
England  wohnhafte  Personen  nicht  vergeben  worden,  überhaupt  aus  England 
selbst  Ansprüche  an  den  Nachlass  nicht  zu  erwarten,  so  besteht  die  Thätig- 

Sngland  wohnhafte  Bürgen  zu  bestellen.  Der  auf  Grund  der  Vollmacht  bestellte  ad- 
ministrator  ist  der  vollberechtigte  Mobiliarnachlassrepräsentant  und  nicht  blosser  Man- 
datar des  Ausstellers  der  Vollmacht.  Wie  in  der  Vollmacht  selbst  ausgeführt  wird, 
muss  der  Vollmachtgeber  seine  eigene  nachlassgerichtliche  Anerkennung  erwirken,  um 
die  Funktionen  seines  zum  administrator  bestellten  Bevollmächtigten  zu  beendigen. 

*)  Diese  Erwartung  dürfte  mit  Beziehung  auf  Deutschland  und  andere  römisch- 
rechtliche Rechtsgebiete  häufig  sich  als  trügerisch  heraus  stellen. 

a)  Früher  wurde  ein  derartiges  Verfahren  bei  der  geringsten  Veranlassung  ein- 
geschlagen, und  im  Anschluss  daran  hat  sich  die  irrthümliche  Meinung  verbreitet,  dass 
bei  der  Chancery  Millionen  noch  unerhoben  lägen.  Allerdings  liegen  dort  unerhobene 
Beträge,  welche  aus  Nachlässen  stammen:  indessen  sind  die  Beträge  selten  von  grösserer 
Bedeutung,  und  in  der  Regel  erscheint  es  recht  zweifelhaft,  ob  die  Beträge  die  Kosten 
der  Legitimation  werth  sind.  Eine  Liste  der  Hinterlegungen  wird  periodisch  in 
Verbindung  mit  der  London  Gazette  veröffentlicht;  weitergehende  Ermittelungen  sind 
durch  Vermittelung  eines  Anwalts  vorzunehmen;  insbesondere  mag  noch  darauf  hin- 
gewiesen werden,  dass  in  London  auf  dem  Somerset  House  alle  London  selbst 
und  das  Erzbisthum  Canterbury  betreffenden  Testat-  und  Intestatverlassenschaften  re- 
gistrirt  sind. 


910 


Europa. 


keit  des  englischen  Nachlassrepräsentanten  eigentlich  nur  darin,  dass  er  die 
englischen  Nachlassstücke  realisirt  und  den  Erlös  an  die  ausländischen  Inter- 
essenten remittirt. 

§ 31. 

4.  Executor  of  bis  own  wrong.  Nachlass  von  Ausländern.  Tod,  Minderjährigkeit, 
Abwesenheit  des  Executor. 

Unter  executor  of  his  own  wrong  (de  son  tort)  versteht  man  eine 
Person,  welche  sich,  ohne  executor  oder  administrator  zu  sein,  in  einen  Nach- 
lass einmischt  oder  Handlungen  vornimmt,  welche  das  Amt  des  Nachlassreprä- 
sentanten charakterisiren.  Ein  solcher  executor  hat,  allgemein  ausgedrückt, 
alle  Pflichten  und  keines  der  Rechte  eines  ordentlichen  executor.  Vorbehaltlich 
der  durch  Staatsvertrag  zu  verbürgenden  Gegenseitigkeit  und  des  Erlasses 
einer  entsprechenden  Verordnung  bestimmt  jedoch  ein  Gesetz  von  1861,  dass 
falls  in  den  britischen  Territorien  ein  Ausländer  stirbt  und  eine  Person  nicht 
anwesend  ist,  welche  zum  Repräsentanten  dos  Nachlasses  bestellt  werden  kann, 
der  betreffende  Konsul  den  Mobiliamachlass  an  sich  nehmen,  Begräbniskosten 
und  Schulden  daraus  zahlen  und  den  Restnachlass  für  die  Interessirten  ein- 
behalten darf;  der  Konsul  hat  sich  jedoch  sofort  zum  Nachlassrepräsentanten 
gerichtlich  bestellen  zu  lassen. 

Ein  executor  kann  sein  Amt  nicht  inter  vivos  an  einen  Andern  über- 
tragen; stirbt  er  indessen  mit  Hinterlassung  einer  letztwilligen  Verfügung, 
welche  einen  executor  ernennt,  so  wird  dieser  letztere  executor  auch  executor 
des  ersten  Testators.  Stirbt  dagegen  der  erste  executor,  ohne  letztwillig  einen 
executor  zu  ernennen,  so  wird  der  administrator  seines  Nachlasses  nicht  etwa 
auch  der  Repräsentant  des  Nachlasses  des  ersten  Testators.  Solchenfalls  be- 
stellt das  Nachlassgericht  für  den  Nachlass  des  ersten  Testators,  soweit  dieser 
Nachlass  noch  nicht  regulirt  ist,  einen  administrator  de  bonis  non  (sc. 
administratis).  Stirbt  ferner  der  erste  executor,  bevor  derselbe  seine  gericht- 
liche Anerkennung  erwirkt  hat,  so  wird  sein  executor  nicht  executor  des  ersten 
Testators,  sondern  es  ist  für  den  Nachlass  des  ersten  Testators  ein  admi- 
nistrator with  the  will  annexed  (s.  o.  S.  908)  zu  bestellen. 

Ist  endlich  der  executor  noch  minderjährig,  so  bestellt  das  Naehlass- 
gericht  einen  administrator  durante  minore  aetate,  welcher  in  der  Riegel, 
aber  nicht  nothwendig  mit  dem  Vater  des  minor  identisch  ist.  Bei  Abwesen- 
heit des  executor  wird  ein  administrator  durante  absentia,  und  im  Falle 
eines  Prozesses  über  die  letztwillige  Verfügung  ein  administrator  pendente 
lite  bestellt. 

§ 32. 

II.  Die  Nachfolge  in  den  Mobiliamachlass  in  Ermangelung  letztwilliger 

Verfügungen. 

(Bestellung  eines  Repräsentanten.  Letters  of  administration. 
Berufene  Personen.  Zuständiges  Gericht.  Antrag.  Intestatfolge.) 

A.  In  Fällen,  wo  der  Verstorbene  keinen  Repräsentanten  seines  Nachlasses 
ernannt  hat,  treten  nach  römischem  Recht  die  gesetzlichen  Repräsentanten  (Erben) 
ein.  Anders  das  englische  Recht.  Als  den  Bischöfen  die  Mobiliarintestat- 
verlassenschaften  genommen  wurden,  führte  die  englische  Gesetzgebung  keine 
„gesetzlichen“  Nachlassrepräsentanten  ein,  sondern  gab  den  Bischöfen  auf,  aus 
der  Zahl  der  nächsten  Verwandten  des  Verstorbenen  einen  Repräsentanten 
(administrator)  zu  bestellen.  Dieses  Recht,  einem  Intestatnachlass  einen  Re- 
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präsentanten  zu  bestellen,  wird  heute  von  der  Probate  Division  ausgetibt. 
Das  englische  Gesetz  kennt  sonach  keine  „gesetzlichen“,  sondern  nur  „nach- 
lassgerichtlich bestellte“  Repräsentanten.  Bis  zu  der  Vornahme  der  nachlass- 
gerichtlichen Bestellung  ist  der  Nachlass  ohne  Repräsentanten,  und  der  nach- 
lassgerichtlich bestellte  Repräsentant  sukzedirt  erst  mit  seiner  gericht- 
lichen Bestellung  in  den  Nachlass.  Während  der  executor,  als  der  vom 
Verstorbenen  selbst  ernannte  Repräsentant,  seinen  Rechtstitel  aus  der  letzt- 
wdlligen  Verfügung  und  damit  vom  Verstorbenen  selbst  herleitet,  gründet  sich 
der  Rechtstitel  des  administrator  einzig  und  allein  auf  die  gerichtliche  Be- 
stellungsurkunde (letters  of  administration).  Aus  dieser  prinzipiellen  Ver- 
schiedenheit erklärt  sich  die  verschiedene  rechtliche  Behandlung  der  executors 
und  administrators. l) 2) 

B.  Bevor  die  nach  englischem  Recht  Berechtigten  einzeln  aufgeführt  werden, 
ist  noch  zu  erwähnen,  dass  das  englische  Nachlassgericht  nicht  bloss  in  Er- 
mangelung letztwilliger  Verfügungen  einen  administrator  bestellt.  Die  Be- 
stellung eines  administrator  ist  vielmehr  in  allen  Fällen  vorzu- 
nehmen, wo  die  letztwillige  Verfügung  entweder  ganz  fehlt  oder 
doch  weder  ausdrücklich,  noch  stillschweigend  einen  executor  er- 
nennt. Liegen  letztwillige  Verfügungen  vor,  welche  weder  ausdrücklich,  noch 
stillschweigend  einen  executor  ernennen,  so  bestellt  das  Nachlassgericht  einen 
administrator  with  the  will  annexed.  Besonderes  gilt  für  einen  solchen  ad- 
ministrator eigentlich  nur  insofern,  als  derselbe  bei  der  Regulierung  des  Nach- 
lasses an  die  letztwilligen  Dispositionen  in  erster  Linie  gebunden  ist. 

Bei  der  Auswahl  der  zum  administrator  zu  bestellenden  Person  befolgt 
das  englische  Nachlassgericht  — von  besonderen  Umständen  abgesehen  — fol- 
gende Regeln: 

1.  Zum  administrator  des  Nachlasses  einer  Ehefrau  wird  ihr  Ehemann 
oder  dessen  Repräsentant  bestellt;  zum  administrator  des  Nachlassos  eines 
Ehemannes  dessen  Wittwe  oder  dessen  nächster  Verwandter,  oder  dessen 
Wittwe  und  dessen  nächster  Verwandter.  Das  Nachlassgericht  zieht  jedoch 
die  Bestellung  eines  administrator  der  Bestellung  mehrerer  Personen  vor. 

2.  Unter  den  Verwandten  werden  die  dem  Grade  nach  nächsten  vor- 


9 Es  wird  auf  dem  Kontinent  viel  zu  wenig  beachtet,  dass  das  englische  Recht 
keine  „gesetzlichen“,  sondern  nur  „gerichtliche“  Mobiliarintestatrepräsentanten  kennt. 
Während  man  im  römischen  Recht  nach  den  letztwillig  eingesetzten  oder  nach  den 
gesetzlichen  Universalnachlassrepräsentanten  zu  forschen  hat,  lautet  im  Geltungsgebiet 
des  englischen  Rechts  die  Frage:  „Hat  der  Verstorbene  einen  Mobiliarnachlassrepräsen- 
tanten  (executor)  ernannt?  falls  nicht,  welche  Person  ist  vom  Nachlassgericht  zum 
Mobiliarnachlassrepräsentanten  (administrator)  bestellt  worden?“  Behält  man  dies  im 
Auge,  so  dürfte  es  nicht  wieder  Vorkommen,  dass  bei  der  Auslegung  einer  executors 
ernennenden , englischen  letztwilligen  Verfügung  eine  „gesetzliche  Erbfolge“  ange- 
nommen wird,  weil  eine  „Erbeseinsetzung“  vermisst  werde!  Englisch-rechtliche  letzt- 
willige  Verfügungen  dürfen  ebenso  wenig  römisch-rechtlich  interpretirt  werden,  wie 
letztwillige  Verfügungen,  welche  vor  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  in  Deutsch- 
land errichtet  wurden. 

2)  Es  bestimmt  sich  in  allen  Fällen  nach  englischem  Recht,  welche  Person  An- 
spruch hat,  vom  englischem  Nachlassgericht  zum  Repräsentanten  (administrator)  be- 
stellt zu  werden.  Das  Recht  am  letzten  Domizil  des  Verstorbenen  ist  für  diese  Frage 
irrelevant,  insbesondere  ist  es  unerheblich,  welche  Personen  nach  dem  Recht  am  deut- 
schen, letzten  Domizil  als  gesetzliche  Erben  anzusehen  sind;  eine  deutsche  Erb- 
bescheinigung hat  mithin  für  diese  Frage  gar  keine  Bedeutung. 
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gezogen,  und  zwar  wird  die  Gradosnähe  nicht  nach  der  kanonischen,  sondern 
nach  der  civilen  Komputation  berechnet.  Unter  gleich  nahen  Verwandten  hat 
das  Nachlassgericht  freie  Wahl.  Männliche  Verwandte  pflegen  indessen  den 
weiblichen  vorgezogen  zu  werden,  es  sei  denn,  dass  die  benefiziarischen  An- 
sprüche auf  den  Nachlass  bei  den  letzteren  tiberwiegen. 

Zunächst  kommen  die  Kinder  in  Betracht,  welche  beim  Zusammentreffen 
mit  Eltern  letzteren  vorgezogen  werden.  Sodann  folgen  die  Eltern  und  auf 
diese  die  Geschwister,  welche  vor  den  Grosseltern  den  Vorzug  erhalten.  Daran 
schliessen  sich  die  Grosseltern;  es  folgen  Onkel,  Neffe,  Tante,  Nichte  und 
schliesslich  Vettern  und  Kousinen. 

Halbbürtige  werden  wie  Vollbtirtige  berücksichtigt. 

Verwandte  väterlicherseits  gehen  den  mütterlicherseits  gleichen  Grades 
nicht  vor.  Das  Nachlassgericht  hat  die  Wahl. 

3.  Lehnen  die  bisher  gedachten  Personen  die  Bestellung  ab,  so  kann  sich 
ein  Nachlassgläubiger  bestellen  lassen. 

4.  In  Ermangelung  aller  dieser  Personen  kann  das  Nachlassgericht  eine 
geeignet  erscheinende  Person  bestellen.1)  Stirbt  eine  Person,  welche  unver- 
heirathet  ist  und  weder  Verwandte,  noch  letztwillige  Verfügungen  hinterlässt, 
so  wird,  falls  Nachlassgläubiger  sich  nicht  bestellen  lassen,  der  Anwalt  des 
Schatzamts  zum  administrator  bestellt  und  sind  Ansprüche  gegen  denselben 
spätestens  binnen  20  Jahren  nachzuweisen.  Derartige  Fälle  kommen  insbe- 
sondere leicht  bei  unehelichen  Kindern  vor,  weil  ein  Bastard  nach  englischem 
Recht  selbst  mit  seiner  Mutter  nicht  verwandt  ist.  Uebrigens  dürfte  es  der 
Mutter  in  der  Regel  gelingen,  das  Schatzamt  zu  bewegen,  im  Gnadenwege  den 
Nachlass  der  Mutter  zu  überlassen. 

5.  Liegt  ein  Fall  vor,  wto  ein  administrator  with  the  will  annexed  zu 
bestellen  ist,  so  zieht  das  Nachlassgericht  den  residuary  legatee  vor. 

C.  Die  Bestellung  zum  administrator  ist  bei  der  Probate  Division,  in  der 
Hauptregistratur  oder  in  einer  der  Distriktsregistraturen,  zu  beantragen.  Die 
antragsberechtigte  Person  kann  sich  entweder  in  Person  bestellen  lassen  oder 
eine  in  England  wohnhafte  Person  ermächtigen,  sich  selbst  zum  administrator 
bestellen  zu  lassen  (sog.  administrator  undera  power).2)  Die  zu  bestellende 
Person  hat  zwei  schriftliche,  eidliche  Erklärungen  (den  Oath  for  Administrator 
und  das  Inland  Revenue  Affidavit)  abzugeben,  und  ferner  unter  Mitzeichnung 
von  zwei  in  England  ansässigen  Bürgen,  den  sog.  Administration  Bond  zu 
vollziehen.3)  Die  gerichtliche  Bestellungsurkunde,  welche  dem  administrator 
ertheilt  wird,  führt  den  Namen  ,Jetters  of  administration“.  Sie  wirkt  nur 
für  die  englischen  Mobiliarnachlassstücke  und  ist  widerruflich,  so  lange  die 
Ertheilung  ein  Akt  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  bleibt. 

Der  administrator  ist  der  vollberechtigte  Repräsentant  des  Mobiliarnach- 
lasses: er  sukzedirt  in  die  bezüglichen  Rechte  und  Verbindlichkeiten  mit  und 
kraft  seiner  nachlassgerichtlichen  Bestellung.  Genau,  wie  der  executor,  hat  er 
den  Nachlass  zu  realisiren  und  die  Nachlassschulden  und  — falls  administrator 

!)  Ueber  die  Befugnisse  ausländischer  Konsuln  vgl.  oben  S.  910. 

2)  Cf.  oben  S.  908. 

3)  Alle  diese  drei  Urkunden  variiren  inhaltlich  mit  dem  gegebenen  Fall.  Der  ad- 
ministrator und  seine  beiden  in  England  wohnhaften  Bürgen  geloben  durch  Vollziehung' 
des  Administration  Bond  dem  Präsidenten  der  Probate  Division,  den  Nachlass,  d.  h. 
die  englischen  Mobiliarnachlassstücke,  gehörig  zu  regulieren,  und  zwar  reicht  die  Haf- 
tung bis  zum  doppelten  Werth  der  englischen  Mobiliarnachlassstücke. 
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with  the  will  annexed  — die  legacies  zu  zahlen.  Soweit  über  den  Nachlass 
nicht  letztwillig  verfügt  ist,  hat  er  denselben  an  die  nächsten  Verwandten  des 
Verstorbenen  auszukehrcn.  Letztere  kommen  mithin  im  englischen  Nachlass- 
recht in  zwiefacher  Hinsicht  in  Betracht:  einmal  insofern,  als  sie  auf  Be- 
stellung zum  Repräsentanten  Anspruch  haben  können,  wovon  bereits  gehandelt 
wurde,  und  sodann  als  möglicher  Weise  benefiziarisch  Berechtigte,  in  welcher 
Beziehung  sie  mit  den  legatees  auf  gleiche  Stufe  gesetzt  werden  können. 

D.  An  welche  Verwandten  des  Verstorbenen  der  administrator  den  Rest- 
nachlass (d.  h.  den  reinen  Nachlass  nach  Abzug  der  Schulden  und  Legate) 
auszukehren  hat,  ist  eine  Frage,  welche  nach  dem  Recht  des  letzten  Do- 
mizils zu  beantworten  ist. 

Was  das  englische  Recht  anbelangt,  so  ist  diese  Frage  durch  das  Statute 
of  Distribution  geordnet  worden.  Die  benefiziarischen  Ansprüche  auf  den 
Restnachlass  beruhen  mithin  auf  Gesetz,  während  der  Repräsentant  nachlass- 
gerichtlich bestellt  wird.  Im  Einzelnen  ist  über  die  benefiziarischen  Ansprüche 
auf  den  Restnachlass  Folgendes  zu  sagen: 

1.  Den  Restnachlass  einer  Ehefrau  hat  ihr  Ehemann  zu  beanspruchen. 

2.  Treffen  Wittwe  und  Kinder  zusammen,  so  erhält  die  Wittwe  ^3  und 
die  restlichen  % fallen  zu  gleichen  Theilen  an  die  Kinder,  oder,  falls  dieselben 
verstorben  sind,  an  ihre  Linealdeszendenten. 

3.  Fehlen  Kinder  und  Linealdeszendenten  derselben,  so  erhält  die  Wittwe 
1l-2  und  die  andere  Hälfte  fällt  den  nächsten  Verwandten  gleichen  Grades  (oder 
deren  Repräsentanten)  zu. 

4.  Fehlt  die  Wittwe,  so  erhalten  die  Kinder  das  Ganze. 

5.  Fehlen  Wittwe  und  Kinder,  so  wird  das  Ganze  unter  die  nächsten 
Verwandten  gleichen  Grades  (oder  deren  Repräsentanten)  vertheilt.  Unter  den 
Seitenverwandten  werden  Repräsentanten  nur  bis  zu  den  Geschwisterkindern 
zugelassen. 

6.  Die  Komputation  ist  die  civile. 

7.  Der  Vater  schliesst  die  Mutter  aus. 

8.  Die  Mutter  schliesst  die  Geschwister  und  deren  Repräsentanten  nicht 
aus.  Sie  erhalten  den  Restnachlass  zu  gleichen  Theilen.  Dagegen  schliesst 
der  Vater  die  Geschwister  aus. 

9.  Soweit  der  Verstorbene  seinen  Kindern  (mit  Ausnahme  des  heir)  bei 
seinen  Lebzeiten  Vermögen  zuwandte,  welches  den  bei  der  Vertheilung  sich 
ergebenden  Theilen  der  anderen  Kinder  gleichkommt,  partizipiren  die  Kinder 
nicht  an  dem  Restnachlass;  haben  sie  nicht  ganz  soviel  erhalten,  so  erhalten 
sie  nur  die  Differenz. 

10.  Ein  Gesetz  von  1890  hat  bestimmt,  dass,  falls  ein  ohne  Testament 
Verstorbener  eine  Wittwe  und  keine  Deszendenz  hinterlässt,  die  Wittwe  das 
Ganze  erhalten  soll,  falls'  der  gesammte  Immobiliar-  und  Mobiliarnachlass  £ 500 
an  Werth  nicht  übersteigt.  Uebersteigt  der  Werth,  d.  h.  der  Nettowerth,  £ 500, 
so  hat  sie  Anspruch  auf  £ 500,  welche  nebst  4%  Zinsen  seit  dem  Tode  auf 
dem  gesammten  Immobiliar-  und  Mobiliarnachlass  lasten.  Dieser  neue  An- 
spruch der  Wittwe  tritt  zu  ihrem  Anspruch  auf  einen  Theil  des  Restnach- 
lasses kumulativ  hinzu. 

Die  benefiziarisch  am  Restnachlass  berechtigten  nächsten  Verwandten  haben 
ihre  Ansprüche  dem  administrator  oder  executor  gegenüber  geltend  zu  machen.1) 


9 Ihre  Position  ist  daher  eine  ganz  andere  als  die  der  deutschen  Intestaterben, 
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§ 33, 

C.  Das  Nachlasssteuerwesen. 

Bei  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Naelilasssteuern  ist  zunächst  zu 
fragen,  ob  der  Verstorbene  nach  dem  1.  August  1894  verstorben  ist  oder  nicht. 

Ist  diese  Frage  zu  verneinen,  so  kommt  die  Finance  Act  1894  nicht  zur 
Anwendung,  und  es  ist  auf  die  frühere  gesetzliche  Regelung  des  Nachlass- 
steuerwesens zu  rückzugreifen.  Ausser  der  legacy  duty  und  succession  duty, 
welche  noch  heute  erhoben  werden  und  weiter  unten  eingehend  zu  erwähnen 
sind,  wurden  früher  folgende  Nachlasssteuern  erhoben: 

1.  Die  probate  duty,  d.  h.  die  bei  der  nachlassgerichtlichen  Anerkennung 
oder  Bestellung  des  Nachlassrepräsentanten  (executor,  administrator)  zu  ent- 
richtende „Mobiliar“steuer; 

2.  die  account  duty,  d.  h.  eine  die  probate  duty  ergänzende  Steuer,  welche 
in  mehreren  Fällen  erhoben  wurde,  welche  von  der  probate  duty  nicht  getroffen 
wurden ; 

3.  die  (alte)  estate  duty,  welche  auf  Nachlässe  gelegt  war,  deren  Werth 
£ 10000  überstieg. 

Diese  drei  Steuern  kommen  für  Todesfälle,  welche  nach  dem  1.  August 
1894  eingetreten  sind,  in  Wegfall  die  Finance  Act  1894  bestimmt  nämlich, 
dass  bei  den  nach  dem  1 August  1894  eintretenden  Todesfällen  von  dem  Ver- 
kaufswerthe  dey  mit  dem  Tode  des  Verstorbenen  übergehenden  Immobilien  und 
Mobilien,  mögen  dieselben  festgelegt  (settled)  sein  oder  nicht,  eine  (neue) 
estate  duty  entrichtet  werden  soll. 


Die  Steuersätze  sind  folgende: 

Verkaufswerth  des  Nachlasses  estate  dtity 
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welche  nicht  bloss  benefiziarisch  berechtigt,  sondern  stets  gleichzeitig  Repräsentanten 
sind;  ganz  abgesehen  davon,  dass  sie  den  gesammten  Nachlass  repräsentiren.  De  lege 
ferenda  könnte  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  nicht  das  englische  Nachlassrecht 
vor  dem  römischen  Erbrecht  den  Vorzug  verdient.  Sieht  man  auf  das  alte  deutsche 
Nachlassrecht,  wie  es  vor  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  in  Deutschland  galt,  — 
auf  das  Fehlen  der  Universalsukzession,  auf  die  repräsentative  Stellung  des  altdeutschen 
Testamentsvollstreckers  — so  könnte  man  zu  der  Ansicht  gelangen,  dass  das  englische 
Nachlassrecht  nicht  so  grundverschieden  von  dem  • deutschen  Nachlassrecht  zu  sein 
brauchte,  wie  es  heutzutage  zum  Schaden  und  Nachtheil  der  internationalen  Rechts- 
verfolgung thatsächlich  ist.  Wie  die  Sache  heute  liegt,  bleibt  wohl  nichts  Anderes 
übrig,  als  die  prinzipiellen  Verschiedenheiten  der  beiden  Rechte  anzuerkennen  und  in  der 
Praxis  liberal  zu  verfahren.  Mag  man  das  römische  Recht  auch  noch  so  hoch  stellen, 
man  muss  mit  dem  Augenblick  davon  absehen,  wenn  es  sich  um  die  Interpretation 
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Ausserhalb  des  Vereinigten  Königsreichs  belegene  Vermögens- 
stücke sind  steuerpflichtig,  wenn  das  letzte  Domizil  sich  im  Ver- 
einigten Königreich  befand. 

Bei  Feststellung  des  Werth  es  des  Nachlasses  kommen  angemessene  Be- 
gräbnissunkosten,  sowie  Schulden  und  Belastungen  in  Abzug,  ein  Satz,  von 
dem  es  indessen  mehrere  Ausnahmen  giebt.  Wichtig  sind  insbesondere  fol- 
gende Bestimmungen: 

1.  „Abgezogen  sollen  zunächst  nicht  werden:  Nachlassforderungen  von 
Personen,  welche  ausserhalb  des  Vereinigten  Königsreichs  wohnen  (es  sei  denn, 
dass  sie  vertragsmässig  im  Vereinigteh  Königreich  zu  zahlen  sind  oder  auf  im 
Vereinigten  Königreich  belegenen  Vermögensstücken  lasten),  ausgenommen  vom 
Werth  ausserhalb  des  Vereinigten  Königsreichs  belegener,  versteuerter  Mobiliar- 
nachlassstücke; eine  Steuerrückzahlung  wegen  solcher  Nachlassforderungen 
findet  nicht  statt,  ausgenommen  in  dem  Umfange,  in  welchem  der  Steuer- 
behörde nachgewiesen  wird,  dass  zu  deren  Zahlung  die  Mobiliarnachlassstücke 
nicht  ausreichen,  welche  in  dem  ausländischen  Staat  oder  der  britischen  Be- 
sitzung, wo  der  Gläubiger  wohnt,  belegen  sind.“ 

Ferner  ist  von  Bedeutung  nachstehende  Vorschrift: 

2.  „Sind  beim  Tode  übergehende  Vermögenssttieke  in  einem  ausländischen 
Staat  belegen  und  wird  der  Steuerbehörde  nachgewiesen,  dass  zufolge  des  Todes 
in  dem  ausländischen  Staat  von  den  Vermögensstücken  eine  Steuer  zu  zahlen 
ist,  so  soll  letztere  vom  Werth  der  Vermögenstücke  in  Abzug  gebracht  werden.“ 

Die  Regel  ist,  dass  für  die. Berechnung  der  estate  duty  alle  beim  Tode 
übergehenden  Vermögensstücke  als  eine  Masse  behandelt  werden.  Es  giebt 
jedoch  Fälle,  wo  ein  Vermögensstück  gesondert  versteuert  wird,  und  man  hat 
für  diese  Fälle  die  Bezeichnung  estate  by  itself  duty  erfunden. 

Handelt  es  sich  um  festgelegte  Vermögensstücke,  so  tritt  zu  der  estate 
duty  noch  eine  settlement  estate  duty  in  Höhe  von  1 % hinzu. 

Beträgt  der  Nettowerth  des  gesammten  Nachlasses  nicht  über  £ 1000,  so 
ist  nur  estate  duty  (keine  settlement  estate  duty,  keine  legacy  duty  und  keine 
succession  duty)  zu  entrichten. 

Nicht  graduirende,  sondern  feststehende  Steuern  werden  erhoben,  wo  der 
Bruttowerth  des  gesammten  Nachlasses  £ 500  oder  £ 800  nicht  übersteigt; 
die  Steuer  beträgt  ersteren  Falls  50  Schillinge  — und  letzteren  Falls  30  Schil- 
linge; — w- eitere  Nachlasssteuern  kommen  in  diesen  Fällen  nicht  zur  Er- 
hebung. 

Nicht  in  Wegfall  gekommen  sind  mit . der  Finance  Act  1894  die  legacy 
duty  und  die  succession  duty.* 1) 

Trat  der  Todesfall  am  oder  nach  dem  1.  Juni  1881  ein,  so  ist  jede  peku- 
niäre legacy  (oder  residuum  oder>(Theil  eines  residuum),  wrenn  auch  nicht  im 
Betrage  oder  Werthe  von  £ 20,  zu  Folge  44  Vict.  c.  12  s.  42  steuerpflichtig.2) 

englischer  letztwilliger  Verfügungen  handelt.  Selbst  wenn  das  römische  Recht  uni- 
verselle Anerkennung  verdiente,  darf  doch  nicht  vergessen  werden,  dass  es  nicht  überall 
gilt  und  dass  die  Intentionen  eines  Verstorbenen  auch  der  Beachtung  werth  sind. 
England  bringt  den  deutschen  Erbrechten  mehr  Verständniss  entgegen,  als  Deutsch- 
land dem  englischen  Nachlassrecht.  Der  Grund  liegt  allerdings  wohl  dann,  dass  das 
römische  Recht  in  England  mehr  Verehrer  zählt,  als  das  englische  Recht  in  Deutschland. 

1)  Beide  duties  werden  ausführlich  bei  Westlake,  Private  International  Law  p.  121 
behandelt. 

2)  Ueber  die  Steuerbefreiung  kleiner  Nachlässe  vgl.  oben  estate  duty. 
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Keine  succession  duty  ist  ferner  Zu  entrichten,  wenn  der  Kapitalwerth  der 
ganzen  succession  £ 100  nicht  erreicht  (16  a.  17  Vict.  c.  51  s.  18). 

Die  Steuersätze  sind  folgende: 

1.  Kinder,  deren  Deszendenten,  sowie  Vater  oder  Mutter  oder  andere 
Linealvorfahren  zahlen  1 o/o. 

2.  Geschwister  und  deren  Deszendenten  zahlen  3 o/o. 

3.  Geschwister  des  Vaters  oder  der  Mutter  oder  deren  Deszendenten 
zahlen  5 o/0. 

4.  Geschwister  des  Grossvaters  oder  der  Grossmutter  oder  deren  Des- 
zendenten zahlen  6 %. 

5.  Kollaterale  Blutsverwandte  anderen  Grades,  sowie  Personen,  welche 
mit  dem  Verstorbenen  nicht  blutsverwandt  sind,  zahlen  10  o/0. 

6.  Ehegatten  zahlen  keine  legacy  duty,  wohl  aber  estate  duty.  Der 
Ehegatte  eines  Verwandten  zahlt  nicht  mehr,  als  dieser  Verwandte  zu  zahlen 
haben  würde. 

7.  Von  Vermögensstücken,  von  welchen  estate  duty  zu  entrichten  ist, 
wird  die  1 o/0  Steuer  nicht  erhoben;  ebenfalls  nicht  die  zusätzliche  succession 
duty  der  Customs  and  Inland  Revenue  Act  1888  s.  21. 

Die  legacy  duty  wird  nur  erhoben,  wenn  sich  das  letzte  Domizil  im  Ver- 
einigten Königreiche  befand. 

Ein  anderes  Prinzip  gilt  für  die  succession  duty,  welche  für  das  Aus- 
land von  verschwindender  praktischer  Bedeutung  ist.1) 

§ 34. 

D.  Der  Nachlasskonkurs. 

Ein  eigentlicher  Nachlasskonkurs  ist  in  England  erst  in  neuerer  Zeit  ein- 
geführt worden.  Früher  konnten  Nachlassinteressenten  eine  gerichtliche  Regu- 
lierung des  Nachlasses  beim  Chancery  Court  beantragen;  die  Regulierung  war 
indessen  keine  konkursmässige.  Die  heutigen  Vorschriften  über  den  Nachlass- 
konkurs, welche  in  den  Konkursgesetzen  von  1883  und  1890  enthalten  sind, 
lassen  sich  kurz,  wie  folgt,  wiedergeben: 

Einer  oder  mehrere  Gläubiger,  deren  Forderungen,  falls  der  Schuldner  am 
Leben  wäre,  einen  Konkurs  an  trag  rechtfertigen  würden,  können  beim  Konkurs- 
gericht auf  konkursmässige  Regulierung  des  Nachlasses  antragen.  Kompe- 
tent ist  dasjenige  Konkursgericht,  in  dessen  Bezirk  der  Verstorbene  während 
des  grösseren  Theiles  der  letzten  sechs  Monate  vor  seinem  Tode  wohnte  oder 
ein  Geschäft  betrieb.  Der  Mobiliarnachlassrepräsentant  wird  benachrichtigt. 
Wird  die  Forderung  des  betreibenden  Gläubigers  nachgewiesen  und  fehlt  der 
Nachweis,  dass  der  Nachlass  zur  Befriedigung  der  Nachlassschulden  ausreicht, 
so  kann  das  Gericht  die  .konkursmässige  Regulierung  anordnen.  Zu  Folge  der 
Konkursnovelle  von  1890  kann  diese  Anordnung  jetzt  vor  Ablauf  von  zwei 
Monaten  seit  der  nachlassgerichtlichen  Anerkennung  oder  Bestellung  des  Mobi- 
liarnachlassrepräsentanten erfolgen,  ohne  dass  der  letztere  zu  konsentiren 
braucht  und  ferner,  ohne  dass  der  betreibende  Gläubiger  nachzuweisen  hat, 
dass  der  Verstorbene  in  den  letzten  drei  Monaten  vor  seinem  Tode  eine  act 
of  bankruptcy  beging. 

9 Vergl.  Westlake  eod.  p.  126  ff.  Die  englische  Nachlasssteuergesetzgebung 
dürfte  durch  die  Finance  Act  kaum  vereinfacht  worden  sein;  die  Act  ist  selbst  dem 
englischen  Juristen  schwer  verständlich,  und  man  sehnt  sich  in  England  mit  Recht 
nach  einer  Kodifikation  des  gesammten  Nachlasssteuerrechts. 
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Hat  bereits  eine  gerichtliche  Nachlassregulierung  begonnen,  so  ist  der 
Antrag  auf  konkursmässige  Regulierung  unzulässig.  Wird  indessen  nachge- 
wiesen, dass  der  Nachlass  zur  Befriedigung  der  Schulden  nicht  ausreicht,  so 
kann  das  den  Nachlass  regulierende  Gericht  — und  zwar  neuerdings,  ohne  dass 
ein  Gläubiger  darauf  anzutragen  braucht  — die  Sache  an  das  Konkursgericht 
verweisen,  welches  alsdann  konkursmässige  Regulierung  anordnen  kann.  Die 
Wirkungen  und  das  Verfahren  sind  dieselben,  wie  im  Falle,  wo  diese  Anord- 
nung auf  Gläubigerantrag  ergeht. 

Wie  im  Falle  eines  gewöhnlichen  Konkurses  sind  die  Gläubiger  befugt,  einen 
Trustee  und  einen  Gläubigerausschuss  zu  bestellen,  für  welche  dieselben 
Vorschriften  gelten,  wie  bei  gewöhnlichen  Konkursen.  Mit  der  Anordnung  der 
konkursmässigen  Regulierung  geht  der  Nachlass  auf  den  Offcial  Receiver,  als 
Trustee,  über;  derselbe  hat  den  Nachlass  zu  realisiren  und  zu  vertheilen.  An- 
wendung finden  die  gewöhnlichen  Bestimmungen  über  die  Regulierung  des  Ver- 
mögens eines  Konkursschuldners,  nicht  aber  die  Bestimmungen  über  Heran- 
ziehung von  Vermögensstücken  anderer  Personen,  z.  B.  nicht  die  Vorschriften 
über  Anfechtung  von  Vermögensübertragungen. 

Vor  allen  anderen  Forderungen  rangiren  die  Ansprüche  des  Mobiliar- 
nachlassrepräsentanten wegen  Begräbnisskosten  und  der  mit  Bezug  auf  die 
letztwilligen  Verfügungen  u.  s.  w.  erwachsenen  Kosten.  Die  Preferential  Pay- 
ments in  Bankruptcy  Act  1888,  welche  dieses  Privileg  unberührt  gelassen  hat, 
findet  im  Uebrigen  ebenso  Anwendung,  als  wäre  der  Verstorbene  ein  Konkurs- 
schuldner. An  die  Stelle  des  Datums  der  receiving  Order  tritt  der  Todestag.  Der 
nach  Vollbefriedigung  aller  Forderungen  nebst  Zinsen  und  Kosten  etwa  ver- 
bleibende Ueberschuss  wird  in  der  Regel  an  den  Mobiliarnachlassrepräsentanten 
gezahlt. 

Die  Benachrichtigung  desselben  von  einem  Anträge  auf  konkursmässige 
Regulierung  steht,  falls  letztere  auf  den  Antrag  angeordnet  wird,  der  Kenntniss 
von  der  Begehung  einer  act  of  bankruptcy  gleich.  Zahlungen  und  Leistungen, 
welche  der  Mobiliarnachlassrepräsentant  später  vornimmt,  liberiren  ihn  dem 
Official  Receiver  gegenüber  nicht.  Abgesehen  hiervon  werden  jedoch  Hand- 
lungen nicht  ungültig,  welche  er  im  guten  Glauben  vor  der  Anordnung  der 
konkursmässigen  Regulierung  vornahm. 


Leskb  u.  Lobwenpemj,  Rechtsverfolguag.  II. 
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Anhang  I. 


V ollmachtsformulare. 


I.  Griechenland.1)2)3 4)*) 


1.  Prozessvollmacht.5) 


0 Kupto 

xarotxo  ivspy  iv  uv6 * 

jxaxt 

ivxeXX 

<hä  x oo  Tzapovxog  7tXT)pe$ou<Ttou  üyypdtpoo 
xdv  Kuptov  * 

xaxoixov  ..  v’  d.vxinpoma* 

tsuctq  aör  dg  xdaag  rag  bip  terra /xivag 
1)  peXXouaag  abxou  dtxag  xard  xou  Kopioo 
xaxotxou 

ivwmov  TtavTog  B . EXXyjvlxou  Atxaoxriptou 


D Herr 

wohnhaft  in  ertheilt 

hiermit  im  Namen 
dem  Herrn 

wohnhaft  in  Vollmacht,  den- 
selben in  allen  seinen 

jetzigen  oder  künftigen  Rechtsstreitig- 
keiten gegen  wohnhaft 

in  vor  jedem  zuständigen 

königlich  griechischen  Gericht,  sowie 
auch  vor  jeder  anderen  Behörde  da- 


x)  Vgl.  hierzu,  insbesondere  über  die  Frage,  wer  zum  Vertreter  bestellt  werden 
kann,  über  Form  der  Vollmachten,  namentlich  auch  der  im  Auslande  ausgestellten, 
Uebersetzung,  Beglaubigung,  Besonderheiten  der  General-  und  Spezialvollmachten, 
Widerruf  und  Dauer  der  Vollmachten  oben  S.  20  f. 

*)  Wann  zu  einer  im  Auslände  ertheilten  Vollmacht  die  Form  der  Privaturkunde 
genügt,  darüber  vgl.  oben  S.  21,  Formular  für  notarielle  Urkunden  s.  unter  No.  8. 
Die  Form  der  Privaturkunde  (die  für  die  in  Deutschland  errichteten  Vollmachten  ge- 
nügt) hat  den  Nachtheil,  dass  sie  keinen  Beweis  der  Echtheit  der  Unterschrift  liefert 
(s.  o.  S.  46  ff.  bes.  § 33  No,  3 und  5),  der  eventl.  von  dem  Produzenten  zu  führen  ist. 

3)  „Tutoren,  Kuratoren  und  andere  in  fremdem  Namen  handelnde  Personen  haben 
der  Vollmacht  den  urkundlichen  Beweis  der  Machtbefugnis  beizufügen,  in  „der  sie  die 
Vollmacht  ertheilen,  wenn  dies  nicht  schon  gerichtskundig  ist“,  C.P.O.  Art.  91. 

4)  Stempel.  Nach  griechischem  Stempelgesetz  (Hauptgesetz  vom  30.  Dezember 
1887)  unterliegt  einer  Stempeltaxe  jedes  Schriftstück,  welches  vor  einer  griechischen 
Behörde  vorgebracht  wird.  Auch  die  im  Ausland e vor  einer  nicht-griechischen  Be- 
hörde ausgefertigten  Urkunden  unterliegen  der  Stempelung,  falls  sie  vor  einer  Behörde 
des  Landes  vorgebracht  werden;  jedoch  wird  eine  dem  Werthe  der  in  den  Urkunden 
enthaltenen  Vereinbarungen  proport ionelle  Taxe  nur  dann  erhoben,  wenn  dieselben 
im  Inlande  zu  erfüllende  Verpflichtungen  oder  im  Inlande  belegenes  Mobiliar-  oder 
Immobiliarvermögen  zum  Gegenstände  haben  (Art.  9).  Die  privaten  oder  die  vor  No- 
taren ertheilten  Vollmachten  unterliegen  einer  fixen  Stempeltaxe  von  5 Drachmen. 
Es  ist  nicht  gestattet,  dass  mehrere  Personen,  welche  nicht  Streitgenossen  oder  durch 
gemeinsames  Interesse  verbunden  sind,  in  einer  Vollmacht  Bevollmächtigte  ernennen 
(Art.  24  § 3).  Die  Abschriften  unterliegen  einer  fixen  Stempeltaxe  von  1 Dr. 

5)  Dieses  Formular  einer  doppelt  zu  unterfertigenden  Vollmacht  in  deutscher  und 
griechischer  Sprache  verdanken  die  Herausgeber  gütiger  Mittheilung  des  deutschen 
Konsulats  in  Athen.  Das  Kaiserliche  Konsulat  bemerkt  dazu,  dass  das  Formular 
unbeanstandet  bisher  vor  den  griechischen  Behörden  verwandt  worden  sei  und  je  nach 
dem  Zwecke  leicht  umgeändert  werden  könne.  Es  fügt  hinzu:  „Da  eine  solche  Privat- 
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selbst  als  Kläger,  Widerkläger  oder 
Beklagten  zu  vertreten;  er  ermächtigt, 
ihn,  seine  Prozesse  durch  alle  Instan- 
zen zu  führen;  Oppositions-  und  Appel- 
lations-Gesuche zu  machen  oder  ent- 
gegenzunehmen,  ebenso  das  Rechts- 
mittel der  Kassation  zu  ergreifen  und 
ihn  vor  dem  Kassationshof  zu  ver- 
treten; Gelder,  Urkunden  und  andere 
Effekten  in  Empfang  zu  nehmen  und 
darüber  zu  quittiren,  die  Exekution 
der  Urtheile  zu  betreiben,  auf  einzelne 
Rechtsmittel  oder  einen  ganzen  Rechts- 
streit. zu  verzichten,  Beschlagnahmen 
vorzunehmen  und  wieder  aufzuheben, 
Hypotheken  und  Hypothekarvormer- 
kungen  einzu tragen  und  wieder  zu 
löschen,  Vergleiche  einzugehen,  Nach- 
lässe zu  gewähren  und  Schiedsrichter 
zu  ernennen.  Des  Weiteren  ermäch- 
tigt er  ihn,  im  Nothfall  die  Deklaration 
des  Falliments  seines  oben  genannten 
Gläubigers  zu  beantragen  und  seine 
Forderungen  zu  verifiziren,  auch  Sub- 
stituten mit  den  gleichen  oder  be- 
schränkteren Befugnissen  zu  ernennen 
und  verspricht,  jede  von  seinem  Be- 
vollmächtigten oder  dessen  Substituten 
innerhalb  der  Grenzen  dieser  Voll- 
macht vorgenommene  Handlung  anzu- 
erkennen. 

den  189 

2.  Thei]-  und  Spezialvollmacht  zur  Prozessführung.1) 

Ich,  Unterzeichneter,  wohnhaft  zu  , ernenne  Herrn  N.  N., 

Rechtsanwalt  zu  , zu  meinem  Bevollmächtigten  in  meinem  vor  dem 

(Angabe  des  Gerichts  z.  B.  „dem  Bezirksgericht  zu  Patras“,  „dem  Appella- 
tionsgericht zu  Korfu“,  oder  ..den  Gerichten  zu  Athen“)  schwebenden  Prozess 
gegen  (Name  des  Gegners)  wegen  (kurze  Angabe  des  Streitgegenstands)  mit 
Substitutionsbefugniss  und  mit  dem  Aufträge,  mich  vor  benanntem  Gericht  (oder 
Gerichten)  in  jeder  J^arteieigenschaft  zu  vertreten.  Insbesondere  ermächtige 
ich  denselben  in  genanntem  Prozess  als  mein  Insinuationsbevollmächtigter 
Schriftstücke  jeder  Art  in  meinem  Namen  in  Empfang  zu  nehmen,  jeden  Pro- 

vollmacht in  Deutschland  Gültigkeit  hat,  so  genügt  sie  auch  in  Griechenland;  eine 
Legalisirung  . der  in  Deutschland  ausgestellten  Vollmacht  aber  durch  den  griechi- 
schen Konsul  des  Bezirks,  wenn  auch  in  der  Praxis  nicht  immer  gefordert,  vornehmen 
zu  lassen,  ist,  um  Verzögerungen  und  Einsprüchen  vorzubeugen,  in  jedem  Falle  an- 
zurathen.“ 

*)  Die  Formulare  2 — 9 und  die  Erläuterungen  zu  denselben  verdanken  die  Heraus- 
gobei  Herrn  Rechtsanwalt  und  Privatdozent  G.  v.  Streit  in  Athen. 


i)  Tcdnr^  dXXrjg  dpyijg  abzbdi  wg  ivayovza , 
dvzevdyovzu  kvayop.£vov’  zbv  i$oumodoz£i 
vd  dtetjäyrj  rag  dixag  auzou  di  öXiov  zwv 
ßaOputv'  vd  ivepyrj  dvaxoicdg  xal  icpiastq 
xal  vd  diyy]rat  abzäg'  vd  ivepy}}  zb  Sxzax- 
zov  piaov  zXjg  ävatpioewq  xal  vd  zbv  uvxi- 
Tcpooanczur)  ivwTUO v zou  'Apeioo  lldyou  ’ vd 
TzapaXap.fjdvrj  ypypaza,  ’iyypatpo.  xal  dXXa 
—pdyp.aza  xal  didrj  7t epl  abzutv  i^fxpX'qa  tq’ 
i vd  ivspyrj  zi)v  ixzkXsaty  tojv  äno<pd<r£iov' 
vd  napatzrjrat  evdixou  ztvog  piaoo  rj  xal 
bXoxXrjpoo  dixrjg'  vd  incyeipyj  xaraoyioztg 
xal  cuprj  abzdg  naXiv'  vd  iyypd<pr(  xal  lfga~ 
Xzicprj  Ö7to0r}xag  xal  7cpoo7j//.£two£ig  ötcoOt]- 
xCov ' vd  Ttoifj  ouptfifiaopouq,  vd  Tcapiyrj  ouy- 
xo.za6dö£iq  xal  dioplty  dtatzrjzdq.  llept- 
TtXiov  zbv  i$oumodor£t  iva  iv  dvdyxrj  rcpo*  * 
xaXivT)  xryv  xrjpusiv  Tcxatyeuasojg  zou  elpy- 
pivou  bpeiXizou  abzob  xal  vd  äicaXydeoor) 
zd  dö.vtia  auzou’  äiztayg  vd  dtopt^/j  dvzt- 
7cXrjp£^ouaioug  jxk  t a abzd  9j  päXXov  rceptw- 
ptapsva  dixo.ubp.ava ' u7t6oy£zai  dk  v ’ dva - 
yvojpiaTj  Tzaoav  ivzbq  twv  öpCcov  r^g  Tcapouoyg 
7cXr)psgouai6zrjzog  ivspyTjdyoopivrjv  npä&v 
zou  7cXv)p£gooaiou  zou  rj  zou  bTcoxazaoxdzou 
auzou. 

ryv  189 
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zessakt  vorzunehmen  ....  (folgt  die  Aufzeichnung  der  besonderen  Prozess- 
befugnisse, welche  ertheilt  werden  sollen,  wie  im  Formular  No.  1 oder  7)  und 
verspreche  Alles  von  ihm  Vorgenommene  zu  genehmigen. 

Geschehen  zu  den 

Der  Vollmachtgeber. 

3.  Konkursvollmacht. 

Ich,  Unterzeichneter  (wie  oben)  ertheile  Herrn  (Rechtsanwalt 

zu  ) die  Vollmacht,  mich  im  Konkurs  des  Kaufmanns  , 

und  zwar  bei  allen  denselben  betreffenden  Rechtsakten  vor  den  Gerichten,  den 
Gerichtskommissaren  und  Konkursverwaltern  zu  vertreten,  meine  Forderungen 
gegen  den  Kridar  anzumelden  und  zu  bestätigen,  die  erforderlichen  Beweis- 
stücke vorzubringen,  Forderungen  anderer  Gläubiger  zu  bestreiten,  an  allen 
Gläubigerversammlungen,  Berathungen  und  Beschlüssen  in  meinem  Namen  theil- 
zunehmen,  im  Zwangsvergleich  für  mich  abzustimmen  und  zu  unterzeichnen,  Ein- 
spruch und  Widerspruch  gegen  Zwangsvergleiche  und  Dividenden vertheilungen 
einzulegen,  Zahlungs-  und  Aufschubsfristen  zu  bewilligen,  überhaupt  im  ge- 
nannten Konkurs  alles  zu  thun,  was  er  zur  Wahrung  meiner  Interessen  für 
geboten  hält,  in  jeder  Parteirolle  vor  Gericht  aufzutreten,  mit  der  Befugniss, 
auch  andere  Bevollmächtigte  zu  ernennen,  als  mein  Insinuationsbevollmächtigter 
Schriftstücke  jeder  Art-  in  Empfang  zu  nehmen  ....  (folgt  eventuelle  Prozess- 
vollmacht etc.  wie  unter  No.  1)  und  verspreche  alles  zu  genehmigen  und  gut- 
zuheissen. 

Geschehen  zu  , den 

Der  Vollmachtgeber. 

4.  Vollmacht 

für  Anmeldung  und  Bestätigung  einer  Konkursforderung. 

Ich,  Unterzeichneter  (wie  oben)  ernenne  Herrn  (Rechtsanwalt 

zu  ) zu  meinem  Bevollmächtigten  im  Konkurs  des  Kaufmanns 

zu  , und  ermächtige  denselben,  in  genanntem  Konkurs  meine  Forde- 
rung gegen  den  Falliten,  im  Betrage  von  frs.  Kapital  (und  frs. 

Zinsen)  auf  Grund  (Forderungsgrund  — Wechsel  vom  , Mieths- 

vertrag  etc.) a)  anzumelden  und  alle  dazu  nothw endigen  Handlungen  vor  dem  Ge- 
richt oder  den  Konkursverwaltern  oder  dem  vom  Gericht  ernannten  Kommissar 
vorzunehmen  und  verpflichte  mich,  alle  von  ihm  vorgenommenen  Handlungen 
als  rechtsverbindlich  für  mich  anzuerkennen.  Zugleich  erkläre  ich,  dass  oben 
genannte  Forderung,  was  ihre  Existenz  (event.  auch  was  das  Vorzugsrecht, 
das  sie  geniesst)  angeht,  wahr  ist  und  erkläre  mich  bereit,  dies  mit  dem  Eide 
zu  bekräftigen. 

Geschehen  zu  , den 

Der  Vollmachtgeber. 

a)  Falls  die  Forderung  siehergestellt,  ist  oder  ein  Vorzugsrecht  geniesst,  ist  dies  hinzuzufugen. 

5.  Vollmacht 

zur  Anmeldung  einer  Konkursforderung  in  der  Gerichtsschreiberei 
während  der  auf  die  Gläubigerversammlung  folgenden  acht  Tage. 

Ich,  Unterzeichneter  (wie  oben),  Konkursgläubiger  nach  der  vom  Kridar 
aufgestellten  Liste  der  Gläubiger  erthpile  Herrn  (Rechts- 


an walt  zu  ) die  Vollmacht,  eine  Forderung  im  Gesammtbetrage  von 

zum  Zwangsvergleich  anzumelden  und  alle  dazu  nöthigen  Beläge 
und  Beweismittel  vorzulegen.  Ich  gebe  ihm  die  Befugniss,  die  vom  Kridar  in 
der  Gläubigerversammlung  gemachten  Zwangsvergleichsanträge  anzunehmen 
oder  auszuschlagen  ....  und  verspreche  alles  zu  genehmigen, 

Geschehen  zu  , den 

Der  Vollmachtgeber. 

6.  Erbschaftsvollmaclit. 

Ich,  Unterzeichneter  (wie  oben)  ertheile  Herrn  , Rechtsanwalt 

zu  , die  Vollmacht,  mich  in  meiner  Eigenschaft  als  Erben  des.  zu 

verstorbenen  , auf  Grund  , in  allen  bei 

Liquidation  und  Vcrtheilung  dieser  Erbschaft  vorzunehmenden  Rechtshandlungen 
zu  vertreten,  insbesondere  die  benannte  Erbschaft  in  meinem  Namen  mit  oder 
ohne  die  Wohlthat  des  Inventars a)  anzunehmen  oder  auszuschlagen,  Siegel- 
anlegung oder  die  Inventarisirung  zu  beantragen,  die  Erbschaft  anzutreten  und 
einzuziehen,  die  auf  derselben  ruhenden  Lasten  und  Steuern  jeder  Art  zu  be- 
zahlen, an  allen  die  Erbschaft  betreffenden  Verhandlungen  theilzunehmen,  vor 
jeder  Behörde,  insbesondere  vor  jedem  Gericht  in  meinem  Namen  aufzutreten, 
Verfügungen  jeder  Art  zu  veranlassen,  Rechte  und  Vorbehalte  für  mich  geltend 
zu  machen,  Wächter,  Verwalter  und  Depositare  des  Nachlasses  nach  seinem 
Ermessen  ernennen  zu  lassen  oder  zu  ernennen;  beim  Vollzug  der  letztwilligen 
Verfügungen  des  Erblassers  mitzuwirken,  dagegen  Verwahrung  einzulegen, 
jedwede  Annahme-  und  Verzichtserklärung  in  meinem  Namen  auszusprechen, 
insbesondere  auf  die  quarta  falcidia  sich  zu  berufen,  die  Aktiva  der  Erbschaft 
einzuziehen,  die  zu  derselben  gehörenden  Mobilien  — auch  Renten  und  Staats- 
papiere, überhaupt  Werthpapiere  jeder  Art  --  in  Empfang  zu  nehmen,  durch 
öffentliche  Versteigerung  oder  privatim  derartige  Sachen,  sowie  zur  Erbschaft 
gehörige  Immobilien  zu  verkaufen  und  den  Erlös  derselben  einzuziehen;  zur 
Erbschaft  gehörige  Werthpapiere  zu  indossiren,  zu  verpfändet,  überhaupt  zu 
veräussern,  die  Dividenden  und  Zinsen  derartiger  Papiere  einzukassiren,  die 
auf  Namen  lautenden  Papiere  in  Inhaber-,  die  Inhaber-  in  auf  Namen  lautende 
Papiere  umzuwandeln,  jedwede  der  Erbschaft  geschuldete  Geldsumme  oder  Sache 
in  Empfang  zu  nehmen,  betreffend  die  Erbschaftssteuer  Erklärungen  abzugeben 
oder  Anträge  zu  stellen;  Sicherungsmassregeln  jeder  Art  zu  ergreifen  und  die 
diesbezüglichen  Anträge  zu  stellen,  bei  allen  Auseinandersetzungen  und  gericht- 
lichen wie  aussergerichtlichen  Theilungen,  bei  allen  Kollationen  mitzuwirken, 
an  den  Verloosungen  und  der  Loosbildung  theilzunehmen,  auf  Pfandrechte  und 
Hypotheken  und  Vormerkungen,  sowie  dingliche  Rechte  jeder  Art  zu  verzichten, 
derartige  Rechte  geltend  zu  machen,  die  zur  Erbschaft  gehörenden  Forderungen 
einzuziehen,  die  Schuldner  vor  jedem  Gericht  zu  verfolgen,  überhaupt  jede  ge- 
richtliche und  aussergerichtliche  Handlung,  die  zur  Sicherung,  Wahrung,  Ver- 
folgung meiner  Rechte  dienlich  sein  kann,  vorzunehmen,  mich  bei  allen  mit 
der  Erbschaft  zusammenhängenden  Prozessen  in  jeder  Parteieigenschaft  zu  ver- 
treten, .andere  Bevollmächtigte  mit  gleicher  oder  geringerer  Vollmacht  zu  er- 
nennen ....  (folgt  event.  Prozessvollmacht  nach  Formular  1)  und  ver- 
spreche Alles  zu  genehmigen  UDd  gutzuheissen. 

Geschehen  zu  , den 

Der  Vollmachtgeber. 

a)  Ist  die  erwerbende  Person  mindetjährig,  so  bann  die  Annahme  nur  mit  der  Bechtswohltbat  des 
Inventars  erfolgen. 
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7.  General-  und  Spezialvollmacht 

(in  Form  einer  Privaturkundo)* 1)2)3 4 5 6) 

Ich  Unterzeichneter  wohnhaft  zu  ernenne  die 

Herren  zu  und  zu  , Rechtsanwälte, 

zu  meinen  General-  und  Spezialbevollmächtigteil.  Denselben  wird  die  Voll- 
macht ertheilt,  einzeln  oder  gemeinsam,  mich  vor  jedem  griechischen  Gericht 
und  vor  jeder  griechischen  Behörde  zu  vertreten,  mit  der  Befugniss,  auch 
andere  Bevollmächtigte  unter  Ertheilung  gleicher  oder  geringerer  Vollmacht  zu 
substituiren. 

Insbesondere  ermächtige  ich  dieselben,  in  jeder  bereits  anhängigen  Sache 
und  in  jeder,  die  in  Zukunft  anhängig  wird,  für  mich  rechtsverbindlich  als 

*)  Dieses  Formular  enthält  eine  Vollmacht  zur  Vertretung  vor  allen  Gerichten 
und  Behörden,  für  jede  Sache  des  Mandanten  und  zur  Vornahme  aller  Hand- 
lungen, sowohl  derjenigen,  die  den  gesetzlichen  Inhalt  der  Vollmacht  ausmachen  als 
auch  derjenigen,  zu  denen  eine  Spezialvollmacht  erforderlich  ist. 

) Für  welche  Handlungen  des  Bevollmächtigten  eine  Spezialvollmacht  noth- 
wendig  darüber  vgl.  oben  S.  22.  Der  diesbezügliche  Art.  97  der  C.P.O.  lautet: 
„Eine  Spezialvollmacht  ist  immer  noth wendig: 

1.  zur  Abschliessung  von  Vergleichen,  Schieds-  und  Nachlassverträgen, 

2.  zu  jedem  ausdrücklichen  Verzicht  auf  ein  Rechtsmittel  oder  auf  den  ganzen 
Rechtsstreit  oder  auf  die  Ablegung  eines  von  den  Parteien  oder  Zeugen  zu 
leistenden  Eides; 

3.  zur  Ergreifung  der  ausserordentlichen  Rechtsmittel  der  Kassation  oder  der 
Wiederaulnahm e des  Verfahrens; 

4.  zur  Anstellung  der  Sjmdikatsklage  gegen  richterliche  Beamte  und  Gerichte 
nach  Art.  56  (s.  darüber  o.  S.  13  § 6); 

5.  zum  Empfang  oder  zur  Herausgabe  von  Geldern,  Urkunden  und  sonstigen 
Effekten ; 

6.  zur  Veräusserung. 

Diese  Spezialvollmacht  setzt  eine  ausdrückliche  Erwähnung  dieser  Hand- 
lungen in  der  im  Art.  93,  94  und  96  eiwähnten  oder  a\ich  in  einer  beson- 
deren Notariatsurkunde  voraus.“ 

Dagegen  ist  eine  spezielle  ausdrückliche  Erwähnung  derjenigen  Handlungen  nicht 
nothwendig,  welche  einfach  kraft  der  gegebenen  allgemeinen  Prozesszollraacht  vorge- 
nommen werden  können,  nämlich  für  „die  Vornahme  aller  Haupt-  und  Nebenhand- 
lungen, welche  zur  Führung  des  Rechtsstreites  in  erster  Instanz,  die  Exekution  des 
gesprochenen  Urtheils  und  die  Appellationserklärung  mit  inbegriffen,  gehören,  sowohl 
hinsichtlich  der  Klage  als  Widerklage,  insbesondere  auch  die  Ablegung  von  Geständ- 
nissen, die  Zuschiebung,  Annahme  und  Zurückschiebung  von  Eiden  und  Anerkennung 
von  Urkunden“  (Art.  95  Abs.  1).  Jedoch  pflegen  auch  diese  Handlungen  besonders 
genannt  zu  werden.  Zu  bemerken  ist,  dass  nach  Art.  95  Abs.  2 dieser  gesetzliche  In- 
halt der  Vollmacht  beschränkt  werden  kann:  „Sollen  Vollmachten  beschränktere  Wir- 
kung haben  (als  im  Abs.  1 dargelegt  ist),  so  ist  dieses  in  der  Vollmacht  selbst  aus- 
zudrücken, denn  eine  solche  Annahme  kann  nur  durch  die  Vollmacht  selbst  oder  durch 
gerichtliches  Geständniss,  oder  mittelst  eines  zuge, schoben en  Eides  erwiesen  werden.“ 

3)  Ueber  den  Unterschied  von  General-  und  Theilvollmachten  s.  o.  S.  2L 
Der  diesbezügliche  Art.  96  der  C.P.O.  lautet?  „Eine  Generalvollmacht  für  alie  Rechts- 
streitigkeiten des  Vollmachtgebers  berechtigt  und  verpflichtet  den  Bevollmächtigten, 
seinen  Mandanten  regelmässig  in  allen  vorkommenden  Fällen,  insbesondere  bei  den  im 
Art.  95  (s.  dens.  u.  in  Note  7)  genannten  Handlungen  als  Kläger  oder  Beklagten  zu 
vertreten.  Es  genügt  dann  bei  jedem  besonderen  Rechtsstreit  die  Zustellung  einer 
beglaubigten  Abschrift  dieser  Generalvollmacht  oder  deren  Vorzeigung  in  der  Audienz.“ 
Theilvollmachten  sind  die  oben  unter  No.  2,  3,  4,  5,  6 abgedruckten. 
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Klüger  oder  Beklagter  oder  in  sonstiger  Parteicigenschaft  vor  jedem  Friededs- 
gericht,  Gericht  erster  Instanz  oder  Appell  ationsgericht,  sowie  vor  dem 
Kassationshof  und  vor  jedem  Strafgericht  aufzutreten,  jeden  Prozessakt  vorzu- 
nehmen, jedes  Rechtsmittel,  insbesondere  die  Rechtsmittel  der  Kassation  und 
der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens,  sowie  die  ordentlichen  Rechtsmittel  der 
Appellation  und  Opposition  einzulegen,  Eide  zuzuschieben,  anzunehmen  und 
zurückzuschioben,  Urkunden  anzuerkennen  und  anzufechten,  auf  den  ganzen 
Prozess  oder  auf  einzelne  Rechtsmittel,  insbesondere  die  Rechtsmittel  der 
Opposition,  Appellation,  Kassation  und  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  sowie 
auf  die  Leistung  eines  von  den  Parteien  oder  den  Zeugen  oder  den  Sachvei- 
ständigon  zu  leistenden  Eides  und  auf  das  Verhör  von  Zeugen  zu  verzichten, 
sich  Urtheilen  zu  fügen,  zu  akquiesziren,  Geständnisse  abzulegen,  Richter, 
Zeugen  und  Sachverständige  zu  rekusiren,  die  Syndikatsklage  gegen  richter- 
liche Beamte  und  Gerichte  zu  erheben,  Gelder,  Papiere  und  Effekten  und 
Sachen  jeder  Art  in  Empfang  zu  nehmen  und  Quittungen  auszustellen,  Ver- 
gleiche einzugehen,  Schieds-  und  Nachlassverträge  abzuschliessen,  Schieds- 
richter zu  ernennen,  Urtheile  zu  vollstrecken,  jedes  Sicherungs-  und  jedes 
Zwangsmittel,  namentlich  Personalarreste,  Beschlagnahmon  von  Immobilien  und 
Mobilien,  Hypothekeneinschreibungen  und  Versteigerungen  einzuleiten,  im 
Zwangsverkaufe,  im  „Konkurs44,  im  gerichtlichen  und  aussergerichtlichen  Thei- 
lungsverfahren  in  meinem  Namen,  jedwede  prozessuale  und  ausserprozessuale 
Rechtshandlung  vorzunehmen,  im  Kollokations-  und  Konkursverfahren,  Forde- 
rungen anzumelden  und  zu  bestätigen,  die  dazu  nothwendigen  Beweisstücke 
vorzubringen,  die  Kollokationstabellen,  die  Geldvertheil ungen  und  Zwangsver- 
gleiche durch  Opposition  anzufechten,  im  Zwangsvergleichs-  und  Unionsver- 
fahren und  im  Konkurse  mitzuwirken,  rechtsverbindliche  Erklärungen  jeder 
Art,  insbesondere  auch  über  bei  mir  als  Dritten  in  Beschlag  genommene 
Effekten  und  Gelder  abzugeben,  Erbschaften  anzunehmen  mit  oder  ohne  die 
Rechtswohltbat  des  Inventars  Erbschaften  auszuschlagen,  Rechte  und  Vorbe- 
halte jeder  Art  für  mich  geltend  zu  machen,  Forderungen  in  meinem  Namen 
einzuziehen,  Dividenden,  Zinsen  und  Renten  einzukassiren,  Werthpapiere  zu 
vcräussern,  die  Umwandlung  von  Namen-  in  Inhaberpapiere  und  umgekehrt  von 
Inhaber-  in  Namenpapiere  zu  veranlassen,  als  meine  Insinuationsbevollmäch- 
tigten Schriftstücke  jeder  Art  für  mich  in  Empfang  zu  nehmen,  Veräusser ungen 
jeder  Art  von  beweglichem  und  unbeweglichem  Vermögen  vorzunehmen,  mein 
bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  zu  verpfänden  und  zu  verhypothe- 
ziren,  zu  verkaufen  — auch  unter  Verzicht  auf  das  Recht  aus  der  laesio  enormis 
— und  zu  vermiethen,  Schenkungen  vorzunehmen  und  anzunehmen,  Schulden 
einzugehen,  Geld  zu  verborgen  — überhaupt  mein  Vermögen  zu  verwalten  und 
jede  diesbezügliche  Handlung  vorzunehmen  und  Alles  zu  thun,  was  in  meinem 
Interesse  liegt  und  der  Verfolgung,  Sicherung  und  Realisirung  meiner  Rechte 
dienlich  sein  kann,  und  verpflichte  mich,  Alles  für  gut  und  rechtsverbindlich 
anzusehen. 

Geschehen  zu  , den 

Der  Vollmachtgeber. 

8.  Notarielle  Vollmacht. 

Vor  mir,  dem  Notar  zu  , wohnhaft  zu  , in  meinem 

Amtsbureau,  welches  zu  in  dem  Hause  des  (folgt  Strassennamcn 

und  Nummer)  belegen  ist,  ist  heute,  den  (Datum  und  Angabe  des  Wochen 
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tages)  hi  Anwesenheit  von  zwei  Zeugen,  der  Herren  (Name  und  Vorname, 
Profession,  Wohnsitz),  welche  griechische  Staatsbürger,  volljährig,  mir  bekannt, 
mit  keinem  Rekusationsanspruch  behaftet  sind  und  allen  gesetzlichen  Anfor- 
derungen genügen,  Herr  (Name  und  Vorname,  Profession,  Wohnsitz  des  Auf- 
traggebers) erschienen,  mir  und  den  Zeugen  bekannt,  weder  mit  mir,  noch  mit 
den  Zeugen:  in  einem  vom  Gesetz  nicht  gestatteten  Grade  verwandt  oder  ver- 
schwägert und  hat  (event.  in  seiner  Eigenschaft  als  ) Folgendes  er- 

klärt: dass  er  (folgt  der  Text  der  Vollmacht  wie  oben).  Zur  Beurkundung  ist 
Obiges  aufgenommen,  welches  dem  Auftraggeber  und  den  Zeugen  vorgelesen 
und  von  ihnen  allen  und  mir  unterschrieben  worden. 

Der  Auftraggeber  Der  Notar 

(L.  S.) 

Die  Zeugen. 

9,  Notarielle  Vollmacht  vor  einem  griechischen  Konsul  im 

Auslande. *) 

Kgl.  Griech.  Konsulat  zu 

In  heute,  den  , im  Griechischen  Konsulats- 

bureau, belegen  auf  (Strasse  und  Nummer  oder  wie  in  Formular  sub  No.  3)  ist 
vor  mir  dem  in  der  Stellvertretung  des  Herrn  Konsuls  von  Griechenland  zu 
fungirenden  Sekretär  des  griechischen  Konsulats  zu  , 

(Name  und  Vorname  des  Sekretärs)  wohnhaft  zu  , und  in  Anwesen- 
heit von  zwei  Zeugen,  der  Herren  (wie  im  Formular  sub  8),  Herr 

(Name  und  Vorname  des  Auftraggebers,  Profession  und  Wohnsitz  desselben) 
erschienen  und  hat  Folgendes  erklärt  (das  Uebrige  wie  im  Forumulhre  sub  8). 


*)  Nach  Art.  119  des  Konsulargesetzes  vom  21.  December  1877  (s.  o.  S.  112  ff.) 
„fungiren  die  griechischen  Konsuln  als  Notare.  Sie  nehmen  auch  jedes  andere 

Schriftstück  auf,  falls  solches  nach  den  Gesetzen,  den  Gewohnheiten  und  den  Ver- 
trägen vorgeschrieben  ist.“  Die  Konsularverträge  (s.  o.  S.  112)  enthalten  spezielle  Be- 
stimmungen; insbesondere  schreibt  Art.  IX  des  Konsularvertrags  mit  dem  Deut- 
schen Reich  (s.  S.  112)  vor: 

„Die  Generalkonsuln, Konsuln  und  ihre  Kanzler,  sowie  die  Vizekonsuln  und  Konsular- 
agenten beider  Länder  haben  das  Recht,  in  ihrer  Kanzlei  sowohl  als  auch  in  der  Woh- 
nung der  Betheiligten  und  an  Bord  der  Schiffe  ihrer  Nation  diejenigen  Erklärungen 
aufzunehmen,  welche  die  Schiffsführer,  die  Schiffsmannschaft,  die  Passagiere,  Handels- 
treibende und  alle  sonstigen  Angehörigen  ihres  Landes  abzugeben  haben.  Sie  sind  in 
gleicher  Weise  befugt,  als  Notare  die  letzt  willigen  Verfügungen  ihrer  Landesangehörigen 
aufzunehmen. 

Die  erwähnten  Konsuln  und*  Konsularbeamten  sollen  das  Recht  haben,  jedes  no- 
tarielle Rechtsgeschäft  aufzunehmen,  welches  bestimmt  ist,  in  ihrem  Lande  ausgeführt 
zu  werden,  und  welches  abgeschlossen  wrird  entweder  lediglich  zwischen  ihren  Landes- 
angehörigen oder  zwischen  einem  oder  mehreren  ihrer  Landesangehörigen  und  Be- 
wohnern des  Landes,  in  welchem  sie  ihren  Amtssitz  haben.  Sie  sollen  auch  Rechts- 
geschäfte aufnehmen  können,  bei  denen  lediglich  Angehörige  des  Landes,  in  welchem 
sie  ihren  Amtssitz  haben,  die  Betheiligten  sind,  sofern  diese  Rechtsgeschäfte  sich  aus- 
schliesslich auf  Vermögensstücke,  welche  im  Gebiet  der  Nation,  welcher  der  instrumen- 
tirende  Konsul  oder  Agent  angehört,  belegen  sind,  oder  auf  Geschäfte,  welche  dort  zu 
verhandeln  sind,  sich  beziehen. 

Notarielle  Rechtsgeschäfte,  welche  bestimmt  sind,  in  dem  Lande  ihres  Amtssitzes 
ausgeführt  zu  werden,  sind  die  erwähnten  Konsuln  und  Agenten  dann  aufzunehmen 
berechtigt,  wenn  ihre  Landesangehörigen  allein  betheiligt  sind;  sie  dürfen  ausserdem 
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Procura. 

Prin  care  se  autorisä  Dl 


avocat  de  a 


putere  tn  afacerile 


n6stre 


II.  Rumänien.1)2) 

1.  Vollmacht.3) 

Pouvoir. 

Par  lequel  M. 

avocat  ä est  autorisä  a 

reprßsenter  avec  plein  pouvoir  dans 
-^r  affaires  contre 


represinta  cu  deplinä 

mele 


me 

uous 


contra 


at&t  pe  cale  particularä,  cät  §i  Inaintea 
tuturor  autoritä^ilor  publice  de  veri-ce 
grad  saü  categorie.  D-Jiil  prin  urmare 
ln  virtutea  acestui  mandat,  va  avea 


tant  en  particulier  que  par  devant 
toutes  les  autorit6s  publiques  de  tout 
degr6  ou  categorie.  Par  cons6quent 
il  aura,  en  vertu  de  ce  mandat,  tout 


auch  solche  Rechtsgeschäfte  aufnehmen,  welche  zwischen  einem  oder  mehreren  ihrer 
Landesangehörigen  und  Bewohnern  des  Landes,  in  welchem  sie  ihren  Amtssitz  haben, 
abgeschlossen  werden,  sofern  es  sich  nicht  um  Rechtsgeschäfte  handelt,  bei  denen, 
nach  der  Gesetzgebung  des  Landes,  die  Mitwirkung  einest  Richters  oder  bestimmter 
öffentlicher  Beamten  unerlässlich  ist. 

Wenn  die  in  dem  vorstehenden  Satze  erwähnten  Rechtsgeschäfte  sich  auf  Grund- 
eigenthum beziehen,  so  sollen  sie  nicht  eher  rechtsgültig  sein,  als  bis  ein  Notar  oder 
anderer  öffentlicher  Beamter  des  Landes  dabei  mitgewirkt  und  sie  mit  seiner  Unter- 
schrift versehen  haben  wird.“  (Aehnliche  Bestimmungen  enthalten  die  übrigen  Kon- 
sularverträge.) 

Betreffs  Legalisirang  und  Uebersetzuug  von  Urkunden  wird  weiter  in  dem- 
selben Artikel  des  Vertrages  mit  dem  Deutschen  Reiche  bestimmt: 

„Die  Konsuln  oder  Agenten  können  auch  jede  Art  von  Verhandlungen  und 
Schriftstücken,  weiche  von  Behörden  oder  Beamten  ihres  Landes  ausgegangen  sind, 
übersetzen  und  beglaubigen.“  (So  auch  in  den  übrigen  Konsularverträgen.) 

Nach  Art.  119  §8  des  oben  genannten  griechischen  Konsulargesetzes  haben 
endlich  die  griechischen  Konsularbeamten  überhaupt  die  Befugniss,  „Schriftstücke,  welche 
innerhalb  ihres  Bezirkes  ausgefertigt  sind  und  auswärts  vorgebracht  werden  sollen,  zu 
legalisiren  und  beglaubigte  Abschriften  der  von  ihnen  ausgefertigten  oder  bei  ihnen 
deponirten  Urkunden  auszugeben.“ 

Betreffend  Uebersetzung  der  nicht  in  griechischer  Sprache  verfassten  Urkunden 
s.  o.  S.  46  Anm.  9. 

*)  Vgl.  oben  S.  181, 188  (Prozessvollmachten  der  Ausländer),  130  (Authentifizirung 
und  Legalisirung),  135  (Prozessfähigkeit),  135  (Gerichtssprache),  137  (Armenrecht), 
178  (Konkursvollmachten),  135  und  166  (Stempel). 

2)  Die  für  Rumänien  bestimmten  Vollmachten  werden  zweckmässig  nicht  nur  der 
Unterschrift  nach  beglaubigt,  sondern  von  einem  Notar  aufgenommen  (vgl.  oben 
S.  138).  Die  Unterschrift  des  Notars  muss  (durch  Vermittlung  der  Zwischenbehörden 
wie  Landgerichtspräsident  etc.)  von  dem  Justizminister,  dem  der  amtirende  Notar 
untersteht,  und  die  Unterschrift  des  Justizministers  ihrerseits  durch  Vermittlung  des 
Auswärtigen  Amts  von  der  rumänischen  Gesandtschaft  beglaubigt  werden. 

Eine  deutsche  Vollmacht  muss  von  einem  hierzu  berechtigten  Beamten  ins  Ru- 
mänische übersetzt  werden.  Es  geschieht  dies ' durch  die  rumänische  Legation  in 
Berlin,  ein  rumänisches  Konsulat  in  Deutschland,  die  deutsche  Gesandtschaft  odpr  ein 
deutsches  Konsulat  in  Rumänien,  oder  durch  das  rumänische  Ministerium  des  Aeusseren 
in  Bukarest,  wo  ein  vereideter  Dolmetscher  der  deutschen  Sprache  amtlich  fungirt, 
oder  auch  an  der  Galatzer  oder  Brailaer  Börse,  wo  ein  gleicher  Dienst,  wenn  auch 
nicht  in  so  vollkommener  Weise,  eingerichtet  ist.  Sind  diese  Behörden  nur  schwer 
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deplina  putere  pentru  -- §i  in  nu- 
inele  a porni,  susfine  saü  retrage 

verl-ce  cerere  sau  ac^iune  civilä,  comer- 
cialä  §i  penala,  inclusiv  cu  denuncia- 
fiunl  penale  §i  cu  constituirl  ca  parte 

civilä,  a apera  ln  privinfa  cererilor 
dirigiate  de  alfil  contra  d’impre- 

unä  cu  tertia  intervenfiune,  oposifiune 
saü  contestafiune,  a lua  ln  primire  tote 
härtiele  autoritär  ilor  publice,  precum : 
cita^iunl  §i  hotärärl,  Investite  saü  nu  cu 
formula  esecutorie,  a se  Infäfi^a  ple- 
dänd  Inaintea  tuturor  instantelor,  a 

face  ln  numele  verl-ce  declara- 

fiunl,  a respunde  anume  la  interoga- 
toriü,  a se  Inscrie  ln  fals,  saü  a face 
verl-ce  declaratium  cerute  la  verifi- 
carea  scripturilor,  asemenea  a forma 
cereri  de  interventiune , ln  garanfie, 
saü  alte  cereri  incidente , a Incbeia 
transacfiuni  (Invoeli)  saü  compromise 
cu  facultatea  de  a numi  §i  persönele 
arbitrilor,  a deferi,  aecepta,  saü  referi 
verl-ce  jurämänt  decisoriü  saü  suple- 
toriü,  a introduce  saü  a retrage  opo- 
sifiuni,  apeluri,  revisuiri,  recursuri  ln 
casafiune,  recusafiunl,  acfiunl  recur- 
sorie  civiie  saü  verl-ce  alte  mijlöce  de 
procedura,  a cere  §i  opera  sequestre 


. , mol  . tnon 

pouvoir  de  pour  w et  ea  „01r,;  nom 
intenter,  soutenir  ou  retirer  toutes  de- 
mandes  ou  actions  civiles,  commerciales 
et  pönales,  y compris  les  d6nonciations 
penales  et  les  consiitutions  comme 

partie  civiie;  dßfendre  dans  les 

proc&s  dirigßs  contre  inclusive- 

ment  la  tierce  intervention,  les  Oppo- 
sition s et  contestations ; recevoir  tous 
actes  des  autoritßs  publiques,  comme: 
assignations  et  jugelnents,  rev^tus  ou 
non  de  la  formule  ex6cutoire;  com- 
paraitre  et  plaider  devant  toute  juri- 

diction;  faire  en  nom  toute  d6- 
claration;  r6pondre  k l’interrogatoire 
sur  faits  et  articles;  s’inscrire  en  fauxy 
ou  faire  toutes  autres  d^clarations 
exigees  pour  la  vdrification  des  6cri- 
tures;  faire  toute  demande  d’interven- 
tion,  de  garantie  ou  autres  demandes 
incidentes;  faire  toutes  transactions  ou 
compromis,  avec  facult6  de  nommer 
aussi  les  personnes  des  arbitres;  de- 
ferer,  accepter  ou  r6f6rer  tout  serment 
dßcisoire  ou  supplßtoire,  faire  ou  re- 
tirer toutes  oppositions,  appels,  r4vi- 
sions,  recours  en  cassation,  r6eusa- 
tions,  actions  röcursoires  civiles,  et 
tous  autres  moyens  de  proc6dure,  de- 


oder  nicht  zu  erreichen,  so  kann  die  Uebersetzung  allenfalls  durch  ein  österreichisches 
Konsulat  in  Rumänien  angefertigt  und  beglaubigt  werden. 

Ist  der  Vollmachtgeber  der  rumänischen  Sprache  mächtig,  so  bedarf  es  weder  der 
Beglaubigung  im  diplomatischen  Wege,  noch  einer  Uebersetzung,  vielmehr  kann  die  Voll- 
macht direkt  vor  der  rumänischen  Legation  in  Berlin  oder  einem  Konsulat  authenti- 
fizirt,  d.  h.  durch  wörtliche  Vorlesung  des  Textes  der  Vollmacht,  Bestätigung  des 
freien  Willens  des  Erklärenden,  und  ausdrückliche  Authentizitätserklärung  in  der  Legali- 
sirungsformel  verlautbart  werden  (vgl.  oben  S.  130  und  162  Note  4 Absatz  3). 

Die  Unterschrift  des  in  letzter  Linie  die  Signatur  des  obersten  deutschen  Beamten 
legalisirenden  rumänischen  Gesandten  oder  Gesandtschaftsbeamten  oder  des  direkt  als 
Notar  fungirenden  rumänischen  Gesandtschaft^-  oder  Konsulatsbeamten  ist  (vgl.  oben 
S.  138  f.)  vom  Ministerium  des  Aeusseren  in  Bukarest  zu  beglaubigen. 

Deutsche  Vollmachtgeber  können  sich  hierzu  der  Vermittlung  der  deutschen  Ge- 
sandtschaft oder  des  deutschen  Konsulats  in  Bukarest  bedienen.  Rumänische  Konsuln 
in  Deutschland  fimgiren  in  Berlin,  Breslau,  Frankfurt  a.  M.,  Hamburg,  München,  Leipzig, 
Stettin,  Stuttgart  und  Mannheim,  deutsche  Konsuln  in  Rumänien  in  Bukarest,  Jassy,  Cra- 
jova,  Bra'fla,  Galatz,  Botusani,  Bacäu,  Pitest,  Giurgevo,  Roman  und  Küstendje  (Constanta). 

3)  Vorstehende  Generalvollmacht  in  rumänischer  und  französischer  Sprache  ver- 
danken die  Herausgeber  der  Vermittlung  des  kaiserlich  deutschen  Konsulats  in 
Bukarest. 
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judiciare  saü  asigurätöre,  precum 
orl-ce  altä  mesurä  de  asigurare,  a 
aproba  §i  priimi  inscrip{iuni  de  hypo- 
tecf  sau  gagiurl  ce  se  vor  eonstitui 

ln  favorul  -n^s^n  , a prirni  sub  dare  de 

chitantä  lu  numele  n^u-  veri-ee  sumä 
de  bald,  valöre  de  baut,  efecte  publice 
saü  comerciale,  lucrurl  mobile  saü  imo- 
bile,  acte  autentice  saü  private,  a face 

si  a.  primi  ln  numele  cesiunl 

saü  subroga^iunl,  a descärca  pe  debi- 
toril  - consimtiml  dupä  Impreju- 
rari  $i  la  desfiintarea  de  hypotecl  saü 
a altor  asiguräri,  a,  cere  ?i  infiinl^a  tot 
felul  de  urmärirl  ?i  esecu^iuni  mobi- 
liare  §i  imobiliare. 

La  esecufiun!  de  averi  ale  debito- 

no«tri  . ' „ . 

nlor  meT  , a coneura  si  cumpera  in 
socotöla  creantel  -~“e-  , a,  cere  declara- 

tia  ln  faliment  a debitorilor  a 

representa  ln  töte  fasele  falimentului, 
mal  ales  la  alegerea.  sindicilor  §i  a 
delegatiunii  creditorilor,  la  verificarea 
creantel or,  cu  facultatea  d’a  contesta 
creantele  produse  de  alfi!  §i  d’a  Incre- 


mander  et  opörer  tous  sequestres  ju- 
diciaires,  saisies-gageries  et  toute  autre 
mesure  conservatoire;  approuver  et  ac- 
cepter  toutes  inscriptions  d’hypotheques 
ou  gages  constituöes  en  notre  faveur; 

...  nioii- 

recevoir  sous  quittance  en  ~otre  nom 
toutes  sommes  d’argent,  valeurs,  effets 
publics  ou  de  commerce,  objets  mobi- 
liers  ou  immobiliers,  actes  authentiques 

ou  prives;  faire  et  accepter  en  nom 
toutes  cessions  ou  subrogations,  dö- 
cb arger  döbiteurs,  en  consentant 
d’aprös  les  circonstances  ä la  radia- 
tion  d’hypotheques  ou  d’autres  sfiretös: 
dem  ander  et  exercer  toutes  poursuites 
et  exöcutions  mobiliöres  et  immobi- 
lieres,  en  cas  de  vente  des  biens  de 

mel  döbiteurs , concourir  et  ach  et  er 

pour  compto  de  ~~  ereances ; de- 
mander  la  declaration  en  faillite  de 
döbiteurs,  -n-~-  reprösenter  dans 
toutes  les  phases  de  la  faillite,  surtout 
ä Pelection  de  la  dölögation  des  crean- 
ciers,  ä la  vörification  des  ereances, 

avec  faculte  de  les  affirmer  en 


, , , mele  . , aostru 

dmt,a  p ale  m numele  eon- 

form  codului  comercial; 
a subscrie  luvoell,  concordate  saü  mo- 
ratorie  putend  dupä  circomstante  a §i 
ataca  aceste  acte  pe  töte  cäile  legale, 

Asemenea  a cere  Inregistrarea  de 
märcl  industriale  saü  comerciale,  inta- 
bulare  de  firme  si  publicare  de  con- 
tracte  sociale. 

In  fine  va  avea  facultatea  d’a  se 
servi  la  orl-ce  ocasiune  de  un  Substi- 
tut, $i  ln  genere  de  a opera  saü  a de- 
clara  ln  mod  expres  ori-ce  va  gäsi 
oportun  pentru  mentinerea  intereselor 

iar  cheltuelile  D-lul  §i  ale  sub- 
stitutului  D-lul  precum  si  onorariile 
cuvenite  i sc  vor  respunde  ln  locul 
(Bururescl),  unde  este  §i  domiciliul 
ales  al  acestui  rnandat. 


nom  conformement  au  code  de  com- 
merce ; 

accepter  et  signer  tont  concordat,  mo- 
ratoire  ou  autres  arrangements  pouvant 
d’aprös  les  circonstances  attaquer  ces 
actes  par  toutes  les  voies  lögales. 

Demander  aussi  tous  enregistre- 
ments  de  marques  industrielles  ou  com- 
merciales,  inscriptions  de  raisons  com- 
. merciales  et  publications  de  contrats 
de  sociötö; 

Enfin  se  servir  en  toute  occasion 
d’un  substitut  et  en  gönöral  faire  et 
deelarer  expressöment  tout  ce  qu’il 
*jugera  opportun  pour  la  sauvegarde 

de  intörets.  Par  contre  ses  frais 
comme  ceux  de  ses  substituts  ainsi  quo 
ses  honoraires  lui  seront  payös  ä 
(Buearest)  comme  domicile  elu  de  ce 
rnandat. 


Voll  m ach  ts  f orm  ulare . 
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2.  Prozessvoliiuacht.1) 


Subsemnatul 

fesiune 

autoriz  pe  Dl. 
miciliat  in 


de  pro- 
domiciliat  in 

avocat,  do~ 
, de  a intenta  in 


numele  meü  orl-ce  ac^iuno  de  a me 
reprezenta  si  ca  parat,  in  acele  ce  so  vor 
intenta  contra  mea.  Dl.  avocat  va 
putea  sezisa  töte  autoritäre  §i  instan- 
tele,  civile,  comerciale,  penale  etc.  si 
a se  constitui  parte  civil  ä,  primind  si 
imänänd  töte  somatiile,  citafiile,  copiile 
etc.  alegändu  mi  domiciliul  meü  la 
Dsa.  D.  avocat  va  afea  facultatea  de 
a recurge  la  töte  mijlöcele  de  drept, 
inaintea  tuturor  instan(elor  ^i  autori- 
tär*^, putend  face  oposifie,  ehemäri 
in  garantie,  apel,  revizie,  recurs,  trans- 
actie,  desistare,  declaratii,  cerend  ori-ce 
preparatoriü  sau  procedura,  respundend 
la  interogatoriü , deferind,  referind  $i 
primind  juräminte;  va  putea  esecuta  ho- 
tärlrile  ori-cärei  autoritär  va  putea  cere 
ori-ce  sechestre  provizorie,  judiciare  §i 
definitive;  va  putea  face  ori-ce  contes- 
täri,  va  putea  seöte  in  vänzare  ori-ce 
mobil  saü  imobil  §i  indeplini  tot  ce  este 
necesar  si  uza  de  töte  mijlöcele  de  drept 
pentru  terminarea  esecu^iunei,  putend 
primi  §i  chitanta  ori-ce  sumä  $i  cumpara 
in  numele  meü,  unde  Constitufia  romänä 
un  se  opune,  §i  luänd  pe  numele  meü 
ordonanfa  de  adjudecare  pe  care  o va 
putea  pune  in  esecutare.  In  fine  va 
putea  face  in  numele  meü  §i  töte  actele 
pent.ru  care  s’ar  cere  o procura  spe- 


cialä. 

D.  avocat  va  putea  trece  parte  saü 
totalitatea  drepturilor  prezente  cäträ 
unul  saü  mai  mulfi  alti  avocafi. 


Ich  End  es  Unterzeichneter 
von  Profession  , wohnhaft  in 

, ermächtige  den  Rechts- 
anwalt. , wohnhaft  in  , 

in  meinem  Namen  Klagen  aller  Art 
an  zu  stellen  und  mich  als  Beklagten 
in  den  gegen  mich  angestrengten  Pro- 
zessen zu  vertreten  Derselbe  ist  be- 
fugt, alle  Behörden  und  Instanzen, 
civile,  kommerzielle,  strafrechtliche  etc., 
anzugehen  und  Civilersatzansprüche 
geltend  zu  machen;  alle  Aufforderungen, 
Vorladungen,  Abschriften  etc.  zu  em- 
pfangen und  sich  einhändigen  zu  lassen, 
anch  erwähle  ich  Domizil  bei  ihm. 
Er  ist  befugt,  alle  Rechtsmittel  zu  er- 
greifen, vor  allen  Instanzen  und  bei 
allen  Behörden  Opposition,  Appell,  Re- 
vision und  Rekurs  einzulegen.  Re- 
gress zu  nehmen,  Transaktionen  ab- 
zusc-liliessen,  Erklärungen  abzugeben, 
jedes  Vorverfahren  und  Prozessver- 
fahren zu  verlangen,  auf  Fragen  Ant- 
wort zu  geben . Eide  zuzuschieben, 
zu rückzu schieben  und  anzunehmen;  Ur- 
theile  jeder  Behörde  zu  vollstrecken; 
jederlei  Beschlagnahme  und  Arrest,  vor- 
läufige und  definitive,  sowie  gericht- 
lichen Sequester  zu  verlangen,  jederlei 
Anfechtung  vorzunehmen,  bewegliche 
oder  unbewegliche  Güter  zum  Zwangs- 
verkauf zu  bringen,  sowie  alles  Nöthige 
zu  thun  und  alle  Rechtsmittel  anzu- 
wenden, um  die  Vollstreckung  durch - 
zuführen;  auch  jedwede  Summe  zu 
empfangen  und  darüber  zu  quittiren, 
und  in  meinem  Namen  zu  kaufen  (so- 
weit die  rumänische  Konstitution  es 
zulässt.)  und  auf  meinen  Namen  Zu- 
schi agsbescheide  zu  erwirken  und  zu 
vollstrecken.  Auch  ermächtige  ich  ihn, 
in  meinem  Namen  noch  alle  diejenigen 
Handlungen  vorzunehmen,  für  die  eine 
Spezialvollmacht  gefordert  wird,  sowie 


*)  Die  Vollmachten  2 bis  5 sind  auf  Ersuchen  der  Herausgeber  von  dem  früheren 
ersten  Präsidenten  des  Tribunals  zu  Galatz,  jetzigen  Rath  am  Appellhof  in  Bukarest 
Herrn  Dr.  G.  G.  Flaiscklen  entworfen. 
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3.  Handelsklage-  und 

Subsemnatul,  de  pro- 

fesiune  domiciiiat  in 

avönd  a lua  de  la  Di.  , co- 

merciant  in  , m§ce  banl,  autoriz 

pe  Dl.  , avocat  in  , 

strada  No.  , de  a me  repre- 

zenta  fa$ä  cu  debitor. 

[Dl.  avocat  va  putea  cere  §i  primi 
banil  ce  mi  se  datoresc,  remi^end 
titlurile  saü  dänd  chitan^a;  va  putea 
protesta  cambiele  si  cere  declararea 
D-lui  in  stare  de  fali- 

ment.  Dl.  avocat  va 

putea  reclama  plata  inaintea  justi- 
^ici,  cerend  secbestre  §i  proprirl  de 
ori-ce  fei ; va  putea  sezisa  töte  instan- 
i^ele,  uza  de  töte  mijlöcele  de  drept, 
primi,  face  §i  imäna  copii  de  hotäräri, 
cita^iunl,  soma^iuni  etc.,  cere  prepara- 
torie,  deferi,  referi  §i  accepta  jurä- 
minte,  transige,  renunta,  respunde  la 
interogatorie,  face  ori-ce  declara^ie  §i 
ori-ce  cerere  saü  act  de  esecutare.] 


In  decursul  falimentului,  [fiä  pro- 
vocat  de  D.  avocat,  fiä  de  altul,] 
Domnia-Sa  va  putea  lua  parte  la  töte 
deliberärile  creditorilor , va  prezenta 
cambiele  saü  cele  lalte  titluri  spre 
verificare,  aiirmänd  §i  sinceritatea  lor; 
me  va  representa  la  votarea  concorda- 
tului  saü  moratoriului  §i  la  ori-ce  act 
al  falimentului,  va  putea  face  ori-ce 
cerere,  opo^i^ie,  contestatie,  chiar  la 
verificare  saü  concordat  ori  moratoriü. 
D.  avocat  va  putea  uza  de  ori-ce  mijloc 
de  drept,  §i  provoca  ori-ce  procedura; 


einen  Theil  oder  die  Gesammtheit  der 
gegenwärtigen  Rechte  einem  oder  meh- 
reren anderen  Advokaten  zu  über- 
tragen. 

Konkursvollmaoht. J) 

Endesunterzeichneter,  von 

Profession  , wohnhaft  in 

, ermächtige,  da  ich  von 
in  Geld  zu  erhalten 

habe,  Herrn  Rechtsanwalt 
in  Strasse  No.  , 

mich  ihm  gegenüber  zu  vertreten. 

[Ich  ermächtige  ihn,  das  mir  geschul- 
dete Geld  zu  verlangen  und  in  Empfang 
zu  nehmen,  unter  Aushändigung  der  Be- 
läge oder  gegen  Quittung,  Wechsel  zu 
protestieren  und  die  Konkurseröffnung 
gegen  meinen  Schuldner  zu  veranlassen, 
Zahlungen  vor  Gericht  zu  verlangen, 
sowie  jede  Art  der  Beschlagnahme  und 
Sicherheitsarrest  anzulegen;  alle  In- 
stanzen anzugehen,  alle  Rechtsmittel 
zu  ergreifen,  Urtheile,  Abschriften, 
Vorladungen,  Aufforderungen  etc.  an- 
zunehmen, ergehen  und  sieh  einhändi- 
gen zu  lassen,  Vorbereitungsverfahren 
zu  veranlassen , Eide  zuzuschieben, 
zurückzuschieben  und  anzunehmen,  sich 
zu  vergleichen,  Verzicht  zu  leisten, 
auf  Fragen  Anwort  zu  stehen  und 
jedwede  Erklärung  abzugeben  und 
jederlei  Schritte  öder  Antrag  behufs 
Vollstreckung  zu  machen.] 

Im  Verlaufe  des  Konkurses,  [sei 
derselbe  auf  Veranlassung  meines  Be- 
vollmächtigten oder  eines  Andern  er- 
klärt worden,]  ermächtige  ich  Herrn 
Rechtsanwalt  an  allen  Be- 

rathungen  der  Gläubiger  Theil  zu  neh- 
men, die  Y/echsel  und  Forderungsbeläge 
zur  Prüfung  vorzu  wei  sen  und  ihre  Wahr- 
haftigkeit zu  bestätigen,  mich  beim 
Votiren  des  Konkordats  oder  des  Mo- 
ratoriums und  bei  allen  andern  Akten 
des  Falliments  zu  vertreten;  jeden  An- 
trag zu  stellen,  Opposition,  Anfeeh- 


*)  Soll  die  Vollmacht  zur  Eintreibung  einer  Schuld  ohne  Einleitung  des  Konkursver- 
fahrens dienen,  so  können  die  eingeklamaierten  Theile  der  Vollmacht  fligiieh  fortbleiben. 


V ollraachtsformulare. 
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Dsa  va  putea  primi  ori-ce  cotä  de  dis- 
tribuire,  dänd  chitan^ä  in  numelo  meü, 
saü  a lua  siguran^ä,  chiaripotecarä,  §i 
da  orl-ce  declara^ie  de  indestulare,  de 
radiare,  de  impaeare,  desistare,  retrac- 
t-iune  etc. ; va  putea  a se  constitui 
parte  civilä  in  caz  de  urmärire  penalä 
a debitorelu'l  §i  va  putea  chiar  el  insu§l 
provoca  asemene  urmärire.  In  fine  va 
putea  face  orl-ce  act  §i  orl-ce  demers 
ar  crede  de  cuviin^a,  cbiar  dacä  legea 
ar  cere  o procura  specialä. 


Mi  aleg  domiciliul  meü  la  dlnsul. 
D.  avocat  va  putea  trece  parte  saü 
totalitatea  prezentelor  puteri  caträ  unul 
saü  mai  mul$  alfl  avocat! . 


tung,  auch  im  Prüfüngsverfahren,  gegen 
das  Konkordat  und  Moratorium  einzu- 
legen, jedes  Rechtsmittel  zu  ergreifen 
und  jedes  Verfahren  zu  veranlassen, 
jede  Vertheilungsquote  in  Empfang  zu 
nehmen  und  in  meinem  Namen  den 
Empfang  zu  bestätigen,  Sicherheit, 
auch  hypothekarische , bestellen  zu 
lassen,  Erklärungen  aller  Art,  insbe- 
sondere betreffend  Befriedigung,  Ver- 
gleiche, Widerruf,  Zurücknahme  und 
Löschungen  abzugeben,  bei  strafrecht- 
licher Verfolgung  des  Schuldners  Civil- 
ersatzansprüche  geltend  zu  machen 
und  auch  selbst  eine  solche  Verfolgung 
zu  veranlassen,  kurz,  jede  Handlung 
und  jeden  Schritt  zu  unternehmen, 
den  er  für  angemessen  erachten  wird, 
auch  wenn  das  Gesetz  eine  Spezial- 
vollmacht verlangen  sollte]. 

Ich  erwähle  Domizil  bei  ihm, 
ermächtige  ihn  auch,  einen  Theil  oder 
alle  gegenwärtigen  Rechte  an  einen 
oder  mehrere  andere  Rechtsanwälte  zu 
übertragen. 


4.  Erbschaftsvollmaclit. 


Subsemnatul  , de  pro- 

fesiune  , domiciliat  in  , 

autoriz  pe  Dl.  avocat  , do- 
miciliat in  , de  a reclama 

pentru  mine  §i  in  numele  meü  partea 
ce  mi  se  cuvine  diu  succesiunea  de- 
functului.  Dsa  va  cere  punerea  mea 
in  posesiune  §i  impär^eala  averei.  Dsa 
me  va  reprezenta  activ  §i  pasiv  in 
töte  litigiele  ce  ar  na§ce  din  acösta 
succesiune,  putend  intenta  ori-ce  soi 
de  actiune,  chiar  penale,  uza  de  töte 
mijlöcele  de  drept,  provoca  ori-ce 
procedura  si  face  ori-ce  cerere,  tnain- 
tea  ori-cärei  instante  ori  autoritäti, 
putend  transige,  compromite,  face  ori- 
ce  declara^iuni,  renun^äri,  respunde  la 
interogatorie , deferi,  referi,  §i  primi 
juräminte,  imäna  §i  primi  cita^ie,  soma- 
tiuni,  sentinte  etc.,  §i  se  va  bucura 
de  drepturile  cele  mai  largi  al  unul 
mandatar  procesual,  putend  a se  con- 
stitui §i  parte  civilä.  Dl.  avocat  va 

Leske  u.  Lobwrkpeld,  Rechtsverfolgang.  II. 


Ich  Endesunterzeichneter, 
von  Profession  , wohnhaft 

in  , ermächtige  Herrn  Rechts- 
anwalt , wohnhaft  in  , 

für  mich  und  in  meinem  Namen  Alles 
zu  fordern,  was  mir  aus  der  Nach- 
lassenschaft des  verstorbenen 
zukommt,  meine  Erbeinweisung  und 
die  Vermögenstheilung  zu  verlangen, 
mich  aktiv  und  passiv  in  allen  Rechts- 
streiten zu  vertreten,  die  aus  dieser 
Nachlassenschaft  entstehen  können; 
jederlei  Klagen  anzustellen,  auch  straf- 
rechtliche; ein  jedes  Rechtsmittel  zu 
ergreifen;  ein  jedes  Verfahren  zu  be- 
antragen, vor  jeder  Instanz  und  jeder 
Behörde;  Vergleiche  und  Kompromisse 
zu  schliessen,  und  jederlei  Erklärung 
abzugeben,  Verzicht  zu  leisten,  auf 
Fragen  zu  antworten,  Eide  zuzuschie- 
ben, zurückzuschieben  und  anzunehmen, 
Vorladungen,  Aufforderungen,  Urtheile 
etc.  anzunehmen  und  zuzustellen,  und 
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putea 

pormit  legile  ^äre'f,  orl-ce  imobil  ßaü 
mobil  din  succesiune,  cu  ori-ce  sar- 
cini,  §i  impunendumi  chiar  noi  sar- 
cini  pentru  egalarea  loturilor,  §i  va 
putea  primi  §i  chitan^a  ori-ce  sumä 
de  bani.  Dsa  va  mai  avea  dreptul  de 
a contesta  pe  veri-ce  copretendent,  fiä 
prin  proces  regulat,  fia  la  tabloü;  va 
putea  aplica  sechestre  provizorie  §i  de 
esecutare,  face  opozitie  §i  contestafie 
la  esecutare,  in  fine  ori-ce  co’ero  saü 
act  ar  crede  oportun,  pänä  la  lichi- 
darea  §i  realizarea  defmitivä  a dreptu- 
lul  meü. 


Aleg  domiciliü  la  Domnia-Sa. 

D.  avocat  va  putea  face  si  acele 
acte  pentru  cari  legile  ar  cere  o pro- 
cura specialä. 

D.  avocat  va  putea  trece  parte  saü 
totalitatea  drepturilor  acestei  procuri 
cäträ  unul  saü  mai  multi  alti  avocati. 


ertheile  ihm  alle  Befugnisse  eines  Pro- 
zessbevollmächtigten, ermächtige  ihn 
auch,Civilansprüche  geltend  zu  machen, 
für  mich  aus  der  Hinterlassenschaft, 
soweit  es  die  Landesgesetze  erlauben, 
jedes  bewegliche  oder  unbewegliche 
Gut  zu  kaufen,  mit  jedweder  Belastung, 
mir  auch  zum  Ausgleich  des  Erbtheils 
Lasten  aufzulegen,  und  jede  Geldsumme 
in  Empfang  zu  nehmen  und  darüber 
zu  quittiren,  auch  die  Ansprüche  von 
Mitprätendenten  zu  bestreiten , sei  es 
im  ordentlichen  Prozess , sei  es  im 
Yertheilungsstatus;  Sicher!)  eits-  und 
Exekutionsarrest  anzulegen,  Opposition 
und  Kontestation  gegen  die  Exekution 
einzulegen,  endlich  alle  Anträge  zu 
stellen  und  alle  Handlungen  und  Akte 
vorzunehmen,  die  er  für  angezeigt  hält, 
bis  zur  endgültigen  Liquidirung  und 
Realisirung  meiner  Rechte. 

Ich  wähle  mein  Domizil  bei 
demselben  und  ermächtige  ihn,  auch 
diejenigen  Handlungen  vorzunehmen, 
für  die  die  Gesetze  eine  Spezialvollmacht 
verlangen  und  einen  Theil  oder  alle 
Rechte  dieser  Vollmacht  an  einen  oder 
mehrere  andere  Rechtsanwälte  zu  über- 
tragen. 


Europa. 


cumpära  pentru  mine,  pe  cät 


5.  Generalvollmacht. 


Subsemnatul  , de  pro- 

fesiune  , domiciliat  in  , 

autoriz  pe  Dl.  avocat  , do- 
miciliat in  , a me  prezenta  in 

mod  general  in  töte  afacerile  mele. 
Dsa  va  putea  primi,  chitanta,  adrni- 
nistra  ori-ce  avere  a mea,  fäcend  §i 
ori-ce  platä:  o va  putea  vinde,  arenda, 
inchiria,  ipoteca;  va  putea  cumpara 
pentru  mine  §i  in  numele  meü;  va 
putea  ineheia  ori-ce  act  saü  contract 
relativ  la  proprietätile  mele  si  avere 
mea;  va  putea  cere  ori-ce  sechestre, 
popriri,  cautiuni;  va  putea  face  ori-ce 
altä  cerere,  intenta  proces  de  ori-ce  na- 
tura §i  a se  constitui  parte  civilä;  me  va 
reprezenta  inaintea  tutulor  instantelor 
saü  autorita^ilor ; va  putea  uza  de  ori-ce 
mijloc  de  drept  §i  de  procedura,  va 


Ich  Endesunterzeichneter 
von  Profession  , wohnhaft 

in  , ermächtige  Herrn  Rechts- 
anwalt , wohnhaft  in  , 

mich  allgemein  in  allen  meinen  An- 
gelegenheiten zu  vertreten,  ein  jegliches 
meiner  Vermögensstücke  in  Empfang 
zu  nehmen,  den  Empfang  zu  beschei- 
nigen, dasselbe  zu  verwalten,  jederlei 
Zahlung  zu  leisten;  zu  verkaufen,  zu 
verpachten,  zu  vermiethen,  zu  hypo- 
theziren;  in  meinem  Namen  und  für  mich 
zu  kaufen;  jederlei  Handlung  in  Be- 
zug auf  meine  Besitzthümer  und  mein 
Vermögen  vorzunehmen,  Verträge  zu 
schliessen,  jederlei  Beschlagnahme,  Ar- 
restanlegung, Sicherheitsstellung  zu 
verlangen,  jeden  anderweitigen  Antrag 
zu  stellen,  Prozesse  aller  Art  anzustren- 
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putea  primi  §i  imäna  soma^iuni,  cita^il 
$i  sentin^e  etc. ; respunde  la  interoga- 
torie;  deferi,  referi  §i  accepta  jurä- 
minte;  fransige,  renun^a;  face  orl-ce 
declaratiunt.  In  fine  ori-ce  lucrü  Dl. 
avocat  crede  oportun  a face  in  numele 
meü,  va  fi  considerat  ca  fäcut  de  mine 
insumi,  chiar  in  caz  cänd  legile  ar  cere 
o procura  specialä. 


Aleg  domiciliü  la  Dl.  avocat. 

Dsa.  va  putea  trece  parte  sau  to- 
talitatea  drepturilor  prezente  caträ  una 
saü  mai  multe  alte  persöne. 


gen  und  Civilscliadenersatz  zu  ver- 
langen; mich  vor  allen  Instanzen  und 
Behörden  zu  vertreten ; alle  Rechts-  und 
Prozessmittel  zu  gebrauchen,  Aufforde- 
rungen, Vorladungen,  Urtheile  etc.  zu 
empfangen  und  einzuhändigen;  auf 
Fragen  zu  antworten;  Eide  zuzuschie- 
ben, zurückzuschieben  und  anzunehmen, 
sich  zu  vergleichen,  Verzicht  zu  leisten 
und  jede  Erklärung  abzugeben.  Alles, 
was  mein  genannter  Bevollmächtigter 
für  gut  finden  wird,  in  meinem  Namen 
zu  thun,  soll  als  von  mir  selbst  ge- 
than  betrachtet  werden,  sogar  weni\ 
die  Gesetze  eine  Spezialvollmacht  ver- 
langen. 

Ich  erwähle  Domizil  bei  dem 
Herrn  Rechtsanwalt  und  ermäch- 
tige ihn  auch,  einen  Theil  oder  alle 
vorstehenden  Befugnisse  einer  oder 
mehreren  anderen  Personen  zu  über- 
tragen. 


III.  Serbien.1)2)3)6) 


nYHOMOmiE. 

Obiim  oßJianihyjeM  r. 

jja  Me  ko,h  CBiijy  BOMajtCKHX  BJiacTii  y 
Epa.LeBiimi  Cpönjn  eacTvna  no  CBHMa 
rpa^ancKHM  it  icpjiBHnimM  napjinnaMa : 
MOsne  TyjRöe  noAiiBarn  n o,n  hcthx  oä- 
yciajaTH,  aa  ce  mojkc  paBnaTH,  Ha  neßopun 


Vollmacht.4) 

Hiermit  ertheile  ich  dem  Herrn 

Vollmacht,  mich  bei  allen  Landesbe- 
hörden im  Königreich  Serbien5)  in 
allen  meinen  Civil-  und  Kriminalpro- 
zessen zu  vertreten. 


*)  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Vollmachten  lauten  in  deutscher  Ueber- 
setzung: 

§ 78  C.P.O.;  „Jede  Prozesspartei,  die  an  ihrer  Stelle  einen  Machthaber  zur 
Prozessführung  zu  Gericht  entsendet,  muss  diesen  mit  einer  ordentlichen  schriftlichen 
Vollmacht  versehen.“ 

§ 79:  „Jede  schriftliche  Vollmacht  muss  enthalten:  1)  den  Namen,  Vornamen, 
Stand  und  Aufenthaltsort  der  Prozesspartei  (des  Machtgebers)  und  des  Machthabers, 

2)  den  Streitgegenstand,  3)  die  Bevollmächtigung  des  Machthabers  zur  Führung  des 

Prozesses,  4)  Ort  und  Zeit  der  Ausstellung  der  Vollmacht.“ 

§ 80:  „Die  Urkunde  muss  vom  Aussteller  unterschrieben,  oder  falls  er  nicht 

schreiben  kann,  eigenhändig  unterkreuzt  sein.  Das  Kreuzzeichen  ist  neben  den  Namen 
zu  setzen  und  kann  der  Aussteller  statt  desselben  auch  sein  Siegel  auf  die  Urkunde 
drücken.  Es  bedarf  jedoch  sowohl  die  Unterschrift,  als  auch  das  Siegel  und  das  Kreuz- 
zeicbep  der  Bestätigung  der  Echtheit  von  Seite  eines  Gerichts  oder  der  Kreis-  oder 
Bezirks-Polizeibehörde.“ 

§ 83:  „Wer  eine  allgemeine  (d.  i.  eine  auf  alle  Geschäfte  lautende)  Vollmacht 
besitzt,  ist  berechtigt,  sämmtliche  im  Laufe  der  Zeit  sich  ergebenden  Prozesse  zu 
führen,  Sicherstellung  zu  begehren,  sich  zu  vergleichen,  auf  ein  Schiedsgericht  über- 
einzukommen, Eide  aufzutragen  und  zurückgeschobene  anzunehmen  und  für  die  Exekution 
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In  Folge  dessen  ist  derselbe  be- 
rechtigt : 

Klagen  zu  erheben  und  zurückzu- 
ziehen, Vergleiche  zu  schliessen,  auf 
ein  Schiedsgericht  einzugehen,  Richter 
und  Sachverständige  zu  wählen,  die 
Eidesleistung  zu  beanspruchen  wie  auch 
anzunehmen,  Beschlagnahmen  und  ge- 
richtliche Eintragungen  zu  bean- 
spruchen und  auch  dieselben  wieder 
aufzuheben,  Geld  und  Werthgegen- 
stände in  Empfang  zu  nehmen  und 
darüber  zu  quittiren,  endlich  diese 
Vollmacht  auf  andere  Personen  zu 
übertragen. 

, den  189 

Der  Vollmachtgeber. 

der  Urtheile  zu  sorgen,  insoweit  in  dieser  Vollmacht  nicht  einzelne  der  aufgeführten. 
Befugnisse  ausdrücklich  ausgenommen  sind.“ 

§ 84:  „Alle  in  den  §§  613  und  614  bürgerl.  Gesetzbuchs  erwähnten  Rechtsge- 
schäfte müssen  sowohl  in  der  allgemeinen  Vollmacht  als  auch  in  einer  für  einzelne 
Prozesse  ertheilten  ausdrücklich  aufgeführt  werden.“  — § 613  bürg.  G.B.  lautet:  „Fol- 
gende Geschäfte:  im  Namen  eines  Andern  Sachen  veräussern  oder  entgeltlich  über- 
nehmen, Schuldverträge  schliessen,  fremde  Gelder  erheben,  Prozesse  anhängig  machen, 
Eide  auftragen,  annehmen  oder  zurückschieben,  Vergleiche  schliessen  erfordern  eine  auf 
dieselben  lautende  Vollmacht.“  — §614:  „Soll  eine  Erbschaft  im  Namen  eines  Andern 
angenommen  oder  ausgeschlagen,  ein  Gesellschaftsvertrag  geschlossen,  eine  Schenkung 
gemacht,  ein  Schiedsgericht  gewählt  oder  ein  Recht  unentgeltlich  abgetreten  werden, 
so  ist  hierfür  eine  auf  das  einzelne  Geschäft  lautende  Vollmacht  erforderlich.“ 

2)  Vgl.  auch  oben  S.  208  (Vollmachten),  209  (Legalisirung  und  Vidimirung),  224 
(Gerichtssprache),  205  (Prozessfähigkeit). 

3)  Die  im  Auslande  in  fremder  Sprache  ausgestellte  Vollmacht  bedarf  immer 
einer  vom  serbischen  Ministerium  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  er- 
theilten Bestätigung  der  Echtheit  der  Vollmachtsurkunde  und  einer  serbischen  Ueber- 
setzung.  Die  Taxgebühren  betragen:  für  die  Bestätigung  2 dinars  und  50  paras 
(Centimes),  für  die  Uebersetzung  für  je  100  Worte  der  Originalurkunde  10  dinars, 
welche  Taxe,  wenn  dem  Ministerium  die  Vollmacht  mit  einer  serbischen  Uebersetzung 
überreicht  wird,  sich  auf  die  Hälfte  (5  dinars  für  100  Worte)  ermässigt. 

4)  Vorstehendes  Formular  einer  Prozessvollmacht  nebst  serbischer  Uebersetzung 
empfingen  die  Herausgeber  von  dem  Kaiserlich  deutschen  Konsulat  für  Serbien  in 
Belgrad  mit  dem  Bemerken,  dass  dasselbe  bei  dem  Kaiserlichen  Konsulat  in  Gebrauch 
und  dass  andere  derartige  Formulare  nicht  vorhanden  seien.  — Die  Erläuterungen 
stammen  von  Herrn  Professor  Dr.  A.  Georgevitch  in  Belgrad. 

5)  Bei  Ertheilung  einer  Generalvollmacht  ist  hier  einzufügen:  „allgemein 
in  allen  meinen  Rechtsangelegenheiten  gerichtlich  und  aussergerichtlich  zu  vertreten 
und  Erklärungen  aller  Art  in  meinem  Namen  abzugeben.  Derselbe  ist  insbesondere 
auch  ermächtigt,  Klagen  zu  erheben  etc.“  (wie  oben  bis  zum  Schluss).  Bei  Ertheilung 
einer  Erbschaftsvollmacht  ist  einzufügen:  „mich  im  Verfahren  bei  Regulierung 
des  Nachlasses  des  N.  N.  gerichtlich  und  aussergerichtlich  zu  vertreten,  sich  in  meinem 
Namen  bedingt  oder  unbedingt  als  Erbe  zu  erklären  und  Erklärungen  aller  Art  rechts- 
verbindlich abzugeben.  Derselbe  ist  insbesondere  auch  ermächtigt,  Klagen  zu  erheben 
£tc.“  (wie  oben  bis  zum  Schluss). 

6)  Von  Aufnahme  von  Vollmachtsformularen  für  Montenegro  ist  mangels  eines 


cyA  np'HCTajarH,  cyßwj e h BenrraKe  Snpam, 
3aKJie'rny  iiypiTn  n npriMaTH,  3a6pane  u 
nnTa6yjiau;nje  oxasjbaTH  ii  ckmauth,  uonan; 
h noBuanc  npe^iiocTH  npnMaTH  n kbhth- 
paiM,  na  noc.iei'Ky  aa  obo  nynoMohnje 
Monce  n na  Äpyror  npeneiH. 

y 189 

Bjiactombaii; 
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IV.  Bulgarien.1)2)3)4) 


mYv.IHOMOm.HO. 


cm  cjit^yroiAHTi  npaBa:  npaBO  3a  cno- 
rajKAauiie  srnnm  oim  cjk.ä'bt'b  cm  cipaniiTi, 

— oa  Cayenne  h npi^CTaBJieime  Bm  bcioi- 
kht3>  cxAeÖHH.  oömecTBemm  n ©iiHaHn,n- 
a.iHii  yup^iE/mima,  — 3a  iiOAaBaHiia  bcs- 
KaKmBm  bha'B  npomemis  n hucthu  JKajiön, 

— 3a  saaBHBaHiie  HacpkniHH  iicKOBe  k 
oiroBapHHiie  cphmy  TaKBimn  ncKone,  — 
3a  externe  Bm  MnpoBHTk,  Orp^jkhk  ii 
A nnejiaTHBim  C^miHma  h Bm  BmpxoBunfi; 
Kaccan.noHeHm  Ca^m,  KaKTO  h 3a  noßa- 
Banne  nporaeuHS,  npoxecTH  Bm  ths  c*ßH- 
juima  — ßa  ce  xoßaTaücTByBa  3a  OTMhHeHH- 
eio  hjlh  KaccnpamieTO  na  onpeßkJieHiiHTa 
11.111  piraeHHaia,  — 3a.HBHBaHHe  noßjiori> 
11  OTroBapaiiiiH;  Ha  xaEmBm  — 3a  npne- 


Vollmacht. 

(Hier  ist  der  Name  des  Bevollmäch- 
tigten, die  Bezeichnung  des  Prozesses 
oder  der  Angelegenheit,  zu  deren  Füh- 
rung die  Vollmacht  dienen  soll,  anzu- 
führen, und  falls  Generalvollmacht 
oder  Erbschaftsvollmacht  ertheilt 
werden  soll,  dies  zu  vermerken.) 
und  ermächtige  ihn  insbesondere:  zu 
aussergerlchtlichen  Vergleichen  mit  den 
Parteien,  zur  Einklagung  und  Ver- 
tretung vor  allen  Gerichts-,  Admini- 
strativ- und  Finanzbehörden,  zur  Ein- 
reichung von  Gesuchen  und  Rekursen 
(Beschwerden)  aller  Art,  zur  Erhebung 
von  Widerklagen  und  zum  Vorbringen 
von  Einreden  gegen  solche  Klagen, 
zur  Verhandlung  vor  den  Friedens- 
gerichten, Gerichtshöfen,  Appellations- 
gerichten und  dem  Obersten  Kassa- 
tionshof, zur  Einreichung  von  Gesuchen 
und  Protesten  an  diese  Gerichte,  zur 
Einlegung  von  Berufungen,  Rekursen 
und  Nichtigkeitsbeschwerden  gegen  Un- 


praktischen Bedürfnisses  Abstand  genommen.  Im  Bedarfsfälle  kann  für  Angelegenheiten 
oder  Prozesse  in  Montenegro  vorstehende  serbische  Vollmacht  Verwendung  finden. 
Vgl.  im  Uebrigen  für  Montenegro  über  die  Form  der  Vollmacht  und  Uebersetzung 
oben  S.  331  und  über  die  Fälle,  in  denen  Spezialvollmacht  erforderlich  ist,  oben  S.  332. 

*)  Dieses  Vollmachtsformular  nebst  Uebersetzung  und  Erläuterungen  verdanken  die 
Herausgeb  er  Herrn  Dr.M.St.  Schi  sch  man  0 v,  Vizepräsidenten  des  Kassationshofs  in  Sofia. 

2)  In  Bulgarien  ist  für  alle  Zwecke  (Prozess,  Konkurs,  Erbschaftsregulierung  u.  A.) 
das  obige  Vollmachtsformular  im  Gebrauch.  Das  etwa  Fehlende,  z.  B.  dass  die  Voll- 
macht zur  Vertretung  in  allen  Angelegenheiten  und  Prozessen  (Generalvollmacht),  oder 
zur  Regulierung  einer  Erbschaft,  zur  Vertretung  in  einem  Konkurse  dienen  soll,  wird 
an  der  im  Eingang  offen  gelassenen  Stelle  eingefügt,  Unnöthiges  aber  durchstrichen. 
Auch  soll  der  offene  Raum  zur  Angabe  des  Namens  des  Bevollmächtigten  und  zur  Be- 
zeichnung des  Prozesses  oder  der  Angelegenheit  dienen,  für  welche  die  Vollmacht  er- 
theilt wird. 

3)  Taxen  und  Stempel.  Die  Prozessvollmacht  erfordert  einen  Stempel  von 
1 franc  (andere  Vollmachten  erfordern  ev.  höhere  Stempel).  Für  die  Legalisirung 
wird  ferner  1 franc  Stempel  und  ausserdem  1 fr.  40  cent.  Legalisirungstaxe  erhoben. 
Für  Beglaubigung  der  Uebersetzung  einer  in  fremder  Sprache  ausgestellten  Vollmacht 
(gleich,  ob  letztere  mitüberreicht  oder  vom  Dragoman  des  Ministeriums  des  Aeusseren 
angefertigt  wird)  werden  7 francs  für  jeden  Bogen  (von  türkischen  5 francs),  ausserdem 
5 francs  Stempel  und  ferner  für  Beglaubigung  des  fremden  Siegels  5 francs  Taxe  er- 
hoben, so  dass,  wenn  die  Urkunde  nicht  mehr  wie  einen  Bogen  umfasst,  zusammen 
17  francs  an  Stempel  und  Taxen  zur  Erhebung  gelangen. 

4)  Vgl.  im  Uebrigen  über  Vollmachten  oben  S.  247,  wobei  berichtigend  bemerkt 
wird,  dass  die  Zuziehung  von  Zeugen  bei  der  notariellen  Beglaubigung  nothwendig  ist,. 
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Manne,  OTfti&CBanno  11  najiaranne  KAiixBa, 
— 3.x  np^KpaTHBanne  A't-iaxa  ct>  cnoroAÖa, 
ca  npiiBJinMaiiMe  imi  BCx.niiBaHne  Kaio 
Tpexo  jnme  bt>  A'b-iaxx,  — 3a  xoAaxaiiciBy- 
Baime  BT>cxanoBJieniie  npauo  na  annejnb 
iura  Kacau.ii}!,  oa  licrcaHne  oßecueueHiie  na 
wcKOBeit  3a  ceKcecrpnpaiine,  h npoAaBxnwo 
HMyipecTBa  na  AJitaciiimiiTli  kokto  h ofoiB- 
aphhoio  timt»  3a  ncc’LcTO&TCjLflu,  3a  xo^a- 
TancTByßaime  na  tIjxhoxo  ahtho  aaAT»p- 
jKanne,  3a  noAyuBanue  no  i»chtkttx4  A^a 
©opMaJiHH  ii  uacxun  Komm.  KiinjKa  h AOKy- 
mchxii,  3a  no.-iyMBanne  11a  cnoe  habe  na 
Apyro  iimc  HcnrBjmuTejHH  AiiexoBe,  3a  o/böIi- 
pannc  napHMHH  cyMMii,  3a  yn.MjHOMoma- 
naime  Apym  Aima  ct.  csumixt  npaea  ilih 
nacxb  oxra  xiXT»  ii  kakboto  nanpac 
mm  oxt»  yn.YwiiiOMomen 

3aAT»jivKaBaMT»  ce  HaiTBAuo  a» 

lipucM  Kaxo  oöaBTBaM  u:e  öe3rn 

3aKOiiHir  npimimn  niMaM  npaco  #a 

oxhcm  uacxoamexo  m&AHOMonmo. 

ycjiOBenoxo  im  BTi3Harp  aacA® hu e me  3a- 
njiaxa  HairBAHO. 


theile  und  Bescheide,  zur  Anfechtung 
der  Echtheit  von  Urkunden  und  Er- 
widerung auf  solche  Anfechtungen,  zur 
Annahme,  Rückschiebung  und  Antra- 
gung von  Eiden,  zur  Erledigung  des 
Prozesses  durch  Vergleich,  zur  Aus- 
dehnung der  Klage  oder  Einrede  auf 
dritte  Intervenienten  und  zum  Eintritt 
in  den  Prozess  als  dritter  Intervenient, 
zum  Ansuchen  um  Restitution  des  Be- 
ruf ungs-  oder  Kassationstermins,  zur 
Klage  auf  Sicherstellung,  zu  Exe.ku- 
tions-  und  Feilbietungsan trägen , zu 
Gesuchen  um  Eröffnung  des  Konkurses 
gegen  meine  Schuldner  oder  Verhaf- 
tung derselben,  zur  Entnahme  amt- 
licher und  privater  Abschriften  in  allen 
Prozessen,  zur  Empfangnahme  von 
anderen  Schriften  und  Dokumenten,, 
zur  Empfangnahme  von  Zwangsvoll- 
streckungsbefehlen auf  seinen  oder 
eines  Anderen  Namen,  zur  Einkassi- 
rung  von  Geldbeträgen,  zur  Bevoll- 
mächtigung anderer  Personen  mit  allen 
vorstehenden  Befugnissen  oder  mit 
einem  Theil  derselben.  Ich  verpflichte 
mich,  was  immer  mein  Vertreter  oder 
der  von  ihm  Bevollmächtigte  thun 
wird,  zu  genehmigen,  indem  ich  da- 
rauf verzichte,  ohne  gesetzliche  Gründe 
meinem  Bevollmächtigten  diese  Voll- 
macht zu  entziehen,  mich  auch  zur 
Zahlung  des  vereinbarten  Honorars 
verpflichte. 

(Ort  und  Datum.) 

(Unterschrift  des  Vollmachtgebers.) 


V.  Türkei.1)2) 


1.  Prozess  und  Konkursvollmacht.3) 

Ich  Endesunterzeichneter  zu  ertheile  hierdurch  dem 

(den)  Herrn  zu  vorbehaltlich  seiner  (ihrer)  Zustimmung, 

Vollmacht,  die  mir  gegen  den  zustehende  Forderung  in  Höhe  von 

einzuziehen,  erforderlichen  Falles  vor  sämmtlichen  weltlichen  und 

wenn  die  die  Vollmacht  ausstellende  Person  dem  Notar  unbekannt  ist;  über  die  Le- 
galisirung  vgl.  S.  247  Note  8,  Umfang  der  Vollmacht.  S.  247  Note  4,  Stempel  S.  252  f., 
ausländische  Urkunden  S.  265,  Prozessfähigkeit  S.  245.  Die  Gerichte  lassen  Bevollmäch- 
tigte nur  auf  Grund  beglaubigter  oder  mündlich  vor  Gericht  ertheilt er  Vollmachten  zu. 

*)  Vgl.  hierzu  oben  S.  364 — 366  u.  301  f.  (Form  und  Inhalt  der  Vollmacht);  362 
bis  365  (Gerichtssprache.  Uebersetzung);  362  (Prozessfähigkeit). 

2)  Die  hei  dem  Kaiserlich  deutschen  Konsulargericht  zur  Verwendung 
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geistlichen  Gerichten,  sei  es  als  Kläger  oder  Beklagter,  sei  es  als  Interve- 
nient oder  Drittbetheiligter , in  erster  Instanz,  im  Einspruchsverfahren,  in  der 
Berufungsinstanz,  in  der  Requöte  civile,  und  vor  dem  Kassationshof  mich  zu 
vertreten,  an  der  Verhandlung  sich  zu  betheiligen,  und  hierbei  alle  zur  Wahr- 
nehmung meiner  Interessen  erforderlichen  Schritte  zu  unternehmen,  Schreiben, 
Schriftsätze  und  Gesuche  jeder  Art  in  meinem  Namen  gültig  zu  verfassen  und 
zu  überreichen,  Proteste  zu  erheben,  Zeugen  zu  benennen  und  zu  verhören, 
den  Eid  zuzu schieben,  und  den  zugeschobenen  Eid  anzunehmen,  Urkunden  zu- 


kommenden Vollmachts Formulare  sind  nach  einer  den  Herausgebern  zugegangenen  Mit- 
theilung  des  Auswärtigen  Amtes  dieselben,  welche  bei  den  preussischen  Gerichts- 
behörden im  Gebrauche  stehen.  Vgl.  dieselben  Bd.  I,  S.  935  f. 

Vollmachten,  die  bei  ausländischen  Konsulaten,  z.  B.  dem  französischen  oder 
italienischen  benutzt  werden  sollen,  also  in  Fällen,  in  denen  etwa  ein  deutscher 
Staatsangehöriger  einen  Franzosen  oder  Italiener  verklagen  will,  sind  von  dem  ent- 
sprechenden Konsulat,  also  dem  französischen  oder  italienischen  des  Ortes,  wo  die 
Vollmacht  ausgestellt  wird,  zu  beglaubigen.  Noch  richtiger  wäre  es  solchenfalls'  die 
Beglaubigung  durch  das  Ministerium  des  Aeusseren  zu  Paris  oder  Rom  bewirken  zu 
lassen.  Allein  in  der  Praxis  vermeidet  man  dies  und  befolgt  nachstehende  Regel: 
Die  in  Deutschland  ausgestellte  Vollmacht  wird  von  dem  zuständigen  Minister,  und 
die  Unterschrift  des  Ministers  von  dem  deutschen  in  der  Türkei  residirenden  Konsul 
beglaubigt.  Diese  Beglaubigung  des  deutschen  Konsuls  wird  von  dem  französischen, 
italienischen  u.  a.  Konsuln  als  genügend  anerkannt.  Ausserdem  ist  noch  auf  Folgendes 
hinzuweisen.  Will  ein  Deutscher  eine  Klage  gegen  einen  in  der  Türkei  wohnenden 
(nicht  deutschen)  Ausländer  erheben  oder  als  Gläubiger  eines  solchen  eine  Forderung 
im  Konkurse  desselben  anmelden,  so  ist  zu  prüfen,  ob  die  Gesetze  des  Staats,  dem 
der  Schuldner  angehört  bezw.  des  Konsuls,  dem  die  Vollmacht  vorgelegt  werden  soll, 
nicht  eine  besondere  Vorschrift  über  die  Abfassung  der  Vollmacht  enthalten.  So  z.  B. 
muss  eine  Vollmacht,  auf  Grund  welcher  eine  Forderung  in  einem  bei  dem  italienischen 
Konsul  eröffneten  Konkurse  über  das  Vermögen  eines  italienischen  Staatsangehörigen 
angemeldet  werden  soll,  sowohl  die  dem  Gläubiger  geschuldete  Summe  enthalten,  wie 
die  Ermächtigung,  die  Richtigkeit  der  Forderung  zu  versichern  (Art.  760  cod.  com.). 
(Advokat  E.  R.  Salem  in  Salonichi.) 

3)  Diese  Formulare  kommen  nach  Mittheilung  des  Auswärtigen  Amtes,  dem 
die  Herausgeber  dieselben  verdanken,  bei  den  türkischen  Gerichtsbehörden  all- 
gemein zur  Verwendung. 

„Ueber  die  Fassung  von  Vollmachten  giebt  es  keine  besonderen  Vorschriften. 
Zu  beachten  ist  indess,  dass  es  üblich  ist,  die  jeweiligen  Umstände,  die  zur  Ausstel- 
lung der  Vollmacht  Veranlassung  gegeben  haben,  im  Texte  anzuführen,  und  dass  es' 
sich  nach  türkischem  Rechtsbrauch  empfiehlt,  die  einzelnen  Rechtshandlungen,  zu  wel- 
chen der  Vollmachtsempfänger  ermächtigt  sein  soll,  thunlich  vollständig  aufzuzählen. 
Nach  mohammedanischem  geistlichen  Recht  ist  zur  Rechtsgültigkeit  der  Vollmacht  er- 
forderlich, dass  dieselbe  durch  mündlichen  Akt  vor  dem  Richter  in  Gegen- 
wart zweier  Zeugen  errichtet  wird.  Auf  Beachtung  dieser  Form  wird  indessen  nur 
vor  dem  in  erster  Linie  in  Erb  Schafts  Sachen  zuständigen  geistlichen  Gericht  be- 
standen. Zum  Gebrauche  vor  den  weltlichen  Gerichten  wird  im  allgemeinen  Errich- 
tung durch  notariellen  Akt  für  genügend  erachtet. 

Was  die  Sprache  betrifft,  in  der  die  Vollmacht  abzufassen  ist,  so  wird  bei  dem 
gemischten  Handelsgericht  die  französische  Sprache  zugelassen;  bei  den  übrigen 
Gerichten  sind  Vollmachten  in  ausländischen  Idiomen  mit  einer  beglaubigten  Ueber- 
setzung  ins  Türkische  zu  versehen. 

Die  Legalisirung  der  im  Auslande  ausgestellten  Vollmacht  erfolgt  durch  die  be- 
betrefiende  türkische  diplomatische  Vertretung  oder  durch  das  zuständige  türkische 
Konsularamt“.  (Mittheilung  dos  Auswärtigen  Amtes  an  die  Herausgeber.) 
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zustellen  und  in  Empfang  zu  nehmen,  Arreste  auszubringen  und  wieder  zu- 
rückzunehmen, die  Vollstreckung  etwa  zu  meinen  Gunsten  gefällter  Urtheile 
bei  der  zuständigen  Behörde  zu  betreiben  und  zu  beschleunigen;  und,  wenn 
Ansprüche  irgend  welcher  Art  Seitens  Dritter  gegen  mich1)  geltend  gemacht 
werden,  auch  diesen  gegenüber  meine  gerichtliche  Vertretung  zu  übernehmen. 
Ich  ermächtige  den  Genannten  desgleichen  Zahlungen  jeglicher  Art  für  mich 
in  Empfang  zu  nehmen  und  mir  das  Empfangene  zukommen  zu  lassen,  Schieds- 
richter und  Sachverständige  zu  ernennen  und  abzusetzen,  den  Antrag  auf  Er- 
öffnung des  Konkursverfahrens  zu  stellen  und  sämmtliche  hierbei  erforderlichen 
Rechtshandlungen  auszuführen  bezw.  deren  Ausführung  zu  fordern  und  zu  über- 
wachen, in  den  zur  Prüfung  der  Schulden  und  zum  Abschlüsse  eines  Ver- 
gleiches einberufenen  Gläubigerversammlungen  für  mich  zu  erscheinen  und  an 
den  Verhandlungen  Th  eil  zu  nehmen,  Konkordatsvorschläge  anzunehmen  und 
zurückzuweisen,  nötigenfalls  gegen  die  vorkommenden  Rechtshandlungen  Wi- 
derspruch zu  erheben  und  eventuell  wegen  Betruges  Klage  anzustrengen. 
Endlich  soll  er  befugt  sein,  zur  Ausführung  aller  oben  angeführten  Rechts- 
handlungen einen  Substituten  zu  ernennen,  sowie  demselben  das  Mandat  wieder 
zu  entziehen. 

Zur  Beurkundung  des  Vorstehenden  ist  vorliegende  Vollmacht  von  mir 
dem  übergeben  worden. 

2.  Erbschaftsvollmacht.2) 

Am  ist  zu  (seinem  Wohnort)  der  Sohn 

des  verstorben.  Seine  Erben  sind  nachfolgend  benannte  Personen 

1)  2)  3)  Ich,  der  Miterbe  zu  1)  ertheile  hier- 
mit dem  Herrn  zu  vorbehaltlich  seiner  Zustimmung  Voll- 

macht, mich  bei  der  Erbauseinandersetzung  zu  vertreten.  Ich  ermächtige  den 
Genannten  insbesondere,  die  Nachlassregulierung  zuständigen  Orts  in  gesetzlich 
vorgeschriebener  Weise  zu  beantragen,  die  dem  Einzelnen  zustehenden  Erb- 
schaftstheile  zu  bestimmen,  die  Erbschaft  unter  die  Erben  zu  vertheilen  und 
die  Grundstückstheilung  unter  den  Erben  vorzunehmen;  nöthigenfalls  die,  sei  es 
am  Wohnort  des  Erblassers,  sei  es  anderswo  befindlichen  Bücher  und  Rech- 
nungen einzusehen,  ausstehende  Forderungen  einzutreiben,  meinen  Antheil  an 
den  zum  Nachlass  gehörigen,  nach  Lage  und  Grenzen  bekannten  Immobilien 
(Mülk,  Mirie  oder  Wakf)  nach  den  Grundsätzen  des  geistlichen  Rechts  zu  den 
üblichen  Miethsbedingungen  an  Dritte  zu  vermiethen  und  die  Miethzinsen  vom 
Miether  in  Empfang  zu  nehmen.  Wenn  dem  (Name  des  Bevoll- 

mächtigen) hierbei  seitens  Dritter  Widerstand  entgegengebracht  oder  Hinder- 
nisse in  den  Weg  gelegt  werden,  so  soll  er  des  weiteren  befugt  sein,  vor 
sämmtlichen  weltlichen  und  geistlichen  Gerichten  u.  s.  w.  (folgt  die  Prozess- 
und  Konkursvollmacht  wrie  zu  1 angegeben  mit  folgendem  Schluss):  Zur  Be- 
urkundung des  Vorstehenden  ist  vorliegende,  den  Vorschriften  des  heiligen 
Rechtes  gemäss  errichtete  Vollmacht  als  Aeusserung  meines  Willens  von  mir 
dem  pp.  übergeben  worden. 

3.  Generalvollmacht.2) 

Ich  Endesunterzeichneter  zu  (genöthigt,  behufs  einer 

Reise  den  Ort  meiner  Geschäftsniederlassung  zu  verlassen  oder  ähnlich)  er- 


In  der  Erbschaftsvoilmacht  (unten  No.  2)  ist  zuzufügen:  „oder  den  Erblasser“. 

2)  Siebe  S.  939  Note  3. 
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theile  hiermit  dem  (den  Herren)  zu  vorbehaltlich  seiner 

(ihrer)  Zustimmung,  Generalvollmacht,  mich  in  meinen  sämmtlichen  Ge- 
schäftsangelegenheiten (sei  es  gemeinschaftlich,  sei  es  getrennt)  zu  ver- 
treten. Ich  ermächtige  denselben  insbesondere  auch,  meine  ausstehenden  For- 
derungen einzuziehen,  erforderlichen  Falles  von  sämmtlichen  weltlichen  und 
geistlichen  Gerichten  u.  s.  w.  (folgt  der  Text  der  Prozess-  und  Konkursvoll- 
macht wie  zu  1). 

VI.  Schweden1)  und  Finland.2) 

1.  Prozessvollmacht.3) 

Fullmakt.  Vollmacht. 


för 

eller  den  han  i sitt  ställe  förordnar 
att  vid  samtliga  öfver-  och  under- 
domstolar,  exekutionssäten  och  öfriga 
myndigheter  i Sverige  anhängiggöra, 
utföra  och  bevaka  talan 

att  jemväl  utom  domstolen  vid  alla  de 
tillfällen,  da  rätt  kan  vara  i 

fräga,  densamma  iakttaga  och  bevaka; 
att  ingä  och  utöfva  administration,  att 
uppbära  och  qvittera  alla  uti 

ifrägavarande  sak  tillkommande  medel 
och  handlingar,  samt  att  antaga  eller 
förkasta  förlikning  eller  ackord;  god- 
kännande  hvad  ombudet  lag- 

ligen  gör  och  later 

Egenhändiga  namnteckning  bevittna: 

Ofvanstäende  fullmakt  öfverlätes 
tillsvidare  pä 


für 

oder  den  von  ihm  bestellten  Substi- 
tuten, bei  sämmtlichen  Ober-  und  Unter- 
gerichten, Exekutions-  und  übrigen  Be- 
hörden in  Schweden  Gerecht- 

same 

anhängig  zu  machen,  auszuführen  und 
zu  bewachen , auch  aussergerichtlich 
bei  allen  Gelegenheiten,  wo 
Rechte  in  Frage  kommen  können,  die- 
selben zu  vertreten  und  zu  bewachen; 
Administration  einzugehen  und  auszu- 
üben, alle  in  der  vorliegenden  Sache 
zukommenden  Gelder  und  Do- 
kumente in  Empfang  zu  nehmen  und 
darüber  zu  quittiren,  sowie  Vergleiche 
und  Akkorde  anzunehmen  oder  zu  ver- 
werfen, indem  alle  gesetzlichen 

Massnahmen  Bevollmächtigten 

gutheissen  werde  . 

den  18 

(Unterschrift) 

Die  eigenhändige  Unterschrift  be- 
zeugen a) 

Vorstehende  Vollmacht  wird  bis 
auf  Weiteres  auf  übertragen. 

a)  2 Zeugen. 


*)  Vgl.  oben  S.  465  (Prozessfähigkeit);  466  (Form  der  Vollmachten);  46B  Gerichts- 
sprache). 

2)  Finland.  Vgl.  oben  S.  520  (Partei  und  Prozessfähigkeit),  521  (Prozessvoll- 
machten), 518  (Gerichtssprache).  Telegraphische  Vollmachten  sind  nicht  zulässig. 
Die  für  Schweden  gegebenen  Vollmachtsformularo  sind  auch  für  Finland 
zu  verwenden.  Besondere  Formulare  sind  laut  Mittheilung  des  Kaiserlich  deut- 
schen Konsulats  in  Helsingfors  nicht  in  Gebrauch. 

3)  Dieses  Formular  und  die  beigefügte  deutsche  Uebersetzung  empfingen  die 
Herausgeber  von  dem  Kaiserlich  deutschen  Konsulat  zu  Stockholm  mit  dem 
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2.  Konkurs  Vollmacht.  *)  3) 

Vollmacht  für  den  Inhaber  meiner  Forderung  auf  Grund  eines  Schuld- 
scheines (Wechsels)  vom  über  Reichsmark  nebst  Zinsen  im 

Konkurse  des  Kaufmannes  N.  N.  aus  bei  dem  Gericht  anzu- 

melden: bei  der  Behandlung  der  Konkurssache  vor  dem  Gericht,  sowie  bei  den 
Gläubigerversammlungen  meine  Rechte  wahrzunehmen  und  mein  Stimmrecht 
auszuüben,  auf  Vergleiche  oder  Akkorde  einzugehen  oder  solche  zurückzuweisen, 
die  mir  für  meine  Forderung  zukommenden  Antheile  zu  erheben  und  darüber 
zu  quittiren;  und  gutheisse  ich  die  gesetzlichen  Massregeln  meines  Vertreters. 

(Ort  und  Datum.)  N.  N. 

Die  eigenhändige  Namensunterschrift  bezeugen 

3.  Erbschaf tsvollm acht. 2) 

Wir  bevollmächtigen  hierdurch  Herrn  in  oder  den  von 

ihm  bestellten  Substituten,  bei  sämmtlichen  Ober-  und  Untergerichten,  Exe- 
kutions-  und  übrigen  Behörden  in  Schweden  unsere  Gerechtsame  als  Miterben 
in  den  Nachlass  des  in  verstorbenen  wahrzunehmen  und 

zu  bewachen,  bei  der  Inventarisirung  des  Nachlasses  zugegen  zu  sein,  die 
Regulierung  und  Theilung  des  Nachlasses  vorzunehmen,  sowie  auch  ausser- 
gerichtlich  bei  allen  Gelegenheiten,  wo  unsere  Rechte  in  Frage  kommen  können, 
dieselben  zu  vertreten  und  zu  bewachen,  alle  uns  in  der  vorliegenden  Sache 
zufallenden  Gelder  in  Empfang  zu  nehmen  und  darüber  zu  quittiren  sowie  Ver- 
gleiche oder  Akkorde  anzunehmen  oder  zu  verwerfen,  indem  wir  alle  gesetz- 
lichen Massnahmen  unseres  Vertreters  gutheissen  werden. 

4.  Generalvollmacht.3) 

Hiermit  ermächtige  ich  N.  N.  oder  denjenigen,  den  er  an  seinerstatt  ver- 
ordnet, von  bis  , meine  Angelegenheiten  zu  übernehmen,, 

sowie  mein  sämmtliches  Eigenthum  zu  pflegen  und  zu  verwalten;  alle  mir  zu- 
fallenden Geldmittel  zu  erheben  und  darüber  zu  quittiren;  die  Wohnungen  und 

Bemerken,  dass  dasselbe  bei  dem  Kaiserlichen  Konsulat  gebraucht  und  bisher  stets  aus- 
kömmlich befunden  worden  sei.  Dasselbe  ist  je  nach  dem  Status  der  zu  behandelnden 
Sache  auszufüllen. 

V ollmachten  ansehwedischeV  ertreter  sind  in  schwedischer  Sprache  abzüfassen 
oder  mit  schwedischen  Uebersetzungen  zu  begleiten.  Dieselben  müssen  entweder  durch 
den  örtlichen  schwedischen  Konsul  legalisirt  oder  von  zwei  Zeugen  unterschrieben  werden. 
In  letzterem  Falle  wird  eine  konsularische  Legalisation  in  der  Regel  nicht  gefordert. 
Ebenso  genügt  es,  wenn  die  Richtigkeit  der  Uebersetzung  durch  die  Zeugen  mit  be- 
stätigt worden  ist  (Mittheilung  des  Kaiserlich  deutschen  Konsulats  zu  Stockholm  an 
die  Herausgeber). 

*)  Bei  Abfassung  einer  für  den  Gebrauch  bei  schwedischen  Behörden  bestimmten 
Vollmacht  kommt  es  nur  darauf  an,  dass  der  Auftrag  deutlich  bezeichnet  uud  die  Identität 
des  Auftraggebers  beglaubigt  wird.  Die  Aufnahme  der  Substutionsk lausei  ist  zu 
empfehlen,  da  die  Vollmacht  ohne  dieselbe  auf  keinen  Anderen  übeitragen  werden  kann.  Die 
Gutheissungsklausel  ist  gesetzlich  vorgeschrieben,  in  der  Praxis  werden  wohl  auch 
Vollmachten  zugelassen,  in  denen  sie  fehlt.  Zur  Beglaubigung  genügt  die  Mitunter- 
zeichnung der  Vollmacht  dunch  zwei  Zeugen,  ja  sogar  die  Beidrückung  des  Siegels  des 
Auftraggebers , der  Ausländer  thut  aber  gut,  seine  Namensunterschrift  oder  die 
der  Zeugen  von  einer  Behörde  beglaubigen  zu  lassen.  Vollmachten  sind  in  Schweden 
stempelfrei.  Die  schwedischen  Behörden  sind  berechtigt  ausser  der  Originalvoll- 
macht  eine  von  einem  schwedischen  notarius  publicus  beglaubigte  Uebersetzung  zu 
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Läden  meiner  Häuser  zu  vermiethen,  meine  Grundstücke  zu  verpachten,  den 
jetzigen  Mietkern  zu  kündigen,  bei  allen  Versammlungen  der  (Aktien)  Gesell- 
schaften, deren  Mitglied  ich  bin,  meine  Interessen  wabrzunehmen  und  mein 
Stimmrecht  au.szuliben,  sowie  im  übrigen  bei  Gerichten,  Oberex ekutoren  und 
Behörden  in  Allem  mein  Recht  zu  wahren  und  mich  zu  vertreten;  und  gut- 
heisse ich  das  gesetzliche  Thun  und  Lassen  meines  Vertreters. 

Ort  und  Datum.  N.  N. 

Die  eigenhändige  Namensunterschrift  bezeugen. 


VII.  Russland. 

a)  Russland  mit  Ausschluss  der  Ostseeprovinzen  und  Polens.1) 
1.  Prozess-  und  Konkursvollmacht.2 3) 
jtoBtpeiiHOCTb.  Vollmacht. 


HHSKenoAnncaBm  v^octo- 

BiipHTOTTi.  TITO  OHH  lIBÖpaJIH  CBOEMTj  IIO- 

no  cbohmt»  cyneoHMMTs  ßfcjiaivrB 
r.  bb  npneaamaro 

noB’fcpeimaro. 

rocnoAHiiT»  iiMteni  npaßo  npe^TB- 
aBJUixn  namii  xpeöOBania  bte»  MnpoBMx'B, 
OKpyauiBixx  n RoMMepuecKHxT.  Cyxaxm 
h 6 mtb  jiamiiMrB  np e Acia but e ji e mb  no 
BciMTb  6eaT,  HCKjnonem»  ftt-ia-Mm  BrB 
KanecTBt  ncTga,  a paßnon  npoTBBT»  hckobt» 
ic'B  naMB  npe.n'BHBjnieMHX'B,  npe^CTaBJLaiB 
HeoöxoAHMMa  oÖBuciieiiia,  npexmiBjraTB 
enopn  o noAJiorh  bb  aKTaxm,  nojiynaTB 


Endesunterzeichnete  beurkunden 
hiermit,  dass  sie  zu  ihrem  Bevoll- 
mächtigten in  ihren  Rechtssachen  in 
Russland  Herrn  in  * , ver- 

eideten Advokaten,  ernannt  haben. 

Herr  hat  das  Recht,  un- 

sere Forderungen  den  Handels-,  Be- 
zirks- und  Friedensgerichten  mit  Klag& 
einzureichen  und  uns  in  allen  unseren 
Rechtssachen  ohne  Ausnahme  vor  allen 
Gerichten  als  Kläger  und  Beklagte  zu 
vertreten,  nöthige  Erklärungen  abzu- 
geben, Streitigkeiten  wegen  Fälschun- 
gen in  Akten  zu  erheben  und  zu  füh- 


verlangen.  Dieselbe  kostet  5,50  Kronen  Stempel  und  Gebühren  für  jeden  Bogen  (Dr. 
W.  Up p ström  in  Stockholm). 

2)  Formular  des  Kaiserlich  deutschen  Konsulats  zu  Stockholm. 

3)  Von  Herrn  Dr.  W.  Uppström  in  Stockholm. 

x)  Vgl.  oben  S.  582  (Gerichtsprache),  594  (Prözessfähigkeit),  599 — 602  (Prozess- 
vollmacht), 640  f.  (Urkunden). 

2)  Die  Herausgeber  empfingen  vorstehendes  Vollmachtsformular  von  dem  Kaiser- 
lich dentschen  Generalkonsulat  in  Odessa. 

„Die  Vollmachten  müssen  in  einer  öffentlichen  Urkunde  ausgestellt  sein.  Der 
Zuziehung  von  Zeugen  bedarf  es  in  der  Regel  nicht,  es  müsste  sich  denn  um  den 
Fall  handeln,  wo  ein  Blinder  oder  des  Schreibens  Unkundiger  die  Vollmacht  ertheilt. 
Eine  russische  Ueb  er  Setzung  ist  beizufügen,  diese  bedarf  gewöhnlich  der  Beglaubi- 
gung nicht,  falls  nicht  Zweifel  an  der  Richtigkeit  entstehen  oder  der  Prozessgegner 
eine  Beglaubigung  verlangt.  Die  von  Anwälten  mit  Uebersetzung  eingereichten  Voll- 
machten werden  von  den  Gerichten  ohne  weiteres  angenommen.  Die  Vollmacht  muss 
nach  den  Bestimmungen  der  russischen  Civilprozessordnung  von  dem  russischen  Bot- 
schafter, Gesandten  oder  dem  zuständigen  Konsul  des  Landes,  in  dem  sie  ausgestellt 
worden  ist,  legalisirt  werden.  Der  Legalisation  ist  der  Vermerk  hinzuzu- 
fügen, dass  die  Vollmacht  nach  den  Gesetzen  des  betreffenden  Landes 
gültig  ist.“  (Mittheilung  des  Kaiserlich  deutschen  Generalkonsulats  in  Odessa  an  die 
Herausgeber.) 
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cnpaßKM,  Konin,  ^.OKyMOHTU,  mciiojiuii- 
TejIBIIHC  Jlll  CT  H II  ^eHLIM,  npHHO^HTB 

uacTiiLia,  anc.iHii,ioiiiiLiJi  n Kaccau,ioniiLia 
jKaxoÖH,  xo^aiaficTBOBaTB  o6rf»  iicnojmeiiin. 
plimeiiiö,  o6te»  oiihcii  ii  npo^ajKi  iiMym,e- 

CTBa  .fl.O.UKUMKOB'B,  BH3HBai’B  HXrB  BrB 

cyA'i»,  npnujiTi.  ynacTie  bt>  nyöjmuiioii  npo- 
jpiaci,  3aHBlITB  0 HCCOCTOHTeJIBHOCTH  flOJIJK- 
HIIKOBTL  II  yuaCTBOBaTB  BrB  KOIIKypCHHX'B 
ynpaBJieuiax'B  co  bc£mh  npnuaMeacaiu.iiMH 
iiaMi»  no  3ar:ouy  npaBaMH,  OKairniBaxB 
^ibaa  MMpoM'B , BMtcxo  ce6a  Ha3HaxiaxB 
noBtpeiiHHxrB. 

Bce,  tito  r.  n ero  noBtpemiue 

BT>  CHJiy  ceü  ÄOBfcpeHHOCTH  CaKOIIHO 
yumiaTü,  mh  npinMeMT»,  cnopHTB  n npeico- 
caoBiiTB  He  öyaeM'B. 


ren,  Kopieen,  Dokumente,  Exekutions- 
inandate und  Gelder  in  Empfang  zu 
nehmen,  Appellations-  und  Kassations- 
klagen einzureichen,  die  Exekution  der 
Urtheile  durchzuführen,  Arrest  und 
Verkauf  des  Vermögens  der  Schuldner 
durchzuführen,  sie  vor  Gericht  vorzu- 
laden, ihre  Falliterklärung  zu  bean- 
tragen und  an  der  Konkursverwaltung 
mit  allen  uns  gesetzlich  zustehenden 
Rechten  Th  eil  zu  nehmen,  sich  zu  ver- 
gleichen und  Substituten  zu  ernennen. 

Alles,  was  Herr  auf  Grund 

dieser  Vollmacht  gesetzlich  vornehmen 
wird,  nehmen  wir  an  und  werden  da- 
gegen nicht  streiten. 


2,  General-  (auch  Erbschafts-)  Vollmacht.1) 
MhiocthbliI  rocyAapB! 


Hadoameio  ßOBijpeHHOCTBio  ynojmo- 
MOTinBa  Bacü  na  cjriHyJomee : 

1.  ynpaBJIHTB  II  3aB^ÄHBaTB  BCfcMH, 
<563%  HCKjHoneHiH,  npHiianJieacamHMH 
ÄBHJKHMHMH  H He^BH  JKIIMHMH  HMymeCTBaMH, 
kohmh  no  3aK0Hy  MoaceTe  ynpaBJiHTB, 
npioöpiiaTB  ji^s.  no  bojibiioh  npo- 

Äaact  n C'B  nyÖjrauHHXTL  xoproBTt  3a  cyMMH 
n Ha  ycjroBiax'B  no  ycMOTp'tmio  bch> 
Karo  po^a  abhjkiimhh  h neABiisKHMHa  imy- 
mecTBa,  bt>  HeMa.  6h  TaKOBHH  hh  3aKJnona- 
jihcb;  npHHa,a;Jieacaiii,ia  HHH’fe  äbhjkh- 
mlih  h He,nBiiajHMHa  HMymecTBa,  a pacno 
h Ti,  kotophh  Bupe^B  6y(a,yTr&  npioöpi- 
xeHH,  OT^aBaTB  bt>  apeH^y,  Haenij,  na 
npoKara,  npo^aßaiB,  nepe^aBaTB,  aapiiTB, 
BHÄijiaTB  h iiiiHMT»  oöpa30MTE»  omyac^aiB 
n öaKJiaÄHBaTB  bt.  aacuiHa  pyKii  h rocy- 
ÄapcTBeHHHa,  oöinecTBeHHHa  n nacxHHs 
Kpe^iiTHHa  yupeaciienia,  no  aacxaM'B,  hjlh 
B'B  niiiOMa»  cocxaBi,  3a  cyMMH,  Ha  cpoKH 
h Ha  ApyraxB  ycjiOBiaxa»  no  ycMO- 

Tpiniio,  öpaTB  bb  apenny  n HaeMa»  ji.bh- 
5KHMHH  H He^BHHCHMHa  IlMymeCTBa ; H3- 

BJieKaTB  BCeB03M0JKHHe  ÄOXO^H  CrB  HMy- 
m,ecTBrB,  npoii3BOAHTB  nocxponKH,  nepe- 
cxpoHKii  n HcnpaBaenia,  nannMaTB  n 
yÄaaaTB  apxnieKxopoBa.,  hoapjiäuhkob'b, 


Geehrter  Herr! 

Hiermit  bevollmächtige  ich  Sie: 

1.  Mein  ganzes  bewegliches  und  un- 
bewegliches Vermögen  zu  verwalten, 
wie  es  gesetzlich  verwaltet  werden 
kann,  zu  meinen  Gunsten  sowohl  aus 
freier  Hand  als  auch  bei  öffentlicher 
Versteigerung,  für  die  von 
zu  bestimmende  Summe  und  unter  von 
zu  bestimmenden  Bedingungen 
aller  Art  bewegliche  und  unbewegliche 
Vermögensstücke,  worin  sie  auch  be- 
stehen mögen,  zu  erwerben;  die  mir 
gehörigen  Vermögensstücke,  auch  die 
neuerworbenen,  zu  verpachten,  zu  ver- 
miethen,  zum  Gebrauch  zu  überlassen, 
zu  verkaufen,  zu  übertragen,  zu  ver- 
schenken, auszuscheiden  und  auf  an- 
dere Weise  zu  veräussern,  an  Privat- 
personen, Staats-,  Kommunal-  und  Pri- 
vatbanken ganz  oder  theilweise  zu  ver- 
pfänden für  Summen,  auf  Fristen  und 
Bedingungen  nach  Ermessen, 

bewegliche  und  unbewegliche  Sachen 
zu  pachten  und  zu  miethen;  alle  mög- 
lichen Einnahmen  aus  diesen  V ermögens- 
stücken  zu  ziehen;  Bauten,  Umbauten 
und  Reparaturen  auszuführen;  Archi* 


l)  Siehe  S.  943  Note  2,  Zeile  1 — 15  von  unten. 
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ynpaBJLHiomHX'B,  noBipeiiHHX'B,  npnKa3- 
thikobt»,  cjiyjKain,nxT»  11  Apyraxii  paöoTHXü 
jiioach;  cxpaxoBaTt  iiMymeciBa,  bt>  toätb 
hhcjl&  TOBaprj  h BcsiKic  rpy3fct  ii  bt»  cay- 
»iat  noJKapa,  rnöejLH,  nopuu  min  noBpe- 
atAeiiia  TpeöoßaxB  B03narpajK,a,enia;  bxo- 
AHTB  CT»  CipaXOBIJMII  06lU,eCXBaMII  BrB 

coiMiainema,  no.iyuaxB  B03narpa:KAeHia, 
btj  pasMtpt  no  ycMOipimiio  h bbt- 

AaBaxB  pocnncKH  ii  KBiiiaiinjn.  ripanaT,- 
.xCJKamia  ACBBrn  ox,i;aBaxB  bt»  oaiiMH 
noAri>  sajior'B  BcuKaro  po^a  abbskhmlixt»  h 
neABHJKiiMiJxr&  iiMymecTB'B  no  3aKjiaAiii>iM'L 
nepBUMT»  ii  noc.xtAyioni.HM'B,  no  BeKcejLHMT», 
saeMiiBiMT»  nncBMaMTb  n scaKaro  po^a  n 
na3BaHia  AoaroBHMn»  oÖJmaxejiBCTBaMB. 


2.  CosepmaxB  oirs  hmchh  n na  hmh 
AOManiHHM'B,  aBOBHBLMTE»,  HOTapiaJlBHHMT» 
ii  Kp'fenocxHHMTE»  nopaAKOMT.  na  CyMMil, 
cpoKH  n na  Apyraxi»  yc.iOBiax'B  no 
ycMorpimio  scaKaro  po^a:  AoroßopBi,  3a- 
Aaxonima  pocnncKH,  aanpo^aacHija,  He- 
ycxoenHBia  n nopynmejiBHHa  3aniicn, 
Kynnia  n 3aKjiaA«Ha  Kptnocxn,  AaiiHBia, 
KpinocxHua  CBHA^xejiBCXBa,  oxA^JiBHBia, 
paAniia  n AapcxBenHBia  3anncn  cepBH- 
xyxiiBie,  paoA^-XBiiLTe  n nponie  aicra,  o6a- 
3HBaxB  n o6a3HBaxBca  neycxoHKaMH,  nepe- 
AaBaxB,  npuHHMaiB  npaBa  n o6a3annociH  no 
AoroBopaMü,  aKTaM’B  n Bcaicaro  po^a  o6a3a- 
XCJIBCXBaMTE»  BL  0XEa3BIBaiBCH  Olü  HHXT&; 

ncnojiuaxB  AoroBOpm  n ncnojmeHia  no 
iuma»  xpeßoBaxB,  pocnnctiBaxBca  Bea^t  rA't 
hbaoShocxb  yKaacexrb;  xo^axailcxBOBaxB  y 
CxapiinixT,  HoxapiycoB'B  n bhü.  ApyrnxrB 
MicxaxTb  oö'B  yxBepjKAeniii  aicxoBT»  n oöt» 
OIMtXEt  AanilLIXTi  H KpinOCTIILIXT,  CBIIA'Ii- 
xejiBcxBr&,  a xaKJKe  o BHAaut  sajioroBLixr& 
CBIIArixeJIBCXBrB,  II  KOnifi  OHBIXrB  \ IipOCHXB 

o BHecenin  n o6rB  yHnnxoaceiiin  BcaKaro 
po^a  aanpememn,  orpaimneHin  n Apyrnxa* 
oxMtroKn*  no  nnoxeuHmn.  n nponEjrB 
KHiiraMT»,  cosepinaxB  na  axoin.  npeAMex'B 
ycxanoßjieHHBie  aKiu,  A^-iaiBBrBBBinTicaxT& 
H3MiHeiiia  n Aonojmenia,  bhocmtb  noin- 
jram>i  n cöopBT,  noJiynaiB  rjiaBHua  BHnncn 


tekten,  Unternehmer,  Verwalter,  Be- 
vollmächtigte, Geschäftsführer,  Auf- 
seher, Arbeiter  aller  Art  anzunehmen 
und  zu  entlassen;  die  Vermögensstüeke, 
speziell  auch  Waaren  und  Ladungen 
zu  versichern  und  im  Falle  eines  Feuer- 
schadens, des  Verderbs,  der  Beschädi- 
gung Ersatz  zu  verlangen,  mit  den 
V ersieh erungsgesellschaften  V ereinba- 
rungen  einzugehen,  den  Ersatz  in  dem 
Betrage  den  für  gut  finden, 

entgegen  zu  nehmen,  Empfangsbeschei- 
nigungen und  Quittungen  auszustellen. 

Die  gehörigen  Gelder  auszuleihen 
gegen  Verpfändung  von  Immobilien  oder 
Mobilien  auf  erste  und  folgende  Hypo- 
theken, Wechsel,  Leihbriefe  und  Schuld- 
verschreibungen jeder  Art  und  jeden 
Namens. 

2-  In  ” Namen  und  auf  den- 
selben  aller  Art  private,  beglaubigte, 
notarielle  und  korroborirte  Urkunden, 
als  Verträge,  Handelsquittungen,  Ver- 
kaufsverträge, Straf-  und  Reugelds- 
abmachungen , Bürgschaftsverträge, 
Kauf-,  Verkaufs-  und  Verpfändungs- 
urkunden, Eigenthumsbescheinigungen, 
Theilungs-,  Abfindungs-,  Schenkungs- 
urkunden, Servitutbestellungen  und  an- 
dere auf  Summen,  Fristen  und  Bedin- 
gungen nach  Ermessen  auszu- 

stellen, Straf-  und  Reugelder  zu  sti- 
puliren,  Rechte  zu  übertragen,  zu  über- 
nehmen und  auf  solche  zu  verzichten, 
Verpflichtungen  durch  Verträge,  Ur- 
kunden und  aller  Art  Obligationen  zu 
übernehmen,  Verträge  auszuführen  und 
deren  Erfüllung  zu  fordern,  wo  nöthig 
Quittungen  und  Unterschriften  zu  er- 
theilen,  bei  den  älteren  Notaren  und 
anderen  Behörden  die  Bekräftigung  der 
Urkunden  und  den  Vermerk  in  den 
Korroborirungsbüchern  und  die  Be- 
scheinigung der  Zulässigkeit  der  Ver- 
pfändung zu  beantragen;  die  Eintra- 
gung und  Aufhebung  von  Verboten 
und  Beschränkungen  und  aller  Art 
Vermerke  in  Hypotheken-  und  anderen 
Büchern  zu  beantragen,  die  dazu  nöthi- 
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aKTOBT»,  AaiUlHK,  KpinOCTIIHJI  TI  uajLoroBUK 
CBM4/LTCJlBCTBa  H BCUKillO  pOJ,a  UKTBI, 
iconiii,  ^yri.iiMKaTiJ,  cnpaBiui,y;i,ocTOBf>peiriH: 
ii  AOKyMejiTw;  npoiiaBOAHXB  paacHexLi, 
nojiyuaTB  ii  yn-iauiiBaxB  ÄeiiLin,  ynMu- 
Toacaib  aKTLi  h nojyiaxi,  oöpa'iuo  no- 
hijjhhli  h cöopti;  bü  cjyiah  na/i.oÖHOCTn 
irpnuociiTB  na  ^ftcTBin  HOTapivcotn  ii 
cxapimixT.  norapiycoBB  m apyrrixii  ^ojuk- 
HOCTIipiXrL  JIUIT'B,  BT>  yCTailOBJICHIJOJn»  TIO- 
pa^Kt,  'laci’Hbia,  ancjau,ioniiiia  u Kacca- 
niomiiia  acajroÖH  bo  sei;  iiHOTannm  cy^eö- 

IIBIXB  MkCXT». 


8.  HeneaciiHH  cyaiMti,  npoueitTiiLiH  h 
nkiuuja  oynarii,  Kynoiibi  ii  BcaKaro  po^a 
Apyroe  abhjkhhoc  irnymecTBO  ij3t>  Tocy- 
AapcxBeimaro  BaHKa,  ero  KOHXopi>  m 
ox^kJeHiH,  KaBiiaaeiicTBB,  ropo^CKnxx, 
UaCXHLJXr&,  KpeAHTHLIXT»,  ÖJarOTBOpHTe.TB- 
HHXT.,  Cy.O.eÖHHX'I,,  a^MHIIHCipaTIIBIiBIXB, 
BcaKaro  po/ia  Ka3enHiixri>  ii  ,npynixi> 
ynpej^Aenm  BoenHaro  n rpaaKAancKaro 
Bt^O^OCTBrB,  11331  areHTCTBH  napOXO^HBIX'B 
KOMiiauiu,  ynpaBjreHiö  h exaHn,iü  »cejiks- 
HHXB  Äopom,  TpaHCHOpTHHXTl  KOHTOpB, 
m ^OJHCHOCTIILIX'B  H HaCTHHXTj  JHI31rI>  H 
OTKy/i.a  luii  ott>  Koro  c-iknoBaxi»  öy^ex^ 
no  BeKcejaMTb,  pocnncKaMj.,  euexajrL, 
xpaHC$epxaMri>,  TeaerpaMMaM'B,  nepeBO,!,- 
ii  xpanc^epxiraM'L  öujexaMx,  xajo- 
HaMT>,  KBHTami;iaMT>,  neKaMT»,  iiaKjajHBTMJ., 
KyniiiiM,i>>  3aivja^HHMrB,  ßoröBopaMn  ii 
npoHHM'B  ^OKyRieuxaMTi  ii  aKxaMT>  hjh 
66311  ohwxh— nojyiiaxi>,  se3Ak  rA&  nyacHO 
6yA6x,B  pocmicHBaxBCH,  KBiixoBarB  saiwiaß- 
hhh,  B3rE>HEJHTB  corjaeie  Ha  CHaxie  3a- 
npeineiiin  ii  ynuiTOiKeme  orpaHHieiiiü  h 
;i,kaaxi>  oxcpoHKH  H.iaxejcen.  BcsKia  npii- 
iiaAJejKamiJ  ßeHeatHtia  cyMMti.  npo- 
HChthlih  n nkmiua  öyMarn : rocy^ap- 
BXBeHHHH  H HaCTHLia,  ftOKyMeHTH,  BCHK1H 

H^hhocxh  ii  npouee  HMymeciBO  ox^aBaxi 
na  xpaHenie,  xeKymin  ciem  h Ha  BKjaa'B 
B'B  rocy^apcxBeHHiin  Barnen,  ero  koh- 
xopu  h oxAkaenia,  Kpe^niHBia  ynpeac^e- 


gen Urkunden  zu  errichten,  abzuändern 
und  zu  ergänzen,  die  Gebühren  und  Ab- 
gaben einzuzahlen,  Auszüge,  Kopieen 
und  Urkunden,  Eigenthums-  und  Ver- 
pfändungsbescheinigungen zu  empfan- 
gen; ebenso  aller  Art  Urkunden,  Ko- 
pieen, Duplikate,  Auszüge',  Bescheini- 
gungen und  Dokumente  entgegenzu- 
nehmen; Abrechnungen  vorzunehmen, 
Geld  zu  zahlen  und  zu  empfangen,  Ur- 
kunden zu  annulliren,  Gebühren  und 
Abgabenzurückzuempfiingen,  wo  nöthig, 
über  das.  Verfahren  der  Notare  und  älte- 
ren Notare  und  anderer  Amtspersonen 
Klage  zu  führen,  Beschwerde,  Appella- 
tion und  Kassation  in  gehöriger  Ordnung 
in  allen  Instanzen,  einzulegen, 

8.  Geld  in  Werthpapieren,  Coupons 
und  aller  Art  bewegliches  Vermögen 
aus  der  Reichsbank,  ihren  Kontoren 
und  Abtheilungen,  Renteien,  städti- 
schen, privaten,  Kredit-,  Wohlthätig- 
keits-,  Gerichts-,  Administrativ-  und 
aller  Art  Institutionen  des  Militär-  und 
Civilressorts,  den  Ag  enturen  der  Dampf- 
schiffgesellschaften, Verwaltungen  und 
Stationen  der  Eisenbahnen,  Transport- 
komptoiren,  von  Beamten  und  Privat- 
personen von  wo  oder  von  wem  es 
sei,  auf  Wechsel,  Quittungen,  Rechnun- 
gen, Transferte,  Telegramme,  Usber- 
tragungs-  und  Transfertbillete,  Talons, 
Quittungen,  Cheks,  Frachtbriefe,  Kauf- 
briefe, Pfandbriefe,  Verträge  und  andere 
Dokumente  und  Urkunden  oder  ohne 
solche  — zu  empfangen,  überall  wo 
nöthig,  darüber  Bescheinigungen  zu  er- 
theilen,  über  Pfandbriefe  zu  quitl.iren, 
die  Zustimmung  zur  Auf  hebung  vonVer- 
boten  oder  Beschränkungen  zuertheilen, 
Fristen  zu  gewähren,  jeder  Art 
gehöriges  Vermögen,  Geld  und  aller  Art 
Werthpapiere  (Staats-  und  Privat-)  und 
Urkunden  aller  Art  Werthsachen  und 
andere'  Vermögensstücke  der  Reich s- 
und  anderen  Banken,  ihren  Abtheilun- 
gen und  Kontoren,  an  Kreditinstitute, 
Privatpersonen  als  Depositum  oder  auf 
Kontokurrent  oder  als  Einlage  zu  über- 
geben und  zurückzuerhalten,  Deposita 
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iiiff,  TracTiitiMTi  jinnaMT.  11  oGpaxno  nojiy- 
naxL,  npiiniiMain  xaKOBtie  na  xpanenie  n 
B03npani,aTL  oöpaTHo;  xo^aiaMCTBOBarn  bo 
BCtxij  Kpe^H'muxTj  yupejKAeiiijix'B  o 
BHJ,aH4  nepBOHa^a.iBiiBix'B  h aohojiiih- 
TejiBiiHX'L  ccygw,  nojiyuaxi»  xaKOBun,  noÄ- 
nncHBaxB  oiiiicii,  omtmcir,  miauBt  ii  b^ao- 
310 ct h,  BH^aBaiB  BcaKaro  po,ia  noAnncKii, 
BajioroBBia  ir  Apyria  0ÖH3axejiLciBa,  xpe- 
6yion;iaca  ycxaßaMii  Kpoa,BTiiLixrB  yapeac- 
Aeniü  ii  ncnojinaTB  bcT»  neoöxoAiiMHH 
«DopMajrBnociH,  no,!uincBiBan»  uokk  n no- 
jiyTiaxB  no  iihmtb  AenKTii.  BeKceaa  ii  Apy- 
ria  ,x,ojiroBBTa  o6a3axejTBCTBa  npoxecTOBaTB 
ii  aBaaxB  iixx  3a  HemraxesK'B  ii  nojiyaaxB 
oöpaTno  c'B  npoxecxaMH,  a paBHo  ymia- 
xiHBaxB  ,a,enBrn  n ncayiaxB  onaaacinxBie 
BeiccejLa  H oöaaaxejiBcxBa. 

4.  AjipecoBaiiHyio  Ha  iiMa  BcaKaro 
pojia  KoppecnoHAemiiio,  upocrua,  3aKa3- 
liBia  h cxpaxoBHa  nncBMa,  ^em,rn,  y3JiH 
h HaKeTEi,  uliHnBie  n 6e3Ti  b,4;hbi,  a paBHa 
xeuerpaMMK  ii3rB  nonxaMxa,  hohtöbhx'b 
KOHTop'B , xaMoacemi  ii  rejerpa<&nBix'B 
ciainiin  nojEyaaxB  h pocnncBiBaxBca. 

5.  Becm  Bei  6e3ü  MCKJnouenia  rpaa:- 
^alicKia  ii  yroüOBHBia  A'Iuia,  KaKT»  liBlirjfi 
npoiiaBOftainjaca,  xaKT>  h Bnpe^B  Moryuija 

B03HIlKHyXB:  BT>  MIipOBBIX’B  II  OÖHIIIXTE» 

cy.ueoHHX'B  ynpe^eniaxTb,  KoMMepne- 
•CKHXTi»  cy^ax'B , IIpaBHxejiBCTByiom.cMT. 
Cenai'fc,  bo  Bcixa.  ero  JfenapxaMeiixax'B 
h 06m,iixrB  CoöpaniHXTE.,  oneKyiiCKiixTi 
ynpaßjieHiHxrB,  KOHCiicxopinxa,  h BOo6m,e 
BO  BCBXW  HpaBHXejIBCTBeHHBIXT.  H aAMIIUM- 
•cxpariiBHBix'B  Mic/raxT.  h y äojijkhocihlix'b 
ii  HaaajiBCXByioiii.HX'B  jumw  rpajKAancKaro^ 
AyxoBHaro  ii  BOOHnaro  nSJAOMceciBw;  npegTb- 
SBJIHIB  CaMOCXOHieJILHBie  II  BCXpiailBie 
hckh  h no  xaKOBBiMX  oxßiaaxB,  BcxynaxB 
B’B  AiAa  bw  KaaecxBt  rpeiBaro  Anna  h 
HpiIBJieKaTB  IVB  Afcjiy  XpeTBHX'B  JIIIIITS, 
yaaciBOBaiB  bb  KaaeciBi  rpaacAancKaro 
iicma  no  yrojiOBHBiM'B  A^ams,  B03ÖyjK- 
«aaxB  oÖBiraeimi  h yrojiOBHBia  npecjrfcAO" 
Bania,  aßjiHxtca  na  cy^  b^b  KaaecTBi 
oöBiuiHxejia  h 6bixb  3am,imiHK0Ma.  no 
VTOJIOBHBIM'B  B 3 BICKHB  aTB  CT> 

ÄoaacHOCTHiixrL  •xiiij.'b  B03Harpa2KAeme  3a 


zu  empfangen  und  zurückzuerstatten ; 
in  allen  Kreditanstalten  um  erste  und 
folgende  Beleihungen  von  Werthen 
naehzu suchen,  die  Summen  zu  em- 
pfangen, die  Inventur,  Taxation,  Pläne 
und  Beschreibungen  zu  unterzeichnen, 
jeder  Art  Erklärungen  auszustellen, 
ebenso  Pfandbestellungen  und  andere 
Obligationen,  die  von  den  Statuten  der 
Banken  verlangt  weiden,  überhaupt 
alle  Formalitäten  zu  erfüllen,  Cheks 
zu  unterzeichnen  -und  auf  sie  Geld 
zu  empfangen,  Wechsel  und  andere 
Schuldverschreibungen  zu  protestiren 
und  wegen  Nichtbezahlung  einzureichen 
und  zurückzuempfangen,  Geld,  zu  zah- 
len und  die  bezahlten  Wechsel  und 
Obligationen  zu  empfangen. 

4.  Die  auf  Namen  adressirte 
Korrespondenz:  einfache,  rekomman- 
dirte,  versicherte  Briefe,  Geld,  Packen, 
Banderolen  mit  und  ohne  Werth,  Tele- 
gramme aus  dem  Postamt,  den  Post- 
kontoren, Zollbehörden  und  Telegra- 
phenstationen zu  empfangen  und  dar- 
über Bescheinigungen  zu  ertheiien. 

5.  Alle  Civil-  und  Kriminalsachen 
ohne  Ausnahme  zu  führen,  sowie  die 
jetzt  schon  verhandelt  werden,  als  auch 
die  später  entstehen  könnten:  vor  Frie- 
dens-, allgemeinen  und  Kommerzgerich- 
ten, vor  dem  dirigirenden  Senate,  in 
allen  Departements  und  allgemeinen 
Versammlungen,  hei  Vormundschafts- 
behörden, Konsistorien  und  überhaupt 
allen  Regierungs-  und  Administrativ- 
behörden, Beamten,  den  Chefs  der  Civil-, 
geistlichen  und  Militärverwaltungen; 
selbständige  Klagen  und  Widerklagen 
zu  erheben  und  zu  beantworten,  bei 
Prozessen  zu  interveniren  und  andere 
zu  adzitiren,  in  Kriminalsachen  als 
Civilpartei  aufzutreten,  Anklagen  und 
strafrechtliche  Verfolgung  zu  bean- 
tragen, als  Ankläger  und  Verth eidiger 
in  Strafsachen  vor  Gericht  aufzutreten, 
von  Beamten  Schadensersatz  zu  ver- 
langen; Gesuche,  Erklärungen  und  an- 
dere Papiere  einzurrichen ; die  Thei- 
lung  gemeinsamen  Eigenthums  zu  be- 
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Bpej.'i.  h yßwTKii,  no^aiiaTi,  upoinemH, 
3auBJiCHiH  n Apyriu  ßyMarii,  npocnxB  o 
pa3A^Ji*  oomnxTi  HMymcciB'B  h yuacxBO- 
BJtTh  bt>  TaKOBWXTj  paeA^-cixT»,  xo^aTaii- 
cxBOBaTB  o npn3iianin  ÄaBiiocTiiaro  BJia- 
Afuiitt  ii  o BBOAi»  bo  BJiaA'tine,  AanaxB  na 

Cyxt  CJIOBCCHBIJI  II  nWCBMCIIHLIH;  OÖliHC- 

neuia,  3anBJiHXB  oxboah  h cnopii  o iioa- 
jiorf.  ii  coMirlJiiiH  b%  noA-xniiHOcm  aiciOB'B 
ii  no  TaKOBbiMü  BoapajKaxi»,  npocnxB  o 
npncyjKAeiuH  cyAeöiiBixTi  h 3a  BeAenie 
Afc*i%  imAepjKeKij,  cjLymaxb  piinenia,  onpe- 
AtJiGHia,  pe30JLK)i3,iii  n npiiroBopn,  3a- 
äbjihti»  HeyAOBOJitCTBie,  npnuocHXB  uacx- 
HLia,  anejianiionHBiH  n Kaccan,ioiiHBia  aca- 
jio6m,  a xaicace  npocBÖH  o nepecMOipfc  n 
oiMlurfe  pimenift,  BCiyniiBmnxrB  b%  3aKon- 
nyio  cnay,  npocnxB  o B03cxaH0BJienin 
cpoKOBü,  noayaaxB  h npe/j,CTaBaaxB: 
Konin,  cnpaBKii,  y/iociOBipeuia,  noA-ximirae 
AOKyMeHTH,  MeTpnuecKia  CBii^irejiBcxBa, 
HcnojiHiiiejrBHBie  h BBO^ime  jlhctii  n npo- 
nia  BcaKaro  na3BaHia  öyMarn,  npon3- 
boautb  B3Hci;ania  bc4mu  y Ka3aHHHM n b'b 
3aKOiit  cnocoöami,  npocnxB  o iiaaoateiiiH 
apecxoB'B  h 3anpeui,eHifi  na  nMymeciBa 
OXBiXHUKOBT*  H O CHaxill.  XäKOBBIXrB  KaKTj 
ctj  iiMy  111,6018%,  xaK%  ii  c%  HMyni.ecxB'B 

OIBfcTHMKOB'B,  HpiICyXCXBOBaXB  npil  BBOA$ 
bo  BJiaÄ'HHie,  a xaKace  npa  onncH,  on^inci 
h npo^aadi  h Mym,  e cxbx»  oxb^xuueob'b, 
ociaBaaiB  xaKOBBia  3a  , npocnxB  o jiiixi- 
hom%  3aAepacauin  AoasKiniKOBTi,  o aarpaac- 
Aemn  hmt>  BH$3Aa  u oö%  oxoöpaHm  ox% 
hhx%  noAimoEit  o HeBHfc3Afc,  a xaKace  o 
npii3Hamn  mb  iiecocxoaxejiBHLiMn,  06% 
yapojKAeniii  iiaA%  A't-iaMH  hxt»  aAMUHH- 
cxpaniii  h K0HKypcm>ix%  ynpaBaeniu,  b% 
KOxopHXT»  ynacxBosaiB  c%  npaBOM%  ro- 
aoca,  iiaopaiiia  n ölitb  n36paHHLiM%  h 
bc'Lmii  npaßaMii  KpeAuxopa,  HOJiojKeHHMii 
b%  ycxaßax'B  o xoproBon  ii  nexoproBOii 
HecoqxoaxejiBHOCxii,  nepeAasaTB  Hcnojmn- 
xeaBHLie  aiicxii  n npasa  na  iickh,  nojiy- 
aaxB  AeiieaciiBia  cyaiMH  h Apyroe  iiMy- 
mecxBo.  OKanuiiBaxB  A^ßa  MiipoM%,  KaK% 
AO  xaK%  h nocai  cyAa,  noABepraiB  A^Jia 
pimeHiio  xpexencicaro  cy^a,  noAasaiB  mii- 
poBtia  nporaenia,  3aKJiioiiaTB  MiipoBEia 
ca'Iulkh  it  xpexeficKia  3ainicn,  TpcöoBaiB 


antragen  und  durchzuführen;  die  An- 
erkennung der  Verjährung  und  die 
Besitzeinweisung  nachzusuchen;  vor 
Gericht  mündliche  und  schriftliche 
Erklärungen  abzugeben,  Einreden  vor- 
zubringen, Zweifel  an  der  Echtheit  von 
Urkunden  zu  erheben,  die  Fälschung 
von  Urkunden  zu  behaupten  und  in 
solchen  Sachen  zu  antworten,  Ersatz 
der  Gerichtskosten  und  Anwaltsgebüh- 
ren zu  verlangen ; Entscheidungen, 
Verfügungen,  Resolutionen  und  Urtheile 
anzuhören,  Unzufriedenheit  zu  erklä- 
ren, Beschwerden,  Appellationen,  Kas- 
sationsgesuche einzureichen,  ebenso  Ge- 
suche um  Revision  und  Aufhebung 
rechtskräftiger  Urtheile,  um  Restitution, 
der  Fristen  und  Termine  nachzusuchen;, 
entgegenzunehmen  und  einzureichen  r 
Kopieen,  Auskünfte,  Bescheinigungen, 
Originalurkunden  , Metrikscheine , a) 
Vollstreckungs-  und  Besitzeinweisungs- 
bogen13) und  aller  Art  Papiere;  Zwangs- 
vollstreckung mit  allen  gesetzlichen 
Mitteln  zu  betreiben,  um  Verhängung 
von  Verboten  und  Arrestanlegung  auf 
das  Vermögen  des  Beklagten,  sowie 
um  Aufhebung  solcher  vom  Vermögen 

desselben  und  des  SS;:  naehzu- 

weinigen 

suchen;  zugegen  zu  sein  bei  Besitz- 
einweisungen, Inventur,  Taxation, 
öffentlicher  Versteigerung  des  Vermö- 
gens des  Beklagten,  dasselbe  statt  Zah- 
lung für  anzunehmen;  Verhaftung, 
Verhinderung  der  Abreise  und  Ver- 
pflichtung zum  Verbleib  am  Orte,  Er- 
klärung der  Insolvenz  des  Schuldners, 
Errichtung  von  Administration  oder 
Konkursverwaltung  zu  beantragen,  an 
der  Errichtung  mit  Stimmrecht  wie  ein 
Gläubiger  nach  den  Statuten  über  Han- 
dels- und  Nichthandelsinsolvenz  theil- 
zunehmen;  die  Vollstreckungsbogen  und 
das  Klagerecht  zu  cediren,  Geld  und 
andere  Vermögensstücke  entgegenzu- 
nehmen, Vergleiche  abzuschliessen  so- 
wohl vor  Beginn  des  Rechtsstreits  als 
auch  nachher,  schiedsrichterliche  Ent- 
scheidung zu  beantragen,  Vergleichs- 
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ottj  noBipeHiiLixTi  n ÄpyrHxm  jHnrn  ©x- 
uexBi,  nenpaBiiJiBHHe  ocnapHBaiB,  yHran- 
xoacaxB  BcaKia  AOBbpeiiHOcxn  k^mt»  6h  to 
HH  6HJO  BHVIH  UH  JI  H BOOÖme  hojibbo- 
BaxLca  sciMii  npaBaMH  npmnwe 

^aiUHMH. 


gesuche  einzureichen,  Vergleichsurkun- 
den und  solche  über  Schiedsverfahren 
zu  errichten;  von  Bevollmächtigten 
und  anderen  Personen  Rechenschafts- 
ablegung zu  verlangen,  unrichtige  an- 
zufechten, aller  Art  Vollmachten,  von 
wem  sie  auch  ausgestellt  sein  mögen, 

zu  widerrufen  und  überhaupt  alle 
zustehenden  Rechte  auszuüben. 

a)  d h.  Tauf-,  Trau-  und  Todtenscheine. 

b)  d.  h.  Befehle. 


b)  Die  Ostseeprovinzen  Livland,  Estland  und  Kurland.* 1) 


1.  Prozess-,  Konkurs-,  und  Erbschafts-  (General-)  Vollmacht.2 3 4 5 6) 

Die  gewünschten  Spezialvollmachten  sind  durch  entsprechende  Streichungen 


im  Texte  der  Vollmacht  jeder 
Miijioctiibliö  Tocy,i.api>. 

1.  YnojiHOMOunBa  Baci»  3aMtnaiB 
no  BciM'B  ji.t.iaM'B,  KacaiomuMca 
h HMymecTB'B;  npeÄMymecxBeHHo 

»e  3aK.iK)uaxt  otte»  HMeiiH  bcs- 

Karo  pOAa  c^Iukh,  BUü.aBaxB  o6a3aie.iB- 


Zeit  nach  Belieben  herstellbar.) 

Hochgeehrter  Herr 
1.  Hiermit  ermächtige  Sie 
in  allen  Angelegenheiten  zu  vertreten, 
welche  und  Vermögen 

betreffen;  insbesondere  aber  in 
Namen  jegliche  Art  von  Rechtsgeschäf- 


*)  „Nach  russischem  Prozessrecht  müssen  Vollmachten  in  einer  öffentlichen  no- 
tariell zu  beglaubigenden  Urkunde  ausgefertigt  werden,  wobei  die  Handlungs-  und 
Rechtsfähigkeit  des  Vollmachtgebers  zu  beurkunden  ist.  Wird  die  Vollmacht  zur  Ver- 
tretung einer  Handelsfirma  oder  Gesellschaft  ertheilt,  so  ist  vom  Notar  im  Beglau- 
bigungsvermerk  zu  bescheinigen,  dass  der  Aussteller  der  Vollmacht  als  Gerent  der 
Firma  resp.  als  Vertreter  der  Gesellschaft  zur  Ertheilung  der  Vollmacht  berechtigt  ist; 
handelt  es  sich  im  letzteren  Falle  um  eine  Gesellschaft,  die  sich  auf  Grund  eines 
obrigkeitlich  bestätigten  Statuts  konstituirt  hat,  so  ist  ausserdem  erforderlich,  dass  in 
dem  Attestations  vermerk  die  Vollmach  tsertheilung  als  den  resp.  Gesellschaftsstatuten 
entsprechend  beurkundet  wird. 

Wird  die  Vollmacht  im  Auslande  ausgefertigt,  so  ist  die  Legalisation  der- 
selben seitens  der  örtlichen  russischen  Konsulargewalt  erforderlich,  welche  gemäss 
Art.  465  der  Civilprozessordnung  des  Kaisers  Alexander  II.  ausdrücklich  bescheinigen 
muss,  dass  die  Vollmacht  gemäss  den  örtlichen  Landes  ge  setzen  ausgefertigt  ist. 

Nach  Art.  250  derselben  Civilprozessordnung  muss  dem  Bevollmächtigten  in  der 
Vollmacht  das  Recht  ausdrücklich  eingeräumt  werden: 

1.  Appellationsklagen  zu  führen. 

2.  Um  Aufhebung  rechtskräftiger  Urtheile  zu  petitioniren. 

3.  Sachen  durch  Vergleich  zu  erledigen. 

4.  Ein  Streitverfahren  wegen  Fälschung  einzuleiten,  sowie  sich  auf  ein  solchen 
einzulassen. 

5.  Schiedsrichter  zu  erwählen,  und 

6.  Die  erth eilte  Vollmacht  auf  andere  Personen  zu  übertragen. 

Im  entgegengesetzten  Falle  gilt  die  Vollmacht  als  zur  Vornahme  der  bezeich- 
nten Handlungen  nicht  ertheilt.“  (Mittheilung  des  Kaiserlich  deutschen  General- 
konsulats zu  Riga  an  die  Herausgeber.) 

*)  Formular,  mitgetheilt  durch  das  Kaiserlich  deutsche  Generalkonsulat 
zu  Riga. 

Lsske  u.  Loewenfeed,  Rechtsverfolgnng.  II. 
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CT»a,  npoAaBati»  h 3aKJiaAWBaxi>  npwiaA- 
Jieacami«  HejI,BM3KHMOCTH  n JBW- 

jkhmocxii  ua  mfcuy  m na  yc.iOBMX7»  tro 
BaiueMy  ycMorplmiiD;  0iKa3MBaxbCH:  ott. 
npaBi»,  npHHaAJie»:aimixTi  couep- 

uiaifc  nepeycTynicy  AeHeacuuxTb  oö«3a- 
'reabCTB'i.,  BiiAaimiaxT»  Iia  hmä 
npuiiHMaTL  hjlh  oxKa3i>iBaxi,cH  or&  iiucaIja- 
CTBa,  coBepmarbpauÄ^JiBiiHJx  Bannen,  oiipe- 
jX'fe.uia  iipnunxaiomyiDCH:  AOAio  uö 

BameMy  ycMorptiiiio. 


2.  HeaaBiiCHMO  oxm  cero  ynoano- 
MO^nBa  Bacte»  xoAaxaücxBOBaxi»  no 

BC*MrB  A'feaaM'B  KaKT.  jpaac- 

AancKHMT»,  xaira  n yroAOBitH&'B?  npona- 
boahiuiimch  n BnpeAfc  B03nnKuy'ib  Mory- 
iuhmt»,  bo  bcBxtj  CyAe6ntixT>  ycxanoBAe- 
ui«xrb,  a xaicace  ßri>  Miciax'B  n y Jmn,rb 
AAMnuHcrpaiHBHai  o BiAOMCTita,  b l JlyxoB- 
hbix'b  KoiiCHCTopiaxTb,  ßenyTaicKuxT»  Co- 
6paumxri»  h BCixTi  OömecxBeimEixT,  Ynpe- 
acA^niaxT>,  bt>  npaBiixejiBCXByioineirL 
Denaxk  no  bc$mt>  ero  .HenapTaMeirraMTb, 
ne  ncicxEouaa  ICaccan.ioiiHRX'i»,  n btb  06- 
lnnxTi  Co6paniaxT>  ÄenapTaMcnxoBT.  Ce- 
naia,  sibjihxbcji  b-b  KauecxBfc  neuna,  oi-BfcT- 
miKa  n Tpextaro  Jinna;  npeA'BsiBaax’B 
BCflKaro  po;xa  iickh  n OTB'iuaxB  no  tjiko 
bblmte»  ; BOBÖyJKAaTB  n noAAepsKHBaTb  yro 
noBHBia  oÖBimemH ; noAaßaxb  Bcanaro 
po^a  npomeum,  xo^axaficiBa,  oÖimB-xcHia- 
oxbubh  n ftpyrk  SynaiM ; npucyxcxBOBaxb- 
npn  AOKjraAaxT,  a^JCB,  oaaBJiari,  ot.boaei,» 
iipeACxaBaaib  caoBecutia  n iuicLMemiBia 
oö^acnema  *,  npeA^aBJiaxL  ii  iiOAAepauiP.aTB 
enopu  o noA-xori  n OTBtnaxB  no  xaKiiMa» 
<cnopaMi>:  xoAaxaficTBOBaif.  oöii  oöe3- 

neaenin  hckobt»  ii  AOKaeaxeABexB'B,  oöa» 
oxaiiHfc  xaKOBaro  ooe3neaeHia,  o HaAoaieiiiH 
n caaiiii  3anpemeHin  no  nMym,eciBaMT> ; 
BiicAyninBaxfc  ptinema,  onpeA'feAenia,  peao- 
jnoniu  n npnroBopm ; oÖTjaBjiaxb  na 
BcaKia  noeTaHOBaeiiia  yAOBOJiBCisie  hau 
HeyAOBoatciBie ; upmiociixi»  xacmtia, 
anneaAan;ionHBia  n KaccanjoimHa  jKaaoßbi; 
noayaaxb,  OTKyAa  öyAen»  liyamo,  Konin, 
«enpaBKii,  BcaKaro  poAa  AOKyMeHxu:  ii 


ten  abzuschliessen,  verbindliche  Erklä- 
rungen auszustellen,  gehöriges 

bewegliches  und  unbewegliches  Ver- 
mögen zu  Preisen  und  unter  Bedin- 
gungen nach  Ihrem  Gutdünken  zu  ver- 
kaufen und  zu  verpfänden;  auf 
gehörige  Rechte  zu  verzichten,  Zessio- 
nen auf  Namen  ausgestellter 

Geldes  werth  repräsentirender  Verpflich- 
tungsscheine vorzunehmen,  Erbschaf- 
ten anzunehmeu  oder  auszuschlagen, 
Theilungsverträge  abzuschliessen  und 
hierbei  nach  Ihrem  Ermessen  die  auf 
entfallende  Quote  zu  bestimmen. 

2.  Ausserdem  ermächtige  Sie, 
in  allen  Civil-  und  Kriminal- 

sachen, welche  zur  Zeit  bereits  an- 
hängig sind  oder  künftig  entstehen 
können,  sich  als  Vertreter 

zu  geriren,  in  sämmtlichen  Gerichts- 
institutionen, desgleichen  bej  Admi- 
nistrativpersonen  und  -Behörden,  in 
geistlichen  Konsistorien,  Deputirten- 
versamml ungen  und  allen  Kommunal- 
institutionen,  im  dirigirenden  Senat  in 
allen  seinen  Departements,  einschliess- 
lich der  Kassationsdepartements,  so- 
wie in  den  Plenarversammlungen  der 
Departements  des  Senats  als  Kläger, 
Beklagter  und  dritte  Person  aufzu- 
treten; jede  Art  von  Klagen  anzu- 
stellen, sowie  sich  auf  solche  einzu- 
lassen; Kriminalklagen  ?u  erheben 
und  aufrecht  zu  erhalten;  jede  Art 
von  Gesuchen,  Anträgen,  Deklaratio- 
nen, Erklärungen  und  sonstige  Schrift- 
stücke einzureichen;  bei  der  Verhand- 
lung zugegen  zu  sein,  Einreden  vor- 
zubringen, mündliche  und  schrift- 
liche Erklärungen  abzugeben;  Streit- 
verfahren wegen  Fälschung  einzuleiten 
und  fortzuführen,  sowie  sich  auf  der- 
artige StreitverfahreD  einzulassen;  An- 
träge zur  Sicherung  von  Klagen  und 
Beweismitteln,  ferner  wegen  Aufhebung 
einer  solchen  Sicherung,  sowie  auf  Ver- 
hängung und  Hebung  von  Verboten, 
betreffend  die  Ver ausser ung  von  Ver- 
mögensobjecten, zu  stellen;  sich  mit 
jeglichen  Verfügungen  zufrieden,  resp. 


V ol’machtsformulare. 
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HcnoAiuneAbime  amctli,  no  KOTopino» 
npoHüBO;i,inf>  B3HCKauia ; B3LicKHBaTb  cy- 
AeÖuwa  MBACpjKKH  ii  yÖHTKH ; xpeöoßaTb 
oiaeuiocTU,  xoAaxaücTBOBaTb  oöü  otm1ih£ 
pimeHÜf,  BCxynHBiniixTb  bt>  aaKOHiiyp 
CHJiy,  h oote»  iixt,  ucnojinepiw ; «poouxb 
o AirniOMi.  Ba^epttviunn  11  °^T>  oÖitfiBAeiiiu 
lieCOCTOHTCAbUMMn  Jl eil  Clip RliHLlX  b AOAJK- 
MMKOBb. 


i\.  VuacxBOBaTb  bx>  KOiiKypcaxT*  11 
aj.Mii ii u cxpan;iffxrb  co  Bcf>MH  npaBAMii,  Rpe- 
j.HTopaMTE»  no  saKOHy  npiiHRAAejKaiutiMii ; 
npn  npoAaacfe  liMymecTB'b  c'b  nyöjunniaro 
aopra  npmiMMaTb  yaacxie  bt>  oiihqii, 
oniiiKt,  bi»  TopraxL  n nepeiopfK^ax1!» ; 
npiniHMaTi.  np ii cysKApuu y poukutq  poAa 
cjL'fcAyKXui.hi  Mut»  pMyp^eeiBa  b ^eiiesuHa 
CyMMW. 

4,  npeACTaBJiHTL  Kynui«  KptnocTB, 
o6jinrau.ni  h AOKyMenibi  BcaKai  o poAa  ffflSL 
Tineceiiin  hxt,  bb  iinoTO'mwH  Kimm,  3a- 

HBJHTb  IipOCbÖW  O npOII3BOACTBl>  yKp^H' 

■neiiiü  Bb  KptnocTiiLixx  OTjrL.ienBixr!*,  no- 
jiynaib  narb  ciix'b  OTA'baeiiiii  uptnociHLie 
aKibij  AOKyMemu,  CBBAtxeAbCTBa  h vaocxo- 
BtpeniH,  a xaK^c  bonin,  bluuich,  cnpaBKii 
y x.  h,  \\m*  KpbnocxHbix/b  peocrpoBx  ii 
APyiWb  KliHTO»  KptnOCTHbIX'b  n HoTa- 
piajubTxi»  ApxiiBOBTi;  npocnib  o coeAn- 
nejiiM  bau  pa.3rbeAniieniif  no  HnorennuM'b 
KHnraM'b  npiin  aAAencain.il  xrb  iicabhach- 
Mocxeü,  a xaKace  Aasan»  corAacie  na  no- 
ramenie  (3Kcrpoccaniio)  nnoxeKT»  n 3a- 
nacen;  caobomh.  A^nciROBaTb,  3ain,nmaH; 
naiepecH  , noBCioAy,  KaK'b 

6h  cum  ahmho;  iipeKpaxuaXb  A$Aa 
mmpomt»,  coBepmaxb  Mppößwa  Bannen  n 
noAaBaxb  awpoBbw  npomenia;  Hsöupaxb 
nocpeAmiKomi  xpeTencKaio  pa36opa 
ll  oaKA¥j>iiaTb  rpexeficKin  sannen;  nepe- 
AOBipaib  ciio  AoBtpeunocxb  ApyriiMT»  ah- 
n.aM'b  ct>  npaßOMT>  AaAbiitnmaio  nam 
nepeAOBtpiii.  Bo  Bceari^  ^xe  Bh  hau 


unzufrieden  zu  erklären:  Sonder-,  Ap- 
pellations-  und  Kassationsbeschwerden 
einzureichen;  von  wo  erforderlich,  Ko- 
pieen,  Auskünfte,  jede  Art  von  Doku- 
menten sowie  Vollstreckungsbefehle  zu 
empfangen  und  auf  Gruud  letzterer 
Beitreibungen  auszuführen.  Gerichts- 
kosten und  Schäden  beizutreiben, Rechen- 
schaftslegung zu  fordern,  um  Aufhebung 
von  XJrtheile»,  welche  die  Rechtskraft 
beschritten  haben,  nachzusuchen,  des- 
gleichen auch  um  Vollstreckung  der- 
selben, auf  Verhaftung  und  Insolvenz- 
erklärung  von  Zahlungssäumigen  und 
Schuldnern  anzutrageri. 

3.  In  Konkursen  und  Administra- 
tionen mit  allen  den  Gläubigern  nach 
dem  Gesetz  zustehenden  Rechten  theil- 
zunehmen;  bei  der  öffentlichen  Ver- 
steigerung von  Vermögensobjekten  an 
der  Inventur,  Abschätzung,  ersten  und 
zweiten  Versteigerung  sich  zu  bethei- 
ligen; zuerkannte  sowie  jegliche 
zukommende  Vermögensobjekte  und 
Geldsummen  zu  empfangen. 

4.  Kaufkontrakte,  Obligationen  so- 
wie jegliche  Art  von  Dokumenten  zwecks 
Eintragung  in  die  Hypothekenbücher 
vorzulegen,  Anträge  auf  Voilziehung 
von  Korr oborationen  in  den  Grundbuch- 
abtheilungen zu  stellen,  aus  diesen 
Abtheilungen  Grundbuchakte,  Doku- 
mente, Bescheinigungen  und  Beurkun- 
dungen, sowie  Kopieen,  Auszüge,  Aus- 
künfte etc,  aus  den  Grundbuchregistern 
und  sonstigen  Grundbüchern,  sowie  den 
Notariatsarchiven  zu  erhalten;  um  Ver- 
einigung resp.  Trennung  von 
gehörigen  Immobilien  in  den  Hypothe- 
kenbüchern nachzusuchen,  desgleichen 
Ihre  Zustimmung  zur  Löschung  (Ex- 
grossation)  von  Hypotheken  und  Ver- 
schreibungen zu  erklären;  mit  einem 
Worte  unter  Wahrnehmung 
Interessen  überall  so  zu  handeln,  wie 

es  selbst  thun  würde;  Sachen 
durch  Vergleich  zu  erledigen,  Ver- 
glejcbsverschreibungen  zu  vollziehen 
und  Vergleichsanträge  einzureichen; 
zwecks  schiedsrichterlicher  Entscheid 
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Barn«  HOBtpeimue  no  ceit  AOBipeiuiocTM 
oaKOHHO  CA^aeie,  BaMT»  Bfcp  , cno- 
puTE.  h npeKOc.iOBHTB  ne  öyA  • Ä°B*- 
peiiHOCTi.  9ia  npuiiweacBTT, 


düng  Schiedsmänner  zu  erwählen  und 
Schiedsverträge  abzuschliessen ; diese 
Vollmacht  auf  andere  Personen  zu  über- 
tragen mit  dem  Rechte  weiterer  Sub- 
stitution. Alles,  was  Sie  oder  Ihre 
Bevollmächtigten  auf  Grund  dieser 
Vollmacht  gesetzlich  vollziehen  werden, 
anerkenne  , und  werde  es  nicht 

bestreiten  oder  anfechten.  Diese  Voll- 
macht ist  ertheilt  dem  Herrn  (Namen 
des  Bevollmächtigten). 


2.  Vollmacht  für  Civil-  und  Grundbuehsaoüen.2) 


J,OBkpeHliOCTb. 

HacToameio  ACBipeHnocTbio 
ynojraOMonnBaeTca  Ha  Be^erne  — bo  BC’fcx'b 
cyAeÖHHXT.  H aAMHHHCTpaTTiBHHXT»  yupeac- 
AemaxT»,  HC  ncKJK)Tiaa  HpaBHTeAbCTByiD- 
m,aro  CeHara  h Oömnx'b  Coöpaiiift  ero 
J(enapTaMeHTOBr&  — BC'fcx'b  rpaJKAaucKiix'B 

H KptnOCTHHX^b  A$TT>  MOHXT». 

ßjia  cero  npeAOCTaßjm  r-Hy 
ue3aBHCHM0  oh»  npaBT»,  ue  Tpe6yiom>nxr& 
ocoöaro  ynoMHHania  bi»  AOBtpe.HHOCTH, 
sct  6e3T»  H3T»HTia  npaBa,  Hcunc-iemura 
Bib  CT.  250  yci.  PpaacA  CyAonp.  HMHEPA- 
TOPA  A.IERCAHÄPA  II  h Kpont  Toro 
öestb  rpaatAaHCKMMib  uctuom'b,  noayuaTb 
yAOCTOB’tpema,  Konin,  xoKyiieHTbi,  hcuo-ihh- 
Tejibnue  jlhcth,  AeHbni  ii  npouia  h,$hhocth 
h HMymecTBa;  yKa3biBaTb  cnocoöbi  Hcnoji- 
aeina  p-kmeiiiit  h onpeA’taenm;  npiicyT- 
crBOBaib  npn  onucu,  ou,f>HKk  ii  Topraxn ; 
A^aaTb  naAÖaBKii  h naAA^u  hr  Topraxn 
ii  upioÖptTaTb  na  Moe  hmh  AHHacnMHH  h ne- 
ABHjkhmhh  HMymecTBa;  coBepmaib  n,eccin 
ii  noBan,iHTpe6oßaiiiinio  o6a3aTC.ibCTBaMrb; 
A^AaTb  aepes’b  HoiapiycoB'b  3aaBxeHia, 
npoTecTOBaTb  BeKcejm  h APyria  AoaroBHa 
oöä3aTejibCTBa,  noAaBaib  ba»  Kp3>FOCTHbixrb 
yupeacA^niaxT»  eaaBnema  oöb  OTMiTKaxa» 
ii  3aHeceHiH  b’b  HnoTeuHUsi  noseMejibHBiH 

KHHTIl  BCtXrb  HpaBT»  H OÖaSaTejIbCTBA»} 
B03HHKaiomnx,b  hsa»  npeACiaBJLaenEixT» 
AOKyMCUTOB'b  II  KptUOCIHHX'B  aKTOBT»; 

yaacTBOBaxb  bt»  KoHKypcax'b,  Aahiihh- 
crpaniaxa»  ii  OneKaxA»  ca»  noaiibom  npa- 

i)  Formular,  mitgetheilt  durch  das  1 


Vollmacht. 

Durch  diese  Vollmacht  wird  der 
bevollmächtigt  zur  Führung 
aller  Civilsachen  und  Grundbuch- 
sachen, und  zwar  in  allen  Gerichten 
und  Administrativbehörden,  auch,  im 
dirigirenden  Senat  und  den  allgemeinen 
Versammlungen  seiner  Departements. 

Zu  diesem  Zwecke  ermächtige 
den  Herrn  abgesehen  von  den- 

jenigen Handlungen,  deren  Vornahme 
eine  besondere  Erwähnung  in  der  Voll- 
macht nicht  erfordert,  zu  allen  denjeni- 
gen Handlungen,  ohne  Ausnahme,  welche 
im  Art.  250  der  Civilprozessordnung 
des  Kaisers  Alexander  H.  aufgezählt 
sind,  ausserdem  Civilkläger  zu  sein, 
Beurkundungen,  Kopieen,  Dokumente, 
Vollstreckungsbefehle,  Gelder  und  an- 
dere Werthe  und  Vermögensobjekte  zu 
empfangen,  Mittel  zur  Erfüllung  ge- 
richtlicher Entscheidungen  und  Anor- 
dnungen nachzuweisen,  bei  Inventuren, 
Abschätzungen  und  Versteigerungen 
anwTesend  zu  sein,  Gebot  und  IJeber- 
bot  bei  Versteigerungen  zu  machen, 
und  bewegliches  und  unbewegliches 
Vermögen  auf  Namen  zu 

erwerben;  Novationen  und  Zessionen 
von  Forderungen  zu  vollziehen;  durch 
die  Notare  Anträge  und  Deklarationen 
zu  machen,  auf  Wechsel  und  an- 
dere Schuldverbindlichkeiten  Proteste 
zu  erheben;  in  den  Grundbuchbe- 

aiserlich  deutsche  Generalkonsulat 


in  Riga. 


V ollmachtsformaJ  are, 
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BaMH  KpeAMTOpOBTi ; BHOCHXfc  UOITIjninEI, 

pocniicwBaTtCH;  BMfccxo  nenn,  no.iyuaxi>  irnu» 
KptHOCTHHX'L  OTÄi^eHiH  KpfcllOCTlILie  aKTBI, 
;;0KyMeHTM,  cBu^trejiBCTBa,  y^ocTOBipenia, 
Konin,  BumicKu  h t.  n 


Boewy,  nxo  t-hom'b  hjil  ero 

XIoßtpeHHHMH  no  cen  ÄOBipemiociH  3a- 
KOHHO  COBepnieHO  Öy^OXT»,  Bip 
cnopHTt  n npeKocjLOBHTb  ne  öy/i.  , 
npn  neun,  npe^ocTaBiia  npaßo, 

nepeAOBtpaTt  ciio  ^OBipemiocxi»  ApyrniTB 
jmuaMTi  C'B  npaBOMTä  AaJiBHifiinaro  bmh 
nepe^oBipia.  .HoBipemiocx  axa  npimaA- 
aeJKHTT» 


hörden  Anträge  wegen  Vermerk  und 
Eintragung  in  die  Hypotheken-  und 
Grundbücher  zu  machen , hinsicht- 
lich aller  Rechte  und  Verpflichtungen, 
welche  aus  den  vorgestellten  Doku- 
menten und  Grundbuchakten  entstan- 
den sind;  an  Konkurs-,  Administra- 
tion- und  Kuratelverhandlungen  mit 
dem  vollen  Rechte  eines  Gläubigers 
theilzunehmen;  Gebühren  einzuzahlen, 
sich  an  Statt  zu  unterzeichnen, 

aus  den  Grundbuchbehörden  Grund- 
buchakte, Dokumente,  Bescheinigungen, 
Attestate,  Abschriften,  Auszüge  etc. 
zu  empfangen. 

Alles,  was  Herr  oder  sein 

Bevollmächtigter  gemäss  dieser  Voll- 
macht gesetzlich  vollziehen  wird,  an- 
erkenne und  werde  es  nicht 
bestreiten  oder  anfeckten;  gleichzeitig 
räume  Herrn  das  Recht 

ein,  diese  Vollmacht  auf  andere  Per- 
sonen mit  dem  Rechte  weiterer  Substi- 
tution zu  übertragen.  Diese  Vollmacht 
gehört 


c)  Polen.1 2)3) 

1.  Prozess-  und  Konkursvollmacht.3) 


ÄOBtpeilHOCTb. 

HxiacenoAnHcaBni  ynojtHOMouiiBa 
R BeCTH  BO 

Bci>xT>  cyxeönLixu»  ycxauoBJieHiaxTi  Bap- 
maBCKaro  CyAeönaro  Oicpyra  a xaKsKe  bb 
KacanioiiHHx'B  JfenapxaMenxax'B  üpaBH- 


Vollmacht. 

Endesunterzeichnete  bevollmäch- 
tig hierdurch  den  Herrn  Vereidigten 
Rechtsanwalt  zur 

Führung 

in  allen  Gerichten  und  Instanzen  des 


1)  Vgl.  oben  S,  759  {Prozessfähigkeit). 

2)  In  Polen  kann  eine  Generalvollmacht,  wie  sie  anderweit  üblich  ist,  selten 

verwendet  werden,  weil  die  Gesetze  viele  Vorschriften  enthalten,  welche  den  Gebrauch 
solcher  allgemeinen  Bevollmächtigungen  begrenzen;  so  ist  laut  Art.  187  des  Civii- 
gesetzbuches  von  1825  jede  Generalvollmacht,  welche  der  Ehemann  seiner  Frau  er- 
theilt  (ausser  der,  welche  ihr  die  Verwaltung  ihres  Vermögens  gestattet)  ungültig; 
nach  Art.  1988  Code  civil  berechtigt  die  Generalvollmacht  nur  zur  Verwaltung  des 
Vermögens;  aber  zur  Veräusserung  von  Immobiliarbesitz,  Hypothezirung  desselben, 
oder  Vollziehung  anderer  Geschäfte,  welche  sich  auf  das  Eigenthumsrecht  beziehen, 
also  auch  zum  Ankauf  u.  dgl.  muss  die  Berechtigung  in  der  Vollmacht  deutlich 
(ganz  speziell  mit  Bezug  auf  das  bestimmte  Geschäft)  angeführt  werden.  Nach  Art.  77 
des  Civilgesetzbuches  von  1825  muss  die  Generalvollmacht  zur  Ausfertigung  eines  Civil- 
standsaktes  eine  spezielle  sein;  nach  dem  Art.  382  C.G.B.  v.  1825  muss  die  Berechtigung 
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TCJtcTuyiomaro  Cenaia  ci»  npaBOMm  npe^- 
npHiiiiMarb  bcc  to,hto  OKaasexcu  iiyaciitiani 
no  MtCTUMMT.  aaKOHUMT»,  KllKT»  BT>  nopH/I- 
Kt  oGbiKiioBCjiuaro  u HcnojtiiHTe,ibHaro 
npüH3BOJ,CTBa,  THKTj  H BÜHOpil^Kt,  OCOÖK[XrL 
npou3Be;i,CTBbBrLBapiiiaBCKOM"GCyAe6uoM,B 
OKpyrt  no  YcraBy  otte.  1!)  »eBpajiH  1875  r. 


Bx  ocoCeiuiocTii  ynojiiioMouemiun 

Cybern  Brx>  iipaBt  ripeA'LHß.iHTb  rjiaBHue 

li  BCxpfc'iHKe  ii ck ii  n iiaBarb  otb$tw  na 
hckobltji  npomciiiH  npoTiiBiniKOBi.,  npn- 
cyTCTBOBarbnpn  pa3ÖHpaTe,n>cTBB  a'L-vi»  bo 
Bckxm  cy4,e6nijxrß  iracTaiinmx'L  n AauarB 
niicbMeiiiitm  h cjiobcchijii  oÖT&iicueiiia,  — 
npeAxaBjaTB  Bcanaro  po;;a  otboau  h ot- 
BtnaTB  na  outie,  — npuuociiTL  otslibh, 
a xaKacc  uacTirau  n anneaHi;iomiBia  nca- 
aooH  ua  onpexMeBia  it  piiiienin  cy.ua  n 
AUBarL  no  Tannin.  acajio6aaiT>  oxBiiti,  — 
xoAHTaiicTBOBaTL  o6ri»  oxMtiit  ptmeuin 
BCTyniiBiniixrB  bt>  cuKomiyK)  ciuiy.  - npo- 
chtl  oÖt.  ooeBiieneniH  hcrobt.  Bcknn  bt& 
naKonit  yKa3aimmra  ctiocoöaMH,  bhociitl 

OXpailHTCJIBUH  OTMiTKII  BTj  IIIIOTe’IIl  MH 

yKasaTCAB  n ncKjoonaTB  tokoblih,  — nojiy- 
naii»  ncno.ioiHTejiLHi.ie  jihctli,  a Tanaie 
Koniii  ptmemfi,  onpeAtAenifl,  annejut- 


Warschauer  Gerichtsbezirks  sowie  in 
den  Kassationsdepartement  des  Regie« 
renden  Senats , mit  dem  Aufträge, 
alles  Dasjenige  vorzunehmen,  was  nach 
den  Landesgesetzen  erforderlich  sein 
wird,  sowohl  im  gewöhnlichen  und  Exe- 
kutions-Verfahren, wie  in  allen  spe- 
ziellen für  den  Warschauer  .Gerichts- 
bezirk durch  d.  Gesetz  vom  19.  Fe- 
bruar 1875  vorgeschriebenen  Verfahren. 

Insbesondere  soll  derselbe  ermäch- 
tigt sein,  Klagen  und  Widerklagen  wie 
auch  aller  Art  Inzidentalklagen  einzu- 
reichen, so  wie  die  des  Gegners  in 
Empfang  zu  nehmen  und  zu  beantwor- 
ten, den  Verhandlungen  in  allen  In- 
stanzen beizuwohnen,  und  sowohl  münd- 
liche, wie  schriftliche  Erklärungen  ab- 
zugeben, Einwendungen  jeder  Art  zu 
machen  und  zu  beantworten,  Opposi- 
tionen sowie  Appellations-,  Kassations- 
und Restitutionsklagen  gegen  erfolgte 
Erkenntnisse  und  gerichtliche  Ent- 
scheidungen einzureichen  und  die  der 
Gegenpartei  zu  beantworten,  — - die 
Sicherstellung  der  eingeklagten  For- 
derungen durch  alle  im  Gesetze  vor- 
gesehenen Mittel  zu  beantragen,  hypo- 
thekarische Protestationen  einzutragen 
und  zu  löschen,  — Exeku  tions  vertu - 


zur  Vertretung  eines  Mitgliedes  des  Familienrathes^bei  seinen  Sitzungen  deutlich  aus- 
gedrückt  und  bezeichnet  werden. 

Pie  wichtigsten  Begrenzungen  der  Generalvollmacht  rühren  aber  von  dem  in 
Polen  geltenden  Hypothekensystem  her.  Laut  Art.  1 und  2 der  Hypothekenordnung 
von  1818  können  alle  Geschäfte  unter  Lebenden,  deren  Folge  die  Uebertragung  des 
Immobiliarbesitzes,  die  Begrenzung,  Belastung  oder  Entlastung  dieses  Besitzes  ist, 
und  alle  erwähnten  Geschäfte,  wenn  sie  sich  auf  hypothekarisch  eingetragene  Kapi- 
talien beziehen,  nur  auf  Grund  spezieller  notarieller  Vollmacht  intabulirt  werden. 
Die  Vollmacht  zu  solchen  Geschäften,  im  Auslande  ertheilt,  muss  nach  den  für 
öffentliche  Urkunden  in  dem  betreffenden  Lande  geltenden  Vorschriften  ausgefertigt 
werden.  Von  Mittheilung  eines  Formulars  einer  Generalvollmacht  ist  deshalb  Abstand 
genommen.  Vielfach  können  als  Generalvollmacht  und  als  Erbschaftsvollmacht  die 
Bd.  I,  S.  963  und  959  mitgetheilten  Vollmachtsformulare  benutzt  werden.  Gehören  aber 
dem  Vollmachtgeber  oder  zu  einer  Erbschaft  hypo  thezirte  Güter  .oder  Kapitalien,  so 
muss  in  der  Vollmacht  spezieller  gesagt  werden,,  was  der  Bevollmächtigte  im  Hypo- 
thekenbuche des  Gutes  N.N.  oder  der  Häuser  N.N.  vornehmen  soll.  (Advokat  V.  Haus- 
brandt in  Warschau.) 

3)  Mitgetheilt  von  dem  Kaiserlich  deutschen  Generalkonsulat  zu  Warschau 
mit  dem  Bemerken , dass  dieses  Formular  dort  im  Gebrauch  sei  und  je  nach  Bedarf 
für  den  bestimmten  Zweck,  um  den  es  sich  handelt,  näher  ausgefüllt  werden  könne. 


V cllmachtsformulare. 
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HiOIIHHX'B  H MaCIIIHXX  acajoöx,  — Jia- 
npaBjaTL  0K3eKyu>iojiuMa  Mipii  Ha  iiMy- 
meCTBO  AOJUKUHKOBX  HO  CBOCMV  yCMOrpt- 
«iio,  a BrJb  ocooenuocTii  oöpaiiuiTx  B3bi- 
CKaiiie  «a  HeABnacHMBia  iixx  MM$nin  m npej;- 
npmiJiMCTB  bc*  Äf.iicTBiH  Kanin  ipe6yx>icu 

»aKOIIOMX  npH  npOH3BO/I,CTB'l>  HpiIHy^H- 
lOjiBifou  npOAaacit,  — DaaBjaif»  cnopti  o 
JlO'XJlOlt  H OTB&U.lTJb  no  TaKHM'I»  cnopainx, 

— npuaiiaBaTL  u onposepraxB  aaHB.ieiiia  u 
ipeSoBawia  nporaBHofi  cxopoHH  OLKasm- 
BaiBca  biioujiB  ji.m  oxuacxn  oxx  npe,a,“ 

HBJieilHMX'B  HCKOBX  II  ÖpaXX  OÖpaTHO 

npeü.CTaB.'ieHHMH  bx  cy/j ,ri»  ^OKyMCiirLi  n 
Synara,  — saKaionaxB.  MitpoBbia  c^ftuen, 
nepeAaBaib  fltxo  na  paacMOTptiiie  Tpeieft- 
CKaro  cyaa,  ti  cx  dtoh  ii;4.ibio  coBepmaTB 
TpeieftCKy»  aamicb  ii  H36npaTb  rpexefi- 
ckhxtj  cyAen,  jaBaxjb  .xounuiMKy  orcpouKii 
bü  n.iaxeaRf»,  — nojiymTb  ächbtu  h bch-- 
iiaro  po^a  nimiocxH  oxx  AO.iJKimßoBx  iie- 
nocpeAciBeHiio,  a xaKJKe  H3x  /U*no3HTa 
Cyü,a  ii  rocv;i,apeiBeimaro  Eamca,  ero 
Komopx  h oxAtwieniü  & xaKace  u Apyruxx 
Kaccx  a bx  no-iynem«  pocmicbiBaTbca, 
Haöiipaib  rT,ji jt  ropioiiiuecKoe  mI.cto  skh- 
TCJIBCTBa,  — HpOCHTfc  O0X  OÖXHB.ieiliH  Hü- 
cocTajtrejibHOCTii  neiicnpaBiibixx  /iouikhtx- 
kobx,  a TäKJKO  o jhuhomx  iix'b  3aAepsKaniH 

— 3acTynaTi.  bx  KOHKypcnoHX  npo- 

H3BOACiBt,  npe/i,xjiBji>ixb  b ch Karo  po^a  xpe- 
6oBaniH,  yxacTBOBaiL  bx  codpamaxx  npe- 
AiixopoBx,  npabnaBaTB  hak  onpoBepraxi» 
xpeöoBauiH  ApyiHxx  Kpe.j.HiopoBx,  cowa- 
maxtCH  na  mipoByro  cAluiKy  cx  Hecocxoa- 
xeJIBHBIMX  AOJRKHHKOMX  hau  na  OIM'Bliy 
KOHKypca,  npüiiiiMaTb  HAaieacn  bx  cuexx 
npexeii3m,  h BOo6m,e  iipe^npiiHiiMaxi»  ho 
KOHKvpciiOMy  ßkiy  Bce  to,  hxo  ohx  npii- 
BHaexx  iiyjKHHMX,  — iiaKouenx  ynoAiio- 
MOHHBa  Ero  nepe^axt  Hacioamyio 

AOBipeHHOcib  BHOJint  Irin  cx  orpaiuiue- 
hhhmh  rpyroMy  anny  HO  CBoeaiy  ycMO- 
xptuiio. 


BceMy  uro,  r.  hah  ero 

HOBtpeiinblft  BX  CHay  3TOII  ÄOBtpeHHOCTH 


gungen,  Ausfertigungen  von  Erkennt- 
nissen und  gerichtlichen  Entscheidun- 
gen, so  wie  Kopien  von  Appellations- 
und Inzidenzklagen  in  Empfang  zu 
nehmen,  — Exekutionen  jeder  Art 
sowie  Subhastationen  von  Immobilien 
nach  seinem  Ermessen  zu  beantragen, 
und  im  Subhasta-  kmsprozesse  alles  das 
vorzunehmen,  was  nach  den  Landes- 
gese.zen  erforderlich  ist,  — Einwen- 
dungen wegen  Fälschung  vorzubringen 
und  zu  beantworten,  — Forderungen 
anzuerkennen  und  zu  bestleiten,  — 
dem  Prozesse  ganz  oder  theilweise  zu 
entsagen  und  die  im  Gerichte  deponir- 
ten  Dokumente  in  Empfang  zu  nehmen, 
— Vergleiche  und  Kompromisse  abzu- 
schliessen,  die  Angelegenheit  einem 
Schiedsgericht  zur  Entscheidung  vor- 
zulegen, zu  diesem  Zwecke  eine  schieds- 
gerichtliche Verschreibung  zu  vollziehen 
und  Schiedsrichter  zu  wählen,  — dem 
Schuldner  Nachsicht  und  Terminzah- 
lungen zu  bewilligen,  — aller  Art 
Werth  Sachen  und  Gelder  vom  Schuld- 
ner direkt,  sowie  aus  dem  Depot  des 
Gerichts,  der  Reichsbank  sowie  von 
anderen  Kassen  zu  erheben  und  darüber 
rechtsgültig  zu  quittiren,  — Rechts- 
domizile für  zu  wählen,  — 

den  Konkurs  zahlungsunfähiger  Schuld- 
ner sowie  Personalhaft  gegen  dieselben 
zu  beantragen,  im  Konkursver- 

fahren zu  vertreten,  in  letzterem  For- 
derungen anzumelden,  und  dieselben 
in  die  Hände  des  Kommissars  zu  be- 
kräftigen, den  Gläubigei-versammlungen 
beizuwohnen,  Forderungen  anderer  Li- 
quidanten anzuerkennen  oder  zu  be- 
streiten, dem  Akkorde  mit  dem  Schuld- 
ner oder  der  Konkursaufhebung  beizu- 
stimmen,  Perzipienda  in  Empfang  zu 
nehmen,  und  alles  das  im  Konkursver- 
fahren vorzunehmen,  was  er  für  nöthig 
erachten  wird,  — schliesslich  zu  allen 
vorstehend  aufgetragenen  Angelegenr 
heiten  sich  einen  Anderen  nach  seinem 
Ermessen  zu  suhstituiren. 

Alles,  was  der  Bevollmächtigte 
Herr  oder  sein  Substitut 
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y uhii  irrt,  Bip  cnopiiTb  n npeuo-  auf  Grund  obiger  Vollmacht  vornehmen 

c.iobhtl  ne  ÖyA  wird,  verpflichte  als  bindend  zu 

betrachten,  und  keinerlei  Einwendungen 
zu  erheben.1) 

2.  Erbschaftsvollmacht.  *2) 


JoBtpeimocTb  lüa  neiieiiia  jtfun» 
o nac.itACTBh 


1K9  lo^a  Mtcnn;a  ahh  ko 

Mut  HOTapiycy  bt>  ropoAh 

SKii're.ibCTByiDmeM}’-.  hbhjich  .ihuho  Mirfe 
M3BtcTiiiifi  ii  aaKomiyio  npaBocnocoÖHOCTB 
iiMf.iom,iü  ajHiejiBCTByioni.in 

bt»  n 3aHBiurB  aKTü  Aspern 

iioctu  c.i^yiom,aro  coAcpacaniu : noc.ri 
CMepni  poACTBenuHKa  Moero 
octrjioci.  Hac.riri,cTBO  cocTOHin.ee:  a)  ii3T» 
HMtHiH  , pacnojroHceimaro  bt> 

IfapcTBi  IIojibckomt* *  btj  ryöepniii 
6)  ii3ri>  coBja^nia  ne^BTiaciijiocTLio  b'b 
ropoAt  no  yjran#  noA'B 

pacnojiojKCimoio  b'i  ho'b  Kann- 
Ta.ia  p.  c.,  oöecneucHHaro  hoa^ 

.V  pa3A&ia  IV  HnoieuHaro  yKa3a- 
Tejia  ]icabh»ihmocth  bx  ropoA^ 

bt*  rpaact  nepeycTynoKTb  r)  H3TB 
cyMMLi  p.  c.,  xpanaineÄca  bü 

Ka3iiaueiicTB4,  Aeno3nTOM'B  Miiponaro  cy- 
Ai  ii  yuacTKa  ropoAa  a)  paa* 

hhxb  cvmb  npnaHTaromiixca  noKoimoiay 
0TT»pa3H£ixrL  jihh;^  e)  ABnHviiMOCTen:  chm'b 
ynoanoMOuiiBaio  Fa  bt*  ropOA* 

acmejifcCTByiomaro,  ca*  npaBOM'B 
nepeAOBtpia:  TpeöoßaxB  cocTaBaeniaoniiCH 
HaejiiiACTBenHOMy  njiymecTBy,  npiicyTCTBO- 
Baii>  irpn  xaKOBOÜ,  A^aTB  npn  otomh*  bch- 
Karo  poAa  cnopii  n 3aM^aaHia,  CA^-iaTL 
3aaBaenie  o npHiiaTin  iiacji^ACTBa  na  hii- 
BemapnoMa.  npaBk,  hjih  oiKa3aTi»ca  ot'b 
iipiniHiia  nacji^ACTBa,  o6a»HaBHTi>  HacatA- 
CTBeimoe  hpgh3boactbo  no  xinoTeKi  h 
TpeÖOBaTB  nepesoAa  npaßa.  11a  HeABiiacn- 
mocth  9tm  h KamriajiBi  no  nnoxeKt  Ha 
Mena  n upn  oxomtb  npii3iiaBaTB  npasa 


Vollmacht. 

Am  erschien  vor  dem 

Notar  der  ihm  persönlich 

bekannte  und  die  gesetzlich  verlangte 
Fähigkeit  besitzende  Herr 
wohnhaft  in  und  bestätigte 

den  Bevollmächtigungsakt  folgenden 
Inhalts:  Nach  Ableben  meines  Ver- 
wandten eröffnete  sich  eine 

Erbschaft  bestehend : a)  aus  einem 

Grundbesitz  im  Bezirk 
Gouvernement  im  Czarthum 

Polen  gelegen;  b)  aus  dem  Miteigen- 
thum eines  Hauses  in  der  Stadt 

No.  Strasse  be- 

findlich ; c)  aus  einem  Kapital  von 
Rbl.,  aufgenommen  in  dem 
Hypothekenverzeichnisse  des  Grundbe- 
sitzes im  Bezirk 

gelegen;  d)  aus  einem  Kapital  von 
Rbl.  im  Hypothekenverzeich- 
nisse  des  Hauses  No.  in  der  Stadt 
in  der  IV.  Abtheilung  des 
Verzeichnisses  in  der  Rubrik  der  Sub- 
intabulationen  sub  No.  aufgenommen ; 

e)  aus  einem  Kapital  von  Rbl. 

welches  sich  in  der  Gouvernements- 
kasse, als  Depositum  des  Friedens- 
richters der  Stadt  befindet; 

f)  aus  Kapitalien,  welche  dem  Ver- 
storbenen von  verschiedenen  Personen 
zukommen;  g)  aus  Mobiliar.  Hiermit 
bevollmächtige  ich  den  Herrn 

in  wohnhaft  mit  dem  Rechte 

der  Substitution:  die  Aufnahme  des 
Inventars  zu  verlangen,  bei  derselben 
zugegen  zu  sein  und  dabei  jede  Art 


*)  Hier  folgt  die  Unterschrift,  die  Beglaubigung  derselben  und  die  Bescheinigung 
der  russischen  Botschaft,  Gesandtschaft  oder  des  Konsulats,  dass  die  Vollmacht  nach 
den  Gesetzen  des  fremden  Staates  errichtet  ist.  Vgl.  oben  S.  943  Note  2. 

*)  Von  Herrn  Advokat  V.  Hausbrandt  in  Warschau  übermittelt. 
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ÄpyruxB  coHacjrfcjuiHKOBTi  3aBivU>iBaxB  lie- 
Abiiskhmmmh  HMyineciBaim,  npmiaAJieaca- 
111,11  mii  k-l  nacj*ACTBy,  nojiyuaxB  aoxoau 
oiilixb  ii  npopeiiTij,  no-iynaiB  Bet  Bwme 
OBiiaMeHiiLie  n Bef,  Booöme  npmiaxJieaia- 
mie  ktj  iiacjtliACTBy  Kammum  ii3rB  cy- 
AeOHMX'B  ;l,en03HT0BT>  H OTT>  'laCTHHXX 
JLHICB,  OTrB  AO^aClllIKOBT.  HJIU  OTTb  JIUHB 

njiOTamax'B  oa  ÄOJUKmiKa,  ex  nojyHeiiiii 
TaKOBHX'B  pOCmiCDIBaTBCa,  HCKJlKFiaTB  Ka- 
niiTajrti  ct.  nponenxaMii  ii  orpamiTeiiiaMii 
H3b  linoieKH,  bt  CJiyTai  yiutaxw  nocxo- 
pomitiMT»  jiimeMü  3a  ji,0JiacniiKa,  nepe- 
boauib  na  910  .iHiiio  moh  npaea;  npaßa 
MOH  Ha  03HaTeHHHH  BUHie  HeßBUJEHMOCTH, 
KanHiajiti  ii  nponeHTti  h bcc  Booöme  na- 

CJI^ACTBO  BC't  BM$CTfc  HJIH  HO  HaCTHM’B 

nepeycxynaiB,  a bt»  cjtynai  nepeycTynEii 
HacTH  Kamrrajia,  npnanaBaxB  mh:  nepe- 
ycxynjieHHofi  HacTH  HnoTennoe  nepseH- 
cibo  nepeB.'B  ocTaTKOMTb.  IIoBipeHiiHn 
HMiiB  npaBO  corjiacHTBCH  na  Äoöpoßoju»- 
hoä  pasjrfcji'B,  hjlh  xpeöoßaTB  cyneÖHaro, 
UpeA'taBJIHTfc  HCKII  npOTHB'B  JIOaSKHHKOB'B 
a B6CTH  ßfcjIO  BO  BCiXÜ  Cya.eÖlIHX'B  HH- 
cxanHiaxT.,  ue  HCKjnoMaa  KaccanioimHX'B 
AenapiaMeHTOBTi  CeHaTa,  AeiiBrH  h Aoicy- 
MeiiTLi  nojiyTaTL,  Becxii  BSiicKanie,  Ä'kaa 
npeKpamaii.  hjiii  oKoiiTUBaxi»  MnpoBoio 
c^4jikok)  coBepmaxB  bchkoto  pox.a  HOTa* 
piajiLHtie  u iiHOTeiiiiHe  aKTH  ii  aaHBJie- 
Hia  h npe^jiaraTB  npoeKTH  cxaxeö  ^jia 
HnoxexiHaro  yKa3axejia  h ßfejiaxB  sce,  tto 
OKaaceTca  iieoöxoÄiiMmrB,  a a oöaaaBaiocB 

BCC  TO,  MIO  HOBtpeHHHH,  HJIII  JIHHO  HMT> 

ynojtHOMOTennoe  b-b  npefltJiax'B  AOBipeH- 
HOCIH  yMHHHXT.,  IipHIiaifc  H HpOTHBT.  9X0X0 
cnopmt  h npeKocjioBiixB  ne  öyay. 


von  Bemerkung  und  Einwendung  zu 
machen,  eine  Deklaration  betreffs  der 
Erbschaftsannahme  unter  dem  Vorbe- 
halt des  Inventars  zu  machen,  oder 
auch  der  Erbschaft  zu  entsagen,  das 
Erbverfahren  in  den  Hypothekenbüchern 
vorzunehmen  und  darauf  die  Ueber- 
tragung  der  Rechte  des  Verstorbenen 
betreffs  oben  angeführter  Immobilien 
und  Kapitalien  auf  mich  zu  verlangen 
und  dabei  andere  Miterben  als  Erben 
anzuerkennen,  die  zur  Erbschaft  ge- 
hörigen Immobilien  zu  verwalten  und 
die  Einkünfte  derselben  sowie  die  Zin- 
sen der  Kapitalien  einzuziehen,  alle 
obigen  sowie  alle  anderen  zur  Erb- 
schaft gehörigen,  auch  in  gerichtlichen 
Depositen  befindlichen  Kapitalien  ein- 
zukassiren,  ebenso  von  Privatpersonen, 
von  den  Schuldnern  selbst  oder  von 
Personen,  die  für  den  Schuldner  zah- 
len, und  über  den  Empfang  zu  quitti- 
ren,  die  Streichung  der  Summe  sammt 
der  Zinsen  und  Beschränkungen  aus 
der  Hypothek  zu  bewilligen,  wenn 
eine  dritte  Person  für  den  Schuldner 
zahlt,  die  Uebertragung  meiner  Rechte 
auf  sie  zu  bewilligen,  meine  Rechte 
an  den  obigen  Immobilien  und  Kapi- 
talien mit  Zinsen  und  an  der  ganzen 
Erbschaft  theilweise  oder  insgesammt 
zu  zediren,  im  Falle  der  Zession  eines 
Theils  der  Kapitalien  den  Vorrang  für 
den  zedirten  Theil  vor  dem  Rest  ab- 
zutreten. Der  Bevollmächtigte  hat  das 
Recht,  zur  gütlichen  oder  gerichtlichen 
Theilung  zu  schreiten,  gegen  die  Schuld- 
ner Klage  zu  führen  und  den  Prozess 
in  allen  Instanzen,  sowie  auch  vor  dem 
Kassationshofe  durchzuführen,  Gelder 
und  Dokumente  in  Empfang  zu  nehmen, 
die  Exekution  durchzuführen,  den  Pro- 
zess durch  Klagerücknahme  oder  auf 
andere  Art  durch  gegenseitiges  Ueber- 
einkommen  zu  beendigen,  alle  Arten 
von  notariellen  und  hypothekarischen 
Akten  und  Ansprüchen  anzuerkennen, 
Intabulationen  für  die  Hypothekenver- 
zeichnisse zu  entwerfen  und  alles  zu 
thun,  was  nöthig  sein  wird,  und  ich 
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verpflichte  mich,  keine  Einwendungen 
zu  machen  und  alles  zu  akzeptiren, 
was  der  Bevollmächtigte  oder  sein- 
Substitut  in  den  Grenzen  der  ertheilten 
Vollmacht  thun  wird. 


VIII.  Dänemark1)  und  Norwegen.2)3) 

1.  Prozess-  und  Konkursvollmaclit.4) 


Underskrevne 

befuldmaegtige  herved  Herr  Sagförer 
i til  cum  jure 

bans 

substitutionis  paa  Jendeä  Vegne  at  in- 

deres 

hans 

kassere  5*^?»  Tilgodehavende 

deres 

til  at  modtage  og  kvittere  derfor,  til 
i fornödent  Faid  at  indstcevne 
for  Retten  og  Forligskommissionen, 
sammesteds  indgaa  Forlig,  modtage 
Accord-Tilbud,  i Conkurstilfmlde  at  re- 

ham 

präsentere  hende  i Boet  samt  til 

dem 

iövrigt  at  forebage  sig  alle  de  retslige 
og  udenretslige  Skridt,  som  han  maatte 
finde  hensigtsmsessige  i Anledning  af 
ovennsevnte  Tilgodehavende 


Unterzeichnete/r 

bevollmächtigt  hiermit  Herrn  Sach- 
führer in  , mit 

dem  Rechte  zur  Bestellung  eines  Ver- 

treters,  in  Namen  Gut- 

haben 

einzuziehen,  es  in  Empfang  zu  nehmen 
und  darüber  zu  quittiren,  nöthigenfalls 
vor  das  Gericht  und  die 
Schiedskommission  zu  laden,  ebenda- 
selbst Vergleiche  zu  schliessen,  Akkord- 
anträge anzunehmen,  im  Konkursfalle 

sie  Masse  zu  vertreten, 

sowie  im  Uebrigen  alle  diejenigen 
gerichtlichen  und  aussergerichtlichen 
Schritte  zu  unternehmen,  die  er  zur 
Eintreibung  oder  Sicherstellung  oben- 
genannte.. Guthaben  für  dien- 


*)  Vgl.  oben  S.  799  (Prozessvollmacht),  799  (Partei-  und  Prozessfähigkeit),  816 
(Urkunden). 

2)  „Für  die  in  Norwegen  erforderlichen  Vollmachten  ist  nach  den  bestehenden  Be- 
stimmungen eine  besondere  schriftliche  Form  nicht  vorgeschrieben. 

In  der  Regel  fordern  die  norwegischen  Anwälte  der  Sicherheit  halber  von  ihren 
Machtgebern,  welche  im  Auslande  wohnen,  Vollmachten,  welche  durch  die  norwegischen 
Konsulate  beziehungsweise  Gesandtschaften  beglaubigt  sind.  Aber  auch  dies  ist  ge- 
setzlich nicht  vorgeschrieben. 

Anwälte  bedürfen,  wenn  sie  vor  den  norwegischen  Gerichten  auftreten,  einer  Voll- 
macht nicht,  da  letztere  präsumiri  wird. 

Nur  bei  Uebertragung  von  Liegenschaften  haben  auch  Anwälte  eine  Vollmacht 
vorzuweisen,  während  bei  anderen  Akten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  eine  solche 
von  ihnen  verlangt  werden  kann.“  (Mittheilnng  des  Kaiserlich  deutschen  Konsulats 
in  Kristiania.) 

3)  Vgl.  auch  oben  S.  795,  799,  816. 

4)  Mitgetheili  von  dem  Kaiserlich  deutschen  Konsulat  in  Kopenhagen  mit 
dem  Bemerken , dass  die  Formulare  von  dem  Rechtsbeistand  des  Konsulats  Ober- 
gerichtssachführer  Oppen hejm  in  Kopenhagen  entworfen  und  seitens  des  Konsulats  mit 
deutscher  Uebersetzung  versehen  worden  sind,  und  mit  dem  Hinzufügen,  dass  nach  Aus- 
kunft des  genannten  Rechts beistands  die  Uebersetzung  einer  in  deutscher,  eng- 
lischer oder  französischer  Sprache  abgefassten  Vollmacht  seitens  der  dänischen  Ge- 
richte und  Behörden  gewöhnlich  nicht  gefordert  wird. 
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Inddrivelse  eller  Sikkrelse,  og  skal  Alt, 

hans 

hvad  hendes  Befuldmsegtigedei  eaaledes 

deres 

maatte  foretage  sig,  v©re  fuldkommen 

harn 

forbindende  for  hendo 
dem 

, d.  189 


lieh  erachtet,  und  soll  Alles,  was 
Bevollmächtigte.,  dergestalt  , 

vollkommen  rechtsverbindlich  für 
sein. 

, den  189 

Vorstehende  Prozessvollmacht  wird  auch  — 
unter  Wegstreichuug  des  Ueberflüssigen  — als  Kon- 
kursvollmacht benutzt.  Eine  notarielle  Beglaubi- 
gung wird  nur  in  letzterem  Falle,  besonders  wenn 
es  sich  um  grössere  Beträge  handelt,  bisweilen  ge- 
fordert. Das  Notariatsattest  bedarf  nur  der  diploma- 
tischen Legalisation,  nicht  aber  eines  sogenannten 
Kompetenzattesteg. 


2 . Erbsciiaftsvollmaclit. x) 


Undertegnede 
meddeler  herved  til  Herr 

eller  den  maatte  saette  i sit  Sted, 
uindskrsenket  Fuldmagt  til  i enhver 
Henseende  at  repraesentere  mig 

hvilket  Bo  behandles  ved  den 
Kgl.  Skiftekommission  i 

Bemeldte  skal 

navnlig  ogsaa  v©re  bemündiget  til  paa 
mine  Vegne  at  erkläre  sig  med  Hen- 
s^n  til  Overtagelsen  af  Gteldsansvaret 
samt  til  at  htev'e  og  meddele  skadeslös 
Kvittering  for  det  mig  i Boet  Tilkom- 
mende,  ligesom  ogsaa  til  paa  mine 
Yegne  sammen  med  de  övrige  Arvinger 
i Boet  at  tage  dette  extraderet  til  pri- 
vat Skifte  og  Deling  og  til  for  saadan 
Extradition  at  meddele  skadeslös  Kvit- 
tering; og  skal  overhovedet  Alt,  hvad 
paa  mine  Vegne  maatte  fore- 
tage eller  beslutte  i Boet,  derunder 
Anerkendelse  af  Opgörelse  i Boet,  have 
samme  Retsvirkning  og  vsere  ligesaa 
forbindende  for  mig,  som  oin  jeg  selv 
havde  foretaget  eller  besluttet  det. 


Unterzeichnete/r 
ertheilt  hiermit  Herr 

oder  demjenigen,  den  die3e-  zu  -lK- 

Vertretung  bestellen  , uneinge- 

schränkte  Vollmacht,  in  jeder  Hin- 
sicht zu  vertreten  bei  Regulierung  des 
Nachlasses  , 

welche  Nachlassmasse  bei  derTheilungs- 
kominission  des  Kgl.  gerichts 

in  behandelt  wird.  Genannte/r 

so  heu  namentlich  auch  er- 
mächtigt sein,  sich  in  meinem  Namen 
bezüglich  der  Uebernahme  der  Schul- 
denverantwortlichkeit zu  erklären,  so- 
wie liberirende  Quittung  zu  erhalten 
und  für  das  mir  aus  der  Masse  Zukom- 
mende  zu  ertheilen,  wie  auch  dieses 
in  meinem  Namen  zusammen  mit  den 
übrigen  an  der  Masse  betheiligten  Er- 
ben im  privaten  Theilungsverfahren 
sich  aushändigen  zu  lassen  und  für 
eine  solche  Aushändigung  liberirende 
Quittung  zu  ertheilen;  auch  soll  über- 
haupt Al '.es,  was  in  meinem  Namen 
bezüglich  der  Erbmasse  vornehmen 
oder  beschlossen  -^lTtla , die  gleiche 
Rechtswirkung  haben  und  für  mich 
ebenso  verbindlich  sein,  als  wenn  ich 
es  selbst  vorgenommen  oder  beschlos- 
sen hätte. 


‘)  Siehe  S.  958  Note  4. 
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Til  Bokraeftelse  har  jeg  underskrevet 
denne  Fuldmagt  i Overvwrelse  af  No- 
tarius  publicus. 

, den  189 


Zum  Zeichen  der  Genehmigung  habe 
ich  diese  Vollmacht  im  Beisein  des 
öffentlichen  Notars11)  unter- 

schrieben. 

, den  189 

a)  In  Erbschaftsfällen  muss  die  Vollmacht  no- 
tariell beglaubigt  sein. 


3.  Generalvollmacht. l) 


Herved  befuldmsegtiger  jeg  Herr 
til  at  bestem 
min  hele  Formue  her  i Landet,  intet 
undtaget,  og  foretage  enhver  Disposi- 
tion over  den  med  samme  Retsvirkning, 
som  om  den  var  foretagen  af  mig  per- 
sonlig.  Som  Folge  heraf  er  Herr 

berettiget  til  at  best^re, 
pantsaBtte  og  sselge  mine  faste  Eien- 
domme,  kvittere  for  enhver  mig  til- 
kommende  Pengebetaling  eller  anden 
Indtaegt,  udsaette  mine  Penge  paa  Rente, 
ved  alle  judicielle  og  extrajudicielle 
Midier  inddrive  mine  udestaaende  For- 
dringer samt  til  at  anlaegge  og  udföre 
alle  de  mig  vedkommende  Retssager, 
saaledes  som  han  maatte  finde  hen- 
sigtsmaessigt.  Endelig  skal  Herr 

vsere  berettiget  til  at 
afgöre  mine  Retsforhold  ved  Forlig 
paa  saadanne  Vilkaar,  som  han  maätte 
finde  passende.  Hvad  Herr 
er  berettiget  til  personlig  at  foretage 
ifölge  denne  Fuldmagt,  kan  han  ogsaa 
lade  udföre  ved  andre. 

Til  Bekraeftelse  har  jeg  underskre- 
vet denne  Fuldmagt  i Notarii  publici 
Overvaerelse. 

, den  189 


Hiermit  bevollmächtige  ich  Herrn 
mein  ganzes 

Vermögen  hier  im  Lande,  nichts  aus- 
genommen, zu  verwalten  und  jede  Ver- 
fügung darüber  mit  der  gleichen  Rechts- 
wirkung, als  ob  ich  sie  selbst  vorge- 
nommen hätte,  zu  treffen.  Demzufolge 
ist  Herr  berech- 

tigt, mein  Grundeigenthum  zu  verwal- 
ten, zu  verpfänden  und  zu  verkaufen, 
über  jede  mir  zukommende  Geldzahlung 
oder  andere  Einnahme  zu  quittiren, 
mein  Geld  gegen  Zins  auszuleihen, 
meine  ausstehenden  Forderungen  mit 
allen  gerichtlichen  und  aussergericht- 
Mitteln  einzutreiben,  sowie  alle  mich 
berührenden  Prozesse  einzuleiten  und 
durchzuführen,  so  wie  er  es  für  zweck- 
mässig erachten  mag.  Endlich  soll 
Herr  berechtigt 

sein,  meine  Rechtsverhältnisse  durch 
Vergleich  unter  solchen  Bedingungen, 
wie  sie  ihm  angezeigt  erscheinen,  zu 
erledigen.  Alles  dasjenige,  was  Herr 
in  Folge  dieser 
Vollmacht  persönlich  vorzunehmen  be- 
rechtigt ist,  kann  er  auch  durch  An- 
dere ausführen  lassen. 

Zum  Zeichen  der  Genehmigung  habe 
ich  diese  Vollmacht  im  Beisein  des 
öffentlichen  Notars  a)  unterschrieben. 

, den  189 

a)  Die  Generalvollmacht,  soweit  sie  sich  auf 
Grundeigenthum  und  Hypotheken  erstieckt,  muss 
notariell  unterschrieben  sein. 


*)  Siehe  S.  958  Note  4. 


Anhang  II. 


ZusammensteUung 

der 

in  Preussen  erlassenen,  den  internationalen  Rechtsverkehr 
in  Civilsachen  betreffenden  Justizministerialverfügungen. 


Inhaltsübersicht. 


No.  d.  Verf. 

Ableben  von  Ausländern,  Die  beim  Ableben  von  Ausländern  den  frem- 
den Regierungen  zu  machenden  Mittheilungen  13.  36 

Ableben  von  deutschen  Reichsangehörigen  in  Ungarn,  Mittheilung 

an  das  deutsche  Generalkonsulat  in  Budapest , . 65 

Amerika,  siehe  Vereinigte  Staaten  von  Amerika 40  No.  42 

Amtliche  Auskunft  über  im  Auslande  geltende  Rechtssätze  (§  102  C.P.O.)  35 
Armenrecht,  Rechtsverkehr  mit  Luxemburg  in  Armenrechtssachen  . 37 

— Uebersendung  der  Z u st  eil  ungs  urkunden  in  Armensachen  ....  46 

— Gegenseitige  Zulassung  von  preussischen  und  niederländischen  Staats- 
angehörigen zum  Armenrecht .49 

Ausländer,  Ausfertigung  der  Todtenscheine  von  Ausländern 1 

Beglaubigung,  Befugniss  der  Justizbeamten  im  Königreich  Sachsen 
zur  gerichtlichen  Beglaubigung  von  Urkunden,  Unterschriften,  Siegeln 
und  Handzeichen 57 

— zum  Gebrauch  in  Russland  bestimmter  gerichtlicher  und  notarieller 

Urkunden 62 

Beitreibung  von  Gerichtskosten  im  Auslände . . 38 

— in  anderen  Bundesstaaten  ......  41 

Belgien,  Rechtshülfe verkehr  mit  Belgien 40  No.  25 

— Bescheinigungen  über  belgisches  Recht 25 

Bescheinigungen  über  belgisches  Recht  . 25 

— der  Gesetzmässigkeit  einer  inländischen  öffentlichen  Urkunde  ...  50 

Beweisaufnahmen,  Anträge  auf  Beweisaufnahmen,  von  denen  im  Aus- 
lande Gebrauch  gemacht  werden  soll 34 

— betreffend  den  § 102  C.P.O 35 

Brasilien,  Rechtshülfeverkehr  mit  Brasilien 40  No.  26 

Civilprozessverfahren  in  Russland 10.  28 

Dänemark,  Ausfertigung  der  Todtenscheine  der  in  den  preussischen  Staaten 

verstorbenen  dänischen  Unterthanen 3 

— Rechtshülfeverkehr  mit  Dänemark 40  No.  27 

Eidesabnahmen,  Verfahren  bei  Requisitionen  an  Bundeskonsuln  um  Ab- 
nahme von  Eiden 9 

England,  Verfahren  in  Civilprozessen  zum  Zweck  der  Vernehmung  der 

in  England  sich  aufhaltenden  Zeugen 7 

Ersuchungsschreiben,  im  Auslande  zu  erledigende  Ersuchungsschreiben 

der  Justizbehörden 40.  40  No.  4 u.  No.  6 54 

Exterritoriale,  Zustellungen  an  dieselben 51 

Finland,  Bestimmungen  der  finnischen  Konkursordnung 42 

Frankreich,  Rechtshülfeverkehr  mit  Frankreich 40  No.  28 

— Verpflichtung  der  vor  französischen  Gerichten  als  Kläger  auftretenden 

Ausländer  zur  Sicherheitsleistung 60 

Gemüthszustand,  Verfahren  bei  der  Untersuchung  und  Feststellung  des 

Gemtithszustandes  russischer  Unterthanen 5 

Gerichtsverfassung  in  Russland 10.  11.  28.  31 
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No.  d.  Verf. 

Gebühren,  welche  bei  Legalisation  von  Urkunden  seitens  fremder 

Staaten  erfordert  werden 61 

Gerichtsbehörden  in  der  österreich-ungarischen  Monarchie  ...  32 

— in  den  schweizerischen  Kantonen .43 

— im  Kanton  Zürich 45 

— in  Russland,  mit  denen  unmittelbarer  Geschäftsverkehr  stattfindet  . 56 

Geschäftsverkehr,  unmittelbarer,  der  Gerichte  und  der  Beamten  der 

Staatsanwaltschaft  mit  den  Vertretern  fremder  Staaten  am  diesseitigen 

Hofe 12.  23 

— , unmittelbarer,  zwischen  den  deutschen  und  schweizerischen  Gerichts- 
behörden nebst  Abkommen 16 

— bei  der  Legalisation  von  Urkunden 58 

— , unmittelbarer,  zwischen  den  Justizbehörden  der  preussischen  Grenz- 
provinzen und  des  Gerichtsbezirks  Warschau.  Abkommen  vom  4.  Fe- 
bruar / 23,  Januar  1879,  vom  29./17.  August  1883  u.  vom  28./16.  Januar 
1892  17.  18.  19.  20.  21.  27.  55.  64 

— Unzulässigkeit  eines  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  der  Gerichte  und 

Beamten  der  Staatsanwaltschaft  mit  Vertretern  fremder  Staaten  am 
diesseitigen  Hofe 23 

Grossbritannien,  Rechtshülfe  verkehr  mit  Grossbritannien  .....  40  No.  29 

Hinterlassenschaften,  Handhabung  der  Konvention  über  die  Regulie- 
rung der  Hinterlassenschaften  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Russ- 
land vom  12.  November  / 30.  Oktober  1879  ..........  59 

Italien,  Rechtshülfeverkehr  mit  Italien  , , 40  No.  30 

Konkursverfahren,  Bestimmungen  der  finnischen  Konkursordnung  . 42 
Konsuln,  Bekanntmachung  des  Just. Min.  vom  8.  August  1888  betr.  die 
Konsuln  im  Deutschen  Reich 44 

— Ersuchen  um  im  Auslande  zu  bewirkende  Zustellungen 40  No.  6 

— Verfahren  bei  Requisitionen  an  Bundeskonsuln  um  Vernehmung  von 

Zeugen  und  Abnehmung  von  Eiden 8.  9 

— Kosten  bei  Erledigung  von  Requisitionen 26 

Konsulate,  Erstattung  der  Gebühren  und  Auslagen,  welche  bei 

den  Konsulaten  des  Deutschen  Reichs  durch  die  Erledigung  von  Er- 
suchen preussischer  Justizbehörden  erwachsen 29.  33 

Korrespond  enz,  Behandlung  der  portopflichtigen  Korrespondenz  zwischen 
deutschen  und  schweizerischen  Behörden 14 

— inländischer  Justizbehörden  mit  Behörden  des  Auslandes  ausserhalb  des 

Gebiets  der  Rechtshülfe . 40  No.  43 

Kosten  im  Rechtshülfeverkehr  mit  Oesterreich-Ungarn  .....  47 

— Erstattung  der  bei  den  Konsulaten  des  Deutschen  Reichs  durch  die  Er- 
ledigung von  Ersuchen  preussischer  Justizbehörden  enstandenen  Kosten  26.  29.  33 

— Beitreibung-  von  Gerichtskosten  im  Auslande 38 

— der  zum  Zweck  der  Einziehung  von  Gerichtskosten  unter  den  Bundes- 
staaten zu  leistende  Beistand - . 41 

Ladungen,  im  Auslande  zuzustellende  Ladungen 40  No.  6 

Legalisation,  Geschäftsgang  bei  der  Legalisation  von  Urkunden  ...  58 

— Zusammenstellung  der  Gebühren,  welche  bei  den  durch  die  Geheime 
Kanzlei  des  Justizministeriums  vermittelten  Legalisationen  von  Urkunden 
zur  Zeit  seitens  der  Vertretungen  der  fremden  Staaten  erfordert  werden  61 

Luxemburg,  Rechtshülfeverkehr  mit  Luxemburg  in  Armensachen  ...  37 

— Rechtshülfeverkehr  mit  Luxemburg 49  No.  31 

— Zustellungen  in  Luxemburg 40  No.  3 

Niederlande,  Allg.  Verf.  des  Just.Min.  vom  20.  Mai  1864  betr.  die  an 

die  Königlich  niederländischen  Behörden  zu  richtenden  Schriftstücke  . 6 

— Rechtshülfeverkehr  mit  den  Niederlanden 40  No.  32 
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No.  d.  Verf. 

Niederlande,  Gegenseitige  Zulassung  von  preussischen  und  niederländi- 
schen Staatsangehörigen  zum  Armenrecht 49 

Oesterreich-Ungarn,  in  Oesterreich-Ungarn  zu  bewirkende  Zustellungen  24 

— Gerichtsbehörden  in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  ....  32 

— Unzulässigkeit  der  Pfändung  von  Fahrbetriebsmitteln  Kaiserlich  öster- 
reichischer Eisenbahnen 39 

— Rechtshülfeverkehr  mit  Oesterreich-Ungarn 40  No.  33 

— Kosten  im  Rechtshülfeverkehr  mit  Oesterreich-Ungarn 47 

Pfändung,  Unzulässigkeit  der  Pfändung  von  Fahrbetriebsmitteln  Kaiser- 
lich österreichischer  Eisenbahnen 39 

Portugal,  Rechtshülfeverkehr  mit  Portugal 40  No.  34 

Rechtshülfeverkehr  in  Civilsachen,  Allg.  Verf.  des  Just.Min.  vom 
20.  Mai  1887  und  22.  April  1893  betr.  die  im  Auslande  zu  erledigenden 

Ersuchungsschreiben  der  Justizbehörden 40.  54 

Allg.  Verf.  des  Just.Min.  vom  9.  Dezember  1890  betr.  die  Kosten 

im  Rechtshülfeverkehr  mit  Oesterreich-Ungarn 47 

Allg.  Verf.  des  Just.Min.  vom  1.  Mai  1891  und  20.  Februar  1893 

betr.  die  in  den  Deutschen  Schutzgebieten  zu  erledigenden  Er- 
suchungsschreiben der  Justizbehörden 40.  48.  52 

mit  Luxemburg  in  Armensachen , . 37 

— — Unmittelbarer  Verkehr  zwischen  den  preussischen  und  russischen 

Justizbehörden . 55.  64 

Russland,  Verfahren  bei  der  Untersuchung  und  Feststellung  des  Gemüths- 
zustaudes  russischer  Unterthanen . 5 

— Gerichtsverfassung  und  Civilprozessverfahren  in  Russland 

10.  11.  28.  30.  31 

— Abkommen  mit  Russland  wegen  des  unmittelbaren  Geschäftsver- 
kehrs zwischen  den  Justizbehörden  der  preussischen  Grenzbehörden 
und  des  Gerichtsbezirks  Warschau  vom  4.  Februar  / 23.  Januar  1879, 

Abkommen  und  zusätzliche  Uebereinkunft  . . .17.  18.  19.  20.  55.  56.  64 

— desgleichen  vom  29./17.  August  1883  und  zusätzliche  Erklärungen  vom 

28./16.  Januar  1893  21.  27 

— Rechtshülfeverkehr  mit  Russland  , . . , 40  No.  35 

— Handhabung  der  Konvention  über  die  Regulierung  der  Hinterlassen- 

schaften zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Russland  vom  12.  No- 
vember / 31.  Oktober  1879  59 

— Beglaubigung  der  zum  Gebrauch  in  Russland  bestimmten  gericht- 
lichen und  notariellen  Urkunden ......  62 

Sachsen,  Befugniss  der  Justizbeamten  im  Königreich  Sachsen  zur  gericht- 
lichen Beglaubigung  von  Urkunden,  Unterschriften,  Siegeln  und  Hand- 
zeichen   .......  57 

Schutzgebiete,  Ersuchen  an  die  Gerichtsbehörden  in  den  Deutschen 

Schutzgebieten 40.  48.  52 

Schweden-Norwegen,  Ausfertigung  der  Todtenscheine  der  in  Preussen 
verstorbenen  schwedischen  und  norwegischen  Unterthanen 4 

— Nichtvollstreckbarkeit  der  Erkenntnisse  preussischer  Gerichte  in  Schwe- 
den und  Norwegen 15 

— Rechtshülfeverkehr  mit  Schweden  und  Norwegen 40  No.  36 

Schweiz,  Behandlung  der  portopflichtigen  Korrespondenz  zwischen  den 

deutschen  und  schweizerischen  Behörden 14 

— Verzeichniss  der  schweizerischen  Gerichtsbehörden  in  den  Kantonen  . 43 

— Unmittelbarer  Geschäftsverkehr  zwischen  den  deutschen  und  den 

schweizerischen  Gerichtsbehörden  nebst  Abkommen 16 

— Rechtshülfeverkehr  mit  der  Schweiz 40  No.  37 

Serbien,  Rechtshülfeverkehr  mit  Serbien 40  No.  38 

Leske  u.  Loewekfeld,  Rechtsverfolgung.  II.  . 62 
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No.  d.  Verf. 

Sicherheitsleistung,  Verpflichtung  der  vor  französischen  Gerichten 
als  Kläger  auftretenden  Ausländer  zur  Sicherheitsleistung 60 

— Verpflichtung  der  vor  ungarischen  Gerichten  als  Kläger  auftretenden 

Ausländer  zur  Sicherheitsleistung 63 

Spanien,  Rechtshülfeverkehr  mit  Spanien 40  No.  39 

Südafrikanische  Republik  (Transvaal),  Rechtshülfeverkenr  mit  der  Süd- 
afrikanischen Republik 40  No.  40 

Todtenscheine  von  Ausländern,  Ausfertigung  der  Todtenscheine  von 

Ausländern 1.  2 

desgl.  von  dänischen  Unterthanen 3 

— — desgl.  von  schwedischen  und  norwegischen  Unterthanen 4 

Urkunden,  Bescheinigung  der  Gesetzmässigkeit  einer  inländischen  öffent- 
lichen Urkunde . 5C 

Ungarn,  Verpflichtung  der  vor  ungarischen  Gerichten  als  Kläger  auftreten- 
den Ausländer  zur  Sicherheitsleistung 63 

— Mittheilung  von  Todesfällen  der  in  Ungarn  verstorbenen  Angehörigen 
des  Deutschen  Reichs  seitens  der  Königl.  Ungarischen  Bezirksgerichte 

an  das  Kaiserliche  Generalkonsulat  in  Budapest 65 

Urtheile,  Nichtvollstreckbarkeit  preussischer  Erkenntnisse  in  Schweden 

und  Norwegen 15 

Uruguay,  Rechtshülfeverkehr  mit  Uruguay  40  No.  41 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  Rechtshülfeverkehr  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika 40  No.  42 

Vertreter  fremder  Staaten  am  preussischen  Hofe,  Geschäftsverkehr 
der  Gerichte  und  der  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  mit  denselben  12.  23 
Vollstreckbarkeit,  Nichtvollstreckbarkeit  der  Erkenntnisse  preussischer 

Gerichte  in  Schweden  und  Norwegen 15 

Zeugen,  Verfahren  in  Civilprozessen  zum  Zweck  der  Vernehmung  der  in 
England  sich  aufhaltenden  Zeugen 7 

— Verfahren  bei  Requisitionen  an  Bundeskonsuln  um  Vernehmung  von 

Zeugen  etc 9 

Zürich,  Gerichtsbehörden  im  Kanton  Zürich 45 

Zustellungen,  im  Auslande  zu  bewirkende  Zustellungen  22 

— in  Oesterreich-Ungarn  zu  bewirkende  Zustellungen 24 

— Uebersendung  der  Zustellungsurkunden  in  Armensachen 46 

— Vornahme  von  Zustellungen  in  den  Wohnungen  von  Personen,  welche 

von  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  befreit  sind «51 

— Zustellung  gerichtlicher  Zahlungs-  und  Leistungsverbote  an  im  Auslande 

befindliche  Drittschuldner 53 

— in  Luxemburg  zu  bewirkende  Zustellungen , 40  No.  3 

— Zustellung  von  Ladungen  im  Auslande 40  No.  6 


No.  1.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  19.  Dezember  1836  betreffend  die  Aus- 
fertigung der  Todtenscheine  von  Ausländern  (Kamptz  Jahrbücher,  Bd.  43 
S.  487).  *) 

„Von  den  Königlichen  Ministerien  der  geistlichen  Angelegenheiten,  der  Justiz,  der. 
Auswärtigen  Angelegenheiten,  des  Krieges  und  des  Innern  und  der  Polizei  ist  be- 
schlossen worden: 

dass  wenn  ein  Ausländer 

a)  in  diesseitigen  Militär-  oder  Civil-Lazarethen,  in  Hospitälern,  Gefängnissen, 
Lehr-,  Erwerb-,  milden,  Invaliden-  oder  Straf-Insti  tuten,  und  wie  die  Anstalten 
sonst  heissen  mögen,  oder 

b)  an  einem  Orte  verstirbt,  wo  er  keine  Verwandte  oder  Bekannte  hat,  welche 
den  Todtenschein  einlösen  und  ihn  an  die  heimathliche  Familie  senden  können, 

der  Todtenschein  desselben  stets  von  Amtswegen  ausgefertigt  und  dem  König- 
lichen Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zur  weiteren  Beförderung  in  ge- 
sandtschaftlichem  Wege  an  die  vaterländische  Regierung  des  Verstorbenen  eingereicht 
werden  soll. 

Indem  der  Justizminister  die  sämmtlichen  Königlichen  Landes- Justiz -Kollegien 
hiervon  in  Kenntniss  setzt,  werden  dieselben  zugleich  angewiesen,  die  Untergerichte 
ihrer  Bezirke  mit  der  nöthigen  Anweisung  zu  versehen,  und  — soweit  ihr  Ressort  da- 
bei konkurrirt  — sich  selbst  nach  jener  Bestimmung  zu  achten.“ 

No.  2.  Allg.Verf.  des  J.M.  vom  17.  Januar  1838,  betreffend  die  Ausfertigung 
der  Todtenscheine  von  Ausländern  (Kamptz  Jahrbücher,  Bd.  51  S.  156). 

„In  Beziehung  auf  die  Verfügung  vom  19.  Dezember  1836  (Jahrbücher,  Bd.  48 
& 487), 

wonach  die  Todtenscheine  der  Ausländer  in  den  darin  bezeichneten  Fällen  von 
Amtswegen  ausgefertigt  und  dem  Königlichen  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten eingereicht  werden  sollen, 
wird  hierdurch  anderweit  bestimmt, 

dass  die  Gerichte  von  Einsendung  dieser  Todtenscheine  in  den  Fällen  entbunden 
werden,  wenn  die  Ortsgeistlichen  und  Kirchenbedienten  dieselben  bereits  aufgestellt  und 
an  die  Regierung  eingesandt  haben. 

Das  — hat  hiernach  die  Untergerichte  seines  Departements  mit  Anweisung  zu 
versehen  und  sich  selbst  in  vorkommenden  Fällen  nach  dieser  Bestimmung  zu  achten.“ 

No.  3.  Allg.Verf.  des  J.M,  vom  30.  April  1847,  die  Ausfertigung  der  Todten- 
scheine der  in  den  Preussischen  Staaten  verstorbenen  Dänischen  Unter- 
thanen  betreffend.  (J.M. Bl.  S.  147). 

„Die  durch  die  Reskripte  vom  19.  Dezember  1836  (Jahrbücher,  Bd.  48  S.  487) 
und  vom  17.  Januar  1838  (Jahrbücher,  Bd.  51  S.  156)  den  Königlichen  Landes- Justiz- 
Kollegien  bekannt  gemachten  Bestimmungen  über  das  Verfahren  hinsichts  der  von 
Amts  wegen  zu  bewirkenden  Ausfertigung  und  Einsendung  der  Todtenscheine  der 
im  Bereich  der  Preussischen  Staaten  verstorbenen  Ausländer  sind  in  Bezug  auf  die 


*)  Unter  dem  12.  Dezember  1836  ist  dieselbe  Verfügung  für  die  Rheinprovinz  er- 
gangen (Kamptz  Jahrbücher,  Bd.  48  S.  551). 
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Dänischen  Unterthanen,  welche  in  Preussen  ohne  Hinterlassung  hiesiger  Leibeserben 
versterben,  in  Gemässheit  eines  mit  der  Königlich  Dänischen  Regierung  getroffenen  Ab- 
kommens dahin  erweitert  worden,  dass  mit  der  Uebersendung  des  Todtenscheins  an  die 
heimathliche  Behörde  des  Verstorbenen  zugleich  eine  Nachricht  über  dessen  Ver- 
mögens-Verhältnis  se  und  die  muthmaas slichen  Erben  desselben,  soweit 
die  betreffenden  Behörden  Kenntniss  davon  besitzen,  verbunden  werden  soll, 

ua,  die  Gerichte  hierüber  am  füglichsten  Auskunft  zu  geben  im  Stande  sein 
werden,  so  sind  die  Geistlichen  von  Seiten  des  Herrn  Ministers  der  geistlichen  An- 
gelegenheiten, im  Einverständniss  mit  dem  Justiz-Minister,  angewiesen  worden,  die  von 
ihnen  ausgefertigten  Todtenscheine  Dänischer  Unterthanen  in  Zukunft  nicht  mehr  an 
die  Königlichen  Regierungen,  sondern  an  dag  Gericht  des  jedesmaligen  Sterbeorts  zur 
weiteren  Veranlassung  zu  übersenden. 

Indem  die  Gerichtsbehörden  hiervon  Kenntniss  erhalten,  werden  dieselben  — mit 
Ausnahme  der  Rheinischen  Gerichte  — hierdurch  veranlasst,  die  in  Folge  der  ge- 
dachten Anordnung  an  sie  gelangenden  Todtenscheine  unter  Beifügung  eines  mit  dem 
Amtssiegel  zu  versehenden  Legalisations-Attestes  dem  Königl.  Ministerium  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  einzureichen,  und  soweit  der  Todtenschein  ausser  dem  Namen, 
Alter,  Stand,  Geburts-  oder  Heimaths-Orte  des  Verstorbenen  über  dessen  sonstige  Ver- 
hältnisse keine  Auskunft  enthält,  dasjenige,  was  der  Gerichtsbehörde  des  Sterbe-Ortes 
in  dieser  Hinsicht  und  namentlich  über  das  von  dem  Verstorbenen  in  den  hiesigen 
Staaten  etwa  Unterlassene  Vermögen  und  über  die  muthmaasslichen  Erben  desselben 
bekannt  geworden  ist,  im  Einsen  Jungsbericht  mit  aufzunehmen. 

"Wenn  an  dem  Sterbe-Orte  ein  Ober-  und  ein  Untergericht  sich  befinden,  so  hat 
das  Obergericht  sich  dieser  Verbindlichkeit  zu  unterziehen.“ 

No.  4.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  8.  Februar  1848,  die  Ausfertigung  der 
Todtenscheine  der  in  Preussen  verstorbenen  Schwedischen  und  Norwegischen 
Unterthanen  betreffend.  (J.M. Bl.  S.  60.) 

„Nachdem  mit  der  Königlich  Schwedischen  Regierung  über  das  Verfahren  d)ei 
Ausfertigung  und  Einsendung  der  Todtenscheine  der  im  Bereich  der  Preussischen 
Staaten  verstorbenen  Schwedischen  und  Norwegischen  Unterthanen  neuerdings 
ein  gleiches  Abkommen  getroffen  worden,  wie  dies  nach  Inhalt  der  allgemeinen  Ver- 
fügung vom  30.  April  v.  J.  (J.M. Bl.  S.  147)  hinsich ts  der  in  Preussen  verstorbenen 
Dänischen  Unterthanen  geschehen  ist,  werden  sämmtliche  Gerichtsbehörden  hierdurch 
angewiesen,  nach  den  in  dieser  Verfügung  vom  30.  April  v.  J.  enthaltenen  Bestimmungen 
auch  hinsichts  der  in  Preussen  verstorbenen  Schwedischen  und  Norwegischen 
Unterthanen  zu  verfahren.“ 

No.  5.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  11.  Dezember  1860,  betreffend  das  Ver- 
fahren bei  der  Untersuchung  und  Feststellung  des  Gemüthszustandes 
Russischer  Unterthanen.  (J.M. Bl.  S.  459  ) 

„V on  der  Kaiserlich  Russischen  Regierung  ist  durch  einen  Ukas  vom  13.  (28.)  März 
d.  J.  die  Anordnung  getroffen: 

dass  die  Untersuchung  und  Feststellung  des  Gemüthszustandes  Russischer 
Unterthanen,  die  im  Auslande  von  einer  Geisteskrankheit  befallen  worden 
sind,  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  in  welchem  sie  sich  befinden,  aber  jeder- 
zeit unter  Mitwirkung  eines  Abgeordneten  oder  Bevollmächtigten  der  Russischen 
Gesandtschaften  oder  Russischen  Konsulate,  die  in  dem  betreffenden  Lande 
angestellt  sind,  erfolgen  solle,  und  dass  nur  die  in  solcher  Weise  aufgenom- 
menen Akte  in  Russland  rechtliche  Gültigkeit  haben. 

Die  Gerichtsbehörden  werden  hiervon  mit  der  Anweisung  in  Kenntniss  gesetzt, 
im  vorkommenden  Falle,  insoweit  es  sieh  als  nöthig  erweist,  dem  Königlichen  Mini- 
sterium der  auswärtigen  Angelegenheiten  behufs  der  weiteren  Veranlassung  in  Betreff 
der  von  der  Russischen  Gesandtschaft  oder  dem  Russischen  Konsulate  abzuordnenden 
Bevollmächtigten,  von  der  bevorstehenden  Untersuchung  des  Gemüthszustandes  An- 
zeige zu  erstatten,  und  bei  den  Verhandlungen  selbst,  deren  Direktion  übrigens  dem 
Preussischen  Richter  verbleibt,  die  Bevollmächtigten  zuzulassen.“ 
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No.  6.  Allg.  Verf  d.  J.  M.  vom  20.  Mtai  1804,  "bötr.  die  ad  die  König- 
lich Niederländischen  Behörden  zn  richtenden  Schriftstücke  (J.  M.  Bl.  S.  138). 

„Auf  Wunsch  der  Königlich  Niederländischen  Regierung  werden  die  Gerichte  und 
die  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  hierdurch  angewiesen,  die  auf  Grund  des  Vertrages 
vom  17.  November  1850  an  die  Königlich  Niederländischen  Behörden  zu  richtenden 
Schriftstücke  mit  lateinischen  Buchstaben  schreiben  zu  lassen.“ 

No.  7.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  14.  Juni  1806,  betreffend  das  Verfahren 
in  Civilprozessen  zum  Zweck  der  Vernehmung  der  in  England  sich  auf  hal- 
tenden Zeugen  (J.M. Bl.  S.  182—184). 

„In  England  sind  durch  die  Parlamentsakte  vom  29.  Juli  1856  gesetzliche  Be- 
stimmungen getroffen,  welche  bezwecken,  in  den  bei  ausländischen  Gerichten  anhän- 
gigen Civilprozessen  die  Vernehmung  der  in  England  und  in  den  englischen  Besitzungen 
sich  aufhaltenden  Zeugen  auf  Requisition  des  Prozessgerichts  zu  ermöglichen.  Da 
dieses,  anscheinend  nur  wenig  bekannt  gewordene  Gesetz  für  das  Verfahren  in  inlän- 
dischen Cfvdlprozessen  nicht  ohne  Interesse  ist,  so  findet  der  Justizminister  sich  veranlasst, 
dasselbe  durch  die  in  der  Anlage  abgedruckte  Uebersetzung  behufs  Berücksichtigung  in 
den  geeigneten  Fällen  zur  Kenntniss  der  Gerichtsbehörden  zu  bringen.  Es  wird  hier- 
bei bemerkt,  dass  das  Gesetz  sich  nicht  auf  Polizei-  und  Kriminalsachen  bezieht,  und 
dass  es  nicht  selten  sich  erfolglos  erwiesen  haben  soll,  wenn  die  Ablegung  des  Zeug- 
nisses verweigert  wurde.“ 

(U  eb  ersetz  ung.) 

a.  Im  19.  und  20.  Jahre  der  Königin  Viktoria. 

Kap.  113.  Eine  Akte,  welche  dazu  dienen  soll,  um  in  Ihrer  Majestät  Besitzungen 
die  Abnahme  von  Zeugenaussagen  in  Bezug  auf  bürgerliche  und  kommerzielle  Rechts- 
sachen, die  bei  auswärtigen  Gerichten  schweben,  herbeizuführen. 

(Den  29.  Juli  1856.) 

Da  es  angemessen  ist,  in  Ihrer  Majestät  Besitzungen  für  die  Abnahme  von 
Zeugenaussagen  in  Bezug  auf  bürgerliche  und  kommerzielle  Rechtssachen,  die  bei  aus- 
wärtigen Gerichten  schweben,  Erleichterungen  eintreten  zu  lassen,  so  wird  durch  der 
Königin  Allerhöchste  Majestät  durch  und  mit  Anrathen  und  Zustimmung  der  Geist- 
lichen und  Weltlichen  Lords  und  der  Gemeinen,  in  dem  gegenwärtig  versammelten 
Parlamente  und  kraft  der  Autorität  derselben  verfügt,  wie  folgt: 

Verfügung  zur  Vernehmung  von  Zeugen  in  England  bezüglich  irgend 
einer  bei  einem  auswärtigen  Tribunal  schwebenden  bürgerlichen  oder 
kommerziellen  Rechtssache. 

I.  Wo  es,  auf  Grund  eines  dahin  zielenden  Antrages,  einem  Gerichte  oder  Richter, 
welche  unter  dieser  Akte  Befugniss  haben,  dargethan  ist,  dass  eine  Gerichtsbehörde 
oder  ein  Tribunal  kompetenter  Jurisdiktion  in  einem  fremden  Lande,  bei  welchem  eine 
bürgerliche  oder  kommerzielle  Rechtssache  anhängig  ist,  den  Wunsch  hat,  in  Bezug 
auf  solche  Sache  die  Aussage  eines  oder  mehrerer  Zeugen  zu  erlangen,  die  sich  inner- 
halb der  Jurisdiktion  eines  solchen  oben  erwähnten  Gerichts,  oder  eines  Gerichts,  zu 
welchem  solcher  Richter  gehört,  oder  eines  solchen  Richters  befinden,  so  soll  ein  solches 
Gericht  oder  Richter  gesetzlich  befugt  sein,  dem  entsprechend  die  eidliche,  in  Frage 
und  Antwort  oder  in  sonstigen  Formen  bestehende  Vernehmung  solches  und  solcher 
Zeugen,  vor  irgend  einer  in  solcher  Verfügung  genannten  Person  oder  Personen  anzu- 
ordnen; und  das  genannte  Gericht  oder  Richter  soll  kraft  derselben  Verfügung,  oder 
solches  Gericht  oder  Richter,  oder  irgend  ein  anderer  Richter,  welcher  unter  dieser 
Akte  Kompetenz  hat,  soll  kraft  einer  nachfolgenden  Verfügung  gesetzlich  berechtigt 
sein,  das  Erscheinen  einer  in  solcher  Verfügung  namhaft  zu  machenden  Person  böhufs 
ihrer  Vernehmung  oder  behufs  Vorlegung  von  Schriftstücken  oder  von  anderen  in 
solcher  Verfügung  zu  bezeichnenden  Dokumenten,  anzuordnen,  sowie  alle  Anordnungen 
hinsichtlich  der  Zeit,  des  Ortes  und  der  Art  und  Weise  solcher  Vernehmung  und  aller 
anderer  damit  verbundener  Sachen  zu  treffen,  wie  solche  billig  und  angemessen  er- 
scheinen; und  jede  solche  Verfügung  kann  in  ähnlicher  Weise,  wie  eine  Verfügung, 
die  von  solchem  Gerichte  oder  Richter  in  einem  bei  solchem  Gerichte  oder  vor  solchem 
Richter  anhängigen  Prozesse  erlassen  ist,  zwangsweise  geltend  gemacht  werden. 
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Bescheinigung  des  Botschafters  etc.  genügender  Beweis  für  die 
Begründung  des  Antrages. 

II.  Eine  Bescheinigung,  unterzeichnet  von  dem  Botschafter,  dem  G esandten  oder  einem 
anderen  diplomatischen  Agenten  einer  fremden  Macht,  der  als  solcher  von  Ihrer  Majestät 
angenommen  worden,  oder  im  Falle  kein  diplomatischer  Agent  da  ist,  von  dem  General- 
konsul oder  Konsul  einer  fremden  Macht  zu  London,  der  als  solcher  von  Ihrer  Majestät 
angenommen  und  zugelassen  ist,  dahin  lautend,  dass  eine  Rechtssache,  bezüglich  welcher 
unter  dieser  Akte  ein  Antrag  gestellt  ist,  eine  bürgerliche  oder  kommerzielle  Sache  sei, 
die  in  dem  Lande,  dessen  diplomatischer  Agent  oder  Konsul  er  ist,  bei  einem  Gerichts- 
höfe oder  Tribunal  schwebe,  welcher  oder  welches  in  der  so  schwebenden  Sache  Juris- 
diktion habe,  und  dass  solches  Gericht  oder  Tribunal  die  Aussage  des  oder  der  Zeugen, 
auf  welchen  oder  auf  welche  sich  der  Antrag  bezieht,  zu  erhalten  wünsche,  — soll  als 
Beweisstück  der  so  bescheinigten  Sachen  gelten;  wo  aber  keine  solche  Bescheinigung 
vorgelegt  ist,  soll  ein  anderes,  jenen  Zweck  verfolgendes  Beweisstück  zulässig  sein. 

Eidliche  Vernehmung  der  Zeugen. 

III.  Jede  Person,  welche  durch  eine  in  Ausführung  gegenwärtiger  Akte  erlassene 
Verfügung  zur  Vernehmung  von  Zeugen  ermächtigt  ist,  soll  gesetzlich  befugt  sein,  alle 
solche  Vernehmungen  in  zeugeneidlicher  Form  vorzunehmen  oder  dieselben  in  den- 
jenigen Fällen,  in  welchen  das  Gesetz  die  gerichtliche  Versicherung  statt  des  Eides 
zulässt,  in  Form  einer  solchen  Versicherung  zu  bewirken. 

Personen^  welche  falsches  Zeugniss  ablegen,  sind  des  Meineids  schuldig. 

Der  Eid  ist  dann  von  der  solchergestalt  ermächtigten  Person  abzunehmen,  und 
wenn  eine  Person  bei  einer  solchen  eidlichen  Erhärtung  oder  solcher  Versicherung,  in- 
dem sie  dieselbe  absichtlich  und  unredlicher  Weise  abgiebt,  ein  falsches  Zeugniss  ab- 
legt, so  soll  eine  jede  sich  so  vergehende  Person  für  schuldig  des  Meineids  erachtet 
und  gehalten  werden. 

Vergütigung  der  Ausgaben. 

IV.  Vorausgesetzt  jedoch,  dass  jede  Person,  deren  Erscheinen  so  gefordert  wird, 
zu  dem  gleichen  Geleitgelde  (Conduct  Monej)  und  der  gleichen  Schadloshaltung  für 
Ausgaben  und  Zeitverlust  berechtigt  sein  soll,  wie  beim  Erscheinen  vor  Gericht. 
Zeugen  sollen  -das  Recht  haben,  die  Beantwortung  von  Fragen  und  die 

Vorlegung  von  Dokumenten  zu  verweigern. 

V.  Vorausgesetzt  ferner,  dass  jede  Person,  y eiche  in  Folge  einer  unter  dieser  Akte 
erlassenen  Verfügung  vernommen  wird,  dasselbe  Recht  haben  soll,  Antworten  zu  ver- 
weigern auf  die^  Fragen,  welche  auf  eine  Selbstanklage  abzielen,  sowie  auf  diejenigen 
anderen  Fragen,  -zu  deren  Ablehnung  ein  Zeuge  in  irgend  einer  Sache  berechtigt  sein 
würde,  welche  entweder  bei  dem  Gerichtshöfe,  von  dem  oder  von  dessen  Richter  die 
Vernehmung  erlassen  ist,  schwebt,  oder  welche  anhängig  ist  vor  dem  eine  solche  Ver- 
nehmung anordnenden  Richter;  und  dass  Niemand  gezwungen  werden  soll,  in  Folge 
einer  solchen  Verfügung,  wie  sie  oben  erwähnt,  irgend  ein  Schriftstück  oder  anderes 
Dokument  vorzulegen,  welches  er  nicht  bei  einer  gerichtlichen  Verhandlung  einer  sol- 
chen Sache  vorzulegen  gezwungen  sein  würde. 

Gewisse  Gerichtshöfe  und  Richter  sollen  unter  dieser  Akte 
Befugniss  haben. 

VI.  Die  Königlichen  Obergerichtshöfe  des  Gemeinen  Rechts  (Superior  Courts  of  Com- 
mon Law)  beziehungsweise  zu  Westminster  und  Dublin,  der  Sessionsgerichtshof  (Court 
of  Session)  in  Schottland  und  jedes  Oberste  Gericht  in  irgend  einer  Kolonie  oder  aus- 
wärtigen Besitzung  Ihrer  Majestät,  und  jeder  Richter  eines  solchen  Gerichtshofes,  so- 
wie jeder  Richter  in  solcher  Kolonie  oder  Besitzung,  der  durch  einen  Geheimen  Raths- 
Befehl  Ihrer  Majestät  zu  diesem  Zwecke  ernannt  sein  möchte,  sollen  Gerichte  resp. 
Richter  sein,  welche  unter  dieser  Akte  Befugniss  haben. 

Lordkanzler  etc.  hat  Verordnungen  etc.  zu  entwerfen. 

Vorausgesetzt,  dass  der  Lordkanzler  unter  dem  Beistände  zweier  Richter  der 
Common  Law  Gerichtshöfe  zu  Westminster  solche  Vorschriften  und  Verordnungen  er- 
lässt, die  nothwendig  und  geeignet  sein  werden,  die  Vorschriften  dieser  Akte  in  Wirk- 
samkeit zu  setzen  und  das  Verfahren  nach  derselben  zu  regeln.“ 
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No.  8.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  2C.  November  1869,  betreffend  das  Ver- 
fahren bei  Requisitionen  an  Bundeskonsuln  um  Vernehmung  von  Zeugen  und 
Abnahme  von  Eiden  (J.M. Bl.  S.  230). 

„Die  Konsuln  des  Norddeutschen  Bundes  sind  nach  § 20  des,  die  Organisation 
der  Bundeskonsulate  betreffenden  Gesetzes  vom  8.  November  1867  zur  Vernehmung 
von  Zeugen  und  zur  Abnahme  von  Eiden  nur  dann  befugt,  wenn  sie  dazu  von  dem 
Herrn  Bundeskanzler  besonders  ermächtigt  sind.  Es  bedarf  deshalb  in  den  Fällen,  in 
welchen  die  Vernehmung  von  Zeugen  oder  die  Abnahme  eines  Eides  durch  einen 
Bundeskonsul  erfolgen  soll,  dem  die  Ermächtigung  zur  Vornahme  derartiger  Amts- 
handlungen nicht  allgemein  ertheilt  worden  ist,  einer  für  den  einzelnen  Fall  nachzu- 
suchenden besonderen  Ermächtigung.  Im  Einverständniss  mit  dem  Herrn  Bundes- 
kanzler werden  die  sämmtlichen  Justizbehörden  hinsichtlich  des  in  solchen  Fällen  zu 
beobachtenden  Verfahrens  angewiesen,  die  Erthoilung  der  Ermächtigung  unter  Ein- 
reichung des  an  den  betreffenden  Bundeskonsul  zu  richtenden  offenen  Requisitions- 
schreibens unmittelbar  bei  dem  Herrn  Bundeskanzler  nachzusuchen. 

Die  mit  einer  allgemeinen  Ermächtigung  zur  Vornahme  der  in  Rede  stehenden 
Amtshandlungen  versehenen  Bundeskonsuln  werden,  wie  dies  bereits  in  Betreff  der 
Generalkonsuln  des  Norddeutschen  Bundes  zu  New-York  und  zu  London  geschehen  ist 
(J.M. Bl.  von  1869  S.  188  und  171).  durch  das  Justiz-Ministerialblatt  zur  Kenntniss  der 
Justizbehörden  gebracht  werden.“  *) 

No.  9.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  10.  April  1870,  betreffend  das  Verfahren  bei 
Requisitionen  an  Bundeskonsuln  um  Vernehmung  von  Zeugen  und  Abnahme 
von  Eiden  (J.M. Bl.  S.  111). 

„Durch  die  allgemeine  Verfügung  vom  20.  November  v.  J.  ist  das  Verfahren  vor- 
geschrieben worden,  welches  die  Justizbehörden,  zu  beachten  haben,  wenn  sie  die  be- 
sondere Ermächtigung  eines  Bundeskonsuls  zu  einer  einzelnen  Eidesabnahme  oder 
Zeugenvernehmung  erwirken  wollen. 

Die  auf  eine  solche  Ermächtigung  gerichteten  Anträge  können  nur  dann  zum  Ziele 
führen,  wenn  diejenige  Partei,  die  einen  Eid  leisten  soll,  oder  die  zu  vernehmenden 
Zeugen  an  einem  Orte,  wo  ein  Konsul  des  Norddeutschen  Bundes  angestellt  ist,  oder 
doch  ganz  in  der  Nähe  dieses  Ortes  wohnen,  und.  die  Personen,  um  deren  Vernehmung 
es  sich  handelt,  Deutsche,  resp.  geneigt  sind,  sich  zu  dem  gedachten  Behuf  vor  dem 
Bundeskonsul  zu  gestellen. 

Die  Justizbehörden  werden  veranlasst,  sich  vor  Stellung  derartiger  Anträge  über 
das  Vorhandensein  dieser  Voraussetzungen  zu  vergewissern.“ 

No.  10.  Allg.  Verf.  d.  J.  M.  vom  16.  September  1870,  betreffend  die  Ge- 
richtsverfassung und  das  Civilprozessverfahren  in  Russland  (J.M. Bl.  S.  277).2) 

„Die  Gerichtsverfassung  und  das  Civilprozessverfahren  in  Russland  haben  in  Ge- 
mässheit  der  Gesetze  vom  20.  November  1864  eine  wesentliche  Umgestaltung  erfahren. 
Die  Folgen,  welche  sich  hieraus  für  den  Prozessbetrieb  diesseitiger  Parteien  und  den 
Geschäftsverkehr  zwischen  den  beiderseitigen  Gerichten  ergeben,  veranlassen  den  Justiz- 
Minister  zu  den  nachstehenden,  auf  Mittheilungen  des  Herrn  Bundeskanzlers  beruhenden 
Bemerkungen. 

1.  Die  neue  Gerichtsverfassung  beruht  auf  dem  Prinzip  der  völligen  Trennung 
der  Justiz  von  der  Verwaltung.3)  Ein  Eingreifen  der  Verwaltungsbehörden  in 
die  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Rechtsstreitigkeiten  ist  danach  gänz- 
lich ausgeschlossen.  Die  Klageschriften,  welche  die  Angabe  der  Beweis- 
mittel enthalten  müssen,  sind  bei  den  Friedensrichtern,  wenn  aber  der 
Streitgegenstand  500  Rubel  übersteigt,  bei  den  Bezirksgerichten  anzu- 

9 Ueber  die  zur  Vernehmung  von  Zeugen  und  zur  Abnahme  von  Eiden  ermäch- 
tigten Konsularbeamten  gewährt  das  alljährlich  durch  das  Auswärtige  Amt  veröffent- 
lichte und  im  Buchhandel  erscheinende  „Verzeichniss  der  Kaiserlich  deutschen  Konsu- 
late“ den  erforderlichen  Aufschluss. 

2)  Vgl.  oben  S.  553  ff. 

3)  Vgl.  S.  570  § 3 I Abs.  2.  — S.  576  1 b. 


972 


Europa. 


bringen.1)  Die  Parteien  können  sich  unbeschränkt  durch  Bevollmächtigte  ver- 
treten lassen,  wozu  sich  insbesondere  die  zu  einer  Korporation  vereinigten 
vereideten  Anwälte  eignen;  doch  ist  die  Wahl  anderer  Vertreter  nicht  aus- 
geschlossen.2) Die  ProzessvoUmachteu  diesseitiger  Parteien  müssen  gerichtlich 
oder  notariell  aufgenommen  oder  beglaubigt  und  mit  der  üblichen  Legalisation 
versehen  sein.  Ein  den  Russischen  Gesetzen  entsprechendes  Formular  einer 
solchen  Vollmacht  ist  dieser  Verfügung  unter  A.  beigefügt.3) 

2.  Mit  jeder  Klageschrift  müssen  zugleich  die  Gerichtsgebühren,  welche  50  Ko- 
peken für  je  100  Rubel  der  Streitsumme  betragen,  eingezahlt  werden.  Par- 
teien, welche  ausserhalb  Russlands  wohnen,  können  die  Einzahlung  auch  bei 
einem  Russischen  Konsul  bewirken  und  haben  alsdann  die  betreflende  Quit- 
tung der  Klageschrift  beizufügen.4) 

3.  Die  Vollstreckung  diesseitiger  Erkenntnisse  in  Russland  richtet  sich 
nach  den  in  der  Anlage  B.  (s.  u.  S.  1042)  mitgetheilten  Bestimmungen  der 
Russischen  Civilprozessordnung  vom  20.  November  1864  (s.  o.  S.  687 — 689). 
Danach  findet  die  Vollstreckung  im  Requisitionswege  nicht  ferner  statt;  es  ist 
vielmehr  Sache  der  betheiligten  Partei,  den  Antrag  auf  Vollstreckung  un- 
mittelbar bei  dem  betreffenden  Russischen  Bezirksgericht  anzubringen.  Das 
hierauf  gerichtete  Gesuch  muss  in  Russischer  Sprache  verfasst  und  demselben 
eine  mit  der  Bescheinigung  der  Vollstreckbarkeit  versehene  beglaubigte  Ab- 
schrift des  diesseitigen  Erkenntnisses  nebst  der  Uebersetzung  ins  Russische 
in  zwei  Exemplaren  beigefügt  sein  (§  1276  a.  a.  O.).5) 

Der  Herr  Bundeskanzler  hat  sich  bereit  erklärt,  die  Beförderung  der- 
artiger Parteigesuche,  wenn  sie  ihm  durch  die  diesseitigen  Gerichte  einge- 
reicht werden,  in  der  Art  zu  vermitteln,  dass  die  Schriftstücke  mit  der  er- 
forderlichen Legalisation  versehen,  und  durch  die  Bundes-Gesandtschaft  in 
St.  Petersburg  dem  betreffenden  Russischen  Gericht  übermittelt  werden. 
Hinsichtlich  der  Uebertragung  ins  Russische  haben  die  diesseitigen  Parteien 
die  Wahl,  ob  sie  dieselbe  durch  einen  gerichtlichen  Translator  selbst  be- 
wirken oder  den  Antrag  stellen  wollen,  dass  sie  bei  der  genannten  Gesandt- 
schaft durch  einen  Russischen  Notar  auf  ihre  Kosten  erfolge.  Vorausgesetzt 
ist  übrigens,  dass  in  a^en  Fällen  die  Erstattung  der  durch  die  Vermittelung 
des  Herrn  Bundeskanzlerr  erwachsenden  Kosten  von  Seiten  der  betreffenden 
hiesigen  Partei  sichergestellt  ist. 

4.  Noch  nicht  durch  geführt  ist  die  neue  Gerichtsverfassung  in  den  Gou- 
vernements Archangel,  Wologda,  Orenburg,  Astrachan,  Kiew,  Po- 
dolien,  Tobolsk,  Tomsk,  Eniseisk,  Irkutsk,  Volhynien,  Mohilew, 
Grodno,  Witebsk,  Wilna,  Kowna  und  im  Königreich  Polen,6) 

Hier  besteht  in  Rechtsstreitigkeiten  im  Wesentlichen  noch  das  frühere 
Verfahren.  Danach  ist  es  zulässig,  sich  zur  Beitreibung  liquider  Schuldforde- 
rungen an  die  Polizeibehörden  zu  wenden,  und  daher  diesseitigen  Unter- 
thanen  die  Möglichkeit  nicht  abgeschnitten,  derartige  Ansprüche  auf  diesem 
Wege  mit  Hülfe  der  gesandtschaftlichen  Vermittelung  zur  Geltung  zu  bringen. 
Ein  Erfolg  solcher  Schritte  lässt  sich  jedoch  niemals  mit  Sicherheit,  und 
jedenfalls  nur  dann  erwarten,  wenn  der  Antragsteller  Wechsel  oder  schrift- 
liche Anerkenntnisse  des  Schuldners  vorzulegen  vermag. 

In  den  Ostseeprovinzen,6)  woselbst  die  neue  Gerichtsverfassung  gleich- 
falls noch  nicht  in  Wirksamkeit  getreten  ist,  findet  eine  Erledigung  von 
Rechtsstreitigkeiten  auf  dem  Verwaltungswege  nicht  statt.7) 

_1j  Vgl.  S.  587  ff.  §7. 

2)  Vgl.  S.  598  ff.  §§  14  u.  15. 

3)  Vgl.  jetzt  A.  V.  vom  22.  Februar  1883  (J.M.B1.  S.  46,  unten  S.  988  u.  996). 

4)  Vgl.  S.  614. 

5)  Vgl.  S.  688. 

6)  Vgl.  S.  973  Note  1. 

7)  Vgl.  S.  575. 
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Sämmtliche  Gerichtsbehörden  werden  angewiesen,  sich  nach  den  vorstehenden  Be- 
merkungen sowohl  selbst  zu  achten,  als  auch  hiernach  vorkommendenfalls  die  Parteien 
mit  Belehrung  zu  versehen. 

Zugleich  werden  dieselben  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  Uebersetzungen  in  das 
Russische  erforderlichenfalls  durch  Vermittelung  des  Königlichen  ICammergerichts,  bei 
welchem  ein  Translator  für  die  Russische  Sprache  angestellt  ist,  bewirkt  werden  können.“ 

No.  11.  AUg\  Verf.  des  J.M.  vom  4.  Juli  1872,  betreffend  die  neue  Ge- 
richtsverfassung in  Russland  (J.M. Bl.  S.  153). J) 

„Zur  Uebersicht  über  den  Umfang,  in  welchem  sich  die  in  Russland  eingeführte 
neue  Gerichtsverfassung  zur  Zeit  in  Wirksamkeit  befindet,  werden,  unter  Bezugnahme 
auf  die  allgemeine  Verfügung  vom  16.  September  1870,  die  nachstehenden,  auf  einer 
Mittheilung  des  Kaiserlich  Russischen  Justiz-Ministeriums  beruhenden  Verzeichnisse 
zur  Kenntniss  der  Justizbehörden  gebracht. 

A.  Verzeichniss  der  Gouvernements,  in  welchen  die  neue  Gerichtsverfassung 
vollständig  in  Kraft  besteht:  1)  St.  Petersburg,  2)  Nowgorod,  3)  Moskau,  4)  Pskow, 
5)  Wladimir.  6)  Kaluga,  7)  Rjäzan,  8)  Twer,  9)  Smolensk,  10)  Kostroma,  11)  Nishe- 
gorod,  12)  Tula,  13)  Jaroslawl,  14)  Charkow,  15)  Kursk,  16)  Orel,  17)  Tambow,  18)  Wo* 
ronesh,  19)  Poltawa,  20)  Chersson,  21)  Taurien,  22)  Jekaterinoslaw,  23)  Bessarabien, 
24)  Kasan,  25)  Ssimbirsk,  26)  Ssamara,  27)  Ssaratow,  28)  Pensa. 

B.  Verzeichniss  derjenigen  anderen  Gouvernements,  in  welchen  das  Friedens- 
richter-Institut eingeführt  ist:  1)  Tschernigow,  2)  Olonez,  3)  die  Kosacken  - Gegend, 
4)  Wjätka,  5)  Kiewr,  6)  Volhynien,  7)  Podolien,  8)  Minsk,  9)  Grodno,  10)  Kowno, 
11)  Wilna,  12)  Witebsk,  13)  Mogilow.“ 

No.  12.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  29.  Juni  1875,  betreffend  den  Geschäfts- 
verkehr der  Gerichte  und  der  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  mit  den  Ver- 
tretern fremder  Staaten  am  diesseitigen  Hofe  (J.M.B.  S 162). 

„Die  Gerichte  und  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  werden  darauf  aufmerksam 
gemacht,  dass  der  Geschäftsverkehr  mit  den  Vertretern  fremder  Staaten  am  diesseitigen 
Hofe  nur  durch  Vermittelung  des  Herrn  Reichskanzlers  (Auswärtiges  Amt)  stattfinden 
kann,  eine  direkte  Korrespondenz  mit  denselben  dagegen  unzulässig  erscheint.“ 

No.  13.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  14.  Juni  1876,  betreffend  die  beim  Ab- 
leben von  Ausländern  den  fremden  Regierungen  zu  machenden  Mittheilungen 
(J.M. Bl.  S.  123). 

„In  den  mit  dem  Königreich  Italien  unterm  21.  Dezember  1868  (Bundes-Gesetzbl. 
von  1869  S.  113)  Art.  11,  12,  mit  Spanien  unterm  22.  Februar  1870  (Bundes-Gesetzbl. 
S.  99)  Art.  11,  12,  mit  den  Vereinigten  Staaten  Amerikas  unterm  11.  Dezember  1871 
(Reichs-Gesetzbl.  von  1872  S.  95)  Art.  10,  und  mit  dem  Kaiserthum  Russland  unterm 
12.  November  / 31.  Oktober  1874  (Reichs-Gesetzbl.  von  1875  S.  136)  Art.  II,  XI,  abge- 
schlossenen Verträgen  ist,  im  Wesentlichen  übereinstimmend  für  Fälle,  in  denen  es 
sich  um  Sicherstellung  des  Nachlasses  eines  im  Auslande  Verstorbenen  handelt,  be- 
stimmt worden,  dass  die  Landesbehörden  von  dem  Sterbefall  dem  zuständigen  auslän- 
dischen Konsul  sofort  Nachricht  zu  geben  haben. 

Unter  Bezugnahme  auf  die  diesseitigen  Erlasse  vom  12.  und  19.  Dezember  1836, 
17.  Januar  1838  und  30.  April  1847  werden  die  Behörden  darauf  hingewiesen,  dass  sie 
die  an  sie  gelangenden  Sterbeurkunden  eines  Ausländers  unter  Beifügung  eines  mit  dem 
Amtssiegel  zu  verf  ehenden  Legalisationsattestes  dem  Auswärtigen  Amte  nach  Massgabe 
der  allgemeinen  Verfügung  vom  30.  April  1847  schleunigst  einzureichen  haben. 

Es  wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Behörden  im  einzelnen  Falle, 

*)  Nachdem  im  Jahre  1896  die  auf  S.  579  erwähnten  Gerichtshöfe  alter  Ordnung 
durch  Bezirksgerichte  ersetzt  worden  sind,  ist  die  Justizreform  in  allen  Gou- 
vernements des  europäischen  Russlands  und  in  allen  Theilen  des  Kau- 
kasus durchgeführt.  Friedensrichter  S.  577  Note  1 u.  4,  doch  ist  hier  die  Stadt 
Samara  zu  streichen.  Landhauptleute  u.  s.  w.  S.  577  Note  4,  doch  ist  hier  das  Gou- 
vernement Wladimir  hinzuzu fügen. 
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soweit  zufolge  jener  Verträge  eine  Mitwirkung  des  zuständigen  Konsuls  eintritt,  mit 
demselben  der  leichteren  Verständigung  oder  Beschleunigung  halber  sich  direkt  in  Ver- 
bindung setzen.“ 

No.  14.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  8.  April  1878  betreffend  die  Behandlung  der 
portopflichtigen  Korrespondenz  zwischen  den  Deutschen  und  den  Schweize- 
rischen Behörden  (J.M. Bl.  S.  60). 

„Der  Bundesrath  hat  durch  Beschluss  vom  1.  November  v.  J.  dem  Abschluss 
eines  Abkommens  mit  der  Schweiz  seine  Zustimmung  ertheilt,  wonach  für  die  Behand- 
lung der  portopflichtigen  Korrespondenz  zwischen  den  Deutschen  und  den  Schweize- 
rischen Behörden  folgende  Grundsätze  anzuwenden  sind: 

1.  Portopflichtige  Sendungen  sind  stets  von  der  absendenden  Behörde  zu  frankiren. 

2.  Bei  Korrespondenz  zwischen  Behörden  in  Parteisachen  entrichtet  die  absendende 
Stelle  das  Porto  auch  in  solchen  Fällen,  in  welchen  die  Pflicht  zur  Porto- 
zahlung einer  im  Gebiete  der  empfangenden  Stelle  befindlichen  Partei  obliegt. 

3.  Die  empfangende  Stelle  ist  zwar  befugt,  den  Portobetrag  von  der  Partei  ein- 
zuziehen, jedoch  soll  von  einer  Erstattung  desselben  an  die  absendende  Be- 
hörde des  anderen  Staates  bis  auf  Weiteres  Abstand  genommen  werden. 

Nach  einem  weiteren  Beschlüsse  des  Bundesraths  vom  7.  Januar  d.  J.  ist  das 
vorgedachte  Uebereinkoraraen  vom  1.  März  d.  J.  ab  in  Wirksamkeit  getreten.  Sämmt- 
liche  Justizbehörden  werden  hiervon  zur  Nachachtung  in  Kenntniss  gesetzt.“ 

No.  15.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  10.  Mai  1878  betreffend  die  Nichtvoll- 
streckbarkeit  der  Erkenntnisse  Prenssiscber  Gerichte  in  Schweden  und  Nor- 
wegen (J.M. Bl.  S.  82). 

„Nach  einer  Mittheilung  des  Kaiserlichen  Reichs-Justizamts  gehen  dem  Kaiser- 
lichen Gesandten  in  Stockholm,  sowie  den  Kaiserlichen  Konsulaten  in  Schweden  und 
Norwegen  nicht  selten  Ersuchungsschreiben  zu,  mittels  welcher  Deutsche  Gerichte,  in 
der  Annahme,  dass  ihre  Urtheile  in  beiden  Königreichen  ohne  Weiteres  vollstreckbar 
seien,  die  Rechtshülfe  der  Schwedischen  und  Norwegischen  Behörden  zu  diesem  Zwecke 
in  Anspruch  nehmen. 

Da  nach  der  Gesetzgebung  beider  Länder  aus  dem  Urtheile  eines  auswärtigen 
Gerichts  die  Zwangsvollstreckung  nicht  stattfindet,  vielmehr  der  dem  Urtheile  zu  Grunde 
liegende  Anspruch  im  Wege  einer  neuen  Klage  bei  dem  zuständigen  Schwedischen  oder 
Norwegischen  Gerichte  geltend  gemacht  werden  muss,  so  kann  diesen  Ersuchungs- 
schreiben keine  Folge  gegeben  werden. 

Die  Gerichte  werden  demgemäss  aufgefordert,  von  Erlassung  der  bezeichnetfcn 
Requisitionen  Abstand  zu  nehmen.“ 

No.  16.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  22.  Januar  1879  betreffend  den  unmittel- 
baren Geschäftsverkehr  zwischen  den  Deutschen  und  den  Schweizerischen 
Gerichtsbehörden  (J.M. Bl.  S.  20). 

„Den  Justizbehörden  wird  das  zwischen  der  Kaiserlich  Deutschen  Regierung  und 
dem  Schweizerischen  Bundesrath  abgeschlossene  Uebereinkommen  zur  Herbeiführung 
eines  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  zwischen  den  Deutschen  und  Schweizerischen 
Gerichtsbehörden  vom  1.  10.  Dezember  1878  (Centralblatt  für  das  Deutsche  Reich  S.  6) 
zur  Kenntnis snahme  mitgetheilt. 

Uebereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweiz  wegen 
Herbeiführung  eines  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  zwischen  den  Deut- 
schen und  den  Schweizerischen  Gerichtsbehörden.  Vom  1./10.  Dezember  1878. 

Zwischen  der  Kaiserlich  Deutschen  Regierung-  und  dem  Schweizerischen  Bundes- 
rath ist,  um  die  Verwaltung  der  Rechtspflege  beiderseits  zu  erleichtern,  nachstehende 
Vereinbarung  getroffen  worden. 

Den  Deutschen  und  Schweizerischen  Gerichtsbehörden  ist  der  unmittelbare  Ge- 
schäftsverkehr in  allen  Fällen  gestattet,  in  welchen  nicht  der  diplomatische  Verkehr 
durch  Staatsverträge  vorgeschrieben  ist,  oder  in  Folge  besonderer  Verhältnisse  räth- 
lich  erscheint. 
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Die  gegenwärtige  Erklärung  tritt  am  1.  Januar  1879  in  Wirksamkeit  und  bleibt 
in  Kraft  bis  nach  sechs  Monaten  nach  erfolgter  Kündigung  seitens  des  einen  oder  des 
andern  der  beiden  Theile. 

Gleichzeitig  mit  dem  Vollzüge  derselben  treten  die  zwischen  Preussen  und  der 
Schweiz  im  Jahre  1868  geschlossene,  im  Jahre  1872  auf  EJsass-Lothringen  ausgedehnte 
Vereinbarung,  betreffend  den  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  zwischen  den  beiderseitigen 
Justizbehörden,  sowie  die  im  Jahre  1857  zwischen  Bayern,  Württemberg,  Baden  einer- 
seits und  der  Schweiz  andererseits  über  den  gleichen  Gegenstand  getroffenen  Verab- 
redungen ausser  Wirksamkeit. 

Die  gegenwärtige  Erklärung  wird  gegen  eine  entsprechende  Erklärung  des  Schwei- 
zerischen Bundesraths  ausgetauscht  werden.“ 

No.  17.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  30.  Mai  1879  betreffend  das  Abkommen 
mit  Russland  wegen  des  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  zwischen  den  Justiz- 
behörden der  Preussischen  Grenzprovinzen  und  des  Gerichtsbezirks  Warschau 
vom  4.  Februar  / 23.  Januar  1879.  G.S.  von  1879,  S.  138  (J.M. Bl.  S.  128). 

Die  Justizbehörden  werden  davon  in  Kenntniss  gesetzt,  dass  das  Abkommen  mit  der 
Kaiserlich  Russischen  Regierung  vom  4.  Februar  / 23.  Januar  1879  mit  dem  16./4.  Mai 
d.  J.  in  Kraft  getreten  ist. 

Da  nach  Artikel  2 des  Abkommens  nur  die  dort  bezeichneten  Appellationsgerichte 
und  die  Ober-Staatsanwälte  bei  denselben  zu  Requisitionen  im  Wege  des  unmittelbaren 
Geschäftsverkehrs  berechtigt  siud,  so  haben  die  in  jenen  Provinzen  befindlichen  Ge- 
richte erster  Instanz  und  die  Staatsanwälte  bei  denselben  sich  wegen  Erlassung  der 
Requisitionen  an  die  Appellationsgerichte  beziehungsweise  die  Ober-Staatsanwälte  ihres 
Bezirks  zu  wenden. 

Zugleich  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  nach  Artikel  5 des  Abkommens 
die  diesseitigen  Requisitionen  in  Deutscher  Sprache  abzufassen  sind. 

No.  18.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  16.  Dezember  1879  betreffend  das  Ab- 
kommen mit  Russland  wegen  des  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  zwischen 
den  Justizbehörden  der  Preussischen  Grenzprovinzen  und  des  Gerichtsbezirks 
Warschau  vom  4.  Februar  / 23.  Januar  1879,  G.S.  S.  138  (J.M.B1.  S.  474). 

«Mit  Bezug  auf  Artikel  2 des  Abkommens  vom  4.  Februar  / 23.  Januar  1879  wird 
den  diesseitigen  Justizbehörden  eine  von  der  Kaiserlich  Russischen  Regierung  mitge- 
theilte  Zusammenstellung  der  Jurisdiktionsbezirke  der  in  Betracht  kommenden  Russi- 
schen Gerichtsbehörden  hiermit  zur  Kenntniss  gebracht.“ 

Abkommen  vom  4.  Februar  / 23.  Januar  1879. 

Verzeichniss 

der  in  dem  mit  Deutschland  wegen  des  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  zwischen  dem 
Gerichtsbezirke  Warschau  und  den  Justizbehörden  der  Preussischen  Grenzprovinzen 
getroffenen  Abkommen  aufgeftihrten  Russischen  Gerichtsbehörden  mit  Bezeichnung  der 
Jurisdiktionsbezirke  der  letzteren. 


Bezeichnung 
der  Gerichtsbehörden 

J urisdiktionsbezirke 

I. 

Warschauer  Gerichtskammer  . . 

die  zehn  Gouvernements  des  Weichselgebiets. 

II. 

Bezirksgerichte: 

a)  Warschau 

das  Gouvernement  Warschau. 

b)  Kalisch 

„ Kalisz. 

c)  Kielce  

V 

„ Kielce. 

d)  Lomscha 

„ Lomza. 

e)  Lublin 

r>  ■ 

„ Lublin. 

f)  Petrikau 

r, 

„ Petrokow. 
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Europa. 


Bezeichnung 
der  Gerichtsbehörde 


Jurisdiktionsbezirke 


g)  Block  . 

h)  Radom 

i)  Suwalki 

j)  Siedliec 


das  Gouvernement  Plotsk. 

„ n Radom. 

„ „ Suwalki. 

- n Sedliets. 


III. 

Friedensrichter-Plenum: 

a)  1.  Bezirk  des  Gouvernements 
Lublin 

b)  2.  Bezirk  des  Gouvernements 
Lublin 

c)  1.  Bezirk  des  Gouvernements 
Plotsk 

d)  2.  Bezirk  des  Gouvernements 
Plotsk 

e)  der  Stadt  Warschau 

1“)  1.  Bezirk  des  Gouvernements 
Warschau 

g)  2.  Bezirk  des  Gouvernements 
Warschau 

h)  1.  Bezirk  des  Gouvernements 
Kalisz 

i)  2.  Bezirk  des  Gouvernements 
Kalisz 

j)  1.  Bezirk  des  Gouvernements 
Petrikau 

k)  2.  Bezirk  des  Gouvernements 
Petrikau 

l)  1.  Bezirk  des  Gouvernements 
Suwalki 

m)  2.  Bezirk  des  Gouvernements 
Suwalki 

n)  1.  Bezirk  des  Gouvernements 
Radom 

o)  2.  Bezirk  des  Gouvernements 
Radom 

p)  1.  Bezirk  des  Gouvernements 
Lomscha  (LomZa) 

q)  2.  Bezirk  des  Gouvernements 
Lomscha 

r)  1.  Bezirk  des  Gouvernements 
Siedlce 

s)  2.  Bezirk  des  Gouvernements 
Siedlce 

t)  1.  Bezirk  des  Gouvernements 
Kielce 

u)  2.  Bezirk  des  Gouvernements 
Kielce 

IV. 

Das  Warschauer  Kommerzgericht 


folgende  Kreise  des  Lublinschen  Gouvernements : Lub- 
lin, Nowoalexandria,  Lubartow,  Janow,  Krasnostaw. 
folgende  Kreise  des  Lublinschen  Gouvernements : Sa- 
mots,  Bielgoraisk,  Tomaschow,  Grubeschow,  Chelm. 
folgende  Kreise  des  Gouvernements  Plock:  Klock, 
Lipno,  Rypin,  Serptz. 

folgende  Kreise  des  Gouvernements  Plock:  Plonsk, 
Ziechanow,  Mlawa,  Przasnysch. 
die  Stadt  Warschau. 

folgende  Kreise  des  Gouvernements  Warschau:  War- 
schau, Radzimin,  Nowominsk,  Gomokalwaria,  Gro- 
jetz,  Blonie,  Sochatscheff. 

folgende  Kreise  des  Gouvernements  Warschau:  Sker- 
ne wiste,  Lowitsch,  Kutno,  Gostynin,  Wloclawek, 
Nieszawa. 

folgende  Kreise  des  Gouvernements  Kalisch:  Kalisch, 
Turek,  Sieradz,  Wielun. 

folgende  Kreise  des  Gouvernements  Kalisch:  Kolo, 
Lentschitza,  Konin,  Sluptsa. 
folgende  Kreise  des  Gouvernements  Petrokow:  Pe- 
trikau, BrZesiny.  Rawa,  Lodz,  Lask. 
folgende  Kreise  des  Gouvernements  Petrikau:  Nowo- 
radomsk,  Bendin,  Czenstochowo. 
folgende  Kreise  des  Gouvernements  Suwalki:  Su- 
walki, Kalwaria,  Seiny,  Awgustow. 
folgende  Kreise  des  Gouvernements  Suwalki:  Wol- 
kowyschki,  Wladislawow,  Mariawpol. 
folgende  Kreise  des  Gouvernements  Radom:  Radom, 
Kosenitze,  Konskie,  Opotschno. 
folgende  Kreise  des  Gouvernements  Radom:  Sando- 
mierz, Opatow,  IlZa. 

folgende  Kreise  des  Gouvernements  Lomza:  Lomza, 
Szczuczyn  (Schtschutschyn)  Kolo, 
folgende  Kreise  des  Gouvernements  Lomza:  Ostro- 
lenka,  Makow,  Pultusk,  Ostrow. 
folgende  Kreise  des  Gouvernements  Siedlce:  Siedlce, 
Wengrow,  Sokolow,  Luckow,  Garwolin, 
folgende  Kreise  des  Gouvernements  Siedlce:  Radzin, 
Konstantinow,  Biala,  Wlodawa. 
folgende  Kreise  des  Gouvernements  Kielce:  Kielce, 
Stopnitsa,  Pintschoff. 

folgende  Kreise  des  Gouvernements  Kielce : Mechow, 
Andrejeff,  Olkusch,  Wloszczow. 


alle  Gouvernements  des  Weichselgebiets. 
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No.  19.  Abkommen  mit  Russland  wegen  des  unmittelbaren  Geschäfts- 
verkehrs zwischen  den  Justizbehörden  der  Preussischen  Grenzprovinzen  und 
des  Gerichtsbezirks  Warschau.  Vom  4.  Februar  / 23.  Januar  1879  (G.  S.  S.  138). 


Sa  Majestö  l’Empereur  d’Allemange, 
Roi  de  Prusse,  et  Sa  Majestö  PEmpereur 
de  toutes  les  Russies,  desirant  faciliter  et 
regier  la  correspondance  entre  les  tribu- 
naux  des  provinces  limitrophes  du  Royaume 
de  Prusse  et  les  tribunaux  de  l’arrondisse- 
ment  judiciaire  de  Varsovie  dans  les  af- 
faires civiles  et  pönales  ont  resolu  d’un 
commun  accord  de  conclure  dans  ce  but 
une  Convention  speciale  et  ont  nornme  ä 
cet  effet  pour  Leurs  plenipotentiaires,  sa- 
voir: 

Sa  Majeste  PEmpereur  d’Allemagne, 
Roi  de  Prusse: 

Son  Aide-de-camp-General , Lieutenant- 
General  Hans  Lothar  de  Schwei- 
nitz, Son  Ambassadeur  Extraordinaire 
et  Plenipotentiaire  pres  Sa  Majeste 
FEmpereur  de  toutes  les  Russies,  Che- 
valier de  Fordre  de  la  Couronne  de 
lre  classe  avec  le  Ruban  en  email,  de 
Fordre  de  l’Aigle  Rouge  de  Prusse, 
Chevalier  de  Fordre  de  St.  Alexandre 
Nevski  de  Russie  etc  etc., 
et 

Sa  Majestö  PEmpereur  de  toutes 
les  Russies: 

Monsieur  Nicolas  de  Giers,  Adjoint 
du  Ministre  des  Affaires  Etrangeres, 
Son  Secretaire  d’Etat,  Conseiller  Privö 
Actuel,  Senateur  et  Chevalier  des  ordres 
de  Russie:  de  St.  Alexandre  Nevski, 
de  l’Aigle  Blanc,  de  St.  Wladimir  de 
2de  classe,  de  Ste.  Anne  lre  classe,  de 
St.  Stanislas  de  lre  classe,  des  ordres 
etrangers:  de  la  Couronne  de  fer  de 
2de  classe  d’Autriche,  de  l’Etoile  polaire 
de  lre  classe  de  Suede,  du  Danebrog 
de  lre  classe  du  Dänemark,  du  Sauveur 
de  lre  classe  de  Grece,  Grand-Croix  de 
Fordre  de  Charles  III  d’Espagne,  Grand- 
Croix  de  St.  Olaf  de  Norvege  et  de 
plusieurs  autres  ordres  etrangers,  ayant 
le  portrait  du  Shah  de  Perse,  enrichi 
de  diamants  et  la  mödaille  pour  la  Cam- 
pagne de  Hongrie  et  la  medaille  com- 
mömorative  des  annees  1853 — 1856. 


Lesquels,  apres  s’ötre  communiques 
leurs  pleins  pouvoirs  respectifs,  trouves 


(U  e b e r s c t z u n g.) 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser, 
König  von  Preussen,  und  Seine  Majestät 
der  Kaiser  aller  Reussen,  von  dem  Wunsche 
geleitet,  den  Geschäftsverkehr  zwischen  den 
Gerichten  der  Grenzprovinzen  des  König- 
reichs Preussen  und  denjenigen  des  Ge- 
richtsbezirks Warschau  in  Civil-  und  Straf- 
sachen zu  erleichtern  und  zu  regeln,  haben 
übereinstimmend  beschlossen,  zu  diesem 
Zwecke  ein  Abkommen  zu  treffen,  und  zu 
diesem  Behufe  zu  Ihren  Bevollmächtigten 
ernannt: 

Seine  Majestät  der  Deuts  che  Kaiser, 
König  von  Preussen: 

Allerhöchstihren  Generaladjutanten  und 
Generallieutenant  Hans  Lothar  von 
^Schweinitz,  Ihren  ausserordentlichen 
und  bevollmächtigten  Botschafter  bei 
Seiner  Majestät  dem  Kaiser  aller  Reussen, 
Ritter  des  Kronen-Ordens  I.  Klasse  mit 
dem  Emaillebande  des  Rothen  Adler- 
Ordens,  Ritter  des  Russischen  St,  Ale- 
xander-Newsky-Ordens  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

und 

Seine  Majestät  der  Kaiser  aller 
Reussen: 

Herrn  Nikolaus  von  Giers,  Gehülfen 
des  Ministers  der  Auswärtigen  Angele- 
genheiten, Allerhöchtsihren  Staatssekre- 
tär, Wirklichen  Geheimen  Rath,  Senator 
und  Ritter  folgender  Russischer  Orden: 
des  St.  Alexander-Newsky,  des  Weissen 
Adlers,  des  St.  Wladimir  2.  Klasse,  des 
St.  Annen-Ordens  1.  Klasse,  des  St.  Sta- 
nislaus 1.  Klasse,  sowie  folgender  aus- 
ländischer Orden : der  Oesterreichischen 
Eisernen  Krone  2.  Klasse,  des  Schwe- 
dischen Nordsterns  1.  Klasse,  des  Dä- 
nischen Danebrog  1.  Klasse,  des  Grie- 
chischen Erlöser  - Ordens  1.  Klasse, 
Grosskreuz  des  Spanischen  Ordens 
Karls  IIP,  Grosskreuz  des  Norwegi- 
schen Ordens  des  heiligen  Olaf  und 
mehrerer  anderer  ausländischer  Orden, 
Inhaber  des  Portraits  des  Schah  von 
Persien  mit  Diamanten,  der  Ungarischen 
Feldzugs-Medaille  und  des  Erinnerungs- 
zeichens für  die  Jahre  1853 — 1856, 
welche,  nachdem  sie  sich  ihre  in  guter 
und  gehöriger  Form  befundenen  Vollmach- 


en  bonno  et  due  forme,  sont  convenus  des 
articles  suivants: 

Article  1. 

Les  tribunaux  des  provinces  limitrophes 
du  Royaume  de  Prusse  d’un  cöte  et  les 
tribunaux  de  l’arrondissement  judiciaire  de 
Varsovie  de  l’autre  corresponderont  dore- 
navant  directement  entre  eux  pour  tout  ce 
qui  concerne  l’envoi  et  l’expödition  des 
coinmissions  rogatoires  tant  en  matiere 
civile  que  penale. 

Article  2. 

Seront  admis  au  droit  de  correspon- 
dance  directe  du  cöte  de  la  Prusse:  Le 
Tribunal  de  la  Chambre  (das  Kammerge- 
riclit)  de  Berlin,  les  Cours  d’ Appel  (Appel- 
lationsgerichte) dTnsterbourg,  de  Marien- 
werder, de  Posen,  de  Bromberg,  de  Bres- 
lau, de  Glogau,  de  Ratibor,  de  Stettin,  de 
Francfort  s.  Od.,  de  Koeslin,  le  Tribunal 
de  la  Prusse  orientale  de  Koenigsberg  et 
les  Procureurs  superieurs  des  Cours  d’ Ap- 
pel pregitees.  Du  cötö  de  la  Russie:  la 
Chambre  de  Justice  de  Varsovie  (Bapmaß- 
CKaa  CyAeönaa  llajiama) ; les  tribunaux 
d’arrondissement  (OKpyjKiitie  cynti)  de  Var- 
sovie, de  Kalisch,  de  Kielcy,  de  Lomza,  de 
Lubline,  de  Pietrkow,  de  Plock,  de  Radom, 
de  Souvalky  et  de  Siedlice;  les  assises  de 
Juges  de  Paix  (C^ka^ti  MiipoBtixm  Cyneii) 
des  arrondissements  susindiques;  le  tribu-, 
nal  de  Commerce  de  Varsovie  (BapmaBCKin 
KoMMepuecKiü  Cy^m) ; les  Presidents  'de 
ces  tribunaux,  le  Procureur  de  la  Chambre 
de  Justice  de  Varsovie  et  les  Procureurs 
pres  les  tribunaux  d’arrondissement  pre- 
cites. 

La  denomination  des  cours  et  des  tri- 
bunaux enumeres  ci-dessus  pouvant  subir 
des  modifications,  les  Hautes  Parties  con- 
tractantes  se  reservent  de  s’en  faire  reci- 
proquement  part  en  temps  utile  afin  de 
prevenir  les  malentendus  qui  pourraient  en 
resulter. 

Article  3. 

Les  relatious  ou  les  correspondances 
diregtes  entre  les  tribunaux  comprendront: 
a)  Les  requisitions  relatives  aux  enquötes 
sommaires  et  instructions  des  crimes 
et  dölits,  commis  sur  le  territoire  des 
deux  pays  respectifs,  aux  interroga- 
toires,  descentes  sur  les  lieux,  \isites 
domiciliaires , saisies,  visites  medi- 
cales  etc. 


ten  mitgetheilt,  über  folgende  Artikel  über- 
eingekommen sind. 

Artikel  1. 

Die  Gerichte  der  Grenzprovinzen  des 
Königreichs  Preussen  einerseits  und  die 
Gerichte  des  Gerichtsbezirks  Warschau 
andererseits  werden  in  Zukunft  alle  Re- 
quisitionen, welche  dieselben  sowohl  in 
Civil-  als  in  Strafsachen  an  einander  zu 
richten  haben,  im  Wege  des  unmittelbaren 
GeschäftSA  erkehrs  erledigen. 

Artikel  2. 

Befugt  zu  dem  unmittelbaren  Geschäfts- 
verkehr sind  auf  Seiten  Preussens : das 
Kammergericht  zu  Berlin,  die  Appellations- 
gerichte zu  Insterburg,  Marienwerder,  Po- 
sen, Bromberg,  Breslau,  Glogau,  Ratibor, 
Stettin,  Frankfurt  a.  0.,  Köslin,  das  Ost- 
preussische  Tribunal  zu  Königsberg  und 
die  Oberstaatsanwälte  bei  den  vorgenannten 
Appellhöfen;  auf  Seiten  Russlands:  die 
Justizkammer  zu  Warschau,  die  Bezirks- 
gerichte zu  Warschau,  Kalisch,  Kielce, 
Lomza,  Lublin,  Petrikau  (Piotrkow).  Plock, 
Radom,  Suwalki  und  Siedlce,  die  Assisen- 
höfe  bei  den  Friedensgerichten  der  oben 
bezeichneten  Bezirke,  das  Handelsgericht 
zu  Warschau,  die  Präsidenten  dieser  Ge- 
richte, der  Staatsanwalt  bei  der  Justiz- 
kammer zu  Warschau  und  die  Staatsan- 
wälte bei  den  vorgenannten  Bezirksge- 
richten. 


Sollte  in  der  Benennung  der  oben  auf- 
gezählten Justizbehörden  eine  Veränderung 
eintreten,  so  behalten  sich  die  Hohen  ver- 
tragenden Theile  vor,  sich  hiervon  behufs 
V ermeidung  etwaiger  Unzuträglichkeiten 
rechtzeitig  gegenseitig  zu  benachrichtigen. 

Artikel  3. 

Der  unmittelbare  Geschäftsverkehr  unter 
den  Gerichten  hat  einzütreten: 
a)  bei  Requisitionen  auf  Vornahme  von 
Vorerörterungen  und  Untersuchungen 
von  .Verbrechen  und  Vergehen,  welche 
auf  dem  Gebiete  eines  der  vertrag- 
schliessenden  Staaten  begangen  wor- 
den sind,  auf  Vernehmungen,  auf 
Einnahme  richterlichen  Augenscheins, 
Durchsuchungen,Beschlagnahmen,ärzt- 
liche  Untersuchungen  u.  s,  w., 
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b)  Les  demandes  pour  la  remise  des 
pieces  de  conviction,  des  valeurs  et 
des  documents  ayant  trait  ä Finstruc- 
tion  des  affaires  poursuivies  devant  les 
tribunaux. 

c)  La  correspondance  des  procureurs  dans 
les  affaires  de  detenus. 

d)  La  transmission  des  citations,  des  man* 
dats  de  comparitioD , des  exploits, 
notifications , sommations  et  autresc 
actes  de  procedure , tant  dans  les 
affaires  civües  que  pönales. 

e)  Les  depositions  des  temoins  sous  la 
foi  ou  sans  la  prestation  de  s^rment. 

Les  recöpiss^s  des  citations,  exploits, 
notifications  et  autres  actes  seront  dälivres 
r^ciproquement  munis  des  legalisations  re- 
quises. 


Article  4. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  s’en- 
gagent  ä faire  executer  les  requisitions  ou 
commissions  decernees  par  les  tribunaux 
et  les  magistrats  admis  par  la  presente 
Convention  a la  correspondance  directe  en 
tant  que  les  lois  du  pays,  oii  l’execution 
devra  avoir  lieu,  ne  s’y  opposeront  pas. 


Article  5. 

Les  requisitions  que  les  tribunaux  et 
les  magistrats  designes  dans  l’article  2 de 
la  presente  Convention  s’adresseront  reci- 
proquement  seront  redigees  en  langue  du 
pays  du  tribunal  requerant. 

Les  reponses  provoquees  par  les  dites 
requisitions  seront  redigees  en  langue  du 
pays  du  tribunal  saisi  de  la  requisition. 

Article  6. 

Bans  les  cas  oü,  par  des  considerations 
speciales,  il  aura  ete  reconnu  inopportun 
d’appliquer  ä une  affaire  quelconque  le 
mode  de  la  correspondance  directe,  il  sera 
loisible  aux  Hautes  Parties  contractantes 
de  se  transmettre  reciproquement  les  re- 
quisitions judiciaires  y relatives  par  la  voie 
diplomatique. 

Article  7. 

Les  frais  occasionnes  par  la  remise  des 
significations  et  des  citations  ou  par  Fexe- 


b)  bei  Ersuchen  um  Uebersendung  von 
Beweismitteln  sowie  von  Werthsachen, 
und  Urkunden,  welche  auf  die  vor  den 
Gerichten  anhängigen  Untersuchungen 
Bezug  haben, 

c)  bei  der  Korrespondenz  der  Staats- 
anwälte in  Gefangenensachen, 

d)  bei  der  Uebersendung  von  Vorladungen, 
Erscheinungsbcfehlen,  gerichtlichen  Zu- 
stellungen, Benachrichtigungen , Auf- 
lagen und  anderen  gerichtlichen  Ver- 
fügungen, sowohl  in  Civil-  als  in  Straf- 
sachen, 

e)  bei  Zeugenvernehmungen  mit  oder  ohne 
Beeidigung  des  Zeigen. 

Die  Empfangsbescheinigungen  über  V or- 
ladungen,  Zustellungen,  Benachrichtigungen 
und  andere  Verfügungen  werden  vor  ihrer 
Auslieferung  von  den  betreffenden  Behör- 
den mit  den  erforderlichen  Beglaubigungen 
versehen  werden. 

Artikel  4. 

Die  Hohen  vertragenden  Theile  machen 
sich  verbindlich,  die  von  den  Gerichten 
und  den  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Ab- 
kommens zum  unmittelbaren  Geschäfts- 
verkehr befugten  Beamten  ausgegangenen 
Requisitionen  insoweit,  als  nicht  die  Ge- 
setze des  Landes,  in  welchem  die  nachge- 
suchte Handlung  vorgenommen  werden  soll, 
entgegenstehen,  zur  Ausführung  bringen 
zu  lassen. 

Artikel  5. 

Die  Requisitionen,  welche  die  in  Ar- 
tikel 2 dieses  Abkommens  bezeichneten 
Gerichte  und  Beamten  an  einander  richten, 
werden  in  der  Sprache  desjenigen  Landes 
abgefasst  werden,  welchem  die  ersuchende 
Behörde  angehört. 

Die  auf  diese  Requisitionen  ergehenden 
Antworten  werden  in  der  Sprache  des  Landes 
der  ersuchten  Behörde  abgefasst  werden. 

Artikel  6. 

Für  den  Fall,  dass  Erwägungen  beson- 
derer Natur  die  Anwendung  des  unmittel- 
baren Geschäftsverkehrs  in  irgend  einer 
Sache  nicht  geeignet  erscheinen  lassen, 
soll  es  den  Hohen  vertragenden  Theilen 
freistehen,  sich  gegenseitig  die  bezüglichen 
gerichtlichen  Requisitionen  auf  diploma- 
tischem Wege  zukommen  zu  lassen. 

Artikel  7. 

Die  durch  die  Behändigung  von  Zu- 
stellungen und  Vorladungen,  sowie  durch 
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cution  des  coramissions  rogatoires  reste- 
ront  k la  Charge  de  l’Etat  requis. 

Article  8. 

La  präsente  Convention  sera  ratifi6e  et 
les  ratifications  en  seront  dchangdes  ä St. 
Petersbourg  aussitöt  que  faire  se  pourra. 

Elle  sera  ex4cutoire  ä dater  du  tren- 
ti&me  jour  apres  sa  promulgation  dans 
les  formes  prescrites  par  les  lois  en  vi- 
gueur  dans  les  territoires  d’etat  des  Hautes 
Parties  contractantes. 

Elle  continuera  k Gtre  en  vigueur  jus- 
qu’a  six  mois  apres  declaration  contraire 
de  la  parfc  de  l’une  des  Hautes  Parties 
contractantes. 

En  foi  de  quoi  les  plenipotentiaires 
respectifs  ont  signe  la  präsente  Conven- 
tion et  y ont  appos£  le  cachet  de  leurs 
armes. 

Fait  4 St.  Petersbourg  le 

de  l’an  de  gräce  mil  huit  cent  soixante 
dix-neuf. 


die  Erledigung  sonstiger  Requisitionen  er- 
wachsenden Kosten  fallen  dem  ersuchten 
Staate  zur  Last. 


Artikel  8. 

Das  vorstehende  Abkommen  soll  rati- 
fizirt,  und  es  sollen  die  Ratifikations-Ur- 
kunden, sobald  als  thunlich,  zu  St.  Peters- 
burg ausgetauscht  werden. 

Dasselbe  tritt  mit  dem  dreissigsten  Tage 
nach  seiner  in  Gemässheit  der  durch  die 
Landesgesetzgebung  der  Hohen  vertragen- 
den Theile  vorgeschriebenen  Formen  er- 
folgten Veröffentlichung  in  Kraft. 

Dasselbe  bleibt  in  Kraft  bis  nach  Ab- 
lauf von  sechs  Monaten  nach  der  von  dem 
einen  oder  dem  anderen  der  Hohen  ver- 
tragenden Theile  erfolgten  Aufkündigung. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  beider- 
seitigen Bevollmächtigten  gegenwärtiges 
Abkommen  unterzeichnet  und  mit  dem 
Abdrucke  ihrer  Wappen  versehen. 

So  geschehen  zu  St.  Petersburg,  den 


“S“"  ^hre8  des  Heüs 


Eintausend  achthundert  und  neunund- 
siebenzig. 


No.  20.  Zusätzliche  Uebereinkunft  zu  dem  mit  Russland  am  4.  Februar 
bezw.  23.  Januar  1879  geschlossenen  Abkommen  wegen  des  unmittelbaren 
Geschäftsverkehrs  zwischen  den  Justizbehörden  der  Preussischen  Grenz- 
provinzen und  des  Gerichtsbezirks  Warschau.  Vom  29./17,  August  1883  (G.S. 
1884  S.  72). 

(U  ebersetzung.) 


Sa  Majeste  l’Empereur  d’Allemagne, 
Roi  de  Prusse,  et  Sa  Majeste  l’Empereur 
de  toutes  les  Russies,  desirant  faciliter  et 
regier  la  correspondance  entre  les  tribu- 
naux  des  provinces  limitrophes  du  Royaume 
de  Prusse  et  le  tribunal  d’arrondissement 
militaire  de  Varsovie  dans  les  affaires  de 
leur  competence,  ont  resolu,  d’un  cominun 
accord,  de  conclure  dans  ce  but  un  Acte 
additionnel  ä la  Convention,  sign£e  ä St. 
Petersbourg  le  23  Janvier  / 4 Fevrier  1879, 
et  ont  nommö  ä cet  effet  pour  leurs  Pleni- 
potentiaires, savqir: 

Sa  Majeste  l’Empereur  d’Allemagne, 
Roi  de  Prusse: 

Son  Aide-de-Camp-General,  Lieutenant- 
General  Hans  Lothar  de  Schwei- 
nitz, Son  Ambassadeur  Extraordinaire 
et  Plenipotentiaire  pres  Sa  Majeste 
l’Empereur  de  toutes  les  Russies, 
et 


Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser, 
König  von  Preussen,  und  Seine  Majestät 
der  Kaiser  aller  Reussen,  von  dem  Wunsche 
geleitet,  den  Geschäftsverkehr  zwischen 
den  Gerichten  der  Grenzprovinzen  des 
Königsreichs  Preussen  und  dem  Militär- 
gerichte des  Gerichtsbezirks  Warschau  in 
den  zu  ihrer  Zuständigkeit  gehörigen  Sachen 
zu  erleichtern  und  zu  regeln,  haben  über- 
einstimmend beschlossen,  zu  diesem  Zwecke 
eine  zusätzliche  Uebereinkunft  zu  dem  am 
23.  Januar  / 4.  Februar  1879  zu  St.  Peters- 
burg Unterzeichneten  Abkommen  zu  treffen 
und  zu  diesem  Behufe  zu  Ihren  Bevoll- 
mächtigten ernannt: 

Seine  Majestät  der  Deuts  che  Kaiser, 
König  von  Preussen: 

Allerhöchstihren  Generaladjutanten  und 
Generallieutenant  Hans  Lothar  von 
Schweinitz,  Ihren  ausserordentlichen 
und  bevollmächtigten  Botschafter  bei 
Seiner  Majestät  dem  Kaiser  aller  Reussen, 
und 
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Sa  Majestd  l’Empereur  de  toutes 
les  Russies: 

Monsieur  Nicolas  de  Giers,  Son  Con- 
seiller  Prive  Actuel  et  Secrötair  d’Etat, 
Sou  Ministre  des  Affaires  Etrangeres, 

lesquels,  apres  s’Ötre  communique  leurs 
plein-pouvoirs  respectifs,  trouves  en  bonne 
et  due  forme,  sont  convenus  des  articles 
suiyants; 

Article  1, 

Les  tribunaux  des  corps  d’armee  (Korps- 
gerichte) savoir:  le  tribunal  du  corps  d’ar- 
mee de  la  garde  ä Berlin,  du  1er  corps 
a Koenigsberg,  du  2me  corps  ä Stettin,  du 
3me  corps  ä Berlin,  du  5me  corps  ä Posen 
et  du  6me  ä Breslau  d’un  cöte  et  le  Tri- 
bunal d’arrondissement  militaire  do  Var- 
sovie  de  l’autre  ainsique  leurs  Procureurs 
respectifs  corresponderont  dorönavant,  dans 
les  affaires  de  leur  competance,  directe* 
ment  tant  entre  eux,  qu’avec  les  tribunaux 
et  les  procureurs  respectifs  admis  au  droit 
de  correspondance  directe  par  l’article  2 
de  la  Convention  du  23  Janvier  / 4 Fevrier 
1879. 


Article  2. 

Les  dites  correspondances  seront  echan- 
gees  et  entretenues  en  tout  point,  con- 
formement  aux  articles  3,  4,  5,  6 et  7 de 
la  Convention  susmentionnee. 

Article  3, 

Toutes  les  correspondances  et  tous  les 
envois,  expedies  par  l’une  des  autorites 
respectives  admises  au  droit  de  correspon- 
dance directe  tant  par  la  Convention  du 
4 Fevrier  / 23  Janvier  1879,  que  par  le 
present  Acte  additionnel,  seront  affranchis. 

Article  4. 

Le  present  Acte  sera  ratifie  et  les  ra- 
tifications  en  seront  echangees  ä St.  Pdters- 
bourg  aussitöt  que  faire  se  pourra. 

II  sera  executoire  ä dater  du  trentieme 
jour  apres  sa  promulgation  faite  la  derniere 
dans  les  formes  prescrites  par  les  lois  en 
vigueur  dans  les  territoires  d’6tat  des 
Hautes  Parties  contractantes. 

II  restera  en  vigueur  tant  que  le  sera 
la  Convention  ä laquelle  il  sert  de  comple- 
ment, 

Leske  u.  Loewbneeld,  Rechtsverfolgung.  II. 


Seine  Majestät  der  Kaiser  aller 
Reussen: 

Herrn  Nikolaus  v.  Giers,  Allerhöchst- 
ihren  Wirklichen  Geheimen  Rath  und 
Staatssekretär,  Minister  der  Auswärti- 
gen Angelegenheiten, 

welche,  nachdem  sie  sich  ihre  in  guter  und 
gehöriger  Form  befundenen  Vollmachten 
mitgetheilt,  über  folgende  Artikel  überein- 
gekommen sind: 

Artikel  1. 

Die  Korpsgerichte,  und  zwar  das  KorpS' 
gericht  des  Gardekorps  zu  Berlin,  des 
1.  Armeekorps  zu  Königsberg,  des  2.  Armee- 
korps zu  Stettin,  des  3.  Armeekorps  zu 
Berlin,  des  5.  Armeekorps  zu  Posen  und 
des  6.  Armeekorps  zu  Breslau,  einerseits, 
und  das  Militärgericht  des  Gerichtsbezirks 
Warschau  andererseits,  wie  auch  die  bei 
denselben  die  staatsanwaltschaftlichen  Ge- 
schäfte versehenden  Beamten  werden  in 
Zukunft  die  zu  ihrer  Zuständigkeit  ge- 
hörenden Sachen  sowohl  unter  sich  als 
auch  mit  den  auf  Grund  des  Artikels  2 
des  Abkommens  vom  23.  Januar  / 4.  Fe- 
bruar 1879  zu  dem  unmittelbaren  Geschäfts- 
verkehr befugten  beiderseitigen  Gerichten 
und  Staatsanwälten  im  Wege  des  unmittel- 
baren Geschäftsverkehrs  erledigen. 

Artikel  2. 

Dieser  Geschäftsverkehr  wird  in  allen 
Punkten  den  Artikeln  3,  4,  5,  6 und  7 des 
oben  erwähnten  Abkommens  gemäss  ge- 
führt und  unterhalten  werden. 

Artikel  3. 

Alle  Schreiben  und  Sendungen,  welche 
von  einer  der  beiderseitigen,  auf  Grund  des 
Abkommens  vom  23.  Januar  / 4.  Februar 
1879  oder  dieser  zusätzlichen  Ueberein- 
kunft  zum  unmittelbaren  Geschäftsverkehr 
befugten  Behörden  ausgehen,  werden  frei 
gemacht. 

Artikel  4. 

Die  vorstehende  Uebereinkunft  soll  ra- 
tifizirt  und  es  sollen  die  Ratifikations- 
urkunden, sobald  als  thunlich,  in  St.  Peters- 
burg ausgetauscht  werden. 

Dieselbe  tritt  mit  dem  dreissigsten  Tage 
nach  ihrer  in  Gemässheit  der  durch  die 
Landesgesetzgebung  der  Hohen  vertragen- 
den Theile  vorgeschriebenen  Formen  er- 
folgten Veröffentlichung  in  Kraft. 

Dieselbe  bleibt  so  lange  in  Kraft,  als 
das  Abkommen,  dessen  Zusatz  sie  bildet,. 
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En  foi  de  quoi  les  Plenipotentiaires 
respectifs  1‘ont  signb  et  y ont  appose  le 
cachet  de  leurs  armes. 

Faite  en  double  ä St.  Petersbourg  le 
29.17  Aoüt  1883. 


Zu  Urkund  dessen  haben  die  beider- 
seitigen Bevollmächtigten  dieselbe  unter- 
zeichnet und  mit  dem  Abdrucke  ihrer 
Wappen  versehen. 

In  doppelter  Ausfertigung  geschehen 
zu  St.  Petersburg,  den  29./17.  August  1883. 


No.  21.  Zusätzliche  Erklärung  zu  den  mit  Russland  am  4.  Februar  bezw. 
23.  Januar  1879  und  29. 17.  August  1883  wegen  des  unmittelbaren  Geschäfts- 
verkehrs zwischen  den  Preussischen  und  den  Russischer  Justizbehörden  ge- 
schlossenen Abkommen  (G.  S.  für  1879  S.  138  und  für  1884  S.  72).  Vom 
28./16.  Januar  1893  (G  S.  S.  83). 


Declaration. 

Afin  de  faciliter  et  de  regier  la  oor- 
respondauce  entre  les  tribunaux  et  tribu- 
naux  d’arrondissement  militaires  limitrophes 
de  l’Empire  d’Allemagne  d’un  cötö,  et  les 
tribunaux  des  arrondissements  de  Libau, 
de  Kovno  et  de  Grodno,  les  chambres  de 
Justice  de  St.  Petersbourg  et  de  Vilno, 
ces  dernieres  en  tant  qu’il  s’agirait  d’af- 
faires  emanant  des  tribunaux  precites, 
ainsi  que  le  tribunal  d’arrondissement  mi- 
litaire  de  Vilno  et  le  procureur  militaire 
prös  ce  tribunal,  de  l’autre,  les  Gouverne- 
ments d’Allemagne  et  de  Russie  sont  tom- 
bös d’accord  des  dispositions  suivantes: 

La  chambre  de  Justice  (Kammergericht) 
de  Berlin,  les  tribunaux  superieurs  de  pro- 
vince  (Oberlandesgerichte)  ä Breslau,  Kö- 
nigsberg, Marienwerder,  Posen  et  Stettin, 
et  leurs  procureurs  superieurs,  les  tribu- 
naux de  province  (Landgerichte),  apparte- 
nant  aux  arrondissements  des  tribunaux 
superieurs  precitös,  et  leurs  premiers  pro- 
cureurs, ainsi  que  les  tribunaux  de  corps 
d’armee  (Korpsgerichte),  savoir:  le  tribunal 
du  corps  d’armee  de  la  Garde  ä Berlin, 
du  corps  d’armee  ä Königsberg,  du 
2e  corps  ä Stettin,  du  3e  corps  ä Berlin, 
du  5e  corps  ä Posen,  du  6e  corps  a Bres- 
lau et  du  17e  corps  ä Danzig,  avec  leurs 
procureurs.  d’un  cöte,  et  les  tribunaux 
d’arrondissement  de  Libau,  de  Kovno  et 
de  Grodno  et  les  procureurs  pres  ces  tri- 
bunaux. les  assises  des  jüges  de  paix  des 
arrondissements  precites,  les  Chambres  de 
Justice  de  St.  Petersbourg  et  de  Vilno  et 
les  procureurs  pres  ces  Chambres  de  Ju- 
stice, ainsi  que  le  tribunal  d’arrondissment 
militaire  de  Vilno  et  le  procureur  mili- 
taire pres  ce  tribunal,  de  l’autre,  corre- 
spondront  dorenavant,  dans  les  affaires  de 


(Uebersetzung.) 

Erklärung. 

Um  den  Geschäftsverkehr  zwischen  den 
Civil-  und  Militärgerichten  der  Deutschen 
Grenzprovinzen  einerseits  und  den  Ge- 
richten der  Gerichtsbezirke  Libau,  Kowno, 
Grodno,  den  Justizkammern  zu  St.  Peters-, 
bürg  und  Wilna  — diesen  beiden  letzte- 
ren, soweit  es  sich  um  Sachen  handelt, 
die  von  den  Gerichten  der  drei  erstge- 
nannten Gerichtsbezirke  ausgehen  — so- 
wie dem  Militärgerichte  des  Gerichtsbe- 
zirks Wilna  und  dem  bei  diesem  Gerichte 
die  staatsanwaltschaftlichen  Geschäfte  ver- 
sehenden Beamten  andererseits  zu  erleich- 
tern und  zu  regeln,  haben  die  Deutsche 
und  die  Russische  Regierung  folgende  Be- 
stimmungen vereinbart : 

Das  Kammergericht  zu  Berlin,  die 
Oberlandesgerichte  zu  Breslau,  Königsberg, 
Marienwerder,  Posen  und  Stettin  und  die 
Oberstaatsanwälte  bei  diesen  Gerichten, 
die  zu  den  Bezirken  des  Kararaergerichts 
und  der  genannten  Oberlandesgerichte  ge- 
hörigen Landgerichte  und  die  Ersten  Staats- 
anwälte bei  den  letzteren,  das  Korpsgericht 
des  Gardekorps  zu  Berlin,  des  I.  Armee- 
korps zu  Königsberg,  des  II.  Armeekorps 
zu  Stettin,  des  III.  Armeekorps  zu  Berlin, 
des  V.  Armeekorps  zu  Posen,  des  VI.  Ar- 
meekorps zu  Breslau  und  des  XVII.  Armee- 
korps zu  Danzig,  sowie  die  bei  ihnen 
die  staatsanwaltschaftlichen  Geschäfte  ver- 
sehenden Beamten  einerseits  — und  die 
Bezirksgerichte  zu  Libau,  Kowno.  Grodno, 
die  Staatsanwälte  bei  diesen  Gerichten, 
die  Assisenhöfe  bei  den  Friedensgerichten 
der  vorgenannten  Bezirke,  die  Justizkam- 
mern zu  St.  Petersburg  und  Wilna  und  die 
Staatsanwälte  bei  diesen  Justizkammern, 
das  Militärgericht  des  Gerichtsbesirks 
Wilna  und  der  bei  diesem  die  staatsan- 
waltschaftlichen Geschäfte  versehende  Be- 
amte andererseits  — werden  in  Zukunft 
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Ieurs  cbmpdtence,  directement,  tant  entre 
eux  qu’avec  les  tribunaux  et  les  procureurs 
reöpectifs  admis  au  droit  de  correspondance 
directe  par  les  conyentions  du  4 Fe- 
vrier/23  Janvier  1879  et  du  29/17  Aoüt 
1883. 


Les  dites  correspondances  seront  6chan- 
gees  et  entretenues  en  tout  point  con- 
formdment  aux  articles  3,  4,  5,  6 et  7 de 
la  conveution  de  1879,  eiles  auront  lieu 
franc  de  port,  conform^ment  ä la  disposi- 
tion  de  l’article  3 de  la  Convention  de  1883. 

En  foit  de  quoi  les  Plenipotentiaires 
respectifs  ont  signe  cette  declaration  et  y 
ont  appose  le  cachet  de  leurs  armes. 

Fait  ä Berlin,  le  28/16  Janvier  1893. 


die  zu  ihrer  Zuständigkeit  gehörenden 
Sachen  sowohl  unter  sich,  als  auch  mit 
den  auf  Grund  der  Abkommen  vom  4.  Fe- 
bruar / 23.  Januar  1879  und  29./17.  August 
1883  zum  unmittelbaren  Geschäftsverkehr 
befugten  beiderseitigen  Gerichten  und 
Staatsanwälten  auf  dem  Wege  des  un- 
mittelbaren Geschäftsverkehrs  erledigen. 

Dieser  Geschäftsverkehr  wird  in  allen 
Punkten  den  Artikeln  3,  4,  5,  6 und  7 
des  Abkommens  von  1879  gemäss  und  in 
Ueberstipamung  mit  Artikel  3 des  Ab- 
kommens von  1883  portofrei  geführt  und 
unterhalten  werden. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  beider- 
seitigen Bevollmächtigten  diese  Erklärung 
unterzeichnet  und  mit  dem  Abdrucke  ihrer 
Wappen  versehen. 

Geschehen  zu  Berlin,  den  28./16.  Ja- 
nuar 1893. 


(L.  S.)  Baron  de  Marschall.  (L.  S.)  Frhr.  v.  Marschall. 

(L.  S.)  Comte  de  Schouvaloff.  (L.  S.)  Gr.  Schuwaiow. 

Der  Austausch  dieser  Erklärung  hat  am  28.  Januar  1893  zu  Berlin  stattgetunden. 
Sie  tritt  nach  der  zwischen  den  vertragschliessenden  Theilen  getroffenen  Ver- 
ständigung mit  dem  dreissigsten  Tage,  nachdem  sie  von  beiden  Seiten  gemäss  den 
durch  die  Landesgesetzgebung  vorgeschriebenen  Formen  veröffentlicht  worden  ist.  in 
Kraft  und  bleibt  ebenso  lange  in  Geltung,  wie  die  Abkommen,  deren  Zusatz  sie  bildet. 


No.  22.  Allg.  Ver£  d.  J.M.  vom  3.  September  1880,  betreffend  die  im 
Anslande  zn  bewirkenden  Zustellungen  (J.M.B1.  S.  205). 

Nach  den  Vorschriften  der  §§  182,  185  der  (Zivilprozessordnung  erfolgt  eine  im 
Auslande  zu  bewirkende  Zustellung  mittels  Ersuchens  der  zuständigen  Behörde  des 
fremden  Staates  oder  des  in  diesem  Staate  residirenden  Konsuls  oder  Gesandten  des 
Reichs.  Die  erforderlichen  Ersuchungsschreiben  sind  von  dem  Vorsitzenden  des 
Prozessgerichts  zu  erlassen..  Die  Zustellung  wird  durch  das  schriftliche  Zeugniss  der 
ersuchten  Behörden  oder  Beamten,  dass  die  Zustellung  erfolgt  sei,  nachgewiesen. 

Diese  Vorschriften  sind  von  den  einzelnen  Gerichten  bisher  verschieden  gehand- 
habt  worden  und  haben,  sowohl  hinsichtlich  der  Wahl  der  Zustellungsbehörde,  als  hin- 
sichtlich der  Form  und  Adressirung  der  betreffenden  Ersuchungsschreiben,  sowie  hin- 
sichtlich der  Ausstellung  der  Zustellungszeugnisse  vielfach  zu  Beanstandungen  geführt. 
Im  Einvernehmen  mit  dem  Auswärtigen  Amte  hat  das  Reichsjustizamt  die  nachstehen- 
den Grundsätze  für  geeignet  erachtet,  nicht  nur  das  wünschenswerthe  einheitliche  Ver- 
fahren auf  dem  in  Rede  stehenden  Gebiete  herbeizuführen,  sondern  auch  den  häufig 
wiederkehrenden  Klagen  der  Gerichtsbehörden  über  verspätete  Erledigung  der  Zu* 
Stellungsgesuche  oder  ungenügende  Zustellungsnachweise  abzuhelfen. 

I.  Die  auf  Grund  des  § 182  der  (Zivilprozessordnung  zu  erlassenden  Ersuchungs- 
schreiben sind  zu  richten: 

1.  an  die  fremden  Landesbehörden  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  nach  den 
bestehenden  internationalen  Vereinbarungen  ein  direkter  Schriftwechsel  mi 
den  Behörden  des  betreffenden  Landes  zulässig  ist; 

2.  in  allen  übrigen  Fällen: 

a)  an  den  Konsul,  sofern  anzunehmen,  dass  die  Zustellung  ohne  diplomatische 
Verwendung  bei  der  fremden  Regierung  bewirkt  werden  kann,  welche 
Voraussetzung  allgemein  zutrifft  in  Grossbritannien  und  Irland  nebst  den 
Kolonien,  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  in  den  Bezirken 
der  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsulate ; in  den  übrigen  Ländern. 
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aber  nur  dann,  wenn  die  Person,  welcher  zugestellt  werden  soll,  erweis- 
lich oder  präsumtiv  dem  Deutschen  Reiche  angehört; 
b)  an  die  Gesandten  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  Voraussetzungen 
zu  a nicht  gegeben  sind. 

11.  In  Zustellungsangelegenheiten  findet  thunlichst  ein  unmittelbarer  Geschäfts- 
verkehr der  Deutschen  Gerichtsbehörden  mit  den  betreffenden  Zustellungsbehör-. 
den  statt. 

Diese  Grundsätze  beruhen  auf  folgenden  Erwägungen. 

Der  § 182  der  Civilprozessordnung  lässt  an  und  für  sich  dem  Richter  die  Wahl, 
ob  er  die  Zustellung  durch  die  fremde  Landesbehörde  oder  durch  den  Konsul,  oder 
durch  den  Gesandten  bewirken  lassen  will.  Nicht  jeder  dieser  drei  Wege  erscheint 
indessen  im  einzelnen  Falle  gleichmässig  anwendbar  oder  zweckmässig. 

Was  den  sachgemäss  zunächstliegenden  Weg  der  Zustellung  durch  die  fremden 
Landesbehörden  anbelangt,  so  ist  derselbe  selbstverständlich  dann  ausgeschlossen,  wenn 
diese  Behörden  sich  mit  Erledigung  derartiger  Requisitionen  überhaupt  nicht  befassen, 
wie  dies  z.  B.  in  Grossbritannien  und  dessen  Kolonien,  sowie  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  der  Fall  ist.  Die  in  solchen  Ländern  zu  bewirkenden  Zustellungen  können 
daher  nur  durch  die  Konsuln  oder  Gesandten  des  Reichs  erfolgen. 

Erledigen  dagegen  die  fremden  Landesbehörden  die  Requisitionen  Deutscher  Ge- 
richte, so  hängt  es  noch  von  thatsächlichen  Verhältnissen  und  internationalen  Be- 
ziehungen ab,  ob  es  sich  im  einzelnen  Falle  empfiehlt.  Zustellungsanträge  seitens  Deut- 
scher Gerichte  an  jene  Behörden  zu  richten.  Diese  Verhältnisse  und  Beziehungen  zu 
übersehen,  sind  die  Gerichte  nicht  immer  in  der  Lage.  Zur  Vermeidung  von  Unzuträglich- 
keiten im  Falle  eines  leicht  möglichen  Missgriffs  empfiehlt  es  sich,  die  auswärtigen 
Behörden  als  Zustellungsbehörden  im  Sinne  des  § 182  nur  dann  in  Anspruch  zu  nehmen, 
wenn  durch  bezügliche  internationale  Vereinbarungen,  wie  z.  B.  das  Uebereinkommen  zwi- 
schen dem  Deutschen  Reiche  und  der  Schweiz  vom  1./ 10.  Dezember  1878  (Centr.Bl.  für  das 
Deutsche  Reich  1879  S.  6),  ein  unmittelbarer  Geschäftsverkehr  mit  den  auswärtigen 
Behörden  gestattet  ist. 

Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  verbietet  sich  ein  direkter  Schriftwechsel  mit  den 
fremden  Behörden,  auch  wenn  sich  diese  ausnahmsweise  auf  einen  solchen  einlassen, 
meistens  schon  aus  praktischen,  in  der  Unbekanntschaft  mit  der  fremden  Zuständigkeit 
und  der  Sprachverschiedenheit  liegenden  Schwierigkeiten  von  selbst.  Er  erscheint 
hier  ausserdem  unzuläsig,  weil  für  den  Verkehr  der  Behörden  verschiedener  Staaten 
mit  einander  die  internationalen  Grundsätze  über  diplomatische  Vermittelung  eines 
solchen  Geschäftsverkehrs  nach  wie  vor  maassgebend  sind.  Die  Reichsjustizgesetze 
haben  in  dieser  Beziehung  an  den  bestehenden  Verhältnissen  nichts  geändert.  Unter 
obiger  Voraussetzung  würden  hiernach  die  Gerichte  die  Vermittelung  des  Auswärtigen 
Amts  bezw.  des  bei  der  fremden  Regierung  beglaubigten  Vertreters  des  Reichs  oder 
des  betreffenden  Bundesstaates  in  Anspruch  zu  nehmen  haben,  um  die  fraglichen  Re-' 
quisitionen  den  auswärtigen  Behörden  zu  übermitteln. 

Nach  den  gemachten  Erfahrungen  empfiehlt  sich  letzterer  Weg  indessen  nicht. 
Abgesehen  davon,  dass  er  in  vielen  Fällen  unerwünschten  Zeitverlust  und  besondere 
Kosten  verursacht,  insofern  es  sich  darum  handelt,  eine  Uebersetzung  der  Deutschen 
Requisition  in  die  Amtssprache  der  ersuchten  fremden  Landesbehörde  zu  beschaffen, 
zieht  derselbe  auch  meistens  Schwierigkeiten  hinsichtlich  des  Nachweises  der  erfolgten 
Zustellung  nach  sich.  Dieser  Nachweis  ist  nach  § 185  der  Civilprozessordnung  durch 
ein  Zeugniss  der  ersuchten  Behörde  zu  führen.  Bei  strikter  Auslegung  dieses  Para- 
graphen würde  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  Vermittelung  einer  auswärtigen 
Mission  nur  zum  Zwecke  der  Weiterbeförderung  eines  an  die  betreffende  Landesbehörde 
gerichteten  Zustellungsantrags  in  Anspruch  genommen  worden  ist,  das  vorschrifts- 
mässige  Zustellungszeugniss  nur  von  der  letzteren  und  nicht  von  der  diplomatischen 
Vermittelungsstelle  ertheilt  werden  können.  Die  Ertheilung  eines  solchen,  bisher  nicht 
üblichen  Zeugnisses,  wird  aber  nach  den  gemachten  Erfahrungen  von  den  auswärtigen 
Behörden,  mit  welchen  ein  direkter  Schriftwechsel  den  Deutschen  Gerichten  nicht  ver- 
stattet  ist,  vielfach  beanstandet,  und  der  Versuch,  diese  Anstände  im  Wege  inter- 
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nationaler  Vereinbarungen  zu  beseitigen,  erscheint  erst  dann  angezeigt,  wenn  der  Weg 
der  Zustellung  durch  die  Konsuln  oder  Gesandten  sich  als  nicht  ausreichend  erweisen 
sollte. 

Was  die  Wahl  unter  den  beiden  letztgenannten  Kategorien  von  Zustellungsbe- 
hörden anbelangt,  so  ist  im  Interesse  des  auswärtigen  Dienstes  Werth  darauf  zu  legen, 
dass,  soweit  thunlich,  in  erster  Reihe  die  Konsuln,  die  Kaiserlichen  Gesandten  dagegen 
nur  dann  angegangen  werden,  wenn  im  einzelnen  Falle  die  Zustellung  durch  den 
Konsul  nicht  angängig,  oder  die  Zustellung  durch  den  Gesandten  aus  besonderen 
Gründen  vorzuziehen  ist. 

Ueber  die  im  Auslande  bestehenden  Konsulate  und  die  Abgrenzung  ihrer  Amts- 
bezw.  Jurisdiktionsbezirke  gewährt  das  alljährlich  durch  das  Auswärtige  Amt  veröffent- 
lichte und  im  Buchhandel  erscheinende  „Verzeichniss  der  Kaiserlich  Deutschen  Kon- 
sulate“ den  erforderlichen  Aufschluss.  Insoweit  es  vorkommenden  Falles  Weiterer 
Aufschlüsse  bedarf,  bleibt  es  den  Gerichten  überlassen,  sich  dieserhalb  an  das  Aus- 
wärtige Amt  zu  wenden.  Einem  direkten  Geschäftsverkehr  derselben  mit  den  Deut- 
schen Konsulaten  stand  schon  bisher  nichts  im  Wege.  Nur  waren  die  Gerichte  in 
Preussen  und  einzelnen  anderen  Bundesstaaten  unter  der  Herrschaft  der  früheren 
Prozessgesetze  angewiesen,  sich  mit  ihren  Anträgen  auf  Bewirkung  konsularischer  Zu- 
stellung in  Grossbritannien  und  Irland  jedesmal  an  das  Generalkonsulat  in  London  zu 
wenden.  Diese  Einrichtung  hat  sich  als  zweckmässig  bewährt,  und  es  ist  daher  sämmt- 
lichen  Gerichten  anheimzugeben,  ihre  desfallsigen  Anträge,  auch  wenn  dieselben  an 
eines  der  übrigen  in  Grossbritannien  und  Irland,  ausschliesslich  der  Kolonien,  bestehen- 
den Konsulate  gerichtet  sind,  und  zwar  im  letzterem  Falle  unter  offenem  Siegel,  an  das 
Generalkonsulat  in  London  zu  senden. 

Die  Ertheilung  von  Zustellungszeugnissen  seitens  der  Konsuln  ergiebt  keine 
Schwierigkeiten,  da  diese  Beamten  schon  früher  zu  deren  Ausstellung  verpflichtet 
waren. 

Mit  den  Gesandten  des  Reichs  war  bisher  den  Justizbehörden  ein  direkter  Ge- 
schäftsverkehr nur  ausnahmsweise  gestattet.  Behufs  Beschleunigung  des  Zustellungs- 
Verfahrens  hat  das  Auswärtige  Amt  sich  bereit  erklärt,  den  Justizbehörden  im  ganzen 
Umfange  des  Reichs,  jedoch  nur  für  Zustellungen,  nicht  auch  für  andere  gerichtliche 
Requisitionen,  den  Weg  der  direkten  Korrespondenz  mit  sämmtlichen  Kaiserlichen 
Missionen  im  Auslande  zu  verstatten,  so  dass  künftighin  die  Ersuchungsschreiben  um 
Bewirkungen  von  Zustellungen  durch  die  Gesandten  denselben  ohne  Dazwischenkunft 
des  Auswärtigen  Amts  zugesandt  werden  können. 

Aus  dem  Obigen  ergiebt  sich,  dass  es  wünschenswerth  erscheint,  dass  die  Kaiser- 
lichen Gesandten  auch  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  dieselben  die  Zustellungen  nicht 
selbst  oder  durch  Untergebene,  sondern  nur  mittels  Inanspruchnahme  der  fremden  Landes- 
behörde bewirken  können,  nur  in  ihrer  Eigenschaft  als  Zustellungsbehörde  und  nicht 
als  diplomatische  Vermittelungsbehörde  in  Anspruch  genommen  werden.  Es  mag  da- 
hingestellt bleiben,  ob  zutreffenden  Falls  zum  Nachweise  der  Zustellung  ein  Zeugniss 
der  betreffenden  fremden  Behörde  genügt,  oder  nicht  vielmehr  dem  Wortlaute  des  § 182 
der  Civilprozessordnung  gemäss  ein  solches  des  als  Zustellungsbehörde  in  Anspruch 
genommenen  Gesandten  erforderlich  ist.  Jedenfalls  werden  die  Kaiserlichen  Missionen 
allgemein  angewiesen  werden,  in  allen  solchen  Fällen  das  Zustellungszeugniss  zu  er- 
teilen, und  es  soll  denselben  nur  Vorbehalten  bleiben,  dasselbe  geeigneten  Falls  dahin 
zu  fassen, 

es  werde  auf  Grund  des  von  der  Landesbehörde  ihnen  mitgetheilten  — in 
dem  Atteste  näher  zu  bezeichnenden  — beglaubigten  Nachweises  bescheinigt, 
dass  die  Zustellung  erfolgt  sei. 

Die  oben  unter  den  Nummern  I und  II  bezeichneten  Grundsätze  nebst  den  die- 
selben erläuternden  und  bei  Ausführung  derselben  zu  berücksichtigenden  Erwägungen 
werden  den  Gerichtsbehörden  zur  Kenntnissnahme  und  Nachachtung  hierdurch  mit- 
geteilt.“ 
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No.  23.  Alig.  Verf.  d.  J.  M vom  28.  Dezember  1880,  betreffend  die  Unzulässig- 
keit eines  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  der  Gerichte  und  Beamten  der 
Staatsanwaltschaft  mit  Vertretern  fremder  Staaten  am  diesseitigen  Hofe 
(J.M.  Bl.  S.  369). 

„Durch  die  allgemeine  Verfügung  vom  29.  Juni  1875  sind  die  Gerichte  und 
Beamten  der  Staatsanwaltschaft  auf  die  Unzulässigkeit  einer  Korrespondenz  zwischen 
ihnen  und  den  am  hiesigen  Hofe  beglaubigten  Vertretern  fremder  Staaten  hingewiesen 
worden. 

Da  diese  Verfügung  in  wiederholten  Fällen  unbeachtet  geblieben  ist,  so  wird  sie 
hierdurch  mit  dem  Bemerken  in  Erinnerung  gebracht,  dass  eine  Korrespondenz  der  ge- 
dachten Art  auch  nicht  durch  Vermittelung  des  Auswärtigen  Amts  bezw.  des  Mini- 
steriums der  Auswärtigen  Angelegenheiten  stattfinden  darf,  dass  vielmehr  die  Justiz- 
behörden Schreiben  an  fremde  diplomatische  Vertretungen  überhaupt  nicht  zu  richten, 
sondern  in  allen  Fällen  sich  darauf  zu  bescliränken  haben,  ihre  Anträge  u.  s.  w.  bei 
dem  Herrn  Minister  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  zu  stellen. 

Die  von  den  Gerichten  zu  erlassenden  Anschreiben  dieser  Art  sind  übrigens  von 
dem  Vorsitzenden  bezw.  von  dem  Amtsrichter  selbst  zu  vollziehen  und  dürfen  in  keinem 
Falle  unter  dem  Namen  des  Gerichtsschreibers  ergehen. 

No.  24.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  12.  Juli  1881,  betreffend  die  in  Oester- 
reich-Ungarn zu  bewirkenden  Zustellungen  (J.M.B1.  S.  159). 

„Aus  Veranlassung  eines  Spezialfalleskat  die  Oesterreichisch-Ungarische  Regierung 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  es  den  in  Oesterreich -Ungarn  residirenden  Konsuln 
nfdit  gestattet  ist,  Zustellungen  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  an  Oesterreichische 
oder  Ungarische  Staatsangehörige  zu  bewirken.  In  Folge  dessen  sind  die  in  Oester- 
reich-Ungarn bestehenden  Deutschen  Konsulate  seitens  des  Auswärtigen  Amtes  ange- 
wiesen worden,  sich  hinfort  solcher  Zustellungen  an  die  bezeichneten  Staatsangehörigen 
zu  enthalten. 

Insoweit  daher  nicht  die  Rechtshülfe  der  Oesterreichisohen  Gerichte  zur  Bewir- 
kung der  Zustellungen  an  Personen,  welche  sich  im  Gebiete  des  Oesterreich-Ungari- 
schen Staates  aufhalten,  mit  Erfolg  in  Anspruch  zu  nehmen  ist,  haben  die  Gerichte  des 
Inlandes  die  im  § 182  der  Civilprozessordnung  vorgesehene  Vermittelung  des  betreffen- 
den Deutschen  Konsuls  nur  dann  nachzusuchen,  wenn  die  Deutsche  Staatsangehörigkeit 
der  Person,  an  welche  die  Zustellung  erfolgen  soll,  ausser  Zweifel  steht. 

No.  25,  Allg.  Verf.  des  J.  M.  vom  14.  Februar  1882,  betreffend  Bescheini- 
gungen über  Belgisches  Recht  (J.M. BL  S.  28). 

„Seitens  der  Königlich  Belgischen  Regierung  ist  zur  Sprache  gebracht  worden, 
dass  Behörden  anderer  Staaten  in  Rechtsangelegenheiten,  in  welchen  die  Gültigkeit, 
die  Beweiskraft  oder  die  Gesetzmässigkeit  einer  Urkimde  privatrechtlichen  Inhalts,  der 
Umfang  der  Befugnisse  eines  gesetzlichen  Vertreters,  die  Geschäftsfähigkeit  eines  Min- 
derjährigen oder  andere,  dem  Gebiet  des  Privatrechts  ungehörige  Umstände  nach  Bel- 
gischem Recht  zu  beurtheilen  sind,  von  den  Betheiligten  in  nicht  seltenen  Fällen  die 
Beibringung  einer  Bescheinigung  des  Belgischen  Herrn  Justizministers  verlangen.  Es 
wird  dabei  hervorgehoben,  wie  ein  solches  Verlangen  nutzlose  Kosten  und  Weiterungen 
herbeiführe,  da  nach  der  in  Belgien  bestehenden  Gesetzgebung  der  Justizminister  zur 
Ertheilung  von  Bescheinigungen  weder  über  die  angegebenen  noch  über  sonstige  privat- 
rechtliche  Fragen  oder  über  die  Geltung  einer,  nicht  ihrem  Wortlaut  nach  in  einem 
Gesetze  enthaltenen  Norm  des  Belgischen  Rechts  ermächtigt  sei.  Nur  in  Betreff  der 
Geltung  solcher  Vorschriften,  welche  förmlich  in  einem.  Gesetz  enthalten  seien,  werde 
auf  Ansuchen  eines  Betheiligten,  sofern  die  Vorschriften  in  dem  Gesuch  bestimmt  be- 
zeichnet worden,  von  dem  Belgischen  Herrn  Justizminister  eine  Bescheinigung  ertheilt, 
wohingegen  die  Belgischen  Gerichte  zur  Ertheilung  selbst  derartiger  Bescheinigungen 
überhaupt  nicht  befugt  seien. 

Die  Justizbehörden  werden  von  dieser  Mittheilung  der  Königlich  Belgischen  Re- 
gierung zur  Beachtung  in  vorkommenden  Fällen  in  Kenntniss  gesetzt.“ 
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No.  26  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  8.  September  1882,  betreffend  die  Er- 
stattung der  bei  den  Konsulaten  des  Deutschen  Reiohes  durch  die  Erledigung 
von  Ersuohen  Preussischer  Justizbehörden  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom 
1.  Jul;  1872  (R.G.B1.  S.  245)  entstandenen  Kosten  (J.M. Bl.  S.  282). 

„Nach  einer  Mittheilung  des  Herrn  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
sind  mehrfach  Fälle  vorgekommen , in  welchen  Preussische  Justizbehörden  die  Thätigkeit 
eines  Konsulats,  des  Deutschen  Reiches  in  Anspruch  genommen,  demnächst  aber  die 
Erstattung  der  Kosten,  welche  hierfür  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1872 
(Reichs-Gesetzbl.  S.  245),  betreffend  die  Gebühren  und  Kosten  bei  den  Konsulaten  des 
Deutschen  Reiches,  und  des  diesem  Gesetze  beigefügten  Tarifes  angesetzt  worden 
waren,  aus  dem  Grunde  abgelehnt  haben,  weil  eine  ersatzpflichtige  Partei  nicht  vor- 
handen sei.  oder  dieselbe  zur  Zahlung  nicht  angehalten  werden  könne. 

Im  Interesse  einer  möglichst  gleichmässigen  Behandlung  dieser  Angelegenheit 
seitens  der  Justizbehörden  werden  dieselben  hierdurch  angewiesen,  bei  der  Erstattung 
derartiger  Kosten  nach  folgenden  Grundsätzen  zu  verfahren: 

1.  Die  bei  den  Konsulaten  entstandenen  baaren  Auslagen  im  Sinne  des  f 6 
des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1872  sind  von  der  ersuchenden  Justizbehörde  unbedingt  und 
alsbald  zu  erstatten,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  eine  ersatzpflichtige  Partei  vorhanden 
und  ob  dieselbe  zahlungsfähig  ist.  Können  diese  Auslagen  nicht  von  einer  ersatz- 
pflichtigen Partei  wieder  eingezogen  werden,  so  bleiben  sie  der  Staatskasse  zur  Last. 

2.  Die  von  den  Konsulaten  zu  liquidirenden  Gebühren  sind  von  der  ersuchenden 
Justizbehörde  zu  berichtigen,  insoweit  sie  nicht  wegen  Dürftigkeit  der  Betheiligten 
(§  2 des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1872)  ausser  Ansatz  zu  lassen  beziehentlich  auf  Reichs- 
fonds zu  übernehmen  sind.  Wenn  eine  ersatzpflichtige  Partei  nicht  vorhanden  ist,  so* 
sind  die  Gebühren  alsbald  zu  berichtigen,  und  definitiv  auf  Justizfonds  zu  übernehmen. 
Andernfalls  sind  dieselben  zwar  regelmässig  erst  dann  abzuführen,  wenn  sie  von  der 
ersatzpflichtigen  Partei  eingezogen  worden  sind.  Hat  dies  jedoch  aus  anderen  Gründen, 
als  wegen  Armuth  der  Partei,  nicht  stattfinden  können,  so*,  sind  die  Gebühren  gleich- 
wohl den  Konsulaten  zu  berichtigen  und  auf  Justizfonds  zu  übernehmen. 

Zur  Vermeidung  von  Weiterungen  haben  die  ersuchendten  Behörden  bereits  bei 
Erlass  der  Ersuchungsschreiben  von  der  ersatzpflichtigen  Partei  einen  angemessenen 
Kostenvorschuss  zu  erfordern,  aus  welchem  demnächst  dem  ersuchten  Konsulate  mit 
den  baaren  Auslagen  auch  die  Gebühren  sofort  berichtigt  werden  könnep,  oder  aber 
eine  etwaige  Zahlungsunfähigkeit  der  ersatzpflichtigen  Partei  dem  ersuchten  Kon- 
sulate mitzutheilen  bezw.  zu  bescheinigen,  damit  gemäss  § 2 des  Gesetzes  vom  1.  Juli 
1872  die  Gebühren  von  vornherein  ausser  Ansatz  bleiben. 

Zugleich  werden  die  Justizbehörden  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  auf  den 
Ansatz  von  Kosten  für  die  Erledigung  der  Ersuchen  Preussischer  Justizbehörden  an 
die  mit  Gerichtsbarkeit  versehenen  Konsuln  in  Angelegenheiten  der  streitigen  Ge- 
richtsbarkeit das  Gesetz  vom  1.  Juli  1872  nach  den  §§  18  und  44  des  Gesetzes 
über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli.  1879  (Reichs-Gesetzbl.  S.  197)  keine 
Anwendung  mehr  findet.“ 

No.  27.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  9.  Februar  1883,  betreffend  das  Ab- 
kommen mit  Russland  wegen  des  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  zwischen 
den  Justizbehörden  der  Preussischen  Grenzprovinzen  und  des  Gerichtsbezirkes 
Warschau  vom  4.  Februar  / 23.  Januar  1879  G.S.  1879  S.  138  (J.M.B1.  S.  32). 

„Der  Kaiserlich  Russischen  Regierung  ist  seitens  des  Herrn  Ministers  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  mitgetheilt  worden,  dass  in  Folge  der  Justiz  Organisation  von 
1879  an  Stelle  der  im  Artikel  2 des  Abkommens  vom  4.  Februar  / 23.  Januar  1879 
(Gesetz-Samml.  S.  138)  benannten  Behörden  nunmehr  das  Kammergericht  zu  Berlin, 
die  Oberlandesgerichte  zu  Breslau,  Königsberg  Ostpr.,  Marienwerder,  Posen  und  Stettin, 
die  Oberstaatsanwälte  bei  diesen  Gerichten,  sowie  die  zu  den  Bezirken  des  Kammer- 
gerichts und  der  genannten  Oberlandesgerichte  gehörigen  Landgerichte  und  die  Ersten 
Staatsanwälte  bei  den  letzteren  als  zum  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  mit  den  Justiz- 
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behürden  des  Gerichtsbezirkes  Warschau  in  Gemässheit  des  gedachten  Abkommens  be- 
fugt anzusehen  sind. 

Die  betreffenden  Justizbehörden  werden  hiervon  mit  dem  Bemerken  in  Kenntniss 
gesetzt,  dass  die  Amtsgerichte  in  den  bezeichneten  Bezirken  sich  wegen  Erlass  von 
Ersuchungsschreiben  an  die  zuständigen  Landgerichte  zu  wenden  haben.“ 

No.  28.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  22.  Februar  1883,  betreffend  die  Ge- 
richtsverfassung und  das  Civilprozessverfahren  in  Russland  (J.M. BL  S.  46). 

,,Die  in  der  allgemeinen  Verfügung  vom  16.  September  1870  im  Interesse  des 
Prozessbetriebs  diesseitiger  Parteien  in  Russland  und  mit  Rücksicht  auf  den  Geschäfts- 
verkehr zwischen  den  beiderseitigen  Gerichten  gemachten  Mittheilungen  über  die  Ge- 
richtsverfassung und  das  Civilprozessverfahren  in  Russland  sind  nach  neueren  Russischen 
Gesetzen  und  nach  erfolgter  Einführung  der  Gerichtsverfassung  in  weitere  Gebiete  des 
Russischen  Reichs  den  bestehenden  Verhältnissen  nicht  mehr  in  allen  Beziehungen  ent- 
sprechend. Es  wird  deshalb  die  nachstehende,  von  dem  Herrn  Minister  der  auswär- 
tigen Angelegenheiten  mir  zur  Verfügung  gestellte  Zusammenstellung  der  wesent- 
lichsten Bestimmungen  der  in  Rede  stehenden  Gesetze  nebst  zwei  Anlagen  (Verzeichniss 
der  Russischen  Gerichtsbehörden  und  Vollmachtsformular)  zur  Kenntniss  der  Justiz- 
behörden gebracht.“1) 

Znsammenstellnn  g 

der  für  die  Deutschen  Interessenten  wesentlichsten  Bestimmungen  der 

Gerichtsverfassung  und  des  Civilprozessverfahrens  in  Russland. 

I.  Die  Reform  des  Russischen  Justizwesens  auf  Grund  der  Gesetze  vom  20.  No- 
vember 1864  (a.  St.)  ist  gegenwärtig  in  dem  grössten  Theile  des  Europäischen  Russ- 
lands und  Kaukasiens  durchgeführt  (vgl.  S.  973  Note  1).  Eine  Ausnahme  bilden  nur 
noch  die  folgenden  Gebietsteile : 

1.  In  den  Gouvernements  Wilna,  Kowno,  Grodno,  Witebsk,  Minsk,  Mohilew, 
Olonez,  Ufa,  Orenburg  und  Astrachan  sind  die  gedachten  Gesetze  bisher  nur 
teilweise  in  Kraft  getreten,  nämlich  insoweit  sie  die  sogenannten  friedens- 
richterlichen Institutionen  betreffen.  Die  Gesetze  sollen  jedoch  in  den  Gou- 
vernements Wilna,  Kowno,  Grodno,  Witebsk,  Minsk  und  Mohilew  im  Laufe 
des  letzten  Quartals  des  Jahres  1883  vollständig  eingeführt  werden. 

2.  Die  Ostseeprovinzen  (Kurland,  Livland,  Estland)  und  das  Grossfürstenthum 
Finland  haben  bisher  ihre  alte  Gerichtsverfassung  behalten.  Für  die  ersteren 
ist  indessen  die  Einführung  der  friedensrichterlichen  Institutionen  in  Aus- 
sicht genommen.2 3) 

3.  Im  Gouvernement  Archangel,  in  den  Kaukasischen  Gebieten  Daghestan,  Sa- 
katal  und  im  Bezirk  des  Schwarzen  Meeres,  endlich  in  Sibirien  und  in  den 
Mittelasiatischen  Besitzungen  hat  die  Einführung  der  neuen  Justizgesetze 
gleichfalls  noch  nicht  stattgefunden.2) 

II.  Die  Gesetze  vom  20.  November  1864  beruhen  auf  dem  Grundsätze  der  Tren- 
nung der  Justiz  von  der  Verwaltung.  Ein  Eingreifen  der  Verwaltungsbehörden  in  die 
Verhandlung  und  Entscheidung  der  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  ist  danach  gänzlich 
ausgeschlossen. 

Die  Gerichtsbarkeit  erster  und  zweiter  Instanz  wird  ausgeübt  theils  von  den 
„friedensrichterlichen  Behörden“,  nämlich  den  Friedensrichtern  und  den  Friedensrichter- 
versammlungen, theils  von  den  „allgemeinen  Gerichtsbehörden“,  nämlich  den  Bezirks- 
gerichten und  den  Appellationsgerichten  (Gerichtspalaten).  Beide  Arten  von  Behörden 
stehen  völlig  selbständig  neben  einander,  insbesondere  sind  die  friedensrichterlichen 
den  allgemeinen  Gerichtsbehörden  in  keiner  Weise  untergeordnet.  Ueber  beiden  bildet 
der  dirigirende  Senat  in  St.  Petersburg  als  Kassationshof  die  dritte  und  letzte  Instanz. 

*)  Vgl.  jetzt  oben  S.  559  ff. 

2)  In  den  Ostseeprovinzen  ist  die  Justizreform  im  Jahre  1889  eingeführt  worden. 

3)  In  Archangel  und  den  bezeichneten  kaukasischen  Gebieten  ist  die  Justizreform 
1895  und  1896  eingeführt  worden.  Im  Kaukasus  wie  in  Archangel  bildet  das  Bezirks- 
gericht die  Appellationsinstanz  für  die  Friedensrichter.  Vgl.  S.  579. 
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A.  Die  Zuständigkeit  der  Friedensrichter  umfasst: 

1.  Klagen  aus  persönlichen  Verbindlichkeiten  und  Verträgen  und  über  beweg- 
^ liches  Vermögen  im  Werthe  von  nicht  mehr  als  500  Rubeln; 

2.  Schadensersatzklagen,  wenn  der  Betrag  derselben  500  Rubel  nicht  übersteigt 
oder  zur  Zeit  der  Klageerhebung  nicht  genau  bestimmt  werden  kann; 

3.  Besitzstörungsklagen  innerhalb  6 Monaten  nach  der  Störung; 

4.  Klagen,  betreffend  Nutzungsrechte  an  fremdem  Grundeigenthum,  innerhalb 
eines  Jahres  nach  der  Verletzung. 

Von  der  Gerichtsbarkeit  der  Friedensrichter  sind  ausgeschlossen: 

a)  Klagen  über  das  Eigenthums-  oder  Besitzrecht  an  Immobilien,  wenn  dieses 
Recht  durch  eine  formelle  Urkunde  bestätigt  ist; 

b)  Klagen,  bei  welchen  der  Fiskus  interessirt  ist,  mit  Ausnahme  der  Besitz- 
störungsklagen. 

Im  General-Gouvernement  Warschau  (Königreich  Polen),  wo  die  Gesetze 
von  1864  am  1./13.  Juli  1876  in  einer  mannigfach  modifizirten  Gestalt  eingeführt  wor- 
den sind,  giebt  es  Friedensrichter  nur  für  die  Städte;  auf  dem  Lande  vertreten  ihre 
Stelle  kollegialische  Gemeindegerichte,  aus  einem  Gemeinderichter  und  mehreren 
Beisitzern  bestehend.  Die  Zuständigkeit  der  Friedensrichter  und  der  Gemeindegerichte 
ist  dort  überdies  eine  beschränktere,  als  diejenige  der  Friedensrichter  im  übrigen  Russ- 
land, insofern 

a)  die  vorstehend  zu  1 und  2 aufgeführten  Klagen  nur  bis  zu  einem  Betrage 
von  250  Rbl.,  und 

b)  an  Stelle  der  vorstehend  zu  4 aufgeführten,  nur  Klagen  wegen  Störung 
in  der  Ausübung  der  im  II.  Buch  des  Code  civil  aufgeführten  Servituten 

ihrer  Entscheidung  unterliegen,  während  andererseits  alle  Klagen,  betreffend  Eigenthum 
oder  dingliche  Rechte  an  Immobilien,  insbesondere  Emphyteuse,  Erbpacht,  Erbzins- 
rechte auf  die  Oberfläche  und  den  Schooss  der  Erde,  sowie  ferner  Klagen,  welche  Pri- 
vilegien auf  Grund  von  Entdeckungen  oder  Erfindungen  betreffen,  ihnen  ganz  ent- 
zogen sind. 

Die  Friedensrichterversammlungen  werden  durch  periodisches  Zusammen- 
treten der  einzelnen  Friedensrichter  (im  General-Gouvernement  Warschau  der  Friedens- 
richter und  der  Gemeinderichter)  gebildet  und  stehen  als  zweite  Instanz  über  den 
Friedensrichtern  (bezw.  Gemeindegerichten).  An  den  Orten,  wo  die  Friedensrichter- 
versammlungen regelmässig  zusammentreten,  ist  ein  einzelner  Friedensrichter,  als  sog. 
„beständiges  Mitglied  der  Friedensrichterversammlung“  mit  der  Erledigung  des  laufen- 
den Dezernats  betraut. 

B.  Vor  die  Bezirksgerichte  gehören  diejenigen  Rechtsstreitigkeiten,  welche 
nicht  den  Friedensrichtern  (bezw.  Gemeindegerichten)  zugewiesen  sind.  Von  ihren 
Entscheidungen  geht  die  Berufung  an  die  Appellationsgerichte. 

In  den  Städten  St.  Petersburg,  Moskau,  Warschau,  Archangel,  Odessa,  Taganrog, 
Kertsch  und  Nowo-Tscherkask  bestehen  besondere  Handelsgerichte.  Die  örtliche 
Zuständigkeit  derselben  erstreckt  sich  bei  den  Handelsgerichten  in  St.  Petersburg, 
Moskau,  Odessa,  Warschau  und  Archangel  auf  die  Stadt  und  den  Kreis  gleichen 
Namens,  bei  dem  Handelsgericht  in  Taganrog  auf  das  Gebiet  dieser  Stadt  und  die  Stadt 
Rostow  a.  Don,  bei  dem  Handelsgericht  in  Kertsch  auf  sämmtliche  Städte  der  Halb- 
insel Krim  und  die  Stadt  Berdjansk,  bei  dem  Handelsgericht  in  Nowo-Tscherkask  auf 
das  ganze  Gebiet  der  Donischen  Kosaken.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Handels- 
gerichte bezieht  sich  auf  alle  Prozesse  in  Handelssachen  gegen  Beklagte,  welche  im 
Bezirke  des  Handelsgerichts  ihren  Wohnsitz  oder  zeitweiligen  Aufenthalt  haben,  sowie 
auf  diejenigen  Prozesse,  bei  denen  die  den  Gegenstand  desselben  bildende  Waare  sich 
im  Gerichtsbezirk  befindet.  Die  Berufung  von  den  Entscheidungen  der  Handelsgerichte, 
soweit  eine  solche  zulässig  ist,  geht  an  den  dirigirenden  Senat  in  St.  Petersburg.1) 

In  denjenigen  Gouvernements,  in  denen  bisher  nur  die  friedensrichterlichen  Insti- 


J)  Das  Handelsgericht  in  Nowo-Tscherkask  ist  aufgehoben,  dagegen  bestand  und 
besteht  ein  solches  in  Kischenew  für  alle  Städte  Bessarabiens. 
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tutionon  eingeführt  worden  sind  (vergl.  oben  I.  1),  sind  die  alten  Gerichtspalate  für 
alle  Prozesse,  welche  nicht  zur  Zuständigkeit  der  Friedensrichter  gehören,  bestehen 
geblieben.  Von  den  Palaten  findet,  wie  früher,  die  Appellation  an  den  dirigirenden 
Senat  in  St.  Petersburg  statt.  Solcher  Palate  giebt  es  in  jedem  der  fraglichen  Gou- 
vernements eins  mit  dem  Sitze  in  den  oben  bezeichneten  Gouvernementshauptstädten. 
Nach  Einführung  der  neuen  Gerichtsordnungen  in  die  oben  unter  I.  1 aufgeführten 
6 Gouvernements  werden  am  Schlüsse  des  Jahres  1883  Palate  nur  noch  in  den  Städten 
Olonez,  Ofa,  Orenburg  und  Astrachan  bestehen. *) 

Ein  Verzeichniss  der  auf  Grund  der  neuen  Gerichtsordnungen  bisher  errichteten 
bezw,  im  Laufe  des  Jahres  1883  zu  errichtenden  Bezirks-,  Appellations-  und  Handels- 
gerichte, ferner  der  wichtigsten  Gerichte  in  den  Provinzen  Esthland,  Livland  und  Kur- 
land, sowie  in  Finland  ist  in  der  Anlage  A enthalten. 

III.  Hinsichtlich  des  Verfahrens  nach  der  neuen  Civilprozessordnung  ist  Folgen- 
des zu  bemerken. 

1.  Die  Parteien  können  sich  unbeschränkt  durch  Bevollmächtigte  vertreten  lassen, 
wozu  sich  insbesondere  die  vereideten  Anwälte  eignen;  jedoch  ist  die  Wahl 
anderer  Vertreter  nicht  ausgeschlossen.  Ein  VoUmachtsformular  ist  als  An- 
lage B hier  beigefügt. 

Ausserhalb  Russlands  ausgestellte  Vollmachten  müssen  nach 
den  am  Orte  der  Ausstellung  geltenden  Formen  aufgenommen 
und  mit  der  Legalisation  der  zuständigen  Russischen  diploma- 
tischen oder  konsularischen  Behörde  versehen  sein.  Von  der 
letzteren  muss  zugleich  ausdrücklich  bescheinigt  werden,  dass 
die  Form  der  Ausstellung  den  Bestimmungen  der  betreffenden 
Landesgesetze  entspricht. 

2.  Der  Parteieid  ist  als  Beweismittel  nur  zugelassen,  wenn  beide  Theile  darüber 
einverstanden  sind.  Eideszuscbiebung  oder  gerichtliche  Auferlegung  des  Eides 
findet  nicht  statt. 

3.  Bei  Einreichung  der  Klageschrift  müssen  zugleich  die  Gerichtskosten  einge- 
zahlt werden.  Ausserhalb  Russlands  lebende  Personen  können  die  Einzah- 
lung bei  einer  Russischen  diplomatischen  oder  konsularischen  Behörde  be- 
wirken, und  deren  Quittung  der  Klageschrift  beifügen.  Die  eigentlichen  Ge- 
richtsgebühren betragen : 

a)  in  friedensrichterlicben  Sachen  1 Prozent  der  Streitsumme  und  10.  Kop. 

Stempel  für  jede  Bittschrift  und  jede  Anlage. 

b)  in  bezirksgerichtlichen  Sachen:  Va  Prozent  der  Streitsumme  und  60  Kop. 

Stempel  für  jede  Bittschrift,  jede  Anlage  und  jede  Abschrift. 

Die  Zustellungskosten,  die  Zeugen  - Sachverständigengebühren  u.  s.  w. 
müssen  besonders  erlegt  werden.  Falls  Kläger  den  Wohnort  des  Beklagten 
nicht  anzugeben  vermag,  so  hat  er  behufs  Ermöglichung  der  öffentlichen  Vor- 
ladung 6 Rubel  im  Voraus  einzuzahlen. 

Für  Ausfertigungen  und  Abschriften,  welche  das  Gericht  ertheilt,  sind 
besondere  Kanzleigebühren  zu  entrichten,  welche  20  Kop.  für  den  Bogen  und 
10  Kop.  für  jedes  Gerichtssiegel  betragen. 

4.  Ausländer,  welche  nicht  in  Russischen  Diensten  stehen  oder  in 
Russland  Immobilien  besitzen,  müssen  dem  Beklagten  auf  dessen 
Verlangen  wegen  der  Prozesskosten  und  Prozessschäden  Sicher- 
heit bestellen.  Die  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  tritt 
nicht  ein  bei  Handelssachen,  welche  vor  den  Handelsgerichten, 
im  General -Gouvernement  Warschau  auch  bei  denj enigen,  welche 
vor  den  gewöhnlichen  Gerichten  geltend  gemacht  werden. 

Die  Zulassung  zum  Armenrecht  befreit  dagegen  von  der 
Kautionspflicht  nicht. 

5.  Die  Gerichtssprache  ist  die  Russische.  Die  einzureichenden  Schriftsätze 


Auch  diese  sind  jetzt  durch  Bezirksgerichte  ersetzt. 
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müssen  in  dieser  Sprache  abgefasst  sein.  Etwaige  Beläge  in  einer  anderen 
Sprache  sind  mit  Russischen  Uebersetzungen  zu  versehen,  und  Abschriften 
dieser  Uebersetzungen  für  die  Gegenpartei  beizufügen. 

Bei  den  Gemeindegerichten  im  General-Gouvernement  Warschau  ist  aus- 
nahmsweise der  Gebrauch  der  Polnischen  Sprache  gestattet. 

6.  Auf  Grund  der  §§  1273 — 1281  der  Russischen 'Civilprozessordnung 
über  die  Vollstreckung  der  Urtheile  ausländischer  Gerichte 
können  nach  einem  Erkenntnisse  des  Civilkassations  - Departe- 
ments des  dirigirenden  Senats  vom  Jahre  1882  in  Russland  pur 
die  Urtheile  der  Gerichto  solcher  Staaten  vollstreckt'  werden, 
welche  mit  Russland:ein  Abkomm’en  über  die  gegenseitige  Voll- 
streckung der  Erkenntnisse  der  Gerichte  in  Civilsachen  ge- 
troffen haben.  Ein  solches  Abkommen  besteht  zwischen  dem 
Deutschen  Reiche  beziehungsweise  Prpussen  und  Russland  nicht. 

IV.  In  denjenigen  Theilen  des  Russischen  Reichs,  in  welchen  die  Justizgesetze 
vom  20.  November  1864  weder  ganz  noch  theilweise  eingeführt  sind,  mit  Ausnahme 
jedoch  der  Ostseeprovinzen  und  des  Grossfürstenthums  Finland,  ist  es  zulässig,  behufs 
Beitreibung  liquider  Schuldforderungen  sich  an  die  Polizeibehörden  zu  wenden.  Zu 
diesem  Zwecke  kann  seitens  der  Deutschen  Reichsangehörigen  die  Vermittelung  der 
Kaiserlichen  Botschaft  in  St.  Petersburg  in’. Anspruch  genommen  werden.  Ein  Erfolg 
derartiger  Schritte  lässt  sich  jedoch  niemals  mit  Sicherheit  und  jedenfalls  nur  dann 
erwarten,  wenn  der  Gläubiger  Wechsel  oder  schriftliche  Anerkenntnisse  des  Schuldners 
vorzulegen  vermag. 

Anlage  A. 

1 1 Verzeichniss 

der  in  Russland  auf  Grund  der  neuen  Gerichtsordnungen  vom  20.  November  1864  bis- 
her errichteten,  beziehungsweise  im  Laufe  des  Jahres  1888  zu  errichtenden  AppeUhöfe, 
Bezirks-  und  Handelsgerichte,  ferner  der  wichtigsten  Gerichte  in  den  Provinzen  Esth- 
land,  Livland  und  Kurland,  sowie  in  Finland. 

A.  Verzeichniss  der  auf  Grund  der  neuen  Gerichtsordnungen  vom  20.  November  1864 
bisher  errichteten  AppeUhöfe  und  Bezirksgerichte. 

I.  Appellhof  zu  St.  Petersburg. 

Bezirksgerichte : 

1.  zu  St.  Petersburg  (Gouvernements-Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gou- 
vernements St.  Petersburg; 

2.  zu  Pskow  (Gouv.  Stadt)  für  die  im  Gouvernement  Pskow  belegenen  Kreise 
Pskow,  Porchow,  Opotschka  und  Ostrow; 

3.  zu  Welikij  e-Luki  (Gouv.  Pskow)  für  die  im  Gouvernement  Pskow  belegenen 
Kreise  Welikij  e-Luki,  Toropetz.  Cholm  und  Noworoshew; 

4.  zu  Nowgorod  (Gouv.  Stadt)  für  die  im  Gouvernement  Nowgorod  belegenen 
Kreise  Nowgorod,  Staraja-Russa,  Krestez,  Demjansk,  Waldai,  Tichwin  und  ßorowitschi ; 

5.  zu  Tscherepowetz  (Gouv.  Nowgorod)  für  die  in  demselben  Gouvernement 
belegenen  Kreise  Tscherepowetz,  Ustjushna-Beloserk  und  Kirillow.  9 

II.  Appellhof  zu  Moskau. 

Bezirksgerichte : 

1.  zu  Moskau  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Moskau; 

2.  zu  Wladimir  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Wladimir; 

J)  Hinzutreten: 

6.  zu  Petrosawodsk  (Gouv.  Stadt)  für  das  ganze  Gouvernement  Olonetz; 

7.  zu  Witebsk  für  das  ganze  Gouvernement  gleichen  Namens; 

8»  zu;Riga  für  das  ganze  Gouvernement  Livland; 

. 9.  zu  Reval  für  das  ganze  Gouvernement  Estland; 

10.  zu  Mitau  für  die  Kreise  Doblen,  Tuckum,  Bauske,  Fredrichstadt,  Iliuxt; 

11.  zu  Libau  für  die  Kreise  Grebin,  Windau,  Geldingen,  Talsen,  Hasenpotb. 
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3.  zu  Kaluga1)  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Kaluga ; 

4.  zu  Rjäsan  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Rjäsan; 

5.  zu  Twer  (Gouv.  Stadt)  für  die  im  Gouvernement  T wer  belegenen  Kreise  Twer, 
Kortschewa,  Wyschni-Wolotschok  und  Nowotorshok; 

6.  zu  Rshew  (Gouv.  Twer)  für  die  im  Gouvernement  Twer  belegenen  Kreise 
Rshew,  Subzow,  Staritza  und  Ostaschkow; 

7.  zu  Kaschin  (Gouv.  Twer)  für  die  im  Gouvernement  Twer  belegenen  Kreise 
Kaschin,  Kaljasin,  Beshetzk  und  Wesjegonsk;2) 

8.  zu  Smolensk1)  (Gouv.  Stadt)  für  das  ganze  Gouvernement  Smolensk; 

9.  zu  Kostroma  (Gouv.  Stadt)  für  das  ganze  Gouvernement  Kostroma; 

10.  zu  Nishni-Nowgorod  (Gouv.  Stadt)  für  das  ganze  Gouvernement  N.  Now- 
gorod; 

11.  zu  Tula  (Gouv.  Stadt)  für  das  ganze  Gouvernement  Tula; 

12.  zu  Jaroslaw  (Gouv.  Jaroslaw)  für  die  im  Gouvernement  Jaroslaw  belegenen 
Kreise  Jaroslaw,  Rostow,  Ljubim,  Danilowo,  Poschechonj,  Romanowo,  Borissoglebsk ; 

13.  zu  Rybinsk  (Gouv.  Jaroslaw)  für  die  in  demselben  Gouvernement  belegenen 
Kreise  Rybinsk,  Uglitsch,  Mologa  und  Myschkin; 

14.  zu  Wolog  da  (Gouv.  Stadt)  für  das  ganze  gleichnamige  Gouvernement.3) 

III.  Appellhof  zu  Charkow. 

Bezirksgerichte : 

1.  zu  Charkow  (Gouv.  Stadt)  für  die  im  gleichnamigen  Gouvernement  belegenen 
Kreise  Charkow,  Wolkow,  Woltschansk,  Smijew  und  Bogoduchow; 

2.  zu  Jsjum  (Gouv.  Charkow)  für  die  im  Gouvernement  Charkow  belegenen 
Kreise  Jsjum,  Kupiansk  und  Starobelsk  und  für  die  Kreise  Bachmut  und  Slavjano- 
serbsk  des  Gouvernements  Jekaterinoslaw; 

3.  zu  Ssumy  (Gouv.  Charkow)  für  die  Kreise  Ssumy,  Lebedinsk  und  Achtirka 
des  Charkowschen  Gouvernements  und  Rylsk  und  Putivl  des  Gouvernements  Kursk; 

4.  zu  Kursk  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  gleichnamigen  Gouverne- 
ments mit  Ausnahme  von  Rylsk  und  Putivl; 

5.  zu  Orel  (Gouv.  Stadt)  für  die  im  gleichnamigen  Gouvernement  belegenen 
Kreise  Orel,  Bolchow,  Altzensk,  Brjansk,  Karatschew,  Kromy,  Dmitrowsk,  Maloarchan- 
gelsk,  Trubtschewsk,  Ssewsk; 

6.  zu  Jeletz4)  (Gouv.  Orel)  für  die  Kreise  Jeletz  und  Livny  des  Gouvernements 
Orel,  Lipetz  und  Lebedjansk  des  Gouvernements  Tambow  und  Sadonsk  des  Gouverne- 
ments Woronesh; 

7.  zu  Woronesh  (Gouv.  Stadt)  für  die  Kreise  Woronesh,  Semljansk,  Nishnede- 
witzk,  Korotojak,  Bobrow,  Nowochoper  des  Woronesh-Gouvernements  und  den  Kreis 
Usmann  des  Tambow’schen  Gouvernements; 

8.  Ostrogoshsk  (Gouv.  Woronesh)  für  die  im  Gouvernement  Woronesh  bele- 
genen Kreise  Ostrogoshsk,  Pawlowsk,  Birjutschi,  Waluisk  und  Bogutschar; 

9.  zu  Poltawa  (Gouv.  Stadt)  für  die  im  Gouvernement  Poltawa  belegenen  Kreise 
Poltawa,  Godjatsch,  Senjkowo,  Kobeljald,  Konstantinograd,  Krementschug,  Mirgorod, 
Perejoslawl,  Romny  und  Chorol; 

10.  zu  Lubny  (Gouv.  Poltawa)  für  die  im  Gouvernement  Poltawa  belegenen 
Kreise  Lubny,  Solotonoscha,  Lochwitza,  Pirjatin  und  Priluki; 


1)  Siehe  unten  B.  XI. 

2)  Hinzutreten:  Kortschew,  Uglitsch  und  Myszkin. 

3)  Von  den  14  Bezirksgerichten  sind  die  in  Rshew  (dessen  Bezisk  zwischen  Twer 
und  Kaschino  getheilt  ist)  und  Rybinsk  (dessen  Bezirk  zu  Jaroslaw  geschlagen)  zu 
streichen,  dagegen  hinzuzufügen  die  Bezirksgerichte 

zu  Jeletz,  früher  unter  Charkow  (S.  III  No.  6); 

zu  Archangel,  neu  errichtet,  für  das  ganze  gleichnamige  Gouvernement. 

4)  Das  Bezirksgericht  zu  Jeletz  ist  dem  Appellhof  zu  Moskau  untergeordnet 
worden,  dem  Appelhof  zu  Charkow  dagegen  das  zu  Taganrog  (S.  993,  V.  5). 
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11.  zu  Nowo-Tscherkask  (Land  der  Donischen  Kosaken)  für  die  in  demselben 
Lande  belegenen  Bezirke  Nowo-Tscherkask,  1.  Donisches,  Miuss-,  Donetz-  und  Kal- 
mücken Lagers ; 

12.  zu  Ustj-Medwedjiza  (Land  der  Donischen  Kosaken)  für  die  Bezirke  Ustj- 
Medwedjiza,  Choper  und  2,  Donisches. 

IV.  Appellhof  zu  Kiew. 

Bezirksgerichte: 

1.  zu  Kiew  (Gouv.  Stadt)  für  die  im  Gouvernement  Kiew  belegenen  Kreise 
Kiew,  Wassiljkow,  Radomyslj,  Berditschew,  Skwir,  Kanew,  Tscherkassy  und  Tschigirin; 

2.  zu  Umanj  (Gouv.  Kiew)  für  die  im  Gouvernement  Kiew  belegenen  Kreise 
Umanj,  Swenigorod,  Lipowetz  und  Saraschtschansk; 

3.  zu  Shitomir  (Gouv.  Volhynien)  für  die  in  dem  Gouvernement  Volhynien  be- 
legenen Kreise  Shitomir,  Ovrutschi,  Starokonstantinowo,  Sasslawl,  Nowgorod-Volhynski, 
und  Ostroshsk; 

4.  zu  Lutzk  (Gouv.  Volhynien)  für  die  in  dem  Gouvernement  Volhynien  bele- 
legenen  Kreise  Dubny,  Rowno,  Kremenetz,  Lutzk,  Wladimir- Wolynsk  und  Kowel; 

5.  zu  Tschernigow  (Gouv.  Stadt)  für  die  im  Gouvernement  Tschernigow  bele- 
genen Kreise  Tschernigow,  Gorodnja,  Sosnitzy,  Oster  und  Koseletz; 

6.  zu  Sstarodub  (Gouv.  Tschernigow)  für  die  im  Gouvernement  Tschernigow 
belegenen  Kreise  Sstarodub,  Mglin,  Surash,  Novo-Sybkowo,  Nowgorod-Sjeversk; 

7.  zu  Ne s hin  (Gouv.  Tschernigow)  für  die  im  Gouvernement  Tschernigow  bele- 
genen Kreise  Neshin,  Krolevetz,  Borma,  Konotop  und  Gluchow. l) 

V.  Appellhof  zu  Odessa. 

Bezirksgerichte : 

1.  zu  Cherson  (Gouv.  Stadt)  für  den  Kreis  Cherson  und  den  im  Gouvernement 
Taurien  belegenen  Kreis  Dnjeprow; 

2.  zu  Odessa  (Gouv.  Cherson)  für  die  im  Gouvernement  Cherson  belegenen 
Kreise  Odessa,  Tiraspol  und  Ananjew; 

3.  zu  Jelissavetgrad  (Gouv.  Cherson)  für  die  im  Gouvernement  Cherson  bele- 
genen Kreise  Jelissavetgrad  und  Alexandria; 

4.  zu  Jekaterinoslaw  (Gouv.  Stadt)  für  die  im  Gouvernement  Jekaterinoslaw 
belegenen  Kreise  Jekaterinoslaw,  Novomoskowsk,  Werchnedneprowsk,  Pawlogrod  und 
Alexandrowsk; 

5.  zu  Taganrog2)  (Gouv.  Jekaterinoslaw)  für  die  Kreise  Mariupol  und  Rostow 
(am  Don)  des,  Gouvernements  Jekaterinoslaw,  und  Melitopol,  Berdjansk  und  Kertsch 
des  Gouvernements  Taurien; 

6.  zu  Ssimferopol  (Gouv.  Stadt  von  Taurien)  für  die  Kreise  Ssimferopol,  Jalta, 
Eupatoria,  Perekop  und  Feodosia  des  Taurischen  Gouvernements; 

7.  zu  Kis chine w (Gouv.  Stadt  von  Bessarabien)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gou- 
vernements Bessarabien. 

8.  zu  Kamenetz-Podolskj  (Gouv.  Stadt  von  Podolien)  für  sämmtliche  Kreise 
des  Gouvernements  Podolien. 

VI.  Appellhof  zu  Kasan. 

Bezirksgerichte : 

1.  zu  Kasan  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Kasan; 

2.  zu  Ssimbirsk  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements 
Ssimbirsk ; 

3.  zuSsamara  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Ssamara;3) 

9 Hinzu  tritt  das  Bezirksgericht  zu  Mohilew  für  das  ganze  gleichnamige  Gou- 
vernement (vgl.  S.  995,  XI.  4). 

2)  Das  Bezirksgericht  zu  Taganrog  gehört  jetzt  zum  Charkower  Appellsprengel. 

3)  Das  Bezirksgericht  zu  Samara  gehört  zum  Sprengel  des  Appellhofs  Saratow, 
statt  dessen  ist  hier  zu  setzen:  3.  zu  S arapul  für  die  südlichen  Kreise  des  Gouverne- 
ments Wätka. 
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4.  zu  Wjatka  (Gouv.  Stadt)  für  die  im  gleichnamigen  Gouvernement  belegenen 
Kreise  Wjatka,  Orlow,  Slobodsk,  Glasow,  Nolinsk,  Urshum,  Jaransk  und  Kotelnici; 

5.  zu  Perm  (Gouv.  Stadt)  für  die  im  gleichnamigen  Gouvernement  belegenen 
Kreise  Perm,  Ssolikamsks,  Tscherdyn,  Ochansk,  Ossinsk,  Kungursk  und  Krasnouffimsk; 

6.  zu  J ekaterinenburg  (Gouv.  Perm)  für  die  im  Gouvernement  Perm  belegenen 
Kreise  Jekaterinenburg,  Werchoturje,  Jrbit,  Kamyschlow  und  Schadrinsk. *) 

VII.  Appellhof  zu  Ssaratow. 

Bezirksgerichte : 

1.  zu  Ssaratow  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Ssa* 
ratow*, 

2.  zu  Pensa  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Pensa; 

3.  zu  Tambow  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Tambow 
mit  Ausnahme  der  Kreise  Lipetzk,  Lebedjansk  und  Usmann.2) 

VIII.  Appellhoff  zu  Tiflis. 

Bezirksgerichte : 

1.  zu  Tiflis  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Tiflis; 

2.  zu  Kutais  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Kutais 
und  für  das  Gebiet  Ssuchum-Kale ; 

3.  zu  Jelisawetpol  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements 
Jelisawetpol; 

4.  zu  Baku  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Baku; 

5.  zu  Eri  wan  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Eriwan; 

6.  zu  Stawropol  (Gouv.  Stadt)  für  sämmtliche  Kreise  des  Gouvernements  Staw- 

ropol; 

7.  zu  Wladikawkas  für  das  Terek-Gebiet; 

8.  zu  Jekaterinodar  für  das  Kuban- Gebiet. 

IX.  Appellhof  zu  Warschau. 

Bezirksgerichte : 

1.  zu  Warschau  für  sämmtliche  Kreise  des  gleichnamigen  Gouvernements; 
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B.  Im  Laufe  des  letzten  Quartals  des  Jahres  1883  sollen  errichtet  werden: 

X.  Der  Appellhof  zu  Wilna.3) 

Bezirksgerichte : 

1.  zu  Wilna  für  das  gleichnamige  Gouvernement; 

2.  „ Kowno  „ „ „ 

3.  „ Grodno  „ „ „ „ 

4.  „ Minsk  * „ 

')  Hinzu  tritt:  7.  das  Bezirksgericht  zu  Ufa  für  das  gesammte  Gouvernement  Ufa. 

2)  Hinzu  treten  die  Bezirksgerichte 

4.  zu  Samara  für  das  ganze  Gouvernement  Samara; 

5.  zu  Orenburg  für  die  europäischen  Kreise  des  Gouvernements; 

6.  zu  Troitzk  für  die  asiatischen  Theile  des  Gouvernements  Orenburg; 

7.  zu  Astrachan  für  das  ganze  Gouvernement  dieses  Namens. 

3)  Ist  planmässig  errichtet  worden. 
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XI.  Der  Appellhof  zu  Smolensk.  9 
Zu  demselben  sollen  folgende  Bezirksgerichte  gehören: 

Die  von  dem  Bezirke  des  Appellhofes  zu  Moskau  abzutrennenden  Bezirks- 
gerichte: 

1.  zu  Smolensk  (Rayon  siehe  A.  II.) : 

2.  „ Kaluga  ( „ „ ); 

sowie  die  neu  zu  errichtenden  Bezirksgerichte: 

3.  „ Witebsk  für  das  gleichnamige  Gouvernement; 

4.  „ Mohilew  „ „ „ 

C.  Handelsgerichte.  * 

Jurisdiktions-Bezirk : 

1.  St.  Petersburg 

2.  Moskau 

3.  Odessa  [ Stadt  und  Kreis  gleichen  Namens; 

4.  Warschau 

5.  Archangel  * 

6.  Taganrog  — Stadtgebiet  von  Taganrog  und  die  Stadt  Rostow  am  Don; 

7.  Kertsch  — sämmtliche  Städte  der  Halbinsel  Krim  und  die  Stadt  Berdjansk; 

8.  Nowo-Tscherkask  — das  ganze  Gebiet  der  donischen  Kosaken.*2) 

D.  Die  wichtigsten  Gerichte  in  den  Provinzen  Esthland,  Livland  und  Kurland,  sowie  in 

Finland. 

1.  Esthland. 

Gerichte  1.  Instanz:  in  Reval  der  Magistrat, 

„ Narwa  der  Magistrat. 

Gericht  2.  Instanz:  in  Reval  das  Oberlandgericht. 

2.  Livland. 

Gerichte  1.  Instanz:  in  Riga  der  Magistrat, 

„ Dorpat  der  Magistrat, 

„ Pernau  der  Magistrat, 

„ Arensburg  der  Magirstat. 

Gericht  2.  Instanz:  in  Riga  das  Hofgericht. 

3.  Kurland. 

Gericht  1.  Instanz:  in  Mitau  der  Magistrat. 

Gericht  2.  Instanz:  in  Mitau  das  Oberhofgericht.3) 

4.  Finland. 

Gerichte  1.  Instanz:  in  den  Städten  der  Magistrat  oder  eine  Abtheilung 
desselben  unter  verschiedenen  Bennungen,  auf 
dem  Lande  die  sogenannten  Häradsgerichte ; 
Gerichte  2.  Instanz:  in  Abo  | 

„ Wasa  ( Appellationsgerichte. 

„ Wiborg  J 


*)  Ist  nicht  errichtet  worden,  daher  sind  die  Bezirksgerichte  zu  Smolensk  und 
und  Kaluga  beim  Moskauer  Sprengel  verblieben,  Witebsk  dem  Petersburger  und  Mohilew 
dem  Kiewer  zugezählt  (No.  31  S.  997). 

3)  Das  Handelsgericht  zu  Nowo-Tscherkask  ist  aufgehoben,  statt  dessen  ist  jetzt 
8.  ein  Handelsgericht  in  Kischenew  für  sämmtliche  Städte  des  Gouvernements  Bess- 
arabien. 

®)  In  den  Ostseeprovinzen  sind  im  Jahre  1889  die  neuen  Gerichte  eingeführt 
worden.  (Vgl.  oben  S.  991  Note  1.) 


996  Europa. 

Anlage  B. 

Vollmachtsformular.  *) 

Hiermit  bevollmächtige  ich  Herrn  N.  N.,  in  meiner  Rechtsangelegenheit  gegen 
N.  N.  wegen mich  hei  allen  Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden  zu  vertreten; 


alle  Arten  Klagen  anzufangen  und  solche  zu  beantworten,  um  Insolvenz-Erklärung 
meines  Schuldners  zu  bitten,  Appellationsklagen  und  Kassationsklagen  zu  führen,  Fäl- 
schungsklagen zu  erheben  und  auf  derartige  Klagen  zu  antworten,  Urkunden,  Exeku- 
tionsscheine, Sachen  und  Gelder  zu  empfangen  und  darüber  in  meinem  Namen  zu  quit- 
tiren,  friedliche  Vergleiche  zu  schliessen,  kurz  so  zu  handeln,  als  ich  selbst  handeln 
könnte,  mit  dem  Rechte,  diese  Vollmacht  auf  andere  Personen  zu  übertragen.  Alles 
von  meinem  Bevollmächtigten  auf  Grund  dieser  Vollmacht  gesetzlich  Vollzogene  ver- 
pflichte ich  mich  bedingungslos  anzuerkennen. 

No.  29.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  25.  April  1883,  ‘betreffend  die  Erstat- 
tung der  Gebühren  und  Auslagen,  welche  bei  den  Konsulaten  des  Deutschen 
Reichs  durch  die  Erledigung  von  Ersuchen  Preussischer  Justizbehörden  er- 
wachsen (J.M. Bl.  S.  130). 

„Durch  die  allgemeine  Verfügung  vom  8.  September  v.  J.  sind  die  Justizbehörden, 
welche  die  Thätigkeit  eines  Konsulats  des  Deutschen  Reichs  in  Anspruch  nehmen, 
veranlasst  worden,  für  eine  möglichst  schleunige  Berichtigung  der  bei  den  Konsulaten 
entstandenen  Gebühren  und  Auslagen  Sorge  zu  tragen,  auch  bereits  bei  dem  Erlass 
der  Ersuchungsschreiben  über  eine  etwaige  Zahlungsunfähigkeit  der  ersatzpflichtigen 
Partei  dem  ersuchten  Konsulate  Mittheilung  zu  machen,  damit  die  Gebühren,  welche 
nach  § 2 des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1872  (Reichs-Gesetzbl.  S.  245)  im  Falle  der  Dürftig- 
keit der  Betheiligten  zu  erlassen  sind,  von  vornherein  ausser  Ansatz  bleiben. 

Diese  Anordnung  wird  hierdurch  dahin  erweitert,  dass  dem  auf  direktem  Wege 
ersuchten  Konsulate  und  ebenso  dem  Auswärtigen  Amte,  falls  dessen  Vermittelung  in 
Anspruch  genommen  wird,  in  dem  Ersuchungsschreiben  gleichzeitig  mitzutheilen  ist, 
ob  und  eventuell  zu  welchem  Betrage  von  der  kostenpflichtigen  Partei  ein  Kosten- 
vorschuss bezahlt  worden  ist. 

Zugleich  wird  aber  den  Justizbehörden  die  sorgfältige  Beachtung  der  allgemeinen 
Verfügung  vom  8.  September  v.  J.  hierdurch  nochmals  besonders  zur  Pflicht  gemacht.“ 

No.  30.  Allg. Verf.  des  J.M.  vom  18.  Juni  1883,  betreffend  das  Civilprozess- 
verfahren  in  Russland.  (J.M. Bl.  S.  192.) 

„Im  Anschluss  an  die  durch  die  allgemeine  Verfügung  vom  22.  Februar  d.  J. 
mitgetheilte  Zusammenstellung  der  für  die  deutschen  Interessenten  wesentlichsten  Be- 
stimmungen der  Gerichtsverfassung  und  des  Civilprozessverfahrens  in  Russland  wird 
noch  Folgendes  zur  Kenntniss  der  Justizbehörden  gebracht: 

1.  In  dem  Grossfürstenthum  Finland  ist  die  schwedische  Sprache  die  Ge- 
richtssprache. Urtheile  ausländischer  Gerichte  werden  in  Finland  überhaupt 
nicht  vollstreckt, 

2.3)  Die  an  die  Gerichte  in  den  Ostseeprovinzen  einzureichenden  Schriftstücke 
können  nicht  nur  in  russischer,  sondern  auch  in  deutscher  Sprache 'oder  in 
der  Lokalsprache  der  betreffenden  Gerichtssprengel,  esthnisch  oder  lettisch, 
abgefasst  sein.  Urtheile  ausländischer  Gerichte  werden  in  den  Ostseeprovinzen 
nur  vollstreckt  auf  Grund  völkerrechtlicher  Verträge  oder  im  Falle  vollstän- 
diger faktischer  Reziprozität.  Da  keine  dieser  Voraussetzungen  auf  das  Ver- 
hältniss  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  beziehungsweise  Preussen  und  Russ- 
land zutrifft,  so  findet  eine  Vollstreckung  von  Urtheilen  preussischer  Ge- 
richte in  den  genannten  russischen  Gebietstheilen  nicht  statt. 

»)  Vgl.  S.  943  ff. 

2)  Seit  Einführung  der  Justizreform  in  den  Ostseeprovinzen  ist  auch  hier  die 
Gerichtssprache  die  russische,  daher  sind  keinerlei  Eingaben  in  deutscher  Sprache  mehr 
zulässig.  Bei  den  Bauergerichten  ist  ausser  der  russischen  die  estnische  und  lettische 
Sprache  zulässig. 
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No.  31.  Allg.Verf.  des  J.M.  vom  20.  März  1884,  betreffend  die  Gerichts- 
verfassung in  Russland.  (J.M. Bl.  S.  59.) 

„Im  Anschluss  an  die  mit  der  allgemeinen  Verfügung  vom  22.  Februar  1883 
(J.M. Bl.  S.  46)  bekannt  gemachte  Zusammenstellung  der  wesentlichsten  Bestimmungen 
der  Gerichtsverfassung  und  des  Civilprozessverfahrens  in  Russland  und  an  das  der- 
selben beigefügte  Verzeichniss  der  Russischen  Gerichtshöfe  werden  die  Justizbehörden 
davon  in  Kenntniss  gesetzt,  dass  inzwischen  die  Russischen  Justizgesetze  vom  20.  No- 
vember 1864  (a.  St.)  auch  in  den  Gouvernements  Wilna,  Kowno,  Grodno,  Witebsk, 
Minsk  und  Mohilew  in  Kraft  getreten  sind  (vergl.  I1  der  Zusammenstellung). 

Von  den  ftlr  diese  Gebietsteile  in  Aussicht  genommenen  Gerichtshöfen  sind  der 
Appellhof  zu  Wilna  und  die  zu  dessen  Bezirk  gehörigen  Bezirksgerichte  zu  Wilna, 
Kowno,  Grodno  und  Minsk,  sowie  die  Bezirksgerichte  zu  Witebsk  und  Mohilew  er- 
öffnet worden.  Dagegen  ist  die  Errichtung  des  Appellhofes  zu  Smolensk  einstweilen 
noch  aufgeschoben,  und  es  ist  deshalb  vorläufig  das  Bezirksgericht  zu  Witebsk  dem 
Bezirk  des  Appellhofes  zu  St.  Petersburg  und  das  Bezirksgericht  zu  Mohilew  dem- 
jenigen des  Appellhofes  zu  Kiew  zugetheilt  worden  (vergl.  BX  und  XI  des  Ver- 
zeichnisses). 

No.  32,  Bekanntmachung  vom  12.  Mai  1884,  betreffend  die  Gerichts- 
behörden in  der  österreiohisch-ungarisohen  Monarchie,  (J.M. Bl,  S.  114.) 

Unter  Bezugnahme  auf  die  allgemeine  Verfügung  vom  9.  August  1856,  betreffend 
den  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  zwischen  den  österreichischen  und  preussischen 
Gerichten,  wird  in  der  Anlage  eine  anderweite  von  der  K.  und  K.  österreichisch-ungari- 
schen Regierung  hierher  mitgeth eilte  Uebersicht  der  Gerichtsbehörden  in  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  zur  Kenntniss  der  Justizbehörden  gebracht. 

Uebersicht  der  Gerichtsbehörden  in  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie« 

I.  Verzeichniss  der  Gerichte  in  den  im  österreichischen  Reichsrath  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern.1) 

II.  Verzeichniss  der  Gerichte  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone.2) 

A.  Ungarn. 

I.  Die  oberste  Gerichtsbehörde  ist  die  „Ungarische  königliche  Curie“  in 
Budapest. 

II.  Obergerichtshöfe:  Obergerichtshöfe  sind  die  königlichen  Tatein,  deren 
Zahl  Gesetzartikel  XXV  vom  Jahre  1890  mit  11  festgesetzt  hat,  und  zwar: 

1.  Königliche  Tafel  in  Budapest  mit  den  Gerichtshöfen  zu  Baiass  a-Gyarmat, 
Budapest,  Beszterczebänya,  Eger,  Fiume,  Ipolysäg,  Kalocsa,  Kecskem6t,  Pestvidek  (Pest 
Landbezirk),  Szekes-Fehervar,  Szolnok. 

2.  Königliche  Tafel  in  Debreczen  mit  den  Gerichtshöfen  zu  Debreczen,  Mär- 
maros-Sziget,  Nyiregyhäza,  Szatmär-Nemeti,  Zilah. 

3.  Königliche  Tafel  in  Györ  mit  den  Gerichtshöfen  zu  Györ,  Komärom,  Sopron, 
Szombathely,  Veszprem  und  Zala-Egerszeg. 

*)  Das  in  der  Bekanntmachung  vom  12.  Mai  1884  mitgetheilte  Verzeichniss  der 
österreichischen  Gerichte  entspricht  nicht  mehr  dem  gegenwärtigen  Stande.  Mit  Rück- 
sicht auf  die  am  1.  Januar  1898  in  Kraft  tretende  neue  Gerichtsverfassung  ist  die 
in  derselben  enthaltene  Uebersicht  der  österreichischen  Gerichtsbehörden  nicht  abge- 
druckt worden.  Im  Anschluss  an  die  Einführung  der  neuen  Civilprozessordnung  soll  die 
Zahl  der  Gerichte  vermehrt  werden.  Das  Verzeichniss  der  neuen  Gerichte  ist  noch 
nicht  erschienen.  Wir  werden  gleichzeitig  mit  einer  Darstellung  des  neuen  österreichi- 
schen Prozessrechts  ein  vollständiges  Verzeichniss  der  künftigen  Gerichtsbehörden  ver- 
öffentlichen. Die  Herausgeber, 

2)  Das  nachstehende  Verzeichniss  der  ungarischen  Gerichte  ist  von  unserem  Mit- 
arbeiter Herrn  Gerichtsrath  Dr.  Fodor,  Hülfsarbeiter  im  ungarischen  Justizinisterium, 
mitgetheilt.  Das  im  J.M. Bl.  1884  S.  114,  124 ff.  veröffentlichte  entspricht  nicht  mehr 
dem  gegenwärtigen  Stande. 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II. 
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4.  Königliche  Tafel  in  Kassa  mit  den  Gerichtshöfen  zu  Beregszäsz,  Eperjes, 
Kassa,  Löcse,  Miskolcz,  Rimaszombat,  Sätoralja-Üjhely. 

5.  Königliche  Tafel  in  Kolozsvär  mit  den  Gerichtshöfen  zu  Besztercze,  Deäs* 
Däva,  Gyula-Feh6rvär,  Kolozsvär,  Nagy-Szeben  und  Torda. 

6.  Königliche  Tafel  in  Maros-Väsärhely  mit  den  Gerichtshöfen  zu  Brasso, 
Csikszereda,  Erzsebetvaros,  Kezdi-Väsärhely,  Maros-Väsärhely,  Szekely-Udvarhely. 

7.  Königliche  Tafel  inNagyvärad  mit  den  Gerichtshöfen  zu  Arad,  Bäkes-Gyula 
und  Nagyvärad. 

8.  Königliche  Tafel  in  Pecs  mit  den  Gerichtshöfen  zu  Kaposvar,  Nagy-Kanizsa, 
P6cs  und  Szegzärd. 

9.  Königliche  Tafel  in  Pozsony  mit  den  Gerichtshöfen  in  Aranyos-Maröth, 
Nyitra,  Pozsony,  Rözsahogy  und  Trencsen. 

10.  Königliche  Tafel  in  Szeged  mit  den  Gerichtshöfen  in  Nagy-Beeskerek,  Nagy- 
Kikinda,  Szabadka,  Szeged,  Ujvidek  und  Zorabor. 

11.  Königliche  Tafel  in  Temesvar  mit  den  Gerichtshöfen  zu  Fehertemplom,  Ka- 
ränsebes,  Lugos,  Pancsova  und  Temesvar. 

III.  Gerichtshöfe  1.  Instanz: 

Bemerkung.  Die  mit  einem  ' bezeichaeten  Bezirksgerichte  sind  mit  der  Gerichtsbarkeit 
iu  Grundbuchangelegeuheiten  bekleidet. 

1.  Gerichtshof  in  Arad  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Arad,  *Pecska,  *Radna, 
*Nilägos,  *Borosjenö,  *KisjenÖ,  Nagy-Buttyin,  Nagy-Halmägy. 

2.  Gerichtshof  in  Aranyos-Maröth  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Aranyos- 
Maröth,  * V erebely,  *Leva,  * Körmöczbanya,  * Ujbanya. 

3.  Gerichtshof  in  Balassa  Gyarmat  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Balassa  Gyar- 
mat,  *Szeczeny,  *Sziräk,  *Losoncz,  *Fülek,  * Rötsäg. 

4.  Gerichtshof  inBeregszäsz  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Beregszäsz,  Käszony, 
Ilosva,  *Munkäcs,  Alsö-Vereczke,  *Nagy-Szöllös,  *Nagy-Berezna,  *Ungvär,  Nagy-Kapos, 
Szobrancz. 

5.  Gerichtshof  in  Besztercze  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Besztercze,  *Naszöd, 
Ö-Radna. 

6.  Gerichtshof  in  Beszterczebänya  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Besztercze- 
bänya,  *Breznöbänya,  *Zölyom,  *Turocz-Szent-Märton,  Znio-Väralja. 

7.  Gerichtshof  in  Brasso  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Brasso,  Hosszüfalu,  * Fo- 
garas, Sarkany,  Zernest. 

8.  Gerichtshof  in  Budapest  mit  den  Bezirksgerichten  zu  ^Budapest  I.— III.  Be- 
zirk, IV.  Bezirk,  V.  Bezirk,  VI. — VII.  Bezirk,  VIII. — X.  Bezirk. 

Ausserdem  besteht  in  Budapest  ein  Handels-  und  Wechselgerichtshof  und 
ein  Strafgerichtshof  mit  Bezirksgericht  für  Strafsachen. 

9.  Gerichtshof  in  Csikszereda  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Csikszereda,  *Csik- 
szentmarton,  *Gyergyöszentmiklös. 

10.  Gerichtshof  in  Debreczen  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Debreczen,  *Szo- 
boszlö,  Derecske,  *Ptispökladäny,  *Ilajdü-Böszörmöny,  *H.-Nänäs. 

11.  Gerichtshof  in  Dees  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Deös,  *Bethlen,  *Magyar- 
Läpos,  * Szamos-Ujvar,  * Csäki-Gorbö,  Kekes,  * Nagy-Somküt,  *Nagy-Ilonda. 

12.  Gerichtshof  in  Deva  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Deva,  Maros-Ilye,  Vajda- 
Hunyad,  *Hatszeg,  *Szäszväros,  Puj,  Algyögy,  *Körösbänya. 

13.  Gerichtshof  in  Eger  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Eger,  *Heves,  Peterväsär, 
*Hatvan,  *Gyöngyös,  Tisza-Füred. 

14.  Gerichtshof  in  Eperjes  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Eperjes,  Girält,  Lemes, 
*Kis-Szeben,  *Bärtfa,  Svidnik. 

15.  Gerichtshof  in  Erzsebetvaros  mit  den  Bezirksgerichten  zu  *Dicsöszent- 
märton,  Erzsebetvaros,  *Segesvär,  *Köhalom,  *Nagy-Sink,  *Medgyes,  *Hosszü-Aszö, 
Szt.  Ägotha. 

16.  Gerichtshof  in  Fehertemplom  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Fehertemplom, 
^Temes-Kubin,  *Versecz,  *Detta,  * Kärolyfalva,  * Oraviczabänya,  Szaszkabänya. 

17.  Gerichtshof  in  Fiume  mit  dem  Bezirksgericht  in  Fiume. 
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18.  Gerichtshof  in  Györ  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Györ,  T4th,  Szent-Märton, 

* Magyar-Ovar,  *Nezsider. 

19.  Gerichtshof  in  Gyula  mit  den  Bezirksgerichten  zu  * Bäkes,  *Bäkes-Csaba, 
Gyula,  *Oroshäza,  *Szarvas,  *Szeghalom. 

20.  Gerichtshof  in  Gy  ula-  F e h 6r  v är  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Gyula-Fehervär, 
*Abrudbänya,  * Baläzsfalva,  Maros-Üjvär,  *Nagy-Enyed.  *Yizakna. 

21.  Gerichtshof  in  Ipolysägh  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Ipolysägh,  *Vämos- 
Mikola,  *Korpona,  * Selmeczbänya. 

22.  Gerichtshof  in  Kalo  cs  a mit  den  Bezirksgerichten  zu  Kalocsa,  *Duna-Vecse, 
*Kis-sKörös,  Kun-Halas. 

23.  Gerichtshof  in  Kaposvar  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Kaposvar,  *Marczali, 
*Nagy-Atäd,  Igal,  * Szigetvär,  *Lengyeltöti,  *Csurg6,  *Tab. 

24.  Gerichtshof  in  Kar  an  seb  es  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Karänsebes,  *Bozo- 
vics,  *Teregova,  *Ö-Orsova. 

25.  Gerichtshof  in  Kassa  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Kassa,  Zsadäny,  *Szäntö, 
Szikszö,  "Torna,  *Szepsi. 

26.  Gerichtshof  in  Kecskemet  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Kecskemet,  *Nagy- 
Körös,  *Czegled,  *Kfmszentmiklös,  *Felegyhäza. 

27.  Gerichtshof  in  Käzdi-Väsärhely  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Kezdi-Yäsär- 
hely,  *Kovaszna,  * Sepsi-Szent-György,  *Nagyajta. 

28.  Gerichtshof  in  Kolozsvär  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Kolozsvär  väros 
(Stadt),  Kolozsvär  vidäk  (Landbezirk),  *Banfi-Hunyad,  Hidalmäs,  Mocs,  *Teke. 

29.  Gerichtshof  in  Komärom  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Komärom,  *Tata 
Perbete,  Nagy-Igmänd,  *Esztergom,  Muzsla. 

30.  Gerichtshof  in  Löcse  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Löcse,  *Iglö,  *Gölnicz- 
bänya,  Szepesväralja,  *Kesmärk,  * Szepes-Szombat,  *Lublö,  Szepes-Ofalu. 

31.  Gerichtshof  in  Lugos  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Lugos,  *Bogsän,  *Facset. 

32.  Gerichtshof  in  Maros-Yäsärhely  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Maros- 
Yäsärhely,  * Nyäräd-Szereda,  Mezö-Bänd,  * Szäsz-Regen. 

33.  Gerichtshof  in  Märmaros-Sziget  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Marmaros- 
Sziget,  *Felsö-Visso,  Aknarahö,  *Tecsö,  *Huszt,  Okörmezö. 

34.  Gerichtshof  inMiskolcz  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Miskolcz,  Szent-Peter, 
*Edeleny,  *Mezökövesd,  *Csäth. 

35.  Gerichtshof  in  Nagjr-Becskerek  mit  den  Bezirksgerichten  Nagy-Becskerek, 

* Török-Becse,  *M6dos. 

36.  Gerichtshof  in  Nagy-Kanizsa  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Nagy-Kanizsa, 
*Keszthely,  *Letenye,  *Csäktornya,  *Perlak. 

37.  Gerichtshof  in  Nagy-Kikinda  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Nagy-Kikinda, 
*Török-Kanizsa,  *Zsombolya,  *Nagyszentmild6s,  *Billed,  *Nagy-Szt-Mikl6s. 

38.  Gerichtshof  in  Nagy-Szeben  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Nagy-Szeben, 

* Szäsz-Sebes,  Szelistye,  Üj-Egyliäz,  * Szerdahely. 

39.  Gerichtshof  in  Nagyvärad  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Nagyvärad  varos 
(Stadt),  Nagyvärad  videk  (Landbezirk),  *Elesd,  Berettyö-Üjfalu,  *Nagy-Szalonta,  *Tenke, 

* Margit  ta,  *Belenv es,  Vasköh,  Magyar-Csäke,  *Szekelyhid. 

40.  Gerichtshof  in  Nyiregyhäza  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Nyiregyhäza, 
*Kisvärda,  *Nag3r-Källö,  *Nyirbätor,  *Tiszalök. 

41.  Gerichtshof  in  Nyitra  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Nyitra,  *Erseküjvär, 
*Sellye,  *Nagy-Tapolcsän,  *Privigye,  *Galgocz.  *Väg-Ujhely,  *Szenicz,  *Szakolcza, 
*Miava. 

42.  Gerichtshof  in  Pancsova  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Pancsova,  *Perlasz, 
Antalfalva,  Alibunär. 

43.  Gerichtshof  in  Pestvidek  (Pest  Landbezirk)  in  Budapest  mit  den  Bezirks- 
gerichten zu  * Szent-Endre,  *Yäcz,  *Gödöllö,  *Nagy-Käta,  *Monor,  *Räczkeve,  Öcsa, 
Pestvidäk  (Pest  Landbezirk  in  Budapest). 

44.  Gerichtshof  in  Pecs  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Pecs,  Pecsvärad,  Szent- 
Lörincz,  *Säsd,  *Mohäcs,  *Siklös,  *Därda. 
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45.  Gerichtshof  in  Pozsony  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Pozsony,  *Malaczka, 
*Somorja,  *Duna-Szerdahely,  *Bazin,  *Nagyszombat,  *Galantha. 

46.  Gerichtshof  in  Rimaszombat  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Rimaszombat, 
Rimaszecs,  *Rosnyö,  *Tornaalja,  *Nagy-Röcze. 

47.  Gerichtshof  in  Rozsahegy  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Rozsahegy,  *Alsö- 
Kubin,  *Namesztö,  *Trsztena,  *Liptöszentmiklos,  *Lipt6üjvar. 

48.  Gerichtshof  in  Sätoralja-Üjhely  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Sätoralja- 
Üjhely,  Kiritlyhelmecz,  *Galsz6cs,  *Tokaj,  *Szerencs,  *Homonna,  *Nagy-Mihäly,  Varannö, 
Sztropkö. 

49.  Gerichtshof  in  Sopron  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Sopron,  *Nagy-Marton, 
*Kis-Marton,  Felsö-Pulya,  *Csepreg,  *Kapuvar,  *Csorna. 

50.  Gerichtshof  in  Szabadka  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Szabadka,  *Topolya, 
*Zenta,  *Baja,  B&cs- Almäs, 

51.  Gerichtshof  in  Szatmär-N6meti  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Szatmar- 
Nemeti,  *Feher-Gyarmat,  *Halmi,  *Nagy-Karoly,  Erdöd,  * Mat£-Szalka,  *Nagy-Banya, 
*Nagysomkut,  *Sziner-Varalja. 

52.  Gerichtshof  in  Szeged  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Szeged,  *Csongräd, 
*Nagy-Lak,  *Mak6,  *Batonya,  *H6dmezö-Väsarhely,  *Szentes. 

53.  Gerichtshof  in  Szegzard  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Szegzard,  *Bonyhäd, 
*Duna-Földvar,  *Paks,  *Tam&si,  *Gyönk. 

54.  Gerichtshof  in  Szekely-Udvarhely  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Szekely- 
Udvarhely,  * Sz^kely-Keresztür,  *Okland. 

55.  Gerichtshof  in  Szekes-Fehervhr  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Szekes- 
Fehervhr,  *Adony,  *Vaal,  Särbogard,  *Mo6r. 

56.  Gerichtshof  in  Szolnok  mit  den  Bezirksgerichten  zu  *Abädszalök,  *Jasza- 
pati,  *Jäszbereny,  *Karczag,  *Kis-Ujszallas,  *Kun-Szt-Marton,  *Mezötur  und  Szolnok. 

57.  Gerichtshof  in  Szombathely  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Szombathely, 
*Felsö-Eör,  *Vasvar,  * Könnend,  *Kis-Czell,  *Särvar,  *Köszeg,  * Szent-Gotthärd,  *Mura- 
Szombat,  *Nemet-Ujvar. 

58.  Gerichtshof  inTeznesvar  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Temesvär,  *Csäkovär, 
Buziäs,  *Vinga,  *Lippa,  *Uj-Arad,  *Rekäs, 

59-.  Gerichtshof  in  Tor  da  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Torda,  *Maros-Ludas, 
*Felvincz,  Alsö-Jara,  *Topänfalva. 

60.  Gerichtshof  in  Tr  en  cs  6n  mit  den  Bezirksgerichten  zuTrencsen,  *Baan,  * Illava, 
*Puchö,  *Zsolna,  *Bittse,  Yäg-Besztercze,  Csacza. 

61.  Gerichtshof  in  Üjvidek  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Üjvidek,  *Palänka, 
*0-Becse,  Jozseffalva,  '"Titel. 

62.  Gerichtshof  in  Veszprem  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Veszprem,  Enying, 
*Zircz,  Balaton-Füred,  *Papa,  *Pevecser. 

63.  Gerichtshof  in  Zala-Egerszeg  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Zala-Egerszeg, 
*Tapolcza,  *Stimeg,  *Alsö-Lendva. 

64.  Gerichtshof  in  Zilah  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Zilah,  *Szilagy-Cseh, 
*Tasnäd,  * Szilhgy-Somlyö,  *Zsibö. 

65.  Gerichtshof  inZombor  mit  den  Bezirksgerichten  zu  Zombor,  *Kula,  *Apatin 
Hödsag. 

B.  Kroatien  und  Slavonien.1) 

1.  Septemviraltafel  in  Agram. 

2.  Banaltafel  und  Oberstaatsanwaltschaft  in  Agram. 

3.  Gerichtstafeln  und  Staatsanwaltschaften  in  Agram,  Varazdin,  Beiovar,  Pozega, 
Esseg.  Vukovar. 

4.  Städtisch-delegirte  Bezirksgerichte  in  Agram,  Varazdin,  Beiovar,  Pozega,  Esseg, 
Vukovar. 

5.  Bezirksgerichte  in  Zengg,  Bukkari,  Novi,  Cabar,  Delnice,  Karlstadt,  Jaska, 
Pisarovina,  Sissek,  Gross-Gorica,  St.  Ivan  in  Zelina,  Pregrada,  Klanjec,  Krapina,  Zlatar, 
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Stubica,  Ivanec,  Kopreinitz,  Kreuz,  St.  Georgen,  Cazma,  Garesnica,  Grubisnopolje, 
Daruoar,  Yerötze,  Slatina,  Na§ice,  Djakovar,  Unter-Miholjac,  Valpo,  Ilok,  Sidv  Ruma, 
Irig,  Pakratz,  Bozjakovina,  Samobor. 

C.  Die  aufgelöste  Militärgrenze. ‘) 

1.  Gerichtstafeln  und  Staatsanwaltschaften  in  Gospiö,  Ogulin,  Petrinja,  Vinkovci 
und  Semlin. 

2.  Bezirksgerichte  in  Gospic,  Udbina,  Gracac,  Ottoöac,  Korenica,  Ogulin,  Cemer- 
nica,  Bründl,  Slunj,  Krnjak,  Rakovac  in  Karlstadt,  Glina,  Kostajnica,  Rujevac,  Petrinja, 
Neu-Gradisca,  Okucani,  Brod  a.  d.  Save,  Vinkovci,  Bosnjaki,  Mitrovitz,  Semlin,  Alt- 
Pazua,  Karlovic. 

No.  33.  Allg.Verf.  des  J.M.  vom  16.  Oktober  1884,  betreffend  die  Erstattung 
der  Gebühren,  welche  bei  den  Konsulaten  des  Deutschen  Reichs  durch  die 
Erledigung  von  Ersuchen  Preussischer  Justizbehörden  erwachsen  (J.M. BL 
S.  241). 

Die  Justizbehörden  werden  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  in  Untersuchungen, 
welche  auf  Grund  erhobener  öffentlicher  Klage  geführt  werden,  ausser  dem  etwaigen 
Nebenkläger  eine  ersatzpflichtige  Partei  im  Sinne  der  Nummer  2 der  allgemeinen  Ver- 
fügung vom  8.  September  1882  überhaupt  nicht  vorhanden  ist.  In  derartigen  Unter- 
suchungen sind  daher  auch  die  von  den  Konsulaten  aus  Anlass  der  Erledigung  von  Er- 
suchen der  Justizbehörden  zu  liquidirenden  Gebühren  in  allen  Fällen  alsbald  zu  be- 
richtigen, ohne  Rücksicht  darauf,  ob  etwa  deren  Wiedereinziehung  von  einer  zur 
Tragung  der  Kosten  verurtheilten  Person  werde  erfolgen  können. 

Gleichzeitig  mache  ich  den  Justizbehörden  die  pünktliche  Befolgung  der  Vor- 
schriften der  allgemeinen  Verfügungen  vom  8.  September  1882  imd  vom  25.  April  1883 
wiederholt  zur  besonderen  Pflicht,  da  ich  zu  meinem  Bedauern  wahrgenommen  habe, 
dass  es,  um  die  Erstattung  der  in  Rede  stehenden  Gebühren  und  Auslagen  herbeizu- 
führen, sehr  häufig  erst  der  wiederholten  Erinnerung  des  Herrn  Ministers  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  bedurft  hat,  und  dass  vielfach  auch  diese  Erinnerungen  nicht 
nur  nicht  befolgt,  sondern  sogar  ohne  jegliche  Antwort  gelassen  worden  sind,  so  dass 
im  Aufsichtswege  Abhülfe  hat  geschafft  werden  müssen.  Ich  erwarte  deshalb,  dass 
in  Zukunft  wegen  der  Erstattung  derartiger  Kosten  ohne  jede  Zögerung  das  Er- 
forderliche veranlasst  werden  wird. 

No.  34.  Allg.Verf.  des  J.M.  vom  24.  Oktober  1884,  betreffend  Anträge 
auf  Beweisaufnahmen,  von  denen  im  Auslande  Gebrauch  gemacht  werden  soll 
(J.M.B1.  S.  245). 

In  mehreren  zu  meiner  Kenntniss  gelangten  Fällen  haben  die  Amtsgerichte  An- 
träge von  Reichsangehörigen,  betreffend  die  Aufnahme  von  Beweisen,  insbesondere  Ab- 
hörung von  Zeugen  oder  Abnahme  von  Eiden  in  Rechtsangelegenheiten,  welche  im  Aus- 
lande vor  Gerichten  oder  anderen  Behörden  anhängig  sind  oder  anhängig  gemacht 
werden  sollen,  beim  Mangel  eines  Ersuchens  der  auswärtigen  Behörde  oder  eines  die 
Zeugenvernehmung  oder  die  Eidesleistung  anordnenden  Gerichtsbeschlusses  abgelehnt, 
obgleich  der  Antragsteller  dargelegt  hatte,  dass  die  auswärtige  Gesetzgebung  die  Er- 
wirkung der  Beweisaufnahme  lediglich  dem  Parteibetrieb  überlasse,  und  dass  die  Erledi- 
gung des  gestellten  Antrags  für  die  Rechtsverfolgung  im  Auslande  nothwendig  oder 
nützlich  sei. 

Durch  die  Ablehnung  derartiger  Gesuche  werden  berechtigte,  auf  den  Schutz  der 
inländischen  Behörden  angewiesene  Interessen  der  Bittsteller  gefährdet,  und  da  die 
Beibringung  der  die  Beweisaufnahme  klarstellenden  Urkunden  nach  den  Gesetzen  des 
Auslandes  zuweilen  an  Fristen  gebunden  ist,  kann  im  Aufsichtswege  nicht  immer  recht- 
zeitig Abhülfe  gewährt  werden. 

In  Uebereinstimmung  mit  den  in  dieser  Beziehung  in  einzelnen  Fällen  schon  vor 
der  Einführung  der  Reichsjustizgesetze  wiederholt  ausgesprochenen  Grundsätzen  nehme 


l)  Die  Bezirke  der  Gerichtstafeln  sind  nicht  mitgetheilt  worden. 


1002 


Europa. 


ich  deshalb  Veranlassung,  die  Amtsgerichte  darauf  hinzuweisen,  dass  sie  in  Fällen  der 
angegebenen  Art  den  gestellten  Anträgen  ohne  besondere  Rückfrage  Folge  zu  geben 
haben.1) 


*)  Für  die  zum  Gehrauch  in  England  bestimmten  Beweisaufnahmen  wird  auf 
Folgendes  hingewiesen : 

Während  die  britischen  Justizbehörden  bei  Eidesabnahmen  und  Zeugenver- 
nehmungen für  in  Deutschland  schwebende  Rechtsstroitigkeiten  nach  Massgabe  des 
englischen  Gesetzes  vom  29.  Juli  1856  (19  & 20  Vict.  cap.  113)  deutsche  Konsular- 
beamte (nach  Erledigung  gewisser  — wenig  Zeit  beanspruchender  — Formalitäten) 
ermächtigen,  die  Zeugen  zu  vernehmen  und  Eide  abzunehraen,  auch  wenn  es  sich  um 
die  Vernehmung  und  Vereidigung  britischer  Unterthanen  handelt  (cf.  Preussische 
Justizministerial Verfügung  vom  20.  Mai  1887,  J.M.B1.  1887  S.  146,  147  unten  No.  40), 
entstehen  im  umgekehrten  Falle  vielfach  Schwierigkeiten. 

Der  gegenwärtige  Rechtszustand,  soweit  er  hier  in  Betracht  kommt,  ist  folgender: 

I.  Beweisaufnahmen  durch  Zeugenvernehmungen  und  Eidesleistungen. 

Da  dem  englischen  Recht  der  Begriff  der  „Eideszuschiebung“  fremd  ist,  die  Par- 
teien vielmehr  als  Zeugen  — auf  ihr  Verlangen  — vereidigt  werden,  so  fragt  es  sich 
zunächst,  ob  es  zulässig  ist,  bei  in  England  schwebenden  Rechtsstreiten  in  Deutsch- 
land wohnende  Parteien  als  Zeugen  zu  vernehmen.  Die  Frage  ist  in  der  Praxis 
in  bejahendem  Sinne  entschieden  worden,  z.  B.  in  Sachen  Pauli  c/a  Indian  Trust  Com- 
pany, Amtsgericht  Potsdam  IV  b.  R.  H.  130.  92 , in  der  die  deutsche  Klägerin  als 
Zeugin  vernommen  und  vereidigt  wurde. 

Um  eine  Eidesabnahme  oder  Zeugenvernehmung  im  Auslande  zu  bewirken,  sind 
folgende  Wege  möglich: 

1.  Das  englische  Gericht  sendet  eine  sogenannte  „Commission“  aus,  in  welcher 
eine  von  dem  englischen  Gericht  ernannte  Person  (commissioner)  ersucht  wird,  den  be- 
treffenden Zeugen  zu  vernehmen  und  zu  vereidigen,  sowie  eine  Reihe  streng  vorge- 
schriebener Formalitäten  zu  erfüllen.  Der  Commissioner,  der  zumeist  ein  Rechtsanwalt 
ist,  hat  sich  selbst,  die  Schreiber,  Dolmetscher  etc.  zu  vereidigen. 

Dieser  Weg  ist  in  Deutschland  nicht  angängig,  da  in  Deutschland  Eide  nur  von 
dem  zuständigen  deutschen  Richter  abgenommen  werden  dürfen,  anderweite  com- 
missioners  aber  sich  der  Gefahr  aussetzen,  auf  Grund  des  § 132  Strafgesetzbuchs  wegen 
Vornahme  einer  Handlung,  welche  nur  kraft  eines  öffentlichen  Amts  vorgenommen 
werden  darf,  bestraft  zu  werden.  Thatsächlich  haben  gegen  englische  Anwälte,  welche 
als  commissioners  nach  Deutschland  kamen  und  die  commission  erledigten.  Strafver- 
folgungen stattgefunden. 

2.  Gerade  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Weg  zu  1,  in  Deutschland  (übrigens 
auch  in  Spanien)  nicht  eingeschlagen  werden  kann,  hat  der  Oberste  englische  Gerichts- 
hof am  24.  Oktober  1884  in  Regulativ  37  Vorschrift  6a  (Order  37  rule  6*)  angeordnet, 
dass  an  Stelle  der  commission  die  Absendung  eines  Requisitionsschreibens  an  das  zu- 
ständige Gericht  zu  erfolgen  habe.  Diese  Requisitionsschreiben,  welche  im  diploma- 
tischen Wege  durch  die  zuständigen  auswärtigen  Aemter  und  Justizministerien  be- 
fördert wrerden,  haben  sich  jetzt  in  England  auch  anderen  Ländern  gegenüber  — abge- 
sehen von  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  — ganz  allgemein  eingebürgert. 
Das  vorgeschriebene  B’ormular  der  Ersuchungsschreiben  enthält  das  Ersuchen,  den 
oder  die  Zeugen  in  Gegenwart  der  Parteivertreter  zu  vernehmen,  die  Antworten  nieder- 
schreiben zu  lassen,  alle  von  den  Zeugen  übergebenen  Anlagen  mit  einer  genauen  Be- 
zeichnung zu  versehen  und  das  Protokoll  mit  dem  Gerichtssiegel  zu  versehen  und  zu 
unterzeichnen. 

3.  Da  der  Weg  zu  2,  welcher  an  sich  als  der  normale  zu  erachten  ist,  ein  über- 
aus zeitraubender  und  verwickelter  ist,  da  ferner  die  englischen  Gerichte  Ersuchungs- 
schreiben nur  dann  erlassen,  wenn  der  Betrieb  nicht  den  Parteien  selbst  überlassen 
ist,  was  bei  den  sub  II  zu  behandelnden  affidavits  stets  der  Fall  ist,  so  hat  das 
preussische  Justizministerium  am  24.  Oktober  1884  (J.M.B1.  1884  S.  245)  obige  allge- 
meine Verfügung  erlassen.  Die  Partei  wendet  sich  in  diesem  Falle  an  den  zuständigen 
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No.  35.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  16.  Juni  1885,  betreffend  den  § 102  der 
Civilprozessordnung  (J.M. Bl.  S.  185). 

„In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  in  welchen  Ausländer  als  Kläger  auftreten, 
und  in  welchen  in  Frage  kommt,  ob  der  Ausländer  dem  Beklagten  wegen  der  Prozess- 
kosten Sicherheit  zu  leisten  hat,  wird  zuweilen  eine  Beweisaufnahme  darüber  noth- 
wendig,  ob  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  welchem  der  ausländische  Kläger  angehört, 
ein  Deutscher  im  gleichen  Falle  zur  Sicherheitsleistung  verpflichtet  ist  oder  nicht 
(§  102  der  Civilprozessordnung).  In  solchen  Fällen  ist  mehrfach  seitens  der  Gerichte 


Richter  (je  nach  Lage  des  Falls  entweder  an  den  Requisitionsrichter  oder  den  Richter 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit)  desjenigen  Bezirks,  in  welchem  der  Zeuge  oder  Eides- 
leistende wohnt,  mit  der  Bitte  um  Terminsanberaumung.  Sie  weist  in  ihrem  Anträge 
nach,  dass  die  Eidesleistung  beziehungsweise  Zeugenvernehmung  nothwendig  und  nach 
englischem  Recht  dem  Parteibetriebe  überlassen  ist.  Es  wird  in  der  Praxis  als  ge- 
nügend erachtet,  wenn  dieser  Nachweis  durch  Vorlegung  des  Instruktionsbriefes  eines 
englischen  Anwalts  im  Original  und  beglaubigter  Uebersetzung  geführt  wird.  Handelt 
es  sich  nicht  um  eine  Zeugenvernehmung,  so  überreicht  die  eidesleistende  Partei  zum 
Termin  das  englische  Original  und  die  beglaubigte  Uebersetzung  der  von  ihr  abzu- 
gebenden eidlichen  Erklärung.  Das  Gericht  vereidigt  die  Partei  und  bemerkt  auf  dem 

der  Partei  zurückzugebenden  englischen  Originale:  Beschworen  vor  mir,  dem 

Amtsgericht  (Unterschrift,  Siegel).  Die  beglaubigte  Uebersetzung  der  Erklärung  bleibt 
bei  den  Gerichtsakten.  — Das  bei  dem  Königlichen  Amtsgericht  I Berlin  übliche 
Formular  wird  in  der  Anlage  mitgetheilt. 

4.  Den  englischen  Konsuln  in  Deutschland  ist  es,  wie^bemerkt,  an  sich  nicht  ge- 
stattet. britische  Unterthanen  zu  vereidigen,  und  ebenso  wenig  sind  sie  befugt,  deut- 
schen Unterthanen  einen  Eid  abzunehmen,  und  sie  würden  sich  eventuell,  da  ihnen  das 
Recht  der  Exterritorialität  nicht  zusteht,  nach  § 132  Strafgesetzbuchs  strafbar  machen. 
In  einigen  Fällen,  in  denen  ihm  die  Nothwendigkeit  und  die  Dringlichkeit  des  Falls 
dargestellt  wurde  (cf.  Herman  & Kent  c/a  Tarlan,  Verfügung  des  Reichskanzlers  vom 
16.  Oktober  1896,  III  32059).  hat  mit  Rücksicht  auf  diese  Schwierigkeit  der  Reichs- 
kanzler den  englischen  Konsuln  seine  Genehmigung  zur  Vernehmung  von  Zeugen  und 
Abnahme  von  Eiden  ertheilt. 

II.  Affidavits. 

Affidavits  sind  schriftliche  Erklärungen,  welche  vor  einer  autorisirten  Person 
unterzeichnet  und  deren  Inhalt  vor  derselben  Person  beschworen  wird  (Schuster, 
Rechtspflege  S.  110).  Für  diese  Erklärungen  ist  eine  strenge,  genau  innezuhaltende 
Form  vorgeschrieben.  Es  giebt  kaum  ein  Gebiet  im  englischen  Rechtsleben,  in  dem 
nicht  die  Ausstellung  von  affidavits  nothwendig  werden  kann  und  gerade  hier  entstehen, 
da  der  Begriff  der  affidavits  dem  deutschen  Rechte  fremd  ist,  Schwierigkeiten.  Auf 
folgende  wichtige  Anwendungsfälle  der  affidavits  sei  hier  speziell  hingewiesen: 

a)  im  Prozesse  finden  affidavits  bei  den  Verhandlungen  in  Chambers  (dem  vor- 
bereitenden und  auf  klärenden  Verfahren),  im  summarischen  Verfahren,  bei  der  discovery 
of  documents  (der  Erklärung,  welche  auf  den  Prozess  bezüglichen  Urkunden  die  Partei 
besitzt),  bei  den  interrogatories  (eidlich  zu  beantwortende  Fragestücke),  in  gewissen 
Fällen  bei  der  vorbereitenden  und  endgültigen  Beweisaufnahme  und  vielen  anderen 
Fällen  Anwendung; 

b)  im  Konkursverfahren  ist  die  Anmeldung  des  Konkurses  seitens  eines  Gläu- 
bigers durch  affidavit  zu  bekräftigen,  ebenso  muss  bei  Anmeldung  der  Konkursforde- 
rungen ein  affidavit  beigebracht  werden: 

c)  im  Patentverfahren  sind  in  gewissen  Fällen  eidliche  Erklärungen  er- 
forderlich. 

d)  im  Nachlassregulierungsverfahren  hat  der  designirte  Administrator  oder 
Executor  ein  für  die  Steuerbehörde  bestimmtes  affidavit,  in  dem  der  Werth  des  in 
England  befindlichen  Nachlasses  zu  beschwören  ist,  und  ein  zweites  affidavit,  in  dem 
er  beschwört,  seine  Obliegenheiten  gewissenhaft  erfüllen  zu  wollen,  einzureichen.  Diese 
affidavits  sind  in  den  sehr  häufigen  Fällen  abzugeben,  in  denen  sich  im  Nachlass  eines 
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die  Yermittelung  des  Auswärtigen  Amts  des  Deutschen  Reiches  in  Anspruch  genommen 
worden,  um  eine  amtliche  Auskunft  über  die  betreffenden  im  Auslande  geltenden  Rechts- 
sätze zu  erlangen. 

Nach  einer  Mittheilung  des  Herrn  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
lehnt  das  Auswärtige  Amt  des  Deutschen  Reichs  es  indessen  ab,  in  derartigen  Fällen 
im  Interesse  der  ausländischen  Partei  thätig  zu  werden. 

Deutschen  englische  Aktien  oder  Obligationen  vorfinden,  zu  deren  Umschreibung  diese 
eidlichen  Erklärungen  schlechthin  erforderlich  sind. 

Ueberall,  wo  derartige  affidavits  in  Deutschland  zu  beschwören  sind,  wird  der 
Weg  der  Beweisrequisition  von  Gericht  zu  Gericht  unzulässig  sein,  da  die  englischen 
Gerichtshöfe  die  Beschaffung  der  eidlichen  Erklärung  den  Parteien  überlassen;  es  bleiben 
nur  die  sub  I 3 und  4 bezeichneten  Wege  übrig.  Es  muss  hierbei  hervorgehoben 
werden,  dass  die  obige  Justizministerialverfügung  vom  24.  Oktober  1884  sich  nicht 
nur  auf  schwebende  Prozesse  bezieht,  sondern  auf  alle  Fälle,  in  denen  nach  englischem 
Recht  eine  Eidesleistung  erforderlich  ist,  dass  es  im  Prinzip  auch  keinen  Unterschied 
macht,  ob  der,  welcher  den  Eid  zu  leisten  hat,  Deutscher  oder  Ausländer  ist.  Bemerkt 
werden  mag  noch,  dass  in  Ausnahmefällen,  in  denen  deutsche  Gerichte  sich  ge- 
weigert hatten,  den  Eid  abzunehmen,  feierliche  Erklärungen  (solemn  declarations),  die 
vor  dem  englischen  Konsul  abgegeben  wurden,  für  genügend  erachtet  worden  sind, 
wenn  denselben  ein  den  Sachverhalt  aufklärendes  affidavit  beigefügt  ist  (vgl.  Annual 
Practice  1896  von  Snow,  Burney  and  Stringer  S.  1254);  indessen  ist  dies  nur  ein 
Nothbehelf. 

III.  Zustellungen. 

Das  englische  Recht  schreibt  genau  vor,  wann  und  wrie  Prozessschriften  im  Aus- 
lande zuzustellen  sind  (vgl.  Prentice, Proceedings  in  an  aetion  1880  S.  70 ff.;  Schuster], 
Rechtspflege  S.  87 ; Annual  Practice  1896  S.  309  ff.).  Die  Zustellung  kann  nach  eng- 
lischem Recht  durch  jede  beliebige  Person  erfolgen,  und  kann  es  einem  Bedenken 
nicht  unterliegen,  dass  derartige  Zustellungen  auch  in  Deutschland  durch  andere  Per- 
sonen als  durch  Gerichtsvollzieher  bewirkt  werden,  da  die  Vorschriften  der  deutschen 
Civilprozessordnung,  in  der  die  Zustellungen  den  Gerichtsvollziehern  überwiesen  sind, 
nur  auf  das  Prozessverfahren  nach  der  deutschen  Civilprozessordnung  Anwendung  finden. 

Der  Zustellende  hat  eine  eidliche  Erklärung  (affidavit)  etwa  folgenden  Inhalts  ab- 
zugeben: 

Rubrum  der  Sache. 

Ich,  A.  B.  zu  Berlin  im  Deutschen  Reich,  sage  eidlich,  was  folgt  aus: 
Ich  habe  am  in  Berlin  im  Deutschen  Reich,  strasse 

No.  , dem  vorgenannten  Beklagten  in  Person  die  Benachrichtigung  von  der 
Klageladung,  von  der  ein  mit  A.  bezeichnetes  Duplikat  hier  beigefügt  wird, 
zugestellt. 

Eidesvermerk.  Unterschrift. 

Dieser  Eid  muss  in  der  sub  1 3 und  4 beschriebenen  Art  und  Weise  geleistet 
werden.  Von  diesem  affidavit  nimmt  der  Oberste  Gerichtshof  von  England  in  der 
Regel  nicht  Abstand  und  hat  in  dem  Rechtsstreit  Ford  c/a  Mieske,  Queens  Bench 
Division  16.  57  (cf.  Annual  Practice  S.  309,  Schuster  S.  87)  Erlass  eines  Versäumniss- 
urtheils  abgelehnt,  weil  die  eidliche  Erklärung  des  Zustellenden  nicht  beschafft  werden 
konnte.  Allerdings  wird  an  der  citirten  Stelle  der  Annual  Practice  von  einem'  Fall 
berichtet,  in  dem  ein  deutscher  Gerichtsvollzieher  die  Klage  zugestellt  und  der  Kläger 
den  Nachweis  geführt  hatte,  dass  der  Gerichtsvollzieher  die  Zustellung  nicht  durch 
eidliche  Erklärung  beurkunden  dürfe;  in  diesem  Falle  hat  das  Gericht  folgenden  Be- 
schluss erlassen:  „Es  steht  dem  Kläger  frei,  nach  Ablauf  von  acht  Tagen  Urtheil  zu 
erwirken;  Benachrichtigung  von  diesem  Beschluss  ist  dem  Beklagten  nach  seiner 
Adresse  in  München  in  frankirtem  Einschreibebrief  zu  übersenden.“ 

Es  ist  dies  jedoch  ein  Ausnahmefall  und  kann  in  gleichliegenden  Fällen  nicht 
auf  dieselbe  Praxis  gerechnet  werden,  so  dass  die  eidliche  Erklärung  des  Zustellenden 
als  nothwendig  erachtet  werden  muss. 
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Die  Gerichtsbehörden  werden  hiervon  mit  dem  Bemerken  in  Kenntniss  gesetzt, 
dass  es  sich  regelmässig  empfehlen  wird,  dem  ausländischen  Kläger,  welcher  sich  auf 
die  angezogene  Bestimmung  beruft,  zu  überlassen,  wegen  Beschaffung  des  erforder- 
lichen Nachweises  seinerseits  die  geeigneten  Schritte  zu  thun,  und  nüthigenfalls  zu 
diesem  Zweck  die  Vermittelung  seiner  eigenen  Landesbehörden  in  Anspruch  zu  nehmen.“ 

No.  36.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  11.  Juli  188ö,  betreffend  die  in  Folge  des 
Ablebens  von  Ausländern  im  Inlande  zu  machenden  Mittheilungen  (J.M.  Bl 
S.  259). 

„Unter  Bezugnahme  auf  die  allgemeine  Verfügung  vom  14.  Juni  1876,  betreffend 
die  bei  dem  Ableben  von  Ausländem  den  fremden  Regierungen  zu  machenden  Mit- 
theilungen (J.M. Bl.  S.  123),  werden  die  Justizbehörden  darauf  aufmerksam  gemacht, 
dass  hinsichtlich  der  Benachrichtigung  der  ausländischen  Konsularbeamten  von  dem  im 
Inlande  eingetretenen  Sterbefall  eines  ausländischen  Staatsangehörigen,  sowie  hinsicht- 
lich der  Mitwirkung  dieser  Konsularbeamten  bei  der  Sicherstellung  des  Nachlasses  des 
Verstorbenen  ähnliche  Vereinbarungen,  wie  in  den  in  der  Verfügung  vom  14.  Juni  1876 
erwähnten  Verträgen,  auch  in  dem  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde  und  dem  Zoll- 


Anlage. 

Königliches  Amtsgericht  I.  Verhandelt 

Berlin,  den 

Vor  dem  Unterzeichneten  erschien  heute  (un)vorgeladen  an  der  Gerichts- 
stelle Herr 

Der  Erschienene  ist  geschäfts-  und  verfügungsfähig  und  überreichte  eine 
für  den  (Obersten  Gerichtshof  von  England,  Abtheilung  für  ) be- 

stimmte eidliche  Erklärung  in  englischer  Sprache,  sowie  eine  beglaubigte 
Uebersetzung  derselben  mit  dem  Anträge, 

ihm  den  nach  englischem  Recht  erforderlichen  Eid  abzunehmen,  und 
dass  dies  geschehen,  auf  dem  englischen  Original  zu  attestiren. 

Nach  geschehener  Verwarnung  vor  dem  Meineide,  und  nachdem  der  Er- 
schienene noch  erklärt  hatte,  dass  er  Jahre  alt  und  Religion 

sei,  hat  derselbe  den  qu.  Eid  gemäss  § 444  der  Civilprozessordnung  nach 
Verlesung  der  Eidesnorm  und  Verweisung  auf  die  letztere  in  der  Eidesformel 
wörtlich  abgeleistet. 

Demnächst  wurde  unter  Siegel  und  Unterschrift  auf  der  englischen  Ur- 
schrift attestirt: 

Beschworen  von  dem  obengenannten  zu  Berlin  (Preussen, 

Deutschland)  im  Königlichen  Amtsgericht  I am 

vor  mir,  dem  Königl.  Amts 

Siegel.  Unterschrift. 

(der  Unterzeichnete  Richter  zeichnete  sodann  seinen  Namen  noch  auf  den  der 
als  Anlage  A beigefügten  und  zeichnete  den  Anfangsbuchstaben 

seines  Namens  am  Rande  der  Urkunden  an  denjenigen  Stellen,  an  denen 
Ausstreichungen  oder  Weglassungen  vorgenommen  waren). 

Die  englische  Abschrift  wurde  hierauf  zurückgegeben. 

vorgelesen,  genehmigt  und  unterschrieben. 

Literatur:  Inhülsen,  Die  Zustellung  englischer  Klageladungen,  in  der  Zeit- 
schrift für  intern.  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  III  (1893)  S.  498—510. 

Inhülsen,  Die  Behandlung  englischer  affidavits  in  Deutschland,  in  derselben  Zeit- 
schrift Bd.  IV  (1894)  S.  543—552;  vgl.  auch  daselbst  Bd.  V (1895)  S.  147  ff. 

Inhülsen,  Die  von  englischen  Gerichten  angeordneten  Beweisaufnahmen  im 
Deutschen  Reich,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  1896  S.  494 — 514. 

Vorstehende  Mittheilung  verdanken  die  Herausgeber  Herrn  Rechtsanwalt  Dr.  V. 
Schneider  in  Berlin. 
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verein  einerseits  und  dem  Freistaate  Salvador  andererseits  abgeschlossenen  Freund- 
schafts-, Handels-  und  Schifffahrtsvertrage  vom  13.  Juni  187Ö  (Reichs-Gesetzbl.  1872 
S.  377)  Artikel  27,  sowie  in  den  seitens  des  Deutschen  Reiches  mit  folgenden  Staaten 
abgeschlossenen  Vertrügen  enthalten  sind,  nämlich 

a)  in  dem  Freundschafts-,  Handels-  und  Schifffahrtsvertrage  mit  dem  Freistaat 
Kosta-Rika  vom  18.  Mai  1875  (Reichs-Gesetzbl.  1877  S.  13)  Artikel  30, 

b)  in  dem  Freundschafts-,  Handels-,  und  Schifffahrts-  und  Konsularvertrage  mit 
dem  Königreich  der  Hawaischen  Inseln  vom  25.  März  / 19v  September  1879 
(Reichs-Gesetzbl.  1880  S.  121)  Artikel  19, 

und  in  den  Konsularverträgen 

c)  mit  Griechenland  vom  26.  November  1881  (Reichs-Gesetzbl.  1882  S.  101) 
Artikel  15  ff, 

d)  mit  Brasilien  vom  10.  Januar  1882  (Reichs-Gesetzbl.  S.  69)  Artikel  17  ff., 

e)  mit  Serbien  vom  6.  Januar  1883  (Reichs-Gesetzbl.  S.  62)  Artikel  11  ff. 

Die  Justizbehörden  werden  veranlasst,  auch  bezüglich  der  Angehörigen  der  ge- 
nannten Staaten  nach  der  allgemeinen  Verfügung  vom  14.  Juni  1876  zu  verfahren.“ 

No.  37.  Allg.  Verf.  d J.M.  vom  27.  Oktober  1885,  betreffend  den  Rechts- 
hülfeverkehr  mit  Luxemburg  ln  Armenrechtssaehen  (J.M. Bl.  S.  356). 

„Nach  einer  Mittheilung  der  Grossherzoglich  Luxemburgischen  Regierung  können 
Ersuchen  Deutscher  Gerichte  um  Rechtshülfe  in  Streitsachen,  für  welche  das  Armen- 
recht bewilligt  ist,  seitens  der  Luxemburgischen  Gerichte  nach  Lage  der  dortigen  Ge- 
setzgebung nur  unter  folgenden  Voraussetzungen  als  Armenrechtssachen  erledigt  werden: 

1.  Dem  gerichtlichen  Ersuchen  um  Rechtshülfe  ist  ein  besonderer  Antrag  des 
Gerichts  um  Gewährung  des  Armenrechts  für  die  Erledigung  des  Ersuchens, 
sowie  eine  beglaubigte  Abschrift  desjenigen  Beschlusses  des  Deutschen  Ge- 
richts beizufügen,  durchweichen  für  die  vorliegende  Streitsache  das  Armen- 
recht bewilligt  ist. 

2.  Die  durch  die  Erledigung  des  Ersuchens  entstehenden  baaren  Auslagen, 
namentlich  die  an  Zeugen  und  Sachverständige  gezahlten  Gebühren  und  die 
Portokosten,  müssen  unbedingt  seitens  des  ersuchenden  Gerichts  erstattet 
werden. 

3.  Die  Generalstaatsanwaltschaft  in  Luxemburg  ist  von  dem  Ausgange  des 
Prozesses,  in  welchem  das  Ersuchen  nothwendig  geworden,  seinerzeit  in 
Kenntniss  zu  setzen. 

Die  Gerichtsbehörden  werden  hiervon  mit  dem  Bemerken  in  Kenntniss  gesetzt, 
dass  in  Fällen  der  vorliegenden  Art  gleichzeitig  mit  dem  betreffenden  Ersuchungs- 
schreiben an  das  Luxemburgische  Gericht  die  unter  No.  1 bezeichneten  Schriftstücke 
dem  Justizminister  behufs  ihrer  Uebermittelung  an  das  ersuchte  Gericht  auf  diploma- 
tischem Wege  einzureichen  sind. 

No.  38.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  23.  November  1885,  betreffend  die  Bei- 
treibung von  Gerichtskosten  im  Auslande  (J.M.  Bl  S.  372). 

In  neuerer  Zeit  ist  seitens  einzelner  Gerichtskassen  die  Vermittelung  des  Aus- 
wärtigen Amts  des  Deutschen  Reichs  oder  des  Justizministers  behufs  zwangsweiser 
Einziehung  von  Gerichtskosten  von  Personen,  welche  in  ausserdeutschen  Staaten  sich 
auf  halten,  nachgesucht  worden. 

Diesen  Gesuchen  hat  nicht  entsprochen  werden  können,  da  mit  keinem  ausländi- 
schen Staate  Verträge  abgeschlossen  sind,  welche  die  Beitreibung  hier  entstandener 
Gerichtskosten  im  Auslande  gewährleisten,  und  da  erfahrungsmässig  die  ausländischen 
Regierungen  es  ablehnen,  zu  dem  in  Rede  stehenden  Zweck  ihre  Mitwirkung  eintreten 
zu  lassen.  Die  Einziehung  von  Gerichtskosten  im  Auslande  ist  vielmehr  nur  im  Wege 
einer  vor  dem  zuständigen  ausländischen  Gericht  gegen  den  Kostenschuldner  anzu- 
stellenden Klage  möglich.  Eine  solche  Klage  wird  aber  meist  unverhältnissmässig 
hohe  Aufwendungen  erfordern  und  ausserdem  im  Erfolg  sehr  zweifelhaft  sein,  so  dass 
von  der  Erhebung  derselben  in  der  Regel  Abstand  zu  nehmen  sein  wird.  Sollten  aus- 
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nahmsweise  besondere  Umstände  die  Einklagung  von  Gerichtskosten  im  Auslande  an- 
gezeigt erscheinen  lassen,  so  ist  vorher,  unter  Darlegung  der  Gründe  für  die  Zweck- 
mässigkeit dieses  Vorgehens,  auf  dem  Instanzenwege  an  den  Justizminister  zu  be- 
richten. 

Ist  dagegen  der  Kostenschuldner  Deutscher  Reichsangehüriger  oder  Deutscher 
Schutzgenosse  und  befindet  sich  derselbe  in  dem  Amtsbezirk  eines  mit  Gerichtsbar- 
keit ausgestatteten  Kaiserlichen  Konsuls  (vergl.  Anlage  A zur  Bekanntmachung  vom 
10.  Juli  1885,  J.M.B1.  S.  249),  so  kann  die  Beitreibung  von  Gerichtskosten  durch  Er- 
suchen des  betreffenden  Kaiserlichen  Konsuls  erfolgen,  vorausgesetzt,  dass  der  Schuldner 
sich  am  Amtssitze  des  Konsuls  oder  doch  in  unmittelbarer  Nähe  desselben  aufhält.  In 
diesem  Fall  ist  das  Ersuchen  durch  Vermittelung  des  zuständigen  Landgerichtspräsi- 
denten an  den  zuständigen  Kaiserlichen  Konsul  unmittelbar  abzusenden.“ 

No.  39.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  31.  Dezember  1S86,  betreffend  die  Un- 
zulässigkeit der  Pfändung  von  Fahrbetriebsmitteln  Kaiserlich  österreichischer 
Eisenbahnen  (J.M.B1.  1887  S.  2). 

^Nach  dem  dritten  Absätze  des  Reichsgesetzes  vom  3.  Mai  1886,  betreffend  die 
Unzulässigkeit  der  Pfändung  von  Eisenbahn-Fahrbetriebsmitteln  (Reichs-Gesetzbl.  S 131), 
findet  die  Bestimmung,  wonach  die  Fahrbetriebsmittel  der  Eisenbahnen,  welche  Per- 
sonen oder  Güter  im  öffentlichen  Verkehr  befördern,  von  der  ersten  Einstellung  in  den 
Betrieb  bis  zur  endgültigen  Ausscheidung  aus  den  Beständen  der  Pfändung  nicht 
unterworfen  sind,  auf  die  Fahrbetriebsmittel  ausländischer  Eisenbahnen  nur  insoweit 
Anwendung  als  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 

Mit  Bezug  hierauf  wird  zur  Kenntniss  der  Gerichtsbehörden  gebracht,  dass  nach 
einer  in  dem  österreichischen  Reichs-Gesetzblatt  für  die  im  Reichsrathe  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  vom  9.  November  d.  J.  S.  404  unter  No.  151  veröffentlichten 
Kundmachung  des  Gesammtministeriums  vom  8.  desselben  Monats  der  Reichsrath  der 
nachstehend  abgedruckten  Kaiserlich  österreichischen  Verordnung  vom  19.  September 
d.  J.  (Oesterreich.  Reichs-Gesetzbl.  S.  399  unter  No.  144)  die  verfassungsmässige  Ge- 
nehmigung ertheilt  hat. 

Kaiserliche  Verordnung  vom  19.  September  1886, 
betreffend  die  Unzulässigkeit  der  Pfändung  von  Fahrbetriebsmitteln 

fremder  Eisenbahnen. 

Mit  Beziehung  auf  den  § 14  des  Grundgesetzes  über  die  Reichsvertretung  vom 
21.  Dezember  1867  (R. G.BL  No.  41)  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

Artikel  1. 

Die  Fahrbetriebsmittel  fremder  Eisenbahnen,  welche  Personen  oder  Güter  im 
öffentlichen  Verkehr  befördern,  sind  von  der  ersten  Einstellung  in  den  Betrieb  bis  zur 
endgültigen  Ausscheidung  aus  den  Beständen  innerhalb  des  Geltungsgebietes  dieser 
Verordnung  der  Pfändung  nicht  unterworfen,  wofern  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 

Artikel  2. 

Mit  dem  Vollzüge  dieser  Verordnung,  welche  am  Tage  ihrer  Kundmachung  in 
Wirksamkeit  tritt,  ist  Mein  Justizminister  beauftragt. 

No.  40.  Allg.  Verf.  d.  J.M,  vom  20.  Mai  1887,  betreffend  die  im  Aus- 
lände zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben  der  Justizbehörden  (J  M.  Bl. 
S.  139).1) 

I.  Rechtshülfe.  A.  Allgemeine  Bemerkungen.  1)  Begriff  und  Arten  der 
Rechtshülfe;  2)  Form  der  Ersuchungsschreiben:  3)  Inhalt  der  Ersuchungsschreiben; 


*)  Von  dieser  Allgemeinen  Verfügung  ist  (Berlin  1895,  R.  v.  Decker’s  Verlag) 
eine  neue  Ausgabe  „unter  Berücksichtigung  der  Aenderungen  und  Ergänzungen“  er- 
schienen. Die  darin  enthaltenen  Aenderungen  und  Ergänzungen  werden  im  Folgenden 
in  Noten  zum  Texte  mitgetheilt. 
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4)  Vorgängige  Prüfung  der  Ersuchungsschreiben  durch  den  Landgerichtspräsidenten; 

5)  Beförderung  der  Ersuchungsschreiben;  6)  Ersuchen  um  Zustellungen. 

B.  Ersuchen  an  die  Gerichtsbehörden  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten. 7)  Beförderung  der  Ersuchungsschreiben  nach  den  Schutzgebieten;  8)  Amt- 
liche Zuständigkeit  der  Gerichtsbehörden  in  den  Schutzgebieten;  9)  Ersuchen  um  Zu- 
stellungen in  den  Schutzgebieten;  10)  Ersuchen  um  Zwangsvollstreckungen  in  den 
Schutzgebieten. 

C.  Ersuchen  an  diplomatische  Vertreter  des  Reichs.  11)  Verkehr  mit 
den  diplomatischen  Vertretern. 

D.  Ersuchen  an  deutsche  Konsuln.  12)  Unmittelbarer  Schriftwechsel  mit 
den  Konsuln  zulässig;  13)  Amtliche  Zuständigkeit  der  Konsuln;  13)  Konsuln  mit  Kon- 
sulargerichtsbarkeit; 14)  Ersuchen  an  die  Konsuln  mit  Gerichtsbarkeit;  15)  Ersuchen 
an  die  Konsuln  um  Vernehmung  von  Angeklagten:  16)  Ersuchen  an  die  Konsuln  um 
Eidesabnahme  und  Zeugenvernehmung;  17)  Urteilsvollstreckung  durch  die  Konsuln; 
18)  Gebühren  und  Auslagen  der  Konsuln. 

E.  Ersuchen  an  ausländische  Behörden.  19)  Allgemeines;  20)  Beförde- 
rung der  an  fremde  Behörden  gerichteten  Ersuchungsschreiben;  21)  Sprache  und  Ab- 
fassung der  Ersuchungsschreiben;  22)  Erledigung  von  Beweisbeschlüssen  im  Auslande 
auf  Betreiben  der  Partei;  23)  Ersuchen  um  Zeugenvernehmung  in  Strafsachen;  24)  Ur- 
teilsvollstreckung. 

F.  Besondere  Bemerkungen  über  den  Rechtshtilfeverkehr  mit  ein- 
zelnen fremden  Staaten.  25)  Belgien;  26)  Brasilien;  27)  Dänemark;  28)  Frank- 
reich; 29)  Grossbritannien;  30)  Italien;  31)  Luxemburg;  32)  Niederlande;  33)  Oester- 
reich-Ungarn; 34)  Portugal;  35)  Russland;  36)  Schweden  und  Norwegen;  37)  Schweiz; 
38)  Serbien;  39)  Spanien;  40)  Südafrikanische  Republik  (Transvaal);  41)  Uruguay; 
42)  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

II.  Gesuche  ausserhalb  des  Gebiets  der  Rechtshülfe.  43)  Im  Allgemeinen; 
44)  Insbesondere  in  Strafsachen;  45)  Ersuchen  in  Kassenangelegenheiten ; 46)  Beitreibung 
von  Gerichtskosten  im  Auslande. 

Bei  dem  Erlass  und  der  geschäftlichen  Behandlung  von  solchen  Ersuchungs- 
schreiben und  Anträgen,  welche  im  Auslande  zu  erledigen  sind,  wird  seitens  der 
Justizbehörden  nach  vielfachen  Wahrnehmungen  nicht  immer  sachgemäss  verfahren. 
Zur  Vermeidung  der  hieraus  entstehenden  Weiterungen  sieht  sich  der  Justizminister 
veranlasst,  die  Gesichtspunkte,  welche  in  derartigen  Angelegenheiten  zu  berücksichtigen 
sind,  soweit  diese  Anträge  nicht  die  Festnahme  oder  Auslieferung  verfolgter 
Personen  betreffen,  zusammenzustellen  und  die  nachstehenden  Anordnungen  den 
Justizbehörden  zur  sorgfältigen  Beachtung  zu  empfehlen. 

I.  Rechtahülfe. 

A.  Allgemeine  Bemerkungen. 

Begriff  und  Arten  der  Rechtshülfe. 

1.  Die  nachfolgenden  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  die  Ersuchen  um  Vornahme 
gerichtlicher  Amtshandlungen  im  Auslande  (Rechtshülfe),  gleichviel  ob  dieselben  Ange- 
legenheiten der  freiwilligen  oder  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  betreffen. 

Form  der  Ersuchungsschreiben. 

2.  Das  Ersuchen  um  Rechtshülfe  erfolgt  mittels  eines  in  deutscher  Sprache  an 
die  ersuchte  Behörde  gerichteten  Schreibens,  welches  von  der  ersuchenden  Behörde  zu 
unterzeichnen  ist.  Unstatthaft  ist  die  Form  eines  Randschreibens. 

Namens  des  Gerichts  hat  der  Vorsitzende  oder  der  Untersuchungsrichter  mit  An- 
gabe seines  Amtscharakters  zu  unterzeichnen. 

Der  Unterschrift  ist  das  Amtssiegel  beizudrücken. 

Inhalt  der  Ersuchungsschreiben. 

3.  Das  Ersuchungsschreiben  muss  den  Gegenstand  des  Ersuchens  vollständig  und 
deutlich  bezeichnen. 


Preussen  — Justizministerialverfügungen, 
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Bei  Ersuchen  um  Vernehmung  von  Beschuldigten,  Zeugen  oder  Sachverständigen, 
oder  um  Abnahme  von  Eiden  ist  in  dem  Schreiben  hervorzuheben,  welche  Personen 
nach  den  inländischen  Vorschriften  das  Recht  haben,  der  Vernehmung  beziehungsweise 
der  Eidesabnahme  beizuwohnen.  Damit  ist,  falls  solche  Personen  bezeichnet  sind,  und 
nicht  mit  Rücksicht  auf  den  Aufenthaltsort  dieser  Personen  die  Benachrichtigung  der- 
selben von  dem  Termine  in  anderer  Weise  zweckmässig  erscheint,  die  Bitte  zu  ver- 
binden, die  ersuchende  Behörde  von  dem  anberaumten  Termine  rechtzeitig  zu  benach- 
richtigen. Die  letztere  hat  dann  die  Betheiligten  von  dem  Termine  in  Kenntnis»  zu 
setzen  (vergl.  jedoch  für  Norwegen  Ziffer  36). 

Die  Uebersendung  von  Akten  zur  Erläuterung  des  Ersuchens  ist  unstatthaft.  Ist 
zur  Erledigung  des  Ersuchens  die  Kenntniss  des  Akteninhalts  erforderlich,  so  ist  eine 
gedrängte  Darstellung  des  Sachverhältnisses  in  das  Ersuchungsschreiben  aufzunehmen 
oder  demselben  als  Anlage  beizufügen.  Bedarf  es  der  Mittheilung  von  Urkunden,  so 
ist  beglaubigte  Abschrift  derselben  beizuftigen,  das  Original  aber  nur  dann,  wenn  dessen 
Einsicht  unentbehrlich  erscheint.* 1 2) 


J)  Cirk.-Verf.  vom  15.  November  1889  (I.  3728). 

In  Ziffer  3 der  Allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai  1887  (Just.  Min. Bl.  S.  139) 
sind  die  Justizbehörden  auf  einige  Gesichtspunkte  aufmerksam  gemacht,  welche  bei 
der  Abfassung  von  Ersuchungsschreiben  um  Rechtshülfe  an  im  Auslande  befindliche 
Behörden  (deutsche  Konsulate  oder  fremde  Behörden)  zu  beachten  sind.  Die  bezüg- 
lich der  Handhabung  dieser  Vorschriften  gemachten  Wahrnehmungen  veranlassen  mich 
zu  folgenden  Bemerkungen: 

1.  Die  Bestimmung,  in  das  Ersuchungsschreiben  die  Bitte  um  Mittheilung  des 
zur  Erledigung  des  Ersuchens  um  Rechtshülfe  anzuberaumenden  Termins  behufs  Be- 
nachrichtigung derjenigen  Parteien  aufzunehmen,  wTelche  nach  dem  inländischen  Recht 
zur  Wahrnehmung  desselben  berechtigt  sind,  ist  nicht  dahin  aufzufassen,  dass  stets 
um  Bekanntgabe  des  Termins  gebeten  werden  soll.  Häufig  werden  die  betheiligten 
Parteien  nicht  die  Absicht  haben,  dem  Termin  persönlich  beizu wohnen  oder  sich  in 
demselben  vertreten  zu  lassen,  zumal  wenn  die  Rechtshülfe  in  einem  entlegenen  Lande, 
geleistet  werden  muss.  Sie  werden  alsdann  auch  kein  Interesse  daran  haben,  von  dem 
Termin  vorher  Kenntniss  zu  erhalten,  vielmehr  dabei  interessirt  sein,  dass  die  Benach- 
richtigung unterbleibt.  Denn  die  Erledigung  des  Ersuchungsschreibens  wird  namentlich 
in  solchen  Fällen,  in  welchen  dieselbe  nach  den  in  Betracht  kommenden  örtlichen  Ver- 
hältnissen ohnehin  schon  längere  Zeit  in  Anspruch  nimmt,  noch  erheblich  verzögert, 
wenn  den  Betheiligten  rechtzeitig  vorher  von  dem  anberaumten  Termin  Mittheilung 
gemacht  und  daher  der  Termin  so  weit  hinaus  angesetzt  werden  muss,  dass  ihnen  die 
Möglichkeit  bleibt,  für  ihre  Vertretung  in  dem  Termin  Sorge  zu  tragen.  Es  empfiehlt 
sich  deshalb,  in  den  hierzu  geeigneten  Fällen  die  Betheiligten  zu  befragen,  ob  sie  auf 
die  Benachrichtigung  von  dem  zum  Zweck  der  Erledigung  des  Ersuchens  anzuberaumen- 
den Termin  verzichten  und  bejahenden  Falls  dies  in  dem  Ersuchungsschreiben  zum 
Ausdruck  zu  bringen.  Alsdann  ist  es  auch  unnöthig,  in  dem  Schreiben  diejenigen  Per- 
sonen, welche  nach  inländischem  Recht  zur  Theilnahme  an  dem  Termin  berechtigt  sind 
zu  bezeichnen. 

2.  Häufig  wird  dem  Ersuchungsschreiben  eine  Abschrift  des  gerichtlichen  Be- 
schlusses, welcher  zu  dem  Ersuchen  um  Rechtshülfe  Anlass  giebt,  als  Anlage  beigefügt 
und  auf  dieselbe  Bezug  genommen  oder  es  wird  der  in  Betracht  kommende  Sach- 
verhalt, auch  in  solchen  Fällen,  in  welchen  derselbe  sich  in  wenige  Worte  zusammen- 
fassen lässt,  in  einer  besonderen  Anlage  dargestellt.  Dieses  Verfahren  ist  nicht  zweck- 
mässig, weil  es  einestheils  der  zur  Erledigung  des  Ersuchens  berufenen  Behörde  die 
Uebersicht  über  den  Sachverhalt  erschwert,  und  weil  anderenteils  hierdurch  die 
Kosten  für  die  Uebersetzung  der  Schriftstücke  in  die  Landessprache  der  ersuchten 
Behörde  sich  erhöhen.  Es  ist  deshalb  darauf  hinzuwirken,  dass  das  im  Wege  der 
Rechtshülfe  zu  erledigende  Beweisthema  und  ebenso,  in  gedrängter  Darstellung,  der 
zum  Verständniss  des  Beweisthemas  notwendige  Sachverhalt  in  das  Ersuchungs- 
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Vorgängige  Prüfung  der  Ersuchungsschreiben  durch  den  Landgerichtspräsidenten. 

4.  Alle  im  Auslände  zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben,  einschliesslich  der  auf 
Zustellungen  gerichteten,  sind,  wenn  sie  von  einem  Amtsgerichte  oder  von  dem  Unter- 
suchungsrichter bei  einem  Landgerichte  ausgehen,  vor  dem  Abgänge  dem  Präsidenten 
des  Landgerichts  vorzulegen.  Derselbe  hat  zu  prüfen,  ob  das  Schreiben  den  gegebenen 
Bestimmungen  entspricht  und  zur  Weiterbeförderung  geeignet  ist;  eventuell  ist  von 
ihm  auf  die  schleunige  Beseitigung  etwaiger  Mängel  hinzuwirken.  Auf  den  Bericht, 
mit  welchem  das  Ersuchungsschreiben  dem  Justizminister  oder  dem  Herrn  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  eingereicht  wird,  beziehungsweise  auf  das  Ersuchungs- 
schreiben selbst,  falls  dasselbe  unmittelbar  an  seine  Adresse  befördert  wird,  hat  der 
Präsident  zum  Zeichen,  dass  das  Gesuch  ihm  Vorgelegen  hat,  und  dass  es  von  ihm  zur 
Beförderung  für  geeignet  befunden  worden  ist,  den  Vermerk  zu  setzen:  Gesehen 
(Datum),  der  Landesgerichtspräsident.  Der  Unterschrift  ist  in  diesem  Falle  das  Amts- 
siegel nicht  beizufügen.1)2) 

Beförderung  der  Ersuchungsschreiben. 

5.  Ob  das  Ersuchen  unmittelbar  oder  durch  Vermittelung  des  Justizministers  be- 
ziehungsweise in  eiligen  Fällen  des  Herrn  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
an  seine  Adresse  zu  befördern  ist,  entscheidet  sich  nach  den  unten  folgenden  Bestim- 
mungen (vergl.  Ziffer  6,  7,  11,  12,  14,  20). 

schreiben  selbst  aufgenommen  und  dadurch  die  Beifügung  anderer  Schriftstücke,  soweit 
thunlich,  entbehrlich  gemacht  wird. 

3.  Geht  das  Ersuchen  auf  Vernehmung  von  Zeugen  oder  Sachverständigen,  so  ist 
es  zur  Vermeidung  etwaiger  Weiterungen  angezeigt,  ausdrücklich  anzuführen,  ob  die 
betreffende  Person  ihre  Aussage  mit  dem  Eide  bekräftigen,  oder  ob  ihre  Vernehmung 
eine  nichteidliche  sein  soll. 

Betrifft  das  Ersuchen  die  Ableistung  eines  Eides,  so  ist  in  das  Schreiben  die 
Eidesnorm  in  derjenigen  Fassung  aufzunehmen,  in  welcher  der  Eid  geleistet  werden 
soll;  insbesondere  sind  auch  die  Eingangs-  und  Schlussworte  der  Norm  vollständig 
anzuführen.  Angaben,  wie  „Ich  etc.  schwöre  etc.“  und  dergleichen  können  leicht  zu 
Weiterungen  führen. 

»)  Cirk.-Verf.  vom  16.  Juni  1888  (I.  1858). 

In  Ziffer  4 der  Allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai  1887  (Just.Min.BL  S.  139) 
ist  bestimmt,  dass  alle  im  Auslande  zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben,  einschliess- 
lich der  auf  Zustellungen  gerichteten,  wenn  sie  von  einem  Amtsgerichte  oder  von 
dem  Untersuchungsrichter  bei  dem  Landgerichte  ausgehen,  vor  dem  Abgänge  dem 
Präsidenten  des  Landgerichts  vorzulegen  sind,  welcher  zu  prüfen  hat,  ob  das  Schreiben 
den  gegebenen  Bestimmungen  entspricht  und  zur  Weiterbeförderung  geeignet  ist. 

Zur  Beseitigung  entstandener  Zweifel  mache  ich  darauf  aufmerksam,  dass  diese 
Vorschrift  sich  auf  Amtsanwälte  nicht  bezieht.  Amtsanwälte  haben  vielmehr  sich 
des  selbstständigen  Erlasses  von  Ersuchungsschreiben  der  bezeichneten  Art,  sowie  der 
Erstattung  von  Berichten  an  den  Justizminister  oder  den  Herrn  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  in  den  Fällen  der  Ziffer  43  der  angeführten  Allgemeinen 
Verfügung,  in  der  Regel  zu  enthalten  und  statt  dessen  an  den  Vorgesetzten  Ersten 
Staatsanwalt  unter  Darlegung  des  Sachverhältnisses  behufs  weiterer  Veranlassung  zu 
berichten.  Das  Ersuchungsschreiben  bezw.  der  Bericht  ist  demnächst  eventuell  von 
dem  Ersten  Staatsanwalt  zu  erlassen  bezw.  zu  erstatten. 

2)  No.  22  der  Allg.  Verf.  vom  25.  Juni  1892,  betr.  die  Befugnisse  des 
Amtsgerichtspräsidenten  bei  dem  Amtsgericht!  in  Berlin  in  Angelegen- 
heiten der  Justizverwaltug  (Just.Min.BL  S.  209). 

Bei  Anwendung  der  Vorschriften  unter  Ziffer  4 und  45  der  Allgemeinen  Ver- 
fügung vom  20.  Mai  1887,  betreffend  die  im  Auslände  zu  erledigenden  Ersuchungs- 
schreiben der  Justizbehörden  (Just.Min.BL  S.  130),  tritt  in  Ansehung  der  Ersuchungs- 
schreiben, welche  von  dem  Amtsgericht  I in  Berlin  ausgehen,  sowie  der  Anfragen  u.  s.  w. 
in  Kassenangelegenheiten,  welche  die  Gerichtskasse  I in  Berlin  betreffen,  der  Amts- 
gerichtspräsident an  die  Stelle  des  Landgerichtspräsidenten. 


Preussen  — Justizministerialverfügungen. 


1011 


Alle  im  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  beförderten  Ersuchungsschreiben,  insbe- 
sondere auch  die  an  die  diplomatischen  Vertreter  des  Reichs  und  an  die  Konsuln  (vgl. 
Zifier  11  und  12)  abgehenden  Sendungen  sind  von  der  absendenden  Behörde  zu  fran- 
kiren.  Zur  Erleichterung  der  postalischen  Behandlung  dieser  Schreiben  empfiehlt  sich 
für  die  äussere  Adresse  derselben  die  Anwendung  lateinischer  Schrift- 
zeichen, soweit  in  dem  betreffenden  fremden  Lande  die  deutsche  Sprache  nicht  als 
Landessprache  gilt. 

Die  an  diplomatische  Beamte  oder  an  Konsuln  gerichteten  'Ersuchen  sind  zur 
Vermeidung  von  Verzögerungen  in  der  Erledigung  der  gestellten  Anträge  auf  dem 
Briefumschläge  nicht  als  für  die  Person  des  zuständigen  Beamten,  sondern  als  für  die 
betreffende  Amtsstelle  bestimmt  zu  bezeichnen  und  deshalb  z.  B.  An  das  Kaiserlich 
deutsche  Konsulat  zu  N.  zu  adressiren.1) 

Ersuchen  um  Zustellungen. 

6.  Das  Ersuchen  um  eine  im  Auslande  zu  bewirkende  Zustellung  ist  zu  richten: 

a)  an  die  zuständige  Behörde  des  fremden  Staates  in  denjenigen  Fällen,  in 
welchen  nach  den  bestehenden  Vereinbarungen  ein  unmittelbarer  Schrift- 
wechsel mit  den  Behörden  des  betreffenden  Staates  zulässig  ist  (vergl.  Ziffer 
33:  Oesterreich-Ungarn,  jedoch  Ausnahme  Abs.  3 daselbst;  35:  Russland; 
37:  Schweiz.  Ausnahme  s.  Ziffer  27  Abs.  2:  Dänemark); 

in  anderen  Fällen: 

b)  an  denjenigen  deutschen  Konsul,  in  dessen  Amtsbezirk  die  Person,  an  welche 
die  Zustellung  erfolgen  soll,  sich  befindet,  falls  anzunehmen  ist,  dass  die  Zu- 
stellung ohne  diplomatische  Verwendung  bei  der  fremden  Regierung  bewirkt 
werden  kann; 

sonst 

c)  an  den  bei  dem  fremden  Staat  beglaubigten  diplomatischen  Vertreter  des 
Reichs.2) 

Die  in  Rede  stehenden  Ersuchen  sind  unmittelbar  an  ihre  Adresse  zu  übersenden. 

Die  unter  b angegebene  Voraussetzung  trifft  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsange- 
hörigkeit der  Person,  welcher  zugestellt  werden  soll,  allgemein  zu,  sobald  es  sich  um 
eine  Zustellung  in  den  Bezirken  der  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsuln  (vergl. 
Ziffer  13),  in  Grossbritannien  und  Irland  oder  in  den  britischen  Kolonien  und  aus- 
wärtigen Besitzungen  (vergl.  Ziffer  29)  oder  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
(vergl.  Ziffer  42)  handelt,  in  den  übrigen  Ländern  aber  nur  dann,  wenn  diejenige  Person 
an  welche  die  Zustellung  erfolgen  soll,  erweislich  oder  muthmasslich  die  deutsche 
Reich  sangehörigkeit  besitzt. 

Handelt  es  sich  um  die  Zustellung  einer  Ladimg,  so  können  in  der  Ladung  zwar 
die  prozessualischen  Nachtheile  hervorgehoben  werden,  welche  für  den  Geladenen  durch 
sein  Ausbleiben  in  dem  Termin  entstehen  würden,  dagegen  ist  von  der  Androhung  von 
Strafen  und  Nachtheilen  anderer  Art  für  den  Fall  der  Nichtbefolgung  der  Ladung,  z.  B. 
von  Geldstrafen  bei  der  Ladung  von  Zeugen,  von  der  Androhung  der  Vorführung  und 
Verhaftung  bei  der  Ladung  von  Angeschuldigten  oder  Angeklagten  abzusehen,  da  die 
Verwirklichung  solcher  Androhungen,  solange  der  Geladene  sich  im  Auslande  befindet, 
in  der  Regel  nicht  ausführbar  ist,  und  die  ausländischen  Behörden  aus  solchen  Androhungen 
Anlass  nehmen  können,  die  Zustellung  abzulehnen.  Es  ist  deshalb  für  die  hier  inRedestehen- 

1)  Vgl.  die  Allg.  Verf.  vom  22.  April  1893  unten  No.  54. 

2)  Cirk.-Verf.  vom  5.  Februar  1891  (I.  431). 

Nachdem  bei  der  Grossherzoglich  luxemburgischen  Regierung  ein  eigener  diplo- 
matischer Vertreter  des  Reichs  in  der  Person  eines  Kaiserlichen  Minister-Residenten 
beglaubigt  worden  ist,  sind  die  Ersuchen  um  Zustellungen  an  im  Grossherzogthum 
Luxemburg  befindliche  Personen,  welche  gemäss  Ziffer  6 c der  Allgemeinen  Verfügung 
vom  20.  Mai  1887,  betreffend  die  im  Auslande  zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben 
der  Justizbehörden  (Just.Min.Bl.  S.  139),  bisher  an  den  Kaiserlichen  Gesandten  im  Haag 
zu  richten  waren,  fortan  dem  Kaiserlichen  Minister-Residenten  in  Luxemburg  zu  über- 
senden. 
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den  Ladungen  das  für  Ladungen  im  Inlande  übliche  Formular  nicht  zu  benutzen.  Die 
vorstehende  Bestimmung  findet  jedoch  nicht  Anwendung,  wenn  die  Ladung  im  Bezirk 
eines  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsuls  einer  dieser  Gerichtsbarkeit  unter- 
worfenen Person  zugestellt  werden  soll. 

Für  alle  Ladungen,  welche  im  Auslande  zugestellt  werden  müssen,  ist  bei  der 
Anberaumung  des  Termins  nach  Massgabe  der  örtlichen  und  Verkehrsverhältnisse  und 
unter  Berücksichtigung  des  durch  die  Inanspruchnahme  ausländischer  Behörden  ent- 
stehenden Zeitverlustes  eine  geräumige  Frist  offen  zu  lassen  (vergl.  für  Russland 
Ziffer  35).1 *) 

Hinsichtlich  der  Ersuchen  um  Zustellungen  in  den  deutschen  Schutzgebieten  ist 
Ziffer  9 zu  vergleichen.3)3) 


*)  Vgl.  die  Allg.  Verf.  vom  9.  März  1893  unten  No.  53,  durch  welche  Ziffer  6 
Absatz  6 die  daselbst  angegebene  anderweitige  Fassung  erhalten  hat. 

3)  Cirk.-Verf.  vom  8.  März  1888  (I.  754). 

In  Ziffer  6 der  Allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai  1887  (Just.  Min.  Bl.  S.  139) 
ist  bestimmt,  dass  die  im  Auslande  zuzustellenden  Ladungen  zwar  die  prozessualischen 
Nachtheile  hervorheben  dürfen,  welche  für  den  Geladenen  durch  sein  Ausbleiben  im 
Termine  entstehen  würden,  dass  in  denselben  dagegen  von  der  Androhung  von  Strafen 
und  Nachtheilen  anderer  Art  für  den  Fall  der  Nichtbefolgung  abzusehen  sei,  da  die 
Verwirklichung  solcher  Androhungen,  so  lange  der  Geladene  sich  im  Auslande  befinde, 
in  der  Regel  nicht  ausführbar  sei,  auch  die  ausländischen  Behörden  aus  demselben 
Anlass  nehmen  konnten,  die  Zustellung  abzulehnen.  Es  soll  deshalb  wie  in  der  Ziffer  6 
a.  a.  0.  ferner  vorgeschrieben  ist,  für  die  hier  in  Rede  stehenden  Ladungen  das  für 
Ladungen  im  Inlande  übliche  Formular  nicht  benutzt  werden. 

Gleichwohl  ist  es  wiederholt  zu  meiner  Kenntniss  gekommen,  das  Justizbehörden 
Ladungen  an  im  Auslande  befindliche  Personen  unter  Anwendung  des  gewöhnlichen 
Formulars  und  Androhung  von  Geldstrafe,  Verhaftung  oder  Vorführung  erlassen 
haben.  Da  diese  Ladungen  zur  Ausantwortung  an  die  ausländischen  Behörden  nicht 
geeignet  waren,  sondern  durch  andere,  vorschriftsmässige  ersetzt  werden  mussten,  so 
sind  in  den  betreffenden  Rechtsangelegenheiten  Verzögerungen  und  Nachtheile  anderer 
Art  entstanden. 

Indem  ich  daher  die  oben  angeführte  Bestimmung  der  Allgemeinen  Verfügung 
vom  20.  Mai  1887  hierdurch  in  Erinnerung  bringe,  darf  ich  mich  der  Erwartung  hin- 
geben, dass  dieselbe  fortan  genaue  Beachtung  finden  wird. 

3)  Cirk.-Verf.  vom  18.  Juli  1890  (I.  2180). 

Die  Gerichtsbehörden  unterlassen  häufig,  in  den  Ersuchungsschreiben,  welche 
behufs  Zustellung  von  Urkunden  gemäss  Ziffer  6 der  Allgemeinen  Verfügung  vom 
20.  Mai  1887  (Just.  Min.  Bl.  S.  139)  an  die  Kaiserlichen  Gesandten  und  Konsuln  im 
Auslande,  bezw.  direkt  an  die  auswärtigen  Behörden,  soweit  mit  denselben  ein  direkter 
Verkehr  in  diesen  Angelegenheiten  zugelassen  ist,  gerichtet  werden,  die  Namen  der 
Parteien  und  Adressaten,  sowie  die  Aktenzeichen  und  die  Bezeichnung  des  zuzustellen- 
den Schriftsticks  anzugeben,  so  dass  nicht  selten  Schwierigkeiten  verursacht  werden, 
die  näheren  Daten  aus  den  auszuhändigenden  Schriftstücken  festzustellen  und  zu 
ergänzen.  Im  Interesse  eines  schleunigen  Geschäftsganges  ist  es  wünschenswerth, 
dass  die  zuzustellenden  Urkunden  mit  einer  Adresse  versehen  werden,  da  es  für  die 
Uebermittelung  der  Schriftstücke  an  die  Adressaten  eine  wesentliche  Erleichterung 
gewährt,  wenn  die  Adresse  nicht  erst  aus  der  Urkunde  selbst  ermittelt  werden  muss. 

Die  Ziffer  6 der  Allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai  1887  (Just.Min.Bl.  S.  139) 
erhält  deshalb  folgenden  Zusatz: 

[In  dem  Ersuchen  um  Zustellung  ist  die  Prozesssache  nebst  Aktenzeichen  und 
die  Person,  an  welche  die  Zustellung  zu  bewirken  ist,  sowie  das  zuzustellende  Schrift- 
stück genau  zu  bezeichnen.  Ferner  ist  auf  jede  zuzustellende  Urkunde  unmittelbar 
unter  dem  oberen  Rande  der  ersten  Seite  der  Vermerk  zu  setzen:  „Zuzustellen  an 

(Name  des  Adressaten)  in  (Wohnort  des  Adressaten)“.] 
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B.  Ersuchen  an  die  Gerichtsbehörden  in  den  deutschen  Schutzgebieten. 

Beförderung  der  Ersuchungsschreiben  nach  den  Schutzgebieten. 

7.  Ersuchungsschreiben,  welche  in  den  Schutzgebieten  zur  Erledigung  gebracht 
werden  sollen,  sind  bis  auf  Weiteres  dem  Justizminister  beziehungsweise  in  eiligen 
Fällen  unmittelbar  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zur  Weiterbeför- 
derung einzureichen. 

Amtliche  Zuständigkeit  der  Gerichtsbehörden  in  den  Schutzgebieten. 

8.  Die  amtliche  Zuständigkeit  der  Gerichtsbehörden  in  den  Schutzgebieten  ergiebt 
sich  aus  dem  Gesetz  vom  17.  April  1886  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  deut- 
schen Schutzgebiete  (Reichs-Gesetzbl.  S.  75),  und  den  auf  Grund  desselben  erlassenen 
Anordnungen.  1)a) 

Ersuchen  um  Zustellungen  in  den  Schutzgebieten. 

9.  Zustellungen  an  Personen,  welche  sich  in  einem  Schutzgebiet  befinden,  sind 
mittels  Ersuchens  der  Gerichtsbehörde  zu  bewirken ; bei  Ladungen  ist  der  Termin  unter 
OfFenlassung  einer  besonders  geräumigen  Frist  zu  bemessen. 

Ersuchen  um  Zwangvollstreckungen  in  den  Schutzgebieten. 

10.  Die  Ersuchungsschreiben  an  die  Gerichtsbehörden  der  Schutzgebiete  um 
Zwangsvollstreckungen  in  bürgerlichen  Sachen  sind  in  entsprechender  Anwendung  des 
§ 700  der  Civilprozessordnung  von  dem  Prozessgericht  zu  erlassen.  Der  Beifügung- 
einer vollstreckbaren  Ausfertigung  bedarf  es  nicht. 

C.  Ersuchen  an  diplomatische  Vertreter  des  Reichs. 

Verkehr  mit  den  diplomatischen  Vertretern. 

11.  Mit  den  im  Auslande  beglaubigten  diplomatischen  Vertretern  des  Reichs  dürfen 
die  Justizbehörden  nur  in  Zustellungsangeiegenheiten  in  Schriftwechsel  treten,  und 
zwar  ist  in  diesen  Fällen  der  unmittelbare  Geschäftsverkehr  gestattet  (vergl.  Ziffer  6). 
Soll  in  anderen  Rechtshülfesachen  die  Thätigkeit  eines  diplomatischen  Beamten  in  An- 
spruch genommen  werden,  wie  insbesondere  dann,  wenn  es  sich  um  die  Beförderung 
von  Ersuchungsschreiben  an  ausländische  Behörden  im  diplomatischen  Wege  handelt 
(vergl.  Ziffer  20j,  so  ist  an  den  Justizminister  beziehungsweise  in  eiligen  Fällen  an  den 
Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  berichten. 

D.  Ersuchen  an  deutsche  Konsuln. 

Unmittelbarer  Verkehr  mit  den  Konsuln  zulässig. 

12.  Die  an  einen  Konsul  gerichteten  Ersuchungsschreiben  sind  in  der  Regel  dem- 
selben unmittelbar  zu  übersenden  (vergl.  jedoch  für  die  britischen  Kolonien  und  aus- 
wärtigen Besitzungen  Ziffer  29  Abs.  4).  Der  Herr  Minister  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten ist  indessen  bereit,  in  eigentlichen  Rechtshülfesachen  — ausschliesslich  der 
Ersuchen  um  Zustellung  — auf  Ansuchen  der  Justizbehörden  seine  Vermittelung  ein- 
treten  zu  lassen.  Machen  die  Justizbehörden  hiervon  Gebrauch,  so  ist  dem  an  den 
Justizminister  beziehungsweise  in  eiligen  Fällen  unmittelbar  an  den  Herrn  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  deshalb  zu  erstattenden  Bericht  das  au  den  Konsul  ge- 
richtete Ersuchungsschreiben  unverschlossen  beizufügen. 

Amtliche  Zuständigkeit  der  Konsuln. 

13.  Die  amtliche  Zuständigkeit  der  Konsuln  im  Allgemeinen  ergiebt  sich  aus 
dem  Gesetze  vom  8.  November  1867  (Bundes-Gesetzbl.  S.  137),  die  der  Konsuln  mit 
Gerichtsbarkeit  insbesondere  aus  dem  Gesetze  vom  10.  Juli  1879  (Reich s-Gesetzbl. 
S.  197). 

Die  im  Auslande  bestehenden  Konsulate,  sowie  die  Abgrenzung  ihrer  Amts-  be- 
ziehentlich Jurisdiktionsbezirke  weist  das  alljährlich  durch  das  Auswärtige  Amt  ver- 


*)  Vgl.  die  Allg.  Verf.  vom  1.  Mai  1891  unten  No.  48. 

2)  Vgl.  die  Allg.  Verf.  vom  20.  Februar  1893  unter  No.  51. 

Leske  n.  Loeweneeld,  ßecütsverfolgung.  II. 
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öffontlichte,  im  Buchhandel  erscheinende  „Verzeichniss  der  Kaiserlich  deutschen  Kon- 
sulate“ nach. 

Eine  Uebersicht  über  die  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsuln  ist  durch 
die  Bekanntmachung  vom  11.  März  1895  (J.M.B1.  S.  117)  zur  Kenntniss  der  Justiz- 
behörden gebracht. 

Konsulargerichtsbarkeit  wird  zur  Zeit  thatsächlich  ausgeübt:  in  China,  Japan, 
Korea,  Marocco,  Persien,  Rumänien,  Serbien,  Siam,  auf  den  Inseln  der  Südsee,  auf  der 
Balkanhalbinsel  und  in  der  Levante,  sowie  in  Zanzibar. 

Ersuchen  an  die  Konsuln  mit  Gerichtsbarkeit. 

14.  Soll  die  Rechtshülfe  in  einem  Lande  geleistet  werden,  in  welchem  Konsular- 
gerichtsbarkeit geübt  wird  (vergl.  Ziffer  13),  so  ist,  selbst  wenn  der  Konsul  zur  eigenen 
Erledigung  des  Ersuchens  nicht  zuständig  ist,  doch  das  Ersuchungsschreiben  an  den- 
selben mit  der  Bitte  um  amtliche  Verwendung  zu  richten.  In  der  Regel  wird  der 
Konsul  durch  Verwendung  bei  der  zuständigen  Landesbehörde  oder  bei  dem  zustän- 
digen Richterkonsul  einer  anderen  Macht  die  Leistung  der  Rechtshülfe  herbeiführen 
können.  Reicht  die  konsularische  Verwendung  nicht  aus,  oder  erscheint  von  vorn- 
herein aus  besonderen  Gründen  diplomatische  Vermittelung  angemessen,  so  ist  die 
hierauf  gerichtete  Bitte  an  den  Justizminister  beziehungsweise  in  eiligen  Fällen  un- 
mittelbar an  den  Herrn  Minister  der  .auswärtigen.  Angelegenheiten  zu  richten.  Der 
Beifügung  eines  an  die  fremde  Behörde  gerichteten  Ersuchungsschreibens  bedarf  es  in 
beiden  Fällen  nicht. 

Wegen  Ersuchen  um  Zustellungen  vergl.  Ziffer  6. 

Ersuchen  an  die  Konsuln  um  Vernehmung  von  Angeklagten. 

15.  Die  Befugniss  zur  Vernehmung  von  Angeklagten,  welche  gerichtsseitig  von 
der  Verpflichtung  zum  Erscheinen  in  der  Hauptverhandlung  entbunden  sind  und  sich 
im  Auslande  aufhalten,  haben  nur  die  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  ermächtigten 
Konsuln  (vergl.  Ziffer  18),  da  nur  sie  als  ersuchte  „Richter“  im  Sinne  des  § 282  der 
Strafprozessordnung  zu  betrachten  sind.  Den  übrigen  Konsuln  steht  eine  gleiche  Be- 
fugniss  nicht  zu.  Ersuchen  um  Rechtshülfe  in  dieser  Richtung  sind  deshalb,  falls  die 
Vernehmung  in  einem  Lande  stattfinden  soll,  in  welchem  Konsulargerichtsbarkeit  nicht 
geübt  wird,  selbst  dann,  wenn  der  Angeklagte  Reichsangehöriger  ist.  nicht  an  den  be- 
treffenden Konsul,  sondern  an  das  zuständige  ausländische  Gericht  zu  richten  und  auf 
dem  Ziffer  20  angegebenen  Wege  zu  befördern. 

Ersuchen  an  die  Konsuln  um  Eidesabnahme  und  Zeugenvernehmung. 

16.  Ausser  den  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsuln  sind  zur  Abnahme 
von  Eiden  und  zur  Vernehmung  von  Zeugen  nur  diejenigen  Konsuln  befugt,  denen 
hierzu  die  Ermächtigung  von  dem  Herrn  Reichskanzler  auf  Grund  des  § 20  des  Ge- 
setzes vom  8.  November  1867  (Bundes-Gesetzbl.  S.  137)  ausdrücklich  ertheilt  ist.  Die 
allgemein  hierzu  ermächtigten  Konsuln  sind  in  dem  Konsulatsverzeichniss  (vergl. 
Ziffer  13)  besonders  ersichtlich  gemacht.  Eine  Uebersicht  derselben  ist  mit  der  Bekannt- 
machung vom  11.  März  1895  (J.M.B1.  S.  H7)  zur  Kenntniss  der  Justizbehörden  gebracht. 

Für  den  einzelnen  Fall  können  die  Justizbehörden  die  Ertheilung  dieser  Ermäch- 
tigung an  einen  nicht  allgemein  mit  der  entsprechenden  Befugniss  ausgestatteten  Konsul 
durch  Vermittelung  des  Justizministers  beziehungsweise  in  eiligen  Fällen  des  Herrn 
Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  unter  gleichzeitiger  Einreichung  des  an  den 
Konsul  gerichteten  offenen  Ersuchungsschreibens  nachsuchen. 

Regelmässig  sind  Ersuchen  wegen  Abnahme  eines  Eides  oder  Abhörung  eines 
Zeugen  nur  dann  an  einen  nicht  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsul  zu  richten, 
wenn 

a)  die  Justizbehörden  sich  zuvor  versichert  haben,  dass  derjenige,  um  dessen 
Beeidigung  oder  Vernehmung  es  sich  handelt,  an  dem  Amtssitze  des  Kon- 
suls selbst  oder  in  dessen  unmittelbarer  Nähe  sich  aufhält,  und  dass  der- 
selbe Reichsangehöriger  ist,  sowie  wenn 

b)  nach  Lage  der  Sache  anzunehmen  ist,  dass  er  bereit  sein  wird,  sich  ver- 
nehmen zu  lassen, 
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weil  der  Konsul  nur  unter  diesen  Voraussetzungen  in  der  Lage  ist,  dem  Ersuchen 
Folge  zu  geben  (vergl.  jedoch  für  Grossbritannien  Ziffer  29). 

Urteilsvollstreckung  durch  die  Konsuln. 

17.  Zur  Vollstreckung  inländischer  Strafurtheile  sind  nur  die  Konsuln  mit  Ge- 
richtsbarkeit befugt,  und  auch  diese  nur,  wenn  das  Urtheil  gegen  eine  Person  ergangen 
ist.  welche  der  Gerichtsbarkeit  des  Konsuls  unterliegt,  und  insoweit  es  sich  um  Geld- 
strafen oder  uni  Freiheitsstrafen  handelt,  welche  die  Dauer  von  sechs  Wochen  nicht 
übersteigen.  Um  höhere  Freiheitsstrafen  durch  einen  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestat- 
teten Konsul  voilstrecken  zu  lassen,  bedarf  es  einer  von  Reichswegen  zu  ertheilenden 
Weisung  an  den  Konsul,  welche  in  einem  von  der  Strafvollstreckungsbehörde  an  den 
Justizminister  beziehungsweise  in  eiligen  Fällen  unmittelbar  an  den  Herrn  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  zu  richtenden  Gesuche  zu  erbitten  ist. 

Auch  zur  Zwangsvollstreckung  in  bürgerlichen ' Sachen  sind  ausschliesslich  die 
Konsuln  mit  Gerichtsbarkeit,  und  nur  gegen  die  ihrer  Gerichtsbarkeit  unterliegenden 
Personen  befugt.  Das  betrefiende  Ersuchungsschreiben  ist  in  Gemässheit  des  § 700  der 
Civilprozessordnung  von  dem  Prozessgerichte  zu  erlassen.  Dem  Ersuchungsschreiben 
ist  die  vollstreckbare  Ausfertigung  beizufügen. 

Gebühren  und  Auslagen  der  Konsuln. 

18.  Zur  Deckung  der  durch  die  Erledigung  des  Ersuchens  bei  dem  ersuchten 
Konsul  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1872  (Reichs- Gesetzbl.  S.  245)  ent- 
stehenden Gebühren  und  Auslagen  ist  seitens  der  ersuchenden  Behörde  thunlichst  bald, 
spätestens  aber  gleichzeitig  mit  dem  Erlass  des  Ersuchungsschreibens  von  dem  Antrag- 
steller beziehungsweise  von  der  hierzu  verpflichteten  Partei  ein  angemessener  Kostep- 
vorschuss  zu  erfordern,  und  davon,  dass  dies  geschehen,  dem  ersuchten  Konsul  Mit- 
theilung zu  machen.  Die  Beitreibung  des  Vorschusses  ist  zu  beschleunigen. 

Nach  Eingang  der  auf  die  Erledigung  des  Ersuchens  bezüglichen  Schriftstücke 
sind  die  entstandenen  haaren  Auslagen  unverzüglich  und  ohne  Rücksicht  darauf 
zu  erstatten,  ob  eine  ersatzpflichtige  Partei  vorhanden,  und  ob  der  erforderte  Vorschuss 
eingegangen  ist  oder  nicht.  In  gleicher  Weise  sind  auch  die  liquidirten  Gebühren 
aus  der  Staatskasse  alsbald  zu  erstatten,  wenn  eine  ersatzpflichtige  Partei  nicht  vor- 
handen ist,  oder  wenn  das  Ersuchen  sich  auf  Untersuchungen  bezieht,  welche  auf 
Grund  erhobener  öffentlicher  Klage  oder  zur  Vorbereitung  einer  solchen  geführt  werden. 

In  allen  anderen  Fällen  sind  die  berechneten  Gebühren  bei  den  Gerichts- 
behörden als  nach  dem  Eingänge  zahlbare  durchlaufende  Gelder  zu  registriren  und 
erst  dann  zu  berichtigen,  wenn  sie  von  dem  Kostenschuldner  eingezogen  sind  (§§  93  fl’, 
des  Gerichtskostengesetzes  und  § 27  des  Ausführungsgesetzes  vom  10.  März  1879, 
Gesetz-Samml.  S.  145). 

Werden  die  Gerichtskosten  wegen  Armuth  der  Zahlungspflichtigen  Partei  ausser 
Ansatz  gelassen  oder  niedergeschlagen,  so  ist  hierüber  eine  Bescheinigung  auszustellen 
und  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  einzureichen,  damit  auf 
Grund  derselben  die  Gebühren  gemäss  § 2 des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1872  von  dem 
Konsul  erlassen  werden  können.  In  der  Bescheinigung  ist  einerseits  die  derzeitige  X.&ge 
der  Sache  beziehungsweise  der  Inhalt  der  ergangenen  Entscheidung  ersichtlich  zu 
machen,  soweit  diese  Umstände  auf  die  Frage  von  Einfluss  sind,  welche  Partei  die 
Kosten  zu  tragen  hat,  andererseits  sind  diejenigen  Thatsachen  hervorzuhebeh,  aus 
welchen  die  Zahlungsunfähigkeit  des  Kostenschuldners  gefolgert  wird. 

Sind  die  Gerichtskosten  nicht  wegen  Armuth,  sondern  aus  anderen  Gründen 
ausser  Ansatz  gelassen  oder  niedergeschlagen  worden,  z.  B.  weil  der  Aufenthaltsort 
des  Zahlungspflichtigen  unbekannt  oder  ausserhalb  des  deutschen  Reiches  belegen  ist, 
so  sind  die  bei  dem  Konsul  erwachsenen  Gebühren  alsbald,  nachdem  von  der  Ein- 
ziehung der  Kosten  Abstand  genommen  ist,  auf  den  Fonds  zu  ,.baaren  Auslagen  in 
Civil-  und  Strafsachen“  zur  Zahlung  anzuweisen.  Dem  Herrn  Miuister  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  ist  hiervon  Anzeige  zu  erstatten. 

Für  die  Rechtshülfe,  welche  von  den  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsuln 
in  Angelegenheiten  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  geleistet  wird,  richtet  sich  in  Ge- 
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mässheit  der  §§  13  und  44  des  Gesetzes  vom  10.  Juli  1879  (Reich  s-Gesetzbl,  S.  197) 
die  Berechnung  der  Kosten  und  die  Pflicht  zur  Erstattung  derselben  nach  dem  Gerichts- 
kostengesetz und  den  Gebührenordnungen  beziehungsweise  nach  § 165  des  Gerichts- 
verfassungsgesetzes. 

Die  Erstattung  der  Auslagen  und  Gebühren  hat  in  der  Regel  nicht  an  den  er- 
suchten Konsul  selbst,  sondern  an  die  Legationskasse  in  Berlin  W.,  Wilhelmstrasse  No.  75, 
kostenfrei  zu  erfolgen. 

E.  Ersuchen  an  ausländische  Behörden. 

Allgemeines. 

19.  Rechtshülfe  durch  fremde  Behörden  ist  dem  Reich,  beziehentlich  Preussen 
vertragsmässig  für  Elbschifffahrtsachen  durch  die  Additional-Akte  vom  13.  April  1844 
(Gesetz-Samml.  S.  458),  zur  Elbschifffahrts-Akte  vom  23.  Juni  1821  (Gesetz-Samml. 
für  1882  S.  9),  sowie  für  Rheinschifffahrtssachen  durch  die  revidirte  Rhein  Schifffahrt  s- 
Akte  vom  17.  Oktober  1868  (Gesetz-Samml.  für  1869  S.  798),  im  Uebrigen  nur  mit 
Bezug  auf  Strafsachen  in  den  bestehenden  Auslieferungsverträgen  gewährleistet.  Die 
Mehrzahl  dieser  Verträge  enthält  ausser  den  auf  die  Auslieferung  bezüglichen  Verein- 
barungen auch  Bestimmungen  über  die  gegenseitige  Bewirkung  von  Zeugenvernehmungen 
und  anderen  UDtersuchungshandlungen  in  Strafsachen  (vergl.  das  Nähere  unter  F bei 
den  einzelnen  Ländern). 

Hiervon  abgesehen  gewähren  die  Behörden  der  fremden  Kulturstaaten  den  dies- 
seitigen Justizbehörden  auch  ohne  Vertrag  nach  internationalem  Herkommen  und  aut 
Grund  bestehender  Gegenseitigkeit  Rechtshülfe  sowohl  in  Strafsachen  als,  in  bürger- 
lichen Sachen,  indessen  mit  denjenigen  Beschränkungen,  welche  sich  aus  internationalem 
Gebrauch  und  den  betreffenden  Landesgesetzen  ergeben. 

Beförderung  der  an  fremde  Behörden  gerichteten  Ersuchungsschreiben. 

20.  Die  an  fremde  Behörden  gerichteten  Ersuchungsschreiben  sind  in  der  Regel,  d.  h. 
soweit  der  direkte  Verkehr  nicht  durch  die  bestehenden  Vereinbarungen  ausdrücklich 
gestattet  ist  (vergl.  Ziffer  27:  Dänemark,  33:  Oesterreich-Ungarn,  35:  Russland  und 
37:  Schweiz,  siehe  auch  für  Rheinschifffahrts-Angelegenheiten  Ziffer  32:  Niederlande, 
Abs.  3),  auf  diplomatischem  Wege  zu  befördern. 

Die  ersuchende  Behörde  hat  das  Schreiben  zu  diesem  Zweck  nicht  dem  im  Aus- 
lande beglaubigten  diplomatischen  Vertreter  des  Reichs  (vergl.  Ziffer  11),  sondern  dem 
Justizminister,  in  eiligen  Fällen  unmittelbar  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten unverschlossen  mittels  Berichts  einzureichen.  Ist  die  Adresse  der  aus- 
ländischen Behörde  dem  Gerichte  nicht  bekannt,  so  kann  dieselbe  behufs  Ausfüllung 
durch  den  Gesandten ' offen  gelassen  werden.  Auch  wenn  das  ersuchte  Gericht  bekannt 
ist,  empfiehlt  es  sich,  der  Adresse  hinzuzufügen:  „oder  an  die  sonst  zuständige  Be- 
hörde“, damit,  wenn  die  Unzuständigkeit  der  ersuchten  Behörde  sich  nachträglich 
ergiebt,  das  Ersuchungsschreiben  ohne  Weiteres  an  die  zuständige  anderweitige  Behörde 
des  fremden  Staates  abgegeben  werden  kann. 

Soll  die  Rechtshülfe  in  einem  Lande  geleistet  werden,  in  welchem  von  den  Kon- 
suln Gerichtsbarkeit  geübt  wird,  so  kommt  die  Vorschrift  unter  Ziffer  14  zur  An- 
wendung. 

Sprache  und  Abfassung  der  Ersuchungsschreiben. 

21.  Wegen  Sprache  und  Abfassung  der  Ersuchungsschreiben  und  der  sonst  dabei 
zu  beobachtenden  Förmlichkeiten  vergl.  Ziffer  2,  3 und  4. 

Die  Beifügung  einer  Uebersetzung  in  die  fremde  Landessprache  ist  im  Allge- 
meinen nicht  erforderlich,  vielmehr  zu  unterlassen  (vergl.  jedoch  Ziffer  32:  Niederlande, 
34:  Portugal  und  35:  Russland). 

Die  Bezugnahme  auf  Bestimmungen  der  deutschen  Prozessgesetze  ist  zu  ver- 
meiden, da  hierdurch  der  Schein  erweckt  wird,  als  sollten  die  ausländischen  Behörden 
bei  der  Ausführung  des  Ersuchens  das  für  sie  nicht  verbindliche  deutsche  Recht  zur 
Anwendung  bringen. 
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Erledigung  von  Beweisbeschlüssen  im  Auslande  auf  Betreiben  der  Partei. 

22.  ln  vielen  ausländischen  Staaten  stösst  die  Erledigung  von  Anträgen  auf  Be- 
weisaufnahme nicht  selten  auf  Schwierigkeiten,  wenn  diese  Anträge  unmittelbar  von  der 
Partei  bei  den  ausländischen  Behörden  gestellt  werden.  Zur  Vermeidung  daraus  zu 
besorgender  Weiterungen  werden  deshalb  die  Gerichte  von  der  ihnen  nach  § 329  der 
Civilprozessordnung  zustehenden  Befugniss,  dem  Beweisführer  die  Besorgung  des  Er- 
suchungsschreibens, sowie  die  Betreibung  der  Erledigung  desselben  aufzugeben,  oder 
anzuordnen,  dass  der  Beweisführer  eine  den  Gesetzen  des  fremden  Staates  entsprechende 
öffentliche  Urkunde  über  die  Beweisaufnahme  beizubringen  habe,  zweckmässigerweise 
nur  dann  Gebrauch  machen,  wenn  sie,  z.  B.  auf  Grund  früherer  Fälle,  Ursache  haben, 
anzunehmen,  dass  die  Gerichte  des  betreffenden  fremden  Staates  sich  der  Gewährung 
der  durch  die  Partei  unmittelbar  nachgesuchten  Rechtshülfe  unterziehen,  ohne  dass 
hieraus  für  die  Partei  besondere  Schwierigkeiten  und  Belästigungen  erwachsen.  Bei 
dieser  Prüfung  wird  auch  auf  den  Umstand  Gewicht  gelegt  werden  können,  ob  der 
Beweisführer  selbst  Angehöriger  des  fremden  Staates  ist  oder  nicht. 

Besteht  keine  Ursache  zu  jener  Annahme,  so  ist  die  Regel  festzuhalten,  dass  das 
Gericht  selbst  das  Ersuchungsschreiben  erlässt  und  auf  dem  Ziffer  20  angegebenen 
Wege  befördert. 

Die  Beobachtung  dieser  Regel  erweist  sich  insbesondere  auch  im  Rechtshülfever- 
kehr  mit  Belgien,  Frankreich,  den  Niederlanden  undRussland  förderlich,  da  in 
diesen  Ländern  die  Erledigung  von  Beweisbeschlüssen  auf  Antrag  einer  Partei,  soweit 
sie  überhaupt  zu  ermöglichen  ist,  doch  nur  durch  Aufwendung  besonderer  Kosten,  z.  B. 
ür  die  Bestellung  eines  Anwalts  in  dem  fremden  Lande,  sich  bewirken  lässt.  Im  Interesse 
der  beweispflichtigen  Partei,  namentlich  wrenn  dieselbe  nicht  dem  betreffenden  fremden 
Staate  angehört,  empfiehlt  es  sich  daher,  dass  das  Ersuchungsschreiben  um  Gewährung 
der  Rechtshülfe  vom  Gericht  erlassen  wird  (vergl.  jedoch  für  Portugal  Ziffer  34). 

Zu  einer  diplomatischen  Vermittelung  behufs  Herbeiführung  einer  Beweisaufnahme, 
deren  Betreibung  gerichtsseitig  der  Privatthätigkeit  einer  Partei  überlassen  ist,  liegt 
ein  Anlass  in  der  Regel  nicht  vor;  der  Herr  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
pflegt  deshalb  von  seiner  amtlichen  Mitwirkung  zur  Beförderung  von  Anträgen  einer 
Partei,  welche  die  Vornahme  von  Beweishandlungen  durch  ein  ausländisches  Gericht 
bezwecken,  abzusehen. 

Ersuchen  um  Zeugenvernehmung  in  Strafsachen. 

23.  In  Belgien,  Frankreich,  Luxemburg  und  Spanien  ist  nur  das  nach 
dem  Erlass  des  Anklagebeschlusses  (arröt  d’accusatiori)  wissentlich  falsch  abgegebene 
Zeugniss  strafbar.  Ersuchen  um  eidliche  Vernehmung  von  Zeugen,  welche  in  jenen 
Ländern  erledigt  werden  sollen,  sind  deshalb,  wenn  thunlich,  erst  nach  der  Eröffnung 
des  Hauptverfahrens  zu  erlassen. 

Urteilsvollstreckung. 

24.  Zur  Vollstreckung  diesseitiger  Urtheile  in  Strafsachen  wird  von  keinem  fremden 
Staate  Rechtshülfe  geleistet. 

Dasselbe  gilt  im  Allgemeinen  auch  von  der  Zwangsvollstreckung  in  bürgerlichen 
Sachen.  Nach  den  Gesetzen  fast  aller  fremden  Staaten  kann  eine  solche  nur  in  einem 
von  der  Partei  vor  dem  fremden  Gericht  zu  betreibenden  Verfahren  erwirkt  werden. 
Die  Vorschrift  des  § 700  Absatz  1 der  Civilprozessordnung  hat  deshalb  zur  Zeit  nur 
geringe  praktische  Bedeuuing. 

Die  Vollstreckung  von  Entscheidungen  der  Elbzollgerichte  und  der  Rheinschiff- 
fahrtsgerichte in  Strafsachen  vvie  in  bürgerlichen  Sachen  ist  jedoch  durch  § 50  der 
Additional-Akte  zur  Elbschiffahrts-Akte  vom  13.  April  1844  (G.S.  S.  458)  und  be- 
ziehungsweise durch  Artikel  40  der  revidirten  Rheins chiffahrts- Akte  vom  17.  Oktober 
1868  (G.S.  für  1869  S.  798)  auch  in  den  in  Betracht  kommenden  fremden  Staaten  ge- 
währleistet. 
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F.  Besonder«  Bemerkungen  über  (len  Rechtshülfe  verkehr  mit  einzelnen 

fremden  Ländern. 

Belgien. 

25.  Die  Rechtshülfe  in  Strafsachen  regelt  sich  nach  Artikel  13,  14  und  15  des  Aus- 
lieferungsvertrags zwischen  dom  Reich  und  Belgien  vom  24.  Dezember  1874  fReichs- 
Gesetzbl.  für  1875  S.  73  ff.). 

Für  Rechtshülfo  in  bürgerlichen  Sachen  berechnen  die  belgischen  Justizbehörden 
Gebühren  und  Auslagen,  einschliesslich  der  Uebersetzungskosten  und  der  durch  die 
Bestellung  eines  Anwalts  zum  Betriebe  der  Sache  vor  dem  belgischen  Gericht  erwach- 
senen Kosten. 

Seitens  der  belgischen  Justizbehörden  werden  Ersuchungsschreiben  deutscher 
Gerichte  in  Streitsachen,  für  welche  im  Reich  der  betreffenden  Partei  das  Armenrecht 
bewilligt  ist,  derart  erledigt,  dass  die  Kosten  bis  zum  Ausgange  des  Rechtsstreits  ge- 
stundet werden  und  ihre  Berichtigung  nur  für  den  Fall  beansprucht  wird,  dass  die  in 
die  Kosten  verurtheilte  Partei  zahlungsfähig  ist.  ln  diesen  Fällen  ist  von  dem  Aus- 
gange des  Rechtsstreites  (§§  83  ff.  des  Gerichtskostengesetzes)  und  davon,  ob  die  zur 
Tragung  der  Kosten  verurtheilte  Partei  zahlungsfähig  ist  oder  nicht,  dem  Justizminister 
beziehungsweise  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  alsbald  Anzeige 
zu  erstatten. 

Wegen  Betreibung  der  Erledigung  von  Beweisbeschlüssen  durch  die  Partei  Ist 
Ziffer  22,  wegen  der  Ersuchen  um  eidliche  Vernehmung  von  Zeugen  in  Strafsachen 
Ziffer  23  zu  vergleichen. 

Brasilien. 

26.  Wegen  der  Rechtshülfe  in  Strafsachen  vergl.  Artikel  14,  15  und  16  des  Aus- 
lieferungsvertrags  zwischen  dem  Reich  und  Brasilien  vom  17.  September  1877  (Reichs- 
Gesetzbl.  für  1878  S.  293  ff,). 

Dänemark. 

27.  Die  Justizbehörden  im  Bezirk  des  Oberlandesgerichts  zu  Kiel  dürfen  mit 
den  dänischen  Behörden  in  schleunigen  Sachen  unter  Beschränkung  auf  das  thatsäch- 
liche  VerMlfcuisä  und  mit  Vermeidung  jeden  Eingehens  auf  prinzipielle  Fragen  nach 
Massgabe  des  Cirkulars  der  Schleswig-Holsteinischen  Landesregierung  vom  17.  Februar 
1865  und  des  Ausschreibens  der  Regierung  des  Herzogthums  Lauenburg  vom  18.  des- 
selben Monats  unmittelbar  verkehren  (Verordnungsblatt  für  Schleswig-Holstein  und 
Lauenburg  für  1865  S.  27;  Offizielles  Wochenblatt  für  Lauenburg  für  1865  S.  29). 

Dieser  unmittelbare  Geschäftsverkehr  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  die  Er- 
suchen um  Zustellungen  oder  um  Aushändigung  gerichtlicher  Schriftstücke;  in  der- 
artigen Angelegenheiten  ist  vielmehr  das  Ersuchungsschreiben,  sobald  es  sich  nicht  um 
eine  Zustellung  oder  Aushändigung  an  einen  Reichsangehörigen  handelt  (vergl.  Ziffer  6 
unter  b),  stets  an  den  Kaiserlichen  Gesandten  in  Kopenhagen  zu  richten. 

Für  Rfechtshülfe  in  bürgerlichen  Sachen  berechnen  die  dänischen  Justizbehörden 
Gebühren  und  Auslagen  in  gleicher  Weise  wie  die  belgischen  (vergl.  Ziffer  25  Abs.  2). 
Dänisch  erseits  ist  jedoch  im  Wege  der  Gegenseitigkeit  die  kostenfreie  Erledigung  von 
Ersuchungsschreiben  in  Streitsachen  zugesagt,  in  welchen  die  betreffende  Partei  im 
Reiche  zum  Armenrecht  zugelasssen  ist. 

Frankreich. 

28.  Die  Gewährung  der  Rechtshülfe  durch  französische  Behörden  geschieht  kosten- 
frei, auch  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten. 

Wegen  Betreibung  der  Erledigung  von  Beweisbeschlüssen  durch  die  Partei  ist 
Ziffer  22,  wegen  der  Ersuchen  um  eidliche  Vernehmung  von  Zeugen  in  Strafsachen 
Ziffer  23  zu  ' ergleichen. 

Grossbritannien. 

29.  Der  Erlass  von  Ersuchungsschreiben  an  britische  Justizbehörden  empfiehlt 
sich  wegen  de*  dabei  zu  beobachtenden  Förmlichkeiten  und  der  daraus  sich  leicht 


1019 


Preussen  — Justizmiuisterial  Verfügungen. 

ergebenden  Weiterungen  im  Allgemeinen  nicht,  ist  aber  auch  entbehrlich,  da  die 
im  vereinigten  Königreiche,  in  den  britischen  Kolonien  und  auswärtigen  Besitzungen 
bestellten  deutschen  Konsuln  vorkommendenfalls  die  Rechtshülfe  selbst  gewähren  oder 
deren  Gewährung  bei  den  Landesbehörden  erwirken  können.  Insbesondere  gilt  dies 
von  Zeugenvernehmungen  und  Eidesabnahmen. 

Die  bezeichnten  Konsuln  sind,  wenn  sie  von  einem  deutschen  Gerichte  um  Herbei- 
führung eines  solchen  Aktes  der  Rechtshülfe  ersucht  werden,  in  bürgerlichen  Sachen 
in  Gemässheit  des  durch  die  allgemeine  Verfügung  vom  14.  Juni  1866  (J.M.B1.  S.  182) 
mitgetheilten  britischen  Gesetzes  vom  29.  Juli  1856  (19  und  20  Vict.  c.  113),  in  Straf- 
sachen nicht  politischer  Natur  auf  Grund  des  britischen  Gesetzes  vom  9.  August  1870 
(33  und  34  Vict.  c.  52  s.  24)  in  der  Lage,  sich  selbst  oder  einer  dritten  Person,  ins* 
besondere  einem  anderen  deutschen  Konsularbeamten,  die  Ermächtigung  zur  Ver- 
nehmung des  Zeugen,  beziehentlich  zur  Abnahme  des  Eides  seitens  des  zuständigen 
britischen  Gerichtshofes  selbst  dann  ertheilen  zu  lassen,  wenn  es  sich  um  die  Ver- 
nehmung von  Personen  handelt,  welche  nicht  Reichsangehörige  sind. 

Soll  die  Rechtshülfe  in  Grossbritannien  selbst  oder  in  Irland  geleistet  werden, 
so  ist  das  Ersuchungsschreiben  stets  an  den  Generalkonsul  in  London  zu  richten, 
welcher  die  Erledigung  desselben  auch  dann  veranlassen  beziehungsweise  vermitteln 
wird,  wenn  diese  im  vereinigten  Königreiche  ausserhalb  Londons  stattzufinden  hat. 

Handelt  es  sich  um  Leistung  von  Rechtshülfe  in  einer  britischen  Kolonie  oder 
auswärtigen  Besitzung,  so  ist  das  Ersuchen  an  den  für  den  Bezirk  zuständigen  Konsul 
zu  richten  und  dem  Justizminister,  in  eiligen  Fällen  dem  Herrn  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  mit  der  Bitte  um  Vermittelung  der  Erledigung  unverschlossen 
einzureichen. 

Für  Strafsachen  nicht  politischen  Charakters  bieten  ausserdem  die  Parlaments- 
akte  36  und  37  Vict.  c.  60  s.  5 die  Möglichkeit,  durch  einen  auf  diplomatischem  Wege 
zu  erwirkenden  Befehl  eines  secretary  of  state  die  Aufnahme  des  Zeugenbeweises  einem 
britischen  Polizei-  oder  Friedensrichter  übertragen  zu  lassen.  Sollten  aus  besonderen 
in  der  Sache  liegenden  Gründen  die  Gerichte  ausnahmsweise  Veranlassung  haben,  die 
Erledigung  von  Beweisaufnahmen  auf  diesem  letzteren  Wege  zu  beantragen,  so  sind 
die  desfallsigen  Gesuche  unter  Darlegung  der  Gründe,  aus  welchen  dieser  Weg  ge- 
wählt worden,  stets  bei  dem  Jnstizminister  anzubringen. 

Ersuchen  um  Zustellungen  sind  stets  an  denjenigen  Konsul  zu  richten,  in 
dessen  Amtsbezirk  die  Zustellung  erfolgen  soll,  und  wenn  es  sich  um  eine  Zustellung 
im  vereinigten  Königreiche  bandelt,  dem  Generalkonsul  in  London  mit  der  Bitte  um 
Uebermittelung  an  den  zuständigen  Konsul  unverschlossen  zu  übersenden.  Soll  die 
Zustellung  dagegen  in  einer  britischen  Kolonie  oder  auswärtigen  Besitzung  bewirkt 
werden,  so  ist  das  Ersuchen  an  den  zuständigen  Konsul  direkt  abzusenden  (vergl.  Ziffer  6), 

Für  die  Gewährung  der  Rechtshülfe,  soweit  sie  durch  die  Konsuln  erfolgt,  werden 
Gebühren  und  Auslagen  berechnet.  Wegen  Erstattung  derselben  vergl.  Ziffer  18. 

Italien. 

30.  Die  Rechtshülfe  in  Strafsachen  regelt  sich  nach  dem  Auslieferungsvertrage 
zwischen  dem  Reich  und  Italien  vom  31.  Oktober  1871  (Reichs-Gesetzbl.  S.  446  ff.) 
Artikel  12,  13  und  14. 

Für  Reehtskülfe  in  bürgerlichen  Sachen  berechnen  die  italienischen  Gerichte  Ge- 
bühren und  Auslagen. 

Luxemburg. 

31.  Die  Rechtshülfe  in  Strafsachen  regelt  sich  nach  dem  Auslieferungsvertrage 
des  Reichs  mit  Luxemburg  vom  9.  März  1876  (Reichs-Gesetzbl.  S,  223  ff.)  Artikel  18, 
14  und  15. 

Wegen  der  Ersuchen  um  eidliche  Vernehmung  von  Zeugen  in  Strafsachen  ist 
Zifier  23  zu  vergleichen. 

Für  die  Gewährung  der  Rechtshülfe  in  bürgerlichen  Sachen  berechnen  die  luxem- 
burgischen Gerichte  Gebühren  und  Auslagen. 
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. Die  Ersuchen  um  Rechtshilfe  in  Streitsachen,  für  welche  im  Reich  der  betreffen- 
den Partei  das  Armenrecht  bewilligt  ist,  werden  seitens  der  luxemburgischen  Gerichte 
nur  unter  folgenden  Voraussetzungen  als  Armenrechtssaehen  erledigt: 

a)  dern  Ersuchen  des  Gerichts  um  Rechtshiilfe  ist  ein  besonderer  Antrag  des 
Gerichts  um  Gewährung  des  Armenrechts  für  die  Erledigung  des  Ersuchens, 
sowie  eine  beglaubigte  Abschrift  desjenigen  gerichtlichen  Beschlusses  beizu- 
fügen,  durch  welchen  für  die  vorliegende  Streitsache  das  Armenrecht  be- 
willigt worden  ist; 

b)  die  durch  die  Erledigung  des  Ersuchens  entstehenden  baaren  Auslagen,  nament- 
lich die  an  Zeugen  und  Sachverständige  gezahlten  Gebühren  und  die  Porto- 
kosten sind  unbedingt  seitens  des  ersuchenden  Gerichts  zu  erstatten: 

c)  die  Generalstaatsanwaltschaft  in  Luxemburg  ist  von  dem  Ausgang  des  Rechts- 
streites, in  welchem  das  Ersuchen  nothwendig  geworden  (§§  93  ff.  des  Gerichts- 
kostengesetzes), in  Kenntniss  zu  setzen. 

Die  unter  a bezeichneten  Schriftstücke  sind  gleichzeitig  mit  dem  Ersuchungs- 
schreiben, die  unter  c gedachte  Mittheilung  alsbald  nach  Beendigung  des  Rechtsstreits 
gemäss  Ziffer  20  dem  Justizminister  zur  Weiterbeförderung  einzureichen. 

Niederlande. 

32.  Die  Rechtshülfe  in  Strafsachen  regelt  sich  nach  dem  Auslieferungsvertrage 
zwischen  Preussen  und  den  Niederlanden  vom  17.  November  1850  (G.S.  S.  509  ff.) 
Artikel  8,  9 und  10. 

Die  im  Artikel  8 Absatz  3 dieses  Vertrags  vorgeschriebene  französische  Ueber- 
setzung  des  Ersuchungsschreibens  wird  niederländischerseits  nicht  gefordert,  wenn  das 
Ersuchungsschreiben,  gleich  dessen  Anlagen,  mit  lateinischen  Buchstaben  geschrieben 
ist.  In  diesen  Fällen  und  bei  den  in  bürgerlichen  Sachen  an  die  niederländischen  Ge- 
richte ergehenden  Ersuchungsschreiben  und  deren  Anlagen  ist  deshalb  ausnahms- 
weise lateinische  Schrift  anzuwenden. 

Hinsichtlich  der  Rechtshülfe  in  Rheinsehiffahrts-Angelegenheiten  ist  der  Artikel  40 
der  revidirten  Rheinschiffahrts-Akte  vom  17.  Oktober  1868  (G.S.  für  1869  S.  798)  mass- 
gebend. In  derartigen  Angelegenheiten  findet  zwischen  den  Rheinschiffahrtsgerichten 
und  den  niederländischen  Behörden  unmittelbarer  Schriftwechsel  statt  (vergl.  Ziffer  19 
und  24). 

Für  die  Erledigung  von  Ersuchungsschreiben  in  bürgerlichen  Sachen  berechnen 
die  niederländischen  Gerichtsbehörden  Gebühren  und  Auslagen. 

Wegen  Betreibung  der  Erledigung  von  Beweisbeschlüssen  durch  die  Partei  vergk 
Ziffer  22. 

Oe  st  erreich -Ungarn. 

33.  Zwischen  den  preussischen  Justizbehörden  und  den  Justizbehörden  Oester- 
reich-Ungarns ist  unmittelbarer  Schriftwechsel  zulässig,  und  diplomatische  Ver- 
mittelung findet  nur  dann  statt,  wenn  besondere  Verhältnisse,  wie  z.  B.  sprachliche 
Schwierigkeiten,  eine  solche  Vermittelung  unvermeidlich  oder  wünschenswerth  er- 
scheinen lassen. 

Die  Rechtshülfe  in  Elbschiffahrtsangelegenheiten  regelt  sich  nach  dem  § 50  der 
Additional-Akte  zur  Elbschiffahrts-Akte  vom  13.  April  1844  (G.S.  S.  458)  — verd. 
Ziffer  19  und  24. 

Ersuchen  um  Zustellungen  an  Personen,  welche  in  der  Armee  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  dienen,  sind  an  das  Generalkommando  derjenigen  Provinz  zu 
richten,  in  welcher  die  betreffende  Militärperson  ihren  Standort  hat;  ist  dieser  Ort 
nicht  bekannt,  so  ist  das  Ersuchen  dem  Kaiserlichen  Botschafter  in  Wien  zu  über- 
mitteln. Der  letztere  ist  auch  dann  um  die  Erledigung  des  Ersuchens  anzugehen, 
wenn  es  sich  um  die  Zustellung  der  an  eine  im  aktiven  Militärdienst  stehende  Person 
gerichteten  Ladung  vor  ein  deutsches  Gericht  handelt. 

Ersuchen  um  Zustellungen  werden  seitens  der  ungarischen  Justizbehörden  nur  in 
der  Weise  erledigt,  dass  diejenige  Person,  welcher  das  betreffende  Schriftstück  aus- 
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gebändigt  werden  soll,  aufgefordert  wird,  dasselbe  binnen  acht  Tagen  persönlich  oder 
durch  einen  Bevollmächtigten  an  der  Gerichtsstelle  abzuholen,  widrigenfalls  angenommen 
werde,  dass  sie  die  Empfangnahme  des  Schriftstücks  ablehne,  und  dessen  Rücksendung 
an  die  ersuchende  Gerichtsbehörde  erfolgen  würde.  Wenn  die  Partei  zur  Abholung 
des  Schriftstücks  erscheint,  so  wird  ihr  von  der  ungarischen  Gerichtsbehörde  der  Inhalt 
desselben  mitgetheilt  und  sie  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  sie  das  Schriftstück 
amiohmen  oder  dessen  Uebernahme  ablehnen  könne. 

Die  österreichischen  und  die  ungarischen  Gerichte  berechnen  für  die  Erledigung 
von  Ersuchen  um  Rechtshülfe  sowohl  baare  Auslagen,  wie  auch,  falls  die  ersatzpflichtige 
Partei  zahlungsfähig  ist,  Gebühren;  die  ungarischen  Gerichte  inbesondere  auch  die 
Kosten,  welche  für  die  Uebersetzung  des  Ersuchungsschreibens  in  die  ungarische 
Sprache  erwachsen.  Jedoch  wird  die  Erstattung  derjenigen  Gebühren  und  Auslagen 
nicht  verlangt,  welche  bei  der  Zustellung  oder  Aushändigung  gerichtlicher  Verfügungen 
und  Ortheile  entstehen. 

Für  die  Behandlung  der  portopflichtigen  Korrespondenz  zwischen  den  diesseitigen 
und  den  Behörden  Oesterreich-Ungarns  gelten  folgende  Grundsätze  (vergl.  Bekannt- 
machung des  Reichskanzlers  vom  31.  Oktoter  1873,  Reichs-Gesetzbl.  S.  366): 

a)  portopflichtige  Sendungen  sind  stets  von  der  absendenden  Behörde  zu  fran- 
kiren ; 

b)  bei  Korrespondenz  zwischen  Behörden  in  Parteisachen  entrichtet  die  ab- 
sendende Stelle  das  Porto  auch  in  solchen  Fällen,  in  welchen  die  Pflicht  zur 
Portozahlung  einer  im  Gebiete  der  empfangenden  Stelle  befindlichen  Partei 
obliegt; 

c)  die  empfangende  Stelle  ist  zwar  befugt,  den  Portobetrag  von  der  Partei  ein- 
zuziehen,  jedoch  soll  von  einer  Erstattung  desselben  an  die  absendende  Be- 
hörde des  anderen  Staates  bis  auf  Weiteres  Abstand  genommen  werden. 

Ein  Verzeichniss  der  österreichischen  und  der  ungarischen  Gerichte  ist  mit  der 
Bekanntmachung  vom  12.  Mai  1884  (J.M.B1.  S.  114)  abgedruckt. 

Portugal, 

34.  Den  Ersuchungsschreiben  an  portugiesische  Justizbehörden  sind  Uebersetzungen 
in  die  portugiesische  Sprache  beizugeben,  welche,  gleich  den  Ersuchungsschreiben  selbst, 
von  einem  portugiesischen  Konsul  zu  beglaubigen  sind.  Der  Justizminister  wird  die 
Beschaffung  der  Beglaubigung  und  erforderlichenfalls  der  Uebersetzung  vermitteln. 

Beweisbeschlüsse  in  bürgerlichen  Sachen  lassen  sich  in  Portugal  nicht  im  Wege 
des  Ersuchungsschreibens,  sondern  nur  durch  Privatthätigkeit  der  Partei,  welche  einen 
in  Portugal  fungirenden  Anwalt  zu  bestellen  hat.  der  Erledigung  zuführen. 

Russland. 

35.  Nach  Massgabe  des  Abkommens  vom  4.  Februar  / 23.  Januar  1879  (G.  S. 
S.  138)  findet  unmittelbarer  Schriftwechsel  statt  im  Verkehr  der  folgenden 
preussischen  Justizbehörden,  nämlich  des  Kammergerichts,  der  Oberlandesgerichte 
zu  Breslau,  Königsberg  i.  Pr.,  Marienwerder,  Posen  und  Stettin,  der  zu 
dem  Bezirk  der  vorbezeichneten  Gerichte  gehörigen  Landgerichte,  sowie  der  Oberstaats- 
anwälte und  der  Ersten  Staatsanwälte  bei  diesen  Gerichten  einerseits,  mit  den  russi- 
schen Justizbehörden  des  Gerichtsbezirks  Warschau,  nämlich  der  Justizkammer, 
dem  Handelsgericht  und  dem  Bezirksgericht  zu  Warschau,  den  Bezirksgerichten  zu 
Kalisch,  Kielce,  Lomza,  Lublin,  Petrikau,  Plock,  Radom,  Siedle©  und 
Suwalki,  den  Assisenhöfen  bei  den  Friedensgerichten  der  vorbezeichneten  Bezirke, 
den  Präsidenten  und  den  Staatsanwälten  bei  diesen  Gerichten  andererseits.1)9) 


l)  Erklärung  vorn  28./16.  Januar  1893  (Ges.Samml.  S.  83). 


Das  Kammergericht  zu  Berlin,  die  Oberlandesgerichte  zu  Breslau,  Königsberg, 
Marienwerder,  Posen  und  Stettin  und  die  Oberstaatsanwälte  bei  diesen  Gerichten,  die 
zu  den  Bezirken  des  Kammergerichts  und  der  genannten  Oberlandesgerichte  gehörigen 
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Dio  zu  den  vorbenannten  Bezirken  gehörigen  preussischen  Amtsgerichte  haben 
behufs  der  Abfassung  dor  entsprechenden  Ersuchungsschreiben  an  die  in  Rede  stehen- 
den russischen  Justizbehörden  die  Vermittelung  der  Landgerichtspräsidenten,  die  Staats- 
anwälte bei  den  bei  Amtsgerichten  gebildeten  Strafkammern  und  die  Amtsanwälte  die 
Vermittelung  der  Ersten  Staatsanwälte  bei  den  Landgerichten  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Die  Jurisdiktionsbezirke  der  in  Rede  stehenden  russischen  Gerichte  sind  durch  die 
allgemeine  Verfügung  vom  16.  Dezember  1879  (J.M.B1.  S.  47 4)  bekannt  gemacht  worden. 

Bei  diesem  direkten  Geschäftsverkehr  sind  alle  Sendungen  an  russische  Gerichte, 
selbst  solche  von  grösserem  Umfang,  in  einem  Papi  er  Umschlag  zu  befördern  und  nicht 
in  Leinewand  einzunähen,  denn  im  letzteren  Fall  werden  diese  Sendungen  zollamtlich 
nicht  als  Briefe,  sondern  als  Packeto  behandelt,  an  der  Grenze  von  der  russischen 
Zollbehörde  geöffnet  und  mit  den  hierdurch  entstehenden  Gebühren,  zu  deren  Tragung 
die  ersuchte  russische  Justizbehörde  sich  nicht  für  verpflichtet  erachtet,  beschwert. 

Die  Sendungen  sind  stets  frankirt  abzulassen.  Die  Gewährung  der  Rechtshülfe 
geschieht  bei  diesem  direkten  Geschäftsverkehr  kostenfrei  (Art.  7 des  Abkommens). 

Insoweit-  das  obengedachte  Abkommen  nicht  Platz  greift,  sind  den  nach  Russland 
ergebenden,  schlechthin  auf  diplomatischem  Wege  (vergl.  Ziffer  20)  zu  befördernden 
Ersuchungsschreiben  Uebersetzungen  in  die  russische  Sprache  beizufügen.  Diese  letzteren 
werden,  falls  sie  nicht  gleichzeitig  mit  dem  Ersuchungsschreiben  eingereicht  worden 
sind,  auf  Veranlassung  des  Herrn  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  durch  die 
Botschaft  in  St.  Petersburg  gegen  Erstattung  der  Uebersetzungskosten  besorgt  werden. 

Betrifft  das  Ersuchen  die  Zustellung  einer  Ladung  an  eine  im  europäischen 
Russland  befindliche  Person,  und  kommt  auf  dasselbe  das  Abkommen  vom  4.  Februar 
bezw.  23.  Januar  1879  nicht  zur  Anwendung,  so  ist  bis  zum  Termin  eine  Frist  von 
mindestens  drei  Monaten  vom  Abgang  des  Ersuchungsschreibens  ab  frei  zu  lassen, 
imd  zwar  auch  dann,  wenn  die  Zustellung  durch  einen  Konsul  bewirkt  werden  kann. 

Eine  Uebersicht  über  die  Gerichtsbehörden  Russlands  ist  der  Anlage  A zu  der 
Allgemeinen  Verfügung  vom  22.  Februar  1883  (J.M.B1.  S.  46)  bekannt  gemacht. 

Für  die  Gewährung  der  Reehtshülfe  in  bürgerlichen  Sachen  werden  von  den 
russischen  Gerichten  der  Ostseeprovinzen  Gebühren  und  Auslagen  berechnet;1 2 * 4)  im 
Uebrigen  erfolgt  auch  ausserhalb  des  Abkommens  vom  4.  Februar  / 23.  Januar  1879 


Landgerichte  und  die  ersten  Staatsanwalt«  bei  den  letzteren  einerseits  — 

und  dis  Bezirksgerichte  zu  Libau,  Kowno,  Grodno,  die  Staatsanwälte  bei  diesen  Ge- 
richten, die  Assisenhöfe  bei  den  Friedensgerichten  der  vorgenannten  Bezirke,  die 
Justizkammem  zu  St.  Petersburg  und  Wilna  und  die  Staatsanwälte  bei  diesen  Justiz- 
kammern andererseits  — • werden  in  Zukunft  die  zu  ihrer  Zuständigkeit 

. gehörenden  Sachen  sowohl  unter  sich,  als  auch  mit  den  auf  Grund  der  Abkommen  vom 
4.  Februar  / 23.  Januar  1879  und zum  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  be- 

fugten beiderseitigen  Gerichten  und  Staatsanwälten  auf  dem  Wege  des  unmittelbaren 
Geschäftsverkehrs  erledigen. 


2)  Allg.  Verl,  vom  31.  Juli  1893,  betr.  die  zusätzliche  Erklärung  vom 

28. /16.  Januar  1893  zu  den  mit  Russland  am  4.  Februar  / 23.  Januar  1879  und 

29.  /17.  August  1883  wegen  des  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  zwischen 
den  Preussischen  und  Russischen  Justizbehörden  geschlossenen  Ab- 
kommen (Ges.Samml.  S.  83).  (Just.Min.Bl.  S.  260). 

Die  Justiz-Behörden  werden  davon  in  Kenntniss  gesetzt,  dass  die  zusätzliche  Er- 
klärung vom  28./16.  Januar  1893  zu  den  mit  Russland  am  4.  Februar/ 23.  Januar  1879 
und  29./17.  August  1883  wegen  des  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  zwischen  den 
Preussischen  und  Russischen  Justizbehörden  geschlossenen  Abkommen  am  3.  August  — 
22.  Juli  d.  J.  in  Kraft  tritt.. 

4)  Nachdem  in  den  Ostseeprovinzen  die  neuen  Gerichte  1889  eingeführt  worden 
sind,  gelten  auch  für  diese  die  Bestimmungen  über  die  kostenfreie  Erledigung  der 
Gesuche  um  Gewährung  der  Rechtshülfe. 
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die  Leistung  der  Rechtshilfe  seitens  der  russischen  Gerichte  sowohl  in  bürgerlichen 
Sachen  wie  in  Strafsachen  in  der  Regel  kostenfrei« 

Wegen  Betreibung  der  Erledigung  von  Beweisbeschlüssen  durch  die  Partei  vergl. 
Ziffer  22. 


Schweden  und  Norwegen. 

36.  Die  Rechtshülfe  in  Strafsachen  regelt  sich  nach  dem  Auslieferungsvertrag 
zwischen  dem  Reich  und  Schweden  und  Norwegen  vom  19.  Januar  1878  (Reichs- 
Gesetzbl.  S.  110  ff.)  Artikel  12,  13  und  14. 

Ausserhalb  des  so  geordneten  Rechtshülfeverkehrs  ist  bei  Ersuchen  um  Abnahme 
von  Eiden  und  um  Vernehmung  von  Zeugen,  welche  in  Norw  egen  erledigt  werden  sollen, 
zu  beachten,  dass  das  norwegische  Gesetz  dem  Richter  nicht  gestattet,  im  Laufe  eines 
Prozesses  einen  Parteieid  abzunehmen;  die  Abnahme  eines  solchen  kann  vielmehr  nur 
auf  Grund  eines  den  Eid  festsetzenden  Urfcbeils  erfolgen.  Die  Ladung  von  Zeugen 
findet  nicht  durch  das  Gericht,  sondern  lediglich  durch  die  Parteien  beziehungsweise 
deren  Anwälte  statt.  Ebensowenig  befasst  sich  das  Gericht  damit,  den  Parteien  oder 
dem  ersuchenden  Gericht  von  dem  anberaumten  Termin  Kenntniss  zu  geben.  Bei  dem 
Erlass  des  Ersuchungsschreibens  ist  deshalb  zu  berücksichtigen,  dass  um  eine  Benach- 
richtigung von  der  Anberaumung  des  Termins  nicht  gebeten  werden  kann.  Eine  solche 
Benachrichtigung  kann  vielmehr  nur  in  der  Weise  herbeigeführt  werden,  dass  die  Par- 
teien an  dem  Ort.,  an  welchem  die  Vernehmung  stattfinden  soll,  Anwälte  bevollmäch- 
tigen, welche  ihnen  privatim  von  dem  Termine  Kenntniss  geben;  ein  Verfahren,  weiches 
erhebliche  Weiterungen  und  Kosten  verursacht. 

Für  die  Erledigung  von  Ersuchungsschreiben  in  bürgerlichen  Sachen  berechnen 
die  schwedischen  und  die  norwegischen  Justizbehörden  Gebühren  und  Auslagen. 

Schweiz. 

37.  Die  Rechtshilfe  in  Strafsachen  regelt  sich  nach  dem  Auslieferungsvertrag 
zwischen  dem  Reich  und  der  Schweiz  vom  24.  Januar  1874  (Reichs-Gesefczbb  S.  113  ff.) 
Artikel  12,  13  und  14. 

Zwischen  den  deutschen  und  den  schweizerischen  Justizbehörden  findet  un- 
mittelbarer Schriftw'ecbsel  statt,  nach  Massgabe  des  Abkommens  vom  l./lö.  De- 
zember 1878  (J.M.B1.  für  1879  S.  20),  «L  k.  in  allen  Fällen,  in  welchen  nicht  der  diplo- 
matische Verkehr  durch  Staatsvei  träge  vorgeschriebea  ist  oder  in  Folge  besonderer  Ver- 
hältnisse räthlieh  erscheint. 

Für  die  Behandlung  der  portopflichtigen.  Korrespondenz  zwischen  den  diesseitigen 
und  den  Behörden  der  Schweiz  gelten  die  oben  für  den  Verkehr  mit  Oesterreich- 
Ungarn  angegebenen  Grundsätze  (vergl.  Ziffer  33  Abs.  6 und  J.M.B1.  für  1878  S.  60). 

Die  schweizerischen  Justizbehörden  berechnen  für  die  Erledigung  von  Ersuchen 
um  Rechtshülfe  in  bürgerlichen  Sachen  Gebühren  und  Auslagen. 

Verzeichnisse  der  schweizerischen  Justizbehörden  sind  veröffentlicht  durch  die 
Bekanntmachungen  vom  20.  April  1888  (J.M.Bl,  S.  103)  und  vom  6.  Februar  1890 
(J.M.BL  S.  73). 

Serbien. 

38.  Die  Rechtshülfe  in  Strafsachen  erfolgt  bis  auf  "Weiteres  in  Gemässheit  des 
Artikels  XXV  des  Konsularvertrags  zwischen  dem  Reich  und  Serbien  vom  6.  Januar 
1883  (Reichs-Gesetzbl.  S.  62  ff.)  seitens  der  serbischen  Behörden  unter  Voraussetzung 
der  Gegenseitigkeit  nach  denjenigen  Grundsätzen,  welche  seitens  Serbiens  mit  anderen 
Staaten  in  dieser  Hinsicht  vereinbart  sind.  Nach  Inhalt  dieser  letzteren  Abreden  sollen 
in  Strafsachen  nicht  politischer  Natur  alle  auf  diplomatischem  Wege  beförderten  Er- 
suchen um  Rechtshtilfe  im  Wesentlichen  unter  denselben  Voraussetzungen  erledigt 
werden,  unter  denen  solche  nach  Massgabe  der  in  neuerer  Zeit  seitens  des  Reichs  ab- 
geschlossenen Auslieferungsverträge  zur  Ausführung  zu  bringen  sind.  Die  Erledigung 
geschieht  in  der  Regel  kostenfrei,  jedoch  werden  dio  für  die  Gutachten  Sachverstän- 
diger entstehenden  Kosten  berechnet,  falls  dieselben  mehr  als  einen  Termin  erfordern. 
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Spanien. 

39.  Die  Rechtshülfe  in  Strafsachen  regelt  sich  nach  dem  Auslieferungsvertrag 
zwischen  dom  Reich  und  Spanien  vom  2.  Mai  1878  (Reiehs-Gosetzbl.  S.  213 ff.)  Artikel  13, 
14  und  15. 

Hinsichtlich  der  Ersuchen  um  eidliche  Vernehmung  von  Zeugen  in  Strafsachen 
ist  Ziffer  23  zu  vergleichen. 

Gebühren  und  Auslagen  werden  von  den  spanischen  Justizbehörden  für  die  Er- 
ledigung von  Ersuchungsschreiben  auch  in  bürgerlichen  Sachen  in  der  Regel  nicht 
berechnet. 

Südafrikanische  Republik  (Transvaal). 

40.  In  Gemässheit  des  Artikels  31  des  Freundschafts-  und  Handelsvertrags 
zwischen  dem  Reich  und  der  Südafrikanischen  Republik  vom  22.  Januar  1885  (Reichs- 
Gesetzbl.  für  1886  S.  209)  erfolgt  die  Gewährung  der  Rechtshülfe  in  Strafsachen  seitens 
der  Behörden  der  genannten  Republik  bis  auf  Weiteres  unter  Voraussetzung  der 
Gegenseitigkeit  nach  denjenigen  Grundsätzen,  welche  seitens  der  Republik  anderen 
Staaten  gegenüber  in  dieser  Beziehung  beobachtet  werden.  Bei  Stellung  etwaiger  An- 
träge sind  seitens  der  diesseitigen  Justizbehörden  die  aus  den  Vereinbarungen  des 
Reichs  mit  anderen  Staaten  sich  ergebenden  Voraussetzungen  zu  berücksichtigen. 

Uruguay. 

41.  Die  Rechtshülfe  in  Strafsachen  regelt  sich  nach  dem  Auslieferungsvertrag 
zwischen  dem  Reiche  und  Uruguay  vom  12.  Februar  1880  (Reicks-Gesetzbl.  für  1883 
S.  287  ff.)  Artikel  13,  14  und  15. 

Wenngleich  hiernach  vereinbart  ist,  dass  das  Ersuchungsschreiben  auf  diploma- 
tischem „oder  konsularischem“  Wege  der  fremden  Regierung  mitgetheilt  werden  soll, 
so  haben  doch  die  diesseitigen  Behörden  die  Beförderung  des  Ersuchungsschreibens 
stets  auf  dem  Ziffer  20  angegebenen  Wege  zu  veranlassen  und  nicht  etwa  dasselbe 
dem  zuständigen  Konsul  zur  Weiterbeförderung  zu  übersenden. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

42.  Ersuchen  um  Zustellungen  sind  stets  an  den  zuständigen  deutschen  Konsul 
zu  richten  (vergl.  Ziffer  6). 

Soll  die  Vernehmung  von  Zeugen  oder  die  Abnahme  eines  Eides  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  erfolgen,  und  kann  die  Gewährung  dieser  Rechtshülfe  nach 
Ziffer  16  nicht  durch  einen  Konsul  bewirkt  werden,  so  ist  das  Ersuchen  entsprechend 
der  Gesetzgebung  der  in  Rede  stehenden  Staaten  in  die  nachstehend  angegebene  Form 
einer  Commission  zu  kleiden  und  unter  Offenlassung  der  Adresse  mit  der  Bitte  um 
Vermittelung  an  denjenigen  Konsul  zu  übersenden,  in  dessen  Bezirk  der  Zeuge  oder 
die  schwurpflichtige  Partei  sich  aufhält.  Die  Commission  ist  in  folgender  Form  aus- 
zufertigen : 

Im  Namen  des  Königs  von  Preussen. 

Das  Königlich  preussische  Amts-  (Land-)  Gericht  zu 

an  Herrn zu 

Sie  werden  hierdurch  benachrichtigt,  dass  das  obengenannte  Gericht  Sie 
zum  commissioner  bestellt  hat  und  durch  Gegenwärtiges  ermächtigt, 

den  zu in  dem  Bezirk im  Staate 

wohnenden  A.  in  der  vor  dem  genannten  Amts-  (Land-)  Gericht  schwe- 
benden Prozesssache  des Klägers  wider  den Be- 

klagten als  Zeugen  in  Gemässheit  der  beigeschlossenen  beglaubigten  Ab- 
schrift des  Beweisbeschlusses  vom und  der  nachfolgenden 

Instruktion  eidlich  zu  vernehmen; 

bezw, 

den  in  der  beigefügten  beglaubigten  Abschrift  des  Beweisbeschlusses 

(Urtheils)  vom enthaltenen  und  darin  dem  A.  zu . 

vom  genannten  Gericht  auferlegten  Eid  in  der  vor  diesem  Gericht  sehwe- 
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benden  Prozesssache  des Klägers  wider  den 

Beklagten  in  Uebereinstiramung  mit  den  hier  beigefügten  Instruktionen 
dem  genannten  A.  abzunehmen. 

Urkundlich  unter  der  Unterschrift  des  Vorsitzenden  des  genannten  Ge- 


richts zu unter  Beidrückung  des  Gerichtssiegels  ausgefertigt 

am 

Siegel.  Unterschrift. 

Amts  Charakter. 


Ausser  einer  beglaubigten  Abschrift  des  betreffenden  Beweissbeschlusses  bezw. 
Urtheils  ist  eine  gleichfalls  beglaubigte  Abschrift  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über 
das  Verfahren  bei  Zeugenvernehmungen  bezw.  bei  der  Abnahme  von  Eiden,  soweit 
dies  erforderlich  erscheint,  dem  Ersuchen  beizufügen. 

Neben  dem  Wohnort  der  zu  vernehmenden  Person  oder  der  schwurpflichtigen 
Partei  ist  auch  der  Staat  und  der  Bezirk  (county),  in  welchem  dieser  belegen  ist,  genau 
anzugeben.  Ist  der  hiernach  zuständige  Konsul  von  dem  ersuchenden  Gericht  nicht 
zu  ermitteln,  so  ist  das  Ersuchen  dem  Justizminister  einzureichen. 

Das  in  die  obige  Form  gekleidete  Ersuchen  wird  von  dem  Konsul  unter  Aus- 
füllung der  Adresse  einer  nach  .dem  Recht  des  betreffenden  Staates  zur  Erledigung 
desselben  zuständigen  und  befugten  Person  übergeben,  welche  alsdann  das  Ersuchen 
ausführt. 

Auch  in  Strafsachen  kann  ein  in  obiger  Form  ausgefertigtes  Ersuchen  zur  Er- 
ledigung gebracht  werden,  sobald  dasselbe  nicht  von  der  Staatsanwaltschaft,  sondern 
von  der  mit  der  Untersuchung  befassten  Gerichtsbehörde  ausgeht. 

Die  durch  die  Erledigung  der  Ersuchen  entstehenden  Kosten  werden  zur  Er- 
stattung liquidirt  (vergl.  Ziffer  18). 

Es  ist  nicht  rathsam,  das  Ersuchen  um  Rechtshülfe  in  der  Weise  zu  stellen, 
dass  ein  förmliches  Ersuchungsschreiben  an  ein  Gericht  in  den  Vereinigten  Staaten 
gerichtet  wird,  da  die  Erledigung  eines  solchen  Schreibens  nur  nach  vielen  Weiterungen 
und  mit  erheblichen  Kosten  würde  herbeigeführt  werden  können.  Sollte  jedoch  trotz- 
dem ausnahmsweise  aus  besonderen  in  der  Sache  liegenden  Gründen  diese  Form  ge- 
wählt werden,  so  ist  das  Ersuchungsschreiben  unter  Darlegung  dieser  besonderen  Um- 
stände dem  Justizminister  einzureichen. 

H.  Gesuche  ausserhalb  des  Gebiets  der  Rechtshülfe. 

43.  Ausserhalb  des  Gebiets  der  im  Ausland  zu  erwirkeuden  Rechtshülfe  hat  eine 
Korrespondenz  inländischer  Justizbehörden  mit  Behörden  des  Auslandes  regelmässig 
nicht  stattzufinden,  auch  nicht  in  der  Form,  dass  ein  an  eine  ausländische  Behörde 
gerichtetes  Ersuchungsschreiben  dem  Justizminister  oder  dem  Herrn  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  zur  Beförderung  auf  diplomatischem  Wege  überreicht  wird. 
Vielmehr  ist  in  allen  Fällen,  in  welchen  für  eine  inländische  Justizbehörde  die  An- 
regung einer  ausserhalb  des  Gebiets  der  Rechtshülfe  liegenden  Thätigkeit  der  Behörden 
eines  ausserdeutschen  Staats  in  Frage  kommt,  deshalb  unter  Beobachtung  der  in 
Ziffer  4 gegebenen  Vorschriften  an  den  Justizminister  und  in  besonders  schleunigen 
Fällen  unmittelbar  an  den  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  be- 
richten. 

Dies  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  eine  inländische  Justizbehörde  eine  amtliche 
Auskunft  über  fremdes  Recht  zu  erhalten  wünscht,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  nach 
Ansicht  der  inländischen  Behörde  die  Auskunft  von  einem  Gerichte  des  anderen  Staats 
zu  ertheilen  ist.  Zu  diesem  Zweck  hat  die  inländische  Justizbehörde  ihrem  Antrag 
eine  in  deutscher  Sprache  abgefasste  kurze  Darstellung  des  Tiatbestandes.  um  dessen 
rechtliche  Berurtheilung  es  sich  handelt,  in  Strafsachen  zugleich  den  Wortlaut  der 
nach  inländischem  Recht  in  Anwendung  kommenden  Bestimmungen  beizufügen. 

Wenn  es  sich  jedoch  zur  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  Ausländer,  welcher  im 
Inland  als  Kläger  auftritt,  dem  Beklagten  wegen  der  Prozesskosten  Sicherheit  zu  leisten 
(§  102  der  Civilprozessordnung,  § 419  der  Strafprozessordnung)  oder  den  in  § 85  des 
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Gerichtskostengesetzes  bestimmten  Kostenvorschuss  zu  za hlfltt.  hat,  um  Erlangung  einer 
Auskunft  darüber  handelt,  ob  nach  den  Gesetzen  des  betreffenden  fremden  Staates  ein 
Deutscher  in  gleichen  Fällen  zur  Sicherheitsleistung  beziehungsweise  zu  einer  beson- 
deren Vorauszahlung  oder  zur  Sicherstellung  der  Gerichtskosten  verpflichtet  ist,  so  Ist  die 
Beibringung  dieses  Nachweises  regelmässig  der  ausländischen  Partei  aufzugeben,  da 
der  Herr  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  es  ablehnt,  im  Interesse  der  aus- 
ländischen Partei  nach  dieser  Richtung  hin  seine  Vermittelung  ein  treten  zu  lassen. 

Eine  Korrespondenz  der  inländischen  Behörden  mit  den  im  Ausland  beglau- 
bigten diplomatischen  Vertretern  des  Reichs  ist  in  allen  diesen  Angelegenheiten  aus- 
geschlossen.1) 

44.  In  Strafsachen  können  Gerichte  und  Staatsanwälte,  soweit  ein  un- 
mittelbarer Schriftwechsel  mit  ausländischen  Behörden  statthaft  ist  (vergl.  Ziffer  27: 
Dänemark,  33:  Österreich-Ungarn,  35:  Russland  und  37:  Schweiz),  mit  auswärtigen 
Staatsanwälten  und  Polizeibehörden  insofern  in  unmittelbaren  Schriftwechsel  treten, 
als  bei  der  Untersuchung  oder  der  Strafvollstreckung  Handlungen  in  Frage  kommen, 
die  nicht  in  das  Gebiet  der  Rechtshülfe  fallen,  z.  B.  polizeiliche  Ermittelungen,  Aus- 
kunftsertheilung  u.  dergl. 

Den  Staatsanwälten  bleibt  auch  in  denjenigen  Grenzgebieten,  in  welchen 
bisher  ein  die  gedachten  Angelegenheiten  betreffender  unmittelbarer  Geschäftsverkehr 
mit  ausserdeutschen  Staatsanwälten  und  Polizeibehörden  ohne  einen  denselben  regelnden 
Staats  vertrag  in  Uebung  gewesen  ist,  die  Fortsetzung  dieses  Verkehrs  in  der  durch 
den  vorhergehenden  Absatz  bestimmten  Begrenzung  bis  auf  Weiteres  gestattet. 

45.  Bedarf  es  in  Kassenangelegenheiten  einer  Anfrage  u.  s.  w.  bei  einem  Konsul 
oder  bei  einer  solchen  ausländischen  Behörde,  mit  welchen  die  Justizbehörden  in  un- 
mittelbaren Geschäftsverkehr  zu  treten  bofugt  sind  (vergl.  Ziffer  27:  Dänemark,  33: 
Oesterreich-Ungarn,  35:  Russland  und  37:  Schweiz),  so  hat  nicht  die  Gerichtskasse, 
sondern  der  Präsident  des  betreffenden  Landgerichts  den  Schriftwechsel  zu  führen. 
Der  Unterschrift  des  Präsidenten  ist  das  Amtssiegel  beizudrücken. 

Kommt  es  in  solchen  Angelegenheiten  auf  eine  Anfrage  u.  s.  w.  bei  den  Behörden 
eines  anderen  als  der  vorbezeichneten  Länder  an,  und  kann  das  Ersuchen  nicht  durch 


*)  Cirk.-Verf.  vom  24.  Dezember  1887  (I.  4061a). 

Die  Allgemeine  Verfügung  vom  20.  Mai  d.  J.,  betreffend  die  im  Auslande  zu 
erledigenden  Ersuchungsschreiben  der  Justizbehörden  (Just.  Mia.  BL  S.  139)  bestimmt 
unter  Ziffer  43,  Absatz  1,  dass  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  für  eine  Justizbehörde 
die  Anregung  einer  ausserhalb  des  Gebiets  der  Rechtshülfe  liegenden  Thätigkeit  der 
Behörden  eines  ausserdeutschen  Staats  in  Frage  kommt,  an  den  Justizminister  und  in 
besonders  schleunigen  Fällen  an  den  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
zu  berichten  ist. 

Diese  Vorschrift  ist  mehrfach,  insbesondere  wenn  es  sich  um  die  Anstellung 
polizeilicher  Ermittelungen  im  Auslande  handelte,  dahin  aufgefasst  worden,  dass  es 
genüge,  die  Punkte,  zu  deren  Erledigung  die  Hülfeleistung  ausländischer  Behörden 
erbeten  werde,  in  dem  Bericht  selbst  auseinanderzusetzen.  Da  jedoch  die  an  den 
Justizminister  bezw.  an  den  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  erstatteten 
Berichte  sich  zur  Mittheilung  an  eine  fremde  Regierung  nicht  eignen,  so  empfiehlt  es 
sich  zur  Vereinfachung  der  geschäftlichen  Behandlung  derartiger  Anträge,  dem  Bericht 
eine  zur  Uebermittelung  an  die  fremde  Regierung  bestimmte  kurze  Darstellung  des- 
jenigen Sachverhalts  beizufügen,  welcher  zu  der  erbetenen  Hülfeleistung  der  aus- 
ländischen Behörden  Anlass  giebt,  und  in  derselben  diejenigen  Punkte  anzugeben, 
über  welche  Auskunft  gewünscht  wird.  Diese  Sachdarstellung  ist  ebenso  wie  die  im 
zweiten  Absatz  der  erwähnten  Ziffer  43  angeordnete  in  deutscher  Sprache  abzufassen, 
mit  Datum  und  Unterschrift  zu  versehen,  und  wenn  die  Thätigkeit  einer  nieder- 
ländischen Behörde  in'Anspruch  genommen  werden  soll,  mit  lateinischen  Schriftzeichen 
zu  schreiben.  In  dem  Einsendungsbericht  bedarf  es  dann  des  Eingehens  auf  die  Sache 
selbst  nicht. 
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Vennittelung  des  zuständigen  Konsuls  erledigt  werden,  so  liat  der  Landgerichtspräsident 
an  den  Justizmister  zu  berichten.1) 

46.  Mit  keinem  ausländischen  Staat  sind  Verträge  abgeschlossen,  welche  die  Bei- 
treibung von  im  Inlande  entstandenen  Gerichtskosten  im  Ausland  gewährleisten,  auch 
lehnen  es  erfahrungsgomäss  die  ausländischen  Regierungen  ab,  zu  diesem  Zweck  ihre 
Mitwirkung  eintreten  zu  lassen.  Anträge  um  zwangsweise  Einziehung  solcher  Kosten 
von  Personen,  welche  in  ausserdeutsclien  Staaten  sich  aufhalten,  können  deshalb,  ab- 
gesehen von  den  Ländern,  in  welchen  Konsulargerichtsbarkeit  geübt  wird  (vergl.  Ziffer  13), 
keinen  Erfolg  haben  und  sind  zu  unterlassen. 

Die  Einziehung  von  Gerichtskosten  im  Ausland  ist  vielmehr  nur  im  Wege  einer 
vor  dem  zuständigen  ausländischen  Gericht  gegen  den  Kostenschuldner  anzustellenden 
Klage  möglich;  von  der  Erhebung  einer  solchen  ist  aber  in  der  Regel  Abstand  zu 
nehmen,  da  dieselbe  meist  unverhältnissinässig  hohe  Aufwendungen  erfordern  wird  und 
im  Erfolg  sehr  zweifelhaft  ist.  Sollten  ausnahmsweise  besondere  Umstände  die  Ein- 
klagung von  Gerichtskosten  im  Ausland  angezeigt  erscheinen  lassen,  so  ist  vorher 
unter  Darlegung  der  Gründe  für  die  Zweckmässigkeit  dieses  Vorgehens  an  den  Justiz- 
minister zu  berichten. 

Es  bleibt  jedoch  den  Gerichtskassen  in  den  dazu  geeigneten  Fällen  unbenommen, 
zu  versuchen,  ob  durch  Vermittelung  des  zuständigen  Konsuls  in  der  Ziffer  45  an- 
gegebenen Weise  der  Kostensekuldner  zur  freiwilligen  Berichtigung  seiner  Schuld  be- 
stimmt werden  kann. 

No.  41.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  4.  Juni  1887  betreffend  den  zum  Zweck 
der  Einziehung  von  Gerichtskosten  unter  den  Bundesstaaten  zu  leistenden 
Beistand  ( J.  M.  Bl.  S.  158). 

Die  Bestimmung  in  § 3 der  von  dem  Bundesrath  unterm  23.  April  1880  be- 
schlossenen Anweisung,  betreffend  den  zum  Zweck  der  Einziehung  von  Gerichtskosten 
unter  den  Bundesstaaten  zu  leistenden  Beistand  (J.M. Bl.  1880  S.  129),  nach  welcher 
die  ersuchte  Behörde  die  Einziehung  betreibt  und  für  Uebersendung  der  eingezoge- 
nen  Beträge  sorgt,  hat  bei  den  Behörden  eine  verschiedene  Auffassung  erfahren.  Die 
Landesjustizverwaltungen  der  Deutschen  Bundesstaaten  sind  in  Folge  dessen  überein- 
gekommen, hei  der  Ausführung  dieser  Bestimmung  nach  den  für  die  Behandlung  der 
portopflichtigen  Korrespondenz  zwischen  Behörden  verschiedener  Bundesstaaten  be- 
stehenden allgemeinen  Vorschriften  (Allgemeine  Verfügung  vom  22.  September  1879 
zu  § 1 des  Regulativs  No.  4 — J.M. Bl.  S.  368)  zu  verfahren  und  demgemäss  den  nach- 
stehenden Grundsatz  zur  Ausführung  bringen  zu  lassen: 

Das  von  der  ersuchenden  Behörde  verauslagte,  demnächst  mit  den  Kosten 
eingezogene  Porto  für  das  Ersuchungsschreiben  verbleibt  der  ersuchten  Be- 
hörde und  ist  der  ersuchenden  Behörde  nicht  zu  erstatten. 

Die  Justizbehörden  werden  angewiesen,  diesem  Grundsatz  gemäss  zu  verfahren. 

No.  42.  Bekanntmachung  d.  J.M.  vom  28.  September  1887  betreffend  Be- 
stimmungen der  finnischen  Konkursordnung  ( J.  M.  Bl.  S.  265). 

Aus  Veranlassung  von  Forderungen,  welche  von  Preussischen  Staatsangehörigen 
bei  fmnländischen  Gerichten  geltend  gemacht  worden  sind,  werden  nachstehende  Be- 
stimmungen der  in  dem  Grossfürstenthum  Finnland  geltenden  Konkursordnung  vom 
9.  November  1868  in  deutscher  Uebersetzung  hiermit  zur  Kenntniss  der  Justizbehörden 
gebracht: 

§ 25. 

Der  Gläubiger,  welcher  seine  Forderung  im  Konkurse  bewacht,  soll 
zugleich  eidlich  erhärten,  dass  er  dieselbe  in  gutem  Glauben  inne  hak  und 
dass  die  Verpflichtung  des  Gemeinschuldners,  auf  welche  diese  Forderung 
sich  gründet,  seines  Wissens  vor  Beginn  des  Konkurses  und  ohne  Trug  und 
Falsch  entstanden  ist. 

Wird  im  Konkurs  die  Forderung  eines  Dritten  von  einer  gesetzlich 

l)  Vgl.  No.  22  der  Allg.  Verf.  vom  25.  Juni  1892  oben  S.  1010. 
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hierzu  berechtigten  Person  beeidigt,  so  wird  die  Eidesformel  darnach  einge- 
richtet; doch  bleibt  der  rechte  Forderungsinhaber  verpflichtet,  den  Eid  per- 
sönlich abzuleisten,  falls  er  dazu  für  fähig  erachtet  wird,  einer  der  Gläubiger 
die  persönliche  Eidesleistung  beantragt,  und  das  Gericht  diesen  Antrag  für 
begründet  erachtet. 

Gehört  der  Gläubiger  einem  solchen  Glaubensbekenntniss  an,  dass  er 
den  Eid  nicht  in  der  vorgeschriebenen  Weise  leisten  kann,  so  verfährt  das 
Gericht  nach  den  diesbezüglichen  besonderen  Bestimmungen.  Gehört  er  einer 
solchen  Lehre  an,  dass  er  überhaupt  keinen  Eid  leisten  kann,  so  ist  er  vom 
Eide  frei. 

§ 26. 

Will  der  Gläubiger  behufs  Ableistung  des  in  § 25  vorgeschriebenen 
Eides  sich  nicht  zum  Prüfungstermin  einfinden,  so  steht  es  ihm  frei,  vor  dem- 
jenigen Gericht,  bei  welchem  die  Konkurssache  anhängig  ist,  oder  vor  einem 
anderen  Gericht,  den  Eid  vorher  oder  nachher  zu  leisten,  jedoch  spätestens 
an  dem  Tage,  zu  welchem  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  § 35  der 
letzte  Aufruf  festgesetzt  wird.  Der  ausser  Landes  sich  aufhaltende  Gläubiger 
kann  in  dem  Lande,  wo  er  sich  aufhält,  vor  einem  zur  Eidesabnahme  zu- 
ständigen Gericht  oder  einer  solchen  Behörde  den  Eid  ableisten. 

Der  Gläubiger,  welcher  den  Eid  anderswo,  als  vor  dem  Konkursgericht, 
abgelegt  hat,  hat  den  Nachweis  über  die  erfolgte  Eidesleistung  spätestens 
bei  dem  letzten  Aufruf  bei  dem  Konkursgericht  einzureichen. 

§ 29. 

Der  Gläubiger,  welcher  nicht  im  Prüfungstermin,  oder  vorher,  seine 
Forderung  beim  Gericht  so  angemeldet  hat.  wie  im  § 24  vorgeschrieben  ist, 
hat,  von  den  in  den  §§  30,  31,  32,  33  und  48  aufgeitihrten  Fällen  abgesehen, 
allen  Anspruch  auf  Befriedigung  aus  der  Konkursmasse  verloren.  Ist  die 
Forderung  des  Gläubigers  angemeldet,  jedoch  nicht  beeidigt,  oder  hat  der 
Gläubiger  seine  Forderung  zwar  beeidigt,  es  aber  unterlassen,  innerhalb  der 
gesetzlichen  oder  ihm  vorgeschriebenen  Zeit  den  Nachweis  über  die  Eides- 
leistung. wo  gefordert,  beim  Gericht,  einzureichen,  oder  vermag  er  den  Eid 
nicht  zu  leisten,  so  gilt  ein  Gleiches.  Wird  der  Gläubiger  aus  gesetzlichen 
Gründen  nicht  zum  Eide  verstattet,  so  stehen  ihm  dieselhen  Rechte  zu,  als 
wenn  er  den  Eid  geleistet  hätte. 

Die  Amtsgerichte  werden  hiernach  und  gemäss  der  allgemeinen  Verfügung  vom 
24.  Oktober  1884  (J.M.  Bl.  S.  245)  vorkommendenfalls  Anträgen  auf  Abnahme  von 
Eiden  der  vorbezeichneten  Art  zu  entsprechen  haben. 

No,  43.  Bekanntmachung  vom  20.  April  1888  betreffend  die  schweize- 
rischen Gerichtsbehörden  in  den  Kantonen  (J.M. Bl.  S.  103). 

Unter  Bezugnahme  auf  die  Ziffer  37  der  allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai  1887 
(J.  M.  Bl.  S.  139  ff.)  wird  das  neuerdings  mitgetheilte , nachstehend  abgedruckte  V er- 
zeichniss  der  schweizerischen  Gerichtsbehörden  in  den  Kantonen  hiermit  zur  Kenntniss 
der  Justizbehörden  gebracht. 

Verzeichniss  der  schweizerischen  Gerichtsbehörden  in  den  Kantonen.  1888. 

Kanton  Zürich. 

Das  Obergericht  in  Zürich;  die  Staatsanwaltschaft  in  Zürich;  die  Bezirksgerichte 
in  Zürich,  Affoltern,  Horgen,  Meilen,  Hinweil,  Uster,  Pfäffikon,  Winterthur,  Gross- 
andelfingen, Bülach,  Dielsdorf. 

Kanton  Bern. 

Der  Appeliations-  und  Kassationshof  des  Kantons,  in  Bern;  der  Generalprokurator 
des  Kantons,  in  Bern;  der  Gerichtspräsident  und  das  Amtsgericht  in  Aarberg;  die 
Regierungsstatthalter  in  Aarberg,  Aarwangen,  Bern.  Biel,  Büren,  Burgdorf,  Courtelary, 
Delsberg  (Delemont),  Erlach,  Fraubrunnen;  der  Gerichtspräsident  und  das  Amtsgericht 
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in  Saignel4gier;  die  Regierungsstatthalter  in  Saigneidgier,  Frutigen,  Interlaken,  Schloss* 
wil,  Laufen,  Laupen,  Münster  (Moutier),  Neuenstadt  (Neuveville),  Wimmis,  Nidau, 
Meiringen,  Blankenburg,  Pruntrut  (Porrentruy),  Saanen,  Schwarzenburg,  Belp,  Langnau, 
Thun,  Trachselwald,  Wangen  (an  der  Aare). 

Kanton  Luzern. 

Das  Obergericht  in  Luzern;  die  Staatsanwaltschaft  in  Luzern;  die  Statthalter- 
fimter  in  Luzern,  Hochdorf,  Sursee,  Willisau,  Entlebuch;  die  Bezirksgerichte  von  Luzern, 
Habsburg,  Kriens  und  Malters,  Weggis,  Hochdorf,  Hitzkirch,  Rothenburg,  Münster, 
Ruswil,  Sempach,  Sursee,  Triengen,  Altishofen,  Reiden  und  Pfaffnau,  WiUisau,  Zell, 
Entlebuch,  Eschholzmatt,  Schtipfheim. 

Kanton  Uri. 

Das  Kantonsgericht  und  das  Kriminalgericht  in  Altdorf;  die  Bezirksgerichte  in 
Altdorf  und  Andermatt.1) 

Kanton  Schwyz. 

Das  Kantonsgericht,  das  Kriminalgericht  und  das  Verhöramt  in  Schwyz;  die  Be- 
zirksgerichte in  Schwyz,  Gersau,  Lachen,  Einsiedeln,  Küssnacht,  Wollerau. 

Kanton  Unterwalden,  ob  dem  Wald, 

Das  Landammann-Amt  in  Sarnen. 

Kanton  Unterwalden,  nid  dem  Wald. 

Das  Obergericht  und  das  Kantonsgericht  in  Stans. 

Kanton  Glarus, 

Das  Obergericht,  das  Kriminal  und  das  Civilgericht  in  Glarus, 

Kanton  Zug, 

Das  Kantonsgericht  und  das  Obergericht  in  Zug, 

Kanton  Freihurg. 

Das  Kantonsgericht  (Tribunal  cantonal)  in  Freiburg;  die  Präsidenten  der  Bezirks- 
gerichte in  Freiburg,  Tavel,  Bulle,  Murten,  Estavayer,  Romont,  Chätel  St.  Denis, 

Kanton  Solothurn. 

Das  Obergericht  des  Kantons,  die  Anklagekammer  des  Kantons  und  die  Staats- 
anwaltschaft des  Kantons  in  Solothurn;  die  Amtsgerichte  Solothum-Lebem,  in  Solo- 
thurn; Bucheggberg-Kriegstetten,  in  Solothurn;  in  Balsthal;  Olten-Gösgen,  in  Olten; 
Dorneck-Thierstein,  in  Dorneck. 

Kanton  Basel-Stadt. 

Das  Appellationsgericht  des  Kantons,  das  Civilgericht  und  die  Staatsanwaltschaft 
in  Basel. 

Kanton  Basel-Landschaft. 

Das  Obergericht  des  Kantons,  das  Kriminalgericht  des  Kantons  und  die  Staats- 
anwaltschaft des  Kantons,  in  Liestal;  die  Bezirksgerichte  in  Arlesheim,  Liestal,  Sis- 
sach,  Gelterkinden,  Waldenburg;  die  Statthalterämter  in  Arlesheim,  Liestal,  Sissach, 
Waldenburg. 

Kanton  Schaffhausen. 

Das  Obergericht  des  Kantons,  das  Kantonsgericht,  das  Verhöramt  des  Kantons 
und  die  Justiz-  und  Polizeidirektion  des  Kantons,  in  Schaffhausen;  die  Bezirksgerichte 
in  Neunkirch,  Thayingen,  Schaffhausen,  Schleitheim,  Stein.  Unterhallau. 

Kanton  Appenzell,  Ausserrhoden. 

Das  Obergericht  des  Kantons,  Präsident  in  Gais ; das  Kriminalgericht  des  Kantons, 
Präsident  in  Gais;  die  Bezirksgerichte  des  Hinterlandes,  Präsident  in  Herisau;  des 
Mittellandes,  Präsident  in  Böhler;  des  Vorderlandes,  Präsident  in  Rehtobel.2) 

!)  Zwei  Kreisgerichte:  Uri  (Altdorf),  Urseren  (Andermatt), 

3)  Sitzungsorte  der  Gerichte  sind:  Hinterland  (Herisau),  Mittelland  (Teufen), 
Vorderland  (Heiden),  die  Kanzleien  der  Gerichte  befinden  sich  ständig  in  Trogen. 

Leskb  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgung.  II.  (30 
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Kanton  Appenzell,  Iunerrhoden. 

Das  Kantonsgericht  in  Appenzell;  die  Bezirksgerichte  in  Appenzell  und  Oberegg. 

Kanton  St.  Gallen. 

Das  Kantonsgericht,  die  Staatsanwaltschaft  des  Kantons,  das  Landjägerkommando 
in  St.  Gallen;  das  Bezirksgericht  und  der  Bezirksamraann  der  Bezirke:  St  Gallen,  in 
St.  Gallen;  Tablat,  in  Wittenbach;  Rorschach,  in  Rorschach;  Unterrheinthal,  in  Rheineck; 
Oberrheinthal,  in  Altstätten ; Werdenberg.  in  Buchs;  Sargans,  in  Meis;  Gaster,  in  Benken; 
Seebezirk,  in  Uznach;  Obertoggenburg,  in  Neu  St.  Johann;  Neutoggenburg,  in  Watt* 
wil;  Alttöggenburg,  in  Kirchberg;  Untertoggenburg,  in  Fla  wyl;  Wyl,  in  Wyl;  Gossau, 
in  Gossau. 

Kanton  Graubünden. 

Das  Kantonsgericht  in  Chur;  die  Bezirksgerichte  Plessur,  in  Chur;  Im  Boden,  in 
Reichenau;  Unterlandquart,  in  Malans;  Oberlandquart,  in  Klosters;  Albula,  in  Tiefen- 
kasten; Heinzenberg,  inThusis;  Hinterrhein,  in  Andeer;  Moesa,  in  Grono;  Vorderrhein, 
in  Truns;  Glenner,  in  Jlanz;  Maloja,  in  Silvaplana;  Bernina,  in  Poschiavo;  Inn,  in  Schuls; 
Münsterthal,  in  St.  Maria. 

Kanton  Aargau. 

Das  Obergericht  des  Kantons,  das  Kriminalgericht  des  Kantons,  die  Staatsanwalt- 
schaft des  Kantons,  in  Aarau;  die  Bezirksgerichte  und  die  Bezirksämter  in  Aarau,  Baden, 
Bremgarten,  Brugg,  Kulm,  Laufenburg,  Lenzburg,  Muri,  Rheinfelden,  Zofingen.  Zurzach. 

Kanton  Thurgau. 

Das  Obergericht  des  Kantons,  die  Kriminalkammer  des  Kantons,  die  Anklage- 
kammer des  Kantons,  die  Staatsanwaltschaft  des  Kantons  und  das  Verhörrichteramt  des 
Kantons,  in  Frauenfeld;  die  Bezirksgerichte  und  die  Bezirksämter  in  Arbon,  Bischofs- 
zell, Diessenhofen,  Frauenfeld,  Kreuzlingen,  Münch  weilen,  Steckborn,  Weinfelden. 

Kanton  Tessin. 

Das  Appellationsgerichts  des  Kantons,  Präsident  in  Lugano  (Tribunale  d’Appello 
del  Cantone  del  Ticino,  Presidente  in  Lugano);  der  Staatsanwalt  des  Kantons,  in  Lu- 
gano (Procuratore  Publico  del  Cantone  del  Ticino  in  Lugano);  der  Verhörrichtei  des 
Kantons  Tessin  in  Locarno  (Instruttore  Giudiziario  del  Cantone  del  Ticino  in  Locarno); 
die  Bezirksgerichte  (Tribunali  distrettuali)  in  Mendrisio,  Lugano,  Locarno,  Cevio,  Bellin- 
zona, Lottigna,  Faido. J) 

Kanton  Waadt. 

Das  Kantonsgericht  in  Lausanne  (Tribunal  cantonal  ä Lausanne);  der  General- 
Prokurator  (Procureur  general)  des  Kantons,  in  Lausanne;  der  Untersuchungsrichter 
(Juge  d’instfuction)  des  Kantons,  in  Lausanne;  die  Präsidenten  der  Bezirksgerichte  (les 
Presidents  des  Tribunaux  des  Districts)  in  Aigle,  Aubonne,  Avenches.  Cossonay,  Echallens. 
Grandson,  Lausanne,  La  Vallee.  Lavaux,  Morges,  Moudon,  Nyon,  Orbe,  Oron,  Payerne. 
Pays-d’Enhaut.  Rolle,  Vevey,  Yverdon. 

Kanton  Wallis. 

Der  Appellations-  und  Kassationshof  des  Kantons,  in  Sitten  (la  Cour  d" Appel  et 
de  Cassation);  der  Einleitungsrichter  des  Bezirks  (Juge  d’instruction  du  District)  Con- 
c.hes,  zu  Münster;  Rarogne-Oriental,  in  Moerel;  Brigue;  Vi&ge  (Visp);  Rarogne-Oeci- 
dental,  in  Rarogne;  Loöche  (Leuk);  Sierre  (Siders);  Herens,  zu  Sitten  (Sion):* 2)  Sitten; 
Conthey;  Martigny-Ville;  Entremont,  in  Bagnes;  St.  Maurice:  Monthey. 

Kanton  Neuenburg. 

Das  Kantonsgericht  des  Kantons  (le  Tribunal  cantonal  du  Canton),  der  Präsident 
des  Kriminalgerichts  des  Kantons  (le  President  du  Tribunal  criminal  du  Canton)  und 

*)  Nach  dem  Gerichtsverf. -Gesetz  vom  4.  Mai  1895  haben  die  drei  Staatsanwälte 
ihren  Sitz  in  Lugano,  Locarno,  Bellinzona.  Von  den  zwei  Verhörrichtern  wohnt  einer 
in  Lugano,  der  andere  in  Locarno  oder  Bellinzona. 

2)  Jetzt  in  Vex  (Fasch). 
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der  Staatsanwalt  des  Kantons  (1©  Procureur  g4ndral  du  Canton).  in  Neuenburg;  die 
Präsidenten  der  Bezirksgerichte  (les  Pr^sidents  des  Tribunaux  des  Districts)  de  Neu- 
chätel,  de  Boudiy,  du  Val  de  Travers,  du  Val  de  Ruz,  du  Locle,  de  la  Chaux-de-fonds. 

Kanton  Genf. 

Le  President  de  la  Cour  de  Justice  du  Canton  de  Genäve;  le  President  du  Tri- 
bunal civil  du  Canton  de  Geneve;  le  President  du  Tribunal  de  Commerce  du  Canton 
de  Geneve;  le  Procureur  genöral  du  Canton,  ä Geneve;  le  Juge  d’instruction  du  Canton, 
ä Geneve. 

No.  44.  Bekanntmachung  d.  J.M.  vom  8.  August  1888  betreffend  die 
Konsuln  im  Deutschen  Reich  (J.M. Bl.  S.  194). 

Unter  Bezugnahme  auf  die  allgemeinen  Verfügungen  vom  14.  Juni  1876  und  vom 
11.  Juli  1885  betreffend  die  in  Folge  des  Ablebens  von  Ausländern  im  Inlande  zu 
machenden  Mittheilungen,  wird  der  nachstehende  Auszug1)  aus  dem  von  dem  Aus- 
wärtigen Amt  mitgetheilten  neuesten  Verzeichnis  der  Konsuln  im  Deutschen  Reich 
zur  Kenntniss  der  Justizbehörden  gebracht. 

Zugleich  werden  die  Justizbehörden  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  mit  Rück- 
sicht auf  Artikel  24  des  Handels-,  Schiffahrts-  und  Konsularvertrages  zwischen  dem 
Deutschen  Reiche  und  der  Dominikanischen  Republik  vom  30.  Januar  1885  (Reichs- 
Gesetzbl.  1886  S.  3)  auch  bei  dem  im  Inlande  erfolgenden  Ableben  eines  Angehörigen 
der  Dominikanischen  Republik  die  Bestimmungen  der  erwähnten  allgemeinen  Verfügungen 
zur  Anwendung  zu  bringen  sind. 

No.  45.  Bekanntmachung  vom  6.  Februar  1890,  betreffend  die  Gerichts- 
behörden im  Kanton  Zürich  (J.M. BL  S.  73). 

„Die  mit  der  Bekanntmachung  vom  20.  April  1888  (J.M. Bl.  S.  103)  mi%etheiltö 
Uebersicht  über  die  schweizerischen  Gerichtsbehörden  in  den  Kantonen  wird,  soweit  sie 
den  Kanton  Zürich  betrifft,  durch  das  nachstehend  abgedruckte  Verzeichniss  ersetzt* 

Unter  Bezugnahme  auf  die  Ziffer  37  der  allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai  1887 
(J.M. Bl.  S.  139  ff.)  und  auf  die  Ziffer  42  der  Zusammenstellung  im  nichtamtlichen  Theile 
des  Justiz-Ministerial-Blattes  von  1889  S.  8 ff.  wird  dasselbe  mit  dem  Bemerken  hier- 
durch zur  Kenntniss  der  Justizbehörden  gebracht,  dass  Ersuchen  um  Rechtshülfe  in 
bürgerlichen  Angelegenheiten  an  die  Bezirksgerichte,  Ersuchen  um  Rechtbülfe  in  Straf- 
sachen dagegen  an  die  Statthalterämter,  für  die  Bezirke  Zürich  und  Winterthur  an  die 
Bezirksanwaltschaften,  zu  richten  sind. 

Verzeichniss  der  Gerichtsbehörden  im  Kanton  Zürich. 

Das  Obergericht  in  Zürich,  das  Bezirksgericht  in  Zürich,  die  Staatsanwaltschaft 
in  Zürich,  die  Bezirksanwaltschaft  in  Zürich,  das  Bezirksgericht  in  Affoltern  und  das 
Statthalteramt  in  Affoltern;  das  Bezirksgericht  in  Horgen  und  das  Statthalteramt  in 
Horgen;  das  Bezirksgericht  in  Meilen  und  das  Statthalteramt  in  Meilen;  „das  Bezirks- 
gericht in  Hinweil  und  das  Statthalteramt  in  Hinweil;  das  Bezirksgericht  in  Uster  und 
das  Statthalteramt  in  Uster;  das  Bezirksgericht  in  Pfäffikon  und  das  Statthalteramt  in 
Pfäffikon;  das  Bezirksgericht  in  Winterthur  und  die  Bezirksanwaltschaft  in  Winter- 
thur; das  Bezirksgericht  in  Grossandelfingcn  und  das  Statthalteramt  in  Grossandel- 
fingen; das  Bezirksgericht  in  Bülach  und  das  Statthalteramt  in  Bülach;  das  Bezirksgericht 
in  Dielsdorf  und  das  Statthalteramt  in  Dielsdorf. 

No.  46.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  7.  November  1890,  betreffend  die  Ueber- 
sendung  der  Znstellungstirkunden  in  Armensachen  (J.M. Bl.  S.  322). 

„Die  Urkunden  über  Zustellungen,  welche  im  Aufträge  einer  zum  Armenrecht 
zugelassenen  Partei  oder  des  derselben  zur  Wahrnehmung  der  Rechte  zugeordneten 
Rechtsanwalts  bewirkt  werden,  sind  von  den  Gerichtsvollziehern  der  armen  Partei  be- 
ziehungsweise dem  zugeordneten  Rechtsanwalt  portofrei  zu  übersenden.“ 

*)  Der  Auszug  ist,  da  er  wegen  der  seit  Erscheinen  eingetretenen  Veränderungen 
nicht  mehr  zweckdienlich  ist,  nicht  aufgenommen. 
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JTo.  47.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  9.  Dezember  1890,  betreffend  die  Kosten 
im  Reditshülfeverkehr  mit  Oesterreich-Ungarn  (J.M. Bl.  S.  345). 

„In  der  allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai  1887,  betreffend  die  im  Auslande  zu 
erledigenden  Ersuchungsschreiben  der  Justizbehörden,  ist  unter  Ziffer  33  Absatz  5 er- 
wähnt, dass  die  österreichischen  und  die  ungarischen  Gerichte  für  die  Erledigung  von 
Ersuchen  um  Rechtshülfo  baare  Auslagen,  desgleichen,  wenn  die  ersatzpflichtige  Partei 
zahlungsfähig  ist,  Gebühren  berechnen,  die  ungarischen  Gerichte  insbesondere  auch  die- 
jenigen Kosten,  welche  für  die  Uebersetzung  des  Ersuchungsschreibens  in  die  unga- 
rische Sprache  erwachsen,  dass  jedoch  die  Erstattung  derjenigen  Gebühren  und  Aus- 
lagen nicht  verlangt  wird,  welche  durch  die  Zustellung  oder  Aushändigung  gericht- 
licher Verfügungen  oder  Urtheile  entstehen. 

Die  Justizbehörden  werden  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  bei  der  Erledigung 
von  Ersuchen  um  Rechtshülfe  österreichischer  und  ungarischer  Behörden  die  gleichen 
Grundsätze  über  den  Ansatz  von  Kosten  zur  Anwendung  zu  bringen,  insbesondere  also 
auch  jenen  Behörden  für  die  auf  ihren  Antrag  erfolgte  Zustellung  oder  Aushändigung 
gerichtlicher  Verfügungen  oder  Urkunden  weder  Gebühren  noch  baare  Auslagen  zu  be- 
rechnen sind. 

Gleichzeitig  wird  darauf  hingewiesen,  dass  nach  der  Bekanntmachung  des  Herrn 
Reichskanzlers,  vom  31.  Oktober  1873  (Reichs-Gesetzbl.  S.  366)  mit  der  Kaiserlich  und 
Königlich  österreich-ungarischen  Regierung  über  die  Behandlung  der  portopflichtigen 
Korrespondenz  zwischen  den  beiderseitigen  Behörden  folgende  Grundsätze  vereinbart 
worden  sind: 

1.  Portopflichtige  Sendungen  sind  stets  von  der  absendenden  Behörde  zu  fran- 
kiren. 

2.  Bei  Korrespondenz  zwischen  Behörden  in  Parteisachen  entrichtet  die  absen- 
dende Stelle  das  Porto  auch  in  solchen  Fällen,  in  welchen  die  Pflicht  zur 
Portozahlung  einer  im  Gebiete  der  empfangenden  Stelle  befindlichen  Partei 
obliegt. 

3.  Die  empfangende  Stelle  ist  zwar  befugt,  den  Portobetrag  von  der  Partei  ein- 
zuziehen, jedoch  soll  von  einer  Erstattung  desselben  an  die  absendende  Be- 
hörde des  anderen  Staates  bis  auf  Weiteres  Abstand  genommen  werden. 

Die  Justizbehörden  werden  veranlasst,  diese  Grundsätze  im  Verkehr  mit  den 
österreichischen  und  den  ungarischen  Behörden  genau  zu  befolgen. 

Sollte  eine  unfrankirte  oder  nicht  genügend  frankirte  Sendung  aus  Oesterreich 
oder  Ungarn  bei  einer  diesseitigen  Behörde  eingehen,  so  ist  die  Sendung  zwar  anzu- 
nehmen, jedoch  über  die  Angelegenheit  unter  Beifügung  des  betreffenden  Briefum- 
schlages an  den  Justizminister  auf  dem  Instanzenwege  zu  berichten.“ 

No.  48.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  1.  Mai  1891,  betreffend  die  in  den 
Deutschen  Schutzgebieten  zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben  der  Justiz- 
behörden (J.M. Bl.  S.  129). 

„Unter  Bezugnahme  auf  die  Nummer  8 der  Allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai 
1887  (J.M. Bl.  S.  139)  werden  die  Justizbehörden  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die 
dort  angeführten  Vorschriften  über  die  Zuständigkeit  der  Gerichtsbehörden  in  den 
•deutschen  Schutzgebieten  und  über  die  in  den  Schutzgebieten  zu  erledigenden  Er- 
suchungsschreiben inzwischen  mehrfach  geändert  und  ergänzt  worden  sind.  Gegen- 
wärtig gelten  in  dieser  Beziehung,  neben  dem  Gesetze,  betreffend  die  Rechtsverhält- 
nisse der  deutschen  Schutzgebiete,  vom  17.  April  1886  in  der  aus  der  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  vom  19.  März  1888  (Reichs-Gesetzbl.  S.  75)  sich  ergebenden  Fas- 
sung, folgende  Bestimmungen,  und  zwar: 

a)  für  die  Schutzgebiete  von  Kamerun  und  Togo:  die  Verordnung,  betreffend 
die  Rechtsverhältnisse  in  den  Schutzgebieten  von  Kamerun  und  Togo,  vom 
2.  Juli  1888  (Reichs-Gesetzbl.  S.  211)  und  die  Dienstanweisung,  betreffend 
die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  diesen  Schutzgebieten,  vom  7.  Juli  1888 
(Centralbl.  f.  d.  deutsche  Reich  S.  404); 
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b)  für  das  Südwestafrikanische  Schutzgebiet:  die  Verordnungen,  betreffend 
die  Rechtsverhältnisse  in  dem  Südwestafrikanischen  Schutzgebiete,  vom  21. 
Dezember  1887  und  vom  10.  August  1890  (Reichs-Gesetzbl.  1887  S.  585  und 
1890  S.  171),  sowie  die  Dienstanweisung , betreffend  die  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit in  diesem  Schutzgebiete,  vom  27.  August  1890  (Centralbl.  f. 
d.  deutsche  Reich  S.  304); 

c)  für  das  Deutsch-Ostafrikanische  Schutzgebiet:  die  Verordnungen,  be- 
treffend die  Rechtsverhältnisse  in  Deutsch- Ostafrika,  vom  18.  November  1887 
und  vom  1.  Januar  1891  (Reichs-Gesetzbl.  1887  S.  527  und  1891  S.  1),  so- 
wie die  Dienstanweisung , betreffend  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in 
Deutsch  - Ostafrika,  vom  12.  Januar  1891  (Centralbl.  f.  d.  deutsche  Reich 
S.  14); 

d)  für  das  Schutzgebiet  der  Neu-Guineakompagnie:  die  Verordnungen,  be- 
treffend die  Rechtsverhältnisse  im  Schutzgebiete  der  Neu  - Guineakompagnie, 
vom  5.  Juni  1886  und  vom  13.  Juli  1888  (Reichs-Gesetzbl.  1886  S.  187  und 
1888  S.  221),  sowie  die  Dienstanweisung,  betreffend  die  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit im  Schutzgebiete  der  Neu-Guineakompagnie,  vom  1.  November 
1886  (Centralbl.  f.  d.  deutsche  Reich  S.  371); 

e)  für  die  zu  dem  vorstehend  bezeichneten  Schutzgebiete  gehörigen  Salomons- 
Inseln:  die  Verordnung,  betreffend  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  auf 
den  Salomons-Inseln,  vom  11.  Januar  1887  (Reichs-Gesetzbl.  S.  4),  sowie  der 
Erfass  des  Reichskanzlers,  betreffend  die  Ausdehnung  von  Verfügungen  des 
Reichskanzlers  auf  die  Inseln  der  Salomonsgruppe,  vom  24.  Januar  1887 
(Centralbl.  f.  d.  deutsche  Reich  S.  28); 

f)  für  das  Schutzgebiet  der  Mar-schall-,  Brown-  und  Providence-Inseln : 
die  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnise  in  dem  Schutzgebiete  der 
Marschall-,  Brown-  und  Providence-Inseln,  vom  13.  September  1886  (Reichs- 
Gesetzbl.  S.  291)  und  die  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  im 
Schutzgebiete  der  Marschall -Inseln,  vom  7.  Februar  1890  (Reichs-Gesetzbl. 
S.  55),  ferner  die  Dienstanweisung,  betreffend  die  Ausübung  der  Gerichtsbar- 
keit im  Schutzgebiete  der  Marschall-,  Brown-  und  Providence-Inseln,  vom 
2.  Dezember  1886  (Centralbl.  f.  d.  deutsche  Reich  S.  397),  sowie  die  Dienst- 
anweisung, betreffend  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  im  Schutzgebiete  der 
Marschall-Inseln,  vom  10.  März  1890  (Centralbl.  f.  d.  deutsche  Reich  S.  55). 

No  49.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  15.  Juli  1891,  betreffend  die  gegenseitige 
Zulassung  von  preussischen  und  niederländischen  Staatsangehörigen  zum 
Armenreeht  (J.M. Bl.  S.  200). 

„Durch  die  im  Haag  am  22.  August  1822  Unterzeichnete  Uebereinkunft  (abge- 
gedruckt  in  den  Jahrbüchern  für  die  preussische  Gesetzgebung,  Rechtswissenschaft  und 
Rechtsverwaltung,  Jahrgang  1822  S.  38  bis  39)  ist  zwischen  der  preussischen  und  der 
niederländischen  Regierung  die  gegenseitige  Zulassung  der  Staatsangehörigen  beider 
Länder  zum  Armenrecht  verbürgt,  jedoch  ausdrücklich  Vorbehalten,  dass  die  Verpflich- 
tung der  Ausländer  zur  Sicherheitsleistung  unberührt  bleiben  solle. 

Die  Justizbehörden  werden  hieran  erinnert  und  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass 
die  Bewilligung  des  Armenrechts  an  einen  niederländischen  Staatsangehörigen,  welcher 
als  Kläger  auftritt,  nach  der  Bestimmung  im  § 106  Absatz  2 der  Civilprozessordnung 
keinen  Anspruch  auf  die  im  § 107  No.  2 ebendaselbst  erwähnte  Befreiung  von  der 
Sicherheitsleistung  gewährt,  weil  in  dieser  Beziehung  die  Gegenseitigkeit  nicht  ver- 
bürgt ist.“ 

No.  50.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  17.  Oktober  1891,  betreffend  die  Beschei- 
nigung der  Gesetzmässigkeit  einer  inländischen  öffentlichen  Urkunde  (J.  M.  Bl. 
S.  264). 

„Oeffentliche  Urkunden,  welche  im  Inlande  errichtet  und  zur  Vorlegung  bei  Be- 
hörden des  Auslandes  bestimmt  sind,  können  diesem  Zweck  in  manchen  Fällen  nur 


1034 


Europa. 


dann,  dienen,  wenn  nicht  blos  die  Unterschrift  des  instrumentirenden  Beamten  legali- 
sirt,  sondern  die  Urkunde  überdies  mit  der  Bescheinigung  versehen  ist,  dass  dieselbe 
den  am  Orte  ihrer  Errichtung  geltenden  Gesetzen  entspricht  und  dadurch  die  Zustän- 
digkeit jenes  Beamten  zur  Aufnahme  der  Urkunde  sowie  die  Statthaftigkeit  des  In- 
halts der  letzteren  bezeugt  wird.  Die  Instruktion  der  Königlichen  Ministerien  der 
Justiz  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten  vom  22.  März  1833  (Jahrbücher  für  die 
Preussische  Gesetzgebung,  Rechtswissenschaft  und  Rechtsverwaltung  S.  220)  geht  da- 
von aus,  dass  derartige  Bescheinigungen  in  der  Regel  von  den  höheren  Gerichten 
(Landes- Justizkollegien)  zu  ertheiien  seien,  und  mit  Rücksicht  hierauf  sind  Zweifel 
darüber  entstanden,  welche  Behörde  gegenwärtig  hierfür  zuständig  ist. 

Im  Einverständniss  mit  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  be- 
stimme ich  daher  auf  Grund  des  § 77  des  Ausführungsgesetzes  zum  deutschen  Ge- 
richtsverfassungsgesetz vom  24.  April  1878  (Gesetz  -Samml.  S,  230),  dass  die  vorer- 
wähnte Bescheinigung  ebenso  wie  die  gerichtliche  Beglaubigung  amtlicher  Unterschriften 
zum  Zwecke  der  Legalisation  im  diplomatischen  Wege  (§  43  des  erwähnten  Gesetzes) 
durch  den  Präsidenten  des  Landgerichts  zu  erfolgen  hat. 

No.  51.  Allg.  Verf.  des  J.M.  vom  fcO.  Januar  1893,  betreffend  die  Vor- 
nahme von  Zustellungen  in  den  Wohnungen  von  Personen,  welche  von  der 
inländischen  Gerichtsbarkeit  befreit  sind  (J.M. Bl.  S.  37). 

Zustellungen  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  können  an  Personen,  welche  nach 
§§  18,  19  des  deutschen  Gerichtsverfassungsgesetzes  von  der  inländischen  Gerichtsbar- 
keit befreit  sind,  nur  im  diplomatischen  Wege  erfolgen.  Auch  dürfen  Handlungen, 
welche  eine  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  enthalten,  in  den  Wohnungen  dieser  Per- 
sonen nicht  ohne  ihre  Zustimmung  vorgenommen  werden,  und  es  bedarf  deshalb  ihrer 
Zustimmung  auch  für  die  Vornahme  von  Zustellungen  in  ihrer  Wohnung  an  solche 
Personen,  welche  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  unterworfen  sind. 

Demgemäss  werden  für  Zustellungen  in  diesen  Fällen  die  nachstehenden  Bestim- 
mungen getroffen: 

1.  Die  Wohnungen  der  Chefs  und  Mitglieder  der  bei  dem  Deutschen  Reiche 
beglaubigten  Missionen,  welche  von  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  befreit 
sind,  der  Chefs  und  Mitglieder  der  bei  dem  Preussischen  Staate  beglaubigten 
Missionen,  der  Mitglieder  des  Bundesraths,  welche  nicht  von  dem  Preussi- 
schen Staate  abgeordnet  sind,  desgleichen  die  Wohnungen  des  von  der  in- 
ländischen Gerichtsbarkeit  befreiten  Geschäftspersonals  der  vorerwähnten 
Personen  und  solcher  Bediensteten  derselben,  welche  nicht  Deutsche  sind, 
dürfen  zum  Zweck  einer  Zustellung  in  Rechtsangelegenheiten  irgend  welcher 
Art  nur  dann  betreten  werden,  wenn  der  Inhaber  der  Wohnung  seine  Zu- 
stimmung dazu  ertheilt  hat. 

2.  Die  Einholung  der  Zustimmung  ist  bei  dem  Justizminister,  in  eiligen  Fällen 
unmittelbar  bei  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  be- 
antragen. Geht  der  Antrag  von  einem  Amtsgericht  oder  von  dem  Unter- 
suchungsrichter bei  einem  Landgericht  aus,  so  ist  derselbe  vor  dem  Abgänge 
dem  Präsidenten  des  Landgerichts  vorzulegen.  Letzterer  hat  zu  prüfen,  ob 
der  Antrag  zur  Weiterbeförderung  geeignet  erscheint;  eventuell  ist  von  ihm 
auf  die  schleunige  Beseitigung  etwaiger  Mängel  hinzuwirken. 

Auf  den  Antrag  hat  der  Präsident  zum  Zeichen,  dass  derselbe  ihm  Vor- 
gelegen hat  und  zur  Beförderung  für  geeignet  befunden  worden  ist,  den  Ver- 
merk zu  setzen:  „Gesehen  (Datum).  Der  Landgerichtspräsident.“  Der  Unter- 
schrift ist  in  diesem  Falle  das  Amtssiegel  nicht  beizufügen. 

3.  Der  Gerichtsvollzieher  darf  die  Wohnung  einer  der  in  Ziffer  1 erwähnten 
Personen  zum  Zwecke  der  Zustellung  nur  dann  betreten  und  eine  Zustellung 
in  der  Wohnung  einer  dieser  Personen  durch  Aufgabe  zur  Post  nur  dann 
bewirken,  wenn  ihm  die  Zustimmung  des  Inhabers  der  Wohnung  schriftlich 
vorgelegt  wird. 
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4.  Die  Post  darf  von  dem  Gerichtsvollzieher  und,  insoweit  eine  Zustellung  unter 
Vermittelijng  des  Gerichtsschroibers  zulässig  ist,  von  dem  Gerichtsschreiber 
um  Bewirkung  einer  Zustellung  in  der  Wohnung  einer  der  in  Ziffer  1 er- 
wähnten Personen  nur  dann  ersucht  werden,  wenn  die  Zustimmung  des  In- 
habers der  Wohnung  schriftlich  vorliegt. 

5.  Wird  dem  Gerichtsvollzieher  oder  dem  Gerichtsschreiber  die  erforderliche 
Zustimmung  nicht  vorgelegt,  so  hat  derselbe,  sobald  ihm  bei  dem  Empfang 
oder  bei  Ausführung  des  Auftrags  erkennbar  wird,  dass  die  Zustellung  nicht 
vorgenommen  werden  darf,  von  der  Zustellung  Abstand  zu  nehmen  und  den 
Auftrag  oder  das  Ersuchen  dem  Amtsgerichte,  bei  welchem  er  angestellt  ist, 
vorzulegen.  Das  Amtsgericht  hat  alsdann  die  Einholung  der  Zustimmung  on 
Amtswegen  zu  beantragen. 

No.  52.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  20.  Februar  1893  betreffend  die  in  den  Deut- 
schen Schutzgebieten  zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben  der  Justizbehörden 
(J.M. BL  S.  59). 

In  neuerer  Zeit  sind  wiederholt  Ersuchungsschreiben  der  Justizbehörden,  welche 
in  den  Schutzgebieten  zur  Erledigung  gebracht  werden  sollten,  unmittelbar  und  unter 
unrichtiger  Adresse  dorthin  gesandt  worden. 

Die  Justizbehörden  werden  daher  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  Ersuchungs- 
schreiben der  erwähnten  Art  nach  Ziffer  7 der  allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai 
1887  (J.M. Bl.  S.  139)  dem  Justizminister,  in  eiligen  Fällen  dem  Herrn  Minister  der 
auswärtigen  Angelenheiten  einzureichen  sind,  und  dass  die  Bestimmungen  über  Zu- 
ständigkeit und  dienstliche  Bezeichnung  der  Behörden  in  den  Schutzgebieten  aus 
der  allgemeinen  Verfügung  vom  1.  Mai  1891  (J.M.B1.  S.  129)  ersehen  werden  können. 
Der  dort  gegebenen  Zusammenstellung  ist  nnter  c für  das  Deutsch-Ostafrikanische 
Schutzgebiet  hinzuzufügen : 

der  Nachtrag  zur  Dienstanweisung  vom  12.  Januar  1891.  Vom  25.  Oktober 
1891  (Centralblatt  für  das  Deutsche  Reich  S.  299). 

Nach  den  in  der  Zusammenstellung  erwähnten  Dienstanweisungen,  betreffend  die 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  den  Schutzgebieten,  haben  die  dortigen  Gerichts- 
behörden erster  Instanz  in  den  von  ihnen  ausgehenden  Schriftstücken,  sofern  es  sich 
um  Geschäfte  handelt,  welche  von  dem  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  ermächtigten 
Beamten  ohne  Zuziehung  von  Beisitzern  erledigt  werden,  die  'Bezeichnung  als  „Kaiser- 
licher Richter  des  Schutzgebiets  zu  “ oder  „Kaiserlicher  Richter 

des  Schutzgebiets  der  zu  “ anzuwenden. 

Die  in  den  Schutzgebieten  zu  erledigenden  Ersuchungsschreiben  sind  dem  ent- 
sprechend zu  adressiren. 

Der  Beifügung  einer  Ortsangabe  bedarf  es  nicht. 

No.  53.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  9.  März  1893  betreffend  die  Zustellung 
gerichtlicher  Zahlungs-  oder  Leistungsverbote  an  im  Ausland  befindliche 
Drittschuldner  (J.M. Bl.  S.  70). 

Die  Bestimmung  in  Ziffer  6 Abs.  6 der  allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai  1887, 
betreffend  die  im  Ausland  zu  erledigenden  Schreiben  der  Justizbehörden  (J.M. Bl.  S.  139), 
erhält  folgende  anderweitige  Fassung: 

Den  diplomatischen  Vertretern  und  den  Konsuln  des  Reichs,  mit  Ausnahme  der 
zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  befugten  Konsuln,  ist  nicht  gestattet,  die  Zustellung 
eines  zum  Zwecke  der  Pfändung  erlassenen  gerichtlichen  Zahlungs-  oder  Leistungs- 
verbots an  den  im  Ausland  befindlichen  Drittschuldner  auf  unmittelbares  Ersuchen 
auszuführen.  Unmittelbare  Ersuchen  an  die  diplomatischen  Vertreter  oder  an  die  nicht 
mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Konsuln  um  solche  Zustellungen  sind  daher  zu  unter- 
lassen. Zur  Bewirkung  von  Zustellungen  der  in  Rede  stehenden  Art  ist,  sofern  andere 
Ländern  als  Grossbritannien  und  Irland,  die  britischen  Kolonien  urd  auswärtigen  Be- 
sitzungen, sowie  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  Frage  kommen,  die  Rechts- 
hülfe der  zuständigen  auswärtigen  Behörde  auf,  dem  Ziffer  20  angegebenen  Wege  in 
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Anspruch  zu  nehmen,  das  Ersuchungsschreiben  aber,  soweit  nicht  der  unmittelbare 
Verkehr  durch  die  bestehenden  Verträge  ausdrücklich  gestattet  ist,  dem  Justizminister, 
in  eiligen  Fällen  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  unverschlossen 
und  mit  offener  Adresse  mittelst  Berichts  einzureichen. 

Handelt  es  sich  um  die  Zustellung  eines  zum  Zweck  der  Pfändung  erlassenen  ge- 
richtlichen Zahlungs-  oder  Leistungsverbots  an  einen  in  Grossbritannien  oder  Irland,  in  den 
britischen  Kolonien  oder  auswärtigen  Besitzungen  oder  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  befindlichen  Drittschuldner,  und  hat  der  Schuldner,  gegen  den  sich  die  Voll- 
streckung richtet,  im  Deutschen  Reich  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand,  so  kann  der- 
jenige deutsche  Konsul,  in  dessen  Amtsbezirk  der  Drittschuldner  sich  befindet,  um  die 
Zustellung  ersucht  werden.  Das  dieserhalb  an  den  Konsul  zu  richtende  Ersuchen  ist 
ihm  aber  nicht  unmittelbar  zu  übersenden,  sondern  dem  Justizminister,  in  eiligen  Fällen 
dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  unverschlosson  mittelst  Berichts, 
aus  dem  die  Sachlage  sich  ergeben  muss,  einzureichen.  Hat  der  Schuldner,  gegen  den 
sich  die  Vollstreckung  richtet,  im  Deutschen  Reich  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand, 
so  ist  von  einem  Antrag  auf  Bewirkung  derartiger  Zustellungen  innerhalb  der  vor- 
stehend bezeichnten  Gebiete  überhaupt  abzusehen,  da  eine  solche,  durch  einen  Konsul 
des  Reichs  bewirkte  Zustellung  als  ein  Eingriff  in  die  Gerichtsbarkeit  des  ausländischen 
Staates  angesehen  werden  könnte  und  eine  derartige  Zustellung  auf  dem  Wege  der 
Rechtshülfe  sowohl  in  England  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ausge- 
schlossen ist. 

No.  64.  Allg.  Verf.  <L  J.M.  vom  22.  April  1893  betreffend  die  im  Ausland 
zu  erledigenden  'Ersuchungsschreiben  der  Justizbehörden  und  das  Verfahren 
bei  Einwirkung  von  Auslieferungen  (J.M, Bl.  S.  124). 

Um  die  sachgemässe  geschäftliche  Behandlung  der  im  Ausland  zu  erledigenden 
Ersuchungsschreiben  der  Justizbehörden  und  der  Anträge  auf  Auslieferung  oder  vor- 
läufige Festnahme  des  Verfolgten  zu  sichern,  werden  in  Ergänzung  der  bestehenden 
Vorschriften  folgende  Bestimmungen  getroffen: 

1.  Alle  Berichte,  Anträge  oder  Mittheilungen,  welche  einer  Beschleunigung  be- 
dürfen, sind  auch  in  der  Reinschrift  an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  als  Eil- 
sache und,  wenn  eine  Verhaftung  in  Frage  kommt,  als  Haft  Sache  zu  bezeichnen. 

2.  Aenderungen,  welche  nach  Einreichung  eines  Ersuchens  oder  nach  Anbringung 
eines  Antrages  auf  Auslieferung  in  den  thatsächlichen  Verhältnissen  eintreten  und  für 
die  Erledigung  jener  Ersuchen  oder  Anträge  von  Interesse  sind,  müssen  sofort  dem 
Justizminister,  in  eiligen  Fällen  unmittelbar  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten zur  Kenntniss  gebracht  werden.  Insbesondere  ist  von  jeder  Erledigung 
eines  Auslieferungsantrags  durch  freiwillige  Gestellung  oder  Ergreifung  des  Verfolgten 
im  Inland,  durch  Aufhebung  des  Haftbefehls,  durch  Einstellung  des  Strafverfahrens  oder 
durch  sonstige  Umstände  unverzüglich,  nöthigenfalls  telegraphisch  Anzeige  zu  erstatten, 
damit  der  Antrag  schleunigst  auf  diplomatischem  Wege  zurückgezogen  werden  kann. 
In  Ansehung  der  im  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  beförderten  Ersuchungsschreiben 
ist  die  ersuchte  Behörde  von  etwa  eingetretenen  Aenderungen  ebenfalls  unverzüglich 
zu  benachrichtigen. 

Ist  die  Festnahme  und  Ablieferung  einer  verfolgten  Person  unmittelbar  bei  einem 
zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  befugten  Kaiserlichen  Konsul  beantragt,  oder  ist  auf 
Grund  der  in  einzelnen  Auslieferungsverträgen  enthaltenen  Bestimmungen  eine  aus- 
ländische Behörde  unmittelbar  um  die  vorläufige  Festnahme  eines  Verfolgten,  oder  ein 
Kaiserlicher  Gesandter  oder  Konsul  um  seine  Vermittelung  zur  Bewirkung  der  Fest- 
nahme ersucht  worden,  wegen  Herbeiführung  der  Auslieferung  aber  noch  nicht  an  den 
Justizminister  oder  den  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  berichtet,  so 
ist  die  ersuchte  Behörde  in  gleicher  Weise  ungesäumt  zu  benachrichtigen,  wenn  der 
gestellte  Antrag  hinfällig  wird. 

No.  65.  Allg,  Verf.  d.  J.M.  vom  31.  Juli  1893  betreffend  die  zusätzliche 
Erklärung  vom  28./16.  Januar  1893  zu  den  mit  Russland  am  4.  Februar  bezw. 
23.  Januar  1879  und  29. /17.  August  1883  wegen  des  unmittelbaren  Gesohäfts- 
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Verkehrs  zwischen  den  Prenssischen  und  Russischen  Justizbehörden  ge- 
schlossenen Abkommen  (G.S.  S.  83)  (J.M.B1.  S.  260). 

Die  Justizbehörden  werden  davon  in  Kenntniss  gesetzt,  dass  die  zusätzliche  Er- 
klärung vom  28./16.  Januar  1893  zu  den  mit  Russland  am  4.  Februar  / 23.  Januar  1879 
und  29./17.  August  1883  wegen  des  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  zwischen  den 
Preussischen  und  Russischen  Justizbehörden  geschlossenen  Abkommen  vom  3.  August 
bezw.  22.  Juli  d.  J.  in  Kraft  tritt. 

No.  ö6.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  23.  Juni  1894  betreffend  den  unmittel- 
baren Geschäftsverkehr  zwisohen  den  Preussischen  und  den  Russischen  Be- 
hörden (J.M. Bl.  S.  167). 

Das  nachstehende  Verzeichniss  der  nach  Art.  2 des  Abkommens  vom  4.  Februar 
bezw.  23.  Januar  1879  (G.S.  S.  138)  und  der  zusätzlichen  Erklärung  vom  28./ 16.  Januar 
1893  (G.  S.  S.  83)  für  den  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  zwischen  den  Preussischen 
und  den  Russischen  Justizbehörden  gegenwärtig  in  Betracht  kommenden  Russischen 
Gerichtsbehörden  und  der  Jurisdiktionsbezirke  derselben  wird  hiermit  zur  Kenntniss 
gebracht, 


II.  Gerichtsbehörden,  auf  die  sich  die  Zusatzerklärung  vom  28./16.  Januar 

1893  bezieht. 


Bezeichnung 

der 

Gerichtsbezirke 

J urisdiktionsbezirke 

1.  Gerichtskammern'. 

a)  St.  Petersburg 

Gouvernement  Pskow,  Witebsk, 

Livland,  Estland, 

und  Kurland. 

b)  Wilna 

Gouvernement  Wilna,  Kowno,  Grodno  und  Minsk. 

2.  Bezirksgerichte: 

a)  Libau 

folgende  Kreise  des  Gouvernements  Kurland:  Hasen- 

poth,  Grobin,  Windau,  Goldingen  und  Talsen. 

b)  Grodno 

das  Gouvernement  Grodno. 

c)  Kowno 

„ „ Kowno. 

3.  Friedensrichter-Plena: 

a)  Libauer  Bezirk: 

a ) Hasenpoth-Grobin  . . 

folgende  Kreise  des  Gouvernements  Kurland : Hasen- 

poth  und  Grobin. 

ß)  Windau-Goldingen  . . 

folgende  Kreise  des  Gouvernements  Kurland:  Win- 

dau  und  Goldingen. 

y)  Tuckum-Talsen  . . . 

für  den  Kreis  Talsen  im  Gouvernement  Kurland. 

b)  Grodno’er  Bezirk: 

a ) Grodno 

Kreis  Grodno, 

ß ) Belostock-Sokolka  . . 

die  Kreise  Belostok  und  Sokolka, 

y)  Belsk 

Kreis  Belsk, 

Gouvernement 

d)  Brest-Litowsk  .... 

„ Brest-Litowsk, 

e)  Kobrino-Pruskany  . . 

die  Kreise  Kobrino  und  Prushany, 

Grodno. 

C)  Wolkowysk  .... 

Kreis  Wolkowysk, 

rj)  Slonim 

„ Slonim, 

c)  Kowno’er  Bezirk: 

a)  Kowno 

Kreis  Kowno, 

ß)  Wilkomir 

„ Wilkomir, 

y)  Nowoalexandrowsk  . . 

„ Nowoalexandrowsk, 

Gouvernement 

d)  Schawli 

„ Schawli, 

e)  Telschi 

„ Telschi, 

Kowno. 

C)  Rossieny 

„ Rossieny, 

rj)  Ponewesh 

„ Ponewesh, 
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No.  57.  Allg.  Verf  d.  J.M.  vom  20.  Dezember  1894  betreffend  die  Befug- 
niss  der  Justizbeamten  im  Königreich  Sachsen  zur  gerichtlichen  Beglaubigung 
von  Urkunden,  Unterschriften,  Siegeln  und  Handzeichen  (J.M  Bl.  S.  360). 

Nach  einer  Mittheilung  des  Königlich  Sächsischen  Justizministeriums  haben  seit 
dom  15.  Dezember  1890  die  bei  einem  Königlich  Sächsischen  Amtsgerichte  unter  Bei- 
drückung  des  Siegels  oder  Stempels  dieser  Behörde  aufgenommenen  Beglaubigungen 
von  Urkunden,  Unterschriften,  Siegeln  und  Handzeichen  nicht  nur  dann  als  gerichtliche 
Beglaubigungen  zu  gelten,  wenn  sie  von  einem  richterlichen  Beamten  herrühren  ^ gon- 
dem  auch  dann,  wenn  sie  von  einem  Referendar  oder  von  einem  Gerichtsbeamten  be- 
wirkt worden  sind,  der  seiner  Unterschrift  die  Bezeichnung  „verpflichteter  (verpfl.) 
Protokollant“  beigefügt  hat.  Nur  in  den  Fällen,  in  denen  ein  Dolmetscher  zugezogen 
worden  ist,  wird  zur  Gültigkeit  der  Beglaubigung  die  Mitwirkung  eines  richterlichen 
Beamten  erfordert. 

Die  Justizbehörden  werden  hiervon  in  Kenntniss  gesetzt  und  zwar  die  Justiz- 
behörden im  Geltungsbereiche  der  Grundbuchordnung  mit  dem  Bemerken,  dass  die  Mit- 
theilung  insbesondere  auch  auf  die  im  § 38  der  letzteren  erwähnte  Befugniss  sich  bezieht. 

No.  58.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  20.  April  1895  betreffend  den  Geschäfts- 
gang bei  der  Legalisation  von  Urkunden  (J.M. Bl.  S.  131). 

Für  die  Legalisation  der  zum  Gebrauch  im  Auslande  bestimmten  Urkunden  werden 
von  den  Konsulaten  beziehungsweise  Gesandtschaften  der  meisten  ausländischen  Staaten 
Gebühren  erhoben,  die  von  der  Geheimen  Kanzlei  des  Justizministeriums  verauslagt 
und  demnächst  von  den  Interessenten  wieder  eingezogen  werden.  Um  dieses  Verfahren 
thunlichst  einfach  zu  gestalten,  wird  unter  Aufhebung  der  Allgemeinen  Verfügung  vom 
5.  Oktober  1869  Folgendes  bestimmt: 

1.  Die  zum  Gebrauche  im  Auslande  bestimmten,  der  Legalisation  im  diploma- 
tischen Wege  bedürfenden  Urkunden  sind  nach  der  Beglaubigung  durch  den  Land- 
gerichtspräsidenten (§  43  des  Ausführungsgesetzes  zum  Deutschen  Gerichtsverfassungs- 
gesetze) den  Antragstellern  zurückzugeben. 

2.  Den  Antragstellern  bleibt  überlassen,  die  Urkunden  behufs  Beschaffung  der 
Beglaubigungen,  für  welche  die  Mitwirkung  des  Justizministers  erforderlich  ist,  an  die 
Geheime  Kanzlei  des  Justizministeriums  frankirt  einzusenden.  Dabei  ist  anzugeben, 
wo  von  der  Urkunde  demnächst  im  Auslande  Gebrauch  gemacht  werden  soll. 

3.  In  besonders  dringlichen  Fällen  darf  die  Einsendung  auch  durch  die  Gerichts- 
schreiberei des  Landgerichts  als  portopflichtige  Dienstsache  unfrankirt  unter  Briefum- 
schlag erfolgen.  Dabei  ist  der  Name  und  die  Wohnung  des  Antragstellers,  soweit  sie 
nicht  aus  der  Urkunde  oder  dem  mit  eingereichten  Anträge  erhellen,  genau  anzugeben. 

4.  Bestehen  hinsichtlich  der  Beglaubigung  besondere  Bedenken  oder  bedarf  der 
Beglaubigungsantrag  einer  besonderen  Begründung,  so  erfolgt  die  Einsendung  der  Ur- 
kunden, wie  seither,  durch  den  Landgerichtspräsidenten  an  den  Justizminister  mittelst 
besonderen  Berichts,  und  zwar  ebenfalls  als  portopflichtige  Dienstsache  unfrankirt. 

5.  Die  Geheime  Kanzlei  des  Justizministeriums  sendet  die  Urkunden  in  allen 
Fällen,  sofern  sie  nicht  vom  Antragsteller  persönlich  in  Empfang  genommen  werden, 
unmittelbar  an  diesen  unter  Briefumschlag  als  portopflichtige  Dienstsache  unfrankirt 
zurück,  und  zwar  unter  Nachnahme  der  etwa  entstandenenen  Legalisationsgebühren, 
sowie  der  erwachsenen  Postgebühren,  soweit  diese  Beträge  nicht  etwa  schon  vorher  bei 
der  Geheimen  Kanzlei  eingezahlt  worden  sind. 

6.  Die  besonderen  Anordnungen,  welche  für  Legalisationen  ergangen  sind,  die 
einer  Zwischenbeglaubigung  durch  den  Justizminister  nicht  bedürfen,  bleiben  unberührt.1) 

J)  Die  Präsidenten  des  Landgerichts  I u.  II  in  Berlin  senden  die  Urkunden  un- 
mittelbar an  das  Auswärtige  Amt.  J.M.V.  vom  7.  April  1880  I 1593,  bei  Weissler 
S.  366.  Vgl.  auch  J.M.V.  vom  6.  Mai  1890  II  d 666  (Weissler  S.  368),  wonach  die 
gerichtliche  Beglaubigung  amtlicher  Unterschriften  zum  Zweck  der  Legalisation  im 
diplomatischen  Wege  durch  den  Präsidenten  des  Landgerichts  erfolgt.  Vgl.  auch  die 
Reskr.  vom  17.  Dezember  1886  und  27.  April  1891  (Müller,  Die  preuss.  Justizver- 
waltung, 4.  Aufl.,  S.  1188)  betreffend  schlesische  und  posensche  Urkunden. 
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No.  59.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  3.  Mai  1895  betreffend  die  Handhabung 
der  Konvention  über  die  Regulierung  der  Hinterlassenschaften  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  Russland  vom  12.  November  / 31.  Oktober  1879  (J.M. Bl. 
1895  S.  150). 

Die  in  der  Allgemeinen  Verfügung  vom  26.  Februar  1895  erwähnte  Rundverfügung 
des  Herrn  Ministers  des  Innern  vom  4.  Februar  1895  wird  hiermit  zur  Kenntniss  der 
Justizbehörden  gebracht. 

Cirkular  an  sämmtliclie  Königliche  Regierungs-Präsidenten  und  an  den 
Königlichen  Polizei-Präsidenten  in  Berlin  vom  4.  Februar  1895,  betreffend 
die  Konvention  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Russland  über  die 
RegelungvonHinterlassenschaften. 

Einzelne  Bestimmungen  der  Konvention  über  die  Regelung  von  Hinterlassen- 
schaften zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Russland  vom  31.  Oktober  / 12.  November 
1874  (Reichs-Gesetzbl.  für  1S75  S.  136)  haben  zu  Zweifeln  Veranlassung  gegeben.  Zur 
Behebung  dieser  Zweifel  bestimme  ich  im  Einverständniss  mit  den  Herren  Ministern 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  und  der  Justiz  was  folgt: 

Unter  den  im  Artikel  1 der  Konvention  erwähnten  „zuständigen  Behörden  des 
Sterbeorts“  und  unter  den  im  Artikel  2 daselbst  bezeichneten  „Lokalbehörden“,  welche  die 
erforderlichen  Sicherungsmassregeln  hinsichtlich  des  Vermögens  in  Preussen  verstorbener 
Russen  zu  treffen  und  die  Russischen  Konsulatsbehörden  von  dem  Tode  zu  benachrichtigen 
haben,  sind  die  Amtsgerichte  zu  verstehen.  Die  Polizeibehörden  haben  nur  insoweit 
einzuschreiten,  als  es  sich  um  vorläufige  keinen  Aufschub  duldende  Massregeln  handelt. 
Da  indessen  die  Amtsgerichte  nicht  in  allen  Fällen  von  dem  Tode  der  in  ihrem  Bezirke  ver- 
storbenen Russen  Kenntniss  erlangen,  so  haben  die  Ortspolizeibehörden  die  zuständigen 
Amtsgerichte  von  dem  Ableben  Russischer  Staatsangehöriger  in  Kenntniss . zu  setzen, 
und  wenn  sie  im  einzelnen  Fall  vorläufige  Sicherungsmassregeln  vornehmen  müssen,  sofort 
die  Russischen  Konsularbehörden  unmittelbar  zu  benachrichtigen.  Mit  der  dem  Amts- 
gerichte zu  machenden  Mittheilung  von  dem  Todesfall  haben  die  Polizeibehörden  den 
Pass  des  Verstorbenen  einzureichen. 

Mit  Anlegung  der  Siegel  und  Aufstellung  des  Inventars  haben  regelmässig  die 
Amtsgerichte,  in  Ausnahmefällen  die  Ortspolizeibehörden,  in  Gemeinschaft  mit  den 
Russischen  Konsularbehörden  gemäss  Artikel  2 a.  a.  0.  vorzugehen.  Sollten  in  den 
Fällen  des  Art.  2 Abs.  3 und  7 a.  a.  0.  die  Amtsgerichte  die  Theilnahme  an  der  ge- 
meinschaftlichen Siegelung  und  Inventarisirung  ablehnen,  so  sind  die  Ortspolizeibehörden 
verpflichtet,  den  Russischen  Konsularbeamten  diejenige  Unterstützung  zu  gewähren, 
deren  sie  zum  alleinigen  Vorgehen  bedürfen.  Die  Ortspolizeibehörden  haben  dem- 
gemäss auf  ein  gehörig  begründetes  Gesuch  der  Russischen  Konsularbehörde  einen 
Beamten  abzuordnen,  um  dieser  bei  der  Vornahme  einer  Siegelung  und  Inventarisirung 
des  Nachlasses  eines  Russen  gegen  einen  etwaigen  Widerspruch  Dritter  die  erforder- 
liche Unterstützung  zu  gewähren. 

Beschwerden  über  das  Verfahren  der  Ortspolizeibehörden  in  vorstehenden  Ange- 
legenheiten sind  bei  Ew.  Hochwohlgeboren,  in  höherer  Instanz  bei  mir  anzubringen. 

Ew.  Hochwohlgeboren  ersuche  ich  ergebenst,  hiernach  die  Ortspolizeibehörden 
Ihres  Verwaltungsbezirks  mit  entsprechender  Anweisung  zu  versehen. 

No.  60.  Bekanntmachung  vom  10.  Oktober  1895  betreffend  die  Verpflich- 
tung der  vor  französiohen  Gerichten  als  Kläger  auftretenden  Ausländer  zur 
Sicherheitsleistung  (J.M. Bl.  S.  316). 

Im  Hinblick  auf  die  Vorschriften  in  § 105  der  Civilprozessorduung  wird  zur  Kennt- 
niss der  Justizbehörden  gebracht,  dass  die  nach  Art.  423  des  code  de  procedure  civile 
und  Art.  16  des  code  civil  in  Handelssachen  bisher  bestehende  Befreiung  der  vor  fran- 
zösischen Gerichten  als  Kläger  auftretenden  Ausländer  von  der  Verpflichtung  zur 
Sicherheitsleistung  durch  die  in  einem  französischen  Gesetz  vom  5.  März  1895  ausge- 
sprochene Aufhebung  der  ersteren  und  entsprechende  Abänderung  der  letzteren  Ge- 
setzesbestimmung in  Wegfall  gekommen  ist. 


1040 


Europa. 


No.  61.  Zusammenstellung  der  Gebühren,  welche  bei  den  durch  die  Ge- 
heime Kanzlei  des  Justizministeriums  vermittelten  Legalisationen  von  Urkunden 
zur  Zeit  seitens  der  Vertretungen  der  nachbenannten  Staaten  erfordert  werden 
(J.M.B1.  1895  S.  136). 
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No.  62.  Allg.  Verf. 

d.  J.M.  vom  6.  März  1896  betreffend  die  Beglaubigung* 

der  zum  Gebrauch  in  Russland  bestimmten  gerichtlichen  und  notariellen  Ur- 
kunden (J.M.B1.  S.  92/93). 

Nach  den  für  Russland  geltenden  Bestimmungen  werden  gerichtliche  und  notarielle 
Urkunden  dort  als  beweiskräftig  nur  angesehen,  wenn  mit  der  Beglaubigung  seitens 
des  zuständigen  Russischen  Konsulats  eine  von  diesem  in  russischer  Sprache  zu  er- 
theilende  Bescheinigung  darüber  verbunden  wird,  dass  die  Urkunde  den  am  Orte  ihrer 
Errichtung  geltenden  Gesetzen  entspricht.  Nach  neuerer  Entscheidung  der  Kaiserlich 
Russischen  Regierung  können  die  fraglichen  Erklärungen  in  gültiger  Weise  nur  von 
demjenigen  Russischen  Konsulate  abgegeben  werden,  in  dessen  Bezirk  der  Landgerichts- 
präsident, welcher  die  auf  Grund  der  Allgemeinen  Verfügung  vom  17.  Oktober  1891 
(J.M.B1.  S.  264)  zu  ertheilende  Bescheinigung  ausgestellt  hat,  seinen  Amtssitz  hat. 
Mit  Rücksicht  hierauf  wird  eine  Beglaubigung  der  Unterschriften  der  Landgerichts- 
präsidenten auf  den  für  Russland  bestimmten  Urkunden  behufs  Herbeiführung  einer 
Beglaubigung  durch  das  Auswärtige  Amt  seitens  des  Justizministers  nicht  mehr  er- 
folgen; vielmehr  muss  es  den  Betheiligten  überlassen  bleiben,  das  betreffende  Russische 
Konsulat  um  Legalisation  der  Unterschrift  des  Landgerichtspräsidenten  und  Beifügung 
des  fraglichen  Vermerks  anzugehen. 


*)  Pensionsquittungen  der  Hinterbliebenen  von  Gefallenen  aus  dem  Sezessionskriege 

werden  gebührenfrei  beglaubigt. 

3)  Seitens  der  Vertretungen  von  Belgien,  Dänemark,  Grossbritannien,  der  Nieder- 
lande und  Siam  werden  Legalisationsgebühren  nicht  erfordert. 

3)  Atteste  der  Geistlichen  oder  Standesbeamten  haben  Gebührenermässigung. 

4)  Legalisationen  sind  nicht  erforderlich;  Vertrag  vom  25.  Februar  1880  (Reichs- 

GesetzbL  1881  S.  4). 

6)  Mit  jeder  zu  beglaubigenden  Urkunde  ist  eine  einfache  Abschrift  derselben 
sowie  der  darunter  befindlichen  Atteste  lür  das  Archiv  des  Kaiserlich  Russischen  Kon- 
sulats einzusenden;  bei  Urkunden  mit  zwiesprachigem  Text  genügt  Abschrift  des  deut- 
schen Textes.  Vollmachten  dürfen  nicht  in  blanco  ausgestellt  sein. 


Preussen  — Justizministerial  Verfügungen. 
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Die  Russischen  Konsulate  in  Preussen  und  ihre  Amtsbezirke  sind  aus  der  nach- 
stehenden Zusammenstellung  ersichtlich. 

Uebersicht  der  Kaiserlich  Russischen  Konsulate  in  Preussen  und  ihrer 

Amtsbezirke. 


Sitz  des  Konsulats 


Amtsbezirk 


Berlin,  Generalkonsulat  . . . 

(Bremen,  Konsulat) 

(Bremerhaven,  Konsularagentur) 

Breslau,  Konsulat 

Danzig,  Generalkonsulat  . . . 

Emdem,  Vizekonsulat  . . . . 

Flensburg,  Konsulat  . , . . 

Frankfurt  a.  M.,  Generalkonsulat 

Kiel,  Konsulat 

Königsberg,  Konsulat  . . . . 

(Lübeck,  Konsulat)  ..... 
Memel,  Konsulat 


Stettin,  Konsulat 

(Stuttgart,  Gesandtschaft)  . . 


die  Provinzen  Brandenburg,  Hannover  und  Sachsen  (das 
Herzogthum  Anhalt  und  beide Fürstenthümer Lippe), 
die  Ufer  der  Weser  von  Bremen  bis  Bremerhaven. 
(Bremerhaven  und)  Geestemünde, 
die  Provinz  Schlesien, 
die  Provinzen  Westpreussen  und  Posen. 

Emden. 

der  nördliche  Theil  der  Provinz  Schleswig-Holstein, 
die  Provinzen  Westfalen,  Hessen-Nassau,  die  Rhein- 
provinz und  das  Ftirstenthum  Waldeck. 
der  südliche  Theil  der  Provinz  Schleswig-Holstein, 
die  Provinz  Ostpreussen  mit  Ausnahme  des  Amtsbezirks 
von  Memel. 

(Lübeck  und)  der  Kreis  Herzogthum  Lauenburg, 
der  Kreis  Memel  mit  dem  nördlichen  Theile  der  Kuri- 
schen  Nehrung  vom  Dorf  Nidden  ab,  sowie  die 
Kreise  Heydekrug,  Ragnit,  Tilsit  und  Niederung, 
die  Provinz  Pommern, 
die  Hohenzollernschen  Lande. 


No.  63.  Bekanntmachung  vom  7.  März  1890  betreffend  die  Verpflichtung 
der  vor  ungarischen  Gerichten  als  Kläger  auftretenden  Ausländer  zur  Sicher- 
heitsleistung (J.M.B1.  S.  93). 

Im  Hinblick  auf  die  Vorschriften  in  § 102  der  Civilprozessordnung  wird  zur  Kennt- 
niss  der  Justizbehörden  gebracht,  dass  die  vor  den  Ungarischen  Gerichten  als  Kläger 
auftretenden  Ausländer  nach  den  §§  9 bis  12  und  § 27  Abs.  2 Ziffer  6 des  Ungarischen 
Gesetz-Artikels  XVIII  vom  Jahre  1893  im  summarischen  Rechtsstreite  und  nach  § 220 
desselben  Gesetz-Artikels  auch  im  ordentlichen  Prozess-  und  im  Handelsverfahren  auf 
Verlangen  des  Beklagten  zur  Deckung  der  Prozesskosten  und  der  Urtheilsgebühr  eine 
Kaution  zu  geben  verpflichtet  sind.  Zwar  kann  nach  § 9 Abs.  2 Ziffer  1 a.  a.  0.  eine 
Kaution  dann  nicht  verlangt  werden,  „wenn  in  dem  Staate,  dessen  Angehöriger  der 
Kläger  ist,  der  Ungarische  Staatsbürger  in  einem  gleichem  Falle  zum  Erläge  einer 
Kaution  nicht  verpflichtet  ist“.  Diese  Voraussetzung  trifft  jedoch  nach  Ungarischer 
Auffassung  bezüglich  des  Deutschen  Reichs  nicht  zu,  da  die  Gegenseitigkeit  weder  durch 
einen  Staatsvertrag  noch  durch  den  Austausch  von  Reziprozitäts- Erklärungen  ver- 
bürgt ist. 

Im  W echs eiverfahren  kann  nach  § 220  Abs.  5 a.  a.  0.  die  Sicherstellung  der  Prozess- 
kosten nicht  verlangt  werden. 

No.  64.  Allg.  Verf.  d.  J.M.  vom  18.  September  1896,  betreffend  den  un- 
mittelbaren Geschäftsverkehr  zwischen  den  Preussischen  Justizbehörden  und 
den  Russischen  Justizkammern  zu  St.  Petersburg  und  Wilna  (J.M. BL  S. 309>. 

In  neuerer  Zeit  sind  von  Preussischen  Justizbehörden  wiederholt  Ersuchen 
um  Rechtshülfe  an  die  Russischen  Justizkammern  zu  St.  Petersburg  und  Wilna  in 
solchen  Angelegenheiten,  welche  bei  den  ersuchenden  Behörden  anhängig  waren,  unter 
Berufung  auf  die  zusätzliche  Erklärung  vom  28./16.  Januar  1893  zu  den  mit  Russland 
geschlossenen  Abkommen  wegen  des  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs  zwischen  den 
Preussischen  und  den  Russischen  Justizbehörden  (G.S.  S.  83)  unmittelbar  übersandt 
worden.  Dabei  ist  übersehen,  dass  nach  der  erwähnten  zusätzlichen  Erklärung  ein 


1042 


Europa. 


unmittelbarer  Geschäftsverkehr  zwischen  den  Preussischen  Justizbehörden  und  den  ge- 
nannten Russischen  Justizkammern  nur  insoweit  zulässig  ist,  als  es  sich  um  Sachen 
handelt,  die  von  den  Gerichten  der  Gerichtsbezirke  von  Libau,  Kowno  und  Grodno 
ausgehen,  d.  h.  ursprünglich  — in  erster  Instanz  — bei  einem  dieser  zum  unmittel- 
baren Geschäftsverkehr  zugelassenen  Gerichte  geschwebt  haben  und  bei  den  Justiz- 
kammern zu  St.  Petersburg  und  Wilna  in  höherer  Instanz  anhängig  geworden  sind. 
Soweit  dies  nicht  der  Fall,  sind  Ersuchen  um  Rechtshülfe,  welche  in  den  Bezirken  der 
genannten  Justizkammern  zu  erledigen  sind,  an  das  zuständige  Russische  Bezirksgericht 
zu  richten  und,  soweit  mit  diesem  ein  unmittelbarer  Geschäftsverkehr  nicht  stattfindet, 
gemäss  Ziffer  20  der  Allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai  1887  (J.M.B1.  S.  139)  dem 
Justizminister  und  in  eiligen  Fällen  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten unverschlossen  mittelst  Berichts  einzureichen.  Eine  Ausnahme  findet  nur  bei 
Ersuchen  um  die  Bewirkung  von  Zustellungen  statt;  diese  sind,  wenn  ein  unmittel- 
barer Geschäftsverkehr  mit  dem  zuständigen  Russischen  Bezirksgericht  nicht  statt- 
findet, gemäss  Ziffer  6 der  Allgemeinen  Verfügung  vom  20.  Mai  1887  je  nach  Lage 
der  Sache  dem  zuständigen  deutschen  Konsul  oder  dem  Kaiserlichen  Botschafter  in 
St.  Petersburg  unmittelbar  zu  übersenden. 

No.  65.  Allg.  Verf.  vom  22.  Februar  1897  betreffend  die  Mittbeilung  von 
Todesfällen  der  in  Ungarn  verstorbenen  Angehörigen  des  Deutschen  Reichs 
seitens  der  Königlich  Ungarischen  Bezirksgerichte  an  das  Kaiserliche  General- 
konsulat in  Budapest. 

Nach  einer  Mittheilung  des  Herrn  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  hat 
der  Königlich  Ungarische  Justizmirnster  durch  Verordnung  vom  27./29.  Mai  1896  die 
Ungarischen  Bezirksgerichte  angewiesen,  von  dem  in  Ungarn  erfolgten  Ableben  Ange- 
höriger des  Deutschen  Reichs  das  Kaiserliche  Generalkonsulat  in  Budapest  in  jedem 
einzelnen  Falle  unter  kurzer  Angabe  der  auf  die  Personal-  und  Vermögensverhältnisse 
des  Verstorbenen  bezüglichen  Daten  der  Todesfallsaufnahme  zu  benachrichtigen. 

Die  Justizbehörden  werden  hiervon  mit  dem  Bemerken  in  Kenntniss  gesetzt,  dass 
Anfragen  um  Auskunft  über  das  Ableben  von  Reichsangehörigen  in  Ungarn,  hiernach 
künftig  zweckmässig  an  das  Kaiserliche  Generalkonsulat  in  Budapest  zu  richten  sind, 

Anlage  zur  Allg.  Verf.  vom  16.  September  1870  (J.M.B1.  S.  277).  S.  o.  S.  972. 

B. 

(Auszug  aus  der  russischen  Civilprozessordnung.) 

Zehntes  Hauptstück. 

Von  der  Vollstreckung  von  Erkenntnissen  der  Justizbehörden  fremder  Staaten. 

§ 1273. 

Erkenntnisse  der  Justizbehörden  fremder  Staaten  werden  auf  Grund  der  über 
diesen  Gegenstand  geschlossenen  Traktate  und  Verträge  vollstreckt.  In  den  Fällen, 
wo  in  denselben  Bestimmungen  über  das  Vollstreckungsverfahren  fehlen,  ist  die  in  den 
nächstfolgenden  Artikeln  dargelegte  Ordnung  zu  beobachten. 

§ 1274. 

Erkenntnisse  der  Justizbehörden  fremder  Staaten  werden  im  Reiche  nur  dann 
vollstreckt,  wenn  Solches  durch  Verfügungen  der  Gerichte  des  Reichs  bewilligt  wird. 

§ 1275. 

Bittschriften  um  Vollstreckung  von  Erkenntnissen  der  Justizbehörden  fremder 
Staaten  werden  bei  demjenigen  Bezirksgericht  eingereicht,  in  dessen  Geschäftskreise 
die  Vollstreckung  geschehen  soll. 

§ 1276. 

Der  Bittschrift  müssen  beigefügt  sein: 

1.  eine  Abschrift  des  Erkenntnisses;  diese  muss  von  demjenigen  Gericht  be- 
glaubigt sein,  welches  das  Erkenntniss  gefällt  hat,  und  mit  einem  Voll- 
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Streckungsdekret  oder  einer  gerichtlichen  Bescheinigung  darüber  versehen 
sein,  dass  das  Erkenntniss  vollstreckbar  ist.  Die  gerichtliche  Bescheinigung 
muss  von  einer  Russischen  Gesandtschaft  oder  von  einem  Konsulat  legalisirt 
sein;  die  Unterschrift  der  Gesandtschaft  oder  des  Konsulats  muss  vom 
Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  bestätigt  sein; 

2.  die  Uebersetzung  des  Erkenntnisses  ins  Russische; 

3.  Abschriften  dieser  Dokumente. 


§ 1277. 

Die  Ladung  des  Beklagten  vor  Gericht  geschieht  auf  Grundlage  der  allgemeinen 
Bestimmungen. 


§ 1278. 

Bittschriften  wegen  Vollstreckung  von  Erkenntnissen  der  Justizbehörden  fremder 
Staaten  werden  im  abgekürzten  Verfahren  (Art.  348 — 365)  entschieden. 


§ 1279. 

Bei  der  Verhandlung  dieser  Sachen  haben  die  Justizbehörden  nicht  auf  eine  Be- 
urtheilung  des  Wesens  der  Streitfrage  einzugehen,  welche  bereits  von  den  Gerichten 
fremder  Staaten  entschieden  worden,  sondern  nur  zu  bestimmen:  ob  das  vorliegende 
Erkenntniss  nicht  Anordnungen  enthalte,  welche  der  öffentlichen  Ordnung  zuwider 
oder  den  Reichsgesetzen  nach  unstatthaft  sind. 

§ 1280. 

Die  auf  oben  angeführten  Grundlagen  gefällten  Erkenntnisse  werden  nach  den 
allgemeinen  Regeln  über  die  Vollstreckung  von  Erkenntnissen  der  Justizbehörden  des 
Reichs  vollstreckt. 

§ 1281. 

Erkenntnisse  von  Justizbehörden  fremder  Staaten  werden  nicht  vollstreckt  und 
haben  gar  keine  Kraft  im  Reiche,  wenn  sie  Streitsachen  über  das  Eigenthumsrecht  an 
Immobilien,  die  in  Russland  belegen  sind,  entscheiden. 


Nachträge 


Band  I. 

Erster  Abschnitt.  Deutsches  Reich. 

I.  Quellen  und  Literatur. 

S.  1:  Am  18.  August  1896  ist  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  das 
Deutsche  Reich  nebst  Einführungsgesetz  ausgefertigt  und  in  No.  21  des  Reichs- 
gesetzblatts für  1896  (S.  195)  verkündigt  worden;  es  tritt  am  1.  Januar  1900 
in  Kraft. 

S.  698:  Als  No.  21  ist  hinzuzufügen: 

Gesetz  über  den  Beistand  bei  Einziehung  von  Abgaben  und  Vollstreckung 
von  Vermögensstrafen  vom  9.  Juni  1895  (R.G.B1.  S.  256). 

S.  698  ff. : Bezüglich  der  Rechtspflege  in  den  deutschen  Schutzgebieten 
ist  Folgendes  nachzutragen: 

I.  Allgemeines. 

1.  Kaiserliche  Verordnung  betreffend  die  Regelung  der  Verwaltung  und 
Rechtspflege  in  den  zu  den  Schutzgebieten  nicht  gehörigen  Theilen  der  deut- 
schen Interessensphären  in  Afrika  vom  2.  Mai  1894.  (Deutsches  Kolonialblatt 
S.  265.) 

2.  Verfügung  des  Reichskanzlers  betreffend  Eintheilung  der  Stationen 
u.  s.  w.  in  Jurisdiktionsbezirke  vom  16.  September  1894.  (Deutsches  Kolonial- 
blatt S.  495.) 

8.  Kaiserliche  Verordnung  betreffend  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Einge- 
borenen in  den  afrikanischen  Schutzgebieten  vom  25.  Februar  1896.  (Beilage 
zum  Deutschen  Kolonial blattt  vom  1.  März  1896.) 

4.  Kaiserliche  Verordnung  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  Landes- 
beamten in  den  deutschen  Schutzgebieten  vom  9.  August  1896.  (Deutsches 
Kolonialblatt  S.  520.) 

(Hierdurch  sind  die  Verordnungen  vom  3.  August  1888  betreffend  die 
Rechtsverhältnisse  der  Landesbeamten  in  den  Schutzgebieten  von  Kamerun  und 
Togo,  und  vom  22.  April  1894  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  Landes- 
beamten in  Deutsch-Ostafrika  ausser  Kraft  getreten.) 

II.  Südwestafrika. 

Verordnung  betreffend  Ergänzung  des  § 2 No.  8 der  Dienstanweisung  be- 
treffend die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  dem  südwestafrikanischen  Schutz- 
gebiet vom  27.  August  1890,  vom  29.  Juni  1895.  (Deutsches  Kolonialblatt 
S.  345.) 
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tll.  Kamerun  und  Togo. 

1.  Verordnung  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kamerun  betreffend  die 
Gebühren  für  das  summarische  Gerichtsverfahren  vom  10.  Mai  1894.  (Deut- 
sches Kolonialbatt  S.  367.) 

(Durch  diese  Verordnung  ist  die  Verordnung  vom  7.  September  1891 
(Band  1 S.  699)  ausser  Kraft  gesetzt.) 

2.  Verordnung  des  stellvertretenden  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kame- 
run betreffend  die  Abänderung  des  § 2 der  Verordnung  betreffend  die  Gebühren 
für  das  summarische  Gerichtsverfahren  vom  10.  Mai  1894,  vom  4.  Juni  1895. 
(Deutsches  Kolonialblatt  S.  374.) 

3.  Verordnung  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kamerun  betreffend  Ein- 
führung eines  Eingeborenen-Schiedsgerichts  für  die  Dörfer  am  mittleren  Wuri 
vom  12.  September  1895.  (Deutsches  Kolonialblatt  S.  570.) 

4.  Verordnung  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kamerun  betreffend  dio 
Einführung  eines  Eingeborenen-Schiedsgerichts  für  die  Landschaft  Bodiman  vom 
12.  September  1895.  (Deutsches  Kolonialblatt  S.  571.) 

5.  Verordnung  des  stellvertretenden  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kame- 
run betreffend  die  Einführung  eines  Eingeborenen-Schiedsgerichts  für  die  An- 
wohner des  Sannaga  vom  30.  September  1895.  (Deutsches  Kolonialblatt  S.  572.) 

6.  Verordnung  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kamerun  betreffend  die 
Einführung  eines  Eingeborenen-Schiedsgerichts  für  die  Landschaft  Dibombari 
vom  25.  April  1896.  (Deutsches  Kolonialblatt  S.  364.) 

7.  Verordnung  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kamerun  betreffend  die 
Einführung  eines  Eingeborenen-Schiedsgerichts  für  die  Landschaften  Dibamba 
und  Rdokarna  vom  21.  Mai  1896.  (Deutsches  Kolonialblatt  S.  439.) 

8.  Kaiserliche  Verordnung  über  die  Schaffung,  Besitzergreifung  und  Ver- 
äusserung  von  Kronland  und  über  den  Erwerb  und  die  Veräusserung  von  Grund- 
stücken im  Schutzgebiet  von  Kamerun  vom  15.  Juni  1896.  (Deutsches  Kolo- 
nialblatt S.  435.) 

9.  Verordnung  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kamerun  betreffend  die 
Einführung  eines  Eingeborenen-Schiedsgerichts  für  die  Bakoko-Niederlassungen 
am  unteren  Abo  vom  3.  Juli  1896.  (Deutsches  Kolonialblatt  S.  575.) 

10.  Verordnung  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Kamerun  betreffend 
Einführung  von  Eingeborenen-Schiedsgerichten  für  das  linke  bezw.  rechte  Abo- 
ufer  vom  27.  Juli  1896.  (Deutsches  Kolonialblatt  S.  607.) 

11.  Verfügung  des  Reichskanzlers  betreffend  die  Ausführung  der  Aller- 
höchsten Verordnung  vom  15.  Juni  1896  (s.  No.  8),  vom  17.  Oktober  1896. 
(Deutsches  Kolonialblatt  S.  667.) 

IV.  Ostafrika. 

Gouvernementsbefehl  des  Kaiserlichen  Gouverneurs  von  Deutsch-Ostafrika 
betreffend  das  Gerichtsverfahren  gegen  Eingeborene  vom  4.  April  1896.  (Deut- 
sches Kolonialblatt  S.  339.) 

V.  Neu-Guinea-Kompagnie. 

1.  Verfügung  des  Reichskanzlers  betreffend  Uebertragung  konsularischer 
Befugnisse  auf  den  Landeshauptmann  für  das  Schutzgebiet  der  Neu-Guinea- 
Kompagnie  vom  21.  Februar  1894.  (Deutsches  Kolonialblatt  S.  121.) 

2.  Verfügung  des  Landeshauptmanns  des  Schutzgebiets  der  Neu-Guinea- 
Kompagnie  betreffend  die  Uebertragung  konsularischer  Befugnisse  auf  den 
Kaiserlicher  Richter  des  Schutzgebiets  der  Neu-Guinea-Kompagnie  zu  Herberts- 
höhe vom  4.  Juni  1894.  (Deutsches  Kolonialblatt  S.  525.) 

Leske  u.  Loewenfeld,  Reehtsverfolgung.  11. 
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3.  Verfügung  des  Landeshauptmanns  des  Schutzgebiets  der  Neu-Guinea- 
Koinpagnie  betreffend  die  Uebertragung  konsularischer  Befugnisse  auf  den 
Kaiserlichen  Richter  des  Schutzgebiets  der  Neu-Guinea-Kompagnie  zu  Friedrich- 
Wilhelmshafen  vom  14.  Juni  1894.  (Deutsches  Kolonialblatt  S.  546.) 

4.  Verfügung  des  Landeshauptmanns  des  Schutzgebiets  der  Neu-Guinea- 
Kompagnie  betreffend  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  erster  Instanz  im 
Kaiser  Wilhelmsland  und  die  Stellvertretung  der  Kaiserlichen  Richter  des 
Schutzgebiets  unter  einander.  (Deutsches  Kolonialblatt  S.  184.) 

Zu  S.  701  No.  10,  S.  712  No.  7,  S.  726  No.  9,  S.  740  No.  5,  S.  767  No.  8, 

S.  773  No.  6: 

Der  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Dominikanischen  Republik 
am  30.  Januar  1885  abgeschlossene  Handels-,  Schiffahrts-  und  Konsularvertrag 
(R.G.B1.  1886  S.  3)  ist  in  Folge  seiner  Kündigung  durch  die  Dominikanische 
Regierung  mit  dem  Ablauf  des  26.  Januar  1897  ausser  Kraft  getreten  (Be- 
kanntmachung des  Reichskanzlers  vom  27.  Januar  1897,  R.G.B1.  S.  5). 

5.  702:  No.  18.  An  die  Stelle  des  Vertrags  vom  20.  Februar  1869  tritt 
— jedoch  nicht  vor  dem  17.  Juli  1899  — der  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Japan  vom  4.  April  1896  (R.  G.B1.  S.  715) 
vgl.  Art.  I,  XX. 

S.  705:  Von  J.  W.  Planck,  Lehrbuch  des  deutschen  Civilprozessrechts 
ist  der  Schluss  (Band  2 Abth.  2),  München  1896,  erschienen. 

S.  705:  Gaupp’s  Kommentar  zur  Civilprozessordnung  erscheint  seit  1896 
in  dritter  Auflage  unter  Mitwirkung  von  Professor  Stein  in  Halle  a.  S.  Als 
Anhang  I— VI  zu  diesem  Kommentar  sind  erschienen: 

I.  F.  Schierlinger,  Die  auf  den  Civilprozess  bezüglichen  Normen  des 
bayerischen  Landesrechts.  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1893. 

II.  L.  Gaupp,  Die  auf  den  Civilprozess  bezüglichen  Normen  des  würt- 
tembergischen  Landesrechts.  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1893. 

III.  B.  Betzinger,  Die  auf  den  Civilprozess  bezüglichen  Normen  des 

badischen  Landesrechts.  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1895. 

IV.  Cretschmar,  Die  auf  den  Civilprozess  bezüglichen  Normen  des 

rheinpreussischen  Landesrechts.  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1895. 

V.  Reitz enstein,  Die  auf  den  Civilprozess  bezüglichen  Normen  des 

preussischen  Landesrechts.  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1896. 

VI.  Michaelis,  Die  auf  den  Civilprozess  bezüglichen  Normen  des  elsass- 
lothringischen  Landesrechts.  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1896. 

S.  705  : 0.  Reineke,  die  deutsche  Civilprozessordnung  ist  in  dritter  Auf- 
lage, Berlin  1896,  erschienen. 

S.  706:  Von  K.  Frhr.  v.  Stengel,  Die  deutschen  Schutzgebiete,  ihre 
rechtliche  Stellung,  Verfassung  und  Verwaltung,  ist  eine  neue  Bearbeitung  in 
den  Annalen  des  Deutschen  Reichs,  1895  S.  493  ff.,  erschienen. 

S.  708:  Zu  f No.  5:  Von  Freuuenthal’s  Jahrbuch  ist  (1895)  der  dritte 
Band  erschienen.  (Das  Jahrbuch  wird  nicht  fortgesetzt.) 

S.  708:  Zu  § 2b  No.  1:  In  der  Bekanntmachung  des  k.  bayerischen  Staats- 
ministeriums der  Justiz  vom  19.  Oktober  1895,  den  Konsularvertrag  mit  Bra- 
silien betreffend  (J.M.B1.  S.  241),  werden  die  Justizbehörden  darauf  aufmerk- 
sam gemacht,  dass  der  deutsch-brasilianische  Konsularvertrag  vom  10.  Januar 
1882  (R.  G.B1.  S.  69)  von  Seite  Brasiliens  am  22.  September  1886  gekündigt 
worden  und  mithin  seit  dem  22.  September  1887  ausser  Kraft  getreten  ist 
(Zeitschrift  für  intern.  Privat-  u.  Strafrecht,  Bd.  5 S.  599). 
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S.  709:  Als  No.  2a  tritt  hinzu:  Konsularvertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  Japan  vom  4.  April  1896  (R.  G.  Bl.  S.  782)  Art.  XIV  f. 

S.  710:  Von  G.  v.  Wilmowski,  Deutsche  Reichs-Konkursordnung  ist  die 
fünfte  Auflage  (1896)  erschienen. 

S.  711:  Zu  b als  dd:  Gesetz  betreffend  die  Abänderung  von  Bestimmungen 
des  Ausführungsgesetzes  zur  deutschen  Civilprozessordnung  vom  24.  März  1879 
und  des  Gesetzes  vom  12.  März  1869  betreffend  die  Ausstellung  gerichtlicher 
Erbbescheinigungen  vom  5.  Juni  1895  (G.  S.  S.  185). 

S.  712:  Als  No.  13a  tritt  hinzu:  Konsularvertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  Japan  vom  4.  April  1896  (R.G.B1.  S.  732)  Art.  X,  XIII,  XIV. 

S.  715:  Zu  III.  Bayern: 

H.  Becher,  Das  rechts-rheinisch-bayerische  Landescivilrecht  und  Landes- 
civilprozessrecht  unter  Berücksichtigung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Mün- 
chen, 2 Bde,  1896. 

Von  J.  Wagner,  Handbuch  des  amtsgerichtlichen  Verfahrens  in  der  frei- 
willigen Rechtspflege  ist  die  zweite  Auflage  (München  1895)  erschienen. 

S.  715:  Zu  IV.  Braunschweig  ist  hinzuzufügen: 

A.  Hampe,  Das  partikulare  Braunschweigische  Privatrecht.  Braun- 
schweig 1896. 

S.  719:  Zu  3 b:  H.  Jünger,  Die  Nassauischen  Landrechte.  Wiesbaden  1895. 

S.  719:  Zu  3 c:  H.  Jünger,  Territorien  und  Rechtsquellen  im  Bezirk  des 
Oberlandesgerichts  zu  Frankfurt  a.  M.  Wiesbaden  1896. 

S.  722:  Zu  12.  Westfalen: 

J.  Riehl,  Westfälisches  Bauernreck  U (Erb-  und  Familienrecht)  im  Gel- 
tungsbereiche des  Gesetzes  betreffend  das  eheliche  Güterrecht  in  der  Provinz 
Westfalen  vom  16.  April  1860.  Minden  i.  W.  1896. 

S.  726:  Zu  No.  15:  Vgl.  Art.  XX,  XXI  des  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrags zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Japan  vom  4.  April  1896  (R.G.Bi. 
S.  715)  und  Konsularvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Japan 
vom  4.  April  1896  (R.G.BI.  S.  732). 

S.  728:  Zu  B:  B.  W.  König,  Handbuch  des  Konsular wesens  ist  in  fünfter 
Auflage,  besorgt  von  B.  v.  König,  Berlin  1896,  erschienen. 

II.  Partei-  und  Prozessfähigkeit.  Kautionspflicht  der  Ausländer. 

S.  741:  (Staatsverträge.)  9a.  mit  Japan,  Art.  I,  Abs.  2 des  Handels- 
und Schiffahrtsvertrags  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Japan  vom  4.  April 
1896  (R.G.BI.  S.  715):  (Die  Angehörigen  eines  jeden  der  beiden  vertragschliessen- 
den  Theile)  „sollen  freien  und  ungehinderten  Zutritt  zu  den  Gerichten 
haben  zur  Verfolgung  und  Verteidigung  ihrer  Rechte;  sie  sollen  in 
gleicher  Weise  wie  die  Inländer  das  Recht  haben,  Anwälte,  Advokaten  und 
Vertreter  zur  Verfolgung  und  Vertheidigung  ihrer  Rechte  vor  diesen  Gerichten 
zu  wählen  und  zu  verwenden,  und  in  allen  anderen  auf  die  Rechtspflege 
bezüglichen  Angelegenheiten  alle  Rechte  und  Begünstigungen  der 
Inländer  geniessen.“ 

S.  748:  (Juristische  Personen  des  Auslandes.)  Note  1:  Das  Recht 
deutscher  Handelsgesellschaften  als  Kläger  vor  französischen  Gerichten  aufzu- 
treten ist  jetzt  durch  Urtheil  des  Kassationshofes  in  Paris  vom  14.  Mai 
1895  (abgedruckt  in  der  Zeitschrift  für  intern.  Privat-  u.  Strafrecht,  Bd.  5 
S.  401)  auf  Grund  des  Art.  11  des  Frankfurter  Friedensvertrags  vom  10.  Mai 
1871  anerkannt. 
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S.  750:  Zu  Note  2:  Vgl.  auch  Erl  er,  in  der  Zeitschrift  für  deutschen 
Civilprozess,  Bd.  21  S.  259. 

S.  752:  (Staatsangehörigkeit  juristischer  Personen.)  Zu  Note  2; 
Vgl.  jetzt  auch  Gierke,  Deutsches  Privatrecht,  Bd.  1 S.  516  Note  12. 

S.  752:  Zu  § 12  I:  Von  einer  in  England  domizilirepden,  nicht  registrirtcn 
Handelsgesellschaft  — partnership  — , welche  in  Deutschland  klagt,  braucht 
Sicherheit  wegen  der  Prozesskosten  nicht  geleistet  zu  werden,  wenn  sämmt- 
liche  Theilhaber  der  Gesellschaft  Deutsche  sind.  Urtheil  des  R.G.,  C. S.  VI 
vom  25.  November  1895,  Entsch.  Bd.  86  No.  100  S.  393. 

S.  761:  (Höhe  der  Kaution.)  Note  2:  Vgl.  auch  Urtheil  des  O.L.G. 
Köln  vom  11.  Juni  1895,  im  Rhein.  Archiv,  Bd.  89  S.  76. 

S.  761:  Note  4:  Vgl.  Urtheil  des  R.G.,  C.S.  VI,  vom  19.  November  1894, 
in  Seuffert’s  Archiv,  Bd.  51  No.  219. 

S.  762:  (Wirkung  der  Kaution.)  Notel:  Vgl.  auch  Betzinger,  Die 
auf  den  Civilprozess  bezüglichen  Normen  des  badischen  Landesrechts,  Frei- 
burg i.  B.  und  Leipzig  1895,  S.  32,  und  Cretschmar,  Die  auf  den  Civil- 
prozess bezüglichen  Normen  des  rheinpreussischen  Landesrechts,  Freiburg  i.  B. 
und  Leipzig  1895,  S.  90, 

S.  767:  (Reziprozität.)  Als  No.  16a  tritt  hinzu:  Japan.  Frühestens  vom 
17.  Juli  1899  ab  sind  auch  die  Japaner  im  Deutschen  Reich  von  der 
Kautionspflicht  befreit.  (Art.  I Abs.  2 des  Handels-  und  Schiflahrts  Vertrags 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Japan  vom  4.  April  1896  [R.G.B1.  S.  715] 
[freier  und  ungehinderter  Zutritt  zu  den  Gerichten].) 

S.  768:  No.  26:  Für  die  Kautionsfreiheit  der  Oesterreicher  auch  die 
bayerische  Praxis;  vgl.  Schier linger,  Die  auf  den  Civilprozess  bezüglichen 
Normen  des  bayerischen  Landesrechts,  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1893,  S.  18. 

S.  768:  Zu  No.  29.  Russland:  Finland  kennt  keine  Ausländerkaution, 
vgl.  Bd.  2 S.  521.  — Eine  (in  Warschau  gegründete)  liquidirende  Handelsgesell- 
schaft ist  gemäss  Art.  4 des  deutsch-russischen  Handelsvertrags  vom  10.  Fe- 
bruar / 29.  Januar  1894  in  Deutschland  parteifähig  und  nach  Art.  2 von  der 
Sicherheitsleistung  für  die  Prozesskosten  (§  102  C.P.  0.)  befreit.  Urtheil  des  R.G., 
C.S.  I,  vom  11.  März  1896,  in  der  deutschen  Juristenzeitung  von  1896,  S.  141 
No.  30  und  in  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  VI 
S.  497.  Vgl.  Bd.  1 S.  743  unter  No.  16  und  S.  749,  750  unter  No.  9. 

In  Russland  ist  jetzt  auch  auf  gesetzgeberischem  Wege  ausgesprochen, 
dass  Angehörige  solcher  Staaten  von  der  cautio  pro  expensis  befreit  sind,  in 
denen  nach  Gesetz  oder  auf  Grund  mit  Russland  abgeschlossener  Traktate  oder 
Konventionen  russische  Unterthanen  von  der  Sicherstellung  der  Prozesskosten 
befreit  sind.  Vgl.  unten  S.  1063. 

S.  769:  Zu  No.  36.  Ungarn:  Seit  dem  1.  November  1894,  dem  Inkraft- 
treten des  Ungarischen  Gesetz-Artikels  XVIII  vom  Jahre  1893  (vgl.  Bd.  1 
S.  456)  ist  jetzt  auch  der  Ungar  im  Deutschen  Reich  kautionöpflichtig,  aus- 
genommen in  Wechselsachen.  (Vgl.  Bekanntmachung  des  preuss.  Justizministers 
vom  7.  März  1896  J.M.B1.  S.  93.) 

S.  772  zu  No.  IV.  (Gebührenvorschu'sspflicht  der  Ausländer.) 
Das  Reichsgericht,  I.  C.S.,  hat  in  Sachen  I 85/1896  durch  Beschluss  vom 
5.  Dezember  1896  (abgedruckt  in  den  Blättern  für  Rechtspflege  im  Bezirk 
des  Kammergerichts  1897  S.  17)  einen  Beschluss  des  Kammergerichts,  XI.  C.  S., 
vom  19.  Februar  1896,  welcher  die  auf  § 85  G.K.G.  gestützte  Gebühren- 
vorschusspflicht einer  klagenden  englischen  Aktiengesellschaft  auf  Grund  des 
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Abs.  2 No.  1 des  § 85  cit.  verneint  hatte,  aufgehoben  und  angenommen,  dass 
für  einen  in  Deutschland  klagenden  Engländer  der  Ausnahmefall 
des  § 85  No.  1 G.K.G.  nicht  gegeben  sei.  Es  hat  angenommen,  dass  Eng- 
land zu  denjenigen  Staaten  gehöre,  die  eine  Sicherstellung  der  Prozess- 
kosten beanspruchen,  indem  es  der  nach  englischem  Recht  bei  den  county 
courts,  dem  high  court  und  court  of  appeal  bestehenden  Pflicht  zur  Voraus- 
bezahlung der  Gerichtskosten  für  eine  kostenpflichtige  Prozesshandlung  als 
eine  Sicherstellung  der  Gerichtskosten  im  Sinne  des  § 85  G.K.G.  erachtet.1) 

S.  773:  Als  No.  11a  tritt  hinzu:  Japan.  Von  der  Gebührenvorschuss- 
pflicht des  § 85  G.K.G.  sind  frühestens  vom  17.  Juli  1899  ab  auch  die  Japaner 
befreit.  (Art.  I Abs.  2 des  Handels-  und  Schiflahrtsvertrages  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  Japan  vom  4.  April  1896  [R.G.B1.  S.  715].) 

S.  773:  No.  19:  Bezüglich  der  Befreiung  der  Russen  von  der  Vorschuss- 
pflicht des  § 85  G.K.G.  vgl.  auch  Beschluss  des  O.L.G.  Marienwerder  vom 
18.  Juni  1894,  in  der  Zeitschrift  für  deutschen  Civilprozess,  Bd.  21  S.  332,  und 
Zeitschrift  für  intern.  Privat-  u.  Strafrecht,  Bd.  5 S.  510;  Seuffert’s  Archiv, 
Bd.  50  No.  205. 

IH.  Armenrecht  der  Ausländer. 

S.  774:  Zu  II  1:  Die  Zession  des  einem  Ausländer  zustehenden  Anspruchs 
an  einen  Inländer,  welche  lediglich  in  der  Absicht  erfolgt,  um  das  Armenrecht 
zu  erlangen,  gewährt  dem  Zessionär  keinen  Anspruch  auf  Gewährung  des 
Armenrechts.  Beschluss  des  O.L.G.  Breslau  vom  8.  Mai  1895,  in  der  Zeit- 
schrift für  deutschen  Civilprozess,  Bd.  22  S.  151. 

S.  774:  Note  1:  In  den  auf  Antrag  von  Ehefrauen  ertheilten,  gemäss  § 109 
C.P.O.  den  Gerichten  überreichten  Zeugnissen  sind  stets  auch  die  Vermögens- 
verhältnisse ihrer  Ehemänner  darzustellen.  Verf.  des  preuss.  Min.  d.  Innern 
vom  4.  Dezember  1895.  M.B1.  f.  d.  i.  V.  1896  No.  4. 

*)  Hierzu  mag  Folgendes  bemerkt  werden: 

Das  deutsche  G.K.G.  unterscheidet  Vorauszahlung  und  Sicherstellung  der 
Gerichtskosten.  Beides  sind  juristisch  verschiedene  Begriffe  und  als  solche  auch  durch 
die  Nebeneinanderstellung  vom  Gesetz  offenbar  anerkannt.  Die  Sicherstellung  ist  eine 
dem  Fiskus  zu  leistende  cautio  pro  expensis.  Vorauszahlung  ist  Zahlung,  d.  h.  Til- 
gung einer  Verbindlichkeit,  Kaution  ist  Sicherung  künftiger  Erfüllung  einer  Verbind- 
lichkeit. Vorauszahlung  ist  also  keine  Sicherstellung,  und  gerade  mit  Rücksicht  aut 
die  Vorauszahlung  der  Gerichtskosten  hat  der  englische  Fiskus  nicht  nöthig,  deren 
Sicherstellung  zu  verlangen. 

Daraus  folgt  also,  dass,  englische  Gerichte  von  deutschen  Klägern  keine  Sicher- 
stellung (Kaution)  verlangen  und  damit  ist  zunächst  der  Beweis  erbracht,  dass  ein 
als  Kläger  auftretender  Deutscher  in  England  zu  einer  Sicherstellung  der  Gerichts - 
kosten  nicht  verpflichtet  ist. 

Dass  der  Deutsche  aber  auch  zu  einer  besonderen  Vorauszahlung  der  Ge- 
richtskosten in  England  nicht  verpflichtet  ist,  nimmt  das  Reichsgericht  selbst  an  und 
ist  auch  nicht  zu  bezweifeln.  Denn  eine  besondere  Vorauszahlung  im  Sinne  des 
§85  G.K.G.  kann  nur  die  sein,  die  den  Ausländer  als  solchen,  d.  h.  besonders, 
im  Gegensatz  zur  Allgemeinheit,  trifft.  Eine  solche  besondere  Vorauszahlung  kennt 
aber  das  englische  Recht  nicht,  vielmehr  verlangt  es  eine  allgemeine  Vorauszahlung 
von  jedem  Antragsteller  einer  gebührenpflichtigen  Prozesshandlung,  also  nicht  einmal 
bloss  vom  Kläger. 

Die  Gründe  des  Reichsgerichts  sind,  wie  die  Motive  zum  G.K.G.  zu  § 85,  mehr 
rechtspolitischer  Natur. 

Wir  haben  daher  vorläufig  keine  Veranlassung,  unsere  Bd.  1 S.  772  begründete 
Ansicht  zu  ändern. 
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S.  782:  Der  Antrag  auf  Bewilligung  des  Armenrechts  unterbricht  nicht 
die  Klageverjährung.  Urtheil  des  R.  G.,  C.Si  VI,  vom  4.  März  1895,  in  Gru- 
c hot ’s  Beiträgen,  Bd.  39  S.  913,  916*. 

S.  782:  Note  3:  Vgl.  A.V.  des  preuss.  J.M.  vom  19.  Oktober  1895  be- 
treffend die  Ausstellung  von  Armutszeugnissen.  J.M. Bl.  S.  322. 

S.  786:  Note  3:  Die  arme  Partei  hat  ein  Recht,  auf  Beiordnung  eines 
Rechtsanwalts;  ob  sie  aber  von  diesem  Recht  Gebrauch  machen  oder  selbst 
einen  Anwalt  bestellen  will,  hängt  von  ihrem  Willen  ab.  Beschluss  des  R.G., 
C,S.  III,  vom  22.  März  1895,  Entsch.  Bd.  35  No.  95  S.  369.  Seuffert’s  Archiv 
Bd.  51  No.  292. 

S.  786:  Note  7:  Vgl.  auch  Beschluss  des  O.L  G.  Jena  vom  6.  Dezember 
1893,  in  Seuffert’s  Archiv,  Bd.  50  No.  43,  und  in  den  Blättern  für  Rechts- 
pflege in  Thüringen,  Bd.  41  S.  250. 

S.  788:  Note  6:  (Entziehung  des  Armenrechts.)  Vgl.  Beschluss  des 
O.L.G.  Karlsruhe  vom  12.  Oktober  1885  in  Seuffert’s  Archiv  Bd.  42  No.  154; 
Beschluss  des  R.  G.,  C.  S.  II,  vom  4.  Dezember  1885  in  den  Annalen  der  bad. 
Ger.  Bd.  52  S.  291  und  Beschluss  des  O.L.G.  Jena  in  Seuffert’s  Archiv 
Bd.  51  No.  293. 

S.  791:  Note  4:  (Abtragung  der  gestundeten  Schuld.)  Beschluss  des 
O.L.G.  Köln  vom  18.  Mai  1895,  im  Rhein.  Archiv,  Bd.  89  S.  70. 

IV.  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile. 

S.  793:  Note  2:  Ueber  die  Gleichbehandlung  der  materiellen  Rechtskraft 
und  der  Vollstreckbarkeit  eines  ausländischen  ürtheils  vgl.  jetzt  auch  Urtheil 
des  R.G.,  C.  S.  II,  vom  22.  November  1895.  Entsch.  Bd.  36  No.  96  S.  381  ff. 

S.  795:  Notel:  Ueber  Anerkennung  von  im  Auslande  (Oesterreich)  er- 
folgten Todeserklärungen  in  Preussen  s.  Zeitschrift  für  intern.  Privat-  u.  Straf- 
recht, Bd.  5 S.  213. 

S.  797:  Note  3:  Vgl.  auch  Urtheil  des  O.L.G.  Jena  vom  1.  April  1895, 
in  den  Blätter  für  Rechtspflege  in  Thüringen  u.  Anhalt,  Bd.  42  S.  245. 

S,  798:  Note  3:  Für  die  fortdauernde  Geltung  der  von  einzelnen  Bundes- 
staaten abgeschlossenen  Staats  Verträge  auch  Betzing  er,  Die  auf  den  Civil- 
prozess  bezüglichen  Normen  des  badischen  Landesrechts,  Freiburg  i.  B.  und 
Leipzig  1895,  S.  53,  54. 

S.  804:  (Voraussetzung  der  Anerkennung  ausländischer  Ur- 
theile.) Note  1 u.  2:  Urtheil  des  R.  G.,  C.S.  II,  vom  22.  November  1895, 
Entsch.  Bd.  36  No.  96  S.  381  ff. 

S.  814:  Note  1:  Für  abstrakte  Zuständigkeit  des  ausländischen  Gerichts 
auch  Klein,  in  der  Zeitschrift  für  intern.  Privat-  u.  Strafrecht,  Bd.  6 S.  102 
Anm.  8. 

S.  815:  (Prorogirter  Gerichtsstand.)  Note  3:  Vgl.  Urtheil  des  R.G., 
C.S.  II,  vom  13.  März  1896,  in  der  Deutschen  Juristenzeitung  1896,  S.  161, 
162  No.  36,  und  C.S.  III,  vom  14.  April  1896,  in  der  Jur.  Wochenschrift 
1896,  S.  301  No.  10;  s.  auch  S.  300  No.  4. 

S.  817:  Note  5:  Vgl.  Klein,  Das  Erforderniss  der  verbürgten  Gegen- 
seitigkeit bei  Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  in  Deutschland,  in  der  Zeit- 
schrift für  intern.  Privat-  u.  Strafrecht,  Bd.  6 S.  97  ff. 

S.  824:  Note  4:  Urtheil  des  obersten  Gerichtshofs  in  Wien  vom  30.  April 
1895,  in  der  Zeitschrift  für  intern.  Privat-  u.  Strafrecht,  Bd.  5 S.  403;  s.  auch 
S.  405  (Ehescheidungsurtheil). 
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Die  Vollstreckbarkeit  der  von  einem  österreichischen  Konkurskommissar 
in  Gemässheit  des  § 121  österr.  K.  0.  evtheilten  amtlichen  Auszüge  aus  dem 
Liquidirungsprotokolle  ist  im  Deutschen  Reich  von  dem  Nachweise  abhängig, 
dass  Einträge  in  die  Konkurstabelle  eines  deutschen  Konkursgerichts  mit  dem 
in  den  §§  133,  151 2 R.K.  0.  bezeichneten  Inhalt  in  Oesterreich  gegen  den 
früheren  Gemeinschuldner  vollstreckbar  werden.  Urtheil  des  R.  G.,  C.S.  II, 
vom  24.  April  1896,  in  der  Jur.  Wochenschrift  1896,  S.  321  No.  9. 

S.  825:  Zu  No.  30.  Rumänien:  Das  Landgericht  I in  Berlin,  C.K.  I,  hat 
in  Sachen  Carradis  contra  Dehnert  0.  163/85  Verbürgung  der  Gegenseitig- 
keit mit  Rumänien  angenommen.  So  auch  Klein,  a.  a.  0.  S.  128. 

S.  842:  Notel:  Wadlinger,  Die  Zwangsvollstreckung  ausländischer 
Schiedssprüche  nach  der  Reichscivilprozessordnung.  München  1896. 


jetzt  Urtheil 
S.  351  ff.  S 
S.  881: 


V.  Legitimation  der  Parteivertreter. 

S.  874:  Notel:  (Prozessfähigkeit  des  Eu tmündigten.)  Vgl.  jedoch 
des  R.G.,  C.S.  IV,  vom  7.  März  1895,  in  Entsch.  Bd.  35  No.  90 
auch  diesen  Nachtrag  zu  S.  890  Note  2. 

Zu  VII:  In  Preussen  ist  jetzt  für  die  Stempelpflicht  von 
Vollmachtsurkunden  das  Stempelsteuergesetz  vom  31.  Juli  1895  (G.  S. 
S.  413)  massgebend,  welches  für  den  Umfang  der  Monarchie,  mit  Ausschluss  der 
Hohenzollemschen  Lande  und  der  Insel  Helgoland,  ergangen  ist. 

Bei  Prozessvollmachten  beträgt  jetzt  der  Stempel,  wenn  der  Werth  des 
Gegenstandes  der  Prozessmacht 

500  Mark  nicht  übersteigt,  0,50  Mark 
1 000  „ 


3 000 
6 000 
10  000 : 
15  000 


1,— 

1,50 

2- 

3, — 

4, - 

5,  — 


bei  einem  höheren  Betrage 
(Pos.  73  des  Stempeltarifs.) 

Befreit  von  der  Stempelsteuer  sind  Prozessvollmachten  über  Gegenstände, 
deren  Werth  nach  Geld  geschätzt  werden  kann,  wenn  dieser  Werth  150  Mark 
nicht  übersteigt  (§4  suba).- 

Substitutionen  bei  einer  Prozessvollmacht,  welche  nicht  in  einer  nach  dem 
Stempeltarif  einem  besonderen  Stempel  unterliegenden  Verhandlung  ausgestellt 
werden,  sind  stempelfrei,  sofern  über  die  ursprüngliche  Vollmacht  eine  vor- 
schriftsmässig  versteuerte  Urkunde  vorhanden  und  dies  entweder  auf  der  Sub- 
stitutionsvollmacht vermerkt  ist,  oder  die  ursprüngliche  Vollmacht  sich  bei 
den  Gerichtsakten  befindet. 

Der  Stempel  ist  vom  Aussteller  binnen  zwei  Wochen  nach  dem  Tage  der 
Ausstellung  zu  verwenden  (§  169). 

Ueber  die  Verstempelung  der  im  Auslande  ausgestellten  Prozessvoll- 
machten vgl.  jetzt  §§  2 und  16  f.  des  preuss.  Stempelsteuergesetzes  vom 
31.  Juli  1895. 

S.  890:  Note  2:  (Gesetzliche  Vertretung.)  Das  Reichsgericht  erachtet 
den  nach  § 609  C.  P.O.  dem  Entmündigten  beigeordneten  Rechtsanwalt  nicht 
als  gesetzlichen  Vertreter  einer  prozessunfähigen  Partei,  sondern  als  Prozess- 
vertreter einer  prozessfähigen  Partei;  dagegen  erklärt  es  den  nach  § 620 
C.P.O.  dem  Entmündigten  im  Verfahren  auf  Wiederaufhebung  der  Entmün- 
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digu-ng  bcigeordneten  Vertreter  als  gesetzlichen  Vertreter  einer  prozess- 
unfähigen Partei.  Urtheil  des  C.S.  IV  vom  7.  März  1895,  in  Entsch.  Bd.  85 
No.  90  S.  351  ff.  und  in  Seuffert’s  Archiv,  Bd.  51  No.  157.  Vgl.  jedoch  C.S. 
VI  vom  24.  Mai  1888,  in  Entsch.  Bd.  21  No.  70  S.  369. 

S.  903:  Note  1:  Vgl.  Weissler,  Das  Notariat  der  preussischen  Monarchie, 
Leipzig  1896,  Ueber  die  notarielle  Urkunde  im  Weltverkehr,  S.  363-^377. 

S.  903:  Note  3:  Ueber  die  Behandlung  der  Nachlassenschaften  deutscher 
Reichsangehöriger  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  vgl.  Zeitschrift  für  inter- 
nationales Privat-  und  Strafrecht  Bd.  6 S.  376. 

S.  904:  Note  7:  Vgl.  Verf.  des  Württ.  Justizministeriums  vom  25.  Oktober 
1895  betreffend  die  Mittheilungen  über  die  Todesfälle  Dänischer  und  Schwedisch- 
Norwegischer  Staatsangehöriger  in  Württemberg.  Amtsbl.  des  Kgl.  Württ. 
Justizministeriums  1895  No.  10  S»  52. 

Ferner  Verf.  desselben  Justizministeriums  vom  17.  Mai  1895  betreffend 
die  Anwendung  der  Konvention  über  die  Regulierung  von  Hinterlassenschaften 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Russland  vom  12.  November  / 31.  Oktober 
1874,  R.G.B1.  1875  S.  136.  Amtsbl.  des  Württ.  J.M.  1895  No.  5 S.  24. 

Zweiter  Abschnitt.  Oesterreiehisch-Ungarische  Monarchie. 

I.  Oesterreichisch.es  Staatsgebiet. 

Die  neuen  Civilprozessgesetze  Oesterreichs,  welche  spätestens  am  1.  Januar 
1898  in  Kraft  treten  sollen,  sind: 

1.  Die  Jurisdictionsnorm:  Gesetz  vom  1,  August  1895,  Reichs- Gesetz- 
Blatt  No.  111,  über  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  und  die  Zuständig- 
keit der  ordentlichen  Gerichte  in  bürgerlichen  Rech tssachen,  sammt  Ein- 
führungsgesetz von  demselben  Tage,  R.G.Bl.  No.  110. 

(Enthält  auch  Aenderungen  bezüglich  der  Gerichtsbarkeit  und  Zuständig- 
keit im  Verfahren  ausser  Streitsachen.) 

2.  Die  Civilprozessordnung:  Gesetz  vom  1.  August  1895,  R.G.Bl. 
No.  113,  über  das  gerichtliche  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten, sammt  Einführungsgesetz  von  demselben  Tage,  R.G.Bl.  No.  112. 

3.  Die  Exekutionsordnung:  Gesetz  vom  27.  Mai  1896,  R.G.Bl.  No.  30, 
über  das  Exekutions-  und  Sicherungsverfahren,  sammt  Einführungs- 
gesetz von  demselben  Tage,  R.G.Bl.  No.  29. 

(Enthält  auch  Normen  über  die  Gerichtsbarkeit  und  Zuständigkeiit 
der  Gerichte  im  Exekutions-  und  Sicherungsverfahren.) 

4.  Das  Gerichtsorganisationsgesetz:  Gesetz  vom  27.  November  1896, 
R.G.Bl.  No.  217,  über  die  Besetzung,  innere  Einrichtung  und  Geschäftsordnung 
der  Gerichte. 

5.  Die  Gewrerbegerichtsordnung:  Gesetz  vom  27,  November  1896, 
R.G.Bl.  No.  218,  betreffend  die  Einführung  von  Gewerbegerichten  und  die 
Gerichtsbarkeit  in  Streitigkeiten  aus  dem  gewerblichen  Arbeits-,  Lehr-  und 
Lohnverhältnisse. 

Am  1.  Februar  1896  sind  auf  Grund  des  Art.  LIV  des  Einführungs- 
gesetzes zur  Civilprozessordnung,  die  in  diesem  Gesetze  in  den  Artikeln  XHI 
bis  XXVI  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Börsenschiedsgerichte  in 
Kraft  getreten. 

Am  27.  Mai  1896  sind  die  Artikel  XXIX  und  XXX  des  Einführungs- 
gesetzes zur  Exekutionsordnung  über  die  Klage  auf  Aufhebung  der  Exekution 
auf  Grund  vol  Börsenschiedssprüchen,  die  über  klaglose  Differenzgeschäfte 
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oder  auf  Grund  von  Schiedsverträgen  ergangen  sindt  die  durch  Kartelle  er- 
zwungen wurden,  in  Kraft  getreten. 

Zahlreiche  Durchführungsverordnungen  zu  den  neuen  Civilprozessgesetzen 
sind  in  den  oben  citirten  Gesetzen  in  Aussicht  gestellt. 

(Prof.  Dr.  v,  Canstein.) 

II.  Ungarisches  Staatsgebiet. 

S.  456:  (Kautionspflicht.)  Die  Kautionsfreiheit  der  in  Wechsel* 
Sachen  vor  ungarischen  Gerichten  als  Kläger  auftretenden  Ausländer  setzt 
§ 220  des  Gesetzartikels  XVIII  vom  Jahre  1893,  das  Summarverfahren  be- 
treffend, fest.  Derselbe  lautet:  „Die  §§  9,  10,  11,  12  dieses  Gesetzes  bezüg- 
lich der  Kautionspflicht  sind  auch  im  ordentlichen  Verfahren  und  im  Handels- 
verfahren anzuwenden.  Im  Wechselverfahren  kann  die  Sicherstellung 
der  Prozesskosten  nicht  gefordert  werden.“  (Vgl.  auch  die  Bekannt- 
machung des  Preuss.  Just. Min.  vom  7.  März  1896,  J.M.B1.  S.  93,  und  oben 
S.  1041.)  Der  Budapester  Handels-  und  Wechselgerichtshof  hat  entschieden, 
dass  eine  in  Ungarn  im  Handelsregister  eingetragene  Niederlassung  (proto- 
kollirte  Filiale)  einer  ausländischen  Handelsgesellschaft  Prozesskaution  nicht 
zu  leisten  hat  (Akg.  E.  2 v.  J.  1894);  sowie  ferner,  dass  österreichische 
Staatsbürger  in  Ungarn  Prozesskaution  zu  leisten  haben  (Entsch.  vom  27.  April 
1895  Zahl  137).  (Gerichtsrath  Dr.  Fodor.) 

Dritter  Abschnitt.  Schweiz. 

S.  463:  (Staatsverträge).  Durch  Uebereinkunft  mit  Frankreich  vom 
14.  Oktober  1896  sind  die  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  bestehenden 
Verträge  auf  Tunis  ausgedehnt. 

S.  115/468:  Basel-Stadt.  Das  Gesetz  betr.  Wahl  und  Organisation 
der  Gerichte  und  der  richterlichen  Beamtungen  vom  27.  Juni  1895  (G.  S. 
XXIII  S.  179  [vgl.  Zeitschrift  für  Schweizerisches  Recht  Bd.  37  S.  357  ff.])  hat 
an  der  Zuständigkeit  nichts  wesentliches  geändert. 

S.  468:  Basel-Stadt.  Nachtragsgesetz  zur  Civilprozessordnung  vom 
27.  Juni  1895,  führt  ein  rein  mündliches  Verfahren  in  Streitwerthen  zwischen 
100  und  300  fr.  vor  den  drei  Präsidenten  des  Civilgerichts  ein. 

S.  117:  Luzern.  Gesetz  über  das  Civilrechtsverfahren  vom  5.  März  1895: 
An  Stelle  der  Gerichtsausschüsse  sind  die  Gerichtspräsidenten  getreten.  Die 
Appellationssumme  bei  bezirksgerichtlichen  Urtheilen  ist  auf  300  fr.  erhöht. 

S.  114/464:  A.  Reichel,  Das  Bundesgesetz  über  die  Organisation  der 
Bundesrechtspflege,  kommentirt.  Bern  1896  (enthält  auch  die  Bundescivil- 
prozessordnung). 

S.  465:  Glarus.  Civilprozessordnung  vom  5.  Mai’ 1895  (s.  S.  996).  § 97: 
Der  Kläger  und  der  Beklagte  haben  binnen  8 Tagen  nach  Bestellung  des  Leit- 
scheines (friedensrichterliche  Weisung)  ihre  Urkunden  mit  Verzeichniss,  sowie 
die  Namen  der  anzurufenden  Zeugen  mit  Bezeichnung  des  Beweisthemas  ein- 
zur  eichen. 

Zürich.  Gesetz  betr.  die  Organisation  gewerblicher  Schiedsgerichte, 

9.  September  1895.  Zum  Kommentar  von  Sträuli  ist  ein  „Supplementband“ 
von  Dr.  H.  Sträuli,  Winterthur  1896,  erschienen.  Zürcher  und  Sträuli, 
Grundlagen  und  Ergebnisse  der  Statistik  der  Rechtspflege  im  Kanton  Zürich. 
Zürich  1895.  — Gerichtsverfassung  und  Civilprozess  sind  augenblicklich  in 
Umarbeitung  begriffen. 
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S.  466:  St.  Gallen.  Die  Revision  der  Oivilprozessgesetzgebung  ist  in 
Arbeit. 

Zug.  Verordnung  über  das  summarische  Verfahren  bei  Ausübung  der 
Einzelkompetenz  der  Friedensrichter  und  der  Kantonsgerichtspräsidenten  vom 
21.  August  1895. 

Tessin.  Legge  di  procedura  per  la  trattazione  delle  cause  civili  in 
appello,  del  3 Maggio  1895.  Boll.  off.  delle  Leggi  N.  S.  XXI  S.  73.  — Im 
Uebrigen  ist  die  Revision  der  Civilprozessordnung  im  Gange. 

S.  467:  Luzern.  Gesetz  über  das  Civilrechtsverfahren  vom  5.  März 
1895.  S.  d.  G.  VII  S.  332  ff.  — Gesetz  betr.  die  Kosten  des  Civilreehtsver- 
fahrens  vom  29.  November  1895.  — Das  Gesetz  betr.  die  Gewerbegerichte 
bleibt  bestehen,  die  übrigen  Gesetze  sind  aufgehoben. 

S.  472:  Vgl.  Kreisschreiben  des  Bundesraths  an  sämmtliche  Kantons- 
regierungen, betreffend  die  Pflicht  zur  Kautionsleistung  für  Prozesskosten 
und  Urtheilsgebühr  in  Civil-  und  Handelsrechtsstreitigkeiten  im  Königreich 
Ungarn  vom  8.  März  1895  (Sehw.  Bundesblatt  18951  S.  820);  auch  mitgetheilt 
in  der  Zeitschrift  für  internat.  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  5 S.  208,  209,  ' 

Zu  S.  475:  Ueber  das  Armenrecht  sind  seither  zwei  Gesetze  erschienen: 

Basel-Land.  Gesetz  betr.  unentgeltliche  Rechtshülfe  von  Unbemittelten 
vom  18.  Februar  1895. 

Neuchätel.  Loi  sur  l’assistance  judiciaire  gratuite  en  mati&re  civile  du 
17  Avril  1895.  — Vgl.  auch  Glarus  S.  997. 

Zu  S.  478:  In  Basel-Land  bestellt  das  Gericht  einen  Armenanwalt,  in 
Neuenburg  ist  das  Gesuch,  nachdem  das  Gericht  das  Armenrecht  bewilligt  hat, 
dem  Justizdepartement  einzureichen. 

Luzern.  Nunmehr  weist  das  Gericht  den  Armenanwalt  an. 

S.  484:  In  Luzern  muss  nunmehr  die  Voll s tr e ckungsbe willigung 
beim  Obergericht  nachgesucht  werden. 

Zu  S.  491 : Durch  das  Bundesgesetz  betr.  die  Uebertragung  der  Ober- 
aufsicht über  das  Schuldbetreibungs-  und  Konkurswesen  an  das  Bundesgericht, 
d.  d.  28.  Juni  1895,  sind  die  Art.  15,  19,  23,  334  des  Schuldbetreibungs-  und 
Konkursgesetzes  im  Sinne  der  Ueberschrift  abgeändert. 

Von  dem  angeführten  Kommentar  von  Weber  und  Brüstlein  ist  eine 
zweite  Auflage  im  Erscheinen  begriffen. 

Zu  S.  142/499:  Vereinbarung  zwischen  der  Schweiz  und  Brasilien  betr. 
die  Behandlung  der  Verlassenschafte.il  von  Schweizerbürgern  in  Brasilien 
und  von  brasilianischen  Staatsangehörigen  in  der  Schweiz  vom  28.  Dezember 
1895,  gültig  vom  1.  Januar  1896  — regelt  die  Mitwirkung  der  Konsularagenten. 

Druckfehler: 

S.  493  Zeile  7 von  unten  lies:  Fortsetzungsbegehren  statt -verfahren. 

S.  996  Zeile  4 von  unten  lies:  Justiz depart.  statt  Juristendepart. 

(Professor  Dr.  Zürcher.) 

Vierter  Abschnitt.  Königreich  der  Niederlande. 

S.  152:  (Verfahren  in  erster  Instanz.)  Das  Bd.  I S.  997  erwähnte, 
damals  in  Vorbereitung  befindliche  Gesetz,  durch  welches  das  Civilprozess- 
verfahren  erster  Instanz  in  mancher  Hinsicht  vereinfacht  wird,  ist  am  1.  Januar 
1897  in  Wirksamkeit  getreten. 

S.  155:  Note  1:  (Ausländerkaution.)  Artikel  8 des  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs, welcher  bestimmte,  dass  Fremde  den  Niederländern  gleichgestellt  werden, 
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wenn  sie  gewisse  Formalitäten  erfüllt  haben  (namentlich  mit  Königl.  Genehmigung 
ihren  Wohnsitz  in  den  Niederlanden  haben  und  dieses  dem  Gemeindevorstand 
anzeigen,  oder  wenn  sie  sechs  Jahre  in  den  Niederlanden  in  derselben  Ge- 
meinde gewohnt  haben  und  dem  Gemeindevorstand  anzeigen,  dass  sie  in  den 
Niederlanden  wohnhaft  bleiben  wollen,  — Fälle,  in  denen  ein  Ausländer  von 
der  Kautionsstellung  befreit  war),  ist  durch  Gesetz  vom  12.  September  1892, 
mit  Wirksamkeit  seit  dem  1.  Juli  1893  (Staatsblad  No.  268),  aufgehoben. 
Das  neue  Gesetz  enthält  keine  dem  aufgehobenen  Art.  8 a.  a.  0.  analoge  Be- 
stimmung, so  dass  die  immerhin  seltenen  Fälle  von  Gleichstellung  der  Aus- 
länder mit  den  Niederländern  aufgehoben  sind  und  ausnahmslos  die  Regel  gilt, 
dass  jeder  Fremde,  soweit  nicht  eine  Befreiung  durch  Staatsverträge  verein- 
bart ist,  Kaution  stellen  muss. 

S.  157,  503:  (Konkurs.)  Die  neue  Eonkursordnung  vom  30.  September 
1893  ist  mit  dem  1.  September  1896  in  Wirksamkeit  getreten. 

S.  503:  (Quellen  und  Literatur.)  Von  C.  Asser  und  van  Heusde, 
Handleiding  tot  de  beoefening  van  het  Burgerlijk  Recht.  Zwolle  1895/96,  ist 
die  dritte  Auflage  erschienen. 

Richtig  lautet  (vgl.  Bd.  I S.  998)  der  Titel  des  Land’schen  Kommentars 
zum  bürgerlichen  Gesetzbuch:  N.  K.  F.  Land,  Verklaring  van  het  Burgerlijk 
Wetboek.  Haarlem  1889 — 1894.  (Prof.  Dr.  C.  Asser.) 

Sechster  und  siebenter  Abschnitt.  Frankreich  und  Belgien. 

I.  Frankreich. 

S.  194:  Durch  Gesetz  vom  13.  April  1895  (Journal  officiel  vom  17.  April 
1895)  ist  Art.  1033  des  Code  de  proc6dure  civile  dahin  erweitert  worden,  dass 
alle  Prozessfristen,  deren  Ende  auf  einen  Feiertag  fällt,  erst  mit  dem  Ablauf 
des  nächstfolgenden  Werktages  endigen. 

S.  534:  Zu  § 17  vgl.  0.  Mayr,  Das  französische  Fremdenrecht  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Rechtsstellung  der  Deutschen,  in  den  Annalen 
des  Deutschen  Reichs  1896  S.  329  ff.,  365  fl. 

S.  536:  (Prozessfähigkeit  auslä ndischer  Handelsgesellschaften.) 
Durch  Urtheil  des  Kassationshofs  (Civil senat)  vom  14.  Mai  1895  in  Sachen 
Banque  d'Alzace-Lorraine  c.  Chabert  u.  Gen.,  mitgetheilt  in  der  Zeitschrift  für 
intern.  Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  V S.  401  f.,  ist  im  Gegensatz  zur  bisherigen, 
deutschen  Handelsgesellschaften  die  Prozessfähigkeit  absprechenden  Judikatur, 
die  Prozessfähigkeit  deutscher  Handelsgesellschaften  in  Frankreich  aner- 
kannt worden.  Vgl.  auch  Bd.  IV  S.  492  derselben  Zeitschrift. 

S.  591:  0.  Barazetti,  Das  Eltern-  und  Kindesrecht  nach  dem  Code  Napo- 
leon und  dem  badischen  Landrecht.  Hannover  1896. 

II.  Belgien. 

S.  204  Zeile  13  f.  u.  S.  999  Zeile  30  ff. : (Armenrecht.)  Die  Armuths- 
erkiärung,  welche  der  Antragsteller  bisher  vor  dem  Bürgermeister  seiner  Wohn- 
ortsgemeinde abgeben  musste,  kann  nach  einem  Gesetz  vom  27.  Juni  1895  von 
dem  Antragsteller  abgegeben  werden  vor  dem  Bürgermeister  oder  seinem 
Delegirten. 

S.  197 f.:  (Summarische  Sachen.)  Das  Verfahren  in  summarischen 
Sachen  kann  vor  einem  delegirten  Richter  statt  wie  bisher  vor  dem  aus  drei 
Richtern  bestehenden  Tribunal  erster  Instanz  stattfinden  (Gesetz  vom  9.  Sep- 
tember 1895).  (Dr.  P.  Errera.) 
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Achter  Abschnitt.  Italien. 

S.  227:  (Gerichte.)  Ein  Dekret  vom  27.  September  1894  (No.  426)  modi- 
fizirt  die  Zusammensetzung  der  Tribunale  und  Appellhöfe. 

S.  228:  (Zuständigkeit.)  Vgl.  Anzilotti,  Die  Zuständigkeit  der  italie- 
nischen Gerichte  gegenüber  fremden  Staaten,  in  der  Zeitschr.  f.  intern.  Privat- 
u.  Strafrecht  Bd.  V S.  24  f. 

Neunter  Abschnitt.  Fürstenthum  Monaco. 

Die  ersten  Bücher  einer  neuen  Civilprozessordnung  (444  Artikel)  sind  auf 
Grund  der  Ordonnanzen  vom  25.  Mai  und  8.  September  1894  am  15.  Juli  1894 
und  1.  Januar  1895  in  Kraft  getreten.  Ausserdem  sind  auf  Grund  der  Ordon- 
nanz vom  26.  Mai  1894  einige  in  die  folgenden  Bücher  der  Civilprozessordnung 
gehörige  Bestimmungen  wegen  ihrer  Dringlichkeit,  provisorisch  in  Wirksam- 
keit gesetzt  worden. 

Zehnter  Abschnitt.  Spanien. 

S.  254:  (Erbschaftssteuer.)  Die  Bestimmungen  über  die  Erbschafts- 
steuer sind  abgeändert  durch  Königliche  Verordnung  nebst  Tarif  vom  28.  August 
1893  die  Erbschaftssteuer  betreffend,  abgedruckt  in  der  Zeitschrift  für  intern. 
Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  IV  S.  98. 

Zwölfter  Abschnitt.  Grossbritannien  und  Irland. 

I.  England. 

S.  682:  Note  1:  (Vollstreckung  ausl.  Urtheile.)  Vgl.  auch  Inhülsen, 
in  der  Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  VI  S.  133  ff. 

S.  271,  1002:  (County  Courts.)  Im  Jahre  1895  sind  sehr  umfangreiche 
County  Court  Rules  erlassen  worden. 

S.  283:  (Prozessverfahren.)  Im  Februar  1896  erging  eine  Bekannt- 
machung, welche  eine  beschleunigte  Erledigung  von  Handelssachen  ermög- 
lichen soll.  (Dr.  Inhülsen.) 

H.  Schottland. 

S.  322:  (Gerichtsverfassung.)  Der  oberste  Gerichtshof  für  Civilsachen 
in  Schottland  heisst  Court  of  Session  (nicht  Court  of  Sessions). 

S.  323  Zeile  3 von  unten  muss  es  heissen:  arrestment  on  the  depe?idence; 
S.  327  Zeile  6:  defender ; Zeile  22:  condescendenee ; Zeile  34:  enter  appearance. 

S.  334,  339:  (Literatur.)  In  der  zweiten  Auflage  sind  erschienen: 
a)  M.  J.  G.  Mackay,  L.  L.  D.  Advocate,  The  Practice  of  the  Court  of  Session. 
Edinburgh  1893.  b)  Henry  Go u die,  D.  C.  L.  Advocate,  A Treatise  on  the 
Law  of  Bankruptcy  in  Scotland.  Edinburgh,  T.  & T.  Clark,  1895. 

(W.  Cunninghame  Steele.) 


Band  II. 

Dreizehnter  Abschnitt.  Griechenland. 

S.  5:  1.  Seitens  Griechenlands  sind  inzwischen  noch  folgende  Verträge 
geschlossen  werden: 

a)  Provisorischer  Handelsvertrag  mit  Serbien  vom  17.  Juni  1894. 
(Meistbegünstigungsklausel  betr.  Ansiedelung  der  beiderseitigen  Unterthanen, 
Handel  und  Schiffahrt  etc.) 

b)  Handelsvertrag  mit  Belgien  und  Konsularvertrag  mit  Bel- 
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gien,  beide  vom  13./25.  Mai  1895.  (Meistbegünstigungsklausel.  Gleichstellung 
mit  den  Einheimischen  bei  Verfolgung  der  Rechte  vor  den  Gerichten  [s.  o. 
XIII.  Abschnitt,  Griechenland,  §§  9,  15,  16,  68  u.  s.  w.],  Befugnisse  der  Kon- 
suln im  Wesentlichen  wie  in  den  übrigen  Konsularverträgen  [s.  o.  Theil  III 
und  IV]). 

c)  Handelsvertrag  mit  Aegypten  vom  9./21.  März  1895.  (Meist- 
begünstigungsklausel betr.  Handel  und  Schiffahrt.  Rechte  und  Privilegien, 
die  Griechenland  auf  Grund  der  Kapitulationen  zustehen,  bleiben  unberührt.) 

S.  99:  2.  Im  Konkursrecht  (oben  Theil  II.  S.  bes.  § 65)  ist  eine  wesent- 
liche Veränderung  eingetreten,  indem  das  Gesetz  vom  6.  Februar  1893  über  den 
präventiven  Zwangsvergleich  durch  Gesetz  vom  7.  August  1895  ( Blsit -)') 
aufgehoben  worden  ist.  Die  vor  den  Gerichten  schwebenden,  den  präventiven 
Zwangsvergleich  betreffenden  Prozesse  sind  nach  den  Bestimmungen  des  alten 
Gesetzes  zu  beendigen.1)  (Dr.  v.  Streit.) 

Vierzehnter  Abschnitt.  Rumänien. 

S.  126, 131 : (Friedensrichter.)  Das  Friedensrichtergesetz  vom  4./16.  März 
1894  ist  durch  Gesetz  vom  1./13.  Juni  1896,  welches  am  1./13.  Juli  1896  in 
Kraft  getreten  ist,  wieder  aufgehoben. 

Doch  behält  das  neue  Gesetz  im  Wesentlichen  die  Bestimmungen  des 
früheren  in  Bezug  auf  Kompetenz  und  Verfahren  bei. 

Es  zeichnet  sich  besonders  dadurch  aus: 

1.  dass  es  die  Dorfgerichte  wieder  einführt,  mit  besonders  sorgfältig  er- 
wogenen Vorschriften  über  die  Zusammensetzung  und  Besetzung  derselben; 

2.  dass  es  die  so  gearteten  Friedensgerichte  auf  eine  kleinere  Anzahl 
(140)  reduzirt,  und 

3.  dass  es  den  Friedensrichtern  höheren  Rang  und  Gehalt  giebt  als 
bisher. 

Die  Kompetenz  der  Dorfgerichte  reicht,  wie  vor  1894,  bis  5 Frcs.  in  letzter, 
und  bis  50  Frcs.  in  erster  Instanz  mit  Appell  an  den  Friedensrichter.  Bei 
Besitzstreitigkeiten  muss  derjenige,  der  im  letzten  Jahre  am  längsten  unan- 
gefochten besessen  hat,  im  Besitz  aufrecht  erhalten,  beziehungsweise  in  den 
Besitz  wieder  eingesetzt  werden. 

An  den  Orten,  wo  Friedensrichter  fungiren,  üben  diese  auch  die  Befug- 
nisse der  Dorfgerichte  aus  (Art.  55). 

S.  168  f. : (Konkursrecht.)  Die  den  Konkurs  betreffenden  Bestimmungen 
des  rumänischen  Handelsgesetzbuchs  vom  16.  April  1887  sind  (vgl.  oben  S.  168 
Note  2)  durch  Gesetz  vom  20.  Juni  (2.  Juli)  1895 2)  in  mehrfacher  Beziehung 
umgestaltet  worden.3)  Die  -wichtigsten  hier  interessirenden  Neuerungen  sind: 

1.  Das  Institut  des  Gläubigerausschusses  ist  aufgehoben.4) 


*)  Die  Aufhebung  des  präventiven  Zwangsvergleichs  ist  mit  Freuden  begrüsst 
worden.  Das  Institut  hat  sich  in  Griechenland  nicht  bewährt. 

2)  Vgl.  auch  G.  Flaischlen,  „La  nouvelle  legislation  roumaine  sur  les  faillites“, 
und  „Traduction  framjaise  des  principaux  articles  de  la  loi  du  20  Juin  1895  se  referant 
aux  juges-syndici“  in  der  Revue  de  droit  international  Bd.  28  No.  2 (1896). 

3)  Das  Gesetz  ist  publizirt  in  No.  63  des  Jahrgangs  1895  des  Monitorul  oficial 
und  am  1.  Juli  1895  in  Kraft  getreten. 

4)  Das  durch  das  Handelsgesetzbuch  am  16.  April  1887  neu  eingeführte  Institut 
des  Gläubigerausschusses  hatte  sich  nicht  bewährt. 
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2.  Die  Zulässigkeit  des  Zwangsvergleichs  (Konkordat)  ist  davon  abhängig 
gemacht,  dass  der  Gemeinschuldner  die  Gläubiger  wenigstens  in  Höhe  von 
40%  ihrer  Forderungen  befriedigt.1) 

3.  Der  den  Gläubigern  im  Zwangsvergleichsverfahren  nach  Art.  852  H.G.B. 
bisher  zustehende  Einfluss  auf  die  strafrechtliche  Verfolgung  des  Gemein- 
schuldners2 3) ist  aufgehoben.  Das  Strafminimum  für  einfachen  Bankerutt  ist 
auf  15  Tage  Gefängniss  normirt. *) 

4.  Die  A btretung  von  Konkursforderungen  ist,  ohne  Rücksicht, 
ob  der  Gläubiger  im  Inlande  oder  Auslande  wohnt,  von  Eröffnung 
des  Verfahrens  ab  für  unzulässig  und  wirkungslos  erklärt.4) 

5.  Die  Verwaltung  der  Konkursmasse  erfolgt  nicht  mehr  durch  gewählte 
Verwalter  (Syndici,  vergl.  oben  S.  175  No.  4),  sondern  durch  Beamte.  Bei 
jedem  Tribunal  ist  ein5)  Judieator-Sindic  (Richter-Syndikus)  bestellt,  der  aus- 
schliesslich mit  der  Verwaltung,  Liquidation  und  Vertheilung  der  Konkurs- 
massen in  den  Konkursen,  die  von  dem  betreffenden  Tribunal  eröffnet  werden, 
betraut  ist.  Der  Richter-Syndikus  hat  die  Konkursmasse  auch  in  Prozessen 
zu  vertreten.  Er  untersteht  dem  Konkurskommissar  (vergl.  oben  S.  176  c).6) 

*)  Art.  858  Code  de  com.  Die  sonstigen  Erfordernisse  des  Zwangsvergleichs 
(vgl.  oben  179)  sind  daneben  aufrecht  erhalten. 

2)  Art.  852  des  H.G.B.  (Fassung  von  1887)  lautet: 

„Sollte  aus  den  Umständen  des  Konkurses  und  aus  den  Bedingnissen  des  Kon- 
kordats hervorgehen,  dass  der  Gemeinschuldner  einer  besonderen  Berücksichtigung 
würdig  ist.  so  kann  durch  den  die  Bestätigung  enthaltenden  Beschluss  verfügt  werden, 
dass  der  Name  des  Schuldners  nach  vollständiger  Erfüllung  der  durch  das  Konkordat 
übernommenen  Verbindlichkeit  aus  der  Liste  der  Bankrotteure  gelöscht  werde. 

Auch  kann  durch  dasselbe  Urtheil  erklärt  werden,  dass  nach  Erfüllung  eben  dieser 
Ausgleichsverpflichtungen  das  die  Konkurserklärung  enthaltende  Urtheil  auch  in  Bezug 
auf  die  strafrechtlichen  Folgen  aufgehoben  werden  wird. 

Die  Erfüllung  der  erwähnten  Bedingnisse  wird  durch  ein  von  demselben  Geriet 
hof  gesprochenes  Erkenntniss  festgestellt.“ 

3)  Leichtsinnige  Kridare  haben  demnach  eine  Gefängnissstrafe  zu  gewärtigen. 

4)  Art.  715  Code  de  com.  Hierdurch  soll  dem  unsauberen  Handel  mit  Konkurs- 
forderungen gesteuert  werden. 

5)  Nur  beim  Tribunal  Ufov  (Bukarest,  vgl.  oben  S.  127  Note  8)  fungiren  zwei 
Richter-Syndici. 

6)  Die  Konkursverwaltung  erfolgt  nicht  mehr  durch  gewählte  Advokaten  oder 
Kaufleute,  sondern  durch  Beamte  mit  richterlicher  Qualität.  Der  Richter-Syndikus  hat 
Rang,  Gehalt  und  Qualitäten  eines  Landgerichtsraths  und  gehört  zum  Personalbestände 
des  betreffenden  Gerichts.  Nur  in  aussergewöhnliehen  Fällen  darf  er  sich  der  Hülfe 
eines  Anwalts  bedienen,  doch  bedarf  er  hierzu  einer  vorausgehenden  Genehmigung  des 
Gerichts,  und  das  Gericht  muss,  wrenn  es  einem  solchem  Anträge  Folge  giebt.,  in  seinem 
Beschlüsse  das  dem  Anwalt  zu  gewährende  Honorar  festsetzen,  welches  den  Betrag 
von  600  Francs  für  eine  Instanz  nicht  übersteigen  darf  (Art.  733  Code  de  com.).  Der 
Richter-Syndikus  kann  auch  sonst  Hülfspersonen  in  Anspruch  nehmen,  z.  B.  Sachver- 
ständige zur  Inventuraufnahme,  Wächter  u.  A.,  jedoch  muss  auch  hierüber  däs  Ge- 
richt in  jedem  einzelnen  Fall  vorher  Beschluss  fassen  und  die  zu  zahlenden  Beträge 
festsetzen. 

Um  die  Kosten,  welche  durch  diese  Neuerung  dem  Staat  erwachsen,  zu  decken, 
ist  eine  alljährlich  durch  Beschluss  des  Gesammtministeriums  festzusetzende  Quote  bis 
zu  3%  des  Brutto  werthes  der  Konkursmasse  durch  den  Richter-Syndikus  an  den  Fiskus 
abzuliefern. 

Die  Einführung  der  neuen  Institution  des  Richter-Syndikus  ist  auf  die  Initiative 
des  damaligen  Justizministers  Alexander  Marghiloman  zurückzuführen.  Sie  bietet 
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In  Folge  der  durch  dieses  Gesetz  getroffenen  Bestimmungen  ändert  sich 
die  oben  S.  168 — 181  gegebene  Darstellung  in  folgenden  Punkten: 

Durch  die  Neugestaltung  der  Konkursordnung  ist  die  Numerirung  der 
entsprechenden  Artikel  des  Handelsgesetzbuchs  (cod.  de  com.)  fast  durchgängig 
eine  andere  geworden,  und  sind  demgemäss  die  Gesetzeszitate  in  der  Dar- 
stellung des  Konkursrechts  (oben  S.  168 — 181)  nicht  mehr  zutreffend. 

Nach  der  neuen  Numerirung  sind  statt  der  alten  Zahlen  folgende  Ziffern 
zu  setzen: 

Seite  168,  Note  3,  statt  880  setze  man  888, 


. *, 

r ) 

718  „ „ 

696, 

„ 5, 

V 

712  „ „ 

703. 

Seite  169, 

Note  3, 

statt  699  setze 

man 

700, 

„ 4, 

n 

712 

V 

713, 

Fv 

» "t 

n 

713 

n 

714, 

, 8, 

n 

716 

» 

717, 

. 9, 

n 

840 u. 832  „ 

842  u.  834, 

. io, 

n 

835 

V 

837, 

„ U, 

n 

837 

r> 

839. 

Seite  170, 

Note  1, 

statt  836  setze 

man 

837, 

. 2, 

n 

839,  840  „ 

V 

841, 

„ 3, 

n 

832 

n 

834, 

. c 

V) 

817 

„ 

814, 

5? 

817  al.  3 „ 

r> 

814  aJ.  3. 

Ausserdem  sind  im  Text  dem  letzten  Absatz  bei  Note  3 die  Worte 
hinzuzufügen:  aber  nur  binnen  3 Tagen  nach  der  Publizirung  des 
Konkursurtheils  (Art.  834  cod.  de  com.). 

Seite  171.  Note  1,  statt  818  setze  man  815, 

„ 2,  „ 819  „ „ 816, 

„ 3,  „ 816  „ „ 813, 

, ' 4,  „ 815  „ „ 812, 

„ 5.  „ 785-788  „ „ 782—785. 

Seite  172  ersetze  man  im  Text  793  durch  790,  794  durch  791  und  795 
durch  792.  Ferner: 

Note  1,  statt  789 — 792  setze  man  786—789. 

„ 2,  „ 794  „ „ 791, 

„ 3,  „ 796  „ „ 793. 

Seite  173  ersetze  man  im  Text  799  durch  796  und  761  durch  758. 

Note  2,  statt  800  setze  man  797, 

„ 1,  „ 822  „ „ 819-820. 

Seite  174  § 37  No.  1 setze  man  im  Text  statt  Konkurskommissar  das 
Wort  Richter-Sy ndikus.  Ibid.  No.  2 fällt  Alles,  was  sich  auf  den  provi- 
sorischen Konkursverwalter,  den  Aufsichtsausschuss  der  Gläubiger  und  den 
Termin  betreffs  Wahl  des  definitiven  Syndikus  bezieht,  fort.  Das  Urtheil 
wird,  ausser  im  Gerichtssaal,  noch  in  der  Börse  und  dem  Bürgermeisteramt 
(primarie,  mairie)  angeschlagen. 

Note  2,  statt  704  setze  man  705, 

* 3,  „ 703  „ „ 704, 


grösstinögliche  Gewähr  für  schnelle,  billige  und  zuverlässige  Liquidirung  der  Masse 
und  Durchführung  des  Verfahrens. 
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Note  4,  statt  705  setze  man  706  u.  943, 

„ 5,  „ 710  „ „ 711, 

. 7,  „ 706  , „ 707, 

„ 8,  „ 896  „ „ 707, 

, 9,  . 717  . , 718. 

Seite  175,  4 ist  Alles,  was  sich  auf  Gläubigerausschuss  und  Wahl  des 
definitiven  Konkursverwalters  bezieht,  zu  streichen. 


Note  1, 

statt 

717  setze 

man 

718, 

. 2, 

n 

717 

V 

» 

718, 

. 7, 

r> 

758 

yt 

» 

755, 

» 8, 

n 

757 

w 

754, 

. 9. 

* 

766 

>» 

V 

758,  760,  803  ff.,  763. 

. io, 

r> 

762 

w 

n 

759, 

. U, 

V 

712 

* 

» 

713, 

, 12, 

n 

714 

n 

» 

713, 

„ 13, 

n 

712 

» 

y > 

713. 

Die  Noten  3 — 6 fallen 

fort. 

Seite  176,  b,  statt  Konkurskommissars  setze  man  Tribunals.  Bei  c ibid. 
ist  zu  bemerken,  dass  der  Konknrskommissar  nicht  mehr  den  Widerruf  der 
des  Syndikus  bei  Gericht  beantragen  kann,  und  dass  der  Kridar  und  die 
Gläubiger  etwaige  Beschwerden  gegen  den  Syndikus  dem  Justizminister  zu 
unterbreiten  haben. 

Statt  Art.  778  im  Texte  des  § 38,  1 setze  man  770. 

Note  1,  statt  763  setze  man  760, 


2, 

3, 

7, 

8, 
9, 


823 

740- 

765 

771 

772 


J45 


819-820, 

739—742, 

762, 

768, 

769. 


Die  Noten  4—6  fallen  fort. 


Seite  177.  Im  Texte  setze  man  statt  757  die  Ziffer  754. 

Note  1,  statt  744  setze  man  771, 

* 2,  „ 775  u.  776  „ „ 772  u.  774, 

* 3,  „ 783  „ „ 780A) 

Seite  178  streiche  man  in  der  letzten  Zeile  des  § 38  die  Worte  „des  Gläu- 
bigerausschusses“. Ferner: 

Note  3,  statt  828  setze  man  825, 

„ 4,  „ 829  „ * 826  u.  831, 

„ 5,  „ 830  „ „ 832, 

„ 6,  „ 843  „ „ 845. 


')  Hier  sei  jedoch  bemerkt,  dass  die  nachträgliche  Anmeldung  auch  an  den  Grefier 
oder  den  Präsidenten  des  Gerichts  zu  erfolgen  bat,  und  dass  nach  der  Praxis  vieler 
Gerichte  hierzu  eine  einfache  Eingabe  mit  einer  Stempelmarke  von  25  cts.  genügt; 
doch  müssen  in  jedem  Falle  die  Kosten  der  Vorladung  des  Richter-Syndikus  und  der 
Notifizirung  der  Forderung,  die  an  denselben  zu  geschehen  hat,  von  der  Partei  be- 
stritten werden,  so  dass  es  rathsam  ist,  in  solchen  Fällen  die  Hülfe  eines  Anwalts  in 
Anspruch  zu  nehmen  und  diesem  den  erforderlichen  Betrag  (ca.  10 — 30Frcs.)  zur  Ver- 
fügung zu  stellen. 
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Seite  179.  Im  Texte  fällt  Alles  von  Note  8 bis  9 fort. 


Note  1, 

statt  844  setze 

man 

846, 

. 2, 

rt 

845 

n 

847, 

. 3, 

847 

Yf 

848, 

. 4, 

» 

846 

n 

848  u.  850, 

. 5. 

V 

847 

Y) 

850, 

„ 6, 

ji 

848-849  „ 

»» 

851—852, 

. 7, 

n 

849  al.  7 „ 

W 

854  u.  856, 

. 8. 

n 

843 

r> 

845, 

. io, 

* 

853 

n 

859, 

. 11. 

V 

854 

V 

860, 

. 12, 

D 

855 

n 

862. 

Note  9 fällt  fort. 

Seite  180,  Note  1, 

statt  859  setze  man  866, 

• 2,  . 860  „ „ 867, 

• 3,  „ 860  „ „ 867, 

* 4,  „ 860  „ „ 867, 

. ö,  . 861  w „ 868, 

„ 6,  „ 862  , „ 869, 

„ 7,  * 863  „ „ 870. 

Seite  181,  Note  1,  statt  868  setze  man  870, 

„ 2,  „ 864  , „ 871, 

, 3,  „ 865  , „ 872, 

» A „ 866  „ „ 873, 

* 5,  „ 867  „ „ 871, 

„ 6,  „ 867  „ „ 874. 

Im  Uebrigen  wird  die  oben  S.  168 — 181  gegebene  Darstellung 
durch  das  neuere  Gesetz  nicht  berührt  und  ist  auch  jetzt  noch  zu- 
treffend. (Dr.  G.  Flaischlen.) 


Fünfzehnter  Abschnitt.  Serbien. 

S.  199:  (önaatsverträge.) 

Handelskonvention  mit  Montenegro  vom  30.  November /4.  Dezember  1895. 

Konsularkonvention  zwischen  Serbien  und  der  Türkei  vom  26.  Februar 
1896. 0 

S.  200:  (Gerichtsverfassung.  Handelsgericht  in  Belgrad.)  Zur 
Beschlussfassung  des  Handelsgerichts  in  Belgrad  ist  stets  die  Anwesenheit  des 
Präsidenten  und  des  ständigen  Mitgliedes  erforderlich  (Gesetz  vom  30.  No- 
vember a.  St.  1895),  an  den  Sitzungen  dieses  Gerichts  nehmen  sonach  jetzt 
stets  fünf  Richter  Theil.  (Staatsminister  Dr.  Georgevitch.) 


Sechszehnter  Abschnitt.  Bulgarien. 

S.  254:  (Prozesskosten.)  Das  Verfahren  vor  Friedensrichtern  ist  nur, 
wenn  der  Werth  des  Streitgegenstandes  100  Frcs.  nicht  übersteigt,  gebühren- 
frei, d.  h.  frei  von  der  Prozessgebühr.  Klagen  sowie  alle  Ausfertigungen  ge- 


J)  Diese  Konsularkonvention  enthält  im  Wesentlichen  dieselben  Bestimmungen 
wie  die  Konsularkonvention  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Serbien  vom  6.  Januar 
1883  (R.G.B1.  1883  S.  62  f.). 

Leske  u.  Loewenfeld,  Rechtsverfolgnng.  II. 
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richtlicher  Entscheidungen  unterliegen  auch  in  diesen  Sachen  der  allgemeinen 
Stempelgebühr  (Gesetz  vom  24.  Januar  1896  No.  27). 

S.  309:  (Regulierung  der  Erbschaft.)  Durch  Gesetz  vom  24.  Januar 
1896  (No.  26)  sind  die  §§  240,  241,  246  des  Erbschaftsgesetzes  abgeändert. *) 

ln  Vorbereitung  ist  ein  neues  Handelsgesetzbuch,  zugleich  Wechsel-  und 
Konkursordnung  enthaltend.  Die  Konkursordnung  folgt  dem  Muster  der  ru- 
mänischen bezw.  italienischen,  das  Handelsgesetzbuch  und  die  Wechselordnung 
dem  Vorbilde  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs  und  der  deutschen  Wechsel- 
ordnung. Der  Deputirtenkammer  bereits  unterbreitet  sind  Gesetzentwürfe  über 
Abänderung  mehrerer  Bestimmungen  der  Civilprozessordnung,  des  Gerichts- 
vollziehergesetzes und  der  Gerichtsverfassung. 

(Kassationshof- Vicepräsident  Dr.  M.  St.  Schischmanow.) 

Siebzehnter  Abschnitt.  Montenegro. 

S..322:  (Handelsverträge.)  d)  Handelsvertrag  mit  Serbien  vom  24. /28.  De- 
zember 1895,  in  Kraft  getreten  am  12.  Februar  1896.  Derselbe  ruht  auf  der 
Grundlage  der  Meistbegünstigung.  Ferner  werden  die  Angehörigen  jedes  der 
vertragschliessenden  Theile  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theils  keinen  anderen 
Steuern,  Abgaben,  Gebühren  und  Taxen  unterworfen , als  solche  die  eigenen 
Staatsangehörigen  zu  leisten  haben. 

e)  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Frankreich  und  Montenegro 
vom  18./30.  Juni  1892  (Marten s-Stoerk,  Recueil  Bd.  XVII  S.  612). 

Achtzehnter  Abschnitt.  Türkei. 

S.  352:  (Literatur.)  Kompetenz  und  Wirkungskreis  der  ottomanischen 
Gerichte,  in  der  Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  IV  S.  408  f. 

S.  357:  (Gerichtsorganisation.)  Durch  Reformdekrete  vom  20.  Okto- 
ber 1895  (Revue  du  droit  intern.  1896  S.  119)  und  Mai  1896  ist  für  mehrere 
Wilajets  das  Institut  der  Justizinspektoren  eingeführt  worden.  Aufgabe  der- 
selben ist  es  u.  A.  den  regelmässigen  Gang  der  Justiz  zu  überwachen  und  die 
Erledigung  der  Prozesse  zu  beschleunigen.  Man  verspricht  sich  von  dieser 
Neuerung,  vorausgesetzt,  dass  das  Amt  kompetenten  Personen  übertragen  und 
gewissenhaft  und  energisch  gehandhabt  wird,  eine  Besserung  der  Rechtspflege. 

S.  398:  Die  Frist  zur  Einlegung  des  Kassationsrekurses  beträgt  nicht 
mehr  90,  sondern  nur  60  Tage  (Gesetz  vom  11./28.  September  1896). 

S.  429:  (Intestaterbfolge  in  Immobilien.)  Der  überlebende  Ehegatte 
hat  Anspruch  auf  des  Erbtheils  an  den  Domanial-Ländereien,  die  an  Seiten- 
verwandte im  3.  bis  6.  Grade  übergehen. 

S.  435:  (Erbschaftssteuer.)  Die  Erbschaftssteuer  für  Domanial-Güter 
beträgt  nach  einem  Gesetz  vom  Juni  1896  nur  noch  1%  (bisher  5%). 

Bei  den  Liegenschaften  Mukatta  werden  1/2°/o  für  die  Gebäude  (nicht 
l1^0/*))  und  5%  für  den  Grund  und  Boden  an  Erbschaftssteuer  erhoben. 

S.  451:  (Vollstreckung  der  Konsul argerichtsurtheile.)  Vgl.  die 
Anweisung  des  kais.  ottom.  Justizministers  zum  2.  und  3.  Absatz  des  Art.  III 
des  Gesetzes  vom  7.  Sepher  1284  an  die  Präsidenten  der  kais.  ottom.  Civil - 


9 Bei  Theilung  der  unbedeckten  Liegenschaften  (Felder,  Hutweiden,  Wiesen, 
Weingärten  im  Gegensatz  zu  den  Häusern,  Gehöften  und  Intravillangärten),  welche 
weniger  wie  15  Hektare  umfassen,  haben  alle  bezw.  einige  männliche  Erben  das  Recht, 
die  auf  die  weiblichen  Erben  entfallenden  Antheile  dieser  Liegenschaften  zum  Schätzungs- 
werthe  zu  übernehmen. 
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gerichte  wogen  der  Exekutionsführnng  in  unbewegliche  Güter  eines  Fremden 
im  ottomanisclien  Reiche  zur  Eintreibung  von  Schulden  auf  Grund  von  Kon- 
sulargerichtserkenntnissen (Oesterr.  J.M.V.B1.  1895  No.  X S.  70  und  Zeitschrift 
f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  Bd.  V S.  328). 

S.  451:  (Staatsverträge.)  Konsularkonvention  vom  26,  Februar  1896 
mit  Serbien  (vgl.  oben  S.  1061).  (Advokat  E.  R.  Salem.) 

Neunzehnter  Abschnitt.  Schweden. 

S.  457:  Note  1:  (Materielles  Recht.)  Gesetz  vom  1.  Oktober  S&94  über 
Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit,  in  Kraft  seit  dem  1.  Januar  1895, 
in  französischer  TTebersetzung  im  Annuaire  de  legisl.  6trang&re  24.  Jahrgang 
S.  765  f.  (Paris  1895). 

S.  462:  (Die  Gerichte.)  Nach  dem  Gesetz  vom  27.  Juni  1896  sind  .die 
allgemeinen  Zusammenkünfte  dem  Ting  (Hunderts chaftsversammlung)  in  Bezug 
auf  Fatalien  (Nothfristen)  für  Klagen,  Meldungen  u.  dergl.  gleichgestellt  (vgL 
oben  S.  501). 

Durch  Gesetz  vom  29.  November  1895  ist  der  privilegirte . Gerichtsstand, 
ausländischer  Adligen  aufgehoben. 

S.  464:  (Zuständigkeit  der  Gerichte.)  Nach  den  Gesetzen  vom  28.  Juni 

1895  über  a)  Handelsgesellschaften,  § 24,  und  b)  registrirte  Genossenschaften, 
§ 46,  welche  am  1.  Januar  1897  in  Kraft  getreten  sind,  ist,  in  Uebereinstimmung 
mit  älteren  Vorschriften,  betreffend  die  Zuständigkeit  der  Gerichte,  bestimmt, 
dass,  wenn  kein  besonderer  Gerichtsstand  begründet  ist,  die  Genossenschaften 
verklagt  werden  an  dem  in  den  Statuten  als  Sitz  des  Vorstandes  bestimmten 
Ort,  und  die  Handelsgesellschaften  an  dem  Ort,  wo  der  Geschäftsbetrieb  der 
Gesellschaft  stattfindet  oder,  falls  dies  an  verschiedenen  Orten  geschieht,  da 
wo  das  „ Ilauptkomp toir  belegen  ist“,  d.  h.  da,  wo  die  Hauptniederlassung  errichtet 
ist.  Als  Regel  gilt  also  nach  wie  vor,  dass  der  ordentliche  Gerichtsstand  der 
als  juristische  Personen  anerkannten  Gesellschaften  und  Genossenschaften  durch 
den  Sitz  der  Verwaltung  bestimmt  wird. 

S.  504:  Note  1:  (Erbschaftssteuer.)  Die  Königl.  Verordnung,  auf  Grund 
deren  ein  ordnungsmässiges  Erbtheilungsinstrument  der  Berechnung  des  Stempels 
zu  Grunde  gelegt  werden  kann,  datirt  vom  9.  August  1894.  (Dr.  W.  U pp  ström.) 

Einundzwanzigster  Abschnitt.  Russland. 

Zu  S.  613  u.  760:  (Kautionsstellung  für  die  Prozesskosten.)  Die 
Befreiung  der  Ausländer  als  Kläger  von  der  cautio  pro  expensis  ist  für  den 
Fall,  dass  russisch*'  ünterthanen  durch  Gesetz  oder  Traktat  in  dem  betreffen- 
den Staat  von  der  Hinterlegung  solcher  Kaution  befreit  sind,  auf  Vorlage  des 
Justizministers  durch  Allerhöchst  bestätigtes  Reichsraths-Gutachten 
vom  11.  März  1896  (publizirt  in  der  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen 

1896  No.  403)  ausgesprochen  worden.  Dasselbe  lautet: 

I.  „Die  im  Punkt  5 des  Art.  571  der  C.P.O.1)  bezeichnete  Einrede  darf 
gleicherweise  (d.  i.  wie  bei  Streitigkeiten  aus  dem  internationalen  Transport 
von  Waaren  per  Eisenbahn)  nicht  vorgebracht  werden  gegen  Ünterthanen 
solcher  Staaten,  in  denen  nach  Gesetz  oder  auf  Grund  mit  Russland  abge- 
schlossener Traktate  oder  Konventionen  russische  ünterthanen  befreit  sind  von 


1)  Vgl.  über  Art.  571  P.  5 oben  S.  612.  Vgl.  auch  Engelmann,  Die  Einrede 
mangelnder  Kaution  der  Prozesskosten  gegen  einen  Ausländer,  im  Journal  Min.  Justizii 
1896,  22  Dez.,  S.  8 (russisch). 
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der  Sicherstellung  der  Prozesskosten  und  der  Einbusse,  die  der  Beklagte  er- 
leiden kann. 

Die  Befreiung  russischer  Unterthanen  von  der  Sicherstellung  der  erwähn- 
ten Prozesskosten  und  Einbussen  kann  bewiesen  werden  durch  Zeugnisse 
russischer  Botschaften,  Gesandtschaften  oder  Konsulate,  unter  Beglaubigung 
ihrer  Unterschrift  durch  das  Ministerium  des  Auswärtigen. 

Die  Vorlage  solcher  Zeugnisse  wird  nicht  verlangt  von  Klägern,  die 
Unterthanen  eines  Staates  sind,  der  in  das  Verzeichniss  der  Staaten  aufge- 
nommen ist,  in  denen  russische  Unterthanen  von  solcher  Sicherstellung  befreit 
sind.  Dieses  Verzeichniss  wird  vom  Justizministerium  nach  Angaben  des 
Ministeriums  des  Auswärtigen  zusammengestellt  und  in  gehöriger  Ordnung 
publizirt.“ 

II.  „Art.  15  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  des  Königsreichs  Polen  1825 
ist  aufgehoben.“ 

Eine  Nichtbeobachtung  der  Bestimmungen  des  Handelsvertrages  zwischen 
Russland  und  Deutschland  vom  29.  Januar  / 10.  Februar  1894  in  Russland 
durch  Erfordern  einer  Sicherheitsheitsleistung  für  Prozesskosten  von  deutschen 
Klägern  wird  durch  das  vorstehende  Gesetz  für  die  Zukunft  ausgeschlossen. 

S.  709  u.  720:  (Erbschaftsregulierung  in  Liv-,  Esth-  und  Kur- 
land.) Ausser  den  Staatsverträgen  mit  Italien,  dem  Deutschen  Reich 
(Konvention  über  die  Regulierung  von  Hinterlassenschaften  zwischen  dem  Deut- 
schen Reich  und  Russland  vom  12.  November  / 31.  Oktober  1874  und  Konsular- 
vertrag zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Russland  vom  8.  Dezember  / 26.  No- 
vember 1874),  Frankreich  (Konvention  vom  1.  April  1874,  Bulletin  de  la 
Socidtö  de  ldgislation  comparde  No.  209)  und  Spanien  (Konvention  vom 
14. /26.  Juni  1876),  ist  zu  berücksichtigen  die  Nachlasskonvention  mit  Schweden 
und  Norwegen  vom  21./9-  März  1889,  welche  S.  739  angeführt  ist. 

S.  720  Absatz  2:  (Verfahren  bei  Regulierung  der  Erbschaft.)  Das 
hier  Gesagte  ist  nach  Inhalt  des  S.  783  ff.  abgedruckten  Gesetzes  vom  14.  März 
1887  zu  berichtigen. 

S.  722  Absatz  2:  (Erbschaftssteuer  für  Erbschaften  der  Aus- 
länder.) Durch  Gesetz  vom  11.  März  1889  (Sammlung  der  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen 1889  No.  309,  Livländische  Gouvernementszeitung  1889  No.  71, 
III  vollständige  Gesetzsammlung  1889  No.  5824,  R.G.B.  Bd.  V Steuergesetz, 
Art.  171  der  Gebührenordnung,  Ausgabe  von  1893)  wurde  bestimmt,  dass  der 
Erbschaftssteuer  auch  das  in  Russland  oder  nach  Russland  anfallende  Ver- 
mögen von  Ausländern  unterliege,  und  zwar  nach  denselben  Grundsätzen,  wie 
das  Vermögen  von  Inländern.  — Darnach  ist  die  Angabe  im  Text  zu  berich- 
tigen. (Prof.  Dr.  Engelmann.) 

Zweiundzwanzigster  Abschnitt.  Dänemark  und  Norwegen. 

S.  819:  (Ausländervorschuss.)  Laut  Mittheilung  des  Königlich  däni- 
schen General-Konsulats  zu  Hamburg  vom  19.  Februar  1897  an  die  Heraus- 
geber hat  das  Königlich  dänische  Justizministerium  in  Kopenhagen 
dem  genannten  General-Konsulat  auf  die  Anfrage,  „ob  deutsche  Unterthanen, 
im  Auslande  wohnhaft,  welche  mit  dänischen  Unterthanen  bei  einem  dänischen 
Gericht  prozessiren.  nöthig  haben,  die  Gerichtskosten  vorauszubezahlen  oder 
dieselben  sicherzustellen“,  unter  dem  21.  November  1896  mitgetheilt,  „dass  die 
aufgestellten  Fragen  mit  nein  beantwortet  werden  müssen“.  (Vgl.  auch  Jurist. 
Wochenschr.  1897  S.  123.) 


Sachregister. 
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Armenrecht,  Armuthserklärung,  Abgabe 
derselben  laut  Gesetz  vom  27.  Juni  1895 
vor  dem  Delegirten  des  Bürgermeisters 
1055. 

S ummari  sehe  Sa  che  n,  Verhandlung  der- 
selben laut  Gesetz  vom  9.  September 
1895  vor  einem  delegirten  Richter  1055. 
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Administrationsgebühr  252,  2526. 

Adoption,  Gesetz  über  die  — und  Legi- 
timation ungesetzlicher  Kinder  vom 
17.  Dezember  1889  239  \ 303  \ 

Advokaten,  Erfordernisse  der  Zulassung 
eines  — 248,  249,  Vertretungsbefug- 
nisse der  — 246,  247  a.  E.,  Form  der 
Vollmacht  der  — 247,  937,  Disziplinar- 
gewalt der  Kreisgerichte  über  die  — 
250,  Beschwerden  über  — 251,  Honorare 
und  Gebühren  der  — 251,  254. 

Advokatendiplom  249. 

Advokatenexamen  249. 

Advokatengesetz  vom  16.  Dezember 
1888  246,  248. 

Advokatenrath  (Anwaltskammer)  250. 

Advokatengehülfen  246,  250. 

Akkord,  Bildung  eines  — im  Konkurs- 
verfahren 297  f.,  Wirkung  des  — 298, 
Aufhebung,  Annullirung  des  — 298. 

Aktenstempel  253. 

Amerika,  Honorarkonsulate  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Nord-  — 314. 

Anmeldung  von  Konkursforderungen 300 l. 

Anwaltskammer  250. 

Appellationsgerichte,  Eintheilung  der 
— 242,  243,  Besetzung  der  — 243,  Zu- 
ständigkeit der  — 243,  Verfahren  bei 
Nichterscheinen  der  Parteien  vor  den  — 
241,  Zuständigkeit  der  — im  schieds- 
richterlichen Verfahren  291. 

Armenanwalt  252. 

Armenrecht  251. 

A rmuthszeugniss  251. 

Augenschein  als  Beweismittel  261,269. 

Ausländer,  Prozesse  mit  — 2452,  — be- 
sitzen kein  Armenrecht  251 2 , 252, 


Kautionspflicht  der  — 252,  Gläubiger- 
rechte der  — im  Konkurse  297,  300 l, 
Regulierung  der  Hinterlassenschaft  von 

- 312. 

Ausländische  Testamente  306. 

— Urkunden,  Beweiskraft  der  — 265. 

— Urtheile,  Vollstreckbarkeit  der  — 288. 
Bankerott,  einfacher  und  betrügerischer 

- 299. 

Belgien,  Konsulate  von  ~ 314. 
Beneficium  inventarii  303. 

Berufung  274,  Zulässigkeit  der  — 275, 
Frist  zur  Einlegung  der  — 275,  Wir- 
kung der  Einlegung  der  — 275,  Ver- 
fahren der  — 275. 

Berufungsinstanz,  Verfahren  bei  Nicht- 
erscheinen der  Parteien  in  der  — 241. 
Berufungsschrift  275. 

Bescheide  272,  — über  Einreden  259. 
Beschwerde  über  Advokaten  251,  — im 
Vollstreckungsverfahren  285,  — im 

schiedsrichterlichen  Verfahren  291. 
Beweis  durch  Augenschein  261,  269, 

— durch  Einschnitte  (Kerbhölzer)  260, 
266,  — durch  Enquöte  der  nachbarlichen 
Leute  260,  263,  — durch  Eid  260,  267, 

— durch  Geständniss  260,  266,  — durch 
Sachverständige  261,-270.  — durch  Ver- 
nehmung der  Parteien  260,  267,  — durch 
Urkunden  260,  264,  Sicherung  des  — 279, 

Beweisaufnahme  zum  ewigen  Gedächt- 
niss  279. 

Beweisführung,  freie  — 242. 
Beweislast  242. 

Beweismittel  260. 

Beweisverfahren  260. 
Brachialgewalt  309. 

Civilkodex,  ottomanischer  — vom9.März 
1869  239  *. 

Civilprozess,  Literatur  über  — 239  f. 
Civilprozessno veilen  von  1885  und 
1887  240. 

Civilprozessordnung  vom  8./20.  Fe- 
bruar 1892  239. 

Civilrecht  239. 

Civilstreitigkeiten^  Gesetz  über  das 
Verfahren  in  — vor  dem  Friedensrichter 
vom  25.  Mai  1888  240. 
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Civilv'fcf fahren,  Gesetz  über  das  ver- 
kürzte — vom  15.  Dezember  1887  240. 

Dänemark,  Honorarkonsulate  von  — 314. 

Deutschland,  Konsulate  von  — 314. 

Disziplinarverfahren  gegen  Advokaten 
250. 

Dispositionen,  letztwillige  — 305  f. 

Dorfgemeindegerichte  291  f.,  Zustän- 
digkeit der  — 292,  Verfahren  vor  den 
292,  Rechtsmittel  gegen  Urtheile  der 

— 292. 

Dragomanamt  248. 

Editionseid  265. 

Ehegatte,  Erbrecht  des  — 305,  Pflicht- 
theil  des  — 308. 

Eheliches  Güterrecht  305*. 

Eid  als  Beweismittel  267,  richterlicher  — 
268,  Ablegung  des  — 269. 

Einreden,  prozesshindernde  — 258,  Be-  j 
scheid  über  — 259,  — der  örtlichen  j 
Unzuständigkeit,  der  Rechtshängigkeit,  ! 
des  Zusammenhangs,  der  mangelnden  I 
Prozessfähigkeit,  der  mangelnden  gesetz-  I 
liehen  Vertretung,  der  mangelnden 
Sicherheit  für  die  Prozesskosten  258. 

Einschnitte  (Kerbhölzer)  als  Beweis- 
mittel 260,  266. 

Einwendungen  imZwangsvollstreckungs- 
verfahren  285. 

England,  Konsulate  von  — 314. 

Enquete  der  nachbarlichen  Leute  als  Be- 
weismittel 260.  263. 

Enterbung  308. 

Erbfähigkeit  301. 

Erbfolge  301. 

Erbrecht,  Gesetz  über  das  — vom  } 
17.  Dezember  .1889  239 ',  300,  — unge- 
setzlicher Kinder  304,  — des  überleben- 
den Ehegatten  305,  — der  Türken  309. 

Erbschaft,  Erwerb  der  — 302,  Antre- 
tung der  — 302,  Entsagung  der  — 302. 

Erbschaftsregulierung  300f.,  309, 

— bei  Hinterlassenschaften  von  Aus- 
ländern 312,  Vorrecht  männlicher  Mit- 
erben bei  Theilung  unbedeckter  Liegen- 
schaften laut  Gesetz  vom  24.  Januar 
1896  1062. 

Erbschaftssteuer  313. 

Erbschaftstheilung  309. 

Ersitzung  2391. 

Exceptio  cautionis  258. 

Exceptio  connexitatis  258. 

Exceptio  litis  pendentis  258. 

Exekution  s.  Zwangsvollstreckung. 

Falliment  295,  vgl.  Konkurs. 

Frankreich.  Konsulate  von  — 314. 

Friedensrichter,  Gesetz  über  das  Ver- 
fahren in  Civilstreitigkeiten  vor  dem  — 
vom  25.  Mai  1888  240,  Funktionen  der 
- 242,  243,  Verfahren  vor  dem  — 255, 
Zuständigkeit  des  — in  Erbschaftssachen 
301,  — als  zweite  Instanz  im  schieds- 
richterlichen Verfahren  291,  Kosten  1062. 


Funktionstaxen  252,  2526. 

Geistliche  Gerichte  243. 

Gerichte,  Organisation  der  — 242  f.,  Zu- 
ständigkeit der  — 244,  geistliche  — 243. 

Gerichtsgebühren  s.  Prozessgebühren. 

Gerichtssekretär , Protokollführung 
durch  den  --  243. 

Gerichtssprache  244. 

Gerichtsvollzieher,  Vollstreckung, 
Pfändung  durch  den  — 281  f..  Gesetz 
über  die  — vom  29.  Dezember  1884  281. 

Geständniss  als  Beweismittel  260,  266. 

Griechenland,  Konsulate  von  — 314. 

Grossbritannien  s.  England. 

Grundbuch  240 ‘. 

Grundgesetz  vom  11.  März  1858  239 h 

Güterrecht,  eheliches  305  l. 

Handelsbücher,  Beweiskraft  der  — 261, 

2G61. 

Handelsgerichte  existiren  nicht  244. 

Handelsurkunden.  Beweiskraft  der  — 
266,  266  h 

Hauptintervenient  246. 

Ileirathsvertrag  3051. 

Hereditas  iacens  302. 

Holographisches  Testament  306. 

Honorarkonsulate  315. 

Hypothekenrecht  2391. 

Hypotheken  urkunden , Zwangsvoll- 
streckung aus  — 281. 

Immobilien.  Eigen  thumserwerb  an  — 
239  h 

Intervention  246. 

Intestaterbfolge  303. 

Inventar,  Beantragung  des  — eines 
Grundstücks  im  Zwangsvollstreckungs- 
verfahren 283,  — bei  der  Erbschafts- 
regulierung 303,  310. 

Italien,  Konsulate  von  — 314- 

Kanzleigebühren  252,  2526,  2536. 

Kassationsbeschwerde  = Nullitäts- 
beschwerde. 

Kassationshof  in  Sofia  243,  Besetzung 
des  — 243,  Zuständigkeit  des  — 245. 

Kassationsinstanz  243. 

Kataster  243. 

Kautionspflicht  der  Ausländer  252. 

Kerbhölzer  als  Beweismittel  260,  266. 

Klage,  Erfordernisse  der  — 256,  desgl. 
im  Verfahren  vor  den  Dorfgemeinde- 
gerichten 292,  Ergänzung  der  — 256 
a.  E.,  Aenderung  der  — 257,  Erhebung 
der  — 257. 

Klageerhebung,  Zeit  der  --  257,  Wir- 
kung der  — 257. 

Kodizille  305,  306  a.  E. 

Kompetenz  s.  Zuständigkeit. 

Konkordat,  Zwangsvollstreckung  aus 
dem  — 281. 

Konkurs,  Eröffnung  des  — 295,  Ver- 
fahren des  — 295  f.,  Einstellung  des  — 
bei  Insuffizienz  der  Masse  298,  Ver- 
theilung  unter  die  Gläubiger  299,  Ver- 
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kauf  von  Mobilien  und  Immobilien  299, 
Rechtsmittel  im  — 299,  Vorzugsrechte 
im  — 298,  Anlegung  der  Siegel  im  — 

295,  Akkord  und  Vereinigung  der  Gläu- 
biger im  — 297. 

Konkurseröffnung  295. 
Konkursforderungen,  Anmeldung  von 

— 300  K 

Konkurskommissar,  Ernennung  eines 

— 295. 

Konkursrecht,  Litteratur  über  — 294. 
Konkursverfahren  295  f. 
Konkursverwalter,  Ernennung  des  — 

296,  Absetzung  des  — 296,  Funktionen 
des  — 296,  297,  Abnahme  der  Siegel 
und  Inventur  durch  den  — 296,  Verkauf 
der  Waaren  durch  den  — 297. 

Konsulargerichte  315,  Rechte  der  — 
bezüglich  der  Hinterlassenschaften  von 
Ausländern  312. 

Konsulargerichtsbarkeit  314,  315. 
Kontumazverfahren  273. 
Kreisgerichte,  Eintheihmg  der  — 242, 
V erfahren  vor  den  — 242,  243,  Besetzung 
der  — 241,  Zuständigkeit  der  — 244,  desgl. 
bei  Beschwerden  gegen  die  Advokaten 
und  als  Disziplinarbehörde  der  Advoka- 
ten 250,  251,  desgl.  im  schiedsrichter- 
lichen Verfahren  291. 

Legalisirung  von  Vollmachten  durch 
das  Ministerium  des  Aeusseren  248. 
Legitimirung  ungesetzlicher  Kinder, 
Gesetz  vom  17.  Dezember  1889,  239 1. 

— per  subsequens  matrimonium  293. 
Letztwillige  Dispositionen  305  f. 
Literatur  über  Civilprozess  239 f.,  - über 

Koukursrecht  294,  — über  Erbrecht  314 l. 
Medschelle  = ottomanischer  Civilkodex. 
Militärtestamente  306. 

- Ministerium  des  Aeusseren,  Legali- 
sirung von  Vollmachten  durch  das  — 
248,  Beglaubigung  ausländischer  Urtheile 
und  der  Vollstreckungsklauseln  dersel- 
ben durch  das  — 288. 

Mirowi  Sudii  = Friedensrichter. 
Mobiliarpfändung  282. 

Mündlichkeit  des  Verfahrens  241. 
Muftigerichte,  Zuständigkeit  der  — 
293  f. 

Nebenintervenient  246. 
Notariatsgesetz  von  1885,  2391. 
Notarielle  Testamente  306. 
Nullitätsbeschwerde,  Zulässigkeit  und 
Form  der  277  f..  — gegen  Beschlüsse 
278  a.  E.,  — im  schiedsrichterlichen  Ver- 
fahren 291,  — im  Verfahren  vor  den 
Dorfgemeindegerichten  292. 
Obligationenrecht,  Gesetz  über  das  — 
vom  3.  Dezember  1892  239 l. 
Öffentlichkeit  des  Verfahrens  241, 
Ausschliessung  der  — 242. 
Oesterreich-Ungarn,  Konsulate  von 

— 315. 


Ottomanischer  Zivilkodex  vom  9.  März 
1869  239 K 

Parteien,  Prozessfähigkeit  der  — 245, 
Beistände  und  Bevollmächtigte  der  — 
246,  Vernehmung  der  — zum  Beweise 
260,  267. 

Personalarrest  287. 

Pfändung  281  f.,  von  der — ausgeschlossene 
Objekte  a.  E.  287,  vgl.  auch  Zwangsvoll- 
streckung. 

Pfandrecht,  Erwerb  eines  — durch  Pfän- 
dung 283. 

Pflichttheil,  Begriff  des  — 307,  Betraer 
des  — 308. 

Pflichttheilsrech t 308. 

Portugal,  Honorarkonsulate  von  — 314. 

Procuror  = Staatsanwalt. 

Protokoll ftihrung  durch  den  Gerichts- 
sekretär 243. 

Prozessbevollmächtigte  der  Parteien 
246. 

Prozessfähigkeit  der  Parteien  245,  — 
von  Anstalten,  Korporationen,  Gesell- 
schaften und  Behörden  245,  — der  im 
Konkurse  befindlichen  Personen  245, 
Einrede  der  mangelnden  — 258. 

Prozessgebühren  252,  2566,  2536,  254. 

Prozesskosten,  Eintheilung  der  — 252 f., 
Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  für 
die  — ■ 258,  Verfahren  vor  Friedensrich- 
tern, wenn  Streitgegenstand  unter  100 
Francs,  gebührenfrei,  aber  stempel- 
pflichtig laut  Gesetz  vom  24.  Januar 
1896  1062. 

Quellen  s.  Litteratur. 

Rechtsmittel  274,  — gegen  Versäum- 
nissurtheile  274,  — im  Konkursverfahren 
299. 

Rehabilitation  des  Kridars  300. 

Rekurs,  Zulässigkeit  des  — 276,  Ver- 
fahren und  Frist  des  — 276,  — gegen 
Bescheide  über  Einreden  259,  Frist  des- 
selben 259,  — gegen  Zuschlagsbestäti- 
gungsbescheide 285,  — im  schiedsrichter- 
lichen Verfahren  291. 

Restitutio  in  integrum  gegen  Versäum  - 
nissurtheile  273. 

Revision,  Zulässigkeit  der  — 277,  Frist 
und  Verfahren  der  — 277,  278,  — zu 
Gunsten  Dritter  277. 

Rumänien,  Berechtigung  von  — , die 
Hinterlassenschaften  seiner  Staatsange- 
hörigen in  Bulgarien  zu  reguliren  312. 

Russland,  Konsulate  von — 314. 

Sachverständige  als  Beweismittel  261, 
270. 

Schenkung  auf  den  Todesfall  306. 

Schiedsrichter,  Befugnisse  des  — 290. 

Schiedsrichterliches  Verfahren  290  f. 

Schiedssprüche.  Vollstreckung  aus  — 
281,  Aufhebung  der  — 291,  Beschwerde 
gegen  — 291,  ausländische  — 291. 

Schriftlichkeit  der  Klage  241,  256. 
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Serbien,  Berechtigung  von  — , die  Hinter- 
lassenschaften seiner  Staatsangehörigen 
in  Bulgarien  zu  reguliren  312. 

Sicherung  des  Beweises  durch  Be- 
weisaufnahme zum  ewigen  Gedächtniss 
279. 

Siegelung  der  Konkursmasse  durch  den 
Friedensrichter  295,  — des  Nachlasses 
309. 

•Spanien,  Honorarkonsulate  < von  : — 314. 

Staatsanwaltschaft,  Befugüfsse  der  — 
im  Civilverfahren  243,  desgl.  insbesondere 
im  Konkursverfahren  295  f.,  desgl.  ins- 
besondere bei  der  Nachsuchung  des 
Armenrechts  251. 

Stempelgebühren  2526,  Gesetz  vom 
15.  Dezember  1890  über  — 253. 

Streitgenossen,  Wirkung  des  Geständ- 
nisses eines  — 267 3,  Berufung  eines  — 
275. 

Streitgenossenschaft  246. 

Theilurtheil,  Unzulässigkeit  eines  — 
260. 

Testament  306,  Widerruf  des  — 307, 
im  Ausland  errichtetes  — 306. 

Testirfähigkeit  306. 

Todesfall,  Schenkung  auf  den  — 306. 

Ungarn,  s.  Oesterreich-Ungarn. 

Ungesetzliche  Kinder,  Gesetz  vom 
17.  Dezember  1889  über  die  Adoption 
und  Legitimation  von  — 239  \ 303 1 Erb- 
recht der  — 307. 

Unterbrechung  der  Verjährung  239  l. 

Urkunden  als  Beweismittel  260,  264, 
authentische,  Privat-  und  Vertrags-  — | 
265,  Handels — - 266,  Beweis  der  Echt- 
heit von  — 270. 

Usucapion  239 l. 

Verfahren  vor  dem  Friedensrichter  255, 
— vor  den  Kollegialgerichten  255,  schieds- 
richterliches 290  f.,  — im  Konkurse  295 f., 
der  Zwangsvollstreckung  285  f.,  Ver- 
säumniss-  — 273,  Gesetz  über  das  ab- 
gekürzte Civil vom  15.  Dezember  1887, 

240,  abgekürztes  — 255,  279,  280,  Ge- 
setz über  das  — in  Civilstreitigkeiten 
vor  dora  Friedensrichter  vom  25.  Mai 
1880,  240. 

Vergleich  260,  Zwangsvollstreckung  aus 
einem  gerichtlichen  — 280,  — vor  dem 
Dorfgemeindegericht  292. 

Verhandlungsmaxime  242. 

Verjährung  239 l,  Unterbrechung  der  — 
durch  Klageerhebung  257. 

Vernehmung  der  Parteien  als  Beweis- 
mittel 260,  267. 

Versäumnissurtheil  274. 

Versäumnissverfahren  273. 

Versteigerung  eines  Grundstücks  im 
Zwangsvollstreckungsverfahren  284. 

Verwaltung  eines  Grundstücks  im 
ZwangSYolistreckungsverfahren  284. 

Vollmacht  der  Advokaten  und  Prozess- 


bevollmächtigten der  Parteien,  legalisirte 

- 247  a.E.  248.  Vollmacht  937,  Taxen 
und  Stempel  937. 

Vollstreckung,  Hemmung  der  — durch 
die  Berufung  274,  vgl.  auch  Zwangsvoll- 
streckung. 

Vollstreckungsbefehl  281,  2811. 

Vollstreckungsklausel  ausländischer 
Gerichte  288. 

Vorladung  259. 

V orladungsfristen  259,  — im  abgekürz- 
ten Verfahren  279. 

Vorläufige  Vollstreckung,  Nicht- 
hemmung der  — durch  die  Berufung 
274. 

Vormundschaftsgesetz  vom  27.  No- 
vember 1889,  239 l.  — bezüglich  Erb- 
schaftsregulirung 302,  309. 

Widerklage  257. 

Zahlungseinstellung  295. 

Zeugen  als  Beweismittel  260,  Aussage- 
pflicht der  — 261,  Ausnahmen  von  der- 
selben 262. 

Zeugengebühren  263. 

Zeugnissverweigerung  263. 

Zuschlag  284a. E.  285. 

Zuständigkeit  der  Gerichte  244,  desgL 
in  Erbschaftsregulirungen  300. 

Zwangsvergleich  281. 

Zwangsvollstreckung,  Voraussetzun- 
gen der  — 280,  Verfahren  der  — 281 , — 
aus  Bescheiden  und  gerichtlichen  Ver- 
gleichen 280,  — aus  Zwangsvergleichen, 
Beschlüssen  von  Behörden,  Schieds- 
sprüchen und  Hypothekenurkunden  281, 

— wegen  einer  zuerkannten  Geldforde- 
rung 281—287,  — in  das  bewegliche 
Vermögen  281,  — in  das  unbewegliche 
Vermögen  283,  — wegen  eines  An- 
spruchs auf  Herausgabe  eines  Gegen- 
standes 287,  — zur  Erwirkung  von 
Handlungen  287,  — bei  Ansprüchen  auf 
Rechnungslegung  287,  — auf  Grund  von 
Urth eilen  ausländischer  Gerichte  288,  — 
auf  Grund  von  Urtheilen  der  Dorfge- 
meindegerichte  292  a.  E.,  293,  — in  Geld- 
forderungen 286,  Einwendungen  gegen 
die  — 285. 

J>ätiemark  und  Norwegen. 

Aastedssachen,  s.  unbewegliche  Sachen. 

Abgaben,  öffentliche,  deren  Beitreibung 
mittelst  Auspfändung  830. 

Absetzung  (vorläufige  Pfändung)  832,  833. 

Absonderung  im  Konkurs  846. 

Alimentenb  eiträge,  deren  Beitreibung 
mittelst  Auspfändung  830. 

Anfechtung  im  Konkurs  847. 

Anträge  im  Civilprozess  808,  809. 

Anwälte  798,  Pflicht  der  Wahl  von  sol- 
chen für  Personen,  die  sich  nicht  durch 
den  Vormund  oder  einen  Verwandten 
oder  eine  in  ihrem  Dienst  stehende 


Dänemark  und  Norwegen. 


Person  vertreten  lassen  799;  Freigabe  der 
Rechtsanwaltschaft,  Honorar  der  An- 
wälte, Nachweis  der  Bevollmächtigung 
799;  Erklärungen  im  Verfahren  zu  Ge- 
richtsprotokoll 809 2 ; Vertretung  in  pri- 
vaten Polizeisachen  822. 

Appell,  s.  Berufung. 

Armenrecht  820. 

Arrest,  Gerichtsstand  hierfür  804;  ferner 
s.  Absetzung;  Arrestbedingungen  840; 
Abwendung  durch  Sicherheitsleistung 
840;  Zuständigkeit  der  Vogtgerichte  841; 
Wirkung  840.  841;  persönlicher  Sicher- 
heitsarrest 841;  Rechtfertigung  des 
Arrestes  841;  gegen  Ausländer  842. 

Auktions-Beamte,  -Gericht  s.  Zwangs- 
versteigerung. 

Ausland.  Ladung  im  Civilprozess  807; 
Vollstreckung  ausländischer  Urtheile  839 ; 
im  Ausland  befindliche  Masse  des  Kon- 
kursschuldners 846. 

Ausländer  ohne  Wohnsitz  in  Dänemark, 
angehörig  einer  dänischen  Gesandtschaft 
im  Ausland  803;  bezüglich  der  besonde- 
ren Gerichtsstände  804 ; keine  Kautions- 
pflicht 819,  1064;  Haftung  des  ihn  ver- 
tretenden Rechtsanwalts  für  Prozess- 
kosten und  Bussen  820;  Armenrechtsbe- 
willigung 820;  Arrest  gegen  Ausländer 
842;  Zwangsvollstreckung  aus  den  gegen 
Ausländer  erlassenen  Schiedsprüchen 
843;  Konkurs  gegen  Ausländer  844; 
als  Gläubiger  im  Konkurs  848 ; Aus- 
länder , deren  Erbfähigkeit  857 ; Un- 
fähigkeit Testamentsvollstrecker  zu  sein 
863. 

Auspfändung  bei  Steuern,  öffentlichen 
Abgaben  u.  dergl.  830. 

Aussetzung  der  Verhandlung  808,  809. 

Aussonderung  im  Konkurs  846. 

Autorrecht  nach  dänischen  und  norwe- 
gischen Gesetzen  791 l. 

Bagatell verfahren  822. 

Berufung  823,  Gegenstand  824,  Vor- 
bringen neuer  Thatsachen,  Klagegründe 
und  Einreden  825;  allgemeine  Bedin- 
gungen 825,  826;  Frist  der  Einlegung 
826 ; Berufungssumme  827 ; gegen  Pfän- 
dung 830;  Suspension  der  Vollstreckbar- 
keit 832. 

Besitzentsetzung  als  Exekutionsmass- 
regel  831. 

Beweislast,  Bestimmungen  812. 

Beweismittel,  Zeugen  812 — 814,  Sach- 
verständige 814,  815,  Urkunden  816,  817, 
Eid  817,  818. 

Beweisverfahren,  Beweistheorie,  Be- 
weisest, Geständniss  811,  812;  Beweis- 
mittel: Zeugen  812,  Sachverständige 
814,  Urkunden  816,  Eid  817. 

Beweiswürdigung,  freie  811. 

Birkeding,  Gericht  erster  Instanz  auf 
dem  Lande  796. 
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Busse  als  Prozessstrafe  809;  als  Ord- 
nungsstrafe 819. 

Civilprozess,  Quellen  und  Literatur  791, 
Partei-  und  Prozessfähigkeit;  Gerichts- 
organisation, Richter,  Gerichtsschreiber, 
Gerichtszeuge,  Anwälte  795;  Sühnever- 
such 799 ; örtliche  Zuständigkeit  der  Ge- 
richte 803;  allgemeine  Grundsätze  des 
Verfahrens  805;  die  Ladung  806;  Gang 
des  Verfahrens  808;  Versäumnissver- 
fahren  810;  Beweisverfahren  811;  Be- 
weistheorie, Beweislast,  Geständniss 811 ; 
Beweismittel:  Zeugen,  Sachverständige, 
Urkunden.  Eid  812 — 817 ; Prozesskosten, 
Kaution  819 ; Armenrecht  820 ; das  extra- 
ordinäre  Verfahren  820;  Berufung  823; 
allgemeine  Bedingungen  der  Berufung 
825;  das  Verfahren  beim  Obergericht 
und  Höchstgericht  827;  Exekution  829, 
Anfang  und  Dauer  der  Vollstreckbarkeit 
831;  Ausführung  der  Vollstreckung  833, 
Zwangsversteigerung  836 ; V ollstreckung 
ausländischer  Urtheile  839;  Arrest  und 
einstweilige  Verfügungen  840. 

Civilrecht,  dänisches  und  norwegisches 
791 K 

Dänemark,  überseeische  Besitzungen  870; 
Civilrecht,  Erbverordnung,  Gesetz  über 
die  Vollmündigkeit  und  Geschäftsfähig- 
keit, über  Autorrecht,  Wechselgesetz, 
Seegesetz,  Gesetz  über  Patente  791'; 
Staatsrecht  792;  dänisches  Gesetzbuch, 
Sammlung  dänischer  Gesetze  793. 

Dinglesung.  Verlautbarung  der  Pfän- 
dung 835;  der  Eheverträge  860,  861. 

Ehefrauen,  deren  Prozessfähigkeit  795; 
die  Frage  der  Mündigkeit  derselben  im 
Güterrecht  860,  861. 

Ehegatten,  deren  vermögensrechtliche 
Stellung  nach  norwegischem  Gesetz  791  *, 
Erbschaft  derselben  856,  öffentliche  Thei- 
lung  des  Sammtgutes  d,er  Ehegatten 
868. 

Eheliches  Güterrecht,  vollständige 
Gütergemeinschaft  859,  Sondergut  860, 
Eheverträge  860,  861. 

Ehemann,  Haftung  desselben  für  die  ehe- 
lichen Schulden  861,  im  Fall  eines  Ehe- 
vertrags 861. 

Ehescheidungssachen,  Verfahren  823. 

Eheverträge  der  Ehegatten  860,  861. 

Eid,  Parteieid,  Gegenstand,  Verneinungs- 
eid 817 ; Bekräftigung  der  angemeldeten 
Konkursforderungen  818 ; Behauptungseid 
bezüglich  der  Echtheit  von  Urkunden  oder 
der  Richtigkeit  des  Handelsbuchs  818. 

Einreden,  Vorbringung  neuer  Einreden 
in  der  Berufung  825. 

Entscheidungen,  interlokutorische  826. 

Erben,  deren  Haftung  für  die  Schulden 
des  Erblassers  863. 

Erbfolge,  gesetzliche,  der  Verwandten 
und  Ehegatten  855. 
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Erbgesetz,  norwegisches,  vom  31.  Juli 
1854  791'. 

Erbschaft,  Gerichtsstand  804;  Regulie- 
rung, Erbfolge  im  Allgemeinen  855; 
öffentliche  und  private  Erbschaftsverthei- 
lung  862;  Nachlassbehandlung  865;  An- 
fall 858. 

Erbschaftsregulierung,  Erbfolge  im 
Allgemeinen  855;  das  eheliche  Güter- 
recht  859;  öffentliche  und  private  Erb- 
schaftsvertheilung  862;  Nacblassbehand- 
lung  865. 

Erbschaftssteuer  858,  859. 

Erb  Schafts  vertheil  ung,  öffentliche  und 
private  862,  863;  Rechtswohlthat  des  In- 
ventars 863. 

Erbschaftsvollmacht,  Formular  959. 

Er bverordnung,  dänische  vom  21.  Mai 
1845  791 «. 

Eventualmaxime  des  Civilprozessver- 
fahrens  805. 

Exekution,  Verurtheilung  zur  Vornahme 
einer  Handlung,  zur  Unterlassung  einer 
solchen,  auf  Zahlung  von  Geld,  Pfän- 
dung, Versteigerung  829,  830,  Berufung 
gegen  Pfändung  830,  Auspfändung  830, 
Besitzentsetzung  831 ; Anfang  und  Dauer 
der  Vollstreckbarkeit  831,  Ausführung  j 
der  Vollstreckung  833,  Zwangs verstei-  j 
gerung837;  Vollstreckung  ausländischer  j 
Urtheile  839,  von  Schiedssprüchen  843;  j 
siehe  ferner:  Vollstreckung. 

Faustpfandgläubiger.  Recht  zur 
Zwangsversteigerung  836,  Rechte  im 
Konkurs  846. 

Firma,  norwegisches  und  dänisches  Ge- 
setz 791  K 

Frauen,  unverheirathete,  deren  Vollmün- 
digkeit (Volljährigkeit)  791*. 

Gastgerichtsverfahren  821;  Anfang 
und  Dauer  der  Vollstreckung  in  Gast- 
gerichtssachen  831. 

Generalvollmacht,  Formular  960. 

Gerichte  795—797.  Hof-  und  Stadtge- 
richt in  Kopenhagen,  Stadtgericht  in 
Kristiania;  Zusammensetzung  und  Zu- 
ständigkeit 796,  das  Stadtding,  Herreds- 
ding oder  Birkeding,  der  Sorenskriver 
796, 797 ; besondere  Gerichte : Seegerichte, 
Handwerksgerichte  797.  Gerichte  II.  In- 
stanz : die  Obergerichte,  ihre  Zusammen- 
setzung und  Zuständigkeit  797;  Höchste  j 
Gerichte  797,  798;  örtliche  Zuständig- 
keit der  Gerichte  803,  804. 

Gerichtsstände,  allgemeine  803;  be- 
sondere 803,  804. 

Gerichtsorganisation,  Kollegialgericht 
und  Höchstes  Gericht  795,  Untergericht, 
Obergericht  796,  insbesondere : Hof-  und 
Stadtgericht  in  Kopenhagen,  Stadtge- 
richt. deren  Zuständigkeiten  796,  das 
Stadtding,  Herredsding  oder  Birkeding 
796 ; Seegerichte,  Handwerksgerichte  797 ; 


Zusammensetzung  der  Obergerichte II.  In- 
stanz in  Dänemark  und  Norwegen,  der 
höchsten  Gerichte  797. 

Gerichtsschr^ber  798. 

Gerichtszeugen,  deren  Anwesenheit  bei 
den  Sitzungen  der  Gerichte  798. 

Gesetze,  spezielle  und  partikuläre,  deren 
Anwendung  806. 

Geständniss  einer  Partei,  gerichtliches, 
aussergerichtliches  812. 

Gewohnheitsrecht,  dessen  Anwendung: 
806. 

Gläubigerausschuss  im  Konkurs  849. 

Gläubigerver Sammlung  im  Konkurs 
849. 

Gütergemeinschaft,  ungetrennte,  der 
Ehegatten  856. 

Handelsbücher,  Beweiskraft  817;  eid- 
liche Bekräftigung  der  Richtigkeit  818. 

Handelsgerichte  in  Kopenhagen  796; 
besonderes  Verfahren  821;  Skiftekom- 
mission  im  Konkurs  843. 

Handelsregister,  norwegisches  und  dä- 
nisches Gesetz  791 1. 

Herredsding,  Gerichte  I.  Instanz  auf 
dem  Lande  796. 

Höchstes  Gericht  797,  798;  Verfahren 
vor  demselben  827,  827 9,  828. 

Immobiliarklagen,  dingliche,  Gerichts- 
stand 803. 

Indizienbeweis  812. 

Injurien,  mündliche,  Zeugenvernehmung 
814;  deren  Verjährung  814  IU. 

Interlokutorische  Entscheidungen 826. 

Inventar,  Rechtswohlthat  des  Inventars 
863. 

Kautionspflicht  im  Civilprozess  819; 
Haftung  des  Anwalts  für  die  von  ihm 
vertretenen  Ausländer  820;  Konvention 
mit  Italien  819 5.  mit  Schweden  820 5. 

Kinder,  uneheliche  791  \ deren  Erbrechte 
855. 

Klagegrund,  Vorbringung  eines  neuen 
Klagegrundes  in  der  Berufung  824. 

Konkurseröffnung,  Voraussetzungen 
und  Verfahren  845,  846,  Rechtswirkung 
846. 

Konkurs  gläubiger.  Anmeldung  der  For- 
derung, Kompensation  847. 

Konkursmasse  846,  Gläubiger  846;  Ver- 
waltung, einstweiliger  Verwalter  848, 
Kurator,  Gläubigerausschuss,  Gläubiger- 
versammlung 849. 

Konkursrecht,  Einleitung  843 ; die  Kon- 
kurseröffnung 845,  Rechtswirkungen  des 
Konkurses,  Aussonderung,  Absonderung, 
Kompensation,  Anfechtung  846;  Verwal- 
tung der  Konkursmasse,  Verwalter,  Gläu- 
bigerausschuss , Gläubigerversammlung 
848;  Einberufung  der  Gläubiger,  Prü- 
fungsverfahren , V ertheilungs  verfahren 

850;  Beendigung  des  Konkursverfahrens, 
Vertheilung,  Zwangsvergleich  852. 
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Konkursverfahren,  Zuständigkeit  des 
Theilungsgerichts  (Skifteretter);  die  der 
Skiftekommission  843,  gegen  Ausländer 
844;  Konkurseröffnung  845,  Verwaltung 
der  Masse,  Gläubigerausschuss,  Gläubi- 
gerversammlung 848—850,  Einberufung 
der  Gläubiger,  Prüfungsverfahren,  Ver- 
theilungs verfahren  850  — 852.  Verkei- 
lung, Zwangsvergleich  852  855. 

Konkursverwalter,  einstweiliger,  Ku- 
rator im  Konkurs  848.  849. 

Konkurs  Vollmacht.  Formular  958. 

Konsuln  808. 

Konsulargerichtsbarkeit  und  .Nota- 
riatsgeschäfte der  Konsuln  868,  869. 

Ladung  im  Civilprozess,  Mitteilung  der- 
selben durch  Ladungsmänner  oder  Notar 
806.  807,  am  Wohnsitz,  persönliche  Zu- 
stellung, öffentliche  Ladung  807,  im  Aus- 
land, Island,  Färöer,  den  dänisch-west- 
indischen Inseln,  Grönland  807,  im  nörd- 
lichen Europa  807. 

Legatare,  deren  Haftung  gegenüber  den 
Gläubigern  des  Erblassers  863. 

Letztwillige  Verfügungen,  deren 
Form  857. 

Literatur  des  Civilprozesses  791 — 795. 

Mortifikationssachen,  Gerichtsstand 
804. 

Nachbarverhältnisse,  Begrenzung  des 
Eigenthumsrechts  in  denselben,  norwe- 
gisches Gesetz  791 l. 

Nachlass!) ehandlung,  Verfahren,  wenn 
die  Schulden  von  den  Erben  nicht  über- 
nommen sind  865,  bei  Uebernahme  der 
Schulden  867. 

Niederlassung,  Gerichtsstand  804. 

Norwegen.  Erbgesetz,  Gesetz  über  die 
Voll] ährigk ei tj  . Gesetze  über  die  vermö- 
gensrechtlicher Stellung  der  Ehegatten, 
über  Unterhaltung  unehelicher  Kinder, 
über  Autorrecht,  Wechselgesetz,  See- 
gesetz. Gesetz  über  Waarenzeichen,  Pa- 
tente, über  Handelsregister,  Firma  und 
Prokura,  über  Begrenzung  des  Eigen- 
thumsrechts  inNaehbarverhältnissen791 1 ; 
Gesetzbuch  und  Sammlung  von  Gesetzen 
793. 

Notariatsgeschäfte  der  Konsuln  868. 

Obergerichte  797;  Verfahren  bei  den- 
selben 827,  828. 

Odelssachen,  s.  unbewegliche  Sachen. 

Oeffentliche  Urkunden,  deren  Beweis- 
kraft 816. 

Oertliche  Zuständigkeit  der  Gerichte  803, 
allgemeiner  Gerichtsstand  803,  besondere 
Gerichtsstände  803,  804. 

Paaanke  s.  Beruf uug. 

Parteifähigkeit  795. 

Patente,  norwegisches  und  dänisches  Ge- 
setz 791 *. 

Pfändung  829,  830;  sog.  Absetzung  (vor- 
läufige Pfändung,  Arrest)  832;  Beginn, 


Art  des  Vollzugs.  Beschränkungen  833, 
Befreiungen  834,  Einreden  834,  recht- 
liche Natur  des  Pfändungspfandrechts 
835,  Schuldhaft  835,  Zwangsversteige- 
rung 836. 

Polizeisachen,  private,  besonderes  Ver- 
fahren 821,  822;  Anfang  und  Dauer  der 
Vollstreckbarkeit  der  ergangenen  Ur- 
theile  831. 

Präjudikatensammlungen,  der  Ent- 
scheidungen der  Gerichte  794. 

Privaturkunden,  deren  Beweiskraft  816. 

Prokura,  norwegisches  und  dänisches  Ge- 
setz 791 1. 

Protokoll.  Erklärungen  der  Anwälte  zu 
Gerichtsprotokoll  im  Civilprozessver- 
fahren  809 2. 

Prozessfähigkeit,  insbesondere  für  un- 
mündige oder  entmündigte  Personen, 
Ehefrauen ; partielle  Prozessfähigkeit  der 
Ehefrauen  und  Unmündigen  für  gewisse 
Rechtsgeschäfte  795. 

Prozesskosten,  Gerichtsgebühren  und 
Stempelsteuer  819 ; Busse  für  unpassende 
Prozessführung.  Streitsucht  und  als  Ord- 
nungsstrafe 819. 

Prozessstrafen,  Busse  809. 

Quellen  und  Literatur  des  Civilpro- 
zesses 791 — 795. 

Rechtssätze,  deren  Anwendung  von 
Amtswegen  806. 

Rechtswohlthat  des  Inventars  863. 

Richter,  deren  Versetzung  u.  Absetzung 
798;  Erstattung  des  Gutachtens  durch 
die  Sachverständigen  in  Verbindung  mit 
dem  Richter  816. 

Sachverständige,  Beweis,  Schriftlich- 
keit des  Gutachtens  815,  Obergutachten 
815;  Vornahme  des  Geschäfts  durch  den 
Richter  in  Verbindung  mit  dem  Sach- 
verständigen 816. 

Sammtgut  der  Ehegatten,  dessen  Thei- 
lung  868. 

Schiedsrichterliches  Verfahren. 
Schiedsspruch,  Zwangsvollstreckung  843. 

Schiedsspruch  der  Vergleichskommis- 
sionen 803;  Zwangsvollstreckung  843. 

Schriftlichkeit  des  Civilprozessver- 
fahrens  805. 

Schuldhaft  835. 

Seegericht  in  Kopenhagen  797;  beson- 
deres Verfahren  821,  Skiftekommission 
für  das  Konkursverfahren  843. 

Seegesetz,  dänisches  und  norwegisches 
791 l. 

Separatisten  im  Konkurs  846. 

Sicherheitsleistung  bei  Arresten  841, 
842. 

Skiftekommission  im  Konkurs  843. 

Skifterdtter  s.  Theilungsgericht  843. 

Sondergüt  der  Ehegatten  861. 

Staatsrecht,  Dänemarks  792. 

Staatsverträge  mit  Grossbritannien, 
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Schweiz,  Congo-Gesellschaft,  Russland 
794 a;  mit  Italien  und  Schweden  wegen 
der  Kautionspflicht  819  5,  820 5 ; mit  Ita- 
lien wegen  des  Armenrechts  820 4,  mit 
Schweden  wogen  der  Vollstreckung  der 
Urtheile  839. 

Stadtding,  Gerichte  I.  Instanz  in  den 
Kaufstädten  796. 

Steuern,  Beitreibung  mittelst  Auspfän- 
dung 830. 

Stiefkinder  des  nachlebenden  Ehegatten, 
Erbrecht  856. 

Strafbare  Handlungen,  Gerichtsstand 
für  private  Ansprüche  aus  denselben  auf 
Busse  und  Schadensersatz  803. 

Sühneversuch  799 — 803,  obligatorische 
Natur  desselben  799,  Ausnahmen  800; 
Vornahme  vor  den  Vergleichskommis- 
sionen 800,  deren  Zusammensetzung,  un- 
entgeltliche Thätigkeit  801;  Sühnever- 
such durch  das  Gericht  in  gewissen  Fällen 
801;  Form  des  Antrags,  Ausschluss  der 
Oeffentlichkeit  und  Mitwirkung  der  An- 
wälte 801;  Verfahren  im  Termin  801, 
802;  Vollstreckbarkeit  des  Vergleichs 
802;  Anfechtung  desselben  802;  gewisse 
richterliche  Gewalt  der  Vergleichskom- 
missionen 802,  803. 

Testamentsvollstreckung  863. 

Theilung  des  Sammtguts  der  Ehegatten 

868. 

Theilungsgericht  im  Konkursverfahren 
843,  dessen  Wirkungskreis  und  Ver- 
fahren 844,  850. 

Uebersetzung  von  Vollmachten  958. 

Unbewegliche  Sachen,  eigenthümliche 
Regeln  des  Verfahrens  823. 

Uneheliche  Kinder,  deren  Erbrechte 
855. 

Unmündige  Personen,  deren  Prozess- 
fähigkeit 795. 

Urkunden,  öffentliche,  ausländische,  pri- 
vate 816,  Handelsbücher  817;  eidliche 
Bekräftigung  der  Richtigkeit  818;  Voll- 
streckbarkeit der  auf  Grund  von  Ur- 
kunden ergangenen  Urtheile  832. 

Urtheil,  dessen  Fällung,  Entscheidungs- 
gründe. Verkündung  in  öffentlicher  Ge- 
richtssitzung 810;  Vollstreckbarkeit  831, 
832.  insbesondere  ausländischer  Urtheile 
839. 

Verbot  (einstweilige  Verfügung)  842,  bei 
Uebertretung  Schadensersatzpflicht  und 
Geldstrafe  842. 

Vereinbarung  des  Gerichtsstandes  804. 

Verfahren,  allgemeine  Grundsätze,  Schrift- 
lichkeit, Verhandlungsmaxime,  Eventual- 
maxime 805,  Anwendung  der  Rechts- 
sätze von  Amtswegen  806;  Gang  des 
Verfahrens,  Anträge,  Schriftsätze.  Aus- 
setzung der  Verhandlung  808,  809;  Auf- 
nahme der  Sache  zur  Entscheidung  809; 
Urth eilsfäll ung  810;  Aufhebung  auf  ein- 


seitiges Gesuch  des  Klägers  811 ; extra- 
ordinäre  : das  Gastgerichtsverfahren,  beim 
See-  und  Handelsgericht  in  privaten  Po- 
lizeisachen 821,  das  Bagatellverfahren 
822,  Wechsel  verfahren  823,  in  Eheschei- 
dungssachen 823;  beim  Obergericht  und 
Höchsten  Gericht  827,  828. 

Verfügung,  letztwillige  857. 

Vergleich,  abgeschlossen  vor  der  Ver- 
gleichskommission, dessen  Vollstreck- 
barkeit 802,  830;  Vollstreckbarkeit  aus 
Vergleichen  832. 

Vergleichskommissionen  für  das 
Sühneversuchverfahren,  deren  Zuständig- 
keit 800—803. 

Verhandlungsmaxime  des  Civilprozess- 
verfahrens  805. 

Versäumnissverfahren  810,  811. 

Vertheilung  im  Konkurs  852,  der  Erb- 
schaftsmasse 864. 

Vertragserfüllung.  Gerichtsstand  803. 

Verwaltung  öffentlichen  Vermögens.  Ge- 
richtsstand 803. 

Verwandte,  erbberechtigte  855 — 859. 

Vizekonsuln  868. 

Vogtgericht,  Pfändungserklärung  833,. 
Einreden  gegen  Pfändungen  834,  835, 
Zuständigkeit  für  Arreste  840. 

Vollmacht,  deren  Befreiung  von  Stempel- 
pflicht für  Rechtsanwälte  im  Prozess 
799. 

Vollmündigkeit,  dänisches  Gesetz  791 K 

Vollstreckbarkeit,  Anfang,  Dauer  831, 
namentlich  in  Gastgerichts-  und  Polizei- 
sachen 831,  bei  Vergleichen  832,  Sus- 
pension der  Vollstreckungskraft  des  Ur- 
theils  832. 

Vollstreckung  von  Urtheilen  829.  830, 
831,  Beginn  derselben,  Art  des  Vollzugs, 
Beschränkungen  833,  Bestimmungen  834; 
Einreden  834,  rechtliche  Natur  des  Pfän- 
dungspfandrechts 835,  Schuldhaft  835, 
Zwangsversteigerung  836;  ausländischer 
Urtheile  839,  von  Schiedssprüchen  843. 

Vorzugsrechte  im  Konkurs  848. 

Waarenzeichen,  norwegisches  und  dä- 
nisches 791  h 

Wechselgesetz,  dänisches  und  norwe- 
gisches 791  1. 

Wechselverfahren  in  Wechselsachen 
823;  Vollstreckbarkeit  der  Urtheile  in 
Wechselsachen  832. 

Widerklagen,  Gerichtsstand  803. 

Wiedereinsetzungsgesuch,  gegen  Ab- 
lauf der  Berufungsfrist  826. 

Zeugen  .als  Beweismittel  im  Civilprozess, 
Fähigkeit,  Unglaubwürdigkeit  812; 
schriftliche  Vorlage  der  Fragen  durch 
die  Beweisführer  814;  Beeidigung  814; 
über  mündliche  Injurien  814. 

Zuständigkeit,  örtliche,  der  Gerichte, 
allgemeiner  Gerichtsstand,  besondere  Ge- 
richtsstände: für  dingliche  Immobiliar- 
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klagen,  Widerklagen,  Klagen  wegen  Ver- 
waltung von  öffentlichem  Vermögen,  für 
private  Ansprüche  aus  strafbaren  Hand- 
lungen, der  Vertragserfüllung  803,  der 
Niederlassung,  der  Mortifikationssachen, 
der  Erbschaft,  der  Vereinbarung,  des 
Arrestes  804. 

Zwangsauktion  s.  Zwangsversteigerung. 

Zwangshaft  835. 

Zwangsvergleich  im  Konkurs  853,  854. 

Zwangsversteigerung,  Auktions- 
beamte, Auktionsgericht  836,  837,  Vor- 
aussetzungen, Rechte  des  Faustpfand- 
gläubigers 836;  bezüglich  der  Grund- 
stücke, Bedingungen,  Zuschlag,  Sicher- 
heitsleistung 837,  838,  Auszahlung  des 
Steigerlöses  839;  bei  beweglichen  Sachen 
839. 

Zwangsvollstreckung  s.  Exekution. 

Zwischenurtheile,  an  sich  nicht  be- 
rufungsfähig 826. 

Deutsches  Belcla. 

Amtliche  Auskunft  über  ausländisches 
Recht  1003. 

Armenrecht  der  Ausländer,  kein  An- 
spruch des  Zessionärs  auf  Armenrecht 
1049;  in  Armuthszeugnissen  für  Ehe- 
frauen sind  Vermögensverhältnisse  der 
Ehemänner  anzugeben  1049 ; Antrag  auf 
Bewilligung  des  Armenrechts  unterbricht 
nicht  Klageverjährung  1050;  Entziehung 
des  Aimenrechts  1050;  Abtragung  der 
gestundeten  Schuld  1050,  vgl.  963. 

Beglaubigung  vgl.  963. 

Beweisaufnahme  zum  Gebrauch  im  A us- 
lande  1001  f. 

Brasilien,  der  deutsch-brasilianische  Kon- 
sularvertrag in  Folge  Kündigung  ausser 
Kraft  getreten  1046. 

Bürgerliches  Gesetzbuch  1044. 

Dominikanische  Republik,  Handels-, 
Schiffahrts-  und  Konsularvertrag  mit 
26.  Januar  1897  in  Folge  Kündigung 
ausser  Kraft  getreten  1046. 

Gebühren  vor  schusspflichtinDeutsch- 
land  klagender  Engländer  1049;  Befreiung 
der  Russen  1049. 

G eri  c h t s b e.h  ö r d e n , schweizerische 

1028  1'.,  ungarische  997  f.,  russische  1037. 

Japan,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag 
mit  dem  Deutschen  Reich  vom  4.  April 
1896  1047. 

Juristische  Personen  des  Auslands, 
Klagerecht  derselben  vor  französischen 
Gerichten  anerkannt  1047 ; Staatsange- 
hörigkeit derselben  1048;  Sicherheits- 
leistung englischer  Handelsgesellschaften 
in  Deutschland  1048;  einer  in  Warschau 
domizilirenden  Handelsgesellschaft  1048. 

J ustizministerial verfüg ungen, 
preussische  961;  alphabetische  Inhalts- 
übersicht derselben  963 — 966. 


Kautionspflicht  der  Ausländer  1048, 
der  Oesterreicher  1048,  der  Finländer 
1048;  Kautionsfreiheit  der  Russen  in 
Deutschland  1048;  Kautionspflicht  der 
Ungarn  1048;  Kautionspflicht  von  Fran- 
zosen in  Handelssachen  1035. 
Legalisation,  Gebühren  1040,  Geschäfts- 
gang 1038. 

Legitimation  der  Parteivertreter 
1051  f, 

Nachlassregulierung  1052. 
Prozessfähigkeit  und  Vertretung  des 
Entmündigten  1051. 

Quellen  und  Literatur  1044 f.,  1046, 
1047,  1048,  1051,  1052. 
Rechtshülfeverkehr  vgl.  965. 
Russland,  Rechtshülfeverkehr  etc.  vgl. 
965. 

Schutzgebiete,  Rechtspflege  in  densel- 
ben 1045  f.,  Südwestafrika  1044,  Kame- 
run und  Togo  1045,  Ostafrika  1045,  Neu- 
Guinea-Kompagnie  1045  f. 
Staatsverträge  1047  f. 
Vollmachtsurkunden,  Stempelpflichtig- 
keit  derselben  1051. 

Vollstreckung  ausländischer  Ur- 
theile,  Voraussetzungen  der  Aner- 
kennung derselben  1050;  prorogirter 
Gerichtsstand  1050;  Vollstreckbarkeit 
österr.  Einträge  in  die  Konkurstabelle 
in  Deutschland  1051. 

Zeugen,  Vernehmung  von  Zeugen  in  Eng- 
land 969. 

Zustellungen  vgl.  966. 

England. 

Abweisung  des  Konkursantrages  880 l. 
Account  duty,  die  Mobiliarsteuer  er- 
gänzende Nachlasssteuer  914. 
Administration  Bond,  zu  vollziehen 
vor  der  Bestellung  zum  Repräsentanten 
eines  Intestatnachlasses  912. 
Administrator  eines  Nachlasses  910,911, 
912. 

Allodialrechte  an  Immobilien  900. 
Anerkennung,  gerichtliche,  seitens  des 
Exekutors  907. 

Annullirung  der  Konkurseröffnung,  An- 
trag, Entscheidung  durch  das  Gericht 
897,  898. 

Antrag  auf  Bestellung  des  Repräsentanten 
eines  Intestatnachlasses  912. 

Anwalt  des  Schatzamts  als  Repräsentant 
des  vakanten  Intestatnachlasses  912. 
Assoziationen,  Konkursverfahren  über 
deren  Vermögen  877  h 
Ausfertigung,  gerichtliche,  der  auslän- 
dischen letztwilligen  Verfügungen  908. 
Ausländer  als  Konkursgläubiger,  deren 
Strafanträge  gegen  den  Konkursschuld- 
ner 897 1 ; Verfügungen  ausländischer  Ge- 
richte in  Konkurssachen  899 3 , deren 
Gleichstellung  mit  Inländern  bezüglich 
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der  Imraobiliarnachlassregelung  902;  be- 
züglich ausländischer  Immobilien  903; 
Nachfolge  in  den  Mobiliarnachlass  903 l, 
Testirfähigkeit  904,  Anfechtung  von 
Testamenten  9045,  bei  Nichternennung 
von  Exekutoren  in  letztwilligen  Verfü- 
gungen 907  *;  Nachlass  910. 

Ausländische  letztwillige  Verfügungen, 
mit  Nichternennung  eines  Exekutor  907  *, 
Anerkennung  907,  908,  Verfahren  908 
bis  910,  Wirkung  909,  Administrator, 
Aufgabe  des  Exekutors  909. 

Bankerottakt  (act  of  bankruptcy)  877. 

Bankruptcynotice.s.K  onkursandrohung 
877. 

Bankruptcy  petition,  s.  Konkurseröff- 
nung. 

BedingteF  orderungen,  deren  Abschätzung 
und  Anmeldung  im  Konkurs  883,  884. 

Beginn  der  Konkurseröffnung  889. 

Beleihung,  lehensrechtliche  Natur  und 
Beziehungen  900. 

Berufung  gegen  Entscheidungen  des  High 
Court  und  des  Court  of  Appeal  in  Kon- 
kurssachen 879;  gegen  Entscheidungen 
des  County  Court  879. 

Beschlagnahme  von  im  Besitz  des 
Schuldners  beiindlichen  Sachen  als  vor- 
läufige Sch  utzmassregel  nach  Einreichung 
des  Konkursantrags  880. 

Bestrafung  des  Konkursschuldners  897. 

Bestellung,  gerichtliche,  des  Repräsen- 
tanten aus  der  Zahl  der  nächsten  Ver- 
wandten des  Verstorbenen  bei  einem  j 
Intestatnachlass  911. 

Betrug,  durch  Uebertragung  des  Vermö-  : 
gens,  oder  betrügerische  Bevorzugung  877.  j 

Bevollmächtigter  für  Ausübung  des 
Stimmrechts  in  der  Gläubigerversamm- 
lung 883. 

Bevorzugung  von  Gläubigern  893,  894, 
895. 

Blinde.  Testirfähigkeit  904 3. 

Board  of  Trade,  zuständig  für  Ernennung  j 
und  Entlassung,  sowie  für  die  Verwal-  ! 
tung  der  Official  Receivers  881. 

Chat t. eis  real  oder  lease  hold  estates  900.  j 

Committee  of  Inspection,  s.  Gläubi-  j 
gerausschuss  891. 

Composition,  s.  Vergleich. 

Co  py  ho  Id  estates  903*. 

County  Courts,  deren  Zuständigkeit  für 
Konkurse  879,  neue  — Rules  1056. 

Court  of  Appeal.  Zuständigkeit  für  Be- 
rufungen gegen  Entscheidungen  des  High 
pourt  of  Justice  879. 

Deklarirung  der  Dividende  durch  den 
Trustee  896. 

Discharge,  gerichtliche V erhandlung  hier- 
über, Gründe  der  Verweigerung,  Wir- 
kung derselben,  898,  899. 

Dividenden,  Zeitpunkt  der  Vertheilung, 
Deklarirung,  Schlussvertheilung  895,896. 


Domizil,  letztes,  massgebend  für  die  Gül- 
tigkeit einer  letztwilligen  Verfügung, 
Ausnahmen  905. 

Ehefrau,  Konkurs  über  deren  Vermögen 
8774;  Forderung,  ihres  Sonderguts  im 
Konkurs  ihres  Ehemanns  895;  Verfü- 
gungsfähigkeit über  den  Immobiliar- 
nachlass 900,  deren  Testirfähigheit  904, 
Bestellung  des  Ehemanns  als  Repräsen- 
tanten der  verstorbenen  Ehefrau  911. 

Eidliche  Erklärung  zur  Unterstützung 
des  Konkursantrags  879,;  eidliche  Ver- 
nehmung des  Gemeinschuldners  881 ; des 
Exekutors  bei  ausländischen  letztwilligen 
Verfügungen  908. 

Einstellung  des  Konkurses  880 h 

Erbe,  Erbschaften,  s.  Nachlassregulie- 
rung. 

Estate  duty,  Nachlässsteuer  914. 

Exekutor  als  Mobiliarnachlassrepräsentant 
901,  903,  905,  906,  907  \ 908,  909,  of 
his  own  wrong  (Einmischung  in  den 
Nachlass  als  Exekutor)  910,  bei  Tod, 
Minderjährigkeit  und  Abwesenheit  des 
Exekutors  910. 

Feuda,  deren  Eintheilung:  Freehold  esta- 
tes, Chattels  real  oder  Leasehold  estates 
900. 

Forderungen,  Anmeldung  im  Konkurs. 
Bedingte,  gesicherte  Forderungen.  Zinsen, 
Forderungsnachweis,  eidliche  Erklärun- 
gen, Prüfung  der  angemeldeten  Forde- 
rungen 883,884,885;  Nachweis  der  For- 
derungen 885;  deren  Beitreibung  ohne 
Anmeldung  im  Konkurs  885,  privilegirte 
894,  895;  zurückstehende,  der  Ehefrau, 
des  Theilnehmers  am  Betriebe  eines 
Geschäfts  895 ; Geltendmachung  aus- 
ländischer Forderungen  908. 

Freehold  estates  900.  Intestatsukzes- 
sion in  eine  solche  901. 

G e h a 1 1 s a n s p r ü c h e , deren  Vorzugsrecht 
im  Konkurs  894. 

Geisteskranke,  deren  V erfügungsfähig- 
keit  901,  deren  Testirfähigkeit  904 3. 

Gemeinschuldner,  Voraussetzungen  für 
den  Antrag  des  Gläubigers  auf  Konkurs- 
eröffnung 878,  dessen  Verhaftung  896. 
897,  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  897, 
Bestrafung  897,  Unterstützung  897,  Un- 
fähigkeit desselben  zu  gewissen  Stellun- 
gen 897  3. 

Gerichtskosten,  Deponirung  seitens  des 
den  Konkurs  betreibenden  Gläubigers  879. 

Geschäftsgewinn,  Geltendmachung  im 
Konkurs  durch  den  Antheilhaber  895. 

Gesicherte  Gläubiger,  deren  Erklä- 
rungen im  Konkursantrag  878,  deren 
Disposition  über  ihre  Sicherheiten  881; 
deren  Stimmrecht  in  der  ersten  Gläubi- 
gerversammlung 882,  Anmeldung  ihres 
Ausfalls  im  Konkurs  884.  die  Beitrei- 
bung ihrer  Forderungen  885. 
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Gläubiger,  Voraussetzungen  für  den  Kon-  j 
kursantrag  desselben  878;  gesicherter  | 
Gläubiger,  dessen  Erklärung  im  Konkurs- 
antrag 878,  879,  Nachweis  der  Forde- 
rung bei  der  Verhandlung  über  den  Kon- 
kursantrag 880,  deren  Bevorzugung  824; 
siehe  auch:  Gesicherte  Gläubiger. 

Gläubigerausschuss  zur  lleberwachung 
der  Regulierung  der  Masse.  Mitglieder 
891,  beim  Nachlasskonkurs  917. 

Gläubigerversammlung,  Vergleichs- 
vorschlag, Konkurseröffnung,  Stimmbe- 
rechtigung. Betheiligung  des  gesicher- 
ten Gläubigers  an  der  Abstimmung, 
Schätzung  der  Sicherheit  882;  Ausübung 
des  Stimmrechts  durch  Bevollmächtigte 
883. 

Handelsgesellschaft.  Geltendmachung 
von  Antheilen  an  englischen  Handels- 
gesellschaften 908. 

Handelssachen,  beschleunigte  Erledi- 
gung von  Handelssachen  1056. 

Hausmiethe,  Geltendmachung  derselben 
im  Konkurs  885. 

heir  902. 

High  Court  of  Justice,  Zuständigkeit 
für  Konkurse  879 ; Berufung  gegen  dessen 
Entscheidungen  879. 

Hinterlegung  von  Nachlassbeträgen  909 
u.  909  *. 

Immobiliarnachlass  899 — 903,  Nach- 
folge 900  — 903,  beim  Vorhandensein 
letztwilliger  Verfügungen  900,  901,  Ver- 
fügungen zu  Gunsten  juristischer  Per- 
sonen 9Ö1,  Verfügungsfähigkeit  der  Ehe- 
trauen. Geisteskranke  901,  Exekutor  901. 

Immobilien,  Allodialrecht  daran  900. 
ausländische,  Verfügung  über  dieselben, 
massgebendes  Recht  901,  903. 

in  fee  tail.  Sukzession  in  eine  estate  in 
fee  tail  902. 

InteStaterbfolge  913. 

Intestatnachlass,  nachlassgerichtliche 
Bestellung  eines  Repräsentanten  aus  der 
Zahl  der  nächsten  Verwandten  des  Ver- 
storbenen 910,  911. 

Intestatsukzession  in  eine  estate  in 
fee  simple  902. 

Juristische  Personen.  Verfügungen  zu 
deren  Gunsten  900.  901. 

Kodizill  903,  904. 

Kompensation  von  Forderungen  im  Kon- 
kurs 886. 

Konkursandrohung,  Voraussetzung  des 
Konkursantrags  878. 

Konkursantrag,  Voraussetzungen  877. 
878;  Einreichung  beim  High  Court  879, 
Prüfung,  dessen  Zurückziehung  879,  Ver- 
handlungen darüber  880,  Abweisung  des 
Konkursantrags  und  Einstellung  des  Kon- 
kurses 880  h 

Konkurseröffnung,  Beschluss  in  der  j 
ersten  Gläubigerversammlung  882,  Er-  | 


Öffnung  durch  das  Gericht,  Bedingungen 
887;  Beginn  des  Konkurses,  Wirkung 
der  Konkurseröffnung  889. 

Konkursforderung,  deren  Voraus- 
setzung für  den  Konkursautrag  878,  deren 
Anmeldung,  eidliche  Erklärung  und  Prü- 
fung 883 — 885,  Nachweis  885. 

Konkursgerichte,  deren  Zuständigkeit 
879. 

Konkursmasse,  belastete  Vermögens- 
stücke 891 — 893,  deren  Vertheilung  895, 
896. 

Konkursrecht,  Voraussetzungen  des 
Konkursantrags,  Konkursandroliung  887. 
Gesicherte  Gläubiger,  eidliche  Erklärung, 
Kostenvorschuss  878,  Konkursgerichte, 
Zuständigkeit,  Einreichung  des  Konkurs- 
antrags 879 ; vorläufige  Schutzmassregeln, 
Verhaftung.  Beschlagnahme  879;  Ver- 
handlung über  den  Konkursantrag  880, 
Official-Receivers,  Statement  of  affairs, 
public  examination  881,  Meeting  of  Cre- 
ditors,  Stimmberechtigung,  Vollmachten 
882,  Anmeldung  von  Forderungen,  be- 
dingte Forderungen,  Zinsen,  gesicherte 
Forderungen,  Forderungsnachweis,  eid- 
liche Erklärungen,  Prüfung  der  angemel- 
deten Forderungen  883.  Beitreibung  von 
Forderungen  ohne  Anmeldung  im  Kon- 
kurs, gesicherte  Gläubiger,  Vermiether, 
Verpächter,  Kompensation,  Zwangsvoll- 
streckungsgläubiger 885,  Vergleich  (Com- 
position),  gerichtliche  Bestätigung.  Ab- 
lehnung, Wirkung,  Erfüllung  des  Ver- 
gleichs. Deeds  of  Arrangement  887,  Kon- 
kurseröffnung, Beginn  des  Konkurses, 
Wirkung  der  Konkurseröffnung  888, 
Trustee  (Konkursverwalter),  Sicherheits- 
leistung, Bestallung,  Absetzung,  Ver- 
waltung , Aufsicht , Entlastung  889. 
Gläubigerausschuss  891.  Konkursmasse, 
lästige  Vermögensstücke  891,  Gültigkeit 
der  in  die  Zeit  des  Konkurses  fallenden 
Rechtsgeschäfte  893.  Reputed  ownership 
893,  Vermögensübertragungen  oder  Ver- 
sprechen, Vermögen  zu  übertragen, 
welche  der  Konkursmasse  gegenüber  un- 
gültig werden,  Bevorzugung  von  Gläu- 
bigern 893,  privilegirte  Forderungen  894, 
zuriiekstehende  Forderungen  895,  Divi- 
dende, Zeitpunkt  der  Vertheilung,  De- 
klarirung.  Schlussvertheilung  895,  Kon- 
kursschuldner, Verhaftung,  Mitwirkung 
bei  der  Verwaltung.  Bestrafung.  Remu- 
neration 896,  Annullirung  der  Konkurs- 
eröffnung 897,  Discharge  898,  summari- 
sches Verfahren  899. 

Konkursschuldner,  V oraussetzungen  für 
den  Antrag  auf  Konkurseröffnung  878. 
dessen  Verhaftung  896,  897,  Mitwirkung 
bei  der  Verwaltung  897,  Bestrafung  897, 
Remuneration,  Unterstützung  897.  Un- 
fähigkeit zu  gewissen  Stellungen  897  *J. 
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Konkursverwalter,  Fähigkeitsbedingun- 
gen, Sicherheitsleistung.  Bestallung, 
Absetzung,  Verwaltung  890,  891,  Auf- 
sicht, Entlastung  891. 

Konsul,  Inbesitznahme  des  Nachlasses 
von  Ausländern,  Nachlassrepräsentant 
910,  912 '. 

Korporationen,  Konkursverfahren  über 
deren  Vermögen  877  h 

last  will,  s.  Verfügungen. 

Leasehold  estates  900,  901. 

Lebensversicherungspolize,  Nicht- 
erforderniss  der  Vorlage  einer  gericht- 
lichen Urkunde  zur  Empfangnahme  der 
Versicherungssumme  907. 

Legalisirung  der  gerichtlichen  Ausferti- 
gung von  ausländischen  letztwilligen  Ver- 
fügungen 908. 

Legatees,  in  der  letzt  willigen  Verfügung 
benefiziarisch  bedachte  Personen  905. 

Lehrvertrag,  Erlöschen  desselben  mit 
der  Konkurseröffnung  895 

Letters  of  administration,  gerichtliche  Be- 
stallungsurkunde  des  Repräsentanten  des 
Mobiliarnachlasses  910. 

Letztwillige  Verfügungen,  s.  Verfü- 
gungen. 

Liberirung  des  Schuldners  von  allen  im 
Konkurs  nachweisbaren  Forderungen 
durch  Discharge  998,  Ausnahmen  899. 

Lohnansprüche,  deren  Vorzugsrecht  im 
Konkurs  894,  895. 

Meetings  of  Creditors,  s.  Gläubiger- 
versammlung. 

Minderjährige,  deren  Testirfähigkeit 
904. 

Mobiliarnachlass  899,  der  Respräsen- 
tant  desselben,  Exekutor,  Administrator 
901;  Nachfolge  in  denselben  in  Ermange- 
lung letztwilliger  Verfügung  910,  Be- 
stellung eines  Repräsentanten  910,  911, 
Letters  of  administration  911,  berufene 
Personen  911.  912,  zuständiges  Gericht 
912.  Antrag,  Intestaterbfolge  913. 

Mobiliarnachlassrepräsentant  901, 
903,  905. 

Mobiliarpfändung,  Bedeutung  für  den 
Konkursantrag  878. 

Mobiliarsteuer  des  Nachlasses  914. 

Nachfolge  in  den  Immobiliamachlass  900 
bis  903,  in  den  Mobiliarnachlass  bei  Vor- 
handensein letztwilliger  Verfügung  903 
bis  910;  desgl.  in  Ermangelung  solcher 
Verfügung  910—913. 

Nachlassgläubigerals  Repräsentant  des 
Verstorbenen  912. 

Nachlasskonkurs,  zuständiges  Gericht, 
Trustee,  Gläubigerausschuss  917. 

Nachlassregulierung  899 — 917,  bezüg- 
lich der  Verlassenschaften  von  Auslän- 
dern 910,  Berechnung  des  Werthes  der 
Nachlassvermögensstücke  915. 

Nachlasssteuerwesen  914 — 916. 


Notar,  Anfertigung  und  Bestätigung  in 
fremder  Sprache  verfasster  letztwilliger 
Verfügungen  903 3,  908, 

Official  Receivers,  deren  Pflichten  in 
Bezug  auf  die  Person  und  das  Vermö- 
gen des  Gemeinschuldners  881,  deren 
Gebühren  881,  Bestellung  eines  Geschäfts- 
führers 881 ; Prüfung  der  Konkursforde- 
rungen 885;  Uebergang  des  Nachlass- 
konkurses auf  den  Official  Receiver  917. 

0 ne rous  property,  s.  lästige  Vermögens- 
stücke 891—893. 

Pachtzins,  dessen  Geltendmachung  im 
Konkurs  885. 

Pfändung,  Geltendmachung  der  hieraus 
erworbenen  Rechte  im  Konkurs  886. 

Pflichttheilsbeschränkungen  bezüg- 
lich des  Mobiliarnachlasses  903. 

Privilegirte  Forderungen  im  Konkurs 
894,  895. 

probate  duty,  die  bei  der  nachlassge- 
richtlichen Anerkennung  oder  Bestellung 
des  Nachlassrepräsentanten  zu  entrich- 
tende Mobiliarsteuer  914. 

Prüfung  der  Konkursforderungen  885. 

Public  Examination  nach  Stellung  des 
Konkursantrags  881,  882. 

pur  autre  vie,  Estate-Unterscheidungen 
901. 

Receiving  order,  den  Schutz  der  Masse 
bewirkende  gerichtliche  Verfügung  880, 
881. 

Rechtsgeschäfte,  in  die  Zeit  des  Kon- 
kurses fallende,  deren  Gültigkeit  893. 

Registrirung  der  Konkursvergleiche  888. 

Repräsentanten,  nachlassgerichtliche, 
Bestellung  des  nächsten  Verwandten  des 
Verstorbenen  bei  Nachfolge  in  den  Mo- 
biliarnachlass in  Ermangelung  letztwilli- 
ger Verfügung  910,  911;  Ehemann  für 
die  verstorbene  Ehefrau,  sonst  der  nächste 
Verwandte.  Vorzug  der  männlichen  912. 

Reputed  ownership  893. 

Residuary  legatee,  Hinterlassung  des 
verbleibenden  Restnachlasses  an  eine  be- 
stimmte Person  905. 

Restnachlass  nach  Abzug  der  Schulden 
und  Lasten  913. 

Schatzamt,  Anwalt  desselben  als  Reprä- 
sentant eines  vakanten  Intestatnachlasses 
912. 

Schlussvertheilung  im  Konkurs  896. 

Schreibensunkundige,  deren  Testir- 
fähigkeit 904  3. 

Schutzmassregeln,  vorläufige,  Be- 
stellung eines  interimistischen  Sequesters, 
Verhaftung  des  Schuldners,  Beschlag- 
nahme von  Sachen  879,  880. 

Sequester,  interimistischer,  seine  Be- 
stellung nach  Stellung  des  Konkurs- 
antrages 879,  880. 

Sondergut  der  Ehefrau,  deren  V erfügungs- 
recht,  soweit  es  Immobilien  betrifft  901. 
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Souverän,  Allodialrecht  an  Immobilien 
900,  dessen  Testirfähigkeit  904 2. 

Staatsangehörigkeit,  britische,  von 
Bedeutung  lür  die  Form  der  Errichtung 
letztwilliger  Verfügungen  905. 

Statement  of  affairs,  vom  Gemein- 
schuldner beschw'orene  Uebersicht  über 
seine  finanzielle  Lage  881. 

Steuern,  deren  Vorzugsrecht  im  Konkurs 
894. 

Steuer pflicht  der  im  Auslande  gelege- 
nen Nachlassgegenstände  915;  Berech- 

. nung  des  Werthes  915. 

Steuersätze  für  Nachlässe  916. 

Stimmberechtigung  der  Konkursgläu- 
biger in  der  Gläubigerversammlung  882, 
Ausübung  durch  Bevollmächtigte  883. 

Stumme,  Testirfähigkeit  904 3. 

Summarisches  Konkursverfahren,  Fälle 
desselben  899. 

Taube,  Testirfähigkeit  904 3. 

Testament,  Schriftlichkeit, Privaturkunde, 
gemeinschaftliches  903. 

Testamentsvollstrecker  nicht  iden- 
tisch mit  Exekutor  906 2,  908. 

Testirfähigkeit,  Bedingungen  904. 

trustees,  Uebertragung  des  Vermögens 
an  solche,  Folge  877;  Prüfung  der  an- 
gemeldeten Forderungen  im  Konkurs 
885;  Uebergang  der  Konkursmasse  von 
Trustee  auf  Trustee,  dessen  Rechte  und 
Pflichten  889,  Fähigkeitsbedingungen, 
Sicherheitsleistung,  Bestallung,  Ab- 
setzung, Verwaltung  890,  891,  Aufsicht, 
Entlastung  891.  Dividendenvertheilung 

896,  deren  Ernennung  in  letztwilligen  Ver- 
fügungen 906;  bei  Nachlasskonkurs  917. 

Uebersetzung  der  in  fremder  Sprache 
verfassten  lotztwilligen  Verfügungen 
durch  Notare  903 3,  908. 

Uebersicht,  beschworene,  über  die  finan- 
zielle Lage,  Vorlage  durch  den  Gemein- 
schuldner 881. 

Uebertragung  des  Vermögens  an  tru- 
stees, betrügerische  877. 

Uneheliche  Kinder,  deren  Unfähigkeit 
heir  zu  sein  902. 

Universal  legatee,  benefiziarische  Hinter- 
lassung des  gesammten  Nachlasses  an 
eine  bestimmte  Person  905. 

Universal  Sukzession  in  einen  Nach- 
lass 899. 

Unterstützung  des  Konkursschuldners 

897. 

Verfügung,  sequestrirende,  nach  Stellung 
des  Konkursantrags  880. 

Verfügungen,  letztwillige  899,  900,  901, 
903 — 910,  zu  Gunsten  juristischer  Per- 
sonen 901,  der  Ehefrauen  901,  der  Geistes- 
kranken 901,  Exekutor  901;  Verbot  von 
solchen  zu  Gunsten  wohlthätiger  Zwecke 
901;  deren  Errichtung  und  Widerruf 
901,  904. 

Leskb  u.  Loeweneeld,  Rechts  Verfolgung.  II. 


Vergleich  im  Konkurs  887,  gerichtliche 
Bestätigung  887,  Erfüllung  887,  888,  zur 
Vermeidung  der  receiving  order  888. 

Vergleichsvorschlag  in  der  ersten 
Gläubigerversammlung  882. 

Verhaftung  des  Schuldners  als  vorläufige 
Schutzmassregel  879,  880. 

Verhandlung  über  den  Konkursantrag. 
Receiving  order,  gerichtliche  Verfügung 
zum  Schutz  der  Masse  880,  881. 

Vermiether,  Anmeldung  von  deren  For- 
derungen im  Konkurs  885. 

Vermögensstücke,  belastete,  im  Kon- 
kurs 891,  892.  893. 

Vermögensübertragungen  im  Kon- 
kurs 893,  894. 

Verpächter,  Anmeldung  von  deren  For- 
derungen im  Konkurs  885. 

Versprechen,  Vermögen  zu  übertragen, 
welche  der  Konkursmasse  gegenüber  un- 
gültig werden  893,  894. 

Vertheilung  der  Dividenden,  Deklarirung, 
Zeitpunkt,  Schlussvertheilung  896. 

Vollmacht  der  Konkursgläubiger  bei  der 
Abstimmung  in  der  Gläubigerversamm- 
lung 883. 

Vollstreckung  ausländischer  Urtheile 
1056. 

Vorläufige  Schutzmassregeln,  Be- 
stellung eines  interimistischen  Sequesters, 
Verhaftung  des  Schuldners,  Beschlag- 
nahme von  Sachen  879,  880. 

Vorzugsrechte  im  Konkurs  894,  895. 

Wechsel,  Stimmrecht  des  W'echselgläu- 
bigers  882,  883. 

Werthberechnung  des  Nachlasses  915. 

Widerruf  von  letztwilligen  Verfügungen 
904,  905. 

Wirkung  der  Konkurseröffnung  889. 

Zahlungseinstellung  als  Voraussetzung 
des  Konkursantrags  878. 

Zeuge  bei  Errichtung  letztwilliger  Ver- 
fügungen, Fähigkeit  903  u.  903 2. 

Zinsen,  deren  Anmeldbarkeit  im  Kon- 
kurs 884. 

Z wangsvergleich,  s.  Vergleich. 

Zwangsvollstreckung  mittelst  Mobi- 
liarpfändung, rechtliche  Bedeutung  für 
den  Konkursantrag  878;  Gläubiger  mit 
den  Rechten  der  erlangten  Zwangsvoll- 
streckung, Geltendmachung  ihrer  Rechte 
im  Konkurs  886. 

Finland. 

Abgaben  öffentliche,  Vorzugsrecht  im 
Konkurs  545. 

Absonderungsrecht  im  Konkurs  538, 
539. 

Abzugsgelder  in  Verlassenschaften  der 
Ausländer,  Staats  Verträge  550 3. 

Adel,  Privilegium  bezüglich  der  Zustän- 
digkeit der  Gerichte  in  Erbschaftssachen 
549,  Nachlass  verfahren  550. 

69 
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Aktivmasse  des  Konkurses,  deren  Auf- 
stellung 535. 

Anfechtungsrecht  im  Konkurs  539,  540. 

Aussonderungsrecht  im  Konkurs  538, 
539. 

Anwälte  521. 

Anwaltsgebühren  522. 

Armenrocht  521. 

A r r e s t , V oraussetzung,  V erfahren  529. 530. 

Ausland,  daselbst  befindliches  Vermögen 
des  im  Konkurs  befindlichen  Gernein- 
schuldners 536,  rechtliche  Bedeutung 
des  im  Auslande  eröffneten  Konkurses 
536. 

Ausländer,  Zuständigkeit  für  Klagen 
gegen  dieselben  519,  deren  Verpflich- 
tung zur  Kautionsleistung  521,  auslän- 
dische TJrtheile  nicht  vollstreckbar  534, 
Konkurs  gegen  einen  Ausländer  537, 
Erbrecht  der  — 550,  551,  deren  Recht 
zum  Erwerb  von  Grundbesitz  in  Fin- 
land 551 

Bank,  Konkurs  derselben,  Verfahren  548. 

Beerdigungskosten,  Vorzugsrecht  im 
Konkurs  545. 

Beischlaf  ausserehelicher,  Zuständigkeit 
für  Ansprüche  aus  demselben  520. 

Berathung  und  Abstimmung  bei  der  Ur- 
theilsfällung  525. 

Berufung,  Zulässigkeit,  Verfahren,  Noth- 
frist  526,  527,  im  Konkurs  544. 

Beschwerde,  Verfahren  527,  in  der 
dritten  Instanz  Pflicht  zur  Hinterlegung 
und  Sicherstellung  528,  — im  Konkurs 
544. 

Beiseitebringungsverbot  im  Arrest- 
verfahren 530. 

Beweisaufnahme  zum  ewigen  Gedächt- 
niss  529. 

Beweisverfahren,  Beweis  durch  Zeu- 
gen, richterlichen  Eid,  Urkunden,  Orts- 
besichtigung durch  Sachverständige  und 
das  Gericht  524,  525. 

Bodentheilungsgerieht  518. 

Bürgschaftsbestellung  im  Arrestpro- 
prozess 530. 

Civilprozessrecht,  Literatur,  Prinzipien 
516,  517. 

Civilrecht  515. 

Ediktalladung>  unbekannter  Gläubiger 
548,  549,  Ediktalladung  bei  Gütertren- 
nung 550. 

Egodelningsräthe  s.  Bodentheilungs- 
gericht  518. 

Ehefrau,  deren  Partei-  und  Prozessfähig- 
keit in  Bezug  auf  das  unter  ihrer  Ver- 
waltung stehende  Veriryögen  520,  Vor- 
zugsrecht der  Ehefrau  im  Konkurs  des 
ihr  bestellten  Eigenthumsverwalters  546, 
Recht  auf  Gütertrennung  549. 

Ebetrennungssachen,  Klage.  Zustän- 
digkeit 520. 

Eid  richterlicher  524,  — der  Konkurs- 


gläubiger 542,  — der  im  Auslande  wohn- 
haften 543. 

Einreden  der  Unzuständigkeit  und  Streit- 
genossenschaft in  Wechsel-,  Seerechts- 
und Konkurssachen  523. 
j Erben,  Pflichttheilsanspruch,  Verlust  des- 
selben 549. 

! Erbrecht,  V erlust  desselben  549,  Iutestat- 
I erbfolge  549. 

Erb  Schaftsregulierung  549 — 552,  Zu- 
ständigkeit der  Gerichte,  Erbfolge  im 
Allgemeinen,  Intestaterbfolge  549,  letzt- 
willige Dispositionen,  Nachlassverfahren, 
Erbrecht  der  Ausländer  550,  Erbschafts- 
steuer 551. 

I Erbschaftssteuer  551. 

| Exekutionskosteu  533. 

; Faustpfandgläubiger,  Vorzugsrecht  im 
Konkurs  545. 

Freigebung  fremder  Sachen  in  der 
Zwangsvollstreckung  533. 

# Gerichte,  Organisation,  Untergerichte, 
Laienbeisitzer,  Gerichte  zweiter  und 
dritter  Instanz  517,  518;  besondere  Ge- 
richte, Grenzzollgerichte  und  Einzel- 
richter in  Polizeisachen  518 ; Zuständig- 
keit, sachliche  518,  örtliche  519;  gegen 
Vormund.  Privatbanken,  die  Staatsbank, 
mehrere  Schuldner,  wegen  Verlöbnisses 

519,  wegen  aussereheficken  Beischlafs 

520,  in  Ehetrennungssachen,  wegen  des 
• Honorars  des  Prozessbevollmächtigten, 

wegen  Patentrechts,  in  Seerechtssachen 
! durch  Vereinbarung  520. 
Gerichtskosten,  der  Vorladung,  der 
Zustellung,  des  Protokolls,  der  Urtheile, 

521,  522. 

Gerichtssitzungen  bei  den  Untergerich- 
ten 517. 

I Gerichtssprache  518. 

I Gouverneur  als  Vollstreckungsorgan  531. 
Grenzzollgericht  518. 

Grundbesitz  betreffende  Klagen,  deren 
Form  522,  523. 

Güterrecht,  eheliches  549. 
Gütertrennungsanspruch  der  Ehefrau 
549. 

Handelsbücher,  Beweismittel  525. 
Häuser  betreffende  Klagen,  Form  etc. 

522, 

Hypothekenforderungen  im  Konkurs 
546. 

Inhaber-  oder  Ordrepapiere,  Verfahren 
bei  Klagen  aus  denselben  529. 
Intestaterbfolge  549. 
Inventarisationskosten, V orzugsrech  t 
im  Konkurs  545. 

Kautionspflicht  der  Ausländer  in  Pro- 
zessen 521 ; in  der  Revisionsinstanz  528. 
Klage,  betreffend  Grundbesitz  und  Häuser, 
Form,  Ladung,  522,  523;  Klagenhäufung 
523;  Aenderung  und  Emendirung  der 
Klage  523. 
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Konkursanmeldung  543,  ihre  Versäum- 
niss,  Wirkung  543,  544. 

Konkursbeendigung,  Rechnungsable- 
gung, Zurücknahme  des  Konkurs- 
gesuches, Zwangsvergleich  547,  548. 

Konkurs,  Einreden  der  Unzuständigkeit 
und  Streitgenossenschaft  523;  Aufstel- 
lung der  Aktivmasse  535;  Verth  eilungs- 
verfahren 546,  547;  Beendigung  547; 
besondere  Arten  des  Konkurses,  wenn 
eröffnet  gegen  eine  Bank,  Privateisen- 
bahn, Nachlass  548. 

Konkurseröffnung,  Voraussetzung,  An- 
trag 535,  536;  Wirkung  in  Bezug  auf 
Zwangsvollstreckungen,  Prozesse,  das 
im  Ausland  befindliche  Vermögen  536; 
Rechtsgeschäft  vor  dem  Konkurs  emge- 
gangen  537;  Eröffnungsverfahren  541, 
542. 

Konkursgläubiger,  deren  Stellung,  Ab- 
stimmung 538. 

Konkurskosten  548. 

Konkursrecht,  Quellen, Grundprinzipien, 
materielles  Konkursrecht  534—549. 

Konkursverwalter,  dessen  Stellung 
und  Wirkungskreis  538;  Meldung  neuer 
Verwalter  nach  dem  Proklamatag  544. 

Konsulargerichtsbarkeit  552. 

Kronvogt  als  Vollstreckungsorgan  531. 

Lagerhaus,  Ansprüche  des  Deponenten 
gegen  dasselbe,  Vorzugsrecht  im  Konkurs 
546. 

Länsmän,  Vollstreckungsorgan  531,  532. 

Letztwillige  Dispositionen,  Testa- 
mente, Form,  Anfechtung  550. 

Magistrate  der  Städte  als  Vollstreckungs- 
organe 531. 

Mandatsprozess  529. 

Mobiliarexekution  531,  Vorzugsrecht 
der  Pfändung  532. 

Morgengabe  für  Ehen  549. 

Mündliche  Verhandlung  516. 

Nachlass  im  Konkurs  548. 

Nachlassverfahren  550. 

Nothfrist  bei  der  Berufung  526,  — bei 
der  Beschwerde  527,  — bei  der  Revi- 
sion 527. 

Oeffentliches  Eigenthum,  Vorzugsrecht 
für  Forderungen  hieraus  gegen  den  Ver- 
walter 546. 

Ordrepapiere,  Verfahren  bei  Klagen  aus 
denselben  529. 

Ortsbesichtigung,  Beweismittel  525. 

Parteien,  Partei-  und  Prozessfähigkeit 
520. 

Parteiverhandlung,  richterliche  Pro- 
zessleitung, Mündlichkeit  und  Oeffent- 
lichkeit  523. 

Passivmasse  im  Konkurs,  deren  Auf- 
stellung, Prüfungs-  und  Prioritätsver- 
fahren 542—547. 

Patentrecht,  Klagen  auf  Aufhebung, 
Zuständigkeit  520. 


Pfändung  531,  deren  Vorzugsrecht  532, 
— im  Konkurs  545. 

Pflichttheilsanspruch  der  Erben  549;., 

Polizeirichter  518. 

Privateisenbahn  im  Konkurs  548. 

Privatrecht  515  und  515V 

Privatbanken,  Klagen  gegen  dieselben» 
Zuständigkeit  519. 

Proklamatag  im  Konkurs  543,  544. 

Protokoll,  Auszüge  daraus  525,  526. 

Prozessbevollmächtigte,  Klagen  we- 
gen des  Honorars  derselben  520,  deren 
Auftreten  vor  Gericht,  Rechtsanwälte  521. 

Prozesskosten,  Entscheidung  hierüber 
521;  Gerichtskosten  521. 

Rechtskraft  des  Urtheils  526. 

Rechtsmittel,  Berufung,  Beschwerde,. 
Revision,  Wiederaufnahme  des  Verfah- 
rens und  Wiedereinsetzung  in  den  vori- 
gen Stand  526 — 529,  die  Wette  (Berufung) 
im  Konkurs  544. 

Revision,  Verfahren  527,  528. 

Sachverständige,  Beweismittel  525. 

Schiedsgerichtliches  Verfahren,  Ver-; 
gleich  534. 

Schuldhaft,  deren  Zulässigkeit  529.  532. 

Schuldner,  mehrere,  nicht  solidarisch  ver- 
pflichtete, Zuständigkeit  für  Klagen  ge- 
gen dieselben  519. 

Seerechtssachen,  Vereinbarung  des 
Gerichtsstandes  520,  bezüglich  der  Zu- 
lässigkeit der  Einreden  der  Unzustän- 
digkeit und  Streitgenossenschaft  523. 

Sicherheitsleistung,  Pflicht  der  Aus- 
länder in  Prozessen  hierzu  521,  in  der 
Revisionsinstanz  528,  Vollstreckbarkeit 
nicht  rechtskräftiger  Urtheile  mit  oder 
ohne  S.  530,  531. 

Staatsbank,  Klagen  gegen  dieselbe,  Zu- 
ständigkeit 519. 

Staatsverträge  über  Abschaffung  der 
Abzugsgelder  ausVerlassenschaften  550  2. 

Stadtvögte  als  Vollstreckungsorgan  531, 
532. 

Steuern,  Vorzugsrecht  im  Konkurs  545. 

Testament,  Form.  Anfechtung  550. 

Uneheliche  Kinder,  Erbanspruch  549. 

Unmündige,  deren  Partei-  und  Pro- 
zessfähigkeit 520,  521. 

Unzuständigkeits-Einrede  523. 

Urkunden,  Beweismittel  524,  525. 

Urkundenprozess,  Voraussetzung,  Ven* 
fahren  529. 

Urtheil,  Berathung,  Abstimmung,  Ver- 
kündung 517,  525;  Anfechtbarkeit  be- 
züglich der  prozesshindernden  Einreden 
525,  526;  Ausfertigung  526;  Rechts- 
kraft 526. 

Veräusserungsverbot  im  Arrestver- 
fahren 530. 

Verfahren  im  allgemeinen,  Klage,  Aen- 
derung  und  Emendirung  derselben  522; 
Einreden  523 ; in  erster  Instanz  523  bis 
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626;  Versäumnissverfahren  526;  Rechts- 
mittel 526,  527;  besondere  Arten  529. 

Vergleich  534. 

Verkäufer  eines  Grundstücks,  Vorzugs- 
recht inl  Konkurs  545. 

Verlöbniss,  Zuständigkeit  für  Klagen 
aus  demselben  519. 

Versäu  mni  ss  verfahren,  Vollstreckbar- 
keit der  Urtheile  im  — 526. 

Versteigerung  der  gepfändeten  Mobi- 
lien 532. 

Vertheilungs verfahren  im  Konkurs 
546,  547. 

Vollmacht  zur  Prozessführung,  insbe- 
sondere auf  telegraphischem  Wege  521, 
Formulare  941. 

Vollstreckbarkeit  nicht  rechtskräftiger 
Urtheile  530,  531. 

Vollziehungsbehörde  z.  Vollstreckung 
der  Urtheile  531. 

Vormund,  Klagen  gegen  denselben  aus 
seiner  Verwaltung,  Zuständigkeit  519; 
Vorzugsrecht  der  Mündelforderungen  im 
Konkurs  des  Vormunds  546. 

Vorzugsrechte  im  Konkurs  545. 

Wechselsachen,  Einreden  der  Unzu- 
ständigkeit und  Streitgenossenschaft  523. 

Wechselprozess,  Verfahren  529. 

Wette,  Rechtsmittel  gegen  das  Endurtheil 
im  Konkurs  544. 

Wideraufnahme  des  Verfahrens,  Zuläs- 
sigkeit, Verfahren  528,  529. 

Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
S t a n d , V oraussetzungen,  V erfahren  528, 
529. 

Widergewinnungsklage  im  Konkurs 
539,  540. 

Zeugen,  ihre  Aussagen  516,  517;  als  Be- 
weismittel. Unzulässigkeit  524. 

Zw angs v ergleich  im  Konkurs-547. 

Zwangsvollstreckung,  Voraussetzun- 
gen und  Organe  530  und  530 3,  531, 
Arten  und  Mittel  531,  532,  533;  in  das 
Vermögen  eines  Beamten  532;  Frei- 
gebung  fremder  Sachen  533;  "Kosten  533; 
ausländisches  Urtheil  534. 

Frankreich. 

Literatur,  Fremdenrecht, Rechtsstellung 
der  Deutschen;  Eltern-  und  Kindesrecht 
1055. 

Prozess fähigkeit  deutscher  Handels- 
gesellschaften 1055. 

Prozessfristen,  deren  Ablauf  am  näch- 
sten Werktag,  wenn  ihr  Ende  auf  einen 
Feiertag  fällt  1055. 

Griechenland. 

Abstehen,  Beendigung  einer  gerichtlichen 
Handlung  oder  des  Prozesses  durch  — 63. 

Acquiesciren  63. 

Acquisitiv Verjährung,  Unterbrechung 
der  — durch  die  Klagerhebung  33. 


Adcitation  18. 

Aegypten,  Handelsvertrag  v.  9./21.März 
1895  1057. 

Aenderung  der  Klage  34. 

Akkord  im  Konkurse  96,  Aufhebung  und 
Nichtigkeit  des  — 97. 

Akkordurkunde  96. 

Aktiengesellschaft,  Konkurs  einer  — 
99. 

Aktivlegitimation  als  Erforderniss  der 
Klage  32. 

Alimente,  Freiheit  der  — von  der  Be- 
schlagnahme 71. 

AmerikanischeV  ereinigte  Staaten,  Han- 
delsvertrag vom  10.  Dezember  1837  mit 
den  — 5,  desgl.  bezüglich  der  Kautions- 
pflicht der  beiderseitigen  Staatsunter- 
thanen  28. 

Anfechtungsrecht  im  Konkurse  88. 

Angriffsmittel,  prozessuale  — 32. 

Anordnungen,  provisorische  — bei  Be- 
sitzstreitigkeiten 14. 

Antizipirter  Beweis  39. 

Anwälte  s.  Rechtsanwälte. 

Anwaltsgebühren  im  Falle  des  Armen- 
rechts 25. 

Anwaltszwang  24. 

Appellation  54,  — bei  Klagen  gegen 
richterliche  Beamte  14,  — gegen  Ur- 
theile der  Friedensgerichte  14,  — eines 
Streitgenossen  20. 

Appellationsfrist  54,  — im  Exekutions- 
prozess 55. 

Appellationsre  c ht,  Verjährung  des  — 54. 

I Appellationsschrift.  Erfordernisse  der 

— 56. 

Appell höfe  10.  Besetzung  der  — 11, 
Zuständigkeit  der  — 11,  14. 

Areopag,  Entscheidung  der  Kompetenz- 
konflikte durch  den  — 11,  Besetzung 
des  - 12. 

Areopagmitglieder,  Gesetz  von  1877 
über  die  Rekusation  von  — 12. 

Armenrecht,  Zulassung  zum  — 24,  — 
in  der  Appellationsinstanz  56. 

’Affrtxög  Nofj.os  vom  29.  Oktober  1856  7. 

Athen,  Kassationshof  zu  — 10. 

Audienzgerichtsboten  12. 

Audienzrolle,  Führung  der  — durch 
den  Gerichtssekretär  11  No.  V,  12,  33,  37. 

Audienzverfahren,  mündliches  — 9. 

Augenschein,  richterlicher  — 42. 

Ausland,  Form  der  im  — ertheilten  Voll- 
macht 20,  desgl.  der  im  — errichteten 
Testamente  104. 

Ausländer,  Erbfähigkeit  der  — 102,  Re- 
gulierung von  Hinterlassenschaften  der 

— 106,  Arresthandlungen  gegen  — 15, 
Gerichtsstände  der  — 16,  Prozessfähig- 
keit der  — 18.  Kautionspflicht  der  — 
26,  Haft  des  — 64,  Personalarrest  gegen 

— 66,  74,  — als  Konkursgläubiger  83, 
I 86,  Konkurs  eines  — 83. 


Griechenland. 


1081 


Ausländische  Konkurseröffnungen  82. 

— Konkursverwalter  82. 

— Schiedssprüche,  V ollstreckung  von  — 80. 

— Urtheile,  Exekution  auf  Grund  von  — 
76,  Anerkennung  von  — 76. 

Aussonderungsrecht  im  Konkurse  86, 

— der  Ehefrau  87. 

Avocat  24. 

Avou6  24. 

Beistände  der  Parteien  20. 

Belgien,  Handelsverträge  vom  13.  August 
1838  und  24.  Mai  1856  mit  — 5,  desgl. 
bezüglich  der  Kautionspflicht  der  beider- 
seitigen Staatsunterthanen  28.  desgl.  be- 
züglich der  Erbfähigskeit  derselben  102, 
Handelsvertrag  und  Konsularvertrag  vom 
13./25.  Mai  1895  mit  — 1057. 
Berufungsgerichte,  Zuständigkeit  der 

— 9,  Verfahren  vor  den  — 9. 
Beschlagnahme  zur  Sicherung  einer 

Forderung  15 2,  66,  — von  Mobilien  71, 

— von  Immobilien  72,  — von  Früchten 
auf  dem  Halm  71. 

Beschwerde  gegen  Anwälte  24. 
Besitzstreitigkeiten  66,  provisorische 
Anordnungen  bei  — 14. 
Bevollmächtigte  der  Parteien  21. 
Beweis,  anticipirter  — 39,  — durch 
Augenschein  42,  — durch  Zeugen  43, 

— durch  Eid  45,  — durch  Urkunden 
46,  47.  — durch  Geständniss  40,  — 
durch  Präsumtionen  41,  — durch  Sach- 
verständige 42,  — zum  ewigen  Gedächt- 
nis 39,  68. 

Beweisinterlokut  38,  49. 

Beweislast  39. 

Beweismittel  40,  — in  der  zweiten  In- 
stanz 56. 

Beweisrecht  10. 

Beweisurkunden,  Beifügung  von  — in 
Abschrift  zur  Klage  33. 
Beweisverfahren  38. 
Beweiswürdigung,  freie  — 10,  38. 
Bezirksgerichte  10,  Besetzung  der  — 
11,  Zuständigkeit  der  — 11,  14. 
Bezirksgerichtsprokurator  im  Dis- 
ziplinarverfahren gegen  einen  Rechts- 
anwalt 24. 

Bezirksgerichtspräsident,  Verfahren 
vor  dem  — 64. 

Bigamie  8. 

Bittschriften.  Verfahren  auf  — 67. 
Blö  ds  innige,  Prozessfähigkeit  der — 18 l. 
Bürgen  für  die  Prozesskaution  26. 
Cessio  bonorum  81. 

Civilentscheidungen,  Einfluss  von  — 
auf  Strafentscheidungen  8. 
Civilgerichte  8. 

Civilklage  8,  9. 

Civilprozess,  Prinzipien  des  — 10, 
Quellen  und  Literatur  5. 
Civilprozessordnung  8. 

Civilrecht  7. 


Ci vi  1 verfahren,  Gesetz  über  das  — vom 
2.  April  1834  5. 

Dänemark,  Handelsvertrag  vom  18.  De- 
zember 1843  mit  — 5,  desgl.  bezüglich 
der  Kautionspflicht  der  beiderseitigen 
Staatsunterthanen  28,  desgl.  bezüglich 
der  Erbfähigkeit  derselben  102. 

Delicto  forum  16. 

Demarchen  20. 

Demen,  Vertretung  der  — durch  De- 
marchen 20. 

Deutsches  Reich.,  Handelsvertrag  vom 
27.  Juni  / 9.  Juli  1889  mit  dem  — 5, 
desgleichen  bezüglich  der  Prozessfähig- 
keit der  beiderseitigen  Staatsunterthanen 
18,  desgl.  bezüglich  der  Kautionspflicht 
derselben  27,  desgl.  bezüglich  der  Erb- 
fähigkeit derselben  102.  Konsularvertrag 
vom  26.  November  1881  mit  dem  — 
über  die  Zuständigkeit  in  Erbstreitig- 
keiten 101,  desgl.  bezüglich  der  Regu- 
lierung der  Hinterlassenschaften  von 
beiderseitigen  Staatsangehörigen  100, 
desgl.  bezüglich  der  örtlichen  und  sach- 
lichen Zuständigkeit  der  Konsuln  113. 

Dilatorische  Einreden  35. 

Disziplinarstrafe,  Vorbehalt  der  — bei 
den  Klagen  gegen  richterliche  Beamte  14. 

Disziplinargewalt  der  Gerichte  11,  — 
über  die  Rechtsanwälte  24. 

Dispositionen,  letztwillige  — 104. 

Dolmetscher  12,  44 ,3. 

Domizil,  Gerichtsstand  des  — 15. 

Dos,  Prozessfähigkeit  der  Ehefrau  bezüg- 
lich der  — 18. 

Drittopposition  s.  Opposition. 

Ehefrau,  Prozessfähigkeit  der  — 18, 
Aussonderungsrecht  der — im  Konkurs  87. 

Ehesachen,  Verfahren  in  — 9,  10. 

Eid,  Beweis  durch  — 45,  — eines  Streit- 
genossen 20,  zugeschobener  und  zurück- 
geschobener — 46. 

Einlassung  auf  die  Klage  34,  Wirkungen 
der  — 34. 

Einlassungsfrist  37. 

Einreden  gegen  die  Provokation  20,  — 
der  Inkompetenz  34,  peremtorische  und 
dilatorische  — 35,  36,  forideklinatorische 

— 35,  — der  Rechtshängigkeit  oder 
Konnexität  dor  Sache  35,  — der  Kau- 
tionsleistung 35,  — der  nicht  gehörigen 
Mittheilung  der  Prozessschriften  35,  — 
der  Rechtswohlthat  des  Inventars  35, 

— der  Gewährschaft  35,  — der  Rechts- 
wohlthaten  der  Theilung  und  Exkussion 
oder  der  noch  nicht  eingetretenen  Fällig- 
keit 36. 

England,  Handelsvertrag  vom  29.  Okto- 
ber / 10.  November  1884  mit  — 5,  desgl. 
bezüglich  der  Prozessfähigkeit  derbeider- 
seitigen Staatsunterthanen  18,  desgl.  be- 
züglich der  Kautionspflicht  derselben  27, 
desgl.bezüglich  der  Erbfähigkeit  d erselben 
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102.  desgl.  bezüglich  der  Regulierung  von 
Hinterlassenschaften  derselben  110. 

Enterbung  105. 

Entmündigungssachen,  Verfahren  in 
- 9,  10. 

Eparch,  Bescheinigung  des  Armuthzeug- 
nisses  durch  den  — 25 2. 

Erbfähigkeit  102. 

Erbfolge  101. 

Erbrecht,  Literatur  des  — 101. 

Erbschaft,  Erwerb  der  — 102. 

Erbschaftsregulierung  lOOf. 

Erbschaftssteuer  111. 

Erbschaftsvollmacht  924. 

Erfüllungseid  46. 

Eröffnungs verfahren  im  Konkurs  91. 

Erwirkung  der  Vornahme  und  Unter- 
lassung von  Handlungen  70. 

Eventualmaxime  10. 

Exekution  68,  einzelne  Arten  der  — 70, 
Einwendungen  gegen  die  — 75,  — auf 
Grund  der  Urtheile  ausländischer  Ge- 
richte 76,  — durch  die  Gerichtsboten 
12,  — wegen  Geldforderungen  70. 

Exekutionsinstanz,  Hauptintervention 
in  der  — 18,  19. 

Exeku tionsintervention  75. 

Exekutionskosten  70. 

Exekutionsprozesse,  Appellationsfrist 
in  — 55. 

Expertise  42. 

Exterritoriale,  Gerichtsstand  der  — 16. 

Extinktiv Verjährung,  Unterbrechung 
der  — durch  die  Klagerhebung  33. 

Fallirte,  Prozessfähigkeit  der  — 18. 

Fallimentskommissar,  Pflichten  des 
— 84,  85,  86,  91,  Ernennung  des  - 91. 

Falsus  procurator  22. 

Familienrathversammlungen,Zustän- 
digkeit  der  Friedensgerichte  bei  — 14. 

Faustpfand  als  Kaution  26. 

Finanzminister  als  Vertreter  des  Fis- 
kus 20. 

Fiskus,  Klagen  gegen  den  — 8,  Vertre- 
tung des  — durch  den  Finanzminister  20. 

Forideklinatorische  Einreden  35. 

Forum  arresti  in  Streitigkeiten  bei  Ge- 
legenneit  des  Personal-  oder  Realarrests  ! 
15,  16. 

Forum  connexitatis  16. 

Forum  continentiae  causarura  boi 
Rechtsidentität  16. 

Forum  contractus  16. 

Forum  gestae  administrationis  für 
fremde  Vermögensverwaltung  15,  16. 

Forum  reconventionis  für  Widerklagen 
15,  16. 

Forum  rei  sitae  für  dingliche  Immobi- 
liarklagen 15,  16. 

Frankreich,  Handelsvertrag  vom  8./20.  Fe  - 
bruar  1891  mit  — 5,  desgl.  bezüglich 
der  Kautionspflicht  der  beiderseitigen 
Staatsunterthanen  28,  Konsularvertrag 


vom  7.  Januar  1876  mit  — bezüglich 
der  Regulierung  von  Hinterlassenschaf- 
ten der  beiderseitigen  Staatsangehörigen 
109,  desgl.  bezüglich  der  örtlichen  und 
sachlichen  Zuständigkeit  derKonsuln  113. 
Freiwillige  Gerichtsbarkeit,  Zuständig- 
keit der  Friedensgerichte  in  Sachen  der 

— 14,  — bei  den  Konsulargerichten 
118. 

Friedensgerichte  10,  Verfahren  vor 
den  — 9,  64,  Besetzung  der  — 11.  Zu- 
ständigkeit der  11,  14. 
Friedensrichter  11,  12  h 
Fristen,  prozessuale  — 31,  — des  Be- 
klagten zur  Erhebung  der  Klage,  wenn 
der  Provokation  stattgegeben  ist  20,  — 
zur  Benachrichtigung  von  Streitgenossen 
und  Gewährsmännern  35,  — zur  Ein- 
lassung 37,  — zur  Replik  37,  — zur 
Opposition  gegen  Versäumnissurtheile 
52,  — zur  Appellation  54.  55,  — zur 
Wiederaufnahme  des  Verfahrens  58.  — 
zur  Kassation  59,  — zur  Peremtion  63, 
Berechnung  bei  Verlängerung  31,  118. 
Gebühren,  Höhe  der  — 28l. 
Gegenappellation  56. 

Geldbusse,  Hinterlegung  einer  — vor 
der  Appellationsverhandlung  56. 
Gemeinden,  Prozessfähigkeit  der  — 18. 
Generalvollmacht,  Umfang  der  — 20, 
Formular  925,  Nothwendigkeit  einer 
Spezialvollmacht  925. 

Gerichte,  Organisation  der  — 10,  sach- 
liche Zuständigkeit  der  — 14,  örtliche 
Zuständigkeit  der  — 15,  Zuständigkeit 
der  — in  Erbschaftssachen  101,  Klagen 
gegen  — 13. 

Gerichtliche  Theilung  66. 
Gerichtsakte,  Ertheilung  von  Zeugnissen 
über  — durch  den  Gerichtssekretär  11. 
Gerichtsbarkeit,  freiwillige  — der  Kon- 
suln 118. 

Gerichtsboten,  Befugnisse  der  — 12, 
Klagen  gegen  — 13,  Beiordnung  eines 

- im  Falle  des  Armenrechts  25. 
Gerichtsferien  12,  Gesetz  vom  5.  Juli 

1851  über  die  — 12. 

! Gerich.tskasse,  Verwaltung  der—  durch 
' den  Gerichtssekretär  11  No.  V. 
Gerichtskosten  im  engeren  Sinne  28, 
Höhe  der  — 29. 

Gerichtspersonen,Rekusationder  — 12. 
Gerichtspräsident,  Befugnisse  des  — 

11,  Vorlegung  des  Rekusationsgesuchs 
an  den  — 13. 

Gerichtsordnung  235. 
Gerichtsorganisation  10,  Gesetz  vom 
21.  April  1834  über  die  — 5. 
Gerichtsschreiber,  Ablehnung  eines  — 

12,  Klagen  gegen  den  — 13. 
Gerichtssekretär,  Befugnisse  des  — 

11  No.  V. 

Gerichtssprache  12. 
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Gerichtsstand,  allgemeiner  — des  In- 
länders 15,  besondere  — 15,  — der  Aus- 
länder 16,  ausschliessliche  — 16. 

Gesetz  vom  2.  April  1834  über  das  Civil- 
verfahren  5,  — vom  21.  April  1834 
über  die  Gerichtsorganisation  5,  — vom 
17.  August  1861  über  Votm und schaft  7, 

— vom  11.  August  1836  über  Hypo- 
theken 7,  — von  1830  über  die  Form 
der  Testamente  7,  — vom  1.  Dezember 
1836  über  Pfandbestellung  7,  — vom 
29.  Oktober  1856  (äanxdg  vojuog)  7,  — 
vom  22.  Januar  1866  für  die  Jonischen 
Inseln  7,  Stempelgesetz  vom  30.  De- 
zember 1887  (1890  und  1892)  7,  — vom 
28.  Mai  1887  über  die  Aufhebung  der 
Handelsgeirichte  10,  — vom  28.  Juli  1877 
über  die  Besetzung  des  Kassationshofs  12, 
--  vom  23.  Dezember  1892  über  die  No- 
tare 12,  — vom  5.  Juli  1851  über  die 
Gerichtsferien  12,  — von  1866  und  1877 
über  die  Kassation  15,  - vom  1.  Fe- 
bruar 1883  betreffend  die  Zuständigkeit 
der  Friedensgerichte  14,  — vom  28.  Mai 
1887  über  das  Königliche  Haus  21,  — 
vom  27.  Februar  1842,  22.  Februar  1847 
über  die  Rechtsanwaltschaft  23 5,  — von 
1859  betreffend  die  durch  die  National- 
bank betriebenen  Zwangsvollstreckungen 
68,  — vom  8.  Oktober  1868  für  die 
Immobiliarexekution  in  den  Jonischen  In- 
seln 68,  Handelsgesetzbuch  vom  19.  April 
1835  80,  — vom  13.  Dezember  1878 
über  das  Konkursrecht  81,  — vom  6.  Fe- 
bruar 1893  über  den  präventiven  Zwangs- 
vergleich 81,  — vom  21.  Dezember  1877, 
19.  Juli  1885,  28.  Mai  1887,  8.  Mai  1891 
über  das  ^onsularwesen  112. 

Geständniss  40,  gerichtliches  u.  ausser- 
gerichtliches  — 41. 

Gewährschaft,  Einrede  der  — 35. 

Gewohnheitsrecht,  Verordnung  vom 
23.  Februar  1835  über  das  — 7. 

Gläubiger,  Stellung  der  — im  Konkurs 
83,  86. 

Gläubigerversammlung  84,  93, 

Glaubhaftmachen  39. 

Handelsgerichte,  Aufhebung  der  — 
durch  Gesetz  vom  28.  Mai  1887  10. 

Handelsprozesse  66. 

Handelssachen,  Gerichte  für  — - 14, 
Vertretung  in  — 21. 

Handelsverträge  mit  den  Amerikani- 
schen Vereinigten  Staaten,  Belgien,  Däne- 
mark, dem  Deutschen  Reich,  England, 
Frankreich,  Holland  5,  mit  Italien,  Oester- 
reich, Persien,  Russland,  Schweden,  Nor- 
wegen und  der  Türkei  6,  provisorischer 

— mit  Serbien  vom  17.  Juni  1894,  mit 
Belgien  vom  13./25.  Mai  1895.  mit  Aegyp- 
ten vom  9./21.  März  1895  1056  f. 

Handlungsfähigkeit,  prozessuale  — 17, 

Hauptintervention  18. 


Hauptsache,  Gericht  der  — 16. 

Hauptverfahren  9,  32. 

Hauskinder,  Prozessfähigkeit  der — 18. 

Hausvater,  Einwilligung  des  — zur  Pro- 
zessführung 18. 

Holland,  Handelsvertrag  vom  10.  Fe- 
bruar 1843  mit  — 5,  desgl.  bezüglich 
der  Kautionspflicht  der  beiderseitigen 
Staatsangehörigen  28,  desgl.  bezüglich 
der  Erbfähigkeit  derselben  102. 

Honorar  der  Rechtsanwälte  23,  24. 

Hypotheken,  Gesetz  vom  11.  August 
1836  über  — 7. 

Immobiliarbeschlag  72. 

Im  mobiliarklagen  14,  Gerichtsstand  für 

— 15,  desgl.  für  Ausländer  16. 

Immobilien  als  Kaution  26. 

Inkompetenzeinredo  16. 

Insinuationsbevollmächtigte  22,  Un- 
terbrechung bei  Tod  61. 

Instanz,  Verfahren  in  erster  — 37,  zwei 
Instanzen  für  jede  Sache  9. 

Interdizirte,  Prozessfähigkeit  der  — 18  *. 

Intervention  18. 

Interventionsschriftsatz  19. 

Intestaterbfolge  103. 

Inventar,  Einrede  der  Rechts wohlthat 
des  — 35. 

Inventarrecht  103. 

Jonische  Inseln  7. 

Jonischer  Kodex  vom  22.  Januar  1866  7. 

Italien,  Handelsvertrag  vom  20.  März 
bezw.  1.  April  1889  mit  — 6,  desgl.  be- 
züglich der  Prozessfähigkeit  der  beider- 
seitigen Staatsunterthanen  18,  desgl.  be- 
züglich der  Kautionspflicht  derselben  28, 
desgl.  bezüglich  der  Erbfähigkeit  der- 
selben 102,  Konsularvertrag  mit  — vom 
15./27.  November  1880  über  die  Hinter- 
lassenschaft von  beiderseitigen  Staats- 
angehörigen 109,  desgl.  bezüglich  der 
örtlichen  und  sachlichen  Zuständigkeit 
der  Konsuln  113. 

Kassation  15,  59,  Eiulegung  der  — durch 
den  Staatsprokurator  11,  Verfahren  der 

— 60. 

Kassationsfrist  59 

Kassationshof  (zu  Athen)  10,  Besetzung 
des  — 10,  11,  Zuständigkeit  der  — 11, 
14,  15,  desgl.  bei  Kompetenzkonflikten 
17. 

Kassationsverfahren  60. 

Kaufmann,  Konkurs  des  — 81. 

Kautionen  26,  — im  Falle  der  Opposi- 
tion gegen  einen  Zahlungsbefehl  27. 

Kautionsfreiheit  des  Ausländers  bei 
Handelsklagen  und  bei  Immobilienbesitz 
im  Inlande  26. 

Kautionsleistung  der  Ausländer  26, 
Einrede  der  — 35. 

Klagänderung  34. 

Klage,  Inhalt  der  — 32,  Erhebung  der 
— 33. 
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Klage,  gegen  den  Fiskus  8,  obligatorischer 
Vergleichsversuch  bei  der  — 32. 

— betreffend  die  Geschäftsführung  des 
Konkursverwalters  84. 

— gegen  richterliche  Beamte  13. 
Klageerhebung  durch  Zustellung  33, 

Wirkung  der  — 33. 

Kodex.  Ionischer  — vom  22.  Januar  1866 
7,  102. 

Kodizill  104. 

Kollegialgerichte,  Ferien  bei  den  — 12. 
Kollokation  72. 

Kommanditgesellschaft,  Konkurs  einer 

— 98. 

Kompensationsrecht  im  Konkurse  90. 
Kompetenzkonflikte  11. 
Kompromiss  16,  79. 

Konkurs  80f..  Verfahren  91  f.,  — der 
offenen  Handelsgesellschaften  und  Kom- 
manditgesellschaften 98,  — der  Aktien- 
gesellschaften 99,  — über  einen  Nach- 
lass 99,  Gesetz  vom  6.  Februar  1893 
über  präventiven  Zwangsvergleich  auf- 
gehoben durch  Gesetz  vom  7.  August 
1895  1057. 

Konkurseröffnung,  Voraussetzungen 
und  Wirkungen  der  — 82,  Wirkung 
der  — auf  schwebende  Processe  61. 
Konkursgericht  82. 
Konkursgläubiger,  Stellung  der  — 83, 
86. 

Konkursrecht,  Quellen  und  Litteratur 
80,  Grundprinzipien  des  — 81,  materiel- 
les — 82,  formelles  — 91. 
Konkursverfahren  91  f.,  besondere  Ar- 
ten des  — 98. 

Konkursverwalter  84. 
Konkursvollmachten  923. 
Konnexität,  Einrede  der  — 35. 
Konsulargerichte  zu  Konstantinopel, 
Smyrna  Alexandrien  113,  115,  Verfahren 
vor  den  — 116. 

Konsulargerichtsbarkeit,  Allgemeines 
112,  Organ  der  — 115. 
Konsularvertrag  vom  13./25.  Mai  1895 
mit  Belgien  1057. 

Konsuln,  Rechtsverhältnisse  der — 116, 
örtliche  und  sachliche  Zuständigkeit  der 

— 112,  freiwillige  Gerichtsbarkeit  der 

— 118.  Klagen  gegen  — 132. 
Kontumazi a 1 v erfahren  s.V ersäumniss- 

verfahren. 

Ladung  64. 

Letztwillige  Dispositionen  104. 
Literatur  über  Civilprozess  5,  — über 
Konkursrecht  80,  — über  Erbschafts- 
regulierung 100. 

Litisdenunziation  18. 
Meistbegünstigungsklausel  in  ver- 
verschiedenen  Staats  Verträgen  bezüglich 
der  Kautionspflicht  28. 

Mi  eths  vertag,  Streitigkeiten  aus  dem  — 
14. 


Minderjährige,  Prozessfähigkeit  der  — 
18  '. 

Minister  des  Aeus^eren,  Zustellung 
im  Auslande  durch  den  — 20. 

Missbilligung  von  Handlungen  der  Be- 
vollmächtigten 23. 

Mobiliarbeschlag  71. 

Mobiliarklagen,  persönliche  und  ding- 
liche — 14. 

Mobiliarnachlassregulierung,  Ver- 
trag mit  Oesterreich  vom  31.  Mai  12.  Juni 
1856  über  die  — 5. 

Mündliche  Verhandlung  38  f.,  Vorberei- 
tung der  — 37. 

Mündliches  Audienz  verfahren  9. 

Mutatio  libelli  34. 

Nachlass.  Regulierung  des  — 105,  desgl. 
von  Ausländern  106. 

Nach  lass -Konkursverfahren  99. 

Nationalbank,  Zwangsvollstreckungen 
durch  die  — 68. 

Naturalisation  18. 

Nebenintervention  18. 

Nichtanerkennung  von  Handlungen  des 
Bevollmächtigten  23. 

Nichtigkeit,  Fälle  der  — 30,  Einrede 
der  - 36. 

Norwegen.  Handelsvertrag  vom  15.  De- 
zember 1852  mit  — 6. 

Notar.  Befugnisse  der  — 12,  Gesetz 
vom  13.  Dezember  1892  über  die  — 12, 
Klagen  gegen  einen  — 13,  Beiordnung 
eines  — im  Falle  des  Armenrechts  25. 

Notariatsordnung  235. 

Notarielle  Vollmacht  927. 

N o theid  46. 

Nullitäten  s.  Nichtigkeit. 

Oeffentlichkeit  der  Verhandlung  10, 
Ausnahmen  von  der  — in  Eheschei- 
dungs-  und  Entmündigungssachen  10. 

Oertliche  Zuständigkeit  15. 

Oestereich.  Vertrag  mit  — vom  31. 
Mai  / 12.  Juni  1856  über  die  Mobiliar- 
nachlassregulierung 5,  desgl.  bezüglich 
der  Zuständigkeit  in  Nachlassstreitig- 
keiten, desgl.  bezüglich  der  Regulierung 
von  Hinterlassenschaften  der  beidersei- 
tigen Staatsangehörigen  110,  desgl.  be- 
züglich der  Konsulargerichtsbarkeit  112. 
Handelsvertrag  vom  30.  März  / 11.  Aprii 
1887  mit  — 6,  desgl.  bezüglich  der 
Prozessfähigkeit  der  beiderseitigen 
Staatsunterthanen  18,  desgl.  bezüglich 
der  Kautionspflicht  derselben  28. 

Offene  Handelsgesellschaft,  Kon- 
kurs einer  — 98. 

Officialmaxime  9. 

Opposition  seitens  Dritter  53,  Kautions- 
pflicht bei  — gegen  einen  Zahlungs- 
befehl 27,  — gegen  Kontumazialurtheile 
51,  — im  Zwangsvollstreckungsverfahren 
72  No.  3,  74,  75. 

Ordrepapiere.  Prozesse  über  — 67. 
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Parteien,  Prozessfähigkeit  der  — 17, 
Prozessbevollraächtigte  der  — 20,  Bei- 
stände der  — 20. 

Passivlegitimation  als  Erforderniss  der 
Klage  32. 

Peremtion  62. 

Perem toris che  Einreden  35,  36. 

Persien,  Handelsvertrag  vom  15.  Januar 
1862  mit  — 6,  desgl.  bezüglich  der 
Kautionspflicht  der  beiderseitigen  Staats- 
unterthanen  28,  desgl.  bezüglich  der 
Regulierung  von  Hinterlassenschaften 
derselben  110. 

Personalarrest  66,  74,  Gerichtsstand 
für  Streitigkeiten  aus  einem  — 15,  15 l. 

Pfandbestellung,  Gesetz  vom  1.  De- 
zember 1836  über  — 7. 

Pflichttheilsrecht  105. 

Präsumtionen  41. 

Präventiver  Zwangsvergleich  aufgehoben 
1057. 

Prioritätsrechte  im  Konkurse  88. 

Prioritätsverfahren  im  Konkurse  94. 

Prozessbevollmächtigte  der  Parteien 

20. 

Prozesseinreden  s.  Einreden. 

Prozessfähigkeit  der  Parteien  17. 

Prozesskosten  28,  Höhe  der  — 281, 
Kompensation  der  — 28. 

Prozesslegitimation,  Untersuchung 
der  — von  Amtswegen  18. 

Prozessuale  Angriffs-  und  Vertheidi- 
gungsmittel  32. 

— Fristen  und  Termine  — 31. 

Prokurator,  Falsus  — 22. 

Prorogation  bezüglich  des  Gerichtsstands 

16. 

Protokolle  9,  Führung  der  — durch  den 
Gerichtssekretär  11,  38. 

Provisorische  Anordnungen  bei  Besitz- 
streitigkeiten 14. 

Provisorischer  Tutor,  Ernennung  eines 

— durch  das  Friedensgericht  14. 

— Vollzug  von  vollstreckbaren  Schuld- 
titeln 69. 

Provocatio  ex  lege  diffamari  20. 

Provokationen  20. 

Provokationsprozess  20. 

Provokationsrecht  20. 

Prozessvollmacht  921,  Formular  einer 

— 921  f.,  Stempel  zur  — 921,  Theil- 
vollmacht  922,  Spezialvollmacht  922. 

Prüfungsverfahren  im  Konkurse  93. 

Quellen  zum  Civilprozess  5.  — zum  Kon- 
kursrecht 80,  — zur  Erbschaftsregulie- 
rung 100. 

Realarrest.  Gerichtsstand  für  Streitig- 
keiten aus  einem  — 15. 

Reassumtion  62. 

Rechnungsprozesse,  Verfahren  in  — 
9,  67. 

Rechtsanwälte  als  Richter  (Suppleanten) 
11,  Klagen  gegen  — 13,  Vertretung 


durch  — 20.  Anstellung.  Funktionen  etc. 
der  — 23,  Beiordnung  von  — im  Falle 
des  Armenrechts  25,  Kosten  der  — 29. 

Rechtshängigkeit,  Einrede  der  — 35. 

Rechtsmittel  52,  — bei  Klagen  gegen 
richterliche  Beamte  14,  Spezialvollmacht 
zum  Verzicht  auf  — und  zur  Einlegung 
ausserordentlicher  — 22. 

Rechts  Verweigerung,  Klagen  wegen 

— 13. 

Rechtswohlthat  des  Inventars,  Einrede 
der  — 35,  36. 

— der  Theilung  und  Exkussion,  Einrede 
dor  — 36. 

Regierungsblatt  6. 

Regulierung  des  Nachlasses,  Verfahren 
behufs  — 105,  — von  Hinterlassen- 

schaften der  Ausländer  106. 

Rehabilitation  des  Kridars  97. 

Reinigungseid  46. 

Rekurs  der  Anwälte  im  Beschwerde- 
verfahren an  das  Justizministerium  24, 

— im  Konkursverfahren  84.1 

Rekusation  der  Gerichtspersonen  12, 

Kosten  der  — 13. 

Rekusationsgesuch,  Vorbringung  des 

— 13. 

Replik,  Frist  zur  — 37. 

Retentionsrecht  der  Bevollmächtigten 

22. 

Richter,  Ablehnung  eines  — 12,  Klage 
gegen  — 13. 

Richterlicher  Augenschein  42. 

— Beamte,  Klagen  gegen  — 13. 

Russland,  Handelsvertrag  vom  12.  Juni 

1850  mit  — 6,  desgl.  bezüglich  der 
Prozessfähigkeit  der  beiderseitigen 
Staatsunterthanen  18,  desgl.  bezüglich 
der  Kautionspflicht  derselben  28;  desgl. 
bezüglich  der  Gerichte  in  Erbschafts- 
streitigkeiten 101,  desgl.  bezüglich  der 
Erbfähigkeit  der  beiderseitigen  Staats- 
unterthanen 102,  bezüglich  der  Regu- 
lierung von  Hinterlassenschaften  dersel- 
ben 109. 

Sachverständige,  Beweis  durch  — 42. 

Schadensersatz,  civilrechtliche  An- 
sprüche auf  — aus  strafbaren  Handlungen 
8,  Pflicht  der  Bevollmächtigten  zum  — 23. 

Schätzungseid  46. 

Schiedseid  45. 

Schiedsgerichte,  Appellhöfe  als  II.  In- 
stanz für  — 14. 

Schiedsrichter,  Klagen  gegen  — 13. 

Schiedsrichterliches  Verfahren  79. 

Schriftliches  Vorverfahren  9,  — Ver- 
fahren 9. 

Schriftlichkeit  der  Parteianträge  9. 

Schriftsätze  9. 

Schweden,  Handelsvertrag  vom  15.  De- 
zember 1852  mit  — 6,  desgl.  bezüglich 
der  Kautionspflicht  der  beiderseitigen 
Staatsunterthanen  28. 
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Griechenland. 


Sekretäre,  Mitwirkung  von  — im  Civil- 
vcrfahren  11. 

Sequester  75. 

Serbien,  provisorischer  Handelsvertrag 
vorn  17.  Juui  1894  1057. 

SiegelanlegungenGÖ,  Zuständigkeit  der 
Friedensgerichto  bei  — 14,  — im  Kon- 
kurse 91,  92,  — zur  Sicherung  des 

Nachlasses  105. 

Spezialvollmacht,  Fälle  der  — 22,  925, 
Formulare  922. 

Staatsanwaltschaft  11. 

Staatsfiskus,  Vertretung  des  — durch 
den  Finanzministor  20. 

Staatsprokurator,  Mitwirkung  der  — 
im  Civilverfahron  11,  37,  insbesondere 
beiErnennung  von  Vormündern  11  No.  V, 
Einlegung  der  Kassation  durch  den  — 
11,  Ablehnung  eines  — 12,  Klagen  gegen 
einen  — 13,  Funktionen  der  — im  Falle 
der  Beschwerde  gegen  einen  Rechtsan- 
walt 24,  Zustellung  im  Auslande  durch 
den  — 30. 

Stempelgebühren  im  Falle  des  Armen- 
rechts 25,  Höhe  der  — 28  *. 

Stempelgesetz  vom  30.  Dezember  1887 
mit  Zusätzen  von  1890  und  1892,  7,  251. 

Stempeltaxen  29. 

Strafentscheidungen,  Einfluss  von  — 
auf  Civilentscheidungen  8. 

Strafgerichte  8. 

Strafprozessordnung  8. 

Strafsachen  8,  — als  Feriensachen  12. 

Streitgenossen,  Verhältniss  der  — zu 
einander  20,  Vertretung  durch  — 21. 

Streitgenossenschaft  19. 

Sühneverhandlung,  Abschrift  der  er- 
folglosen — ist  der  Klage  beizufügen  33. 

Summarische  Prozesse  64. 

Suppleanten  als  ausserordentliche  Rich- 
ter im  Nothfalle  11. 

Syndikatsklage  24 2,  Spezialvollmacht 
zur  Anstellung  der  — 22. 

Termine,  prozessuale  — 31. 

Testamente,  Gesetz  vom  Jahre  1830 
über  die  Form  der  — 7,  Form  der  — 
104,  Publikation  der  — 104,  im  Aus- 
land errichtetes  — 104. 

Testamentsvollstrecker  104. 

T estirfähigkeit  104. 

Theilung,  gerichtliche  — 66. 

Türkei,  Handelsvertrag  vom  27.  Mai 
1855  mit  der  — 6.  desgl.  bezüglich 
der  Kautionspflicht  der  beiderseitigen 
Staatsunterthanen  28,  desgl.  bezüglich 
der  Regulierung  von  Hinterlassenschaften 
derselben  110,  desgl.  bezüglich  der  Zu- 
ständigkeit der  Konsuln  114. 

Tutor,  Ernennung  eines  provisorischen 
— durch  das  Friedensgericht  14,  Ein- 
willigung des  — zur  Prozessführung  18. 

Unterbrechung  des  Prozessverfahrens 
61. 


Untergericht  9. 

Urkunden,  Beweis  durch  — 46,  Er- 
fordernisse der  — 46,  öffentliche  und 
private  47  No.  3,  Edition  der  — 49. 
Urtheil,  Einrede  des  rechtskräftigen  — 
36,  Erfordernisse  der  — 49,  50,  defini- 
tive, präparatorische  und  interlokuto- 
rische  — 50,  materielle  Rechtskraft 
der  — 50,  formelle  Rechtskraft  der  — 
50.  Vollstreckung  von  — 68  f.,  Voll- 
streckung von  — ausländischer  Ge- 
richte 76. 

Veräusserung,  Spezialvollmacht  zur 

- 22. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  s. 

Amerikanische  Vereinigte  Staaten. 
Verfahren,  besondere  Arten  der  — 63, 

— vor  den  Friedensgerichten  9,  64,  — 
■ vor  den  Bezirksgerichtspräsidenten  64, 

schiedsrichterliches  — 79,  summarisches 

— 64,  Wiederaufnahme  des  — 57,  — 
im  Konkurse  91,  — behufs  Regulierung 
des  Nachlasses  105.  — auf  Bittschriften 
67,  — im  Rechnungsprocess  67,  vor 
den  Konsulargerichten  116,  — in  Ent- 
mündigungssachen 9,  Schriftlichkeit  des 

— 9. 

Verfassung  5. 

Vergleich  62,  Spezialvollmacht  zur  Ab- 
schliessung eines  — 22,  Einrede  des  — 
36,  mündlicher  — 38. 
Vergleichsbeamte,  Friedensrichter  als 

— 14. 

Vergleichsschiedsrichter  80. 

V ©rgleichsversuch,  obligatorischer  32. 
Verhandlung,  mündliche  37  f. 
Verhandlungsmaxime  9. 
Verjährung  der  Klagen  gegen  richter- 
liche Beamte  etc.  13,  — des  Appella- 
tionsrechts 54,  Einrede  der  — 36, 
Unterbrechung  der  — durch  Klag- 
erhebung 33. 

V ermögensverwaltung,  Gerichtsstand 
für  fremde  — 15. 

Verordnung  vom  8.  Juli  1838  betreffend 
die  Klagen  gegen  richterliche  Beamte 
13,  — vom  27.  Juli  / 10.  November  1836 
betreffend  die  Rechtsanwaltschaft  23 5, 

— vom  8.  Mai  1835  über  die  Gebühren 
der  Rechtsanwälte  23 8. 

Versäumniss verfahren  54. 
Versäumnissurtheil  38l. 
Verschwender,  Prozessfähigkeit  der  — 
18  K 

Versteigerung  von  Mobilien  71,  — von 
Immobilien  72. 

Versteigerungskommissar  75. 
Vertheidigungsmittel,  prozessuale  — 
32. 

Vertheidigungsschrift,  Erfordernisse 
der  — 34. 

Vertheilungsverfahren  im  Konkurse 
95. 


Griechenland.  — Grossbritannien. 


Italien, 


Monaco.  — Montenegro.  1087 


Verwaltungsbehörde,  Einwilligung  der 

— einer  Gemeinde  oder  Wohlthätig- 
keitsanstalt  zur  Prozessfükrung  18. 

Verwaltungsjurisdiktion  10. 

Verweis  gegen  Anwälte  24. 
Verzugszinsen  von  der  Klageerhebung 
an  33. 

Vollmacht,  Form  der — 21,  Formulare 
zur  Prozess — 921  f.,  Konkurs — 923, 
Erbschafts — 924,  General — 925.  no- 
tarielle — 926,  vor  dem  Konsul  aufge- 
nommene 927. 

Vollstreckungsbefehl  für  ausländische 
Urtheile  77. 

Vollstreckungsklausel,  Ertheilung 
der  — durch  den  Gerichtspräsidenten 

11,  — zur  Erwirkung  eines  Arrestes  79. 
Vollziehungsbefehl  bei  nicht  gericht- 
lichen Vergleichen  und  schiedsrichter- 
lichen Erkenntnissen  69. 

Vorbereitungsfrist  zwischen  der  Ein- 
tragung in  die  Audienzrolle  und  der 
Verhandlung  37. 

Vormundschaft,  Gesetz  vom  17.  August 
1861  über  die  — 7,  11. 
Vormundschafts  Sachen,  Zuständig- 
keit der  Friedensgerichte  in  — 14. 
Vorverfahren,  schriftliches  — 3.  32,  37. 
Wahnsinnige,  Prozessfähigkeit  der  — 
18  l,  Zeugnissunfähigkeit  der  — 44. 
Wechselprozesse  67. 

Wechsel  sachen,  Gerichtsstand  der  Aus- 
länder in  — 17. 

Widerklage,  Gerichtsstand  für  — 15,  i 
desgl.  für  Ausländer  16,  Zulässigkeit 
der  — 36. 

Wiederaufnahme  des  Verfahrens  57, 
Frist  zur  — 58. 

W ohlthätigkeitsanstalten,  Prozess- 
fähigkeit der  — 18. 

Wohnsitz,  Gerichtsstand  des  — 15. 
Zahlungsbefehl,  Kautionspflicht  bei 
Opposition  gegen  einen  — 27. 

Zeugen,  Ablehnung  von  — 44. 
Zeugenbeweis  43,  Unzulässigkeit  des 

— 43. 

Zeugnisspflicht  43. 
Zeugnissunfähigkeit  44. 
Zeugnissverwe  igerung,  Folgen  der 

— 43. 

Zuständigkeit,  örtliche  — der  Gerichte 
14,  sachliche  — der  Gerichte  15,  — 
der  Gerichte  in  Erbschaftssachen  101, 
örtliche  und  sachliche  — der  Konsuln 
112. 

Zustellungen  durch  die  Gerichtsboten 

12,  29,  30,  — im  Auslande  30. 
Zustellungsbevoiimächtigt  e 22. 
Zwangsvergleich  im  Konkurse  96, 

präventiver  — 99,  aufgehoben  durch  Ge- 
setz vom  7.  August  1895  1057. 
Zwangsvollstreckung,  Voraus- 
setzungen der  — 69,  — aus  Notariats- 


akten  69,  — aus  schiedsrichterlichen 
Erkenntnissen  und  Vergleichen  69,  ein- 
zelne Arten  der  — 70,  Einwendungen 
gegen  die  — 75,  — auf  Grund  der  Ur- 
I theile  ausländischer  Gerichte  76. 

Grossbritan  nien 

siehe  England. 

Italien. 

Gerichte,  Zusammensetzung  der  Tribu- 
nale und  Appellhöfe  1056;  Zuständigkeit 
der  Gerichte  gegenüber  fremden  Staaten 
- 1056. 

Monaco. 

Civilprozess Ordnung,  neue,  theilweise 
in  Kraft  getreten  1056. 

Montenegro. 

Armenreeht  332. 

Augenschein  334. 

Ausländer,  Rechtsstellung  der  — 324, 
Prozessfähigkeit  der  — 320,  Kautions- 
leistung der  — 332,  Nachlass  von  — 343. 

Ausländische  Urtheile,  V ollstreckung  aus 
— 339. 

Berufung  337. 

Beschwerde  338. 

Beweismittel  334. 

Beweisverfahren  334. 

Darlehen,  Spezialvollmacht  zur  Auf- 
nahme von  — 332. 

Eid  335. 

! Eideshelfer  334. 

Ehefrau,  Prozessfähigkeit  der  — 330. 

Erbrecht  342. 

Erbschaftsregulierung  341,  343. 

Fiskus,  Erbrecht  des  — 342. 

Frankreich,  Handelsvertrag  v.  18./30.  J uni 
1892  mit  — 322 3. 

Freund  schafts  vertrag  mit  Grossbritan- 
nien 321. 

Friedensrichter  328. 

Geisteskranke,  Bevormundung  von  — • 
327. 

Gerichte,  Organisation  der  — 327. 

Gerichtsbote  333,  Vollstreckung  durch 
den  — 339. 

Gerichtskosten  332. 

Gerichtsprotokoll  337. 

Gerichtssprache  329. 

Gerichtsstand  32Q. 

Gesellschaften,  Prozessfähigkeit  der  — • 
330. 

Gesetzbücher  320. 

Gewohnheitsrecht  322. 

Globa  332. 

Grossbritannien,  Freundschafts-,  Han- 
dels- und  Schiffahrtsvertrag  vom  21.  Ja- 
nuar 1882  mit  — 321. 

Handelsverträge  mit  Grossbritannien 
321,  — mit  Italien  322,  — mit  Frank- 
reich und  Serbien  322 3,  1062. 
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Hausgemeinschaft  329. 
Intestaterbrocht  342. 

Inventarrecht  341. 

Italien.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag 
vom  28.  März  1883  mit  — 322. 
Kapetan  327. 

Kapetanatsgericht  327. 

Kmet  = Ortsälteste,  als  Friedensrichter 
328. 

Kollegialgericht  328. 

Konkursrecht  340. 
Konsulargerichtsbarkeit  343. 
Kontumazirung  333. 

Kreisgericht  328. 

Literatur  323. 

Milde  Stiftungen,  Prozessfähigkeit  der 

— 330. 

Minderjährige,  Handlungsfähigkeit  und 
Vertretung  von  — 329. 
Nachlassregulierung  341. 
Notherbenrecht  341. 

Obergericht  328. 

Obervormundschaftsbehörde  329. 
Okruzje  ==  Kreise  328. 

Ortsälteste  als  Friedensrichter  328. 
Peculium  341. 

Perjanik  = Gerichtsbote. 

Pflichttheil  341. 

Pleme  = Stamm,  Stammgebiet  327. 
Prozessbevollmächtigte  331. 
Prozessfähigkeit  der  Parteien  327,  — 

— der  Ausländer  330,  — der  Gesell- 
schaften 330,  —.der  Ehefrau  330,  — 
der  milden  Stiftungen  330. 

Prozesskosten  332. 

Putvina  = Wegegeld. 

Rechtsmittel  337. 
Rechtsvermuthungen  336. 

Richter  328. 

Sachverständige  334. 

Schenkungen,  Spezialvollmacht  zur  V or- 
nahme  von  — 332. 

Schiedsgericht,  Spezialvollmacht  zur 
Unterwerfung  unter  ein  — 332. 
Schiffahrtsvertrag  mit  Grossbritannien 
321,  — mit  Italien  322. 

Serbien,  Handelsvertrag  vom  1./13.  Mai 
1891  mit  — 322 3. 

Sondergut  34. 

Spezialvollmacht  332. 

Stiftungen,  Prozessfähigkeit  von  milden 

— 330. 

Testamente  341. 

Testirfreiheit  341. 

Urkunden  334. 

Urtheil  336. 

Verfahren  333. 

Vergleich,  Spezialvollmacht  zur  Ab- 
schliessung eines  — 332. 
Verpachtung,  Spezialvollmacht  zur  — 
von  Immobilien  332. 

Verpfändung,  Spezialvollmacht  zur  — 
von  Immobilien  332. 


Verschollene,  Vormund  für  — 329. 
Verschwender  329. 

Volljährigkeit  329. 

Vollmacht  329.  Formular  937. 
Vormundschaftsbestellung  329. 
Vormundschaftsgericht  329. 
Wegegeld  333. 

Zadruga  = Hausgemeinschaft  329. 
Zeugen  324. 

Zuständigkeit  der  Gerichte  328. 
Zwangsvollstreckung  338,  — aus  aus- 
ländischen Urtheilen  339. 

Niederlande. 

Ausländerkaution,  Befreiungen  von 
derselben  aufgehoben  1055. 
Civilprozessgesetz,  neues,  1.  Januar 

1897  in  Kraft  getreten  1054. 
Konkursordnung,  neue,  1.  September 

1896  in  Kraft  getreten  1055. 
Literatur  1055. 

Norwegen 

siehe  Dänemark. 

öesterreichisch  - Ungarische 
Monarchie. 

Börsenschiedsgerichte,  1.  Februar 
1896  in  Kraft  getreten  1052. 
Civilprozessgesetze,  Civilprozessord- 
nung  u.  Jurisdiktionsnorm  v.  1.  August 

1895,  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai 

1896 . Gerichtsorganisationsgesetz  und 
Gewerbegerichtsordnung  vom  27.  No- 
vember 1896  treten  spätestens  am  1.  Januar 

1898  in  Kraft  1052. 

Ungarn,  Kautionsfreiheit  in  Wechsel- 
sachen 1053;  Kautionsfreiheit  einer  aus- 
ländischen in  Ungarn  im  Handelsregister 
eingetragenen  Handelsgesellschaft  1053 ; 
Kautionspflicht  österreichischer  Staats- 
bürger in  Ungarn  1053. 

Rnmiinien. 

Absonderungsansprüche  im  Konkurs 
170. 

Actions  reconventionelles  = Wider- 
klagen. 

Actiuni  reconventionale  = Widerklagen. 
Adjoint  de  juge  de  paix  126. 

Adjoint  du  greffier  127. 
Adjudecatar=  Ersteher  bei  einerZwangs- 
versteigerung. 

Adjunkt  des  Friedensrichters,  Steilung 
und  Befugnisse  der  — 126. 

Adoptio  ns  Sachen,  Zuständigkeit  der 
Friedensrichter  in  — 133. 

Advokaten  138,  Vollmacht  der  Ausländer 
an  rumänische  — 131,  138,  178,  928  f. 
Advokatengebühren  168. 

Ajutor  de  grefa  127. 

Ajutor  de  judecator  de  pace  126. 
Akkord  s.  Zwangsvergleich. 


Rumänien. 
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Aktien,  Stempelpflicht  der  — 1674.  Be  weisverfahren  141. 

Aktiengesellschaften,  Konkurs  der — Bürge,  Anrufung  eines 


180. 


— 140. 


— als  Einrede 


Amerika,  Konsular  vertrag  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nord-  — vom 
5./17.  Juni  1881  über  die  Regulierung 
der  Hinterlassenschaften  der  beider- 
seitigen Staatsangehörigen  191. 

Anfechtung  von  Handlungen  des  Kri- 
dars  173. 

Anwälte  138. 

Appell  s.  Berufung. 

Appellhof  127,  128,  — als  Berufungs- 
gericht gegen  Entscheidungen  der  Tribu- 
nale 134. 

Armenrecht  der  Parteien  137,  — der 
Ausländer  137. 

Armuthszeugniss,  Ausstellung  eines  — 
durch  den  Bürgermeister  der  Gemeinde 
unter  Visirung  des  Generaikassirers  des 
Kreises  137. 

Arrest  s.  Beschlagnahme,  Pfändung, 
Sicherheitsarrest. 

Augenschein  141. 

Ausland.  Notariatsbefugnisse  der  Ge- 
sandten, Gesandtschaftssekräre  und  Kon- 
suln im  — 131,  928. 

Ausländer.  Hinterlassenschaft  der  — 189, 
Prozessvollmacht  von  — an  rumänische 
Advokaten  131,  138,  178,  928  f.,  Prozess- 
fähigkeit der  — 136,  Kautionspflicht  der 
— 136,  Armenrecht  der  — 137,  Erbfähig- 
keit der  — 182,  — als  Konkursgläubiger. 

Authentifizirte  Urkunden  130. 

Authentifizirung  von  Urkunden  129, 
929. 

Authentische  Urkunden  130. 

Barou  = Korporation  der  Advokaten. 

Belgien,  Rechtshülfekonvention  vom 
4.  März/ 20.  Februar  1881  mit  — über 
das  Armenrecht  der  beiderseitigen  Staats- 
angehörigen 137,  Konsularvertrag  mit  — 
vom  31.  Dezember  1880/12.  Januar  1881 
über  die  Regulierung  von  Hinterlassen- 
schaften der  beiderseitigen  Staatsange- 
hörigen 191. 

Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1878  be- 
züglich der  Konsulargerichtsbarkeit  192. 

Berufung  gegen  Urtheile  erster  Instanz 
144,  Form  der  — 145. 

Beschlaglegung  eines  Schiffes,  Klagen 
und  Anträge  auf  — 153. 

Beschlagnahme  von  Immobilien  160, 
Antrag  auf  Anordnung  der  — auf 
Grund  civilrechtlicher  Forderungen  153, 
provisorische  — der  Einkünfte  eines 
Grundstücks  158.  desgl.  auf  Grund  einer 
vollstreckbaren  Urkunde  158.  provi- 
sorische — zur  Sicherung  160,  Objekte, 
die  von  der  — ausgeschlossen  sind  159. 

Beweismittel  141.  — im  Handelsprozess 
154. 

Be  w eistheo  rie  141. 


Bürgerliches  Gesetzbuch  vom  4.  De- 
zember 1864  123. 

Bürgermeistereikanzlist,  notarielle 
Befugnisse  des  — 130. 

Casa  de  Depuneri  §i  Consemnatiuni  = 
Depositen-  und  Sparkasse  (Gesetz  vom 
1.  Dezember  1864)  147 5. 

Cautio  iudicatum  solvi  141. 

Cautiune  = Sicherheitsleistung. 

Cercetäri  locale  127. 

Cereri  = Anträge. 

Certificat  de  paupertate  = Armuths- 
zeugniss 137. 

Certificat  d'indigence  — Armuthszeug- 
niss 137. 

Civilprozess,  Litteratur  zum  — 123. 

Civilprozessordnung  vom  11.  Sep- 
tember 1865  123. 

Civilrecht  123. 

Codice  civil  vom  4.  Dezember  1864  123. 

Codice  de  comerciü  vom  16.  April  1887 
124.  153. 

Codul  silvic  = Waldgesetz. 

Comisiuni  rogatorie  = Requisitions- 
schreiben 131 l. 

Commissions  rogatoires  = Requisitions- 
schreiben 131 K 

Co  n silier!  = Räthe. 

Consiliü  de  disciplinä  = Aufsichtsrath 
oder  Ausschuss  der  Advokaten  138. 

Curte  de  apel  = Appellhof. 

Curte,  inalta  - de  Casatie  si  Justitie  = 
Kassationshof. 

Decan  = Vorsitzender  des  consiliü  de 
disciplinä  138. 

Deklinatorische  Einreden  140. 

Descentes  sur  les  lieux  126. 

Deutsches  Reich,  Handels-,  Zoll-  und 
Schiffahrtsvertrag  mit  dem  — vom 
21.  Oktober  1893  über  die  Konsular- 
gerichtsbarkeit 192. 

Dilatorische  Einreden  140. 

Distriktstribunal  = Tribunal. 

Dorfgerichte  12b1. 

Dorfbürgermeister,  notarielle  Befug- 
nisse des  — 130 , Legalisirung  von 
Heirathsverträgen  durch  den  — 130. 

Dorfgeschworene  1251. 

Dorfnotar  130. 

Ehefrau,  Rechte  der  — im  Konkurse 
des  Ehemannes  172,  Prozessfähigkeit 
der  — 135,  Erbantretung  der  — 182. 

Eid  141. 

Einrede  140,  deklinatorische  — 140,  dila- 
torische — 140.  — formeller  Nullität 
140,  — der  Litispendenz  140,  — der 
Inkompetenz  140,  — der  Konnexität  140. 

Einspruch  gegen  V ersäumnissurtheile 
142.  — gegen  ein  Konkursurtheil  174. 
— gegen  die  Zwangsvollstreckung  159. 


Rumänien. 
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Einzelrichter  s.  Friedensrichter. 

England,  Handelskonvention  mit  — vom 
24.  März/5.  April  1880  über  die  Regu- 
lierung von  Hinterlassenschaften  der 
beiderseitigen  Staatsangehörigen  191. 

Enquötes  locales  126. 

Erbantretung  182,  — der  Frauen  182, 
der  Minderjährigen  182. 

Erbeinweisung  132. 

Erbfähigkeit  182,  — der  Ausländer  182. 

Erbfolge  181. 

Erbklagen  132. 

Erbschaftsabhandlungen  132. 

Erbschaftsregulierung  181,  Zuständig- 
keit der  Gerichte  bei  der  — 181. 

Erbschaftssteuer  188. 

Erb  Schafts  vollmacht  933. 

Erbtheilungsklagen  Minderjähriger 
135. 

Erbunwürdigkeit  182. 

Ergänzungsrichter,  Befugniss  des  — 
bei  dem  Tribunal  181. 

Eröffnungsverfahren  im  Konkurs  174. 

Esceptiuni  = Einreden. 

Examen  du  fond  einer  kassirten  Sache 
durch  einen  anderen  Appellhof  134. 

Exces  de  pouvoir  = Gesetzesverletzung 
132.  134. 

Exces  de  putere  — Gesetzesverletzimg 

132.  134. 

Exekution  s.  Vollstreckung,  Zwangsvoll- 
streckung. 

Familienrath,  Ermächtigung  Minder- 
jähriger zur  Führung  von  Erbtheilungs- 
klagen  und  von  Prozessen  über  Immo- 
bilien durch  den  — 135. 

Formula  esecutoriä  ==  Vollstreckungs- 
klausel. 

Frachtbriefe,  Stempelpflicht  von — 167  4. 

Friedensrichter,  Gesetz  über  die  — 
vom  1./13.  September  1879  131,  desgl. 
vom  4./ 6.  März  1894  123,  125,  Thätig- 
keit  der  — als  Einzelrichter  124,  125, 
Kompetenz  der  — 131  f.,  Aufnahme  von 
Mobiliarobligationen, Prozessvollmachten, 
und  auf  Jahrmärkten  abgeschlossenen  | 
Verträgen  130,  — als  Vormundschafts-  ! 
behörde  132,  — - als  Strafrichter  bei  | 
Körperverletzungen,  Beleidigungen  etc.  j 

133,  Zuständigkeit  der  — bei  Erbklagen, 
Erbeinweisungen,  Erbschaftsabhandlun-  j 
gen  132,  desgl.  in  Klagen  wegen  Be-  j 
Schädigungen  u.  s.  w.  132,  in  Klagen  ■ 
wegen  Grenzverrückung  u.  s.  w.  133,  in 
Adoptionssachen  133,  Versäumnissver-  | 
fahren  vor  dem  — 143.  — in  Handels-  | 
Sachen  152.  An  die  Stelle  des  Friedens-  ! 
richtergesetzes  vom  4./16.  März  1894  ist 
ein  neues  Friedensrichtergesetz  am 
1-/13.  Juli  1896  in  Kraft  getreten. 

Fristen,  zur  Einlegung  der  Opposition  j 
143,  zur  Einlegung  der  Berufung  144,  j 
— zur  Einlegung  des  Rekurses  147,  | 


desgl.  im  Konkurse  156,  — zur  Ein- 
legung der  Revision  151,  — in  Handels- 
sachen 156,  — zur  Aufnahme  des  Erb- 
schaftsinventars 184. 

G araint  in  cauzä  = Bürge. 

Gegenklagen  vor  dem  Friedensrichter 
133. 

Generalvollmacht  934. 

Gerichte,  Eintheilung  der — 125  f.,  Zu- 
ständigkeit der  — 131  f.,  153,  desgl.  der 
früheren  Dorfgerichte  125  *,  desgl.  bei 
den  Erbschaftsregulierungen  181. 

Gerichtskosten  165. 

Gerichtsschreiber,  Protokoliirung  durch 
den  — 139. 

Gerichtssprache  135. 

Gerichtsverfassung  125. 

Gerichtsverfassungsgesetz  voml./13. 
September  1890  124,  129,  152. 

Gerichtsvollzieher,  Zustellungsgebühr 
der  — 131  h Befreiung  von  den Ge- 

bühren im  Falle  des  Armenrechts  137, 
Gebühren  des  — für  Vorladungen  139, 
Zustellung  von  Urtheilen  durch  den  — 
140,  Vollstreckung  durch  den  — 157, 
Reglement  der  — vom  26.  November 
1865,  31.  März  1866,  3.  Dezember  1867 
139  \ 157 4. 

Gesetze  über  die  Friedensrichter  vom 
1./13.  September  1879  und  4./6.  März 
1894.  — vom  9.  März  1879  betreffend 
die  Dorf-  und  Bezirksgerichte  125,  Anm. 
1 und  2,  desgl.  bezüglich  der  Zwangs- 
vollstreckung 157,  — vom  1./ 13.  Sep- 
tember 1890  über  die  Gerichtsverfassung 
124,  129,  152,  — vom  24.  Januar  1861 
über  Gerichtsorganisation  129,  — vom 
1./13.  September  1886  über  Authentifi- 
zirung  von  Urkunden  129,  131  h 157, 
— vom  1./13.  Januar  1887  über  die 
Kompetenz  der  Tribunale  130,  — vom 
21.  März  1873  über  Organisation  des 
Ministeriums  des  Aeussern  131 l,  Stem- 
pel — vom  31.  Juli  1881  131  \ 166  h 
Wald  — vom  24.  Juni  1881  und  4.  Juni 
1892  133,  134,  — vom  1.  Dezember 
1864  über  die  Depositen-  und  Sparkasse 
147 5,  — vom  24.  Januar  1861  über  den 
Kassationshof  150 3 , 148 l,  3,  — vom 
26.  November  1865  über  Gerichtsvoll- 
zieher 157 4,  vom  1.  März  1881  160 L, 
Verfassungs  — vom  13./25.  Oktober  1879 
183,  Friedensrichtergesetz  vom  1./13.  Juni 
1896  1057,  Konkursgesetz  vom  20.  J uni 
bezw.  2.  Juli  1895  1057  f. 

Geständniss  142. 

Gläubigerausschuss  im  Konkursver- 
verfahren  175,  aufgehoben  1058. 

Gnadentermin  155. 

Grefier  s.  Gerichtsschreiber,  Kanzleivor- 
stand. 

Handelsabtheilung  bei  den  Gerichten 
152. 
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Handelsbeisitzer,  Abschaffung  der  — 

152. 

Handelsbücher,  Führung  der  — 155. 

Handelsgerichte  151,  sachliche  und 
örtliche  Zuständigkeit  der  — 153,  Tri- 
bunale, Friedensrichter,  Kassationshof, 
Appellhof  als  - 153. 

Handelsgesellschaften,  Konkurs  der 
— ISO. 

Handelsgesetzbuch  vom  16.  April  1887 
S.  124. 

Handelsklage,  Yollmachtsformular  932. 

Handelskonvention  mit  England  vom 
24.  März,  15.  April  1880  über  die  Re- 
gulirung der  Ifinterlassenschaften  der 
beiderseitigen  Staatsangehörigen  191. 

Handelsprozess,  Beweismittel  und 
Rechtsmittel  im  — 154. 

Handelssachen,  Verfahren  in  — 151, 
Kassation  in  — 126.  Fortfall  der  Kau- 
tionspflicht in  — 137,  Friedensrichter  ! 
in  — 152,  Versäumnissverf ähren  in  — 
143,  Sicherheitsarrest  in  — 161,  Ge- 
suche in  — sind  an  den  Primpräsiden- 
ten zu  richten  152. 

Handelssektionen  bei  den  Gerichten 

153. 

Handelsverträge  s Handelskonvention, 
Konsularverträge. 

Handels-,  Zoll-  und  Schiffahrtsv ertrag 
mit  dem  Deutschen  Reich  vom  20.  Ok- 
tober 1893  über  die  Konsulargerichts- 
barkeit 192. 

Handlungsfähigkeit  als  Erforderniss 
der  Prozessfähigkeit  133. 

Hinterlassenschaft  der  Ausländer  189. 

Hinterlegung,  Aufschub  der  Exekution 
durch  — bei  der  Depositen-  und  Spar- 
kasse 147. 

Hotärire  = Urtheil. 

Inalta  Gurte  de  Casatie  si  de  Justitie  = 
Kassationshof. 

Inamo  vibilität  129. 

Inkompetenz,  Einrede  der  — 140. 

Intestaterbfolge  184. 

Inventar.  Errichtung  eines  — für  die 
Nachlassregulierung  183,  Frist  zur  Auf- 
nahme des  - 184,  Rech tswohlthat  des 
— 183. 

Italien.  Konsularvertrag  mit  — vom 
5./ 17.  August  1880  über  die  Vollstreckung 
von  Urtheilen  135 4,  163.  desgl.  bezüg- 
lich des  Armenrechts  137,  desgl.  be- 
züglich der  Regulierung  von  Hinter- 
lassenschaften der  beiderseitigen  Staats- 
unterthanen  190. 

Judecätor  de  pace  — Friedensrichter. 

Judecätor  de  ocol  — Friedensrichter. 

Judecätor  de instructie  = Untersuchungs- 
richter. 

Judecätor  supleant  = Ergänzungsrichter. 

Jude  comisar  — Konkurskommissar. 

Jude  instructore  = Untersuchungsrichter,  i 


Juristische  Personen,  Prozessfähigkeit 
der  — 156. 

Kanzlei  beamte  des  Friedensrichters  126. 
Kanzleivorstand  des  Tribunals  127, 

— im  Konkursverfahren  176. 
Kassationshof,  Besetzung  des  — 128, 

— zu  Bukarest  126,  Rekurs  vom  Appell- 
hof an  den  — 134. 

Kassationsinstanz,  Besetzung  des  Tri- 
bunals in  der  — 127. 
Kassationsrekurs  134,  147. 
Kaufmann,  Konkurs  des  — 168. 
Kaution  sp  flicht  136,  Fortfall  der  — 
in  Handelssachen  137. 
Kommanditgesellschaft,  Konkurs  der 

— 180,  Prozessfähigkeit  der  — 136. 
Kommissar  = Konkursrichter. 
Kompensation  im  Konkurse  173. 
Konkordat  178,  — der  Aktiengesell- 

schäften  181,  1058. 

Konkurs,  Rechte  der  Ehefrau  im  — des 
Ehemanns  172,  — der  Kaufleute  168, 

— der  offenen  Handelsgesellschaften 
180,  *—  der  Kommanditgesellschaften 
180,  — der  Aktiengesellschaften  180, 
Verfahren  des  — 174,  Rechte  des  Ver- 
kaufskomraittenten  im  — des  Verkaufs- 
kommissionärs 171. 

Konkurseröffnung,  V oraussetzungen 
der  — 168,  Wirkungen  der  — 169,  — 
durch  Urtheil  174. 

Konkurs for der ungen,  deren  Abtretung 
nach  Konkurseröffnung  unzulässig  1058. 
Konkursgericht  174. 
Konkurskommissar  175,  177,  1058. 
Konkursrecht,  materielles  — 168,  for- 
melles - 174,  1057,  Literatur  168  h 

Konkursrichter  178. 

Konkursurtheil  174. 
Konkursverwalter  171,  Bestellung  des 

— 174,  Befugnisse  des  — 175,  jetzt 
Richter-Syndikus  1058. 

Konkursvollmacht  932. 

Konnexität,  Einrede  der  — 1404. 
Konossemente,  Stempelpflichtigkeit  der 

— 167 4. 

Konsulargericht,  Gerichtssprache  vor 
den  rumänischen  — 135. 
Konsularreglement,  rumänisches  — 
135  2 

Konsularverträge:  mit  Italien  17./ 29. 
August  1880  über  die  Vollstreckung 
von  Urtheilen  163,  135 4,  desgl.  bezüg- 
lich der  Regulierung  von  Hinterlassen- 
schaften der  beiderseitigen  Staatsange- 
hörigen 190,  desgl.  bezüglich  des  Armen- 
rechts derselben  137:  mit  Belgien  vom 
31.  Dezember  1880/12.  Januar  1881,  mit 
den  Vereinigten  Staaten  vom  5./17.  Juni 
1881  und  mit  der  Schweiz  vom  14.  Fe- 
bruar 1880,  über  die  Regulierung  von 
Hinterlassenschaften  der  beiderseitigen 
Staatsunterthauen  191. 


1092 


Rumänien. 


Kreisgericht  = Tribunal. 

Landgericht  = Tribunal. 

Legalisirung,  Legalizare  von  Ur- 
kunden 131. 

Literatur  über  Civilprozess  123,  124, 
über  ' Konkursrecht  168  *.  über  Voll- 
streckung fremder  Urtheile  161  ‘2. 

Litispendenz,  Einrede  der  — 140. 

Magistrature  assisse  129. 

Meistbegünstigungsklausel  mit  Bel- 
gien, Schweiz,  England  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  bezüglich 
der  Regulierung  von  Hinterlassenschaften 
der  betreffenden  Staatsunterthanen  191. 

Miethsverträge,  Auflösung  der  — im 
Konkurse  169. 

Minderjährige,  Erbantretung  von  — 
182,  Ermächtigung  von  — zur  Führung 
von  Erbtheilungsklagen  und  von  Pro- 
zessen über  Immobilien  durch  den  Fa- 
railienrath  135. 

Moratorium  im  Konkurse  169. 

Mündliche  Verhandlung  139. 

Nachlassregulierung  181  f. 

Nichtigkeitsbeschwerde  135,  147. 

Niederlassungsvertrag  mit  Italien 
vom  17./29.  August  1880  = Konsular- 
vertrag mit  Italien. 

Notar  = Bürgermeistereikanzlist  130. 

Notariat  129. 

Notariatssektionen  bei  Tribunalen. 

Nutitäti  de  procedura,  Einrede  der  — 
140. 

Oesterreich-Ungarn,  Vereinbarung  mit 

— vom  25.  August,!.  September  1871 
über  die  Vollstreckung  von  Urtheilen  164. 

Opozitie  = Einspruch. 

Opposition  = Einspruch. 

Ordonanta  de  adjudecare  = Eigenthums- 
urkunde, welche  über  den  Zuschlag  bei 
der  Zwangsversteigerung  ausgestellt  wird, 
148,  Kassation  der  — 149. 

Organisationsgesetz  vom  24.  Januar 
1861  129. 

Parchet  — Staatsanwaltschaft. 

Pariser  Vertrag  vom  18./30.  März  1856 
192. 

Parteien,  Processfähigkeit  der  • — 135, 
Kautionspflicht  der  — 136,  Armenrecht 
der  — 137,  Bevollmächtigte  der  — 138. 

Peremtion  145. 

Pfändung  der  Immobilien  160,  — von 
Forderungen  159,  — auf  Grund  voll- 
streckbarer Urteile  oder  Urkunden  159, 

— von  Einkünften  aus  einem  Grund- 
stück 158,  — durch  den  Gerichtsvoll- 
zieher 158,  Objecte,  die  von  der  — aus- 
geschlossen sind  159. 

Pflichttheilserben  186. 

Pflichttheilsrecht  186. 

Polizeichefs,  Polizeikommissäre, 
Beglaubigung  von  Rechnungen  und  Fak- 
turen durch  — 131. 


Poprire  = Beschlagnahme. 

Portärel  = Gerichtsvollzieher. 
Präsident  des  Tribunals  127,  — des  Apell- 
hofs  128,  — des  Kassationshofs  128. 
Presedinte  = Präsident. 

Primär  ul  comunei  rurale  = Dorfbürger: 
meister. 

Primpre^edinte  = Prim  Präsident. 
Primprocuror  = Chef  der  Staatsan- 
waltschaft bei  den  Tribunalen  129. 
Procedura  civilä  vom  11.  September  1865 
123,  125. 

Procura  autenticä  = authentische  Voll- 
macht 131. 

Procuror  = Staatsanwalt  129. 
Procuror-general  = Chef’  der  Staats- 
anwaltschaft bei  dem  Apellhof  und  bei 
dem  Kassationshof  129. 
Prozessfähigkeit  der  Parteien  135.  — 
der  Ehefrauen  135,  — der  Minderjährigen 
135,  — der  juristischen  Personen  136, 

— der  Ausländer  136. 

Prozesskosten  165. 
Prozessvollmachten  der  Ausländer  131, 

Formular  931. 

Prüfungstermin  im  Konkurs  174. 
Prüfungsverfahren  im  Konkurs  176. 
Quellen  s.  Literatur. 

Räthe  des  Appellhofs  und  des  Kassations- 
hofs 128. 

Rechtshülfekonvent ion  mit  Belgien 
vom  4.  März  / 20.  Februar  1881  über  die 
Zulassung  der  beiderseitigen  Staatsunter- 
thanen zum  Armenrecht  137. 
Rechtskraft  145. 

Rechtsmittel,  ausserordentliche  — 147, 

— im  Handelsprocess  154. 
Rechtswohlthat  des  Inventars  183. 
Regulierung  des  Nachlasses,  Verfahren 

behufs  — 187. 

Rekurs  vom  Tribunal  an  den  Kassations- 
hof 132,  Zulässigkeit  des  — 147,  Form 
und  Frist  des  — 147,  Wirkung  des  — 
147,  Gründe  des  — 147,  bei  Zwangs- 
versteigerung von  Grundstücken  148. 
Requisitionsschreiben  131 \ 
Revendicatiunea  = Rückforderungsrecht 
im  Konkurse  170. 

Revision,  Zulässigkeit  der  — 149,  150, 
Frist  zur  Einlegung  der  — 151,  Wir- 
kung der  — 151. 

Richter-Syndikus  ist  an  Stelle  des 
früheren  gewählten  Konkursverwalters 
getreten  1058  f. 

Russland.  Vertrag  vom  12./24.  März  1894 
mit  — über  die  Requisitionen  der  Tri- 
bunale 131 '. 

Sachverständige  141. 
Schiedssprüche.  Vollstreckung  fremder 

— 165. 

Schiffskapitäne,  Klagen  gegen  — 153. 
Schweiz,  Konsularvertrag  mit  der  — vom 
14.  Februar  1880  über  die  Regulierung 
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von  Hinterlassenschaften  der  beiderseiti- 
gen Staatsangehörigen  191. 

Sectiuni  = Kammern  der  Tribunale  127. 

Sectiune  de  notariat  130. 

Sectiunile  unite  = vereinigte  Senate  des 
Kassationshofs  128,  Zuständigkeit  der 
— 148. 

Senate  des  Appcllhofs  und  des  Kassations- 
hofs 128. 

Sentinta  = Urtheil. 

Sicherung  des  Nachlasses  189. 

Sicherheitsarrest  160,  — in  Handels- 
sachen 161. 

Siegelung  des  Nachlasses  189. 

Sin  die  = Konkursverwalter  171. 

Staatsanwaltschaft,  Stellung  der  — 
im  Zivilprozess  129. 

Stempelgesetz  vom  31.  Jul  1881  131  \ 
— Stempel  für  Vorladungen  139,  vgl. 
auch  Stempelpflicht. 

Stempelpflicht  für  Klagen  166,  — für 
Frachtbriefe  und  Konnossemente,  Ver- 
träge. Wechsel,  Aktien,  Obligationen, 
Anleihetitres  etc.  167 4. 

Stoppage,  right  of  — 170. 

Strafrichter,  Friedensrichter  als  — 133. 

Substitut  duprocureur  = Staatsanwalts- 
gehülfe  129. 

Supralicitare — zweite  Versteigerungs- 
tagfahrt bei  der  Zwangsversteigerung 
eines  Grundstücks. 

Termine.  Anberaumung  von  — auf  Er- 
suchen der  Partei  139. 

Testamente  185. 

Testamentsvollstrecker  186. 

Testirfähigkeit  185, 

Titlu  esecutoriü  = 159. 

Tribunal  126,  Besetzung  des  — 127, 
desgl.  in  der  Kassationsinstanz  127  a.  E., 
Zuständigkeit  des  — 127,  134,  Kanzlei- 
vorstand des  — 127,  Präsident  des  — 127. 

Tribunal  de  district  126. 

Tribunal  de  judet,  126. 

Tribunalspräsident,  Delegierung  eines 
Adjunkten  zu  einem  anderen  Friedens- 
gericht durch  den  — 127. 

Ungarn  s.  Oesterreich-Ungarn. 

Urkunden,  Authentifizirung  von  — 129. 

Urkundenbeweis  141. 

Urmärire  = Verfolgung  auf  Grund  voll- 
streckbarer Urtheile  oder  vollstreckbarer 
Urkunden  159. 

Urtheile,  Vollstreckung  fremder  — 161. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  s. 
Amerika. 

Verfahren,  mündliches  und  öffentliches 

— 139,  Fälle  des  schriftlichen  — 139, 

— in  I.  Instanz  139  f.,  — in  II.  Instanz 
144,  — in  Handelssachen  151  f.,  — im 
Konkurse  174  F.,  — behufs  Regulirung 
des  Nachlasses  187. 

Verfassung,  rumänische  — vom  13. /25. 
Oktober  1879,  183. 

Leske  n.  Loewekfeed,  llechtsverfolgung.  II. 


Verhandlung,  mündliche  — 139. 

Verjährung  des  Appells  146. 

Versäumnissverfahren  142. 

Vertheilungsverfahron  im  Konkurse 
176. 

Vollmachten.  Form,  Uebersetzung,  Le- 
galisirung  928  f.,  Formulare  928  f. 

Vollstreckung  von  Urtheilen  146,  — 
von  fremden  Urtheilen  161,  Aufschub 
der  — durch  Hinterlegung  147,  — in 
ein  Grundstück  158,  — in  Forderungen 
158,  — durch  die  Administrativbehörde 
157. 

Vollstreckungsklausel  146,  157,162, 

— bei  authentischen  Urkunden  157,  Er- 
theilung  der  — - durch  den  Friedensrichter 
157. 

Vorladungen  139. 

Vorläufige  Vollstreckbarkeit,  Fälle  der 

— gegen  oder  ohne  Sicherheitsleistung 
146. 

Waldgesetze  vom  24.  Juni  1881  und 
4.  Juni  1892,  133  a.  E.  134. 

Widerklage  vor  dem  Friedensrichter  133. 

Zahlungseinstellung  174. 

Zeugen  141,  — im  Handelsprozess  155. 

Zuständigkeit  der  Gerichte  131,  — der 
Handelsgerichte  153,  — der  Konsular- 
gerichtsbarkeit 192,  — der  früheren 
Dorfgerichte  125 l,  — der  Gerichte  in 
Nachlassregulirungen  181. 

Zustellung  von  gerichtlichen  Schrift- 
stücken 131 l. 

Zustellungsgebühr  des  Gerichtsvoll- 
ziehers 131  h 

Zwangs  vergleich  178,  1058. 

Zwangsversteigerung  von  Grund- 
stücken aus  einem  Urtheile  148,  Auf- 
hebung der  — durch  Rekurs  148,  149. 

Zwangsvollstreckung  156,  — auf  Par- 
teibetrieb 157,  Einspruch  gegen  159 ; vgl. 
auch  Vollstreckung. 

Russland. 

Ab  gaben,  geschuldet  an  Fiskus,  Kirchen, 
öffentliche  Anstalten,  Stadtkassen  für  das 
laufende  und  verflossene  Jahr  gemessen 
Vorzugsrecht  im  Konkurs.  Polen:  767; 
Ostseeprovinzen  700;  Russland  704,  705. 

Absonderungsrecht  im  Konkurs  696, 
Befreiung  der  Absonderungsberechtigten 
in  den  Ostseeprovinzen  von  der  An- 
meldepflicht 693;  im  russischen  Reich 
703,  Faustpfandgläubiger  705,  706 2. 

Abwesende,  Gutachten  des  Prokureurs 
in  deren  Prozessen  584. 

Administrativbeamte,  Klagen  gegen 
dieselben  587. 

Administrative  Beschwerde  570,  666. 

Adzitation  eines  Dritten  im  Prozess 
596,  668. 

Aktiengesellschaft,  Legitimation  des 
Vertreters  im  Prozess  602. 
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Anfechtbarkeit  der  zehn  Tage  vor  der 
Konkurseröffnung  vom  Gemeinschuldner 
vorgenommenen  Handlungen  693,  696. 

Anfechtung  von  Rechtsgeschäften  im 
Konkurs  696.  697,  703. 

Anordnungen,  polizeiliche:  Konzessio- 
nirung  von  Fabriken,  Apotheken,  Buch- 
handlungen, Druckereien,  lithographi- 
schen und  photographischen  Anstalten, 
Genehmigung  von  Bauten;  Zuständig- 
keit der  V er  waltu  ngsbehörden  570. 

Anstalten,  christliche  und  mohame- 
danische,  Prozesse.  Abweichungen  vom 
ordentlichen  Verfahren  665,  666. 

Antrag,  mündlich,  schriftlich  573,  Zu- 
lässigkeit telegraphischer  Anträge  573 l. 

Antragsverbrechen  571. 

Antritt  der  Erbschaft,  nach  dem  Recht 
der  Ostseeprovinzen  710;  nach  russischem 
Recht  731.  732 2. 

Anwalt  s.  Rechtsanwalt. 

Anwaltsgeh tilfen,  korporative  Organi- 
sation 603 604 ä. 

Anwaltszwang  595. 

Apanagen,  Abweichungen  vom  ordent- 
lichen Verfahren  in  Prozessen  der  Apa- 
nagen 665,  666. 

Apotheken,  Konzessionirung,  Zuständig-  \ 
keit  der  Verwaltungsbehörden  570. 

Appellation  gegen  Urtheile  der  Friedens-  i 
richter  589 5,  appellable  Urtheile  646;  I 
Zulässigkeit.  Frist,  Wirkung,  Verzicht 
655,  655 5,  656;  Verfahren  656;  Domizils- 
wahl 657 ; Klageänderung  657 ; neue  Be- 
weismittel 657;  im  Handelsprozess  679; 
gegen  die  Entscheidungen  der  russischen 
Konsuln  in  Sachen  ihrer  Gerichtsbarkeit 
in  Persien  752,  753;  gegen  die  Urtheile 
der  russischen  Gerichts-Kommissionen  in  ' 
der  Türkei  753;  Polen:  in  Hypotheken- 
sachen 759;  gegen  die  Entscheidung  der 
Hypothekenbehörde  762;  Unzulässigkeit 
im  vereinfachten  Urkundenprozess  668, 
670. 

Appellhöfe,  Gerichtsbarkeit  575;  Wir-  ; 
kungskreis,  Besetzung,  Vertretung,  Ge-  j 
richtssprache.  Zeit  und  Ort,  Ordnung  j 
der  Sitzung  582,  583;  Genehmigung 
zur  Erhebung  einer  Schadensersatzklage 
gegen  Justizbeamte  583;  Gerichts- 
ferien 583,  752,  753;  in  Polen:  Appel- 
hof zu  Warschau  757. 

Archangel,  Sonderbestimmungen  560,  | 
562,  Gerichtsordnung  565,  569,  Friedens-  i 
richter  575;  Gerichtshof  für  Civil-  und 
Strafsachen  578,  579,  Wechselsachen, 
Zuständigkeit  der  Kommerzgerichte  680. 

Armenisch  - gregorianische  Kirche, 
Eintritt  ins  Kloster,  Anfall  der  Erb- 
schaft 725. 

Armenrecht,  Mitwirkung  des  Proku- 
reurs  584:  Verpflichtung  der  Rechts- 
anwälte zur  Führung  von  Prozessen  im 


Armenrecht  606;  Anspruch  auf  Armen- 
recht 609 ; im  Verfahren  vor  dem 
Friedemsgericht,  vor  den  allgemeinen 
Gerichten,  Inhalt  der  erforderlichen 
Nachweise  der  Bedürftigkeit  609;  Wir- 
kung der  Gewährung  des  Armenrechts 
610,  Kautionspflicht  der  Ausländer  trotz 
Armenrecht  613. 

Arrest  s.  Kautionen;  an  Mobilien  611; 
in  Polen:  Sicherstellung  des  Klage- 
anspruchs 760. 

Astrachan,  Sonderbestimmungen  560; 
Gerichtsordnung  565,  569 ; Friedensrich- 
ter 575;  Justizreform  575 2 ; Gerichtshof 
für  Civil-  und  Strafsachen  578,  579. 

Aszendenten,  russisches  Recht.  Aus- 
schluss von  der  Erbfolge,  zwei  Aus- 
nahmen zu  Gunsten  der  Eltern  734  und 
734  M 

Aufenthaltsort,  Gerichtsstand  591,  667, 
670. 

Aufhebung  des  Verfahrens  wegen  In- 
kompetenz, bei  Nichterscheinen  des  Klä- 
gers, Identität  oder  Konnexität  mit  be- 
reits anhängigem  Prozess  619,  649;  Be- 
schwerde dagegen  658 *,  668,  670. 

Augenschein  richterlicher  639. 

A uskunftsertheilung  über  russisches 
Recht  an  auswärtige  Gerichte  572 6. 

Ausland,  Gerichtsstand  der  Personen 
daselbst  591;  Ausstellung  der  Prozess- 
vollmacht im  Auslände  600;  Zustellungen 
im  Anslande  616;  Konkurs,  im  Aus- 
lände befindliches  V ermögen  des  Schuld- 
ners 694:  Staatsverträge  mit  Italien, 
Deutschland,  Frankreich.  Spanien  709, 
719,  720,  739,  740,  749,  751 l,  mit  Ser- 
bien, Oesterreich- Ungarn,  Rumänien  und 
Dänemark  751 *;  Privatverträge  im 
Auslande  eingegangen,  deren  rechtliche 
Beurtheilung  760. 

Ausländer,  Gleichberechtigung  mit  In- 
ländern 572 3 ; besonderer  Gerichtsstand 
591.  592;  Prozessfäh  tgkeit  595;  ihre 
Nichtbefähigung  zur  Rechtsanwaltschaft 
599 ri;  Anspruch  auf  Armenrecht,  Gegen- 
seitigkeitsgrundsatz 609;  Kautionsstel- 
lung bei  Prozessen  612  ff. ; Einreichung 
der  Klage  in  russischer  Sprache  620 3 ; 
Einrede  der  mangelnden  Prozesskosten- 
kaution 625  \ 626  K 627,  1063 ; als  Kon- 
kursgläubiger 696  ; Nachlassenschaften  der 
Ausländer  in  den  Ostseeprovinzen,  Ver- 
träge mit  Italien,  dem  Deutschen  Reich, 
Frankreich,  Spanien  709,  719,  720;  Be- 
schränkung des  Erwerbs  von  Immobilien 
720;  Verbot  des  Erwerbs  und  der  Pacht 
ländlicher  Grundstücke  im  russischen 
Westgebiet  727,  ausgenommen  die  Ver- 
erbung an  Deszendenten  und  Ehegatten 
728;  in  Wolhynien,  im  Kaukasus,  für 
Juden.  Nichtchristen  728;  Erbfolgeord- 
nung nach  russischem  Recht,  Staats- 


Russland. 


1095 


vertrage  mit  Sachsen,  Frankreich,  dem 
Deutschen  Reich,  Italien,  Spanien,  Schwe- 
den und  Norwegen  739,  740,  749;  Be- 
fugniss  der  Konsuln  ausländischer  Staaten 
zur  Vertretung  der  Erben  behufs  Siche- 
rung des  Nachlasses  eines  Ausländers 
749;  Staatsverträge  bezüglich  der  Ge- 
richtsbarkeit der  ausländischen  Konsuln 
mit  Frankreich,  Deutschland,  Serbien, 
Oesterreich -Ungarn,  Rumänien,  Däne- 
mark 751 1 ; Prozesskostenkaution  im 
.Handelsprozess  760. 

In  P o 1 e n : Erbfähigkeit  770,  Erbrechte 
der  Ausländer,  Staats  Verträge  mit  Frank- 
reich, Deutschland,  Italien,  Spanien, 
Schweden  und  Norwegen,  Oesterreich 
und  Schweiz  776;  Verbot  des  Erwerbs 
und  der  Pachtung  von  Immobilien  durch 
Ausländer,  Pflicht  des  Verkaufs  der  Aus- 
ländern durch  Erbschaft  angefallenen 
Grundstücke  776. 

Russland:  Rechte  der  Ausländer  777 
bis  787 ; Sicherung  derselben  durch  Han- 
delsverträge 777;  Beschränkungen  des 
Grundbesitzes  der  Ausländer  777;  Be- 
griff des  „Ausländers“  777,  ihr  Aufent- 
haltsrecht, Pass  777  u.  777 8 ; Ausländer 
in  Russland  als  „zeitweilige  Unterthanen“, 
die  rechtliche  Natur  dieses  Verhältnisses, 
Rechte  und  Pflichten  778,  779;  Eintritt 
in  Gilden  und  Zünfte,  Bedingungen  778, 
778 9 ; Ehrenbürgerrecht  der  Ausländer 
779;  Befreiung  ausländischer  Edelleute 
von  der  Körperstrafe  779,  782;  Beschrän- 
kungen des  Eintritts  der  Ausländer  in 
Civil-  und  Militärdienst  779,  782;  Ver- 
bot der  Theilnahme  der  Ausländer  an 
der  örtlichen  Selbstverwaltung  779,  Aus- 
nahme 779 8 ; Aufnahme  der  Ausländer 
in  den  Unterthanenverband  und  Aus- 
tritt, Bedingungen  780. 

Gesetzliche  Bestimmungen  über  die 
Rechte  der  Ausländer  782—787. 

Ausschlagung  der  Erbschaft  in  den  Ost- 
seeprovinzen 711;  in  Russland  731—733; 
in  Polen  773,  775. 

Aussetzung  des  Prozessverfahrens  595. 

Aussonderungsrecht  im  Konkurs,  Be- 
rechtigte, Befreiung  der  Aussonderungs- 
berechtigten von  der  Anmeldung  in  den 
Ostseeprovinzen  693;  Aussonderungs- 
herechtigte.  Form  der  Geltendmachung, 
Gegenstände  des  Aussonderungsrechts 
696;  in  Polen:  Voraussetzungen  der 
Geltendmachung,  Verbindlichkeit  des 
Vindikanten  769;  in  Russland  703,  705 2. 

Baltische  Provinzen  560;  Sonderbe- 
stimmungen für  das  Verfahren  in  Grenz- 
streitigkeiten und  Konkursen  562;  Ge- 
setzes- und  Verordnungs-Sammlung  563; 
Einführung  der  Gerichtsordnung  569;  Ge  - 
genstand  der  Verhandlung  im  Civilprozess 
570;  Justizreform  575 2 ; Ernennung  des 


Präsidenten  der  Friedensrichterversainm- 
lung  576;  Wol ostgerichte  581;  Prozesse 
der  Wohlthätigkeitsanstalten  und  Ver- 
schwender, Anwesenheit  des  Prokureurs 
bei  der  Verhandlung  in  den  baltischen 
Provinzen  584;  Notar,  Hypotheken- 
ordnung, Hypothekenabtheil ungeu  585; 
Bauern-,  Gemeindegerichte,  Standesge- 
richte 589 7 ; Wolostgerichte,  Umfang 
der  Zuständigkeit  590;  Prozessfähigkeit 
Minderjähriger  594*;  Unterschied  zwi- 
schen litis  denunciatio  und  nominatio 
auctoris  596 5;  Ausstellung  von  Prozess- 
vollmachten 600 5,  601 3,  Formular  943  ff  ; 
Sicherstellung  der  Klageforderung  611 7; 
Beweislast  im  Prozess  632 l,  Beweiswür- 
digung 633 ; Alimentenklage,  abgekürztes. 
Verfahren  653;  Verfahren  bezüglich  der 
Beitreibung  aus  Immobilien  683. 

Bankerott,  fahrlässiger  und  böswilliger 
692. 

Bauerland,  Ablösung,  Zuständigkeit  der 
Verwaltungsbehörden  für  Streitigkeiten 
hierüber  570. 

Bauernbehörden.  Reorganisation  564,. 
Gerichte  565;  deren  Zuständigkeit  als 
Nachlassgerichte  708. 

Bauerngericht  575;  Wolostgericht, 
Streitigkeiten  zwischen  Bauern  581;  in 
den  baltischen  Provinzen,  Standesgerichte 
589 7. 

Bauerngüter,  Polen:  Veräusserung 

und  Theilung  774. 

Bauten,  Genehmigung,  Zuständigkeit  der 
Verwaltungsbehörden  570. 

Beamte,  Ersatzansprüche  gegen  Beamte 
wegen  Nachlässigkeit,  Mangel  an  Um- 
sicht, Säumigkeit.  Zuständigkeit  der  Ge- 
richte 570;  Geschäftsführung  der  ein- 
zelnen Beamten  584;  Schadensersatz- 
klagen gegen  dieselben,  Anwesenheit  des 
Prokureurs  bei  den  Verhandlungen  584; 
Beschlagnahme  der  Gehalte  und  Pen- 
sionen 683 ; in  P o 1 e n : Gesetzes  Verletzung 
der  Beamten,  Vorzugsrecht  an  der  be- 
stellten Kaution  im  Konkurs  767. 

B eerdigungskosten,  in  Polen  privi- 
legirt  im  Konkurs  des  Schuldners  767; 
in  den  Ostseeprovinzen  700. 

Beglaubigung  von  Unterschriften  und 
Urkunden  durch  die  Friedensrichter  587 ; 
der  Prozessvollmacht  600;  durch  die 
ausländischen  Konsuln  731. 

Beistände,  Nebenintervenienten,  als  Ver- 
treter 598. 

Beleidigungen,  Zuständigkeit, Friedens- 
richter 588,  derLandhauptleute  und  Stadt- 
richter 588. 

Beneficium  inventarii  in  den  Ostsee- 
provinzen 611 ; im  russischen  Recht  un- 
bekannt 731,  732 2 ; in  Polen  773.. 

Berathung,  geheime  bei  den  Gerichten 
573. 
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Beschlagnahme  vorläufige,  Verfügung 
der  Gerichtspräsidenten  584;  durch  Ver- 
merk in  den  Hypothekenbüchern  bezüg- 
lich der  Immobilien  im  Konkurs  703. 

Beschwerde,  administrative  570;  in  der 
Exekution  686;  bei  Verweigerung  der 
gerichtlichen  Bestätigung  eines  Testa- 
ments im  Schutzverfahren  nach  russi- 
schem Recht  746;  gegen  die  Ablehnung 
des  Antrags  auf  Vornahme  von  Siche- 
rungsmassregeln  des  Nachlasses  746; 
bei  der  Erbtheilung  gegen  die  gericht- 
lichen Verfügungen  748;  gegen  Anord- 
nungen des  Friedensrichters  und  Ge- 
meindegerichts in  Erbangelegenheiten 
776.  S.  auch  Sonderbeschwerde. 

Besitzeinweisung  747;  in  Polen:  in 
den  Nachlass  durch  den  Gerichtspräsi- 
denten 773,  775. 

Besitzschutz,  Zuständigkeit,  Friedens- 
richter 588,  Wolostgericht  590;  Streitig- 
keiten, abgekürztes  Verfahren  653; 
Sicherungsmassregeln  bezüglich  des  N ach- 
lasses,  Beschwerde  und  Kassationsantrag 
bei  Ablehnung  derselben  746;  Ausfüh- 
rung der  Sicherungsmassnahmen,  Legi- 
timation der  Erben  747  3 In  Polen: 
Zuständigkeit  der  Friedensgerichte  758. 

Bevollmächtigte  im  Prozess  595;  Voll- 
macht 599,  Formulare  943  ff. ; Beglaubi- 
gung 608;  im  Handelsprozess  675;  der 
Gläubiger  im  Konkurs  693 8,  699. 

Bevormundete,  deren  beschränkte  Pro- 
zessfähigkeit 594. 

Beweis,  Sicherung  desselben,  Zuständig- 
keit, Friedensrichter  588,  645;  Polen: 
Beweisvorschriften  760. 

Beweisaufnahme  vor  dem  Prozessge- 
ncnt,  Prüfung  der  Beweismittel  633; 
bei  schriftlichen  Beweismitteln  (Schriften- 
vergleichung) 643. 

Beweiskraft  der  Urkunden,  Echtheit  bei 
öffentlichen,  bei  Privat-Urkunden , der 
Schriftstücke,  der  Handelsbücher  641. 

Beweismittel.  Zulässigkeit  des  Vor- 
bringens 574,  634;  Geständniss  634,  Eid 
635.  Zeugen  635.  Befragung  der  Nach- 
barn 638,  Gutachten  der  Sachverständi- 
gen 638,  Augenschein  639;  Schriftliche 
Beweismittel  undUrkunden,  Schriftstücke 
639,  Beweiskraft  641,  Editionspflicht  642; 
Vorbringen  neuer  Beweismittel  im  Ap- 
pellationsverfahren 657;  im  Handelspro- 
:zess  677;  in  Polen:  760. 

Beweisregeln,  Anwendung  574,  632; 
in  Polen  760. 

Beweisverfahren.  Allgemeines,  Beweis- 
urtheil,  Beweislast  631,  Beweiswürdigung 
632,  Beweisaufnahme  633,  Beweismittel 

634,  Geständniss  634,  Eid  635.  Zeugen 

635,  Befragung  der  Nachbarn  638,  Gut- 
achten Sachverständiger 638,  Augenschein 
639,  schriftliche  Beweismittel : Urkunden, 


Schriftstücke  639,  Beweiskraft  641; 
Editionspflicht  642,  Beweisaufnahme  643; 
Bestreitung  der  Echtheit  von  Urkunden 
643.  Sicherung  des  Beweises  645;  in 
Polen  760. 

Beweiswürdigung,  freie  574,  632;  der 
Friedensrichter  632 3 ; in  Polen:  760. 

Bezirksgerichte,  Gerichtsbarkeit  575; 
Kreisglieder  derselben  577  und  577 3, 4 ; 
Wirkungskreis,  Besetzung,  Vertretung, 
Gerichtssprache,  Zeit,  Ort,  Ordnung  der 
Sitzung,  Gerichtsferien  582,  583;  die 
Obernotare  bei  denselben  585;  örtliche 
Zuständigkeit  590 ; Entscheidung  in 
Armensachen  600;  als  Konkursgericht 
691 ; Konkurse  bei  den  Bezirksgerichten 
703;  als  Nachlassgericht  708;  gericht- 
liche Bestätigung  der  Testamente,  Ver- 
fahren, Publikation  745,  746;  in  Polen: 
757,  deren  Zuständigkeit  758,  759;  für 
Konkurse  764. 

Bischöfe  der  orientalischen  ausländischen 
Kirchen,  Verbot  des  Aufenthalts  in  Russ- 
land 778. 

Bischofssitze,  Prozesse,  Abweichungen 
vom  ordentlichen  Verfahren  665,  666. 

Blutsverwandte,  Intestaterbfolge  in  den 
Ostseeprovinzen  714,  nach  liv ländischem 
Landrecht,  Prinzip  der  Kinderabtheilung 
715;  nach  estländischem  Landrecht  der 
Schoossfall  715:  in  Kurland  für  den  In- 
digenatsadel  etc.  715;  in  den  Stadtrechten 
Livlands,  Estlands  und  Narwas;  Abthei- 
lung von  Kindern  715;  Legitimation  zur 
Intestaterbfolge  715;  in  Russland  773  ff.; 
als  Zeugen  636;  als  Testamentszeugen 
744;  in  Polen:  Erbfolge  770,  771. 

Buchhandel,  Konzessionirung,  Zustän- 
digkeit der  Verwaltungsbehörden  570. 

Bürgschaft  als  Kautionsmitel  611;  in 
Polen:  Mittel  der  Sicherstellung  des 
Klageanspruchs  760. 

Byzantinisches  Recht  559  l. 

China,  Gerichtsbarkeit  der  russischen 
Konsuln  über  die  russischen  Unter- 
thanen  753.  753 12. 

Civildienst  betreffende  Streitigkeiten, 
Zuständigkeit  der  Verwaltungsbehörden 
570;  Beschränkungen  des  Eintritts  für 
Ausländer  779. 

Civilprozess,  Quellen  559,  Literatur 
567,  geschichtliche  Einleitung  568,  Prin- 
zipien 570  - 574,  Gegenstand  570,  Ver- 
hältniss  zum  Straf-  und  kirchenrechtlichen 
Prozess  571,  Entscheidung  durch  den 
Richter  572,  Gleichberechtigung  der 
Parteien  572.  Verhandlungsmaxime  572, 
Mündlichkeit,  OefFentlichkeit  573,  freie 
Beweiswürdigung  574. 

Sonderbestimmungen  für  den  Kauka- 
sus, Polen,  die  baltischen  Provinzen  562. 

Polen:  Gerichte  und  deren  Zustän- 
ständigkeit  757,  758;  Hypothekenbehör- 
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den  759;  Anwälte  759;  das  Verfahren 
759;  Rechtshülfe  zur  Erledigung  von 
Requisitionsschreiben  762 — 764. 

Civilrecht  559  ff. 

Deliberationsfrist  heim  Erbschafts- 
antritt in  den  Ostseeprovinzen  711;  im 
russischen  Recht  nicht  statthaft,  ausge- 
nommen für  Kaufleute  nach  Handels- 
recht 731. 

Depositum,  Forderungen,  abgekürztes 
Verfahren  653. 

Derwische,  Verbot  des  Aufenthalts  in 
Russland  778,  780. 

Deszendenten,  Berufung  zur  Erbfolge 
nach  dem  Recht  der  Ostseeprovinzen  715; 
nach  russischem  Recht  735;  in  Polen  770. 

Devolutiveffekt  der  Appellation,  Son- 
derbeschwerde, Kassation,  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens,  des  Gesuchs  eines 
Dritten  am  Prozess  Unbetheiligten  um 
Aufhebung  des  Urtheils  654. 

Dienstbarkeiten,  Polen:  Streitigkeiten; 
Zuständigkeit  der  Bezirksgerichte  758, 
759;  s.  Servituten. 

Dienstbotenlohn  in  Polen,  privilegirte 
Pfandforderung  767;  Ostseeprovinzen 
700;  Russland  705. 

Dienstmiethe  ländlicher  Arbeiter,  Zu- 
ständigkeit 588. 

Dingliche  Rechte  an  Immobilien  bezüg- 
lich der  Zuständigkeitsfrage  588. 

Disziplinargewalt  des  Gerichtspräsi- 
denten und  Einzelrichters  584,  604;  des 
„Raths“  (der  Kammer)  über  die  Rechts- 
anwälte 604;  der  Gerichte  über  die  Pri- 
vatanwälte 605. 

Disziplinarstrafen  der  Richter  5753. 

Domizil  des  Beklagten,  allgemeiner  Ge- 
richtsstand 590;  im  Gerichtsorte  616, 
629;  im  Appellationsverfahren  657. 

Dritter  bisher  Unbetheiligter  im  Prozess, 
Gesuch  665. 

Echtheit  der  Urkunden,  Bestreitung, 
Verfahren  643,  645;  Frist  der  Erhe- 
bung des  Zweifels,  Behauptung  der  Fäl- 
schung 644;  Entscheidung  durch  die 
Friedensrichter,  Landhauptleute  u.  Stadt- 
richter 645. 

Editionspflicht  bezüglich  der  Urkun- 
den, Handelsbücher,  Korrespondenz  642, 
643. 

Ehe,  Mischehen , Sonderbestimmungen 
560  *;  Ehesachen,  Zuständigkeit  beiStrei- 
tigkeiten  in  der  russischen  Kirche  571, 
580;  in  der  römisch-katholischen  Kirche 
580,  581;  in  Ehescheidungssachen  581; 
in  der  evongelischen  Konfession  581; 
der  Raskolniken  590;  Abschluss  gegen 
den  Willen  der  Eltern,  relative  Erb- 
unfähigkeit 730. 

Ehefrau,  Prozessfähigkeit  794 4 Polen 
759;  Erwerb  der  Ehefrau  761;  die  Rechte 
der  Ehefrau  des  Falliten  767,  768,  769. 


Ehegatten  überlebende,  gesetzliches 
Erbrecht  in  den  Ostseeprovinzen  718; 
Güterrecht  der  Ehegatten  nach  russi- 
schem Recht  738 4 ; Konkurs  eines  Ehe- 
gatten 738  (4  No.  2)  j Ostseeprovinzen 
696;  Polen:  Exekution  in  das  Ver- 
mögen eines  Ehegatten  761;  Erbrechte 
der  Ehegatten  bei  Vorhandensein  erb- 
fähiger Verwandten  771;  ausserordent- 
liches Erbrecht  772. 

Ehescheidung  559 1 ; Zuständigkeit  des 
Generalkonsistoriums,  des  Senats  581; 
Streitigkeiten,  Anwesenheit  des  Proku- 
reurs  bei  den  Verhandlungen  582;  s.  auch 
unter  Ehe. 

Ehrenbürgerrecht  der  Ausländer  in 
Russland  779. 

Ehrenfriedensrichter  576,  578;  Wirk- 
samkeit 582;  zuständig  für  provisorische 
Sicherstellungsmaassregeln  des  Nach- 
lasses 708;  Bescheinigungen  zur  Legi- 
timation für  die  Intestaterbfolge  in  den 
Ostseeprovinzen  715,  716;  Sicherung 
des  Nachlasses  durch  den  Ehrenfriedens- 
richter 746. 

Ehrenkränkungen,  Zuständigkeit,  Frie- 
densrichter, Landhauptleute  588. 

Eid,  Eidesformel 560;  als  Beweismittel  635; 
im  Handelsprozess  (Ergänzungs-,  Reini- 
gungs-,  Schätzungseid)  678. 

Eigenthum,  Streitigkeiten,  Polen:  Zu- 
ständigkeit der  Bezirksgerichte  758. 

Einführungsgesetz  zur  C.P.O.  569. 

Einkindschaft  in  den  Ostseeprovinzen 
717. 

Einreden,  dilatorische  574,  dilatorische 
und  peremtorische  624—626;  Vorbrin- 
gung in  der  mündlichen  Verhandlung 
627 ; der  mangelnden  Pozesskosten- 
kaution  626  l,  627.  1063;  Voreinreden  im 
Handelsprozess  677;  in  der  Zwangs- 
vollstreckung 685. 

Einspruch  gegen  Versäumnissurtheil 648 
bis  651. 

Eisenbahn  Verwaltungen,  Streitig- 
keiten, Anwesenheit  des  Prokureurs 
bei  den  Verhandlungen  584;  Zuständig- 
keit der  Friedensrichter  588;  Klagen 
gegen  E.  621. 

Emphyteusis,  Streitigkeiten,  Polen: 
Zuständigkeit  der  Bezirksgerichte  758. 

Enterbung  in  den  Ostseeprovinzen  718. 

Entsagung  der  Erbschaft,  nach  dem 
Recht  der  Ostseeprovinzen  711;  nach 
russischem  Recht,  Erklärung  vor  dem 
zuständigen  Gericht,  Folge  731—733;  in 
Polen:  773,  775. 

Entscheidungen  prinzipielle,  in  Sachen 
betr.  Ersatz  von  Schaden , Kosten  und 
Einnahmen  651. 

Erbe,  Legitimation  7473;  Polen:  Ver- 
tagungsantrag des  Erben  im  Erbschafts- 
prozess zur  Aufstellung  des  Inventars 
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und  zur  Deliboration  759;  770  ff. ; An- 
nahme, Ausschlagung  oder  bedingte  Er- 
klärung 773. 

Erbfähigkeit  in  den  Ostseeprovinzen, 
absolute  und  relative  Erbunfähigkeit  im 
Gogensatz  zur  Erbunwürdigkeit  709, 
710;  nach  russischem  Recht  allgemeine 
Regel,  Beschränkungen,  geschichtliche 
Einleitung  726.  geltendes  Recht  727, 
Erbunfähigkeitsgriindo , absolute  729, 
relative.  Repräsentationsrecht  730;  in 
Polen:  770. 

.Erbfolge  im  Allgemeinen  in  den 
Ostseeprovinzen,  Erbfähigkeit.  Erwerb 
der  Erbschaft,  beneficium  inventarii 
709—711;  nach  russischem  Recht  721 
bis  732,  leitende  Grundsätze  724,  An- 
fall der  Erbschaft  725,  Erbfähigkeit  726 ; 
Beschränkungen  der  Erbfähigkeit,  ge-  | 
schichtliche  Einleitung  726,  geltendes  ! 
Recht  727;  Unfähigkeit  zur  Erbfolge,  | 
Gründe  absoluter  Ünfähigkeit  729,  re-  j 
lative  Unfähigkeit;  Repräson tationsrecht 
730;  Erwerb  der  Erbschaft,  im  Allge-  | 
meinen,  Antritt  der  Erbschaft  731;  Ent- 
sagung der  Erbschaft  732,  733;  Be- 
schränkung nach  russischem  Recht  731; 
Klassen  der  zur  Erbfolge  Berufenen 
735—737:  in  Polen:  gesetzliche  Erb- 
folge 770,  771;  ausserordentliche  Erb- 
folge 772;.  testamentarische  772. 

Erbgut  der  nächsten  Familiengenossen, 
Schutz  gegen  Willkür  des  Erblassers  ! 
in  Liv-  und  Estland  718;  Erbfolge  be-  j 
züglich  des  Erbguts  731;  nach  russischem  I 
Recht  735. 

Erblasser,  Beschränkung  der V erfiigungs- 
freiheit  in  den  Ostseeprovinzen  7l7,  | 
718;  nach  russischem  Recht  712;  in 
Polen  772. 

Erbrecht,  Abänderung  durch  Gewohn- 
heitsrecht 559  1 ; Zuständigkeit  in  Erb- 
schaftsachen, Wo! ostgerichte  590. 

A.  Erbschaftsregulierung  nach  dem 
Recht  der  Ostseeprovinzen  Liv-, 
Est  - und  Kurland  708 — 723. 1064;  Zu- 
ständigkeit der  Gerichte  708,  Erbfolge  im 
Allgemeinen  709,  Erbfähigkeit,  Erbun- 
fähigkeit 709.  Erwerb  der  Erbschaft  710, 
Deliberationsfrist  711,  Ausschlagung 
711;  benelicium  inventarii  711,  Intestat- 
erbfolge 712,  Rechte  der  Wittwe  und 
des  Wittwers  712,  713;  der  Blutsver- 
wandten 711 — 716;  letztwillige  Dispo- 
sitionen. Testirfähigkeit,  Testament,  Ko- 
dizill 716;  Erbverträge,  Einkindschaft, 
Gesammthandstiftung,  Widerruf  des 
Testaments,  Testamcntsexekutoren  717, 
Ptlichttheiisrecht,  Enterbung  717.  Erb-  j 
gut  718,  Erbrecht  der  überlebenden  Ehe-  ! 
gatten  718,  Enterbung  718;  Verfahren 
bei  Regulierung  der  Erbschaft;  Sicher-  | 
Stellung  des  Nachlasses  718,  Inventur,  | 


Schätzung,  Deponirung  von  Nachlass- 
effekten, Verfahren  der  Erbtheilung,  Re- 
gulierung von  Nacblassenschaften  der 
Ausländer  719.  1061;  Erbschaftsklage, 
hereditatis  petitio,  Legatsklage  720,  721 ; 
Erbschaftssteuer  (Abschoss.  Nachsteöer) 
721;  Verfahren  bei  Berichtigung  der 
Erbschaftssteuer,  Erbschaften  der  Aus- 
länder 722,  1061;  Nachlasskonvention 
mit  Schweden  und  Norwegen  1064. 

B.  Erbschaftsregulierung  nach  russi- 
schem Rechte;  Quellen,  Literatur  723. 
Erbfolge  im  Allgemeinen  (leitende 
Grundsätze)  724;  Anfall  der  Erbschaft 
725 ; Erbfähigkeit,  allgemeine  Regeln, 
Beschränkungen,  geschichtliche  Einlei- 
tung 726;  geltendes  Recht;  adlige  Land- 
güter, Personen  polnischer  Nationalität 
727;  Ausländer  in  Wolhynien  (auslän- 
dische Einwanderer),  im  Kaukasus  (Aus- 
länder und  Juden),  Juden  in  den  Gou- 
vernements; Nichtchristen  728;  Unfähig- 
keit zur  Erbfolge,  absolute  Unfähigkeit 
729;  relative  Unfähigkeit,  Repräsenta- 
tionsrecht  730;  Erbschaftserwerb  im 
Allgemeinen.  Antritt  der  Erbschaft  731 ; 
Entsagung  732;  gesetzliche  oder  In- 
testaterbfolge, allgemeine  Regeln  733; 
Beschränkungen  der  Erbfolge.  Aus- 
schluss der  Aszendenten  731;  Klassen 
der  zur  Erbfolge  Berufenen  735,  736; 
gesetzlicher  Antheil  der  Ehegatten  737 ; 
besondere  Erbfolgeordnungen:  für  Fidei- 
kommisse, Majorate  etc.  für  Ausländer 
(Sachsen,  Frankreich,  Deutsches  Reich, 
Italien,  Schweden,  Norwegen)  739;  für 
Immobilien  739;  Mobiliarnachlass  710; 
letztwillige  Verfügungen,  Begriff  des 
Testaments.  Testirfähigkeit  700,  711; 
Inhalt  des  Testaments  712;  Form  und 
Arten  des  Testaments  713,  Testaments- 
zeugen 741;  Aufhebung,  Abänderung 
des  Testaments  711;  gerichtliche  Be- 
stätigung des  Testaments  745;  Ver- 
fahren bei  der  Erbschaftsregulierung, 
Besitz  und  Sicherung  des  Nachlasses 
716,  717 ; Erbtheilung  718,  Sicherung 
des  Nachlasses  eines  Ausländers  718, 
749,  Erbschaftsklage  750;  in  Polen: 
Prozesse  in  Erbschaftsangelegenheiten. 
Vermögenstheihmgen.  Zuständigkeit  der 
Gemeindegerichte  758;  Erbschaftssteuer 
721,  722,  1061. 

Erbschaft,  Zuständigkeit  der  Wolost- 
gerichte  in  Erbschaftssachen  590;  An- 
fall der  Erbschaft  nach  russischem  Recht 
725;  Erwerb  der  Erbschaft  nach  russi- 
schem Recht  im  Allgemeinen  731;  Be- 
rufung durch  Gesetz  und  Testament, 
Zeitpunkt  des  Anspruchs  des  Erben  auf 
die  Erbschaft  731 ; Antretung,  Ausschla- 
gung der  Erbschaft  731,  732,  733; 
Sicherung  der  Erbschaft  716;  in  Polen: 
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Erbtheilung,  Zuständigkeit  758;  Prozess 
Vertagungsautrag  des  Erben  zur  Auf- 
stellung des  Inventars  und  zur  Delibo- 
ration  759 ; Regulierung  des  Nach- 
lasses 774 — 776, 

Erbschaftsklage,  hereditatis  petitio  in 
den  Ostseeprovinzen  720;  provisorische 
ßesitzregulierung  720,  721;  nach  russi- 
schem Recht  750, 

Erbschaftsvollmacht  944,  für  die  Ost- 
seeprovinzen  949,  für  Polen  956. 

Erbregulierung  siehe:  Erbrecht;  a) 

nach  dem  Rechte  der  Ostseeprovinzen 
708 — 721,1064;  b)  nach  russischem  Recht 
723—  750;  c)  nach  dem  in  Polen  gelten- 
den Recht  770—776. 

Erbschaftssteuer  in  den  Ostseepro- 
vinzen und  Russland  1064;  Abschoss, 
Nachsteuer.  Schenkungssteuer  721 ; Ver- 
fahren bei  Berichtigung  der  Erbschafts- 
steuer 722,  1064;  Erbschaftssteuer  der 
Ausländer,  Grundsatz  der  Gegenseitig- 
keit 722;  in  Polen:  774. 

Erbtheilung.  Zuständigkeit,  Wolost- 
gericht  590;  Verfahren  der  Erbtheilung 
in  den  Ostseeprovinzen  bezüglich  der 
Landgüter.  Immobilien  719;  nach  russi- 
schem Rechte  748,  Zuständigkeit  des 
Friedensgericbts  und  Bezirksgerichts, 
Sonderbeschwerden  und  Kassaticnsge- 
suche  gegen  die  richterlichen  Verfügun- 
gen 748. 

Erbverbrüderung  zweier  Famiiienlinien 
in  den  Ostseeprovinzen  717. 

Erbvertrag  in  den  Ostseeprovinzen  717; 
nach  russischem  Rechte  verboten  740. 

Erfindungen.  Streitigkeiten,  Zuständig- 
keit 588;  Polen,  Zuständigkeit  der  Be- 
zirksgerichte 758,  759. 

Erfüllungsort,  Gerichtsstand  591. 

Ergänzungsfriedensrichter  576; 
Wirksamkeit  582. 

Erbpacht,  Polen,  Zuständigkeit  der  Be- 
zirksgerichte für  Streitigkeiten  758,  759. 

Ersatzanspruch,  Geltendmachung  570; 
siehe  Schadensersatz. 

Erwerb  der  Erbschaft,  Antritt  derselben, 
hereditas  iacens,  Deliberationsfrist,  Aus- 
schlagung 710.  711;  nach  russischem 
Recht  731  ff.;  Polen  773,  775. 

Estland,  Friedensrichter  575;  deren 
Zuständigkeit  für  Sicherstellungsmaass- 
regeln 588:  Konkursrecht  689—703; 

Erbschaftsregulierung  708  — 721;  im 

Uebrigen  siehe  Ostseeprovinzen 

Eventualmaxime  574. 

Exekution,  Ruhen  des  Verfahrens  595; 
Streit  gegen  das  Verfahren  653;  Exe- 
kution im  vereinfachten  Verfahren  669; 
im  Urkundenprozess  671;  der  Schieds- 
sprüche 674;  im  Handelsprozess  679; 
vorläufige  Vollstreckbarkeit  680.  gegen 
Kaution,  Vollstreckung  eines  Sonder- 


bescheides 681 ; Organe  681;  Arten  und 
Mittel  der  Vollstreckung:  Uebergabe  der 
Sache,  Ausführung  bestimmter  Handlun- 
gen, Verkauf  beweglicher  Sachen  682,  der 
Werthpapiere,  Gehalts-  und  Pensions- 
abzüge und  dergl.,  Beitreibung  aus  Im- 
mobilien 683;  Verbot  des  Verlassens 
des  Wohnorts;  Verfahren,  Fristen  der 
Exekution  685;  Vollstreckung  finländi- 
scher  und  auswärtiger  Urtheiie  687  bis 
630;  Polen:  Exekution  in  das  Ver- 
mögen eines  Ehegatten  761. 

Expropriation  von  Privateigenthum, 
Streitigkeiten  hierüber,  Zuständigkeit 
j der  Verwaltungsbehörden  570. 

Exterritorialität.  Forderungen  gegen 
Personen,  die  solche  gemessen  592 2. 

Fabrikanten,  Streitigkeiten  derselben, 
Polen:  Zuständigkeit  des  Handels- 

gerichts 759. 

Fabriken,  Konzession.  Zuständigkeit  der 
Verwaltungsbehörden  570. 
i Familien  recht  559 x,  besondere  Bestim- 
| mungen  über  Mischehen  560  K 
| Faustpfand,  Absonderungrecht  697,  705; 
in  Polen:  gesetzlich  privilegirt  bezüglich 
des  Faustpfandes  767. 

Feldbeschädigungen,  Zuständigkeit, 

! Friedensrichter  588. 

| Feuerkassen  in  Polen,  privilegirte  Pfand- 
I gläubiger  767. 

| Fideikommisse,  Erbfolgeordnung  738; 
i Unverjährbarkeit  der  Erbschaftsklage  auf 
Herausgabe  eines  Fideikommissgutes 
l 750 ; in  P o 1 e n : fideikcramissarische  Sub- 
! stitutionen  772. 

| F in  Lmd,  Vollstreckung  finlän  dis  eher  Ur- 
j tbeile  681. 

Fiskus,  Streitigkeiten  desselben,  An- 
i Wesenheit  cles  Prokureurs  bei  den  Ver- 
I handlungen  584;  als  Beklagter,  Gerichts- 
stand 590;  Vertretung  im  Prozess  595; 
Kautionen  bei  Prozessen  gegen  den  Fis- 
kus 612;  Befreiung  von  Gericbtskosten 
616;  Unzulässigkeit  des  abgekürzten  Ver- 
I fahrens  in  Prozessen  des  Fiskus  653 ; Ab- 
weichungen vom  ordentlichen  Verfahren 
in  Sachen  des  Fiskus,  der  Apanagen, 
der  Hofverwaltungen,  der  kaiserlichen 
Familie,  Staatsanstalten,  Verwaltungen, 
Verwaltungszweige,  Klöster,  Kirchen, 
Bischofssitze,  christlichen  und  mohame- 
danischen  Anstalten,  Städte.  Lehr-  und 
Wohlfchätigkeitsanstalten  666,  666;  in 
P o i e n : Prozessfähigkeit  des  Fiskus  759 ; 
als  privilegirter  Pfandgläubiger  im  Kon- 
kurs bezüglich  der  Immobilien  766,  be- 
züglich gewisser  Mobilien  767;  ausser- 
ordentliches Erbrecht  772. 

Forderungen,  Ostseeprovinzen  697; 
Russland:  Prüfung  im  Konkurs  703  bis 
707;  in  Polen:  Anmeldung  der  Kon- 
kursforderungen  765. 
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Frachtkosten,  Ostseeprovinzen  700; 
Russland  705;  Polen:  privilegirto  For- 
derung im  Konkurs  7G7. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit,  Zuständig- 
keit 589. 

Friodensgoricht,  Prinzip  der  Münd- 
lichkeit 573;  Organisation:  Bezirke, 

Distrikte;  Zuständigkeit  in  Civil-  und 
Strafsachen  576;  Wirkungskreis  582;  im 
Uebrigen  sieh6:  Friedensrichter. 

Friedensrichter,  Führung  der  Liste  der 
hierfür  geeigneten  Personen  in  den  bal- 
tischen Provinzen  561;  Taxen  561;  Ge- 
setze 564,  Gesetz  über  die  Ersetzung 
569,  Voraussetzung  für  dessen  Ernen- 
nung 575.  Wahl  575;  Ergänzungs-  und 
Ehrenfriedensrichter  576;  deren  Er- 
setzung durch  Landhauptleute  in  ver- 
schiedenen Gouvernements  577 4 ; ge- 
wählte Friedensrichter  in  bestimmten 
Orten  577 4 ; vom  Justizminister  ernannt 
in  gewissen  Orten  577 4 ; Ehrenfriedens- 
richter, deren  Theilnahme  an  den  Kreis- 
versammlungen 578;  in  Turkestan  und 
im  Steppen-Generalgouvemement  579; 
deren  Verfahren  nach  der  neuen  Prozess- 
ordnung 579;  Friedensrichterversamm- 
lung 581 ; Wirkungskreis,  Besetzung,Ver- 
tretung,  Gerichtssprache.  Zeit  und  Ort, 
Ordnung  der  Sitzung  582.  583;  Reku- 
sation  586;  Zuständigkeit  derselben  587, 
588;  Appellation  gegen  deren  Urtheile 
589 2 ; Taxen  der  Rechtsanwälte  im  Ver- 
fahren vor  dem  Friedensrichter  615 ; Be- 
freiung von  Gerichtskosten  in  diesem  Ver- 
fahren 616;  Terminsanberaumung  618; 
Vertheidigung,  Einreden  626;  Beweis- 
würdigung  632 3 ; Entscheidung  über  die 
Echtheit  bestrittener  Urkunden  645,  Son- 
derbeschwerden gegen  Sonderbescheide 
der  Friedensrichter  658 ; Beglaubigungen 
über  Vergleichsabschlüsse  672:  Zustän- 
digkeit für  provisorische  Sicherstellung 
des  Nachlasses,  Versiegelung,  Entsiege- 
lung,  Schätzung  und  Inventur  708;  Be- 
scheinigungen der  Friedensrichter  zur 
Legitimation,  zur  Intestaterbfolge  in  den 
Ostseeprovinzen  715,  716;  Sicherung 
des  Nachlasses  durch  den  Friedensrichter 
746;  in  Polen:  757,  Zusländigkeit  der- 
selben 758,  759,  760;  Veröffentlichungen 
desselben  bei  Nachlassregulierungen  774; 
Siegelanlage.Anordnung.  Abnahme  durch 
die  Friedensrichter  774. 

Fried ensrichterversammlung,  zweite 
Instanz  in  Zivil-  und  Strafsachen  576; 
Wirkungskreis  582;  Entscheidung  über 
die  Rekusation  der  Friedensrichter  586 ; 
zuständig  für  Appellationen  gegen  Ur- 
theile der  Friedensrichter  589 2 ; Be- 
schwerde an  dieselbe  wegen  Ablehnung 
von  Massregeln  der  Sicherung  des  Nach- 
lasses durch  den  Friedensrichter  746;  in 


Polen  757;  Polen:  öffentliche  Verstei- 
gerung von  Grundstücken  in  derselben 
761;  Beschwerden  in  Erbschaftssachen 
an  dieselbe  776. 

Fristen,  gesetzliche,  richterliche,  verein- 
barte, Berechnung,  bei  Unterbrechung 
des  Verfahrens,  Verlängerung  617 ; Resti- 
tution, ihre  Gründe  618;  zum  Erscheinen 
in  der  mündlichen  Verhandlung,  im  Ver- 
fahren erster  Instanz  628,  629,  Klage- 
antwort, Replik,  Duplik  629. 

Gastwirth,  Privilegium  im  Konkurs  700, 
705;  Polen:  Privilegium  für  seine  For- 
derung an  den  Effekten  des  Reisenden  767. 

Gebietsgerichte  und  ihre  Zuständigkeit 
579. 

Gebühren  für  Gerichtsvollzieher,  560,. 
561,  615,  für  vereidigte  Rechtsanwälte 
560,  607  f.,  Beitreibung  570,  616.  Taxe 
687. 

Gegenstand  der  Civilprozess -Verhand- 
lung 570. 

Geisteskranke,  Streitigkeiten,  An- 
wesenheit des  Prokure urs  bei  den  Ver- 
handlungen 584;  Tesiirunfähigkeit: 
a)  nach  dem  Recht  der  Ostseeprovinzen 
716;  b)  nach  russischem  Recht  740. 

Geistliche  Gerichte  5591,  565,  571, 
Gerichtsbarkeit  575;  a)  in  der  russisch- 
rechtgläubigen  Kirche : Konsistorium 

der  Eparchie  I,  und  Heiligste  Synode 
II.  Instanz  580;  b)  in  der  römisch- 
katholischen  Kirche:  derEparchialbischof 
in  I.  und  der  Erzbischof-Metropolit  in 
II.  Instanz  580,  c)  in  der  armenisch- 
katholischen Kirche:  geistliche  Verwal- 
tung in  Tiflis  I.,  Bischof  von  Tiraspol 
mit  Konsistorium  II.  Instanz  581; 
d)  in  der  evangelisch-lutherischen  Kirche : 
Provinzialkonsistorien  I..  Generalkon- 
sistorium H.  Instanz  581,  e)  in  der 
evangelisch -reformirten  Kirche:  das 

Kollegium  zu  Wilna  bzw.  Kon- 
sistorium 581;  Beschwerden  gegen  das 
Generalkonsistorium  an  den  Senat  581; 
Zuständigkeit  derselben  589 ; Kompetenz- 
streite 593. 

Gemeinde,  Streitigkeiten,  Anwesenheit, 
des  Prokureurs  584. 

Gemeindegerichte  in  den  baltischen 
Provinzen  581,  in  Polen  757;  Zustän- 
digkeit 758,  759,  760;  öffentliche  Ver- 
steigerung von  Grundstücken  in  den- 
selben 761;  Veröffentlichungen  derselben 
bei  Nachlassregulierungen  774;  Siegel- 
anlage, Abnehmen,  Verfügung  durch 
das  Gemeindegericht  774. 

Gemeinschuldner  im  Konkurs,  Verlust 
des  Dispositionsrechts  über  das  Ver- 
mögen 693;  im  Auslande  befindliches 
Vermögen  desselben,  Recht  der  Belegen- 
heit  der  ausländischen  Immobilien  694, 
694  K 
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Gemischte  Gerichte  in  Persien  753. 

Generalvollmacht  944,  für  die  Ostsee- 
provinzen 949,  für  Polen  953. 

Gerichte,  Organisation  und  Dienst,  Ge- 
richtsordnungen Kaiser  Alexander  II. 
559,  geistliche  539 ‘j,  571,  Civilgericht 
571,  Strafgericht  571,  Verhältniss  der 
verschiedenen  Gerichte  zu  einander  571, 
Prinzip  der  Mündlichkeit  bei  den  allge- 
meinen Gerichten  573;  Gerichts  Organisa- 
tion 574—586,  allgemeine  und  besondere 

575,  576—579;  Allgemeine:  Friedens- 
gerich te , Frie densrichterversammlungen 

576,  Laudhauptleute,  Stadtrichter,  Kreis- 
glieder der  Bezirksgerichte  576,  577; 
Bezirksgerichte,  Appellhöfe,  Senat  578; 
Gerichte  alter  Ordnung  578;  für  Civil- 
und  Strafsachen  in  Astrachan,  Orenburg 
und  Archangel,  ihre  Zuständigkeit  579, 
in  Sibirien  die  Gouvernementsgerichte, 
in  Turkestan  uud  im  Steppen-General- 
gouvernement:  Friedensrichter  und  Ge- 
bietsgerichte, ihre  Zuständigkeit  579. 
Besondere:  Kommerzgericht  579,  580; 
geistliche  Gerichte  580,  581,  Wolost- 
gerichte  581;  Geschäftsführung,  Wir- 
kungskreis. Besetzung,  Vertretung,  Ge- 
richtssprache. Zeit  und  Ort,  Ordnung 
der  Sitzung  582;  Fragen  der  Gerichts- 
barkeit und  Zuständigkeit,  Ablehnung 
der  Richter,  Anwesenheit  des  Pro- 
kureurs  bei  den  Verhandlungen  584; 
Zuständigkeit,  sachliche,  Einzelrichter 
587;  Zuständigkeit  der  besonderen  Ge- 
richte 589;  Nachlassgericht  in  den  Ost- 
seeprovinzen 708;  nach  russischem 
Recht  746—748;  russische  Konsular- 
gerichte und  gemischte  Gerichte  in  Per- 
sien 752;  Polen:  Friedensrichter,  Ge- 
meindegerichte, F riedensrichterversamm- 
lungen,  Bezirksgerichte,  Handelsgericht, 
Appellhof  zu  Warschau,  Senat  zu  St. 
Petersburg  als  Kassationshot  757. 

Gerichtsamtskandidaten  585. 

Gerichtsbarkeit  der  allgemeinen  und 
besonderen  Gerichte  575;  freiwillige, 
Zuständigkeit  der  Friedensrichter  587. 

Gerichtsferien  583. 

Gerichtskosten,  Ersatz  im  Armenrecht 
610;  prinzipielle  Entscheidungen  hier- 
über 651;  Ersatz  im  vereinfachten  Ver- 
fahren 669;  im  Urkundenprocess  670; 
der  Exekution  687:  in  Polen:  Vor- 
zugsrecht der  Gerichtskosten  im  Kon- 
kurs 767,  769,  770. 

GerichtsordnungenKaiser  Alexander  II. 
559,  569.  570,  574;  betr.  Organisation 
und  Dienst  der  Gerichte,  der  Prokura- 
tur,  der  Gerichtsvollzieher.  Advokaten, 
Notare,  vereidigten  Uebersetzer,  Photo- 
graphen 559. 

Gerichtsorganisation,  Gesetz  569; 
Geschäftsführung  des  Gerichts,  Wir- 


kungskreis, Besetzung,  Vertretung,  Ge- 
richtssprache, Zeit  und  Ort,  Ordnung 
der  Sitzung  582,  583,  der  einzelnen 
Beamten  584,  585. 

Gerichtssekretär,  Protokoll  585. 

Gerichtssprache  russische  583,  örtliche 
Idiome  in  den  Volks-,  Stammes-  und 
Wolostgerichten  Asiens,  des  Kaukasus, 
der  baltischen  Provinzen  583;  in  Polen 
758;  bei  der  Rechtshülfe  im  Verkehr 
mit  Deutschland,  Oestereich  und  Rumä- 
nien 764. 

Gerichtsstand  allgemeiner  590,  beson- 
derer 591,  dinglicher  591,  des  Erfül- 
lungsortes 591;  der  Abschliessung  des 
Vertrags  591;  des  Ortes  der  begangenen 
That  591,  des  inneren  Zusammenhangs 
(Widerklage  und  Nachklage)  591,  592, 
der  Widerklage  591,  592;  vereinbarter 
Gerichtsstand  592. 

Gerichtsstandfähigkeit  594;  Polen: 
insbesondere  der  Ehefrauen,  des  Fiskus, 
der  Städte.  Kirchen,  Wohlthätigkeits- 
anstalten  759. 

Gerichtsvollzieher,  Organisation  und 
Dienst  559;  Gebührentaxe  560,  561; 
Wirkungskreis  585;  Klagen  gegen  die- 
selben 586,  587 2 ; Organe  der  Voll- 
streckung der  Urtheile  681;  Verfahren 
bei  der  Exekution  685;  Taxe  687. 

Gesammthandstiftung  oder  Erbver- 
brüderung zweier  Familien  in  den  Ost- 
seeprovinzen 717. 

Geschichte  des  Civilprozesses  568;  Erb- 
folge nach  russischem  Recht,  geschicht- 
liche Einleitung  726. 

Gesellschaften,  ihr  Vertreter  im  Pro- 
zess 595;  Legitimation  derselben  602. 

Gesetzliche  Erbfolge  nach  dem  Recht 
der  Ostseeprovinzen  712 — 716;  nach 
russischem  Recht  733 — 738;  nach  polni- 
schem Recht  770  ff. 

Gesetzessammlungen  563,  674,  689, 
708,  751,  755,  764,  770. 

Geständnissals  Beweismittel,  Bedeutung 
des  Schweigens  oder  Ausbleibens  einer 
Partei  634,  635;  keine  Präsumtion  des 
Geständnisses  im  Versäumnissverfahren 
649;  im  Handelsprozess  677. 

Gewerbebetrieb  der  Ausländer  in  Russ- 
land 778. 

Gewohnheitsrecht  russisches  559  \ 
örtliches  572. 

Gläubiger,  Vereinigung  in  Polen,  Ver- 
fahren, Liquidation  766;  Pfandgläubiger 
und  privilegirte  Gläubiger  766,  767. 

Gläubigerversammlung  im  Konkurs 
695;  Vertretung  der  Gläubiger  699. 

Gleichberechtigung  eines  Jeden  vor 
Gericht,  ob  Inländer  oder  Ausländer 
572  3. 

Gouvernementsregierung,  Konkurse, 
Fristen  703. 
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Gouvernementssessionen,  Ausschluss 
der  Ooffentlichkeit  bei  den  Verhand- 
lungen 574:  deren  Einrichtung  und  Zu- 
ständigkeit 578;  Wirkungskreis  582;  An- 
wesenheit des  Prokureurs  bei  den  Ver- 
handlungen 584;  Rekusationen  586. 

Grenzstreitigkeiten,  Sonderbestim- 
mungen  für  die  baltischen  Provinzen 
562;  Zuständigkeit  588. 

Grenzvermessungssachen,  Zuständig- 
keit 588. 

Grodno,  Einführung  der  Gerichtsordnung 
569. 

Grundstücke,  ländliche,  Streitigkeiten, 
Zuständigkeit  588;  Gerichtsstand  be- 
züglich der  ausserhalb  Russlands  ge- 
legenen Immobilien  592;  Prüfung  der 
Forderungen  für  ein  verkauftes  Grund- 
stück im  Konkurs  704;  Polen:  öffent- 
liche Versteigerung  der  Grundstücke 
'dn  der  Friedensrichterversammlung  oder 
vor  dem  Gemeindegericht  761;  Verbot 
und  Beschränkungen  des  Erwerbs  und 
der  Pacht  durch  Ausländer  776,  777, 
783. 

Gut,  wohlerworbenes,  unbeschränkte  letzt- 
willige Verfügung  in  den  Ostseepro- 
vinzen 725 ; nach  russischem  Recht  742. 

Gütergemeinschaft,  nach  dem  Recht 
der  Ostseeprovinzen  721  f.,  in  Polen: 
Vereinbarung,  Rechte  des  überlebenden 
Ehegatten  bei  Vorhandensein  erbfähiger 
Blutverwandten,  Annahme,  Ausschlagung 
derselben  771. 

Gütertrennung,  deren  Einführung  in 
Polen  761. 

Haft  der  in  Konkurs  erklärten  Kaufleute 
692,  der  Nichtkauf leute  692,  693;  Polen: 
als  Beitreibungsmittel  von  Forderungen  ' 
762. 

Handel,  Betrieb  durch  Ausländer  in  Russ- 
land 778. 

Handelsbücher  als  Beweismittel,  Be- 
weiskraft 641,  642. 

Handelsgerichte,  Organisation,  Ver- 
fahren 565;  Gerichtsbarkeit  575,  759, 
580;  deren  Zusammensetzung  580,  Wir- 
kungskreis. Besetzung,  Vertretung,  Ge- 
richtsspruch, Zeit,  Ort,  Ordnung  der 
Sitzung,  Gerichtsferien  582,  583;  Polen: 
Handelsgericht  zu  Warschau,  dessen 
Zuständigkeit  758;  für  Konkurse  764. 

Handelsgeschäfte,  Vorschriften  in  den 
Ostseeprovinzen  361 l;  Polen:  Handels- 
gericht zu  Warschau  759. 

Handelsgesellschaft , Bestimmungen 
in  den  Ostseeprovinzen  561  ^ Legitima- 
tion des  Vertreters  im  Prozess  602;  in 
Polen:  Konkurs  derselben  764. 

Handelsrecht  561  *,  562;  Polen  756. 

Handelsprozess  674 ff.,  760  f. 

Handelssachen,  Zuständigkeit  hierfür 
589;  abgekürztes  Verfahren  653. 


Handelsschuld,  in  Polen:  Konkurs 

gegen  Kauf  leute,  Handelsgesellschaften 
wegen  Nichtzahlung  einer  Handelsschuld 
764. 

Handeltreibende,  Streitigkeiten  über 
Verpflichtungen  und  Vereinbarungen, 
Polen:  Zuständigkeit  des  Handels- 

gerichts 758,  759. 

Handelsvertrag,  deutsch-russischer,  Be- 
deutung  für  die  Kautionspflicht  613, 1064, 
mit  Dänemark  614 3. 

Handwerker,  in  Polen:  deren  gesetz- 
liches Pfandrecht  für.  die  Arbeit  und  die 
auf  Erhaltung  der  Sache  verwendeten 
Kosten  767. 

Hereditas  iacens,  juristische  Persön- 
lichkeit, Erbschaftserwerb  711;  Begriff 
nach  russischem  Recht  724. 

Hinterlegung  bei  der  Staatskasse,  Be- 
fehl zur  Auszahlung  776. 

Hofverwaltungen,  Abweichungen  des 
ordentlichen  Prozessverfahrens  bei  Strei- 
tigkeiten derselben  665,  666. 

Hypotheken  gläubiger  in  Polen:  deren 
Forderungen  im  Konkurs  des  Schuldners 
767. 

Hypotheken,  Polen:  Zuständigkeit  des 
Bezirksgerichts  für  Streitigkeiten  hier- 
über 760;  deren  Beitreibung  761;  privi- 
legirt  im  Konkurs  767;  Aufhebung  der 
geheimen,  stillschweigenden  Hypotheken, 
rechtliche  Natur  der  Hypotheken  768; 
bei  der  Nachlassregulierung  774. 

Hypothekenbehörde,  Ostseeprovinzen 
586;  Polen:  Bezirksgericht,  Appella- 
tionsbehörde 759;  762. 

Hypothekenbuch,  Vermerk,  Beschlag- 
nahme der  Immobilien  703;  in  Polen: 
Einschreibung  einer  Protestation  im  Hy- 
pothekenbuch 760:  Eintragung  der  Auf- 
forderung zur  Beitreibung  der  Hypothek 
761;  Eintragung  der  Erben  im  Hypo- 
thekenbuch, Voraussetzungen  des  An- 
trages 775. 

Japan,  Gerichtsbarkeit  der  russischen  Kon- 
suln über  die  russischen  Unterthanen 
753,  753 ia. 

Identitätsnachweise,  deren  Ausstel- 
lung  durch  ausländische  Konsuln  751. 

Jesuiten,  Verbot  des  Aufenthalts  in 
Russland  778,  780. 

Immobilien,  ländliche,  Streitigkeiten 
über  — 588;  Gerichtsstand  bezüglich 
der  ausserhalb  Russlands  gelegenen  592, 
694;  Beitreibung  aus  Immobilien  683, 
684;.  Beschränkung  des  Erwerbs  von 
Immobilien  durch  Ausländer  720,  777; 
Anfall  derselben  an  die  gesetzlichen  Er- 
ben durch  Eintritt  eines  Rechtgläubigen 
oder  Römisch-Katholischen  ins  Kloster 
725;  Erbfolge  nach  Staats  Verträgen  mit 
Sachsen,  Frankreich,  dem  Deutschen 
Reich,  Italien,  Spanien,  Schweden  und 
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Norwegen  bezüglich  der  in  Russland  ge- 
legenen Immobilien  739. 

In  P o 1 e n : bei  der  Nachlassregulierung 
774;  Erbrecht  der  Ausländer  bezüglich 
der  Immobilien  776;  Verbot  des  Er- 
werbs und  der  Pachtung  durch  Ausländer 
776. 

Inländer,  Gleichberechtigung  aller  In- 
länder 572  3. 

Insolvenz,  Arten  derselben  692,  702,  707. 

Instanzen.  Anzahl  572. 

Interdizirte,  Polen:  Vorzugsrecht  der- 
selben im  Konkurs  am  Vermögen  des 
Vormunds  767. 

Intestaterbfolge  in  den  Ostseeprovin- 
zen 712,  714,  715;  nach  russischem  Recht 
733—740. 

Intervention  595,  Haupt-  und  Neben- 
intervention 596. 

Inventur  682  ft'.,  699;  als  provisorische 
Sicherstell ungsmassregel  des  Nachlasses 
in  den  Ostseeprovinzen  708,  719;  siehe 
beneticium  inventarii  747;  gerichtliche 
Inventur  712;  Polen  775. 

Juden,  Verbot  des  Erwerbs  von  Land- 
gütern im  russischen  Westgebiet  727  f., 
777;  Verbot  des  Erwerbs  und  der  Aus- 
beute von  Naphtaländereien  im  Kauka- 
sus 728;  Verbot  und  Beschränkungen 
des  Aufenthalts  der  ausländischen  Juden 
778,  780. 

Juristische  Personen,  Domizil,  Ge- 
richtsstand 590;  Legitimation  des  Ver- 
treters 602;  Erbfälligkeit  derselben  in 
den  Ostseeprovinzen  709:  hereditas  iacens 
beim  Erschaftserwerb  711;  Erbfähigkeit 
nach  russischem  Recht  726. 

Justizbeamte,  Klagen  gegen  dieselben 
570  4 

Justizministerium , Auskunftserthei- 
lung  über  russisches  Recht  an  das  Aus- 
land 572  6. 

Justizorganisation  563,  564,  568. 

Kabinetsjustiz,  Aufhebung  574. 

Kaiserhaus,  Vertretung  im  Prozess  595; 
Abweichungen  vom  ordentlichen  Prozess 
in  Streitsachen  665,  666. 

Kanonisches  Recht  559. 1 

Kassation,  Zuständigkeit  572,  Prinzip 
der  Schriftlichkeit  573,  661;  Zulässig- 
keit 659,  Frist  660;  Verfahren,  661, 
662,  Veröffentlichung  wichtiger  Ent- 
scheidungen 663;  Wirkung  663;  wegen 
der  gerichtlichen  Bestätigung  des  Testa- 
ments 746;  Kassationsantrag  gegen 
den  die  Vornahme  von  Sidierungs- 
massregeln  des  Nachlasses  ablehnenden 
gerichtlichen  Bescheid  746,  gegen  die 
gerichtlichen  Verfügungen  bei  der  Erb- 
theilung  748. 

Kassationsentscheidungen,  Samm- 
lungen 566;  Aufhebung  eines  Urtheils 
durch  eine  solche  583;  Anwesenheit  des 


Prokureurs  bei  den  Verhandlungen  584; 
der  Kroisversammlungen  589  2. 

Kassationsinstanz,  Zuständigkeit  572, 
659—663;  Prinzip  der  Schriftlichkeit 
573;  für  Entscheidungen  der  Kreisver- 
sammlungen 589 a. 

Katholiken,  römische,  Eintritt  ins  Klo- 
ster, Anfall  der  Erbschaft  725;  Erb  Un- 
fähigkeit 729. 

Kaufmann,  Inhaftnahme  der  in  Kon- 
kurs gerathenen  Kaufleute  692;  in 
Polen;  Streitigkeiten  zwischen  Kauf- 
leuten, Zuständigkeit  des  Handelsge- 
richts 759;  Konkurs  764. 

Kaukasus,  besondere  Bestimmungen  der 
Gerichtsordnung  559,  Geltungsgebiet  der 
Gerichtsordnung  565,  569,  Justizper- 
sonen 575 2 ; Erwerb  und  Ausbeute  von 
Naphtaländereion  für  Ausländer  und 
Juden  verboten  728. 

Kautionen  der  Beklagten,  der  Kläger 
610;  611,  Kautionsmittel  611;  bei  Pro- 
zessen gegen  den  Fiskus  612;  für  die 
Prozesskosten  seitens  der  Ausländer 
612;  Einfluss  des  deutsch-russischen 
Handelsvertrags  613,  Jleichsratlisgut- 
achten  vom  11.  Marz  1890  1063;  vor- 
läufige Vollstreckbarkeit  der  Urtheile 
gegen  Kautionsleistung  681 ; der  Sonder- 
bescheide 681. 

Kiew,  Einführung  der  Gerichtsordnung 
569. 

Kinder,  uneheliche,  absolute  Erb  Unfähig- 
keit nach  russischem  Recht  729;  legiti- 
mirte  Kinder,  Erlangung  der  Erbfähig- 
keit 730;  die  in  Putativehe  erzeugten 
Kinder  ebenso  730;  in  Polen:  Erb- 
fähigkeit der  anerkannten  unehelichen 
Kinder  772. 

Kirche,  geistliche  Gerichte  565,  580; 
Streitigkeiten  der  Kirche,  Anwesenheit 
des  Prokureurs  584 ; Abweichungen  vom 
ordentlichen  Prozessverfahren  in  Streit- 
sachen der  Kirchen  665,  666;  Erbunfähig- 
keit der  Klostergeistlichen  729;  in 
Polen:  Prozessfähigkeit  759;  römisch- 
katholische,  Anspruch  auf  einen  Theil 
des  Nachlasses  des  Pfarrers  773. 

Kirchenrechtlicher  Prozess,  Verhält- 

■ niss  zum  Civilprozess  570,  571. 

Klage,  gegen  Justizboamte  570 4 ; Ver- 
fahren bei  der  Klage  620 ; Inhalt 
der  Klagschrift  620  ; Vereinigung 
mehrerer  Klagen  621;  Erforderniss  der 
Beilagen  621;  gegen  Eisenbahnverwal- 
tungen 621;  Klagerhebung  und  ihre 
Wirkung  622,  Aenderung  der  Klage 
622,  623 ; Einlassung  auf  die  Klage  624 ; 
Erhebung  der  Klage  im  Verfahren  erster 
Instanz  628;  Aenderung  im  Appellations- 
verfahren 657. 

Klagebeantwortung,  Fristen  629  und 
629  V7. 
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Kleinrussland,  Zession,  Veräusserung, 
Verpfändung  einer  Erbschaft  731 3. 

Kloster.  Prozesse,  Abweichungen  vom 
ordentlichen  Verfahren  665,  666. 

Klostergeistliche  der  russisch-  und 
römisch-katholischen  Kirche,  deren  ab- 
solute Erbunfähigkeit  729;  Testirunfähig- 
keit  nach  russischem  Recht  741;  als 
Testamentszeugen  744. 

Kol  lateralen,  Erbfolge  nach  dem  Recht 
der  Ostseeprovinzen  715;  nach  russischem 
Recht  735. 

Kommerzgerichte,  Organisation,  Ver- 
fahren 565;  Gerichtsbarkeit  575,  579, 
580,  582,  583;  Zuständigkeit  589;  Ter- 
minsanberaumung 618;  Verfahren  vor 
den  Kommerzgerichten,  Literatur  674; 
Abweichungen  von  der  Civilprozessord- 
nung  674 — 680;  Fristen  für  die  Konkurse 
bei  den  Kommerzgerichten  703. 

Kommissionär,  Polen,  Privilegium  767 *. 

Kompensation  im  Konkurs,  in  den  Ost- 
seeprovinzen 693,  697 ; in  Russland  703 ; 
in  Polen  765. 

Kompetenzkonflikt  592. 

Kompetenzstreit  592,  593,  zwischen 
Gerichten  und  Verwaltungsbehörden  593. 

Konfession  der  Richter  575 2. 

Konkordat  im  Konkurs,  in  Polen  766. 

Konkurs,  Sonderbestimmungen  für  die 
baltischen  Provinzen  562;  Verordnung 
über  das  Verfahren  564;  Gerichtsstand 
590;  Konkursrecht,  Quellen,  Literatur 
689 — 691 ; Geschichte  des  Konkursrechts 
und  Konkursprozesses  689 2 ; Grundprin- 
zipien 691;  materielles  Konkursrecht, 
Voraussetzungen  der  Konkurseröffnung, 
Konkursantrag,  Wirkung  der  Eröffnung 
692,  693;  Steilung  der  Konkursverwal- 
tung 694,  695;  formelles  Konkursrecht, 
Eröffnungsverfahren  698 ; Aufstellung  der 
Konkursmasse  699;  Konstituirung  der 
Passivmasse  699 ; Prioritätsverfahren, 
Verth eilungs verfahren  700;  Beendigung 
des  Konkurses,  Vergleich,  Vertheilung 
der  Masse  701;  Beschaffenheit  der  In- 
solvenz, Gutachten  hierüber  702;  ab- 
weichende Bestimmungen  im  Konkurs- 
verfahren nach  russischem  Recht  702 
bis  708;  Konkurs  von  Handelsgesell- 
schaften, Nachlassenschaften  702;  eines 
Ehegatten,  güterrechtliches  Verhältniss 
nach  russischem  Recht  738 2 N2;  in  Polen: 
Konkursverfahren,  Eröffnung  764;  An- 
meldung der  Forderungen  765;  Konkor- 
dat, Vereinigung  der  Gläubiger  und  Li- 
quidation, Pfändgläubiger  und  privilegirte 
Gläubiger766 ; Hypothekengläubiger 767 ; 
Rechte  der  Ehefrau  des  Falliten  768; 
Vindikation,  Kosten  769. 

Konkursantrag,  Begründung  692. 

Konkursdekret  auf  Eröffnung  des  Kon- 
kurses 692,  698. 


Konkurseröffnun  g,  Wirkung,  beim  Kauf- 
mann in  der  Regel  Verhaftung  692;  Ver- 
lust des  Dispositionsrechts  des  Gemein- 
Schuldners  693. 

Konkursgläubiger,  Befreiung  von  der 
Anmeldepflicht  in  den  Ostseeprovinzen 
693;  Vertretung  durch  Bevollmächtigte 
699. 

Konkurskurator  693,  provisorischer 699. 

Konkursmasse,  freie  Disposition  der 
Gläubiger  hierüber  691;  Vertheilung 
unter  die  angemeldeten  Gläubiger,  Reihen- 
folge 700,  701. 

Konkursproklam,  Erlassung,  Anmeldung 
der  Forderungen,  Befreiung  davon  693. 

Konkurs  verwal  tungals  Behörde,  Unter- 
instanz des  Bezirksgerichts,  Verwaltungs- 
recht der  Gläubiger  691 ; Grundsatz  der 
Universalität  in  Bezug  auf  die  Ausdeh- 
nung der  Befugnisse  der  Konkursver- 
waltung 691;  vereidigter  Kurator,  seine 
Pflichten  und  Honorar  694;  definitive  Kon- 
kursverwaltung 694 ; Verhältniss  der  Kon- 
kursverwaltung zur  Masse  694;  bezüg- 
lich noch  nicht  erfüllter  Verpflichtungen 
695;  Anfechtung  von  Rechtsgeschäften 
695,  696;  als  Mandatarin  der  Konkurs- 
gläubiger, deren  Aufsichts-  und  Be- 
schwerderecht, Verhältniss  zu  dritten 
Personen  695 ; definitive  Konkursverwal- 
tung 699. 

Konkursverwalter,  Legitimation  im 
Prozess  602,  seine  Bestellung  691;  in 
Polen  765. 

Konkurs  voll  macht  943,  für  die  Ostsee- 
provinzen 949,  für  Polen  953. 

Konsistorium,  gerichtliche  Zuständig- 
keit in  der  römisch-katholischen  Kirche 
580;  Provinzial-  und  Generalkonsistorium 
in  der  evangelisch -lutherischen  Kirche 
581. 

Konsulargerichtsbarkeit,  Quellen  und 
Literatur,  Allgemeines  751,  in  Persien 
752;  in  der  Türkei  753;  in  China  und 
JapaD  753;  in  Korea  754. 

Konsularverträge  mit  Frankreich,  Ser- 
bien, Deutschland.  Oesterreich -Ungarn, 
Rumänien,  Dänemark  751. 

Konsuln  der  ausländischen  Staaten  als 
Vertreter  der  Erben,  deren  Befugnisse 
bei  Sicherung  des  Nachlasses  eines  Aus- 
länders 749;  die  russischen  Konsuln  in 
den  christlichen  Staaten  751. 

Konvokation  der  Konkursgläubiger  693 ; 
Bestellung  von  Bevollmächtigten  seitens 
der  Abwesenden  693 8. 

Korea,  Gerichtsbarkeit  der  russischen  Kon- 
suln über  die  russischen  Unterthanen, 
Gerichtszuständigkeit  754. 

Kosaken,  donische  560. 

Kosten,  Ersatz  im  Armenrecht  610;  prin- 
zipielle Entscheidungen  betr.  den  Ersatz 
der  Kosten  651;  Ersatz  im  vereinfachten 
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Verfahren  669;  im  Urkundenprozess  670; 
der  Exekution  687;  in  Polen:  Vorzugs- 
recht der  Gerichtskosten  im  Konkurs 
767;  des  Konkursverfahrens  769,  770. 

Kowno,  Einführung  der  Gerichtsordnung 
569. 

Krankheit,  letzte,  in  Polen:  Kosten 
derselben,  Vorzugsrecht  im  Konkurs  767 ; 
Ostseeprovinzen  700. 

Kreditirte  Waaren,  abgekürztes  Verfah- 
ren im  Prozess  653. 

Kreismarschall,  Vorsitzende  der  Kreis- 
versammlungen 577. 

Kreis  Versammlungen  unter  Vorsitz  des 
Kreismarschalls  577 ; Kassationsinstanz 
für  dieselben  578 ; Anwesenheit  des  Pro- 
kureurs  bei  den  Verhandlungen  584;  Re- 
kusation  586. 

Kriegsprozess  568. 

Krone,  Sachen  derselben, Zuständigkeit  588. 

Kuratel  des  Nachlasses  nach  dem  Recht 
der  Ostseeprovinzen,  Zuständigkeit  der 
Vormundschaftsbehörde,  Verfügung  des 
Friedensrichters  708,  709. 

Kuratoren,  Ernennung.  Zuständigkeit  der 
Friedensrichter  587;  im  Konkurs,  Er- 
nennung des  vorläufigen  Kurators  693. 

Kuri  e,  römische,  Zuständigkeit  für  Appel- 
lationen, Beschwerden  oder  Proteste  in 
letzter  Instanz  für  die  Urtheile  der  geist- 
lichen Gerichte  in  der  römisch-katholi- 
schen Kirche  580,  581. 

Kurland,  Friedensrichter  575;  Konkurs- 
recht 689 — 703;  Erbschaftsregulierung 
708 — 721;  Stammgüter,  Schutz  ererbter 
Landgüter  718;  Verbot  des  Erwerbs  von 
Immobilien  durch  Ausländer  728. 

Landgüter,  Recht  559 1 ; erbrechtlicher 
Schutz  der  ererbten  Landgüter  in  den 
Ostseeprovinzen  für  die  zwei  ersten  Ver- 
wandtschaftsklassen 718;  Verbot  ihres 
Erwerbs  durch  Ausländer,  ausgenommen 
kraft  gesetzlichen  Erbrechts  726;  adelige 
Landgüter  nur  im  Besitz  von  Edelleuten 
727;  Verbot  des  Erwerbs  durch  Polen 
727;  durch  Ausländer  728. 

Landhauptleute,  Gesetz  betr.  563,  569, 
Verhandlung  vor  denselben  574,  575; 
Gesetz  betr.  dieselben  575-;  Wahl  576, 
577;  Wirkungskreis  582;  Zeit,  Ordnung 
und  Ort  der  Sitzung  583;  Rekusation 
586;  Verfahren  vor  denselben  in  Armen- 
rechtssachen 609 2 ; Entscheidung  über 
die  Echtheit  bestrittener  Urkunden  645; 
Sonderbeschwerden  gegen  Sonderbe- 
scheide der  Landhauptleute  658. 

Landschaftsinstitutionen.  Streitig- 
keiten, Anwesenheit  des  Prokureurs  584. 

Legatsklage  in  den  Ostseeprovinzen  721. 

Lehranstalten,  Prozesse,  Abweichungen 
vom  ordentlichen  Verfahren  665,  666. 

Leihbriefe,  gesetzlich  vollzogene,  Prü- 
fung im  Konkurs  704. 


Leibeigenschaft,  Gesetz  über  Aufhebung 
570. 

Letztwillige  Dispositionen,  a)  in  den 
Ostseeprovinzen:  Testirfähigkeit,  Arten 
und  Formen  der  letztwilligen  Disposi- 
tionen 716.  Publikation  der  Testamente, 
Widerruf  derselben,  Testamentsexekuto- 
ren  717. 

b)  nach  russischem  Recht:  Begriff  des 
Testaments,  Testirfähigkeit  740,  741,  In- 
halt des  Testaments  742,  Form  und  Arten 
der  Testamente  743,  Aufhebung  und  Ab- 
änderung der  Testamente  744,  gericht- 
liche Bestätigung  des  Testaments  745. 

Liquidation  des  Vermögens  des  Schuld- 
ners im  Fall  der  „Vereinigung  der  Gläu- 
biger“ in  Polen  766. 

Littauen,  Statut  5591. 

Literatur  des  russischen  Privatrechts 
561 562  \ des  Civilprozessrechts  567; 
des  Verfahrens  vor  den  Kommerzgerich- 
ten 674;  Konkursrecht  in  den  Ostsee- 
provinzen 689,  der  Erbschaftsregulierung 
nach  dem  Recht  der  Ostseeprovinzen 
708,  nach  russischem  Recht  728. 

Livland,  Friedensrichter  575;  deren  Zu- 
ständigkeit für  Sicherstellungsmassregeln 
588 ; Konkursrecht  689 — 702 ; Erbschafts- 
regulierung 708 — 721;  Erbgut  718;  Ver- 
bot des  Erwerbs  von  Immobilien  in  Liv- 
land durch  Ausländer  728. 

Lohn  der  Dienstboten  in  Polen,  privile- 
girte  Pfandforderung  767 ; Ostseeprovin- 
zen  700;  Russland  705, 

Majorate,  Erbfolgeordnung  nach  russi- 
schem Recht  739. 

Miethe,  Sach-  und  Dienstmiethe.  Streit- 
sachen, abgekürztes  Verfahren  653;  Po- 
len: gesetzlich  privilegirtes  Pfandrecht 
des  Vermiethers  767. 

Militär,  Dienst,  Streitigkeiten,  Zustän- 
digkeit der  Verwaltungsbehörden  570; 
Inanspruchnahme  des  Militärs  seitens 
des  Gerichtspräsidenten  584;  militärische 
Testamente  nach  russischem  Recht  744; 
Beschränkungen  des  Eintritts  von  Aus- 
ländern in  den  Militärdienst  779. 

Minderjährige,  Streitigkeiten,  Anwesen- 
heit des  Prokureurs  bei  den  Verhand- 
lungen 584:  beschränkte  Prozessfähigkeit 
594;  Testirfähigkeit  in  den  Ostseepro- 
vinzen 716;  Testirunfähigkeit  nach  russi- 
schem Recht  741;  im  Auslände  zurück- 
gebliebene, die  Konsuln  als  ihr  Vormund 
782;  in  Polen:  Forderungen  der  Minder- 
jährigen, Vorzugsrechte  im  Konkurs  des 
Vormunds  767. 

Ministerium  des  Auswärtigen,  Be- 
glaubigung russischer  Uebersetzungen 
fremdsprachlicher  Urkunden  572 6. 

Minsk,  Einführung  d.  Gerichtsordnung  569. 

Miteigenthum,  Beschlagnahme  des  An- 
theils  eines  Miteigenthümers  686. 
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Mittelasien,  Gerichtsordnung  569. 

Mobiliarnachlassd  er  Ausländer  in  Ru  ss- 
land  befindlich  740. 

Mobilien,  gewisse,  in  Polen,  gesetzliches 
Pfand  für  privilegirte  Forderungen  767; 
wegen  des  Kaufpreises  unbezahlter  Mo- 
biliareffekten 767. 

Mo  hi  lew,  Einführung  der  Gerichtsord- 
nung 569;  Bildung  der  Friedensgerichts- 
bezirke 576 A. 

Moskau,  Grossfftrstenthum , Privatrecht 
559 ». 

Mündlichkeit,  Grundsatz  bei  den  Ge- 
richtsverhandlungen 573. 

Nachbarn.  Befragung  als  Beweismittel 
638. 

Nachlass,  Zuständigkeit  der  Friedens-  j 
richter  für  Nachlasssachen  887;  Siche-  j 
rung  des  Nachlasses,  Zuständigkeit  589 ; 
bäuerlicher  Nachlass,  Wolostgerieht  590 ; 
Regulierung,  Gerichtsstand  590;  Erb- 
schaftsregulierung in  den  Ostseeprovinzen 
'708 — 721,  nach  russischem  Recht  723 
bis  750,  nach  polnischem  Recht  770  bis 
7<76 ; Nachlassgericht  708;  provisorische 
Sicherstellung  des  Nachlasses  708,  718, 
719;  Nachlasskuratel,  Zuständigkeit  der 
Vormundschaftsbehörde  709,719;  Sicher- 
stellung 708,  718.  719:  Deponirung  von 
Naehlasseffekten  719;  Erbfolge  der  Aus- 
länder bezüglich  des  in  Russland,  befind- 
lichen Mobiliamachlasses  748;  Verfahren 
bei  der  Regulierung  des  Nachlasses,  Be- 
sitz und  Sicherung  des  Nachlasses  746; 
Auslieferung  des  Nachlasses  von  fran- 
zösischen Seeleuten  751 A;  in  Polen: 
Erbfolge  770;  Rechte  des  überlebenden 
Ehegatten  bei  Vorhandensein  erbfähiger  j 
Verwandten  771;  Erbschaftssteuer  774;  ; 
Nachlassregulierung  774;  Erbrecht  der 
Ausländer  775. 

Nichtchristen,  Pflicht  zurUebergabe  der 
durch  Erbschaft  erworbenen  Heiligen- 
bilder u.  dgl.  an  Rechtgläubige  728,  729. 

Nichtigkeitsbeschwerde  in  Eheschei- 
dungssachen an  den  Senat  581. 

Notare,  Organisation,  Dienst  539;  ihre 
Stellung,  ihre  Wirksamkeit.  Obemotare 
585;  Verbot  des  Betriebs  von  Advokaten-  ; 
geschäften  586;  Beglaubigung  über  Ver- 
gleichsabschlüsse 672;  Aufbewahrung  von 
Testamenten.  Vermuthung  der  Echtheit 
nach  russischem  Recht  744;  die  aus- 
ländischen Konsuln  als  Notare  751. 

Notariatsordnung  563,  564,  585. 

Notherben  in  den  Ostseeprovinzen  717, 
718;  in  Polen  772. 

Nutzungsrechte  an  fremden  Grund- 
stücken. Zuständigkeit  der  Friedens- 
richter 588;  in  Polen  758. 

Obligationen  667.  669;  Prüfung  'dex  I 
Forderungen  aus  Obligationen  im  Kon-  j 
kurs  704. 


Oeff entlichkeit  der  Verhandlung  573; 
Fälle  des  Ausschlusses  der  Oeffentlich- 
keit573;  Ausschluss  der  Oeffentlichkeit 
bei  Verhandlungen  der  Gouvernements- 
sessionen 574. 

Offizialmaxime,  Geltung  572. 

Ordnung,  polizeiliche  Anordnungen,  be- 
treffend die  öffentliche  Ordnung  u.  Sicher- 
heit 570:  Aufrechterhaltung  durch  Ge- 
richtspräsidenten 584. 

Orenburg,  Sonderbestimmungen  560;  Ge- 
richtsordnung 569;  Friedensrichter  575; 
J ustizreform  575 8. 

Ostseeprovinzen, Privatrecht 560 A,  561 1 ; 
Handelsrecht  561 1 ; Konkursrecht  689  bis 
701. ; Befreiung  der  Aussonderungs-  und 
Absonderungsberechtigten  von  der  An- 
meldefrist im  Konkurs  693;  Stellung  der 
Konkursverwaltung  in  den  Ostseepro- 
vinzen 695;  Erbschaftsregulierung  nach 
dem  Recht  der  Ostseeprovinzen  Livland, 
Estland  und  Kurland  708—750,  Quellen 
708. 

Pacht  ländlicher  Grundstücke,  Streitig- 
keiten, Zuständigkeit  588;  Polen:  Zu- 
ständigkeit der  Bezirksgerichte  758,  759; 
Beschränkungen  bezw.  Verbot  für  Aus- 
länder 776,  777;  in  Russland  727. 

Pässe  der  Ausländer  in  Russland  777, 
777 8. 

Parteien,  Sühne  versuch  i.  streitigen  Sachen 
587 ; Prozessfähigkeit  und  deren  Be- 
schränkungen 594 ; Dispositionsrecht  über 
den  materiellen  Inhalt  des  Prozesses  620; 
Ladung  zum  Termin  634;  Parteivertreter 
in  Handelssachen  674. 

Partikularsukzession  in  der  Erbfolge 
nach  russischem  Recht  724. 

Passivmasse  des  Konkurses,  Prüfungs- 
Verfahren  699;  Prioritätsverfahren,  Ver- 
theilungsverfahren 700. 

Persien,  russische  Konsulargerichte  mit 
voller  Gerichtsbarkeit  752;  ihre  Organi- 
sation und  Verfahren  vor  denselben, 
Appellation  dagegen,  gemischte  Tribu- 
nale 752,  753. 

Personalhaft  des  Konkursschuldners 692, 
693,  698. 

Personen,  Gerichtsstand  für  juristische, 
Gerichtsstand  590 ; fürHandlungsunfähige 
591 ; im  Ausland  591;  mit  mehreren  Do- 
mizilen 591;  in  Ehesachen  591;  ohne 
Wohnsitz  591;  Vertretung  durch  Be- 
vollmächtigte im  Prozess  595. 

Personenstand,  Zuständigkeit  hierfür, 
Verwaltungsbehörden  570. 

Peter  der  Grosse,  Reformen  559  A,  geist- 
liche Gerichte  565,  der  Kriegsprozess 
568;  Reformen  689 2. 

Pfand  als  Kautionsmittel  611;  Streitig- 
keiten über  Pfandrechte  in  Polen,  Zu- 
ständigkeit der  Bezirksgerichte  758,  759; 
gesetzliche  Pfandgläubiger  766. 
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Pfandgläubiger,  gesetzliche,  in  Polen  766. 

Pfarrer,  römisch-katholischer,  in  P o 1 e n : 
Anspruch  der  Kirche  auf  einen  Theil 
seines  Nachlasses  773. 

Pflichttheilsrecht  in  den  Ostseepro- 
vinzen 717,  718;  in  Polen  772. 

Photographen,  Dienst  in  der  Gerichts- 
ordnung 559;  Zuständigkeit  der  Verwal- 
tungsbehörden für  polizeiliche  Anord- 
nungen, betreffend  photographische  An- 
stalten 570. 

Podolien,  Einführung  der  Gerichtsord- 
nung 569. 

Polen,  besondere  Bestimmungen  der  Ge- 
richtsordnung 559.;  Gesetz-  und  Ver- 
ordnungs-Sammlung 563,  Geltungsgebiet 
der  Gerichtsordnung  565,  Friedensrichter, 
Qualifikation  575;  Ernennung  des  Prä- 
sidenten der  Friedensrichterversammlung 
576 ; Ernennung  der  Friedensrichter  durch 
den  Justizminister  577 4 ; Zuständigkeit 
der  Konsistorien  der  evangelischen  Kirche 
für  Ehesachen  58t;  Wolostgerichte  581, 
Senat,  Wirkungskreis  582. 

Verbot  des  Erwerbs  von  Landgütern 
und  Pfandrechten  ausser  im  Wege  ge- 
setzlicher Erbfolge  727. 

Rechtsverfolgung.  Quellen,  Geschicht- 
liches, Literatur  755.  a)  Civilprozess 
757—762:  die  Gerichte  757;  ihre  Zu- 
ständigkeit 758;  Hypothekenbehörden 
759;  Anwälte  759;  das  Gerichtsverfahren 
759;  die  Rechtshülfe  762,  b)'  Konkurs 
764 — 769:  Eröffnung  des  Konkurses  784;  j 
Anmeldung  der  Forderungen  765;  Kon-  i 
kordat  765;  Vereinigung  der  Gläubiger  1 
und  Liquidation  766;  die  privilegii  ten 
Gläubiger  766;  Hypothekengläubiger767 ; 
die  Rechte  dfer  Ehefrau  des  Fallirten 
768;  Vindikation  768,  Kosten  769; 
c)  Nachlasswesen  769—775:  Erbfolge 
769;  Erbschaftssteuer  773;  Nachlass- 
regulierung 773:  Erbrecht  der  Ausländer 
775. 

Polizei,  Anordnungen  auf  den  verschie- 
denen Gebieten  derselben  570,  Recht 
des  Gerichtspräsidenten  zur  Inanspruch- 
nahme der  Polizei  584:  Berechtigung  der 
Polizei  zur  Beglaubigung  über  den  Em- 
pfang einer  beizutreibenden  Summe  672h 

Präsident  der  Gerichte,  Geschäfsführung 
584;  Befugniss  zur  Verfügung  über  Be- 
stellung der  Kaution  611;  Leitung  des 
Prozesses  620.  630. 

Presse,  polizeiliche  Anordnungen,  Zu- 
ständigkeit der  V erwaltungsbehörden  570. 

Prinzipien  des  Civilprozesses  570. 

Prioritätsverfahren  im  Konkurs,  zwei 
Klassen  700. 

Privatan wäite  mit  geringerer  juristi- 
scher Ausbildung  603;  Qualifikation, 
Konzession,  Disziplinargewalt  605. 

Privateigenthum,  Expropriation,  Strei-  | 


tigkeiten  hierüber,  Zuständigkeit  der  Ver- 
waltungsbehörden 570. 

Privatrecht,  russisches  560 l,  der  Ost- 
seeprovinzen 560,  561 K Literatur  des 
russischen  Privatrechts  561  l. 

Privaturkunden,  Beweismittel,  Beweis- 
kraft 640,  641. 

Privilegien,  Streitigkeiten,  Zuständig- 
keit 588;  abgekürztes  Verfahren  683; 
Polen,  Zuständigkeit  der  Bezirksgerichte 
758,  759;  in  Polen:  privilegirte  Gläubi- 
ger 766. 

Prokur eur.  Organisation  und  Dienst  des 
Prokureurs  in  der  Gerichtsordnung  559 ; 
Rechte  des  Prokureurs  584;  Vermitt- 
lung zwischen  Gerichten  und  Verwal- 
tung, Beziehungen  zwischen  Civil-  und 
Strafgerichten  585;  Abgabe  von  Gut- 
achten 585;  Rekusation  586;  Klagen 
gegen  dieselbe  587  u.  587 2 ; Anhörung 
in  Armenrechtssachen  610;  Gutachten 
in  der  mündlichen  Verhandlung  vor  der 
ersten  Instanz  630;  Gutachten  in  strei- 
tigen Sachen  des  Fiskus,  Verwaltungen, 
Kirchen  und  Städte  665,  666;  im  Kassa- 
tionsverfahren 661,  662. 

Protestation,  Einschreibung  im  Hypo- 
thekenbuch, Polen,  Mittel  der  Sicherung 
des  Klageanspruchs  760, 

Protokoll,  Aufnahme  über  jede  Ver- 
handlung 573;  Führung  in  russischer 
Sprache  583;  Erklärung  zu  Protokoll 
der  Gerichtssekretäre  586;  Sitzungs- 
protokoll der  mündlichen  Verhandlung 
631;  im  Handelsprozess  677. 

Provinzialrecht  der  Ostseegouverne- 
ments 561  *. 

Provokation  zum  Prozess,  Ediktal- 
ladung  der  Erben,  im  Konkursverfahren 
598. 

Prozessbevo llmächtigte  598,  599;  in 
Polen:  759. 

Prozessfähigkeit  und  deren  Beschrän- 
kungen 594;  Prüfung  von  Amtswegen 
595;  in  Polen,  insbesondere  der  Ehe- 
frauen, des  Fiskus,  der  Städte,  Kirchen, 
Wohlthätigkeitsanstaiten  759. 

Prozesskosten,  Kautionsstellung  durch 
Ausländer  612,  613;  Stempelgebühren, 
Gerichtsgebühren  614;  Kanzleigebühren 
615;  Anwaltskosten  615;  Befreiung  des 
Fiskus  hiervon  616;  der  Ausländer  im 
Handelsprozess  760. 

Prozessvollmacht  599;  ihre  Beglaubi- 
gung 600;  telegraphische  600;  Aus- 
stellung im  Auslande  600;  Spezialvoll- 
macht 601;  Widerruf,  Verzicht  601; 
Fomulare  943;  für  die  Ostseeprovinzen 
949,  für  Polen  953. 

Prüfungsverfahren  im  Konkurs,  An- 
erkennung der  Forderung  in  der  Gläu- 
bigerversammlung 699,  700;  Prüfungs- 
Verfahren  der  Forderungen  703—707. 
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Publikation  des  Urtheils  647  f.,  666,  668. 

Realrecht,  Polen,  Streitigkeiten,  Zustän- 
digkeit der  Bezirksgerichte  758,  759. 

Rechtsanwalt  598,  599;  Organisation 
der  Rechtsanwaltschaft  602;  vereidigte 
Rechtsanwälte,  Qualifikation,  Konzessio- 
nirung  603 ; Ausschluss  der  Anwaltschaft 
vom  Notariat  603 5 ; Rath  der  Rechts- 
anwälte hat  Disziplinarge  walt  604;  Rechte 
und  Pflichten  606;  Honorarbestimmung, 
Armensachen  606;  Haftung  607;  Taxe 
für  die  Vertretung  607;  Zuweisung  der 
Armensachen  durch  den  Rath  oder  das 
Gericht  610;  Ernennung  des  vorläufigen 
Konkurskurators  aus  der  Zahl  der  ver- 
eideten Rechtsanwälte  693;  in  Polen 
759 

Rechtshülfe  5873;  in  Polen:  Verfahren, 
Staatsv ertrüge  mit  Deutschland,  Oester- 
reich 763;  in  Russland  764 l. 

Rechtskraft  der  Urtheile  648. 

Rechtsmittel,  Allgemeines  653,  Appel- 
lation 655,  656,  Sonderbeschwerde  657, 
Kassation  659 — 663;  Wiederaufnahme 
des  Verfahrens  664;  Gesuch  eines  am 
Prozess  bisher  unbetheiligten  Dritten 
665 ; Einspruch  654,  Devolutiv-  und  Sus- 
pensiveffekt 654;  im  Handelsprozess  678. 

Rekusation  der  Richter,  Prokureure, 
Sekretäre  573,  586;  Rekusationsgründe 
586  \ 

Repräsentationsrecht  im  russischem 
Erbrecht  730;  Erbrecht  der  Erbtochter 
an  Stelle  des  Vaters  735  u.  735  9. 

Revision,  Entscheidung  über  Zulässig- 
keit 572;  in  den  alten  Senatsdeparte- 
ments 579. 

Richter,  ordentlicher,  dessen  Zuständig- 
keit im  Civilrechtsstreit  572,  Unabhän- 
gigkeit und  Qualifikation  574,  Unab- 
setzbarkeit und  Unversetzbarkeit  574; 
Friedensrichter,  Landhauptleute,  Stadt- 
richter, Kreisglieder  der  Bezirksgerichte 
676,  577,  582,  583,  586;  Klagen  gegen 
richterliche  Beamte  586;  Schadens- 
ersatzklage gegen  Richter  620 2)  dessen 
Stellung  u.  Aufgabe  im  Prozess  620; 
Unzulässigkeit  des  abgekürzten  Ver- 
fahrens in  Schadensersatzklagen  gegen 
Beamte  und  Richter  653. 

Russland,  europäisches.  Geltungsgebiet 
der  Gerichtsordnung  564;  Wirkungs- 
kreis des  Senats  582;  Erbschaftsregu- 
lierung  723 — 750;  die  Rechte  der  Aus- 
länder in  Russland  777 — 787. 

Sachenrecht  5601. 

Sachverständige  634,  638,  Beweiskraft 
639,  Ausbleiben,  Entschädigung  639. 

Schadenersatz,  Anspruch  571;  Klage 
gegen  Justizbeamte  583;  Klagen  gegen 
Beamte  584;  Klagen  gegen  richterliche 
Beamte  586,  587 ; Klagen  auf  Schadens- 
ersatz 591;  gegen  Richter  und  Proku- 


reure 620 2 ; prinzipielle  Entscheidungen 
betreffend  den  Schadenersatz  651;  Ver- 
fahren 653;  in  Polen:  Betrag  bis  zu 
300  Rubeln;  Zuständigkeit  der  Friedens- 
gerichte 758. 

Schätzung  des  Nachlasses  als  proviso- 
rische Sicherstellungsmassnahme,  Zu- 
ständigkeit des  Friedensrichters  in  den 
Ostseeprovinzen  708,  719. 

Schiedsrichter  572. 

Schiedsrichterliches  Verfahren,  Zu- 
lässigkeit, schriftlicher  Vertrag,  Aende- 
rung  im  Bestände  des  Schiedsgerichts, 
Urtheilsfällung,  Inappellabilität  682,  673; 
Exekutionsbefehl  674;  Nichtvollstreck- 
barkeit ausländischer  Schiedssprüche  674. 

Schiffer,  ausländische,  Streitigkeiten 
zwischen  solchen  und  Russen,  Konsuln 
als  Vermittler  und  Schiedsrichter  751. 

Schriftstücke,  Beweismittel  639,  640. 

Schriftenvergleichung  643,  Verglei- 
chung von  Uebersetzungen  643. 

Schuldner,  insolvente,  Prozessfähigkeit 
594. 

Seeleute,  französische,  Befugnisse  der 
französischen  Konsuln  bezüglich  der 
Auslieferung  des  Nachlasses  751 l. 

Selbstmörder,  Ungültigkeit  der  Testa- 
mente 751  u.  741 7. 

Senat,  Ehescheidungssachen,  Nichtig- 
keitsbeschwerde 581 ; Wirkungskreis,  Be- 
setzung, Vertretung,  Gerichtssprache, 
Zeit  und  Ordnung,  Ort  der  Sitzung 
582,  583;  Genehmigung  zur  Erhebung 
einer  Schadensersatzklage  gegen  Justiz- 
beamte 583;  Gerichtsferien  583;  Kassa- 
tionsgesuche gegen  Entscheidungen  der 
Friedensrichter  - Versammlungen  589  3 ; 
Polen:  Senat  zu  St.  Petersburg,  Kassa- 
tionshof 757. 

Servitutstreitigkeiten,  Zuständigkeit 
588;  in  Polen  758,  759. 

Sibirien,  Gerichtsordnung  565,  569;  Ge- 
richte alter  Formation:  die  Gouverne- 
mentsgerichte und  der  Senat  579; 
Rechte  der  Aufnahme  in  den  Unter- 
thanen verband  daselbst  781. 

Sicherung  a)  des  Beweises.  Zustän- 
digkeit, Friedensrichter  588,  645,  b)  des 
Nachlasses,  Zuständigkeit  des  Frie- 
densrichters, Beschwerde  und  Kassations- 
gesuch wegen  Ablehnung  746;  Voraus- 
setzungen der  Sicherungsmaassregeln 
747;  Arten  der  Sicherungsmaassregeln 
747;  Liquidationsmittel  der  sich  mel- 
denden Erben  747 ; Nachlass  eines  Aus- 
länders, Erben  als  Inländer  748,  Erben 
als  Ausländer,  Staatsverträge  mit  Frank- 
reich, Deutschland,  Italien,  Spanien, 
Schweden-Norwegen  749;  Befugnisse  der 
Konsuln  ausländischer  Staaten  als  Ver- 
treter der  Erben  zu  handeln  749;  in 
Polen:  Zuständigkeit  758. 
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Sicherheit,  öffentliche,  Zuständigkeit  der  j 
V erwaltungsbehörden  für  Massregeln  570.  j 

Sicherstellungen,  Massregeln  zur  j 
Sicherstellung  der  Volksverpflegung,  | 
Volksgesundheit,  Volksbildung,  Presse,  j 
öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit,  | 
Zuständigkeit  der  Verwaltungsbehörden  j 
570;  vorläufige  Verfügungen  des  Ge-  I 
richtspräsidenten  584;  Zuständigkeit  der 
Friedensrichter  in  Livland,  Kurland,  Est- 
land 588;  in  Polen:  Sicherstellung  des 
Klageanspruchs  760. 

Siegel  anlag  e an  die  Hinterlassenschaften 
in  Polen  774;  Abnahme  775. 

Sonderbeschwerde  gegen  Sonder-  j 
bescheide  657;  Fall  der  Zulässigkeit: 
Kompetenzstreit,  Nichtannahme  eines 
Gesuchs  (Klage,  Einrede)  658,  Ab-  I 
lehnung  der  Perhorreszirung  eines 
Richters,  Zulassung  verzögeriicher  Ein- 
reden, Ablehnung  der  Einrede  der  In- 
kompetenz, betreffend  Sicherstellung 
eines  Anspruches,  Zulassung  oder  Ab- 
weisung der  Adzitation  658;  Frist,  Zu- 
ständigkeit des  Obergerichts  hierfür 
658;  gegen  Verfügungen  des  Appellhofes  j 
658;  gegen  Urtkeile  im  vereinfachten  j 
Verfahren  668;  im  Handeisprozess  678;  j 
gegen  die  Verfügungen  der  Richter  im 
Erbtheilungsverfähren  748. 

Sonderverfügungen  und  Sonderbe-  i 
scheide,  Inhalt  646,  648,  657,  658. 

Sprache,  russische,  Gerichtssprache 583 ; 
Verhandlung  in  den  östlichen  Idiomen 
in  den  Volks-,  Stammes-  und  Wolost- 
geiichten  Asiens,  des  Kaukasus,  der  bal- 
tischen Provinzen  583;  in  Polen  758. 

Staat,  Prozesse,  Anwesenheit  des  Pro- 
kureurs  bei  den  Verhandlungen  584; 
als  Beklagter,  Gerichtsstand  590,  V ertre- 
tung  im  Prozess  595;  Kautionen  gegen 
den  Staat  612;  Befreiung  von  Gerichts- 
kosten 616;  Unzulässigkeit  des  abge-  j 
kürzten  Verfahrens  in  Prozessen  des  I 
Staats  653;  Abweichungen  vom  ordent-  j 
liehen  Verfahren  in  Sachen  des  Staats,  j 
Staatsanstalten,  Verwaltungszweige  665,  j 
666;  in  Polen:  Prozessfäbigkeit  des 
Staats  759 ; als  privilegirter  Pfandgläubi- 
ger bezüglich 'der  Immobilien  des  Kon- 
kursschuldners  766,  bezüglich  gewisser 
Mobilien  767;  ausserordentliches  Erb- 
recht 772. 

Staatsangehörigkeit,  Recht  dorStaats- 
angehörigkeit  massgebend  für  Mobiliar- 
nachlässe 709. 

Staatsanstalten,  Abweichungen  des 
ordentlichen  Prozessverfahrens  in  Strei- 
tigkeiten derselben  665,  666. 

Staatsdienst,  Beschränkungen  für  Aus-  j 
länder  bezüglich  des  Eintritts  in  den  | 
Staatsdienst  779,  782. 

Staatsverträge  über  die  Erbfolge  der  I 


Ausländer  mit  Sachsen,  Frankreich, 
Deutschem  Reich,  Italien,  Spanien, 
Schweden  und  Norwegen  739,  740;  be- 
treffend Nachlassregelungen  mit  Italien, 
Deutschland,  Frankreich,  Spanien.  Schwe- 
den-Norwegen 709,  719,  720,  739,  743, 
749, 1064 ; über  die  Konsulargerichtsbar- 
keit mit  Frankreich,  Deutschland,  Serbien, 
Oesterreich  - Ungarn,  Rumänien,  Däne- 
mark 751 1 ; Polen:  Rechtshülfe  be- 
treffend mit  Deutschland  und  Oesterreich 
765;  in  Erbschaftssachen  mit  Frankreich, 
Deutschland,  Italien,  Spanien,  Schweden, 
und  Norwegen,  Oesterreich,  Schweiz  776. 

Stadtrichter,  Gerichtsbarkeit  575,  577; 
Rekusation  586;  Entscheidung  über  die 
Echtheit  bestrittener  Urkunden  645; 
Sonderbeschwerden  gegen  Sonderbe- 
scheide der  Stadtrichter  658. 

Städte,  Prozesse,  Abweichungen  vom 
ordentlichen  Verfahren  665,  666;  in 
Polen:  Prozessfähigkeit  759. 

Stammgut,  Schutz  der  ererbten  Land- 
güter in  Kurland  718. 

Stammesgericht,  örtliches  Idiom  Ge- 
richtssprache 583. 

Standesrecht,  Verlust  der  Testirfähig- 
keit  in  Folge  von  Verurtheihmg  741  u. 
741 s. 

Stempelgebtihren  614;  im  Handels- 
prozess 679. 

Steppen  - Generalgo u vernement,  Geri chte 
565 ; Friedensrichter,  Gebietsgerichte  579. 

Steuern,  Staats-, Landschafts-,  Gemeinde- 
steuern, Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
behörden für  Streitigkeiten  über  deren 
Beitreibung  570. 

Stillstand  des  Verfahrens  618;  Wirkung 
des  Stillstandes  618,  619;  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens  618:  Einstellung 
von  Amtswegen  619. 

Strafantrag  bei  Antragsverbrechen  571. 

Strafgelder,  Beitreibung,  Zuständigkeit 
der  Verwaltungsbehörden  570. 

Strafgericht,  strafrechtliche  Ansprüche 
571. 

Strafprozessordnung  563,  Verhältniss 
zum  Civilprozess  570,  571. 

Streitgenossenschaft  567. 

Substitution,  testamentarische,  nach 
russischem  Recht  742;  in  Polen:  fidai- 
kommissarische  772. 

Sühneversuch  577,  630, 

Synode,  heiligste,  letzte  Instanz  für  Ur- 
theile  in  der  russisch  - rechtgläubigen 
Kirche  580. 

Taub  stumm  me,  Streitigkeiten,  Anwesen- 
heit des  Prokureurs  bei  den  Verhand- 
lungen 584;  Testirunfühigkeit  nach  russi- 
schem Recht  741. 

Taxen  für  vereidigte  Rechtsanwälte  607; 
Anwaltskosten  615 ; für  Gerichtsvollzieher 
in  der  Exekution  687. 


Leske  u.  Loewekfem>,  Rechtsverfolgnng.  II. 
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Termin  vor  dem  Friedensrichter,  den  Kom- 
merzgerichten 618;  Versäumniss,  insbe- 
sondere auch  seitens  der  Zeugen  und 
Sachverständigen  618;  Ansetzung  der 
Termine  630;  Versäumniss  676. 

Testamente  559 1 ; Testamentsexekutor, 
Legitimation  im  Prozess  602;  a)  in  den 
Ostseeprovinzen  716;  Publikation  717; 
Rechtskraft  717;  Widerruf  717;  Exeku- 
tion 717;  b)  nach  russischem  Recht:  Er- 
forderniss der  Einsetzung  eines  Erben 
724;  Begründung  von  Universal-  und 
Partikularsukzession  durch  Testament 
724 ; Ausschluss  der  testamentarischen 
Verfügung  beim  Fideikommiss,  Majorat, 
ererbtem  Vermögen  724;  Beschränkung 
derselben:  bei  Arrenden  etc.  724,  725; 
unbeschränkte  Verfügung  über  wohler- 
worbenes Gut  725:  Erwerb  von  Land- 
gütern durch  Polen  kraft  Testaments  727. 
nach  russischem  Recht:  Begriff,  Testir- 
fähigkeit  740,  741;  Inhalt  des  Testa- 
ments 742;  Substitution  742:  Zuwendung 
der  Sache  an  die  eine  Person  dasEigenthum, 
der  andern  die  Nutzniessung  742;  Form 
und  Arten  des  Testaments,  Schriftlichkeit,  j 
öffentliche,  notarielle,  Privat-Testamente 
(holographisch  oder  vom  Testator  unter- 
zeichnet oder  in  dessen  Auftrag  unter- 
zeichnet) 743;  ausserordentliche  (privi- 
legirte  Testamente),  militärische,  zur  See, 
im  Auslande  errichtete  744;  Aufhebung 
und  Abänderung  der  Testamente  744; 
gerichtliche  Bestätigung,  V erfahren,  Publi- 
kation des  Testaments  745,  746;  Aufbe- 
wahrung und  Beglaubigung  der  Testa- 
mente durch  ausländische  Konsuln  751; 
in  P o 1 e n : testamentarische  Erbfolge  772 ; 
Formen:  eigenhändiges,  öffentliches,  ge- 
heimes, Wirkung  und  Verfahren  beim 
Besitz  Übergang  des  Nachlasses  773. 

Testamentszeugen  743.  744. 

Testator,  Beschränkung  der  Verfügungs- 
freiheit durch  die  Pfiichttheilsansprüche 
in  den  Ostseeprovinzen  717.  718;;  in 
Polen  772. 

Testirfähigkeit  a)  in  den  Ostseeprovin- 
zen, insbesondere  der  Minderjährigen, 
Ehefrauen,  Verschwender  716;  b)  nach 
russischem  Recht  740 — 742;  Zeitpunkt 
der  Testirfähigkeit  742. 

Th  eil  ungen  der  Erbschaftsmassen  748;  j 
in  Polen  758,  775. 

Türkei,  russische  Konsulargerichte  753. 

Turkestan.  Gerichte  565;  Gerichtsord-  | 
nung 569;  Friedensrichter  579 ; Aufnahme  | 
von  Ausländern  in  den  russischen  Unter- 
thanenverband  781. 

LT  e b e r s e t z e r , vereidigte , Organisation, 
Dienst  559,  583;  bei  der  Vergleichung  von 
Uebersetzungen  im  Beweisverfahren  643. 

Uebersetzungen,  Beglaubigung  russi- 
scher 572 6 ; vereidigte  Uebersetzer  583. 


Uneheliche  Kinder,  absolute  Erbunfähig- 
keit 729;  in  Polen:  Erbfähigkeit  der 
anerkannten  unehelichen  Kinder  772. 

Universalsukzession  nach  russischem 
Recht  724. 

Unmündige,  Streitigkeiten,  Anwesenheit 
des  Prokure urs  bei  den  Verhandlungen 
584;  Testirunfähigkeit  nach  dem  Recht 
der  Ostseeprovinzen  716;  nach  russischem 
Recht  741;  in  Polen:  Schuldhaft  unzu- 
lässig 762. 

Unterbrechung  des  Prozessverfahrens 
595. 

Unterschriften.  Beglaubigung  durch 
Friedensrichter  587. 

Unterthanenschaft,  Recht  der  Unter- 
thanenschaft  bezüglich  der  Regulierung 
der  Mobiliar-Nachlässe  709;  Bedingung 
der  Theilnahme  an  der  örtlichen  Selbst- 
verwaltung, Ausländer  779,  779 8 ; Auf- 
nahme von  Ausländern  in  die  Unter- 
thanenschaft und  Austritt  aus  derselben, 
Bedingungen  780,  781;  Gründe  der  Lö- 
sung der  Unterthanenschaft  781,  782. 

Urkunden  über  Immobilien,  Notare  585; 
Beglaubigung  durch  Friedensrichter  587 ; 
Ausstellung  seitens  Entmündigter  594; 
als  Beweismittel  639;  gerichtliche,  ö ft  ent- 
liehe, notarielle  Urkunden,  Privaturkunden 
640;  Beweiskraft  641;  Editionspflicht  642; 
Datum  bei  öffentlichen  Urkunden  642; 
bei  Privaturkunden  642;  Bestreitung  der 
Echtheit  der  Urkimden  643;  Frist,  Vor- 
bringung der  Fälschung  644.  Entschei- 
dung der  Friedensrichter,  Landhaupt- 
leute und  Stadtrichter  645 ; im  Handels- 
prozess 677;  Beglaubigung  durch  aus- 
ländische Konsuln  751.  752. 

Urkundenprozess,  669 ; Zuständigkeit, 
Kosten  670;  Exekution  671. 

Urtheil,  geheime  Fällung  573;  öffentliche 
Verkündung  574;  Fällung  durch  Richter 
574;  Verschiedenheit  der  Urtheile  geist- 
licher Gerichte  in  der  römisch-katholi- 
schen Kirche,  Appellation.  Beschwerde 
oder  Protest  an  die  römische  Kurie  581 ; 
Abstimmung  bei  Fällung  derselben  582; 
Appellation  gegen  Urtheile  der  Friedens- 
richter 589 2 ; Allgemeines,  Arten  der  Ur- 
theile , Sonderverfügungen , endgül  tige, 
appellable  Urtheile  646 ; Fällung  647 ; 
Sonderbescheid.  Inhalt  des  Urtheils  648; 
Rechtskraft.  V ersäumniss  urtheil  648, 6491; 
Einspruch  650;  Urtheil  mit  prinzipieller 
Entscheidung  in  Sachen  betr.  Ersatz  von 
Schaden,  Kosten  und  Einnahmen  651; 
im  vereinfachten  Verfahren,  Veröffent- 
lichung. Rechtsmittel  668;  Vollstreckung 
tiniändischer  und  auswärtiger  Urtheile 
687;  Vollstreckung  auswärtiger  richter- 
licher Urtheile  in  Russland  688.  689 2. 

Veräusserungsverbot  als  Kautions- 
mittel 611;  in  Polen  760. 
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Vereinfachtes  Verfahren,  Beweis  durch 
Urkunden  6G6,  667;  Unzulässigkeit  667; 
(Gerichtsstand  667;  Verfahren  vor  dem 
Einzelrichter  667;  Einrede  der  Unecht- 
heit der  Urkunde  668;  Erledigung  der 
Sache  in  einer  Sitzung  668;  Urtheil, 
Verkündigung  668;  Sonderbeschwerde, 
Zulässigkeit,  Unzulässigkeit  der  Appel- 
lation und  Kassation  668;  Vollstreckung, 
Kostenersatz  669. 

Vereinigung  der  Gläubiger  eines  Schuld- 
ners in  Polen,  Verfahren,  Liquidation  766. 

Verfahren,  ordentliches,  Klage  619,  Wir- 
kung 622,  Klageänderung  622 ; Verth  eidi- 
gung,Einlassutig,  Einrede  624,  Widerklage 
627 ; in  erster  Instanz,  Vorbereitung  der 
mündlichen  Verhandlung  628,  mündliche 
Verhandlung  630,  Beweisverfahren  631; 
Sicherung  des  Beweises  645,  Urtheil  646; 
abgekürztes  Verfahren  653;  Wiederauf- 
aufnahme des  Verfahrens  664,  665;  be- 
sondere Arten:  das  vereinfachte  666;  Ur- 
kundenprozess 669;  Vergleichsverfahren 
671;  schiedsrichterliches  672;  im  Kon- 
kurs 698  702;  bei  der  Erbschaftsregu- 
lierung  nach  dem  Recht  der  Ostseepro- 

• vinzen  708 — 721,  nach  russischem  Recht 
723 — 750.  Polen:  in  Civilsachen  759 
bis  762. 

Vergleiche,  Sühn ev ersuch  in  streitigen 
Sachen  587,  630;  Vergleichsverfahren, 
Zulässigkeit,  Abschluss  671;  Frage  der 
Vollstreckbarkeit  672;  im  Konkurs  701. 

Verhaftung  der  in  Konkurs  erklärten 
Kaufleute  692 ; der  Nichtkaufleute  692, 693. 

Verhandlung,  Oeffentlichkeit  573;  über 
Rekusation  eines  Richters  573;  vor  Land- 
hauptleuten 574;  mündliche  vor  Gericht 
620;  im  verkürzten  und  vereinfachten 
Prozess  620  *;  mündliche,  Einredevor- 
bringen 626,  627;  mündliche,  Vorberei- 
tung dazu  628;  Leitung  derselben,  Vor- 
träge der  Parteien,  Fragerecht  des  Prä- 
sidenten. Gutachten  des  Prokureurs  630; 
Sitzungsprotokoll  631. 

Verhandlungsmaxime  im  Civilprozess, 
Regel  und  Ausnahmen  568.  572. 

Verjährung  633,  651,  651 2,  664;  Ver- 
bot die  Verjährung  von  Amts  wegen  gel- 
tend zu  machen  648;  Geltendmachung 
von  Amtswegen  670;  im  Konkurse  705; 
der  Erbschaftsklage  750. 

Verkauf  der  Konkursmasse  696. 

Vermächtnissnehmer,  Polen:  Antrag 
auf  Auslieferung  gegenüber  den  zur  Erb- 
schaft Berufenen  773. 

Vermögen,  1)  wohl  erworbenes,  nach 
russischem  Recht,  Freiheit  der  testamen- 
tarischen Verfügung  725;  Vererbung  734, 
742;  2)  ererbtes,  nach  dem  Recht  der 
Ostseeprovinzen,  Ausschluss  der  testa- 
mentarischen Verfügung  724;  nach  rus- 
sischem Recht,  letztwillige  V erfügung  742. 


Veröffentlichungen  bei  Nachlassregu- 
lierungen diu’ch  Friedensrichter  und  Ge- 
meindegerichte 774. 

Verordnungen  - Samml ung  563. 

Versäumni  ssurtheil.  Einspruch,  Voll- 
zug 648—651. 

Verschwender,  Streitigkeiten,  Anwesen- 
heit des  Prokureurs  bei  den  Verhand- 
lungen in  den  baltischen  Provinzen  584; 
beschränkte  Prozessfähigkeit  594;  ge- 
richtlich erklärte  Verschwender,  ihre 
Testirfähigkeit  nach  dem  Recht  der  Ost- 
seeprovinzen 7 16 : nach  russischem  Recht 
741. 

Versiegelung  682;  des  Nachlasses  als 
provisorische  Sicherstellungsmassregel  in 
den  Ostseeprovinzen  708.  719;  beim 
Nachlass  von  Ausländern  749,  774  f. 

Versteigerung,  öffentliche,  682  ff.;  von 
Grundstücken  in  Polen  761;  Wirkung 
derselben  761,  762. 

Vertagungsantrag  des  Erben  im  Pro- 
zess zur  Aufstellung  des  Inventars  und 
Deliberation  759. 

Vertheidigung  im  Prozess,  Einlassung, 
Anerkennung,  Einreden,  dilatorische,  pe- 
remtorische  624,  625,  626. 

Vertheilungsplan  im  Konkurs,  Reihen- 
folge der  geprüften  Forderungen  700,705. 

Verth eilungs verfahren  imKonkurs700, 
701,  703 — 707 ; Verth eilung  der  Masse 
701. 

Vertrag,  Klagen  auf  Erfüllung,  abge- 
kürztes Verfahren  653;  Prüfung  der  For- 
derungen aus  Verträgen  im  Konkurs  704; 
Werth  bis  zu  300  Rubel,  in  Polen,  Zu- 
ständigkeit der  Friedensgerichte  758; 
im  Ausland  geschlossene  Verträge,  deren 
rechtliche  Beurtheilung  760. 

Verwaltung  568,  Trennung  von  der  J ustiz 
574;  deren  Zuständigkeit  für  Streitig- 
keiten 570,  für  polizeiliche  Anordnungen 
verschiedener  Art  570. 

Verwandte  als  Testamentszeugen  nach 
russischem  Recht  744. 

Vindikation,  in  Polen:  im  Konkurs, 
Voraussetzungen  ihrer  Geltendmachung, 
Verbindlichkeit  des  Vindikanten  769. 

Volksge  richte,  Geri  chtssprache,  örtliches 
Idiom  583. 

Vollmachten  599.  Formulare  943  ff.,  für 
die  Ostseeprovinzen  949  ff. , für  Polen 
953  f. 

Vollstreckung  der  Urtheile  siehe  Exe- 
kution. 

Vollstreckungsmandat,  Verfügung  der 
Ausfertigung  durch  Gerichtspräsidenten 
584;  siehe  auch  Exekution. 

Vorbereitungsverfahren  für  die  Klage 
und  Vertheidigung,  schriftliches  619. 

Vorladung  im  Ausland  befindlicher  rus- 
sischer Unterthanen  durch  die  Konsuln 
und  Gesandten  752. 
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Vormund,  Ernennung,  auf  Antrag  der 
Friedensrichter  587;  Legitimation  im 
Prozess  602;  die  ausländischen  Konsuln 
als  Vormünder  der  im  Ausland  zurück- 
gebliebenen Minderjährigen  752. 

Vormundschaftsbohörde,  587;  Nach- 
lasskuratel 708.  709. 

Vorverfahren  620. 

Vorzugsrechte  im  Konkurs  696.  697, 
699,  700  (Priorität),  701.  703 — 705;  in 
Polen  nach  den  Pfandrechten  767. 

Wanderbuch  des  Ausländers  in  Russland 
777,  777« 

Wechsel,  Zuständigkeit  588;  der  Kom- 
merzgerichte 589;  Verfahren  680;  Prü- 
fung der  Wechselforderungen  im  Kon- 
kurs 703,  7036  u-L  704. 

We  c h s 1 e r,  Streitigkeiten  derselben.P  ölen: 
Zuständigkeit  des  Handelsgerichts  759. 

Wehrpflicht,  Ableistung,  Streitigkeiten 
hierüber,  Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
behörden 570. 

Werth,  Streitgegenstand,  Zuständigkeit, 
Friedensrichter,  Landhauptleute.  Stadt- 
richter 588;  Kommerzgerichte  589. 

Werthpapiere,  Zwangsvollstreckung  be- 
züglich derselben  683;  Polen:  Hinter- 
legung der  Werthpapiere  bei  der  Nach- 
lassregulierung 774.  775. 

Widerklage  über  500  Rubel  Werth,  Zu- 
ständigkeit 588;  besonderer  Gerichts- 
stand 591,  592;  Bestimmungen  darüber 
627;  Voraussetzungen  hierfür  628. 

Wiederaufnahme  des  Verfahrens  618; 
Zulässigkeit,  Gesuch,  Verjährungsfrist, 
Formalien  des  Verfahrens  664,  665. 

Wilna,  Einführung  der  Gerichtsordnung 
569 ; evangelisch-reformirtes  Kollegium, 
Zuständigkeit  zur  Rechtsprechung  581. 

W i t e b s k . Einführung  der  Gerichtsordnung 
569;  Friedensgerichtsbezirke  576  K 

Witt  wer  und  Wittwe,  Intestaterbrechte 
in  den  Ostseeprovinzen.  Gegensatz  zwi- 
schen der  unbeerbten  u.  beerbten  Wittwe 
712,  713,  714;  in  Russland  742,  757, 
758;  in  Polen  771,  772. 

Wohlthätigkeitsanstalten,  Streitig- 
keiten. Anwesenheit  des  Prokureurs  bei 
den  Verhandlungen  in  den  baltischen 
Provinzen  584;  Prozesse,  Abweichungen 
vom  ordentlichen  Verfahren  665,  666; 
Recht  der  Wohlthätigkeitsanstalten  in 
den  Ostseeprovinzen  an  Stelle  der  Bluts- 
verwandten in  den  Nachlass  einzutreten 
710;  in  Polen:  Prozessfähigkeit  759. 

Wohnort  siehe  Domizil;  ferner  Verbot 
den  Wohnort  zu  verlassen  als  Exekutions- 
mittel 684. 

Wolhynien,  Einführung  der  Gerichtsord- 
nung 569;  Verbot  der  Niederlassung  für 
ausländische  Einwanderer,  ausgenommen 
die  Rechtgläubigen  728. 

Wologda,  Gerichtsordnung  565. 


Wolostgericht.e  565,  Gerichtsbarkeit  575 ; 
ihre  Bestellung,  Zuständigkeit,  in  Russ- 
land, Polen,  baltischen  Provinzen  581; 
Zuständigkeit  588,  589,  590. 

Zahlungseinstellung,  siehe  Insolvenz. 

Zeitschriften.  Givilprozess  betreffend  568. 

Zeugen.  Verhör  durch  delegirte  Richter 
633  2,  Ladung  634;  als  Beweismittel  635 ; 
Beschränkung  des  Zeugenbeweises  635; 
ausnahmsweise  Zulassung  636;  Zeugniss- 
pflicht,  Zeugnissunfähigkeit,  Zeugniss- 
verweigerung.  Rekusationen  des  Zeugen 
636,  637 ; Antretung  des  Zeugenbe- 
weises 637;  Zeugenverhör  637;  Ent- 
schädigungsanspruch 637;  im  Handels- 
prozess 677;  in  Polen:  Beschränkung 
des  Zeugenbeweises  760. 

Zeugnisse,  Ausstellung  durch  die  aus- 
ländischen Konsuln  751. . 

Zölle,  Beitreibung,  Zuständigkeit  der  Ver- 
waltungsbehörden 570. 

Zuständigkeit  der  Gerichte,  sachliche, 
der  Einzelrichter 587,  der  Friedensrichter, 
Landhauptleute  und  Stadtrichter,  der 
Kreisglieder  der  Bezirksgerichte  588;  der 
besonderen  Gerichte:  geistliche,  Kom- 
merz- und  W olostgeri eilte  589 ; in  P o 1 e n : 
Zuständigkeit  der  Friedensgerichte  und 
Gemeindegerichte  758,  der  Bezirksge- 
richte  759 

Zustellungen  616,  628.  629,  650,  656, 
660,  447;  Kommerzgericht  676;  bei  der 
Exekution  685;  der  Ladung,  im  Wege 
der  Rechtshülfe,  im  Ausland  616;  von 
Versäumnissurtheilen  617. 

Zwangsvergleich  im  Konkurs,  in  Polen 
766. 

Schwedeü, 

Absonderungsrecht  im  Konkurs  492. 

Abstimmung  der  Gerichte  473. 

Adliger,  privilegirter  Gerichtsstand  vor 
den  Hofgerichten  in  erster  Instanz  462. 

Akkord  im  Konkurs  496. 

Aktiengesell  schäften,  deren  Gerichts- 
stand 464. 

Anfechtungsrecht  imKonkurs492,  493. 

Anwaltsgebühren  466,  469. 

Anwaltszwang  459,  466. 

Armenrecht  466,  bezüglich  der  Ausländer 
467,  467 l. 

Arrestprozess,  dinglicher  Arrest,  Ver- 
äusserungs-  oder  Beiseitebringungsver- 
bot,  Verbot  des  Aufenthaltswechsels  481. 

Augenschein,  Beweismittel  473. 

Ausland,  daselbst  befindliches  Vermögen 
des  Gemeinschuldners  im  Konkurs  488, 
489. 

Ausländer,  Gerichtsstand  464,  Prozess- 
vollmacht 466,  Zulassung  zum  Armen- 
recht  467,  Klageerhebung  derselben  470, 
als  Gläubiger  im  Konkurs  491,  deren 
Erbrecht,  Staats  vertrage  mit  Bayern, 
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Belgien,  Italien,  Portugal,  Spanien,  ferner 
mit  anderen  deutschen  und  ausserdeut- 
schen  Staaten  502,  502  3. 

Aussonderungsrecht  im  Konkurs  492. 

Banken  mit  dem  Recht  der  Ausgabe  von 
Banknoten,  deren  Gerichtsstand  464. 

Beischlaf,  ausserehelicher.  Zuständigkeit 
für  Streitigkeiten  hierüber  464. 

Borathung  dor  Sache  473. 

Berufung,  zuständiges  Gericht  462,475, 
476. 

Beslut  (Beschluss)  474. 

Beschwerde,  hierfür  zuständiges  Ge- 
richt 462,  475,  477. 

Besitz,  Streitigkeiten,  Zuständigkeit  465. 

Beweisaufnahme  473,  zum  ewigen  Ge- 
dächtniss  479. 

Beweisbeschluss  473. 

Beweiserhebung  459,  473. 

Beweislast  471. 

Beweismittel,  Zeugen.  Sachverständige, 
richterlicher  und  angebotener  Eid,  Ur- 
kunden, Augenschein,  Ortsbesichtigung, 
gerichtliches  Geständniss.  Notorietät 
472,  473. 

Beweisregeln  471. 

Beweistheorie  471,  472. 

Be  w eis  verfahren,  Beweislast,  Beweis- 
theorie. Beweisregeln  471,  Beweismittel 

472,  Beweisaufnahme,  Beweisbescbluss 

473. 

Bürgschaft  im  Arrestprozess  481. 

Civiiprozess  457 — 485,  Quellen,  Lite- 
ratur, Geschichte  457 — 459,  Prinzipien, 
459. 

Civilrecht  457 \ 1063. 

Consistoria  ecclesiastica  463. 

Dänen,  Gerichtsstand,  Staatsüberein- 
kommen 464.  Befreiung  von  Kautions- 
pflicht in  Prozessen  467,  Vollstreckung 
dänischer  Urtheile  483,  483 5. 

Delikt,  Entschädigungsansprüche , Zu- 
ständigkeit 464. 

Dolmetscher,  deren  Zuziehung  zu  Ge- 
richtsverhandlungen 463. 

Dom  s.  Urtheil. 

Egodeinings-,  Egoskilnadsrätter  s. 
Grundstücks  - Auseinandersetzungsge- 
gericht. 

Ehefrauen,  ihre  Prozessunfähigkeit  465, 
ihre  Rechte  im  Konkurs  des  Ehe- 
manns 492. 

Ehesachen  Streitigkeiten,  Zuständigkeit 
465. 

Eid,  als  Beweismittel  471,  472. 

Eigenthum,  Streitigkeiten,  Zuständig- 
keit 465. 

Einreden,  deren  Geltendmachung,  pro- 
zesshindernde, die  der  Unzuständigkeit, 
der  Streitgenossenscbaft  470,  im  Zwangs- 
vollstreckungsverfahren 482. 

Enterbung  durch  die  Eltern  498,  498 6. 

Erbrecht,  Erwerb  von  Rechtswegen  durch 


Blutsverwandte  498,  Intostaterbfolge  498, 
499,  der  Ausländer,  Staats  Verträge  502, 

503. 

Erbschaft sklagen  503,  504. 

Erb  Schaftsregulierung,  Zuständigkeit 
der  Gerichte,  Erbfolge  im  Allgemeinen 
497,  498,  Intestaterbfolge  498,  letzt- 
willige Dispositionen  500,  Nachlassver- 
fahren  501,  Erbrecht  der  Ausländer  502, 
Erbschaftsklagen  503,  Erbschaftsteuer 

504. 

Erbschaftssachen  und  Forderungen 
hieraus,  Zuständigkeit  464. 

Erbschaftssteuer  504—507,  1063. 

Erbschaftsvollmacht  942. 

Erbtheilung  501. 

Erbvertrag  501. 

Eventualprinzip  im  Civiiprozess  459. 

Faustpfandgläubiger,  Absonderungs- 
recht im  Konkurs  492. 

Forum  contractus  464. 

Gemeinschuldner  im  Konkurs,  dessen 
Stellung  und  Rechte  490. 

Generalvollmacht  942. 

Gläubigerversammlung  im  Konkurs 
491. 

Gericht  460—465,  Organisation:  ordent- 
liche erster  Instanz:  Rathhaus-  und 
Hundertschafts-  oder  Härads  - Gericht, 
deren  Befugnisse  und  Gerichtssprengel 
461,  ihre  Sitzungen  462,  zweiter  In- 
stanz: Hofgerichte,  dritter  Instanz: 

oberster  Gerichtshof  des  Königs  462, 
besondere  Gerichte : Grundstücks-Aus- 
auseinandersetzungs-.  Militär  - Gerichte, 
Kammergericht,  kirchliche  Konsistorien, 
Grenz-Zollgericht,  Polizeigericht  und 
Polizeikammern  462,  463,  Zuständigkeit 
463—465,  1063. 

Gerichtshof,  oberster,  in  Stockholm, 
Besetzung,  Berathung,  Abstimmung  462. 

Gerichtskosten  der  Vorladung,  der  Zu- 
stellung, des  Protokolls,  der  Urtheile, 
des  Revisionsbescheides  etc.  468,  469. 

Gerichtsorganisation,  Quelle  und 
Literatur  457. 

Gerichtssprache,  Zuziehung  von  Dol- 
metschern, Uebersetzung  der  fremd- 
ländischen Eingaben  463, 

Geschichte  des  Civilprocesses  459. 

Geständniss,  gerichtliches,  qualifizirtes 
473. 

Grenz  Streitigkeiten,  Zuständigkeit 
465. 

Grenzzollgerichte  463. 

Grundstücks-Auseinandersetzungs- 
gerichte, Besetzung  463. 

Güterrecht,  eheliches  499. 

Handelsfrau,  deren  Prozessfähigkeit 
465. 

Häradsgerichte  s.  Hundertschafts- 
gericht. 

Handelsgesellschaft  und  deren  Mit- 
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glieder,  Gerichtsstand  für  Klagen  gegen 
dieselben  464. 

Hofgerichte,  zweite  Instanz,  Besetzung, 
Zuständigkeit  462. 

Hundertschaftsgericht,  Gerichts- 
sprengel, Zusammensetzung,  Berathung, 
Sitzungen  460 — 462. 

Intervention,  Haupt-  und  Nebeninter- 
vention 465,  466. 

Intestaterbfolge  498.  Hecht  zur  Ent- 
erbung 498  6. 

Inventar,  Versäumung  der  Aufnahme 
durch  den  Erben,  Bedeutung  im  Nach- 
lasskonkurs 497,  50i. 

Kammergericht,  Rechnungshof  463. 

Kaution,  bezüglich  ausländischer  Kläger 
467.  467 2,  bezüglich  der  Dänen  467. 

Klage,  deren  Erhebung  469,  471,  seitens 
Ausländer  470,  Zustellung,  ihre  Wir- 
kung, Rechtshängigkeit,  Klagehäufung, 
Klageänderung  470. 

Kodizille,  Form, Gültigkeit,  V ollstreckung 

500. 

Kompensationsrecht  im  Konkurs  492. 

Konkurs,  Quelle,  Literatur  486,  Ge- 
schichte 487,  Grundprinzipien  488,  ma- 
terielles Konkursrecht  488,  formelles 
Konkursrecht  493 — 497,  Aus-  und  Ab- 
sonderungs-, Kompensations-  und  An- 
fechtungsrecht 492,  Konstituirung  der 
Passivmasse  494,  Vertheilungsverfahren 
495,  Beendigung,  Vergleich  Akkord 
495,  besondere  Arten  496,  Kosten  496. 

Konkurseröffnung  Antrag,  Voraus- 
setzungen 488,  489.  Wirkung  489,  Ver- 
fahren 493,  494. 

Konkursgläubigor,  deren  Stellung  und 
Rechte  491,  mit  Faustpfandrecht 492,  V er- 
miether,  Verpächter,  Handwerker,  Kom- 
missionsverkäufer, Schiffsgläubiger  492. 

Konkurskosten  496. 

Konkursverwalter  490,  seine  Stellung 
491,  im  Prüfungs-  und  Prioritätsver- 
fahren 494,  495. 

Konkursvollmacht  942. 

Konsulargerichtsbarkeit  508,  509. 

Kridar  s.  Gemeinschuldner. 

Letztwillige  Dispositionen,  Testa- 
mente, Kodizille.  Erbverträge,  500,  501. 

Literatur  des  Zivilprozesses  und  der 
Gerichtsorganisation  457. 

Militärgerichte  463. 

Mandatsprozess  479. 

Nachlasskonkurs  497. 

Nachlassverfahren,  Inventaraufnahme 

501. 

Nichtigkeitsklagen  475,  478. 

Nies sb rauch,  Streitigkeiten,  Zuständig- 
keit 465. 

Nothfrist  bei  der  Beruf ung--476;  bei  der 
Beschwerde  477,  bei  der  Revision  477. 

Oeffentlichkeit  des  Zivilprozessver- 
fahrens 459. 


Ortsbesichtigung,  Beweismittel  473. 

Parteien,  ihre  Vertretung  im  Zivilprozess 
459;  ihre  Prozessfähigkeit,  Intervention, 
Streitgenossenschaft  465. 

Passivmasse  im  Konkurs,  deren  Her- 
stellung, Anmeldung  der  Forderungen, 
Prüfungstermin  (Proklamatag),  Anfech- 
tung von  Forderungen  494,  495. 

Patentsachen,  Zuständigkeit  für  Streitig- 
keiten in  derselben  463. 

Polizeigerichte,  Besetzung  463. 

Polizeikammern  463. 

Präklusion  im  Zivilprozess  459. 

Prioritätsverfahren  im  Konkurs  494, 
495. 

Privatbanken,  Banknoten  ausgehende, 
im  Konkurs  496,  497. 

Protokollirung  im  Zivilprozess.  Ur- 
kunde 460. 

Prozessfähigkeit  im  Allgemeinen,  auch 
der  Handelsfrauen  insbesondere  Unfähig- 
keit der  Unmündigen  und  Ehefrauen  465 

Prozessbevollmächtigte,  Klagen  we- 
gen Auslage»  und  Gebühren  465:  An- 
wälte, Zulassung  von  Laien  466,  tele- 
graphische Prozessvollmacht  466. 

Prozesskosten  der  Hauptsache,  Zustän- 
digkeit 465;  Entscheidungen  hierüber 
468. 

Prozessleitung  und  Fragerecht  des 
Richters  459. 

Prozessvollmacht  941. 

Prüfung  der  Forderungen  im  Konkurs, 
Anerkennung,  Anfechtung  494,  495. 

Rathhaus  ge  rieht,  Zusamm  ensetzung, 
Gerichtssprengel  460.  461. 

Rechtshängigkeit  der  Sache  470. 

Rechtsmittel  gegen  Urtheile  460,  475. 

Reichsbank,  Entscheidung  über  Streitig- 
keiten derselben,  Zuständigkeit  des  Hof- 
gerichts 462. 

Reichsscbulden- Verwaltung,  Strei- 
tigkeiten, Zuständigkeit  des  Hofgerichts 
in  erster  Instanz  462. 

Revision,  deren  Zulässigkeit,  Verfahren, 
Nothfrist  477,  478. 

Richter,  Prozessleitungs-Fragerecht,  Er- 
mittlungsrecht 459,  460;  beauftragter 
oder  ersuchter  Richter  460. 

Schadensersatz,  Ansprüche  aus  einer 
Hauptsache,  Zuständigkeit  465. 

Schiedsrichterliches  Verfahren  485, 
486. 

Schriftsätze  im  Zivilprozess  459;  im 
Verfahren  erster  Instanz  471. 

Seerechtssachen,  Zuständigkeit  463, 

Sicherheitsleistungen  im  Prozess 
seitens  der  Ausländer  467 ; der  Dänen 
467. 

Sparkassen,  deren  Gerichtsstand  464. 

Staat sv ertrage  mit  Dänemark  bezüglich 
des  Gerichtsstandes  464,  über  Befreiung 
von  Kautionspflicht  467,  über  Voll- 


Schweden.  — Schweiz.  — Serbien. 
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Streckung  von  Urtheilen  483  und  483 5 : 
über  das  Erbrecht  der  Ausländer  502 
und  502 3,  über  Konsulargerichtsbarkeit 
mit  der  Türkei  508. 

Streitgenossen,  Gerichtsstand  464,  die 
Streitgenossenschaft  466. 

Testamente,  Formen,  Gültigkeit,  Voll- 
streckung 500. 

Testamentsklage,  Forderungen  hieraus 

464. 

Unmündige,  ihre  Prozessunfähigkeit 465. 

Untere  Justiz-Revision,  Kollegium 
des  obersten  Gerichtshofes.  Besetzung 
Zuständigkeit  463. 

Urkunden,  Beweis  durch  solche  472;  Ur- 
kundenprozess 479. 

Urtheil,  Berathung,  Abstimmung,  Ver- 
kündung 460;  Arten,  Inhalt  474;  Rechts- 
kraft 475;  Anwendung  ausländischer  Ge- 
setze 474;  Vollstreckung  ausländischer 
Urtheile  483. 

Utslag  siehe:  Urtheil. 

Vereinbarung  über  den  Gerichtsstand 

465. 

Verfahren  des  Zivilprozesses,  mündlich, 
protokollarisch  und  öffentlich,  bezw. 
schriftliches  und  nicht  öffentliches  459; 
im  Allgemeinen  469,  in  erster  Instanz 
471,  Versäumnissverfahren  475;  Rechts- 
mittel 475;  besondere  Arten  479. 

Vergleich  im  Konkurs.  Akkord  495,  496. 

Verlöbnisssachen,  Zuständigkeit  für 
Streitigkeiten  465. 

V ersäumnissvejfahren,  Einspruch  475. 

Vertagungen  im  Zivilprozess  459. 

Vertheilungsverfahren  im  Konkurs 
495. 

Verwalter,  Gerichtsstand  desselben  464. 

Vollmachten,  Formulare  941  f. 

Vollstreckung  ausländischer  Urtheile 
483,  bezüglich  dänischer  Urtheile  483. 

Vormund.  Klagen  gegen  denselben,  Zu- 
ständigkeit 464. 

Waarenmarken  fremde,  Streitigkeiten, 
Zuständigkeit  463. 

Wechs  el  Sachen,  Zuständigkeit  463; 
Wechselprozess  480. 

Widerklage,  Zuständigkeit  465. 

Wiederaufnahme  des  Verfahrens  478. 

Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
478,  479. 

Wohnsitz,  Feststellung,  Gerichtsstand 
463. 

Zeugenbeweis  471,  472. 

Zuständigkeit  der  Gerichte.  Sachliche 
der  Rathhausgerichte,  örtliche  (Gerichts- 
stände) 463,  der  Ausländer  463,  464, 
bei  Streitigkeiten  auf  Jahrmärkten,  Erb- 
schafts-  und  Testamentsklagen,  Klagen 
gegen  den  Vormund,  Gerichtstand  der 
Verwaltung,  für  Handelsgesellschaften, 
bei  Streitgenossenschaft,  für  Entschädi- 
gungsansprüche aus  einem  Delikt  464, 


in  Ehe-  und  Verlöbnisssachen,  wegen 
Eigenthums-,  Besitz-.  Niessbrauchs- 
Grenzstreitigkeiten,  Klagen  eines  Prozess- 
bevollmächtigten. wegen  Schadensersatz, 
Prozesskosten  für  die  Widerklage,  auf 
Grund  Vereinbarung  465. 

Zwangsvoll  Streckung,  Voraussetzung 

481,  482,  Organe  482,  Arten  und  Mittel 

482,  Einwendungen  483,  Kosten  bei  Mo- 
bilien und  Immobilien  483. 

I 

Schweiz. 

Bas  eil  and,  Armenrecht  1054. 
Baselstadt,  Gesetz  vom  27.  Juni  1895 
über  Wahl  und  Organisation  der  Ge- 
j richte  und  Nachtragsgesetz  zur  Civil- 
prozessordnung  1053. 

Glarus,  Civilprozessordnung  vom  5.  Mai 
1895  1053. 

Konkurswesen  1054. 

Literatur  1053,  1054. 

Luzern,  Gesetz  über  das  Civilrechtsver- 
fahren  vom  5.  März  1895,  Armenrecht 

1053,  1054. 

Neuchätel,  Armenrecht  1054. 
Schuldbetreibungswesen  1054. 
Staatsverträge,  mit  Frankreich  be- 
stehende, auf  Tunis  ausgedehnt  1053, 

1054. 

Tessin,  Civilprozess  1054. 

Zürich,  Gesetz  über  gewerbliche  Schieds- 
gerichte vom  9.  September  1895  1053. 

Serbien. 

Actio  Pauliana  229. 

Advokaten,  Rechte  und  Pflichten  der 
der  — 207 — 209,  Honorar  der  — 209. 
Agenten,  Gesetz  vom  1./13.  November 
1886  über  die  Organisation  der  diplo- 
matischen Agenten  199. 

! Amtszeitung,  Einrückung  der  Konkurs- 
edikte in  die  — 228. 

Anmeldung  von  Forderungen  im  Kon- 
kurse 230. 

i Appellation,  Zulässigkeit  der  — 218, 
Gebühren  für  die  — 225,  — im  Kon- 
kursverfahren 231. 

Appellationsgericht  in  Belgrad,  Be- 
setzung des  — 200,  Zuständigkeit*  des 

— 200.  Verfahren  vor  dem  — 218. 
Armenattest  des  zuständigen  Gemeinde- 

gerichts  206. 

Armenrecht  206,  — der  Ausländer  206, 
207. 

Arrest,  Erfordernisse  und  Verfahren  des 

— 223. 

Arrestgesuch  223. 

Arrestverfahren  223. 
Ausgleichsverhandlung  im  Konkurs- 
verfahren 231. 

Ausländer;  Prozessfähigkeit  der  — 205, 
Vertretungspflicht  der  — 208.  Voll- 
| machten  der  — 209,  Vorschusspflicht 


Serbien. 


1116 


der — gegenüber  den  Advokaten  209, 
Gliiubigorrechte  der  — im  Konkurse 
229,  330.  Erbfähigkeit  der  — 234, 
Erbschaftssteuer  der  — 235,  Kautions-  i 
pflicht  der  — 224. 

Ausserstreitige  Sachen,  Verordnung 
des  Justiz-Ministers  Uber  das  Verfahren 
in  — vom  13./23.  Dezember  1872  197. 

Bayern,  Entschliessung  des  bayerischen 
Staatsministeriums  über  die  Behandlung 
der  in  — verstorbenen  Ausländer  und 
der  im  Ausland  verstorbenen  Bayern 
vom  7.  Oktober  1891  234  h 

Beantwortung  der  Klage  213. 

Belgien,  provisorisches  Handelsabkommen 
mit  — vom  28.  Juni  / 10.  Juli  1893  198, 
225 7,  Konsularkonvention  vom  5./27. 
Januar  1885  mit  — 198,  Handelsver- 
trag mit  — vom  5./27.  Januar  1885 
über  die  Zulassung  der  beiderseitigen 
Staatsangehörigen  zum  Armenrecht  206, 

Belgrader  Appellationsgericht,  Be- 
setzung des  — 200. 

Belgrader  Handelsgericht,  Zuständigkeit 
des  — 203,  Besetzung  des  — 200. 

Belgrader  Kassationsgericht,  Besetzung 
des  — 200. 

Berliner  Vertrag  vom  13.  Juli  1878 
236  l. 

Berufung  — Appellation. 

Bevollmächtigte  der  Parteien  207,  208. 

Beschwerden  über  Advokaten  Rechts- 
vertreter) 209,  — gegen  Urtheile  und 
Dekrete  der  Gemeindegerichte  220,  — 
gegen  die  Polizeibehörde  wegen  Verzö- 
gerung der  Execution  221,  — über 
unrichtige  Gebührenerhebung  226. 

Beweis  215. 

Beweisaufnahme  214. 

Beweismittel  215. 

Be  weis  theorie,  freie  — 212. 

Bucheid  216. 

Bürgerliche  Gesetzbuch  vom  25.  März 
6.  April  1844  197,  233 4,  233 5. 

Civilprozess.  Literatur  über  — 197  bis 
199. 

Civil prozessgesetzbuch  vom  20.  Fe- 
bruar 1865  S.  197. 

Deutsches  Reich.  Handels-  und  Zoll- 
vertrag mit  dem  — vom  21./9.  August 
1892  198,  Desgl.  bezüglich  der  Zu- 
lassung der  beiderseitigen  Staatsunter- 
thanen  zum  Armenrecht  207,  desgl, 
bezüglich  der  Vollstreckung  von  Ür- 
theilen  222,  desgl.  bezüglich  der  Kau- 
tionspflicht der  beiderseitigen  Staats- 
angehörigen 224 3,  desgl.  bezüglich  der 
Stellung  derselben  im  Konkurse  230 2, 
Konsularconvention  mit  dem  — vom  6. 
Januar  1883  198,  desgl.  bezüglich  des 
Konkurses  über  Hinterlassenschaften  der 
beiderseitigen  Staatsangehörigen  233 3, 
desgl.  bezüglich  der  Erbfähigkeit  der-  | 


selben  234  *,  desgl.  bezüglich  der  Kon- 
sulargerichtsbarkeit 236  h 
Ehefrau,  Prozessfähigkeit  der  — 205, 
Rechte  der  — im  Konkurse  des  Ehe- 
manns 229. 

Elektive  Gerichtsstände  203. 

England  s.  Grossbritannien, 
Erbfähigkeit  der  Ausländer  234. 
Erbfolge,  Gerichtsstand  der  — 203,  ge- 
setzliche — 233. 

Erbschaft,  Erwerb  der  — 235. 
Erbschaftsregulierung  233. 
Erbschaftssteuer  235. 

Erfüllungseid  216. 

Eventualmaxime  211. 

Exekution  s.  Vollstreckung. 

Exklusive  Gerichtsstände  202. 
Finanzminister,  Beschwerde  über  un- 
richtige Gebührenerhebung  an  den  — 226. 
Frankreich,  Handelsvertrag  mit  — vom 
23.  Juni/ 5.  Juli  1893  198,  225 7. 

— Deklaration  über  die  Konsularkonvention 
vom  18./9.  Januar  1883  198. 

Frist  für  Einlegung  der  Beschwerde  220, 

— für  Einlegung  der  Appellation  und 
des  Kassationsrekurses  218. 

Gebühren,  gerichtliche  — 225. 
Gebührengesetze  vom  11.  Juni  1884 
und  15.  Mai  1888  197,  225 l. 
Geisteskranke,  Prozessfähigkeit  der  — 
205. 

Gemeindegerichte,  Besetzung  der  — 
199,  Zuständigkeit  der  — 200,  Ver- 
fahren vor  dem  — 220,  Ausstellung  des 
Armenattestes  durch  die  — 206. 
Gemeindevorstand  als  Vorsitzender  der 
Gemeindegerichte  199. 

Gerichte,  V erfassung  und  Zuständigkeit 
der  — 199  f. 

Gerichtshöfe  erster  Instanz,  Besetzung 
der  — 199,  sachliche  Zuständigkeit  der 

— 201,  örtliche  Zuständigkeit  der  — 202. 
Gerichtssprache  224. 
Gerichtsstände  202,  203. 

I Gesellschaftsgläubiger,  Rechte  der 

— bei  dem  Konkurse  eines  Gesellschaf- 
ters 233. 

Gesellschaftskonkurs  233. 
Gesetzbuch,  das  bürgerliche  — vom 
25.  März  , 6.  April  1844  197. 
Geständniss,  gerichtliches  215. 
Gläubigertagfahrt  im  Konkurse  231. 
Gläubigertermin  im  Konkurse  231. 
Griechenland.  Handelsvertrag  mit  — 

— vom  17.  / 29.  Juni  1894  198. 
Grossbritannien,  Handelsvertrag  mit 

— vom  28.  Juni  / 10.  Juli  1893  198, 
desgl.  bezüglich  der  Zulassung  der  beider- 
seitigen Staatsangehörigen  zum  Armen- 
recht 207.  desgl.  bezüglich  der  Pflicht 
derselben  zur  Kautionsleistung  225 6. 

Handelsgericht  in  Belgrad.  Besetzung 
des  — 200, 1061, Zuständigkeit  des  — 203. 


Serbien. 


Handelsgeschäfte,  Begriff  der  — 203. 

Handelsgesetzbuch  vom  26.  Januar / 7. 
Februar  1860  197. 

Handelsverträge  197  f.,  vgl.  auch  unter 
den  einzelnen  Ländern. 

Holland,  Handelsvertrag  und  Konsular- 
konvention vom  5.  / 17.  Oktober  1881 
mit  — 199. 

Intervention  206,  akzessorische  — 206. 

Intestatportion  234. 

Inventar,  Rechtswohlthat  des  — 235. 

Inventur  der  Konkursmasse  227. 

Italien,  provisorische  Konvention  über 
die  Regulierung  der  Handelsverhältnisse 
mit  — vom  8.  Mai  / 26.  April  1879  198. 

— Konsular-  und  Niederlassungsvertrag 
mit  — vom  9.  November  / 28.  Oktober 
1879  198,  desgl.  bezüglich  der  Zulassung 
der  beiderseitigen  Staatsangehörigen  zum 
Armenrecht  207,  desgl.  bezüglich  der 
Vollstreckung  von  Urtheilen  221,  desgl. 
bezüglich  der  Pflicht  der  beiderseitigen 
Staatsangehörigen  zur  Kautionsleistung 
224 6. 

Juristische  Personen,  Prozessfähig- 
keit der  — 205. 

Justizminister,  Beschwerden  über  Ad-  j 
vokaten  (Rechtsvertreter)  an  den  — 207, 
Verordnung  des  — über  das  Verfahren 
in  ausserstreitigen  Sachen  vom  13./23. 
Dezember  1892  197. 

Kassationshof  = Kassationsgericht. 

Kassationsgericht  in  Belgrad,  Be- 
setzung des  — 200,  Verfahren  vor  dem 
- 218. 

Kassationsrekurs,  Zulässigkeit  des 
219,  Gebühren  des  — 225. 

Kautionspflicht  fremder  Unterhanen 
224. 

Klagbeantwortung  213. 

Klage,  Erhebung  der  — 212,  Verbesse- 
rung der  — 212,  Beantwortung  der  — 213. 

Konkurs,  Gerichtsstand  des  — 203, 

Fälle  des  gewönlichen  — 226,  der  kauf- 
männische — 232,  Nachlass-  — 233, 
Rechte  der  Ehefrau  im  — des  Ehe- 
manns 229,  Stellung  der  ausländischen 
Gläubiger  im  — 229,  Anmeldung  und 
Liquidirung  von  Forderungen  im  — 230, 
Anfechtung  von  Rechtsgeschäften  des 
Kridars  im  — 228,  Vindikations-  und 
Separationsansprüche  im  — 228. 

Konkursedikt,  Wirkung  der  Publikation 
des  — 203,  Erlass  des  - 228. 

Konkurseröffnung,  Voraussetzungen 
der  — 226,  Verfahren  der  — 227,  Wir- 
kungen der  — 228. 

Konkursgericht.  Zuständigkeit  des  — 
203,  204,  No.  3.  228. 

Konkursmasse  227. 

Konkursmassevertheidiger  2276. 

Konkursmassevertreter  227. 

Konkursmasseverwalter  227. 
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Konkursordnung  vom  17.  März  1861 
226 l,  199. 

Konsulargerichtsbarkeit  235. 

Konsularkonventionen  198,  199  vgl. 
auch  unter  den  einzelnen  Ländern. 

Konsulartribunal  235.  236. 

Konsularverträge  198,  199,  1061  vgl. 
auch  unter  einzelnen  Ländern. 

Kontumazialverfahren  2143. 

Kridar,  Anfechtung  von  Rechtsgeschäften 
des  - 228. 

Literatur  über  Civilprozess  197  f.,  über 
Konkursrecht  199,  226  l. 

Manifestationseid  216. 

Massevertreter  im  Konkurse  227. 

Masse  verwalt  er  im  Konkurse  227. 

Meistbegünstiguugsklausel  in  den 
Verträgen  mit  dem  Deutschen  Reich 
und  Grossbritannien  bezüglich  der  Zu- 
lassung der  betreffenden  Staatsangehöri- 
gen zum  Armenrecht  207,  in  dem 
Handels-  und  Zollvertrage  mit  dem 
Deutschen  Reich  bezüglich  der  Voll- 
streckung von  Urtheilen  222,  in  dem- 
selben und  in  dem  Handelsverträge  mit 
Oesterreich-Ungarn  bezüglich  der  Pflicht 
j der  betreffenden  Staatsangehörigen  zur 
Kautiousleistung  224 3,  225 6,  in  dem 
Handelsverträge  mit  Frankreich  225 7, 
in  dem  provisorischen  Abkommen  mit 
Belgien  225 7. 

Minister  des  Innern,  Beschwerden 
gegen  die  Polizeibehörde  wegen  Verzö- 
gerung der  Exekution  sind  an  den  — zu 
richten  221. 

Ministerium  des  Aeusseren,  Gesetz  vom 
l.y  13.  November  1886  über  die  Organi- 
sation des  — 199. 

Mitgiftforderungen,  Berücksichtigung 
der  — im  Konkurse  229. 

Montenegro,  Handelskonvention  mit  — 
1061. 

Mündlichkeit  der  Verhandlung  211. 

Nachlasskonkurs  233. 

Niederlassungsverträge  198,  199. 

Oeffentlichkeit  der  Verhandlung  211. 

Oesterreich- Ungarn,  Staatsvertrag  mit 
— vom  24.  April/6.  Mai  1881  wegen  Be- 
handlung der  Verlassenschaften,  Bestel- 
lung von  Vormundschaften  und  Kura- 
telen und  wegen  Mittheilung  von  Civil- 
standsakten  198,  Rechtshülfevertrag  vom 
24.  April/6.  Mai  1881  mit  — 198,  desgl. 
bezüglich  der  Vollstreckung  von  Ur- 
theilen 221,  desgl.  bezüglich  der  Pflicht 
der  beiderseitigen  Staatsangehörigen  zur 
Kautionsleistung  224 4,  desgl.  bezüglich 
der  Stellung  derselben  im  Konkurse  230, 
desgl.  bezüglich  der  Zulassung  der  beider- 
seitigen Staatsangehörigen  zum  Armen- 
recht 207,  Handelsvertrag  mit  — ■ vom 
28.  Juli/9.  August  1892  198,  Konsular- 
konvention mit  — vom  24.  April/6.  Mai 
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1881  198,  236  3,  Verlassenschaftskonven- 
tion mit  — vom  6.  Mai  1881  234  *. 

Offi cialmaxime  210. 

Parteien,  Prozessfähigkeit  der  — 205, 
Bevollmächtigte  der  — 207  f.,  Eide  der 
— . 216. 

Pfand  gläubiger,  Rechte  der  — im  Kon- 
kurse 229. 

Pflegschaft,  Gerichtsstand  der  — 202. 

Pflegschaftsgesetz  vom  25.  Oktober 
1872  197,  bezüglich  der  Prozessfähigkeit 
205 !. 

Pflichtteil  der  Erben  234. 

Polizeibehörde,  Vollstreckung  durch 
die  — 220,  Beschwerden  gegen  die  — 
221. 

Privaturkunden  als  Beweismittel  215. 

Prozessfähigkeit  der  Parteien  205,  — 
der  juristischen  Personen  205,  — der 
Ehefrau  205,  der  Unmündigen  und 
Geisteskranken  205,  — der  Ausländer 
205. 

Prozessgebühren  225. 

Prozesskosten  225. 

Provostepeni  sudovi  = Gerichtshöfe 
erster  Instanz. 

Quellen  s.  Literatur. 

Realgerichtsstand  202. 

Rechtsanwaltschaft,  Voraussetzungen 
der  Zulassung  zur  — 207  f. 

Rechtsmittel  218. 

Rechtsvertreter,  Gesetz  über  die  — 
vom  15.  Juni  1865  197,  207. 

R echtsvertreterpüfung  208. 

Rekurs  = Kassationsrekurs. 

Rekuiskläger  219. 

Richtergesetz  vom  9.  Februar  1881 

197. 

Russland,  Handels-  und  Schiffahrtsver- 
trag  vom  15./ 27.  Oktober  1893  mit  — 

198. 

Schätzungseid  216. 

Schiedsgerichte,  Besetzung  der  — 200, 
Zuständigkeit  der  — 204. 

Schriftlichkeit  der  Klage  212. 

Schweiz,  provisorische  Konvention  über 
die  Regulierung  der  Handelsverhältnisse 
vom  26.  Juli/7.  August  1879,  verlängert 
durch  Handelskonvention  vom  ' 10.  Juni 
1879,  mit  der  — 199. 

Sequestration  als  Sicherungsmittel. 

Sicherungsmittel  zur  Sicherstellung 
eines  Anspruchs  223. 

Srpske  Novine  s.  Amtszeitung. 

Staatsverträge  197 f.,  vgl.  auch  unter 
den  einzelnen  Ländern  1061. 

Streitgenossen,  Vertretungspflicht  der 

— 206,  208,  Rechte  und  Pflichten  der 

— 205,  206,  Wirkung  des  Geständnisses 
eines  — 206. 

S-treitgenossen  schaft,  Gerichtsstand 
der  — 202,  Voraussetzungen  der  — 
205. 


Syndikatsklagen,  Zuständigkeit  in  — 

201. 

Tagsatzung  = Termin. 

Termin,  Anberaumung  eines  — 213. 

Türkei,  Kautionspflicht  der  Staatsange- 
hörigen der  — 224,  Ausübung  der  Kon- 
sulargerichtsbarkeit in  der  • — 235  3,  Kon- 
sularkonvention 1061. 

Uneheliche  Kinder,  Erbrecht  der  — 
234. 

Ungarn  s.  Oesterreich-Ungarn. 

Unmündige,  Prozessfähigkeit  der  — 205. 

Urkunden  als  Beweismittel  215,  sum- 
marisches Verfahren  auf  Grund  von  — 
216. 

Urkundensupplirungseid  216. 

Urtheil.  Protokollirung,  Zustellung  des 
— 216. 

Verbot  als  Sicherungsmittel  223. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika 
s.  Amerika. 

Verfahren,  Verordnung  des  Justizmi- 
nisters über  das  — in  ausserstreitigen 
Sachen  vom  13./23.  Dezember  1872  197,. 

— vor  den  Gerichten  1.  Instanz  212  f., 

— ordentliches  - 212,  summarisches 
oder  abgekürztes  — 216  f.,  — vor  dem 
Appellationsgericht  218,  — vor  dem 
Kassationshof  219,  — - vor  den  Gemeinde- 
gerichten 220. 

Verhandlungsprotokoll  215. 

Vermögen,  Gerichtsstand  der  Verwal- 
tung von  fremden  — 220. 

Verordnung  des  Justizministers  über 
das  Verfahren  in  ausserstreitigen  Sachen 
vom  13./23.  Dezember  1872  197,  — über 
das  Konsularamt  199. 

Versäumnissverfahren  2143. 

Vertheilungserkenntniss  im  Kon- 
kurse 232. 

Vertrag,  Gerichtsstand  des  — 202. 

Verwaltung  fremden  Vermögens,  Ge- 
richtsstand des  — 202. 

Vollmacht,  Erfordernisse  der  — 208, 
Legalisirung  und  Vidimirung  der  im 
Auslande  ausgefertigten  — 209,  Formu- 
lar 935,  gesetzliche  Bestimmungen  über 

— 935. 

Vollstreckung  aus  rechtskräftigen  Ur- 
theilen,  Vergleichen  und  Schiedsgerichts- 
urtheilen  220,  — auf  Parteibetrieb,  — 
ausländischer  Urtheile  221. 

Vollstreckungsklausel  220. 

Vormerkung  als  Sicherungsmittel  223. 

Vormundschaftsgesetz  vom  25.  Ok- 
tober 1872  233 4. 

Vorzugsrechte  im  Konkurse  228,  229, 
Anmeldung  von  — 230. 

Wechsel,  summarisches  Verfahren  auf 
Grund  von  — 216  f. 

Widerklage,  Gerichtsstand  der  — 203. 

Wohnort,  Gericht  des  — des  Beklagten 
202. 


Spanien.  — Türkei. 
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Zahlungseinstellung  eines  Kaufmanns 
oder  eines  Handelsgeschäfts  232. 

Zeugenbeweis216. 

Zwangs  vergleich  231. 

Zwangsv ollstreckung  s.  Vollstreckung. 

Spanien. 

Erbschaftssteuer,  abgeändert  durch  V er-  j 
Ordnung  vom  23.  August  1890  1056. 

Türkei. 

Advokat  s.  Rechtsanwalt. 

Anerkenntniss  352  l. 

Anschlussberufung  393  IV. 

Anwalt  s.  Rechtsanwalt. 

Appellationsgerichtshof  zu  Brüssel 
als  II.  Instanz  in  Konsularsachen  444. 

Armenrecht.  Erfordernisse  für  die  Ge- 
währung des  — 368,  Rundschreiben  von 
1879  über  das  — der  Ausländer  368. 

Arrest,  Klage  auf  Gültigkeit  des  — 
403  b Persönlicher  — des  Schuldners  ! 
403 6. 

Arrestantrag  402. 

Arrestbeschluss  402. 

Arrestverfahren  402. 

Auftrag  352  b 

Ausland,  Beglaubigung  einer  im  — er- 
richteten Vollmacht  durch  das  türkische 
Konsulat  364,  365. 

Ausländer.  Stellung  der  — im  allge- 
meinen 354.  Zuständigkeit  der  Gerichte 
für  — 354,  359,  desgl.  in  Handelssachen 
354,  Besetzung  der  Handelsgerichte  in 
Prozessen  von  — 357,  Vollstreckung  j 
türkischer  Urtheile  gegen  — 352,  Ar- 
menrecht der  368  § 12.  Kautions- 
leistung der  — 368  § 12,  Vorschriften  j 
für.  die  - bezüglich,  der  Klagerhebung  1 
371.  Konkurs  der  — 416  § 43,  Regu-  i 
lierung  von  Hinterlassenschaften  der  — I 
432  f. 

Ausländische  Gläubiger,  Stellung  der  | 
— in  einem  Konkursverfahren  417.  § 44.  j 

— Schiedssprüche,  Vollstreckung  aus  — 
411. 

— Urtheile,  Vollstreckung  aus  — - 407. 

Bagatellsachen,  Zuständigkeit  der  Civil- 

gerichte  in  — für  Ausländer  354. 

Bedäjet  Mehkemesi  — Gericht  erster  In- 
stanz 356. 

Belgien,  Konsulatsgesetz  vom  31.  De-  l 
zember  1851  und  ministerielles  Rund- 
schreiben vom  16.  Juni  1886  über  die 
Rechte  der  Konsuln  von  — 434  b desgl. 
und  belgische  Konsular^eglements  über 
die  Konsulargerichtsbarkeit  439  *,  440 1, 
440  b 440  b desgl.  bezüglich  der  Ernen- 
nung. von  Sachverständigen  440 5,  441, 
desgl.  bezüglich  des  Zeugenbeweises 
44  l2,  441b  442',  desgl.  bezüglich  der 
Rechtskraft,  der  Urtheile  442 3,  444, 
444 2,  desgl.  bezüglich  der  Vollstreck- 


barkeit derselben  442  b 442 v,  450  b desgl. 
bezüglich  der  Versäumnissurtheile  443, 
443  b 

Berufung,  Zulässigkeit  der  — 392,  Frist 
für  die  Einlegung  der  — 392 II,  Form 
der  Einlegung  der  393  III,  Wirkung 
der  --  394  V,  Verfahren  394  VI,  Er- 
löschen der  - 394  VII,  — gegen  Ur- 
theile der  Konsulargerichte  442  G,  444 f., 
desgl.  bezüglich  des  Deutschen  Reichs 
446,  bezüglich  Oesterreich-Ungarns  447, 
bezüglich  Grossbritanniens  448. 

Besitzergreifung,  widerrechtliche  — 
352  b 

Beweisinterlokut  388  II c. 

Beweismittel  374  f.,  352b  Zeugen  374 
bis  380,  desgl.  vor  den  Konsulargerichten 
441,  Sachverständige  380,  381,  desgl. 
vor  den  Konsulargerichten  440,  Urkun- 
den 376.  381 — 385,  Vermuthnngen  385, 
Notorietät  385,  Eid  386,  Erscheinen  der 
Parteien  387,  Geständniss  374  § 19. 

Beweistheorie  374. 

Be weisurth eil  388  11,  389. 

Beweis  verfahren  374f. 

Bürge,  Stellung  eines  — durch  den  Be- 
rufungskläger 393  3. 

Bürgerliches  Gesetzbuch  352,  352b 

Bürgsch aft  352 b 

Bulgarien  (Konkursrecht)  413b 

Cession  352b 

Civilgerichte,  Begriff  der  — 356,  Zu- 
ständigkeit der  — für  Ausländer  354. 

Civilprozess,  Literatur  über  355. 

Civilprozessordnung,  türkische  — von 
1879  354,  356. 

Civilrecht  349  f. 

Code  de  Commerce,  Geltung  des  — 349b 

Oontre-lettres  (Gegenscheine)  382. 

Deutschland.  Freundschafts-,  Handels- 
und Schiffahrtsvertrag  mit  — vom  26. 
August  1890  über  die  Ausdehnung  des 
preussisch- türkischen  Vertrages  vom 
22.  März  1761  bezüglich  des  Zeugen- 
boweises  375  b desgl.  bezüglich  aer  Re- 
gulierung von  Hinterlassenschaften  432  3, 
Verfahren  vor  den  Konsulargeriehten 
von  — 437 3,  445. 

Dispositionen,  letztwillige  430. 

Drittopposition,  Zulässigksit,  Form  und 
Wirkung  der  — 401,  Frist  402. 

Domicilii,  forum  - 361. 

Ehefrau,  Prozessfähigkeit  der  — 363. 

Eid  352b  — der  Zeugen  378  VIII,  — als 
Beweismittel  386. 

Einreden  372,  — der  Unzuständigkeit 

372,  — der  Nichtigkeit  der  Ladung 

373. 

Einspruch,  Zulässigkeit  des  — gegen 
ein  Versäumnissurtheil  390  IV,  Form 
des  — 391  V,  Frist  des  — 391  VI,  Wir- 
kung des  — 391  VII. 

Einspruchsverhandlung  391  VIII. 
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Einstweilige  Verfügung  389. 

England  s.  Grossbritannien. 

Entmündigung  352  h 

Erbe,  Haftung  des  — 424. 

Erbentsagung  424. 

Erbfähigkeit  420. 

Erbfolge  in  den  beweglichen  Nachlass 
424  f.,  — in  den  unbeweglichen  Nach- 
lass 428  f. 

Erbrecht,  Literatur  über  — 353,  427  K 

Erbschaft,  Erwerb  der  — 423,  Aus- 
schlagung der  — 424. 

Erbschaftsregulierung  418  f.,  Zustän- 
digkeit der  Gerichte  bei  der  — 418, 
— bezüglich  der  Hinterlassenschaften 
von  Ausländern  432  f. 

Erbschaftssteuer  435,  1062, 

Erbschaftsvollraackt  940. 

Ermittelungsverfahren,  öffentliches 
und  geheimes  — über  die  Ehrbarkeit 
der  Zeugen  378. 

Ersuchschreiben  (requöte)  im  Berufungs- 
verfahren 393  VI,  — im  Wiederauf- 
nahmeverfahren 395,  — im  Kassations- 
rekurs 397. 

Exekution  s.  Zwangsvollstreckung. 

Familienrecht,  Literatur  über  das  — 
353. 

Forum  domicilii  361,  — rei  sitae  362. 

Frankreich,  Rundschreiben  vom  22.  Juli 
1858  mit  — bezüglich  der  Regulierung 
von  Hinterlassenschaften  der  beidersei- 
tigen Unterthanen  434  h Kapitulation 
von  1740  mit  — bezüglich  des  Zeugen- 
beweises 375  \ desgl.  bezüglich  der  Re- 
gulierung von  Hinterlassenschaften  432, 
desgl.  bezüglich  der  Konsulargerichts- 
barkeit 437  2,  französisches  Edikt  vom 
Juni  1778  über  die  Konsulargerichtsbar- 
keit, insbesondere  die  Klagerhebung 
4391.  439*.  die  Ladung  der  Parteien 
440 l,  440 2,  das  Erscheinen  der  Parteien 
440 3,  440 4,  die  Ernennung  von  Sach- 
verständigen 440 5.  441 !,  der  Zeugenbe- 
weis 441 2,  441 3,  das  Urtheil  441 2,  die 
vorläufige  Vollstreckbarkeit  des  Urtkeils 
442 7,  das  Versäumnissurtheil  443 l,  die 
Berufung  444  b,  die  Vollstreckung  der 
Urtheile  450  *. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit  der  Kon- 
suln 451. 

Frist  für  die  Einlegung  des  Einspruchs 
391  VI,  desgl.  vor  den  Konsulargerichten 

443,  — für  die  Einlegung  der  Berufung 
392,  desgl.  vor  den  Konsulargerichten 

444,  insbesondere  des  Deutschen  Reichs 
446,  Oesterreich  - Ungarns  447,  Gross- 
britanniens 448,  — für  die  Einlegung 
des  Kassationsrekurses  397, 398, 1062,  der 
Drittposition  402.  — für  die  Beantra- 
gung des  Wiederaufnahmeverfahrens  395. 

Gebühren  der  Anwälte  366 2, — des  Ge- 
richts 369. 


Gegenscheine  (Contre-lettres)  382. 

Generalprokurator  s.  Oberstaatsanwalt. 

Generalvollmacht  940. 

Gerichte,  Organisation  der  — '357, 
Justizinspektoren  1062,  Zuständigkeit  — 
358  f.,  sachliche  Zuständigkeit  in  erster 
Instanz  358,  Zuständigkeit  der  Handels- 
gerichte 360,  der  Oberlandesgerichte  360, 
des  Kassationshofs  361,  örtliche  Zustän- 
digkeit bei  der  Erbschaftsregulierung 
361. 

— geistliche,  350,  358 5,  Ingnorirung 
des  Code  de  commerce  durch  die  349  , 
Nichtzulassung  christlicher  Zeugen  vor 
den  geistlichen  — 380,  geistliche  — im 
Gegensatz  zu  den  bürgerlichen  Ge- 
richten 349,  350. 

Gerichte,  gemischte  — 358. 

Gerichtsbarkeit,  freiwillige  — der  Kon- 
suln 451. 

Gerichtsgebühren  369. 

Gerichtssitzungen,  Oeftentlichkeit  der 

— 356  § 2. 

Gerichtssprache  362. 

Gerichtsverfahren.  Gesetze  über  das 

— 352. 

Gerichtsvollzieher,  Zustellung  durch 
den  — 372. 

Gesellschaften  352’,  Konkurs  von  — 
417  § 45,  Prozessfähigkeit  der  — 363, 
363  6. 

Gesetzbuch,  bürgerliches  352,  352 h 

Gesetze,  bürgerliche  und  religiöse  — 
349,  349 3,  — über  die  Organisation  und 
Komposition  der  Handelsgerichte  352, 

— über  das  Gerichtsverfahren  352,  359  2, 

— über  das  Grundeigenthum  352,  359 3, 
428,  — vom  3.  Juli  1893,  betreffend  die 
Abänderung  zum  Handelsgesetzbuch 
357 5,  — vom  19.  November  1893  Über 
die  Zuständigkeit  im  Wiederaufnahme- 
verfahren 399 *,  — vom  19.  Novem- 
ber 1869  über  die  Zwangsvollstreckung 
405 3. 

Geständniss  374  § 19,  schriftliches  — 
durch  Urkunden  000. 

Grossbritannien,  Verfahren  vor  den 
Konsulargerichten  von  — 447  f.,  Ver- 
ordnung vom  Dezember  1873  über  dieses 
Verfahren  447  f. , 449 a,  desgl.  bezüg- 
lich der  Vollstreckbarkeit  der  Urtheile 
450  K 

Grundeigenthum,  Literatur  über  das 
Recht  des  — 353,  Gesetz  über  das  — 
352,  359 3,  428. 

Haft  ais  Mittel  der  Zwangsvollstreckung 
407. 

Haftung  des  Erben  423. 

Handelsgerichte,  Gesetz  über  die  Or- 
ganisation und  Komposition  der  — 352, 
Prozessordnung  für  die  — 352,  Be- 
setzung der  — 357,  Zuständigkeit  der 

— 360,  Besetzung  der  gemischten  — 


Türkei 


858,  Zuständigkeit  derselben  354,  360, 
Kammer  für  Seestmtigkeiten  bei  dem 

— zu  Konstantinopel  360  b 

Handelsgesellschaften  siehe  Gesell- 
schaften. 

Handelskammer  3575. 

Handelsoberlandsgericht  in  Konstan- 
tinopel, Zuständigkeit  des  — 358. 

Handelsrecht,  ottomanisches  850. 

Handelsvertrag  mit  Deutschland  s. 
Deutschland,  Preussen. 

Hinterlegungsvertrag  352 l. 

Holland,  Konsularreglement  vom  25.  Juli 
1871  über  die  Klagerhebung  vor  den 
Konsulargerichten  439  \ 439  2,  die  La- 
dung der  Parteien  439 5,  440  \ 440-,  das 
Erscheinen  der  Parteien  440 3,  440 4,  die 
Ernennung  von  Sachverständigen  440 5, 
441  *,  den  Zeugenbeweis  441 2,  441 3,  das 
Urtheil  442  4,  die  vorläufige  Vollstreck- 
barkeit der  Urtheile  442 6,  442 7,  das 
Versäumnissurtheil  443,  443  \ die  Be- 
rufung 445,  445  b die  Vollstreckbarkeit 
der  Urtheile  450 l. 

Im  mobiliarklagen,  Zuständigkeit  bei 

— 362. 

Incidentklage  364. 

Incidentopposition  401. 

Interlokut  388  a.  E. 

Intervention  364. 

Intestaterbfolge  in  den  beweglichen 
Nachlass  4241,  — in  den  unbeweglichen 
Nachlass  428  1,  1062. 

Italien,  Konsulargesetz  vom  28.  Januar 
1866  und  Konsularreglements  bezüglich 
der  Regulierung  der  Hinterlassenschaften 
der  beiderseitigen  Staatsangehörigen 
434  \ desgl.  bezüglich  der  Klagerhebung 
vor  den  Konsulargerichten  439 l,  439% 
desgl.  bezüglich  der  Ladung  der  Par- 
teien 440 l.  desgl.  bezüglich  des  Er- 
scheinens der  Parteien  440  b 440  4,  desgl. 
bezüglich  der  Ernennung  von  Sachver- 
ständigen 440 5,  desgl.  bezüglich  des 
Zeugenbeweises  441 2,  441 3,  desgl.  be- 
züglich des  Urtheils  442,  bezüglich  der 
vorläufigen  Vollstreckbarkeit  desselben 
442 7,  bezüglich  des  Versäumnissurtheils 
443’.  bezüglich  der  Berufung  444,  be- 
züglich der  Vollstreckbarkeit  d,er  Ur- 
theile 450 b 

Justizinspektoren  1062. 

Kanun  = bürgerliche  Gesetze  349. 

Kapitulation  s.  Frankreich, 

Kassationshof  in  Konstantinopel,  Zu- 
ständigkeit des  — 358,  361,  Rekurs 
gegen  Entscheidungen  des  — 401. 

Kassationsrekurs  siehe  Nichtigkeitsbe-  j 
sch  werde. 

Kauf  352 b 

Kaufmann,  Konkurs  über  das  Vermögen  j 
eines  — - 413  f.,  desgl.  über  den  Nachlass  | 
eines  — 416  § 42. 
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Kautionspflicht  der  Ausländer  368  § 13. 

Klage  352  \ Erhebung  der  — durch  einen 
auf  Stempelpapier  geschriebenen  Schrift- 
satz 370  § 15,  — im  Konsulargerichts- 
verfahren 439. 

Klageänderung  372  V. 

Klageantrag,  schriftliche  Einreichung 
bei  Gericht  356  § 2. 

Klageschrift  370,  Erfordernisse  der  — 
371. 

Konkurs,  Vollmacht  im  — 366,  For- 
mular 938,  Grundprinzipien  413,  — der 
Nichtkaufleute  415,  — über  den  Nach- 
lass eines  Kaufmanns  416  § 42.  — der 
Ausländer  416  § 43,  — der  Handels- 
gesellschaften 417  § 45.  Stellung  der  aus- 
ländischen Gläubiger  im  inländischen  — 
417  § 44. 

Konsul,  Reglement  für  die  — 352,  436 2, 
Mitwirkung  der  — bei  der  Vollstreckung 
ausländischer  Urtheile  408,  Gerichtsbar- 
keit der  ottoinani sehen  — im  Ausland 
436,  Gerichtsbarkeit  der  ausländischen 

— in  der  Türkei  354,  437,  Nachlass- 
regulierung durch  die  — 432,  vgl.  Kon- 

j sulargeriebt,  Konsulargerichtsbarkeit, 
j Konsulargerichte,  Verfahren  vor  den 

— von  Belgien,  Frankreich,  Holland  und 
Italien  438  f.,  insbesondere  die  Form  der 
Klagerhebung  439,  die  Ladung  der  Par- 
teien 439.  das  Erscheinen  der  Parteien 
440.  die  Ernennung  von  Sachverständi- 
gen 440,  der  Zeugenbeweis  441,  das  Ur- 
theil und  vorläufige  Vollstreckbarkeit 
desselben  442,  das  Versäumnissurtheil 
443,  die  Berufung  444,  das  Verfahren 
vor  den  — des  Deutschen  Reichs  445, 
Oesterreich -Ungarns  446,  Grossbritan- 
niens 447,  Vollstreckbarkeit  von  Ur- 
theilen  der  — 449. 

Konsulargerichtsbarkeit,  Literatur 
über  — 436  b vgl.  Konsul,  Konsularge- 
richte; freiwillige  — 451. 

Koran  349,  349 3,  353. 

Kosten  der  Anwälte  366 2,  — des  Gerichts 
369. 

Kuratoren  s.  Tutoren. 

Ladung  der  Parteien  371  a.  E.,  372,  — 
der  Zeugen  377,  — über  den  Einspruch 
391,  — im  Konsulargerichtsverfaliren 
439. 

Letztwillige  Dispositionen  430. 

Liegenschaften  Mülk  430. 

— Mukatta  430. 

— Wakf  429. 

Literatur  349  f.,  352  f.,  über  Familien- 
recht 353,  über  Erbrecht  353,  427 l. 
Obligationenrecht  353,  Civilprozess  355, 
1062,  Zwangsvollstreckung  409 l,  Kon- 
kursrecht 412 2,  350,  413 3,  die  Konsular- 
gerichtsbarkeit 436 l. 

Mehkemei  Istinef  Hukük  Däiresi  = 
Oberlandesgerichte. 
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Mehkemei  Scheriat  = geistliche  Ge- 
richte. 

Mehkemei  Tidjäret  = Handelsgerichte. 

Mehkemei  Tidjäret  Muhtelit  Medjlisi 
= gemischte  Gerichte. 

Miethe  352 l. 

Minderjährige,  Prozessfähigkeit  der  — 
363,  Vertretung  363. 

M ü 1 k Liegenschaften  430. 

Mündlichkeit  des  Verfahrens  363. 

Mukatta  Liegenschaften  430. 

Nachlassregulierung  s.  Erbschafts- 
regulierung. 

Nichtigkeitsbeschwerde,  Zulässigkeit 
der  — 396,  Form  der  Einlegung  397, 
Frist  der  Einlegung  398,  Wirkung  der  j 
Einlegung  398,  Verfahren  398,  — im  j 
Falle  der  Verweisung  vor  die  Civil-  j 
kammer  399,  — - über  Entscheidungen 
des  Kassationshofs  400. 

Niederlande  s.  Holland. 

Nöthigung  352 l. 

Notorietät  als  Beweismittel  385  §23. 

Oberlandesgerichte,  Besetzung  der  — 
358,  Zuständigkeit  der  — 360. 

Oberstaatsanwalt,  Befugnisse  des  — 
im  Civilverfahren  373  I. 

Obligationenrecht,  Literatur  353. 

Oeffentliche  Ermittelungen  über  die  j 
Ehrbarkeit  der  Zeugen  378. 

Oeffentlichkeit  der  Gerichtssitzungen 
356  § 2. 

Oesterreich-Ungarn,  Regulierung  von 
Hinterlassenschaften  von  Staatsangehöri- 
gen von  — in  der  Türkei  432 3,  das  Ver- 
fahren vor  den  Konsulargerichten  von  — 
446,  Verordnung  vom  29.  Januar  1855 
nebst  Ausführungserlass  vom  31.  März 
1855  über  die  Konsulargerichtsbarkeit 
446,  Verordnung  vom  25.  Januar  1850 
betreffend  das  Verfahren  in  Wechsel- 
klagen 446,  Vollstreckung  von  Konsular- 
gerichtsurth eilen  449. 

Offenkundigkeit  als  Beweismittel  385 

§ 23. 

Opposition  s.  Drittopposition. 

Ossoul  Muhäkiemei  Houkoukie  ka- 
noni  — Civilprozessordnung. 

Ossoul  Muhäkiemei  Tidjäret  Nizam- 
namessi  — Gesetz  für  das  Verfahren  in 
streitigen  Handelssachen  (vgl.  Prozess- 
ordnung für  die  Handelsgerichte). 

Ottomanisches  Civilrecht  350. 

Ottomanisches  Handelsgesetzbuch  3503. 

Ottomanisches  Handelsrecht  350. 

Parteien,  Prozessfähigkeit  der  — 362  f., 
Beistände  und  Prozessbevollmäcbtigte 
der  — 364  § 10,  persönliches  Erscheinen 
der  — zur  Aufklärung  des  Sachverhalts 
387  § 25,  Ladung  der  - 371  a.  E.,  372, 
desgl.  vor  den  Konsulargerichten  439, 
Erscheinen  der  — vor  den  Konsular- 
gerichten 440. 


Peremtion  394. 

Pfändung  405.  von  der  — ausgeschlos- 
sene Objekte  406. 

Pfandrecht,  Literatur  353. 

Pfandvertrag  350*2. 

Prcussen,  Freundschafts-  und  Handels- 
vertrag vom  22.  März  1761  bezüglich 
des  Zeugenbeweises  375  h desgl.  bezüg- 
lich der  Regulierung  der  Hinterlassen- 
schaften der  beiderseitigen  Staatsange- 
hörigen 432,  desgl.  bezüglich  der  Kon- 
sulargerichtsbarkeit 437 2. 

Prozessbevollmächtigte  364  § 10, 

authentische  Vollmacht  der  — 364. 

Prozessfähigkeit  der  Parteien  362, 
insbesondere  der  Minderjährigen  363, 
der  Frauen  363,  der  Erben  363,  der  Aus- 
länder 363 2,  der  Handelsgesellschaften 
363,  363 6. 

Prozesskosten  369. 

Prozessordnungfürdie  Handelsgerichte 
vom  September  1861  352,  355. 

Prozes svollmacht  938,  Uebersetzung 
939. 

Rechnungssachen.  Verfahren  in  — 
387  f. 

Rechtsanwälte,  Verordnungen  über  die 

— von  1878  und  1879  366,  Erforder- 
nisse zur  Erlangung  der  Würde  eines 

— 366,  Gebührentarif  der  — 366 a. 

Rechtsmittel  392  f.,  3521,  — der  Be- 
rufung 392,  desgl.  vor  den  Konsularge- 
richten von  Holland,  Frankreich,  Italien 
und  Belgien  444,  von  Deutschland  446, 
von  Oesterreich-Ungarn  447,  von  Eng- 
land 448,  — des  Kassationsrekurses  396, 

— der  Drittopposition  401,  — der  Wi- 
deraufnahme des  Verfahrens  395. 

Rechts'quellen  s.  Literatur. 

Reformgesetze  vom  3.  November  1839 
und  18.  Februar  1850  349 3,  352. 

Rekurse,  Entscheidungen  über  — durch 
i den  K'assatiönshof  361,  — gegen  Ur- 
theile  der  gemischten  Handelsgerichte 
! sind  unzulässig  361 4,  vgl.  auch  Kassa- 
i tionsrekurs. 

Requ'öte  d’appel  s.  Ersuchschreiben. 

I Requöte  civile  s.  Wiederaufnahmever- 
fahren. 

Re  traktrecht,  islamitisches,  Literatur 
über  353. 

Richter  3521. 

Ritus,  Hanefitische,  Geltung  des  — 350. 

Rundschreiben  von  1879  betreffend  das 
Armenrecht  368,  — vom  27.  September 
1879  betreffend  Vollmächten  365  h — 
vom  November  1876  betreffend  Zeugen- 
| gebühren  in  Handelssachen  376,  — vom 
27.  Januar  1878  betreffend  den  Konkurs 
von  Handelsgesellschaften  417,  — be- 
treffend die  Beglaubigung  von  Testa- 
menten ausländischer  Staatsangehöriger 
431 V 


Türkei. 
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Sachbeschädigung  3521 

Sachverständigenbeweis  380  B..  381, 

— vor  den  Konsulatsgerichten  440. 

Schaffa  = islamitisches  Retraktrecht. 

Schenkung  352 1 

Scheriat  = religiöse  Gesetze  349. 

Schiedseid  3521. 

Schiedsgericht,  obligatorisches  — 407, 
freiwilliges  — 410. 

Schiedsrichterliches  Verfahren  409  f. 

Schiedsspruch,  Vollstreckung  von  — 
411. 

Schiedsvertrag  3521. 

Schiffahrtsvertrag  vom  26.  August 
1890  mit  dem  Deutschen  Reich  s.  Deutsch- 
land. 

Schriftvergleichung  im  Urkundenbe- 
weis 383  III. 

Schuldübertragung  3521. 

Seehandel,  Gesetz  von  1864  über  den  — 
350 1 

Seestreitigkeiten.  Kammer  bei  dem 
Handelsgericht  zu  Konstantinopel  für  — 
360 1 

Serbien,  Konsularkonvention  vom  26.  Fe- 
bruar 1896  1063. 

Sicherheitsleistung  3521. 

Spanien,  Staatsvertrag  mit  — bezüg- 
lich der  Regulierung  von  Hinterlassen- 
schaften der  spanischen  Staatsangehöri- 
gen 434 !. 

Staatsanwaltschaft  s. Oberstaatsanwalt. 

Streitverkündung  364. 

Sunna  (Tradition)  349. 

Tesckekkülät  Mehäkim  Kanüni  = Ge- 
richtsorganisationsgesetz 359 3. 

Testament.  Form  des  — 431,  Publika- 
tion des  — 431. 

Testamentsexekutor  431. 

Testirfähigkeit  431. 

Tradition  349. 

Tutoren  der  Minderjährigen  als  deren 
Vertreter  vor  Gericht  363. 

Urkunden,  Beweis  durch  — 352 l,  376, 
381  f.,  Arten  der  — 381  f..  Handels- 
bücher als  382,  Schriftvergleichung 
der  — 383  111. 

Urt heile  352 l,  Vollstreckung  türkischer 

— gegen  Ausländer  352,  Fällung  — 388, 
Arten  der  — 388,  kontradiktorische  — 

388,  vorläufige  — 389,  vorbereitende  — 

389,  Beweis  — 388,  389,  Form  der  — 
389  III.,  Anfechtung  der  — s.  Rechts- 
mittel, Vollstreckung  der  - 404  f.,  Voll- 
streckung ausländischer  — 407  f.,  - der 
Konsulargerichte  442  f.,  1063,  — Voll- 
streckung derselben  449. 

Verfahren,  mündliches  — vor  den  Civil- 
gerichten  356  § 2,  — erster  Instanz 
373  f.,  in  Rechnungssachen  387  § 26, 
des  Arrestes  402,  schiedsrichterliches  — 
409  f. , — vor  den  Konsulargerichten 
438  f. 


Verfügung,  einstweilige  — 389. 

Verhandlung,  Vorbereitung  der  münd- 
lichen - 373  § 17,  die  mündliche  — 
373  .§  18,  374. 

Vermuthungen  als  Beweismittel  385 
§ 22,  352  *. 

Versäumnissurtheil  388 II.,  390,  — 
der  Konsulargerichte  443. 

Versäumnissverfahren  3874,  390  f. 

Vertheidiguiigsmittel  3521. 

Verträge  der  Türkei  mit  fremden  Mäch- 
ten s.  bei  den  verschiedenen  Staaten. 

Vertragsrecht,  Kommission  zur  Ab- 
fassung eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs 
über  das  — 351,  351 

Vollmacht,  authentische  — der  Prozess- 
bevollmächtigten 364,  Erfordernisse  der 
I — 365,  — im  Konkurse  366,  Beglaubi- 
gung der  im  Auslande  errichteten  — 
364,  365,  F ormulare  938  f. 

Vollstreckung  türkischer  Urtheile  gegen 
Ausländer  352,  — der  Urtheile  404  f., 
desgl.  der  Konsulatsgerichte  449,  vor- 
läufige — der  Urtheile  391 4,  394,  desgl. 
der  Konsulatsgerichte  442,  — ausländi- 
scher 407,  - von  Schiedssprüchen  411, 
vgl.  auch  Zwangsvollstreckung. 

Vorbereitende  Urtheile  388,  389. 

Vorläufige  Urtheile  388,  389. 

Vorläufige  Vollstreckbarkeit  der  Ur- 
theile 391 4.  394  V.  desgl.  der  Konsulats- 
gerichte 442. 

Vorzugsrecht  im  Arrest  403. 

Wakf  Liegenschaften. 

Wechselrecht  3501. 

Widerklage.  Erhebung  der  — 373  III. 

Widerrechtliche  Besitzergreifung  352  *. 

Wiederaufnahme  des  Verfahrens,  Zu- 
lässigkeit der  — 395,  Frist  zur  Ein- 
legung der  — 395,  Form  derselben  396, 
Wirkung  derselben  396,  Verfahren  396, 
Zuständigkeit  des  Kassationshof  für  die 
— 358,  361,  Gesetz  vom  19.  November 
1893  über  die  Zuständigkeit  für  die  — 
3991. 

Wohnsitz,  Gericht  des  — 361. 

Zeugen  beweis  352  *,  — in  Handels- 
sachen und  anderen  Civilstreitigkeiten 
375,  — vor  den  Konsulargerichten  441. 

Zeugen,  Ladung  der  — 377  VI,  Verhör 
der  — 377  VII,  freiwillige  - 377  VI, 

geheimes  und  öffentliches  Ermittelungs- 
verfahren über  die  Ehrbarkeit  der  — 
378,  Anzahl,  persönliche  Eigenschaften, 
Religion  der  — 379  IX— XI,  380.  Wider- 
ruf der  Aussage  der  --  380X111,  Ein- 
wendungen gegen  die  — 380  XII,  Er- 
suchen fremder  Gerichte  um  Zeugen- 
vernehmung 377 4. 

Zeugeneid  378  VIII. 

Zeugenverhör  377  VII. 

Zirkularerlass  über  die  Vollstreckung 
türkischer  Urtheile  gegen  Ausländer  352. 
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Türkei.  — Ungarn. 


Zuständigkeit  der  Gerichte  358  f.,  sach- 
liche — in  erster  Instanz  358  f.,  desgl. 
der  Handelsgerichte  und  Oberlandesge- 
richte 360,  des  Kassationshofs  361, 
örtliche  — 361,  — der  Kammer  für 
Seesachen  bei  dem  Handelsgericht  zu 
Konstantinopel  360  *,  — in  Immobiliar- 
klagen 362,  — bei  Erbschaftsregulie- 
rungen 418. 

Zwangsvollstreckung,  Vollmacht  der 
Prozessbevollmächtigten  zur  — 365  a.E., 
Hemmung  der  — durch  Einspruch  391, 


desgl.  durch  Berufung  394.  durch  Kas- 
sationsrekurs 398,  Allgemeines  über  — 
404,  Arten  der  — 404  f.,  — ins  beweg- 
liche und  unbewegliche  Vermögen  405, 
vgl.  auch  Vollstreckung. 

Ungarn. 

K au  ti  onsf  reih  ei  tder  Ausländer  in  W^ch- 
selsachen  1053;  in  Ungarn  protckollirter 
ausländischer  Firmen  1053. 

Ka  ution sp flieh  t österreichischer  Staats- 
bürger 1053. 


Gedruckt  bei  Julius  Sittenfeld  in  Berlin  W. 


